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BUNDESSTAATEN 


JOIIAYY  LIDWI«  KIUBER 


V  i  t  a  m   i  ni  p  e.n  tl  e  r  e    v  e  r  o. 


Vierte,  mit  des  Verfassers  hinterlassenen  Bemerkungen  und  Zusätzen  vielfältig  verbesserte, 
und  bis  zur  Gegenwart  vervollständigte  Auflage. 

Wlit  des  Verfassers  Biographie  und  Bildniss. 


FRANKFURT  a.  M., 

IX  DER  ANDREÄISCHEN  BUCHHANDLUNG. 

1  8  41  O* 


Druck    von    Benjamin  Krebs. 


Nekrolog  des  Verfassers , 


statt  einer  Vorrede  zu  der  vierten  Ausgabe. 


Johann  Ludwig  Kl  über  ward  geboren  am  1  o.  No- 
vember 1762,  also  drei  Monate  vor  Abschlufs  des  Hubertsburger 
Friedens,  in  dem  altergrauen  protestantischen  Städtchen  Tann 
an  der  Ulster,  im  Winkel  zwischen  Thüringens  und  Fulda's 
Grenzen.  Seine  Wiege  stand  auf  einem  Rechtsboden,  dessen 
politische  Seltsamkeit  sogar  in  dem  heiligen  römischen  Reich 
unübertrefflich  war;  denn  Tann  gehörte  zum  Canton  Rhön- 
Werra  des  fränkischen  Kreises  der  unmittelbaren  Reichsritter- 
schaft, als  eine  Ganerbschaft  und  als  ein  Butenlehn,  welches 
vom  Krummstabe  des  reichsfürstlichen  Abtes  zu  Fulda  abhieng. 
Allein  es  umringten  diese  Wiege  drei  Männer,  deren  practische 
Rechtskunde  vollkommen  fähig  war,  späterhin  den  neugebornen 
MediatUnterthan  Kaiser  Franz  des  Ersten  im  Labyrinth  des 
heimatblichen  Territorial  Verhältnisses  zu  orientiren;  der 
eigene  Vater,  Johannes  Kl  über,  welcher  zu  jener 
Zeit  CantonsArchivarius  war;  der  mütterliche  Grofsvater  und 
Taufpathc,  Johann  Ludwig  Ca  Imberg,  Justizbeamter  zu 
Gersfeld,  und  der  Bruder  der  Mutter,  der  als  Amtsge hülfe 
diesem  Grofsvater  zur  Seite  stand. 

"Seine  wissenschaftliche  Anfangsbildung  erhielt  der  erst- 
"geborne  Sohn  frommer  evangelischer  Ellern  zu  Gersfeld  am 
"Rhöngebirge,  bei  seinem  Grofsvater  (1768 — 1769),  dann  zu 
"Schlitz,  unweit  Fulda,  wo  er  theils  Privatlehrer  hatte,  theils 
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"dir  Stadtschule  besuchte,  und  wo  er  ausserdem  von ''seinem 
^väterlichen  Freunde,  dem  Legationsrath  Schwentzel,  »einem 
»gelehrten  und  einsichtsvollen  Rechtsgelehrten,  die  erste  Weihe 
"für  den  Umgang,  so  wie  für  die  juristische  und  politische 
"Laufbahn,  empfing  Ü7(><) — l77^)«  Die  trockne  Schulmethode 
"damaliger  Zeit  war  für  sein  munteres  Temperament  und 
r/seinen  nach  Sachen  mit  Ungeduld  strebenden  Geist  nicht 
r/ganz  geeignet*  Mit  Wohlbehagen  vergafs  er  die  zwangsweise 
"  gelernten  Regeln  und  Vocabeln  eben  so  schnell  als  er  sie  ge- 
"fafsl  halte")." 

Dreizehn  Jahre  alt  kehrte  er  zurück  an  den  väterlichen 
Heerd,  wo  er  nun  2  l/2  Jahre  lang  (1775  — 1778)  an  dem 
TheologieCandidaten  Vey  einen  // geschickten  Hauslehrer  he- 
rz safs,  und  durch  unausgesetzte  Uebung  vertraute  Bekanntschaft 
"  mit  den  alten  Classikern  erlangte,  für  deren  Geist  und  Schön- 
"  heiten  er  empfänglich  war.  Nebenher  diente  er  seinem  Vater 
"vielfältig  in  juristischen  Geschäften  als  Actuar".  Im  Herbste 
von  1778  bezog  er  das,  vom  Könige  Gustav  Adolph  gestiftete, 
Gymnasium  der  damaligen  Reichsstadt  Schweinfurt  für  1  V2  Jahre, 
zur  Vorbereitung  auf  die  Universität* 

//Hier  war  es  zugleich,  wo  ein  heller,  ausgebildeter  Kopf, 
/'Hofrath  J.  H.  Pol  lieh,  in  dessen  Haus  er  wohnte,  durch 
/'täglichen  Umgang,  durch  Pflege  und  Beispiel,  als  väterlicher 
//Freund  mit  dem  besten  Erfolg  auf  ihn  wirkte.  Bei  ihm  und 
"  in  dessen  Canzlei  erhielt  sein  Hang  für  öffentliche  Geschäfte 
//noch  mehr  Nahrung  als  vorhin,  und  eine  Richtung,  der  er, 
/'neben  dem  Studium  der  Mathematik,  Vieles  verdankte". 

//Zu  Geschäften  schon  halb  gebildet,  und  als  entschiedener 
//Verehrer  der  schönen  Literatur,  bezog  er  um  Ostern  1780, 
//nicht  ganz  17!  Jahre  alt,  die  Akademie  Erlangen",  vertauschte 
sie  aber  nach  sechs  Monaten  mit  Giessen.  Auch  hier  ward 
es  ihm  schon  nach  dem  ersten  Semester  zu  eng,  und  er  trans- 
migrirte  im  Frühling  1781,  auf  fast  volle  zwei  Jahre,  nach 
Leipzig.     Auf  dieser  Hochschule  //  wählte  er  sich  den  Ober- 


*  )  Alle  in  «  — »  eingeschlossene  Worte  sind  autobiographisch. 
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// hofgerichts Assessor  und  Professor  Seger,  einen  Mann  von 
//Welt  so  wie  von  bewunderungswürdigen  Kenntnissen  und 
//Fähigkeiten,  zum  Führer  und  Muster.  Mit  Quinctilian  über- 
// zeugt,  dafs  der  künftige  Reclitsgelelirte  und  Staatsmann  ewig 
//ein  Stümper  bleiben  wird,  wenn  er  die  Alten  nicht  gelesen 
//hat,  bediente  er  sich  im  Fache  der  schönen  Literatur  vor- 
// züglich  des  Unterrichts  der  Professoren  Reitz  und  Clodius, 
//und  auch  die  Liebe  des  Letzteren  ward  ihm." 

//Als  die  akademische  Laufbahn  sich  dem  Ende  näherte, 
// fafste  er  den  Entschlufs,  sie  unverzüglich  mit  der  politischen 
//zu  vertauschen,  und  zu  dem  Ende  nach  Petersburg"  (in 
den  Dienst  von  Catharina  11.)  //sich  zu  begeben.  Weder 
//  Hoffnungen  und  Anträge  zu  Aemtern  im  Vaterlande ,  noch 
//Abmahnungen  seiner  Verwandten,  vermochten  ihn  von  dieser 
//  Lieblingsidee  abzubringen ,  und  längere  Zeit  hindurch  be- 
//schäftigte  er  sich  eifrigst  mit  den  Vorbereitungen  zu  ihrer 
//Ausführung.  Aber  mit  einem  Mal  erwachte  in  ihm  die 
//Neigung  zum  akademischen  Leben,  und  siegte  über  die  nach 
//Norden.  Er  lehnte  zweierlei  Dienstanträ^e  von  Reichsfürsten 
//(den  Einen  vom  Archivaramt,  den  Andern  vom  Posten  eines 
// wirklichen  Regierungsrathes)  ab,  um  das  akademische  Wage- 
// stück  zu  machen",  begab  sich  (jj84)  nach  Erlangen,  schrieb 
daselbst  eine  Dissertation  //de  Arimannia"  und  erlangte  durch 
deren  Vertheidigung  nicht  nur  den  juristischen  Doctorhut  (am 
i3.'  April  ij85 ),  sondern  auch  die  PrivatdoccntenVollmacliL 

Noch  ein  volles  Lustrum  vor  Ausbruch  der  französischen 
Revolution,  in  demselben  Jahre  wo  Friedrich  der  Grofse 
den  Fürstenbund  gegen  Joseph  IL  abschlofs,  wo  Johann  Jacob 
v.  Moser  in  die  Gruft  sank  und  Pütt  er  schon  seinen  60. 
Geburtstag  zurücklegte,  betrat  mithin  der  dritte  und  berühmteste 
Hauptlehrer  des  tcutschen  Staatsrechts  die  Bühne,  um  sie  nicht 
früher  zu  verlassen,  als  nach  einem  halben  Jahrhundert  und 
nach  zweien  Total metamorphosen  des  politischen  Himmels  seiner 
Nation.  Gleich  jene  erste  Abhandlung  (über  die  Ileermannschaften 
der  Langobarden)  deutete  klar  auf  das  eine  Hauptresultat  seines 
bisherigen  Forschens:  eine  tiefe  Vertrautheit  mit  des  ganzen 
Mittelalters  Rechtsverfassung,    Sitten   und   Geschichte,  diesem 
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unentbehrlichen  Schlüssel  aller  publicistischen  Räthsel  der  Ge- 
genwart Eine  Reihe  von  weiteren  Schriften  aus  demselben 
Anfangsstadium  (1785 — 1791 ):  seine  Geschichte  der  Gerichts- 
lehen ,  seine  Programme  über  die  RitterlebnsHerrschaft  des 
niedern  Adels  und  über  das  Schandgemälde,  seine  Dissertation 
über  den  Briefadel,  und  seine  reichhaltige  *)  Bearbeitung  von 
Sainte-Palaye's  Ritterwesen  des  Mittelalters  waren  hievon  neue 
Belege,  und  zeigten  zugleich,  dafs  gerade  das  Schwierigste  für 
ihren  Autor  das  Reizvollste  scy. 

Nebenher  offenbarten  dem  Lcserpublicum  zwei  voluminöse 
Werke  andern  Schlages,  nämlich  die  //  Kleine  juristische 
Bibliothek"  (1785 —  1793)  und  die  "Neue  Literatur  des 
teutschen  Staatsrechts"  (1791),  theils  eine  Hauptmaxime  seines 
Riesenfleisses :  "Nofse  bonos  libros  est  magna  pars  eruditionis", 
theils  die  Allseitigkeit* seiner  Rechtskunde.  Seine  Zuhörer 
freilich  und  auch  die  Mitglieder  des  Spruchcollegiums  (Glück, 
Geiger,  A.  L*  Schott  etc.)  wufsten  um  diese  Allseitigkeit 
ohnehin:  denn  jenen  Ersten  hielt  er  nicht  nur  Vorträge  über 
Staatsrecht  nnd  Lehnrecht,  sondern  auch  eine  Uebungsschule 
für  jederlei  Richter-  und  Advocaturgeschäfte  **) ;  und  bei  diesem 
Letzten  war  er  schon  nach  seinen  ersten  DocentenMonaten 
Assessor.  Sehr  begreiflich  daher,  dafs  ihn  sein  Fürst  —  Carl 
Alexander  (Markgraf  von  Ansbach  und  Baireuth)  —  schon  1786 
zum  aufserordentlichen ,  und  gleich  im  folgenden  Jahre  1787 
zum  ordentlichen  Professor  ernannte,  wie  auch  1790  bei  der 
Kaiserwahl  Leopold 's  II.  in  Frankfurt  als  persönlichen  Re- 
ferenten benutzte  ***)?  nachdem  kurz  zuvor  Pütter  ihn  der 
Krone  Hannover  zu  seinem  Amtsnachfolger  vorgeschlagen  hatte. 


*)  Carl  Julius  Weber,  der  genialste  und  kenntnifsreiehste  von  Klüber's  allei'- 
frühsten  Schülern,  sagt:  es  habe  derselbe  «durch  seine  Anmerkungen  das 
«französische  Werk  zum  halbdeutschen  gemacht.»  «Das  Ritterwesen  etc.» 
Stuttgart  1828.  Band  II,  S.  5o5. 

*)  So  genannte  collegia  practica  (wofür  er  auch  1791  einen  FolioBand  von 
Acten  drucken  liefs). 

***)  Drei  Monate  hindurch.  —  Zugleich  diente  er  ebendaselbst  der  kur- 
braunschweigischen  Wahlbotschaft,  bei  den  Verhandlungen  über  die  Wahl- 
capitulalion. 
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Der  Charakter  seiner  Kathed erVorträge  war  Pragmatismus  und 
Klarheit*),  im  vertraulichen  Unterhaltungstone*  Nur  anmuthig 
unterrichten  wollte  er,  nicht  auch  imponiren  und  glänzen;  mehr  nach 
der  Liebe  seiner  Zuhörer  trachtend,  als  nach  ihrer  Bewunderung. 

In  eben  dieser  arbeitsüberlasteten  Periode  suchte  er  sich 
eine  Lebensgefährtin,  und  fand  sie,  im  Herbst  1789,  an  einer 
ebenso  anmuthigen  als  tugendhaften  jungen  Ostindierin:  Josephine 
Christiane  Zeizer  aus  Tutoecoryn,  einer  perlenreichen  Colonie 
der  Holländer  in  der  (jetzt  britischen)  Präsidentschaft  Madras. 
Sie  beschenkte  ihn  mit  5  Kindern,  wovon  aber  nur  ein  Einziges, 
der  Sohn  Friedrich  Adolph,  die  Mutter  überlebte,  als  diese 
in  der  Jugendblüthe  —  nicht  volle  23  Jahre  alt  —  verwelkte, 
am  19.  December  1796* 

Kaum  hatte  Klübers  trauerumhüllter  Ehestand  begonnen, 
als  im  Jahr  1790  die  glücklichste  und  entscheidende  Katastrophe 
für  sein  öffentliches  Leben  eintrat:  nämlich  Carl  August  v. 
Hardenberges  Auftritt  als  Minister  im  brandenburgischen 
Frankenland,  und  der  Abschlufs  eines  32jährigen  energischen 
Freundschaftsbundes  zwischen  beiden  gleich  hellsichtigen  Män- 
nern. Gleichzeitig  mit  diesem  Freund  und  Schirmer  trat  er, 
nachdem  Carl  Alexander,  Friedrich^  des  Grofsen  Neffe, 
jenes  Land  an  seinen  Lehnserben  und  Vetter  am  2.  December 
1791  abgetreten  hatte,  in  den  Dienst  Friedrich  Wilhelms  II. 
von  Preussen.  Von  Stund  an  wurden  ihm  manch  faltige 
Staatsgeschäfte  übertragen;  ward  er  vertraut  mit  den  Geheim- 
nissen von  Europens  Diplomatie  **) ;  bewegte  er  sich  in  den 
Kreisen  der  höchsten  Stände  ***),  und  lehnte  er  beharrlich  eine 


*)  Siehe  C.  J.  Webers  Papstthum.   Stuttgart  i834,  Ed-  t  S.  XI. 

*)  Hardenberg  war  es  bekanntlich,  welcher  für  Preufsen  den  ScparatFriedcn  mit 
der  neuen  Republik  Frankreich,  Anno  1795,  zu  Basel  abschlofs,  nachdem  er 
schon  früher,  als  Cabinetsminister,  in  Frankfurt  a.  M.  zu  dem  Feldzuge  in  der 
Champagne  mitgewirkt  hatte. 

'**)  Namentlich  auch  jener  reichsständischen  Familien,  welche  fliehend  vor  Moreau's 
Heer  im  Sommer  1796  hinter  die  Demarcations Linie  nach  Ansbach  gekommen 
waren,  und  hier,  wenige  Meilen  entfernt  von  Erlangen,  bis  zum  Herbst  1797 
(d.h.  dem  Frieden  von  Campo-Formio)  residirten:  vorzüglich  der  markgräflich- 
badischen  von  Carl  Friedrich. 
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Reihe  von  Anträgen  des  Auslandes,  iheils  zu  Professuren,  theils 
/u  practischen  Staatsämtern,  ab;  aber  freilich  ebenso  auch,  aus 
Kathederliebe,  den  ihm  angebotenen  Eintritt  in  das  Landes- 
ministerium zu  Ansbach« 

Dennoch  fand  seine  rastlose  Emsigkeit  die  Mufse,  in  dieser 
selben  Periode,  bis  zu  Ende  von  1797,  ausser  einigen  kleineren 
theoretischen  Schriften,  nicht  nur  ein  Compendium  des 
reichsritterschaftlichen  Staatsrechtes  (179J)  zu  verfassen,  sondern 
auch  ein  erschöpfendes  Handbuch  darüber  (1794),  in  3  Bänden, 
die  aber  leider  Manuscript  geblieben  sind.  Yit  E.  L.  Posselt 
schon  seil  178O  nahe  befreundet,  und  gewesener  Mitarbeiter 
an  dessen  " Wissenschaftlichem  Magazine",  nahm  er  doch  an 
dessen  philogallischen  Annale  11  eben  so  wenig  Theil  als 
Schiller;  spielte  dagegen  aber  auch  nie  eines  Genz  oder 
Rehberg  Gallophobistenrolle.  Nicht  minder  neutral  blieb  er 
in  den  metaphysischen  und  naturrechtlichen  Controversen  jener 
geistesregen  Enthusiastenzeit.  Auch  durch  seine  Unter- 
lassungen gibt  ein  Charakter  sich  kund! 

Nach  der  Thronbesteigung  von  Friedrich  Wilhelm  III. 
(im  November  1797)  wurde  Hardenberg  als  Cabinetsminister 
nach  Berlin  berufen  und  mufste  also  Franken  verlassen.  Vorher 
schon  hatte  Klüber  die  Bestimmung  erhalten,  denselben  nach 
dem  Friede nscongress  in  Rastatt  zu  begleiten,  und  sodann,  in 
Preussens  Hauptstadt,  den  (im  October  1799)  verschiedenen 
Geheimerath  von  Steck  zu  ersetzen.  Weil  aber,  statt  Har- 
denbergs,  der  Minister  von  Görz  nach  Rastatt  gesandt  ward, 
kam  jene  Bestimmung  nicht  zur  Ausführung,  und  Klüber  blieb, 
seiner  vorherrschenden  Neigung  gemäfs,  auf  seinem  Lehr- 
stuhle. Noch  ein  volles  Septennium  verharrte  er  von  da  an 
im  Dienste  seines  jungen  Königs,  als  umsichtiger  Docent  eines 
Staatsrechtes,  woran  mittlerweile,  nach  dem  wechselvollen  Kriege 
der  zweiten  Coalition,  zu  Lüneville  (1801)  und  zu  Regensburg 
(i8o3)  dilatorisch  reform irt  ward ;  während  dessen  Zertrümmerer 
Bonaparte  in  raschem  Stufenanlaufe  die  Dictatur  in  der  sieg- 
reichen Nachbarrepublik  usurpirte*  Als  Schriftsteller  fuhr  er 
fort,  strenge  Neutralität  zu  beobachten,  gleich  seinem  fried- 
liebenden Monarchen:   denn  das  einzige  erhebliche  Werk  pu- 
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blicistischer  Art,  welches  er  vor  dem  ReichsdeputationsHaupt- 
schlusse  von  i8o3  damals  erscheinen  liefs:  die  "Einleitung 
zu  einem  neuen  Lehrbegriffe  des  teutschen  Staatsrechts", 
enthält  nur  streng  positive  Dogmatik,  und  auch  unmittelbar 
nach  Erscheinung  jener  "Voracte  des  rheinischen  Bundes" 
beschränkte  er  sich  darauf,  deren  §.  3i  historisch  zu  eommen- 
tiren  *),  und  zu  deduciren,  dafs  der  Erwerbtitel  der  durch 
die  Habe  von  secularisirten  Kirchenstiftern  entschädigt  wordenen 
teutschen  Fürsten  sich  allerdings  auch  auf  die  in  fremdem 
Gebiete  gelegenen  mittelbaren  Pertinenzen  jener  Habe 
erstrecke  **). 

"Im  Herbst  i8o4  folgte  er  einem  Rufe  des  ruhmgekrönten 
"  Kurfürsten  Carl  Friedrich  von  Baden ,  als  Geheimer 
"Referendar,  später  Staats-  und  Cabinetsrath ,  bei  dessen 
"Person,  und  als  Lehrer  des  achtzehnjährigen  Kurprinzen 
"Carl,  in  den  Staatswissenschaften Nachdem  er  im  folgen- 
den Jahre  seines  Aufenthaltes  zu  Carlsruhe  mehrere  diplomatische 
Aufträge  an  den  Höfen  von  Darmstadt,  München  und  Biebrich 
vollzogen  hatte,  begleitete  er  den  Kurprinzen,  welcher  damals 
in  Folge  des  Prefsburger  Friedensschlusses  den  Titel  eines  Erb- 
grofsherzogs  annahm,  im  April  1806  zu  dessen  Vermählung 
mit  Kaiser  Napoleons  Adoptivtochter  Stephanie,  an  den 
Hof  der  Tuilerien.  Ausser  einigen  anonymen  Abhandlungen, 
die  er  während  dieser  Umsturzkatastrophe  des  teutschen  Reiches 
publicirte  *** ) ,  hat  er  damals  auch,  mit  offenem  Visir  und 
glücklichem  Erfolge ,  vor  den  Gefahren  einer  Papiergeld- 
Emission  gewarnt,  womit  einige  Staaten  Südteutschlands, 
zufolge  eines  kurzsichtigen  PlusmachereiProjectes  ,  bedroht 
schienen  ****). 


*)  «Ueber   Einführung,    Rang,    Erzämter,    Titel  etc.    der    neuen  Kurfürsten. 
Erlangen  )8o3.  8.» 

**)  «Das  Occupationsrecht  des  landesherrlichen  Fiscus  etc.  rechtlich  geprüft.  i8oj.» 

***)  Hauptsächlich :  1.  Leber  das  europäische  Staats -Militärsystem  (in  den  europäi- 
schen Annalen.  i8o5.  Heft  j.);  2.  Essai  sur  l'ordre  de  Malte  011  de  St. -Jean. 
Basle  1806. 

In  den  europäischen  Annalen.  iSoj.  lieft  III. 
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Ohne  seinem  practischen  Staatsamte  zu  entsagen,  erbat 
und  erhielt  er  1807  die  Function  eines  ersten  Professors  der 
Rechte  an  der  durch  Badens  Nestor  rcslaurirten,  neuaufblühenden 
Kuperto-Carolina,  und  verlegte  seinen  Wohnsitz  nach  Heidelberg, 
wo  er  mm  während  eines  vollen  Decenniums,  an  der  Seite  von 
Tili  haut,  Heise,  Zachariä,  Martin  u*  A*,  und  beim 
Genufse  der  Freundschaft  von  J*  H*  Vofs,  C.  F*  Schwan, 
und  C.  G.  v.  Arndt*),  jene  nämlichen  Lehrcurse,  welche  in 
Erlangen  seinen  Docentcnruhm  begründet  hatten,  vermehrt  durch 
VölkerrechtsVorträge,  wiederholte,  mit  einem  kühnen  Freimuth 
in  der  Kritik  von  des  corsischen  Zwingherrn  lichtscheuem 
Machiavellismus*  Zugleich  erweiterte  er  die  Literatur  durch 
das  erste  (und  einzig  gebliebene)  Compendium  des  Rheinbund- 
Staatsrechtes  (1808),  durch  seinen  f  LehrbegrifF  der  Referir- 
kunst"  (  1808),  durch  das  reichhaltigste  Lehrbuch  der  Kryp- 
tographik  (1809),  und  durch  eine  auf  Geschichte,  Staatskunde 
und  Nationalökonomie  gegründete  Idealistik  des  teutschen  Post- 
wesens **) ;  während  er  nebenbei  die  Topographie  mit  einer 
eben  so  anmuthigen  als  lehrreichen  tt  Beschreibung  von  Baden 
bei  Rastatt"  (1810)  bereicherte,  besonders  aber,  als  Lieblings- 
beschäftigung, von  dem  Jahr  1808  an  die  Curatel  der  Stern- 
warte zu  Mannheim  führte,  eine  sehr  interessante  " Beschreibung'/ 
dieser  Anstalt  (1811)  im  Druck  herausgab,  und  aus  solcher 
Veranlassung  ,  in  ein  ihm  anscheinend  so  fern  liegendes  Fach 
der  Gelehrsamkeit  sich  kräftig  einarbeitend,  mit  den  ausge- 
zeichnetesten Corypheen  desselben,  insbesondere  mit  Reichen- 
bach, vielfachen  wissenschaftlichen  Verkehr  und  enge  Freund- 
schaft anknüpfte  und  pflegte. 

Dieses  zweite  Stadium  seiner  Docentenlaufbahn  ward  im 
Herbst  1814  durch  eine  Episode  unterbrochen,  welcher  es  vor- 
behalten war,  Klüber's  ConsulentenWirksamkeit  über  die  Grenzen 
Teutschlands  hinaus  zu  erweitern,  und  seine  publicistische 
Autorenfeder  zum  Rang  einer  universell- europäischen  zu  er- 


*)  C.  G.  v.  Arsdt,  über  den  Ursprung  und  die  Verwandtschaft  der  europäischen 
Sprachen,  herausgegeben  von  J.  L.  Klüber,  Frankfurt  a.  M.  1818. 

**)  «Das  Postwesen  in  Teutschland,  wie  es  war,  ist  und  seyn  könnte.  Erlangen  1811.» 
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heben :  nämlich  durch  seinen  Aufenthalt  bei  dem  Wiener  Con- 
grefs.  Eingeladen  von  dem  Staatskanzler  von  Hardenberg, 
und  mehreren  Rathbedürftigen  aus  dem  hohen  und  niedern 
Adel,  bezog  er  diesen  Areopag  zwar  nur  als  Privatmann,  mit 
Urlaub  seines  Souverain's,  des  Grofsherzogs  Carl,  diente  aber 
auch  ihm  daselbst  manchfaltig  für  Geschäfte  und  Umgang. 
//Schon  vor  dem  Congrefs  war  er  von  russischer  Seite  veran- 
//lafst  worden,  dem  Kaiser  Alexander  eine  historisch-politische 
//  Darstellung  der  Lage  Teutschlands  und  seine  Ideen  über  eine 
>»  neue  Gestaltung  dieses  Staatensystems  vorzulegen*  Der  Kaiser 
//benutzte  dieselbe  in  Wien  und  richtete  mehrmal  Fragen  an  den 
//Verfasser;  beauftragte  denselben  auch,  gemeinschaftlich  mit 
//Preussen,  zum  Entwurf  eines  Manifestes,  dessen  Erscheinung 
//durch  eine  in  der  Politik  glücklicherweise  eingetretene  Wendung 
//zwecklos  ward  und  darum  unterblieb"*  Von  der  bestaunungs- 
werthen  Gröfse  und  Manchfaltigkeit  seiner  übrigen  Consulenten- 
Praxis  und  FreundschaftsAllianz  (Avorin  hauptsächlich  auch 
Laharpe's  Name  glänzt)  zeugt  die  Thatsache,  dafs  er,  auf 
ausnahmslos  redlichen  Privatwegen  und  zu  seinem  Privatgebrauch, 
eine  Sammlung  von  CongrefsActenstücken  zu  vereinigen  ver- 
mochte, deren  Reichhaltigkeit  nur  allein  vom  Archive  des 
Wiener  Hofs  übertroffen,  von  dem  keines  andern  aber 
erreicht  ward.  Erwägend  die  gespannte  Wifsbegierde  der 
Zeitgenossen,  die  Wichtigkeit  dieser  Sammlung  für  die  Welt- 
geschichte, und  seine  Ungefesseltheit  durch  irgend  ein  Geheim- 
haltungsversprechen, entschlofs  er  sich,  dieselbe  durch  den 
Druck  zu  publiciren,  in  möglichst  systematischer  Zusammen- 
stellung und  verbunden  mit  erläuternden  Einleitungen,  Rand- 
glossen und  kritischen  Abhandlungen.  So  erschienen  schon  zu 
Anfang  des  Jahres  181 5  die  drei  ersten  Hefte  der  //Acten  des 
Wiener  Congresses eines  Urkundencodex,  welcher  von  vielen 
Cabineten  Europens  statt  ihrer  eigenen  Originalmanuscripte  be- 
nutzt wird,  aber,  nach  den  vielseitigsten  Redactionsbemühungen, 
erst  i835  mit  dem  neunten  Bande  geschlossen  werden  konnte. 

Nach  dem  Schlufs  des  Congresses  im  Sommer  181 5  nach 
Heidelberg  zurückgekehrt  ,  beeilte  er  sich ,  durch  dreierlei 
Schriften  einem  dringenden  Bedürfnifs  und  zugleich  der  ver- 


V  ö  r  r  e  d  e. 


trauensvollen  Erwartung  des  Publicums  zu  entsprechen:  nämlich 
i]  durc  h  eine  kritische  Ausgabe  der  //  Schlufsacte  des  Wiener 
Congresses  und  der  Bundesacte"  *),  2)  durch  eine  historisch- 
kritische  "  Uebersicht  der  diplomatischen  Verhandlungen  des 
"Wiener  Congresses  überhaupt,  und  insonderheit  über  wichtige 
Angelegenheiten  des  teutschen  Bundes**)",  und  3)  durch  die 
erste  Ausgabe  seines  vorliegenden  Lehrbuches  über  das  "Öffent- 
?t liehe  Recht  des  Teutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten": 
dieses  bahnbrechenden  Werkes,  worin  der  eingeweihteste  Sach- 
kenner, unter  verschwenderischer  Mittheilung  einer  Fluth  von 
neuen  Notizen  für  den  Staatsmann  und  den  Theoretiker,  nicht 
nur  ein  Chaos  zu  einem  Dogmengebäude  construirt,  sondern 
auch  als  freisinniger  Rechtsphilosoph  dieses  Gebäudes  Tugenden 
bezeichnet,  dessen  Lücken  und  Gebrechen  aber  den  Macht- 
habern  des  Vaterlandes  zur  Abhülfe  empfohlen  hat* 

Unterbrochen  wurden  jedoch  diese  schwierigen  Arbeiten 
im  Frühling  1816  durch  die  Theil nähme  an  einer  diplomatischen 
Mission  an  die  Höfe  von  Berlin  und  Petersburg,  womit  Klüber 
von  dem  Grofsherzog  Carl  von  Baden  beauftragt  ward,  und 
Avelcbe  nicht  nur  zum  erwünschten  Ziel  führte,  sondern  ihn 
beinahe  für  immer  an  das  NewaUfer  entführt  hätte*  Kaiser 
Alexander  wiederholte  ihm  nämlich,  unter  huldvollen  und 
freigebigen  Aeusserungen,  eine  Einladung,  die  er  schon  auf  dem 
Congrefs  ausgesprochen  gehabt,  als  unmittelbarer  Jurisconsulte 
de  PEmpereur,  ausserhalb  aller  Staatsbehörden,  und  als  Stifter 
einer  Pflanzschule  für  angehende  Diplomaten,  in  russische  Dienste 
zu  treten.  Weil  aber  gleichzeitig  Fürst  Hardenberg  eine 
dringende  Aufforderung  zur  Rückkehr  nach  Preussen  an  ihn 
ergehen  liefs,  gab  diese  mächtige  Stimme  der  Freundschaft,  die 
dankbare  Erinnerung  an  alte  Verpflichtungen  und  die  Liebe 
zum  Vaterland  den  Ausschlag  für  den  Staatsdienst  von  Friedrich 
Wilhelm  III.  //Zeit  und  Mühe  kostete  es  aber,  die  Entlassung 
"von  seinem  bisherigen  Souverain  auszuwirken,  besonders  da 


*)  Line  dritte,  sehr  vermehrte  Auflage  hiervon  erschien  unter  dem  Titel:  «Quellen- 
gammlung  zu  dem  öffentlichen  Rechte  des  teutschen  Bundes»  in  Erlangen  i83o. 

**)  In  3  Abteilungen.    Frankfurt  a.  M.  1816. 
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//ihm  derselbe,  ebenso  beharrlich  als  huldvoll,  die  Finanz- 
// ministerStelle  antrug:  ein  Amt,  welches  er  unter  den  dama- 
ligen Verhältnissen  ablehnen  zu  müssen  glaubte»  Endlich  er- 
// folgte  diese  Dimission ,  mit  Merkmalen  der  Fortdauer  des 
"gnädigsten  Wohlwollens»  Er  begab  sich  nach  Berlin  und 
//übernahm  im  Jahr  1817,  unter  dem  Titel  eines  Wirklichen 
//Geheimen  Legationsrath.es,  die  Doppelstelle  eines  Beisitzers 
//in  dem  Departement  des  Staatskanzlers  und  in  dem  Ministerium 
//  der  auswärtigen  Angelegenheiten» " 

Während  der  drei  folgenden  Jahre  führte  er  als  Immediat- 
Commissarius  die  schwierigen  Unterhandlungen  über  den  zu 
ordnenden  Rechtszustand  der  preussischen  Standesherren  in 
Weslphalen  und  am  Rhein,  zwischen  diesen  Letzteren  und  den 
sechs  königlichen  Regierungen  dieser  Provinzen,  mit  einem 
Erfolge,  wofür  ihm  allseitige  Zufriedenheit  bezeugt  ward»  Mitt- 
lerweile aber  mufste  er  1818  den  Fürsten  Staatskanzler  auf  den 
Congrefs  von  Aachen  begleiten,  wo  er  unter  anderen  um  die 
Anerkennung*  der  Integrität  von  Badens  Gebiet  sich  hohes  Ver- 
dienst erwarb ,  und  die  Freundschaft  von  Capodistrias  ge- 
wann. Dennoch  wufste  er  in  diesem  Triennium  noch  die  Mufse 
zur  Composition  und  Herausgabe  seines  zweiten  dogmatischen 
Hauptwerkes  zu  finden:  des  //Droit  des  gens  moderne  de 
FEurope*)":  eines  würdigen  Seitenstückes  zu  seinem  //  Oeffent- 
liclien  Recht  der  teutschen  Bundesstaaten von  gleicher  Klar- 
heit, Reichhaltigkeit  und  Liberalität. 

Nachdem  er  das  Jahr  1821  in  Berlin  verlebt  hatte,  erhielt 
er  den  Auftrag,  als  königlicher  Bevollmächtigter  die  Auseinander- 
setzung des  aufgelösten  Grofsherzogthums  Frankfurt  an  Ort 
und  Stelle  bewirken  zu  helfen.  //Während  dieses  schwierigen 
//Geschäftes  und  in  seiner  Abwesenheit  ward  zu  Berlin,  bald 
//nach  Hardenbergs  Tod,  von  der  im  Herbst  1822  erschie- 
//neneu  (in  Grundsätzen  unveränderten)  zweiten  Auflage  seines 


*)  Stuttgart  1819.  gr.  8.  Eine,  um  etwas  bereicherte,  Bearbeitung  desselben  in 
teutscher  Sprache  liefs  er  erst  in  den  Jahren  1821  u.  1822  folgen.  Stuttgart. 
3  Bde.  gr.  8. 
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pi  nOeffentlichen  Rechts"  Anlafs  genommen  zu  einer  langwierigen 
p/Prüfung  dieses  Werkes  und  zu  einem,  von  dem  Minister  der 
pi  auswärtigen  Angelegenheiten,  Grafen  v*  Bernstorff,  einge- 
"  leiteten  Beschlüsse  des  Staatsministeriums  wider  seine  Person, 
pi  als  Bürger  und  Staatsdiener,  zu  dessen  Anerkennung  er  sich 
pinichl  verstehen  zu  dürfen  glaubte".  Summarischen  Bericht 
über  diese  herbste  Erfahrung  seines  öffentlichen  Lebens  und 
über  deren  Resultat  —  seinen  augenblicklichen  Entschlufs  zur 
Einreichung  seines  Enllassungsgesucb.es  giebt  die  nachstehende 
Vorrede  zur  dritten  Ausgabe  jenes  Werkes.  Erst  auf  wieder- 
holte Bitte,  nach  vier  Monaten,  ward  dieses  Gesuch,  im  April 
l824,  ihm  gewährt. 

In  das  63.  Lebensjahr  vorgerückt  entzog  sich  Kluber  von 
nun  an  jedem  Staatsamt,  ungeachtet  ihm  von  mehreren  Seiten 
die  ehrenvollsten  Anträge  zugingen.  Entschlossen,  künftig  — 
frei  schaltend  über  ein  otium  cum  dignitate  —  nur  für  die 
Belehrung  seiner  Zeitgenossen,  als  Schriftsteller,  und  für 
den  Triumph  von  hervorragend  wichtigen  Rechtsansprüchen, 
als  Consulent,  zu  wirken,  verlegte  er  seinen  bleibenden 
Wohnsitz  in  die  Bundesstadt  Frankfurt,  wo  er  schon  das 
jüngste  Biennium  hindurch  transitorisch  verweilt  hatte  und  mit 
den  geistvollsten  Diplomaten  (vorzüglich  auch  dem  Grafen 
Reinhard),  so  wie  mit  den  ersten  Grofshändlern ,  Freundes- 
umgang pflog*  Hier  hielt  er,  im  Widerstreite  mit  einer 
preussischen  Verordnung,  dem  Grundsatze  der  Independenz  der 
Gerichtshöfe  von  MinisterialRescripten  eine  energische  Apologie*) ; 
schilderte  er  das  Chaos  unseres  Münzwesens,  mit  Beifügung 
eines  motivirten  MünzconventionsProjectes  **) ;  erläuterte  er, 
in  einer  Reihe  von  gründlichen  Abhandlungen,  mehrere  der 
dunkelsten  Materien  unseres  öffentlichen  Rechtes  ***) ;  und  erzählte 
er  mit  eben  so  viel  weltbürgerlichem  Enthusiasmus  als  diplo- 
matischer Umsicht,  zum  Theil  aus  eigenthümlichen  Quellen,  die 
politische  Regenerationsgeschichte  der  Hellenen****)*  In  erschöpfen- 

*)  «Die  Selbstständigkeit  des  Richtcramts  etc.    Frankfurt  a.  M-  i832.» 

**)  «Das  Münzwesen  in  Teutschland,  nach  seinem  jetzigen  Zustand  etc.?  Stuttgart  1828.« 

***)  «  Abhandlungen  und  Beobachtungen  für  Geschichtkunde,  Staats-  und  Rechts- 
wissenschaften.   Frankfurt  a.  M.  i83o  u.  34.    2  Bde.  gr.  8.» 

***♦)  «Pragmatische  Geschichte  der  nationalen  und  politischen  Wiedergeburt 
Griechenlands.    Frankfurt  a.  M.  i835.  gr.  8.» 
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den  Rechtsgutachten,  welche  der  Sachkenner  weit  im  Abdrucke 
vorgelegt  wurden,  bekämpfte  er  von  hier  aus  (1829  u.  i83o) 
die,  von  einer  Erbverbrüderung  über  Sponheim  entlehnten, 
Ansprüche  Baierns  auf  Gebietstheile  von  Baden ;  und  vertheidigte 
er  die  Forderungsrechte  aller  Inhaher  von  schlesischen  Staats- 
obligationen aus  den  Jahren  1734  bis  1737  gegen  die  Kronen 
Oestreich  und  Preussen  (i83o),  —  die  Successionsfähigkeit  der 
Kinder  zweiter  Ehe  des  *J*  Grafen  Wilhelm  von  Bentinck 
(i83o),  —  die  ThronfolgeFähigkeit  August' s  von  Este 
in  die  Lande  des  Gesammthauses  Braunschweig  (i834)  —  und 
das  Nachfolgerecht  des  Hauses  Löwenstein -Wertheim  in  die 
Stammlande  des  Hauses  Wittelsbach*). 

Im  Januar  i834  ward  er  von  der  französischen  Academie 
des  scienses  morales  et  politiques  zu  ihrem  Mitglied,  in  der 
Abtheilung  für  Gesetzgebung  und  Jurisprudenz ,  einstimmig 
erwählt:  eine  Auszeichnung,  die  ihn  um  so  freudiger  über- 
raschen mufste,  da  ihr,  ebenso  wie  den  ähnlichen,  welche  ihm 
früher  in  Teutschland  zu  Theil  geworden,  keinerlei  Bewerbungs- 
schritt vorausgegangen  war*  Die  Erkenntlichkeit  bewog  ihn, 
noch  in  demselben  Jahre  seine  neuen  Collegen  in  Paris  zu  be- 
suchen und  einigen  ihrer  Sitzungen  persönlich  beizuwohnen* 

Am  i3.  April  i835  feierte  er  in  Frankfurt  sein  5ojähriges 
Doctorjubiläum :  bei  welcher  Gelegenheit  die  Juristenfacultät  in 
Erlangen,  altehrwürdiger  Sitte  gemäfs,  glückwünschend  ihm  ein 
erneuertes  Doctordiplom  übersandte,  mit  der  Widmung:  it Juris 
publici  inter  nostrates  facile  principi;  Almae  nostrae  decori 
quondam  atque  ornamento;  Viro  summis  laudibus  venerando." 

In  einem  Greisenalter  von  74  Jahren  und  drei  Monaten, 
aber  bei  voller  Rüstigkeit  des  Geistes  und  ungeminderter  Ar- 
beitslust, verschied  er  sanft  und  ruhig,  nach  kurzem  Uebelbe- 
fmden,  am  iG*  Februar  1837,  zu  Frankfurt:  tief  betrauert  von 
allen  früheren  und  späteren  Vertrauten  seines  Umgangs,  die 
einen  eben  so  treuen  als  liebenswürdigen  und  lehrreichen  Freund 
an  dem  berühmten  Staatsmanne  verloren. 


)  Hiervon  ist  nur  die  historische  Hälfte  zur  Vollendung  gediehen  und  durch  Dr. 
Mülheös,  als  opus  posthumum,  herausgegeben  worden.    Frankfurt  a.  M.  i83j. 


\\  1 
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Bis  in  seine  letzten  Lebenslage  war  er  um  die  Feilung  und 
Vervollständigung  seiner  beiden  Lehrbücher  über  Völkerrecht 
and  deutsches  Staatsrecht  emsig  bemüht  gewesen.  Es  fand  sich 
daher  in  Seinem  reichen  literarischen  Nachlafs  ein,  durch 
OOrrectorische  und  erweiternde  Marginalien,  so  durchgängig 
perfectionirtes  Exemplar  der  dritten  Edition  des  vorliegenden 
Werkes,  dafs  dessen  blofscr  Abdruck  die  vierte  Ausgabe 
hätte  vorstellen  können,  wenn  diese  schon  zu  Ostern  i83j 
nöthig  gewesen  wäre.  So  aber,  wo  deren  Erscheinung  erst 
zwe\  Jalnc  später  erfolgen  konnte,  bedurfte  es  eines  Nachtrages 
der  neuesten  Legislation  und  Literatur.  Der  Ausarbeitung 
desselben  hat  sich  die  Pietät  von  des  Verfassers  sachkundigem 
Sohn,  in  Gemeinschaft  mit  dem  Unterzeichneten  —  einem  dank- 
baren Schüler  und  langjährigen  Interpreten  des  Vollendeten  — 
unterzogen:  dergestalt  jedoch,  dafs  des  Ersteren  Fleifs  nur  die 
kleinere  Hälfte  der  Aufgabe  dem  Letzteren,  zu  lösen,  überliefs* 

Heidelberg,  im  März  i83o,. 


Karl  Eduard  Mörstadt. 


V  o  r  r  e  d  e 

zu     der     dritten     A  11  f  1  a  g  e» 


Diese  dritte  Auflage  unterscheidet  sich  von  der  zweiten  durch  eine 
bedeutende  Menge  von  Zusätzen,  und  durch  vortheiihafte  Aenderung  in 
Format  und  Druck, 

Nicht  leicht  ist  ein  Paragraph  ohne  Aenderung  oder  Zusatz  geblieben. 
Dennoch  hat  die  typographische  Aenderung  eine  Minderung  der  Bogenzahl 
möglich  gemacht,  während  die  Beibehaltung  der  vorigen  Einrichtung  eine 
Mehrung  von  63'/4  auf  86V4  zur  Folge  gehabt  haben  würde,  laut  einer 
in  der  Buchdruckerei  angestellten  genauen  Berechnung. 

Von§.  5i  an,  haben  die  Paragraphen  neue  Ziffern  erhalten,  um  nicht, 
wie  in  der  zweiten  Aullage,  den  Ziffern  der  seit  der  ersten  neu  hinzuge- 
kommenen §§.  Notenbuchstaben  beifügen  zu  müssen.  Daher  ist  die 
Paragraphenzahl  von  486  auf  585  gewachsen.  Doch  sind  überall  auch 
die  vorigen  Zahlen,  mit  kleineren  Lettern  und  in  Klammern,  der  neuen 
Zahl  zur  Seite  gesetzt,  um  Citationen  der  zweiten  Auflage  auch  in  der 
jetizigen  ohne  Schwierigkeit  finden  zu  können. 

In  Absicht  auf  Grundsätze,  wird  man  Nichts  geändert,  auch  überall  das  Be- 
streben wieder  finden,  dem  Dienst  der  selbsterkannten  Wahrheit  Ehre  zumachen. 

Der  Vortrag  des  Bundesrechts,  in  dem  ersten  Theil,  wird  nach  den 
zwei  HauptPerioden  zu  beurtheilen,  zum  Theil  zu  entschuldigen  •  seyn, 
nach  welchen  aufmerksame  Beobachter  die  Aeusserungen  der  bundestäglichen 
Wirksamkeit,  in  Form  und  Wesen,  für  sich  schon  zu  unterscheiden  nicht 
werden  unterlassen  haben.  Selbstredend  unterscheidet  sich  dieselbe:  von 
dem  Anfang  der  Bundesversammlung  bis  zu  dem  carlsbader  Congrefs  in 
dem  Herbst  1819,  und  seitdem;  dann  hier  wieder  nach  dem  Abschnitt, 
welcher  im  Jahr  1828  beginnt.  Ueber  die  erste  HauptPeriode  hat  der 
Verfasser  sich  aufrichtig  und  öffentlich  schon  ausgesprochen,  in  der  Vor- 
rede zu  der  ersten  Auflage.  Im  Uebrigen  wird  erlaubt  seyn,  zu  erinnern 
an  Cicero's  (de  LL.  III.  9.):  «nec  reprehendere  licet,  nec  laudare  possum>>. 

Das  Staatsrecht  der  Bundesstaaten,  in  dem  zweiten  Theil,  hat  eben- 
falls manche  Bereicherung  erhalten,  wozu  einen  grossen  Theil  des  Stoffs 
der  Zeitraum  seit  Erscheinung  der  zweiten  Auflage  geliefert  hat.  In  dem 
Anhang  erscheint  Num.  IV,  das  Verzeichnifs  der  Standesherren,  grossen- 
theils  'umgearbeitet ,  und  ein  zweites  Verzeichnifs  derselben,  Num.  V, 
ist  neu  hinzugekommen. 

Kliiber's  öflentl.  Recht ,  4.  Aufl.  II 


\\  Ml 


\   o  r  v  e  (1  e. 


Dem  Bundesrechl  and  dem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten  hat  der 
Verfasser  eine  Reihe  von  Abhandlungen  zu  widmen  angefangen,  in  seinen 
et  (bhandlungen  und  Beobachtungen  für  Geschichtkunde,  Staats-  und  Rechts- 
wissenschaften » ,  wovon  der  erste  .Hand  i83o  liier  in  der  Andreäischen 
Buchhandlung  erschienen  ist,  Dem  Bundesrecht  insbesondere  dient  seine 
Q  tllensammlunß  zu  dem  öffentlichen  Recht  des  Teutschcn  Bundes». 
Dritte,  sehr  vermehrte  Auflage.    Erlangen  i83o.  gr.  8. 

Dem  Urtheil  unbefangener  und  wohlwollender  Kenner  und  Freunde 
dei  Wissenschaft,  unterwirft  der  Verfasser  das  Alte  und  Neue  mit  vollem 
Vertrauen,  Die  Andern  werden  vielleicht  auch  bei  dieser  Auflage  nicht 
ermangeln,  Manches  zu  bezeichnen  und,  treugehorsamst  wenigstens  scheinen 
wollend,  zu  berichten.  Aber  was  Caligula  (Suetonius,  34.)  wollte  und 
nicht  vermochte,  wird  auch  Ihnen  nicht  gelingen.  Ehrensäulen  setzten  die 
wahren  Freunde  des  allgemeinen  Wohls  und  der  Wissenschaft  von  jeher 
nur  Denen,  die  es  verdienten. 

L  nler  den  Zusätzen  linden  sich  manche,  zum  Theil  erhebliche,  welche  die 
U  issenschaft  der  durch  die  zweite  Aullage  zunächst  veranlafsten  glücklichen 
L  uabhängigkeit  des  Verfassers  zu  danken  hat.  Diese  Veranlassung  würde  hier 
unerwähnt  bleiben,  diente  sie  nicht  zur  Geschichte  der  Wissenschaft  des  öffent- 
lichen Rechts,  unserer  Zeit,  dieses  Buchs  und  seines  Verfassers.  Ihnen  allen, 
und  einer  hohen  Staatsregierung,  gebührt  eine  öffentliche  Darstellung  und 
Rechtfertigung;  schon  seit  sechs  Jahren  liegt  sie  druckfertig. 

Kaum  erschienen,  ward  die  zweite  Auflage  ein  Gegenstand  eifriger 
politischer  Verketzerung  des  Buchs  und  seines  Verfassers.  Diplomatische  und 
andere  Berichte  und  Denunciationen,  zum  Theil  von  knechtischen  Wohl- 
dienern, manche  von  ihnen  sonst  dem  Verfasser  zu  Dank  verpflichtet, 
wurden  ingeheim  wider  beide  gerichtet. 

Offene  und  directe  Angriffe  erfolgten,  zuerst  von  dem  nassauischen 
Minister,  Freiherrn  von  Marschall,  der,  wiewohl  ohne  unmittelbaren 
Erfolg,  mit  einer  förmlichen  Denunciation  am  berliner  Hof  endigte;  dann 
ron  Berlin  aus,  unter  der  Firma  des  Ministers  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, Grafen  von  Bernstorff,  mit  planmäsiger  Verfolgung  des  Verfassers. 
Allen  Rechtslehrern  auf  preussischen  Universitäten  ward  untersagt,  das 
Buch  bei  Vorlesungen  zum  Grund  zu  legen.  Aus  demselben  schriftliche 
Auszüge  für  den  Lehrhegriff  zu  machen,  und  Stellen  den  Zuhörern  wört- 
lich in  die  Feder  zu  dictiren,  war  nicht  zu  verhindern. 

Das  Ergebnifs  einer  ungefähr  dreivierteljährigen  Untersuchung  zu 
Berlin,  während  berufsmässiger  Abwesenheit  des  Verfassers,  war  eine  Ver- 
tu theilung  desselben  zu  demüthigender  und  ehrwidriger,  sowohl  amtlicher, 
als  auch  publicistisch-literärischer  Stellung  desselben,  mit  Anführung  von 
Entscheidungsgründen ,  auf  sieben  beschriebenen  Folioseiten.  Von  sechs 
inhlagepuncten  hier  vorläufig  nur  zwei,  zur  Probe. 

Zu  schwerer  politischer  Sünde  ward  der  Grundsatz  (§.  67)  angerechnet, 
dafs  für  Lücken  in  dem  positiven  Staatsrecht,  das  natürliche  oder  allgemeine 
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Staatsrecht  eine  Hülfquelle  sey.  Solche  Sünde  trägt  dieser  Autor  mit  fast 
allen  seinen  Vorgängern,  von  Anbeginn  der  wissenschaftlichen  Cultur  des 
öffentlichen  Rechts.  Hatte  er  doch  ausdrücklich  vor  «Mifsbrauch  und  ver- 
kehrter Anwendung»  gewarnt. 

Hauptvergehen  sollte  seyn,  dafs  der  Verfasser  «kein  Bedenken  ge- 
« tragen ,  durchgängig  die  entschiedenste  Vorliebe  für  die  gegenwärtigen 
«■ gemischten  Regierungsverfassungen  einiger  Bundesländer  unverhohlen  an 
«den  Tag  zu  legen,  wiewohl  die  neuere  Gesetzgebung  des  Bundes  be- 
«  kanntlich ,  unter  der  thätigsten  Mitwirkung  Preussens ,  vorzüglich  mit  auf 
«  den  Zweck  gerichtet  worden,  den,  diesen  in  einer  noch  lange  zu  beklagenden 
« Epoche  fast  allgemeiner  politischer  Verirrung  mit  so  grosser  Ueber- 
« eilung  gestifteten  Verfassungen  zum  Grund  liegenden  demokratischen 
«  Principien  entgegen  zu  wirken  ». 

Zu  Mitschuldigen  bei  diesem  Vergehen,  hatte  der  Verfasser  jene 
preussischen  Staatsbeamten  der  höchsten  Classe,  welche  auf  dem  wiener 
Congrefs,  unter  allerhöchster  Ermächtigung,  die  Einführung  des  Repräsen- 
tativSystems  in  allen  teutschen  Bundesstaaten,  mit  allbemerktem  Eifer,  und 
gewichtiger  practisch  betrieben  hatten,  als  theoretisch  von  ihm  je  geschehen 
war  und  konnte. 

Auch  waren  seine  Grundsätze  über  diesen  wichtigen  Gegenstand  der 
preussischen  Regierung  nichts  weniger  denn  unbekannt,  als  sie  ihn,  nach 
mehrfachen  Anträgen  seit  i8i47  im  Jahr  1817  in  ihren  Dienst  angelegentlich 
zurückrief,  als  Rath  erster  Classe,  bei  dem  Staatskanzler  und  in  dem  Mini- 
sterium der  auswärtigen  Angelegenheiten*  Seine  «Uebersicht  der  diploma- 
tischen Verhandlungen  des  wiener  Congresses»,  und  die  erste  Auflage  des 
gegenwärtigen  Buchs,  lagen  vor  ihren  i^ugen;  er  selbst  hatte  beide  dem 
obersten  Staatsbeamten,  dem  Staatskanzler,  mitgetheilt,  nicht  ohne  die  Ab- 
sicht, über  seine  staatsrechtlichen  Grundsätze  nicht  in  Zweifel  zu  lassen. 
Damals  ängstigte  keine  Gespensterfurcht  vor  Umtrieben;  Mückenstiche  der 
Burschenschaft  und  Turngenieinden  wurden  wenig  beachtet,  auf  Beschlüsse 
ward  nicht  gedacht,  die  auf  Einen  wahrhaft  Schuldigen  Hunderttausende 
von  Unschuldigen  ließen,  wohl  gar  den  Schein  tragen,  eine  ganze  achtbare 
Nation  mit  einem  politischen  Interdict  belegen  zu  sollen. 

Die  Anklagen  und  Anschuldigungen  wider  den  Verfasser  des  Oeflent- 
lichen  Rechtes  bestanden.  Sie  wurden  emsig  beachtet,  verbreitet,  bearbeitet, 
abgeurtheilt.  Vor  der  Verurtheilung  dem  Angeklagten  sie  zu  eröffnen,  ihn 
mit  Verteidigung  und  Rechtfertigung  ordnungsmäsig  zu  hören,  ward  nicht 
für  dienlich  erachtet.  Es  halte  zu  einem  andern  Resultat  führen  können. 
Gewifs  wäre  dadurch  der  Mifsrechnung ,  auf  entschiedene  Ungencigtheit  zu 
Aufopferung  einer  Besoldung  von  fünf  tausend  Thalern,  vorgebeugt  worden. 

Trotz  der  Härte  des  MinisterialBescheides,  ward  darin  gleichwohl  das 
angeblich  Verschuldete  nur  der  Verkehrtheit  der  publicistischen  Urtheils- 
kraft  des  Verdammten  zur  Last  gelegt  «Wer  ihn  kenne»,  ward  gesagt, 
«werde  sich  keinen  Zweifel  darüber  erlauben,  dafs  er  darin  (in  der  Dar- 
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Stellung  seines  Systems)  nach  bester  Wissenschaft  und  Ueberzeugung  zu 
Werke  gegangen  sey»;  aber  die  Nichtkenner  müfsten  darin  (in  der  Mangel- 
haftigkeit seiner  publicistischen  Einsicht)  eine  böse  Absicht  « zu  erkennen 
glauben  ». 

Zweierlei  scheint  hier,  Ernst  vorausgesetzt,  völlig  klar:  ein  auffallender 
Mangel  der  Yernunfterkenntnifs  bei  dem  Verfasser  —  entweder  des  Be- 
scheides, oder  des  Buchs;  dann,  dafs  den  letzten  die  geheime  Polizei 
wenigstens  nicht  verdächtigt  habe.  Und  doch  gebührt  auch  dem  Verstandes- 
schwachen und  dem  Verdächtigen  die  Rechtswohlthat  der  Vertheidigung ! 
Woher  denn  solche  Verfahrungsweise  und  ein  so  schonungsloses  Urtheil? 

Wenige  Wochen  nach  Erscheinung  der  zweiten  Auflage,  hatten  zwei 
Augen  sich  geschlossen;  der  Staatskanzler,  Fürst  Hardenberg,  drei  und 
dreissig  Jahre  lang,  bei  vielfacher  amtlicher  und  geselliger  Berührung  mit 
dem  Verfasser,  sein  Gönner  und  Freund,  war  gegen  das  Ende  des  Con- 
gresses  von  Verona  gestorben,  zu  Genua  am  26.  November  1822.  Andern, 
von  anderer  Denk-  und  Handlungsweise,  wTaren  die  Schranken  geöffnet. 
Auffallend  fühlbar  ward  sofort,  die  wider  ihn  nun  wirksam  gewordene 
Mifsstimmung,  in  schwierigen  und  verwickelten  CommissionsGeschä'ften,  die 
ihm  zu  Frankfurt  am  Main  oblagen;  sie  wurden  ihm  möglichst  verleidet. 

Mifsbilligende  Einflüsterungen  und  Anregungen  von  Aussen,  vielleicht 
von  einem  Einflufsreichen ,  dem  wohl  aus  noch  andern  Ursachen  ein  pub- 
licistischer  Todschlag  solcher  Art  willkommen  seyn  mochte,  könnten,  sollen 
in  jener  Zeit  auch  mitgewirkt  haben.  Gesprochen  ward  davon,  sehr 
glaublich;  doch  würde  es  Niemand  verbürgen,  da  nicht  Sitte  ist,  über 
solche  Bestrebungen  Brief  und  Siegel  zu  geben* 

Ein  Jahr  nach  jenem  Todesfall,  sendete  Herr  Graf  Bernstorff  das 
oben  erwähnte  verdammende  MinisterialUrtheil  dem  Verfasser  nach  Frankfurt 
am  Main.  Unfähig,  einem  solchen  Strafurtheil  sich  zu  unterwerfen,  bat 
er,  unter  der  sichern  Voraussetzung,  dafs  solches  nicht  zurückgenommen 
würde,  ohne  den  geringsten  Verzug  um  Dienstentlassung,  die,  auf  wieder- 
holte Bitte,  vier  Monate  später  erfolgte»  Was  damals  ohne  bedeutende 
Schwierigkeit  geschah,  würde  es  auch  heute  durchzusetzen  seyn? 

Es  gibt  ernste  Augenblicke,  in  welchen  der  Mensch  starkmüthig  sich 
erheben  mufs  über  die  gewöhnlichen  Rücksichten  des  Lebens,  Dem  un- 
gehÖrt  Verurtheilten  kostete  es,  unter  den  gegebenen  Umständen,  nicht 
die  mindeste  Ueberwindung,  einem  Amt,  Titel  und  Gehalt  rühmlich  zu 
entsagen,  die  er  unrühmlich  nur  hätte  behalten  können.  Ruhig,  in 
seinem  gekränkten  Recht  ?  durch  das  Bewufstse)  n  der  Schuldlosigkeit, 
schied  er  von  dem  Staat  und  dessen  Dienst;  darum  nicht  minder  dankbar 
für  alles  Gute,  was  ihm  darin,  besonders  durch  die  Gnade  des  allvci- 
ehrten  Monarchen,  zu  Theil  geworden  war. 

Frankfurt  am  Main,  am  i3.  April  i83i. 
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zu     der     zweiten  Auflage. 

A.ls  die  erste  Auflage  dieses  Werltes  erschien,  hatte  die  Wirksamkeit 
der  Bundesversammlung,  und  mit  ihr  die  Entwicklung  der  Bundesverfassung, 
kaum  begonnen.  Beide  haben  seitdem  so  mannigfache  und  so  erhebliche 
Fortschritte  gemacht,  dafs  in  der  nothwendig  gewordenen  zweiten  Auflage, 
eine  erweiternde  Vervollkommnung  des  Lehrbegriffs  für  das  Bundesrecht, 
dem  Verfasser  zur  Pflicht  geworden  war.  Auch  dem  Staatsrecht  der  Bundes- 
staaten ist  seitdem  vielfache  Ausbildung  zu  Theil  geworden,  hauptsächlich  in 
Hinsicht  auf  ständische  Verfassung,  standesherrliche,  kirchenhoheitlichc, 
Schiffahrt-  und  verschiedene  andere  Verhältnisse  staatsrechtlicher  Art. 

Fast  alle  Paragraphen  der  ersten,  und  eine  Beihe  von  neuen  der 
zweiten  Auflage,  werden  Zeugnifs  geben  von  dem  Bestreben,  dieses  Werk 
so  nützlich  zu  machen,  als  in  der  Macht  seines  Urhebers  stand.  Wer  sich 
von  der  Menge  und  Erheblichkeit  der  Zusätze,  Aenderungen  und  Verbesse- 
rungen in  dieser  zweiten  Auflage,  überzeugen  will,  darf  beispielweise  nur 
den  ganzen  ersten  Theil,  welcher  das  öffentiiche  Becht  des  teutschen  Bun- 
des enthält,  mit  der  ersten  Auflage  vergleichen;  dann  aus  dem  zweiten 
Theil,  die  Capitel  von  dem  Staat  und  Staatsoberhaupt,  von  Staatsbürgern 
und  Unterthanen,  von  Landständen,  von  Standesherren ,  von  Oberherrschaft 
und  Staatseigenthumrecht,  von  dem  MünzBegal,  von  der  Kirchenhoheit, 
von  Schiffahrt  und  Handelsverkehr.  Auch  die  Literatur  hat  gewonnen, 
und  das  Begister  ist  reichhaltiger  und  brauchbarer  geworden.  Die  Zahlen 
der  Paragraphen  zu  andern  schien  nicht  rathsam,  um  die  zeitherige  öftere 
Anführung  des  Buchs  in  Druckschriften,  für  Besitzer  der  zweiten  Auflage 
nicht  zu  vereiteln  oder  beschwerlich  zu  machen.  Daher  sind  die  neuen 
Paragraphen  mit  den  Ziffern  des  nächstvorhergehenden  bezeichnet,  beide 
aber  durch  beigefügte  Notenbuchstaben  von  einander  unterschieden.  Wegen 
der  weit  sparsameren  Einrichtung  des  Drucks,  hat  die  grofse  Menge  von 
Zusätzen  auf  die  Bogenzahl  nicht  nachtheilig  gewirkt. 
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D.,s  Ganze  erscheint  auch  diefsmal  in  zwei  Abtheilungen,  -wovon  die 
erste  die  Einleitung  und  das  öffentliche  Hecht  des  Bundes  enthält,  die 
andere  das  Staatsrecht  der  Bundesstaaten;  doch  mit  fortlaufenden  Zahlen 
dci  Seiten  und  Paragraphen«  Diese  Abtheilung  gewährt  die  Bequemlich- 
luit, »las  Werk,  wenn  man  will,  in  zwei  Bände  binden  zu  lassen.  Auch 
ist  ein  Verzeichnis  der  teutschen  Standesherren,  im  Sinn  der  teutschen 
BundesActe,  hinzugekommen,  geordnet  nach  den  Bundesstaaten,  in  welchen 
ihre  Besitzungen  sieh  befinden. 

Dafs  Privatmeinungen  und  mögliche  Irrthümer  des  „Verfassers,  für 
wirkliche  Verhältnisse  in  und  unter  Slaalen  auch  diefsmal  unverfänglich, 
seyen,  bedarf  kaum  einer  Erwähnung.  Auch  können  Belehrungen  schwer- 
lich Irgendwo  eine  völligere  Aufnahme  finden,  als  bei  ihm,  dem  Ver- 
erung  und  Erweiterung  des  Wissens  und  der  Einsicht,  Bedürfnifs 
geworden  sind. 

Frankfurt  am  Main,   am  1.  Mai  1822. 
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zu     der     ersten  Auflage, 

Für  Geschichte  und  Staatsrecht  unsers  Vaterlandes,  ist,  nach  grofsen 
und  schweren  Ereignissen,  ein  neuer  Zeitraum  eingetreten.  Vor  unsern 
Augen  eröffnet  sich  eine  neue  Ordnung  der  öffentlichen  Sachen,  begründet, 
nach  hartem  Kampf,  durch  Verjagung  der  fremden  Herrschaft  aus  Teutsch- 
land, und  durch  Stiftung  des  Teutschen  Bundes. 

Mit  Recht  darf  man  nun,  zu  dem  der  Geschichte  und  Rechtswissen- 
schaft kundigen  oder  beflissenen  Theil  der  Teutschen,  vertrauen,  er  werde 
hierin  eine  kraftige  Aufforderung  finden,  die,  seit  dem  westphälischen  Frieden 
mühsam  errungene,  publicistische  Cultur  aufzufrischen,  zu  erhalten  und  zu 
erhöhen*  In  der  letzten  Zeit,  unter  dem  Schwert  Napoleons,  hatte  sie  bei 
den  Regierten  eben  so  wenig  als  bei  den  Regierenden,  Fortschritte  gemacht. 
Auf  öffentlichen  Lehranstalten  wäre  sie,  bei  längerer  Dauer  dieses  gewaltsamen 
Zustandes,  vielleicht  untergegangen,  wenigstens  napoleonisirt  worden;  wozu 
hie  und  da  schon  ein  ziemlicher  Anfang  gemacht  zu  seyn  schien. 

Was  der  wissenschaftlichen  Pflege  in  dieser  denkwürdigen  Zeit 
abging  ,  das  glaubten  Manche  durch  Politisiren  zu  ersetzen  ;  wozu 
die  grofsen  Ereignisse ,  welche  in  schnellem  Wechsel  über  Europa 
einherstürzten ,  es  nie  an  Stoff  fehlen  liefsen»  Unstreitig  kamen  auf 
diesem  Wege,  schon  durch  Vermittlung  der  gemeinen  Tagblatter,  grofse 
politische  und  publicistische  Wahrheiten  in  allgemeinern  Umlauf,  und  es 
war  ein  wirksames  Erwachen  des  Volkes,  zu  dem  Bewufstseyn  seiner 
wesentlichen  Rechte,  oft  nur  zu  merkbar.  Es  ging  dieses  so  weit,  dafs 
man  behaupten  könnte,  es  gebe,  in  Absicht  auf  die  wichtigsten  Lehren 
der  Politik  und  des  öffentlichen  Rechtes,  in  den  cultivirten  Staaten  von 
Europa  keine  Profanen  mehr.  Aber  eben  so  allgemein,  verbreiteten  sich 
hiemit  alle  Gefahren  und  Nachtheile  des  Halbwissens  und  der  AfterCultur; 
hier  der  Beachtung  um  so  werther,  weil  es  eine  Angelegenheit  betrifft, 
welche  nächst  der  Sitten-  und  Gesundheitlehre,  die  wichtigste  des 
Menschen  ist. 
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Dafs  der  positive  Stoff,  sowohl  des   teutschen  Bundesrechtes,  als 
h  des  gemeinen  Staatsrechtes  der  Bundesstaaten,  noch  nicht  in  allen 
Theileo  des  einen  und  dos  andern  so  reichlich  vorhanden,  oder  so  ausge- 
ixt, >n      von  der  nahen  Folgezeit  sich  erwarten  läfst,  möchte  der 
111111-   dieses  Werkes  wohl  nicht  zu  gerechtem  Vorwurf  gereichen. 
Die  Ausbildung  des  publicistischen  Lehrbegriffs  sollie  zu  keiner  Zeit  still— 
-  eben.    Sie  würde  es  aber,  sobald  man  aufhören  wollte  augenblicklich  .  in 
ihn  aufzunehmen,  was  die  Zeit,  was  bessere  Einsicht  und  vermehrte  Er- 
fahrung für  ihn  darbieten. 

Könnte  auch  ein  Lehrbegriff  des  teutschen  öffentlichen  Rechtes,  jetzt  noch, 
nicht  mehr  seyn,  als  Einleitung  oder  V  orbereitung  zu  einem  künftigen,  mehr 
und  besser  ausgebildeten4  Bundes-  und  Staatsrecht,  wenn  nicht  aller,  doch 
eines  grofsen  Theils  der  Bundesstaaten,  mehr  nicht  als  Begriff-  und  Formen- 
de, eine  geordnete  Uebersicht  der  verschiedenen  Gegenstände,  Begriffe, 
Grundlagen,  Kunstwörter  und  Formen  des  öffentlichen  Rechtes,  womit  der 
a  hte  Rechts  gelehrte  und  Staatsmann  vertraut  seyn,  welche  der  Lehrling  lernen 
mufs,  so  würde  eine  solche  Darstellung  darum  nicht  minder  nützlich,  ja  un- 
ttbehrlich  seyn.  Dem  Kenner  diente  sie  wenigstens  als  Erregungsmittel  für 
die  Schwungkraft  zu  dem  Vorwärtsschreiten,  dem  rechtsbeflissenen  Theil  der 
Studirenden  zu  Erweckung  eines  publicistischen  Bildungseifers,  der  auf  teut- 
chen  Lehranstalten  hoffentlich  wieder  erwachen  wird. 

Hiezu  kommt,  dafs  die   ersten  und  ewigen  Wahrheiten  des  öffent- 
:   Rechtes,    ihrem  Wesen   nach   keinem   Wechsel   unterworfen  sind, 
und    dafs   ein   grofser  Theil   des   öffentlichen  Rechtes  aus  der  Zeit  des 
itschen  Reichs   und   des  rheinischen   Bundes,    nebst   dazu  gehörender 
teratur,  für  die  Gegenwart,  und  wahrscheinlich  noch  lange  hin,  dem 
tatsmann  und  Rechtsgelehrten  nicht  blofs  nützlich,  sondern  unentbehr- 
lich, folglich  in  frischem  Andenken  zu  erhalten  ist.     Nur  die  Trägheit, 
welcher  jede  Entschuldigung,  jeder  Vorwand  willkommen  ist,  möchte  sich 
'<   dem  Allerneuesten  begnügen,  und  die  Wahrheit  bestreiten,  dafs  der 
h    echter  Bildung  strebende  Rechtsgelehrte    und   Rechtsbeflissene  des 
Allen  nicht  zu  viel  lernen  kann. 

Wenn  gleich  die  That  selbst  nicht  verkennen  läfst,  dafs  die  grofsen 
bren,  welche  die  Geschichte  nicht  ermüdet  den  politischen  Machthabern 
darzubieten,  für  einen  grofsen  Theil  derselben,  trotz   der  Vervollkomm- 
Pähigkeit  des  menschlichen  Geistes,  zeither  fruchtlos  zu  seyn  schienen, 
>  sind  sie  es  doch    gewifs  weder  für   die   Öffentliche   Meinung  ,  diese 
se    unaufhaltsam   fortschreitende   Macht   unserer   Zeit,    noch   für  die 
Jone.     Desto    nöthiger    und  nützlicher   ist    es   aber   auch,    dahin  zu 
tchten,  dafs  bei  der  Nation,  um  getrost  und  freudig  in  die  Zukunft  zu 
n,    ihre  Pflichten    nicht    weniger    als    ihre  Rechte  fortwährend  in 
h<  m  Andenken   erhalten   werden.      Diese  Betrachtung   war    für  den 
•fasser    vorzüglich    ein   Beweggrund,    gegenwärtiges  Werk  öffentlich, 
'■  schon  jetzt  erscheinen  zu  lassen. 


Vorrede, 
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Das  Vaterland  hat  einen  Schatz  gewonnen  von  unschätzbarem  Werth, 
durch  das  Daseyn  einer  teutschen  Bundesversammlung  von  fortwährender 
Dauer,  in  ihrem  Schoose  Männer  bewahrend,  wTelche  die  Nation  ihren 
Edelsten  beizählt.  Welche  Hoffnungen  erblühen  nicht  aus  dem  Streben 
eines  hohen  Raths  der  Teutschen,  der  unlängst  in  dem  Angesicht  von 
Europa  das  feierliche  Gelübde  ablegte:  « dafs  er,  eingedenk  der  hohen 
Bestimmung,  zu  der  er  berufen  worden,  und  der  Vorschriften  und 
Zwecke  der  BundesActe,  sich  durch  keine  ungleiche  Beurtheilung  eines 
einzelnen  Bundesgliedes  abhalten  lassen  werde,  innerhalb  der  ihm  vorge- 
zeichneten Schranken,  selbst  bedrängter  Unterthanen  sich  anzunehmen,  und 
auch  ihnen  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dafs  Teutschland  nur  darum 
mit  dem  Blute  der  Volker  vom  fremden  Joche  befreit,  und  Länder  ihren 
rechtmäsigen  Regenten  zurückgegeben  worden  seyen,  damit  überall  ein 
rechtlicher  Zustand  an  die  Stelle  der  Willkühr  treten  möge»! 

Nächst  der  Bundesversammlung,  müssen  die  politischen  Machthaber  in 
den  Bundesstaaten,  gleich  den  Lehrern  und  Schriftstellern,  stets  des  hohen 
Berufs  eingedenk  seyn,  von  dessen  Erfüllung  das  Vaterland  Heilung  seiner 
zahllossen  Wunden  und  einen  fest  und  zweckmäsig  geordneten  Rechtszu- 
stand des  Gemeinwesens  erwartet.  Diesen  Beruf  erwägend,  und  stolz  auf 
ihn,  werden  sie  ihre  Pflicht  immer  schärfer  ins  Auge  fassen,  und  in 
weisem  Eifer  für  ihn  nie  ermüden,  wollen  sie  anders  nicht  eine  unaus- 
lÖschbare  Schuld  sich  aufbürden» 

Wenn  man  in  Form  und  Materie  dieses  Werkes,  durchaus  Aehn- 
lichkeit  und  oft  Uebereinstimmung  bemerkt,  mit  des  Verfassers  «Staats- 
recht des  Rheinbundes»,  so  liegt  der  Grund  hievon  theils  in  der  unver- 
änderten Natur  ^es  Stoffes,  theils  in  fortwährender  individueller  Ansicht. 
Dagegen  wird  man  die  Beflissenheit,  überall,  wo  es  möglich  war,  Neues, 
Vollständigeres  und  Besseres  zu  geben,  nicht  weniger  oft  wahrnehmen, 
lieber  die  Methode,  ist  in  dem  Werk  selbst  (§.  14  f.)  gesprochen. 

An  die  Literatur  des  altern ,  neuern  und  neuesten  öffentlichen 
Rechtes,  hat  der  Verfasser  besonders  den  Lehrbedürftigen  erinnern  zu 
müssen  um  so  mehr  geglaubt,  da  dieselbe  zu  vollständiger  Erkennung 
und  Bewahrung  vorzüglich  dieser  Art  von  Rechtswahrheiten,  und  der 
dahin  gehörigen  Thatsachen,  unentbehrlich  ist,  und  ein  verhältnifsmäsig 
zahlreicher  Theil  des  Publicnms  die  öffentliche  Bekanntmachung  einer 
längst  druckfertigen  Fortsetzung  von  des  Verfassers  «Neuen  Literatur 
des  teutschen  Staatsrechtes»,  deren  Abdruck  in  dem  Augenblick,  wo 
Napoleon  das  teutsche  Reich  vernichtete,  beginnen  sollte,  selbst  wenn 
sie  bis  auf  den  jetzigen  Zeitpunct  fortgeführt  wäre  ,  schwerlich  be- 
günstigen würde.  Controversen  sind ,  in  Noten  ,  nicht  seilen  ange- 
deutet,  damit  auch  der  Verschiedenheit  der  Meinungen,  selbst  Partei- 
rneinungen,  ihr  Recht  widerfahre.  Aber  Polemik  sucht  man  hier  verge- 
bens; ein  Lehrbuch  ist  kein  Kampfplatz« 


\\\  I 


\    0  i    red  e« 


(Jebei  Beine  Grundsätze  und  die  Unbestechlichkeit  seiner  Wahrheits- 
liebe! hat  der  Verfasser  schon  mehrmal  sein  Bekenntnifs  abgelegt,  es 
hoffentlich  auch  überall  durch  die  That  bekräftigt;  namentlich  in  dem 
Kau  en  traurigen  Zeitraum  des  rheinischen  Bundes,  in  welchem  weit 
nicht  alle  teutschen  Staatsmänner,  Rechtslehrer  und  Schriftsteller,  die 
Feuerprobe  der  Festigkeit,  des  Starkmuths  und  der  Uneigen nützigkeit 
bestanden.  Wohlmeinend  mil  den  Fürsten,  aber  auch  mit  dem  Volk 
nicht  minder,  setzt  er  eine  Ehre  darin,  als  Publicist  in  keiner  Bezie- 
hung einer  politischen  oder  kirchlichen  Partei  anzugehören»  Solche 
Denk  -  und  Handlungsweise  ist  seilen  ein  Mittel,  zu  Hof-  und  Privat- 
gunsl  zu  gelangen«  Er  hal  aber  auch  die  eine  und  die  andere,  wenn 
sie  nicht  auf  andern  Wegen  erlangt  ward,  oder  zu  erlangen  war,  nie 
zu  schätzen  gewufst,  überzeugt,  dafs  der  echte  Publicist  mit  strenger 
Wahrheitsliebe ,  mit  reinem  Wohlwollen  und  fester  Gemüthskraft,  nicht 
weniger  ausgerüstet  seyn  müsse,  als  mit  einem  Schatz  von  Erfahrung 
und  Kenntnissen. 

Für  die  Ucbelwollendcn,  für  die,  bei  welchen  Unparteilichkeit  schon 
verdächtig  oder  verhafst  macht,  möchte  er  nicht  geschrieben  haben. 
Diese  sind  so  wenig  zu  versöhnen,  als  zu  beseitigen*  Dagegen  erkennt 
er  jede  besonnene  Critik ,  für  eine  ihm  erwiesene  Wohlthat*  Die  Wahr- 
heit kann  durch  sie  nur  gewinnen,  und  ihm  ist  es  nicht  um  Bechthaben 
zu  ihun,  sondern  um  Bechtseyn  und  Bechtmachen. 

Geschrieben  in  Teutschland,  am  i.  Mai  1817. 
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EINLEITUNG. 


I.     C  A  P  f.  T  E  L. 
Begriffe,   Abtliciluiiß-en,   Hülfswisscnschaften ,  Methode, 


St    a    a  t. 

Der  Staat  (civitas,  respublica)  ist  eine  bürgerliche  Gesellschaft, 
mit  einem  bestimmten  Landesbezirh ,  unter  gemeinschaftlicher  Oberge- 
walt, zu  allseitiger  Sicherheit  «).  Nur  in  Verträgen  ausdrück- 
lichen oder  stillschweigenden,  ist  der  rechtliche  Entstehungsgrand  dieses 
Sicherheitbundes,  dieser  Schutzanstalt,  dieses  collectiven  Subjectes  von 
Rechten  und  Pflichten,  zu  suchen  c).  Das  Ganze  der  bürgerlichen  Social- 
Rechte  hat  seinen  rechtlichen  Ursprung  in  dem  Ganzen  der  Indiyidual- 
Rechte  Jene  Verträge  sind  zu  betrachten,  wenn  auch  nicht  in  jedem 

einzelnen  Fall  als  erweisliche  Thatsache,  oder  als  in  eine  Magna  Charta  zu 
Papier  gebracht,  doch  als  regulative  Idee  der  zur  Staatsverbindnng  sich 
vernunftgemäfs  bestimmenden  Menschen  e).  Die  Staatengeschichte,  auch 
die  teutsche,  hat  nun  schon  eine  grosse  Anzahl  von  Staats  Gr  und  ver- 
tragen aufzuweisen  /).  Sie  dienen  wider  den  Mifsbrauch  der  Staatsge- 
walt und  der  Volksrechte ,  und  für  den  Schutz  der  natürlichen  und 
wohlerworbenen  Rechte  des  Regenten  und  der  Unterthanen,  als  eine 
Richtschnur,  durch  welche  in  dem  Lauf  der  Jahre  beiden  Thcilen  zur 
Gewohnheit  wird,  nichts  Unrechtliches  zu  wollen. 

a)  Andere  geben  als  Staats zweck  an:  Schutz  der  Rechte,  Sicherurig  der  Herrschaft 
des  Rechtes,  Gemeinwohl  (salus  publica),  höchstmögliche  Freiheit,  rechtliche 
Freiheit  der  Staatsgenossen,  Erhaltung  der  äussern  Freiheit,  alles  Güte  Avas 
durch  Vereinigung  der  Kräfte  Aller  erreicht  werden  kann,  u.  d.  m.  —  Jene 
Beglückungsgewalt\  welche  Alles  in  Vormundschaft  zu  nehmen  trachtet,  ist  aus- 
geschlossen. J.  \\.  Placidus  (Petersen)  Literatur  der  Staatslehre,  f.  Abtheil. 
S.  4—  i3,  21  ff.,  2-  u.  33  lf.  Tu.  Schm.vt.7.  natürl.  Staatsrecht,  §.7,6.  —  In  der 
Einleitung  zu  Theod.  v.  Khetschmaitk's  Hof  u.  Staat  (Tb.  I,  Hamb.  1808.8.),  wird 

Kliiber1s  offenll.  Recht,  4.  Aufl.  f 


Einleitung,  [•  Cap.  Begriffe,  Abtheilungen, 


gelehrt:  uder  Statt  sej  »'im'  Zuchtanstalt f  durch  welche  mau  die  Menschen,  mit 
Aufopferung  iiier  Individualität,  auf  eine  höhere  Stufe  der  Cultur  führen  müsse». 
D  >g<  , en  t.  in. in  DmopRiioa  (Broxtermunn)  an  Eurrates,  über  die  Grenzen  der 
Staatsgewalt.  Germanien  1-99.8.  Feusrrach's  Antihobbes,  (unten  %.  5  c).  Von 
den  wahren  Grenzen  tler  Wirksamk.  d.  Staats,  in  Beziehung  auf  seine  Mit- 
ader.  Leipzig  1793.  B.  Lveoer's  Nationallndustrie  u.  Staatswirthsehaft,  Th.  I 
i  1800),  Buch  i-  Fr.  \  ■  Hmmhiii's  geschichtliche  EntWickelung  der  Begriffe  \on 
Recht,  SUat  und  Politik,  a.  Aufl.  Leipzig.  i83a.  8.  Fr.  Murhard,  der  Zweck 
Staats.  Gött.  i83a.  8«  —  Der  Verein  eines  Volkes  oder  Menschenhaufens 
ohne  bestimmten  Landesbezirk,  bildet  eine  Horde,  keinen  Staat. 
1  ihr  diesen  Zweck  Kann  man,  theoretisch  nach  dein  Inhalt  unterscheidend,  als 
l  rsprungscheine  der  Staatsgewalt  sich  denken:  1)  den  bürgerlichen  Vereinigungs- 
oder  Gesellschaftvertrag  (Urve'rtrag,  cojitrat  social,  pactum  unionis  civilis); 
2)  den  Staatsgrund-  oder  bürgerlichen  Verfassungsvertrag  (pactum  ordinationis 
civilis  fundamentale  );  3)  den  bürgerlichen  tJnterordnungs  -  oder  Unter  werfungs- 
vertrag  (pactum  subjectionis  civilis).  Durch  den  ersten  wird  eine  Civitas  oder 
S  »ctetas  civilis  begründet;  durch  den  andern  und  dritten,  Socictas  civilis  cum 
[mperio  Le&itimo,  In  diesem  Sinn  ist  Napoleons  Sentenz  «la  demoeratie  eleve 
la  souverainete v  (Las  Casus,  memoria]  de  Sle-Helene,  III.  46)  zu  verstehen.  — 
Sicht  erst  von  Rousseau  stammt  die  Lehre  vom  Gesellschaftvertrag.  Ausser 
dem  unten  (d)  angef.  Ii.  Justinian,  dessen.  Lehre  fünf  Jahrhunderte  hindurch 
vor  ihm,  seit  K.  Augustus,  die  römische  StaatsPraxis  durch  die  Lex  regiaschon 
bewährt  hatte,  haben  sie  schon  aufgestellt:  der  Sinese  Cor, -ru -tse  (Confucius, 
Sinarum  philosophus,  sive  scientia  sinensis,  studio  Phil.  Couplet,  Paris.  i68-\ 
fol.,  lib.  I.  f  3.  p.  2.  §.  3.  pag.  8.),  Plato  (Krito,  vol.  I.  p.  121.  edit.  Bipont.), 
lloBBES  und  Locke,  beide  Neriheidiger,  jener  der  unumschränkten,  dieser  der 
beschränkten  Gewalt  (Heeren's  Meine  Schriften,  Th.  II,  S.  186  u.  198);  Dav. 
Hume  in  seinen  Essays  and  Trealises,  i~4?-,  jetzt  in  dessen  Politischen  Ver- 
suchen, aus  dem  Engl.  ( Königsb.  1800.  8.),  S.  263 — 3o4j  auch  Schrobt  syst, 
juris  publ.  univ.  (Bamb.  1780.  8.),  p.  3gf.  sq.,  v.  Martens  Abriss  des  Staatsr. 
der  vornehmsten  europ.  Staaten  (1794«  8.),  S.  4.  Pet.  Akt.  Franr1s  Grundbe- 
trachtungen üi)er  Staat  und  Kirche,  §.  3  u.  4?  S.  9.  u.  22  ff.  und  die  daselbst 
angef.  Grotius  und  Cocceji.  Gros  Lehrbuch  der  philos.  Rechts wissensch.,  §.  3o8 
u.  3 1 4-  G.  E.  A.  Mehmel's  reine  Rcchlslehre,  §.  915  ff.  R.  E.  Schmid's  Lehrb- 
des  gern,  deutsch.  Staatsr.,  Abth.  I.  §.  12  ff. 

Anti  -  Leviathan  (Gott.  1807.  8.),  S.  49  ff.  Garve's  Anmerk.  zu  Cicero  von  den 
Pflichten,  Bd.  I  (5.  Aufl.  1801),  S.  72.  J.  C.  F.  Meisters  Lehrb.  des  Naturrechts 
Frankf,  a.  d.  O.  181:9.  8.),  §.  568—571-    Schmalz  Handb.  d.  Ilechlsphilosophie, 

i55  f. 

i)  An  dein  Staatsbaum  bildet  das  demokratische  Element  den  Ur-  oder  Grund- 
stamm; auf  ihn  ist  jedes  andere  bestehende  gepfropft.  Jenes  Vernunft  rechtliche 
Qrverhältniss  bildet  die  rationelle  VoIkSöuveraiiietät,  ein  Rechtsideal,  bestehend 
vor  der  Staatsverbindnng.  «Fopulus  prineipi ,  et  in  prineipem,  omne  imperium 
suuui  et  potestatem  concedit».  Jlstihianus  Imp  ,  in  Instit,  lib.  E  tit.  2.  §.  6. 
Dieselbe  Bestimmung  enthalten  die  portugiesischen  Staatsgrundgesetze  von  n43 
(nicht  1  1  Hi  )  und  i6/|i,  in  Schmauss  corp.  juris  gentium,  I.  4«  sq.  II.  2290.  sq. 
£299.  lbo  der  Grosse  sagte:  tyu'i  praefuturus  est  omnibus,  ab  omnibus  eligatur. 
Dav.  Hcmb  vom  Ursprung  der  Regierung,  in  dessen  angef.  Politischen  Versuchen, 
S'.  221  —  ?.3o,  und  von  den  ersten  Grundlagen  der  Regierung,  ebenda».  S.  230 — 239. 
M.  C.  CcrtiüS  von  der  Wahl  der  teutschen  Herzoge  im  Mittelalter  durch  ihre 
Landstände;  in  dessen  Iiistor.  u.  polit.  Abhandlungen  (Marb.  1783.8.),  S.  1— 20. 
Klüueb's  Uebersicht  d.  diplomal.  Verhandlungen  des  wiener  Congrcsses,  I.  i3o. 
VergL  unten  §.  93  d.  —   Etwas  ganz  Anderes  bezeichnet  die,  eben  so  unwahre 
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als  unprattische,  Idee  von  National-  oder  VolkSouverainetät  in  der  Staatsregierung, 
Man  s.  unten  §.  280  d,  und  Ganilh  de  la  eontrc-rcvolution  en  France  (Paris 
1823.  8.),  p.  127 — 136.  S.  Pinheiro -Ferreira  cours  de  droit  public  interne  et 
externe  (Paris  i83i.  8.)  Sect.  Fre,  §.  /\i  et/f3  de  l'art.  11.  J.  N.  Hertii  diss.  an 
summa  rerum  Semper  sit  penes  populum.  Giess.  i683.  et  in  Ejus  Comment.  et 
opusc.  (  edit.  1737)  T.  I.  n.  9.  L.  Thilo,  die  VolkSouverainetät  in  ihrer  wahren 
Gestalt.  Breslau  i833.  8.  wider  F.  Mürhard,  die  VolkSouverainetät  im  Gegen- 
satz der  so  genannten  Legitimität.  Cassel.  i83i.  8.  Aeltere  Gottesgelehrte  be- 
zogen sich  auf  das  Beispiel  des  hebräischen  Richters  Samuel,  der,  nach  Gottes 
AVillen,  dem  Verlangen  des  Volkes,  ihm  einen  König  zu  wählen,  nachgab.  I.  Sam. 
8. — 10.  Cap.  In  dieser  Beziehung  gilt  Juvenal's  (Sat.  IV.):  «Nihil  est,  quod 
credere  de  se  non  possit,  cum  laudatur  diis  aequa  potestas». 
)  Vergl.  Reiisek's  allgem.  Rech'.slehre ,  nach  Bant  ,  S.  123.  —  Daher  ist  die  Frage, 
von  dem  Ursprung-  der  Staatsverbindtingen,  theils  rechtlich  oder  juridisch,  theils 
thatsachlich  oder  historisch.  El.  Lüzac  disqu.  num  civis  innocens  irae  hostis 
longe  potentioris  juste  permitti  possit?  (Lugd.  B.  1794-  8.)  p.  1 — 52.  Meimers 
in  d.  Gotting,  bist.  Magaz. ,  V.  197 — 244*  Macomochie  über  den  Ursprung  der 
europ.  RegierungsFormen :  in  den  Abhandl.  der  edinburg.  Gesellsch.  der  Wissen- 
schaften, übers,  v.  Buhle,  1789.  Joh.  Chr.  Majer's  allgem.  Theorie  der  Staats- 
Conslitution.  Hamb.  i~99.  8.  Wiesakd,  in  Wlnropp's  rhein.  Bund,  LIII.  294  ff. — 
Dafs  der  Unterwerfungs\ ertrag  sogar  auf  Thatsachen  jedes  Augenblicks  beruhe, 
die  sich  stets  erneuern,  behauptet  Th.  Schmalz  in  s.  Handb.  des  teutsch.  Staatsr., 
^.  9;  auch  G.  H.  v.  Birg,,  in  s.  Abhandl.  zu  Erläuterung  der  rhein.  Bundes- 
Acte,  I.  2o3  f. 

)  v.';  Aretim's  constitutionelles  Staatsrecht,  Bd.  I,  S.  i54  ff-  An  StaatsGrandveriräge 
erinnert  die  Geschichte  der  alten  Römer  (lex  regia),  Portugals  n43 — 1641, 
Englands,  der  Freistaaten  von  Nord-  und  Südamerika  und  auf  S.  Domingo, 
der  ehemaligen  jonischen  oder  SiebenlnselRepublik ,  des  Königreichs  Polen  (srhou. 
die  ehemaligen  pacta  conventa),  der  Freien  Stadt  Cracau,  der  Königreiche 
Spanien,  Sardinien  (i335),  Frankreich,  und  der  Niederlande,  auch  Ungern, 
Schweden,  Norwegen,  Dänemark  (Handvastninger  oder  Wahlcapitulationen  v. 
1  /( 4 8  l>is  1648),  der  ScbweizerCantone ,  des  Fürstenthums  Neuchatel  (  1707, 
1769*  i8i4),  des  vormaligen  teutschen  Reichs  (kaiserliche  Wahlcapitulationen, 
von  1019  bis  1792),  auch  einer  Reihe  von  teutschen  Staaten,  namentlich  seit 
1816  (unten  §.  283  f),  und  auch  ältere,  z.  B.  landesgrundgesetzliche  Verträgt, 
Erbvergleiche,  kur-  und  fürstliche,  erz*  und  bischöfliche  Wahlcapitulationen 
(§.  74  und  286  ff.).  In  den  Herzogtümern  Holstein  u.  Schleswig  ist  ein  reiner 
Vertragsursprung  der  Rechte  des  Regentenhauses  urkundlich.  Als  1469  der 
Mannstamm  der  holsteinischen  Grafen  von  Schauenburg  ausgestorben  war,  und 
die  Landstände  beider  Lande  den  Grafen  von  Oldenburg,  seit  zwölf  Jahren 
König  von  Dänemark,  zu  ihrem  Landesherrn  ernannt  hatten,  gab,  vor  der  Hul- 
digung, der  erkohrne  Landesherr  für  sich  und  seine  Nachfolger,  durch  feierliche 
Handveste  von  i/(6o,  theils  auch  durch  eine  zweite  von  demselben  Jahr,  eidliche 
Erklärung  und  Versicherung:  dafs  die  Stände  ihn  aus  Gunst  und  freiem  Willen 
gewählt  hätten;  dafs  jeder  Einwohner  bei  seinem  Recht  und  seiner  Freiheit, 
und  beide  Länder  ewig  beisammen  ungethcilt  bleiben  sollen  ;  dafs  keine  Schätzung 
oder  Bede  auf  die  Einwohner,  sammt  oder  sonders,  gelegt  werden  solle,  ohne 
freundliche  Einwilligung,  Zulassung  und  einträchtige  Zustimmung  aller  Räthe 
und  Mannschaft,  geistlicher  und  weltlicher;  dafs,  wo  möglich,  jährliche  Land- 
tage gehalten  werden  sollen;  dafs  keine  andere  Münze  angeordnet  werden  solle, 
als  die  so  in  Lübeck  u.  Hamburg  gäng  und  gebe  ist,  u.  s.  w. ;  endlich  wird  " 
jedem  künftigen  Landesherrn  die  Befestigung,  Bestätigung,  Verbesserung,  Be- 
schwörung der  Landesfreiheiten,  zur  ausdrücklichen  Bedingung  seiner  Regenten 
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^ewal!  m»m;u  !ii.  Heide  Urkunden,  nach  «1er  In  der  holsteinischen  PrivilegienLade 
befindlichen  l  rsebfift,  so  wie  diebestätigenden  Urkunden  der  folgenden  Regenten, 
■  B.  jene  *'>m  i5«4  u«  i&40i  l(,1i->  sind  abgedruckt,  in  den  Privilegien  der 

Schleswig -Holsteinischen  Ritterschaft,  berausgeg.  v.  F.  C.  Jensen  und  D.  H. 
lh.ivMs.u  (Kiel  [.),  S.   |3  ff.    Ebenso  dir  königl.  Bestätigungsurkunde  v. 

i  -.  kug.  1816.  Im  Würteinberg  begründete  die  Landständische  Verfassung  ein 
lormluher  StaatsGriuuh erlrag,  der  Tübinger  Vertrag  von  i5i4-  —  Durch  förm- 
lichen Vertrag  ward  i836  Griechenland^  Unabhängigkeit  und  LYbmonarchie 
begründet.  .1-  L.  Keübsrs  diplömt  Geschichte.  —  Eine  chronologische  Ueber- 
si«  h t  ron  Verfessüngsurkiinden ,  in  Pöditz  Slaatswissenschaflen,  Th.  IV,  S.  110 
—  1 3 1 .  Sammlungen:  (».  P.  v.  Martens  Samml.  dcrwiehtigslen  ReichsGrundgesetze, 
I  rbvereinigungen  etc.  der  europ.  Staaten,  Th.  I.  Gott.  1794-8.  Die  Constitutionen 
der  europäischen  Staaten ,  seit  den  letzten  aö  Jahren.  Leipzig  u.  Altenb.  1817 — 24. 
4  Theile  in  8.  ate  umgearb.  Aufl.,  unter  d.  Titel,  K.  G.  L.  Pölitz,  die  europ. 
\  erfasaungen  seit  dem  J.  1789  bis  auf  die  neueste  Zeit.  Lpz.  3  Bde.  1882— 33.  8. 
Dir  Constitutionen  der  amerikanischen  Staaten.  Leipz.  i83o.  8.  De  la  Croix, 
constijtutions  des  prineipaux  etats  de  l'Europe  etc.  3eme  edit.  Paris.  1793 — 1801. 
rol.  1  -VI.  8.  Gollection  des  eonstitutions',  cliartes  et  lois  fondamentales  des 
penples  de  1'l.nrope  et  des  den*  Ameriques;  par  P.  A.  Dufau,  J.B.  Duvergier 
et  .1.  Gi" An kt.  Paris  i82i  — 1823,  8.  Vcrgl.  auch  das  Werk  von  v.  Aretin  und 
1!ottkck|,  unten  §. 

§.  2. 

JFortsetzun  g. 

Der  Mensch,  ein  sinnliches  Yernunftwesen ,  sucht  in  der  Staatsver- 
bindung  Sicherheit,  für  sich  und  das  Seinige,  im  innern  und  äussern 
Verhältnifs ,  um  seine  höchsten  Zwecke,  seine  nhysische ,  sittliche  und 
geistige  Ausbildung,  desto  ungestörter  verfolgen  zu  können  Doch  ist 
dieses  kein  zureichender  Grund,  die  Staatsverbindungen  als  NaturProdukt , 
als  durch  Naturnotwendigkeit  entstanden,  zu  betrachten  £);  oder  die  Ver- 
träge, durch  welche  sie  entstehen,  als  absolut  notliwendig,  als  hervor- 
gehend, nicht  blofs  aus  Gründen  der  Klugheit  und  der  Sittenlehre ,  sondern 
aus  dem  reinen,  vollständig  entwickelten  Begriff  des  Rechtes  c).  Eben  so 
wenig  hat  die  Staatsverbindung  ihren  unmittelbaren  Entstehungsgrund  in 
dem  Willen  der  Gottheit  d). 

a)  Die  Meta  -  oder  Propolitik  (philosophische  Lrgeschichte  des  Staates)  begründet 
die  moralische  TS othwendigheit  einer  Staatsgesellschaft,  eines  Bürgerthums,  für 
die  Einzelnen,  um  ihren  Menschheitzweck  desto  vollkommener  zu  erreichen. 
Sie  führt  nicht  empirisch*,  auch  nicht  durch  Hypothesen,  in  den  Urständ  des 
^Menschengeschlechtes  zurück.  Ahistoteles,  ethic.  VIII.  c.  2.  Ejusd.  polit.  III.  c.  l\. 
Shcj.özer's  Staatsgelahrtheit,  Th.  I,  S.  10,  29 — 78.  Schwatz  natürliches  Staatsr., 
1 — 54«    K«  D.  Hu  i  kann's  Urgeschichte  des  Staats.  Königsberg  1817.  8. 

I )  Anders:  Plato  de  republiea,  Cicero  de  omeiis,  Rousseau  du  contrat  social, 
liv.  I,  eh.  5  et  6,  Ii v.  III,  ch.  16.  Der  Verfasser  des  Principe  fondamental  du 
droit  des  Souverains  (a  Geneve  1788.  gr.  8.),  T.  I,  p.  i3  et  suiv.  (verglichen  mit 
T.  II,  pl  85,  wo  doch'  ein  QuasiContracl  angenommen  wird).  De  la  Croii, 
Constitution«  des  prineipaux  Etats  de  l'Europe  (3cme  edit.),  T.  I,  p.  123. 
G  Li  v.  Hatxer's  TIaudh.  d.  allgern.  Staatenkunde  (Wintherth.  1808.  8.)  §.  10. 
"Nmi.ir..  der  Staat  aus  dem  Organismus  des  Universums  entwickelt.  Landshujt  1806.8. 
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A.  H.  Müller  von  der  Idee  des  Staats.  Dresden  1809.  4«  Fn.  Anciixob  über  die 
Staats  Wissenschaft  (Berlin  1820.  8J,  S.  i5  ff.  L.  v.  Drescu  offen  tl.  Recht  des 
t.  Bundes,  §.  1.  Hegel's  Naturreclit  (Berl.  1821),  §.  257  f.  Gönner,  Rudhart  u.  A. 
Im  J.  1793  liefs  Schlözer  (allgem.  Staatsr.  I.  3.)  drucken:  »Der  Staat  ist  eine 
Erfindung:  Menschen  machten  sie  zu  ihrem  Wohl,  wie  sie  Brandkassen  etc. 
erfanden.  Aber  uralt  ist  diese  Erfindung,  wir  treffen  sie  schon  beim  allerersten 
Anfang  der  Geschichte  an.  Und  fast  allgemein  ist  sie,  trotz  ihres  natürlichen 
Unangenehmen,  bei  Wilden,  Barbaren  und  cultivirten  Menschen  «. 

c)  Dawider:  Hugo's  Naturrecht,  §.  3i8  ff.  Fries  philosoph.  Rechtslehre,  S.  76  ff. 
Vergl.  auch  W«  J-  Behr's  Verfassung  u.  Verwaltung  des  Staats,  Bd.  I.  Heft  2. 
(18O2)  Num.  I. 

d)  Heftiger  Streit  des  dänischen  Hofpredigers  Masius,  für  originem  majestatis  a 
Deo,  wider  Christian  Thomasius,  am  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts.  Man  siehe 
Schlözer's  Staatsgelahrtheil,  S.  88  ff.  u.  173  ff-  Christian  Thomasius,  nach  seinen 
Schicksalen  und  Schriften,  von  H.  Luden.  Berlin  i8o5.  8.  Wider  jenen  gött- 
lichen Ursprung  streitet  auch:  Origine  et  etendue  de  la  puissance  royale  suivant 
les  livres  saints  et  I'histoire.  Paris  1789  et  1790.  3  vol.  8. 

o. 

Staatsgewalt.  Staatsoberhaupt.  Moralische  Persönlichkeit  des  Staates, 

Staatsgewalt  (Staatshoheit,  höchste  Gewalt,  Souveränetät ,  potestas 
suprema)  heilst  das  Recht,  die  Mittel  zu  dem  Zwech  des  Staates  zu 
wählen  ").  Die  physische  oder  moralische  Person,  welcher  diese  Wahl 
(die  Ausübung  der  Staatsgewalt)  anvertraut  ist,  wird  genannt  das  Staats- 
oberhaupt oder  das  regierende  Subject  (Souverain,  Staatsoberherr, 
Landesfürst,  Regent,  Inhaber  der  Staatsgewalt,  Organ  oder  Depositar  und 
Vollzieher  des  allgemenien  Willens,  Herrscher,  auch  personificirte  Staats- 
gewalt im  engern  Sinn,  princeps,  imperans,  le  souverain).  Er  ist  Reprä- 
sentant des  Staates  nach  Aussen,  Oberhaupt  desselben  im  Innern.  Sein 
Recht  zu  Vertretung  und  Regierung  des  Staates,  ist  ursprünglich  begründet 
durch  Ueberein  kunft,  ausdrückliche  oder  stillschweigende  £).  Der 
Staat  selbst,  ist  zu  betrachten  als  eine  moralisch e  Person,  mit  eigenem 
Verstand  und  Willen,  mit  eigenen  Rechten  und  Pflichten,  zu  Erreichung 
seines  Zweckes;  in  Ansehung  seiner  Dauer,  der  Regel  nach  c)  ohne  Zeit- 
bestimmung. Das  regierende  Subject,  die  Persönlichkeit  des  Oberhauptes 
im  Staat,  mufs  rechtlich,  als  stets  fortdauernd  gedacht  werden,  das  heifst, 
unabhängig  von  dem  W  echsel  der  physischen  oder  moralischen  Personen  d). 

a)  Vergl.  §„  238.  Durch  die  Staatsgewalt  wird  der  allgemeine  Wille  der  Gesell- 
schaft verwirklicht.  Sie  unterscheidet  sich  daher  nicht  nur  von  der  Macht  des 
Staates,  die  in  dem  vereinigten  Willen  und  in  denvereinigten  physischen  Kräften 
der  Bürger  besteht,  sondern  auch  von  den  verschiedenen  Kräften^  die  dem  Staat 
zu  Erreichung  des  gesellschaftlichen  Zweckes  dienen.  Der  Zwang  ist  im  Staat 
nur  des  Rechtes  wegen  da;  er  verhält  sich  zum  Zweck,  wie  das  Mittel. 

6)  Hugo  Grotius  de  J,  B.  et  P.  I.  4.  7.  3.  Püfendorff  de  J.  Pf.  et  G.  Vit.  2.  3.  et  4- 
Ulr.  Ruwer  de  jure  civit.  I.  2.  2.  1.  und  viele  Neuere.    V  ergl.      1  l> ,  u.  2. 

v)  Wesentlich  ist  die  Festsetzung  ewiger  Dauer,   der  juristischen,   in  dem  Begriff 
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.  rs  Staates  nicht,  aber  gewöhnlich  und  heilsam,  und  darum  die  Ewigkeit  de» 
Staatsrereins  tu  vermuthen.  En  solchem  Sinn  ist  die  Staatsverbindung  eine 
societas  immortalis ,  ein  corpus  aeternum.  Givitas  non  moritur. 
Der  Staat,  ein  Subject  von  Rechten  und  Pflichten,  spricht  und  handelt,  durch 
jeden  rechtmäßigen  Regenten.  Le  Roi  ne  meurt  pas.  H.  Koehleb,  juris  socialis 
[entium  ad  jus  naturae  revocati  speeimina  VII  (Franoof.  1738.  8.),  Spec.  I. 
p.  5.  Luchindiesem  Sinn  besteht  die  in  voriger  Note  erwähnte  juridische 
I  vrighcil  des  Staates.  Vergl.  §,  a52  u.  242,  V.  —  Als  in  Brasilien  Don  Pedro  I. 
.im  7,  \  pril  i83i  der  Regierung  entsagt  hatte,  ward  dessen  sechsthalbjähriger  Sohn, 
l»t»n  Pedro  II.  als  constitutionneller  Kaiser  prodamirt,  um  «als  Symbol  des 
Staats  Vereins  und  der  Integrität  des  Reichs  zu  dienen. v 

§•  4. 

Unterthanenschaft.    Gehorsam.     Bürgerliche  Freiheit.  Unterthanen. 
Natur  der  Hechte  des  regierenden  und  des  untergeordneten  Sub jedes. 
Gr  und  Verfassung.    Staatswohl.    Politische  Freiheit. 

I)  Der  moralischen  Persönlichkeit  der  Majestät  gegenüber,  steht  die- 
jenige der  Untert lianschaft.  II)  Durch  ihre  Unterwerfung  unter  die 
Staatsgewalt,  haben  alle  Staatsgenossen  ihre  Privatzwecke  dem  Staatszweck 
untergeordnet.  III)  Nur  für  den  Zweck  des  Staates,  ist  der  Staatsbürger 
Staatsgenofs,  civis,  Citoyen)  Unter than;  nur  für  ihn,  kann  er  von  der 
Staatsregierung  bestimmt  werden.  Daher  ist  er  dieser  verpflichtet  nur  zu 
staatsbürgerlichem  oder  verfassungsmäsigem  Gehorsam  (§.  5 
u  365),  und  es  bleibt  ihm  auch  in  der  Staats  Verbindung  ein  bestimmtes 
Maas  von  Freiheit,  die  bürgerliche  diese  von  geringerem  Umfang 
als  die  natürliche.  Unterthanen  heissen  demnach  die,  welche,  unter 
der  Bedingung  rechtgema'ser  Regierung,  dem  regierenden  Subject  zu  staats- 
bürgerlichem Gehorsam  verpflichtet  sind.  IV)  Ueber  sich,  sieht  der 
Staatsbürger  nur  das  Staatsoberhaupt;  neben  sich,  nur  Genossen;  alie- 
sammt  unter  sich  und  mit  jenem  vereinigt,  nur  für  den  Staatszweck. 
Demnach  besteht,  für  alle  Staatsgenossen,  Gleichheit  der  staatsbürgerli- 
chen Rechte  und  Pflichten  (§♦  259).  V)  Die  Rechte  des  regieren- 
den und  des  untergeordneten  Subjectes  in  dem  Staat,  sind  wechsel- 
seitig und  vollkommen.  Beide  erstrecken  sich  weiter  nicht,  als  die 
Pflicht  zu  Erreichung  des  Staatszweckes,  durch  gerechte  Mittel,  sowohl 
in  dem  Innern  6),  als  auch  ausserhalb  des  Staatsgebietes  (§.  55o). 
\  Ij  Der  Inbegriff  von  Bestimmungen  über  das  Rechtsverhältnifs  zwischen 
dem  regierendeu  und  dem  untergeordneten  Subject,  heiPst  die  Grund- 
verfassung (Constitution)  des  Staates  (§.  5  u.  98).  Durch  sie  wird 
nicht  nur  das  Recht  zu  Ausübung  der  Staatsgewalt  festgesetzt,  sondern 
auch  der  Umfang  und  die  Art  derselben.  Durch  einen  categorischen  Impe- 
rativ verpflichtet  die  Vernunft,  nach  einem  Zustand  der  Uebereinstimmung 
der  Verfassung  mit  Rechtsgrundsätzen  zu  streben,  in  welchem  das  Staats- 
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wohl  oder  Heil  des  Staates  (salus  reip.)  besteht  c).  VIF)  Ist  darin  dem 
Volk  ein  Recht  bedungen,  für  Ausübung  gewisser  Theile  der  Staatsgewalt 
auf  bestimmte  Weise  durch  Stellvertreter  mitzuwirken,  so  ist  die  Grund- 
Verfassung  eine  stellvertretende  oder  repräsentative  und  es  wird 
durch  solches  Recht  die  politische  Freiheit  des  Volkes  bezeichnet.  ') 

a)  Einige  Staatsangelegenheiten  von  A.  L.  Jacobi,  S.  35.  T.  Schmalz  über  bürger- 
liche Freiheit.  Halle  i8o/|.  8.  Dav.  Hltce  von  bürgerlicher  Freiheit,  in  dessen 
angef.  politischen  Versuchen,  S.  289 — 237.  Vergl.  §.  267  u.  55i. 

b)  Ein  Staat  ist  weder  Kerker- ,  noch  Speculations  -  oder  Finanzanstalt.  Schädlich- 
keit der  Staatskünsteleien  und  des  Vielregierens.  Vortheil  derjenigen  Staaten, 
wo  das  Parum'  regere  gilt,  und  wo  oft  die  höchste  Weisheit  in  Nichtthun 
besteht.  Vergl.  des  Grafen  Jos.  Nik.  v.  Windischgrätz  Betrachtungen  über 
verschiedene  Gegenstände  (Nürnb.  1787.  8.),  S.  4?-  ff-  Liberalität,  Gutherzigkeit, 
Humanität  u.  Popularität  der  Regierung.  Mittelweg  zwischen  Verbesserungssucht 
u.  ReformationsAntipathie,  zwischen  Lichtschwärmerei  u.  Verfinsterungssucht 
oder  Obscurantismus.  —  Gemäfs  der  für  die  Freiheit  streitenden  Rechtsver- 
muthung,  wird  in  England  «nicht  die  Macht  der  Regierung,  sondern  die  Freiheit 
der  Unterthanen  als  unbeschränkt  angenommen.»  Dr.  Colme,  die  Verfassung 
von  England  ,  Buch  II,  Cap.  17,  Abschnitt  2,  S.  412  der  teutschen  Uebersetzung, 
Altona  1819,  S-  412. 

cj  Kant's  Rechtslehre,  §.  49- 

d)  J.  C.  Frhr  v.  Aretin's  Staatsrecht  der  conslitutionnellen  Monarchie.  Altenb. 
Bd.  L  1824.  Nach  des  Verf.  Tod  fortgesetzt  von  R.  von  Rotteck.  Bd.  II,  Abth.  1. 
1827.  Abth.  2.  1828-  gr.  8. 

e)  v.  Aretin  a.  a.  O.,  Bd.  II,  Abth.  I,  S.  1 — 5.  F.  Battiscw  (Prof.  Hegewisch) 
politische  Freiheit.  Leipz.  i832.  8.  —  Von  der  politischen  Freiheit  des  Volkes, 
im  Verhältnifs  zu  dem  regierenden  Suhject  (§.  279,  297,  2j6),  unterscheidet 
sich  die  politische  Freiheit  des  Staates,  im  Verhältnifs  zu  andern  Staaten.  — 
Nach  derselben  Verschiedenheit,  theilen  sich  die  politischen  Rechte  in  innere  und 
äussere.  Jene  gehören  dem  Staatsrecht  an,  diese  dem  Völkerrecht.  Zu  dein 
Genufs  der  bürgerlichen  Freiheit,  sind  alle  Staatsgenossen,  zu  Ausübung  der 
aus  der  politischen  Freiheit  des  Volkes  entspringenden  Rechte,  sind  nur  die  im 
Besitz  staatsbürgerlicher  Selbstständigkeit  sich  befindenden  Staatsgenossen,  die 
ActivBürger  (§.  259),  unmittelbar  berechtigt,  denen  in  so  weit,  ausser  den 
bürgerlichen,  auch  politische  Rechte  zustehen.  Rant,s  Rechtslchre^  46- 
Dagegen  vergl.  C  L.  v;  H  aller  a.  (§.  3,  b)  a.  O. ,  S.  29.  f. 


Oeff entliches  Recht,  entweder  Völkerrecht  oder  Staatsrecht- 

1)  Unter  öffentlichem  Recht  (jus  publicum,  droit  public,  droit 
politique),  auch  Staatsrecht  im  weitern  Sinn  genannt,  versteht  man  den 
labegriff  aller  vollkommenen  Rechte  der  Staaten,  So  fern  diese  Rechte  O 
blofs  auf  das  Verhäituiss  eines  Staates  zu  andern  unabhängigen  Staaten 
oder  Staaten  vereinen  sich  beziehen,  bilden  sie  zusammen  das  äussere 
öffentliche  Recht  oder  das  Völkerrecht  (§♦  8).  Dagegen  heifst  2)  der 
Inbegriff  der  wechselseitigen,  vollkommenen  Rechte  des  regierenden  und 
des  untergeordneten  Subjectcs  in  dem  Staat,    inneres  öffentliches  Recht 
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oilcr  Staatsrecht  in  dem  engem  oder  eigentlichen  Sinn;  und  zwar,  so 
weh  M  aus  der  Natur  der  Staatsgesenschaft  fliefst,  und  daher  Gegenstand 
nur  der  N  ernunfterltenntnifs  ist ,  allgemeines  oder  natürliches  Sta a t s- 
reelit  «_")  (jus  pul)l.  uni\ersale  s.  naturale},  in  dem  Gegensatz  des  posi- 
tiven.  II)  Das  Staatsrecht  im  engern  oder  eigentlichen  Sinn, 
beschäftigt  sich  theils  mit  der  Grundverfassung  des  Staates,  theils  mit  der 
Staatsverwaltung  (§.  9U).  Dalier  dessen  Eintheüung,  in  Verfassungs- 
rechl  und  \  erwalt ungsrecht  III}  Jede  Staatsgewalt  hat  Grenzen, 
entweder  uatürliche  oder  positive  (urkundliche,  verfassungsmäfsige) ,  oder 
von  beiden  Arten.  Daher  mufs  in  jedem  Staat  ein  Staatsrecht  bestehen, 
und  diesein  ein  (. staaKsgefahrlicher}  blinder  oder  blofs  leidender 
Gehorsam  (mönchische  obedientia  mere  passiva,  der  Gegensatz  von  ver- 
ständig prüfendem,  von  obeissance  raisonnee)  fremd  seyn  0*  Vertrag- 
mäßig  Kann  noch  ausdrücklich  das  Recht  des  Volkes  festgesetzt  seyn, 
über  sein  Interesse  bei  der  Verfassung  und  Verwaltung  des  Staates,  auf 
bestimmte  Art  selbst  zu  wachen  (§.  279  fiV). 

Lehr-  und  Handbücher,  von  Burla  itaqut,  Scheidemaivtel,  Lampredi,  Schlözer, 

HZYDEHBEICH,  SCHMALZ,  Ho } TB  AU  ER ,   V.  EGGERS,  M.  C  J.  MlCHAELIS,   V.   HaLLER  , 

Behr,  Leisler,  S.  Jordan,  J.  G.  Ratze,  K.  v.  Rottecr  u.  A.  Escher  über  die 
Philosophie  des  Staatsr.  Zürich  1821.  8.  Pütter's  Literatur  des  teutscli.  Staatsr. 
II.  3-2.  38 1-  Klüber's  neue  Literatur  des  teutscli.  Staatsr.  §.  663.  678. 
b)  Constitutions  -  und  AdniinistrationsRecht  Vergl.  §,  98.  —  Einige  begreifen  auch 
das  gesammte  Völkerrecht  eines  bestimmten  Staates,  unter  dem  Staatsrecht. 
Diese  (heilen  daher  das  Staatsrecht  in  inneres  oder  inländisches  £internum)  und 
äusseres  oder  auswärtiges  (  externum).  —  Auch  hat  man  (nicht  empfehlungs- 
vrerthe)  Beispiele  von  Abtheilung  des  Staatsrechtes,  in  weltliches  und  geistliches 
oder  RirchenStaalsrecht. 

e)  Vergl.  §•  4  u-  550.  Auch  eine  positiv  unbeschränkte  Regierungsgewalt  ist, 
ihrer  Natur  nach,  keine  despotische.  Fürst  Metternich,  in  Klüber's  Acten  des 
wiener  Congresses,  Bd.  II,  S.  109.  Graf  Münster  und  Fürst  Hardenberg,  eben- 
das.  Bd.  I,  Heft  1,  S.  68.  ff.  Bd.  II,  S.  107  f.  —  Also  nicht  blofs  Rechte, 
sondern  auch  Zwangverbindlielikeiten ,  müssen  jedem  Staatsoberherrn  zukommen; 
wiewohl  das  Zwangrecht  des  Volkes,  in  einzelnen  Fällen  ,  durch  innere  Pflicht, 
durch  Gründe  der  Sittenlehre  und  Klugheit,  beschränkt  oder  gemildert  seyn 
kann,  insbesondere  wenn  zwischen  vorübergehender  Tyrannei  und  wahrschein- 
licher Anarchie  oder  Pöbelhcrrschaft  zu  wählen  ist.  Vergl.  Dav.  Hubie  vom 
blinden  Gehorsam,  in  seinen  Essays  and  Treatises ,  1742 ,  jetzt  in  dessen  poli- 
tischen Versuchen,  aus  dem  Engl.  (Königsb.  1800.  8.)  S.  263 — 3o4-  Schröder 
elem.  juris  nat.,  socialis  et  gent.  §.  1026.  sqq.  Kant's  metaphys.  Anfangsg.  der 
Rechtslehre,  §.  49,  S.  171  u.  176.  Bossuet  einquieme  avertissement  aux  Pro- 
testans,  §.  32.  Aätimacchiavell,  oder  über  die  Grenzen  des  bürgerlichen  Gehor- 
sams. Halle  1794.  2.  Aufl.  von  C.  H.  Jarob  1796.  8.  P.  J.  A.  Feuerbach's 
Antiliobbes,  oder  über  die  Grenzen  der  höchsten  Gewalt  und  das  Zwangsrecht  der 
Lnterthancn  gegen  den  Oberherrn.  Erf.  I798  u.  i8o3.  8.  lieber  Volksgehorsam ; 
in  L.  Gervais  kleinen  Mittheilungen  aus  d.  staatswissensch.  Gebiete,  Tb.  II  (Leipz. 
1822.  8.),  S.  141  — 161.  Verworfen  ward  die  Lehre  vom  blinden  oder  blofs  lei- 
denden Gehorsam,  von  den  evangelischen  Rurfürsten,  Fürsten  und  Ständen, 
in  ihrem  auf  dem  Reichstag  zu  Augsburg  i53o  übergebenen  Glaubensbekenntnifs. 
Art.  16.  am  Schluss,  und  Art.  28.    Dagegen  s.  man  Schmalz  teutsches  Staatsr. 
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(Berlin  i825),  §.  i3.  —  Die  Staatsgewalt,  das  imperium  civile ,  ist  nicht  zu  ver- 
wechseln mit  der  Herren gewalt,  dem  imperium  vel  dominium  herile.  J.Nic.Hertii 
diss.  oben  §.  1.  not.  b  cit.,  §.  4«  Ebetidess.  elem.  prudentiae  civilis  (Francof.  1703. 
8.)  P.  I.  p.  93.  212.  P.  II.  p.  177.    Majer's  Autonomie  (Tüb.  1782),  S.  188. 

§•  6. 

Forin  des  Teutschen  Bundes  und  der  bundesverwandten 
SouverainStaaten* 

13  Mit  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung  erlosch  die  Reichs 
Staatsgewalt  (Kaiser  und  Reich};  es  bildete  sich  sofort,  für  einen  grossen 
Theil  Teutschlands,  ein  StaatenSystem  CSystema  civitatum  foederatarum  s. 
achaicarum),  der  rheinische  Bund.  Nach  dessen  Fall  und  Vorbild, 
entstand  für  fast  alle  a~)  ehehin  zu  dem  teutschen  Reich  gehörigen  Länder, 
der  Teutsche  Bund.  Dieser  ist  hein  Bundesstaat  kein  mit  Staats- 
gewalt versehenes  Subject,  auch,  in  seiner  Gesammtheit,  kein  Rechtsnach- 
folger oder  Stellvertreter  des  früher  schon  erloschenen  teutschen  Reichs  <Q, 
noch  des  vor  seiner  Stiftung  schon  aufgelösten  rheinischen  Bundes  (§,  33, 
34  u.  47}?  er  ist  ein  völkerrechtlicher  Verein  der  teutschen  souverainen 
Fürsten  und  freien  Städte  (§.  (104).  Ungeachtet  der  Einheit  dieses 
Staatenbundes,  und  des  gemeinschaftlichen  Bandes,  welches  die 
einzelnen,  verbündeten  Staaten  vereinigt,  sind  doch  IQ  diese  unter 
sich  getrennt,  selbstständig  und  unabhängig.  Jeder  von  ihnen  ist  in  dem 
Besitz  der  S  ouv  er  a  ine  tat  oder  unabhängigen  Staatsgewalt  Diese 
teutschen  bundesverwandten  Staaten  oder  so  genannten  Bundesstaaten,  sind 
iheils  monarchisch,  theils  republikanisch  gebildet.  Die  monar- 
chischen sind  Erbstaaten. 

a)  Teutsche  Bundes  Acte,  Art.  I.  Klüber's  Staatsarchiv  des  t.  Bundes,  Bd.  I,  S.  11 3. 
Ebendess.  Abhandlungen  und  Beobachtungen,  Bei.  I,  S.  2i3.  —  Sogar  Schlesien 
kam  zu  dem  Bund  (§.  87);  dessen  fortwährende  Real  Verbindung  mit  dem 
teutschen  Reich  bald  geläugnet,  bald  bezweifelt  ward,  wiewohl  mit  Unrecht. 
(Rlüber's)  Geschichte  u-  Rechts verhältnifs  der  Schlesischen  Staatsobligationen 
aus  den  J.  1734  bis  2737  (Frankf.  1827.  8.),  §.  2Q-35. 

b)  Wiener  SchlussActe  von  1820,  Art.  1  u.  2.  Rlüber's  Uebersicht  der  diplomat. 
Verhandlungen  des  wiener  Congresses,  S.  123  ff.  191  f. 

c)  Vergl.  §.  52,  233  b  u.e,  238.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1823,  §.  180;  von  1824,  §..jo.  — 
Daher  haftet  der  Teutsche  Bund  nicht  für  Verpflichtungen  des  teutschen  Reichs- 
Aber  Correal  Verpflichtungen  der  einzelnen  Bundesglieder,  die  ihnen  als  vormaligen 
Theil  habern  der  Reichshoheit  (Reichs-  und  Rreisständcn)  und  reichsunmittclbaren 
Landesherren,  oder  als  Rechtsnachfolgern  von  solchen  (z.  B.  von  jetzigen  Standes- 
herren), gegen  Dritte  obliegen,  sind,  vermöge  der  immerwährenden  und  dinglichen 
Natur  der  Staatsverpflichlungcn,  durch  den  Fall  der  Reichsverbindung  weder 
verändert  noch  aufgehoben;  das  Reich  und  die  Reichskreise  waren  Aggregate 
von  noch  jetzt  bestehenden  Staaten.  Beispiele,  namentlich  in  Hinsicht  auf 
die  Schulden  der  ReichsOperationsknsse,  unten,  §.  233,  b.  —  Ist  durch  Auf- 
lösung der  Reichsritter  schaß  die  Verpflichtung  zu  Bezahlung  der  Schulden  vor- 
maliger RitterCantone  verschwunden?    oder  ist  sie  auf  die  Regierungen,  auf 
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icd«  rerhJütnifsmaaig,  Übergegangen,  welchen  die  Staatshoheit  über  die  dinglich 
Mhluagspflicntigen  roichsritterschaftlichen  Bezirke  zugefallen  ist?  Das  Leute 
bi  jaht  selbst  die  IVa\is. 
1}  Darum  können  die  Bundesstaaten  tu  den  abhängigen  und  halb söuverainen  Staaten 
(etat!  mi  lourerains,  nicht  gerechnet  werden.  Klüber,  droit  des  gens  moderne 
dt  l'Europe,  §,  iA  et  33. 

§•  7. 

Teutsehes  öffentliches  Recht,  und  dessen  Abtheilung. 

Ris  te  Uta  che  öffentliche  Recht  überhaupt,  ist  ein  Inbegriff 
der  wechselseitigen*  vollkommenen  Rechte,  nicht  nur  der  Mitglieder  des 
deutschen  Bundes  unter  sich,  sondern  auch  der  regierenden  und  der 
untergeordneten  Subjecte  in  den  souveränen  Bundesstaaten,  nebst  gewissen 
rollkommenen  Rechten  gegen  auswärtige  Staaten.  So  fern  es  i)  sich 
beschränkt  auf  das  öffentliche  Rechtsverhältnifs  der  Bundesgenossen,  als 
.solcher,  unter  sich,  heifst  es  Bundesrecht  «);  2)  Staatsrecht  der 
söuverainen  Bundesstaaten  hingegen,  so  weit  die  wechselseitigen, 
vollkommenen  Rechte  der  regierenden  und  der  untergeordneten  Subjecte 
in  den  bundes verwandten  SouverainStaaten,  sein  Gegenstand  sind.  Dieses 
kann  sich  entweder  auf  die  Bundesstaaten  überhaupt  beziehen  (gemeines, 
commune)*  oder  nur  auf  einen  e  inze In  en  derselben  beschränken  (beson- 
deres, speciale). 

aj  Das  Hundesrecht ,  kann  als  Völkerrecht  betrachtet  werden  (§.  9.  IV.),  wegen  der 
Unabhängigkeit  der  in  dem  Bunde  vereinigten  Staaten. 

§•  8. 

Unterschied  des  Staatsrechtes, 

/)   Von   dem  Völkerrecht. 

Das  Staatsrecht  in  dem  engern  Sinn  (§.  5),  gehört  in  das  Gebiet  der 
Staatswissenschaflen  °).  Es  ist  wesentlich  unterschieden  von  dem  Völker- 
recht. Betrachtet  man  mehrere  unabhängige  Staaten  nach  ihrem  gegen- 
seitigen Verhältnifs,  so  führen  sie  den  Namen  freier  Völker;  sie  werden 
als  moralische  Personen  angesehen,  die  unter  sich  den  Stand  natürlicher 
Freiheit  und  Gleichheit  anerhennen  müssen.  Der  Inbegriff  ihrer  wechsel- 
seitigen, vollkommenen  Rechte,  heifst  Völkerrecht  £)$  und  zwar 
I)  so  weit  jene  Rechte  aus  der  Natur  ihrer  gegenseitigen  Verhältnisse 
Qiessen,    natürliches  oder  allgemeines    (juS   gentium  universale); 

11  J  so  fern  solche  auf  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Ueb er einhunft 
sich  gründen,  positives  Cjus  gentium  positivum,  jus  foederum);  und 
III)  wenn  dieses  auf  Europa  sich  beschränkt,  positives  (auch  practi- 
sches)  europäisches  Völkerrecht  0  (jus  gentium  europaeannn 
positivum  s.  practicum). 
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<?)  Das  Gebiet  der  Staatswissenschaften  umfafst  folgende  Wissenschaften.  I)  Rechts- 
wissenschaften'. A)  allgemeine:  allgemeines  1)  Staats-,  2)  Völker-  und  3)  Privat- 
recht; B)  positive:  positives  1)  Staatsrecht  (sowohl  Verfassungs -,  als  auch 
Verwaltungsrecht,  zu  welchem  letzten  auch  die  finanzielle  und  ökonomische 
Gesetzgebung  gerechnet  werden  kann),  2)  Völkerrecht,  3)  Privatrecht.  II)  Politik: 
1)  äussere  j  2)  innere,  a)  der  Verfassung,  b)  der  Gesetzgebung,  der  bürgerlichen, 
peinlichen,  finanziellen  und  ökonomischen,  c)  der  Verwaltung.  G.  G.  Streltn's 
Geschichte  u.  Literatur  der  Staatswissenschaften.  Erl.  1827.  8.  —  Verwandte  und 
Hilfswissenschaften  der  StW.,  unten  §.  12.  u.  f.  1 

b)  Das  obligatorische  Verhältnifs  zwischen  einem  Staat,  als  solchem,  und  einzelnen 
Menschen,  die  nicht  seine  Unterthancn  sind,  ausser  demselben,  als  solchen, 
gehört  zu  dem  Privatrecht.  Einige  rechnen  dasselbe  zu  dem  Völkerrecht.  Man 
s.  aber  v.  Ompteda  a.  a.  O.  I.  6  u.  7,  Note  b.  —  Auch  der  Rechtszustand 
zwischen  dem  Staat  und  einzelnen  Unterthanen  desselben,  gehört,  soweit  er  auf 
Privatverhältnisse,  z.B.  auf  Privat  vertrage,  sich  bezieht,  zu  dem  Privatrecht. 
Klüber,  droit  des  gens  moderne  de  TEurope,  §.  i4i  c,  und  §.  259  a. 

c)  Lehr-  und  Handbücher  von  Vattel,  Burlamaoui,  Moser,  Günther,  Nevrojt, 
v.  Martens  ,  Saalfeld,  Klüber.  — -  D.  H.  L.  v.  Ömpteda's  Literatur  des  Völker- 
rechtes. Th.  I  u.  II.  Regensb.  1784  u.  1785.  8.  Pütter's  Lit.  III.  38 1.  Klüber» 
Lit.  §.  673  ff.  —  Das  natürliche  Völkerrecht  nennen  Einige  Privat  Völkerrecht. 
Cromb's  u.  Jaup's  Germanien,  Bd.  II  (Giessen  1809),  S.  23 1  f. 

§.  9. 

Insbesondere  des  Teutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten. 

IV)  Das  Völkerrecht  des  Teutschen  Bundes  ")  begreift  in 
sich,  die  wechselseitigen  vollkommenen  Rechte,  1  )  theils  der  Souverain- 
Staaten  des  Bundes  unter  sich,  nach  ihrem  Bundesverhältnifs  (Buudes- 
recht,  im  engern  Sinn,  oben  §.  7,  Note  a),  2)  theils  des  Bundes,  in 
seiner  Gesammtheit,  gegen  fremde  Staaten  und  StaatenSysteme.  V)  Das 
Völkerrecht  der  teutschen  Bundesstaaten  begreift  unter  sich,  ihr 
völkerrechtliches  Yerhältnifs ,  1)  theils  zu  -dem  Bund,  2)  theils  zu  andern, 
sowohl  teutschen  Bundesstaaten ,  als  auch  fremden  Staaten  und  Staaten 
Systemen  &),  und  zwar  zu  beiden  in  anderer  als  teutscher  bundesrechtlicher 
Beziehung.  VI)  Die  fortdauernden  Rechte  eines  Staates  gegen  den  andern 
verdienen  im  Staatsrecht  nur  so  weit  Erwähnung,  als  sie  auf  die 
innern  Staatsverhältnisse  bedeutenden  Einftufs  haben  <Q« 

a)  In  einem  StaatenSystcm  kommt  in  Betracht,  die  völkerrechtliche  Beziehung,  1)  des 
Staatenbundes,  und  zwar  sowohl  gegen  die  Bundesstaaten,  als  auch  gegen  fremd» 
Staaten  und  StaatenSysteme  ;  2)  der  einzelnen  Bundesstaaten,  und  zwar  a)  zu  dem 
Bund,  b)  unter  sich,  ausserhalb  der  Bundesverhältnisse,  c)  gegen  fremde  (zu 
diesem  Bunde  nicht  gehörende)  Staaten  und  StaatenSysteme. 

b)  Moser  würde  das  erste  nachbarliches  Völkerrecht  (vicinum) ,  das  andere  aus- 
wärtiges im  engern  Sinn  (externum  in  speeie)  genannt  haben.  —  J.  J.  Moser' s 
teutsch.  auswärtiges  Staatsr.  Frankf.  1772.  4.  Zusätze  hiezu,  in  ebendef«. 
Abhandlungen  verschied.  Rechtsmaterien,  St.  XIV,  S.  3?,3  ff.  Ebendess,  tcutsches 
nachbarliches  Staatsrecht.  Frankfurt  1774«  4-  C.  II  v.  Römer's  Völkerrecht  der 
Teutschen.  Halle  1790.  8.. 


Einleitung,  !.  Cap.  BegKffe,  Afotheilungen, 

/  l>.  Schute Lehn-  und  Ulians Verhältnisse,  Garantie  der  politischen  Selb&t 
it&ndigMtit,  des  Staatsgebietes,  «Um-  Verfassung,  u.  d, 

§.  10. 

s)  Von  dem  Privatrecht. 

l)  Der  Unterschied  zwischen  dem  Staatsrecht  und  dem  Privatreclit 
als  einem  Inbegriff  der  wechselseitigen  vollkommenen  Rechte  der  Einzelnen 
i  ausser  dem  regierenden  Subject,'  als  solchem),  ist  objectiv  und  wesent- 
lich.  11)  Da  aber  Ules,  was  das  gesammte  Yolk,  oder  dessen  Repräsen- 
tanten, als  solche,  immittelbar  angeht,  öffentliche  oder  Staatsan- 
gelegenheil  i>t  und  hiebei  auch  Einzelne  ein  unmittelbares  Interesse 
haben  können;  so  kann  dieselbe  Sache,  in  verschiedener  Hinsicht ,  Staats- 
imd  Privatangelegenheit  seyn  cy  \U)  Auch  Angelegenheiten  der 
einzelnen  Staatsbürger,  mit  Auswärtigen,  sind  Privatsachen. 
I\  1  s"  wie  auch  ausser  dem  Staat  ein  Privatrecht  (das  allgemeine  <*) 
Prirat  -  oder  bürgerliche  Recht)  denkbar  ist,  eben  so  ist  in  dem 
Staat  ein  positives  Privatreclit  nicht  nothwendig,  aber  gewöhnlich. 
V)  Das  öffentliche  Recht  beherrscht  das  Privatrecht  «);  das  heifst,  im 
Collisionsfall  geht  jenes  diesem  vor»  So  kann  die  gesetzgebende  und  die 
richterliche  Gewalt  gehemmt  seyn  durch  Rechte,  welche  ihren  Grund 
haben  in  Staats  vertragen ,  in  Staats-Grundyerträgen  oder  andern  (§.  55). 

I  i  Pi  a  m  s.  in  L.  i.  §.  2  D.  de  justitia  et  jure.  Pütter's  Lit.  II.  373.  G.  H.  von 
Berg's  Abhandlungen  zur  Erläuterung  d.  rhein.  BundesActe,  Th.  I,  §.  111 — 114, 
S.  2-1  ff. 

b)  Was  auf  den  öffentlichen,  innern  oder  äussern,  Rechtszustand  sich  bezieht,  ist 
öffentliche  Sache  (causa  publica).  Was  das  Mein  und  Dein  Einzelner  unmittelbar 
angeht ,  ist  Privatsache  (causa  privata). 

r)  So  der  Streit  über  eine  Staatsgrenze,  die  zugleich  Privateigenthum  scheidet. 

d] ,  Bearbeitet  v.  Heidisger  (1697),  Gribner,  Hufeland,  Tafinger,  v.  Eggers  U.A., 

in  ihren  Lehrbüchern  des  Naturrechtes.  C.  F.  G.  Merrel's  Theorie  des  allgem. 
Privatr.  Leipz.  i8o3.  8.  Fr.  v.  Zeiller's  natürl.  Privatr.  Wien  i8o3.  gr.  8. 
C.  L  .  D.  v.  Eggers  natürl.  Privatrecht,  nach  d.  Lehrbuch  des  Hofr.  v.  Zeiller. 
Wien  1 81  -.  8.  K.  S.  Zachariae  philosoph.  Privatr.  Lpz.  1804.  8.  K.  v.  Rottecr's 
Lohrb.  des  natürl.  Privatr.  Stuttg.  1829.  8.  —  Dawider  s.  K.  H.  Heydenreich's 
Original-Ideen  über  die  kritische  Philosophie  (1793.  8.)  Num.  3,  S.  166  ff.,  welcher 
das  Daseyn  eines  allgemeinen  Privatrechtes ,  als  eines  besondern  Theils  des  Natur- 
rechtes,  bestreitet.  Desgl.  Achenwall.  Auch  Schaumann  in  s.  wissenschaftl. 
Naturr.    (1792.  8  )  S.  344;  u-  Schmalz  in  s.  natürl.  Staatsr.,  §.  189. 

e)  F.  A.  Schmelzer,  das  Verhältnifs  auswärtiger  Kammergüter  deutscher  Staaten 
und  das  Familienrecht  deutscher  Regentenhäuser  zu  bürgerl,  Gesetzen  (Halle 
1819.  4  ),  S.  86. 

§.  Ii. 

Und  Pr  ivatFürstenrecht, 

Eine  Art  des  Privatrechtes  ist  das  so  genannte  Pri  vat  Fürsten  - 
recht  oder  Privatrecht  der  Erlauchten  (jus  privatum  illustrium  s.  prin- 
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cipum,  jurisprudentia  heroica),  dem  in  Teutschland  wissenschaftliche 
Pflege  zu  Theil  geworden  ist  ")•  I)  Nur  in  monarchisch  geformten 
Staaten  kann  ein  solches  vorkommen.  II)  Es  ist  beschränkt  auf  innere 
FamilienPrivatangelegenheiten  &)  der  Regentenhäuser»  III)  Es  gibt  sogar , 
allgemeine  FamilienObservanzen  der  christlichen  Regentenhäuser  in  Europa. 
IV)  Besondere  Priyatrechte  solcher  Art  findet  man  in  Familien  der 
souyerainen  Fürsten  des  Teut sehen  Bundes  (]§.  75);  V)  in 
gewisser  Art  auch  noch  in  Familien  von  Standesherr en  d)  im  Sinn  der 
BundesActe.  VI)  Selbst  dann,  wenn  Gegenstände  nur  des  PrivatFürsten- 
rechtes  in  Staatsgrandgesetzen  bestimmt  wären,  würden  sie  darum  nicht 
aufhören  Privatrecht  zu  seyn  <Q. 

a)  Werke  von  Struv,  v.  Nechvtann,  Moser,  Pütter,  v.  Selchow,  Majer.  —  Pütter's 
Lit.  III.  739.  Klü'ber's  Lit.  §.  iÖ20  ff.  • —  Von  dem  Daseyn  und  der  Gültigkeit 
des  t.  PrivatFürstenreclites  s.  Pütter's  Beiträge  zum  t.  Staats  -  und  Fürsten- 
recht, Th.  II,  S.  110  ff.  Ebendess.  Erörterungen  des  t.  Staats  -  u.  Fürstenrechts, 
Heft  II,  S.  i3i  ff.  —  Von  seiner  Begründung  s.  Klüber1s  Abhandlungen,  Bd.  I, 
S.  84  ff. 

b)  Beispiele  :  Festsetzung  eines  bestimmten  Familieneigenthums,  Unveräusserlich- 
keit, Verwaltungsart  und  Genussverhältniss  desselben,  Nach  -  und  Erbfolge 
darin,  insbesondere  SuccessionsFähigkeit,  und  SuccessionsOrdnung ,  eheliches 
Verhältniss,  elterliche  Gewalt,  persönliche  Verhältnisse  der  Nutzniesser,  Gross- 
jährigkeit  in  dem  Familicnverhältniss ,  Vormundschaft,  Adoption,  Paragium 
und  Apanage  oder  Deputat  der  Nachgebohrnen,  Unterhalt,  Abfindung,  Aus- 
stattung und  Renimication  der  Töchter,  Heirathsgut,  Witthum. 

c)  Die  besondern  Privatrechte  der  Familien  der  souverainen  Bunclesfürsten  sind  seit 
der  Auflösung  der  Reichsverbindung  zum  Theil  neu  bestimmt,  bald  durch  Haus- 
oder Familiengesetze  und  Verträge,  bald  durch  StaatsGrundgesetze  (§.  75); 
zum  Theil  bedürfen  sie  einer  sorgfältigen  Revision.  E.  A.  Haus  über  die  Wir- 
kungen der  Auflösung  der  teutschen  Reichsverfassung  und  der  rhein.  Bundes- 
verfassung auf  das  teutsche  Privatfürstenrecht;  in  Winropp's  Rhein.  Bund, 
Heft  XXVIII,  S.  70.  K.  S.  Zachariae,  das  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten, 
erläutert  in  einer  Reihe  von  Abhandl.,  Num.  VI.  —  In  den  bundesfürstlichen 
Häusern,  wie  auch  in  dfcn  besondern  Rechten  der  standesherrlichen  Familien, 
hat  durch  Auflösung  der  Reichsverbindung  und  durch  neue  Staatseinrichtung 
Manches  seinen  verbindenden  Grund  verloren,  und  Anderes  ist  neu  hinzuge- 
kommen.  Vergl.  G.  H.  v.  Berg's  Abhandlungen  zu  Erläut.  der  rhein,  Bundes- 
Acte, Th.  I,  S.  2?.6  ff.  F.  A.  Schmelzer  a.  a.  O.  S.  68  ff.  Lud.  Pernicis  pr. 
observationes  de  prineipum  comitumque  imperii  germ.  inde  ab  a.  1806  subjec- 
torum  juris  privati  mutata  ratione  (Hai.  1827,  40  ■>  p-  5  sqq.  —  Auch  für 
FamilienStrciligkeiten  souverainer  Bundesfürsten  und  ihrer  Familienglieder 
erkennt  die  wiener  SchlussActe  von  1820,  Art.  23,  die  fortwährende  Gültigkeit 
von  den  ehemaligen  Reichsgerichten  subsidiarisch  befolgter  Rechtsnormen.  Von 
Anwendung  des  römischen  Rechtes  s.  unten  §.  73,  a. 

d)  Die  besondern  Privatrechte  der  standesherrlichen  Familien,  so  weit  sie  nach  Auf- 
lösung des  rheinischen  Bundes  noch  bestanden,  und  für  die  Zukunft  auch  die 
ßefugnifs  (Autonomie)  dieser  Familien,  neue  FamilienStatuten  unter  besonderer 
landesherrlicher  Genehmigung  zu  errichten ,  sind  neu  gesichert  durch  dio 
teutsthe  Bundcsacte,  Art.  14,  Num.  2.  Rlüber's  Abhandlungen  u.  Beobachtungen 
Bd.  I,  S.  83  ff.,  i3i  ff.  u.  225  ff.  J.  C.  Köhlers  Handbuch  des  teutschen  Privat- 
fürslenrechtes  der  vormals  reu  hssländischen ,  jetzt  mittelbaren  Fürsten  und 
Grafen.    Sulzbach  i83a.  8. 


I  \  Einleitung.  1.  Cap.  Begriffe,  Abtheilungen, 

V.  J  Si  iMun.ur  |>r.  de  |ure  private  principum  ex  juris  pübl,  genn.  systemate 
elinuUüinli».  Jen    )80(>.  .|.    \  ergl.  auch  v.  1>i:ivg  a.  a.  U.  S.  229. 

§.  12 

Verwandte  und  Hülfwissenschaften. 

Verwandte  und  H  ii  I  f Wissenschaften  «)  des  teulschcn  öffent- 
lichen Rechtes  sind:  1)  das  allgemeine  Staatsrecht  das  in  einem 
gewissen  Fall  auch  Quelle  ist;  das  Völkerrecht  6),  ebenfalls  Quelle  in 
eineip  gewissen  Kall  ;  3)  das  ehemalige  teutsche  Reichs  -  und  Territorial 
Staatsrecht  </),  nebst  dem  rheinischen  Bundesrecht  0?  die  Staats-  und 
KanzleiPraxis,  mit  FnbegrifF  der  politischen  Unterhandlungslmnst  /);  5)  das 
Privatrecht  g ),  welches  oft  Licht  aus  dem  Staatsrecht  erhält;  6)  die  Staaten- 
ge  i  lachte,  mit  Inbegriff  der  Geschichte  des  öffentlichen  teutschen  Rechtes  h). 

..)  Schriften  in  Pütter's  Lit.  II.  370.  376.  38?.  IT.  Rlüber's  Lit.  §.  660—669  und 
673  IV.  J.  O.  1  Yssmaier's  Grundr.  der  historischen  Hülfswissenschaften.  Landsh. 
180».  8.  J.  E.  Fabri's  Encvclopädic  der  historischen  Hauptwissenschaften  und 
ihrer  Hülfsdoctrineu.  Erl.  1808.  8.  F.  Bühs  Propädeutik  des  histor.  Studiums. 
Herl.  1811.  8.  J.  S.  Ersch  Literatur  d.  Geschichte  und  deren  Hülfswissenschaften, 
»t  it  der  Mitte  des  18.  Jalirh.  Leipz.  i8i3.  8.  Neue  Aufl.  1823.  K.  L.  Pölitz 
eucvclopädisch  •  scientifische  Literatur,  das  2.  Heft.  Lpz.  i8i3.  8.  L.  Waculer's 
Geschichte  der  historischen  Forschung  und  Kunst.  Gött.  Band  I.  Abth.  1.  1812. 
Ahth.  2.  i8i3.  8. 

%}  Schriften,  oben  §.  5. 

c)  Schriften,  oben  §.  8  n.  9. 

d)  Schriften,  unten     23  u.  2/f 

<;)  Schriften,  unten  §.  23,  Note  c. 

j)  Schriften  von  J.  J.  Moser,  F,  C.  von  Moser,  C.  A  Beck,  J.  S.  Sneedorf, 
Pütteh,  Lünig,  J.  C.  Adelung  (über  den  teutschen  Styl,  II.  2.  1.),  Bischof. 
v.  Mosshamm  (Gesandtschaftsr.,  Abth.  2),  C.  v.  Martens,  J.  L.  Blüber  (Krypto- 
graphik.  Tüb.  1809.  8.)  Man  s.  §.  114  b.  —  Von  der  Unterhandlungshmst , 
Schriften  von  de  Vera,  et  de  Gunixiga  ,  de  Callieres,  de  la  Sarraz  du  Fran- 
Ou.s>ay,  Pecqüet,  Digges,  Mably.  Die  politische  Unterhandlungskunst.  Leipz. 
1811.  8. 

;r)  Ueber  das  römische:  Werke  v.  Lauterbach,  Voet,  Heineccius  ,  J.  H.  Böhmer, 
Hxllfeld  ,  Glück,  Hofacker,  Malblanc,  Haubold,  Tuibaut,  Schöman, 
Gübthkb,  Zauner,  Hufeland,  Dabelow,  Mackeldey,  Schweppe  ,  Mühlen - 
bru<:i,  v.  "YVening-Ingenheim.  —  Ueber  das  teutsche:  v.  Selchow,  Bunde, 
Dank,  Rössig,  G  öde,  Brüll,  ^Veisse,  Eichhorn,  Mittermaier,  Bühl,  Braut, 
Phillip  u.  A. 

h)  Geschichte  der  Teutschen  überhaupt,  Hahn,  v.  Bünau,  Mascov,  Struv,  Haber- 
lin  u.  Se»W£NBERG>  Pütter,  M.  I.  Schmidt  (fortgesetzt  von  Milbiller  und 
Dassen),  Gebhardi,  Heinrich  1778,  Selchow,  Brause,  Mannert,  Posselt 
(fortgesetzt  von  Pölitz),  C.  D.  Voss,  Wilken,  Luden.  C.  G.  Heinrich' s  teutsche 
Reichsgeschicbte  (bis  i8o3).  Lpz.  Th.  I— IX.  1787—1805.  8.  Ebendess.  Handb 
der  teutschen  Beichsgeschichte.  Leipz.  1800.  8.  2.  bis  1819  fortgesetzte  Auflage 
von  K.  H.  L.  Pölitz.  Leipz.  1819.  8.  K.  H.  L.  Pölitz,  das  teutsche  Volk  und 
Reich.  Leipz.  1816.  8.  Ebendess.  Handb.  der  Geschichte  der  souver.  Staaten  des 
teutschen  Bundes,  in  3  Theilen.  Leipz.  1.  Band.    (Geschichte  v-  Oesterreich  und 
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Preussen)  1817.  8.  Pet.  t.  Kobbe's  Handb.  der  deutschen  Geschichte.  Leipz. 
1824.  8.  —  Teutsche  SpecialGeschichte:  Gebhardi,  Pütter,  Cürtius,  Galletti, 
Hassel  (unten  §.  i3,  Note  d),  K.  H.  L.  Pölitz,  Handbuch  der  Geschichte  der 
•ouverainen  Staaten  des  Rheinbundes.  2  Bände.  Leipz.  1811.  8.  C.  G.  Weber's 
Literatur  der  (teutschen)  Staatengeschichte.  Th.  I.  Leipz.  1800.  8.  —  Rechts- 
geschichte des  teutschen  öffentl.  Rechtes:  v.  Selchow  u.  v.  Gullmann,  C.  G. 
Bieber  de  origine  et  progressu  legum  juriumque  germanicorum.  Lips.  T.  I. 
1787.  T.  II.  vol.  1.  1790.  vol.  2.  1795.  8.  C.  F.  Eichhorn's  teutsche  Staats-  und 
Rechtsgeschichte.  Gött.  Th.  I.  u.  II.  1808  u.  1811.  Th.  III.  (von  1272—1518)  1819. 
Th.  IV.  i8?3.  8.  Dritte  Aufl.  des  1.  2.  u.  3.  Th.  1821,  Vierte  Aufl.  i834— 36.  8. 
F.  v.  Lindelof's  teutsche  Reichsgeschichte  ,  insbes.  histor.  Entwickel.  des  teutschen 
öffentl.  Rechts.  Giessen  1827.  8.  H.  Zöpfl,  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte, 
compendiarisch  dargestellt.  In  3  Abtheilungen.  Heidelb.  i834 — i836.  8.  Das 
unten  §.  367  angcf.  Werk  von  J.  D.  Meter. 

§.  13. 

Fortsetzung. 

Ferner :  7)  Geographie  oder  Erdbeschreibung  a) ,  und  8 )  Staatszu- 
standKundc  oder  Statistik  der  in  dem  Teutschen  Bunde  vereinigten  Souve- 
rainStaaten  9)  Diplomatie  oder  Urkundenlehre,  nebst  der  urkundlichen 
Chronologie  oder  Zeitrechnungsluinde  >o)  Genealogie  oder  Geschlecht- 
kunde 11)  Heraldik  oder  Wappenkunde  12}  Numismatik  oder 
Münzkunde,  nebst  der  Medaillen  -  (Schaumünzen-}  und  Inschriftenkunde 
(Epigraphik)  /);  i3)  Politik  (Staatslehre,  Lehre  der  Staatsweisheit 
oder  Staatsklugheit,  Staatskunst,  Politique,  Science  de  gouvernement, 
Political-Philosophy);  14)  Staatswirthschaft  (NationalOekonomie,  Staats- 
Finanz  -  und  Polizeiwissenschaft i5)  Auslegungskunst  *),  mit  Inbegriff 
der  Critik        u.  a. 

u)  Werke    von    Büschin  g,    Norrmann,    Farm,   Gaspari,    Stein,     Malte -Brun. 

Rhein.  Bund,  XX.    168.    C.  G.  D.  Stein's  Handb.  der  Geographie  und  Statistik. 

5.  Aufl.  Berl.   1825.  3  Bde.  gr.  8.    J.  G.  Heyse,  Lehrb.    der  Geographie  der 

Staaten  des  teutschen  Bundes.  Bremen,  1.  u.  2.  Abth.  1818  u.  1819.  8.  F.  Brünn, 

Deutschland  in   geographischer,   Statist,   und  polit.   Hinsicht.  Berlin   1819.  8. 

Landcliarten  s.  unten  §.  78  u.  85. 
b)  Werke  von  Meusel,  Grellmann  ,  Randel,   v.  Hoff,    Mannert,  Crome,  Mil- 

biller,   Brunn,   v.  Liechtenstern ,  Schnabel,  Tabellen  v.  Ocrhart  u.  Hassel. 

K.  H.  L.  Pölitz,  der  Rheinbund,  histor.  u.  Statist,  dargestellt.  Leipz.  1811.  8. 

F.  A.  Demian's  Statistik  der  RheinbundStaaten.  2  Bände.  Frankf.  1812.  8 
Hassel,  unten  Note  d.  Winropp's  rhein.  Bund.  XX.  167.  A.  F:  W.  Crome's 
«eogr.  Statist.  Darstellung  der  Staatskräfte  von  den  sämmtlichen  zudem  deutschen 
Staatenbunde  gehörigen  Ländern.  Bd.  1— IV.  Leipz.  1820  —  1828.  8.  J.  E.  A. 
Üoeck's  Handbuch  einer  Statistik  der  teutschen  Bundesstaaten.  Leipz.  1821.  8- 

G.  Hassel's  Statist.  Umrifs  der  sämmtl.  europ.  und  vornehmsten  aussereurop. 
Staaten,  lieft  I  (Weimar  1823),  enthaltend  die  t.  Bundesstaaten.  II.  1823.  III.  1824. 
J.  C.  Bisinger's  vergleichende  Darstellung  der  Grundmacht  oder  der  Staatskräfle 
aller  europ.  Monarchien  u.  Republiken.  Wien  1825.  4.  A.  Frhr.  v.  Malchus 
Statistik  und  Staatenkunde.  Stuttg.  1826.  8.  J.  G.  Meusel's  Literatur  der 
Statistik.  2  Bände.  Leipz.  1806  u.  1807.  8.    A.  F.  Luluers  Kritik  d.  Statistik  u. 
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Politik.  Hütt.  181».  B«    G.  I löwGi  i ii v\'s  Theorie  der  Statistik.    Wien  189.9.  8. 

F.  J.  Man  historia  Statisticac.   Lovan.  1828.  4.    Matli.  Uolbay  theoria  stntistioae 

t.tmjuain  M  icntiae.  \  icnnar.  i83o.  8. 

t)  Lehr'  und  Handbücher  der  Diplomatie,  von  Gatterer  (Th.  I.  1765.  40?  Grp$er, 
SonöirxMATnr,  VIfiaxiL.tr,  von  Scbmidt  gen.  Phiseldeck.  J.  C.  GattereiOs  Abrifs 
der  Diplomatih.  Gött.  1798.  8.  Ebendess.  praktische  Diplomatik.  Ebend.  1799,  8. 
I  n.0  FtmaoALLi  deUe  istituzioni  diplomatiche.  Milano.  T.  I  et  II.  1802.4- 
\\  vi  im  m  lexie.  dipl.  1-4^.  ij4%  1762.  1756  fol.  F.  A.  Huch's  Literatur 
der  Diplomatik.  Erlangen  1792.  8.  —  Hand  -  und  Lehrbücher  der  Chronologie. 
I  .nt  de  reVifier  Lea  dates  des  faits  historiques  (par  Fr.  Clement)  lere  Partie, 
im  primae  pöuT  ta  premiere  Pöis.  Tom.  Ier  —  V.  Paris  1819.  Ilde  Partie,  reim- 
primee  arec  des  corrections  et  annotalions,  et  continuce  par  M.  de  Saint 
Am  us. Tom.  [er  -XA  III.  Ibid.  1819.  8.  J.  Helwig's Zeitrechnung  zur  Erörterung 
der  Daten  in  Urkunden.  Wien  1788.  Fol.  J.  C.  Gatterer* s  Abrifs  der  Chrono- 
logie.  Gött.  1 — .  8.  D.  II.  Hegewiscii  Einleit.  in  die  historische  Chronologie. 
Utona  1811.  8.  1".  ScnoELi-,  elemens  de  Chronologie  historique.  Paris  1812. 
>  Vol,  in  8.  H.  \.  E.  Waghxx's  ausführl.  Lehrbuch  der  Chronologie.  Leipzig. 
Iii  I  1826.  8.  L.  Idkler's  Handbuch  der  mathemat.  u.  technischen  Chronologie. 
1  Bände.  Berlin  1826  und  182-.  8.  Tn.  Friedleben's  Lehrb.  der  Chronologie. 
Frankfurt   1827.  8.     Maur.  Magold's   Lehrbuch  der  Chronologie.  München 

1829.  8. 

d)  .1  AY.  Imhoeii  notitia  S.  R.  Germ.  I.  proecrum.  Edilio  V.  studio  J.  D.  Kor- 
K.XBT.  Tub.  Toni.  I.  1732.  Tom.  II.  '1734.  fol.  (Uncastrirte  Exemplare  des 
t,  Th.  sind  sehr  selten.)  G.  A.  Wilt/s  Lehrbuch  e.  Statist.  Genealogie.  Altd. 
1777.  8.  J.  C.  Gatterer's  Abrifs  der  Genealogie.  Gött.  1788.  8.  Genealogi- 
sche Tabellen  von  Hühner.     4  Theile  in  QuerFol.  bis  1737;  Fortsetzung  von 

G.  F.  K.  (^Rebel),  Leipz.  1766,  und  SupplementTafeln  dazu,  von  der  Königin 
Marie  von  Dänemark,  Kopenh.  I — VI.  Lieferung,  1822 — 1824.  QuerFol.;  Bie- 
dermann, Pütter,  Koch  (178O  u.  1818);  Gebharjdi,  Halle  1808.  Fol. j  Witon, 
Paris  1809.  Fol.;  Voigtel,  Halle  1811.  Fol.  Genealogisches  Reichs-  und 
Staatshandbuch;  erschien  zu  Frankfurt  bei  Varrentraipip ,  von  1742  bis  i8o5, 
jährlich,  seit  langer  Zeit  in  2  OctavBanden,  nachher  1811  wieder  der  erste 
Thcil ;  dann,  unter  Beihülfe  J.  L.  Klüber's,  unter  dem  Titel :  Genealogischesund 
StaatsIIandbuch.  65.  66.  u.  67.  Jahrgang.  Frankf.  1827.  i834  u.  i838.  8.  G.  Hassel's 
allgemeines  europ.  Staats  -  und  Adrefs-Handbuch.  I.Bandes  1.  u.  2.  Abth.  enth. 
die  Genealogie  ,  Geschickte,  Statistik,  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung  der 
teutschen  Bundesstaaten.  Weimar  1816  u.  1817.  8.  J.  F.  Damberger's  Fürstenbuch 
zur  I  ürstentafel  der  europ.  Staatcngcschichte.  Mit  60  Tabellen  und  einer 
grossen  Haupttafel.    Regensb.    i83i.    gr.  8. 

e)  .7.  P.  PiF.i>>iAnr>'s  AYappenkunst.  Nürnb.  1778.  8.  J.  C.  Gatterer's  Abrifs  der 
Heraldik.  Gött.  1791.  8.  Ebendess.  praktische  Heraldik.  Gött.  1791.  8.  P.  F. 
Spener  opus  herald.  T.  I.  1690.  T.  II.  1680.  Fol.  rec.  1719.  (J.  C.  Siebenkees) 
1  Erläuterungen  d.  Heraldik,  nach  Gatterer.  Nürnb.  1789.  Fol.  mit  23  Kupfert. 
Th.  Bernes  Literatur  der  gesammten  Heraldik.  Bonn  183o.  8.  C.  S.  Th. 
Berxd's  allgemeine  Schriftenkunde  der  gesammten  Wappenwissenschaft.  Leipzig 

1830.  2  Bände.  8. 

J)  Numismatische  AArerke  von  Le  Blanc,  Ludwig,  Boizard,  von  Praun,  Joachim, 

SCHM-IDT,  ECKHEL  ,    RaSCHE,  ScHMlEDER  ,  JOUBERT ,  MlLLIN.      J.  LeITZMANn's  Abrifs 

einer  Geschichte  der  gesammten  Münzkunde.  Erfurt  1828.  8.  J.  C.  Lirsn 
bibliotbeca  numaria,  edit.  Ch.  G.  Heine.  Lips.  1801.  8.  C.  C.  Schmiedf.r's 
Handwörterbuch  der  Münzkunde.    Halle  1811.    8.    Nachtrag-  dazu  i8i5.  Vergl. 

unten  §.  335. 
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s>)  Der  Inbegriff  von  Grundsätzen,  nach  welchen  ein  gemeines  Wesen  gegründet, 
eingerichtet  und  regiert  werden  soll;  die  Lehre  von  dem  Zweck  der  Staats- 
verbindung, und  von  den  Mitteln  denselben  zu  erreichen.  Der  Weg  in  das 
Geriet  der  Politik  ist  zu  nehmen  durch  die  Gebiete  der  Pflichtenlehre ,  des 
Natur-  und  allgemeinen  Staatsrechtes.  —  Joh.  Wilh.  Placidus  {Petersen)  Lite- 
ratur der  Staatslehre,  i.  Abth.  Strasb.  (Stuttg.)  1798.  8.  (Die  2.  Abth.  ist 
nicht  erschienen.)  —  Lehrbücher  von  Achenwall,  Rössig,  Behr,  A.  H.  Müller, 
Luden,  G.  v.  Seckendorf  (1817).  K.  H.  L.  Pölitz  (2.  Aull.  1827).  Ausserdem 
noch  Schriften  von  Macchiavelli,  Mazarini,  Joh.  v.  Müller,  L.  Muratori, 
J.  Craig  u.  A.,  Aristoteles,  Politik,  übers,  v.  Garve.  2  Bde.  Bresl.  1799.  8. 
Desgl.  v.  0.  G.  Schlosser.  3  Thle.  Leipz.  1812.  8-  Weber's  Grundzüge  der 
Politik.  Tüb.  1827.  8.  Pölitz,  staatswissenschaftliche  Vorlesungen  für  die  gebil- 
deten Stände  in  constitutionellen  Staaten.  2  Thle.  Leipz.  i83i.  8.  J.  Schön,  die 
Staatswissenschaften  geschichtsphilosophisch  begründet.  Berlin  i83i.  8.  L.  T. 
v.  Spittler's  Vorlesungen  über  Politik.  Herausgegeben  von  Karl  Wächter. 
Stuttg.  1828.  8.  F.  C.  Dahlmann,  die  Politik  auf  den  Grund  und  das  Maafs  der 
gegebenen  Zustände  zurückgeführt.  Bd.  I.  Staatsverfassung.  Volksbildung. 
Gött.  i836.  gr.8.  Bd.  II.  1837.  L.  v.  Rotteck,  Lehrbuch  der  materiellen  Politik. 
Stuttg.  Erste  Lieferung.  i834-  8.  Vorzüglich  die  Staatswissenschaften  haben 
zwei  Seiten,  eine  juristische  und  eine  politische.  J.  F.  Reitemeier  über  das 
Studium  der  Staatswissenschaft  (Berl.  1791.  8),  S.  12  ff. 

//)  Werke  von  Adam  Smidt,  v.  Heinitz  ,  niemann,  playfair,  Sartorius  ,  lauderdale, 
C.  J.  Kraus,  Say  ,  L.  H.  Jacob,  Simonde  de  Sismondi,  Lueder,  Ganilh,  Ch.  v. 
Schlözer,  Canard,  Leop.  Krug,  F.  B.  Weber,  Th.  Schmalz,  Dutens,  Hufeland, 
Lötz,  A.  H.  Miller,  v.  Cölln,  A.  W.  v.  Leipziger,  H.  Storch,  Jul.  Gr.  v.  So- 
den, Harl,  Malthus,  Ricardo,  Destutt-Tracy ,  Nebenius,  Lötz,  W.  J.  Behr, 
Pölitz,  K.  J.  Rad  u.  A.    Vergl.  unten  §.  393. 

?)  Schriften  von  Ecrhard,  Conradi,  Wittich,  Sammet,  K.  S.  Zacharias.  Pütter's 
Lit.  III.  3o4-  Klüber's  Lit.  287.  Hagemann's  Einleit.  in  das  Lehnrecht  (1792), 
i58  —  164.  Rutherforth's  Institutes  of  Natural  Law,  Book  II,  chap.  7. 
Blacrstone's  Commentaries  on  the  Laws  of  England,  (edit.  i5.  Lond.  1809.  8.) 
p.  59  —  61.  Domat,  de  l'interpretation  des  lois. 

/)  Ars  critica,    Vergl.  P.  J.  a  Riegger,  Instit.  jurispr.  eccles.,P.  I.  p,  36i  —  390. 

§•  14. 

Methode. 

I)  Das  teutsche  öfTentliche  Recht  ist  keine  rationale,  es  ist  eine 
theils  historische,  theils  positive  Wissenschaft,  worin  nur  Lücken  aus 
dem  natürlichen  Staats  -  und  Völkerrecht  auszufüllen  sind.  Es  sind  also 
die  rationalen  Formen  speculativer  Wissenschaften  hier  nicht  durchaus 
anwendbar.  Bei  einem  so  verschiedenartig  zusammengearbeiteten  Stoff 
würden,  wie  überhaupt  in  dem  positiven  Recht,  so  genannte  höchste 
Principe  mifslich  seyn  II)  Um  systematische  Einheit  des  Ganzen 

möglichst  zu  erreichen,  sind  die  Grundsätze  nach  einem  überdachten  Plan, 
einfach,  zusammenhängend,  und  mit  Auswahl  darzustellen,  in  leichter, 
ungezwungener  Ordnung,  so  weil  Eigenheit  und  Mannigfaltigkeit  des  Stoffs 
es  gestatten.  Aber  die  Form  der  Darstellung  und  die  Methode  werde, 
gleich  der  Bestimmtheit  und  Deutlichheit;  des  Vortrags,  einzig  berechnet 

Kliiber's  öffentl.  Hecht  4.  Aufl.  9 
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iof  BrJeic  htorung  det  Uebersicht  und  auf  praktische  Anwcnd- 
barheit.  Je  mehr  einzelne  (iegenstünde  zu  IlauptGcsichtspUncten  erhoben 
werden,  desto  mehr  vervielfältigen  sieb  die  A.btheilungen.  Dabei  verlier! 
aber  'Iii*  Uebersichl  des  Ganzen)  und  die  Gelegenheit  zu  Wiederholungen 
vermehrt  Bich,  Zweckwidrig  wäre,  Deutlichkeit  und  natürlichen  Zusam- 
menhang der  Materie,  dem  blossen  Systemgeist,  einem  eiteln  Formenspiel, 
sclavisch  aufzuopfern;  über  dem  Russinnen  neuer  Formen,  einer  Wirkung 
des  Einspinnens  in  dunkle  und  subtile  Theorien  neuerer  Scholastik.  diese 
Erzeugnisse  des  unechten  Scharfsinnes.,  das  Wesentliche^  die  klare,  bestimmte, 
vollständige  Darstellung  der  Sachen,  zu  vernachlässigen;  in  Oeden  der 
Spekulation,  die  dem  wahren  Genie  fremd  sind,  herumzuirren ,  statt  die 
Geistesthntigkeil  auf  Rechtswahrheiten  und  Kenntnisse  zu  leiten,  die  wohl- 
thatigen  Einfluss  auf  das  wirkliche  lieben  haben;  oder  hingerissen  von 
der  Sucht,  neu  oder  geistreich  zuseheinen,  sich,  dem  Gesetz  der  Verständ- 
lichkeit entgegen,  zu  der  Fassungskraft  des  Anfängers  nicht  herabzulassen. 
III)  Die  dogmatisch -historische  Lehrmethode,  ist  der  blofs 
dogmatischen,  noch  mehr  der  blofs  historischen,  so  ;:uch  der  blofs  raison- 
nirenden,  vorzuziehen;  und  die  Literatur,  auch  die  frühere,  darf  nicht 
vernachlässigt  werden.  IV}  C  ontroversen,  und  Erläuterung  durch 
merkwürdige  Staats  Vorfälle  bleiben  hauptsächlich  dem  mündlichen 
Vortrag  vorbehalten 

b)  Von  dem  echten  Geiste  der  Philosophie  in  der  Rechtswissenschaft,  s.  Geist 
der  jurist.  Literatur  von  1796,  S.  101  ff. 
'  Eiemploruni  magna  vis  est  in  juris  publici  tarn  scientia  quam  prudentia.  Doch 
sind  Beispiele  Iteins  Rechtsquelle,  Kon  tanta  eörum  est  auetoritas,  ut  aut  ra- 
tionem  vincant  aut  legem.  —  "Kon  exemplis,  sed  legibus  judicandum  est,  et 
omn£s  judices  nostros  veritätem  et  legum  et  justitiae  vestigia  sequi  saneimus«. 
'ivr:\iAMs  imp.,  in  L.  i3.  C.  de  sentent.  et  interloq.  —  Ueberhaupt  ist  auch 
hm  öffentlichen  Hecht  gegen  den  Missbrauch  der  Beispiele  zu  warnefa,  damit  es 
nicht  heisse,  »quod  excmplo  fit,  id  jure  fieri  putatur".  Cicero,  epist.  ad  fam. 
IV.  3.  »Inter  causas  malorum  est,  quod  vivimus  ad  exempla;  nec  ratione  com- 
ponimur,  sed  cousuetudine  abdueimur".  Seneca,  epist.  123.  Was  unwidersteh- 
liche  Gewalt  rechtlos  durchgesetzt  hat,  kann  ohnedicss  nur  als  factisches  Bei-  • 
spiel  dienen.  »Quac  propter  necessitatem  reeepta  sunt,  non  debent  in  argu- 
mentum trahi-  ,    Paulus,  in  L.  162.  D.  de  B.  J. 

r,    Schriften   von  der  Lehrart  der  SU  B.,   in  Pütteii's  Lit.  II.  376.    TUüber's  Lil 
§.  669. 

,      §•  15.  • 

V  o  r  s  i  c  h  t  r  e  <j  e  l  11. 

Verunstaltet  wird  der  Lehr  Vortrag,  entehrt  die  Wissenschaft,  durch 
Partei  -  und  ■  Sectcngeist;  durch  V.orurtheil  und  livpolhesen- 
sucht;  durch  Missbrauch  des  allgemeinen  Staatsrechtes,  des  Völker- 
rechtes, der  fremden  Rechte,  insonderheit  des  römischen 5  durch  jesuitischen 
PI  d  b  a  b  i  I  i  smus,  durch  charakterlose  Halbheit,  durch  Schwanken  in 
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Festsetzung  und  Anwendung  des  Rechtes;  durch  Menschen  furcht; 
durch  politische  Heuchelei,  S  ch  m  eich  eis  u  cht  und  Wohld  i  euer  ei; 
durch  dilatorische  Aufgeblasenheit;  durch  Verketzerung  und 
Verfolgung  Andersdenkender.  Dagegen  gewinnen  beide,  durch  echt- 
philosophische und  zweckmässige  historische  Bearbeitung ;  durch  Unbefangen- 
heit und  Nüchternheit  des  Urtheils;  durch  anständige,  edle  Freimüthigkeit  «)♦ 
Weises  Mifstrauen ,  mufs,  in  dem  Felde  so  praktisch  wichtiger  Unter- 
suchungen, mit  der  Festigkeit  im  Fortschreiten  immer  gepaart  seyn,  und 
der  Widerstand  gegen  Andersdenkende  darf  nie  die  Gesetze  der  Humanität 
verletzen*  Der  Herrschaft  des  Rechtes,  der  Würde  der  Wissenschaft, 
darf  überall  nichts  vergeben' werden.  Jenes  und  diese  sind  beständige 
Grössen,  die  Machthaber,  ihre  Politik,  ihre  Meinungen ,  ihre  Neigungen, 
sind  veränderlich;  jene  bleiben,  diese  vergehen.  Das  unermefsliche  Reich 
der  Wissenschaften  verträgt  weder  Dictatur  noch  Monopol,  und  dictato^ 
rische  Aufgeblasenheit  macht  nur  sich  lächerlich. 

//)  Schriften  von  der  Vorsicht  im  Staatsrecht,  in  PütteiVs  Lit.  II.  375.  Klübtt^'s 
Lit.  §.  668.  670.  Vergl.  unten  §•  69.  W.  T.  Krug's  geschichtliche  Darstellung 
des  Liberalismus  alter  und  neuer  Zeit-    Leipz.  i832.  8. 


IL     C  A  P  I  T  E  L. 
Bihlungsg-eschiehte  und  Literatur  des  teutschen  öfFeni liehen 

Rechtes. 


A )    Bildung  ^geschickte. 

§.  16. 

Cultur  des  allgemeinen  Staats-  und  Völkerrechtes. 

Die  politische  Geschichte  der  Staaten  des  Alterthnms  liefert  viel- 
fachen, aber  bis  auf  dirf  neuere  Zeit  wenig  benutzten  Stoff  für  Bildung  der 
Wissenschaft  des  ^entliehen  Rechtes  «).  Aristoteles  und  Plato 
stellten  Betrachtungen  auf,  über  das  rechtliche  Verhältnifs  und  die  Ein- 
richtung des  Staates.  So  lang  die  politische  Wichtigkeit  der  Päpste  in 
Europa  überwiegend  war,  so  lang  abenteuerliche  Grillen  von  einem 
dominio  ro^ndi  und  imperio  Christianitatis  der  römischen  Kaiser,  von  einer 
besonde?n  Heiligheit  des  römischen'  Reichs,    von    einer  Verwandlung  des 
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lettischen  Reichs  in  das  römische,  practische  Üngereimtheiten  zur  Folge 
hatten,  so  lang  man  der  Hülfe  der  Buchdruckerkunst  fr),  der  politischen 
und  gelehrten  Zeitschriften  und  Tagbisitter,  und  der  allgemeinen  wissen- 
schaftlichen  Cultur  entbehrte,  Komik'  zwechmäsige  Bearbeitung  des  allge- 
meinen Staats-  und  \  öl  ker  recht  es  kaum  erfolgen.  Einige  Licht- 
funhen  für  das  öffentliche  Recht,  sprangen  aus  Reibungen  zwischen  der 
papstlichen  und  der  weltlichen  Macht,  mehr  noch  aus  Luther 's 
und    Zwingiis    Reformation  Lebhafte   Erörterungen    wider  den 

Uifsbraucb  der  Staatsgewalt,  und  Macchiavelli's  treffende  Schilderung 
des  Despotismus,  wirkten  mächtig,  Schon  hatte  Grotius  die  Sache  der 
Menschheit  rertheidigt,  als  Hobbes,  Graswinkel,  Saumaise,  Wan-. 
dalin,  Hout^  yn,  Masius,  gleichwie  in  der  neuesten  Zeit  Carl  Ludwig 
von  Haller,  dawider  aufständen.  Aber  Puf endorff,  Huber,  Loche, 
Sidney,  Johann  Christoph  Becmann,  Thomasius,  Leyser,  Boling- 
b rocke,  Montesquieu,  Rousseau,  Filangieri,  Kant,  und  viele 
Anden-  der  neuern  Zeit  ,  traten  mutliig  dem  Vorurtheil  in  den  Weg. 

K.  1).  HirLLMABN*s  Staatsr.  dos  Aherthums    Cöln  1820.-8. 
/> 1  3.  (..  \.  Arktis  über  die  frühesten  universalhistorischen  Folgen  der  Buchdrucker- 

kunst    München  1808  gr.  8. 
1     Hart«  Hübber,  Orat.  de  immortalibus  Mart.  Lutheri  in  imperia  meritis.  Hafn. 

i    n.  .'j.    C-  U>  D.  i>f  Eggers,  de  incrementis  studii  juris  jmblici  et  universalis 

tt  particularis,  instaurata  religione  evangelica.  Harn.  1792.  4«    J«  "W.  Placidus 

Pet*  sen)  Literatur  der  Staatslehre,  1.  Abth.  S.  160  f. 

§.  17. 

Fortsetzung. 

8  t  a  a ts v  0  r  f  alle  in  Frankreich ,  Holland ,  England ,  Dänemark, 
Rufsland,  Schweden  und  Teutschland,  weckten  den  Untersuchungsgeist  zu 
theoretischer  und  practischer  Behandlung  der  wichtigsten  Gegenstände. 
Biblische  Publicisten  und  blofse  Empiriker,  machten  wenig  Glück 
mein.  Aber  auch  die  Rationalisten  veranlassten  manche  traurige 
Erfahrung  über  den  Mifsbrauch  der  Speculation.  So  fand  der  Synkre- 
tismus ron  Neuem  Eingang.  Friedrich  II.  und  Joseph  IL,  jener 
durch  Schriften,  beide  durch  Regentenhandlungen ,  verkündigten  "Wahrheit 
rora  Thron  herab.  Die  Prefsfretheit  ward,  als  Gemeingut  der  gebildeten 
Menschheit,  in  mehrern  Staaten  'begünstigt.  Empörungen  in  Nord- 
amerika und.  Frankreich  brachten  wichtige  Wahrheiten  so  zur  Sprache, 
äafs  sie,  ehehin  Domäne  der  Gelehrten,  auffallend  sich  popularisirten. 
Line  Fluth  von  L  ehr-  und  Handbüchern,  vorzüglich  der  Engländer , 
deutschen  und  Franzosen,  haben  seit  Huber,  Pufenaorff,  Böhmer 
und  Wolf,  das  Reich  der  publicistischen  Wahrheit  zwar  nicht  sehr  zu 
erweitern  vermocht,  aber  doch  die  Grundsätze  des  allgemeinen  Staatsrechtes 
theils  fester  begründet,  theils  mehr  entwickelt,  und,  in  mannigfaltiger 
Form,  sehr  in  Umlauf  gebracht  a). 
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«)  Schlözkr's  Staatsgelahrtheit,  I.  81  ff.  V.  Aretipj's  constitutiouelles  Staatsrecht, 
Bd.  I,  S.  22  ff.  32  ff.  Meusel's  Leitfaden  zur  Geschichte  der  Gelehrsamkeit, 
Abth.  3,  S.  1200  ff. 

§.  lö. 

Cultur  des  teutschen  Reichs-  und  Ter ritorialStaatsr echtes, 

Auch  durch  sehr  fleissige  und  vielfache  Bearbeitung  des  teutschen 
Reichs  -  und  (Territorial-Staatsrechtes,  und  der  Staatsge- 
schichte, ward  der  wissenschaftlichen  Cultur  des  heutigen  teutschen 
öffentlichen  Rechtes  nicht  wenig  vorgearbeitet.  Die  älteste  Periode  des 
teutschen  Staatsrechtes  (bis  auf  das  J.  5oo  n.  Ch.  G.}  zeichnete  sich  aus 
durch  Barbarei ,  Nationalfreiheit  und  Heidenthum  «).  Während  der  tausend- 
jährigen Nacht  des  Mittelalters  herrschten  Hierarchie,  König-  und 
römisches  Kaiserthum,  Beneficial-,  Feudal  -  und  Ritterwesen,  Mifsbrauch 
der  fremden  Rechte ,  historische  Irrthümer.  Mit  der  aufkeimenden  Cul  tur 
des  gesellschaftlichen  Lebens,  mit  der  Aufhebung  des  Faust- 
rechtes, mit  der  Verbesserung  der  Rechtspflege,  brach  die  Mor- 
genruthe für  Ausbildung  und  gelehrte  Bearbeitung  des  Staatsrechtes  an. 
Seitdem  entwickelten  sich  die  Systeme  der  gesellschaftlichen  Ordnung  oder 
des  ewigen  Landfriedens,  der  kaiserlichen  Wahlcapitulation,  der 
R  e  i  c  h  s  v e  r  s  a  m  m  1  u  n  g ,  der  Reich  skr  eise,  der  Reichsgerichte, 
der  Landeshoheit,  der  kirchlichen  Spaltung. 

a)  J.  C.  Maier's  Germaniens  Urverfassung  (Hamb.  1798.  8.),  S.  14  ff-  G.  P.  H. 
Norrmann's  kurze  Geschichte  der  altern  teutschen  NationalVerfassung.  Hamb, 
1782.  8. 

b)  C.  D.  Beck  über  die  Würdigung  des  Mittelalters  und  seiner  allgem.  Geschichte 
Leipz.  1812.  8. 

F  o  r  t  s  e  t  z  u  n  g. 

Die  Errichtung  des  Reichskammergerichtes  (1495),  vereinigt 
mit  dem,  durch  die  Reformation  geweckten  Forschimgs-  und  Prüfimgs- 
geist,  und  mit  der  Wiederbelebung  der  humanistischen  und  allgemeinen 
Gelehrsamkeit,  wirkte  sichtbar  auf  die  Bearbeitung  des  teutschen  Staats- 
rechtes» Der  westphälische  Friede  (i648)  gab  dem  teutschen  Staats- 
gebäude, in  seiner  Gesammtheit  und  im  Einzelnen,  neuen  Glanz,  neue 
Festigkeit.  Secteneifer,  Eitelkeit,  Neuerungs-  und  HypothesenSucht  einiger 
Schriftsteller,  vermochten  nichts  gegen  Wetteifer ,  Critik  und  unbefangenen 
Wahrheitssinn  vieler  Andern.  Die  akademische  Cultur  des  Staats- 
rechtes, nach  echter  Methode,  die  fleissige  Bearbeitung  der  Hüifmittel, 
des  Staatsrechtes  des  Mittelalters,  der  philosophischen?! und  humanistischen 
Wissenschaften,  die  fleissige  Benutzung  echter  Quellen,  und  der  teutsche 
Sammlungsgeist ,   verbunden  mit   Scharfsinn   und   Geschmack,   hallen  den 
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1  «ehrbeffi UV    und    Lehrvortrag    des    teutschen   Staatsrechtes    zu  einem 
Bolchen  Grad  mm»  Vbllkoramenheil  gebracht,  dafs  solcher  seihst  von  Aus- 
Landern,  insbesondere  von  Franzosen  und  Engländern,  vorzugsweise  geschätzt 
und  gesnchl  ward 
)  liiiih<  1  ml.  bu  o.  n.  Lehrhegr.  d.  t.  Staatsr.  ^.  11—39. 

§.  20. 

Publicistische  Cultur  während  des  rheinischen  Hundes* 

In  dem  etwas  mehr  als  siebenjährigen  Zeitraum  des  rheinischen 
Bundes  machte  die  Cultur  des  früheren  öffentlichen  Reehtes  der  Teut- 
schen  auffallende  Rückschritte ,  und  diejenige  des  gleichzeitigen  sehr  geringe 
Fortschritte,  Z>\ar  wurden  für  das  letzte,  besonders  in  den  ersten  Jahren, 
verschiedene  literarische  Versuche  gemacht.  Aber,  bei  dem  von  dem 
Stifter  des  Rundes  vielfach  aufgelegten  oder  veranlafsten  Druck,  bei  der 
Wandelbarkeit  der  von  ihm  und  manchen  teutschen  Staatsregierungen  auf- 
gestellten  Grundsätze,  bei  der  nicht  seltenen  Wahrnehmung,  dafs  sogar 
Hauptbestimmungen  der  BundesActe  theils  unerfüllt  blieben,  theils  einseitig 
durch  die  That  selbst  aufgehoben  oder  wesentlich  verändert  würden,  und 
bei  den  mannigfaltigen  Gefahren,  womit  die  Freimüthigkeit  in  Schrift  und 
Rede  bedrohl  war,  schienen  die  Teutschen  den  Glauben  an  ein  wirklich 
gell  des  öffentliches  Recht,  und  mit  ihm  die  Empfänglichkeit  für  wissen- 
schaftliche Bearbeitung  desselben,  fast  verloren  zu  haben  Die  Wieder- 
ei Wirkung  des  einen  und  der  andern  ist  von  der  nahen  Folgezeit  zu 
wünschen. 

"  )  Fast  könnte  man  sagen:  "obmutucrunt  Jureconsultorum  oracula«.  Jac.  Gotho- 
predüs.  manuale  juris,  p.  m.  i4-  —  "Caltgula  omnem  Jurisconsultorum  scien- 
tiam  aholere  voluit,  ne  qui  respondere  possent,  praeter  se«.  Suetonius,  Calig. 
c.  34«  ibique  Ernesti.    Vcrgl.  unten  §.  69. 

§.  21. 

Bearbeitung  des  heuligen  teutschen  öffentlichen  Rechtes. 

Nach  den  vorhandenen  Vorarbeiten  läfst  sich  mit  höchster  Wahr- 
scheinlichkeit annehmen,  dafs,  bei  der  Fortdauer  und  Fortbildung  des 
Teutschen  Bundes,  das  heutige  teutsche  öffentliche  Recht,  durch  ange- 
strengte, nicht  seltene  Bemühung  teutscher  Staatsrechtsgelehrten,  durch 
akademischen  Lehrvortrag.,  und  selbst  durch  Bestimmungen  sowohl  der 
Bundesversammlung,  als  auch  der  Machthaber  und  Gesetzgeber  in  den 
Bundesstaaten,  einen  hohen  Grad  von  wissenschaftlicher  Cultur  erreichen 
werde. 
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§.  22. 

B  i  l  d  u  n  g  s  m  i  t  t  e  l. 

Den  wichtigsten  Einflufs  auf  zweckmäßige  Cultur  des  teutschen  öffent- 
lichen Rechtes  hat  man,  neben  der  Cultur  der  Wissenschaften  überhaupt, 
zu  erwarten,  von  vermehrter  pflichtmäsiger  Thatigheit  der  Machthaber, 
von  zeitgemäßer  Staatsgesetzgebung 9  von  der  Publicität  und  öffentlichen 
Meinung,  von  der  frühem,  sehr  fteissigen  Bearbeitung  des  allgemeinen 
Staats  -  und  Völkerrechtes,  von  angemessener  Benutzung  des  teutschen 
Reichs  -  und  TerritorialStaatsrechtes  aJ ,  von  dem  akademischen  Lehr  Vor- 
trag, von  der  literarischen  Fruchtbarkeit  teutscher  Schriftsteller,  von 
weiser  Achtung  der  Regierungen  für  wissenschaftliche  publicislische 
Bestrebungen.  Staat s vertrüge  und  Staatsgesetze  vermehren  sich 
nicht  nur,  sondern  sie  gewinnen  auch  immer  mehr  an  theoretischer  und 
practischer  Wichtigkeit,  an  Reichhaltigkeit  und  planmäßiger  Anordnung 
des  Inhaltes.  Die  Publicität  der  Gegenstände  des  öffentlichen  Rechtes 
macht  Fortschritte,  und  wie  die  Kraft  der  Ereignisse  Seyn  und  Nichtseyn 
der  Staaten,  und  ihre  Ausbildung  unwiderstehlich  bestimmt,  also  wirken 
mächtig  auf  Ausbildung  und  Anwendung  der  Grundsätze  des  öffentlichen 
Rechtes^)  die  öffentliche  Meinung  6),  das  sich  frei  aussprechende 
moralisehe  Urtheil  der  grossen  Mehrzahl  der  Verständigen  in  allen  Yoiks- 
classen;  der  Zeitgeist,  die  Gestaltung  des  öffentlichen  Lebens,  durch  fast 
allgemein  verbreitete  Ideen  über  allseitige  Interessen,  dieses  noth  wendige 
Product  gleichzeitiger,  geistiger,  sittlicher,  gewerblicher  und  politischer 
Volksbildung  (Civilisation):  eine  geistige  Macht  d),  stärker  als  jede  andere, 
mithin  übermächtig,  ein  unaufhaltsam  Iiiessender  Strom.  Durch  Abge- 
schiedenheit von  der  Öffentlichen  Meinung  würde  selbst  der  Bundesver- 
sammlung, einem  gemeinschaftlichen  Organ  aller  teutschen  Regierungen, 
das  heilsame  nationale  Interesse  entgehen,  welches  die  ihr  gegebene  Be- 
stimmung bezweckt. 

a)  Dessen  Studium  noch  immer  zu  empfehlen  ist.    Vergl.  Rhein.  Bund,  XL.  i3  ff. 

b)  Beispiele. unten  in  den  §§.  o,3,  i58,  i65,  217  und  2100;  desgleichen  in  Klübeb's 
Lebersicht  der  diplom.  VerfiandL  des  wiener  Congr. ,  S.  11,  iq4  ff.,  217  ff., 
244  ff. 

c)  "Wir  nennen  öffentliche  Meinung  nur  dasjenige,  was  sich  dem  Sinn  und  Begriff 
der  grossen  Mehrzahl  in  allen" Yolkselassen ,  nicht  nur  als  wahr,  sondern  auch 
als  Zeitbedürfnifs  aufdringt.  Alic  Wahrheiten  werden  zuerst  auf  dem  Wege 
der  Erfahrung  oder  der  Speculation  von  Einzelnen  erkannt;  sie  erhalten  dann 
Gültigkeit  und  Gangbarkeit  durch  allmähligc  Lebereinstimmung  denkender  Köpfe  j 
sie  werden  aber  erst  dadurch  herrschend,  dafs  sie  durch  ihre  äussere  oder  in- 
nere Nothwendigkcit,  dem  unverfälschten  moralischen  Sinn,  so  wie  dem  rohen 
aber  nicht  irre  geleiteten  Verstände  des  grossen  Haufens  sich  aufdringen.  Ein 
vorzüglicher  Gewinn  ist  dabei  auch  der,  dafs  durch  diese  öffentliche  Meinung  . 
so  viel  Nebel  verschwindet,  von  dem  man  glaubt,  dafs  er  unvermeidlich  noth 
wendig  zum  Regieren  sey.     Iber  die  Erfahrung  hat  es  schöii  gelehrt,   dafs  die 

\  öllier  über  das,  Mas  ihnen  wahrhaft  ISoth  thut,  oft  weit  besser  unterrichtet 
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lind,  als  mi.iii  ihnen  nuzutrauen  pflegt«.  1-.  Gervais  kirim«  Mittheilungen  aus 
tan  lUatawissenschafU  Gebiete,  Th.  I  (Leipz.  i8aa.  8.)»  S.  i33  f.  u.  236  ff. 
Ein  »mächtiges  Tribunal«  nannte  das  Urtbeil  der  gesitteten  Welt,  in  einer  feier- 
li«  hon  Sitmng  ilcs  berliner  Bammergericbtes ,  dessen  Präsident  v.  Kircheisev, 
in  leiner  Anrede  an  den  Kronprinzen,  nachher  König  Friedrich  Wilhelm  III. 
Ki.hn's  Annalen  der  preuss.  Gesetzgebung,  Bd.  IX,  S.  34 1  -  —  Ist  diese  öffeat- 
Meinung  etwas  Anderes,  als  ein  Gebot  des  natürlichen  Sittengesetzes? 
etwas  Anderes,  als  «las  uralte:  »Vox  populi,  nox  Dei"?  Sie  ist  eine  Art  von 
bewaffneter  Idee,  eine  unsichtbare  Macht  ohne  Vergangenheit.  Im  Jahr  i6q5 
schrieb  Leibnitz  in  einem  Brief:  »»Die  öffentliche  Meinung  thut  viel  und  beinahe 
Alles  in  der  Welt«,  Nun  ihrer  Gewalt,  übertreffend  Heer-  und  Geldmacht, 
s.  man  Klübeb/s  Abbandlungen  Bd.  I,  S.  387  ff.  Nicht  beherrschen,  nur  lenken 
l&fsl  sie  Bich.  Sie  zu  lenken  und  zu  berichtigen,  dienen  nur  die  Verbreitung 
(•(hier  geistiger  und  sittlicher  Cultur.  In  der  französischen  Pairkanimer  sprach 
Taxlbybabd:  »»Ich  kenne  Jemand,  der  mehr  Verstand  hat  als  Voltaire,  mehr 
\  erstand  und  Macht  als  Bonapartc,  mehr  Verstand  als  alle  Minister,  die  waren, 
sind  und  seyn  werden:  ich  meine  die  allgemeine  Meinung«.  Es  ist  dieselbe 
öffentliche  Meinung,  von  welcher  Preufsen  und  Rufsland  in  der  Proclamation 
\on  Kaiisch  (  O.  Mär/-  i8i3)  verkündigten,  dass  durch  ihre  »Kraft«,  wie  durch 
die  Macht  gerechter  Waffen,  alle  der  guten  Sache  abtrünnigen  tcutschen  Für- 
sten würden  »vernichtet«  werden.  Rlüber's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  VII, 
S.  2-.|.  —  Wie,  im  J.  1818,  ein  teutscher  Souverain,  wider  seinen  an  physischer 
Macht  ihm  drei-  bis  vierfach  überlegenen  Bundesgenossen,  an  Sie  appcllirte, 
findet  man  in  Klübeb's  angef.  Acten,  Bd.  VIII,  S.  164« 
d)  Ueber  den  Geist  des  Zeitalters  und  die  Gewalt  der  öffentl.  Meinung.  1797.  8. 
Hiumiks  Betrachtungen  über  den  Zeitgeist  in  Teutschland.  Hannov.  1808.  8. 
Ebenders.  über  den  Einflufs  des  Zeitgeistes  auf  die  höhern  Classen.  2  Bände. 
Hannov.  1810.  -8.  De  l'esprit  public  ou  de  la  toute-puissance  de  Topinion; 
par  M.  le  baron  Gukrard  de  Rouilly.  Paris  1820.  8.  De  la  contre-revolution 
en  France  ou  de  la  restauration  de  1'ancienne  noblesse  et  des  anciennes  supe- 
riorites  sociales  dans  la  France  nouvelle;  par  M.  Ganilh.  Paris  1823.  8.  Les 
conseils  du  tröne,  donnes  par  Frederic -le -Grand  aux  rois  et  aux  peuples  de 
l'Europe;  publies  par  M.  Aug  eis.  Paris  1828.  8.  Timotheus  Aclines  Recht  u. 
Macht  des  Zeitgeistes.  Schleswig  1824*  &  Revue  politique  de  l'Europe  en  1825^ 
Paris  et  Leipzig  1825.  8.  Rlüber's  Abhandlungen  etc.  Bd.  I.  S.  388  ff.  Ueber  das 
Begreifen  der  Zeit,  vom  Prof.  Schulze  zu  Gotha,  in  Pölitz  Jahrbüchern  der 
Geschichte  und  Staatskunst,  i832,  August. 

B )  Literatur. 
§.  23. 

Bibliographie  und  Biographie. 

Mit  der  Fortdauer  des  Bundes,  mit  den  von  Zeit  zu  Zeit  eintretenden 
neuen  Bestimmungen  und  Staats  vorfallen,  werden,  bei  ungehinderter  Öffent- 
licher wissenschaftlicher  Tbätigkeit,  die  literarischen  Hiilf mittel  zu  dem 
neuen  teutseben  öffentlichen  Hecht,  fortwährend  zahlreicher  und  gehalt- 
voller werden.  Die  Bibliographie  oder  Bücherhunde  dieses  Theils 
der  positiven  Rechtswissenschaft,  ist  vielfach  wichtig  für  das  Studium  des- 
selben.  Eben  so  die  Biographie  (Schriftstellerkunde)  der  Publicisten 
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insbesondere  ihr  Vaterland,  persönlicher  Character,  Talent,  Religion, 
Erziehung,  wissenschaftliche  Bildung,  Dienstverhältniss ,  Wohnort,  der 
Schauplatz  ihrer  practischen  Thätigkeit,  und  die  politischen  Verhältnisse 
ihrer  Zeit.  Nicht  zu  vernachlässigen  ist,  auch  jetzt  noch,  die  Literatur 
eines  grossen  Theils  des  ehemaligen  teutschen  Reichs-  und  Territo- 
rialStaats rechtes  c),  selbst  des  öffentlichen  Rechtes  zur  Zeit  des 
rheinischen  Bund  es;  welches  alles  nicht  blofs  historisch  und  theoretisch, 
sondern  oft  noch  practisch  wichtig  ist. 

«)  Eine  eigne  Literatur  des  neuern  teutschen  öffentlichen  Rechtes  ist  einst  zu  er- 
warten. 

ä)  Die  juristisch- biographischen  Werke  von  Jenichen,  Jügler,  Weidlich  u.  A.  (s. 
Pütter's  Literatur  des  t.  St.  R.  I.  20  ff.  J.  G.  Hellbach's  auserl.  BibUoth.  f. 
Rechtsgel.  I.  i3  ff.  H.  J.  C.  König's  Lehrbuch  d.  allgem.  jurist.  Literatur.  I. 
59 — 195.)  —  Die  allgemeinen  biographischen  Werke,  z.  B.  von  Niceron,  Schröcrh 
U.A.,  auch  die  lexico graphischen  (Jöcher,  Adelung,  Rotermuin'd ,  Hennicre,  Hir- 
schikg,  Batjr,  Ladvocat  u.  A.),  und  die  ethnographischen,  chronologischen  u.  s.  w. 
in  J.  G.  Meusel's  Leitfaden  der  Geschichte  der  Gelehrsamkeit  (1799.8.),  S.02ff., 
89  ff.  J.  G.  Meusel's  Lexicon  der  von  iy5o  bis  1800  verstorbenen  teutschen 
Schriftsteller,  Bd.  I  bis  XV.  (A  — Z)  Leipz.  1802—1816.  8.  J.  C.  Koppe's  Lexi- 
con der  jetzt  in  Teutschl.  lebenden  jurist.  Schriftsteller,  I.  Band  (A  —  L).  Leip- 
zig 1793.  8-  Stepf's  Gallerie  aller  juristischen  Autoren.  Leipz.  Bd.  I.  1820.  8. 
Biographie  universelle,  ancienne  et  moderne.  Paris.  T.  I  — XXVIII.  (A  — N). 
1811  —  1820.  8. 

c)  Mart.  Lipenii  bibliotheca  realis  juridica.  1679.  172°-  l7^7-  edit.  4*  17^7*  ^- 
Tomi  fol.  Supplementhände  hiezu  haben  geliefert:  A.  F.  Schott  1775,  R.  C.  Frhr. 
v.  Senrenberg  1789,  L.  G.  Madihn  Fase.  1  —  3.  1817—1819,  Fase.  4.  1823. 
J.  St.  Pütter's  Literatur  des  teutschen  Staatsrechtes.  Drei  Theile.  1776.  1781. 
1783.  8.  J.  L.  Klüber's  neue  Literatur  des  t.  Staatsrechtes  (als  Fortsetzung  und 
Ergänzung  der  Pütterischen).  1791.  8.  F.  S.  Ersch,  Handbuch  d.  Literatur  der 
Jurisprudenz  und  Politik,  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrh.  Leipz.  1812.  8.  C.  C. 
A.  H.  v.  Kamptz  Literatur  des  Staatsr.  des  rhein.  Bundes ;  in  dessen  Beitr.  z. 
Staats-  und  Völkerrecht,  Bd.  I  (ßerl.  i8i5.  8.),  S.  1  —  84;  gröfstentheils  auch 
in  d.  Rhein.  Bund,  XXV.  161  ff.  LIV.  4o3  ff.  vergl.  mit  XXV.  7  ff.  XXVI.  i37  ff. 

§  24. 

Classification  der  Schritten. 

Der  publicistische  Bücher vorrath  läfst  sich  auf  folgende  Art  ordnen: 
I)  Literarische  Hülfnuttel  «),  und  Geschichte  des  Staatsrechtes  (§.  12, 
Note  gj.  II)  Quellen,  sowohl  Staatsyerträ'ge  und  Staatsgesetze,  als  auch 
Staatsacten  54)  und  Urkunden  £).  III)  Compendiarische  Schriften  c). 
IV)  Ausführliche  Systeme  d)  oder  Handbücher.  V)  Erläuterungsschriften 
(Commentare)  über  Staats  vertrage  und  Staalsgesteze  e).  VI)  Systematische 
Werke,  über  einzelne  Haupttheile  des  öITentlichen  Rechtes /).  VII)  Mono- 
graphien g)  (Dissertationen,  Programme,  Tractate).  VIII)  Vermischte 
Sammlungen  h).  IX)  Deductionen,  Gutachten,  Rechtsfalle,  rechtliche  Er- 
kenntnisse «)•  X)  Lcxicographische  Werke  XI)  Schriften  über  die 
Hülf-  und  verwandten  Wissenschaften  l). 
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•  )  Imin,  l'irrin,  Ki  v  Iii.  u ,  l  RSCB,  >•  K  vaut/,  ,  a.  a.  ().  (oben,  §.  v.3.) 

I)  Dil-  Prokwolk  der  Bundesversammlung ,  und  die  Regierungsblätter  (amtliche 
\  erkündigungsblätter)  u.  a.  amtliche  Sammlungen  der  einzelnen  t.  Staaten.  —  Die 
•  '  der  t.  Buntlesversammluhg .  wovon  unten  §.  i58  lf.,  erscheinen  seit 
i8i<>:  or)  in  ftmtliqh,  unmittelbar  nach  jeder  Sitzung  in  dfer  BundcsPräsidial- 
Buchdrucfcerei  veranstalteten,  nur  für  die  Gesandtschaften  und  Regierungen  bc- 
itinunlen  kbdrückeo,  mit  aufgedrucktem  Stempel  der  Bundes Canzlei,  auf  Schreib- 
papier in  Folio,  unter  folgendem  Titel:  Protocolle  der  teutschen  Bundcsvcr- 
uunmlung,  nebst  den  loco  dictaturae  gedruckten  Beilagen,  vom  Jahre  u.  s.  w. 
Jeder  Jahrgang  ist  mit  einein  Register1  versehen.  Ein  gemeinschaftliches  alpha- 
betischea  Register  für  die  Jahrgänge  1816—1821,  von  Adolph  \.  Holzhäuser, 
erschien  auf  Hosten  der  P.  \  .  im  .1.  1822.  Fol.  Eine  neue  Auflage  dieses  Re- 
gisters, fortgesetzt  bis  Ende  i8a3,  erschien  1824«  ß)  Für  das  Publicutit  lieferte 
dieselbe  Druckerei  eine  eigene  Ausgabe,  jedoch  ohne  die  loco  dictaturae  ge- 
druckten Protocolle,  Registraturen  und  Heilagen,  unter  folg.  Titel:  Protocolle 
der  t.  B.  V,  Frahkf.  1816 — 1S28,  neunzehn  Bände  in  4-;  wovon  der  jüngste  die 
öffentl.  Protocolle,  von  1827  und  1828,  die  von  1828  auf  22  Seiten,  enthalt. 
N  ergl.  unten  §.  i58.  Dieselbe  Büchdruckerei  lieferte  auch  von  den  bei  der  B.V. 
gedruckt  eingereichten  »Jictenstücken»  eine  Sammlung,  in  fünf  Bänden,  von 
1817 —  iS.'o,  in  /».,  deren  Fortsetzung  zeither  unterblieb.  —  Eine  Ucbersicht 
des  Inhaltes  der  Protocolle,  bis  1822,  systematisch  geordnet,  ist:  G.  v.  Meyeu's 
Repertorium  zu  den  Verhandlungen  der  t.  B.  V.  Frankfurt,  Heft  1—4. 
1820—1822.  8. 

Allgemeine    Quellensamnilungen    für   Staatsverträge  und   Staatsgesetze,  für 
Staats  Acten  und  Urkunden: 

1)  Für  den  Zeitraum  des  Teut sehen  Hundes:  Die  Ausgaben  der  SchlussActe 
des  wiener  Congresses,  der  t.  BundesActe,  u.  der  wiener  SchlussActe  v.  1820, 
B.  man  §.  56.  Acten  des  wiener  Congresses,  lierauSg.  v.  J.  L.  Rlükkr.  Bd.  I — VIII. 
Erl.  1 8 1 5  —  1 S 1 9.  8.  Archiv  des  wiener  Cöngresses;  herausg.  v.  J.  Grafen  v. 
Söder.  St.  1—3.  Nürnb.  *iSi5.  8-  Allomannia.  Bd.  I—  VII,  oder  42  Hefte 
(München)  i8i5  u.  1816.  8.  Neue  Allemaünia.  Bd.  1.  (München)  1816.  8.  Die 
unten  bei  Num.  2  angef.  allgemeine  StaatsCorrcspondenz  u.  s.  w.  Der  teutsche 
Bund;  herausg.  v.  K.  E.  Scinnu.  Hildb.  Bd.  I.  1S16.  Bd.  II.  (4-  u.  5.  Heft)  1S17. 
8.  Teutsche  Staatsanzeigen;  herausg.  y.  A.  MctiER.  Leipz.  Bd.  I.  1816.  Bd.  H. 
181".  8.  Allgemeines  Staats\  erfassungsArchiv.  Weimar.  Bd.  I,  U  u.  III.  1816 
u.  1817.  8.  Staatsarchiv  des  teutschen  Bundes;  herausg.  v.  J.  L.  Rlüber.  Bd.  I 
und  Ii.  ().  und  6.  Heft)  Erl.  1816  und  1817.  8.  Archives  diplomatiqucs  pour 
l'histoire  du  tems  et  des  etats.  Stuttg.  T.  I  —  V.  1822—1824-  8.  Fortgesetzt.  — 
J.  L.  Klübkr's  OuellenSammlung  zu  dem  öffentl.  Recht  des  T.  Bundes.  Di'itte, 
sehr  rerm.  Aufl.  Erlangen  i83o.  8.  (Die  beiden  ersten  Aufl.  erschienen  unter 
dem  unten,  §.  56  a,  angtf.  Titel.)  Fortsetzung'  i833.  M.  C.  F.  M.  Grävelt,  , 
die  Quellen  des  allgemeineji  teutschen  Staatsrechtes,  seit  iSi3  bis  1820.  Leipz. 
Th.  L  1820.  8.  (Quellen  des  öffentl.  Rechts  der  t.  Bundesstaaten,  von  1800  bis 
1821.  Th.  I  u.  IT.  Carlsr.  1822.  8.  Venu.  Aufl.  i833.  (Die  Vermehrungen  auch 
besonders,  als  3.  Band  der  ersten  Auflage)  G  v.  Meters  Corpus  juris  con- 
f'oederationis  germanicae.  Th.  I,  europäisch -germanischer  Codex;  Th.  II,  rein- 
germanischer Codex.  Franhf.  1822.  8.  Ein  Anhang,  als  zweiter  Theil,  zweiter 
Band,  ohne  Jahrzahl  (182^),  auf  88  S.  8.  Zweite  Aufl.  unter  dem  Titel:  Staats- 
acten  für  Geschichte  u.  öffentl.  Recht  des  t.  Bundes.  2  Theilc.  Frank  f.  i833.  8. 
Gvsr.  E.m.viinghals,  Corpus  juris  germanici,  tarn  public!  quam  privati,  academi- 
cum.  Jena,  Bd.  I,  1824.  XII  u.  620  S.  Bd.  II,  740  S.  8.  Cur..  Fr.  Elveiis 
Hat:ptquelleii  des  deutschen  BundesStaatsrcehtcs.  Gott.  1824.  121  S.  8.  A.  Mi 
chaxlis,  Corpus  juris  public!  germ.  academicum.    Tüi>.  üte.j.  8.  Grundgeselze 
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des  t.  Bundes.  Zum  Handgebrauch  bei  Vorlesungen  über  d.  tcutsehc  Staatsr. 
von  Schmalz.    Berlin  1825.  119  S.  8.  » 

2)  Für  den  Zeitraum  des  rheinischen  Bundes:  Die  Ausgaben  der  rhein.  Bun- 
desActe,  s.  §.3o.  Der  Rheinische  Bund.  Herausgeg.  von  P.  A.  Wlnropp.  Frankf. 
i8g6 — i8i4-  Heft  I — LXIX,  in  23  Bänden,  nebst  einem  Supplement -Heft.  8. 
führt  von  dem  61.  Heft  an,  auch  den  Titel:  Allgemeine  StaatsCorrespondenz ; 
herausgeg.  von  P.  A.  WiNROpr.  Offenb.  1812  — 1814«  Bd.  I  bis  III.  8,  in  jedem 
Band  3  Hefte.  Allgemeine  StaatsCorrespondenz;  als  Fortsetzung  der  Zeitschr. 
der  Rhein.  Bund;  herausgeg.  von  Bauer,  Behr  u.  Schott.  Aschafienb.  1814  bis 
i8i5.  Bd.  I  —  III.  8.  Eine  französ.  Eebersetzung  der  ersten  Bände  des  Rhein. 
Bundes,  erschien  unter  folg.  Titel :  Collection  des  actcs,  reglemens,  ordonnances 
et  autres  pieces  officielles  relatives  ä  la  confederation  du  Rhin.  Paris.  T.  I — IV. 

1808.  8.  Collection  des  lois,  actes,  ordonnances  et  autres  pieces  officielles  re- 
latives ä  la  confederation  du  Rhin.  lere  annee,  composee  de  12  cahiers.  Ber- 
lin, 1809.  8.  Paul  Oesterreicher's  Archiv  des  rheinischen  Bundes.  Bamb. 
1806—1808,  Heft  I  —  XII.  4.  Ebpndess.  Kriegsarchiv  des  rhein.  Bundes.  1806. 
1807.  1808.  4-  Ebendess.  Denkwürdigkeiten  der  Staatenkunde  Teutschlands. 
(Bamb.)  Bd.  I  u.  II.  1808.  8.  Ebendess.  Denkwürdigkeiten  der  Staatenkunde 
Teutschl. ,  besonders  des  rhein.  Bundes.  (Bamb.)  Bd.  I.  1809.  8.  Archiv  der 
Regierung  u.  Gesetzgebung  d.  rhein.  Bundesstaaten.  Würzb.  1808.  4-  Frhrn. 
v.  Hertwtch's  monatliche  Abhandlungen.  (Erschien  seit  1788  bis  1808,  monat- 
lich in  3  Foliobogen,  gedruckt  für  Abonnenten.)  Actenstücke  und  Verfassung 
des  Rheinbundes.  Leipz.  1806.  8.  Rheinische  Bundesacte,  der  presburger 
Friede ,  —  —  nebst  einigen  andern  hierher  gehörigen  Erkunden.  Franz.  und 
teutsch.  Coburg  1807.  8.  Germanien}  herausgeg.  von  A.  F.  W.  Croivie  u.  C.  Jaup. 
Giessen  1807  —  1811.  Bd.  I  —  IV.  8.  Germanien  u.  Europa;  herausgeg.  von  A.F. 
W.  Crome  u.  C.  Jauf.  Bd.  I.    Giessen  1812.  8. 

3)  Neuere  Journalistik  und  Sammlungen  vermischten  Inhaltes:  z.  B.  Schlüzer's 
Briefwechsel,- seit  1772.  10  Bände.  4.  Aufl.  Gölt.  1780  ff.  8.  Ebendess.  Staatsan- 
zeigen. 1S  Bände.  Ebendas.  1781  ■ —  ^794-  8.  Europäische  Annalen,  seit  1795. 
Tübingen.  8.  Politisches  Journal,  seit  1781.  Hamb.  8.  Historisch -statistisches 
Archiv  für  Südteutschland.  Frankf.  u.  Leipz.  I.  Bd.  1807.  8.  Die  Zeiten,  von 
C.  D.  Voss,  seit  i8o5.  C.  F.  Haberlin's  Staatsarchiv,  Heft  1  —  62,  1796  —  1808. 
8.  Nie.  Vogt's  Staatsrelationen.,  seit  i8o3.  v.  Archesholz,  Minerva,  seil  1792. 
Der  teutsche  Zuschauer,  1802  u.  f.  Der  neue  teutsche  Zuschauer,  180/j  u.  f. 
(J.  G.  Pähls)  NationalChronik  der  Teutschen.   (Schwäbisch  Gemünd)  i8o3  bis 

1809.  4*  Rronos,  eine  Zeitschrift  polit. ,  histor.  u.  lit.  Inhalts.  Erschien  seit 
1812.  H,  Luden's  Nemesis,  Zeitschrift  für  Politik  u.  Geschichte.  Weimar  seit 
1814.  (Bis  1817,  zehn  Bände.)  8.  F.  Buchohltz  Journal  für  Teutschl.,  hist. 
pol.  Inhalts.    Berk  seit  i8i5.  8. 

4)  Für  das  ehemalige  teutsche  Staatsrecht ,  und  grossentheils  noch  jetzt,  sind 
wichtig:  1)  Neue  Sammlung  der  Reichsabschiede.  174-.  4  Theile.  fol.  2)  J.  J. 
Paschiner's  von  Eggenslorf  Sammlung  aller  Reichsschlüsse  (von  i663 — i~i<>). 
Regensb.  1740—1777.  4  Theile.  fol.  3)  C.  F.  Gerstlacher's  Corpus  juris  germ. 
publici  et  privati.  1783—1789.  4  Theile.  8.  4)  Ebendess.  Handb.  der  teutschen 
Rcichsgesetzc,  in  systematischer  Ordnung.  17S6— 1794.  11  Theile  (der  elfte  in 
2  Abteilungen,  1793  u.  1794).  8.  5)  Zu  dem  Handgebrauch:  J.  3.  Schmauss, 
Corpus  juris  publici  academicum.  1722.  1727.  1735.  1 74 5 ;  auch  1759  u.  1774» 
besorgt  und  vermehrt  von  Gottl.  Schümann;  1794,  Aarmchrt  von  Run.  Hou 
■uel.  gr. 8.  6)  J.  C.  Lünic's  t.  Reichsarchiv.  24 .Bände.  1710 — 1722.  fol.  7)  Amt. 
Faber's  (Cph.  Leomh.  Leucht's)  europäische  Staatscanaley.  n5  Bände.  1O9-  1760. 
und  Bände  Hauptregister,  1-61  — 1772.  8.  Am.  Fäbeh?s  neue  europäische 
Staatscanzley;  3o  Bände  und  2  Bände  Hauptregistei .  1761  —  1772.  8-    Am\  Fa- 
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uvn's  fortgesetzte  neue  europ.  Staatscanzley.  aß  Bände,  177-2 — 1782,  nebst  Re- 
gister Uber  die  ersten  i<>  Bände.  8.  (Auc  h  unter  dem  Titel:  Neue  europ.  St.  C. 
Ii.  '<"'.  Band.)  8)  J.  V.  Um  ss  teutsche  Staatscanzley,  89  Theile,  1783—1800. 
8.  Dann  folgen:  «Um*  Jahrgang  i~<)o,  in  8  Bänden,  1800 — 1801;  der  Jahrgang 
1800,  ha  5  Blinden,  180a  u.  i8o3j  «Irr  Jahrgang  1801,  in  3  Händen,  1802  —  iSo3. 
B.  o)  Der  H  ichsdeputationsRecess  (vom  25.  Febr.  i8o3),  mit  historischen,  geogra- 
phischen n.  st.»  1  i»t.  Erläuterungen  und  einer  \  ergleichungstafel,  von  A.  C.  Gas- 
rAU.  •  Theile.  Hamb.  i8o3.  8.  (Von  dem  ReichsdeputationsHauptschlufs  er- 
Bchienen  auch  mehrere  Ausgaben  ohne  Anmerkungen,  infol. ,,4.  u.  8-,  die 
neueste  ron  .1.  \.  Cammerer.  Franhf.  1814.  gr.  8.  Vergl.  §.  57  e.)  Dazu  ge- 
holt noch;  Proton///  (lei-  ausserordentlichen  lleiehsdepulation  zu  Regensburg. 
Begensb.  i8o3.    2  Hände,   und  /,  Hände  Heilagen.  4. 

5)  Für  das  europäische  Völkerrecht:  Leibnitz,  Lünig,  du  Moint,  Rousset. 
.1.  .1.  Smimmss,  Corpus  juris  gentium  aeademieum  (1096 — 1731)-  T.  I.  etil.  Lips. 

8.  F.  A.  Webtcr,  Codex  jurjs  gentium  (1733—1772).  T.  I.  II.  et  III.  Lips. 
l78i«  1786.  1796.  8.  (i.  F.  de  Martens,  Recueil  des  prineipaux  traites  (1761  bis 
1801).  T.  I  —  \  II.  ä  Göttinguc  1791  —  1801  (neue  Aufl.  des  T.  I.  etil.  ib.  1817)} 
und  Blendest.  Supplement  au  Recueil  etc.  T.  I  —  XI,  iire  Partie  (enthaltend  Ver- 
trage bis  Ende  1827),  ibid.  1802  — 1829.  8;  u.  einAolume  supplementaire  au  IX*mc 
Tome  (enthaltend  Verträge  ^.  i8i5  — 1822),  ibid.  1829.  Das  Supplement  auch 
unter  «lein  Titel:  Nouvcau  Recueil  etc.  Abrege  de  l'histoire  des  traites  de 
paix  entre  les  puissances  de  l'Europe,  depuis  la  paix  de  Westphalie.  Par  Mr. 
Kocb  a  Basle.  l\  .  \  ol.  1796.  1797.  8.  Deuxieme  edit.,  entierement  refondue, 
augmentee  et  continuee  (jusqu'au  traite  de  Paris  du  20  nov.  i8i5.)  par  F. 
Schokll.  Paris  1817  et  1818.  Vol.  I  — XV.  8.  C.  D.  \"oss  Geist  der  merhwür- 
digsten  Ründnisse  und  Friedensschlüsse  des  achtzehnten  Jahrhunderts.  Gera» 
Tn,  I — V.  1801  u.  1802.  Desgl.  des  neunzehnten  Jahrb.,  Th.  VI  u.  VII,  i8o3 
u.  1804.  8. 

6)  L'rlnmriimvcrzciclmisse  oder  Repertorien  über  die  gedruckten  Urkunden, 
sind  angezeigt  in  Blübeb's  droit  des  gens,  Supplement,  §.  8,  in  Ebendess.  neuer 
Literatur  d.  t.  Staatsrechts,  S.  81  f.,  in  Pütteb's  Lit.  des  t.  Staatsr.,  Th.  II, 
§.  -69.  Für  Teutschsland  überhaupt,  von  3i4  bis  in  das  J.  1730,  dient:  J.  P. 
Georgisch,  Regesta  chronologico-diplomatica.  Hai.  1740  —  1744*  T.  I — IV.  Fol. 
Lin  Verzeichnifs  für  das  t.  PrivatFürstenrecht,  von  Reiche,  unten  §.  75. 

0  Für  das  öffentliche  Recht  des  Teutscken  Bundes,  und  für  das  Staatsrecht  der  Bundes- 
staaten überhaupt:  i)  F.  W-  Tittmann's  Darstell,  der  Verfassung  des  t.  Rundes. 
Leipz.  1818.  8.  2)  L.  v.  Dresch  öffentl.  Recht  des  t.  Rundes  und  der  t.  Bun- 
desstaaten. Tüb.  Th.  I.  1820.  Erste  Fortsetz,  (enthält  e.  Zusammenstell,  der 
wiener  SchlufsActe  von  1820).  1821.  8.  3)  J.  F.  Stichel  Lehrb.  des  teutschen 
Staatsrechts.  Giessen  1820.  8.  4)  Michaelis,  Entwurf  e.  Darstellung  des 
öflentl.  Reclits  des  teutschen  Bundes.  Tüb.  1820.  8.  5)  Expose  du  droit  public 
d'Allemagnc;  par  E.  H.  de  S.  (Schwarzrope)  Geneve  et  Paris  1821.  8.  6)  K. 
E.  Schmxd's  Lehrb.  des  gemeinen'  deutschen  Staatsrechts.  Jena,  I.  Abth.  1821. 
8.  7)  J.  Rüdhardt's  Recht  des  t.  Rundes.  S^uttg.  1822.  8.  8)  A.  Rruivnqcell's 
Staatsr.  des  teutschen  Rundes  u.  der  Rundesstaaten  -y  e.  Reitrag  zu  den  Schrif- 
ten voii  Klübeb  u.  Dresch.  Abth.  I  u.  II.  Erf.  1824.  8.  9)  (Theod.)  Schmalz, 
das  teutsche  Staatsr.  Berlin  i8?,5.  8.  10)  F.  v.  Lixdelof's  Grundrifs  des  teut- 
schen Staatsr.  Giessen  1828.  8. 

I  ür  das  heutige  Staatsrecht  einzelner  t.  Bundesstaaten:  J.  Schmelzing's  Staatsr. 
des  Königr.  Baiern.  Th.  I  u.  II.  Leipz.  1820.  8.  L.  v.  Dresch  Grundzüge  des 
baierischen  Staatsrechtes.  Ulm  1823.  8.  F.  C.  R.  Schunck  Staatsr.  des  Königr. 
Baiern.  Erlangen,  Rd.  I.  1824.  8-  C.  Cuctimus  Lehrb.  des  Staatsr.  der  consti- 
tutionellcn  Monarchie  Baierns.    Würzb.  182a.  8.    J,  Rudhart  über  den  Zustand 


des  (putschen  öffentlichen  Rechts. 


29 


des  Königreichs  Bayern  etc.  3  Theile.  Erl.  1825  —  1827.  8-  i8a5.  Rod.  Mohl 
Staatsr.  des  Königr.  Würtemberg.  Tüb.  Bd.  I.  1829.  Bd.  II.  i83i.  8.  (Zusätze  und 
Berichtigungen  dazu  in  A.  L.  Reyscher's  publicistischen  Versuchen,  Stuttg.  i832, 
S  2Öo  —  349).  E.  J.  J.  Pister,  geschieht!.  Darstell,  der  Staatsverfassung  des 
Grofsherzogth.  Baden  und  der  Verwaltung  desselben.  Heidelb.  Th.  I.  (von 
1806  —  1811).  1829.  8.  Dess.  Geschichtliche  Entwickelung  des  Grofsherzogthums 
Baden.  Heidelb.  Th.  I.  i836.  8.  Ch.  E.  Weisse's  Lehrb.  des  königl.  sächsischen 
Staatsr.  Leipz.  Bd.  I.  1824.  Bd.  II.  1827.  8.  C.  W-  Schweitzer^  öffentl.  Recht 
des  Grofsherzogth.  Sachsen WeimarEisenach.  Weimar,  Th.  I.  1825.  3.  Schlegel's 
Staatsr.  des  Königr.  Dänemark  und  der  Herzogth.  Schleswig,  Holstein  und  Lau- 
enburg.  Aus  dem  Dan.  v.  Sarauw.  Schleswig  1828.  A.  Mirus  übersichtliche 
Darstellung  des  preussischen  Staatsrechts,  nebst  einer  kurzen  Entwicklungs- 
geschichte der  preuss.  Morarchie.  Berlin  i833.  8.  F.  Bülau,  Darstellung  der 
Verfassung  und  Verwaltung  des  Königreichs  Sachsen.  Leipz.  Th.  I.  i833.  8. 
Friedf.maks ,  die  Verfassung  und  Verwaltung  des  Herzogthums  Nassau,  aus  ur- 
kundlichen Quellen  zusammengestellt.  Weilburg  i833.  8.  Murhard,  Grundlage 
des  jetzigen  Staatsrechts  des  Kurfürstenthums  Hessen.  I.  Abth.  Cassel  i834-  8 
Becr  hessisches  Staatsrecht.  Bd.  I.  H.  1.  u.  H.  2.  Darmstadt  i832.  8.  K.  E. 
Weiss  System  des  öffentlichen  Rechts  des  Grofsherzogthums  Hessen.  Bd.  L 
Darmstadt  1837.  8. 

Für  das  öffentliche  Recht,  während  des  rheinischen  Bundes :  Jon.  Zintel's  Entw. 
e.  Staatsrechtes  für  d.  rhein.  Bund.  München  1807.  059  S.  8.  C.  S.  Zachariä 
Jus  publ.  civitatum  quae  foederi  Bhenano  adseriptae  sunt.  Heidelb.  1807.  84  S. 
8.  W.  J.  Behr's  system.  Darstell,  d.  rhein.  Bundes.  Würzb.  1808.  8.  J.  L.  Klü- 
uer's  Staatsr.  des  Rheinbundes.    Tüb.  1808.  8. 

Für  das  ehemalige  teutsche  Staatsrecht,  aufser  den  unten  Note  d  angef.  Schriften. 
1)  Jo.  Jac.  Mascov,  Principia  juris  publici.  1729.  1738.  »744«  1760.  1709,  ver- 
mehrt u.  interpolirt  von  H.  G.  Franke,  1769.  Wien  1781.  8.  2)  Von  Joh. 
Steph.  Pütter:  Elementa  juris  publ.  1754.  1756.  1760.  1766.  8.  Nova  epitome  jur. 
publ.  1757.  8.  Kurzer  Begriff  d.  t.  Staatsr.  1764-  1768.  8.  Institutiones  jur.  publ. 
1770.  1776.  1782.  1787.  1792.  1802.  8.  (Teutsch  von  C.  A.  F.  Gr.  v.  Hohenthal, 
mit  Anmerk.  von  F.  W.  Grimm.  2  Bände,  1791  —  1793.)  Tabulae  juris  publ. 
synopticae.  1773.  1787.  Fol.  3)  Jo.  Heinr.  Christ,  de  Selchow,  Elem.  jur.  publ. 
germ.  T.  I.  1769.  1782.  T.  II.  1772.  1794.  8.  4)  Joh.  lud.  Klürer's  Einleit.  zu  ei- 
nem neuen  Lehrbegriff  des  t.  Staatsr.  Erl.  i8o3.  8.  5)  Just.  Cph.  Leist  Lehrb. 
des  t.  Staatsr.  Gött.  i8o3.  2.  Aufl.  i8o5.  8.  6)  Nie  Thad.  Gönner's  t.  Staatsr. 
Landsh.  1804.  8.  7)  Th.  Schmalz,  Handb.  d.  t.  Staatsr.  Halle  i8o5.  8.  8)  Andr. 
Jos.  Schinadbert's  Lehrb.  d.  t.  Staatsr.  Bd.  I.  Jena  1806.  8.  9)  Abrege  chro- 
nologkrue  de  l'histoire  et  du  droit  public  d'Allemagne,  par  Mr.  (Chr.  Fred.) 
Pfeffel  (de  Kriegelstcin).  a  Paris  1754.  a  Mannh.  1758.  ä  Paris  1760.  1766. 
verm.  u.  verb.  ebend.  1772.    2  Bde.  in  4-  u.  8. 

Für  das  ehemalige  teutsche  Territorialstaatsrecht  insbesondere:  1)  verschiedene 
Werke  von  J.  J.  Moser  (s.  unten  Note  d).  2)  A.  J.  Schnaubert's  Anfangsgr. 
des  Staatsr.  der  gesammten  Reichslande.  Jena  1787.  8.  3)  J.  R.  v.  Roth's 
Staatsrecht  deutscher  Reichslande.  Mainz.  Th.  I  u.  II.  1788  u.  1792.  8. 
/,)  Für  das  Staatsrecht  geistlicher  Wahlstaaten:  a)  (Wilib.  Held's)  Reichsprä- 
latisch.ee  Staatsrecht.  2  Thle.  Kempten  1782  u.  1785.  8.  b)  Jos.  v.  Sartori's 
geistl.  u.  weit.  Staatsr.  der  t.  kath.  geistl.  Erz-,  Hoch-  u.  Ritterstiftcr.  2  Bde. 
in  4  Abtheil.  Nürnb.  1788—1791.  5)  Für  das  Staatsrecht  einzelner  t.  Staaten, 
z.  B.  a)  Oestrcich,  von  Schrötter  u.  Beck;  b)  Kursachsen,  von  Römer  und 
Rössig;  c)  Würtemberg,  von  Bmani;  d)  Zweibrücken,  von Bachmanu j  e)  Meck- 
lenburg, von  Hagemeisterj   0  KurMaiuz,  KurTrier  und  mehrere  andere,  von 
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J«  1  KosB»  Reiebsritterachaft ,  v(»r.  üihmh  u,  Humum.  Man  s.  PtfTtBR's 
I  ii  Hl  185.  liiirin's  neue  Literatur.  §.  679.  936  —  971  u.  16^2  ff. 
1  1  I  Hr  das  ■  '  .  teutsche  öffentlich«  Hecht  sind  einst  ausführliche  Systeme  zu  er- 
ffirtett,  -  l  Mi-  d.is  wtrmatijpe  t  ut.u  h  -  St.  R.  sind  die  wichtigsten:  1)  vi.  F.  Pfkf- 
rrtrawu  fttriarius  illuötratus.  lYeiburg.  1691.  8.  edit.  11.  auet.  Gothae 
I'  l-  et  II.  1698  et  16Ö9.  |.  O'dit.  III.  auet.  ibid.  T.  1.  sine  anno  (1712)  T.  II. 
rflW  .11111«.  (i-iS)  T.  DL  sine  anno  (.-•.>'>).  T.  IV.  1730.  Audi  mit  der  Jahr- 
/ahl   i-U.  .,.  edit  IN.  ibicl.  T.  1-1\.    i-3(>  /,.  edit  V.  T.  I  —  IV.  Francof. 

1    (Hieisu  gehört,  als  Register,  C.  G.  Rtöcn  Repeftorium.   Gothae  (1741). 
|.  edit.  11.    Francof.  1776.    4*    Auch  bei   der  frankfurter  Ausgabe  des  Vitrfar. 
illusfr.   \on   i-'»,.)    a)  .1    J.    VIoser's   a)  tcutsches  Staatsr.    5o -Theile,  1737  — 
Züsa'tfce',  9  Theile.    Register,  1  —  5/j .   b)  Neues  Staatsrecht,  unter  22 
Verschiedenen  Titeln,  in  fast  eben  so  viel  Qu'ärtbändeh,  zusammen  ungefähr  i3o 
Mpmbete.  1766 — 1  —  51    Fin  Band  Register,  1776.    Zusätze,  3  Bände,  1781. 
i"82.   i-83.    /,.    (Pi'rrni's   Lit.  Ii  4*7  ff.)    3)  J.  C.  Majer's  tcutsches  geistl. 
Staatsr.  2  Theile.  i-;3.  Weltliches  Staatsr.  3  Theilc ,  1775  u.  1776.  8.    4)  (J.  Ii. 
PölSCh)  ErhlärUng  des  t.  Staatsr.,  nacli  Püttcrs  kurzem  Begriff  und  den  Vor- 
lesungen auf  der  wiener  hohen  Schule.    Wien  1793.  8.    5)  C  F.  Häberlin's 
Handbuch   des    t.  Staatsr.,  nach  dem  System  des   Herrn  G.  3.  R.  Pütter's. 
Berlin.    Bd.  J.  u.  II.    i-oj     Bd.  III.    1797.    8    6)  J.  St.  Pütter's  historische 
I  ntvrickelung  der  heutigen   Staatsverfassung  des   t.  Reichs.    3  Theile.  Gött. 
1-86.    Zweite  Aufl.  1788.    Dritte  1798.    gi\  8. 
1  )  Die  zu  dem  ehemaligen  lettischen  Staatsrecht  gehörigen,  s.  Rlvber's  Lchrbegriff  d. 
t.  St.  R.  §{  14,  ^ote  b,  n.  2,  und  §.  17,  Note  g. 

Zur  Erläuterung  der  rheinischen  BundcsActc:  G.  H.  v.  Berg's  Abhandlungen 
Rur  Erläuterung  der  rhein.  BundcsActc.    Hannov.  Th.  I.  1801.  8. 

Zur  Erläuterung  der   teutschen  BundcsActc:  J.  L.  KlübeiOs  Uebersicht  der 
diplomat.  Verhandlungen  des  Wiener  Congresscs  überhaupt,  und  insonderh. 
über  wichtige  Angelegenheiten  des  t.   Bundes.    Abth.  I  —  III.    Frankf.  1816.  8. 
Übendes*.  Staatsarchiv  des  t.  Bundes,  Heft  I,  S.  39  if.    Heft  II.  S.  125  ff. 
/)  Fehlen  bis  jetzt  noch. 

ff)  Schriften  dieser  Art  werden  unten  an  den  gehörigen  Orten  angeführt. 

ä)  ,T.  N.  1.  Brauer's  Beiträge  zu  einem  allgemeinem  Staatsrecht  der  rheinischen 
Bundesstaaten,  in  5o  Sätzen.  Carlsruhe  1807.  8.  Das  Staatsrecht  der  rhein. 
Bundesstaaten,  und  das  rhein.  Bundesrecht,  erläutert  in  e.  Reihe  v.  Abhandl. 
\<>n  1;.  Zachahiä.  Heidelb,  i8jo.  8.  —  L.  v.  Dresch  Beiträge  zu  d.  öffentlichen 
Recht  des  teutsch.  Bundes.  Tüb.  1822.  8.  Abhandlungen  über  Gegenstände 
des  allgemeinen  Staatsr.  in  Neudeutschland.  Bd.  I,  Abth.  1,  die  1823  noch 
geltenden  alten  Reichs-  u.  neuen  Bundesgesetze,' mit  Anmerk.  Abth.  2,  publici- 
stis*  he  Statistik  der  souver.  d.  Bundesstaaten.  Carlsr.  1824«  8.  Beiträge  zum 
constitutionellen  teutschen  Staatsrechte.  Darmst.  Heft  1  u.  2.  i833.  L.  Pernice, 
Quaestionum  de  jure  publico  germanico  particula  I,  Edit.  2  auet.  et  emend. 
Hcidelb.  1 83 1 .  4-  part.  II.  ibid.  cod.  A.  L.  Revschkr's  publicistische  Versuche. 
Mit  besonderer  Rücksicht  auf  würtembergisches  Staatsrecht.  Stultg.  i832.  8. 
L-  F.  Wnm,  kritische  Versuche  über  die  öffentlichen  Rechtsverhältnisse  in 
Deutschland.  Leipz.  i835.  8.  P.  A.  Pfizer,  über  die  Entvvickelung  des  öf- 
fentlichen Rechts  in  Deutschland  durch  die  Verfassung  des  Bundes.  Stuttgart. 
i833.  8.  II.  G.  Reiöh arS>,  Monarchie,  Landstände  und  Bundesverfassung  in 
Deutschland,  nach  der  historischen  Entvvickelung  auf  den  gegenwärtigen  Stand- 
punkten   der    Staaten-   und   Bundesgesetzgebung   beleuchtet.     Leipz.  Th.  I. 

8.  A.  W.  Heffter's  Beiträge  zum  deutschen  Staats-  u.  Fürstenrecht. 
L  Lieferung.  Berlin  1829.  8.  J.  L.  Klüder's  Abhandlungen  u.  Beobachtungen 
für  Geschi(  htkunde,  Staats-  und  Rechtswissenschaften,  Bd.  I.  Frankf.  i83o.  8, 
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L.  v.  Dmcscn,  Abhandlungen  über  Gegenstände  des  öffentl.  Rechts,  sowohl  des 
teutschen  Bundes  überhaupt,  als  auch  einzelner  Bundesstaaten.  München 
i83o.  8. 

0  Von  älteren  Werken  gehören  hieher:  J.  C.  Lümg's  Bibliotheca  deduetionum, 
vorm.  von  G.  A.  Jemchex.  1745.  8.  (C.  S.  Holzschuher's)  DeductionsBibliothek 
von  Teutschland.  Th.  L  1778,  H.  1779.  III.  1781.  IV.  i783.  8-  (Der  3.  u,  4.TI1. 
von  J.  C.  Sieben kees.) 

/)  C.  F.  Hempel's  allgem.  europ.  StaatsrechtsLexicon.  i;5i —  ijoo.  9  Bände  in  4. 
Repcrtorium  reale  pragmat.  juris  publ.  et  feud.,  mit  Buder's  Vorrede.  Jena 
1751.  4.  umgearbeitet  und  vermehrt  unter  folgendem  Titel:  Repcrtorium  des  t. 
Staats-  und  Lehnrechtes,  von  H.  G.  Scheidemamel.  Leipz.  Th.  I.  (A  — E)  1782. 
II.  (F  —  K)  1783  —  von  C.  F.  Häberliet,  DI.  (L  —  O)  1793.  IV.  (P  —  R) 
i-qS.  gr.  4. 

f)  Vergl.  oben  §.  12  f. 


III.       C   A   P    I    T    E  L. 

Auflösung-  der  teutschen  Reiclisverbindung.    Stiftung:  des 
rheinischen  und  des  teutschen  Hundes. 


§.  20. 

Staatsrechtliche  Stärke  und  politische  Schwäche  der  teutschen 
Reichs  Verbindung. 

Tai  einem  hohen  Grad  von  Bestimmtheit  und  Vollständigkeit  war  das 
staatsrechtliche  System  der  teutschen  Reichsverbindung  ausgebil- 
det a).  Aber  auffallend  schwach,  zum  Theil  sich  selbst  widersprechend, 
war  der  politische  Character  des  teutschen  Reichst)  geworden,  in 
dem  innern  und  äussern  Staatsverhältnifs,  auch  in  den  Territorien.  Bei 
innerer  Schwäche,  bei  der  nicht  seltenen  Ueberhebung  mächtiger  Beherr- 
scher teutscher  ParticularStaaten  über  die  Gesetze,  bei  dem  AUian/SysIcni, 
welchem  viele  Landesherren  in  der  neuern  Zeit  den  Vorzug  gaben  vor 
dem  verfassungsmäßigen  Schutz  der  Reichsverbindung  c) ,  bei  der  mindern 
Wirksamkeit  des  Reichs  im  Ganzen  für  kriegerische  Verhältnisse ,  war  ange- 
forderter Ein  flu  ss  von  Aussen  nicht  schwer,  oft  unvermeidlich.'  Ent- 
scheidend sogar  für  die  Fortdauer  der  Reichsverbindimg  konnte  solcher 
wirken,  sobald  die  beiden  teutschen  Hauptmächte  ihm  zu  widerstehen  ver- 
schmähten, oder  nicht  vermochten. 

ä)  Natu.  Schlichtegroll,  Diss.  conspectus  vicissitudinum  quas  Germaniac  consti- 
tutio  politica  expevta  esfy  ab  antiquiss.  inde  tömporibus  us<{ in*  ad  hodiernum 
diein.    Monachii  i8it.  /,. 
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i)  Schildern  rg  desselben  in  KLtjMa*8  Bin],  bu  c.  n.  Lelirbegr.  des  t.  Staats?* 
y  -d  ff,  Schilderungen:  in  der  Note  des  frans.  Geschäftträgers  an  die  allgem. 
ReichsTersammlung ,  vom  >•  lug  1806;  in  d.  Europ,  Annahn%  1806;  IX.  239 ;  in 
»Irr  I  ntsagungst  rkunde  der  rhein.  Bundesgenossen,  bei  d.  Reichs versanmil.  über- 
eil im  1.  lugusl  1806,  S.  --(»;  in  d.  Schreiben  des  KurErzkanzlers  an  die 
Reichsversamml. ,  i  om  28,  VEai  1806,  in  d,  Po/fc  Journal,  1806,  S.  5q3.  J.  F. 
>.  um  11  m  s  Oestreichs  Einflufs  auf  Deutschi.  u.  Europa,  seit  der  Reformation 
his  /.u  den  Revolutionen  unserer  Tage.  2  Bände.  Stuttg;  189.9.  8. 
1  1  pnen  77  verlier!  »Iii1  Schwäche,  im  Runde  mit  der  Macht.  —  lieber 
die  neuere  Politik  der  teutschen  Höfe,  s.  (Pahl's)  NationalChronik  d.  Teutschen, 
1806,  St.  3. 

§.  26. 

Schwächende  Einwirkungen  von  Innen  und  von  Aussen. 

E  r  s  c  h  u  tterl  in  seiner  Grundfeste  ward  das  teutsche  Reich  durch 
den  ihm  aufgedrungenen  Krieg  mit  Frankreich  ")  (22.  März  1793 — 9.  Febr. 
1801);  durch  Trennungspolitik,  insbesondere  durch  SeparatFriedensschlüsse 
und  Neutralität  teutscher  Fürsten  (seit  dem  5.  Apr.  1795);  durch 
Streben  Einzelner  nach  Vergrößerung  mit  teutschen  Landesbezirken  c); 
durch  die  geheimen  Artikel  des  Friedens  von  CampoFormio  d);  durch 
Abreissung  der  teutschen  Staaten  auf  der  linken  Rheinseite,  in  Folge  des 
Lüneviller  Friedens  (9.  Febr.  1801,  unten  §.  58);  durch  in  demselben 
Frieden  festgesetzte ,  fast  allgemeine  Secularisation  der  geistlichen  Particula'r- 
Staaten,  und  ein  weit  greifendes  EntschadigungsSystem,  beides  angenommen 
und  ausgeführt  in  dem,  von  Kaiser  und  Reich  genehmigten,  Reichsdeputa- 
tionsllauptschlufs  vom  25.  Februar  i8o3?  dieser  Vor  Acte  des  rheinischen 
Bundes,  welche  unter  dem  maafsgeberiden  Einflufs  Frankreichs  und  Rufs- 
lands, als  vermittelnder  Mächte,  errichtet  ward 

0)  Bf.  .7.  Schmidt's  Geschichte  der  Teutschen,  fortgesetzt  [v.  J.  Milbiller.  Bd. 
XXI  (1807.  8.),  S.  22  —  3ao. 

b)  RUr.nrs  Staatsr.  des  Rheinbundes,  %.  58,  Note  b. 

c)  Preussische  Occupationen  in  Franken  1792  —  1798.  REüssft.  Staatskanzlei,  Th. 
29.  S.  169,  Th.  3o,  S  3o5,  Th.  3i,  S.  1  ff.  Abdruck  Kaiserlichen  Handschrei- 
bens an  die  Herren  Rurfürsten,  v.  7.  Sept.  1796.  (Ohne  Druckort.)  1797.  8. 
Brandenburgische  UsurpationsGeschichte  in  den  fränk.  Fürstentümern.  1797. 
FoL  Staatsarchiv  der  preufs.  Fürstentümer  in  Franken ;  von  Hänlein  und 
EbunscHKABir.  Bd.  I  —  HL  Baireuth  1797.  8.  Neues  Staatsarchiv  u.  s.w.,  von.  HIiylein 
und  Lawg.  Bd.  I.  Ansb.  1808.8.  Europ.  Annalen,  1806,  IX.  244.  Note**.  Frei, 
müthige,  der  Wahrheit  gemäse,  Darstellung  in  (Makso's)  Geschichte  des  preuss. 
Staates,  seit  dem  hubertsb.  Frieden,  Rd.  I,  S.  373  —  376.  Vergl.  dagegen  des 
Groben  Kurf  I  riedrich  W  ilhelms  Erklärung,  in  d.  polit.  Journal  1806.    S.  608. 

d)  \  om  1-.  Ott.  1-9";  in  v.  Martens  recueil,  VII.  2i5.  Histoire  abregee  des 
traites,  par  Koch  et  Schoell  ,  V.  54  et  suiv.  Zu  vergleichen  mit  der  kaiserl. 
"Wahlkapitulation. 

e)  Kivbxb's  Uebersicht  der  dipl.  Verhandl.  des  wiener  Congr.  S.  398  ff. 
Vergl.  unten  §.  58. 
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§.  27. 

Napoleons  vorbereitende  Zer Störung 's  versuche. 

Nur  scheinbar  war  die  neue  und  vermehrte  Stärke,  welche  dem 
teutschen  Reich,  nach  Napoleon' s  Absicherung  «) ,  durch  den  Reichs- 
deputationsHauptschlufs  sollte  zu  Theil  geworden  seyn.  Der  Eroberer 
erneuerte  und  vervielfältigte  seine  vorbereitenden  Zerstör ungs versuch e. 
Rufslands  Bemühung,  ihnen,  durch  ein  von  den  nord-europäischen  und 
nord- teutschen  Staaten  mit  ihm  zu  schliessendes  fortwährendes  Biindnifs 
Einhalt  zu  tliun  waren  fruchtlos.  Napoleon  bemächtigte  sich  der 
hannöverischen  Staaten  (Jul.  i8o3).  Er  versicherte  sich  durch  Allianz- 
Verträge,  der  Streitkräfte  Baierns,  Würtembergs  und  Badens  c).  Er 
hatte,  nach  einem  neuen  Krieg  mit  Oestreich,  in  welchem  er  das  preussische 
neutrale  Gebiet  in  Franken  durch  unbewilligten  TruppenDurchmarsch  ver- 
letzte, durch  den  presburger  Frieden  (26.  Dec.  i8o5)  Oestreichs  Macht 
abermal  bedeutend  geschwächt,  Baiern  vergrössert,  und  nicht  nur  den 
Kurfürsten  von  Baiern  und  Würtemberg  die  Königswürde,  sondern  auch 
ihnen  und  dem  Kurfürsten  von  Baden  eine  relative  Souverainetät  ^) 
verschafft. 

0)  Im  Febr.  i8o'3.   Europ.  Annalen,  i8o3,  II.    1^6  ff. 

6)  Russischer  (noch  ungedruekter)  Entwurf  eines  Bundes  der  genannten  Staaten, 
dessen  Häupter  und  Protectoren  Russland  und  Preussen  seyn  sollten,  vorgelegt 
zu  Berlin  im  Herbst  i8o3.  Wird  gedruckt  erscheinen,  in  Klüber's  Abhandlungen. 

c)  Im  Sept.,  Oct.  u.  Dec.  i8o5.  Würtemberg  schlofs  mit  Napoleon  einen  Allianz- 
vertrag zu  Ludwigsburg  am  4.  Oct.,  u.  einen  andern  Staatsvertrag  zu  Wien  am 
12.  Dec.  i8o5;  beide  sind,  wie  die  baierischen  und  badiseken,  noch  ungedruckt. 
Der  zweite  badische  ward  geshlossen  zu  Schönbrunn  am  20.  Dec.  i8o5.  Klüber's 
Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  i34,  Note  b;  §•  i35,  Note  c. 

d)  (K.  F.  A.  P.  v.  Dalwigk's)  Publicist.  Erörterung  der  in  dem  presb.  Fr.  begrün- 
deten Souverainetät  der  Häuser  Baiern,  Würtemberg  und  Baden.  Hadamar  1806. 

8.    Rhein.  Bund,  IV.    68  1F.    Zufällige    Gedanken  ob  durch  die  rhein. 

BundesActe  den  neuen  Souverainen  eine  gröfsere  Gewalt  beigelegt  worden  sey, 
als  sie  vorhin  gehabt  haben?  (Ohne  Druckort)  1807.  8.  S.  19.  Roch  et  Schoell 
Hist.  abregee  des  träites  etc.,  \  IT.  435  et  suiv. 

§.  28. 

Fortsett  u  n  g. 

Napoleon  hatte  Preussen  genöthigt ,  gegen  Abtretung  Ansbachs, 
Neufchatels,  und  des  cle vischen  Landesbezirks  auf  der  rechlen  Ilhein- 
seite,  das  Kurfürstenthum  Hannover  von  ihm  anzunehmen  Kr  hatte, 
ohne  Widerspruch  von  teutscher  Seite,  das  Herzogthum  Kcrg  und  die 
Reste  des  Herzogthums  Cleve  auf  der  rechten  Rheinseite ,  sogar  mit  voller 

Klüber's  üfFentl.  Recht,  4.  Aufl.  3 


\       Einl«  III.  (  ;i|>.  Auflösung  d<  t.  lleichsverbiodung« 


vS.  u \ i r.ti in* .'i r  M,  ;m  Beinen  \<>n  ihm  zum  Herzog  von  Berg  und  Cleve 
ernannten  Schwager,    den   Prinzen   und    GrofsAdmiral   von  Frankreich, 

i  chim  Mni.it .  abgetreten.  Er  batte  zu  München  (März  1806)  Unter- 
handlungen im!  Baiern,  Würtemberg  und  Baden  eingeleitet,  um  diese 
Staaten,  mit  gleichzeitiger  Unterordnung  aller  benachbarten  mindermäch- 
tigen Landesherren  und  Reichsunmittelbaren,  sonach  fast  das  ganze  südliche 

rentschland,  von  Oestreichs  politischem,  und  von  des  Kaisers 'und  Reichs 
staatsrechtlichem  Einilufs  möglichst  frei  zu  machen  c\  ]<>  hatte  wichtige 
MilitärPimcte  auf  der  rechten  Hheinseite  sich  zugeeignet  ,  das  Fort  und 
Städtchen  Kehl-,  Cassel  (bei  Main/1,  Kostheim,  die  ganze  St.  Petersinsel, 
und  dm  militärischen  Theil  der  Festung  Wesel  <l)t  Er  hatte  seinen 
Oheim,  den  Cardinal  Fesch,  zum  Coadjutor  und  RegierungsNachfolger 
des  KurErzkanzlers  und  ersten  teutschen  Reichsstandes  ernannt  «).  Auch 
hatte  Sch  \\  «'den,  als  Herzog  von  Vorpommern,  von  der  teutschen  Reichs- 
tagsyersammlung  sich  abgesondert  /).  80  —  war  das  teutsche  Reich  durch 
die  Thal  schon   seiner  Auflösung  nahe  gebracht  g). 

./)  Tractate  mit  Preussen,  zu  Paris  am  iu.  Febr.  1806,  und  vorher  zu  Wien  am 
l5.  Der.  i8o5.  Polit  Journal,  1806,  S.  22s  IT.,  282,  289,  329,  34o,  342,  383,  4^7* 
5o6  u.  943.    Koch  et  Schoell  Hist.  abregee  des  traites,  \  Hl.    14.  3i.  62. 

h)  \\ct-  la  pleine  souveraincle«.  Napoleon' s  Decret,  datirt  Pai-is  den  i5.  März 
1806.  Napoleon  halte  kurz  vorher  von  Preussen  den  Theil  des  Herzogtimms 
Cleve  auf  (Irr  rechten  Rheinseite,  von  Baiern  das  Herzogtlmm  Berg  sich  abtre- 
ten lassen.    Mai\te>'s  Recueil,  Supplem.  IV.  239.  246. 

i  )  Des  franz.  Gesandten  Otto  (noch  ungedruchtes)  Projet  de  Convention  etc.,  datirt 
München  den  i9.  März  1806.  Vergl.  Rlüber's  Ucbersicht  der  diplomat.  Ver- 
band!, d.  wiener  Congr.,  S.  120,  Note. 

fl)  Kiübeb's  Staatsr.  d.  Rheinbundes,  61. 

r  )  Di  r  KurErzkanzler  meldete  (28.  Mai  1806)  der  Reichsversammlung,  Er  habe  sich 
den  Cardinal  von  dem  Papst  zum  Coadjutor  und  Nachfolger  erbeten]  Polit. 
Jonrnal,  1806,  S.  592.  K.  Franz  II.  Gegenerklärung.  Ebend.  S.  762.  Koch 
et  Schot  i.l  Hist.  abregee  des  traites,  VIII.  142. 

f)  Note  de-  schwed.  ComitialGesandten  vom  i3.  Jan.  1806,  in  d.  Polit.  Journal, 
1806,  Jan.,  S.  106.  Mildernde  Erklärung  in  e.  Circular  des  schwed.  Cabinet- 
Secretärs,  v.  j.  Juli  1806,  ebendas.  Jul.,  S.  176,  und  in  einer  Rede  des  Königs 
am  -.  Aug.  1806,  ebendas.  S.  818.    Koch  et  Schofll  a.  a.  O.  VIII.  146. 

,  i  Napoleon's  vorbereitende  Erklärung,  wenn  nicht  sclion  zu  Stiftung  des  rhein. 
Bundes,  doch  zu  naher  Umwandlung  des  teutschen  Reichs;  in  einem,  bald  nach 
dem  presburger  Frieden  erlassenen  Schreiben  an  den  pariser  Senat  ,  aus  München 
datirt  vom  12.  Jan.  1806,  in  den  Europ.  Annalen,  1806,  IX.  223.  Polit.  Journal 
1806,  S.  i-8.  Der  rheinische  Bund,  erklärte  er  hinterher,  sey  nur  eine  natür- 
liche Folge  und  die  nothwendige  Vervollständigung  des  presb.  Friedens;  Er 
wolle  nur  rechtlich  fortsetzen,  was  factisch  schon  seit  mehreren  Jahrhunderten 
f\ istirt  habe.  Man  s.  seine  Erklärung  an  die  t.  Reichsversamml.  v.  1.  Aug.  1806, 
u.  s.Schreiben  an  d.  Fürsten  Primas  v.  11.  Sept.  1806;  in  d.  Europäischen  Anna- 
len. 1806,  IX.  223  u.  2/,o  Polit.  Journal  1806,  S.  333.  Rhein.  Bund,  II.  240. 
Verglichen  mit  der  franz.  Erklärung  vom  22.  Febr.  i8o3,  in  d.  Europ.  Annalen, 
i8i3.  IL  1 45  f.  Auch  ward  das  teütsche  Reich  schon  in  dem  presb.  Fr.,  Art.  7, 
rrConfederation  germanique"  genannt. 
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§.  29. 

Napoleons  Uebermacht  und  Entschluss  zu  gänzlicher  Vernichtung  der 
teutschen  Reichsverbindung. 

Mächtig  hatte  schon  seit  1793  Fr  an  Ii  r  eich,  mächtiger  noch  (§.27  f.) 
seit  17Q9,  insbesondere  Napoleon,  auf  das  Schicksal  des  teutschen  Reichs 
gewirkt.  Nicht  nur  beherrschte  dieser  glückliche  Feldherr  jetzt  unmittelbar 
Frankreich  und  das  Königreich  Italien,  sondern  er  hatte  auch,  seit  dem 
presbnrger  Frieden,  zwei  seiner  Brüder  auf  Königsthrone  gesetzt,  in 
Neapel  «) ,  und  in  dem ,  durch  ihn  aus  der  batavischen  Republik  in  ein 
Königreich  verwandelten  Holland  b).  Ueberdiefs  hatte  sich  derselbe  einer 
bedeutenden  föderativen  Macht  versichert.  Selbst  noch  nach  dem  pres- 
bnrger Frieden,  hielten  zahlreiche  französische  Heere  einen  grossen  Theil 
des  südlichen  und  nördlichen  Teutschlandes,  sogar  die  österreichische 
Grenzfestung  Braunau,  besetzt.  Ein  Allianz  Vertrag  hielt  Preussen  mit 
Frankreich  vereinigt  c).  Mehrere  teutsche  Fürsten,  überzeugt,  dafs  Kaiser 
und  Reich  vor  Frankreichs  Macht  sie  nicht  schützen  könnten,  wendeten  sich, 
einzeln,  um  ihre  Existenz,  zum  Theil  vielleicht  auch  um  Yergrösscrung, 
an  Napoleon.  —  So  vorbereitet  und  vom  Schicksal  begünstigt,  hatte  dieser 
Kaiser  der  Franzosen  (gegen  die  Mitte  des  Jahres  1806)  erwogen,  dafs 
eine  plötzliche  Trennung  des  teutschen  Reichs,  und  die  Ver- 
wandlung seiner  meisten  ParticulärStaaten  in  französische  Schutz- 
staaten,  Oestreichs  und  Preussens  Macht  bedeutend  schwächen,  die 
seinige  beträchtlich  mehren  würden  5  auch  werde,  b  eider  so  eben  vernom- 
menen beharrlichen  Weigerung  Rufslands,  abgesondert  von  dem  mit  ihm 
alliirten  England,  Frieden  mit  Frankreich  zu  schliessen  bei  der  wahr- 
genommenen Unentschlossenheit  Oestreichs,  die  teutsche  Reichskrone  an 
Napoleon  in  Güte  abzutreten,  die  Verteidigung  neuer,  und  zwar  völlig 
entscheidender,  Schritte  in  Teutschland,  ihm  nicht  schwerer,  eher 
leichter  fallen,  als  die  Behauptung  dessen,  was  in  Neapel,  in  Holland 
und  anderswo,  von  ihm  schon  geschehen  war.  In  solcher  Lage  der  Dinge 
erwachte  und  reifte  zugleich,  ohne  Unterhandlung,  in  dem  Geist  Napoleon's, 
mitten  unter  riesenhaften  Entwürfen,  im  raschesten  Wechsel  der  Begeben- 
heiten, die  Idee  von  gänzlicher  Vernichtung  der  teutschen  Reichs- 
verbindung,  und  von  Stiftung  des  rheinischen  Bundes,  unter  Seinem 
Schutz  ^),  als  Mittel  zu  Erwerbung  der  von  ihm  beabsichtigten  Allein- 
herrschaft. 

a)  A;tpoleon's  Deerei,  Paris   vom  3o.   März  1806.    Polit.  Journal,   1806.  S.  080. 
389.  533. 

h)  Traclat  zu  Paris,  vom  24.  Mai  1806.    Polit.  Journal,  1806,  S.  5/(8.  '>-">. 

c)  Provisor.  Convention  zu  "Wien,  lö.Dec.  i8oj.  Tractat  zu  Paris,  ij.  Febr.  1806. 
Polit.  Journal,  1806,  S.  283,  33o,  383  und  943. 

d)  Der  russische  Slaatsrath  Ournui-  war  am  6.  Juli  1806  (nach  Andern  am  9.  Jul.) 
in  Paris  angekommen,- und  hatte  anfangs  gegen  einen  Separat  frieden  sich  erklärt. 
Nachher  sehlofs  er  doch  einen  solchen,  am  20.  Juli   1806,  dem  aber  Alexander 

3* 


7>(>       EinI,  Ml.  Cap«   Uiflösuog  <l.  t.  Reich  sverbindinig. 


«Ii«-  liitiii«  ttion  versagte.  Polit.  Journal,  1806,  S.  8-0,  g34,  q38,  i>3q,  941, 
u.  i,-8. 

|  Staatsgeichichte  Europa's  von  «1»'"»  presburger  Fr.  bis  zum  Fr.  von  Tilsit 
1  mb,  1809.  i'  S«  B7  Bf«  L.  ( 1.  I >  11 1-  Dow  's  Chronik  des  Jahrs  1806.  Leipz.  1809. 
8.  Schxidt's  Geaeh.  d.  Teutschen  a.  a.  ().  Nie.  Vogt,  «1  ie  teutschc  Nation  und 
ihre  Schi»  Male.  1  rankf.  1810.  |.  I >as  t.  Boich  u.  der  rhein.  Bund,  c.  Parat 
1  *  - 1  c  -  \..it  \\ .  J,  Bshb,  in  di  rhein.  Bund,  Will.  .ji8.  XIX.  99.  Vergl.  ebend. 
\l  189.  X.XL  I61.  Wll.  3.  Europa  nach  dem  Fr.  \.  Presburgj  in  d.  Journal 
r.  Geschichte,  St.»t i.^: i !t  u.  Staatswissensen.,  Sr.  III.  (Münster  1806.  8.)  S.  61  IT. 
l  eber  «Ii»-  l  nterjoi  hung  Teutschlands;  ebendas.  St.  II.  S.  i48  —  167.  Uebcr  die 
politische  Stellung  der  europ.  Staaten  kurz  vor,  und  gleich  nach  dem  Fr.  v. 
Preabu  g  (.1800.  «.),  S-  Ho  —  1*8. 

§•  30. 

Stiftung  des  rheinischen  Bundes. 

So  empfing  «las  tausendjährige  Reich  der  Teutschen,  in  der  rheini- 
schen Bundes  Acte  ") ,  sein  Yev  a  icht  u.n  gs  u  r  t  heil  aus  N  a  p  0 1  e  o  n '  s 
Hand.  Verkündigt  ward  solches,  zuerst  den  zu  Unterzeichnung  der 
rheinischen  BundesActe  zusammen  berufenen  Abgeordneten  der  zu  Bundes- 
genossen  erkohrnen  sechzehn  teutschen  Reichsstände  und  Lan- 
desherren, zu  Parts  am  1"..  Jul.  1806,  in  dem  Namen  des  eigenmächtig 
handelnden  Protectors,  von  seinem  Minister  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten; dann  auch  der  teutschen  Reichs  Versammlung,  am  r.  August 
1806,  in  dem  Namen  des  Frotectors  und  der  Bundesgenossen  c)t 
Ohne  Weigerung  und  unyerweilt  folgte,  von  dem  letzten  Kaiser  der 
Teutschen,  Kranz  IL,  dem  vier  und  fünfzigsten  seit  Carl  dem  Grossen, 
dem  zwanzigsten  aus  dem  habsburger  Stamm,  die  Niederlegung  der 
r e i c h  s  o  b  e r  h a u p  1 1  i che  n  W  ü  r  d  e  und  der  damit  verbu ndenen  Kaiser- 
krone  d).  Der  eilfte  August  1806,  wo  diese  Abdicalion  am  Sitz  der 
allgemeinen  Reichsversammlung  erklärt  ward,  ist  der  rechtliche  End- 
punet  des  teutschen  Reichs.  Die  Einweisung  einzelner  Bundesfursten 
in  ihre  neuen  Staaten  oder  Landesbezirke,  geschah,  unter  bestimmten 
B  e  ding  u  u  gen,  durch  französische  Commissarien ,  mit  Beziehung  auf  die 
Stipulationen  der  BundesActe 

n\  Eingang  v.  Art.  1,  2,  3  u.  11.  Geschlossen  ward  die  BundesActe  zu  Paris, 
12.  Jul.  1806,  ratificirt  von  dem  Protector  zu  St.  Cloud,  19.  Jul.,  von  den  Bun- 
desfursten zu  München,  7,5.  Jul.  1801 ,  und  unverweilt  vollzogen;  Alles  unter 
dem  Schwert  Nappleon's.  Vergl.  BundesActe,  Art.  /,o.  —  Abdrücke  der  Bundes- 
Acte; hinter  HfÜBEB's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  teutsch  u.  franz.  in  Wishopp's 
rhein.  Bund,  I.  9.  und  Berichtigungen  ebendas.  IV.  n5.  V.  3o2 ;  in  v.  Martens 
Recueil,  Supjdem.  IV".  3i.3.  Die  rheinische  ConfoderationsActe,  nebst  Urkunden 
und  Actenstücken,  auch  allen  noch  geltenden  Gesetzen.  Herausgegeben  von 
I'.  \.  Wraaopp.  Frankf.  1808.  8. —  Koch  et  Schoell  Hist.  abregte  des  traites , 
\  III.  1 4 1  et  suiv.  M.  J.  Schmidts  Geschichte  d.  Teutschen,  Bd.  XXIH  (von  der 
Stiftung  dos  Rheinbundes  bis  zu  d.  Krieg  mit  Oesterreich,  1809;  von  L. 
v.  Dassen),    Ulm    18?.^.  8.    Lucchi  sru's  histor.  Entwjckelung  der  Ursachen  und 
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Wirkungen  des  Rheinbundes.  Aus  dem  Italien.  (2  Theile)  von  B.  J.  F.  v.  Halem. 
Leipz.  Th.  I.    Ursachen  des  Rheinb.    Leipzig   1821.  8. 

b)  Europ.  Annalen,  1806,  IX.  239-  Polit.  Journal,  1806,  Aug.,  S.  776.  —  Den- 
noch fragt  man  nach  der  Befugniss  der  Bundesfürsten,  ihre  Verbindung  mit  dem 
teutschen  Reich  aufzukündigen.  Vergl.  Wiesand  in  dem  Rhein.  Bund,  LIU. 
287  f.  ' 

c)  Ebendas.  243,  und  die  historische  Anmerkung  daselbst,  in  der  Note**.  Polit.  Jour- 
nal, 1806,  Aug.,  S.  85o. 

d)  AbdicationsUrkunde,  datirt  Wien  6.  Aug.  1806;  in  den  Europ.  Annalen,  IX. 
249,  11.  Polit.  Journal,  18O6,  S.  859.  Mitgetheilt  ward  sie  den  reichsständischen 
Gesandten  zu  Regensburg,  durch  den  ösl reichischen  Gesandten  daselbst,  am 
11.  Aug.  1806.  Schon  1804,  ii.  Aug.,  hatte  Franz  II.  den  Titel  Erbkaiser  von 
Oestreich  angenommen. 

<?)  Rhein.  Rund,  II.  216.  262.  270.  XV.  458  ff.  —  Die  Einweisung^-  oder  Uebergabe 
Urkunden  setzen  ausdrücklich  die  Bedingungen  fest,  unter  welchen  die  Einweisung 
erfolgte.  Das  allgemeine  Formular  dieser  Urkunden  findet  man  in  der  oben  an- 
geführten Rhein.  ConföderationsActc  von  Wikkopp,  S.  114  —  121.  Das  Protocoll 
der  Einweisung  des  F.  Primas  in  die  Grafschaften  Wertheim  u.  Rieneck,  und 
in  reichsritterschaftl.  Besitzungen,  v.  i3.  Sept.  1806,  s.  in  d.  Rhein.  Bund,  II.  27o. 
Protocoll  über  die  Einweisung  Baferns  in  den  Besitz  der  Stadt  und  des  Gebietes 
v.  Nürnberg,  v.  i5.  Sept.  1806;  ebendas.  II.  263.  Von  der  Stadt  Frankfurt 
s.  ebendas.  II.  216.  Protocoll  der  Einweisung  Badens  in  das  Fürstenlh.  Leihingen 
u.  in  die  gräfl.  Leiningisi hen  Acmter  Neidenau  u.  Billigheim,  v.  16.  Sept.  1806, 
in  der  von  d.  Grafen  Carl  ^011  Leiningen  Billigheim  wider  Baden  bei  der  B.  V. 
eingereichten  Beschwerdesehrift  v.  22.  Mai  1882,  Beil.  I.  S.  9. 

§.  31. 

Fortsetzung, 

Durch  zagenöthigte  Absonderung  von  der  teutschen  Reichsverbindung, 
emporsteigend  von  der  zeitherigen  reichsverfassungsmässigen  Landeshoheit, 
einer  untergeordneten  Staatsgewalt,  zu  der  Souverainetät ,  verschallten  sich 
die  Bundesfürsten  politische  Selbstständigkeit,  unter  dem  Gebot 
Napoleons»  Dieser  erklärte  einen  Theil  der  bisherigen  teutschen  Territo- 
rialRegenten  für  sou verain,,  einen  andern  für  unterworfen,  der 
Oberhoheit  einzelner  Bundesfürsten  ö).  So  entstand,  mit  Auflösung  der 
teutschen  Reichsverbindung,  doch  nur  für  die  meisten  souverain  gewor- 
denen teutschen  Fürsten,  der  Rheinische  (französisch-rheinische,  oder 
germanische)  Bund;  einseitig  und  eigenmächtig  gebildet  in  dem  französi- 
schen Cabinet,  und  in  dem  Augenblick  der  Mittheilung  zu  Paris  unbedingt 
angenommen,  von  dort  anwesenden  Gesandten  der  zu  Bundesgenossen  von 
dem  Protector  berufenen  teutschen  Fürsten.  Ucber  dieses  Alles  ward  eine 
Urkunde  errichtet,  Bund  es  Acte  genannt,  ihrem  Wesen  nach  einem  mili- 
tärischen Tagbefehl  ähnlich,  der  Form  nach  ein  freier  Verlrag  zwischen 
dem  Kaiser  von  Frankreich  auf  der  einen,  den  Bundesfürsten  auf  der 
andern  Seile  c),  dann  auch  zwischen  den  Bundesfürsten  unter  sich. 
Auer  kann  1    ward   der    Bund,    selbst   in    Ansehung   der   künftig  noch 
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hiniutrGtenden  Souveraine,  ron  Rafslaad  und  Preussen,  in  den 
Friodenaschlüssen  zu  Tilsit  vom  7.  und  Juli  1807'').  Garantirt 
ward  die  Integrität  der  rheinischen  Bundesstaaten  von  Hufsland,  in 
demselben  FViectensschluss  *'). 

m)  l'itterwerjuug  tcutscher  reichsst&idischer  Territorialherren  unter  eilf  Bundesfürsten, 
ii  der  '»ls  SumdasKerrtn,  BundesActe,  Art.  3  .4.  Man  s.  §.  3oi  u.  ff.  —  Der  gräf- 
lich-Ben&eim/Tecldenburgischen  Herrschaften  Rheda  und  Hohenlimburg,  und  der 
Rlratlich-Kaunitsischen  Grafschaft  Rietborg  war  in  der  BundesActe  nicht  erwähnt. 
ihtr  Napoleon  unterwarf  die  beiden  ersten,  im  Mai  1808,  standesherrlich  dein 
Grofthersogthum  Berg.  Die  dritte  unterwarf  er  dem  Königreich  Westpnalen, 
durch  e.  Decret  v,  18.  Lug.  i8o7,  dann  in  der  Constitution  des  Königreichs  vom 
i5.  Not.  1  ü« «7 :  Btandesherrliche  Vorrechte  wurden  aber  diesem  Fürsten  von 
der  westphälischen  Regierung  nie  eingeräumt. 

/)  D.is  \  er/eii  Imifs  unten,  f}.  41  a.  —  Ein  Theil  der  teutschen  Staaten  wurde  in 
den  Bund  oie  aufgenommen,  und  auch  Bundesfürsten  nicht  unterworfen.  Ihnen 
ward  daher  bundesfreie  Soüverainetät  zu  Theil.  So  die  unter  dem  teutschen 
Reich  begriffen  gewesenen  östreichischen ,  preussischen ,  dänischen  und  schwedischen 
Staaten;  die  preussischen,  so  weit  sie  durch  den  tilsiter  Frieden  nicht  abgetre- 
ten wurden.  So  auch  die  Länder  des  Kurfürsten  von  Hessen,  des  Herzogs  von 
/  -  .  des  1  iirsten  m>u  NassauOranien ,  bis  solche  im  Herbst  1806  von 

Napole  »n  ihnen  tntrissen  wurden.  DieLänder  des  Kurfürsten  von  RrauiischweigLime- 
burg  oder  Hannover  hatte  Napoleon  schon  i8o3  occupirt;  i8o5  vertauschte  er 
> i an  Preussen,  occupirte  sie  im  Herbst  1806  abermal,  und  incorporirte  sie 
1807  gröfstentheils  dem  \<m  ihm  gestifteten  Königreich  Westphalen.  Von  dem 
Schicksal  etlicher  kleiner  Länder  in  dem  vormaligen  westphälischen  Reichskreis, 
in  voriger  Note.    Klüber's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  83. 

r)  Napoleon  sagte  zu  Paris,  in  der  Rede  bei  Eröffnung  des  Corps  legislatif,  am 
jO-  _\  1 1 1^ .  »»La  France  est  unie  aux  peuples  de  l'Allemagne  par  les  lois  de 

La  confeejeration  du  Rhin".  —  Vergl.  Der  rheinische  Bund,  oder  des  Löwen 
Gesellschaft.    Teutschland  1814.  8. 

d)  Russischer  Friede,  Art.  i5.    Preussischer  Fr.,  Art.  4- 

r)  Art.  2Ö.  —  Periodirung  der  EntstehungsGeschichte  des  Bundes.  Vergl.  Rhein. 
Kund,  XV.  458.    LX.  454. 

§.  32. 

Erweiterung  und  Verminderung  des  rheinischen  Bundes. 

I)  Die  rheinische  Conföderation,  ursprünglich,  laut  der  BundesActe. 
Jim  für  SüdTeutschland  gestiftet,  erweiterte  sich,  innerhalb  zweier 
Jahre  bis  an  die  Küsten  der  Ost-  und  Nordsee.  Vom  December  1806 
bis  in  den  October  1808,  wurden  zu  den  sechzehn  ursprünglichen 
rheinischen  BundesSou\ erainen  noch  drei  und  zwanzig  andere  teutsche 
Konige  und  Fürsten,  einseitig  von  dem  Protector,  in  den  Bund  aufge- 
nommen a~).  II)  Mit  derselben  Einseitigkeit  und  Willkühr ,  womit  der 
übermächtige  Kaiser  der  Franzosen  den  Bund  gestiftet  und  erweitert  hatte, 
entzog  er  demselben  wieder,  im  Janner  1808,  Kehl,  Cassel  bei  Mainz, 
und  Wesel  dann  im  December  1810,  das  Herzogthum  Oldenburg, 
das   sou veraine   Fürstenthum   SalmSalm  und  Sa  lmKvrburg  ,  die  bis 
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dahin  souveraine  Grafschaft  Meppen  des  Herzogs  von  Arenberg,  auch 
die  standesherrlichen  Besitzungen  der  Herzoge  von  L  oozCorswarem  und 
von  Croy,  und  die  standesherrliche  (vormals  reichsständische)  Herrschaft 
Gehmen  des  Freiherrn  von  BÖmmelberg  ,  indem  er  diese  Länder,  so  wie 
verschiedene  Bezirke  des  Königreichs  Westphalen  und  des  Grofsherzog- 
thums  Berg,  ihren  neuen  Regenten  entrifs  und ,  nebst  den  drei  Hanse- 
städten, mit  Frankreich,  unter  dem  Namen  des  LtppeDepartements 
und  der  hanseatischen  ,  Departemente ,  vereinigte  c).  Die  herzoglich- 
Arenbergische  Grafschaft  Recklinghausen  ward  durch  ein  neapoleonisches 
Decret  vom  22.  Jänner  1811   dem  Grofsherzogthum  Berg  einverleibt  d). 

u)  Klüber's  Staatsr.  d.  Rlieinb.  §.  33,  Note  b,  u.  77  ff.  Rhein.Bund,  XVII.  3'2o. 
XVIH.  473.  XXII.  i58.  XXVIII.  i5i.  Koch  et  Schoell  Hist.  des  traites,  VIII. 
267  et  suiv.  —  Verzeichnis  der  ursprünglichen  und  der  später  aufgenommenen 
Mitglieder  des  rhein.  Bundes,  unten  §.  41  a.  —  Das  Areal  aller  in  dem  rhei- 
nischen Bund,  nach  den  verschiedenen  Perioden  seiner  Ausdehnung,  begriffenen 
Staaten  u.  ihrer  Bevölkerung ,  unten  §.  78  b. 

b)  De  Martes's  Recneil,  Supplem.    V.  322.    Vergl.  §.  86  c. 

c)  Pariser  Senatus-Consulte  organique  du  i3.  dec.  1810,  bei  Martens  1.  c.  V.  346. 
Rhein.  Bund,  XXVIII.  i5i.  LI.  455.  LH.  147.  LIII.  309.  LVni.  117.  Martens 
1.  e.  V.  326.  33o.  3/to.  3/|6.  35o.    Koch  et  Schoell  a.  a.  O.  VIEL  3a5i 

ä)  Roch  et  Schoell  Histoire  abregee  des  traites,  T.  VHI,  S.  325.  Später  verschreibt 
Napoleon,  durch  ein  Decret  vom  \/\.  April  i8i3,  dem  Herzog  für  seinen  Ver- 
lust, eine  Erbrente  von  106,702  Francs  aus  der  Staatscasse  des  Grofsh.  Beiß. 
Klüber's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  I,  Heft  I.   S.  120. 


ITT 

Dauer  und  Ende  des  rheinischen  Bundes. 

I)  Sieben  Jahre  lang  und  etliche  Monate  dauerte  der  Rheinische 
Bund;  der  That  nach  nicht  als  Bund  teutscher,  unter  diesem  Namen 
vereinigter  Fürsten  unter  sich,  sondern  als  Bund  Napoleon's  mit  diesen 
Fürsten.  Dieser  Gewaltherrscher,  der,  unbekümmert  um  Anderer  Trüm- 
mer, wie  Homers  Götter,  mit  drei  Schritten  am  Ende  der  Welt  seyn 
wollte,  bediente  sich  der  Bundesform  als  eines  Vorwandes,  die  Streit- 
kräfte der  Staaten  jener  Fürsten  für  seine  nie  endenden  Eroberungs- 
kriege, die  ganze  Staatenmasse  für  sein  riesenhaftes  ContinentalSystem , 
und  jeden  einzelnen  Staat  im  Innern  für  seinen  Eigenwillen  zu  benutzen* 
Unwiderstehlich  waren  seine  Machtgebote  in  den  teutschen  Staaten,  nach- 
dem er  auch  Preusseh  und  den  gröfsten  Theil  Polens  durch  die  tilsiter 
Friedensschlüsse  (7.  und  9.  JuL  1807)  seinem  gebietenden  Einflufs  unter- 
worfen, und  Oestreichs  Macht  durch  einen  drillen  Krieg  und  den  wiener 
Frieden  Gel.  1809)  abermal  bedeutend    geschwächt  halle.     II)  Eine 

Völkerschlacht  bei  Leipzig  (16. —  19.  Oct.  i8i3)  verjagte  die  Mach! 
des  fremden  Herrschers  aus  den  Staaten  der  Bundesfursten.  Jeder  dieser 
Fürsten,  von  der  ihm  aufgedrungenen  !  politischen  Vormundschaft  befreit , 


fi()      Einl,  11!.  (^;ij>.  Auflösung  <1.  L  Keicl^sverbiiiduiig. 


entsagte  nun,  th  ei  1$  ausdrücklich,  thpils  stillschweigend ,  dem  so  genannten 
rheinischen  Bund,  diesem  schmählichen  Denkmal  teutscher  Unterjochung« 
Ausdrücklich  geschah  es  von  Einzelnen  durch  Verträge  ")  mit  den  wider 
\  poleoo  verbündeten  Mächten,  stillschweigend  von  \llen  durch  Beitritt 
zu  den  Allianzen  wider  Frankreich  im  Jahr,  181 3  und  wider  den  yon 
1  !m  .ms  in  l'ranhreich  eingedrungenen  Pfappleon  Buonaparte  im  Jalir 
i8i5  '  <  durch  Errichtung  des  Tonischen  Bundes«  III)  Diese  Entsagung, 
und  mit  ihr  dir  gänzliche  Auflösung  des  erzwungenen  widernatürlichen 
Bundes,  erhielt  ihre  unwiderrufliche  Bestätigung  durch  die  damit  überein- 
stimmende Erklärung  der  vieT  grossen  verbündeten  Mächte  d) 
fOcstreich,  Rufsland,  England  und  Preussen ) ,  welche  zu  Wiedereroberung 
und  Erhaltung  der  Freiheit  \<»n  Europa,  sich  mit  seltener  Eintracht  und 
festem  Willen  das  Worl  gegeben  hallen.  In  dem  pariser  Frieden  vom 
3a  Mai  1814-1  vrl-  &i  trat  aucli  Frankreich»  frei  von  napoleonischer 
Herrschaft;,  dieser  Erklärung  bei.  IV)  Doch  bewirkten  gegenseitig  die 
Bundesgenossen  die  Auflösung  des  rheinischen  Bundes,  weder  durch  eine 
förmliche  Acte ,  noch  sonst  ausdrücklich  5  nur  stillschweigend  geschah 
solelies,  durch  sprechende  Handlungen.  Gleichfalls  stillschweigend,  und 
allseitig  ohne  namentliche  Bezeichnung  des  rheinischen  Bundes  '), 
ward  diese  Auflösung  anerkannt,  sowohl  von  sämmtlichen  Mitgliedern 
des  Teutschen  Bundes  in  ihrer  BundesActe,  als  auch  von  den  europäischen 
[dachten,  welche  die  SchlussActe  des  wiener  Congresses  unterzeichneten, 
oder  derselben  beitraten  f).  V)  Dennoch  wurden  hiedurch  nicht  alle 
Rechtsverhältnisse  unwirksam,  welche  in  der  Zeit  des  rheinischen 
Bunde-.,  sej  es  in  der  BundesActe,  oder  anderswo,  von  oder  unter  Bun- 
desgenossen waren  begründet  worden  tf). 

0}  Die  meisten  dieser  Verträge  wurden  im  Nov.  und  Dec.  i8i3  zu  Frankfurt  ge- 
scblossen.  Hallische  öligem.  Lit.  Zeit.  1814,  Num.  23i.  Klüber's  Acten  des 
wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  2,  S.  54u.93j  Bd.  VIU,  S.  i/j4  ff.  Martens  Recueil, 
Supplcm.  V.  610.  643.  649.  65i.  Bauer's ,  Behr's  u.  Schotts  allgem.  Staats- 
Correspondenz,  Bd.  I.  Heft  I  (181/f),  Num.  I.  C.  Jaup  über  die  Auflösung  des 
rhein.  Bundes  und  der  schweizer  VermittlungsActc.  Glessen  i8i4-  8.  L.  v. 
Diu  sch  Geschichte  Deutschlands  seit  der  Stiftung  des  Rheinbundes  I.  Buchs 
1.  Abth.  (1806  —  1809)  2.  Abth.  (1809  —  i8i3,  u.  3.  Abth.  fi8i3  bis  3o.  Mai 
1814), 

b)  In  den  in  voriger  Note  angeführten  Verträgen. 

c)  Klcrer's  angef.  Aden  etc.,  Bd.  II.,  S.  273  ;  Bd.  IV,  S.  427  u-  43i« 

J)  \  ergl.  I»r.ü,Kj.'s  angef.  Acten,  Bd.  I,  lieft  I,  S.  108  u.  122.  Pariser  Fr.  von 
1814  ,  Art.  6. 

f)  Achtmal  ward  der  *RlieinbundD  in  fünf  Entwürfen  der  teufs<hcn  BundesActe 
genannt,  aber  nachher  in  der  BundesActe  selbst  ward  dieser  Ausdruck,  offen- 
bar mit  Vorbedacht,  umgangen.  Man  s.  Klüber's  angef.  Acten,  Bd.  I,  Heft  4* 
110:  Bd.  II,  S.  4?  3ia,  319  u.  36o,  vergl.  mit  S.  36i  u.  487,  auch  S.  3y. 

/)  Acte  final  du  congres  de  Vicnnc,  art.  53  —  64  et  118. 

y)   Han  s.  unten  §.  47-    Biäüek's  Abhandlungen  und  Beobachtungen,  Bd.  I ,  S.  4  i\- 

u.  42  ff- 
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g.  54. 

Errichtung  des  Teutschen  Bundes. 

1)  Nach  Auflösung  des  rheinischen  Bundes  ward  eine  Wieder- 
herstellung des  teutschen  Reichs  und  der  Kaiserwürde,  selbst 
mit  verbesserter  Grundverfassung,  nicht  für  räthlich  erachtet  Vielmehr 
ward  II)  in  dem  pariser  Frieden  vom  3o.  Mai  1814  b)  festgesetzt,  dass" 
« die  Staaten  Teutschlands  unabhängig,  und  durch  ein  Föderativ- 
Band  vereinigt  seyn  sollten.  III)  Für  Errichtung  und  Ausbildung  dieses 
Staatenvereins  wurden  auf  dem  wiener  Congrefs,  i)  von  Oestreich 
und  Preussen  eine  Reihe  von  Entwürfen,  zu  einem  Grund  vertrag  des 
zu  errichtenden  Bundes,  vorgelegt  c);  es  wurden  2)  von  den  Bevollmäch- 
tigten fünf  teutscher  Höfe  (Oestreich,  Preussen,  Baiern,  Hannover,  Wür- 
temberg)  V orb er ath schlagungen  über  den  Inhalt  des  Grundvertrags 
gehalten  (Oct.  und  Nov.  1814)5  aber  ohne  Erfolg  d).  Endlich  kam  es 
3)  in  den  letzten  Wochen  des  Congresses,  nicht  ohne  sichtbare  und  folgen- 
reiche Eile  noch  zu  allgemeinen  Verhandlungen  und  Berat- 
schlagungen der  Bevollmächtigten  aller  künftigen  Bundesgenossen, 
W'ürtemberg  und  Baden  ausgenommen  /),  über  den  zu  schliessenden 
Grund\ ertrag  g).  Diese  hatten  endlich  4)  die  Abfassung  und  Unterzeichnung 
der  teutschen  Bund  es  Acte  vom  8.  Juni  i8i5  zur  Folge,  und  mit 
solcher,  für  acht  und  dreissig  teutsche  SouverainStaaten,  mit  Inbegrüi' 
der  nachher  noch  beigetretenen  Staaten  von  Würtemberg  und  Baden ,  die 
Errichtung  des  Teutschen  Bundes 

a)  Klüber's  Uebersicht  der  diplom.  Verhandi.  des  wiener  Congr.,  S.  59,  60,  61, 
123  ff.  u  547.  Antrag  des  Papstes,  ebendas.  S.  4?6  ff.  5oi,  548,  564-  (v.  Ga- 
gera's)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  II.  Abtli.  (Stuttg.  1826.  8.),  S.  196—240. 

b)  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  1  ,  S.  i5  u.  123  ff.  Schon  in 
dem  Allianz  Vertrag  von  Chaumont  vom  1.  März  1814,  soll  dasselbe  festgesetzt 
seyn;  in  einem  geheimen  Artikel.     Klüber's  Uebersicht  S.  122,  Note  1. 

e)  Klüber's  Bericht  davon,  in  dessen  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  293  ff.  Ebendess. 
Uebersicht  etc.    S.  61  ff. 

d)  Klüber's  Uebersicht  etc.,  S.  20  f.  59.  Die  Protocolle  stehen  in  Ebaidess.  Acten 
etc.,  Bd.  II,  S.  64  ff. 

e)  Klüber's  Uebersicht  etc.,  S.  i32  f.  u.  144. 

J)  Von  den  bekannten  Ursachen  dieser  Ausnahmen,  s.  Klüber's  Bericht,  in  dessen 
Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  57o  ff.    E/>endess.  Uebersicht  etc.    S.  i3|  f. 

ff)  Klüber's  Uebersicht  etc.,  S.  i32  ff.  Die  Protocolle  vom  23.  Mai  bis  10.  Jim. 
i8i5,  stellen  in  Ebendess.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  3'i/t  ff. 

b)  \  ergl.  unten  §.  56,  u.  Allgem.  geograpb.  Ephemcriden,  1816,  Jan.,  S.  i3  ff.  — 
Von  jedem  der  36  ursprun  ff  liehen  Bundesglieder  erfolgte  eine  förmliche  Ratifica- 
tion der  BundesActe.  Man  s.  unten  §,  56  c.  Die  Ort  -  und  ZeitData  sämmt- 
licher  BatiticationsUrliunden  findet  man  in  Marteas  Rccucil ,  Supplem.  VI. 
367.  f.  —  Huden  und  W 'Urlauber ff  traten  dem  Bund  bei,  durch  AccessionsUrhun- 
den,  jenes  vom  26.  Juli,  dieses  vom  1.  Sept.  i8i5.  Beide  stehen  bei  Martens 
a.  a.  O.  8.  368  f.  —  Notificirt  ward  die  Feststellung  des  Bundes  den  auswärtigen 
Wächten  von  der  Bundesversammlung,  erst  im  Juli  1817.    Man  s.  unten  (j.  ioj 
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Dm  Geschichte  seil  dem  pariser  Frieden  vom  3o<  Mai  1814  bis  aur  Eröffnung 
iK  n  liumlcsta^s  am  ■>.  1H1O;  in  v.  Dkksch  angef.  Geschichte,  Buch  11, 

Al.th.  ». 


IV.      C  A  P  I  T  E  L, 

l  ehersichl  des  Öffentlichen  Rechtes  zur  Zeil  dos  teutschen  Reichs, 
und  des  rheinischen  Bundes«    Verliältniss  des  neuen  teutschen 
öffentlichen  Rechtes  zu  dem  Staatsrecht  des  teutschen  Reichs 
und  zu  dein  öffentlichen  Recht  des  rheinischen  Bundes» 


§.  55. 

1.    Staatsverfassung  zur  Zeit  des  teutschen  Reichs. 

Das  te  u  (sehe  Reich  war  eine,  aus  untergeordneten  Staaten 
zusammengesetzte,  sehr  eingeschränkte  Wahlmonarchie.  Die  Reichs- 
Staatsgewalt  war  eingerichtet,  1)  auf  einen  Kaiser  (ein  verfassungs- 
mäßiges, wählbares  Oberhaupt)  und  2)  auf  eine  Corporation  von 
Reichsständen.  Diese,  in  drei  Collegien  (das  kurfürstliche,  fürstliche 
und  reichsstädtische)  abgetheilt,  bildeten,  nebst  dem  Ka iser,  dieReichs- 
v  er  Sammlung  (Reichstag).  Beide  zusammen,  in  ihrer  Vereinigung  zur 
ReichsStaatsgewalt ,  Messen  Kaiser  und  Reich.  Dem  Kaiser  und  Reich 
stand  die  Reichsregierung  zu;  doch  mit  Ausnahme  gewisser  Reservat- 
rechte  des  Kaisers.  Die  Benennung  Reichsoberhaupt,  welche  der 
Kaiser  nicht  selten  fährte  und  erhielt,  war  in  dem  Sinn  des  durch  die 
\  erfassung  ihm  beigelegten  Antheils  an  der  Ausübung  der  ReichsStaats- 
gewalt  zu  verstehen.  Für  Matricular Wesen,  zu  Vertheilung  der  Reichs- 
steuern, und  zu  Aufstellung  eines  Reichskriegsheers,  für  Münz  -  und  Reichs- 
Polizeiwesen ,  für  Vollziehung  reichsgerichtlicher  Erkenntnisse,  und  für 
verschiedene  andere  Gegenstände,  war  das  Reich,  geographisch -politisch, 
in  Kreise  eingetheilt.  Zu  Handhabung  der  Reichsjustiz  über  Reichsun- 
mittelbare,  und  in  höchster  Instanz  auch  über  Reichsmittelbare,  wenn  bei 
diesen  nicht  Privilegia  de  non  appellando  im  Weg  standen,  waren  zwei 
höchste  Reichsgerichte  bestimmt,  das  Reichskammergericht  und  der 
Reichshofrath.  In  Ermangelung  oder  Verhinderung  des  Kaisers,  Ward 
dessen  Stelle  in  der  Reichsregierung  grösstenteils  vertreten  durch  zwei 
Reich  s  verweser  ( ReichsVicarien) ,  die  Kurfürsten  von  der  Pfalz  und 
\<ui   Sachsen,  durch  jeden  besonders  in  einem  bestimmten  Bezirk  ( V'ica- 
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ktiatBezirli) ,  von  beiden  gemeinschaftlich  bei  der  Reichs  Versammlung  und 
dem  Reichskammergericht.  Für  gewisse  Religionsverhältnisse ,  schieden  sich 
die  Reichsstände  in  zwei  Corpora,  Corpus  Catholicorum  und  Corpus 
E  vangelicorum. 

g.  36. 

Reichshoheit  und  Landeshoheit 

In  dein  teutsclien  Reich  war  eine  zweifache  Staatsgewalt; 
eine  unabhängige  und  eine  untergeordnete.  Die  erste  erstreckte 
sich  über  den  Reichsstaat ,  das  Reich  im  Ganzen  5  sie  war  dem  Kaiser  und 
dem  Corpus  der  Reichsstände  anvertraut,  und  hiess  ReichsStaatsge- 
walt  oder  Reichshoheit.  Die  andere  beschränkte  sich  auf  die 
Grenzen  eines  jeden  der  besonderen  Staaten,  welche  Bestandteile  des  teut- 
sclien Reichs  ausmachten;  sie  war  dem  regierenden  Subject  eines  solchen 
ParticulärStaates  anvertraut,  und  hiefs  Territorialstaatsgewalt  oder 
Landeshoheit  (superioritas  territorialis).  Diese  Landeshoheit  war 
eine,  der  Reichshoheit  unmittelbar  untergeordnete  Staatsgewalt,  über  einen 
ParticulärStaat  des  teutsclien  Reichs 

a)  Teutsche  Landeshoheit  und  Souverainetät,  waren  nicht  Gegensätze.  Fast  alle  we- 
sentlichen Rechte  der  letzten  waren  auch  in  der  ersten  begriffen;  nur  nicht 
alle,  und  nicht  alle  unbeschränkt  von  Aussen.  Daher  ward  die  letzte  von  Man- 
chen auch  HalbSouverainetät,  (majestas  analoga,  jus  summi  imperii  acmulum), 
genannt.  —  Hauptsächlich  entwickelte  sich,  nach  und  nach,  die  Landeshoheit 
aus  der  Gerichtbarkeit,  diese  aus  der  grundherrlichen  Gewalt  (potestas  domi- 
nica),  diese  aus  dem  grössern  LandeigenthumBesitz.  Klüber's  Geschichte  der 
Gerichtslehen.  Erlangen  1785.  8.  Eichhorn,  teutsche  Staats  -  und  Rechtsge- 
scliichte,  §§.  290,  299  ff,  3t)6,  41Ö>  $25  f-  —  Die  Besitzer  reichsständischer 
reichsunmittelbarer  Herrschaften  und  Güter,  wovon  die  meisten  bei  der  Reichs- 
ritterschajt  iminatriculirt  waren,  hatten,  wenn  auch  nicht  volle  Landeshoheit, 
doch  Lande sherrlichkeit  oder  reichsimmittclbare  obrigkeitliche  Gewalt  und  Bot- 
mäsigkeit,  TerritorialGerechtigkeit  oder  Regierungsgewalt;  einen  Inbegriff  von 
obrigkeitlichen  oder  Regierungsrechten,  welche  der  Reichshoheit  unmittelbar 
untergeordnet  waren.  —  Das  Yerhältnifs  zwischen  Reichshoheit  und  Landes- 
hoheit ,  war  auch  nicht  wie  jetzt  dasjenige  zwischen  Staatshoheit  oder  so  genann- 
ter Oberhoheit  und  Stande  sherrliclike  it. 

Einheit  des  Reichsstaates.    Trennung  der  ParticulärStaaten. 
Re  ichsunm  ittelbarkeit» 

Getrennt  und  unabhängig  von  einander,  vereinigten  alle  Particulär- 
Staaten, als  Theile  sich  zu  einem  Ganzen,  dem  Reichsstaat.  Diese 
Einheit  begründete  die  Subordination  Aller,  unter  die  Reichshoheit. 
Dennoch  geschah   die    Ausübung  der  Landeshoheit,   in    jedem  besondern 
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Staat     nach     ci^iMii'in    Recht,     nicht     adininislralorisch    für    Kaiser  und 

Reich.  Diese  zweifache  Staatsform  veranlasste,  in  Absicht  auf  das  Staats 
Sab  jection  s^erhaltniss,  eine  ÜLbtheilung  der  teutschen  Staatsbürger 
und  ihrer  Besitzungen,  in  reichsunmittelbare  und,  mittelbare. 
Beide  waren  der  Reichshoheit  unterworfen,  Aber  reichsunmittel- 
bar, Person  oder  Sache,  war  Alles,  was  einzig  der  Reichshoheit, 
reichsmittelbar.  >\ as  zunächst  einer  Landeshoheit  unterworfen 
war  •)« 

Hievon  überhaupt,  und  Insbesondere  von  den  Kennzeichen  Her  Reichsunmittelbar' 
keit  und  der  Mitte  Uarkeit  oder  dos  Landsassiates ,  s.  Klüber's  Einleitung  zu  e. 
neuen  Lebrbegriff  des  t.  Staatsr.  §.  g3  ff.  Ebendess.  Isagoge  in  elem.  juris  publ. 
quo  ntnntur  nobiles  hnmediati  in  iinp.  R.  G.   (Erl.  1793.  8.)  ^.  10. 

§.  3«. 

Grundlagen  der  leutschen  llcwhsverfassung. 

S<»  gebildet  hatte  sieb  die  teutsche  Reicbsverfassung  hauptsächlich 
durch  die  goldene  Bulle  Carls  IV-  (i356),  durch  die  kaiserlichen  Wahl- 
Capitulationen    seit  Carl  X.  ( 1 5 1 9) ,    durch    den    westp Ii  iiiischen  Frieden 
[1648),    durch  Reichsschlüsse,   ReichsabsCniede  (der  so  genannte  jüngste, 
von  l654),  und  Reichsherkommen  a).     Als  Stütze  für  sie  sollte  noch  in 
der  neuesten  Zeit  der  teutsche  Fürstenbund  (1784)  gelten 
0)  Püttkr's  histor.  Entwickelung  der  heutigen  Staatsverfassung  des  teutschen  Reichs. 
3Thle.  Gött.   1-86.   Zweite  Aufl.  1788.  Dritte,  1789.  gr.  8.    Auch  englisch,  von 
Josiah  Dorwfort.    London  1790  u.  1791.    Dr.  Ludw.  Frh/r.  v.  Low,  Geschichte 
der    teutschen    Reichs  -    und  TerritorialN  erfassung;    auch  zum   Gebrauch  bei 
akad.  \  orlcsungen.  Heidelb.  i832.  8. 
b)  (Johaists    Müxler's)  Darstellung   des   Fürstenbundes.     Zweite    Aufl.   1788.  8. 
C.  C.  W.  v.  Dohm  über  den  t.  Fürstenbund,  1786.  8.  und  in  Reuss  Staatskanzlei, 
XHT.    1(^6.    Klübeb's  neue  Literatur  des  t.  Staatsr.,  S.  4^9- 

§.  59. 

R  e  i  c  h  s  a  r  c  h  i  v. 

Das  teutsche  Reichsarchiv"),  vielfältig  noch  jetzt  brauchbar,  für 
.streitige  und  nicht  streitige  Staats  -  und  Privatrechle,  befand  sich  an  vier 
Orten:  1,  Zu  Wien,  das  kaiserliche  ReichsHof Archiv,  bestehend:  1)  aus 
der  geheimen  ReichsHof  Registratur,  teutscher  und  lateinischer  Expedition, 
für  Staats-,  Lehn-,  Gnaden-  und  andere  aussergerichtliche  Sachen,  für 
Teutschland  und  Italien;  2)  aus  der  ReichshofrathsRegistratur ,  hauptsächlich 
für  streitige  Rechts  -  und  Lehnsachen;  und  3)  aus  der  Registratur  des  Reichs- 
Hot  Taxamte*.  II)  Zu  W  etzl  ar  b)  ,  für  ältere  Sachen  auch  zu  Aschafl'e  n  - 
bürg  <-),  das  Archiv  des  kaiserlichen  und  Reichskammergerichtes.  III)  Zu 
Regensburg,  das  ReichstagsDireclorial  Archiv  d).  IV)  Das  erzkanzlerische 
RcichsHauptArchiv;  bis  1792  zu  Mainz,   späterhin  zu  Aschaffcn  bürg , 
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nun,  seit  1818  in  mehr  als  200  Kisten  zu  Frank  fürt ,  in  dem  vormaligen 
TeutschordensHause ,  das  jetzt  Oestreicli  gehört. —  Die  Verwaltung  und 
Aufsicht  über  alle  Abtheilungen  des  Reichs  Archivs ,  und  die  Anstellung 
der  ArchivBeamten ,  gebührte  dem  Kurfürsten  ReichsErzhanzler. 
a)  Pütte-r's  Lit.  III.  224.    Klüber's  Lit.  343.    Moser  von  dem  röm.  Kaiser,  53i. 
v.  Holzschuher's  Deductions-Biblioth    III.  1689.    P.  W.  Gfrcren's  Reisen,  III. 
56 — 62..  F.  E.  Schal  von  dem  zu  Mainz  aufbewahrten  Reichsarchiv.  Mainz  1784. 
8.    F.  X.  v.  Bergatjer  von  dem  teutschen  Staate,  den  Archiven  und  Registra- 
turen.   Wien  1792.  8. 
/>)  Im  Jahr  1681  wurde  ein  Theit  der  Acten  des  Reichshammergerichts  von  Speier, 
dem  Sitz  des  Reichskammergerichts  bis  i6q3,  nach  Frankfurt  gebracht,  sodann 
von  da  im  Jahr  1752  nach  Wetzlar  transportirt.    Ein  anderer  Theil  der  Acten 
wurde  im  J.  1688  von  den  Franzosen  eingepackt  und  nach  Strafsburg  gebracht, 
weil  sie  glaubten,  in  denselben  wichtige  Urkunden,  die  Elsassischen  Lande  betr.,  zu 
finden;  nach  dem  rys  wickischen  Frieden  wurden  5oo  Verschlage  nach  Wetzlar  verab- 
folgt, 12  Verschlage  aber,  und  alle  Acten,  welche  die  Pfalz  und  das  Elsafs  be- 
trafen unter  dem  Vorwaade  zurückbehalten,  dass  ihnen  zuvor  die  zu  Frankfurt 
liegenden,  die  Bisthümer  Metz,  Toul    und  Verdün  betreffenden  Acten  ausge- 
antwortet vterden  müssten,  aber  weder  dies  noch  das  andere  geschah.  S.  Vor- 
trag über  das  Archiv  des  fehemah    Kaiserl.    u.  R.  K.  G.  in  dem  Prot,  der 
B.  V.  v.  1819,  Beil.  zu  §.  226  der  35.  Sitz.  v.  ,20.  Sept.  1819. 
c)  Diese  letzten,  aus  Speier  ehehin  nach  Aschaffenburg  geflüchteten  Acten,  welche 
5oo  Fässer  füllten ,  wurden    1807  gleichfalls   nach  Ifetzlar  gebracht.  Hierauf 
ward   über  sämmtlichc  zu  Wetzlar  aufbewahrte  ProcefsActen,  bestehend  aus 
ungefähr  80  000  Stücken,  ein  alphabetisches  Verzeichnifs  gefertigt,  welches  sechs 
starke  Folianten  füllt. 
(I)  Von  dem  ReichsErbmaischallumts  Archiv  zu  Regensburg,  s.  Rhein.  Bund,  XXI.  445. 

§.  40. 

Fortsetzung, 

Aus  den  verschiedenen  Abtheilungen  des  ReichsArchi vs  können 
noch  jetzt  von  den  Betheiligten  die  nothigen  Acten,  Documente  und 
Notizen  erlangt  werden.  Zu  deren  Ablieferung  an  competente  Behörden 
oder  andere  Betheiligte,  so  wie  zu  Herausgabe  der  gerichtlichen  Depositen- 
gelder und  erledigten  RevisionsSporteln,  ward,  so  viel  Wien  betrifft, 
eine  eigene  HofCommission  niedergesetzt  Die  Verwahrung  und 
Ablieferung  der  r  e  ich  ska  mm  er  gerichtlichen  Acten  und  Urkunden, 
an  die  nunmehr  competenten  Behörden,  so  wie  die  Sorge  für  verschiedene, 
dem  Reichshammergericht  anvertraut  gewesene  Reichscassen ,  hatte ,  in  dem 
Zeitraum  des  rheinischen  Bundes,  der  Fürst  Primas,  als  Souverain  der 
Stadt  Wetzlar  übernommen  £).  Das  reichskainmtrgerichtliche  Archiv 
zu  Wetzlar,  mit  Inbegriff  der  altern  ehehin  aus  Speier  nach  Aschaffen- 
burg  geflüchteten  Acten  (§.  39,  b),  befindet  sich  jetzt  daselbst  unter 
Aufsicht  einer  von  der  Bundesversammlung  und  von  Preussen  angeordneten 
Commission  Das  in  dem  TeutschordensHause  zu  Frankfurt  auf- 
bewahrte ehemalige  reichserzkanzlcrischc  Archiv  steht  daselbst 
nnler  ostreichischer  Aufsicht.  —  Die  Archive  der  ehemaligen  Reichs- 
Itreise  werden  an  verschiedenen  Orten  aufbewahrt 
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i)  Patent  Kaiser  Frani  DL  datirl  Wien  am  4<  Febr.  1807.  Rhein.  Hund,  XII.  461. 
Durch  ein  k.  k<  Handschreiben  vom  •?..  April  1847,  ward  der  Staatsminister 
Cu-af  mmi  liiml  Si'hauenttein  Bum  Präsidenten  dieser  Gommission  ernannt,  seit 
dem  Ii«  Oct  i834  i»t  es  der  Landgraf  Friedrich  Egon  von  Fürstenberg«  Ein 
tv  Patent  r;  >>•  kugi  i836  verordnet,  dafe  die  Hofcommission  mit  Ende  des  J. 
\S,«>  aufgelöst  werden  soll,  Wer  nachher  noch  Acten  oder  Auskunft  zu  er- 
halten wünscht,  * > 1 1  weh  defshalb  an  die  k.  k.  geheime  Haus -,  Hof-  und  Staats- 
kanalei  wenden,  Die  wiener  ^btheilung  des  Reichsarchivs  ward,  in  den  öst- 
reichisch-fransösischen  Kriegen,  i8o5  gröfstentheils,  1809  aber  nur  so  viel  die 
Drhmden  betrifft,  nachTemeswar  geflüchtet. —  Den  ganzen,  im  J.  1809  zu  Wien 
rarfickgebliebcnen  Theil  des  Reichsarchivs,  liefs  Napoleon  nach  Paris  abführen. 
1.1. »s.  Frhrn.  \-  Horkiayr's)  Archn  für  Geographie,  Historie,  Staats-  und 
Kriegskunst.  [•  Jahrgang  1810.  (Wien)  Aug,  Hartleben's  allgem.  Justiz-  und 
Polizei-Blätter,  Not«  1809.  —  Audi  das  in  Mailand  aufbewahrte  Archiv  der  hat-, 
PI  n'pol  n:  in  Italien,  liefs  Napoleon  nach  Paris  bringen.  Allgem.  Zei- 
tung 181?.,  Num.  92.  —  \  ermöge  des  pariser  Friedens  vom  3o.  Mai  1814,  Art. 
3i ,  mufsten  die  aus  den  eroberten,  aber  nun  zurückgegebenen  Ländern,  nach 
Paris  abgeführten  Archive  und  Urkunden  zuruchgeliefert  werden.  Dem  zufolge 
kam  der  nach  Paris  gebrachte  Theil  der  wiener  Abtheilung  des  Reichs-Archivs, 
im  Jahr  181.4,  in  loa-'  Kisten,  nach  Wien  zurück. 

/•)  Wimopp'8  Zeitschrift:  Der  rhein.  Bund,  X.  i/|5.   XII.  461. 

•  )  l  nter  der  Benennung:  »Zu  dem  reichskammergerichtl.  Archiv  von  der  T.  Bun- 
desversammlung  verordnete  Commission«.  Beschlüsse  der  Bundcsversamml., 
in  ihren  Protocollen  vom  6.  Aug.  1818,  20.  Jan.  1821,  7.  Febr.  u.  7.  März  1822, 
ig.  Juni  i8a3j  in  Klüber's  Quellensammlung,  Num.  XXXVI.  Vortrag  in  dem 
Protoc.  vom  20.  Sept.  1819.  Baier.  Erklärung  in  dem  Protoc.  v.  3o.  Juni  u. 
i3.  Juli  1820.  Diese  Commission  ist  bestimmt  für  Verwahrung  des  Archivs, 
Auslieferung  der  Acten  und  Vorbereitung  der  Auseinandersetzung.  Der  Be- 
schluß der  B,  V.  vom  10.  Jan.  1821  sagt:  «Das  Archiv  des  ehem.  kaiserl.  u. 
Beichskammergerichts  verbleibt  eine  Reihe  von  wenigstens  zwanzig  Jahren  unter 
der  Direction  der  Bundesversammlung,  in  der  von  dieser  angeordneten  Ver- 
wahrung». Beschlüsse  der  B.  V.  vom  29.  Jan.  1824  und  28.  Jun.  1827  unter- 
sagen den  Verkauf  oder  die  Vernichtung  der  so  genannten  Miscellaneen  und 
der  viin  der  Archi\ Commission  etwa  für  werthlos  geachteten  Papiere.  Klüber's 
Quellensammlung  a.  a.  O.  —  Ueber  die  reichskammergericlitlichen  Depositen, 
B.  Beschlüsse  der  B.  V.  in  ihren  Protoc.  v.  1821,  §.  32;  1822,  §.  475  1824, 
§.  124 ;  182a,  §.  9.  u.  57. 

'')  \  on  dem  Archiv  des  oberrheinischen  Kreises,  s.  Protoc,  der  B.  V.  v.  1825,  §.  16. 
89.  45"  53.  Die  k.  baierische  Regierung  übernahm  dasselbe  (das  oberrheinische 
Kreisarchiv)  von  der  kurhessischen,  unter  welcher  es  die  Stadt  Hanau  verwahrt 
hatte,  zur  Aufbewahrung  in  Aschaffenburg ,  laut  Protocolls  der  B.  V.  in  der  27. 
Sitzung  von  1828.  Lübeckischer  Staatskalender  auf  I829,  S.  84.  Am  21.  Mai 
1829  kam  dasselbe  in  48  Kisten  nach  Aschaffenburg. 

§.  4L 

//.    Bundesrecht  des  rheinischen  Bundes, 

Der  rheinische  Bund  (confederation  du  Rhin)  war  ein  Staaten- 
System,  bestehend  aus  verbündeten  teutschen  SouverainStaaten  «)i 
unter    einem  Protector  (Napoleon),  insgesammt  vereinigt  nach  Gesell- 
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schaftsrecht 5  der  Theorie  nach  ohne,  der  That  nach  mit  durchaus  ent- 
scheidender Obergewalt  des  Protectors.  Die  Bundes  Acte  i>)  yerhiefs 
ein  Fundam  entalStatut  und  eine  Bundesv  ersammlung,  mit  einem 
königlichen  und  einem  fürstlichen  Collegium,  unter  dem  Vor- 
sitz des  zum  Fürsten  Primas  des  Bundes  ernannten  vormaligen  Kur- 
fürsten Reichserzkanzlers;  die  Bundesversammlung  sollte  zugleich  Bundes- 
gericht seyn ,  für  alle  Streitigkeiten,  welche  unter  den  Bundesfürsten 
entstehen  würden  c).  Aber  weder  jenes  noch  diese  kamen  je  zu  Stande. 
Gegen  den  klaren  Inhalt  der  Bundes  Acte,  nahm  der  Protector  einseitig 
neue  Mitglieder^)  in  den  Bund  auf,  und  stiefs  aufgenommene,  ihrer 
Staaten  sich  bemächtigend ,  aus  demselben  (§.  32). 

u)  Mitglieder  des  Bundes.  I)  Ursprüngliche :  i)  Könige,  von  Baiern  u.  2)  Würtem- 
berg,  3)  Fürst  Primas  (seit  l.März  1810  Grofsherzog  von  Frankfurt),  4)  Grofs- 
herzoge,  von  Baden,  5)  Berg,  u.  6)  Hessen,  7)  Herzog  von  Nassau,  8)  Fürst 
von  Nassau  (Weilburg),  9)  Fürsten,  von  HolienzollernHechingen,  10)  Hohen- 
zollernSigmaringen,  11)  SalmSalm,  12)  SalmKyrburg,  u.  i3)  IsenburgBirstein, 
14)  Herzog  von  Arenberg,  15)  Fürsten,  von  Liechtenstein,  u.  16)  von  der  Leven. 
(Den  Fürsten  von  SalmSalm  und  von  SalmKyrburg,  und  dem  Herzog  von  Aren- 
berg, entzog  Napoleon  im  Dec.  1810  ihre  Souverainetät,  indem  er  ihre  Staaten 
mit  Frankreich  vereinigte,  die  arenbergische  Grafschaft  Keddinghausen  mit  dem 
Grofsherzogthüm  Berg;  sie  hörten  also  auf,  Bundesgenossen  zu  seyn.)  II)  Neu- 
auf genommene:  1)  König  von  Sachsen,  aufgenommen  11.  Dec.  1806,  2)  König  von 
Westplialen,  7.  Jul.  180^,  3)  Grofsherzog  von  Würzburg,  25.  Sept.  1806,  4)  Her- 
zoge, von  Sachsen  Weimar,  5)  S.  Gotha,  6)  S.  Meiningen,  7)  S.  Coburg,  8)  S. 
Hildburghausen,  alle  aufgenommen  i5.  Dec.  1806,  9)  Herzoge,  von  Anhalt  Des- 
sau, 10)  A.  Bernburg,  u.  11)  A.  Cöthen,  12)  Fürsten,  von  Schwarzburg  Son- 
dershausen, i3)  Schw.  Kudolstadt,  14)  Waldeck,  i5)  ReufsGreitz,  16)  R.  Schieitz, 
17)  R.  Lobenstein,  18)  R.  Ebersdorf,  19)  Lippe  (Detmold),  20)  Schaumburg- 
Lippe,  alle  (Num.  9  bis  20)  aufgenommen  18.  April  1807,  21)  Herzoge,  von 
Mecklenburg  Strelitz  ,  18.  Febr.  1808,  22)  von  M.  Schwerin,  22.  März  1808, 
23)  von  HolsteinOldenburg,  aufgenommen  14.  Oct.  1808  (Oldenburg  ward  im 
Dec.  1810  mit  Frankreich  vereinigt,  und  nur  Eutin  blieb  mit  Souverainetat  dem 
Herzog).    Die  ReceptionsVerträge  findet  man  in  W'inkopp's  rhein.  Bund. 

b)  Sie  ist  mehrmal  edirt;  man  s.  oben  §.  3o  a.  Am  besten  mit  verschiedenen  an- 
dern Urkunden  und  Actenstücken,  auch  den  in  der  B.  A.  bestätigten  Rcichs- 
gesetzen,  von  P.  A.  Wimiopp,  zu  Frankf.  1808.  S. ,  und  als  Anhang  in  Klüber's 
Staatsr.  des  Rheinbundes.    Vergl.  ebendas.  §.  32,  Note  a. 

c)  Rlüber's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  93  ff. 

d)  Ebendas.  §.  33,  Note  b,  u.  77  ff. 

§.  42. 

Fortsetzung* 

Ein  immerwährendes  Kriegsbündnifs  des  Bundes  mit  Napoleon, 
für  alle  beiderseitigen  ContincntalKriege ,  stellte  die  Streitkräfte  der  Bun- 
desfürsten  fortwährend  zur  Verfügung  des  Protectors,  der  ohne  Unterlafs 
nach  Eroberungen  und  Alleinherrschaft;  strebte.  Die  Stärke  ihrer  Trup- 
pen Co  n  ti  n  gen  le   war  bestimmt  in  der  BundesActe  oder  in  Rceeptions- 
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Verträgen.  Vber  tUr  rrotector  forderte,  in  je. lein  einzelnen  Fall,  nach 
llclicbcn ,  iiini  ohne  der  (nie  zusanimenberufenen)  Bundesversammlung  die 
ihr  bedungene  Bestimmung,  vrie  viel  ron  dem  Contingent  mobil  zu  machen 
').  Das  Kriegs-  und  B  ündnifsrech  t  des  Bundes 
um)  seiner  Mitglieder,  ihr  Hecht  TruppenDurchmiirsche  zu  bewilli- 
gen, das  Hecht  Neutra  Ii  tat  zu  beobachten,  Garantie  zu  leisten, 
oder  sich  versprechen  zu  lassen,  Kriegsdienste  bei  Andern  zu  nehmen, 
SubsidienTractate  und  Frieden  zu  schliessen,  war  theils  durch  die 
üatar  des  Bundes,  theils  durch  die  BundesActe  beschränkt  *),  mehr  noch 
durch  den  Eigenwillen  des  all  waltenden  Protectors«  Dem  Gesandt- 
ichaftrechl  des  Bundes  und  seiner  Mitglieder  waren  positive  Schranken 
nicht  gesetzt  *"). 

Kiiivh's  Staatsr«  des  Rheinbundes,  §.  t*4  ff«     33,  Note  b. 
A)  Qfondas.  §-  1 3i  IV. 
<  )  Fhomlas-.  i3«>. 

§.  43. 

Territorial  Verhältnisse  >  kraft  des  rheinischen  Bundes. 

Die    rheinische   BundesActe    begründete,    theils    unmittelbar,  theils 
mittelbar   durch   nachgefolgte  Vertrage,    für   Bundesfürsten  verschiedene, 
gsentheüs  noch  jetzt  bestehende,  Territorial  Verhältnisse,    die  als 
zu  dem  Bundesrecht   gehörend  betrachtet  wurden.     Von  dieser  Art  sind, 

I)  Ausser  einem  allgemeinen  Verzicht  der  Bundesgenossen  auf  gegen- 
wärtige Bcchte,  welche  Jeder  von  ihnen  auf  Besitzungen  des  Andern  haben, 
oder  ansprechen  könnte  (unten  §.  83),  eine  Beihe  von  Ter ritor i a  1- 
Cessionen,  welclie  in  der  BundesActe,  in  eigenen  Tausch-,  Cessions  - 
und  Purifications Verträgen ,  und  in  Friedensschlüssen  festgesetzt  wurden  «)• 

II)  Mit  aller  Sou verain etät  und  Proprietät  (das  heifst,  unabhängige 
Staatshoheit  und  Staatseigenthum  z.  B.  der  Domänen  oder  Kammergüter), 
Wurden  einzelnen  Bundesfürsten  überlassen,  die  Beichsstädte  Nürnberg 
und  F  rankfurt  die  Reichsburg  Friedberg  und  die  Besitzungen 
des  Tcut  seh  en  Ordens  und  des  Johanniter  Ordens  teutscher  Zunge  £)• 
III  Blofs  der  Sou  verainetät  (in  solchem  Fall  damals  oft  Oberhoheit 
genannt])  einzelner  Bundesfürsten,  wurden  nebst  ihren  Besitzungen, 
unter  bestimmten  Bedingungen  (§.  3o)  unterworfen,  eine  grosse  Anzahl 
rei  chsständi scher  Fürsten  und  Grafen^),  jetzt  Standesher ren 
genannt,  und  alle  Besitzer  reichsritterschaf tlicher  Güter  e).  Allen 
diesen  blieben  ihre  bisherigen  Eigenthumsrechte,  mit  gewissen  Beal  -  und 
Personal-Vorrechten,  deren  Inbegriff  man  bei  den  ersten  Standesherr- 
lichheit,  bei  den  letzten  Grundherr  lieh  keit /)  nannte*  Die  stan- 
desherrliehen  und  die  grundherrlichen  (vorhin  reichsunmittelbaren-)  Be- 
sitzungen wurden  in  Beziehung  auf  den  Oberhoheitsherrn,  vielfältig  Ober- 
hoheit -    oder    Sou  ver  a inet ät Land  e    genannt,    im    Gegensatz  der 
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übrigen  Staaten  derselben  Landesherren,  die  man  in  dieser  Beziebung 
bisweilen  Sou  verainet  ät  -  Und  Eigenthu  ms  lande  zu  nennen  pflegte  ff)» 

«)  Klüber's  Staatsr.  d.  Rheinbundes,  §.  98.    Seit  dem  Druck  dieses  Werks  (1808),  * 
vorzüglich  in  den  Jahren  1808  u.  1810,  wurden  wieder  eine  Reihe  von  Verträ- 
gen dieser  Art  geschlossen.    Man  findet  die  meisten  in  der  Zeitschrift:  Der 
Rhein.  Rund,  und  in  v.  Martens  Recueil. 

b)  Vertrag  zwischen  dem  Grofsherzogthum  Hessen  und  dem  Burggrafen  von 
Friedberg,  betr.  die  Abtretung  der  Rechte  der  Burggrafschaft,  v.  5.  u.  9.  Mai 
1817;  in  dem  Archiv  für  Standes-  und  grundherrliche  Rechte,  Bd.  II,  Heft  1, 
Num.  4. 

c)  Rlüber  a.  a.  O.  §.  99  u.  100.  Ebe7idess.  Abb.  in  den  Europ.  Annalen,  1808, 
XL    168  f. 

d)  Klüber's  Staatsr.  des  Rheinb.    §.  99  u.  100. 
c)  Ebendas.    §.  99  —  101. 

/)  In  dem  J.  1823  glaubte  Jemand  aus  dem  Art.  i5  (vergl.  mit  Art.  24,  27  u.  ff.) 
der  rhein.  BundesActe  die  Entdeckung  gemacht  zu  haben ,  dafs  die  Souveraine 
»nicht  schuldig  sind  und  waren«,  den  Besitzern  der  ihnen  mit  aller  Souverainetät 
zugewiesenen  reichsritterschaftlichen  Güter  mehr  als  ihre  »Eigenthumsrechte«  zu 
lassen;  also  keine  (jetzt  untergeordnete) Regierungsrechte, namentlich  keine  Patri- 
monialGerichtbarkeit  (Vollgraff,  die  Standesherren,  S.  222).  Sonach  hätten  die 
Stifter  des  Rundes  beabsichtigt,  jene  bis  dahin  reichsunmittelbarcn  Rittergüter, 
durch  die  von  ihnen  verfügte  Unterordnung  unter  die  volle  Souverainetät  eines 
Rundesfürsten,  deterioris  conditionis  zu  machen,  als  selbst  die  während  der 
t.  Reichsverbindung  schon  landsässig  gewesenen  Rittergüter  in  dem  Lande  des- 
selben Bundesfürsten,  und  jene  reichsritterschaftlichen  Güter  wären  seiner  Sou- 
verainetät nicht  als  Rittergüter,  sondern  als  gemeine  Grundgüter  unterworfen 
worden.  Da  indefs  bei  Einrichtung  des  neuen  Rechtszustandes  der  reichsrit- 
terschaftlichen Gutsbesitzer  überall  nur  zur  Frage  kam  :  ob  oder  was  ihnen 
mehr  einzuräumen  sey,  als  den  bis  dahin  schon  landsässig  gewesenen  Rittergut- 
besitzern?  so  müfsten  die  Souveraine,  welche  es  angeht,  entweder  den  Sinn 
der  rhein.  BundesActe,  bei  der  sie  selbst  als  MitPacisccnten  erschienen,  nicht 
verstanden,  oder  aus  blosser  Gnade  jenen  so  genannten  Mediatisirten  mehr  ein- 
geräumt haben,  als  sie  »schuldig  waren  und  sind«.    Man  vergl.  §.  320  u.  fT. 

g)  Klüber's  Staatsr.  des  Rheinb.,  §.  102. 


§.  44. 

F  o  r  t  s  e  t  z  u  n  g. 

I)  lieber  die  Standes  herrlichen  Besitzungen  legte  die  Bundes« 
Acte  den  Bundesfürsten  folgende  fünf  Souveraine  tat  rechte  bei: 
Gesetzgebung,  höchste  Gerichtsbarkeit,  Oberpolizei,  MilitärConscription, 
Hecht  der  (Staats-)  Auflagen  «).  II)  Dagegen  sollten  den  Standes- 
herren, als  Patrimonial  -  und  Privateigenthum  bleiben:  1)  ihre 
Domainen;  2)  alle  grundherrlichen  und  Lehngerechtsaine  (droits  seigneuriaux 
et  feodaux,  unten  §.  324  ^),  welche  der  Souverainetät  nicht  wesentlich 
(  »non  essentiellement« )  ankleben,  und  namentlich  die  Hechle  der  nicdcrn 
und  mittlem  Gerichtbarheit ,  der  Forstgerichtsbarkeit,  und  Forstpolizei, 
der  Jagd,   der  Fischerei,   der  Berg-  und  Hüttenwerke,    der  Zehnten,  der 
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Lehnprastationen  («Vi  den  Standesherrn,  als  Lehn-,  Zins-,  Erbzins-  oder 
Grundherrn),  das  Patronatrechl  und  andere  ähnliche  Gerechtsame;  nebst 
3  den  Einkünften  von  c|en  genannten  Domainen  und  Rcchicn  III)  lieber 
den  wahren  Sinn  mehrerer  ron  diesen  Rechtsbestimmungen,  über  die 
der  /um  VortheiJ  der  Standesherren  aufgestellten  Regel,  und 
ihres  Subordinations Verhältnisses ,  über  die  Frage,  für  welchen  von  beiden 
rheilen  die  Rech ts%y  ermuthung  streite,  entstanden  vielfältig  Zweifel 
and  Streitigkeiten";  Darüber,  so  wie  über  mehrere  andere  Gegen- 
stände des  wechselseitigen  Verhältnisses,  landen  die  meisten  Oberhoheit- 
herren  Pur  gut,  eigene  Bestimmungen  zu  machen,  in  mehr  oder  weniger 
umfassenden  Declarationen  und  Edicten  <■),  IV)  Freiere  Hand  zu 
Bestimmungen  dieser  Art  hatte  die  BundcsActe  ihnen  gelassen,  in  An- 
sehung der  ihnen  unterworfenen  vormaligen  rcichsritterschaf tlichen 
Güter  und  deren  Besitzer  <l~). 

a)  Kluber's  Staatsr.  des  Rheinb. ,  §.  io3.  —  Der  Inbegriff  der  in  dem  §.  genannten 
Hoheit  rechte,  ward  oft,  auch  amtlich,  Oberhoheit  genannt.  Die  rheinische  Bun- 
desActe legt  in  dem  Art.  24,  den  Souverainen  »tous  les  droits  de  souverai- 
netew  über  die  Standesherren  hei ,  beschränkt  solche  aber,  in  dem  Art.  26, 
auf  fünf  damentlich  angegebene.  Passender  wäre  der  Inbegriff  dieser  Rechte 
in  der  BundcsActe  durch  Haut-Domaine  bezeichnet  worden;  ein  Ausdruck,  wo- 
mit erst  vier  Monate  früher  Napoleon  die  über  das  Fürstenthum  Piombino,  bei 
dessen  Verleihung  an  seine  Schwester  Elisa ,  dem  Kaiser  von  Frankreich  vor- 
behaltencn  SouverainetätRechte  generisch  bezeichnet  hatte,  in  der  an  den  Se- 
nat erlassenen  Botschaft  vom  18.  März  i8o5;  in  Marten' s  Recueil  Supplem.  IV. 
j 55 .  —  Der  Inbegriff  der  den  Standesherren  gebliebenen  Regierungsrechte, 
ward  Putrimonial  Hoheit  genannt,  in  einem  badischen  Patent,  v.  i3.  Aug.  1806  (in 
d.  Rhein.  Bund.  Heft  I,  S.  .101),  desgleichen  PalrimonialHoheit  oder  Landesherr- 
lichkeit, in  v.  Berc's  Abhandlungen  zur  Erläuterung  der  rhein.  BundesActe, 
S.  184  f. 

t>)  Kluber's  Staatsr.  des  Rheinb.  §.  104.  u.  io5. 

I)  Ebendas.  §.  106  u.  188  —  218.  Vergl.  unten  §  3i3.  —  Dafs  die  in  der  rhein. 
BundesActe  festgesetzten  Rechte  der  Standesherren  nur  Privilegien  und  Be- 
günstigung e  n  se)en,  die  von  jedem  Souverain  beschränkt,  oder  widerrufen  wer- 
den könnten,  wird  behauptet,  in  K.  S.  Zachariä's  Abhandl.  für  das  Staatsr. 
der  rhein.  Bundesstaaten  (1810),  S.  3  —  43,  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  LVR.  365, 
Dawider  s.  Rhein.  Bund,  XLIX.  149.  L.  261,  LIU.  161.  LIV.  354. 

d)  Ebendas.  §.  219  —  23i. 

§.  45. 

S  c  h  l  u  s  s. 

\)  In  Absicht  auf  Staatsauflagen sollten  die  standesherrli- 
rhen  Grundgüter  oder  Domainen  und  Güter  so  behandelt  werden, 
wie  die  Domainen  der  Prinzen  des  Regentenhauses,  oder,  in  deren 
Ermangelung,    -wie   die    Güter    der   am    meisten   privilegirten   Classe  «). 

II)  Die  standesherrlichen  Domainen  und  Rechte  sollten  nur  an  rheinische 
Bundesgenossen ' v  e r  h  a  uf  t ,  und  eher  nicht  yer  äussert  werden  dürfen, 
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als  bis  sie  dem  inländischen  Souverain  wären  angeboten  worden 
Iii)  In  der  Wahl  ihres  Wohnsitzes  waren  die  Standesherren  auf  ver- 
schiedene Art  beschränkt  c);  doch  durften  sie  ihre  Einkünfte  und 
Capitalien  abgabenfrei  an  ihren  rechtmäsigen  Wohnsitz  ziehen  d). 
IV)  Standes  -  und  Grundherren,  welche  östreichische  Unterthanen  zu 
bleiben  oder  zu  werden  gedachten,  mufsten  bis  zum  1.  Juli  18 11  sich 
erklären,  und  ihre  Besitzungen  in  rheinischen  Bundesstaaten  an  ein  als 
Unterthan  eintretendes  Mitglied  ihrer  Familie,  binnen  sechs  Jahren  (vom 
r.  Jan.  1810  an)  abtreten,  oder  solche  vertauschen,  oder  nach  Art.  27  der 
BundeSxActe  verkaufen  e).  V)  In  peinlichen  Fällen,  sollten  die  Standes- 
herren von  Austrägen  (von  ihres  Gleichen)  gerichtet  werden,  und  nicht 
mit  VermögensConf  i  scation,  wohl  aber  mit  Sequestration  ihrer 
Einkünfte,  bestraft  werden  dürfen  f),  YI)  In  Ansehung  der  Pensioni- 
rung  der  standesherrlichen  Staatsdiener,  der  Mitglieder  der  geistlichen 
Ritterorden,-  und  der  ReichsStaatsdiener ,  der  Schulden  der  Reichskreise 
und  der  Oberhoheitslande,  und  der  in  dem  ReichsdeputationsHauptschlufs 
von  i8o3  festgesetzten  Rechte  der  Gläubiger  der  Reichskreise  und  der 
Staatsgläubiger,  auch  der  Pensionäre,  wurden  in  der  Bundes  Acte 
verschiedene  Bestimmungen  gemacht 

a)  Klüber's  Staatsr.  des  Rheinb.,  §.  107. 

b)  Ebendas.  §.  107. 

c)  Ebendas.  §.  108. 

d)  Vertrag  zwischen  Frankreich  u.  Oestreich  v.  3o.  Aug.  1810;  in  d.  Rhein.  Bund, 
I.  218.    Baier.  Verordn.  v.  i3.  Nov.  1810,  ebendas.  S.  307. 

e)  Vertrag  zw.  Ocstr.  u.  Frankr.  v.  3o.  Aug.  1810.  Rhein.  Bund,  L.  218.  Baier. 
Verordn.  v.  i3.  Nov.  1810,  ebendas.  S.  307. 

/)  Klüber  a.  a.  O.  §.  109. 

g)  Ebendas.  §.  110  —  117.  E.  P.  v.  Sensburg's  Abh.  in  Habl's  neuem  allgem.  Ar- 
chiv, Bd.  I,  Heft  1  (Frankf.  1825),  Num.  1.  Vergl.  unten  §.  233  Von  der  Ver- 
schiedenheit der  Schulden  und  Besitzungen  der  i8o3  entschädigten  Reichsstände, 
zu  Ei'läuterung  des  §.  38  des  ReichsdeputationsHauptschlusses  von  i8o3,  s.  man 
Klüber's  Abhandlungen,  Bd.  II  „  S.  33i;  sodann  Ebendess.  Abhandlung  in  d. 
Archiv  für  die  Rechtspflege  u.  Gesetzgebung  im  Grofsherzogthum  Baden,  Bd.  4» 
H.  4.  S.  562. 

Lchnverhdltnisse.  Staatsservituten,  durch  den  rheinischen  Bund 
veranlasst  oder  fortgesetzt. 

I)  Ueber  die  activen  und  passiven  L  ehn  verhä  1 1  nisse  der  Bun- 
desfürsten, waren  in  der  rheinischen  BundesActe  keine  Bestimmungen 
gemacht.  Aber  die  meisten  Bundesfürsten  nahmen  einzeln  Anlafs,  theils 
aus  der  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung,  theils  aus  ihrem  in  der 
BundesActe  geleisteten  Verzicht  auf  Rechte  und  Ansprüche,  die  Jeder 
von  ihnen  damals  an  Besitzungen  eines  andern  Bundesgenossen  haben,  oder 
ansprechen  könnte  (§.  83),  als  Grundsatz  anzunehmen:  dafs  die  Lehnherr- 

4* 


52 


r.nil.  i\  .  Gap.  OefFentHches  Recht  zur  Zeil 


tiehketl  über  Reichslehen,  deren  Besitzer  in  Ansehung  derselben  ihnen 
unterworfen  waren,  nunmehr  auf  sie  ubergegangen  seyj  dafs  jede  Lehn- 
Terbin  zwischen  Bundesfürsten,  und  auch  jede  Lehnherrlichkeit  eines 
Standesherrn  oder  eines  andern  Unterthans,  über  seinen  dem  Bund  beige- 
tretenen souverainen  Landesherrn,  als  aufgehoben  zu  betrachten  sey;  und 

jede  auswärtige  Lehnyerbindung  inländischer  PriyatBesitzungen ,  als 
solche,  unter  den  Bundesfürsten  für  aufgehoben,  und  auf  denjenigen  Bun- 
desfürsten ubergegangen  anzusehen  sej  ,  in  dessen  Gebiet  das  Lelm  gelegen 

.11»  Vmli  wurden  in  der  rheinischen  BundesActe  (Art.  2.  u.  37) 
rerschiedene  Staatsservituten  theils  bestätigt,  theils  neu  bedungen  b). 

u)  luiiin's  Staatsr.  d.  Rheinb.,  §.  118  —  123.  —  Das  Nähere  unten,  §.  536  u.  ff- 
I)  Ki4foxi  ■.  n.  O.  §.  i36  ff. 

§.  47. 

///.  Verhältniss  des  heutigen  teilischen  öffentlichen  Rechtes  zu  dem 
Staatsrecht  des  teutschen  Reichs,  und  zu  dem  öffentlichen  Rechte 
des  rheinischen  Rundes. 

Indem  I)  die  rheinische  BundesActe,  dieser  Anfang  einer  neuen 
politischen  Schöpfung  für  Teutschland,  die  förmliche  Auflösung  der  teut- 
schen Reichsverfassung  veranlafste,  begründete  sie,  mit  Vernichtung  der 
Reichshoheit,  mehrere  teutsche  Sou  v  erai  n Staaten,  indem,  durch  Befreiung 
von  der  zeitherigen  Unterordnung  unter  die  Reichshoheit ,  ihre  Landes- 
hoheit sich  bis  zu  voller  politischer  Unabhängigkeit  (Souverainetät)  erwei- 
terte. Die  Beherrscher  derselben  erhoben  sich  von  der  Landeshoheit  zu 
der  Souverainetät;  gleichviel ,  ob  sie  in  rheinischer  Bundesgenossen- 
schaft  standen ,  oder  nicht.  II)  Einem  Theil  derselben  wurden  überdiefs, 
1)  theils  bisherige  reichsunmittelbare  Gebiete,  Bezirke  und  Besitzungen, 
mit  den  Rechten  nicht  nur  der  Souverainetät,  sondern  auch  des  Eigen- 
tums, abgetreten,  2)  theils  bisherige  reichsständische  Landesherren  und 
andere  unmittelbare  Reichsangehörigc ,  mit  ihren  Besitzungen,  unterge- 
ordnet, mil  Verlust  eines  grossen  Theils  ihrer  Landeshoheit,  oder  reichs- 
nnmittelbaren  Territorial-Gerechtigheit ,  indem  jene  in  Standesherrlich- 
keit, diese  in  Grund-  oder  Unterherrlichkeit  verwandelt  ward. 
III)  Auen  erfolgten  verschiedene  TerritorialCessionen  einzelner 
Bundesfürsten  unter  sich  «)♦  IV)  Dennoch  wurden  manche  Beste  des 
teutschen  Reichs  -  und  Territorialstaatsrechtes  aus  dem  publicistischen 
Schiffbruch  gerettet,  zum  Theil  noch  jetzt  sichtbar  in  dem  Staatsrecht  der 
souverainen  Bundesstaaten,  in  dem  gemeinen,  wie  in  dem  besondern. 
V)  Die  teutsche  BundesActe  stiftete,  mit  stillschweigender  Aner- 
kennung der  gegenseitig  von  den  Bundesgenossen  stillschweigend  bewirkten 
Auflösung  des  rheinischen  Staatenvereins  (§.  33  u.  f.),  den  Teutschen 
Bund.  VI  Mit  der  Auflösung  des  rheinischen  Bundes  (§.  33)  mufsten 
alle    Bestimmungen    der   rheinischen    BundesActe,    welche  föderativer 


des  teutschen  Reichs  und  des  rheinischen  Bundes.  £>5 


Natur  sind,  aufhören  für  die  Zukunft  wirksam  zu  seyn.  Dagegen  mufsten 
und  müssen,  wenn  und  so  weit  nicht  durch  gegenseitige  Willenserklärung 
der  Betheiligten  das  Gegentheil  festgesetzt  ist,  alle  Bestimmungen  jener 
Bundes  Äxte  fernerhin  wirksam  seyn,  welche  nicht  föderativer  Natur  sind, 
worin  sie  nicht  als  Bundes v ertrag ,  sondern  als  T  e  r  r  i  t  o  r  i  a  1 S  t a a  t s  v e  r  t  r  a  g 
erscheint,  zu  deren  Wirksamkeit  mithin  die  Fortdauer  des  Bundes  Vereins 
als  nothwendig  nicht  voraus  zu  setzen  ist  £).  VII)  Dem  gemäfs  wurden 
viele  Rechtsverhältnisse,  die  in  der  teutschen  Reichsverfassung,  in  der 
rheinischen  BundesActe,  in  Verträgen  über  den  Beitritt  zu  derselben,  oder 
in  späteren  in  Folge  der  durch  den  rheinischen  Bund  bewirkten  Staatsver- 
änderungen vertragweise  eingetretenen  Rechtsverhältnissen,  ihren  Ent- 
stehungsgrund haben,  so  wie  in  der  Begel  die  in  diesem  Zeitraum  erwor- 
benen Rechte ,  bei  Errichtung  des  Teutschen  Bundes  nicht  geändert  c)y 
sondern  zum  Theii  nur  näher  bestimmt  djm  VIII)  Daher  ist  das  ehemalige 
teutsche  Reichs  -  und  Territor ialStaa tsr echt,  und  selbst  das 
Öffentliche  Recht  des  rheinischen  Bundes,  noch  jetzt  ein  wich- 
tiges Hülfmittel  in  dem  teutschen  öffentlichen  Recht,  sowohl  in  dem 
Bundesrecht,  als  auch  in  dem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten  «). 

u)  Vergl.  Rhein.  Bund,  LX.  454« 

A)  Ki>iiBEi\'s  Abhandlungen  u.  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  5  u.  42  ff- 
c)  Beispiele  liefern:  die  als  Regel  geltende  Aufhebung  der  Gesetzkraft  tcutscher 
Reichsgesetze  (§.  5o  u.  f.);  die  neuen  Titel  mancher  vormaligen  rheinischen  Bun- 
desfürsten, selbst  den  jetzt  standesherrlich  lintergeordneten  Fürsten  von  der 
Leven  nicht  ausgenommen;  die  jetzige  Souverainetät  tcutscher  Bundesfürsten, 
über  ihre  unter  dem  rheinischen  Bund  begriffen  gewesenen  Länder;  die  Unter- 
ordnung der  Besitzungen,  Personen  und  Familien  ehemaliger  reichsständiseker 
Landesherren  (jetziger  Standesherren)  und  anderer  Reichsunmittelbaren  unter 
Bundesfürsten;  die  politische  Vernichtung  der  Reichsburg  Friedberg,  und 
jene  der  beiden  geistlichen  Ritterorden  in  den  rhein.  Bundesstaaten;  die  Unter- 
ordnung der  Reichsstadt  Nürnberg;  eine  Reihe  von  TerritorialAusgleichungen, 
Abtretungen,  Erweiterungen  und  Begrenzungen,  welche  in  der  rheinischen 
BundesActe  oder  in  Folge  derselben  festgesetzt  wurden;  die  Aufhebung  der 
Staatsservituten  unter  rheinischen  Bundesstaaten  (§.  56o  d) :  die  Aufhebung 
oder  \  eränderung  mancher  Lehnverhältnisse;  die  Freiheit  der  katholischen  Re- 
ligionsübung, welche  der  Prolector  in  allen  mit  neu  aufgenommenen  rheinischen 
Bundesfürsten  evangelischer  Religion  geschlossenen  Reeeptions-  und  Acccssions- 
\  ertragen  Stipulirte  (unten  §.  5?. 5  U.  Klüber's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  /|0'3  a). — 
Stillschweigende  Anerkennung  solcher  Rechtsverhältnisse  findet  man  selbst  in  der 
teutschen  BundesActe,  in  dem  Eingang  bei  dem  Titel  mancher  Bundesgenossen, 
und  in  dem  Art.  14.  u.  17.  So  auch  in  den  Protocollen  der  t.  Bundesversamm- 
lung von  1817,  S.  87,  in  d.  Beilagen  zu  d.  Protoc.  der  11.  Sitzung,  Nuin  14. 
Auch  erkannten  Oestreich,  Preussen  und  Rufsland  in  allen  Vertragen,  welche 
sie  im  Ott.,  Nov.  u.  Dcc.  i8i3  mit  rheinischen  Bundesfürsten  über  ihren  Bei- 
tritt zu  der  Allianz  wider  Napoleon  schlössen  (§".  '33  äj,  nicht  nur  die  Souverai- 
netät dieser  Fürsten  an,  sondern  sie  garantirten  ihnen  auch  ihren  vorgefunde- 
nen TcrrilorialRcchts-  und  Besitzstand.  —  >NJ)ie  Bestimmungen  des  Lüneviller 
Friedens,  der  ReiehsdeputationsSchlufs  und  die  Rheinbund  Acte ,  sind  noch 
bleibend  in  manchen  ihrer  folgen,  deren  gänzliche  Beseitigung  Europa  nicht 
entwirrt,   sondern    verwirrt    haben    würde.«     Worte    des    Vorsitzenden  Ge- 
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sandten,  In  der  zweiten  Sitzung  der  tonischen  Bundesversammlung,  Pro to« oll 
n.  ii.  iMto,  Ij.  -.    Mehr  aus  diesem  Vortrag  S.  unten  §.  69,  Note  d.  — 

DaI\  dnrrli  Vullüsung  des  rheinischen  Bundes,  sämmtliche  Stipulationen  dieses 
Bundes,  namentlich  die  in  dein  vt.  Art.  der  rhein.  Bundes  Acte  enthaltene  Ver- 
tickäiütwtg  der  Bundesfiirstcn  (unten  §.  83,  IV  u.  §.  84,  V)  schlechthin  entkräftet 
rden  Beyen,  n>  i i-  1 1  behauptel  in  dfer  Erklärung  des  Hauses  S.  CoburgMeinini 
S.  I  oburgSaalfeld,  betr,  die  S.  CoburgEisenberg  -  u.  Römhildische 
Succession  (i8ao«  Fol.),  §.  i5  —  ai,  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  §.  114.  Desgl.  in 
folg.  Ibhandl.  Deber  den  Sinn  u.  die  Uralt  dos  34.  Art.  der  RheinbundsActe, 
w&hrend  und  nach  dem  Rheinbund;  bri  Gelegenheit  der  Erbschaf  islrrung  zw. 
S.  (  oburg  u.  S,  Vleiningen.  (Ohne  Druckort.)  1821.  8.  S.  19  ff.  Dawider  s. 
man:  Beantwortung  der  von  S.  Meiningen  gegen  —  S.  CoburgSaalfeld  er- 
lassenen Denkschrift  (Coburg  1818.  Fol»),  S.  87  IV.  Analogische  Gründe  s.  unten 
§.  h)  u.  I'.    \  ergl.  auch  §.  8.»,  V. 

<.  1  Oestreich  erklSrte  ain  22.  Nov.  1814  auf  dem  Wiener  Congrefs:  »Der  Zweck 
der  grofsen  Allianz  —  —  scy  in  Ansehung  Teutschlands  durch  die  alliirten 
Machte  feierlich  und  öffentlich  ausgesprochen  worden:  Aufhebung  des  Rhdnhun- 
<:'  i  .  und  Wtederlterstellung  der  tcutschen  Freiheit  und  Verfassung-  unter  gewissen 
etc.  Kl  übeb 's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  108. 
Dir  teutsche  Reichsverfassung  ward  indefs  nicht  wieder  hei^gestcllt ,  auch  nicht 
mit  Modifikationen.  Erklärungen  des  k.  lt.  östreichischen  Gesandten,  in  dem 
Protocoll  der  Bundesversammlung  v.  11.  Nov.  1816,  §.  7. 

»)  Non  omms  moriar!  —  Europ.  Annalen,  1807,  VI.  3o5. —  Dafs  nach  der  rhein. 
BundesActe ,  für  die  Bundesstaaten  nur  Bundesstaatsrecht,  hein  Particlilar- 
Staatsrecht  ezistire,  behauptet  N.  T.  Göintvebt,  in  s.  Archiv  für  die  GeseUgeb.  u. 
Reform  des  jurist.  Studiums,  Bd.  I.  (1808.  8.),  S.  1  —  16. 


V.     C  A  P  I  T  E  L. 

Wirkung  der  Auflösung  der  teutsclien  Reichsverbindung  auf  die 
Titel  und  Rechte  der  Landesherren,  die  Landesverfassung,  die 
Reiehsgesetze  und  Reiehsvertragrechte,  das  Privatrecht.,  und  die 
von  Einzelnen  erworbenen  Privatrechte. 


§.  48. 

Wirkung  der  Auflösung  der  teutsehen  Reiehsverhindung : 

/)  auf  Titel  und  politisches  Rechtsverhältniss  der  teutsehen  Landesherren,  ihrer  Familien^ 

glieder,  und  des  Reichsadels. 

Durch  Auflösung  der  teutsehen  Reichsverfassung,  hatten  I)  diejenigen 
Titel  teutscher  Landesherren ,  ihrer  Familienglieder,  und  des  teutsclien 
Reichs-idels .    w  elche    in    dieser  Verfassung    ihren  Grund  hatten  «)?  ihre 


der  teutschen  Reichs  Verbindung  etc. 
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ursprüngliche  Beziehung  verloren.  Doch  hinderte  dieses,  an  sich,  bei  den 
souverain  gewordenen  Landesherren  und.  ihren  Familiengliedern,  die  Fort- 
führung derselben  nicht  £).  Aber  die  rheinischen  Bundesfürsten  verzich- 
teten, in  der  BundesActe  (Art.  3),  auf  diejenigen  ihrer  Titel,  welche 
irgend  eine  Beziehung  auf  das  teutsche  Reich  ausdrückten.  Mehrere  der- 
selben vertauschten  den  kurfürstlichen  Titel  entweder  mit  dem  königlichen 
oder  mit  dem  grofsherzoglichen ,  den  reichsfürstlichen  mit  dem  herzoglichen, 
den  gräflichen  mit  dem  fürstlichen  II)  Alle  teutschen  Landesherren, 
welche  nicht  von  Napoleon  und  den  übrigen  Mitstiftern  des  rheinischen 
Bundes,  andern  ihres  Gleichen  als  Standesherren  untergeordnet  wurden, 
erlangten,  mit  dem  Verschwinden  der  Reichshoheit,  politische  Unabhängig- 
keit oder  Souverain  etat.  Ein  Theil  derselben  kam  in  rheinische 
Bundesgenossenschaft,  die  übrigen  blieben  bundesfrei 

a)  Z.  B.  Kurfürst,  Reichsfürst,  Reiclisgraf,  Reichsfreiherr,  die  Erz-  und  Erbamts« 
Titel.  Klüber's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  81  —  83.  —  Vergl.  Der  teutsche 
Bund  wider  das  teutsche  Reich.    181 5.  8. 

l>)  Preussen  führte  noch  im  J.  1809  den  Kurfürstentitel.  So  noch  jetzt  HessenCasscU 
Vergl.  unten  §.  109  u,  ff.  —  Der  Titel  /fezc/mtadt  hat  aufgehört. 

c)  Klüber's  Staatsr.  d.  Rheinbundes,  §.  81  ff. 

d)  Ebendas.  §.  83.    Oben  §.  3i. 

§.  49. 

2)  auf  die  Landesverfassungen  der  teutschen  Staaten. 

I)  Die  Landesverfassungen  d-er  teutschen  Staaten,  so  weit  sie 
im  Ganzen  oder  theilweise,  durch  die  Fortdauer  der  teutschen  Reichsver- 
bindung nicht  klar  bedingt  waren ,  wurden  weder  durch  die  in  der 
rheinischen  BundesActe  enthaltene  Aufhebung  der  Reichsgesetze,  noch  durch 
Auflösung  der  Reichsverbindung  und  Stiftung  des  rheinischen  Bundes,  still- 
schweigend aufgehoben  «),  und  eben  so  wenig  geschah  dieses  in  der  Bun- 
desActe ausdrücklich  £).  II)  So  weit  die  Landesverfassung  auf  ausdrückli- 
chen oder  stillschweigenden  Verträgen,  zwischen  den  Unterthaneu  oder 
ihren  Stellvertretern  und  den  Landesherrschaften,  beruhten,  waren  die 
letzten,  selbst  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Protector  des  Bundes,  zu 
einseitiger  Aufhebung  oder  Aenderung  derselben  nicht  berechtigt  c).  Die 
neu  erlangte  Souverainetät  schlofs  in  ihrem  Ursprung  rechtlich  mehr  nicht 
in  sich,  als  Befreiung  von  der  R  ei  chsh  o  hei  t  und  eher  waren  die 
Unterthanen  berechtigt,  Ersatz  zu  fordern,  für  die  durch  widerrechtliche 
Aufhebung  der  Reichsverbindung  erfolgte  Entziehung  oder  Minderung 
mancher  von  ihren  Rechten  und  für  Entziehung  des  Schutzes  ihrer 
Rechte  durch  die  Reichshoheit.  III)  Nach  diesen  Grundsätzen  ist  die,  seit 
erlangter  Souverainetät,  in  verschiedenen  teutschen  Staaten  erfolgte  Auf- 
hebung oder  Aenderung  der  Landesverfassung,  namentlich  die 
Aufhebung  der  Landstände  ./),  rechtlich  zu  beurtheilen. 
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ii  .1  rkiärung  auf  dem  wiener  Gongrefs,  In  Ki.ü»ku\s  Acten  d.  w. 

I         .  Bd.  1.  Heft  i.  S.  69,    Hannöverische  Abstimmung  (§.  12)  in  dein  Protoc. 
i;  \  .  v.  181     .  '       Zufällige  Gedankep    —  ob  durch  die  rhein.  B.Acte 
neuen  t.  Souverainen  Uber  ihre  Eigenthumslande  e.  grössere  Gewalt' beige- 
tvordcn  bcy,  als  sie  über  dieselben  vorhin  gehabt  haben?   (Ohne  Druckort 
■  S.  }8  f.    (..  Ii.  1 .  Bäbg*s  Abhandlungen  zu  Erläuter.  der  rhein. B.Acte 
I     I    S,  108  i.    Rhein.  I>.,  XXV.  i<>(>.  (im,  Wibsand  Comm.  de  abrogationis 
leguin  germanicarum  \i  et  effectu  in  ctvitatibus  foederi  rhenano  adscriptis,  prae- 
serlini  in  carinii  Pormam  (Zerbstae  1818.  4.    Auch  teutsch,  in  d.  Rhein,  Rund, 
I  II.  1 ' .  I  Hl  ).  Pari,  11.    A.  H.  VTeisel  Diss.  quaestiones  de  jure  publ.  civitatum 
foederi  rhen.  adscriptar.  Sp.  I.  (Lips,  1811.  4.),  p.  3/,.  sqq.  et  40.   Jen.  Allg. 
I.ir.  Zeit,  1807,  Vun.  3oi  u.  3oa,  §.  18 ;  Num.  3o/(.   S.  612;   1808,  Nuim  i'6i. 
Württembergs  Rechte  (Ohne  Druckort,  1814.  8.),  S.  i3  IT.  —  Vergl.  Reichsdcp. 
Hauptschi,  \.  i8o3,  §.  60,    Bemerkungen  zu  Erklärung  des  60.  §.  des  R.  D. 
Hauptschlusses,  Frankf,  »8o5.  8.    J.  F.  Runde  über  die  Erhaltung  der  öffentl. 
\  erfass,  in  d.  EntschädigungsLanden,  nach  d.  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  mit 
tmvend,  auf  d,  Herzogth.  Westphalen,    Gött.  i8o5.   4-    Haeberlin's  Staats- 
archiv L.  ife6  IV.   LI.  272  IV. 

Dafs  die  Landesherrscliaft,  seil  der  Stiftung  des  rhein.  Rundes  und  der  erlang- 
ten Souvcrainetat ,  die  Landesverfassung  nach  Belieben  ändern  oder  aufheben 
könrfe,  behaupten:  J.  F.  N.  Brauer,  in  s.  Beiträgen  zu  c.  allgem.  Staatsr.  der 
rhein.  Bundesstaaten  (Garlsr.  1807.  8),  S.  7  ff.  Vergl.  auch  C.  S.  Zacharias 
Jur.  publ.  civitatum  quae  foederi  rhen.  adscriptae  sunt,  23.  sq. —  Dafs  die  Lan- 
desherrschaft, seit  Auflösung  der  Reichs  Verbindung,  zu  einseitiger  Aufhebung 
«»der  Aeuderung  der  Landesverfassung  berechtigt  sey,  wenn  durch  sie  die 
Staatsgewalt  unter  mehrere  Subjectc  getheilt  (?)  werde,  dafs  sie  sogar  per- 
'teiltet  se\,  wenn  sie  die  Landesverfassung  dem  Zweck  des  Staates  für  nicht 
entsprechend  halte,  behauptet  Behr  in  s.  System.  Darstell,  des  rhein.  Rundes, 
V  M(j  ff.  —  Dass  mit  Aufhebung  der  Reichsgesetze  die  Verbindlichkeit  der 
bisherigen  Landesverfassung  ipso  jure  aufgehört  habe,  behaupten:  J.  Zintel,  in 
8.  Entwurf  e.  Staatsr.  für  d.  rhein.  Rund.  S.  120.  N.  T.  Gsönner ,  in  s.  Archiv 
für  die  Gesetzgeb.  u.  Reform  des  Jurist.  Studiums,  Rd.  I  (1809.  8.),  S.  1  —  16, 
und  namentlich  in  Ansehung  der  landständischen  Verfassung,  ein  Ungenannter 
in  der  neuen  Allemannia,  Rd.  I  (1816),  S.  1  ff. 

\.  Berg  a.  a.  O.  210  ff.  In  Beziehung  auf  Lippe  (Detmold),  die  versuchte  Auf- 
hebung der  alten,  und  Einführung  einer  neuen  landständischen  Verfassung  be- 
treffend, s.  man  Protocoll  d.  t.  Rundesversamml.  V.  12.  Aug.  1819,  %.  182  u.  f., 
und  \  ortrag,  vorgelesen  in  der  Sitzung  der  R.  V.  vom  9.  Sept.  1819,  und  loco 
dictaturae  gedruckt  auf  53  FolioSeiten  (S.  591  — 643).  —  Die  Rechte  Dritter  (der 
Unterthanen),  konnten  durch  Verlrage  des  Protectors  mit  den  Rundesfürsten 
nichl  verletzt  werden.  --  Auch  politisch  gut  wäre  die  Aufhebung  der  Landcs- 
verfassung nicht.  Sicherer  steht  ein  Fürst,  dem  eine  Staatsverfassung,  als  der, 
dem  nur  persönliche  Energie  die  Dauer  seiner  Herrschaft  verbürgt,  der  Alles^ 
und  auch  das  vermag-,  was  weder  ihm,  noch  dein  Volke  nützt.  Soll  der  Zufall. 
guter  persönlicher  Eigenschaften  des  jedesmaligen  Regenten,  die  Gewahrlei* 
stung  seyn,  für  gerechte  und  zweckmäsige  Staatsverwaltung?  Absolute  Ge- 
walt ist  gefahrlich  dem  Fürsten,  herabwürdigend  für  die  Unterthanen,  Vergl. 
.  76,  98  und  255  d.  R.  AleXander's  Erklärung,  in  Klüber's  Uebersicht  der 
dipl.  Verhandl.  d.  wiener  Congr.  S.  200. 
Vergl.  x.  BerI  a.  a.  O.  S.  200  ff.  Rhein.  Rund,  DL  38i  ff. 
\  ergl.  \  .  Berg  a.  a.  O.  S.  209  ff.  Anders  Beür  a.  ä.  O.  S.  208. 
Vergl  f..  282,  und  die  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  56.  -    In  dem  grofs- 
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herzog],  hessischen  Edict  vom  1.  Oct.  1806,  wurden  die  Landstände  »aus  unum- 
schränkter Machtvollkommenheit«  aufgehoben.  Von  Lippe  (Detmold),  s.  oben 
Note  c. 

§.  SO. 

3)  auf  die  teuts  che  71  Reichs  ge  se  tze ; 
insbesondere   a)   auf  die    durch    sie    begründeten   oder  gebilligten 

Vertragre  chte. 

Die  rheinische  BundesActe  (Art.  2)  erklärte  alle  teutschen  Reichs- 
gesetze für  nichtig  und  unwirksam,  in  Ansehung  der  Bundesge- 
nossen, ihrer  Staaten  und  Unterthanen.  Es  wurden  aber  I)  daselbst 
zugleich  zwei  Ausnahmen  von  dieser  Regel  festgesetzt;  in  Ansehung 
derjenigen  Bestimmungen  des  ReichsdeputationsHauptschlusses  vom  25.  Februar 
180 3,  welche  1)  die  Rechte  der  Gläubiger  und  Pensionäre"),  und 
2)  den  Octroi  der  Rheinschifffahrt  betreffen.  Auch  ist  II)  den 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  gemäfs,  dafs  jene  Aufhebung  der  teutschen 
Reichsgesetze,  nicht  bezogen  werden  konnte  auf  Staaten,  Personen, 
physische  und  moralische  oder  juridische,  und  Rechte,  über  welche  die 
rheinischen  Bundesgenossen  zu  verfügen  nicht  befugt  waren,  und  nicht  auf 
Rechte,  deren  Wirksamkeit  durch  die  Fortdauer  der  teutschen  Reichsver- 
bindung nicht  schlechthin  bedingt  war.  Also  1)  nicht  auf  die  von  dem 
rheinischen  Bund  frei  gebliebenen  teutschen  SouverainStaaten  und 
deren  Unterthanen.  Auch  2)  nicht  auf  solche  Rechte,  «welche  Einzelne 
durch  Reichsgesetze  oder  reichsgesetzliche  Bestimmungen,  unmittelbar  oder 
mittelbar  (ex  pacto  tertii),  schon  erworben  hatten  c)  3)  Nicht  auf 
die  Fortdauer  der  durch  Reichsgesetze  begründeten ,  veranlafsten ,  oder 
gebilligten,  jedoch  von  dem  Fortbestehen  der  Reichsverbindung  unabhän- 
gigen Ver tra gr echte,  a)  zwischen  Bundesfürsten  unter  sich  oder 
b)  zwischen  Bundesfürsten  und  Dritten,  namentlich  ihren  Unterthanen  0, 
der  katholischen  Kirche,  den  evangelischen  Kirchengesellschaften ,  und  Aus- 
wärtigen bei  (etwa  auch  zugleich  als  Reichsgesetze  betrachteten)  Staats- 
verträgen des  teutschen  Reichs,  in  welchen  die  Regierungen  damaliger 
teutscher  Reichsländer,  späterhin  rheinischer,  jetzt  teutscher  Bundesstaaten 
schon  ursprünglich  für  sich  selbst  in  ihrer  landesherrlichen  Eigenschaft, 
unabhängig  von  dem  Bestellen  der  teutschen  Reichsverbindung,  als  Mit- 
Paciscenten  anzusehen  waren  /);  oder  c)  zwischen  Dritten,  z.  B.  zwischen 
Katholiken  und  Evangelischen  in  rheinischen  (jetzt  teutschen)  Bundesstaaten, 
zwischen  den  Mitgliedern  der  RegentcnFamilien ,  auch  denen  des  reichsun- 
mittelbar  gewesenen  Adels  u.  d.  m.  III)  Fortwährende  Gültigheit  konnten 
ReißhsPrivatgesetze  behalten,  durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende 
Billigung  einzelner  Bundesfürsten  §■)', 

a)  \\.  Dep.  Flauptschl.  v.  i8o3,  §.  3,  4>  6,  7?  <).  »4,  »7»  »9,  20,  ■>.  j,  27,  , -  —  59,  64. 
66  -68,  76,  —  85.  Von  ReUisschitlhn,  s.  Rhein.  Kund,  I.  n.j  f.  G.  TT.  v. 
Rebg's  Abhandl.  /,.  Erläut.  o.  rhein.  B.  \.  fh.L  S.  5y  ff.  -    Von  Schulden  der 
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rlu-m.  RtivhsOperatk  sehe  man  M>  und  ?,33  b.    Auch  die  teuts che  Hundes. 

iri,  I  erneuert  die  Verfügungen  d.  Ii.  1).  Hauptschl.  wegen  des  Schul- 
donw. ,  der  Pensionen,  und  der  auf  den  RheinscbifffahrtOctroi  angewiesenen 
directea  and  subsidiär.  Renten  (§,  B78  u,  f.),  —  Das  bei  Auflösung  des  teut- 
icben  Reichs  rorhtndene  Staatjeigenthum  desselben,  hat,  mit  Ausnahme  der 
Reichsarchire  kj  f.),  seine  frühere  Bestimmung  verloren,  v.  Berg's  angef. 
kbhandl  etc.,  Th.I,  S.  »71.  Klüber's  Staätsr.  des  Rheinb.  §.114.  —  Beschlufa 
d.  f.  Ii.  \.,  Uber  die  Gebäude  des  Raickskalmmergeriokts,  in  ihrem  Protoc.  vom 
^ng.  18181  §.  ii)  ),  worin  Ppeussens  Eigenthumsrecht  auf  dieselbe  anerkannt 
wird.  Preuss.  Erklär,  hierauf,  in  dem  Protoc.  von  1819,  §.  53.  —  Desgleichen 
über  qie  reichskammergerichtl,  Bibliothek,  in  dem  Protoc.  v.  25.  Jan.  1821,  §.  i5, 
Von.  1 1  :  r,  1.).  Juni  i823,  §.  109;  29.  Jan.  1824,  §.  34;  in  Klüber's  Quellen- 
sammlung, Num,  XXXVI,  Sie  soll  nach  Bonn  gekommen  seyn.  —  Von  der 
reichskammergerichtl.  SustentationsCasse  u.  den  vorrälhigen  Taxgeldern^  s.  Protoc. 
der  B.  V.  \ .  1818.  §.  29,  71,  y3  u.  193.  —  Von  den  Activ-  und  Pas sivCapi 'teilten 
der  SuatentationsCasse ,  ron  Vertheilung  der  ersten  und  Tilgung  der  letzten, 
s.  Protoc.  v.  1823,   §.  3o. 

»)  H.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  39. 

t)  Rhein.  Bund,  XXV.  102,  —  Vergl.  die  t.  BundesActe,  Art.  14,  Num.  2,  verbis: 

*  für  künftige  I  alle. « 
d)  So    z.   B.    verschiedene    MünzConvcntionen ,    unten   §.  427  a.  u.  f.  Klüber's 

Staatsr.  des  Rheinb.,       323.    Yergl.  auch  den  preuss.  Entwurf  e.  Verfass.  des 

leutsehen  Staaten!),  v.  Febr.  i8i5,  §.  119,  in  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr. 

B.  II,  S.  54. 

r)  Denkwürdige  Erklärung  der  hannöverischen  Gesandtschaft  auf  dein  wiener 
gr.,  in  Klübeb's  Acten  des  w.  Congr.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  69. 

I  1  /..  B.  die  Concordate  (v.  1439,  i/{/\6,  i44&)  mit  dem  päpsll.  Stuhl,  der  Keügions- 
friede  v.  1 555,  der  westphal,  Friede  v.  1648,  der  auch  in  solcher  Beziehung  von 
Frankreich  und  Schweden  den  jetzigen  t.  Bundesstaaten  garantirt  ist.  Pütter's 
Geist  des  westphal.  Friedens,  S.  24  u.  68  ff.  v.  Berg  a.  a.  O.  S.  242  ff.  und 
i5|  ff.  Gi il.  WiESAxrn  Comm.  cit.  Part.  I.  c.  3.  in  Winropp's  Zeitschrift  :  Der 
rheinische  Bund,  XXV.  101.  Klüber's  Uebersicht  .der  diplom.  Verhandl.  des 
wien.  Congr.,  S.  i53,  200,  441  f.,  446,  449?  45i  f.,  484,  490  u.  495  ff.  A.  Michel's 
Hin  henrecht,  §.  11.  F.  A.  Frey's  Progr. ,  ist  der  westphal.  Friede,  den  Be- 
stimmungen des  Art.  V  nach,  in  Bezug  auf  den  Keligionszustand  der  christl. 
HauptConfessionen  in  Teutschl.,  durch  die  rhein.  u.  wiener  BundesActen  abge- 
schafft und  aufgehoben?  (Nein.)  Bamb.  1816.  8.  In  den  wiener  Verhandlungen 
EU  Erri<  htung  der  t.  BundesActe,  ward  bei  ttein  16.  Artikel  ausdrücklich  auf 
die  I  riedensschlüsse«  ,  als  die  t.  Bundesstaaten  fortwährend  verpflichtend, 
hingewiesen.  Klüber's  angef.  Uebersicht,  S.  441 5  442  ?  446,  449«  —  Von  den 
Concordatcn,  s.  Bemerkungen  und  Wünsche  über  die  seit  1806  erschienenen 
RehgionsEdiete  etc.  (Teutschl.  1817.  8.),  S.  5  ff.  u.  i3.  Wider  die  fortdauernde 
Gültigkeit  der  angef.  Concordate,  s.  die  unten  §.  517  angef.  Schrift  v.  Vater, 
S.  22  —  24.  Stillschweigend  ist  für  künftige  Fälle  ihre  Wirksamkeit  aufgehoben, 
durch  diejenigen  Bestimmungen,  welche  übereinstimmend  von  dem  päpstlichen 
Stuhl  und  den  weltlichen  Begenten,  für  Verfassung  und  Einrichtung  des  kathol. 
Birchenwesens  in  t.  Bundesstaaten  errichtet  worden  sind  (§.  5o8 — 5io. ).  — 
F..  Mi  Nf  n\  rollständ.  Sammlung  aller  altern  u.  neuern  Concordate,  nebst  einer 
Geschichte  ihres  Entstehens  und  ihrer  Schicksale.  2  Theile.  Leipzig  i83o  und 
i83i.   gr.  8.    Klüber  ,  droit  des  gens  3i. 

g)  Man  sehe  den  folg.  Gö»-fr  a.  (unten  §.  53  a)  a.  O.,  S.  5o  —  57.  Hais,  iji 
Wi>kopp  s  rhein.  Bund,    XXVIII.  78. 
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§•    51.  (51».) 

b)    auf    die    Autonomie    und    Gesetzgebungsfreiheit    der  Bundes- 
fürsten,  in  Beziehung  auf  fortdauernde    Gültigkeit  der 
Beiclisgesetze. 

I)  Durch  die  in  der  rheinischen  BundesActe  festgesetzte  Auf- 
hebung der  teutschen  Reichsgesetze ,  ward  die  Autonomie  und  Gesetz- 
gebungsfreiheit der  Bundesfürsten  weder  aufgehoben,  noch 
beschränkt.  Demnach  war  es  ihrer  Bundespilicht  nicht  zuwider,  wenn 
sie  freiwillig,  ohne  Meinung  einer  aus  der  Zeit  der  Reichsverbindung  noch 
fortdauernden  rechtlichen  Notwendigkeit ,  reichsgesetzliche  Vor- 
schriften fernerhin  entweder  selbst  beobachteten,  oder  solchen  pr ac- 
tische Gültigheit  für  ihre  Staatsbehörden  und  Unter thanen, 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  beilegten  «).  II)  Namentlich  gilt  dieses 
von  Reichsgesetze n ?  welche  auf  P oli zei Gegenstände,  auf  Münz - 
und  Kalenderwesen,  auf  peinliches  und  bürgerliches  Recht 
und  Rech  tsver  fahren  ^)  sich  beziehen.  In  Ansehung  dieser  Gegen- 
stände konnte  daher  den  Reichsgesetzen,  zwar  nicht  als  solchen,  oder  nach 
ihrer  ursprünglichen  Form,  aber  doch  nach  ihrem  Inhalt  (materiell),  mit- 
hin zwar  nicht  mehr  als  gemeinem  Recht  (jus  commune),  aber  doch  als 
angenommenem  Land  recht  (jus  receptum),  practische  Gültigkeit  in 
den  vorhin  zu  dem  teutschen  Reich  gehörigen  Staaten  nicht  versagt  werden, 
so  lang  und  soweit  sie  durch  eigene  Landesgesetze  nicht  abgeschafft 
oder  abgeändert  waren  e);  welches  zu  thun,  der  Staatsregierung  nunmehr, 
selbst  bei  schlechthin  befehlenden  oder  verbietenden  Reichsgesetzen,  unver- 
wehrt  war,  doch,  in  der  Regel,  ohne  rückwirkende  Kraft  der  neuen 
Gesetze  <0- 

a)  In  dem  zu  dem  rhein.  Bund  nicht  gehörenden  Herzogthum  Holstein,  ward  die 
Fortdauer  der  Gültigkeit  der  teutschen  Reichsgesetze,  in  bürgerl.  und  peinl. 
Sachen,  gesetzlich  verordnet,  am  9.  Sept.  1806.  Polit.  Journal  1806,  S.  983.  — 
Das  OberAppellationsGericht  der  vier  Freien  Städte  zu  Lübeck  ist  angewiesen, 
ausser  den  ParticularGesetzen  und  Rechtsgewohnheiten  der  Städte,  auch  das 
in  ihnen  reeipirte  gemeine  Recht,  mit  Inbegriff  der  Reichsgesetze,  als  Ent- 
scheidungsquelle zu  gebrauchen. 

b)  Beispiele  liefern:  Reichsabschied  iÖ2i,  §.  19;  162g  §.  3i.  ReichsPolizeiordn. 
i548  und  1577,  in  mehreren  Stellen,  z.  B.  Tit.  19  und  32.  R.  Dep.  Abschied 
1600,  §.  16,  i3g  u.  iÖ2.  Reichsabschied  i654,  m  mehreren  Stellen,  z.  B. 
§.  n3,  121,  122,  174.  Reichsschlüsse  von  1731  und  1722,  die  Abschaffung  der 
Handwerksmissbräuche  betreffend.  Von  ReichsCriminalgesetzen  s.  Feuerbach's 
Lehrfr.  des  peinl.  Rechts,  §.  3.  Diese  und  andere,  gesammelt  in  Gerstlacher's 
Handbuch  der  teutschen  Reichsgesetze,  Th.  IX,  X  11.  XI,  in  Schmauss  Corp. 
jur.  publ.  acad.,  und  in  der  neuen  Samml.  der  Reichsabschiede.  Frankf.  1747. 
4  Theile,  Fol. 

c)  Guil.  Wiesand  Comment.  cit.  A.  H.  Meisel  diss.  cit.  G.  H.  v.  Berg's  Ab- 
handlungen zu  Erlaut.  der  rhein.  B.A.,  Th.  I,  S.  5o  ff.  Schrader's  Abhandl., 
in  Crome's  und  Jaup's  Germanien,  Bd.  II,  Num.  5  u.  i3,  u.  Bd.  III,  Num.  20. 
Rhein.  Bund,  XXXYII.  63.  Jen.  Allgem.  Lit.  Zeit.  1807,  Num.  3oz,  §.  19,  u. 
.'Num.  3o5. 
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i)  I.  In.  SbiBUTS]  prtes.  \.  C.  Sro<KUYN\,  diss.  de  vi  leguill  priorum  in  D08- 
rerioribua,  Ups.  i8o3.  .,.  V.  D.  Weber  über  die  Rückanwendung  positiver 
''>  -'  '  '•  (itnnOT,  l8ll.  8.  C.  .1.  v.  RerrestoRE  über  die  /.urückvvirkendc 
"■  11  GtieUe.  Düssold,  1819,  8.  Tit.  W1E8I  über  die  rückwirkende  Krall 
GeseUe.  1  ranhf.  1814.  5?.  G.  H.  v.  Berg's  Rechtsfälle,  Th.  IV,  Num.  10. 
r.  w  .  Pfeiffer'«  VbHandl.  in  Cromb's  u.  Javp's  Germanien,  Bd.  III,  S.  411  ff. 
Jen.  Aflg.  tat,  Zeit  101  a,  Nura.  220. 

§•  02.  (,,„, 

1  >  aul  authentische  Auslegung  teutscher  Reichsgesetze. 

i)  mit  Auflösung  der  tonischen  Reichs  Verbindung  die  moralische 

Person   der   ReichsStaatsgewalt  (Kaiser   und  Reich)   erloschen,   und  der 

I  itsche  Bund  nicht  Rechtsnachfolger  oder  Stellvertreter  derselben 
geworden,  auch   überhaupt  rail   Staatsgewalt  nicht  versehen  ist  (§.  6.  u. 

»o4)j  so  besteh]  jetzl  Kein  Subjectj  welches  zu  authentischer  Aus- 
legung  der  Reichsgesetze  ermächtigl  wäre«).  II)  Dagegen  gebührt  in 
RechtsstreitigVeiten  jedem  competenten  Richter  doctrinale  Auslegung, 
auch  der  Reichsgesetze  h).  III)  Auch  können  sämmtliche  Bundes- 
ieder  vertragweise  unter  sich  festsetzen,  welchen  Sinn  Sie  zweifel- 
haften  Stellen  der  Reichsgesetze  beilegen  wollen;  doch  unbeschadet  der 
Rechte  Dritter.  IV)  Dasselbe  hann  jeder  Regent  für  seinen  Landes- 
bezirk nach  der  Landesverfassung  thun  c). 

a)  Ein  Fall  in  den  Protoc  der  Ii.  V.  v.  1818,  §.  238;  v.  1819,  §.  20  u.  42:  v. 
i8?.o,  §.  3r.  —  Namentlich  gilt  dieses  von  dem  R.Dep. Haupts  cid.  v.  i8o3,  der 
seine  verbindende  Kraft  als  Reichsgesetz  einzig  von  der  ReichsStaatsgewalt 
(Kaiser  und  Reich)  durch  einen  eigenen  denselben  ratificirenden  Rcichssehlufs 
erhalten  hat ;  also  weder  von  dein  Willen  der  Deputation  oder  der  Deputations- 
Mitglieder,  als  solcher,  noch ,  so  viel  die  4?  ersten  §§.  (mit  Ausnahme  eines 
Theils  des  §.  24)  betrifft,  von  der  entscheidenden  Mitwirkung  der  uneigentlich 
so  genannten  vermittelnden  Mächte  (Frankreich  und  Rufsland).  In  Ansehung 
jener  (-  §§.  ist  der  R.  I).  Hauptschluss  zugleich  eine  in  dem  Art.  7  des  Lüne- 
viller  Friedens  vorbehaltene  »anderweitige  oder  besondere  Uebereinhunft«-  des 
Teutscben  Reichs  mit  Frankreich,  dem  auch  Rufsland  beitrat,  und  ist  der  von 
den  beiden  letzten  abgefafste  französische  Text  das  Original,  mithin  entscheidend 
bei  Abweichungen  der  teutschen  Lebersetzung,  oder  bei  Zweifeln  über  den 
wahren  Sinn.  Daher  führt  das  Original  folgende  Ueberschrift:  »Texte  original 
finalement  bonvenu  cnlre  les  Ministres  des  Puissances  mediatrices  et  la  Depu- 
tation de  ri  ni|>ire,  pour  entrer  en  languc  allemande  dans  l'acte  definitif  de  la 
Deputation.«  Hievon  sehe  man  Klüber's  Abhandlungen  Rd.  II,  S.  33i  ff.,  und 
Wende**.  Abhandlung  in  dem  Archiv  für  die  Rechtspflege  etc.  im  Grofs- 
herzogtbuin  Baden,  Bd.  IN  .  II-  4.  1  reib.  1837.  y.  BerVs  jurist;  Beobachtungen, 
Th.  ED.,  S.  54.  —  Ein  die  daselbst  §.  24  festgesetzte  gräfl.  Hallbergische  Rente 
betreffender  Beschlufs  der  B.  V.  iii  ihrem  Protoc.  v,  1818,  238,  begehrte 
Auslegung  einer  Stelle  des  24.  §.  des  R.  D.  II.  S.  von  den  noch  übrigen  sechs 
Staatsregierangen,  welche,  als  Mitglieder  der  aufserordentl.  R.  Deputation  von 
i8o3,  Bevollmächtigte  bei  derselben  hatten.  In  Folge  dieser  Erklärungen, 
g&h  die  Ii.  V.  eine  Auslegung,  in  den  Protoc.  v.  1824,  §•  72*  A'e/gh  auch 
Protoc.  v.   1822,  §.  io5  u.  i,5:  v.   1823,  §.  i3?.  u.    168;    Protoc.   der  R.  'S  .. 
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Bd.  XV,  S.  5?,5  u.  5c/),  Bd.  XVI,  S.  tfo.  In  den  Protoc.  v.  1817,  §.  365, 
äusserte  in  der  B.  V.  ein  Beferent,  die  B.  V.  sey  nicht  ermächtigt  zu  authen- 
tischer Interpretation  derjenigen  §§.  des  Beichsdep.  Hauptschlusses,  welche  in 
die  BundesActe  aufgenommen  worden. 

b)  Yergl.  das  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  §.  3y ,  Num.  II.  —  Wie  ehehin  den 
Beichsgerichten,  und  selbst  den  TerritorialGerichten.  Die  bei  jenen  damals 
geltenden,  in  ihrer  Art  noch  jetzt  anwendbaren,  Grundsatze  findet  man  ent- 
wickelt, in  G.  W.  Stocr's  (Püttkk's)  Diss.  de  jure  et  officio  summor.  imperii 
tribunalium  circa  interpretationem  legum  imperii  (Gött.  1758,  und  in  Pütteh's 
opusculis,  p.  i85).    §.  47?  52,  53. 

c)  Vcrgl.  §.  238  a. 


4)    auf  das  gemeine    teutsche    Privatrecht;     S)  das   Lande sPrivatre cht ;    6)    die  von 
Einzelnen  erworbenen  Privatrechte ,  insbesondere  7)  auch  SuccessionsRecht ; 
8)  subsidiarisch  von  den  Reichsgerichten  befolgte  RechtsNormen. 

I)  Nach  dem  oben  (§.  5i,  II.)  angegebenen  Grundsatz,  ist  die  Frage 
zu  beantworten:  ob  und  wie  weit  das  auf  teutsche  Reichsgesetze,  so  wie 
auf  allgemeine  teutsche  Rechtsgewohnheiten ,  gegründete  gemeine  teutsche 
Privatrecht«),  durch  Auflösung  der  Reichs  Verbindung,  und  durch  die 
in  der  rheinischen  BundesActe  erfolgte  Aufhebung  der  Reichsgesetze,  in 
den  teutschen  Staaten  nunmehr  auch  als  Landesrecht  seine  practische  Gültig- 
heit verloren  habe?  II)  Dem  Landesprivat  recht  (vormaligem  parti- 
culärem  teutschem  Privatrecht)  blieb  seine  Gültigkeit  auch  nach  Auflösung 
der  teutschen  Reichsverbindung,  so  weit  es  durch  neuere  Gesetze  oder 
Rechtsgewohnheiten  nicht  aufgehoben  ward  b'y  HI)  Die  während  der  teut- 
schen Reichs  Verbindung  von  Einzelnen  erworbenen  Privatrechte, 
namentlich  die  durch  kaiserliche  Privilegien  erlangten,  blieben  fernerhin 
bei  Kraft  c),  da  wohlerworbene  Rechte  (jura  quaesita)  der  Privatpersonen 
unabhängig  sind  von  der  Art  der  Staatsverfassung.  IV)  Dasselbe  gilt  insbe- 
sondere von  rechtsgültig  erworbenen  SuccessionsRechten  «"),  ohne 
Unterschied  der  verschiedenen  Arten  von  Rechtstiteln,  auf  welchen  sie 
beruhen..  V)  Die  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  23,  erkennt  die 
fortwährende  Gültigkeit  von  den  ehemaligen  Reichsgerichten  subsi- 
diarisch befolgter  RechtsNormen,  so  weit  sie  auf  die  jetzigen 
Verhältnisse  der  Bundesglieder  noch  anwendbar  sind  <?). 

a)  Vergl.  §.  5i  u.  (N.  T.  Gönner)  Ueber  den  Umsturz  der  t.  Verfassung  und 
seinen  Einflufs  auf  die  Quellen  des  Privatrechts  in  den  neu  souvcraincn  Staaten 
der  rhein.  Conföderation.  Landsh.  1807.  8.  Ebendess.  Archiv,  Th.  I,  S.  9. 
YVihropf's  rhein.  Bund,  XXVI.  222.  —  Von  dem  teutschen  PrtvatFürstenreckt 
s.  oben  §.  11  u.  5o,  II,  3,  c.  —  Durch  Auflösung  der  Reichsverbindung,  ist 
die  Streitfrage,  von  der  Existenz  eines  allgemeinen  teutschen  Privatre< :htes 
(auch  eines  geschriebenen,  oder  blofs  eines  Gewohnheitrechtes?  nicht  blofs 
im  historischen,  sondern  auch  im  juristischen  Sinn?),  zur  Antiquität  ge- 
worden. 


(>\>  Einl.  \  I.  Cap.  Qflellcii  des  teutschen 


I)  In  rerschiedenen   rhein,  Bundesstaaten  ward  das  neufranzösische  Privatrecht 

(Codi-   Napoleon)    eingeführt.     So   in    dem    Königreiche  Weslphalen,    in  den 

Grofshersogthümern  Baden,  Berg  und  Frankfurt,  in  den  Siaaien  der  Her- 
iom  Mui  Urenberg  und  Inhalt* Göthen.  In  verschiedenen  andern  Bundes- 
itaaten  erschienen  einzelne  neue  Gesetze,  oft  mehr  mir  formaler,  als  materieller 

"Neuheit. 

Inten  '-,(>.  ühuih's  Beitrage  bu  e.  allgcm.  Staatsr.  der  rhein.  Bundes- 
staaten, S.  Ii).  —  Von  erlangten  Iiaiserl.  StdrideserhÖhungen  und  Privilegien  s. 
chend.  S.  i(r.»  \\.    Wnxwn  I.  c.  P.  1,  e. 

Vergl.  §,  I ;;.  N um.  111.  n.  1\  ,  n.  §.  .,-  //.  —  Ehemalige  EventualBelehnungen 
und  Anwartschaften  auf  Reichslehen,  desgl.  vertragmäfsige  Erb  folgerechte  bundes- 
furstlicher  Familien,  sind  auch  jetzt  noch  rechtsgültig,  und  namentlich  unter 
dem  in  dem  \ \.  Vit.  der  rhein.  BundesActe  geleisteten  Verzicht  nicht  begriffen, 
«renn  sie  nach  den  gleichzeitigen  Rechtsgrundsätzerl  ein  gesetzmäsiges  Daseyn 
erhalten  haben,  folglich  hieduivh  ein  wohlerworbenes  Recht  begründet  ist. 
Kiinm's  Abhandlungen  und  Beobachtungen,  1kl.  I,  S.  1  If.  s.  Wjesand  1.  e. 
P«  1.  e.  2,  KlÖber's  Staatsr.  des  Hhcinbundes,  §.  120,  vergl.  mit  §.  89,  92  u. 
V«.  —  Für  erloschen  durch  die  Auflösung  der  Rcichsver'bindung,  hält  jede 
durch  ehemalige  ReichsLehnverhältnisse  begründete  Erbfolgereehte  und  Erbfolge- 
ordnung (also  auch  da,  wo,  wie  bei  ReichsErz-  und  Erbämtern  ( §.  537),  der 
Gegenstand  des  Rcichslchcn  nicht  aufgehört  hat),  J.  U.  Röder's  Archäologie 
der  teutschen  Lehnsverfassung  ( Hildburgli.  1816.  8.)  Vorrede  S.  XIX  und 
\\\  II.  Eben  so  hält  für  ei'loschen,  die  Erbverbrüderungen  und  Anwart- 
schaften, welche  wahrend  der  teutschen  Reichsverbindung  errichtet  wurden, 
\.  Eggxh's  Teutschlands  Erwartungen  vom  rhein.  Runde,  S.  21  ff.  —  Dafs 
die  von  römisch  -  teutschen  Kaisern  auf  reichslelinbare ,  durch  Auflösung  der 
Reichsverbindung  unabhängig  gewordene  Staaten,  oder  deren  unmittelbare 
Bestandtheile,  ertheilten  einfachen  Anwartschaften,  durch  Erlöschung  des  dem 
Kaiser  und  Reich  zugestandenen  OberLehneigentlmms  unwirksam  geworden,  und 
dafs  selbst  ReichsEventualRelehnungen  jetzt  nur  dann  noch  von  wesentlichem 
Nutzen  seyen,  wenn  zu  denselben  die  Einwilligung  des  Vassailen,  der  (gleich- 
zeitig) in  dem  Resitz  des  Lehns  sich  befand,  hinzugekommen  ist,  wird  behauptet 
in  v.  Rerg's  angef:  Abhandlungen,  a.  a.  O. 
e)   Vergl.  §.  11.  und  73. 


VI.    C  A  P  I  T  E  L. 
Quellen  des  teutschen  öffentlichen  Rechtes. 


§♦  54.  (530 

Uebersicht. 

Quellen  I)  des  teutschen  Bundesrechtes,  sind:  1)  Staatsverträge  im 
-weitem  Sinn,  sowohl  ausdrückliche  oder  geschriebene  (jus  scriptum), 
nämlich  Fundamentalverträge  des  Bundes,  und  Staatsverträge  (im  engern 
Sinn    der  gesammten  vereinigten  Bundesstaaten,   als  auch  stillschweigende 
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oder  ungeschriebene  (jus  non  scriptum),  nämlich  BundesFundamental  -  und 
Staatsherkommen 5  2)  Analogie ;  3)  allgemeines  Staats-  und  Völkerrecht; 
neben  welchen  4)  auch  verschiedene  Nebencru  eilen  und  Erläuterungsmittel 
in  Betrachtung  kommen.  Et)  Das  Staatsrecht  der  so u verainen  Bun- 
desstaaten hat,  ausser  jenen  allgemeinen,  auf  ihr  Bundesverhältnifs  sich 
beziehenden,  noch  folgende  besondere  Quellen:  1)  Staatsverträge,  theils 
ausdrückliche,  sowohl  Staatsgrund  vertrage,  als  auch  Staatsverträge  im 
engern  Sinn,  theils  stillschweigende,  nämlich  Fundamental  -  und  Staats- 
herkommen; 2)  Staatsgesetze;  3)  Analogie;  4)  allgemeines  Staatsrecht; 
5)  selbst  manche  Staatsverträge  mit  Auswärtigen.  III)  Unter  Staatsacten 
im  weitern  Sinn,  begreift  man,  in  beiden  Arten  des  teutschen  öffentli- 
chen Rechtes,  auch  alle  geschriebenen  Quellen.  Aber  im  engern  Sinn 
versteht  man  darunter  alle  schriftlichen  Staatsverhandlungen  anderer  Art, 
vorzüglich  die  jenen  vorbereitend  vorausgegangenen  Staatsacten  im  engern 
Sinn,  sind  nicht  Quellen  des  öffentlichen  Rechtes,  aber  Hülfmittel, 
dienend  zur  Geschichte,  Erläuterung  und  Erklärung  desselben  (§.  24,  69 
und  79). 


I.   ABT  HEILUNG* 

Quellen  des  Bundesrechtes, 

§•    35.  (54.) 
A)  U  e  1)  e  r  Ii  a  u  p  t. 
Verträge,  sowohl  Grundverträge ,  als  auch  Staatsverträge 
im  engern  Sinn, 

Die  Staats  vertrage,  im  weitern  Sinn,  durch  welche  öffentliche  Rechts- 
verhältnisse des  Bundes  bestimmt  werden,  sind  von  verschiedener  Art; 
je  nachdem  durch  sie  die  Grund  Verfassung,  oder  andere  öffentliche  Rechts- 
verhältnisse des  Bundes,  festgesetzt  werden.  I)  Durch  Grundverträge, 
wird  das  Daseyn,  der  Zweck,  und  das  Wesentliche  der  Form  des  Staaten- 
bundes bestimmt  «).  Ihre  verbindende  Kraft  liegt  in  der  Uebereinkunft 
der  Interessenten.  Ausdrücklich  errichtet,  heissen  sie  Fundamental  Ver- 
träge oder  BundesGrundgesetze:  stillschweigend,  Fundamental 
Herkommen  oder  Observanz.  II)  Ueberdiefs  können  Staatsverträge 
(im  engern  Sinn)  der  gesammten  verbündeten  Staaten,  sowohl  unter  sich, 
als  auch  mit  einzelnen  Bundesstaaten,  und  mit  auswärtigen  Staaten,  errichtet 
werden,  für  öffentliche  Rechtsverhältnisse,  ausserhalb  der  Grundverfassung 
des  Bundes.  Stillschweigend  errichtet,  heissen  solche  Verträge  Bundes- 
her k  o m m  e n ,  wenn  sie  auf  Bundesgenossen  sich  beschränken :  Gewolin- 
heit  Völker  recht  (droit  des  gens  coutumier) ,  so  fern  sie  mit  auswär- 
tigen Staaten  errichtet  sind.  Von  jeder  Art  dieser  verschiedenen  Quellen 
ist  hier  besonders  zu  handeln. 


Eiiü.  \  l.         Quellen  des  teutschen 


0  I.  C,  Muu't  iiigemeine  Theorie  der  StaatsConstitution,  Hamb.  1799.  8.  *** 
lu  den  wiener  VtinisterialConfereneen  von  i8>.o ,  hatte  Würtemberg  darauf  an- 
getragen, der  wiener  SchlufsActe  von  1820  (Art.  i3)  eine  Definition  der  Grund 
des  Bundes  einzuverleiben,  Darauf  gemerkte  die  RedactionsCommission, 
in  ihrem  S  ortrag,  der  als  Beilage  A  dem  Protocoll  der  22.  Sitzung  vom  16  April 
0  beigefügt  ward:  »Der  Begriff  eines  Grundgesetzes  sey  einer  von  Jenen 
einfachen  Begriffen,  die  durch  schulgerechte  Definitionen  viel  leichter  verdunkelt, 
al*  aufgeklärt  und  befestig!  würden«.  Dieses  erinnert  an  das  alte:  »omnis  dehni- 
tio  in  jure  est  periculosa«.  Dennoph  halte  kurz  vorher  bei  der  B.  V.  eine  für 
tachüiche  Festsetzung  des  Begriffs  der  Grundgesetze  und  der  organischen 
1  inrichtungen  des  Bundes  erwählte  Commission,  folgende  Definitionen  vorgeschla- 
gen' 1)  »Grundget  u  des  teutschen  Staatenbundes  sind  diejenigen  vertragmäsigen 
Bettimmungen ,  welche  <lie  Errichtung  des  Hundes,  den  Verein  seiner  Glieder, 
die  Festsetzung  seines  Zweckes,  so  wie  die  der  Rechte  der  Gesammtheit,  der 
Theilnahme  der  einzelnen  Bundesglieder  an  deren  Ausübung,  der  Verpflichtungen 
derselben  gegen  den  Bund,  und  der  Verbindlichkeiten  dieses  gegen  sie,  endlich 
des  Rechts,  die  Bundesangelegenheiten  zu  besorgen,  betreffen.  Durch  diese 
vertragmäsigen  Bestimmungen  wird  die  Bundesverfassung-  gebildet«.  2)  »Da  aber 
zur  Erreichung  des  Bundeszweckes,  zur  Ausübung  der  Bundesrechte,  zur  Be- 
sorgung der  Bundesangelegenheiten,  Anstalten  und  Mittel  nothwendig  sind,  ohne 
welche  die  Wirksamkeil  des  Bundes  nicht  möglieh  wäre;  so  mufs  dieser  die 
dem  Zweck  entsprechenden  Einrichtungen  treffen,  welche  der  Grundvertrag 
organische  (unten  §.  07  «)  nennt,  weil  durch  sie  der  Bundeskörper  gleichsam 
die  Werkzeuge  erhält,  durch  welche  er  seine  Thätigkeit  zu  äussern  in  den  Stand 
gesetzt  wird.  Die  Beschlüsse,  welche  der  Bund  zu  diesem  Ende,  als  beständige, 
allgemeine  Normen  fafst,  können  mit  Recht  den  Gru/idge setzen  beigezählt  werden. 
Diesen  stellt  auch  der  7.  Art.  der  BündesActe  die  organischen  Bundeseinrich- 
tungen in  Ansehung  der  Ausnahmen  von  der  Entscheidung  durch  Stimmenmehr- 
heit, gleich«.  3)  »Wollte  man  nun,  im  Gegensatz  von  Grundgesetzen,  die 
übrigen  Bundesgesetze  näher  bezeichnen,  so  ist  es  einleuchtend,  dafs  hier  in  Be- 
ziehung auf  die  Gegenstände  nur  eine  negative  Beschreibung  möglich  wäre,  und 
dafs  man  eigentlich  als  Gesetze  des  Bundes,  die  nicht  Grundgesetze  sind,  diejeni- 
gen Beschlüsse  anzusehen  hat,  welche  nach  der  Stimmenmehrheit  nicht  gefafst 
werden  können«.  Protoc.  der  B.  V.  vom  29.  Jul.  1819,  §.  i55;  in  den  Proto- 
(  ollen  der  B.  V.,  Th.  VDI,  S.  i65.  Von  den  so  genannten  organischen  Einrich- 
tungen sagt  der  Frhr.  v.  Gagern  (Mein  Antheil  an  der  Politik,  Abth.  III,  S.  235): 
das  Wort  war  leicht  gefunden,  aber  die  Sache«? 

§•    36.  (55.) 

B)  Insbesondere 
I.  Grundverträge. 

I)  Der  erste  HauptGrund vertrag  des  Teutschen  Bundes  «),  ist  die 
te  titsche  BündesActe  *)  datirt  Wien  den  8.  Juni  181 5,  und  nachher 
genehmigt  von  jedem  der  Bundesgenossen  c).  Die  eilf  ersten  Artikel 
derselben  sind  in  einer  französischen  mangelhaften  Uebersetzung  der 
SchlufsActe  des  wiener  Congresses  (Art.  53  —  64)  wörtlich  einver- 
leibt [Jeberdiefs  ward  die  ganze  BündesActe,  daselbst  (Art.  118)  für 
einen  Bestandthei J  dieser  SchlufsActe  erklärt,  und  zu  dein  Ende, 
als  neunte  Beilage ,  derselben  in  dem  teutschen  Urtexte  beigefügt,  begleitet 
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von  einer  ilabeglaubigten,  mehrfach  fehlerhaften  und  wesentlich  mangel- 
haften französischen  Ueber se  tzung  Hiemit  ward  ihr  zugleich 
die  Gewährleistung  der  acht  europäischen  Mächte  zu  Theil, 
welche  die  SchlussActe  des  Congresses  unterzeichnet  haben  (§.  187  c). 
Sie  ist  abgetheilt  in  allgemeine  (Art.  1  — 11)  und  besondere  (Art.  12 — 20) 
Bestimmungen  <?).  Sie  enthält  ausser  den  grundgesetzlichen,  auch  andere 
Bestimmungen  (§.  i3i  e),  und  nicht  bloss  für  das  Bundesrecht,  sondern 
auch  für  das  Staatsrecht  der  Bundesstaaten.  Auch  verheifst  dieselbe  /) 
noch  andere  Grundgesetze  des  Bundes,  und  Bestimmungen  über 
die  Einrichtung  des  Bundes,  in  Hinsicht  auf  seine  auswärtigen,  mili- 
tärischen und  imierri  Verhältnisse.  II)  Von  solcher  Art  ist  der  zweite  Haupt 
Grundvertrag  des  Bundes,  die  wiener  S ch  lufs  Act  e  von  1820,  oder  die 
«SchlufsActe  der  über  Ausbildung\md  Befestigung  des  Teutschen  Bundes  zu 
Wien  (von  Bevollmächtigten  sämmtlicher  Bundesgenossen)  gehaltenen  Minis- 
terialCon  f  erenzen  »  vom  i5.  Mai  1820  £") ,  welche,  durch  einen  in  einer 
Plenar- Versammlung  der  Bundesversammlung  einhällig  gefafsten  Beschlufs 
vom  8:  Jim.  1820,  zu  einem  Grundgesetz  des  Bundes  erhoben  ward  ä) 

a)  Dafür  wird  sie  ausdrücklich  erklärt  in  der  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  3, 

b)  SchlussActe  des  wiener  Congresses,  und  Bundes  Acte  oder  Grundvertrag  des  Teut- 
schen Bundes;  beide  in  der  Ursprache,  kritisch  berichtigt,  mit  Vorbericht, 
Uebersicht  des  Inhaltes,  und  Anzeige  verschied.  Lesarten,  vollständig  herausg. 
v.  J.  L.  Rlüber.  Erl.  1816.  8.  Zweite  Aufl. ,  durchaus  berichtigt  und  mit  vielen 
neuen  Anmerk.  vermehrt,  ebendas.  1818.  8.  Eine  dritte,  verb.  und  verm.  Auf- 
lage ist  in  Ebendess.  Quellensammlung  zu  dein  öffentl.  Recht  des  T.  Bundes.  Erl. 
i83o.  8.  Fortsetzung  derselben,  i833.  Eine  Ausgabe  der  Bundes  Acte  findet  sich 
auch  in  Ebendess.  Staatsarchiv  des  t.  Bundes,  Bd.  I,S.  3 — 3q.  Deutsche  Bundes- 
Acte,  und  SchlufsActe"  der  MinisterialConferenzen ,  unterzeichnet  zu  Wien  am 
i5.  Mai  1820,  nach  Ordnung  der  Bundes  Acte  vereinigt.  Frankfurt  1821.  8.  Die 
beiden  Hauptgrundverträge  des  deutschen  Bundes;  diä  deutsche  Bundesacte  und 
die  wiener  Schlufsacte  v.  i5.  Mai  1820.  Nebst  einigen  der  wichtigsten,  densel- 
ben beizuzählenden  und  sie  ergänzenden  Bestimmungen  (Bundesversammlungs- 
Bcschlüssen).  Stuttgart  i83z|.  gr.  8.  —  Notiz  von  Ausgaben  und  von  französischen, 
englischen  und  russischen  Uebersetzungen  der  B.A.,  in  Rlüber's  angef.  Quellen- 
sammlung, Num.  III,  Vorbericht. 

c)  Rlüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  62  ff.  Protoc.  der  B.V.  v.  2.  Dec.  1816, 
§.  39,  und  v.  16.  Jan.  1817,  §.  12.  Martens  a.  a.  O.  VI.  367 — 36q.  Oben  §.34- 
Note  h. 

il)  Diese  Jranz&sische  Uebersetzung  der  ganzen  Bundes  Acte,  mit  Anmerkungen,  findet 
man  in  Rlüber's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  VII,  S.  468  ff,  auch  in 
Martens  Recucil,  Supplem.  VI.  36y.  und  in  den  Archives  diplomatiques,  T.  IV, 
Stuttg.  1823.  8.  —  Weder  vertragmäsiges  nocli  gesetzliches  Ansehen  gebührt 
dieser,  in  der  östreichischen  Hof-  und  Staatskanzlei  gefertigten,  von  Niemand 
beglaubigten  Uebersetzung;  eine  bestimmende  Auslegung  der  BundesActe  ist 
folglich  darin  nicht  zu  finden.  Sie  ist  weder  auf  Verlangen  noch  aus  Auftrag 
der  Stifter  des  Teutschen  Bundes  oder  ihrer  Bevollmächtigten,  und  eben  so 
wenig  für  die  Mitglieder  des  Teutschen  Bundes,  oder  für  die  Unterthanen  oder 
Angehörigen  derselben  gefertigt;  auch  ist  dieselbe  von  den  Bundesglicdern  ins- 
gesammt  nie  für  amilich  erklärt  oder  anerkannt  worden.  KlüheiTs  Abhandlun- 
gen tu  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  68  ff. 

Kliiber1«  Öffentl.  Recht,  4.  Aufl.  5 
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»)  Die  beeonderu  Bestimmungen  wurden  in  Protocollen  auf  dem  wiener  Congress 
null,  »die  ersten  ReglementärArtikßl**  genannt  Bi.It.k.h's  Acten  des  wiener 
Congr.  Bd.  D,  S.  53i  f.  11.  536.  Geständnisse  über  die  Unvollkommenheit  der 
B.  \  .  in  Im  i  i  i  s's  l  ebersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  144  f.  — 
I  rinnerungen  ^^cn  die  Ii.  V.,  ehendas.  S.  146  IV. 

f  |  Vit.  11».  rergl.  mit  Art.  (>,  -  u.  8. 

I  1  Die  Wetter  Schlüsslet»  v.  i8ao  beiludet  sieh,  als  Beilage,  bei  §.  2  des  Protoc. 
•Irr  \\.\  .  \.  !>.  Jun.  i8ao.  Bin  besonderer  amtlicher  Abdruck  derselben  aus  der 
RundesPrasidialBuchdruckerei  ,  erschien  zu  Frankfurt  a.  M.  unter  dem  Titel5 
SehlufsActe  der  über  Ausbildung  11.  Befestigung  des  t.  Bundes  zu  Wien  gehal- 
tenen VfinisterialConferenzen.  1820.  l\.  Nach  diesem  findet  man  sie  in  Klüheii's 
Quellensammlung,  Num.  IV.  Zerstückelte  Ausgaben  erschienen :  «)  mit  der 
Bundes  Acte,  su  Frankf,  1821,  unter  dem  oben  ]\olc  a  angegeb.  Titel,  und  b)  als 
ei  ste  Fortsetzung  zu  Drxsch  öffentl.  Recht  (oben  §.  24,  Note  c).  —  Eine  jran- 
tische  nicht -amtliche  Uebersetzung  dieser  SchlussActe,  zu  "Wien  gefertigt,  ward 
tu  Frankfurt  in  Folio  gedruckt,  und  dem  Protoc.  der  B.V.  stillschweigend  bei- 
gefugt. Da  sie  unvollständig  war,  musste  ein  revidirter  und  verbesserter  Ab- 
druck nachgeliefert  werden.  Man  findet  dieselbe  auch  in  Martens  Recueil, 
Supplem.  1\.  4^6.,  in  den  angef.  Archives  diplomatiques ,  T.  IV,  und  in  C.  L. 
Lbsvb's  üinuaire  historique  universel,  pour  1820,  p.  58o.  Wie  der  oben 
erwähnten  franz.  I  ebersetzung  der  BundesActe,  so  gebührt  auch  ihr  weder 
trertragmäsiges  noch  gesetzmäsiges  Ansehen;  eine  bestimmende  Auslegung  der 
SehlufsActe  ist  folglich  darin  nicht  zu  finden.  Man  s.  Klüber's  Abhandlungen 
und  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  70  ff. 

h 1  Protoc.  in  der  PlenarYersammlung  der  B.V.  v.  8.  Juni  1820,  §.  2.  Vergl.  unten 
§.  116.  d.  —  Von  ihrer  Auslegung  und  von  den  dazu  gehörenden  Protocollen, 
I.  unten  §.  70,  INote  b. 

§•    $7.  (56.) 
2,    Staatsverträge  im  engern  Sinn. 

\)  Eine  wichtige  Quelle  des  teutschen  Bimdesrechtes  sind  die  Staats- 
v  ertrage  des  Bundes,  geschlossen  theils  von  den  gesammten  verbün- 
deten Staaten  unter  sich,  z.  B.  die  mit  dieser  Eigenschaft  versehenen 
Beschlüsse  der  Bundesversammlung  «),  theils  mit  einzelnen 
Bundesstaaten  theils  mit  auswärtigen  Staaten.  II)  Von  dieser  letzten 
Art  sind  die  Haupt  -  und  Nebenverträge,  Friedensschlüsse, 
Bündnisse,  Handels  -  und  Subsidien Verträge,  welche  der  Bund 
mit  auswärtigen  Staaten  schliefst,  welchen  er  durch  Accessions  Verträge 
beitritt,  oder  worin  derselbe,  mit  seiner  Zustimmung,  für  einen  contra- 
hirenden  Theil  erklärt  wird.  III)  Vorzüglich  gehört  hieher  die  Schlufs 
Acte  des  wiener  Congr esses  vom  9.  Jun.  18 15  c),  nebst  allen  darin 
bestätigten,  ihr  einverleibten  oder  beigefügten  Verträgen ,  Erklärungen  und 
Vorschriften,  welcher,  ausser  den  beiden  HauptMitcontrahenten  Oestreich 
und  Preufsen,  alle  Mitglieder  des  Teutschen  Bundes  einzeln,  durch  eigene 
B  e  i  t  litt  v  e  r  t  r  ä  g  e  als  NebenContrahenten  beigetreten  sind  d). 
a)  BundesActe,  Art.  6,  7,  10  u.  a.  Vergl.  §.  117.  —  Vorzüglich  gehören  hieher  die 
PlenarBeschlüsse  (conclusa  pieni)  derB.V.,  wovon  §.  120  u.  i23. —  Die  Beschlüsse 
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der  B.V.  sind  Verlrag  gesetze.  Vergl.  §.  214.  So  z.  B.  die  Geschäftordnuftg 
der  B.V. ;  überhaupt  alle  anordnenden  und  einrichtenden  oder  organisirenden  Be- 
stimmungen des  Bundes  für  Ausbildung  der  Bundesverhältnisse  (französisch: 
dispositions  reglementaires  et  organiques,  im  Gegensatz  der  fondamentaux;  die 
ersten  sind  modifiables) ,  welche  inderB.A.,  Art.  7,  und  in  der  wiener  Schluss 
Acte  v.  1820,  Art.  i3  u.  \l\ ,  »organische  Einrichtungen»,  und  von  Andern  zu- 
weilen organische  (organisirende)  Gesetze  genannt  werden.  In  wiener  Congrefs- 
Verhandlungen  wurden  die  unter  dem  Titel :  "besondere  Bestimmungen«  den 
zweiten  Abschnitt  der  Bundes  Acte  bildenden  Art.  11  — 19,  erste  Re'gtementar- 
Artikel  oder  Verfügungen  genannt.  Man  s.  oben  §.  56  e.  Die  oben  (§.  55  «) 
erwähnte  Commission  der  B.  V.  v.  J.  1819  zählte  die  Beschlüsse,  welche  der 
Bund  für  organische  Einrichtungen  fafst,  den  Grundgesetzen  des  Bundes  bei;  sie 
gab  zugleich  eine  Definition  dieser  Einrichtungen,  in  der  oben  wörtlich  angefc 
Stelle  ihres  Gutachtens.  In  den  wiener  MinisterialConferenzen  v.  1820  erinnerte 
Hannover,  dafs  die  von  dem  dort  niedergesetzten  Ausschufs  für  die  Schlufs- 
Acte  vorgeschlagene,  ausführliche  Definition  der  organischen  Bundeseinrichtungen, 
zu  grossen  Mifsdeutungen  führen  könne.  Hierauf  ward  beschlossen,  statt  der- 
selben blofs  zu  setzen:  »organische  Bundeseinrichtungen,  nämlich  Mittel  und 
Anstalten  zu  Erreichung  des  Bundes/zwecks".  In  der  folgenden  Sitzung  trug 
Würtemberg  darauf  an,  die  Definition  so  zu  fassen:  "bleibende  Einrichtungen, 
die  als  Mittel  u.  Anstalten  zu  Erreichung  der  Bundeszwecke  allgemein  verbind- 
lich angeordnet  werden  sollen«.  Zuletzt  kam  es  zu  der  in  dem  Art.  i3  der 
SchlufsActe  befindlichen  Fassung  (§.  127).  Wiener  ConferenzProtoc.  19  u.  ao# 
v.  8.  u.  29.  März  1820.    Eine  andere  Definition  unten  §.  127,  Note  d. 

b)  So  die  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Receptions-  oder  AccessionsVerträge 
mit  neu  aufgenommenen  Bundesgliedern;  z.B.  mit  JFürlembcrg,  Baden  (§.  107 c), 
HcssenHombnrg. 

c)  In  Klüber's  Acten  des  w.  Gongr.,  Bd.  VI,  S.  12  ff.  Auch  besonders,  nebst  der 
teutschen  BundesActe,  von  Ebendemselben,  mit  Vorbericht  und  Anmerkungen 
herausg.  Erl.  1817.  8.  Zweite  Aufl. ,%  durchaus  berichtigt  u.  mit  neuen  Anmerkun- 
gen vermehrt,  ebendas.  1818.  8.    Dritte  Aufl.  in  Ebendess.  Quellensamml.  etc. 

d)  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VI,  S.  211  ff.  2*8  ff.  424  ff. 


§♦    SÖ.  (57.) 

Fortsetzung. 

IV)  Als  Rechtsquelle  für  den  Teutschen  Bund  dienen  sogar  manche 
Verträge,  die  zwischen  dritten  Machten,  oder  von  Bun  des  gliedern 
unter  sich,  oder  mit  auswärtigen  Staaten,  oder  mit  den  eigenen  Land* 
ständen,  sind  gesell lossen  worden.  So  1)  der  pariser  Friede  vom 
3o.  Mai  1814 ,«) ,  2)  der  pariser  Hauptvertrag  vom  30.  Nov.  i8i5  b~), 
und  3)  der  Gener al Ree cfs  der  zu  Frankfurt  versammelt  gewesenen 
Territorial-Commission  der  vier  Mächte,  Oestreich,  Prcussen ,  Eng- 
land  und  RuPsland^  vom  2o.  Jul.  1819  c)*  alle  drei  wichtig,  nicht  nur  für 
den  TerritorialBestand  einzelner  Bundesstaaten,  sondern  auch  für  die 
Grenzen  zwischen  manchen  von  ihnen-  und  Frankreich s  und  der  erste 
auch  wegen  der  darin  enthaltenen  Unabhängigheit  der  Bundessiaaten  und 
der  Uebereinhunfr  wegen   der   Rheinschifffahrt  und  der  Errichtung  des 
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Teutschen  Bandes.  i>  Von  der  angegebenen  Art  sind  auch  die  Elbe- 
Bchiff  fahrt  icte,  geschlossen  von  den  zehn  teutschen  Uferstaaten  am 
i  i>  ,  i  'i  (§  583),  and  5)  verschiedene  LandesGrund-yerträge 
einzelner  Bundesgenossen  mit  ihren  Landständen  (§.  74)«  6)  Wichtig  in 
leinen  Polgen,  für  den  Teutschen  Bund  und  einen  beträchtlichen  Theil  der 
Bundesstaaten,  ist  noch  jetst  der  Lüneviller  Friede,  geschlossen  von  Oest- 
reich  und  dem  vormaligen  teutschen  Kaiser  mit  Frankreich,  am  9.  Febr 
1801  «Oi  genehmigt  durch  den  [Veichsschlufs  vom  10,  März  1801 
\  eranlaPst  ward  durch  ihn,  unter  dem  Einflufs  der  vermittelnden  Mächte 
Frankreich  und  Rufsland,  7)  der  ReichsdeputationsHauptschlufs 
\"in  a5.  Febr.  i8b3  ./),  welcher,  zü  einem  Rcichsgesctz  erhoben  durch 
einen  Reichsschluss  (  Reichsgutachten  vom  24.  März,  und  kaiserliches 
RatificationsDecret  vom  2O.  April  iö<>3),  viele  Secularisationen,  Territorial 
N  eranderungen  und  andere  Staatsverhältnisse  festsetzte,  und  dessen  fort- 
dauernde  Gültigkeit,  namentlich  in  Ansehung  der  von  Gläubigern, 
Rentenempfängern  und  Pensionären  durch  ihn  erworbenen  Rechte, 
und  des  Octroi  der  Rheinschifffahrt,  in  der  teutschen  BundesActe 
(Art,  i5)  ausdrücklich  anerkannt  ist.  Hiehei  kann  zur  Frage  kommen: 
YS  ein  jet/.l  die  authentische  Auslegung  des  R.  D.  Hauptschlusses 
eitstehe  ffft  6)  Selbst  die  rheinische  BundesActe  (oben  §.  3o)  hat, 
hie  und  da  noch,  wenigstens  geschichtlichen  und  erläuternden  Nutzen. 

0  Lrt  3,  3,  5,  6  u.  32.  Klüber's  angef.  Acten,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  8  ff.  —  In 
diesem  Frieden  wurden  zugleich  die  östreichisch- französischen  Friedensschlüsse 
von  Pressburg  (i8o5)  und  Wien  (1809),  und  die  preussisch-französischen  Friedens- 
schlüsse von  Basel  (1  ~n5)  und  Tilsit  (1807),  allseits  auch  für  teutsche  Staats- 
verln'dtnisse  merkwürdig,  für  aufgehoben  erklärt.  Klüber's  angef.  Acten,  Bd.  I, 
Heft  1,  S.  26  u.  32.    \ergl.  §.  8/,. 

b)  Art.  1,  Num.  1  u.  2.  Traite  de  paix  signe  a  Paris  le  3o  mai  i8i4i  et  Traites 
et  Conventions  signes  dans  la  meine  ville  le  20  nor.  i8i5.  ä  Paris  181 5.  8. 

c)  Dieser  Reces-general,  mit  zehn  Beilagen,  steht  in  Martens  Recueil,  Supplem. 
VIII.  604  —  636,  und  in  Klüber's  Quellcnsammlung,  Num.  II. 

Martens   Recueil   des  prineipaux  traites,   VII.  538.    Reuss  Staatslianzlei, 
Jahrg.  1801 ,  I,  164. 

e)  de  Martens  Supplement  au  Recueil  etc.,  II.  296.    Reuss  a.  a.  O.  218.  II.  5. 

f)  VergL  oben  §.  26.  HauptSchlufs  der  ausserordentl.  ReiclisDeputation;  herausg. 
J.  \  .  Cäjkherer.  i8o3.  8.  Zweite  Aufl.  Frankf.  1814.  8.  Auch  in  Martens 
Recueil  .  Supplem.  III.  23i  et  und  als  Anhang,  hinter  Leist's  Lehrh.  des 
teutsch.  Staatsr.  Gotting.  i8o3.  8.  Auch  in  Emmtnghaus  Corp.  juris  germ., 
J  h.  II,  S.  56?,  ff.  Der  Deputation sRecefs,  mit  Erläuterungen  v.  A.  C.  Gaspari, 
TJj.  I  u.  DL  Hamb.  i8o3.  8.  Koch  et  Schoell,  Hist.  abregee  des  traites,  VI. 
i64—4ö3'  ^  ^ — Protocoll  der  ausserordentl.  ReichsDeputation  zu  Re- 
gensburg  i8d3«  Regensb.  i8o3.    Zwei  Bände,  nebst  /,  Bänden  Beilagen.  4. 

e  1  Hievon  s..  Juan  oben  §.  j2  a. 
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§•   59.  (58.) 
3.  Herkommen.   Differenzen,  Einführung,  Auslegung,  Entscheidung, 

I)  Auch  das  Herkommen  «)>  ein  stillschweigender  Vertrag,  eine 
Norm,  welche  durch  stillschweigende  Einwilligung  (sprechende  Handlung, 
factum  concludens)  der  bei  dessen  Einführung  gleichzeitig  Betheiligten 
begründet  wird,  ist  eine  Quelle  des  teiitschen  Bundesrechtes.  Es  kann 
Grund  vertrage  (Fundamental  Herkommen  ) ,  und  Staats  vertrage  im  engern 
Sinn  (Staats Herkommen  im  engern  Sinn)  enthalten.  II)  Es  unterscheidet 
sich  i)  von  dem  Gerichtsgebrauch  und  dem  sogenannten  Stylo  curiae; 
2)  von  dem  Staatsherkommen  der  einzelnen  Bundesstaaten;  3)  von  der 
Verjährung;  4)  von  dem  Besitzstand  (jus  et  favor  possessionis).  III)  Wie 
zu  Einführung  des  Herkommens  Einwilligung  der  Betheiligten  erfordert 
wird,  also  auch  zu  der  Auslegung  desselben,  oder  zu  der  Entschei- 
dung,  wenn  das  Daseyn  oder  die  Gültigkeit  des  Herkommens  streitig  ist. 

a)  Schriften  in  Pütter's  Lit.  III.  o/j.    Klüber's  Lit.  §.  83y. 


§.  60.  (59-> 

Beweis  und  Eigenschaften  des  Herkommens. 

I)  Ein  Herkommen  wird  nie  vermuthet.  II)  Der  Beweis  des- 
selben «)  wird  geführt,  durch  glaubwürdige  Anzeige  eines  oder  mehrerer, 
gehörig  qualißeirter  Fälle  (sprechender  Handlungen).  Sollen  mehrere  Fälle 
zum  Beweis  dienen ,  so  müssen  sie  gleichartig  seyn.  III)  Wie  bei  jedem 
andern  stillschweigenden  Vertrag,  ist  der  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit, 
hier  eben  so  unwesentlich,  als  eine  Mehrheit  der  Fälle  ^);  ein  ein- 
ziger, cjualificirter  Fall  ist  hinreichend  c).  IV)  Aber  blofse  Facta,  oder 
Non -Facta,  wenn  sie  gleich  unwidersprochen  geblieben,  haben  keine 
Beweiskraft.  Es  wird  die  Meinung  rechtlicher  Notwendigkeit 
der  Handlung  oder  der  Unterlassung  d)  auf  Seite  der  Handelnden  erfor- 
dert O-  V)  Auch  wird  vorausgesetzt,  dafs  eine  wirklich  geltende,  und 
fernerhin  gelten  sollende,  hinlängliche  Bestimmung  des  Falles,  in  Grund - 
oder  Staats  vertragen  nicht  enthalten  sey.  * 

a)  Moser  a.  a.  O.  5oo.  Ebendess.  Staatsr.  II.  i5q  f.  de  Gramer  Obss.  jur.  univ. 
II.  781.  §.  9  sqq.  17.  C.  F.  W.  de  Spangenberg  Diss.  de  observantia  imperii 
(Hai.  1795.),  §.  35.  sq. 

b)  Moser  von  Teutschland  überhaupt,  5o6  f.  £09.  Ebendess.  Staatsr.  IL  i5o  fF. 
Melrer's  jurist.  Ahhandl.  und  Beobachtungen,  Th.  I,  IN'uni.  6.  Einige  fordern 
zu  jedem  Herkommen,  aetuum  frequentiam  et  diuturnitatem  temporis.  Crameb 
1.  c.  §.  1?..  (1.  H.Eckhard,  Hermeneut.  jur  lib.  II.  §.  102.  sq.  Andere  wenigstens 
zwei  actus.    De  Netoabtüt,  Mfeditationes  juris  prineipum  privati,  T.  I.  p.  81. 

c)  Moser  507.  Ebendess.  t.  Staatsr.  II.  i5i  I".  Pütter  Inslii.  juris  publ.  geiton.  §.  -|5 
De  Selchow,  Elem.  juris  publ.  germ.  §  \\.  H.  C.  de  Senresberg  Diss.  de  jure 
observantiae  ac  consuetudhus  in  causis  publ.  et  priv.  §•  4-  n»  °.  et  §.  5.  n.  a. 
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d)  Von  dem  sogenannten  üh-  oder  tfichtherkommen ,  s.  Geastlacher's  Corp.  juris 
publ.  l\  .  n>;i.    S<  ii >  vi  in  u r's  Beitrage  1.  ~V)  ('. 

I    jun  L  i  ss  7.  1 1-  J.     Majm's  t.  weltl,  Staatsr.  I.  10  ff. 

§•   Gl-  (60.) 
TVirhung.  Aufhebung. 

Ii  Durch  Herkommen  können,  1)  neue,  für  dessen  Begründer  und 
Ihre  Rechtsnachfolger  verbindliche  Bestimmungen  eingeführt,  2)  mangel- 
hafte <»dir  unvollständige  ergänzt,  3)  dunkle  oder  unbestimmte  inter- 
pretirl  «)  werden«  Nicht  seilen  hat  es  4)  sogar  abändernde  oder 
aufhebende  Wirkung  ä),  in  Beziehung  nicht  nur  auf  ein  älteres  Her- 
kommen, sondern  auch  auf  Grund«  und  Staatsverträge  c).  Für  die,  welche 
so  dessen  Anerkennung  verpflichtet  sind,  hat  es  die  Kraft  eines  Gesetzes. 
Ih  Aufgehoben  wird  das  Herkommen:  1)  durch  entgegengesetzte 
VV  all  enser  kl  a  r  un  g ,  in  einem  abrogirenden  oder  derogirenden  Grund  - 
»»der  Staats  vertrag,  Gcselz  oder  Herkommen;  2)  durch  Veränderung 
wesentlicher  Umstände,  z.  B»  der  Staats  -  oder  Bundesverfassung,  so 
weit  ihr  Daseyn  nothwendige  Bedingung  des  Herkommens  war.  3)  Blofs 
formale  Aufhebung  liegt  in  einer  Verwandlung  des  Herkommens  in  aus- 
drücklichen  \  ertrag  oder  in  Gesetz»  Nicht  so  liegt  eine  Verwandlung 
dieser  Arl,  in  der  blossen  schriftlichen  Aufzeichnung  des  Herkommens , 
oder  in  einer  schriftlichen  Beziehung  auf  dasselbe,  geschähe  sie  auch  von 
der  Bundesversammlung  oder  von  der  Staatsgewalt  selbst. 

a)  Eckhard,  Hermcneut.  juris  lib.  II,  §.  101. 

I)  Daher  unterscheiden  Manche:  observantiam  induetivam  s.  disposüivam  (worunter 
die  introduetn  a,  suppletoria,  correctiva,  derogatoria,  abrogatoria,  begriffen  sind), 
indicatiuam  et  thterpretativam.  D.  H.  Kemmerich,  Diss.  de  probatione  consuetudinis 
et  observantiae,  Sect.  I.  §.  8.  — 16. 

c)  Die  [Jebertretung  oder  rechtlose  Nichtbeobachtung  einer  vertragmäsigen  oder 
gesetzlichen  Norm  gehört  nicht  hichcr.  Sie  wäre  Mifsbrauch  und  Rechtsver- 
fetgung. 

§•  62.  (ei.) 

4.  Analogie. 

Zu.  den  Quellen  des  teutschen  Bundesrechtes  gehört  auch  die  Rechts- 
Analogie  eine  aus  positiven  staatsrechtlichen  Bestimmungen  für  ähn- 
liche, oder  für  entgegengesetzte  Fälle  (durch  Argumente  a  simili 
aut  contrario,  von  Harmonie  oder  Disharmonie  vertragmäsiger  oder  gesetz- 
licher Bestimmungen)  abgeleitete  Handlungs Vorschrift  Sie  ist  I)  Quelle 
für  alle  Gegenstande  jeder  Art  von  positiven  Bestimmungen  des  Öffentlichen 
Rechtes.     Doch  ist  sie  II)  nicht  anwendbar,  so  oft  Verträge,  Gesetze 
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oder  Herkommen,  hinlängliche  Bestimmung  geben  e).  III)  Durch  sie 
können  1)  neue  verbindliche  Bestimmungen  festgesetzt,  und  2)  mangel- 
hafte oder  unvollständige  ergänzt  werden:  aber  3)  der ogatorische 
Wirkung  hat  sie  nicht.  Auch  kann  sie  4)  als  Auslegungsrege  1  dienen  d). 
IV)  Nur  mittelbar  kommen,  bei  der  Analogie,  staatsrechtliche  Bestim- 
mungen in  Anwendung 

d)  C.  H.  Geisler  pr. ,  De  analogia  juris  publici.  Viteb.  1 774 •  Klüber's  kl.  jurist. 
Bibl.  I.  53  ff.  C.  H.  Eckhard  I.  c.  §.  io5  sqq.  H.  E.  v.  Globig's  Versuch  einer 
Theorie  der  Wahrscheinlichkeit  (Regensb.  1806.  8.),  Th.  I,  Abschn.  4.  Zachariä's 
Versuch  einer  allgemeinen  Hermeneutik  des  Rechts,  §.  111.  S.  i38  ff. 

&y  Von  Andern  genannt:  decisio  oder  ratiocinatio  secundum  argumentum  legis  #. 
ex  lege,  oder  auch  comparatio  ad  legem,  oder  argumentatio,  Dan.  Nettelbladt, 
Diss.  de  variis  casus  in  foro  obvios  decidendi  modis  in  genere  (Hai.  1700),  §.  29. 
C.  H.  Freislebe*  Diss.  de  ratiocinatione  ex  argumento  legis.  Alt.  1780.  J.  J. 
Höfler  Diss.  jurisprudentiae  analogicae  fundamenta  (Alt.  1742),  §.  11.  —  Ver- 
schiedene Meinungen  von  dem  Begriff  der' Analogie,  s.  bei  Nettelbladt,  Diss.  de 
decisione  casuum  secundum  analogiam  (Hai.  1751),  §.  i5 — 23.  —  Die  Unter- 
scheidungsMerkmale  der  Analogie,  ebendas.  §.  i3  sqq. 

c)  Da*.  Nettelbladt,  Diss.  cit.  de  decis.  cas.  sec.  anal.  §.  4l  sq.  Eckhard  1.  c. 
§.  im. 

d)  Vergl.  Quinctiliaht,  Instit.  orat.  I.  6.  Eckhard  l.  c.  §.  1 17  sqq.  Ein  analogisches 
Produkt  ist  die  Induetion. 

e)  In  der  t.  Bundes  Acte,  Art.  14,  ward  eine  baierische  Verordnung  von  1807  als 
subsidiarische  analogische  Rechtsquelle  angenommen. 

§•   65.  (62). 

Zwei  Arten  der  Analogie.  Erfordernisse. 

I)  Die  Analogie  von  Bestimmungen  für  ähnliche  Fälle  (Rechts- 
ähnlichkeit, argumentum  a  simili)  setzt  voraus:  das  Daseyn  einer  positiven 
Bestimmung  für  Fälle,  die  dem  zu  bestimmenden  Fall  ähnlich  (nicht 
gleich)  sind  «).  Es  wird  aber  erfordert:  1)  wahre  (nicht  scheinbare) 
Aehnlichkeit  (similitudo  rationis);  2)  dafs  kein  heterogenes  Verhältnifs 
der  Personen  oder  Sachen  vorwalte ,  für  welche  Vorschriften  derselben  Art 
nicht  passen  3)  dafs  Absicht  und  Ursache  der  in  Beziehung  genom- 
menen positiven  Bestimmung,  dein  zu  bestimmenden  Fall  nicht  entgegen 
seyen  _  e).  4)  Auch  der  Grad  der  Aehnlichkeit  kommt  in  Betrachtung. 
II)  Die  Analogie  von  Bestimmungen  für  entgegengesetzte  Fälle  <0 
(argumentum  a  contrario,  par  Opposition)  setzt  voraus,  das  Daseyn  einer 
positiven  Bestimmung  für  einen  andern  Fall,  mit  welcher  man  in  Wider- 
spruch gerathen  würde,  wenn  man  den  zu  bestimmenden  Fall  anders 
entscheiden  wollte  Zwar  wird  jene  positive  Bestimmung  auf  diesen 

Fall  unmittelbar  nicht  angewandt,  aber  sie  leitet  doch  unbedingt  das 
Urtheil,  Ungereimtheiten  und  Widersprüche  in  der  Staatsverfassung  zu 
verhüten;  man  schliefst,  dafs  ein  entgegengesetzter  Grund  entgegengesetzte 
Bestimmungen  nach  sich  ziehen  müsse. 
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m)  Murn  m  \nr,  I  >1ns.  de  deeisione  casUUtn  see.  analog.  §.  26  sqq.    Hoivchkh,  Princ. 

juris  r-(..    Für  Ausbildung  «In-  landständiscbeu  Verfassung  in  den  yer 

ichiedeneo  Bundesstaaten  bat  grofaentheils  die  Analogie  gedient.    Ein  anderes 

iJrisjm  l  unten  -.v»8. 

i)  Onsun  1  »  .  vj.  10.    Vergl.  Tebtulliahus,  in  L.  27.  D.  de  legibus. 

•)   HftFUta,  Dist.  »  it-       19.     (iMsi.i  h  1.  c.  10. 

J)  Andere  nennen  .sie  deationem  tecundum  argumentum  legis  in  specie  sie  dictum  (h.  c. 
per  quam  fura  ei  obligationes,  quae  in  casu  tacite  per  casum  dUsimilern  deeiso 
obtinent  .  determinantur),  und  unterscheiden  sie,  als  eigene  Entscheidungsart, 
ron  der  Analogie  (a  .simili  1.  Nkttelbladt,  Diss.  cit.  de  variis  casus  decidendi 
modisj  §•  26. 

0  ('Msi  i  n  1.  c.  §«  3,  n.  Höfler  Diss.  cit.  §.  1?..  n.  ITf.  —  Ein  Beispiel  von  der 
II.  \  .  unten  §.  •  III.  Ein  anderes  in  der  Provisor.  CompetenzBcstimmung 
der  1;.  \  .;  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  aa3,  lit.  C,  (§.  5)  Num.  3, 

Ut.  a. 

§•   «4.     ,  (63.) 
Fälle  der  Anwendung. 

Die  Analogie  findet  subsidiarisch  Anwendung:  lj)  in  öffentlichen 
Angelegenheiten,  nicht  nur  des  Teutschen  Bundes  im  Ganzen,  sondern 
auch  einzelner  Theile  desselben");  2)  in  weltlichen  und  geistli- 
chen Sachen  i).  Insbesondere  gelten  3)  analogische  Schlüsse,  nicht  nur 
a  simili,  sondern  auch  a  contrario,  von  dem  Bund  überhaupt,  auf 
einzelne  Theile  desselben,  damit  zwischen  beiden  kein  Widerspruch 
entstehe  <).  4)  Wird  eine  Regel  des  öffentlichen  Rechtes  durch  Verträge 
oder  Herkommen  aufgehoben  oder  abgeändert,  oder  wird  eine 
Ausnahme  davon  festgesetzt,  so  bestimmt  die  Analogie,  ob  und  wie 
fern  andere  ältere  Regeln,  welche  Beziehung  auf  jene  haben,  noch 
fernerhin  bestehen  können  d). 

a)  Gkisi.er  L  c.  §.  4.    Ein  Beispiel  von  der  B.  V.  unten,  §.  227,  III. 

b)  Gfislfr  L  c.  §.  5. 

c)  Ob  die  analogisehe  Schlufsart,  insbesondere  a  simili,  auch  von  einzelnen  Thei- 
lcn  auf  das  Ganze  statt  finde?    Geisler  1.  c.  §.  7.  u.  8. 

i\  Vergl.  Ulpiakus,  in  L.  i3.  D.  de  legib.    Tertulliainus ,  in  L.  27.  eod. 


§•  (64.) 
Entscheidungsrecht  bei  streitiger  Analogie. 

Richter,  bei  einem  Streit  über  die  Anwendbarkeit  der  Analogie  in 
einzelnen  Fällen,  ist  I)  die  Bundesversammlung,  durch  eine  wohl- 
geordnete Austrägal Instanz,  wenn  die  streitenden  Theile  Bundesgenossen 
sind,  so  fern  der  Streit  durch  gütliche  Uebercinkunft  oder  Compromils 
nicht  gehohen  wird  »).    JI.)   Ist  aber  die  Sache  rechtshängig  vor  der  com- 


öffentlichen  Rechtes. 


73 


petenten  Justizbehörde  eines  Bundesstaates,  so  gebührt  dieser  die  Ent- 
scheidung III)  Bis  zu  der  Entscheidung  mufs  der  Besitzstand 
(Status  quo,  das  Uti  possidetis)  geachtet  werden  c). 

ä)  Bundes  Acte,  Art.  11.    Wiener  SchlufsActe,  Art.  3o.    Vergl.  unten  §.  166  u.  f. 

b)  Ob  und  wann  eine  Remissorta  an  die  Bundesversammlung  erkannt  werden  könne, 
oder  müsse? 

c)  Geisler  1.  c.  11.  Man  s.  unten  §.  172.  Von  der  Forsicht  in  dem  Gebrauch 
der  Analogie,  s.  P.  A.  Franks  Gruudbetrachtungen  über   Staat  u.  Kirche,  5j  f 

§•   66.  (65.) 
Parallelismus. 

Von  der  Analogie  unterscheidet  sich  der  Parallelismus  eine 
Zusammenstellung  und  Yergleichung  so  Icher  vertragmäsigen  Bestimmungen, 
Gesetzstellen,  Rechtsätze  oder  Erklärungen,  welche  ganz  oder  zum  Theil 
gleichlautend  oder  gleichbedeutend  sind,  oder  sonst  in  gegenseitiger 
Beziehung  stehen  Er  bezieht  sich  bald  blofs  auf  Worte  (verbalis), 
bald  auch  auf  Sachen  (realis).  Als  erklärendes  Hü lf mittel  ist  er, 
eingeschränkt  auf  Rechtsverhältnisse  derselben  Art,  auch  im  öffentlichen 
Recht  nützlich;  zumal,  wenn  dabei  auf  die  Gründe  und  Chronologie 
staatsrechtlicher  Bestimmungen  Rücksicht  genommen  wird.  Aber  untauglich 
ist  er,  zu  Bildung  allgemeiner  Normen  des  öffentlichen  Rechtes,  aus  beson- 
dern Rechtsbestimmungen  einzelner  Staaten. 

a)  Cicero,  De  invent.  II.  40.  Höfler  Diss.  cit.  §.  14.  Nettelbladt  Diss.  de  decis. 
casuum  sec.  anal.  §.  18.  19.  Ecrhard  Hermeneut.  juris,  lib.  I.  c.  1.  §.  i5  et 
39.  Riccius  Spicil.  juris  germ.  5o.  J.  L.  Conradi  Obss.  juris,  civ.,  Vol.  I. 
§.  14.  p.  78.  sqq.  Glücr  Praecognita  jurisprudentiae  ecclesiasticae  Germanorum, 
§.  204. 

6)  Als  Beispiel  dient  das  Wort  Souverainetät  in  der  rheinischen  BundesActe : 
1)  Art.  4 ?  8  u.  3ij  2)  Art.  7,  17  —  20,  22,  23,  25  u.  27;  3)  Art.  21,  23, 
24  —  37,  29  u.  3o.  —  Auch  das  Wort  »Teutschlcmd«.  in  der  teutschen  Bundes- 
Acte, im  Eingang  und  in  den  Art.  1,  2,  11  und  14.  Klüber's  Abhandlungen 
und  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  212  ff.  —  Eben  so  die  Worte  ■»Gesammtheit  der 
Bundesglieder«  in  den  Art.  6  (Veränderungen  in  dem  Besitzstand  betreffend) 
und  16  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  welche  auf  Stimmeneinhälligkeit 
hinweisen ,  wenn  man  sie  vergleicht  mit  demselben  Ausdruck  in  dem  Art.  6, 
die  Aufnahme  neuer  Bundesglieder  betreffend,  dem  in  dem  Art.  i3,  Num.  3, 
dieselbe  Bedeutung  ausdrücklich  beigelegt  wird.  Man  s.  unten,  §.  i3o,  d.  — 
Ein  viertes  Beispiel  liefert  die  Bedeutung  der  Worte  "»erste  Stande sherrenz  in 
dem  Art.  14  der  BundesActe.  Man  s.  unten  §.  292,  a. —  Ein  fünftes  die  reichs- 
staatsrcchtliche  Bedeutung  des  Wortes  »Fürstenmäsi'ge«.  Vergl.  ^.  263. 

§•   67.  (66.) 

3.  Allgemeines  Völker-  und  Staatsrecht. 

I)  Oa  der  Teutsche  Bund  eine  völkerrechtliche  Vereinigung  unab- 
hängiger Staaten  ist,   so  findet,  in  seinen  innern   und  äussern  Öffentlichen 
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Verhältnissen,  auch  du  natürliche  oder  allgemeine  Völkerrecht  Anwcn 
wenn  positive  Rechtsquellen  ({.  8  u.  f.,  111  u.  IV,  §.  55  —  65) 
mangeln  oder  nicht  zureichen.  II)  Kommt  es  in  Bundesverhältnissen  auf 
itaatsrechtliche  Bestimmungen  an,  sq  findet  das  allgemeine  oder  natür- 
liche Staatsrecht  ")  (jus  publicum  universale  s.  naturale),  verkehrte 
Anwendung  und  Mifsbrauch  ausgeschlossen  (§.  5,  12  u.  i5), 
dann  subsidiarische  Anwendung,  wenn,  für  den  gehörigen  Fall,  die 
positiven  Quellen  keine,  oder  nicht  hinlängliche  Bestimmung  geben  c). 
\uih  ist  es.  gleichwie  das  natürliche  Völkerrecht,  ein  wichtiges  Hülf- 
mittel  bei  der  theoretischen  Cültur  und  dem  Lehrvortrag  des  positiven 
entliehen  Hechtes. 

\  ergl.  oben  §.  5  ßfosxn  vo  n  Teutschland  überhaupt,  S.  5^7  ff.  Heumawn's 
('.eist  der  Gesetze  der  Teutschen,  14  ff  Wkstphai.,  teutsches  Staatsr.,  S.  3. 
Nkttxlbladt ,  Erörterungen  aus  dem  t.  Staatsr.,  S.  23.  Moskr,  t.  Staatsr., 
Th  II.  S,  19a.  GöireaR.,  teutsches  Staatsr.,  §.  24.  C.  D.  Voss  über  die  Schick- 
sale der  t.  R,  Staatsverfass. ,  S.  3/|8.  K.  E.  Schmid's  Lehrb.  des  gem.  teutsch. 
Staatsr.,  kbth.  I,  §.  99.  So  auch  schon  die  alteren  teutschen  Publicisten,  seit 
dem  vrestphäl.  Frieden,  /,.  B.  Kclfis,  Position,  juris  publ.  (1686),  IX.  224.  Titius, 
Specimen  juris  publ.  (1698),  I,  1.  §.  76.  D.  II.  Kemmerich,  Introd.  ad  jus  publ. 
imperii  rom.  germ.  (\  iteb.  1721.  8.),  Prolcg.  c.  1.  §.  n.  x5.  —  18.  Cosmo- 
politische  Briefe  in  Klüber's  kl.  jurist.  Biblioth. ,  Bd.  V,  S.  n5.  und  viele 
Andere. 

/')  Davon  s.  J.  G.  Gosse,  Orat.  dica  juris  publ.  universalis,  Erl.  1752.  (Ein  Aus- 
zug aus  dieser  Abhandl.  steht  in  P.  A.  Frask's  Grundbetrachtungen  über  Staat 
und  Kirche,  29  —  38).  Hissma>.\1s  Literatur  der  Philosophie.  S.  343.  Adr. 
Iu  iit,  Or.  de  eo  quod  in  studio  juris  publ.  univer^s.  nimium  est.  Lugd.  Bat. 
i"84.  Placidus,  Lit.  der  Staatslehre,  Abth.  I,  S.  62.  ff.  Moser,  von  Teutschl. 
überhaupt,  S.  527.  Kemmerich,  1.  c.  Proleg.  c.  1.  §.  it.  17.  18.  19.  Oben  i5. — 
Von  der  Vorsicht  in  Anwendung  des  allgemeinen  Staatsrechtes,  s.  Fraitk  a.  a. 
O.  S.  6. 

e)  Diesen  Satz  werde  ich  gegen  neuere  Angriffe  vertheidigen,  in  einem  Werk:  »Die 
Wissenschaft  des  öffentlichen  Rechts«  etc.,  das  schon  seit  1824  druckfertig 
liegt.  —  Ein  badisches  Votum  in  der  B.  V.  (Protoc.  v.  1817,  §.  232)  sagt:  »Es 
ergeben  sich  nur  drei  Quellen  des  BundesStaatsrechtes :  a)  die  BundesActe; 
b)  deren  authentische  Erklärung;  c)  deren  Ergänzung  durch  neue  Grundgesetze 
und  organische  Einrichtungen«.  Hienach  wären  solche  Staatsverträge  im 
engern  Sinn  (§.  54  u.  57),  die  so  genannte  organische  Einrichtungen  nicht 
betreffen.  Herkommen,  Analogie,  natürliches  Völker-  und  Staatsrecht  aus- 
geschlossen. 


§•   68-  (67.) 
Gleichgewicht.    Politik,    Verjährung.  Besitzstand. 

I)  Das  politische  Gleichgewicht  «)j  in  Europa  oder  in  dem 
Teutschen  Bund,  wesentlich  unterschieden  von  dem  rechtlichen  Gleich- 
gewicht ( Suum  cuique),  ist  eine  politische,  unbestimmte  Idee,  unter  dem 
Einflufs  der  Convenienz  (puissance  d'envie).    Es  hat  daher,  in  dem  Ge- 
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biet  des  öffentlichen  Rechtes,  nicht  die  Natur  einer  Entscheidungsquelle  £). 
II)  Dasselbe  gilt  von  der  P,olitik  (§.  i3),  selbst  von  der  gesunden,  als 
solcher,  deren  Grundpfeiler  Gerechtigkeit  und  Weisheit ,  die  Erhaltungs- 
mittel  der  Staaten ,  sind  c).  III)  Da  die  Bundesglieder  in  ihrem  gegenseitigen 
Verhältniss  politische  Unabhängigkeit  geniessen,  so  kann  in  ihren  öffentlichen 
Streitigkeiten  Verjährung,  ein  Erzeugnifs  des  positiven  Privatrechtes, 
nicht  entscheiden  d).  IV)  Wohl  aber  ist  der  Besitzstand  (uti  possidetis, 
favor  possessionis)  so  lang  zu  achten,  bis  der  Streit  in  Güte  oder  auf  dem 
bundesmäsigen  AusträgalWeg  beigelegt  ist  (§.  172). 

u)  Klüber's  Lit.  144.  Gütvther's  Völkerr.  I.  32i.  376.  v.  Martens  Einl.  in  d.  europ. 
Völkerr.  §.  118  ff.  Versuch  über  das  Gleichgewicht  der  Macht.  1796.  8.  (Nie. 
Vogt's)  System  des  Gleichgewichts  und  der  Gerechtigkeit.  Franhf.  1802.  II  Theile, 
gr.  8.  (Fr.  v.  Genz)  Fragmente  aus  der  neuesten  Geschichte  des  politischen 
Gleichgewichtes  in  Europa.  St.  Petersb.  1812.  8.  Ideen  über  das  polit.  Gleich- 
gewicht von  Europa.  Leipz.  1814.  8.  (Joh.  Müller's)  Darstell,  des  Fürstenbun- 
des, 21  —  89.  Posselt's  europ.  Annalen,  i8o3,  XI.  120.  XII.  223;  1806,  VIII. 
ioi.  124.  X.  3.  XI.  145.  XH.  2705  1807,  I,  3.  Minerva,  April  1814.  S.  88.  ff.  A. 
H.  S.  Heerek's  Handb.  der  Geschichte  des  europ.  StaatenSystems  (2.  Aufl.  1811. 
8),  S.  i3.  Bredow's  Chronik  des  19.  Jahrb.,  Bd.  III,  S.  19.  Rom  und  London, 
oder  über  die  Beschaffenheit  der  nächsten  UniversalMonarchie.  Von  dem  Verf. 
des  neuen  Leviathan  (Bvcholz).  Tüb.  1807.  gr.  8.  Klüber  ,  Droit  des  gens 
moderne  de  l'Europe ,  §.  6  et 

b)  »XJbi  manu  agitur,  modestia  et  probitas  superiöris  sunt«.  Tacitus  de  morib. 
German,  c.  36.  Schlettweins  Staatscabinet,  75 — 184.  Reuss  Staatskanzlei, 
XIV.  100.    Gaspari's  DeputationsRecess,  I.  70. 

c)  Placidus  Lit.  der  Staatslehre,  Abth.  I,  S.  59.  Minerva,  1814,  April,  S. 
42  —  48. 

d)  Klüber,  Droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  6  et  125.  Anders  de  martess, 
Precis  du  droit  des  gens  (3e  edit.  1821),  §.  71,  Note  b. 

§♦  69.  (68.) 
Nebenquellen  und  Erläuterungsmitteh 

a)   Staatsacten  im  engern  Sinn;  b)  Staatsrecht  der  Bundesstaaten ;  c)  staatsrechtliche 
Verträge  der  Bunde sSouveraine ;  d)  PrivatFürstenrecht ;  e)  subsidiarische  Rechtsquellen 
der  ehemaligen  Reichsgerichte ;  f)  rechtswissenschaftliche  Schriften. 

Wichtig,  wenn  gleich  nicht  unmittelbare  Quelle,  sind  in  dem  Bund  es- 
recht,  zur  Erläuterung  und  zu  Nebenbestimmungen:  I)  Staatsacten  im 
engern  Sinn  ( §.  54);  ü)  das  Staatsrecht  der  so u verainen  Bundes- 
staaten, sowohl  das  gemeine,  als  auch  das  besondere ;  III)  staatsrecht- 
liche Verträge  einzelner  Bunde  sSouveraine;  IV)  das  Privat- 
Fürstenrecht  (§.  11),  insbesondere  Hausverträge  und  andere  Ver- 
fügungen erlauchter  Familien.  V)  In  Streitigkeiten  der  Bundesglieder 
unter  sich  sind  die  AusträgalGerichte  auch  auf  die  in  solchen  Fällen  von 
den  vormaligen  Reichsgerichten  subsidiarisch  befolgten  Rechts- 
quellen angewiesen  «).  VI)  Dogmatische  Schriften,  auch  bewährter 
Pub  Heist  en  £),  können  als  EntscheidungsNorm  nicht  dienen  c)j  wohl 
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ibei  i;.r  doctrinale  Belehrung,  Aufklärung,  Erläuterung,  und  statt  eigener 
Darstellung  oder  Ausführung  dessen^  der  sieh  auf  sie  bezieht  <0»  VII)  In 
ihrem  Protocoll  rom  u.  December  i8a3,  167,  hat  die  leutsche  Bun* 
lammlung  den  Nors.ii/.  erklärt,  dafs  Sie  «in  ihrer  Mitte  jenen 
neuen  Bundeslehren  und  Theorien  Keine  auf  die  Bundesbeschlüsse 
einwirkend«  Autorität  gestatten,  und  keiner  Berufung  auf  selbe  bei 
ihren   Verhandlungen  Kaum  geben  -werde»  <-'). 

.  >  Wiener  SchlufsActe  \.  1820,  Art.  23. 

te  1'uMii listen  sind  »treue  Diener  ihrer  Fürsten,  aber  auch  des  Reeiiis«. 
Weite  in  der  Hannöver,  Abstimmung  in  dem  Proioc.  der  B.V,  von  1823,  §.  129. 
IVuiA,  -.  If'nltic  oder  aide  Puldicistcn  sind  nur  die  wissenschaftlich  gebildeten, 
recht"  und  wahrheitliebenden,  furchtlosen  (§.  14,  i5  u.  23).  Schein-  oder 
{/StrPublicisten  Bind  der  Gegensatz.  Zu  dieser  Classe  gehören:  die  so  ge- 
nannten Naturausten,  das  heilst,  die  wissenschaftlich  nicht  gebildeten,  die  hand- 
vrerkartfgen  (Routiniers),  die  Stegreif-  und  GclegenheitPublicisten  (publicistes 
de  circonstance),  die  PÖbelPublicisten,  die  Hof-  Wind-  und  WettcrPubli- 
ClSten,  die  knechtisch  den  Mantel  nach  dem  Winde  hangen  und  chamälconartig 
die  Farbe  wechseln,  darum  von  C.  F.  von  Mosfii  GalgenPublicisten  be- 
nannt. —  Irren  können  auch  echte  Publicisten;  doch  nur  unter  dem  Gebot 
ihrer  moralischen  Urthcilskraft.  Wie  in  jeder  andern  Menschenclasse ,  gibt  es 
auch  hier  weder  Monopolisten  noch  GeneralPächter  der  Einsicht  und  des 
Wissens. 

1  1  Nicht  zu  \erthcidigcn,  vor  dem  Richterstuhl  der  Vernunft,  ist  Theodosius  des 
jungem  und  \  u.vntimvn's  Gesetz  in  L.  un.  C.  Theodos.  de  respons.  prud. 
BlTTBB  in  not.  ad  IIii.nkccii  Ilist.  juris  rom.  §.  377. 
1  Secundum  eos  se  sentire,  qui  Vera  proposuissent«.  Suetonius,  in  Cajo  Claudio, 
c.  1,.  Kaiser  Justihiais  liefs  sein  Gesetzbuch,  die  Pandekten,  einzig  zusammen- 
setzen aus  den  Schriften  angesehener  Rechtsgelehrten,  fast  durchgehends  mit 
ihren  eigenen  Worten.  —  Analogische  Anwendung  lindet  hier  die  Theorie  von 
der  Wirksamkeit  der  von  bewährten  Rechtslehrern  aufgestellten  Lehrsätze,  als 
ratio  scripta,  in  privatrechtlichen  Streitigkeiten.  Merlin,  Repertoire  universel 
et  raisonne  de  jurisprudence  (3^me  edit.  Paris  1808.  4-)?  v«  Raison  ecrite. 
Lbtsxb,  Spec.  9.  med.  5.  sq.  Homjviel  Rhaps.  obs.  3i8.  Ebendess.  teutscher 
I  la\ius,  allgem.  Regeln,  §.  62.  Roehmer  Princ.  juris  feud.  §.  32.  Walch  Con- 
trov.  juris  civ. ,  p,  26. 

c)  Klübkr's  Quellensammlung,  Num.  XX\X  —  Der  östreiehische  Gesandte,  Frhr. 
\.  Münch-  Rellinghausen,  hatte  in  dem  Protocoll  vom  12.  Juni  1823,  §.  100, 
sein  Milsfallen  zu  erkennen  gegeben,  »dafs  in  den  Verhandlungen  der  R.  V. 
sicli  bo  vielfältig  auf  derlei  Rechtslehrer  berufen  werde«.  Er  hatte  am  4.  Dec. 
1823  (Protoc.  §.  164)  erklärt,  dafs  seine  Aeusserung  »allerhöchsten  Orts  auf 
das  beifalligste  anerkannt«  worden  sey.  Darauf  folgte,  am  11.  Dec,  die  oben 
in  dein  §.  erwähnte  Erklärung  der  R.  V.  Eine  bestimmte  Angabe  »jener 
neuen  Bundeslehren  und  Theorien«,  enthält  weder  diese  Erklärung,  noch  der 
ihr  vorausgeschickte  PräsidialAntrag.  Die  Schlufsbemerkungen  in  dem  Protocoll 
rom  j.  December,  worauf  dieser  Antrag  sich  bezieht,  verweisen  mifsbilligend 
auf  etliche  HauptGrundsätze  des  Staatsrechtes,  auf  welche  die  Reclamations- 
(  omnussion  (fünf  Gesandte  in  der  R.  V.)  zu  Regründung  ihres  Antrags,  für 
Rcgulirung  der  Angelegenheiten  des  Rönigreichs  Westphalen,  sich  berufen 
hatte.  Im  Zweifel,  ob  in  der  Erklärung  der  R.  V.  vom  11.  Dec.  1823  diese 
HauptGrundsätze  (allein,  oder  nebst  andern)  in  Beziehung  genommen  seven, 
'hingt  sieh  die  geschichtliche   Bemerkung  auf,  dafs  dieselben  weder  »Bundes- 
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lehren«,  überhaupt,  noch  »?ieue«  insbesondere  enthalten;  ferner,  dafs  das 
Pradicat  der  Neuheit  ihnen  insgesammt  keineswegs  zukommt,  sie  also  wenig- 
stens keine  »neuen  Theorien«  sind,  wie  dem  Kenner  der  DogmenGesehichte 
des  öffentlichen  Rechts  bekannt,  und  dem  Nichtkenner  urkundlich  leicht  nach- 
zuweisen ist.  —  Auf  jeden  Fall  würde  wohl  die  genannte  Erklärung  mifs- 
verstanden,  wollte  man  dabei  die  Absicht  voraussetzen,  der  Erhaltung  und 
Ausbildung  der  Staatsrechts  Wissenschaft  in  Teutschland  Stillstand  zu  gebieten. 
(Vergl.  oben  §.  i5  u.  20.)  In  seinem  Vortrag  in  dem  Protoeoll  vom  11.  Dec. 
1823,  äusserte  nur  der  genannte  östretchisehe  Herr  Gesandte:  »die  Anwendung 
der  bestehenden  Gesetzgebung  und  die  fernere  Ausbildung  des  Deutschen 
Bundes  (kann)  nur  allein  durch  uns  und  durch  die  Instructionen  unserer  hohen 
Committenten  bewirkt  werden«.  —  Im  Uebrigen  hebt  Mifsbrauch  den  rechten 
Gebrauch  nicht  auf,  und  findet  sich  wider  ihn  und  mögliche  Irrthümer  das 
wirksamste  Gegenmittel  in  der  Freiheit  wissenschaftlicher  Forschung  und  ihrer 
Publicitat. 


§•  70.  (69.} 
Auslegung  der  Grundverträge  und  Beschlüsse  des  Bundes. 

I)  Bei  Auslegung  der  BundesActe  «),  und  der  wiener  Schluss- 
Acte  von  1820  (§.  56),  so  wie  der  übrigen  vertragmäsigen  Bestim- 
mungen des  Bundes,  ist,  ausser  den  allgemeinen  Regeln  der  Auslegungs- 
hunst  (§♦  i3),  Rücksicht  zu  nehmen  auf  Zwech  und  Geist,  auf  Ursprung 
und  Veranlassung  des  Bundes,  auf  Zweckmäßigkeit  und  innere  Güte,  auf 
das  Staatsrecht  der  Bundesstaaten,  zuweilen  auch  auf  ehemaliges  teutsches 
Reichs  -  und  TerritorialStaatsrecht  c) ,  und  selbst  auf  das  öffentliche  Recht 
des  rheinischen  Bundes  II)  Zu  Aufrechthaltung  des  wahren  Sinnes 
der  BundesActe,  ist  die  Bundesversammlung  berufen,  die  darin 
enthaltenen  Bestimmungen,  wenn  über  deren  Auslegung  Zweifel  entstehen 
sollten,  zu  erklären  <?),  und  zwar  dem  Bundeszweck  gemäfs.  Dasselbe 
gilt,  nicht  minder,  von  den  übrigen  vertragmäsigen  Bestimmungen  des 
Bundes  j).  Von  einer  allseitigen  InstructionsEinholung  der  Gesandten  in 
der  Bundesversammlung,  ist  jene  Auslegung  in  den  Grundverträgen  des 
Bundes  nicht  abhängig  gemacht  £•)  (§.  187).  III)  Hat  die  Bundesver- 
sammlung eine  bestimmende  (authentische)  Auslegung  eines  Grund - 
oder  andern  Bundesvertrags  ertheilt ,  so  gehört  der  Beschlufs,  welcher 
dieselbe  enthält,  zu  den  Quellen  des  öffentlichen  Rechtes  des  Bundes, 
entweder  als  Grundvertrng  oder  als  Staatsvertrag  im  engern  Sinne 
(§.  56  u.  57> 

(t)  Zu  Erklärung  und  Auslegung  der  t  BundesActe  dienen  die  darauf  sich  beziehen- 
den Verhandlungen  auf  dem  wiener  Congrefs ,  insonderheit  die  CongressProtocolle, 
in  Klübkr's  Aden  des  w.  (Kongresses,  Bd.  II,  und  die  zehn  verschiedenen 
Entwürfe  der  Bundes  Acte ,  ebend.  B.  II,  S.  293.  —  Proben  in  Klüisfh\s 
Uebersicht  der  dipl.  Verhandl.  d.  w.  Congr.,  Abth.  2  u.  3.  —  Beiträge  zu 
Erlauter.  der  t.  BundesActe  in  Klübeh's  StaatsArchiv  des  t.  Bundes,  Heft  I,  S. 
39.  ff.  Heft  II,  S.  125.  ff.  —  Von  der  Befugnifs  der  B.  V.  zu  solcher  Auslegung, 
unten  §.  116  und  i3o. 
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!)  Wichtig  ti\r  Auslegung  dieser  SchlufsActe  sind  <lio  noch  (ungedr uckten)  ProtocolU 
v>mi  den  )  i  wiener  VfinisterialConferencen,  a5.  Nov.  1819  bis  »4«  Mai  18*20, 
insonderheit  die  \  ortra'ge  der  RedactionsGommission  in  den  Sitzungen  vom  i5. 
■ad  1 ».  kpril  i8*cH 

■  1  \  ob  des  Reichsdep,  Hauptschlusses  v,  i8ö3,  oben  §.  5a  u.  58. 

rf)  KlOuh'g  Abhandlungen  u.  Beobachtungen)  Bd.  I,  S.  1.  ff.  —  Von  Auslegung 
der  r.  /;.  Bundes  Aete,  b.  \.  Bbro*s  Abhandl.  zur  Erläuter.  des  rhein.  Rundes, 
S,  'i     5o«    1.  \.  in  Croxx's  u,  Jaup's  Germanien,  Bd.  II,  S.  161 — 214. 

\\ .  J,  Bebb's  Darstell.  des  rhein,  Bundes,  34 1  un^  x'ru-  Abhandl.  in  Wm- 
aopri  rhein.  Bund,  /..  It.  Heft  \  —  \,  XID  —  XVI,  XXIX.  Vergl.  §.  44,  3i3 
u.  3i5,  In  dem  ersten  PräsidialVortrag  in  der  lt.  V.  (Protoc.  v.  11.  Nov. 
1816,  ^.  -)  beifsl  es:  »So  blieb  (leim  auch  die  Schöpfung,  deren  INamen  man 
.11^  der  Geschichte  möchte  löschen  können,  und  die  ich  im  biedern  Verein 
teutscher  Männer  mir  leise  nenne  —  der  Rheinbutid  —  ein  unvollständiges  poli- 
tisi  bmilitärisches  Machwerk.  Ohne  weitere  Ausbildung,  so  wie  entstanden,  ver- 
ichwand  auch  diese  nie  erfüllte  Urkunde,  die  RheinbundActe  —  als  Grundlage 
einer  öffentlichen  Gesammtordnung  in  Teutschland,  denn  in  ihren  individuel- 
len 1  olgen  sind  die  Spuren  derselben  sichtbar  und  fühlbar,  und  gehören  der 
Zeitgeschichte  an-.  Gewifs,  vielfach,  ja  tausendfach  noch  der  Wirklichkeit! 
Sind  nicht,  ohne  Rüchsicht  auf  das  jus  postliminii,  die  meisten  directen  und 
indirecten  Folgen  der  Vernichtung  des  Reichs,  die  Aufhebung  der  Reichsgesetze, 
die  politische  L nabhängigkeit  der  einzelnen  Rundesstaaten,  die  neuen  Titel  eines 
bedeutenden  Theils  der  Rundesgenossen,  ihr  Verzicht  in  dem  34.  Art.  der  rhei- 
nischen RundesActe,  viele  TcrritorialVcranderungen  und  Vergrösserungen,  die 
Subjection  so  vieler  vormaliger  reichsständischer  Landesherren  und  anderer 
Beichsunmittelbaren ,  diese  sogar  vermehrt  durch  die  Fürsten  von  der  Leyen 
und  von  Isenburg,  die  politische  Vernichtung  der  beiden  geistlichen  Ritterorden 
und  etlicher  Reichsstädte,  theils  ausdrücklich,  theils  stillschweigend  anerkannt 
von  dem  wiener  Congrefs,  wie  ein  Vermachtnifs  aus  dem  rheinischen  Rundes- 
verhältnifs  in  das  teutsche  übergegangen,  und  kann  man,  bei  auch  nur  ober- 
flächlicher Verglcichung  der  rheinischen  mit  der  teutschen  RundesActe,  sich 
der  Muthmafsung  enthalten,  dafs  jene  bei  dieser  mehrfach  als  Vorbild  gedient 
habe?  Vergl.  §.  47.  b.  Die  napoleonischen  Verfügungen  in  und  über  Teutsch- 
land, und  ihre  Folgen,  suchen  ihren  urspiüinglichen  Titel  in  demselben  Recht, 
in  welchem  des  Markgrafen  Albrechts  Erwerbung  der  TeutschordensResitzungen 
in  Preussen,  die  drei  Theilungen  Polens,  die  Unterwerfung  von  Danzig  und 
Thorn,  die  Hunderte  von  preussischen  Occupationen  in  Franken  in  den  Jahren 
-(/)  und  1797,  die  Verfügungen  über  die  Republiken  Venedig  und  Genua,  und 
die  Secularisationen  und  Supprcssionen  von  i8o3,  mit  ihren  Folgen,  den  ihrigen 
suchen. 

e)  Wiener  SchlussActe  v.  1820,  Art.  17,  vergl.  mit  Art.  4  u.  6.  —  Die  Erklärung 
oder  Auslegung  betrifft  entweder  grundgesetzliche  Restimmungen  des  Rundes, 
oder  andere.  Ob  im  ersten  Fall  in  der  R.  V.  Einhälligheit  der  Stimmen  (una- 
nimia)  dazu  erfordert  werde,  wie  bei  Annahme  und  Aenderung  solcher  Restim- 
mungen, davon  unten  i3o. 

/)  Die  angef.  SchlufsActe,  Art.  7  u.  10.  Rcilage  25  zu  §.  190  des  Protoc.  der 
R.  V.  vom  5.  Jul.  1821,  §.  3g. 

%)  Die  angef.  SchlufsActe,  Art.  7  u.  17,  vergl.  mit  Art.  8,  9  u.  10.  Man  s.  jedoch 
die  angef.  Rcilage  25,  §.  4°  u.  42- 
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Ii  ABTHEILUNG. 

Quellen  des  Staatsrechts  der  souverainen  Bundesstaaten. 

§•   7*.  (70.) 
Verschiedenheit  der  Quellen. 

Der  rechtliche  Grund  der  Staatsgewalt  in  den  teutschen  Bundes- 
staaten liegt  in  der  Einwilligung  des  Staatsoberhauptes  und  der  Einwohner 
dieser  Staaten,  oder  ihrer  Stellvertreter  «)♦  Das  Bundes verhältnifs  dersel- 
ben, oder  ihre  Vereinigung  zu  einem  StaatenSystem ,  der  Staatszweck  und 
die  Analogie  ihrer  Entstehungsgeschichte,  begründet  für  alle  Bundesstaaten 
gemeinschaftlich,  gewisse  staatsrechtliche  Bestimmungen»  Andere 
haben  ihren  Grund  in  der  individuellen  Verfassung  der  einzelnen  Souve- 
rainStaaten.  Daher  sind  die  Quellen  des  Staatsrechtes  der  souverainen  Bun- 
desstaaten, theils  gemeine,  theils  besondere.  Jene  allein  dienen  dem 
gemeinen,  diese  nebst  jenen  dem  besondern  Staatsrecht  der  Bundesstaaten 
(§.  7)  zur  Grundlage. 

ä)  Oben  §.  1.  P.  A.  Frakk's  Grundbetrachtungen  über  Staat  und  Kirche,  62. 


§•  72.  (7,.) 

I.    Gemeine  Quellen. 

Die  genveinen  Quellen  des  Staatsrechtes  der  teutschen  Bundesstaaten 
sind:  Staats  vertrage  des  Teutschen  Bundes  (§.55  ff.),  sowohl  Gr  und - 
vertrage,  als  auch  Staatsverträ'ge  im  engern  Sinn  «),  und  Herkom- 
men des  Bundes,  so  weit  sie  in  Hinsicht  auf  Verfassung,  Vertretung  und 
Verwaltung  der  Bundesstaaten,  oder  in  Ansehung  öffentlicher  Bechtsver- 
hältnisse  ihrer  Staatsangehörigen ,  Verbindlichkeiten  auflegen  £);  Analogie, 
sowohl  des  Bundesrechtes  (§.  62  ff.),  als  auch  der  Staatsverfassung  der 
Bundesstaaten  überhaupt;  allgemeines  Staatsrecht  (§»70);  positives 
Vö  Iii  er  recht,  so  fern  dasselbe  auf  die  i  nn  ern  Staatsverhältnisse  Einflufs 
hat  (§.  8.  u.  f). 

a)  Hierunter  sind  namentlich  die  Beschlüsse  der  Bunde sver Sammlung  begriffen.  Vergl. 
§.  214.  —  Von  der  fortdauernden  Verbindlichkeit  teutscher  Reichs  Vertrag- 
rechte,  namentlich  solcher,  die  durch  die  Concordatc  mit  dem  päpstlichen 
Stuhl,  den  Religionsfrieden  und  den  westpkäL  Frieden  begründet  wurden,  s.  oben 
§.  5o,  II. 

I>)  Schaumburg-lippische  Verordnung  v.  i5.  Jan.  1816,  im  Eingang.  Waldeck. 
Landes  vertrag  von  1816,  im  Eingang  u.  §.25,  lit.  f.  S.Weimar-Eisenach.  Grund- 
gesetz v.  1816,  im  Eingang  u.  §.  129.  S.  Hildburghaus.  Verfassungsurkunde 
v.  1818,  §.  5.  Liechtensteinische  von  1818,  im  Eingang.  Badischc  von  1818,  §. 
1  u.  2.  Würtembergische  v.  1819,  §.  3.  Grofsherz.  Hessische  v.  1820,  Art.  1 
11.  2.  S.  Coburg-Saalfchlisclie  v.  1821,  Art.  1  u.  2.    Braunschvveig^  und  Blanken- 
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burgischc  Landschaftsordn.       ili'i»,  §,  i5,   Sachsen  Meiningisches  Grundgesetz 
.  },  Bi.    Sachsen  Utenburg.  Grundgesetz  v.  i83»,  §.  12.   Königl.  Sachs. 
\  i  ii. iss. i  rk.  \.  i83i,  §.  89,    (Du«  baierische  Verfass.  Lrh.  v.  1818  u,  «lic  Kur- 
hettinha  \ » » i »  i83i  ni<ho.   Vergl,  unten  §.  214  —  2  V. 


S-    *0.  (72). 

1 

Wohin  die  fremden  Rechte,  in  der  Regel,  nicht  gehören, 

1)  Das  römische  Staatsrecht  ist  in  Teutschland  nie  angenommen 
worden,  am  wenigsten  Seil  Errichtung  des  Teutschen  Hundes.  Es  kann 
daher,  gleich  dem  subsidiarisch  oft  noch  angenommenen  römischen  Privat- 
recht j  hier  als  Quelle  nicht  dienen  j  selbst  bei  zufälliger  Uebereinstimmung 
einzelner  SKtze  des  römischen,  und  des  Staatsrechtes  der  souverainen 
Staaten  des  Teutschen  Bundes«  Doch  findet  eine  Ausnahme  Statt,  in 
Ansehung  der  hie  und  da  noch  angenommenen  römischen  Lehre  von  der 
FisCalGerechtigheil  und  etlichen  andern  Regalien  «).  II)  Das  canonisch- 
päpstliche  Recht  findet  nur  noch  in  dem  KirchenStaatsrecht  der  Katho- 
liken einige  Anwendung  III)  So  auch  das  longobardische  Lehn- 
reiht, nur  subsidiarisch  bei  Lehen  in  teutschen  Bundesstaaten 

a)  Mascot  Princ.  juris  publ.  p.  38.  Pütter1s  Beitr.  I.  207.  de  Selchow  Elem. 
juris  pubL  §.  4<).  Nettelbladt's  Erörterungen  aus  dem  t.  Staatsr.,  S.  26-.  ff. 
Wzstphal's  t.  Staatsr.  S.  73,  §.  7.  Schxaubert's  Beiträge,  II.  io5  —  116. 
Gxbstxachsh's  Corp.  jur.  publ.  IV.  43.  —  Von  Anwendung  des  röm.  Rechts  im 
Prirat Fürst  ■nri  <ht,  s.  Gfrstlachfr  IV.  ^2.  Schnaitbergs  Beitr.  II.  98.  117.  — 
WienerSchlufsActe  v.  1820,  §.  23.  Oben  §.  11  c.    Von  der  Analogie  der  fremden 

BeclltC,  SCHXAVBERT  II.  122. 

b)  VergL  AT os kr  von  Teutschl.  überh.  534.  Ebend.  t.  Staatsr.  II,  218.  Mascov 
L  c.  3q.  sqq.  v.  Gü-nderode's  t.  Staatsr.  i83.  de  Selchow,  1.  c.  §.  5o. —  Weiter 
vor  Ii  gehen  Gerstlacher  J.  e.  IV  4  2  ff.  u.  Schnaubert  a.  a.  O. 

Hosbr's  Lehnsverfassung,  S.  i55  u.  529.  Ebendess.  t.  Staatsr.  II.  125.  G.  M. 
Di  Ludolf,  de  Jure  feminarum  illustrium,  P.  II.  c.  1.  §.  11.  Mascov  1.  c.  /jo. 
Bokhkxb  Princ.  juris  feud.  §.  3i.  sq.  Schnaubert,  a.  a.  O.  II.  n8  f.  —  Nicht 
anwendbar  ist  die  Regalien  Verordnung  K.  Friedrichs  I.  v.  n58,  II.  F.  56. 
P.  E.  Bf.htram's  Abhandl.  in  Zepernick^  Samml.  auserles.  Abhandl.  [aus  dem 
Lehnr.  I.  129.  (auch  lateinisch,  als  Streitschrift,  Halle  1765.)  Pütter's  Beitrage, 
I.  207. 


%    74.  (73). 
//.    Besondere  Quellen. 

Besondere  Quellen  des  particulären  Staatsrechtes  der  souverainen 
Staaten  des  Teutschen  Bunde  ssind:  I)  die  besonderen  Staats v ertrage 
eines  Bundesstaates  «),  sowohl  StaatsGrund vertrage,  betreffend  die 
StaatsGrundyerfassnng  (§.  98),  als  auch  Staats  vertrage  im  engern 
Sinn,  betreffend  öffentliche  Rechtsverhältnisse  ausser  der  Grundverfassung ; 
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so  auch,  in  einzelnen  Ländern,  eigene  Staatsgesetze,  die  zum  Theil 
nur  der  Form  oder  dem  Schein  nach  ,  von  Vertragen  sich  unterscheiden. 
Zu  dieser  Classe  gehören:  vertragmäsig  errichtete  StaatsverfassungsUrlumden, 
Landesgrundgesetze,  StaatsConstitutionen  (ewige  vertragma'sige  Willenser- 
klärungen des  Staatsoberhauptes  und  der  Unterthanen ) ,  Landes  -  und  Erb- 
vergleiche £),  LandtagsRecesse,  Erledigungen  der  Landesgebrechen  (resolu- 
tiones  ad  gravamina  ordinum  provincialium) ,  landesherrliche  Declarationen, 
Reversalen  und  Assecurationen ,  LandesCompactate,  Accorde,  Regiments- 
ordnungen c);  Recesse  mit  Landsassen,  sowohl  ganzen  Gassen,  als  auch 
einzelnen;  Privilegien  der  Landschaften  überhaupt  d).,  nnd  besonderer 
Gassen  derselben;  landesherrliche  Constitutions  -  und  OrganisationsEdicte  e), 
Patente  oder  Declarationen,  insbesondere  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
der  Standesherren  und  Guts-  oder  Grundherren  betreffend  /).  —  Manche 
Benennungen  dieser  Rechtsquellen  trennen  solche  nur  scheinbar  von 
der  Classe  der  Verträge  £•). 

a)  Pütter's  Lit.  III.  280.  Moser  von  der  t.  Reichsstände  Landen,  1124  ff«  "5i, 
1181.  —  Ein  Verzeichniss  von  Grund-  und  andern  Staats  vertragen  einzelner 
Lander,  mit  Naclrweisung  der  Schriften,  wo  sich  Abdrücke  davon  linden, 
s.  bei  Moser  a.  a.  O.  949 — 1124.  —  Viele  finden  sich  in  Lünig's  Sammlungen, 
Faber' s  u.  Reuss,  Staatskanzleien  u.  a.  (vergl.  Georgisch  Reges  ta  chronologico- 
diplomatica);  die  neuesten  in  der  Sammlung:  Die  Constitutionen  der  europ. 
Staaten,  seit  den  letzten  25  Jahren.  Leipz.  u.  Altenb.  1817 — 24.  4  TIi.  8. 
2.  Aufl.  unter  dem  Titel:  Pölitz,  Die  europ.  Verfassungen  seit  dem  J.  1789 
bis  auf  die  neueste  Zeit.  Leipz.,  i833  —  34-  3  Rde.  8.;  und  in  L.  Lüder's 
diplomat.  Archiv  für  Europa.  Leipz.  Bd.  I.  1819.  Bd.  II.  1821.  Nach  des 
Verfassers  Tod  fortgesetzt  von  K.  H.  L.  Pölitz.  Bd.  III,  in  2  Abth.  1823.  8. 
Systematisch  zusammengestellt  in  folg.  Schrift:  G.  L.  v.  Zangen,  die  Verfas- 
sungsgesetze deutscher  Staaten  in  systematischer  Zusammenstellung.  Darmst.  u. 
Leipz.  Bd.  I.  1828.  Bd.  II.  1829.  Bd.  III.  i832.  8.  —  Deutschlands  Consta 
tutionen,  enthaltend  die  beiden  HauptGrundverträge  des  deutschen  Bundes,  und 
die  seit  dem  Jahre  1814  in  einzelnen  Bundesstaaten  eingeführten  Vcrfassungs- 
urlumden  und  Gesetze  über  landständische  Verfassung-.  Rinteln  ,  i833.  8.  — 
Collection  des  Charles,  lois  fondamentales  et  actes  constitutionnels  des  peuples 
de  l'Europe  et  des  deux  Ameriques  etc.  par  M.  M.  P.  A.  Dufau,  J.  B.  Duver- 
gier  et  J.  Galdet.  T.  I—  VI.  Paris,  1821—23.  8.  (Der  2.  Theil  enthalt  die 
teutschen  Verfassungen).  —  Nachahmung  verdienen  :  Jim.  Thadd.  Zauner's 
Corp.  juris  publ.  Salisburgensis.  Salzb.  1792.  8-  und  die  Sammlungen  für 
Hannover*  v.  1794;  für  Braunschwei gJf'rolfenbuUel ,  von  1770,  u.  von  Ribbentropp, 
1  7q3 5  für  Holstein,  von  Jensen  u.  IIegewisch  1797?  für  Haiern,  von  17785  für 
fVürtemberg,  in  der  »Würtembergischen  Grund  Verfassung « ,  in  Ruyscher's  unten 
(Note  b)  angef.  Sammlung,  und  in  den  » Haupturkunden «,  hcrausgeg.  von 
U.E.  Paulus  18165  für  Baden,  J.  G.  Duttlinger's  Quellen  des  badischen 
Staatsrechts.  Carlsr.  IUI.  I.  1822.  8.5  für  die  landsässige  Ritterschaft  in 
Teutschland,  von  Lünig  1730.  Vergl.  Klüber's  Einl.  zu  c.  n.  Lehrbegr.  des 
t.  Staatsr. ,  §.  49  d,  11.  c. 

b)  Merkwürdige  Beispiele: 

a)  aus  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  u.  d.  rheinischen  Bundes:  der  mecklenburgische 
landesgrundgcsct/,1.  Erbvergleich  von  i755,  in  Faber's  Staats!*.  CIX.  1695  vergl. 
Rhein.  Bund,  LIII.    2-85   mccldenburg.  grundgesetzl.  Erbvertr.  mit  der  Stadt 
Klüher's  öffentl.  Recht  4.  Aufl,  ß 
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ftostorli  v.  i3,  Hai  1788,  in  Reust  Staatskanzley,  Wll.  14$  Will,  1,  und 
\  ertrag  /.wischen  I  bendenselben  v.  1.',.  März  1827)  —  der  tübinger  Vertrag  v. 
i*m  L  und  der  würtetn&ergische  Erbvergleich  von  1770,  dieser  in  Faber's  neuer 
Staatsli.  \  WI-  135  (vergl,  Fstzer's  Grundzüge  der  erbland.  Verf.  Würtembergs^ 
1817.  !;  *  |  der  brttunschweig'lüneb.  wolfenb,  Landtagsabschied  v.  9.  April  1770 
m  I  mii's  neuer  Staatsk.  XXX.  385,  Ii.  ah  Beil.  B.  bei  der  von  den  Landständen 
im  Hai  1899  bei  der  Bundesversammlung  gedruckl  eingereichten  »Darlegung  der 
wischen  dem  Herzog  Carl  etp,  und  den  Landständen  obwaltenden  Differenz«, 
s.  jo  .1,,  der  schaumbur ff 'lippische  Landesvergleich  \.  1791  >  —  der  Landes- 
grundvcrgleich  des  Stiftes  Essen  v.  2.  Sept.  1794,  in  v.  Berg's  Staatsmagazin, 
Bd.  III.  \ um.  i3{  —  die  hohenzolle'rn-sigmaringensche  Landcsverträge  von  1793 
und  1798)  —  hohenzollern-hechin  ff  enscher  Landesgrundvertrag  von  1788}  der 
Landesvergleich  \.  l.j.  A ug.  1804.  • —  die  pfalzneuburgischen  Depu- 
tatiousA))schiede ,  über  (Iii*  aeuburgischen  Landes-  und  Regierungsverhältnisse, 
v.  \  Oct  1799,  Rbus8  Staatsk.  \.  1799-  VI.  85,  u.  v.  10.  Juni  1802,  in 
(Klübkr's)  Rheinischen  Staatsanzeigen,  Heft  1  (1802.  8.),S.  3i  ff.?  —  Con- 
stitution des  Königr.  Beuern  \.  i.  Mai  1808;  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1808, 
St.   •>.  11.  in  d.  Uliein.  Bund,  3  — 

i  aus  der  Zeit  des  Teutschen  Hundes:  Nassauisches  Edict,  die  Erriehtung  der 
Landstände  betr«,  v.  i.  u.  a.  Sept  1814  ;  in  der  Allgem.  Zeit.  v.  1814,  Num. 
.-'),  -  -2j8;  Nassauische  Verordnungen  v.  3.  Nov.  i8i5,  u.  v.  29.  Oct.  i83i. 
Constitution  des  Könige,  der  Niederlande ,  mit  Inbegriff  des  Herzogth.  Luxemburg, 
•\ .  Aug.  i8i5.  —  Schwurzb.  lludolst.  landständische  Verfassungsurkunde,  v. 
8.  J,tn.  1816.  —  Grundgesetz  über  die  landständische  Verfassung  des  Grofsher- 
BOgth.  SuchsemWeimarEisenach ,  v.  5.  Mai  1816,  in  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  I, 
S.  162  —  2o3.  —  tWaldeckischer  Landesvertrag  über  die  Landes  -  und  ständische 
Verfassung  v.  19.  April  1816,  in  Kllbeu's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  Heft  6. —  Schaum- 
burgLippisclie  Verordn.  v.  i5./Jan.  1816,  die  Einführung  landständischer  Verfas- 
sung betr«,  in  Hlüker's  Staatsarehiv,  Bd.  I,  S.  67  ff. —  ConstitutionsErgänzungs- 
Acte  zu  der  alten  Stadtverfassung  der  freien  Stadt  Frankfurt,  v.  19.  Juli  1816. 
Bj  in  der  Gesetz-  und  StatutcnSamml.  der  freien  Stadt  Frankf.,  Bd.  I  (1817. 
o.),  S.  1 — 70.  —  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen,  s.  unten  §.  241«  —  Grundgesetz 
der  landschaftlichen  A  erfassung  des  Fürstenth.  Hildburghausen,  v.  19.  Marz  1818. — 
V'erfassungsurkunde  des  Könige.  Bayern,  v.  26.  Mai  1818. —  Verfassungsurkunde 
für  das  Grofsherzogth.  Baden,  v.  22.  Aug.  1818. —  Verfassungsurkunde  für  das 
SOuver.  Fürstenth.  Liechtenstein,  datirt  Eisgrub  vom  9.  Nov.  1818;  in  der  Allgem. 
Zeit  \.  9.  und  10.  Febr.  1818.  —  Staatsverfassungs  Vertrag  für  das  Königr. 
Wurlembjerg,  \.  25.  Sept.  1819.  (Zwei  frühere  Constitutionen ,  V.  iö.  Marz  181 5, 
iukI  \.  März  1817,  wurden  von  den  Ständen  nicht  angenommen).  —  A.  L. 
Bvyschsb's  Samml.  der  würteinbergischen  Gesetze.  Stuttg.  1829  u.  f.  8.  (Enth- 
ielt in  den  3  ersten  Künden  die  SlaatsGrundgesetze  von  1490  —  1828).  Ver- 
l.i-viuigs Urkunde  für  das  Königreich  fVUrlemberg,  mit  den  dieselben  ergän- 
zenden Gesetzen  und  Verordnungen,  zusammengestellt  von  G.  Fr.  Kapff.  Zwei 
Bände.  Horum,  i832.  8.  — Königl.  hannöveris&Hes Patent,  betreffend  die  Organi- 
sation der  Ständeversamml.  v.  7.  Dec.  1819.  Neues  Staatsgrundgesetz  für  das 
Königr.  Hannover  \.  26.  Sept.  i833.  (Letzteres  ist  von  dem  König  als  für  ihn 
nicht  bindend  erklärt  worden  dureh  ein  Patent  v.  5.  Juli  1837,  und  nachdem 
die  Stände  auf  den  Grund  des  Patentes  v.  7.  Dez.  1819  zus.  berufen  worden, 
ward  ihnen  mit  einem  königl.  Sehreiben   v.  18.  Febr.  i838,  der  Entwurf  eines 

en  Staatsgrundgesetzes  zur  Berathung  vorgelegt).  —  Vertragmäsig  erneuerte 
Landschaftordnung  für  d.  Herzogth.  Bra^insckiveig  u.  d.  Fürstenth.  Blankenburg, 
F.  20.  April  1820.  Neue  Landschaftordnung  für  d.  Hzgth.  Braunsehweig  v.  12. 
O*.  l .  i832.  —    Königl.  saclisischas  Patent  vom  16.  Oct.  1820,  betreffend  die  land- 


öffentlichen  Rechtes 


83 


ständische  Verlassung,  nach  der  Landtagsordn.  v.  1728.  Neue  Vcrfassungs- 
mrkunde  des  Königr.  Sachsen,  v.  4-  September  i83i.  —  Verfassungsurkunde 
des  Grofsherzogth.  Hessen,  v.  17.  Dec.  1820.  (Ein  ConstitutionsEdict  v.  20.  März 
1820,  ward  von  den  Ständen  nicht  angenommen.)  —  Gesetz,  die  ständische 
Verfassung  des  Herzogthums  Sachs enCoburg Saatfeld  (seit  i5-  Nov.  1826:  Sachsen- 
Coburg-  u.  Gotha)  betr.,  vom  8.  Aug.  1821. —  Grundgesetz  über  die  landschaftl. 
Verf.  des  Hzgth.  SachsenCoburgM'einingen,  v.  l\.  Sept.  1824.  Desgl.  für  das  seit 
d.  i5.  Nov.  1826  neu  gebildete  Hzgth.  SachsenMeiningcnHildhurghausenSaalfeld, 
v.  23.  Aug.  1829.  —  Verfassungsurkunde  für  d.  Fürstenth.  SchwarzburgSonders- 
hausen,  v.  28.  Dez.  i83o.  —  Verfassungsurkuitde  für  d.  Kurfurstenth.  Hessen, 
v.  5.  Januar  i83i.  —  Grundgesetz  für  d.  Hzgth.  Sachsen  Alienburg ,  v.  29.  April 
i83k  —  Verfassungsurliunde  des  Fürstenth.  HohenzollarnSigmaringen ,  v'.  11. 
Juli  i833.  —  Jede  StaatsverfassungsUrkunde  sollte  in  sich  selbst  die  Fähigkeit 
tragen,  auf  verfassungsmasige  Art  Zusätze,  Aenderungen  und  Verbesserungen 
aufzunehmen,  welche  sowohl  veränderte  Zeitverhältnisse,  als  auch  reifere  Ein- 
sicht und  Erfahrung  darbieten.  Darum  nennen  die  Britten  ihre  Verfassung 
perpetual  Innovation  (fortwährende  Neuerung,  d.  h.  zeitgemäse  Ausbildung). 

c)  Wider  die  Verbindlichheit  dieser  Verträge,  s.  J.  Ad.  L.  B.  ab  Ickstadt,  Vindiciae 
territorialis  potestatis  adversus  capitulationum ,  compactatorum  et  litterarum 
re  versah  um  abusus  in  imperii  R.  G.  prineipatibus  passim  inolescentcs.  Monach. 
et  Ingoist.  1765.  Auch  teutsch:  Rettung  der  Landeshoheit  gegen  den  Mifsbrauch 
der  Capitulationen  u.  s.  w. ,  mit  Anmerk.  (von  J.  J.  Moser)  Frankf.  1765. 
Vergl.  jedoch  Schubart's  Leben  des  Herrn  von  Ickstadt  (1776.  8-),  S.  71.  f. 
114  —  119-  J-  Rich.  v.  Roth's  Staatsr.  der  t.  Reichslande,  I,  i5  f.  u.  Ioh.Baft. 
Schue's  Prüfung  d.  Verträge  und  Gewohnheiten  zwischen  teutschen  Landesherren 
und  Unterthanen.    Wetzlar,  1792.  8. 

d)  J.  C.  Lünig's  Collectio  nova  von  der  landsässigen  Ritterschaft  in  Teutschland, 
Frankf.  u.  Leipz.  1730.  2  Theile  in  fol.    (enthält  weit  mehr  als  der  Titel  sagt, 
s.  Moser  a.  a.  O.  3i6).    M.  Falk's  kurzer  Begriff  der  schleswig-holstein.  Landes 
Privilegien,  in  d.  Rieler  Blättern,  Bd.  III,  Heft  1  (1816),  Num  1. 

(?)  Z.  B.  Badische,  von  i8o3,  1807,  1808,  1809  u.  l8n.  Hessendarmstädtische,  V.  i8o3. 
Würtemb  ergische ,  von  1806  und  1811.  Preussische ,  v.  1809,  1810,  1814  ü.  i8i5. 
Anh  dl-Cöthensche,  v.  1810  u.  1811.  Sachs.  Coburgische,  v.  1802  u.  1808.  Nassau- 
ische, v.  1812.    Sachs.  PVeimar- Eisenachische ,  v.   i8i5,  und  viele  andere. 

f)  Hievon  unten,  in  den  Capiteln  von  Standesherren  und  Grundherren. 

g)  Häbekli>'s  Handb.  des  t.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  20.  Wiesa^d,  in  dem  Rhein.  Bund, 
LIII.  3o2  f.  —  So  ward  in  Frankreich  das  Edict  von  Nantes  (1398)  u.  dasjenige 
von  1626  als  ein  förmlicher  Staatsvertrag  betrachtet.  Flassan,  Histoire  de  la 
diplomatie  francaise,  T.  II  (edit.  de  1811),  p.  168  et  899. 


§•  (74.) 
Fortsetzung. 

Auch  gehören  dahin:  manche  landesherrliche  Haus-  oder  Fa- 
miliengesetze, Familienverträ'ge  und  andere  güllige  Dispositionen 
(z.  B„  über  Familieneigenthuiu ,  FamilienFideicommifs ,  darauf  sich  bezie- 
hende Nachfolge,  Schulden  «)  u»  dgl. ;  Staats  vertrage  mit  andern 
Staaten ,  sowohl  zu  dem  Teutschen  Bund  gehörenden  als  auch  andern  £). 
Ausserdem   gibt   es   noch  in   manchen  Ländern   eigene  Staatsgesetze, 

•  ()* 
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die  der  LandesTerfassung  gemaTs,  von  dem  Staatsoberhaupt,  etwa  unter 
Mitwirl, un-  der  Landstände,  errichtet  worden  sind  c).  Die  Kraft  mancher 
trage  ist  verstärkt  durch  Garantie  auswärtiger  Staaten«*)  oder 
des  Deutschen  Bundes  (§.  226)5  und  durch  den  erklärten  Bundeszweek 
i^t  die  Pflicht  des  Bundes  begründet,  die  Aufrechthaltung  der  Grund  Ver- 
fassung aller  Bundesstaaten  zu  schirmen 

]  D.  Reiches  Versseichnifs  Rur  Erläuter.  <1  tvs  t.  Privatfürstenrechtes  vorzüglich 
gehöriger  l  rkunden<  Bückeb,  1786.  4«  IVIoser's  FamilienStaatsr.  II.  964  ff.  — 
\  dem  k.  preuss.  HausFideicommifs  unten  §.  333  b.  —  Nassauischer  Erbverein 
\  ta  Juni  1783,  (in Reuss  Staatsk  \\  f.  -5,  u.  in  de  Martens  Rccucil,  II.  4o5); 
nach  einem  Elausvertrag  N<>m  Jul.  1814  (wovon  Auszug  in  v.  Gagerin's  Mein 
LntheU  an  der  Politik,  B.  Lbtheil.,  1826,  S.  243  f.)  erstreckt  auf  das  Grofs- 
berxogth.  Luxemburg  (Klvrer's  Acten  des  w.  Congr. ,  Bd.  VI,  S.  173),  und 
nassauischer  Vertrag  \.  18.  Apr.  i8o5.  —  Königl.  würtemb*  Ilausgcsctz  v.  1.  Jan. 

in  d.  Rhein.  Bund,  LH.  3.  Wurtemb.  Hausgesetz  vom  8.  Juli  1828, 
in  d.  würtemb.  Reg.  Blatt  a„  8.  Juli  1828.  —  Baierisck-pfüiz.  Vertrag  von 
Pavia,  St.  Oswaldstag  i3?.o,  in  Faber's  neuer  Staatscanzley»  Th.  49»  S.  36o, 
Erbvertrag  »wischen  Pfalz  u.  Baiern  \.  22.  Sept.  1766,  bei  Faber  a.  a.  O.,  Th.  53, 
S.  66  ff.  ii.  in  Martens  Becueil,  T.  I,  p.  658.  (Der  angef.  Hausvertrag  v.  1771 
stellt  auch  bei  IM. in  a.  a.  O.,  Th.  53,  S.  81,  u.  bei  Martens  1.  c.  p.  667.) 
Vertrag  zwischen  Kurbatem  u.  Kurpfalz,  puncto  constituti  mutui  possessorii, 
v.  10.  Juni  »774»  bei  Fader  a.  a.  O.  Th.  53,  S.  io/f,  u.  bei  Martens  1.  c.  p.  68?-. 
6  tisch- pjälz.  Hausvertrag  nebst  SeparatActe,  beide  v.  12.  Oct.  1796,  in  G.  v. 
Ilhi  rwr's  Genius  aou  Baiern,  Bd.  I,  Heft  1.  Batensen- pfälz.  Hausvertrag  v.  26. 
I  ebr.  1  —  1,  bestätigt  im  Teschener  Fr.  v.  1779,  Art.  8.  PJalzbaier.  Apanagial- 
oder  vielmehr  ParagialRecefs  mit  PfalzBirkenfeld,  v.  3o.  Nov.  i8o3.  Königl. 
I  i  r.  1  amiliengesetz  v.  28.  Juli  1808,  in  d.  Rliein.  Bund,  XLIX.  3.  Baier.  Fa- 
railiengesetz  \.  18.  Jan.  1816,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt  v.  1816,  St.  40.  Bater. 
EfausGrundgesetz  oder  FamilicnStatut,  als  künftig  allein  gültiges  Hausgesetz  v. 
5.  \.ug.  1819,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1821,  Num.  1.  —  Königl.  hannoverisches 
u.  berzogl.  braunschweigisches  gemeinschaftliches  Familiengesetz  v.  24.  u.  19.  Oct. 
i83i.  Neues  Hausgeselz  für  das  Rönigr.  Hannover,  v.  19.  Nov.  i836.  —  Königl. 
säcJisisches  Hausgesetz  v.  9.  Marz  i838.  —  Mec/clenb.  Schwerin,  u.  strelitz.  vor- 
läufiger Elausvertrag  v.  5.  Dec.  1808.  Vcrgl.  Rhein.  Bund,  LIU.  282  f.  —  Kurhess. 
H  ins-  und  Staatsgesetz  v.  4-  März  1817.  Von  d.  grossherzoglich  hessischen  Haus- 
verträgen  s.  Bech's  hessisches  Staatsr.  1.  Buch,  2.  Heft.  Darmstadt  i832.  8.  — 
Badisches  Hausgesetz  und  FamilicnStatut  v.  4-  Oct.  1817,  in  Klüber's  Acten  des 
wiener  Congr.  Bd.  VIII,  S.  193.  —  IlohenzollernSigmaringisches  FamilienStatut 
\.  182 1.  —  Reussische  Erb-  und  Geschlechtsvereinigung  v.  1668,  in  Lünig's  R.  A., 
|,.  speC,  I.  910.  —  Geraischer  GeschlechtsRecefs  von  1681,  cbendas.  —  Primo- 
genitui  Constitutionen  unten  §.242,  c.  —  Haus-  und  Staatsgesetze,  betreffend  die 
Staatsschulden,  die  Privat-  und  Familien  schulden  des  Regenten,  die  Schulden  der 
Mitglieder  seiner  Familie,  und  die  Siaatsver Äusserungen,  sind  angeführt  unten,  §.339. 
bs  7.  1).  über  Commerzgegenstände,  Abzugsgeld,  Nachsteuer,  Heimfallrecht,  Thron- 
folge,  Erb  Verbrüderung,  Grenzberichtigung,  TerritorialCession,  Purification  und 
Austausch,  u.  d.  —  Beispiele  in  Reuss  Staatsk.  XI.  Num.  10 — 14.  Moser's  aus- 
wartiges  Staatsr.  263.  33i.  38i.  Ebenders.  von  der  Landeshoheit  überh. ,  49« 
Scuxözer's  Staatsanz.  Heft  XXXI.  Num.  82.  Rhein.  Bund,  III.  366.  IV.  106.  121. 
\  .  z46.  EX.  ,})-.  492.  X.  36.  76.  82.  XXII.  126.  XXVIII.  112.  XL.  i5i.  XLVIII.  1. 
^06.  XLIX.  p.  55.  63.  L.  r/xp.  3o2.  LIV.  43i.  Oesterreicher's  Archiv  des  rhein. 
Bundes,  \  EU.  Num.  1.  u.  2.    Klvbeh's  Staatsr.  des  Rheinb.,  §•  98,  d.  —  Die  in 
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den  Jahren  1816,  1817  und  1819  über  Territorial  Verhältnisse  geschlossenen 
Verträge:  Oestreichs  mit  Baiern  v.  14.  Apr.  1816;  Oestrcichs  und  Preussens  mit 
dem  Grofsherzog  von  Hessen,  vorn  3o.  Jan.  1816;  Grofsbritanniens  mit  ebendems. 
de  eod. ;  des  Königs  der  Niederlande,  G.  H.  von  Luxemburg,  mit  Preussen, 
v.  8.  Nov.  1816,  mit  Grofsbritan.  v.  16.  Nov.  1816,  mit  Oestreich  v.  12.  März 
1817,  und  mit  Rufsland  v.  17.  Apr.  1817;  Badens  mit  Oestreich,  v.  10.  Jul.  1819, 
und  mit  Oestreich,  Rufsland,  Grofsbritannien  und  Preussen,  de  eod. ;  nebst 
dem  oben  §.  58  angef.  GeneralRecess  der  frankfurter  TerritorialCommission  v. 
20.  Jul.  1819;  alle  in  v.  Martens  Recueil  des  traites,  Supplem.  VII  et  VHI. 

c)  Von  dem  Königr.  Sachsen,  s.  den  Codex  Augusteus,  und  v.  Römeii's  kursächs. 
Staatsr.  III.  1 — 58.  — 1  Von  der  Erklärungsart  der  Landesgrundgesetze  u.  Staats- 
verträge, s.  Wiese's  Sammlung  jurist.  Abhandlungen  (1783)  Num.  7.  —  Von 
Aufhebung  und  Veränderung  der  Landesverträge,  s.  Moser  von  der  Landeshoheit 
überhaupt,  S.  5o  fF.    Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  56.    Vergl.  oben  §.  49. 

d)  Moser's  Rechtsmaterien,  II.  146.  III.  307.  IV.  38o.  —  Von  der  Garantie  der 
würtemb.  Staatsverfassung,  s.  Paulus  Haupturkunden  der  würtemb.  Landes- 
grund verfass.,  Heft  2,  S.  i5  —  22,  und  Verhandlungen  in  den  Versamml.  der 
Landstände  des  Königr.  WTürtemberg  im  J.  1810,  Abth.  IX,  S.  161  —  200;  wo 
S.  176  ff.  Preussens,  Hannovers  und  Dännemarks  GarantieUrkunden  v.  1764  bis 
1771  für  Würtemberg.    Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  VI,  S.  6i3  ff. 

e)  Hie  von  unten,  §.  225. 

§•  76.  (75.) 

Fortsetzung. 

H)  Das  Staatsherkommen  ist  ehenfalls  eine  der  besondern  Quellen 
des  particulären  Staatsrechtes  der  souverainen  Bundesstaaten  «);  wobei  die 
oben  (§.  59 — 61)  bei  dem  Herkommen  des  Bundesrechtes  vorgetragenen 
allgemeinen  Grundsätze,  in  ihrer  Art,  Anwendung  finden.  III)  Endlich 
die  Analogie  des  gedachten  besondern  Staatsrechtes  l>)  ebenfalls  mit  An- 
wendung der  oben  (§.  62 — 65)  vorgetragenen  Grundsätze,  unter  gehöriger 
Einschränkung.  —  Willkühr  (orientalisches  Staatsrecht,  Sultanisnius, 
Despotismus),  findet  hier  überall  nicht  Statt  <?)♦ 

a)  Vergl.  Moser's  Abhandlung  verschiedener  Rechtsmaterien.  IV.  518  —  609.  Ebcn- 
ders.  von  der  t.  Reichsstände  Landen,  18.  n3i  ff.  1186. 

b)  P.  A.  Fbaxk's  Grundbetrachtungen  über  Staat  und  Kirche,  64.  Moser  von  der 
Landeshoheit  überhaupt,  5o.    Rhein.  Bund,  XL  VII.  258. 

c)  Vergl.  §.  49?  b  u.  c,  99  u.  255  d.  Sur  Toriginc  du  despotismc  oriental.  1766.  8. 
Le  despotismc.  1776.  8.  The  right  divinc  of  Kings  to  govern  wrong!  Dedicated 
to  the  holy  Alliance.  London  1821.  8.  —  Von  dem  so  genannten  arbitrio  summt 
imperantü,  s.  Moser  v.  d.  Landcshoh.  überh.  5o— 319.  Ebenders.  \on  der  Reichs 
stände  Landen,  1188.  Pütter's  Beitr.  I.  317.  35 1.  Frank  a.  a.  O.  66  flf.  G.  S. 
Treuer,  Monstrum  arbitrarii  juris  territorialis  (in  den  Parergis  Göttingens.  1736. 
19  —  70,  auch  besonders  gedruckt.  Frf.  et  Lips.  1739.  4.),  §.  16  sqq.  Ejusd. 
Drss.  de  studiis  nimiae  libertatis  circa  Status  imperii,  ruinam  I.  R.  G.  pro  cur  an 
tibus  (Gött.  1738.),  §.  i3.  —  Manifeste  des  Kurf.  Moriz  v.  Sachsen  u.  des  Marltgr. 
Albrecht  v.  BrandenburgCulmbach  wider  Kaiser  Carl  V.  v.  i552,  in  Hortleder's 
Handlungen  von  den  Ursachen  etc.  des  teutschen  Kriegs  K.  Carls  V.  Th.  II, 
S.  1297  f.  u.  1299  ff.    Heinrich's  teutsche  Reichsgeschichte,  Th.  V,  S.  694.  - 
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Der  forreichischen  Stände  Manifest  an  alle  euröp.  Mächte,  wider  R.1  Ferdinand  II. 
H'io;  bei  l  C.  J.  Ftscwca  Uber  die  Geschichte  des  Despotismus  in  TeutSehl. 
(Helle  Anhang,  b8i    39a.    Manifest  der  bratnisehweJgischen  Landstände 

wider  ihren  Hersog  Carl,  in  Form  eines  Schreibens  an  dessen  Bruder  den  Her- 
10g  Wilhelm  ron  Brauuschweig-OelSi  datirl  vom  27.  September  i83o.  Fürst 
fthcTTKiuaciTs  1  rklärung  auf  dem  wiener  Oongrefs,  in  Klübkr's  Acten  des  wiener 
I  ■  Bd.  II.  S.  109,  BeschwerdeLlbell  der  ehemaligen  dänischen  Relcbs- 
ni.  ii.lf  wider  ihren  König  Christian  II.  den  Bosen,  v.  i523,  in  v.  t.t»*Wie?S  Reli- 
quiae  manuscriptorum,  T.  \.  Iil>.  ...  n.  5.  p.  3i5,  —  »Intcr  domintim  el  servum 
nulla  amicitia  est;  etian  in  pace  belli  tarnet)  jura  servantur«.   Cduths,  VII.  8. 


§•    77.  (76.) 
Sehl    11    s  s. 

Bemerkenswert!)  isl  auch,  dafs  der  ursprüngliche  Rechtstitel 
mancher  Souverainetät-,  Staatsvermögens  -  und  grundherrlichen  Rechte 
teutscher  Landesherrschaden ,  nicht  nur  in  dem  Erbrecht  und  in  Verträgen 
mit  Unterthanen,  Landsassen,  Landständen  und  Auswärtigen  liegt,  sondern 
auch  in  kaiserliehen  Verleihungen,  z.  B.  Privilegien  «)  und  Reichslehn- 
briefen  i),  in  rechtskräftigen  reichsgerichtlichen  Erkenntnissen,  die  vor- 
malige  TerritorialStaatsverfassung  betreffend-  c),  (wodurch  das  streitige 
Recht  unter  den  Parteien  bestimmt  ward,  und  welche,  nach  Beschaffen- 
heil  des  Gegenstandes,  die  Kraft  eines  Landesgrundgesetzes  hatten«?),  und 
in  unvordenklicher  Verjährung,  Wichtig  ist  dieses  noch  jetzt  hie  und  da, 
sowohl  für  die  innere  Staatsverfassung  (§.  5i  ff*)>  als  auch  in  Beziehung 
auf  manche  auswärtige  Staaten. 

a)  Kaiserl.  Wahlcap.  (1-92)  I.  9.  VH.  3.  4.  VIII.  1.  18.  21.  XV.  5.  Instr.  Pac. 
Osnabr.  A  III.  1.  et  4-  Reichshofr.  Ordn.  I.  i5.  Beispiele:  Zoll-,  Stapel-  und 
Münzprivilegien ,  Frivilegia  academica,  u.  d.  Moser  v.  d.  Landeshoheit  über- 
haupt, )5.  /(84-  hbenders.  von  der  t.  Reichsstände  Landen,  n3o.  Ebendess.  t. 
Staatsr.  II.  i3o. 

L)  Moskb's  t.  Lehnsverfassung,  i55.  Beispiele  in  Lünig's  Corp.  juris  feud.  germ. 
T.  I  — III.  Frankf.  1717.  Fol. 

c)  Z.  1).  in  Bechtshändeln  der  Landstände,  Domcapitel  u.  a.  Landesunterthanen, 
über  ihre  Gerechtsame,  vorzüglich  in  Steuersachen.  Moser  von  der  Landes- 
hoheit überhaupt,  48-  Pütter's  Beitr.  II.  220.  Klüber's  Isagoge  in  elem.  juris 
publ.  nobilium  immediat.  §.  54.  Beispiele  s.  bei  J.  T.  Zauner,  Corp.  juris  publ. 
Salisbnrg.  9 — 39,  in  PI'tter's  Lit.  III.  282  ff.,  bei  Moser  von  der  Landeshoheit 
in  Steuersachen,  820  ff.  und  an  vielen  andern  Stellen. 

d)  BfAftBB'a  t.  weltl.  Staatsr.,  I.  i5.  Moser  von  der  t.  Reichsstände  Landen,  1129. 
i456. 
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•YII+    CAPITE  L, 

Der  Teutsche  Bund,   in  geographischer   und  politischer 

Beziehung-, 


§•    78.  (77.) 

Areal  und  Volkszahl  der  bundesver wandten  Staaten» 
Kein  Bundesgebiet. 

Die  durch  den  Teutschen  Bund  vereinigten  Staaten  waren 
ehehin  Bestandteile  •  des  teutschen  Reichs  (imperium  s.  regnum  ger- 
manicuni  ,  Corps  germanicrue ,  erapire  germanique,  St.-Empire ) ,  dem  politi- 
schen Rang  nach  des  ersten,  anGrö'fse,  bis  1801  des  dritten,  von  1801  — 
1806  des  fünften  Staates  in  Europa  «).  In  dem  Zeitraum  des  rheinischen 
Bundes  ( 1806 — 1814),  gehörte  ein  grosser  Theil  derselben  zu  diesem 
Staatenverein  £).  Der  Flächeninhalt  der  durch  den  Teutschen 
Bund  vereinigten  Staaten  betragt,  nach  ungefährer  Schätzung, 
zusammen  11,725  (nach  Andern  1  i,5o2  39/j00 ,  n,5i2  und  auch  11,575) 
QuadratM eilen  e).  Die  Einwohnerzahl  ward,  im  Mai  1821,  in  der 
BundesMatrikel  angenommen  zu  3o  Millionen  1 63,637  s*e  nat  s^cn  a^er 
seitdem  bedeutend  vermehrt.  Das  Gebiet  eines  jeden  zu  dem  Teutschen 
Bund  gehörenden  Staates  bildet  ein  für  sich  bestehendes  Staats- 
gebiet, frei  von  fremder  oberherrlicher  Gewalt.  Daher  sind  die  Gebiete 
sämmtlicher  durch  den  Teutschen  Bund  vereinigter  Staaten,  nicht  als  ein 
Gesammt-  oder  Bundesgebiet  zu  betrachten.  Auch  besitzt  der  Bund 
kein  eigenes  Gebiet,  als  Bundesgebiet  <0?  und  kein  in  seinem  Verein 
begriffener  Staat  oder  so  genannter  Bundesstaat  ist  ein  »Staat  des  Teutschen 
Bundes«  /). 

u)  Die  ArealGrosse  des  teutschen  Reichs,  Schlesien  mitbegriffen,  ward  im  J.  1790, 
nach  einer  Mittelschätzung  aus  den  verschiedenen,  sehr  abweichenden  Angaben, 
gesetzt  auf  ungefähr  12,400  geogr.  Quadratmeilen ,  die  Volksmenge  auf  29  Mil- 
lionen, der  Umkreis  auf  mehr  als  5oo  teutsche  Meilen.  Nach  dem  Lüneviller 
Frieden  (1801),  schätzte  man  noch  11,200  QM.  mit  nahe  an  26  Mill.  Einw. 
G.  Hassel's  statist.  Umrifs  der  sämmtl.  europ.  u.  vornehmsten  aufsereurop.  Staa- 
ten. Heft  I,  welches  Oestreich  u.  Preusscn  u.  den  teutschen  Staatenbund  enthält. 
Weimar  1823.  Heft  II.  1823.  III.  1824.  Fol.  —  Aeltere  Werke:  A.  F.  IUndel's 
Annalcn  der  Slaatskräfte  von  Europa.  Berl.  1792.  fol.  J.  F.  Ociwiuit's  Euro- 
pens Staaten  etc.,  2.  Liefer.  (Leipz.  1804.  fol.)  G.  Hasskl's  statist.  Umrils  der 
sämmtl.  europ.  Staaten,  Th.  I  (Braimschweig ,  1800.  fol.),  worin  die  Special- 
Statistik  sämmtl.  damaliger  t.  Staaten.  Aehnliche  Werlte  von  K.  H.  Lang  (1798. 
gr.  8.),  J.  I).  A-  HöcR  (1799  —  1800.  fol.)  (J.  M.  Frhrn.  von  Liechtenstein 's ) 
Vergleichende  Ucbersicht  von  Teutschland,  v.  17S9 — 1812,  in  dessen  Allgem. 
Anzeiger  (Wien  181/,.  8.),  S.  126—141  u.  166.  H.  M.  G.  Grellmann's  Hist.  statist. 
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Handb.  v  reutschl.  Th.  I  vu  U.  GÖttlng.  1801  u.  1804.  8.  .1.  F.  Riitemeier,  das 
t  Reich,  >.  i  und  aoeh  dem  Lünev.  Fr,  Bd.  L  Franlif,  a.  d.  0.  1804.  8.  K.  E. 
I  f.  Hon  .  das  t  Reich  vor  der  frans.  Revol.,  und  nach  d.  Fr.  v.  Lünev*  Th. I 
i  .  11  Gotha  1801  i'.  iJh>.,.  <?.  V.  C.  G  l8?a.ri*s  DeputafionsRecefs,  mit  Erläuter. 
Th,  l  u.  D,  Hamb.  i8o3.  8.  Klüber's  Lit.  Bo  1*.  —  C.  W.  v.  Lahcizow-b's  Lebcr- 
licht  der  deutschen  Reichsstandschafts-  und  Territorial -Verhältnisse  vor  dem 
fransös,  Revolutionskricge,  der  seitdem  eingetret.  Veränderungen  und  der  gegen- 
wärtigen Bestandtheile  des  deutschen  Hundes  und  der  Bundesstaaten.  Berlin 

Cnomx,  geographisch -statistische  Darstellung  der  Staatskräfte  von  den 
sämmtlichen ,    zum   teutschen  Staatenhunde  gehörigen  Staaten.  4  Theile.  Leipz. 

C.  G.  D.  Steinas  Handbuch  der  Geographie  u.  Statistik  der  t.  Bundes- 
staaten. Leipz.  i833.  8.  (Auch  als  2.  Band  von  des  Verf.  Handb.  der  (allgem.) 
Geographie  11.  Statistik.) 

|)  Für  Bammtliche  rheinische  Bundesstaaten,  die  nach  des  Protcclors  Laune  sich 
bald  vermehrten  oder  vergrößerten,  bald  verminderten,  schätzte  man:  im  J. 

über  5ooo  QM.  mit  mehr  als  12  Mill.  3oo,ooo  Einw. ;  im  J.  1810,  5,703  QM 
mit  i  ,  Hill.  036,265  Einw.,  nach  Andern  5,743%  QM.  mit  i4,6/|2,o36  Einw.; 
im  J,  1811,  i3  MilL  563,977  Einw.,  nach  Andern  B,b5^y20  QM.  mit  13,704,184 
Einw.  C.  D.  Voss  vergl,  Tafel  der  Staaten  u.  Regenten  Teutschlands.  Leipz; 
1808.  fol.  G.  Hassel's  Statist.  UebersichtsTabellen.  Gött.  1809.  fol.  Koch  et 
Schoell,  Hist  äbregee  des  traites,  \  III.  324.  K,  H.  L.  Pölitz,  d.  Rheinhund, 
bist,  und  statist.  dargestellt.  Leipz.  1811.  8.  Tabellar.  Uebersielit  von  Teutsch- 
land. Leipz.  1811.  Querfbi.  Milbiller's  Handb.  der  Statistik  (Landsh.  1811.  8.), 
S.  io3  32».  J.  A.  Df.mian's  Statistik  der  Rheinbundstaaten.  Bd.  I  u.  II.  Frankf. 
1812.  8.  H.  Storcb's  europ.  Staats-  und  AdrefsHandb.  f.  i8i3,  Bd.  II,  —  Land? 
(Ina!  n  v.  d.  rhein.  Bund;  von  Sotzmakn,  1  Blatt  und  4  Blätter,  1811;  20  Blat- 
ter, Leipzig  bei  Hinriehs  1811. 

c)  Den  1  lächeninhalt  geben  an:  K,  F.  V.  Hoffmann  auf  n,495Y*  QM.,  Crome  auf 
11,968.  —  Die  Grenzen  sammtlicher  Bundesstaaten  betragen  zusammen  ungefähr 
I620  -Meilen.  Die  hierunter  begriffenen  Grenzen  vqn  Bundesstaaten  blofs  an 
bundesfreie  Staaten,  bilden  zusammen  eine  Länge  von  ungefähr  690  Meilen.  — 
GfneraWharten  für  den  TerritorialBestand  sämmtlicher  Bundesstaaten,  von  Streit, 
Nürnbt  i8i6j  von  Weilabtd,  "Weimar  1816;  Leipz.  bei  Leo,  1816;  von  Hammer 
(1  Blatt),  Wurzb.  1824.  —  Grössere  oder  vereinigte  SpecialCharten  sind:  Rfy- 
ä ash's  SpecialCharte  von  Teutschland,  in  342  Blättern,  Berlin  seit  1816;  Streit's 
gröfsere  Charte  von  Teutschl.  1819;  von  Coulon's  u.  Gtrzkn's  Charten,  in  36 
Sectionen,  Stuttg.  seit  i823;  Weiland's  Atlas  der  teutschen  Bundesstaaten,  Wei- 
mar seit  1824?  Stimjh's  Charte  v.  Teutschland,  dem  Königr.  der  Niederlande 
u.  der  Schweiz,  in  25  Blättern,  Gotha  1829  bis  i835.  R.  v.  L,  (ilienstfrn), 
ßandAtlas  v.  Teutschland,  in  i3  lithograph.  Bl.  Berlin  i832.  Atlas  v.  den  tcut- 
.s<  hen  Bundesstaaten,  in  72  Spezialkarten.  Erfurt  i832.  —  MüttärCharte  von 
Teutschland,  in  25  Blättern  von  Akt.  Rlein.  München  seit  1824. 

d)  Protoc.  der  B.  V.  v.  12.  Apr.  1821,  §.  102,  in  der  ersten  der  unter  Num.  16 
beigefügten  Taindien.  —  Hierunter  sind  begriffen:  Oestreich  mit  9,482,227  Einw. 
auf  $7l5%0o  QM:j  Prcussan  mit  7,923,439;  Dänemark  mit  36o,ooo  auf  174V100; 
der  Bönig  der  Niederlande,  mit  ?.55,ooo  auf  i2240/100.  Vergl.  unten  §.  87  b.  — 
Nach  dem  Besrhlufs  der  l>.  \.  vom  12.  Juli  1827  ward  für  die  Matrikel  die 
TotalSumme  angenonimen  zu  3o,  i63,  488,  sodann  nach  dem  Beschlufs  vom 
3o.  April  ,  wo  die  Einwohnerzahl  der  Freien  Herrschaft  Rniphausen 
hinzukam,  zu  3o,  166,  4^7-  Klübjä's  Quellensammlung,  S,  326  ff-,  deren 
Fortsetzung,  S.  82,  So  die  angenommene  oder  matrikehnäsige  Einwohner- 
zahl    die   tifirklicJie  oder  statistische  ändert  sich  mit  jedem  Jahr.    Sie  mag  jetzt 
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gegen  361/,  Millionen  betragen.  —  Geographische  und  statistische  Werke  von 
den  teutschen  Bundesstaaten  überhaupt,  s.  oben  §.  i3  a  und  b. 

e)  Das  wenige  Grundeigenthum ,  welches  in  Bundesfestungen  dem  Bund  für  den 
Vertheidigungszweck  zusteht  (§.  208),  hat  nicht  die  Eigenschaft  eines  Staats- 
gebietes. —  Wenn  von  dem  Flächeninhalt  sämmtlicker  Bundesstaaten  zusammen- 
genommen, zuweilen  der  Ausdruck  Bundesgebiet  gebraucht  wird  (§.189),  so  wird 
solcher  nur  im  uneigentlichen  Sinn  zu  verstehen  seyn.  Vergl.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1824,  §•  i3i,  ghzgl.  hessische  Abstimmung. 

/;  Ein  unbewachter  Ausdruck  in  der  königl.  sächs.  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §•  1. 
Richtig  erklärt  die  kurhess.  Verfass.  Urk.  v.  i83i  Kurhessen  für  einen  «Bestand- 
teil des  T,  Bundes». 


§•   79.  (78.) 
"Wohnsitze.    Meere.  Bewohner. 

Die  Bundesstaaten  fassen  in  sieh,  eine  ansehnliche  Menge  Städte, 
Marktflecken,  Dörfer,  Wickbolde  ( Weichbilde) ,  Weiler,  nebst  ihren  Mar- 
ken, Weichbilden  oder  Burgfrieden,  Schlosser,  Burgen,  Rittergüter, 
Einzelhöfe,  Mühlen,  einzelne  Häuser ,  hin  und  wieder  auch  noch  Klöster  «)$ 
ferner,  Bauerschaften,  Gemeinden,  Kirchspiele ,  Marken;  desgleichen,  Bäche, 
Flüsse  und  Landseen  aber  kein  Meer«  Doch  stehen  insbesondere  denen 
Bundesstaaten,  die  vermittelst  eines  ihr  Gebiet  durchströmenden  Flusses 
über  Meer  Handelsverkehr  treiben,  oder  die  an  Meere  grenzen,  über 
diese  und  die  übrigen  freien  Meere,  dieselben  Rechte  zu,  welche  andere 
europäische  Staaten  gemessen  c).  Weit  der  gröfste  Theil  (gegen  24  Mill. , 
nach  Andern  24,673,000)  der  Bewohner  der  Bundesstaaten,  gehört, 
nach  Sprache,  Abkunft  und  Sitten,  zu  der  teutschen  Nation,  der  zahl- 
reichsten in  Europa  dy  Der  gröfste  Theil  der  übrigen  Bewohner  ( unge- 
fähr 4  Mill.  790,000,  nach  Andern  3,780,000),  gehört  zu  der  slawischen 
Nation»  Ausser  diesen,  leben  in  teutschen  Bundesstaaten  e) ,  Italiäner 
( 1 27,000  in  Tyrol  und  den  ostreichischen  Küstenländern ) ,  Franzosen 
(ungefähr  70,000),  Griechen  (ungefähr  2000),  Juden  (ungefähr  182,000), 
u.  s.  w. 

d)  Ungefähr  i,52S  Städte,  2,202  Marktflecken,  101,472  Dörfer,  70,000  Weiler  und 
Einzelhöfe.    Hassel  a.  a.  O.  S.  20  f. 

b)  Von  dem  Bodensee,  marc  Suevicum,  s.  Klüber's  Einleitung  zu  einem  neuen 
Lchrbegriff  des  teutschen  Staatsrechts,  §.  71.  —  Von  den  teutschen  Flufsgcbie- 
ten  s.      456  a.    Von  -der  SchifFfahrt  §.  563  u.  ff. 

c)  Klüher  a.  a.  O.  §.  71. 

d)  lieber  32  Millionen  stark,  in  den  verschiedenen  Staaten  von  Europa.  Tabella- 
rische Uebersicht  von  Teutschland  (Leipz.  1811.  Querfol.),  Tafel  I.  —  Teutsch 
(nicht  Deutsch);  von  Tcut ,  Thcut,  Tuisto ,  Tuisco,  Teutones,  Theutones,  Theu- 
tisci,  Thcotisci  (auch  Theodisci),  Teutonia,  Teutonicus ,  Teuteberg,  Teutoburg 
(Teutoburgcnsis  saltus),  Teutomalus,  Teutoboehi,  u.  d.  Noch  heute  der  Tcutc- 
hof  und  der  Teuteberg,  in  dem  Fürstenthum  Lippe.  Luther's  Bibelübersetzung, 
I.  Cor.  14,  v.  11.  Mascov,  Putte»,  Mosen.  «Litcra  D  est  ab  Alamanuis,  miris 
scripturae  veteris  depravatoribus.   Reliqui  omnes  custodiunt  T».    So  schrieb 


l.inL  \  IL  Gap«  Dör  teutschö  Bund, 


\,  r.   u  \>nni\  im  Glossar,  gefrti,  Ups.  1737.  Fol«  -    Dawider     Hlgcn».  Anzei- 

I  )cu(s«  lau  .  l8l4 1  Num«  i^<>.  u.  Hannöver«  \la»a/,in,  1827,  N 11111.  '21. 
1  Ha.vim  a.  ,i  O  S.  so.  Derselbe  schützt,  so  ^ ic: I  die  Religion  der  Einwohner 
betrifft,  i3  Hill  »7»Ooo  (nach  ändern  15*776,700)  Katholiken,  11  Mill.  27,000 
(nack  Inder*  m.-u. <><'<>>  eVangeliscVn  der  augsburgischen  Confession  Verwandte, 
•  Mill.  lOfOOd  I  rAilAelUofa'Refornurte«  I  ei  ner  96,000  Herrnhulher,  2,5oo  Men- 
HoniCtn,  1  (.»»OD  Bekenner  der  griechischen  Religion,  182,000  Juden, 

§•    «0.  (79.) 
Staate  n> 

1)  Die  souverainen  Staaten  des  Teutschen  Bundes  bestellen  jetzt  aus 
den  kaiserlich  -  ostr  viehischen  und  königlich -preufsischen  gesammten,  vor- 
mals ZU  dem  teutschen  Reich  gehörigen  Staatsgebieten,  aus  Königreichen, 
Grofshereogthüroern,  einem  Kurfürstenthum,  Ilerzogthümern ,  Fürstenthii- 
mern  und  Freien  Stadien.  Jeder  dieser  Staaten  hat  eigene  geographisch  - 
politische  Einteilungen ,  in  Provinzen,  Kreise ,  Land vogteien,  Bezirke,  Can- 
tone,  Remter,  Sammtgemeinden  u.  d«  II)  Dagegen  hat  die  alte  Eintheilung 
Teutschlands  in  Gaue  (pagos)  und  Markgenossenschaften  (vicos),  die  spätere 
in  l  ande  sächsischen  und  fränkischen  Rechtes  (Franken  oder  Schwaben  und 
Sa lusen,  Alemannia  et  Saxonia),  und  die  neuerein  Reichskreise,  aufgehört \ 
so  wie  auch  die  physische  Eintheilung  in  Nord  -  (Nieder-)  und  Süd- (Ober-) 
Teutschland  (Germania  septentrionalis  et  meridionalis),  weder  genau  bestimmt, 
noch  von  practischem  Nutzen  ist  «)♦  III)  Durch  die  rheinische  BundesActe  und 
andere  Staatsverträge  kamen  viele  ehemalige  reichsständische  Particu- 
[ärStaaten  und  andere  reichsunmittelbare  Gebiete  und  Ortschaften  des 
teutschen  Reichs  unter  die  Staatshoheit  rheinischer  souverainer  Bundes- 
staaten !>)  und  wurden  diesen  einverleibt.  Die  teutsche  BundesActe 
hat  dieses  Staats  verhältnifs  zwar  bestehen  lassen,  aber  doch  näher  und 
fester  bestimmt  (§♦  3o3  ff.)» 

Ih  m  !f,\  J  ini,  zu  c.  n.  LehrbegrifF  des  t.  Staatsr.,  §.  53. 
b)  Diese,  theils  tupprimirten,  theils  subordinirten  Staaten  und  Gebiete  wurden  nicht 
mediaüsirt.  Die  v  ormaligen  Regenten  der  subordinirten  wurden  ihrer  persön- 
lichen und  dinglichen  Reichsunmittelbarkeit  (§.  37)  und  ihrer  Landeshoheit  oder 
Landesherrlichkeit  (§.  36)  entsetzt,  aber  nicht  in  ein  mittelbares  oder  Medial- 
\  ei  haltnils  zu  ihrer  neuen  Landesherrschaft  gebracht. 

%   81-  (80.) 
Politische  und  geographische  Beschaffenheit  dieser  Staaten. 

Die  souverainen  Staaten  des  Teutschen  Bundes  sind  theils  monar- 
chisch; theils  republikanisch  geformt.  Jene  sind  Erbstaaten? 
und  gröfstentheils  so  genannte  repräsentative  Monarchien,  d,  h.  erbliche 
Einherrschaften  mit   Stellvertretung  des  Volkes  oder  landständischer  Ver- 
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fassung.  Geistliehe  Wahlstaaten  oder  Stiftlande  sind  nicht  mehr  vorhanden. 
Die  ehemaligen  PassivLehnverhällnisse  der  meisten  haben,  etwa  mit  sehr 
seltenen  Ausnahmen,  aufgehört  ({.  242.  540-  Den  Territorial  V  e  r  - 
mischungen  durch  rundum  von  eigenem  Hoheitgebiet  eingeschlossene 
fremde  Hoheitbezirke  (Enclaven),  und  den  GesammtHoheitbezirken  oder 
TerritorialCondominaten  (mit-  oder  sammtherrschaftlichen  Ländern, 
Landestheilen  oder  Bezirken),  hat  man,  so  viel  möglich,  theils  auszu- 
weichen, theils  sie  aufzuheben  gesucht  «).  Daher  sind  die  Staatsgebiete 
jetzt  fast  durchgehends  .  g  esc  hl  ossene  (territoria  clausa,  §•  277).  Doch 
ist  der  grofste  Theil  des  Territorial  Gebietes  etlicher  Bundesstaaten  um- 
schlossen von  Gebiet  eines  einzigen  andern  Bundesstaates  noch  mehr 
aber  gibt  es  kleinere,  von  dem  Hauptland  getrennte  TerritorialBezirke 
oder  Nebenländer,  die  von  Gebiet  anderer  Bundesstaaten,  eines  oder 
mehrerer,  umgeben  sind  <").  Die  Würde  des  Landes  (nobilitas  s.  dignitas 
realis),  wo  iiicht  des  gesammten,  doch  des  Hauptlandes,  ist  jetzt  überall 
der  persönlichen  Würde  des  Beherrschers  gleich  d).  Ein  StaatsBeligions- 
Charakter,  eine  Abtheilung  der  Bundesstaaten,  in  Beziehung  auf  eine  so 
genannte  herrschende  (§.525)  Staats-  oder  Landes  Bei  ig  i  on,  findet  nicht 
Statt;  mithin  keine  politische  Eintheilung  in  katholische,  evangelische 
(sowohl  der  A.  C.  verwandte,  als  auch  reformirte),  und  vermischte  Staa- 
ten. Ein  Unterschied  zwischen  mächtigen  und  minder  mäch  ti  ge  n 
Bundesstaaten,  ist,  in  rechtlichem  Sinn,  unstatthaft* 

a)  In  der  Jüngern  Linie  des  fürstl.  Hauses  Reuss  bestehen  noch  denkwürflige  Ter 
ritorialCondominatVerliältnisse.  Man  s.  Definitive  Ansichten  des  fürstl.  Hauses 
ReufsLobenstein  u.  Ebersdorf  etc.  (im  April  1825.  Fol),  §.  5,  6.  i5  u.  16.  — 
Ueber  das  Dorf  Niederrad  besteht  ein  Condominat  zwischen  der  Freien  Stadt 
Frankfurt  und  dem  Kaiser  v.  Oestreich,  dieser  von  wegen  der  ehemaligen  Teutsch- 
ordensCommende  zu  Frankfurt  (§.  234  b),  worin  beide  alterniren,  so  dafs  jene 
<lrei  Jahre  und  dieser  ein  Jahr  dasselbe  ausübt. 

b)  Solche  Enclaven  in  königl.  preussischem  Gebiet,  sind,  weit  zum  gröfsten  Theil, 
die  herzogl.  anhaltischen,  und  die  fürstl.  schwarzburg-sondershausischen  sou- 
verainen  Besitzungen. 

c)  Solche  isolirte  Tcrritorialpeiirhe  besitzen:  Oestreich  (in  dem  Gebiet  der  Freien 
Stadt  Frankfurt,  §.  234),  Preussen,  Königr.  Sachsen,  Baiern,  Hannover,  Kur- 
hessen,  Grofsherzogthum  Hessen,  Braunschweig,  Nassau,  die  grofsherzoglich- 
und  herzoglich -sächsischen  Häuser,  Oldenburg,  AnhaltBernburg,  HessenHom- 
burg,  SchwarzburgSondershausen  und  Rudolstadt,  Waldeck,  die  Freien  Städte 
Hamburg,  Bremen  und  Frankfurt. 

d)  Vergl.  Selchow,  Eiern,  iuris  publ.  germ.  §.  120.  Rlcber's  Einleit.  zu  e.  neuen 
Lehrbegriii'  des  teutsch.  Staatsr. ,  §.  54. 


&  «2-  (80. 
V erebügung  mehrerer  Staaten. 

Manche  Bundesstaaten  i,  sind  aus  mehreren  Staaten  zusammengesetzt. 
Diese  Vereinigung   unter  gemeinschaftlicher  Oberherrschaft  «Qi  bcstehl 


<>!> 
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mtwodtr  aar  persönlich,  d.  I».  eingeschränkt  auf  die  Person  des  gemein* 
ftckftftlichen  Regenten}  oder  dinglich,  wenn  die  Staaten  selbst,  unter 
Mi  Ii  rereinigt  sind.  Sind  die  letzten  nach  gleichem  Recht  vereinigt 
ilinii  n.  so  wird  ihr  eindividnelle  Souverainetät  hierdurch  ebenso  wenig 
aufgehoben,  als  im  Fall  einer  blofa  persönlichen  Vereinigung;  wohl  aber, 
wenn  die  dingliche  Vereinigung  hoch  so  ungleichem  Recht  besteht, 
dafa  >ic  entweder  den  einen  Staat  der  Oberherrschaft  des  andern  unter- 
ordnet, oder  gar  für  den  einen  Staat  eine  Einverleibung  in  sich 
schlierst,  d.  Ii.  den  einen  Staat,  mit  Vernichtung  jeder  Art  von  politischer 
Selbstständigkeit ,  in  einen  blofsen  Bestandtheil  des  andern  verwandelt  c}. 
(  nnio  aequalia  incorporativa).  Die  dingliche  Vereinigung  der  Staaten 
begründet  die  Eintheilung  der  Staaten  in  einfache  und  zusammen- 
1  t*t  S.  Sil"  unterscheidet  sich  wesentlich  von  der  Zusammenschmel- 
zt! n  g  oder  Verwandlung  mehrerer  Staaten  in  Einen  <*).  So  auch  von 
blossen  Zugehörungen  (Perlinenzen)  eines  Staatsgebietes. 

a)  P0ma*8  Lit.  III.  KLthna's  Lit.  §.  928.    Pdfendorf  de  J.  N.  et  G.  VII.  5. 

16  sq.  Mabyibi  Positiones  de  jure  t  i \  it.  §.407.  Schhodt,  Jur.  publ.  univ.  P.  III. 
<    4«  y  8.    (P.  A.  Frhrn.  v.  Frask's)  Beweis.!  dafs  dem  Domcapitel  von  Trier 

die  landeshcrrl.  Zwischenregierung  in  dem  Für  Stent  h.  Prüm  —  zustehe 

(1781.  Fol.),  §.  5  —  i3  u.  20 — 27.  Püttkk's  Beitr.  I.  21  ff.  v.  Römer' s  kursächs. 
Staatsr. ,  I.  106 — 176.  Von  Luxemburg ,  s.  unten  §.  86.  b.  und  Acte  final  du 
CODgrefi  de  \  ienne,  art.  67  et  71.  Klurer's  Uebersieht  der  dipl.  Verhandl.  des 
wiener  Congresses,  S.  161.  —  Ohne  gemeinschaftliche  Oberherrschaft  besteht 
eine  RealUnion  swischen  den  Staaten  der  beiden  Grofsherzoge  von  Mecklenburg 
(Schwerin  und  Strelitz) ,  die  seit  i523  eine  gemeinschaftliche  landständische  Ver- 
fassung, uiul  daher  gemeinschaftliche  Landtage  haben  (§.  287). 

I>)  Mevus,  Concil.  posth.,  cons.  5.  n.  76  sqq.  Olenschlager's  Erläuter.  der  gold 
nen  Bulle.  S.  66  u.  35-. 

c)  Lebersicht  der  verschiedenen  Unions  Arten  ,  nach  des  Verfassers  Ansicht:  Unio 
(ivitutum,  sive  perpetua  sit  sive  temporaria,  sit  jure  I)  vel  societalis  (systema  civi- 
tatum  foederatarum);  II)  vel  impern,  h.  e.  sub  eodem  imperante.  Haec  est: 
1)  \el  personal**,  sive  a)  mere  personalis  seu  personalissima,  sive  b)  hereditaria 
scu  gentilitia;  2)  vel  realis,  jure  a)  sive  aequali,  b)  sive  inaequali,  ita  ut  haec  sit 
a)  vel  inaequalis  proprie  sie  dicta,    ß)  vel  incorporativa. 

d)  Beispiel  in  dem  Acte  final  du  congres  de  V ienne,  art.  65  et  73,  und  in  Klüber's 
Acten  des  wiener  Congr.,  VI.  168.  175  ff. 

§•   83.  (82.) 
Prätensioncn.    Verzichte  auf  Rechte  und  Ansprüche. 

I)  Die  vormaligen  Prätensioncn  des  teutschen  Reichs  «) 
haben  mit  dessen  Auflösung  aufgehört.  II)  Dagegen  fehlt  es  nicht  an 
Territorial-,  insonderheit  SuccessionsAnsprüchen ,  sowohl  einzelner  teut- 
scher  Bundesstaaten,  als  auch  ehemaliger  reichsstä'ndischer,  nun  als 
St. andesherren  untergeordneter  Fürsten  und  Grafen.  III)  Auf  dem  wiener 
Congrefis  ward  von  Bundesstaaten  hin  und  wieder  auf  bisherige  Rechte 
und  Ansprüche  verzichtet:  wegen  anderer  hingegen  erfolgten  Vorbe- 
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halte  und  Rechts  Verwahrungen  by  IV)  Die  rheinischen  Bundes- 
fürsten verzichteten,  in  ihrer  BundesActe  (Art.  34),  auf  alle  damaligen 
Rechte,  welche  Jeder  von  ihnen  haben  oder  ansprechen  konnte  Qäas  heifst, 
damals  hatte,  ansprach,  ansprechen  konnte,  oder  glaubte  ansprechen  zu 
können);  auf  bundesverwandte  Besitzungen  eines  andern  Bundesgenossen, 
mit  Ausnahme  der  eventuellen  S ucc essionsRechte  c).  Aber  Ansprüche 
gegen  bundesfreie  Staaten  waren  hierunter  eben  so  wenig  begriffen, 
als  erst  in  der  Folgezeit  entstehende  oder  entstandene  Ansprüche.  Eben 
so  wurden  s  tan  des  her  r  liehe  SuccessionsAnsprüche,  selbst  auf  souve- 
raine  Bundeslande,  durch  jenen  Verzicht  aufgehoben  ^). 

a)  Klüber's  Einleitung  zu  einem  neuen  Lehrhegriff  des  teutschen  Staatsrechts,  §.  72. 

ä)  Des  Hauses  4nha.lt  Rechtsverwahrung  seiner  SuccessionsAnsprüche  auf  Sachsen- 
Lauenburg;  in  Klüber1s  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  VI,  S.  32 1  f.  Ebendess. 
Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr. ,  S.  74  f.  u»  in  dem  Protoc. 
der  B.  V.  vom  5.  Nov.  1816.  §.  3.  Oestreiehs  Verzicht  und  Vorbehalt  in  An- 
sehung der  Lausitzen,  Preussens  und  Sachsens  Verzichte,  in  dem  Acte  final  du 
congres  de  Vienne,  art.  18  et  19.  Klüber's  angef.  Uebersicht,  S.  73.  Rechts- 
verwahrung der  Standesherren,  ebendas.  S.  149  f.  327.  329. 

c)  Von  dem  Sinn  und  Umfang  dieses  Verzichtes ,  s.  Klüber's  Staatsr.  des  Rhein- 
bundes, §.  89  —  92.  Ebendess  Abhandlungen  u.  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  1 — 07. 
Vergl.  unten,  §.  54o.  —  Ueber  die  Frage:  ob  diese  Verzichtleistung  durch  Auf- 
lösung des  rheinischen  Bundes  entkräftet  worden  sey?  s.  oben,  §.  47»  Note  b. 
Klüber's  angef.  Abhandlungen,  S.  42  ff«  Protoc.  der  B.  V«  v.  1817,  S.  70  der 
Original-  oder  FolioAusgabe.    Vergl.  §.  84.  V.  u.  §.  53  d. 

rl)  Bbauer's  Beitr.  zu  einem  allgem.  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten,  S«  273. 
E.  A.  Haus,  Abh.  in  d.  Rhein.  Bund,  XLIH.  io3.    Ebendas.  IV.  114. 

§•   84.  (83.) 
Fortsetzung. 

V)  Ueber  Baierns  Vorschlag  auf  dem  wiener  Congrefs,  der  teutschen 
BundesActe  einen  ähnlichen,  noch  bestimmtem  Verzicht,  wie  der  so 
eben  erwähnte  in  der  rheinischen  BundesActe,  einzuverleiben,  kam  ein  fester 
Beschlufs  nicht  zu  Stande  ")  VI.  In  dem  tilsiter  Frieden  *)  liefs  Frank- 
reich sich  und  seinen  Verbündeten  von  Preufseu  versprechen,  dafs  alle 
TerritorialPrä'tensionen  Preussens,  auf  Staaten  zwischen  der  Elbe  und  dem 
Rhein,  so  wie  ähnliche  Prätensionen,  welche  Staaten,  die  zwischen  dem 
Rhein  und  der  Elbe  gelegen  sind ,  auf  der  rechten  Seite  der  Elbe  gelegene 
preufsische  Staaten  haben  könnten,  mit  dem  tilsiter  Frieden  für  immer 
erloschen  seyn  sollten;  eben  so  alle  Conventionen,  Transactionen  und  Allianz- 
Verträge,  welche  Preufsen  mit  einem  auf  der  linken  Seite  der  Elbe 
gelegenen  Staat,  bis  zu  dem  tilsiter  Frieden  geschlossen  hatte.  Dagegen 
liefs  Preufsen,  in  seinem  ZusatzArtikel  <Q  zu  dem  pariser  Frieden  vom 
3o.  Mai  1814*.  sich  von  Frankreich  versprechen,  dafs  der  tilsiter  Friede, 
so  wie  jeder  andere  seit  dem  baseler  Frieden  zwischen  Frankreich  und 
Preufsen  geschlossene  Verlrag,  in  allen  seinen  Artikeln  aufhören  solle  ver- 
bindlich zu  seyn. 


Ein!*  VII  C;i|>.  Orr  teutechd  Hund, 

•)  n.iitM  M  ichlug  >«t.  fiiuMi  Verzieht  deirBundesglieder  auf  gegenseitige  TerritoHalr 
Ansprüche,  und  auf  vormalige  Hohe^trechte,  Lfihnherrücnkeit  und  Siuatsdicnst- 
barkeiten  in  andern  Bundesstaaten,  nur  mit  Ausnahme  der  Rechte  der  Rcgie- 
iuu:;s  and  1  rbfolge  für  den  l  all,  wenn  ein  Hans  im  Mannstamm  aussterben 
>M.r,Kv    Kritacas  Veten  dos  wi  Congr.,  Bd.  II,  S.  5oaf.  ,  ÖO9  u.  5i3.  Ebendess. 

ani;ef.  I  ebersieht  ete.  S.  i5i  f. 

1  uwösisob-preussistber  friede  eu  Tilsit,  9.  Juli  1807,  Art.  10  u,  11.  Ob  und 
wie  lern  alle«  dieses  anwendbar  gewesen  sey  auf  das  Verhältnifs  Preussens, 

"''l'l  etwa  blqffl        1/  ckUtiburgj  sondern  auch  zu  Sachsen  und  Anhalt,  in  Rüeh- 
sit  ht  auf'  ihre  Staaten  auf  dem  rechten  Ufer  der  Elbe?   Vergl.  Polit.  Journal, 
Ott  1807,  s.  »n  P.    \iie  final  du  congres  de  Vrcnne,  art.  23,  am  Schlafs. 
»  Klüub's  angef.  Uten  ete.  Bd;  I,  lieft  1,  8.  3a.    A  ergl.  oben  §.  58  «. 


§  (34.) 
Teutschlands  Grenze,  bis  zu  dem  rheinischen  Bund* 

Teutschlands  Grenze  ")  hat  sich  oft  verändert  <*)•  Noch  bei 
I  rrtchtung  des  rheinischen  Bundes  war  sie  hie  und  da  streitig.  In  diesem 
Zeitpunkt  waren  es:  im  Norden,  die  Eider  (der  schleswig-holsteinische 
(  mal),  und  die  Ostsee  (das  baltische  Meer);  gegen  Osten,  Preufsen, 
(Schlesien)  Galizieh,  Ungern,  Siavonien,  Croatien;  gegen  Süden,  das 
adriatische  Meer,  Italien,  die  Schweiz;  gegen  Westen,  der  Rhein,  (vor- 
znglicji  seil  1801,  nach  Art.  6.  des  Lüneviller  Friedens.),  die  batavische 
Republik,  die  Nordsee. 

d)  Einst  waren  es:  «mutuus  metus  aut  montes».    Tacitus  de  M.  G.  c.  1. 

b)  Die  Hauptveränderungen  in  Klcber^s  Einl.  zu  einem  neuen  Lehrbegr.  des  t. 
Staatsr.,  §.  b-  —  -1.  —  Landcharten  nach  den  verschiedenen  Perioden,  liefern: 
J.  M.  Haasii  Atlas  histoneüs.  Norimb.  1750.  J.  D.  Köler's  Einl.  zur  alten  u. 
mittlem  Geographie.  3  Tide.  Nürnb.  1730.  1737.  1745.  8.  C.  Kruse's  Atlas  z. 
Geschichte  aller  europ.  Länder  u.  Staaten  (bis  1816).  Oldenb. ,  Leipz.  u.  Halle. 
Heft  I  — IV.  1800—1818.  Neue  Aufl.  der  I.  Liefer.  1828.  RoyalFormat.  (Das 
1.  letzte  Heft  auch  unter  dem  Titel:  Tabellen  und  Charten  zur  Geschichte 
der  neuern  Zeiten,  v.  i5oo  bis  1816.)  Ebendess.  Iturze  Anzeigen  und  Erläuterun- 
gen über  s.  Atlas.  Halle  1812.  8.  Der  Atlas  zu  Malte -Brun 's  Prccis  de  la 
Geographie  universelle.  Paris  1810.  8.  Teutschland  in  geograph.  statist.  Bezie- 
hung, seit  d._  letzten  tausend  Jahren.  Leipzig  i8i4-  gr.  8.  Histor.  Atlas  von 
Sachsen;  in  25  Charten,  mit  Erläuterungen  von  950 — i8i5.  Leipz.  1816.  —  Für 
die  ältere  und  mittlere  teutsche  Geographie,  s.  die  Werlte  von  Phil.  Cluver, 
dm.  Cfm  akius,  Jac.  Carl  Spener,  Chr.  Jujnxrer,  J.  D.  Köler,  d'AwviLLE,  u.  A. 
Vergl.  I.  I..  1  abri's  Eneyclopädie  der  histor.  Hauptwissensch.  (1808.  8.),  S-  190. 
n5  ff. 

§•  06.  (85.) 

Grenze  der  Staaten  des  rheinischen  Bundes. 

Die  Grenze  rheinischer  Bundesstaaten,  im  Verhältnifs  zu  hun- 
desfreieen  Nachbarstaaten,  ward  mehrmal  verändert.    I)  Vom   12.  Juli 
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1806  bis  in  den  December  1810,  waren  die  Bundesstaaten ,  deren  mehrere 
erst  zwischen  dem  September  1806  und  dem  October  1808  in  den  Bund 
aufgenommen  wurden,  umgeben  von  Frankreich  C§-  20  ff-)?  von  könig- 
lichen Staaten  von  Holland  «),  Dänemark  und  Preufsen  von  Oestreich 
und  der  Schweiz;  auch  von  verschiedenen  teutschen  SouverainStaaten,  bis 
diese  ebenfalls  dem  rheinischen  Bund  beitraten.  II)  Vom  December  1810 
bis  zu  der  Auflösung  des  rheinischen  Bundes  grenzten  rheinische  Bundes- 
staaten an  napoleonisch-kaiserliche  Staaten  von  Frankreich  (Empire  francais), 
mit  Inbegriff  der  seit  -  dem  December  1810  mit  Frankreich  vereinigten 
Staaten  von  Holland  und  Teutschland  ?  an  königliche  Staaten  von  Däne- 
mark d)  und  Preufsen  an  kaiserliche  Staaten  von  Oestreich  /},  und  an 
die  Schweiz 

u)  Franz.  holländ.  Tractat  v.  Fontainebleau  v.  ii.  Nov.  1807,  Art.  1,  2  u.  5.  — 
Teutsche  Staaten  wurden  1807  u.  1808  an  Holland  abgetreten:  Ostfriesland,  Jever, 
Varel,  Kniphausen  (zusammen  64  QM.  und  142,000  Einw.),  auch  einige  Bezirke 
an  der  westlichen  Seite  des  Rheins,  zusammen  70  QM.  und  160,000  Einw. 
Crome's  u.  Jaup's  Germanien,  Bd.I,  Num.  i5.  F.  J.  Bertuch's  allgem.  geograpli. 
Ephemeriden,  März  1808.  S.  349.  Rhein.  Bund,  ^XYIIL  i5i.  —  Durch  ein 
Decret  vom  9.  und  ein  Senatusconsult  vom  10.  Juli  1810  unterwarf  Napoleon 
Ostjriesland ,  Jever  und  Knipkausen  dem  französischen  Kaiserreich.  —  Ob  die  Erb- 
herrschaft  Jever  ein  Bestandteil  des  teutschen  Reichs  sey?  war  sehr  streitig. 
Gerstlacher' s  Corp.  juris  germ.  publ.  etpriv. ,  II.  266.  Mosers  Rechtsmatcrien, 
IX.  95.  Ebendess.  Craysverfassung ,  S.  70.  Schwedens  Theatr.  praetens.  II.  20. 
v.  Selchow's  neue  Rechtsfälle,  III.  216,  Jaup's  und  Crome's  neues  Journal  für 
Staatskunde,  I.  687  —  728.  Nach  von  Rufsland  geschehener  Abtretung  dieser 
Herrschaft  an  HolsteinOldenburg  im  J.  1818  (Martens  Recueil,  Supplem.  VII. 
296.  X.  294.),  ward  sie  dem  Herzogthum  Oldenburg  einverleibt.  Herzogl.  olden- 
burgische  Erklärung  defshalb,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  27.  Nov.  1823,  148. 

b)  Franz.  preuss.  Friede  zu  Tilsit  v.  9.  Juli  1807,  Art.  7,  10  und  11. 

c)  Durch  ein  kaiserl.  französisches  organisches  SenatusConsult  v.  i3.  Dec.  1810, 
wurden  mit  Frankreich  vereinigt:  das  Königreich  Holland,  sodann,  unter  dem 
Namen  des  Lippe-  und  der  hanseatischen  Departemente,  die  Hansestädte,  und 
von  rheinischen  Bundesstaaten,  die  Staaten  der  Herzoge  v.  Oldenburg  (Eutin 
ausgenommen)  u.  das  Fürstenthum  Meppen  des  Herzogs  v.  Arenberg,  der  Für- 
sten'von  SalmSalm  u  SalmKyrburg,  verschiedene  Bezirke  von  dem  Königreich 
Westphalen  u.  dem  Grofsherzogth.  Berg.  Diese  französischen,  von  Teutschland 
abgerissenen  Provinzen  bildeten  die  32.  französische  MilitärDivision.  Dagegen 
erhielt  Berg  die  herzogl.  arenbergische  Grafschaft  Rechlinghausen.  Rhein.  Bund, 
LI.  455.  LH.  i/r.  Uli.  3o9.  LÜH.  117.  Martens  Recueil,  Supplem.  V.  340. 
346.  —  Von  1806  bis  1808  hatte  Napoleon  mit  Frankreich  vereinigt:  Kehl, 
Cassel  bei  Mainz,  Kostheim,  die  St.  Peterslnsel  bei  Mainz  und  die  Festung 
Wesel,  so  viel  den  militärischen  Theil  betrifft.  Klüber's  Staatsr.  des  Rheinb. 
§.  61.    Vergl.  oben  §.  32. 

d)  Dänemark  vereinigte  das  ganze  Herzogt».  Holstein  mit  d.  dänische»  Monarohie 
durch  eine  Verordn.  v.  9.  Sept.  1806;  in  dem  Polit.  Journal  v.  1806,  Sept.. 
S.  931. 

e)  Grenzvertrag  zwischen  Preussen  u.  dem  König  v.  JVesipImlvn ,  v.  14.  Mai  1811, 
wodurch  der  Thalwcg  der  Elbe  als  Grenze  festgesetzt  ward.  Gazette  de  Franc- 
fort, 1811,  3No.  233. 


Einl.  VII.  Cap«  De*  teutsche  Bund, 

' )  \\  iencr  1  r.  v.i.,.  Ort.  1800,  Art.  3. 

;)  Vertrat  iwischen  Baden  und  dem  Danton  Aargau,  v.  17.  Sept.  1808,  Art.  1; 
in  d.  lilu-in.  Bund,  WM  EL  40. 


&  Ö7-  (86.) 
TerräoriaUBestand  des  Tauschen  Hundes  und  dessen  Grenzen. 

I)  Den  geographischen  oder  TerritorialBestand  des,  mit  eigenem 
Staats-  oder  Bundesgebiet  (§.  78)  nicht  versehenen,  Teutschen  Bundes, 
bilden,  vermöge  »Irr  BundesActe  '  «J,  die  Staaten  der  Souverainen 
Pursten  und  Freien  Städte  Teutschlands,  mit  Einschluß  des  Kai- 
sen ron  Oestreich  und  der  Könige  von  Preufsen,  von  Dänemark, 
and  der  Niederlande,  und  zwar  Oestreich  und  Preufsen,  heidc 
Kir  ihre  gesammten,  vormals  zu  dem  teutschen  Reich  gehörenden 
Besitzungen  &),  der  König  der  Niederlande  für  das  Grofsherzogthum  Luxem- 
burg <)•  H)  Durch  diese  Bestimmung  der  BundesActe,  verbunden  mit 
dem  pariser  Frieden  vom  3o.  Mai  1814?  der  SchlufsActe  des  wiener  Con- 
gresses  FOm  9.  Juni  18  i5,  und  dem  pariser  Haupt  vertrag  vom  20.  November 
181  5,  sind  zugleich  die  Grenzen  zudem  Teutschen  Bund  gehörender 
Staaten,  im  Yerhältnifs  zu  dem  Teutschen  Bund  nicht  angehörender  Nach- 
barstaaten,  festgesetzt.  III)  Dem  zufolge  grenzen  teutsche  Bundes- 
staaten, an  die  Ostsee,  an  das  Königreich  Preufsen,  an  das  Grofsherzog- 
thum Posen,  an  das  Königreich  Polen  und  an  das  Gebiet  der  freien  Stadt 
Cracau  (die  öst reichischen  Herzogthümer  Auschwiz  oder  Oswieczien  und 
Zator),  an  die  Königreiche  Galizien  und  Ungern,  an  einen  Theil  des  neuen 
Königreichs  Illvrien,  an  das  adriatische  Meer,  an  das  lombardisch- venetianische 
Königreich,  an  die  Schweiz  an  das  Königreich  Frankreich,  an  das 
Königreich  der  Niederlande  0?  an  <he  Nordsee,  an  das  Herzogthum  Schleswig. 
Mit  bundesfreien  Staaten  grenzen  nur  eilf  Bundesstaaten:  Oestreich, 
Baiern,  Würtemberg,  Baden,  Preufsen,  Luxemburg,  Hannover,  Olden- 
burg, Holstein,  Lübeck,  Mecklenburg. 

u)  Art.  1.  VcrgL  auch  den  ersten  preuss.  Entwurf  der  BundesActe,  in  Klüber's 
Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  45.  —  Unter  »Teutschland«  wird  in 
der  BundesActe  verstanden  die  Allheit  der  in  dem  Bund  vereinigten  Souverain- 
Staaten;  doch  jeder  darunter  begriffene  als  selbstständig,  mit  eigener  unabhän- 
giger Staatsgewalt.  Klüber's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  212  ff.  —  Wie  die  Freie 
Herrschaft  Kniphausen  zu  dem  Teutschen  Bund  gehört,  s.  ebendas.  S.  214  ff.  u. 
unten  §.  319.  —  Von  Landes  freien  Staaten  der  Bundesgenossen,  s.  die  angef.  Ac- 
ten, Bd.  n,  S.  i2'3,  i3i,  344,  4^8  u.  470. 

b)  Vcrgl.  Klüber's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  81,  344,  38o,  4°3  u.  429.  —  Von 
östreichiseken  Bundesstaaten,  s.  oben  §.  78  c,  und  die  angef.  Acten,  Bd.  I,  Heft  I, 
S.  45,  Bd. II,  S.  81,  insbesond.  von  Welsch-Tyrol  undKärnthen,  ebendas.  Bd.  II, 
S.  106.  Für  B.irnthen,  Tyrol  und  Steiermark  liefs  Oestreich  sich  drei  teutsche 
ComitialStimmen  geben,  in  dem  Reichsdeput.Hauptschlufs  v.  i8o3,  §.  32.  —  Von 
preiusitchen  Bundesstaaten,  ebendas.  Bd.  I,  Heft  1,  S.  l& ,  insbes.  von  Schlesien 
und  PrcuisiscIiGeldern,  ebendas.  Bd.  II,  S.  81,  106,         u.  469-  —  Oestreich  u. 
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Preussen  erklärten  auf  dem  wiener  Congrefs :  jenes,  dafs  es  mit  seinen  gesummten 
Staaten,  mit  alleiniger  Ausnahme  von  Ungern  und  Italien,  —  dieses,  dafs  es 
mit  allen  seinen  Staaten,  mit  alleiniger  Ausnahme  von  dem  eigentlichen  Preussen 
und  Polen,  dem  Bunde  beitreten  wolle»  Ebendas.  Bd.  II,  S.  81,  344,  38o,  4°3 
und  429.  —  Oestreich  rechnet  von  seinen  Staaten  folgende  zu  dem  Teutschen 
Bund:  1)  Erzherzogthum  Oestreich;  2)  Herzogtümer  Steyermark;  3)  Cäruthen 
u.  4)  Krain;  5)  das  östreichische  Friaul  oder  den  Görzer  Kreis  (Görz,  Gradisca, 
Tolmein,  Flitsch,  Aquileja);  6)  das  Gebiet  der  Stadt  Triest;  7)  die  geforstete 
Grafschaft  Tyrol,  mit  den  Gebieten  von  Trient  und  Briten,  und  dem  Vorarlberg, 
doch  mit  Ausschlufs  von  Wailer;  8)  das  Herzogthum  Salzburg;  9)  das  Königr. 
Böhmen;  10)  die  Markgrafschaft  Mähren;  11)  den  östreichischen  Theil  von 
Schlesien,  mit  Einschluss  der  böhmisch  -  schlesischen  Herzogthümer  Auschwitz 
und  Zator.  Man  s.  dessen  Angabe  in  dem  Protoc.  der  B.V.  v.  1818,  §.  77,  auch 
in  Klüber's  Quellensammlung  Num.  XDI,  und  die  östreichische  Verordnung  v. 
2.  März  1820,  betr.  die  Abschaffung  der  Nachsteuer  und  des  Abxuggeldes;  in 
Franz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd.  48,  S.  5g  ff.,  u.  in  der  frankf.  O.  P.  A. 
Zeitung  v.  i5.  April  1820,  Num.  106.  —  Nicht  erwähnt  sind  in  vorstehender 
Anzeige:  das  TeutschordensHaus  und  der  Johanniterhof,  nebst  deren  Zuge- 
hörungen, in  der  Freien  Stadt  Frankfurt  u.  deren  Gebiet,  welche  Oestreich  mit 
Souverainetät  und  Eigenthum  besitzt.  Man  s.  die  Noten  zu  §.  234.  Die  Staats- 
hoheit über  HohenGeroldseck,  welches  in  der  Anzeige  von  1818  steht,  hat 
Oestreich  im  J.  1819  an  Baden  abgetreten.  —  Preussen  erklärte  in  dem  Protoc. 
der  B.V.  von  1818,  §.  io5,  u.  in  Ki/über's  Quellensammlung,  Num.  XIV,  dass  es 
folgende  sieben  preussische  Provinzen:  Pommern,  Brandenburg,  Schlesien, 
Sachsen,  Westphalen,  Cleve-Berg  und  Niederrhein,  als  zum  Teutschen  Bund 
gehörend  betrachte,  und  demselben  damit  beitrete. 

c)  Vergl.  §.  89  d.  Lüttich  gehört  nicht  zu  dem  Teutschen  Bund,  Klüber's  Acten 
des  wiener  Congr.,  Bd  II,  S.  535.  —  Wohl  aber,  seit  1825,  in  gewisser  Art 
die  Freie  Herrschaft  Kniphausen ,  wovon  §.  319. 

d)  Fruchtloses  Begehren  der  Schweiz,  wegen  Verbesserung  ihrer  Grenze  gegen 
Teutschland,  auf  dem  wiener  Congress,  in  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr., 
V.  242  f. 

e)  Grenzvertrag  zwischen  Hannover  und  dem  Königr.  der  Niederlande  v.  2.  Juli 
1824»  in  Martens  Recueil,  Supplem.  XI.  379. 


§•  (87.) 
Insbesondere  gegen  Frankreich. 

Gegen  Frankreich  —  von  jeher  den  gefährlichsten  Nachbar  Teutsch- 
lands Ä)  —  ward  seit  der  Völkerschlacht  von  Leipzig,  die  Grenze  mehr- 
mal vertragmäsig  festgesetzt.  I)  Der  pariser  Friede  vom  3o.  Mai  1814 
bestimmte  als  Grenze  zwischen  Frankreich  und  den  SouverainStaaten  des 
zu  errichtenden  teutschen  Staatenbundes,  den  Thal  weg  —  das  heifst,  die 
(wandelbare)  Fahrbahn  der  thal-  oder  abwärts  fahrenden  Schiffer  — 
des  Rheins  von  der  Stelle  an,  wo  der  Rhein  die  Schweiz  verlnfst,  bis 
(oberhalb  Germersheini)  an  den  Einflufs  desjenigen  Arms  des  Queichflusses, 
welcher  an  den  zu  Frankreich  gehörenden  Dörfern  Queichheim,  Mer- 
lenheim,  Knittelheim  und  Beiheim  vorbeifliefst  <*).  Von  dieser  Stelle 
des  Rheins  an,  bis  an  die  Nordsee,  zwischen  Nieuport  und  Dünkirchen, 

Klüber's  offentl.  «echt,  4.  Aufl.  7 
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I  .ml,  \  II.  Cap.  Der  ionische  Bund, 


vrtrd  durch  den  pariser  Frieden  von  1814  die  rörige  Grenze,  wie  sie  am 
i  i  nun  i-i)'  ■  w.ii-,  hir  Ten I seh l;un I  und  das  jetzige  Königreich  der 
Niederlande  wieder  hergestellt,  mir  mit  etlichen  Ausnahmen  #■). 

Vor  tausend  Jahren  gab  l«iMi\nr.  Carls  des  ('«rossen  (icheimschreiber ,  (de 
;eslia  1  uroli  M.,  o.  \N  I.  p.83.  edlt*  ScHitiNcair,  Traj.  ad  Rhen.  1711.  4-) 
den  Rath:  roi  g  paryifoi  qpßov  jw/rsvw  oux  d«  h.  <1cji  Franken  magst  du 

wohl  Eum  I  rcunde  Ilaben,  zum  Nachbar  hab'  ihn  nicht.  Gallus  est,  hunc  tu, 
Germane,  caveto.  Dagegen  konnten  dir  Teutsoben  schon  zu  des  Täcitus  Zeit 
von  sieh  rühmen:  «nollos  mortaliuin  armü  au t  //V/V  ante  Germanos  esse». 

^entlieh  sollte  es  die  tichse  des  Thalwegs  seyn,  eine  Linie  ohne  Rreitc,  wan- 
deJbar  mil  dem  Thalweg. 
1  Der  Rhein,  1  rankreichs  Grenze,  in  E.  L.  Posselt's  europ.  Annalcn,  1798.  VI. 
i3»7-  264.  I  aber  Frankreichs  IVfilitärgränzen  gegen  Italien  und  Teutschland.;  in 
den  I  urops  knnalen,  1804,  VI.  261.  \  11.  55.  J.  T.  Roth's  Literatur  der  Staats- 
rerhältnisse  mischen  Teutschland  und  Frankr.,  Rd.  I.  (Die  Schriften  von  Ver- 
trägen und  1  Friedensschlüssen,  ron  843  bis  1795.)  Weissenb.  1798.  8.  Rildet 
der  Rhein  die  natürliche  und  schützende  Grenze  von  Teutschland?  (Von  R.  Har- 
nicb,  eu  Cassel.)  Mama,  Strafsburg  u.  Luxemb.  i8i3.  8.  Welches  ist  die  ächte 
und  natürliche  Grenze  ewisehen  Teutschl.  u.  Frankreich?  Eine  militär.  Betrach- 
tung. (Ohne  Druckort.)  i8i3.  3i  S.  8.  E.  M.  Arndt,  der  Rhein,  Teutschlands 
Strom,  ;d>rr  nicht  Teutschlands  Grenz«.  Leipz.  i8i3.  92  S.  8.  Wo  ist  die  natür- 
liche und  sickere  Grenzlinie  für  die  mit  Frankreich  benachbarten  Staaten? 
Germanien  181. j.  8.  Der  Rheinstrom,  Teutschlands  Weinstrom,  nicht  Teutsch- 
lands Raulstrom.  (Ohne  Druckort.  181 8.  Ueber  die  künftige  Grenze  zwi- 
Bchen  I  rankr.  u.  Teutschland,  Mannh.  i8i5.  4-  J-  F.  Ocrdart,  der  Rhein,  nach 
der  hänge  seines  Laufs  u.  der  Beschaffenheit  seines  Strombettes.  Mainz  1816.  8. 
tt)  —  «bis  dahin,  WO  er  in  das  batavische  (holländische)  Territorium  eintritt», 
lautete  die  Grenzbestimmung,  welche  in  dem  Lünevilhr  Frieden  v.  9.  Febr.  1801, 
Art.  6,  gemacht  ward,  als  Folge  der  an  Frankreich  geschehenen  Abtretung 
aller,  bis  dahin  zu  Teutschland  noch  gehörig  gewesenen  Länder  auf  der  linken 
Rheinseite.  Dieser  Restimmung  waren  vorausgegangen,  tbeils  (1795  u.  1796) 
S  aratFriedenssehlüsse  Frankreichs  mit  Preussen  (Rurbrandenburg),  HessenCassel, 
\\  ürtemberg  und  Raden  (nachher  am  24.  Aug.  1801  auch  mit  RurpfalzRaiern), 
theils  die  fruchtlosen  Verhandlungen  des  rastalter  FriedensCongresses,  vom  9.  Dec. 
1797  bis  9-8.  Apr.  1799-  Von  allen  diesen  s.  Rlüber's  Staatsr.  des  Rheinbun- 
des, 58. 

<■)  Pariser  Fr.  v.  3o.  Mai  1814,  Art.  2,  Art.  3,  Eingang  und  Nuin.  5,  und  Art.  5; 

in  Rlüber's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  1 ,  S.  11  ff.  u.  i5  f. 
/)  Chb.  Hüb.  Pfeffel,  Limes  Franciae.  Pars  prior.    Limes  Franciae  ab  Oceano  ad 

Rbenum.  Argent.  i~85.  4-  (Auch  unter  dem  Titel:  Commenlarii  de  limite  Galliae.) 

Eine  musterhafte  Grenzbeschreibung.     Ein  Auszug  in  Rlüber's  kleiner  jurist. 

Biblioth. ,  St.  I,  S.  85 — n3.  —  Die  Grenzveränderungen  von  800 — *8oi,    s.  in 

Klvbkb's  Liid.  zu  einem  n.  Lehrbegriff  des  teutschen  Staatsr.,  §.  Ö7 — 64. 
g)  Angegeben  in  dem  pariser  Frieden  von  1814,  Art.  3,  Eingang  u.  Num.  1 — 5. 


§•  89.  (m  ' 

Fortsetzung. 

\\)  Der  pariser  Hänpt vertrag  vom  20.  November  181 5  «),  erwet- 
terte die  so  eben  angezeigte  Grenze  auf  verschiedenen  Punkten.    Er  nahm 
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die  Grenze  von  1790  zur  Regel,  und  fügte  nähere  Bestimmungen  hinzu» 
Dem  zufolge  läuft  jetzt  die  Hoheitgrenze  gegen  Frankreich  auf  dem 
Thal  weg  des  Rheins  ^Q,  von  dem  Punkt  an,  wo  er  die  Schweiz  ver- 
läfst,  bis  an  den  Einflufs  der  Lauter.  Von  da  auf  der  Lauter  <Q,  an  dem 
Departement  Niederrhein  hin,  bis  an  das  MoselDepartement.  Dann  zuerst 
auf  dessen  Grenze,  und  von  dieser  auf  der  Westgrenze  der  ehemaligen 
Grafschaft  Saarbrüchen  hin  ,  bis  Houvre.  Von  hier  über  Pellweiler,  Nieder- 
weiling,  Schardorf,  Wallwich  und  Launsdorf,  (welche  sämmtlich  mit  ihren 
Feidmarhen  bei  Frankreich  bleiben),  bis  Perle,  an  der  Kunststrafse  von 
Thionvüle  nach  Trier.  Endlich  von  da  auf  der  Grenze,  zwischen  dein 
Departement  der  Ardennen  (über  yülers  bei  Orval)  und  dem  zu  dem 
Teutschen  Bund  gehörenden  Grofsherzogthum  Luxemburg  <^J,  mit  Inbegriff 
des  ganzen  Herzogthums  Bouillon,  bis  an  die  Maas  eJ.  III)  Ein  Grenz  vertrag 
zwischen  Preufsen  und  Frankreich,  vom  2 3.  October  1829/), 
bestimmt,  in  der  Gegend  von  Saarlouis,  die  bis  dahin  streitig  gewesenen 
Grenzen»  Ein  ähnlicher  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  Baiern, 
vom  5.  Juli  1825  bestimmt  die  Grenzen  zwischen  Rheinbaiern  und 
Frankreich.  Auch  einer  zwischen  Frankreich  und  Baden  vom 
3o  Januar  1827  (§.  92). 

a)  Art.  1  ,  Num.  1  u.  2. 

b)  Pariser  Fr.  v.  1814,  Art.  3,  Num.  5.  Pariser  Hauptvertrag  v.  20.  Nov.  i8i5, 
Art.  1,  Num.  2.  —  Auch  der  Lüneviller  Friede  v.  1806,  Art.  6,  setzte  die 
Grenze  auf  den  Tbalweg. 

c)  Doch  so,  dass  JVeissenburg ,  durch  welches  die  Lauter  fliefst,  hei  Frankreich 
bleibt,  an  dein  linken  Ufer  mit  einem  Bezirk  von  nicht  mehr  als  ein  tausend 
Toisen.  Landau  liegt  sonach  ausserhalb  der  französischen  Grenze.  Die  nähere 
Bestimmung  der  baierisch -französischen  Grenze  erfolgte  durch  einen  von  Frank- 
reich mit  Baiern  im  Sommer  1825  geschlossenen  Grenzvertrag.  Davon  s.  die 
Allgem.  Zeit.  v.  9.  Dec.  1825,  Beilage,  S.  1371. 

tl)  Luxemburgs  Grenzen  sind  bestimmt,  in  dem  wiener  Vertr.  v.  3i.  Mai  181 5,  Art.  4, 
(Acten  des  wiener  Congr.,  VI.  172)  und  in  dem  Acte  final  du  congres  de  Vienne, 
art.  68,  vergl.  mit  Art.  66  u.  69,  und  mit  dem  Art.  1,  Num.  1,  des  pariser 
Vertr.  v.  20.  Nov.  i8i5,  worin  das  ganze  Herzogthum  Bouillon,  nacli  seinen 
Grenzen  von  1790,  von  Frankreich  abgetreten  wird.  —  Von  dem  "Umfang  des 
Grofsherzogth.  Luxemburg  s.  M.  F.  J.  Müller's  Statist.  Uebersiclit  des  Hzgtli. 
Luxemburg  (unter  Oestreicli).  Trier  i8i/(.  8.  W.  von  pkr  Nahmer's  Entwickcl. 
der  rhein.  Territorial-  u.  Verfassungsverhältnisse  (Frankf.  i83s.  8.),  S.  700 — 714. 
F.  Münch,  das  Grofsherzogthum  Luxemburg,  integrirender  Theil  des  teutschen 
Bundes,  in  seinen  altern  und  neuern  historisch- staatsrechtlichen  Verhältnissen. 
Braunschw.  i83i.  8.  —  Histoire  du  pays,  chateau  et  ville  de  Bouillon  depuis 
l'originc  du  Düt  he  jusqu'ä  la  revolution  de  1789  gar  M.  F.  Ozeray. 

e)  Vergl.  auch  den  GcneralBeccss  der  frankfurter  TerritorialCommission ,  v.  20.  Jul. 
1819,  Art.  5,  i3  u.  34;  in  v.  Martens  Becueil ,  Supplem.  VIII. 

f)  In  der  Gesetzsamml.  für  die  k.  preuss.  Staaten,  v.  i83o,  S.  26,  u.  bei  Martens 
1.  c.  XII.  162.  Preussisch  -  französische  Erklärung  wegen  Beseitigung  einer  DilTe- 
renz  über  den  Leyenscheii  Bezirk  zwischen  der  Saar  U.  der  Blies,  v.  11.  Juni 
1827;  in  der  angef.  Gesetzsamml.,  S.  ?.5,  u.  in  Mähten«  1.  c.  XU.  52. 

g)  Bei  Martens  1.  c.  XII.  1. 
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Bin).  \  II.  (  :i|>-  Der  teutsehe  Bund, 


§.  90. 

F  o  v  t  8  e  t  n  ii  n  <y. 

Q  Wiewohl  der  Thal  weg  als  Souvera  in  etat  Grenzlinie  zwischen 
Frankreich  und  den  angrenzenden  deutschen  Bundesstaaten  (jetzt  nur  dem 
Grofsherzogthano  Baden  angesehen  werden  soll;  so  wird  doch  jetzt  die 
,  Breite  des  Stroms  (nicht  auch  dessen  Flufsbett),  so  viel  Schiff- 
Pabrl  und  Handlung  (nicht  auch  dessen  übrige  Benutzung)  betrifft, 
als  ein  zwischen  beiderseitigen  Staaten  gemeinschaftlicher  Strom 
betrachtet  D  )  \uch  soll  die  Schifffahrt  auf  dem  Rhein,  von  dem 

Punkt  an.  mo  ei  schiffbar  wird,  bis  an  das  Meer,  und  umgekehrt,  frei 
.  so  dafs  sie  Niemand  untersagt  werden  darf  by     Auf  dem  wiener 
Congrefs   wurden  defshalb  eigene  Bestimmungen  gemacht  c)n 

In  dem  Reich&deputationsHauptschlufs  v.  25.  Fchr.  i8o3,  §.  39,  heifst  es:  «Da 
mKm-  Rhein  von  den  Grenzen  der  batavischen  Republik  an,  bis  zu  den  Grenzen 
*dor  helvetischen  Republik,  ein  zwischen  der  französ.  Republik  und  dem  teilt- 
est, hon  Reiche  gemeinschaftlicher  Strom  geworden  ist«,  u.  s.  w.  In  der  Convention 
«irr  fodroi  de  tiavigation  du  Rhin ,  faite  le  27  Thermidor  an  XII  (5.  Aug.  1804) 
heifsl  es,  nachdem  in  dem  1.  Art.  die  pünktliche  Vollziehung  des  vorhin  erwähn- 
ten §.39  des  R.D. Hauptschlusses  stipulirl  worden  war,  in  dem  Art.  2:  «En  con- 
ftsequence,  quoique  le  Thalweg  du  Rhin  forme,  quant  a  la  souverainete,  la  limite 
venire  la  France  et  V  Allemagne ,  le  Rhin  sera  toujours  considere  sous  le  rapport 
•  de  la  ntu  i Ration  et  du  commerce,  comme  un  fleuve  commun  entre  les  deux  Empires, 
ftaiasi  rjti  il  est  dit  au  meine  paragraphe  du  dit  reees,  et  la  navigalion  en  sera 
«  soumise  ä  des  reglemens  communs».  Rlüber's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  DI, 
S.  26*.  —  Diese  Bestimmung  ist  auch  dem  Sinn  des  pariser  Friedens  von  1814, 
Art.  5.  gemiifs.  —  Du  Thalweg  du  Rhin,  considere  comme  limite  entre  la  France 
et  L'Allemagne  (par  M.  Jollivet),  a  Mayence,  an  X.  (1801).  8.  Betrachtungen 
über  den  Thalweg  des  Rheins,  als  Grenzscheide  zwischen  Teutschland  und  Frank- 
reich.  (Nebst  Jon.  Bapt.  Moses  Jolltvet's  Abhandl.  über  den  Thalweg  des 
Rheins).  Germanien  1802.  gr.  8.  Einige  Worte  über  die  Rheinschifffahrt  von 
Gf.  Arnold  Jacobi.  Düsseid.  i8o3.  8.  u.  in  Posselt's  europ.  Annalen,  i8o3, 
II.  16-.  Bemerkungen  über  den  OctroiVertrag  und  die  mainzer  SckifferOrgani- 
sation  (Heidelb.  1806.  8.)  S.  49  II. 
b)  Pariser  Fr.  1814 ,  Art.  5. 

()  A<it  final  du  eongres  de  Vienne,  art.  108  et  suiv.,  art.  117.  Rlüber's  Acten 
des  wiener  Congr.,  Bd.  VI,  S.  89  ff.  92.  Bd.  III,  S.  2Ö4  ff.  2^7  ff.  Vergl.  unten 
§  &71  ff 

§•91.  (90.) 
S   c    h    l   u    s  s. 

III)  Dafs,  so  viel  die  So  uv erainetät  über  die  gröfsern  und  Meinem 
Rhein  In  sein  betrifft,  die  zur  linken  Seite  des  Thalwegs,  zu  Frankreich, 
die  zur  rechten  Seite,  zu  der  teutschen  souverainen  Unterherrschaft  gehören, 
ist  eine  Folge  der  festgesetzten  SouverainetätGrenze  «).  Da  der  Thalweg 
wandelbar  ist,  so  ist  es  auch  diese  Hoheitgrenze         IV)  Damit  aber 
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nicht  auch  das  Eigen th um  der  Inseln  einer  solchen  Wandelbarkeit  unter 
"worfen  sey,  so  ist  in  dem  pariser  Frieden  von  1814?  Art,  3,  Num,  5,  und 
in  dem  pariser  Hauptvertrag  vom  20.  Nov.  (Art,  1 ,  Num,  2)  festgesetzt, 
dafs  solches ,  w  elche  Veränderungen  auch  künftig  in  dem  Lauf  des  Flusses 
eintreten  mögen,  unverändert  bleiben  soll,  so,  wie  dasselbe  nach  einer 
neuen  Besichtigung  des  Flufslaufs  werde  festgesetzt  werden  c),  welche  von 
beiderseitigen,  innerhalb  dreier  Monate  zu  ernennenden  Commissarien 
vorzunehmen  sey 

«)  Jollivet  a.  a.  O.  §.  63. 

6)  Unbestimmt  waren  in  dem  Lüneviller  Frieden  geblieben,  die  Fragen:  1)  von 
Verruckung  nicht  nur  des  Thalwegs,  sondern  auch  des  ganzen  Flussbettes; 
2)  von  Kunstanlagen  (z.  B.  von  Strichzäunen  u.  a.  Werken  der  Kunst),  wodurch 
jene  Verrückungen  veranlasst  werden;  3)  von  zwei  Thalwegen,  die  es  in  einigen 
Gegenden  gibt  (Jollivet  a.  a.  O.  §.  6,  7,  1 1  und  64).  Der  pariser  Friede,  Art.  3, 
Num.  5,  und  der  pariser  Hauptvertrag  v.  20.  Nov.  i8i5,  Art.  i,  Num.  2,  haben 
die  erste  Frage,  in  Ansehung  der  Souverainetat  über  die  Rheininseln,  still- 
schweigend bestimmt,  indem  sie  nur  das  Eigenthum  der  Inseln  für  unwandelbar 
erklären,  im  Fall  einer  Verrückung  des  Flusslaufs. 

c)  Der  pariser  Friede,  a.  a.  O.,  bestimmt  als  NormalEpoche  für  den  Besitzstand 
dieser  Inseln,  den  Zeitpunkt  der  Unterzeichnung  des  Lüneviller  Friedens.  —  Nach 
dieser  Grundlage  wurden,  im  J.  1817,  die  Eigenthumsverhältnisse  zwischen  Baden 

"und  Frankreich  ausgeglichen;  doch  so,  dafs  die  seit  dem  Lüneviller  Frieden 
durch  die  Natur  (nicht  durch  Kunstwerke)  mit  dem  festen  Lande  verbundenen 
Inseln  ausnahmweise  dem  Lande  bleiben  sollen,  zu  dem  sie  bei  der  Ausgleichung 
gehörten.  Man  s.  den  hei  dem  folg.  §.,  Note  c,  angef.  französisch -badischen 
Vertrag  von  1827,  Tit.  I,  Art.  1  ff, 

d)  Napoleon  hatte  einseitig,  im  März  1800,  den  Zeitpunkt  der  geschehenen  Aus- 
wechslung der  Ratificationen  des  Lüneviller  Friedens,  als  NormalEpoche  für  die 
Souverainetat  über  die  Rheininseln  festgesetzt,  und  nach  solcher,  auf  das  Gut- 
achten einer  von  ihm  ernannten  Commission,  sich  Inseln  zugeeignet.  Klüber's 
Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  60. 


Grenzen  der  einzelnen  Staaten  des  Teutschen  Bundes. 

Jeder  einzelne  Staat  des  Teutschen  Bundes  hat  seine  eigene  Terri- 
t orialGre n z e,  natürliche  oder  vermarkte.  Rechtlich  gesichert  ist 
dieselbe,  durch  Verträge  mit  Nachbarstaaten,  durch  Herkommen  und  Besitz- 
stand «>  Bei  einer  Flufsgrenze  gilt  im  Zweifel  die  Mitte  des 
Flufses  für  die  SouverainetätGrenze  cxy  Doch  ist  in  der  neuern  Zeit  oft 
der  Thal  weg  <?)  dafür  bestimmt,  und  auf  Brücken  die  Mitte  ihrer 
Länge  d).  Zu  Festsetzung  und  Berichtigung  der  Grenzen  werden  nicht 
selten  von  beiden  Seiten  GrenzComissionen  ernannt, 

a)  Vergl.  Moser's  nachbarliches  Staatsr.  217.    PÜTiicn's  Lit.  III.  816  ff  Klvbkr'k 
Li*.  §.  1606  f. 


Kinl.  \  II.  Cnp*  Der  teutsche  Hund, 


\  Vertrag  m»h  Mttnchcn  \.       Apr.  t8i6,  Art.  i  u.  «; 

ni        kji'i  Staatsarchiv,  Bd.  LS.  n»i  u.  |o(».   GeneralRecefs  der  (Vanhf.  Terri- 
I    lumi&sion,  \-  so.  Jul   1819 9  §•  i>:  in  Martens  Recueil,  Supjdem.  VIII. 
1  •>  GaoTivti  de  furo  belli  et  pacis,  lil>.  II.  e.  3.  §.  16.  n,  1.  ei  §.  18. 

•  1  So  auf  dem  Rhein.  Oben  §.  OL  —  Klübeh's  droit  des  gcns  moderne  de 
1  13«  Die  Rheingrenze  zwischen  Baden  und  Fratikretch  ist  bestimmt 
durch  einen  KinalRecess  mmh  Jan.  1827,  In  dem  bad.  Rcgier.Ölatt ,  1827, 
St  18,  Auszug  weise  abgedruckt  ist  dieser  Staatsvertrag  in  Martens  Recucil, 
S  pplem.  XL  i'L  Die  Staatsgrenze  zwischen  Huden  und  dem  schweizer  Dan- 
ton (  ist  der  Titalweg  des  Rheins,  worunter  hier  »»die  grösste  Tiefe  des 
Stroms«  au  verstehen  ist,  und  auf  Brücken  die  Mitte  derselben.  Slaatsvertr. 
r,  1-  Sej)t.  1808,  Ait.  ij  in  d.  Rhein.  Bund,  \\\\  II.  /(6.  und  in  von  Martens 
l>'  •  ueil,  Suppleni.  \  .  140.  Eine  lithographirte  badische  neue  RheinGrenzcharte 
Hcffcrl  die  Resultate  dieser  Grenzverträge. 

j  Man  s.  oben  Note  d,    So  auch  auf  der  Rheinbrücke,  /-wischen  Kehl  und  Strass- 
luit^     Pariser  Hauptvertr.  v.  >,o.  IVov.  i8i5,  Art.  1,  Num.  1. 


93.  (92). 
Politischer  Charakter  des  Teulschen  Bundes. 

I)  In  dem  Innern  der  Bundesstaaten. 

Lehn  den  politischen  Charakter  des  Teutschcn  Bundes  und  der  ihn 
bildenden  Staaten    wird   einst  die    Geschichte    unparteiisch  richten.  Der 

ebenda  politische  Charakter  unseres  Zeitalters  (Zeitgeist,  die 
bewegenden  und  leitenden  Ideen  der  Zeitgenossen),  -welcher  hervorgeht 
aus  der  polltischen  Bildung  der  grofsen  Mehrzahl  der  Verständigen  in  allen 
A  olksh  lassen,  ist:  Streben  nach  einer  urkundlich  und  vertragsweise  befestigten 
Ordnung  des  gemeinen  Wesens;  ein  Streben,  1)  nach  verfassungsmäßiger 
bürgerlicher  Freiheit  und  gesetzmäßiger  bürgerlicher  Rechtsgleichheit  der 
Sl  tsgenossen;  2)  nach  Auf'rechthaltung  beider,  durch  allgemeine  Volks- 
vertretung, durch  Gewissensfreiheit,  vernünftige  Prefsfreiheit,  und  Aüf- 
merhsamUen'  auf  die  Öffentliche  Meinung,  diese  Stimme  der  grofsen  Mehrzahl 
der  \  ei  ständigen  im  Volk  [§.  22).  Dieser  Charakter  ist  ein  Resultat  der 
Ci\ ilisation  und  der  Sitten,  welche,  wie  einst  die  KirchenRefbrmation,  der 
Ging  der  Zeit  fla  marche  du  temps)  oder  der  Genius  des  Jahrhunderts 
unserem  Welttheil  gegeben  hat.  Er  wird  sich  erhalten  durch  die  Macht 
der  Dinge,  welche  überall  die  Oberhand  behält.  Durch  Gebote  und  Ver- 
bote läfst  das  Reich  der  Meinungen  sich  nicht  beherrschen.  Unhaltbar 
ist  daher  der  V.nspi*üCh  biofser  FeudalStände,  auf  Fortbestehen  eines  dem  Zeit- 
bedürfnifs  widerstrebenden  Zustandes.  Desto  mehr  berechtigen  Weisheit  der 
Herrseber,  Pflicht  der  Staats  Verwalter,  Cultur  des  Zeitalters,  zu  der  Erwartung, 
daß  in  jedem  Bundesstaat  das  Bestreben  der  Regierung  dahin  gehen 
:  den    Staat  dem  Bürger  Heb,  ehrwürdig  dem  Auslande 
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zu  machen  ö}.  Lieb  gewinnen  müssen  ihn  die  Bürger,  wenn  die  Macht- 
haber, mit  einem  GöttlichkeitPrincip  im  Herzen,  persönliche  Neigungen 
und  Vortheile  gefangen  nehmen  unter  dein  Wohl  Aller;  wenn  sie  durch- 
drungen sind  von  der  Ueberzeugung,  dafs  das  Volk  eine  Seele  habe,  das 
heifst,  Gefühl  für  bürgerliche  Freiheit,  Rechtsgleichheit  und  Eigenthum; 
wenn  die  Handlungen  der  Regierung  das  Gepräge  der  Gerechtigkeit,  der 
Ordnung  und  Mäsigung,  der  landesväterlichen  Sorge  für  das  Wohl  des 
Landes,  des  Bestrebens  redlich  zu  bessern  und  fortschreitend  zu  arbeiten, 
tragen;  wenn  die  Einwohner  mit  dem  wahren  Gefühl,  nur  dem  Gesetz  zu 
gehorchen,  und  nur  zu  dem  Staatszweck  regiert  zu  werden,  in  ihrem  Staat 
den  Freiort  des  Menschenrechtes  und  der  Rechtsgleichheit  der  Staatsbürger 
sehen 5  wenn  durch  unzweideutige  Regentenhandlungen,  sie  überzeugt  werden, 
dafs  kein  TrugSystem  mit  ihnen  spiele  ?  und  dafs  die  Staatsregierung  von 
der  Idee  ausgehe,  Sie  sey  nur  um  des  Volkes  willen;  wenn  nicht  Viel- 
regieren, heine  Beglückungsgewalt  sie  stört  in  dem  lebhaften  Bewufstseyn 
ihrer  bürgerlichen  Freiheit  wenn  nicht  nach  militärischem  Zuschnitt 
regiert  wird,  nicht,  nach  einem  vorherrschenden  Princip  des  Mifstrauens, 
kostspielige  Controlen  auf  Controlen  gehäuft  werden,  nicht  übertriebenes 
Formenspiel,  nicht  zahllose  Vorschriften  eigene,  freie  Kraft  zum  Handeln 
und  Selbstdenken  ersticken,  und  die  heilsame  Grenze  des  vernünftigen  Er- 
messens vernichten,  wenn  nur  persönliche  Würdigkeit,  nur  anerkannte 
Tugend,  Verdienst,  Sachkunde,  Talent  und  Erfahrung,  die  einzigen  ßestim- 
mungsgründe  seyn  werden  in  der  Wahl  der  Staatsdiener,  auch  der  höhern 
Grade;  wenn,  das  Bedürfnifs  der  Zeit,  des  Staates  und  seiner  Einwohner 
richtig  erkennend,  ein  weises  und  gerechtes  System  allgemeiner  Volksvertre- 
tung, und  eine  damit  in  Uebereinstimmung  gebrachte  Staatsverwaltung,  die 
Staatsverfassung  sichert,  wenn  durch  ein  richtiges  und  gerechtes,  in  jeder 
Hinsicht  wohlberechnetes  AbgabenSystem,  ungefährlich  der  Sittlichheit  der 
Abgabepflichtigen ,  durch  kluge  und  gewissenhalte  Staatswirthschaft  gesorgt 
wiid,  für  zweckmäsige  Benutzung  und  Verwaltung  der  Staatskräfte;  durch 
Gewissensfreiheit,  durch  zeitgemäse  Gesetzgebung,  durch  das  Recht  der 
Bftfr-  nnd  Beschwerdeschriften,  durch  Verantwortlichkeit  auch  der  obersten 
Staatsbeamten  für  Zweckmäsigkeit ,  und,  vor  einer  richtenden  Behörde ,  für 
Rechtmäßigkeit  oder  Uebereinstiininung  der  Regentenhaudlungcn  mit  der 
Verfassung  und  den  Gesetzen  des  Staates,  durch  Aufreehlhaltung  vernunft- 
gemäser  Prefsfreiheit ,  Unabhängigkeit  der  Gerichtshöfe,  durch  unparteiische, 
un verzögerte  Rechtspllege  gegen  Jeden,  durch  milde  Formen  bei  dem  pein- 
lichen Verfahren,  durch  eine  Habeas-corpus-Acte  <-'),  für  Sicherheit  der 
Personen  und  ihres  Eigenthums;  durch  zweckmäsige  Anstalten,  für  Bildung 
der  Jugend  zu  sittlich  guten,  vaterländisch  gesinnten  und  betriebsamen 
Bürgeln,  wie  für  Ackerbau  und  Gewerbe,  für  Künste  und  Wissenschaften. 
So  ist  der  Souverain  in  der  Ausübung  des  obersten  Grundsatzes  jeder 
weisen  Staalsregierung  »Sey  gerechl  und  gut«,  dem  Staale  dienend'/), 
der    öffentlichen    Meinung    (§.    22)   über   öffentliches   Interesse  <)  gewil's, 
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und  würdig  dei  Huldigung,  die  ein  edles  Volk  seiner  Majestät  bringt.  So 
ist  jeder  Bürget  treu  dem  Fürsten,  und,  fordert  es  die  Noth,  Vertheidiger 
des  Vaterlandes«  So  ist  der  Staat  aicht  genöthigt,  sieh  entscheidendem 
Kinlluls  \<>u  Aussen  blofs  zu  stellen  y). 

i    I  erte  id  firmissimum  Longe  Imperium  est,  quo  obedientes  gaude?U".  Livius, 
\  III.  i3. 

I)   /.    Great-Charter  (Magna  Charta),  Haupturkunde  brJttischer  Freiheit,  von  iai5, 
>sl  der  Declaration  of  riglits  m>h  1689.    R,egierung$Eid  eines  jeden  Königs  von 
England;  desgl.  \tm  Schweden,  wie  seit  1720,  so  auch  seit  1779,  in  v.  Martens 
Samml.  der  wichtigsten  Reichsgrundgesetze  der  vornehmsten  europ.  Staaten, 

I.  S34<  I  Lbrifa  des  Staatsr.  der  vornehmsten  europ.  Staaten,  Th.  I, 
>  87,    Rede  des  Fürsten  \im  HohenzoUernHechingen,  1810,  in  d.  Rhein.  Bund, 

I  OL  175. 

c)  (1679)  \-  VIahtxns  a.  a.  <>.  I.  8a3.  Ebendess.  Abrifs  des  Staatsr.  der  vornehm- 
st u  europ«  Staaten,  I.  i85.    Blackstöne's  Commentaries  on  the  laws  of  England, 

II  1.  chap.  1.  Just.  Möser's  patriot.  Phantasien,  III.  86.  v.  Archenholz,  Eng- 
land u.  Italien,  Bd.  I,  Th.  I,  S.  n  f.  —  Diese  Aete  hat  vor  ähnlichen  Gesetzen 
anderer  \  tdker  den  \  oraug,  dafs  sie  auf  ihre  Uebertretung  eine  bestimmte 
Strafe  setzt. 

d)  Selbstbekenntnisse  denkender  Souveraine:  Ii.  Justinian's  (oben  §.  1  b).  - — 
l  sisdbich's  (U  s  Einzigen,  Verfassers  des  Antiinachiavells,  Erklärung  in  Schlö- 
Uce's  Briefwechsel,  Heft  21,  S.  207.  Seine  Abh.  über  die  Regierungsformen  u. 
über  die  Pflichten  der  Regenten;  in  s.  Oeuvres  posthumes,  T.  VI.  Conseils  du 
tröne,  donnes  par  Erederic-le-Grand  aux  rois  et  aux  peuples  de  l'Europe;  pu- 
blies  par  At  guis.  Paris  1823.  8.  —  Königs  Stanislaus  Augustus  Rede  auf  dem 
Reichstag  zu  Grodno,  1784.  A.  L.  Jacobi's  Staatsangelegenheiten  (Celle  1787. 
8.),  S.  00  IV.  —  Kaiser  Alexander's  I.  Krönungsmanifest,  v.  i5.  Sept.  1801,  in 

II.  Stobch's  Rufsland  unter  Alexander  I.  (St.  Petersburg  1804.  8.),  S.  110  f.  — 
Befestigt  wird  die  monarchische  Staatsform  durch  volkstümliche  Denk*  und 
Handlungsweise  der  monarchischen  Regierung,  die  dadurch  die  Herzen  der  Un- 
terthnnen  gewinnt. 

r)  Die  sichersten  Mittel  gegen  RevolutionsSchwindel.  F.  C.  v.  Moser's  patriot. 
Archiv,  L  3q3— 3q8.  A.  L.  Schlözer's  Staatsgelahrtheit,  I.  162  ff.  J.  J.  Engei/s 
Fürstenspicgel ,  322. 

f)  Mens  agitat  molem.  —  Man  s.  die  oben  §.  22  angef.  Schriften.  Ueber  die  Po- 
litik der  teutschen  Höfe,  s.  NationalChronili  der  Teutschen,  i8o5 ,  St.  3.  F.  L. 
Jahn  s  teut&ches  \  olksthum.  Tüb.  1810.  8-  Blicke  von  der  Zeit  in  die  Zukunft; 
in  der  Reuen  Alleinannia,  Dec.  1816,  und  in  der  Allgem.  Zeit.  1817,  Beil. 
[ff um.  -  u.  f.  J.  F.  Eriks,  von  deutschem  Bund  und  deutscher  Staatsverfassung. 
Heidelberg  1816.  8.  (C.  C.  Sacr)  Der  deutsche  Bund  nach  seinem  ganzen  Um- 
fang. Züllichau  1816.  8.  Vom  teutschen  NationalSinn.  Leipz.  1816.  8.  L.  v. 
Dhf.sch,  Betrachtungen  über  den  teutschen  Bund.  Tüb.  1817.  8.  Drei  Aufsätze 
in  F.  L.  Li»)>hi's  geheimen  Papieren  (Stuttg.  1824.  8.):  "Die  politische  Reform 
u.  die  neuen  Interessen";  "über  aristokratisches  u.  demokratisches  Principe ;  und 
"über  Obscurantismus  u.  Mittelmasigkeit",  S.  i23ff.,  i83  ff.  u.  23q  ff.  Rehberg, 
die  Erwartungen  der  Deutschen  von  dem  Bunde  ihrer  Fürsten.  Hannover  i834-8. 
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§.  94.  (93, 
II.  In  dem  auswärtigen  Staatsverh'altniss  der  Bundesstaaten. 

Ehrwürdig  mufs  ein  Bundesstaat  dem  Ausland  werden,  wenn  er, 
in  der  Unabhängigkeit  fremder  Staaten  das  Kleinod  eigener  Freiheit  ehrend, 
seine  Verpflichtungen  gegen  sie  treu  erfüllt;  wenn  er  mit  Weisheit  und 
Offenheit  jene  Mäsigung  verbindet,  die  stets  Gefährtin  innerer  Kraft,  und 
Bürge  für  die  Dauer  staatsgesellschaftlicher  Einrichtungen,  CharaktergrÖfse 
der  Regierung  verkündigt  5  wenn  er,  bei  Festigkeit  und  Ruhe  im  Innern, 
in  sicherem  Besitz  föderativer  Macht  von  Aussen,  bei  Friede  und  Eintracht 
mit  den  Nachbarstaaten,  fern  von  Sucht  durch  Waffenruhm  zu  glänzen, 
und  meidend  den  sturmbewegten  Ocean  der  Politik ,  seine  politische  Wich- 
tigkeit sichtbarer  wirken  läfst  in  friedlichen,  als  in  kriegerischen  Ver- 
hältnissen; wenn  er  durch  streitfertige  Kriegsmannschaft,  angemessen  den 
Kräften  und  dem  Bedürfnifs  des  Landes,  und  durch  fortwährende  Bewaff- 
nung der  waffenfähigsten  Staatsbürger,  nicht  nur  das  Vaterland  gegen 
innere  und  äussere  Feinde  sichert,  sondern  auch  kriegerischen  Geist  und 
vaterländische  Gesinnung  bei  dem  Volk  erweckt,  wenn  er,  überzeugt,  dafs 
nicht  in  das  Zugreifen  die  höchste  Weisheit,  wie  die  höchste  Begierde,  zu 
setzen  sey,  dafs  nicht  jeder  Zuwachs  an  Menschen  oder  Gebiet,  wahre 
'  Vermehrung  der  Macht  eines  Staates  nach  sich  ziehe,  dafs  vielmehr  Friede, 
Freiheit,  Recht  und  Güte  die  grofsen  Hebel  zu  dem  Emporsteigen  der 
Staaten  sind,  sein  Heil  nicht  sucht  in  vermeintlich  furchtbarer  Vergröfse- 
rung  0). 

a)  Die  Stifter  des  Teutscken  Bundes  bekennen,  in  dem  Eingang-  der  Bundes  Acte, 
ihre  Ueberzeugung  von  den  »Vortheilen,  welche  aus  ihrer  festen  und  dauer- 
haften Verbindung,  für  die  Sicherheit  und  Unabhängigkeit  Teutschlands,  und  für 
die  Ruhe  und  das  Gleichgewicht  Europa's  hervorgehen  würden«.  Aehnliche  Er- 
klärungen auf  dem  wiener  Congress,  in  Noten  der  Bevollm.  der  verein.  Souver. 
Fürsten  u.  Freien  Städte  Teutschl.,  v.  22.  März,  und  der  Bevollm.  von  Preussen 
und  Oestreich,  v.  29.  u.  3i.  März  i8i5,  in  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr., 
Bd.  I,  Heft  4,  S.  43  u.  48. 

III  In  dem  Bunde  sverh'altniss. 

Das  klare  Interesse  seines  Daseyns  verpflichtet  den  Teutschen  Bund 
zu  Gerechtigkeit  und  Weisheit,  im  Innern  und  Aeussern.  Demnach  werden 
Rechtliebe,  Staatsweisheit,  Wohlwollen  und  reger  Eifer  für  Gemeinwohl, 
die  Bundesgenossen  beleben.  Diese  werden  die  Bundesversammlung  wohl- 
thätig  leiten,  und  nicht  zugeben,  dafs  die  Tha'tigkeit  derselben  in  unnütze 
Geschäftigkeit,  in  Blendwerk  und  Ceremoniendienst  sich  auflöse.  Ein 
weites  Feld  zu  nützlichem  Wirken,  steht  dieser  erhabenen  Versammlung 
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offen«  Bedeutende  negative  Ymtheile  sogar,  ist  man  von  ihr  zu  ho  (Ten 
chtigt,  so  fern  schon  der  Blich  auf  Sit',  egoistisches  Wirken  zum 
Vnchtheü  des  Gangen  oder  r.in/elnen  zu  hindern  vermag  Sie  wird  nütz- 
liche Mittheilungen  unter  den  Bundesstaaten  erleichtern,  vermehren  und 
unterhalten.  Aufmerksam  auf  die  Stimme  der  öffentlichen  Meinung,  über- 
zeugt ^  dafs,  früher  oder  später,  Öafs  und  Verachtung  den  Unterdrücker 
des  Schwachem  treffen  müsse,  huldigend  dem  Grundsatz  der  politischen 
Einheit,  Freiheil  und  Unabhängigkeit  des  Bundes,  so  wie  dem  Vorzug 
der  moralischen  Macht  vor  der  physischen,  erwägend,  dafs  ausser  dem 
politischen  auch  ein  geistiges  Band  die  Bundesstaaten  umschliefst,  wird 
durch  Ehrgeiz,  durch  Streben  nach  Ä.lleinstehcn ,  Machtsplel  (Euro- 
paisiren  und  Puissanciren)  und  Vergrößerung,  durch  Drohung,  aus  der 
Verbindung  zu  scheiden,  Kein  Bundesgenofs  trachten,  sich  über  die  Grenze 
der  Pflicht  und  Gleichheil  zu  erheben,  her  gemeinschaftliche  gleiche  Ein- 
WOZu  die  beiden  mächtigsten  Bundesstaaten  sich  berufen  finden")? 
wird  ihre  Beweggrunde  zur  Eintracht  verstärken,  er  wird  für  Teutsch- 
land eine  Gewährleistung  der  Ruhe  ,  für  Europa  ein  Pfand  des  Friedens 
seyn,  wenn  er,  ihren  Verheissungen  treu,  nie  anders  wirkt,  als  einmiithig 
und  wohlthätig.  Das  Verhältnis  des  Bundes  und  der  Bundesstaaten  nach 
Aussen  fordert  eine  desto  sorgfältigere  Beachtung,  da  Teutschland  in  poli- 
lischer,  wie  in  geographischer  Hinsicht,  der  Mittelpunkt  von  Europa 
ist  '  ).  und  da  fünf  Bundesgenossen,  wegen  bundesfreier  Staaten,  zugleich 
auch  europäische  Mächte  sind  0,  i»  dem  unten  (§.  238)  angegebenen 
Sinn.  Darum  fordert  das  Wohl  aller  Bundesstaaten,  bei  der  freiesten 
Entwickelung  im  Innern,   die  geschlossenste  Verbindung  nach  Aussen. 

r  I  liii'ra  ii's  l  ehersirht  der  diplom.  Verhandlungen  fies  wiener  Congr.,  S.  107  IT. 
)  \.  H.  C.  Umhin,  der  leu'sche  Bund,  in  seinen  Verhältnissen  zu  dem  europäi- 
schen Stantcnsystem.  Gött.  1816.  8.  Bigivo:v  des  proscrintions  T.  II.  (Paris 
18*0.  8.),  p.  ?,i 9 —  267  et  p.  /,o3  et  suiv.  Der  t.  Bund  u.  die  Hundesstaaten ;  in 
Mihh\iu)'s  allgem.  polit.  Annalen,  Bd.  V,  Heft  2 ,  S.  111  —  iifai  —  Yergl.  C.  D. 
\        /eilen.  1816,  St.  4.    Dawider  s.  Ad.  Mcllek's  Staatsanzcigen,  1816,  I.  2. 

>)  Oestreich,  PreusSeU,  Hannover,  Holstein,  Luxemburg  (§.  -"8  e.  87.  19t  a.).  — 
VergL  wiener  ScblussActe  v.  1820,  Art.  46  u.  47 ,  aueh  §.  187  und  55-  u.  f.  — 
Manuscripl  aus  Südteutschland  (London  1820.  8.),  S.  2i3  IT.  und  149  — 191.  — 
Da  der  Bundesz werft  allen  Bundesgenossen  das  Germanisiren  zur  Pflicht  macht, 
könnte  einzelnen  das  Europüisiren  zum  Vorwurf  gereichen. 
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VIII.     C  A  P  I  T  E  L. 

Subject  und  Object  des  teutschen  öffentlichen  Rechtes.  Bundes- 
gewalt.    Staatsverfassung'  und  Staats  Verwaltung-,    Uebersicht  der 

Staatshoheitrechte. 


§;  96.  (95.) 
Subject  und  Object  des  teutschen  öffentlichen  Rechtes. 

I)  Das  Subject  des  teutschen  öffentlichen  Rechtes,  stellen  dar: 
in  Absicht  i)  auf  die  Substanz  der  öffentlichen  Gewalt,  a)  in  dem 
Bundes  recht,  die  Gesammtheit  der  Bundesstaaten,  b)  in  dem 
Staatsrecht  der  souverainen  Bundesstaaten,  die  ein. z einen  Bundes- 
staat en;  dann,  2}  so  viel  a)  die  Ausübung  der  Bundesgewalt  be- 
trifft, die  Bundesversammlung,  b)  in  Absicht  auf  die  Ausübung  der 
Staats gewalt  in  den  souverainen  Bundesstaaten ,  das  Staatsoberhaupt, 
mit  Hinsicht  auf  diejenigen  Bedingungen,  unter  welchen  ihm  die  Ausübung 
der  Staatsgewalt  anvertraut  ist.  II)  Das  Object  besteht  in  den  wechsel- 
seitigen, vollkommenen  Rechten,  und  zwar  i~)  der  Bundesgenossen  in 
dem  Bundesrecht,  2)  indem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten,  der 
regierenden  und  der  untergeordneten  Subjectej  nebst  gewissen  vollkommenen 
Rechten  gegen  Auswärtige  C§-  °J«  Dahin  gehören  die  Hoheitrechte? 
sowohl  des  Bundes,  als  auch  der  souverainen  Bundesstaaten. 


§•  97.  (96, 

B  u  n  d  e  s  (/  e  tu  a  l  t. 

Ihrem  Wesen  nach  ist  die  B  u  n  d  e s  g  e  w a  1 1  des  Teutschen  Bundes 
als  eine  gesellschaftliche,  ein  Recht  der  Gesammtheit  der  Bundesstaaten. 
Es  gilt  dieses  nicht  nur  von  den  V  e r  fas s  u  ngsrechten ,  sondern  auch  von 
allen  übrigen  Rechten  des  Bundes,  sie  seyen  Ver  tragsrechle  oder  Ho- 
heitrechte,  deren  Ausübung  ihm,  als  einem  unabhängigen  Slaatenverein, 
nach  dem  Willen  der  Bundesgenossen  zustehl.  Die  ausübende  Behörde 
ist  die  Bundesversammlung  (§.  116), 
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§.  98.  (97i) 

StaatsGrundverfa  ssu  ng .  Staatsfortn  ■   Staats  Verwaltung*  Legitimität. 

Monarchisches  Vrinci}*.  Jlac/iluollkommcnheit. 

Die  Formale  Entwicklung  des  Staatsree  htes  der  zu  Staatshoheit 
oder  unabhängiger  Staatsgewalt  berechtigten,  teutschen  Rundesstaaten, 
gehl  von  zweifachem  Gesichtspunkte  aus;  von  der  G  ru  n  tl  Verfassung,  und 
ron  der  Verwaltung  dieser  Staaten  ß.  4  u.  5).  I)  Die  Lehre  von  der 
8  taatsGrund  v  erfassung  ( Staats!"  lonstitution),  das  Staatsver  Ca  ssu  ngs- 
recht,  umfafsl  alle  Rechtsbestimmungeh \  welche  auf  die  Staatsform  «) 
[forma  civitatis  8.  reipublicae),  das  heifst,  auf  die  Art  der  öffentlichen  Per- 
sönlichkeit des  regierenden  Subjectes,  und  auf  das  Rechtsverhältnifs  zwischen 
Oberherrschaft  und  Dnterherrsehaft  im  Allgemeinen ,  sich  beziehen.  III}  Le- 
gitim oder  gesetzmäfsig  ist  nur  die  Staatsgewalt,  welche  durch  einen 
Rechtstitel  begründet  ist.  Legitim  ist  nur  das  Staatsoberhaupt,  dem  die 
Ausübung  der  Staatsgewalt  vermöge  eines  Reehtstitels  zusteht  b).  IV)  Ge- 
buhrl  diese  Ausübung  einer  mit  der  persönlichen  Majestät  bekleideten 
physischen  Person,  so  bildet  diese  gesetzmäßige  physische  Einheit  des 
regierenden  Subjectes  den  Grundbegriff  der  Staatsform,  und  wird  davon 
(ungefähr  seit  dem  Carlsbader  Congrefs  von  1819)  monarchisches 
Princip,  oder  vielmehr  Princip  des  Monarchismus  benannt;  ein  Grund- 
begriff, wovon  A bso lutismus  oder  Unbeschränktheit  des  regierenden 
Subjeetes  in  der  Ausübung  der  Staatsgewalt ,  natürliche  (§.  5)  oder  positive, 
ein  wesentliches  Ingredienz  keineswegs  ist  c\  Der  Inbegriff  von  Regie- 
rnngsrechten  und  Pflichten,  welcher  dem  mit  der  Eigenschaft  des  Staats- 
oberhauptes bekleideten  Einzelnen  zukommt,  bildet  die  monarchische 
Staatsgewalt.  Demnach  ist  durch  den  Grundbegriff  der  monarchischen 
Staatsform  eine  Unbeschränktheit  des  regierenden  Subjects  eben  so  wenig 
begründet,  als  ein  Mehr  oder  Weniger  von  Einschränkungen  des  constitu- 
t ioneilen  Monarchen  durch  die  Verfassung;  wohl  aber  die  äusserste  Grenze 
des  Monarchismus,  welche  durch  Mitregentschaft  oder  durch  gänzliche 
Ausschliessung  der  mit  der  persönlichen  Majestät  bekleideten  physischen 
Person  ron  der  Staatsgewalt,  überschritten  würde.  V)  Das  Recht  zur 
Staatsregierung  gebührt  dem  regierenden  Subject  in  der  durch  die  Staats- 
Grund Verfassung  festgesetzten  Art.  VI)  Manche  Staaten  haben  Verfas- 
sung surk  und  en  (§♦  1,  f)  oder  geschriebene  Constitutionen.  Sie  heissen 
davon  urkundlich-verfassungsmäsige,  auch  constit  utionell  e 
im  engern  Sinn  VII)  Ist  durch  die  geschriebene  oder  ungeschriebene 

Sl a MsGrundverfassung  eine  Volksvertretung  bei  der  Regierung,  für  bestimmte 
Theilnahme  an  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  festgesetzt ,  so  ist  die  Staats- 
form eine  repräsentative  oder  ständisch- verfassungsmäsige,  im  Gegen- 
satz der  absoluten  VIII)  Die  Lehre  von  der  Staatsverwaltung 
CStaatsadministration) ,  das  Staa  tsVerwaltungsr echt,  umfafst  alle 
Rechtsbestimmungen ,  welche  auf  die  Ausübungsart  der  Staatsgewalt 
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(modus  administrandi  civitatem  s*  rempublicam},  in  dem  innern  und  äussern 
Staats  verhältnifs,  sich  beziehen.  IX)  Der  Inbegriff  der  StaatsHoheitrechte, 
in  dem  Besitz  des  Regenten,  seine  Regentengewalt  nach  ihrem  ganzen 
rechtmä'sigen  Umfang,  heisst  seine  Machtvollkommenheit,  plenitudo 
potestatis  /}. 

a)  Unzulänglich,  selbst  in  der  Theorie,  ist  die  aristotelische  (Politic.  lib.  JH.  c.  5 — 7). 
Eintheilung  der  Staatsformen,  in  monarchische,  aristokratische  und  demokratische. 
Vergl.  J.  N.  Hertii  Elem.  prudentiae  civilis  (Francof.  1703.  8.),  P-  II.  p.  1—248. 
W.  T.  Krug  über  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung.  Bönigsb.  i8o5.  8. 
Mäcenas,  über  Volksgewalt  und  Alleinherrschaft.  Halle  1817.  8.  v.  Gagertv,  die 
Besultate  der  Sittengeschichte,  Bd.  IV  (der  StaatenVerfassung) ,  Stuttg.  1820.  8. 
Schlözer's  Staatsgelahrtheit,  Th.  I,  S.  112.  Ganilh  ,  de  la  contre-revolution  en 
France  (Paris  1823.  8.),  introduction,  p.  I  — XLIII.  Fievee  über  Staatsverfas- 
sung u.  Staatsverwaltung.  Aus  d.  Franz.  von  Schlosser.  Frankf.  1816.  8.  — 
Einfach  ist  die  Staatsform ,  wenn  sie  nur  aus  einer  der  verschiedenen  Staatsfor- 
men  besteht;  zusammengesetzt  oder  gemischt,  wenn  sie  aus  mehreren  Staatsformen 
zusammengesetzt  ist.  Die  einfachen  Staatsformen  sind:  1)  das  Reich  (regnum), 
wo  die  Staatsregierung  einer  oder  mehreren  (Monarchie,  Einherrschaft,  Diarchie, 
Triarchie  u.  s.  w.),  mit  der  persönlichen  Majestät  bekleideten,  physischen  Per- 
sonen übertragen  ist;  es  kann,  wie  auch  die  Geschichte  lehrt,  entweder  Erbreich, 
oder  Wahlreich  oder  Ernennungsreich  (regnum  vel  successivum  seu  heredita- 
rium,  vel  electitium,  vel  nominativum),  und  in  jedem  dieser  Fälle  der  Regent 
durch  Stellvertreter  des  Volkes  (Reichs-  oder  Landstände),  beschränkt  seyn, 
(repräsentative  Monarchie,  Diarchie  u.  s.  w. ,  Monarchie  etc.  mit  republikanischen 
Institutionen);  2)  der  Freistaat  (eine,  im  Gegensatz  des  Reichs,  nicht  ganz  an- 
gemessene Benennung)  oder  die  Republik,  wo  die  Staatsregierung  einer  morali- 
schen Person  (einem  souverainen  Bath)  übertragen,  und  kein  Einzelner  mit 
persönlicher  Majestät  bekleidet  ist 5  und  zwar,  aj  Aristokratie ,  Adelsherrschaft, 
wenn  des  Bechtes  zur  Theilnahme  an  der  Staatsregierung  nur  Mitglieder  aus 
bestimmten  (rath-  oder  regierungsfähigen)  Geschlechtern  fähig  sind;  bj  Demo- 
kratie ,  Volksherrschaft ,  wenn  des  Bechtes  zur  Theilnahme  an  der  Staatsregie- 
rung, alle  natürlich  oder  positiv  regierungsfähigen  Staatsbürger  (active  Staats- 
bürger) ohne  Geburtvorzug  theilhaftig  sind,  es  sey  nun  unmittelbar,  oder  mittelbar, 
durch  eine  bestimmte  Anzahl  von  ihnen  gewählter  Stellvertreter  (repräsentative 
Demokratie).  Ohne  Beispiel  ist,  dafs  das  gesummte  Volk  herrsche. —  Ein  Beich, 
oder  ein  Freistaat,  mit  Volksvertretern  bei  der  Begierung  für  Theilnahme  an 
der  Ausübung  wesentlicher  Begierungsrechte,  hat,  in  dieser  Hinsicht,  eine  zu- 
sammengesetzte Staatsform.  —  Auswüchse ,  Krankheiten  des  Staatskörpers,  sind: 
Despotie,  Zwing-,  Gewalt-  oder  Willkührherrschaft,  die  Maxime  willkührlicher 
Staatsregierung,  d.  h.  nach  beliebiger  Ausdehnung  der  Begierungsgewalt  über 
ihre  natürliche  oder  verfassungsmäsige  Grenze;  Oligarchie ,  wenn,  in  der  Aristo- 
kratie, etliche  Mitglieder  des  souverainen  Bathes  verfassungswidrig  vorherrschen; 
Ochlokrati ,  Pöbelherrschaft,  wenn,  in  der  Demokratie,  zur  Theilnahme  an  der 
Staatsregierung  nicht  befugte  Staatsgenossen,  sich  der  Staatsregierung  anmafsen. 
—  Ein  Staatenbund  ist  kein  Staat,  auch  kein  Bundesstaat;  er  hat  also,  in  obigem 
Sinn,  keine  Staatsform,  nur  eine  Bundesform. 

b)  Legitimität  oder-  Gesetzlosigkeit  im  Allgemeinen,  heifst  jeder  Zustand,  welcher 
der  rechtlichen  Ordnung  gemäfs  ist.  Neu  ist  der  politische,  auf  dein  wiener 
Congrefs  von  Talleyrand  und  Labesnardierc  mystisch  hingeworfene  Ausdruck  Le- 
gitimität, um  damit  ausschliessend  das  Becht  der  regierenden  Dynastie  zur 
Thronfolge  in  festgesetzter  Ordnung,   das  ErbKönigthum,  zu  bezeichnen,  im 
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Gcgcmiali  UH68  rechtwidrigen  RegierungsbesitaeB,  einer  Fetischen  Inhabung  der 
Rcgierungsgewalt  (gouvernement  de  feit),  und  unrechtlicher  Ansprüche  auf  die- 
selbe ron  Seite  eines  Individuums  oder  einer  Familie.  Die  Sache  selbst  empfiehlt 
nicht  bloss  das  Recht,  auch  die  Regel  der  Klugheit:  »minor!  discriinthe  sumi 
prineipem  quam  nuaeri««.  Vergl.  ConversationsLexicon,  Neue  Folge  (Bd.  XII, 
i, irt,  Legitimität.  \lu  n  Bm  \,  Tratte*  de  la  legitimite.  Paris  1824»  8.  De 
Ii  Legitimite'  en  pratique  et  en  theoriej  in  dem  pariser  Tagblatt:  Le  Courricr 
franeaisi  «In  21  [uin  »8a6<  R.  IIihmwm,  über  das  Princip  der  Legitimität.  Leipz. 
i83i,  ß,  1.  Nf  ubhabd ,  die  VoIksSouverainetät  im  Gegensatz  der  sogenannten 
Legitimität.  Cassel  1 8  i  1 .  8.  Praclisch  bewährt  sich  der  wahre  Charakter  der 
monarchischen  Legitimität,  nicht  blofs  durch  die  Form  der  Erblichkeit,  sondern 
.uii'  das  Mindeste  eben  s<>  nothwendig  durch  Wesen  und  Gehalt,  durch  Gesetz- 
mäßigkeit und  AN  eisheil  im  Regieren.  Unter  einem  legitimus  prineeps  dachte 
man  lieh  hei  den  Römern  den  Gegensatz  eines  Tyrannen.  Hkineccius,  Historia 
juris  rom.   §.  Auih  gebrauchte  in  solchem  Sinn  das  Wort  Legitimität,  in 

iehung  auf  Frankreich  unter  den  Ministerien  der  Cardinälc  Mazarin  und 
Richelieu,  der  Cardinal  Hit/,  ,  in  seinen  IVlcnioircs,  T.  II,  p.  219.  De  Pradt, 
du  congres  de  \  ienne  (Paris  18 1 5) ,  T.  II,  p.  74,  sagt:  »C'cst  un  grand  et  pro- 
foad  nmt  que  celtti  de  la  legitimite,  mais  quo  de  nuages  autour  de  lui!  Combien 
j.eut-il  j  aroir  de  sourees  de  Icgilimite« !  etc.  etc. 

t)  Wiener  SchlufisAetc  yon  1820,  Art.  £»7.  Vergl.  unten  §.283.  r.  Gagern's  Rede, 
in  dem  Protocoll  der  Bundesversammlung  x.  17.  Juli  1817.  §.375.  —  Das  monar- 
chische Princip  ist  weder  gleichbedeutend  noch  verwandt  mit  dem  despotischen, 
dem  absoluten,  dem  aristokratischen,  dem  theokratischen.  Vergl.  Conversations- 
Lcxicon  der  neuesten  Zeit  und  Literatur,  Bd  III  (Leipz.  i833.  8.),  S.  iÖ2,  Art. 
Monareh.  Princip.  Treffende  Schilderung  des  Juris  regii  Hebraeorum  und  des 
monarchischen  Absolutismus,  in  Chr.  Thomasti  Diss.  de  hominibus  propriis  et 
liberis  dermanorum ,  §.  35  —  49-  et  §•  56.  Friedr.  Murhard,  die  unbeschränkte 
Furatenachaft;  politische  Ansichten  des  19.  Jahrhunderts.   Cassel  i83i.  8. 

(1)  ]  in  Yerzeichniss  con.stitutioneller  Staaten  in  und  ausser  Europa,  in  dem  Gothai- 
seben  genealog.  Hofkalender  von  1825,  S.  48  f- 

e )  Natmnaux  ou  de  droit  commun ,  werden  die  Staaten  mit  RepräsentativVerfas- 
sung.  und  spetiawx  ou  de  droit  prive  et  d'exception,  jene  mit  absoluter  genannt, 
in  dein  Commentaire  sur  l'esprit  des  lois  de  Montesojuieu.  Liege  1817.  8. 

f)  Ein  aus  dem  canonischen  Recht  entlehntes  Wort;  mit  welchem  Manche  (z.  B. 
PLttfr,  Instit.  juris  publ.  germ.  §.  ]io.),  gegen  Etymologie  und  Analogie,  das 
äu.sscrste  Recht  (jus  eminens)  bezeichnen. 


§•  99-  (98.) 
lieber  sieht  der  St  aats  Hoheit rechte. 

/)   TV c  s  entliehe  und  zufällige. 

lj  Die  einzelnen  Rechte,  welche  zusammen  die  Staatshoheit  bilden, 
und  deren  Ausübung,  als  Mittel  zu  dem  Zweck,  zu  der  Staatsverwaltung 
gebort,  heissen  StaatsHobeitr e chte  (Majestät-  oder  Souverainetätrechte, 
lic^ierungsrechte  »),  Regalien,  Gewalten,  jura  majestatis  s.  regiminis,  jura 
regia  s.  regalia,  pouvoirs).  H)  ^me  zwechmäsige  Uebersicht  der  Staats- 
hoheit recht  e  gewähren  die  verschiedenen  E i n t h e i  1  u n g e n  derselben, 
in  wesentliche  und  zufällige,  in  äussere  und  innere  (diese,  entweder  all- 
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gemeine  oder  besondere,  verleihbare  oder  im  verleihbare),  und  in  eingeschränkte 
Und  uneingeschränkte  c).  III)  Ihrer  Natur  nach,  sind  die  Hoheitrechte 
1)  wesentliche  (essentialia),  wenn  sie  schon  in  dem  Begriff  des  Staates 
liegen,  das  heisst,  durch  die  vorgesetzte  Erreichung  des  Staatszweckes  un- 
mittelbar bedingt  sind;  2)  zufällige  (accidentalia)  wenn  sie  dem  Staat 
aus  einem  besondern  Erwerbgrund,  mithin  nur  bedingungsweise  oder  unter 
besonders  festgesetzten  Verhältnissen,  zustehen  dy  Die  ersten  werden  von 
Einigen  Hoheit r echte,  die  andern  Regalien,  beides  im  engern  oder 
besondern  Sinn,  genannt 

a)  Erörterungen  über  die  Worte  Regier  ungs-  und  So  uverainetätr  echte ,  s.  in  Klüber's 
Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II,  S.  80  u.  108  f.  Ebendess.  angef.  Uebersicht 
etc. ,  S.  157  u.  267. 

b)  Schriften  von  den  StaatsHoheitrechten:  Regn.  Sixtinus  (1602  u.  1717),  Casp. 
Ziegler  (1688  u.  1710),  C  G.  Jargow  (1726  u.  1757),  J.  F.  Döhler  (1775  u.  1785); 
s.  Pütter's  Lit.  III.  294.  Klüber's  Lit.  §.  1079.  Laurenz  Himmelstoss,  Ent- 
wickel.  d.  Begriffs  der  Regalität.  Landsh.  1804.  8.  K.  D.  Hüllmann's  Geschichte 
des  Ursprungs  der  FinanzRegalien  in  Teutschland.  Frankf.  a.  d.  O.  1806.  8. 
C  O.  Graebe,  über  die  Eintheilungen  und  Grundsätze  der  Regalien  und  Souve- 
rainetats rechte.  Rinteln,  1808.  4-  E.  F.  Hagemeister,  von  der  Eintheil.  der  Re- 
galien; in  dem  Anhang  zu  (dem  von  ihm  aus  dem  Latein,  übersetzten)  Schnau- 
bert,  auch  der  Regent  ist  an  die  von  ihm  gegebenen  Gesetze  gebunden.  Ro- 
stock 1795.  8. 

r)  C.  H.  a  Römer,  Diss.  de  juribus  majestaticis  (Lips.  1786),  §.  2  sqq.  Klüber's 
kl.  Jurist.  Biblioth. ,  St.  V,  S.  ff —  82.  Allgem.  Lit.  Zeitung,  1798,  Num.  i56. 
B.  W.  Pfeiffer,  über  die  Grenzen  der  CivilPatrimonialJurisdiction  (Göttingen 
1806.  8.),  S.  3  —  46-  —  Anderswo  findet  man  noch  andere  Eintheilungen  der  Ho- 
heitrechte, die  theils  richtig,  theils  unrichtig,  theils  auch  unschicklich,  oder 
doch  in  dem  System  eines  positiven  Staatsrechtes  nicht  fruchtbar  sind.  Bei- 
spiele: I)  Benutzbare  oder  FinanzRegalien  (einträgliche,  kurative  oder  Kammer- 
Regalien,  utilia  s.  cameralia),  die  zugleich  als  Quelle  der  Staatseinkünfte  be- 
trachtet werden,  oder  sich  auf  Erhebung  derselben  beziehen,  und  unbenutzbare 
(non  utilia  s.  non  cameralia).  Vergl.  §.  353.  Pütter,  Instit.  juris  publ.  germ., 
§.  335.  Schmalz,  natürl.  Staatsr. ,  §.  199.  II)  Nähere  (majora)  und  niedere  (mi- 
nora);  in  deren  Erklärung  jedoch  mehrcntheils  Unbestimmtheit  und  Verschie- 
denheit herrscht.  Boehmer,  Princ.  juris  feud. ,  §.  63.  Preuss.  allgem.  Landr., 
Th.  II,  Tit.  i3,  §.  24  ff-  Vergl.  Döhler,  von  den  Regalien,  S.  22  f.  Jargow,  von 
den  Regalien,  S.  43  f.  IH)  Regalia  juris  publici  und  juris  privati  (Adr.  Steger ; 
der  wahre  Verf.  des  Progr.  war  Heinr.  Gottl.  Francre).  Vergl.  Mascov,  Princ. 
juris  publ.  germ.,  edit.  a.  1769,  p.  45t.  Nettelbladt's  Erörterungen  aus  dem 
t.  Staatsr.,  S.  25*  ff.  IV)  Regalia  ecclesiastica  s.  sacra,  und  politica  s.  profana. 
Pctter  1.  c.  §.  2i5.  V)  Regalia  feudalia  et  non  feudalia.  Pütter  1.  c.  §.  2i5. 
VI)  Regalia  personalia  s.  majestatis,  et  ßscalia.  Vergl.  Döhler  a.  a.  O.  S.  23. 
.Iargow  a.  a.  O.  S.  43,  4^  u.  48  VR)  Regalia  primae  et  secundae  classis.  Vergl. 
Döhler  a.  a.  O.  S.  24-  VIII)  Directc  und  indircete  Hoheitrechte.  J.  F.  E.  Lötz, 
über  den  Begriff  der  Polizei,  S.  14  ff»  IX)  Eine  eigene  Einthcilung  in  potestas 
legiflativa ß  executiva  (wohin  auch  potestas  judiciaria  und  punitiva  gehören),  in- 
spectiva,  repraesentativa  u.  cameralis ,  hat  Schlözer  in  s.  allgem.  Staatsr.,  §.  5, 
S.  100  f.  X)  C.  S.  Zacharias  (juris  publ.  civitatum  quac  foederi  rhen.  adscri|>lae 
sunt,  §.32.)  unterscheidet:  Regalia  1)  formalia  und  2)  materinUa;  diese  in  a)  ob- 
j'ectiva,  theils  interna,  theils  externa,  und  b)  subjectira.    Aehnliche  Ablheiluiigen, 
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l!-     Ulgem  Lit  Zeitung,  17981  Nut*  und  in  Scholz,  natürl.  Staatsr. 

107,  rergL  mit  Blandes*,  reinem  iVuurr.  S.  101  f,  \I)  Von  noch  an- 
dern Einteilungen ,  b,  B.  in  potiora  und  communia,  ordinaria  und  extra  ordi- 
naria, prineipalia  u.  subsidiaria,  s.  Jabqow  a.  a.  O.  S.  43« 
rf)  Von  dieser,  »ehr  verschieden  erklärten  Eintheilung,  vergl.  man  Schmauks,  Com- 
p*od.  |ur,  publ.,  III.  2.  8,  Just.  Gl.  Heuser,  Difts.  de  distinetione  rcgalium  inter 
tatenlialia  ei  accidentalia  (('.»»it.  1765^  §,  a3  sqq.   Döhles  a.  a.  O.,  S.  21  f.  u. 

1  K  N>  rrn  ;  1  vi..-  B.  a,  0.,  S.  •.>.;><>  ff.  F.  (i.  v.  Hertleif,  über  die  wesentl. 
Reehta  der  Majestät  (Würzbi  1787.  8.),  §.  3.  Schmalz,  reines  Naturrecht,  §.  i34 
u.  S.  101  F.  Ebendess.  natürliches  Staatsr.,  §.  107  u.  196.  Die  meisten  der  so 
genannten  einträglichen  oder  Kammer  Regalien  gehören  dahin.  —  Wider  diese 
Eintheilung,  b.  (Matth,  Hoftnann's)  Erörterung,  in  wie  weit  ist  der  Successor 
tingularia  *u  Anerkennung  der  Vertrage  des  Vorfahrs  verpflichtet  (1797.  8)? 
S-  >^  f«  Von  den  Kennzeichen  der  wesentlichen  und  zufälligen  Hoheitrechte, 
B,  NlTTKLB]  v  1»  r  a.  a.  ().  S.  *Ji58  IV. 

1  \  ergl.  I  obth.  el  Bened.  Cärpzow,  fratrüm,  praes'.  Wölfg.  Hirschbach,  Diss.  de 
regalibus  (\  iteb.  1618.  40j  c-  >■  sub  fih<  J.  C.  Majer's  System  der  Staatsregie- 
rung  im  Grundrisse  (Hof  i8o3),  §.  116.  IIiiyimei.stoss  a.  a.  O.,  §.  19  und  26. 
Schmalz,  in  s.  Händb.  des  teutschen  Staatsrechts.  —  In  einem  andern  Sinn  un- 
terscheidet:  Gewalteti,  Hoheiten  und  Regalien,  Schmalz,  in  s.  natürl.  Staatsrecht, 
tj.  io5  — 10-. 

§.  ioo.  (990 

2)  Aeussere  und  Innere. 

In  Ansehung  ihrer  Gegenstände  sind  die  StaatsHoheitrechte  zweifach: 
I  )  Aeussere  (auswärtige  5  regalia  transeuntia  s.  externa),  die  sich  auf  das 
Verli alt ni Ps  des  Staates  gegen  Auswärtige  beziehen,  auf  ein  Yerhältnifs, 
in  welchem  das  Oberhaupt  berechtigt  ist,  die  moralische  Persönlichheit  des 
Staates  nach  Aussen  zu  vertreten  «).  Dieses  Rechtsverhältnifs  begreift  in 
sich,  das  Kriegs- und  Vertragrecht}  oder,  mehr  vereinzelt,  die  Rechte 
i)desKriegs  (jus  belli),  2)  des  Friedens  (juspacis),  3)  derYerträge, 
insbesondere  der  Bündnisse  (jus  pactorum  et  foederum),  43  der  Ge- 
sa n  d  schaften  (jus  legationum) ,  5)  die  Staatsservituten.  IT)  Innere 
(regalia  immanentia  s.  interna  sive  domestica),  die  das  Verha'ltnifs  des 
Staates  im  Innern  betreffen,  ein  Verhältnifs  zwischen  Oberherrschaft  und 
Unterthanschaft,  Staatsoberhaupt  und  Volk.  Diese  lassen  sich  nach  drei 
Haupt  gegenständen  (trias  politica)  unterscheiden:  1)  höchste  Ober- 
aufsicht (jus  inspectionis  supremae);  2)  Gesetzgebung  (potestas  leges 
ferendi);  3)  höchste  vollziehende  Gewalt  im  weitern  Sinn  (ausfüh- 
rende, vollstreckende  oder  ausübende  Gewalt,  potestas  exequendi  suprema 
s.  generaliter  definita).  Auf  diese  dreifache  6)  Weise  sind  zugleich  die 
Formen  verschieden,  unter  welchen  die  Staatsgewalt  sich  zeigen  mufs, 
wenn  sie  sich  äussert.  Doch  wäre  in  der  Wirklichkeit  eine  völlige, 
scharf  begrenzte  Trennung  jener  drei  Hoheitrechte,  da  sie  in  beständiger 
Wechselwirkung  stehen,  eben  so  unvorth eilhaft  als  schwierig  c).  Auch 
mufs,  in  den  monarchischen  teutschen  Bundesstaaten,  die  gesammte  Staats- 
gewalt in  dem  Oberhaupt  des  Staats  vereinigt  bleiben  (§.  297), 
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a)  Hierauf  allein  gründen  Einige  eine  so  genannte  repräsentative  Gewalt.  Schlö- 
zer's  allgem.  Staatsr.,  S.  101.    Gösers  t.  Staatsr.,  S.  442  u-  444« 

b)  Grotius,  de  J.  B.  et  P.  lib.  I.  c.  3.  §.  6  sq.  Metzger,  Trias  politica  ex  prinei- 
piis  juris  publ.  universalis  considerata.  Würceb.  1783.  4.  —  Einige  setzen  zu  den 
drei  allgemeinen  Bestandteilen  der  innern  Staatsgewalt  noch  einen  vierten 
hinzu,  die  beurtheilende  oder  richterliche  Gewalt.  So  Heide^reich,  Hufeland 
u.  A.  Andere  (K.  H.  Gros  und  W«  J.  Behr)  nehmen  nur  zwei  an,  die  gesetz- 
gebende und  vollziehende  oder  ausübende;  und  wieder  Andere  (Hetzn-r.  Stephani, 
in  s.  Naturr.  Erl.  1797,  und  Bonin  ,  in  s.  Principes  d'administration  politique, 
edit.  2.  Paris  1809)  nur  eine,  die  gesetzgebende.  Nach  C&ermoht-Tohhere  und 
Be>j.  Constant  (Cours  de  politique  constitutionnelle,  vol.  I,  p.  14—20),  mufs 
über  der  gesetzgebenden,  richterlichen  und  vollziehenden  Gewalt,  noch  eine 
•vierte  schweben,  die  königliche  oder  Herrschergewalt,  die,  als  eine  neutrale, 
überall  handhabende  und  aufsehende,  jene  in  das  Gleichgewicht  setzt,  wenn  sie 
sich  gegenseitig  reiben.  —  Nach  Einigen  bilden  die  aufsehende,  gesetzgebende 
und  vollziehende  Gewalt,  wodurch  die  Staatshoheit  auf  die  einzelnen  Gegen- 
stände des  Staatszweclis  wirkt,  die  Form,  diese  Gegenstände  insgesammt  aber 
den  Inhalt  der  Staatshoheit.  Allgem.  Lit.  Zeit.,  1798,  Num.  247.  Schmalz,  All- 
gem. Staatsr.,  §.  105—107,  —  Noch  Andere  theilen  die  Staatsgewalt  in  die  Herr- 
scher geivalt  (Souverainetät,  potestas  legislatoria),  rechtsprechende  (potestas  judi- 
ciaria),  und  vollziehende  (potestas  rectoria  s.  executoria)  Gewalt.  Ka>t's  Rcchts- 
lehre,  §.  45-  K.  E.  Schmidt's  Lehrb.  des  gem.  deutsch.  Staatsr ,  Abth.  I,  §.  35.  — 
In  der  ersten  franz.  Constitution  (1791),  welcher  Ancillon  (über  Staatswissen- 
schaft, Abschn.  1)  folgt,  wurcfen  vier  Gewalten  angenommen:  die  gesetzgebende, 
vollziehende ,  verwaltende  (eine  Art  der  vollziehenden)  und  richterlichen.  —  In  den 
beiden  constitutionellen  Charten,  von  Brasilien  1823,  und  von  Portugal  1826, 
werden  vier  Gewalten  angenommen,  welche  zusammen  die  Staatsgewalt  bilden: 
die  gesetzgebende ,  die  vermittelnde ,  mäsigendc  oder  leitende  (moderador,  früher 
von  Benj.  Constant  die  neutrale  benannt),  die  vollziehende,  die  richterliche.  Die 
zweite  gebührt  (nach  Art.  71  u,  74  der  portugiesischen  Charte)  dem  König,  als 
höchstem  Oberhaupt  der  Nation,  damit  er  stets  über  die  Handhabung  und  Er- 
haltung der  Staatsunabhängigheit,  des  Gleichgewichtes  und  der  Zusammenwir- 
Itung  (Harmonie)  der  übrigen  politischen  Gewalten  wache.  Wieder  Andre 
unterscheiden:  gesetzgebende ,  vollziehende  (welcher  sie  die  richterliche  und  die 
Strafgewalt  unterordnen),  aufsehende,  repräsentative  und  CameralGewalt. 

c)  Vergl.  §.  364.  Wie  die  Geschichte  der  dritten  französischen  Constitution  (1-9 3) 
beweist,  wo  dem  Directorium  jede  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  versagt  war. 


§•  101.  (100.) 

Diese,  a)  entweder  allgemeine  oder  besondere. 

Werden  die  drei  genannten  allgemeinen  Hoheitrechte  Cjüra  majes- 
tatica  s.  regiminis  generalia),  als  drei  verschiedene  Arten  der  Y\  irksamheit 
der  höchsten  Staatsgewalt  einzeln,  oder  mehrere  zusammengenommen,  auf 
gewisse  besondere  Gegenstände  der  Staatsregierung  angewandt,  so  ent- 
stehen daraus  die  so  genannten  besondern  Hoheitrechte  (jura  majestatica 
s.  regiminis  specialia),  die  von  jenen  abgeleitet,  und  ihnen  untergeordnet, 
nicht  coordinirt,  noch  entgegengesetzt  sind*  Dahingehören«):  1)  Justiz - 
hoheit,  bürgerliche  und  peinliche.    2)  Po  Ii  zeige  Ava  lu    3)  Finanz- 

KUiber's  offentl.  Recht,  4,  Aufl.  o 
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Bit;  wohin  gerechnet  werden  können j  SteuerRegal  (StaatsAuflagenRegal, 
d'impol  ,  Straf sen-  und  GeleitRegal,  CommeriRegal ,  MünzKegal, 
PostRegal,  Berg werkregal ,  Forsl  und  JagdRegal,  WasserRegal,  Industrie- 
i  isionsRega]  /(),  LandesschutzR-egal ,  LandesdienstRegal ,  Fiscalgewalt, 
Domaniairecht  u.  a,  <  ).  4)  Priyilegiengewalt.  5)  Aemter-,  Titel-, 
Decora  tions-,  Hau--  und  Stan  des  erhö'hungs  recht.  6)  Erzie- 
h  11  ngs-  und  l  nte  1  1  icht  s  11  ega  1.  7)  Kirche  nhoheit.  8)  Leh nh oheit. 
9)  Wehr-  und  Waffenhoheit  10)  Acusscrstes  Recht  (jus 
eminens ). 

■)   1  ine  Rott  gor dtumg  wird  durch  eine  genau  bestimmte  Regel  nicht  begründet. 

I)  h.is  Recht,  Concetfionen  BU  Bolchen  lnslitntcn,  Handlungen,  Gewerben  und  Re- 
fugnissen  tu  ertheilen,  die,  wegen  des  Staats- Interesse,  der  Willkühr  eines  Jeden 
nicht  uberlassen  werden  können. 

i)  (..  II  Bobowsri's  Abril's  des  practischen  Finanz,-  und  Cameralwesens  (2.  Aufl. 
Berlin,  i-<)<)  8.),  Bd.  M,  Th.  3.  —  Aus  dem,  was  Blackstone  (Commentaries 
DB  ihe  1 . 1  ^^  s  "t  England,  Bd.  I,  eh.  8.  p.  286,  edit.  XL  1791)  als  von  Regalien 
noefa  bestehend  anführt,  erhellet,  dafs  in  England  so  gut  wie  kein  Münz-,  kein 
Post*,  kein  Bergwerk-,  kein  Forst-  und  Jagd-,  kein  Wasser-,  am  wenigsten 
ein  MuhlenRegSl,  und  gar  kein  aiisschliefscnder  Staatsbetrieb  irgend  einer  Art 
rOB  Handel  oder  Fabrikation  Statt  habe;  gleichwie  auch  dort  keine  Staatsdo- 
mänen und  keine  Auflagen  auf  die  gemeinsten  und  notwendigsten  Speisewaaren 
bestehen. 


g.  102.  (,„,). 

bj  Verleihharc  oder  unverleihbare  $  jene  entweder  privative 
oder  cumulative. 

I)  Die  Substanz  der  lloheilrechte  ist,  in  der  Regel,  unveräusserlich. 
Allein  die  Ausübung  und  Benutzung  solcher  inneren  Regalien ,  deren 
Gebranch,  ohne  Nachtheil  des  Staatszweckes,  ohne  die  Wirksamkeit  der 
Staatsicgierung  für  solchen  zu  hindern,  Andern  überlassen  werden  kann, 
die  also  nicht  nothwendig  von  dem  Staat  selbst,  unmittelbar  und  ausschlief- 
send,  ausgeübt  und  benutzt  werden  müssen ,  kann,  mit  Unterordnung  unter 
die  Staatsregierung,  unter  deren  Oberaufsicht,  Gesetzgebung  und  vollziehende 
Gewalt ,  an  Andere  abgetreten  werden.  Regalien  dieser  Art  können  daher, 
auf  die  angezeigte  Weise,  namentlich  von  Unterobrigkeit  und  Landsassen, 
insbesondere  von  ansehnlichen  Grundeigentümern  und  Gemeinheiten  «), 
durch  Verleihung  (sey  es  Vertrag  oder  Privilegium)  oder  unvordenkliche 
Verjährung ,  ganz  oder  zum  Theil,  erworben  und  besessen  werden  ^).  Sonach 
findet  eine,  mit  oder  ohne  Zeitbestimmung  verliehene,  untergeord- 
nete Ausübung  eines  oder  mehrerer  Zweige  der  Regienmgsgewalt,  in 
einem  bestimmten  Bezirk  des  Staatsgebietes,  Statt.  Daher  die  practisch 
merkwürdige  Eintheilung  der  Regalien  in  verleihbare  c)  (concessibilia 
s.  tommunicativa)  und  unverleihbare  (inconcessibilia).  II)  Bei  Verleihung 
eines  Regals   wird  entweder  die  Ausübung  desselben  ausschliefsend  über- 
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lassen,  oder  der  Vorbehalt  hinzugefügt,  dafs  nebenher  die  Staatsregierung 
dasselbe  auszuüben  befugt  sey.  Daher  die  Eintheilung  der  vereinbaren 
Höheitrechte  in  privative  und  cumulative.  Für  die  erste  Art  streitet 
die  Rechts  vermuthung  d). 

a)  Vorzüglich  solchen  Fürsten  und  Grafeh,  städtischen  und  geistlichen  Gemein- 
heiten, denen  ehehin  eine  vertragmäsig  untergeordnete  oder  subalterne ,  auch  eine 
reichsmittelbar  untergeordnete  Landeshoheit ,  Landesherrlichkeit  oder  Regierungs- 
gewalt, von  Einigen  Unterhoheit  genannt,  (jus  territorii  subordinati  s.  subaltern!, 
jus  territoriale  subordinatum ,  superioritas  territorialis  pactitia)  zustand.  Vergl. 
unten  §.  3i8,  Note  b,  u.  §.  320,  Note  c.  —  Beispiele:  in  Strubels  rechtl.  Be- 
denken, II.  193  ff.  (wo  der  Vertrag  vom  18.  März  1733  zwischen  Hannover  und 
dem  gräfl.  Hause  Stolberg,  wegen  der  Grafschaft  Hohnstein,  wovon  auch  v.  Lieb- 
habeh's  Beiträge  zu  der  Staatsverfassung  der  braunschw.  lüneb.  Ch  ur lande  (1794  • 
8.),  S.  33  ff.,  u.  Klüber's  Abhandlungen,  Bd.  II,  S.  294  ff;  einen  Vertrag  mit 
StolbergStolberg,  über  dessen  Theil  von  Holmstein,  schlofs  Hannover  am  4.  Aug. 
1821):  in  Pütter's  bist.  Entwich,  der  Staatsverfafs.  des  t.  Reichs,  III.  290  (die 
niederhessische  oder  rothenburger  Quart,  ein  Paragium  mit  auf  bestimmte  Weise 
untergeordneter  Landeshoheit,  unter  der  Oberhoheit  des  Kurfürsten  von  Hes- 
sen, unten  §.  3i8,  b);  in  Nettelbla.dt's  Erörterungen  aus  dem  t.  Staatsr.,  S-  3~i  ff; 
in  Pütter's  Lit.  III.  §.  1623,  und  in  Klüber's  neuer  Lit. ,  S.  6g3;  in  Klüber's 
Acten  des  wiener  Congr.,  VI.  92.  193.  Verträge  Preussens  mit  dem  Grafen 
v.  Giech  v.  10.  Nov.  1796,  und  mit  dem  Grafen  von  Stolberg  Wernigerode  vom 
19.  Mai  1714  und  28.  Sept.  1814,  der  letzte  in  Voss  Zeiten,  Dec.  1814,  S.  443., 
endlich  vom  i3.  Aug.  1822,  in  dem  Amtsblatt  der  Regierung  von  Magdeburg, 
v.  1823.  A.  W.  Heffter's  Beiträge  zum  t.  Staats-  u.  Fürstenrecht,  I.  Liefer. 
(1829),  S.  328  ff  —  Von  Wernigerode  s.  auch  Acte  final  du  congres  de  Vienne, 
art.  23.  —  Von  Regierungsrechten  jetziger  Standes  -  und  Grundherren,  unten 
§.  3oi  ff.  u.  320  ff. 

b)  Jo.  Werlhof,  De  alienatione  et  concessione  jurium,  quae  vocari  solent  regalia. 
Heimst.  1693.  4-  J*  F.  Döhler's  Abhandl.  von  den  Regalien,  §.  35  —  3g.  de 
Ludolf  T.  EL  obs.  198.  not.  8.  n.  535.  Strube's  Unterricht  von  Regier,  und 
Justizsachen,  Sect.  III.  §.  20.  Moser,  von  der  teutschen  Reiehsstände  Landen, 
S.  226  ff.  Ebenders.  von  der  Landeshoheit  überhaupt,  245  ff.  G.  L.  Böhmer, 
Princ.  juris  feud.  §.  63.  D.  B.  W.  Pfeiffer  über  die  Grenzen  der  CivilPatri- 
monialJurisdiction  (Gött.  1806.  8.),  Ruch  I,  Abschn.  1.  G.  H.  v.  Berg's  Abhand- 
lungen (1808.  8.),  S.  85  ff.  Allgem.  Landr.  für  die  preuss.  Staaten,  Th.  II, 
Tit.  14.  21  ff.  26  ff.  ConstitutionsEdict,  die  Lehnverfassung  in  dem  Gross- 
herzogthuin  Baden  betr.,  v.  12.  Aug.  1807,  §.  5.  —  Von  dem  Beweise  bei  Strei- 
tigheiten über  Regalien,  s.  unten  §.  270  u.  ff. 

r)  In  dein  preuss.  allgem.  Landr.  a.  a.  O.  w  erden  die  verleihbaren  niedere ,  die 
andern  höhere  Regalien  genannt.  Vergl.  Ki.übkr's  Uebersicht  der  diplom.  Ver- 
handl.  des  wiener  Congr.,  S.  3oi,  3i2  u.  f.  —  Ueber  das  System  der  Regalien, 
insbesondere  der  niederen  Regalien,  im  Allgemeinen  Landrechte,  und  über  die 
Hauptgrundsätzc,  welchen  dasselbe  bei  den  niedern  Regalien  gefolgt  i^t ;  vom 
geh.  Finanzrath  Duesberg  in  Berlin;  in  Smo>'s  u.  v.  Strampff's  Zeitschrift  für 
wissenschaftl.  Bearbeitung  des  Preuss.  Rechts,  Rd.  II,  Heft  1  (Berlin  i83/,), 
Num.  IV.  Eigene  Benennung  und  Eintheilung,  s.  bei  Nettelbladt  a.  a.  O., 
S.  365  ff 

d)    G.  L.   BOEHMER  1.  C 


8* 


i  iß    BinL  \  lll.Cnp,  Subject  u.  Objectd.t.  äffend.  Rechtes. 


§«  103,  (102). 

7t)  Eingeschränkte  und  uneingeschränkte* 

lo  louYerainen  Staaten  des  Teutschen  Bundes  können  einzelne  Staats- 
Hoheitrechte  aasgeübt  werden,  entweder  nur  unter  llcobachtung  gewisser 
positiven  Einschränkungen,  namentlich  unter  yerfassungsmäsiger  Mitwirkung 
der  VolksTCrtreter,  oder  ohne  Einschränkungen  dieser  Art.  In  jenem  Fall 
sind  sie  eingeschränkte!  in   diesem  uneingeschränkte.     Für  den 

n  Fall  Streitel  die  Bechtsvermuthungj  auch  in  denjenigen  Bundesstaaten, 
in  welchen  Landstände  sich  befinden  «),  denen  eine  verfassungsmäsige  Mit- 
wirkung  oder  Theilnahme  (nichl  Mitregentschaft)  an  bestimmten  Gegen- 
standen  der  Staatsverwaltung  zusieht. 

u)  Andere  unterscheiden  hier  Comittal'  (landtägliche)  Redde  und  Reservate ,  bei  die- 
sen aber  eingeschränkte  und  uneingeschränkte.  Nfttfxbladt's  Erörterungen  aus 
dem  t.  Stattsr.,  •  i  1  IV.  258  ff.  338.  —  Von  vorbehaltenen  und  von  Reichstag- 
oder Landtagsachen  in  den  europäischen  Monarchien,  s.  Bisinger's  vergleichende 
Darstell,  der  Staatsverfass.  in  den  europäischen  Monarchien,  §.  67 —  70,  S.  25i 
bis  a~Q. 


ERSTER  THEIL 
BUND    ES  RECHT. 


I.     C  A  P  I  T  E  L. 

Begriff,  Zweck,  und  Mitglieder  des  Teutschen  Bundes. 


§•      104.  (103a.) 

Begriff  des  Teutschen  Bundes.    Seine  Unauflösbarkeit ,  SocialGewalt, 
Verfassung  und  Ausbildung. 

I)  Der  Teut sehe  Bund«)  ist  ein  fortwährender  freier  Staaten- 
bund eine  Vereinigung  der  unabhängigen  Staaten  Teutschlands  zu  einer 
völkerrechtlichen  gleichen  Gesellschaft  für  gemeinschaftliche  Zwecke  c). 
II)  Er  ist  unauflösbar;  keinem  Mitglied  steht  frei,  sich,  von  ihm  zu 
trennen  d).  ni)  Da  die  Bundesstaaten  nur  völkerrechtlich  und  durch  Ge- 
sellschaftrecht, nicht  durch  Bechte  einer  Obergewalt  vereinigt  sind;  so  ist 
die  Bundesgewalt  eine  politische  Social-  oder  Collegialgewalt,  keine 
Staatsgewalt,  und  es  besteht  für  den  Bund  weder  ein  Protector,  noch 
ein  Oberhaupt  e).  IV)  Das  Subject  der  Bundesgewalt  ist  die  Gesammt- 
heit  der  Bundesglieder.  V)-  Die  BundesÄcte  enthält  Grundzüge  der 
Bundesverfassung/).  Entwicklung  und  Ausbildung  derselben, 
übereinstimmend  mit  ihrem  Geist  und  mit  dem  GrundCharakter  des  Bundes, 
steht  nur  der  Gesammtheit  der  Bundesglieder  zu 

a)  Teutsche  BundesÄcte,  Art.  1. 

b)  Eine  völkerrechtliche  Gesellschaft,  für  immer  errichtet;  keine  Uebergangsstufe 
zu  einem  künftigen  Staatsgebildc ,  und  keine  vorübergehende  Allianz  für  einen 
bestimmten  Fall  oder  Zeitraum.  —  Auch  kein  Bundesstaat,  Gesammtstaat  oder 
Staatenstaat,  kein  Societät-  oder  Völkerstaat,  unter  einem  Bundeshaupt  oder 
einer  CentralRegierung,  welcher  die  besonderen  Staatsrcgicrungen  nachgeordnet 
waren.  Präsidial  Vortrag  des  k.  k.  östreichischen.  Gesandten,  in  der  zweiten 
Sitzung  der  Bundesversammlung  vom  n,  Nov.  1826,  Num.  1;  iu  Klüber's  Staat» 


1.  1  Ihm I.  [,  Cap,  Begdff,  Zweck,  und 


.u  Jm.  Heft  Bd.  s  »9  K  Bi-  Protocolle  der  B.  V.  Th.  I.  S.  16. 
Verg).  linim's  (Jebersichl  der  diplom.  Verbandl.  des  wiener  Congr.,  S.  ia3  f. 

■  u.  igt  t  Ludkn's  Vemesisi  Bd.  \1I,  Nuin  12.  Inders  A.  H.  L.  Heeres 
der  t  Bund  in  b.  Verhfiltn.  eud.  europ.  StaatenSystem  (Gött.  1816),  S.  20 ff. — 
C.  L.  Si  litis,  Dist.  quaestionum  juris  publ.  Spec.  1.  de  irtdole  et  natura 
eria  ecrmanici  (Lips.  i83o.  |).  §.  (>.  s<|<<.  el  i(>.  Sondern  ein  fortwährender, 
Uiicher  /'<  /•(///  mehrerer  Staaten,  ein  Staatenvcrein ,  StaatenBündnifs, 
B  tenSysteni  oder  System  vereinigter  oder  verbündeter  Staaten,  Systeme 
rivitatum  foederatarum  seu  achaicarum,  eine  StaatenSocietät.  Vergl.  Polymus 
liistoriar.  Iii».  11  * .  [.  PraSOhius,  de  rep.  Aehaica.  C.  G.Heyne,  pr.  de  cod.  arg. 
Gött  1783.  Sah.  Pufbrdorf,  Diss.  de  systematibus  civitatum,  in  s.  Dissert. 
acad.  Belectis  d  psal  1677.),  p.  2105  auch  in  dessen  polit.  inculp.  p.  226.  C.  v. 
I  EtSSOEii,  Quaest  juris  publ.  lib.  9.  c.  ?,/|.  Joach,  Erdm.  Schmidt,  Diss.  de 
»iv  it. iiis  origine  civitatumque  systemate.  Jen.  1-4 5-  J.  C.  Wieland,  Diss.  de 
systemate  civitatum.  Lips.  r — .  u.  in  s.  Opusc.  acad.  Fase.  I.  (1790.  8.)  n.  2. 
Comparaison  de  1»  ligue  des  Acheens,  des  Suisses  et  des  Provinces  unics,  par 
II.  de  VfKKBMAmr.  ä  la  Haye  1784.  4-  (Eine  gekr.  Preisschrift.)  Sainte-Croix.  des 
ancienj  eouvernemens  CedeVatifs.  Paris  1779.  ^'  ^e  Systeme  federatif  des  anciens, 
uiis  en  parallele  avet  celui  des  modernes,  par  E.  A.  Zinserling.  Heidelb., 
Strasb.  el  Paris  1809.  S.  I  .  \\.  Tittmaw,  über  den  Bund  der  Amphictionen; 
eine  gekrönte  Preisschrift.  Berlin  1812.  8.  F.  KorttJm,  die  Entstehungsgeschichte 
der  freistädtischen  Bünde  im  Mittelalter  u.  in  der  neuern  Zeit.  2  Bande. 
Zürich  Iii'-,  gr.  8.  Vergl.  Pölitz,  Jahrbücher  der  Geschichte  u.  Staatshunst, 
1829,  Bd.  I,  S.  6;.o  ff.  H.  G.  Scheidemahtel's  allgcm.  Staatsr.  überhaupt  u. 
nach  der  Begierungsform,  §.  121  —  124.  Schlözer's  allgem.  Staatsr.,  S.-  117.  1 
Pi  rnn's  Beytr.  L  24*    Bürlamaoui,  Principes  du  droit  politique,  P.  II.  ch.  1. 

sqq.  (i.  H.  Vi  BerömS  Abhandlungen  zu  Erläutcr.  der  rhein.  BundesActe, 
Tb.  [,  Rum.  1.  —  A.  de  TocouEvii.T-K,  de  La  demoeratie  en  Amerique.  Brüssel 
iHVj.  Bd.  I,  S.  2-0  ff.  Die  ConstitutionsActen  der  vereinigten  Staaten  von 
Nordamerica,  v.  4-  Ort.   1776,  u.  v.  17.  Sept.  1787,  in  v.  Martens  Recueil,  I. 

III  76.  Die  ConföderalionsActen  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  v. 
ig  Der.  i8i3  u.  16.  Aug.  1814 ,  bei  Martens  a.  a.  O.,  Supplcm.  V.  659.  VIII. 
ifn.  u.  in  (LstfiuVj  Handb.  des  schweizer.  Staatsr.  (2.  Aufl.  1821.),  S.  5.  u.  im 
Heft  I,  v.  Ii.  Snelr's  Handb.  des  schweizer  Staatsr.    Zürich  i837- 

r)  BundesActe,  Eingang,  u.  Art.  3  u.  11.  Wiener  SchlussActe  v.  1820,  Art.  1.11.2. 
Pariser  Fr.  v.  3o.  Mai  1814,  Art  6. 

<:\  Wiener  SchlussActe  v.  1820,  Art.  5.  —  -»Die  Zeit,  die  Cultur  der  Menschheit, 
kennt  keinen  absoluten  Grenzpunkt)  so  wollen  aüch  Wir  das  Gebäude  unsers 
teutseben  Bündel  für  heilig,  aber  nie  für  geschlossen  und  ganz  vollendet  hal- 
tes  .  Worte  in  dem  ersten  Vortrag  des  h.  h.  östr  eickischen  Gesandten,  in  dem 
1.  Protoc.  d.  B.  V,  vom  11,  Nov.  1816,  §.  7.  Vergl.  oben  §.  74,  Note  6,  am 
Schlafe.  -  - 

<)  Politische  Betrachtungen  bei  Errichtung  des  teutschen  Bundes,  in  Klübek's  angef. 
Lebersitht  e(e.  S.  122  —  1 3 1 . 

f)  Bii  iii.'s  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  34-  Ebendess.  angef.  Lebersicht 
etc  S.  i45. 

;)  Wiener  SchlussActe  r.  1820,  Art.  4-  —  Vergl.  den  angef.  ersten  Vortrag  des 
Vorsitzenden  Gesandten,  in  der  2.  Sitzung  der  B.  V.  v.  1816,  7,  S.  47  u.  5o. 
der  OuartAusg. 


Mitglieder  des  teutschen  Bundes.  H9 


§♦  405.  (103b0 

Umfang,  Charakter,  Hauptbeziehungen  und  Garantie  des  Bundes. 

I)  Nie  hatte  noch  ein  Staatenbund  eine  so  grosse  Anzahl  von  Staaten 
C§.  108)  umfafst,  jwie  jetzt  der  teutsche;  grosse,  mittlere  und  Meine, 
monarchisch  und  republicanisch  geformte.  a).  II)  Den  Charakter  des 
Bundes  bezeichnen,  als  zwei  gleich  feste  Grundstützen,  eines  Theils  die 
Rechtsgleichheit  der  Bundesgenossen,  andern  Theils  das  National- 
Band,  welches  alle  Bundesstaaten  wohlthätig  umfassen  soll  £).  III)  In 
dem  Bundesverhältnifs  stellen  sich  zwei  Hauptbeziehungen  dar,  nach  Innen 
und  nach  Aussen  *).  IV)  Das  Bestehen  des  Bundes  ist  garantirt 
durch  die  acht  'europäischen  Mächte,  welche  die  SchlufsActe  des  wiener 
Congresses  unterzeichnet  haben  C§»  56). 

a)  Klüber's  angef.  Uebers.  etc.,  S.  137. 

b)  Der  oben  (§.  104,  Note  b)  angef.  Präsidial  Vortrag;  in  Klüber's  Staatsarchiv. 
Bd.  II,  S.  36.  —  Mit  Recht  ward  in  diesem  Vortrag,  das  NationalBe- 
dürfnifs  der  Teutschen  als  der  einzige  richtige  Leitfaden  für  teutsche  Staaten- 
verhä'ltnisse  anerkannt,  und  hieraus  die  Folge  entwickelt,  dafs  der  Bund,  wenn 
gleich  kein  Staatenbund,  doch  auch  kein  blosses  Schutz-  und  Trutzbündnifs 
seyj  dass  er  die  sämmtlichen  Staaten  durch  ein  NationalBand  umfassen 
solle. ,  und  dafs  die  Verheissungen ,  welche  die  Staaten  nicht  blofs  sich  gegen 
einander,  sondern  auch  mit  einander  ihren  Unterthanen  gegeben  haben, 
wahre  Verpflichtungen  des  Einzelnen  gegen  Alle  seyen,  deren  Erfüllung  also 
auch  vom  Ganzen  gefordert,  und  auf  Anzeige  jedes  einzelnen  Bürgers  gefordert 
werden  könne.  Vergl.  auch  Art.  53  der  wiener  SchlussActe  von  1820,  und 
unten      184  und  227. 

c)  Einen  ausführlichen  Umrifs  der  Bundesverhältnisse  in  dieser  zweifachen  Bezie- 
hung enthält  der  gutachtliche  CommissionsVortrag  über  die  so  genannte  Reihen- 
folge, der,  als  loco  dictaturae  gedruckte  Beilage  si,  mit  3  Unterbeilagen,  bei 
dem  Protocoll  der  B.  V.  vom  17.  Febr.  1817,  §.  52,  sich  befindet,  S.  67  —  S7 
der  Original-  oder  Folio  Ausgabe.  —  Eines  »äussern  Organismus  des  Bundes- 
tags«, im  Gegensatz  eines  inner n  Gliederbaues,  vergleichbar  mit  Leib  und 
Seele,  wird  schon  erwähnt  in  dem  Protoc.  der  B  V.  v.  11.  Nov.  1S16,  §.  7, 
zu  Num  III  5  in  den  Prot,  der  B.  V.,  Bd.  I,  S.  54  u.  55.  —  Zur  Uebung  in  der 
juristischen  Einlheilungskunst  lassen  sich  die  Bundesverhältnisse  in  eine  Menge 
von  Ober-,  Unter-  und  Afterabtheilungen  zerlegen,  wobei  man  bis  zu  ethischen 
und  politischen  Gesichtspunkten  hinauf,  bis  zu  Privatverhältnissen  und  einer 
Art  von  Verkörperung  hinabsteigen  kann.  Aber  einer  zackenartigen  Ordnung 
dieser  Art,  in  dem  A^ortrag  des  öffentlichen  Rechtes  des  Bundes  zu  folgen,  ver- 
bietet die  pflichtmäsige  Sorge  für  practisch-theoretisches  Bedürfnifs,  für  wahre 
Erleichterung  der  Uebersicht,  für  Klarheit,  Kürze  und  Bestimmtheit  des  Vor- 
trags, für  'Einfachheit  und  echten  Geschmack  in  der  Darstellung.  Quinctiliuns 
und  Cicero' 'x  Lehren,  und  des  letzten  Tadel  der  Reehtsgelehrtcn ,  wegen  des 
Zuviels  im  Eintheilen  (de  oratore,  II.  47-)»  werden  noch  jetzt  nicht  selten  über- 
sehen. Die  Hauptstellcn  sind  angezeigt  in  Klüber's  LehrbegrifF  der  Rcferir- 
kunst,  §.  44-    Vergl.  oben,  §.  14. 


I.  rheil«  L  Cap«  Begriff,  Zweck,  und 


§•  (104.) 

Bnitdeszweck,  Nebenzwecke* 

I)  Der  erklärte  a3  Zweck  des  Teutschen  Bundes  gebietet  Bewahrung 
der  l  nabhä  n  gigkeit  and  Unverletzbarkeit  aller  Bundesstaaten,  und 
I  rhaltung  theils  der  äussern  und  Innern  Sicherheit  Teutschlands; 
also  Sicherung  und  Handhabung  des  Rechtszustandes  in  allen  innern  und 
Sassern  Verhältnissen  der  Bandesstaaten  und  des  Bundes.  II)  Ausser  diesen, 
m  .  als  Beweggründe  zu  Stiftung  des  Bundes,  auch  die  Vortheile 
ihrtj  welche  ans  solchem  für  die  Ruhe  und  das  Gleichgewicht 
ron  Buropa  hervorgehen  würden  Demnach  ist  der  Teutsche  Bund 
ein  Sicherheitbund  r).  In  seinem  rechtmäsigen  Wirkungskreis  finden 
nch  Mittel  zu  Unterdrückung  der  Selbstständigkeit  schwächerer  Staaten 
s * i  wenig,  als  zu  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Begünstigung 

»verderbender  Willhühr  in  der  Regierung  und  Vertretung  einzelner 
Bundesstaaten,  zu  Hemmung  mit  /.lieher  Fortschritte  des  teutschen  Volkes 
in  jeder  Art  \<>n  Cultur,  zu  Beschränkung  freier,  vernünftiger  Meinungs- 
äusserung, und  zu  Beförderung  selbstsüchtiger  Absichten  einzelner ^Classen 
fon  Staatsbewohnern,  Wo  ausdrückliche  Vorschriften  der  Grundgesetze 
des  Bundes  nicht  zureichen,  ermächtigt  und  verpflichtet  die  wiener  Schluss- 
\(.te  von  1820  (Art.  3  u.  9)  den  Bund  und  die  Bundesversammlung  zu 
Maasnehmungen ,  welche  durch  »die  in  dem  Grundvertrag  (der  BundesActe) 
bezeichneten  Ii  und esz  wecke«  geboten  sind;  ein  Fall,  der  haupt- 
sächlich bei  \  erletzung  des  durch  jenen  Grundvertrag  bedingten  allseitigen 
Rechts  zustand  es  (§.  217  u.  f.  u.  169),  namentlich  der  landständischen 
Verfassung  (§.  284,  i),  und  bei  einem  Missbr auch  der  Sou verainetät 
(ebendas.  u.  55o  —  55/j)  eintritt.  IV)  Nebenzwecke  für  Erhöhung 
des  Gemeinwohls  sämmtlicher  Bundesstaaten  sind  der  Wirksamkeit  des 
Bundes  nichl  entzogen.  Die  Bundesversammlung  ist  durch  die  BundesActe 
[Art  6)  ausdrücklich  ermächtigt  und  verpflichtet  zu  gemeinnützigen 
Anordnungen,  wozu  zwar  auch  jede  Staatsregierung  für  sich  und  aus- 
sei) liessend  ermächtigt  ist,  deren  Zweck  aber  durch  zusammenwirkende 
Theilnahme  aller  Bundesstaaten,  milteist  freiwilliger  Vereinbarung  Aller, 
Vollständiger  erreicht  werden  kann  ^J.  Geistige  und  sittliche  Cultur,  Handel 
und  Verkehr,  Post-  und  Münzwesen,  eröffnen  hiezu  ein  eben  so  weites 
als  fruchtbares  Feld  (§.  148  a,  u.  237)» 

a)  BundesActe,  Art.,?..  Wiener  SchlnssActe  v.  1820,  Art.  1.  Vergl.  Klübir's 
ange£  Debersieht,  8.  118.  Ebendess.  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  344  f- 
4o3.  4?i.  —  Niehl  bloffl  auf  innere  Ruhe  (wie  es  in  dem  baierisehen  Votum  in 
der  5.  Sitzung  der  B.  V.  \  .  3.  Dec.  1816  heisst)  sondern  auch  auf  innere  Sicherheit, 
ist  der  Zwei  k  des  Bundes  gerichtet.  Diese  bezeichnet  einen  festen  Rechts  zu  stand, 
in  welchem  auch  der  Einzelne  seine  Sicherheit  findet.  Vergl.  §.  217.  —  Der 
Zwick  fordert  1)  allseitige  Sicherheit  Teutschlands;  also  Sicherheit  in  allen 
äufsern  und  innern  Verhältnissen,  für  den  Bund  im  Ganzen,  und  für  alleTheilc 
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desselben  einzeln  betrachtet.  Derselbe  ermächtigt  zwar  die  Gesammtheit  nicht, 
als  Regierer  und  Ordnungshalter  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  aufzutreten, 
oder  auf  ihre  innern  Angelegenheiten  unmittelbar  einzuwirken  (§.  214  u.  f.),  wohl 
aber  zur  Obsorge,  dafs  unter  und  in  den  Bundesstaaten  die  innere  Ruhe  und 
Sicherheit  des  Bundes  nirgend  bedroht  oder  gestört  werde  (§.  169  u.  ff.  217). 
Der  Zweck  gebietet  2)  Bewahrung  der  Unabhängigheit  und  Unverletzbarheit  der 
im  Bund  begriffenen  Staaten.  Der  Bund  soll  wirksam  seyn  gegen  Bedrohung 
oder  Verletzung  der  politischen  Selbstständigkeit,  und  jedes  andern,  natürlichen 
oder  erworbenen,  Rechtes  eines  jeden  Bundesstaates.  —  Das  erste  aller  Mittel 
zu  Erreichung  des  Zwecks  ist  Einigheit  der  Bundesgenossen.  Hierauf  sollten 
folgen,  nach  Preussens  Erklärung:  »eine  kraftvolle  Kriegsgewalt,  ein  Bundes- 
gericht, und  landständische ,  durch  den  Bundesvertrag  gesicherte,  Verfassungen«. 
Rlüber's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  16. 

b)  BundesActe ,  im  Eingang. 

c)  BundesActe,  Art.  2  u.  11.   .Klüber^s  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  i43  f. 

d)  BundesActe,  Art.  6.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  64.  Protocolle  der 
wiener  Minis terialConferenzen  v.  1819  u.  20.  Sitzung  19  v.  8.  März  1820.  Vergl. 
den  oben  (§.  104)  angef.  östreich.  PräsidialVortrag  v.  11.  Nov.  1816,  Abschn.  I, 
lit.  d,  u.  Abschn.  HI,  Einleit. ;  wo  Entscheidungen  über  gemeinnützige  Anord- 
nungen für  Gegenstände  der  PlenarVersammlungen  der  B.  V.  erklärt  werden, 
wo  zu  einem  Beschlufs  eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen  erforderlich 
ist.  Späterhin  (1820)  wurden  sie  von  der  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit 
ausgenommen.  Vergl.  §.  129.  —  Für  die  eingegangenen  Vorschläge  zu  gemein- 
nützigen Anordnungen  soll  in  der  Bundeskanzlei  ein  eigenes  Verzeichniss  oder 
Register  gehalten  werden.  Unten  §.  148 ,  Note  a.  —  lieber  den  Begriff  der 
gemeinnützigen  Anordnungen,  s.  L.  v.  Dresch  Beiträge  etc.,  S.  36,  wo  jedoch 
der  Art.  64  der  SchlussActe  übersehen  zu  sein  scheint-   Vergl.  unten  §.  237. 


§♦  107.  dos.) 

Bundesgenossen.    Aufnahme  und  Classen  derselben»    Natur  der 
Bundesgenossenschaft» 

I)  Bundesgenossen  sind:  die  Souverainen  Fürsten  (ein  Kaiser, 
Könige,  Grofsherzoge,  ein  Kurfürst,  Herzoge,  Fürsten,  ein  Landgraf)  und 
die  Freien  Städte  Teutschlands,  als  Repräsentanten  ihrer  Bundesstaaten 
II)  Die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  kann  nur  von  der  Gesammtheit  der 
Bundesglieder,  und  zwar  durch  Stimmeneinhälligkeit,  geschehen  by  HI)  Nach 
dem  Alter  ihrer  Bundesgenossenschaft,  theilen  sich  die  Bundesgenossen 
in  zwei  Classen:  in  ursprüngliche,  die  Stifter  des  Bundes,  welche  an 
der  Zahl  sechs  und  dreissig,  bei  Errichtung  der  BundesActe  Mitglieder 
des  Bundes  wurden,  und  aufgenommene,  welche  späterhin  Aufnahme 
erlangt  haben.  Mitglieder  der  letzten  Art  sind  W ürtemberg  und  Baden, 
deren  jedoch,  in  sicherer  Erwartung  ihrer  nachfolgenden  Theilnahme 
vorläufig  schon  in  der  BundesActe  als  (künftiger)  Bundesgenossen  Erwäh- 
nung geschieht  <*);  ihren  Beitritt  erklärten  sie  durch  besondere  Accessions- 
Urkunden  (§.  34  h).  Später  noch,  im  J.  1817,  ward  HessenHomburg 
aufgenommen  (§.  108  g).    IV)  Unter  den  Bundesgenossen  sind   fünf,  die 
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mir  >\r-en  eines  Theils  ihrer  Staaten  /.u  dem  Tonischen  Hund'  gehören 
87«  $5.  191  r.  \)  Die  BundesgenossenschaA  begründet  eigene 
rerhfltnisse  der  Bundesgiieder ,  nicht  nur  zu  dem  Bunde  (§. 

iM   BF«  ai3  BT.),  sondern  auch  zu  andern  SouverainStaaten  und  Staaten- 

|K  und  selbsl   ZU  den  eigenen  Staaten  und    Unterthancn  (§. 

i*5  il)-  \  [)  Ihrer  Natur  nach  ist  die  Bundesgenossenschaft  ein  vertrag- 
nlsiges  S<.ei.d\  erhält niss  der  Bundesstaaten <  also  dinglich  >).  Das 
Letzte  tsl  darum  auch  die  natürliche  Eigenschaft  des  Stimmrechtes  in 
der  Bundesi  ersammlung, 

.)  BuudesArte,  I'.ingang  u.  Art.  1. 

/•)  Wiener  SchlufsActe  \.  1820,  Art.  6.    Unten  §.  127. 

t)  Oestreichfl  Erklärung  gegen  Würtemberg,  über  die  Notwendigkeit  der  Thcil- 
nahme  all  r  tentschea  eowner&inen  Fürsten  an  dem  Runde;  in  Klüber's  Acten 
des  wiiener  Congr«,  J J«l.  I,  Heft  1,  S.  10-.  TVürtembcrgs  Gegenäusserung,  eben- 
da*. S.  109.    Vergl.  auch  KlüBEa'ä  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  40. 

-)  Rundet  Acte,  Art.  (.  u.  6;  aber  nicht  im  Eingang.  —  Von  den  bekannten 
l  is.hIii'ii,  trarun  H^ürttmbtrg  und  Baden  als  ursprüngliche  MitPaciscenten  bei 
I  rnchtung  des  V.  Bundes  nicht  erscheinen,  s.  Klühkr's  Bericht  in  dessen  angef. 
\<icn.  Bd.  II.  S.  5-o  IV.,  vergl.  mit  Bd.  \  I,  S.  3i4  ff.  Ebendcss.  angef.  Ueber- 
aicht,  S.  1  V4  f.  Von  Andern,  die  sich  zur  Aufnahme  gemeldet  hatten,  solche 
aber  nicht  erlangten,  s.  cbendas.  S.  i35  f.  IUüder's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  40.  — 
Die  Badueht  Bcitrit  turliunde  ist  datirt  vom  26.  Jul.  i8i5,  die  würtembergische  vom 
1.  Sept.  1 S 1 5 .  Beide  findet  man  angeführt  in  d.  Protoc.'d.  B.  V.  v.  5.  Nov. 
1816,  §.  5;  und  abgedruckt  als  Beilagen  2.  u.  3,  S.  29  u.  ff.  der  Orig.  Ausg. 
liiü.m's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  56  ff. 

t  )  BundesActe,  Art.  1.    Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  j6-    Vergl.  unten  §.  120. 


§•    108.  (106.) 
Benennung  und  Ordnung  der  Bundesgenossen. 

Die  Bundesgenossen  werden  in  der  BundesActe,  und  zwar  in 
bestimmter  Ordnung,  jedoch  unbeschadet  ihres  Ranges,  benannt  «)• 
Nachdem  SachsenGotha  im  J,  1825  im  Mannstamm  erloschen  ist,  und  ihre 
tnzahl  sich  dadurch  um  eins  vermindert  hat,  auch  die  übrigen  drei  her- 
zoglichen sächsischen  Däuser  ihre  Benennung  zum  Theil  geändert  haben, 
und  Oldenburg  sich  nicht  mehr  HolsteinOldenburg  nennt  und  den  grofs- 
herzoglichen  Titel  angenommen,  auch  HessenHomburg  die  Aufnahme  unter 
die  Bundesgenossen  erlangt  hat,  besteht  jetzt,  nach  der  genannten  Ordnung, 
folgendes  Verzeichnifs  der  Bundesgenossen:  1)  der  Kaiser  yon  O est- 
reich ;  2)  der  König  von  Preussen,  beide  für  ihre  gesammten,  vormals 
zu  dem  teutschen  Reich  gehörigen  Besitzungen  3)  Die  Könige  von 
Sachse^  4)  Baiern,  5)  Hannover  und  6)  Würtemberg;  7)  der 
Grofsheizog  von  Baden;  8)  der  Kurfürst  von  Hessen;  9)  der  Grofs- 
berzog  von  Hessen;  10)  der  Herzog  von  Holstein  (-Glüchstadt,  zugleich 
Konig  ron  Dänemark  ,  we^en  Holstein  und  Lauenburg        »0  aer  Grofs- 
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herzog  von  Luxemburg  (zugleich  König  der  Niederlande);  12)  der 
Herzog  von  Braunschweig;  i3)  der  Grofsherzog  von  Mecklenburg- 
Schwerin;  14)  der  Herzog  von  Nassau;  i5)  der  Grofsherzog  von 
Sachsen  WeimarEisenach;  16)  die  Herzoge  von  (SachsenGotha 
cessirt  hier  seit  i825)  Sa  chsenCoburg-Gotha ,  17)  Sachse  uMeinin- 
genHildburghausen,  18)  Sachsen  Altenburg  (bis  1826  S.  Hildburg- 
hausen);  19)  der  Grofsherzog  von  Mecklenb urg  Str  elitz;  20)  der 
Grofsherzog  e)  von  Oldenburg;  21)  Die  Herzoge  von  AnhaltDessau, 
22)  AnhaltB  ernburg,  23)  und  Anhalt-Cöthen;  24)  die  Fürsten 
von  SchwarzburgSondershausen,  25)  Schwarzburg  Rudol- 
stadt, 26)  HohenzollernHechingen,  27)  Liechtenstein,  28)  Ho- 
henzollernSigma ringen,  29)  Waldeck,  3o)  Reufs  älterer  HauptLinie 
(ReufsGreitz),  3i)  Reufs  jüngerer  HauptLinie  (seit  1824  nur  die  beiden 
sou verainen  Fürsten  von  ReussSchleitz  und  von  ReufsLobenstein  und  Ebers- 
dorf')/), 32)  SchaumburgLippe  und  33)  Lippe  (-Detmold)^  34)  die 
Freien  Städte  Lübeck,  35)  Frankfurt,  36)  Bremen  und  37)  Ham- 
burg. Aufgenommen  ward  späterhin  im  Jahr  1817,  am  7.  Juli,  38)  der 
Landgraf  von  Hess  enHomb urg;  das  Stimm verhältniss  desselben  ward 
jedoch  einer  weitern  Anordnung  ausdrücklich  vorbehalten  g).  Demnach 
sind  jetzt  im  Ganzen  38  stimmführende  Bundesglieder;  39  hingegen,  wenn 
man  die  beiden  regierenden  Fürsten  von  Reufs  jüngerer  Linie  für  zwei 
Souveraine  zählt. 

«)  Art.  6,  vergl.  mit  Art.  4  und  dem  Eingang.  Klüber's  angef.  Uebersicht  etc  S. 
5o4  ff.  Dieselbe  Ordnung  ist  auch  in  der  provisorischen  Bundesmatrikel  beibe- 
halten, in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  210;  nur  dafs  daselbst  HessenHomburg 
unmittelbar  vor  den  Freien  Städten  gesetzt  ist. 

b)  Namentlich  sind  diese  Staaten  angezeigt,  oben  §.  87,  Note  b. 

c)  Von  diesen  beiden  Herzog thümern  will  Dänemark  seine  Stimme  in  der  Bundes- 
versammlung benannt  wissen,  seitdem  es,  durch  Vertrag  mit  Preussen (Klüber's 
Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  V,  S.  5o5),  den  gröfsten  Theil  des  Herzogthums 
Sachsen  Lauenburg  und  den  darauf  sich  beziehenden  Herzoglichen  Titel  erworben 
hat.  Dieses  ward  ihm  auch  in  der  ersten  Sitzung  der  B.  V.  bewilligt;  doch 
verwahrten  hiebei  die  Gesammthauser  Mecklenburg  und  Anhalt  ihre  Rechte  und 
Ansprüche  auf  Lauenburg.  Protoc.  v.  5.  Nov.  1816,  §.  3,  in  Klüber's  Staats- 
archiv, Bd.  II,  S.  27  f. 

d)  SachsenGotha ,  welches  vermöge  der  BundesActe  die  16.  Stelle  unter  den  Bundes- 
genossen einnahm,  erlosch  im  Mannstamm  am  11.  Febr.  1825.  Seitdem  cessirt 
seine  Stelle  unter  den  Bundesgenossen,  sein  Anlheil  an  der  16.  Stimme  in  dem 
engern  Rath,  und  seine  VirilStimme  in  dem  Plenum  der  B.  V.  (Wiener  Schlufs- 
Acte  v.  1820,  §.  16),  und  ist  die  Zahl  der  Bundesgenossen  um  1.  vermindert. 
Durch  einen  Erbtheilungsvertrag  v.  12.  Nov.  1826  vereinbarten  sich  Sachsc/iCoburg, 
SachsenMe hängen  und  SachsenHildburghausen  über  ihre  Succession  in  den  gotha- 
altenburgischen  Landen,  und  über  verschiedene  dadurch  veranlafste  Territorial - 
und  TitelVcränderungen.  Man  s.  das  gemeinschaftl.  Patent  v.  i5.  Nov.  1826, 
in  v.  Martens  Recueil,  Supplement,  T.  X,  p.  1080,  u.  in  d.  Prot,  der  B.  V. 
vom  25.  Jan.  1827;  auch  in  v.  Mevf.r's  Staatsactcn,  Tli.  II,  S.  298.  Danach 
«änderten  sich  die  Benennungen  der  genannten  drei  Bundesfürsten,  in  Sachsen 
CohurgGotha ,  SachsenMemingcnHildburghauscii  und  Sachs cn Alle nb arg  (vorhin  HiUl 
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burghauaen),  und  du  Btimmverha'ltnift  dieser  Häuser  in  dem  Plenum  der  B.  V., 
in  die  Itfatrioularverhältntyse  der  drei  herzoglichen  Häuser,  nach 
ihrer  üuejge  in  dem  Protoc.  der  l>.  N .  v.  i  >..  Juli  1827,  §.  79.  Vergl.  unten 
in  a\nhang .  Rum«  1.  Laote  3,  u.  Msixb  a.  a.  0.  S.  3o3. 
r>  Peter  1  Hersog  und  regierender  Administrator  von  Oldenburg,  Fürst  zu  Lübeck, 
wie  er  bis  zu  dem  am  s.«hiüi8a3  erfolgten  Tode  des  gemütskranken  Herzogs, 
.in  dessen  Stelle  er  seil  1786  die  Regierung  führte,  in  seinem  Staatstitel  sieh 
■  innle,  nahm,  auch  nachdem  er  aks  Herzog  in  eigenein  Namen  regierte,  die, 
in  dem  1 1  •  Art.  »1er  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  dem  herzogliehen  Hause 
zugetheilte,  groseherzoglicht  Würde  nicht  an.  Klüber's  angef.  (Jebersicht  etc., 
5.  i''--  Dennoch  ward  Holstein!  Hncnburg  Grossherzog  und  Königliche  Hoheit 
Ütulirl  in  einem  jtreussiseh  -  oldenbttrgischcri  UcbergabcProtocoll  v.  9.  Apr. 
1817,  in  M\i,n  \n  Rceueil,  Supplem.  \  111.  4o5,  in  einer  preussisch- oldenburgi- 
schen  Convention  \.  •.•<>.  Sept.  1818,  ehendas.  IX.  267,  und  in  dem  GeneralRecefs 
der  frankfurter  TerritoriafCommission  v.  20.  Jul.  1819,  Art.  27,  3o,  3i  u.  33; 
in  \.  MvuriNs  Recueil,  Supplem.  \  III.  61 5  et  suiv.  Aber  der  Sohn  und  Nach- 
folger jenes  Herzogs  nahm  den  grofsherzoglichen  Titel  an,  sogleich  in  dem 
wegen  seines  Regierungsantritts  erlassenen  Patent  vom  28.  Mai  1829.  —  Auf 
Verlangen  des  Herzogs  wird,  seil  dem  Anfang  des  Jahres  1824,  die  Stimme  in 
der  1).  \  .  nicht  mehr  HolstcinOldenburg,  sondern  bloss  Oldenburg-  benannt. 
Protoc«  v.  1824 ,  §.  2. 

f)  Reuss.  Dem  rheinischen  Bund  traten  die  Fürsten  von  ReufsGrcitz,  RcufsSchleitz, 
ReufsLobensteinLobenstem  und  ReufsLobensteinEbersdorf  als  vier  verschiedene 
Souveraine  bei.  Doch  sollten  auf  dem  Bundestag  nur  die  beiden  Hauptlinien, 
in  welche  sich  das  Gesammthaus  Reufs  abiheilt,  die  altere  und  die  jüngere, 
jede  Eine  Stimme  führen,  und  die  Häupter  dieser  beiden  Linien  ihren  Sitz  in 
dem  Collegium  der  Fürsten  haben.  AcccssionsVertrag  v.  18.  Apr.  1807,  Art.  1,2 
n.  5,  in  Martens  Rceueil,  Supplem.  IV.  '6t)l\.  Die  teutsche  BundesActe  (im 
J  ingang,  u.  Art.  1,  4  u.  6)  nahm  das  zuerst  erwähnte  Rcchtsverhältnifs  eben- 
falls an.  nachdem  die  vier  rcussischen  Fürsten  gemeinschaftlich  und  individuell, 
im  Nov.  i8i3,  durch  Verträge  mit  Oestreich,  Preussen  und  Russland,  so  wie 
zu  Wien  im  März  i8i5,  der  Allianz  wider  Napoleon  beigetreten  waren 5  aber 
in  Absicht  auf  Stimmführung  in  der  B.  V.  betrachtete  sie  die  drei  Fürsten  der 
jüngern  Linie  zusammen  als  eine  Einheit,  Gesammtheit  oder  Gemeinschaft. 
\m  -.  Mai  1824  erlosch  die  SpecialLinie  R.  LobensteinLobenstein  j  in  ihren  Be- 
sitzungen succedirte  R.  Lobenstein  u.  Ebersdorf.  Vergl.  §.  i56  a,  287,  u. 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1824,  47. 

g)  Protocoll  der  B.  V.  v.  1817,  §.  3o4,  und  Beschlufs  in  dem  Protocoll  der  Plenar- 
\  er  Sammlung  v.  -.  Juli  1817,  in  den  Protocollen  der  D.  B.  V.,  Bd.  I,  S.  385, 
u.  in  v.  Mahtebs  Rceueil,  Supplem.  VII.  i32.  —  In  den  wiener  Ministerial- 
Conferenzen,  Protoc.  v.  10.  Mai  1820,  erklärte  Oestreich  den  Wunsch,  dafs  für 
II  isenHomhurg ,  das  zwar  in  das  Plenum,  aber  noch  in  keine  Curie  aufgenom- 
men sey.  baldmöglichst  eine  angemessene  Entscheidung  erfolgen  möge.  Die 
B.  V.  nahm  hierauf  diesen  Gegenstand  unter  ihre  Agenda  auf,  in  der  loco 
dietaturae  gedruckten  Zusammenstellung  zur  vertraul.  Sitzung  v.  27.  Juli  1820. 
Li>  jetzt  isl  noch  kein  Gesandter  für  Hessenllomburg  in  der  B.  V.  aufgetre- 
ten. —  Was  die  Rangstelle  darin  betrifft,  so  setzt  die  BundesMatrikel  von  1818 
Homburg  unmittelbar  vor  die  Freien  Städte.  Unbestimmt  ist  noch,  an  welcher 
CuriatStimme  dasselbe  Theil  haben  soll., —  Der  Landgraf  ward  durch  die 
SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  48,  von  der  grofsherzoglich-Ac^W/eM 
Oberhoheit  über  Homburg  befreit*  welche  die  rheinische  BundesActe  ihm  aufgelegt 
hatte.  Er  erhielt,  in  Folge  des  Art.  49  der  gedachten  SchlufsActe,  in  dem 
ehemaligen  SaarDcpartement  einen  Bezirk  (10,400  Einw.)  mit  Souverainetät,  jetzt 
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Fürsten  thum  (auch  Oberamt)  Meisenheim  benannt.  Vergl.  Klüber's  angef.  Ueber- 
sicht  etc.  S.  86  u.  i35.  Ebendess.  Staatsarchiv,  Heft  3,  S.  352  f.  u.  435  f.  Keces- 
general  de  la  Commissi on  territoriale  rasseinblee  ä  Francfort,  du  20  juillet  1819, 
art.  29,  bei  Martens  I.e.  VIII.  616.  —  Das  «Amt  Homburg»  und  das  «Oberamt 
Meisenheim»  bilden  zusammen  (das  souveraine  Fürstenthum  HessenHomburg) 
eine  Grundflache  von  5%  QM.  mit  18,416,  nach  Andern  ungefähr  20,000  Einw., 
im  J.  i834  =  22,400.  In  dem  angef.  GeneralRecefs  der  frankfurter  Territorial-  ' 
Commission  v.  1819,  Art.  3o,  setzten  die  vier  verbündeten  Machte  fest:  dafs 
der  Landgraf  v.  HessenHomburg,  in  Ansehung  der  in  der  wiener  CongrefsActe, 
Art.  48,  erwähnten  Staaten,  volle  Souverainetät  gemessen,  und  den  Titel  Souve- 
rainer  Landgraf  von  Hesseti  führen  solle.    Martens  1.  c.  VIII.  617. 


IL     C  A  P  I  T  E  L, 

Titel  ?   Wappen ,  Ceremoniel ,  und  Rang-  des  Bundes  und  der 

Bundesgenossen. 


§•  409.  (107.) 

Titel  des  Bundes  und  der  Bundesgenossen. 

A)  Der  beständige  Staaten  verein  der  Souverainen  Fürsten  und 
Freien  Städte  Teutschlands  soll,  vermöge  der  BundesActe,  den  Titel 
Teutscher  Bund  führen«).  B)  Die  früheren  Titel  verschiedener 
Bundesgenossen  wurden  verändert,  theils  kurz  vor  Auflosung  der 
teutschen  Reichsverbindung,  theils  in  der  rheinischen  BundesActe,  oder 
späterhin  bei  der  Aufnahme  in  den  rheinischen  Bund,  theils  während  des 
wiener  Congresses.  I)  Die  Königswürde,  nebst  einer  relativen  Souve- 
rainetät, hatten  die  Kurfürsten  von  Baiern  und  Würtemberg  schon 
in  dem  presburger  Frieden  erhalten,  II)  In  der  rheinischen  BundesActe 
erhielten  der  Kurfürst  von  Baden  (welcher  kurz  vorher,  nachdem  der 
presburger  Friede,  Art*  14/,  ihm  eine  relative  Souverainetät  beigelegt,  den 
Titel  souverain«er  Kurfürst  angenommen  hatte)  und  der  Landgraf  von 
HessenDarmstadt,  den  Titel  Grofsherzog,  mit  den  Rechten,  Ehren 
und  Vorzügen,  welche  mit  der  königlichen  Würde  verbunden  sind  c) 
Chonneurs  royaux,  honores  regii),  und  der  Chef  des  fürstlichen  Hauses 
Nassau  erhielt  den  Titel  Herzog 

«)  BundesActe,  Art.  1.  —  Vorschläge  zu  andern  Benennungen  s.  in  Klüber's  Acten 
des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  402  u.  /,n.  —  Von  der  Titulatur  des  Bundes,  in 
Schreiben  an  auswärtige  Mächte  §.  i85  b ,  und  von  ihnen  §.  144.  Von  der  Ti- 
tulatur der  B.  V.  in  Eingaben  bei  derselben,  §.  149. 
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'  )   rr.'sliiii^i'r  V  r.  -v .   •<>.  Der.  180"),  Art.  7,  8  u. 
|   Ii  nii    Bundes  Acte,    Vit-         »»>•  AfJUNZBS  Pröris  du  droit  des  gons  moderne  de 
FElirope,    1.  1,  s;-  I04«     Kftflim,   Droit   des  gcns  moderne  de  l'Europe,  §.  3i, 
»)i  ,  int,  liH  r  t  sui\ . 

«')  Rhein.  BundesActe,  \»t.  5.  -  Der  Mannstamm  der  herzoglichen  (nassau-usingi- 
n  .11»  Linie  «Irs  Hauses  Na*s*u  erlosch  am  -.'.i.  März  i8i(>.  Hierauf  ging,  mit 
d»>i>  Besitzungen  dieser  Linien  die  Hersogswuvde  auf  die  bis  dahiu  fürstliche  Linie 
\ .iss.iuW  eilhurg  über. 


§•    1*0.  (loa) 
Fortsetzung, 

III)  Späterhin  erlangten  bei  ihrer  Aufnahme  in  den  rheinischen  Bund: 
der  Kurfürst  yon  Sachsen  ")  die  Königswürde;  die  Fürsten  von  An- 
halt Dessau,  VnhaltBern  bürg  und  A  nh  a  1 1 C  Ö  th  e  n  den  Titel 
Herzog  &)j  die  Grafen  v<>u  Reufs  und  SchaumburgLippe  den 
Fürstentitel  e).  IV)  Die  präsumtiven  von  ihnen  abslammenden  Nachfolger 
der  Grofsherzoge  rühren,  nach  dem  Vorgang  in  dem  Hause  Baden  von 
1806,  den  Titel  Erbgrofsherzog  (grandduc  hereditaire) ,  in  dem  grofs- 
berzoglichen  Hause  Hessen,  bis  zu  der  Regierungsveränderung  im  Jahr 
i83o,  Grofs-  und  Erbprinz.  Der  vermuthliche  von  ihm  abstammende 
Nachfolger  des  Kurfürsten  von  Hessen,  führt  den  Titel  Kurprinz.  In 
herzoglichen  und  fürstlichen  Hausern  heifst  er  Erbprinz. 

a)  Französisch -sächsischer  Friede  zu  Posen  vom  n.  Dec.  1806,  Art.  3.  Rhein. 
Bund,  ffl.  46> 

b)  ReceptionsTraetat ,  Warschau  den  18.  Apr.  1807.  Rhein.  Bund,  X.  96.  —  Der 
I  ürst  von  AnhaUBembutg  hatte  schon  im  April  1806  von  K.  Franz  II.  die  her- 
zogliche Würde  erhalten,  und  früher  schon  führten  alle  Fürsten  von  Anhalt  in 
ihrem  Haustitel  den  Herzogstitel:  »»Fürst  zu  Anhalt,  Herzog  zu  Sachsen,  Engern 
»und  Westphalen,  Graf  zu  Ascanien,  Herr  zu  Bernburg  und  Zerbst". 

c)  Bhein.  Bund,  IX.  447.  XIII.  i35  ff.  i37- 


§•    Hl*  (109.) 
S   c    h    l   u  s 

V)  Während  des  wiener  Congresses  nahm  der  Kurfürst  von  Hannover 
oder  Braunschweig  Lüneburg  den  Königstitel  an«);  der  Herzog  von 
Sa chse n Wei mar  den  Titel  Grofsherzog  von  SachsenWeimarEise- 
nach.  Der  Kurfürst  von  Hessen  verband  mit  seinem  kurfürstlichen 
Titel  das  Prädicat  Königliche  Hoheit  c)$  In  der  SchlufsActe  des  wiener 
Congresses  erhielten  die  gr ofsherzogliche  Würde:  die  Herzoge  von 
HolsteinOldenburg  von  Mecklenburg  Schwerin  und  Meck- 
lenburgStrelitz  und  dem  König  der  Niederlande  ward  solche  wegen 
Luxemburg  beigelegt  /),  welches  mit  dem  Königreich  der  Niederlande 
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nur  in  persönlicher  Verbindung  steht,  und  von  dem  König  auf  Nachge- 
borne  seines  Hauses  übergehen  kann.  VI}  Etliche  Bundesfürsten  setzten 
in  ihrem  Staatstitel,  zu  ihren  übrigen  'Titeln  auch  den  grofs herzog- 
lichen, von  neuerworbenen  Ländern,  die  zu  dem  Teutschen  Bund  ge- 
hören. So  nannte  sich  Preussen  Grofsherzog  bei  Rhein,  Kurhessen 
Grofsherzog  von  Fulda,  HessenDarmstadt  Grossherzog  (von  Hessen  und) 
bei  Rhein  VIT)  Sämmtlichen  Bundesfürsten  ward  in  der  BundesActe, 
nach  einigen  Erörterungen,  das  Prädicat  sou verain  CPrinceps  summa  s* 
suprema  potestate)  beigelegt  h).  Auch  erhielt  in  dem  GeneralRecefs  der  frank- 
furter TerritorialCommission  von  1819  (§.  58},  der  Landgraf  von  Hessen- 
Homburg  den  Titel  SouverainerLandgraf  (§♦  108  g).  VIII)  Die 
Hansestädte,  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen,  und  die  Stadt  Frank- 
furt, nahmen  den  Titel  Freie  Städte  an  *)- 
• 

«)  Am  26.  Oct.  i8i4«  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II,  S.  "5  f.  Bd.  1, 
Heft  1,  S.  64  ff.    Anerkannt  in  dem  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  26. 

V)  Am  6.  April  i8i5.  Klüber's  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  198 — 202.  Mit  Bei- 
fall und  Unterstützung  von  Oestreich,  Russland,  Frankreich,  England  und 
Preussen;  nachher  anerkannt  in  dem  Acte  final  du  congres,  art.  36.  Herzoglich- 
braunschweigische  Rechtsverwahrung  für  den  Fall,  wenn  mit  dergleichen  Anneh- 
mung höherer  Titel  wesentliche  Vorrechte  verbunden  werden  sollten.  Ebendas. 
Bd.  II,  S.  200. 

c)  Am  28.  Apr.  i8i5.  Klüber's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  201  f.  Ward  stillschwei- 
gend anerkannt,  in  dem  Acte  final  du  congres,  art.  41?  56,  58,  und  in  dem 
Eingang  der  BundesActe.  Klüber's  Uebersieht  der  diplom.  Verhandl.  d.  w. 
Congr.,  S.  161  f. 

d)  Vergl.  §.  108  e. 

e)  Acte  final  du  congres,  art.  34  et  35. 

f)  Ebendas.  art.  67  et  71.    Vergl.  §.  82  a.  und  §.  286  h. 

g)  Ebendas.  art.  25.    Klüber's  Staatsarchiv  d.  t.  Bundes,  Bd.  I,  S.  ^26  u.  4^7. 

h)  BundesActe,  Art.  1.  Klüber's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  344,  402>  4^4?  4^9,  493  f. 
Ebendcss.  angef.  Uebersieht  etc.,  S.  i56  f. 

t)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  53,  56,  58,  und  in  dem  Eingang  der  t. 
BundesActe.    So  auch  die  Stadt  Cracau,  in  dem  Acte  final  etc.^  art.  6. 


§♦  (iio.) 

Courtoisie. 

I)  Bei  Festsetzung  der  dem  Teutschen  Bund  zu  gebenden,  oder  von 
ihm  zu  empfangenden  Courtoisie,  ist  Bücksicht  zu  nehmen:  theils  auf 
den  bisherigen  Gebrauch  bei  andern  unabhängigen  Staatenvereinen  theils 
auf  die  verschiedenen  Bangverhältnisse  sowohl  seiner  Mitglieder,  als  auch 
desjenigen,  mit  welchem  schriftlicher  Verkehr  Statt  hat  6).  Was  II)  die 
Bundesgenossen  betrifft,  so  erhalten  die  Grofsherzoge  und  der  Kur- 
fürst von  Hessen,  welchen  königliche  Ehre  (honneurs  royaux)  gebührt 
(§•  J99  u.  111),  von  den  Kaisern  und  Königen  den  Brudertitel  ^)  Der 
M  a  j  e  s  t  ä  1 1  i  t  e  1  wird  dem  Kaiser  von  Oestreich  und  den  Königen  gegeben  d). 


128      i.  TheiL  iL  Cap.  Titel,  Wappen,  Ceremoniel 


Du  Pridical  Königliche  Hoheit  (Altesse  royale),  welches  auch  dio 
i  Kronprinzen  und  in  der  Regel  die  Nachgcbohrncn  in  könig- 
lichen Häusern  erhalten)  wird  den  Grofsherzogen  und  dem  Kurfürsten 
von  Hessen  gegeben  «las  Prädicat  Hoheit:  den  Erbgrofsherzogeu  und 
dem  Km  en  ron  Hessen  (§,  110)1  so  wie  den  Prinzen  und  Prinzessinnen 
in  der  Nebenlinie  des  königlichen  Hauses  Würtemberg  f)  und  den  nach- 

rnen  Prinzen  und  Prinzessinnen  der  grofsherzoglichen  Häusern);  dal 
Prädicat  Durchlaucht:  den  Herzogen  und  dem  Landgrafen  von  Hessen- 
Romburg  /;),  den  Fürsten  und  den  Prinzen  und  Prinzessinnen  fürstlicher 

er,  In  der  Courtoisie  der  Freien  Städte  kommt  in  Betrachtung, 
theils  der  Gebrauch  während  der  teutschen  Reichsverbindung,  theils  ihre 
jetzige  Unabhängigkeit« 

a")  Vergl.  C.  A.  BsCk's  StaatsPraxis,  S.  20,  28,  3o  f  ,  33,  37,  40  u.  44- 
1   Auswärtige  Machte  schreiben:  »der  Durchlauchtigste  Ternsche  Bund«,  und  »da 
S<  1  nissime  I  onfe*d£ration  Germanique«.    Vergl.  §.  i44«  —  ®ie  vorläufige  Ge- 
ichäftsordn.  d.  B.  V.  v  1816,  Abschn.  III,  fordert  an  die  B.  V.  folgende  Auf- 
schrift:   »An  die  hohe  teutsche  Bundesversammlung».    Klüber's  Staatsarchiv, 
Bd.  II,  S-  21,    Vergl«  §.  i  »9  U«  i85. 
r)  J.  7.  Mosbh  mm)  dem  Brudertitel  j  in  s.  Optisc.  acatl.  413.    M.  C.  Curtius  histor. 
u.  polit.  Abhandlungen,  Kum.  V,  S.  121  ff.    J.  A.  Frankenstein,  üiss.  I.  et  II. 
de  titulo  fratris.   Erf.  1715.  1716.     Klüber  über  Einführung,  Bang,  Erzämter, 
Titel,  Wappenzeicheo  und  Wartschilde  der  neuen  Kurfürsten,  §.  28  u.  46. 
>  1    (  .  \  .  Mosek's  Weine  Schriften,  VI.  2.    v.  Martens  Einl.  in  das  europ.  Völlterr. 
§.  1-4,  Note  g.  4 

e)  Grofsherzogl.  badische  A  erordn.  v.  14.  Aug.  1806.  Kurhessische  Erldärung  v. 
I&  Apr.  181 5,  in  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II,  S.  201  f. 

f)  Nach  einer  würtembergischen  Verordnung  v.  29.  Mai  1825  führen  die  Prinzen 
und  Prinzessinnen  von  der  Nebenlinie  der  von  dem  ersten  König  gebildeten 
Hauptlinie,  den  Titel:  Herzoge  und  Herzoginnen  zu  Würtemberg ,  und  erhalten 
das  Prädicat  Hoheit.  Das  Prädicat  Durchlaucht  hatten  bis  dahin  diejenigen 
Prinzen  geführt,  welche  nicht  Descendenten  und  nicht  Brüder  des  ersten  Königs 
Band«  Nach  dem  würtemb.  Hausgesetz  von  1828  werden  die  hönigl.  Prinzen  u. 
Prinzessinnen  der  Hauptlinic  Königliche  Hoheit,  die  der  Nebenlinie  Herzoge  und 
//  rzo ginnen  v.  Würtemberg  genannt  u.  mit  Hoheit  angeredet.  —  Das  Prädicat 
Königliche  Hoheit  erhalten  alle  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  königl.  sächsischen 
Bauses,  vermöge  einer  Verordn.  des  Königs  v.  9.  Febr.  1807.  —  K.  haierische 
Verordn.  v.  3.  Oct.  1816,  wodurch  der  Schwester  des  Königs  das  Prädicat  könig- 
licht Hoheit,  ihrem  Gemahl,  dem  Herzog  Wilhelm  von  Baiern  und  seinen  Nach- 
kommen, allen  Mitgliedern  der  Nebenlinien  des  hönigl.  Hauses,  das  Prädicat 
Hoheit  verliehen  wird.  Durch  eine  Ii.  baierische  Verordn.  v.  10.  Dec.  1817, 
erhielt  Herzog  Wilhelm  v.  Baiern  das  Prädicat  Königliche  Hoheit. 

g)  7j.  B.  die  Markgrafen  7,vl  Baden,  vermöge  grofsherzogl.  Verordnungen  v.  22.  Aug. 
1806,  28.  Nov.  1807,  u.  v.  4-  Oct.  1817.  Bad.  Begier.  Blatt,  1806,  n.  i9,  1807, 
n.  41»  ^it,  n-  24« 

h)  In  den  wiener  MinisterialConferenzen  v.  1820  (Protoc.  v.  i5.  Mai  1820),  kam 
ron  ösftreichischer  Seite  ein  Antrag  vor,  dafs  den  sümmtlichen  Herzogen  im 
Teutschen  Bund,  mit  Einschlufs  des  Landgrafen  von  HessenHomburg,  das  Prä- 
dicat Herzogliche  Hoheit  möge  beigelegt  werden;  er  blieb  aber  damals  ohne 
Folge,  weil  es  weniger  eine  Bundesangelegenheit,  als  eine  zwischen  den  Höfen 
tu  verhandelnde  Frage  sey.    Doch  ward  verabredet,  dafs  die  Höfe  ihre  Ansich- 
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ten  darüber  an  das  kaiserl.  östreicliisclie  Cabinet  würden  gelangen  lassen,  und 
ihre  Gesandten  in  der  B.  V.  für  den  Zeitpunkt,  wo  hier  die  Sache  zur  Sprache 
kommen  werde,  instruiren  würden.  Nur  hypothetisch  nahm  die  B.  V.  diesen 
Gegenstand  unter  ihre  Agenda  auf,  in  der  loco  dictaturae  gedruckten  Zusam- 
menstellung zu  der  vertraul.  Sitzung  v.  2-.  Juli  1820,  S.  216  der  OriginalAusg. 
der  Protoc.  v.  1820. 


Regenten-  und  Haustitel.  Wappen. 

I)  Die  Bundesgenossen  bestimmen  selbst,  kraft  ihrer  unabhängigen 
Staatshoheit,  ihre  Regenten-  und  Ländertitel,  ihre  Haus-  und 
Stamm-  oder  Familientitel,  ihre  Erbschaft-  oder  Succession-  und 
Anspruch-  oder  Prätension  Titel  a) ,  so  auch  ihre  Staats-, Familien-, 
Erbschaft-  und  Anspruch"wappen  ^),  so  fern  sie  nicht  als  Mitglieder 
höherer  oder  gleicher  souverainer  Regentenhäuser,  in  Ansehung  eines  oder 
des  andern  Titels  oder  Wappens,  den  Bestimmungen  der  gemeinschaftlichen 
Hausgesetze  oder  des  Familienhauptes  zu  folgen  verpflichtet  sind.  II)  Das 
letzte  gilt  auch  von  Bestimmung  der  Titel  und  Wappen  für  nicht  re- 
gierende Heiren  der  bundesfürstlichen  Häuser  c).  m)  Der  Teutsche 
Bund  ist  berechtigt,  ein  eigenes  Bund  es  w  appen  festzusetzen  und  zu 
führen, 

a)  Die  neuen  Titel  der  Bundesgenossen  findet  man  in  dem  Genealogischen  und 
Staatshandbuch.  Frankf.  a.  M.  i838.  gr.  8.  Auch  grofsentheils,  doch  nicht  alle 
richtig,  in  G.  Hassel's  Staats-  und  Adi*essHandb.  der  t.  Bundesstaaten  für  1816, 
in  der  1.  Abth.;  besser  in  Bisksger's  vergleich.  Darstell,  der  europ.  Monarchieen 
u.  Rcpubl.  (Wien  1818.  8  ),  S.  121  — 138.  K.  dänische  Erklär,  über  Veränderun- 
gen in  dem  k.  dänischen  Titel  und  AYappen;  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  i5.  Jun. 
1820,  §.  8.    Herzogl.  oldenburgische,  in  d.  Protoc.  v.  182.4,  §•  2. 

b)  Baierische  Verordn.  v.  20.  Dec.  1806,  das  königl.  Wappen  u.  Siegel  betr.,  nebst 
Abbildung,  in  dem  baier.  Regier.Blatt,  180-,  N.  3,  und  in  Oestebreicher's  Archiv 
d.  rhein.  Bundes.  1807,  St.  IV,  N.  5.  Badisches  GeneralAusschreiben ,  Titel, 
AYappen  und  Siegel  des  grofsherzogl.  Hauses  Baden  betr.,  vom  2.  Mai  180-,  in 
dem  Regierungsblatt  v.  i8o7,  Num.  21,  u.  eine  Berichtigung,  Num.  29; 
sodann  eine  neuere  Verordnung  v.  24«  Nov.  i830  in  d.  Regierungsbl.  v.  i83o, 
Num.  18.  Saehsen-Coburzi-Gothaische  Verordnung  wegen  des  herzogl.  Wappens 
v.  18.  April  i83o,  Gesetzbl.  v.  i83o,  N  um.  7« 

r)  Rlüber  a.  a.  O.  §.  qG  ff.  Rönigl.  haier.  FamilienGesetz  v.  1808,  Art.  4  ff,  in 
d.  Rhein.  Bund,  XLIX.  4.  Baier.  A  erordn.  v.  1806,  bei  Österreicher  a.  a.  O. 
Num.  6.  Bestimmung  der  Titel  und  Wappen  der  nachgeborenen  Prinzen  des 
grofsherzogl.  Hauses  Baden,  durch  grofsherzogl.  bädische  Verordnungen  vom 
22.  Aug.  1806,  2.  Mai  1807  u.  28.  Nov.  1807,  m  dem  badischen  Regier.  Blatt  1806, 
n.  19;  1807,  n«  21  u-  41,  Der  Titel  ist  so  bestimmt:  V.  G.  G.  —  —  ,  Grofs- 
herzogliche  Prinzen  und  Markgrafen  zu  Baden,  Herzoge  zu  Zähringen  etc., 
Grafen  zu  Salem,  Petershausen  und  Hanau  etc.  Desgl.  badische  Verordn.  v. 
4-  Oct.  1817.  —  Neuere  Wappen  der  Bundesgenossen  findet  man  in  Bertuch's 
allgem.  geograph.  Ephemcriden ,  z.  B.  das  baierische,  in  d.  Jahrg.  1809,  April, 
S.  026;  in  Schorch's  allgem.  europ.  Staats-  u.  Adressllandb.  für  1812,  u.  bei 
Klober'e  Öffentl.  Recht,  4.  Aufl.  9  \ 


17>0    Ii  rheil,  II.  Cap.  Titel«,  Wappen,  Cerßmoniel  ötc. 

Q^am  •'.  i  0<  Heraldische  Beschreibung  (Blasonjrung)  der  Wappen  der 
Bundesgenossen ,  in  I i i > i m.i  s'a  angeft  Darstell.     4ß~~64»  S*  1 39 — 168. 


§•  H*.  (112.) 
C  e  /•  e  m  0  11  i  e  /• 

K.is  unter  sou verainen  Staate*n.vereinen  und  Staaten  übliche  Staats- 
im»!  \  51  kerCer  enionieJ  ")  (das  persönliche)  Can/Jei-,  Gesandschaft-, 
und  KriegsCeremoniel)  sowohl  bei  persönlichen  Zusammenkünften,  als  auch 
in  St&aisschriften ,  in  Stints-  oder  Canzleisrhrcihcii  (lettre«  de  conseil  ou 
de  chancellerie),  in  Cabinet-  oder  Handschreiben,  und  in  eigenhändigen 
Schreiben  *  ,  findet  in  der  Regel  Statt,  auch  für  den  Teutschen  Bund, 
und  nicht  nur  unter  den  B  U  n  desgenossen  unter  sich  und  in  ihren 
eigenen  Staaten)  sondern  auch  im  Verhält nifs  zu  souverainen  Staaten  ausser 

dem  Kund. 

tf)  7.  ('.  Ltfwio*8  Theatrum  ceremoniale  historico -politieum,  oder  historisch -politi- 
scher Schauplate  etc.  Leipz.  1719  u.  1720.  Zwei  T  heile,  in  foL  Rousset,  Cere*- 
menial  diplomatique  des  cours  de  l'Eurppe.  Amst.  et  ä  la  Ilaye  1739.  T.  I  etil, 
fol  (auch  als  I\  .  u.  \.  Band  ^on  Rousset's  Supplement  zu  du  Mont  Corps 
unirersel  diplomatique  du  droit  des  gens).  Jer.  Bermi.  v.  Rohr's  Ceremoniel- 
wissenschaft  der  grofsen  Herren.  Berlin  1733.  8.  F.  C.  v.  Moser's  teutselies 
1  lotrec  ht.  2  Hände.   l'rankf.  1754«  4- 

//)  C.  A.  Bkcr's  Staatspraxis  oder  Ranzleiübung  aus  der  Politik,  dem  Staats-  und 
Völkerrechte.  'Wien  1-54.  8.  '/weile  Aufl.  1778.  J.  S.  Sneedobe ,  Essai  d'un 
trailr  du  stile  des  cours.  Gott.  17Ö1.  8.  Revu  et  corrige  par  de  Colom.  Ha- 
Dovre  1776.  8.  F«  C.  v.  Moser's  StaatsGrammatik.  Franlcf.  1749.  8.  J-J-Moser's 
I  inleit  zu  den  Kanzleigeschäften.  Hanau  ijSo.  8.  J.  St.  Pütter's  Anleit.  zur 
jurist.  Praxi.  Zwei  Theilc.  Gött.  1753.  1765.  17-80.  1789.  1802.  8.  J.  C.  Adelung 
\<.u  <1.  Canzlei-  und  CurialStyl;  in  dessen  Werl;  über  den  teutschen  Styl,  T.  II, 
Ibschn.  2,  Cap.  1,  S.  67  ff.  G.  F.  v.  Marten's  Einl.  in  d.  europ.  A  ölkerr. 
$.  im  ff.  164  ffi  171  ff.  20 3  ff.  J.  C.  Lünig's  europ.  RanzleiCcremoniel;  in  dessen 
Theatrum  cerera.  Ebendess.  Staats-  und  Titulaf urbuch,  verb.  u.  verm.  von  G.  A. 
.liMMON.  Leipz.  1743  u.  17ÖO.  8.  Acnes  vollständiges  französisches  u.  teutselies 
Titulaturbuch.  Lpz.  1780  8.  Neues  teutselies  Titulaturbüch.  Mit  Einl.  v.  G.  C. 
(  1  uims.  a.  umgearb.  Aufl.  Leipz.  1811.  8.  J.  D.  Rumpe's  teutscher  Secretär; 
nebst  Unterricht  über  die  heut.  Titulaturen  in  Teutschl.  Berlin,  3.  Aufl.  1816.  8. 
Bischoff*8  Lehrbuch  des  teutschen  Ranzleystyls ,  I.  38i.  H.  Bensen's  System. 
Entwicht  d.  Lehre  v.  d.  Staatsgeschäften.  2  Bände.  Erl.  1800  u.  1802.  8.  F.  X. 
v.  MosHAini's  europ.  Gesandtschaftsrecht.  Landsh.  i8o5.  8.,  Abth.  2.  J.  L. 
Hkubsb's  Kryptographie.  Tüb.  1809.  8.  C11.  de  Martens  Manuel  diplomatique. 
Lcips.  182  '..  8.  Mosi  k's  auswärt.  Staatsr.  219.  241.  2B2.  256.  Ebendess.  persönl. 
Staatsr.  U.  3o.  44'  47«  MfeHlWs  Mis(  elianecn ,  t  277  ff.  —  Von  dem  Gebrauch 
einer  StamptUß  ,  s.  Mosin's  StaatsGrammatik,  S.  73  ff. 


viincl  Ran»  des  Bundes  und  der  Bundesgenossen.  131 


§•  ü&  (113l) 

Gleichheit  und  Rang* 

1)  Die  natürlichen,  vollkommenen  Rechte  der  Gleichheit,  welche, 
ohne  Rücksicht  auf  Verschiedenheit  der  Zeit,  des  Raums,  der  Volksmenge, 
der  Macht,  der  Titel,  der  Cultur,  allen  unabhängigen  Staaten  und  Staaten- 
vereinen zukommen  a) ,  gebühren  auch  dem  Teutschen  Bund,  im  Ganzen 
und  in  seinen  Theilen.  Was  durch  positive  Bestimmungen  des  Völker- 
rechtes ,  insbesondere  des  teutschen  Bundesrechtes  c) ,  hierin  nicht  auf- 
gehoben oder  modificirt  ist,  mufs  in  dem  innern  und  äussern  Verhältnifs 
des  Bundes  und  seiner  SouverainStaaten  gelten.  II)  Die  Rang  Verhältnisse 
der  Bundesgenossen,  ausserhalb  der  Bundesversammlung,  sind  von 
den  Bestimmungen  der  BundesActe,  in  dieser  d)  ausdrücklich  für  aus- 
genommen erklärt:  aber  für  diejenigen  in  der  Bundesversammlung,  enthält 
diese  Acte  eigene  Bestimmungen,  wovon  in  dem  folgenden  Capitel  (§.  i3i 
u.  f.)-  Auch  ward  in  den  wiener  MinisterialConferenzen ,  dem  3i.  Protocoll, 
vom  16.  Mai  1820,  eine  viritim  unterschriebene  Acte  beigefügt,  dafs  aus 
der  Ordnung,  in  welcher  die  Bevollmächtigten  die  wiener  SchlufsActe 
von  1820  unterschrieben  hätten,  für  den  Rang  der  Bundesglieder  kein 
Präjudiz  entstehen  solle. 

«)  Günther's  Völherr.  I.  198  —  279- 

b)  Verhandlungen  und  Uebercinkunft  auf  dem  wiener  Congrefs,  Klüber's  Acten 
d.  w.  Congr. ,  Bd.  VI,  S.  204  ff.  Ebendess.  Uebersielit  der  diplom.  Verhandl. 
des  w.  Congr.,  S.  i63  ff. 

c)  Von  der  Rechtsgleichheit  der  Bundesgenossen,  und  von  ihren  Ausnahmen, 
unten  §.  2i3.  —  Von  Rangbestimmungen  für  die  Mitglieder  des  ehemaligen 
rheinischen  Bundes  unter  sich,  s.  Klüber's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  87.  f.  - 
Rangstreit  zwischen  Hannover  und  ff'ürtemberg  auf  dem  wiener  Congrefs,  s. 
KlÜbeb's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  II,  S.  74  ff-  Ebendess.  Uebersielit 
etc.  5  S.  5o5  ff. 

d)  Art.  8.  Rlüber's  angef.  Uebersielit  etc.,  S.  532  ff.  536.  —  Von  Erörterungen 
über  den  Rang  der  Bundesgenossen,  in  der  Bundesversammlung,  ebendas. 
S.  5o/|— 536.  —  Vergl.  auch  den  Reichsdeputalionsliauptschlufs  von  i8o3,  §.  32, 
Nimi.  3.  —  Von  dem  Rang  der  vormal.  teutschen  Reichsstände,  s.  die  Reichs- 
gesetze i]i  Qerstlacher's  Handb.  der  Reichsgeselze,  Th.  IV,  S.  459  ff.  Von  d. 
Rang  der  Reichsfiirslen,  s.  Moskh's  t.  Staatsr.,  Th.  36,  S.  1  ff.  Ebendcrs.  toii  d. 
Kaiserl.  Regierungsrechten,  Th.  I,  S.  35 1  ff.  Kaiser  Carls  VI.  Reglement  defs- 
halh  für  den  Jiaiscrl.  Hof  v.  1728,  in  Gust.  Emmiinghaus  Corp.  juris  germ.,  Th.  II 
(1824.  8-),  S.  44°*  Von  d.  Rang  der  Reichsgrafen,  s.  Mosku's  t.  Staatsr.,  Th.  38, 
S.  201  ff. 
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r»  u  ii  (!  e  s  \  <*  r  s  a  in  in  I  u  n  ff, 


I  R  S  T  E  U    A  11SCHNI  T  T. 

Bestimmung  und  Wirkungsbefugniss   <h;r  Bundesversammlupjg-. 
im  41lgemeioen«    AbtheUnng:  in  Plenum  und  entern  Rath, 
und  Rechtsyerschiedenkeit  beider. 


§.      116»  (ll4a,) 

Begriff  und  Bestimmung  der  Bundesversammlung. 

I'  Für  zwecltgcmäse  Ausübung  der  SocialRechte  des  Teutschen  Bundes, 
im  Innern  und  äussern  Verhaltnifs,  ist  eine  Bundesversammlung 
(comita  foederis)  angeordnet0)*  Sie  ist  eine  immerwährende,  allgemeine 
und  regelmäßige  Versammlung  der  bevollmächtigten  Abgesandten 
aller  Bundesgenossen  ^),  die  einzige  verfassungsmäsige  BundesbehÖrde  für 
alle  Inneren  und  äusseren  Verhältnisse  des  Bundes,  ihn  in  seiner  Gesammt- 
heil  vorstellend,  das  beständige  Organ  seines  Willens  und  Handelns. 
Sie  ist  berufen  für  Auf rechthal  tung  des  wahren  Sinnes  der  BundesActe, 
für  Auslegung  darin  enthaltener  zweifelhafter  Bestimmungen  (§.  70  u. 
i3o),  für  Sicherung  ihrer  richtigen  Anwendung  und  des  Bechtszustandes 
unter  den  f »nndesgenossen  und  in  den  Bundesstaaten  <Q,  und  selbst  für 
Abfassung  von  Grundgesetzen  des  Bundes,  so  wie  zu  dessen  Ein- 
richtung, in  Hinsicht  auf  seine  auswärtigen  militärischen  und  innern 
Verbältnisse  d).  Zufolge  dieser,  durch  die  Grundverträge  des  Bundes  ihr 
gegebenen  Bestimmung,  ist  II)  die  Bundes;  ersammlung  keine  Behörde  für 
Grund  Verfassung,  Gesetzgebung,  GentralVerwaltung  und  oberste  gerichtliche 
Rechtspflege  der  Bundesstaaten,  auch  keine  NationaiStellvertretung, 
und  eben  so  wenig  ein  Gericht  e)  für  Streitigheiten  zwischen  Einzelnen 
und  Regierungen  von  Bundesstaaten  (§.  i34«  216).  Aber  sie  hat  auch 
III;  in  ihrer  Gesammtheit  nicht  Weisungen  von  einzelnen  Bundesgliedern 
zu  empfangen,  noch  durch  deren  Tadel  sich  von  verfassungsmäsigen  Be- 
schlüssen und  deren  Vollziehung  abhalten  zu  lassen  /). 

d)  BundesActe,  Art.  4-    Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  7. 

b)  J > i e  angef.  SchlufsActe,  Art.  7.  In  einem  PräsidialVortrag  (Protoc.  1824,  §.116), 
wird  die  B.  V.  definirt,  als  "ein  permanenter  MinisterialCongrefs  der  Repräsen- 
tanten sämmtlicher  lUindesglieder«.  Richtig  verstanden,  eine  fortwährende  Ver- 
»ammlung  ton  3Iandataren  (nicht  von  Staatsministern)  sämmtlicher  Bundes- 
genossen. 

c)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  f>  u.  1-  —  34- 
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d)  Worte  des  Art.  10  der  BundesActe ,  vergl.  mit  Art.  9  der  wiener  SchlufsActe. — 
Die  wiener  SchlufsActe  v.  1820  mufste,  wenn  gleich  vollzogen  von  Bevollmäch- 
tigten särnmtlicher  Bundesstaaten,  vermöge  ihres  Art.  65,  als  das  Resultat  einer 
unabänderlichen  Vereinbarung  zwischen  den  Bundesgliedern,  mittelst  Präsidial- 
Vortrags  an  den  Bundestag  gebracht,  und  dort,  in  Folge  gleichlautender  Erklä- 
rungen der  Staatsregierungen,  durch  förmlichen  Bande ssckluss  zu  einem  Grund- 
gesetz erhoben  werden.  Es  geschah  solches  durch  einen  Beschlufs  der  B.  V., 
in  dem  Protoc.  der  PlenarVersamml.  v.  8.  Jim.  1820,  §.  2;  wo  Würtemberg 
erklärte,  dafs  ihr  bis  dahin  gesetzliche  Kraft  noch  abgegangen  sey.  —  In  den 
wiener  MinisterialConferenzen  war  (Protoc.  18,  v.  4.  Marz  1820)  der  östreichische 
Vorsehlag  angenommen  worden,  dass  die  Resultate  dieser  Conferenzen,  in  der 
Form  einer  SupplementarActe  zu  der  BundesActe  an  die  B.  V.,  als  Ueberein- 
kunft  särnmtlicher  t.  Regierungen  und  als  Grundgesetze  des  Bundes,  zu  bringen 
seyen,  unter  Beziehung  auf  den  10.  Art.  der  BundesActe;  hingegen  seyen  Ge- 
geastände,  die  nicht  zu  Grundgesetzen  gehörten,  z.  B.  wegen  Bundesfestungen, 
ContingentStellung,  Handels,  u.  dgl.,  an  die  B.  V.  zu  verweisen,  und  defshalb 
blofs  gleichmäsige  Instructionen  an  die  Gesandten  daselbst  zu  erlassen.  Später- 
hin (Protoc.  18,  v.  29.  März  1820)  erklärte  Würtemberg,  die  Form  eines  Bun- 
destagsBeschlusses  sey  zu  wählen;  denn  die  B.  V.  sey  jetzt  das  einzige  verlas- 
sungsiuäsige  Organ  des  Bundes.  Hierauf  vereinigten  sich  (ebendas.)  alle  übrigen 
Stimmen  dahin,  dafs  die  oben  erwähnte,  in  dem  Protoc.  v.  4-  März  beliebte, 
und  unverrückt  aufrecht  zu  haltende  Form  diejenige  einer  von  hier  (Wien)  aus- 
gehenden, keiner  fernem  Berathung  am  Bundestag  bedürfenden  Acte  sey,  und 
es  ward  die  angeführte  Bestimmung  des  Art.  65  der  SchlufsActe  angenommen. 

*■)  Vergl.  (v.  Gagern)  Heber  Teutschlands  Zustand  u.  Bundesverfassung  (Stuttg. 
1818.  8,),  S.  76  ff. 

f)  Denkwürdige  PräsidialErklärung  in  der  Hoffmannischen  Beschwerdesache  wider 
Kurhessen,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  17.  März  1817,  §.  io5;  auch  unten  §.  217  c. 
In  dem,  diesem  Protocoll  als  Beilage  40  beigefügten,  loco  dictaturae  gedruckten 
Vortrag  heifst  es,  unter  Anderem:  »Es  kann  der  Fall  seyn ,  dafs  mit  den  Be- 
schlüssen der  B.  V.  desto  grössere  Unzufriedenheit  entsteht,  je  gerechter  sie 
sind,  und  wenn  sie  dann  sich  gefallen  lassen  müfste,  statt  Gründen,  Vorwürfe 
anzuhören,  wenn  ein  unzufriedenes  Bundesglied  sich  berechtigt  glauben  könnte, 
in  verweisendem  Tone  zu  ihr  zu  reden;  so  würde  die  Stellung,  welche  sie  zur 
Erfüllung  ihrer  Bestimmung  behaupten  mufs  ,  auf  die  gemeinschädlichste  Weise 
verrückt  werden.  Sie,  welche  die  Gesammthcit  des  Bundes  vertritt,  ist  nie  und 
nirgend  unter  einem  Gliede  des  Bundes,  und  Vorstellungen,  gegen  Beschlüsse, 
welche  die  B.  V.  gefafst  hat,  können  nicht  an  die  Bundesgesandtschaften  gerich- 
tet werden,  vielleicht  um  die  Achtung  zu  umgehen,  welche  man  jener  schuldig 
zu  seyn  glaubt,  und  welche  doch  auch  diese,  als  Stellvertreter  der  Bundes- 
glicder,  zu  fordern  berechtigt  sind«. 


117.  (114'«.) 

Umfang  und  Grenzen  ihrer  TVirhungsbefugniss*    Natur  und  Rechts- 
bestand ihrer  Beschlüsse.    Protestation  und  Recurs  tvider  diese  an  die 
Gesammtheit  der  Rundesglieder. 

I)  Bestimmt  einzig  für  Bundesverhältnisse,  ist  die  Bundesversammlung 
keine  oberherriiehe,  namentlich  keine  oberbciTlich  richterliche,  sondern 
eine  völkerrechtliche  Bundesbehörde;  und  zwar  eine  bestimmende^ 
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if seh  ende,  rerw altende,  vollziehende.  In  der ersten Figenschaft 
errichtet  sie  Vorschriften  (HandlungsNormen),  neue  oder  erklärende,  selbst 
Gmnd vertrage  des  Bundes,  macht  Einrichtungen  undAnstalten  zu  Frlüllung 
dei*  ausgesprochenen  Bundeszweckel  erwirbt  Rechte  für  den  Bund,  und 
gründet  Verpflichtungen  für  ihn.  In  der  andern  beachtet  sie  Alles,  was 
aal  Zweck  and  >\  ohlfahrt  des  Bundes  EinfluPs  haben  kann.  In  der  dritten, 
leitet  sie  den  verfassungsmäsigen  Gang  der  Bundesangelegenheiten.  In  der 
\  irrten,  wirhl  sie  dahin,  dafs  die  Bestimmungen  des  Bundesreehtes  fort- 
während zur  Ausführung  kommen,  namentlich,  dafs  in  streitigen  Fallen 
nicht  nur  das  Verhältnis  derselben  zu  dem  Bundesrecht  verfassungsmässig 
esetzl  werde,  sondern  auch  geschehe,  was  auf  solche  Art  festgesetzt 
ist  (§,  166  u.  f£).  II)  Die  Grenzen  ihrer  Wirksamkeit,  der;  Umfang 
ihrer  N'N  irkun  gsbefugnifs  oder  Competenz,  sind  bestimmt  dureh  die 
Grundverträge  des  Bundest  wo  diese  nicht  hinreichen,  durch  die  darin 
angezeigten  Bundeszwecke  «).  III)  Der  Gcsammtwille  des  Bundes 
wird  ausgesprochen,  durch  Beschlüsse  der  B.T.  (§.  57),  durch  bundes- 
f  er  f  assu  ngsm  asige,  das  heilst,  die  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Com- 
petenz,  mit  Beobachtung  der  bundesgrundgesetzlich.  vorgeschriebenen  Form, 
namentlich  nach  vorhergegangener  Berathung  und  freier  Abstimmung,  ent- 
weder im  engern  Rath  oder  in  dem  Plenum  (§.  120  11.  ff.),  nach  Mehrheit 
oiler  Einhelligkeit  der  Stimmen  (§.  is5  ff.),  und  übereinstimmend  mit  dem 
allgemeinen  Gebot  der  Gerechtigkeit  abgefafst  sind  fr).  IV")  Der  Rechts- 
bestand  dieser  Beschlüsse  beruht  sonach  auf  ihrer  bundesverfassungsmäsigen 
Rechtlichkeit,  nach  Form  und  Inhalt.  Y)  Wider  einen  verfassnngs- 
>\  idrigen  Beschlufs,  steht  den  betheiligten  Bundesgenossen  das  Rechtsmittel 
der  Protestatio n  oder  Rechtsverwahrung  zu  c).  VI)  Der  Recurs 
eines  Bundesgenossen  unmittelbar  an  die  Gesammtheit  der  Bundes- 
glieder, wider  einen  Beschlufs  oder  gegen  die  Verfahrungswcise  der 
Bundesversammlung,  aus  dem  Grund,  weil,  nach  der  Ansicht  des  Beschwerde- 
iiiiii ers,  durch  den  Beschlufs  das  allgemeine  Gebot  der  Gerechtigkeit,  ins- 
besondere die  Wirhungsbefägnifs  der  B.  V.  überschritten  worden,  oder 
Weil  durch  die  gewählte  Verfahrungsweise  die  gehörige  Förmlichkeit  nicht 
beobachtet ^  oder  die  PÜicht  der  jedem  Bundesgenossen  und  seiner  Regierung 
gebührenden  aussein  Achtung  verletzt  worden  sey,  dafs  aber  durch  solchen 
Beschlufs  oder  solche  Verfahrungsweise,  eine  allen  Bundesgenossen 
gemeinsame  Beschwerde  (gravamen  commune)  begründet  werde, 
ward  bei  Errichtung  der  Grundverträge  des  Bundes  ausdrücklich  nicht 
vorgesehen.  Ks  scheint  inzwischen  ein  solches  Rechtsmittel  in  der  Natur 
des  teutschen  Bund  es  Verhältnisses,  als  eines  völkerrechtlich  gesellschaftlichen, 
in  drm  Zweck  des  Bundes,  in  der  bundesgrundgesetzlich  vorgeschriebenen 
Handhabung  des  Rechtszustandes,  in  der  verfassungsmäßigen  Abhängigkeit 
der  Bundesversammlung  von  dem  Willen  der  Gesammtheit  der  Bundesglieder, 
und  auch  nach  der  Analogie  der  ehemaligen  teutschen  Reichsverfassung, 
nicht  unbegründet  zu  seyn  d). 
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u)  Wiener  Sehl ufs Acte,  v.  1820,  Art.  9.  —  Für  die  B.  V.  ist  der  Umfang  ihrer 
Wirkungsbefugnifs  bestimmt,  theils  in  der  Bundes  Acte,  theils  in  der  wiener 
SchlufsActe  v.  1820.  Bis  die  letzte  die  näheren  definitiven  Bestimmungen  gege- 
ben hatte,  bestand  eine  »provisorische  CompetenzBesiifnriiUn'g  der  B.  V.",  welche 
diese  errichtet,  und  ihrem  Protoc.  v.  12.  Juni  1817,  §.  223  u.  410o  einverleibt 
hatte.  Sie  steht  in  Klüber's  Quellensammlung ,  Num.  VI.  (v.  Gagern's)  Antheil 
an  der  Politik,  Abth.  UI,  S.  89  —  97.  —  Der  Ausdruck  Competenz  ,  in  diesem 
Sinn,  ist  bei  der  B.  V.  üblich;  auch  ist  er  gebraucht  in  der  wiener  Schlufs- 
Acte, Art.  10  u.  3i. 

l>)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820.  Art.  10. 

c)  Baiern  und  Würtemberg  protestirien ,  dem  Vernehmen  nach,  im  Juli  182$,  wider 
einen  in  Beziehung  auf  die  Bundesfestungen  gefafsten  Beschlufs,  weil  solcher, 
ungeachtet  er  eine  organische  Einrichtung  (§.  125  u.  f.)  betreffe,  nicht  durch 
Stimmeneinhelligkeit  gefafst  sey. 

d)  Klüber  ,  Abhandlungen  und  Beobachtungen,  Bd.  II,  S.  261  ff.  Ein  Beispiel 
eines  solchen  Kecurses  wider  Beschlüsse  d.  B.  V.  vom  18.  und  März  1824 
(Protoc.  §.  67  u.  70),  liefert  die  gedruckte  «Erklärung  des  Fiirstl.  Hauses  Reufs- 
Lobenstein  und  Ebersdorf  an  die  Allerhöchsten,  Höchsten  und  Hohen  Glieder 
des  Durch!.  D.  Bundes,  betr.  das  Verfahren  der  B.  V.  bei  einem  Streit  in  dem 
Fürstl.  Hause  Reufs  Jüngerer  Linie,  über  den  Theilungsmaasstab  seines  Bundes- 
Contingents.  Im  April  1825».  17  Seiten  in  Fol.,  auch  in  Klüber's  angef.  Ab- 
handlungen a.  a.  O.  Darin  heifst  es  S.  9:  «Alle  Bundesglieder  sind  gleich 
betheiligt  dabei,  dafs  die  Bundesversammlung  nicht  nur  die  Grenzen  ihrer 
Wirkungsbefugnils,  vorzüglich  gegen  Bundesgenossen  nicht  überschreite,  son- 
dern auch  die  den  Letztern  gebührende  Achtung  nicht  verletze.  Eine  Beschwerde, 
die  in  solcher  Hinsicht  heute  dem  Einen  zugefügt  wird,  kann  morgen  einem 
Andern  widerfahren,  und  da  in  dem  Bundesverhältnifs  Alle  gleich  berechtigt 
sind,  so  ist  die  Einem  von  ihnen  zugefügte  Beschwerde  Allen  gemein».  Man  s. 
auch:  Definitive  Ansichten  des  Fürstlichen  Hauses  ReufsLobenstein  und  Ebers- 
dorf über  das  Verfahren  der  hohen  D.  B.  V.  bei  einer  Streitigkeit  unter  den 
Gliedern  des  Gesammthauses  Reufs  jüngerer  Linie.  Im  April  1825.  X  u.  69  S. 
in  Fol.  —  Leber  den  Gegenstand  dieses  Streits  verglichen  sich  beide  Theiie, 
ohne  Zuthun  der  B.  V.,  am  i3.  Mai  1828.  —  Anderer  Meinung  ist  Maurept- 
brecher,  in  den  '»Grundsätzen  des  heutigen  d. Staatsrechts,  Frankfurt  a.  M.  1837. 
§.  n3.  Kote  f. 


§♦  HS*  (114«.) 
Sitz  und  Eröffnung  der  Bundesversammlung,    Bundestags-  und 

Geschäftordnimg. 

I)  Die  Bundesversammlung  hat  ihren  Sitz  in  der  Freien  Stadt  Frank- 
furt «).  II)  Die  Eröffnung  derselben  war  auf  den  ersten  September 
1 8 1 5  festgesetzt  ^) ,  hatte  aber  nach  sieben  V  o  r -  oder  P  r  ;i  1  i  m  i  n  a  r  - 
Conferenzen  c),  erst  am  5.  November  1816  Statt  <l).  III)  Für  den  Or- 
ganismus der  Bundesversammlung  soll  eine  eigene  Bund  es  tags  Ordnung 
errichtet  werden  e).  Bis  dahin  ist  von  der  Bundesversammlung  eine  vor- 
läufige Geschäftordnung  durch  Uebereinkunft  festgesetzt.  Sie  ward 
verabredet  in  vertraulicher  Besprechung  am  3o.  October  1816,  und  ange- 
nommen durch  Beschlufs  in  der  Plenar Versammlung  \oin  \  \.  November 


!<">(>  l  rheil  [IL  Cap,  Bundesversammlung« 

1       Revision  dielet  Gescha'fWdnung  besieht  bei  der  B.  V. 
tiiu'  (  onnnission  f  . 

Bundes  Vi  tc .  Vi  t.  i)  \i. 

»)  l  bendasclbst    liiu.m's  Loten  dos  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  35i,  /,o8  u.  foi. 

<)  Dia  über  il i*-  \  «•Hi-nullungen  der sieben  Vorbereitungs-  oder  PrälimtnarCon/erenzen 
der  Gesandten  abgcfafsten  Registraturen,  v,  t>. ,  9.,  i5.,  22.,  23.  u.  3o.  Oct.  u. 
c.  i-  Nov.  1816,  siml  abgedruckt  in  der  Quart  Ausgabe  der  Protocolle  der]B.*V., 
1 .  S.  121  139.  Eine  Uebersichl  derselben  findet  man  in  Klvdkr's  Staats- 
archiv .  Bd.  11 ,  S.  8  -  1a. 

,h  Iii  1  ii  n\  Staatsarchiv  ,  Bd.  II,  S.  3  IV. 

tt  BundesActe,  Vit.  8  u.  10.  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  9,  83,  90,  98 
u.  ii«.  Von  den  Gegenständen  der  B.  T.  Ordnung,  s.  den  Gutachtl.  Com- 
missi.misüim  irlit  eu  §.  52  des  Protoc.  r,  1-  Febr-  1817,  S.  86  der  Original  -  oder 
Folio  Vusgahe. 

/)  Sie  steht  als  Beilage  eu  §.  12.  des  Protoc.  der  B.  V.  v.  14.  Nov.  1816,  u.  in 
Klübkr*s  Quellensammlung,  Aum.  VI.  Auch  in  dessen  Staatsarchiv,  Bd.  II, 
s  1  I  ff.  \  ejrgl.  ebendas.  S.  10  f.  90,  <)3  u.  io5  ff.  ■ —  Der  Ausdruck  »Bundestags- 
Dis<  s.  lieint  ihn  «  Ii   diese  Geschäftordnung  eben  so  wenig  begründet  zu 

Reyn,  als  durch  die  Natur  der  Bundes-  und  gesandtschaftlichen  Verhältnisse. 
\  ergl.  §.  115,  116,  s35  i3;. 

I  I  Protoc,  der  B.  \  .  v.  1.  u.  22.  Apr.  1819,  §.  48  u.  55,  u.  3.  u.  19.  Aug.  1820, 
§.  90  u.  ioqj  1821,  §.  37  u.  175.  —  Vortrag  über  verschiedene  Punkte  in  der 
künftigen  Geschäftordn.  der  B.  V.,  als  Beilage  D  zu  dem  3o.  Protoc.,  vom 
i5.  Mai  1820,  der  wiener  MinislcrialConfercnzen.  Oestreichischer  Vortrag  über 
die  künftige  Form  der  Verhandlungen  am  Bundestag,  ebendas.  als  Beil.  C.  Vergl. 
die  Original  Ausgabe  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  S.  2i5,  Num.  4  u.  5. 


§♦   119.  (115.) 
Dauer  und  Vertagung  {Ferien)  der  Bundesversammlung.  Geschäft- 
gang  während  der  Vertagung. 

Ii  Die  Bundesversammlung  ist  beständig.  Sie  hat  aber  die  Befug- 
nifs,  wenn  die  ihrer  Berathung  unterzogenen  Gegenstände  erledigt  sind 
auf  bestimmte  Zeit  sieh  zu  vertagen;  doch  nicht  länger  als  vier  Monate  £). 
Iii  Die  zeither  gewöhnliche  jährliche  Vertagung  auf  wenigstens  vier  M0- 
isl  die  ordentliche  (Feriae  magnae  et  ordinariae).  Es  gibt  auch 
kürzere  und  ausserordentliche  Ferien  III)  Alle  näheren  Be- 
stimmungen, betreffend  die  Vertagung  und  die  Besorgung  der  während 
derselben  etwa  vorkommenden  dringenden  Geschäfte,  sind  der  Bundesver- 
sammlung bei  Abfassung  der  Einrichtungsgesetze  vorbehalten  d).  IV)  Ueber 
den  Geschäft  gang  während  der  Vertagung  hat  die  B.  V.  einst- 
weilen nähere  Bestimmungen  festgesetzt,  durch  einen  vorläufigen  Be- 
schlufs  vom  26.  Juni  1817  e\ 

0)  Dags  dieses  nicht  von  definitiver  Erledigung  aller  Geschäfte  zu  verstehen  sev, 
war  gl t  ich  anfangs  zu  verrnuthen,  und  das  Herkommen  hat  solches  bestätigt. 

r)  Tj ir  Worte  der  BundesActe,  Art.  7.  Vergl.  Bi.ünFaVs  Acten  des  wiener  Congr., 
Bd.  II,  S.  346  —  349,  35 1  f.,  408,  419,  455  u.  483.    Prot,  der  B.  V.  v.  23.  Dec. 
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1816,  §.  72.  —  Am  20.  Sept.  1819  ward  die  B.  V.  vertagt  vom  1.  Oct.  1819 
bis  20.  Jan.  1820,  ihre  Thätigkeit  begann  aber  erst  am  8.  Juni  1820,  wegen  der 
in  der  Zwischenzeit  bis  zum  24.  Mai  1820  zu  Wien  gehaltenen  Ministerial- 
Conferenzen,  deren  HauptResultat  die  SchlufsActe  vom  i5.  Mai  1820  war. 

e)  Nach  einer  Vertagung  von  vier  Monaten  beschlofs  die  B.  V.  am  5.  Dec.  1822, 
ihre  Sitzungen  bis  zum  1.  Febr.  1823  auszusetzen ,  aus  Gründen,  die  in  d.  Prot, 
v.  1822,  §.  223,  angegeben  sind.  Osterfericn  wurden  gemacht  in  den  J.  1823, 
1824  u.  1826  drei,  in  den  J.  1828  u.  i83o  vier,  im  J.  1824  sechs  Wochen; 
Weihnachtferien  im  J.  1823  fünf  Wochen. 

d)  BundesActe,  Art.  7.  —  Aeusserungen  des  luxemburgischen  Gesandten  über  die 
Vertagung  und  die  Geschäftlhätigkeit  der  B.  V.  in  der  44«  Sitzung  v.  1817,  u. 
in  (v.  Gagerin's)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Abth.  III,  S.  169  —  190. 

fi)  Protoc.  der  B.  V.  v.  26.  Jun.  1817,  §.  267.  Dieser  Beschluss  setzt  Folgendes 
fest:  1)  Das  Präsidium  und  die  PräsidialCanzlei  werden,  auch  wahrend  der 
Vertagung,  als  fortwährend  im  Amt,  daher  auch  das  EinreichungsProtocoll 
immer  als  eröffnet  betrachtet.  2)  Der  präsidirenae  Gesandte  mufs  jederzeit, 
wenn  er  abreist,  einen  andern  Gesandten  eines  Bundesstaates  zu  den  Präsidial- 
Geschäften  substituiren.  3)  Neben  ihm ,  oder  seinem  Stellvertreter ,  müssen 
jederzeit  zum  wenigsten  zwei  Gesandte  (ernannt  hiezu  durch  vertrauliche  Eini- 
gung, oder  durch  Stimmenmehrheit)  am  Sitz  der  B.  V.  sich  befinden,  die,  nebst 
den  übrigen  etwa  anwesenden ,  mit  dein  präsidirenden  einzig-  dazu  sich  zu  ver- 
sammeln haben,  um  in  Kenntnifs  der  Eingaben  und  Geschäftlagc  erhalten  zu 
werden,  und  um  zu  ermessen,  ob  ein  dringender  Fall  vorhanden  sey,  der 
frühere  Einberufung  der  Gesandten  erheische,  und  um,  wenn  Gefahr  aus  Ver- 
zug droht,  provisorische  Einleitungen  zu  treffen  für  Instruction  des  Geschäftes. 
4)  Commissioncn  sind  an  Fortsetzung  ihrer  Arbeiten  durch  die  Vertagung 
nicht  gehindert.  5)  Nach  Wiedereröffnung  der  B.  V.  erhält  diese  von  dem 
Ausschufs  Anzeige  von  seinen  Verrichtungen.  6)  Vor  der  Vertagung  ist  jedes- 
mal der  Zeitpunkt  der  nächsten  förmlichen  Sitzung  festzusetzen.  —  Eine  vor- 
übergehende Modifikation  von  Num.  3  dieses  Beschlusses,  enthält  das  Protoc. 
der  B.  V.  v.  20.  Sept.  1819,  §.  221. 


§.  120.  (116.) 

Abtheilungen  der  Bundesversammlung: 

/.    P  l  e  n  u  in. 

I)  In  der  Bundesversammlung  unterscheid  et  man  die  volle  oder 
PlenarY ersammlung  oder  das  Plenum  ö),  und  die  engere  Ver- 
sammlung oder  den  engern  Rath«  Die  Mitglieder  sind  in  beiden 
dieselben,  aber  das  Verhältnifs  der  Stimmen  ist  verschieden.  II)  In  Hinsicht 
auf  Behandlung  und  Erledigung  der  Geschäfte,  ist  der  engere  Bath  die 
Regel,  das  Plenum  die  Ausnahme  III)  In  dem  Plenum  sind  heine 
Gesammtstimmen ,  sondern  nur  Viril  Stimmen,  so  dafs  jedes  Mitglied  darin 
allein  und  für  sich  Sitz  und  Stimme  hat.  Es  ist  aber  hiebei  die  politisch- 
geographische Ungleichheit  der  verschiedenen  Bundesstaaten  dadurch  beachtet, 
dafs  den  kleineren  nur  eine,  den  grüfseren  mehr  als  eine  Stimme  gegeben 
ist,  welches  in  dem  engern  Rath  nicht  Statt  findet,  wo  für  eine  Reihe  der 
kleineren  Bundesstaaten  in  dem  Stimmengewicht   eine  Ungleichheit  darin 
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>lit,  .!.(!>  mehreren  von  ihnen  zusammen  nur  eine  Stimme  zukommt. 
I  n  !i  die  Stimmordnung  (§.  i3i)  und  die  Zä'hlungs^reise  der  Stimmenmenrneit 
1  -  1      u.  r,  ,  sind  in  dem  Plenum  anders  als  in  dem  engern  Rath.  IV)  Dem 
Grundsatz  des  durchgängigen  YTiriJSjtfmmrechtes  gemäfs,  sind  in  dem  Plenum 

K'<  [     ■•OB    und    S6Chsig   (als   Sachsen    C.otlia    noch    bestand,  siebenzig) 

\  rrilStimmen  (HessenHomburg  mitgerechnet) unter  acht  und  dreissig 
Dundesgenossen,  mil  Rücksicht  auf  das  allseitige  Territorial  Yerhallnifs,,  so 
rertheill  •  >,  daß  0  sechs  Bundesgenossen  <l) ,  jeder  mit  vier,  2)  fünf  e), 
jeder  mit  drei,  S  drei./),  jeder  mit  z  w  e  i  YirilStimmen ,  /,)  die  übrigen 
Vier  und  zwanzig  (HesSänHiwnburg  mitgerechnet),  jeder  mit  einer  Stimme 
bedacht  sind.  Die  jüngere  Hauptlinie  des  fürstlichen  Hauses  Reufs  erhielt 
WW,  Wie  in  der  Curie  der  sechzehnten  Stimme  des  engern  Raths  (§•  121), 
nur  eine  Stimme,  ungeachtet  unter  ihr  zwei,  bis  zu  dem  7.  Mai  1824 
drei,  verschiedene  souveraine Bundesfürsten  (§.  108)  begriüen  sind.  Y)  Ob 
auch  den  Suhjicirten  vormaligen  Keiclhsslnnden ,  jetzigen  Standesherren, 
Stimmrecht  in  dem  Plenum,  und  zwar  durch  Bewilligung  etlicher  Curiat- 
Stimmeh  einzuraumea  sey,  ist  nocli  unentschieden  g).  VI)  Gehen  die 
Besitzungen  eines  sou verainen  teutsehen  Hauses  durch  Erbfolge  auf  ein 
anderes  über,  so  hängt  von  der  Gesamintheit  des  Rundes  ab,  ob  und  wie 
lern  die  auf  jenen  Besitzungen  haftenden  (§.  107)  Stimmen  im  Plenum, 
dem  neuen  Besitzer  beigelegt  werden  sollen  (§.  129). 

0)  Erörterungen  auf  dein  wiener1  Congrcfs,  über  die  Errichtung  eines  Pleni,  in 
Ku  im's  angef.  Veten,  Bd.  II,  S.  4o/f  u.  4<>6.  »Volle  >  crsaminlung «,  heifst 
das  Plenum  in  der  wiener  SchlufsActc,  Art.  /(o,  41  u.  4<> 

A)  Wiener  S « •  1 1  ]  1  ( I  's .  \  (  1 1*  v.  1820,  Art.  11  u.  12.  Dreizehntes  Protocoll  der  wiener 
MinisterialConferenzen ,  v.  23.  Jan.  1820.  Vergl.  unten  §.  i%3-  —  In  dem  Acte 
final  du  congres  de  \  ienne,  art.  5(j,  wird  das  Plenum  assemblee  generale,  die 
engere  N  ersammlung  assemblee  ordinaire  genannt. 

c)  Bundes  Acte,  Art.  6.  KLÜBäR's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  4°6  £  —  ^on  dem 
Princip  der  \  ertheilung  der  Stimmen,  s.  Ebendess.  Uebersicht  etc.,  S.  533. 

d)  Oes t reich,  Preussen,  Sachsen,  Baiern,  Hannover,  Württemberg. 

'  )  Baden,  Kurhessen*,  (jrofsherzog  von  Hessen,  Holstein,  Luxemburg. 
/)  Braunschweig,  MecldenhurgSehwerin,  Nassau. 

;)  »Ob  den^  (so  genannten)  »medi'atisirten  vormaligen  Re ichs ständen ,  auch  einige 
CuriatSlimmen,  in  Pleno  zugestanden  werden  sollen,  wird  die  Bundesversamm- 
lung bei  Bcrathung  der  organischen  Gesetze  in  Prwagung  nehmen".  Bundes- 
kete ,  Art.  6.  \  ergl.  §.  3o3.  —  Die  wiener  Congrefs Verhandlungen  hierüber 
lindet  man  in  Ki.l  i;t.ji\s  Lebersicht  der  diplomat.  Verhandlungen  des  wiener 
Congr. .  S.  293  ff.  \  ergl.  auch  Arc  hiv  für  Standes-  u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I, 
Heft  1  (1821),  S.  1—38.  —  In  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  28  No%.  1816,  §.  3i,  - 
ward  beschlossen,  den  intrag  der  Slandesherrcn  vor  der  Hand  noch  zu  repo- 
niren.  W  iederholt  in  dem  Protoc.  v.  i3.  Jan.  1817,  §.  5.  In  die  Reihenfolge 
ihrer  Agenden  setzte  die  B.  V.  diesen  Gegenstand  als  zur  ersten  Classe  gehö- 
rend, in  den  Protoc.  v.  1817,  §.  52,  Beilage  11,  u.  §.  91.  Nicht  aber  unter 
die  Berathschlagungsgegenständc,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  388,  Niim.  1.  —  Auf 
dem  Aachener  Congrefs  nahmen  Oestreieh,  Preussen,  Russland  und  Grofsbri- 
tannien  Anrede,  den  Wunsch  der  Standesherren,  CuriatStimmen  in  der  Bundes- 
\ei  Sammlung  ZU  erhalten,   zu   seiner  Zeit,   auf  östreichische  und  preussische 
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Anregung,  hei  den  tonischen  Regicrungeu  zu  unterstützen.  Protoe.  v.  7.  Nov. 
1818,  in  v.  Martens  Recueil,  Supplement,  IX.  292.  Die  BundesActe  spricht 
a.  a.  O.  ausdrücklich  nur  von  solchen  Standesherren,  die  vorhin  Reicks  stände 
waren.    Man  vergl.  §.  3oi. 


§♦  121.  (117..) 

2.    Engerer  Rath. 

13  In  dem  engern  Rath  «)  der  B.  V.  sind  nur  siebenzehn  Stim- 
men. Diese  sind  unter  sä'mmtliche  acht  und  dreifsig  (3c),  sobald  Hessen- 
Homburg  in  eine  Curie  aufgenommen  seyn,  oder  mit  einem  zeitherigen 
VirilSlimmberechtigten  eine  solche  bilden  wird) Bundesglieder so  vertheilt^), 
dafs  eilf  von  ihnen  Vir i  1  Stimmen,  alle  übrigen  überhaupt  sechs  Ge- 
sa mint-  oder  C uri at Stimmen  (vota  enriata,  voix  collectives)  haben  (§. 
i56).  II)  Die  eilf  VirilStimmberechtigten  sind,  und  zwar  nach  der 
festgesetzten  Ordnung,  folgende;  1)  Oestreich,  2)  Preussen,  3)  Baiern, 
4)  Sachsen  <9,  5)  Hannover,  6)  Würtemberg,  7)  Baden,  8)  Hurhessen, 
9)  Grofsherzog  von  Hessen,  10)  Holstein  (-Glückstadt,  wegen  Holstein 
und  Lauenburg),  11)  Luxemburg.  Die  sechs  Curia t Stimmen,  weiche 
in  der  Sitz-  und  Stimmordnung  unmittelbar  auf  die  VirilStimmen  folgen, 
sind  unter  sechs  und  zwanzig  Bundesglieder  (Hessenllomburg  ungerechnet) 
v e  r  t  h  e  i  1 1 ,  in  nachstehender  Weise  und  Ordnung :  1 2)  Sachsen  Weimar- 
Eisenach  (bis  in  das  J.  1825  auch  SachsenGotha) ,  SachsenCoburgGotha, 
SachsenMeiningenHildburghausen  ,  Sachsen  Altenburg  (  vorhin  SachsenHild- 
burghausen  d);  i3)  Braunschweig  und  Nassau;  14)  MecMenburgSchwerin 
und  MecklenburgStrelitz ;  i5)  Oldenburg,  AnhaltDessau,  AnhaltBernburg, 
AnhaltCüthen,  SchwarzburgSondershausen,  SchwarzburgRudolstadt;  16)  Ho- 
henzollernHechingen,  HohenzollernSigmaringen ,  Liechtenstein,  Reufs  älterer 
Linie,  Reufs  jüngerer  Linie  (§.  108),  SchaumburgLippe,  Lippe,  Waldecli; 
17)  die  Freien  Städte  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg. —  Hessen- 
Homburg  (§.  107  u.  108),  dem  in  dem  engern  Rath  Curia  ^Stimmrecht 
gebührt,  ist  bis  jetzt  in  eine  Curie  noch  nicht  aufgenommen.  IV)  Kein 
Bundesglied  kann  in  dem  engern  Rath  mehr  als  eine  Stimme  führen  e% 

«)  Dieser  Ausdruck  wird  gebraucht  in  der  BundesActe,  Art.  7. 
h)  BundesActe,  Art.  4-    Klübeb's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  404  ff. 

c)  Die  BundesActe  nennt  Sachsen  nach  Baiern,  in  der  Ordnung  für  den  engern 
Rath ,  im  Art.  4  j  sie  nennt  Sachsen  vor  Baiern ,  in  der  Ordnung  für  das  Ple- 
num, in  dem  Art.  6. 

d)  In  dieser  Ordnung  sind  die  herzoglich-sächsischen  Häuser  genannt,  in  dem  Art.  6 
der  BundesActe,  für  die  Stimmordnung  in  dem  Plenum.  Sie  selbst  aber  nen- 
nen sich  in  ihrem  gemeinschaftlichen  Patent  v.  i5.  Nov.  1826,  wodurch  sie  ihre 
Erb  vertheil  uiig  der  Sachsen -gotlia-  11.  alfenburgisclien  Lande  (§.  108,  d)  ver- 
kündigen, in  folgender  Ordnung:  Allenbuig,  Coburg  -  Gotha ,  Meiningen- Hild- 
burghausen. 

c)  Wiener  SehlufsActe  v.  1820,  Art.  16. 
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§•     122.  UI7K) 
I  fi/mltnissc  und  Gewicht  der  Stimmen. 

Für  den  Antheil  an  den  Beschlüssen  der  R.  V.,  welcher  jedem  Bundes- 
glied durch  >  t  •  i  1 1  Stimmrecht  zukommt,  ist  in  dem  P  Ion  um  nicht  dasselbe 
\  erhältnift  Pestgesetzt) 'wie  in  dein  engern  Rath.  Die  Verschiedenheit, 
in  Zahlen  ausgedrückt,  isl  jetzt  (HessenHomburg  im  Plenum  mitgezählt) 
wie  folgt  "V  Ii  5*5  im  Plenum,  ,V  =  in  dem  engern  Rath,  hat,  jedes 
lur  rieh,  Oestreich,  Preuasen,  Saphsen,  Baiern,  Hannover,  Würtemberg. 
U  im  P.,  =  im  e.  Rath,  hat  Baden,  Kurhessen,  GH.  Hessen, 
Holstein,  Luxemburg.  IH)  ö-0  im  P.*  4  -  'x  2  =  z~q  *m  e«  R»*  hat  Braun* 
icnweig,  VfecklenburgSchwerin ,  Aassau.  IV)  z\  im  P.,  n^  =  ^  im 
«  11 ..  hat  S.  Weimar,  (bis  182 5  stand  hier  auch  S.Gotha),  S.CoburgGotha, 
S.MeiningenHildburghausen ,  S.Altcnburg  (vorhin  S.Hildburghausen).  V)  -q-q 
im  P.,  -  *x  t  =  ^  im  e.  R.,  hat  MecklenburgStrelitz.  VI)  -59  im  P»i 
1  7  x  6  =  1  $*  i,n  6?  R'i  l,al  HolsteinOldenburg,  A.Dessau,  A.Bernburg,  A.Cöthen, 
SchwarzburgSondershausen ,  SchwarzburgRndolstadt.  VII)  ^  im  P., 
1 T  x  a  —  1  k  hu  e-  R-1  hat  HohenzollernHechingen,  Liechtenstein,  Hohen- 
zoUernSigmaringeo ,  Waldeck,  Reufs  ält.  L.,  Reufs  j  L»,  SchaumburgLippe, 
Lippe.  \  III)  ^  im  P.,  7 7  x  4  —  (tV  i,n  e«  R»?  nat  Lübeck,  Frankfurt, 
Bremen,  Hamburg.  —  Hieraus  erhellt,  dafs  das  Stimmengewicht 
der  ersten  von  diesen  acht  Classen,  in  dem  Plenum  demjenigen  in  dem 
engern  Rath  sclir  nahe  kommt;  dafs  in  dem  Plenum,  die  zweite  Classe  am 
wenigsten,  die  siebente  Classe  am  meisten  begünstigt  ist;  dafs  in  dem 
Plenum,  wo  die  wichtigsten  Gegenstände  zur  Entscheidung  kommen,  die 
sechs  mächtigeren  Bundesglieder  (der  Kaiser  und  die  fünf  Könige) 
zusammen  genommen,  das  üebergewicht  über  alle  übrigen  haben,  weil 
sie  mit  24,  diese  mit  46  Stimmen  auftreten,  diese  also  gegen  jene  die  zu 
einem  Beschlufs  nöthigen  zwei  Drittheile  aller  Stimmen  (§.  125)  nicht 
erreichen.  Trennte  sich  eines  oder  das  andere  der  mächtigeren  Bundes- 
glieder bei  einer  Abstimmung  von  den  übrigen  seiner  Classe,  so  würde 
dieser  Abgang  durch  Beitritt  aus  den  übrigen  Classen  nicht  leicht  unersetzt 
bleiben. 

(tj  F.  W.  Titt.uv>5's  Darstcll.  der  Verfass.  des  t.  Bundes,  S.  54  £ 

§•  123.  diso 

Gegenstände  für  den  engern  Rath,  und  für  das  Plenum. 

I)  »In  der  Regel  fafst  die  Bundesversammlung  die  zu  Besorgung  der 
gemeinsamen    Angelegenheiten    des   Bundes  erforderlichen  Beschlüsse  im 
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engem  Rath  (§.120).  Diese  Form  der  Sehl ufsfassung  findet  in  allen  Fällen 
Statt,  »wo  bereits  feststehende  allgemeine  Grundsätze  in  Anwendung,  oder 
hesehlossene  Gesetze  und  Einrichtungen  zur  Ausführurg  zu  bringen  sind; 
überhaupt  bei  allen  Berathungsgegenständen,  welche  die  BundesActe  oder 
spätere  Beschlüsse  nicht  bestimmt  davon  ausgenommen  haben«  «}• 
Die  Beschlüsse  des  engern  Raths,  sind  entweder  entscheidend,  oder 
nur  vorbereitend;  das  Letzte  z.  B.  in  dem  §.  124  angezeigten  Fall. 
II)  Ausnahm  weise,  nur  in  den  in  der  BundesActe  und  in  der  wiener 
SchlufsActe  von  1820,  ausdrücklich  bezeichneten  Fällen,  bildet  sich  die 
Bundesversammlung  zu  einem  Plenum.  Solches  geschieht,  wenn  es  an- 
kommt: 1)  »auf  Abfassung  und  (oder)  "Abänderung  von  Grundgesetzen 
($.  55  u.  56)  des  Bundes;  2)  auf  Beschlüsse,  welche  die  BundesActe  selbst 
betreffen  (unten  Num.  IY);  3)  auf  organische  Bimdeseinrichtungen;  4)  auf 
gemeinnützige  Anordnungen  sonstiger  Art«  desgleichen,  5)  auf  Kriegs- 
erkl  ärung ,  6)  auf  Bestätigung  eines  Friedensschlusses,  und  7)  auf  Aufnahme 
eines  neuen  Mitgliedes  in  den  Bund  c).  HI)  Ist  in  einzelnen  Fällen  die 
Frage,  ob  der  Gegenstand  vor  das  Plenum  gehöre,  zweifelhaft,  so 
entscheidet  solche  der  engere  Rath,  und  zwar  durch  Stimmenmehrheit 
IV)  Die  oben  (II,  2.)  erwähnte  Bestimmung,  weist  Beschlüsse  jeder 
Art,  welche  die  BundesActe  selbst  betreffen,  an  das  Plenum  e)m 

a)  Worte  der  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  11.  vergl.  mit  Art.  12. 

b)  Worte  der  BundesActe,  Art.  6.  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II, 
S.  407,  40*1  u.  496.  —  Protocoll  der  ersten  Plenar Versammlung,  v.  14.  Nov. 
1816,  in  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  96  ff.  —  Die  provisorische  Competenz- 
Bestimmung  für  die  B-  V.,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  223;  diese  vertragmäsige 
Bestimmung  für  eine  Ferjassungsangelegenheit  ward  in  dem  engern  Rath  er- 
richtet, und  durch  Stimmenmehrheit.  Ob  beides  in  der  Meinung  rechtlicher 
Notwendigkeit,  oder  blofs  nach  willkührlicher  Zustimmung  (nemine  contra- 
dicente) ,  ward  ausdrücklich  nicht  erklärt. 

t)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  12,  4°  u.  49t  vergl.  mit  Art.  38  u.  l\o.  — 
PlenarBeschlüsse  hat  man  bis  jetzt:  1)  v.  Nov.  1816,  wegen  Annahme  der 
vorläufigen  Geschäftordnung;  2)  v.  7.  Juli  1817,  wegen  Aufnahme  von  Hessen- 
Homburg:  3)  v.  8.  Juni  1820,  wegen  Annahme  der  wiener  SchlufsActe ;  4?  5 
u.  6)  vom  3.  Aug.  1820,  betr.  die  Austrägallnstanz,  die  ExecutionsOrdnung, 
die  Flufsschifffahrt;  7)  v.  5.  Oct-  1820,  wegen  Uebernahme  der  Bundesfestungen 
Mainz,  Luxemburg  und  Landau;  8)  v.  9.  April  1821,  betr.  die  Kriegsverfassung 
des  T.  Bundes;  9)  v.  3o.  Oct.  i834,  betr.  die  Anordnung  von  Schiedsgerichten 
für  Streitigkeiten  zwischen  Regierungen  u.  Ständen. 

d)  BundesActe,  Art.  7.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  12.  Klüber's  angef. 
Acten,  Bd.  H,  S.'  433  f.    Vergl.  unten  §.  126. 

e)  Die  BundesActe  enthält  Bestimmungen  von  zweifacher  Art,  grundgesetzliche  und 
nicht- grundgesetzliche  (§.  55  ff)«  Bezweckt  ein  die  BundesActe  seihst  betreffen- 
der Beschlufs,  die  Abänderung  einer  grundgesetzlichen  Bestimmung,  so  gehört 
solcher  schon  darum  vor  das  Plenum,  weil  in  dem  unmittelbar  vorhergehenden 
Satz  (Num.  1  des  gegenwärtigen  §.)  die  Abänderung  von  Grundgesetzen  allgemein 
dahin  gewiesen  ist.  Bezweckt  er  die  Aenderung  einer  nicht  -grundgesetzlichen 
Bestimmung  der  BundesActe ,  so  ist  eine  Bestimmung  für  diesen  Fall  in  dem 
Satz  Num.  1  nicht  enthalten,  sie  findet  sich  aber  in  dem  Satz  Num.  2.  Dieser 
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weiset  milgftmnM  Beschlüsse,  welche  die  Bttwies  fcte  selbst  betreffen,  an  das  Plenum, 
gleichviel  «'l»  sie  «-im'  kenderirag  oder  keine  Vendcrung  der  BundesActe  bc- 
iwerVen,  oh  sie  auf  grundgcsetzlicbe  oder  nicht  -  grundgesetzliche  Bestimmungen 
derselben  Bich  bestehen;  in  so  fern  gehl  dieser  aweite  Satz  viel  weiter  als  der 
erste.  So  fem  man  annehmen  darf,  es  se\  der  in  dem  ProtOC.  der  Ii.  V.  von 
1H1-,  V  55i,  Iber  die  Pensienirung  der  Mitglieder  des  JohanniterOrdeni  ge- 
Eblc  HeechJufii  (unten  $,  i3o,  Note«)  ein  die  Bundes  Acte  selbst  betreffenden, 
so  ist  gewifs,  daffl  solcher,  obgleich  die  Bundes  Acte  seihst  betreffend,  in  dem 
Plenum  nicht,  sondern  im  engern  Rath  gefafst  worden  scy.  Gcwifs  ist  auch, 
nafi  die  in  dem  engem  Rath  errichtete  provisorische  CompetenzBestttmnuhg, 
abgesehen  davon,  dafs  sie  im  Gamsen  eine  organisirende  (doch  nur  provisorische) 
Sal  ung  ist,  Manches  enthält,  welches  die  ßundesActe  selbst  betrifft,  Vergl. 
oben,  Note  b.  —  l  Ur  die  Erklärung  obiger  Stelle  in  dem  6.  Art.  der  Bundes- 
\»ie,  der  NN  orte !  «  Beschlüsse ,  welche  die  BundesActe  selbst  betreffe//» ,  ist  ihre 
EMislehungsgescIiicliU  wichtig.  In  den  wiener  Gongrefs Verhandlungen  findet  sich 
Kein  bestimmter  I£rhläruhgsgruna.  i)  In  dem  dort,  bei  den  letzten  Verband- 
lungen  Uber  den  f.  Bund,  zum  Grund  gelegten  Entwurf  der  BundesActe,  Art.  4, 
stellen  weder  diese  Worte,  noch  ähnliche  oder  gleichbedeutende.  Klübv.«\s 
keten  etc.,  Bd.  II.  S.  3»5-  Bei  der  Erörterung  jenes  Art.  4,  in  dem  zweiten 
ConfefenfProtocoll ,  wurden  sie  auch  nicht  Acrnülst.  l'ibendas.  S.3/j3,  346,  3/|8, 
föo  11.  *  )  In  dem  dritten  Protocoll  (S.  40-)  ward  beliebt,  dem  Art.  4  noch 

hiiutuzurugen ,  »dafs  das  Plenum  in  keinem  Fall  sich  mit  andern  Gegenständen, 
als  denen  der  allgemeinen  Gesetze,  allgemeinen  inriern  Bundeseinrichtungen,  und 
den  Abänderungen  in  der  Bande  s Acte ,  beschäftigen  könne«.  Die  Rede  war  also 
hier  von  Abänderungen  in  der  BundesActe}  solche  sollten  nur  von  dem  Plenum 
gemacht  werden  Können.  3)  In  dem  vierten  Protocoll  ward  (S.  42°)  ft'ir  die- 
Redaction  der  Art.  1  und  7  eine  Commission  ernannt.  Diese  schlug  in  dem 
6.  Protocoll  (S.  4"1)  folgende  Fassung  vor:  «Wo  es  auf  Abfassung  und  Abän- 
tderung  der  Grundgesetze  des  Bundes  oder  die  BundesActe  selbst  betreffende« 
(betreifender)  »Beschlüsse,  auf  organische  Bundcscinrichtungen,  oder  gemein- 
c  nützige  Anordnungen  ankommt,  bildet  die  Versammlung  sich  zu  einem  Pleno». 
Diese  Passung  ward  (S.  455)  genehmigt.  Die  Hede  war  hier  von  Abänderung 
solcher  (schon  gcfäfsler)  Beschlüsse,  welche  die  BundesActe  selbst  betreffen; 
nicht  von  Abänderungen  in  der  BundesActe.  4)  E»ie  Commission,  die  hierauf 
für  definitive  Redaction  der  BundesActe  in  der  6.  Sitzung  (S.  4^7)  ernannt  war, 
schlug  in  einer  «Neuen  oder  revidirten  Abfassung  der  BundesActe  (S.  4°>1)  fol- 
gende, wesentlich  veränderte,  Fassung  in  dem  Art.  6  vor:  «Wo  es  auf  Abfas- 
esung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen  des  Bundes,  oder  «///'Beschlüsse, 
«welche  die  BundesActe  selbst  betreffen,  auf  organische  Bundeseinrichtungen, 
«oder  gemeinnützige  Anordnungen  sonstiger  Art  ankommt,  bildet  sich»  u.  s.  w. 
Die  Rede  war  hier,  ganz  allgemein,  von  Beschlüssen,  welche  die  ßundesActe  selbst 
betreffen;  nicht  mehr,  wie  früher,  blofs  von  Abänderungen  in  der  BundesActe, 
auch  nicht  mehr  \on  Abänderung  die  BundesActe  selbst  betreffender  (schon 
gefafster)  Beschlüsse,  ö)  Diesem  letzten  V  orschlag  geinäfs,  ward,  in  der  nächst- 
folgenden Sitzung  (S.  4q6),  blofs  mit  Weglassung  des  nun  überflüssig  geworde- 
nen Wortes  oder,  nachstehende  Redaction  beliebt:  «Wo  es  auf  Abfassung  und 
Abänderung  von  Grundgesetzen  des  Bundes,  auf  Beschlüsse,  welche  die  Bundes- 
Acte selbst  betreffen,  auf  organische"»  u.  s.  w.;  gerade  so,  wie  die  Stelle  jetzt 
in  der  BundesActe  lautet.  6)  In  dem  vor  mir  liegenden  handschriftlichen  Origi- 
udExemplar  der  oben  angeführten  «Neuen  oder  revidirten  Abfassung»  (in  den 
wiener  Protocollen  gewöhnlich  die  «zwanzig  Artikel»  genannt),  welches,  in  der 
liebeaten  bis  zu  der  eilften  oder  letzten  der  wiener  Conferenzen,  zu  Ajuslirung 
der  BundesActe  gedient  hat,  und  darum  mit  vielen,  in  den  Sitzungen  nach  und 
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nach  verabredeten,  Acndcrungen  und  Zusätzen  versehen  ist,  lautet  die  Stelle 
ursprünglich  genau  so,  wie  oben  aus  dem  6.  Protocoll  wörtlich  angegeben  ist. 
namentlich  steht  vor  den  Worten:  «oder  die  BundesActe»,  kein  disjunetives 
Comina.  —  Will  man  nun  bei  Juliatv's  Trostspruch  (L.  Non  omiiium  20.  D.  de 
LL.)  sich  nicht  beruhigen,  so  kann  man  sich  der  Muthmassung  überlassen:  dafs 
a)  mit  dieser  Stelle,  nach  ihrer  ursprünglichen  Fassung,  nichts  Anderes  beab- 
sichtigt worden  sey,  als  dafs  die  Abänderung  der  Grundgesetze  des  Bundes  oder 
(auch  nur)  die  BundesActe  selbst  betreffender  (also  schon  gefafster)  Beschlüsse, 
vor  das  Plenum  gehören  soll,  wobei,  geflissentlich  oder  nicht,  der  Unterschied 
zwischen  grundgesetzlichen  und  nicht -grundgesetzlichen  Bestimmungen  der  Bun- 
desActe mit  Stillschweigen  übergangen  war;  dafs  aber  b)  späterhin,  in  Folge 
eines  blofsen  Schreibfehlers,  da  in  dein  Wort  ''betreffender«  der  Endbuchstab  r 
weggeblieben,  und  hiedurch  der  Sinn  der  Stelle  dunkel  geworden  war,  eine 
Verwickelung  in  die  Erörterung  gerathen  sey,  deren  Resultat  eine  wesentliche 
Veränderung  des  echten  und  ursprünglichen  Sinnes  der  Stelle  war.  —  In  einem 
CommissionsGutachten  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  §.  i55,  S.  467  der 
Orig  Ausg.,;  kam  dieser  Gegenstand  zur  Sprache.  Es  ward  aber  dabei  blofs 
folgende  Bemerkung  gemacht:  «Dafs  Beschlüsse,  welche  die  BundesActe  selbst 
betreffen,  keine  Abänderung  dieses  ersten  Grundgesetzes  des  Bundes  bezwecken 
können,  bedarf  wohl  kaum  einer  Bemerkung».  Dennoch  nahm,  ein  Jahr  später, 
zu  Wien  der  zweite  Aussei) ufs,  'von  welchem  ein  Mitglied  bei  Abfassung  jenes 
Gutachtens  vorzüglich  mitgewirkt  hatte,  das  gei'ade  Gegentheil  an,  laut  dessen, 
was  hier  zunächst  folgt.  —  In  den  wiener  MinisterialConferenzen  von  1S20, 
scheint  der  zweite  Ausschufs  die  Absicht  gehabt  zu  haben,  die  in  Frage  stehende 
Stelle  zu  berichtigen.  In  seinen  Anträgen  (Beil.  zu  dem  10.  Protoc.  v.  S.  Jan, 
1820),  schlug  er  folgenden  Satz  vor,  «Sechster  Satz.  Wenn  Beschlüsse  über  die 
BundesActe  selbst  gefafst  werden  sollen,  welche  auf  die  Auslegung^  Abänderung, 
oder  nähere  Bestimmung  dieses  ersten  Grundgesetzes  des  Bundes  gerichtet  sind, 
so  ist,  wie  in  Ansehung  anderer  Grundgesetze,  Einhelligkeit  der  Stimmen  er- 
forderlich». Es  ward  aber  dieser  Vorschlag,  worin  des  Pleni,  von  welchem 
solche  Beschlüsse  ausgehen  müfsten,  wohl  zu  erwähnen  gewesen  wäre,  in  die 
SchlufsActe  nicht  aufgenommen,  sondern  in  dieser  (Art.  12)  blofs  auf  die  in 
der  BundesActe  bezeichneten  Fälle  verwiesen.  Der  Vorschlag  spricht  von  über 
die  BundesActe  selbst  zu  fassenden  Beschlüssen,  die  frühere  Fassung  des  Art.  6. 
der  BundesActe  hingegen,  von  Abänderung  über  die  BundesActe  selbst  schon 
gefafster  Beschlüsse.  —  Nach  vorstehender  Aufklärung,  möchte  mit  Andern 
(Tittmvmn's  Darstell,  der  Verfassung  des  t.  Bundes,  S.  Bj)  keineswegs  anzuneh- 
men seyn ,  dafs  der  Inhalt  der  in  Frage  stehenden  Stelle,  ganz  in  der  nächst- 
vorhergehenden Bestimmung  «Abfassung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen 
des  Bundes»  enthalten,  mithin  nur  besondere  namentliche  Erwähnung  des  Ein- 
zelnen neben  dem  Ausdruck  der  Gattung  sey.  Und  eben  so  wenig  möchte  (L. 
v.  Presch  Beiträge  zu  d.  Öff.  R.  des  t.  Bundes,  S.  26)  die  Aufstellung  eines 
Unterschiedes  zwischen  Grundgesetzen  im  weitern  und  im  engern  Sinn  («statt 
Grundgesetzen  und  NichtGrundgesetzen)  nöthig  seyn,  um  jene  Stelle  von  beiden 
Arten  verstehen  zu  können.  Malhkjmirecher  1.  c.  versteht  darunter  die  authen- 
tische Auslegung  der  BundesActe. 
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§•  (119.) 
I  >  rIt(i)uU/ni</s<trt  in  dem  Plenum,     I  oibereititng  der  Gegenstände 

für  dasselbe. 

Ii  Im  »Umh  Plenum  findet  Erörterung  oder  Berathung  nicht  Statt. 
I  s  wml  nur  abgestimmt,  darüber,  ob  ein  im  engern  Rath  vorbereiteter 
Schilift  soll  angenommen  oder  verworfen  werden  «)•  H)  Daher 
muß,  wenn  eio  Gegenstand  dein  Plenum  zur  Entscheidung  vorgelegt 
werden  soll,  ein  Entwurf  des  \<>n  demselben  zufassenden  Beschlusses, 
in  der  engern  Versammlang  vorbereitet  und  zu  solcher  Reife  gebracht 
werden,  dafs  er  von  dem  Plenum  entweder  angenommen  oder  verworfen 
werden  Kann  h\  111)  Bei  organischen  Einrichtungen  soll  auch  die 
A  orfrage:  ob  solche  unter  den  vorwaltenden  Umstanden  nothwendig 
Seyen,  in  «lein  Plenum,  und  zwar  durch  Stimmeneinhälligkeit,  entschieden 
n  ardeo 

.i  Wiener  SchlufsActe  v.  1826,  Art.  12,  vergl.  mit  der  BundesActe,  Art.  7.  In 
dem  Plenum  soll  also  nur  mit  Ja  oder  Nein  abgestimmt  werden.  —  Auf  dem 
wiener  Congrefs  fafsten  die  Stifter  des  Bundes  durch  ihre  Bevollmächtigten 
per  unanimia  den  Beschlufs:  «dafs  das  Plenum  nicht  sowohl  zur  Discussion, 
als  Bur  Sanction,  oder  Verwerfung  der  Entwürfe,  geeignet  sey».  Klüber's  Acten 
des  Wiener  Congrefses,  Bd.  II,  S.  4^4- 

$)  BundesActe,  Art.  7.  Wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  12.  —  Die  wiener 
Congrefs  Verhandlungen ,  s.  in  Klüber's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  346,  433  f. 
und  462. 

.  )  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  14.   Vergl.  unten  §.  127. 


§•  125.  (120/) 

Bildung  der  Beschlüsse  durch  Stimmenmehrheit  $  doch  verschieden  in 
dem  engem  Bath  und  in  dem  Plenum.    Entscheidende  Stimme 

des  Präsidiums. 

I)  Der  Gesammtwille  des  Bundes  wird  festgesetzt  durch  verfassurigs- 
mäsige  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  (§.  116  und  117,  III)»  II)  Die 
Grundverträge  des  Bundes  bestimmen,  dafs  diese  Beschlüsse  in  der  Regel 
durch  Mehrheit  der  Stimmen  (vota  majora  s.  plurima)  zu  Stande  kommen 
sollen  Es  soll ,  wenn  Einhelligkeit  oder  allgemeine  Ubereinstimmung 
der  Stimmenden,  Stimmeneinheit,  fehlt,  die  Persönlichkeit  der  Gesellschaft 
in  der  Mehrheit  der  Stimmen  sieh  darstellen,  folglich  der  Theil  der  Bun- 
desglieder, welcher  die  Minorität  bildet,  rechtlich  als  einwilligend  in  die 
M  illenserklärung  der  Mehrheit  betrachtet  werden.  III)  Die  Berechnun  gs- 
art  der  Mehrheit  soll  verschieden  seyn,  nach  der  zweifachen  Collegial- 
Verschiedenheit  der  Bundesversammlung.  Es  sollen  nämlich  entscheiden  h): 
1)  in  dem  engern  Rath  die  »absolute«  c)  Mehrheit,  2)  in  dem  Ple- 
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num,  »eine  auf  zwei  Drittheile  der  Abstimmung  beruhende  Stimmen- 
mehrheit« d).  3)  Bei  Stimmengleichheit  in  der  engern  Versammlung, 
steht  dem  Torsitzenden  die  Entscheidung  zu«  e). 

.   a)  «Sowohl  in  der  engern  Versammlung  als  in  Pleno,  werden  die  Beschlüsse  nach 
der  Mehrheit  der  Stimmen  gefafst».    BundesActe,  Art.  7.  —  Zu  vollständiger 
Uebersicht  der  Stimmenverhältnisse  überhaupt,   diene  Folgendes.    Die  zu  einem 
abzufassenden  Beschlufs   abgelegten   Stimmen,   sind   entweder  einhällig ,   d.  h. 
durchaus  übereinstimmend  (einmüthig,  vota  unanimia),  oder  getheilt  (vota  divisa 
s.  diversa).    Sind,  im  letzten  Fall,  die  Stimmen  nur  einfach  getheilt,  das  heifst, 
sprechen  sie  mehr  nicht  als  zivei  verschiedene  Willenserklärungen  aus,    so  sind 
dieselben  entweder  gleich  getheilt  (vota  paria),  oder  ungleich  gelheilt  (vota  im- 
paria).     Hier  heifst  der  Theil  der  einverstandenen  Stimmen,  welcher  der  zahl- 
reichere ist,  die  Stimmenmehrheit  (vota  majora  s.  plurima),  der  weniger  zahlreiche 
heifst  die  Minorität  oder  Minderheit   (vota  minora).     Sind  aber  die  Stimmen 
mehrfach  getheilt,   das  heifst,  sprechen,  sie  mehr  als;  zwei  verschiedene  Willens- 
erklärungen aus,  so  sind  für  diese  die  Stimmen  entweder  gleich  getheilt  (z.  B. 
bei  12  Stimmen,  sprechen  4  für  jede  von  drei  verschiedenen  Willenserklärun- 
gen), oder  ungleich  getheilt.    Im  letzten  Fall,    ist  absolute  Mehrheit  vorhanden, 
wenn  für  eine  derselben  der  grössere  Theil  aller  Votanten,  mithin  mehr  als  die 
Hälfte,  sich  erklärt:  relative  oder  respective  (verhallnifsmäsige)  Mehrheit  hingegen 
zeigt  sich,  wenn  für  eine  der  verschiedenen  Willenserklärungen  nur  eine  gröfsere 
Anzahl  von  Votanten  stimmt,  als  für  jede  der  übrigen  einzeln  genommen,  z.  B. 
wenn  von  12  Votanten,  5  für  die  erste,  4  für  die  andere,  3  für  die  dritte  Wil- 
lenserklärung stimmen.    Vergl.  §.  126  a.  —   Da,  in  gesellschaftlichen  Verhält- 
nissen, Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit  ursprünglich  nicht  gilt,  sondern 
nur  dann,  wenn  sie  durch  Vertrag,  und  nur  so  weit  als  sie  durch  diesen  fest- 
gesetzt ist,  so  ist  mit  jener  relativen  Stimmenmehrheit  auch  die  absolute  ein- 
geführt;  nicht  umgekehrt.    Für  den  engern  Rath  der  B.  V.,  haben  aber  die 
Grundverträge  des  Bundes  bis  jetzt  blofs  die  absolute  festgesetzt,    das  Wort 
« absolute»  hier  in  dem  gewöhnlichen  Sinn  genommen.  —  In  dem  Plenum,  sind, 
bei  der  Abstimmung  mehr  als  zwei  entgegengesetzte  Willenserklärungen  nicht 
denkbar  (§.  124). 

h)  So  bestimmen  es  die  BundesActe,  Art.  7,  u.  die  wiener  SchlussActe  v.  1820, 
Art.  11  u.  12,  auch  Art.  38.  —  Die  wiener  Congrefs Verhandlungen  über  die 
Frage  von  der  Stimmenmehrheit,  findet  man  in  Klüber's  Acten  etc.,  Bd.  II, 
S.  409,  462,  4^6  f. ,  4?3  f.,  4^3  u.497-  Die  Verhandlungen  über  dieselbe  Frage, 
in  den  wiener  MinisterialConferenzen  von  1819  u.  1820,  finden  sich  in  den  (un- 
gedruckten)  Protocollen  derselben,  Num.  2,  10,  18,  19,  20  u.  23. 

c)  Der  Ausdruck  «absolute »  Stimmenmehrheit  findet  sich  in  der  BundesActe  und 
in  der  wiener  SchlufsActe,  a.  a.  O. ,  ohne  nähere  Angabe  seiner- Bedeutung.  — 
In  den  Protocollen  über  die  der  SchlufsAetc  vorausgegangenen  MinisterialCon- 
ferenzen, desgleichen  in  einem  CommissionsGutachten  in  cl.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1819,  §.  i55,  S.  4°7  (der  Orig.Ausg.),  wird  auch  das  Wort  «relative»  Stim- 
menmehrheit ausdrücklich  gebraucht,  und  zwar  von  der  für  das  Plenum  fest- 
gesetzten Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen.  Diesem  Ausdruck  wird  daselbst 
ein  sonst  ungewöhnlicher  (man  s.  vorstehende  Note  a)  Begriff  beigelegt.  Solchem 
gegenüber,  wäre  die  natürliche  Bercchnungsart  der  Stimmenmehrheit,  wo,  bei 
einfach  getheilter  Willenserklärung  der  Gescllschaftgliedcr,  diejenige  für  die 
Mehrheit  gilt,  worin  mehr  als  die  Hälfte  aller  Stimmenden  übereinstimmen, 
absolute  zu  nennen;  denn  diejenige  positiv  festgesetzte ,  nach  welcher  erst  zwei 
Drittheile  der  Stimmenden,  durch  Uebereinstimmung  die  Mehrheit  bilden  sollen, 

Klüber's  ftffentl.  IieoM.  4.  Aufl.  \  f\ 
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ivird,  all  <         i   von  jener,  In  den  angeführten  Protoenllen  und  Gutachten 

relativ«  St iinmenmehrbeil  Benannt 

rti  Vut'  dem  wiener  Congrefs  ward  ein  Ii-  sächsischer  Antrag,  dafs  in  dem  Plenum 
Stimmenmehrheit  gelten  möge,  vielmehr  allgemeine  Ucbereinstim- 
munt  tm-  erforderlu  h  nu  achten  sej  ,  abgelehnt.  Klübxr's  Acten  etc.  Bd.  II, 
s  Zu  einer  entscheidenden  Mehrheit,  gehören  also  auf  das  Wenigste: 

i)  m  der  ngem  Versammlung  von  1 7  Stimmen  9;  2)  in  dem  Plenum  von  69 
Stimmen  »7,  hier  HessenHomburg  (.§.  108 Jf,  u.  116)  mitgezählt.  Vorläufige 
Geschnftsordn.  der  I».  V.  v.  3o.  Oct.  1816,  Abschn.  1,  in  Ki.üuku's  Staatsarchiv, 
Bd.  11,  S.  i.j,  und  in  Ebendess.  Quellensammlung,  Num.  \.  Hei  der  engern 
\  ersammlung  i^r  liier  der  I  all  einer  mehr  als  zweifachen  gleichen  Theilung  der 
Stimmen  unbestimmt  gelassen,  Mari  s.  den  folg.  §.  —  Von  dem  Gewicht  und 
Verhältnis*  «1er  Stimmen,  oben  §.  122. 

«1  Bundes  Acte,  \n.  -.  Vergi  unten  §.  190.  Beispiel,  wo  diese  DecisivStimme 
ausgeübt  ward,  in  d.  ProtOC.  V.  1826,  §•  34«  —  Stimmengleichheit  (gleicli  getheilte 
Stimmen,  vota  paria)  ist  vorhanden,  nenn  bei  dem  Mangel  allgemeiner  Ueber- 
eins'timmung  der  Stimmenden,  für  die  eine  von  zwei  verschiedenen  Bestimmun- 
gen  des  tu  fassenden  Beschlusses,  eben  so  viel  Stimmen  sich  erMären  als  für 
die  andere,  1  iir  diesen  l  all  in  dem  engern  Rath,  ist  dem  Vorsitzenden  ein 
/  ischeidungsrecht  beigelegt;  ein  Hecht,  welches  oft  auch  entscheidende  Stimme 
oder  votum  decisivum  genannt  wird,  doch  nur  im  engern  Sinn,  weil  im  wei- 
let -n  alle  bei  Abfassung  des  Beschlusses  in  Betrachtung  zu  ziehenden  Stimmen 
entscheidend,  also  nicht  blofs  rathgebend  oder  consultativ  sind.  Jenes.  Ent- 
scheidungsrecht könnte  nur  dann  eintreten,  wenn  unter  den  17  Stimmen  wenig- 
stens eine  aus  rechtmäsiger  Ursache  in  dem  vorliegenden  Fall,  z.  B.  wegen 
Betheiligung,  für  activ  nicht  zu  achten  wäre,  oder  der  Stimmführer  sich  der 
Abstimmung  erlaubterweise  freiwillig  enthielte  (§.  i55  u  i63).  Indess  heifst  es 
in  der  Vorlauf.  Geschäßordnung  der  B.  V.:  «Zu  einer  gültigen  Beschlufsnahme 
gewöhnlicher  \rt  (wozu  Stimmeneinhälligkeit  nicht  nöthig  ist),  wird  in  der 
engem  Bundesversammlung  die  Abgabe  von  wenigstens  9,  so  wie  in  einer  Plenar- 
\  ersammlung  von  wenigstens  46,  einverstandenen  Stimmen  erfordert».  Und: 
♦  Bei  vertraulichen  Beratlrnngen  bedarf  es  keiner  bestimmten  Anzahl  abzugebender 
Stimmen».  Wenn  es  aber  dort,  zu  einem  gültigen  Beschlufs,  der  wirklichen 
Abgabe  \on  wenigstens  9  einverstandenen  Stimmen  überall  bedürfte,  so  wäre 
ein  Gebrau«  Ii  der  DecisivStimme  nicht  denkbar,  folglich  die  defshalb  in  der 
BundesActe  enthaltene  \  orschrift  durch  die  Vorlauf.  Geschäftordnung  still- 
ichweigend  aufgehoben  worden.  Bei  der  Umfrage  über  PrivatReclamationen, 
und  bei  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich,  haben  die  Gesandten  der 
betheiligten  Bundesglieder  sich  der  Abstimmung  zu  enthalten  (§.  i63).  Dann 
sinlit  die  Zahl  der  Stimmenden  auf  16  oder  weniger  herab.  Sollte  auch  hier 
zu  einem  gülligen  Beschlufs  des  engern  Raths,  die  Abgabe  von  wenigstens  9 
einverstandenen  Stimmen  erforderlich  seyn?  —  Von  Stimmengleichheit  bei  Wah- 
len der  Mitglieder  zu  B.  T.  Commissionen ,  unten  §.  102,  d. 


§•  126.  (120.) 

Fortsetzung. 

I\j  Unbestimmt  ist  noch  der  Fall,  wenn  bei  einer  Abstimmung  in 
dem  engern  Rath,  mehr  als  zwei  entgegengesetze  Willenserklärungen 
(•'.  i2j  a)   für  den   abzufassenden  Beschlufs  sich  ergeben,  und  für  keine 
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von  ihnen  mehr  als  die  Hälfte  der  Mitglieder  übereinstimmen  «).  V)  Fehlt 
bei  einer  Abstimmung  in  dem  Plenum  die  Mehrheit  von  zwei  Drittheilen, 
oder  kann  man  in  einem  Fall,  wo  Stimmeneinhälligkeit  zur  Entscheidung,  • 
sey  es  in  dem  Plenum  oder  in  dem  engern  Rath,  nothwendig  ist,  dazu 
nicht  gelangen:  so  kommt  ein  Beschlufs  nicht  zu  Stande,  sondern  es  bleibt 
die  Sache  in  der  zeitherigen  Lage.  Könnte  sie  aber  darin  nicht  bleiben, 
z.  B.  weil  die  Pflicht  zu  Erfüllung  einer  gesetz-  und  vertragmäsigeu 
Verbindlichkeit  eine  Entscheidung  fordert,  so  müfste  man  trachten,  durch 
wiederholte  Umfrage,  oder  auf  andere  gewillkührte  Art,  z»  B.  durch 
Mittler,  Schiedsrichter,  oder  Loos,  einen  Beschlufs  zu  Stande  zu  bringen  £). 
Gelänge  dieses  nicht,  so  würde  dessen  ungeachtet  die  Mehrheit  der  Bundes- 
genossen ihrer  Willenserklärung,  wenn  es  thunlich,  in  ihren  Gebieten  so 
weit  Folge  zu  geben  berechtigt  seyn,  aJs  solches  mit  den  Gerechtsamen 
der  Gesammtheit  und  der  unter  der  Minderheit  begriffenen  Bundesstaaten 
vereinbar  wäre  c).  VI)  Die  Hegel  von  der  Beschlußfassung  durch  Stim- 
menmehrheit leidet  Ausnahmen;  doch  nur  in  solchen  Fällen,  für  welche 
durch  Grundgesetze  des  Bundes  Stimmeneinhälligkeit  (vota  unanimia)  als 
nothwendig  erklärt  ist  (§.  127  —  i3o)  und  auch  da  nur  bei  definitiven 
Beschlüssen,  nicht  bei  blofs  vorbereitenden  (§.  124)  und  solchen,  welche 
die  vorläufige  Frage:  ob  der  Gegenstand  zu  den  Ausnahmen  gehöre? 
betreffen  d). 

a)  Ohne  positive  Bestimmung  entscheidet  hier  die  relative  Stimmenmehrheit  nicht; 
das  Wort  im  gewöhnlichen  oder  natürlichen  Sinn  genommen,  nicht  in  dem  oben, 
§.  12a,  Note  c,  erwähnten.  —  Ein  Fall,  wo  bei  der  Wahl  eines  Mitgliedes  zu 
dem  Militär  Aussen  u£s ,  die  Wahlstimmen  für  drei  Mitglieder  der  B.  V.  gleich 
getheilt  waren,  kommt  vor  in  d.  Protoc.  v.  1824,  §.  jo.  Man  s.  unten  §.  i5a,  a. 
—  Bei  gleichem  Recht  aller  Stimmführer,  nimmt  für  den  Fall,  wenn  die  Stim- 
men mehr  als  zwei  Willenserklärungen,  und  zwar  in  ungleicher  Zahl  aussprechen., 
zur  Regel:  «eam  sententiam  dehere  esse  potiorem,  cui  pauciores  adversantur», 
Jo.  Ulr.  de  Cramer,  Disqu.  de  eo  q.  j.  e.  circa  votorum  disparitatem ,  ex  pari 
suffragantium  jure,  §.  11;  in  seinen  Opusc.  T.  II.  p.  447.  Auch  auf  die  Wahl 
einer  Person  wendet  er  dieses  an,  §.  14«  Nur  wenn  Gleichheit  der  mehr  als 
zweifach  getheilten  Stimmen  vorhanden  ist,  will  er  §.  16  andere  Entscheidungs 
arten  zulassen,  z.  B.  wenn  von  16  Stimmführern  für  jede  von  4  verschiedenen 
Meinungen  4  stimmen. 

l>)  Da  das  positive  Bundesrecht  für  diesen  Fall  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
nicht  enthält ,  so  ist  dieselbe  aus  dem  natürlichen  Gesellschaftrecht  zu  ent- 
lehnen. Das.  Nettelbt, \i>t,  System,  elementare  universae  jurisprudentiae  natu- 
ralis, J).  387  seq. 

r)  Ohne  diese  Beschränkung  würde  die  Mehrheit  ihre  Willenserklärung  gegen  die 
Minderheit  auch  bei  dem  Mangel  eines  verfassungsmäßig  festgesetzten  Gesammt- 
willens  durchsetzen  können;  welches  mit  den  Idaren  Bestimmungen  der  Bundes- 
Ade,  Art.  6  und  7,  und  der  wiener  SchlufsActe,  Art.  10  bis  i3,  eben  so  wenig 
als  mit  dem  Geist  der  Bundesverfassung  zu  vereinigen  wäre.  —  Dagegen  heilst 
es  in  einem  CommissionsGutächten,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  §.  i55, 
S.  4y3  u.  f.  der  Orig.  Ausg.,  wie  folgt.  «Sind  aber  die  organischen  Einrichtun- 
gen, wie  wohl  die  meisten,  von  der  Art,  dass  sich  einzelne  Bundesglieder,  ohne 
Nachtheil  aller  übrigen,    tiirlii  davon  ausschliefscu  dürfen,   oder  dafs  sonst  die 
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Maasregel  Im  Ganten  steht  durchsufiUiren  steht;  so  sähe  die  Mehrzahl  der  Bun- 
des ch  freilich  in  die  Lage  geseilt,  nicht  sowohl  die  Minderzahl,  durefa 
einen  Beschluß  nach  Stimmenmehrheit,  verbindlich  /.u  machen,  als  vielmehr  sie 
■nur  I  rfiHlung  der  Bundesiweche  und  eu  den  nöthigen  defsfallsigen  Einrichtün 
....  wie  auch  «u  ihrer  verhältnifsrnSsigen  Theilnahme  und  Mitwirkung  daran, 
irafkufordern.  Letstere  aber  läfsl  sich  nie  verweigern,  so  bald  man  nicht,  wenn 
auch  indirect,  aufhören  will,  Bundesmitglied  eu  seyn».  Ein  solches  Wollen 
würde  dem  irt,  5  der  wiener  SchlufsActe  \<>n  i8ao  widerstreiten, 
i»  Jg  in  den  Fällen ,  wo  ein  (definitiver)  Beschlufs  nur  durch  Stimmeneinhal- 
ligkeil  gefafst  werden  Kann  (  §.  iiy  u.  f.),  diese  Einhälligkeit  auch  bei  einem 
Beschlufs  in  dem  engern  Rath  nothwendig  sey,  behauptet,  wegen 
der  allgemeinen  Passung  des  \rt.  -  der  Bundes  Acte,  Rudhabt,  in  d.  Recht  des 
teutschen  Bundes',  Tit.  [,  Cap.  VII,  9.  —  Nicht  alle  Fälle,  wo  unanimia  er- 
forderlich sind,  gehören  \<>r  das  Plenum  (§.  i?,3,  verglichen  mit  §.  127  u.  129). 
luf  die  dahin  nicht  gehörenden  Fälle,  bezieht  sich  die  allgemeine  Fassung  des 
ixt.  -  der  Bundes  Acte,  dafs  «weder  in  der  engern  Versammlung  noch  in  dem 
Plenum,  ein  Beschlufs  durch  Stimmenmehrheit  gefafst  werden»  dürfe.  In  allen 
andern  Efillen  streitel  <lie  Rechtsvermuthung  für  die  Regel  der  Stimmenmehrheit 
in  «lein  engern  Rath;  um  SO  mein-,  da  im  ersten  Absatz  des  Art.  7  (vergl.  mit 
HltfBHa'fl  \(!en  des  w.  Congr. ,  Rd.  II,  S.  43'i)  ausdrücklich  gesagt  ist,  dafs 
daselbsl  nach  StimmenmeArheit  zu  entscheiden  sey,  wie  fern  ein  Gegenstand 
nach  der  Bestimmung  des  Art.  6  vor  das  Plenum  gehöre,  und  da  dieser  Art.  7, 
mehrere  Fälle  nennt,  wo  unanimia  erforderlich  sind.  Mit  dieser  letzten  Bestim- 
mung des  Art. 7,  ist  zugleich  stillschweigend  festgesetzt,  dafs  auch  die  vorläufige 
l  rage:  <d>  ein  Gegenstand  zu  denen  gehöre,  über  welche  durch  Stimmenmehr- 
b<  il  ein  Beschlufs  nicht  gefafst  werden  könne?  im  zweifelhaften  Fall  ihre  Ent- 
scheidung durch  Stimmenmehrheit  erhalten  soll.  So  auch  das  Commission- 
Gutachten,  in  d.  Protoc.  der  R.  V.  v.  1819,  §.  i5ö,  HI,  1,  S.  472  der  Original- 
kuagabe.  Anders  auch  hier,  Rudhabt  a.  a.  O.  Cap.  VII,  §.  1 1  u.  18. —  Unterschieden 
von  dieser  vorläufigen  Frage,  ist  bei  organischen  Einrichtungen  die  Vorfrage: 
ob  solche  Einrichtungen  unter  den  obwaltenden  Umstanden  nothwendig  seyen? 
Zu  deren  Entscheidung  sind  unanimia  erforderlich.    Man  s.  §.  i?,8. 


Autnahmen  von  der  Regel  der  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit» 

Sowohl  in  dem  engern  Rath  als  auch  in  dem  Plenum  (§♦  123 
und  i26<f),  kann  ein  Beschlufs  durch  die  vorhin  erwähnte  Stimmenmehr- 
heit, aus  n  a  Ii  m  w  eise,  nicht  zu  Stande  kommen ,  in  folgenden  zehn, 
durch  die  wiener  SchlufsActe  von  1820  «)  (zum  Theil  auch  schon  durch 
die  Bundes  Acte)  bestimmten  Fällen  />).  Wenn  es  betrifft:  1)  Annahme 
neuer  Grundgesetze  des  Bundes  (•$.  55.  u„  f.),  oder  Abänderung  der 
bestellenden  <jj  2)  organische  Einrichtungen,  das  heifst,  bleibende 
Anstalten  als  Mittel  zu  Erfüllung  der  ausgesprochenen  Bundeszwecke  «^); 
3)  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund  e);  4)  Religions- 
Angelegenheiten/).  In  allen  diesen  Fällen  wird  zu  einem  Beschlufs 
Stimmern  inhälligkeit  (vota  unanimia)  erforderte). —  Ausser  den  hier 
genannten  rier  Ausnahmefällen ,  sind  in  andern  Artikeln  der  wiener  Schlufs- 
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Acte  noch  sechs  andere  festgesetzt,  welche  unten  (§.  129)  angegeben 
werden. 

u)  Wiener  SchlufsActe  v.  18*20,  Art.  i3  bis  16;  hier  vollständiger  und  umfassen- 
der, als  in  der  BundesActe,  Art.  7,  geschehen  war,  wo  nur  vier  Ausnahmefälle 
benannt  waren.  Doch  steht  die  im  Eingang  des  gegenwärtigen  §.  angegebene 
umfassendere  Bestimmung,  dafs  die  Ausnahmen  sowohl  für  das  Plenum  als  auch 
für  den  engem  Rath  gelten  sollen,  nur  in  der  BundesActe. 

b)  Die  wiener  SchlufsActe  enthält- zwar ,  in  dem  Art.  i3,  eine  Aufzählung  von  nur 
_vier  (in  gegenwärtigem  §,  angegebenen)  Ausnahmefallen,  aber  sechs  andere  kom- 
men darin  zerstreut  in  andern  Artikeln  vor.  Von  diesen  s.  man  unten  §.  129. — 
Die  Geschichte  der  Verhandlungen  über  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit  in 
der  B.  V.,  und  über  die  Ausnahmen  von  dieser  Regel,  ist  dreifach.  1)  Die 
Verhandlungen  auf  dem  wiener  Congress  stehen  in  Klüber's  Acten  des  wiener 
Congresses,  Bd.  EL,  S.  466  f.,  4?3,  483  u.  497,  dann  S.  35o,  352  ff.,  4°7  ff.» 
420  f.,  454  f«>  46i  f.  2)  Diejenigen  in  der  Bundesversammlung,  findet  man  in 
der  Vorlauf.  Geschäftordnung  von  1816,  Abschnitt  I,  wo  die  Bestimmung  der 
BundesActe  wörtlich  wiederholt  wird  (in  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S,  16, 

/  auch  in  Ebendess.  Quellensammlung ,  Num.  V),  und  in  den  Protocollen  der  B. 
V.  v.  1819,  §.  4°?  ll$  u«  Eine  Erörterung  über  die  Eintheilung  der  Armee- 

Corps,  im  März  1819,  leitete  die  B.  V.  auf  die  Nothwendigkeit  einer  genauem 
Bestimmung  der  Fälle,  in  welchen  Stimmenmehrheit  nicht  entscheide.  Dieses 
veranlafste  die  Erwählung  einer  Commission,  welche  ein  Gutachten  erstattete  über 
die  Begriffe  von  Grundgesetzen,  organischen  Einrichtungen  und  übrigen  Gesetzen 
des  Bundes  (oben  §.  55,  a),  und  über  die  Frage,  welche  Berechtigungen  unter 
den  juribus  singulorum  zu  verstehen  seyen.  Die  B.  V.  beschlofs,  dafs  von  den 
einzelnen  Gesandten  Instruction  hierüber  einzuholen,  inzwischen  aber  bei  orga- 
nischen Einrichtungen  nach  den  Anträgen  der  Commission ,  als  doctrineller 
Auslegung,  und  nach  der  bisherigen  Uebung  zu  verfahren  sey.  Dieses  Gut- 
achten steht  in  der  Quartausgabe  der  Protocolle  der  B.  V.,  Bd.  VIII,  S.  162, 
u.  in  v.  Meyer's  Staatsacten,  Th.  K,  S.  112.  Hierauf  kam  3)  die  Frage  von 
den  Ausnahmen  von  der  Kegel  der  Stimmenmehrheit ,  in  den  wiener  Ministerial- 
Conferenzen  von  1819  u.  1820,  in  zehn  Sitzungen  zur  Sprache.  Es  war  hiezu  ein 
eigener  Ausschufs  ernannt,  der,  nach  einer  Reihe  von  Conferenzen,  Vorschläge 
übergab,  worauf  nach  mehrfacher  Aenderung  und  vielseitiger  Erörterung,  end- 
lich in  die  SchlufsActe,  die  im  gegenwärtigen  und  dem  folg.  §.  129  angegebenen 
Bestimmungen  aufgenommen  wurden.  Diese  Verhandlungen  findet  man  in  den 
wiener  Protocollen  der  Sitzungen  2,  3,  10,  17,  18,  19,  20,  22,  23  u.  24,  vom 
28.  Nov.  u.  1.  Dec.  1819,  vom  8.  Jan.,  21  Febr.,  4?  8«  u-  Q9-  März,  i5. ,  19. 
u.  24.  April  1820.  —  Schriften  über  die  Frage  de  casibus  a  jur»  mujorum  (seil, 
votorum)  exceptis ,  insbesondere  von  den  Rechten  der  Einzelnen,  s.  in  Püttkh's 
Lit.  III.  248  ff.  Klüber's  Lit.  §.  io35  u.  f.  L.  C.  Schroeder,  Elem.  juris  nat., 
socialis,  et  gentium  (Groning.  1775.  8.),  §.  682  sqq.  K.  H.  Gros  Naturrecht, 
§.  264.  Tittma.nn's  Darstell,  der  Verfass.  des  t.  Bundes,  S.  66  ff.  E.  F.  Georgh, 
ob  und  in  wie  fern  jus  eundi  in  partes  auf  teutsche  Landes  -  und  Stände  Ver- 
sammlungen anwendbar  sey?  Stuttg.  1817.  8.  AVoldem.  Sevffarth,  Diss.  de 
finibus  circa  jus  decidendi,  quo  vota  majora  in  comitiis  utuntur  (Lips.  1818.  4.), 
p.  75  sqq. 

c)  Von  der  bestimmenden  Erklärung  bestehender  Grundgesetze,  unten  §.  i3o. 

d)  Wiener  Schlufsacte,  §.  i3.  Beschlüsse  für  organische  Einrichtungen  des  Bun- 
des,  sind  anordnende  und  einrichtende  Bestimmungen  für  Ausbildung  solcher 
Bundesverhältnisse,  die  durch  den  erklärten  Bundcs/.wrcli  (§.  106)  bedingt  sind. 
Die  BundesActe,  Arl.  6,   nennt  als  Gegensatz  der  «organischen  Bundeseinm b 
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nelnnütsfgen  Anordnungen  sonstig«!1  Art»,  welche  tu  den  Ne 
l»cn/.u  vk  Kon  «K  s  Hundes  gehören       io(>).       Nur  eu  Einfuhrung  bleibender  An- 
stalten,  1)1  Mittel  /u  Erfüllung  der  ausgesprochenen  Bundeszwecke,  wird  Stirn 
meneinhälligkeil   erfordert;    also   nicht    auch    zu   vorübergehenden,  namentlich 
ah  r einstweiliger  Aushülfe».    fnterimßeschlufs  der  I».  \.  vom 
ig,  Juli  1810,  in  d.  EYotoc.  r,  181$,  §.  löÖ,  Num.  11,       S.  4*7^  der  Orig.Aus- 
Die  Bemühungen,  in  der  Bundesversammlung ,  und  m  den  wiener 
MinisterialConferencen  ron  i8ao<  einen  klaren,  richtigen  und  logisch  scharfen 
der  organischen  Einrichtungen  Pestsusetzen,  sind  oben  (§.  55,  Note  a, 
u   -\         Rote  a)  angegeben,    Eine  Frühere  Etedaction  der  SchlulsActe  sprach 
ron  -emriuuüt /  igen   kunofdnungen,    die  «entweder  der  Natur  einer  organischen 
Einrichtung   sich    nähern,    oder    ausser    den   bestimmt   ausgesprochenen  liundes- 

ken  liegen».  Vergl.  unten  §.  1 29 ,  Note  g-.  Der  Ausdruck  «organische 
I  inrichluugen »  kam  auf  dem  wiener  Congrefs  zuerst  vor,  in  dem  von  Ocstreich 
im  Mai  i8§5  vorgelegten  Entwurf^der  Bundes  Acte,  Art.  7,  dann  in  einem  hol- 
stetnisehen  Votum.  Blübsb's  Acten,  Bd.  II,  S.  3i6  u.  35o.  Der  Freiherr  von 
1  .  'Ii.  welcher  als  luxemburgischer  Gesandter  auf  dem  wiener  Congrefs  den 
(  oiiferensen  über  die  Bundes  Acte  beiwohnte,  schrieb  im  J.  1816  (in  Luden's 
Nemesis,  Bd.  \  II.  St.  S.  600,  Ann».  \):  «Was  sind  organische  Gesetze,  und 
was  sind  ihre  Grenzen?  Das  Wort  war  leicht  gefunden,  aber  die  Sache»? 
Vergl.  such  L.  \.  Dw tsen  Beiträge  etc.,  S.  3i  —  36.  —  Ausführlich  verbreitet 
lieh  über  diesen  Gegenstand  der  gutachtliche  ConnnissionsBericht  zu  §.  bi  des 
rVotOC.  der  Ii.  V.  v.  i~.  Febr.  1817,  S.  85  —  87  der  OriginalAusgabe ,  und  der 
angef.  InterimBeschlufs  y.  39.  Juli  1819,  Num.  II,  2,  S.  471  IT. 

c)  Diese  Steile,  betreffend  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder,  kam  auf  würtembergi- 
ichen  Vorschlag  in  die  wiener  SchlulsActe,  Art.  i3,  vergl.  mit  Art.  6,  wo  das- 
selbe  festgesetzt  ist.  Man  s.  das  wiener  MinisterialConferenzProtocoll  Num.  20,. 
v.  m).  Marz  1820.  —  Beispiele  solcher  Aufnahme,  ausdrücklicher  und  stillschwei- 
gender, oben       107  u.  108,  e. 

j)  Causae  e<  clesiasticae  publicae.  Vergl.  BundesActc,  Art.  16,  u.  unten  §.  5o6, 
bi  i  u.  ff.  ,  u.  3  ».6.  L.  v.  Djiksch  Beiträge  etc.  S.  df.  —  Die  BundesActc,  Art.  7, 
hatte  wenigstens   zweifelhaft   gelassen,    ob  sie  die  Kirchcnangelegenheiten  des 

öffentlichen  Rechtes  zu  den  juribus  singulorum  rechne.    Sie  sagt:  «auf 

jura  singulorum  oder  ReligionsAngelegenheiten» ,  ohne  disjunetives  Comma  vor 
dem  Wort  oder,  und  auch  mit  Auslassung  des  absondernden  Wortes  auf ,  nach 
oder.  Gerade  so  lautete  auch  früher  schon  diese  Stelle  in  der  auf  dem  wiener 
Congrefs  entworfenen  Neuen  oder  revidirten  Abfassung  der  BundesActe,  Art.  7. 
Uli  m  s  Arten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II,  S.  483  u.  602.  Dagegen  lautete  der 
frühere  Bescblafs  in  dem  dritten  wiener  ConferenzProtocoll  v.  29.  Mai  i8i5 
10 :  —  —  —  «auf  jura  singulorum  und  auf  ReligionsSachen ».  Klüber's  angef. 
keten.  BcL  II,  S.  !(»-.  Fnd  eben  so  wurden  in  der  Uebersetzung  des  Art.  7, 
in  dem  art.  09  des  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  die  Rechte  der  Einzelnen 

\on  den  HeligioiisAngclegenhciten  unterschieden  («chaque  fois  qu'il  s'agira  

de  droits  iud  i  \  iduels ,    ou  d'affaires   de  religion»;    mit  einem  unterscheidenden 
Comma.  und  nicht  schlechthin:  ou  affaires  etc.).        Wann  ReligionsAngelegen- 
1  heiten,  in  dem  oben  angegebenen  Sinn,  in  der  B.  V.  zu  verhandeln  seyen,  s. 
unten  §.  146,  Note  / 

i' )  /war  sagt  die  wiener  SehlufsActe,  in  dem  Art.  i3,  von  diesen  vier  Fällen 
ausdrücklich  mehr  nicht,  als  dafs  bei  ihnen  «ein  Beschlufs  durch  Stimmen. 
mehrheil  nicht  Statt  finde».  Aber  in  dem  nächstfolgenden  Art.  14,  fordert  sie 
zu  organischen  Einrichtungen  ausdrücklich  »StimmänemMMigteA!^  und  aus  den 
oben  (Note  h)  angezeigten  Verhandlungen  de*  wiener  Congresses,  der  Bundes- 
versammlung,   und  der  wiener  MinisterialConferenzcn  von  1819  u.  1820,  geht 
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War  der  Wille  der  Bundesstiftcr  hervor,  dafs  in  allen  vier  Fällen  zu  einem 
Beschlufs  Stimmeneinhälligkeit  erforderlich  seyn  solle.  Beispielweise  s.  man 
Klüber1s  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II,  S.  466  u.  477-  Vorlauf.  Geschäft- 
ordn.  der  B.  V.  v.  1816,  Abschn.  I.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  §.  n5  (nament- 
lich der  Beschlufs),  u.  §.  i55.  Protocolle  der  wiener  MinisterialConferenzen, 
v,  19.  u.  24.  April  1820. 

128.  (121b.) 
Namentlich  bei  organischen  Einrichtungen. 

I)  »Definitive  Abstimmung  über  Gegenstände  der  vorhin  ({.  1 27) 
genannten  Art,  hann  nur  nach  genauer  Prüfung  und  Erörterung 
der  den  Widerspruch  einzelner  Bundesglieder  bestimmenden  Gründe,  deren 
Darlegung  in  heinem  Fall  verweigert  werden  darf,  erfolgen«  «).  II)  »Was 
insbesondere  die  organischen  Einrichtungen  (§.  127,  Num  2)  be- 
trifft, so  mufs  nicht  nur  über  die  Vorfrage,  ob  solche  unter  den  ob- 
waltenden Umständen  nothwendig  seyen,  sondern  auch  über  Entwurf  und 
Anlage  derselben  in  ihren  allgemeinen  Umrissen  und  wesentlichen  Bestim- 
mungen, im  Plenum  und  durch  Stimmeneinhälligkeit  entschieden 
werden.  Wenn  die  Entscheidung  zu  Gunsten  der  vorgeschlagenen  Einrichtung 
ausgefallen  ist,  so  bleiben  die  sämmtlichen  weiteren  Verhandlungen  über 
die  Ausführung  (Vollziehung)  im  Einzelnen  der  engern  Versammlung 
überlassen,  welche  alle  dabei  noch  vorkommanden  Fragen  durch  Stim- 
menmehrheit entscheidet,  auch,  nach  Befinden  der  Umstände,  eine 
Commission  aus  ihrer  Mitte  anordnet,  um  die  verschiedenen  Meinungen 
und  Anträge  mit  möglichster  Schonung  und  Berücksichtigung  der  Verhält- 
nisse und  Wünsche  der  Einzelnen,  auszugleichen« 

«)  Sind  Worte  des  Art.  i3  der  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  die  auf  das  Vorige 
(§.  12-)  unmittelbar  folgen.  Dieselben  Ideen  findet  man  schon  in  einem  Com- 
nüssionsGutachten,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  §.  i55,  S.  4?3  der  Orig. 
Ausgabe.  —  Diese  Bestimmung  ward  veranlafst  durch  einen  Widerspruch  des, 
nassauischen  Bevollmächtigten,  der  begehrte,  dafs  bei  den  im  i3.  Art.  aufge- 
zählten Ausnahmen,  namentlich  bei  Annahme  oder  Abänderung  der  Grundgeselze 
und  bei  organischen  Bundeseinrichtungen,  Stimmeneinhälligkeit  nur  in  so  fern 
für  nothwendig  erklärt  werde,  als  von  den  darüber  zu  fassenden  Beschlüssen 
nicht  der  Fortbestand  des  Hundes  abhängig  sey.  Wiener  MinisterialConferenz- 
Protocoll  Num.  23,  v.  19.  April  1820. 

f>)  Worte  des  14.  Art.  der  wiener  SchlufsActe  von  1820.  —  Oestreich  hatte  früher 
schon  in  der  B.  V.,  in  dem  Protoc  v.  21.  Jan.  1819,  §.  4?  erklärt,  dafs  bei 
allen  Fragen,  wo  es  auf  Festsetzung  von  Modalitäten  organischer  Buhdesemrich- 
tungen  ankomme,  die  Stimmenmehrheit  als  entscheidend  zu  achten  sey;  nur  allein 
durch  Handhabung  dieses  Grundsatzes  könne  die  Bundesverfassung  gedeihen,  so 
wie  dessen  Verletzung  täglichen  Stoff  zur  Auflösung  eines  Nationalbandes  berei- 
ten würde,  u.  s.  w.  —  Diesem  gemäfs,  ward  die,  von  beiden  Hessen  bis  dahin 
widersproohene ,  Zusammensetzung  des  8.  und  des  9.  Corps  des  Bulldesheeres 
durch  Stimmenmehrheit  festgesetzt,  in  dem  Protei*,  der  ß.  \.  \.  Ii.  März  1819, 
§.  3t J  verglichen  mit  den  Protoc.  v.  4.  u.  12.  März.  u.   v.  8.  Jt*l.  1819;  §.  »9, 
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.,<•  u.  1,-.  \uih  kam  dieser  Gegenstand  Rur  Sprächet,  bei  den  Erörterungen 
Uber  das  uassauitche  TruppenContingent  Mau  s.  in  den  L'rotoc.  v.  i8a«i  die 
locc  «Mi  i.  gedr,  SeparatPrbtocolle ,  S.  3o§  IV.,  3.,  (  IV.,  48 1  ^  u-  ßöA  ff.  der  Orig. 
\  .       VergL  unten  §.  200,  INote  b. 


Fortsetzung  der  Ausnahmen  von  der  Regel  der  Stimmenmehrheit. 

kassier   3en   oben   (§.    1^27)  genannten  vier  Fällen,  hat  die  wiener 
SchlufsActe  von  1820   nachfolgende  sechs  Fälle  als  Ausnahmen  von 
dir  Regel  der  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit  festgesetzt.    5)  »In 
Fällen,    n\<>  die  Bundesglieder  zusammen  oder   insgesammt  nicht  in  ihrer 
rertragmasigen  Einheit,  sondern  (jeder  für  sich)  als  einzelne,  selbstständige 
und  unabhängige  Staaten  erseheinen       (olglich  jura  singulorum  ^»)  ob- 
ten,  oder  (>),  w<>  einzelnen  J »undcsgliedern  eine  besondere,  nicht  in 
den  gemeinsamen  Verpflichtungen  Aller  begriflene  Leistung  oder  Ver- 
einigung  für   den  Bund   zugemuthet  werden  sollte,  kann  ohne  freie 
Zustimmung  sämmtlicher  Betheiligten,  kein  dieselben  verbindender 
Beschlufs  gefafst  frerden «  cj.    7)  »Wenn  die  Besitzungen  eines  souverainen 
deutschen  Hauses  durch  Erbfolge  auf  ein  anderes  übergehen,  so  hängt 
es  \<>ii  der  Gesammtheit  des  Bundes  ab,  ob  und  wie  fern  die  auf  jenen 
Besitzungen  haftenden  (§.  107)   Stimmen  im  Plenum  (im  engern  Rath 
kann  kein    Bundesglied'  mehr  als  Eine  Stimme  führen),  dein  neuen  Be- 
sitzer beigelegt  werden  sollen«  </).    8)  Sollen  Veränderungen  indem 
gegenwärtigen  Besitzstand  der  Bundesglieder,  Aenderungen  in  den 
Rechten  und  Verpflichtungen  derselben  in  Beziehung  auf  den  Bund  bewirken, 
so  wird  dazu  ausdrückliche  Zustimmung  der  Gesammtheit  des  Bundes 
erfordert  <?).    Auch  kann  9)  freiwillige  Abtretung  auf  einem  Bundes- 
gebiet haftendar  SouverainetätR  echte,  an  einen  Andern  als  einen  Mit- 
verbündeten, anders  nicht  als  mit  solcher  Zustimmung  geschehen  /)♦  Endlich 
wird  10)  zu   gemeinnützigen  Anordnungen   (§.   106),  freiwillige 
Vereinbarung  unter  den  sämmtlichen  Bundesgliedern  in  der  Bundesver- 
sammlung erfordert  ff). 

u)  Also,  wo  Reckte  in  Betracht  kommen,  die  den  Bundesgliedern  ausser  ihrem 
verfassungmäsigen  Yerhältnifs  zu  dem  Bund  zustehen;  Rechte,  bei  welchen  sie 
als  Mitglieder  der  Corporation  nicht  zu  betrachten,  die  also  unter  der  Wir- 
kung sbefugnil's  des  Bundes  nicht  begriffen  sind.  Auf  solche  ist  hier  der  Sinn 
des  Ausdrucks  &jpr.Q  singvXorumn  (Rechte  der  Einzelnen  «droits  individuels»  in 
dem  art.  5q  des  Ade  final  du  congres  de  Vienne)  zu  beschränken.  Schon  ihrer 
Natur  nach,  kann  die  Bimdesgewalt  auf  Rechte  sich  nicht  erstrecken,  die  ausser- 
halb der  Bundesverbältnisse  liegen.  Bei  diesen  ist  jeder  Bundesgenoss ,  in  Hin- 
sieht auf  den  Bund)  einem  Auswärtigen  (extraneo)  gleich  zu  achten.  Klar  ist 
jedoch,  daß  hier  blosses  Interesse  eines  Einzelnen,  das  heilst,  welches  nicht 
verbunden  ist  mit  vollkommenem  Recht,  nicht  gemeint  scy.  Vergl.  §.  173.  — 
Unter  obige  Bestimmung  schien  Kurhessen  die  so  genannte  vvestphalische  Frage 
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zu  ßubsumiren,  als  es  sich  in  der  B.  V.  weigerte,  bei  dem  Beschlufs  über  die- 
selbe, die  Stimmenmehrheit  anzuerkennen.    Protoe.  der  B.  V.  v.  i3.  Marz  1817,  - 
§.  102. 

l>)  Die  BundesJcte,  Art.  7,  hatte  den  vielseitigen  und  oft  bestrittenen  Ausdruck, 
«jura  singulorum"»  aufgenommen,  ohne  den  damit  zu  verbindenden  Sinn  fest- 
zusetzen. Gleichwohl  war,  auf  dem  iviener  Congress ,  die  Notwendigkeit  einer 
solchen  Bestimmung  nicht  unberührt  geblieben.  Es  war  sogar,  in  einem  Privat- 
vorschlag, eine  solche  Fassung  für  die  Stelle  der  Bundes  Acte  von  den  Ausnah- 
men von  der  Stimmenmehrheit  vorgelegt  worden,  bei  welcher  j'ener  unbestimmte, 
vielfacher '  Mifsdeutung  unterworfene  Ausdruck  entbehrlich  geworden  wäre. 
Rlüber's  Acten  des  wiener  Congr. ,  B.  II,  S. '497  u»  £  Allenfalls  hätte  man 
dieser  Fassung  die  oben  (Note  a)  angegebene  nähere  Bestimmung  als  dritte 
Ausnahme  beifügen  können,  wenn  die  Aufnahme  jenes  Ausdrucks  für  nöthig 
oder  nützlich  erachtet  ward.  Damit  wäre  künftigen  Zweifeln  und  Streitigkeiten 
ausgewichen  worden,  denen  ähnlich,  welche  in  Hinsicht  auf  Ausnahmen  von 
der  Regel  der  Beschlufsfassung  durch  Stimmenmehrheit,  auf  der  allgemeinen 
Reichsversammlung  und  unter  den  Publicisten,  anderthalb  Jahrhunderte  hin- 
durch, eine  berühmte  Stelle  des  westphälischen  Friedens  («ubi  Status  tanquam 
unmn  corpus  considerari  nequeunt».  I.  P.  O.  art.  V.  §.  52.)  veranlafst  hatte. 
(Pütter  u.  Klüber  am  oben  §.  127  6  angef.  O.)-  —  Bald  zeigte  sich,  bei  der 
Bundesversammlung- ,  die  Unentbehrlichkeit  einer  Festsetzung  des  mit  den  juribus 
singulorum  zu  verbindenden  Begriffs.  In  dem  Protoc.  v.  1819,  §.  n5,  ward 
solche  von  mehreren  Seiten  her  dringend  gewünscht.  Zu  Erstattung  eines  Gut- 
achtens hierüber,  ward  eine  Commission  erwählt,  die  bald  nachher  ein  solches 
überreichte.  Protoc.  v.  20.  Jul.  1819,  §.  i55.  —  Hierauf  kam  dieser  Gegenstand, 
im  J.  1820,  in  den  wiener  Minister  ialConf er  enzen  zur  Sprache.  Die  RedactionsCommis- 
sion  für  die  SchlufsActe,  hatte  sich  in  ihrem  Entwurf  mit  Vorbedacht  jenes  Aus- 
drucks enthalten.  Aber  die  k.  sächsischen  Bevollmächtigten  erklärten,  dafs  sie  in 
dem  (i3.)  Artikel  über  die  Ausnahmen  von  der  Stimmenmehrheit,  eine  Erwähnung 
der  jurium  singulorum  vermifsten.  Der  preussische  Bevollmächtigte  erwiderte: 
über  jura  singulorum  sey  ein  Beschlufs  durch  Stimmenmehrheit  überhaupt  nicht 
denkbar ;  daher  habe  man  diesem  Gegenstand  einen  eigenen  Artikel  (i5)  gewid- 
met. Der  würtembergische  Bevollmächtigte  verlangte  in  der  folgenden  Sitzung, 
dafs  «bei  den  juribus  singulorum  auch  diejenigen  Fälle  möchten  angeführt  wer- 
den ,  wo  einzelnen  Bundesgliedern  eine  besondere,  nicht  in  den  gemeinsamen 
Verpflichtungen  Aller  begriffene  Leistung  oder  Verwilligung  für  den  Bund 
'  angesonnen  wird».  Protocolle  der  wiener  MinisterialConferenzen ,  Num.  19  u. 
20,  vom  8.  u.  29.  März  1820.  So  kam  endlich  der  Art.  i5  der  wiener  Schlufs- 
Acte zu  Stande,  worin  man  den  in  der  BundesActe  enthaltenen  Ausdruck  jura 
singulorum  zwar  beibehielt ,  demselben  aber  eine  Bestimmung  vorausschickte, 
was  in  dem  Bundesverhältnifs  darunter  zu  verstehen  sey. 

c)  Worte  des  Art.  i5  der  wiener  SchlufsActe  v.  1820;  veranlafst  von  k.  würtem- 
bergischer  Seite.  Man  s.  die  nächstvorhergehende  Note.  —  Mit  freier  Zustim- 
mung sämmtlicher  Betheiligten,  kann  also  ein  dieselben  verbindender  Beschlufs 
durch  Stimmenmehrheit  gefafst  werden;  nur  zu  ihrem  Vortheil,  ist  diese  für 
unwirksam  erklärt.  Man  vergl.  den  Schlufs  des  Privatvorschlags  in  Rlüber's 
Acten  des  wiener  Congr.,  B.  II,  S.  498. 

d)  Worte  des  Art.  16  der  wiener  SchlufsActe  v.  1820.  Man  vergl.  ebendas.  den 
Art.  6.  —  Dafs  die  Worte  «Gesammtheit  der  Bundesglieder»,  im  Art.  16,  so 
wie  im  Art.  6  in  Beziehung  auf  Veränderungen  in  dem  Besitzstand,  auf  Stim- 
m&keinhälligkeit  hinweisen,  geht  schon  aus  einer  Vcrgleichung  derselben  Ausdrücke 
in  dem  angef.  Art.  6,  in  Beziehung  auf  die  Aufnahme  neuer  Bundesglieder,  mit 
Art.  i3,  Num.  3,  hervor,   in  welcher  letzten  Stelle  dieselbe  Bedeutung  jenem 
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\\..rt  tuadrikUieli  beigelegt  wird,       Nach  der,  durch  die  Erlöschung  des 
SeehaenGothaiscaeii  Wannstammes  im  J,  i8a5  (§,  108  d)  erfolgten  Territorial 
Vertnderung ,   ist  bis  fetal  keine  Bestimmung  erfolgt  über  die  Frage:  ob  und 
ro«  wem  fortan  die  Stimme  SathsmGotha  in  dem  Plenum  zu  führen  sey? 
•   NN  n'iicr  Si  hlitfx Arte  \.  iJv.'.o,  Art.  (>. 
')    \\  ii'iin-  Si  hlul's  Arte  a  .   iH.'.o,  Art.  (>. 

.1  Wiener  SchluftActe  v.  i8ao,  Art.  (>.,.  Die  in  Wien  unter  Östren  liisehcr  Auf- 
nohl  ihi  M  i  ii's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  70)  gefertigte  frarirösiaene  Uebcrsctzung 
dieaer  8chlufaActe  bedient  sich  des  Lusdruchs:  consentement  llbee  et  unaöime 
des  goovememena  de  kä  Confederation,  —  In  einer  zweiten  Redartion  über  die 
I  rage  ron  der  Stimmenmehrheit ,  welche  in  den  wiener  MinisterialConfercnzen 
(ProtOC.  A  um.  10,  v.  J>.  Ma*ra  1820)  erörtert,  und  nach  verschiedenen  Aende- 
rvagen  vorläufig  genehmigt  ward,  lautete  diese  Stelle  so:  «Gemeinnützige  An- 
OrdnUngen ,  ueil  sie  entweder  der  Natür  einer  organischen  13undeseinrichtung 
BN  Ii  miAt  m  .  oder  weil  sie  ausser  den  bestimmt  ausgesprochenen  Bundes/Avecl;en 
liegen,  könnet]  mir  aus  freier  Vereinbarung  hervorgehen».  Dawider  erinnerte, 
m  der  aächstiblgenden  Sitzung  \<>m  ?.o.  März,  Würtemberg:  gemeinnützige  An- 
ordnungen dürften  als  Ausnahmen  von  der  Stimmenmehrheit  nicht  aufgeführt 
werden]  die  Stifter  des  Hundes  halten  dieselben  der  Stimmenmehrheit  unter- 
geordnet. Dessen  ungeachtet  ward,  späterhin,  die  oben  im  §.  angef.  Bestimmung 
in  die  Sehlul's Acte  aufgenommen.  Anderer  Meinving  ist  Maurembkkcher  1.  c 
108 ,  not.  t. 

§.   150.  (12140 

Ob  und  wann  Stimmenmehrheit  hinreichend  sey,  zu  Anwendung  und 
Ausnahmen  von  Regeln,  und  zu  Auslegung  vertragmäsiger 
Bestimmungen  des  Bundes! 

I)  Zu  blosser  Anwendung  einer  durch  noth wendige  Stimmenein- 
halligheit  festgesetzten  Regel  auf  einen  bestimmten  Fall,  so  wie  zu  Ent- 
scheidung der  Vorfrage:  ob  der  Fall  nach  jener  Regel  zu  beurtheilen 
sr\  (§.  126  d),  ist  in  der  Bundesversammlung  Stimmen m e hrlirheit  hin- 
reichend; denn  die  Beschlufsnahme  durch  Stimmenmehrheit,  und  dafs  solche 
in  dein  engern  Rath  geschehe,  wo  diese  Entscheidungsart  üherdiefs  die 
gewohnlichere  ist,  haben  die  Grundverträge  des  Bundes  als  Regel  aufgestellt 
(§•  123  u.  i25j,  in  Ansehung  jener  Anwendung  und  Vorfrage  aber,  haben 
sie  eine  Ausnahme  nicht  gemacht,  und  eine  solche  ist  auch  dureh  die 
Natur  der  Sache  nicht  bedingt.  II)  Ausnahmen  von  einer  bundesvertrag- 
mäsigen  Regel  können,  da  sie  Aufhebung  der  Regel  für  einen  bestimmten 
F'all  sind,  nur  auf  dieselbe  Art  wie  die  Regel  festgesetzt  werden 
Also  nur  durch  Einhä'lligheit  der  Stimmen,  oder  durch  freie  Zustimmung 
sämmtlicher  Betheiligten,  wenn  auch  die  Regel  nur  durch  solche  entstehen 
konnte,  und  darum  so  entstanden  ist;  desgleichen  nur  in  dem  Plenum,  und 
darin  nur  durch  Stimmenmehrheit  von  %,  wenn  auch  die  Regel  daselbst, 
und  auf  das  Wenigste  durch  solche  Stimmenmehrheit  war  festgesetzt 
worden.  III)  Die Erklärung  oder  Auslegung  der  in  der  BundesActe  A) 
enthaltenen  Bestimmungen,  wenn  darüber  Zweifel  entstehen  sollten,  ist  in 
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der  wiener  SchlufsAete  von  1820  der  Bundesversammlung  übertragen,  mit 
der  Weisung,  dafs  solche  dem  Bundeszweck  gemäfs  geschehen  müsse  <?), 
aber  eine  ausdrückliche  Bestimmuug  der  Frage,  ob  und  wann  Einhelligkeit 
der  Stimmen  dazu  erforderlich  sey?  ist  daselbst  absichtlich  unterblieben  d)  9 
so  auch,  ob  und  wann  dieselbe  vor  das  Plenum  oder  vor  den  engern  Rath 
gehöre?  IV)  Da  bestimmende  Auslegung  einer  vertragmäsigen 
Bestimmung  der  ursprünglichen  Errichtung  der  letzten  gleich  zu  achten 
ist  (§.  362),  so  mufs  sie  auf  dieselbe  Art  erfolgen  wie  diese.  Die 
authentische  Auslegung  Vertragmäsiger  Bestimmungen  des  Bundes  gehört 
demnach  1)  vor  das  Plenum  der  B.  Y. ,  wenn  diese  Bestimmungen  ent- 
weder zu  den  grund gesetzlichen  der  BundesActe  gehören,  oder  ohnediefs 
von  dem  Plenum  ausgegangen  sind  (§.  56,  II),  und  nur  von  ihm  ausgehen  * 
Konnten  (§.  123);  in  allen  andern  Fällen  ist  dieselbe  von  dem  engern 
Rath  zu  ertheilen  <?).  Und  es  gehört  2)  Stimmeneinhällig keit,  sowohl 
in  dein  Plenum  als  auch  in  dem  engern  Rath,  nur  dann  dazu,  wenn  auch 
die  auszulegende  Bestimmung  nur  durch  dieselbe  zu  Stande  gebracht  werden 
konnte  fj  (§.  127 — -122  in  a--en  andern  Fällen  ist  Stimmenmehr- 
heit hinreichend. 

d)  «Nihil  tarn  naturale  est  quam  eo  genere  quidque  dissolvi,  quo  colligatum  est». 
Ui.pianus,  in  L.  35.  D.  de  R.  J.  Nach  demselben  Grundsatz  sollen,  im  J.  1823, 
Luxemburg  und  Würtemberg  votirt  haben. 

b)  Wegen  Gleichheit  des  Grundes,  und  vermöge  der  Schlufsfolge  a  majori  ad 
minus,  sind  auch  solche  Bestimmungen  hieher  zu  rechnen,  die  in  andern  Bun- 
desverträgen, als  der  BundesActe,  dieses  ersten  Grundvertrags,  enthalten  sind. 
Man  s.  §.  70,  und  die  wiener  SchlufsAete  Art.  3i,  in  den  Worten:  «Voll- 
ziehung der  BundesActe  und  übrigen  Grundgesetze  des  Bundes». 

c)  Wiener  SchlufsAete  v.  1820,  Art.  17,  verglichen  mit  Art.  7.  —  Von  der  Aus- 
legung oder  Erklärung  der  Grundverträge  und  Bundesbeschlüsse  überhaupt, 
s.  oben  §.  70.  —  Als  die  wiener  SchlufsAete  noch  nicht  bestand,  beschlofs  die 
B.  V.  provisorisch,  durch  Stimmenmehrheit,  eine  Auslegung  des  7.  Art.  der 
BundesActe,  betr.  die  Frage:  wann  ausnahmweise  ein  Beschlufs  durch  Stimmen- 
mehrheit nicht  gefafst  werden  könne?  Protoc.  v.  29.  Juli  1819,  §.  i55. 

d)  In  den  wiener  MinisterialConferenzen  v.  1820,  hatte  anfangs  (Sitzung  10)  der 
zweite  Ausschufs  eine  Bestimmung  vorgeschlagen,  dafs  zu  einer  «.Auslegung & 
der  BundesActe ,  Einhälligheit  der  Stimmen  erforderlich  sey  (oben  §.  123,  Note  e); 
es  war  dabei  nicht  unterschieden,  ob  die  Erklärung  grundgesetzliche  Bestim- 
mungen der  BundesActe,  oder  Stellen  anderer  Art  betreffe.  Diesen  Unterschied 
machte  späterhin  (Sitzung  22)  die  RedactionCommission,  indem  sie  Num.  1  des 
i3.  Art.  so  gefasst  hatte:  «Annahme  neuer  <7r////r/gesetze,  Abänderung  oder 
authentische  Erklärung  der  bestehenden*.  —  In  der  folgenden  Sitzung  (23)  erin- 
nerte der  nassauische  Bevollmächtigte,  dafs  betheiligte  Bundesglieder,  wenn  sie 
es  ihrem  Interesse  gemäfs  finden,  leicht  in  jeder  von  der  Bundesversammlung 
gemachten  oder  zu  machenden  Anwendung  der  Stelle  eines  Grundgesetzes  auf 
ihren  Fall,  eine  authentische  Erklärung,  wozu  Stimmeneinhälligkcit  nöthig  sey, 
finden,  oder  zu  finden  vorgeben,  dann  aber,  durch  eine  solche  motivirte  Be- 
hauptung und  ihren  Widerspruch  ,  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  ihren  Fall 
hindern  würden.     Sonach  werde,  wenn  man  die  vorjicschlnirenen  Worte  « au« 
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titentische  Erklärung»  in  den  i3.  Art.  aufnehme,  für  den  Bund  in  den  meisten 
Fallen  die  Unmöglichkeit  hervorgehen ,  Vollziehung  der  Grundgesetze  zu  be- 
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wirken.  Ratbsam  tej  also,  wenn  man  oichl  den  ganzen  Zweck  verfemen  wolle, 
«l.iis  man  die  authentisch«  Erklärung  in  der  l>.  \.  durch  Stimmenm*M4tt  ge- 
mIu  Iioh  l.iss,-.  Hierauf  ward,  in  der  34.  Sitzung,  beschlossen;  dals  in  dem 
1  v  Artikel  dir  Worte':  fcoder  autnentische  Auslegung»  wegbleiben  Sollten.  —  In 
Si öiung,  gab  jedoch  das  Plenum  der  MinisterfalConferenz  dem  hur- 

BevoUroächtigten ,  auf  te%en  Antrag,  betreffend  die,  in  dem  17.  Art. 
SchlufrActe,  der  Ii.  \.  übertragene  Erklärung  der  Hundes  Acte  in  Füllen, 
über  deren  Auslegung  Zweifel  entstehen  würden,  die  Versicherung:  «4afs 
der  Lrt  17  keinen  andern  Sinn  habe,  als  der  Ii.  V.  in  zweifelhaften  Fällen  die 

Erklärung  zuzusprechen^ :  aber  Stiititneuemkälli'gkeit  sey,  nach  Vor- 
schrift des  i3.  Artikels,  nöthig,  «wenn  eine  solche  Erklärung  eine  wirkliche 
.,  >,  ,  oder  Abänderung  in  den  bestellendem  Gesetzen,  zur  Folge 
«haben  würde».    -  Dafs  auch  gegen  diese  Versicherung,  die  von  dem  nassaui- 
ichen  Bevollmächtigten  in  der  nächstvorhergehenden  Sitzung  geäusserte  Besorg- 
nis eintrete,   leuchtet  ein.  —  Denn,  da   eine  authentische  oder  bestimmende 
1  rklärung  nur  dann,  wenn  die  doctrinale  nicht  aushilft,  nöthig  und  zulässi  ist, 
mithin  durch  sie  /.n  einem  mangelhaften  GeBetZ  das  Fehlende  hinzugethan  wird, 
10  enthält  sie  eine  neue       den  BundesVerhältnissen,  eine  vertragmäsige)  Bestim- 
mung oder  (wie  es  in  obiger  Versicherjung  heifst)  Gesetzgebung  (§.  36i).  Zu 
solcher  wird  aber,    bei  Grund  Verträgen ,  und  bei  verschiedenen  andern  vertrag- 
masigen  Bestimmungen  des  Bundes,   nach  Art.  7  der  BundesActe  und  nach 
Art.  i3  bis  16  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Stimmeneinhalligkeit  erfordert. 
—  Wenn  nun  gleich  die  MhiisterialConferenz ,    veranlafst  durch  die  von  dem 
nassauischen  Bevollmächtigten   erregte  Besorgnifs,  durch  Wegstreichung  der 
Weite  v  oder  authentische  Auslegung»,   in  dem  i3.  Artikel  geflissentlich  eine 
Lücke  litis,    so  geht  doch  aus  dem  Zusammenhang  ihrer  Verhandlung,  beson- 
ders aus  der   dem   kurhessischen  Gesandten  ertheiiten  Versicherung,  hervor, 
dass  bei  ihr  keineswegs  die  Meinung  herrschte:  es  sey  zur  Interpretation  jeder 
\rt  vertragraäsiger  Bundesbestimmungen  blofse  Mehrheit  der  Stimmen  hinrei- 
chend,  dass  vielmehr  bei  ihr,  auf  das  Wenigste,  folgende  Grundsätze  feststanden: 
1)  Auslegung  der  (V/w/r/vcrträgc  des  Bundes,  steht  der  B.  V.  zu;  die  doctrinale 
(»der  wissenschaftliche    (welche  blofs  nach  den  Begeln  der  Wissenschaft  zu 
m  uhen  ist)  nach  Mehrheit,    die  authentische  nach  Einhelligkeit  der  Stimmen. 
7)  Doctrinale  Auslegung  solcher  Verträge,  kann  auch  der  engere  Bath  erthei- 
len,    authentische  nur  das  Plenum  der  B.  V.  *).  —  Dieser  letzte  Satz  ergibt 
sich  aus  dem  11.  Artikel  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,    verglichen  mit  den 
Artikeln  12  und  i3,  und  mit  der  BundesActe,  Art.  6.    Den  ersten  Satz  würde 
der  doctrinale  Ausleger,   auch  ohne  die  Aufschlüsse,  welche  in  den  oben  er- 
wähnten wiener  Conferenz Verhandlungen  gegeben  sind,  schon  in  dem  6.  Art. 
der  BundesActe,  verglichen  mit  dem  zweiten  Satz  des  11.  Art.  daselbst,  begrün- 
det finden,  —  Wären  in  der  B.  V.,  bei  einem  vorkommenden  Fall,  die  Meinun- 
gen -etheilt,   über  die  Frage:   ob  authentische  Auslegung  eines  Grundvertrags 
nöthig.  folglich  diese  von  dem  Plenum,  und  zwar  nach  Stimmeneinhalligkeit,  zu 
ert heilen  srv?    so  würde  diese  Vorjrage  in  dem  engem  Bath,    und  zwar  nach 
Sttifnmenmehrheü,  zu  entscheiden  seyn.  BundesActe,  Art.  7,  SchlufsActe,  Art.  12. 
Vergl.  oben  §.  i2Ö.  —   Bei  Entscheidung  dieser  Vorfrage,  wie  bei  der  in  dem 
Plenum  zu  crthcilcndcn  authentischen  Auslegung  eines  Grundvertrags,  sollten 

*)  Aber  es  sind  noch  andere  Verhältnisse,  für  authentische  Auslegung,  denkbar: 
ij  Die  Grundverträ&e  sind  nicht  die  einzigen  Bestimmungen,  die  ausschließ- 
end vor  das  Plenum  gehören  (§.  123).  2)  Es  gibt  Bestimmungen,  wozu 
Stimmeneinhalligkeit  erfordert  wird,  und  die  der  engere  Rath  festsetzen  kann 
(§.  123,  verglichen  mit  §.  127  u.  129). 
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Bundesglieder,  welche  bei  dem  da7.11  Anlafs  gebenden  Fall  betheiligt  sind,  stimm- 
berechtigt nicht  seyn  (§.  i63).  —  Dafs  aucli  die  authentische  Auslegung  «der 
Bundesgesetze»  vor  den  engern  Rath  gehöre,  und  hier  von  der  Mehrheit  der 
Stimmen  abhängig  sey,  wird,  ohne  Unterschied,  behauptet,  in  einer  bei  der 
B.  V.  abgelegten  Relation,  Beilage  10  zu  §.  190  des  Protoc.  der  B.  V.  v.  5.  Jul. 
1821,  §.  41.  Es  scheint  aber,  dafs  daselbst  die  oben  erwähnte,  dem  kurhessi- 
schen  Gesandten  ertheilte  Versicherung  sey  übersehen  worden;  auch  erklärte 
ebendaselbst  der  Correferent ,  dafs  er  mit  des  Referenten  Ausführung  über  die 
Interpretation  der  Bundesgeselze  und  Beschlüsse,  nicht  einverstanden  sey.  — 
Von  einer  allseitigen  InstructionEinholung  der  Gesandten  (§.  i5i),  ehe  man  in 
der  B.  V.  zur  Abstimmung  sehreitet,  ist  die  Auslegung  in  den  Grundverträgen 
des  Bundes  nicht  abhängig  gemacht,  obgleich  eine  solche  in  der  angef.  Relation, 
§.  40  u.  42,  in  Vorschlag  gebracht  wird,  und,  in  einem  frühern  Fall,  ein, 
auf  authentische  Auslegung  einer  nicht-grundgesetzlichen  Bestimmung  der  Bundes- 
Acte,  gerichtetes  Gesuch,  zur  Beralhung  und  Beschlufsnahme  «nach  vorgängi- 
ger Berichterstattung»  angestellt  ward,  in  dem  Protoc.  v.  25.  Nov.  1816,  §.  27. 
Man  s.  die  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  7  u.  17,  verglichen  mit  Art.  8, 
'  9  u.  10. 

e)  Der  engere  Rath  erklärte  durch  einen  Beschlufs,  in  dem  Protocoll  v.  27.  Jul. 
1817,  §.  35i,  dafs  die  in  dem  i5.  Art.  festgesetzte  Pensionirung  der  Mitglieder 
des  teutschen  Ordens,  auf  die  Mitglieder  des  JohanniterOrdens  auszudehnen  sey. 
Die  Stimmen  hiebei  waren  einhällig;  aber  Mehrheit  hätte  genügt,  wenn  es  au- 
thentische Auslegung  einer  nicht-grundgesetzlichen  Bestimmung  der  BundesActe 
seyn  sollte.  Betrachtet  man  aber  diese  Erklärung  als  eine  ganz  neue  Bestim- 
mung, so  konnte  sie  anders  nicht  als  mit  freier  Zustimmung  sämmtlicher  Be- 
theiligten errichtet  werden  (§.  129). 

/)  Durch  nothwendige  Stimmeneinhälligkeit,  mufs  die  authentisch  zu  erklärende 
Bestimmung  zu  Stande  gekommen  seyn;  zufällige  käme  bei  obiger  Begel  nicht 
in  Betracht.  So  auch  L.  v.  Dresch,  Beiträge  zu  dem  öffentl.  Recht  des  d.  Bun- 
des (Tüb.  1822.  8.),  S.  1  ff.  —  Nach  allgemeinen  Grundsätzen  des  Völkerrechts, 
kann  authentische  Auslegung  vertragmäsiger  Bestimmungen,  und  selbst  Entschei. 
dung  der  Vorfrage,  ob  der  Sinn  zweifelhaft  sey?  nur  durch  freie  Uebereinkunft 
aller  Interessenten  erfolgen.    Rlüber,  droit  des  gens  de  l'Europe,  §.  i63. 

§♦   151.  (1220 
Stimmordnung  in  dem  engern  Rath,  und  in  dem  Plenum. 

I)  Für  die  Stimmordnung  in  dem  enger n  Rath  der  Bundes- 
versammlung ward  in  der  BundesActe  vorläufig  diejenige  Ordnung 
(Schema  votantium)  festgesetzt,  in  welcher  oben  (§.  121)  die  Inhaber  der 
Viril-  und  CuriatStimmen  genannt  sind*  Es  ward  aber  nicht  nur  zugleich 
der  Vorbehalt  hinzugefügt,  dafs  die  Stimmberechtigten  unbeschadet 
ihres  Ranges  in  dieser  Ordnung  stimmen  sollten  «),  sondern  auch  in 
dem  achten  auf  dem  wiener  Congrefs  gehaltenen  ConferenzProtocoll  durch 
einen  Beschlufs  noch  überdiefs  einem  Jeden  sein  Recht,  in  Ansehung  des 
Ranges,  vorbehalten  II)  Für  das  Plenum  ward  auf  dem  wiener  Congress 
vorlaufig  der  Beschlufs  gefafst,  dafs  derjenige,  welcher  zwei  Stimmen  zu 
führen  bat,  vor  demjenigen  genannt  werden  soll,  welcher  nur  eine  hat  c). 
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Diesem  gemäls  wurden  in  der  BundesActe  <0  die  Stimmen  für  das  Plenum 

einstweilen      1 101  du  et,   und  in   so   lern    Ausnahmen  von   dem  ehemaligen 

tatschen  ComitialRang  gemacht  *J. 

.)  RundesActe,    Irt,  4<    Vorläufige  Geschäftordn,  der  B.  V.  v«  3o.  Ort.  1816, 
I       n.  l;  in  i.mim/s  Staatsarchiv,  B.  U,  S.  16,  —  Die  Festsetzung  einer  be- 
Stiinmordiuiug,  ist  zu  erwarten,    Ebcndas.  S.  83. 

I)  Iii  i  in  s  angef.  V'  tcii,   Bd.  II,  S.  496  f.  u.  507  f.  —  Von  diesem  der 
Bundesgenossen ,  oben  §.  u5. 

,  >  1  bendes. .  s.  .,  -o. 

\rt.  S.    Die  snge£  vorläuf,  Geschäftordn««  a.  a.  O. 

I,  's  angef.   Uebersicht,  S.  f>35.     Die  Ordnung,  worin  die  Bundesgenossen 

in  der  BundesActe,  in  dem  Art,  1  ßir  den  engern  Rath,  und  in  dem  Art.  6  für 
das  Plenum  genannt  worden,  ist  nicht  bei  allen  dieselbe.  Verschiedenheit  zeigt 
sich  bei  Baiern,  Sachsen,  Braunsehweig,  den  Mecklenburgischen  und  herzoglich- 
Sächsischen  Häusern,  Nassau,  Waldeck,  ReuCs,  HohenzollernSigmaringen. 
huiih^  angef,  Uebersicht,  8.  ßo^  ff.  —  A  on  HessenHomburg,  oben  §.  108,/. 

§.    152.  (123.) 
Fortsetzung. 

III)  Zugleich  ist  in  der  BundesAcle  festgesetzt:  dafs  in  dem  ganzen 
Zeitraum,  in  welchem  die  B.  V-  (in  dem  Plenum)  mit  Abfassung  der 
Einrichtungsgesetze  (§,  128)  beschäftigt  seyn  wird,  1)  für  die 
Lbstimmungs  Ordnung  der  Bundesglieder,  keinerlei  Bestim- 
mung gelte;  dafs  vielmehr  2)  die  zufällig  sich  fügende  Ordnung, 
Keinem  der  Mitglieder  zum  Nachtheil  gereichen,  noch  eine  Regel 
begründen  solle  «). 

o)  IJnndcsActe ,  Art.  8. 

§•    155.  (|24.) 
S  c  h  l  u  s  s. 

IV)  Ferner  ist  festgesetzt  «):  dafs  1)  n  a  ch  Abfassung  der  Einrichtungs- 
gesetze, die  Bundesversammlung  die  künftige  für  beständig  einzu- 
führende Stimm  Ordnung  (§.  i3i)  in  Berathung  nehmen,  und  hiebei 
sich  so  wenig  als  möglich  von  derjenigen  Ordnung  entfernen  werde,  welche 
ehedem  auf  dem  Reichstag,  namentlich  in  Gemäfsheit  des  Reichsde- 
putationsHauptschlu^ses- von  i8o3,  beobachtet  worden  ist  *);  dafs  2)  aber 
auch  diese  Stimmordnung  auf  den  Rang  der  Bundesglieder  überhaupt 
■  nid    deren    Vortritt  ausser   den  Verhältnissen    der  Bundesversammlung 

rin  eu  Einflufs  ausüben  soll.  V)  Dieser  mehrfachen  Vorsicht  unge- 
achtet kam  es  schon  in  den  wiener  Conferenzen  zu  verschiedenen  Erörte- 
rungen über  den  Rang  einzelner  Bundesfürsten  in  der  Bundesversammlung  c)- 


\ 
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Die  festgesetzte  Beratschlagung  über  die  künftige,  für  beständig  einzu- 
führende Stimmordnung,  hat  bis  jetzt  nicht  Statt  gehabt. 

a)  BundesActe,  Art.  8. 

b)  Und,  zum  Theil,  beobachtet  werden  sollte;  denn  bekanntlich  unterblieb,  bei  der 
allgemeinen  Reichs  Versammlung,  in  dem  Reichs  für  stenrath  die  Einführung  der- 
jenigen neuen  VirilStimmen >  welche  in  dem  ReichsdeputationsHauptschlufs  waren 
ertheilt  worden. 

e)  Davon  in  Rlüber's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  5o4  ff. 


ZWEITER  ABSCHNITT. 

PersonalYerhältnisse ,    Verhandlungsordnung-    und  vollziehende 
Wirksamkeit  der  Bundesversammlung-. 


§•    154.  (125.) 
Uebersicht  dieses  Abschnittes. 

Der  Begriff  und  die  Bestimmung  der  B.  V.,  der  Umfang  ihrer  Wir- 
ktingsbefugnifs,  die  Natur  ihrer  Beschlüsse,  ihre  Abtheilung  in  Plenum 
und  engern  Rath,  mit  der  Verschiedenheit  der  für  jeden  von  beiden  be- 
stimmten Gegenstände,  mit  der  Bildungsart  der  Beschlüsse  und  mit  der 
Stimmordnung,  Alles  Gegenstände  des  ersten  Abschnittes  dieses  Capitels, 
erschöpfen  nicht  das  hier  in  Betracht  zu  ziehende  Verhältnifs  dieser  Bundes- 
behörde. Die  Bundesversammlung,  sowohl  in  dem  engern  Rath  als  auch 
in  dem  Plenum,  wird  gebildet  durch  Bevollmächtigte  aller  Bundesgenossen, 
zusammen  in  collegialischem  Verein.  Zu  Beobachtung  und  Handhabung 
der  durch  die  bestehenden  Vorschriften  und  den  Zweck  gebotenen  Ordnung 
in  den  Verhandlungen,  sind  alle  Mitglieder  der  B.  V-  gleich  verpflichtet. 
Aber  die  Leitung  der  Verhandlungen,  verbunden  mit  der  Aufsicht  über 
die  Kanzlei  und  Registratur,  ist  einem  dieser  Bevollmächtigten,  als  Vor- 
sitzendem, übertragen*  Die  Rechtsverhältnisse  des  Vorsitzenden,  als  solchen, 
der  sämmtlichen  Bevollmächtigten  und  ihrer  Angehörigen,  der  Bundes« 
Canzleipersonen  und  der  am  Sitz  der  B.  V.  bei  dem  Bund  aecredilirten 
Gesandten  auswärtiger  Mächte,  die  Verhandlungsordnung  und  die  voll- 
ziehende Wirksamkeit  der  B.  VM  fordern  eine  nähere  Betrachtung,  welche 
hier  folgt* 

§•    155.  (126.) 
Vorsitz  und  Directorium  in  der  Bundesversammlung. 

I)  Sowohl  in  dem  engern  Rath  als  auch  in  dem  Plenum  der  Bundes- 
Versammlung  hat  Oes tr eich  den  Vorsitz  «),  II)  Der  Vorsitzende, 
—  so  nennt  die  BundesActe  den  präsidirenden  oder  PräsidialGesandten  — 
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h  .t,  in  Verhinderungsfall,  jedesmal  einen  andern  Gesandten  eines  Bundes- 
den  PräsidialGescha'ften  zu  fcubstituiren  b\  Daher  wird,  zu 
Verhütung  jeder  Stockung  in  Leitung  der  Geschäfte,  der  östreichische 
Gesandte  für  Verhinderungsfalle  mit  SubstitutionsGewalt  versehen  e).  Aber 
noch  fehl!  eine  Bestimmung  über  die  Prägen:  wer  den  Vorsitz  zu  führen 
und  die  Geschaftleitung  zu  besorgen  habe  bei  Ermangelung  eines  öst- 
reichischen  PräsidialGesandten ,  z.  B.  nach  plötzlichem  A.bleben  des  zeitherigen, 
oder  1"  i  verzögerter  ^.nkunfl  des  neu  ernannten  nach  schon  erfolgter  Ab- 
roiung  des  seitherigen?  Desgleichen,  wenn  Oestreich  Partei  ist,  z.  B.  in 
einem  Streit  unter  Bundesgenossen,  namentlich  in  einem  Fall  des  3o.  Ar- 
tikels der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  oder  in  andern  Fällen,  wo  die 
vollziehende  Wirksamkeit  der  B.  V.  eintritt  (§.  166).  III)  Da  ein  Vorsitz, 
nach  seinem  natürlichen  HeclilsbegrilV,  sieh  auf  die  Sitzungen  einer 
Versammlung  beschra'nkl  t0,  und  die  Bundesyersammlung  auch  ausserhalb 
derselben  einer  Leitung  ihrer  Geschäfte  bedarf;  so  ist,  in  der  künftigen 
BundestagsOrdnung,  eine  eigene  genaue  Bestimmung  über  den  Umfang  des 
mit  jenem  Vorsitz  verbundenen  Wirkungslireises,  insbesondere  über  die 
Frage  zu  erwarten;  in  welcher  Art  auch  in  Zukunft  mit  dem  Vorsitz  ein 
Director iu  m  bei  der  Bundesversammlung  überhaupt  verbunden  seyn 
solle  *)? 

a)  BundesActe,  Art.  5.  Ki,Über*S  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  352.  —  Oestreich  erklärte 
in  den  wiener  Sitzungen  fünf  teutscher  Höfe,  «dafs  dieses  GeschäftPräsidium 
figich  blofs  auf  den  formalen  Geschäftsgang  beschränken  solle,  damit  auch  dem 
•»juri  proponendi  eines  jeden.  Mitgliedes  kein  Abbruch  geschehe».  Ebendas. 
Bd.  H,  S.  82.  So  auch  Baiern,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  168,  zu  X  —  Dafs 
unter  dem  ^  orsitz  «blofs  eine  formelle  Leitung-  der  Geschäfte  zu  verstehen  sey», 
hatten  früher  schon  Oestreich,  Prcussen  und  Hannover  erklärt.  Ebendas.  Bd.  I, 
Heft  1,  S.  5q.  Vergl.  Klübf.r's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  146  u.  549  f.,  desgl. 
unten  Note  d. 

1  Beschluß  der  B.  V.  in  dem  Protoc.  v.  26.  Jun.  1817,  §.  267,  Num.  2.  Der  zu 
dem  Vorsitz  substituirte  Gesandte  nimmt  in  der  B.  V.  den  Sitz  des  Präsidenten 
nicht  ein  ,  er  bleibt  auf  seinem  gewöhnlichen  Sitz.  —  Als  der  k.  k.  östreichische 
präsidirende  Gesandte  vom  Dec.  i83i  bis  zum  Juny  i832  von  Frankfurt,  abwe- 
send vrar,  wurde  er  durch  den  von  ihm  substituirten  k.  preussischen  Gesandten 
vertreten.  Eben  so  vom  Dec.  1 835  bis  zum  Mai  i836.  —  Von  der  Benennung 
des  \  ersitzenden.,  im  Yerhältnifs  zu  auswärtigen  Mächten,  unten  §.  i85,  h. 

c)  Protoc.  der  B.  V.  vom  14.  Nov.  1816,  §.  10.    Baier.  Votum  ebendas. 

fl)  Der  erste  preussische  Entwurf  der  BundesActe  enthielt  ausdrücklich  den  Vor- 
schlag, den  Vorsitz  Oestreich,  das  Directorium  Oestreich  und  Preussen  gemein- 
ichaftliph  zu  geben,  und  beides  durch  besondere  ziueite  Botschafter  auszuüben. 
Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  5o,  02  u.  53.  Vergl.  auch  ebendas. 
Bd.  D,  S.  2,  21,  23,  25,  3io,  3i6  u.  481.  —  Bei  Eröffnung  des  Bundestags, 
am  5.  Cfor«  1816,  mufste  der  Vorsitzende  kaiserlich-östreichische  Gesandte,  auf 
ausdrücklichen  Befehl  seines  Souvcrains,  Folgendes  erklären:  «Se.  Majestät 
«betrachten  Sich  als  vollkommen  gleiches  Bundesglied,  Sie  erkennen  in  dem  ein- 
'  geräumten  Vorsitz  bei  dem  Bundestag,  kein  wahres  politisches  Forrecht,  sondern 
ehren  darin  nur  die  schöne  Bestimmung  einer  Ihnen  anvertrauten  Geschäfts- 
ilung"».    Protoc.  v.  1816,      4.    Klvber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  39  u.  82. 
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e)  In  Betrachtung  kommen  hier  z.  B.  folgende  Gegenstände  :  ob  und  welche  Vor- 
rechte mit  dem  Vorsitz  und  Directorium  verbunden  seyn  sollen  (Vergl.  Klüber's 
angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  16  u.  196)?  die  Vertretung  der  Bundesversammlung 
bei  Gesandten  auswärtiger  Mächte  (Klüber's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  142  u. 
178);  die  Legitimation  dieser  Gesandten,  und  der  Bevollmächtigten  der  Bundes- 
genossen, besonders  der  Präsidial-  und  DircctorialGesandten;  die  Eröffnung, 
vorläufige  Einsicht,  und  Prüfung  der  für  die  B.  V.  einkommenden  Schreiben 
und  Eingaben;  die  Ansage  zu  den  Sitzungen;  die  Proposition  und  Umfrage 
darin ;  die  entscheidende  Stimme  bei  Stimmengleichheit ;  die  Bildung  der  Be- 
schlüsse aus  den  Abstimmungen;  das  Directorium  der  Acten,  insbesondere  der 
in  deu  Sitzungen  abzuhaltenden  Protocolle;  die  Unterschrift  der  von  dem  Bund, 
und  in  dessen  Namen  von  der  B.  V-  zu  erlassenden  förmlichen  Ausfertigungen; 
die  öffentliche  und  PrivatDictatur ;  die  Aufsicht  über  den  Versammlungsort,  das 
Archiv,  die  Kegistratur  und  Canzlei,  die  Bibliothek,  die  BundesmatrikularCasse 
und  die  BundescanzleiCasse,  auch  über  sämmtliehe  hiebei  angestellte  Personen, 
und  die  Verwaltung  der  Gerichtbarkeit  über  die  letzten:  Bestellung  eines  Bundcs- 
Canzlers.  Die  vorläufige  Geschäftordnung  v.  3o.  Oct.  1816,  enthält  einstweilen 
Bestimmungen  über  verschiedene  von  diesen  Gegenständen,  welche  unten  an 
den  gehörigen  Orten  angegeben  werden.  —  Aeufserung  des  hannöverischen  Be- 
vollmächtigten, in  den  wiener  MinisterialConferen/,en  von  1820,  dafs  «früher 
oder  später  vielleicht  das  Bedürfnifs  eintreten  werde,  eigene  JustizConsulenten 
bei  dem  Bundestag  anzustellen«.    Vergl.  unten  §.  172  a. 


§•    136.  (127.) 

Local,  Canzlei,  Registratur,  Archiv,  Bibliothek  und  Buchdruckerei  der 
BundesV ersammlung.    Canzleipersonen.   BundescanzleiCasse.  Bundes- 
matrikularCasse*   Verhältniss  der  Gesandten  zu  der  Canzlei. 

I)  Die  Bundesversammlung  hat  in  einem  angemessenen,  zugleich  für 
ihre  Sitzungen  bestimmten  Local  «),  eine  eigene  Canzlei  nebst  Regis- 
tratur und  Archiv  und  die  BundescanzleiCasse,  auch  eine  B ü c h e r - 
Sammlung,  insbesondere  eine  Sammlung  von  gedruckten  Gesetzen,  Statuten 
und  Verordnungen,  die  in  den  Bundesstaaten  gelten  fy;  dieses  Alles  unter 
Aufsicht  des  Präsidiums.  II)  Sämmtliche  bei  der  Bundes  canzlei  ange- 
stellte Personen,  mit  Inbegriff  des  Canzlei  Dir  ectors,  sind,  auf  den 
gutachtlichen  Vorschlag  des  Präsidiums  c),  von  ihr  zu  ernennen,  und  dem 
Bunde  zu  verpflichten ,  dem  sie  daher  mit  Amtpflicht  angehören  d),  J)ie 
Aufsicht  über  dieselben  steht  jederzeit  dein  Präsidium  zu,  welches  auch 
die  der  »Bundesversammlung  zustehende  Gerichtbarkeit  über  dieselben 
auszuüben  hat  «)•  HI)  Noch  fehlt  eine  feste  Bestimmung  über  die  Frage : 
•wer,  bei  Ermangelung  oder  Verhinderung  des  Canzlei  D  ir  e  c  1 0  r  s, 
dessen  Stelle  zu  vertreten  habe  /)?  IV)  Da  die  Protocolle  der  B.  V.  mit 
Beilagen,  zum  Theil  auch  ihre  Registraturen  oder  SeparatProtocolle  und 
manche  andere  Verhandlungen,  z.  B.  die  Protocolle  der  MilitarCommisslon, 
für  Rechnung  der  BundescanzleiCasse  gedruckt  werden  (§.  i65);  so  besieh l 
defswegen  eine  Uebereinkunft  mit  einer  an  dem  Sitz  der  Ii.  \.  befindlichen 
Buchdr ucherci  £),  die  in  solcher  Beziehung  den  Namen  BundcsPräsidiul 

Klüber's  offentl.  Recht,  4.  Aull.  a  * 
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Boehdruckerei  fährt,  nnd  deren  Vörsteher  von  defn  Director  der  Buftifles- 
i  ei  in  Pflicht  genommen  ist.  \)  Zu  Ünterhaltung  der  Cansiltei',  zu 
Bestreitung  der  Druckhosten,  auch  jener  «Um-  ^filitarCpmmission«  und  für 
ru  gemeinschaftlichen  Lurwatyd  der  Bundesversammlung,  z.  B«  für  ihre 
Buchcrsammlting,  besteht  eine  Bu ndescan z lei Casse  mit  dem  nöthigen 
Persona]  '  (dermal  einem  provisorischen  Cassier)  unter  Oberaufsicht  der 
B,  V,  insonderheit  des  Prusidii,  und  unter  Aufsieht  des  CanzleiDirectors. 
Sie  wird  gebildet  durch  Beiträge  sammthener  Bundesgenossen,  und  zwar 
ausnahm  weise  nach  einer  gleichen  Vertheilung  unter  die  siebenzehn 
SÜmmberei  htigten  des  engern  Raths;  daher  die  Theilhaber  einer  CuriatStimme 
insgesammt  mehr  nicht  bezahlen,  als  ein  VirilStinimberechtigter.  Die  Ent- 
richtung wird,  so  oft  es  nöthig,  ron  der  B.  \.  beschlössen  *').  Der  jedes- 
malige  Beitrag  eines  jeden  von  den  siebenzehn  Stimmberechtigten  besteht 
in  zweitausend  Gulden  rheinisch  oder  im  24  Gulden  Fufs  /»).  Kr  ist  für 
Alle  \<>n  ihnen  gleich,   weil  der  Verwendung  Alle  gleichen  Vortheil 

ziehen.  Der  Gesammtbetrag  einer  jedesmaligen  Bewilligung  besteht  demnach 
in  54»ÖOO  Gülden.  \  I)  Mit  der  Verwaltung  dieser  IluiulcscanzleiCas.se  ist 
jetzt  zugleich  jene  der  Bundesmatr i kularCasse  für  die  Bundesma- 
trikularBeiträge  der  Bundesgenossen  (§  181  u.  196},  verbunden.  VII)  Der 
Zutritt  in  der  Bundescanzlei,  und  die  Verabfolgung  begehrter  Abschriften, 
ist  keinem  zu  der  Bundesversammlung  gehörenden  Gesandten  gewehrt. 
Urkunden  und  Original  Acten  werden  jedoch  keinem,  ohne  defshalb  ergangene 
Verfügung  der  P>.  V.  überliefert 

o)  I  in  Eweckmäsiges  Local  für  die  B.  V*  und  deren  Archiv,  ward  1816  vorerst  in 
dem  fürst  I.  thurn-  und  täuschen  Palast  bereitet,  wo  zugleich  die  Wohnung  der 
kaiserl.  Ostreich.  Gesandtschaft  ist.  Erklärung  der  B.  V.  an  den  Senat  der  Stadt 
Frankfurt,  im  Ort.  1816,  Art.  1;  loco  dict.  gedruckt  in  d.  Protoc.  der  B.  V. 
r.  iÖi6,  und  in  KtuBEB's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  159.  Vorlauf.  Geschaftordn. 
v.  1816,  Art.  I  u.  I\  ,  ebendas.  S.  i3  u.  2?,. 
|   Beschlufs  der  B.  V.  v.  18.  Jan.  1821,  in  d.  Protoc.  v.  1821,  §.  10. 

t)  Registratur  über  die  sechste  Prä'linünärConfcrcnz  der  Gesandten,  v.  3o.  Oct. 
1816,  in  der  QuartAusg.  der  Protoc.  der  B.  V.,  Bd.  I,  S.  236.  Protoc.  der 
}>.  \.  v.  i3.  Der.  1816,  §.  -o.  Klübeb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  8-2. 
—  Jetzt  sind  bei  der  Bundescanzlei  angestellt:  ein  CanzleiDireotor,  ein  Begistra- 
tor,  drei  C.in/.listcn  (wovon  einer  zugleich  DruckCorrector) ,  zwei  Canzlei- 
diener. 

rf)  Oestreichs  Erklärungen  defshalb,  in  den  J.  1814  u.  i8i5,  in  Rlüber's  Acten  des 
wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  2,  82  u.  3io.  Prcussischc,  ebendas.,  S.  27.  Rlüber's 
angef.  (Jebersicht  etc.,  S.  146  u.  55o.  —  Noch  fehlen  Bestimmungen  über  fol- 
gende Fragen.  Wer  ist  als  Staatsoberhaupt  der  BundesCanzleipersonen  und 
ihrer  Angehörigen  zu  betrachten?  (Der  Bund?)  Wo  ist  ihre,  ihrer  Ehefrauen, 
Witwen  und  Binder  staatsbürgerliche  Heimath  ?  Nach  welchen  ProcefsGesetzen, 
i>t  die  der  B.  \  .  über  sie  beigelegte  Gerichtbarkcit  auszuüben?  Welche  Civil- 
Gesetze,  und,  in  peinlichen  Sachen,  welche  Strafgesetze,  sind  für  und  gegen  sie 
anwendbar?  (Etwa,  durch  subsidiarische  Reception,  die  Gesetze  des  Sitzes  der 
B.  \  ..  oder  Ihres  fori  originis?)  Ist  das  Präsidium,  da  ihm  die  Ausübung 
der  Gerichtbarkeit  über  diese  Personen  übertragen  ist,  (gehörige  Bcchtskunde 
bei  ihm  vorausgesetzt)  auf  die  Rechtspflege  zu  verpflichten,  wie  allgemein  hei 
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den  das  Richferamt  verwaltenden  Personen  üblich  und  wesentlich  nötln'a  st? 
Wäre  zweckgemäfs,  einem  an  dem  Sitz  der  B.  V.  bestehenden,  collegialisch 
besetzten  Gericht  diese  Rechtspflege,  für  immer  oder  in  einzelnen  Fällen,  auf- 
tragweise zu  übertragen  ?  —  Die  Polizeigevvait  über  die  Canzleipersonen ,  steht 
ohne  Zweifel  der  B.  V.  zu.  Wäre  für  sie  in  der  B.  V.  eine  PolizeiCommission 
anzuordnen  ? 

e)  Vorläuf.  Gcschäftordn.  der  B.  A  .  v.  1816,  Art.  IV;  in  Ri,über's  Staatsarchiv, 
Bd.  n,  S.  22.  Ebendaselbst  wird  dem  Präsidium  auch  die  Befugnifs  übertrafen, 
die  bei  der  Bundescanzlei  angestellten  Individuen,  im  Fall  nicht  gehörig  erfüll- 
ter Amtpflicht,  wieder  zu  entlassen.  —  Die  Bundescanzlei  ist  unterschieden  von 
der  k.  lt.  GesandschaftCanzlei.  In  der  sechsten  PräliminärConferenz  der  Ge- 
sandten (§.  v.  3o.  Ott.  1816,  proponirte  der  Vorsitzende  Gesandte,  «sich 
über  die  Besoldung  eines  zeitlichen,  mit  der  Präsidial-»  (k.  k.  östreichischen) 
«Canzlei  in  keiner  Verbindung  stehenden  CanzhiDireetors  auszusprechen».  Er 
schlug  zugleich  für  denselben  einen  Jahrgehalt  von  6000  Gulden,  nebst  freier 
Wohnung  und  Beheitzung,  vor ;  welches  allgemein  genehmigt  ward.  Protocolle 
der  B.  V.  (  Quart  Ausgabe ) ,  Bd.  ly  S.  23t-  —  Die  Besoldungen  der  übrigen 
Canzleipersonen,  wurden  ebendaselbst  festgesetzt,  aber  erhöht,  durch  Besehlufs 
der  B.  V.  v.  11.  Jan.  1821,  in  d.  Protoc.  v.  1821,  §.  5. 

/)  Bei  Verhinderung  des  Canzlei  Direetors,  ward  mehrmal  die  Protocollführung 
einem  bei  der  östreichischen  Gesandtschaft  am  Bundestag  angestellten  Rath  von 
dem  Präsidium  übertragen,  womit  die  übrigen  Gesandten  sich  einverstanden 
erklärten.    Protoc.  v.  1824,  §•  is3;  1826,  §.  68. 

Registratur  über  die  sechste  PräliminärConferenz,  v.  3o.  Oct.  18165  in  der 
QuartAusgabe  der  Protocolle  der  B.  VM  Bd.  I,  S.  237.  —  Ein  eigener  Druck- 
Corrector ,  befindet  sich  unter  dem  BundescanzleiPersonal.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1816.  §.  70. 

k)  Nach  einem  Besehlufs  der  B.  V.  v.  i4-  Oct.  i83o,  sind  zur  Verwaltung  der 
BundesmatrikularCasse  und  der  BundescanzleiCasse  zu  bestellen:  ein  Bundes- 
cassier,  ein  Cassecontroleur,  ein  Canzieidiener.  Die  beiden  ersten  haben  in  dem 
Besehlufs  festgesetzte  Cautionen  zu  leisten,  und  sind  mit  Dienstlnstructionen  zu 
versehen  und  eidlich  zu  verpflichten.  Die  daselbst  festgesetzten  Besoldungen 
dieser  Beamten,  sind  zu  2/3  auf  die  B.  MatrikularCasse,  zu  y3  auf  die  B.  Canzlci- 
Casse  angewiesen.    Lübeckischer  Staatskalender  auf  i83i,  S.  86. 

i)  Ueber  die  Errichtung  der  BundescanzleiCasse  spricht  die  Verhandlung  in  der 
sechsten  PräliminärConferenz  der  Gesandten,  v.  3o.  Ort.  18165  in  der  angef. 
OHiartAusgabe ,  Bd.  I,  S-  237.  —  Von  gleicher  Verthellung-  der  Beiträge  zu  der 
BundescanzleiCasse  unter  die  17  Stimmberechl igten  der  engern  B.  V,  s.  Proto- 
colle der  B.  V.  v.  1818,  4-  Mai  u.  20.  Aug.,  §.  104  u.  210,  daselbst  in  dem 
Besehlufs,  Num.  2,  u.  v.  3o.  April  i83i.  Vergl.  unten  §.  181  u.  195b.  —  Nach 
einem  Besehlufs  der  B.  V.  v.  5.  Aug.  iß  19,  §.  166,  sollen  auch  die  Druckkosten 
der  Militär Comfoission  aus  der  BundeseanzIciCasse  bestritten  werden. 

/)  Beispiele  \on  Beschlüssen  zu  Einzahlung  \on  Beiträgen,^  findet  man  in  dein 
Protocoll  der  sechsten  PräliminärConferenz  vom  3o.  Oct.  1816.  Protoc.  der 
B.  V.  v.  11.  Nov.  1816,  §.  9;  v.  4.  Mai  1818,  §.  10/,  j  v.  5.  Aug.  1819,  166; 
v.  11.  Jan.  1821,  %.  4;  v.  1822,  §.  58;  v.  1823,  §.  1165  v.  1824,  §.  i35.  —  Üe'cK- 
nungsahlegung-  und  Revision  der  Rechnungen  durch  eine  BundestagsCommission. 
Protoc.  der  B.Y.  v.  1818,  §.  96  u.  104  nebst  Beilage  4*>?  v.  1820,  §.225;  v.  1821, 
§.  4?  '>c,5  u.  239;  v.  1826,  §.  14,  betr.  die  Rechnungen  von  1820—1824;  v.  1827. 

/)  Vorläuf.  Gcschäftordn.  der  B.  V.,  Art.  I\  . 
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fffiwilhtiw  /i/i'//c  Gttoandtc,  TnterimGesandte  und  specialbevollmächtigte 
GtHm4ie  ifer   Bundesgenossen   in   der   Bundesversammlung,  Ihre 
Vorrechte ^  Legäimation ,  Substitution,  Bet  icliterslathuuj  und 

Instruction. 

h  Dil-  Bevollmächtigten  der  B  u  ndesg  enossen  in  der  Bundes- 
rersammlung  ^.  116),  werden  als  Gesandte  beglaubigt  «),  und  gemessen 
in  dieser  Eigenschaft  die  gesandschaftlichen  Vorrechte  und  Befreiungen  &). 
II)  Für  die  /eil  der  Erledigung  einer  Gesandtenstelle,  auch  während  der 
Abwesenheit  «'der  Verhinderung  des  beständigen  Gesandten,  kann  von  dem 
ituaunberechtigten  Bundesgenossen  ein  1  ni  erimGesandter  bestellt,  und 
Ii  m  /  u  der  Gesandte  eines  andern  Bundesgenossen,  mit  dessen  Einwilligung, 
gewählt  werden  ' )-  III  Dafs  ein  Gesandter  für  m  ehr  er  e  Stimmen  in  der 
B.  \.  Fortwährend  bevollmächtig!  werde,  widerstreitet,  in  Ermangelung 
einer  positiven  Bestimmung,  der  Nalur  der  Bundesverhältnisse  nicht;  auch 
v|»iiilit  dafür  die  Analogie  des  Herkommens  bei  der  ehemaligen  allgemeinen 
Reichsversammlung  '0  und  bei  andern  Staatsversammlungen,  namentlich 
den  wiener  VlinisterialConferenzen  von  1820.  IV)  Eben  so,  dafs  ein 
Bandesgenoss  mehrere  Gesandte  zugleich  in  die  B.  V.  abordne;  es  sey 
nun  gleichbev  ollmach  tigte ,  mit  der  Clausel  sammt  oder  sonders,  oder  für 
nach  Gegenständen  getrennte  Stimmführung,  oder  so,  dafs  für  bestimmte 
Gegenstände,  der  Eine  dem  Andern  als  gesandschaftlicher  Sp  ecialB  evoll- 
mächtigter  'J  beigeordnet  sey.  V)  Die  Legitimation  der  Gesandten 
erfolgt  bei  dem  Präsidium  der  Bundesversammlung,  welches  den  übrigen 
Bevollmächtigten  amtliche  Nachricht  davon,  in  der  nächsten  förmlichen 
Sitzung  der  engern  Versammlung,  zu  ertheilen,  und  über  die  Zulänglichkeit 
der  Beglaubigung  einen  Beschlufs  der  Bundesversammlung  zu  veranlassen 
hat  /).  VI)  Für  Verhinderungsfälle  pflegt  den  Gesandten  in  ihrer  Voll- 
machl  Subs titutions Ge walt  ertheilt  zu  werden,  kraft  welcher  sie,  so 
oft  es  oothig,  Stellvertreter  ernennen  und  beglaubigen  £),  welches 
jedesmal  in  dem  Protocoll  der  engern  Versammlung  angezeigt  wird.  VH)  Diese 
bevollmächtigten  Gesandten,  denen  Berichterstattung  an  ihre  Regie- 
rangen  obliegt,  sind  unbedingt  abhängig  von  ihren  Committenten  und 
diesen  allein  verantwortlich  für  Befolgung  ihrer  Instructionen,  der 
allgemeinen  und  besondern,  so  wie  für  ihre  Geschäftführung  überhaupt  /<), 
wobei  jedoch  die  Selbstständigkeit  der  B.  V.  in  ihrer  Gesammtheit  nicht 
leidet.  Handeln  Gesandte  als  Mitglieder  einer  von  der  B.  V,  nieder- 
gesetzten Commission,  oder  als  von  ihr  ernannte  Referenten,  so 
mufs  die  Fnige:  ob  und  wie  weit  sie  in  dieser  Eigenschaft,  zu  Aeusserung 
ihrer  gutachtlichen  Meinung,  von  Instructionen  ihrer  Regierung  abhängig 
feyen,  aus  der  Natur  des  Auftrags  beurlheilt  werden,  namentlich  bei  1111- 
partheyischen  Rechtserortcrungen.    VIII)  In  dem  Verhältnifs  der  Gesandten 
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für  CuriatStimmen  sind  verschiedene  Eigenschaften  zu  bemerken 
(§.  i57). 

«)  Vergl.  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  21.  —  Diese  bevollmächtigten  Räthe 
der  Bundesgenossen ,  die  nach  ihrer  wesentlichen  Bestimmung  des  Gesandten- 
Titels  oder  eines  diplomatischen  Charakters  nicht  bedürften,  sind  von  den  Bun- 
desgliedern  abgeordnet  in  die  B.  V.,  mithin  Gesandte  der  Bundesgenossen  in  der 
B.  V.,  oder  an  den  oder  auf  dem  Bundestag;  nicht  Gesandte  der  B.  V.  oder  des 
Bundestags  (vergl.  §.  i85  «),  folglich  eben  so  wenig  BundestagsGesandte  als  Bun- 
des gesandte  (vergl.  die  Rubrik  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  S.  565  der  Orig. 
Ausg.).  Die  beiden  letzten  Titel  wären  passend  für  Gesandte,  die  von  dem 
Bundestag  oder  von  dem  Bund  an  Staatsregierungen  oder  Congresse  abgeordnet 
würden  (§.  182).  Die  Benennung  BundestagsGesandte  pafst  für  jene  eben  so 
wenig,  als  die  Benennungen  Bundesregierung  (Regierung  des  Bundes)  und  Bun- 
desgebiet (§.  78  u.  212),  jene  von  einer  zu  dem  Bunde  gehörenden  Staatsregie- 
rung,  diese  entweder  von  dem  Staatsgebiet  eines  zu  dem  Bunde  gehörenden 
Staates,  oder  von  allen  Staatsgebieten  der  in  dem  Bund  vereinigten  Staaten  zu- 
sammen genommen.  (Vergl.  wiener  SchlufsActe  Art.  29  nebst  22  u.  34,  u.  Art. 
47  u.  5i).  Angemessener  spricht  der  Entwurf  einer  provisorischen  Executions- 
Ordnung,  Art.  8,  in  d.  Protoc.  v.  20.  Sept.  1819,  §.  220,  S.  665,  von  Bundes- 
Staatsregierungen.  —  Von  den  Pflichten  u.  Eigenschaften  dieser  Gesandten, 
s.  (v.  Gagern)  Ueber  Deutschlands  Zustand  u.  Bundesverfassung  (Stuttg.  1818. 
8.),  S.  52  u.  96  IT. 

I>)  Die  Eigenschaft  der  Botschafter  oder  Gesandten  vom  ersten  Rang,  ward  Bevoll- 
mächtigten der  Bundesgenossen  in  der  B.  V.  zeither  nicht  beigelegt;  sie  wurden 
als  ausserordentliche  Gesandte  und  bevollmächtigte  Minister,  mithin  als  Ge- 
sandte vom  zweiten  Rang,  aecreditirt  und  behandelt.  Obgleich  der  europäische 
Völkergebrauch  Gesandten  des  zweiten  Ranges,  als  solchen,  das  Prädicat  Excel- 
lenz  allgemein  nicht  einräumt  (Klüber's  droit  des  gens  de  TEurope,  §.  210), 
und  dasselbe  auch  den  Gesandten  der  Bundesgenossen  in  der  B.  V.,  als  solchen, 
von  Staatsbehörden  ihres  Sonverains  nicht  gegeben  wird,  so  kann  solches  doch 
auch  diesen  Gesandten  in  einer  andern  Eigenschaft,  oder  durch  besondere  Ver- 
leihung ihres  Souverains,  (als  staatsamtliche,  militärische,  Hof-,  Ordens-,  oder 
TitularExcellenz)  zukommen,  verschieden  alsdann  von  der  diplomatischen  Excel- 
lenz.   Vergl.  §.  i44  Ä. 

c)  Ein  Beispiel  in  dem  Protoc.  v.  1823,  §.  i44,  wo  nach  Abrufung  des  würtemberg. 
Gesandten,  der  baierische  «zur  einstweiligen  Führung  der  würtembergischen 
Stimme»  bevollmächtigt,  und  dieser  am  27.  Nov.  1823  sich  hiezu  legitimirte. 
Erst  am  i3.  Mai  1824  erschien  wieder  ein  eigener  Gesandter  von  Würtemberg. 
Bei  dieser  Gelegenheit  erwähnte  das  Präsidium  der  Frage:  ob  und  wie  fern 
eine  V  irilStimrne,  ohne  Bestellung  eines  eigenen  Gesandten,  dem  Gesandten 
eines  andern  Bundesgenossen  übertragen  werden  dürfe?  Ein  Beschlufs  hier- 
über ward  nicht  gefafst.    V  ergl.  §.  i35  b. 

d)  Hier  gab  es  noch  1804  Gesandte,  die  im  Reichsfürstenrath  von  3,  5  bis  7  ver» 
schiedenen  Fürsten  zugleich,  fortwährend  bevollmächtigt  waren,  und  im  J.  1802 
einen  (Frhr.  v.  Linkei\),  der  es  sogar  von  12  war. 

e)  Wie  jeder  andere  Belheiligte,  kann  auch  ein  Bundcsgenofs  einen  Special Be voll- 
tnäehtigten  ohne  gesandtschaft  liehen  Chat 'akter  an  den  Sitz  der  B.  V.  abordnen, 
oder  einen  daselbst  schon  anwesenden  Mann  dazu  bestellen,  für  Ihn  besonders 
betreffende  Angelegenheiten  vor  der  B.  V.,  z.  B.  zu  Vergleich  -  oder  andern 
\  erhandlungen  bei  oder  mit  einer  Coinmission  der  Ii.  \  .  Doch  würde  ein 
solcher  auf  Zulassung  in  Sitzungen  der  1J.  V.  nicht  Anspruch  machen  können. 
Beispiele  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  23.  Der.;  v.  1810,  §.  19;  v.  1819, 
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169  r,  i8ao1  ^  .((»:  \.  ili'i,  §,  g , ,  aa6  u.  SÖtt.  Auch  kam  dieser 
1  anstand  im  J.  i8a4  bei  der  '!-  V".  Bur  Sprache,  bei  Gelegenheit  eines  von 
Würtemberg  wegen  der  Btandesherrlichcn  Beschwerden,  zu  mündlicher  \  er- 
Uaiullung  mil  der  Pur  Jene  Beschwerden  angeordneten  l>undcstags(lonmussion 
(nicht  Kit  Bits  und  Stimm  Nahrung  oder  in  Verhandlungen  in  der  liundesver- 
x.iimiilun^ »  abgeordneten  SpccialBei  oll  mä  einigten. 
0  1.11111,'s  Staatsarchiv,  Bd.  U,  S.  •*.-.  Bei  einer  Veränderung  in  der  Person  des 
V BMtelleri  «In-  VoMmacht,  /..  B.  dareh  Todesfall,  muls  eine  \  ollmachi  von 
fcentem  Nachfolger  beigebracht  werden.  P'rpfcoc.  der  B.  \.  \.  181^,  §.  Ö&j  1818, 
§)  1610,  §j  1  u.        \.  i8aa,      I(J5.  ^    Als  im  Juli  1823  in  dem  Herzog- 

ihiiiu  Ottenburg  der  seitherige  LondesAdmlnistratok1  die  Regierung  in  eigenem 
Kamee  übernommen  hatte,  übergab  dessen  Gesandter  eine  neue  Legitimation. 
I''""i"<    der  B.  V.  \.  §i  1.  —   \<>ii  der  Legitimation  der  CuriatGesandteii 

unten        i.'W)  u.  i'>-. 

I  i.mim's  si.i.rs.u-,  hix .  Bd.  II,  S.  99  f.  u.  2-.  Protokolle  v.  1816,  §.  53  u.  5g; 
fc.  ltii-.  §i  1  11.  -l.  —  Von  der  Substitution  des  PräsidialGesandten,  oben  §.  i35. 
k)  Wiener  SridufsAote  e,  18-0,  An.  8.  PrOtoc.  der  Ii.  V.  v.  182?;  §.  6.  ~  Preus- 
sisehe  I  rltlärung  über  die  Notwendigkeit  der  lnstruetionsEinlioIung,  «bei  allen 
denjenigen  wichtigem  und  ternticltgloerk  Angelegenheiten,  welche  zur  nähern  Er- 
örterung und  &üm  gutachtlichen  \  ortrag  an  eigene  Commissioncn  verwiesen 
\mm  . Icn  v;  im  d.  Prtftofc»  der  1\.  V.  v.  1822,  §.  81.  —  Von  allseitiger  Instruetions- 
Ginhoinlnj  unlon,  §.  iji.    Yergl.  auch  §.  70. 

§•     138.  (i08!,.) 

Ceremoniel  der  Gesandten.    Ihre  Abrufung.    Versiegelung  nach 

ihrem  Ableben. 

1  Das  Cor emo n ie  1 ,  welches  die  Gesandten  der  Bundesgenossen  in 
dei  I».  \  .,  sowohl  gegen  diese,  als  auch  unter  sich  und  gegen  Auswärtige, 
Zu  beobattftfefc]  haben,  ist  positiv  nicht  bestimmt;  es  ist  in  der  Regel  das 
gewöhnliche  der  Gesandten  vom  zweiten  Rang,  wie  es  theils  aus  der  Na- 
hir  ihrer  Bestimmung  und  dem  diplomatischen  Gebrauch,  theils  aus  den 
Verhältnissen  der  Wohlanständigheit  und  der  hergebrachten  Höflichheit 
»ch  ergibt.  II)  Die  Abrufung  eines  Gesandten  wird  von  ihm  dem  Vor- 
sitzenden Gesandten,  und  durch  diesen  der  B.  V.  auf  dieselbe  Art  eröffnet, 
nrifc  ii ;in  Eintritt.  III)  Nach  dem  Todesfall  eines  Gesandten  geschieht 
die  Y er.si eg,e Tun g  seines  Nachlasses,  insbesondere  seiner  Papiere,  von 
einer  zu  derselben  Gesandtschaft  gehörigen,  hiezu  ermächtigten  Person,  oder 
von  dein  beglaubigten  Stellvertreter  derselben  oder  des  Gesandten;  in  Er- 
mangelung  aller  dieser,  von  dem  Präsidium  der  Bundesversammlung  «). 

a)  \o.  läufige  (ieseliäflnrdn.  der  15.  V.  v.  3o.  Ort.  1816:  in  Klüijer's  Staatsarchiv, 
Hd.  IJ,  S.  o,  u.  in  dessen  Ouellensaininlung  etc.  ]\um.  V.  Von  der  Versiege- 
lung und  JmKiegelung  nach  dem  Ableben  des  hannoverischen  Gesandten  v.  Mar- 
tens, s.  man  die  Protoc.  der  B.  \  .  v.  22.  Febr.  1.,  8.  u.  i5.  Marz  1821  ,  §.  3". 


2.  Abschin  Personal  Verhältnisse  etc» 


167 


Verlidltniss  der  Gesandten  zu  den  Bundesstaaten. 

I)  Der  Gesandte  eines  Bundesstaates  in  der  B.  V-,  ist  nicht  anzusehen 
als  aecreditirt  bei  Bundesstaaten,  allen  oder  einzelnen«);  denn  die 
B.  V.  ist  nur  ein  Congrefs  von  Gesandten  sämmtlicher  Bundesstaaten.  In 
den  Ländern  der  BundesSouveraine  kann  daher  ein  solcher  Gesandter,  in 
dieser  Eigenschaft,  nur  auf  diejenigen  gesandtschaftlichen  Vorrechte  und 
Befreiungen  Anspruch  machen,  welche  durchreisenden  Gesandten,  als 
solchen,  eingeräumt  werden  c)j  es  sey  allen,  oder  nur  den  Gesandten  in 
der  B.  V.,  oder  blofs  den  Gesandten  seines  Souverains.  II)  Einzelne  Ge- 
sandte dieser  Art,  werden  jedoch  nicht  selten  zugleich  auch  bei  einem  oder 
dem  andern  Bundesstaat  aecreditirt. 

a)  Von  den  Gesandten  auswärtiger  Mächte,  8.  §.  144* 

b)  Z.  B.  von  Chaussee-,  Wege-,  Pflaster-,  Thor-,  Sperr-  und  Brückengeld,  Zoll 
Accise  u.  dgl.  In  verschiedenen  Bundesstaaten  wird  diese  Befreiung  den  Ge- 
sandten der  Bundesstaaten  in  der  B.  V.  eingeräumt,  nach  dem  Beispiel  der 
Gesandten  in  den  ehemaligen  Beichs-  und  Breisversammlungen. 

c)  Blüber's  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  176  et  204. 


LegationsRäthe,  Secretäre  und  Canzlisten,  und  übriges  Gefolge. 

Bei  den  Gesandschaften  der  Bundesgenossen  am  Bundestag,  sind,  nach 
Gutfinden  oder  Bedürfnifs,  LegationsBäthe,  Secretäre  und  Canz- 
listen,  wenigstens  die  letzten,  angestellt.  So  fern  sie  mit  der  Bundes- 
canzlei  in  amtliche  Berührung  kommen  sollen,  z.  B,  bei  der  Dictatur, 
Fertigung  von  Abschriften  u.  d. ,  haben  sie  eine  von  ihrem  Gesandten  aus- 
gefertigte schriftliche  Legitimation  dem  Director  der  Bundescanzlei  zu 
überreichen  «).  Den  Sit zungen  der  B.  V.  dürfen  sie  nicht  beiwohnen  £). 
Sie  und  die  übrigen  Angehörigen,  gemessen  die  dem  gesandtschaftlichen 
Gefolge  zukommenden  Vorrechte  und  Befreiungen  <"). 

a)  Begistratur  der  B.  V.  v.  9.  Oct.  1816;  in  der  QuartAusgabc  der  Protocolle  der 
B.  V.,  Bd.  I,  S.  229.  —  Bei  der  Dictatur  soll  Niemand  zugelassen  werden,  der 
nicht  in  wirklichem  Staatsdienste  steht.  Begistratur  der  B.  V.  v.  i5.  Oct.  1816; 
ebendas.  S.  23 1. 

b)  Blüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  ii  u.  26  f. 

c)  Vergl.  §.  142.  Blüber's  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  188—191.  ao3  t. 
207  a.  212  et  suiv.  23o. 


IQM  l  Theik  Iii.  Cap.  Bundesversammlung 


§•    ML  (129.) 

/  erkähniss  der  Bundes)  crsatntnlung  ?unl  der  einzelnen  Gesandtschaften, 
zu  der  Stadt  Frankfurt, 

Durch  eine  Fon  der  Bundesversammlung  an  den  Senat  der 
Freien  Stadl  Frankfurt  im  October  1816  erlassene  Erklärung,  mit 
welcher  der  Senal  im  Allgemeinen  sich  einverstanden  erklärte,  hat  dieselbe, 
;n  Hinsicht  auf  ihr  und  der  ein/einen  zu  ihr  gehörenden  Gesandtschaften 
N  ferhältnifs  zu  der  Stadt,  Folgendes,  mit  Vorbehalt  künftiger  beson- 
derer Bestimmungen,  festgesetzt  1)  Für  solche  Yerhandlungen  mit  der 
1«.  \  .  oder  mit  einzelnen  Gesandten,  welche  in  den  Geschäfihreis  der 
stadtischen  Polizei-  und  anderer  obrigkeitlicher  Stadtbehörden  einschlagen, 
besteht  aussch liessend  eine  aus  der  Mitte  des  Senats  niedergesetzte  Com- 
mission,  welche  die  Stelle  des  an  Höfen  gewöhnlichen  Ministeriums  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  zu  vertreten  hat  II)  Die  B.  V.  empfangt 
vom  der  Stadt  fortwährend  zwei  Schild  wachen,  vor  dem  Eingang  zu 
ihrem  Versammlung-  und  ArchivOrt:.  Bei  ausserordentlichen  Feierlichkei- 
ten (wie  am  5.  NöV.  1816,  bei  Eröffnung  der  B.  V.)  wird  die  Wache 
verstärkt  Wegen  der  militärischen  Ehrenbezeugungen  für  die 
Gesandten,  wird  weitere  Eröffnung  sich  vorbehalten  c).  In  den  Kirchen 
der  verschiedenen  christlichen  Confessionen,  werden  anständige  Plätze  für 
die  Gesandten  und  ihr  Gefolge  angewiesen  ff).  Der  Senat  wacht,  wie  über 
erlaubte  und  wohlthätige  Pr e fsfre iheit,  also  auch  gegen  etwaige  Mifs- 
h  rauche  derselben.  Nur  die  von  der  B»  V.  für  die  zu  Frankfurt  er- 
scheinenden Zeitungen  und  periodischen  Blätter  eingesandten,  oder 

ihr  als  amtlich  anerkannten  Artikel,  sind  als  officieH  zu  betrachten, 
und  mit  der  Aufschrift  «ofTicieller  Artikel»  zu  versehen  e). 

")  Diese  Erklärung  der  B.  V.,  welche  von  dem  Präsidium  mit  einer  kurzen  Beglei- 
tungsNote  dem  Senat  zugesandt  ward,  steht  in  Blüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II, 
.V  iÖ7  tV.  —  Die  Antwort  des  Senats,  v.  25.  Oct.  1816,  ebendas.  S.  219.  Die 
tthungeu  derB.V.  hierüber,  s.  man  in  den  Registraturen  über  die  Präliminar- 
(  onferenzen  der  Gesandten,  v.  8.,  9.,  i5.,  22.  u.  3o.  Oct.  1816,  in  der  Quarl- 
Vasgabe  der  Protokolle  der  B.  V.,  Bd.  I,  S.  225  ff.  Vergl.  Klüber's  Staats- 
archiv Bd.  II,  S.  8 — 11  u.  166.  Emminghaus  Corp.  juris  germ.  acad. ,  Th.  II, 
S.  G;-  661.  Die  Note  an  den  Senat,  die  Antwort  oder  die  Gegenerklärung 
desselben,  die  Antwort  des  Präsidii,  und  Bemerkungen  des  preufs.  Gesandten, 
Mnd  loco  dictaturae  gedruckt,  in  der  OriginalAusgabe  der  Protoc.  der  B.  V. 
\.  1816.  —  In  den  wiener  3IinisterialConferen7.en,  in  dem  Protoc.  d.  32.  Sitzung 
\.  20.  Hai  1820,  ward  beschlossen,  die  Gesandten  in  derB.V.  über  ihr  polizci- 
liches  Verhältnis  zu  der  Stadl  Frankfurt  zu  instruiren.  Ycrgl.  die  Original- 
Au-^g.  der  Protoc.  der  B.  \.  v.  1820,  S.  2i5. 

/)   Die  angef.  F.rhlä'rung,  etc.,  Art.  II,  Num.  2. 

' )  Erklärung  etc.,  Art  1. 

d)  Erklärung  etc.,  Art.  \  II. 

1)  Erklärung  etc.,  Art.  II. 
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§•  142.  am) 

Fortsetzung. 

IV)  Die  in  die  B.  V.  abgeordneten  Gesandten  der  Bundesgenossen, 
und  die  sie  begleitenden  gesandtschaftlichen  Personen,  geniefsen,  für 
sich,  ihre  Familien  und  Dienerschaft  «),  in  Absicht  auf  ihre  Wohnun- 
gen vollige  Exterritorialität,  und  eben  so  Befreiung  von  aller 
städtischen  Civil-,  Criminal -  und  Polizei-Ger ichtbarkeit,  auch 
von  Versiegelung  bei  Sterbefällen;  desgleichen  von  städtischen  Steuern 
und  Abgaben  aller  Art,  insbesondere  von  Sperr-  und  Chausseegeld, 
von  Abgaben  in  Ansehung  aller  Consumt ibili en  und  (auch  von  Frem- 
den verfertigter)  Mobilien,  die  sie,  auch  ausser  der  Mefszeit,  zu  ihrem 
und  der  Ihrigen  Gebrauch  kommen  lassen;  ferner,  von  aller  Einquartie- 
rung, oder  deren  Reluition,  in  Ansehung  aller  Wohnungen,  welche 
von  ihnen,  oder  von  ihnen  angehörenden  Personen,  eigenthiimlich  oder 
miethweise,  besessen  oder  bewohnt  werden;  endlich  sind  auch  bei  dem 
Todesfall  eines  Gesandten,  dessen  Erben  frei  von  Abzugsgeld,  selbst 
dann,  wenn  die  Erbschaft  in  andere  teutsche  Bundesstaaten  ausgeführt 
würde  V)  Wräre,  bei  Händeln  oder  Widersetzlichkeit  gegen 
Polizei  Verfügungen,  ein  zu  der  Dienerschaft  eines  Gesandten  gehöriges 
Individuum  verhaftet  worden,  so  hat  die  Polizei  dasselbe,  so  bald  es  sich 
gehörig  ausgewiesen,  in  das  Haus  des  Gesandten  führen  zu  lassen.  Zieht 
dieser  nicht  vor,  dasselbe  des  Dienstes  zu  entlassen,  so  ertheilt  er  nicht 
nur,  auf  ihm  zukommende  Mittheilungen  unverzüglich,  besonders  wo  Zeug- 
schaft desselben  nöthig  wäre,  alle  erforderliche  Auskunft,  sondern  gibt  auch 
den  gegen  dasselbe  geführten  Beschwerden  dergestalt  Folge,  dafs  solches 
von  derjenigen  Behörde,  der  es  unterworfen,  zur  Untersuchung  sowohl, 
als  auch,  wenn  es  schuldig  befunden  ist,  zur  Strafe  gezogen,  und  zur 
Genugthuung  angehalten  werde  c).  Das  letzte  hat,  ohne  Zweifel,  auch  dann 
Statt,  wenn  eine  Verhaftung  von  Seite  der  städtischen  Polizei  nicht  erfolgt 
wäre.  VI)  Wäre  ein  solches  Individuum  eines  Verbrechens  angeschul- 
digt, oder  dieses  erwiesen,  so  ist  dasselbe,  wenn  es  wegen  augenblicklicher 
Gefahr  von  der  Polizei  in  Verhaft  genommen  worden,  sofort  an  den  Ge- 
sandten auszuliefern,  und  ihm,  so  wie  wenn  keine  Verhaftung  erfolgt  ist, 
zu  überlassen,  ob  er  dasselbe  dem  Senat  zur  Untersuchung  und  Bestrafung 
ausliefern,  oder  in  sichere  Verwahrung  in  seine  Wohnung  gebracht  haben, 
und  an  seine  Regierung  zur  Untersuchung  und  Bestrafung  abführen  lassen 
wolle  d). 

u)  In  der  angef.  Antwort  des  Senats  (in  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  225  f.) 
wird  zu  erkennen  gegeben,  dafs  dem  beiderseitigen  Interesse  angemessen  se.y: 
Bürger  und  Schutzverwandte  der  Stadl,  die  in  den  Dienst  eines  Gesandten  treten, 
Ton  der  Gerichtbarkeit  und  der  Polizei  und  von  den  öffentlichen  Altgaben  der 
Stadt  nieht  zu  eximiren  ;  im  entgegengesetzten  Fall  könne  die  Stadt  sieh  veran- 
lafst  sehen,  für  den  Fall  einer  solchen  Dienstannahme  den  Verlust  des  Bürger- 
rechtes oder  der  Schutzvcrwandschaft  festzusetzen. 
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[,    I  heil.  III.  G«p«  ImiikIcsn crsimimluiii;. 


i  Erklärung  etc.,  Art.  DI,  Num.  i  ll  •.». ,  u.  Art.  I\ .    Antwort  des  Senats,  in 
l,ii,.'i>'s  Staatsarchiv,  Bd.  D,  S.  ttti       \  <>n  Dienstleuten  der  Gesandten«  die 
itüdtischo  Bürger  oder  Schul« verwandte  sind,  s.  auch  hier  die  Note  a.  —  Auch 
suul  are  Gesandten  Frei,  bei  Geldern,  die  sie  zu  ihrem  eigenen 
Gebrauch  und  für  eigene  Btockniiag  beziehen.    Registratur  der  i>.  \.  \.  -i.  jul„ 
1818.       I>i<-  Befreiung  ron  Sj>crr-  und  CltpusscQgeld  bewilligte  der  Senat  unter 
dei  Voraussetzung,  dafs  es  in  andern  Bundesstaaten  eben  so  gehalten,  werde. 
In  11  ni's  Staatsarchiv,  Bd.  11.  S.  •».-.».  1.        In  Ansehung  aller  Comumtibilien  und 
Mnhiiirn ,  welche  sie  kommen  lässeh,  haben  die  Gesandten  Certificate  dahin  aus« 
u-trllcii .  daft  diese  Gegenstände  ihnen  gehören,  und  zu  ihrem  oder  der  Ihrigen 
alleinigen  Gebrauch  bestirami  .sind,    (Erklärung  eie.  Num.  IV. 
.)  I  rklärung  etc..  \rt.  III.  Nun*,      lit.  1>.    VergL  Note  <t- 

I  rjtlärung  etc.*,  Vit  III.  \um.  .,.  lit.  c.  (Vcrgl.  ]\'ot-e  a.)  —  Haussuchung  in  der 
S\'ohnung  eines  Gesandten,  bat  nur  Statt  in  dringenden  CriminaiFäflen ,  hier 
dber  erst,  nach  gebührender  Anzeige,  mit.  ausdrücklicher  Genehmigung  des  Ge- 
*amltcn.  und  W Gegenwart  seiner,  oder  einer  \on  ihm  dazu  verordneten  Person. 
Ebenda*»,  lit.  d. 


§•  if5.  (131.) 

S    c    h    l    u    s  s. 

VH)  Die  Gesandten  der  Bundesgenossen  in  der  B.  V.  ertheilen,  an 
nicht  zu  der  Gesandtschaft  gehörende  Personen,  weder  Schutz  briefe, 
für  \ufenthalt  oder  TreiBühg  eines  Gewerbes,  noch  in  ihren  Wohnungen 
einen  Zuflucht  ort  (Asyl),  gegen  Verfolgung  von  Seite  der  Polizei  oder 
eines  Gerichtes  "\  Vitt)  Dagegen  bleibt  der  gesammten  Bund  es  ver- 
sammln 11g  die  BefügniPs  vorbehalten,  in  dazu  geeigneten  Fällen,  einzelnen 
Personen  Schutzbr ief e  für  den  Aufenthalt  zu  Frankfurt  zu  ertheilen  b) • 
so  wie  IX)  einzelnen  Gesandten  das  Recht,  Pässe  zu  ertheilen,  oder 
zu  vieren,  in  allen  Fällen,  in  welchen  solches,  nach  anerkannten  Grund- 
sätzen des  Völkerrechts,  den  bei  einem  Staat  aecreditirten  Gesandten  zu- 
steht c).  X)  Die  hier  genannten ,  Vorrechte  gemessen  alle  in  der  B.  V- 
abgeordneten  Gesandten,  selbst  die,  welche  noch  in  nexu  civico  der  Stadt 
sich  befinden.  Doch  glaubt  die  Bundesversammlung  als  einen  Grundsatz 
ansehen  zu  müssen,  dafs  in  Zukunft  kein  in  nexu  civico  der  Stadt 
Frankfurt  stehendes  Individuum  zum  Gesandten  in  der  B.  V», 
ausser  für  die  Stadt  selbst,  ernannt  und  angenommen  werde  XI)  Die 
Verhältnisse  des  jedesmaligen  Gesandten  der  Stadt  zu  derselben,  bleiben 
ihrer  eigenen  Bestimmung  überlassen  f'). 

a)  Erklärung  etc.,  Art.  III,  Num.  4,  lit.  a  u.  d.  —  Von  einem  nüfslungenen  Plan 
im  J.  1816,  dem  Sit/-  der  B.  V.  das  Recht  einer  Freistätte,  für  Tcutschc,  die 
politiaefeer  Vergehen  beachuldigt  sind,  zu  bewilligen,  s.  Klüber's  Staatsarchiv, 
BfL  II,  S.  12.  Das  Gesuch  eines  Frhrn.  v.  Lame/an  gegen  eine  obrigkeitliche 
Verjüngung,,  durch  welche  derselbe  aus  I'oli/.eigründen  aus  der  Freien  Stadt 
Frankfurt  war  entfernt  worden,  ward  von  der  B  V.  für  unstatthaft  erklärt, 
in  den  Protoc.  v.  1820,  §.  174.  —  (Seinen  Dienstleuten  darfein  Gesandter  nicht 
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gestatten,  Hamlwerhsarbeiten  ausserhalb  seiner  Wohnung,  oder  für  andere,  zu 
einer  Gesandtschaft  am  Bundestag  nicht  gehörige  Personen,  zu  fertigen.  Ebendas. 
lit.  a. 

Ii)  Erklärung  etc.,  Art.  III,  Num.  4-  l*t.  a. 

c)  Erklärung  etc.,  Art  VI.  Der  Senat  stellte  anheim,  ob  die  Gesandten  sich  nicht 
auf  das  blofse  Visiren  der  Pässe  beschränken  wollten.  Klüber's  Staatsarchiv, 
Bd.  H,  S.  226. 

d)  Erklärung  etc.,  Art.  V.  —  Erinnerung  <les  Senats  dawider  (in  Klüber's  Staats- 
archiv, Bd.  H.  S.  222  u.  ff.),  und  Bemerkungen  des  preufs.  Gesandten  hierauf, 
beide  loco  dictaturae,  als  Beilagen  4  u.  5  gedruckt,  in  der  OriginalAusgabe  der 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1816. 

e)  Erklärung  etc.,  Art.  V. 

§♦     144,  (132.a) 

Gesandte  auswärtiger  Mächte. 

I)  Die  Bundesversammlung  ist  befugt,  und  es  ist  ihrer  Würde  gemäfs, 
von  auswärtigen  Mächten  Gesandte,  ordentliche  und  ausserordentliche, 
anzunehmen  «),  und  das  Ceremoniel  zu  bestimmen,  welches  sie  gegen 
dieselben  beobachten  will  fy  II)  Zwar  aecreditirten  jene  Mächte  ihre  Ge- 
sandten förmlich  nicht  bei  der  Bundesversammlung,  sondern  bei  dem 
«Durchlauchtigsten  Te  titschen  Bund»,  oder  «pres  la  Serenissime 
Confcderation  Germanicjue«  c),  (der  Gesammtheit  der  verbündeten  Staaten) ; 
aber  das  an  die  Mitglieder  des  Teutschen  Bundes  d)  gerichtete  Creditiv 
wird  doch  bei  der  Bundesversammlung,  als  dem  Organ  oder  der  »Centrai- 
Behörde«  des  Bundes,  übergeben;  die  gesandtschaftlichen  Verhandlungen 
haben  bei  ihr  und  durch  sie  Statt,  und  auch  die  gesandtschaftliche  Residenz 
ist  an  dem  Sitz  der  B.  V.  III)  Diese  Gesandten  sind  bei  der  Gesammt- 
h-eit  der  Bundesstaaten  aecreditirt,  mithin  bei  jedem  einzelnen  dieser 
Staaten  nur  in  seiner  Vereinigung  mit  der  Gesammtheit;  daher  sie  auch 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Gesandte  nur  bei  dem  Bund,  nicht  bei  der  Regie- 
rung eines  jeden  Bundesstaates,  ein  Creditiv  überreichen.  Hiernach  sind 
die  gesandtschaftlichen  Vorrechte  und  Befreiungen  dieser  Gesandten,  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten,  zu  beurtheilen /).  IV)  Zwar  ist*,  bei  Zulassung 
fremder  Gesandten,  die  Bundesversammlung  nicht  zugleich  zu  betrachten 
als  ein  europäischer  Congrefs  ff);  aber  es  kann  die  Anwesenheit  von  Be- 
vollmächtigten europäischer  Staaten,  fast  in  dem  Mittelpunkt  von  Europa, 
in  der  freien  Bundesstadt,  unter  örtlichen  Umständen,  welche  die  freie 
Wirksamkeit  der  Abgesandten  vorzüglich  begünstigen,  ein  erwünschter 
Anlafs  werden  zu  diplomatischen  Verhandlungen  europäischer  Mächte  unter 
sich,  und  mit  teutschen  Bundesstaaten,  hiedurch  aber  zu  Erhaltung  und 
Befestigung  der  freundlich  gesellschaftlichen  Bande,  welche  die  gebildeten 
Völker  Europa's,  auch  ohne  ausdrückliche  Uebereinkunft ,  stets  umschlingen 
sollten  ä). 
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.»  Wiener  Si -hl ufs Art«  >.  iH-io,  Vit.  m>.  Vergl.  unten  njo.  —  Auf  dein  wiener 
1  wsgrefc  geschah  der  Vorschlag,  «Irr  Rege]  nach  keine  solche  Gesandten  anzu- 
nehmen j  in  iiniiii's  ungerührten  Loten,  Bd.  II,  S.  a3,  i3q,  142  ft'.,  1614  177  f., 
rergl  mit  Bd.  1,  Hell  1.  S.  5i.  lii.ü-.i  »'s  angef.  [/übersieht  etc.,  S.  147.  — 
l  eber  Zulassung  fremder  Gesandten  am  Bundestag,  Ldde^'s  Nemesis,  IUI.  IX, 

M    1  ,  \  um.  i). 

i)  Die  1>.  \.  hat  das  auf  dem  wiener  Göngrefr  errichtete  Reglement  sur  le  rang 
nitre  U4  </A'r"-*  diplomatique*  (s,  Hi.i'»ni\  taten  des  wiener  Cohgresses}  Bd.  VI, 
>s-  '"i  ff.)  angenommen,  in  ihrem  Beschluß  a.  12.  .Inn.  1B17,  Kam.  IlT;  in  dem 
Protoc  \.  §.  •' •-.    Damals  bestand  dm-  zu  Aacheil  von  Äen  daselbst  ver- 

sammelten fünf  Wächten  (Qestveicjh,  Prteuss'en,  Uul'sland,  Groftbritannien,  Frank- 
reich) in  drin  ConferenzPrötocoU  vom  21.  Nov.  1Ö18  gefafste  .Beschlufs  noch 
nicht,  dafs  <li«  bei  diesen  Mächten  aecreditirten  Minister  Residenten  (ministres 
,  in  Hinsicht  auf  Ivan-,  eine  Mittele  lasse  bilden  sollten,  /wischen  den 
Gesandten  eom  Breiten  Bang,  und  den  Geschäftträgern  (charges-d'affaires); 
nn«'(1u!'<  !i  bei  fenen  Wächten,  und  Ihm  denen,  welche  diesem  Beschlufs  beitreten, 
vier  Bangclassen  um  Gesandten  bestehen;  Klcber's  europ.  Völkerrecht  (1821), 
Bd.  I.  \,  1-1).  S.  290.  —  Gesandte  dritter  Glassc  erhallen,  von  den  Gesandten 
der  Bundesgenossen  am  Bundestag,  den  ersten  Gegenbesuch  nur  durch  Charte; 
in  Ansehung  drr  Gesandten  der  übrigen  Classcn,  bleibt  es,  in  Absicht  auf  Be- 
suche und  Gegenbesuche',  bei  dem  allgjpicincn  Herkommen.  Ebendas.,  III.  7. — 
Die  Ankunft  eines  I;.  Französischen  Gesandten  gab  Anlafs  zu  einer  näheren  Ab- 
rede, wie  es  mit  den  Antritt-  und  Gegenbesuchen,  und  mit  dem  zur  Ehre  eines 
?on  einer  auswärtigen  Macht  neu  aecreditirten  Gesandten  zu  veranstaltenden 
Gastmahl  zu  halten  sey.  Es  bestellt  darüber  eine  Registratur  v.  17.  Nov.  1817. — 
Eine  ausdrückliche  Bestimmung  über  den  Rang-  der  auswärtigen  Gesandten,  im 
\  erhältnifs  zü  den  Gesandten  der  Bundesgenossen  in  der  B.  V.,  war  vorgeschla- 
fen in  dem  gutaChtl.  <  lommissionsBcricht  zu  §.  52  des  Protoc.  V.  1817,  S.  83 
der  Original-  oder  FolioAusgabe.  —  Von  dem  diplomatischen  Verkehr  der  B.  V., 
unten  %.  186;  von  der  diplomatischen  Sprache  in  ihren  auswärtigen  Verhältnis- 
sen, §.  149. 

>  So  auch  die  wiener  SchlufsActc  v.  1820,  Art.  5o,-  und  der  angef.  Beschlufs  der 
I).  \  .  v.  12.  Jun.  1817,  im  Eingang  und  Num.  II.  —  Diese  Gesandten  nennen 
sieh  daher  Ministres  plenipotehtiaires ,  Env&yes  et  Ministres  pUnipotentiaires ,  Mi- 
mttres -resident,  Charges  -d' 'affaires  etc.,  pres  la  Serenissime  Conjederation  Germa- 
nique.  —  In  dieser  Art  wurden  diplomatische  Agenten  aecreditirt,  1817  u.  1829, 
ron  Frankreich;  181-,  1824,  1825,  1828,  1829,  von  Grofsbritannicn ;  1818  von 
R u Island:  1819  ein  31  inisterResident  von  Schweden.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817, 
$.  3*79  11.  455;  v.  1818,  §.  1  u.  i53;  v.  1819,  §.  27;  v.  1823,  §.  159;  v.  1824, 
§.  100;  v.  1825,  §.  2  u.  37;  vi  i83o,  §.  2  u.  3. 
(l)  In  dem  Creditiv,  welches  der  französische  Gesandte  im  J.  1825  übergab,  lautet 
die  Anrede,  nie  folgt:  «Tres-hauts  et  tres  -  illustres  Princes  Souverains  et  Villes 
Jibre^  composant  la  Serenissime  Confcderation  Germaniquc  ». 
Vergl,  di  Mabteks  Precis  du  droit  des  gens  de  l'Europe  (edit.  de  1821),  §.  204  h- 

f)  Vergl.  oben  §.  i3y,  Num.  V.,  u.  Rlüber's  droit  des  gens  de  1'Europe  moderne- 
§.  20d  et  suiv.  —  Ausser  ihren  Gesandten  bei  dem  Rund,  aecreditiren  manche 
auswärtige  Mächte  noch  besondere  Gesandte  bei  einzelnen  Rundesstaaten. 

g)  Anders  die  Zeitschrift  Allemannia ,  Heft  39  u.  /jo  (München  1816),  S.  i4"2  tt 

1  \  ergl.  Preuss.  Votum  bei  Eröffnung  der  B.  V.,  in  Rlüber's  Staatsarchiv ,  Bd.  II, 
S.  41.  A.  II.  Im  Qbebsv,  der  teutsche  Rund  in  seinen  Verhältnissen  zu  dem 
europäischen  SlaatenSvstcm  (1816),  S.  3o  f. 
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§•  445.  (i32b.) 

Accreditirung,  amtlicher  Verkehr,  Vorrechte,  und  Abrufung 
auswärtiger  Gesandten. 

I)  Bei  ihrer  Accreditirung,  haben  die  Gesandten  auswärtiger  Mächte 
sich  zuvörderst  an  den  Präsidenten  der  B.  V.  zu  wenden,  durch  Mittheilung 
ihres  Beglaubigungsschreibens  in  der  Urschrift,  nebst  einer  Abschrift,  auch, 
nach  dessen  Beschaffenheit  (§.  149))  einer  teutschen,  lateinischen,  oder 
französischen  Uebersetznng.  Die  Abschrift,  nebst  der  Uebersetzung ,  legt 
der  Präsident  der  B.  V.  vor.  Zeigt  sich  hein  Anstand,  so  wird  die  Ur- 
schrift in  der  Versammlung  eröffnet  und  vorgelesen,  die  Accreditirung  in 
dem  Protocoll  für  geschehen  erklärt,  und  ein  Antwortschreiben  auf  das 
Creditiv  erlassen,  mit  Beifügung  einer  lateinischen  oder  französischen  Ueber- 
setzung, wo  es  nöthig  «)♦  II)  Der  amtliche  Verhehr  zwischen  der 
B.  V.  und  den  solchergestalt  accreditirten  Gesandten,  hat  auf  die  unten  (§. 
186)  angezeigte  Art  Statt.  III)  Sie  geniefsen  an  dem  Sitz  der  B.  V.  die- 
selben gesandtschaftlichen  Vorrechte,  die  daselbst  den  an  den  Bundestag 
abgeordneten  Gesandten  der  Bundesgenossen  zukommen  £).  IV)  In  Hinsicht  auf 
Abrufung  der  Gesandten,  und  überhaupt  wegen  Beendigung  der  Ge- 
sandtschaft, gelten  auch  hier  die  allgemein  üblichen  Formen,  Gebräuche 
und  rechtlichen  Verhältnisse*  Mit  dem  Becreditiv  wird  es  eben  so 
gehalten,  wie  bei  dem  Creditiv  und  dessen  Uebergabe.  Der  abreisende 
Gesandte  erhält  einen  Pafs,  der  ihm  auf  der  Beise,  auch  im  Fall  eines 
Kriegs  mit  dem  Bund,  in  allen  Bundesstaaten  den  üblichen  völkerrecht- 
lichen Schutz  gewährt;  wefshalb  die  B.  V.,  wenn  sie  es  für  rathsam 
hält,  die  Begierung  desjenigen  Bundesstaates  benachrichtigt,  durch  dessen 
Gebiet  die  Beise  geht  damit  die  durchreisende  Gesandtschaft  daselbst 
gehöriges  Geleite  erhalte. 

d)  Ueber  dieses  Alles  s.  den  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  12.  Jun.  1817,  III. 
4—6  Ii.  8. 

h)  Ebendas.  HI.  9.    Der  Senat  der  Freien  Stadt  Frankfurt  erkennt  dieses  an. 

Oestreich  machte  den  Vorschlag  hiezu,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §•  157, 

III.    Einen  förmlichen  Beschlufs  hierüber,  fafste  die  B.  V.  in  dem  Protoc.  v. 

19.  Febr.  1824,  §.  42 »   vcrgl.  mit  §.  54.    Dieser  Beschlufs  steht  in  Klüber's 

Quellensammlung  etc.,  Num.  XXIX. 
c)  Ebendas.  V.  2.  Vergl.  KlübeiTs  Droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.228—230. 


§•   146.  (133.) 
Anlass  zu  Verhandlungen  der  Bundesversammlung : 

/)   durch  die  Rundes  Acte  und  die  wiener  SchlussAcle  etc.;    2)  von  der  B.  V.  selbst. 

An  1  a  fs  zu  Verhandlungen  erhält  die  Bundesversammlung, auf  verschiedene 
Art.    I)  Manche  Gegenstände  sind  ihr  durch  die  Bund  es  Acte  vorge- 
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schrieben,  bot  Beralhung  und  Festsetzung  durch  Beschlüsse.  Die  Bundes- 
\  macht  ihr  zur  Pflicht,  sich  zuvorderst  zu  beschäftigen«),  mit  der 
Abfassung  ron  Grundgesetzen  des  Hundes,  und  mit  dessen  Einrich- 
tung, in  Absicht  auf  seine  auswärtigen  und  innern  Verhältnisse,  auch  die 

Krischen  tasser  diesen,  sind  inaer  Bundes  Acte  c)  noch  verschiedene 
indere  Gegenstände  ausdrucklich  zur  Erledigung  an  die  Bundesversammlung 

wen.  Dasselbe  geschah  In  der  wiener  SchtufsActe  (l)  und  in  etlichen 
in  den  wiener  MinisterialConferenzen  von  1820  abgefafsten  SeparatPröto- 
eollen  und  besondern   Beschlossen  <-)•    II)  Die  Bundes  V  ersammlung 

•  kann,  fort  dem  Zweck  und  den  Bedürfnissen  des  Bundes,  Arilafs 
nrlimen  /.u  Verhandlungen  über  bestimmte  Gegenstände /)• 

»)  Bundes  Acte,  irt.  10,  -  u,  8.    Vcrgl.  Klübeh's  Arien  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II, 

S.  353  f.,  38*  u.  409.   Ebendtss.  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  16. 
1  •  VeTgl.  Iii  m.  ü-,  8»gef.  Icten,  Bd.  II,  S.  456  f.  —  Protokolle  der  B.  V.  t.  1816, 

§.  ., ;  v.  1B1-,  §.  22. 

>    trjt»  <•.  8,  i  |,  16 ,  16,  iÜ  u.  19.    VergL  Ulübjsr's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.o. 
u.  ih.  IV. 

</)  Wiener  SchluuActe  v.  1820,  Art.  54,  63  u.  65. 
)  Zusammenstellung  der  besondern  Gegenstände,  welclie  in  Folge  der  Wiener 
MiiiistrnalC.oiilVreuzen ,  zur  weitern  Berathung  an  den  Bundestag  zu  bringen 
Bind;  loco  dietaturae  gedruckt  zu  der  vertraul.  Sitzung  r.  27.  Jul.  1820,  in  der 
OriginalAusgabe  der  Protoe,  der  B.  V.  v.  1820,  S.  2i3 — 216. 

'i  A  rchliche  und  Religion&Angqlegenheiten  hat  die  B.  V.  nicht  aus  eigenem  Antrieb 
in  Berathung  zu  nehmen,  sondern  nur  auf  Antrag  eines  Bundesgliedes,  oder 
auf  Beschwerde  Ober  \  erlctzung  eines  durch  den  16.  Art.  der  Bundes  Acte  be- 
gründete* Rechtes.  Erörterung  hierüber,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  10.  März 
1817,  §.  91. 


§.    147.  (134.) 

3)   Von  einzelne  11  Bunmde  s glie  dem. 

Iü)  Auch  jedes  einzelne  Bundesglied  ist  befugt,  unmittelbar  oder 
durch  seinen  Bevollmächtigten,  der  Bundesversammlung  Anträge  und  Vor- 
sehläge zu  machen,  und  in  Vortrag  zu  bringen.  Geschieht  solches  durch 
dessen  Stimmführer,  so  mufs  es  schriftlich  geschehen,  und  der  Antrag 
oder  Vorschlag  wenigstens  am  Tage  vor  der  Sitzung,  in  welcher  der- 
selbe Statt  haben  soll ,  dem  Präsidium  schriftlich  mitgetheilt  werden.  Der 
Vorsitzende  ist  sodann  verpflichtet,  innerhalb  vierzehn  Tagen,  von 
der  Anbringung  an  gerechnet,  wenn  die  Bundesversammlung  nicht  schon 
bei  der  ersten  Anzeige  eine  frühere  oder  spätere  Vornahme  sollte  beschlossen 
haben,  den  Antrag  oder  Vorschlag  zur  Berathung  vorzulegen  «). 

a)  BundesActe,  Art.  5.    Kmjbeb's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  352,  353,  408  f.,  421  f., 
461.    Vorlauf.  Geschäftordn.  Abschn.  II,  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  17. 
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g.  448.  ci3S). 

4)  V  o  7i  Dritten. 

IV)  Endlich  können  auch  dritte  Personen,  moralische  oder  physische, 
namentlich  Landstände  und  Unterthanen  einzelner  Bundesstaaten,  auswärtige 
Staaten  und  deren  Unterthanen,  vermöge  des  ihnen  zustehenden  Beschwerde- 
und  Petitionsrechts  «),  unmittelbar  Anlafs  geben  zu  Verhandlungen  der 
Bundesversammlung.—  Anträge  dieser  Art  müssen  schriftlich  übergeben 
werden.  Sie,  wie  überhaupt  alle  an  die  B.  V.  eingehende  Schreiben,  ge- 
langen zuerst  in  die  Hände  des  Präsidirenden,  welcher  davon  in  der 
nächsten  ordentlichen  Sitzung  Anzeige  macht.  Werden  aber 
dieselben,  nach  Form  oder  Gegenstand,  für  gänzlich  unstatthaft  erachtet, 
so  geschieht  solche  Anzeige  blofs  in  der  nächsten  vertraulichen 
Sitzung.  Die  B  e  r  a  t  h  u  n  g  über  statthafte  Anträge  oder  Schreiben,  wird 
von  dem  Präsidium  innerhalb  dreier  Wochen  in  Vorschlag  gebracht, 
wenn  nicht  schon  bei  der  ersten  Anzeige  eine  andere  Bestimmung  defshalb 
getroffen  worden  ist  £). 

a)  VergT.  unten,  §.  -217  u.  IT.  und  die  provisor.  Competenzordnung  der  B.  V.  v. 
1%.  Juni  181  7,  §.  5;  in  Klüber's  Quellensammlung  (i83o),  S.  238  ff. 

Ii)  Vorläufige  Geschäftordn.  y.  1816,  Abschn.  II,  in  Klüber's  Quellensammlung 
(i83o),  S.  225.  —  Erklärung  der  östreick.  Gesandsehaft ,  ebendas.  S.  88  u. 
101  ff.  —  Beschluß  der  B.  V.  in  d.  Protoc.  v.  3o.  Jan.  1817:  «dafs  von  der 
BundesPräsidialCanzlei  ein  Verzeichniss  der»  (von  dritten  Personen  von  Zeit  zu 
Zeit)  «eingehenden  Vorschläge  zu  gemeinnützigen  Anordnungen ,  (vergl.  §.  106  u. 
237),  die  einer  weitern  Prüfung  werth  geachtet  sind,  angelegt,  dasselbe  in  der 
letzten  Sitzung  des  Jahres,  der  Versammlung  überreicht,  und  dem  Protocoll 
beigefügt,  indessen  aber  jeder  zweckmäsig  und  gehaltvoll  scheinende  Vorschlag, 
jedesmal  unter  den  BundestagsGesandtschaften  in  Umlauf  gesetzt  werden  soll.  — 
Ein  solches  Verzeichnifs ,  von  5  Vorschlägen,  steht  in  der  Beilage  zu  §.  7  des 
Protoc.  v.  1818.  Eine  weitere  Folge  soll  dieser  Beschlufs  nicht  gekabt  haben.  — 
Vergl.  Protoc.  v.  21.  Nov.  1816,  24;  v.  23.  Dec.  1816,  §.  665  v.  i3.  Jun.  1817, 
§.  7;  v.  20.  Febr.  1817. 


§•  449.  (136.); 

Eingaben  an  die  B.  V.     Adresse,  Sprache   und  Siegel   der   B.  V, 
Anonyme,    unförmliche  und   ungeziemende  Eingaben  und  Adressen. 
Betreibung  der  PrivatBeclamationen.    Zueignung  oder  Einreichung 
von  Druckschriften  bei  der  B.  V. 

I)  Alle  Eingaben  an  die  Bundesversammlung,  geschriebene  und  ge- 
druckte, vorläufige,  principale,  und  nachträgliche,  sind  mit  der  Anrede: 
»Hohe  Bundesversammlung«,  und  mit  gehöriger  Namensunterschrift 
zu  versehen  (§.  148),  und  unter  der  Aufschrift:  »An  die  Hohe  Teutscbe 
Bundesversammlung « ,  bei  dem  Präsidium  einzureichen  (ii2q).  Dieses 
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schreibt  auf  solche  die  Empfangzeil ,  und  lälst  Dürr,  wenn  sie  nach* Form 
Oilej  Gegenstand  nicht  sofort  für  uniulässig  geachtet  werden  (welches  dann 
in  der  nächsten  vertraulichen  Sitzung  anzuzeigen  ist),  nach  Verschiedenheit 
ihres  Inhaltes,  entweder  blofs  in  dem  EinreichungsProtocoll  (§.  159),  oder 
auch  in  dem  Verzeichnifs  der  Vorschläge  zu  gemeinnützigen  Anordnungen 
(Note  .1  zu  dem  vorigen  .),  anter  Nummern,  mit  kurzer  Anführung  der 
I  insender  und  des  Gegenstandes ,  erwähnen  II)  Eingaben  bei  der  Bundes- 
versammlung, werden  nur  in  teutscher  Sprache  angenommen,  und  den 
in  einer  andern  Sprache  abgefafsten  Beilagen  derselben,  müssen  tcutsche 
l  e  berset  zun  gen  beigelegt  werden  £).  /Vnönyme  Eingaben  werden 
nic  ht  angenommen  < ).  Unförmliche,  unbescheidene,  ungezie- 
mende, anpassende  Eingaben  legt  die  P».  V.  entweder  ganz  bei  Seite, 
oder  nimmt  sie  blofs  ad  ^.Cta  <0,  oder  sie  lä'fst  dieselben,  mit  oder  ohne 
Rüge  Oi  zurückgeben;  entweder  unmittelhar  oder  durch  den  Gesandten 
dir  Regierung  des  1 '.xhibenten /).  Als  unstatthaft  werden  von  ihr  zurück- 
gewiesen, gemeinschaftliche  Adressen  oder  Vorstellungen  von  Unterthannen 
teutscher  Bundesstaaten,  welche  öffentliche  Angelegenheiten  des  Bundes 
/.um  Gegenstand  halten  tf).  III)  In  ihrem  schriftlichen  Verkehr  mit  aus- 
wärtigen Regierungen  (§.  186)  bedient  1)  die  B*  V.  sich  der  teut- 
schen  Sprache,  jedoch  dahin,  woher  es  erwiedert  wird,  mit  Beifügung 
einei-  lateinischen  oder  französischen  Uebersetzung  2)  Das  Beglaubi- 
gungschr  eiben  und  das  Recreditiv  für  ihren  Gesandten  bei  derB.V., 
kann  eine  auswärtige  Regierung  in  der  eigenen  National-  oder  in  einer 
sonst  beliebigen  Sprache  ablassen,  es  wird  aber  dabei  eine  tcutsche,  latei- 
nische, oder  französische  Uebersetzung. erwartet  IV)  Das  Siegel,  dessen 
die  Bundesversammlung  sich  vorläufig  bedient,  ist  dasjenige  der  östreichischen 
Gesandtschaft,  mit  der  Umschrift:  »Kaiserlich  Östreichische  BundesPräsidial- 
Canzlei  V)  Pri vatReclamationen  können  bei  der  B.  Y*  von  den 
Interessenten  persönlich,  oder  durch  gehörig  Bevollmächtigte  betrieben 
werden  0.  Yl)  Ohne  vorher  erhaltene  Bewilligung  werden  Zueignungen 
von  Druckschriften  von  der  B.Y.  weder  angenommen  noch  anerkannt,  und 
ihr  zu  überreichende  Druckschriften  teutscher  Schriftsteller,  sind  nur 
durch  den  Gesandten  des  Staates,  dem  der  Einsender  angehört,  bei  ihr 
einzureichen  »*)•  \ 

*)  \  orlauf.  Geschäftordn.,  Abschn.  II  u.  III;  a.  a.  O.  S.  17  u,  31.  —  Wie  viel 
Exemplare  einzureichen  seyen,  s.  §.  160.  —  Durch  einen  Beschlufs  v.  i5.  Jan. 
l8i4  (Protoc.  §.  3),  ersuchte  die  B.  V.  1)  die  Regierungen  sämmtlicher  Bundes- 
staaten, Reclamationen  u.  Denkschriften,  die  bei  ihr  gedruckt  eingereicht  werden 
sollen,  einer  Censur  zu  unterziehen;  2)  den  Senat  der  Fr.  Stadt  Frankfurt,  zu 
verordnen,  daß  in  dortigen  Druckereien  dergleichen  Eingaben  eher  nicht  ange- 
nommen werden,  als  nach  ertheiltem  Imprimatur  der  BundescanzleiDirection, 
die  in  vorkommenden  Fällen  mit  der  ReclamationsCommission  Rücksprache 
nehmen  werde.  Rlüj;er\s  Qucllcnsammlung,  Num.  XXVH.  Anlafs  zu  diesem 
Beschlufs  gab  eine  Eingabe  für  die  Prälaten  und  Ritterschaft  des  Herzogthums 
Holstein.  Welche  nach  Form  und  Inhalt  Mifsfallen  erregt  hatte.  Man  s.  das 
angef.  Protoc.  §.  3.    Vergl.  auch  oben  §.  116  f. 
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b)  Besclilufs  der  B.  \.  vi  5.  Dcc.  1816;  in  A.  Protoc.  v.  1816,  §.  44«  —  Vcrgl. 
auch  Rlüiif.k's  Ucbersicht  etc.,  S.  53t  ff. 

c)  Besclilufs  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  3o.  Jan.  1817,  §.  32.  Rlübf.r's  Quellen- 
sammlang. 

d)  Das  Schicksal,  bei  Seite  gelegt  zu  werden,  hatte  die  unten  §.  5o3  angef.  als 
Petition  bei  der  B.  V.  eingereichte  WeH^ersohe  Druckschrift  für  Prefsfrciheit. 
Ein  Besclilufs,  die  Eingabe  lediglich  ad  acta  zu  legen,  in  dem  Protoc.  v»  3o.  Jan. 
1817,  §.  28;  in  den  Protoc.  Bd.  I,  S.  277. 

e)  Bügen  und  Verweise  gegen  Eingaben,  in   den  Protocollen  v.  1818,   §.  i35; 

V.    l822,   §.    27   Ü.    28;   V.    l823,   §.    192;   V.    l82/|,   §.  3. 

/)  Eine  Eingabe,  betr.  die  Revision  mehrerer  Erkenntnisse  grofsherzogl.  hessischer 
Gcrichtstellen ,  ward  dem  ghzgl.  hess.  Gesandten  übergeben,  zu  etwaiger  Einlei- 
tung einer  Untersuchung  wider  den  Winkelschriftsteller,  Protoc.  v.  1820,  §.  55. 

g)  Besclilufs  der  B.  V.  v.  27.  Oct.  i83i,  in  d.  Protoc.  v*  i83i  ,  §.  239.  —  Vergl. 
jedoch  oben  §.  148,  a.  und  die  wiener  ScMufsActe  v.  1820,  Art.  57,  wo  «hin* 
reichend  begründete  Anzeigen  der  Betheiligten»  bei  der  B.  V.,  wegen  Nichter- 
füllung der  in  dem  2.  Abschnitt  der  Bundes  Acte ,  Art.  12  u.  IT.,  enthaltenen 
besondern  Bestimmungen  für  zulässig  erklärt  worden.  Früher  wurden  in  der 
B.  V.  selbst  Anträge  auch  von  ausserhalb  der  Bundesversammlung  als  passende 
Veranlassungen  genannt,  wichtige  Gegenstände  in  die  Reihenfolge  der  Bcrathungs- 
gegenstände  aufzunehmen.  Protocolle  der  B.  V.  Bd.  II,  S.  44  u-  991  —  I,n 
August  i83i  ward  einer  von  4*"4  Einwohnern  der  Stadt  Darmstadt  unterzeich- 
nete Bittvorstellung,  betreffend  Vorkehrungen  wider  die  Cholera  und  Bestre- 
bungen zu  Gunsten  der  mit  Rufsland  in  Krieg  begriffenen  Polen,  durch  welchen 
jene  Seuche  unterhalten  und  verbreitet  werde,  von  der  B.  V.  die  Nehmung  zu 
den  Acten  verweigert.  Sie  ward  durch  die  ghzgl.  hessische  Gesandschaft  in  der 
B>  V.  an  das  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheilen,  und  von  diesem  an 
die  Petenten  gesendet,  wie  es  hiefs,  mit  der  Aeusserung,  dafs  dieselbe  gegen 
bundesgesetzliche  Normen  anstosse.  Aehnliche  Bittschriften,  mit  zahlreichen  Un- 
terschriften, aus  Giessen,  Mainz,  Stuttgart  und  Tübingen,  gelangten  im  Sept.  i83i 
an  die  B.  V.  Sie  hatten  den  oben  erwähnten  Besclilufs  v.  27.  Oct.  zur  Folge. 
i&Baierh  ward  derselbe  durch  ein  königl.  Edict  v.  29.  Jan.  i832  zur  Nachachtung 
in  so  weit  bekannt  gemacht,  als  er  mit  der  baierischen  Verfassungsurkunde 
übereinstimme.    Baicr.  Regier.  Blatt  v.  17.  Febr.  i832. 

//)  Besclilufs  der  B.  V.  v.  12.  Jun.  1817,  I.  2,  3  u.  4.  III.  8.  IV.  2;  in  den  Protoc. 
v.  1817,  §.  227.  Doch  wird  in  dem  angef.  Membr.  I,  Absatz  4<>  nicht,  wie  in 
den  übrigen  Stellen,  einer  lateinischen  oder  französischen,  sondern  (dem  Ver- 
nehmen nach ,  aus  Versehen)  nur  einer  französischen  Uebersetzung  erwähnt. 
Lateinische  Uebersctzungen  wurden  vorgeschlagen,  von  königlich  -  sächsischer 
und  hannoverischer  Seite,  in  dem  Protoc  v.  Ii.  Mai  1817,  §.  168,  Num.  1. 

i)  Der  angef.  Besclilufs  v.  12.  Jun.  1816,  III.  3.  V.  2 

/•)  Vorlauf,  Gcschäftordn. ,  Abschn.  III,  Num.  7,  lit.  h;  in  Ria  i.ku's  Staatsarchiv. 
Bd.  II,  S.  21. 

/)  Ocftcntl.  Bekanntmachung  der  B.  V.,  betr.  die  Abfassung  u.  Einreichung  der 
Pnivatfteclamation'en ß  in  dem  Protoc.  v.  11.  Dec.  1817,  §.  4'?-i  folgenden  wesent- 
lichen Inhaltes:  1)  Privatpersonen t,  die  ihre  Angelegenheiten  bei  der  B.  V.  per* 
sönliek  betreiben  wollen,  hr.bcn  sich,  wenn  sie  nicht  ohnehin  gehörig  bekannt 
sind,  in  der  BundesPräsidialCanzlei  gebührend  zu  legitimiren,  u.  bei  ihrer  Ent- 
fernung von  da  einen  bekannten  Bevollmächtigten  zu  bestellen  und  in  der  Canz- 
lei  anzuzeigen;  ihre  Vorstellungen  müssen  auf  eine  angemessene,  deutliche  u. 
schickliche  Weise  abgefafst  seyn.  2)  Eigene  Abgeordnete  zur  Betreibung  von 
Privatangelegenheiten  sind  nur  dann  anzunehmen,  wenn  sie  sich  ihrer  Person 
halber  überhaupt,  und  insonderheit  als  zu  Führung  solcher  Geschäfte  tüchtige 
Klüber's  Öffentl.  Hecht,  L  Aufl.  1  '2 
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kl   rn     3)  Zur  Uebeegabe  ihrer  Vorstellungen  und  zu  weiterer 

der  Sache,  können  Privatpersonen  dahier  (bei  der  l>.  V.)  bekannte 
eei  nete  Itfänner  eu  BePöUmächtt'gten  und  Geschäftführern  bestellen. — 
Fall,  \\ "  «in-  preussische  Gesandschafl  eine  ihr  zugekommene  PrivatReclamation 
einreichte,  in  dem  Protoc,  der  l>.  N.  >.  98.  Api%  i8s5,  §.  5i.  —  Eigene  Agenten 
fHi  Besorgung  w>n  PrivatHeclamationen  eu  Franfurl  anzuordnen,  hat  die  \\.  V. 

ir  rfithlicfa  gefunden.    Beschluß  in  dem  Protoc.  v.  1817,  §.  /\'>ß.  Kit'BBa's 
Quellcnsamml.,  Num,  XU        \  on  der  Cothnus&ion  i\\v  PrivatHeclamationen,  s. 

l  13a 

)  Beschluß  n    I  Juli  i8aä$  in  d.  Protoc,  w,  i8;i3,  ia5. 


§«    ISO.  (1370 

Zeitfristen  der  Verhandlungen.    l'erlassnchmunq,  Fristen 
und  Termine. 

I  Dil-  Zeitfrist,  innerhalb  welcher  die  Berathung  der  bei  der 
!;.  \  .  gemachten  Anträge,  durch  das  Präsidium  in  der  B.  V.  in  Antrag 
gebracht  (proponirtj  werden  soll,  ist,  bei  Anträgen  und  Vorschlägen  ein- 
zelner Bundesstaaten  in  der  Regel  auf  vierzehn  Tage,  von  der 
Anbringung  an  gerechnet,  gesetzt;  hingegen  bei  sonstigen  Anträgen, 
s<»  wie  überhaupt  bei  allen  an  die  B.  V.  eingehenden  Schreiben,  auf  drei 
>\  ochen,  \<>n  der  ersten  Anzeige  an,  welche  der  Präsidirende  in  der 
nächsten  ordentlichen  Sitzung  nach  deren  Eingang  der  Versammlung  davon 
zu  machen  hat,  wenn  nicht  diese  schon  bei  der  ersten  Anzeige  eine  andere 
Bestimmung  getroffen  hat  «)•  H)  Wird  Berathung  von  der  B.  V.  für 
nothig  erachtet,  so  wird  Verlafs  genommen,  das  heifst,  durch  Verein- 
barung festgesetzt,  wann  jene  Berathung  Statt  haben  soll  Doch  kann 
diese,  and  selbst  die  Beschlufsnahme,  ausnahinweise  auch  sofort  nach  der 
ersten  vom  Präsidium  der  Versammlung  gemachten  Anzeige  des  Antrags, 
wenigstens  früher  als  nach  Ablauf  der  oben  erwähnten  Fristen  erfolgen. 
T)ir  B«  \  .  kann  nämlich  sogleich  nach  dieser  Anzeige  bestimmen,  ob  eine 
ausführliche  Erörterung  der  Sache  nothig  sev,  ob  in  einer  förmlichen  oder 
in  einer  vertraulichen  Berathung,  ob  zuvörderst  Berichterstattung  durch 
eines  oder  mehrere  von  ihren  Mitgliedern  an  sie  geschehen  solle  c),  ob  die 
Sache  za  einer  Vorbereitung  für  die  Behandlung  in  dem  Plenum  (§.  123 
u.  f.)  sieh  eigne,  u.  d.  m.  III)  Bei  ausführlichen,  bei  schwierigen 
oder  von  einer  besondern  Verkettung  von  Umständen  abhängigen 
Verhandlungen,  unterscheiden  sich  nicht  blofs  in  ihrer  nothwendigen 
Stufenfolge,  sondern  auch  der  Zeit  nach,  oft  sehr  merkbar:  der  bei  der 
B.  \.  gemachte  Antrag,  die  erste  Anzeige  desselben  bei  der  B.  V.  durch 
das  Präsidium,  die  Entscheidung  der  Vorfrage,  ob  solcher  in  ausführliche 
Berathung   za  nehmen  sey,   die  Verlafsnahme ,  die  Berichterstattung,  die 

terung,  die  vertrauliche  und  die  förmliche  Berathung,  die  vorläufige 
and  die  endliche  Abstimmung,   die  Vorbeschlüsse  und  der  Endbeschlufs 
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(vergl.  §.  161).  IV)  Sowohl  Fristen  als  auch  Termine,  welche  die 
!>♦  V*  für  Erörterungen,  Abstimmung  und  Beschlufsfassung  für  Erklärungen 
einzelner  Bethciligten ,  für  Erledigung  eines  Vermittlungsgeschäftes  u.  d.  im, 
festgesetzt  hat  sind  in  der  Regel  erstreckbar,  weil  Fallfristen  und 
peremtorische  Termine  rechtlich  nicht  zu  vermuthen  sind.  Die  Erstreckimg 
kann  erfolgen  aus  eigener  Bewegung  der  B.  V.,  oder  auf  Antrag  von 
Betheiiigten ,  ausdrücklich  oder  stillschweigend. 

a)  Vorlauf.  Geschäftordn.  der  B.  V.  v.  3o.  Oct.  1816,  Abschn.  II,  in  Klüber's 
Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  16  ü.  ff. 

b)  Man  hat  Beispiele  von  Verlafsnahme  auf  14  Tage,  3,  4,  6  bis  8  Wochen,  3  bis 
4,  ja  6  Monate:  auf  6  Monate,  in  d.  Protoc.  v.  5.  Juni  1823,  §.  98.  Man  s. 
die  Register  der  Protoc.  voc.  Verlafsnahme. 

c)  Vorlauf.  Geschäftordn.,  Abschn.  II  und  III.  Erörterungen  hierüber,  in  dem 
Protoc.  v.  1823,  §.  119.  —  Beispiele  von  Verla  s  snahme ,  in  den  Protoc.  der  B.  V. 
v.  14.  Nov.  1816,  §.  2 j  v.  28.  Nov.  1816,  §.  3o;  v.  22.  Dec.  1817,  §>  410\  u. 
v.  12.  Jul.  1821 ,  §.  196. 

d)  Vergl.  die  vorlä'uf.  Geschäftordn.,  Abschn.  II  u.  III,  Num.  3,  lit.  a,  u.  Num.  5. 
Erörterungen  u.  Beschlufs  wegen  einer  mit  grofsem  Nachtheil  des  Verzugs  ver- 
bundenen Beschwerde  Anhalt-Göthens  wider  Preussen,  in  dem  Protoc.  der  B.  V. 
v.  2i.  Nov.  u.  7.  Dec.  1821,  §.  233  u.  236;  auch  Beschlufs  v.  18.  Jan.  1821, 
§.11,  Num.  3,  desgl.  v.  16.  Jun.  1817,  a3i,  Art.  II,  lit.  a — c.  Auch  s.  man 
unten  §.  i5i  e,  162,  172  u.  177. 


§•   4SI.  (137K) 

Allseitige  und  individuelle  Instructions  Einholung.    Gleichlautende  all* 
seitige  Beric  Itter  stattung.     Reife  zur  Abstimmung*     Aufhaltung  der 
Abstimmung  durch  Mangel  an  Instructionen,     Abstimmung  und  Be< 
Schlussziehung.    Reihenfolge  der  Geschäfte. 

I)  Erachten  die  Mitglieder  der  B.  V.  für  nothig,  dafs  vor  der  Abstim- 
mung über  einen  bestimmten  Gegenstand,  Jeder  von  ihnen  Instruction 
(§.  137,  i3o  d)  von  seiner  Regierung  einhole,  so  wird  die  defshalb  ge- 
nommene Abrede  in  der  Regel  nur  als  Gegenstand  vertraulicher  Mittheilung 
oder  Vereinbarung  betrachtet,  mithin  zu  formlichem  Beschlufs  der  B»  V. 
nicht  erhoben,  und  davon  als  eines  solchen  in  dem  Protocoll  nichts,  son- 
dern allenfalls  nur  in  einer  Registratur  oder  in  einem  SeparatProtocoll 
über  die  vertrauliche  Sitzung  das  Nothige  erwähnt  «).  Dann  ist  zugleich 
eine  Zeitfrist  für  die  Abstimmung  festzusetzen  ä).  II)  In  solchem 
Fall  kann  eine  gemeinsame,  oder  vielmehr  gleichlautende  allseitige 
Berichterstattung,  als  gleichmäsige  Darstellung  der  Thatsachen  und  der 
verschiedenen  Gesichtpunkte  zu  ihrer  Beurtheilung ,  für  räthlich  gefunden 
werden  c).  Aber  nicht  die  B.  V.,  dieses  fortwährende  verfassungsmäßige 
Organ  des  Willens  und  des  Handelns  der  Gesammtheit,  hat  bei  dem  Bund 
oder  seinen  Mitgliedern,  sondern  jeder  Gesandte  für  sich  bei  seiner 
Regierung  Instruction  einzuholen  d).    Auch  hat  sie,  in  der  Regel,  in  ihren 

12  * 
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v  tilgen  sich  nic^hl  aufhalten  /.u  lassen,  dureh  Unterhandlungen  und 

ugen,  welche  über  Gegenständ e,  die  bei  ihr  in  Beratung;  stehen^ 
clwa  wischen  einzelnen  Bundesglicdcrn  Slatl  haben«  Hl)  So  bald  ein  ssur 
i  thung  gekommener  Gegenstand  hinreichend  erörtert  worden,  wird  von 
dei   Versammlung  der  Beschlufs,    dafs  derselbe  zur  Abstimmung  reif 

•  »gel  i.  und  die  Zeit  festgesetzt,  wo  die  Abstimmung  geschehen 
soll.  Bedarf  in,  zum  Zweck  derselben,  allgemein  der  Einholung  einer 
Insti  uetion  i  ^.  oder  wird  dieselbe   von  Seile  nur  eines  (»der  ineh- 

rercr  Gesandten  zu  Ablegung  seiner  Stimme  für  nöthig  erachtet,  so  wird 
dafür  zugleich  die  Frist  bestimmt.  Diese  darf,  in  der  Hegel,  nicht 
i  sevn,  als  sechs  1 » i s  achl  Wochen  r).  Zu  gehöriger  Zeit  erfolgt 
uf  die  Abstimmung,  und  endlich  die  Reschlüf szi ehu'ng  (§•  i 62 
1  IT.)«  IN)  luch  in  Ansehung  der  Ordnung,  in  welcher  iiberhaiitit  die 
verschiedenen  Gegenstände  nach  Inhalt  der  BundcsActe,  in  der  Bundesver- 

mmlung  verhandelt  werden  sollen,  von  ihr  Reihenfolge  (Ordnungs- 
liste der  Verhandlungsgegenstünde)  benannt,  kann  von  Zeit  zu  Zeit  eine 
\  ereinbaruhg  Statt  linden  ./). 

)  Iii)  Beispiel,  in  dein  CommissionsBerieht  zu  der  Registratur  über  die  vertrau!. 
Sitzung  \.  12,  Jul.  1821,  loco  dielalurae  gedruckt,  in  der  Originalausgabe  der 
Protoc.  \.  1821,  S.  5-i  ff.,  u  in  der  so  eben  angef.  Registratur,  cbendas.  S.  570 
n.  ''.    Vergl.  Protoc.  v.  1822 ,  §.  81,  104. 

Vorlauf.  Geschäftordn. ,  a.  a.  ().  S.  18.  —  In  dem  angef.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  i'.  Jul.  1821,  ward  eine  Zeitfrist  von  4%  Monaten  festgesetzt. 
1  Man  die  Ragistratur  über  die  \ertraul.  Sit/amg  vom  12.  Jul.  1821,  nebst  dem 
ihr  beiliegenden  Commissi onsBericlit  in  einer  Besehwerdesache  Anlialt-Cötlicns 
wider  Prensseni  \  on  sÖlcher  Art  wäi  das  CommissionsGutachten  über  den 
Büohernaehdruek ,  dessen  Einsendung  an  die  Regierungen  zu  InstructionEinho- 
lung  1>cm  Idolen  ward,  in  d.  Protoc.  v.  1819,  §.  ?,3.  Desgleichen  der  Entwurf 
eines  BundestagsBeschlusseS;  über  das  \  erfahren  bei  Streitigkeiten  der  Bundes- 
glieder  unter  Sien,  in  d.  Protoc.  v.  1820,  §.  214. 

d)  Ol- cii  §.  iV.  —  Der  angef,  CominissionUern  lit  v.  1 2.  Juli  1821,  §.  1. 

•  1    \  orläuf.  Geschäftordn.,  Absehn.  II,  am  Schlufs.    Vergl.  auch  §.  164.  —  JJegt, 
11.11  Ii  fruchtlosem   Ablauf  dieser  Frist,    eine  entscheidende  Mehrheit  von  Ab 

sti  ingen  in  dem  Protomll,  so  ist  stillschweigende  Einwilligung  der  Nichtstim- 

menden  anzunehmen.  Vergl.  Protoc.  v.  11.  Dec.  1817,  §.  4 1 9 ->  n;  unten  §.  i55 
u.  i63. 

/)  Protokolle  der  Ii.  \.  \on  1816,  Plenarvcrsamml.,  v.  14.  Nov.,  §.  11;  von  1817, 
11.  52,  wobei  ein  loco  diclaturac  gedruckter  gutachtlicher  Commissions- 
Vortrag,  als  Beilage  n,  mit  3  Unterbeilagen,  worin  ein  solches  clussißcircndes 
V  rz  ichnisA  vorgeschlagen  wird  (S.  67 — 87  der  Original-  oder  Folio  Ausgabe), 
welches  von  der  I».  \.  durch  Beschlufs  v.  10.  März  1817  ('Protoc.  §.  91)  ange- 
nommen,  und  hald  nachher  von  dem  Präsidium  (§.  375,  lit.  b)  gerühmt  ward, 
das  jedoch  am  3.  Nov.  181-  (Protoc.  3y8)  eine  neue  Classification  zu  dem 
Protoc  gab,  welche  angenommen  ward,  unter  der  Benennung  «.Ordnung  der 
C  chäft  .  früher  iGegchäßfolge»  benannt  in  der  Beilage  22  zu  §.  3i  des  Protoc. 
1816.    (\    Gagkbs's)  Mein  \nllieil  au  deV  Politik,  Abth.  III,  S.  5q  —  iU) 
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Commissionen  oder  Ausschüsse.  Referenten  und  Correferenten,  Vorträge^ 
Berichte,  Gutachten  u.  a.  Vorarbeiten.  Deputationen  der  B-  V, 

I)  Für  bestimmte  Angelegenheiten,  insbesondere  für  Vermittlung  der 
Streitigkeiten  unter  Bundesgliedern,  für  Vollziehungsgegenstände  (§.  178), 
insbesondere  wegen  Vollziehung  des  14.  Artikels  der  BundesActe,  für  Vor- 
bereitung neuer  Bundesgesetze  oder  besonders  wichtiger  Beschlüsse,  für 
Revision  der  Geschäftordnung,  für  Revision  der  Bestimmungen  über  das 
Austrägal  verfahren,  für  Handhabung  der  öffentlichen  Ruhe,  für  Prüfung 
der  Rechnungen  über  die  BundescanzleiCasse  und  über  sämmtliche  Bundes- 
Matrikularbeiträge ,  f  ür  Preis  -  und  MilitiirVerhältnisse ,  für  Unterhandlung 
eines  Friedens  oder  Waffenstillstandes,  für  Prüfung,  Erörterung,  Vorbe- 
reitung und  Begutachtung  der  PrivatReclamationen  und  anderer  Berath- 
schlagungsgegenstände,  ernennt  die  Bundesversammlung  aus  ihrer  Mitte 
Commissionen  «)  oder  Ausschüsse  ^) ;  in  welcher  Hinsicht  eine  eigene 
CommissionsGeschäftordnu  ng  <?)  besteht»  Die  Ernennung  der  Mit- 
glieder der  Commissionen  geschieht  in  dem  engern  Rath  nach  Stimmen- 
mehrheit, durch  Wahl  auf  übliche  Weise,  das  heifst,  durch  Stimmzettel, 
weiche  jeder  Stimmführer  anonym  abzugeben  hat  d).  Diese  Commissionen 
erstatten  Vorträge,  Berichte  und  Gutachten  an  die  Bundesversamm- 
lung. Ihre  Wirksamkeit  darf  nie  die  Grenze  der  bundesläglichen  Com- 
petenz  überschreiten.  II)  Bei  Erwählung  der  Mitglieder  von  Bundestag- 
Commissionen  wird  nicht  immer  und  nicht  einzig  auf  die  persönlichen 
Eigenschaften  der  Gesandten  gesehen,  sondern  auch  die  politische  Stellung 
ihrer  Machtgeber  und  deren  Verhältnifs  zu  dem  Gegenstand  der  Commission, 
mchrentheils  mit,  selten  allein,  in  Betracht  gezogen.  Wegen  der  gewöhn 
liehen  Verbindung  dieser  Beweggründe,  beschränkt  sich  die  W7ahl,  wenigstens 
in  der  Regel,  auf  die  Person  des  Gewählten;  daher  wird  bei  dem  Abgang 
desselben  zu  einer  neuen  Wahl  geschritten.  III)  Für  Erstattung  eines 
Vortrags  oder  Berichtes,  oft  verbunden  mit  einem  Gutachten,  übet 
manche  Gegenstände  der  Verhandlung  in  dem  engern  Rath,  auch  über  die 
blofse  CompetenzFrage,  bestellt  die  B.  V.  zuweilen  sinzeine  Gesandle  zu 
Referenten,  auch  wohl  Corref ere n ten  O,  deren  Ausarbeitungen  an- 
gehört oder  gelesen,  erwogen,  und  in  der  Regel  dem  Protocoll  einverleibt, 
oder  als  Anlagen  beigefügt  werden.  Die  über  PrivatReclamationen 
(§.  218)  in  der  Versammlung  zu  erstattenden  Vortrage  sind  zuvörderst 
in  vertraulichen  vorbereitenden  PrivatBesprechungen  vorzulesen,  um  sämml- 
lichen  Gesandschaften,  zu  eigener  Einsicht  und  näherer  Prüfung  der  Ein- 
gaben, Gelegenheit  zugeben/).  IV)  Zii  Erleichterung  der  Beratschlagung 
und  Abstimmung,  werden  einzelnen  Mitgliedern  bisweilen  Vorarbeiten 
übertragen,  oder  es  werden  solche  von  ihnen  aus  eigenem  Antrieb  unter- 
nommen, z.  B.  erläuternde  Vorträge,  Zusammenstellung  und  Uebersichl 
von  Thatsachen,  Gesetzen  und  Erörterungen,  Entwürfe,  Plane,  Sammlung 
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ron  Materialien,  u.  d.  r).  >  I  Deputationen  aus  ihrer  Mitte,  kann  die 
B>  V*  Rir  bestimmte  Verhandlungen  oder  Verrichtungen  erwählen/'). 

BundcsAete,  Irl.  11.  Wiener  SchlufsActe  \on  1820,  Art.  1/,,  21  u.  49.  Vergl. 
weites  Protoc  der  !*>.  \.  v.  1816,  5.  -,  Absatz  III,  Einl.  u.  Num.  III.  Beschlufc 
der  PlenarVersammL  \.  14.  Nov,  1816,  §.  11,  Drittes  Protoc.  v.  1816,  §.5 
uu  Sj  alle  drei  in  Iii.i'i.in's  Staatsarchiv,  Bd.  11,  S.  89,  91  f.  10/,  f.  u.  114. 
Dreixehntea  Protoc.  v.  1816,  §.  65.    Protoc.  v.  1817,  §.  17  Ul  23.  Executions- 

Ordtt,    Vi  t.  »,    in   dem   PrOtOC.  der   PlenarN  ersamml.   v.   3.  Aug.   1820.  Mehr 

Beispiele  findet  man  in  den  Protocollen  der  B.  V.,  in  den  Registern,  voc.  Com- 
miaaion;  desgleichen,  nebst  einer  Classification  der  verschiedenen  Arten  von 
Commissionen,  in  dem  CommissionsVortrag  zu  dem  Protoc.  y.  22.  Apr.  1819. 
Kuch  in  der  (Juellensammlung,  Forts.,  S.  61.  63.  89.  Denkwürdige  Commission 
Rlr  landständische  Angelegenheiten,  angeordnet  in  dem  Art.  4  des  Beschlusses 
der  Ii.  \  .  in  dein  offentl.  Protocoll  v.  '28.  Juni  i832.  —  Beständige  Ausschüsse 
wurden  Rlr  unpassend  erklärt  von  Oestreich,  in  d.  2.  Protoc.  v.  1816,  §.  7, 
Vtm  bn.  III ,  Nllm.  3. 

/■  1  Der  Ausdruck  tdussduus'»  (Comite),  gleichbedeutend  mit  Commission,  wird  in 
der  BundesActe  a.  a.  O.,  und  in  der  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  21  u.  49, 
gebraucht;  auch  in  den  oben  angeführten  ersten  und  zweiten  Protocollen  der 
B.  V.  \  .  1816,  und  selbst  in  der  zweiten  PräfiminärCbnferenz  der  Gesandten 
v.  9.  October  1816,  wo  der  Würtemb.  Gesandte  Bedenklichkeit  dagegen  äufserte. 
Späterhin  ward  bei  der  B.  V.  der  Ausdruck  Commission  üblicher;  er  ist  auch 
in  dem  Art  14  der  angef.  SchlufsActe  gebraucht.  Doch  hat  man  die  Benennung 
Ausschus*  rorzugweise  dann  gewählt,  wenn  für  denselben  Gegenstand,'  neben 
der  aus  Mitgliedern  der  B.  V.  bestehenden  Commission  ,  noch  eine  andere  aus 
Bolchen  Mitgliedern  nicht  bestehende  Commission  am  Sitz  der  B.  V.  angeordnet 
ward,  /..  15.  die  MilitärCentralCommission  (§.  194),  die  LiquidationsCommission 
für  die  Forderungen  an  die  ReichsOperationscasse  (§.  233,  ä),  u.  a. 
0  Die  Geschäfiordnung  in  Betreff  der  B.  T.  Commissionen,  ward  angenommen  durch 
Besch]ufs  der  B.  V.  v.  29.  April  1819,  in  d.  Protoc.  v.  1819,  §.  65;  auch  in 
Klübkb's  Oucllensammlung ,  Num.  XV.  Sie  befindet  sich,  nebst  einem  dazu  ge- 
hörenden CommissionsVortrag,  als  Beilage  11  bei  dem  Protoc.  v.  22.  April 
1819,  S.  i83,  u.  in  der  QuartAusgabe,  Bd.  VII,  S.  2o5.  —  Nach  derselben  (§.  2), 
besteht  fortwährend  eine  ReelamationsCommission,  auch  Ein  g  ab  etiComxmssion  ge- 
nannt, für  Prüfung,  Vortrag  und  Begutachtung  der  PrivatEingaben  (§.  218), 
in  der  Regel  aus  fünf  Mitgliedern.  Sie  wird  dreimal  im  Jahr  erneuert,  zu  Neu- 
jahr, /.u  Ostern,  und  nach  den  SommerFerien.  Sie  ist  befugt,  offenbar  uner- 
hebliche und  unzulässige  Eingaben  sofort  zu  beseitigen,  und  davon  in  der  näch- 
sten vertraulichen  Sitzung  Anzeige  zu  machen.  Im  Verhinderungsfall  kann  kein 
Mitglied  ein  anderes  substituiren,  dagegen  kann  diese  Commission  ihre  Ver- 
sammlungen fortsetzen,  so  lang  noch  drei  Mitglieder  gegenwärtig  sind.  —  Auch 
besteh*  für  Vollzieh ungsgeschäftc  der  B.  V.  fortwährend  eine  ExeculionsCommis~ 
$ionA  Man  s.  §.  1-8-  —  Sind  für  eine  CuriatStimrhe  verschiedene  Stimmführer 
bestellt,  die  im  engern  Rath  in  der  Stimmführung  periodisch  wechseln  (§.  i5y), 
SO  kann  Jeder  von  ihnen,  auch  dann  wenn  er  im  Turnus  nicht  ist,  Mitglied  von 
Commissionen  werden  oder  bleiben.  Beschluß;  der  B.  V.  in  ihren  Protoc.  v. 
1821,  73.  Die  angef.  CornmissionsGeschäftordn.  §.  2,  Num.  4. 
Die  oben  (c)  angef.  Geschäftordnung  in  Betreff  der  Commissionen,  §.  1.  — 
Zwei  Beispiele  von  der  Ernennung  der  Mitglieder  einer  ReclamationsCoinmission 
nach  dem  Antrag  des  Präsidii,  ohne  förmliche  ff^ahl,  in  d.  Protoc.  v.  12.  Jiil.  1823, 
§.  i38,  und  in  dem  BundesContingentStreit  zweier  SpecialLinien  des  fürstl- 
Hauses  Keufs     am  27.  Jan.  i82Ö;  man  s.  die  oben  §.  117,  Note  d,  angef.  ge- 
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druckte  RecursSchrift:  «Erklärung»  u.  s.  vv.  Für  die  Wahlen  der  Commissions- 
mitglieder,  werden  in  dem  Sitzungssaal  der  B.  V.  gedruckte  Stimmzettel  stets  in 
Bereitschaft  gehalten.  Jeder  Zettel  enthalt  ein  Verzeichnis  sämmtlicher  Mit- 
glieder der  B.  V.;  jeder  Stimmführer  bezeichnet  auf  seinem  Zettel  diejenigen, 
die  er  zu  Mitgliedern  der  Commission  bestimmt.  —  «Findet  sich,  bei  der  Zäh- 
lung der  Walilstimmen,  eine  Stimmengleichheit  für  zwei  oder  drei  Mitglieder  (der 
B.  V.),  zu  Besetzung  der  fünften  Stelle  in  der  Reclamatioii* Commission  (s.  oben 
Note  c),  so  werden  diese,  falls  das  Präsidium  sich  des  in  Fällen  der  Stimmen- 
gleichheit ihm  zustehenden  Voti  decisivi  (§.  nicht  bedienen  will,  ersucht, 
sich  untereinander  zu  vereinigen,  wie  sie  unter  sich  in  bestimmten  Fristen 
wechseln  wollen».  So  die  oben  (c)  angef.  Geschäftordnung  für  B.  T.  Commis- 
sionen,  §.  2.  Indefs  legt  die  BundesActe  dem  Präsidium  ein  Votum  decisivum 
nur  dann  bei,  wenn  in  dem  engern  Rath  der  B.  V.  gleiche  Stimmen  zwei  (nicht 
drei,  oder  mehr)  verschiedene  Willenserklärungen  aussprechen.  Man  s.  §.  \io 
u.  f.  Beispiel,  wo  dasselbe  ausgeübt  ward,  in  d.  Protoc.  v.  1826,  §.  34?  — 
Von  andern  Commissionen  als  der  RcclamationsCommission,  spricht  diese  Ge 
schäftordnung  nicht.  —  Ein  Beispiel  von  Stimmengleichheit,  bei  der  Wahl  eines 
Mitgliedes  für  den  BündestagAusschufs  für  M///£«/Angelegenheiten,  in  d.  Protoc. 
v.  1824,  §.  75,  wo  für  drei  Mitglieder  der  B.  V.  die  Wahlstimmen  gleich  getlieilt 
waren,  und  diese  Stimmengleichheit,  auf  Verlangen  der  Mehrheit,  durch  Ent- 
scheidung des  Präsidii  gehoben  ward.  —  Bei  Commissionen  zum  Versuch  der 
Güte  in  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich,  oder  für  Fälle,  wo  es  auf 
Vollziehung  des  R.Dep.  Haimtschlusses  v.  i8o3  ankommt,  werden,  für  Verhin- 
derungsfälle einzelner  Mitglieder,  Stellvertreter  ernannt,  bei  Commissionen  von 
3  Mitgliedern  einer,  bei  solchen  von  5  etwa  2;  es  sind  die,  welche  in  der  W  ald 
nach  den  primo  loco  ernannten  CommissionsMitgliedern  die  meisten  Stimmen 
hatten.  CommissionsGeschäftordn.  §.  4-  In»  Mai  1822,  bestanden  in  der  B.  V. 
1  26  Commissionen,  jede  besetzt  mit  3  bis  7  Mitgliedern,  früher  auch  etliche  mit  2. 

e)  Die  Wahl  des  oder  der  Berichterstatter,  erfolgt  in  der  B.  V.  entweder  brevi 
manu  durch  Vereinbarung ,  oder  nach  erfolgter  Abstimmung  durch  förmlichen 
Beschlufs.  Vorläufige  Geschäftordn.  der  B.  V.  v.  1816,  Abschn.  III,  Num.  3, 
lit.  d  und  c;  in  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II ,  S.  19.  —  Beispiele  von  Referen- 
ten, in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  5.  u.  12.  Apr.  u.  5.  Jul.  1821. 

f)  Protoc.  der  B.  V.  v.  16.  Jan.  1817,  §.  16;  vergl.  mit  d.  Protoc.  v.  1816,  §.  16. 
Von  der  RcclamationsCommission  s.  oben  Note  c. 

g)  Beispiele  liefern:  die  SustentationsAngelegenheit  reichskammergerichtlicher  Indi- 
viduen (1816),  der  Büchernachdruck  und  die  Prefsfreiheit  (1818),  die  bürgerliche 
Verbesserung  der  Juden  (Protoc.  v.  1820,  §.  100  u.  n5;  v.  1821,  §.  164)  u.  a. 

//)  Z.  B.  zu  CcremonielVerrichtungen.  Desgleichen  für  manchen  diplomatischen 
Verkehr  mit  Gesandten  auswärtiger  Mächte.    Vergl.  unten  §.  186,  II. 


§•   135.  (139.) 
Sitzunge  n. 

I)  Ordentliche  Sitzungen,  hält  die  B.  V.  am  Montag  und  Donners- 
tag (seit  der  Mitte  des  J.  1O19,  in  der  Regel  nur  am  Donnerstag)  jeder 
Woche,  Vormittags  um  10  (seit  1822  von  11)  bis  1  oder  2  Uhr:  aufsei - 
ordentliche,  so  oft  es,  durch  Abrede  oder  das  Präsidium,  für  nöthig 
erachtet  wird.    II)   In  beiden  hat   in  dem  engern  Rath,  allenfalls  ab- 
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cin.l,  entweder  Förmliche  oder  feierliche  Verhandlung  der  Geschäfte 
Statt,  oder  nur  vertrauliche  Unterredung.  Die  letzte  ist  eine  Art  von 
Vor-  oder  PrivatConferenz,  von  Vorbesprechung  und  Vorberathschlagung, 
1,1  vorläufige  Erörterungen  und  Wittheilung  wechselseitiger  Ansichten;, und 
Moti  n,  mancher  Vortrage,  ComnussionsBerichte  und  Entwürfe,  auch 
bevorstehender  Abstimmungen  und  ErhlKruitgen  einzelner  Bundes^lieder, 
ohne  Amtliche  Form  und  Wirkung,  ohne  förmliche  Abstimmung  und  ge- 
meinschaftliche Protocollluhrungj  doch  so,  dafs  zuweilen  über  die  Ver- 
handlung eine  Registratur  (Protocoll  in   minder   feierlicher  Form) 

Pst,  und  entweder  geschrieben  oder  loco  dictaturae  gedruckt,  den 
Gesandten  mitgetheitl  wird  ").  Nach  Verschiedenheit  dieser  Verhandiungs- 
rH  sind  die  Sitzungen  des  engerh  Raths  entweder  förmliche  oder  ver- 
trauliche, zum  Thei!  geheime,  Dem  Präsidium  ist  durch  einen 
Besch lufs  der  Ii.  \  .  überlassen,  »die  zu  lassenden  Beschlüsse  in  vertraulichen 
Besprechungen  vorzubereiten,  und  die  Zahl  der  förmlichen  Sitz- 
ungen hienach  zn  bestimmen«  1>).  IV)  Alle  Plenarsitzungen 
(Sitzungen  des  Plcni)  sind  förmliche.  V)  Die  Natur  des  jedesmaligen 
Verhandlungsgegenstandes  bestimmt,  ob  die  Bundesversammlung  sich  als 
engere  Versammlung,  oder  als  Plenum  (§.  120 — 122)  damit  zu  beschäf- 
tig n  habe«  VI)  Der  Vorsitzende  ist  befugt,  die  Sitzung  zu  eröffnen, 
so  bald  die  bestimmte  Stunde  geschlagen  hat  e).  VII)  Die  Sitzordnung, 
sowohl  in  dem  engern  Rath,  als  auch  in  dem  Plenum,  stimmt  mit  der 
Stimmordnung  (§.  i3i)  überein  <0- 

o)  Von  den  IVotocollcn  u.  Registraturen,  oben  §.  i/jo. 

/*)  Beschlufs  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  3.  Nov.  1817,  §.  378. 
1  Del  er  diu  Gegenstände  dieses  §.  s.  die,  am  3o.  Oct.  1816  von  der  B.  V.  errich- 
tete ^Vorläufige  Geschäfiordnulig  der  teutschen  B.  V.»,  Art.  I,  in  Blübfr's  Staats- 
archiv, Bd.  II,  S.  i3  ff. 

(1)  An  einer  runden  Tafel  sitzen  sämmtliche  Gesandte  in  LinealOrdnung.  Von  der 
Linken  des  k.  k.  östreichischen  prä'sidircnden  an,  sitzt  der  preussischc,  dann 
der  königlich -sächsische,  der  baierische  u.  s.  w.,  so  dafs  der  letzte  unmittel- 
bar  /.ur  Rechten  des  östreichischen  sitzt.  Diese  Reihe  wird  blofs  durch  den 
Bündescanzleidirector,  als  Protocollfiihrer ,  unterbrochen,  welcher  dem  vor- 
sitzenden  Gesandten  gerade  gegenüber,  zwischen  dem  luxemburgischen  und  dem 
der  1?,.  Stimme  sitzt.  Registratur  über  die  erste  PräliminärConferenz  v.  4.  Nov 
1016,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  Bd.  I,  S.  224  der  QuartAusgabe. 


§•  154.  (Mo.) 

Ansage  und  Absage  der  Sitzungen. 

Ij  Die  Ansage  zu  den  Sitzungen,  auch  bei  eintretender  Verhinderung 
die    \bsrige   derselben,   gebührt  dem   Präsidium»    Sie   geschieht,  in  der 
,  <tin   Tage    ror  der  Sitzung;   jedoch  für  ordentliche  Sitzungen  nur 
dann,  wenn  die  regelmasige  Haltung  derselben  war  unterbrochen  Wörden. 
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II)  Der  Ansagezettel,  enthält  die  Zeit  und  Form  der  Versammlung 
und  die  Adresse  des  Gesandten;  den  Gegenstand  der  Berathschlagung  nur 
dann,  wenn  ohne  vorausgegangene  Abrede,  eine  solche  Beschlufsnahme 
beabsichtigt  wird,  wozu  die  BundesActe  Einstimmigheit  (unanimia)  vor- 
schreibt «)  (§.  127)» 

a)  Lieber  diesen  §.  s.  die  vorläufige  Geschäftordn.,  Abschn.  I,  a.  a.  O.  S.  i4-  — 
Gewöhnlich  geschieht  jetzt  die  Ansage  nur  nach  Ablauf  der  Ferien,  und  in  der 
Forin  einer  PräsidialEinladung  mittelst  oflenen  Umlaufschreibens. 


§.  153.  (i4i.) 

Hindernisse  des  Erscheinens.  Nachtragung  der  Stimmen.  Stillschwei- 
gende Uebereinstimmung  mit  der  Mehrheit.    Vorbehalt  der  Abstim- 
mung nach  dem  Ableben  des  Gesandten. 

I)  Ist  ein  stimmberechtigter  Gesandter  verhindert,  der  Sitzung 
beizuwohnen,  so  hat  er  solches,  und  den  Namen  des  seine  Stelle  etwa 
vertretenden  Gesandten  (seines  Substituten),  dem  Vorsitzenden  schrift- 
lich, wo  möglich  Tags  vorher,  anzuzeigen;  worauf  die  Substitution 
f  §.    1 37 )  jedesmal    in   dem    ersten    §♦   des    Protocolls   angezeigt  wird. 

II)  Ist  in  Abwesenheit  eines  Gesandten,  oder  eines  Stellvertreters  des- 
selben, zu  Protocoll  abgestimmt  worden,  so  hann  derselbe  seine  Stimme 
noch  in  der  nächsten  Sitzung  zu  Protocoll  geben;  aufserdem  wird  er  für 
übereinstimmend  mit  der  Mehrheit  oder  mit  Allen  geachtet,  so 
fern  nicht  von  ihm  eine  längere  Frist,  aus  erheblichen  Gründen,  bei 
der  Versammlung  nachgesucht  und  erwirht  worden  ist  (§.  i5i,  Note  e). 

III)  Nach  dem  Ableben  eines  Gesandten,  bestimmt  die  B.  V.  die  Frist, 
innerhalb  welcher  sie  die  Ernennung  seines  Nachfol  gers  oder  Stell  Ver- 
treters erwarten,  und  diesem  für  alle  Gegenstände,  worüber  seit  dem 
Todesfall  abgestimmt  worden,  das  Protocoll  offen  behalten  will  «). 

a)  Uebcr  diesen  §.  s.  die  Vorlauf.  Geschäftordn.,  Abschn.  I,  a.  a.  O.  S.  i4  ß 


§i     156.  (142".) 
Abstimmung  eines  Gesandten  für  mehrere  Staaten.    Abstimmung  und 
Abwechselung  bei  Gcsammtslimmen.    Besondere  Verhältnisse  der 

C uriatGcsan  dten. 

I)  Ein  Gesandter,  welcher  in  dem  Plenum  für  mehrere  Bundes- 
staaten Stimmen  abzu legen  hat,  mufs  solche  einzeln,  und  in  der  für 
jeden  dieser  Staaten  festgesetzten  Ordnung  ( §.  i3i),  ablegen.  II)  In 
der  engern  Versammlung  kann  ein  Gesandter  ebenmäsig  für  mehrere 
Stimmen  bevollmächtigt  (»der  substituirt  seyn;    dann  aber  hat  er  jede  an 


1.  fheü  Hl.  Gäp.  Bundesver^dmnühing. 


ihrer  gehörigen  Stelle  abzulegen.  RH  Audi  darf  daselbst  für  jeden  der 
m  (.nur  Getaninitstimme  ")  vereinigten  Bundesstaaten  (§.  121).,  ein 
i  Gesandter  an»  esend  seynj  es  darf  aber  die  Gesammtstinime  selbst, 

hui  ron  1  in  cm  derselben  geführt  werden  *)«  IV)  Die  Theilhaber  eine* 
Gesammtstinime  in  der  engern  Versammlung  können  für  die  Führung  der- 
selben  eine  bestimmte  Abwechslung  (Turnus,  Aliernation)  durch  Ueber- 
emkunfl  festsetzen.  Dieses  ist  im  Jahr  18116  geschehen,  von  Bra,un- 
BChweig  und  .Nassau  <),   und  von  den  vier  Freien  Städten^. 

)  1  >  1 1-  Natur  einer  fttriatStimme  bringt  es  mit  sich,  dafs  die  Stimmen  jedesmal  im 
Namen  aller  Theilhaber,  die  in  dieser  Hinsicht  eine  moralische  Person  bilden, 
abgelegt  werde;  ;il>»>  durch  einen  gemeinschaftlichen  Stimmfuhrer  für  den  Ge- 
aller  Theilhaber.  Der  Gesammtwille  ist  das  Resultat  des  Willens 
alfer  Einzelnen.  Dieses  Resultat  Kann,  kraft  einer  Uebereinkunft,  gebildet  wer 
•  Iii),  entweder  durch  Ucbereinstimmung,  oder  nach  einer  festgesetzten  Mehrheit 
der  einxelnen  Stimmen,  oder  durch  Compromifs,  indem  alle  Theilhaber  die 
I  esUeteung  ihrfcs  Qesammlwilleiis  Einem  oder  Mehreren,  für  einen  oder  meh- 
rere Falle,  ubertragen  ;  gleichviel  ob  der  Eine  oder  die  Mehreren  aus  der  Mitte 
der  Theilhaber  sind,  oder  nicht,  wie  z.  B.  in  dem  letzten  Fall  der  gemein- 
schaftliche Stimmfuhrer,  Bevollmächtigte  oder  Gesandte.  —  Die  jüngere  Ilaunt- 
linie dis  fürstlichen  Hauses  Reuss,  welche  drei,  seit  1824  zwei,  verschiedene 
Bouverain  regierende  Fürsten  unter  sich  begreift  (§.  108),  bildet  sowohl  in  dem 
Plenum  der  Ii.  \  .  (§.  120),  als  auch  in  der  Curie  der  sechzehnten  Stimme  des 
engern  Raths  (§.  121),  nur  eine  Einheit,  mithin  im  engern  Rath  eine  Curie  oder 
Gesammtheit  in  einer  Curie;  ein  Vcrhältnifs,  dergleichen  schon  bei  der  ehema- 
ligen allgemeinen  Reichsversammlung  in  dem  Hause  Anhalt,  wo  der  Geschlecht- 
älteste  die  Stimme  im  Fürstenrath  führte,  und  mehrfach  in  den  vier  reichs- 
gräfliehen  Curien  sich  fand.  —  Bei  den  CuriatStimmen  des  engern  Raths  der 
B.  \  .,  sind  folgende  Benennungen  üblich:  die  i5.  (16.  oder  17.)  Stimme;  die 
Curie  der  i5.  (16.  oder  17.)  Stimme;  der  (Curiat-)  Gesandte  der  16.  Stimme. 
f>)  Dabei  <  behalt  sieh  jedoch  die  R.  V.  für  künftige  ähnliche  Fälle  die  Entschei- 
dung lediglich  vor.»  —  Von  diesem  Allen  s.  die  Vorläufige  Geschäftordn , 
Abschn.  I,  a.  a.  O.  S.  16.  \  ergl.  auch  Klüber's  angef.  Uehersicht  etc.,  S.  53olf. 
Die  R.  V.  kann  einem  nicht  im  Turnus  stehenden  Gesandten,  in  einer  Sache, 
\\<d)ci  seine  Regierung  bctheiligt  ist,  das  Wort  geben.  Ein  Beispiel  in  den 
Protoc.  v.  1819,  §.  121. 
)  Ein  nerteljähriger  Wechsel,  und  so,  dafs  der  Braunschweigische  Gesandte  den 
Anfang  macht.  So  oft  einer  von  beiden  Gesandten  in  den  Turnus  tritt,  wird 
solches  Jedesmal  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  angezeigt.  So  auch  bei  dem  jedes- 
maligen Turnarius  der  Freien  Städte.  Es  wird  aber  luebei  nur  das  Bundes 
glied,  dessen  Gesandter  in  den  Turnus  tritt,  benannt.  Protoc.  v.  1817,  §.  71, 
'-<;,  288  u.  429. 

/)  \  ojrläufig  auf  ein  Jahr,  ward  im  J.  1816  durch  Uebereinkunft  festgesetzt,  u. 
»paterbin  beibehalten,  dafs,  abwechselnd  in  bestimmtem  Zeitraum,  zuerst  der 
lübeckisclie,  dann  der  frankfurter,  hierauf  der  bremische,  endlich  der  hambur- 
0  Gesandte,  die  Gesammtstinime  führen  solle.  —  In  den  wiener  Ministerial- 
Conferenzen,  in  dem  3o.  Protoc.  v.  i5.  Mai  1820,   aufserte  der  östreichische 
Bevollmächtigte  den  Wunsch,  dafs  die  acht  Theilhaber  der  sechzehnten  Stimme 
121)  sich  über  einen  Turnus,    oder  über  ein  abwechselndes  Dircctorium 
vergleichen  möchten.  —  Nach  einer  solchen  Uebercinkunft  würde  der  Curiat- 
m  Gesandte  seine  Instruction  nur  von  dem  im  Turnus  stehenden  Theilhaber,  oder 
\on  dem  Dircctorium,  zu  emufangen  haben.    Wie  dieselbe  gebildet  würde,  ob 
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nach  einem  Einzel  willen,  etwa  nach  genommener  Rücksprache  mit  den  übrigen 
Theilhabern,  oder  nach  Stimmenmehrheit,  würde  von  der  Uebereinkunft  ab- 
hängen. 4 

§•  157.  (i42b.) 

Fortsetzung. 

V)  Ist  bei  einer  CuriatStimme  ein  Turnus  eingeführt,  so  sind  auch 
die  Gesandten,  an  welchen  die  Reihe  der  Stimmführung  nicht  ist, 
berechtigt,  allen  Sitzungen  der  B*  V.  beizuwohn en.  Gleich  andern, 
können  sie  jederzeit  zu  Mitgliedern  von  Commissionen  erwählt  werden, 
und  solches  bleiben,  wenn  sie  während  ihrer  Stimmführung  dazu  waren 
erwählt  worden  «)♦  VI)  Ist  bei  einer  Gesammtstimme  ein  Turnus  nicht 
eingeführt,  und  für  alle  Theilhaber  nur  Ein  Stimmführer  gegenwärtig, 
so  kann  dieser  für  einzelne  Theilhaber  bei  der  Abstimmung  nicht  besonders 
votiren,  er  kann  aber  für  jeden  Einzelnen,  wenn  dessen  particuläres 
Interesse  es  erfordert,  namentlich  bei  in  Berathung  stehenden  Streitigkeiten 
unter  ihnen,  Erklärungen  zu  Protocoll  geben  l>).  VII)  In  einem 
Streit  zwischen  einzelnen  Mitgliedern  derselben  Curie,  und  auch  bei 
andern  Streitigkeiten ,  wobei  eines  oder  mehrere  ( selbst  die  Mehrheit ) 
Mitglieder  derselben  Curie  betheiligt  sind,  ist  der  CuriatGesandte  weder 
Aerpilichtet,  noch  ohne  Einwilligung  der  B.  V.  berechtigt  (§.  i63  f), 
der  Curiat Abstimmung  in  der  B.  V-  sich  zu  enthalten  c)*  VIII)  Die 
Legitimation  eines  CuriatGesandten  kann  geschehen,  entweder  durch 
eine  gemeinschaftliche,  das  heifst,  von  Allen  unterzeichnete,  Vollmacht 
aller  Theilhaber  derselben  Stimme  oder  durch  eine  von  einem  oder 
mehreren  Mitgliedern  der  Curie,  in  eigenem  Namen  und  aus  Auftrag  der 
übrigen,  unterzeichnete  Vollmacht,  oder  durch  Vollmachten,  deren  jede 
nur  von  einem  oder  etlichen  Theilhabern  <?)  unterzeichnet  ist.  IX)  Da 
jeder  Theilhaber  einer  CuriatStimme  des  engern  Raths,  in  dem  Plenum 
eine  oder  zwei  VirilStimmen  hat;  so  mufs,  wenn  in  der  von  ihm  ausge- 
stellten Vollmacht  Anderes  nicht  ausdrücklich  gesagt  ist,  angenommen 
werden,  dafs  er  den  Gesandten  für  seinen  ganzen  Antheil  an  den  Verhand- 
lungen der  B*  V-,  mithin  auch  zu  seiner  Vertretung  in  dem  Plenum,  bevoll- 
mächtigt habe  /). 

a)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  26.  Marz  1821,  §.  73. 

b)  Beispiele  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  56,  244  u.  3i8;  v.  1818.,  §.  221; 
v.  1819,  §.  n3,  i53,  181,  191»  194  u.  212;  v.  1823,  §.  i53,  betr.  die  Curie  der 
i5.  Stimme.    Vergl.  unten  §.  i63. 

c)  Freiwillig  geschah  solches,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  12.  Oct.  1818,  §.  235, 
u.  v.  1819,  §.  n3.  —  Bei  einer  Abstimmung  über  die  Ansprüche  der  Ganerb- 
schaften  AltLimpurg  und  Frauenstein  zu  Frankfurt,  «glaubte  der  CuriatGesandte 
der  Freien  Städte  sich  einer  besondern  Abstimmung  enthalten  zu  dürfen,  bei 
der  schon  vorhandenen  Mehrheit  der  Stimmen».  Protoc.  v.  2.  Dcc.  1816,  §.36- 
Ein  Beispiel  bei  der  Curie  der  i5  Stimme,  in  den  Protoc.  v.  1823,  §.  i53,  wo 


[•  Theih  III.  Gap,  Bundesvettfafmttiluhg. 


Oettrtfcn  Mir  1  rwa*gung  empfahl,  ob  bei  einer  Curie  ctttnn ,  wenn  die  Mehrheit 
ihrer  Mitglieder  Dicht  abmifltimmefc  sich  veranlofsl  glaubt;  das  Stimmrecht  dci 
übrigen,  die  davon  Gebrauch  machen  wollen,  eu  ruhen  habe? 
./)  Beispiele  in  den  Protoc  der  l».  \-  >.  1816,  §.  jo;  1817,  §.  ;3  u.  387;  1820, 

},    •  ;  lKii  ,  <S.  i(>(>. 

1  Beispiele  in,  der  Registratur  übe»  die  .,.  PrälimiuärConferens!  v.  1816.  Noth 
vrendig  ist  dieses  ohnehin,  wenn  in  der  Person  eines  der  Theilhaber,  z.  B.  durch 
rodesfall,  eine  Veränderung  vorgefallen  ist.    Wari  s.  die  Protoc.  der  B.  V.  v. 
1817,  §.  65  u.  >;>-;  1818,  §.  1015   1819,      39;  1820,  §.  i5*>;  v.  1824,  V  2.  — 
lue  fler  [ungern  rtawptlinie  des  fürstlichen  Hauses  Reust  (§.  i56  «),  ward  zeit- 
her die  VollmaChl  des  ( airiatfiesandlen  Idols  Vött  dem  ältesten  der  drei  souve- 
t  . tii.cn  1  Arsten  dieser  Linie  unterzeichnet,   in  eigenem  Namen  und  aus  Auftrag 
übrigen.    Dagegen  ward  die  fürstlich  -reufsische,   für  die  teutsche  JJundcs- 
IctC  unter  dem  26.  AvUg.  181 5  ausgefertigte  KatificationsUrluinde,  von  jedem  der 
drei  l  ursten  der  [ungern  Hauptlinie,   nebst  und  nach  dem  Chef  der  altern, 
unterzeichnet    Vergl.  Prötoe.  der  1>.  V.  v.  1824,  §•  85.    Auch  wird,  für  seine 
BondesMatrihulaf Leistungen ,  In  der  definitiven  Jtundcs  Matrikel  jeder  der  drei, 
seit  dem  Mai  i8a4  swei,  Fürsten  jüngerer  Linie  einzeln  aufgeführt,  nach  einem 
Beschluß  in  (I.  Protoc.  r.  182.1,  §.  Aber  in  Ansehung  der  Beiträge  zu  der 

BundescanzleiCasse  (§.  i36),  werden  jene  drei,  jetzt  zwei,  Fürsten  als  eine  unter 
der  Curie  der  i~.  Stimme  begriffene  Einheit  oder  Gesammtheit  betrachtet. 
lusdrückHch  nur  für  den  engern  Rath,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  7$. 
kusdrückliefa  für  den  engem  Rath  u.  die  PlenarVcrsamml.,   in  d.  Protoc.  v. 
181 -,  §.  38";  1820,  §.  iju. 

Protocolle  und  Protocollf uhrer»    Registraturen  und  ScpariUProtocolle. 
Bekanntmachung  der  Protocolle. 

1)  In  den  Sitzungen  der  Bundesversammlung,  sowohl  in  dem  Plenum 
als  auch  in  dem  engern  Rath,  werden  gemeinschaftliche  Protocolle 
geführt J  und  nur  durch  einen  Protocollführer ,  jetzt  den  CanzleiDirector 
der  Ö.  V.  «)•  Derselbe  wivd  in  der  B.  V.  von  dem  Präsidium  in  Vor- 
schlag gebracht,  und,  wenn  gegen  seine  Person  nichts  zu  errinnern  ist, 
angenommen ,  hierauf  durch  jenes  dem  Bund  verpflichtet  II)  Die 
II  au  p  t  P  ru  tocollc  <)  sind  von  zweifacher  Art:  für  Plenarsitzungen, 
und  für  Sitzungen  des  engern  Raths.  Sie  enthalten  die  Anzeige  der 
in  der  Sitzung  anwesenden  Gesandten,  und  die  Verhandlungen,  namentlich 
die  Vorträge,  Anzeigen,   Mittheilungen  und  Anträge  des  Präsidiums,  ein- 

i  Gesandten,  der  erwählten  Commissionen ,  und  der  Referenten  oder 
Berichterstatter,  die  Abstimmungen  der  Stimmführer,  und  die  Beschlüsse 
der  Versammlung  <*).  III)  lieber  Verhandlungen  in  v  e  r  traulicher  Sitzung 
nicht  nur,  sondern  auch  in  förmlicher  (§.  220),  werden,  wenn  es  die 
IV  V.  für  nüfhig  oder  nützlich  erachtet,  Ne benPr o  toc oll  c,  z.  B.  eine 
Registratur,  ein  Separat-  oder  Nebenprotocoll,  ein  geheimes 
ProtOCOÜ,  aufgesetzt,  und  den  einzelnen  Gesandschaflen  mitgetheilt :,  ent- 
weder  geschrieben    mittelst    Dictatur,    oder  loco  dictaturae,   als  zu  dem 
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Original  Abdruck  der  Protocolle  gehörend,  gedruckt  (§.  160).  IV)  Durch 
den  die  vorläufige  Geschäft  Ordnung  genehmigenden  ßeschluPs  der  B.  V. 
vom  November  1816  <•)  ward  «die  Bekanntmachung  der  Bundes- 
tagVerhandlungen  durch  den  Druck,  als  Regel  festgesetzt».  Seit  dem 
i.  Juli  1824  gilt  diese  Art  der  Bekanntmachung  als  last  seltene  Ausnah m c 
von  der  Regel  /). 

«)  Kl#beh's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  n  f.  —   Von  dessen  Stellvertreter  im  Fall 
einer  Verhinderung,  oben  §.  i36. 

/>)  Vorlauf.  Geschäftordn.,  Abschn.  IV,  a.  a.  O.  S.  21;  auch  in  RlübeiOs  Quellen- 
sammlung, Num.  V.    Vergl.  §.  i36. 

<-)  Es  werden  davon  in  der  Buchdrucker  ei  der  B.  V.  amtliche  Abdrücke  in  Folio 
Format,  für  den  officicllen  Gebrauch  der  Mitglieder  der  B.  V.  und  der  Regie- 
rungen, veranstaltet:  sie  werden  mit  dem  Stempel  der  Bundescanzlci  bezeichnet, 
dessen  Umschrift  die  Worte  « Original 'Abdruck»  enthält.  Nach  diesen  Original- 
Äb drücken,  wurden  früher  (s.  oben  §.  24  b)  von  derselben  Buchdruckerci  für 
das  Publicum  ein  Abdruck  in  Quart  geliefert,  wobei  jedoch  alle  loco  dictaturae 
gedruckten  Protocolle  und  Aufsätze  (§.  160)  nicht  befindlich  sind.  —  Von  Be- 
kanntmachung der  Bundestags  Verhandlungen  in  politischen  Tagblättern ,  unten 
§.  i65. 

d\  Vorlauf.  Geschaftordn.,  Abschn.  IV  ,  a.  a.  O. 

e)  Ri.übfu's  Qucllensnmmlung,  Num.  V. 

f)  Durch  Beschlufs  der  B.  V.  v.  1.  Juli  1824  (Protoc.  §.  116)  ward  «der  Hundes- 
«canzleiDirection  aufgegeben,  künftighin,  nach  Maasgabe  der  verhandelten  Ge- 
genstände, zweierlei  Protocolle  (für?)  jede  Sitzung  aufzunehmen,  und  zwar 
«öffentliche  und  separate,  blofs  loco  dictaturae  zu  druckende,  Protocolle».  — 
Seitdem  wurden  die  Verhandlungen  der  B.  V.  in  der  Regel  der  Oeffentlichkeit 
entzogen.  Datier  werden  in  der  öffentlichen  oder  QuartAusgabe  der  gedruckten 
Protocolle  seitdem  vermifst:  die  Verhandlungen  über  Streitigkeiten  einzelner 
Bundesglieder  unter  sich,  nur  etwa,  wenn  Privatpersonen  dabei  betheiligt  sind, 
mit  Ausnahme  der  diese  angehenden  Resultate;  die  Verhandlungen  über  Re- 
sch werden  von  Landständen,  Corporationen  und  Privatpersonen  gegen  Bundes- 
glieder,  nur  mit  Ausnahme  der  erwähnten  Resultate  (vergl.  §.  218  a);  alle  Ver- 
handlungen über  MilitärAngelegenheiten  des  Bundes;  seit  der  Mitte  des  J.  1828 
die  Verhandlungen  mit  den  bei  dem  Bunde  aecreditirten  Gesandten  auswärtiger 
Mächte;  seit  1827  sogar  das  EinreichungsProtocoll  oder  Verzeichnifs  der  bei 
der  B.  V.  cingekommenen  schriftlichen  Eingaben  (§.  159  c).  Nur  mit  besonderer 
Bewilligung  der  B.  V.  im  August  1825,  durften  etliche  neuere  loco  dict.  ge- 
druckte Beschlüsse  in  eine  Fortsetzung  von  G.  v.  Meyer's  Corpus  juris  confoed. 
germ.  aufgenommen  werden.  Bis  zu  dem  Beschlufs  der  B.  V.  vom  1.  Juli  1824 
(§.  218  «),  war  die  öffentliche  oder  Quart. -Ins gäbe  der  Protocolle  (oben  §.  24  b) 
ziemlieh  reichhaltig  und  belehrend  für  das  sachkundige  Publicum  und  einzelne 
Bclhciligte.  Aber  seitdem  sind  sie  sehr  mager  geworden.  Der  ganze  Jahrgang 
1828  füllt  58  weitläufig  gedruckte  QuartSeitcn,  wovon  34  iuit  vorher  schon 
durch  Zeitungen  bekannten  Beilagen,  Bufsland  betreffend,  angefüllt  sind.  — 
Betrachtungen  hierüber  und  Wünsche  liefert  A.  Michaems,  die  Protocolle  der 
hohen  d.  Bundesversammlung.  Erlangen  1829.  &  —  Leber  die  Geheimhaltung 
der  BundcstagN Verhandlungen  ward  bei  dein  GH-  hessischen  Staatsministerium 
Beschwerde  geführt,  in  einein  Promemoria  vom  22.  Nov.  182."),  von  dem  Frhni 
v.  Gagern;  in  dessen  Mein  Antheil  au  der  Politik,  Th.  III  (Stulfg.  i83o),  S.  246 
bis  a&i.  Derselbe  Frhr.  v.  Gagerö  machte  in  der  Ständcversammlung  zu  Darm- 
stadt    im  Jänner  i833,  den  Antrag  auf  mögliche  Erweiterung  und  Wiederher- 
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Stellung  relativer  OofTentlichkelt  der  Verhandlungen  des  Bundestags!  V  orgehens 
rerlangte  ira  .1.  i83i  «Ii«'  kurhesslsche  Ständeversammjung  von  »1cm  Staatsmims- 
terium  Mittheilung  der  loco  dictaturae  gedruckten  Rundestag&Protocplle,  wenig- 
itena  der  Abstimmungen,  a>eufaerungen  und  Anträge  des  kurhessischen  Gesandten. 
Hl  in  s.  die  \  erhandlung  besonders  v.  3o.  Sept.  i83i  in  der  Allgem.  Zeitung 
vom  <•  bis  10.  Jan.  1881,  aufeerord.  Beilagen  7  —  9.  10.)  Aelmlichc,  dringende, 
intgage  enthfill  der  Beschluß  der  kurhessischen  Ständeversammluug  v.  1.  April 
i«3a  (1  rankt'.  OPAZeit  v.  9.  Apr.  i83ji). 

§.  139.  (144,) 
F  o  r  t  s  e  t  z  u  n  g. 

\  )  Die  HaaptPr Otocplle,  Registraturen  und  Separat- 
Protocolle,  »erden  in  den  Sitzungen  seihst,  förmlich  nicht  zu  Stande 
gebracht,  sondern  erst  nachher,  dann,  spätestens,  am  Tage  vor  der 
nächsten  Sitzung,  in  der  Canzlei  für  die  einzelnen  BundestagsGesand- 
schaften  zur  Einsicht  niedergelegt,  hierauf  aher,  in  der  nächsten  Sitzung, 
vorgelesen,  w>  es  nothig,  berichtigt)  und  von  den  anwesenden  Gesandten 
unterschrieben  nicht  auch  von  dem  Protocollführer.  VI)  Jeder  Gesandte 
kann  seine  Abstimmung  schriftlich  übergeben,  oder  auch,  zur  Ein- 
wirkung in  das  Protocoll ,  dictiren.  Anträge  einzelner  Gesandten,  einen 
Gegenstand  in  Berathung  zu  nehmen,  so  auch  Vorträge  oder  Bericht- 
erstattungen einzelner  Gesandten,  Ausschüsse  oder  Commissionen,  werden 
dem  gehörigen  Protocoll  als  Beilagen  beigefügt  VII)  Schreiben, 
Denkschriften  und  andere  Eingaben,  welche  an  die  Bundesversammlung 
gelangen,  werden  indem  Einreich ungsProtocoll  (Protocollum  reium 
exhibitar um )  verzeichnet,  welches  fast  immer  am  Schlufs  der  förmlichen 
Sil zungen  vorgelesen  und  vorgelegt  wird  c)\  VIII)  Die  geschriebenen 
O  r  i  g  i  n  a  1 P  r  o  t  o  c  o  1 1  e  werden ,  in  Abtheilungen  gebunden ,  in  dem  Archiv 
der  B.  V.  aufbewahrt.  Nach  ihnen,  und  zwar  nach  einem  mittelst  einer 
Copirmaschine  davon  gemachten  Ueberdruck,  werden,  unmittelbar  nach 
erfolgter  Unterzeichnung,  in  der  hiezu  bestimmten  Buchdruckerei  (§.  1 36) 
Original  Abdrücke  gemacht  (§.  i58  c),  und  den  Gesandtschaften,  jeder  von 
ihnen  in  bestimmter  Anzahl,  statt  der  Dictatur  mitgetheilt. 

/)  Vorlauf.  Geschaftordn.  Anselm.  IV  u.  III,  n.  1.  —  Gesandte,  die  zugleich  für 
einen  andern,  als  Stellvertreter,  kraft  erhaltener  Substitution  (§  i3y),  in  der 
Sitzung  anwesend  waren,  bemerken  solches  bei  ihrer  Unterschrift,  z.  B.  mit 
den  Worten:  «auch  ex  substitutione  für  die  i3.  Stimme»,  oder  «auch  für  Hol- 
stein und  Lauenburg».  Protoc.  v.  21.  Jan.  1819.  —  Nach  einer  PräsidialErinne- 
rnüg,  in  d.  Protoc.  v.  18.  Nov.  1816,  §.  14,  sind  die  Erinnerungen  einzelner 
Gesandten  zu  Berichtigung  des  Protocolls ,  nicht  erst  in  derjenigen  Sitzung,  wo 
solches  zur  Unterzeichnung  vorgelegt  wird,  vorzubringen,  sondern,  zu  Erleich- 
tr  rung  der  definitiven  Ajustirung ,  dem  Präsidium  vorläufig  mitzutheilen. 

V)  Vorlauf.  Geschaftordn.,  Abschn.  IV;  a.  a.  O. 

<)  \  ergi  KiijfrEB'fl  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  94  u.  n3.  —  Die  EinreichungsProtocolle 
findet  man,  bis  zu  dem  Jahr  1827,  abgedruckt  in  der  öffentlichen  oder  Quart- 
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Ausgabe  der  Protoc.  der  B.  V.,  und,  seit  Anfang  des  J.  182?.,  aueh  in  der 
OriginalAusgabe,  am  Sehlufs  des  Protocolls  einer  Sitzung,  so  oft  neue  Eingaben 
eingenommen  sind.  Seit  1827  dürfen  die  EinreichungsProtocolle  nicht  mehr 
der  QuartAusgabe  einverleibt  werden.  —  Eingaben  waren:  1816  =  11/,; 
i8i7  =  353;  1818=1915  1819  =  i32;  1820  =  n3;  1821  =  n4;  1822  =  137; 
1823=101;  i824  =45;  1825  =  61;  1826=81.  Ein  alphabetisches  Verzeichnifs 
von  1816  bis  1819,  steht  in  der  QuartAusg.  der  Protoc,  Bd.  VIII,  S.  317—328. 


§•    160.  (14.5a.) 
Dictatur.    Druck  loco  dictaturae. 

I)  Die  Dictatur,  das  heifst,  die  amtliche  Mittheilung  der  geschrie- 
benen oder  gedruckten  (§.  i36)  Eingaben  und  Verhandlungen, 
namentlich  der  Protocolle  und  Registraturen,  an  sämmtliche  Bundes- 
tagsGesandtschaften ,  im  Namen  des  Präsidiums,  geschieht,  in  dem  Dicta- 
turZimmer,  an  diejenigen  Individuen,  deren  die  einzelnen  Gesandten  zu 
diesem  Zweck ,  insbesondere  zu  Fertigung  der  Abschriften ,  sich  bedienen 
wollen,  II)  Diese  Personen,  welche  in  wirklichen  Staatsdiensten  stehen 
müssen,  sind  verpflichtet ,  sich  hiezu,  durch  schriftliche  Zeugnisse  der  sie 
hiezu  ermächtigenden  Gesandten,  in  der  Canzlei  zu  legilimiren  «).  III)  Ge- 
schriebene Aufsätze  werden  den  genannten  Individuen  entweder  im 
eigentlichen  Sinn  dictirt,  oder  zu  Nehmung  einer  Abschrift  vorgelegt. 
Dasselbe  gilt  von  gedruckten  Eingaben,  die  in  zu  geringer  Anzahl  von 
Exemplaren  eingekommen  sind,  als  dafs  jede  Gesandtschaft  damit,  wenig- 
stens hinlänglich,  könnte  versehen  werden.  (Um  vollständig  auszureichen, 
sollten  von  gedruckten  Exemplaren  nie  weniger  als  achtzig  Exemplare 
eingesendet  werden/)  IY)  Die  Protocolle  und  Registraturen  über 
vertrauliche  Sitzungen  der  B.  V*,  die  CommissionsBerichte, 
die  Vorträge  und  Eingaben  in  jenen  Sitzungen ,  werden  «loco  dic- 
taturae» ^)  gedruckt,  und  so,  mit  dem  Stempel  der  Bundescanzlei  ver- 
sehen, den  Gesandschaften  mitgetheilt.  Nur  als  Manuscript  gedruckt,  als 
geheimer  Abdruck,  sind  sie  zu  öffentlicher  Bekanntmachung  nicht 
bestimmt»  Daher  sind  sie  in  der  gedruckten  nicht-amtlichen,  öffent- 
lichen oder  Quart  Vusgabe  der  BundestagProtocolle  nicht  zu  finden.  Die 
Protocolle  und  Verhandlungen  der  Militär  Commission,  werden  theils 
nur  geschrieben,  theils  loco  dictaturae  gedruckt. 

//)  \  orläufige  Gcschäftordn.,  Abschn.  IV.  Registratur  über  die  zweite  Präliminär- 
Confercnz  der  Gesandten,  v.  9.  Oct.  1816;  in  der  QuartAusgabe  der  Protoc. 
der  Ii.  V.,  Bd.  I,  S.  229. 

b)  Diese  Worte  werden,  auf  der  ersten  Seite,  oben  auf  den  Rand  gedruckt,  unter 
den  Stempel.  —  Seit  dem  Juli  1823  wurden  auch  ganz  geheim  zu  haltende  Pro- 
tocolle oder  Registraturen,  unter  dem  Titel  «Geheimes  Protocoll»  u.  s.  w.  ge- 
druckt. 


I.  Theil  HL  (  ;»|>.  Bundesversammlung. 


§1    W.f-  (14fÄ) 
Stufenfolge  jeder  ß  erkandJutty.    Verhandlungsordnung  in  jeder 

Sitzung. 

I  Bei  jedem  Gegenstand)  der  in  den  Sitzungen  der  B.  V.  zur  Ver- 
handlung kommt,  .sind  zu  untersclleiden :  1 )  der  Antrag,  die  Eröff- 
nung oder  Mittheilungj  2)  die  Erörterung;  3)  die  Abstim- 
mung: i  die  Beschlufsziehung.  Nach  Lage  der  Sache,  Kann  dieses 
Ules  in  derselben  Sitzung,  es  kann  aber  auch  in  mehreren,  und  selbst  in  einer 
Reihe  von  Sitzungen,  vorkommen  (§.  i5a);  es  Können  Vorb  esch  liisse 
nöthig  seyn,  ehe  ein  Endbeschlufs  möglich  ist .  Em  bedeutender  Spielraum 
in  der  Verhandlung,  der  in  einzelneu  Fällen  nach  Convenienz  benutzt 
werden  Kann,  ist  kaum  \ evmeidban.    II)  Die  Ordnung,  nach  welcher  in 

er  Sitzung  die  Verhandlungen  vorzunehmen  sind,  soll  in  der 
Regel  folgende  seyu  ">•  i)  Vorlesung,  etwa  nöthig  gefundene  Berich* 
tigung,  und  Unterzeichnung  des  l'mtncnlls  der  vorigen  Sitzung;  2)  Anzeige 
der  eingenommenen  Hingaben;  3)  Umfrage  und  vorläufige  Ahstimmuug 
über  jede  um  ihnen  />);  /j)  Anzeige  der  Gegenstände,  welche  weiter  zu 
verhandeln  sind:  5)  stufenweise  Verhandlung  über  dieselben,  welche 
bestehen  kann,  in  Verweisung  zu  Berichterstattung  oder  an  eine  Com- 
missiou1  in  Erörterung  und  Berathung,  in  Bcschlufsnahme,  dafs  die  Sache 
zur  Abstimmung  reif  sey  (§.  i5o),  in  Vorbereitung  derselben  zur  Abstim- 
mung in  dem  Plenum,  in  Fristbestimmung  zur  Abgabe  der  Stimmen,  etwa 
auf  einzuholende  Instruction,  in  endlicher  Abstimmung,  in  Schlufsziehung 
und  deren  Genehmigung,  von  Seite  der  anwesenden  Gesandten,  in  Bestim- 
mung, dafs  und  wie  der  Beschlufs  bekannt  zu  machen  sey,  u.  d.  m.; 
(>)  Abrede  über  die  nächste  Zusammenkunft,  ihre  Form  und  Vcrhandlungs- 
gegenstände. 

o)  Nach  Vorschrift  der  vorläuf.  Geschäftordnung  vom  3o.  Oct.  1816,  Absclm.  III. 

f>)  Iliebci  soll  bestimmt  werden:  1)  ob  der  Gegenstand  sich  sofort  (vor  Ablauf  der 
gewöhnlichen  Frist)  /air  Berathung  oder  Beschlufsnabme  eigne;  2)  ob  ausführ- 
lichere Erörterung  desselben  nöthig  sey;  3)  ob  diese  vorerst  in  einer  vertrau- 
lichen Berathung,  «»der  sogleich  in  förmlicher  Sitzung  vorzunehmen  scy ;  4)  °b 
im  letzten  Fall  zuvorderst  eine  Prüfung  und  Berichterstattung  für  nöthig  erach- 
tet ^erde,  und  wer  hiezu  ersucht  werde.  Die  Bestimmung  der  Anzahl,  so  wie 
die  WaM,  des  oder  der  Berichterstatter,  erfolgt  entweder  brevi  manu  durch 
\  ereinbarung,  oder  nach  erfolgter  Abstimmung  durch  förmlichen  Beschlufs. 
Vorlauf.  Gcschäftordn.,  Abschn.  III,  Num.  3. 

§•  162.  (146.a) 

Jicschluss  über  die  Reife  der  Sache  zur  Abstimmung.  Umfrage.  Wieder- 
holung  derselben.  Slimmgebung1  vorläufige  oder  endliche. 

\)  Wird  über  einen  Gegenstand  die  Fassung  eines  Beschlusses 
von  «In   Bundesversammlung  für  nöthig  erachtet,  so  wird  von  ihr  zuvor- 
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derst,  mündlich  oder  schriftlich,  durch  vorläufigen  Beschlufs  festgesetzt', 
ob  die  Sache  reif  zur  Abstimmung  sey;  allenfalls  nach  vorhergegan- 
gener allseitiger  InstructionsEinholung  und  Berichterstattung,  und  nach 
Fristlassung  zu  Einlangung  der  noch  fehlenden  Instructionen  (§.  i5i  ). 
II)  Ist  der  endliche  Beschlufs  von  dem  Plenum  zu  fassen,  so  kann  eine 
Reife  zur  Abstimmung  eher  nicht  angenommen  werden,  als  bis  in  dem 
engern  Rath  ein  solcher  Entwurf  des  endlichen  Beschlusses  verfassungs- 
mäßig zu  Stande  gekommen  ist,  der  von  dem  Plenum  geradezu  entweder 
angenommen  oder  verworfen  werden  kann  (§♦  124).  Hl)  Ist  die  Sache 
für  reif  zur  Abstimmung  erklärt  «),  und  wird  nicht  hierauf  von  Seite 
eines  oder  mehrerer  Gesandten  eine  Frist  zu  InstructionsEinholung  begehrt 
und  erwirkt  (§.  i5i),  so  wird  zur  Abstimmung  oder  Stimmgebung 
geschritten.  Diese  erfolgt,  in  festgesetzter  Ordnung  (§♦  i3i),  auf  Um- 
frage des  Präsidiums  ^)«  IV)  Das  Präsidium  kann  eine  wiederholte 
Umfrage  vornehmen,  um  Zweifel  über  einzelne  Abstimmungen  zu  heben, 
oder  um  die  Zählung  der  einzelnen  Stimmen,  für  die  eine  oder  andere 
Meinung,  zu  berichtigen  c).  Y)  Die  vorläufige  Stimmgebung  kann 
mündlich  geschehen.  Bei  endlicher  Abstimmung  werden  die  Stimmen, 
so  bald  für  jene  eine  Frist  festgesetzt  war,  entweder  schriftlich 
zur  Einverleibung  in  das  Protocoll  eingegeben,  oder  zu  dem  Protocoll 
dictirt  '0- 

a)  Ob  und  in  welchen  Fällen  einer,  den  in  Frage  stehenden  Gegenstand  betreuen- 
den Eingabe,  namentlich  einer  nachträglichen,  die  kurz  vor  der  beschlossenen 
Abstimmung  eingenommen  ist,  in  so  fern  SusßpytsivWirkung  einzuräumen  sey, 
dal's  mit  der  Abstimmung  und  Beschlufsfassung  noch  zurückgehalten  werde? 
kam  zur  Sprache,  in  d.  Protoc.  v.  1823,  §.  iö3. 

b)  Vorlauf.  Geschäftordn. ,  Abschn.  III,  Num.  7,  lit-  a  u.  b;  a.  0.  0.  S.  20. 

c)  Ebendas.,  lit.  b. 
c!)  Ebendas.,  lit.  d. 

§•   165.  (146.1») 

Verbindlichkeit  der  Bundesglieder  zur  Stimmgebung. 
Ausnahmen  hie  von. 

I)  Da  alle  Bundesglieder  zur  Mitwirkung  für  den  Bundeszweck 
gleiche  Verpflichtung  übernommen  haben',  und  ein  nothwendiges  Mittel 
zu  dessen  Erreichung  darin  besieht,  dal's  die  Angelegenüeifeii  des  Bundes 
durch  die  Bundesversammlung  mittelst  verfassungsmäsiger  Erklärung  des 
Gesammtwillcns  erledigt  werden,  dieser  aber,  nach  Vorschrift  der  Grund- 
verträge, durch  Stimmgebung  der  Einzelnen  feslgeselzt  werden  soll  «);  so 
ist  für  jedes  Bundesglied  mit  dem  Stimmrecht  zugleich  die  Verbindlich 
keit  verbunden  die  Stimme  abzugeben  (zu  vothen).  II)  Diese 
Bcgel  leidet  nur  dann  eine  Ausnahme,  wenn  bei  dem  in  Beratschlagung 
stehenden  Gegenstand  1)  ein  Bundesglied  Partei  ist,  folglich  als  stimm- 

Klubcr's  Öffentl.  Recht.  4.  Aull.  13 


UM  I«   riiril«  III-  Cnp*  Bundfsversärnh^luhff. 

Icihig  nit  Iii  hctrnehtcl  werden  darf  <  ),  weil  ein  Parteiwille  nicht  emt- 
stituiixMuiei  Theil  eines  unparteiischen  Gesammtrwillens  seyn  kann;  oder 
wenn  a)  ein  in  dem  vorliegenden  Fall  stimmfähiges  Bundesglied,  mit  aus- 
drücklicher odei  stillschweigender  Einwilligung  der  Bundesrersamm- 
ing  i.  lieh  des  ^bstimmens  Freiwillig  enthalt,  gleichviel  ob  es  sich 
htio  11  Ausdrücklich  <  )  oder  StiMschwoigend  ./)  erklärt.  In  dem  ersten  Fall 
kl   Li- in  Stimmrecht^  in  »lein  andern  ru  ht  dasselbe  ( votum  quiescit). 

i   Mies  dieses  vermöge  der  BundesÄctc,  Art,  \  u. 
Oes  t  reich  krachte  diesen  Gegenstand  zur Spracht,  in  dehtProtoc.  v.  i8-23,  §.  1 53. 

i  Beispiele  liefern  die  Ibstiromungen  über  PrivaiBrelamationcn,  und  über  Strei- 
tigkeiten einzelner  Bundesglieder  unter  sie  l».    Protoc.  der  Ii.  V.  v.  1818,  §.  i35. 

Ui  »  in  lituidesglied  bei  dein  concreten  Streitfall  nur  in  so  weit  bethciligt,  als 
die  dafür  aufzustellenden  Grundsätze  sein  Particulärlnteresse  in  einem  andern 
möglichen  Streitfall  unmittelbar  berühren  können,  so  ist  es  darum  bei  Ent- 
scheidung des  gegenwärtigen  Falles  als  Partei  nicht  au  betrachten,  mithin  stimm- 
fähig.    \ns  diesem  ßesichrpuncl  ist  das  hannoverische  Votum  in  d.  Prot,  vi 

•  Der,  il!in.  /.u  beuri  heilen,  betr.  die  Beschwerde  des  OA.  \>ahnschalfe 
n  ider  Braunsehw  eig. 

t  Eine  solc  he  Dispensation  ist,  nach  dem  Eingang  dieses  §. ,  nothwendig.  Sie  ist 
aber  auch  zureichend,  «(juamquam  in  secictate  singuli  legibus  adstringantur, 
Untversi  tarnen  süpra  lege»  sunt  pösiti»*.  L.  C.  Schködek,  Elem.  juris  naturalis, 
-<>(i,ilis.  et  gentium  (Groninsg.  it-5.  8.),  §.  6<p.  —  Daher  ist,  ein  Beschlufs  der 
B.  ^  . .   namentlich  die  Wahl  einer  Commission,  darum  nickt  ungültig,  weil  ein 

•  •der  der  andere  Stimmt  uhrcr  sich  der  Slimmgebung  enthalten,  oder  wohl  gar 
dawider  protestirl  hat,  sey  es  weil  er  die  Cönipetehz  der  Ii.  V.  in  der  Sache 
bestreitet,  «»der  aus  einem  andern  die  Form  oder  das  Wesen  betreffenden  Grund. 
(So  enthielt  Preussen  sich  des  Votums  1)  bei  e.  Commissionswahl ,  in  e.  Be- 
srhwerdcsache  wegen  der  OctroiRente,  weites  die  Competcnz  derB.V.  inRhein- 
schifffalirt  Angelegenheiten  bestritt,  im  2.  ScparatProtoc.  v.  18.  Aug.  1825,  Num.  4, 
S  j ■•(»:  •)  im  Protoc.  \ .  1  ( br.  i#3i ,  §.  44,  betr.  die  Differenz  zw.  Braunsehw. 
u.  Lippe,  wegen  der  braunsehw.  Aufsenleheii  im  Lippischen.    NB.  Alles  L.  D.) 

I  Beispiele,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  ?..  Dee.  1816.  §.  36;  v.  181",  §.  io5,  vergl. 
jedoch  mit  §.  jo-:  \.  1818,  §.  9.3?.;  v  1819,  §.  n3;  v.  i8?.3,  §.  i53,  bei  der 
Curie  der  1").  Stimme. 
M  In  solchem  Fall  wird  der  Yu  htstimmende  als  stillschweigend  einverstanden  mit 
der  Mehrheit  angesehen.  Oben  §.  1 5 1  e.  Hannöverische  Erklärung  in  dem 
Protoc  v.  sc  Dee.  181-,  ^.  419.  Bestimmungen  der  vorläuf.  Gesehaftordming 
der  I'».  Y.,  oben  §.  i5j,  II  u.  III,  wo  die  Eälle  einer  freiwilligen  Präclusion 
festgesetzt  sind,  mittelst  stillschweigender  Entsagung  auf  das  Stimmrecht  in  dem 
\  01  'liegenden  1  all.  Inzwischen  hängt  auch  hier  von  der  B.  V.  ab,  ob  sie  von 
der  Stirn mgebung  dispensiren  wilj.  Es  gibt  Eälle,  wo  die  Gesammtheit  wesent- 
lich dabei  bei  heiligt  ist,  dafs  kein  Bundesglied  von  ausdrücklicher  Stimmgebung 
sieh  ausschliefse ,  /..  B.  bei  einer  Kriegserklärung  und  einem  Friedenssehlufs. 
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§i   164.  (147). 

Aufschub  der  Beschlussziehung.  Aenderung  und  Genehmigung  abgelegter 
Stimmen.    Abstimmung  sub  spe  rati,  oder  ad  majora.  Interloyuiren. 
Erinnerungen  gegen  schon  abgefasste  Beschlüsse.    Mehrheit  der 
Gesandten  für  dieselbe  Stimmgebung. 

I)  Nach  geendigter  Umfrage ,  können  einzelne  Gesandte,  oder  mehrere, 
wenn  gleich  sie  ihre  Stimmen  schon  abgelegt  haben,  um  Aufschub  der 
Festsetzung  des  Beschlusses  ersuchen;  sey  es  wegen  neuer  Gründe  in 
spätem  Stimmen,  wegen  neu  eingetretener,  erheblicher  Thatumsta'nde , 
oder  zu  Aufklärung  von  Mifsversta'ndnissen ,  u.  d.  Bewilligt  die  Versamm- 
lung den  Aufschub,  so  erfolgt  hierauf  weitere  Erörterung  «).  II)  Da  ein- 
seitige Willenserklärung  nicht  bindet,  so  kann  bis  dahin,  wo  der  Beschlufs 
verfassungsmäßig  festgesetzt  ist,  jeder  Stimmberechtigte  die  abgelegte 
Stimme  ändern.  III)  Die  ohne  Vorbehalt,  selbst  ohne  oder  gegen  erhal- 
tene Instruction  (§.  187  u.  i5i),  abgelegten  Stimmen  der  bevollmächtigten 
Gesandten,  bedürfen,  um  bei  der  Beschlufsziehung  für  wirksam  zu  gelten, 
einer  nachfolgenden  Genehmigung  ihrer  Regierungen  nicht.  IV)  Ob  und 
wie  weit  aber  sub  spe  rati  Stimmen  abgelegt,  Avohl  gar  Beschlüsse  gefafst 
werden  dürfen,*  ob  und  wie  weit  folglich  sub  spe  rati  abgelegte  Stimmen, 
bei  Bildung  des  Beschlusses  zu  zählen  seyen;  ob  und  wann  für  wirkliche 
Stimmgebung  gelten  könne,  wenn  ein  Stimmführer  sich  schlechthin  für 
majora  schon  erklärt,  ehe  noch  Stimmenmehrheit  in  dem  Protocoll  vor- 
liegt (vergl.  §  i63,  i),  oder  wenn  er  erklärt,  er  trete,  abgesehen  von  den 
unter  sich  divergirenden  Ansichten  der  Betheiligten,  der  Majorität  bei 
oder,  er  sey  instruirt,  der  Mehrheit  beizutreten,  oder,  er  sey  zwar  mit 
Instruction  noch  nicht  versehen,  wolle  aber  doch  (bei  schon  vorliegender 
Stimmenmehrheit)  den  Beschlufs  nicht  aufhalten  ');  ob  und  in  welchen 
Fällen  bei  der  Abstimmung  Interl  oeruire  n  «0  zulässig  sey;  ob  und  wie 
weit  Erinnerungen ,  in  Absicht  auf  Uebereinstimmung  der  Beschlüsse  mit 
dem  Inhalt  der  Protocolle,  nach  erfolgter  Unterzeichnung  der  letzten, 
zulässig,  wie  solche  vorzubringen  seyen,  und  mit  welchem  Frfolg;  ob  und 
mit  welchen  Rechten  zwei  und  mehr  Gesandte  eines  VirilStimmberech- 
tigten  i56  u.  f.)  in  den  Sitzungen,  insbesondere  bei  der  Stimmgebung, 
zuzulassen  seyen;  —  über  alles  dieses,  sind  eigene  Bestimmungen  noch  zu 
erwarten. 

a)  Voi  l.iuf.  Geschäftordn.,    Abschn.  Iß,   Niuft  7,   lit.  c;   a.  a.  O.  S.  io.  Vcrgl! 

oben  §.  i0i.    Preufsische  Erklärung  in  dem  Protoc.  x.  i8'2'2,  81. 
//)  Beispiel  in  d.  Protoc.  v.  182/, ,  67. 

c)  Beispich'  in  d.  Protoc.  v.  i8'>  ,,  §.  67;  x.  182a,  §.  92  u.  93.  Oldenburg.  Erklä- 
rung hierauf,  in  d.  Protoc.  v.  182a,  §.  92.  —  In  gewissen  Fällen,  z.  B.  bei  Be- 
sehliefsung  eines  Bundeskriegs,  Waffenstillstandes  oder  Friedens,  bei  Fassung 
eines  Beschlusses  wider  eine  grofse  Macht,  u.  d.,  können  bald  allen  übrigen 
Bund edglie derri,  bald  einzelnen,  l'.rklarungen  der  angeführten  Art  nicht  gleich- 

13* 
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pyn     l  nd  wie,  wenn  die  schon  vorliegende  Stimmenmehrheit,  in  Stirn 
menglcirhhcit,  oder  in  Minderheit  sich  dadurch  verwandelte,  da fs  Abstimmungen 
mm  der  lieschlufarfchung  geändert  werden?   Oder  wenn  nach  einer,  ehe  noch 
Stimmenmehrheit  vorliegt,  aUo  im  \  or.uis  erfolgten  Abstimmung  ad  majora, 
Stimmengleichheit  einträte f   Können  nicht  Abstimmungen«,  die  nach  schon  vor 
liegender  Stimmenmehrheit,  abweichend  *<>n  dieser  erfolgen,  Anlais  werden  zu 
lenderung  schon  abgelegter  Stimmen? 
i  1  inBeispiel  in  d.  Protbc  der  l>.  \  .  a.  i  ,.  Nov.  imo,  §.  i?..   Vergl.  auch  Protoc. 
v.  1818,  §.  19,  u.  SeparatProtoc.  \.  a5-  Apr.  1822,  S.  291.  —  Das  I/iterloquiren 
sollte  nur  dann  Statt  finden,  wenn  ein  Stimmföhrer  sich  berechtigt  und  ver- 
(»flichtet  ci  a»  htet,  &Cgeh  eine  während  der  Abstimmung  erfolgte  Erklärung  eines 
Indern,  oder  gegen  dessen  in  derselben  Sitzung  behaupteten  Rang,  Vorsitz  oder 
Stimmrecht,  entgegenstehende  Hechte  oder  Ansprüche  seines  Machtgebers,  durch 
u  Protocoll  erklärten  Widerspruch,   alsbald  zu  wahren.     Aufserdem  wäre  es 
unbefugt  l  uterbrechuug  der  Stimmordnung« 


§.     16&  (148a0 

Entwurf  und  Festsetzung  des  Beschlusses.    Seine  Genehmigung,  Aen~ 
denmg,  Aufhebung,  Ausfertigung,  Bekanntmachung  oder  Mittheilung. 
Amtliehe  Zeil ungsArt ikel 

l  )  "Vach  vollständig  geendigter,  oder  rechtlich  für  geendigt  zu  ach- 
tend. 1  (  1  3 1  ,  Note  e,  ü.  §.  i55)  Abstimmung,  und  wenn  nicht  Auf- 
schub der  Beschlufsziehung  \  erlangt  oder  bewilligt  wird  (§.  164),  schreitet, 
Sowohl  in  dem  engern  Rath  als  auch  in  dem  Plenum,  das  Präsidium,  in 
derselben  oder  in  der  folgenden  Sitzung,  nach  vorschriftmäsiger  (§♦  125, 
129  '  1 .  IV.)  Maasgabe  der  abgelegten  Stimmen,  zu  der  Vorlegung  eines 
E  n  t  w  11  r  fs  des  Beschbisses.  Ist  solcher  von  den  anwesenden  Gesandten 
genehmig!  oder  berichtigt,  so  wird  von  der  B.  V.  und  in  ihrem  Namen, 
der  Beschlufs  in  dem  Protocoll  festgesetzt«)»  II)  Dieser  bedarf  alsdann, 
lfm  rechtsgültig  und  vollziehbar  zu  seyn ,  keiner  Genehmigung,  von 
Seile  einzelner  Gesandten  oder  ihrer  Regierungen  l>).  Er  ist  sofort  rechts- 
gültig und  \  erpllichtend  für  die  Bundesgenossen ,  wenn  er  verfassungsmäßig, 
das  beifst,  innerhalb  der  Competenz  der  B.  Y.,  und  mit  Beobachtung  der 
Für  Beschlußfassung  festgesetzten  Form,  zu  Stande  gekommen  ist  (§.  117). 
III  )  Ein  Beschlufs  der  B.  V.  hat  nicht  die  Eigenschaft  eines  rechtskräftigen 
Lrtlieils.  Dessen  ungeachtet  findet  Aenderung  oder  Aufhebung  ver- 
t  issungsmä'sig  gefafster  Besclilüsse,  wider  den  Willen  derer,  die  daraus  ein 
Rech]  ti  warben  haben,  nur  Statt,  hei  wesentlicher  Veränderung  solcher 
Umstände,  deren  Daseyn ,  für  die  Wirksamkeit  des  Beschlusses  als  noth- 
w endig  vorausgesetzt  war  c),  oder  bei  Entdeckung  neuer  Thatumstände, 
welche  die  bei  flem  Beschlufs  als  nothwendig  vorausgesetzten  Verhältnisse, 

den  w'irhlicwen  als  wesentlich  verschieden  darstellen^).  IV)  Die  Bun- 
desversammlung bestimmt,  ob,  wie  weit,  und  in  welcher  Art,  ein  Beschlufs, 
so  wir  das  Projocoll,  bekannt  zu  machen  sey  «■').    Die  Bekanntmachung 
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der  BundestagVerhandlungen  durch  (Öffentlichen)  Druck  (.§.  1 36 3  auf 
Kosten  der  BundescanzleiCasse,  hatte  sie  als  Regel  festgesetzt,  und  sich 
für  jeden  einzelnen  Fall  vorbehalten,  Ausnahmen  hievon  zu  machen 
Diese  Oeffentlichkeit  des  grüfsten  Theils  ihrer  Verhandlungen,  war  eine 
wichtige  Quelle  für  Bildung  der  Wissenschaft  des  Bundesrechts  und  der 
öffentlichen  Meinung  (§»  22).  Aber  durch  den  oben  (§.  i58}  erwähnten 
Beschlufs  der  B.  V.  vom  1.  Juli  1824  ward  die  Regel  der  Oeffentlichkeit 
der  BundestagVerhandlungen  in  Ausnahme  verwandelt.  V)  Für  Art 
und  Mittel  der  Ausführung  der  Bundestagbeschlüsse,  für  innere  Sicherheit 
in  den  Bundesstaaten,  ist  eine  ExecutionsOrd  nung  errichtet  (§.  178). 
VI)  Auf  Eingaben,  Mittheilungen  und  Schreiben,  aufser  den  Anträgen  der 
Bundesglieder,  antwortet  die  Bundesversammlung  durch  Zusendung  von 
Auszügen  aus  dem  Protocoll,  mit  oder  ohne  Anführung  der  Gründe  tf), 
welche ,  wie  Alles ,  was  von  der  B*  V.  ausgeht ,  von  der  BundesPräsidial- 
Canzlei  ausgefertigt  werden  VII)  Alle  in  politischen  Tagblättern 
der  Freien  Stadt  Frankf  urt  erscheinenden  Artikel ,  die  Bundesversammlung 
und  ihre  Verhandlungen  betreffend,  sind  als  nicht-amtliche  anzusehen,  wenn 
nicht  die  Ueberschrift:  «Officieller  Artikel»  vorgesetzt  ist;  ein 
Merkmal,  dafs  sie  aus  der  Bundescanydei  den  Herausgebern  zum  Einvücken 
mitgetheilt  worden  sind  0-  VIII)  In  Beziehung  auf  die  Verhandlungen 
der  B.  V.  und  auf  die  Geschäfte  der  von  ihr  abhängenden  Commissionen, 
soll  in  die  Zeitungen,  welche  in  Bundesstaaten  erscheinen,  nichts  aufge- 
nommen werden,  als  wörtlich,  was  die  ihnen  m itgethei lten  Bundes- 
tagsProtocolle  enthalten 

a)  Vorlauf.  Geschäftordn.  v.  1816,  Abschn.  III,  Num.  3  u.  7,  lit.  a;  a.  a.  O.  S.  19  f. 

h)  Wiener  SclilufsActe  v.  1820,  Art.  7,  8  u.  10.  —  In  der  vorläuf.  Geschäftordn., 
Abschn.  III,  Num.  5,  scheint  blofs  die  Rede  zu  seyn  von  einer  Genehmigung, 
dafs  zur  Schlufsziehung  geschritten  werde.  —  Verhandlungen  der  B.  V.  in  der 
Hofniannischen  Beschwerdesache  wider  Kurhessen,  im  Febr.  und  Marz  1817. 
Man  s.  unten  §.  217,  a. 

c)  Vergl.  Klüber's  Droit  des  gens  moderne  de  l'Europc ,  §.  i65. 

d)  Gutachtlicher  Commissions  Vortrag,  §.  1,  bei  dem  Protocoll  der  B.  V.  v.  5.  April 
1821.    Ocslreichische  Aeufserung,  in  d.  Protoc.  v.  1823,  §.  i53. 

c)  Vorläuf.  Geschäftordn.,  Abschn.  III,  Num.  5  u.  7,  lit.  e;  a.  o.  O.   S.  19  f. 

Ki.übku's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  106  f. 
/)  Beschlufs  in  dem  Protoc.  der  PlenarVersammlung  v;  14.  Nov.  1816,  §•  12;  in 

Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  109. 
g)  Vorlauf.  Geschäftordn.,  Abschn.  III,  Num.  7,  lit.  f. 

//)  In  dieser  Form:  «Auszug  aus  dem  Protocoll  der  .  .  .  Sitzung  der  teutschen  Bun- 
desversammlung vom  (Datum)  .  .  .  Die  tcutsche  Bundesversammlung  hat  be- 
schlossen, u.  s.  w.    Frankf.  den  (L.  S.).    Die  BundesPr -äsidialCanzlei». 

(Unterschrift  des  CanzleiDirectors.)  Vorlauf.  Geschäftordn.  Abschn.  III,  Num.  7. 
lit.  g;  a.  a.  O.  S.  21. 

0  Beilage  Num.  I  zu  den  PräliminärConfercnzen  der  Gesandten,  im  Oct.  1816, 
Damals  erlassene  Erklärung  der  B.  V.  an  den  Senat  der  Freien  Stadt  Frankfurt, 
Art.  II;  in  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S  160. 

*)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  5.  Febr.  1824,  in  d.  Protoc.  §.  3tj,  u.  in  Klüdem's  Quel- 
lcnsammlung,  Num.  XXYIH. 


HH\  i    liicü.  III.  (.a\).  Bundesversammlung. 

/  ollzichcndc  /J ivksamlvit  der  Ii  / 

/  )  l "  c  b  c  r  h  ii  u  p  t. 

In  Ihrer  vollziehenden  Eigenschaft  (J.  117  u.  170),  ohne  welche 
dei  Buna  sehr  o(\  mehr  nicht  als  Formenspie]  seyn  würde,  hat  die  Buij.- 
des  t  ersammlung  folgende  Rechte  und  Pflichten-  I)  Die  Sorge  Für 
fortwährende  Wirksamkeit,  und  daher  in  einzelnen  Fällen  etwa 
nothige  \  ollziehung  aller  von  dem  Bund  ausgegangenen,  oder  unter 
seiner  Autorität  errichteten  Bestimmungen,  und  der  von  ihm  übernommenen 
Verpflichtungen  a  ;  namentlich  Vollziehung  der  BundesActe,  nach  ihrem 
ganzen  Inhalt,  und  der  übrigen  Grundgesetze  des  Bundes,  der  von  der 
B«  V.  in  dem  Umfang  ihrer  Wiruungsbefugnifs  gefafsten  Beschlüsse,  der 
am  Bandestag  vermittelten  Vergleiche,  der  in  Streitigheiten  der  Bundes- 
glieder  über  den  jüngsten  Besitzstand,  auf  Begehren  der  Bundesversamm- 
lung abgefafsten  rechtlichen  Beseneide  (§.  172  u.  174  u.  f.),  der  durch 
iVustrage  gefällten  richterlichen  Erkenntnisse,  der  unter  Gewährleistung  des 
Bundes  gestellten  compromi^sarischen  Entscheidungen,  der  von  dem  Bund 
übernommenen    besondern    Garantien,  Gegenstand   der  vollziehenden 

Wirksamkeit  der  I».  V. ,  ist  demnach  jedes  Rechtsverhältnifs ,  welches  durch 
den  Bund  begründet  oder  gesichert  ist,  scy  es  durch  den  erklärten  Bundes- 
zweefc  überhaupt,  oder  durch  besondere  bundesmäsige  Bestimmung  e). 
II)  Zu  diesem  Ende,  hat  die  B- V. ,  nach  Erschöpfung  aller  andern  bundes- 
rerfassungsmä'sigen  Mittel,  die  erforderlichen  Execu  tio  nsMaasregcl  n 
in  Anwendung  zu  bringen,  mit  genauer  Beobachtung  der  in  der  Executions- 
Ordnung    §.  i-O  u.  f.)  des  Bundes  defshalb  festgesetzten  Bestimmungen  ä). 

<t)  PffästdiaTl  ortrag  in  der  Ii,  V.  am  20.  Sept.  1819,  §.  220,  Num.  II,  S.  659. 

/  )  Wirnrr  ScldufsAele  v.  1820,  Art.  3i,  20  u.  17.    ExecutionsOrdnung,  Art.  1,  in 

dem  Protoc.  der  PlenarVersammlung  der  B.  V.  v.  3o.  Aug.  1820,  §.  3. 
t)  Provisor.  CoinpetcnzHestimmung  der  B.  \  .  v.  12.  Jun.  1817  (§.223  der  Protoc.), 

lit.  Ii.  §.  .,.  Aum.  5,  rergl.  ofit  Num.  4  •»  »?       ht.  C,  §.  5,  Nüiri.  1  u.  2. 
Alles  gehört  ror  den  Bund,  was  zur  Erfüllung  des  allgemeinen  Zweckes,  Art.  2, 

und  der  einzelnen  in  der  BundesActe  gegebenen  Bestimmungen,  Rechte  u.  s.  u. 

geböii       und  v  innerhalb  der  Grenzen,   die  der  Bundcszweclt  bezeichnet,  iuuIn 

die  B.  V.  sich  frei  bewegen  können,   nach  dem  Ziel,   das  ihr  vorgesteckt  ist », 

heilt  es  in  dem  Commiss'onsGutachten  über  die  Reihenfolge  der  Geschäfte,  in 

der  Beil.  1 1  zu  «lern  Proloe.  v.  17.  Eebr.  181-. 
n)  Wiener  St  hluivVa  te  v.  1820,  Art.  3i. 

§•  167.  (M*>  , 

/>'<  1   Störung   ihr  >nn-rn   Rithb   und  Sicherheit  des   Hundts,     jj  lici  J-f^idcrselzliehUd 
der  V iiterthanev ,  bei  Aufruhr,  und  bei  gefährlichen  Bewegungen. 

!  Sind  innere  Ruhe  und  Sicherheit  des  Bundes  und  der  Bun- 
desstaaten irgend  bedroht,   oder  gestört,   so    hat  die  B.  V.,   da  ihr  die 
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Sicherung  des  Rechtszustandes  unter  den  B  u  n d  es  g  lied e r  n  und  in  den 
Bundesstanten  zur  Pflicht  gemacht  ist,  über  Erhallung  und  Wiederher- 
stellung derselben  Rath  zu  pflegen,  und  die  hiezu  geeigneten  Beschlüsse, 
nach  Anleitung  der  in  dem  Bundesrecht  enthaltenen  Bestimmungen,  zu 
fassen  II)  Zwar  steht,  in  jedem  zu  dem  Bund  gehörenden  Staat,  die 
Aufrechthaltung  der  Innern  Buhe  und  Ordnung,  der  Regel  nach,  der 
Landesregierung  allein  zu:  aber  als  Ausnahme  kann,  bei  Widersetzlich- 
keit der  ü  ntertha  ne  n  gegen  ihre  Regierung  ,  bei  offenem  Aufruhr, 
bei  gefährlichen  Bewegungen  in  mehreren  Bundesstaaten,  Mit- 
wirkung des  Bundes  zu  Erhaltung  oder  Wiederherstellung  der  Ruhe  ein- 
treten, in  Hinsicht  auf  innere  Sicherheit  der  gesammten  Bundesstaaten, 
und  in  Folge  der  Verpflichtung  der  Bundesglieder  zu  gegenseitiger  Hülf- 
leistung 

a)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  18.  Vergl.  unten  §.  213  u.  s&6.  —  Von  die- 
ser Art  sind  die  in  dem  Protoe.  v.  20.  Sept.  1819,  §.120  u.  f.  (Bd.  VIII.  Si  a66  ff. 
u.  287  ff.),  enthaltenen  Beschlüsse  wider  entdeckte  revolutionäre  L'mti  iehc  », 
wodurch  provisorische  Maasregeln  wider  die  Lirenz  der  StudeMen  auf  Uniißtrsi- 
täten,  wider  den  Mis.shruurh  der  Presse,  und  wider  jene  Unktriebe  überhaupt 
festgesetzt,  und  wegen  der  Letzten  eine  QentraWntermchungiCommisswn  zu  Mainz 
niedergesetzt  ward.  x  fcrgl.  Geschichte  u.  Verhandlungen  der  mainzer  Central 
UntersuchungsCommission ;  in  1  it.  MiKuviin's  allgem.  polit.  Aunalen,  Bd.  VIII, 
Heft  (1822),  S.  i3  —  -2.  Allgem.  deutsche  BcalEncyclopädic  (  (!on\  er satibns- 
Lexicon),  Aufl.  (1822)  Bd.  X,  u.  SupplementBand  v.  1829,  \oc.  Umtriebe. 
Ebendas.  Neue  Folge,  Bd.  II  (1828)  voc.  Mainzer  CentralUntersuchungsCommis- 
sion.  L.  v.  Dresch  öffentl.  Recht,  S.  10.4 — 10-.  Auf  jeden  Fall,  sind  diese 
Maasregeln,  zusammen  genommen,  ein  denkwürdiges  Beispiel,  welcher  kraft- 
vollen Entwickelung  die  Bundesgewalt  fähig  sey,  wenn  der  A \  i H e  der  Mächtigen 
eingreifend  zusammenwirkt.  —  Zweck  der  erwähnten  C.U. Commission  (man  s.  das 
angef.  Protoeoll ,  und  Kxvber's  Quellensammlung,  Num.  W  II)  sollte  seyn:  «ge- 
meinschaftliche Untersuchung  und  Feststellung  des- Thatbestandes,  des  Ursprungs 
und  der  mannigfachen  \  erzweigung  der  gegen  die  bestellende  Verfassung  und 
innere  Buhe,  sowohl  des  ganzen  Bundes,  als  einzelner  Bundesstaaten,  gerichte- 
ten revolutionären  Umtriebe  und  demagogischen  Verbindungen  -\  Ks  sollte  die 
Commission  & ausschliefslich  zur  weitem  Untersuchung  der  gedachten  Umtriebe, 
von  Bundes  wegen  bestellt  seyn».  Auch  sollte  sie  &die  Oberleitung  der  Local; 
Untersuchungen  in  Bundesstaaten  übernehmen».  Zur  Berichterstattung,  über 
ihre  Verhandlungen,  über  Anstände,  zu  Erholung  weiterer  \  erhallungsbefehle, 
und  über  die  Bcsultatc  ihrer  Thätigkeit,  war  ihr  die  Ii.  V.  angewiesen,  welche 
«die  weiteren  Beschlüsse  zu  Einleitung  des  gerichtlichen  Verfahrens  fassen  w  erde^. 
Eine  richterliche  oder  rechtsprechende  Behörde  sollte  die  (Kommission  nicht 
seyn.  Die  B.  V.  wählte  durch  Stimmenmehrheit  in  der  engern  \  ersanunlung 
sieben  Bundesglieder  (Ocstreich,  Preufsen,  Baiern,  Hannover,  Baden,  GH.  flessen. 
IVassau),  welche  die  Untersuchungst 'onunissarien  zu  ernennen,  jedem  ernanntet 
einen  Secretär  oder  Actuar  beizugeben,  und  beide  in  Mainz  zu  unterhalten 
hatten.  ^Die  Bosten  der  Commission  (im  Ganzen),  so  wie  die  Untersuchung 
selbst,  waren  von  dem  Bunde  zu  tragen  \  Sie  belicfru  sich,  dem  \  crnelimni 
nach,  auf  80  bis  90,000  Gulden,  und  mit  Inbegriff  des  von  den  sieben  Regie- 
rungen einzeln  zu  tragenden  Kostenaufwandes,  auf  mehr  denn  '><><>, 000  Gulden. 
Die  Installation  der  Commission  erfolgte  im  Herbst  i8lQ  mit  grolscr  Oell'ent 
liehkeif,  ihre  Auflösung  im  Sommer  und  Herbst    1828,    nach  fast  neunjähriger 
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Dauer,  in  der  Stille,  n.u  Ii  und  n.u  h,  «»Imr  Bekanntmachung  der  Resultate  ihrer 
i  lu.ii-Kfit.    S.  Minuuu/s  allgcm.  |>olit.   Vnnalen,  ]>d.  \  III ,  llelr  i,  S.  ,r>  IL 
h  der  CcntralUntersuchungsCommission,   d.  d.  Maina  den  \\.  Deceov 

ber  1847.  Mit  Anlagen  Num,  1  bi.s  \ll.  iricl.  3i4  S.  in  Fol.  oder  -»>  Bogen. 
Iii  n.  Huo,  die  Ctentra1*IJntcrsuchdng[s*Cornmission  zu  Mainz,  u.  <lio  dtemagogi- 
si  in-ii  Umtriebe  in  den  Burschenschaften  de*  deutsehen  Universitäten«  zur  Zeit 
dci  BundestagsBeachlussei  \.  20.  Sept.  i8id\  Leipa.  i83a»  8.  Auch  unter  d. 
Titel«  Geschichte  der  geheimen  \  erbindungen  der  neuesten  Zeit,  3.  lieft.  — 
Ue&vhlufs  der  Ii.  \.  vom  21.  October,  i83o.  betr.  Sicherheit Vorkehrungen  wider 
die  in  mehreren  Bundesstaaten  eingetretenen  oder  zu  besorgenden  Unruhen  u, 
aufrührerischen  Auftritte]  bekannt  gemacht  zuerst  in  der  Frank  f.  OI'AZciiung 
i  •'<>■  Nov.  t83o,  dann  auch  in  andern  öffentlichen  Blättern;  • —  ftr.u/i/ü.i.ve  der 
r$a^ttnjhmg  vom  xo.  Juni  und  8.  August  i833^  betreffend  die  Errichtung 
tiner  CentraWchördo  am  Sit/,  der  Bundesversammlung,  für  Erforschung  eines 
gegen  den  Bestand  des  teutschen  Bundes  und  gegen  die  öffentliche  Ordnung  in 
Deutschland  gerichteten  Complots,  insbesondere  eines  zu  Frankfurt  am  3.  April 
ebend.  J.  Statt  gehabten  Attentats,  und  für  Beförderung  der  dawider  amhfingi- 
gen  l  ätersoehuugen.  (Amtliche  Bekanntmachung  in  der  Frankfurter  OberPost- 
amtsZeitung  vom  August  i833.)  Ein  Ueschluls  der  13.  V.  vom  5.  Juni  1 834 
verordnet  Einsendung  der  UtiteitiuchurigsAefcen  an  die  durch  den  Heschlufs  der 
15  \.  \.  So.  Jutli  i833  angeordnete  CenlrallJcliörde,  und  Aufsehub  der  Definitiv- 
1  rkenntnisSe  bis  zu  einer  Erklärung  dieser  Behörde.  —  Durch  einen  lieschlufs 
\.  s5.  Jan.  i835  verbot  die  H.  V.  das  Wandern  teutscher  Handwerksgesellen 
n  ull  gewissen  Ländern  und  Orten,  und  ihre  Tlieilnahme  an  Verbindungen  und 
Versammlungen!,  wodurch  die  öffentliche  Uuhe  bedroht  oder  geslört  werden 
Konnte. 

168.  (148J.) 
Fortsetzung. 

III)  Ist  in  einem  einzelnen  Bundesstaat  durch  Widersetzlich- 
keit der  Unterthanen  gegen  die  Obrigkeit,  die  innere  Ruhe  unmittel- 
bar gefährdet  ,  und  eine  Verbreitung  aufrührerischer  Bewegungen  zu 
besorgen,  oder  ist  ^vvirklicher  Aufruhr  ausgebrochen ,  und  begehrt 
11  die  Landesregierung  selbst,  nach  Erschöpfung  der  gesetz  -  und  ver- 
fassungsmäsigen  Aliud,  den  Beistand  des  Bundes,  so  hat  die  B.  V.  schleu- 
nigste Hülfe  zu  Wiederherstellung  der  Ordnung  zu  veranlassen.  Wäre 
aber  2)  die  Regierung  notorisch  aufser  Stande,  den  Aufruhr  durch  eigene 
Kräfte  za  unterdrücken,  und  gehindert  Hülfe  bei  dem  Bund  zu  suchen, 
so  ist  die  B.  V«  dennoch  verpflichtet ,  auch  unaufgefordert  zu  Wieder- 
herstellung der  Ordnung  und  Sicherheit  einzuschreiten.  Jedoch  dürfen 
3)  in  keinem  Fall  die  verfugten  Maasregeln  von  längerer  Dauer  seyn, 
als  die  Landesregierung  für  nö'thig  erachtet  «).  Auch  mufs  4)  diese  Be- 
gierung  nicht  nur  die  Bundesversammlung  von  der  Veranlassung  der 
eingetretenen  Unruhen  in  Kerintnifs  setzen,  sondern  auch  bei  derselben 
beruhigende  Anzeige  machen,  von  den  zu  Befestigung  der  wiederhergeslell 
ten  gesetzlichen  Ordnung  getroffenen  Maasrcgeln  P).    5)  Ersatz  der  durch 
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die  Sendung  von  Hülftruppen  verursachten  Kosten  <0,  desgleichen  Ein- 
quartirung  und  Natural  Verpflegung  der  Truppen  liegt  dem  Bundes- 
staat ob,  welchem  die  Hülfe  geleistet  ward.  IV)  Sind  in  mehreren 
Bundesstaaten  Öffentliche  Ruhe  und  gesetzliche  Ordnung  durch  gefährliche 
'Verbindungen  und  Anschläge  bedroht,  und  können  dawider  nur  durch  Zu- 
sammenwirlmng  der  Gesammtheit  zureichende  Maasregeln  ergriffen  werden, 
so  ist  die  B.  V.  befugt  und  verpflichtet,  dergleichen  zu  berathen  und  zu 
beschliefsen ,  nach  genommener  Rücksprache  mit  den  zunächst  bedrohten 
Regierungen  e). 

a)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  26.  —  Als  die  im  September  i83o  in  Belgien 
ausgebrocliene  Insurrection  auch  in  das  GH.  Luxemhurg  sich  verbreitet  hatte, 
forderte  der  König  der  Niederlande,  als  Grofsherzog,  den  Teutsclien  Bund 
metirmal  auf,  die  verfassungsmäßige  schleunigste  Hülle  zu  Wiederherstellung 
der  Ordnung  zu  leisten.  Durch  einen  Beschlufs  der  B.  V.  in  ihrem  Separat- 
Protocoll  v.  17.  u.  18.  März  i83i,  ward  hierauf  festgesetzt,  dafs  ein  Corps  von 
24,000  Mann  Bundestruppen,  bestehend  aus  dem  10.  ArmeeCorps  u.  der  zwei- 
ten Division  des  neunten,  in  Bereitschaft  gesetzt  werden  solle,  um  in  dem  GH. 
Luxemburg  die  durch  Insurrection  gestörte  Buhe  wieder  herzustellen.  Proclama- 
tion  des  GeneralGouverneurs  in  dem  GH.  Luxemburg  v.  25.  Marz  i83i,  in  teutsclien, 
niederländischen  u.  franz.  Blättern.  Die  B.  V.  schien  inzwischen,  in  Absieht  auf 
die  Unterstützung  des  Landesherrn,  der  Londner  Conferenz  der  Bevollmächtigten 
von  Oestreich,  Grofsbritannien,  Frankreich,  Bufsland  und  Prcufsen  zu  ver- 
trauen. Das  35.  Protocoll  der  Conferenz  drückte  deren  Wunsch  aus,  dafs  bei 
ihr  die  Bevollmächtigten  Oestreichs  u.  Preufsens  von  der  B.  V.  Vollmacht  er- 
halten möchten,  über  diese  Sache  zu  unterhandeln.  Diese  Vollmacht  ward, 
nach  öffentlichen  Blättern,  von  der  B.  V.  ertheilt,  durch  einen  Beschlufs  in 
ihrem  Protocoll  v.  9.  Sept.  i83i.  „Auch  bezog  sich  die  Conferenz  ausdrücklich 
darauf  in  einer  an  den  holländischen  Gesandten  erlassenen  Note  vom  4-  Jan. 
i83?..  Oestreich  machte  bei  seiner  am  18.  Apr.  i832  zu  London  ausgewechselten 
Ratification  des  Londner  Tractats  v.  i5.  Nov.  i83i  den  Vorbehuh  der  Rechte  des 
T.  Bundes ,  in  Absicht  auf  Abtretung  u.  Vertauschung  eines  Thcils  des  GH. 
Luxemburg.  Journ.  de  Francf.  du  28.  avril  i832.  Von  dem  Recht  u.  Beneh- 
men des  T.  Bundes  in  dieser  Angelegenheit,  ein  wichtiger  Artikel  aus  dem  Jour- 
nal de  Luxembourg  in  dem  Journal  de  Francfort  du  5  sept.  1 833 ,  u.  aus  der 
Kölner  Zeitung  in  der  Frankf.  OPAZeit.  v.  3.  Sept.  i833,  Beilage  246.  —  Von 
dem  Recht  des  T.  Bundes  auf  das  GH.  Luxemburg ,  bei  der  Trennung  Belgiens 
aoii  dem  RR.  der  Niederlande  \  in  der  Frankf.  OPAZeit.  v.  28."Nov.  i836.  — 
Aus  Veranlassung  eines  Aufstandes  zu  Frankfurt  a.  M.,  weit  zum  gröfsten  Thcil 
von  Fremden,  am  3.  April  i833,  wurden  nach  einem  Beschlufs  der  B.  V.  vom 
12.  April  i833,  östreichische  und  preufsische  Truppen  nach  Frankfürt  und  des- 
sen nächste  Umgebung  verlegt,  und  ward  dann  von  der  Bundesversammlung  am 
3.  April  1884  eine  «Provisorische  Norm  der  dienstlichen  Bestimmungen  für  die 
zu  Frankfurt  und  in  der  Umgegend  vereinigten  Bundestruppen»  errichtet.  Sic 
steht  in  der  Allgemeinen  Zeitung  vom  14.  Juni  i834,  Beilage  i65. 

h)  Wiener  SchlufsActe,  Art.  27.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  9.  Aug.  t832,  in  Klvbkii's 
QjuediensammL  Fortsetzung ,  S.  71. 

c)  Fxeculionsoi  dnung ,  Art.  1I4. 

d)  Beschlufs  der  B.  \  .  v.  23.  4ug.  i832 
0  Wiener  SchlufsActe,  Art.  28. 
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•f/    //tw  J u  s  ti zi'c  r  wv  t  g  c  r  an  gt 

0  Wird  in  einem  Bundesstaat  ordnungsmäßige  Rechtspflege  rji 
einei  Justizsache  «Q  »  erweitert,  verzögert  oder  gehemmt^, 
und  !sl  daselbst  Hülfe  dawider  auf  gesetzlichem  Weg,  auch  unmittclnar 
bei  der  höchsten  Staatsregierung  fruchtlos  gesucht  worden;  so  kann  der 
Betheiligte,  vermöge  des  durch  den  erklärten  Bundeszweck  gegebenen  a  1 1- 
gemeinen  Gebots  der  Handhabung  eines  allseitigen  festen  Rechtszustandes 
I  •  »06  11.  äit)  mid  nach  besondern  Recbtibestimmungen  des  Bundes 

Nou  '</>•  Recurs  an  die  Bundesversammlung  nehmen,  mit  feist  einer 
gehörig  begründeten  Beschwerde  über  verweigerte,  verzögerte 
■  ,  i  1  gehemmte  Justiz  (querpla  de  protracta  vel  denegata  justitia). 
II»  In  du  bei  der  B.  \.  ein/.ni  eichenden  J>  e  s  c  bw  e  r  d  es  c  h  r  i  f  t  ist,  in 
I  olge  des  39,  Artikels  der  wiener  Sehluf'sActe,  grundlich  auszuführen:  dafs 
die  rhatsache  der  «verweigerten  oder  gehemmten  Bechtspllege  erwiesen  * 
sevj  dafs  dieselbe  nach  Rechtsgrundsätzen,  insbesondere  «nach  der  Verfas- 
sung und  den  bestellenden  Gesetzen  des  Landes »  sich  nicht  rechtfertigen 
lasse 5  dafs  dawider  in  dem  betreffenden  Bundesstaat  «auf  gesetzlichem 
W<  <  ausreichende  Hülfe»  nicht  habe  erlangt  werden  können.  III)  Der 
'••  Vr.  liegl  dann  pb,  diese  Beschwerde  anzunehmen,  dieselbe  nicht  nur 
n.n  d  allgemeinen  Bechtsgrundsatzen ,  sondern  auch  nach  der  Verfassung 
und  den  bsteelieuden  Gesetzen  ')  des  Landes  zu  prüfen,  und,  wenn  sie 
er* tesen  und  begründe!  gelungen  ist,  bei  der  Landesregierung,  von  welcher 
Sil  der  Beschwerde  Anlafs  gegeben  worden,  gerichtliche  Hülfe  zu 
bewirken  denn  der  oberste  Grundsatz  des  Bundes  ist,  dafs  unter 
allen  Bundesgliedern  und  in  allen  Bundesstaaten  kein  anderer  als  ein  recht 
lichcr  Zustand  bestehen,  mithin  auch  die  Justiz  in  aller  Hinsicht  nur  ge- 
Belzhch  rerwaltei  werden  müsse  ?}.  IV)  Vermöge  des  Bechtsbegriffs  der 
Jlrfstizverwefgerung  (  \ote  b),  eignen  sich  zu  bundesvertragmäsiger  Be- 
st Ii  werde  bei  der  B.  V-,  unter  andern,  folgende  Fälle.  1)  Wenn  ein 
Landesgericht,  in  einer  bei  ihm  angebrachten  Klagsache,  durch  einen 
Spruch  rechtwidrig  sich  für  incomj)etent  erklärt  hat,  und  Hülfe  dawi- 
der in  dein  landes\ ei -fassungsinäsigen  Stufengang  oder  Instanzenzug,  zuletzt 
unmitfeibar    bei    der   Staatsregierung,    vergebens    gesucht   worden   ist  /). 

1  \\  cun  der-  ordnungsmäßige  Gang  der  Bechtspflegc  durch  ungebührlich 
erlassene  Minisieria  I-  oder  C a bi n etbefeh  1  c  verzögert  oder  gehemmt, 
namentlich  die  gesetzmäßige  Wirksamkeit  richterlicher  Erkennt- 
nisse aufgehalten  oder  unterdrückt  wird  g),  mittelst  Verhinderung 
ihrer  Vollziehung  /')?  oder  ausdrücklicher  Cassirung  derselben  &).  3)  Auch 
indirecte  Justizverweigerung  kann  eine  Beschwerde  bei  der  B.  V»  be- 
gründen A ). 

'    W  ider  rein  administrative  Verfügungen,  namentlich  polizeiliche ,  Bändest erfassmi^s 
mäsig  bestehender  Behörden,  wenn  und  so  weil  nichl  gerichtliche  Klage  flawi- 
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der  zulässig  ist  (§.  366,  4~4  f'  u-  ^89  IT.),  findet  Recurs  an  die  B.  V.  mittelst 
Besehwerde  über  Justizverweigerung  nicht  Statt.  Man  s.  die  wiener  SchlufsActe 
von  1820,  Art.  29.  vergl.  mit  Art.  25  und  53.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820, 
§.  i~4,  betr.  die  Verweisung  des  v.  Lame  zun  aus  Frankfurt,  u.  Protoc.  v.  1817, 
§.  395,  betr.  die  Verweisung  des  v.  Maisenbach  aus  Heidelberg,  und  Protoc.  v. 
1827,  71,  betr.  v.  Rolfs  Forderung  an  Würtemberg,  wegen  Besoldungsver- 
kürzung. —  Selbst  in  einer  Rechtsache  ist  Verweigerung,  Verzögerung  oder 
Hemmung  der  Rechtspflege  dann  nicht  denkbar,  wenn  sie  zu  gerichtlicher  Ver- 
handlung darum  noch  nicht  zugelassen  werden  kann,  weil  der  Beschwerdeführer 
die  gesetzlich  nolhwendigcn  Vorbedingungen  noch  nicht  erfüllt  hat.  Protoc.  der 
B.  V.  von  1817,  §.242,  Bd.  III,  S.  245  der  QuartAusgabe,  u.  Protoc.  v.  29.  März 
1821,  §.  88.  Bd.  XI,  S.  186  £ 
b)  Justizi'crwcigerung  irn  weitern  Sinn,  heilst  jede  Begchungs  -  oder  Unterlas- 
sungshandlung,  durch  welche  in  Justizsachen  rechtwidrig,  von  einer  Gerichts - 
oder  andern  Staatsbehörde,  den  Souverain  mit  eingeschlossen,  die  ordnungs- 
mäsige  Rechtspflege  von  Anbeginn  versagt,  oder  in  ihrem  Laufe  verzögert,  oder 
in  Hinsicht  auf  Vollziehung  des  rechtskraftigen  Richterspruchs  gehemmt  oder 
wirkungslos  gemacht  wird.  Im  eng  er  n  Sinn,  beschränkt  sich  der  Begriff  der 
Justizverweigerung  auf  die  Versagung  rechtlichen  Gehörs  ( denegatio  justitiae), 
sey  es  vor  dem  Beginn  oder  in  dem  Lauf  des  gerichtlichen  Bechtsverfahrcns. 
Dann  unterscheidet  sie  sich:  1)  von  der  'Sustw.verzogcrung  (protraetio  justitiae), 
das  heifst,  wenn  die  Rechtspflege  in  ihrem  ordnungsmäsigen  Lauf,  sey  es  in  der 
Verhandlung,  oder  in  der  Entscheidung,  oder  in  der  Vollziehung  des  Urthcils, 
von  dem  Gericht,  durch  eigene  Schuld,  oder  in  Folge  von  einer  andern  Staats- 
behörde erhaltener  Weisung,  rechtwidrig  hingehalten  oder  verzögert  wird; 
2)  von  der  gerichtlichen  gänzlichen  Unterlassung  oder  von  Regicrungswegcn 
unternommenen  Hemmung  der  Vollziehung  eines  rechtskräftigen  Richterspruchs.  — 
Die  Goldne  Bulle  v.  1.356,  Cap.  XI,  §.  3  u.  4 1  spricht  von  «justitia  denegata» 
und  von  «defectus  justitiae ».  Der  Beichsabschicd  von  i5i2,  §.  58  (al.  i3),  und 
nach  ihm  die  ReichskammergerichuOrdnung  von  i555,  Th.  II,  Tit.  1,  §.2, 
spricht  davon,  «dafs  einem  das  Recht  versagt,  oder  ihm  das  nicht  vollzogen 
werden  möchte,  und  das  kündlich  wäre  oder  gemacht  würde».  Ein  Privilegium 
R.  Friedrich's  III.  für  die  Reichsstadt  Strafsburg  (Boecler  ad  AcneaeSylvii  bist. 
Frid.  III.  p.  37.)  spricht  von  Klägern,  die  sich  beschweren,  «jus  sibi  vel  penitus 
denegatum,  vel  nimia  inora  se  elusos  esse».  Bei  Rechtslehrern  findet  sich,  mei- 
nes Wissens,  ein  vollst ändiger  Begriff  der  Justizverweigerung  nicht.  Einige  setzen 
solchen  als  allbekannt  voraus,  wie  Lukolf  de  jure  cam.,  Sect.  I.  §.  11.  p.  i56, 
Moni,  in  d.  System  d.  Gern  htsbark.  des  kais.  Beiehskammergcrichts,  Th.  n, 
S.  1 3 1  •  ff. ,  Haxzfi.y  in  d.  Grundrifs  des  rcichshofräthl.  \  erfahrens,  Bd.  III, 
Abth.  1,  S.  02,  und,  sehr  drollig,  der  Verfasser  der  von  Skichow  edirten 
Einleit.  in  den  ReichshofralhsProccfs ,  Bd.  II,  S.  4^9-  Andere  beschränken  ihn 
auf  den  Fall,  «cum  justitia  protruhatur  per  negligentiam  judicis  vel  in  cognos 
cendo  vel  exequando  ,  aut  denegutur ,  litigahu  em  judicii  limen  adeuntem  vel  litis 
processum  proseejuenfem  repellendo ».  Grame«  l'rocess.  camer.  tit.  3-.  §.  2. 
1».  299.  Auf  des  Richters  « e.vpressam  (justitiae)  denegationem,  ac!  teinpöris  lege 
definiti  protelationcm » ,  besc  hränkte  ihn  J.  H.  Boiannu  Diss.  de  origine,  pro- 
gressu  atffue  indolc  qucrelae  denegatac  vel  protractae  justitiae,  §.  2.  et  23.  Auch 
nur  ujii  :lcs  Richters  Weigerung,  die  Klage  anzunehmen,  und  dessen  protelatio 
litis,  spricht  Jistiman  in  L.  i3.  §.  8.  C.  de  jndic.  MEeUbi»,  in  seinem  Reper- 
toire universcl  et  raisonnc  de  Juiisprudcnee,  T.  IN  (3e  edit.  de  180"),  p.  5o8. 
art.  Dm;  de  justice ,  sagt:  -.('est  le  refns  qae  fait  1111  juge  de  rend  vrü  la  justice 
quand  eile  lui  est  demandee».  Die  wiener  SihlussJcte  von  1820  nimmt  das 
\\  ort  JustizA erweigerung  in  dein  wr  >(r>  /i  Sinn.   Sie  spricht  Überhaupt,  im  Art  29, 
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»oa  rertoeigertar  oder  gehemmter  Rechtshülfe»,  und,  im  Art.  (>3,  von  sver- 
>i  Inder  und  verfassungsmäsiger  Rechtshülfe1».  Die  phrowiaör*  ©om 
ittteiuülestimmüng  dar  15.  \.  (Protoc,  \.  i'a.  Juni  181-,  §.  aa3,  lit.  6,  3)  spricht 
von  dem  «.Fall  einer  m  lie.  iitssachcn  eintretenden  Justiaverweigerung^  oder  einer 
tlfiM-lluMi  gleich  /.u  achtenden  \  eraögeruag °.  Wer  die  Gegenpartei  des  Be- 
ichwerdefilhrers  iey,  ist  gleichgültig;  wäre  es  auch  der  StaatsFiscus,  der  lan- 
dcstarrltrJra  LehnJ  iecus,  die  StaaitsDomänenVerwaltung,  oder  irgend  eine  Staats- 
behörde, oder  «Iit  Regent  wegen  einer  persönlichen  PritÄtverpfliehtung  (§.239) 

)  Vorauagesetsl  werden  hier  Geseioe,  ^ «lio  mit.  «Ion  Grundgesetzen  und  den  Ycr- 
1  igungCn  de«  Bandes  nicht  in  Widerspruch  stehen».  Worte  der  provisorischen 
Ck>nipefeiuBeatfanaiun||  der  l>.  \  .,  in  dem  Proioc.  v.  12.  Juni  1817,  §k»«a3^  Art.  4, 
\um,  5.  Vergl.  unten  $.  m-,  \.  Ferner,  Gesetze,  die  landesverfassungsmäsig 
rnrtchtel  sind,  und  solche  *  die  mit  Geboten  der  allgemeinen  Gerechtigkeit  nicht 
in  Widerspruch  stehen«  Mso  nicht  Gesetze,  die  an  sieh  schon  rechtlos  sind 5 
denn  das  Rocht  i>t  «I  is  Gesetz  der  Gesetze,  der  Souverain  der  Souvcrainc. 
Lufserdem  würde  /..  B.  durch Landesgesetee,  und  in  deren  Folg»,  durch  Versper- 
ruag  des  Rechtewegs,  eine  Rechtlosigkeit  begründet  werden  'können ,  bei  voll- 
kommen cecaisbe&tändigon  Privaiansprüchen  ari  den  StaatsFiscus,  die  Staatscassc, 
ÜB  l.mdi "dien -Ii«  he  Domaneinerwaltung.  Man  s.  die  gründliche  Entwickelung  in 
dem  unten  (Note  >)  ange£  Wangenheimischen  Vortrag,  §.  i3,  und  unten  Note/-. 

I  Wiener  SchluisActe  v.  1820,  Art.  2911.63.  Interpretation  des  29.  Art.,  in  dem 
als  Beil.  8  EU  &  98  des  Protoc.  der  Bt  Vi  v.  iÖ23  gehörenden  Vortrag,  §.  i3, 
n.  in  d.  Protoc.  v.  1820,  §.  72.  Provisor.  CompetenzBcstimmung  der  B.  V.  in 
d.  Protoc«  v.  12.  Jim.  1817,  §.  23,  lit.  C,  Num.  3.  Vergl.  das  grofsherzogl. 
hessische  \  «»tum,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  242,  u.  das  mecklenbur- 
gische in  d.  Protoc.  v.  21.  Nov.  1816,  §.  16,  so  wie  ein  Gutachten  in  d.  Protoc. 
\.  181-,  §.  6.  Das  durch  Beschlufs  der  B.  V.  (in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  91) 
genehmigte  Giltachten  über  die  Reihenfolge,  Num.  III,  3;  in  d.  Protoc.  v.  1817, 
^.  J.i,  Heil.  11.  —  «Die  hohe  Bundesversammlung  soll  ....  die  Selbstständigkeit, 
der  Gerichuhofe,  innerhalb  der  ihnen  in  jedem  Lande  durch  Gesetze  und  Ver- 
fassung gese taten  Grenzen,  gegen  äufsere  ungesetzliche  Einwirkungen,  und  da- 
durch eine  ungehinderte  Rechtspflege  in  den  verschiedenen  deutschen  Bundes- 
staaten sicher  stellen.  Beschränkt  daher  eine  Regierung  das  Richteramt  in  der 
Freihat  seines  Urtheils  auf  eine  ungehörige,  in  den  Gesetzen  und  der  Verfas- 
sung nicht  begründete  Weise,  so  tritt  der  Fall  ein,  in  welchem  die  Bundes 
r er  Sammlung  einzuschreiten  und  die  gerichtliche  Hülfe  zu  bewirken  hat».  Worte 
in  dem  oben  Note  a,  angef.,  von  der  B.  V.  genehmigten  Gutachten,  in  d.  Protoc. 
\.  29.  Mars  1821,  §.  88.  Protocolle  der  B.  V.,  Bd.  XI,  S.  186.  —  Weiter,  als 
•  Inn  in  dem  §.  gesagt,  reicht  die  Wirkungsbefugnifs  der  B.  V.  nicht.  Sie  ist 
keine  oberrichterliche  Behörde,  im  Verhältnifs  zu  den  Landesgericliten  in  den 
Bundesstaaten  (§.  214  u.  2i5). 

VergL  u.  f.  —  Unter  den  vielen  PrivatReclumationen  wegen  Justizverweigo- 
rsmg,  von  welchen  zeither  der  gröfserc  Theil  von  der  B.  V.  für  ungegründet 
erklärt  ward,  zeichnen  sich,  theils  durch  die  Menge  der  Betheiligten,  theils 
durch  die  Schwierigkeit  der  dabei  in  Betracht  kommenden  Rechtsfragen,  vor 
andern  aus,  die  so  genannten  westphülische?i  sin  gelegenheilen  (die  von  dem  chcmal. 
Königreich  Westphalen  herrühren).  Es  sind  Beschwerden  der  Staatsgläubiger, 
theils  des  westph.  Staatsschatzes,  theils  aus  Verbriefungen  der  westph.  Staats- 
ehuld,  der  DienstCautionäre,  der  Domänenkäufer,  mit  Inbegriff  der  Käufer 
gezogener  vormaliger  TeutschordcnsGüler ,  der  durch  die  Staatsveränderung 
dienstlos  gewordenen  Staatsdiener,  und  der  Unternehmer  von  Truppen-  und 
UospitalVerpflegung  oder  Lieferungen  von  Arbeiten.  Die  hiebei  betheiligten 
Staatsrcgicrungcu  sind:   Preufsen,   Hannover,  Rurhessen,  Braunschvvcig.  Die 


2.  Abschn.  PersonalVerhältnisse  etc. 


205 


meisten  Beschwerden  wurden  wider  Kurhessen  gerichtet.    Man  s.  die  Protoc. 
der  B.  V.  seit  1816,  vorzüglich  die  unten  (§.  217,  Note  a)  angef.  Erklärung  der 
B.  V.  in  dem  Protoc.  v.  17  Marz  1817,  §.  io5.    Auszüge  aus  den  Protocollcn, 
in  v.  Meyer's  Repertor.  zu  den  Verhandl.  der  B.  V. ,  Heft  III,  S.  379  —  4*3. 
Protoc.  v.  1823,  §§.  98  u.  100.    In  dem  Protoc.  v.  %.  Dec.  1823,  §.  164,  erklärte 
sich  die  B.  V.  für  incompetent ,  und  glaubte  sich  «einer  wiederholten  Anem- 
pfehlung des  allerdings  rücksichtwürdigen  Schicksals  der  Domäne nkäufer  an  die 
Billigkeit  des  Kurfürsten  überhoben»  etc.;  in  Ansehung  der  übrigen  Reclaman- 
ten  unterliefs  sie  nicht,  die  «betheiligten  Regierungen  zur  möglichsten  Beschleu- 
«nigung  der  Verhandlungen  einzuladen».    Man  vergl.  damit  den  denkwürdigen 
Vortrag  des  würtembl  Gesandten  v.  Waisgeisheim,  in  d.  Beil.  8  zu  d.  Protoc. 
v.  5.  Juni  1823,  §.  98.    Späterhin,  in  dem  Protoc.  v.  10.  Aug.  1826,   §.  93, 
wurden  von  der  B.  V.,  wegen  Mangels  an  Competenz,  alle  Reclamationen,  Pri- 
vatansprüchc  an  das  aufgelösete  KR.  Westphalen  enthaltend,  abgewiesen,  doch 
den  beteiligten  Regierungen  baldmöglichste  endliche  Feststellung  des  dafür  an- 
zunehmenden Rechtverhältnisses  empfohlen.    Hierauf  folgte  von  Preufsen  eine 
Erklärung  wegen  Uebcrnahme  seines  Antheils  an  der  GentralSchuld  des  KR. 
Westphalen,  unter  Beziehung  auf  2  zugleich  überreichte  preufs.  CabinetOrdres 
v.  3i.  Jan.  1827,  in  d.  Protoc.  y.  1827,  §.  27.     In  den  wiener  MinisterialConfc- 
renzen  in  der  33.  Sitzung  vom  23.  Mai  1820,  kamen  diese  westphälischen  Ange- 
legenheiten zur  Sprache.   Oestreich  äufserte:  dieselben  könnten  wohl  nur  durch 
billige  und  gleichförmige  Instructionen  an  die  Gesandten  in  der  B.  V.  erledigt 
werden,  um  einen  BundestagBeschlu/s  zu  bewirken.    In  diesem  möchten  zwar 
die  Bittsteller  an  die  gehörigen  Landesgerichte  zu  verweisen,   zugleich  aber  die 
betheiligten  Regierungen  zu  ersuchen    seyn,    «die   Entscheidung   dieser  Land- 
gerichte —  wenigstens  über  die  Frage :   ob  und  wie  weit  den  einzelnen  Recla- 
manten  bona  fides  zur  Seite  stehe?   und  ob  sie  für  das  zeither  Gezahlte  oder 
Geleistete  schadlos  zu  halten  seyen,  oder  nicht?  —  wirklich  anzuerkennen,  und 
den  dcfsfallsigen  Rechtsgang  auf  keinerlei  Weise  beschränken  zu  wollen».  Protoc. 
der  B.  V.   v.  1820  (OriginalAusg.),  S.  216.     Ueber  die  hier  in  Beziehung  kom- 
menden Bechtsfragen,.  [s.  man  de  Martens  Precis  du  droit  des  gens  moderne 
de  l'Europe  (5e  edit.  de  1821),  p.  4^4 — 488.    Klüber's  europ.  Völkerrecht 
(1822),  §.  258  u.  f.    ConversationsLexicon,   voc.  Domainenkäufer.  —  Eine  bei 
der  B.  V.    wider  Preufsen  eingereich te  Besch werdeschrift    vi  10.  Juli  i83o, 
Justiz  Verweigerung  betr.,  enthalten  die  «Actenstückc  betr.  die  Forderungen  der 
Eigenthümer  Schlesischer  StaatsObligationen  aus  den  J.  1734  bis  1737»  (Frank- 
furt a.  M.  i83o.  8.),  S.  89  ff. 
/)  Von  der  B.  V.  genehmigtes  Gutachten,  in  dem  Protoc.  v.  29.  März  1821,  Bd.  XI, 
§.  88,  S.  i55  f. 

g)  Vergl.  unten  §.  373  u.  353.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  101,  112  u.  1905 
Bd.  II,  S.  121  u.  i5o;  Bd.  III,  S.  65 ;  u.  Nachträgl.  Actenstücke,  Bd.  U,  S.  1720°., 
192  ff;  Bd.  III,  S.  32  ff.  u.  38  ff.  Der  unten  (Note  0  erwähnte  v.  Sicrs- 
torpffische  Fall  wider  den  Herzog  Carl  von  Braunschweig,  in  den  Protoc. 
v.  i83p. 

//)  Bei  der  B.  V.  gedruckt  eingereichte  Beschwerde  des  Frhrn.  v.  Venningen,  wider 
Baden,  datirt  Mannheim  ib.  März  i83o,  mit  beigefügter  Denkschrift,  betr.  die 
Verhinderung  der  Vollziehung  eines  rechtskräftigen,  rcichshofräthlichen  Erkennt- 
nisses. Die  Bundesversammlung  fafste  im  September  i83i  den  Beschlufs:  « dafs 
die  ghzgl.  badische  Regierung  zu  ersuchen  sey,  dem  Frhrn.  v.  V  enningen,  wegen 
der  ilun  durch  reicbsholVäthliche  Erkenntnisse  richterlich  zugesprochenen  For- 
derungen, rechtliches  Gehör  zu  gestalten,  oder  denselben  klaglos  zu  stellen». 
»  V  011  dieser  Art  des  MißBraüchs  der  Staatsgewalt,  s.  man  die  bei  der  B.  V.  ein- 
gereichte gedruckte  VorsVilhl/b)*  des  Frhrn.  \.  SÜtfstorpff,   wegen  der  von  dem 
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H<  ,  I  ni  von  Breunschweig  unmittelbar  geschehenen  Cassirung  eines  Gericht- 
Ii.  Inn  i  rkenntnisses ,  und  dessen  Zerreifsung  durch  einen  landesherrlichen  lm- 
1  Dnimissir  ror  dem  versammelten  Landesgericht  zu  Wolfenbüttel«  Märe 
l  ul. ;  abgedruckt  mich  in  dem  Eüesperus  (Stuttgart)  v.  ?..  u.  ff.  Juli  i83o, 
\  im  i  -  tl.  Vut  diese  Beschwerde  (des  Frhrnu  Sierstorpn?)  erfolgte  von 
der  r>  \  m  ihrem  Protoc.  y,  Oct  l83o,  »36,  nachstehender  Beschlufs: 
)»  Die  im  <>.  .binucr  I  auf  Befehl  Seiner  Durchlaucht  des  Herzogs  von  Braun- 
schweig  vorgenommene  Cassation  des  von  dem  Herzoglichen  Landesgerichte  un- 
ter dem  (  desselben  Mon.it>  abgegebenen  und  publicirtea  Erkenntnisses  in  der 
Sache  «Ics  FVeyherrn  von  Sierstorpff,  wegen  verletzter  Ehrerbietung  gegen  Seine 
Hersogliehe  Durchlaucht,  wird  für  wirkungslos  erklärt,  und  die  Herzogliche 
Regierung  wird  aufgefordert,  die  Lusfübrung  dieses  Erkenntnisses  nicht  y,u  be- 
hindern« i)  Wird  einhellig  erkannt:  es  verstehe  sieb  von  selbst,  dafs  aus  An- 
lafs  der  vorliegenden  Beschwerde  der  Rückkehr  des  Freyherrn  von  Sierstorpff 
und  iciner  Familie  naeli  Braunschweig,  und  seinem  Aufenthalte  daselbst,  von 
Seiten  Seiner  Durchlaucht  des  Herzogs  kein  Hindermfs  weiter  in  den  Weg  ge- 
legt werden  könne.  Wäre  nicht  schon  durch  den  Biechtsbegriff  der  Justizver- 
weigerung, auch  fiir  diesen  Fall  (denn —  «semper  specialia  genenalibus  inswnt». 
U  i I).  de  R,  J.)  der  Becurs  an  die  Ii.  V.  begründet,  so  würde  er  es 
durch  die  BcehtsAnalogie  a  contrario.  Widersinnig  wäre,  den  Art.  n)  der 
ivicner  SchlufsActe  von  1820  s<>  auszulegen,  dafs  des  Schutzes  der  lt.  V.  nur 
Der  sich  solle  zu  erfreuen  haben,  dein  der  Rechtsweg  erschwert  oder  versperrt 
ward;  nicht  auch  Der,  dem  sogar  das  durch  förmlichen  Richtersuruch  erwor- 
bene Recht,  von  dein  Inhaber  der  Staatsgewalt  durch  absolute  Cassirung  jenes 
Spruchs  willkührlich,  von  Gewalt  wegen  vernichtet  ward.  Oder  wäre  Der,  dem 
durch  Eigenmacbt  von  Oben  herab,  im  \  erhältnifs  zu  der  Rechtspflege  grüfse- 
res  l  nrecht  BUgefügl  worden  ist.  minder  schutzberechtigt,  als  Der,  dem  gerin- 
et  widerfahren  ist,  mithin  jener  in  Beziehung  auf  den  Rechtsschutz  deterioris 
Conditionis  als  dieser?  Lnd  wäre  der  Mißbrauch  der  Staatsgewalt,  im  Verhält- 
nis zu  der  gesetzmäsigen  Rechtspflege,  in  dem  letzten  Fall  geringer  als  in  dem 
ersten*}  Man  s.  die  oben,  Note  d,  angef.  Worte  aus  dem  Gutachten  in  dem 
Protoc.  der  B.  \.  \.  29.  März  1821,  §.  88. 
k)  Geschehen  könnte  dieses,  durch  Missbrauch  der  gesetzgebenden  Gewalt,  z.  R- 
wenn  durch  Gesetze  j  oder  ihnen  in  der  Wirkung  gleich  zu  achtende  Verfügun- 
gen, mit  rückwirkender  Kraft,  die  gerichtliche  Verfolgung  eines  früher  schon 
erworbenen  Rechts  gehemmt,  geschwächt  oder  vernichtet,  wohl  gar  das  in  ge- 
richtlicher  Erörterung  schon  begriffene  Recht  verändert  wird,  Protoc.  der  R. V. 
\.  18184  $.  1  .»1  ,  Bd.  \  I.  S.  -iib;  ferner,  wenn  ex  capite  gratiae  Moratorien, 
wäre  es  auch  dem  StaatsFiscus ,  ertheilt  worden 5  desgleichen,  wenn  auf  dem  so 
genannten  AdmimslrativJustiziüeg  (§.  366)  ein  Justizmifsbrauch  zu  Schulden  ge- 
bracht wird;  vergl.  Protoc.  der  Ii.  V.  1826,  §.  78,  Bd.  XVIII,  S.  159  IT. 


§•   170.  (148.) 

;  fälle,  wo  gegen  BunfesglieAer  unmittelbare  Verfuguugs-  und  Vollziehungsbejugniss 
'/-)   R.  /'.  eintritt)  sowohl  von  Amtswegen ,  als  auch  auf  Anregung  von  Bundes  gliedern. 

I)  Wo  der  Bund,  die  Gesammtheit  der  Bundesglieder,  -  unmit- 
telbar dabei  betheiligt,  oder  durch  seine  Grund- oder  andern  Vertrage 
die  B<  V>  geradehin  dafür  zu  sorgen  angewiesen  ist,  dafs  einzelne  Bun- 
dcsglieder  ihre  dmch  das  verti  agmäsige  Bundesrecht  unzweifelhaft  begrünr 
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tiefen  Verpflichtungen  gehörig  erfüllen,  da  hat,  im  Weigerungsfall,  die 
B.  V.  das  Recht  und  die  Pflicht,  nach  erfolgter  verfassungsmäsiger  Be- 
rathung  und  Fassung  eines  Beschlusses  über  die  Anwendbarkeit  der  hier 
einschlagenden  Rechlsgrundsätze  auf  den  vorliegenden  Fall,  dieselben  sofort 
durch  unmittelbare  Verfügung,  auch  von  Amtswegen,  dazu  anzuhal- 
ten «);  also  auch  unaufgefordert  von  einem  betheiligten  Einzelnen,  und 
unmittelbar  oder  geradezu  auf  dem  Vollzieh ungsweg,  ohne  vorhergegangene 
austrägalgcrichtliche  Verhandlung  und  Entscheidung.  II)  Sind  neben  dem 
B  u  n  d ,  auch  e  i  n  z  e  l  ri  e  Bundesglieder,  eines  oder  mehrere  ,  bei  der 
Erfüllung  jener  Verpflichtungen  besonders  und  unmittelbar  bethei- 
ligt  so  sind  dieselben,  im  Fall  verweigerter  Erfüllung  oder  geschehe- 
ner Uebertretung  berechtigt,  Recurs  an  die  B.  V.  zu  nehmen,  und  diese 
durch  eine  Anzeige  oder  Beschwerde  aufzufordern,  dafs  sie  die  Erfüllung 
der  Verpflichtung,  oder  die  Aufrechthaltung  (Manutenenz)  des  Bundes- 
rechtes,  alsbald  oder  unmittelbar  auf  dem  Vollziehungsweg,  wie  auch 
ohne  diese  Aufforderung  bei  Wahrnehmung  der  Pflichtwidrigheit  ihr  ob- 
liegt, bewirke,  ohne  die  Implörahten  auf  den  austrägalgerichtliehen  Weg 
zu  verweisen,  und  die  Wirksamkeit  des  Bundesrechtes  von  einer  gericht- 
lichen Erörterung  und  Entscheidung  abhängig  zu  machen  c);  vorausgesetzt, 
in  beiden  (Num.  I  u.  II)  Fällen,  dafs  die  Anwendbarheit  des  in  Beziehung 
genommenen  Rechtsatzes  auf  den  vorliegenden  Fall,  nach  dem  Urtheii  der 
B.  V.,  klar  (in  conti iienti  liquid)  ist,  mithin  nicht  auf  weiterer  Erörterung 
beruht.  III}  Wird  diese  Anwendbarkeit,  in  einem  der  beiden  genannten 
Fälle,  von  der  B.  V.  für  unzweifelhaft  nicht  gehalten  oder  von 
dem  in  Anspruch  genommenen  Bundesglied  widersprochen,  und  der 
Widerspruch  von  der  B.  V.  schlechthin  für  unerheblich  nicht  erachtet,  so 
hat  dieselbe  zuvörderst  jenes  Bundesglied,  unter  Anberaumung  einer  kurzen 
Frist,  zu  vollständiger  Erklärung  aufzufordern.  Nach  Einlangung 
derselben,  oder  nach  fruchtlosem  Ablauf  der  bestimmten  Frist,  entscheidet 
die  B.  V.  nach  Stimmenmehrheit,  und  schreitet,  nach  BeschafYenheit  der 
Umstände,  bundesmäsig  zu  der  Execution  £).  Wo  nicht  Gefahr  auf 
dem  Verzug  haftet,  mufs  jedoch  vorher  Vermittlung  (§.  174)  versucht 
werden.  IV)  Die  geschehene  Vollziehung  hindert  nicht,  dafs  nachher 
das  widersprechende  Bundesglied,  zu  Verfolgung  seines  Anspruchs,  den 
bundesmäsigen  AusträgalRechtsweg  wider  das  ihm  gegenüber  stehende  Bun- 
desglied wähle. 

11)  Diese,  schon  in  der  Natur  des  teutsclien  Bundes  Verhältnisses  gegründete,  un- 
mittelbare Vefßbgungs  •  oder  Follziehungsbefugniss  der  B.  V. ,  hei  unzweifelhafter 
\  erletzung  bundesmäsiger  Pflichten  eines  einzelnen  Bundesgliedes  gegen  Alle, 
gehört  zu  den  wichtigsten  Bestimmungen  der  wiener  SchlulsActe  v.  i8>.o,  Art.  17, 
3i  11.  53.  Yergl.  oben  §.  11-  u.  166.  —  Beispiele  von  J'crpjlielduii^en  der  ange- 
zeigten Art,  liefern  die  BnndesActc,  Art.  11  bis  19,  und  die  nngef.  SchlufsActe, 
Art.  53,  54,  63  u.  65.  Man  s.  auch  die  Protocolle  der  Ii.  \  .,  z.  B.  über  die 
Reihenfolge,  in  der  Plenar\ ersamml.  v.  1816,  §.  n3,  dann  von  181-,  §.  23, 
\    17.  Febr.  u.  17.  Nov.;  wegen  der  Standesherren,  Protoc.  der  B.  V  .  r.  17.N0V. 
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.  i  <>«  t.  iNif.,  • ,.  Mal  1819.  Das  vorläufige  Pressgesetz  ^.  ab.  Sept.  1819, 
(w  <l  I'i.-i.h.  der  B%VM  1819,  §.  aao,  in  Kj.i'nEa's  Quellemammlune,  ]\um. 
KIX  1  ermächtig!  die  l>-  V.,  DrucJkscbriften .  «Iii*  in  der  Form  täglicher  Blätter 
oder  heftweise  erscheinen,  oder  nicht  über  »o  Druehbogen  stark  sind,  wenn 
—  <  nach  dem  Gutachten  einer  von  ihr  zu  ernennenden  Commission,  dbr  Würde 
des  Rundes,  der  Sicherheil  einzelner  Bundesstaaten,  oder  der  Erhaltung  des 

I  lir.lrns    und    der    Hnlic    in  Teilt  srhland    zuwiderlaufen ,    ohne,   vorher  gegangene 

tus  '  r  Autorität,  durch  einen  Ausspruch,  von  welchem  keine 
Appellation  Statt  findet,  bii  unterdrücken,  und  die  betreffenden  Regierungen 
Bind  verpflichtet,  diesen  Ausspruch  /.n  vollziehen».  Beispiel  dieser  Art,  durch 
l  nterdrücHimg  des  Stuttgarter  Teutschen  Beobachters,  in  dem  Beschlufs  v.  3o. 
Mwi  IW31,  Prolin-.  §.  ()>.     \  ergl.  unten  §.  5o4. 

I  in  Beispiel  liefen  die  BundesActe,  Art.  18,  und  der  Beseihlufs  der  15.  V.,  betr. 
die  1  rcir.ügigkeil  unter  allen  Bundesstaaten,  in  dem  Protoc.  v.  23.  Juni  1817, 

)  Dil-  unmittelbare  V'ollziehungspflicht  der  B.  V.  aucli  in  diesem  Fall,  hat  ihren 
Burcfchenden  Grund  ebenfalls  in  den  Bestimmungen  der  Art.  3i  u.  53  der  wie- 
ner Sehl ufs Acte  \.  io'-».«».  VergL  die  grofsher/.ogl.  hessische  Abstimmung  in 
drin  Prötoc«  der  l>.  \.  v.  1817»  '»M;  wo  folgende  Streitfälle  unter  die  im- 
mittelbare  \  eriugungs?  u.  VpUziehungsGewalt  der  B,  \  .  gestellt  werden :  1)  wenn 
ein  Bundesglied  sich  der  ihm  innerhalb  seines  Gebietes  zustehenden  unum- 
schränkten Rpgicrungsgewalt,  auf  eine  unrecntliche  Weise  zum  Nachtheil  eines 
andern  Bundesstaates  bedient,  oder  2)  die  Pflichteil  verletzt  hat,  welche  die 
Bundesglieder,  als  solche,  sich  gegenseitig  schuldig  sind;  3)  wenn  von  der  An- 
nähme  einer  Feindseligen  Stellung  zwischen  zwei  oder  mehrern  Bundesstaaten, 
oder  1  von  \  erlrt/.ung  der  Grundgesetze  und  der  Verfassung  des  Hundes  die 
Hede  ist».  -  Das  in  der  Note  0  angef.  vorlättf.  Pressgcselz ,  §.  6,  ermächtigt 
die  15.  \  ..  auf  die  Beschwerde  eines  Uundcsgliedcs  gegen  ein  anderes,  wegen 
Verletzung  des  lVefsgesctzes ,  «die  Beschwerde  coniniissarisch  untersuchen  zu  las- 
sen, iL  wettn  dieselbe  gegründet  befunden  wird,  die  unmittelbare  Unterdrückung 
der  in  Hede  stehenden  Druckschrift,  auch  wenn  sie  zur  Classc  der  periodischen 
gehört,  alle  fernere  Fortsetzung  derselben,  durch  einen  entscheidenden  Ausspruch 
zu  verfugen.  —  Preussen  erklärte,  in  d.  Protoc.  v.  1818,  §.  10,  dafs  eine  An- 
ordnung wegen  definitiver  Erklärung  des  in  der  BundesActe,  Art.  i5,  bestimm- 
ten Peiisionswesens  der  Mitglieder  des  teutschen  Ordens,  ein  völlig  pflichtmäsiger, 
ganz,  geeigneter  Umstand  für  die  Wirksamkeit  der  B.  V.  sey».  —  Streitigkeiten 
einzelner  Buhdesgliecter  unter  sich,  welche  nur  allem  das  unmittelbare  Interesse 
derselben,  nicht  zugleich  dasjenige  der  Gesammtheit,  betreffen,  sind  nicht  Ge- 
genstand der  unmittelbaren  Vollziehungsbefugnils  der  B.  V.,  sondern  des  bundes- 
masigen  Vermitflungs-  und  AusträgalVerfahrens  (§.  173  fit.  ff.).  .  Erläuternd  ist 
liier  der  ?  ( ufs-lobenstein  -  und  ebersdorfische  Rccurs  an  die  Gesammtheit  der 
Bündesglieder .  wider  zwei  Beschlüsse  der  B.  V.,  im  J.  i825;  oben  §.  117,  c. 

d)  In  zweifelhaften  Fällen  empfiehlt  die  provisorische  CompetenzBestimmung  (Protoc. 
v.  181-,  §.  223),  §•  7,  InslructionsEinholung. 

r)  ExeeuftionsO rdnung  v.  3.  Aug.  1820.  Unten  §.  178  u.  f.  —  Controvertirt  ward 
in  der  Bt  V«  über  diesen  Gegenstand,  in  der  Sitzung  v.  5.  Juli  1821;  in  der 
<s  Acufserung  des  Correfercnten »  in  der  Beilage  25  zu  dem  Protocoll,  und  in 
den  dagegen  gerichteten,  loco  dictaturac  gedruckten  «Ansichten  des  würtember- 
gisf  hen  Gesandten^.  Hierauf  folgte  eine  Zusammenstellung  der  gegenseitigen 
Momente,  in  dem  zu  der  vertraulichen  Sitzung  vom  12.  Juli  1821  loco  dictatu- 
rae  gedruckten  CommissionsBericht.  Aber  eine  Beschlufsfassung  der  B.  V.  über 
den  hiebei  bezielten  Streitgegenstand,  unterblieb,  obgleich  solche  in  dem  Pro- 
1  roll  der  25.  Sitzung,  §.  196,  angekündigt  war. 
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§•   *71.  (148s.) 
Insonderheit,  Fall  der  unerlaubten  Selb  st  hülfe. 

V3  Erlaubt,  insbesondere,  ein  Bnndesglied  sich  gegen  ein  anderes, 
offenbar«)  willkühr liehe  Ge waltthätigkeit  oder  Eigenmacht, 
eine  "widerrechtliche  Selbsthülfe  so  hat  die  B.  V. ,  auf  Anrufen 
des  Betheiligten  e),  die  Pflicht,  sofort  nicht  nur  den  Gegner  von  der 
Gewaltthat,  als  einer ,  offenbar  widerrechtlichen  Handlung  (Factum  nullo 
jure  justificabile),  abzumahnen,  sondern  auch,  bei  fortgesetzter  "Widerrecht- 
lichheit, denselben,  unter  Aufrechthaltung  des  bedrohten,  oder  Wieder- 
herstellung des  gestörten  Besitzslandes  (§.  172),  auf  dem  bundesverfassungs- 
mä'sigen  Executionsweg  Q§.  178  u.  f.)  in  die  Schranken  seiner  Bundespilicht 
zurück  zu  weisen,  und  dem  Beschädigten  Schadenersatz  zu  verschaffen  d). 
VF)  Macht  in  solchem  P'ali  das  Bundesglied ,  welches  sein  vermeintliches 
Becht  mit  Selbsthülfe  verfolgt,  die  Einwendung,  dafs  es  widerrechtlich 
nicht  handle  oder  gehandelt  habe,  sondern  nur  sein  Becht  verfolge,  so  ist 
es  damit,  nach  fruchtlos  versuchter  Vermittlung,  auf  den  bundesmäsigen 
Rechtsweg  zu  verweisen  (§.  170,  IV). 

a)  Das  heifst,  wo  die  Thatsache  erwiesen,  und  ihre  Unvereinbarkeit  mit  dem 
Rechtsgesetz  Mar  ist,  mithin  gegründete  Einreden,  weder  factische  noch  recht- 
liche, nicht  sichtbar  sind;  ehehin  der  Fall  reiehsgerichtlicher  unbedingter  Man- 
date (Maxidata  S.  C).    Processualische  Verhandlung  wäre  hier  zwecklos. 

b)  Dafs,  nach  der  im  n.  Art.  der  BundesActe  enthaltenen  Entsagung  der  Bundes- 
glieder auf  den  Gebrauch  aller  Selbstgewalt,  auch  Repressalien  (§.  557)  unstatt- 
haft seyen,  wird  in  einem  grofsherzoglich  -  hessischen  Votum  bemerkt,  in  d. 
Protoc.  d.  B.  V.  v.  9.  Juni  1817,  §.  214,  Num.  10.    Vergl.  den  folg.  §. 

c)  Aber,  ausnahmweise,  auch  unaufgefordert ,  «wenn  die  Anwendung  der  Selbst- 
hülfe der  öffentlichen  Ruhe  und  der  Verfassung  des  Bundes  Gefahr  droht». 
Grofsherzogl.  hessisches  Votum,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  9.  Juni  1817,  §.  214, 
Num.  1,    Vergl.  oben  §.  167,  170  u.  172. 

d)  Dieses  gründet  sich  auf  die  BundesActe,  Art.  11,  und  auf  die  wiener  Schlufs- 
Actc,  von  1820,  Art.  19  u.  3i.  Klüber's  Acten  des  wiener  Gongr. ,  Bd.  II, 
S.  356,  423,  43o,  48S. 

§♦   172.  (l48i,) 

6)    Bei   Streitigkeiten    der   Bunde  s  g  1 Ii cd  e  r   unter  sich*. 
A)  Für  Aufrechthaltung  des  Besitzstandes, 

Für  Streitigheiten  der  Bundesglieder,  ist  weder  das  auf  dorn 
wiener  Congrefs  beabsichtiglc  Bundesgericht,  noch  die,  in  den  wiener  Mi- 
nisterialConferenzen  von  1819  und  1820  vorgeschlagene,  permanente  Aus- 
tragallnstanz  zu  Stande  gekommen  «)♦  Dagegen  verzichteten  nicht  nur  alle 
Bundesglieder  auf  den  Gebrauch  der  Selbsthülfe,  namentlich  des  Kriegs 
und  jeder  andern  Ge  waltthätigkeit         m  ihren  wechselseiligen  Streitigkeit 
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itn,  Kindern  es  ward  anch,   Für  alj€  und  jede  dieser  Streitigkeiten,  der 
Bundesversammlung  eine   bestimmte  Competenz   beigelegl  ' ).  Die 
r    \.  soll  bei  Sl i eil igUeiten   der  Bundesglieder   unter  sich  '/),  wenn 
rhci'e    dabei   in   ihrer   bundesmäsigen   öffentlichen  oder 
«schaff  eu  betrachten  sind   (j.  1-7,  Num.  i5  n,  16),  so  viel 
\    den  Besitzstand  betrifft,   1)  wenn  Thntlichkeiten  zu  besorgen,  oder 
'Uten  sind,   vorliitifige  Maasregeln  zu  Verhütung  öder  Abstel- 
lung jeder  Selb.sthulfe  ergreifen,  und  vor  Allem  den  Besitzstand  auf- 
rech! halten  ')«     a3  Wird  sie  von  einem  Bundesglied  zum  Schul/, 
des  Besitzstandes  angerufen,   und  isl  der  jüngste  Besitz  streitig, 
so  isl  mc  befugt,   ein  bei  der  Sache  nicht  betheiiigtes  Bundesglied  in  der 
Nahe  des  ?.u  schutzenden  Gebietes  aufzufordern,  die  Thaisache  des  jüngsien 
und  die  angezeigte  Störung  desselben,  ohne  Zeitverlust  durch  sei- 
nen obersten  Gerichtshol  summarisch  untersuchen',  imd  darüber 
rechtlichen  Bescheid  abfassen  zu  lassen.     Dessen  Voll ziehung  hat 
die  Bundesversammlung,  durch  die  ihr  hiezu  angewiesenen  Mittel  (§.  178), 
/11  bewürben,   wenn  der  verurtheilte  Bundesstaat,    nach  an  ihn  ergangener 
Aufforderung,  nicht  freiwillig  Folge*  leistet/). 

t  \  on  den  wiener  Congrefs Verhandlungen,  über  Errichtung  und  Wirhsamheit 
ciiu's  Bundesgerichtes,  s-  unten  §.  216  o ,  u.  Rm!  inen 's  angef.  Uebersicht  etc., 
S.  i")  Ii  Späterhin  hatte  hei  der  Bundesversammlung  mehrfache  Rerathung 
Statt,  über  Anordnung  einer  permanenten  4usträgallustanz  oder  Austrä'galConv 
mission.  Protoc.  vom  20.  Sepfc  1819,  219,  verglichen  mit  den  Protocollen 
v    1^'.  Iiini  \>.  Art.  III,  r«,  189,  196,  %o6i  214,  a'a'4j  vom  5.  März, 

5  Mai,  u.  ■  >.  Dec,  1818,  1«.  Jan.  n.  t>.  IVIai  1819.  —  In  den  wiener  Ministerial- 
I  onferenzen  der  abgeordneten  der  Bundesstaaten,  in  den  J.  1819  u.  1820,  war 
die  Mehrheit  für  Errichtung  eines  "permanenten  ÄUistragaiGerichtes*  Den  übrigen 
jedoch  nachgebend,  erklärte  dieselbe:  «indefs  wolle  sie  sieh  die  vorgeschlagene 
Iban  Vustragallnstanz  in  so  w£il  gefallen  lassen,  dafs  dadurch  die  künftige 
Einführung  einer  permanenten  nicht  ausgesehlossen  werde».  Hannover  inson- 
derheit erklärte:  «die  Mängel  der  jetzigen  provisorischen  Einrichtung  dürften 
in  der  Folge  besonders  fühlbar  werden,  wenn  juristische  Kenntnisse  hei  der 
B.  V.  seltener  würden,  die  des  teutschen  PrivatFürstenrechts  sich  immer  mehr 
und  mehr  verlieren  sollten,  und  früher  oder  später  vielleicht  «las  Bc<lürfnifs 
eintrete,  eigene  JustizConsulenten  bei  dem  Bundestag  anzustellen».  Protoc.  der 
11;.  Sitzung  vom  8.  März  1820,  verglichen  mit  den  Protocollen  der  2.  und  19. 
Sitzung  rom  28.  Nov.  1819  u.  4-  Mär/.  189,0.  Man  s.  auch  ohen  §.  i35,  e. 
Koch  ward  die  Hoffnung  zu  Errichtung  eines  beständigen  AusträgalGcriehtes 
Iit  aufgegeben,  in  dein  Protoc.  der  PlenarVersamml.  v.  3.  Aug.  i8?.o,  §.  2, 
\it.  1  S.  220  der  Orig.Ausg.  u.  in  d.  Protoc.  des  engern  Raths  v.  1820,  §.  214, 
Ii)  lin ndes Ade.  Art.  1  1 

c)  «Die  ^undesFersammlung  ist  diejenige  Behörde,  bei  welcher  alle  und  jede  Strei 
tiglieiten  der  Bundesglieder  unter  sich,  anzubringen  sind».  So  der  Reschltils 
der  Ii.  V.  rom  16.  «Juni  1817,  Art.  1. 

tt\  BundesAete',  Art.  11.    Klüber's  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  532  ff.    Vergl.  oben 
11,.  und  unten  fc.  i-o  a,  u.  1-7,  Num.  i5  u.  16.  —  Die  nachgejbornen ,  suc- 
<  c>->ionsf  ihigen  Mitglieder  des  Regentenhauses ,  sind  unter  obigen  Bestimmungen 
nicht  begriffen    \  ergl  %.  24t) 
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c)  Wiener  SchUifsActe  von  1820,  Art.  19,  vergl.  mit  der  Bandes  Acte,  Art.  11.  — 
Beschlüsse  der  B.  V.  vom  6.  Mai  u.  7.  Juni  1819,  Absatz  II,  in  den  Protoc. 
v.  1819,  §.  ^8  u.  n3.  —  Beschlüsse  der  B.  V.  in  dem  Fall  der  schaümburg- 
lippisclien  Beschwerde  wider  Lippe,  dafs  dieses,  dem  11.  Art.  der  BundesAcle 
zuwider  1  in  dem  Dorf  Maspe  das  von  ihm  behauptete  Recht  der  Auspfändung 
mit  militärischer  Gewalt  ausgeübt,  hiedurch  aber  den  Besitzstand,  die  innere 
Sicherheit  Teutschlands,  und  die  Unabhängigkeit  eines  mitverbündeten  Staates 
verletzt  habe,  ein  Fall,  wo  der  B.  V.  das  Recht  zustehe,  auch  ohne  voraus- 
gegangenen Versuch  zum  Vergleich  und  Bestellung  einer  Austragallnstanz,  die- 
jenigen Schutz,  gewährenden  Beschlüsse  zu  fassen,  welche  dem  Zweck  der  rich- 
terlichen Manutenenz  des  Angegriffenen,  bis  zur  Ausgleichung  oder  Entscheidung 
der  Sache,  entsprechen]  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  235,  v.  1819, 
§.  78,  n3  u.  191,  vergl.  mit  ebendas.  v.  1818,  §.  221,  v.  1819,  §.  9,  i53,  181 
u.  212.  Lippe  fügte  sich  dem  Beschlufs  der  B.  V.,  ebendas.  v.  1819,  §.  191. — 
Auch  s.  man  die  Verhandlungen  bei  der  B.  V.  von  1821  u.  1822,  in  dem  unten 
§.  173  1  erwähnten  Streit  zwischen  ArikaltCöilie'ri  und  Preussek. 

f)  Wiener  SclilufsActe  von  1820,  Art.  20. 


§♦   173.  (148..) 

H)    In    Streitigkeiten    anderer    ytrt.  * 
a)  Vermittl  ung. 

13)  Competent  ist  die  Bundesversammlung,  in  «allen  und  je- 
den»") bei  ihr  angebrachten  Streitigkeiten  der  Bimdesglieder  unter 
sich;  also  nicht  blofs  in  denen  Fällen,  wo  vorerst  Aufrechthaltung  des 
Besitzstandes,  zu  Entfernung  einer  drohenden  oder  wirklichen  Störung  des 
iiinern  Friedens  im  Bunde,  in  Betracht  kommt  ( §.  172).  —  Einer,  in 
Streitigheiten  von  Bundesgenossen  unter  sich,  declinatorisch  oder  perem- 
torisch ,  vorgebrachten  Einrede  des  blofsen  Staats  Interesse,  der  Con- 
venienz,  des  Verwaltungs  -  oder  Finanzvortheiis  (exceptio  MEA  interest, 
vel  ejus  quod  reip.  expedit) ,  oder  der  rein  politischen  oder  p  o  1  i  t  i  s  c  h - 
rechtlichen  Natur  des  Streites,  rechtliche  Folge  zu  geben,  dazu  findet 
sich  in  dem  Bundesrecht  eine  Ermächtigung  weder  für  die  B.  V- ,  nament- 
lich bei  der  Frage  von  Zulässigkeit  der  Austragallnstanz ,  noch  für  ein 
bundes  verfassungsmäßiges  AusträgalGericht  —  Doch  ist,  in  Streitigkei- 
ten der  Bundesglieder  unter  sich,  die  B.  \  .  I)  wenn  nicht  blofs  die  Auf- 
rechHhaltung  des  Besitzstandes  nüthig  wird,  nur  subsidiarisch  competent, 
das  heifst,  wenn  und  so  weit  dafür  Fa  m  i  1  ie  n  Austräge,  VertragAus- 
träge  <0,  oder  Schiedsrichter,  welche  die  Parteien  durch  Compromifs, 
scy  es  ein-  für  allemal  oder  nur  für  den  vorliegenden  Fall,  aufserhalb  der 
Bundesversammlung  erwähli  haben,  nicht  bestehend  üeberhaupt  ist 
die  BundesAuslrägallnstanz  für  alle  solche  Streitigkeiten  der  Bundesglieder 
unter  sich  angeordnet,  worin  diese  in  ihrer  politischen  Unabhängigkeit,  in 
ihrer  öffentlichen  oder  Staalseigenschaft,  in  Betracht  kommen,  und  ohne 
jene  Instanz  ein  Forum  für  einen  Streit  unter  Ii  u  n  d  es  g  e n  o  s - 
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I6n  nicht  iHii.liri  seyn  Wörde,   während  ein  FundamentalGrundsatz: 
i\vs  Bundes  jede  Ali   \<>u  I Icilitlosi» Ucit  in  und  unter  Bundesstaaten  für 
ibftolul  unzulässig  erklär!  (§.  »17),    II)  in  dem  gehörigen  lall,  bat  die 
LkiJiiies Versammlung,  nachdem   sie  von  dem   beschwerdeführenden  Tfaeil, 
nnter  gehöriger  Darstellung  der  Thatumstände  und  Rechtsgründe,  zu  Bun- 
Hülfe  angerufen  worden,  zuvordersl  die  Vermittlung  durch 
einen,   den  Parteien  von  ihr  bekannt  zu  machenden,   Ausschufs,  bei- 
stehen«] ms  zwei  oder  mehr  Gliedern  ihres  Mittels,  zu  versuchen  eine 
Pflicht  und  Befugnifs,   welche  ihj  auch  in  verschiedenen  andern  Füllen 
i  lo]    nl -nun!.     III     Vieh   Maasgabe  der  Umstünde,   Kann  die  B.  V. 
«  ine  Zeitfrist   vorschreiben,   zu  Erledigung  des  \  erminlun^sgescliüftes , 
..mh  kann  Jeder  der  streitenden  Theile  auf  eine  Fristsetzung  antragen/). 
l\     In  Beziehung  .ml'  die  \<>n  dem  beschwerdeführenden  Theil  hei  der 
I'..  \.  eingereichte  Darstellung  seiner  Ansprüche,  hat  der  Ausschufs,  unter 
Bestimmung  einer  kurzen  Frist,   von  dem  beklagten  Theil  ebenmä'sig 
eine  Darstellung  der  Sache  und  seiner  Einreden  zu  hegehren,  um, 
n  u  ll  Vergleichung  des  beiderseitigen  Vorbringens,  angemessene  Vorschläge 
gütlicher  (Jeberemkunft  entwerfen  zu  können^).    V)  Sodann  hat  der  Aus- 
schufs  einen  Termin  zum  Versuch  der  Güte  anzusetzen,   und  sich  zu 
bemühen,   gütliche  Beilegung  des  Streites  zu  Stande  zu  bringen,  auch  bei 
eintretenden  Schwierigkeiten,   so  wie  überhaupt  von  dem  Erlbig,  an  die 
Bundesversammlung  zu  berichten/').    VI)  Kommt  ein  Vergleich  zu 
Stande,   so  wird  die  Vergleichurktiäde  nebst  den  gegenseitigen  Ratificatio- 
nen,   jene  in  Urschrift,   diese  in  Abschrift,   in   dem  Bundesarchiv  nieder- 
egt,  und  der  Bund  übernimmt  die  Garantie  des  Vergleichs  «)• 
t   Woi  ic  der  Vermittlung  ■>  und  AusträgalOrdnung  in  dem  einmüthig  gefafsten 
Bes<  hlufs  der  B«  \.   v.   16.  Jim.  1817,   Art.  I  ( in  KlL'ber's  Quellensammlung, 
\um.  X  III.    ans  dem  Protoc.   v.  1817,  §.  i3i ,   verglichen  mit  den  Abstimmun- 
gen daselbst,  §.  180,  106,  2i/|);  übereinstimmend  mit  der  auch  allgemein 
sprechenden  Vorschrift  in  dem  11.  Art.  der  RundesActp,  in  der  wiener  Schlufs- 
Ai  te  V.  1820,   Art.         und  in  dem  Protoc.  der  PlenarVersammlung  v.  3.  Aug. 

'  .  IrL  i-  —  Also  gleichviel,  ob  der  Streit  auf  ein  durch  öffentliches, 
oder  durch  Privatrecht  begründetes  Verhältnis  sich  bezieht;  wenn  nur  das  von 
einein  Bundesgenossen  in  Anspruch  genommene,  und  das  den  Anspruch  ver- 
tilgende Bundesglied  dabei  in  seiner  bundesrnäsigen  politischen  Unabhängigkeit, 
also  nicht  in  einei-  Eigenschaft  erscheint,  in  welcher  dasselbe  den  Gerichtstand 
vor  einem  Eandesgericht  anzuerkennen,  mithin  vor  demselben  Recht  zu  geben 
oder  zu  nehmen  hat,  z.  B.  als  Besitzer  eines  Privatguts  oder  einer  auf  Real- 
Privat  Verhältnisse  sic  h  beziehenden  Berechtigung  (§.  534),  auch  wenn  der  Staats- 
I  iscus,  oder  eine  Staats-  oder  landesherrliche  Domänenbehörde  bei  dem  Streit 
als  Partei  erscheint  (£•  i~4  u.  482).  Vergl.  §.  177,  Num.  16.  Püttkr,  Princ. 
jni  U  pubL  germ.  $.  - j.  Kxüber's  Einleit.  zu  e.  neuen  LehrbegrifF  des  teutsch. 
Sl  latsr.  \>  <)~t.  J.  KT.  Hbattüs,  Diss.  de  uno  homine  plures  suslinente  personas. 
Giese.  16995  u.  in  dessen  Opusc.  Vol.  I.  T.  III.  A.  W.  Heffter\s  Beiträge  zum 
r.  Staats-  u.  Fürstenrecht,  S.  1 83.  (Ohne  zwischen  Personal-  und  RealPrivat- 
Streitigheiten  unter  Bundesgenossen  zu  unterscheiden,  erklärt  die  BundesAusträ- 
gallnstanz  für  competent  auch  in  PrivatStreitigheiten  der  Bundesgenossen  unter 
sich.   G   v.  Stbive,  in  der  in  der  folg.  Note  angef.  Schrift,  S.  24  ff.)    So  ist, 
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bei  dem  Zusammentreffen  verschiedener  Reehtseigenschaften  in  Einer  Person, 
der  rechtliche  Gehalt  einer  etwa  vorgebrachten  foricleclinatorischen  Einrede  zu 
bestimmen,  und  so  versteht  man  den  Vortrag,  betr.  die  kurhessische  Schuld- 
forderung an  YValdeck,  in  d.  Protoc.  v.  1818,  loco  dict.  gedruckt  als  Beil.  6  zu 
19;  wo  es  (S.  85  der  Orig.  Ausg.)  heilst:  «dafs  die  B.  V.  diejenige  Behörde 
sc)  ,  bei  welcher  alle  und  jede  Streiligkeiten  der  BundesgUeder  unter  sich  anzu- 
bringen seyen,  dafs  mithin  nicht  die  Qualität  der  Streitsache,  sondern  die 
Qualität  der  Streitenden  es  sey,  welche  die  Behörde  begründe  ».  —  In  der  Streit- 
sache zwischen  dem  König  von  Hannover  und  dem  Herzog  Carl  von  Braunschweig 
(§.  179  /),  von  jenem  behauptete  persönliche  Beleidigung,  betr.,  soll  die  Frage: 
ob  hier  austrägalgeri'chtliche  Entscheidung  Statt  finden  müsse?  bestritten  wor- 
den seyn.  Die  Protocolle  der  B.  V.  von  1828  oder  1829  müssen  Auskunft 
darüber  geben.  \ ergl.  §.  177,  Num.  16,  u.  §.  239.  Tiir  incompetent  wollte 
Preufsen  die  AusträgalGerichte  erklärt  wissen,  wenn  Einwendungen  vorgebracht 
werden,  auf  den  Grund  einer  mehr  politischen  als  rechtlichen  Natur;  in  der 
preufsischen  Beilage  3i  zu  dem  Protocoll  der  B.  V.  vom  20.  Dec.  1821,  §.  256. 
Protocolle  der  B.  V.,  Bd.  XII,  S.  374.  —  Streitigkeiten  zwischen  Bundesgliedern, 
veranlafst  durch  Vertretung ,  welche  das  eine  seinen  Unterthanen  bei  ihren  An- 
sprüchen wider  das  andere  angedeihen  läfst,  begründen,  in  der  Regel,  die 
Austrägallnstanz  nicht.  Yergl.  die  wiener  ConferenzProtocolle  v.  1820.  Num.  18, 
und  das  grofsherzogl.  hessische  Votum  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  9.  Juii.  1817, 
214,  Num.  12;  wo  jedoch  angenommen  wird,  dafs  hier  ein  Regent  die  Sache 
seiner  Unterthanen  zu  seiner  eigenen  alsdann  machen,  und  Eröffnung  des  Aus- 
trägalWegs  (nach  Inhalt  des  11,  Art.  der  BundesActe  und  des  3o.  Art.  der 
vyiener  SchlufsActe  von  1820)  begehren  könne,  wenn  das  streitige  Verhältnifs 
unmittelbar  auf  politischen  Ereignissen  beruhe,  z.  B.  wenn  Abtretung  eines 
Landestheils,  die  Frage  von  Theilnahme  an  Schulden  des  Landes  oder  einzelner 
Theile  desselben  oder  einzelner  Staatsanstallen  veranlafst  (man  s.  jetzt  Art.  3o 
der  wiener  SchlufsActe),  oder  wenn  die  Unterthanen  Vergütung  der  Kosten  für 
durchmarschirende  Truppen  fordern.  Vergl.  §.  177,  Num.  14  u.  i5. 
b)  Bei  der  B.  V.  ward  von  k.  prsussischer  Seite,  in  einem  Streit  mit  AnhaltCöthen 
1821,  und  auch  später,  die  Frage  zur  Sprache  gebracht:  ob  in  Streitigkeiten 
unter  Bundesgliedern,  die  Bundesversammlung,  nachdem  ihr  Versuch  der  Ver- 
mittlung fehlgeschlagen,  auf  die  von  einer  Partei  vorgebrachte  Einrede,  dafs 
wegen  der  IntcresseNatur  der  Streitsache,  die  bundesverfassungsmäsige  austrä- 
galrichterliche  Entscheidung  unstatthaft  sey,  einen  Unterschied  zwischen  Recht - 
und  //2«6'r^.sxStreitigkeiten,  oder  zwischen  streitigen  (vollkommenen)  Rechten 
und  collidirenden  Interessen,  zu  machen,  und  nur  für  die  zuerst  genannten  die 
Austragallnstanz  für  zulässig  zu  erklären  habe?  Man  s.  die  Protoc.  der  B.  V. 
v.  4-  Jun.  1821,  §.  160,  20.  Jun.  1821,  §.  173,  die  Beil.  25,  zu  §.  190  des  Protoc. 
v.  5.  Jul.  1821,  §.  27  —  3o,  auch  §.  34;  u.  auch  Protoc.  v.  20.  Dec.  1821,  §.  256, 
Protoc.  v.  1822,  §.  82.  Jener  preufsisch-cöthensche  Streit,  ward,  nach  lebhaf- 
ten Erörterungen,  aufscrhalb  der  B.  V.  endlich  in  Güte  beseitigt,  durch  zwei 
Verträge  Preufsens  mit  A.  Cölhcn  u.  A.Dessau  v.  17.  Juli  1828,  betr.  der  erste 
die  Befreiung  der  beiderseit.  Unterthanen  vom  Elbezoll,  der  andere  die  Zoll  - 
u.  Verkehrverhältnisse  zwischen  den  beiders.  Landen;  in  d.  preufs.  Gesetzsamini. 
1828,  S.  95  u.  99.  —  Die  preussische  Einrede  des  Interesse ,  veranlagte  Erörte- 
rungen, in  und  aufser  der  B.  V.  Preusscn  behauptete,  in  <l.  Protoc.  v.  1822, 
§.  82:  «dafs  zwar  alle  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich,  bei  der  B.  V. 
angebracht  werden  könnten;  dafs  aber  bei  Collisionen  von  Interessen,  nur  Ver- 
mittlungsversuche <>/t//r  eventuelle  Präjudize ,  nicht  aber  <  iit  rechtliches  Verfahren 
Statt  linden  könne,  welches  vielmehr  nur  dann  statthaft  seyn  dürfe*  wenn  die 
rechtliche   Natur  der  Beschwerde   gam    klar  vorliege.     Diese  Präjiwiieialfragc 
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Mtaetuede«  werden  4  wenn  nicht  durch  die  15.  \.  eine  genügende'  Aufklärung 
/ur  Kufriedenheil  beider  IbeUe  erfolge».  Es  Hand  aber  diost-  Behausung  in 
der  Ii.  \  nirgend  i  hgang.  -  Schoo  in  den  Protoc.  \.  1817,  §.  196 j  erklärte 
'Der  m.  Vit.  der  BundesActc  enthalte  Nichts  \<>n  einem  Unterschied 
und  rrcAtiicher  Natur  der  Streitigkeiten  unter  Bundesgenos- 
sen; indcDa  Beute  er  für  das  Politische  derselben,  schon  ein  Aushunfrmittel 
durch  dn  Verordnung  eines  \  ermittlungsAusschusses,  Alles,  was  Hechle  und 
Verbindlichkeiten  der  Glieder  und  Verfügungen  der  Bundes  Acte  selbst  betreffe, 
»re  ror  die  H.  \  .  Zudem  sej  es,  nach  der  Natur  der  Sache  und  der  Men- 
schen, eine  mi&liche  Aufgabe  um  die  Auffindung  der  Grenzscheide,  wo  das 
Politische  in  einem  Streit  unter  somerainen  Staaten  aufhöre,  und  das  Recht- 
liche anfange.  Souach  würden  die  Zwecke  der  Sicherung  des  Hechts-  und 
1  rtedenssustandes ,  die  im  (Wiste  der  BundesActc  liegen,  auch  bei  dem  Buch- 
staben derselben  besser  gedeihen  1  als  hei  einer  neuen  Unterscheidung,  durch 
die  der  Bundestag  in  Schwierigkeiten  gerathen  könne».  —  WüHemberg  erklärte, 
ebenfalls  schon  in  d.  Protoc  \-  181-,  §.  189:  vv  Ein  Unterschied  der  Streitigkei- 
ten der  Bundesglieder  unter  sich,  nach  ihrer  Eigenschaft,  ob  sie  /..  Ii.  rein- 
ftrttnitrtcAtiic/ter  Natur  seyen,  Bey  dem  Art.  11  der  BundesActc  fretridl  Zwar 
möchten  die  Irrungen  unabhängiger  Souveraine  insgemein  mehr  Staats-  und 
1  cdkerr  e»  htlicher ,  als  prh atrechllicher  Natur  se\ n ;  doch  könnten  unter  den 
Bundesgliedern,,  nach  den  engen  Familienverhältnissen',  Worin  siele  unter  sich 
stehen,  auch  pri\ at  rechtliche  Streitigkeiten,  besonders  über  Gegenstände  des 
Privat]  urstcnr.echts,  häutig  vorkommen».  —  slithaltCöUivn  erklärte  in  d.  Protoc. 
der  B.  V.  v.  182t,  §.  178:  nach  der  Natur  der  unter  unabhängigen  Staaten 
denkbaren  Streitfälle,  könne  die  Gesetzgebung  des  Bundes  künftig  zweierlei 
Alten  und  l  ornten  des  Atistrags  anordnen,  1)  den  stretigriehterftcfteh,  in  allen 
Fällen,  «o  wirkliche  Rechtsverletzungen  vorliegen,  und  2)  den  vermittelnden 
schiedsrichterlichen  Austrag,  in  allen  Fällen,  wo  der  Streithandel  mehr  politi- 
schen als  strengricfaterlichen  Grund  habe.  Bis  jetzt  sey  nur  die  erste  Art  des 
lustrags  gesetzlich  vorhanden.  —  Dem  in  dein  §.  aufgestellten  Grundsatz  pflich- 
ten im  Wesentlichen  bei:  A.  BnoouKLL,  Staatsr.  des  t.  Bundes  u.  der  Bundes- 
staaten, L  Abth.  (1894.  8.),  S.  3i4  ff,  u.  L.  v.  Dkksch,  Beiträge  zu  d.  öffentl. 
Recht  des  t.  Bundes  (Tüb.  18-2?,.  8.),  S.  79  ff  Ebendess.  Abhandlungen  über 
<  genstände  des  öffentlichen  Rechtes  (München  i83o.  8.),  S.  1  ff.  A.  W.  He*t- 
n  's  Beiträge  zum  deutschen  Staats-  und  Fürstenrecht,  I.  Lieferung  (Berlin 
i!  "t  &),  S.  i84  R  G.  v.  SratvK's  erster  Versuch  auf  dem  Felde  des  deut- 
schen Bundesr.,  betr.  die  \  erfassungsmäsige  Friedigung  der  Streitigkeilen  zwi- 
schen deutsc  hen  Bundesgliedern  (Bremen  i83o.  8.),  S.  20  ff.  Jordan's  Lehrb. 
des  allgem.  u.  deutsc  hen  Staatsr.,  I.  Abth.,  S.  ;  wo  indefs  unter  Streitig- 
keiten über  Interesse  staatsrechtliche,  und  unter  denen  über  Rechte  privat- 
rcclitliche  Streitigkeiten  verstanden  werden.  —  Die  angeführte  entgegengesetzte 
Behauptung  wird  vertheidigt  von  einem  Ungenannten  (preufs.  Staatsdiener, 
Hnu/r),  in  den  Beitrügen  zur  Wissenschaft  u.  Literatur  des  deutseh.  Bundes- 
rechtes, St.  1,  von  d.  Unterscheidung  zw.  Interessen  u.  Rechten  bei  Streitigkei- 
ten unter  Bundesglied em.  Bonn  1823.  8.;  wo,  S.  18,  das  « Rechtliche  und 
Richtrechtliche«  als  Erkennungsmerkmal  des  angeführten  Unterschiedes  ausgege- 
ben, auc  h  die  prac  tische  Gültigkeit  desselben  in  so  fem  behauptet  wird,  dafs 
für  Mofse  btteresseStreitigkciten,  weil  ihnen  rechtliche  Natur  mangle,  austrägal- 
rirhterlic  hes  Verfahren  u.  Erkenntnifs  meld  Statt  finde.  Ebenso  von  Mauren - 
mschbi  L  c.  S.  120,  Note  e.  Vcrgl:  Brcnquell  a.  a.  O.  S.  3k),  Note  12.  — 
S a<  :>  der,  jedem  Rechtsgelchrten  bekannten,  Natur  des  Rechtbegriffs ,  steht 
überall  dem  Recht  nur  das  Unrecht,  also  in  jetfam  wirklichen  Streit  nur  das 
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Rechtliche  dem  Nichtrechtlu hen  gegenüber,  und  jedes  in  Streit  befangene  In 
teresse  ist  entweder  rechtlich  oder  widerrechtlich.    Brissomus  de  \.  S.,  voc. 
Interesse.     Demnach  erkennt  die  Gerechtigkeit,  und  mit  ihr  die  echte  Politik, 
bei  Streitigkeiten  überall  nur  einen  Unterschied,    den  zwischen  Recht  und  Un- 
recht.    Auch  findet  sich  in  den  besondern  Rechtsquellen  des  T.  Bundes,  für 
Streitigkeiten  der' Bundesglieder  unter  sich,    nirgend  ein  Grund,   welcher  die 
B.  V.  oder  ein  Austrä'galGericht  verpflichtete  oder  ermächtigte,   der  Einrede 
des  blofsen  Interesse  rechtliche  Folge  zu  geben,    oder  einem  widerrechtlichen 
Interesse  des  einen  Tlieils,  das  Recht  des  andern  unterzuordnen  oder  nachzu- 
setzen.   Vergl.  §.  55-2.    "Wider  das  Rechte  gibt  es  kein  Recht,   viel  weniger  ein 
wahres  Interesse,   und  das  einzige  wahre  Interesse  streitet  für  die  Herrschaft 
des  Rechts.     Das  Recht  ist  das  Gesetz  der  Gesetze,   der  Souverän!  der  Sou 
veraine.  —  Besser  wird  der InteresseVorwand  nicht,  durchweine  spater  erfolgt« 
Umschreibung  oder  Umwandlung  in  politische  Natur,   im  Gegensatz  der  recht 
liehen.    Wer,  hin  und  her  schwankend,  für  Streitigkeiten  unter  teutschen  Bun 
desgenossen ,  in  Hinsicht  auf  ihre  Qualification  zu  austrägalgeriehtlicher  Erör- 
terung  und   Entscheidung,   einen   practisch    wichtigen   Unterschied  behauptet, 
l)  bald  zwischen  Recht-  und  //e^/  e.^x'-Str  eitigkeiten  (warum  nicht  auch  vermisch 
ten?);    js)  bald  zwischen  politisch-rechtlichen  ( politisch-factischen? )  und  positiv- 
ie eidlichen  Streitigkeiten;  3)  bald  zwischen  Sachen  von  rem  politischer  Natur  und 
rein  rechtlichen  Sachen;  bald  sogar  4)  zwischen  Sachen,  die  von  mehr  politischer 
als  von  posilivrechtlicher  Natur,  und  solchen,  die  von  mehr  rechtlicher  als  po- 
litischer Natur  sind,  wie  in  der  preufs.  Erklärung  in  dem  Protoe.  der  B.  V.  v, 
•20.  Dec.   1022.  §.  v56,    Beilage  3i  (Protocolle  der  B.  V.,  Bd.  XII,   S.  3~4), 
j)  /-wischen  primtre  chilichen  und  voller-  oder  bundes staatsrechtlichen  Streitigkci- 
teu,  wie  Preufsen  in  d.  Protoe.  der  B.  V.  vom  5.  Mai  1817,  §.  %2  (in  den  angef. 
Prolocollen,  Bd.  II,  S.  220);  6)  zwischen  politischen  oder  wesentlich  politischen 
Sireitfragen ,  die  politisch  zu  behandeln,  und  von  der  Ii.  V.  selbst  zu  erledigen 
seyen,   und  andern,  deren  Entscheidung  den  Austrägalgerichten  unbedenklich 
zu  überlassen  scy,  —  Dem  liegt  zuvorderst  ob,  zu  einer  von  diesen  Dislinctio 
neu  sich  ausschliefsend  zu  bekennen.     Dann  aber  hat  derselbe  von  der  gewähl 
ten  logisch-richtige  Definitionen  und  spezifische  Differenzen  anzugeben.  Denn 
eine  jede  von  diesen  Unterscheidungen  wäre  eine  Neuerung  in  der  Rechtswelt, 
und  was  klar  und  bestimmt  gedacht  ist,  kann  und  mufs  eben  so  auch  mit 
Worten,   verständlich   für  Jedermann,    ausgedrückt  werden.     Bei  der  vierten 
Distinction,  die  sogar  ein  Mehr  oder  Weniger  zur  Grundlage  nimmt,  wäre  dafür 
überdiefs  ein  genau  bestimmender  Gradmesser  anzugeben.    So  lang  von  dem 
Urheber  oder  Anhänger  solcher  mystischen  Doctrin,  diese  Bedingungen  nicht 
vollkommen  erfüllt  sind,   und  hiedurch  der  Streitpunkt  gehörig  festgesetzt  ist, 
läfst  sich  mit  dem  Gegner  der  Streit  nicht  erörtern.     P.  E.  Layhitze^'s  Ver 
nunftlehre  (,.  Aufl.),  §.  120  ff.  3i8  ff.  33i  ff    Wären  aber  auch  jene  Bedingun 
gen  erfüllt,  so  würden  dennoch  Rechtskenner  und  Rechtsfreundc  der  gewählten 
Distinction  in  dem  Bundesrecht  weder  theoretischen  noch  practischen  Werth 
zugestehen.    Denn  1)  das  Bundesrecht  (oben  Note  a,  u.  §.  17/»)  verordnet  all- 
gemein,  für  «alle  und  jede»  nicht  gütlich  beigelegte  Streitigkeiten  der  Bundes 
glieder  unter  sieh,  dafs  die  B.  V.  «richterliche  Entscheidung»,  und  /.war,  sub 
sidiarisch  (oben  I,  im  §.),    «durch   eine   wohlgeordnete  Austragallnstanz  zu 
bewirken»   habe.     Wie  anders  könnten  auch   2)  in  dein  angenommenen  fall, 
Streitigkeiten  von  Bundesgliedern  unter  sich  ein  rechtliches   faule  erreichen!? 
da  das  Uundcsrecht  einen  rechtlosen  Zustand  nicht  duldet  (§.  126  u.  >.  17),  und 
da  in  der  Bund  es  Acte  (  Art.  11)  alle  Bundesglieder  sich  verbindlich  gemacht 
haben,  «einander  unter  keinerlei  Vorwand  zu  bekriegen,  noch  ihre  Streif  igltei 
ten  mit  Gewalt  zu  verfolge»,  sondern  sie  bei  der  Bundesversammlung  anzubrin 
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:    n-       |)  Der  Fall  des  blofs«]  Interesse   eines  1  Ün/.elnen ,    das  heifst,    eines  In 

welches  nicht  verbunden  ist  mit  vollkommenem  Recht,  is t  unter  den 
bundeavertragmisigea  Ausnahmen  von  der  Regel  der  Stimmenmehrheit  nicht 
begriffen  (§.  1190).        Daft  im  [febrigen,  in  gerichtlichen  Streitfällen;  die 

iloetrtn.tle   Auslegung   so  genannter   europäischer    Verträge,    ZU   welchen  wohl 

die  Grundverträge  des  T.  Bundes  gehören,  wie  jedem  andern  Gerichtshof, 
alao  lueh  den    LuaträgalGerichten   von  Rechtswegen  zustehe,   leidet  keinen 

/w  eitel. 

^  1  "'"  ■  ■ aufgehoben  durch  die  Bundes  Austra'gallns  tanz,  erklärt  die  Familien - 
oder  tum')  VertragA us trage  die  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  24.  Eben 
s..  dm-  angef.  Beschlufs  der  \i  \  .  vi  i(>.  Jon.  1817,  Art.  I. 

R  <  er  SchlufsActe  \.  1810,  Vi  t.  •.»./,  und  3o.  Der  angef.  Beschlufs  tler  B.  V. 
v.  1'-.  .Inn.  Vit.  I     Beschlufs  der  Ii.  V.  in  der  ricnarversainml.  v.  3.  Aug. 

»  §  Vit.  m.  --  Schiedsgerichte,  wie  sie  für  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten zwischen  Regierung  und  Landständen,  subsidiarisch  und  facultativ  durch 
den  PlenarBeschluft  der  B.  \.  v.  3<>.  Ortober  1834  festgesetzt  sind  (§.  284  b), 
können  (nach  Vit.  i>  dieses  Beschlusses)  auch  für  Streitigkeiten  von  Bundes- 
gliedern  unter  Bich,  nach  freier  Uebereinkunft  der  Parteien  gebraucht  werden. 
F.  C I  tcHHOur,  Dis8.  de  düFerentia  inter  Austraegas  et  arbitros  compromissarios. 
Goett  1801.  |.  CompromissUrtlieil  des  OberAppellationsgerichts  zu  Lübeck,  in 
S.  des  GH.  \-  Messen  wider  Anhalt-Cöthen ,  wegen  der  Dotalgelder  der  Erb- 
prinzessin \.  A.Göthen,  geb.  Prinzessin  v.  Hessen-Darmstadt,  eröffnet  im  Oct. 
•833.  —  Die  Vollziehung  der,  von  Austragal-  oder  Schiedsrichtern  auch  dieser 
Vit  gesprochenen,  rechtskräftigen  Urtheile',  liegt  der  B.  V.  ohne  Zweifel  dann 
ob,  wenn  die.  eine  solche  Instanz  begründende  Uebereinkunft  unter  ihre  Garantie 
gestellt  ist.  GH.  hessisches  Votum  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  9.  Jun.  1817, 
1  |.  IV um.  i3.  Ob  und  wie  weit  aber  auch  aufser  dem  Fall  einer  Garantie? 
i^t  theils  nach  den  Thatumständen  des  Falles,  theils  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen des  Bundesrechtes  zu  bestimmen.  Vergl.  §.  166  u.  f.,  §.  217  u.  f.  — 
Die  grofsherzoglich -  und  lierzogIich-.y«c/^7'.ycAett  (mit  Ausnahme  von  Sachsen- 
Coburg)  und  fÜrstlii üweussischen  Häuser  haben,  in  §.  t\\  der  provisorischen 
Ordnung  des  gemeinschaftlichen  OberAppellationsGerichtes  zu  Jena,  für  die 
unter  ihnen  etwa  entstehenden  Streitigkeiten  über  reines  Mein  und  Dein,  na- 
inentlich  in  Eigenthum -,  Contract-  und  Erbschaftstreitigkeiten,  auch  Grenzirrun- 
gen,  nicht  aber  über  politische  Verhältnisse,  ihr  gemeinschaftliches  OberAppel- 
latronsGericht  zu  Jena  zur  schiedsrichterlichen  (Austrägal-)  Instanz  bestellt.  — 
V  "ii  der  durch  den  naumburger  Vertrag  von  i554?  sümmtliche  sächsische 

Hau  3i  festgesetzten  Vustragallnstanz,  s.  v.  Röjvieb's  Staatsr.  und  Statistik  des 
Cburfürgtenthnms  Sachsen,  Th.  I,  S.  5o2  ff.  Weise's  Staatsr.  des  Königr.  Sach- 
sen. Bd.  II,  §.  353.  —  (h/wcni/onalAustrüge  sind  festgesetzt,  in  dem  Erbverein 
des  Gesammthauses  Nassau  von  i~83,  Art.  203  in  Reuss  Staatskanzley,  Th.  XVI, 
S  io3.  —  Das  furstlichrreussische  Gesammthaus  hat,  für  Streitigkeiten  seiner 
glieder  unter  sich,  FamilienAusträgc  festgesetzt,  durch  die  Erb-  und  Ge- 
Bchlechtrereinigung  v.  1668,  §•  44  u.  71;  in  Lünig's  R.  A.,  Spicil.  sec.,  Th.  I, 
S.  910,  Protoc,  der  B.  V.  v.  1824,  §.  67,  am  Schlufs.  —  Von  den  Familien- 
tusträgen  des  Hauses  BraunschweigLüheburg ,  P.  C-  Ribbknthop's  Beitrage  zur 
Verfass.  des  Hzgth.  Braunschw.  Lüneb.  wolfenbütt.  Theils,  I.  Beitrag  (1787), 
S   163  —  1-6. 

)  BundesActe,  Art.  11.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  21  u.  3o.  —  Beschlufs 
der  B.  V.  v.  16.  Jun.  181-,  die  Vermittlung  der  B.  V.  betr.,  Art.  2,  in  d. 
Protoc.  \.  1^1-.  a3ij  und  in  Kxüber's  fhicllensainmlung ,  Num.  VIII.  Vergl- 
die  CommissionsVorschläge  in  §.  1—8  des  in  dem  nächstfolgenden  §.,  Note  c, 
angef,  Entwurf*  eines  BundcstagsBeschlusses  über  das  Verfahren  in  Streitigkeit 
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ten  der  Bandesglieder  unter  einander.  —  Beispiele  von  Vermittlangen,  in  den 
Protocollen  der  B.  V.:  in  Sachen  Bremen  c.  Oldenburg,  Protoc.  v.  1817,  §.  4 1 7 i 
—  Grofsh.  Hessen  c.  Nassau,  Protoc.  v.  1817,  §.  383 j  Baden  c.  Baiern,  Protoc. 
v.  1818,  §.  66;  —  Kurhessen  c.  Waldeck,  Protoc.  v.  1818,  §•  19;  —  S.  Coburg 
c.  S.  Meiningen,  Protoc.  v.  1818,  §.  128;  —  S.  WeimarE.  u.  Schw.  Rudolstadt 
c.  S.  Coburg,  Meiningen  u.  Hildburghausen,  auch  Schw.  Sondershausen,  Protoc. 
v.  1818,  §.  i34,  v.  1821,  §.  149  u.  191,  v.  1822,  §.  67,  90,  100,  117,  i36,  161  j  — 
Kurhessen  c.  Nassau,  Protoc.  v.  i8i9,  §.  i58;  v.  1825,  §.  3o;  —  Schaumb.  Lippe 
c.  Lippe,  Protoc.  v.  1818,  §.  149 5  auch  von  i83o.  —  Baiern  c.  GH.  Hessen, 
Protoc.  v.  1822,  §.  i36;  —  zwischen  sieben  Bundesgenossen,  Protoc-  v.  1822, 
§.  140;  —  zwischen  Pröufsen  und  Nassau,  die  saarbrüeker  Landescassenschulden 
betr.,  Protoc.  von  1822,  §.  202;  —  zwischen  den  souverainen  Besitzern  von 
Bestandteilen  des  vormaligen  GHerzogthums  Frankfurt,  Protoc.  von  1822, 
§.  2o3 ;  zwischen  Prenfsen  u.  Baiern,  Protoc.  v.  22.  Juni  1826;  zwischen  Han- 
nover u.  Braunschweig  1829  u.  i83o.  —  Ob  und  wann,  gegen  den  von  einem  oder 
mehreren  der  Betheiligten,  oder  von  allen,  voraus  erklärten  Willen,  die  B.  V. 
Vermittlung  versuchen  könne,  oder  müsse?  scheint  einer  eigenen  Bestimmung 
werth  zu  seyn. 

/)  Der  angef.  Beschlufs  v.  16.  Juni  1817,  Art.  B,  a. 

g)  Der  angef.  Beschlufs  v.  16.  Jun.  1817,  Art.  II,  b. 

Ii)  Der  angef.  Beschlufs  v.  16.  Jun.  1817,  Art.  II,  c. 

i)  Der  angef.  Beschlufs  v.  16.  Jun.  1817,  Art.  H,  d.  —  So  ward  der  Streit  zwi- 
schen Oldenburg  und  Bremen,  über  den  elsflether  TVcserzoll ,  unter  Vermitt- 
lang der  B.  V.  verglichen,  und  dessen  Vollziehung  unter  die  Garantie  des 
Bundes  gestellt.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  §.  193.  Martens,  Reeueil,  Sup- 
pleni.  V1U.  645.  552. 


§♦  474,  (148k.) 

b)    Entscheidung  durch  eine  Austragallnstanz. 

Ist  der  Versuch  einer  Vermittlung  fruchtlos,  und  demnach,  weil  ein 
rechtloser  Zustand  unter  Bundesgliedern ,  wie  überhaupt  in  dem  Bunde 
und  in  den  Bundesstaaten,  nicht  Siatt  linden  soll  (§.  217),  richterliche 
Entscheidung  nothwendig  «3,  so  hat  in  allen  und  jeden  Streitigkeiten 
(§.  173),  subsidiarisch  ({.  173,  I),  die  Bundesversammlung  dieselbe,  und 
zwar  durch  eine  wohlgeordnete,  blofs  für  diesen  Fall  bestimmte  Austragal- 
lnstanz^), zu  bewirken  c).  Das  Austrä'galGericht  ist,  in  jedem  einzelnen 
Fall ,  und  zwar  in  der  Regel  durch  Vorschlag  des  Beklagten  und  Auswahl 
des  Klägers,  zu  benennen,  und  von  der  Bundesversammlung  auftragweise 
zu  bestellen.  Zu  dem  Ende  hat  1)  der  Beklagte  binnen  4  bis 
6  Wochen,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  wo  der  Ausschufs  die  Anzeige 
von  dem  Mifslingen  des  Sühne versuchs  bei  der  B.  V.  gemacht  hat,  aufser- 
dem  die  Bundesversammlung  (jure  devolutionis}  drei  bei  der  Sache 
nicht -betheiligte  Bundesglicdcr  dem  Klager  zu  benennen  /),  aus  welchen 
dieser,  binnen  gleicher  Frist  £•),  eines  zu  wühlen  hat;  dessen  oberster 
Gerichtshof  dann,  jedoch  nur  im  Namen,  anstatt  und  aus  Auf- 
trag der  Bundesversammlung/'),  für  Verhandlung  und  Entscheidung 
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der  Streitsache,  die  ^ustra'galfnstaitf  (das  ^ustingaKiericht)  bildet  '). 
i)  Diese  Bestimmung  wird  dem  Gerichtshof  von  der  l>.  V.,  Unter  i\!it~ 
iheiliiiig  der  Vergleichhandlungen,  durch  seine  Landesregierung —  zwischen 
welchen  iiiul  »Iii  Ii.  \  .,  die  nöthigen  Mittheilu ngen  durch  ihren  Gesandten 
m  bekannt  gemacht,  und  er  erhält  von  ihr  (der  B.  V)  form- 
lichen Auftrag,  als  luätra'gallnstanz  der  Bundes  Acte  gemaTs  zu  handeln^). 

Dem  Gerichtshof  sieht,  und  zwar,  ([wenn  er  aus  mehreren  Senaten 
besteht)  im  Plenum,  die  Leitung  des  Processes,  nach  der  bei  [hm 
geltenden  Procefsor dnung  0,  die  Ertheilung der  Z wischenur theile, 
auch  unbedingter  M  andate  tn)  und  die  de  Ii  n  i  i  i  v  e  I  n  i  seh  cid  u  n  y •, 
lur  alle  streitigen  Haupt  -  und  Nebenpunkte,  uneingeschränkt  zu,  ohne 
weitere  Einwirkung  der  Bundesversammlung  und  seiner  Lau 
desregierung;  doch  ha!  diese,  auf  Ansuchen  der  Bundesversammlung 
•  •der  der  Parteien,  im  Fall  einer  Zögerung ,  das  Nothige  an  das  Gericlit  zu 
erlassen 

I  Preufs.  Erklärung  in  dem  ßrotocoll  der  B.  V.  v.  28.  Jan.  1818,  dafs  nicht  alle 
Streitigkeiten  der  Bundesglieder,  nach  fruchtloser  Vermittlung,  zu  der  Austrä'gal 
Instans  sieh  eigneten,    Verg^.  oben  §.  173,  a,  u.  §.  170,  auch  §.  177. 

)  ,/ustragen  hiefs  in  dem  Mittelalter,  Bechtstreitigkeiten  vor  einem  Schiedsrichter 
auseinandersetzen  oder  erörtern,  und  von  ihm  entscheiden  lassen.  Der  Schieds 
richtcr  hiefs  Austräger  oder  Austragrichter;  diese  Art  der  Erörterung  und  Ent 
Scheidung  der  Rechtshände]  überhaupt,  und  so  auch  das  schiedsrichterliche 
Gericht,  hiefs  der  Austrag  oder  die  Austräge  (Austraegae,  Austraegarum  jus, 
Instantia  austraegalis).  Wächter,  Schilteb,  Haltaus,  Scherz,  Obeblin,  in  ihren 
Glossarien,  roc.  Drögen  u.  Austrag.    Pfeffinger,  Vitriar.  illustrat.  IV.  409. 

I  Bundes  Acte,  Art.  11.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  215  verglichen  mit  den 
wiener  ConferenzProtocollen  von  1820,  Num.  18,  19,  20  u.  32;  wo  unter  Ande- 
rem die  Errichtung  einer  'permanenten  Austrägallnstänz  in  Berathung  kam.,  aber 
verschoben  ward.  Vergl.  (v.  Gagern's)  Mein  Anthcil  an  der  Politik,  Abth.  III, 
>•  114—141-  —  Hundes-,  Vcrinittlungs  -  und  AusträgalOrdnung,  in  dem  Beschlufs 
der:  Ii.  \  .  v.  if».  Juri.  1817,  betr.  die  Vermittlung  bei  Streitigkeiten  der  Bundes- 
.,  ieder  anter  sieh,  und  Aufstellung  einer  wohlgeordneten  Austrägallnstänz ,  in 
den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  23i,  u.  in  IUüßEn's  (^uellensammlung,  Num.  VIII. 
Beschlufs  der  15.  \.  in  d.  Protoe.  der  PlenarV  ersamml.  v.  3.  Aug.  1820,  das 
bei  lufstellung  der  Austragal Instanzen  zu  beobachtende  Verfahren  betr.,  §.  2, 
S  119  der  Orig.Ausg.  u.  in  KxübEr's  fhicllcnsammlung,  Num.  XX,  auch  tcutsch 
und  französisch  in  Mautens,  Recueil,  Supplement,  IX.  5i6.  —  Zur  Revision  des 
aflgejC  Besc  hlusses  v.  16.  Jun.  1817  (man  s.  Art.  11  des  angef.  Protoc.  der  Plenar 
\  ersamml.),  ward  von  der  B.  V.,  in  dem  Protoc.  v.  3.  Aug.  1820,  §.  96,  eine 
Commission  niedergesetzt,  deren  Vortrag  und  Entwurf  eines  Bundestags  Beschlusses 
über  das  Verjähren  in  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  einander,  in  dem 
Protoc.  \.  2i.  Dec.  i8>.o,  §.  214,  und  daselbst  in  der  Beil.  25,  S.  685  tu  ff.  der 
Orig.AUBg.,  en  linden  sind.  Abstimmungen  hierüber  finden  sich  in  den  Proto- 
collen  ujii  1811  u.  1822,  ein  definitiver  Beschlufs  ist  aber  bis  jetzt  nicht  er 
folgt  C.  Frhr.  y.  Dalwigh,  die  Austrägallnstänz,  zu  Erlauter,  des  Art.  11 
B.  \  Main/  1817.  8.  H.  L.  C.  Edler  über  die  nothwendige  und  gcsetzl. 
Zulässigfeeit  der  Austr.Iristanz ,  nach  Inhalf  Art.  11  der  B.  A.,  in  Absicht  auf 
diejenigen  Ansprüche  und  Forder.,  welche  der  Burfürst  aoji  Hessen  an  mehrere 
grofshcr/.ogl.,  hcrzogl.  u.   fürstl.  Häuser  aus  Anleihen  hat.    Eranhf.   1818.  i 
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Hon.  Muhl,  die  öffentliche  Rechtspflege  des  deutschen  Bundes.  Stutttf.  1822.  8. 
Eine  Zusammenstellung  der  bis  jetzt  bestehenden  Bestimmungen  über  die  Bun- 
desAusträgallnstanz ,  mit  Anmerkungen,  findet  man  in  A.  VVr.  Hkffter's  Beitra- 
gen zum  t.  Staats- und  Fürstenrecht,  I.  Lieferung  (1829),  S.  174  ff-  Erörterungen 
darüber,  in  L.  v.  Dhescii  Abhandlungen  (i83o),  S.  27  ff.  Ph.  Friede.  Wilh. 
Frhr.  v.  Leuahariu,  das  Austrägal  verfahren  des  Deutschen  Bundes.  Eine  histo- 
risch-publicistischc  Munugraplüe.  Frank  f.  a.  M.  i838.  8.  Dieses  Werk  erörtert 
zugleich  auch  das  Schiedsgerichts-Institut  (§.  284  b)  und  berichtet  erschöpfend 
über  alle  bisher  an  den  Bundestag  gebrachte  Austrägalfälle,  sammt  Angabe  der 
Entscheidungsgründe  von  den  bereits  erledigten. 

</)  Es  kann  zweifelhaft  oder  streitig',  mithin  zu  bestimmen  nöthig  seyn,  wer  von 
beiden  Theilen  die  Rolle  des  Klägers  zu  übernehmen  habe,  römisch:  «quis 
actor  intelligatur,  quia  par  omnium  causa  videtur».  L.  i3  et  14.  D.  de  judieiis; 
welcher  von  beiden  Theilen  also  dem  andern  den  Vorschlag  zur  Austrä'gal- 
Gerichtswahl  zu  machen,  und  vor  dem  Gericht  das  Rechtsverfahren  anzufangen 
habe.  Vereinigen  sich  hierüber,  oder  wenigstens  über  eine  gemeinschaftliche 
Wahl  des  AustragalGerichtes ,  die  Parteien  nicht  (Beispiel  einer  Vereinigung 
der  letzten  Art,  in  d.  Protoc.  v.  1821,  §.  11  u.  33),  so  hat,  nach  dem  oben 
(Note  c)  angef.  Entwurf,  §.  11,  die  Bundesversammlung  das  AusträgalGericht 
zu  bestimmen.  Nachher  hat,  in  Ermanglung  einer  Vereinbarung  der  Parteien, 
das  AusträgalGericht  festzusetzen,  welcher  von  beiden  Theilen  zur  ersten  Hand- 
lung, ohne  Präjudiz  für  seine  sonstigen  Rechte,  aufzufordern  sey.  Gutachtlicher 
CommissionsVortrag,  §.  10,  z.  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  5.  Apr.  1821,  93. 
Kcsrhlufs  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  18.  Jan.  1821,  §.  11,  Nuni.  3,  u.  ebendas. 
in  dem  vorausgeschickten  Vortrag,  Nun».  2.  In  der  Beschwerdesache  der  rhein- 
pfälzischen  Staatsgläubiger  lit.  D,  (heilte  das  AusträgalGericht  die  Rolle  des 
Klägers  der  badischen  Regierung  zu,  im  März  1821.  Protoc.  der  BvV.  v.  1822, 
§.  176,  Beil.  22,  §.  /,8.  In  der  Beschwerdesache  der  Witwe  des  letzten  Mark- 
grafen von  BrandenburgAnsbach  u.  Baireuth,  Prinzessin  Berkeley  (Protoc.  der 
B.  V.  v.  1827,  §.  68),  bestimmte  das  AusträgalGericht  Preufsen  zum  Kläger 
wider  Baiern.  In  dem  Streit  zwischen  Preufsen,  Baiern,  Kurhessen,  GH.  Hessen, 
S.  WeiinarEisenach  u.  Frankfurt,  betr.  die  Bezahlung  der  Pensionen  vormaliger 
Rheinzollbcamten,  theilte  das  O.Appell.Gericht  zu  Celle  am  1.  Juli  1826  die 
Initiative  dem  Hzgth.  Nassau,  jedem  der  übrigen  eine  besondere  Rechtsausfüh- 
rung, und  zuletzt  Allen  eine  Schlufsdeduction  zu.  In  dem  mehrfachen  Streit 
wegen  Bezahlung  u.  Vertheilung  der  kur-  u.  oberrheinischen  Kreisschulden, 
überliels  die  B.  V.  (Protoc.  v.  12.  Juli  i832,  §.  241)  das  OberTribunal  zu  Stutt- 
gart, zu  bestimmen,  welche  Regierung  bei  einem  jeden  der  streitigen  Punkte 
mit  der  Rechtsausführung  den  Anläng  zu  machen  habe.  —  In  dem  Fall  einer 
wirklichen  Zweifelhaft igkeit ,  welcher  Theil  als  Kläger  zu  betrachten  sey,  ist 
eigentlich  die  Frage  nur:  welcher  von  ihnen  das  Rechtsverfahren  anzufangen 
habe?  Wie  in  den  judieiis  divisoriis,  wäre  dann  jeder  Theil  als  Kläger  und  Be- 
klagter zu  betrachten,  und  entsteht  daraus,  dafs  der  Eine  den  ersten  Satz  oder 
die  erste  Wechselschrift  bei  dem  Gericht  einreicht,  für  ihn  als  Partei  kein  Nach- 
theil, z.  B.  in  Ansehung  der  Beweislast. 

e)  Von  der  B.  V.  geschah  der  Vorschlag  am  i/f.  Febr.  i833,  in  der  Beschwerde- 
sache Hannovers  wider  Kurhessen,  wegen  Verletzung  eines  Handelsvertrags  Li. 
Erhöbung  der  Transituzölle.  Kurhessen  hatte  sich  des  Vorschlags  geweigert, 
weil  es  die  Sache  für  ungeeignet  zu  einer  AusträgalEntschcidung  hielt.  Hanno- 
ver wählte  die  oberste  Justizstelle  zu  Wien. 

/)  Der  angef  Beschlufs  v.  16.  Jun.  181",  III,  >i.  Der  angef.  Entwurf  \.  21.  Der. 
1820,  §.  io;  wo  jedoch,  ohne  Zweifel  aus  Versehen,  gesagt  ist,  dals  der  Be 
klagte  eine  Klageschrift  einzureichen  habe.    -    Besteht  der  beklagte  Theil  aus 
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Bundesgliedern ,  so  müssen  diese,  über  die  dem  Klüger  zur  Auswahl 
\  or/.uM  IiI.i^imkU'ii  drei  liumlc&glieder)  innerhalb  der  gesetzten  Brist  sieb  verteini- 
ivenu  sie  nichl  sugeben  wollen,  data  statt  ihrer  die  Bundesversammlung 
wühle.  Protoc.  der  B.  V»  \.  i8aa,  §.  l6i,  Vergl«  das  grofshcrzogl.  hessische 
i  ol  ni  in  d.  Protoc,  \.  .j.  .hm.  1817,  §.  "  1  | ,  J\uiu.  21 ,  wo  jedoch  die  Rollen 
U  ;crs  und  des  Beklagten  verwechselt  sind.  —  Aus  besondern  Gründen, 
wird,  in  einem  solchen  Fall,  den  mehreren  Beklagten  eine  abermalige  Frist 
x>''i  6  Wochen  in  Benennung  dreier  Bundesglieder  ertheilt,  in  d.  Protoc.  der 
i>.  \ .  \ .  i8ti ,  161. 
§)  Ein  Prfijudii  ftir  den  Klaget  .  wenn  er  in  der  gesetzten  Frist  aus  den  ihm  vor- 
geschlagenen drei  Bundesgliedern  Keines  wählt,  ist  in  den  oben  angef.  Beschlüs- 
sen ausdrücklich  nicht  festgesetzt.  Der  oben  (Nb'tec)  angef.  Entwurf  v.  si.Dec. 
18*0,  §,  ii,  schlägt  aber  vor,  da(a  in  Boichein  Fall  die  Kundesversammlung, 
jure  devolutionis ,  den  A.usträgalRichter  zu  ernennen  habe,  aus  den  drei  von 
dem  Beklagten  oder,  subsidiarisch,  von  ihr  selbst  vorgeschlagenen  drei  Bundes 
gliedern.  —  Sind  mehren  Kläger,  so  haben  sie  innerhalb  der  gesetzten  Frist 
über  die  Auswahl  eines  von  den  vorgeschlagenen  Bundesgliedern  sieh  zu  ver- 
einigen; wo  nicht,  so  gehl  das  Becht  der  Auswahl  auf  die  Bi  V.  über.  Es  ist 
hier  paritas  rationis,  wie  bei  dem  in  der  nächstv  orbergehenden  Pfote  erwähnten 
1  all  der  mehreren  Beklagten.  So  auch  der  angef.  Entwurf  v.  21*  Dee.  1820, 
§.  11,  S.  689  der  Orig.Ausg.,  u.  das  angef.  gh.  hessische  Votum  v.  9.  Jun.  i8i7, 
Num.  91.  l.s  kann  auch  einer  der  mehreren  Kläger,  der  ohne  sein  Zutluoi 
durch  Wald  des  andern  Klägers  erfolgten  Niedersetzung  eines  AustragalGerich- 
tes  späterhin  Inifreien;  er  ist  aber  solches  zu  thun  rechtlich  nicht  verpflichtet. 
1  inen  1  all  8.  man  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1822,  §.  182  u.  196. 

)  Der  /ur  Austragallnstanz  bestimmte  oberste  Gerichtshof,  handelt  und  erläfst 
Beinen  EUcbterspruch  «im  Neunen  und  anstatt  der  Bundesversammlung,  so  wie 
vermöge  derselben  Aujtragsi»\  denn  «.die  B.Y.  kann  nur  sich  selbst,  und  keine 
auswärtige  Behörde,  unmittelbar  als  Austragallnstanz  erkennen».  Der  Gerichts- 
hof erscheint  demnach  für  den  streitigen  Fall,  nicht  als  eine  mit  Gcrichtzwang 
versehene  Justizbehörde,  sondern  als  bundesverfassungsmäsig  erkohrncs  Ver- 
handlung*' und  SpruchCollegium.  Die  Ucbcrnahme  des  Austragal  Auftrags,  ist 
bei  ihm  als  Bundespflicht  anzusehen.  Nur  ganz  besondere  Verhältnisse  können 
/ur  Entschuldigung  dienen,  die  er  binnen  14  Tagen,  von  dem  Tage  des  erhalte- 
nen Auftrags  an,  bei  der  B.  V.  vorzubringen  hat.  Auch  ein  solches  Bundes- 
glicd  kann  erltohren  werden,  das  ein  mit  andern  gemeinschaftliches  oberstes 
Gericht  (§.  M7)  hat;  doch  mufs  liier  der  Vorschlag  zu  drei  AusträgalRichtern 
"  geschehen,  dafs  dem  Kläger  dadurch  auch  wirklich  die  Wahl  zwischen  3 
ippellations Gerichten  offen  bleibe  (Protoc.  v.  22.  Dee.  1817,  §.  42o).  —  Sind 
in  den  Staaten  des  erkohrnen  Bundesgliedes  mehrere  Gerichte  dritter  Instanz, 
and  hat  der  Kläger  sich  über  die  Wahl  unter  ihnen  nicht  ausgesprochen,  so 
«lebt  der  B.  \  .  die  Auswahl  zu.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  16.  Jun.  1817,  §.  23i, 
\rt.  III.  Ts  um.  1 — 4.  Wegen  des  letzten  Punktes,  und  von  dem  in  der  Bundes- 
kete  vorkommenden  Ausdruck  <i Gerichte  dritter  Instanz-»,  vergl.  jedoch  Protoc. 
der  B.  S  .  v.  1820,  §.  214,  und  eine  Anmerkung  unten  §.  227,  Note  d. 

)  Austrägä l gerichtlich e  Verhandlungen  in  Streitsachen  von  Bundesgliedern  unter 
lieb,  wobei  Privatpersonen  nicht  betheiligt  sind,  also  blofs  in  Folge  des  Art.  11 
der  Bundes  Acte  u.  des  Art.  21  der  wiener  SehlufsActe  von  1820,  hatten  Statt; 
1)  in  Sachen  ScbaumburgLippe  wider  Lippe,  betr.,  a)  die  im  J.  1709  eröffnete 
Bracbische  Erbschaft,  seit  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  8.  Juni  1818;  b)  die  Haltung 
eines  Landtags  im  Fürstenthuni  Lippe,  seit  dem  angef.  Protoc.  v.  1818;  c)  Lan- 
deshoheilStreitigkeiten  in  dem  Amt  Blomberg,  seit  dem  Proioc.  v.  17.  Sept. 
1818;   2)  in  S.  Kurhessens  wider  Nassau  u.  Lippe,  Schuldforderung  betr.,  seit 
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dem  Protoc.  v.  29.  Juli  1819.    (Waltleck,  MecklenburgStrelitz  u.  Schaumburg- 
Lippe  haben  sich,    wegen  ähnlicher  Forderungen  mit  Kurhessen  verglichen.); 
3)  in  S.  SachsenWeimarEisenach  wider  S.  Hildburghausen,  ex  post  S.Hildburg- 
hausen,  modo  S.  MeiningenHildburghausen  u.  S.  CoburgGotha,  wegen  Forderun- 
gen aus  dem  Thüringer  RayonV  erband,   Urtheil  des  OberappellationsGerichtes 
zu  Celle  v.  i5.  Nov.  i832,  Quellens.  Forts.  S.  106;  4)  m  S.  Kurhessens  wider 
Baiern  ü.  S.  WeimarEisenach ,  geistl.  u.  weltl.  Stiftungen  in  Fulda  betr.,  Urtheil 
des  OberappellationsGerichtes  zu  Celle  v.  24»  Nov.  i834.  —  Noch  unerledigt  ist 
ein  Streit  zwischen  AnhaltDessau  und  Preufsen,  betr.  die  anhaltische  abschlies- 
sende Landeshoheit  über  einen  Theil  des  Dorfes  Burgchemnitz  u.  die  Nieber 
marke,  bei  der  B.  V.  im  J.  1826  von  Anhalt  angebracht.  —   Von  dem  ■persön- 
lichen Streit  zwischen  dem  König  Georg  IV.  von  Hannover  und  dem  Herzog 
Carl  von  Braunschweig,  in  den  J.  1829  u.  i83o,  s.  man  §.  173  a,  179  j,  2^. — 
Durch  Vergleich  wurden  folgende  AusträgalSachen  erledigt:   a)  ein  Streit  zwi- 
schen AnhaltCöthen  (mit  AnhaltDessau)  und  Preufsen  (oben  §.  173,  />),  durch 
Verträge  mit  Cöthen  u.  Dessau  v.  17.  Juli  1828,   in  der  preufs.  Gesetzsamml. 
v.  1828,  Num.  i5;  b)  zwischen  S.  Meiningen  u.  S.Coburg,  wegen  der  Eisenberg - 
u.  Römhildischcn  Succession,  nach  Protoc.  v.  25.  Jan.  1827:  c)  zwischen  Reufs- 
Schleiz   u.  ReufsLobenstein   u.  Ebersdorf,  wegen  BundesMatrikularLeistungen 
(§.  117,  VI,  u.       195,  ä)  ,  durch  Vergleich  v.  i3.  Mai  1828. 
/)  Der  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  16.  Juii.  1817,  Art.  II,  3.  —  Der  Gerichtshof, 
hier  eine  Art  von  AmphyktionenTribunal ,  empfängt  die  Mittheilung  durch  seine 
Landesregierung,  der  solche  durch  ihren  in  der  B.  V.  bevollmächtigten  Gesand- 
ten zukommt.    Protoc-  der  B.  V.  v.  1821,  §.  33  u.  54. 
/)  Wird  ein  für  mehrere  Bundesstaaten  gemeinschaftlich  bestehendes  Oberappella- 
tionsGericht  zum  AusträgalGericht  gewählt,  und  hat  dasselbe  nicht  eine  allen 
gemeinschaftliche  Procefsordnung,  sondern  für  die  Rechtsachen  aus  jedem  der 
gedachten  Bundesstaaten  die  darin  geltende  Procefsordnung  zu  beobachten,  so 
müssen  die  AusträgalParteien  in  jedem  einzelnen  Fall  sich  über  diejenige  dieser 
verschiedenen  Procefsordnungen  vereinigen,  nach  welcher  in  ihrer  Austrägal- 
Sache  verfahren  werden  soll.    Der  Fall  kam  i832  bei  der  B.  V.  vor,  als  das 
gemeinschaftliche  O.A.Gericht  zu  Jena  zum  Austrägalgericht  gewählt  war;  die 
Parteien  wählten  die  im  GH.  SachsenWeimar  geltende  Procefsordnung. 
m)  Nach  einem  Beschlufs  der  B.  V.  v.  28.  Febr.  i833,  kann  ein  AusträgalGericht, 
wenn  über  Neuerungen  während  der  Rechtshängigkeit  bei  ihm  Beschwerde  ge- 
führt wird,   mit  unbedingten  Mandaten,   doch  ohne  Androhung  von  Geldstrafen, 
vorschrciten;    es  hat  aber  die  Veranlassung  des  auf  das  erlassene  Mandat  er- 
gangenen, an  die  B.  V.  einzusendenden  DefinitivErkenntnisses,   dieser  lediglich 
zu  überlassen. 

n)  Weener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  22.  Beschlufs  der  B.  V.  in  dem  Protoc.  der 
PlenarVersammlung  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  2.  Mohl  a.  a.  O.  §.  12  u.  i3.  —  Bis 
eine  eigene  AusträgalGcrichtsordnung  wird  errichtet  seyn,  geschieht  «die  In- 
struction des  Processes  nach  der  Processordnung ,  welche  der  Gerichtshof  über- 
haupt beobachtet,  und  ganz  in  derselben  Art,  wie  die  übrigen  dort  zu  instrui- 
renden  Rechtssachen  verhandelt  werden».  Der  Beschlufs  v.  16.  Jim.  1817,  Art. 
III,  6.  Vcrgl.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  §.  214,  wo  die  Commission  erklärt: 
«von  dem  Bedürfnifs  einer  eigenen  vollständigen  AusträgalGerichlsordnung, 
habe  sie  sich  immer  mehr  überzeugt,  je  weniger  sie  den  Einflufs  der  \  erschio- 
denheit  der  Gerichtsordnungen  selbst  auf  die  Wahl  der  Gerichtshöfe,  und  eine 
aus  derselben  nothwendig  entspringende  Ungleichheit  der  Rechte,  habe  verken- 
nen können».  Bis  jetzt  fehlt  es  der  Ordnung  des  austrägalgerichtlichen  Verfah- 
rens an  Vollständigkeit,  und  hie  und  da  an  gehöriger  Bestimmtheit;  ein  Mangel, 
der  auch  durch  eine  ausgebildete  Doctrin  weder  gehoben  noch  gemildert  ist.  — 
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im  Outobci  erfolgte  nachstehender  Bcschlufs  der  Ii.  V,:  «Sämmtliehe 

allerhöchste  und  höchste  liundesllegicruugon  werden  durch  ihre  Gesandtschaften 
« i •  c .  die  ObcrAppellationsgeriohte  ausuweisen,  In  allen  Fällen,  wo  sie  als 
tu*tt*HgalGcrirhte  eine  unmittelbare  X sn  Anwälte  der  streitenden  Tfreile 
nirhl  bewirken  konnm.  davon  ihren  Regierungen  die  Vorlage  bu  machen,  damit 
MÜben  in  Hen  Stand  gesetal  werden,  durch  ihre  BundestagsGesandtscUaften 
die  geeignete  Mittheiluug  an  jene  Regierung,  «Ii*.*  es  angeht,  eu  bewirken»,  Hi.ü- 
mm'i  QueUensammlung,  i.  Fortsetzung,  S.  '<>•  C i 1 1 -  hessischer  Vorschlug*  für 
dringende  l  Sllc,  wo  »  in  unersetalicber  Schade  rjj  besorgen,  «»der  die  öfSentjliche 
Kuhc  gefährdet  wäre,  der  B,  \  .  das  Recht  zu  Erlassung  vorläufiger  Bestimmun- 
geu  (provisorischer  Verfugungen)  eu  übertragen*  in  dem  Protop«  «Irr  B.  V. 
».  tili-,  §.  si4,  Num-  s*8j  vergl.  mit  Neun,  1.  Vergl.  oben  §.  167,  u.  17?-. 

P  0  r  l  i  e  f  z  u  n*  ffi 

,)  Pehlen  Pur  den  streitigen  Gegenstand  besondere  Kntschcidungs- 
uuellen,  so  hat  das  AusträgalGerichl  nach  den  ehehin  bei  den  Reichs- 
gerichten, in  Streitigkeiten  derselben  Art,  subsidiarisch  geltenden  Rechts- 
quellen  zu  erkennen,  so  lern  sie  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  der  Bundes- 
glieder noch  anwendbar  sind"):  im  Koslonpn  nkt  nach  gemeinrechtlichen 
Grundsätzen,  mit  Festsetzung  der  Kosten  bTofs  nach  der  Taxordnung  des 
Gerichts  h ).  i> )  Das  Endurtheil  ist  im  Namen  und  aus  Auftrag  der 
Bundesversammlung  abzufassen,  und  es  sind  die  Entscheidungsgründe 
vollständig  beizufügen  c),  6)  Geschehen  soll  die  Eröffnung  des  End- 
urtheil s  an  die  Parteien,  längstens  innerhalb  Jahresfrist,  vom 
der  überreichten  ersten  Klage  oder  Beschwerdeschrilt  gerechnet, 
von  dem  Gerichtshof,  jedoch  « ausdrücklich  im  Namen  und  aus  Auftrag 
des  Bundes)  'yJ:  worauf  das  Gericht  die  Acten  und  das  publicirte  Erkennt- 
nifs  dem  Bundestag,  und  zwar  auf  demselben  Wege,  auf  welchem  es  die 
\<  vn  empfangen  hat,  fiberschickt.  Das  Urlheil  ist  sofort  als  rechts- 
kräftig, mithin  als  vollziehbar,  anzusehen  und  zu  befolgen  wobei 
sich  von  selbst  versteht,  däfs  die  dem  Richteramt,  gegenüber  dem  unter- 
lieg« nden  Theil,  gebührende  Achtung,  unbeschadet  der  freien  Rechtsver- 
theidignag,  auch  hier  nicht  aus  den  Augen  gesetzt  werden  darf.  7)  Wegen 
neu  aufgefundener  Thatsachen  und  Beweismittel,  kann  innerhalb 
vier  Jahre,  vom  Tage  der  Auffindung  an  gerechnet,  Restitution  nach- 
gesucht werden,  doch  ohne  dadurch  die  Vollziehung  des  Urtheils  aufzu- 
halten. Heber  Zulässigheil  der  Restitution,  und  über  Erheblichkeit  und 
rechtliehe  Wirkung  der  neuaufgefundenen  Thatsachen  und  Beweismittel, 
hat  der  vorige  Gerichtshof,  nach  ordnungsmäßiger  Verhandlung,  zu 
erkennen.  Bei  diesem  wird  auch  der  RestitutionsEid  abgelegt,  und  zwar 
ron  dem  Vorsteher  derjenigen  Staatsbehörde,  unter  deren  Aufsicht  und 
Genehmigung  Restitution  nachgesucht  wird,  und  von  demjenigen  Staats- 
beamten, welcher  die  Sache  bearbeitet  hat,  oder,  wenn  mehrere,  von  dem, 
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welchen  der  andere  Theil  hiezn  benennt;  entweder  in  Person  oder  durch 
SpeeialBevoilmächtigte  /),  8)  Die  Yo]  1  ziehung  des  rechtshräf (igen  Ur- 
theils,  wenn  ihm  nicht  sofort  oder  nicht  vollständig  Folge  geleistet  wird, 
verfügt  die  Bundesversammlung,  nach  Vorschrift  der  ExecutionsOrdnung 
(§.  178  u,  f.).  Ist  wegen  Streitigkeiten,  die  bei  der  Vollziehung  vor- 
kommen, richterliche  Entscheidung  nöthig,  so  steht  solche  dem  vorigen 
Austrägalgerich  t  zu  .^).  9)  Nur  bei  wesentlichem  Zusammenhang  mit  dem 
Rechtslreit,  kann  Wieder  klage,  wenn  sie  sogleich  bei  der  Einlassung 
auf  die  Vortlage  angebracht  ist,  und  10)  Theilnahme  (Intervention) 
eines  dritten  Bundesgliedes  an  dem  Rechtstreit,  bei  dem  Austrägal- 
Gericht  zugelassen  werden  /*).  11)  Aber  zu  einer  Adcitation  ad  litem, 
zu  Aufforderung  eines  dritten  Bundesgliedes  zur  Theilnahme  an  dem  Reehl- 
streit,  ist  ein  solches  Gericht  nicht  befugt  0*  Ein  Decla ratio ns- 

Gesuch  wider  ein  lnin  des  verfassungsmäßig  gesprochenes  Austra'galGerichts- 
urlheil,  darf  von  der  B.  V.  nicht  angenommen  werden,  und  die  ihr  oblie- 
gende Vollziehung  jenes  Urtheils  nicht  hemmen;  es  ist  bei  dem  Austrägal- 
Gcricht  anzubringen  ^ %  1 3)  N  u  1 1  i  t  ä  t  B  e s  c  h  wT  e r  d  e  wider  austrägal- 
gericht liehe  Urtheile,  sey  es  in  der  Form  von  Klage,  Einrede  oder  Rechts- 
mittel, ist  unstatthaft  /). 

a)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  23.  Der  angef.  Besehlufs  der  B.  V.  in  der 
PlenarN  ersamml.  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  4-  Vergli  den  angef.  lies cklufs  v.  16.  Jim. 
1817,  Art.  III,  7,  wo  subsidiarisch  blofs  «auf  die  in  Teutschland  geltenden 
gemeinen  Rechte  »  (jus  commune)  verwiesen  war.  (Pütter's  Beiträge,  Tb.  II, 
Nuiii.  21—32.  Schnaubert's  Beiträge,  Th.  I,  Num.  4-  Runde's  teutsches  Privatr., 
§.  83  u.  ff.)  In  dein  Protoe.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  196,  erklärte  Baden  mit 
Recht  für  durchaus  nothwendig,  dafs  die  B.  V.  bestimmt  erkläre,  was  unter  in 
Teutschland  hergebrachten  gemeinen  Rechten  jetzt  zu  verstehen  sey.  Das  lt. 
sächsische  Votum  erklärte  sich  für  «das  fast  durchgängig  anerkannte  römische 
11.  canonische  Recht »3  das  preufsischc  wollte  unter  dem  gemeinen  teutschen 
Recht  «das  tcutsche  Recht  und  das  römische  Recht»  verstanden  wissen.  Pro- 
locolle  der  B.  V.,  Bd.  III,  S.  85.  191.  —  In  der  Zeit  des  t.  Reichs  waren  die 
jetzigen  Bundesglieder  der  Reichshoheit,  folglich  den  von  dieser  verordneten 
Gesetzen  unterworfen;  jetzt  sind  sie  souverain.  Nach  dieser  wesentlichen  Aen- 
derung  ihres  Rechtszustandes,  sind  ihre  seit  Auflösung  des  t.  Reichs  unter  sieb 
von  ihrer  Staatsseite  geschlossenen  Verträge  in  der  Regel  als  Völkerverl  rüge 
(pacta  juris  gentium)  zu  betrachten,  mithin  nach  dem  Völkerrecht  zu  beurthei 
len,  von  welchem  das  römiche  und  tcutsche  Privatrecht  mehrfach  abweicht, 
z.  B.  bei  einem  SocietätA  ertrag  in  Ansehung  der  Clauscl  «ne  intra  ccrtuin  teni- 
pus  societate  abeatur».  Li.  14.  D.  pro  socio. 

b)  Der  angef.  Besehlufs  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  5.    Auch  unten  Note  d. 

c)  Der  angef.  Besehlufs  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  5.  ^ 

(1)  Der  angef.  Besehlufs  der  B.  V.  v.  16.  Jim.  1817,  Art.  III,  5  u.  8;  in  d.  Protoe, 
v.  181-,  §.  23i.  Der  angef.  Besehlufs  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  5;  wo  es  jedoch 
heifst:  «im  Namen  der  Bundesversammlung»  (nicht  des  Bundes).  Sollte  inner- 
halb Ju/in-sjri.si,  die  Eröffnung  des  Endurtheils,  etwa  wegen  vorgekommener 
IncidcntPunkle,  wegen  Beweisführung,  nicht  zu  versagender  Fristen  u.  d.,  nicht 
thunlich  sevn,  so  hat  das  Gericht  die  Gründe  des  \  erzugs  der  B.  \  .  anzuzeigen, 
und  Billigung  oder  Mifsbilligung  von  ihr  zu  erwarten.     Der  angef.  Besehlufs 
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»,  if«  Juni  1817,  Beispiel  einer  solchen  Anzeige,  in  dem  Protoc.  der  B.  V. 
>  >U*(>,  \.  35.  -  Nach  1  Jahren  8  Monaten,  erfolgte  am  28.  Ocfc  1825  das 
\  :all  rtheil  In  &  Baiern  e.  Baden,  wegen  der  rheinpfälzischen  Staatsschuld 
In  1».  Nach  1  Jahren  10  Vlonaten,  erfolgte  dasselbe  am  ■>.().  Mai  i83o,  in  dem 
Streit  »wischen  Baiern  und  Preufsen,  wegen  der  Witthumforderung  der  Witwe 
'  ten  Markgrafen  von  BrandenburgAnsbach  und  Baireuth.  Nach  fast  acht 
pen,  .im  1  1,  Mär  1833,  erfolgte  vom  O.A*Gericht  zu  Celle  das  Austrägal* 
Urtket]  in  dem  Streil  von  Preufeen,  Baiern,  Hurhessen,  GH,  Hessen,  Nassau 
il  l  rankfurt,  Pensionen  für  BheinsollBeamten  betr.  Ein  Streit  über  Verpflich- 
tungen aus  dein  bo  genannten  thüringer  RayonVerband  (unten  §.  176  c)  ist  jetzt 
1  \>;  |  schon  Beil  dein  December  1829  rechtshängig  in  der  Austragal- 

Imtaant 

|  Bundes  Acte,  Vit.  11.  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  1820,  Art  6.  Dem 
gemäCa  erklärte  Baden,  in  den  Protoc.  \.  $6,  Jan.  u.  6.  Apr.  18-26,  §§.  6  u.  41: 
dafs  n das  von  dem  AusträgalGericht  gefällte  Elaupterkenntnifs ,  einem  mit  auf- 
schiebender A\  irlwing  \ crbuudcncn  Heelilsmittel  nicht  unterworfen  scy». 
/  »  Der  angef.  Beschlufs  \.  3«  Vng.  1820,  Art.  6,  7  u.  8.  Vergl.  den  Beschlufs  v. 
16!  Tun.  1817,  $  l3ii  Art.  III,  9  —  11. 

Der  angef.  Beschlufs  3.  Aug.  1820,  Art.  9.  —  Nach  dem  Vorschlag  der  Bun- 
dettag$4  ommission ,  La  §.  27  ihres  Entwurfs,  der  bei  §.  214  des  Protoc.  der 
B.  \.  \.  21.  De«'.  1820  (S  694  der  OriginalAusgabe)  sich  befindet;,  können  die 
Parteien  Streitigkeiten  dieser  An  bei  dem  AusträgalGericht  unmittelbar  an- 
briugen,  ohne  dafs  es  defshalb  eines  weitern  Auftrags  von  Seite  der  B.  V. 
bedarf. 

Der  angef.  Beschlufs  \.  3.  Aug.  1820,  Art.  3.  —  Dasselbe  Gericht  hat  darüber 
zu  rrliennen.  <»1»  eine  Wesentliche  \  erbindung  der  Rechtsverhältnisse  des  dritten 
Bundesgliedes  mit  dem  abhängigen  Hechtstreit  bestehe?  Im  verneinenden  Fall 
fuulet  die  Intervention  nicht  statt.  Ebendas. 
I  Weil  die  Jurisdiction  des  AusträgalGerichtes  einzig  und  allein  auf  der  Wahl 
der  principaliter  litigantium  beruht,  und  das  adeitirte  Bundesglied  (wollte  man 
Adcitaüon  zulassen)  ohne  sein  Zuthun,  ex  facto  alieno,  verbindlich  gemacht 
würde,  vor  einem  in  Ansehung  seiner  incompetenten  Richter  (vor  einem  Aus- 
tragalRichter«  zu  dessen  Bestellung  es,  durch  Vorschlag  oder  Auswahl,  nicht 
mitgewirkt  hat)  zu  erscheinen  und  Recht  zu  nehmen».  Worte  des  hannöveri- 
scheu  Bevollmächtigten,  als  Mitgliedes  des  dritten  Ausschusses,  in  einer  Beilage 
za  dem  20.  Protocoll  der  wiener  MinisterialConferenzen  vom  28.  Marz  1820; 
Wodurch  die  \  ersammlung  bewogen  ward,  die  in  dem  ersten,  in  der  18.  Sitzung 
v,  ,.  Al.irv,  1820  vorgelegten  Entwurf  des  Art.  3  des  angef.  Beschlusses  vom 
3.  Aug.  1820,  nach  den  Worten  «oder  auf  geforden  werden»  wegzustreichen. 
Wollte  das  AusträgalGericht,  gleichviel  ob  auf  Antrag  einer  Partei  oder  von 
Luits  wegen  4  ein  drittes  Bundesglied  adeitiren,  so  würde  es  die  Grenzen  des 
ihm  von  der  B.  V.  er I heilten  Auftrags  überschreiten.  —  Zur  Sprache  kam  die- 
ser Gegenstand  bei  der  B.  V.,  in  den  beiden  Gutachten  zu  dem  Vortrag,  der 
als  I<<  ij.  22  zu  §.  176  des  Protoc.  v.  1822  abgedruckt  ist,  so  wie  in  §.  5i  des 
\  ortrags,  U.  §.  182  u.  196  des  Protoc.  v.  1822.  Vergl  auch  unten  §.  176  d. — 
Für  zulässig,  wenn  das  AusträgalGericht  die  Verbindung  der  Rechtsverhältnisse 
fies  Dritten  mit  dem  Rechtstreit  für  wesentlich  erkläre,  halt  die  Adcitalion, 
Rudhart  in  d.  Recht  des  t.  Bundes,  S.  129. 
/.)  Rli bf.r's  Abhandlungen  etc.  Bd.  II. 

f)  Deber  die  Frage,  ob  wider  AusträgalGerichtsUrtheile  Beschwerdeführung  wegen 
Nichtigkeit  (unheilbarer)  zulässig  sey?  enthalten  die  Bundesverlräge  keine  Be- 
stimmung. Im  J.  i834  erklärte  die  B.  V.  eine  von  SachsenGothaCoburg  wider 
ein  austrägalgerichtliches  Unheil  angebrachte  Nullitätsklage  für  unstatthaft,  weil 
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eine  solche  in  der  Bundesgesetzgebung  nicht  begründet  sey.  —  In  einem  andern 
Fall  ward  die  Einrede  der  Nichtigkeit  verworfen  durch  einen  Beschlufs  der 
B.  V.  v.  3.  öct.  i833.  —  S.  Heffter  a.  a.  O.,  S.  2Ö2  u.  297;  u.  v.  Dresch  a.  a.  O., 
S.  81  ff.  —  Eben  darum  könnte  auch  die  Vollziehung  des  Urtheils  durch  die 
Einrede  der  Nichtigkeit  nicht  aufgehalteil  werden. 

§•  176.  (,48».!) 

Insonderheit,  wenn  Privatpersonen  hei  dem  Streit  betheiligt  sind, 
nach  Art.  50.  der  wiener  SchlussActe* 

14)  Es  kann  der  Fall  eintreten,  dafs  Forderungen  (Ansprüche)  von 
Privatpersonen  an  Bundesglieder,  darum  nicht,  wenigstens  nicht  voll- 
ständig, befriedigt  werden,  weil  —  was  sogleich  in  der  ersten  Vorstellung 
bei  der  Bundesversammlung  nachzuweisen  ist  —  eine  gänzliche  oder  theil- 
weise  Ungewifsheit  über  die  Frage  vorwaltet  :  ob  und  welches  oder  welche 
Bundesglieder,  und  wie  weit  jedes  von  ihnen,  als  Verpflichtete  in  An- 
spruch zu  nehmen  seyen?  indem  —  abgesehen  noch  von  der  Hauptfrage: 
ob  und  wie  weit  die  Forderung  in  cpali  et  (oder  aut}  cpianto  begründet 
sey?  —  unter  mehreren  Bundesgliedern,  als  Souverainen,  die  Vor- 
frage zweifelhaft  oder  streitig  ist:  a)  ob  nur  Einem,  und  welchem 
von  ihnen,  b}  oder  ob  mehreren  zugleich  £aecpie  principaliter) ,  und  zu 
welchem  Theil  einem  Jeden,  c)  oder  ob  nur  Einem  oder  Etlichen  princi- 
paliter, dem  oder  den  Andern  subsidiarisch,  d)  oder  blofs,  nach  welchem 
Verhältnifs  Jedem  der  mehreren  Schuldner,  Zahlungsp flicht,  und  zwar 
dergestalt  obliege,  dafs  der  Eine  oder  die  Mehreren  im  Weigerungsfall 
schuldig  seyen,  den  Privatpersonen  defshalb  vor  dem  gehörigen  Richter, 
interimistisch  oder  endlich,  zu  Recht  zu  stehen  Hier  soll,  nach  Vor- 
schrift des  dreifsigsten  Artikels  der  wiener  SchlnfsActe  von  1820,  die 
Bundesversammlung,  auf  Anrufen  der  Betheiligten  (Bundesglieder 
oder  Privatpersonen  den  Zustand  der  Rechtlosigkeit  dadurch  aufheben, 
dafs  sie  zuvörderst  gütliche  Ausgleichung  (§.  173)  versucht,  dann 
aber,  so  fern,  in  einer  von  ihr  zu  bestimmenden  Frist,  die  in  Anspruch 
genommenen  Bundesgliedcr  sich  nicht  über  ein  Compromifs  vereinigen, 
rechtliche  Entscheidung  der  streitigen  Vorfrage^)?  durch  eine 
Aus  tra'gal  In  stanz  ( §,  »74)  veranlagst  *).  Das  AusträgalGericht  ist 
in  allen  Fällen,  wo  nach  Vorschrift  des  angeführten  3o.  Artikels  ein  Aus- 
lrägal\  erfahren  eingeleitet  ist,  Beauftragt  und  ermächtigt,  alle  Fristen 
von  Amts  wegen  zu  beachten,  bei  NichlbefoJgung  einer  Verfügung 
peremtorischer  Art  Verzichtleistung  auf  die  unterlassene  Verhandlung  anzu- 
nehmen, und  eben  das  auszusprechen,  was  sonst,  auf  Antrag  des  andern 
Theils,  als  Folge  der  Unterlassung,  zum  Belnif'  der  endlichen  Entscheidung, 
auszusprechen  seyn  würde/}.  Auch  sind  dem  richterlichen  Ermessen 
interimistische  und  pr o;vis orische  Bestimmungen  rechtlich  unbenom- 

Kliiher^  Öffentl.  Recht,  4.  Aull.  15 


22 G  l    rheil.  III.  Cap.  Bundesversammlung. 

I  rltlirl  das  Attstrngall Frthetl ,  dafs  wider  die  in  Anspruch  genom 
neuen  Bunclesgliedcr  eine  Klage  nicht  Statt  linde,  dafs  also  sie  nicht  die 
rechten    ßehlagten   seven;  so  ist  biemil  dem  Kläger  nicht  die  Befusrnifs 

V  '  DO 

»prochen,   nunmehr  andere   Bundesglieder  in  Anspruch  zu  nehmen. 
I)cn  Privatpersonen  ist,  da  sie  als  Gläubiger  oder  Prätendenten 
diesem  Rechtshandel  mittelbar  betheiligt  sind,  unbenommen,  ihr  In- 
ge bei  dem  compromissarischen  oder  Austra'galGerichl  unmittelbar  zu 
wahren  '  .     Die   BundescanzIeiDirection  is1  ermächtigt,  ihren  Anwälten 
»die  erforderliche  Aufklärung  über  den  Stand  der  Sache  zu  ertheilen«  «)• 

l  5rtcrungcn  hierüber  in  den  Protocollcn  der  1$.  V.  v.  1821,  §.  11,  33,  54,  73, 
u,  106,  besonders  in  dem  Gutachtlichen  Commissions  Vortrag ,  Beil.  6  zu 
dem  Protot*,  v.  5.  ipril  i8ai,  §.  93.  —  Die  bier  gemeinte  Vorfrage  (Prajudicial- 
odcr  Präliminar!  rage)  betriff!  blofs  den  PräjudicialPunkt  der  VassivLegilirnätion 
nur  Sucl  ,  die  1  rage  von  gänzlicher,  oder  theilweiser,  oder  nur  prmcipaler 
Y/<  tvc  i'flirlituug  eines  Theils  der  in  Beziehung  stehenden  Bundesglieder.  Ein 
<  ompromifs-  oder  Austra'galGerichl  soll  durch  rechtliches  Erhenntnifs  festsetzen, 
welches  oder  welche  von  mehreren  Hundesgliedern  wegen  der  Forderung  ganz, 
oder  /.mn  Theil  aufscr  Anspruch  (ex  litt*)  zu  lassen,  welches"  oder  welche  da- 
gegen in  Anspruch  zu  nehmen,  und  auf  eine  defshalh  erhobene  Klage  sich  cin- 
Riitassen  schuldig  sey,  mithin  die  Forderung  zu  vertreten  habe.  Die  Vorfrage 
besteht  also  nicht,  "svie  schon  irrthümlich  angenommen  worden  ist,  in  der  Frage, 
welches  \<ui  dm  mehreren  Bundesgliedern  provisorisch  (durantc  litc)  die  Zinsen 
oder  die  Alimente,  7..  B.  den  Witwengehalt ,  die  Pension  u.  d.  zu  bezahlen  habe; 
obglei«  Ii  eine  Bestimmung  auch  hierüber,  den»  auslrägalrichterlichen  Ermessen 
unbenommen  i-^t.  .Man  s.  unten.  Note  g.  —  Im  Fall  eines  Streites  über  den 
Inhalt  der  Vorfrage,  kann  dieselbe  \on  dem  A usträgalGcricht  festgesetzt  wer- 
den. Dieses  gesthafa  in  dem  Streit  über  die  rheinpfa'lzischc  Staatsschuld  lit.  D, 
von  dem  <)\G.  zu  Celle  in  dem  Lrtheil  v.  28.  Oct.  1825,  in  dem  Protoc.  v. 
6,  Jan.  i8«6,  Bd.  Will,  S.  1/,.  Der  J$.  V.  steht  nicht  die  Befugnifs  zu,  in 
einem  vorliegenden  Streitfall  die  streitige  Vorfrage  gleichsam  in  legislativem.  Weg 
restzusetzen,  und  so  deren  Festsetzung  dem  compromissarischen  oder  aüstragät- 
gerichtliehen  Erkennt  nifs  zu  entziehen.  Dagegen  steht  ihr  die  authentische  Inter- 
pretation v<'ii  Bundesbestimmungen  zu,  wenn  in  Beziehung  auf  die  Vorfrage 
das  (  ompromifs-  oder  AusträgalGerichl  einer  solchen  zu  bedürfen  erklärt.  — 
hi.'  Haupt/rage,  betreifend  die  Richtigkeit,  den  Grund,  die  Gröfse  und  Beschaf- 
fenheit der  I  orderung  der  Privatpersonen,  späterhin  die  gehörige  Leistung  von 
Seile  des  unstreitig  verpflichteten  Subjectcs,  wovon  erst  nach  aüstra'galrichter- 
lich  entschiedener  PräjudicialFrage  die  Rede  seyn  kann,  gehört  weder  vor  die 
B.  \  ..  noch  vov  das  Compromifs  -  oder  AusträgaJGericht,  sondern,  im  Fall 
eines  Streites  darüber,  vor  die  Landesgerichte  des  leistungspflichtigen  Bundes- 
gliedes« Man  s.  auch  den  oben  angef.  Gutachtlichen  Commissions Vortrag,  §.  6. 
Wider  die  Entstehungsgeschichte,  noch  der  Wortlaut,  noch  der  Geist  des 
Art.  fordern  zu  Begründung  des  darin  festgesetzten  Verfahrens,  dafs  der 
Anspruch  an  und  für  sieh  begründet,  oder  dafür  von  einem,  etlichen,  oder 
allen  der  dabei  betheiligten  ISundesglieder  schon  anerkannt  sey.  Es  ist  genug, 
dafs  derselbe  nach  Rechtsgrundsätzen  nicht  schon  für  offenbar  grundlos  zu 
achten,  und  nicht  ein  Streitfrevel  unverkennbar  sey.  Müfste  jene  Anerkennung 
der  I  orderung,  oder  der  Liquidität  ihrer  Gröfse,  ihrer  Unbedingtheit,  Klage  - 
(»der  Verfallreife  u.  d.  m.  vorausgegangen  seyn,  so  würde  in  jedem  vorkommen- 
dem Fall  von  dein  einseitigen  Lrtheil  oder  Willen  der  Gegner  des  Prätendenten, 
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aller  oder  einzelner  abhängen,  die  Bestimmung  des  Art.  3o  wirkungslos  zu 
machen,  und  sich  einer  gerichtlichen  Rechtsverfolgung  ganz  zu  entziehen.  —  In 
den  wiener  Conferenzen,  erklärte  die  RedactionsConunission,  in  einem  in  der 
Sitzung  v.  i5.  April  1820  erstatteten  Vortrag:  «die  Vorschriften  des  Art.  3o 
bezögen  sich  einzig  auf  die  Frage,  welchen  Bundesstaat,  oder  welche  Bundes- 
staaten die  Forderung  (der  Anspruch)  überhaupt  angehe,  und  es  bleibe  hiebei 
lediglich  dahin  gestellt,  ob  die  Forderung  an  sich  gegründet  sey,  oder  nicht». 
So  auch  das  würtembergische  Votum  in  d.  Proioc.  der  B.  V.  v.  1824  ,  §•  4°- 
Anders  v.  Martens  in  e.  Gutachten  in  d.  Protoc.  v.  21.  Dec.  1820  (Bd.  X,  S.  81 
der  Quart  Ausg.) ,  welcher  dafür  hält,  es  «sey  erforderlich,  dafs  die  Forderung 
selbst  völlig  Mar  sey».  Auch  Pfeiffer,  in  s.  practischen  Ausführungen,  mit 
Erkenntnissen  des  OAG.  zu  Cassel,  Bd.  II  (Hannov.  1828.  4.),  Num.  XIV, 
S.  4o5 — 418.  —  Darüber,  was  unter  der  Vorfrage  zu  verstehn  sey,  fanden  bei 
der  B.  V.  sehr  ausführliche  Erörterungen  Statt,  s.  Protocolle  der  B.  V.,  Bd.  XI, 
S.  125  ff.,  173  ff.  u.  227  ff.,  Bd.  XU,  S.  i5  ff.,  222  ff.  u.  252  ff.  —  Von  dem 
Fall,  wenn  keines  von  den  in  Anspruch  genommenen  Bundesgliedern  die  For- 
derung für  gegründet  erkennt,  s.  im  folg.  §. ,  Num.  19. 

b)  Ohne  dafs  die  Einrede  des  unrecht  gewählten  Beklagten,  oder  der  ermangeln- 
den PassivLegitimation  zur  Sache,  mit  Erfolg  entgegengesetzt  werden  könnte.  — 
Die  in  Anspruch  genommenen  Bundesglieder  sind  befugt,  auch  andere  Bundes- 
genossen, als  nach  ihrer  Behauptung  bei  der  Vorfrage  betheiligt,  zur  Theilnahme 
an  der  gütlichen  und  austrägalgerichtlichen  Verhandlung  aufzufordern.  Von 
der  Adcitation  unten  Note  d,  und  oben  §.  175,  Num.  Ii.  —  Von  einem  Fall, 
wo  etliche  der  in  Anspruch  genommenen  Bundesglieder  (Baden,  GH.  Hessen, 
Nassau)  behaupteten,  dafs  der  Anspruch'  alle  Bundesgenossen  angehe,  s.  man 
die  Protoc.  der  B.  V.  v.  1823,  §.  97-  v.  1824,  §.  49«  Wenn  gleich  in  diesem 
Fall  nicht  denkbar  wäre,  dafs  die  B.  V.  in  der  vorgeschriebenen  Art  gütliche 
Ausgleichung  versuche,  so  hindert  doch  dieses  nicht,  dafs  in  der  B.  V.  ein 
Sühneversuch  unter  sammtlichen  Bundesgenossen  Statt  finde,  und  auf  solche 
Weise  die  Absicht  des  3o.  Artikels  erfüllt  werde. 

c)  Vortrag  der  RedactionsCommission  in  den  wiener  MinisterialConferenzen,  in 
den-  Protoc.  der  22.  und  26.  Sitzung  vom  i5.  u.  24.  April  1820,  wo  es  heifst: 
«unter  dem  Ausdruck  Betheiligte ,  seyen  beide  (sowohl  die  Bundesglieder,  als 
auch  die  Privatpersonen)  begriffen ,  da  in  dem  hier  vorausgesetzten  Fall  sowohl 
die  Bundes-  (Staats-)  regierungen,  als  auch  die  Privatpersonen  veranlafst  wer- 
den könnten,  sich  an  die  Bundesversammlung  zu  wenden». 

d)  Der  richterlichen  Beurtheilung  hat  die  B.  V.  auf  keine  Weise  vorzugreifen ;  na- 
mentlich nicht  durch  Festsetzung  der  Vorfrage,  welche  ausschliefsend  entweder 
einer  Uebereinkunft  der  Betheiligten,  oder  der  richterlichen  Beurtheilung  (oben 
Note  a)  zu  überlassen  ist,  auch  nicht  durch  Bestimmung  dessen,  was  in  Auf- 
und  Gegenrechnung  gebracht  werden  darf.  Eben  so  wenig  darf  sie  in  der  Ver- 
liandlungsweise ,  die  gesetzmäsige  Wirksamkeit  des  Richtcrainles  irgend  hemmen. 
—  Was  oben  (§.  174,  d)  von  dem  hall  gesagt  wird,  wo  zweifelhaft  oder  streitig 
ist,  welches  von  den  betheiligten  Bundesgliedern  die  Bolle  des  Klägers  zu  über- 
nehmen habe,  gilt  auch  hier.  \  ergl.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1821,  §.  11  u.  33.  — 
Ob  in  einem  Fall  des  3o.  Art.  der  wiener  SchlufsAete,  dem  AustragalGericht 
eine  Adcitation  ad  litem,  als  zur  Instruction  der  Sache  gehörig,  zu  überlassen 
sey?  Vergl.  zweites  Gutachten,  §.  7  zu  dem  Vortrag  in  der  Beil.  22  zu  §.  1-6 
der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1822,  u.  cbendas.  §.182,  insbesondere  das  grofshcrzogl. 
hessische  u.  das  kurhessische  Votum.    Oben  175,  Num.  11. 

e)  1)  slusträgaHlerichtsurtheile  wurden  bis  jetzt  gefällt,  in  Streitigkeiten,  wobei  Pri- 
vatpersonen bethciligt  sind,  zwischen:  1)  GH.  Hessen  u.  Nassau,  betreffend  den 
von  Nassau  zu  übernehmenden  Theil  althessischer  Landes-  und  Kammerschul- 
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dm,  i  tti.nl  des  QAG.  iu  München  \.  ,.  .lull  i8a3,  in  «1.  Protoc.  der  B.  V. 
r,  (.  Dt*  l8lS«  Bd  \\  ,  S.  a-i5  u.  574  ff.  (wegen  des  Bestandes  und  des  Be- 
tragt  dar  von  Nassau  iu  übernehmenden  althessischen  Landes  -  und  Kammer- 
schulden,  ward  der  Streit  am  kustra*galGerichi  verhandelt,  aber  1 834  durch 
Vergleich  beigelegt);  •)  Baden  (für  weh  n.  du.  Hessen  und  Nassau)  u.  Haiern, 
I..  h.  die  Bezahlung  der  rbeinpfal*.  Staatsschuld  Iii.  I),  Urtheil  des  OAG.  zu 
Celle  >.  §8,  Ort.  i8aö,  worin  zugleich  die  \  orfrage  richterlich  festgesetzt  ward, 
in  (I.  Protoc.  \.  ?.(>.  Jan.  )}{•(..  i;d.  Will,  s.  U  u.  i.j  ff.j  3)  Prenfeen,  Baiern, 
Uur  besäen  u  l  rankfurt,  betr.  r.  Schuldforderung  der  TestamentExecutoren  des 
letzten  Kurfürsten  von  Trier,  l  rtheile  des  OAG.  zu  Darmstadt  v.  19.  WbA  1826, 
in  «I.  Protoc,  >.  8.  Juni  1826,  u.  >.  28.  Nor.  1826,  in  d.  Protoc.  v.  8.  Febr. 
<};  |i  Bd.  MV  S.  a3  11.  Sa  |£j  4)  Prcufsen  u.  Rurhessen,  dann  Nassau, 
sieb  1  Würtemberg,  sämintlich  als  Besitzer  vormaliger  kurmainzer  Landes- 
.  betr.  ilie  auf  den  /"II  Vilzbach  und  dir  Rente  Lohneck  radicirteh  Schul« 
den  des  KuriUrstenthuais  Main/.,  l  rtheil  des  A(Jr.  zu  Dresden  \.  6  März  i83oT 
in  dnn  offen  Ü.  PratOC,  \.  L-8.  Marz  i83o;  5)  Preufsen  und  Baiern,  betr.  den 
Witvtengehall  der  Witwe  des  letzten  Markgrafen  von  Brandenburg  Ansbach  und 
Baireulp,  Priuzessin  Elisabeth  Berkeley.,  Urtheil  des  OAG.  zu  Lübeck  v.  18. 
(publ.  ■''.)  tfai  nS3o,  in  d.  öffentl.  Protoc  v.  17.  Juni  i83o;  6)  den  Begierungcn 
des  im  .1.  1814  für  Verpflegung  fremder  Truppen  bestandenen  Thüringer  Rayon- 
Verbandes,  nämlich  den  Hertoglich- Sächsischen,  Fürstlich- Schwarzburgischen 
uii.l  Beufsjschen  Häusern  (S. Meiningen  hat  sich,  in  Folge  einer  mit  S.Weimar 

rofTenen  Uebereinkunft,  von  der  Streitgenossenschaft  losgesagt,  ist  aber, 
wegen  später  erworbener  6aalfeldischer  Landeslheile  wieder  Inneingetreten),  an 
das  OAG.  zu  Celle  gewiesen,  durch  Beschlufs  der  B.  V.  in  dem  Protoc.  v.  5. Dec 
182s,  Bd.  \l\  .  S.  18&,  und  einen  Beschlufs  v.  i83i,  betr.  den  Streit  etlicher 
der  genanuten  Häuser  blofs  unter  sich.  Dir  AusträgalUrtheile  in  beiden  Sachen 
wurdepi  publicirl  am  ij.  Nov.  i83a*  17)  acut  Bcgierungen  (Preufsen,  Baiern, 
Baden,  BurhCssen,  GH.  Hessen,  S.  WeimarEisenaeh,  Kassau,  Frankfurt),  betr. 
die  Bezahlung  der  reichsdeputationsschlufsniäsigen  Pensionen  an  vormalige  Rhein- 
zollBeainte,  Betsler  u,  Cons.,  an  das  OAG.  zu  Celle  gewiesen,  durch  Beschlufs 
der  B.  \.  i.i  d.  Protoc.  v.   ii.  Mai  1826,  Bd.  Will,  S.  120;    das  Endurtheil 

■  i  eröffnet  zu  Celle  am  i?.  März  i83a.  8)  Baiern  und  Baden,  nebst  GIL 
Hessen  u.  Nassau,  betr.  die  Bezahlung  der  rJieinpfälzischen  StaatsObligationen 
üt.  1).  vor  dem  OAG.  zu  Lübeck,  durch  B.  Y-a  Beschlufs  in  d.  Protoc.  v.  12. 
März  1*29,  entschieden  durch  ein  Urtheil  v.  10.  Juli  i832.  Quellensamml.  Forts. 
S.  1«»'».  9)  Nassau  und  Preufsen,  Baiern  und  SachsenCoburgGotha ,  betr.  die 
Uebernakiue  oder  V ertnetaing  der  AassanSaarbrückischen  Schulden,  entschieden 
durch  Urtheil  des  Oberhofgerichts  zu  Mannheim  v.  28.  März  i836.  H)  ReekU- 
hängig  in  der  Austrägallnstanz ,  in  Sachen  wobei  Privatpersonen  betheiligt  sind, 
befinden  sich  jcl/.t  folgende  Streitsachen,  zwischen:  1)  Preufsen,  Nassau  und 
I  :  akfurt,  betr.  das  kurtrierischc  Schuldcnwesen,  vor  dem  OAG.  zu  Celle, 
durch  B.  \  .Beschlufs  in  d.  Protoc.  v.  16.  Mai  1828,  Bd.  XIX,  S.  i43.  2)  Oest- 
reich,  Preufsen,  Baiern,  Würtemberg,  Baden,  GH.  Hessen,  S.Weimar  u.  Nas- 
sau •  betr.  ein  von  der  berliner  SeehandlungsSocietät  i8o5  an  NassauOranien- 
l  ulda  geliehenes  Capital,  anhängig  bei  der  B.  V.  seit  dem  Jan.  1828,  u.  vor 
dem  <>Wj.  /u  Celle,  seit  Aug.  i83oj  3)  die  oben  §.  174,  Note  h,  unter  a  u.  c 
erwähnten  Streitigkeiten  zwischen  SrhaumburgLippe  und  Lippe,  vor  dem  Ober- 
llofgeri«  ht  zu  .Mannheim,  seit  August  i83o;  4)  die  theilweise  Fortsetzung  des 
oben  (Num.  I,  1)  bemerkten  Streites  wegen  althessischer  Landesschulden,  vor 
dem  OAG.  zu  München,  j)  Oestreich,  Preufsen  u.  GH.  Hessen,  dann  Baden 
u.  Efosau,  ferner  zwischen  GH.  Hessen  u.  Nassau,  betr.  das  Schulden-  und 
Pensionswesen  verschiedener  vormaliger  geistlicher  Stifte  in  Mainz  u.  Worms, 
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vor  dein  OAG.  zti  Jena,  seit  April  i832;  6)  Preufsen  u.  Nassau,  betr.  die  Be 
Zahlung  der  Zinsenrück stände  von  kurcölnischen  landst.  Obligationen  aus  den 
Jahren  1793  bis  i8i5,  für  die  Zeit,  wo  Nassau  kurcölnische  Landestheile  in  Be- 
sitz, hatte,  vor  d.  OAG.  zu  Celle,  seit  Mai  i83a^  7)  ungefähr  i5  Regierungen, 
betr.  die  Bezahlung  u.  Vertheilung  der  luir-  u.  oberrhein.  Kreisschulden,  vor 
dem  OberTribunal  zu  Stuttgart,  vermöge  Beschlusses  der  B.  V.  v.  12.  July 
i832 ;  8)  Preufsen,  Hannover,  Kurhessen,  Meckl.  Schwerin ,  Braunschweig  u. 
AnhaltBernburg,  betr.  das  im  July  1826  angebrachte  Gesuch  der  Administrato- 
ren der  von  Lossowsehen  FamilienStipendienstiftung  zu  Magdeburg,  wegen  ver- 
schiedener der  Teutschordcnsballei  Sachsen  gemachter  Darlehen,  vor  dem  OAG. 
zu  Lübeck,  verm.  Beschl.  der  B.  V.  v.  28.  July  i83i.  HI)  Vorbereitungen  zu 
einem  Austra'galVerfahren  wurden  in  folgenden  Streitsachen  obiger  Art  getrof- 
fen: 1)  in  S.  Preufsen  wider  Nassau,  betr.  Schulden  der  saarbrücker  Landes- 
cassen,  insbesondere  a)  an  die  Gräfin  Ottvveiler,  Witwe  des  Fürsten  Ludwig 
von  NassauSaarbrücken,  seit  dem  Protoc.  v.  6.  Juli  1820,  b)  an  andere  saar- 
brückische  Gläubiger,  Staatsdiener  und  Pensionäre,  seit  dem  Protoc.  v.  7.  Dec- 
182 1}  2)  in  S.  Baiern  wider  GH.  Hessen,  betr  die  Entrichtung  einer  dem  Gra- 
fen Vieregg  gebührenden ,  auf  die  Receptur  Pfeddersheim  radicirten  Korngülte, 
seit  dem  Protoc.  v.  i3.  Mai  18225  3)  zwischen  Baiern  u.  GH.  Hessen,  wegen  e. 
Forderung  von  Würzweiler  und  Weissenburger  an  das  Depart.  Donnersberg, 
seit  dem  Juli  1824,  erledigt  durch  Vergleich,  nach  Protoc.  v.  8.  Febr.  18275 
4)  in  S.  der  fünf  teutschen  RheinuferStaaten,  betr.  Rückstände  von  auf  den 
RheinOctroi  radicirten  AdditionalRenten,  welche  dem  Grafen  August  von  Lei- 
ningenWesterburg  und  der  Prinzessin  Caroline  von  IsenburgBirstein,  jetzt  verm. 
Gräfin  BuolSchauenstein ,  zu  entrichten  sind,  seit  den  Protoc.  v.  17.  Febr., 
21.  Apr.  u.  23.  Juni  1825  (soll  in  Güte  erledigt  seyn). 

/)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  19.  Juni  1823,  in  dem  Protoc.  v.  1823,  Bd.  XV,  S.  286. 

g)  Um,  dem  Zweck  des  Gesetzes  und  der  Verhandlung  gemäfs,  für  die  Privatper- 
sonen den  Zustand  unverschuldeter  Rechtlosigkeit,  so  viel  möglich,  abzukürzen, 
könnte  das  AusträgalGericht  in  den  Umständen  rechtliche  Veranlassung  finden, 
vorerst,  jedoch  ohne  Präjudiz  für  die  Hauptfrage  (oben  Note  «)■,  durch  einen 
Vorbescheid  provisorisch  und  interimistisch  festzusetzen,  ob  eines  der  in  Beziehung 
stehenden  Bundesglieder,  und  welches,  und  wie  weit,  oder  auch,  dafs  jedes 
oder  mehrere  von  ihnen,  nach  einem  bestimmten  Verhältnis,  provisorisch,  das 
heifst,  bis  zu  endlicher  austrägalrichterlicher  Bestimmung  des  zahlungspflichtigen 
Subjectes,  unter  bedingtem  Vorbehalt  des  Ersatzes,  zu  Bezahlung  der  Zinsen 
oder  verfallener  CapitalTheile  (vergl.  Reichsdeput.  Hauptschluls  v.  i8o3,  §.  78, 
79,  87  u.  88),  oder  der  Alimente,  z.  B.  des  Witwengehaltes,  der  Pension,  Leib 
reute,  u.  d. ,  verpflichtet  seyen,  die  definitive  Entscheidung  der  \  orl'rage  aber 
bis  nach  hinlänglicher  Erörterung  der  Sache  auszusetzen.  Vergl.  das  Protoc. 
der  B.  V.  v.  1821,  §.  11,  Num.  3,  u.  den  angef.  Gutachtl.  Commissions Vortrag, 
§.  8  u.  11.  v.  Gkolmain's  Theorie  des  gerichtl.  \  erfahrens  in  bürge rl.  Rechts- 
streitigkeiten, §.  237  u.  f.  \.  Dhesch  a.  a.  O.,  S.  66  ff.  Anders  Moni,  a.  a.  ()., 
S.  i57.    Unentschieden  äufsert  sich,  HiFi  rm  a.  a.  O. ,  S.  2%. 

h)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  18.  Jan.  1821,  §.  11.    Der  angef  Gulachil.  Commissions 
\  ortrag  §.  9.  —  Auch  das  Gericht  könnte  sie  zu  Aufklärungen  veranlassen. 

i)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  22.  Mai  1828,      91  des  Frotocolls. 
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Btffoib'gumg  eines  BundetgliedeS  in  seiner  Staatscig-cnschajt ,  bei  dem  Streit  eines  andern 
mit  fit:     /'     .'  •,  /..<./;.   Streitigkeiten  der  Bundesglieder  als  Privatpersonen.  FalL  wenn 

kfinfs  /•«>//  den  liundesg Hedem  die  Forderung  für  geg  ründet  erkennt.     Desg  leichen,  wenn 

mfhrfte  Btmdesglieder  als  correi  debendi^  oder  wegen  connexer  Ansprüche  von  Privat- 

pfrs»NfH  zu  belangen,  oder  trenn  in  einem  /{echtstreit  zwischen  Privatpersonen ,  Lundes- 
geruhte    ce r schied  ■  ne r   Bundesstaaten   gleich   competent  sind.      Fortsetzung-  eines  reichs- 
P      rx«j  zwischen  Privatpersonen  und  mehreren  Bundesgliedern  cor  einem 
g  Memschaftticken  Gericht,    Zweifel  Uber  Zulässigkeit  der  Austrägallnstanz, 

16  Dieselbe  Competenz  der  Bundesversammlung  und  der  Austrägal- 
lnstanz ist  auch  dann  begründet)  wenn  ein  Bundesglied,  als  bundes- 
inäsiger  So u verain,  bei  dem  Recbtstreil  zwischen  einem  andern  Bundes- 
glied, ah  bundesmäsigem  Souverain,  und  einer  Privatperson,  vermöge 
eines  ihm  selbststandig  zustehenden  Rechtes,  principaliter  betheiligt  ist; 
in  welchem  Fall  ihm  die  ^  ahl  frei  stellt,  in  jenem  Rechtstreit  als  Prin- 
cipallntervenient,  oder  in  separate-  gegen  das  Bundesglied  bei  der  Bundes- 
versammlung, und,  nach  fruchtlosem  Versuch  "der  Güte,  bei  einer  Austrä- 
gallnstanz aufzutreten  (§.  173«).  17)  Nicht  gehemmt  ist  die  Competenz 
der  Bundesversammlung  und  der  Austrägallnstanz,  wenn  bei  Streitigheileu 
unter  Bundesgliedern,  als  Souverainen,  Privatpersonen  als  Streitge- 
nossen  oder  accessorisch  betheiligt  sind").  18)  Wohl  aber  fehlt 
jene  Competenz  in  Streitigkeiten,  wo  Bundesglieder  nicht  in  persönlichen 
PrivatStreitigkeiten  unter  sich  ( $.  239  u.  i>y3a)r  oder  nicht  in  ihrer  bun- 
desmä'sigen  öffentlichen  oder  Staatseigenschaft,  nicht  in  ihrer  bundesmäsi- 
gen  politischen  Unabhängigkeit,  sondern  als  Privatpersonen  in  Betracht 
kommen,  etwa  als  Besitzer  von  Gütern,  Renten,  oder  Gerechtsamen,  in 
dem  Gebiet  eines  andern  Bundesgliedes  *) ,  auch  wenn  dessen  StaatsFiscus 
(  .  1  -  1  . 1  .ehnFiscus  (~§.  54 1  o,  vergl.  mit  §.  53/+),  oder  eine  Staats-  oder  landes- 
herrliche Domänenbehorde  (§.  482)  der  Gegner  wäre,  oder  als  Verwalter  frem- 
den ( .utes,  oder  als  Rechtsnachfolger  von  Privatpersonen,  z.B.  als  Cessionare 
oder  Erben,  n.  d,  r);  in  welchen  Fällen  die  ordentlichen  Gerichte  des 
Landes  competenl  sind  (  §.  217).  19)  Auch  ist  die  Bestimmung  des 
5m.  Vit.  der  wiener*  SchlufsActe  von  1820  nicht  anwendbar,  mithin  die 
Bundesversammlung  nicht  competent,  wenn,  bei  Forderungen  von  Privat- 
personen, die  deshalb  gemeinschaftlich,  in  ihrer  Öffentlichen 
Eigenschaft  ( §.  i-3a)  in  Anspruch  genommenen  mehreren  Bundes- 
glieder anter  sieh  darin  einig  sind,  dafs  in  Ansehung  ihrer  Aller, 
sowohl  gemeinschaftlich  als  auch  individuell,  die  Forderung  unstatthaft 
sey,  wenn  also  zwischen  ihnen  in  dieser  Hinsicht  nichts  zweifelhaft 
oder  bestritten  ist.  Bei  dem  Mangel  eines  gesetz-  oder  vertragmäsig  beste- 
llenden gemeinschaftlichen  Richters  über  Bundesglieder  für  diesen 
Fall  <0,  hat  daher  der  Prätendent,  wenn  die  Gegner  nicht  über  ein  gc- 
meinschaftliches  Gericht   sich  freiwillig  vereinbaren,  jedes  der  mehreren 
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Bundesglieder  besonders,  vor  dessen  inländischem  gehörigem  Richter, 
als  Mitschuldner  verhältnifsmäsig  in  Anspruch  zu  nehmen.  Wird  hier  die 
Forderung  rechtskräftig  für  statthaft  erklärt,  und  ist  dann  die  Beitrag- 
Quote  des  Yerurtheilten  zwischen  den  mehreren  Bundesgliedern  zweifelhaft 
oder  streitig,  dann  erst  kann  die  Bestimmung  des  3o.  Artikels  in  Anwen- 
dung kommen  <?).  20)  Eben  so  verhält  es  sich  mit  Streitigkeiten,  wo 
mehrere  Bundesglieder  in  ihrer  Pri  vateigenschaft,  als  gemeinschaftlich 
Verpflichtete  (correi  debendi),  oder  wegen  connexer  Ansprüche,  von  Pri- 
vatpersonen zu  belangen  sind  5  wo  im  Verhältnifs  zu  ihren  allseitigen 
obersten  Landesgerichten ,  ein  unmittelbar  höherer  gemeinschaftlicher  Ge- 
richtshof (forum  commune,  immediate  superius,  ob  continentiam  causae 
vel  connexitatem  causarum  competens)  fehlt;  oder  wo  in  einem  Rechtstreit 
zwischen  Privatpersonen,  Landesgerichte  verschiedener  Bundesstaaten  gleich 
competent  sind/).  21)  In  etlichen  Fällen,  wo  Privatpersonen  gegen 
mehrere  Bundesglieder  gemeinschaftlich  ihre  Entschädigungsforderung  bei 
dem  vormaligen  Reichskammergericht  anhängig  gemacht  hatten,  der 
Procefs  aber  wegen  Auflösung'  der  Reichsverbindung  und  des  Gerichts 
nicht  fortgesetzt  werden  konnte,  beschlofs  die  B.  V.,  dafs  die  beiheiligten 
Bn ndesstaaten  über  Ein  Gericht  sich  zu  vereinbaren  h ätten ,  vor 
welchem  der  Rechtstreit  fortgesetzt  werden  könne  £").  Hier  hatte  der  Geg- 
ner der  Bundesglieder,  auf  Erörterung  und  Entscheidung  der  Sache  durch 
ein  gemeinschaftliches  Gericht,  schon  ein  Recht  erworben.  22)  Ob  favo- 
rem  juris  et  justitiae,  und  da  der  erklärte  Bundeszweck  jeder  Rechtlosig- 
keit widerstrebt  (§.  217  u.  f.),  ist  überall,  wo  die  Zulässigheit  der  Aus- 
trägallnstanz  zweifelhaft  ist,  für  dieselbe  zu  sprechen  /')• 

u)  Baden  erklärte  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §•  196:  «dafs  weder  aus  der 
connexitate  ,  noeh  aus  der  eontinentia  causarum,  mediatisir  t  e  Fürsten 
oder  andere  Unterthanen  vor  die  (Bundes-)  Austrägallnstanz  gelangen 
könnten  ». 

I>)  Hier  sind,  als  forum  rei  sitae,  die  ordentlichen  Gerichte  des  Landes  competent- 
GH.  hessisches  Votum  in  d.  Protoc.  v.  9.  Fun.  1817,  §.  '214,  Aunt.  M,  lit.  a.  — 
Ebendas.  lit.  c,  heifst  es:  Gibt  ein  solcher  ReaiBesitz  « Veranlassung ,  dafs  das 
besitzende  Bundesmitglied  mit  dem  Regenten  des  Bundesstaates,  in  welchem  die 
Güter  liegen,  mit  seinem  Ffocus,  oder  mit  seinen  Behörden  in  Streit  gerät!*,  so 
könnte  man  vielleicht  die  Entscheidung  der  Sache,  als  eines  Streites  zwischen 
zwei  Bundesmitgliedern,  nicht  vor  die  Landesgerichte,  sondern,  nach  fruchtlos 
versuchter  Vermittlung  von  Seite  der  B.  V.,  zur  Verweisung  an  die  Austrägal- 
lnstanz geeignet  halten,  weil  der  11.  Art.  der  BundesActe  satnmtliche  Streitigkei- 
ten der  Bundesglieder  dahin  zu  verweisen  scheint  (man  s.  jedoch  oben  §.  173, 
Note  a).  Bedenkt  man  hingegen,  dafs  in  solchen  Fällen  der  Regent,  welcher 
,in  eines  andern  Fürsten  Staat  Güter  besitzt,  in  dieser  Hinsicht  nur  Primteigentltü- 
mer ,  nicht  Bundesmitglied  ist  (nicht  in  seiner  bundesmäsigen  politischen  Unab- 
hängigkeit in  Betracht  kommt),  dafs  daher  an  und  für  sich  die  Zuständigkeit  der 

Lande sge richte  in  solchen  Fällen  offenbar  begründet  ist;  dafs  endlich  ein 

solcher,  seiner  Natur  nach  |>ri\ atree  htlicher  Streit,  je  nachdem  er  entweder 
mit  dem  Landesherrn,  oder  mit  Unterthanen  desselben  obwaltet,  bald  vor  die 
Austrägallnstanz,  bald  vor  die  Landesgcrk  hie  gehören  würde  ;       so  wird  man 
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ickwerliofa  Bedenken  tragen.  «Iii-  Entscheidung  solcher  Streitigkeiten  ihren  na- 
türlichen ßehördcn,  den  Landesgericton  ,  zu  überlassen.  Jedoch  wird  eine  lir- 
Hmnmg  defshalh  ntythig  seyn,  dainll  in  einzelnen  Fällen,  keine  Zweifel  auf  den 
iiigemeinen,  oder  vielmehr  unbestimmten  Ausdruck  des  erwähnten  ifi,  Artikels 

gegründet  w erden-      Die  w  inu-r  SchlufsActe  \<>n   l8üO,   enthalt  eine  solche  l'r 

Miriing  Dicht  Erörterungen  hierüber  in  dem  Streit  «wischen  Luxemburg  u. 
Wärlemberg,  wegen,  entzogener  Einkünfte  der  Herrschaft  Weingarten  von  1806 

big  l8l5,  in  drin  Proioc.  \.   ib\».  | ,       ;)  i . 

e)  In  dem  oben  angef.  GH.  hessischen  Votum,  Num.  11,  Iii.  b,  keifst  es:  «In 
keinem  I  .dl  kann  aber  ein  solcher  (Real-)  Besitz  Veranlassung  werden,  eine 

Gerichtbarheil  in  persönlichen  Sacken  des  Besitzers  ZU  begründen,  und  es  finden 

in  dieser  Besiehung  weder  Arreste  noch  sonstige  Maasregeln  statt,  welche  darauf 
■b  ielen,  das  besitzende  Bundesmitglied  zur  Anerkennung  einer  den  dinglichen 
Gerichutand  überschreitenden  Gericktbarkeit  /-u  nöthigen».  —  Wenn  gleicht 
vermöge  der  völkerrechtlichen  Unabhängigkeit  der  Person,  und  selbst  nach  der 
Analogie  der  wahrend  der  t.  Reichsverbradung  von  den  Reichsgerichten  ange- 
nommenen, .»her  nickt  durchaus  unwidersprochenen.  Regel:  « iunnediatus  Semper 
el  ubique  est  immediatus »i,  weder  Gerichtzwang  noch  überhaupt  Rechte  der 
Oberherrschaft  über  die  physische  ^Person  eines  Bundesgenossen  von  einem 
Bundesglicd  ausgeübt  weiden  dürfen,  so  möchte  doch  vorstellender  Satz  von 
der  [ncompetenz  m  allen  persönlichen  Rechtsachen  (actionibus  personalibus ) 
ohne  l  nterschied  ,  auf  diejenigen,  wo  die  physische  Person  des  Bundesgliedes 
nicht  in  Luspruth  genommen  wird,  keinies'We'gs  zu  beziehen  seyn,  nicht  auf  das 
forum  contractu»,  hereditates,  gestae  adnünistrationis  et  rationum  reddendarum, 
am  k  nicht  auf  das  forum  arresti  realis,  quod  affine  foro  rei  sitae  quodainmodo 
videtur  Mau  s.  oben  §.  173,  INote  a. 
1  Diesen  Mangel  bemerkte  auch  bei  der  B.  V.  die  Commission  für  das  Austragal- 
\  erfahren,  in  d.  Protoe.  v.  2i.Dee.  1820,  §.  214.  Man  s.  auch  die  großherzögl. 
badischen  u.  hessischen  Erklärungen  in  d.  Protoe.  der  B.  V.  v.  1823,  §.  97  u. 
104,  u.  in  d.  Protoe  v.  1822,  §.  i35.  Preufs.  Erklär,  in  d.  Protoe.  v.  1823, 
J.  164.  GH.  hessische,  in  d.  Protoe.  v.  1824,  §.  49-  Beschlüfs  in  d.  Protoe. 
\.  i8«5,  §.  65,  und  das  demselben  vorausgeschickte  ComnüssionsGutaehten, 
Bd.  \\  II.  8.  55.  —  Das  oben  (§.  172  a)  erwähnte,  auf  dem  wiener  Congrefs 
projectirt  gewesene  Bundesgericht ,  wäre  hier  eompetent  gewesen, 
e)  Protoe.  der  B.  V.  v.  1822,  §.  1 33. 

j)  Sieben  Regierungen  (Preufsen,  Baiern,  Baden,  Kurhessen,  GH.  Hessen,  Nassau, 
I  rankfurf),  als  Re<  htsnachfolger  des  vormaligen  reichsritterschaftlichen  Cantons 
MDttelrhein,  wählten  1829  das  Stadtgericht  zu  fVetzlar  ssum  gemeinschaftlichen 
Richter,  Uber  einen  von  dem  frankfurter  Handlungshausc  Büppel  und  Harnier 
angeregten  Streit,  betr.  die  Sistirung  der  Auslieferung  eines  gerichtlichen,  in 
n  Archiv  des  vormaligen  Reichskanimergerichts  befindlichen  Depositums, 
«reiche*  der  von  Srhleifrassischen  Debitmasse  gehört;  ein  Streit,  über  welchen 
außerdem  die  dabei  betheiligten  Privatpersonen  vor  einem  Landesgericht  einer 
jeden  der  genannten  sieben  Regierungen  besonders  hätten  Procefs  führen  müssen. 
\  ergL  Protoe.  d.  B.  \  .  vj  1819,  ^.  227;  v.  1825,  §.  5~. 
I  t  Proioc.  v.  1822,  §.  i35;  v.  1819,  §.  72;  v.  1817,  §.  98;  v.  1823,  §.  -4,  97  u. 
180;  v.  182.4,  §.  49,  insonderheit  das  oldenburgische  etc.  Votum,  in  S.  der 
kurpfälo.  Erbpächter  der  goäfenauer  u.  Hcmshöfe  c.  Baiern,  Baden,  GH.  Hes- 
sen, Nassau.  —  Protoe.  v.  1817,  §.  98  u.  426,  in  S.  der  Mitglieder  des  eliemali 
gen  rheinpfälzischen  GeneralLandesCömmissariats  zai  Mannkeim  c,  die  vorhin 
genannten  vier  Bundesglieder.  —  In  dem  Protoe.  v.  1824,  38,  äufsert  die 
Eteelamalions  Commissi  oni  die  Rundesgesetzgebung  enthalte  nichts  davon,  dafs 
ui  dein  angegebenen  1  all-  die  mehreren  Bundesglieder  ei»  oberstes  Gericht  wäh- 
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len ,  und  dessen  Entscheidung  sich  gefallen  lassen  müssten.  In  dem  Protoc.  v. 
1824,  §•  49  ■>  macht  ein  würtembergiselies  Votum  von  der  freien  Entschliefsung 
der  mehreren  Beklagten  abhängig,  ob  sie  sich  über  ein  gemeinschaftliches  Ge- 
richt vereinigen  wollen.  In  einem  Gutachten,  in  dem  Protoc.  v.  24.  April  1823 
(§.  72,  S.  i32  der  QuartAusg.)  über  einen  Fall,  wo  die  betheiligten  Bundes- 
glieder sich  über  ein  gemeinschaftliches  Gericht  vereinbart  hatten,  heifst  es: 
«Das  Verfahren  bei  einem  so  constituirten  Gerichte  sey  aber  keineswegs  durch 
diejenigen  Vorschriften  normirt,  nach  welchen  sich  die  erwählten  Austrägal- 
gerichte und  die  vor  ihnen  im  Rechtstreite  befangenen  Bundesglieder  zu  richten 
hätten ».  —  Die  Fortsetzung  eines  reichsgerichtlichen  Rechtstreites  zwischen  einem 
einzelnen  Bundesglied  und  Privatpersonen,  gehört  vor  die  Landesgerichte  des 
ersten.  —  Von  der  Vollziehung  rechtskräftiger  reichsgerichtlicher  Erkenntnisse 
durch  die  competenten  Landesgerichte,  oben  §.  169  h.  —  Von  Ablieferung 
reichsgerichtlicher  Acten,  oben  §.  40. 
h)  Stillschweigende  Anerkennung  dieses  Grundsatzes,  in  dem  Beschlufs  der  B.  V., 
in  S.  der  Erbpächter  der  gräfenauer  und  Hemshöfe,  in  d.  Protoc.  v.  1824, 
§.  49-  —  «C'est  im  grand  mal  de  suivre  l'exception  au  lieu  de  la  regle.  II  faut 
etre  severe  et  contraire  ä  l'exception ».  Pascal.  Voy.  ses  Oeuvres  (edit.  de 
Paris  1819),  T.  II,  p.  167. 

§♦    178,  C148o.) 

7)    Exe  cutio  ns  Or  dnung. 

Für  Vollziehungsgesehäfte  der  B.  V.  ")  ist,  durch  eine  Executions- 
Ordnung  vom  3.  Aug.  1820  Folgendes  festgesetzt.  1}  Für  Prüfung 
und  Vortrag  der  Vollziehungsgegenstände,  besteht  in  der  B.  V*  fortwäh- 
rend eine  Commission  ( ExecutionsCommission )  von  fünf  Mitgliedern, 
mit  zwei  Stellvertretern,  jedesmal  ernannt  für  sechs  Monate,  mit  Einschlufs 
der  Ferien,  und  so,  dafs  bei  der  Erneuerung  wenigstens  zwei  neue  Mit- 
glieder darin  aufgenommen  werden.  II)  Ueberzeugt  sich  die  B.  V*,  dafs 
die  Regierung  eines  Bundesstaates  eine  bundesmä'sige  Verpflichtung  nicht, 
oder  nicht  hinlänglich  erfüllt  habe,  so  begehrt  sie  von  derselben  durch 
ihren  Gesandten  in  der  B.  V-,  in  einer  bestimmten  Frist,  die  Anzeige 
entweder  der  unterdessen  geschehenen  Vollziehung,  oder  genügender  Hin- 
dernisse oder  Weigerungsursachen.  Ergibt  sich  dann  eine  unbegründete 
Nichterfüllung,  so  beginnt  das  E xe c u t i o ns Ver f ahr e n.  III)  Unter 
Mittheilung  ihres  ExecutionsBeschlusses,  erläfst  die  B.  V.  an  die  Regierung 
eine  motivirte  Aufforderung  zur  Folgeleistung  innerhalb  einer  gesetzten 
Frist  t).  IV)  Wird  innerhalb  dieser,  vollständige  Folgeleistung  nicht 
nachgewiesen,  so  beschliefst  die  B.  V  den  wirklichen  Eintritt  des 
angedrohten  Executions Verfahrens ,  und  eröffnet  solches  der  Regierung 
durch  ihren  Gesandten.  Vj  Dieses  Verfahren  kann  nur  gegen  die  Regie- 
rung Statt  lijiden;  ausgenommen,  wenn  eine  Regierung  selbst,  eigener 
zureichender  Millel  ermangelnd,  gegen  innere  RuhestöVfer  Hülfe  um  dem 
Bunde  begehrt,  ode/  einen  aufgebrochenen  Aufruhr  durch  eigene  Kräfte 
zu  unterdrücken  notorisch  unvermögend  und  sogar  gehindert  ist,  die 
Hülfe  des  Bundes  anzurufen  rf). 


234  L  rheil«  Hl.  Cap.  Bundesversammlung. 

Die  wiener  SchluftActe,  Vit.  3i,  f;ü>t  diese  so  an,  wie  oben,      »6f>,  Nuiti.  I, 
eftihrt  in r.    (Ohne  Zweifel  gehören  dahin  auch  die,  nach  Vorschrift  des 
Vir.  derselben  SehlufsActe,  abgefafstcn  rechtlichen   Bescheide  ober  den 
jüngsten  Bc&iUuUnd,  oben  \\  17»,  obgleich  solche  in  dem  angef.  3».  Art.  nicht 
imii  benannt  sind.)    in  diesen  Fällen,   sollen  die  «. erforderlichen  Executions- 
lleasregebi,  nach  Erschöpfung  aller  andern  bundesverfassungsmäsigen  Mittel, 
m  Lnwenrtluni  gebracht  werden 
1  !>e!miti\  errichtet  in  Folge  der  wiener  SehlufsActe  v.  1820,  Art.  3i,  und  ent- 
halten  in   dem   l'rotor.   der  l*lenar\  ers.uninl.   der  B.  \.   \.  3.  Aug.  i8?,0,   §.  3, 

s  Iii  der  Orig.Ausg.  u.  in  Ki.u'bkr's  Quellensämnilung,  Nuih.  XXI.  —  Eine 
provisorische  EtecutionsOrdnung,  war  kura  vorher  errichtet  worden,  durch 
Besehlufs  der  l>.  \.  \.  20,  Sept.  1819,  in  d.  Protoc.  v.  1819,  §.  219.  —  In  der 
BundesActe  ^.ir  dieser  wichtige  Gegenstand  unbeachtet  geblieben. 
»  Solche  kufTorderungen  erlieft  die  Ii.  V.,  i83o  an  den  Herzog  Carl  von  Braun- 
schweig, i834  an  den  Sen.it  der  freien  Stadt  Frankfurt;  in  beiden  Fällen  ward 
die  Execution  durch  Folgeleistung  abgewendet. 

«0  So  .null  die  wiener  SehlufsActe  v.  1820,  Art.  3a. 


179.  (148l>.) 
'  F  o  r  t  s  e  t  z  u  11  y. 

M)  J)ic  ExecutionsMaasregeln  werden  im  Namen  der  Gesammtheit 
des  Hundes  beschlossen  und  ausgeführt  VII)  Den  Executions  Auf- 
trag ettbeill  die  Ii.  V.,  mit  Berücksichtigung  aller  LocalUmstände  und 
sonstigen  Verhält nissc ,  einer  oder  mehreren,  bei  der  Sache  nicht  betheilig- 
ten Regierungen  von  Bundesstaaten  Sie  bestimmt  zugleich  die  xVnzahl 
def  EiecutionsMannschaft,  und,  nach  dem  jedesmaligen  Zweck,  die  Dauer 
des  ExecutionsVerfahrens  c).  VIII)  Die  Leitung  dieses  Verfahrens  ge- 
schieht, nach  einer  von  der  Bundesversammlung  zu  ertheilenden  Instruc- 
tion durch  einen  CivilC  ommissär,  den  die  ExecutionsRegierung  zu 
ernennen  hat  e)«  welcher  auch  obliegt,  von  dem  Fortgang  und  der  Been- 
digung des  Geschäftes  die  B.  V.  in  Kenntnifs  zu  setzen.  IX)  Die  obere 
Leitung  des  Vollziehungsgeschäftes,  in  seinem  ganzen  Lauf,  steht  der 
B.  \.  zu.  X)  Wo  nicht,  nach  dem  Ausspruch  der  B.  V.,  Gefahr  auf 
dem  Aerzug  haftet,  hat  die  ExecutionsRegierung  zuvörderst  der  betheilig- 
ten Regierung  anzukündigen,  dafs  unfehlbar  Execution  erfolgen  solle, 
wenn  nicht  binnen  drei  Wochen  genügende  Erfüllung  der  vorliegenden 
Beschlüsse  nachgewiesen  werde  /).  XI)  Ist  auch  diese  dritte  Frist,  welche 
die  ExecutionsRegierung  nicht  verlängern  kann,  fruchtlos  abgelaufen,  so 
erfolgt  die  Execution,  genau  nach  Maasgabe  des  ExecutionsBeschlusses  der 
B.  V.  Der  CivilCommissär  berichtet  an  seine  Regierung,  und  diese  macht 
der  B.  V  die  nö'thigen  Eröffnungen,  welcher  fortwährend  die  obere  Lei- 
tung des  ExecutionsVerfahrens  zusteht  und  obliegt.  XII)  Vollziehung  eines 
comprom issarischen  oder  AusträgalErkenntnisses,  kann  von  der 
V.  nur  auf  Anrufen  der  betheiligten  Partei  verfügt  werden. 
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Der  Inhalt  fies  Erkenntnisses,  darf  nie  Gegenstand  einer  Berathung  oder 
eines  Beschlusses  der  B.  V.  werden.  Zulässige  Einreden  gegen  die 
Vollziehung  sind  um  erweilt  an  das  AusträgalGericht  zu  verweisen,  nach 
dessen  Ausspruch  die  B.  V.  das  weitere  im  ExecutionsWeg  veranlafst.  Für 
ähnliche  Anstände  bei  Compromissen  und  Vergleichen,  ist  schleunig,  in 
gewöhnlicher  Art,  ein  AusträgalGericht  zu  ernennen,  welches  üher  die 
Zweifel  und  Einreden  zu  erkennen  hat.  XIII)  Nach  Erfüllung  des 
Vollziehungsauftrags,  sind  die  Truppen  ohne  Verzug  zurückzuziehen,  und 
alles  ExecutionsVerfahren  hört  auf.  XIV)  Die  liquiden  Kosten  der  Exe- 
cution  hat  die  Regierung,  die  solche  verursacht  hatte,  ohne  Verzug  zu 
entrichten,  oder  defshalb  Sicherheit  zu  stellen.  Ueber  Einwendungen  oder 
Beschwerde  dagegen  hat  die  B.  V.  zu  entscheiden,  oder,  bei  Vollziehung 
austrägalgerichtlicher  Erkenntnisse,  das  AusträgalGericht.  Geschah  die  Exe- 
cution  gegen  Ruhestörer,  so  sind  diese,  von  ihrer  Regierung,  zu  Bezah- 
lung der  Kosten  auf  gesetzniäsigem  Wege  anzuhalten.  Unter  dem  Vor- 
wand, dafs  die  liquiden  ExecutionsKosten  noch  nicht  bezahlt  seyen,  dürfen, 
nach  geschehener  Execution,  die  Truppen  ihren  Aufenthalt  in  dem  Lande 
nicht  fortsetzen. 

ii)  Wiener  SchlufsAete  v.  1820,  Art.  3*2. 

I>)  Die  Uebcrnehmung  des  Auftrags  ist  Bundespflicht.  Wiener  SchlufsAete  v.  1820, 
Art.  34.  Weigert  sich  eine  Regierung,  den  Auftrag  zu  übernehmen,  so  ent- 
scheidet die  B.  V.  über  ihre  Weigerungsgründe.  Nach  Befinden  überträgt  sie 
einer  andern  Regierung  die  Vollziehung.  Beharrt  die  erste  auf  unbegründeter 
Ablehnung  des  Auftrags,  so  bleibt  sie  zu  Schadenersatz  verpflichtet,  und  dem 
Bund  verantwortlich  für  alle  nachtheilige  Folgen.    ExecutionsOrdn.,  Art.  9. 

c)  So  auch  die  wiener  SchlufsAete  v.  1820,  Art.  3i. 

d)  Darin  sind  sowohl  die  Art  der  Vollziehung,  als  auch  die  ExecutionsGegenstände, 
bestimmt  anzugeben. 

e)  So  auch  die  wiener  SchlufsAete  v.  1820,  Art.  3/j.  Ist  der  ExecutionsAuftrag 
an  mehrere  Regierungen  ergangen,  so  bestimmt  die  B.  V.,  welche  derselben 
den  CivilCommissär  zu  ernennen  habe.  Ebend. 

/)  Bis  fast  zu  dem  Ablauf  dieser  Frist  liefs  es,  im  April  i83o,  in  seinem  Streit 
mit  dein  Bönig  von  Hannover  (§,  i73a)  der  Herzog  Carl  von  Braunschweig 
kommen,  ehe  derselbe,  zufolge  eines  Beschlusses  der  B.  V.,  seine  Verordnung 
vom  10.  Mai  18*27  öffentlich  zurücknahm.  Der  ExecutionsAuftrag  war  dem  Kö- 
nigreich Sachsen  geschehen,  welches  zu  dem  Ende  schon  ein  TruppenCorps  von 
5  bis  6000  Mann  in  Bereitschalt  gesetzt  hatte. 


§.   180.  (148'0. 

S)    Vermitilwngsrecht  der  Ii.  V.  überhaupt. 

1)  Das  oben  (§.  173)  erwähnte  Recht  und  die  Pflicht  der  B.  V.,  in 
allen  Strei  tigheiten  der  Bundesglieder  unter  sich,  wo  nicht 
Gefahr  auf  dein  Verzug  haltet  (§•  167  u.  172),  Vermittlung  gütlicher 
Uebcreinhunfl ,  auch  unaufgefordert,  zu  versuchen,  ist  begründet,  theils  in 
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ausdrücklichen  Vorschriften  der  BondesGrundverträge  <*) ,  theils,  als  Mittel 
/u  dem  Zweck,  durch  die  Natur  der  Bestimmung  dfcr  B.  V.  (§,  116); 

im  1         wo  das  unmittelbare  Voliafiehungsrechl  der  B.  \.  (§.  170)  eintritt, 

und  iclbsl  dann |  wenn  noch  streitig  oder  zweifelhatö  ist,  ob,  nach  frucht- 
los versuchter  Güte,  das  Forum  der  bundesmasigen  Austrägallhstariz  fmv 
dirl  sei  ).  11)  ^ber  auch  in  Streitigkeiten  der  Mitglieder  eines  dem 
Bund  (ungehörigen  liefen  1  enhauses,  über  die  Thron  Co  Ige  in  dem 
Bundesstaat^  >vt  das  Verraittlun^srecht  dör  B.  \.  durch  die  Natur  ihrer 
Bestimmung  begründe!  <  ).  Und  eben  so  III)  in  Berfas/s ungstresitig- 
keiten  Zwischen  einer  dem  Bund  angehörenden  Landesherrsehal't 
und  den  Landständen  oder  \  olksvertretern.  IV)  Bei  Ausfüh- 
rung  bundesverfassungsmäsig  beschlossener,  so  genannter  organischer 
Einrichtungen,  soll  die  B.  \.,  nach  Befinden  der  Umstünde,  die  ver- 
schie  leneu  Meinungen  und  Anträge  durch  eine  Commission  auszugleichen 
Buchen  LSl8).  \)  In  Streitigkeiten  eines  B  u  n  desSou  ver  ains  mit 
auswärtigen  Mächten  oder  dieser  unter  sich,  kann  der  Bund, 
als  europäische  Gesaihnltmacht,  mit  Einwilligung  der  Betheiligten,  durch 
die  B.  V.  als  Vermittler  auftreten  0  VI)  Bei  Vermittlungen  der  B.  V. 
geschieht  die  unmittelbare  Verhandlung  durch  einen  Ansschufs/). 

)  BundeaActe,  Art  11.    Beschlufs  der  B.  V.   vi  16.  Jun.   1817,   die  Vermittlung 
der  B.  \.  betr.,  in  d.  PrOtoc.  v.  1817,  §.  a3u    Wiener  Schluß  Acte  v.  1820, 
Art.  1:,  a.  li»    Ycrgl.  oben  §.  173,  Note  d. 
1   kbatumhungen  und  Beschkifs  in  d.  Prot,  der  R.  V.  v.  1818,  §.  19,  betr.  eine 
kturhessisehe   Sehuldforderung  an  Waldeck.     Eben  so  in  d.  Protoc.  v.  1819, 
§.  i58,  betr.  die  luuhessiselien  Sclmldfbrderungen  gegen  Nassau,  Schaumburg- 
Lippe  u.  Lippe    Hannoverische  Aculserung,   loco  dict.  gedruckt  zur  vertraut» 
Sit/..  \.  3.  Juli  1821,  S.  553  der  Orig.Ansg.,  betr.  AnlialtCöthen's  Beschwerde 
wider  Preufsen. 
.1    \nders   M  \ mum.fu  cimi  §.  118,  Note  g. 
d)  Wieder  SchlulsAcle  §.  36  und  37. 
)   Kii  beb's  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  160. 

'  1  Hund»  sA(  N  .  Vrt.  11.  Der  angef.  Beschlufs  v.  16.  Jun.  1817,  Num.  II,  wo  die 
w.ii  dem  imfeebufs  /, u  l)eobaehtende  \  erfahrungsweise  vorgeschrieben  ist.  VergL 
oben  §.  173. 


§•      481.  (148r.) 

9)    Finanzwesen.    Festsetzung  der  Ausgaben  des  Bundes,  und  seines  Geld- 
Matrikulur  wesens . 

I)  Da  ron  sämmtlichen  Bundesgliedern  Geldbeiträge  zu  leisten 
sind,  zu  Erreichung  der  Zwecke  und  zu  Besorgung  der  Angelegenheiten 
des  Bundes,  so  hat  die  Bundesversammlung  das  Finanzwesen  des 
Bundes  zu  ordnen  und  unter  ihrer  Aufsicht  verwalten  zu  lassen.  Sic  hat  «) 
i>  den  Betrag  der  gewöhnlichen  verfassungsmasigen  Ausgaben,  so 
weit  es  im  Allgemeinen  geschehen  kann,  festzusetzen;    2)  in  vorkom- 
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menclen  Fällen,  die  aufserordentlichen  Ausgaben  fe),  welche  zu 
Ausführung  besonderer,  in  Hinsicht  auf  anerkannte  Bundeszwecke,  gefafs- 
ten  Beschlüsse  erforderlich  sind,  und  die  zu  Bestreitung  derselben  zu  lei- 
stenden Beiträge  zu  bestimmen;  3)  das  matrikelmäsige  Verhält- 
nifs,  nach  welchem  von  den  Mitgliedern  des  Bundes  beizutragen  ist,  fest- 
zusetzen d):  4)  die  Erhebung,  Verwendung  und  Verrechnung 
der  Beiträge  anzuordnen,  und  darüber  die  Aufsicht  zu  führen.  II)  Die 
BundesMatrikularbeiträge  fliefsen  in  die  BundesMatrikula  r- 
casse  (§.  195),  welche  von  der  BundesCanzleicasse  verschieden  ist  (§.  i36), 
für  Kriegszwecke  in  die  Kriegscasse  '(§.  197). 

a)  Das  Folgende  sind  Worte  der  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  52.  Vergl. 
Politische  Fragen  des  BuridestagsAusschusses  für  die  völkerreclitl.  Verhältnisse 
des  Kriegs  u.  Friedens,  loco  dictaturae  gedruckt  als  Beilage  48  zu  §.  2i5  des 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  S.  681  der  Original  Ausgabe. 

b)  \  011  der  BundesCanzleicasse  und  den  daraus  zu  bestreitenden  Ausgaben,  sodann 
von  der  BundesMatrikularcasse,  oben  127. 

c)  In  Kriegszeiten,  gehören  hieher  die  Bedürfnisse  der  BundesKriegscasse.  Aucii 
sind  von  dieser  Art:  die  allgemeinen  Kosten  der  im  J.  1819  angeordneten  Cen- 
tralUntersuchungsCommission  zu  Mainz,  die  allgemeinen  Kosten  der  im  J.  1819 
am  Sitz  der  B.  V.  errichteten,  aus  MilitärPersonen  bestehenden  MilitärCom- 
mission.  und  der  für  FortificationsGegenstände  angeordneten  LocalCommissio- 
nen,  die  FortificationsKosten,  die  Kosten  der  im  J.  1824  angeordneten  Liqui- 
dationsCommission  für  Forderungen  an  die,  ehemalige  ReichsOperationsCasse 
(Protoc.  v.  1824,  §.  44)?  die  Pensionen  der  bei  der  transrhenanischen  Sustenta- 
tionsAnstalt  (§.  233)  beschäftigt  gewesenen  Personen,  nach  d.  Protoc.  v.  1824, 
§.  102  u.  a.  m. 

d)  Von  der  Matrikel,  unten  §.  195. 


§•   *82.  (148M 

40 )    Wirksamkeit  der  B.  V.  für  auswärtige  Verhältnisse. 

In  Beziehung  auf  die  auswärtigen  Verhältnisse  überhaupt,  liegt 
der  B,  V.  ob  «):  1)  als  Organ  der  Gesammtheit  des  Bundes,  für  Auf- 
rechthaltung friedlicher  und  freundschaftlicher  Verhält- 
nisse mit  auswärtigen  Staaten  Sorge  zu  tragen  1>~)\  2)  die  von  fremden 
Mächten  bei  dem  Bund  beglaubigten  Gesandten  (§.  144  u.  f.)  anzu- 
nehmen, und,  wenn  es  nöthig  befunden  werden  sollte,  im  Namen  des 
Bundes  Gesandte  an  fremde  Mächte  abzuordnen  e)j  3)  in  eintretenden 
Fällen  Unterhandlungen  für  die  Gesammtheit  des  Bundes  zu  führen 
(§.  186),  und  Verträge  für  denselben  abzuschliesen;  4)  auf  Verlangen 
einzelner  zu  dem  Bunde  gehörender  Staatsregierungen,  für  dieselben  die 
Verwendung  des  Bundes  bei  fremden  Regierungen,  und,  in  glei- 
cher Art ,  auf  Verlangen  f  r  e  m  d  e  r  Staaten,  d ie  l)  a  z  w  i  s  c  h  e  n  k  u  n  f  t 
des  Bundes  <l)  bei  einzelnen  Bundesgliedern  eintreten  zu  lassen.  Auch  ist 
5)  die  B.  V.  verpflichtet,  die  auf  das  Militärwesen  des  Bundes  Bezug 
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h  IkikIch  oi'ganuohöD  Einrichtungen,  und  die  zur  Sichorheit  der  zu  dem 
Bande  gehörenden  Staatsgebiete  erforderlichen  Yertheidigungsanstal*- 
1 1  ii  au  baachliofioii  e'  )• 

Worte  der  wiener  SchlufsActe      1820,  Art«  So. 

)  Schreiben  »K-s  teutschen  Bundes  an  die  Schwerer  Eidgenossenschaft  v.  i5.  Mai 
i833,  wegen  Verhütung  ftir  Bundesstaaten  gefährlicher  Umtriebe  der  aus  Frank- 
reich in  Bchweiaer  Cantone  eingedrungenen  polnischen  militärischen  Flüchtlinge; 
den  \  ororl  mit  einer  BegleitungsNote  übergeben  durch  den  ©streich.  Gesandten 
in  der  Schweis.  Beide  wurden  bekannt  durch  öffentliche  Blätter,  2.  Ii.  die 
l  ranhf  OPAZeir.      3o.  Mai  u.  1.  Juni  i«33. 

1  In  den  wiener  MRnisterialConferenzen ,  ward  dem  l'rotocoll  v.  i5.  Mai  1820, 
Sitsung  Jo,  die  Bemerkung  einverleibt,  es  sey  im  Art.  5o,  l\um.  2,  der  Schhifs- 
Vitc,  die  Absicht,  blofs  in  ausserordenüiclien  Fällen  von  Bundes  wegen  Gesandte 
tu  ernennen.  Diese  würden  dann  (mii  Hecht)  Bu/ndestagsGesandte  heifsen.  Vergl. 
1  \-,  Note 

1  \  ergl,  den  Art.  V  der  wiener  SchlufsActe,  u,  unten  §.  187  u.  f. 
1  Wiener  SchlufsActe  >.  1820,  Art.  5i. 


IV.    C  A  P  I  T  E  L. 

Rechtsverhältniss  des  Teutschen  Bundes: 

1)  zu  den  Bundesgenossen,  ihren  Staaten  und  Untcrthanen } 

2)  zu  auswärtigen  souverainen  Staaten  und  Staatenvereinen. 


§•  183.  (,49.) 

Recht  sverlt  ältnis s  des  Bundes» 

I)    Zu  den  Bundesgenossen,  ihren  Staaten  und  Unterthanen. 

Das  Rechtsv  erhültnifs  des  Teutschen  Bundes  ist  zweifach;  nach 
Innen  und  nach  Aussen  (§.  io5,  III).  Nach  Innen,  bezieht  es  sich 
auf  die  Bundesgenossen,  und  auf  ihre  zu  dem  Bunde  gehörende  Staa- 
ten und  Unterthanen.  Hier  wird  es  begründet  theils  durch  die 
\afur  und  den  Zweck  der  bestehenden  Staatenvereinigung  (§.  106),  theils 
durch  Grundvertrüge  des  Bundes,  und  ihnen  gemäfs  errichtete  Beschlüsse 
der  Bundesversammlung.  Die  Ausübung  der  in  dieser  Hinsicht  dem 
Bunde  zustehenden  Rechte,  so  wie  die  Erfüllung  der  ihm  obliegenden 
Pflichten,  ist  der  Bundesversammlung  übertragen,  als  dem  Inhaber 
der  Bundesgewalt,  und  dem  stellvertretenden  Pflichtträger  der  Gesammt- 
heit  (§.116). 


1)  zu  den  Bundesgenossen,  ihren  Staaten  u.  Unteriii.  259 


g.  184.  (,5o.) 

Fortsetzung. 

I)  Zu  dem  innern  Rechts verhältnifs  des  Bundes  gehören:  Grundlage 
und  Ausbildung  der  innern  Bundesverhältnisse;  Bestimmung  der  Bundes- 
genossenschaft und  der  damit  verbundenen  Rechte  und  Pflichten;  Unter- 
haltung einer  beständigen  Bundesversammlung  mit  bestimmter  Wirkungs- 
befugnifs;  Beschützung'  der  Bundesstaaten  gegen  jeden  Angriff;  Garantie 
des  Besitzes  und  der  politischen  Selbstständigkeit  ihrer  in  der  Bundes  Ver- 
einigung begriffenen  Staaten;  Aufrechthaltung  der  rechtmasigen  Grundver- 
fassung in  den  Bundesstaaten  (§.  225.  283.  297);  Erhaltung  der  innern 
Ruhe  und  Sicherheit  Teutschlands;  durchgängige  Verhütung  oder  Aufhe- 
bung eines  Zustandes  von  Rechtlosigkeit  $  gemeinnützige  Anordnungen; 
Vermittlung  der  unter  den  Bundesgenossen  entstehenden  Streitigheiten 
durch  einen  Ausschufs  der  Bundesversammlung,  und  richterliche  Entschei- 
dung derselben  durch  eine  wohlgeordnete  Austrägallnstanz;  Mitwirkung 
der  B.  V.  bei  der  Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  Regierung 
und  Landständen  durch  Schiedsgerichte  (§.  284  b);  Pflichten  der  Bundes- 
glieder, in  Absicht  auf  verschiedene  Gegenstände  der  Staatsverfassung  und 
der  Staatsverwaltung,  auf  das  VertheidigungsSystem  des  Bundes,  nament- 
lich die  dem  Bund  in  Ansehung  der  Bundesfestungen  zustehenden  Staats- 
servituten, auf  Bundeskriege,  auf  eigene  Kriege  und  Bündnisse  «).  II)  Ueber 
die  Unterthanen  der  Bundesgenossen,  hat  der  Bund,  da  er  mit  ihnen 
nicht  in  Staatsverbindung  steht,  keine  Art  von  Staatsgewalt,  nament- 
lich keine  gesetzgebende  und  oberrichterliche  (§.  214  u.  f.} ?  so  wie  sie 
gegen  den  Bund  nicht  in  Staatspflicht  stehen^),  obwohl  mittelbar 
(durch  ihre  Staatsregierung)  in  Bundespflicht.  Doch  ist  die  Handhabung 
eines  fortwährenden  R  e  c  h  t  s  z  u  s  t  a  n  d  e  s  (  §.  217  u.  ff'. ,  u.  169  e  ) ,  auch 
für  die  Unterthanen  der  Bundesglieder  von  dem  Bunde  festgesetzt,  und 
von  ihren  Regierungen  eine  positive  Verpflichtung  dazu  auch  gegen  diesen 
eingegangen.  Es  sind,  in  dem  zweiten  Abschnitt  der  BundesActe,  \er- 
schiedene  einzelne  Rechtsverhältnisse  für  sie,  allgemein  oder  ein- 
zeln, durch  den  Bund  begründet  oder  namentlich  gesichert  (§.  227  ff*). 
Die  Erfüllung  aller  dieser  Verpflichtungen  können  die  Unterthanen,  ins- 
gesammt  oder  einzeln,  namentlich  die  Landstände,  bei  der  Bundesversamm- 
lung fordern  <•).  Im  Uebrigen  stehen  sie  nicht  zu  dem  Bund,  sondern  nur 
zu  ihrer  Staatsregierung,  in  unmittelbarer  Beziehung,  und  die  Bundes- 
beschlüsse  werden  für  sie  erst  nach  geschehener  landesherrlicher  Verkündi- 
gung verpflichtend  (§.  i65).  Nur  im  Fall  der  Verletzung  eines  durch 
den  Bund  verfassungsmäsig  gesicherten  Rechtsverhältnisses,  steht  ihnen 
subsidiarisch  der  Weg  der  Besch  wer  de  führung  an  die  Bundesver- 
sammlung offen  (§.  169  u.  217  u.  f.).  Erledigung  gerechter  Beschwer- 
den solcher  Art  zu  bewirken,  ist  diese  ermächtigt  und  verpflichtet;  wo 
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big,  im  bandeeverfavsungsinäsigen  'XA't^c  der  Excculion  (§.  178),  in 
Welchem  sie  auch  ilen  Hedrän^len  S  r  Ii  u  I  /.  I»  r  i  e  l'e  und  sicheres  Ge- 
lt- i  1 r  ertheilen  kann  il  )■  Ea  gilt  dieses  Alles  nicht  blofs  von  einzelnen 
Dnterthanen  1  sondern  aucn  \«>n  ("lassen  und  Corporationen  derselben. 

\  <<ii  diesen  Rechten  wird,  theils  oben  theils  nuten,  ausführlicher  gehandelt, 
>  \ Kherea  unten  \    114,  I«    Daher  Kann  von  ihnen  gegen  den  Rund,  als  solchen, 
//  .  (in  dem  gesetzlichen  u.  üblichen  Begriff)  nicht  begangen  werden, 

obgleich  ein  Vergehen  gegen  ihn,  vermöge  der  eigenen  Staatsverbindung,  in 
welche  die  ßundespflichl  wesentlich  verflochten  ist,  zur  Strafe  eben  so  wohl 
angerechnet  werden  Kann,  als  ein  gegen  den  eigenen  Staat  unmittelbar  begange- 
nes Verbrechen,  und  in  keinem  Fäll  weniger^  als  eine  Rechtsverletzung  gegen 
einen  Auswärtigen  anderer  \rt.  Ein  in  allen  Bundesstaaten  publicirter  Be- 
stiiiuis  »1*1-  |>.  \.  vom  i<fc  Ang.i836  verordnet:  dafs  «jedes  Unternehmen  gegf* 
die  1  uatenz,  die  Integrität,  die  Sicherheit  oder  die  Verfassung  des  Bundes,  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten,  nach  Maasgabe  der  in  diesen  bestehenden  Gesetze, 
nach  welchen  eine  gleiche  gegen  den  einzelnen  Bundesstaat  begangene  Handlung 
,ils  fto'chverrath  t  Landesverrat  oder  unter  einer  andern  Benennung  zu  richten 
wäre,  /n  beurtheilen  und  zu  bestrafen  ist«.  —  Dafs  auch  gegen  den  Rund  Hoch 
\eirath  begangen  werden  könne,  ward  angenommen,  in  den  Verhandlungen 
der  EW. fiten  Kammer  der  Landstände  des  GH.  Hessen,  1820,  Heft  6,  S.  78  ff. — 
Die  Constitution  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  v.  17.  Sept.  1787, 
Mi.  3,  Num.  3,  erklärt  für  Verrath  gegen  die  V.  St.:  «wenn  Jemand  Krieg 
gegen  sie  erhebt,  oder  sich  mit  ihren  Feinden  verbindet,  oder  diesen  Hülfe 
leistet  .  Diese  Bestimmung  ist  positiv,  und  die  Organisation  der  Conföderation 
der  V,  St.  ist  wesentlich  verschieden  von  derjenigen  des  T.  B.  —  Von  den 
Bu+dejC  in:i '  /)>rr.-nnen ,  oben  §.  i36,  Note  d. 
c)  Als  von  ihren  Regierungen  übernommene  Rundespflicht.  Vergl.  §.  184,  217  u. 
218.  —  «.Der  B.  V.  liegt  ob:  die  Erfüllung  der  durch  diese  Bestimmungen  (der 
BundesActe)  übernommenen  Verbindlichkeiten,  wenn  sich  aus  hinreichend  be- 
gründeten Anzeigen  der  Ret  heiligt  en  ergibt,  dafs  solche  nicht  Statt  gefunden 
habe,  zu  bewirken».  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  53.  Erklärung,  in  dem 
Präsidial^  ortrag,  in  der  zweiten  Sitzung  der  B.  V.  v.  11.  Nov.  1816,  oben 
§.  io5,  Note  l>.  —  Aus  demselben  Grund,  und  nach  der  RechtsAnalogie ,  mufs 
dieses  gelten  auch  von  Bestimmungen,  welche  zum  Vortheil  der  Unterthanen 
auch  in  Grundverträgen  des  Bundes  aufser  der  BundesActe,  namentlich  in  der 
wiener  SchlufsActe,  festgesetzt  sind. 
'1  Aulser  diesem  I  all,  sind  S< •hutzbriefe  und  sicheres  Geleite  in  dem  Wege  des 
l'df  lits  \cm  der  eompetenten  richterlichen  Behörde,  oder  aufsergerichtlich  im 
Weg  der  Gnade,  von  der  Landesherrschaft  zu  ertheilen.  —  In  der  Fr.  Stadt 
I  rankfurt  kann  die  B.  V.  Schlitzbriefe  ertheilen  (§.  i43). 


§♦  18in  (151.) 

// )    Zu  auswärtigen  souveraineti  Staaten  und  Staatenvereinen. 

\)  Das  Rechtsverhältnifs  des  Teutschen  Bundes  nach  Aufsen,  umfafst 
alle  Beziehungen,  die  ihm,  als  einem  Verein  politisch  unabhängiger 
Staaten,  als  einer  europäischen  Gesammt macht,  gegen  auswärtige 
souveraine  Staaten    und  Staaten  y  er  eine  zukommen«).  Dasselbe 
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-wird  begründet,  theils  durch  die  Natur  der  politischen  Unabhängigheit 
und  Einheit  des  Bundes,  theils  durch  Verträge.  II)  In  dieser  Hinsicht 
erliefs,  in  und  unter  dem  Namen  des  Teutschen  Bundes,  die  Bundesver- 
sammlung, in  dem  ersten  Jahr  ihrer  Wirksamheit,  an  jede  der  übrigen 
europäischen  Mächte,  auch  an  die,  welche  zugleich  Glieder  des  Bundes 
sind,  und  an  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  eine  förmliche 
Notification  von  der  Feststellung  des  Bundes  £).  Verschiedene  dieser 
Mächte  ernannten  Gesandte  bei  dem  Bund  (§•  i44  u.  £)?  un(l  theilten 
ihm  von   ihnen   erlassene   öffentliche   Declarationen   förmlich  mit  c). 

III)  In  seinem  souyerainen  Macht verhältnifs,  stehen  dem  Bund  alle  Rechte 
zu,  deren  Ausübung  ihm,  in  solcher  Beziehung,  nach  dem  angenommenen 
Grundsatz  der  politischen  Einheit  sämmtlicher  Bundesstaaten,  von  den 
Bundesgenossen  übertragen  sind,  und  welche  das  Völkerrecht  einem  freien 
Staaten  verein,  als  dem  Vertreter  der  unter  ihm  vereinigten  Souverain- 
Staaten,  allgemein,  oder  nach  dem  Inhalt  besonderer  Verträge,  einräumt  <l). 

IV)  Da  der  Bund  nur  auf  Gründung  und  Handhabung  eines  Rechtszustan- 
des berechnet  ist,  so  kann  und  mufs  seine  Politik  heine  geheime  seyn. 
Er  soll  Rechtsverletzungen  weder  zufügen,  noch  von  Andern  dulden  e), 

a)  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  223.  Dieses  Rechtsverhältnifs  der  Staatenvereine, 
ist  in  der  Regel  nicht  verschieden  von  demjenigen  einfacher  Staaten.  Vergl. 
Zacharia,  das  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten  und  das  rhein.  Bundesrecht, 
erläutert  in  e.  Reihe  von  Abhandlungen  (Heidelb.  1810.  8.),  S.  142  u.  fF»  — 
Als  eine  europaische  Gesammtmacht  ward  der  Bund  anerkannt,  vorläufig  schon 
in  dem  pariser  Frieden  v.  1814,  Art.  6,  und  nachher  in  der  SchlufsActe  des 
wiener  Congresses,  Art.  53.    Vergl.  auch  unten  Note  c. 

b)  Beschlufs  der  B.  V.  in  ihrem  Protoc.  v.  12.  Jim.  1817,  §.  227,  N.  I,  in  Kiüber's 
Quellensamml.,  S.  245  ff.  Vorausgegangen  war  eine  loco  dictaturae  gedruckte 
«Anmerkung  einiger  Punkte,  die  auswärtigen  Verhältnisse  des  Bundes  betr., 
welche  in  der  vertraul.  Sitzung  v.  3.  März  1817  vorgekommen  sind».  —  Von 
allen  Mächten  liefen  anerkennende  Antwortschreiben  ein,  ausgenommen  Portu- 
gal, Sardinien,  die  Pforte,  u.  die  V.  St.  von  Nordamerika.  —  Wie  die  ange- 
führten Bekanntmachungsschreiben,  so  sollen  auch  alle  nachfolgenden  Schreiben 
der  B.  V.  an  auswärtige  Staatsregierungen,  die  Unterschrift  führen:  «DerTeutsche 
Bund,  und  in  dessen  Namen  der  Kaiserlich- Oe streichische  präsidirende  Gesandte  (in) 
der  Bundesversammlung»,  und  (richtiger)  in  der  beigefügten  französischen  Ueber- 
sctzung:  «La  Confederation  Germanique,  et,  cn Son  nom,  lc  Ministre  d'Autriche, 
President  de  la  Diete».  Der  angef.  Beschlufs  v.  1817,  2.  In  der  amtlichen 
französischen  Uebersetzung  des  PräsidialVortrags ,  in  dem  Protocoll  der  B.  V. 
v.  20.  Sept.  1819,  220,  heifst  der  PräsidialGesandte,  «le  Ministre  de  S>  M.  I. 
et  R.  Apostolique,  presidant  la  Diete».  In  der  Bundes  Acte*  Art.  5,  heifst  er 
«der  Vorsitzende».  Kurhessen  hatte  vorgeschlagen:  «Der  verbündeten  Fürsten 
u.  Freien  Städte  Deutschlands  zur  B.  V.  abgeordnete  Bevollmächtigte  u.  Ge- 
sandte, u.  in  deren  Namen:  der  Vorsitzende  Kaiserlich -östreichische  Gesandte » ; 
Baiern:  «Der  der  B.  V.  präsidirende  Gesandte«,  und  «Le  Ministre,  presidant 
la  Diete»  (beide  in  d.  Protoc.  v.  12.  Mai  1817,  §.  168);  Würlembcrg:  «Der 
Vorsitzende  Gesandte  in  der  B.  V.»  (Protoc.  v.  1817,  §.  195).  Mecklenburg  gab 
der  in  der  ConferenzPunctation  v.  3.  März  1817  aufgestellten,  nachher  in  dem 
Beschlufs  angenommenen  Formel  seinen  Beifall,  weil  die  «Ausfertigung  immer 
von  der  B.  V.  ergehe,   und  der  Präsidirende  die  Befugnifs,   solche  allein  zu 
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nnfteraetchnea .  nur  von  Ihr,  ei  delegatione,  hernehmen  könne,  welches  mich 
durch  jtnc  Forniel  wohl  ausgedrückt  sey».  Protoc.  v,  181^,  §.  p-.  Eine 
i  ormel  der  Unterschrift,  ward  nur  allein  \<>n  Hurhessen  vorgeschla- 
(Protoc,  x.  1817,  \V  i68),  aber  kein  Beschlufs  darüber  gefaßt 
s  die  auf  den  Staatsversammlungen  m  dachen  (1818)  u.  Laibach  (1811)  erlasse- 
mb  Declarationen.  Protoc  der  lt.  \.  v.  1818,  §.  5j  v.  1821,  §.  134.  —  Im 
Sept  i83i  norificirten  Frankreich,  Grofsbritannien  und  Rufsland  dem  T.  Bund 
die  ron  ihnen  aus  Auftrag  der  griechischen  Nation  geschehene  Ernennung  des 
l v » ►  1 1 i ^ l .  Prinsen  Otto  von  Baiern  aum  Erbkönig  ><>n  Griechenland,  und  ersuch- 
ten um  dessen  Anerkennung.  Diese  ward  erklärt  durch  einen  Beschluß  der 
B.  V.  \  ,.  Dct  iS.V>,  in  dem  Protbc,  v.  i83ft,  §.409,  in  KlüdkiTs  (juellcnsamml. 
I  Dlttw  S.  j&» 

iQ  Verhandlungen  der  B.  V.  über  die  $eerauberei  der  Barhäreshen»  Protoc.  v.  181^, 
190,  153,  |i5,  u.  Beilagen  66  u.  86.  (v.  Gagkicn's)  Mein  Antheil  an  der 
Politik,  III.  S.  166—169.  —  \  6n  einem  antipiratischen Verein,  s.  Protoc. 

r.  in1",  5'^9"  F.W.  Wittich  über  die  Seeräubereien  der  Barbaresken.  Düsseid. 
ih'io  8,  Vergl.  Protoc.  r,  i8ao,  §.  58.  Wider  die  Einmischung  fremder  Mächte 
in  innere  Angelegenheiten  des  T.  Hundes,  fafste  die  B.  V.  einen  Beschlufs  v. 
1-.  Sept.  l834.  —  Ms  auf  den  Aachener  Congrefs  eine  Reihe  von  Standcsher- 
ren,  im  Sinn  der  teutschen  Bundes  Acte,  wegen  Nichterfüllung  des  Art.  die- 
ser Acte,  Beschwerde  gegen  ihre  Regierungen  geführt  hatte,  beschlossen  Oest- 
reu h .  Grofsbritannien,  Preüfsen  und  Rufsland,  bei  jenen  Regierungen  für 
Erfüllung  des  14.  Art.  sich  zu  verwenden,  weil  «die  BundcsActe  einen  Bcstandtheil 
der  wiener  CongrefeActe  bilde,  und  darum  die  Standesherren  berechtigt  seyen, 
die  Intervention  und  bona  offiieia  aller  Höfe,  welche  die  CongrefsActe  unterzeich- 
net haben,  und  eben  so  aller  Staaten,  welche  dieser  Acte  beigetreten  sind,  in  letzter 
Instanz,  in  Anspruch  au  nehmen,  um  zu  dem  Rechtszustand  (Situation  legale) 
/n  gelangen,  welchen  die  SehlufsActe  des  (Kongresses  für  sie  festgesetzt  habe«. 
Man  sehe  das  Aachener  Protocoll  der  genannten  vier  Mächte,  vom  7.  Nov.  1818, 
in  Hi.i'nm's  OuellenSaminlung ,  i.  Fortsetzung,  S.  3,  besonders  S.  4*  6  u.  9. 
1  ine  Folge  der  erwähnten  Besehwerden  und,  zum  Theil,  dieses  Protocolls,  war 
ein  Beschlufs  der  Bundesversammlung  vom  24.  Mai  1819,  bezweckend  die  Klag- 
tossteUung  der  beschwerdeführenden  Standesherren. 

e)  Wegen  Be&orgnifs  einer  Gefahr,  welche  von  Seite  politischer  Mifsvcrhältnisse 
halber  na<  Ii  der  Schweiz  Geflüchteter  Teutschland  drohen  könne,  erliefs  die 
B.  \  .  im  Namen  des  T.  Bundes  eine  Note  vom  6.  März  i834  an  den  Schweizer 
Vorort«  und  erhielt  von  diesem  eine  Gegennote  vom  18.  März.  Beide  stehen 
in  der  Allgem.  Zeitung  \ .  a4- März  i834  ,  ordentl.  u.  aufserord.  Beilage.  Hierauf 
folgte  um  Seite  der  B.  V,  eine  abermalige  Note  vom  1.  Mai  i834- 


§.   186.  (152».) 
Diplomatischer  Verkehr  des  Bundes. 

Der  diplomatische  Verkehr  von  Seite  des  Bundes  mit  auswärti- 
gen Staaten,  wird  Ij  durch  die  B.  V-,  dieses  verfassungsmäßige  Organ 
seines  Y\  illens  und  Handelns,  besorgt,  und  zwar  immerhin  nur  in  Folge 
eines  form  lieben  Beschlusses.  Er  kann  Statt  haben  t)  entweder,  mit 
den  bei  dem  Bund  aecreditirten  auswärtigen  Gesandten  (§.  1 44  £)» 
mündlich    oder  schriftlich,  oder  2)  unmittelbar  mit  den  auswärtigen 
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Staatsregierungen,  durch  Schreiben  des  Bundes  (das  heifst ,  in 
seinem  Namen,  der  Bundesversammlung,  man  s.  oben  §.  187)  und  der 
auswärtigen  Regierungen"),  oder  durch  Gesandte,  die  von  dem  Bund 
abgeordnet  werden,  sey  es  für  beständig,  oder  nur  vorübergehend  für 
einen  bestimmten  Zweck  und  Auftragt).  II)  Bei  mündlichen  Verhand- 
lungen mit  auswärtigen  Gesandten,  soll  vor  allem  auch  der  Präsident 
der  B.  V.  in  analoger  Art  das  unmittelbare  Organ  derselben  seyn;  doch 
steht  ihr  frei,  demselben  einzelne  Gesandte  aus  ihrer  glitte  zu  der  Ver- 
handlung beizugeben.  Bei  Anträgen ,  oder  bei  Antworten  auf  solche,  ist, 
ohne  defshalb  einen  eigentlichen  schriftlichen  Notenwechsel  einzuleiten, 
zugleich  eine,  von  der  B.  V.  oder,  ausnahmweise,  von  dem  bestimmten 
Ausschufs  genehmigte  Verbal  Note  zu  übergeben,  welche  das  Wesent- 
liche der  Besprechung  enthält.  Ist  die  VerbalNote  von  dem  Präsidium  zu 
ertheilen,  so  kann  dieselbe  eher  nicht  übergeben  werden,  als  bis  sie  von 
der  B.  V.,  oder,  ausnahmweise,  von  dem  bestimmten  Ausschufs  genehmigt 
ist  e).  III)  Auswärtige  Gesandte  hönnen  ihre  Noten,  nach  Gefallen, 
an  den  Bund  richten,  oder  an, die  B.  V.  oder  deren  Präsidium  d).  IV)  Der 
Vorsitzende  Gesandte  hat,  in  der  Regel,  jede  von  einer  auswärtigen  Ge- 
sandtschaft erhaltene  Note  oder  Eröffnung,  der  B.  V.  in  der  nächsten, 
ordentlichen  oder  aufserordentlichen ,  Sitzung  mitzutheilen ,  oder,  ausnahm- 
weise, zuerst  einem  von  ihm  zu  erbittenden  Ausschufs  e). 

a)  Schreiben  der  schweizer  Eidgenossenschaft  an  die  B.  V.,  in  d.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1817,  §•  396,  Beil.  80,  S.  795. 

b)  Der  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  \i.  Juni  1817,  Num.  II  11.  IV-  —  In  der 
Begel ,  sollen  nur  in  aufserordentlichen  Fällen  Gesandte  geschickt  werden. 
Oben  §.  182.  —  Für  schriftliche  Verhandlungen,  kann  die  PräsidialGesandschaft 
ausnahm  weise  für  nöthig  oder  nützlich  erachten,  sich  vorerst  nur  mit  einem 
hiezu  von  ihr  zu  erbittenden  Au.sschuss  der  B.  V.  zu  benehmen ,  wo  man  unter 
eigener  Verantwortung  sich  zu  vereinigen  hat,  ob  und  wie  fern  jetzt,  oder  noch 
nicht,  die  erhaltene  diplomatische  Mittheilung  an  die  Gesamnilheit  bewirkt  wer- 
den solle;  doch  sollen  förmliche  officielle  Erklärungen  oder  wirkliche  Verhand- 
lungen diesem  Ausschufs  nicht  zustehen.  Ebendas.  Num.  II,  1.  —  Wegen  An- 
gelegenheiten, die  das  Groftherzogthum  Luxemburg-  betrafen,  verhandelte  die 
B.  V.  mit  der  zu  London  für  die  holländisch -belgischen  Händel  bestandenen 
Conferenz,  bestehend  aus  Bevollmächtigten  von  Oestreich,  Frankreich,  Grofs- 
brilannien,  Preufsen  und  Rufsland,  durch  \  ermittelung  der  östreichischen  und 
preufsischen  Bundestagsgesandten  mit  den  östreichischen  und  preufsischen  Be- 
vollmächtigten in  der  londner  Conferenz.  Man  vergl.  z.  B.  das  Protoc.  der 
B.  V.  v.  28.  Juni  18^2,  in  der  Frankf.  OPAZeitung  v.  11.  Juli  i83s 

c)  Der  angef.  Beschlufs  v.  12.  Juni  1817,  IV,  I.  Mündliche  Erklärungen,  ohne 
VerbalNote,  welche  der  präsidirende  Gesandte  einem  bei  dem  Bunde  aecredi- 
tirten  fremden  Gesandten,  auf  einen  von  demselben  in  gleicher  Weise  geschehe- 
nen Antrag  erlheilt  hat,  werden  von  der  Bundesversammlung  als  nicht  amtliche, 
als  blofse  Privatäufserungen  betrachtet.  Die  gegenseilig  in  solcher  Form  erfolgten 
Aeufsernngcn ,  gelten  bei  ihr  für  nur  vorläufige  vertrauliche  Privatbesprechun- 
gen oder  pour  parlers,  mithin  als  unverbindlich  für  den  Bundestag.  So  in  einem 
(auf  Wiederzulassung  k.  belgischer  Zollbeamten  und  Gensdarmes  in  dem  luxem- 
burger  Festungsbezirk  sich  beziehenden)  \  organg  mit  dein  k.  französischen  Ge- 
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tiadttm,  i»  Juni  bis  September  i8331  wo  die  K.  >  .  in  einer  demselben  erthcilteu 
tatwortNote  vom  i6%Sept  erklärte:  dafs  sie  für  officiell  nur  denjenigen  Verkehr 
dem  Präsidium  und  auswärtigen  Gesandschaften  erkenne,  welcher  von 
beiden  Seiten  mit  VrerbalNoten  begleitet  ist,  und  wovon  jene  des  Präsidirenden 
tKi>  Krsult.it  eines  Beschlusaes  sind. 

i   m-.muI  is.  i\  .  t.    Protoc.  v.  18*1,  $  i3/j. 

<- 1  Ebenda*  IV.  .,.  Seit  iü-ü  erscheinen  schriftliche  Verhandlungen  der  B.  V. 
mit  den  bei  drin  Hund  aecreditirten  Gesandten  auswärtiger  Mächte,  nicht  mehr 
in  den  öffentlichen  Protocollen  der  l>.  \  .  —  Von  der  Sprache  in  dem  diplomat 
\  erhehr  det  Hundes,  oben  §.  149«  —  Von  der  Unterschrift  der  B.  V.  §.  i85,  b 

%   487.  (i5ob.) 

Aeusscre  Rechte. 

Im  Verhältnis  zu  auswärtigen  souyeraihen  Staaten  und  Staatenvereinen, 
gebührt  dem  Teutschen  Bund,  als  einer  unabhängigen  Gesanmitheit ,  das 
\  ertrag-  und  Kriegsrecht.  Er  hat  also  das  Recht,  1)  rechtmäßigen 
Krieg  ZU  führen;  nur  zu  seiner  Selbst\ ertheidigung  will  er  dasselbe 
ausüben  .  zu  Erhaltung  der  Selbstständigkeit  und  äufsern  Sicherheit 
Teutschlands,  und  der  Unabhängigkeit  und  Unverletzbarkeit  der  einzelnen 
Bundesstaaten  «).  2)  Das  Recht  Frieden,  und  3)  andere  Verträge 
namentlich  Bündnisse  und  Ha nde ls  vertrüge,  zu  schliefsen,  und  Ga- 
rantie zu  versprechen,  oder  sich  versprechen  zu  lassen  4)  Neutrali- 
la r  in  Kriegen  anderer  Mächte  zu  beobachten,  und  sich  dabei  zu  schüt- 
zen '0-  5)  Das  active  und  passive  Gesandschaftrecht,  oder  das 
Recht,  Gesandte  jeder  Art  zu  schicken  und  anzunehmen  e).  6)  Das 
Rechl  und  die  Pflicht,  seine  Mitglieder,  in  Ansehung  ihrer  Rechte  und 
Ansprüche  liegen  Auswärtige,  durch  wirksamste  Verwendung  zu  ver- 
t]  eten,  und  diese  Verwendung  und  Vertretung  so  weit  auszudehnen,  als 
nSthig  ist.  damit  denselben  volle  Sicherheit  und,  für  erlittene  Rechtsver- 
letzung, angemessene  Genugthuung  zu  Theil  werde/).  7)  Auch  für 
Dnterthanen  eines  Bundesstaates,  soll  die  Bundesversammlung  bei  aus- 
wärtigen Staaten  sich  verwenden,  wenn  ihre  Staatsregierung  selbst 
darani  anträgt  K).  8)  Das  Recht  Staatsservituten  auszuüben,  oder 
zu  gestatten,  so  weit  der  Bund  in  seiner  Gesammtheit  dazu  berechtigt, 
oder  \  erpflichtet  ist. 

a)  BundesActe,  Art.  11.  Wiener  SehlufsActe  v.  1820,  Art.  35.  Der  Teutsche 
Bund  ist  <-ein  Bund  des  Friedens  und  der  Eintracht».  Protoc.  der  B.  V.  v. 
1.  Mai  1828. 

h)  Wiener  SehlufsActe  v.  1820,  Art.  35.  —  Von  einem  mit  dem  päpstlichen  Hof 
zu  Ichliefeenden  Concor dat ,  s.  Klübfr's  angef.  Uehersicht  etc.,  S.  454  h?. 

1  1  Die  Contrahenten  der  SehlufsActe  des  wiener  Congresses,  haben,  durch  wört- 
liche Einrfickung  der  ersten  eilf  Artikel  der  BundesActe  (Art.  53  —  64),  und 
durch  Erklärung  der  ganzen  BundesActe  für  einen  Theil  der  SehlufsActe  (Art. 
64  u.  118;,  die  Garantie  des  Bundes  übernommen  (§.  55). 

d)  Wiener  SehlufsActe,  Art,  45  — 4?«  —  Vergl.  §.  189  u.  191. 
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c)  Wiener  SclilufsActe  v.  1820,  Art.  5o,  Num.  2.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  17.  Juni 
1817,  im  Eingang;  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  227,  S.  461  der  Orig. Ausgabe.  ~ 
Nur  in  ausserordentlichen  Fallen,  sollen  von  Bundeswegen  Gesandte  ernannt 
werden.  Oben  182.  —  Von  Gesandten  auswärtiger  Mächte  bei  dem  Bund, 
oben  §.  144  u.  182. 

,/)  Von  der  Verpflichtung  der  B.  V.  zu  Vertretung  der  Bundesglieder  bei  auswar- 
tigen  Mächten,  s.  wiener  SclilufsActe  von  1820,  Art.  37  u.  00,  Num.  4.  Vergl. 
oben  §.  182,  u.  unten  §.  189  u.  191.  Von  Vertretung  der  Unterthanen  eines 
Bundesstaates  durch  die  B.  V.,  unten  §.  218. 

g)  Provisorische  CompetenzBestimmung  der  B.  V.,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  223, 
lit.  C,  (§.  5)  Num.  3,  c.  —  Verhandlungen  der  B.  V.  in  Fallen  dieser  Art,  s. 
in  den  Protocollen  der  B.  V.  v.  5.  u.  23.  Dec.  1816,  §.  45  u.  69;  desgl.  v. 
21.  Nov.  1816,  §.  17;  v.  5.  Dec.  1816,  §.  44?  45  u.  69;  v.  3o.  Jan.  u.  v.  8.  Mai 
1817,  §.  28  u.  i59;  1818,  §.  117,  181  u.  i83;  1819,  §.  70;  1820,  §.  148;  1823, 
§.  121;  1824,  §•  29.  —  Wer  sich  unmittelbar  an  die  B.  V.  wendet,  wird  von 
ihr  an  seine  Landesregierung  verwiesen. 

A)  Hicvon  unten,  §.  559  u.  ff 


§•    188.  (152«.) 

Verletzung  einzelner  Bundesstaaten.    Pflichtmäsiges  Verhalten 
derselben.    Dazwischenkunft  des  Bundes* 

I)  Da  alle  Bundesstaaten  in  ihrem  politischen  Verein  eine  Gesammt- 
macht  bilden,  so  ist  Verl  etzung  eines  einzelnen  Bundesstaates  von 
Auswärtigen,  zugleich  Verletzung  der  Gesammtheit  «).  II)  Dagegen 
ist  jeder  Bundesstaat  verpflichtet,  von  seiner  Seite  weder  Anlafs  zu  sol- 
chen Verletzungen  zu  geben,  noch  auswärtigen  Staaten  dergleichen  zuzu- 
fügen £).  III)  Begehrt  ein  Bundesstaat,  bei  einer  zwischen  ihm  und  einer 
auswärtigen  Macht  entstandenen  Irrung,  die  Dazwischenkunft  des 
Bundes,  so  hat  die  Bundesversammlung  den  Ursprung  solcher  Irrung,  und 
das  wahre  Sachverhältnifs  sorgfältig  zu  prüfen.  Ergibt  sich  hiebei,  dafs 
dem  Bundesstaat  das  Recht  nicht  zur  Seite  stehe,  so  hat  die  Bundesver- 
sammlung denselben  von  Fortsetzung  des  Streites  ernstlich  abzumahnen, 
und  die  begehrte  Dazwischenkunft  zu  verweigern,  auch  erforderlichen 
Falls  zu  Erhaltung  des  Friedensstandes  geeignete  Mittel  anzuwenden. 
Im  Gegenfall  hat  sie  demselben  ihre  wirksamste  Vertretung  und  Ver- 
wendung (§.  187)  angedeihen  zu  lassen  c). 

«)  Wiener  SclilufsActe  v.  1820,  Art.  36.  —  Erörterungen  und  Beratschlagungen 
über  Krieg-  und  Frieden  des  Bundes,  ündet  man  in  den  Protocollen  12,  i3  u.  14 
der  wiener  MinisterialConferenzen  v.  21.,  23.  u.  25.  Jan.  1820. 

6)  Ebendas.,  Art.  36. 

c)  Ebendas.,  Art.  37,  und  Art.  5o,  Num.  4-  Vergl.  §.  187,  Num.  6,  und  unten 
§.219.  —  Eine  frühere  Bestimmung  enthält  die  provisor.  CompetenzBestimmung 
der  B.  V.,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  223,  lit.  C,  (§.  5)  Num.  3,  d. 
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§.  IÖ9.  {im 

Gefahr  eines  Umgrifft)  fiu-  einzelne  Bundesstaaten,  oder  für  die  Ge- 
smmmtkeii  \  bei  angetragener  /  ermittlung.  Gefahr  einer  ß^erlelzung 

der  Neutralität    t  ertheidigungstnaasregeln, 

I  Entsteht  .ms  der  Anzeige  eines  Bundesgenossen,  oder  aus  andern 
»uv  er  lässigen  Nachrichten,  Besorgnifs,  dafs  ein  ein/einer  Bundesstaat!  oder 
die  Gesammthcit  des  Bundes,  von  einem  feindlichen  Angriff  be- 
droh! werde,  so  mu£s  die  B.  V.  sofort  die  Präge,  ob  Gefahr  eines  sol- 
ehen  Ingrids  wirklich  vorhanden  sey ,  in  Berathung  nehmen,  und  darüber 
baldiußglichsl  einen  Ausspruch  ilmn.  Wird  i)  die  Gefahr  \on  ihr  a'iier- 
Kinnt,  so  m u Ts ,  gleichzeitig  mit  diesem  Ausspruch,  we^cn  der  in  solchem 
Fall  unverzüglich  in  Wirksamheit  zu  setzenden  VertheidigungsMaasregeln, 
ein  Beschlufs  gefafsl  werden.  Beides,  jener  Ausspruch  und  dieser  Besch lufs, 
ergeht  von  der  engerh  Versammlung,  die  dabei  nach  der  in  ihr  gel- 
tenden absoluten  Stimmenmehrheit  verfährt  «),  Ein  solcher  Beschlufs  ver- 
bindet sa'mmtliche  Bundesstaaten  zur  Theflnahme  an  den  vom  Bundestag 
nothig  Brachteten  \  ertheidigungsMaasregeln  b).  Wird  aber  i)  die  Vorfrage, 
ob  Gefahr  vorhanden  sey,  verneinend  entschieden,  so  bleibt  nichtsdesto- 
weniger denjenigen  Bundesstaaten,  welche  von  der  Wirklichheit  der  Gefahr 
überzeugt  sind,  unbenommen,  gemeinschaftliche  VertheidigungsMaasregeln 
unter  einander  zu  verabreden  c).  II)  Wenn  in  einem  Fall,  wo  es  die 
Gefahr  und  Beschützung  einzelner  Bundesstaaten  gilt,  einer  der  streitenden 
Theile  auf  förmliche  Vermittlung  des  Bundes  anträgt,  so  wird  derselbe, 
in  so  fern  er  es  der  Lage  der  Sache  und  seiner  Stellung  angemessen  findet, 
unter  vorausgesetzter  Einwilligung  des  andern  Theils,  diese  Vermittlung 
übernehmen j  jedoch  darf  dadurch  der  Beschlufs  wegen  der  zur  Sicherheit 
des  Bundesgebiets  (des  zu  dem  Bund  gehörenden  Staatsgebietes,  §.  78)  zu 
ergreifenden  Maasregeln  nicht  aufgehalten  werden,  noch  in  der  Ausführung 
der  bereits  beschlossenen  ein  Stillstand  oder  eine  Verzögerung  eintreten  <0- 
DDP)  Treten  in  einem  Krieg  zwischen  auswärtigen  Mächten,  oder  in  andern 
Fällen,  Verhältnisse  ein,  welche  die  Besorgnifs  einer  Verletzung  der 
Neutral  i  t  ä  f  f  §.  i 87  )  des  Gebietes  der  Bundesstaaten  veranlassen ,  so  hat 
die  B.  V. ,  ohne  Verzug,  im  engern  Rath  die  zur  Behauptung  dieser 
Neutralität  erforderlichen  Maasregeln  zu  beschliefsen 

a)  Wiener  ScBlufsActe  v.  1820,  Art.  38. 

f>)  Ebenda». ,  Art.  41. 
t )  Ebenda*. ,  A  rt,  42. 
il)  Ehendas.,  Art.  4& 
e)  Ebendas.,  Art.  q5- 
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§•    190.  (152**) 

Feindlicher  Ueberfall.  Kriegserklärung.  Pflicht  der  Bundesstaaten  zur 
Theilnahme  an  dem  Krieg.    Ihre  freiwillige  Mehrleistung. 

I)  Wird  das  zu  dem  Bund  gehörende  Gebiet  eines  oder  mehrerer 
Bundesstaaten,  von  einer  auswärtigen  Macht  feindlich  überfallen,  so 
tritt  sofort  der  Stand  des  Kriegs  ein;  es  mufs  in  diesem  Fall,  was 
auch  ferner  von  der  B.  V.  beschlossen  werden  mag,  ohne  weitern  Verzug 
zu  den  erforderlichen  VertheidigungsMaasregeln  geschritten  werden  «). 
II)  Sieht  sich  der  Bund  zu  einer  förmlichen  Kriegserklärung  genöthigt, 
so  kann  solche  nur  von  der  B.  V.,  und  zwar  in  dem  vollen  Rath,  nach 
der  für  denselben  vorgeschriebenen  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen 
( §.  125),  beschlossen  werden  b).  III)  Die  auf  solche  Art  ausgesprochene 
Kriegserklärung,  verpflichtet  sämmtliche  Bundesstaaten  zu  unmittelbarer 
Theilnahme  an  dem  gemeinschaftlichen  Krieg  <?);  zu  Neutralität  ist  kei- 
ner berechtigt.  IV)  Bei  ausgebrochenem  Krieg,  steht  jedem  Bundesstaat 
frei,  zur  gemeinsamen  Verteidigung  eine  gröfsere  Kriegsmacht  zu 
stellen,  als  sein  BundesContingent  beträgt;  es  kann  jedoch  in  dieser  Hin- 
sicht keine  Forderung  an  den  Bund  Statt  finden 

a)  Wiener  SchlufsAtte  v.  1820,  Art.  39. 

f>)  Ebendas.,  Art.  40.    Klüber's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II,  S.  föi. 

c)  Ebendas.,  Art.  41. 

d)  Ebendas.,  Art.  44- 


§•    191-  (152*.) 

Krieg,  den  ein  Bundesglicd  als  europäische  bundes freie  Macht  beginnt . 
It  enn  ein  solches  in  seinen  bundesfreien  Besitzungen  bedroht,  oder 

angegriffen  wird. 

I)  Beginnt  ein  Bundesglied,  das  zugleich  Oberhaupt  eines  zu  dem 
Bunde  nicht  gehörenden  Staatsgebietes  ist,  in  dieser  Eigenschaft,  sey  es 
mit  einem  Bundesglied  derselben  Art«),  oder  mit  einer  zu  dem  Bund 
nicht  gehörenden  Macht,  einen  Krieg,  so  bleibt  derselbe,  da  er  die  Ver- 
hältnisse und  Verpflichtungen  des  Bundes  nicht  berührt,  dem  Bunde 
fremd  6).  Für  den  Bund  treten,  in  solchem  Fall,  die  Beeilte  und 
Pflichten  der  Neutralität  ein  e).  I,n  einzelnen  Fall  kann  eine  Aus- 
nahme von  dieser  Begel  Statt  finden,  wie  die  hier  zunächst  folgende 
Bestimmung  der  wiener  SchlufsActe  ausdrücklich  festsetzt*  II)  In  denen 
Fällen,  wo  ein  solcher  Bundesstaat  in  seinen  aufser  dem  Bund  gelegenen 
Besitzungen  bedroht  oder  angegriffen  wird,  tritt  für  den  Bund  die 
Verpflichtung  zu  gemeinschaftlichen  Ve  r  l  h c i  d  ig  u  n  gsMaa srege  l  n,  oder 
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n  Theilnahme  and  Hülfleistung,  nur  in  so  fern  ein,  als  derselbe, 
nach  rorga'ngiger  Berathung  durch  Stimmenmehrheit  in  der  engern  Ver- 
sammlung, Gefahr  für  die  zu  dem  Bund  gehörenden  Gebiete  erkennt* 
Dann  linden  die  oben  (§•  18,9)  angegebenen  Bestimmungen,  hier  gleich- 
m&ig  einn  endang  <0- 

..»  Ei  versteht  sich,  nacli  iLrt  n  der  BundeaActe,  dafs  in  diesem  Fall  1)  die 
l  rsache  des  Streites  auf  beiden  Seiten  den  Bündesverhaltnissen  durchaus  fremd 
leyn  müsse;  i)  dafs  det1  Krieg  nicht  auf  die  zu  dem  Hund  gehörenden  Staaten 
des  einen  und  des  andern  Thcils  ausgedehnt  werden  dürfe.    Das  Letzte  wird 

auch  dun  h  die  wiener  Sc  h  I  u  l's  \  ete ,  Art.  /,5,  (verbis:  «oder  in  andern  Fallen») 
bestätigt.  Vergl  1>.  \.  DheSCA  Beiträge  au  dem  öffentl,  Recht  des  deutschen 
Bundes.  Tüb,  i8aa,  S.  ff.  Im  vorkommenden  Fall,  kann  die  Ausmitilung 
der  Grensscheide  grofsen  Schwierigkeiten  unterliegen;  wie  denn  überhaupt  die 
Kriegsverhaitnisse  derjenigen  Bundesglieder,  welche  zugleich  bundesfreie  Staa- 
ten beherrschen,  die  bedenklichste  Seite  des  Bundes  bilden.  —  Wenn  es  oben 
hellst:  sauf  beiden  Seiten»,  SO  deutet  dieses  auch  auf  den  Fall  eines  Kriegs 
zwischen  Bundesgliedern ,  von  welchen  nur  das  eine  souveraine  Besitzungen 
■ufser  denn  Hunde  hat 

I)  Wiener  SchlufsActe  \.  1 82t»,  Art.  46.  Von  dein  eigentlichen  Sinn  der  in  diesem 
Art.  vorkommenden  Ausdrücke:  «in  seiner  Eigenschaft  als  europäische  Macht», 
s.  unten  §.  238. 

i)  Baiern,  Holstein,  und  die  Bevollmächtigten  der  vereinigten  Fürsten  und  Freien 
Städte,  verlangten,  in  den  wiener  Conferenzen,  ausdrückliche  Festsetzung  der 
y  traläät  des  Bundes ,  für  den  Fall,  wenn  Bundesglieder,  welche  Staaten  ausser 
dem  Bund  besitzen,  mit  Andern  (Auswärtigen)  oder  unter  sich  in  Krieg  gerathen. 
Kldbsb's  Lcten  des  wiener  Congr.,  Bd.  U,  S-  357  f.,  378,  /\?,3,  /(3i  u.  485  ff. 
\lx  r  es  ward  solche  (als  sich  von  selbst  verstehend)  von  den  übrigen  nicht  für 
nothig  oder  nützlich  erachtet.    Vergl.  unten  §.  221,  Note  a. 

d)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  47- 

§•  192.  (152,.) 

fV affenstälstandes-:  Frieden*-,  und  andere  Unterhandlungen  für  Bundes 
kriege*  Annahme  and  Bestätigung  eines  Friedensvertrags. 

1  )  Nach  einmal  erklärtem  Bundeskrieg,  ist  nur  die  Gesammt- 
heit  der  Bundesglieder,  durch  ihr  Organ,  die  Bundesversammlung,  be- 
rechtigt, 1)  Unterhandlungen  mit  dem  Feind  einzugehen,  und  2)  Waf- 
fe n  s  t  i  J  I  .s  t  a  n  d  j  oder  3)  Frieden  zu  schliefsen  «)♦  Kein  einzelnes 
Mitglied  des  Bandes  isl  hiezn  einseitig  bereehtigt  h ) ,  selbst  dann  nicht, 
wenä  es  aufserhalb  des  Bundes  Besitzungen  hätte  c),  und  in  dieser  Hin- 
sicht als  europäische  Macht  ( §.  191)  betrachtet  würde;  auch  nicht  zu 
Anrufung  seiner  C  0  n  I  i  n  g  en  tT  1  ^u  ppe  n ,  noch  zu  Neutralität,  in  An- 
sehung seiner  unter  dem  Bund  begriffenen  Besitzungen  (§.  187  u.  22?.). 
ili  Erfolgen  von  Seite  des  Bundes  Unterhandlungen  über  Abschlufs 
dei  Friedens,  oder  eines  V\  affenstil  Ist  an  des,  so  hat  die  Bundesver- 
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Sammlung  zu  speci eller  Leitung  derselben  einen  Ausschufs  zu  be- 
stellen, zu  dem  Unterhandlungsgeschä'ft  selbst  aber  eigene  Bevoll- 
mächtigte zu  ernennen,  und  sie  mit  gehörigen  Instructionen  zu  verse- 
hen dy  Hl)  Die  Annahme  und  Bestätigung  eines  Friedensver- 
trags kann  nur  von  der  Bundesversammlung,  in  der  vollen  Versamm- 
lung, geschehen  <?). 

d)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  5o,  Num.  3. 

b)  BimdesActe,  Art.  11.  Politische  Fragen  des  BundestagsAusschusses ,  in  Bezie- 
hung auf  des  Teutschen  Bundes  völkerrechtliche  Verhältnisse  des  Kriegs  und 
Friedens,  loco  dictaturae  gedruckt  (S.  681— 683)  als  Beilage  48  zu  dem  Protoc. 
der  B.  V.  v.  20.  Sept.  1819,  §.  21 5.  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II, 
S.  356  ff.,  423  ff.,  43o—432,  485,  499  u.  532. 

r)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  48- 

d)  Ebendas-,  Art.  49- 

e)  Ebendas.,  Art.  49«    Vergl.  oben  §.  is3. 


  -T?Q»~i  . 

V.     C  A  P  I  T  E  L. 

V  e  r  t  h  e  i  d  i  g*  u  n    s  S  y  s  t  e  m   des  Bundes.. 

§•    193.  (153*.) 
U  e  b  e  r  s  i  c  h  t. 

Der  Sicherheitzweck  des  Teutschen  Bundes  gebietet  ein  angemessenes 
VertheidigungsSystem,  nach  den  Regeln  der  Kriegskunst.  Bei  Ein- 
richtung, Handhabung  und  Anwendung  desselben,  mufs  die  verfassungsmä- 
sige  Rechtsgleichheit  aller  Bundesgenossen  (§.  2i3),  als  oberster 
Grundsatz  gelten.  Die  Gesammtheit  der  Bundesstaaten  erscheint  darin  als 
sclbststandige  Haupt-  und  Gesararatmacht,  jeder  einzelne  Bundesstaat 
als  gleichberechtigter  Macht-  und  Bu  ndesgenofs,  und  selbst  der 
kleinste  nicht  als  blofser  Hülfsgenofs  (Alliirter),  auch  nicht  des  oder  der 
Mächtigsten*  Es  kommen  dabei  in  Betracht:  I)  die  Matrikel  oder  der 
Anschlag  der  jedem  einzelnen  Bundesstaate  für  den  gemeinschaftlichen 
Zweck  verhältnifsmäsig  obliegenden  Leistungen,  sowohl  an  Geld  als  auch 
an  Mannschaft  (Truppenzahl  oder  Contingent);  II)  die  Kriegs  Ver- 
fassung des  Bundesheeres,  nämlich,  1)  die  Eintheilung  des  Heeres 
in  Brigaden  und  ArmeeCorps,  diese  entweder  ungemischte  (aus  Trup- 
pen eines  einzigen  Bundesstaates  bestehende)  oder  gemischte  (combinirte, 
d.  h.  aus  Truppen  mehrerer  Bundesstaaten  zusammengesetzte),  jedes  Corps 
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nach  den  rertchiedenen  Waffengattungen  kttnstma'sig  zusammengesetzt; 
Festaet .  im-  9  )  der  Bewaffnungsart,  insonderheil  dos  Calibers  bei 
des  Feuergewekrea  and  «lem  groben  Geschütz;  3)  der  Art  der  VVVffe n- 
Sbungen  EieronrReglement),  und  ., )  des  Kelddicustcs;  5)  Fuhr- 
und  Pflegweten;  (>  )  Lazaretkwesen;  -  j  Kriegsgesetze  und 
Kriegsartikel;  ü  der  Oberbefehl,  das  Obercommando  mit  dem  dazu 
gehörigen  Generalstab;  III)  Bund  es,f  est  iingen  und  andere  Befcstigungs- 
werke«  i 


§•   *Ö4.  (|58b») 

Obliegenheit  ^  V erhandluTigen  und   Beschlüsse  der  B.  V,  Militär. 
AtSSchuss,     AlilitärCt'tttralCommission.    Militär  LocalCommission. 
Milit  ärCo  m  m  issionsCamlei. 

I)  Da  des  Bundesversammlung  zur  Pflicht  gemacht  ist,  die  auf 
das  MilitäVwesen  des  Bundes  Bezug  habenden  Einrichtungen,  und  die  zur 
Sicherstellung  seines  Gebietes  erforderlichen  Vertheidigungsanstalten  zu 
beschliefsen  »),  so  hat  dieselbe  alle  oben  genannten  Gegenstände  in  Betrachtung 
genommen  und  die  nöthigen  Bestimmungen  festgesetzt.  II)  Sie  hat  zu 
Vorbereitung  der  Beschlüsse,  einen  aus  sieben  Mitgliedern  der  B  .V.  beste- 
henden Militär  Ausscnu  fs  ernannt  c),  welchem  die  vorläufige  Erörterung 
und  Bearbeitung  der  Militärangelegenheiten  übertragen  ward.  III)  Zur 
Hülfe  für  diesen  BundestagsAusschufs  und  die  B/  V.,  namentlich  für  rein 
militärische  Arbeiten  und  Berathungen ,  ist  überdiefs  eine  »Mi  1  i  - 
tärCom mission  der  Bundesversammlung«,  als  »zeitlicher  tech- 
uischer  Beistand«  derselben,  am  Bundestag  angeordnet^).  Dieselbe  soll 
bestehen  aus  sechs  MilitärBevollmächtigten ,  jeder  wenigstens  vom  Rang 
eines  Stabso fllciers ,  und  zwar,  unbeschadet  der  Gleichheit  der  Rechte,  in 
Hinsicht  auf  die  verschiedenen  ArmeeCorps,  aus  einem  östreichischen, 
einem  preußischen  und  einem  baierischen ,  dann  aus  einem  von  jedem  der 
drei  gemischten  Corps,  nach  eigener  Uebereinhunft  der  bei  diesen  bethei- 
ligten Bundesglieder,  doch  so,  dafs,  neben  dem  CorpsBevollmächtigten  und 
stirinnfuhrenden  Mitglied,  auch  für  jede  Division  der  gemischten  Corps, 
(  in  Umgeordneter  den  CommissionsSitzungen  als  DivisionsBevollmächtigter 
betwohnen  darf.  Diese  MilitärCommission  ist,  in  ihrer  Gesammtheit,  eine 
der  B.  V.  untergeordnete  Behörde;  ihre  einzelnen  Mitglieder  sind  nur  den 
sie  bevollmächtigten  Regierungen,  für  die  von  diesen  erhaltenen  besondern 
Vnfträge,  verantwortlich;.  Eine  eigene  MililärCommissionsCan  zlei, 
besorgt  die  Canz'eigesch;  fte  e).  IV)  Dieser  militärischen  Cen  tralCom- 
mUsioOj  wurden,  zu  Erleichterung,  Leitung  und  Prüfung  ihrer  Arbeiten, 
verschiedene  militärische  Loca  I  Com  missionen  untergeordnet.  Sie  wur- 
den ernannt,  theils  für  die  Auswahl  neu  zu  befestigender  Plätze,  theils  zu 
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örtlichen  Untersuchungen  und  Aufnahmen,  und  zu  defshalb  zu  erstattenden 
Gutachten/),  V)  Da  die  Kosten,  welche  auf  die  MilitärCentralCommis- 
sion  und  ihre  Canzlei,  und  auf  die  LocalCommissionen  zu  verwenden  sind, 
das  gemeinsame  Interesse  des  Bundes  betreffen,  so  haben  alle  Bundesglieder 
einzeln,  und  zwar  nach  dem  Fufs  der  Matrikel,  das  Nöthige  beizutragen; 
nur  mit  Ausnahme  der  auf  den  Druch  der  MilitärCommissionsProtocolle 
zu  verwendenden  Kosten,  welche  aus  der  BundesCanzleiCasse  (§.  i36)  zu 
bestreiten  sind  VI)  Ueberdiefs  hat  die  ß.  V-  einen  dreifachen  Inbegriff 
von  Hauptbestimmungen  für  das  Kriegswesen  errichtet:  0  eine  Geld-  und 
eine  ContingentM  atrik  el ,  2)  ein  organisches  Bundesgesetz,  über 
die  Kriegsverfassung  des  Bundes,  in  ihren  allgemeinen  Umrissen 
und  wesentlichen  Bestimmungen,  3)  nähere  Bastimmungen  der 
Kriegs  Verfassu  ng  des  T.  Bundes;  von  welchen  allen  hier  einzeln  zu 
handeln  ist. 

a)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  21.  —  Schon  in  den  wiener  Congrefs Ver- 
handlungen, wurden  diese  Gegenstande  an  die  B.  V.  verwiesen.  Rlüber's  Acten 
etc.,  Bd.  II,  S.  4^6  u.  f.  —  Uebersichtliche  Darstellung  der  Militärverhältnisse 
des  deutschen  Bundes,  aus  dem  Gesichtpunkte  des  öffentl.  Rechts  u.  mit  einigen 
cosmopolitischen  Anmerkungen.  Mainz  i833.  8.  —  Versuch  einer  Eiitwickelung 
der  Kriegsverf.  des  deutsch.  Bundes  v.  Dr.  Frhrn.  v.  Leonhard),  Frankf.  i835.  8. 

b)  Schon  in  der  zweiten  PräliminärConferenz  v.  9.  Oct.  1816,  wurden  die  Militär- 
Verhältnisse  als  dritter  Berathungspunkt  aufgestellt.  In  dem  zweiten  Protoc. 
der  dritten  Sitzung  der  B.  V.  v.  i4-  Nov.  1816,  §.  4,  ward  defshalb  Verla fs 
genommen.  Seitdem  sind  dieselben  am  Bundestag  fortwährend  ein  Hauptgegen- 
stand der  Verhandlungen  gewesen. 

c)  Beschlufs  in  d.  Protoc.  v.  9.  Apr.  1818,  §.  85,  S.  222,  vergl.  mit  §.  87.  S.  228 
der  Orig.  Ausg. 

d)  Beschlufs  der  B.  V.  über  die  Zusammensetzung,  den  Wirkungskreis,  und  den 
Geschäftgang  der  (in  den  Verhandlungen  zuweilen  auch  MilitärCentralCommission 
benannten)  Militär Cdrrimission ,  in  dem  Protoc.  v.  i5.  März  1819,  §.  37;  in  der 
(^uartAusgabe  der  Protocolle  der  B.  V.,  Bd.  VII,  S.  117,  auch  in  v.  Meyer's 
Staatsacten,  Th.  II,  S.  io3.  Frühere  Verhandlungen  wegen  Anordnung  einer 
Cominission  dieser  Art,  in  d.  Protoc.  v.  1819,  §.  4;  V.  1818,  §.  85,  109  u.  234- 
Das  vorhin,  in  Folge  eines  Beschlusses  der  B.  V.  v.  9.  Apr.  1818,  §.  85,  be- 
standene Militär  Cornite  ward  aufgelöst  durch  einen  Beschlufs  v.  12.  Oct.  1818 
(Protoc.  v.  1818,  §.  234).  —  Schon  auf  dem  wiener  Congrefs,  ward  die  Wieder- 
setzung  eines  MilitärA usschusses  versucht.  Klüker's  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  89, 
io3,  110  ff.  u.  19-.  —  Zu  dem  Wirkungskreis  der  M.  C.  rechnet  der  angef.  Be- 
schlufs v.  1819:  1)  Lieferung  der  ihr  von  der  B.  V.  oder  von  deren  Militär 
Ausschuß  aufgetragenen  Arbeiten;  2)  Aufmerksamkeit,  dafs  alle  Contingente 
des  Bundesheeres  in  Bereitschaft  gehalten  werden;  3)  Aufsicht  über  die  Bun- 
desfestungen und  den  Militärdienst  darin;  /,)  unmittelbare  Leitung  der  fortifica- 
torischen  Arbeiten,  wefshalb  die  MilitärLocalCommissioncn  und  die  Gouver- 
neure und  Commandanten  der  Bundesfestungen  an  sie  gewiesen  sind.  —  Line 
eigene  Casse  hat  die  M.  C.  nicht;  wegen  der  benöthigten  Gelder,  hat  sie  sich 
an  den  Bundestags  Ausschufs  zu  wenden.  —  Die  M.  C.  fafst  ihre  Beschlüsse 
nach  Stimmenmehrheit ;  im  Fall  einer  Gleichheit  der  Stimmen,  legt  sie  die  ver 
sclücdencn  ^leinungen  dem  Bundes  tags  AussVftüfs  vor,  mit  welchem  nur  allein, 
nicht  mit  der  B.  V.,  sie  unmittelbar  zu  verhandeln  hat,  und  aWar  in  der  Regel 
mittelst  schriftlicher  Berichte.    Den  Vorth*,  w  elcher  einzig  die  Geschäftführung 
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i-.  inth.  führt  der  Bevollmächtigte  der  nach  der  BundesActe  eucrst  stimmenden 

lii-irrm..;   lOestreirh)      Di».    /  ollmm-htcn   der   BU   der    M.  C,  ^vollmächtigen 

«erden  bei  der  !>  \.  Übergeben,   welche  beglaubigte  Abschriften  davon  der 
M   ('.  /.iifcrtigt.  —   Dir  Verhandlungen  der  B.  \.  über  die  Errichtung  der  Mi 
litirCommiuion,  und  mit  derselben,  findet  man  angezeigt  in  den  Registern  über 
die  ProtocoHc  der  l>.  \  .,  roc.  MilitKrGoiMnission  und  Militär^ 'erhältnisse.  — 
Um  Pr+tocoUe  d$r  WiiäärConmustion  werden  auf  Kosten  der  BundesGansleicatae 
loco  dietsturae  gedruckt    Vom  19.  Märss  1Q19  bis  ku  dem  8.  Juni  i838,  waren 
auf  «piche  Vi  t  Protokolle  über  179  Sitzungen  gedruckt  erschienen,  in  2984  §§. 
I  Registratur  über  die  rertraul.  Sitzung  \.  22.  März  1819,  S.  i?,5  der  Orig.Ausg. 
/)  Beschluß  der  B,  \.       ii.  öd  181H,  §.  23/H  Num.  4  ü.  5,  ü.  Beilagen  35u.37, 
S   fjS  t  u.  ')()-.    Beschlufa  v.  5.  Ort.  1820,  in  d.  Protöc.  v.  18-20,  §.  164.  Re 
gister  über  das  Protocoll  der  MilitärCommSfesiori,  voe.  Instructionen  und  Mit- 
glieder  der  LocalCommlssionea  —    Die  Orte,  wohin  diese  LocalCommissionen 
seither  gewiesen  winden,  sind:  Um,  Rastatt  und  Donaueschingen,  Germersheim, 
Homburg  bei  Zweibriu  hen,  Main/.,  Landau,  Luxemburg. 
1  Beschluß  der  1>.  \.  in  d.  Protoc.  v.  5.  Aug.  1819,  §.  166,  Num.  5,  u.  v.  1821, 
28,  rergL  mit  den  Protoc.  v.  1819,  §.  157  u.  217.    Von  der  Rechnung  für  die 
Mdit.u  Comniivsion,   s.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1821,  §.  205,   Protoc  der  Militär 
(  ommisbion  v.  23.  März  1822,  §.  186. 


§•  495.  (153^.) 

1.    Bunde  s  Matr  ikel, 

für   Geldbeiträge    U7id  Manns  chaftste  llun  g. 

I)  Für  den  /weck  des  Bundes,  ist,  so  oft  es  nöthig,  verhältnifsmasig 
\  011  jedem  Bundesglied  ein  Geldbeitrag  zu  liefern  (§♦  181),  und  für  das 
Bundesheer  vorschriftma'sig  ausgerüstete  Kriegsmannschaft  zu  stellen. 
Für  jede  dieser  beiden  Arten  von  Leistungen  besteht  eine  Matrikel. 
II  Die  Gcldmatrikel  ist  zweifach:  1)  für  BundesCanzleibedürf- 
nisse,  wozu  jeder  der  siebenzehn  Viril-  und  CuriatStimmberechtigten  des 
engem  Raths  jedesmal ,  wenn  die  B*  V.  es  für  nöthig  erklärt,  J2000  Gul- 
den im  24  Guldenfufs  an  die  B  un  de  sc  a  n  z  1  e  i  C  a  sse  zu  liefern  hat 
v).  1 36 );  2)  für  andere  Gcldbedürfnisse  des  Bundes,  welche  in  die 
Bundescasse  oder  B  undesmatr  ikularCasse  C§-  '1 36) ,  für  augen- 
blickliche Kriegszwecke  aber  in  die  Kriegscasse  des  Bundes  (§.  181), 
fliefsen ,  und  wozu  jedes  einzelne  Bundesglied ,  nach  dem  Maasstab  der 
Bevölkerung  seines  zu  dem  Bund  gehörenden  Gebietes,  beizutragen  hat. 
III)  Die  Mannschaft-  oder  K  r  i  egs  C  o  n  tin  ge  ntMat  r  ikel  bestimmt 
die  Truppenzahl  nach  den  verschiedenen  Waffengattungen,  welche  jedes 
Bundesglied,  ebenfalls  nach  dem  Maasstab  der  Bevölkerung  seines  Landes, 
zu  dem  Bundesheer  zu  stellen  hat.  IV)  Durch  einen  Beschlufs  der  B.  V. 
in  ihrem  Protocoll  vom  20.  August  1818,  §.  210,  ward,  sowohl  für  die 
Geldbeiträge  an  die  BundesmatrikularCasse ,  als  auch  für  die  Mannschaft- 
stellung,  die  Volkszahl  a)  jedes  Bundesstaates  als  provisorische  Ma- 
trikel      für  die  nächsten  fünf  Jahre  festgesetzt.    Späterhin  beschlofs  die 
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B.  V- ,  dafs  binnen  der  fünf  Jahre  keine  Veränderung  dieser  Einwohner- 
zahl in  der  Matrikel  Statt  haben  könne,  hingegen  jede  nachfolgende  Ver- 
mehrung in  dieselbe  aufzunehmen  sey  c).  V)  Durch  einen  Beschlufs  des 
engern  Raths  der  B*  V»  vom  12.  Juli  1823  ward  festgesetzt,  dafs  die  be- 
stehende provisorische  Matrikel  so  lang  fortdauern  müsse,  bis  eine  neue  zu 
Stande  gekommen  seyn  werde  dy  VI)  Für  die  Bedürfnisse  der  Bundes - 
oder  BundesmatrikularCasse  im  Friedensstand,  ward  zeither  jedesmal  die 
runde  Summe  von  3o,ooo  Gulden  im  24  Guldenfufs  bewilligt 

u)  Erörterungen  in  der  B.  V.  über  den  Maasstab ,  welcher  bei  der  Matrikel  zum 
Grunde  zu  legen  sey,  ob  der  Flächeninhalt,  oder  die  Bevölkerung,  oder  die 
Staatseinkünfte,  oder  eine  vermischte  Grundlage;  besonders  in  dem  Commis- 
sionsBericht,  Beilage  74»  zu  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  14.  Juli  1817,  §.  338; 
desgl.  in  dem  Protoc.  v.  1824 ■>  §•  11  ?  besonders  in  dem  Oldenburg.  Votum. 
Andere  Verhandlungen  zeigen  die  Begister  der  Protocolle  v.  1817 — 1819  an, 
voc.  Matrikel. 

I>)  Man  findet  diese  Matrikel  oder  vielmehr  Bevölkerungsliste  der  Bundesstaaten, 
mit  den  durch  den  Beschlufs  v.  4-  Febr.  1819  (Protoc.  §.  19)  nachgetragenen 
Aenderungen,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1821,  als  TabelleZiffer  1,  S.  287  der 
Orig.Ausg. ,  und  mit  den  durch  den  Beschlufs  der  B.  V.  vom  12.  Juli  1827 
(Protoc.  79)  nachgetragenen  Aenderungen,  unten  in  der  in  dem  Anhang-  be- 
findlichen Tabelle  Num.  I,  unter  der  Bubrik:  SeelenzahL  —  Die  Quoten  der 
einzelnen  Bundesglieder  bei  einer  Bewilligung  von  3o,ooo  Gulden,  findet  man 
in  den  Protoc.  v.  1821,  §.  239,  S.  703,  v.  i83i,  3o.  April,  und  unten  im  Anhang, 
Num.  III.  Zu  jener  Summe  haben  z.  B.  beizutragen:  Oestreich  9,4^0  Fl.  5oKr., 
Preufsen  7,880  Fl.  3o  Kr.,  Baiern  3,54o  Fl.  42%  Kr.,  Baden  994  Fl.  35  Kr., 
HessenHomburg  19  Fl.  55  Kr.,  HohenzollernHechingen  14  Fl.  25  Kr.,  Liechten- 
stein 5  Fl.  3o  Kr.  —  Von  einem  durch  Vergleich  v.  i3.  Mai  1828  beigelegten 
Streit  unter  den  Fürsten  der  jüngern  Linie  des  fürstlichen  Hauses  Reuss  (Schleiz 
c.  Lobenstein  und  Ebersdorf),  über  den  unter  ihnen  für  die  Bundesmatrikular- 
Leistungen  anzunehmenden  Theilungsmaasstab,  s.  man  die  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1824,  §•  12,  67  u.  70,  u.  verschiedene  von  beiden  Theilen  bei  der  B.  V.  in 
Umlauf  gesetzte  Druckschriften.  Vergl.  oben  §.  117,  VI.  Dieser  Streit  führt 
auf  die  seinem  Gegenstand  ähnliche  Frage:  ob  ohne  Zustimmung  des  Bundes, 
zwischen  einzelnen  Bundesgliedern  eine  Vertheilung  ihrer  matrikularmäsigen 
Leistungen,  abweichend  von  der  Bundesmatrikel,  rechtsgültig  erfolgen  könne,  sey 
es  durch  Vertrag,  oder  durch  von  ihnen  veranlafsten  schieds-  oder  austrägal- 
richterlichen  Spruch  ? 

c)  Protoc.  V.  4.  Febr.  1819.  §.  19.  —  Kurhessen  und  Luxemburg  erhöheten  ihre 
in  die  provisorische  Matrikel  eingetragenen  Angaben,  in  d.  Protoc.  v.  1819, 
§.  19.  —  Von  den  MatrikularAendcrungen  in  den  sächsischen  Herzogthümern, 
seit  1827,  s.  die  folg.  Note  d.  Nach  einem  glaubwürdigen  Verzeiclmifs  der 
Volksmenge  sämmtlicher  Bundesstaaten  im  J.  i832,  in  der  Allgemeinen  Zeitung 
vom  24.  Juli  i833,  aufscrord.  Beilage  262,  betrug  die  Gesammtzahl  der  Ein- 
wohner in  sämmtlichen  im  Bunde  vereinigten  Ländern  36,281,578,  worunter 
Oestreich  mit  10,964,296,  Preufsen  mit  10,081,214.  Danach  würde  die  Streit- 
mannschaft des  Bundes,  zu  1%  von  der  Bevölkerung  berechnet,  bestehen  in 
362,8i5  Mann,  während  die  liundesinatrikel  von  1818  sie  auf  nur  302,272  setzt. 

</)  Protoc.  v.  1823,  §.  i3g.  Oldenburg  genehmigte  diesen  Beschlufs  nicht.  Protoc. 
v.  182.4,  §•  ll-  —  Seitdem  wurden  die  Verhandlungen  für  Errichtung  einer  de- 
finitiven Matrikel  bei  der  B.  V.  fortgesetzt.    Man  sehe  z.  B.  die  Protocolle  von 
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»oi;  ^  iQs4,  4«  Ii  >'•  4&  -  Die  Wanderungen ,  welche  die  durch  die 
Succeaaion  in  «Ii»'  S.Gothaischen  Lan4e  loß  il)  erfolgten  TerritorialVerhält- 
niasc  aöthig  machten,  wurden  Für  die  Geldbeiträge  (nicht  auch  für  die  Mann 
ichafUtellung)  festgesetxl  in  dem  Protbc.  der  Ii.  \  .  v.  12,  Juli  18-2-,  §.  70. 
»  Wen  -  die  Protocolle  der  B,  \.  *.  1&4,  §.  i35;  i8a5,  §.  81;  1827,  §.  3;  1828, 
^  -  Die  Unterhaltung  der  drei  Bundesfestungen  fordert  ungefähr  145,000  Gul- 
«im  im  >,  GuldenfVifa  211,  A).  Die  Rcchnungt  über  alle  Bundesmatrikular- 
lieiträge  wird  der  l>.  \-  übergeben,  die  solche  durch  eine  Gommission  prüfen 
lafal  Protpc.  n.  i&ai,  V  >8  »•  ao5.  I  ii»  Bericht  über  den  Stand  dieser  Gasse, 
wird  angeführt  in  «1.  Protor,  v,  i8?,5,  81 


§•    t9ß*  (153<) 
/ /.    ff  r  1 e 7  v  u e  r fa s s ü n g  des  Bim d e s. 

A )     In  ihren  allgemeinen  Unirisseft  und  wesentlichen  Bestimmungen. 

Die  »Kriegs Verfassung  des  Bundes,  in  ihren  allgemeinen 
Umrissen  and  wesentlichen  Bestimmungen«,  ist  von  der  B.  V.  durch 
ein  so  genanntes  organisches  ßundesgesetz  vom  9.  April  1821  «), 
in  nachstehenden  24  Artikeln,  mittelst  verfassungsmäßiger  Stiinmeinhällig- 
keil  festgesetzt.  1)  Das  Bundesheer  ist  aus  den  C o nti nge nt e n  aller 
Bundesstaaten  zusammengesetzt,  welche  nach  der  jedesmaligen  BundcsMatri- 
hel  gestellt  werden.  2)  Das  Verhältnifs  der  Waffengattungen, 
wird  nach  den  Grundsätzen  der  neuern  Kriegsführung  festgesetzt.  3)  Zur 
Bereithaltung  ruf  den  Fall  des  Ausrückens,  wird  das  Bundesheer  schon  im 
Frieden  gebildet,  und  dessen  Stär  ke,  so  wie  die  innere  Eintheil ung, 
durch  besondere  Bundesbeschlüsse  bestimmt.  4)  Das  Bundesheer  besteht 
aus  vollständig  gebildeten,  theils  ungemischten  theils  zusammenge- 
setzten Armee  Corps,  welche  ihre  Unterabtheilungen  von  Divisionen, 
Brigaden  u.  s.  w.  haben.  5)  Kein  Bundesstaat,  dessen  Contingent  ein  oder 
mehrere  ArmeeCorps  für  sich  allein  bildet,  darf  Contingente  anderer 
Bundesstaaten  mit  dem  seinigen  in  eine  Abtheilung  vereinigen.  6)  Bei  den 
zusammengesetzten  ArmeeCorps  und  Divisionen,,  werden  sich  die 
Bundesstaaten ,  welche  es  betrifft,  über  die  Bildung  der  erforderlichen  Ab- 
theilungen, und  deren  vollständige  Organisation,  unter  einander  vereinigen. 
Wenn  dieses  nicht  geschieht,  wird  die  Bundesversammlung  entscheiden. 
7)  Bei  der  Organisation  der  Kriegsmacht  des  Bundes,  ist  auf  die  aus  be- 
Bpadern  Verhältnissen  der  einzelnen  Staaten  hervorgehenden  In- 
teressen derselben  in  so  weit  Bücksicht  zu  nehmen,  als  es  mit  den  all- 
gemeinen Zwecken  vereinbar  anerkannt  wird»  8}  Nach  der  grundgesetz- 
lichen  Gleichheit  der  Bechte  und  Pflichten,  soll  selbst  der  Schein  von 
Suprematie  eines  Bundesstaates  über  den  andern  vermieden  werden. 
1  In  jedem  Bundesstaat  mufs  das  Contingent  immer  in  einem  solchen 
gehalten  werden,  dafs  es  in  kürzester  Zeit,  nach  der  von  dem  Bund 
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erfolgten  Aufforderung,  marsch-  und  schlagfertig,  und  in  allen  sei- 
nen Theilen  vollständig  gerüstet,  ausrücken  könne.  10)  Die 
Stärke  und  die  Zusammenzieh  ung  des  aufzustellenden  Kriegshee- 
res, werden  durch  besondere  Bundesbeschlüsse  bestimmt.  1 1)  Die  Anstal- 
ten müssen  allenthalben  so  getroffen  seyn,  dafs  das  Bundesheer  vollzäh- 
lig erhalten,  und  im  Fall  der  Noth wendigkeit  verstärkt  werden  könne. 
Zu  diesem  Ende  soll  eine  besondere  Reserve  bestehen. 

a)  In  dem  Protoc.  der  PlenarVersamml.  v.  9.  April  1821,  §.2,  S.  219 — 223  der 
Orig.Ausg.  Diese  24  Artikel  befinden  sieh  auch,  als  Beilage,  bei  dem  loco  dict. 
gedruckten  Protocoll  der  MilitärCommission  v.  24«  Juli  1822,  S.  72Ö  —  726,  u. 
in  Kt.übkr's  Quellensammlung,  Num.  XXXVII;  auch  besonders  gedruckt,  unter 
dein  Titel:  Kriegs  Verfassung  des  T.  Bundes,  bestehend  aus  24  organischen  Ar- 
tikeln u.  10  Abschnitten  näherer  Bestimmungen  in  97  Paragraphen,  nebst  12  Ta- 
bellen; vollständig  erlassen  am  11.  Juli  1822.  (Zum  Theil  Abdruck  aus  G.  v. 
Meyek's  Corp.  juris  confoed.  germ.)  Frankf.  1823.  8.  Teutsch  u.  französisch 
stehen  jene  24  Art.  in  Martens  Recueil,  Supplement,  IX.  666.  Vergl.  auch 
(v.  Gagern's)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Abth.  III,  S.  190  —  209.  Die  Mili- 
tärverfassung des  deutschen  Bundes,  zunächst  in  ihrer  Anwendung  auf  das 
Königreich  Hannover.    Hannover  i83i.  8. 


&  197.  (153,) 

Fortsetzung. 

12)  Das  aufgestellte  Kriegsheer  des  Bundes  ist  Ein  Heer,  und  wird 
von  Einem  Feldherrn  befehligt.  i3)  Der  OberFeldherr  wird  jedes- 
mal, wenn  die  Aufstellung  des  Rnegsheeres  beschlossen  wird,  von  dem 
Bund  erwählt.  Seine  Stelle  hö'rt  mit  der  Auflösung  des  Heeres  wieder 
auf.  14 )  Der  OberFeldherr  wird  von  der  Bundesversammlung,  welche 
seine  einzige  Behörde  ist,  in  Eid  und  Pflichten  des  Bundes  genom- 
men. i5)  Die  Bestimmung  und  Ausfürung  des  OperationsPlans,  wird 
ganz  dem  Ermessen  des  OberFeldherrn  überlassen.  Derselbe  ist  dem  Bund 
persönlich  verantwortlich,  und  kann  einem  Kriegsgericht  unterworfen 
werden.  16)  Der  OberFeldherr  ist  gehalten,  alle  Theile  des  Bundesheeres, 
so  weit  es  von  ihm  abhängt,  durchaus  gleich mäsig  zu  behandeln.  Er 
darf  die  festgesetzte  Heereintheilung  nicht  abändern;  doch  steht 
ihm  frei,  zeitliche  (für  einige  Zeit)  Detachirungen  zu  verfügen,  17)  Die 
Befehlhaber  der  einzelnen  Trup penabth eil ungen  werden  von 
dem  Staat,  dessen  Truppen  sie  befehligen  sollen,  ernannt.  Für  die  Ab- 
theilungen, welche  aus  mehreren  Contingenten  zusammengesetzt  sind,  bleibt 
die  Ernennung  dieser  Befehlhaber  der  Vereinbarung  der  betheiligten  Begie- 
rungen  überlassen.  18)  Die  Pflichten  und  Hechte  dieser  Befehlhaber, 
welche  aus  ihren  Verhältnissen  zu  dem  Bunde  hervorgehen,  sind  denen  des 
OberFeldherrn  analog.    Sie  haben  unbedingten  Gehorsam  von  allen  ihren 
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Untergebenen  eu  fordern,  10  >% ic  ihren  Vorgesetzten  zu  leisten.  19)  Die 
Gericht barkeit  itelu  den  Befehlhahern  der  Heer&btheilungen  zu,  nach 
den  ron  den  Bundesstaaten  denselben  vorgeschriebenen  Grenzen,  20)  Die 
\  erpflegung  des  Bundesheeres  wird)  unter  oberster  Leitung  des  Ober- 
Peldherrn ,  durch  Bevollmächtigte  sämmtlicher  ArmeeCorps  besorgt,  und, 
innerhalb  der  Bundesstaaten ,  unter  Mitwirkung  derjenigen  LandesCommis- 
tarien,  welche  es  betriff)  CvergL  §.  ao6)*  ai)  Auf  besondern  Bundesbe- 
schiufs  wird,  aus  den  matri|iularmäsigen  Beiträgen  sämmtlicher  Bundesglie- 
der,  eine  eigene  Kriegscasse  errichtet.  '.».2)  Die  Vergütung  von 
Durchmarsch-  und  CantonirungsKosten,  so  wie  von  andern  allgemeinen 
Leistungen  in  den- Bundesstaaten]  soll  nach  billig  ermäsigten  Preisen  gesche- 
hen, und  den  I  »uulesunlerthanen  immer  so  schnell  als  möglich  baare  Be- 
Bahlung  geleistet  werden.  23)  Allenthalben  ist  der  Grundsatz  einer  glei- 
Chen  \  eil  hei  Inn-  der  Lasten  und  der  Vortheile,   sowohl  nicksichtlich 

der  Beerabtheilungen  1  als  der  Bundesstaaten,  zur  steten  Richtschnur  zu 

nehmen.  94)  Zwischen  sä'mmtliehen  Bundesstaaten  soll  ein  allgemeines 
Ca  rtel  bestehen  «)• 

i  Ein  Entwurf  EU  einem  allgemeinen  Carte!,  ward  der  B.  V.  von  der  Militär- 
Coinnussion  vorgelegt,  u.  von  den  Gesandten  an  ihre  Regierungen  zur  Instruc- 
tionsEinholung  gesendet.4  Protoe.  der  B.  V.  v.  1820,  §.  166;  der  Entwurf  ebendas. 
alfi  BeiL  1-,  S-  53i  der  Orig.Ausg.  Diese  CartelConvention  kam  zu  Stande  am 
10.  Febr.  1 83 1 ,  in  dem  Protoe.  der  B.  V.  von  diesem  Tage,  §.  25. 


198.  (153.0 

Bj    Nähere  Be  stimmun  g  en  der  Kr  ic  g  sverjas  sun  g. 
i)  Stärke  des  Bundesheeres. 

»Nähere  Bestimmungen  der  Kriegs  v  er  fassung  des  Teut- 
schen  Bundes«,  sind  überdiefs  durch  zwei  Beschlüsse  des  engern  Raths 
der  B.  V.,  theils  einhällig  theils  durch  Stimmenmehrheit,  in  zehn  verschie- 
denen Abschnitten  festgesetzt  worden  «),  wie  folgt»  I)  Stärke  des  Bun- 
desheeres.  i)  Die  Kriegsmacht  des  Bundes  ist  aus  den  Contingenten 
aller  Bundesstaaten  zusammengesetzt.  Das  gewöhnliche  Gontingent  eines 
jeden  Bundesstaates  beträgt  den  hundertsten  Theil  seiner  Bevöl- 
kerung, nach  der  unter  Ziffer  i  beigefügten  ^ ) ,  durch  den  Beschlufs 
vom  20.  August  1818  vorläufig  auf  fünf  Jahre  angenommenen,  und  am 
4-  Februar  1819  berichtigten  BundesMatrikel  (§»195).  2)  Unter  dieser 
Zahl  ist  nur  die  streitbare  Mannschaft  aller  Waffengattungen  begrif- 
fen. Zur  streitbaren  Mannschaft  werden  gerechnet,  die  Officiere,  Unter- 
officiere  .  Gemeine,  Spiel-  und  Zimmerleute,  dann  die  ArtillerieFuhrwesen- 
S'dddten,  so  weit  sie  nach  Num.  i5  zur  Bedienung  des  Geschützes  gerech- 
net werden  können.    Jene  Mannschaft,  welche  für  das  übrige  Armeefuhr 
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wesen,  Für  die  Bäckerei  und  die  Sanität  Anstalten  dem  Herr  zugetheilt 
wird,  mufs  über  den  hundertsten  Theil  gestellt  werden»  3)  Das  Bundes- 
heer mufs,  so  bald  es  vom  Bund  aufgeboten  wird,  in  allen  seinen  Thei- 
len  vollständig  gestellt  werden*  4)  Um  die  Vollständigkeit  des  Heeres 
fortwährend  zu  sichern ?  mufs,  sogleich  nach  dem  Ausrücken  desselben, 
der  sechshundertste  Theil  der  ganzen  Bevölkerung  aufgestellt  und  un- 
ausgesetzt vollzählig  erhalten  werden.  Sechs  Wochen  nach  dem  Ausrüchen 
des  Bundesheeres,  wird  von  dieser  Ersatzmannschaft  die  Hälfte,  nämlich  der 
zwölfhundertste  Theil  der  ganzen  Bevölkerung,  als  Ergänzung  dem  Heer  nach- 
gesendet, mit  den  übrigen  Nachsendungen  aber,  an  Mannschaft  sowohl, 
als  an  Pferden  und  Material,  nach  Maasgabe  des  Bedarfs,  von  zwei  zu 
zwei  Monaten  fortgefahren.  5)  Damit  bei  gröfseren  Verlusten  einzelner 
Contingente,  unverhältnifsmäsige  Leistungen  vermieden  werden,  soll  der 
Erfolg  für  das  Heer  in  einem  Kriegsjahr  den  zweihundertsten  Theil  der 
Bevölkerung  nicht  übersteigen  c).  6)  Der  bei  jedem  Contingent  sich 
ergebende  Abgang,  wird  monatlich  durch  gleichförmig  zu  verfassende 
Abgangsberichte  angezeigt.  7)  Unter  dem  Abgang  werden  verstan- 
den, alle  Todten ,  Gefangenen  und  Deserteure,  gleich  nach  ihrem  Ab- 
gang, dann  alle  Vermifsten,  nach  einem  Zeitraum  von  vier  Wochen; 
und  alle  im  Spital  befindlichen  Verwundeten  und  Kranken,  welche  nach 
drei  Monaten  als  felddienstuntauglich  anerkannt  werden.  Die  übrigen 
Verwundeten  und  Kranken  werden  zwar  nicht  zu  dem  Abgang  gerechnet: 
sollten  sie  jedoch  den  zehnten  Theil  des  Contingents  übersteigen,  so  müfste 
dieser  Ueberschufs,  um  die  zu  grofse  Schwächung  des  Bundesheeres  zu 
vermeiden,  nach  dem  in  Num.  5  angenommenen  Maximum  ersetzt  werden. 
8)  Gröfsere  Anstrengungen  müssen  durch  besondere  Bundesbe- 
schlüsse bestimmt  werden.  9)  Dieselben  können  in  keinem  Fall  von  ein- 
zelnen Bundesstaaten,  sondern  nur  im  Allgemeinen  nach  der  Matrikel 
gefordert  werden.  10)  Für  die  Reserven,  welche  bei  solchen  aufserge- 
wöhnlichen  Anstrengungen  zu  Verstärkung  des  Bundesheeres  nachrücken, 
kommen  die  nämlichen  Bestimmungen  in  Anwendung,  welche  für  das 
Heer  selbst  gegeben  sind.  Sie  werden  mit  dem  ArmeeCorps,  wozu  sie 
gehören,  oder,  wenn  dieses  nicht  möglich  ist,  in  selbstständige  Körper  ver- 
einigt, welche  mit  jenen  analog  zusammenzusetzen,  zu  befehligen,  zu  or- 
ganisiren,  und  zu  behandeln  sind. 

a)  Die  fünf  ersten  Abschnitte  ( §.  198  — '202)  durch  Bcschlufs  v.  12.  April  1821, 
in  d.  Protoc.  v.  1821,  §.  102,  S.  228—  235  der  Orig.Ausg.,  nebst  11  Tabellen, 
S.  28b  —  3o8  u.  anfangs  zu  §.  166  des  Prot,  vi  1820,  S.  511—529  (von  der 
12.  Tabelle,  unten  §.  200,  a)  loeo  dick  gedruckt;  die  fünf  letzten  Abschnitte 
durch  Bcschlufs  v,  11.  Juli  1822,  in  d.  Protoc.  v.  1822,  §.  193,  S.  160  u.  ff. 
Alle  10  Abschnitte,  nebst  den  12  Tabellen,  befinden  sich  auch,  als  Beilage,  bei 
dem  loco  dict.  gedruckten  Protoc.  der  MilitarCommission  v.  24.  Juli  1822, 
S.  729  —  771;  desgl.  in  dem  oben  §.  196  angef.  besondern  Abdruck,  ohne  die 
Tabellen  in  G.  v.  M  vyf.h's  Corp.  juris  confoed.  germ.,  Th.  II,  S.  252  —  262; 
auch  teutsch  u.  französisch  in  y.  Mahte^s  Becueil,  Supplem.  IX.  672—714.  — 
KlüLer's  offentl.  Recht,  4.  Aufl  \*j 
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l  >!«.•  l  rage  von  der  ContmgrntSlelltmg  kam  in  den  wiener  Ministen  alCunferengert, 
in  denProtoc.  der  ia  u<  28.  Sitxung  vom  99,  W.ir/.  u,  11.  Mai  1820,  zur  Sprache; 
mc  ward  aber,  nachdem  der  achte  Ausschufs  inträge  delshalb  vorgelebt  hatten 
und  acht  schriftliche  Vota  eingereicht  waren,  wegen  Kürze  der  Zeit,  an  die 
ü  11 1  iil r-s \  ersammlung  veTv»  lesen. 

S  der  Protoc,  der  l>.  \.  \.  18*1.  Diese  BevölkerungsTabelle  ist  eingerückt 
in  die,  uuten  im  dnhttng  befindliche  Tabelle  Num.  L,  unter  der  Rubrik Seelenzttkt. 
1  Demnach  fällt  der  1  rsat«  des  Abganges  bei  dem  Bundesheer)  nie. Iii  der  Ge- 
Mtvnmthcit,  sondern  um-  denen  Bundesstaaten  zur  Last)  die  bei  ihren  Contin 
genten  den  \l^.u^  hatten;  doch  ist  kein  Bundesstaat  schuldig,  in  Einem 
ir  inebr  ;ds  den  200.  Theil  seiner  Bevölkerung  als  Ersatz  dem  Ileee 
naebftuaenden.  Vcrgl.  L,  v.  Dbesch^  Beiträge  zu  d.  öfFentl.  Recht  des  t.  Bundes, 
S.  Hi  *>M 


§•  (1630 
t    \  erhältnifs  der   W  affengattungen. 

II»  \  erhältnifs  der  Waffengattungen«  11)  Das  numerische 
V erhältnifs  der  Reiterei  des  Bundesheeres  wird  auf  ein  Siebentheil  der 
Gesammtzahl  eines  jeden  Contingents  angenommen«)-  12)  Für  die  Ar- 
tillerie Wird  das  Verhält  nifs  dergestalt  festgesetzt,  dafs  zwei  Stücke 
Geschütz  Für  jedes  lausend  Mann  des  Contingents  gerechnet  werden. 
Jeder  Bundesstaat  wird  nächstdem  noch  wenigstens  ein  Geschütz,  nebst 
Ausrüstung,  auf  jedes  Tausend  Mann  des  ganzen  Contingents  in  seinen 
Zeughäusern  und  Depots  rorräthig  haben,  um  jeden  Abgang  sofort  ersetzen 
zu  können.  i3)  Die  FeldArtillerie  des  Bundes  soll  in  der  Regel  be- 
stehen: aus  einem  Viertheil  Haubizen,  einem  Viertneil  Zwölfpfünder ,  zwei 
\  iert  heilen  Sechspfuuder.  Ein  Fünftheil  der  Gesammtzahl  soll  reitende 
Artillerie-  oder  G&valerieGeschütz  seyn.  Die  Stellung  schwererer  Feldge- 
schütze  als  Zwölfpfünder  wird  der  Convenienz  der  Staaten,  welche  es 
betrifft,  überlassen,  und  in  diesem  Fall  von  der  Zahl  der  auf  dieselben 
fallenden  zwdlfpfändigen  und  sechsplündigen  Batterien  abgerechnet.  14)  Aüfser 
den  Feldgeschützen  für  die  Linie,  wird  noch  ein  BelagerungsPar k 
liir  das  ges.nnmte  Bundesheer,  welcher  aus  100  schweren  Canonen,  3o 
BelagerurigsHaubizen  und  70  Mörsern,  bestehen  soll,  nach  den  in  den 
I  bei  en  unter  Ziffer  2  bis  7  beigelegten  Ausweisen,  corpsweise  gesteill, 
nun.  im  Fall  eines  Kriegs,  nach  der  Bestimmung  des  OberFeldherrn  auf 
einem  oder  mehreren  Punkten  vereinigt.  Ueber  die  Stellung  die.er  Ge- 
scbütze1  werden  sich  die  Glieder  der  gemischten  Corps  unter  sich  vereini- 
gen, uni.  das  Resultat  ihrer  Ueber  ei  nkunft,  drei  Monate  nach  der  Annahme 
dei  näheren  Bestimruun^eil ,  der  Bundesversammlung  anzeigen.  i5)  Für 
di<  Bedienung  der  Feldgeschütze  werden  im  Durchschnitt  36  Mann 
auf  jedes  Stück  gerechnet,  worunter  auch  die  ArtillerieFuhrwesenSoldaten 
mit  begriilen  sind,  in  so  fern  solche  die  festgesetzte  Zahl  nicht  überschrei- 
ten.   Diejenige  ArlillerieMannschaft,  welche  zur  Bedienung  des  Bela- 
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gerungsParks  gehört,  wird  von  den  Staaten,  welche  diese  Geschütze 
geben,  und  zwar  nach  der  dem  §.  14  unter  Ziffer  7  beiliegenden  Tabelle, 
gestellt,  und  vom  Stande  der  Infanterie  abgezogen.  16)  Für  Pionniers 
und  Pontoniers  wird  das  Verhältnis  des  hundertsten  Theils  der  Armee 
festgesetzt.  17)  Ein  jedes  Contingent,  dessen  Stärke  mehr  als  Ein  Armee- 
Corps  beträgt,  stellt  einen  Brucken  Train  für  grofse  Flüsse,  nach  Maas- 
gabe des  Bedürfnisses;  jedes  der  übrigen  einzelnen  ArmeeCorps  aber,  ohne 
Unterschied,  ob  gemischt  oder  ungemischt,  einen  für  eine  Flufsbreite  von 
400  Schuhen.  18)  Sappeurs  und  Mineurs  werden,  als  zum  Belagerungs- 
Park  gehörig,  aufser  dem'  für  Pionniers  und  Pontoniers  bestimmten  Hun- 
derttheil  der  Armee,  von  denjenigen  Bundesstaaten,  bei  welchen  sich  diese 
Corps  bereits  im  Frieden  organisirt  befinden ,  gestellt*  19)  Das  numerische 
Terhältnifs  des  Fufsvolkes  ergibt  sich  von  selbst,  wenn  die  Reiterei, 
die  Bedienung  der  Feldgeschütze  und  des  BelagerungsParks,  die  Pionniers 
und  Pontoniers,  dann  die  Sappeurs  und  Mineurs,  von  der  Gesammtzahl  des 
ganzen  Heeres  abgezogen  werden»  20)  Ungefähr  der  zwanzigste  Theil  des 
Fufsvolkes  soll  aus  Jägern,  Büchsen-  oder  Scharfschützen,  bestehen*  Die 
unter  Ziffer  8  beigefügte  Tabelle  b)  enthält  eine  Uebersicht  aller 
Waffengattungen,  so  wie  solche,  nach  der  Matrikel  und  zufolge  der 
angenommenen  Bestimmungen  über  das  numerische  Verhältnifs  derselben, 
im  completen  Kriegsstande  von  sämmtlichen  Bundesstaaten  zu  stellen  sind, 

21)  Es  bleibt  den  Bundesstaaten  überlassen,  zur  Bildung  ihrer  Contingente 
auch  Landwehr  zu  verwenden;  doch  mufs  dieselbe,  gleich  den  Linien- 
truppen, geübt,  ausgerüstet,  schlagfertig  und  mit  in  der  Linie  gebildeten 
Officieren  besetzt  seyn.  Als  Grundsatz  wird  auch  hiebei  angenommen, 
dafs  kein  Contingent   zum  grofsern   Theil  aus  Landwehr  bestehen  könne. 

22)  Der  Landsturm  gehört  nicht  in  das  geregelte  System  des  Kriegs, 
sondern  ist  zu  den  Anstalten  zu  zählen,  welche  im  Augenblick  der  Gefahr 
ihre  Bestimmung  erhalten,  und  dem  eigenen  Ermessen  der  einzelnen,  Bun- 
desstaaten überlassen  bleiben, 

a)  Verschiedenen  kleineren  Bundesstaaten  ist,  in  Absicht  auf  die  in  der  Bundes- 
Matrikel  ihnen  angesetzten  Cavalerie  -  und  ArtillerieContingente,  Erleichterung 
von  der  B.  V.  bewilligt  worden,  z.  B.  dem  H/glh.  Sachsen  Gotha ,  nach  seinem 
Bestand  bis  1825.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1821,  §.  100.  Erörterungen  über  die 
bei  Erleichterungsgesuchen  dieser  Art  anzunehmenden  Grundsätze  findet  mau 
in  d.  Proioc.  der  B.  V.  v.  1821,  §•  100,  101,  224;  v.  1819,  §.  219;  v.  1820,  §.  129 
u.  166.  Vertrauliche  Abstimmungen,  in  den  loco  dict.  gedruckten  Registraturen 
v.  10.  u.  17.  Aug.  1820,  S.  263,  282  u.  29-7  u.  f.  der  Orig.Ausgabe.  S.  weimar- 
eiscnachischcs  Erleichterungsgesuch,  in  d.  SeparatProtoc.  der  B.  V.  v.  1/,.  Febr. 
182?,,  §.  3,  u.  v.       März  1822,  §.  3,  S.  177  u.  220  der  Qrig.Ausg. 

b)  Diese  Tabelle  findet  man  unlcn  im  Anhäng,  unter  Num.  t. 
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§.  300,  (153^.) 
I)    Einthtfluitg  «los  liuiidcslicercs. 

HI)  Eintheilung  des  Bundesheeres.    2$)  Das  Bundesheer  be- 
Btehl  .»ns  sieben  ungemischten  und  drei  combinirten  oder  ge- 
mischten   (aus   Truppen    mehrerer    Bundesstaaten   zusammengesetzten ) 
\i  "icc(  orps  «),  welche,  ohne  weitere  Benennung,  nach  Numern,  bezeich- 
ne! werden,  und  deren   jede,  in    Urtheilungen  von  Divisionen,  Brigaden, 
Bataillonen,  Compagnien,  Schwadronen  und  Batterien  zerfallt. 
9  |     Ein   VrmeeCorps  enthält  mindestens  zwei  Divisionen,  eine  Diyision 
mindestens  zwei   Brigaden,  eine  Brigade  mindestens  zwei  Begimenter,  ein 
i  n  ler^eRegiment   wenigstens   vier  Schwadronen,   ein  Infant erieBegiment 
wenigstens  zwei  Bataillone,  ein  Bataillon  in  der  Regel  nicht  unter  8oo 
Vfann,  eine  Schwadron  oder  eine  Compagnie  im  Durchschnitt  i5o  Mann, 
eine  Batterie  sechs  "der  acht  Stücke  Geschütz.     f?5)  Das  Minimum  eines 
/.•i  stellenden  CavalerieContingents    ist  3oo  Pferde  oder  eine  Division,  das 
eines  selbstständigen  InfanterieKörpers  400  Mann,  das  der  Geschütze  eine 
Batterie  von  sechs  oder  acht  Stücken.    Die  Stellung  dieser  Einheit  wird 
der  CJebereinkunfl  der  Bundesstaaten,   mit  der   unerläßlichen  Bedingung 
überlassen,  dafs  sie  ganz  gleich  organisirt,  bewaffnet,  und  geübt  seyn  müsse. 
Iis  Grundsatz  wird  jedoch  festgesetzt,  dafs,  im  Fall  der  Vertretung, 
solche  nur  im  Corps  Statt  linden  kann.    In  Ansehung  der  Geschützeinheit 
wird  angenommen,  dafs  dort,  wo  das  zu  stellende  Contingent  nicht  die 
Zahl  6  oder  8  erreichen  sollte,  die  Staaten,  welche  es  betrifft,  sich  unter 
einander  wegen  des  Mehrstellens  von  einem  oder  zwei  Stücken  Geschützes 
vereinigen  werden.    26)  Die  Theilhaber  an  den  combinirten  oder  gemisch- 
ten Corps  und  Divisionen  werden  sich  unter  einander  vereinigen,  wie  sie 
die  gesetzlichen   Abtheilungen   zu   bilden,   und   die  verschiedenen 
Waffengattungen  nach  dem  angenommenen  Verhältnis  unter  sich  zu  ver- 
theilen  dir  gut  linden,  und  diese  Uebereinkunft,  drei  Monate  nach  Annahme 
der  näheren  Bestimmungen,  der  Bundesversammlung  anzeigen^).    Da,  wo 
sie  M(  h  nicht  vereinigen  könnten,  wird  die  Bundesversammlung  vermittelnd 
einwirken,  und  nothigenfalls  entscheiden').    Durch  einen  Beschlufs  der 
Bundesversammlung  vom  9.  December  i83o,  verbunden  mit  nachträglichen 
Beschlüssen  vom   14.  December   i83o  und  17.  Februar  i83i,  wurden  die 
d  r  e  i  v  e  r  m  i  sc  ht  e  n  A  r  m  e  e  c  o  r  p  s  neu  organisirt,  und  ward  aus  und 
neben  denselben  eine  Beser  telnf  anterieDi  vision  gebildet^),    27)  In 
jedem   Armeekorps  mnfs  auf  die    Bildung   einer  starken  Cavalerie-  und 
Geschütz  Reserve  Bücksieht  genommen  werden. 

|  Die  Eintheilung  fies  Bandesheeres,  findet  man  unten  im  Anhang,  in  der  Tabelle 
N 11  in .  II.  —  Die  \  erhandlungen  der  13.  V.  über  die  Eintheilung  des  Bundeshee- 
rei  in  ArmeeCorps,  findet  man  angezeigt  in  den  Registern  über  die  Protocolle 
der  B.  V.,  voc.  CorpsEintheilung.  —  A.  J.  V.  Heunisch,  Entwurf  der  Bildung 
des  d   Bnndesheeres,  nach  den  in  d.  Gründungen  der  Militarverf.  ausgesproch.  , 
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Bestimmungen;  mit  e.  Karte  v.  Deutschland,  illuminirt  nach  den  ArmeeCorps. 
Carlsr.  1820.  8. 

b)  Da  das  Minimum  eines  zu  stellenden  CavalerieContingentes,  3oo  Pferde  oder  eine 
Division  seyn  soll,  so  sind  diejenigen  Bundesstaaten,  welchen  in  der  Contingent- 
Matrikel  eine  geringere  Summe  angesetzt  ist,    genöthigt,  mit  andern  Bundes 
Staaten,    deren  Contingente   zu   demselben    gemischten  ArmeeCorps  gehören, 
ReluitionsVerträge  zu  schliefsen,  nach  welchen  diese  die  Stellung  ihres  Cavalerie 
Contingentes  (auch  wohl  der  Artillerie)  übernehmen.     Vortrag  des  MilitarAus- 
schusses,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1821,  §.  101.  —  Verträge  dieser  Art  haben 
geschlossen:   1)  S.Gotha  u.  Altenburg  mit  dem  Königr.  Sachsen,  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1821,  §.  39  u.  100,   und  der  Vertrag  v.  17.  Jan.  1821,   loco  dict. 
ebendas.  S.  91  der  Orig.Ausg.;   2)  SchwarzburgSondershausen  u.  Schwarzburg - 
Rudolstadt  mit  Sachsen WeimarEisenach,  Vertrag  v.  21.  Febr.  1822,  loco  dict. 
in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1822,  S.  228  der  Orig.Ausg.    SeparatProtoc.  der  B.  V. 
v.  14.  Febr.  1822,  §.  3,  u.  v.  27.  Juni  1822,  §.  2,  nebst  Anlage  3  loco  dict.  ge- 
druckt, S.  177,  610  u.  617;   3)  MecklenburgStrelitz  mit  MecklenburgSchwerin, 
SeparatProtoc.  der  B.  V.   v.  14.  Febr.   1822,  §.  4?   S.  178  der  Orig.Ausg.; 
4)  SchaumburgLippe,  Waldeck,  u.  Lippe,  mit  Holstein  u.  Lauenburg,  Protoc. 
v.  1822,  §.  5i.    5)  Vertrag  zwischen  den,    die  1.  Division  des  9.  ArmeeCorps 
bildenden  Staaten  (K.  Sachsen,   S.  GothaAltenburg,  S.  Coburg,  S.  Meiningen, 
S.  Hildburghausen  u.  Reufs  älterer  u.  jüng.  Linie)  über  die  Einrichtung  dieser 
Division,  geschlossen  14.  Aug.  1821;   in  dem  S.  Hildburgh.  Regier.  Blatt  vom 
5.  Jan.  1822,  Num.  1.    6)  In  Unterhandlung  standen  (im  Aug.  1822):  Hohen- 
zollernHechingen,   HohenzollernSigmaringen,  Liechtenstein,  u.  die  Freie  Stadt 
Frankfurt,  desgl.  HessenHomburg,  mit  GH.  Hessen,  Protoc.  der  B.  V.  v.  1822, 
§.  12  u.  5i.    SeparatProtoc.  v.  14.  März  1822,  §.  1.  —   Die  B.  V.  erwartete 
noch  verschiedene  Conventionen  dieser  Art  und  allseitige  Einreichung  der  «Stan- 
desausweise».   Man  s.  ihre  Protocotle  v.  26.  Juli  1821,  §.  222;   1822  ,  §.  12,  u. 
v.  14.  Febr.,  14.  März  u.  i3.  Mai  1822. 
c)  Man  s.  Art.  6  u.  7  der  Kriegsverfass.  in  ihren  allgem.  Umrissen  u.  wesentl. 
Bestimmungen,  oben  §.  196.  — -   In  der  ContingentMatrikel  ist  das  Herzogthum 
Nassau,  in  der  2.  Division  des  9.  ArmeeCorps,  angesetzt  mit  3028  Mann,  worun- 
ter begriffen  sind:  2,347  Mann  Infanterie,  433  M.  Cavalerie,  218  Mann  Artillerie 
mit  6  Stücken  Geschütz,   u.  3o  M.  Pionniers  u.  Pontoniers.     Nassau  machte 
späterhin  den  Antrag  auf  Bewilligung,   dafs  das  CavalerieContingent  ihm  möge 
erlassen  werden,  dagegen  wolle  es  Einsatz  leisten  durch  Stellung  einer  verhält- 
nifsmäsig  gröfsern  Anzahl  von  Infanterie  und  Artillerie  (eine  Mehrzahl  von  1,011 
Mann,  mit  2  Canonen),  so  dafs  dann  das  nassauische  Contingent  eine  eigene  oder 
ungemischte  Brigade  von  4?°39  Mann  bilde.    (Registratur  über  die  vertraui. 
Sitz.  v.  3o.  Juli  1821).    Vergl.  auch  Protoc.  v.  1821,  §.  55  u.  65.    Dieses  Be- 
gehren,  durch  dessen  Bewilligung  jener  Staat  im  Krieg  zwar  mit  Verlust  an 
CavaleriePferden  gänzlich  verschont,  dagegen  mit  desto  gröfserem  Verlust  an 
Menschen  bedroht  würde,  ward  von  Oestrcich  unterstützt ,  mit  dem  Vorschlag, 
dem  Oberfeldherrn  zur  Pflicht  zu  machen,   dafs  er  (nach  Art.  16  der  Kriegs- 
verfassung in  ihren  allgem.  Umrissen,  oben  §.  197)  von  der  disponibeln  Cava- 
lerie des  Bundeshecres,   der  2.  Division  des  9.  ArmeeCorps  diejenige  Aushülfe 
gewähre,   welche  der  Abgang  des  nassauischen   CavalerieContingents  nöthig 
mache.    (Präsidial Vortrag  zu  der  vertraui.  Sitz,  v  7.  Dec.  1821,  loco  dict.  ge- 
druckt, S.  73i  der  Orig.Ausg.)    Andere  Vorschläge  geschahen,   von  Würtein- 
berg,  von  Luxemburg,  \on  K.  Sachsen,   in  den  loco  dict.  gedruckten  Separat- 
Protocollen  der  B.  V.  v.  i4-  Febr.  1822,  §.  5,  u.  v.        Vpr.  1822,  S.  178,  278 
u.  296  der  Orig.Ausg.    Inzwischen  gaben  sowohl  das  Gesuch  als  auch  dies« 
Vorschläge,  Anlafs  zu  mannigfaltigen  Erörterungen  in  der  B.  V.     Man  s.  die 
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Uhu  (litt,  gedtuthtCJi  SeparatPrtlOOoUe  >•  i  |.  Fflbc,  14.  U.  Ji8.  Mär/.,  BÖ.  April, 
3»>.  \\a\,  h>  ,  r<.  11  Juni  182»,  nclist  ihr  eil  Beilagen;  in  d.  Proioc.  der  B.V. 
N  i8ea,  >  i~>,;.  •<).  »87,  «»Bi ,  5.|3,  5.'n),  609;  besonders  das  Senttrat- 
Protoe  f,  i5,  Wpvi  l8ea,  n.  »losen  Beilagen.  Die  Schwierigkeiten,  weiche» auf 
ioIcIm  Wtiae  die  Erledigung  dieser  Sache  fand,  haben  bis  jetzt  (Au«.  k63o) 
in.  ht  beseitigt  werden  können.  Dabei  aam  /.nr  Frage,  ob  dieser  Zwiespalt 
durch  Stiminenmelirlieit  könne  entschieden  werden?   Erledigt  ward  dieser  nas- 

s.tuisihe  l  onlin^enfstreit  in  dein  Prohicoll  der  l>.  V,  vom  0.  Det».  iSßoi,  §. 
l>.tn  /ut»d-e  ist  unten  in  dein  Anhang,  in  dein  Nachtrag  y.u  Num.  I  u.  11,  S.  8i3, 
d.rs  uassauiselie  Contin^enl    in  dem  .).    VrmeeGorpi  a&gesetel  mit  einer  wdlslan- 
dij;en  Int.iutei  u  Uri^ade  um  .,,«>)(>  Mann,   worunter  3,-ai  JY1.  Infanterie,   7.88  M. 
Artilleristen  und  So  Pnumiers.    (Mi\mi\  Staat sarten  ,  II.  365.) 

.)  Die  Resultate  der  genannten  Beschlüsse  «1er  B,  \.  findet  man  unten  im  Anhang 

in  dem  Na»  litrajj  /.u  Tab.  1  u.  II  und  in  Tab.  III. 


§•  201.  (,5*, 

4)    Bereithaltung  im  Frieden, 

I\ )  Bereithaltung  im  Frieden.  28)  In  jedem  Bundesstaat  muls 
das  Contingenl  ron  einera  Procent  der  Bevölkerung  so  marsch-  und  schlag- 
Pertig  erhalten  werden,  dafs  es,  vier  Wochen  nach  der  vom  Bund  erfolg- 
ten Aufforderung,  in  allen  seinen  Theilen  zur  \  erfügung  des  OberFeld- 
!  in.  auf  die  für  jedes  ArmeeCorps  zu  bestimmenden  Sammelplätze, 
gestellt  werden  Könne.  29)  Um  diesen  Zweck  zu  erreichen j  werden 
folgende  Grundsa'tse  angenommen:  1)  Das  Materia!  der'Rüstung  für 
alle  Waffengattungen  muls  stets  in  gehöriger  Anzahl  und  Eigenschaft 
vorhanden  sevn.  Auch  müssen  in  den  Zeughausern  die  nöthigen  Vorräthe 
liegen,  11171  jeden  Abgang  schnell  ersetzen  zu  können.  3o)  2)  Die  Contingente 
des  Bundesheeres  müssen  auch  im  Frieden  vollständig  erhalten  werden» 
7/i  Erspar ung  des  Soldes  und  der  Verpflegung  kann  zwar  im  Frieden  bei 
allen  Waffengattungen  auf  bestimmte  Zeit  Beurlaubung  Statt  finden; 
ein  Theil  der  Mannschaft,  so  wie  der  Dienstpferde,  mufs  jedoch  stets 
bei  den  Fahnen  und  im  Dienst  bleiben.  3i)  3)  Hiezu  wird  folgender 
Maasatah  aufgestellt:  a)  bei  dem  Fufsvolke  mufs  der  sechste  Theil  der  eingeübten 
Mannschaft  »),  und  wenigstens  zwei  Drittheile  der  Unterofficiere  im  Dienst 
beibehalten  werden,-  b)  bei  der  Reiterei,  wird  der  dienstthuende  Stand  in 
der  Regel  auf  zwei  Drittheile  der  Mannschaft  und  der  Dienstpferde  fest- 
zl  * J.  falls  nicht  die  besondern  Landeseinrichtungen  eine  Beschränkung 
auf  ein  Drittheil,  unbeschadet  des  Zweckes,  zulassen.  Den  Bundesstaaten, 
bei  «reichen  keine  Beurlaubung  der  Dienstpferde  Statt  findet,  und  welche 
keine  LandwehrCa  Valerie  stellen,  ist  eine  Yacanthaltung  von  Dienstpferden 
in  Friedenszeiten  gestattet:  es  darf  diese  jedoch  nicht  ein  Fünftheil  des 
präsenten  Standes')  übersteigen,  und  es  müssen  Vorkehrungen  getroffen 
seyn,  dafs  die  Mobilmachung  der  Cavaleric  dessen  ungeachtet  in  der  bestimm- 
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ten  Frist  geschehen  könne,  c)  Bei  der  reitenden  Artillerie,  wird  das 
Minimum  des  dienstthuenden  Standes  ebenfalls  auf  zwei  Drittheile  unter 
denselben  Modifikationen ,  wie  bei  der  Cavalerie,  bei  der  FufsArtillerie 
aber,  und  bei  der  Bespannung  des  Geschützes  und  der  ersten  Munitions- 
wagen, auf  ein  Drittheil  des  vollen  Standes  festgesetzt.  32)  Die  gesammte 
Mannschaft  des  gewöhnlichen  Contingentes,  nämlich  der  hundertste  Theil 
der  Bevölkerung,  mufs  alle  Jahre  vom  Urlaub  einberufen  ,  und  wenigstens 
durch  vier  Wochen  im  Dienst  und  Gebrauch  der  Waffen  geübt  werden. 
Die  kleineren  Contingente  werden  sich  unter  einander  vereinigen,  die  jähr- 
lichen Uebungen,  in  möglichster  Verbindung  aller  Waffengattungen,  allen- 
falls in  Brigaden,  vorzunehmen.  33)  Damit  für  den  Fall,  wo  durch  be- 
sondern Bundesbeschlufs  (Num.  8)  eine  Verstärkung  des  Bundesheeres 
nöthig  gefunden  wird,  dieselbe  gehörig  aufgestellt  werden  könne,  müssen 
in  jedem  Bundesstaat ,  der  nicht  ohnehin  eine  bedeutendere  Anzahl  von 
felddiensl tauglichen  Truppen  unterhält,  (als  Reserve,  oben  Num.  27) 
schon  in  Friedenszeilen  Ca  d  res  von  Officieren,  Unteroffi  eieren  und 
Spielleuten,  für  den  dreihundertsten  Theil  der  Bevölkerung,  nebst  dein 
nöthigen  Material  d)  vorhanden,  auch  solche  Einrichtungen  gelroffen  seyn, 
dafs,  zehn  Wochen  nach  dem  gefafsten  Bundesbeschlufs,  vollständig  geübte 
und  ausgerüstete  Regimenter,  Bataillone  und  Escadrone  schlagfertig  aufge- 
stellt werden  können.  343  Der  Bundesversammlung  wird  am  1.  Jänner 
jeden  Jahres  eine  Uebersicht  des  Standes  des  Bundesheeres  vorgelegt. 
Den  Bundesstaaten,  deren  Contingente  ein  oder  mehrere  ArmecCoips  in 
sicli  begreifen,  bleibt  es  überlassen,  die  diefsfallsigen  Tabellen  nach  den 
bei  ihnen  geltenden  Einrichtungen  abzulassen.  Die  unter  Zahl  10  beige- 
legte Tabelle  zeigt  die  Form  der  StandesAusweise ,  über  welche  sieh  die 
Theilhaber  der  gemischten  ArmeeCorps  vereinigt  haben.  Sie  werden  solche 
corps-  oder  wenigstens  divisionsweise  einsenden.  Diejenigen  Bundesglieder, 
welche  zusammen  eine  Division  bilden ,  werden  sich  unter  einander  über 
die  Art  der  Musterung  einverstehen,  und,  drei  Monate  nach  Annahme 
der  näheren  Bestimmungen,  ihre  Anzeige  hierüber  an  die  Bundesversamm- 
lung machen  e), 

a)  Unter  «eingeübter  Mannschaft»  ist  hier  das  ordentliche  Conlingent,  von  Eineui 
Procent  der  Bevölkerung,  und  zwar  ohne  Einrechnung  der  Recruten,  als  Mini 
mum  zu  verstehen.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  i3.  Sept.  i83'.t ,  Num.  1;  in  Hlübeh's 
Quellensaminl.  (/,.  Aufl.),  S.  "3.  und  in  v.  Mkvkk's  Staats-At  ten,  Bd   11.  S.  4  am 

b)  Dieses  findet  Anwendung  nur  auf  diejenigen  Bundcsslaalen ,  bei  denen  die  in 
Num.  3o  nachgelassene  Beurlaubung  der  Mannschaft  und  der  Dienstpferde  ein. 
geführt  ist.    Der  angef.  Beschlufs  v.  i3.  Sept.  i83a,  Num.  2. 

c)  Dieses  V5  ist  allein  von  dem,  gemäfs  dein  hier  eintretenden  Sachverhnltnils,  mit 
dem  präsenten,  gleichbedeutenden  completen  Stand,  nämlich  von  J/7  des  vollen 
Contingcnts,  zu  verstehen  und  zu  berechnen.  Der  angef.  Beschlufs  v.  i3.  Sept. 
i83a,  Num.  3. 

(f)  Bei  der  Cavalerie  auch  nebst  den  erfordei •liehen  Dicnstn&rdeü.  Der  angef. 
Beschlufs  v.  i3,  Sept.  i83fo,  Num.  j. 
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0  V*m  Beil  ni  2dl  kann  dk  i>  \.  eine  Musterung  der  sur  iU-scrvoinCmtcrifDivi- 

sioii  gehörigen  Coiitingeutc  vertilgen.   Im  Herbst  üVU  u.  IÖ30  war  solches  der  l  all. 


§.  802.  «as'.) 

"')     Mobilmachung   des   Ii  und  es  1»  e  e  rc  s. 

^  Mobilmachung  des  Biindeshee re  s.  35)  Der  Bund  wird 
beschliefsen,  ob  \<m  jedem  Bundesstaat  nur  ein  Theil  des  Contiugenis, 
oder  «las  Ganze  zu  stellen  sev.  36)  Wenn  das  Bundesheer  ausrückt,  wird 
ron  dem  OberFeldherrn  Für  alle  Contingente  ein  gemeinschaftliches  Er 
kennungszeichen  vorgeschrieben.  37)  In  Hinsicht  der  Bewaffnung, 
dann  des  Calibers  der  Gewehre  und  des  Geschützes,  soll  in  jedem  Ar- 
neecorps  eine  solche  Oebereinstimmnng  Statt  linden,  dafs  die  Munition 
»In  Artillerie,  und  Vorzüglich  jene  der  Feuergewehre,  gegenseitig  gebraucht 
Werden  Könne.  38)  Was  zur  ersten  Ausrüstung  an  Munition  für  die 
Feldgeschütze  erforderlich  ist,  zeigt  die  Tabelle  der  Beilage  11.  Von 
diesem  MunilionsBedarf  werden  zwei  Drittheile  dem  Heer  mit  eigener  Be- 
spannung nachgeführt,  das  letzte  Drittbeil  aber  in  Depots  zur  Abführung 
bereit  gehalten,  jedoeh  ohne  Verbindlichkeit  zu  eigener  Bespannung.  Diese 
Depots  dürfen  nicht  über  24  Meilen  von  der  ersten  Aufstellung  des  Bun- 
desheeres  entfernt  seyn.  Der  MunilionsBedarf  für  den  Belagerungspark 
ist  aus  der  Tabelle  2  ersichtlich.  38)  Das  ärztliche  Personal  für 
die  Linie  mufs  bei  allen  Contingenten  unausgesetzt  complet  erhalten, 
nSchstdera  aber,  im  Fall  des  Krieges,  ein,  auf  den  zehnten  bis  zwölften 
Theil  der  Stärke  des  Bundesheeres  liinlä'ngliehes,  ärztliches  und  HospitalPerso- 
nal  aufgenommen  werden.  40)  Die  Vorrä'tbe  an  Arzneien,  VerbandRecjuisiten 
und  Spitalbedürfnissen,  sind  auf  den  zehnten  bis  zwölften  Theil  der  Stärke 
eines  jeden  Corps  zu  berechnen,  und  es  mufs  hiebei  die  Hälfte  für  beweg- 
liche Spitäler  in  Anschlag  gebracht  werden.  Ein  eigenes  SanitätReglement 
enthalt  auch  über  diese  höchst  wichtigen  Gegenstände  besondere  und  ge- 
naue  Bestimmungen,  40  Jfiei  jedem  ArmeeCorps  sollen  so  viele  Back- 
5fen  mitgeführt  werden,  dafs  in  24  Stunden  für  den  vierten  Theil  der 
Mannschalt  Brod  gebacken  werden  kann.  Das  BäckerPersonal,  welches 
militärisch  organisirt  und  bewaffnet  werden  soll,  um  nötigenfalls  für  die 
\  n  thridigung  der  Magazine  verwendet  werden  zu  können,  mufs  so  berech- 
net werden,  dafs  auf  jedes  Tausend  Mann  vier  Bäcker,  mit  Einschlufs  der 
Ober  bächer ,  kommen.  42)  Die  Transportmittel  müssen  bei  jedem 
ArmeeCorps  dergestalt  eingerichtet  seyn,  dafs  die  Naturalverpflegung  für 
die  Mannschan  wenigstens  auf  vier  Tage  mitgeführt  werden  könne.  43)  In 
Hinsicht  der  Waffenübungen  und  des  DienstReglem  e  n  t  s  sollen, 
wenigstens  in  der  Hauptsache,  bei  jedem  ArmeeCorps  gleiche  Grundsätze 
beobachtet  werden,    /j/j)  Unter  den  Oificieren  der  verschiedenen  Bundes- 
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Staaten,  bei  Zusammenziehung  der  Contingente  und  im  gemeinschaftlichen 
Dienst,  entscheidet  über  den  Rang  der  Militärgrad  und  das  Dienstalter. 
Um  jedoch  in  dieser  Rezieh ung  allen  Inconvenienzen  bei  Vereinigung  ver- 
schiedener Abtheilungen  vorzubeugen,  wird  als  Regel  festgesetzt:  dafs  nur 
für  eine  Division  ein  General-  oder  FeldmarschalLieutenant ;  für  eine  Bri- 
gade ein  Generalmajor  oder  GeneralFeldwachlmeister ;  für  ein  Infanterie- 
Regiment  von  2  bis  3  Rataillons,  für  ein  CavalerieRegiment  von  4  bis  8 
Escadrons,  dann  für  6  Batterien,  ein  Oberst;  für  ein  InfanterieBataillon 
von  4  bis  6  Compagnien,  für  eine  CavalerieDivision  von  2  Escadrons, 
dann  für  zwei  Ratterien ,  ein  Oberstlieutenant  oder  Major  ;  für  eine  Com- 
pagnie  oder  Schwadron,  und  für  eine  Ratterie  von  6  bis  8  Geschützen, 
ein  Hauptmann  oder  Oberlieutenant  als  Commandant  zu  ernennen  ist.  Im 
übrigen  bleibt  den  Staaten  unbenommen ,  ihren  Officieren  im  eigenen 
Contingent  einen  beliebigen  Dienstgrad  zu  ertheilen;  bei  Zusammenstofsung 
verschiedener  Abtheilungen  wird  jedoch  nicht  auf  diesen,  sondern  nur  auf 
jenen  Rücksicht  genommen,  der  ihnen  zufolge  obiger  Restimmungen,  nach 
der  Abtheilung,  welcher  sie  vorstehen,  zukommt  a). 

a)  Jeder  Bundesstaat  hat,  auch  während  der  Kriegszeit,  sein  Contingent  zu  unter- 
halten. —  Wegen  der  Frage :  wie  es  mit  der  Unterhaltung  (mit  Sold,  Bekleidung, 
Bewaffnung  und  Munition)  des  Contingentes  eines  Bundesstaates  zu  halten  sey, 
der  durch  feindliche  Besetzung  seines  Gebietes  der  Mittel,  ganz  oder  zum  Theil, 
beraubt  ist,  selbst  dafür  zu  sorgen,  ob  die  Unterhaltung  aus  der  BundesKriegs- 
casse,  und  zwar  gegen  künftig  von  jenem  Bundesstaat  zu  leistenden  Ersatz, 
oder  ohne  solchen,  zu  bestreiten  sey?  ward  von  der  B.  V.  InstructionsEinho- 
lung  der  Gesandten  bei  ihren  Regierungen  beschlossen;  in  dem  i.  SeparatProtoc. 
v.  4«  Juli  1822,  loco  dict.  gedruckt,  S.  627.  Man  s.  auch  die  loco  dict.  ge- 
druckten SeparatProtocolle  der  B.  V.  v.  20.  u.  27.  Jun.  1822,  S.  53j,  609  u.  6i3 
der  Orig.Ausg.  Von  der  hier  aufgeworfenen  Frage,  s.  Brunnqueli/s  Staatsr. 
des  T.  Bundes  u.  der  Bundesstaaten,  Abth.  H,  S.  186  f.,  und  die  daselbst  angef. 
SeparatProtocolle  der  B.  V.  v.  6.  u.  i5.  Februar,  i3.  März,  24.  April,  12.  Juni 
u.  12.  Juli  1823.  Ein  Beschlufs  der  B.  V.  v.  12.  Juli  1823  bestimmt,  dafs  im 
angegebenen  Fall  die  Unterhaltungskosten  als  gemeinschaftliche  Last  vorschufs- 
weise  getragen  werden  sollen;  doch  bei  theilweiser  Besetzung  des  Landes  nur 
verhältnifsmäsig,  nach  den  Umständen.  Wiedererstattung  soll  erst  nach  ge- 
schlossenem Frieden  Statt  linden,  auch  aus  besondern  Gründen  ganz  oder  theil- 
weise  erlassen  werden  können. 


§•  205.  (153*.) 

6)    Ob  e  r  F  el  d  h  e  r  r. 

VI)  Ober  Feldherr.  45)  Der  OberFeldherr  wird  jedesmal, 
wenn  die  Aufstellung  des  Kriegsheeres  beschlossen  wird,  von  dem  Bund 
in  der  engern  Versammlung  erwählt.  Diese  Stelle  hört  mit  der  Auflösung 
des  Bundesheei  es  wieder  auf.     /|6)  In  Fällen,   wo  man   nur  einen  Theil  - 
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de*  thindcsheeres  /.us  animenzuziehcn  für  iiö'thig  erachtet,  bleibt  ea  der 
BetcHluiMK.lmK'  der  Bundesversammlung  vorbehalten  ,  wegen  des  Oberbe- 
el i  >  n.(i«  Verfügung  bu  treffen.  4.7)  Der  Ober  Feldherr  verhält  sich 
/um  Band,  wie  jeder  commandirende  Geueral  zu  seinem  Sou verain,  die 
Buo  es  Versammlung  ist  ob  her  seine  einzige  Behörde,  welche  mit  ihm 
durch  einen  lua  ihr  gewählten  Aiissthnfs  in  Verbindung  .steht.  48)  Der 
OberFeldherr  wird  von  der  Bt  \  in  Eid  und  Pflicht  des  Hundes  genom- 
men: er  erhält  von  derselben  allen  Vollmachten  und  Befehle,  auch  in 
besondern  Fällen  specielle  Instructionen :  er  erstattet  au  dieselbe  seine  Be- 
lichte unmittelbar.  i<ji  Wenn  der  OberFeldherr  in  Eid  und  Pflicht  ge- 
nommen  ist ,  und  seine  allgemeine  Instruction  v.on  der  1».  V.  erhalten  hat; 
10  bleibt  ihm  allein  überlassen,  den  OperationdFlan  nach  seiner  An- 
sicht zu  entwerfen,  auszuführen  und  abzuändern,  wie  es  die  Umstände 
feedern.  Er  i^t  durchaus  nicht  \erbundcn,  diesen  Plan  vor  der  Ausfüh- 
rung irgend  Jemand  mitzuth eilen,  und  es  soll  lediglich  von  seinem  beson- 
dem  \  ertrauen  abhängen,  wenn  er  die  Hauptzüge  desselben  mit  einem 
oder  mehreren  Generalen  besprechen  oder  berathen  will.  5o)  Erst  dann, 
wenn  er  nach  getroffenen  Einleitungen  zur  wirklichen  Ausführung  ge- 
schritten  seyn  wird,  ist  er  verpflichtet,  der  B.  V.  die  Umrisse  seines  Ope- 
rationsPlans  vorzulegen.  Er  mufs  jedoch  denselben  auf  das  Umständlichste 
schriftlich  aufsetzen,  damit  für  alle  Zufälle,  die  ihn  persönlich  trefFen 
können,  so  vorgesorgt  sey,  dafs  sein  Nachfolger  das  Ganze  vollständig  ein- 
M'ln'ii  und  folgerecht  verfahren  könne.  5i)  Aufser  dem  OberFeldherrn, 
wird  von  der  B.  V«  auch  ein  G  c  n  era  lLieuten  an  t  des  Bundes  gewählt. 
Diesem  gebührt  in  allen  Fällen,  welche  eine  Stellvertretung  im  Ober- 
(  ommando  des  Heeres  fordern,  die  zeitliche  Verwesung  der  OberFeldherrn- 
Stelle,  mit  ganz  gleichen  Bechten ,  wie  die  des  OberFeldherrn.  Sobald 
der  bisherige  OberFeldherr  das  OberCommando  wieder  übernimmt,  oder 
«in  neugewählter  in  dasselbe  eintritt,  kehrt  der  GeneralLieutenant  des 
I »undes  in  sein  früheres  Verhältnifs  zurück.  52)  Als  GeneralLieutenant 
des  Hundes  soll  einer  der  CorpsCommandanten  gewählt  werden,  welcher 
jedoch,  so  lang  nicht  der  Fall  der  Stellvertretung  oder  der  Einberufung 
von  Seile  des  ( »bei -Feldherrn  Statt  findet,  ohne  Vorrecht  vor  den  übrigen 
CorpsCommandanten,  bei  seinem  Gorps  verbleibt.  53)  Der  OberFeldherr 
hat  die  Befugnifs,  wegen  Einstellung  der  Feindseligkeiten  Ueber- 
etnhünfte  abzuschliefsen,  wenn  dadurch  grofse  Vortheile  zu  erreichen  sind, 
oder  Gefall,-  auf  dem  Verzug  haltet.  Er  soll  jedoch  förmliche  allgemeine 
WaffenstillstandVerträge  nur  unter  vorbehaltener  Genehmigung  des  Bundes 
ahschliefsen  können.  5  \)  Der  OberFeldherr  kann  über  die  Aufstellung, 
Bewegung  und  Verwendung  der  ihm  anvertrauten  Streitkräfte,  auch  die 
allenfalls  nöthigen  zeitlichen  Detachirungen,  nach  seinem  Ermessen 
verfügen,  jedoch  mir  Beobachtung  der  festgesetzten  Heereintheilung,  die 
er  nie  abändern  darf,  und  der  Beisammenhaliung  der  von  Einem  Staat 
gestellten  Gorps,  in  Fällen,  wo  diese  ohne  Nachtheil  berücksichtigt  werden 
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kann.  Alle  Detachirungen  und  solche  Maasregeln,  welche  in  die  organi- 
schen Corps  Verhältnisse  eingreifen,  können  nur  so  lang  dauern,  als  es 
militärische  Rücksichten  erfordern,  und  kein  Corps  darf  hiedurch  bis  zu 
dem  Grad  geschwächt  werden,  dafs  es  nicht  mehr  als  selbstständiger  Kör- 
per bestehen  könnte.  55)  Zu  dem  als  Reserve  aufzustellenden  ArmeeCorps 
stofsen  besonders  zu  bildende  Artillerie  Massen,  zu  deren  Bildung  alle 
ArmeeCorps  des  Bundesheeres  nach  dem  Verhältnifs  ihrer  Cavalerie  und 
Artillerie  beitragen.  Der  OberFeldherr  kann,  zu  diesem  Behuf,  von  jedem 
der  ungemischten  ArmeeCorps  bis  zu  einem  Fünftheil,  und  von  jedem 
gemischten  Corps  bis  zu  einem  Sechstheil  der  Cavalerie,  ferner  von  jedem 
ArmeeCorps  bis  zu  einer  Batterie  von  acht  Stücken  Geschützes,  beordern. 
W  enn  durch  von  dem  Bund  genehmigte  Einrichtungen,  die  Zahl  der  Rei- 
lerei eines  Corps  sich  gegen  den  matrikularmäsigen  Betrag  mindert,  so 
wird  die  Zahl,  um  welche  sie  vermindert  wird,  an  dem  Quantum  abge- 
zogen, welches  detachirt  werden  kann.  56)  Obige  Bestimmung  eines 
Maximums  soll  den  OberFeldherrn  nicht  hindern,  für  den  Tag  einer 
Schlacht  die  Reserve  durch  Infanterie,  Cavalerie  und  Artillerie  einzelner 
Corps  nach  seiner  Einsicht  in  so  weit  zu  verstärken,  als  es  die  Schlagfer- 
tigkeit der  einzelnen  Corps  gestattet.  57)  Der  OberFeldherr  hat  das  Recht, 
die  Befehlhaber  der  aus  den  verschiedenen  Corps  herauszuziehenden  Cava- 
lerie- und  ArtillerieMassen  aus  den  Generalen  des  Bundesheeres  nach  seinem 
I  rmessen  zu  ernennen.  58)  Wenn  schon  die  innere  Einrichtung  der  Con- 
tingente,  nach  ihrem  Ausrücken,  auch  im  Krieg  den  einzelnen  Bundesstaa- 
ten überlassen  bleibt ;  so  ist  doch  der  OberFeldherr  befugt,  die  Mannschaft 
sowohl,  als  das  Materielle  der  verschiedenen  Contingente  zu  mustern, 
zu  Hebung  allenfallsiger  Mängel,  welche  auf  die  Schlagfertigkeit  Einflufs 
nehmen  können,  sich  an  die  Regierung,  welche  es  hetrifft,  zu  wenden, 
und,  wenn  er  es  für  nöthig  hält,  auch  defswegen  Anträge  bei  der  Bundes- 
versammlung zu  machen,  welche  ohne  Verzug,  mit  Anwendung  der  über 
die  Kriegsverfassung  aufgestellten  Grundsätze,  darüber  einen  Beschlufs  fas- 
sen, und  für  dessen  Ausführung  Sorge  tragen  wird.  5c))  Die  Bestimmung 
der  Milrtärstrafsen,  die  Anlage  von  Hospitälern  und  Magazinen,  so  wie  die 
Bezeichnung  der  Verptlegbezirke  der  Corps,  und  überhaupt  aller  Maas- 
regeln zur  Sicherstellung  der  ArmeeBedürfnisse  und  der  Wohlfahrt  des 
Heeres,  sind  dem  OberFeldherrn,  mit  Beachtung  der  fagenthumsrechte, 
und  unter  dem  nöthigen  Benehmen  mit  den  LandesCommissarien ,  lediglich 
zu  überlassen.  60)  Der  OberFeldherr  kann  die  Individuen,  welche  sich 
auszeichnen,  ihren  Landesherren  zur  Belohnung  empfehlen.  61)  Um  in 
den  Felddienst  des  Bundesheeies  die  nöthige  Uebereinstimmung  zu  bringen, 
hat  der  OberFeldherr  das  Recht,  darüber  Bestimmungen  durch  Armee- 
befehle zu  erlassen,  so  weit  solche  für  das  Allgemeine  nothwendig  sind, 
und  nicht  in  die  innere  Einrichtung  der  Corps  eingreifen.  63)  Damit  den 
Bundesstaaten  über  die  gleichmä.sige  Behandlung  aller  Theile  des  Bundes- 
heeres volle  Beruhigung  verschallt  werde,  wird,  aus  dem  GencralStab  der- 
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m  h  ti,  für  jede«  IrmeeCorps  ein  höherer  Off'icier  in  das  Hauptquar- 
tiei  nbgesendet,  dem  bei  dem  OberFeldherrn  und  allen  übrigen  Chefs 
freier  Zutritt  gebührt  1  um  mit  denselben  über  die  Angelegenheiten  des 
Corps  lieh  so  benehmen  und  dessen  Interesse  zu  vertreten*  63)  Bei  den 
<  tmbtnii  ttn  Corps,  Kanu  diesem  höhern  Officier  noch  ein  anderer  von 
niederem  Rang  ron  jeder  Division  beigegeben  werden,  um  die  einzelnen 
Divisionen  in  demselben  Corps  zu  vertreten.  64)  Diese  höheren  Officiere 
lind  die  Organe  zwischen  dem  OberFeldherrn  und  den  ein/einen  Regie- 
mngen  >< » >\  oli l ,  .ds  den  Corps,  welche  es  betrifft.  Dom  OberFeldherrn 
ist  jedoch  in  besondern  Fällen)  wo  er  es  räthlich  findet,  frei  gestellt,  sich 
unmittelbar  an  die  Regierungen  zu  wenden,  und,  wie  sich  von  seihst 
\  er>t cht .  .die  Ausfertigungen,  welche  auf  die  Operationen  Bezug  haben, 
dnreh  die  ihm  untergebenen  Stellen,  eben  so  an  die  Corps  zu  erlassen. 
65j  Der  BundesFeldherr  Kanu  nicht  zugleich  Befehlhaber  irgend  einer 
rleerabtheilung  seyn,  leberhaupt,  Kann  kein  ^ieneral  zugleich  das  unmit- 
telbare Commando  über  eine  höhere  und  eine  niedere  Abtheilung  führen. 
Mit  dem  Antritt  eines  jeden  höhern  Wirkungskreises,  wird  der  niedere 
.01  den  nächstfolgenden  im  Rang,  in  derselben  Heerabtheilung,  in  der 
Zwischenzeit  abgetreten.  66)  So  wie  der  OberFeldherr  mit  ausgedehnter 
Vollmacht,  durch  nichts  beengt,  mit  Kraft  und  Nackdruck  seine  Beschlüsse 
\ erfolgen  kann,  so  ist  er  auch  für  fehlerhafte  Entwürfe  oder  Irrthümer  in 
rarofsen  Combinationen,  dem  Bund  persönlich  verantwortlich.  Der 
Bund  kann  ihn  einem  Kriegsgericht  unterwerfen,  welches  aus  einem 
l'eldmarschall ,  General  der  Infanterie  oder  Cavalerie,  als  Präsidenten,  von 
der  Bundesversammlung  gewählt,  aus  zwei  Feldzeugmeistern  oder  Genera- 
leu der  Infanterie  oder  Cavalerie,  zwei  GeneralLieutenanten,  zwei  General- 
Majoren,  alle  sechs  aus  dem  Bundesheer,  dazu  commandirt,  aus  Einem 
< icneralAuditor,  von  dem  Staat  des  OberFeldherrn,  aus  Einem  Defensor, 
\on  dem  OberFeldherrn  selbst  gewählt,  bestehen  soll,  und,  nach  Unter- 
suchung des  Thatbestandes,  ihn  nach  dem  Gesetzbuch  desjenigen  Staates, 
zu  dem  er  gehört,  zu  richten  hat.  Von  den  als  Beisitzer  zu  diesem 
Kriegsgericht  bestimmten  sechs  Generalen,  ist  Einer  von  Oestreich,  Einer 
von  Preufsen,  Einer  von  Baiern,  Einer  von  jedem  der  drei  gemischten 
ArmeeCorps  zu  commandiren.  Die  Commandirung  geschieht,  auf  Einla- 
dung der  Bundesversammlung  an  die  gehörigen  Staaten. 


§.  204.  (133™) 

7)  CorpsCommandanten. 

VII»  CorpsCommandanten.  67)  Die  Befehlhaber  der  ungemisch- 
ten Corps  erhalten  diejenigen  Rechte,  welche  der  Souverain,  dessen 
Corps  sie  befehligen,  in  Übereinstimmung  mit  den  angenommenen  Grund- 
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sätzen  der  BundesKriegsverfassung,  ihnen  zu  ertheilen  für  gut  findet.  Was 
aber  die  Befehlhaber  der  zusammengesetzten  Corps  betrifft,  so  kom- 
men dabei  folgende  Grundsätze  in  Anwendung  (Num.  68  bis  75).  68)  Die 
zusammengesetzten  Armee  Corps  werden  jedes  von  einem  General 
befehligt,  der  aus  denjenigen  Staaten  oder  den  Truppen  derselben,  deren 
Contingente  das  ArmeeCorps  bilden,  genommen  -werden  soll.  69)  Die 
CorpsCommandanten  können  zwar  die  Eintheilung  ihrer  ArmeeCorps 
nicht  ändern;  allein  sie  sind  befugt,  zum  Behuf  der  ihnen  übertragenen 
Operationen  alle  augenblicklichen  Detachirungen  vorzunehmen ,  welche  der 
Dienst  erfordert.  Die  Bestimmung,  welche  Truppen  sowohl  zu  diesen, 
als  zu  den  von  dem  OberFeldherrn  verfügten  Entsendungen  verwendet 
werden  sollen,  bleibt  den  CorpsCommandanten  überlassen.  Der  Ober- 
Feldherr  kann,  nur  ausnahm  weise ,  in  besondern  und  dringenden  Fällen 
direct  darüber  verfügen.  Er  hat  jedoch  die  CorpsCommandanten,  die  es 
betrifft,  gleichzeitig  davon  in  Kenntnifs  zu  setzen,  und  solche  Detachirun- 
gen nicht  contingentweise ,  sondern  nach  den  bestehenden  Unterabtheilun- 
gen  der  Corps  in  Divisionen,  Brigaden,  Regimenter  u.  s.  w.  zu  verfügen. 

70)  Die  Corpscommandanten  haben,  im  Dienst  der  einzelnen  Contingente, 
eine    verhä  ltnifsmäsige    Gleichheit    unter    diesen    zu  beobachten. 

71)  Die  Co^sCommandanten  haben  das  Recht,  die  unter  ihren  Befehlen 
stehenden  Corps,  sowohl  in  Beziehung  auf  die  Mannschaft  als  auf  das 
Material,  eben  so  zu  mustern,  wie  der  OberFeldherr.  72)  Zu  Erhal- 
tung der  innern  Ordnung,  können  sie  die  ihnen  zu  Gebot  stehenden 
polizeilichen  Mittel  verwenden,  und  alle  ihre  Untergebenen  wegen 
militärischer  Vergehen  in  Arrest  nehmen,  und  provisorisch  suspendiren. 
Jede  Untersuchung  und  Aburtheilung  mufs  aber  den  gehörigen  Militärge- 
richten überlassen,  und  dem  CorpsCommandanten  Abschrift  aller  Urtheil- 
sprüche  über  diejenigen  Vergehen  mitgetheilt  werden,  deren  Untersuchung 
er  veranlafst  hat.  73)  Den  CorpsCommandanten  steht  das  Recht  zu,  In- 
dividuen, welche  sich  besonders  auszeichnen,  dem  OberFeldherrn 
und  den  Regierungen,  die  es  angeht,  zu  empfehlen.  74)  Die  CorpsCom- 
mandanten haben  das  Recht,  sich  den  Chef  ihres  Generalstabs, 
ihren  GeneralAdjutanten  und  eine  hinlängliche  Anzahl  Officiere  des  Gene- 
ralstabes ,  unter  den  Officieren  derjenigen  verschiedenen  Staaten  auszuwäh- 
len, deren  Contingente  das  Corps  bilden,  und  sich  diese  von  den  Regie- 
rungen, die  es  betrifft,  zu  erbitten.  Die  Beamten  der  Verwaltungszweige 
und  übrigen  Anstalten  werden  von  denjenigen  Staaten  gewählt,  deren 
Contingente  zusammen  das  ArmeeCorps  bilden.  75)  Die  an  den  combinirten 
Corps  und  Divisionen  Theil  habenden  Staaten,  werden  sich  unter  einander, 
sowohl  über  die  Art  und  Weise  der  Wahl  der  Corps-  und  Divisions- 
Commandanten ,  als  auch  über  die  Einrichtung  des  Generalstabs  und  der 
übrigen  Verwaltungszweige,  vereinigen,  und  diese  Übereinkunft,  drei 
Monate  nach  Annahme  der  zweiten  Abtheilung  der  » näheren  Bestimmun- 
gen «  der  Bundesversammlung  anzeigen.    Da,  wo  sie  sich  nicht  vereinigen 
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können,  wuA  die  l>  V,  vermittelnd  einwirken,  und  nötigenfalls  entschei- 
den. 76)  Wenn  der  Befehlhaber  eines  gemischten  oder  ungemischten 
\!  i<  <  orpt  lieh  daroh  den  OberFeldherrn  in  Rechten  «los  Corps  oder 
isselbe  bildenden  Contingente,  die  er  zu  vertreten  hat,  verletzt  glaubt; 
M  hat  er  davon  die  Vn/.eige  an  die  Regierung  des  Bundesstaates,  den  es 
betrifft,  eu  machen ,  welche  sodann  seine  Beschwerde  der  B.  Y.  vor- 
.>  n  mm.  )  Glaubt  ein  CorpsCommandant  aber,  dafs  ihm  in  seinen 
persönlichen  Rechten  eu  nahe  getreten  worden,  so  kann  er  unzart  heyische 
l  ntertnchung  fordern,  Ist  die  Veranlassung  von  der  Art,  dafs  Corps* 
(  ommandanten  durch  Eingriffe  des  OberFeldherrn  in  ihre  Rechte,  oder 
durch  sonstige  \\  [ItliiihrKchkeiten  gegründete  Beschwerden  zw  haben  glauben, 
und  defshalb  eine  Untersuchung  gegen  den  OberFeldherrn  fordern;  so  sind 
die  GoiiwCoinm  andante  n  berechtigt,  sich  auf  dem  Dienstweg  durch  den 
OberFekiheim  \<>u  der  B.  \.  ein  Kriegsgericht  zu  erbitten.  Diese  wird 
mdann  drei  Bundesstaaten  wählen,  welche  zu  dem  niederzusetzenden 
sgerichl  —  ähnlich  jenem  für  den  OberFeldherrn  bestimmten  —  die 
nothigen  Officiere  nebst  den:  Auditor  zu  commandiren  haben.  Alle  andern 
Untersuchungen,  welche  die  CorpsCommandanten ,  etwa  durch  Beschwerde 
gegen  einander  oder  gegen  ihre  Untergebenen  veranlafst,  wünschen  sollten, 
können  nur  bei  dem  OberFeldherrn  im  gewöhnlichen  Dienstweg  nachge- 
sncht,  und  \<ui  ihm  die  diefsfalUigeh  Kriegsgerichte  angeordnet  werden» 
j&\  Die  Verhältnisse  der  Befehlhaber  der  zusammengesetzten  Divi- 
sionen und  Brigaden  sind  in  ihrem  W  irlmngskreis  denen  der  Corps- 
(  •  •mmandanten  analog. 


§i   20ä.  (153«.). 
8 )    Bildung   des  Hauptquartiers. 

\  III  )  Bildung  des  Hauptquartiers.  79J  Die  Geschäfte  des 
Hauptquartiers  zerfallen  in  zwei  Hauptabteilungen:  in  die  Leitung  des 
Heeres  im  Allgemeinen,  und  in  die  Leitung  besonderer  Zweige.  Die 
erste  enthält:  1  )  die  Leitung  der  Operationen  und  Bewegungen;  2)  die 
Lvidenthaltung  und  Ergänzung  des  Standes,  den  innern  Dienst;  3)  die 
Ökonomische  Leitung,  die  Pflege  und  Wartung  des  Heeres.  Die  zweite: 
1)  die  Ai -fillerieDit cetion ;  2)  Die  GenieDirection ;  3)  die  Heerpolizei. 
86)   Die   Ge&inä'fte  der  ersten  Abtheilung  führen:    der  GeneralQuartier- 

-■r,  der  dirigirendc  GeueralAdjutant,  der  Generalintendant;  die  der 
/.weilen  :  der  GeneralGenieDirector,  der  GeneralArtillerieDirector  und  der  Chef 
dei  Hr  p)  polizei  —  sämmtlich  in  gleichen  Dienstverhältnissen  und  in  Gemäfsheit 
der  vom  OberFeldherrn  erhaltenen  Befehle.  Die  Tabelle  (Num.  1 2  a)  bezeichnet 
den  Wirhtingslirefe  der  verschiedenen  Chefs,  das  Detail  der  Eintheilung 
und  die  dazu  nothigen  Individuen.    81  )  Der  OberFeldherr  hat  das  Recht, 
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sich  den  GeneralQuartiermeister ,  den  dirigirenden  General  Adjutanten,  den 
GeneralAuditor,  und  den  dirigirenden  Arzt  zu  wählen,  auch  seinen  Gene- 
ralstab selbst  zu  bestellen.  Der  GeneralLieutenant  des  Bundes,  die  Direc- 
toren  des  Artillerie-  und  Genie  Wesens,  der  Chef  der  Heerpolizei,  und 
der  Generalintendant,  mit  den  ihm  zunächst  untergebenen  Vorständen  der 
Verwaltungszweige,  werden  von  dem  Bund,  welcher  auf  die  Vorschläge 
des  OberFeldherrn  die  geeignete  Rüchsicht  nehmen  wird,  gewählt  und  in 
Pflicht  genommen.  82)  Der  OberFeldherr  wird,  sobald  er  den  Oberbe- 
fehl des  Heeres  übernommen  hat,  sämmtliche  im  Hauptquartier  angestellte 
Officiere  und  Beamte ,  welche  nicht  bereits  von  der  Bundesversammlung 
selbst  vereidet  sind,  im  Namen  und  aus  Auftrag  derselben,  in  Eid  und 
Pflichten  des  Bundes  nehmen.  83)  Der  OberFeldherr  unterzeichnet  alle 
Befehle,  welche  an  die  verschiedenen  Zweige  und  Abtheilungen  ausgefertigt 
werden»  Nur  ausnahmweise  und  in  dringenden  Fällen  können  die  Referen- 
ten, die  es  betrifft,  jeder  in  seinem  Fach,  im  Namen  des  OberFeldherrn 
Weisungen  unterzeichnen,  welche  indessen  jedesmal  an  die  CorpsComman- 
danten ,  und  nie  an  die  denselben  untergeordneten  Zweige ,  gerichtet 
seyn  müssen.  84)  Der  OberFeldherr,  welcher  für  die  Dauer  des  ihm 
übertragenen  Befehls  nur  im  Dienste  des  Bundes  steht,  bezieht  auch 
nur  von  diesem  seinen  Gehalt  und  alle  sonstigen  Emolumente.  Die  übri- 
gen im  Hauptquartier  und  bei  der  Intendanz  angestellten  Individuen  erhal- 
ten zwar  ihre  gewöhnliche  Gage,  Besoldung,  Löhnung  und  Natural  Verpfle- 
gung —  nach  dem  Rang,  welchen  sie  im  Dienste  der  Bundesstaaten  ein- 
nehmen, zu  welchen  sie  gehören  —  von  diesen  Bundesstaaten»  Dagegen 
aber  werden  alle  übrigen  Unkosten,  die  aus  der  Zusammensetzung  des 
Hauptquartiers  und  der  Intendanz  hervorgehen,  aus  der  Kriegscasse  bestrit- 
ten, nämlich  1)  die  Tafelgelder  und  aufserordentlichen  Zulagen,  an  Geld 
und  Naturalien,  für  das  gesammte  Personal  des  Hauptquartiers  und  der 
Intendanz,  2)  der  Aufwand  für  die  verschiedenen  Canzleien  jener  Zweige 
und  für  ihren  Transport,  3)  die  geheimen  Auslagen,  für  Kundschafter  u.  s.  w«, 
4)  die  Besoldung  und  Verpflegung  aller  im  Hauptquartier  angestellten 
Individuen,  die  nicht  zu  einem  oder  dem  andern  Contingent  des  Bundes- 
heeres gehören,  85)  Die  einzelnen,  von  der  Bundesversammlung  zu  ernen- 
nenden Chefs ,  so  wie  die  übrigen  Chargen  im  Hauptquartier ,  können  aus 
den  verschiedenen  Bundesstaaten ,  im  Sinn  des  §.  8 1  der  näheren  Bestim- 
mungen gewählt  werden.  Die  diesen  Individuen  in  Folge  ihrer  bundesge- 
mäfsen  Anstellung  zukommenden  Gebühren,  sind  in  dem  Verpflegungs- 
Reglement  enthalten,  gleichwie  der  Wirkungskreis  der  letzten,  nämlich  der 
Chargen,  im  DienstReglement  näher  bezeichnet  ist. 

«)  Zuerst  loco  dictaturac  gedruckt,  in  den  Protoc.  der  B.  Y.  v.  1821,  S.  329  der 
Orig.Ausjj.,  nachher  Öffentlich  gedruckt  zu  §.193  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1822, 
S.  703  der  Orig.Ausg. 
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<j  )    N   e  v  [>  flog  u  n  g. 

i\)  ^  erpflegung.  8(>)  So  bald  die  Contingente  des  Bundeshccres 
unter  die  Befehle  des  OberFeldherrn  holen,  geschieht  die  Verpflegung 
derselben  nach  den  Vorschriften  des  für  das  Bundesheer  entworfenen  Ver- 
pflegRegleraents,  welches  zugleich  die  Instructionen  für  die  verschiedenen 
\  erpflegbeamten  enthält  " ). 

i  Dieser  Gegenstand,  \MMiihcr  oben  (§.  19",  Num.  20)  schon  eine  Bestimmung 
lieh  findet,  isl  einer  nähern  Erörterung  u.  Bestimmung  vorbehalten,  weil  man 
1mm  der  )'■>■  \.  lieh,  nach  mehrfacher  Verhandlung,  bis  /-um  11.  Juli  182?.,  wo 
obige  nähere  Bestimmungen  der  Kriegs  Verfassung  festgesetzt  wurden,  noch  nicht 
hatte  rereinigen  können  über  die  Fragen:  ob  das  \  erpflegungsgeschäft  für  das» 
gansc  Bundesheer  von  einer  allgemeinen  CentralBehörde  (allgemeine  oder  tleer- 
•  der  Ii rm ee^  erpfleg ung)  ausgehen  solle?  oder  ob  dasselbe  bei  jedem  einzelnen 
trmeeCorps  um-  rön  einer  eigenen  l'erpfhgunsbelmrde.  (besondere  oder  Corps- 
Verpflegung)  abgesondert  besorgt  werden  solle?  Man  s.  insbesondere  die 
loco  «litt,  gedruckten  Ansichten,  und  den  Vortrag  des  Ii.  würlembergischen 
Gesandten,  mit  drei  Anlagen,  als  Keil.  29  zu  §.  224  der  Proioc.  der  B.  V.  v. 
18a  1,  S.  33i,  3i46—  u.  ().jo,  A°.  der  Orig.Ausg.  —  Ueberdicfs  sind  eigene  Regle- 
ment* über  Verpflegung,  Sanitätswesen  (§.  202,  Num.  39  u.  f.)  und  Gerichtbarkeit, 
tu  erwarten.  Alan  s.  das  loco  dict.  gedruckte  SeparatProtoc.  der  B.  V.  v.  27.  Juni 
i8ai,  %  1 .  u.  dessen  Anl.  II,  S.  609  u.  61 5  der  Orig.Ausg. 
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§f    207.  (153p). 
10)  Gcrichtbarkeit. 

X  )  Gerichtbarkeit.  87)  Die  Gerichtbarkeit  steht,  in  der 
Regel,  den  Befehlhabern  der  Corps,  Divisionen,  Brigaden  und  Regimenter 
zu.  88^  Die  Bundesstaaten  werden  die  Grenzen  der  Gerichtbarkeit 
bestimmen]  welche  sie  den  Commandanten  ihrer  Corps,  Divisionen  und  Contin- 
gente  übertragen  wollen  und  hiebei  bedacht  seyn,  die  Befugnifs  in  der  möglichsten 
Ausdehnung  zu  ertheilen.  89)  Jeder  im  Hauptquartier  angestellte  Officier  und 
Civil  Beamte  eines  Bundesstaates,  und  jedes  von  den  verschiedenen  Contingenten 
demselben  zugetheilte  Individuum,  gehört  unter  die  Gerichtbarkeit  des  Corps 
oder  der  Division  seines  Staates.  In  Fällen,  wo  ein  gerichtliches  Verfahren 
über  ein  solches  Individuum  nothwendig  werden  sollte,  kann  der  Ober- 
Feldherr,  nach  Befinden,  durch  den  Auditor  des  Hauptquartiers  solches 
über  die  begangenen  Vergehen  summarisch  instruiren  lassen.  Dann  aber 
müssen  die  Angeklagten  ,  nebst  den  UntersuchungsActen,  an  ihre  gericht- 
liche Behörde  zur  Aburtheilung  abgeliefert  werden.  Diese  Bestimmungen 
sollen  auch  für  die  Individuen,  welche  in  den  Hauptquartieren  der  Armee- 
Corps  angestellt  sind,  analoge  Anwendung  finden,    90)  Diejenigen  Militär- 
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und  CivilBevollmächtigten ,  welche  zu  dem  Hauptquartier  abgeordnet  sind, 
und  nicht  unter  der  Gerichtbarkeit  der  Corps  stehen,  können  nur  bei 
solchen  Verbrechen,  wo  Gefahr  bei  dem  Verzug  Statt  fände,  jenem  sum- 
marischen Verhör  unterliegen,  und  müssen  dann  zur  Aburtheilung  an  die 
Behörden  abgeliefert  werden»  Wenn  die  Verhaftung  eines  solchen  Abge- 
ordneten nothwendig  geworden ,  so  wird  der  .OberFeldherr  den  entspre- 
chenden CorpsCommandanten  unverzüglich  zur  Absend  ung  eines  proviso- 
rischen Bevollmächtigten  auf  so  lang  in  das  Hauptquartier  einladen,  bis 
von  dem  (den)  gehörigen  Staate  (Staaten)  eine  neue  definitive  Ernennung 
für  diesen  Platz  ergangen  ist»  91)  Diejenigen  Individuen,  Welche  durch 
freie  Uebereinlumft  und  Annahme  dem  Hauptquartier  folgen ,  so  wie  auch 
alle  Fremden,  Kriegsgefangene  u  ♦  s.  w. ,  stehen  unter  der  Gerichtbarkeit 
des  Hauptquartiers,  und  werden  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Staates  ge- 
richtet, von  welchem  der  OberFeldherr  ist.  92)  Der  OberFeldherr  hat 
das  Becht,  alle  Befehlhaber  des  Heeres  zu  suspendiren  ,  jeden  Untergebe- 
nen verhaften  zu  lassen,  und  gerichtliche  Untersuchung  über  sie  bei  ihren 
Behörden  zu  veranlassen;  auch  in  Fällen,  wo  Gefahr  mit  dem  Verzug 
verbunden  wäre,  ein  summarisches  Verhör  derselben  anzuordnen.  Bei  den 
gemischten  ArmeeCorps  haben  sich  die  betheiligten  Staaten  über  die  Be- 
stimmung des  Gerichtstandes  des  CorpsCommandanten,  der  Di  visionäre  und 
Brigadiere,  zu  vereinigen  98)  Gegen  das  Verbrechen  des  Meineides,  des 
Verraths,  der  Feldflüchtigkeit,  und  der  Insubordination,  werden  im  Bun- 
desheer durch  besondere  Kriegsartikel  Strafbestimmungen  getroffen, 
welche  dem  gesammten  Kriegsheer  als  gleichförmiges  Gesetz  gelten  sollen. 
94)  Die  in  den  Kriegsartikeln  nicht  genannten  Verbrechen  und  Vergehen 
werden  nach  den  bei  den  Contingeuten  der  einzelnen  Staaten  gültigen  Ge- 
setzen beurtheilt.  96)  Der  OberFeldherr  kann  das  Stand  recht,  nämlich 
den  summarischen,  ausserordentlichen  Procefs,  gegen  Militäre  in  allen 
jenen  ausserordentlichen  Fällen  anordnen ,  in  welchen  schnelle  Bestrafung 
des  Beispiels  wegen  nöthig  wird,  und  in  den  Gesetzen  der  verschiedenen 
Bundesstaaten  nicht  ohnehin  schon  das  Standrecht  festgesetzt  ist.  96)  Eben 
so  hat  der  OberFeldherr  das  Becht,  das  MartialGesetz,  das  heifst,  das 
summarische  peinliche  Verfahren  gegen  den  Bürger  in  Feindesland  zu  ver- 
künden, und  in  Folge  dessen  das  Standrecht  anzuordnen.  In  den  Bundes- 
staaten soll  diefs  jetloch  nur  nach  gepflogenem  Benehmen  mit  den  gehöri- 
gen Begierungen,  und  nach  erhaltener  Zustimmung  derselben,  geschehen. 
97)  Zu  Handhabung  der  Heerpolizei  wird  eine  eigene  Gendarmerie 
errichtet,  deren  Minimum  auf  Zwei  vom  Hundert  der  Beiterei  angenom- 
men, und  welche  Zahl  in  das  CavalerieContingent  eingerechnet  wird.  Das 
Keglement  enthält  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  ihre  Bildung  und 
Dienstleistung. 


Klüber's,  offcntl,  Reclit,  4.  Aufl. 
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§.  9W  (iv,, 

///.    B  ii  ii  <{  c  s  f  r  s  i  ii  Ii  q  e  n. 

/'.  •  Iii ■■> ■hr.tft-rfiiiftm'ss  in  Absteht  au  f  den  /{und  und  dir  Staatshoheit  der  Blindesg lieder. 

I  Die  Bundesfestungen  und  andere  für  den  Zweck  der  Gasammt- 
ii.it  bestimmte  Befcstigungs  werke  gehören  zu  den  gemeinsamen 
V'ertheidigungsanstaltcn   des   Bundes0).     II)  Iluc  Errichtung ,  Wicderher- 

lung,  Erweiterung  und  Verbesserung,,  ihre  Ausstattung  und  Unterhal- 
i.  daher,  in  Ermanglung  anderer  Uiilf<]iiellen,  oder  wenn  nieht 
Verträge  d  s  Gegentheil  begründen,  eine  MatrihularLas t  des  gesamm- 
ten  Bundes«    Uli  In  und  hei  den  B  u  n  d  es  f'e  s  t  u  n  g  e  n  sind,  so  weit  ver- 

gsweise  etwas  Anderes  nicht  festgesetzt  ist,  die  für  den  Festungszweck 
bestimmten  Bauwerke  und  liegenden  Gründe,  Eigenthum  des 
Bundes.  (  Man  s.  unten  ?s'<»le  b,  und  hei  dem  folg.  §.  Note  a,  c  u.  d. ) 
I\  )  D.ds  die  Staatshoheit  über  die  B  u  nd  es festunge n  demjenigen 
Bundesstaat  gebühre,  in  dessen  Gebiet  sie  sich  befinden,,,  ist  Regele)-  es 
wird  aber  A  ]  die  Ausühung  derselben,  zumal  in  Kriegszeilen,  durch 
den  bundesmäsigen  Zweck  dieser  Kriegswerke,  durch  die  dem  Bund  zu- 
stehende Festungs-  und  Besatzungsgerechtigkeit  (munimenti  et 
praesidii  jus)  fortwährend  so  mannigfaltig  beschränkt,  dafs  hier  das  wech- 
selseitige  Bechtsverhältnifs  zwischen  dem  Bund  und  dem  Bundesstaat,  in 
mancher  Hinsicht  eine  öffentliche  oder  Staatsservitut  (.§.  55o,  u.  f.) 
bildet  iJ).  XI)  In  Ermanglung  besonderer  Bechtstitel,  sind  auch  in  An- 
sehung der  bestehenden,  oder  künftig  anzulegenden  Befestigungswerke  des 
Bundes,  die  Rechte  und  die  Pflichten  aller  Bundesgenossen 
gleich.  All)  "\"\  p  und  so  weit  aber,  durch  anerkannte  Staatsver- 
träge bestimmte  Plätze  für  Bundes  festun  gen  erklärt,  die  Errichtimg 
neuer  Befestigungswerke  an  bestimmten  Orlen  festgesetzt,  die  Verwendung 
vorhandener  Mittel  hiezu  angeordnet,  und  einzelnen  Bundesstaaten  die  Be- 
satzung  solcher  Plätze  und  die  Ernennung  der  obersten  KriegsBefehlhaber 
i  rin  zugewiesen  ist.  da  ist  es  nicht  nur  Bundespflicht,  die  Last  in 
gehörigem  Maafs  zu  tragen,  das  Nöthige  vorschriftinäsig  zur  Ausführung 
zu  bringen,  und  die,  einzelnen  Bundesstaaten  eingeräumten,  Vorrechte 
gebührend  anzuerkennen,  sondern  es  ist  auch  die  Gesammtheit  und  jeder 
einzelne  Bundesgenofs  berechtigt,»  auf  Erfüllung  der  vertragmäsigen 
Pflichten  zu  dringen.  VIII)  Wo  Errichtung  oder  Abtretung  einer  Fe- 
stung oder  eines  andern  Befestigungswerkes  in  einem  Bundesstaat,  durch 
besondern  Bechtstitel  für  den  Bund  nicht  begründet  ist,  bedarf  solche, 
wenn  sie  Statt  haben  soll,  der  freien  Zustimmung  des  betheiligten 
Bundesgliedes  (  §.  129). 

a)  In  dem  Protor.  der  B.  V.  r.  19  .Tan.  1818,  §.  0 ,  VIII,  definirte  Oestrcich  die 
t.  ßundesfestuiigen  als  afeste  Plätze,  welche  zur  gemeinschaftlichen  Ycrtheidi- 
gung  Teutschlands  bestimmt  sind». 
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/>)  Beschlufs  in  dem  §.  2  des  Protoc.  der  PlenarVersamml.  der  B.  V.  v.  5.  Oct. 
1820,  wovon  unten  §.211.  —  In  dem  unten  (Note  c  des  folg.  §.)  angef.  preufsisch- 
niederländischen  Vertrag  v.  12.  März  1817,  Art.  7,  heifst  es:  «La  place  de 
'  Luxembourg  etant  fortcresse  de  la  Confederation  Germanique,  et  les  Gouver- 
nemens  de  Prusse  et  desPays-Bas  ne  pouvant  en  consequence  etre  censes  avoir 
Pobligation  de  rentretenir  exclusivement  ä  leufs  fraix,  la  question  de  son  entre- 
tien  est  reservce  aux  discnssions  de  la  Diete».  Man  s.  auch  die  unten  (Note  a 
des  folg.  §.)  angef.  östreich - prenfsische  Erklärung,  in  dem  Protoc.  der  B.  V. 

V.  8.   Oct.   1818,  §.  232. 

c)  Das  pariser  Protoc.  v.  3.  Nov.  i8i3,  in  Kraft  eines  Vertrags  errichtet  zwischen 
den  vier  verbündeten  Mächten,  Oestreich,  Rufsland,  Preufsen  u.  Großbritannien, 
(in  Vi  Martens  Recueil,  Supplem.  T.  Vi,  p.  672,  u.  in  Klübkr's  Staatsarchiv, 
Bd.  I,  S.  38q)  sagt  im  Art.  10:  «Les  places  de  Mayence,  Luxembourg  et  Landau, 
sont  declarees  places  de  la  Confederation  Germanique,  abstraction  falte  de  la 
Souverainete  territoriale  de  ces  places».  Den  Beschlufs  der  PlcnarVersammlung 
der  B.  V.  wegen  üebernahme  dieser  drei  Bundesfestungen,  s.  unten  §.  211.  — 
In  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  8.  Oct.  1818,  §.  232,  boten  Preufsen  u.  Oestreich 
dem  t.  Bunde  die  Einräumung  der  Festung  Mainz  an,  «abgesehen  jedoch  von 
der  TerritorialOberherrlichkeit  dieses  Platzes».  Derselbe  Vorbehalt  findet  sich 
auch  in  dem  unten  (in  Note  a  des  folg.  §.)  angef.  Vertrag  wegen  Mainz,  v.  3o.  Juni 
1816,  Art.  8,  9  \ii  i3,  u.  in  dem  ebendas.  angef.  Reces- general  v.  20.  Juli  1819, 
Art.  22.  —  Von  Luxemburg- ,  s.  man  die  unten  (Note  c  des  folg.  §.)  angef.  Ver- 
träge v.  8.  Nov,  1816,  Art.  4  u.  6,  v.  12.  März  1817,  Art.  4?  %  °?  u-  %  2°- 
1819,  Art.  35  bis  37.  —  Die  Souverainetät  über  Landau  ward  Baiern  zugesagt 
schon  auf  dem  wiener  Congrefs,  in  einem  ConferenzProtocoll  v.  10.  Juni  i8i5, 
nachher  förmlich  abgetreten  in  dem  münchner  östreich-baierischen  Vertrag  v. 

Apr.  1816,  Art.  2.  In  dem  angef.  Reces  -  general  v.  20.  Juli  1819,  Art.  3, 
ist  die  Eigenschaft  einer  Bundesfestung  «sous  le  rapport  militaire»,  für  Landau 
festgesetzt,  mit  der  Clausel:  «saus  que  cette  disposition  puisse  alterer  en  rien 
lc  droit  de  souvcrainete  qui  est  devolu  a  S.  M.  le  Roi  de  Baviere  sur  la  dite 
villtl ». 

d)  Von  Mainz,  s.  den  unten  (Note  a  des  folg.  §.)  angef.  Vertrag  v.  3o.  Juni  18z 6, 
Art.  9  —  14. 

e)  Von  dieser  Art  sind  die  unten  angeführten  Stellen  des  Acte  final  du  congres 
de  Vienne,  des  pariser  Vertrags  v.  3.  Nov.  i8i5,  des  GeneralRecesses  der 
frankf.  TerritorialCommission  v.  20.  Juli  1819,  u.  die  unten  ebenfalls  angef. 
besondern  Verträge  für  Mainz,  Luxemburg  u.  Landau.  —  Bei  verschiedenen 
von  diesen  Verträgen,  sind  sowohl  der  Bund  als  auch  die  einzelnen  Bundes- 
staaten, als  gemeinschaftlich  verpflichteter  Theil  zu  betrachten,  so  dafs  selbst 
durch  einmüthig  gefafsten  Beschlufs,  der  Bund  einseitig  sich  davon  nicht  los- 
sagen könnte. 


§•  209.  (153..) 

Benennung'  der  Bunde sfestungen, 

I)  Weder  in  der  BundesAelc  noch  ursprünglich  durch  Beschlüsse  der 
Bundesversammlung,  wohl  aber  durch  Verträge  anderer  europäischen  Mächte, 

18* 
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dcrtn  Lnhah  d<  reuUchc  Bund  anerkennt,  sind  Folgende  Festungen  für 
1  Festungen  erklärt:  i)  Main/.")  mit  Eiuschlufs  von  Castel  und 

Rostheini,  unter  grofsherzoglich-hessischer ,  2)  Luxemburgs),  unter 

ui  rrlündischer,  und  3  Landau  "0,  unter  k.  baierischer  Staatshoheit. 
Ueberdii  >  Ul  Festgesetzt,  dafs  1  )  eine  vjerte  Bundesfestung  am  Ober- 
rheiii  errichtel  werden  solle').  II)  Um  die  Verteidigungslinie  der  an 
1  glänzenden  teutschen  Staaten  zu  verstärken,  haben  die  vier  ver- 

bündeten Machte,  den  zufolge  des  pariser  Tractats  vom  20.  Nov.  1 8 1 5 
ron  Frankreich  bezahlten  Entschädigungsgeldern,  sechzig  Millionen 
I  rancs  bewilligt,  nümlicli  1)  Millionen,  zu  Erbauung  der  oben 
erwähnten  neuen  Bundesfestung  am  Oberrhein,  2)  5  Millionen,  zu 
\  ndiuig  der  mainzer  Festungswerke,  3)  i5  Millionen  für  Baiern,  zu 
I  rrichtung  eines  Befestigungswerkes  in  seinen  zwischen  Frankreich, 

1  i;  in  und  preu£sischeu  Bezirken  gelegenen  Landestheilen  (zu  Germers- 
I,  und  4)  20  Millionen  für  Preufsen,  zu  den  fiir  V erthe idigun g 
N  ederrheins  bestimmten  Festungswerken J)\  doch  so,  dafs  alle 
diese  Summen  in  Gcniafsheit  der  Plane  und  Vorschriften,  unter  Verein-1 
barung  zwischen  und  mit  Oestreich  und  Preufsen,  zu  verwenden  sind, 
«reiche  allgemein  werden  festgesetzt  seyn  III)  Bei  den  zur  Sicherheit 
der  Rh'  die  westliche  Grenze  Teuschlands  bestimmten  neuen  Befestigungen, 
isl  die  Wahl  der  Anzahl  und  Ocrter  durch  strategische  Zwecke  be- 
dingt  ;),  die  Ausführung  hingegen  theils  durch  wissenschaftliche  oder 
fortificatoristhfl  Regeln,  theils  durch  das  Maas  der  zu  Gebot  stehenden 
Geldmittel. 

|  Mainz.  Man  s.  das  (in  "Sole  c  des  vorigen  §.)  angef.  pariser  Protocoll  der  vier 
verbündeten  Mächte,  v.  3.  üs'ov.  1813,  Art.  10.  Oestreich -preufsischer  Vertrag 
mit  dem  GIL  Hessen,  v.  3o.  Juni  1816,  Art.  8 — 14 j  als  loco  dict.  gedruckte 
Beil.  29  eu  dem  Protoc.  der  15.  V.  v.  8.  Ott.  1818,  §.  232,  u.  in  v.  Martens 
Recueil,  Supplem.  VH.  73 ;  nebst  einem  von  den  genannten  drei  Regierungen 
för  Vollziehung  dieses  Vertrags  aufgenommenen  Protocoll  vom  17.  Dcc.  1816, 
bei  Hahtkss  1.  c.  All.  34 1 .  Reces-general  de  la  Coinmission  territoriale  ras- 
mblce  ä  1  ranefort,  du  20  juillct  1819,  art.  i5,  16,  20 — 23,  et  38 5  bei  Mar- 
tv^  I.  c  A  HL  611  u.  fT.  —  Alle  Werke,  Gebäude,  Grundbezirhc  u.  Einkünfte, 
welche  eu  der  Festung  gekörten,  als  dieselbe  in  Folge  der  Convention  vom 
z3.  Apr.  1814  den  Alliirten  übergeben  ward,  bleiben  ausscLliefsend  zur  Ver- 
fügung des  FcstungsGottverncments,  und  ihr  Ertrag  gehört  zur  Dotation.  Der 
!.  Vertrag  v.  So.  Juni  1819,  Art.  9,  u.  der  angef.  Reces-general,  Art.  21. — 
BfilitärConvention  zwischen  Oestreich  u.  Preufsen,  geschlossen  zu  Carlsbad  am 
10.  Au-  18*7^  betr.  den  Besatzungsdienst  u.  die  militärische  Verwaltung  der 
I  estung  Mainz;  in  den  Protoc.  der  R.  V.  v.  1818,  als  loco  dict.  gedruckte 
BeiL  3o  zu  ^.  23«,  S.  5 1 1  der  Orig.Ausg. ,  auch  bei  Martens  a.  a.  O.  VIR.  480. 
—  Oestreich  und  Preufsen  erklärten  in  der  R.  V.  (Protoc.  v.  8.  Oct.  1818,  §.282), 
t.  &  sie  bereit  6eyen:  1)  dein  t.  Rund  die  Festung  Mainz  mit  Allein,  was  ihren 
Ii'  -fand  als  Festung  ausmacht  und  zum  Festungseigenthum  gehört,  mit  Ein- 
at$  von  Cassel  und  Kostheim,  zu  überantworten  und  einzuräumen;  2)  dem 
Bund  das  Recht  auf  jene  Beiträge  abzutreten,  welche  noch  auf  die  zu  Vollen- 
dung der  Werke  ron  Mainz  bestimmten  5  Mili.  Francs  zu  empfangen  sind;  doch 
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dieses  Alles  3)  mit  dem  Vorbehalt,  dafs  der  Bund  sich  verpflichte,  die  gesamm- 
teil  jährlichen  Unterhaltungskosten  (den  Sold  der  Truppen  ausgenommen),  so 
wie  die  vollkommene  Instandsetzung  der  Werke  und  Befestigung  der  Cascrnen 
u.  Magazine,  die  Anschaffung  des  Artiii  er  ieMa  terials  u,  des  Approvisionnements 
der  Festung  Mainz  u.  Cassel  gemeinschaftlich  zu  bestreiten,  und  Oestreich  u. 
iS-eufscn  die  für  das  letzte  Approvisionncment  gemachten  Vorschüsse  zu  ver- 
güten». Die  B.  V.  beschlofs  hierauf  Berichterstattung,  und,  in  dem  in  Note  a 
zu  dem  vorigen  §.  angef.  Beschlufs  v.  5.  Oet.  1820,  die  Uebernahme  aller  drei 
Bundesfestungen,  Mainz,  Luxemburg  und  Landau.  Die  Uebergabc  und  Ueber- 
nahme von  Mainz  an  den  T.  Bund,  erfolgte  am  i5.  Dec.  i82Ö,  von  Luxemburg 
im  März  1826.  Unten  §.  211  d.  —  Ein  FestungsReglement  für  Mainz,  ward  von 
der  B.  V.  zu  Stande  gebracht  am  27.  Sept.  i832.  ■ —  Die  SchlufsActe  des  wiener 
Congresses  enthalt  keine  Bestimmung  über  die  Festung  Mainz,  obgleich  auf  dem 
Congrefs  Anträge,  sie  zu  einer  t.  Bundesfestung  zu  bestimmen,  waren  gemacht 
worden,  von  russischer  Seite  (Rlüber's  Acten  des  wiener  Congr.  Bd.  VU,  S.  76, 
293,  294  n<  3oi),  dann  von  dem  hessischen,  herzogl.  sächsischen  und  nassaui- 
schen Bevollmächtigten  (ebendas.  Bd.  I,  Heft  2,  S.  45).  Rlüber's  Ucbersicht 
der  diplomat.  Verhandl.  des  w.  Congr.,  S.  i55  u.  565.  —  K.  A.  Scuaab,  die 
Geschichte  der  Bundesfestung  Mainz.    Mainz  i835.  8. 

b)  Cassel  und  Kosthcim  werden  ausdrücklich  als  fortificatorisc he  Zugehöre  von 
Mainz  benannt,  in  dem  oben  angef.  Vertrag  v.  3o.  Juni  1816,  Art.  8  u.  in  den 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  232. 

c)  Luxemburg  ward  an  den  König  der  Niederlande,  als  Grofsherzog  von  Luxem- 
burg, «en  tonte  proprietc  et  sbu  verainete »  abgetreten,  aber  «sous  lc  rapport 
militaire»,  für  eine  Bundesfestung  erklärt,  in  dem  Acte  final  du  congres  de 
Vicnne,  art.  67,  in  dein  wiener  Vertrag  der  vier  verbündeten  Machte  mit  dem 
K.  der  Niederlande,  v.  3i.  Mai  181 5 ,  Art.  3  (in  Rlüber's  Acten  des  w  Congr., 
Bd.  VI,  S.  172),  in  dem  oben  (Note  b  des  vorigen  §.)  angef.  pariser  Protocoll 
v.  3.  Nov.  i8i5,  Art.  10,  in  dem  frankfurter  preufsiseh-niederländischen  Supple 
mentarVertrag  v.  8.  Nov.  1816,  Art.  4  (bei  Martens  a.  a.  O.  VIII.  267),  in  dem 
frankfurter  Vertrag  der  vier  verbündeten  Mächte  mit  dem  R.  der  Niederlande, 
v.  12.  März  1817,  Art.  4  (m  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  als  loco  diit.  ge- 
druckte Beilage  33  zu  §.  232,  S.  528  der  Orig.Ausg. ,  u.  bei  Martens  1.  c.  All. 
4i5),  u.  in  dem  oben  angef.  Reces-general  der  frankf.  TcrritorialCommission 
v.  20.  Juli  1819,  Art.  35—  37. 

d)  Landau  ward  zuerst  für  eine  Bundesfestung  erklärt,  in  dem  oben  (Note  b  des 
vorigen  %.)  angef.  pariser  Protocoll  v.  3.  Nov.  181 5,  Art.  10.  In  dein  müiichner 
Vertrag  zwischen  Oestreich  und  Baiern ,  v.  14.  Apr.  1816  (in  den  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1818,  als  loco  dict.  gedruckte  Beilage  zu  §.  232,  S.  5>2i,  in  Rlüber's 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  .\<n,  u.  bei  Martens  1.  c.  VII.  i3),  Art.  2,  ward  Landau 
an  Baiern  «en,  toute  proprietc  et  souverainete »  abgetreten,  jedoch,  «sous  le 
rapport  militaire»  ausdrücklich  als  Bundesfestung ,  ti.  der  angef.  frankfurter 
Reces-general  v.  20,  Juli  1819,  Art.  3,  bestätigte  solches.  Man  s.  Note  c  zu 
dfcm  vorigen  §.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  14.  Dee.  i83o,  betr.  die  Aufsicht  u. 
Oberaufsicht  über  diese  Bundesfestung;  in  Rlüber's  (^ucllensammlung ,  Forts, 
S.  21.  Am  27.  u.  28.  Jänner  i83r  erfolgte  die  Uebergabe  dieser  Bimdesfestung 
von  Seile  des  Bundes,  und  deren  Uebernahme  von  Baiern. 

e)  «La  construetion  d'une  quatrieme  place  föderale  sur  le  haut  Rhin M  Das  angef, 
pariser  Protocoll  v.  .3.  Nov.  181 5,  Art.  10. 

/)  Der  angef.  Reces-general  v.  1819,  Art.  38,  verglichen  mit  dem  angeß  pariser 
Protocoll  v.  3.   Nov.  i8i5,  Art.  10,  und  mit  der  Östreich-preufsischen  Erklä 
rung  in  der  Sitzung  der  I?.  V.  v.  8.  Ort.  181/8  in  den  Protoc.  v.  1818,  §.232.— 
Baiein  erhielt  die  erwähnten  ij  Mill.  Fr.  zueist  bestimmt  zugesichert  in  seinem 
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Vertrag  mil  Oeatrefch  >  i{,  \\>v.  ioi(>,  Art.  6,  nachher  in  dem  Qogef.  Etbces- 
i;t  iu'i.ii  ;  in  dem  pariser  ProtocoU  >•  3«  Nov.  i8i5,  Art,  7,  Iii.  a,  war  ihm  blofs 
eine  rerhfiltnifam&eigq  Summe  wgesicjjerl  worden.  —  Ebenfalls  zu  Verstärkung 
Ihrer  VcrtheidigungsLiuien  gegen  Frankreich,  erhielten,  von  den  französischen 
EmUchidigungsgcl(]ern t  clfr  König  der  Nfrderlandt  (>o  M i  1 1 . ,  der  König  von  S«r- 
</(«iV/i  10  Müli  France,  1>.^  angef.  pariser  Protocoll  v.  3,  Nov.  i8i5,  Art.  1 
u.  5.     Das  angef.   pariser  C.onl'iren/.lYolocoll    V.  21.  Nov.   i8i5.     Der  angef. 

Reoet-gejoiralj  Art.  38,  u.  die  oben  (Note  0)  angef,  Verträge  v.  8.  Nov.  1810, 
Art.  a,  u.  v.  1a.  März  1S17,  Art.  a  u.  3. 

I )  60  das  angef.  pariser  Protocoll  v.  3.  Nov.  i8i5,  Art.  10,  u.  der  angef.  Heces- 
geoeral  v.  1819,  Art,  38,  —  in  einem  pariser  ConfcrenzProtocoll  von  Bevoll- 
marhligten  der  jier  verbündeten  Machte,  v.  ai.  Nov,  1815  (in  Mautkns  Beeucil, 
Supplöm.  \  II.  406)  beifst  es>  in  Absicht  auf  Verwendung  der  zur  Verstärkung 
der  Verteidigungslinien  der  an  Frankreich  grenzenden  Staaten:  «Leurs  Exccl- 
lenoei  (Mal  reconuu  que  ce  D,*ee1  1  > s  l'avantage  particulier  de  Tun  ou  de  Fautrc 
Etat]  mais  la  türefc  cfnwturtß  ei  l'iiitcrSt  tous  qu'on  a  en  vue  en  adoptant  ce 
Mjjtlmc  ßstetttteUcmeft  Eupopcen+  et  que  per  son  cOnsequent  les  Puissanees  qui  y 
out  poneotu"u,  doivenl  svoir  un  droit  egal  ä  en  surveiller  reriproquement  l'exe- 
eulion,  ri  ä  prendre  connaissa^ice,  d'dpoque  en  epoque,  des  progres  qui  auront 
»  ic  faits  dans  l'apidü  alion  des,  fonds  destines  ä  un  objet  d'aussi  haute  impor- 
i.iiur\  Zugleich  uard  festgesetzt.:  «quo  rclatn  cinent  au  Systeme  defensif  de 
l'Allcmagne,  les  cours  ti>Äutriche  et  de  Prasse  sc  concerteront,  tant  enlrc  elles, 
qu*nvec  ceux  des  Souverains  sur  les  lerritoires  desquels  de  nouveaux  ouvrages 
dcTensifs  seronl  ä  construire,  sur  les  plans  si  adopter  et  la  marehe  ä  suivre 
pour  •  es  constructionsN>.  Mit  der  k.  niederländischen  Regierung,  heifst  es  wei 
ter,  soll  sich  die  grolsbritannische,  mit  der  sardinischen  (wegen  der  Festungs- 
werke in  Sayoyen)  die  östreichische,  eiber  planmäsigc  Verwendung  der  bewillig- 
ten Summen  vereinbaren.  Ueberdicfs  sollen,  mn  den  beabsichtigten  Erfolg  zu 
sichern,  häufige  Mittheilungen  unter  den  Cabinettcn  statt  haben. 

h)  In  Vorschlag  sind:  l'hn,  als  Haupt  waffenplatz,  mit  Verwendung  der  zu  einer 
neuen  Bundesfestung  am  Oberrhein  bestimmten  20  MilL  Fr. ,  u.  Germersheim, 
zu  einem  Brückenkopf  auf  dein  linken,  und  etlichen  schützenden  Werken  auf 
dem  rechten  Rheinufer,  als  der  schicklichste  Uebergangspunkt  über  den  Ober- 
iii« in.  mil  Verwendung  der  für  Baiern  bewilligten  i5  Mill.  Fr.;  ferner,  Homburg 
bei  Zweibrucken  (doch  mehr  in  offensiver,  als  defensiver  Hinsicht),  Rastatt, 
und  Donauetcliingen.  Man  s.  hierüber  das  Gutachten  der  MilitärCommission 
über  die  I.  Bundesfestungen,  v.  28.  Juli  1819,  loco  dict.  gedruckt  zu  d.  Protoc. 
der  B.  \.  v.  1819,  §.  216,  S.  684  der  Orig.Ausg.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820, 
S.  16 1.  Protoc.  der  MilitärCommission  v.  2.  März  1822  (54-  Sitz.),  §.  179  u. 
18a  \  «Häufige  Bestimmungen  über  die  Bundesfestungen»,  halte  s.chon  im 
J.  1818  der  B.  T.  Ausschufs  in  Militärsachen  der  B.  V.  übergeben,  als  Beil.  Sj 
zu  d.  Protoc  v.  1818,  §.  234,  nebst  dem  dazu  gehörenden  CommissionsBericht, 
ebendns.  als  Beil.  35.  Der  Beschlufs  darauf,  in  d.  Protoc.  v.  1819,  §.  22.  — 
Die  Bundesfestungen  thcileu  sich  in  drei  Classen:  1)  die  drei  schon  bestehen- 
den: 1)  zur  Befestigung  angetragene  Punkte,  wozu  durch  Verträge  der  verbün- 
deten  Machte  bestimmte  Summen  von  den  französischen  Entschädigungsgeldern 
angewiesen  sind ;  3)  von  der  MilitärCommission  zur  Befestigung  angetragene 
Punkte,  WOZU  die  nölhigcn  Geldmittel  von  dein  Bund  herbeizuschaffen  sind.  - 
In  einer  östreichischeu  Proposition  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  9,  S.  1 4 ■> 
war  auch  Saarlouis  als  Bundesfestung  in  Vorschlag  gebracht. 


des  Bundes. 


271) 


Besatz  u  n  g. 

I)  An  sich  ist  die  Besatzung  der  Bundesfestungen  wie  eine  Pflicht, 
so  auch  ein  Recht  der  Gesammtheit.  Es  sind  aber  II)  durch  von  dem 
Bund  anerkannte  a)  Verträge  und  Beschlüsse  der  Bundesversammlung,  fol- 
gende Ausnahmen  von  dieser  Regel  festgesetzt:  1)  Die  Besatzung  von 
Mainz  soll  aus  einer  gleichen  Anzahl  üstreichischer  und  preußischer ,  und 
aus  einem  Bataillon  grofsherzoglich-  darmstädtischer  Truppen  bestehen»  Ful- 
das Maximum  der  Besatzung  im  Frieden  sind  7000  Mann  Infanterie  und 
200  Pferde  festgesetzt.  Im  Krieg  soll  die  Besatzung,  wenn  die  Festung 
in  Belagerungsstand  erklärt  wird,  aus  20,982  Mann  bestehen;  nämlich  aus 
7000  östreichischen ,  7000  preufsischen ,  2,010  Sachsen- wreimarischen 982 
s.  altenburgischen,  i,366  s.  Coburg  -  gothaischen ,  1,1 5o  s.  meiningen-liild- 
burghausischen,  529  anhält -dessauischen,  370  a. bernburgischen,  325  a.  cölhi- 
schen,  200  hessen- homburgischen  Bundestruppen  b).  Der  Gouverneur  und 
der  Commandant  sind,  abwechselnd  von  5  zu  5  Jahren,  von  Oestreich 
und  Preufsen  zu  ernennen,  und  zwar,  dafs,  wenn  ein  üstreichischer  Gou- 
verneur, der  Commandant  von  Preufsen  gegeben  wird,  und  umgfekehrl. 
Die  ArlillcrieDireclion  bestellt  Oestreich,  die  Geniedirection  Preufsen.  Unter 
dem  Vorsitz  des  Gouverneurs,  bilden  den  GouvernementsRath :  der  Com- 
mandant, der  Chef  der  ArtillerieDirection  und  der  Chef  der  GenieDirec- 
tion  6).  2)  In  Luxemburg  soll  die  Garnison,  sowohl  überhaupt,  als 
auch  jede  Waffengattung,  insbesondere,  zu  J  aus  preufsischen,  zu  J  aus 
h.  niederländischen  Truppen  bestehen ,  und  nicht  nur  den  Gouverneur, 
sondern  auch  den  Commandanten,  hat  Preufsen  zu  ernennen  Im  Krieg 
soll  die  Besatzung  aus  7,006  Mann  bestehen ;  nämlich  aus  3,ooo  preufsi- 
schen, 2,556  luxemburgischen,  5 19  waldeckischen ,  240  schaumburg- lippi- 
schen und  691  lippischen  Bundestruppen  3)  Zu  Landau  soll  in  Frie- 
denszeiten die  Besatzung  gänzlich  aus  baierischen  Truppen  bestehen  /").  In 
Kriegszeiten  soll  die  Besatzung  aus  6,291  Mann  bestehen;  nämlich  aus 
4000  baierischen,  45 1  schwarzburg-sondershausischen,  53()  s*  rudolstädti 
sehen,  i/|5  hohenzollern-  heehingischen ,  55  liechtensteinischen,  356  hohen - 
zollern  -  slgraarmgischen ,  228  reufsisclien  (älterer  Linie),  523  reufsischen 
(jüngerer  Linie)  Bundestrüppen  #'). 

a)  Beschlufs  der  B.  V.  in  d.  Protoc.  der  PlenarVersammL  v.  5.  Oct.  1820,  S.  |3f> 
der  Orig.Ausg. 

b)  Beschlufs  der  B.  V.  v,  3.  März  i83 1 ,  in  Klüber's  Quellensammlung,  Forts 
S.  3i.  Die  zu  dieser  Kriegsbesatzung  gehörigen  Genie-  und  Artillerie-Officiere, 
Artilleristen,  Sappeurs,  Mineurs,  Pionniers,  Pontoniers  und  Cavaleristen  sind 
in  dem  östreichischen  und  preufsischen  Contingcnt  begriffen,  und  Werden  von 
beiden  Staaten  zu  gleichen  Theilen  gegeben.  Ebendas. 

f)  Man  s.  die  (in  Note  a  des  vorigen  §.)  angef.  carlsbader  östreich-preujCsische 
MilitarConvention  v.  10.  Aug.  1817,  Art.  1,  3,  4,  5  u.  18.  (In  dem  Eingang 
dieser  Convention,  heilst  Mainz  «der  Schlüssel  Deutschlands ,  den  das  öffentliche 


J.  I  heil.  \.  Vertheid  ig  ungsSystem 


Vertraute  il  die  früheren  Verhandlungen  in  die  Hände  der  beiden  Hauptmächt« 
. Ys  {.  Staatenbundes  legte*,  u.  id  dem  ao.  \rt.  -das  Bollwerk  Teutschlands».) 
Der  ingef  Bet  reich  •preufsischc  Vertrag  mit  dem  GH«  Hessen  v.  3i.  Jun.  1 15 1 6, 
\rt.  m.  Dei  ingef  R ■■•  i ;a  g< fneral  \.  ao.  Jul,  »819,  Art.  i5  u.  i(>.  Vergl.  auch 
«i.is  pariser  Protoc.  >.  Noy.  i8i5,  Vit.  10.  Am  2,9,  Ort.  187.4  8*ngi  zum 
erstenmal,  das  Gouvernement  von  Oestrcich  an  Preufsen,  die  Conunandantur  von 
Preufsen  an  Oestrcich  Uber.    Ein  eweitcr  Wechsel  erfolgte  am  6.  Nov.  1879. 

</•  Der  (in  V-tr  .  des  rorigen  §.J  angef.  preufsisch-niedcrländische  Vertrag  v.8.]\ov. 
'  .  Vi  t.  ,  ii.  der  (ebendas.1  angef,  k.  niederländische  Vertrag  mit  den  vier 
rerbflndeten  Mächten,  >  I3.  Wäre  1817,  Art.  5,  u.  der  anjjef.  frankfurter  Rcces- 
generaJ  rom  10,  Jul.  18191  Art  3(>.  -  Die  Sc  hin  fs  Acic  des  wiener  Congr., 
\\t.  (.-.  u.  dm-  angef.  wiener  Vertrag  des  K.  der  Niederlande  mit  den  vier 
verbünd.  Mächten,  \.  3l,  Mai  i8i5,  Art.  3,  gaben  dem  K.  der  Niederlande  die 
Ernennung  su  den  Gourerneur-  und  CommaudantenStellen;  nachher  verzichtete 
der  König  hierauf,    \  ergl  das  pariser  Protoc.  v.  3.  Nov.  i8i5,  Art.  10. 

1  Der  ingef  Beschluß  der  15  \.  v.  3.  Märe  i83i.  Die  erforderliehen  Genie-  U. 
irtiUcrieOfficiere  (u.  s.  w.  wie  oben  Note  />)  werden  von  Preufsen  und  Luxem- 
burg  nach  Verbältnifs  ihrer  KriegsbesateungsContingente  gemeinschaftlich  gege- 
ben.  1  bendas. 

f)  Das  (in  ><>te  h  zu  §.  ?.o8)  angef.  pariser  Protocoll  v.  3.  Nov.  i8i5,  Art.  10, 
dessen  Inhalt  in  dein  östreieh-baierisclien  \  ertrag  v.  14.  Apr.  1816,  Art.  2,  be- 
kräftigt ward. 

g)  Der  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  3.  März  i83i.  Die  erforderlichen  Genie-  u. 
ArtillerieQfficiere  (u.  s.  w.  wie  oben  Note  b)  gibt  Baiern.  —  Besondere  Maas- 
regeln  für  die  Sicherheit  der  Bundesfestung  Landau,  enthält  ein  Beschlufs  der 
B.  V.  v.  !-.  März  i83i. 


§•    211  (,53V) 

Bcsc /'///».>  der  Ii.  /'.  wegen  Uebernahme  und  Herstellung  oder  Vollendung  der  Bundes- 
ftslungen,  und  Anerkennung  der  Besatzungsrechte,    Neuere  Verhandlung  und 
nähere  Bestimmungen. 

Ii  Durch  einen  in  der  P lenar Versammlung  vom  5.  Oct.  1826  ein- 
hellig gefafisten  Beschlufs,  nahm  die  Bundesversammlung,  nach  verschie- 
denen Erörterungen  Ä3,  folgende  drei,  in  den  wiener  MinisterialConferen- 
zen  von  1820  t>)  verabredete  Artikel  als  G r und be Stimmungen  an  c): 
1  «die  nach  den  europäischen  Verträgen  bereits  als  Bundcsf estungen 
bestehenden  Plätze,  Mainz,  Luxemburg  und  Landau,  werden  von 
dem  Bund  übernommen  <0>  2)  die  nöthigen  Vorkehrungen  zu  unauf- 
Bchieblicher  Herstellung  oder  Vollendung  dieser  Festungen,  sind 
sogleich  zu  veranlassen;  3}  die  Anerkennung  der  Garnisonrechte 
in  den,  Art.  1  benannten  Plätzen,  findet  in  Gemäfsheit  der  bestehenden, 
der  Bundesversammlung  in  der  5o-  Sitzung  des  Jahres  1818  vorgelegten 
Verträge  Statt».  Die  B.  V.  erklärte  diese  drei  Artikel  für  die  «Basis 
der  ferneren  \  erhandlungen  über  die  Entwicklung  und  Anwendung  dieser 
Sätze,  bei  der  nähern  Regulirung  und  Ordnung  der  Verhältnisse  dieser 
Festungen».  U)  Zu  Ausführung  dieser  drei  I  fauptbeslimmungen ,  fafsle 
die  B  \  ■  an  demselben  Tage  in  dein  engern  Rath  die  nöthigen  Beschlüsse 


des  Bundes. 


welche  zeither  sowohl  die  MilitärComniission  bei  der  B.  V-,  als  auch  die 
verschiedeneu  LocalCommissionen  Q§.  193,  Note),  beschäftigt  haben/) 5 
wovon  Resultate  theils  schon  erfolgt,  theils  noch  zu  erwarten  sind« 
III)  Durch  einen  in  dem  engern  Rath  der  Bundesversammlung  nach  Stim- 
menmehrheit gefafsten  Beschlufs  vom  s8>  Juli  1825  £f),  wurden  nähere 
Bestimmungen  über  die  drei  Bundesfestungen  festgesetzt,  als  Nachtrag 
zu  der  Kriegsverfassung  des  T.  Bundes;  desgleichen,  »zeitliche  Bestimmun- 
gen in  Hinsicht  auf  Uebernahme  und  Herstellung  der  Bundesfestungen, 
und  auf  Geschäftvermittlung  zwischen  ihren  Gouverneuren  und  Comman- 
danten  und  der  Bundesversammlung,  nebst  Formularen  zu  der  eidlichen 
Verpflichtung  der  Gouverneure  und  Commandanten «.  IV)  Nicht  nur  die 
Vollendung  oder  Herstellung  der  Bundesfestungen,  auch  ihre  U n t e r- 
haltung  in  gehörigem  Stande  ist  eine  gemeinsame  MatrihularLast 
aller  Bundesglieder. 

(i)  In  der  33.  u.  34.  Sitzung  v.  23.  u.  24«  Mai  1820,  wo  der  siebente  Ausschufs 
über  diesen  Gegenstand  Vortrag  erstattete,  wurden  obige  drei  Artikel  ver- 
abredet und  in  ein  SeparatProtocoll  zusammengefafst,  welches  zuerst  in  der 
vertraulichen  Sitzung  der  B.  V.  v.  27.  Jul.  1820  zur  Sprache  gebracht  ward. 
Man  s.  die  loco  dict.  gedruckte  « Zusammenstellung  der  besondern  Gegenstände, 
welche  in  Folge  der  letzten  wiener  MinisterialConferenzen  zur  weitern  Bera* 
thung  an  den  Bundestag  zu  bringen  sind»;  in  d.  Protoc.  v.  1820,  S.  214  der 
Orig.  Ausg. 

b)  Man  s.  die  loco  dict.  gedruckten  Registraturen  vom  10.,  17.  u.  25.  Aug.  und 
5.  Oct.  1820,  in  der  Orig.Ausg.  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  S.  263,  279, 
309  u.  457. 

c)  In  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  S.  458  der  Orig.Ausg. 

d)  Die  Uebergabe  der  Festung  Mainz  an  den  Teutschen  Bund,  geschah  zu  Mainz 
am  i5.  Dcc.  1825,  durch  den  preufs.  ViceGouverneur  und  den  östreich.  Com- 
mandanten an  Commissäre  der  B.  V.  Die  Uebergabe  der  Festung  Luxemburg 
an  den  Bund,  erfolgte  daselbst  am  i3.  März  1826.  Landau  ward  daselbst  am 
27.  Jan.  i83i  dem  Bund  übergeben. 

e)  In  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  §.  164,  S.  44g  u.  f. 

/)  Im  Jul.  1822  gab  die  MilitärComniission  eine  Uebersicht  ihrer  Arbeiten,  1)  in 
Hinsicht  auf  die  bestehenden  drei  Bundesfestungen,  2)  in  Beziehung  auf  die 
zu  fertigenden  Befestigungsentwürfe.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1822,  §.  184.  — 
Politisch -militärische  Gegenstände  sind  angedeutet,  in  dem  loco  dict.  gedruck- 
ten Gutachten  der  M.  C.  zu  §.  216  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  S.  691  der 
Orig.Ausg. 

ff)  In 

einein  SeparatProtocoll  der  19.  Sitzung,  und  aus  solchem  in  G.  v.  Micykr's 
Staatsacten,  Th.  II,  S.  272  —  283.  —  Dieser  Beschlufs  ward  gefafst,  mit  Wider- 
spruch von  Baiern,  Würtemberg  und  Luxemburg,  und  unter  ihrer  Rechtsver- 
wahrung wegen  ihrer  Behauptung,  dafs  zu  seiner  Gültigkeit  Stimmcneinhälligkeit 
gehöre.  —  Der  im  §.  angef.  Beschlufs  v.  28.  Juli  1825  erhielt  Modifikation  und 
Vervollständigung  durch  einen  Beschlufs  v.  19.  Aug.  i83o  (bei  v.  Mevkr  a.  a.  O. 
S.  25o  f.);  worauf  Oestrcich  und  Preufsen  in  dem  Protoc.  v.  26.  Aug.  i83o, 
§.  191,  eine  verwahrende  Erklärung  gemeinschaftlich  hinzufügten. 
h)  Die  Hosten  der  Unterhaltung  schützen  Kenner,  bei  Mainz  auf  80,000,  bei  Luxem- 
burg auf  40,000,  bei  Landau  auf  25,ooo  Gulden  im  24  Guldcnfufs,  jährlich; 
also  im  Ganzen  auf  143.000  Gulden. 


!>H«2 


XI    <  :  A  P  I  T  E  L, 

Etocktovcrhititaiss  der  Bundesgenossen  als  solcher. 


§«  (.54.) 
l  11  l  e  i  t  u  n  tj. 

1}  Der  ICut  sehe  II  iind  ist  hein  Staat' j  Sündern  ein  Staatenvcr» 
e  i  n  (f.  »«'»^  Er  hat,  als  solcher,  keine  S  laa  Isrcgicrung  (§i  21/4 
u.  1'.)  nnd  weder  Staatshoheit  noch  Bundesgebiet  (§.  78  u.  137, 
Note  ■  ).  Nur  die  Bundesgenossen  sind  mit  StaatsRegierungsreehtcn  und 
mit  Staatsgebiet  versehen.  Der  Inbegriff  dieser  verschiedenen  Staatsge- 
biete, deren  jedes  für  sieh  somerain  isl  ,  bildet,  insl)esondere  in  dem  Ver- 
hält nifs  des  Hundes  /u  Auswärtigen,  den  geographisch-  politischen  Terri- 
torial I  \  e  s  t  a  11  d  des  teutsehen  Bundes.  II)  Aus  der  Vereinigung  der 
Wim  d  e  s  g  e  n  0  S  S  e  n  mit  diesen  Staatsgebieten  zu  einem  Staatenbund ,  ent- 
springen für  sie  insgesammt  nicht  nur  Pflich  ten,  sondern  auch  Recht  e, 
in  Hinsicht  auf  den  Bund,  auf  andere  SouverainStaaten  und  Staa- 
tönrereine,  auf  Verfassung,  Verwaltung  und  Vertretung  ihrer  eigenen 
Staaten.  Der  ganze  Inbegriff  dieser  Rechte  und  Pflichten  gehört  zu 
dem  Bundes  recht;  obwohl  einem  beträchtlichen  Theil  derselben,  unter 
pal  ti(  ula'i  e  Gesieht  punkte  gestellt,  auch  in  dem  Völkerrecht,  und  selbst  in 
dem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten,  eine  Stelle  gebührt. 


ERSTE  ABTIIEILÜNG. 

RetkUve+kültnwse  der  Bundesgenossen  zu  dem  Bund. 


§♦   215,  (105.) 

/  erpflichtunß  der  Bundesgenossen   zu  den  Bundesverträgen.  Ihre 
/{(■<  /,/ s<jfc/'r/i/icit.    Ausnahmen  davon.   Unterordnung  unter  den  Bund. 
Leistungen*     Veränderungen  in  dem  Besitzstand.  Veräusserung 
von  SouvcrainetätsBeehten. 

I)  Als   Mitglied   des   Teutsehen   Bundes   ist   jedes  Oberhaupt  eines 
feutschen  Bundesstaates   nach   Gesellschaftrecht   verpflichtet,  die   Gr  und - 
ei  frage  des  Bundes  und  die  ihnen  gcmäfs  errichteten  Beschlüsse  der 
Bundesversammlung  pünktlich    zu  beobachten         II)  Alle  Bundesgliedcr 
haben,  als  solche,    gleiche    v  er  tr  agmäsige    Rechte   und   Pf  lieh- 


L  Thl.  VI.  Cap.  !♦  Abth.  Rechtsv.  d.  Bundesgen.  etc.  285 


ten  so,  dafs  Titel,  Staatsform,  Macht,  Lan cl esgr öfse  und 
Religion*1),  iö  den  wesentlichen  Bundesverhältnissen  Leine  Rechts  Ver- 
schiedenheit begründen.  III)  Ausnahmen  von  dieser  Rechtsgleichheit,  sind 
die  Ungleichheit  der  Stimmverhä'ltnisse  in  der  B.  V.  (§.  120  11.  ff.),  die 
Stimmordnung  ( §.  i3i),  und  gewisse  Verhältnisse  der  Bundesfestungen 
(§.  208  u.  IT.).  IV)  Zwischen  den  einzelnen  Bundesgenossen  findet  nirgend 
ein  Verhältnifs  der  Unterordnung  Statt;  aber  Jeder  ist,  im  Uebrigen  unbe- 
schadet seiner  politischen  Unabhängigkeit,  innerhalb  der  Bundesverhältnisse 
dem  Bund  vertragmasig  untergeordnet,  während  er  zugleich  Theil 
nimmt  an  der  Ausübung  der  Bundesgewalt.  V)  Jedes  Bundesglied  ist  dem 
Bunde  verpflichtet  zu  den  verfassungsmä'sigen  Leistungen,  an  Geldbei- 
trägen und  Mannschaftstellung,  welche,  mit  Ausnahme  der  Beiträge  zu 
der  BtmdesCanzleicasse  (§.  i36),  nach  den  Kräften  ihrer  Länder  verhält- 
nifsmäsig  unter  sie  vertheilt  sind.  VI)  Veränderungen  in  dem  Be- 
sitzstande der  Bundesglieder,  bewirken,  ohne  Zustimmung  der  Gesammt- 
heit,  heine  Aenderung  in  dem  Becht-  und  Pflichtverhältnifs  zu  dem  Bund 
(§.  129).  VII)  Ohne  solche  Zustimmung,  hann  kein  Bundesglied  Sou- 
verainetätsRechte,  die  auf  einem  zu  dem  Bund  gehörenden  Gebiet 
haften ,  an  Andere  als  Mitverbündete  freiwillig  abtreten  ( §.  129 
u.  33o).  VIII)  Eine  noth wendige  Abtretung  würde  dem  neuen  Be- 
sitzer an  sich  keinen  Anspruch  auf  Bundesgenossenschaft  geben.  Und 
eben  so  wenig  IX)  die  Succession  eines  zu  dem  Bund  nicht  gehören- 
den Regentenhauses,  in  ein  zu  dem  Bunde  gehörendes  Gebiet. 

a)  Bundes  Acte,  Art.  3-  —  Ueber  das  staatsrechtliche  Verhältnifs  der  Bundesstaa- 
ten zur  Bundesversammlung,  in  L.  A.  Beyscher's  publicist.  Versuchen  (Stuttg. 
i832.  8.),  Num.  II. 

b)  BundcsActe,  Art.  3  u.  n.    Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  2.  •  Bllber's  angef. 
Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  3/t5,  4°3  u.  421.'    Vergl.  oben  (§.  129,  Note  c)  die  öst- 
reichische  Erklärung  u.  das  jireussiscke  Votum  bei  Eröffnung  der  B.  V. ,  in  dem 
ersten  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  beide  in  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S. 
Bäierisches  Votum,  ebendas.  S.  43.  — 

c)  Von  den  35  souverainen  Bunäesjurstim  (Beufs  jüngere  Linie  für  2  gerechnet ), 
sind  jetzt,  für  ihre  Person,  6  katholisch,  29  so  genannt  protestantisch,  nämlich 
11  evangelisch  reformirt,  18  evangelisch  der  augsburgisehen  Confession  verwandt. 
—  Weder  ein  Corpus  Calholicorum ,  noch  ein  Corpus  Evangelicofum >  wie  ehehin 
am  tcutschen  Bcichstag  (§.  35),  besteht  am  Bundestag;  überflüssig  wäre  auch 
das  eine  und  das  andere.  Vergl.  F.  A.  Brak's  Minerva,  Marz  i83o,  S.444 — 461. 
Anders  Alex.  Müller  über  die  WothvvendigRcit  der  Reorganisation  des  Corpus 
Evangelicorum  auf  dem  Bundestage  der  Tcutschen.  Leipz.  i83o.  8.  C.  E.  Weiss, 
Irchiv  der  Kirchenrechts  Wissensehaft,  Bd.  II  (Frankf.  i83i),  S.  2  ff.  Anders, 
Planck,  Tittmarn  u.  Alex.  Müller  in  den  unten,  §.  507  d,  5i6  c  und  £21  a 
angef.  Schriften,  auch  Allgcm.  Birchcnzeitung,  i83o,  Num.  74,  S.  601,  u.  Paul 
in  s.  öffentl.  Becht  der  evang.  luther.  Birche  in  Teutschh,  S.  474. 
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§•  814.  (156..) 

l)ri-  lUmd  lud  keine  oberherrliche  Gewalt,  namentlich  keine  gesetz- 
gebende und  obeivichterliche. 

l)  Dem  Teutschen  Bund,  welcher  kein  Staat,  ist.  und  keinen  Staat 
oder  Staatsgebiet,  folglich  auch  keine  Staatsgewalt,  keine  Staatshoheit- 
rechte,  keine  Staatsangehörigen  und  ünterthanen  hat,  welcher  in  der  Bun- 
aesActe  den  einzelnen  Bundesstaaten  ihre  Unabhängigkeil;  garantirt  hat '0* 
stellt  oberherrliche  Gewalt  über  die  Bundesgenossen  und  Bun- 
deastaaten  nicht  ZU  •  )j  namentlich  II)  keine  gesetzgehende  Ge- 
walt. Die  Grundgesetze  und  die  Einrichtungs  -  oder  so  genann- 
ten organischen  Gesetze  des  Bundes  c),  so  wie  alle  Beschlüsse  der  Bun- 
desversammlung 1  wurden  und  -werden  v  ertrag  weise  errichtet.  Sie  sind 
also  nicht  oberherrliche,  sondern, Vertraggesetze "tyj  eine  Bundesgc- 
letzgebnng,  im  eigentlichen,  juristischen  oder  legislativen  Sinn,  gibt  es 
nicht  III  Elben  so  wenig  i.st  oberrichterliche  Gewalt,  im  Verhä'lt- 
niis  zu  Landesgerichten  der  Bundesstaaten,  dem  Bund  eingeräumt. 
IV)  Rechtsverhältnisse  im  Innern  der  Bundesstaaten  gehören  nur  dann 
und  nur  so  weit  vor  den  Bund,  als  sie  durch  verf  assun  gs  m  äsi  ge 
Bestimmungen  desselben  begründet,  oder  gesicher  t  sind/")  (§.225 
iL  IV.). 

u)  So  die  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  53.  —  Die  BundesActe  erkennt,  in  dem 
]  ingang  und  in  denn  1.  u.  2.  Art.,  —  und  so  auch  die  wiener  SchlufsActe  von 
l8lO«  im  Eingang  und  Art.  1 ,  2  u.  53  —  sämmtliche  Bundesgenossen  für  sou- 
trerat'n ,  das  keifst,  für  unabhängig  von  Aufsen.  Die  Congrefs Verhandlungen 
über  dieses  Beiwort,  findet  man  in  KlÖber's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II, 
8«  344 1  403  f-»  4^4>  4^9,  4<)3  f.  Ef/cndcss.  Uebersicht  der  diplomat.  Verliandl. 
des  wiener  Congr.,  S.  i56. 

M  VergL  §•  10',,  184  u.  226.  Erinnerungen  dcfshalb  in  den  wiener  Congrefs  Ver- 
handlungen, s.  in  Klvber's  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  345.  —  Die  Souverainctät 
»owokl,  als  auch  die  Rechtsgleichheit  der  Bundesgenossen  (§.  2i3),  schliefst  jede 
Oberherrschaft  des  Bundes  aus.  Die  Regierungen  der  Bundesstaaten  haben  ge- 
wissenhaft zu  wahren,  ihre  Souverainctät  und  ihre  Verfassungen.  Neben  beiden, 
nicht  über  ihnen,  steht  der  Bund;  nur  nach  Gesellschaftrecht  sind  sie  mit  ihm 
vereint.  Bestimmungen  desselben  dürfen  weder  die  Einen  noch  die  Andern  ver- 
letzen. Ein  Referent  in  d.  B.  V.  (Protoc.  v.  1817,  §.  346)  rügte,,  dafs  in  einer 
Beschwerdeschrift  der  B.  V.  eine  «höchste  aufsehende  Gewalt»  zugeschrieben 
war.  In  dem  Vortrag  zu  §.  io5  des  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  wird  geäufsert: 
es  srv  irrig,  dafs  die  B.  V.  (in  der  IIofFmannischcn  Beschwerdesache  wider 
Hurhesaen)  sich  gleichsam  als  eine  oberstrichterliche  Behörde  dargestellt  habe»- 
—  Dafs  dem  Rund  eine  «Oberstho/ieii  zustehe,  wesentlich  verschieden  von  der 
Hoheit  der  einzelnen  Bundesstaaten»;  dafs  der  B.  V.,  weil  sie  die  Gesammtheit 
des  Bundes  vorstelle,  «die  gesetzgebende,  verwaltende,  richterliche  und  voll- 
ziehende Gewalt,  so  wie  das  Recht  des  Kriegs  und  Friedens,  vollständig  zu 
itehe»;  dafs  jene  Obersthoheit  mit  der  ehemaligen  Reichshoheit,  die  Hoheit  der 
einzelnen  Bundesstaaten  aber,  nur  scheinbar  eine  volle,  mit  der  ehemaligen 
}Landc3hoheii  viel  Achnlithhcit  habe»,       wird  behauptet,  um  den  Standesherren 
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eine  Art  von MediatHoheit  zu  vlndiciren,  in  dem  Archiv  für  Standes-  und  grund- 
herrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  2  (1822),  S.  1  —22,  vergl.  mit  Heft  1,  S.  111  — n5. 
c)  BundesActe,  Art.  6,  8  u.  10. 

J)  Leges  conventionales.  BundesActe,  Einleitung.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820, 
Art.  2  u.  60  u.  ff.  Protocolle  der  wiener  Conferenzen,  3.  Sitzung,  v.  1.  Dec> 
181g.  Vergl.  unten  §.  225  u.  f.,  u.  Klüber's  angef.  Uebersicht,  S.  i43.  Dawider 
s.  L.  v.  Dhesch,  öfFentl.  Recht  des  t.  Bundes,  %.  67.  Jordans  Lehrb.  §.  186, 
Note  3.  Maurein bhecheii  §.  n5,  Note  b.  —  Weiden  gleich  die  Grundvertrage 
des  Bundes  zuweilen  (selbst  in  der  Bundesacte,  Art.  10,  u.  Schlufsacte  v.  1820, 
Art.  i3)  Gv\x\\i\.gesetz(i  genannt,  so  geschieht  es  doch  nur  im  uneigentlichen  Sinn, 
nicht  im  juridischen  oder  legislativen.  Staatsgesetze  sind  sie  nicht;  so  wenig 
als  FamilienStatuten,  die  man,  ebenmäsig  in  jenem  uneigentlichen  Sinn,  zirwei- 
len  Familiengesetze  nennt.  Von  der  Frage:  ob  und  wie  fern  eine  Staatsregierung 
zu  Bundesbeschlüssen  stimmen  könne,  die  mit  der  LandesGrundverfassung  in 
Widerspruch  stehen?  unten  §.  2i5,  IV. 

e)  Gutachten  in  d.  Protoc.  v.  29.  Marz  1821,  §.  88,  Bd.  XI,  §.  88,  S.  i55  ff.  VergL 
unten  §.  216. 

/)  Der  PräsidialVorlrag  in  dem  Protoc  der  B.  V.  v.  20.  Sept.  1819,  §.220,  Num.I, 
erkennt  für  Schuldigkeit  der  Bundesversammlung  «die  Achtung  vor  dem  jedem 
Bundesstaat  gebührenden  Recht  eines  jeden  Bundesstaates,  seine  innern  Ange- 
legenheiten nach  eigener  Einsicht  zu  ordnen».  Die  wiener  Schlufsacte  v.  1820, 
Art.  53,  55  u.  61,  erkennt  dasselbe,  namentlich  in  Absicht  auf  Anordnung  der 
landständischen  Angelegenheiten  (§.  284).  Preufsisch-russische  Erklärung  in  der 
Proclamation  von  Kaiisch  v.  20.  März  i8i3,  in  Klüber's  Acten  des  wiener  Con- 
gress.,  Bd.  VII,  S.  2-5. 

§.  213.  (isex.) 

Einwirkung  oder  Einmischung  des  Bundes  in  innere  Angelegenheiten 
der  Bundesstaaten.  Vollziehung  der  Bundesbeschlüsse-  Manche  von 
diesen  sind  ein  Theil  des  inlandischen  Staatsrechtes  $  doch  ist  das 
Eimvilligungsrecht  der  Regierungen  in  Bundesbestimmungen  beschränkt* 

I)  Unmittelbare  Einwirkung  oder  Einmischung  in  innere  An- 
gelegenheiten der  Bundesstaaten,  in  ihre  Staatseinrichtung  und  Staatsver- 
waltung, Kommt  dem  Bunde  oder  der  Bundesversammlung  nur  dann  zu, 
wenn  derselbe  durch  den  Bundeszwech ,  durch  eine  ausnahmweise  beson- 
dere Bestimmung  des  Bundesrechtes ,  oder  durch  andere,  mit  dem  Bundes- 
verhältnifs  vereinbare,  völkerrechtliche  Gründe,  allgemeine  oder  besondere, 
dazu  ermächtigt  ist  «)?  namentlich  auf  Anrufen  eines  Bundesstaates  dann, 
wenn  dieser,  nach  seinem  souverainen  Bechtsverhältnifs,  durch  jene  Ein- 
richtung oder  Verwaltung  beeinträchtigt  zu  werden  behauptet,  so  auch  bei 
angebrachten  Beschwerden  über  gehemmte  oder  verweigerte  Justiz ,  oder 
über  Hemmung  oder  Vernichtung  der  Wirksamkeit  richterlicher  Erkennt- 
nisse ({.  169),  desgleichen  wenn,  bei  Streitigkeiten  zwischen  der  Landes- 
herrschaft und  ihren  Landständen  oder  Unterthanen,  Gefahr  droht  für  die 
öffentliche  Buhe  (§.  167  u.  f.,  u.  226),  oder  wenn  in  solchen  Streitigkei- 
ten, oder  überhaupt  in  landständischen  Angelegenheiten,  ein  Betheiligter 
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Ober  Verlehtung  des  Rechtstaistandes  bei  der  15.  V/fiesch^erde  führt,  oder 
wenn  sonst  darin  die  B.  V.  so  unvbrlangtcr  Einmischung  durch  die  wie- 
ner SchltifsActe  besonders  ermächtigt  ist  (§.  284})  und  in  den  in  der 
BwidesActe ,  Ait.  13  Iiis  19,  zu  einer  Bundesangelegenheit  erhobenen  Ver- 
hältnissen, II)  Jede  Bti  dem  Bund  gehörende  Staatsregierung  hat  die  Oblie- 
genheit, ant  \  ollziebung  der  \  erfassungsmäsig  errichteten  Bundesbe- 
sohiQsse  zu  halten  '').  und  die  Bundesversammlung  hat  «ins  Hecht  und 
die  Verbindlichkeit)  mit  Anwendung  der  bundesyerfassungsmasigen  Mittel, 
dalth  zu  sorgen,  dafs  dieses  geschehe  c),  111 )  in  manchen  Bundesstaaten 
ist  durch  dir  \  crlnssungMirliiinde  ausdrücklich  festgesetzt,  dafs  dite  Be- 
schlüsse der  B.  \.,  welche  die  \  ■crfassungsmnsigeii  \  erhültnissc  Teutsch- 
lands, oder  die  Verhältnisse  täutstiher  Staatsbürger  im  Allgemeinen  betref- 
fen, einen  Thei)  des  Inländischen  Staatsrechtes  bilden''),  und, 
wenn  sie  \<m  der  Landesherrschan  pflichtgemäfs  verkündigt  sind  ($.  1491 
B8l5  D.  ">"i*/).  verbindende  Kraft  haben.  IV)  Doch  ist  die  Machtbefugnis 
<ier  Regierungen  von  Bundesstaaten,  insbesondere  der  constilutionellen, 
durch  F.imvilligung  in  Bundes  vertrage  und  Bundes  \ ersanimlungsBeschlüsse, 
für  ihre  StaatenPflichten  zu  übernehmen  und,  diesen  gegenüber,  dem  Bund 
Rechte  einzuräumen.,  beschränkt  durch  die  Pflichten,,  welche  das  eigene 
Sftaatsinteresse  und  die  Landesverfassung  ihnen  anliegen,  überhaupt  durch 
die  Rechte  ihrer  Völker  und  deren  verfassungsmäsiger  Vertreter/). 

..  1  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  18,  25 —  27,  32,  53,  55,  56  —  61.  Exccutions- 
Ordn.  1  •  3.  Aug.  1820,  Art.  6:  in  Klürvr  s  Qüellensamml.  S.  299.  Vergl  oben 
§.  10 \.  18  i,  21  |  u.  226.  Klüber's  curop.  Völkerrecht,  §.  5i  u.  f.,  u.  am  Schlafs 
die  Zusatee  /.u  diesen  §§.  —  W.  Beiiä,  von  d.  rcchtl.  Grenzen  der  hinwir- 
kuDg  des  t.  Blindes  auf  die  Verfassung,  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  seiner 
Glicdcrstnafen  (YVürzb.  i.  u.  2.  Aufl.  1820.  8.),  behauptet  S.  37,  es  tonne  die 
ThStigkeit  des  Bundes  auf  das  Innere  der  Bundesstaaten  sich  gar  nicht  beziehen. 
Dawider  s.  mau  hi  v.  Dhksch,  öffentl.  Recht  des  t.  Bundes,  S.  6/f — 67,  und  die 
Oben  $.  167  a ,  angeführten  Maasregeln  wider  revolutionäre  Umtriebe.  —  Ver- 
handlungen über  die  Frage  von  Einmischung  der  B.  V.  in  innere  Landesangele- 
genheiten;  in  der  badischen  Ständevcrsamml.  v.  i83i ,  in  der  kurhessischen  von 
i83i  u.  i832,  in  der  grofsherzogln  h  -  hessischen  v.  i833.  Von  der  Pflicht  und 
Befugnifs  der  B.  V.  in  Ansehung  der  Stadt  Frankfurt,  s.  den  folg.  §.  —  Beson 
(lere  Gründe  zu  einer  Einmischung  enthalten  die  Art.  12  bis  19  der  Bundcs- 
\((e.  Auch  sehe  man  die  provisorische  CompelenzBestimmung  der  B.  V.  in 
d.  Protor.  V.  1817,  §•  223,  lit.  C,  Nuin.  3.  Die  letzte  spricht,  lit.  B,  §.4,  Num.  5, 
als  Grundsatz  aus,  dafs  die  B.  V.  zu  Abstellung  solcher  Verfügungen  eines 
Bundesstaates,  in  Beziehung  auf  Personen  oder  Corporationcn,  ""wirken  könne, 
die  mit  den  Grundgesetzen  und  Verfügungen  des  Bundes  in  Widerspruch  stehen, 
oder  für  die  innere  oder  aufsere  Sicherheit  desselben  gefährlich  werden  könn- 
ten. (Vergl.  unten  §.  223,  KI.)  Oestreicli  machte  hiebei  die  Bemerkung:  «dieser 
Satz  sev  so  zu  modiheiren,  dafs  die  B.  V.  nur  über  die  An  gemessenheil  der 
Gesetze  in  den  einzelnen  Staaten  zu  den  allgemeinen  Vorschriften  der  Bundcs- 
rerfassupg,  hingegen  über  die  Anwendung  der  gegebenen  Gesetze  auf  die  einzel- 
nen Falte,  nur  jede  einzelne  Regierung  zu  entscheiden  habe».  Ferner  heifst  es 
in  der  nngef.  Compef  enzBeslinunnng ,  lit.  C  (§.  5),  Num.  3:  «Da  der  Begriff  der 
vollen  Souwrainetät  der  einzelnen  Bundesstaaten  in  der  BundesActc  zum  Grund 
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gelegt  ist,  so  liegt  unbezw  eifelt  jede  Einmischung  der  B.  V.  in  die  innern  ad- 
ministrativen Verhältnisse  ausserhalb  ihrer  Competenz.  Indefs  gründen  sich 
jedoch  auf  den  Sinn  der  BundcsAete  folgende  Ausnahmen»:  a)  bei  JUst/zvef- 
Weigerung ,  oder  dieser  gleich  zu  achtender  Verzögerung,  ist  durch  ihre  Ver- 
wendung gerichtliche  Hülfe  zu  bewirken  (Rechtfertigung  aus  dem  Art.  11  der 
BundesActe);  b)  wenn,  bei  Streitigkeiten  zwischen  dem  Regehten  und  seinen 
Umerthanen ,  die  innere  Ruhe  des  Landes  gefährdet,  und  mit  dieser  auch  die 
allgemeine  Ruhe  bedroht  ist ;  c)  wenn  ein  Rundesglied  wegen  der  Beschwerde 
eines  seiner  Unterthanen  eine  nicht  zum  Bunde  gehörende  Regierung,  oder 
d)  eine  solche  Regierung  gegen  ein  Bundesglied,  die  Verwendung  der  B.  \.  in 
Anspruch  nimmt. 
l>)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  32. 

c)  Ebendas. ,  Art.  3i. 

d)  Die  badische,  würtembergische,  grofsherzoglich  hessische,  Sachsen- hildburg- 
hausische,  sachsen-coburg-saalfeldischc,  sachsen-altenburgische,  königl.  sächsische, 
in  den  oben  %.  72,  Kote  angef.  Stellen;  auch  die  sachsen-meiningische  von 
1829.  Nur  von  organischen  (§.  127)  Beschlüssen  der  B.  V.  sprechen  die  Ver- 
fassungsurkunden von  Baden  und  Würtemberg.  Vor  andern  zeichnet  sich  aus 
die  Bestimmung  in  der  würtemberg.  Verfassungsurl«,  v.  1819,  §.  3,  wie  folgt: 
&  Das  Königreich  Würtemberg  ist  ein  Theil  des  teutschen  Bundes;  daher  haben 
alle  organischen  Beschlüsse  der  Bundesversammlung,  welche  die  verfassungs- 
mäsigen  Verhältnisse  Teutschlands,  oder  die  allgemeinen  Verhältnisse  teutscher 
Staatsbürger  betreffen,  nachdem  sie  von  dem  Könige  verkündet  sind,  auch  für 
Würtemberg  verbindende  Kraft.  Jedoch  tritt  in  Ansehung  der  Mittel  zur  Er- 
füllung der  hierdurch  begründeten  Verbindlichkeiten  die  verfassungsmäsige  Mit- 
wirkung der  Stände  ein». 

e)  Zufolge  eiues  BundestagsbescMusses  v.  18.  Aug.  i836  bedarf  es  dieser  ausdrück- 
lichen Festsetzung  nicht.    Vergl.  §.  184,  Kote  b. 

/)  Vergl.  §.  225  f,  284  c,  u.  558.  Klüber  Droit  des  gens  moderne  de  l'Europe, 
§.  142.  W.  J.  Behr  a.  a.  O.  A.  L.  Reyscher's  publicistische  Versuche  (Stuttj»;. 
i832.  8.),  S.  107 — 25o.  Theod.  Riad,  von  der  Stellung  sowohl  der  constitu- 
tionellen  Bundesregierungen  als  auch  der  Ständeversammlungen  Deutschlands, 
zu  dem  deutschen  Bund  und  zu  Deutschlands  Einheit.  Leipz.  i833.  8.  J.  H. 
Zirrler  ,  das  staatsrechtliche  Verhältnifs  der  deutschen  constitutionellcn  Staaten 
zum  deutschen  Bunde,  mit  besonderer  Beziehung  auf  Würtemberg.  Leipz.  i833.  4- 
—  Verträge  des  Bundes,  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  werden  in  den 
Staaten  der  Bundesgenossen  nur  dann  und  nur  so  weit  verpflichtend,  als  da- 
selbst die  Staatsregierung  sie  pubiieirt,  das  heifst,  individuell  sie  öffentlich  für 
eigener  Willcnsbestimmung  gemäfs  erklärt.  Grundverträge  und  so  genannte  or- 
ganische Einrichtungen  des  Bundes,  sind  an  sich  schon  für  jeden  Bundesgenos- 
sen nur  dann  und  so  weit  verpflichtend,  wenn  und  als  Er  seine  Einwilligung 
pflichtgemäfs  dazu  gegeben  hat  (§.  127). 

Richterliche  Gewalt,  hat  der  Bund  mir  in  gewisser  Art.  Kein  Bundes 
(jericht  und  kein  permanentes  Austrägahjctncht.  Forum  des  Bundes. 

I)  Richterliche  Gewalt  ist  1)  dem  Bund,  in  gewisser  Art,  über 
die  Bundesglieder  eingeräumt;  doch  nur  für  ihre  Streitigkeiten  unter  sich, 
deren  richterliche  Entscheidung  die  Bundesversammlung,  nach  fruchtlos 
versuchter  Vermittlung,  durch  eine  wohlgeordnete  Austrägallnstanz 
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Im  bewirken  hat,  deinen  Elechtspruch  die  streitenden  Theile  sich  sofort 
unterwerfen  sollen  (171  u.  ff.),  Dagegen  besteht  2)  kein  Bundesge- 
richt, lui  Rechtshändel  der  Unterthanen  in  den  Bundesstaaten  unter 
lieh,  oder  mit  Ingehöngen  fremder  Staaten,  auch  niclit  in  höchster 
1  ist  I  v  1  1  ).  Eben  so  wenig  bestehl  33  ein  Bundesgericht,  oder 
rtrtritl  die  Bundesversammlung  die  Stelle  eines  Solchen,  für  Streitigkeiten 
dfi  l  nterthanen,  aller  oder  einzelner  Qlassen,  oder  der  Land  stände, 
mit  der  Landesherrschaf  1  "»;  nur  mit  Ausnahme  a)  der  über  Er-  ' 
richtung  und  Handhabung  der  Constitution  der  Freien  Stadt  Frankfurt 
etwa  entstehenden  Streitigheiten,  für  welche  der  B.  Y.  das  Entscheidungs- 
rechl  in  der  Sehl  ufs  Acte  des  wiener  Congresses  eingeräumt  ist  A)?  oder 
Ii)  wo  durch  \  ereinbarung  der  Landesherrschaft  und  der  Land- 
stande, ihr  eine  bestimmte  Einwirkung)  die  sonst  in  ihrem  Beruf  nicht 
läge,  übertragen  isl  '\  H)  Demnach  ward  die  Idee  von  Errichtung  eines 
beständigen  Bundesgerichts,  oder  auch  nur  eines  permanenten 
Aus!  r  b  galg  e  r  ichl  s  Pur  Streitigkeiten  von  Bundesgliedern  unter  sich, 
welche  auf  dem  wiener  Congrefs  und  seitdem  mehrmal  nachdrücklich  in 
Anregung  kam,  gleich  jener  von  Anstellung  eigener  JustizCo  nsulenten 
bei  dem  Bundestag,  bis  jetzt  nicht  verwirklicht  —  Das  Forum  des 
Bundes  in  Klagsacben  wider  ihn,  von  Bundesgenossen  oder  Unterthanen 
derselben,  ist  in  seinen  Gründl  ertrügen  nicht  bestimmt 

|  Von  Anträgen  defshalb  auf  dem  wiener  Congrefs,  s.  Klübejr's  Uehcrsiclit  der 
diplomat.  \  erhandlungen  des  wiener  Congresses,  S.  179  —  i83,  18Ö ,  186,  249 
IL  »70.  —  \  <>n  Streitigheiteil  der  l.nlerthancn  mit  dem  Slautsl'iscus ,  §.  4.74?  und 
mit  Bundes  gliedern,  %*  176  u.  f.  —  Für  das  Dasevn  richterlicher  Gewalt  der  B.V., 
wenn  gleich  unter  eigener  Form,  streitet  L.  v.  Diiksch  in  dem  öffentl.  Reelit 
des  t.  Bundes,  §.  68,  —  Folgerungen  aus  dem  hundeszwech  (oben  §.  106)5  über- 
haupt in  Binsicht  auf  die  Frage:  ob  und  wie  weit  dem  Bund  ein  blofs  leidendes 
Verhalten  gezieme,  in  Hinsicht  auf  manche  wichtige  Ereignisse  in  einzelnen  Bun- 
desstaaten? Tlicvon,  und  von  dem  Recurs  der  Unterthanen  an  die  B.  V.,  vergl. 
den  folg.  §.  u.  §.  166  u.  fr. 

.' )  Acte  final  du  congres  de  \ienne,  art.  Wiener  SehlufsActe  v.  1820,  Art.  61. 
Protocoüe  iS  u.  r6  der  wiener  MinistterialGonferenzen ,  r.  3i.  Jan.  u.  12.  Febr. 
1820.  —  Yerhandl.  bei  der  B.  V.,  1)  über  die  Beschwerden  der  Geschlechter 
der  ndcl.  Gesellschaften  AULimpurg  u.  Fraucnstein  zu  Frankfurt  a.  M.,  in  d. 
Protoc.  t.  1816,  §.  36  u.  64;  v.  1817,  §.  34o;  v.  1819,  §.  225,  u.  die  Bittschrif- 
ten der  beiden  Gesellschaften,  in  den  Nachträglichen  Actenstücken  der  t.  Bun- 
desrerhandlungen,  Bd.  I,  S.  3i  u.  255,  Bd.  in,  S.  i/t6  u.  219.  Die  Gegenerklä- 
rungen des  Senats  und  der  BürgerBepräsentation,  ebendas.  Bd.  III,  S.  195. 
a)  über  die  Ansprüche  der  Judengemeinde  daselbst,  in  d.  Protoc.  v.  1816,  §.  49 
u.  54;  v.  1817,  §.  i32,  34i  u.  388;  v.  1818,  §.  218;  v.  1820,  §.  210;  v.  1821, 
§.  162.  Gesetz  über  den  Staatsbürger!.  Rechtszustand  der  Juden  in  der  Freien 
Stadt  Frankfurt,  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1824,  §.  i38.  L.  v.  Drescii  über 
die  Ansprüche  der  Juden  auf  das  frankfurter  Bürgerrecht.  Tüb.  1817.  8. 
KlübhTs  angef.  Uebersicht  etc. ,  S.  384  n°.  gegenseitigen  Denkschriften  findet 

man  in  den  Nachträglichen  Actenstückcn  der  t.  Bundesverband!  ,  B.  I,  S.  n3 
iöS,  Bd.  IV,  S.  2?.5,  Bd.  V,  S-  141.    3)  über  die  Ansprüche  der  katholischen 
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Gemeinde  daselbst,    in  den  Protoc.  vi  1817,  §.  388 5    v.  1819,  §.  224;  v.  1822, 
§.  121;  v.  i83o.    Vergl.  unten  §.  D26,  Note  a. 

c)  Ein  Beispiel  von  Mecklenburg,  unten  §.  283. 

d)  Von  den  wiener  CongressVerhandlungen ,   über  Errichtung  und  Wirkungshefug- 
nifs  eines  Bundesgerichts ,  s.  Klüber's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  173  ff.  Preussen 
erklärte  ein  Bundesgericht  für  den  «letzten  und  notwendigsten  Schlufsstein  des 
Rechtsgebäudes  in  Teutschland»;  Kltjber's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II, 
S.  17.    Vergl.  Schreiben  des  lt.  preufs.  Staatskanzlers,  Fürsten  von  Hardenberg 
an  den   ehemaligen  Hofrichter  v.  Berlepsch,,  v.  18.  März  1816,  in  F.  L.  v. 
Berlepschs  neuesten  Aktenstücken  in  meinem  entschied,  reichsgerichtl.  Procefs 
(Jul.  1816.  8.),  S.  20  f.  —    Dafs  die  Errichtung  «eines  höchsten  NationalGe- 
richtshofes  für  Teutschland,   bei  der  Regeneration  des  teutschen  Vaterlandes 
ein  erneuertes  Interesse  erhalten»  habe,  behauptet  der  k.  preufs.  wirkl.  Geh. 
Rath  v.  KAMrTz,  in  s.  Beiträgen  zum  Staats-  u.  Völkerr.,  Bd.  I  (i8i5),  S.  i65. 
So  auch  F.  R.  Strombecr,  was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste  Staatsgewalt  dem 
Zweck  des  Staatsverbandes  entgegenhandelt  (Braunschw.  i83o.  8.)?  S.  33  ff.  u.  60. 
Ein  solches  Bundesgericht  verordnet  die  Constitution  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerica  v.  1787,  Art.  3,  Abschn.  25  in  Martens  Recueil,  T.  III,  p.  89. 
Auch  s.  man  die  Utrechter  Union  der  Vereinigten  Niederlande  v.  1597,  Art.  16, 
in  Schmauss  Corp.  juris  gent.  I.  396.  —  Die  Vermittlungs-  und  AusträgalOrd- 
nung  in  dem  Beschlufs   der  Bundesversammlung,   v.  16.  Juni  1817,  Art.  III,  in 
Klüber's  Quellensammlung,  Num.  Vitt,  erklärt,  dafs  «der  Vorschlag  wegen 
Errichtung   einer  permanenten   Austrägallnstanz  nicht  als  aufgegeben  betrachtet, 
sondern  sich  vorbehalten  werde».    Auch  geschah  Erwähnung  hievon,  in  den  Pro- 
tocollen  der  B.  V.  vom  5.  März,  5.  Mai  u.  22.  Dec.  1818;  v.  12.  Jan.,  6.  Mai 
u.  20.  Sept.  1819.    In  den  wiener  Minister  ialConferenzen  der  Abgeordneten  der 
Bundesstaaten,  in  den  Jahren  1819  und  1820,  war  die  Mehrheit  sogar,  für  Er- 
richtung eines  -permanenten  AusträgulGcrichtes.  Den  übrigen  nachgebend,  erklärte 
sie:  «indefs  wolle  sie  sich  die  vorgeschlagene  wandelbare  Austrägallnstanz  in  so 
weit  gefallen  lassen,  dafs  dadurch  die  künftige  Einführung  einer  permanenten 
nicht  ausgeschlossen  werde».    Hannover  insonderheit  erklärte:  «die  Mängel  der 
jetzigen  provisorischen  Einrichtung  dürften  in  der  Folge  besonders  fühlbar  wer- 
den,   wenn  juristische  Kenntnisse  bei  der  B.  V.  seltener  würden,  die  des  teut- 
schen PrivatFürstenrechts  sich  immer  mehr  und  mehr  verlieren  sollten,  und 
früher  oder  später  vielleicht  das  Bedürfnifs  einträte,  eigene  JustizCon sühnten  bei 
dem  Bundestag  anzustellen».    Protocoll  der  19.  Sitzung  v.  8.  März  1820,  ver- 
glichen mit  den  Protocollen  der  2.  und  19.  Sitzving  v.  28.  Nov.  1819  u.  4-  März 
1820.  —  Der  im  J.  1819  zu  Mainz  niedergesetzten  CentralUntersuchungsCom- 
mission  (§.  167,  Note  a)  ward,  ohne  Besorgnifs  einer  SouverainetätA  crlctzung 
oder  Verkürzung,  eine  verhältnifsmäsig  gröfsere  Gewalt  eingeräumt,  als  die- 
jenige, deren  ein  wohl  geordnetes  Bundesgericht  bedurft  hatte,  oder  womit  die 
Bundes AusträgalGerichte  ausgestattet  sind,   und  die  ehemaligen  Reichsgerichte 
ausgestattet  waren. 

e)  In  einer  bei  der  B.  V.  gedruckt  eingereichten  Vorstellung  vom  24.  Dec.  i833 
provocirtc  der  Graf  v.  Schönborn- Wiesentheid  den  T.  Bund  auf  den  Rechtsweg, 
mit  Bitte  um  Anzeige  der  Gerichtsbehörde,  bei  welcher  die  Rlage  anzubringen 
sey.  Der  Gegenstand  war  ein  Privatanspruch  an  den  T.  Bund,  die  Herausgabe 
oder  die  Bezahlung  des  Kaufpreises  eines  dem  Grafen  als  Privateigentlüüfi  zu- 
stehenden Palais,  sammt  Nebengebäuden  und  Garten  in  der  Stadl  Mainz,  welches 
seit  dem  pariser  Frieden  einzig  im  Interesse  des  Bundes,  besessen  und  als  Ca- 
serne  benutzt  ward,  wie  auch  die  Entrichtung  des  Geldwcrths  seiner  Benutzung. 
Das  Forderungsrecht  des  Grafen  war  von  der  B.  V.  nicht  bestritten,  vielmehr 
anerkannt,  aber  seine  Befriedigung  ward  verzögert. 
Klüber's  Öffentl.  Recht,  4.  Aufl.  19 
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§•  817.  (158«.) 
Hmndkakunq  eines  ttüseitigen  ReoktotMStandes.    Revurs  an  die  it.  V*y 

bei  dessen  I  CrletzHiuj. 

l)  Nur  im  Bund  mit  der  Gerechtigkeit,  sind  Rechtmäsigkeit  der 
Regierung  und  staatsbürgerliche  Freiheit  der  Unterthanen  denkbar;  denn 
das  Recht  ist  das  Gesetz  der  Gesetze,  der  Souverain  der  Souveraine  «). 
Damm  steht  das  Gesetz  als  fürstliche  Notwendigkeit 9  üher  dem  Fürsten, 
und  rechnen  Konige,  auch  teutsche,  das  öffentliche  Bekenntnifs,  im  Bienste 
d( h  Gerechtigkeit  zu  stehen,  sieb  zur  Ehre.  Sie  beseelt  das  edle  Gefühl, 
mii  welchem  jener  Ausspruch  eines  alt -römischen  Kaiserpaares  gesetz- 
«retse  '  hervorging:  »Würdig  der  Majestät,  ist  das  Wort  eines  Herr? 
»schers:  auch  der  Fürst  bekennl  sich  unterworfen  dem  Gesetz!  Beruht 
»doch  auf  dem  Ansehen  des  Rechts,  Unser  oberherrliches  Ansehen. 
»GroTser  Fürwahr  als  Herrschergewalt  ist  es,  die  Fürstlichkeit  den  Geset- 
asen  unterzuordnen.  Darum  sej  es  ein  Götterausspruch  des  gegenwärtigen 
»Edictes:  Was  Ins  seihst  zu  erlauben  Wir  Uns  nicht  herausnehmen,  das 
»verkündigen  W  ir  Andern«,  durch  Gesetze.  Dein  moralischen  Zwang  des 
Hechts  unterwirft  sich  das  Gewissen  pflichtgetreuer  Herrscher  nicht  »lin- 
der willig  als  jenes  der  Richter.  Denn  das  ist  der  werthvollste  Vorzug 
echter  Gesittung,  dafs,  unter  ihrem  unaufhaltsamen  Einflufs,  die  sittliche 
und  geistige  Muht  der  Staatsregierungen  ihre  physische  überwiegt,  und 
dafs  die  Gewalt  des  Rechts,  den  Sultanismus  verscheuchend,  jene  der 
VVillkuhr  in  Schranken  hält.  Für  was  anders,  als  für  Handhabung  des 
Rechtzustandes,  leben  Menschen  in  Staatsverbindung  und  erkennen  sie  ein 
Oberhaupt?  Oder  gibt  es  einen  kräftigeren  oder  achtbareren  Verbündeten 
der  Legitimität  der  Herrscher,  als  die  Gerechtigkeit?  Darum  fordert  der 
natürliche  und  der  erklärte  Zweck  des  Teutschen  Bundes,  gebietet  der  in 
seinen  Grund  vertragen  waltende  Geist  der  Weisheit,  Sicherung  und 
Handhabung  eines  festen  Rechtzustandes  in  Teutschland  C§«  106). 
Er  fordert,  dafs  für  alle  Bundesstaaten,  und  in  allen,  für  ihn  und  in  ihm 
selbst,  durchaus  ein  R  ech  tzus  tand  bestehe:  dafs  also  kein  Bundesstaat, 
und  .Niemand  in  einem  Bundesstaat,  oder  im  Verhältnifs  zu  einem  sol- 
chen, oder  zu  dem  Bunde  selbst/),  rechtlos  gelassen,  dafs  Rechtsver- 
letzung in  keiner  Beziehung  geduldet  werde;  dafs  nirgend  Willkühr  an  die 
Stelle  des  Rechts  trete.  Es  gilt  dieser  FundamentalRechtsatz  jeder  öffent- 
lichen Ordnung  von  allen  Beziehungen  sowohl  Einheimischer  und  Auswär- 
tiger, zu  dem  Bund  und  den  Bundesstaaten,  als  auch  des  Bundes  und  der 
Bundesstaaten,  nebst  ihren  Angehörigen,  zu  auswärtigen  Staaten  und  Staa- 
tenvereinen, sammt  deren  Angehörigen  '0*  Daher  ist,  auch  ohne 
nähere  Bestimmung,  der  Bund  wesentlich  betheiligt,  bei  Handhabung 

Verfassung  ( §•  22Ö  u.  f.),  bei  Herstellung  und  Handhabung  eines 
allgemein    und    hinlänglich    gesicherten    Rechtzustandes,  namentlich 

rechtmäsigem  Gebrauch  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden 
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Gewalt,  bei  gehöriger  Rechtspflege,  und  ungestörter  Fortdauer  der 
innern  Ruhe,  in  jedem  Bundesstaat.  III)  Selbst  die  Landesherr- 
schaft, in  ihren  eigenen  RealPrivatstreitigkeiten  (§.  2^9,  IV,  von  ihren 
persönlichen  Privatstreitigkeiten  s.  man  ebendas.),  desgleichen  der  landes- 
herrliche LehnFiscus,  die  StaatsD  omänen  Verwaltung  (§  482  ), 
die  Staatscasse  und  der  StaatsFiscus  (§,  177,  Nunn  16,  u.  474), 
in  allen  Rechtstreitigkeiten  mit  Unterthanen,  eigenen  und  fremden,  die 
sich  zu  gerichtlicher  Erörterung  und  Entscheidung  eignen,  sind  verpflich- 
tet, vor  den  ordentlichen  Gerichten  des  Landes  Recht  zu  geben  und  zu 
nehmen.  IV)  Auf  verfassungsmäßige  Weise  können  daher,  bei  Verlet- 
zung des  Rechtzustandes  jeder  Art,  nicht  nur  Bundesglieder  gegen 
einander  Beschwerde  bei  der  B.  V-  führen  (§.  170  u.  ff.),  sondern 
auch  Landstände  und  Unter  th  an  e  n  mittelst  Beschwerdeführung  gegen 
Bedrückung,  Verletzung  der  Verfassung,  oder  Mifsbrauch  der  Staatsgewalt, 
wegen  verweigerter  oder  gehemmter  Rechtspflege,  und  in  dem  Fall  des 
3o.  Artikels  der  wiener  SchlufsActe  von  1820  (§.  176),  Recurs  an  die 
Bundesversammlung  nehmen  e)  (§.  169  u,  225  u*  f.),  welche  in 
solchem  Fall  zu  Verwendung,  Vermittlung,  und  andern  bundesmasigen 
Einschreitungen  befugt  und  verpflichtet  ist/).  V}  «Wenn  die  Regierung 
eines  Bundesstaats  eine  Verfügung  in  Beziehung  auf  Personen  oder  Cor- 
porationen  treffen  sollte,  welche  mit  den  Grundgesetzen  und  den  Ver- 
fügungen des  Bundes  im  Widerspruch  stände,  oder  für  die 
innere  oder  äufsere  Sicherheit  desselben  gefährlich  werden 
könnte,-  so  ist  die  Bundesversammlung  zur  Einwirkung  Behuf  der  Ab- 
stellung dieser  Verfügung  berufen»*?).  VI)  Von  ganz  anderer  Art  ist 
die  Frage,  von  dem  jetzigen  Entscheidungsrecht  über  ehemalige  Recurse 
jetziger  Bundesglieder  an  die  allgemeine  Reichs  Versammlung  wider 
reichsgerichtliche  Erkenntnisse  ^)* 

a)  «Justitia  est  fons,  basis  ac  fundamentum  omnis  imperii.  Justi  injustique  regula 
Lex  est.  A.  Ki.uit,  Primae  lineae  collegii  diplomatico- historico-politici  (Lugd. 
Batav.  1780.  8.),  §.  3i6.    Baco's  Lex  legum. 

b)  Impp.  Theodosius  et  Valentinianus ,  in  L.  4.  C.  de  LL.  (I.  i/|.)  Dieselben  Kai- 
ser verordneten:  «Wir  befehlen,  dafs  rechtwidrig  herausgelockte  oberherrliche 
«Rescripte  von  allen  Richtern  mifsachtet  werden  sollen».  L.  7.  C.  de  precib. 
Imp.  ofTer.  (I.  19)  Nicht  weniger  bestimmt,  nur  ausführlicher,  verordnet  das- 
selbe Kaiser  Anastasius  in  L.  6.  C.  si  contra  jus  vel  util.  publ.  (I.  21.)  Mehr 
s.  man  unten  §.  3y3. 

c)  Von  dem  Forum  des  Bundes,  als  Beklagten,  in  Privatangelegenheiten,  s.  oben 
§.  216,  Note  c. 

d)  Rede  des  östreich.  Gesandten  hei  Eröffnung  der  B.  V.  am  5.  Nov.  1816,  in  den 
Protoc.  §.  4 r»  m  Klübek's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  38.  Merkwürdige  Präsidial- 
Erklärung,  bei  Gelegenheit  der  Justizbeschwerde  des  Oekonoms  Willi.  Holfmann 
wider  Kurhessen,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  17.  Marz  1817,  §.  io5,  in  den 
Protoc.  der  B.  V.  Bd.  II,  S.  i3o  der  QuartAusgabe :  Die  Bundesversammlung 
wird,  «eingedenk  der  hohen  Bestimmung,  zu  der  sie  berufen  worden,  und  der 
Vorschriften  und  Zwecke  der  BundesActe,  sich  durch  keine  ungleiche  Beurthei- 
lung  eines  einzelnen  Bundesgliedes  abhalten  lassen,  innerhalb  der  ihr  vorge- 
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icirhnettn  Schranken,  die  sie  nie  rergelsen  hat,  noch  fe  Vergessen  wind,  selbst 
Itrffianftor  l  i.t:  i  tluuicn  sich  anzunehmen,   und  am  Ii  ihnen  (he  Leberzeugung  zu 
(Ten,    daf*  Teuf  chland  QU  '  darum  mit  dem  Hinte  der  \  ölker  von  l'rem 

dem  Joche  befreit,  und  die  Länder  ihren  rechtmäßigen  Regenten  zurückgegeben 
worden,  damit  überall  ein  rechtlicher  Zustand  an  die  Stelle  der  Willkühr  tre- 
ten möge*.    Ilicmil   i^t  der  isu  dem  angeA  §.  i«>5  gehörende  Vortrag  zu  ver- 
..i.     •  i .  welcher  loeo  dictaturae  gedruckt,  und  als  Beilage  40  dem  Protoeoll 
!   ist.     Vergl.  (>•  Gagbbn's)    Hein  \mheil  an  der  Politik,  Abth.  III, 
S«  <)~     1 1  |.    Freustüche  Erklärung  in  derselben  Sache  («die  Ii.  V.  habe  dafür 
tu  sorgen,  daft  auch  jedem  Einzelnen  in  gehörigem  Wege  sein  Recht  angedeihe  >>), 
im  d.  Protoc.  v.  1817,  §    112«    Oesiretcfi  theilte  «aufrichtigst  den  Wunsch  der 
\  ..  dafs  ieder  Teutsche  sein  Recht  im  gesetzlichen  Wege  linde».  Ebendäs. 
V  1,1.      Vorträge  des  Gesandten  der  16.  Stimme,  in  d.  Protoc.  r.  1817,  §.  36, 
n   lo«..  (litt    .ils  Beil.  54  /u  §«  »36  der  Protoc.  v.  1817  gedruckt,  S.  260  der 
Orig*Auag.,  u.  in  d.  Protoc.  >•  1818,  §.  206,  betr.  Möller's  und  Tasch's  Be- 
sehwerde   wider  Kurhessen.  —    Vorträge   des   würtemb.  Gesandten  über  die 
westuhal    Ingelegenheiten,  in  den  Protoc.  v.  1818,  §.  241,  u.  v.  182S,  Beil.  8  zu 
§.  98t    I  rörterungen  der  B.  \  .  in  ihren  Protoc.  v.  1817,  §.  1 36,  363  u.  421. 
Beschlnfli  derselben^  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  i36.  —  In  einem  Beschlufs  v. 
si.  Oktober  i83o  sagt  die  B.  V.:  es  sej  «zu  erwarten,  dafs  die  teutschen  Re- 
gierungen gerechten  Beschwerden,   wo  solche  bestehen,  und  im  gesetzlichen 
Wege  vorgebrachj  werden,   mit  landesväterlichem  Sinne  abhelfen,  die  ihnen 
bundesgesetzlich  obliegenden  Verpflichtungen  gegen  ihre  Unterthanen  erfüllen, 
und  auf  diese  Weise  jeden  Vorwand  /.u  sträflicher  Auflehnung  beseitigen  wer- 
(icj:      Iii  1  i  i  ii  n  Ouellensamml.  etc.  Fortsetzung,  S.  i5  f.  «Die  allmächtige  Allianz 
des  R  •  >>>  und  des  sittlichen  Forwärtqschreipen&y ,  bezeichnet  ein  wiener  halbamt- 
licher Zeitungsartikel  \om  iö.  September  i835  (.betreffend  die  Zwecke  der  Monar- 
chen von  Qeatreich,    Rufsland   und  Preufsen  und  ihrer  Minister  zu  Töplitz  im 
September  i835),    <ds  die  zweckmäsigste  Waffe  wider  revolutionäre  Gesinnun- 
gen  und   Bewegungen;  in  der  (Augsburger)  Allgemeinen  Zeitung  und  in  der 
I  rankfurter  OberPostamtsZeitung  vom  25.  Sept.  i835,  Beilage. 
•1  Rtan  B •  vorzüglich   oben  §.  2i5,   und  die  INote  i  zu  §.  284;   dann  die  in  der 
Note  a  angeführten  Protoc.  der  l>.  \  ..  desgl.  die  provisor.  CompetenzBestim- 
mung,  in  den  Protoc.  \.  1817,  §.  2^3,  Ii t -  C  (§.  5),  Nuin.  3,  lit.  bj   den  loeo 
dict  gedruckten  Co mmissions Vortrags   betr    den  Widerspruch  der  lippischen 
Stände   wider  die   versuchte  einseitige  Einführung  einer  neuen  landständischen 
Verfassung,   in  den  Anträgen,  I.  2  u.  3,  zu  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  9.  Sept. 
1819,  S.  619     629  der  Orig.Ausg,;  worauf  der  Beschlufs  der  B.V.,  wenn  einer 
gefafsl  ward,  dem  öffentlichen  ProtocoH  nicht  einverleibt  ist.    Auch  die  von 
dem  Bunde  garantirte  Verordnung  der  Grofsherzoge  von  Mecklenburg,  v.  28.N0V. 

-.  oben  .  297,  d.  Vergii  auch  oben  §.  216.  —  Wie  es  mit  den  Eingaben 
bei  der  Ii-  \  ..  in  solc  hen  Fällen  zu  halten  sey,  s,  oben  §.  149.  —  Die  wiener 
CongrefsVerhandlungen  über  diesen  Gegenstand,  s.  in  KlübeiTs  Uebersicht  der 
diplomatischen  \  erhandlungen  des  wiener  Congr.,  S.  173  ff.,  insbesondere 
s.  186  u.  270.  «Wo  Stund-  gegen  den  Mifsbrauch  der  SouverainetätsRechte 
der  I  ärsten  klagen  wollen,  mufs  nothwendig  der  Recurs  an  den  Bund  ihnen 
offen  stehen»;  so  lautete  eine  hannöverische  Erklärung,  welcher  Oestreich  bei- 
trat. Kxth*n*s  A.eten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.71,  Bd.  U,  S.  108. — 
Von  dem  Fall;  wenn  mehrere  Bundesglieder  als  correi  debendi,  oder  wegen 
comnexer  Ansprüche,  von  Privatpersonen  zu  belangen  sind,  oben  §.  177. 
/  )  Doch  i>t  hiebei  die  in  dein  §.  7  der  oben  (Note  b)  angef.  provisor.  Competenz- 
Beatimmung  der  B.  V.  enthaltene  allgemeine  Bemerkung  nicht  zu  übersehen: 
id*f*i  »renn  in  einem  oder  dem  andern  Fall  die  Competenz  der  B.  V.  noch 


der  Bundesgenossen  7.11  dem  Bund.  42i)o 

%wetjclliuß  seyn  sollte,   der  zeither  beobachtete  natürliche  Ausweg  vorbehalten 
bleibe,  die  Angelegenheit  zur  InstruclionsEinholung  zu  verweisen  sey». 
g)  Worte  der  oben  (Note  k}  angef.  provisor.  CompetenzBestimmung  der  B.  V., 
§.  4?  Num.  5.    In  der  bei  der  B.  V.  im  März  i83o  eingereichten  Beschwerde- 
schrift des  Frhrn.  v.  SicrstorpfF,    wider  den  Herzog  Carl  von  Braunschweig, 
heifst  es  S.        «So  ist  Gerechtigkeit  der  kräftigste  Verbündele  der  Legitimität. 
Diese  huldige  ihr  ohne  Ausnahme,   und  sie  kann  allen  Anfeindungen,  jedem 
Angriff  ihrer  Gegner  gestrost  entgegen  sehen.     Noch  leben  Zeugen  genug  von 
den  traurigen  Folgen,  die  daraus  hervorgingen,  als  der  Monarch  eines  grofsen 
Reichs  den  Beschlufs  eines  Gerichtshofes  cassirte,  und  dieser  dennoch  dabei  zu 
beharren  nicht  umhin  konnte.   (Arrete  du  parlement  de  Paris  du  4  janvier  1788. 
Man  s.  M.  A.  Thiers,  Histoirc  de  la  revolution  francaise,  T.  I  (2  edit.  Paris 
1828.  8.),  p.  18.)     Wie  entmulhigend  würde  es  auch  auf  die  Richter  in  den 
Bundesstaaten  wirken,    wenn  sie  sich  der  Besorgnils  hingeben  müfsten,  ihre 
Selbstständigkeit  und  Unabhängigkeit  im  Rechtsprechen,  in  vorkommenden  Fäl- 
len von  der  Hohen  Bundesversammlung  nicht  mit  Nachdruck  geschützt  zu  sehen! 
Schon  darum  ist  die  Gesanimtheit  des  Bundes,  sind  alle  Regierungen  bnndes- 
verv\andter  und  bundesfreier  Staaten  nicht  weniger,   als  die  ihrer  Leitung  An- 
vertrauten, auf  das  Höchste  bcthciligt  dabei,    dafs  zu  gerechtem  Volksunwillen 
nirgend  Anlafs  gegeben  werde.     Wilden  Ausbruch  desselben  mit  verstärkter 
Macht  zu  dämpfen,  dazu  nicht  allein,  auch,  durch  feste  Handhabung  der  Herr- 
srhaft  des  Rechts  wider  Unterdrückung  oder  Hemmung,  ihm  zuvor  zu  kommen, 
ist  der  Hohen  Bundesversammlung  der  erhabene  und  wohlthatige  Beruf  gege- 
ben».   Nach  Verletzung  der  Verfassungsurkunde  durch  Ordonnanzen  (Cabinet- 
Rescripte,  vom  2§:.  Juli  i83o),    reichten  zu  Paris  drei  blutige  Tage  (-27.  28.  29. 
Juli)  hin,  eine  Thronveränderung  und  wesentliche  Zusätze  und  Aenderungen  in 
der  Charte  constitutionelle  zu  bewirken.    Discite  justitiam  etc. 
//)  Wer  hat  zu  entscheiden  über  die  Frage:   ob  ein  von  der  allgemeinen  Reichs- 
Versammlung  unentschieden  gelassener  RecürT,   den  eine  jetzt  zu  dem  Bund  ge 
hörige  Staatsregierung  wider  ein  reichsgcrichlliches  Frkenntnifs  bei  derselben 
angebracht  hatte,  begründet  sey,  wenn  der  Gegner  des  Recurrenten  ein  jetziges 
Bundesglied,   oder  ein  Unterthan  eines  solchen,    wohl  selbst  des  Recurrenten, 
ist?    Vergl.  Protoc.  der  B.  V.  in  der  von  Berlepschischen  Beschwerdesache  wider 
Hannover,  v.  1818,  §.  i35,  und  in  dem  als  Beilage  21  dazu  gehörenden  Vortrag. 


§♦   218.  (158<\) 
F  o  r  t  s  e  t  z  u  n  g. 

VI)  Können  Privatpersonen  zu  Befriedigung  ihrer  Ansprüche 
darum  nicht  gelangen,  weil  gänzliche  oder  theilweise  Ungewifsheit  vorwal- 
tet, wer  von  mehreren  Bundesgliedern,  oder  wie  weit  jeder  von  ihnen, 
sein  Schuldner  sey ,  so  steht  denselben  der  Becurs  an  die  B.  Y»  ollen 
(§♦  176).  VII)  Auch  die  Landesherrschaft  kann  bei  Widersetzlich- 
keit der  Unterthaiien ,  bei  Aufruhr,  und  bei  gefährlichen  Bewegungen, 
von  der  B.  V.  Beistand  verlangen  und  erwarten  (§.  167  u«  f.),  die  in 
solchen  Fällen  selbst  unaufgefordert  für  Erhallung  und  Wiederherstellung 
der  Ruhe  zu  sorgen  hat  (§.  167).  VIII)  Ueberhaupl  sind  alle  Interes- 
senten befugt,  bei  der  B.  V.  auf  geziemende  Weise  zu  begehren,  sowohl 
ungesäumte   vollständige    Festsetzung    oder    Vollziehung,   als  auch 


I.  Um  iL  VI.  Cap>  I.  Abth.  Rechtsverhaltnifs 


pünktliche  Beobachtung  desjenigen,  Mas  durch  die  SehlufsActe  des 
wiener  Concresses  In  Absicht  auf  teutsche  Bundes  Verhältnisse  (/..  B.  Art.  3a, 
43,  .*6  u.  5a),  durch  die  Bund  es  Acte  (z.  B.  Art.  6,  8,  12  bis  iÖ,  unten 
\}.  •';!;>   IV.  ),  durch  die  wiener  SehlufsActe  um   1820  (z.  B.  Art.  53  —  65), 

u ml  durch  BundestagsBeschlüsse  ausdrücklich  oder  durch  den  erklärten 
BnndesxweCk  stillschweigend  festgesetzt  ist  l\)  Am  häufigsten  sind  bei 
der  B,  \.  die  so  genannten  Pi  va  tRecla  mationen,  Recurse  von  Pri- 
vatpersonen wnler  Bundesglieder,  für  deren  Prüfung,  Vortrag  und 
Begutachtung,  bei  derselben  fortwährend  eine  eigene  Commission  bestell! 

19,  i5a,  u.  ebend.  Note  C,  169,  c).  X)  Wird  in  Fallen  dieser 
\rt.  iej  es  von  einem  Bundesgenossen  oder  vofl  einem  Andern,  die  Hülfe 
des  Bundes  angerufen :  so  mufs  das  Bestreben  des  Reclamanten  vor  allen 
Dingen  dahin  gerichtet  seyn,  die  C.ompetenz  der  ß»  V.  für  den  vorlie- 
genden Fall  zu  begründen  "  .  \I)  Glauben  Untcrthancn  eines  Bundes- 
staates gerechte  Beschwerde  wider  eine  zu  dem  Teutschen  Bund  nicht 
g  e  Ii  ü  r  e  n  de  St  a  a  t  s  r  e  g  i  e  r  11  n  g  zu  haben  ,  und  hoffen  sie  günstigen 
I  Ig  von  einer  Verwendung  der  B.  \.  bei  derselben,  SO  haben  sie 
dieselbe  nicht  unmittelbar,  sondern  durch  ihre  Landesherrsehaft  bei  der 
B,  \ .  nachzusuchen  Ä). 

.)  Seil  dem  Beschluß  v.  1.  .luli  18  ;.  j  (oben  §.  i58,/),  werden  die  Verhandlungen 
der  B.  V.  über  Beschwerden,  welche  bei  ihr  von  Privatpersonen  wider  Bundes- 
glieder, oder  von  Bundesgliedern  unter  sieh  vorkommen,  den  Midien  nicht  nur 
jlej  Publicum*,  sondern  auch  der  beschwerdeführenden  Privatpersonen,  so  viel 
möglich  entzogen;  sie  werden  nicht  mehr  in  die  zum  öffentlichen  Druck  bestimm- 
ten  Protocolle  aufgenommen.  Ausnahmen  werden  nur  auf  ausdrückliches  Ver- 
langen einzelner  Bundesglieder,  iu  sie  selbst  betreffenden  Angelegenheiten,  ge- 
macht.    Beispiele,  in  den  Protoc.  der  B.  V-  v.  1827,      27,  28,  64,  71. 

b)  Man  s.  oben  §.  187,  Num.  7. 


Verwendung  der  B.  V.  bei  Bundesstaaten,  auf  Begehren  fremder 

Staatsregierungen» 

Begehrt  eine  zu  dem  Teutschen  Bund  nicht  gehörende 'Staats- 
ri  gierung,  Verwendung  der  B.  V.  in  einer  Angelegenheit,  welche 
einen  Bundesstaat  betrifft,  so  ist  die  B.  V.  vermöge  des  Bundeszwecks 
(  [.  106),  zu  einer  Verwendung  dieser  Art  an  sich  berechtigt.  Dieselbe 
bat  jedoch,  1  )  wenn  die  Beschwerde  zunächst  einen  Unterthan  des  Bun- 
desstaates betrifft,  den  Beschwerdeführer,  der  Begel  nach,  zuvörderst  an 
die  La nd esh c rr sc h a f t  des  Lnterthans  zu  verweisen.  Wird  hier  die 
Beschwerde  ordnungsmäßig  nicht  gehoben,  und  hierauf  von  Neuem  die 
Verwendung  der  B.  \.  in  Anspruch  genommen,  so  hat  diese,  nach  Maas- 
gabe des  2.  Artikels  der  BundesActe,  die  geeigneten  Schritte  zu  thun  a). 
Betrifft  aber  2)  die  Beschwerde  die  Regierung  eines  Bundesstaates 
unmittelbar,  und  wird  die  Verwendung  in  der  Absicht  nachgesucht,  diese 


der  Bundesgenossen  zu  dem  Bund. 
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Regierung  zur  Entsagung  auf  einen  wider  die  auswärtige  Regierung  ge- 
machten Anspruch,  oder  zu  gütlicher  Beilegung  einer  über  noch  zweifel- 
haftes Recht  entstandenen  Irrung,  zu  bewegen;  so  ist  die  B.  Y.  befugt, 
ihre  guten  Dienste  (bona  officia),  und  selbst  ihre  Vermittlung, 
wenn  beide  Theile  einwilligen,  eintreten  zu  lassen.  Ist  aber  der  Gegen- 
stand der  Beschwerde  eine  von  Seite  des  Bundesgliedes  der  fremden  Re- 
gierung widerfahrene  Rechtsverletzung,  und  findet  die  B.  V.  dieselbe 
gegründet;  so  liegt  ihr  ob,  das  Bundesglied  zu  schleuniger  und  genügen- 
der Abhülfe  aufzufordern,  und  mit  dieser  Aufforderung,  nach  Befinden 
der  Umstände,  solche  Maasregeln  zu  verbinden,  durch  welche  weiteren 
friedestörenden  Folgen  zu  rechter  Zeit  vorgebeugt  werde*),  und  wofür 
ein  Rechtfertigungsgrund  aus  dem  2.  Artikel  der  BundesActe  hergeleitet 
werden  kann  c). 

a)  Diese  Sätze  sind  gegründet  in  dem  Geist  der  Bundesverfassung,  und  darum  an 
'  genommen  in  der  provisorischen  Bestimmung  der  Competenz  der  B.  V.,   in  d. 

Protoc.  v.  1818,  §.  223,  lit.  C,  Num.  3,  d. 

b)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  36  u.  37.    Vergl.  oben  188. 

r)  Vergl.  die  angef.  provisorische  Bestimmung  der  Competenz  der  B.  V.  a.  a.  O» 

§•  220.  (159.) 

Schutz  und  Garantie  von  Seite  des  Bundes.    Recht  der  Bündnisse. 

I)  Jeder  Bundesstaat,  als  solcher,  ist  berechtigt,  von  dem  Bunde 
Schutz,  gegen  jeden  Angriff,  von  Aufsen  oder  von  Innen  (§.  106  u. 
187  ff.),  so  wie  II)  Garantie  seiner  xämmtlichen,  unter  dem  Bunde  be- 
griffeneu Besitzungen,  zu  fordern  «).  III)  Zwar  hat  jeder  Bundesstaat 
das  Recht  der  Bündnisse  aller  Art,  aber  er  ist  verpflichtet,  in  keine 
Verbindungen  sich  einzulassen,  welche  gegen  die  Sicherheit  des  Bun- 
des, oder  einzelner  Bundesstaaten,  gerichtet  wären*). 

n)  BundesActe,  Art.  11.  Vergl.  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  355  ff. 
423  f.  u.  485.    V  ergl.  oben  §.  184. 

b)  BundesActe,  Art.  ii.  Vergl.  oben  §.  188  u.  Klürkr's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II. 
S.  85  ff.,  355  ft*. ,  423  f.,  4^5,  499  u;  532.  —  Der  ganze  Satz  des  \i.  Art.  der 
B.  A.,  das  BündnifsRccht  botreffend,  ist  in  der  franz.  Uebersetzung  dieses  Ar- 
tikels, Vielehe  in  dem  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  63,  sich  befindet, 
hinweggeblieben,  vermuthlich  aus  Versehen.  In  der  in  der  wiener  Staatscanzlci 
gefertigten  franz.  Uebersetzung  der  BundesActe  sind  die  Worte  «aller  Art»  (de 
toulc  espece)  unübersetzt  geblieben. 


§•  221.  (i6o.) 

Krieg  und  Streitigkeiten  unter  Bundesgenossen.     Störung  der  innern 
Ruhe,  und  Verrückung  des  Besitzstandes. 

1)  Die  Bundesglieder  sind  verpflichtet,  einander«)  unter  keinerlei 
Vorwand  zu  bekriegen,  noch  II)  ihre  Streitigkeiten  mit  Gewalt 


2»(j    1.  Theil.  VI.  Gap.  I.  Alrth,  Rechtsv^rhälttfiifs  etc. 


*u  verfolgen,  s  tuieru  sie  bei  der  Bundes  Versammlung  anzubringen 
Diese.  :  i  1  •  dann  V e r  mittlnng  durch  einen  ^.usschafs,  und,  wenn 
solche  nieht  gelingt,  richterlich«  Entscheidung  durch  eine  wohl- 
geordnete ^ustr ngallnsta nz  ff  *73  ü.  fF .  u.  216).  III)  Bei  Störung 
der  Innern  Ruhe  und  Sicherteil  des  Bundes,  bei  cigcnmäch- 
\  ejrrnckung  des  Besitzstandes,  von  Seile  eines  Bundesgföedes 
■  ein  andern,  Iritl  bundesrer&ssungsmäsig  die  vollziehende  Wirksam- 
keit der  BimdesTCvsMSiiiilunff  ein  <■). 

|  \  «>u  [{Hegen  eitix&lner  Bundesgenossen  mit  Auswärtigen,  ist  hier  nicht  die  Rede. 
Doch  hat  «in  Bundesstaat,  in  dieser  Beziehung,  gegen  jeden  Angriir  Schutz  von 
<"  "i  Bund  ' 1 1  Crpwarten,  Rlr  seine  unter  dem  Bunde  begriffenen  Besitzungen 
• :!~  "•  ff,  ll,  .'••«. i.  Er  ist  aber  dagegen  hesvhränkt  in  dem  Recht,  Rundnisse 
SU  errichten  (ebendas.).  Der  Fall  eines  Kriegs  solcher  Rundesgenossen  unter 
mint,  welche  Staaten  tuuter  dem  Bunde  besitzen,  ward  in  den  wiener  Conferen- 
berQhrt,  von  Baiern,  Holstein,  und  den  Deputierten  der  vereinigten  Fürsten 
und  I  reien  Städte  (Arten  eh.,  Bd.  11,  S.  35-  f.,  4*3',  43i  ß),  »her  eine  aus- 
drflckli<  he   Bestimmung   deswegen    der  RundesAetc  nicht  einverleibt.  Vergl. 

191.    1  s   bleibt  alsö  einem  solchen  Angegriffenem.  Rundesgenossen  die  Ref'ug- 
nifs.    nach  Art.  11   der  Hundes \cte ,    Schutz    und  C.avantie für  seine  unter  dem 
Bunde  begriffenen  Staaten,  von  dem  Rund  zu  fordern,  so  bald  der  Rrieg  auch 
Staaten  berührt  (vergl.  die  angef.  Acten  etc.,  Rd.  II,  S.  430 ;   ein  Gegen- 
stand, welcher,  iin  concreten  Fall,  zu  wichtigen  Erörterungen  und  Ereignissen 
Inlafs  geben  kann«     Die  wiener  SchlufsActe  v.  189.0,  Art.  47,  gibt  ciue  aus- 
driii  Uli*  he  1  iestimmung  hierüber.    ]\lan  s.  oben  §.  191. 
/1  BundesActe,   Ar!.  11.    Vergl,   Klübeb's   angef.  Acten  etc.,  Rd.  II,   S.  356  f., 
4^3  F.,    |3o  UL  dj85.    —    Der  Satz  des  §.   gilt  von  allen  und  jeden  Streitigkeiten 
\nn  Rundesglirdern  unter  sie- Ii«.   Oben      iy3.  —  Ein  Verzeichnifs  von  i5  Streit- 
eichen  unter  Rundcgliedern ,    die  vom  Ende  des  J.  1816  bis  zu  dem  Ende  der 
Sitzungen  im  J.  1819  bei  der  R.  V.  angebracht  wurden,  findet  man  in  G.  v. 
Mmh,\  Keperfpr.  zu  den  \  erhandl.  der  R.  V.,  Heft  II,  S.  xro  f. 
0  Hie\on  oben  §.  167  U.  172. 


§.  222.  cieio 

P/lichten  in  Absicht  auf  Bundeskriege. 

Bei  einmal  erh!.;irtem  Bund  es  krieg  (§.  190),  darf  hein  Mitglied 
des  Bundes,  1)  einseitige  Unterhandlungen  mit  dem  Feind  einge- 
hen, 2)  noch  einseitig  W a  ff  e  ns t  i  1 1  s  t and ,  oder  3)  Frieden  schlief- 
tea  a  .  Demnach  ist  4  )  auch  kein  Bundesgenofs  ,  im  Fall  eines  Bundes- 
hriegs,  zu  einseitiger  Abrufung  seiner  Continge  ntTruppen  von  dem 
Bundesheer  oder  5)  zu  Neutralität  c)  berechtigt,  in  Ansehung  sei- 
ner unter  dem  Hund  begriffenen  Besitzungen  d). 

a)  Alan  s.  oben  §.  191. 
i   Bafern  trtig,  arif  dem  wiener  Congrefs,  auch  auf  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
an.   dafs  in  einein  Rundeskrieg  kein  Rundcsglied  seine  Truppen,  den  Fall  der 
Seth/wehr  ausgenommen,   von  dem  Ganzen  trennen  dürfe.     Dieser  Antrag  ward,  - 
nur  mit  Ausnahme  der  Worte:  «den  Fall  der  Nothwehr  ausgenommen»,  an- 
fangs angenommen,  nachher  aber  von  Baiern  zurückgenommen, '«  weil  sich  von 
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selbst  verstehe,  dafs  in  einem  Bundeskrieg  ein  Mitglied  nicht  die  Contingent- 
Truppen  zurückrufen  könne».  Vergl.  Klübek's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  85  ff., 
357,  42^,  43o  u.  499- 

c)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  4i«  Es  folgt  auch  aus  den  Bestimmungen  des 
11.  Art.  der  BundesActe.  Vergl.  §.  190.  —  Analogie  des  solonischen  Gesetzes, 
bei  Gellils,  N.  A.  II.  12. 

d)  Von  der  Neutralität  des  Bundes,  in  Beziehung  auf  bundesfreie  Besitzungen  eines 
Bundesgliedes,  oben  §.  187  u.  221. 

§.  223.  (162.) 

Befugniss  der  Bundesgenossen  zu  auswärtigem  Gutsbesitz  und  Staats- 
dienst, auch  zu  Veräusserung  von  Staatsgütern ,  einzelnen  Gebiets- 
t heilen,  und  SouverainetätRechten. 

I)  In  Absicht  auf  auswärtigen  Staats-  und  Gutsbesitz,  II)  in 
Ansehung  der  Befugnifs ,  in  auswärtige  Staatsdienste  zu  treten«), 
und  III)  nach  der  eigenen  Landesverfassung  gültige  Veräu  fser  ungen 
der  Staatsgüter  (§.  333)  und  einzelner  Theile  des  Staatsgebietes 
(§.  33o),  ohne  die  darauf  haftenden  SouverainetätRechte ,  vorzunehmen, 
sind  den  Bundesgenossen,  von  dem  Bund  ausdrückliche  Einschränkungen 
nicht  gesetzt.  IV)  Dasselbe  gilt  von  der  Yeräufserung  solcher  Sou- 
v  e  r  a  i  n  e  t  ä  t  R  e  c  h  t  e ,  die  auf  einem  zu  dem  Bunde  gehörenden  Gebiet 
haften  ,  wenn  solche  an  Mit  verb  ü  n  dete  geschieht*  Geschieht  dieselbe 
an  Auswärtige,  so  wird  Zustimmung  der  Gesammtheit  der  Bundesglie- 
der erfordert  &). 

«)  Anders  war  es  in  dem  rheinischen  Bund.  Klüber's  Staatsr.  des  Bheinbundes, 
§.  80.  —  Der  jetzige  souveraine  Landgraf  Ludwig  von  HessenHomburg  steht  in 
preufs.  Kriegsdiensten. 

b)  Vergl.  §.  129  u.  33o.  —  Die  rheinische  BundesActe,  Art.  8,  verbot  Vcräufse- 
rungen  dieser  Art  schlechthin. 


ZWEITE    ABT  HEILUNG. 

liechtsverhältmss  uer  Bundesgenossen  zu  andern  SöuverainStaaten 

und  Staatenvereinen. 


$  224.  (163  0 

Berechtigung  und  Beschränkung  der  Bundesgenossen,  im  Verhällniss 

nach  Aussen* 

I)  Jeder  teutsche  Bundesstaat  hat,  in  seinem  Verhältnifs  nach  Anfscn 
sowohl  zu  teutschen  Bundesstaaten,  als  auch  zu  Souvcraincn,  welche  dem 
deutschen   Bunde   nicht  angehören,   und  zu  andern  Staalenvereinen ,  die 
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Hechte  unabhängiger  Staaten  (  §.  a38);  insbesondere  ist  er  berechtigt, 
sein  Rechts) » i  li.ilinils  /u  ihnen  frei  und  selbststSndig  zu  bestimmen  ")• 
II)  Ooch  isl  er  durch  Pflichten,  welche  seine  Vereinigung  mit  dem  Teut- 
leben Bund  ilnii  auflegt,  in  der  Ausübung  mancher  von  diesen  Rechten 
best  brfinlit  im  meisten  ist  dieses  der  Fall  bei  Streitigkeiten  mit 
Ii  ii  nd  es- enns.se  n  (  ».21  11.  f.).  fc)  Niehl  mir  der  erklärte  Zwcch  des 
Bundes  (§.  i*>'>»  überhaupt,  sondern  auch  die  ausdrücklichen  Bestimmun- 
gen seiner  Grundverträge  l>)  ßber  das  Kriegs-,  Friedens-  und  Bund* 
iii  srechl  der  Bundesgenossen,  begründen  Einschränkungen  dieser  Art. 
Den  Fall  wahrer  N  <»  1  h  n\  e  Ii  r  oder  abgenothigter  unaufschieblicher  Selbst- 
bülfd  ausgenommen,  Könnte  ein  Idols  mil  teutschen  Bundesstaaten  versehe- 
ner Bodverain^  ohne  Zustimmung  des  Hundes,  zu  einer  Kriegserklä- 
rung gegen  aus^  artige  Machte,  oder  zu  H  r  iegs  l>  ün  d  nisse  n  mit  ihnen,  sich 
nicht  Rur  berechtigt  halten  '•).  3)  Der  Zweck  und  die  Grund  vertrage  des 
Hundes  legen  jedem  I in ndesgliede  die  Pflicht  auf,  an  den  Verhandlun- 
gen und  Maasregeln  T  Ii  eil  zu  nehmen,  welche  der  Bund  für 
Sicherung  seines  Rechtzuslandes,  sowohl  im  Ganzen  als  auch  ein- 
zelner 1  heile,  milbig  findet,  namentlich,  von  dem  VertheidigungsSystem 
des  Bundes  (§.  198  u.  flF.)  und  von  Bundeskriegen  (§.  188  u»  fF.  u*  222) 
sicii  nicht  auszuschließen.  4)  l<ur  manche  völkerrechtliche  Verhältnisse 
einzelner  Bundesglieder  mit  auswärtigen  Staaten,  ist  dem  Bund  ein  Recht 
zu  bestimmter  Mitwirkung  eingeräumt,  z.B.  zu  Berathung,  Dazwischen- 
kunft,  Verwendung        Vermittlung  (§.  1O7  u.  1'.). 

1  Das  Nähere  unten  §.  555  u.  ff.  —  Dafs  bei  manchen,  sie  geradezu  beteiligen- 
den Bestimmungen  des  pariser  Friedens  v.  1814  •>  der  SchlufsActe  des  wiener 
Cöngresses,  und  des  pariser  Ha  upt  Vertrags  v.  '20.  Nov.  i8i5,  teutsehc  Souverain- 
Staaten  tu  unJnittetbatei1  Mitwi^ltulig  nicht  ^etässen  wurden,  war  eine  factiselie 
knomalie,  welche,  in  gleicher  Weise  auch  so  manche  andere  europäische  Staa- 
len  treffend,  in  gebietenden  Umständen  des  Augenblicks  Entschuldigung  findet, 
mithin  das  Rechtsverbaltnifs  an  sich  nicht  aufheben  kann  Dagegen  Avard  dieses 
desto  sichtbarer  beachtet,  in  dem  GencralRccefs  der  frankfurter  Territorial- 
Commission  v.  1819  (oben  §.  58).  —  Das  Rangverhältnüs  der  einzelnen  Bundes- 
glicder,  sowohl  unter  sich  aufscrhalb  der  Bundesversammlung  (§.  n5),  als 
auch  gegen  die  zu  dem  Bund  nicht  gehörenden  Souveraine,  wird  durch  den 
Bundesverein  nic  ht  geändert.  —  Von  (Garantien  auswärtiger  Mächte  für  einzelne 
Bundesstaaten,  s.  §.  t5  u.  558. 

/.)  Bundes  Acte,  Art.  11.  Wiener  SehlufsActe  v.  1820,  Art.  6  u.  35  ff.  —  Das 
Nähere  oben  §.  188  u.  ff.,  2i3,  VII —  IX,  u.  219  —  223. 

1  1  VergL  Klübeh's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  85  ff.,  io3ff.,  114  f.,  116  f.,  122  f., 
i3o  f.  u.  43i.  Kaiserl.  russische  Erklärung  defshalb,  ebendas.  Bd.  I,  Heft  1, 
S.  62  f.  —  Gröfserc  Ausdehnung  wird  dem  Kriegsrecht  der  einzelnen  Bundes- 
»ta aten  gegeben,  in  I.  W.  Tittmaww's  Darstcll.  der  Verfassung  des  t.  Bundes. 
S.  96  tu  ff. 

'  )  \  on  der  Beschränkung  der  Verwendung  des  Bundes  für  Unterthanen  eines  Bun- 
desstaates bei  Auswärtigen,  oben  §.  188.  —  Von  der  Verwendung  der  B.  V.  bei 
Rund" t  rauten ,  auf  Begehren  fremder  Slaatsrcgierungen ,  oben  §.  219.  —  Sehr 
beschrankend  ist  eine  b&ditche  Erklärung,  in  d.  Protor.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  2i5. 
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DRITTE    ABT  II  EILUNG. 

Hechts  verliältniss  der  Bundesgenossen,  als  solcher,  zu  ihren 

eigenen  Staaten* 


§•  225.  (164.) 

Des  Bundes  Aufrechthaltung  und  Garantie  der  Grundverfassung  in 
den  Bundesstaaten.    Beachtung  der  letzten  bei  Abfassung  der  Bundes- 
beschliisse.    Verkündigung  dieser  Beschlüsse.   Protestationen  dawider. 
Landständisches  Verhältniss  zu  Geldbeiträgen  zu  dem  Bund, 

I)  Die  Bundesgenossen  und  ihre  Unterthanen  (•§.  184  u.  227),  sind 
berechtigt,  von  dem  Bund  zu  fordern,  dafs  er,  wie  ihren  Rechtzustand 
überhaupt,  also  auch  insbesondere  ihre  Staatsverfassung  schirme.  Durch 
den  erklärten  Bundeszweck  a)  ist  der  Bund,  mithin  auch,  als  Stellvertreter 
der  Gesammtheit,  die  Bundesversammlung  'verpflichtet,  nicht  nur  für  Ein- 
führung einer  landständischen  Verfassung  (§.  283),  sondern  auch  für 
Aulrechthaltung  der  rechtmäsigen  Grundverfassung  in  den  Bundesstaaten 
(5-  283  u.  284)1  das  heifst,  der  verfassungsmäßigen  wechselseitigen  Rechte 
und  Pllichteu  des  Staatsoberhauptes  und  der  Unterthanen,  auf  Anrufen  des 
über  Verletzung  des  Rechtzustandes  sich  beschwerenden  Theils,  in  den 
bund  es  verfassungsmäßigen  Fallen  Sorge  zu  tragen;  also  dann  verpflichtet 
zu  Aufrechthaltung  b)  der  Staatsverfassung,  auch  wenn  Garantie 
derselben  bei  dem  Bund  ausdrücklich  nicht  verlangt,  oder  von  ihm  nicht 
besonders  zugesagt  wäre  (§.  217,  283).  Dem  ist  die  Bestimmung  der 
wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art«  61  (unten  §.  284),  nicht  entgegen. 
II)  Die  Bundesversammlung  ist  berechtigt,  die  von  einem  Bundesglied,  für 
die  in  seinem  Land  eingeführte  landständische  Verfassung,  nachgesuchte 
Garantie  zu  übernehmen  c);  welches  schon  mehrfach  geschehen  ist 
Durch  Uebernehmung  der  Gewährleistung  erhält  dann  die  B.  V»  die  Be- 
fug nifs,  auf  Anrufen  der  Belheiligten ,  die  Verfassung  aufrecht  zu  erhal- 
ten ,  und  dir  über  Auslegung  oder  Anwendung  derselben  entstandenen 
Irrungen ,  so  lern  dafür  nicht  anderweitig  Mittel  und  Wege  gesetzlich  vor- 
geschrieben sind,  durch  gütliche  Vermittlung  oder  compromissarische  Ent- 
scheidung beizulegen  III)  Zu  einem  grundgesetzlichen  Bundesbeschlufs, 
der  eine  notwendige  Folge  des  Bundeszweckes  nicht,  und  der  eigenen 
Staatsg  rund  Verfassung  zuwider  wäre,  ist  kein  Bundesglied  berech- 
tigt, seine  Einwilligung  zu  geben/).  IV)  Verbindende  Kraft  für  die 
Staatsbehörden  und  Unterthanen  in  den  Bundesstaaten,  erlangen  die 
Bundesbeschlüsse  durch  ihre  laiidesvcrfassungsmäsige  Verkündigung  von 
Seite  der  inländischen  Staatsregierimg  (§.  214,  21 5,  362  u.  5o4,  Note  d), 
V)  Protestationen,  Petitionen  und  Adressen  in  Bundesstaaten, 
wider    BundestagsBeschlüsse,    erklär!    die    Bundesversammlung    für  unzu- 
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lavsi-  i  \  1 1  in  denen  l Bundesstaaten ,  wo  der  Voranschlag  (das  Budget) 
der  Staatsau.s»al>en  von  einer  Bewilligung  der  Landslände  abhängt, 
ltfil.nl  rs  iu-i  den  zu  dem  Bunde  au  leistenden  Geldbeiträgen,  einer  solchen 
Einwilligung  nicht  M-  Doch  ist  den  Standen,  durch  Vorlegung  des  Bun- 
desbesi  hlusses,  die  N  o  t  Ii w  e n d  i g h  ei  t  des  Beitrags  nachzuweisen. 

..)   BundetActe,   Vit-         Vergl.  auch  Art.  ii.    Ohm  §.  106  u.  «17. 

;  1  l>..is  heilst,  Jen  Theil,  welcher  der  Verfassung  entgegenhandelt,  hiedurch  den 
RechUusUnd  \eilet/t  "<-),  und  die  innere  Ruhe  gefährdet,  auf  Anrufen 
des  Andern,  durch  Eweckdiehliche  Mittel  zu  Erfüllung  seiner  PflicKt  zü  bewe- 
gen, «'der  .nu  ll  /u  Hölingen.  Aic  h!  blöfs  den  l  nl ert hauen ,  auch  dem  Staats- 
oberhaupt, dient  de*  Sehnt/,  der  Hechte,  wozu  die  Gesainmtheit  verpflichtet  ist. 
\  t  r-1.  Preufcens  Vorschlag,  in  Iii  im  1. 's  Acten  des  wiener  Cougr. ,  lkl.  II,  S.3o5; 
ferner,  oben  §.  »17  u.  t  u.  167  u.  1'.,  insbesondere  die  wiener  SchlufsActe  v. 
i8u>,  Art.  Tv, ,  tu  u.  6». 
1  Wiener  SrhlulsVte  \.  id.u>,  Art.  b<>.  In  ihrer  provisorischen  Bestimmung 
der  Competens  der  B.  V.  V.  181-,  nahm  die  B.V.  als  Grundsat/  an:  «die  B.  V. 
m  \  berufen  .  Garantie  der  \  erfassüngen  einzelner  tcutscher  Staaten  dann  zu 
übernehmen,  wenn  der  einzelne  Staat,  unter  den  gehörigen  Erfordernissen, 
dag  heilst,  untrr  einstunriviger  Erklärung  des  Fürsten  und  der  Stände,  darauf  an- 
träjgt,  «I  iis  der  Bund  die  Garantie  seiner  Verfassung  übernehme».  Protoc.  der 
B.V.  181-,  §.  223,  lit.  Ii,  Kum.  2.  Nach  einem  in  allen  Bundesstaaten  publi- 
litten  Beschluß  der  \\.  \.  vom  18.  Aug.  i836  (wov.  auch  §.  184,  Note  b)  ist 
jeder  Bundesstaat  verpflichtet,  einen  in  einem  andern  Bundesstaate  des  Hoch- 
verraths Ingeschuldigten  dahin  auszuliefern,  wenn  derselbe  nicht  sein  eigener 
InVcrthan,  und  nicht  wegen  eines  andern  Verbrechens  Inquisit  oder  Sträf- 
ling ist. 

d)  Note  des  grofshcr/.ogl.  s.  weimar-eisenaeh.  Gesandten  am  Bundestag,  v.  28.  Nov. 
18165  in  der  Heil.  >. j  zu  §.  35  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  wo  für  die  be- 
gehrte ausdrückliche  Garantie,  die  Verpflichtung  und  Berechtigung  des  Garants 
verlangt  wird,  wider  den  dem  \  erfassungsvertrag  entgegenhandelnden  Theil  alle 
■weckdienlichen  Mittel  anzuwenden,  um  diesen  zu  vertragmäsiger  Erfüllung  zu 
vteg-en,  oder  auc  h  zu  nöthigm.  Verhandlungen  des  Bundestags,  über  die  nach- 
gesuchte BundesGarantie  des  s.  weimar-eisenachischen  Grundgesetzes  v.  5.  Mai 
ittif»,  über  die  Landständische  Verfassung;  desgleichen  über  die  Verfassungs- 
urhunden von  S.  Hildburghausen  u.  von  Baden  (1818),  von  S.  CoburgSaalfeld 
(1821  u.  1822),  u.  über  eine  Vereinbarung  der  Grofsherzogc  von  Mecklenburg 
mit  ihren  Landständen,  über  rechtliche  Entscheidung  bei  Streitigkeiten  über 
Landesverfassung  oder  Ausübung  der  landesherrlichen  Gewalt;  in  d.  Protoc. 
\.  1817,  §.  416?  r,  1818,  §.  127.    Vergl.  unten  §.  283  f;  u.  297,  d. 

•  )   Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  60. 

f)  Aufserdem  könnte  ein  Bundesglied,  nach  eigenem  Gefallen,  durch  öffentliche 
\  ertrage  der  inländischen  StaatsGrundverfassung  derogiren.  Und  doch  kann 
eine  landständische  \  erfassung,  selbst  nach  einem  Grundvertrag  des  Bundes 
(wiener  SchlufsActe  v,  1820,  Art.  56),  nur  auf  verfassungsmäßigem  Wege  abge- 
ändert werden.    Vergl.  §.  2i5,  284  u.  362. 

;  1  Beschluß  der  B.  V.  v.  9.  Aug.  i832;  in  liLt'iim's  Qucllensainmlung,  Fortsetzung, 
S.  70. 

h)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  58. 
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Der  Bund  beschränkt,  in  der  Regel,  die  Bundesgenossen  nicht,  in 
der  eigenen  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung. 

I)  Aufser  dem  Fall  der  übernommenen  besondern  Garantie  der  land- 
ständischen Verfassung,  und  der  Aufrechthaltung  der  über  den  i3.  Artikel 
der  BundesActe  in  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art»  54  bis  59,  ent- 
haltenen Bestimmungen,  oder  einer  bei  ihr  angebrachten  Beschwerde  über 
Verletzung  der  (wenn  gleich  von  dem  Bund  nicht  besonders  garantirten) 
Grund  Verfassung  des  Landes  C§.  225  u.  284),  ist  die  Bundesversammlung 
nicht  berechtigt,  in  die  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung, 
in  landständischen  Angelegenheiten,  auch  nicht  in  Streitigkei- 
ten zwischen  den  Landesherren  und  ihren  Ständen  einzuwirken, 
(f,  104,  184,  214  u.  21 5),  so  lang  solche  nicht  den  Charakter  aufrühreri- 
scher Bewegungen  oder  wirklichen  Aufruhrs  annehmen  «) ,  oder  über  ver- 
sagte oder  verzögerte  Justiz  begründete  Beschwerde  geführt  wird  (§.  169), 
oder  der  Fall  unerlaubter  Selbsthülfe  eintritt  Q§.  171;  auch  217).  II)  Ueber- 
diefs  haben  die  Bundesgenossen,  ungeachtet  ihre  Souverainetät  oder  unab- 
hängige Staatsgewalt  in  der  BundesActe  ausdrücklich  anerkannt  wird 
aus  na  hm  weise  in  der  BundesActe  sich  zu  gewissen  Einschränkun- 
gen und  Normen  verpflichtet  deren  Vermehrung  durch  bundesver- 
tragmäsig  (§.  i56)  errichtete  Beschlüsse,  noch  fernerhin  Stat  haben  kann, 
insbesondere  für  Handhabung  der  iiinern  Sicherheit  Teutschlands  und 
für  Beförderung  der  gemeinschaftlichen  und  individuellen  Wohlfahrt  der 
Bundesstaaten. 

a)  Wiener  SchlufsActe  %  1820,  Art.  53  u.  61.  —  Vergl.  oben  §.  2i5  u.  167  u.  f. 

b)  BundesActe,  Eingang  u.  Art.  1.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  53.  Klübkr's 
angef.  Uebersicht  etc.,  S.  i56  f.  u.  257. 

e)  Vergi.  den  Eingang  des  18.  Art.  der  BundesActe,  und  dessen  Geschichte,  in 
Klüber\s  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  264  f.  Ebendess.  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II, 
S.  536.  —  Auch  sehe  man  die  BundesActe,  Art.  14 — 19.  —  Was  Baiern  und 
Würtemberg  in  dieser  Hinsicht  anfangs  erklärten,  s.  in  Klüber's  angef.  Ueber- 
sicht etc.,  S.  257  —  262. 

tl)  Beschlüsse  der  B.  V.  v.  20.  Sept.  1819  und  von  i832  u.  i833.  Vergl.  oben 
§.  106. 


§♦  227.  des.) 

Einzelne  Rechtsverhältnisse. 

Lundständische   Verfassung.     Gemeinschaftliche  oberste   Gerichte  etc.     Gerichte  dritter 
Instanz  für  alle  Bundesstaaten.    Recurs  an  die  B.  V.  wegen  Justizverweigerung. 

In  dem  zweiten  Abschnitt  der  BundesActe,  Art*  12  bis  19,  sind, 
unter  der  Bubrik  «besondere  Bestimmungen»  (§•  57,  a  ) ,  verschie- 
dene Rechtsverhältnisse  entweder  gegründet  oder  bestätigt  und  gesichert, 
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/um  Ihril  luch  \erhcilsen  worden,  »eiche  zwar  nicht  ,  wie  die  >  orherge- 
henden  IrtiUel,  «auf  Peststellung  des  Bundes v  gerichtet  sind,  doch  aber 
mit  ilii'M'ii  gleiche  Krall  Ii. (Ken  sollen.  Auch  ist,  in  dem  Art.  53  der 
wiener  SchlufsActe  \on  il!°.o,  die  lle>)irkung  der  Erfüllung  der  durch 
diese  Bestimmungen  übernommenen  Verbindlichkeiten,  der  Bundesversamm- 
lung /ur  Pflicht  gemacht  worden.  Ks  sind  die  hier  folgenden;  I)  «In 
allen  Bundesstaaten  wird  eine  landständische  \  erfassung  statt  fin* 
d  n  ■).»  Die  I».  V.  hat  darüber  zu  wachen,  dals  diese  Bestimmung  in 
keinem  Bundesstaat  unerfüllt  bleibe  6)  II)  «Diejenigen  Bundesglieder, 
deren  Besitzungen  nicht  eine  Völkszahl  von  3oo,ooo  Seelen  erreichen, 
werden  sich  mit  den  ihnen  verwandten  Häusern,  oder  andern  Bundcsglie- 
rlern,  mit  welchen  ne  wenigstens  eine  solche  Volkszahl  ausmachen,  zu 
Bildung  eines  gemeinschaftlichen  obersten  Gerichtes  vereini- 
gen '  )  v.  Schon  bestehen  1e  (ierichte  dritter  Instanz^),  in  Staaten, 
deren  Volksmenge  Unter  3oo,000,  aher  über  i5o,ooo  ist,  werden  in  ihrer  bis- 
herigen Eigenschaft  erhalten  «Den  \ier  Freien  Städten  steht  das 
Hecht  zu,  Meli  unter  einander  über  die  Errichtung  eines  (für  sie  allein 
bestimmten}  gemeinschaftlichen  obersten  Gerichtshof es  zu  vereinigen/).»  — 
k Bei  den  Solchergestalt  errichteten  gemeinschaftlichen  obersten  Ge- 
richtshöfen >  ).  soll  jeder  der  Parteien  gestattet  sevn ,  auf  Verschickung 
der  Veten  auf  eine  teutsche  Facultät,  oder  an  einen  Schöppeastuhl ,  zu 
Abfassung  des  Endurtheils  anzutragen  /') ».  III)  Durch  analogische 
Schlafsfolge  a  contrario  C§-  °3  u.  f.),  in  Beziehung  auf  diese  Bestimmung 
der  Bundesacte,  gilt  als  bundesrerfassungsmäsig  der  Grundsatz,  dafs  für 
jeden  Dundesstaat,  der  nicht  ein  mit  andern  gemeinschaftliches  OberAppel- 
UtionsGericht  hat,  wenigstens  Ein  eigenes  Gericht  dritter  Instanz  beste- 
llen müsse  •  ).  I ^  ^  Im  Fall  verweigerter  oder  gehemmter  Rechts- 
pflege, findet,  auch  in  Hechtstreitigkeiten  der  Unterthanen  mit  der  Lan- 
desherrschaft, namentlich  mit  dem  StaatsFiscus,  Recurs  an  die  Bundes- 
versammlung, mittelst  Beschwerdeführung  bei  derselben,  Statt  (§.  169, 
216  und  217). 

a)  BundesActe,  Art.  i3.  —  ^  on  der  merkwürdigen  Geschichte  und  dem  Sinn  die- 
ses wichtigen  Artikels,  s.  Klübeb's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  194  ff.  Minerva, 
\jiril  1817,  S.  i52 — 171.  J.  C.  Frhr.  v.  Aretin,  diplomatische  Geschichte  des 
i3.  Artikels  der  teutschen  Bundesacte;  in  der  «Zeitschrift  für  Baiern»,  Bd.  II 
(München  1816),  S.  33  —  75. 

b)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  54.  —  Das  Nähere  unten  §.  283. 

r)  BundesActe,  Art.  12.  Vergl.  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  355,  422, 
434,  442,  454  u.  486.    Minerva,  April  1817,  S.  296  — 3i5. 

fl)  Bei  dem  in  der  B.  V.  vorkommenden  Ausdruck:  «.Gerichte  dritter  Instanz»,  ist 
Tollendes  zu  bemerken i  1)  Mit  dieser  Vorschrift  ist  nicht  gesagt,  dafs  in  allen 
Recht  sachen  ein  dreifacher  stujenweiser  Rechts  gang  (drei  Instanzen)  statt  haben 
müsse.  Ein  solcher  hatte  auch  schon  zur  Zeit  des  t.  Reichs  bei  gewissen 
Rechtshändeln,  z.  B.  geringfügigen,  vermöge  der  Landesgesetze  nicht  Statt; 
und  so  auch  jetzt.  —  2)  Die  provisorische  CompetenzBestimmung  der  B.  V. 
vom  1?.  Juni  i8i~  (Protoc.  1817,  §.  223),      5,  Num.  3,  lit.  a,  nimmt  an,  dafs 
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«ler  Art.  12  der  BundesActe  die  Anordnung  dreier  Instanzen  oder,  wie  er  sieh 
ausdrückt,  «die  Justizpflege  nach  drei  Instanzen  als  einen  im  Teutschen  Bund 
festgesetzten  Grundsatz  ausspreche».  —  3)  Zu  der  in  der  B.  A.  verordneten 
Austrägallnsianz  (§.  iy3  u.  f.)  —  hier  das  Wort  Instanz  statt  Gerichtshof  ge- 
nommen —  bestimmte  der  Beschlufs  der  B.  Vi  v.  16.  Juni  1817,  §.  23i,  III, 
3  u.  4,  die  «dritte  oberste  Justizstelle» ,  welche  daselbst  (III,  5  u.  6)  auch  «der 
oberste  Gerichtshof»  genannt  wird,  ein  Ausdruck  der  auch  schon  in  der  Bun- 
desActe vorkommt.  Dagegen  sprechen  das  Protoc.  der  PlenarVersamml.  v. 
3.  Aug.  1820,  §.  2,  Art.  2,  u.  die  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  §.  91,  u.  v.  1822, 
§.  28,  nur  von  dem  «obersten  Gerichtshof».  Auch  die  Commission  der  B.  V. 
für  Entwerfung  eines'  BundestagsBeschlusses  über  das  Verfahren  in  Streitigkei- 
ten der  Bundesglieder,  spricht  in  ihrem  Entwurf,  Art.  12  u.  14,  nur  von  dem 
«Gericht  höchster  Instanz.»  und  von  der  «höchsten  Justizstelle »  (Protoc.  der  B.  V. 
v.  1820,  S.  689  u.  f.);  und  in  ihrem  Vortrag  (Protoc.  v.  21.  Dec.  1820,  §.  214) 
bemerkt  dieselbe:  sie  habe  sich  des  Ausdrucks  «Gericht  dritter  Instanz»  enthal- 
ten, weil  in  einem  Bundesstaat  mehrere  Gerichte  dritter  Instanz  bestehen  könn- 
ten, und  sie  der  Meinung  sey,  dafs  nur  «die  höchste  Justizstelle  jedes  Landes 
zur  Austrägallnstanz  bestimmt  seyn  könne».  Indefs  sind  in  einem  Bundesstaat, 
neben  einander  mehrere  höchste  Justizstellen  denkbar.  Von  solcher  Art  sind 
jetzt  in  dem  preufsischen,  das  OberTribnnal  in  Berlin  und  das  rheinische  Ap- 
pellationsGericht  zu  Cöln.  —  Auch  sind  in  den  preufsischen,  baierischen  und 
ghzgl.  hessischen  Landestheilen  -auf  der  linken  Bheinseite,  wo  die  französische 
Justizverfassung  beibehalten  ist,  nur  zwei  Instanzen  üblich,  da  der  Cassations- 
hof  für  eine  dritte,  im  gewöhnlichen  Sinn,  nicht  gelten  kann. 

e)  BundesActe  a.  a.  O.     Vergl.  Blübkr's  angef.  Acten  etc.,   Bd.  II,  S.  355, 

u.  533.  ■ —  Diefs  ist  der  Fall  bei  Luxemburg  und  Oldenburg.  Auch  bei  Braun- 
schweig  war  es  so,  ehe  Waldeck,  SchaumburgLippe  und  Lippe  (unten  Note  g) 
sich  mit  ihm  vereinigten. 

/)  BundesActe  a.  a.  .O.  Vergl.  Rlüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  355,  422, 
454  u.  533.  —  Obgleich  die  vier  Städte  zusammen,  eine  Volksmenge  von  3oo,ooo 
nicht  erreichen.  —  Vergl.  Protoc.  der  B.  V.  v.  21.  Nov.  1816,  §.  23.  —  Das 
gemeinschaftliche  OAGericht  kam  zu  Stande,  s.  Note  g.  Gerichtsordnung  für 
das  gemeinschaftl.  Ober  Appell.  Gericht  der  vier  Freien  Städte;  in  der  Samml. 
der  Lübeckischen  Verordnungen,  Bd.  VI  (Lübeck  i833.  4.),  S.  57—112. 

g)  In  Folge  dieser  Bestimmung  sind,  seit  1816,  folgende  gemeinschaftliche  Ober- 
AppellutionsGerichte  errichtet  worden:  1)  Zu  Jena,  von  den  grofsherzogl.  und 
\\erzo$'u>\\-sächsischen ,  dann  den  fiirsiYich-reussische?i  Häusern.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1817,  §.  3~.  2)  Zu  Wolfenbüttel,  von  dem  Herzog  von  Braunschweig  und 
den  fürstlichen  Häusern  TValdech ,  Schaumbur g  -  Lippe  und  Lippe.  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1817,  §.  19.  Herzogl.  braunschw.  Verordn.  v.  i3.  Dec.  1816.  Die 
O AGerichtsordnung  ist  von  i836.  3)  Zu  Zerbst,  von  den  drei  anhaltischen  und 
den  beiden  schwarzburgischen  Häusern  (zusammen  für  nur  ungefähr  222,000  Ein- 
wohner). Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.400.  4)  ^n  das  OberAppellationsGericht 
zu  Darmstadt  schlössen  sich  Hohenzollernllechingen  und  HohenzollernSigmaringcn 
mit  ihren  Besitzungen  an,  durch  Staatsvertrag  mit  Hessen  v.  1818.  Protoc.  der 
B.  \.  v.  1818,  §.  142.  Später  schlofs  //.  Sigmaringen  sich  an  das  OberTribunal 
zu  Stuttgart  auf  sechs  Jahre  an,  durch  Verlr.  v.  12.  u.  22.  Juni  1824.  Wird  in 
den  ersten  6  Monaten  des  6.  Jahres  der  Vertrag  nicht  aufgekündigt,  so  ist  er 
für  erneuert  zu  achten.  Verordnung;  v.  27.  Aug.  1824,  mit  beigefügter  Ober- 
AppellationsGerichtsordnung,  in  dem  Wochenblatt  für  das  Fürstenthum  II.  Sig- 
maringen, 1824,  St.  36.  (i83i  wurde  der  Vertrag  auf*  u  Jahre  erneuert).  Das- 
selbe that  //.  Hechingen  durch  einen  Vertrag  v.  J.  18255  der  Vertrag,  nebst 
der  OAGerichtsordnung,  ist  (ohne  Datum)  abgedruckt  in  dem  würtemb.  Regier. 
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Oet  \mu.        Protoc,  der  B.  V.  \.  3.  Pebr.  i8«6,  Bd,  XVIII, 

s  |  kncb  dieser  Vertrag  wurde  i83i  auf  6  Jahre  erneuert).  5)  Eben  so 
/  wegen  dea  l  ftrstenthuma  Vaduz,  an  das  östreichische  Appellattons- 

I  rieht  im  Tyrol  uud  Vorarlberg  ru  Innsbruck.  Protoc,  der  Ii.  V.  v.  1818, 
i  i Für  die  liechtensteinischen  Rechtssachen  nennt  sich  dieses  Gericht: 
i>.  \\  kppellalionsGerichl  für  Tyrol  und  Vorarlberg,  als  aus  allerhöchster 
Bewilligung  constituirtea  Revision*  Gericht  des  souverainen  Fürst!.  Liechtenstei- 
nischen Fürstenthuma  Vaduz  v.  6)  OberAppellationsGericht  zu  Parchim,  für 
WeckUnhwA  Sehn*  erin  and  Strebte,  eröffnet  am  i.  Oct.  1818.  Verordn.  Vi  i.  Juli 
181&,  mit  beigefügter  OAGOrduung,  in  der  Beil.  zum  26.  St.  des  GH.  Mecklenb. 
ofRci eilen  Wochenbl.  \.  1818.  Vergl.  auch  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  271, 
S  '  >m.  -  OberAppellationsGerichl  der  Freien  Städte  zu  Lübeck,  eröffnet  am 
1 X  >o\.  i8.u».    Protor.  der  B.  V.  v.  1820,  §.  12  u.  201. 

BundesActe  a.  a.  O.  Vergl,  Klübrr*s  angef.  Acten  etc.  Bd.  n,  S.  422»  4^6  u. 
*''i<«.  -  Im  Braunschweigischen  kann  \ctenverscndung  als  Recht  nicht  gefordert 
werden,  weil  dort  eine  AppellationsGommission  dritter  Instanz  schon  bestand, 
che  ein  gemeinst  haft liches  O AGericht  angeordnet  ward.  Beschlufs  der  B.  V. 
in  dem  Protoc,  v.  1817,  §.  4>4-  —  Wo  gesetzmäsig  ein  Bechtshandel  an  das 
leinschaftliche  OAGericht  nicht  gelangen  kann,  da  kann  in  solchem,  blofs 
egen  der  im  §.  angegebenen  Vorschrift,  Actenvcrsendung  nicht  begehrt  werden. 
Bin  Fall  in  dL  Protoc,  der  B,  \  .  v.  1819,  §.  i34-  —  Den  Art.  12  der  Bundes- 
Acte  erklärte  die  B.  \.  durch  Beschlufs  v.  i3.  Nov.  i834  dahin,  dafs  die  darin 
festgesetzte  Actenversendung  auf  CivilStreitigkeiten  zu  beschränken,  mithin  von 
Polizei-  und  CriminalSachen  nicht  zu  verstehen  sey.  —  Für  andere  Gerichte 
als  die  gemeinschaftlichen  Oberappellationsgerichte  ist  dieser^  Beschlufs  nicht 
bestimmt.  Fände  das  Sj»ruchCollegium  die  Sache  nickt  reif  zum  /iWurtheil,  so 
wurde  es  die  Acten  mit  dieser  Bemerkung  zurückzusenden,  und  zu  erwarten 
haben,  ob  ihm  solche  zu  Abfassung  eines  Vorbescheides  wieder  gesendet  wür- 
den; wenigstens  müfste,  auch  ohne  Zurücksendung  der  Acten,  von  ihm  ange- 
fragt werden,  ob  man  ihm  die  Abfassung  eines  Vorbescheides  überlassen  wolle, 
t  Widrigenfalls  würden  die  Unterthanen  in  den  gröfsern  Staaten,  in  Absicht  auf 
Bechtspflege  deterioris  conditionis  seyn,  als  jene  in  den  kleinern,  für  welche 
gemeinschaftliche  ObcrAppellationsGcrichte  bestehen.  Dieses  wäre  ein  Wider- 
spruch, welche  das  analogische  argumentum  a  contrario  begründet  (§.  62).  — 
Daher  ergingen,  auf  zwei  PrivatBeschwerden,  dafs  eine  dritte  Instanz  oder  ein 
AppellationsGericht  für  das  Herzogthum  Holstein  nicht  bestehe,  von  Seite  der 
B>  V.  Aufforderungen  an  Holstein,  anzuzeigen,  wie  es  sich  mit  der  Anordnung 
eines  obersten  Gerichtes  für  das  Herzogthum  Holstein  verhalte.  Protoc.  v.  1820, 
§.  91;  v.  1822,  §.  28.  —  In  denen  teutschen  Ländern  am  Rhein,  wo  noch  fran- 
zösische Gerichtsverfassung  besteht,  sind  nur  zwei  Instanzen. 


§♦  228*  (i67.) 

Rechte  der  Unterthanen. 

Erwerb  und  Besitz  ausländischen  Grundeigenthums.    Freier  Wegzug* 

Die  verbündeten  Souverainen  Fürsten  und  Freien  Städte  kamen  in  der 
BundesActe  üb  er  ein,  den  Unterthanen  der  Bundesstaaten,  aufser  den 
vorhin  schon  ernannten  Verfassungsrechten ,  noch  verschiedene  andere 
Rechte  zuzusichern«]).    Es  gelten  diese  Rechte  für  alle  Unterthafnen 
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während  andere,  in  den  nächst  vorhergehenden  Artikeln  der  BundesActe, 
nur  für  gewisse  C lassen  derselben  festgesetzt  sind  (§.  23o  u.  ff.).  Alle 
Unterthanen  sollen  das  Recht  haben,  Y)  »  Gr  und  eigen  thu  in  auf  ser- 
halb des  Staates,  den  sie  bewohnen,  zu  erwerben  und  zu  besitzen,  ohne 
deshalb  in  dem  fremden  Staat  mehreren  Abgaben  und  Lasten  unterworfen 
zu  seyn,  als  dessen  eigene  Unterthanen  c}«.  Zufolge  der  Rechtsähnlichkeit 
C§.  63} ,  ist  diese  Bestimmung  auch  von  allen  Berechtigungen  anderer  Art, 
die  Gegenstand  eines  PrivatEigenthumbesitzes  seyn  können,  zu  verstehen, 
z.  B.  von  privatreclitlichen  Servituten,  von  Zehnt-  und  Zins-  oder  Gült- 
rechten, von  Lehn-  und  Erbzinsherrlichkeiten,  von  Pfand-  und  Patronat- 
rechten.  VI)  »Die  Befugnifs  des  freien  Weg  zieh  ens  aus  einem  Bun- 
desstaat in  den  andern,  der  erweislich  sie  zu  Unterthanen  annehmen 
will  d);  doch  unter  Vorbehalt,  dafs  Militärpflicht  gegen  das  bisherige 
Vaterland   nicht   im   Wege   stehe«  ^a   durch  diesen  Vorbehalt  die 

Wegzugfreiheit  in  einzelnen  Ländern  allzusehr  beschränkt  werden  könnte, 
so  hat  nicht  nur  die  B.  V.  die  Einführung  möglichst  gleichförmiger  Grund- 
sätze in  Berathung  zu  ziehen  (§♦  287),  sondern  es  haben  auch  etliche 
Bundesstaaten  vorläufig  defshalb  Verträge  unter  sich  errichtet/). 

ä)  Bundes  Acte,  Art.  18,  Eingang.  Klüber's  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  49 1  u-  536. 
Ebendess.  Uebersicht  etc.,  S.  264  f.  (Doch  ist  daselbst,  S.  265,  Z.  7  u.  ff.,  ein 
Versehen  dahin  zu  berichtigen:  dafs  der  jetzige  Eingang  des  Art.  18  der  Bundes- 
Acte,  in  diese  aufgenommen  worden  sey,  wiewohl  um  dieselbe  Zeit  der  Antrag 
gemacht,  und  wahrscheinlich  schon  genehmigt  war,  dafs  in  solchem  statt  «den 
Unterthanen  der  t.  Bundesstaaten»,  zu  setzen  sey:  « ihren  Unterthanen».)  Eben- 
dess. Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  85.  Vergl.  unten  §.  467.  —  Von  noch  andern 
Beeilten  der  Unterthanen,  welche  in  CongrefsSitzungen  in  Antrag  kamen,  oder 
nicht,  s.  die  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  268  ff. 

b)  Zusammenhängenden  Bericht  von  Congrefs Verhandlungen  über  diesen  Gegen 
stand,  findet  man  in  Klüber's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  244  £  —  l>ie  in  dem 
achtzehnten  Artikel  der  BundesActe  enthaltenen  Bestimmungen,  werden  in  dem 
PrasidialVortrag  bei  Eröffnung  der  B.  V.  am  5.  Nov.  1816,  als  die  wohltätig- 
sten für  alle  Teutschen,  und  als  solche  gerühmt,  die  ein  «wahres  teutsches 
Bürgerrecht  begründen».  In  dem  Vortrag  über  die  Reihenfolge,  loco  dictaturae 
gedruckt  zu  dem  Protoc.  v.  17.  Febr.  1817,  heifsen  sie  (S.  77)  wohlthätige  Be- 
stimmungen, durch  die  ein  allgemeines  teutsches  Bürgerrecht  begründet  werden 
soll».  In  der  Vorlauf.  CompetenzBestimmung,  §.  223,  lit.  B,  des  Protoc.  v. 
12.  Jun.  1817,  S.  4^0,  wird  der  B.  V.  empfohlen,  darauf  zu  achten,  dafs  diese 
Bestimmungen  in  Erfüllung  gebracht  werden.  Mecklenburg  erkannte  in  dem 
18.  Art.  den  Zweck,  dafs  der  Tculsche  in  keinem.  Theil  des  verbündeten  Teutsch- 
lands als  Fremder  behandelt,  und  dadurch  das  Gefühl  eines  gemeinsamen  Vater- 
landes wieder  erweckt  werden  solle».  Protoc.  v.  1817,  §.  233.  Man  s.  auch 
ebendas.  §.  40  u.  68. 

c)  BundesActe,  Art.  18,  lit.  a.  Dem  gcmäfs,  bestimmt  ein  östreich.  Hofeanzlei- 
Decret  v.  14.  Apr.  1826,  dafs  in  den  zu  dem  T.  Bund  gehörenden  östreich. 
Staaten,  Unterthanen  anderer  t.  Bundesstaaten  RusticalGüter  besitzen  können. 
K.  Franz  I.  polit.  Gesetze  u.  Verordn.,  Bd.  53,  S.  79.  —  Wegen  eines,  ver- 
möge dieser  Befugnifs  in  einem  andern  Bundesstaat  erworbenen  Grundeigentums, 
steht  darum  dem  Erwerber  daselbst  noch  nicht  das  ActivBürgerrecht  zu;  auch 
nicht,  wenigstens  nicht  in  seinem  ganzen  Umfang,   das  Indigenat.    In  diesem 
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.Sinn  bestimmt  eine  wurtembergitflu)  \  eronfn.  v.  18.  März,  iß'»5  die  angef.  Vor 
schritt  ,1.  s  1!!    Artikels.     \\  ürlemb.  Negier.  i;latt .  i8*j5,  St.  1.,,  u.  4  Ilgen.  Zelt. 

18 •  "<.  Nun.  «)«• .  Beilage. 

Vergl  den  folg.  a.  §.  (<>-.  -  In  der  Bundes  Acte,  Art.  18,  Num.  1,  wird  in 
den  ;/  eines  feden  Bundesstaates  gestellt,  ob  er  Unterthanen  eines  andern 
Bundesstaates  m  vollständigen  Unterthanen  annehmen,  und  ihnen  beständigen 
H  ■:  in  leinem  Geniel  gestatten  will;  Grundeigentfium  in  Keinem  Gebiet  $u 
/  und  dasselbe  als  Forenses  su  besitzen,  darf  er  ihnen  nicht  wehren, 
(Num  \  in  diesem  \).  Das  Elechl  auf  vollständige  Unterthanschaft,  namentlich 
bestandigen  Wohnstts,  ist.  Beiner  Natur  nach,  kerne  unbedingt  nothwendige 
1  olge  des  Rechtes  eines  Ausländers  auf  Erwerb  und  Besitz  inländischen  Grund- 
eagenthuma.  \  erhandlungen  in  der  15.  V.  wegen  Auswanderung  teutsehcr 
Unterthanen,  nach  Russland  und  Nordamerika,   in  d.  Prptoc.  v.  1817,  §.  210  u. 

r,  1819,  %  Ufi*    (v,  GagBBs'b)   Mein  Antheil  an  der  Politik ,  Abth.  III, 
S.  1  |*>     1 56. 

r)    Hundt  s  \,  te,    Vi  t.   l8 ,  lit-  b, 

f)  Durch  Verträge  mit  s.cnrim,  geschl.  su  Dresden  am  6.  Oct.  1817,  mit  S.  Weimar- 
/■■  .  gesehl.  su  Weimar  am  a3.  Sept.  1  f i  1  - ,  hal  Baiern  festgesetzt,  dafs,  in 
Absicht  auf  snswanderungsfreiheit ,  die  MilitärPflicbtigkeit  wechselseitig  dauern 
solle  vom  Infang  des  18,  bis  zum  vollendeten  Lebensjahr.  Baier.  Bekannt- 
machung \.  10.  Nov.*i8i7.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  254.  —  Man  s.  auch 
die  badische  Erklärung  in  Hinstellt  auf  Beschränkung  der  Auswanderungsfreiheit 
durch  die  MilitärPfbihtigkett;  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  27.  Andere 
Abstimmungen  1  das.  v.  181"",  §.  68,  147,  225,  234,  240,  241,  254,  255,  32i, 
(  ommissions Vortrag  hierüber,  ebendas.  v.  1817,  §.  186,  Beil.  56. 


§.  229.  («, 

CivtL  und  MüitärDiensle  in  fremden  Bundesstaaten-     Befreiung  von 
Nachsteuer  und  Abzugsgeld. 

Audi  sollen  alle  Unterthanen  VII)  das  Recht  haben,  in  Civil-  und 
MilitärD ienste  eines  andern  Bundesstaates  zu  tretest  j  dieses  jedoch,  so 
wie  den  oben  genannten  freien  Wegzug,  nur,  in  so  lern  heine  Verbind- 
lichkeit zu  MilitärDiensten  gegen  das  bisherige  Vaterland  im  Wege  steht«). 
VIII)  Freiheil  von  aller  (d.  i.  jeder  Art  von)  Nachsteuer  (jus  de- 
Iractus  et  gabella  emigrationis,  Abzugsgeld  und  Nach Steuer,  oder  Abschofs- 
uimI  Abfahrtgeld)  sichert  die  BundesAcle  allen  teutschen  Unterthanen  zu, 
so  fem  das  Vermögen  in  einen  andern  teutschen  Staat  übergeht,  und  mit 
diesem  nicht  besondere  Verhältnisse  durch  so  genannte  FreizugigkeitVer- 
trä'ge  bestehen  eine  Bestimmung,  welcher  auch  die  zu  Erhebung  der 
Y  <  hatener  bis  dahin  berechtigten  Privaten,  z.  B.  PatrimonialGerichtsherren, 
Städte  und  andere  Gommunen   unterworfen  sind  Die  Bundesver- 

sammlung hat  noch  besonders  durch  einen  Beschlufs  d)  festgesetzt: 
1  )  dafs  diese  Befreiung  von  Nachsteuer  und  Abzugsgeld,  sich  auf  alle 
Bundesstaaten  Wechselseitig  erstrecken  solle;  gleichviel,  wozu  der  Ertrag 
fruherhin  verwendet,  und  ob  solcher  zeither  vom  StaatsFi^cus,  oder  von 
Standesherren  und  PrivatBerechtigten,  von  Gommunen   oder  Patrimonial- 
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Gerichten,  sey  erhoben  worden,  so  dafs  deren  Aufhebung  eine  Entschädi- 
gungsford erung  gegen  den  Landesherrn  begründen  solle.    Ferner  i )  dafs 
jede  Art  von  Vermögen,  welches  in  einen  Bundesstaat  übergeht,  frei  seyn 
solle,  es  sey  aus  Anlafs  einer  Auswanderung,  oder  aus  dem  Grund  eines 
Erbschaftanfalls,  eines  Verkaufs,  Tausches,  einer  Schenkung,  Mitgift,  oder 
auf  andere  Weise.     3)  Die  Befreiung  soll  sich  beziehen  auf  jede  Abgabe, 
welche  zeither  die  Ausfuhr  des  Vermögens  von  einem  Bundesstaat  in  den 
andern,   oder  den   Uebergang   des  Vermögenseigenthums   auf  Angehörige 
eines    andern   Bundesstaates  beschränkte»     Dagegen    4.)  soll   unter  dieser 
Freizügigkeit  nicht  begriffen  seyn,  jede  unabhängig  vom  Wegzug  bisher  <•) 
entrichtete   Abgabe,   namentlich  GollateralErbschaftsteuer,  Stempelabgabe, 
u.  d.,  so  auch  Zoll.     5)  Dagegen  sind  als  aufgehoben  anzusehen  die  Ab- 
züge von  aus  dem  Lande  gehendem  Vermögen  zum  Vortheil  der  Staats- 
oder GemeindeschuldenTilgungcassen,  und  die  Manumissions Gelder  wegen 
noch  bestehender  Leibeigenschaft  oder  Hofhörigkeit,  so  fern  nur  Auswan- 
dernde dieselben  zu  entrichten  hätten.    Ueber  den  Loskauf  von  der  Mili- 
täqjllichtigkeit ,  in  Beziehung  auf  Freizügigkeit,  behält  die  B.   V.  sich 
besondere  Uebereinkunft  bei  Festsetzung  der  Militär  Verhältnisse  des  Bundes 
vor.    6)  Besondere  Verträge  unter  Bundesstaaten  über  Freizügigkeit  sind 
nur  in  so  weit  zulässig  und  gültig,  als  sie  die  hier  festgesetzte  Befreiung 
nicht  beschränken,  vielmehr  begünstigen  oder  ausdehnen.    7)  Der  Anfangs- 
Termin  dieser  Nachsteuerfreiheit  ist  der  1.  Juli  1817,  doch  unbeschadet 
der  günstigeren  Bestimmungen  in  Verträgen  oder  landesherrlichen  Verord- 
nungen.   Es  soll  hiebei  auf  den  Zeitpunkt  der  wirklichen  (nicht  der  blofs 
beabsichtigten  oder  erklärten)  Exportation  des  Vermögens  (auf  den  »Tag 
der  reellen  Exportation,  ohne  Rücksicht  auf  den  Tag  des  Anfalls«)  ge- 
sehen  werden;    wenn   gleich  die  Erklärung  der  Auswanderung  oder  der 
Vermögensanfall  früher  (vor  dem   1.  Juli  1817)  erfolgt  wäre;  so  »dafs 
vom    i.    Juli    1817    an    gerechnet,    jede    NachsteuerErhebung  cessiren 
mufs«  /).  —  Uebereinstimmend  mit  diesem  Beschlufs  der  B.  V.  sind  in 
verschiedenen  Bundesstaaten  eigene  Verordnungen  über  die  Nachsteuer- 
freiheit ergangen 

a)  BundesActe,  Art.  18,  lit.  b.,  Num.  2.  Vergl.  unten  §.  237.  —  Durch  ein  östreich. 
HofcanzleiDecret  ist  den  Ostreich.  Unterthanen  \erboten,  von  fremden  Staaten 
diplomatische  Anstellungen  solcher  Art  anzunehmen,  wie  sie  in  dem  Art.  1  der 
17.  Heilage  zu  der  wiener  CongrefsActe  (RangReglement  für  die  dipl.  Agenten) 
bezeichnet  sind. 

b)  BundesActe,  Art.  18,  lit.  c.  —  CollatcralErbschaftSleiwr  ist  hierunter  nicht  be- 
griffen.   Klübkii's  angef.  Aden  etc.,  Bd.  II,  S.  368. 

c)  Die  Geschichte  der  wiener  CongrefsYerhandlungen  hierüber,  findet  man  in 
Nlüher's  angef.  Uebcrsicht  etc.,  S.  2i3  f.  Ebcndes.w  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II, 
S.  368. 

d)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  23.  Jun.  1817,  in  d.  Proioc.  v.  1817,  §.  254»  und  in 
Klübkr's  Qucllensammlung,  Num.  IX.  Erster  Antrag  hiezil,  ebend.  §.  40.  Vor- 
trag in  der  Beil.  i5  zu  d.  Protoc.  v.  1817,  S-  89  der  Ot ig. Ausg.  Die  Erörterun- 
gen hierüber  in  der  B.  V.,  sind  angezeigt  in  d.  Register  der  Protocolle,  u.  eine 
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/.usiHnnu'iisfflluni;  derselben,  findet  man  in  G.  \.  KFxtB&'s  Rupert  BU  eleu  Vor 
handl.  der  B.  N  . ,  lieft  II,  S.  249— a64-  (v.  Gagicrn's)  Mein  Antheil  an  der 
Politik!  kbth.  DZ,  S.  E||  ff  —  OettreicJu'.u hr  Krlianntinarhung  «los  Beschlusses 
\.  i3  Juni  1817,  durch  Patent  \.  a,  M.uv.  1820,  in  Franz  I.  polit.  Geseteen  u 
Verordn.,  Bd.  [8,  8  •")•  Der  s\  1  dieses  Patents  erhielt  Erläuterungen  durch 
Bin  HofcansleiDecrel  la.  Oct«  18171  fFurtembergische  Antrage  über  die 
Ibeugsfreiheit,  in  der  rertraul.  Sitzung  y.  ig.  Febr.  1818,  u.  östreichische  u. 
preufsische  Ansichten  defshalb,  Loco  dict.  gedruckt  hinter  S.  102  der  Protoc. 
i  1818,  Orig.Ausg.,  betr,  den  ajifangsTermin  der  Befreiung  bei  ActivCapitalen, 
die  im  Lande  angelegt  sind.  -  Da  Forderungen  (nomina)  als  unkörperliche 
Bachen  einer  idealen  Exportation  fähig  sind,  SO  sind  sie  für  in  das  Ausland 
übergegangen  ><>n  drin  Zeitpunkt  an  au  achten,  in  welchem  nach  den  Gesetzen 
anzunehmen  ist,  dals  Bie  dem  Ausländer  angefallen  seyen;  wobei  z.  B.  die 
Grundsätze  ron  dem  Erbschaftantritt,  von  der  DeliberationsZeit,  von  der  Ac- 
cepjation  uu  s.  ¥f«  in  Betracht  kommen. 
-  )  Ob  hiemit  die  Ea\ßkrukg  seither  nicht  entrichteter,  desgleichen  die  Erhöhung 
leither  entrichteter  kbgaben  dieser  Art,  für  Unstatthaft  erklärt  scy? 

t  Ih  r  oben.  V.te</,  angeführte  Beschluft  der  B.  V.  von  18 17  setzte,  auf  Num.  XIII 

des  ebenfalls  oben  eitwahnten  \  ortrags,  den  Zeitpunkt  der  Exportation  unbe- 
dingt zum  Entscbeidungsziel.  Endefs  hielt  die  15.  \.  in  einem  Beschlufs  vom 
1.  kug.  1827  (Protoc.  §.  6a)  eine  erklärende  Bestimmung,  die  oben  im  §.  ange- 
zeigte .  für  nötbig. 

j  1  /'■•■•  tche  Verordn.,  betr.  die  Freizügigkeit,  v.  ii.  Mai  1819,  in  der  preufs. 
Gesenuamml.  Num.  :V(i.  OeHreichisohe  v.  2.  März  1820;  a.  a.  O.  und  in  Mar- 
rasfl  Recneil,  Supple'm.  IX.  45o.  —  Preussen  erstreckte  obigen  Beschlufs  der 
Ii.  \  ..  zum  \  ort  heil  verschiedener  Bundesstaaten,  auch  auf  seine  zu  dem  Bunde 
m'cht  gehörenden  Staaten.  Preufs.  Gesetzsamml.  v.  1818  u.  1819,  Begist.  voc. 
Abschofs-  u,  Abfahrtgelder, 

§•  230.  (169.) 

Unabhängigkeit  der  Rechte  christlicher  Vnterthnnen  von  der  Ver- 
schiedenheit ihres  Glaubensbekenntnisses* 

Auch  einzelnen  Classen  von  Unterthanen  der  Bundesstaaten  sind 
von  «lern  Band  bestimmte  Rechte  zugesichert.  So  ist  IX)  in  Absicht  auf 
die  Unterthanen  christlicher  Religion  festgesetzt,  dafs  die  Ver- 
schiedenheit der  christlichen  ReligionsParteicn ,  (Verschiedenheit  der 
christlichen  Glaubensbekenntnisse),  in  dem  Genufs  der  bürgerlichen  und 
politischen  Rechte  keinen  Unterschied  begründen  soll 

1  1  Bund  es  Acte,  Art.  16.  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  365  u.  49°-  Vergl. 
unten  .  5a5  o.  f.,  u.  o7.c).  —  Diese  Bestimmung  der  BundesActe  ward  absicht- 
lull nicht  auf  eine  bestimmte  Zahl,  also  auch  nicht  auf  bestimmte  Arten  von 
christlichen  Glaubensbekenntnissen  beschränkt.  Man  s.  Klüber's  angef.  Ueber- 
siebt  etc.,  8.  h'1  —  Von  Einwohnern,  die  sich  zu  der  ^r/ecA^-cÄ-christlichen 
Religion  bekennen,  unten  §.  525,  Notec.  —  Von  der  Fr.  Stadt  Frankfurt,  unten 
I  5a6,  d.  —  Eine  eigene  Bestimmung  in  der  BundesActe,  betreffend  die  Rechte 
der  katholischen  Kirche  und  der  evangelischen  Kirchengesellschaften  in  den  teut- 
schen  Bundesstaaten,  war  auf  dem  wiener  Congrefs  in  Antrag  und  Erörterung 
l  tominen,  sie  unterblieb  aber  am  Ende.  Ausführlich  davon  in  Kluber^s  angef 
Übersicht  etc.,  S.  397  ff.    Vergl.  Klüber's  Staatsarehiv,  Bd.  II,  S.  85 
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231.  d7o.) 

Rechte  der  Standesherren  und  des  ehemaligen  unmittelbaren 
Reichsadels. 

Auch  ist  X)  das  Rechtsverhältnils  der  ehemaligen,  nun  teutschen  Bun- 
desfürsten untergeordneten  reichsständischen  Landesherren,  von  fürstlichem 
oder  gräflichem  Stande,  der  jetzigen  Standesherren,  sowohl  zu  dem 
Teutschen  Bund  und  sämmtlichen  Bundesstaaten,  als  auch  zu  denen  Bun- 
desstaaten, zu  welchen  dieselben  jetzt  gehören  «),  so  wie  XI}  dasjenige  des 
ehemaligen  unmittelbaren  Reichsadels,  der  vormaligen  unmittel- 
baren Reichsritterschaft  auch  auf  der  linken  Rheinseite,  zu  den  Bun- 
desstaaten, theils  in  der  BundesActe  c)  bestimmt,  theiis  von  der  Bundes- 
versammlung noch  zu  bestimmen.  Die  wiener  SchlufsActe  von  1820  <0 
sicherte  von  Neuem  den  Rechtszustand  der  Standesherren. 

a)  BundesActe,  Art.  i4-  —  Hievon  das  Nähere  unten,  §.  3oi  u.  f.  —  Ausfuhr 
licher  Bericht  von  wiener  Gongrefs Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand,  fin- 
det man  in  Ki.über1s  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  274  ff.  Protocolle  der  B.  V.  v. 
1816,  §.  3ij  v.  1817,  §.  5. 

b)  Vergl.  Klüber's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  366  f. 

c)  BundesActe,  Art.  i/f,  die  beiden  letzten  Absätze.  —  Das  Nähere  hievon  unten 
§.  3-20  u.  ff.  —  Ausführlicher  Bericht  von  wiener  Congrefs Verhandlungen  über 
diesen  Gegenstand,  s.  in  Klüber's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  34i. 

d)  Art.  63,  verbunden  mit  Art.  53.  Das  Nähere  unten,  §.  309.  Die  B.  V.  nahm 
hierauf  diesen  Gegenstand  in  ihre  Zusammenstellung  der  zur  weitem  Berathung 
an  den  Bundestag  zu  bringenden  besondern  Gegenstände  auf,  welche  zu  der 
vertraul.  Sitzung  v.  27.  Jul.  1820  loco  dictaturae  gedruckt  ward- 


§.  232.  (171). 

Rechte  der  Juden. 

Endlich  XII}  ist,  in  Hinsicht  auf  die  Juden  in  den  Bundesstaaten, 
festgesetzt«):  dafs  1)  die  Bundesversammlung  in  Berathung  nehmen 
solle,  a)  wie,  auf  möglichst  übereinstimmende  Weise,  die  bürgerliche 
Verbesserung  der  Juden  zu  bewirken  sey,  und  b)  wie  insonderheit 
denselben  der  G e n u f s  der  bürgerlichen  Rechte,  gegen  Uebernahme 
aller  Bürgerpflichten,  in  den  Bundesstaaten  verschallt,  oder  gesichert  wer- 
den könne.  Jedoch  sollen  2)  den  Juden,  bis  dahin,  die  denselben  von  b) 
den  einzelnen  Bundesstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte  erhalten 
werden  c).  , 

a)  BundesActe,  Art.  16.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  65.  —  Die  B.  V.  bc- 
schlofs  eine  Sammlung  der  verschiedenen  hierüber  bestehenden  Gesetze ;  in  d. 
Protoc.  v.  3.  Aug.  1820,  §.  100,  verglichen  mit  der  loco  dictaturae  gedruckten 
Zusammenstellung,  ebend.  S.  216.  —  Ausführliche  Nachricht  von  wiener  Con 
grefs Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand ,  in  Klüdeh's  angef.  Uebersicht  etc., 
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s   ;-(»  IT       Fhemirss.  Staatsarchiv,  Md.  II,  8«  85,       Das  baierische  Votum  in 
P      e  der  B.  \.  r.  i<>.  Dec,  iJnt>,  §,  ,«).       Erörterung  in  den  wiener  IMi- 
BitteTMlConfereilKen ,  in  il.  l'rotoc  H  *  u.  X\ ,  >.  >.o.  u.  ?.3.  IYlai  1820. 

I)  \  an  dem  s  •  .Ilm  s  Wortes,  statt  des  früher  gebrauchten  i«,  s.  man  Ruühh's 
Uebersichl  etc.,  S         f.  u.  884  E        Verhandlungen  am  Bundestag, 
die  Ansprüche  der  israelitischen  Gemeinde  zuFrankfuri  a.M.,  oben  §.  216. 
\  Od  den   tnsprüchen  der  .luden  su  Lüfeck,  s.  Protor.  der  B.  V.  v.  18?- 1, 
!•  56  u.  1  ">(».   Die  Juden  in  Lübeck«  i8i(>.  B.      Grases,  das  Judenthum  u.  seine 

Reform.     Mai  reut  Ii  l8f8.  H. 

,)  Vergl.  unten  \>  |65,  5i6,  5a5  u.  f.,  Efag.  Abhandlungen  über  diesen  eben  so 
•richtigen  als  vielbesprochenen  Gegenstand,  in  Ludest*«*  Nemesis,  Md.  VI,  St.  6» 
Num.  1.  11.  St.  B,  Num.  ij  ron  Pfaff  in  den  Kieler  Blättern  von  1819.J  in 
Rlübkb*!  sngef.  I  ebersicht  etc.,  S.  389  IF.  Aeltere  Schriften,  worunter  die  von 
1  IBYK96ER,  BonnrsOHATS  lt.  Sil. in  durch  Sachkunde  sich  besonders  auszeich- 
nen,   sind  angeführt   in    lin'un's    angef«   I  ebersieht  etc.,   S.  391    u.  J.  S.  Ehsch 

Literatur  der  Jurisprudeni  u.  Politik  (1812),  Num.  1109—  C-  H«  W. 

I  •  Dobm,  über  die  bürgei'L  \  erbesser,  der  Juden.  1  Theile.  Berl.  1781  u.  1  -83- 
1.  Aull.  i-jr».  Bi  il  firansosisch,  Dessau  1  -8^-  8.  Essai  sur  la  r£göneVation  phy- 
aique,  ihorale  et  politique  des  Juifsj  par  Gbbgoibe.  Metz  1789.  8.  Ebenste fs. 
Observations  nouvelles  sur  les  Juifs,  et  speeialement  sur  ceux  d'Amsterdam  et 
de  Prancfort.  Paris  1807.  8.  (Auch  in  der  Revue  philosophüpie,  littcraire  et 
politique.)  (1.  \\ .  Spiebbb  über  die  ehemalige  und  jetzige  Lage  der  Juden  in 
Teutschl.  Halle  1809.  8.  Des  Juif's  au  ig«  siecle;  par  Bau,.  Paris,  2e  edit. 
1816.  8.  C.  V.  BUCHHOLZ  über  die  Aufnahme  der  jüdischen  Glaubensgenossen 
sum  Bürgerrecht.  Lüh.  1814.  8.  Ebendess,  Actenstiicke ,  die  Verbesser,  d.  bür- 
gerl.  Zustandes  der  Israeliten  betr.  i,8»5.  8.  Juden,  oder  —  Israeliten  als  Land- 
stände? in  d.  neuen  rhein.  Merkur,  1816,  St.  11.  F.  Rens  über  die  Ansprüche 
der  .luden  an  das  leutsi  he  Bürgerrecht.  'Herl.  1816.  8.  Zweiter  verb.  Abdruck, 
ebend.  1816.  J.  F.  1  un  s  über  die  Gefährdung  des  W  ohlstandes  u.  des  Cka- 
rakters  der  Teuts«  hen  durch  die  Juden.  Hcidelb.  1816.  8.  Zweiter  verb.  Ab- 
drurk,  ebend.  1816.  Bemerkungen  zu  d.  Schriften  der  Herren  Rühs  u.  Fries  etc. 
I  rauht".  1816.  8.    M.  Hess  freimüthi Prüfung  der  Schrift  des  Hrn.  Rühs.  Frankf. 

1816.  8.  Sioh.  /'. [mmebh  Würdigung  der  Angriffe  des  Hrn.  Rühs  auf  die  Juden. 
Heidelb.  1810.  8.  Die  Juden  und  das  Judenlhum  wie  sie  sind.  Cöln  1816.  8. 
(Auszüge  aus  Eisenmehgeb's  entdecktem  Judenthum.)  Die  Juden  und  ihre  Geg- 
ner. Deutsdil.  1816.  2.  verb.  u.  verm.  Aufl.  mit  dem  Namen  des  Verf.,  G.  Fmte- 
DRica.  1816.  8.  \  ersuch  einer  Berichtigung  der  Ideen  des  bürgerlichen  Zustan- 
de«; der  Israeliten.  Frarikf.  1816.  8.  K.  E.  ScnMiD  über  das  Rürgerrecht  der 
Juden  in  Deutsch!.  Abi h.  1  u.  2.  Hildburgh.  1816.  8.  Auch  in  des  Verf.  Zeit- 
schrift: Der  deutsche  Hund,  Heft  2.  I.  L.  EwatVs  Ideen  über  die  nölhige 
Organisation  der  Israeliten.  Carlsr.  1816.  8.  Ebcndess.  Geist  des  Christeniii. 
und  «les  ächten  Volksthums,  dargestellt  gegen  die  Feinde  dör  Israeliten  (gegen 
Rühs).  Carlsr.  181-.  8.  C  Fi  \.  Schmtdt-Phiskt.deck  über  das  jetzige  Verhält- 
nifs  der  jüdischen  Nation  zu  d.  christl.  Rürgerverein ,  u.  dessen  künftige  Umge- 
staltung. Kopenh.  1817.  8.  H.  E.  G.  Paulus  Reiträge  von  jüd.  u.  christl.  Ge- 
lehrten sur  Verbesser,  der  Bekenner  des  jüdischen  Glaubens.  Frankf.  1817.  8. 
L.  \Y.  1  ,  Gbatteb  aue«  vom  Stamme  Aaron  u.  dessen  angebl.  Vorrechten.  Leipz. 

1817,  8  Frhr.  r.  Sebsbubg,  welche  Hindernisse  stehen  der  bürgerl.  Verbesser 
der  Juden  in  \.  Bundesstaaten  entgegen,  und  wie  sind  sie  zu  lieben?  Carlsr. 
1821.  8.  W.'V.  fifur,  über  die  Emancipation  der  Juden.  Theorie  du  Judaisme; 
par  l'abl'c  L.  Chiartm.  ä  Varsovie  i83o.  2  vol.  in  8.  (Reurtheilungen  dieses 
Buchs  FOD  Zvtm  u.  Jost.;  Gabr.  Rieses,  über  die  Stellung  der  Bekenner  des 
Mosaischen  Glaubens  in  Deutschland.  Altona  i83i.  8.   II.  E.  G.  Paulus  (wider) 
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die  jüdische  Nationalabsonderung,  nach  Ursprung,  Folgen  und  Besserungsmit 
teln.  Leipz.  i83o.  8.  Ebendess.  (Paulus)  Vorschläge  für  \  erlegung  des  jüdischen 
wöehentl.  Ruhetags  auf  den  ersten  Wochentag,  u.  wider  das  Schachern  der 
meisten  Juden;  in  Alex.  Millers  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I, 
S.  485  —  495.  Zöpfl's  ein  Wort  über  (für)  die  Emancipation  der  Bekenner  des 
mosaischen  Glaubens  in  Baden.  Heidelb.  i83i.  8.  Ebe/id-ss.  Mierocosmus,  I.Lie- 
ferung (Heidelb  i832),  S.  5ä  f.  (gegen  Paulus).  Karl  Streckfuss  über  das 
Verhältnifs  der  Juden  zu  den  christlichen  Staaten.  Halle  i833.  8.  Der  Verf.  ist 
k.  preufs.  geh.  Oberregierungsrath.  Eine  Widerlegung  in  der  Frankf.  OPA  Zeit, 
v.  i3.  Mai  i833.  J.  M  Jost  offenes  Sendschreiben  an  Hrn.  GORR.  Streckfufs, 
zur  Verständigung  über  verschiedene  Punkte  in  den  Verhältnissen  der  Juden. 
Berlin  i833.  8.  G.  W.  Böemxb,  die  Gleichstellung  der  Juden  mit  christlichen 
Staatsbürgern.    Gött.  i833-  8. 

§«  235.  (172.) 

ReichsOverationscasseSchulden.   Rechte  der  RheinOctroiRenten,  Schul- 
den und  Pensionen  ( geistlicher  und  weltlicher)  nach  Bestimmungen 
des  ReichsDeputationsSchlusses  von  1805. 

)  1  ine  streng  rechtliche  Verpflichtung  zu  Tilgung  der  Sebalden 
der  vormaligen  R  e  i  c  h  &  U  r  ie  g  s  Op  er  ati  0  nscass  e ,  aus  den  Jahren  1-98 
bis  1801,  dieser  Gesammtschuld  des  teutschen  Reichs,  ist  von  den  jetzt 
souveraiuen  Regierungen  vormaliger  teutscher  Reichsländer  noch  nicht  an- 
erkannt Morden,  doch  hat  die  Rundesversammlung  für  Richtigstellung  die- 
ser Forderungen  gesorgt  «)♦  XIY)  Diejenigen  Rechte,  welche  durch 
den  ReichsdeputationsHauptschlufs  vom  2  5.  Februar  i8o3  festgesetzt  sind, 
in  Ansehung  1)  der  auf  den  Rheinschiff fahrtOctroi  angewiesenen, 
directen  und  subsidiarischen  Renten^),  2)  des  Schulde nwesens  der 
ehemaligen  Reichskreise  (§•  45),  der  Landesherren  und  Länder  c), 
und  3)  der  Pensionen  (§.  234)  geistlicher  und  weltlicher  Individuen  d)^ 
die  in  Folge  des  R.  D.  Hauplschlusses,  ihre  Stellen  verloren  haben,  dauern 
unverändert  fort*),  indem  solche  von  dem  Runde  garantirt  worden 
sind/);  eine  Garantie,  welche  die  unmittelbare  YoUziehungsbefugnifs  der 
Rundesversammluug  (§.  170)  begründet.  Doch  sollen  XY)  die  Pensio- 
nen für  die  überrheinischen  Rischöfe  und  Geistlichen  auf  die 
Resitzer  der  Länder  auf  der  linken  Rheinseite  übertragen  werden ,  und  es 
soll  die  Regulirung  der  (in  dem  R.  Dep,  Hauptschlufs  }.  75  festgesetzten) 
transrhenanischen  SustentationsCasse  und  der  Pensionen  für  diese 
Rischöfe  und  Geistlichen,  binnen  Jahresfrist  von  der  Bundesversammlung 
geschehen,  bis  dahin  aber  die  Bezahlung  jener  Pensionen  auf  die  bisherige 
Art  fortgesetzt  werden 

a)  Von  den  Schulden  der  ehemal.  ReichsOperationscasse,  dieser  Schulden  des  vormal. 
t.  Reichs  (§.  6  c),  eines  Inbegriffs  einzelner  unter  einem  verfässungsmasigen 
Oberhaupt  vereinigter  Staaten,  für  Lieferungen  an  Reichsfestungen  u.  a.  Kriegs- 
bedürfnisse, aus  den  ReichsKi  iegsjahren  1-92  bis  1801.  welche  die  im  J.  1821  ge- 
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fertigten  \  er  eichnissa  auf  nur  1,6611983  Gulden  Capital  angeben,  die  aber  nun- 
mehr, in  Folge  der  seitdem  Statt  gehabten  Liquidationen,  an  Capital  ungefähr 
drei  Millionen  Gulden  im  •  1  Guldenfufs  botragen,  wovon  jedoch  bis  jeftRi  nur 
i,3oo,doo  Gulden  völlig  liquid  Beyn  sollen,  8.  man  die  Verhandlungen 
bei  der  1!  \  .  seil  1818,  besonders  «Iii*  \  orträ'ge  in  d.  Protoc.  v.  1818,  §.  86; 
r.  i8ai,  i.  io4i  Beil.  18,  loco  dict.  gedruckt,  s.  347  ff.  Durch  einen  Beschlufs 
die  H-  V,  \.  19.  Febr.  i8a4i  Protoc.  §.  44 1  ward  eine  aus  drei  von  Qestreich, 
Preulsen  und  Baiern  ernannten  Individuen  gebildete  LiquidationsCommission 
angeordnet,  welche  seil  dem  April  1826  bis  in  das  J,  1828  zu^  Frankfurt  ver- 
sammell  war,  auch  im  Mai  i83o  Bich  wieder  versammelte,  um  nach  einer  ihr 
trtbeOten  Instruction  (in  d.  Protoc.  >.  18*6,  §.55)  und  unter  Leitung  eines  biezu 
erw&hJten  Bundestags  Ausschusses,  die  Richtigstellung  dieser  Schulden,  in  Hin- 
sieht  ihrer  Beschaffenheit  und  ihres  Betrags,  zu  bewirken.  Protoc,  v.  1624» 
!•  l4j  r,  i8*5,  §.  Oij  v.  1826,  <>.  3i  u.  55.  Durch  einen  Beschlufs  der  J$.  V. 
r.  1,  Sept  i83o  (in  v.  Heier's  Staatsacten,  Th.  11,  S.  353)  ward  diese  Com- 
nüasion,  als  nichl  mehr  nothwendig,  fiir  aufgelöst  erklärt.  Auch  ward  darin 
restgesetzt,  daß  di«  Besitzer  solcher  Forderungen,  die  angeblich  sich  noch  in 
erster  Hand  befinden,  eidlich  eu  erklären  haben,  ob  mit  diesen  Forderungen 
nlrhl  etwa  eine  Cession  Statl  gefunden  habe?  und,  wenn  solche  geschehen,  um 
welchen  lictragV  In  den  wiener  MinistcrialConferenzen  von  1820  ward  diese 
>s "  he  an  den  Bundestag  verwiesen,  um  eine  Vereinigung  der  Bundesglieder  zu 
bewirken,  wie  die  Gläubiger  ex  aequo  et  bono  zu  befriedigen  seyen.  Man  s. 
die  nur  »ertraulichen  Sitzung  der  R.  V.  v.  27,  Jul.  1820  loco  dict.  gedruckte 
Zusammenstellung,  S.  216  der  Orig.Ausg.  der  Protec.  v.  1820.  Ein  Beschlufs 
der  1>.  V.  \.  5.  Oct.  1820,  (Protoc.  §.  160)  sagt:  «Dafs  obgleich  keine  rechtliche 
l  r6mdlic/dreit  des  Bundes»  (auch  nicht  der  unter  dem  vormaligen  Reich  begrif- 
fen gewesenen  Staaten?  man  s.  oben  §.  6,  Note  c)  «zur  Zahlung  der  Reichs- 
OperationscasseSchulden  anerkannt  werde,  dennoch  ^uf  einige  Befriedigung  der 
Privatgläubiger,  der  Billigkeit  gcmä'fs,  Rücksicht  zu  nehmen  sey,  daher  die 
betreffende  Commission  ersucht  werde,  der  Bundesversammlung  Vorschläge  zu 
machen:  n  ie  und  unter  welchen  Modalitäten  die  Privatgläubiger  der  Reiehs- 
Operationscasse  ex  aequo  et  bono  zu  befriedigen  und  auf  diese  Weise  den  wolil- 
thätigen  Gesinnungen  des  Rundes  zu  entsprechen  wäre.»  —  Dagegen  ward  eine 
aus  dem  30jährigen  Krieg  herrührende  Forderung  an  das  tcutsche  Reich,  von 
der  B.  V.  geradezu  abgewiesen,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  i3i.  , 
i)  BundesActe,  Art.  i5.  Vergl.  unten  §.  5y8,  u.  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Rd.  II, 
S.  363,  438,  u.  (89.  —  Von  directen  Renten  s.  den  R.Dep.  Hauptschi.  v. 
l8o3,  §.  9,  i4,  17,  19  u.  20;  von  subsidiarischen,  ebendas.  §.  7  u.  27,  und  Pro- 
Hemoria  des  Bevolbnächtigten  der  Stadt  Frankfurt,  in  RtvüreiTs  Acten  etc-,  Rd.  VI, 
S.  387  K,  desgleichen  in  Kbendess.  Staatsarchiv,  Rd.  I,  S.  55i  ff. —  Ueberhaupt 
s.  bievon  und  von  deshalb  statt  gehabten  wiener  Commissions Verhandlungen, 
ebendas.  S.  5 19  ff. 

<)  ELDep.Hauptschl.  v.  i8o3,  §.  38  u.  77  —  85.  RundcsActe,  Art.  i5.  Klübei»*s 
Staatsrecht  des  Rheinbundes,  1 15  ff.  —  Von  den  Schulden  der  hur-  und 
oberrheiniscJien  Kreise,  s.  Rhein.  Rund,  VII.  i^i.  X.  n3.  XIII.  3.  XIV.  2Ö2. 
X\  •  354.  MX.  94.  LI.  35ft  Lin.  268.  LVR.  326.  LXI.  69.  LXH.  2^9,  Crome's  u. 
Jai  p's  Germanien,  Bd.  II,  S.  3i/,  ff.  Protoc.  der  R.  V.  v.  1817,  §.  8  u.  3/,4  j 
v.  1818,  §.  46,  81  u.  208;  v.  1819,  §.  116;  v.  1820,  §.  107  u.  i/»8;  v.  1820,  §.74. 
Ein  Beschlufs  der  f;.  V.  v.  181-,  /,3.  Sitzung,  ersuchte  Raiern  u.  Kurhessen  um 
EWgulirung  des  Pension-  u.  Schuldenwesens  dieser  beiden  Kreise.  Eine  von 
diesen  beiden  1'öfen  ernannte  Commission  erstattete  im  März  1827  einen  Haupt- 
bei icht  darüber.  Die  dabei  betheiliglen  Regierungen  konnten  sieh  in  Güte  nicht 
rereinjgen,  tbeib  über  den  Maasstab  der  Verkeilung,  theils  über  die  Frage  von 
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der  ßeitragpflicht  der  Länder  auf  der  linken  Rheinseite.  Im  J.  i83i  ernannte 
die  B.  V.  eine  Commission,  für  Erstattung  eines  Gutachtens  u.  s.  w.  Ein  Be- 
schlufs  der  B.  V.  v.  12.  Juli  1882  erledigte  verschiedene  Punkte  u.  verfügte  für 
streitige  die  Entscheidung  durch  ein  AusträgalGericht.  —  Von  Yertheilung  der 
schwäbischen  Kreisschulden,  s.  Rhein.  Bund,  XLII.  32 1.  XLIV.  233.  XL  VI.  101. — 
Befreiung  der  Standesherren  von  dem  Beitrag  zu  Kreisschulden.  Brauers  Bei- 
träge zu  e.  allg.  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten,  S.  212.  —  Von  Schulden 
vormaliger  reichsritterschajtlicher  Cantone ,  oben  §.  6  c.  DefinitivBeschlufs  einer, 
nach  einem  Beschlufs  der  B.  V.  v.  1818,  bestandenen  Commission  für  Verthei- 
lung  der  Schulden,  des  Cantons  Mittelrhein,  datirt  v.  10.  Oct.  1821.  Allgenv 
Zeit.  v.  22.  Oct.  1821.  —  Ueberdieis  sind  eine  Reihe  von  Lande s s ckulden ,  die 
auf  vertheilten  Landern  haften,  bei  der  B.  V.  zeither  zur  Verhandlung  gekom- 
men} z.  B.  Schulden  des  JohanniterOrdens ,  rheinpjälzische  Staatsschulden  ,  lit.  D 
und  b,  kömglich-westp/tälische  Staatsschuld,  althessische y  Cameral-  und  Landes- 
schulden,  streitig  zwischen  GH.  Hessen  und  Nassau,  verschiedene  lair trierische, 
desgl.  Icurmainzischc  Staatsschulden,  z.  B.  die  auf  den  Zoll  Vilzbach  und  die 
Rente  Lohneck ,  und  die  auf  die  Aemter  Rüdesheim  und  Krautheim  besonders 
hypothecirten.  —  Die  Streitigkeiten  über  die  Lasten  des  Grofsherzogth.  Frank- 
furt und  des  Departements  Fulda,  wurden  regulirt  durch  e.  Hauptvertrag  der 
dabei  betheiligtcn  Regierungen  vom  2.  Juli  1828,  besonders  abgedruckt  zu 
Frankf.  auf  i52  S.  in  Fol. 5  er  steht  auch,  doch  ohne  die  i5  Anlagen,  in  Mar- 
tens Recueil,  Supplement,  XII,  6.,  auch  in  der  kurhefs.  Gesetzsamml.  v.  1829, 
S.  109 — i38.  und,  mit  den  wichtigsten  Beilagen,  in  den  Neuesten  StaatsActen, 
Bd.  XVII,  Heft  3,  S.  245-  36o.  —  Von  der  Competenz  der  B.  V.  in  Streitig- 
keiten über  diese  Art  von  Schulden,  s.  §.  176  u.  f. 

d)  R.  Dep.  Hauptschlufs  v.  i8o3,  §.  5o  ff.  Mehrfache  Verhandlungen  defshalb ,  in 
den  Protoc.  der  B.  V.,  z.  B.  in  den  Protoc.  v.  1822,  Bd.  XIV,  S.  24  u.  3oo 
der  Quart. Ausg.    Man  s.  die  Register,  voc.  Pensionswesen,  u.  den  folg.  §. 

e)  Oben  §.  58.  —  So  auch  schon  die  rheinische  BundesActe,  Art.  2.  G.  H.  v. 
Berg's  Abhandlungen  zu  Erlaut,  der  rhein.  B.  A. ,  Th.  I,  Num.  4>  S.  57  ff, 
Rhein.  Bund,  XL  VI.  26.  Klüber's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  117.  —  Proto- 
colle  der  B.  V.  v.  1817,  §.  9  u.  17. 

/')  BundesActe,  Art.  i5.  Vergl.  Klüber's  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  363  u.  489. 
Ebendess.  Staatsr.  d.  rhein.  Bundes,  §.  117.  v.  Bero's  Abhandlungen  zu  Erlaut, 
der  rhein.  BundesActe,  Bd.  I,  Num.  4-  Rhein.  Bund,  XLVI.  26.  —  Mit  dieser 
Garantie  ist  keineswegs  anerkannt,  dafs  der  T.  Bund  eine  Fortsetzung  oder  ein 
Rechtsnachfolger  des  t.  Reichs  sey  (§.  6  u.  Bi).  Es  bleibt  also  die  Regel  un- 
\  errückt,  dafs  Rechtsverhältnisse  des  t.  Reichs  auf  den  Bund,  als  solchen, 
nicht  übergegangen  seyen.  Ueber  Rechtsverhältnisse  aus  dem  Zeitraum  des 
rhein.  Bundes,  s.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  371,  u.  oben  §.  47 j  vergl.  mit 
§.  53;  IV,  u.  83,  HI  u.  IV. 

g)  BundesActe,  Art.  i5.  Vergl.  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  363,  4?°i  4^9» 
5oi  u.  534-  Ebendess.  angef.  Uebersieht  etc.,  S.  46°  ^-  Von  der  Geschichte 
dieses  SustentaüonsWescns,  s.  man  Bauer's,  Behr's  und  Schott's  allgem.  Staats- 
Correspondenz,  Bd.  I  (1814),  Num.  2.  Rhein.  Bund,  Heft  LIV.  435.  Bemer- 
kungen über  den  §.  75  des  ReichsfriedcnsDeputationsHauptschlusses.  Germanien 
i8o5.  8.  —  Vielfache  Verhandlungen  der  B.  V.  über  diesen  Gegenstand,  unter 
der  Rubrik  «transrhenanische  Sustentations  Angelegenheiten» ,  oder  auch  »  Susten 
talionsWesen  der  überrheinischen  Geistlichkeit»,  findet  man  in  ihren  Protocol- 
len,  seit  1816.  Man  s.  die  Register  der  Protocollc,  u.  G-  v.  Mkykr's  Repert. 
zu  den  Verhandl.  der  B.  V.  Heft  III,  S.  269  —  294.  —  Tittmann's  Darstell,  der 
A  erfass.  des  t.  Bundes,  S.  i65  IV.  Nach  e.  Beschluis  der  B.  V.  in  dem  Protoc, 
\.  1822,  §.  201,   sollte  die  (seit  i8o3  zu  Rcgensburg,  seit  1810  zu  Frankfurt 
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bestand«  iic )  tiauarLensnische  SustentationsAnstalt  mit  dem  Ends  <I**s  J.  182» 
ginxlich  aufhören.  Der  Endbeschluft,  nebst  Elechnungsübersicht  vom  i.  Dec 
1817  bis  Juni  ii5>(,  Andel  sieb  in  d.  Protoc.  v.  1814 1  §•  l(y*  f 


l\  11  Mmicn  der  Mitglieder  des  Teutschen  und  Johanniter-Ordens. 

XVI)  Die  Mitglieder  des  Teutschen  Ordens  sollen  ebenfalls 
nach  den  in  dein  Reichsdeputations]Gfauptschiufs  von  i8o3  für  die  Dom- 
stifte  festgesetzten  Grundsätzen)  Pensionen  erhalten,  so  lern  sie  ihnen 
■och  nicht  hinreichend  waren  bewilligt:  worden.  Diejenigen  Fürsten, 
welche  eingezogene  Besitzungen  des  Teutschen  Ordens  erhalten  haben, 
sollen  diese  Pensionen  bezahlen,  nach  Verhältnifs  ihres  Antheils  an  den 
ehemaligen  Ordensbesitzungen  ");  eine  Folge  der  zerstörenden  Schicksale, 
welche  dem  Orden  seit  dem  prefsburger  Frieden  widerfahren  waren 
WIM  Die  zu  dem  ehemaligen  teutschen  Grofspriorat  (der  teutschen 
Zunge)  des  J  ohahniter  Or  d  ens  gehörenden  Mitglieder  dieses  Ordens, 
Ruf  welchen  ebenfalls  seit  dem  presburger  Frieden  die  Macht  der  Ereignisse 
zerstörend  gewirkt  hatte  <Q,  machten  Anspruch  auf  Ausdehnung  des  1 5.  Art. 
der  BundesActe  auf  sie,  auf  Erhallung  des  Ordens,  und  auf  Zurückgabe 
der  noch  unyeränfserten  Ordensgüter;  es  konnten  aber  kaum  Pensionen  für 
die  Mitglieder  und  Diener  des  Ordens,  und  Schuldenzahlung  erwirkt 
werden 

)  BundesActe,  Art.  i5.  Vergl.  Rlüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  47°  u- 
Elende**.  ;m^ef.  ITebcrsicht  etc.,  S-  462  f.  —  Die  Bestimmung  der  BundesActe, 
wegen  Pensionirung  der  Mitglieder  des  Ordens,  ist  unvollständig;  der  Diener  des 
Ordens  erwähnt  sie  nicht.  Verhandlungen  darüber  bei  der  B.  V.,  findet  man 
in  ihren  Protocollen  von  1816 — 1822.  Man  s.  die  Register,  voc.  Deutscher 
Orden  u.  Deuts«  hOrdensRitter  u.  Beamte,  und  eine  Zusammenstellung  bis  1820, 
in  G.  v.  Mivkh  s  Heuert,  Heft  III,  S.  3io— 328. 

1  Dem  7  wischen  Orden  waren,  gleichwie  seit  1796  von  Preufsen  die  Landeshoheit 
über  ansehnliche  Bezirke  in  Franken  (§.  26),  schon  während  des  französisch- 
östreichischen  Kriegs  im  J  i8o5  bedeutende  Besitzungen  von  Baiern,  Würtem- 
berg  und  Baden  als  erobertes  Gut  entrissen  worden.  Rhein.  Bund,  LV.  §7  ff. 
Der  presburger  Friede  v.  26.  Dec.  i8o5,  Art.  8,  12  u.  i5,  bestätigte  solches; 
er  bestimmte  die  noch  übrigen  Besitzungen  des  Hoch-  und  Teutschmeisters, 
nebst  dieser  Würde,  erblich  im  Mannstamm  nach  dem  Recht  der  Erstgeburt 
dem  von  dem  Baiser  von  Oestreich  hiezu  ernannten  Prinzen  seines  Hauses. 
Rhein.  Bund,  LV.  75  ff.  —  Auch  gab  die  rheinische  BundesActe  v.  1806  ver- 
schiedene  Ordensbesitzungen  an  Baiern,  Würtemberg,  Baden  und  Hohenzollern- 
Siqmaringen ,  und  der  Grofsherzog  von  Berg  occupirte  die  Commende  Münster. 
Rhein.  Bund,  LV.  77  ff  Man  s.  hievon  Rlübeh's  Staatsr.  d.  Rheinbundes,  §.100, 
Note  f.  Khcndcss.  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  401  ff»  Europ.  Annalen  1806,  II.  g. 
Rhein.  Bund,  XXVI.  200.  —  Wahrend  des  französisch  -  östreiehischen  Briegs  1809, 
ward  der  Orden  von  Napoleon  durch  ein  Decret  aus  Regensburg  vom  24-  Apr. 
>8og  (in  \.  Mabtsss  Recueil,  Supplem.  V.  201),  in  allen  rheinischen  Bundes- 
sten  unterdrückt,  und  dessen  ganzes  Besitzthum  denen  Bundesfürsten  zuge- 
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wiesen,  in  deren  Gebiet  es  gelegen  war,  die  dagegen  Pensionen  an  diejenigen 
ihrer  Unterthanen  bezahlen  sollten,  welche  als  Ordensglicder  im  Besitz  der  Or- 
densgüter  waren.  Oestreirh  ernannte,  in  Ansehung  der  aufser  dem  östreichi- 
sehen  Gebiet  gelegenen  Ordensgüter,  diese  Verfügung  an,  in  dem  wiener  Frieden 
v.  14.  Oct.  1809,  Art-  4-  Rhein.  Bund,  XXXIII.  14.  45o.  XXXVII.  i49-  Von  der 
V  erfassung  u.  den  Besitzungen  des  Ordens  im  J.  1809,  s.  ebendas.  LV.  29.  LVI.  i45. 
Seitdem  ward  errichtet,  ein  «Hauptvertrag'  der  an  den  vormals  teutschordischen 
Besitzungen  betheilten  Höfe  (Baiern,  Würtemberg,  Baden,  Hessen,  Nassau, 
Grolsherzogth.  Frankfurt),  über  die  Auseinandersetzung  der  darauf  sich  bezie- 
henden Verhältnisse,  geschl.  zu  Mergentheim  den  18.  Mai  i8i5».  Mergenth. 
i8i5.  Fol.  Auch  in  Martens  Recueil,  Supplcm.  VI.  491.  Andere  Verträge  von 
i8i3,  ebendas.  VII.  287  u.  ff.  —  Die  T.  O.  Güter  im  Königteich  Sachsen  wen- 
dete der  König  den  Universitäten  Leipzig  und  Wittenberg,  dann  den  Fürsten- 
schulen  Pforta,  Meifsen  und  Grimma,  zu,  im  Sept.  1811.  —  Ob  die  nach 
Vertreibung  der  ltönigl.  westphülischen ,  von  ihnen  nie  anerkannten  Herrschaft, 
zu  dein  Besitz  ihrer  Länder  wieder  gelangten  Regenten  (Hannover,  Kurhessen, 
Braunschweig)  berechtigt  sind,  die  von  Napoleon  dem  ehemaligen  König  von 
JVestphalen  (Rhein.  Bund,  LVI.  189.)  während  des  rheinischen  Bundes  verschaff- 
ten TeutschordensGüter  (etwa  als  vacantes  Gut)  sich  zuzueignen?  Kurhessen  hat 
dieses,  sich  hier  vielleicht  als  Rechtsnachfolger  des  Königs  von,  Westphalen  be- 
trachtend, bejaht,  in  e.  Verordn.  v.  8.  Oct.  1816,  und  sich  sogar  zur  Zurück- 
fonlcrung  der  von  der  k.  westphäl  Regierung  veräufserten  TeutschordensGüter, 
gegen  Erstattung  der  Kaufgelder  und  erweislichen  Meliorationen,  für  befugt 
erklärt  BeurrbciUmg  des  Falles,  in  den  Protoc  der  B.  V.  v.  1818,  §.  206,  u. 
v.  1S17,  §.  16,  vergl.  mit  §.  io5.  —  Der  wiener  Congress  liefs  ,  in  der  teutschen 
BundesActe,  Art.  i5,  die  in  dem  wiener  Frieden  v.  1809  anerkannten  Verfü- 
gungen über  TeutschordensGüter,  im  Allgemeinen  stillschweigend  gellen.  Vergl. 
die  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  4-0.  Klüber's  Uebersicht  der  diplom.  Verhand- 
lungen des  w.  Congr. ,  S.  142,  274,  462  f.  —  Das  zu  der  ehemaligen  Teutsch- 
ordensCommende  Frankfurt  gehörende  TeutschordensHaus  zu  Frankfurt  a.  M., 
nebst  den  dazu  gehörenden  Gütern,  Gefallen  und  Gerechtsamen  (namentlich 
dem  Condominat  in  dem  Dorf  Niederrad  (oben  §.  81  a,  und  Rhein.  Bund,  LVI, 
149,  i52),  besitzt  Oestreich  mit  Souverainetät  und  Eigenthum,  kraft  der  wiener 
CongrefsActe,  Art.  5j,  dessen  Bestimmungen  auf  dem  wiener  Congrcfs  in  einem 
vom  10.  Juni  181 5  datirten  Protocoll  von  Bevollmächtigten  von  Oestreich, 
Rufsland,  Grofsbritannien,  Preufscn  und  Frankreich,  dem  gemäfs  Oestreich  und 
Preufsen  am  12.  Juni  eine  besondere  Convention  schlössen,  näher  erklärt  und 
erweitert  wurden.  Klüber's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  VIII,  S.  120. 
Bd.  VI,  S.  5^3  flf.  Ehendess.  Quellensammlung,  S.  56  f.  Koch  et  Schoell 
Histoire  abregee  des  traites,  XI,  363  et  suiv.  Den  Genufs  der  Einkünfte  frank- 
furter TcutschordensBesitzungen  hat  jetzt  noch  der  Hoch-  und  Teutschmeistcr, 
Erzherzog  Anton  von  Oestreich.  Solchen  Genufs  hat  er  auch  von  den  Herr- 
schaften Soppau  und  Ratsch,  zwei  teutschmeisterischen  Tafelgütern  in  Preufsisch- 
Schlesien;  dagegen  ward  die  daselbst  gelegene  Herrschaft  Namslau ,  vorhin  zu 
der  böhmischen  T.  O.  Commendc  Frcudenthal  gehörig,  im  J.  1810  von  Preufscn 
secularisirt.  —  In  den  östreichische?i  Staaten  besteht  der  T.  O.  noch ,  mit  seinen 
dortigen  Besitzungen,  und  erst  im  J.  i834  hat  Kaiser  Franz  I.  zur  Ausnüttelung 
seines  frühern  Domaincnbesitzes  eine  Commission  unter  dem  Vorsitz  des  Erz- 
herzogs Maximilian  niedergesetzt.  Er  besteht  ferner  noch,  jedoch  aufser  Ver- 
bindung mit  der  östreichischen  Abtheilung,  in  der  königlich -niederländischen 
Provinz  Utrecht,  wo  die  Balley  Utrecht,  unter  einem  Raiiii  oder  Landcommcn- 
thur  mit  12  Ritlern,  nebst  den  dazu  gehörigen  Gütern.  Eleutherophilos  vertraute 
Briefe  etc.,  Th.  I  (Germania  1818.  8.),  S.  70.    Neueste  Einrichtung  des  kaihol 
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Kinheim esens  in  den  Ii.  prculs.  Staaten  (I  rank!'.  rffoa,  8.),  S.  i/|  ff,  —  Von 
«Irm  \  i  i  Mi»  Ii  auf  ilem   wiener  Congrefs,    /.u  Stiftung  eines  neuen  lauschen  Or- 
.  %    hitift.  's  .uigcf.  l'ehersicht ,  S.  '>:V». 

1  Von  den  neueren  Schicksalen  des  Johmwtor.  öder  Malteserordens  in  Teutschland 
s.  in. in  KLihuta's  U»h.  in  den  Europ.  Annalen,  1808,  XI.  168  ff.  f E6 erntest t) 
1  isai  Mir  l'ordre  de  Halte  ou  de  St.  .Iran,  ei  sur  ses  rapports  avec  L'Allemagne 
erat,  etavee  le  Brisgau  en  particulier  (ßasle,  vielmehr  Carlsrulie,  1806.8.), 
•  I  mir«  Deber  den  MalteserOrden  und  seine  gegenwärtigen  Verhältnisse 
.11  reotachland  Überhaupt,  und  tum  Breisgau  insbesondere.  Franhf.  U.  Leipz. 
i8o4<  Malta,  der  Elauptsitz  des  Ordens,  war  von  Napoleon  am  9.  Juni  1798 
in  Besiti  genommen,  nachher  aber  (5.  Sept.  1800)  von  England  erobert  worden. 
Dieses  rerweigerte  die  im  Frieden  ><»n  Amiens  stipulirte  Zurückgabe  an  den 
Orden,  und  der  pariser  Friede  v.  1814,  Art.  y,  erkannte  ihm  das  Eigenthum 
«In-  ftuel  im,  Nach  der  günstigen,  hauptsächlich  durch  K.  Paul  I.  (der  die 
\\  Qrde  eines  Protectors  u.  Grofsmeisters  des  Ordens  sich  beigelegt  hatte)  ver- 
anlagen Bestimmung  in  dein  K.  Dep.  Hauptschi,  v.  i8o3,  §.  26,  nahm  der 
presburger  I v.  \.  1806,  \rt.  i3,  dem  teutschen  Grofspriorat  oder  Johanniter« 
meistertbum  die  Grafsch.  Bondorf,  und  gab  solche  an  Würtemberg.  Die  rhein. 
Bundes  Acte,  \rt.  ig,  gab  das  Fürstenthum  Heitersheim  dem  GH.  v.  Baden. 
Dem  Grofshersog  von  Würzburg  bewilligte  Napoleon,  in  d.  Vertrag  über  seine 
Aufnahme  in  den  rhein.  Hund  v.  .0.  Sept.  1806,  Art.  3,  alle  im  W  ürzburgisehen 
gelegenen  Güter  des  JohanniterOrdens,  mit  aller  Souverainetät  und  Proprietät. 
In  Baiern  ward  der  Orden,  nachdem  im  Jahr  180*2  der  Landesherr 'ein -eigenes 
Ii. tierisches  Priorat  für  die  dortigen  Ordensbesitzungen  gestiftet  hatte,  aufge- 
hoben ,  durch  ein  Edict  v.  8.  Sept.  1808.  Reg.  Blatt,  Nun».  5/-.  Ein  hönigh 
westphalisches  Dccret  v.  16.  Febr.  1810,  supprimirte  ihn  in  dem  ganzen  König- 
reich,  und  bestimmte  seine  Besitzungen  zu  der  Dotation  des  Ordens  der  west- 
phälischen  Krone.  En  Würtemberg  wurden  1810  die  Gefalle  der  JohannitcrCom- 
menthurien  theamerirt,  und  daraus  eine  Dotation  für  den  Militär  Verdienstorden 
gebildet.  Nachdem  Preuüsen  durch  ein  Edict  v.  3o.  Oct.  1810  (Gesctzsainml. 
v.  1810,  S-  3?,)  sämmtliche  geistliche  Güter  in  der  Monarchie  eingezogen,  und 
für  Staatsgüter  erklärt  hafte,  wurden,  durch  eine  hönigl.  Urkunde  v.  -23.  Jan. 
1811,  die  Balle?  Brandenburg  des  JohanniterOrdens  und  das  Herrenmeisterthum 
(su  Sonnenburg)  in  der  Mark,  Sachsen,  Pommern  und  Wendland,  nebst  allen 
Commenden  derselben  für  aufgelöst  und  erloschen  erklärt,  und  deren  Sämmt- 
liche Güter  als  Staatsgüter  eingezogen.  Dagegen  ward  von  dem  König,  durch 
eine  Urkunde  v.  23.  Mai  1812  (Gesetzsamml.  v.  1812,  S.  109),  «zu  einem  ehren- 
vollen Andenken  der  erloschenen  Balley  Brandenburg,  ein  netter  Ehrenordeä 
errichtet,  in  der  Eigenschaft  und  unter  der  Benennung  K.  preuss.  St.  Johanniter- 
Orden»,  ohne  Einkünfte  und  ohne  besondere  Verpflichtung  der  Ritter,  auch 
ohne  Ahnenprobe.  —  Den  Johannitcrhof  in  der  Freien  Stadt  Frankfurt,  und 
den  dazu  gehörenden  Flaschenhof,  der  von  dem  Stadlgebiet  umgeben  ist,  deren 
in  den  wiener  Congrefsverhandlungen  nicht  erwähnt  ist,  besitzt  Oestreich  mit 
Souverainetät  und  Eigentfaum,  zufolge  des  Art.  5i  der  wiener  CongrefsActe, 
wovon  Näheres  oben,  Note  h.  Den  Niefsbrauch  dieses  Besitzthums,  'mit  den 
darauf  haftenden  La  sten,  bat  dermalen  auf  Lebenszeit  der  JohanniterProfefsRitter 
Edmund  Oral  von  Coudenho.ve.  --  Von  den  Bemühungen  des  JohanniterOrdens 
auf  dem  wiener  Congrcfs,  s.  Klübkr's  Uebersicht  der  diplomat.  Verhandl.  des 
wiener  Congr.  S.  110 — n5,  274,  553  und  56o.  Ebendess.  Acten  des  wiener 
Congr.,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  85.  Bd.  VI,  S.  46/,.  —  In  Teutschland  blieb  dem 
Orden  nur  noch  das  Grofspriorat  in  Böhmen,  mit  Commenden  in  Oestreich, 
Mähren  u.  PreufsischSchlcsien.  Von  dem  Rest  seiner  Besitzungen  aufserhalb 
Teutschland,  s.  Klübkr's  angef.  Lebersicht,  S.  112.    In  dem  Kirchenstaat  und 
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in  Sicilien  besitzt  der  Orden  seine  Güter  noch.  In  dem  Königreich  Neapel  und 
im  übrigen  Italien,  waren  sie  1825  noch  nicht  zurückgegeben.  Allgem.  Zeitung 
v.  9.  Juni  1825,  Art.  Rom.  Am  10.  Febr.  i8o3  ernannte  Papst  Pius  VII,  auf 
die  Präsentation  der  Priorate  des  Ordens,  einen  neuen  Grossmeister,  in  der 
Person  des  Bailli  von  Tomasi  auf  Sicilien,  nachdem  Fürst  Ruspoli  zu  London 
die  ihm  angetragene  Grofsmeisterwürde  abgelehnt  hatte.  Das  GeneralCapitel 
oder  das  heil.  Conseil  des  Ordens  befand  sich  bis  in  das  J.  1826  zu  Catanea 
auf  der  Insel  Sicilien,  unter  einem  von  ihm  erwählten  GeneralStatthalter  oder 
GeneralLieutenant  des  Grofsmeisterthums ,  Andreas  di  Giovanni  y  Cantelles ,  den 
der  Papst  im  Aug.  1814  bestätigte.  Im  J.  1826  ward  dieses  Capitel,  kraft  einer 
päpstlichen  Bulle  v.  12.  Mai  1826  provisorisch  nach  Ferrara  im  Kirchenstaat 
verlegt.  Am  29.  Oct.  i83i  hielten  «die  Ritter  des  souverainen  Ordens  des  heil. 
Johann  von  Jerusalem»  zu  London  ein  Capitel,  in  welchem  ein  Graf  Mortara 
den  Vorsitz  führte.  —  Obgleich  der  Orden  Besitzungen  mit  Souverainetat  nicht 
mehr  hat,  so  nimmt  doch  Oestreich  von  demselben  noch  Gesandte  vom  zweiten 
Rang  an,  z.  B.  am  16.  Jan.  1825  den  Fürsten  Aloys  von  Liechtenstein,  der  in 
diesem  Posten  dem  Grafen  Vincent  v.  CollowratLiebstinsky  folgte.  Auch  die 
französische  Regierung  nahm  1825  einen  Geschäftträger  von  dem  Orden  an. 
Bei  der  B.  V.  machte  im  J.  1816  ein  Bevollmächtigter  des  Ordens  den  Antrag 
auf  Erhaltung  des  Ordens,  und  auf  Zurückgabe  der  noch  unveräufserten  Güter* 
desselben.  Die  B.  V.  beschlofs ,  solchen  zur  Berathung  und  Beschlufsnahme, 
nach  vorgängiger  Berichterstattung,  auszustellen.  Protoc.  v.  25.  Nov.  1816. 
§.  27.  Als  » aufserordentlicher  Gesandter  u.  bevoilm.  Minister  des  souverainen 
Johanniterordens »  überreichte  am  27.  Jänner  i836  dem  Kaiser  Ferdinand  I.  in 
einer  besondern  Audienz  sein  Beglaubigungsschreiben  der  Graf  F.  Sales  von 
Khevcnhüller-Metsch,  k.  k.  GeneralMajor  u.  des  Johanniterordens  Comthur. 
tt)  Ein  von  allen  Mitgliedern  der  B.  V.,  bis  auf  Würtemberg,  gefafster  Beschlufs 
vom  17.  Juli  1817,  setzt  fest,  dafs  die  in  dem  Art.  i5  der  B.  A.  in  Betreff  der 
Pensionirung  der  Mitglieder  des  Teutschen  Ordens,  enthaltenen  Bestimmungen, 
und  deren  Anwendung,  auch  auf  die  Mitglieder  u.  Diener  (bei  dem  Teutschen 
Orden,  erwähnt  die  BundesActe  der  Diener  nicht)  des  JohanniterOr&ens  auszu- 
dehnen seyen».  Protoc.  v.  1817,  §.  35i.  Vergl.  auch  ebendas.,  §.  408.  —  Bei 
der  B.  V.  kam  die  Vertheilung  von  drei  Sc/iuldforde  rangen ,  im  Gesammtbetrag 
von  383,6o4  Fl.,  mit  Inbegriff  der  Zinsen,  unter  die  jetzigen  Besitzer  der  Jo- 
hanniterOrdensgüter  zur  Verhandlung,  welche  das  teutsche  Grofspriorat  bei 
einem  GläubigerConsortium,  unter  General-  und  SpecialVerpfändung,  contrahirt 
hatte,  an  dessen  Spitze  das  Handelshaus  Jjindenkampf  und  Olfers  zu  Münster 
steht.  Aufser  acht  Bundesgliedern  (Oestreich,  Preufsen,  Baiern,  Hannover, 
Würtemberg,  Baden,  GH.  Hessen,  Nassau),  gehören  auch  das  Königreich  der 
Niederlande  (wegen  der  Commenden  Arnheim  und  Nimwegen)  und  etliche 
SchweizerCantone  (wegen  Basel  u.  Rhcinfelden,  und  wegen  Freiburg)  zu  den 
verpflichteten  OrdensgutBesitzcrn.  Nach  mehreren  Vorträgen  und  Verhandlun- 
gen in  der  B.  V.  (Protoc.  v.  1816,  §.  63;  v.  1818,  §.  i32;  v.  1822,  §.  39;  1823, 
§.  i65;  1824,  §•  61;  1826»  §.  80.)  und  einer  für  diesen  Gegenstand  u.  eine  Re- 
clamation  des  Fürsten  von  BentheimSteinfurt  bestandenen  Ausgleich ungsCom- 
mission  zu  Frankfurt  a.  M.,  bestehend  aus  Bevollmächtigten  acht  betheiligter 
Regierungen,  kam  unter  diesen  am  12.  Jänner  1829  ein  Vertrag  zu  Stande, 
welcher  der  Bundes  Versammlung  vorgelegt,  und  bei  ihr  von  den  bethe^igten 
Bundesgliedern  genehmigt  ward.  Die  Protocolle  der  B.  V.  v.  1829  müssen  das 
Nähere  enthalten.  —  Von  den  Pensionen  der  Mitglieder  des  teutschen  Grofs- 
Priorats  des  JohanniterOrdens,  s.  man  den  Vortrag  u.  Beschlufs  der  B.  V.  in 
dem  Protoc.  v.  17.  Oct.  1820,  §.  182  u.  i83. 
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§.  255.  (173b.) 

Pensionen  der  Mitglieder  ehemaliger  Dom-  und  freier  Reichsstifiey 
wermhitdentr  Angehörigen  des  ehemaligen  Reichskammergerichts,  des 
FUrsten  Primas  und  ihr  Diener  des  Grossherzogthums  Frankfurt. 

l>u-  Mitglieder  der  ehemaligen  Dom-  und  freien  Reichs- 
stifte  haben  die  Befugnifs,  die  durch  den  ReichsdeputationsHauptschlufs 
von  i8o3  festgesetzten  Pensionen)  ohne  Abzug,  in  jedem  mit  dem 
Teutschen  Bund  im  Frieden  stehenden  Staate  zu  verzehren«).  XIX)  Be- 
stimmungen für  angemessene  Pensionirung  verschiedener,  bei  dem  ehe- 
maiigen  kaiserlichen  Reich sHammerg er ioht  angestellt  gewesener  Per- 
der  CanzleiPersonen ,  Pedellen  und  Boten,  Aerzte,  Notarien  und 
Protocollisten ,  Vdvocaten  und  Procuratoren,  wurden  von  der  Bundes*  cr- 
Mmtnlnng  errichtel  "  .  XX)  Für  Pensionirung  des  nun  (1817)  ver- 
itorbenen  Fürsten  Primas,  Erzbischofs  von  Rügensburg,  und  der  Diener 
des  rormaligen  Gr  ofsher  zogth  ums  Frankfurt,  ward  in  der  wiener 
CongrefsA.cte  gesorgt  <  ). 

/)  Bandes  Acte ;  Art.  i5.  In  der  amtlichen  französ.  Uebcrsetzung  der  BundesActe 
sind  die  Worte  «ohne  Abzug»,  in  dem  i5.Art.  unübersetzt  geblieben.  Klübeh's 
\(tcn  des  w.  Congr.,  MI.  /ßo.  —  Von  wiener  Congrefs Verhandlungen  über 
fliesen  Gegenstand,  s.  man  Rt.ihkr's  Uebersicht  etc.,  8.  458  ft.  —  Beschwerde 
der  constanxer  Domherren  bei  nYr  B.  V.,  wegen  Besteuerung  ihrer  Pensionen 
\on  Seite  Badens;  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1821,  §.  140  u.  2Öq.  Ward  ab- 
gewiesen, in  d,  Protoc.  r.  i8a3,  §.  n3.  Eben  so  eine  ähnliche  Beschwerde 
der  Domrapitularcn  von  Speyer,  in  d.  Protoc.  v.  1824,  §.  -5t). 
>  BeseUllffl  der  B.  V.  vom  14.  Juli  1817,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  33o,  betr.  die 
Pensionen  seit  dem  1.  Jan.  1817.  Ein  Beschlufs  wegen  der  Besoldungs-  u.  Pen- 
lionsBüekstände  seit  1806  bis  Ende  1816,  ist  noch  zu  erwarten.  Die  Verhand- 
lungen bei  der  B.  V.  geben  die  Begister,  voc.  Beichsliammergericht ,  an,  und 
G.  \.  Mi  nn's  Repertor. ,  Heft  HI,  S.  294  —  304.  —  Klüber's  Staatsr.  des  Rhein- 
bundes .  §.  1 i3. 

1  Dinen  den  Grundsätzen  des  £9,  §.  des  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  in  dem  Acte 
final  du  (ongres  de  Vienne ,  Art.  4&  Bi-übfr's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  ^65 
u.  f.  Es  gehören  aber  diese  Pensionen  nicht  zu  denen,  welche  in  dem  i5.  Art. 
der  Bundes  Acte  garantirt  sind.    Protoc.  der  B.  V.  v.  1823,  §.  189. 


§•  236.  (1740 

Fürstlich-taxische  Postrechte  und  Ansprüche. 

Dem  fürstlichen  Hause  Thum  und  Taxis  soll  der,  durch  den 
ReichsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3,  oder  durch  spätere  Verträge, 
bestätigte  Besitz  und  Genufs  der  Posten,  in  den  verschiedenen  Bun- 
desstaaten  bleiben,  so  lang  nicht  etwa  anderweitige  Verträge  geschlossen 
werden.     In  jedem  Fall,  versichert  die  BundcsActe  demselben,  in  Folge 
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des  i3  des  erwähnten  DeputationsSchlusses,  seine  auf  Belassung  der 
Posten,  oder  auf  angemessene  Entschädigung  gegründeten  Rechte  und 
Ansprüche.  Dieses  soll  auch  da  Statt  finden,  wo  die  Aufhebung  der  taxi- 
schen Posten,  seit  i8o3,  gegen  den  Inhalt  des  DeputationsSchlusses  be- 
reits geschehen  wäre,  in  so  fern  diese  Entschädigung  durch  Verträge  nicht 
schon  definitiv  festgesetzt  ist  «). 

«)  BundesActe,  Art.  17.  Vergt.  Klüijek's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  363  f.,  535 
u.  455  f  Ebendess.  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  148  f.  258,  268,  356  u.  i3i.  — 
Vergl.  unten  §.  439,  44°  u-  542. 

§;  257.  {m, 

Rechtsverhältnisse,  deren  Bestimmung  der  Bundesversammlung 

noch  obliegt- 

Damit  nicht  durch  Verschiedenheit  gesetzlicher  Vorschriften    ein  un- 
gleichartiges, für  einzelne  Bundesstaaten  nachtheiliges  Verhältnifs  entstehe, 
haben  I)  die  Bundesglieder  in  der  BundesActe  sich  vorbehalten,  bei  der 
ersten  Zusammenkunft  der  Bundesversammlung  in  Berathung  zu  treten: 
1)  wegen  des  Handels  und  Verkehrs  zwischen  den  verschiedenen  Bun- 
desstaaten «),  wohin  auch  möglichste  Gleichförmigkeit   in  dem  Münzsy- 
stem  (§.  4i5,  420,  429,  43i),  in  Maas  und  Gewicht  (§.  4*4)i  una" 
in  Wechslungs Typen  (§.  ^i3c)  zu  rechnen  seyn  möchte,  damit  nicht 
jeder  Bundesstaat  sich  als  einen  geschlossenen  Handelsstaat  betrachte ;  2)  we- 
gen der  Schiffahrt,   nach  Anleitung  der  auf  dem  wiener  Congrefs 
angenommenen  Grundsätze  f).    II)  Auch  h:tt  die  BundesActe  der  Bundes- 
versammlung zur  Pflicht   gemacht,  die  Einführung  möglichst  gleich- 
förmiger Grundsätze  in  Berathung  zu  ziehen:   1 )  über  Prefsfrei- 
heitc);  2)  über  Sicherung  der  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger 
gegen   B  ü eher  nach  d  ruc  k  «0;    3)   über    Militärpflichtigkeit  der 
Unterthanen  <?);   4)   über   bürgerliche   Verbesserung   der  Juden 
(§.  232)»     Die  wiener  SchlufsActe  (Art.  53  u.  65)  hat  diese  Verpflich- 
tung erneuert.    Ob   und  wie  fern  diese  Gegenstände  in  der  B.  V.  durch 
Stimmenmehrheit  erledigt  werden  können,   oder  freie  Zustimmung  aller 
Bundesglieder  dazu  erforderlich  sey,  ist  theils  nach  den  schon  vorhandenen 
Bestimmungen  (§.  127  ff.  u.  563  ff.),  theils  nach  der  Natur  des  Gegen- 
standes zu  beurtheilen.  —  Zu  wünschen  ist,  dafs  aufser  den  hier  genann- 
ten,  die  Bundesversammlung,  unter    freier,    (der   Regel   der  Stimmen- 
mehrheit in  der  B.  V.  nicht  unterworfener)  Zustimmung  aller  Bundesglie- 
der ,  ihre  Wirksamkeit  noch  über  manche  andere  Rechtsverhältnisse  und 
gemeinnützige   Anordnungen    (§.   106,  129  u.  148,  Note«)  ver- 
breiten möge/).    Allein  bis  jetzt  hat  die  Erfahrung  gelehrt,  dafs  Bestim- 
mungen über  gemeinnützige  Anordnungen  fast  nur  durch  particuläre  Be- 
strebungen,  Gesetze,  Verträge  und  Vereine  erfolgt  sind. 


320     l    rheil,  \l.  Cap.  3.  Abth,  Rechtaverhältnifs  der 


.)  Bundes \» to.  Vit  k).  Wiener  SchlufsActe  \.  1810,  Art.  53  u.  65  Verhandl. 
in  den  wiener  MwisterialConferenzen,  in  den  Protoc.  2,  11,  989  2*),  33  11.  34, 
S  Not«  i^i>).  10.  Jan.,  II,,  i3.,  -23.  u,  2.j.  (Mai  i8«0.  -  Die  wiener  Con- 
grefs  Verhandlungen ,  s.  in  I\ 1 1 m  u  s  angef.  Al  ton  «.•(*-. ,  Bd.  II,  S.  36o  u,  472.  — 
Erster  Präsidial  Vortrag,  In  dem  Protoc.  «Irr  !>.  V.  v.  m.  Nov.  1816,  §.  7;  in 
I  Staatsarchiv,  Bd.  LI,  S.  B5.      in  ihrem  Protoc,  \.  3.  Aug.  1820,  §.  98, 

ernannte  die  B.  V,  für  Bearbeitung  dieser  Gegenstände  eine  Commission;  in 
Folge  einei  in  den   wiener  MinisterialConferenzen  (34.  Sitzung)  abgefafsten 
SeparatProtocolla  v«  &4<  ^',u  »830,    Mau  s.  die  loco  dictaturae  gedruckte  Zu- 
sammenstellung,   in  der  Original  \  usg.  der   Protor.  der  B.  V  .  v.  1820,  S.  2l4, 
11  der  vertrau],  Sitsiuig  v.  •-.  Jul.  i8ao.    Auch  s.  man  den  Beschlufs  der  B.  V. 
v.  1  1,  1)1 1.  i8ao,  in  dtii  Protoc«,  §,  167,  >«.  dir  Protoc.  v.  1819,  §.  u>3.  i5s 
168   m«  'in.  i*3,       Verhandlungen  der  15.  \.  Uber  «Im  freien  Verkehr  mit 
den  notkw  ndt'g-st  h  I.  betubedurjnissen ,  in  den  l'rotoe.  v.  1817  und  1818.  —  Mög- 
lichsl  freier  Verkehr  unter  den  Bundesstaaten  ist  wichtig,  nicht  blofs  für  Privat- 
woM,   Mindern  am  Ii  für  politische  Ent  Wickelung  der  Nation  und  Verstärkung 
des  NationalBandes,  welches  alle  Bundesstaaten  umschlingen  soll.    Diese  Ge- 
sichtpunktc  vereinigt,  sind  Gegenstand  von  eigenen  Verhandlungen,  welche*  unter 
den  Regierungen  von  Baiern,  Würtemberg,  Baden,  beiden  Hessen,  den  grofs- 
bersoglich  •  und  herzoglich  -  sächsischen  Staaten,   Nassau,  beiden  Ilolienzollern, 
beiden  Beufs,  VValdeck,  auf  einein  Hände  IsCongress  zu  Darmstadt  in  den  Jahren 
1810  bis  i8a3  dm«])  Abgeordnete:  Statt  hatten.  —  Nachricht  von  der  Geschichte 
und  den  \  erhandlungen  dieses  Congrcsses,  in  Murhard's  allgem.  polit.  Annalen, 
|,   Bd.  XI,  Heft  4,  S.  349  —  388,  u.  1825,  Bd.  XIV,  Heft  2,  S.  93—121. 
ConversationsLexicon,  Neue  Folge,  voc.  Darmstädter  HandelsCongrefs.  —  Rönigl. 
katmöverijcher  Antrag  auf  Erleichterung  und  Beförderung  des  AcUvhandels  und 
Verkehr*  in  Teutschland  u.  s.  w. ,  desgl.  auf  gemeinsame  Maafsregeln  gegen  den 
Schieichhandel  im  Innern  Teutschlands;  in  dem  Protoc.  d.  B.  V.  v.  9.  Aug.  i832, 
10/  Sitzung  §.  297.    Ferner  köriigl.  hannoverischer  Antrag,  in  der  nämlichen 
Sitzung  der  B.  \  .,  §.  296,   betr.  die  Erleichterung  u.  Beförderung  des  Transit- 
handeU,    Königl  prettesfache  Erklärung  dagegen  in  der  4°«  Sitzung  der  B.  V., 
v.  i5.  Oct,  i83a.    Ueber  die  Restitution  und  Verfassung  der  gröfseren  Handels- 
städte Teutschlands.    Frankf.  1816.  8.    J.  J.  Eickhoffs  Betrachtungen  über  den 
1.,.  \ii.  der  d.  Bundes  Acte,  nebst  Andeutungen,  wie  in  Gefolge  desselben  dem 
Handelsverkehr   zw.   den  Bundesstaaten  Erleichterung  zu  verschaffen.  Wies- 
baden 1820.  8. 

6,  Bundes  Acte,  Art  19.  Acte  final  du  congres  de  Vicnnc.  art.  ioS — 117.  Beil. 
\nm.  16  zu  diesem  Acte  final,  Riüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  1  —  416, 
u.  Bd.  II,  S.  369  f  442  u.  471  f.  Ebendess.  angef.  Uebersicht  etc.  S.  261.  Wie- 
ner SchlufsActe  v.  1820,  §.  65.  —  Bestätigt  ward  diese  Vorschrift,  und  ihre 
baldmöglichste  Vollziehung  festgesetzt,  in  einem  Beschlufs  der  B.  V.,  in  dem 
Protoc.  der  Plenar\  ersamml.  vom  3.  Aug.  1820,  §.  4,  Rldber's  Qucllensamml. 
Pfum.  WII,  und  hiedurch  zugleich  die  Competenz  der  B.  V.  für  jene  Schiff- 
fahrtangelegenheiten  begründet.  Man  s.  unten,  §.  563  ff.,  wo  auch  die  Bestim- 
mungen des  wiener  Congrcsses  angegeben  sind. 

c)  BundesActe,  Art.  18,  lit.  d.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  §.  65.  -  Das  Wei- 
tere unten,  %.  5o4. 

ri)  lin ndes  Acte  a.  a.  O.  L  iener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  65.  Beschlufs  der  B.  V, 
v.  2.  Apr.  i 833 ,  ^dafs  der  Nachdruck  im  Umfang  des  ganzen  Bundesgebiets  zu 
verbieten  u.  das  schriftstellerische  Eigenthum  nach  gleichförmigen  Grundsätzen 
festzustellen  und  zu  schützen  sey».  In  Folge  dessen:  Beschlufs  der  B.  V.  v. 
n  Not.  i837,  bekannt  gemacht  durch  die  Gesetzsammlungen  der  einzelnen  Bun- 
desstaaten,  im  Anfang  des  J.  i838.    Danach  dürfen  literarische  Erzeugnisse  aller 


Bundesgenossen  zu  ihren  eigenen  Staaten, 


521 


Art,  so  wie  Werke  der  Kunst,  sie  mögen  bereits  veröffentlicht  seyn  oder  nicht, 
ohne  Einwilligung  ihres  Urhebers  oder  seines  Rechtnachfolgers  auf  mechanischem 
Wege  nicht  vervielfältigt,  und  es  soll  dieses  Recht,  insofern  auf  dem  Werke 
der  Herausgeber  oder  Verleger  genannt  ist,  mindestens  während  eines  Zeitrau- 
mes von  10  Jahren  anerkannt  und  geschützt  werden.  Dieses  Decennium  beginnt 
für  die  in  den  letztverflossenen  20  Jahren  im  Umfange  des  teutsehen  Kundes- 
gebiets erschienenen  Werke  vom  9.  Nov.  1887,  für  künftig  erscheinende  vom 
Tag  ihres  Erscheinens  an  (bei  Werken,  welche  in  mehreren  Abtheilungen  heraus- 
kommen, von  der  Herausgabe  der  letzten  Abtheilung  an,  vorausgesetzt,  dafs 
zwischen  der  Herausgabe  der  einzelnen  Abtheilungen  kein  längerer  als  ein  dre\ 
jähriger  Zeitraum  verflossen  ist).  Für  grofse,  mit  bedeutenden  Vorauslagen 
verbundene  Werke,  kann,  auf  Antrag  der  betreffenden  Regierung,  der  jedoch 
innerhalb  dreier  Jahre  vom  Erscheinen  des  WTerkes  an  zu  stellen  ist,  die  Frist 
bis  zu  einem  längern,  höchstens  20jährigen  Zeitraum,  ausgedehnt  werden. 
Dem  Beschädigten  soll  der  Anspruch  auf  volle  Entschädigung  zustehen.  Aufser- 
dein  findet,  neben  den  in  Gemäfsheit  der  Landesgesetze  insbesondere  gegen  den 
Nachdruck  zu  verhängenden  Strafen,  in  allen  Fällen  die  Wegnahme  der  nach- 
gedruckten Exemplare,  und,  bei  Werken  der  Kunst,  auch  noch  die  Beschlag- 
nahme der  zur  Nachbildung  gemachten  Vorrichtungen  (Formen,  Platten,  Steine 
u.  s.  w.)  Statt.  Der  Debit  aller  Nachdrücke  und  Nachbildungen,  sie  mögen  im 
Bundesgebiet  oder  aufserhalb  desselben  veranstaltet  seyn,  ist  allgemein  verbo- 
ten, bei  Vermeidung  der  Wegnahme  und  der  durch  die  Landesgesetze  ange- 
drohten Strafen.  Ob  und  wie  lange  im  Bereich  der  Bandesstaaten,  in  denen 
der  Nachdruck  bisher  nicht  verboten  war,  der  Vertrieb  der  noch  vorräthigen 
Nachdrücke  noch  gestattet  seyn  soll,  bleibt  der  Bestimmung  der  betreffenden 
Regierungen  überlassen.  —  Verhandlungen  in  den  wiener  MinisterialConferenzen, 
in  d.  Protoc.  32  u.  33,  v.  20.  u.  23.  Mai  1820.  Vergl.  die  loco  dictaturae  ge- 
druckte Zusammenstellung,  in  der  OriginalAusg.  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820, 
S.  2i5.  —  Nachricht  von  den  wiener  Congrefs Verhandlungen  über  diesen  Gegen- 
stand, in  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  IV.  S.  2  ff.  Ebendess.  Uebersicht  etc., 
S.  i53  f.,  249,  201  u.  261.  Vergl.  unten,  5o5,  wo  auch  die  Verhandlungen 
der  B.  V.  angegeben  sind. 

e)  BundesActe,  Art.  18,  lit.  b,  Num.  2.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  65. 
Verhandl.  der  B.  V.  über  diesen  Gegenstand,  in  den  Proioc.  v.  1817,  68, 
i47»  *86,  223,  32i;  v.  1818,  §.  27,  Commissions Vortrag,  ebend.  1817,  186, 
Beil.  56.  Vergl.  oben  §.  228,  Note  /  u.  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II, 
S.  5o2  u.  5o8.  Ebendess.  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  262.  —  Von  Verträgen  ein- 
zelner Bundesstaaten  hierüber,  oben  §.  229. 

/)  Eine  Festsetzung  des  Begriffs  der  gemeinnützigen  Anordnungen,  findet  sich 
weder  in  den  Grundverträgen  des  Bundes,  noch  in  den  Beschlüssen  der  B  V.  tn 
der  französischen  Uebersetzung  der  wiener  SchlufsActe  (wovon  Klübf.r's  Ab- 
handlungen Bd.  I,  S.  70)  ist  in  dem  Art.  64  der  Ausdruck  übersetz!  durch 
«mesures  de-  bien  public».  —  Von  dahin  gehörenden  Gegenständen  s.  Klü- 
beb's  Uebersicht  etc.,  S.  244  u.  ff.  u.  S.  268  u.  f.  Namentlich  gehören  dahin: 
eine  vertragmäsige  Bestimmung  der  Bundesversammlung  über  individuelle  Frei 
heit,  gegen  persönliche  Dienstbarkeit  und  willkiibrliche  Verhaftnclimung,  dafs 
kein  Einwohner  der  Bundesstaaten  seiner  persönlichen  Frei-heil  anders  beraubt 
werden  dürfe,  als  auf  gesetzlichem  Wege,  und  dafs  der  eines  Verbrechens  Be- 
züchtigte  nur  vor  seinen  ordentlichen  Richter  gehöre;  Gleichheit  vöi  dem  Gesetz; 
Beseitigung  erblicher  persönlicher  Vorrechte;  Gewissensfreiheit :  Unabhängig- 
keit der  Rechtspflege  und  Sicherung  derselben  wider  Mifsbrauch  der  Staatsgewalt ; 
Rechtskraft  und  Vollziehungsfähigkeil  der  von  auswärtigen  compelenten  Gerich- 
ten gesprochenen  Urtheile  (§.  366  d);  Disciplin  auf  Universitäten ;  Einförmigkeit 
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in  dem  /oll    und  MünMvesen  und  In  der  Postverwaltung ;  Handelsfreiheit  j 

Handwerken  heu ;  \  erbot  ilrs  liüehcrnaehdrurKs  j  Regulativ  wider  den  Müs 
brau»  lt  der  l'rrlstVrilirit  |  \  erbot  aller  1  ,ol  tospiele  und  Lotterien,  aueh  bei 
StanUanlehrn  ;  Maasregeiii  i;t,:;*> n  IVoseh  lemnarherei ,  gegen  Erschwerung  ver- 
aaiechter  Ehen  (§.  mo).  Vereinbarung  über  die  bürgerliche  Verbesserung  der 
luden,  und  wider  Landstreicher;  desgleichen  über  gewisse  Gegenstände  der 
Wehranstalt,  u,  d.  m.  En  einem  Gutachten  des  Hannöverischen  Gesandten 
\  Härtens ,  >>'  dam  Protoc,  r.  16.  Juni  1810  (lbl  IX,  §.  17,  S.  42  der  (^uart- 
\  ,  >.  hei  Ts  t  is:  düber  GegenstSnde  der  Innern  Administration  sey  nur  dann 
ata  hinreichender  Grund  KU  einer  allgemeinen  Vereinbarung  vorhanden,  wenn 

in  einaalnen  Staaten  der  /weck  sonst  nicht  wohl  erreicht  werden  könne» 
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STA  ATSRECHT 

DER 

TEUTSCHEN  BUNDESSTAATEN- 


I.    C  A  P  I  T  E  L. 

Der  Staat  und  das  Staatsoberhaupt. 


.    §•  258-  (176.) 

Zweifacher  Charakter  der  Bundesstaaten,  Sie  sind  europäische  Staaten. 
Ihre  Staatshoheit  oder  Souverainetät;  sowohl  Unabhängigkeit  als  auch 
Staatsgewalt.   Rechtlicher  Entstehungsgrund  und  RealEigenschaft 

der  Staatshoheit. 

1}  Der  politische  Charakter  eines  Teutschen  Bundesstaates  ist 
zweifach.  Er  hat  die  Eigenschaft  eines  Mitgliedes  des  Teutschen 
Bundes,  und  diejenige  eines  unabhän gigen  S taates  «).  II)  Vermöge 
der  ihm  eigenthümlichen  Souverainetät  und  seiner  geographischen  Lage,  ist 
jeder  zu  dem  Teutschen  Bund  gehörende  Staat,  zugleich  ein  europäi- 
scher Staat,  und  zwar  für  sich,  das  heifst,  unabhängig  von  seiner 
Verbindung  mit  dem  teutschen  Staatenbunde  (§.  221  u.  555  u.  ff.)*  Fünf 
Bundesfürsten  (§.  95)  bezeichnet  ein  uneigentlicher  diplomatischer  Sprach- 
gebrauch (§.  191,  a)  als  solche,  die  »zugleich  europäische  Mächte« 
sind;  nur  in  dem  Sinn,  dafs  sie  zugleich  Oberhäupter  von  europäischen 
sou verainen  Staatsgebieten  sind,  die  nicht  zu  dem  Teutschen  Bund  gehö- 
ren. Alle  Staaten  einer  jeden  von  diesen  fünf  Mächten  sind  europäische, 
aber  sie  sind  theils  zu  dem  Teutschen  Bunde  gehörend,  theils  bundesfrei, 
und  nicht  sowohl  die  Art  der  Vereinigung  beider,  —  ob  sie  dinglich,  oder, 
wie  bei  Hannover  und  Luxemburg  (§.  81  a  u.  286  b),  nur  persönlich 
ist,  —  als  vielmehr  ihre  geographische  Trennung,  kann  in  vorkommenden 
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Füllen  praitisih  wichti-e  Kolben  haben.  Demnach  isl  ein  teutscher  Bun*- 
tles>t.i.it  nicht  C.egensatz  eines  europäischen  Staates.  Ml)  Jedem  teutscben 
Bundesstaate  »eln'ihrt  die  S t a a ts h o h eil  oder  uifabhängige  Staats- 
gewalt CSouYerainetäl  b)  [m  weitern  Sinn),  (Um-  Inbegriff  aller  Rechte, 
welche  einem  nnabhangigeu  Staal  in  Hinsicht  auf  den  Staatszweclt  zuste- 
Kmb  Hierunter  und  begriffen:  i)  die  politische  Unabhängigkeit 
(Soureraineta'1  im  engern  Sinn  ,  das  Recht  politischer  Persönlichkeit  oder 
Selbstständigkeit,  im  Vernähnifs  zu  jedem  andern  Subject:  2)  die  Staats- 
gewalt (im  engern  Sinn),  die  Gewall  zu  dem  Zweck  des  Staates.  III)  Der 
rechtliche  C »ich!  überall  auch  der  historische)  En  tstehungsgrund  der 
Staatshoheit  in  den  Bundesstaaten,  ist  zu  suchen  in  Unterwerfung  durch 
Vertrag,  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  c).  iy)  Die  Staatshoheit 
haftet,  als  Realrecht,  auf  dem  Lande**).  Mit  solchem  geht  ihre  Aus- 
übung für  das  regierende  Subject  verloren  o. 

u)  Pariser  Friede  v.  3o.  Mai  1814,  Art.  6.    Acte  final  du  congres  de  Y  ienne,  art.  53. 
RundesActe,  Eingang  u.  \rt.  1.    Kx.röx&Y  Staatsarchiv  des  teutschen  Bundes, 

HeA  1.  S.  3cj  f.  —  In  Hinsicht  auf  Souverainetät  sind  die  Freien  Städte  den 
monarchischen  ßundesgliedern  gleich  zu  achten.  RundesActe,  Art.%2.  Das 
Pradical  *SOU verain ^  in  dem  1.  Art.  und  in  dem  Eingang  dieser  Acte,  ist.  so 
wenig  der  Gegendata  von  «freien»,  als  in  dem  Art.  18  das  Wort  « verbündeten v 
dem  Wort  «freien-»  entgegengesetzt  ist.  Vergl.  Tittmabw's  Darstell,  der  Verfass. 
des  (.  Bundes,  S.  ?  • ,  Note  *.  —  Macht  wird*  ein  unabhängiger  Staat,  doch  nur 
einer  von  größerer  Art,  genannt,  in  politischer  und  völkerrechtlicher  Hinsicht. 

\  olle  l  nabhängigheit  haben  die  jetzigen  Bundesstaaten  erst  nach  Aufhebung 
ihrer  Unterordnung  unter  die  ReichsStaatsgewall  erlangt;  aber  darum  sind  ihre 
Regen leÜ  Ti'cht  Rctktsiittchf&li*er  Äe§  tratschen  Reichs  in  dem  Sinne  geworden,  dafs 
nie  Reit  baStaatageWalt  für  ihren  Landesbezirk  auf  sie  übergegangen  wäre.  Für 
solchen  ist  dieselbe  erloschen.  \  ergi.  &  <>,  3i  ,  52  u.  233  h  u.  e.  Ueber  die 
Souverainetät  der  t.  Bundesstaaten  (Auszug  aus  der  Schrift:  Beiträge  zur  Prü- 
f  ing  von  Tagesmeinungen  über  Politik,  Staatsrecht  u.  Staatswirthsch.  Deutschi. 
^<U(^.  8.),  in  der  Allgem.  Zeitung,  1817,  Beil  61  u.  62. 
I)  Dai  Wort  Snu>"ru>)/e!<it  wird  anderswo ,  ohne  den  weitern  und  engern  Sinn  zu 
unterscheiden,  in  \  ers»  hiedenem  Sinne  gebraucht.  Auch  wird  die  Souverainetät 
bald  dem  Staat,  bald  dem  regierenden  Subjecte,  bald  beiden  zugeschrieben. 
Von  dem  Letzten  s.  Rhein.  Bund,  III.  38s  f.,  verglichen  mit  v.  Bkrg's  Abhand- 
lungen zu  Erläufer.  der  rheinischen  BundesActe,  Th.  I,  S.  284  f.  —  Andere 
rer stehen  unter  souverainetät  immer  die  Staatshoheit  oder,  unabhängige  Staats- 
gewalt überhaupt  (Summa  reruin).  Rlürer  Droit  des  gens,  §.  21.  Rheinische 
BundesActe,  Art  4,  '>  u-  3i.  Napoleon's  Erklärung  an  die  teutschc  Rcichsvei'- 
aammlung  v.  1.  kug.  1806,  in  Rlübkr's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  |.  79,  Note  a. 
v.  Bebg  a.  a.  O.  S-  277.  —  Oder  blofs  die  politische  Unabhängigkeit.  De  Mar- 
tfxs  Droit  des  gens  O^oi.  8.),  §.  16.  v.  Berg  a.  a.  O.  S.  117  u.  285  f.  v.  Al- 
■fcVBfV&Sfr,  in  ri.  Rhein.  Bund.  Lfll  184  f.  Napoi.eos's  Erklärung  an  den  Fürsten 
Primas  v.  11.  Sept.  1806,  in  Rlüber's  angef.  Staatsr.,  §.  79,  Note  «.  —  Oder 
flie  höchste  Gewalt  oder  Staatsgewalt  im  engern  Sinn.  Rheinische  BundesActe, 
Irt.  -.  1-  bis  20,  Art.  22,  23,  20  u.  27.  v.  Berg  a.  a.  (). ,  S.  117  u.  285  f. 
R  (  in.  Bund.  V.  263.  —  Oder  die  Oberhoheit  eines  teutschen  SouverainStaates. 
im  Verhälmifs  zu  der  Standesherrlichkeit,  zum  Theil  auch  der  Grundherrlich 
l.cit.    Rhein.  BundesActe,  Art.  21,  23,  24    -27,  29  u.  3o.  —  Vergl.  auch  Europ. 
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Annale«,  1806,  IX.  242,  Note  *.  Rhein.  Bund,  VI.  4-19.  IX.  346  ff.  XXXI.  3  ff. 
XXXVI.  128  ff.  XLIX.  76  u.  79.  LIV.  410  ff.  P.  J.  Flöhet,  in  Crome's  und 
Jaup's  Germanien,  Bd.  IV,  St.  l,  Num.  1;  St.  3,  Num.  16.  —  Von  den  Erör- 
terungen über  das  Beiwort  «souverain» ,  in  dem  ersten  Art.  der  t.  BundesActe, 
s.  Klüber's  Uebersich?  der  dipl.  Verhandl.  des  wien.  Congr.  S.  i56  u.  257. 
Ebendess.  Acten  des  w.  Congr-,  Bd.  II,  S.  344?  402  u-  £?  4^4 1  4^9  u.  493  f. 
Oestreich  erklärte,  dafs  «in  neueren  Zeiten  despotische  Rechte  mit  Souveraine- 
tätsRechten  confundirt  worden  seyen».  Ebendas.  n.  109.  Hannover:  «dafs 
selbst  nach  den  Veränderungen,  die  in  Teutschland  vorgegangen,  den  Fürsten 
ganz  unbedingte  oder  rein  despotische  Rechte  über  ihre  Unterthanen  keineswegs 
zustehen ».    Ebendas.  I.  Heft  1 ,  S.  68. 

c)  Vergl.  oben  §.  1  u.  2.  J.  F.  X.  v.  Epplen's  Geist  der  .teutschen  TerritorialVer- 
fassung.  Frankf.  i8o3.  8.  Damit  scheint  auch,  nach  aufgehobener  t.  Reichsver- 
bindung, übereinzustimmen,  N.  T.  Gönner  über  das  rechtl.  Princip  der  teutschen 
Territorial  Verfassung;  vor  L.  Hoimelstoss  Entwickel  des  Begriffs  der  Regalität 
(Landsh.  1804.  8),  S.  17—19,  22  u.  27.  —  In  dem  Eigenthumsrecht  an  Grund 
und  Boden  des  Landes,  findet  den  rechtlichen  Entstehungsgrund,  C.  S.  Zachariä, 
in  s.  Geist  der  t.  TerritorialVerfassung.    Leipz.  1800.  8. 

d)  In  ehemaligen  reichsunmiWilbaren  Stijtlanden  oder  geistlichen  Wahlstaaten,  stand, 
sede  plena  und  sede  vacante,  die  Substanz  der  als  RealRecht  auf  dem  Lande 
haftenden  Landeshoheit,  mithin  auch  diejenige  aller  einzelnen  darunter  begriffe- 
nen Hoheitrechle  oder  Regalien,  gleich  allem  Andern  was  in  patrimonio  eccle- 
siae  war,  weder  dem  jedesmaligen  Prälaten  oder  Stiftvorsteher  zu,  noch  dem 
Capitel,  diesem  namentlich  nicht  vermöge  einer  hie  und  da  behaupteten  £rb- 
und  Grundherrschaft,  sondern  einzig  der  moralischen  Person  des  geistlichen 
Stiftes  ( universitatis  ecclesiasticae).  J.  H.  Boehmer  Jure  eccles.  Protestant., 
lib.  III.  tit.  5.  §.  3o.  A.  J.  Schnaubert's  Lehrb.  des  teut.  Staatsr.  Bd.  I,  §.  i5o. 
Jos.  v.  Sartori's  geistl.  u.  weltl.  Staatsr.  der  teutschen  katholischen  geistl.  Erz-, 
Hoch-  und  Ritterstifter,  Bd.  EI,  Th.  2,  Abschn.  2,  §.  1915  u.  1926. 

e)  J.  H.  a  Seelea  Diss.  de  modis  finiendi  superioritatem  territorialem.  Lips.  1730. 
4.  -  Vergl.  §.  33o. 


§•  259.  (177,) 

Majestät,    Staatsvertretung     und    Staatsregierung    des  Oberherrn» 
Verfassungsmäsiger  Regent.    Unverletzbarkeit  und  persönlichev  Privat- 
Gerichtstand  des  Regenten. 

I)  Der  Oberherr  eines  teutschen  Bundesstaates,  das  Staatsober- 
haupt ") ,  ist  berufen  zu  dessen  Vertretung  und  Verwaltung.  Ihm, 
als  Inhaber  der  Staatshoheit,  gebührt:  1)  die  Majestät,  die  erhabenste 
Würde;  2)  die  Vertretung  des  Staates,  in  dessen  Verhältnifs  nach  Aus- 
sen; 3)  die  Staatsregierung,  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  im  Innern, 
für  den  Zweck  des  Staates  £).  II)  So  fem  entweder  in  der  Vertretung 
oder  in  der  Regierung  des  Staates,  oder  in  beiden,  dem  Regenten  positive 
Schranken  gesetzt  sind,  wie  in  den  Bundesstaaten  nach  Vorschrift  des 
i3.  Artikels  der  BundesActe,  ist  dieser  ein  positiv  oder  urkundlich  ver- 
fassungsmäsiger (constitutioneller)  Öbernerr,  das  heifsl;,  zu  Beobach- 
tung der  durch  die  Staatsverfassung  ihm  vorgeschriebenen  Einschränkungen 
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irnntn  verpflichtet;  doch  bleibt  ihm  die  verfasSungsroa'sige  Ausübung 
der  :,<  -  ininten  Staatsgewalt  (vi-  397).     Hat  der  Staat  eine  Volksvertretung 

t  s83)|  10  i^t  der  Oberherr  eiu  st  ändisch- verfassungsmäßiger 
t  s)  »  )•  Uli  Da  der  monarchische  Oberherr  eine*  souverainen  Staates  in 
■einen  Handlungen  Üufterlicb  unabhängig  ist,  Polglich  nicht  blofs  den  Aus- 
w  sondern  auch  dem  Volke  gegenüber  in  voller  natürlicher  Freiheit 

Ii  ; ;  so  ist  in  der  Staatsverbindung  .seine  Person  selbst  im  Fall 
eines  Mifsbrauchs  der  Staatsgewalt,  unverletzbar  (unantastbar);  es  -wird 
ihr  in  diesem  Sinn,  weil  eine  Vergreifung  an  derselben  dem  Staatswohl  in 
höhen  rn  Grad  widerstreben  würde,  Heiligkeil  zugeschrieben  c).  IV)  Wird 
da  Regent  eines  Bundesstaates  \<m  einer  Privatperson«'),  aus  dem 
G  einer  personlichen  Privatverpflichtung,  z.  B.  wegen  Pri- 
vatschulden,  in  Anspruch  genommen,  und  ist  für  diesen  Fall  weder  durch 
l  ndes Verfassung  noch  durch  Privatvertrag  ein  Gerichtstand  fest- 
gesetzt; k"  kann  der  klagende  Theil  bei  demselben  um  Krwählung  förmli- 
cher Gerichte,  Pur  eine  oder  mehrere  Instanzen,  zu  ordnungsmäßiger  Ver- 
handlung und  rechtlicher  Entscheidung  der  Sache,  und  im  Fall  der  Ver- 
weigerung einer  solchen  Wahl,  oder  der  Vollziehung  *)  des  von  einem 
erwählten  Gerichte  gesprochenen  rechtskräftigen  Urtheils,  bei  der  Bundes- 
versammlung  um  Verwendung  bei  dem  Gegner  nachsuchen,  und,  nöthigen 
Fal  s,  uro  Bewirkung  gehöriger  Rechtshülfe  (§.  169).  Da  in  den  teut- 
Bchen  Bundesstaaten  Niemand  rechtlos  gelassen  werden  soll  (§.  21711.  169), 
and  der  Souverain  in  seiner  Regenteneigenschaft  Gerechtigkeit  überall  zu 
handhaben  berufen  ist;  so  kann  er  sich  um  so  Weniger  für  befugt  halten, 
in  seiner  Pi  ivateigenschaft  dieselbe  zu  verläugnen  (§.  363). 

..  |  Die  Benennung  «.Oberhaupt  des  Staate s$  wird  den  monarchischen  Regenten  t. 
Bundesstaaten  ausdrücklich  beigelegt,  in  der  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  07. 
Luch  in  der  preufs.  CriminalOrdnung  v.  1806,  z.  B.  §.  490. 

b)  Die  Staatsregierung  oder  Oberherrschaft  ist  daher,  ihrer  Natur  nach,  eingeschränkt. 
Klan  s.  die  oben  (§.  238,  />)  angef.  Östreich.  u.  hannöver.  Erklärungen.  Erklärung 
der  1  ürstin  Paulihi  zur  Lippe,  v.  ib.  Mai  1807,  in  d.  Rhein.  Bund,  XI,  233. 
0  H  ichische,  preussische  und  hannoverische  Erklärungen  auf  dem  wiener  Congrefs, 
ober  die  Rechte  der  Unterthanen ,  in  Klüber's  Uebersiclit  d.  dipi.  Verhandl. 

I  gr. ,  S.  129  f.  u.  244  ff.  —  Sidney  sur  le  gouvernement,  T.  II, 
P.  ;;.  Pötiee's  Beytrage,  Th.  I,  S.  317  ff.  Fr.  Ancillon,  über  Souverainetät 
D.  Staatsverfassungen.  Berlin  i8i5.  8.  2.  Aufl.  1816.  Ebenders.  über  die  Staats- 
vrissenschaft.  Berlin  1820.  8.  C.  C.  Dabelow,  über  Souverainetät,  Staatsver- 
wung  und  RepräsentativForm.  1816.  8.  F.  L.  v.  Hornthal  über  Souverainetät, 
Staatsverfassung  und  RepräsentativForm 3  zur  Beleucht.  d.  Schrift  des  Hrn. 
Dabelow.  Bamb.  1816.  8.  (Auszug  in  der  Allemannia,  Bd.  VII,  S.  282  —  284, 
rergL  mit  d.  Neuen  Allemannia,  Bd.  II,  S.  97  ff.)  (Krug)  Die  Fürsten  u. 
Völker,  in  ihren  gegenseitigen  Forderungen.  Leipz.  1816.  8. 

c)  Baier.  Verfass.  ürk.  1818,  Tit.  n,  §.  1.    Badische  Verfass.  Urk.  1818,  §.  5. 

//  irt-wh.  Verfass.  Urk.  1819,  §.  4.  ( Vergl.  unten  §.  2Ö5  u.  280.)  CoburgSaalf. 
Gesetz,  die  stand.  Verfass.  betr.,  1821,  §.  3.  Schroeder,  Eiern,  juris  nat.,  socialis 
et  gent.  §.  960.  io35.  io38.  Klüber's  Droit  des  gens,  §.  2o3.  —  Der  äufsere 
Hit  hier  der  Könige  ist  die  Geschichte.  —    Von  dem  Verbrechen  beleidigter 
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Majestät,  s.  L.  un.  C.  si  quis  imperatori  maledixerit,  u.  Feuerba.ch's  peinl. 
Recht,  §.  171  ff. 

d)  Die  Rede  ist  hier  nicht  von  RealPrivatstreitigkeiten  des  Landesherrn,  z.  B.  als 
Besitzers  liegender  Gründe  ,  wo  das  forum  rei  sitae  territoriale  competent  ist. 
Vergl.  §.  177,  Num.  16.  Auch  nicht  von  Rechtstreitigkeiten  der  Bundesglieder 
unter  sich,  insbesondere  auch  wenn  Privatpersonen  dabei  betheiligt  sind 
(§.  170 — 177)»  von  Familien-  und  VertragAusträgen  der  Bundesfürsten  (§.  173), 
von  dem  Gerichtstand  der  landesfürstlichen  Domänenltammer  (§.  482 )  un(l 
des  StaatsFiscus  ( §.  474)«  —  Das  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  für  die 
östrcichische  Monarchie,  Th.  I,  Hauptst.  1,  §.  20,  verordnet:  «Auch  solche 
Rechtsgeschäfte,  die  das  Oberhaupt  des  Staates  betreffen,  aber  auf  dessen 
Privateigenthum,  oder  auf  die  in  dem  bürgerlichen  Rechte  gegründeten  Erwer- 
bungsarten sich  beziehen,  sind  von  den  Gerichtsbehörden  nach  den  Gesetzen 
zu  beurtheilen ».  Nach  der  ghzgl.  mecklenburgischen  Verordn.  zur  Publication 
der  OberAppell.Ger.Ordn.  v.  20.  Dec.  1816,  §.  1,  sind  die  in  allen  Rechtsachen 
wider  den  Landesherrn,  auch  in  seinen  Privatverhältnissen,  die  Justizcanzleien 
in  erster  Instanz  competent.  —  Dafs  es  den  teutschen  Unterthanen  durchaus 
an  einem  Rechtsweg  fehle ,  für  Rlagsachen  gegen  ihren  oder  einen  andern  Lan- 
desherrn, in  seinen  Privatverhältnissen,  wird  behauptet  in  L.  v.  Dresch  Abhand- 
lungen etc.  (i83o),  S.  79  f. 

e)  Die  ExecutionsOrdnung  des  T.  Bundes  (§,  178)  erwähnt  dieses  Falles  nicht. 


§.  240.  (178-0 
Staatsverfassung  der  Freien  Städte, 

/)    U  e  b  e  r  Ii  a  u  p  t. 

1)  In  jeder  der  vier  Freien  Städte  steht  die  Staatshoheit,  ihrer 
Substanz  nach,  der  Stadtgemeinde  zu  «)•  II)  Ausgeübt  wird  dieselbe 
von  dem  Rath  oder  Senat  (Bürgermeister  und  Rath),  als  der  höchsten, 
sowohl  obrigkeitlichen,  als  auch  die  ganze  Stadt  und  deren  Gebiet  reprä- 
sentirenden  Staatsbehörde  $  jedoch  für  bestimmte  Gegenstände,  namentlich 
bei  Errichtung  der  Gesetze,  und  bei  Festsetzung  der  öffentlichen  Abgaben 
und  Ausgaben  ^),  auch  bei  Erwerbung  und  Veräufserung  der  Stadtgüter 
(Domänen),  und  bei  Verträgen  mit  andern  Staaten,  unter  verfassungs- 
mäsiger  Mitwirkung  der  Bürgerschaft,  oder  eines  stellvertreten- 
den Ausschusses  derselben  £)♦  Einem  Ausschufs  dieser  Art  gebührt, 
nach  der  besondern  Stadtverfassung,  die  Sorge  für  Aufrechthaltung  der 
Stadt  Verfassung ,  auch  Mitwirkung  selbst  bei  manchen  laufenden  Geschäften^ 
namentlich  bei  der  Finanz  Verwaltung  III)  Bei  Errichtung,  Revision, 
Aenderung  oder  Aufhebung  der  Staatsgrundgesetze,  tritt  das  Stimm- 
recht aller  ActivBürger  oder  ihrer  Stellvertreter  ein  e)  IY)  Vermöge 
seines  Bürgereides,  ist  jeder  Bürger  dem  Senat  zu  constitutionellem  Gehor- 
sam verpflichtet.  V)  Auf  dem  wiener  Congrefs  ward,  in  den  Verhand- 
lungen über  den  Teutschen  Bund,  der  Wiedereintritt  dieser  vier  Städte  in  die 
politische  Freiheit,  und  ihr  Recht  auf  die  iTückkehr  zu  ihrer  alten  Verfassung 
anerkannt  /).    VI)  Ihre  politische  Unabhängigkeit  hat  denselben  Umfang  wie 
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diejenige  dei  ihrigen  Bundesstaaten,  \  II  )  Die  wiener  SchlufsActe  von 
■  {>•<'.  Vi  t.  («-. .  ri -Iii. ii  t  Nur  IttMiiiimiiiigen  über  den  i3.  Artikel  de*  fiun- 
.lrsV.tr.  betreffend  die  Notwendigkeit  landständischer  Verfassung 
in  allen  Bundesstaaten  {].  a83),  auf  die  Freien  Städte  für  anwendbar  in 
so  \m  it.  alt  die  besondfirn  Verfassungen  und  Verhältnisse  derselben  es 
wliaiei 

In  «hin  kmadurg,  HauptRecefa  v.  1719  ,  Art.  i,  wird  als  «unwiderrufliches 
l  nndaraentalGeset*  festgestellt,  «dals  in  dieser  Stadt  das  Kv^ov  oder  die  höchste 
Herrschaft  (das  höchste  Recht  und  Gewalt)  bei  einem  EdelnRathe  und  der  Erb- 
gesessenen  Bürgerschaft  iaseparabUi  neau  conjunetim,  und  zusammen,  nic  ht  aber 
bei  einem  oder  andern  Theil  privative,  bestehe».  Dagegen  «verbleiben  E. 
I-  Bath,  so  viel  «las  Exercitium  u.  resp.  die  Abnützung  oder  Gcnuls  etc. 
betrifft»,  die  festgesetzten  Gerechtsame.  Man  s.  Unwidcrrufl.  Fundainental- 
Geseta,  Begiiaentsfonn ,  oder  HauptRecef8  der  Stadt  Hamburg.  Mit  e.  Einleit. 
r.  L.  v,  Miss  (Ohne  Dniokort,  178a.  55.),  Art.  i,  5  u.  3().  —  Die  Constitutions- 
1  rginsuogsActe  der  Stadl  Frankjuri  \.  1816,  Art.  5,  bestimmt,  dafs  «alle,  der 
Stadl  tuslohendea  Hoheit-  ij.  Selbst  Verwaltungsrechte ,  in  ihrem  weitesten 
Umfang,  auf  der  Gesammtheil  ihrer  christlichen  Bürgerschaft  beruhen».  — 
lux.  .Mii.lfh's  Einl.  zum  Studium  der  A  crfassungsgeschichlc,  der  vier  Freien 
Städte  des  T.  Bundes.  Hamb.  1826.  8. 

i  1  In  Hamburg  und  Bremen  geschieht  beides  durch  Rath-  und  Bürgerschlüsse, 
\\../.u  in  Hamburg  die  von  dem  Rath  in  jedem  geeigneten  Fall  zu  convocirende 
Gesammtheit  der  Acti\ Bürger ,  die  Erbgesessene  Bürgerschaft  genannt,  entschei- 
dend mitzuwirken  bat,  nach  Art.  i-6  des  angef.  HauptReeesses,  und  eben  so  in 
Bremen  die  bürgen»  conventfähigen  (d.  h.  die  vorzüglichsten  Abgaben  bezah- 
lenden)  Bürger 3  in  Lübeck,  von  «E»  hochweisen  Rath  mit  Zustimmung,  oder  nach 
getroffener  l  ebereinkunft  mit  der  ehrliebenden  Bürgerschaft».  Zu  Frankfurt  ist, 
in  der  angef.  ConstikErgänzungsActe,  Art.  17,  dem  gesetzgebenden  Körper  cin- 
gerauml  :  die  Gesetzgebung  überhaupt,  mit  Ausnahme  der  GrundverfassungsGe- 
setze,  die  Besteuerung,  die  Anwendung  der  bewaffneten  Macht,  die  Sanction 
aller  Staatsverträge ,  die  Uebersicht  des  Staatshaushaltes,  die  Einwilligung  zu 
\  eräufserung  städtischer  Gemeindegüter,  die  Bewahrung  und  Erhaltung  der  Ver- 
fassung,  u.  b.  w.  Auch  in  Hamburg  kann  die  Genehmigung  der  Bürgerschaft 
durch  einen  Rath  -  und  Bürgerschlufs  geschehen.  Beispiele  in  der  Samml.  der 
bamb.  Verordnungen,  v.  181 5 ,  S.  146;  1818,  S.  268*  1820,  S.  187  u. 

e)  In  Hamburg  sind  die  bürgerlichen  Collegien,  jenes  der  Oberalten,  bestehend  aus  i5 
Mitgliedern,  der  Sechziger,  und  der  Hundert  u.  Achtziger;  desgl.  die  Verord- 
neten d.  r  Kämmerei.  Leberdiefs  bestehen  27  Raths-  u.  bürgerliche  Deputationen. 
Man  s.  den  unten  (Note  g  des  folgenden  §.)  angef.  UnionsRccefs  v.  1712  — 
In  Lübeck  sind  zwölf  bürgerliche  Collegien,  deren  jedes  durch  eine  bestimmte 
Lnzahl  von  Aeltesten  vertreten  wird;  überdiefs  sind  dreifsig  Deputationen,  für 
allerlei  \  erwaltungSgegenstände',  öffentliche  Anstallen  u.  Gewerbe.  —  In 
uif ii  bestehen,  ein  Collcgium  der  Aeltcrmänner  von  ungefähr  20  Mitgliedern, 
11.  eine  provisorische  RegierungsCommission ,  worin  8  aus  dem  Rath  u.  25 
Repräsentanten  der  Bürgerschaft,  unter  welchen  4  von  jenen  u.  12  von  diesen 
die  provisorische  I  iii.in/.Deputation  bilden;  überdiefs  bestehen  Deputationen  für 
alle  öffentln  hen  Einnahmen,  Ausgaben  u.  Verwaltungen,  frommen  Stiftungen,  Vcr- 
sorgungsanstalten  u.a.m.,  alle  zusammengesetzt  aus  Mitgliedern  des  Raths  und  der 
Bürgerschaft.  —  Zu  Frankfurt  überträgt,  in  der  angef.  Constit.  ErgänzüngsAete, 
Art.  8,  die  christliche  Bürgerschaft  die  Ausübung  der  Hoheitrechte  drei  aus 
ihrer   Mitte  u.  Autorität  ausgehenden  Behörden:    1)  der  gesetzgebenden  \  er- 
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Sammlung  oder  dem  gesetzgebenden  Körper;  2)  dem  Senat,  als  höchstem  obrig- 
keitlichem, die  ganze  Stadt  repräsentirendem  Collegium;  3)  dem  ständigen  Bür- 
geraussehufs.  Die  erste  besteht  aus  20  Mitgliedern  des  Senats,  aus  20  Mitglie- 
dern des  aus  61  Bürgern  bestehenden  ständigen  Bürgerausschusses  (BürgerRe- 
präsentation  ),  aus  I\b  Personen,  die  aus  der  übrigen  christlichen  Bürgerschaft, 
vcui  dem  jä lirlich  erneuerten  Wahlcollegium  der  Fünf  und  Siebenziger  gewählt 
werden,  und  aus  9  Deputirten  der  Dorfschaften,  die  seit  1823  zu  deren  Vertre- 
tung, b"ei  Gegenständen,  wobei  dieselben  betheiligt  sind,  zugezogen  werden.  Der 
Senat  hat  auf  der  ersten  Bank  14  Schöffen,  auf  der  zweiten  14  Senatoren,  auf 
der  dritten  \l\  Rathsverwandte,  von  welchen  12  aus  den  zünftigen  Handwerkern, 
die  2  andern  aus  der  übrigen  nicht  zünftigen  Bürgerschaft  gewählt  werden. 
Aus  den  Mitgliedern  der  ersten  Bank,  wird  der  ältere,  aus  denen  der  zweiten 
der  jüngere  Bürgermeister  jährlich  gewählt.  Bei  dem  Senat  unterscheidet  man 
den  Grofsen  (Plenum)  und  den  Engern  Rath;  der  letzte  besteht  aus  den  beiden 
Bürgermeistern  u.  20  Mitgliedern  von  allen  drei  Bänken.  Nach  Art.  25  der  Constit. 
ErgänzungsActe ,  ist  dem  Grossen  Rath,  als  obrigkeitlichem,  die  ganze  Stadt 
repräsentirendem  Collegium,  die  executive  Gewalt  u.  die  Stadt-  und  Justizver- 
waltung im  Allgemeinen  anvertraut;  der  Engere  Rath  hat  die  Berathung  u.  Ent- 
scheidung aller  Verwaltungsgegenstände,  nach  Vorschrift  der  alten  Verfassung, 
so  weit  die  Constitutions-ErgänzungsActe  keine  Ausnahme  macht.  —  Bürgermeister 
haben:  Frankfurt  •?, ,  auf  1  Jahr,  die  übrigen  Freien  Städte  4?  auf  Lebenszeit, 
\o\\  und  aus  dem  Senat  erwählt;  zu  Hamburg  werden  3  aus  den  graduirten 
rcchtsgelehrtcn  Senatoren  von  dem  Plenum 'des  Senats,  1  aus  den  i3  Senatoren 
vom  Handelsstand  und  nur  von  diesen  erwählt.  —  Die  Syndici  oder  rechtsge- 
lehrten Räthe  des  Senats,  sind  jetzt  überall  Mitglieder  des  Senats,  doch  haben 
sie  darin  DecisivStimmen  nur  in  Frankfurt. 

d)  In  Hamburg  hat  das  Collegium  der  Oberalten  für  Aufrechthaltung  der  Stadt- 
verfassung zu  wachen.  —  In  Franhjurt  ist  der  Senat,  in  bestimmten  Verwal- 
tungsfällen, an  die  Einwilligung  des  ständigen  Bürgerausschusses  gebunden. 
Ueberdiefs  bestehen,  ausser  dem  engern  oder  Verwaltungsrath,  als  Verwaltungs- 
ämter,  eine  geheime  RathsDeputation,  eine  CentralFinanzCommission,  zusammen- 
gesetzt aus  Gliedern  des  Senats  u.  des  ständigen  Bürgerausschusses,  u.  eine 
Handelskammer.  Constit. ErgänzungsActe  v.  1816,  Art.  10  u.  26.  Neun  hiezu 
erwählte  Mitglieder  des  ständigen  Bürgerausschusses,  bilden  das  ReclmungsRe- 
visionsCollegi  um ,  früher  NeunerCollegiuin  genannt.  Ebendas.  Art.  49-  —  I" 
Bremen  besorgen  Mitglieder  des  Senats  und  der  Bürgerschaft  alle  Verwaltungen, 
unter  Controle  des  Senats ,  dem  davon  Rechnung  abzulegen  ist. 

e)  Constit. ErgänzungsActe  der  Stadt  Frankfurt,  1816,  Art.  17  und  5o,  wo  zu- 
gleich die  authentische  Erklärung  aller  Artikel  dieser  Acte,  der  gesetzgebenden 
\  er  Sammlung  beigelegt  wird.  Yergl.  das  jener  Acte  vorgesetzte  RathsPublican- 
dum  v.  19,  Juli  1816.  Vergl.  den  hamburg.  HauptRecefs  v.  1712,  Art.  16  u.  53. 

/)  BundesActe ,  im  Eingang  u.  Art.  1  ,  4 ,  6  u.  12.  Erörterungen  in  Rküber's  Acten 
des  wiener  Congr.,  Bd.  H,  S.  80,  129,  i3j  IV. 


§•  241.  (i78i>.) 

2)  Jeder  van  den  Freien  Städten  insbesondere. 

Nach  solchen  Grundsätzen,  hat  I)  die  Freie  Stadt  Frankfurt  ihre 
frühere  Verlassung")?  wie  dieselbe  durch  Privilegien,  Verträge,  insbeson- 
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dere  den  Bürgerrtrtrag  ron  i6i3,  kaiserliche  Resolutionen,  reichsgericht- 
li€M  Entscheidungen,  Verordnungen  und  Herkommen  festgesetzt  war,  wie- 
der hergestellt,  und  im  Jahr  1816  durch  ein  neues  Statut*)  ergänzt,  mit 
r>o>l> ulitun;;  der  in  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  46,  ent- 
baltenen  Vorachriftenj  worin  zugleich  der  Bundesversammlung  ein  Ent- 
scheidungsrecht ubertragen  ist,  in  Streitigkeiten,  die  etwa  über  Errichtung 
und  Handhabung  der  Verfassung  entstehen  (§.  216).  II)  Die  Freie  Hanse- 
stadt Bremen  hat,  nach  Wiederherstellung  c)  ihrer  alten  Verfassung 
im  Jahr  i8i3,  über  einzelne  Gegenstände  verschiedene  neue  Statute?) 
errichtet;  doch  mit  ausdrücklichem  »Vorbehalt  der  durch  die  Verfassungs- 
urkunde künftig  festzusetzenden  Bestimmungen«/).  III)  Unter  ähnlichem 
Vorbehalt,  hat  die  Freie  Hansestadt  Hamburg,  im  Jahr  1814,  ihre  frü- 
here Verfassung  £•)  wieder  hergestellt/«).  IV)  Eben  so  die  Freie 
Hansestadt  Lübeck  •*)  im  Jahr  1  ci  1 3.  V)  Den  Bewohnern  der  städti- 
schen Land  gebiete,  ist  eine  förmliche  Repräsentation  in  dem  Rath  und 
.'iil  lliii -erConvcnten,  nanientlieh  in  Hinsieht  auf' Gegenstände  der  aueh  sie 
niii  betreffenden  Gesetzgebung  und  Besteuerung,  bis  jetzt  nur  in  Frank- 
lin 1  eingeräumt  *),  VI)  Die  Bestimmungen  der  wiener  SchlufsActe  von 
i8ao,  in  Beziehung  auf  die  in  dem  i3.  Artikel  der  BundesActe  verordnete 
landständische  \  erfassung  in  allen  Bundesstaaten,  sind  auf  die  Freien 
Städte  ,s<>  weil  anwendbar,  als  die  besondern  Verfassungen  und  Verhält- 
nisse derselben  es  zulassen  ^). 

a)  Schriften  in  Püttsb's  Lit.  III.  171.  u.  in  KlÜber's  Lit.  197.  Gedrängte  Dar- 
stellung u.  Inbegriff  der  wesentlichsten  Bestandteile  der  alten  —  —  Verfass. 
drr  freien  Stadl  Frankfurt,  Frankf.  1816.  8.  Wöhrmann  a.  unten  angef.  O.^ 
S.  2820  u.  fF. —  Die  fiirstl.  primatische  Organisation  der  Stadt  Frankf.  v.  10.  Oct- 
1806,  findet  man  in  d.  Rhein.  Bund,  u.  in  den  unten  (Note  />)  angef.  Constitu- 
b'onen,  Th*.  II,  S.  372,  so  wie  die  Constitution  des  Grofshcrzogtkums  Frankf. 
^.  Uk  Aug.  1810,  ebend.  Th.  II,  S.  235. 
1  ConstitutionsErgänzungsActe  der  Freien  Stadt  Frankfurt  (errichtet  unter  Ab- 
stimmung der  gesamniten  Bürgerschaft,  und  mit  Beistimmung  einer  sehr  grofsen 
Mehrzahl  derselben,  publieirt  durch  Raths  ^ crordn.  v.  19.  Jul.  1816).  Frankf. 
1816.  8.  Auch  in  der  Gesetz-  u.  StalulenSammlung  der  fr.  St.  Frankf.,  Bd.  I 
(Frankf.  8.),  S.  1  — 70,  in  den  Constitutionen  der  etirop.  Staaten,  Th.  II 

tenb.  u.  Leipz.  1817.  8.),  S.  385  ff.  u.  in  Pölitz  europ.  Constitutionen  seit 
1789,  Bd.  I.  S.  inj").  Ein  Auszug  in  J.  C.  Bisinger's  vergleichender  Darstcll. 
der  Staatsverfassungen  der  europ.  Monarchien  u.  Republiken  (Wien  1818.  8.), 
S-  286  —  292.  C.  S.  Müller's  vollstand.  Samml.  d.  kaiscrl.  in  S.  Frankf.  c.  Frankf. 
ergang.  Resolutionen  11.  a.  dahin  eingeschlagendcr  StadtverwaltungsGrundgcsetze. 
Abth. I — III.  Frankf.  i-85.  Fol.  (In  der  I.  Abth.,  S.  18— 291,  steht  der  Bürgerver- 
trag |  \  erfassnngg  Urkunde)  v.  i6i3.)  Das  Verhaltnifs  der  Stadtbürger  zu  den 
Landbewohnern  im  Gebiete  der  Freien  Stadt  Frankfurt,  nach  rechtlichen  u.  Staats- 
mrtbschaftlichen  Grundsätzen.  Hanau,  bei  Honig,  i832.  8.  G.  W.  Nklhoff's 
(Landdeputirtcns)  ScparatN  olum  eines  Mitgliedes  der  zur  wiederholten  Prüfung 
di  s  Gesetzentwurfs  der  Restcnerung  der  Landbewohner  betreffend,  angeordneten 
Commissiou  der  gesetzgebenden  Versammlung  von  1832.  (Als  Manuscript  ge- 
druckt für  die  Mitglieder  der  gesetzgeb.  Versamml.)  i832.  Reiinü  anum's  Artikel 
über  Frankfurt  a.  M.  in  v.  Bottec&'s  StaatsLcxieon  Bd.  VI.  S.  3  —  i3. 
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c)  Bekanntmachung  v.  6.  Nov.  i8i3;  in  der  Sammlung  der  Verordnungen  u.  Pro- 
clame  des  Senats  der  freien  Hansestadt  Bremen,  Band  von  i8i3  u.  1814  (Bremen 
1814:  8.),  S.  1. 

d)  Grundgesetze  der  kaiserl.  u.  reichsfreien  Stadt  Bremen;  enthaltend  die  Tafel  (1 433) 
u.  die  neuesten  Statuten,  (nämlich)  die  Neue  Eintracht  (1434)  u.  die  Kündige 
Rolle  (  1489  ) ,  und  verschiedene  Eidesformeln.  Aus  der  niedersächs.  Urschrift 
übersetzt,  mit  Vorbericht  u.  Sachregister,  v.  C.  N.  Roller.  Bremen  1798.  8.  Die 
Kündige  Rolle  steht  auch,  im  Urteit,  in  Gerh.  Oelrichs  Samml.  alter  u.  neuer 

Gesetzbücher  der  Stadt  Bremen  (Bremen  1771.  40?  S.  647  ff.  —  C.  P.  H. 

Norrmann's  Handbuch  der  Länder-  und  Völkerkunde,  Bd.  I,  Abth.  5  (Hamb. 
1787.  8.),  S.  3089  u.f.  (Herrn,  v.  Post)  Histor.  Nachrichten  u.  s.  w.  1768.  4« 
u.  in  C.  L.  U.  Jäger's  Magazin  für  die  Reichsstädte,  Bd.  VI  (Ulm  1797.  8.), 
Num.  11.  Ch.  de  Villers  constitutions  des  trois  villes  libres  anseatiques. 
Leipzig  1814.  8. ,  wo  die  Constitutionen  der  Hansestädte  teutsch  und  französich 
abgedruckt  sind.  Bisikger  a.  a.  O.,  S.  292  ff.  Schriften  in  Pütter's  Lit.  III. 
171.  u.  Klüber's  Lit.  196.  —  Zwei  von  einer  Rath-  u.  BürgerDeputation  im 
J.  1814  entworfene  Plane,  der  eine  zu  einer  verbesserten  Verfassungsurkunde, 
der  andere  zu  einer  SupplementarConstitutionsActe ,  stehen  in  den  ,  in  3  Lie- 
ferungen (ohne  Druckort,  i8i5  in  8.)  erschienenen  Freimüthigen  Bemerkungen 
über  die  neuen  Constitutionen  der  freien  deutschen  Reichsstädte,  in  der  2.  u. 
3.  Lieferung.  Man  s.  auch :  Verhandlungen  über  die  Verfassung  der  Freien 
Hansestadt  Bremen.    Bremen  1818.  4- 

e)  Z.  B.  Statut  über  die  Rathswahlen  (Wahl  der  Rathmänner ) ,  v.  20.  März  1816, 
und  Rath-  und  Bürgerschlufs  über  die  BürgerConvente  zu  Fassung  der  Bürger- 
beschlüsse, v.  11.  Dec.  1818,  beide  in  der  angef.  (bremer)  Samml.  d.  Verord- 
nungen, Bd.  v.  1816,  S.  14  ff.,  Bd.  v.  1818,  S.  i36;  auch  in  d.  angef.  Verhand- 
lungen ,  S.  53. 

/)  Worte  des  angef.  Rath-  und  Bürgerbeschlusses  v.  11.  Dec.  1818. 

g)  HauptRecefs  (FundamentalGesetz  u.  RegimentsForm )  der  Stadt  Hamburg-, 
errichtet  zwischen  E.  E.  Rath  u.  der  Erbgesessenen  Bürgerschaft,  am  i5.  Oct. 
1712  (mangelhaft  in  Lünig's  Reichsarchiv,  Part,  spec,  Contin.  IV.,  \).  122^); 
in  der  oben  (§.  240,  a)  angef.  Ausgabe  von  Hess,  S.  1 — 86.  Eine  Reihe  von 
Beilagen  dazu;  ebendas.  S.  87 —  170.  UnionsRecefs  (von  1710),  näml.  von 
den  (bürgerlichen)  Collegien  insgemein,  von  den  Oberalten,  von  dem  Collegium 
der  Sechziger ,  v#n  dem  Collegium  der  Hundert  und  Achtziger,  den  5.  Oct. 
1712  zwischen"  E.  E.  Rath  u.  der  löbl.  Erbgesessenen  Bürgerschaft  approbirt 
u;  confirmirt  ;  ebendas.  S.  171  — 198.  Reglement  der  Rath  -  u.  BürgerConvente, 
von  1710,  eine  Beilage  zu  Art.  21  des  HauptRecesses  v.  1712.  (Joh.  Klefeker's) 
Sammlung  der  hamburg.  Gesetze  u.  Verfassungen,  sammt  histor.  Einleitungen. 
Bd.  I  —  XII.  Hamb.  1765  u.  ff.  Register  dazu,  mit  Vorr.  v.  Gottfr.  Schütze. 
Hamb.  1774.  8.  Neuer  Abdruck  der  vier  HauptGrundgesetze  der  Ham- 
burgischen Verfassung.  Hamb.  1823.  8.  Nachtrag  zu  dem  Neuen  Abdruck  etc. 
Ebendas.  182a.  8.  SupplementBand  zu  dem  Neuen  Abdruck  etc.  Ebendas. 
1825.  8.  —  Villers  a.  a.  O.  Bisikger  a.  a.  O. ,  S.  292  ff.  Schriften  in 
Pütter's  Lit  III,  1-1  u.  Klüber's  Lit.  198.  —  In  Hamburg  heifst  die  Gesammt- 
heit  der  Activliürger ,  d.  h.  die  zur  Bürgerei  (Bürgerversammlung)  zu  kommen 
berechligt  sind,  im  eigentlichen  Sinn  die  Bürgerschaft  oder  auch  die  Erb- 
gesessene Bürgerschaft,  abgcthcilt  in  5  Kirchspiele.  Dieselbe  besteht  theils  aus 
ordentlichen  hiezu  erwählten  Mitgliedern  ,  die  jedesmal  bei  Sti'afc  zur  Bürgerei 
kommen  müssen,  theils  aus  freiwilligen,  die  darin  zu  erscheinen  befugt  sind, 
entweder  wegen  eines  bürgerlichen  Amtes,  oder  wegen  so  genannter  Erb- 
gesessenheit,  d.  h.  wegen  des  Besitzes  eines  freiem  Vermögens  in  Häusern  oder 
Grundstücken  von  1000  Rthlr.  Species  in  der  Sladt,  von  2000  im  Stadtgebiet. 
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In-ciiligU'  St« JttlifntT  um)  fremde  Reltgionsverwandte ,  sind  ausgeschlossen. 
NOM  .t.  |,  ()..  S.  > t » *  , .    Hisix.m  a.  a.  O. ,  S.  'ny.>.  IV. 

Hamburgischer  Rath  u.  Hür^rrschlufs  v.  Mai  1H14 ,  *lals  die  wesentliche 
Xkcra  Grandverftttwiig  der  Stadt  hergestellt  werde,  doch  mit  \ 'orbehalt  der- 
igen  ModificAtionflli,  lenderun^en  und  \  erbesserungen,  in  Ansehung  der 
i  tselnen  Ewveigfl  «In-  öüentlichea  [Einrichtungen,  welche  verfassungsmäßig  wer- 
den  gut  geftuiden  werden*;  in  der  Sammlung  der  Verordnungen  der  freien 
Haaeettadt  Hamburg!  /..!>.  l>d.  1  (i8i5.  8.),  S.  8.  tV.  Vergl.  ebenda«., 
S.  18  u.  19. 

»  Proklamation,  betr«  die  provisorische  Wiedervereinigung  der  Mitglieder  des 
ehemaligen  Senats  (der  Stadl  Lübeck •),  bu  Führung  des  StadtRegiments, 
19.  Mär/..  i8i3;  in  der  Sammlung  der  lübeckischen  Verordnungen  u.  Be- 
iiaaintmarhnngCTI  (seit  t6l3),  Hd.  I  (Lilb.  l8ai.  4.),  S.  1«  Bekanntmachung, 
betr.  die  abermalige  NN  iedervercinigung  des  Senats;  in  der  angef.  Samml., 
Bd.  I.  8i  I  '•  BürgarReeeTfi  v,  1O69.  —  Von  der  Staatsverfassung  s.  man 
H—BBiWH  B.  0.,  S.  ''"oi  u.  II.  BiSFSTGBB  a.  a.  (').,  S.  29?,  ff.  Jac.  v.  Mkllk's 
grAndL  Nachricht  \  * » n  der  -  -  -  Stadt  Lübeck.  Lübeck  i-3i.  8.  Dritte,  sehr 
rerni.  u.  nmgearb,  Aull,  iv.  J,  H,  Scvbtobsl).  Ebend.  1787.  8.  Vuxeb'b  a.  a.  O. 
BtawOJ  a.  a.  ().  —  Seit  geraumer  Seit  erschienen  die  lübecker  Verordnungen, 
gedran  i»t  anf  emaelnea  Blättern  in  Fol.  u.  in  4.  Die  V  erordnungen  seit  i8i3, 
erscheinen  mm  kl  der  angef.  im  J.  1811  angefangeneu  Sammlung. 

1  Von  Bremen  vergl.  ni.ui  die  oben  (Note  d)  angef.  Plane  von  1814,  in  den  angef. 
I  refanAtb.  Bemerkungen,  3.  Liefer.,  S.  1*2  u.  57,  u.  die  (cbendas. )  angef.  Ver- 
handlungen etc.,  S.  »67.  —  Anspruch  der  frankfurter  Ortschaften,  auf  Aus- 
übung aller  den  übrigen  Staatsbürgern  des  Freistaates  zustehenden  Rechte;  in 
den  Protocollen  der  Bundesversammlung,  EinreichungsProtocolle ,  1817, 
"X um.  3ii,  1818,  Nuin.  5.  Zurücknahme  dieser  Reclamation,  ebendass.  1818, 
ff  um,  l\b. 

I)  Wiener  SchlufsActe  \.  1820,  Art.  62. 


§.  242.  cm.) 

.  Ittodialität,  Staatsform  und  Thronfolge  der  Bundesstaaten. 

J  1  Mir  ")  SouverainStaaten  des  Teutschen  Bundes  sind  jetzt;  allodial. 
II)  Die  meisten  sind  auf  ein  monarchisches  Oberhaupt  (eine  einzelne 
physische  Person,  monokratisch)  eingerichtet,  vier  haben  eine  republi- 
kanische Staatsform.  III)  Das  regierende  Subject  ist  ein  rechtmäsi ges, 
wenn  seine  Regentengewalt  dem  Rechtsgesetz  gemäfs  ist  (§.  98  a,  255 
1.  t.  ).  IV)  In  allen  monarchischen  Bundesstaaten,  ist  jetzt  die  ordent- 
liche Thron-  oder  Regierungsfolge  eine  erbliche  (jure  sanguinis), 
nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  t>)*  Sie  kann  bestimmt  seyn,  durch 
Staats-  und  Familiengesetze  c)  oder  Verträge,  auch  durch  andere  rechts- 
gültige Willenserklärung  V)  Aufserordentliche  Thronfolge  für 
solche,  die  durch  Geburt  entweder  gar  nicht,  oder  noch  nicht,  oder  nicht 
allein,  dazu  berechtigt  sind,  hann  subsidiarisch  Statt  finden,  vermöge  eines 
Erb  Vertrags  e),  oder  einer  andern  rechtsgültigen  Willenserklärung,  auch 
einer  altern  rechtmasigen  Mitbelehmmg ,  Anwartschaft  oder  EventualBeleh- 
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Illing/),  oder  einer  freien  Wahl  nach  Abgang  des  zeitherigen  Regenten- 
hauses £■).  VI )  Die  T hron-  oder  R  e g i e r  u n g s f o  1  g e  in  den  teutschen 
souverainen  Erbstaateif,  ist  jetzt  überall  als  wahre  StaatsSuccession 
zu  betrachten  A);  welche  die  privatrechtliche  Idee  einer  Erbschaft,  einer 
Veteribung  oder  Ererbung  der  Regentengewalt,  mithin  auch  diejenige  eines 
Erbfolgerechtes,  einer  Erbfolgeordnung,  eines  Erblassers  und  eines  Erb- 
oder  Vermächtnifsnehmers,  ausschliefst.  VII)  Zu  einseitige!"  Bestimmung 
der  Thron-  oder  Regentenfolge,  ist  der  Sou verain  in  der  Regel  nicht, 
auf  jeden  Eall  aber  nur  in  so  weit  berechtigt,  als  dadurch  Rechte  Dritter 
nicht  verletzt  werden  *'). 

a)  So  fern  die  ehemaligen  TerritorialLeliiivcrliältnisse  der  Fürslenthümer  Waldeck 
und  SchaumburgLippe  zu  Kurhessen,  das  beide,  so  wie  Lippe  (Detmold), 
Schwarzb. Sondershausen  ,  Schwarzb.Rudolstadt ,  und  Liechtenstein,  (auch 
RaunitzRietherg)  jetzt  in  seinem  Staatskalender  (v.  1823,  S.  42Q)  °ls  Vassailen 
wieder  aufführt,  nicht  wieder  hergestellt  sind,  oder  werden.  Vergl.  §.  571. 

h)  Car.  Chr.  Hofacker,  Diss.  de  origine  et  fatis  successionis  ex  jure  primogeniturae 
in  familiis  iilustribus.  Goett.  1771  rec.  Erf.  1784.  4«  u-  in  s-  Opuse.  jurid. , 
T.  I.  (Stuttg.  180/j.  8.),  n.  I.  B.  Pfeiffer  über  die  Ordnung  der  Regierungs- 
nachfolge  in  teutschen  Staaten.  2  Theile.  Cassel  1826.  8.  Aug.'  Fried.  Schott, 
Pr.  de  judicio  super  majoratu  saepe  arduo.  Lips.  1782.  4-  Moser's  Familien - 
Staatsr.  I.  71.  002.  9«.  II.  122a.  Pütter's  Erörterungen,  I.  307.  G.  L.  Boehmer, 
Princ.  juris,  feud.  §.  i5o.  sqq.  J.  C.  Leist's  Lehrb.  des  teutschen  Staatsr. 
(i8o3),  §.  3i.  Weber1»  Handb.  des  Lehnrechts,  Th.  III,  S.  3oo  f.  Pütter's 
Lit.  III.  756.    IUütser's  Lit.  §.  i532. 

c)  Hier  gilt:  1)  Uniheilbarkeit,  und  2)  Vorzug  der  frühern  Geburt,  der  Erst-  oder 
\  orgeburt,  nach  der  Ordnung  der  Linien  (Linealfolge);  doch  Rein  blofscs 
Lebtaginteresse.  —  Dafs  auch  ohn*e  ausdrückliche  positive  Bestimmung,  bei* 
teutschen  Bundesstaaten  die  Untheilbarkeit  gelte,  wird  behauptet  in  folgender 
Schrift.  Ueber  die  Untheilbarkeit  deutscher  Bundesstaaten.  Hanno v.  1825.  8. 
Dawider  die  Recension  in  der  Zeitschrift:  Hermes,  Bd.  XXVI,  S.  i5o  ff.  — 
Von  dem  Hause  Brandenburg  s.  man  die  Haus  Verordnung  des  Kurf.  Albrecht 
Achilles  von  1^73 ,  den  Gcraiscjien  Vertrag  von  1599  und  das  Pactum  Frideri- 
cianum  von  1-^2,  anerkannt  im  teschener  Frieden  von  1779,  REUSsSt  aatscanzley, 
Tü.  29,  S.  169  ff.  A.  F.  Baz  Entwickel.  der  brandenb.  Hausverträge.  Frf.  u. 
Leipz.  1-93.  8.  abgedruckt  auch  bei  Recss  a.  a.  O.  Th.  32,  S.  140  ff.  Ebenda ss. 
Hechtfertigung  meiner  Entwickclung  u.  s.  w.  (wider  die  Critik  bei  Reuss, 
Th.  32.)  Frf.  u.  Leipz.  1794.  8.  —  Thronfolge  in  Baiern,  In  der  baier.  Vcrfass- 
Urk.  v.  1818,  II.  2  ff.,  und  in  dem  königl.  HausGrundgesetz  v.  5.  Aug.  1819, 
Tit.  5.  Frühere,  zum  Theil  abweichende  Bestimmungen  finden  sich  in  der  Con- 
stitution von  1808,  Th.  II,  §.  1,  u.  in  d.  königl.  Familiengesetzen  v.  2S.  Juli 
1808.  §.  27  ff.,  u.  v.  1.  Mai  1816.  Schuncr's  Staatsr.  des  Rönigr.  Baiern, 
Bd.  I,  §.  45  u.  f.  Cucumus  Lehrb.  der  constitut.  Monarchie  Baierns  ,  §.  67  ff. 
L.  v.  Dresch  Abhandlungen  über  Gegenstände  des  öffentl.  Rechts  ( München 
i83o),  S.  211  ff.  —  Thronfolge  im  Rönigr.  Sachsen.  Verfass.Urk.  v.  i83i,  §.  7. 
Weissk's  Staatsrecht  des  B.  Sachsen,  Th.  I,  §.  40  u.  S.  209.  —  Voh  dem  gegen- 
seitigen Thronfolgerecht  der  er  ne  Stirnseiten  u.  alb  er  tinischen  Linien  des  Hauses 
Sachsen,  ebendas.  /,3  u.  S.  210  u.  Th.  II,  S.  547  f-  ~~  ^  0,1  Brauns cfiweig- 
Lüneburg  s.  P.  C.  Ribbentrop's  Beyträge  zur  Verfass.  des  Hzgth.  Braunschw.- 
Lüneb.  wolfenbüttelschen  Theils,  I.  Beytr.  ( Braunschw.  1787),  S.  io3.  ff.  u. 
i/|0.  —  Thronfolge  in  fVürtemberg ,  in  dem  Verfassungsvertr.  v.  1819,  §.  7,  u. 
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in  »1.  w urttink  FamUitngMeli  >.  8.  Juni  i8a8.  —  GH.  badisch**  Hausgcscl/.  u. 
FamDienStatuI  \.  (.  Oct  1817,  und  Verfasa.Urk.  v.  1H18,  §.  4.  —  Kurhessisch** 
Htm  und  Staatsgeseti  \-  .t.  Mtöra  1817.  Grofsh.  hessische  Verfass.Urk.  v. 
i8»o,   Art.  5.   —    Sachsen-  Coburg  -mein indische   PrimogeniturConstitutlon,  v. 

1 N  <  1800,  bestätigt  foh  dein  teutschen  Kaiser  am  •»,-.  \ug.  1802.  —  Nassau- 
OroitoftM  ErstgeburtGeset«  >.  (>.  Mar/.  1785,  in  Reuss  Staatscanzley,  Th.  XIX, 
-s  A  PrimogeniturCqnstitution  >.  (».  März.  1785,  bestätigt 

vom  Kaiser  *9«  Scpt,  1786.  — 
I  Jo.  1  aase,  BuDDXVfl  de  testnmentis   Bummorum  imperantium;   in  s.  Selcctis, 
p.  joi.    Gütl.  I  am,  l  ra.bc  Buddbi  opusc.  T.  I.  (Goth.  1759.  8.)  p  148 — i58. 
I  aase,  los.  Bonvaira  Comm.  de  arduo  inter  testamentum  prineipis  S.  R.  I.  pu- 
I.  1h  um  et   privatum   diseriinine.   iMogunl    1784.    Pkeffinger,  Vitriar.  illustr.  lib. 

tfossn's  Staatsr.  XXV.  168.  Ebendess.  persönl.  Staalsr.  II.  255. 
ff  U3.  und  FamilienStaatsr.  II.  969,  F.  C.  f.  Moser's  palriot.  Archiv, 
Bd.  I\.  N 11  in.  a.  Knorr's  rechtl.  Abhandl.  u,  Gutachten,  S.  32*;,.  v.  Selchow's 
Rechtaf.  D.  70.  Püttkb*8  Erörterungen,  I.  186.  207.  Pütteä's  Lit.  III.  782. 
]{ 1 1  i.v a*i  Lit,  §.  1 566. 
»  2  B.  I  rbrerbrüderuni;tMi  oder  I  rbeinigungen.  W.  A.  RtDLOFF  diss.  de  pactis 
lucoessoriia  illustrium  et  nobilium  Germaniae,  speciatim  üs,  quac  pacta  confra- 
temitatifl  appellantur.  BütZ.  1770.  4-  Mo6EB*S  Staatsr.  XVII.  16  ff.  Ebendess.  Fa- 
milicnSla.'itsr.  I.  920.  o'Ji.  i)(n).  Gö-snkh's  teutsches  Staatsrecht,  §.  240.  Pütteh's 
Lit.  DL  76fr.  Kiüber's  Lit.  §.  i54o.  —  Von  der  Erbverbrüderung  der  Häuser 
s  chsen  u.  Hessen,  nie  auch  Hrandenburg ,  s.  Weisse  a.  a.  O.  §.  44  u«  Th.  II, 
S.  55o.  IV.  \  on  Braunschweig Lüneburg,  Ribbentrop  a.  a.  O.  S.  176  ff.  —  Be- 
stimmungen über  die  ausserordentliche  Thronfolge,  enthält  das  baierische  Familten- 
geset/.  r.  5.  Aug.  1819,  Tit.  5. 

f)  \  on  der  Portdauer  der,  während  der  tcutschen  Reichsverbindung,  durch  Erb- 
rerträge,  Anwartschaft,  oder  EventualBelehnung  erworbenen  TJiron-  und  Erb- 
folgereehte,  s.  oben  §.  53,  Num.  IV,  §.  83  f.,  u.  §.  54o.  —  Der  Fall  ausseror- 
dentlicher Thronfolge  kann  auch  eintreten  bei  erfolgender  Regierungsunfähigkeit, 
Abdiration  oder  Entsetzung  (§.  255)  des  Throninhabers.  Desgleichen,  wenn 
derselbe  tu  dem  Besitz  eines  fremden  Thrones  gelangt,  der  unvereinbar  ist  mit 
gleit  Inseitigem  Besitz  des  inländischen;  ferner  wenn  die  Reihe  der  Thronfolge 
die  Gemahlin  eines  auswärtigen  Souverains  trifft,  u.  d.  m.  Die  beiden  letzten 
Fälle  sind  Forgesehen  in  der  baierschen  Verfass.Urk.  1818,  Tit.  II,  §.  6,  u.  Fa- 
milienStatut  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  V,  §.  i. 

;)  Beispiel   \on    Holstein   u.   Schleswig,   oben  §.  1,  /.    Andere  Beispiele  unten, 

'  1  G.  EL  v.  Bsbg's  Abhandlungen  zu  Erläut.  der  rhein.  BundesActe,  §.  84,  S.  227. 
I.ii^r  a.  a.  O.  §.  z4.  —  Hiernach  müssen  die  Ausdrücke  «Erbmonarchie,  Erb- 
folge,  Erbfolgerecht  (statt  Thronfolgerecht),  Erbprinz,  Thronerbe»  u.  d.  er- 
klär! und  verstanden  werden.  —  Von  der  Wirkung  einer  Vereinigung  von 
Bandesländern  durch  StaatsSuccession,  auf  das  Stimmrecht  in  dem  Plenum  der 
Bundesversammlung,  oben  §.  129. 

>)  J.  F.  Rode's  Beiträge,  I.  35o. 

§•  245.  (i8o). 

Gemeinrechtliche  und  besondere  SuccessionsOrdnung,  PrivatNachlass. 

\)  Bei  andern  Familicnrechten  der  Mitglieder  des  RegentenHauses, 
hau n  die  gemeinrechtliche  (Mos  nach  der  Nähe  der  Verwandschaft, 
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und  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes),  oder,  selbst  bei  souverainen 
Staaten  des  Hauses,  eine  besondere  SuccessionsOrdnung  Statt  finden, 
z.  B.  Seniorat,  Majorat,  Minorat»),  auch  eine  Secundogenitur  6),  und 
selbst  Tertiogenitur.  II)  Für  den  PrivatNachlafs  des  Souverains  kön- 
nen besondere  Bestimmungen  gelten  c):  staatsrechtliche,  lehnrechtliche, 
familienfideicommifsrechtliche,  vertragmäsige,  letztwillige  des  Erblassers, 
und,  in  deren  Ermangelung,  das  Recht  der  bürgerlichen  IntestatErbfolge. 

a)  G.  F.  Boehmer  princ.  juris  feud.  §.  iÖ2.  1 53.  Schott  1.  c.  Pütter's  Lit.  IE.  764. 
Klüber's  Lit.  §.  i537.  - —  Durch  Vertrag  der  sächs.  ernestinischen  Hauser  v. 
10.  Oct.  1821  ,  ward  das  bis  dahin  ihrem  jedesmaligen  Senior  mit  der  Landes- 
hoheit zum  Genufs  zugestandene  Amt  Oldisleben  an  S-  WeimarEisenach ,  gegen 
eine  Abfindungssumme ,  für  immer  überlassen.  Schweitzer's  öfFentl.  Recht  des 
GHgth.  S.  WeimarEisenach,  I.  19. 

b)  Z.  B.  in  den  badischen  Grafschaften  Salem  und  Petershausen.  —  Von  dem 
Hause  Brandenburg,  vergK  Lekz  Samml.  brandenb.  Urk  II.  676.  Pütter's  hist. 
Entwiekel  I.  246.  Batz  In  Reuss  Staatsk.  XXXII.  140.  i5o.  —  Von  Oestreich, 
s.  Wexck's  Geschichte  von  Oestreich,  204. 

c)  So  in  d.  baier.  Familiengesetz  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  5.  Moser's  Staatsr.  XXVI.  61. 
Ebendess.  FamilienStaatsr.  II.  1161.  u.  persönl.  Staatsr.  II.  532.  Ebendess.  Zusätze 
zu  s.  neuen  Staatsr.  II.  477-  Beked.  Schmidt  princ.  juris  feud.,  §.  018.  Püttmann 
elem.  juris  feud.  §.  876.  A.  F.  H.  Posse  über  die  Sonderung  reichsständischer 
Staats  -  und  Privatverlassenschaft  (Gött.  1790.  8.),  §.  i3  ff.,  33  u.  5o  ff.  C.  C. 
A.  H.  v.  Kamptz  Erört.  der  Verbindlichkeit  des  weit],  Reichsfürsten  aus  d, 
Handlungen  s.  Vorfahren,  §.  17  —  19.    Bodman»  a.  a.  O. 


§.  244.  (i8i.) 

Eigenschaften  des  Thronfolgers. 

I)  Bei  der  erblichen  Thronfolge  nach  Erstgeburtrecht,  wird  das 
SuccessionsRecht  abgeleitet  von  dem  ersten  Erwerber,  doch  nur  für 
seine  dazu  geeigneten  Nachkommen  (successio  singularis,  ex  pacto  et  Pro- 
videntia majorum,  nach  Geding  und  Fürsorge  der  Altvordern);  nicht  von 
dem  letzten  Regenten,  von  dessen  Willen  dasselbe  sonach  unabhängig  ist. 
II)  So  fern  der  Weiberstamm  nicht  ganz  von  der  Regierungsfolge 
ausgeschlossen  ist  «),  haben  die  Agnaten  den  Vorzug  vor  den  Cogna- 
ten  (  agnatisch -cognatische  Thronfolge);  auch  ohne  ausdrücklichen  Ver- 
zicht der  letzten  £). 

a)  Vergl.  Pütter's  Lit.  III.  765.  Rlüber's  Lit.  §.  1539.  Leist  a.  a.  O.  §.  33. 
Runde's  Beiträge,  Th.  I,  Num.  12.  G.  L.  Boehmer's  Rechtsfälle,  Bd.  I,  Num.  65. 
Von  der  Erstgeb urtfolge  des  weiblichen  Geschlechtes,  in  Crome's  u.  Jaup's  Ger- 
manien, Bd.  IV,  Heft  2  (1810),  Num.  I.  —  Gänzlich  ausgeschlossen  war  der 
"Weiberstamm ,  in  dem  würtemb.  Hausgesetz  v.  1808,  §.  1.  Anders  in  dem 
würtemb.  Verfassungsvertr.  v.  1819,  §.  75  auch  in  dem  baierischen  Familiengesetz 
v.  1808,  Art.  29  ff.,  und  in  demjenigen  vom  5-  Aug.  1819,  Tit.  5.  Schiwok 
a.  a.  O.,  S.  280. 

Kluber'i  ÖffenÜ.  Recht,  L  Aufl.  22 


55« 


IL  rheiL  l  Cnp.  Der  Staat 


>    l'ergl  überhaupt  eben  ^oU>       1111(1  Biiureii'a  rergltichende  DarateJH 

der  Suattverfttss.  der  europ.  MLonarohieon  u.  ftepubl,  (Wien  1818.  8.),  38, 

S    l.u  ff 

§.  248.  (182.) 

/<'  o  ?•  /  8  c  t  z  ii  n  g. 

III  i  Dei  Thronfolger  rnufs  aus  rechtmässiger  Ehe  geboren  seyn. 
Lbstaunraung  aus  ungleichem  oder  nicht  standesmäsiser  Ehe  (stan- 
üesungleicher  Ehe,  matrimonium  ex  ratione  Status  seu  ordinis  personarum 
huiequ.iU-),  ist.  der  Kegel  nach,  Kein  rechtsgültiger  Grund  zu  Aus- 
schliePsung  von  der  Thronfolge«  Doch  können  durch  Staats-  oder  Fami- 
liengesetze ),  gewisse  irten  \<>n  Ehen,  in  Hinsicht  auf  Thron  folgeFähig- 
l.t  it  ihrer  Ü>k5jnmlinge  •>  für  Mifsheirath  (disparagium)  erklärt,  oder 
in  jener  Hinsicht  ihnen  gleiche  Wirkungen  mit  Mifsheirathen  beigelegt 
aejn  i  IN  )  kuch  können,  vermöge  eines  gültigen  Verbots  standes- 
masiger  Ehen  für  bestimmte  Nachgebor  ne  ?),  die  aus  einer  standesmäsigen 
Ehe  abstammenden  Nachkommen  zur  Succession  unberechtigt  seyn.  V)  Mor- 
ganatische <0,  uneheliche  oder  natürliche,  und  A  d  op  ti  vNach- 
kommen  <  ).  sind  in  der  Regel  nichts  successionsf'ähig.  YI)  Auch  solche 
nicht,  die  mil  einem  Körper-,  Gemüth-  oder  Geistes  fehler  bebaf- 
tel  sind,  mil  welchem  gänzliche  Unfähigkeit  zu  Führung  des  Regenten- 
amtes verbunden  ist/).  VII)  Geistlicher  Stand,  bei  Katholiken,  ver- 
trägt sich  in  Erbstaaten  nicht  wohl  mit  der  weltlichen  Regenlenwürde;  ei- 
lst über,  ohne  besondere  Bestimmung,  kein  gültiger  Grund  zur  Aus- 
schliefsnng  g). 

a)  Zur  ThronfolgeFähigkeit  fordern  Abstammung  aus  ebenbürtiger  (ohne  nähere 
Bestimmung),  mit  Bewilligung  des  regierenden  Herrn  geschlossener  Ehe:  die 
baieritche  Verfassungsurliunde  v.  1818,  Tit.  2,  §.  3,  und  das  baierische  Fami- 
licnStatut  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  2,  §.  1;  die  würtember  ;>isclie  Verfassungsurkunde 
».  1819.  §.  8;  die  Verfassungsurkunde  des  GH.  Hessen  von  1820.  Art.  5.  Das 
badische  Haus-  und  EanülienStatut  v.  4«  Ort.  1817,  §.  2 ,  spricht:  die  Nachfolge 
dem  <v  ehelichen  ebenbürtigen  Mannslamm»  zu.  Das  hur  lies. fische  Haus-  und 
Staatsgesetz  v.  \.  Marz  181-,  §.  6,  fordert  mehr  nicht  als  Einwilligung  des  Sou- 
rerains  so  den  Ehen  der  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  Hauses.  —  In  dem 
Brofeherzoglichen  Hause  S.  Weimar  Eisenack  erklärt  die  PrimogeniturOrdn.  v. 
1-7  1  für  Mifsheirath,  «jede  eheliche  Verbindung  mit  einer  andern  Person,  als 
aus  einem  fürstlichen  oder  alten  reichsgräflichen  Hause».  Von  einem  vorgege- 
benen, aber  nicht  bestehenden  EamilienStatut  oder  Herkommen  .des  fürstl.  und 
grafl.  h]ij)i.-(lu)i  Gesammthauses,  s.  Klüber's  Abhandlungen  u.  Beobacht.,  Bd.  I, 
S.  3i  V  \  crgl.  auch  kaiserl.  russisches  Manifest  v.  -20.  März  (2.  April)  1820. 
Sein  wesentln  her  Inhalt  ist  angegeben  in  Klübeh's  europ.  Völkerrecht,  §.  116,//. 

geltere  Beispiele  solcher  Hansgesetze,  seit  dem  Mittelalter,  liefert  Pütter, 
»iber  Mifsheirat In  n  teut&cher  Fürsten  und  Grafen,  S.  191  ff.,  232  ff.  u.  3o3  ff. — 
Der  Kuis'-r  und  die  Reichs $e richte  erkannten  Hausgesetze  dieser  Art,  wenn  kai- 
<erli«  he  Bestätigung  fehlte,  nicht  für  rechtsgültig.  Pütter  a.  a.  O-,  S.  3o3  ff. 
u.  Mio     MouVs  FamilienStaatsr. ,  I.  129.  II.   i3o.   161  f.,  190.   239.  Rkuss 
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Staatskanzlei ,  \.  121.  (v.  Rikffel)  Der  Reichshofrath  in  Justiz-  und  Gnaden- 
sachen, Th,  II,  S.  176  ff.  —  Die  ^Meinungen  der  Rechtslehrer  hierüber  waren 
gel  heilt.  Vergl.  v.  Selchow's  Eleeta.  p.  3 — .  G.  L.  Bojioier's  Ree htsfälle, 
B.  1,  Num.  55.  (Baz)  Histor.  Entwickel.  des  Begriffs  unstandesmäs.  Ehen,  §.4-. 
Klübkr's  Iii.  jurist.  Biblioth.  Bd.  VI,  S.  44°  —  4^o.  —  Manche  neuere  Haus- 
gesetze erklären  die  ohne  Einwilligung  des  Oberhauptes  des  Regentenhauses, 
von  Mitgliedern  des  letzten  geschlossenen  Ehen,  für  nichtig.  So  das  angef. 
würtemb.  Hausgesetz  v.  1808,  18  ff.,  u.  das  baierische  FaniilienStatut  v.  5.  Aug. 
1819,  Tit.  2,  gleichwie  schon  das  frühere  FamilienGesetz  v.  28.  Juli  1808, 
Art.  11  ff.  Vergl.  auch  das  §.  242  angef.  kurhessische  Hausgesetz  v.  4-  Marz 
181-,  6.  —  Durch  ein  gemeinschaftlich  errichtetes  liönigl.  Hannoverisches  und 
herzogt.  Braunschweigisches  Familiengesetz ,  vom  24.  u.  19  October  i83i,  ward 
jedem  Stammherrn  der  beiden  Hauptlinien  des  Gesammthauses  Braunschweig- 
Lüneburg  ein  Aufsich" recht  über  die  "\  ermählungen  der  Prinzen  und  Prinzessin- 
nen seiner  Linie  in  so  weit  zugeeignet,  dafs  diese  verbunden  sind,  zu  den  Ehen, 
welche  sie  einzugehen  beabsichtigen,  die  (bei  ebenbürtigen  Ehen  ohne  besondere 
Gründe  nicht  zu  versagende)  Einwilligung  des  regierenden  Herrn  nachzusuchen. 
Würde  ohne  deren  in  förmlicher  Staatsurkunde  erfolgte  Ertheilung,  eine  Ehe 
geschlossen,  so  sollen  die  daraus  abstammenden  Rinder  weder  zur  Succession 
in  den  deutschen  Staaten  des  Gesammthauses,  noch  zu  dem  Rang,  Titel  und 
Wappen  des  Hauses,  berechtigt  sevn.  Diese  Bestimmungen  sind  wiederholt  in 
dem  Hausgesetz  für  das  Königreich  Hannover  vom  19.  jXovember  i836,  Cap.  3. 
b)  Ungleich,  standesungleich,  unstandesmäsig  (matrimonium  inaequale)  ist  jede  Ehe,  die 
zwischen  Personen  aus  verschiedenen  Standesclassen  geschlossen  wird.  Auch  bei 
solcher  Ehe  streitet,  wie  bei  der  gleichen,  standesmäsigen,  gleich-  oder  ebenbürtigen, 
die  Rechtsvermuthung  für  volle  Rechtswirkung  derselben.  Eine  Ausnahme  hie- 
von.  kraft  positiver  Rechtsbestimmung,  macht  diejenige  Art  der  ungleichen 
Ehen,  welche  Missheirath  (disparagium)  genannt  wird-  eine  Ehe,  welcher,  wegen 
bestimmter  Standesungleichheit  der  Gatten,  Rechtswirkungen  einer  gesetzmäsi- 
gen  Ehe,  in  Absicht  auf  die  Rinder  und  den  Ehegatten  von  niederem  Stande, 
durch  eine  positiv -rechtliche  Regel  (nicht  durch  einen  besondern  Vertrag  für 
den  concreten  Fall,  wie  bei  der  morganatischen  Ehe)  entzogen  sind.  Kur  diese, 
einschränkend  zu  erklärende,  positive  Bestimmung,  i^t  Entscheidungsquelle  für 
die  Fragen:  ob  und  wie  weit  den  Kindern  Name,  Titel  und  Wappen  der  Fa- 
milie, Geburtstand  des  Vaters  (väterliche  Ebenbürtigkeit),  SuccessionsFähigkeit 
in  Absicht  auf  Staatsregierung,  FamilienFideicommisse  und  Lehen,  und  den 
väterlichen,  freieigenthümlichen  oder  AllodialPrivatnaehlafs ,  ob  und  wie  weit 
der  Gemahlin  die  sonst  gewöhnliche  Theilnahme  an  den  Standes  -  und  Familien- 
\  orzügen  des  Gemahls,  auch  die  erb-  und  witthumlichen  Berechtigungen,  ent- 
zogen seyen?  —  Die  Idee  von  Mifsheirathen  ist  ein,  von  Teutschen  erst  in  der 
neuern  /'eil  erweitertes,  Vermächtnifs  eines  rohen  Zeitalters,  wo  Ehen  zwischen 
Freien  und  Unfreien,  personis  ingenuae  et  servilis  conditionis,  doch  nur  sie,  in 
weltlicher  und  kirchlicher  Beziehung  nicht  für  vollv\irkcnd  galten.  —  Die  ganze 
Theorie  von  Missheirathen  ist  dem  Sittcngesctz,  der  Staatsweisheit  und  dem  all- 
gemeinen Rechte  fremd.  Politisch  betrachtet,  schliefst  schon  der  Name  eine 
Beleidigung  in  sich.  «.An  esse  ulla  major  aut  iusignior  conlumelia  potest,  quam 
parlem  civitatis,  velut  contaminatam ,  indignam  connubiis  haberi»?  Livics.  — 
In  der  Zeit  der  teutschen  Reichsverfassung  war  der  Rechtsbegriff  der  Mifshei- 
rath  weder  durch  Reichsgesetze  noch  durch  Reichsherkommen  vollständig  be- 
stimmt. Sowohl  von  einzelnen  Familien  des  hohen  und  niedern  Adels,  als  auch 
von  Rechtsgelehrten,  war  er  vielfach  bestritten,  und  selbst  der  Gerichtsbraurh 
der  Reichsgerichte  war  in  dieser  Materie  sehwankend  und  ungleichförmig.  Im 
der  neuesten  Zeit  (besonders  seit  1806.1  ward   bei  einer  Reihe  von  Vermähl  un- 
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t,.*u  ,  in  leutsrheu  iou  vereinen  HXusern  und  in  standesherrlichen  Familien,  die 
frühere  Strenge  niii  Erfolg  unbeachtet  gelassen.  Daher  sollte  diese  Afißllehre 
feist  .ms  dein  teutsehen  Recht  überhaupt,  wenigstens  aufserhalb  der  sOUverainen 

lu':;«Mti-iili.uiM'i\   fr  rtmniit ,  (\cr:;l.   GÖNREH  B.  S.  0.  S.  3o5,    3o8  U.  3lo),    in  VOr- 

kointneuden  !  KUen  aber,  .»In  eine  rein  positive  Idee,  als  eine  der  Rechtsver- 
mufhung  widerstrebende,  mithin  einschränkend  zu  erklärende  und  von  dem 
behauptenden  Theil  Btreng  eu  erweisende  Ausnahme  von  der  Hegel  behandelt, 
folglich  genau  beschränkt  werden  auf  die  Klaren  Bestimmungen  noch  geltender 
besonderer  Staats •  und  FanulienOes'etxe,  —  \  on  einer  Stelle  der  t.  BundesÄcte, 
du-  Ebenbürtigkeit  der  Standesherren  betr.,  s.  unten  §.  3o3,  d.  —  Von  der  ehe- 
wml  rheorie  und  Praxis,  vergl.  Püttk!\  a.  a.  U.  Ebenders.  über  den  Unter- 
lehied  »Irr  Stände.  Gött.  8.    Dan/,  üandb.  des  teutsehen  Private.,  Bd.  VI, 

6-r»  IT.  Sihnaiiikrt's  Erläut.  des  Lehnr. ,  §.  12?,.  Moser's  FamilienStaatsr., 
II  l9  1  ,-.  Hu.  1.1  in,  in  dem  Repertorium  des  t.  Staats  -  und  Lehnreehts, 
1  Hl,  S.  6i5  (.iNruiKs  europ.  Völkerrecht,  11.438.  Rlüiser's  Abhand- 
Inngen  und  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  2Ö2  ff.  und  27a  ff,  (Eb'endess.)  Rechtl. 
Ausführung  der  räterl.  Ebenbürtigkeit  u.  faniilien-fideicommissar.  Succcssions. 
\  lbtgk<  it  der  Herren  Reichsgrafen  W.  F.,  G.  A.  u.  F.  A.  Bentin  eh  (Varel  i83o. 
8.),  f.  iE  18,  S.  73  -100.  PiHrra's  Lit.  III.  748  ff.  Rlübeh's  Lit.  §.  1528. 
Die  bekannte  Stelle  der  kais.  YVahlcapitulation  (XXII.  4),  bestimmte  seit  1742 
die  Fbigeh  der  tu  unstreitig  notorischen  Mifsheirath  eines  Standes  des  Reichs 
oder  aus  solchem  Hause  entsprossenen  Herrn»;  sie  machte  aber  zugleich  die 
Festsetzung  des  Begriffs  einer  solchen  Heirath  abhangig  von  einem  künftigen 
pilativ,  das  nie  erfolgte.  \ ergebens  sucht  man  daher  in  ihr  einen  Erken- 
nungsgruud  für  den  Begriff  von  Mifsheirathen.  Nur  theihveise  und  stillschwei- 
gend erfolgte  von  Seile  der  reichsgesetzgebenden  Gewalt  eine  Bestimmung  diese» 
Begriffs,  durch  den  Reichsschlufs  vom  4-  Sept.  1747.  Darin  nahmen  Kaiser  und 
Reich  als  Grundsatz  an:  die  Ehe  eines  Reichsstandes ,  oder  eines  aus  reichsstän- 
düchtm  Hause  entsprossenen  Herrn,  mit  einer  freigebornen ,  nicht  -  adjlichen  Per- 
son. iev  (MC  unstreitige  Mifsheirath.  Aber  auch  mehr  nicht  sagte  der  Reichs- 
schlufs. Hi.ür.En's  angef.  Abhandlungen,  Bd.  I,  S. 262  ff.  Die  rheinische  BundesÄcte 
erklärte  alle  teutsehen  Reithsgesetze  für  nichtig  und  unwirksam  (§.  5o).  — 
Dafs  seit  Auflösung  der  Reichsverbindung  Alles,  was  durch  Reichsgesetzc  oder 
Reichsherkommen  über  Mifsheirathen  bestimmt  gewesen,  in  Ansehung  der  vor- 
mals reichsständischen,  nun  standesherrlich  untergeordneten  Fürsten  und  Gra- 
fen, kraftlos  sey,  in  Ansehung  nicht  nur  später  geschlossener  Ehen,  sondern 
auch  der  früher  geschlossenen,  so  fern  SuccessionsFälle  erst  nach  der  standes- 
herrlichen  Unterordnung  eintreten  würden,  behauptet  Gönne»,  in  dem  angef. 
Archiv,  I.  3oS.  —  So  weit  Mifsheirathen  noch  rechtlich  begründet  sind,  hat 
man  jetzt  zu  unterscheiden  (§.  229,  ÜI.  u.  262,  III),  1)  die  Mifsheirathen  sou- 
rerainer  Erbregenten  und  ihrer  Familienglieder  (oben  Note  a),  und  2)  diejeni- 
gen des  Adels,  des  hohen  und  niedern  (§.  262  u.  f.  und  3o3,  Note  d). 
1  Selten,  aber  nicht  unerhört,  und  nicht  unverboten,  waren,  wahrend  des  teut- 
sehen Reichs,  Eheverbote  dieser  Art.  .7.  E.  F.  Danz,  über  Familiengesetze  des 
teutsehen  hohen  Adels,  welche  standesmäsige  Vermählungen  untersagen  (Frankf. 
1-92.  8.),  §•  7  u-  ^f-  Selchow,  Elem.  juris  publ.  germ.,  T.  n.  §.  541.  Henb. 
HnSHUKB,  Diss.  de  pactis  gentilitiis  familiarum  illustr.  et  nobil.  (Mogunt. 
1-38.  4  ),  §.24. 

d)  Morganati  che  Ehen  (auch  Ehen  zur  linken  Hand,  matrimonia  ad  L.  Salicam 
genannt)  sind  Eben,  bei  welchen  rechtsgültige  Ausnahmen  von  der,  die  Standes- 
und Erbfolgerechte  der  Ehegatten  und  Rinder,  sey  es  beider  oder  nur  des 
pinen  oder  der  andern,  bestimmenden  gesetzlichen  Regel,  durch  Vertrag  fest- 
j^ejetzf  sind.    Der  Inhalt  des  Vertrags  allein,  bestimmt,  in  der  Regel,  das  Da- 
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seyn  u.  die  Beehtswirkungen  einer  morganatischen  Ehe*  Als  Ausnahmen,  sind 
seine  Bestimmungen  streng,  mithin  einschränkend  ssjj  verstehen.  Weitere  Aus- 
führung, in  Blüber's  Acten  des  wiener  Congr. ,  VIII.  i~5  IT.  Pütter  von  Mifs- 
heiratlien,  S.  368,  öji  u.  4 1 4-  —  Von  den  Succassionsj^ecfßen  morganatischer 
Kinder,  s.  J.  H.  Boehmer,  De  secundis  nuptiis,  praecipue  illustrium  personarum, 
Sect.  II.  §.  29.  Myler  ab  Ehren b ach ,  Gamologia  personarum  illustrium,  c.  6. 
§.  3i  sq.  Jo.  Heinr.  Wolfart  tr.  de  matrimonio  ad  morganaticam  (Hannov. 
i-36.  4-)?  §•  26.  29.  3o.  Kössig's  Grunds,  des  t.  Privatr.  261.  Busde's 
Grunds,  des  t.  Privatr.  §. 

e)  Von  unehelichen  oder  natürlichen  Kindern,  vergl.  Walch  Opusc.  II.  i63.  Moser's 
FamilienStaatsr.  IL  853  ff.  860  ff.  882  ff.  —  Von  _4f/o??  ^-Nachkommen,  ebendas. 
n.  i65.  Ebendesf.  Staatsr.  Th.  22,  S.  822  ff.  Pütter  Jur.  priv.  princ.  §.  28.  — 
Von  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten ,  s.  Boehmer  Princ.  juris  feud.,  §.  435. 
Pütter  1.  c.  §.  27.  Moser  a.  a.  O.,  Eisenhart  Diss.  de  jure  liberor.  illegitimor. 
§.  27.  Glücr's  Erläuler.  der  Pandekten,  Th.  II,  §.  146.  Klüber's  angef.  Rechtl. 
Ausführung  etc.,  §  4^  —  47?  auch  43  u.  44.  —  Von  Bindern  aus  einer  Geun's- 
sensEhe ,  s.  Pütter's  Lit.  III.  771.  Blüber's  Lit.  §.  j  545-  V.  Holzschüher's  De- 
ductionsBibliothek,  I.  32Ö.  Moser's  Staatsr.  XIX.  456.  XVIII.  494-  Ebendess. 
Zusätze  zu  s.  neuen  Staatsr.  II.  553  ff.  Reuss  Staatsk.  IB.  433.  VI.  99.  Zeper- 
nick's  Samml.  auscrles.  Abhandl.  aus  dem  Lehnr. ,  Th.  IV,  S.  3o4  ff.  Klüber's 
angef.  Recht'.  Ausführung  etc.,  §.  i5  —  28,  S.  35  —  73.  —  Hiergegen 
A.  W.  Heffter,  die  Erbfolgerechte  der  Mantel-Binder,  Binder  aus  Gewissens- 
ehen etc.  Berlin  i836.  8.  Wider  Letztern,  C.  F.  Dietke,  die  Gewissensehe,  Le- 
gitimation durch  nachfolgende  Ehe  etc.  Halle  i838.  8.  —  Binder  der  Liebe 
teutscher  Fürsten.    (Von  Jon.  Friedr.  Graf  v.  Beust.)  Lübben  1812.  8. 

/)  Vergl.  unten  §.  217,  II.  und  Bnorr's  rechtl.  Abhandlungen,  241.  248.  C.  F. 
Walch  Opusc.  II.  180.  Merkwürdige  BeicksbofrathsGutacbten,  RX  207.  JFürtcmb. 
Hausgesetz  v.  1808,  §.  2. 

g)  Vergl.  Moser's  FamilienStaatsr.  I.  23.  Ebendess.  Lehnsverfassung,  196.  Pü'tteri 
P.im.  iin.  juris,  priv.  princ.  §.  21.  Ebendess.  Beyträge,  II.  149.  u.  Rechtsf.  Bd.  II, 
Th.  3,  S.  149-  553.    v.  Holzscklher's  DeduclionsBibliothek ,  I.  38o. 


§•  246.  (183.) 

Regierungsantritt-    Regierungseid.    Huldigung.    Einzug.  Krönung. 

In  der  erblichen  Einherrschaft,  tritt  der  verfassungsmäßige  Thronfol- 
ger, nach  dem  Abgang  seines  Vorfahrs,  von  Rechtswegen  (ipso  jure), 
mithin  unmittelbar,  an  dessen  Stelle.  Er  tritt  daher,  nach  erledigtem 
Thron,  sofort  die  Regierung  an  «).  Er  verkündigt  solches  den  Un- 
terthanen,  erklärt  sich  für  verpflichtet  zu  Handhabung  der  Staats- 
verfassung &),  schwört,  wo  es  nöthig,  den  Regierungseid  e),  und 
nimmt  die  Staatshuldigung  «/)  ein  §,  272  u.  273).  Doch  ist  von  der 
Leistung  des  Regierungseides  die  rechtliche  Fortdauer  der  Landesverfassung 
eben  so  wenig  abhängig,  als  von  der  allgemeinen  Landeshuldigung  die 
Verbindlichheit  der  Unterlhanen  zu  staatsbürgerlichem  Gehorsam  gegen  den 
neuen  rechtmäsigen  Landesherrn.  Auch  den  SuccessionsBerechtigten,  wird 
zugleich  die  vorläufige  oder  E  v  e  n  t  ua  1  Hu  1  d  i  g  u  n  g  geleistet  e  ).  Ueber- 
dem  kann  eine  feierliche  Inauguration,  Einzug  und  Krönung  Statt 
haben  /). 


Ii.  rheiL  I.  Gap.  Der  Steat 


a\  Mosbb'i  St*  Iii    will.  EAettdbtf,  persönl.  SteJatsi4.  II.  1?.. 

ft)  Inn'  lunn  i,  lir  /  .•-,'..•.,•.'-.»<// kitndc  hat  der  neue  Regent  defshalh  auszustellen, 
Med  dein  i.  weitmr^tfi  .  Grundgesetz  über  «He  landstä'od.  Verläse  \.  I6i6. 
*.  116  u,  it8,  in  Ihimiv's  Staatsarehiv,  Bd,  1,  S.  201;  nach  d.  landschaftl. 
<.run,! geteta  des  Püratentb.  WMbitrghausen  \.  1818,  §.56;  nach  d.  fürstt.  wuldcck. 
l  .m.li-s> «MhM|;  Ober  du*  landstSnd.  Verfass.  \.  1816,  §.  42;  nach  der  grofsh. 
krsM»th  n  \  erfaaamigsurk.  \.  1820,  106;  nach  der  würtemb,  VerftfSsUngSurk. 

»•  18194  $  »<'■•  nach  der  s.  cohitrg**utilfild.  \.  1821,  §.  120J  nach  der  meiuingi- 
jihen  v.  1819,  Art  m>-;  null  der  erneuerten  Landscbafiordn.  des  llerzogth. 
Briiun aaavi *£-WoMenbüttel  11.  des  FÜrstenth.  Blankenburg-  v.  1820,  §.  -9;  nach 
der  BOftigL  JislA*.  Veffhss.  Urk.  \.  i83i,  ^  l38?  nach  der  hohenzoflem-sig-marin- 
gudim  v,  18M,  ^.  1 «)'».  und  nach  dem  hannoverischen  Grundgesetze  von 
•  i«  '  ;-  8t«H  dessen  hat  König  Emst  August  durch  Patente  vom  5.  Juli 
>'•  1  November  i837  erkla'rt,  «I  iis  dieses  ganze  Grundgesetz  ihn  weder  formell 
muh  materiell  binde  ^lbrbcbt^s  staatsrechtliche  Bedenken  über  das  Patent 
des  Bönigs  I  .  V  /.weite  Vull.  Stuttg.  ;}{{-.  8.  —  Das  k.  hann.  Patent,  die  deutsch. 
M.mde  und  der  Bundestag.  Lelp«.  1837.  8.  \  on  Ostfriesland  s.  T.  I).  Wiaboa's 
onftka.  Oreschiihte,  Bd.  \,  S.  86,  Bd.  \  III,  S.  5  u.  29.  IM.  I\,  S.  19,,  Bd.X, 
•s-        >'.    Vhth.  a,  S.  •.•  '  •5.         \  011  Schleswig  und   Holstein,   s.  oben  §.  1  ,  <l.  — 

.Mösl  h's 

persönl.  Staatsr.  II.  1  f.  Vi.    Ebenduvs.  von  der  Rcichsstände  Landen, 
ll5Ä        Schon  in  dein  allen  Frankreich   schwur   der  König  den  Rugierungseid. 
r.MH.nmi rfi  1  1  HOM  nms,  Iii».  1\.  c.  3t.    Raliziijs,  Capitularia  regum  I'rancor.,  II.  ü. 
' 1   /  Verfassungsurk.  \.   1818,    Tit.  \,    §.   1.  Baierische  Familiengesetzc 

v.  1808,  irt.  -1  f.  n.  \.  18.  Jan.  1816,  Art.  81.  —  Von  dem  ehemaligen  fVür- 
-  v  Tübinger  Vertrag  \.  15 S 4 ,  ö-  Erbvergleich  v.  1770,  am  Schlufs;  in 
den  Haupturkunden  der  wfirtemb.  Lamlesgrutadverfassung,  Tieft  I,  S.  41  u.  62, 
lieft  11.  S.  182  f.  Heft  III,  S.  -  u.  /,o.  —  Von  Schleswig  und  Holstein,  oben 
§.  1  ,  d.  —  Privilegien  der  BraunschweigWoljenbuttel.  Landschaft  v.  1-70,  §.  79, 
u.  Erneuerte  Landschaftsüfdn.  des  Herzogth.  Bratönscftiv.  Wolfehbüttel  fi.  des 

I  ürstenth.  Blankenburg  v.  18-7.0,  §.  79.  —  Von  Schweden  s.  oben  §.  93,  b.  — 
Verfassungsurk.  des  1- ürstenth.  Nettckdtei  v.  18.  Juni  1814,  im  Eingang,  in  d. 
Handb.  des  Schweizer.  Staatsr.  (Aarau  1821.  8.),  S.  4°°-  —  Verfassungsurkunde 
det  Rönigr.  der  Niederlande  v.  181 5,  §.  53. 
d)  IVrrm's  [it.  III.  96.  Klübeb's  Lit.  §.  889  IV.  C.  G.  Biraz  Grundsätze  der  Hul- 
digung.  Tüb.  1794.  f>>  Woseb  -von  der  Landeshoheit,  in  Ansehung  der  Unter- 
thanen,   Personen  und    \ermögens,  —    Tiaier.  Verfassungsui'kunde  v.  1818» 

Tit.  \,  §.  5. 

r  Vergl.  unten  §.2^2.  Alosi  ti  \  on  der  Reichsstande  Landen,  1159.  Reuss  Staatsk. 
Mll.  342.  ITbbbaii's  Miacell.  II.  146.  Pcttf.k's  Lit.  IU.  893.  Rlüher's  Lit.46.— 
\  erbunden  mil  der  Aufnahme  in  den  CivilMilbesitz,  d  h.  ohne  Mitregierung  und 
ftfitgenufa,  ward  die  I ,\  en t ual II uldigung  bisweilen  gebraucht,  um  einem  Succes- 
lionaBerecbtigten ,  auf  den  Todesfall  des  jetzigen  Besitzers,  die  Vortheile  des 
Besitzes  schon  jetzt  y.u  verschaffen,  und  so  dessen  Nachfolge  ZU  sichern.  Just. 
Horthoi  i>  ,  Diss.  de  possessione  ea  lege,  ne  contra  tradentem,  dum  vivit,  exer- 
ceatur,  tradfta,  §  3.  Herb.  Cocce.ti  Deduction.  illustr.,  T.  I.  p.  209.  Mosf.h's 
j»ersönl.  Staatsr.,  'Iii.  IT,  S.  5()3  f.  Ebendess.  FamilicnStaalsr. ,  Bd.  I,  S.  17  f. 
G.  L.  Böhmii.'s  ElethtsföÜe,  Rd.  I.  S.  5o6.  Schwköer's  Theatrum  praetension., 
Th.  II  (naet  Glafey's  \usg.),  S.  21.  IUühkr's  ld.  Jurist.  Bibliothek.  St.8.  S./,4iIT. 
Die  oben  (§.  ?.|5  b)  angef.  Rcchtl.  Ausführung  etc.,  §.  69  -  -2,  S.  1  -5  —  i83. 
Dawider  s.  J.  I1.1t.  db  Cbaxeb  diss.  de  impossibili  in  diem  traditione  synibo- 
lica,  in  dessen  Opusc  T.  I.  p.  641. 

/»  Mosfh's  persönl.  Staatsr;  II.  >3. 
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§.  247.  cm) 

Regierungsmündigkeil  des  Thronfolgers.     Unfähigkeit  des  Staatsober- 
herrn.    Regentschaft.  Thronerledigung. 

I)  Die  Regierungsmündigkeit,  das  regierungsfähige  Alter  des 
Thronfolgers,  wird  bestimmt  durch  Staats-  und  Hausgesetze  oder  Verträge, 
zuweilen  durch  Willenserklärung  des  Vorfahrs  «)•  H)  Bis  zu  Erreichung 
desselben,  wenn  dem  Thronfolger  die  Succession  angefallen  ist,  und  auch, 
wenn  nach  dem  Regierungsantritt,  durch  einen  Körper-,  Geistes-,  oder  Ge- 
müthfehler,  durch  Abwesenheit  (z.  B.  Flucht,  Gefangenschaft),  durch  Suspen- 
sion oder  Entsetzung  des  Oberherrn  von  der  Regierung,  Regie rungsun fä- 
ll igkeit  erfolgt  £),  desgleichen  bei  erloschener  Thronfolge,  tritt  —  wie 
in  Wahlstaaten  während  einer  Thronerledigung  (Interregnum)  die  Zwi- 
schenregierung —  eine  aufserordentliche  Staatsverwaltung,  eine  Re- 
gentschaft ein;  eine  Aormundschaftliche  oder  InterimsRegierung,  Reichs- 
oder Regierungsverwesung«  Vicariat,  Staatsvormundschaft  c),  welche  ver- 
hütet, dafs  die  Staatsregierung  zweckwidrig  geführt  oder  unterbrochen 
werde,  und  der  Staat  in  Regierungslosigkeit  oder  Anarchie  falle.  III}  Der 
Regent  oder  Regierungsverweser,  das  interimistisch  regierende  Subject, 
führt  die  Staatsregierung  in  der  Regel  allein  «?);  aber,  auf  das  Wenigste, 
mit  denselben  Beschränkungen,  wie  der  Staatsoberherr.  Seine  natürliche 
Bestimmung  ist,  alle  nicht  positiv  ganz  unzweifelhaft  ausgenommenen  Rechte 
der  Regierungsgewalt,  gleich  dem  wirklichen  Landesfürsten,  nach  Erforder- 
nifs  der  Landeswohlfahrt  auszuüben  e).  Er  erhält  in  dieser  Hinsicht  beson- 
dere Ehrenbezeugungen  und  Einkünfte.  IV)  Die  Regentschaft  hört  auf, 
so  bald  die  gewöhnliche  oder  ordentliche  Regierung  wieder  eingetreten 
ist,  wenn  nämlich  der  Souverain  die  Fähigkeit  zur  Selbstregierung,  die 
Regierungsmündigkeit  erlangt,  das  heifst,  das  gehörige  Alter  erreicht./) 
oder  den  gehörigen  Körper-,  Gemüth-  oder  Geisteszustand  wieder  erlangt 
hat,  oder  wieder  anwesend,  oder  wenn  der  Thron  wieder  besetzt  ist. 
V)  Bei  erloschener  Thronfolge,  oder  bei  gänzlicher  Th  roner  ledi- 
gung,  gebührt  die  Wiederbesetzung  des  Throns,  im  Zweifel,  dem  Volk 
oder  dessen  Stellvertretern  g). 

a)  Meist  das  vollendete  achtzehnte  Jahr.  Pütter's  Lit.  781.  Klüber's  Li!,  §•  i558. 
Moser's  persönl.  Staatsr.  I.  588.  Jos.  Freihr.  v.  Hoiwayr  über  Minderjährig- 
keit, Vormundschaft  u.  Grofsjahrigkeit  im  östreichischen  Kaiserstaate  und  Kai- 
scrhausc.  Wien  1808.  8.  JVürtemh.  Verfass.  Vertrag  v.  1819,  §.  9,  Hausgesetz 
v.  1808,  §.  5.  u.  Familiengesetz;  v.  8.  Juni  1828.  Haierische  Verfass.lirk.  v. 
1818,  Tit.  I,  §.  9,  u.  Familiengesetz  v.  1808,  Art.  71.  Das  angef.  kurhess.  Haus- 
gesetz v.  1817,  §.  3.  Verfass.Urk.  des  Königr.  Sachsen  v.  i83i,  §.  8.  Hannöver isches 
Grandgesetz  v.  i833,  §.12.  Ilausgcsetz  für  das  Königreich  Hannover  v.  19.  Nov. 
i836,  Cap.  5.  liraunsekweigische  neue  Landschaftsordnung  v.  i83s,  §.  i5.  In 
dem  gesammten  Hause  Sachsen  ernestintscher  Linie  das  zurückgelegte  ein-  und 
zwanzigste  Jahr.  So  auch  in  der  albertinischeri  Linie  bei  den  Nachgeborenen, 
hingegen  bei  dem  regierenden  Herrn  das  achtzehnte  Jahr.  Wei$se's  Staats  r.  des 


IL   rhdil.  L  Cap,  Der  Staat 


Kä«  s  i.  ud.  l.  5.  ).'»  u.  S.  in,  |uf  den  Antritt  des  n.  Jahres  bestimmt 
die  VtrfXrk  von  f/o/tcftzoitrrnSt^moriHxiH  v.  i833,  §.  7.  —  In  dem  heraogl. 
lUuar  Bnuauckviij*  bestimmt  ein  Haus-  und  Landesgesetz  (pactum  Hcnricp-WH- 
betariiram!  roh  i5  5  dtia  pollendete  rfc4.  Jahr,  über  in  der  Wirklichkeit  war  es, 

besonder!«  nach  dem  erklärten  Willen  des  \  orfalirs,  fast  immer  anders;  das  vol- 
lendete •'«.,  .,         ,.,   ■»•».,         Jahr.  Moser  a.  a.  <).,  S.  670  ff.  Ebenda***  t. 

S    itar.,         Ö8fT,  RrOTiKTHOf  a,  (oben  §.  •>,••'-  e).  a.  0.  S.  n5ff.  (K.  Grafen  v. 
MAmfca*a  Widerlegung  der  ehrenrührigen  Beschuldigungen.;  welche  Sieh  Se. 
Dun  hl.    «1er   regierende   Hr.   Herzog   v.   Braunschweig  gegen  inren  erhabenen 
Vronnund  ele,  erlaubt  haben.  ( ■».  Aull.   Hannover  1827.8.   Auch  französisch: 
Refutation  des  accuaations.  etc.  Ebenda«.  2.  Aufl.  18-2-.),  S.  So  ff.,  168  — 185. 
( Hcilil«ü6CB )   aber    den   /eit|)unlit   der  Volljährigkeit   der  Prinzen  aus  dem 
Hause  Braunftchweig.   Braunschw,  1827.  8.   (Witt's  genannt  v.  Dömun«)  Ver- 
buch die  M  1  Verständnisse  au  heben,  welche  zwischen  dem  König  v.  England 
lind   dem   Hlg,   KOA  Braunachweig  durch  den  Grafen  v.  Münster  herbeigeführt 
worden  (Hamb.    1828.  8.),  Reil.  S.  16  ff.    Gutachten  (von  Schmidt  genannt 
v    PanaaxnKca,  ^.  Wartens,  G,  P.  \.  Bülow,  u.  A.)  u.  Druckschriften  für  u. 
Wider,  in  d.   knhnng  bu  Vorstehender  und  zu  folgender  Druckschrift:  Gehörige 
WurdigtÖBg    n.    aktenmängC    Abfertigung   des   gegen  Sc.  D.  den    regier.  Hrn. 
Heising  r.  Braunschweig  erschienenen  Libells  (vön.  Klindworth,  Strafsb.  1828.  8.), 
Ij9      1  •)•     D.  0.  Kusine' s  Hints  on  the  Time  of  the  Coming  of  Age  of 
•die  pukes  of  Brun, wir  -  Lüneburg.  London  1828.  8.    Rud.  Brinkmann 's  publi- 
lUtiscbc  Prüfung  der  Beschwerden  Sr.  Durehl.  des  Herzogs  Karl  v.  Braunschw., 
in   Betreh4  der    Formundsctiaftl.  Verwaltung  Sr.   Maj.   von  Grofsbritanicn  u. 
Hannover.    Rifel  <</.'o.  8.    ( 1  fÜBi  iu.in\s,  gewes.  braunschw.  Rreisamtmanns )  Pu- 
blirislisrhe  Darstellung   einer  angebl.    publicist.     Prüfung    (Biwnkmann's)  der 
Beschwerden   §r.   parchl,   u.  s.  w.    Lausanne  (Braunschw.)   1829.  8.  Auch: 
(Bossf's)  Darstell,  der  Verhältnisse  des   von  Braunschweig    entwichenen  Geh. 
Raths  v.  Schmidt  - Phiseldeck  u.  s.  w.    (Braunschw.)  1827.  8.  —    Im  Zweifel 
sprechen    für  das  25.  Jahr,   als  den  in  dem  röm.  Recht  gesetzten  Zeitpunkt 
der  Volljährigkeit,  der  Reichshofrath  i~83,  Häbebmn's  Rcpertor.  des  t.  Staats- 
u.   Lehnr. .  Th.  III,  S.  Vi  ,   u.   Püttkh  in  Institut,  juris  publ.   germ. ,  §.  /,58. 
Ejusd.  Jus  j)ri\.  princ>,  §.  77.    Moser's  t.  Staatsr.  XVIII,  432.    Majer's  teutsche 
Staatsconstitutionen j   Bd.  II,  S.  5o6.     Rkuss  t.  Staatskanzlei,    III.  307.  VII. 
110.  —    Von  dem  Titel  des  Thronfolgers,  oben  §.  110,  und  von  dem  Titel  des 
minderjährigen   Regenten    während   der   Regentschaft,    unter   weleher  er  in 
manchen  tentschen  Staaten  Landprihz  titulirt  ward.    Moser's  FainilienStaatsr., 
II.  786.     Ehendess.  Staatsr.  XXII.  211.     Ebenders.  von  den  t.  Reichsständen, 
S.  6Y|.   —    Von  der  Erziehung-  des  minderjährigen  Souverains,   s.  Würtemb. 
Verfaaa.Vertr.  ^.    1819,  §.  16.   v.  Aretin's  constilutionellcs  Staatsr.,   B.  I, 
S.  218  —  22-.    A.L.  v.  Massehrach  über  Lürstenerziehung  in  RepräsentativVer- 
fassungen.  Ilcidelb.  181  -.  8. 
b)  Verschiedene  I  alle  sind  hier  zu  unterscheiden:  I)  Körper fe hie r ,  z.  B.  Taub- 
und  Stummheit  1    Taub-  und   Blindheit,    einzeln  oder  vereinigt,,  fortwährende 
schwere  Hrankheil  (morbus  perpeluus).  Als  Rurfürst  Ludwig  ü.  von  der  Pfalz 
blind,  taub  und  lahm  geworden  war,  enthoben  ihn  seine  Söhne  und  Räthe  der 
Regierung,  und  übertrugen  solche  dem  Kurprinzen  Ludwig.    Moser's  persönl. 
Staatsr.  1.  Th.  I,  S.  f/>8.    R.  T.  Guvo  r  diss.  de  jure  surdo  -  mutorum.  Groning. 
182.  |.  8.  —  II)  W/h  -  oder  Geistes -und  Gemüthjehler.    (Von  den  Schwächen  und 
Krankheiten  der  Seele,   in  Ansehung  ihres  Erkenn tnifs-  und  Empfmdungs  -  Ver- 
mögens, s.   Ra>t\s  Anthropologie,  S.   124  ff.  u.  58.)    Klüber's  Lit.  §.  i557*. 
Cab.  Otto  GkaeRX  pr.  de  tutela  et  cura  prineipum.  Rint.  1796.  l\.  Strüv  juris 
pr.id.  beroica,  P.  V.  p.  62-3.    Moser's  Staatsr.,  Th.  18,  S.  1^9.  de  PJkbjeahh 
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medit.  juris  priv.  princ.  III.  363.  §.  8  fF.  Die  Goldene  Bulle  Carls  IV.  v.  i356, 
Cap.  25,  §.  3  u.  4,  in  der  unten  zu  S.  334,  §•  255,  Note  d,  angeführten  Stelle. 
Ludewic/s  Erläut.  der  G.  B. ,  Tli.  II,  S.  477  ff.  —  Man  unterscheide:  Blödsinn 
(Schwaehsinnigkeit,  Einfältigkeit),  Wahnsinn  (Verrücktheit)  und  Raserei  ( Tob- 
sucht). —  Von  dem  hannoverischen  Fall  des  Königs  Georg  III.  1788,  s.  Reuss 
Staatsk.  XIX.  j.  1-.  46.  70.  82.  Als  im  Herbst  1810  König  Georg  III.  abermals 
(72  J.  alt)  in  eine  Geisteskrankheit  gefallen  war,  ernannte  zu  Anfang  des  J. 
1811  das  Parlament  den  Prinzen  v.  Wallis  zum  Regenten.  Polit.  Journal,  1810, 
S.  i23o;  1S11,  S.  93.  —  Von  dem  Herzog  Joseph  Maria  Gonzaga  von  Guastalla, 
1-29,  der  in  Wahnsinn  mit  Anfällen  von  Tobsucht  verfallen  war,  s.  Merkwür- 
dige ReichshofrathsGutachten,  HI.  2C~.  Hanzely's  Grundlinien  der  Reichshofraths- 
Praxis,  Beilagen,  S.  3i — 62.  Von  den  Fällen  des  Fürsten  Nicolaus  Leopold 
von  Salm- Salm  1769,  u.  des  Erbprinzen  Carl  Albrecht  Christian  von  Hohenlohe- 
Waldenburg- Schillingsfürst  1-90,  s.  man  Hanzely's  Grundrifs  des  reichshofräthl. 
Verfahrens  in  Justiz-  u.  Gnadensachen,  Bd.  DI,  Abth.  1,  S.  290  u.  294  —  Von 
dem  Fall  des  Fürsten  Friedrich  Carl  von  Neuwied,  1793—  1802,  s.  Häberlis's 
Staatsarchiv,  II.  2o3.  V.  114.  XI.  3io.  XII.  20.  396.  XIII.  20.  XVI.  397.  XIX.  273. 
XXKI.  3o8.    Malblajjk's  Anleitung  zur  Gerichts-  und  Kanzleiverfassung,  IV.  54« 

—  Von  dem  Fall  des  Fürsten  Leopold  zur  Lippe,  1791  —  i8o3 ,  s.  Habermas 
Staatsarchiv,  I.  74.  HI.  274.  3o3.  Politisches  Journal,  1790,  S.  1293;  1791 ,  S. 
98,  201  u.  4^7;  »79^,  S.  408,  908  u.  1281.  (Rotberg's)  Merkwürdige  Krank- 
heits  -  und  Curatelgeschichte  des  regierenden  Fürsten  zur  Lippe.  1795.  8.  — 
Von  dem  Fall  des  Grafen  Philipp  Ernst  von  Lippe  -  Alverdissen ,  Stifters  dieser 
Linie  und  der  jetzt  regierenden  von  Scliaumbnrg-Lippe  oder  Bückeburg,  i685 

—  1-23,  s.  Actenmäsige  Geschichte  des  Lippe  -  Brackischen  Erbfolge- Streits  etc. 
(Bückeburg,  1806,  Fol.),  §.  i3  u.  14,  S.  17  ff.  u.  §.  64,  S.  86  ff.,  auch  §.  i~, 
S.  ?.3,  S.  3i.  Moser's  teutsches  Staatsrecht,  Th.  XIII,  S.  278,  3i8  ff.  Darstel- 
lung der  Landeshoheit  des  hochfürstl.  Hauses  Lippe  in  Detmold  über  das  im 
Fürstenthum  Lippe  belegene  Parochial  -  Amt  Blomberg  (Lemgo  1818,  Fol.) 
S.  3  Note  1.  —  Von  dem  Fall  des  Herzogs  Peter  Friedrich  Wilhelm  von  Hol- 
stein-Oldenburg, 1785  —  1823,  s.  Rhein.  Bund  XXVTII.  i56.  —  Fall  des  Fürsten 
Carl  Albrecht  Christian  von  Hohenlohe  -Schillings  für  st ,  1793  — 1-96.  —  Fall  des 
blödsinnigen  Grafen  Gustav  von  Sayn  Wittgenstein,  1698.  Moser's  Staatsr.,  Th.  18, 
S.  i33.  —  Fall  des  Grafen  Hermann  Friedrich  von  Bentheim  zu  Bentheim.  1723. 
Moser's  pcrsönl.  Staatsr.,  Th.  I,  S.  383.  —  Fall  des  Markgrafen  Christoph 
von  Baden,  i5i5 — 1,5.27.    Schoepflin  bist.  Zaringo  - Badensis,  Th.  II,  p.  276.  sq. 

—  Fall  des  Herzogs  Wilhelm  von  Braunsclnveig  •  Lüneburg ,  i58i — 1592.  Mo- 
ser's persönl.  Staatsr.,  Th.  I,  S.  612.  Rethmeyer's  braunschw.lüneburg.  Chronik, 
S.  1618 f.  —  Wegen  auffallender  Geistes-  und  Gemüthstörung  durch  Trübsinn  und 
Schwäche  des  moralischen  Begehrungsvermögens  zu  zweckgemäser  Regierung 
unfähig  geworden,  mufste  Kaiser  Rudolph  IL ,  _auf  Verlangen  der  Stände  und 
seiner  Unlerthanen,  durch  eine  Urk.  v.  12.  Apr.  1611  die  Regierung  über  Böh- 
men, Mähren,  Schlesien  und  die  Lausitz  an  seinen  Bruder  Matthias  ohne  Vorbe- 
halt abtreten  ,  dem  er  schon  am  29.  Jan.  1608  dieselbe  über  Ungarn  und  Oest- 
reich  überlassen  hatte.  Die  römisch -teutsche  Kaiserkrone  blieb  ihm  bis  an 
seinen  Tod,  20.  Jan.  1612.  K.  L.  Woltmann's  Geschichte  Böhmens,  Th.  II,  S.  146 

—  i63.  v.  Raumer's  Geschichte  Deutschlands  von  der  Abdankung  Carl's  V.  bis 
r,u  dem  westph.  Frieden.  Moser's  persönl.  Staatsr.,  Th.  I,  S.  667.  III)  Lang- 
wierige Abwesenheit,  zumal  an  unbekanntem  Ort,  freiwillige  oder  gezwungene, 
r.  B.  Verschollenheit ,  Flucht,  Gefangenschaft,  v.  Omftfda's  Lit.  des  Völkerr. 
§.  3i2.  C.  L.  de  DüwCkbliiahs  diss.  de  pactis  et  mandatis  prineipis  captivi.  Hai. 
1718.  reo.  1-4'-  J-  C.  W.  df  Stecr  de  rege  captivo  regno  sc  abdicantc;  in  ßci- 
nen  Obss,  subsec. ,  n.  21.    IV)  Grobe  Verletzung  der  Rcgentcnpßichten ,  t.  B. 
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ttHsbraurh  * i  «*  i  landesherrlichen  Gewalt^  Tyrannei,  laiuKerderblichc  Prodigalität. 
Untea  -.  i55,  und  «Ii»1  daselbst  « ►  r t>  </  ingef.  Beispiele.  Snuv  l.  c.  1\1V.  p.  6z5. 
m  >hm\nn  I.  ».  T.  ED.  p.  367.  6*6.  Moser's  1.  Staats?.,  Tb.  18,  S.  149;  Th.  24, 
B  /    •  I  rt*  ^  i » 11  i\.  li.iis.  Regiertuigsrechten  u.  Pflichten,  Th.  E,  S.  212.  IV. 

Pal]  des  Pürsten  Wilhelm  Hyacinth  su  NassauSiegen ,  1707.  Mose*  a.  a.  O. 
8l  14t.  Khemitss.  persöul.  Staatsr.  der  Reit  hsstände,  Th.  I,  S.  6i5.  —  Fall  des 
Mit.  i--s  Carl  Leopold  ton  M,  LI.  iibur^Srlniu-riii  ,  l  — >.S — \~!\~.  Moskr's  '  Staalsr. 
11'-  »i.    S.    '(»1  besonders  S.    >\Vi  If.  u.  M)U   IV.     Ebe tiders.  von  der  t. 

Reichte  linde  Landen,  S.  1  ot53  ff.   Ebrndcss.  persönl.  Staatsr.,  Th.  I,  S.  628. 

J.  I-  I'm  m  1  s.i  it's  Historie  des  braunschwelg -Lüneburg.  Hauses,  Th.  III, 
S.  -,,  "83.  Hunhich's  icutschc  ReirhsgesehicMte,  Th.  \  II,  S.  740  ff.  Th.  VIII, 
s  ■ _ 0  tl .  Fall  des  Regierenden  Relchsgrafen  Friedrichs  von  LeinmgertG&kfers- 
hluiti,  1--0.  Mosm's  Zusätze  zu  s.  neuen  Staatsr.,  Th.  II.  S.  /|53.   Pütteh's  hislor. 

I  ntwicfcei  der  6taatsrertfa6s.  des  t.  Reichs,  Th.HI,  s.  236.  —  fall  des  regierenden 
It'ild-  u.  Rhci Hi* rufen  Carl  Magnus  zu  Rhein gfafenstein  U.  Qrehweiler,  ijjB.  Mo- 
*»n  .1.  ,1.  n.  Th.  II.  S.  ,V>.  lhiss  Staalskan/.lev,  Th.  III,  S./,3i.  Pütter  a.a.O. 
S.  i3S.  F,  C,  lai  «;hh ahd's  Leben  und  Sehi<  hsale.  Th.  1  (Halle  1792),  S.  21  ff. — 
Fall  des  Ki 'n  hsl  rhtrm  hsessen  ,  regierenden  Reichsgrafen  Gebhard  Xaver  zu 
;/  pÄFo/aW,  1778,  Mosi  n's  angef.  Zusätze,  Th.  II,  S.  460.  Püttkr  a.  a.  O. 
S.  |3&  —  Mueht  des  Herzogs  Carl  von  ÜrauntiefiiOeig  am  Sept.  i83o,  bei  ei- 
■em  Vufruhr  u.  Verbrenaung  seines  Residen/.s<hlosscs.  Vergl.  unten  §.  255  d. 
\  )  Pnrutrcrhrcc  !,<■>/.  Pi  TTEn\s  Lit.  "86.  RU'rilR's  Lit.  §.  i568.  Ahasv.  Fritsch 
diss.  Princepe  peccans.  Jen.  16-4.  J.  J.  Müm.eh  diss.  de  obligatione  subditorum 
ei  deli<  to  summa e  potestatis.  Jen.  1698.  4.  Nicmaitm  de  delictis  et  poenis 
prineipum:  als  -.  Theil  seiner  Meditat.  juris  privati  princ.  J.  H.  a  Seelen  diss. 
de  modis  (Iniendi  supCrioritatem  territorialein  (Lips.  i^3o. ),  cap.  5.  de  delictis 
prineipum.  P.  F.  \  BEllmont  diss.  de  jure  puniertdi  printipem  delinquentem. 
I  rt.  J.  G.  GfiAUXe  diss.  de  delictoruin  et  poenarum  in  causis  statuum 

hüperii  R.  G.  Francof.  ad  Yiadr.  1-28.  4«  rcc.  Fips.  1738.  J.  U.  de  Cramer 
oj>use.  T.  1\  .  |>.  53o.  Mosi »'s  persönl.  Staatsr.  der  Beichsstände,  Th.  II,  S.  2o5. 
i»f  Sn.<  iiou  elein.  juris  publ.  S.  H.  E.,  T.  II.  §.  610.  sqq.  Siebenkeks  Beiträge 
Klini  t.  Hechte,  Th.  III,  S.  191;  Th.  IV,  S.  91  und  128.  Ausser  grobem  Mifs- 
braucli  der  Landeshoheit,  fielen  dem  vorhin  genannten  regierenden  Iieichsgrafen 
ron  LeiningenGünterblum  zur  Last:  «sehreckbare  Gotteslästerung,  attentirte  ho- 
micidia,  reneficium,  Bigamie,  crimen  laesae  majestatis,  coneussionis  seiner  Un- 
teftbanen,  und  unerlaubter  Mifshandlungen  fremder,  auch  geistlicher  Personen»; 
dem  genannten  regierenden  Wild-  und  Rheingrafen':  «von  ihm  selbst  eingestan- 
schändUche  Betrügereien  und  vielfältig  begangene,  befohlene  und  zugelas- 
ICM  1  äbehtingenv.  -  Heispiele  von  Landesbeschwerden  :  wider  den  Fürsten  von 
Ostfriesland,  1-20  u.  ff.  bei  Moser  von  der  Reichsstände  Landen,  S.  i2o5  ff.  5 
wider  den  Herzog  Carl  Eugen  von  Würlemberg ,  1750 — 1770,  in  Moser's  Le- 
bensgeschichte,  Th  II,  S.  112  ff  u.  Eb ende's s.  StaatsHandbuch  v.  1768,  S.  442  ff- 
Beispiele  ron  Justizmissbräuchen^  bei  Moser  von  der  Landeshoheit  in  Justizsachen, 
S.  1  ff.  u.  19-  If.  Eben  der  f.  von  der  t.  Justizverfassung,  Tb.  I,  S-  912  ff.  Von 
GabinetJustiK ,  s.  man  §.  169,  3-3  11.  353.  —  Hei  ganzer  oder  theilweiscr  Regie- 
rungsmnfahigkeit,  hat  man  Beispiele  von  Abdankung  (Abdication),  freiwilliger  oder 
gezwungener,  Hegierungsentsetzung  oder  ThronRcvolution.  Unten  §.  255  u.  f.  Hiir- 
Bsa'fi  Lit.  §.  io6o>>.  u.  1268b.  Mosm's  persönl.  Staatsr.,  Th.  I,  S.  666 ff.  Desgleichen 
von  freiwilliger  oder  abgenöthigter  Anneinnung  eines  Mitregenten  oder  Regie- 
run^sqeliülfen.  Mos>  n's  t.  Staatsr.,  'J'h.  24,  S.  23i  u.  237  ff.  Ebendess.  persönl. Staatsr., 
1  li.I.  S.  609  ff!  I  all  des  Grofsbcrzogs  Carl  Friedrich  von  Baden,  Nov.  1808  (Bad.  Re- 
Blatl  \.  i8ioj;  des  Königs  Anton  von  Sachsen,  1 3*  Sept.  i83o  (B.  sächs.  Gcselz- 
samml.  v.  i83o,  u.  A< -tenstüche  in  den  Neuesten  StaatsActcn  und  Urkunden {  Bd.  22  u. 
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23)}  des  Kurfürsten  von  Hessen  Wilhelm  II.  (Vertrag  zw.  dem  Kurf.  u.  dem 
Kurprinzen,  v.  3o.  Septemb.  i83i.  Gesetz  v.  3o.  Sept.  i83i  u.  Protoc.  der  liess. 
Ständeversamml.  .  v.  8.  Oet.  i83i.  Neueste  StaatsActen  u.  Urk.,  Bd.  22  u.  23.). 
In  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  halte  man  Beispiele  von  reichsgerichtlicher  Ver- 
urtheilung  zu  Gefängnifs  und  Suspension  von  der  Regierung,  auch  von  Sitz  und 
Stimme  in  den  Reichs-,  Kreis-  und  reichsgräflichen  CollegialVersammlungen. 
Moser's  Staatsr. ,  Th.  24,  S.  241  ff.  Ebenders.  von  den  kais.  Regier.  Rechten  u, 
Pflichten,  Th.  I,  S.  211  ff.  Pütter's  hist.  Entwich,  a.  a.  O.  Desgleichen  von 
reichsgerichtlicher  Anordnung  einer  LandesSequestration  oder  Administration. 
Mo  skr  u.  Pütter  a.  a.  O.  Auch  Erklärung  in  die  Reichsacht,  bei  Verletzung 
der  Pflichten  gegen  Kaiser  und  Reich.  —  Besonderer  Fall  des  Kurfürsten  von 
der  Pfalz,  Fricdrich's  des  Siegreichen,  der,  nachdem  er  seit  1449  als  Vormund 
seines  unmündigen  Neffen  Philipp  die  Kurlande  regiert  hatte,  auf  Bitte  der  Mut- 
ter dieses  Pflegbefohlnen,  der  kurpfälzischen  Landstände  und  Rathe,  im  J.  i45i 
den  Neffen  arrogirte,  und  die  Kurwürde  und  Regierung  in  eigenem  Namen  auf 
Lebenszeit  übernahm,  mit  dem  Versprechen,  dafs  er,  so  lang  Philipp  und  männ- 
liche Nachkommen  desselben  leben  würden ,  unvermählt  bleiben  wolle.  Der 
Papst  genehmigte  solches  und  die  sechs  andern  Kurfürsten  erkannten  Friedrich 
als  Kurfürsten  und  Landesherrn  an,  nie  aber  war  bei  dem  Kaiser  eine  Aner- 
kennung zu  erwirken.  Nach  Friedrichs  Tod  1476,  folgte  ihm  Philipp  in  der 
Regierung.  C.  J.  Rremer's  Geschichte  des  Churfürsten  Friedrieh  I.  von  der 
Pfalz  (Mannh.  1766.  4.),  Urkundenbuch,  S.  10,  i/h  3/,,  36,  |i,  44  ~ 5'2-  Blüber, 
die  eheliche  Abstammung  des  Fürstl.  Hauses  Löwenstein- Wertheim  von  dem 
Kurfürsten  Friedrich  dem  Siegreichen  von  der  Pfalz  (Frankf.  a  M.  i83".  8.  Opus 
posth.)  §.  6,  S.  18  ff. 

Von  dieser  so  genannten  tutela  lllüstrium  handeln:  C.  O.  Graebe  I.  c.  H.  F.  C. 
v.  Lvncrer's  Abh.  von  der  Vormundschaftbestellung  bei  Privat-  und  erlauchten 
Personen.  Zwei  Theile.  Jena  1^90.  1791.  8.  Moser's  Staatsr.  X\  n.  169.  Ebendess. 
persönl.  Staatsr.  I.  288,  und  Zusätze  zu  seinem  neuen  Staatsr.  R7.  337-  i>e  Sel- 
chow, Eiern,  juris  priv.  princ.  §.  574.  i>e  Real,  Science  de  gouvernement, 
vol.  IV,  eh.  6,  §.  43  —  48.  (Pet.  Ant.  Frhrn.  v.  Franr's)  Deduction  über  die 
Zvvischenregierung  in  dem  Fürstenth.  Prüm.  (1781.  Fol.),  §.  i4?  iö,  19,  20  u.  28. 
Pütter's  Lit.  III.  779.  Klüber's  Lit.  §.  i556  f.  Kur  hessische  Verfass.Urk.  v.  i83i , 
§.  7  —  9,  und  Hausgesetz  v.  1817,  §.  4  f.  GH-  hessische  Verfass.Urk. 
v.  1820,  Art.  107.  TVürtemh,  \  erfass.  Vertr.  v.  1819,  11  u.  ff.  u.  Hausgesetz 
v.  1808,  §.  4.  Baier.  Verfass.Urk.  v.  1818,  Tit.  2.  11—22.  Familicngesetz 
v.  1808,  Art.  60  ff.  Königl.  sächs.  Verfass.Urk.  v.  i83i,  §.  9—10.  Braun- 
schweinische  neue  Landschaftsordnung  v.i'832,  11  — 14-  Hannöcerischcs  Grund- 
gesetz v.  i833,  §.  14  —  25.  Hannöverisches  Hausgesetz  v.  19.  Nov.  i836.  Cap.  6. 
flokenzolier'nSt'gmaringensche  Verf. X5rk.  v.  i833,  §.  6  u.  19-.  V  on  dem  Herzogth. 
BraunschwcigLiine.burg ,  Ribkentrop  a.  a.  O.  S.  122  ff.  —  Ueber  die  Erziehung 
des  minderjährigen  Souverains  bestehen  zuweilen  besondere  Bestimmungen;  z.B. 
in  der  königl.  sächs.  Verfass.Urk.  v.  1 83 1 ,  §.  i5;  in  der  braunschweig,  neuen 
Landschaftsordnung  v.  i832  ,  §.  16  —  22;  u.  in  der  Hannöverischen  v.  i833,  §.25. 
—  Titel  des  Regenten,  z.  B.  Regierungsverweser,  Vormund  u.  Regent,  regieren- 
der Landes  Administrator,  in  vörmuftäsCTiaMicher  Regierung  Unsers  vielgeliebten 
Vetters,  u.  d.  Winropp's  rhein.  Bund,  XI.  233.  \\\  III.  i5o.  106.  —  Aus  ganz 
neuen  Gründen  läugnet,  dafs  ein  teutscher  Bundesfürst  «wegen  gänzlicher  oder 
theilweiser  Regierungsunfähigkeit  bevormundet  werden  könne»  (dafs  in  solchem 
Fall  die  Staatsregierung  durch  eine  Regentschaft  geführt  werden  könne),  \m\ 
Müller  (zu  W  eimar)  über  RegentenBevormundung  (Ilmenau  1822.  8.),  S.  i.(  Ü 
Dawider  erschien:  G.  W.  S<  m  \<  n  über  Rcgenlenbevormundung.  Slände  ü.  stau 
dische  Verfassung.    (Ilmenau  1823.  173  S.  8)  S.  9     20  u.  167  u.  173. 
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d\  In  iii.uu  lit-n  M. i.i teil  ist  ilnn  ein  Hegentsvhaftrath  beigeordnet)  dessen  Gutachten 
er  in  .dien  «I  i<  htigBO  Angelegenheiten  einzuholen  bat.     In  dem  Königreich  Saeh 

ica  '»t  i  u  i  die  oberste  Staatsbehörde,  das  GeeommtMUnsterium,  bestimmt. 
\  erlas*.  I  i  I«.  iK>i,  \,  i4-  in  HohenzoIIernSiginaringen  die  ersten  zwei  Käthe 
der  Regierung,  l'erfass. Jirk,  \.  iH'i'L  $.  Nach  bekanntem  Herliommen 

nehmen,  in  teuUehen  Staaten,  vormundiehafUiche  Regenten,  ansiait  ihrer  Pfleg 
befohlenen,  die  Landesfruldigung  ein,  bestätigen  die  Landesfreiheiten  und  die 

Privilegien  einzelner  (äir[>orationen,  und  ( Hassen  \<>n  Lnlerlhanen ,  verwallen 
die   Landesregierung   und   erlassen    die  T.eset/.e,    Verordnungen  und   Refehle  in 

eigenem  Kamen,  lassen  auf  Münzen  ihr  BijdnUs,  Titel  und  Wappen  prägen, 
ertheüen  und  empfangen  Belehnungen,  empfingen  ehedem  die  Rciehslehen  und 
arhwureo  den  EteichsLebneid  is  eigenem  iNamcn,  führten  Sit/,  und  Stimme  in 

allen  Reit  hs  und  B reis\ ersammlungen,  (kollegial-  und  l  amilient lonventen,  u.d.m. 
Mv.skk's  persönl.  Slaatsr.,  Th.  I,  S.  5?. 4  ff.  R.  C.  Srwuv,  Jui'isprudentia  heroiea, 
Part.  \  I    p.  r.'.g  sqq. 

Im  stdejien  l  inlang  der  vormundschaftlichen  Regcntengcwalt  Spricht  überdiefs 
nirht  nur  die  Vnalogie  des  vormaligen  teutselien  RcichsStaatsrechls ,  in  Hinsieht 
auf  die  reichaoberhauptlicbe  Gewalt  der  Reichsvicarien  in  dem  Zwischenreieh, 
sondern  auch  seit  .lalirhunderten  das  Herkommen  in  den  teutselien  Regenten- 
hausern.  und  das  /'eugnifs  bewährter  Rcehlslehrer.  IL  Cocceji  Diss.  de  tuteli 
illuatrium  (Francof  ad  \  iadr.  1693),  Seet.  II.  §.8;  aueh  in  dessen  Exercit. 

id.,  rol.  L  n.  84 <  M.  H.  Gbibhkb  delineat.  jurisprudentiae  privatae  illustris, 
Iii).  L  c  6.  §.  -.  B.  G.  SrHrv,  Jui'isprudentia  heroiea,  P.  VI.  p.  128.  dk  Sel- 
chow elem.  juris  publ.  S.  R.  L  hodierni,  T.  II.  §.  587.  H.  F.  L.  Frhrn. 
v.  I.y.m m  m\  angef.  Abhandl. ,  Th.  I,  S.  180.  Moskr's  persönl.  Staalsr.  I.  533. 
(l.MMi.'s  Nachtrag  der  Rraunschw.  AYolfcnhüttcI.  Landstände  zu  ihrer  Rc- 
Schvrerde  wider  ihren  Landesherrn,  bei  der  teutselien  Rundes  Versammlung, 
t  I  ran hf.  1829.  Fol.),  S.  3  u.  ff.  Zöpfl,  die  Regierungs Vormundschaft  im  Ver- 
hältnisse aur  LandesX  erfassung.  (Ohne  Druekort.)  i83o.  8.  —  Von  der  Ver- 
pflichtung des  I  ürsten  zu  Anerkennung  der  Regierungshandlungen  des  vormund- 
sehaftl.  Regenten,  unten      2Ö2,  Note  b. 

J)  Von  einem  ei^etimäclitt^en  Regierungsantritt  des  minderjährigen ,  sich  für  voll- 
jährig erklärenden  Fürsten  Constantin  von  SalinSalm,  1783,  s.  Rkuss  Staats- 
hanzlcy,  in.  3o5.  VR.  210. 

I  |  Beispiele:  in  dem  teutschen  Reich,  nach  Ableben  Ludwigs  des  Rindes,  u.a.  m.j 
in  Holstein  und  Schleswig  1 4^9 ,  oben  §.  1 , /;  in  Schweden  1719  u.  1743;  in 
Norwegen,  1 B 1 4 .  Man  s.  auch  Ludwigs  XV.  Edict  v.  1717,  betr.  das  Wahl- 
recht der  französ.  Reichsstände,  nach  Erlöschung  des  königl.  Mannstammes, 
in  Roi  ssft  s  Supplement  zu  Di  Mont's  Corps  universel  et  diplomatique,  T.  IL 
P.  2.  p.  i65.  In  Oe streich  kann  der  letzte  Stammerbe  über  das  Recht  zur 
Thronfolge  nach  Relicben  verfügen.  —  In  Batern  enthalt  die  Vcrfass.Urk.  v.  i8ift\ 
Tit.  2,  die  näheren  Restimmungen. 


§•  248.  (m) 

Gemahlin  und  JVitwe  des  Souverains. 

I)  Die  Gemahlin  des  Souverains,  obgleich  dessen  Staatshoheit 
insbesondere  seiner  Gerichtbar  keil;  untergeben  «),  und  zu  Theilnahme  an 
der  Staatsrcgierung  nicht  befugt,  führt,  in  der  Regel,  Pra'dicat,  Titel 
und  Wappen  ihres  Gemahls  ^),   und  es  wird  ihrer  in  dem  ordentlichen 
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Kirchengebet  erwähnt.  Sie  geniefst,  im  Yerhältnifs  zu  den  Gemahlin- 
nen anderer  Sou  veraine,  den  Rang,  welcher  der  Würde  ihres  Gemahls 
angemessen  ist  c),  und,  vermöge  der  HofEtkruette ,  den  Vorrang  vor  den 
Witwen  voriger  inländischen  Souveraine.  Es  werden  ihr  bestimmte  Ein- 
künfte^), und,  für  den  Fall  ihres  Witwenstandes,  ein  Witwenge- 
halt O  ausgesetzt.  Meist  hat  sie  einen  eigenen  Hofstaat.  Gewisse 
Verbrechen  gegen  sie,  werden  bestraft  wie  Maj  est äts  v  erbrechen,  oder 
Felonie/).  DamenOrden  stiftet  oder  ertheilt  sie,  nur  mit  Bewilli- 
gung ihres  Gemahls.  Wegen  ihres  Ablebens  lindet  eine  bestimmte  Öffent- 
liche Trauer  Statt.  II)  Die  Witwe  des  Souverains  behält  Wappen, 
Prädicat  und  Titel,  auch  das  Recht  einen  eigenen  Hofstaat  zu  haben. 

a)  Moser's  Staatsr.  XX.  35o.  354«  355.  Augusta,  legibus  non  soluta.  Anders 
Chr.  Schöne  in  dem  Bedenken:  ob  eines  regierenden  Fürsten  oder  Landesherrn 
Gemahlin  ihres  Gemahls  Unterthanin  sey?  Leipz.  1733  und  i75o.  4«  Die  ver- 
schiedenen Meinungen  der  Gelehrten,  s.  in  Moser's  Staatsr.  XX.  338  —  352.  — 
Beispiele  von  Ehe-,  üntersuchungs -  und  ScheidungsProcessen,  in  L.  K.  v.  Hell- 
feld's  Beyträgen  zum  Staatsr.  u.  der  Gesch.  v.  Sachsen,  Th.  I,  Num.  1,  und 
in  Schweitzer's  öffentl.  Recht  des  GH.  S.  WeimarEisenach,  I.  46.  —  National- 
polizeiliche Verhandlung  in  dem  Oberhause  des  britischen  Parlaments,  im  Sept. 
bis  Nov.  1820,  über  die  Frage:  ob  die  Bönigin  Caroline  durch  ihre  Aufführung 
sich  unwürdig  gemacht  habe,  die  Ehre  des  Thrones  mit  ihrem  Gemahl  zu 
theilen? 

b)  Moser's  Versuch  des  neuesten  europ.  Völkerrechts  in  Friedens-  und  Kriegs- 
zeiten, I,  3i6.    Moser's  Staatsr.  XX.  352.  —  Hat  sie  höhere  Geburtwürde,  als 

1  ihr  Gemahl ,  so  führt  sie  dieselbe  fort.  Ebendas.  353.  —  Von  dem  Gemahl  einer 
Souverainin,  s.  Moser's  Völkerr. ,  I.  3i4-  Güntiier's  Völkerr.  II.  483.  D.  Schwert- 
ner, s.  resp.  J.  C.  Usa-Eus,  Diss.  de  matrimonio  feminae  imperantis  cum  sub- 
dito.  Lips.  1686  4.  J.  P.  Paltheinius  Diss.  I.  et  II.  de  marito  reginae.  Gryph. 
1707.  4-    J«  C.  W.  v.  Steck  von  d.  Gemahl  einer  Königin.   Berlin  1777.  8. 

c)  Moser's  Völkern  a.  a.  O.  Ebendess.  Grundsätze  des  europ.  Völkerr.  in  Frie- 
denszeiten, 166. 

d)  Moser's  Staatsr.  XX.  3oo. 

e)  Pütter's  Lit.  IE.  775.  Klüber's  Lit.  §.  i55o.  Moser's  Staatsr.  XXI.  35  ff. 
XXn.  1  ff.  Ebendess.  FamilienStaatsr.  IL  447?  °72-  Weisse's  Staatsr.  des  Königr. 
Sachsen,  Th.  I,  §.  42.  Baier.  Familiengesetz  v.  5.  Aug.  1819.  Würtembergisches 
v.  8.  Juni  1828.  Königl.  sächs.  Verfass.  Urk.  v.  i83i ,  §.  16.  Hannöverisches 
Hausgesetz  v.  i836,  Cap.  10,  Abschn.  5.  K.  Sächsisches  Hausgesetz  v.  März 
i838.    Vergl.  überhaupt  Bisisger  a.  a.  O.  §.  84,  S.  233  ff. 

/)  Moser's  Staatsr.  XX.  354.  Klüber's  kl.  jurist.  Eibl.  XIX.  3 10.  Ebendess.  Lit. 
542.    Feuerbach's  peinl.  Recht,  §.  172. 


§•  249.  «86.) 

Nachgeborne.  Kinder.   Väterliche  Gewalt  Emancipation.  Vormund- 
schaft.  Gerichtstand.  Stammhaupt. 

Die  nachgebornen,  successionsfähigen  Mitglieder  des  Regenten- 
hauses, stehen  unter  der  Staatshoheit,  namentlich  unter  der  Gerichtbarkeit 
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S  iT.iins  .  und  leime  Kinder  aufserdem  noch  unter  seiner  väiorli- 
rhon  ( 1 1'  w  ii  1 1  i;  in  welcher  Hinsicht  Emancipation  Stau  findet  c),  so 
wie  Hestellun^  einer  \  'orm  u  ndschafl  rf).  I  >ic*  Bestirnmung  des  Titels 
und  NN  appena  der  Nacbgeborneu,  luin^t,  in  «Ilm-  lU'^ol,  von  ihm  ah  <*) 
Ihr  Geriebtitan d  N\»nl  durch  die  Landesgesetze  bestimmt,  und  das  hun- 
n^verlissungsrnästge  Recht  der  Austrage  kommt,  da  es  sieh  auf  Streitig- 
keiten der  Bnndcsgl ieder  unter  sieh  beschränkt)  ihnen  nicht  zu/).  Dage- 
^ru  kennen  ihnen,  n.uh  der  Haus verfa&sung i  für  bestimmte  Streitigheiten, 
PamilienAusträge  gebühren,  Dem  Souveiiaiii,  als  Stamm-  oder  Fami- 
lie n  hau  |»  t ,  können,  nach  der  Hausverfassung,  über  die  Mitglieder  seines 
H  ises  Doch  andere  Rechte,  insbesondere  «las  Einwillig.ungsrecht  bei  ihren 
\  1 1  tnihlnngen  ,  zustehen  %  ■ 

Verat  Mosni's  Fa'inilienStaatsr.  II.  383.  ~\\  ff.  J.  F.  v.  Tröltsch  Abhandl.  in 
simimms  Beitr.  Hl.  *<>•.  Pftmufr  Lit.  III.  -*63.  Klübbr's  Lit.  6*25. 
i  >nm  Turispr.  heroiea,  \.  i — 907.  db  Nbümahh  Medit.  juris  priv.  prine.  III. 
1  -.mi».  Mosiii's  Staatsr.  Wll.  1 53.  419.  Ebendess,  FamilienStaatsr.  II.  721. 
hMvkdeti.  Gruiids.  des  europ.  Vötkerr.  in  Friedenszeiten,  166.  Sikhknhkks  Beitr. 
III    197.    I'ittvk's  Fit.  III.  —  ß. 

.1  Jo.  Gk.  Rülpis  De  adoptionibus  et  emaneipationibus  ptineipum.  Argent.  1686, 
ree.  dj  Nki  iAirs  1.  c.  III.  169.   Moseb's  FamilienStaatsr.  II.  779.    v.  Cha.- 

mvh's  iveclar  Nebenst  WM  III.  49.    Häbehlis's  Staatsarchiv,  XXXV.  329. 

-  1  l'i  rria's  Lit.  III.  — 9.  Klüber's  Lit.  1 556.  de  Naumann  1.  c.  III.  209.  Weissk's 
Staatsr,  des  Königr.  Sachsen,  Th.  I,  §.  4.O.  Graft,  lippischer  V  ergleich  mit  den 
Landständen,  puueto  tutelae,  vom  21.  Marz  1667,  in  Häbeiilun's  Staatsarchiv, 
III.  295,  u.  neuere  Verträge  von  1794  u.  1795  ebendas.  I.  74.  III.  3o3.  —  Dem 
drr  Landesregierung  verlustig  gewordenen  (§.  aöö,  d)  Herzog  Carl  von  Braun- 
schweig  f^ard  von  dem  Honig  Wilhelm  IV.  von  Hannover  und  dem  regierenden 
Herzog  Wilhelm  ron  Braunsebweig^  unter  Zustimmung  der  Agnaten,  die  eigene 
\  etrwaltung  seines  Vermögens  und  die  Verfugung  über  dasselbe  entzogen,  und 
die  eine  und  dir  andere  einer  agnatischen  Cwratel  untergeordnet,  durch  eine  (der 
vorwaltenden  außerordentlichen  Umstände  wegen)  gemeinschaftlich  (wozu  sonst 
der  regierende  Herzog  von  Braunschweig  allein  befugt  gewesen  wäre)  erlassene 
\  erordnung,  datirt  London  vom  6.  Febr.  und  Braunschweig  i4-  März  i833; 
in  den  beiderseitigen  Gesetzsammlungen  u.  in  der  Hannöver.  Zeitung  v.  3.  Apr. 
i833  Bei  hts\(  rwahrendc  Erklärung  des  Herzogs  Karl  dagegen,  datirt  Paris 
8.  Mai  i833,  in  d.  Pariser  Tageblatt  La  Tribüne,  dann  übers,  in  der  Allg.  Zeitg. 
v.  8.  Juni  i833,  anfserordentl.  Beilage. 

c)  Man  s.  Mosbh's  t.  Staatsrecht,  Th.  XXII,  S.  433— 45o.  XVm.  237.  43".  XXIII.  178. 
Dl  ]   e.  III.  3()-.     liaierischc  Verfassungsurh.  v.  1818,   Tit.  2,  §.3, 

FamilienStatut  v.  3.  Aug.  1819,  Tit.  2,  §.  1,  so  wie  das  Familiengesetz  v.  18.  Jan. 
1816  u.  das  Hausgesetz  v.  1808,  §.  7  ff.  (Sohu>ck's  Staatsr.  des  Königr.  Baiern, 
Bd.  I,  S.  i36  f.  u.  226).  fVurtembertf.  Verfassungs  verlr.  v.  1819,  §.  8  u.  19, 
Hausgesetz  v.  1828,  so  wie  das  Hausgesetz  v.  1808,  Art.  77  ff'.  Badisches  Haus- 
u.  FamilienStatut  v.  4-  Ott.  1817,  2,  u.  Verfassungsurk.  v.  1818,  §.  4«  Kur- 
hesiisches  Haus-  und  Staatsgesetz  v.  4-  März  1817,  §.  6.  Grofshzgl.  Hessische 
\  erlässnngsurk.  v.  1820,  Art.  5.  Klübeä's  Abhandlungen  etc. ,  Bd.  I,  S.  324  f- — 
Von  einem  Verbot  stunde  smiisig  er  Ehen  für  bestimmte  Nachgeborne,  oben  §.  245. 

/)  Dafs  ihnen,  aufser  dem  Gerichtstand  vor  den  höchsten  Gerichten  des  Landes, 
auch  das  Vorrecht  der  Austrüge  gebühre,  wie  zur  Zeit  der  t.  Keichsverfassung, 
behauptet  C.  S.  ZnciiabiX,    in  Genslf.iv's  etc.  Archiv  für  die  civilistische  Praxis, 
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Bd.  I  (1818),  S.  96 — io.|.  Dagegen  s.  man  das  würtemb.  Votum,  in  d.  Protoc. 
der  B.  V.  v.  255,  Mai  181-,  §.  189,  und  das  badische  ebendas.  §.  196.  In  beiden 
werden  die  Apanagirten,  so  wie  die  &  mittelbar  (?)  gewordenen  ehemaligen 
Reichsstände »,  für  solche  erklärt,  die,  nach  den  durch  Auflösung  des  teutschen 
Reichs  entstandenen  Verhältnissen,  Unterthanen  ihrer  Souveraine  sind.  So  auch 
das  grofsherzogl.  hessische  Votum  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  214, 
Num.  2.  Die  Bundesverträge  bestimmen  die  bundesverfassungsmäsigen  Austräge 
ausdrüc  klich  nur  für  Bundesglieder  unter  sich  (§.  1-2  u.  f.).  —  Verschieden  von 
jenen  sind  die  in  den  Hausverträgen  oder  besondern  Verträgen  etwa  verordne- 
ten Familien-  oder  gewillkührten  (Conventional-)  Austräge.  Vergl.  Linde's  Lehr- 
buch des  deutschen  gemeinen  CivilProcesses ,  §  9~,  Note  10. 
u)  Vergl.  oben  §.  n3. 


%■  250.  (,87.) 

Apanage   der  Nachgebornen.     Unterhalt   und  Aussteller   der  Prin- 
zessinnen. Vormundschaft. 

I )  Den  Nachgebornen  wird ,  zu  ihrem  Unterhalt ,  eine  Apanage 
(  Deputat,  Alimentengelder)  ausgesetzt  «)■  Dieselbe  besteht  bald  in  einem 
bestimmten  Jahrgeld,  oft  verbunden  mit  Naturalien  (apanagiura  proprium), 
bald  in  dem  Besitz  und  Genufs  eines  Landesbezirks,  verbunden  mit  man- 
chen Hoheitrechten  unter  der  Oberhoheit  des  regierenden  Herrn  b)  (apana- 
gium improprium  s.  paragium ).  Ein  apanagirter  oder  paragirter  Vater 
vererbt,  in  der  Regel,  die  Apanage  auf  seine  rechtmäßigen,  ihm  ebenbürtigen 
Nachkommen.  Nach  deren  Abgang  fällt  solche,  in  der  Regel,  an  den 
regierenden  Herrn  zurück.  Bei  merklicher  bleibender  Vermehrung  des 
Staatseinkommens,  aus  Quellen  die  zu  der  StaatsSnccession  gehören,  ist 
Erhöhung  der  Apanage  billig  und  recht  c).  II)  Der  Unterhalt  und,  bei 
ihrer  Vermählung,  die  Aussteuer  der  Prinzessinnen  ist  bestimmt  durch 
Staats-  oder  Hausgesetze,  durch  Vereinbarung  mit  den  Landständen,  oder 
durch  Herkommen  d).  III)  Die  Anordnung  einer  Vorm unds c ha ft  über 
Nachgeborene  steht  dem  regierenden  Stammhaupte  zu  <?). 

a)  Pütter's  Lit.  III.  759.  Klüber's  Lit.  §.  i534.  Mosers  Staatsr.  XIV.  1  —  499. 
Elendes*.  FamilienStaatsr.  I.  36o  —  5n.  Baier.  Familiengesetz  v.  18.  Jan.  1816, 
11.  Familiengesetz  v.  5.  Aug.  1819.  Genaue  Bestimmungen  in  dem  würtemb.  Fa- 
miliengesetz v.  8.  Juni  1828.  Von  dem  Königr.  Sachsen  s.  Verfass.  Urk.  v.  i83i, 
a3.  Weisse  a.  a.  O.  Th.  I,  §.  41.  Von  Kurhessen  s.  die  Verf.  Urk.  v.  i83i, 
§.  14  u.  fT.  Hannöverisches  Hausgesetz  v.  i836,  Cap.  10.  K.  Sächsisches  Haus- 
gesetz v.  März  i838. 

6)  Joach.  F.rdm.  Schmidt  pr.  de  paragio  a  freragio  et  apanagio  distineto.  Jen. 
1763.  4- 

c)  Kurhessisches  Haus- und  Staatsgesetz  v.  4.  März  1817,  §.  11.  J.  St.  Pl'tteri  comm. 
de  augendo  apanagio,  auetis  reditibus  primogeniti  regentis.  Jen.  1745.  u.  in 
dessen  Sylloge  commentat.  jus.  priv.  prineipum  illustrant.  }).  49. 

d)  Kurhess.  Vcrfass.Urk.  v.  i83i  ,  18.  Hönigl.  sächs.  Verfass.Urk.  v.  i83i  ,  §.  23. 
—  Von  der  Prinzessinsteuer  unten  %.  /,02  c. 
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Residenz,    Hofstaat.  Ceremoniel   Orden,    Titel.    Wappen.  Majestät- 
Symbole,    Instanten  und  Kleinodien,  CivilListe. 

\  »o  dem  Willen  des  Souverains  hängl  ab,  die  Wahl  seiner  Resi- 
ilin/'O,  die  F.rrirhtung  und  Einrichtung  seines  Hofstaates^),  nebst 
l  rabanten-,  Leib-  und  Schlofsgarde  c)  oder  MilitärHofstaat,  die 
Errichtung  neuer  Erzürnter  und  Erbla  ndbof  äuiter  eigener 
Ehrenorden  ■  ,  die  Bestimmung  des  Staats-  und  Hof'Ceremo  niels  /), 
des  Baus-  und  Staatstitels  g)  und  Wappens/*),  der  MajestätSym- 
bole,  S taa tslnsign i en  und  Kleinodien''),  des  Kronungs-  und 
Pest  Ornats,  auch  wohl  der  Staatsheilig  t  hü  m  er  oder  Reliquien 
( lipsana  iniperii).  Die  Festsetzung  einer  CivilListe,  auch  (Kosten  der) 
Haushaltung  des  Regenten  genannt,  das  heilst,  die  Bestimmung  des  Quan- 
tums der  jährlichen  Einnahme,  welche,  in  monarchischen  Staaten,  der 
Staatsoberherr,  als  solcher,  für  seinen  und  der  Seinigen  Unterhalt,  mit 
Inbegriff  des  Hofsla&tes,  aus  der  Staatscasse  zu  beziehen  hat,  ist  dem 
Staatsoberhaupte  dann  überlassen,  wenn  sie  nicht  schon  in  den  Staats-  oder 
Familiengesetzen  enthalten  ist,  oder  der  Einwilligung  der  Landstände  be- 
darf *). 

a)  Putteb's  Lit.  6i6.    Klübbr's  Lit.      i3"4  c,  1290,    Moser\s  persönl.  Staatsr.  II. 

-\  Bi.    Ebendess.  Zusätze  ZU  s.  neuen  t.  Staatsr.  II.  354-  —  Von  dem  Burgfrie- 
1  1.  Moser's  Hofr.  II.  ?o5.  Haltaüs  glossar.  h.  v.  C  F.Walch  Opusc.  II.  116- 

Sflchow  elem.  juris  germ.  priv.  §.  525.    Ejusd.  elem  juri9  priv.  princ.  §.  597. 

Das*  Bandb.  des  t.  Privatr.  II.  §.  197  f. 
h )  I  .  <;.  v .  Moser's  teutsches  Hofrecht.  2  Theile.  Frankf.  1754.  1755.  4-  J- J- Moser's 

persönl.  Staatsr.  EL  71. —  Von  Pagen  oder  Edelknaben,  s.  Moser's  Hofr.  II.  190. 
r)  Moser's  persönl.  Staatsr.  II.  87  ff. 

d)  \  ergL  tmten,  in  dem  XIV.  Capitel. 

e)  Hievon  unten,  in  dem  angef.  Capitel. 

f)  Oben,  §.  114,  und  unten,  in  dem  angef.  Capitel. 

g)  Oben,       109  ff. 

Oben,  §•  11 3.  —  Von  dem  Majestätstitel  s.  F.  C  v.  Moser1s  kleine  Schriften, 
VI.  i.  E.  H.  WÖLAoro  über  die  Einführung  der  erblichen  Kaiserwürde  in 
I  rankreich  (Berlin  i8o4-  8.),  S.  139  ff.  v.  Martens  Einl.  in  d.  europ.  Völkerr. 
§.  1-4,  n.  9. 

1)  Pütter's  Lit  III.  109.  Klüber's  Lit.  §.  902  ff.  Vergl.  Möller's  bist.  Nachrich- 
ten von  den  Feierlichkeiten  in  alten  Zeiten  beim  Antritt  der  Regierung  der  schwe- 
dischen Könige.    Stralsund  1772.  fol. 

I  Diese  Einwilligung  ist  nöthig,  nach  der  würtemb.  Verfass.  Urk.  v.  1819,  104 
—  1065  nach  der  badischen  v.  1818,  §.59 ;  nach  der  grofsh.  hessischen  v.  1820,  §-70; 
nach  der  königl.  sächsischen  v.  i83i ,  §.  22.  Von  der  p?'eussischen  CivilListe,  s. 
Verordn.  v.  1-.  Jan.  1820,  betr.  das  Staatsschuldenwesen,  §.3;  in  der  preufs. 
Gesetzsamml.  v.  1820  jN'um.  2,  S.  10.  Von  SachsenCoburg  s.  das  Gesetz,  die 
landrtändiscbe  Verfass.  betr.  1821,  §.71.  Die  Baierische  ist  durch  ein  Grundge- 
setz v.  1.  Juli  i834  für  immer  festgesetzt  auf  2,35o,  58o  Fl.  Baier.  Gesetzblatt, 
1834t  Nnm.  2.—  Von  der  Notwendigkeit  der  Einführung  einer  CivilListe  in  t. 
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Bundesstaaten ,  von  der  Geschichte  u.  dem  Betrag  der  CivilListen  in  teutschen 
u.  a.  Staaten,  s.  Klüber's  Staatsarchiv,  Ed.  I,  S.  4^3 —  5i8.  Consideration 
sur  la  liste  eivile;  par  Gregoire.  Paris  i83o.  8.  Lettres  sur  la  liste  civile  et 
sur  l'apanage :  par  Cormewin.  Ausg.  21.  Paris  1837.  18.  —  Das  Verhält- 
nifs  des  Betrags  der  CivilListe  zu  der  gesammten  Staatseinnahme  ist  sehr 
verschieden  in  den  teutschen  Staaten.  Von  constitutionellen  hat  man  jetzt 
(i83o)  Beispiele,  dafs  solche  ungefähr  617/40 ,  7%,  o//,  jener  Einnahme  beträgt. 
Von  der  gesammten  Staatseinnahme  kommt  jetzt  (  i83o)  auf  die  CivilListe,  un- 
gefähr in  Frankreich  der  i23y2.  (bis  Aug.  i83o  der  29.),  in  Preufsen  der  201/,., 
in  England  der  22.,  in  den  Niederlanden  der  3o9/2o.  Theil.  —  In  dem  16.  Jahr- 
hundert, nannte  man  die  CivilListe  den  fürstlichen  Staat.  J.  C.  Peister,  Herzog 
Christoph  zu  Würtemberg,  Th.  I  (Tüb.  1819.  8.;,  S.  232. 

V 

§•  252.  (189.) 

Verhindlichheit  des  Souverains  aus  Handlungen  seiner  Vorfahren. 

Der  ewige  Staat  spricht  durch  jeden  Regenten  (§.  3).  Seine  Ver- 
pflichtungen ,  wie  seine  Rechte ,  werden  nicht  geschwächt  und  nicht  ver- 
nichtet, durch  blofsen  Wechsel  in  der  physischen  oder  moralischen  Person 
des  regierenden  Subjectes.  Defswegen  ist  jeder  Regent  verbunden  «),  die 
Staats  h  an  diu  ngen  seiner  Regier  u  11  gs  vor  fahren,  das  heifst,  sowohl 
Staats-  als  auch  privatrechtliche  Handlungen,  welche  diese  in  ihrer  Staats - 
oder  Regeilteneigenschaft  (von  ihrer  Staatsseite)  unternommen  hatten,  und 
die  rechtlichen  Folgen  derselben,  anzuerkennen,  so  fern  dieselben  unwider- 
ruflich, ohne  Ueberschreitung  der  verfassungsmäßigen  Befugnifs,  unternom- 
men wurden  £).  Jede  andere  Handlung  des  Staatsvorfahrs,  ist  als  Privat- 
handlung anzusehen,  wefshalb  der  Staat  nur  aus  dem  Grunde  nützlicher 
Verwendung  c),  der  Staatsfblger  nur  als  Privatmann,  aus  besondern  Grün- 
den, zu  Leistung  oder  Entschädigung  verpflichtet  seyn  kann  d).  Nach  den- 
selben Grundsätzen  sind  Anwartschaften  zu  beurtheilcn  e). 

a)  &yE/uf4e0<o$;  id  est,  per  interpositam  civitatem».  Grotius  de  J.  B.  II.  14.  11.  Ci- 
vitas  non  moritur.  «Princeps  non  tarn  proprio  quam  reipublicae,  quae  perpetua 
est,  nomine  contraxisse  intelligitur».  Pet.  Gudelimjs  de  jure  pacis  (Lovan. 
1620.  4-)?  P>  63.  Regentenwcchsel  ist  kein  Regierungswechsel.  —  Der  Regent 
und  seine  Regierungsvorfahren  sind,  in  rechtlicher  Hinsicht,  als  eine  Person  zu 
betrachten,  als  zu  Fortführung  desselben  Geschäftes  bevollmächtigte  Subjecte 
(§.  242,  V).  Unter  jedem  Regenten  ist  die  Staatsgewalt  an  ihre  eigenen  Hand- 
lungen gebunden.  Nicht  sie,  nur  die  Person  des  Regenten,  ist  dem  Wechsel 
unterworfen.  «Jus  populi  non  deficit,  nisi  deficiat  ipse  populus.  Eadcm  utique 
respublica  est,  quamvis  nunc  hoc  nunc  alio  modo  regatur:  alioquin  diceres, 
rempublicam  in  statu,  quo  nunc  est,  exsolutam  videri  pactis  et  debitis  in  alio 
statu  contractis».  Grotius  1.  c.  II.  9.  3.  Bynrershoee  quaest  juris  publ.,  Hb. 
II.  c.  25.  §.  1.,  in  Ejus  Operib.  omnib.    (Coloniae  Allobrog.  1761.  Fol.),  p.  2jt. 

l>)  Holzschi  in  n's  DcductionsBibliothek,  IVr.  2061.  Klüber's  Lit.  §.  i543.  jWyler  ab 
Ehrexbach  noinologia  ordinum  imperalium,  c.  X.  p.  sqq.  v.  Göbel's  Ab- 
handl.  aus.  d.  Staatsr.  St.  III,  Cap.  1,  §.  71  —  95.  Cap.  II.  de  Gramer  Opusc. 
IV.  386.  v.  Cramer's  Nebenst.  CXYT.  5o;.  Moser's  persönl.  Staatsr.  II.  120 
Klüber's  öffentl.  Recht,  4.  Aufl.  23 
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in.    f  ♦.  «1.  Iteichsstfinde  I . .iiul. Mi ,  Hoaum  obs.  -23-.  a85.  499. 

Re  *  d<  peeunia  tnutu.it.  tatp  col|oo.      36.    Rsvss  Deduct,  n.  Irk.  Samml. 

IV    ■  <V     l'irTiu  prim.  Um.   juris  j»ri\.   princ.  §.  (>,.    v.  Z>yikiu.kin's  N«benst.  I. 

öi-  •.  Hm'min's  Repertor.  des  i.  Staats-  u.  Lelinr. ,  Art.  Nachfolge,  §.  19, 
lh.  Iii.  >.  f  .»..  .1.  \.  Rischon  »>rat.  de  aere  priticipuni  alieno.  Heimst«  1794.  8. 
(Maiis.  Honunn's)  Versuch:  in  n> I **  weil  ist  der  Successor  singularis  ex  pacto 

et  providt'iit i.t  ma iorum ,  /u  Vncrhrmiung  «Irr  \ 'ertrüge  und  Handlungen  des 
Vorfehpera  verpflichtet?  1797«  8.  v*  Rotticr's  Abhandlung  über  die  Verbind? 
tichkell  eines  Rcgentennaebfolgera  tu  Haltung  der  von  seinem  Vorfahren  gc- 
ichlostenen  Vertrags  etc.  1  reiburg,  i-<);>,  8.  c.  C  A-  II.  v.  Ka&ptz  Erörterung 

der  \  crbiudli.  hLrit  des  weltlichen  lleirhsfürsteii  aus  den  Handlungen  seiner  Vor- 
fahren IVcustrelitl  1800.  6«  Ii-  T,  \\  viu  iu \i>,  können  die  lettischen  Stammguls- 
grundsfttxe  einen  Regierungsnachfolger  befreien,  die  Regentenhandlungen  seine» 
Vorfahrers  au  vertreten,  mithin  die  erweislichen  u.  redlichen  Schulden  desselben 
'     thlen?  1  ranhf.  180a.  S.    \\  ie  sind  deutsche  Reichsfürsten  verbunden,  die 

Handlungen  Ihrer  l\egiermigs\ orl'aliren  zu  vertreten?   I  ranlif.  u.  Lcipz.  i8o3.  8. 

J,  RmSi's  1  rorterung,  in  yvie  lern  ist  der  Regent  eines  Staates  an  die  Hand- 
lung, m  seines  Regierungsvorfahrers  gebunden?  u.  s.  w.  Ramb.  1818.  8.  W.  H. 
I  Hirn,  v.  Ebbas  Versuch  iiher  die  Verbindlichkeit  der  Handlungen  eines  Regen- 
ten im  seinen  Etegierungsnächfolger.  Landshut  1819.  8. —  Namentlich  gilt  Obiges 
rofl  der  \  ei '|»lli<  htung  BO  Bezahlung  der  unter  früheren  Rcgcnlcn  rcchtma'sig 
eontrSfhirten  StatUsscfeülden.  Oiiorus  I.  e.  II.  i4-  §•  10 — 12>  Wernher  P.  V.  obs. 
161.  M<»s}n's  Staatsrecht,  Tli.  a3,  Cap.  129.  Rumje's  t.  Privatr.  §.  695.  v. 
Hamit/  a.  a.  ().  §.  32  u.  61  ,  Nuna.  1;  §.  62,  73,  74  XL  80.  So  auch  das  chema- 
ligc  Reichshammergerichth  Häi-.thlin-'s  Staatsarchiv,  Heft  IX,  Num.  1.  —  Von 
RraunschweigLüneburg ,  P.  C.  Ribrentrop'?  Beiträge  zur  Verfass.  des  Hzgth. 
Braunschw.Lüneb.  wolfenbütt.  Anlheils,  I.  Bevtrag,  (1787),  S.  1 43. —  Der  Grund- 
sati im  r.  gfll  auch  um  den  Kcgierungshandlungen  eines  vormundschaftlichen 
Reprtitiri  (  §.  2.jr,  u.  das.  Note  e).  Pcfendoaff  de  jure  nat.  et  gent.  lib.  VIII. 
C.  10.  <-,.  ?.■  sq.  J.  Laue.  1  LB1SCH£B  diss.  an  prineeps  ex  factis  tutoris  possit  ob- 
ligari  !  (Mal.  1-16.  4-)  p-  3i.  Von  der  Gültigkeit  der  Regierungshandlungen  ei- 
nes von  mehreren  RegierungsCompetenten ,  während  seines  Landesbesitzes,  s. 
vVkstpHal's  teut  (  lies  Staatsrecht,  Abth.  1.  Vergl.  auch  die  §.  246.  Note  b  an- 
geführten Schriften  über  die,  hannovr.  Regierungsantritts -Patente  von  1837. 

t)  \.  Cnvtini's  Xebensl.  XV.  (p.  Mylkr  ab  EnuENBAcn  nomologia,  c.  10.  §.  3.  Püt- 
rxa  s  Reehtsf.  Bd.  II,  Th.  I,  Rcsp.  219.   v.  Ramptz  a.  a.  O.  §.  io3.  104. 

ff)  f.  II  am  iT/.  a.  a.  ().  §.  99  ff.  S.  290. 

*)  Dcdudion  in  S.  v.  Dittfurth  c.  HcssenCassel ,  in  Reuss  Deduet.  u.  Urk.  Samml. 
I,  269.  Losi.  wr's  Anleit.  zu  Abfass.  der  Schriften  am  R.Ranimerg.  179.  Strubel, 
Th.  I.  Red.  itö.  Iii  m>k's  Reitr.  II.  Num.  4  u.  5.  G.  L.  Böhmer^  Rechtsf.  II. 
tBj.  Gr,  I>-  BÖhäBB  diss.  de  obligationc  successoris  ex  expertaliva  feudali  ante- 
cessoris.  Gött.  1749-  in  dessen  Lleelis  juris  feud.,  T.II.  n.  VI.  (Caspar  Fried. 
\.  IlofM\-N.  )  \oii  der  Verbindlichkeit  des  Landes-  und  Lehn -Nachfolgers  an 
die  \on  dem  Vorfahren  ertheilte  Anwartschaft  und  E\ enlualBclehnung.  1778.  fol. 
Nachtrag  u.  s.  ir.  1798.  fol.  Mlgcm.  deutsche  Riblioth.,  Bd.  37,  St.  2,  S.  373. 
Dawider  ^.  r.  ZwfBBXEin'a  Nebenst.  I.  Num.  2.  u.  4.    Westfhal's  Lchnr.  125. 
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Und  zu  den  Regierungshandlungen  des  Zwischenherrschers,  wahrend 
einer  feindlichen  Inhahung  des  Landes. 

War  nach  feindlicher  Eroberung  eines  Landes  und  für  dasselbe  that- 
sächlich  eingetretenem  Friedensstand,  bis  zu  der  Rückkehr  des  rechtmäsi- 
gen  Regenten,  eine  von  diesem  völkerrechtlich  nicht  anerkannte,  noch 
(weil  die  blofse  Thatsache  der  Eroberung  einen  Rechtstitel  zu  geben  nicht, 
vermag)  anzuerkennende  formliche  Zwischenregierung  des  Eroberers  oder 
seines  Nachfolgers  eingetreten,  welche  die  Natur  einer  fac tischen  oder 
QuasiRegierungsnachfolge,  also  nicht  diejenige  einer  blofs  militärischen 
Inhabung,  hat;  so  sind  die  Regi  erungshandlungen  des  Z  wische  n  - 
herrschers  von  dem  zurückgekehrten  rechtmäßigen  Regenten  nur  so 
weit  anzuerkennen,  als  ihre  Gültigkeit  auf  Rechtsgründen  beruht,  deren 
Verpflichtungsgrund  sich  bei  jedem  Nachfolger  in  der  Staatsregierung  fin- 
det  «).  So  weit  aber  darum,  weil  während  des  factisch  eingetretenen 
Friedensstandes,  in  dem  Lande  weder  der  Staats  verein  und  die  Staatsregie- 
rung, noch  die  Herrschaft  des  Privatrechtes  aufgehört  hatte.  Bei  der  un- 
vermeidlichen Trennung  von  ihrem  rechtmäslgen  Regenten,  war  die  Ge- 
sammtheit  der  Staatsbürger  in  die  Nothwendigkeit  gesetzt,  den  Staats  ver- 
ein mit  dem  Eroberer  oder  seinem  Nachfolger  fortzusetzen,  unbeschadet 
der  gegen  beide  fortdauernden  Ansprüche  jenes  Regenten  auf  den  Rück- 
tritt in  -die  Ausübung  seiner  Staatsbefugnisse»  Wegen  jener  (seda  plena 
impedita)  nothwendigen  und  wirklichen  Fortdauer  des  Staatsvereins,  ist 
der  an  der  Staatsregierung  verhindert  gewesene  Regent,  in  Hinsicht  auf 
Regierungshandlungen  der  Zwischenzeit,  Staats-  und  privatrechtlich  als 
Nachfolger  der  in  dieser  Zeit  bestandenen  Zwischenherrschaft,  oder 
ausserordentlichen  Staatsregierung  zu  betrachten  l>). 

a)  Diese  schwierige  Rechtsfrage  ist,  in  ihrem  ganzen  Umfang  betrachtet,  vermisch- 
ter Natur.  Es  kommen  völkerrechtliche,  staatsrechtliche,  privatreclitliche  Ver- 
hältnisse in  Erwägung.  Sie  setzt  voraus,  dafs  der  förmliche  Kriegsstand,  zwi- 
schen dem  Eroberer  oder  seinem  Nachfolger  und  dem  rechtmäsigen  Regenten, 
aufgehört  habe ,  dafs  folglich  für  das  eroberte  Land  ein  Friedensstand  factisch, 
und  mit  ihm  eine  Zwischenregierung  eingetreten  scy.  Dieser  Fall  ist  wesentlich 
verschieden  von  demjenigen,  wo  der  förmliche  Kriegsstand  nicht  aufgehört  hat, 
also  blofs  militärische  Inhabung  des  Landes,  und  in  demselben  keine  förmliche 
Zwischenregierung  des  Eroberers  oder  seines  Nachfolgers  bestanden  hat:  wovon 
in  meinem  Droit  des  gens  moderne  de  PEurope,  §.  ibo  et  256. —  Die  in  diesem 
und  dem  folgenden  §.  in  Beziehung  genommenen  Rechtsfragen,  kamen  in  der 
neuesten  Zeit  vielfällig  zur  Erörterung,  bei  Gelegenheit  der  Staatsveränderungen, 
welche  NapolcoiVs  Eroberungen  und  sein  Fall  zur  Folge  hallen;  in  den  hannö- 
verischen und  kurhessischen  Staaten,  in  den  Herzoglhümern  Braunsphweig  und 
(nun  Grofsherzogthum)  Oldenburg,  in  den  Königreichen  Frankreich,  Spanien, 
Sardinien,  Neapel,  in  dem  Kirchenstaat  u.  a.  —  In  den  Angelegenheiten  des  im 
T.  1814.  aufgelösten  Königreichs  Wcstphalen,  gingen  Haßnbvetf ,  Kurhessen  und 
Braunschvveig  v  on  der  Behauptung  ans,  der  König  von  Wcstphalen  sev  während 
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letnei  lechsjührlgen  Zwischenregierung  legitimer  König,  mit  völkerrechtlichem 
|  ,  i,  nur  über  den  Theil  des  Königreichs  gewesen)  welcher  von  Preufsen  durch 
den  ülsiier  Frieden  *on  1807  an  Napoleon,  und  \<>n  diesem  an  ihn  abgetreten 
worden  sey,  Die  Rcclamationen  wider  die  drei  genannten  Regierungen  gaben  An- 
Infi  111  Verhandlungen  in  der  Bundesversammlung,  in  den  Protocollen  von  1817 
bis  1818,  (oben  §•  169)  s),  besonders  in  der  Sitzung  v.  5.  Juni  182$,  in  den 
Protocollen  der  \..  Bd.  W  ,  S.  &34j  dann  das  Votum  von  Oldenburg  etc., 
in  d.  Protor.  v.  j.  Dec,  i8a3,  ^.  164 j  auch  in  den  MinisterialConferenzen,  welche 
der  wiener  SchlufsActe  von  i8ao  vorausgingen,  in  den  Protocollen  vom  21.  Febr. 
und  i3.  Mal  1820, 

>  i>i<-  in  diesem  und  dem  folgenden  §.  dargestellten  Grundsätze,  sind  jene  des  Ver- 
fassers. Abweichende  Meinungen  sind  angezeigt  in  seinem  angef.  Droit  des  gens, 
N  1!  i5o.  —  So  auch  die  hieher  gehörende  Literatur,  welcher  folgende 
Schriften,  meist  neuere,  beizufügen  sind.  Lavterbach  eolleg.  theor.  pract.  Pan- 
dectar.  lib.  in.  tit.  i5,  §.  5.  Wxstphal's  teutsches  Staatsrecht  Abhandl.  I,  §.  9. 
I»i  Mm.dnn  precis  du  droil  des  gens  (3e  edit.),  §.  9.82.  Erörterung  der  Fra- 
gen; hal  der  Kurf,  von  Hessen  ....  Anspruch  an  eine  völlige  Wiederein 
setsung  in  d«  n  vorigen  Stand?  u.  s.  w.  Altona  1817.  4.  B.  W«  Pfeiffer,  in  wie 
fern  sind  Regierungshandlungen  eines  Zwischenherrschers  für  den  rechtmäs.  Be- 
deuten verbindlich?  1818.  8.  Leber  die  Aufreehthaltung  der  Verfügungen  des 
Jeröme  Bonaparte  in  Kurhessen.  1819.  8.  L.  Schaumann,  die  rcchtl.  Verhältnisse 
des  legitimen  Fürsten,  des  Usurpators  u.  des  unterjochten  Volks.  Cassel  1820.  8. 
F.  F.  Snc&XL's  Beitrag  zu  der  Lehre  von  der  Gewährleistung  u.  der  Rechtsbe- 
stSndigkeit  der  Handlungen  eines  Zwichenherrschers.  Giessen  1825.  8.  —  Von 
der  1  rage  betr.  die  \  ei  äulserungen  von  StautsDomänen,  bandeln  insbesondere: 
BiTTX&'s  Denkschrift  u.  s.  w.,  in  den  Nachtragl.  Actcnstückcn  zu  den  teutseben 
Bundesverhandlungen,  Bd.  II  (Frankf.  1817.  4.),  S.  220.  Stichel  a.  a.  O.  Ab- 
handlungen,  in  dem  OppositionsBlatt,  1818,  Num.  249  bis  2^1;  in  Lxjden's  Ne- 
mesis. Bd.  \  DI,  St.  a,  Num.  8}  Bd.  X,  St.  2,  Num.  1.  Hartleben's  Justiz-Ka- 
merai- u.  PolizeiFama,  1817,  Num.  171  u.  f.;  1818,  Num.  176  bis  179.  Börne's 
Wage,  1818,  Heft.  3.  — ;  Für  die  Trage  von  veräusserten  oder  eingezogenen 
Staat  Halten'.  B.  W.  Pfeiffer,  das  Recht  der  Kriegscrobcrung  in  Bezic- 

bung  auf  Staatscapitalien.  Cassel  1823.  8.  J.  G.  K.,  können  die  vormal.  Schuld- 
ner der  früherhin  kurhessischen,  demnächst  von  Frankreich  eroberten  Kapitalien 
sich  auf  erlittenen  Zwang  berufen,  wenn  sie  dem  anerkannten  Eroberer  dersel- 
ben die  S<  huld  getilgt  haben?  gegen  Pfeiffer.  1824.  8.  Abhandlung,  in  der  Ka- 
meral-  und  PolizeiFama,  (Stuttg.)  i83o,  Num.  x.  u.  2.  —  Richtersprüche:  bei 
Stichkl  u.  Pfeiffeh  a.  a.  O.  :  111  v.  Bülow's  Abhandlungen  über  einzelne  Mate- 
rien des  röm.  bürgeri  Rechts,  Bd.  I,  S.  ij  Bd.  II,  S.  7;  in  dem  Anhang  zu  dem 
(hamburger)  Polit.  Journal,  Juni  1820. 


§♦   254*  (Neu.) 
Fortsetzung. 

Rechtsgültig   auch   für  den  zurückgekehrten  rechtmäßigen  Regenten 
odei  seinen  Nachfolger,  ist  daher  eine  Regierungshandlung  des  Z wisch en- 
herrschers:    1)  wenn  jener   derselben,  auf  irgend  eine  Art,  genchmi- 
b  ei  getreten  ist,  namentlich  durch  Anerkennung  der  Zwischenre- 
gientng  in  einein  vorausgegangenen  oder  spätem  Friedensschlufs;  2)  wenn 
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die  Handlung  den  Grundsätzen  der  vor  der  Eroberung  rechtmasig  bestan- 
denen Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung  gemäfs  a),  oder 
3)  ohne  durch  diese  Grundsätze  bestimmt  zu  seyn ,  aber  auch  ohne  die 
Grenzen  der  Staatsgewalt  zu  überschreiten,  nach  der  gleichzeitigen  Lage 
der  Dinge  für  nothwendig  oder  in  hohem  Grad  nützlich  zu  achten 
war;  4)  wenn  der  Eroberer  oder  sein  Nachfolger  der  in  der  Eigenschaft 
eines  Zwischenherrschers  ihm  zustehenden  Gewalt  sich  bedient  hat,  um  ein 
Individuum,  gleichviel  ob  Unterthan  desselben  Staates  oder  nicht,  zu  Be- 
zahlung einer  dem  Staat  gehörenden  Schuldforderung,  oder  zu  irgend 
einer  andern  Leistung,  namentlich  zu  Uebernehmung  einer  Vertragpflicht, 
zu  nöthigen  £).  In  solchem  Fall  ist  anzunehmen,  dafs  die  Leistung  dem 
Staat  zum  Vortheii  gereicht  habe.  In  solcher  Hinsicht  eingegangene  Stipu- 
lationen, ist  der  zurückgekehrte  rechtmäsige  Souverain  nur  nach  erfolgter 
Entschädigung  des  Contrahenten  oder  dessen  Rechtsnachfolgers  aufzuheben 
befugt,  indem  er  z.  B.  den  Gegenstand  bei  demselben  vollständig  und 
gänzlich  einlöst,  wefshalb  ihm  jedoch  der  Regrefs  wider  den  Usurpator 
vorbehalten  bleibt.  Auch  5)  wenn  der  dem  Z wisch enherrscher  gegebene 
Werth  oder  Tauschgegenstand  zum  Vortheil  des  Staates  verwendet 
worden  ist  (versio  in  rem).  —  Hat  der  Erwerber  auf  wahre  Verbes- 
serung der  von  ihm  zurück  zu  gebenden  Sachen  Kosten  gewendet,  so 
kann  er  dafür  Vergütung  fordern  c), 

d)  «Quae  illa  pars  quae  restituitur  faecre  praestareque  ipsamet  jure  debuisset,  stve 
ex  contractu  sive  ex  quacunque  alia  caussa».  Pet.  Gudelinus  de  jure  pacis 
(Lovan.  1620.  4-)»  P«  42«  v.  Bülow's  Abhandlungen  über  einzelne  Materien  des 
röm.  bürgerl.  Rechts,  Th.  II,  S.  1. 

b)  Nicht  begriffen  unter  dem  hier  aufgestellten  Grundsatz,  sind  die  ohne  Zwang  er- 
folgten Leistungen  oder  eingegangenen  Rechtsgeschäfte. 

c)  «Petitor  ex  aliena  jactura  hierum  facere  non  debet».  Paulus  in  L,  38.  D.  de 
hered.  petit. 

i 

255*  (i9o.) 

Dauer  des  Verhältnisses  zwischen  Souverain  und  Volk, 

Vermöge  des  UnterwerfungsVertrags  behält  das  Volk,  der  Inbegriff 
der  Staatsbürger ,  aufserhalb  des  Staatszweckes  seine  Selbstständigkeit ;  und 
der  Regent  hat  die  Oberherrschaft,  nur  unter  der  Bedingung  pflichtgemä- 
ser  Wahl  der  Mittel  zu  Erreichung  jenes  Zweckes.  Es  kann  also  1)  das 
Volk  von  dem  Regenten  als  blofses  Mittel  für  andere  Zwecke  —  Despotis- 
mus, Sultanismus,  Macchiavellismus  «)>  sind  unvereinbar  eben  so  wohl  mit 
der  sittlichen  Würde  und  dem  Rechte  des  Menschen  als  mit  der  vollkom- 
menen Pflicht  des  Regenten  —  nicht  behandelt  werden,  daher,  im  Gegen- 
fall, das  Recht  der  Gegenwehr  oder  des  gewaltsamen  Widerstandes  gegen 
Willkührherröchafl,  jus  resistendi  contra  tviannum,  le  droit  de  la  resistance 
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»u  potii  i    n  und  «•)  das  Recht  zu  der  Oberherrsi  hal't  kann, 

ohne  gehörige  Anwendung  der  Mittel  zu  dem  Staats/weck,  nicht  bestehen. 
Bb  oft  dal  regierende  Sabject  anders  als  dem  StäatszwecM  jemals  denkt 

dt,  SO  pf\  BS  W  illliiihi-herr.sehai't  sich  erlaubt,  thüt  es  solches 
..'s  Manadi)  nicht  l  Regen!,  und  es  steht  ihm  der  Unterwerfungs  Vertrag 
so  i  i.  freiober  beiden  i  heilen  Zwangpflichten  aullegt;  seine  Macht 
i-'  cbnn  aichl  auf  Recht,  sondern  blofs  auf  Stärke  gegründet.  Unter  allen 
lnistam.cn,  Bl  die  i  n  h.d t nng  des  Staates  und  der  öffentliche«  (Ordnung, 
riu  Rechl  und  eine  Pflicht]  welchen,  bei  dem  Regierenden  nicht  weniger 
I  R(  ;i orten ^  alle  andern  vreidben  müssen  <?);  wcishalb  zuweilen  posi- 
lne  \  .u  luuungsniiltcl  gegen  solche  J'lliehherletzung  festgesetzt  wurden  e). 
A  her  «riilkfihrliche  Widevietzung  des  Volkes  gegen  Verfügungen  des  Staats- 
»herbavpie*^  Bmpdrbng  gegen  rechtgemnfse  Oberherrschaft,  gesetzlose 
\  •  !  msp  rrej  .  wäre  Widerrechtlich;  noch  mehr  willkührliche  Re- 
gicrungsEntsetznng  des  Regenten  tf)  ( ThronRe\ olution ) ,  von  Seite  des 
Vol  einer  Partei  desselben,  oder  eines  Dritten,  überhaupt  willluihrliche 
gewaltsame  InMürzung  der  rechtlich  bestehenden  Staatsordnung  (Staats- 
KeVohitiotl'){  Selbst  im  reehhnasigen  Fall  ist  Reformation  einer  Revolu- 
tion p orz'uzienen ,  und  die  Heiligkeit  oder  Unverletzbarkeit  der  Person  des 
Regenten  (  §.  23q),  zu  unterscheiden  von  der  Widerrechtlichkeit  seiner 
Handlung/');  so  auch  in  erblich  monarchischen  Staaten,  das  persönliche 
Rechl  des  Regenten,  und  das  Recht  seiner  Familie,  zur  Regierung. 

•  Die  \<m  Macchiavelli  (II  Principe,  i5i5.)  vorgetragenen  Grundsätze,  widerlegte 
«•in  königlicher  Schriftsteller.    Examen  du  Princc  de  Macclnavcl.  edit.  3.  ä  la 
II  r/e  1741.8«  Was  Friedrich  II.  sogar  nach  41  jähriger  Regierung  hierüber  noch 
leV,   ü;  .Vi   mau  in  s.  Rinterlassenen  Werken,  Th.  VI,  S.  63.    Les  conseils 
träne,  donnes  par  Frederic -le- Grand  aux  rois  et  aux  peuples  de  l'Europe; 
publii-s  par  M.  Acgi  is.  Paris  i8?,3.  8. 

/m  Der  Willkühr  ^viderstcllt  das  Recht.  Cum  tyranno  societas  civilis  consistere  ne- 
quit.  Einst  war  die  Frage  von  der  Rechtmäsigkcit  des  Widerstandes  gegen  Ty- 
rannei,  eine  theologisch  exegetische  Controvcrs.  A.  L.  Schlözer's  Staatsgelahrt- 
heil. I.  3a  fT.  J.  L.  F.  Meister'.s  Lehrh.  des  Naturrcchls  (1809.  8.),  §•  6i3. 
Scbeidi  m\  tm.'s  Staatsr.  nach  d.  Vernunft  etc.,  Th.  III,  S.  364  ff.  Vergl.  oben, 
.  \ofe  h.  Li  revolutionärem  Mysticismus  "wird  das  jus  resistendi  gepredigt, 
in  den  Paroles  d'un  croyant,  par  l'Abbe  de  Lamennais  (Paris  i834),  ch.  12,  18, 
34 1  3ß  el  37.  —  L  eber  die  schwierige  Frage  von  dem  jure  resistendi,  macht 
!t,  v  (Ii:  fori  o!  England,  ch.  XLVI.  4  ")  <he  Bemerkung;  «And  so  difficult  is 
to  evjdnin  that  point,  that,  lo  this  day,  whatever  liberties  nlay  bc  used  by  pri- 
rate  iftqüirers,  the  laus  have,  very  prudently,  thought  proper  to  maintain  a 
total  riläncfl  mCfa  rögard  '■<>  il».  Doch  fehlt  es  jetzt  nicht  anlieispielen  von  urkund- 
lii  nein  \ "orbehalt  dieses  Rechtes.  Man  s.  Note  e,  auch  den  unten  angef.  Halle«, 
und  die  oben  (§.  5  c)  angef.  Jakob  u.  Feuerbach.  Immer  bleibt  es  im  concreten 
Fall  eine  zarte  Frage:  wann  die  Pflicht  des  Gehorsams  aufhöre,  und  das  Recht 
des  Widerstandes1  anfange? 

'  1  \  ergl.  <>)>cn  §.  5,  Pfote  c  u.  die  §.  76,  c,  angef.  Manifeste  \.  1002  u.  1619.  Steph. 
•tun.  Bbcti  (Lasguet)  Ähnliche  contra  tyrannos.  Soloduri  1577.  u.  die  in  meh- 
reren  Ausgaben  beigefügte    kbh.  de  jure  magistratuuni  in  subditos.  (Yergl. 
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Schlözbh1*  Slaatsgelahrtheit,  I.  84.)   Entrtfickelung  der  Lehre  \on  Hugo  Gaoiius 
de  jure  resistemli ,   in  Glaiey's  Geschichte  vom  Reiht  der  Vernunft,  S.  126  — 
i34-    Algenion  Sidmy,  discours  sur  le  guuvernenient.  a  la  XIave  1702.    3  vol. 
in  12  u.  mehrmal.  Kud.  Wbdekijnd  diss.  de  obligatione  civium  erga  prineipem  tyran- 
nuin.  Gott.  1748.  Job.  Benj.  Erhard  über  das  Recht  des  Volks  zu  einer  Revolu- 
tion. Jena.  179J.  8.    Grotius  de  J.  B.  et  P.  lib.  I.  c.  4.  et  lib.  II.  c.  5.  Schroe- 
der  elem.  juris  nat.  §.  1026.  sqq.    Gros  Naturrecht ,  §.  335.    Algernon  Sidnky's 
discourses  concerning  governnient  (Lond.  1698.  4.),  P.  II,  ch.  33.  P.  III.  eh.  1 
u.  3,  und  der  Uebersetzer,  C.  D.  Erhard  (Leipz.  1^93),  in  d.  Eint.,  S.  56.  K. 
G.  Gü^ther's  europ.  Völker.  II.  436.  Vattel  droit  des  gens,  Im  II,  ch.  4.  §.  5i. 
et  ch.  17,  §,  200  et  suiv.    (J.  Oh.  Wilh.  v.  Steck)  Von  Absetzung  eines  rörn. 
Kaisers.  1759.  4.    J.Benj.  Erhard  über  das  Recht  eines  Volkes  m.  einer  Revo- 
lution. Jena  1795.  8.    F.  K.  v.  Strombeck,  was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste 
Staatsgewalt  dem  Zwecke  des  Staatsverbandes  entgegenhandelt?  Braunschw.  i83o. 
8.    vierte  sehr  vermehrte  Aufl.   i832.    8.    Pölitz  die  Staatswissenschaften  im 
Lichte  unserer  Zeit,  Th.  I,  S.  228  ff.    W.  F.  L.  Röfpre  ,  Staat  u.  Regierung; 
aus  d.  Gesichtpunct  des  Naturrechts.  Braunschw.  i83i.  8.    Hommel  rhaps.  obs. 
636.    Suarez  Aphorismen  etc.;  in  den  Materialien  zu  der  wissensch.  Erklär,  der 
neuesten  allgem.  preuss.  Landesgesetze,  Heft  4»  S.  16.    Moser's  Staatsr.  VIT. 
71.  Rlübfr's  Lit.  731.  Memoire  adresse  au  Roi  en  juillet  1814,  par  M.  Carnot. 
Paris.  nSio.  8.  Teutsch,  in  Luders  Nemesis,  Bd.  III,  Heft  5,  u.  daraus  besonders 
abgedruckt,  Weimar  i8i5.  Hermes,  Jahrg.  1823,  Heft4,  S.  94  ff.  Ueber  das  Cassen- 
reciit  der  würtemberg.  Landstände  (Frankf.  1816.  8.),  37  ff.  M.  C.  F.  W.  Grävell, 
der  Staatsbeamte  als  Schriftsteller  (Stuttg.  1820.  8.),  S.  9.  f.  22,  5o,  58.  61.  Dm 
Lol.ub  Constitution  de  l'Anglcterre,  liv.  III,  ch.  14.  L.  v.  Dresch  öffentl.  Recht 
des  l.  Bundes,  §.  6.    Allgem.  t.  RealEncyclopädie  ( ConversationsLexicon) ,  voc. 
Aufruhr.    Gamlh  de  la  contre-revolution  en  France  (Paris  1823.  8.),  p.  106 
et  suiy.    R.  S.  Zachariä's  vierzig  Bücher  vom  Staate,  Bd.  II  (1820),  S.  44°*  ff. 
Selbst  C  L.  v.  Haller,  in  der  Restauration  der  Staatswissenschaft,  Th.  I,  S.  /\Oi, 
Note  »4;  Th.  II,  S.  428  ff.  u.  570.,  erklärt  sich  für  das  Recht  zum  Widerstand. 
Fr.  Murhard  über  Widerstand,   Empörung  und  Zwangsübung  der  Staatsbürger 
gegen  die  bestehende  Staatsgewalt,  in  sittlicher  u.  rechtlicher  Beziehung,  Braun- 
schw. i832.  8. 

Die  Staalengeschichte ,  ältere  und  neuere,  bewahrt  Falle,  wo  diese  Grundsätze 
angerufen  wurden.  Beispiele  aus  der  neuern  Zeit,  in  C.  D.  Voss  Zeiten,  1811, 
Jan.;  1814,  April,  S.  116  ff,  Mai,  S.  289  ff.,  Juli,  S.  55  ff.  —  Von  der  Ab- 
setzung Philipps  IL  in  den  Niederlanden  i58i  ,  s.  Ut.r.  Huber  de  jure  civitatis, 
lib.  I.  Scct.  3.  c.  5.  §.  63—65.  p.  88  edit.  Thomasii.  Adr.  Rluit  ortet,  inaug.  de 
jure  abdicandi  Regem  Philippum.  Lugd.  Rat.  1779!.  Ebendcss.  historiae  federum 
Belgii  federati  primae  lineae ,  P.  L  p.  35.  sq.  Erzählung  von  21  Revolutionen 
und  Empörungen  neuerer  Zeit  wider  Monarchen  oder  ihre  Regierungen,  in  dem 
l.  Cap.  des  2.  Bandes  von  L.  Hoifmann,  die  staatsbürgerl.  Garantien  oder  die 
wirksamsten  Mittel,  Throne  gegen  Empörungen,  und  die  Bürger  in  ihren  Rech- 
ten 7.11  sichern.  2.  umgearb.  Aufl.  Leipz.  i83o.  2  Rändc.  Anctllok,  tableau  des 
revolutions  du  Systeme  pölit.  de  FEurOpe,  T.  II  (Paris  1823),  p.  3j2.  —  Eng- 
lische Parlament  Acte  v.  i3.  Febr.  1689,  bei  der  Throncntselzung  Jacobs  11  j  in 
v.  Mahtkn's  Samml.  der  vornehmsten. europ.  Staaten,  Th.  I,  S.  840,  u.  in  der 
Collection  des  Constitution  etc.,  von  Dir  au,  Duvergier  et  Gaddet  (Paris  1821), 
T.  1.  —  Die  oben  (§.  76,  c)  angef.  reiclisständisciicn  Manifeste  wider  Kaiser 
Karl  /'.  v.  i552.—  Der  ebendas.  angef.  BeschwerdcLibell  der  dänischen  Reichs- 
stände wider  König  Christian.  II.  den  Bösen,  v.  i5'.',3.  --  Throncnlset/amg  u. 
Thronentsagung  des  R.  Erich  XIV.  von  Schwede»  aus  dem  Hause  Wasa,  *56g 
CYIbüsel,  Europ.  Staatengeschichte,  5.  Aufl.  1816,  S.  5o5)  und  des  R.  Gustav  IV. 
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Adolph  \ow  s".  ;.i  ./  •; .  lfM-i).  Geschichte  der  schwedischen  Revolution  u.  s.  w. 
Hiel  »Hm  K.  N  oss  /.citen,  Bd.  \1\  u.  \\.  Koch  et  Smovi.i.  hist.  abregee, 
des  tr.iitcs,  i  MV,  p.  at>3.  Die  Entsagungsurhunde,  in  JVlARTBsrs  recueil,  Su|>- 
pl«  m  \.  i-o.  In  l'nmkrcicli  ward,  nin  7,  Aug.  i83o,  W0gen  Catts  X.  Vcr- 
Ici  a..-  der  \  1  fassungsurkunde,  ron  den  beiden  Kammern  der  Thron  faetkeh 
und  ron  Rechtswegen  für  erledigt  erklärt,  nachdem  Carl,  für  sich  und  seinen 

BOBB  dfla  Dauphin,  doch  nur  SU  Gunsten  seines  l'.nhels ,  des  Herzogs  von  Bor- 
deaux, abdient  hatte.  Zugleich  ward  der  Herzog  Ludwig  Philipp  >on  Orleans 
nun  König  der  Franzosen  erklärt.  Mnnileur  universel  du  8  aoüt  i83o.  Von 
allen  europiiechen  Iffichten  ward  diese  Thronveränderung  anerkannt.  Heden 
der  Minister  Dur  de  Rvogfa  und  Thiers  in  der  Deputirtenliammer  am  5.  Jan. 
i833;  dem  Boniteur  universel  du  6.  Janv.  i833,  u.  in  der  Allgem.  Zeitung 
1    >  •     to.Jan,  i833.  Revolution  dejuillel  i83o,  caractere  legal  etpolitique  etc.; 

6.  Paria  l833.  55.  Wegen  seines  Hanges  zu  Willkührherr  Schaft 
und  Verschwendung,  und  weil  er  Städte  an  Pfalz  veräussern  wollte,  kündigten 
n  Landstände  ihrem  Herzog  Eberhard  IL  den  Gehorsam 
auf,  and  der  Kaiser  billigte  solches;  an  des  Entsetzten  Stelle,  ward  sein  Neffe 
Ulrich  Hersog.  Lihrao's  Reichsarchiv,  Part,  spee.  Cont  II.  Fortsetz.  1,  S.  719 
u.  Vueli  in  Di  mom  corps  diplom.  T.  III,  P.  2,  p.  388.    Sattmch\s  Gesch. 

des  Herzogtb,  Wttrtemberg  unter  den  Herzogen,  Th.  I,  S.  9,3.  ft'.  Spittlkh's 
Genen.   Würtembetgs ,  S.  8-  IV.  —    Das  oben  (§.76,  c)  angef.  Manifest  der 

Landstände  von  1  (n 9 ,  an  alle  europäischen  Mächte,  wider  ihren 
Landesherrn,  den  Kaiser  Ferdinand  II.  —  Während  einer  bald  siebenjährigen 
Regierung,  unter  beharrlicher  Aichtanerkennung  der  bis  dahin  in  anerkannter 
\\  irksamkeit  bestandenen  landständischen  Verfassung,   hatte  Herzog  Carl  von 

allgemeinen  Unwillen  der  Landeseinwohncr  erregt.  Bei  einem  Auf- 
ruhr in  der  Hauptstadt,  am  7.  Sept.  i83o,  ward  sein  Residenzscblofs  verbrannt 
und  er  zur  schnellsten  Flucht  genöthigt;  er  eilte  nach  England.  Aufdringendes 
Bitten  der  braunschweigischen  Bürgerschaft  und  der  versammelten  Landstände, 
übernahm  sein  Bruder,  Herzog  Wilhelm,  die  «Regierung  der  braunschweigischen 
Lande  bis  auf  Weiteres»,  solches  verkündigend  durch  ein  Patent  vom  28.  Sept. 
i83ot  Tags  vorher  hatten  die  Landstände,  in  der  Form  eines  an  diesen  gerich- 
telen  Schreibens,  ein  Manifest  erlassen,  welches  eine  gedrängte  Darstellung  der 
Landesbeschwerden  enthält,  und  mit  der  Schlufserklärung:  es  sey  eine  «auf  die 
>  Grundsätze  des  allgemeinen  Staatsrechts  sich  stützende  (rechtliche)  Unmöglich- 
»keit,  dafr  der  Durchl.  Herzog  Carl  die  Regierung  des  Landes  fortsetze».  Die- 
SCS  Manifest  erschien  in  öffentlichen  Blattern;  Allgem.  Zeitung  v.  7.  Oct.  i83o, 
ausserordcntL  Beü.  493  auch  in  dem  hamburger  Unpart.  Corrcspondenten  v.  1. 
u.  Ii.  ()(t.  u.  in  der  Neckarzeitung  v.  8.  Oct.  Auch  in  der  2.  Aufl.  folgender 
Schrift:  Der  Aufstand  der  Braunschweiger  am  6.  u.  7.  Sept.,  seine  Veranlassung 
und  seine  1  olgen.  Braunschw.  i83o.  8.  Eingedenk  der  durch  Grundverträge 
des  Hundes  (  Bundes  Acte,  Art.  2.  WienerScblufsActe  v.  1820,  Art.  1,  3,  7,  9 
u.h!).  ihr  aufgelegten  Pflicht,  fafstc  die  Bundesversammlung  hierüber  am  2.  Dcc. 
i83o,  in  dem  Protoc.  104,  vorsorglich  nachstehenden  Beschlufs,  welcher  durch 
Öffentliche  Blätter  bekannt  ward.  1)  «Se.  Durchl.  der  Herzog  fVilhelm  von 
BraunscJmeig-OeU  wird  ersucht,  die  Regierung  des  Herzogthums  Braunschweig 
bis  auf  Weiteres  zu  führen,  Alles,  was  zu  Erhaltung  der  Ruhe  und  Sicherheit, 
so  wie  der  gesetzlichen  Ordnung  im  Herzogthume  erforderlich  ist,  vorzukehren, 
und  dal*  dieses  auf  \  eranlassung  des  deutschen  Bundes  geschehe,  öffentlich  be- 
kannt zn  machen;  in  so  fern  übrigens  Se.  Durchl.  zur  Aufrechthaltung  der  ge- 
setzlichen  Ordnung  gegen  gewaltsame  Angriffe  aufserordentliche  Hülfe  bedürfen 
sollten,  und  die  Dringlichkeit  des  Talles  die  vorläufige  Anrufung  der  Bundesver- 
sammlung nicht  zuließe,    werden  Se.  Durchl.  in  dem  Buudcsbcschlussc  <om 
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21.  Oct.  d.  J.  (3/f.  Sitz.,  §.  208),  die  für  augenblickliche  Unterstützung  von  Sei- 
ten des  Bundes  bereite  Hülfe  linden;  2)  den  berechtigten  Agnaten  Sr.  Durchl. 
des  Herzogs  Carl  von  Braunschweig  wird  anheim  gegeben,  diejenige  definitive 
Anordnung-  für  die  Zukunft,  welche  bei  diesem  beMagens werthen  Stand  der 
Dinge  die  dauernde  Ruhe  und  gesetzliche  Ordnung  in  dem  Herzogthum  Braun- 
schweig erheischt,  in  Gemäfsheit  der  Herzoglich- Braunschweigischen  Hausgesetze 
und  des  in  deutschen  und  andern  souverainen  Häusern  üblichen  Herkommens 
zu  berathen  und  zu  bewirken,  so  wie  auch  eine  baldige  Benachrichtigung  über 
die  in  solcher  Art  getroffene  Feststellung  dem  Deutschen  Bunde  zur  Anerkennung 
zukommen  zu  lassen».  Durch  eine  königlich  -  hannöverische  und  herzoglich- 
braunschweigische  FamilienActe  ward  hierauf,  im  Februur  i83i,  festgesetzt:  dafs, 
bei  der  durch  angestellte  Untersuchung  erlangten  Ueberzeugung  von  der  abso- 
luten Regierungsunfähigkeit  des  Herzogs  Carl,  die  Regierung  in  dem  Herzogthum 
Braunschweig  als  erledigt  anzunehmen;  dafs  dieselbe  nunmehr,  unter  Aufrecht- 
haltung der  über  die  Primogenitur  in  dem  Hause  BraunsehweigWolfenbüttel  be- 
stehenden Verträge  und  des  Pacti  Henrico -Wilhelmini,  so  wie  der  auf  solche 
sich  gründenden  Successionsrechte,  definitiv  auf  den  Herzog  Wilhelm ,  als  näch- 
sten Agnaten,  mit  allen  verfassungsmäsigen  Rechten  und  Pflichten,  übergegangen 
sey;  dafs  Herzog  Wilhelm  dieselbe  übernehme,  dafs  derselbe  landesgrundgesetz- 
lich  die  Verfassungsurkunde  vom  25.  April  1820  annehmen  und  bestätigen,  die 
Aufrechthaltung  der  über  die  Primogenitur  bestehenden  Verträge  und  des  Pacti 
Henrico-Wilhelmiani  (von  1 535)  schriftlich  versichern,  und  hierauf  die  Landeshul- 
digung und  die  Diensteide  der  Staatsbeamten,  unter  Aufhebung  aller  früheren 
Verpflichtung  derselben  gegen  den  Regierungsvorfahr,  entgegennehmen  werde; 
dafs  dem  Herzog  Carl  eine,  den  Landeseinkünften  angemessene,  möglichst  stan- 
desmäsige  Sustentation  auszumitteln,  und  auch  auf  deren  verhällnifsmäsige  Er- 
höhung für  den  Fall  etwaiger,  aus  legitimer  und  standesmäsiger  Ehe  abstam- 
mender Descendenz  (von  deren  Rechten  s.  Mosers  Staatsr.  Th.  XXII.  S.  210) 
desselben ,  demnächst  Rücksicht  zu  nehmen  sey.  In  Folge  dieser  FamilienActe, 
auch  in  Einverständnifs  mit  Preufsen  und  andern  Regierungen,  hat  Herzog  Wil- 
helm am  20.  April  i83i  die  Regierung,  in  eigenem  Namen,  angetreten,  solches 
durch  Patente  angekündigt,  und  am  25.  April  zu  Rraunschweig  die  Landeshul- 
digung angenommen.  Erst  am  12.  Juli  i832  legitimirte  sich  für  ihn  der  bis  da- 
hin von  seinem  Vorfahr  bevollmächtigt  gewesene  braunschweigische  Gesandte  in 
der  Bundesversammlung;  i833  ward  über  das  Vermögen  des  Herzogs  Carl  eine 
Curatel  angeordnet  (§.  25o,  e).  —  So  fern  durch  einen  Zusammenflufs  von 
pflichtwidrigen  Privat-  und  Regierungshandlungen  des  Herzogs  Carl  (wovon  bis 
jetzt  nur  ein  Theil  zu  öffentlicher  Runde  gebracht  worden  ist)  aufser  Zweifel 
gekommen  wäre  oder  ist,  dafs  durch  dessen  Regierungsweise,  in  Folge  eigen- 
thümlicher  Geistes-  und  Gemüthsart ,  das  Staatswohl,  der  öffentliche  und  Pri- 
vatRcchtszustand ,  die  gesetzliehe  Ordnung  und  öffentliche  Ruhe ,  diese  vielleicht 
selbst  in  Nachbarstaaten,  anhaltend  bedroht,  folglich  der  Staatszweck  des  Her- 
zogthums ,  und  selbst  der  erklärte  Zweck  des  Teutschen  Bundes  augenscheinlich 
gefährdet  werde,  war  immerwährende  Entfernung  dieses  Fürsten  von  der  Landes- 
regierung durch  die  Noth  der  Selbsterhaltung,  das  so  genannte  äufserste  Recht 
oder  Staatsnotlirecht,  dringend  geboten.  Schon  die  Goldene  Bulle  Carl's  IV. 
von  i356,  Cap.  25,  §.  3,  verordnete  in  Kurhäusern  Ausschliefsung  des  erstge- 
bornen  Sohnes  von  der  Regierung,  «si  forsitan  mente  captus,  fatuus  seu  alterius 
«fa?nosi  et  nolabilis  defectus  existeret,  propter  quem  non  deberel  seu  posset  homi- 
«nibus  prineipari».  —  Förmliche  und  direetc  Mitwirkung  der  Landstände,  wie 
1498  in  JVürtemberg  bei  der  Regierungsentsetzung  des  Herzogs  Eberhard  IL, 
schien  diefsmal  für  nöthig  nicht  erachtet  zu  werden.  Vorhin  schon  hatten  die 
braunschvveigischen  Stände  cinmüthig  bei  dem  Herzog  Wilhelm  (auch  bei  dem 
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König  ro«  H.iiuiiMiT  I  dringende  Anträge  gemacht,  auf  dessen  lebernalune  und 
1  ühruug  .K  r  Landesregierung  in  eigenem  Namen.  Auf  diesen  Kall  sich  be/.ie- 
hmät  l  rlvuiuliu,   in   den   Neuesten   Staats  \  ( trn   U.  li'lutnden,   Bd.  XX  ,    Heft  i 

i  Slultg  i83o)  .  \um.  i  i&  |  n.  i;d.  will. 
>  iU  peaitite  Vcrbmmngtutipal  gegen  Willkührherrschaft,  war  den,  seit  einer  lan- 
ge« Reihe  «o«\  Jahrhunderten,  StaaAsGrund  vertrage  gewählt,  Pacta  bonftnta, 
Wahl  u.  CapitulatMueiij  Constitutionen  oder  \  erfassungs  Urkunden,  Regic- 
mngseide  Beispiele  oben  §.  i,  f,  u.  §.  93,  S.  In  Arrmgonien  war  es  im  9.  Jahr- 
Knnderl  tchon  Staats  verfasBungsSitte,  dafs  der  Oberrichter,  wenn  er  den  neuen 
Honig  /um  riu-ttn  führte,  ihn  anredete,  wie  Folgt:  «Wir,  die  wir  eben  so  viel 
sind  wie  Ihr,  und  mehr  vermögen  als  Ihr,  machen  Euch  eum  Souvcrain,  und 
rersprechen  Eue«  Gehorsam,  unter  der  Bedingung,  dafs  Ihr  unsere  Rechte  und 

lu  iln  ilen  best  1 1 1 i  V.en  werdet;  WlO  nn  Iii,  —  Nicht»!    Di  La  Caoil  Constitulions 

des  prineipaui  Etats  de  HEurope,  T.  III  (3eme  edii.),  p.  189.   König  Alphmtilll. 

rOtt  ./  Mgimi»n  räumte  128-  den  Hroin  asallen  förmlich  das  Recht  der  Widcr- 
H  11  de«  König  und  der  Selbsthülfe  für  den  Fall  ein,  wenn  ihren 
Privilegien,  auch  nach  geschehenen  Vorsteiltingen,  Eintrag  geschehen' wäre.  — 
Ne<  lt  1  mar  (eierlh  ben  l  rkunde  des  Königs  Andreas  IL  von  Ungurit,  von  1222, 
räumte  seitdem  jeder  Honig  in  .seinem  Krönungseid  den  Unterthanen  ausdrück- 
lich das  Reiht  »'in.  wider  ihn  did  Wallen  zu  ergreifen,  wenn  er  wider  die  Na- 
li"iiall'reiheit  würde  gehandelt  hauen.  Man  s.  die  angef.  Colleetion  des  consti- 
luliuns  etc.,  par  Dufal  ete.  T.  IV.  Erst  1687  brachte  K.  Leopold  I.  es  dahin, 
»l.ils  diese  (.Hansel  in  dem  Ii rünungseid  abgeändert  ward.  —  In  dem  Grundgesetz, 
■  >  Her/.ogthums  Umhaut  und  Limburg,  in  der  Jo)euse  entree,  welches  jeder 
liege«!  bei  seinem  Regierungsautritt  beschwören  mufste,  war  festgesetzt,  dafs 
so  bald  derselbe  eines  der  LaiidesPriyilegicn  verletzen  würde,  die  Unterthanen 
von  allen  Pijchten  des  Gehorsams  gegen  ihn  entbunden  seyn  sollten.  Man  s. 
die  angef.  Colleetion  des  constitutions ,  par  Dlfau,  etc.,  T.III.  —  Ein  ahnliches 
pactum  de  aon  prarstanda  obedientia,  ging  der  Erbprinz  Ludwig  von  Ungarn 
in  seinen  pactis  nun  cutis  ein,  als  er  i355  in  Polen  den  Thron  bestieg.  Man  s. 
die  angef<  Colleetion  et»;,  T.  IV.  —  In  England  fand  das  Recht  des  Widerstan- 
det gegen  wilLkührliche  Begierungsgewalt  gesetzliche  Anerkennung  in  der  Bill 
oder  vielmehr  Deklaration  of  rights  von  1689,  in  v.  Mautens  Samml.  der  Reichs- 
grund^eset/.e  etc.,  Th.  I,  S.  8ji.  Blackstoxe's  Commentarics  on  the  Laws  of 
England  (i5  edit.  1809),  vol.  I.  p.  101.  II.  p.  435  sq.  439  sq.  De  Lolme,  die 
Verfassung  fron  England,*  Cap.  S.  291 — 3oo,  nach  der  zu  Altona  1819  er- 
schienenen Lebersetzung.  —  In  dem  JNegerRönigreich  Sennaar  im  nordöstlichen 
Afrika  (5400  UM.  mit  iY2  Mill.  Linw.)  steht  der  muhamedanische  Erbkönig  so 
Streng  unter  den  Landesgesetzen,  dafs  er  im  Uebcrtretungsfall  gesetzmäsig  hin- 
gerichtet weiden  kann.  L.  G-  D.  Stein's  geograph.  Statist.  Lexicon,  Bd.  IV, 
Abtli.  i  (Leine,  \(h.  i),  S.  3x6.  —  Die  ReprasentativVerfassungen  setzen  der  An- 
wendung des  juris  resistendi  entgegen,  das  Princip  der  Unverletzbarkeit  der 
PerSon  des  monarchischen  Souverains  und  der  Verantwortlichkeit  der  Minister. 
—  Der  Aufstand  der  Griechen  gegen  die  türkische  Regierung,  die  Aufkündigung 
ihres  schmählichen  Hingebens  unter  gesetzlose  Gewalt,  seit  dem  Marz  1821, 
ward  rechtlich  gegründet:  1)  auf  die  Thatsache  der  widerrechtlichen  Unter- 
jochung, indem  da.  wo  blofs  Gewalt  die  Grundinge  der  Herrschaft  ist,  die 
l  1  hermacht  der  Gehorchenden  das  Band  auf  dieselbe  Art  löset,  wie  es  von 
dem  Herrscher  geknüpft  war;  2)  auf  die  Willkührherrschaft  oder  Despotie 
(orientalisches  Staatsrecht,  Sultanismus)  der  Regierung,  die  weder  bürgerliche 
I  retheil  noch  Eigenthum  der  Unterthanen  anerkennt.  Die  Griechen  unter  tür- 
'icm  Joch  waren  keine  Unterthanen,  sie  waren  Sclaven;  der  GrofsSultan 
ni'  ht  ihr  Staatsobci  hei  r,   nur  ihr  Tyrann.     Die  oben  §.  76  c  angef.  Stelle 
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aus  Cjimus.  Nach  ausgebrochener  Insurrectiun,  war  denkbar  nur  der  Wech- 
selfall: Unabhängigkeit,  oder  geschärfte  Knechtschaft.  V  ölkerrechtliche  Ansich- 
ten des  Kampfes  der  vereinigten  Griechen  gegen  die  Türken.  München  1821.  8. 
Remarques  politiques  sur  la  cause  des  Grecs.  Paris  1822.  8.  Du  souleveinent 
des  nations  chretiennes  dans  la  Turquie  europeenne;  par  E.  Gaudis.  Paris 
1822.  8.  La  Grece  en  1821  et  1822.  (Par  M.  Stoirdza,)  Paris  1822.  8.  F.  Gleich, 
der  Kampf  der  Griechen  um  Freiheit.  Leipz.  1823.  Histoire  de  la  revolution 
de  la  Grece,  par  Sutzo.  Paris  i83o.  8.  Teutscli  von  Förste:\ia>>-.  Berlin  i83o. 
8.  Rizo  Nerulos  Geschichte  des  griechischen,  Aufstandes.  Teulsch  bearbeitet 
von  EisEMiACii.  Lpz.  i83o.  8.  ConversationsLexicon,  neue  Folge,  Rd.  I,  Abth.  2, 
Art.  Griechen.  J.  L.-Klüber,  diplomatische  Geschichte  der  politischen  Wieder- 
geburt Griechenlands.    Frankf.  i835.  8. 

/')  Nur  gegen  eine  offenbar  revolutionäre  oder  despotisirende  Regierung  sind  Ab- 
gabenverweigerung der  Zahlungspflichtigen  und  Nichtbewilligung  des  Budgets 
durch  die  Stände  gerechte  Mittel  zu  Herstellung  und  Erhaltung  des  Rechtszu- 
standes. Wie  die  Bewilligung,  so  ist  auch  die  Verweigerung  der  Abgaben  nicht 
willkührlich ,  nur  nach  festen  Grundsätzen,  nach  dem  Gebot  bestimmter  Pflich- 
ten, können  sie  ausgeübt  werden.  De  Pradt,  Sur  le  refus  de  l'impot.  Paris 
i8'3*J.  8.  —  Beispide  von  Abgabensperre  von  Seiten  der  Landstände  von  Lan- 
guedoc,  finden  sich  aus  den  Jahren  1672,  1618,  1629,  i632,  in  der  Histoire  du 
Languedoc,  par  D.  Vaissette,  T.  V.  p.  3n  et  suiv. ,  5i6,  568,  56o,  579.  Des- 
gleichen 1788  in  Brabant.  Büsch  Welthändel  neuerer  Zeit,  Fortsetz.  v.  Bredow 
(1810),  S.  5 10.  Mit  solcher  Sperre  ward  1829  und  i83o  in  Frankreich  gedroht; 
es  bildeten  sich  Vereine  für  Verweigerung  der  Staatsabgaben. 

Zwei  Extreme  sind:  der  Monarchismus  und  der  Macchiavellismus.  Darstellung 
der  Grundsätze  des  ersten,  s.  in  Gribser's  Princ.  jurispr.  nat.  H.  7.  2.  Schkidk- 
mantel's  allgemeines  Staatsr. ,  §.  57.    Schroeder  1.  c.  §.  1037  Sf£- 

Ii)  Aus  dem  Recht  zur  Entsetzung,  oder  zu  Reformirung  der  Verwaltung,  folgt 
hier  nicht  ein  Recht  zu  Bestrafung,  zu  Auflösung  der  Staatsverbindung,  zu 
Anarchie.  Kaht's  Rechtslehre,  §.  49.  Schroeder  1.  c.  §.  io38.  Das  ist  der 
Sinn  des  englischen:  «theKing  can  do  nowrong».  Blackstoise's  Commentaries 
on  the  Laws  of  England,  T.  I.  (edit.  1791),  p.  246.  Doch  denken  viele  Britten 
sich  dabei  hinzu:  because  he  does  nothing. 

258,  (toi.) 

F  o  r  l  s  e  t  2.  u  n  y. 

11)  i)a  der  Sl.aalsuherherr  durch  \  erlrag  zu  der  Staalsverlrelung  und 
Staatsregienmg  sich  verpflichtet  hat,  so  ist  er  zu  willluihrlicher  Abdankung, 
zu  einseitiger  willluihrlicher  Aufhebung  seiner  vertriaguiasigeii  \  erbindlich- 
keit,  nicht  berechtigt  Eben  so  wenig  zu  willluihrlicher  Veräufserung 
der  Staatsvertretung  und  Staatsregierung,  (§.  289,  33o,  33 1),  aufweiche 
ihm  nur  ein  blofs  persönliches  (jus  pcrsonalissimuni },  wenn  gleich  auf 
seine  Nachkommen  übergängliches,  Recht  zusteht 

a)  Güjnthfr  a.  a.  O.  II.  435*  Mosfr's  Staatsr.  VII.  26  ff.  Ebeiulcrs.  v.  d.  röm. 
Kaiser,  618.  .1.  Q.  Dmmui  Diss.  de  abdicalione  icgnorum  aliarunupie  dignila- 
tuni  tllustrium.    EVancof.  ad  \  iadr,  1-24.  4-    M\  If.\ssr.  n  Diss.  de  qpnditjone 
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priacipii  «jni  Impoiio  m  abdionvit.  Viteb.  1734.  4«  —  Beispiele  von  Abdankun» 
ier  Carl  \.  i556,  « 1 » * ~  Königin  Christine  von  Schweden  i654, 

lohann  D.  Ctsimir  >nn  Polen  1669,  Philipp  \.  von  Spanien  1734«  ^  M'~ 
!.M  Amadeus  H.  König  Sardinien  1780,  Stanislaus  August  von  Polen  1796, 
I     1  i\ .  \nn  Spanien  ii;";>,  Carl  V  von  Frankreich  i83o,  Markgraf  Christian 

h  Carl  Uexander  \<>n  BrandenburgAnsbach  u.  Baireuth  1791»  dessen 
MxlankungsPatent  in  Hmss  Staatskanalei,  Th.  29,  S.  199.  Aeltere  Beispiele 
ron  Abdankungen  römischer  Kaiser,  in  \IosEa*8  Staatsr.  a.  a.  ()•;  desgl.  leut- 
scher  Landesherren,  in  Mtossa's  persönl,  Staatsr.  teutscher  Beichsstände,  Th.  E, 
B.  666  fC       \  <mi  den  Rechten  der  nach  des  \  aters  Abdankung  gebornen  K£n- 

Hoaia's  t.  Staatsr.,  Th,  •».•»,  8  310.  —  Von  Annehmung  eines  Regierung*- 
itcliülüu  oder  .Mitregenten,  oben  §.  2/|7,  b. 

|  Rovtaaai  l>u  contra!  social,  li\.  11,  ch.  1.  —   Von  Veräufserung  des  Staatsgc- 
bietei  n.  der  Staatshoheit,  unten  §.  83o  f,  —  Desgl.  einzelner  llohcitrcchtc, 
304 1  und         Domänen,      2?.3  u.  333. 


II.     C  A  P  I  T  E  L. 

D  ie   St  a  a  t  s  h  ü  r  £  e  r   u  n  d  U  n  t  e  r  t  Ii  a  n  e  n. 


Volk.    Staatsbürger  und  Unterthanen. 

In  dem  Innern  des  Staatsvereins,  steht  dem  Staatsoberhaupt  gegenüber, 
die  Gesammtheit  der  Staatsbürger,  das  Volk  Durch  den  Unterwer- 
rungsvertrag  ist  jenem  fortwährend  das  Recht  übertragen,  in  Staatsangele- 
genheiten den  allgemeinen  Willen  verfassungsmäßig  (§.  279  ff«)  festzu- 
setzen und  auszuführen.  In  dieser  Hinsicht  (§♦  4)?  sind  alle  Staats- 
büi  ger  oder  Mitglieder  der  Staatsgesellschaft,  physische  und  moralische 
dem  \  erfassungsmä'sig  festgesetzten,  für  ihren  Gesammtwillen  geltenden 
R  eg  i  er  ungs  willen  des  Staatsoberherrn  unterworfen  cy.  Daher  heifsen  sie, 
in  solchen!  Verhältnils  zu  ihm,  Unterthanen  «0. 

a)  Von  den  verschiedenen  Bedeutungen  des  Wortes  Volk  (Nation),  s.  Klübeh'» 
Droh  des  gens  de  l'Europe,  §.  1  u.  20.    Vergl.  unten  §.  239  u.  267. 
)  Koos  Gesellschaft,  auch  die  Kirche  nicht  (§.  5i2),   kann  einen  Staat  im  Staute 
[Statum  in  Statu)  bilden,  d.  h.  ihre  Wirksamkeit  der  Staatsregierung  entziehen. 

<)  Rieht  abhängig  von  eigener  Einsicht,    darf  der  staatsbürgerliehe  Gehorsam  der 
Einzelnen  seyn,  im  Verhaltnifs  zu  Verfügungen  des  Regenten.    Vergl.  §.  4  «■ 
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365.   Feufhbach*s  AntiHobbes,  S.  56.    Aber  durch  bescheidene  Vorstellung, 
darf  das  eigene  Urtheil  demselben  vorgetragen  werden. 
d)  Untergebene ,  auch  Ferwaltungsangehörige  (administres)  in  Beziehung  auf  Staats- 
behörden. 

§.  258.  (193.) 

Verschiedenheit  der  Staatsgenosseii. 

Wesentlich  ist  in, der  Staatsgesellschaft  nur  ein  Stand,  derjenige  der 
Staatsbürger.  Bei  diesem  findet,  nach  allgemeinen  staatsrechtlichen  Bezie- 
hungen, eine  gewisse  Verschiedenheit  der  Einzelnen  Statt  (§♦  259). 
Aber  eine  Abtheilung  der  Staatsgenossen  in  eigentlich  so  genannte  S  tä'nd  e, 
und  eine  Ungleichheit  dieser  Stände,  nichts  weniger  als  Bedingung  des 
Staatszweches  «),  hat  sich  auch  in  Teutschland,  in  gewisser  Art  schon  in 
dem  ersten  bekannten  Zeitraum  in  die  Staatsverfassung  eingeschlichen; 
sie  hat  sogar  Ungleichheit  der  Rechte  (ein  Castenthum  und  superio- 
rites  sociales)  erzeugt.  In  dieser  Hinsicht  hat  sich  nach  und  nach  eine 
dreifache  Abtheilung  (Standesclassen) ,  in  Adel,  Bürger-  und  Bauerstand, 
gebildet  (§.  260  —  266).  Staatsbürgerliche  Verschiedenheiten  anderer 
Art  beziehen  sich  theils  auf  Beschäftigung,  Lebensart,  Gewerbe, 
Wohnort,  Eigenthum  und  NationalOekonomie  (§.  267),  theils 
auf  Verschiedenheit  der  Unterordnung  unter  den  Staat  (§.  268),  theils 
auf  Religionsve rschiedenheit  (§.  Z^65  m  525).  Noch  ein  anderer 
Unterschied  betraf  ehehin  die  bürgerlichen  UnterordnungsVerhält- 
nisse  gegen  das  teutsche  Reich,  wo  alle  Reichsunterthanen  entweder 
Reichsunmittelbare  oder  Mittelbare  (§.  37)  waren;  mit  der  teut- 
schen  Reichsverfassung  hat  dieses  aufgehört.  —  Die  Rechte,  welche  von 
der  Standes  Verschiedenheit  abhängen,  sind  in  einzelnen  Staaten  mehr 
oder  weniger  gesetzlich  bestimmt  c). 

a)  So,  in  Absicht  auf  den  Geburtstand,  so  fern  er,  als  solcher,  Vorrechte  geniefst: 
Baco  de  Verulamio  in  operib.  (Francof.  i665.  fol.),  p.  n5g.  Rousseau,  Du 
contrat  social,  liv.  I,  ch.  9,  am  Schlufs.  Jon.  Millar's  Bemerkungen  über  den 
Unterschied  der  Stande.  Aus  d.  Engl.  Leipz.  1772.  8.  Kant's  Rechtslehrc, 
§.  49-  D-  S.  192.  Theod.  Schmalz  natürl.  Staatsr.  9  ff.,  62  f.  69.  CabinetOrdre 
K.  Friedr.  Wilhelms  III.  v.  10.  Marz  1798.  E.  M.  v.  Schlieffen's  Nachricht  von 
einigen  Häusern  des  Geschlechts  der  von  Schlieffen  (Cassel  1784-  4-)»  S.  2.  J.  W. 
v.  Archenholz  Minerva,  Mai  1808,  S.  265  ff.  Sieyes  Sur  les  privileges.  Ebenders. 
(Ju'est-ce  que  lc  Tiers- etat?  Condorcet's  Entwurf  e.  histor.  Gemaides  der 
Fortschritte  des  menschlichen  Geistes  (ins  Teutsche  v.  E.  L.  Posselt,  Tüb. 
1796.  8.) ,  276  ff.  285  ff.  J.  St.  Pütter  über  den  Unterschied  der  Stande,  be- 
sonders des  hohen  und  niedern  Adels  in  Tcutsehl.  (Gött.  1795.  8.)  i3  ff,  ver- 
glichen jedoch  mit  S.  20.  F.  W.  B.  v.  Ramdohr's  Organisation  verschiedener 
Stande  und  Gewalten  in  monarch.  Staaten.  Hannov.  1801.  8.  Untersuchungen 
über  den  Gcburtsadcl  und  die  Möglichkeit  seiner  Fortdauer  im  19.  Jahrhundert. 
Von  dem  V  erf.  des  neuen  Le vi ath ans  (Friedr.  Buchholz).  Herl.  u.  Leipz.  1 70-.  8. 
Üe  la  contre- revolution  en  France,  ou  de  la  restauration  de  l'ancienne  noblesse 
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rf  den  um  ii-nui's  Mi|»ri  ioi  itrs  sociales  d.ms   l.i   I  Yancc  nnmclle;    par    )M.  (l\MMl 
>  1  • :  1  .    | > rc  l.n f .   »i  |).  1  i  i  r(  siii\.     .1.  (i.  lii  i.iu  n,   der  Hastengeist, 

oder  über  die  Ungebühr  de*  Stände.  Erlangen  i8i3.  8.  (C.  G.  v.  Ahndt's) 
Gedanken  über  wichtige  Angelegenheiten  des  VIcnschen  u.  des  Bürgen  (Frähkf. 
I  M  1814.  8.),  S.  Bo,  IV.  Histoire  de  la  feodalitej  par  M.  Barginet,  Paris 
18t!  8  ConrersationsLexicon,  Art.  Adel,  Vergl.  unten  264.  —  Dawider  s. 
» on  Korai  d]  *  «»in  Adel«  Leipz.  17911,  8.  Thum).  Gottl.  voh  Hippel  Uber  Ge- 
ld tebuug  iiinl  Staatenwohl  (Borl,  1804 <  8.),  S.  i".(>.  A.  W.  Rf.hisf.iu»  über  den 
teutschen  Adel.  Gö#t,  1808.  8.  umgearbeitet  in  dessen  Sämmtlichen  Werken, 
'.  11  ll.mn-M.  1HT1.  (!.),  \ um.  V  u.  \  I.  C.  Tim.nBA.CH,  über  den  germanischen 
1  1  Ti. id.  l.    Hcitrag  zur  Geschichte  des  l  rsprungs  der  Stände.    Golha  i835.  8. 

I  .  \\  l>.  von  (  .mm  11,,  über  den  Adel,  als  einen  zwischen  Monarchie  u.  Demo- 
kratie nothwendigen  Volksbestandtheil.  Minden  i835.  8.  —  Marcus  Aurelius 
pal»  die  Lehre:  «Trachte  das  Bild  eines  Staates  dir  klar  zu  machen,  in  welchem 
dir  Gleichheit^  und  «Iii*  gleiche  Offenheit  der  Rede,  Alles  durchdringt,  und  die 
kftnigheke  Macht  ror  Allem  und  am  meisten  die  Freiheit  der  Regierten  in  Eh- 

II  n  Uflte, 

/1  Gedanken  ron  dem  Ursprung  n.  Unterschied  des  adelichen«.  Bürger-  und  Bauern- 
standes« Cöln,  1710,  4-  G.  I).  Ai.\m>  Diss.  binae  de  statu  hominum  apud 
regeres  Germanos.  Lips.  1745  et  1747.  4-  Ij.  Meiner's  Gesch.  der  Ungleich!), 
d.  Stünde  unter  den  vornehmsten  europ.  Völkern.  Zwei  Bände,  llannov.  1-9*2.8. 
EvOBM  ÄOtfTAG's  (letzten  Abtes  zu  Ebrach)  Geschichte  der  teutschen  Staatsbür- 
gerinnen Freiheit,  oder  der  Hechte  der  gemeinen  Freien,  des  Adels,  und  der 
Eirenen  ^Teutschlands.  (\  om  Anfang  der  frank  Periode-  bis  Friedr.  I.)  ]>d.  I, 
Th.  1  u.  2.  Bd.  11,  Th.  1  u.  2.  Bambl  1819.-1814.  8.  J.  C.  Ma.if.h,  Germa- 
nien«. I  (Verfassung  (Hamb.  1-98.  8  ),  35.  4^  ff.  Pütter  a.  a.  O.  22 —  02.  Grae- 
mm  's  antiplaton.  Staal  (Herl.  1808.  8.),  S.  29.9  lT.  RÄRt  Maxnert's  Freiheit  der 
Franken,  \del,  Sclarerey.  Nürnb.  1799.  8.  Pet.  Wolfter  Diss.  liistoriea  diplo- 
matüa  de  Personis  imperii  Komano  -  Germanici.  Tleidelb.  1788.  /,.  It.  D.  Hüll- 
mvnn's  Glesch,  des  l  rsprungs  der  Stände  in  Deutschi.  Frankf.  a.  d.  O.  Th.  I, 
II  n.  III.  1806.  180-.  1808.  8.  2.  Aufl.  1817.  3.  Aufl.  gröfstentheils  umgearb. 
i83o.  C.  F.  Eichhorn's  teutsclie  Staats  -  und  Rcchts^eschichtc ,  oben  §.  12,  //. 
B.  F.  Huhmel's  Compcnd.  t.  Altcrtftümcr,  124.  K.  G.  Rössig's  Altertliümer  der 
Teutschen,  276  ff.  P.  L.  L.  Mereatj  von  der  ersten  muthmafsl.  Entstehung  der 
Verschiedenheit  der  Stände;  in  s.  Miseellaneen ,  I.  349.  C.  A.  Menzel,  die  Ge- 
schichten der  Deutschen,  Bd.  IV  (Bresl.  1819.  4.),  S.  371 — 390. 

1  1  Baduckc*  Edict  v.  /».  Juni  1808,  die  Grundverfassung  der  verschiedenen  Stände 
betr.;  in  d.  Rhein.  Hund,  XXII.  63.  XXVIII.  117. 


§♦  259.  £194.) 
/.  Nach  allgemeinen  staatsrechtlichen  Beziehungen. 

Snuvernin.    Volk.     Unterthanen  und  Nation.     Mitglieder   des  Regentenhauses.  Rechts- 
und  Pflfchtgieichheü  der  Staats  genossen.    ActwRürger.    Gemeinde  glieder.  Gemeindever- 
fassung und  Gemeindeordnungen. 

\)  Notln\  endig  und  natürlich  ist  die  Abiheilung  der  Staatsgenossen, 
in  dem  weitern  Sinn,  in  Souverain  und  Volh  «J,  dieses  als  Inbegriff 
der  Staatsbürger  im  Verhältnifs  zu  dem  Oberherrn.  II)  Die  einzelnen 
Birgel    sind  Unterthanen  (§.  2J7);    und  die  Masse  aller  Einwohner 
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des  Staatsgebietes,  bildet  die  Nation,  den  wesentlichen  Stoff  des 
Staatsvereins.  III)  Das  Staatsinteresse  läfst  zü,  dafs,  in  erblich -mo- 
*  narchischen  Staaten,  die  Mitglieder  des  Regentenhauses,  dem  gesammten 
Volke  gegenüber,  als  eine  höhere  Classe  ausgezeichnet  werden,  geschieden 
von  dem  Adel  (§..262,  III),  welcher  durchaus  in  unterthanschaftlichem 
Verhältnifs  steht.  IV)  Alle  Staatsangehörigen  haben,  unter  dem  Schutz 
des  Staates,  ein  Recht  auf  Freiheit,  Ehre,  Eigenthum.  Sie  Alle 
haben  gleiche  staatsbürgerliche  Rechte  und  Pflichten.  Keiner 
darf,  wegen  seiner  Geburt,  von  irgend  einem  Staatsamte  ausgeschlossen 
werden.  Alle  sind  verpflichtet  zu  gleichem  staatsbürgerlichem  Gehorsam 
(§.  4.  365),  auch  während  ihres  Aufenthaltes  aufserhalb  Landes  £),  und 
zu  gleicher  Theilnahme  an  den  Staatslasten.  Die  Verpflichtung  zu  Vertei- 
digung des  Vaterlandes  und  die  Verbindlichheit  zu  dem  Waffendienste 
sind  allgemein.  Jedem  gebührt,  Freiheit  der  Person,  des  Gewissens,  des 
Eigenthums,  der  Auswanderung.  Niemand  darf  seinem  ordentlichen  Rich- 
ter entzogen,  und  anders  als  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen, 
verhaftet  und  bestraft  werden  c).  Auswärtige  Besitzer  inländischer 
Privatberechtigungen  (Forensen,  §.  267)  sind  der  Staatsgewalt  in  Anse- 
hung dieser,  und  wo,  wie  jetzt  fast  überall,  der  volle  Landsassiat  (§.269) 
gilt,  auch  in  Absicht  auf  den  Geriehtstand  in  persönlichen  Sachen  unter- 
worfen. Temporäre  Unterthanen  (§.  267)  stehen  in  persönlicher  Unter- 
würfigkeit gegen  die  Staatsregierung,  während  ihres  Aufenthaltes  in  dem 
Staatsgebiet,  und  wegen  darin  vorgenommener  Handlungen.  V)  In  Absicht 
auf  Ausübung  gewisser  innerer  politischer  Rechte  (§*  4  c),  heifsen,  in 
Staaten  mit  RepräsentativVerfassung,  Activ Bürger  diejenigen  Staatsbür- 
ger, denen  ein  Mitwirkungsrecht  bei  Bildung  der  Volksvertretung  (§.  289) 
zukommt  d).  VI)  So  fern  nach  der  Staatsverfassung  Gemeinden  die 
Grundlage  des  Staats  Vereins  sind,  mufs  jeder  Staatsbürger  einer  Gemeinde 
als  Bürger  oder  Beisafs  (§.  4°4)  angehören,  so  weit  nicht  gesetzlich  eine 
Ausnahme  besteht.  Die  Rechte  der  Gemeinden  werden  durch  die  Gemein- 
deräthe  und  deren  Vorsteher  verwaltet,  unter  verfassungsmäsiger  Mitwir- 
kung der  Gemeindeausschüsse  oder  Abgeordneten,  nach  den  Gesetzen  und 
Verträgen,  und  unter  Aufsicht  der  Staatsbehörden  (§.  334).  In  manchen 
Staaten  bildet,  wie  sich  gebührt  <?),  die  Municipal-  oder  Gemeinde  Ver- 
fassung der  Dorf-  und  Stadtgemeinden,  in  ihren  Hauptzügen,  einen  Be- 
standtheil  der  Staatsverfassung/),  und  es  bestehen  eigene  Gemeindeord- 
nungen, Land-  oder  Dorf-  und  Städteordnungen  £"),  unterschieden  von 
den  für  gröfsere  gemeinschaftliche  Bezirke  bestimmten  Bezirk-  oder 
Kreisordnungen  und  Provinzial-  oder  DepartementalOrdnun- 
gen  (§.  286,  2886)  290  u.  291). 

a)  Kant  a.  a.  O.  193.  > 

b)  Absenles  tanquam  praesentes.  Daher  dürfen  sie  auch  abwesend  bevormundet, 
öffentlich  zurückgerufen,  und  wegen  solcher  Handlungen  bestraft  werden,  durch 
welche  sie  im  Ausland  die  inländischen  Strafgesetze  übertreten  haben.     Fei  tu- 
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*\«  »i's  l.rhrb.  des  |>eiul.  Hechts,  §.  3li     Hl  i  m  it  Droit  des  grns  moderne  de  VEll- 

rojit«,  (.  (mi  ii  sni>.    Nun  ihm-  Auslieferung  wegen  Verbrechen,  ebendas.  §.66. 
i    Ulcs  Worte  des  umtcmh.  Verfass.Vcrtr,  >.  1819,      21  u.  F,    Man  s.  auoli  das  « 

Ce.M't/,  für  die  >t üiitl  Verfass,  des  Bersogth.  S.CoburgSaalfeld,  v.  1821,  §.  1011.  ff. 

s  •        .  •  Grundgeseta      1829,  irt  (>  ff.    KönigL  .vüv/v.v.  Vcrfass.Urk.  v.  i83i, 

I,  >,  ff   Kurkeetieekt  \.  i83i)  §•  19  ff  u.     114  ff 
I  S'crgl.  daa  ingef,  meining,  Grundgesetz,   \rt.  i3.    Unter  3o  Mill.  Einwohnern, 
1  rankreich  ßo,ooo  ictivBürgeri  ungefähr.    Nach  der  ('harte  von  1814  war 

wahlberechtigt,  wer  3oo  Franca  Steuer  oder  mehr  bezahlt.    Von  den  droits 

politiquea  der  citoyena  francaia,  s.  man  Fleubigeon,  Code  adminiatratif  (Paris 

1 800.  80 ,  p.  700  —  760. 

)  Die  Gemeinden  bilden  die  materielle  Grundlage  des  Staatsgebäudes.  Daher  ist 
d.»>  conatitutionelle  Staataleben  in  einer  Hauptbeziehung  gefährdet,  wenn  sie 
ni<  Iii  nach  Innen  und  nach  Aufaen  zweckgemäfs  mit  einer  rechtlichen  und  frei- 
ainnigen  Gemeindeordnmng  au8gestattel  sind.  Das  waren  sie  nicht,  wenn  die  Ge- 
meinde in  Verhaltnila  au  dem  Vorstand,  und  dieser  gegen  die  vorgesetzte 
Staatsbehörde,  eine  Null  waref.  Eifersucht  der  monarchischen  Staatsgewalt  auf 
die  politische  und  staatsbürgerliche  Selbstständigkeil  der  Gemeinden,  fehlerhafte 
wider  Vfifsbrauch  nicht  genug  schützende  Einrichtung  der  Gemeindeverwaltung, 
d  -  Vorurtbeil  ron  QuasiMinderjährigkeit  und  darum  nöthiger  Staatsbevormun- 
dung der  Gemeinden,  hatten  seit  dem  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  die  Gemein- 
den in  eine  \ rt  um  Willenloaigkeit  versetzt.  Erst  seit  dem  ersten  Jahrzclmd 
des  19.  Jahrhunderts  fing  man  an,  durch  bessere  Gemeindeordnungen  das  gemeinde- 
btirgerliche  Leben  ,  diese  \  orschule  des  staatsbürgerlichen,  wieder  anzuregen 
und  neu  zu  bilden. 

Würi  mb.  \  erfasa.  \  ertr.  \.  1819,  §.  62 —  69.  Kurhess,  Verfass.  Urk.  v.  i83i, 
48.  Hannoverische  \.  1833.  HohentollernSigmaringensche  v.  i833,  %.  4»  ff« 
ndeordnuv^ni ,  in  Baiern  v.  1-.  Mai  1818,  u.  v.  1.  Juli  x 834 •  Preufs.  Städleordn. 
19.  Nor.  i8r>8.  Revidirte  preufs.  Städteordn,  v.  17.  März  i83i.  (Davon  s. 
A  l.  Mülli  a*8  krehn  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  II  (i832),  S.  358— 455.) 
//'  ri  '  Edict  ^.  3i.  Dec.  1818,  betr.  die  Gemeindeverfassung.  Königl.  säch- 
sische Städteordn.  v.  Febr.  i832.  Badisches  Gesetz  über  die  Verfassung  u.  Ver- 
waltung  der  Gemeinden,  v.  3i.  Dec.  183*2.  Badisches  Gesetz  über  die  Rechte 
der  Gemeindebürger  u.  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts,  v.  3i.  Dec.  i83i. 
Grossherzogl.  tiess.  Gemeindeordnung  v.  3o.  Juni  1821.  Gemeindeordnung  für 
die  Stadt-  u.  Landgemeinden  in  Kurhessen  v.  23.  Oct.  1834.  Fürstl.  Reussische 
\  erordn.  v,  i3.  Sept.  i83i,  betr.  d.  Verfassung  der  Stadt  Gera.  Hohenzollern-Hechin- 
:  gehe  Gemeindeordnung  v.  i5.  Jan.  i835.  Die  erste  würtembergische  Commun- 
Ordnung  erschien  1702.  Von  der  würtemb.  Gemeindeverwaltung,  s.  J.  D.  G. 
Memmtngeb's  Beschreib,  v.  Würtemb.  (2.  Aufl.  1823),  S.  454—459.  G.  Döixnr- 
(,hi\  \  erfass.  u.  Verwalt  der  Gemeinden  in  Baiern.  2  Theile.  München  1819.  8. 
S'hi  -m  \  Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Bd.  I,  S.  347—462.  J.  D.  F.  Rumpf, 
der  preufs.  CommunalBeamte.  2.  Aufl.  Berlin  1823.  8.,  auch  in  II.  F.  Matths 
AUg.  Jurist.  Monatschrift  in  den  preufs.  Staaten,  Bd.  VII,  S.  96  ff.  Die  Prcufsische 
Stadteordnung,  nebst  den  über  dieselbe  bis  ins  Jahr  1829  ergangenen  Erklärun- 
gen, Entscheidungen  u.  Zusätzen.  Ucrausg.  von  J.  D.  F.  Rumpf.  Vierte  venu. 
Ausg.  Berlin  i832.  8.  \V.  Pagenstecher,  die  deutsche  Gemeindeverfassung  u. 
\  erwaltung.  Darmst.  1818.  8.  J.  P.  v  Sewsbtjbg's  Entwurf  einer  Gemeinde- 
ordnung.  Carlsr.  1821.  8.  J.  G.  Fbech's  u.  J.  B.  Kupfebeb's  Entwurf  c.  Ge- 
meindeordn.  Carlsr.  1822.  8.  Hebm.  Mülles  (Regier.  Secretär  zu  Cassel)  über 
Gemeindeverfassung,  zunächst  für  Burhessen.  Cassel  i83i.  8.  J.  Wbbnheb 
über  GcmeindeBürgerthum.    Darmst.  i838.  8. 
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§.  260.  (,95.) 

II.  Nach  eigentlich  so  genannten  Ständen. 

/)  Adel.    Persönlicher ,  Verdienst-  und  Geistesudel. 

In  Absicht  auf  den  Unterschied  der  Staatsbürger  und  Unterthanen 
nach  eigentlich  so  genannten  Ständen,  bemerkt  man  noch,  in  teutschen 
Bundesstaaten,  drei0)  Hauptstände;  Adel-,  Bürger-  und  Bauerstand. 
Der  erste  der  Adel  ist  ein  Geburtstand  <0,  womit  erbliche  Vor- 
rechte vor  Mitgliedern  der  übrigen  Standesclassen  verbunden  sind  Diese 
Vorrechte  erhalten  ihre  nähere  Bestimmung  nach  den  verschiedenen  Clas- 
sen  des  Adels,  durch  das  Recht,  theils  des  Teutschen  Bundes  (§.  23 i), 
theils  der  einzelnen  Bundesstaaten.  Blofs  personlicher  oder  nicht 
erblicher  Adel  (Amts-,  Dienst-,  Chargen-,  Kriegs-  oder  GlochenAdel ), 
gehört  zu  den  Ausnahmen  von  der  Regel,  und  findet  nur  da  Statt,  wo 
er  durch  Staatsgesetze  begründet  ist  Unterschieden  von  dem  staatsbür- 
gerlichen, gibt  es  in  sittlicher  Hinsicht  nur  Verdienstadel/),  See- 
len- oder  Tugendadel,  unabhängig  von  Zufall  und  Verleihung,  so  wie  in 
geistiger  Hinsicht  Geistesadel. 

a)  Eigentlich  nur  zwei,  Adel  und  Niclitadel}  der  letzte  theilt  sich  in  Bürgerstand 
und  Bauerstand.  —  Den  Nichtadel  nannten  ehehin  die  französischen  Aristokra- 
ten la  gent  taillable  et  corveable  (wohl  auch  malleable)  ä  merci  et  a  volonte, 
wie  noch  jetzt  in  Ungarn  der  ganze  nicht  reichstagfähige  Theil  der  Nation  misera 
contribuens  plebs  heifst. 

b)  Schriften  in  Pütter's  Lit.  DI.  264.  Klüber's  Lit.  §.  1047.  H.  W.  L\wätz  Handb. 
f.  Bücherfreunde  u.  Bibliothekare,  Th.  I,  Bd.  i  (Halle  1798.  8.),  S.  i3i  — 884, 
inbes.  S.  846.  C.  U.  D.  v.  Egger's  Archiv  f.  Staatswissensch,  u.  Gesetzg., 
Bd.  I  (Zürich  179a.  8.),  voc.  Adel.  Schuotcr's  Staatsr.  des  Königr.  Baiern, 
Bd.  I,  §.  60. 

c)  Ursprünglich  der  Stand  der  Gutsbesitzer,  von  Od,  d.  h.  Besitzung.  Die  ver- 
schiedenen Meinungen  von  dem  Ursprung  des  Wortes  Adel,  s.  in  Schilter's 
thesaur.  antiquit.  teuton. ,  Tom.  III.  p.  622.  C.  L.  Scheid's  Nachr.  vom  Adel, 
S.  10.  J.  C.  H.  Dreyer's  verm.  Abhandl.,  Th.  III,  S.  1246  f.  1296.  Ebendess. 
Nebenst  ,  S.  34  fF. 

d)  Von  der  Nobilitate  der  alten  Teutschen,  nach  Tacitus,  s.  J.  F.  Bunde  Or.  de 
vera  nobilitatis  notione  etc.    Goctt.  1793.  8. 

e)  "Wie  in  Baiern  und  Würtemberg,  bei  nichtadcliehen  Bittern  des  Ci\ ilVerdienst- 
ordens.  Unten  §.  496,  d.  —  A  om  PersonalAdel  s.  Levsfr  Medit.  ad  Pandect, 
Spcc.  664-  m.  5.  Moser  v.  d.  t.  Unterthanen  Beeilten,  S.  391.  Klüber's  hl. 
jurist.  Bibl.,  St.  XXV,  S.  17  f.  —  Anders  F.  C.  J.  Fischer,  in  s.  Lehrbegr. 
sammtl.  Kamerai-  u.  Polizeir. ,  Bd.  I,  §.  806  f. 

f)  Ilicvon  (bei  den  Alten  Götteradel)  s.  M.  Grass  Diss.  de  exceptione  nobilitatis 
etc.  Tüb.  1717;  in  Moser's  Syntagm.  dissertat.  p.  181  sqq.  Estor's  neue  kl. 
Schriften,  Th.  I,  S.  i53  f.  157  f.  Ebendess.  teutsche  Beehtsgelahrth.  Th.  ID, 
§.  194.  J.  O.  SalviüS  Proben  des  t.  Beichsadels,  Cap.  1  u.  2.  In  dem  J.  1822 
sagte,  in  der  französischen  DeputirteiiBammer ,  ein  Deputirter:  ^Lcs  superiori- 
tes  individuelles,  pour  apercevoir  les  superiorites  sociales  au-dessus  de  leurs 
tetes,  auront  beaueoup  a  descendre». 

Klüber's,  offentl.  Recht,  4.  Aufl.  24 
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iiel>urt-  tnul  1>  r  i<>  fa  d  e  t. 

Der  Adel  ist.  In  Ansehung  der  Art ,  wie  Jemand  seihst  ihn  erlangt 
bat:  i  I  Gebertade]  ■»)  Geschlecht^  oder  Stammadel,  nobilitäs  gentilitia), 
wenn  er  ihm  \»>u  dem  \  ater  *) ,,  vermöge  Abstammung  ans  rechtmäsiger 

I  hfl  riiitgctheilt  ist,  wohin  auch  der  Fall  einer  Legitimation  durch 
nachfolgende  Ehe  gehör!  </),  so  fern  nicht  positive  Rechtsbestimmungen  in 
einzelnen  teurschen  Bundesstaaten  oder  Familien  widerstreiten;  2)  Brief- 
adel  0  ( Bullenadel ,  nobilitäs  codieillaris  s.  diplomatica),  wenn  ihm  der 
\  von  dem  Staatsoberhauptes  oder  von  einem  antlern  zu  der  Adelung 
Berechtigten/),  durch  ein  Privilegium  ( Adelsbrief Diplom  oder  Patent) 
verliehen  ist.  Durch  Adoption,  durch  Ritterguts-  oder  UitterlehnsErwerb, 
durch  Erheinsetaung  mit  der  Bedingung,  den  adelichen  Namen  des  Erb- 
lassers eh  (uhren,  kann  der  Adrlstand,  ohne  ein  hiezu  berechtigendes  ober- 
herrliches Privilegium,  weder  erlaugt  noch  Andern  initgetheilt  werden. 

s)  (J,  (  .  \\ .  r.  Stick)  Von  dem  Geschlechtsadel  und  der  Erneuerung  des  Adels. 
Lehn*.  1778,  8.  Encyclop^ die ,  par  d'Alxmbert  et  Didkrot,  voc.  Noblesse  an- 
cienne,  —  Der  Geschlechtadel  ist  entweder  Uradel  oder  neuer  Geschlechtadel, 
und  beide  sind  entweder  alter  (der  auf  eine  bestimmte  Anzahl  adelichcr  Ahnen 
oder  \  orfahren  sich  gründet)  oder  neuer.  Klüber  Isagoge  in  jus  publ.  nobi- 
lium  immed..  §.  3  s(\.  —  Ritte rfcürtig  bezeichnet  mehr  nicht  als  Geburtadel;  also 
Bichl  den  Besitz  einer  bestimmten  Anzahl  adelichcr  Ahnen.  Nach  e.  preufs. 
CabtnetOrdre  \.  4«  Sept.  i83o  (Gesetzsamini. ,  St.  18)  ist  bei  Familienstiftungen 
und  Fideicom missen  im  Zweifel  der  Besitz  von  4  adelichen  Ahnen  darunter  zu 
verstehen. 

b)  1  ine  adeliche  Mutter  I  heilt  den  mit  ihrem  nicht- adeliehen  Ehemann  erzeugten 
Kindern,  weder  ihren  Geburt-  noch  ihren  Briefadel  mit;  so  fern  sie  nichtdurch 
ein  Privilegium  besonders  hiezu  ermächtigt  ist.  Hienach  ist  der  von  Einigen 
behauptete  Kunkeladel  (nobilitäs  uterina)  zu  beurtheilen.  Klüber  Diss.  de  nobi- 
lUate  codicillari,  §.  3.  —  Ein  adeliche.s  Frauenzimmer  verliert  sogar  durch  Ver- 
heirathung  mit  einem  Aichtadelichen,  ihren  eigenen  Adel.  Klüber's  M.  jurist. 
ßiblioth.,  St  \W  .  S.  o.  —  Kinder,  welche  geboren  sind  che  ihr  Vater  Brief- 
adel  erlangt  hatte,  nehmen  an  des  Vaters  Adel  nur  dann  Theil,  wenn  sie  in 
seinem  Adelsbrief  ausdrücklich  mitbegriften  sind.  Klüber  Diss.  cit.  §.  5.  Anders 
Honn  Obs.  -70. 

I I  I  ur  die  Kinder  bewirkt  die  Ehe  der  Eltern  die  Legitimität,  vorausgesetzt,  dafs 
die  Mutter  vor  der  Niederkunft  rechtmasige  Ehegattin  war.  L.  11.  C.  de  natur. 
IIb.  (V.  27.)  Nov.  o<).  c.  8.  §.  1.  Alb.  Schweppe's  römisches  Privatrecht  (2.  Aufl. 
Altona  1819),  §•  7o3.  Des  väterlichen  Adelstandes  nicht  theilhaftig  sind  Kin- 
der, welche  ein  kdelicher  in  Gewissensehe  (§.  245,  <0>  so  fern  er  zu  Schliefsung 
einer  solchen  nicht  ermächtigt  waf,  oder  in  einer,  mit  solcher  vertragmäsigen 
Bestimmung,  dafis  die  Binder  des  väterlichen  Adelstandes  nicht  theilhaftig  seyn 
sollen,  befttgterweise  geschlossenen,  Ehe  zur  linken  Hand,  oder  ausser  der  Ehe, 
oder  in  dainnato  coittt  erzeugt  hat.  Nicht  die  Bede  ist  hier  von  Gewissensehen 
evangelischer  Landesherren,  auch  mit  Landesherrfichlteit  versehener  evangelischer 
reichsunmittelbarer  Herrschaft-  oder  Gutsbesitzer  \on  niederem  Adel  in  der 
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Zeit  des  teulschcn  Reichs,  die  von  der  kirchlichen  Trauung  wie  Andere,  also 
auch  sich  selbst  zu  dispensiren  befugt  sind  oder  waren.  —  Von  Missheirath(tnf 
oben  §.  245,  b- 

d)  Das  Naturrecht  nicht  allein,  auch  das  positive  gemeine  Recht  (Nov.  74.  in 
praef.  Nov.  8g.  c.  8.  L.  10.  in  fin.  C.  de  natural.  Hb.  §.2.  Inst,  de  hered.  quae 
ab  intest.  §.  ult.  Inst,  de  nupt.  Cap.  6.  X.  qui  filii  sint  legitimi.  Levser  Spec. 
298.  med.  5.  Voetius  Cominentar.  ad  Fandect.  lib.  XXV.  tit.  7.  n.  6.)  —  welches 
unter  der  Autorität  der  Reichshoheit  in  ganz  Teutschland  subsidiarisch  galt, 
dem  die  Reichsgerichte  in  ihren  Richtcrsprilchcu  zu  folgen  durch  Reichsgesetze, 
wie  jetzt  die  bundesverfassungsmäsigen  AusträgalGeriehte  von  dem  Teutschen 
Rund  (wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  23),  angewiesen  waren  —  spricht 
den  durch  nachfolgende  Ehe  Legitimirten  alle  Rechte  der  ehelich  Gehörnen, 
ohne  irgend  eine  Ausnahme  zu,  «perinde  ac  si  legitimi  non  facti  fuissent  sed 
nati«;  durch  Reichsgesetze  oder  Reichsherkommen  war  dem  nicht  derogirl. 
Dem  gemäfs  folgten  die  Reichsgerichte  im  Rechtsprechen  jener  Regel  auch  in 
Ansehung-  des  väterlichen  Adelstandes  der  Mantelkinder;  und  eben  so  die  teut- 
schen Rechtslehrer.  Myler  ab  Ehrenbach  Gamologia  personarum  imperii  illust- 
rium,  c.  V.  §.  61.  p.  147  sq.  et  c.  XXIV.  §.  1  et  2.  p.  5i4  sq.  J.  Ge.  Cramer 
de  jurib.  et  praerogativis  nobilitatis  avitae,  p.  191  sq.  J.  U.  v.  Craivieb's  Wetzlar. 
Nebenstunden,  Th.  io5,  S.  111.  Riccius  vom  landsäfs.  Adel,  S.  289.  J.  M. 
Grass  Diss.  de  exceptione  nobilitatis  etc.,  §.  11.  (in  Moser' s  Syntagm.  dissert. 
p.  181.)  J.  F.  C.  Hesse  diss.  de  liberorum  legitimatione ,  an  et  quatenus  nobi- 
litatem  conferat?  Goett.  1792.  Voet,  Lauterbach,  K>ipschild,  Lyttcrer,  Tfli.ez 
u.  A.  Man  s.  die  oben  (§.  245,  e)  angef.  Rechtliche  Ausführung  etc.  45 — 48 
u.  66 — 68.  Mit  seichten  Gründen  und  in  wenigen  Zeilen  widerspricht  C.  F.  E. 
Epperlein  (praes.  H.  G.  RxAuer)  diss.  legitimationem  per  subsequens  matrim. 
nobilitatem  non  restaurare.  Lips.  1776.  4«  (Man  s.  die  angef.  Rechtl.  Ausfüh- 
rung, S.  172.)  —  Sogar  den  per  rescriptum  prineipis  legitimirten  Rindern  ade- 
licher Vater  erkannte  die  Reichscanzlei  den  väterlichen  Adelstand  zu.  Man  s. 
die  angef.  Rechtliche  Ausführung,  §.  47,  Note  2,  S.  126. 

e)  Von  den  verschiedenen  .Formen,  unter  welchen  der  Briefadel  vorkommt,  s.  Klüber 
Diss.  cit.  §.  5.  —  Von  seinem  Ursprung-,  ebendas.  cap.  II.  p.  19 — 5o.  u.  Klüber's 
kl.  jur.  Bibl.  St.  XXV,  S.  3o  ff.  —  Der  Briefadel  ist  entweder  Raufadel  oder 
Gunstadel ,  dieser  zuweilen  Verdienstadel. 

f)  "Während  der  teutschen  Reichsverfassung  z.  B.,  von  einem  der  beiden  Reichs- 
vicarien  während  eines  Zwischenreichs ,  von  einem  kaiserl.  Oberhofpfalzgrafen 
(comes  palatinus  major),  oder  von  einem  andern  durch  kaiserliche  Verleihung 
hiezu  Berechtigten.  Daher  Vicariat-,  Comitiv-  u.  d.  Adel.  Ri,übfr  Diss.  cit. 
§.  18  H,  19. 

|  262.  (,97). 

Hoher  und  niederer   Adel ;  jetzt  nur  Landesadel.     Souveraine  Erl/Regenten    und  ihre 
Familienglieder  gehören  nicht  zu  dem  Adel. 

I)  Als  Standesclasse  betrachtet,  theilt  sich  der  Adel  in  hohen 
und  niedern  «).  A)  Der  hohe  Adel  (Herr  enSt  and,  Stand  der 
Reichsherren  oder  Erlauchten,  ordo  Illustrium,  nobilitas  superior,  Erlauchte, 
illustres),  objectiv  betrachtet,  ist  ein  Inbegriff  bürgerlicher  erblicher 
Vorrechte,  die  ehehin  ihren  Grund  hatten,  entweder  in  einem,  der  Fa- 
milie, wegen  eines  Reichslandes,  zustehenden  Sitz-  und  Stimmrecht  in  der 
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allgemeinen  RHcbsroriammlaiig,  oder  in  der  erldiehen  reuhsfürstlichen 
Wfirdc  '  \  jetigt,  entweder  in  einer  vertragmäsigen  IVstiinmung  des  Teut- 
leben Du  ih  ,odcrineiner  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Willeriser- 
Marung  des  inländischen  Sdnverains.  Zur  Zeit  des  t  eu  t  sehen  Reichs  begriff 
der  leuteche  hohe  Adclstand  unter  sich  ;  die  ErbKurfürsten,  die  Erbfürsten  des 
tonischen  Reichs,  dann  die  mit  dinglichere)  Reichsstandschaft  versehe- 
nen Reich  i  i  und  Herren  <••'  .  nebsl  ihren  allseitigen  ihnen  ebenbürtigen 
FamiÜenMitgliedern.  Jetzt  bilden  den  hohen  Adelsland:  1)  allgemein, 
das  heifst,  in  allen  teutschen  Bundesstaaten,  diejenigen  Standesherren  im 
vSiuu  der  BundesActe,,  welphe  während  der  teutschen  Reichsverbindung  zu 
hohen  \<ul  des  Reichs  gehörten  <  ):  2)  in  einzelnen  Bundesstaaten, 
igen,  denen  vermöge  dortigen  particnlären  Hechtes  der  hohe  Adel- 
st ad  Eukomtnt  (§.  'Ii-  u.  .|()-  ).  Ii)  Der  niedere  Adel  (auch  geradehin 
ur  idel,  IMellente,  nobilitas  inferior),  ist  ein  Inbegriff  von  bürgerli- 
chen erblichen  Vorrechten ,  womit,  in  der  StandeselassenReihe,  der  Rang 
zwischen  den  Personen  4  es  hohen  Adels  einer  Seils,  und  denen  von  dem 
Bürgerstande  anderer  Seils,  verbunden  ist/).  11)  Durch  Auflösung  der 
teutschen  Heirhs\ erbindung  hat  der  teutsche  (unmittelbare  und  mittelbare) 
[1  hsadel,  als  solcher  ff)  aufgehört  //)  (  §.  48 ).  Es  gibt  daher  in  den 
Runde  st  ialen  jetzt  nur  Landesadel,  inländischen  oder  im  Inland  aner- 
kannten ausländischen.  Doch  muffl  der  in  der  RundcsActe  den  Standes- 
agesicherte  hohe  \dcl.sland  (§.  3o3)  in  allen  Bundesstaaten 
dafür  anerhannl  oder  geachtet  werden,  während  inländische  Anerkennung 
!  andern  ausländischen  Adels,  streng  rechtlich,  von  freier,  ausdrückli- 
cher oder  stillschweigender,  Willenserklärung  des  Souverains  abhängt 
(§•  49(8 )•     ^0  gew<»rden  von  der  Reichsbürgerschaft,  und  von  der 

Unterordnung  unter  die  Reiehshoheit,  gehören  jetzt  die  souverainen 
ErhRegenten  teutscher  Bundesstaaten,  nebst  den  Mitgliedern  ihrer 
Familien,  so  wenig  zu  dem  Adel  (§.  25o,.  III),  als  ehehin  der  romisch- 
tentschc  Kaiser,  als  solcher,  und  als  vorhin  und  jetzt  die  Regentenhäuser 
in  den  übrigen  ErbMonarchieri  von  Europa.  Ein  souveraincr  ErbRegent, 
mit  seinem  Geschlecht,  stellt  über  allen  untcrthanschafllichen  Staatsgenos- 
sen, mithin  auch  über  allen  Adelsgenossen 

1  Teutsche  Bud  des  Acte,  Art.  14,  lit.  a.  Pütter  von  d.  Untersch.  der  Stande, 
S.  -  '  K  Moseb  von  der  t.  Untefthaften  Büchten,  S.  3q2  IT.  Klüber  Diss.  cit. 
§.  6.  Ej'ttfd.  Isagoge  in  jus  publ.  nohilium  hnmed. ,  §.  5  sq.  —  Die  badischen 
Gesetze  unterscheiden  Hvrren'staiid  u.  Räici  stand,  und  rechnen  zu  dem  letzten: 
alle  ehemaligen  nicht  -  rrirhv.iändisehen  Grafen,  alle  Freiherren  und  Edelleute, 
IJad.  Landrecht  von  1009.  Satz  D77  ed.  Edicte  v.  11.  Juli  1807,  §.2,  u.  v.  4«  Juni 
1808.  §•  01;  in  &  Rhein.  Kund,  XH.  im.  XXVIU.  124.  Die  badischc  Verfas- 
lungliurlr.  v-  »8»8,  \  rt .  28,  sprichl  &yon  adelnden  Familien,  welchen  der  Grofs- 
herzog  die  Würde  des  liehen  Adels  verhihetf>'}  u.  ein  Edict  v.  16.  Apr.  1819 
lagt:  die  -ehemals  reichsständischen,  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  werden 
fortan  zu  dem  hohen  Adel  in  Teutschland  gerechnet».  So  auch  das  grofshcrzogl, 
hessische  Edicf  v.  \n.  l  ehr.  1820,  u.  k.  hannöverisclic  Verordnungen  v.  18.  Apr. 
iBai  u.  <j   Mai  1826.    Klüheb's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  220  1F.  -   Das  baierischo 
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Edict  über  die  Verhältnisse  des  Adels  v.  28.  Juli  1808  (Rhein.  Bund  XXIV.  436.), 
der  Nachtrag  dazu  v.  5.  Dcc.  1808,  u.  das  Edict  über  den  Adel  %  26.  Mai  1818, 
Beilage  V  zu  der  Verfassungsurhunde,  schweigeil  von  der  Abtheilung  des  Adels 
in  hohen  und  niedern.  Das  letzte,  §.  6,  spricht:  «Der  baierische  Adel  hat  fünf 
Grude:  1)  Fürsten,  2)  Grafen,  3)  Freiherren,  4)  Ritter,  5)  Adeliche  mit  dem 
Prädicat  von.  Dagegen  bestimmt  das  Edict  von  demselben  Datum,  betr.  die 
staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  vormals  rcichsständischen  Fürsten  und  Gra- 
fen, Beilage  IV  zu  der  Verfassungsurhunde,  §.  1,  dafs  diese  Fürsten  und  Grafen 
zu  dem  hohen  Adel  gehören  sollen.  Und  ein  ltönigl.  Rescript  v.  27.  Jan.  182^ 
verleiht  den  Grafen  von  Pappenheim  das  Vorrecht,  dafs  «sie  zu  dem  hohen  Adel 
gehören  sollen».  Rlüber  a.  a.  O.,  Bd.  I,  S.  220  u.  223.  Eine  andere,  doch 
auch  fünffache,  Classification  des  baierischen  Adels,  findet  man  in  Schukck's 
Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Bd.  I,  S.  298  —  326.  —  Die  Vcrfassungsurk.  des 
Rönigr.  ffünemberg  v.  1819,  §.  129,  i3o  u.  139  ff.  unterscheidet  blofs  standes- 
herrlichen  und  ritterschajtlichen  Adel.  —  Die  ehemalige  Abtheilung  des  Adels  in 
reichsunmittelbaren  und  mittelbaren ,  bezog  sich  auf  das  Subjectio7isVer\i'Ä\tn\£s  im 
teutschen  Reich,  wovon  Rlüber  Isagoge  cit.,  §.  10  et  11.    Vergl.  oben  §.  3j. 

b)  Von  diesem  ehemaligen  Rechtsbegriff  des  hohen  Adels  und  seinen  Folgen,  s. 
Rlüber  Diss.  de  nobilitate  codicillari  (Erlang.  1788.  4-)?  §•  6  et  20.  Ebendess.  kl. 
jur.  Bibl.  XXV.  26  ff.  Ebendess.  Isagoge  in  jus  publ.  Nobilium  immediator.,  §.  5. 
Ebendess.  oben  §.  245  angef.  Rechtliche  Ausführung,  §  5.  (J.  C.  W.  v.  Steck) 
Von  dem  Geschlechtsadel  und  der  Erneuerung  des  Adels  (1778.  8.),  S.  38. 
Göxser's  teutsches  Staatsrecht,  §.  68.    Danz  Handb.  des  t.  Privatr. ,  Bd.  III, 

339.  Eben  so,  nur  mit  Ausschlufs  der  blofsen  erblichen  Reichsfürstenwürde, 
Ru>de\s  tcutseh.  Privatr.,  §.  339,  ü.  C.  F.  Eichhorn's  deutsch.  Privatr.,  §.  56  u. 
57.  —  Seit  1800  hatte  der  Freiherr  von  Bömmelberg,  wegen  der  Herrschaft 
Gehmen,  Theil  an  der  reichsgräflich -westphalischen  Curiatstimme  im  Reichs- 
fürstenrath, unten  Note  d, 

c)  Die  mit  dinglicher  Reichsstandschaft  versehenen  reichs ständischen  Grafen  gehör- 
ten unstreitig  zu  dem  hohen  Adel;  wirkliche  Reichsgrafen  wurden  sie  benannt 
von  Estor,  Häberlin,  Runde,  Danz.  Man  s.  Rlüber's  §.  245  angef.  Rechtliche 
Ausführung  etc.,  S.  17.  —  Definitiv  von  Raiser  und  Reich  nicht  anerkannt  war 
die  Rcichstandschaft,  und  daher  auch  nicht  der  hohe  Adelstand  (so  fern  diesen 
nicht  etwa  bei  Einzelnen,  in  anderer  Beziehung,  alter  DynastenUrsprung  oder 
erbliche  ReichsFürstcnwürde  begründete)  der  reichs  gräflichen  Personalisten,  d.  h. 
derjenigen  Reichsgrafen,  die,  obgleich  zu  Sitz  und  Stimme  in  eines  der  vier 
reichsgräflichen  Collegien  vorläufig  aufgenommen,  doch  durch  erbeigenthüm- 
lichen  Besitz  einer  rcichsunmittelbaren  (nicht  bei  der  Reichsritterschaft  immatri- 
culirten)  Graf-  oder  Herrschaft,  und  von  wegen  derselben  durch  Uebernahme 
eines  standeswürdigen  ReschsMatrihularAnschlags  u.  s.  w. ,  zu  der  Reichsstand- 

.  schaft  sich  genügend  noch  nicht  qualificirt  hatten.  Man  s.  Reichsabsch.  i654, 
§.  197.  Wahlcap.  I.  5.  III.  21.  Reichsabsch.  i548>  §.  66.  Rlüber  Isagoge  cit. 
§.  5.  n.  3.  Moser  v.  den  t.  Reichsständen,  816  ff.  Vergl.  unten  §.  3o3,  Note  e. 
—  7Yta/a/Grafeii  wurden  von  manchen  Publicistcn  diejenigen  Grafen  benannt, 
welche  zu  dem  niedern  Adel  gehörten,  und  in  diesem  die  oberste  Stufe  bilde- 
ten. Estor  Commcntat.  et  opusc.  Vol.  I.  Part.  2.  p.  3o8.  3u.  Ebendess.  Diss. 
de  odio  in  matrimönia  imparia,  §.84  —  89.  —  Dafs  sogar  die  nicht-reichsständi- 
schen  (und  nicht- reichsfürstlichen )  Landesherren  zu  dein  hohen  Adel  gehört 
hätten,  meint,  gegen  die  Rundbarkeit ,  C.  Vollgraef,  die  teutschen  Standes 
herren,  S.  552  f. 

d)  In  dem  teutschen  Reich  gab  es,  wie  reichsständischc  Grafen,  also  auch,  wiewohl 
in  der  neuern  Zeit  sehr  selten,  reichsständischc  Herren,  Reichsherren  und  Frei 
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lu  i  i  ru.  il.is  lirilsi.  sohlie,  denen  wegen  eines  Ke'u  •hslandes  Sitz-  und  Stimmrecht 

in  der  all: « in.  int  ii  Reichs  versaeranilung  erblich  Kustaud.  Die  Reichsgesctzc,  z.  B. 
der  RetchaebicUed  r>(;i.  $,  <»<.,  und  noch  die  neuesten  Wahlcapiftüetäonen, 
Vit.  \\U  §.  ».  machen  l  rwfibhung  toi  ihnen,  in  den  Worten  *  Fürsten,  Gra- 
fts Und  lirreti-  ,    oder  Bei«'      i  i-«itt*n    und  Herren,    die   im   Reich  Sessionem  et 

\  utuin  haben"  0\ahltap.  III.  n ).  Sir  selten  dieselben  entgegen,  den  «Grafen 
und  Herren«  10  in  den  Reirhscollegiea  htm  Session  ödcrSliimne  haben»  (Wahl- 
cap.  XXIV.  .).  >.  Mos)  n\  FamüieuStantsrccht,  Th.  II,  S.  i'Mt.  Von  jener  Art 
war,  noch  in  der  leisten  Zeil  des  teutschen  Reichs  <  der  Freiherr  von  Bommel- 

.  dei  i8oe  in  der  Herrschaft  Gehtnen  succedfrte^  welche  Thril  gab  an  der 
reichsgräflichen  westphälisehen  ( au  iaiSthnmr  in  dem  Reicksfürstehrath  (§.  3o8,  <.-). 
1  rfthere  Beispiele  von  Reiohsstäxiden,  die  nur  Freiherren  oder  Herren  von  — 
«raren  <  siml  dir  von  Hohenfels,  die  von  Rönigsegg  und  Aulendorf,  die  von 

Leuberg,  die  von  Zimbern,  die  von  Metternich  (Nachfolger  der  Dynasten 
Mm  Winneburg  und  Beilstein))  die  von  Wolfstein,  die  Waldbott  von  Bassen- 
heim, dir  VOO  Srhonborn ,  die   \  Oll  1  i  rvhri  ^  zu  Justingen.    Gkhhahdi's  geneal. 

Geschiebte  der  arbl.  Keühsstände,  Bd.  1,  S.  ()8.j.  Mosas  von  den  t.  Reichsstän- 

(im,  S.  o TO,  1><«8  u.  }>-»».  Eöefiufess,  1 amilienSlaalsr. ,  Th.  II,  S.  i36  Pfeffingeh 
\  itrtar.  illustr.  T.  L  p.  --(>.  T.  III.  p.  i2j.  —  /.ahlreicher  waren  die  Beispiele 
von  reirhsständisehen  Dynasten  oder  Edlen  Herren  in  dem  staatsrechtlieben  Sinn 
des  Mittelalters,  /..  B.  Lippe,  Hohenlohe,  Erbach,  Castell,  Isenburg,  Hanau, 
Qriechingen,  Schönburg,  HohenGeroldseck  u.  a.  Gerhards  a.  a.  O.  I.  3n  ff. — 
Dir  meisten  der  vorbin  genannten  Helsen  sich  von  dein  Kaiser  höhere  Titel  ver- 
leihen. Aber  solche  von  dem  Kaiser  verliehene  1'ürsten-  und  Grafentitel  än- 
derten nichts  in  dem  Rechts verbältnifs  der  Erhöhelen,  sowohl  zu  der  Reichsho- 
lit  it.  als  auch  zu  der  Landeshoheit  teutseher  Regierungen  und  zu  ihren  Familien. 
Reichsabschied  i348,  66.  Wahlcapitulalion,  XXII.  2.  4-  5.  6. 
t)  Rundes  Acte,  Art       lit.  a.    Vergl.  unten  §.  3o3,  d. 

f)  Kli  hkh  KI.  jur.  BibL  XXV.  28.  —  Doch  geht  der  Amt-  oder  Dien  sträng,  dem 
Mofsen  Geburtrang  vor.  Badische  neue  Rangordnung  v.  6.  Juli  1808,  membr. 
I.  in  d.  Iii  ;.  Blatt,  St.  W.  Eine  badische  Yerordn.  v.  26.  Aug.  1806,  hob  den 
Unterschied  swiseben  Adel  u.  IVichtadel,  in  den  Staatsämtern  auf,  als  dem 
St.iatsintrresse  und  dem  Zeitgeiste  widerstrebend. 

Ig*)  Auf  der  Unken  Rheinseite,  in  den  an  Frankreich  durch  den  lüneviller  Frieden 
von  1801  abgetretenen  Ländern,  ward  der  vormalige  Reichsadel  schon  durch  die 
fr  nzösischen  Gesetze  abgeschafft.  KiübEB'S  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  268.  Ipso 
jure  erfolgte  seine  Wiederherstellung  durch  die  Trennung  dieser  Lander  von 
I  rankreich  nicht.  Vergl.  §•  324.  Aber  eine  k.  preussische  Cabinetordre  v.  18.  Jan. 

1  stellte  daselbst  die  Titel,  Prädicate  und  Wappen  dieses  Adels  wieder  her, 
und  eine  »weite  vom  ^5.  Febr.  1826  gestattet  dein  Adel  in  den  Rheinprovinzen, 
nnter  königlicher  Bestätigung  FamilienFideicommisse  zu  errichten.  Ihr  folgte  am 
23.  M  ir/.  1828  ein  Gesetz  wegen  der  Fideicommisse,  die  in  den  zu  dem  vormaligen 
Grolsherzogtham  Bog  gehörig  gewesenen  Landestheilen  vor  Einführung  der 
französischen  Gesetze  bestanden.  Preufs.  Gesetzsamml.  v.  1826,  St.  3$  v.  1828, 
St.  5. 

h)  Hu  n>n\  Abhandlungen  etc.,  Bd.  I,  S.  267  fF. 

i)  Vergl.  PÜTTsa  über  den  Unterschied  der  Stände,  S.  144  ff-  u-  83  ff-  Klübkr's 
Abhandlungen  etc.,  Bd.  I,  S.  268  ff.  Anders  v.  Dresch  Abhandlungen,  S.  i34 
u.  ?.36.  In  Zweifel  schein!  es  zu  stellen  Eichhorn,  in  dem  deutschen  Privatr., 
§  5-,  Note  a. 
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§•  265.  a9&) 

Stufe  n  des  hohen  und  nie  dem  Adels. 

I)  Jede  Classe  des  Adels  hatte,  während  der  teutschen  Reichs  V  er- 
fassung, verschiedene  Stufen.  A)  Die  Stufen  oder  Standesabtheilun- 
gen  des  hohen  Adels  waren:  1)  der  E r bKurf ürstenstand  (Erz- 
fürsten  «);  der  weltliche  6)  Reichsfürstenstand,  Herzoge,  Markgrafen 
und  Pfalzgrafen ,  dann  Landgrafen  und  Burggrafen  mit  Fürstenwürde, 
eigentlich  so  genannte  Reichsfürsten ,  und  geforstete  Grafen  c),  welche,  in 
Beziehung  auf  die  Berechtigung  zu  Legal  Austrägen ,  in  dem  teutschen 
Reich  unter  den  Fürstenmäsig  en  d)  mitbegriffen  waren;  3)  der 
Reichsgrafenstand,  so  weit  er  mit  dinglicher  Reichsstandschaft  ver- 
sehen war;  4)  der  Stand  der  reichsständischen  Dynasten  oder  Dynasten- 
stand, in  der  alten  Bedeutung  des  Wortes  e).  B)  Der  niedere  Adel 
hat  folgende  Stufen/):  i)  Titular-  oder  nicht -reichsstäudische  Cungfi- 
fürstete)  Grafen  £'),  (von  den  reichsgräflichen  Personalisten  oben 
§,  262  e);  2)  Freiherren  oder  Barone  /');  3)  Edle-  und  Ban- 
nerHerren;  4)  des  heil,  rora,  Reichs  Ritter;  5)  Edle  von; 
6)  gemeiner  Adelstand,  blofs  mit  dem  Prädicat  von.  II)  Jetzt  sind 
bei  neuer  Adelung,  in  den  meisten  Bundesstaaten,  für  den  nie  dem 
Adelstand  nur  drei  Stufen  noch  in  Gebrauch:  Graf,  Freiherr,  und 
gemeiner  Adelstand  mit  dem  Prädicat  von.  In  Baiern  sind 
vier  Stufen  «),  und  in  Oestreich  sind  alle  vormaligen  noch  üblich. 
Doch  dauern  die  während  der  teutschen  Reichsverfassung  erlangten  Adels- 
benennungen noch  fort;  nur  überall  mit  Weglassung  des  Prädicates 
«Reichs»,  z.  B.  in  den  Titeln  Reichsgraf,  Reichsfreiherr  u.  s.  w.  (§.48). 
Der  Titel  Kurfürst  hat  nur  bei  Kurhessen  sich  erhalten  (§.  111). 

a)  Schriften  in  Pütter's  Lit.  III.  5o.  141.  Rlüber's  Lit.  124.  169.  —  Von  dem 
Erzherzog1  von  Oestreich,  s.  Privilegium  Friedericianum  v.  11 56,  in  des  Grafen 
Rudolf!  Coronini  de  Croj.bf.rg  operib.  miscellan.  Tom.  I.  (Venet.  1769.  fol.), 
p.  4  —  7.  F.  F.  Schrötter's  östreich.  Staatsr.  II.  9  ff.  C.  A.  Becr  jus.  publ. 
austriac. ,  Spec.  I.  17.  sqq.  de  Selchow  elem.  juris  publ.  §.  119. 

b)  Von  geistlichen  Reichsfürsten  und  gefürsteten  Prälaten,  s.  Rlübkr  Isagoge  cit. 
§.  5.  not.  2.  u.  diss.  de  nobilitate  codicill.  §.  6.  20. 

c)  Von  allen  diesen,  s.  Masco v  princ.  juris  publ.  407.  sqq.  J.  F.  Pfeffingen,  Vi- 
triarius  illustratus.  II.  16  —  763.  Gebhardt  geneal.  Gesch.  der  erbl.  Reichsstände. 
I.  i33  ff.  160.  177.  Moser  von  den  t.  Reichsständen,  passim.  Pütteii  über  den 
Unterschied  der  Stände,  i38  f.  —  Von  Pfalzgrafen,  s.  Braunsehw.  Anzeigen, 
1754,  377  f. 

d)  Seine  reichsstaatsrechlliche  Bedeutung  hat  der  Titel  Fürstcnmäsige  ( principales ) 
nicht  in  der  Begrenzung  des  hohen  Adels  vom  niedern,  sondern  in  der  durch 
die  ehemalige  Reichsverfassung  begründet  gewesenen  Reihe  der  LegalÄusträgal- 
Berechtigten  erster  Classe.  Hier  wurden  unter  Fürstenmäsigen  (R.  G.  O.  l.jy^, 
Tit.  24 ;  1 555  ,  II.  u.  3.  R.  A.  1^70,  §•  102)  nur  die  reichsständischen  geforsteten 
Reichsprälaten  und  geßlrsteten  Reichsgrafen,  als  mit  den  Kurfürsten  und  Fürsten 
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die  erste  C.M.inm«  iler  Legal  VustriigM  Berechtigten  bildend,  verstanden;  also  weder 

die  neuen  I  Bitten |  wie  P(  rTia  den  unten  ongef.  Opusculis  meinte,  noch  die 
ipanagtrten  Pürsten,  noch  dir  ungef\irste.ten  reichs9tändiscben  Grafen,  noch  über- 
haupt «Ii»'  iltgrSfltcnen  HSuscr«  Pütteb*9  bist.  Entwich.  J.  a68.  f.  Klübbr's  kl.jür. 

r  •->!•  Dagegen  s.  Pöttbb's  Qpuscula  rem  judiciariam  imperii  il- 
lustr.mti.i ,  .''-«).  vi.  ii.  \Iomi!  M»n  d.  i.  Rcichsstä'nden,  5>..\.  Runde's  t.  Private. 
-   Mo,  n\ i  •  um  m  i n'.n  CTnrdnologen,  Bd«  \,  \um.  i  u.  2.  G.  Y.  C  Robert  Diss. 

de  ii*  qni  dirnntur  1  ürstenina.sige.  Marl), 

»)  Schriften  l>ei  Kctfcfcn,  ml  im'-  Gbbbabd]  a.  a.  ().  I.  i65.  C.  E.  Weisse  Abh. 
r,  Dynastien;  in  1.  G.  \.  Schmidt*!  fortgesetzten  Beitragen  &ur  Gescliiehte  des 

IdeU  (Leip/..  1  "»)*>),  IN  um.  a.    l'i  rren  a.  a.  O.  1 1 1 . 

j  >  iv  sn.M  Vom  GeMl.le.-litsadel  fteip*.  177».),  38  IV.  J.  G.  Estok's  Iii.  Schrif- 
ten .  I   H.,  ,. 

|  1  neu  M  l  I  macht  aus  diesen,  Homhel  Rhaps.  obs.  899.  Dawider  s.  Klüber 
Comm.  da  jure  nobiliuin  feuda  m i  1  i  1  a  1  ia  consti tuend j  (1786.  8.),  p.  5  sqq. 
/    •;./  r.v.  de  nobilit  codic.  ^.  7.    Vergl.  die  hals.  Wählcap.  III.  21.  XXII.  2. 

Pi  rnn  a.  a.  Ol  Ift  ff.  u.  i3o  —  i33. 

I)  II.  W,  LawXti  Kiindl).  f.  Pn'u  lierfreundc  und  JliI>liotlieltare ,  Th.  II,  Bd.  2, 
4bth.  9  (Hille  S.  333.  —   Der  ffäftmTitel  ist  feudalen  Ursprungs. 

In  England  biefis  er  Ursprünglich  \a\assour  (v;d\asor),  welches  die  Angelsach- 
sen in  Tlinnc,  die  INorinaniu  n  in  Baron  verhandelten.  The  Peerage  of  Grcat- 
Britaia  and  Inland,  l>y  John  Deuhett  (the  i3lhedit.    Lond   1820.  12.),  vol.  I, 

,,  u. 

1")  Graf,  Freiherr,  Ritter,  Edler  oder  gemeiner  Adelstand.  Baier.  Regierungsblatt 
1808,  St  i3.  Edict  über  den  Adel  im  Könige.  Baiern,  v.  26.  Mai  1818,  als 
Heil.  5  zu  der  baier.  Yerfass.Urlt.  v.  1818. 


§•  264.  (199.> 

PolttifcAff    Jf'crt/i    des    Adels.     Allgemeines   Recht   und   teutsches,  in 
Ii  e  zickung  auf  ihn.  Plebejer. 

I  )  Mit  Verschmahung  jeder  Art  von  Castenthum  und  Aristokratismus, 
erkennt  das  Staatsinteresse  *)  nur  den  Adel  des  persönlichen 
\  et  dienst  es,  bei  den  gleich  gebornen  Staatsgenossen;  indem  «es  dem 
(Kind  niebl  \  erleiht,  was  dem  Vater,  der  Trägheit  nicht,  -was  dem  Fleifs, 
«dem  ^orurtheil  nicht,  was  dem  Genie,  das  heifst,  dem  privilegirten  Welt- 
bund Naturadel  gebührt,  der  an  Racen  und  Casten  nicht  gebunden  ist»  £). 
II )  Erbadel  ohne  wesentliche  Vorrechte,  ist  Scheinadel,  er  gleicht  einer 
Münze  ron  blofsera  Nennwerth:  wesentlich  bevorrechtet,  ist  er  unverein- 
bar mit  den  Beenden  und  dem  Geist  eines  aufgeklärten  Zeitalters,  in  wel- 
chem auch  der  Niedrigste  sich  des  Adels  seines  Menschenthums  und  der 
(jleichbiirtigkeit  aller  Wiesen,  die  den  Charakter  der  Menschheit  tragen, 
bewufst  ist.  I)?ts  allgemeine  Recht  fordert  demnach  Rechtsgleich- 
heit (Isonomie)  aller  L'nterthanen  (§.4).  U ebereinstimmend  mit 
dem  Sittengesetz  und  der  Christuslehre,  verbietet  es,  dafs  an  die  Geburt 
Sinei  Menschen  ein  Vorrecht  geknüpft  werde.     l£s  will,  dafs  unter  Men- 
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sehen ,  dafs  unter  Staatsbürgern,  als  solchen,  kein  anderer  Unterschied  Statt 
linde,  als  der,  welchen  Tugend,  Fähigkeit  und  Bildung  begründen.  Wenn 
bevorrechtete  Geburtstände  an  sich  schon  nichts  weniger  als  not  Ii  wen- 
dige Uebel  c),  wenn  sie,  auf  das  Gelindeste  ausgedrückt,  psychologisch  - 
politischer  Luxus  oder  Assignate  der  Eitelkeit  sind,  so  ist  gewifs,  dafs, 
wer  jetzt  anders  urtheilt,  wenigstens  sein  Jahrhundert  nicht  versteht  d). 
Sie  gehören  zu  jenen  Institutionen  des  Mittelalters,  die  mit  dem  Verschwin- 
den des  Monopols  der  Hofgunst,  der  Kriegsehre,  der  feineren  geselligen 
Bildung,  sich  selbst  überlebt  haben,  und,  gleichsam  durch  Naturnothwen- 
digkeit,  früher  oder  später  untergehen.  III)  In  Teutschland  hat  die 
Staatsgesetzgebung  dieses,  hin  und  wieder,  schon  mehr  oder  minder,  we- 
nigstens stillschweigend ,  am  sprechendsten  durch  gleichmäsige  Vertheilung 
der  Staatslasten  unter  alle  Unterthanen,  und  durch  Erklärung  der  Gleich- 
heit Aller  vor  dem  Gesetz  anerkannt  <0;  wo  dann  dem  Erbadel  meist  nur 
Nennwerth  geblieben  ist,  nachdem  man  ihn  vorlängst  der  Standespflichten 
entledigt  hat,  aus  welchen  seine  Vorrechte  allmählig  hervorgewachsen 
waren.  Dagegen  sind  in  manchen  Bundesstaaten  diese  Rechtsverhältnisse 
entweder  anders,  oder  noch  nicht,  wenigstens  nicht  durchaus  bestimmt/)* 
Eben  so  verschieden  sind  die  Beispiele,  in  den  zu  dem  Teutschen  Bund 
nicht  gehörenden  Staaten,?).  IV)  Wo  noch  Erbadel  besteht,  da  bildet, 
ihm  gegenüber,  der  gesammte  Nichtadel  den  Stand  der  Plebejer.  Dieser 
erkennt,  seit  Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  in  allen  gebildeten  Staaten) 
nach  dem  staatsrechtlichen  Grundsatz  der  Isonomie,  unter  sich  weder 
Casten,  noch  andere  x\bstufungen  (§.  265,  d). 

a)  Dem  Staatszweck  gemä'fs.  Vergl.  oben  §.  258,  u.  ebendas.  Note  a.  —  Exegese 
von  Montesquieu's  oft  mifsverstandenem  Geschieh tspruch :  «point  de  monarque, 
point  de  noblesse;  point  de  noblesse,  point  de  monarque»;  in  Klübeu's  Ueber- 
sicht  der  dipl.  Verhandl.  <i.  wiener  Congr. ,  S.  2$j  ff.  In  der  Natur  der  Aristo- 
kratie liegt  es,  das  Interesse  der  Caste  mit  dem  der  Monarchie  zu  identificiren. 
Von  der  Adelskette  s.  Klüber's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  VI,  S.  4^2  ff. 
ConversationsLexicon,  Bd.  XI,  Hälfte  i  (1822),  voc.  Adelskette.  —  «Mon  auto- 
rite  ne  reposait  pas,  comme  dans  les  vieilles  monarchies,  sur  un  echafaudage 
de  castes  et  de  corps  intermediaires;  eile  etait  hnmediate,  et  lVavait  d'appui 
que  dans  elle-meme,  car  il  n'y  avait  dans  l'Empire  que  la  nation  et  möt».  Na- 
polkos,  laut  des  Manuscrit  venu  de  Saint  Helene  (Londres  1817.  8.),  p.  23. 
Anders  Ludwig  XIV.  mit  seinem  «l'Etat  c'est  Moh>.  —  Den  Hofadel  nannte 
Napoleon  noblesse  de  valets.  Memoire  du  duc  de  Rovigo,  T.  UI.  «Die  consti- 
tuirende  V  ersammlung»,  sagte  Ebenderselbe,  «tliat  sehr  einfältig,  dafs  sie  (1790) 
sogar  den  TitularAdel  abschaffte.  Ich  machte  es  besser,  ich  adelte  alle  Fran- 
zosen, jetzt  kann  Jeder  stolz  seyn».  Memorial  de  St.  Helene,  par  le  cointe  de 
Las-Cases,  T.  IV,  sous  la  dato  du  17  juin  1816.  Die  Charte  constitulionnelle 
Ludwigs  XVni.  von  1814,  gab  oder  liefs  dem  französischen  Adel  keine  Vor- 
rechte, nur  etliche  Scheinvorzüge,  adeliche  Titel,  wie  auch  INapoleon  nur  sie 
verliehen  hatte,  von  denen  auf  das  Mindeste  zweifelhaft  ist,  ob  sie  in  Mitte  auf- 
geklarter Zeitgenossen,  besonders  für  die  Nachkommen,  mehr  Vortheil  als  Last 
gewähren.  —  Dagegen  s.  man  des  Frhrn.  v.  Gageiin  Schutzrede  für  das  Ritter- 
thum, in  dem  Protocoll  der  Bundesversammlung  v.  17.  Juli  1817,  §.  3jo.  Das 
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i  rblicbkeil  u.  die  Iran/,  u,  engl«  I'airie.  Berlin  iB3a.  8<  F.  W.  1). 
r«  Gtiai  Ii.,  übe/  den  /./.-  / .  als  einen  eur  Vermittlung  zwischen  Monurvhw  und 
/'.- ■  ■  <  ii  notlmendigen  \  olksbcstandtheil ,  und  über  «Ii«:  Landtagsritterschaft 
ih  r  preufsischcu  Provinzialstande  in  der  prcufs.  Monarchie.  Berlin  i836  8. 
I)  Worte  "i  J,  w  .  roa  iacHSsrnoLx  Minerva,  Mai  1800,  S.  369.  Aussprüche  von 
Celetn  oder  Rippokrates,  von  dem  Talmud,  von  Voltaire,  in  Ki/&bkr's  \b 
kandlungcn  und  Beobachtungen.,  Bdt  l,  vS.  &33.  —  «Nobilis  est  quem  virtus 
nobilttat».  .\on  l'atit  Nobileai  atriüm  pleaura  imaginibus;  nemo  in"  nostram 
gloriam  mit,  npfue  quod  ante  fuit,  nostrum  est.  Vnimus  faeijt  nobilcm.  (^uis 
est  generosus?  ad  virtutem  benc  compositusv.  Skmca.,  epist.  44«  Nobilis  fit, 
generosus  nascitur.  Virtute  decet,  nön  sahguine  niti,  sagte  Theodösius  der 
Grofse  ha  denn  Regierungsunterriehl  für  seinen  Sülm  Honöriusj  bei  Ckmdiahus, 
de  1\.  consulatu  Honorii«  »Was  wird  das  geben,  nenn  man  sogar  Verdienste 
ni  i  h  t  mehr  verdient,  sondern  sie  umsonst  bat»?  sagt  Comi.  v.  Photorin,  in 
»lein  Bericht  \<»n  Beinen  Vorfahren j  in  G.  G.  Lichtpnb^bg's  vermischten  Schrif- 
ten. Bd.  III  i(.ott.  1801),  S-  (f.  Von  dein  heutigen  aristokratischen  Geist 
in  teoUcben  Staaten;  in  L.  Gervais  kleinen  Mittheilungen,  Th.  I  (Leipz.  1823. 
8.),  S.  3  —  ■-•o.  Th.  II,  S.  3T.«.- -338  u.  S.  «J  i  —  <JÖ-  J-  C.  Ft.wschhaukr:  das 
gotsherrlich -  bäuerliche  VerMtlttuft  in  Deutschi.    Neustadt  a.  d.  0.  1837.  8. 

>.   Il3  ( .<m\ ersationsLevi(  »in   der   Gegenwart,    Leipz.  i838.   Bd.  I.  voc. 

\dt  l.  Der  Geburt  sollte  der  Staatsbürger,  aufser  der  physischen  und  geisti- 
gen Ausstattung  und  dem  Geschlcchtnamen ,  mehr  nicht  zu  danken  haben,  als 
aas  in  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch  bestimmte  oder  gebilligte  Erbrecht. 

.  |  Worte  1  .  A.  \<>\  Scnxöztn's,  in  s.  Staatsgclalirtheit,  Th.  I,  S.  5i.  Vergl.  auch 
I«  I  .  S«  BuuVfl  Lehrb.  des  gem.  deutsch.  Staatsr. ,  Abth.  I,  §.  18.  —  Kastengeist 
und  Religionshafs  sind  \  ampyre  des  Menschengeschlechts. 

d)  \  ergL  Klvbxb's  angef.  Lebersicht  etc.,  S.  194 — 201,  u.  die  oben  §.  258  a  angef. 
Schriften.  —  Bei  reifer  Erwägung  des  politischen  Charakters  unsers  Zeitalters 
(\.  (jS)  und  des  eigenen  \  ort licils ,  werden  erblich  Bevorrechtete  weder  unbc- 
lebrbar  noc  h  unversöhnlich  auch  nur  scheinen  wollen.  Ihrer  eigenen  Einsicht 
wird  niebt  entgehen,  dafs  angebörnes  Verdienst  nicht  denkbar,  folglich  ein  er- 
wOrbener  Ehrentitel  achtungswerther  8ey  als  ein  ererbter,  da  er  bei  dem  Subject 
Eigenschaften  voraussetzt,  die  ihm  persönlich  angehören,  und  nicht  ohne  Unter- 
icnied  ein  Erbtheil  Allee  seyn  können,  die  aus  derselben  Ehe  hervorgegangen 
lind.  —  Wet  anders  als  die  ganze  Nation,  entrichtet,  und  von  Rechtswegen, 
Jetzt  die  SteucrMillioncn,  und  stellt  die  Mannschaft  zu  den  Tausenden  der 
Beere,  selbst  in  Friedenszeiten?  Wenn  sonach  die  Staatsmacht  aus  gleichmäßi- 
gem Zusammenwirken  aller  Staatsgenossen  hervorgeht,  mit  welchem  Schein  von 
Bei  ht  könnte  ein  kleiner  Thcil  derselben  über  alle  andern  sich  erheben,  selbst 
im  Widerspruch  mit  der  Lehre  des  Christenthums,  zu  dem  er  sich  bekennt? 
Im  I  ortgang  der  Civilisation,  haben  Einsicht,  Besitzthum  und  Gewerbfleifs  den 
Richtadel  so  sehr  erhöht,  dafs,  um  einen  Adel  über  sich  zu  erblicken,  er  sich 
tfltf  herablassen  rnüfste.  Das  Reich  der  Privilegien  ist  dahin,  es  darf  nie  wieder- 
kehren. jVotabilitäten  der  Geburt,  Standesvorzüge  Weniger,  können  nur  be- 
st» Inn  durch  Anerkennung  der  vielen  Andern;  sie  mindern  sich  nach  und  nach, 
und  verschwinden  endlich,  wenn  diese  sich  mindert,  und  endlich  ganz  ausbleibt. 
Revue  politiquc  de  l'Europe  en  i8s5  (Paris  et  Leipzig  1826.  8.),  p.  49  — 58. 
Wenn  Rast  (Rechtslehrc,  S.  198)  rieth,  den  Adel  aussterben  zu  lassen,  so  war 
damit  ausdrückliche  und  plötzliche  Abschaffung  widerrathen,  aber  nicht  wider- 
sprochen, dafs  ihn  sieh  vollends  überleben  lassen,  dem  Aussterben  gleich 
komme. 

-)  Die  Constitution  des  ehemaligen  Königreichs  Westphälen  von  1807,  Art.  10,  14 
u.  i5,  verdr  dnete  Rechtsgleichheit  aller  Unterthanen,  hob  alle  AdclsPrivilegicn 
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auf,  und  liefs  den  Adel  dem  Namen  nach,  blofs  als  TitularSache,  fortdauern. 
Rhein.  Bund,  XII,  482  ff.  Zwei  westphal.  Decrete  v.  4.  Sept.  1811,  den  Adel 
und  die  Majorate  betr.  —  Fast  eben  so ,  die  Constitution  des  K.  Baiern  v. 
1.  Mai  1808,  Tit.  I,  §.5,  in  dem  Rhein.  Bund,  XIX.  5,  u.  das  baier.  Ediet 
v.  28.  Juli  1808,  nebst  Nachtrag  v.  28.  Juli  1808,  u.  Nachtrag  vom  22.  Dcc. 
1808,  die  Verhältnisse  des  Adels  betr.,  ebendas.  XXIV.  436.  Desgleichen,  eine 
Verordn.  für  das  Grofsherzogth.  Berg-  v.  3i.  März  1809,  in  d.  Allgem.  Zeit., 
April  1809,  u.  in  dem  Code  politique  (Paris  1809.  8.),  p.  699;  das  grofsherzogl. 
jranhßutisehe  OrganisationsPatent  v.  16.  Aug.  1810,  §.  14,  in  d.  Rhein.  Bund, 
XLVII.  258  ;  das  herzogl.  anhalt-cöthensche  v.  28.  Dec.  1810,  Art.  8  u.  9,  ebendas. 
LU.  97  u.  die  Verfass.  des  GH.  Hessen,  v.  1820,  Art.  19 — 20,  28—80,  3j  u.  38. 
j)  Von  Baden,  das  angef.  Edict  v.  4.  Juni  1808,  §.  21  f.  Rhein.' Bund,  XXVIII.  12/,. 
Hassel's  Handbuch  für  1816,  I.  117.  Von  dem  GH.  Hessen,  s.  die  Verfass-Urk. 
v.  1820,  Art.  38.  S.  meining.  Grundgesetz  v.  1829,  Art.  16.  —  Von  Preussen 
s.  §.  362  Note  h. 

g)  Beispiele:  1)  aus  dein  nordamerikanischen  Freistaat}  aus  Frankreich  v.  1790  bis 
1808,  von  1808  bis  4-  Juni  1814,  wo  die  Constitution,  Art.  71,  die  Beibehaltung 
des  alt-  u.  neufranzösischen  Adels  verordnete;  aus  dem  ehemaligen  Königreich 
Italien,  bis  1808,  und  nachher  bis  1 8 1 4 ;  aus  dem  Fürstenthum  Lucca,  von 
i8o5—  1814  ;  aus  der  SiebenlnselnRepublik ,  seit  der  Constitution  v.  i8o/f;  aus 
Mexico,  wo  durch  Decr.  v.  2.  Mai  1826  die  Adelstitel  abgeschafft  wurden;  aus 
dem  Norden  von  Europa,  in  den  ältesten  Zeiten  der  Monarchie;  aus  der  Tür- 
kei; aus  dem  sinesischen  Kaiserreich;  aus  der  alten  Welt,  vorzüglich  bei  Grie- 
chen u.  Römern;  —  2)  aus  Holland,  nach  dem  Gesetz  v.  22.  Mai  1809  u.  dem 
königl.  Statut  v.  i.  Oct.  1809,  wodurch  ein  verfassungsmäßiger  Adel  eingeführt, 
der  aber  durch  e.  Gesetz  v.  \/\.  Febr.  1810  wieder  aufgehoben  ward;  aus  Rom, 
wo  im  Juli  1809  der  Adel  aufgehoben  ward;  aus  Spanien,  nach  d.  Constitution 
v.  6.  Juli  1808,  Art.  140,  u.  durch  k.  Decret  v.  18.  Aug.  1809:  aus  Neapel, 
wo  1800  Ferdinand  IV.  allen  Adel  aufhob  und  einen  neuen  einführte,  dann  von 
1806  bis  i8i5;  Spanische  Constitution  der  Cortes  v.  19.  März  1812,  Art.  5  ff. 
16  ff.  u.  27  ff.;  aus  der  Schweiz;  —  3)  aus  Rufsland,  England,  Dänemark, 
Schweden. 

§.  265.  (200.) 

2)    B  ü  r  g  e  r  s  t  a  n  d. 

Der  zweite  Hauptstand  ist  der  Bürgerstand  a)  (Bürgerliche,  civici, 
burgenses,  Bourgeoisie};  eine  zahlreiche  Ciasse  welche  alle  Freien  unter 
sich  begreift,  die  weder  zu  dem  Adel,  noch  zu  dem  Bauerstand  gerechnet 
werden  können  c).  Eine  Abtheifurig  derselben  (der  so  genannte  geehrtere 
oder  höhere  Bürgerstand),  wird  hin  und  wieder  noch,  wiewohl  ohne 
eigentlichen  Bechtsgrund,  Honoratioren  (vornehmere  Bürger)  genannt  d). 
Durch  particuläre  Staatsgeselze  können  für  den  Bürgerstand  verschiedene 
Classen  bestehen,  und  manche  derselben  bevorrechtet  seyn,  bald  in  persön- 
licher und  dinglicher,  bald  in  blofs  persönlicher  und  blofs  dinglicher 
Hinsicht  *). 

a)  (Joh.  Frhr.  v.  IIorix)  Die  Ehre  des  Bürgerstandes  nach  den  Reichsrechten. 
Wien,  1791.  B.  G.  Ii.  Bö mu  11 's  Rechtsf.  B.  I,  Abth.  2,  Num.  5j.  Hoxmei 
Obs.  618.    MosteR  von  der  t.  Unterthanen  Rechten,  /,5()  IV 
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*« )  Dorh  unters»  hieden  \  * » 1 1  dein  Staatsbürger  (cituyen),  und  von  dein  Ortsbürgavt 
insbesondere  »on  dein  eigentlich  .so  genannten  Bürgtr  einer  Stadt  I  aieyelopedic, 
|«ai  Diiotitir  et  n'  \  1  i  Mii  ii  r  .  art.  Inuir^eois  und  citoycn.  RousSKAiU  contrat  social, 
I * x .  1  .  i  h.  9  .  Note  *. 

t)    In  dem    M:t(cLiltri-   wurden,    unter  den  l'reien  ,    Freigebome*   oder  ft'chroi  (in 

tis),  nii  ht  blöd  die  Rittermäsigcn  oder  Rittcrrreien  (wie  Jon.  Ge.  Gh.vhkh 
und  Graf  Im  vr  glaubten  | .  sondern  such  der  Bürger*  und  der  freie  Bauer/tand, 
die  Geneinrreien .  begriffen«  Man  Unterschied,  nach  Erbauung  der  Städte,  in- 
genuoi  miHtaree,  burgeuses  und  rusticos.  Pütteb  a.  a.  ().  68«  69.  km.  G.  L. 
Bonm  Diss.  de  furib.  ei  statu  militari  Germanor>  penfleatibus.  Gött.  1740. 
i-''<>  |.  I.  II  (.  M  Si  i.<  n<>\\  l>r  juribÜS  e\  statu  ingenuorum  in  Germania 
pawdenlibua.    Goett  ijB6i  4<  s«  l'lcrtis,  110.    ff,-  F.  Runue's  t.  Prnair. 

§.  |i7  K 

1  //  (honestiöres  de  plebe,  bonne  Bourgeoisie,  engl.  Gentlemen)  heis- 

seit ,  in  dem  gemeinen  Leben,  Personen  aus  dem  Bürgerstande)  die  eine  geehr- 
t» re  I  \istin.'.  haben,  als  die  ist,  welche  ein  Künftiges  Gewerbe  gibt.  Dabin 
gehören  /..  Ii.  Staatsdienst  l)is  zu  einer  gewissen  Slufe,  (belehrte ,  Künstler*,  Kauf- 
leutr  (im  Gegensatz,  von  Krämern),  Unternehmer  erheblicher  Fabriken,  Eigen- 
tkäm      hrdfiMtandrr  Güter,    Bentenifitr  von  einiger  Bedeutung,  und  diejenige 

'  .  die  dir  ihre  Pereon  auf  einen  höliern  Stand  niehl  Anspruch  machen 

Kann.      MLotÜEB    \ou    der    t.    Intcrt  hauen    Rechten,  f.      Ebcndess.  Familien- 

Staalsreeht,  DL  l3l«  —  Ob  der  Reichshofrath  diese  Honoratioren,  deren  Ab- 
grenzung niehl  immer  genau  genug  bestimmt  oder  bestimmbar  ist,  in  Beziehung 
auf  Mil'.sheiraihen ,  als  den  Gegensatz,  der  von  ihm  so  genannten  personarum 
flebejaricm  (\ .  Hu  u  m/s  Reichshofrath ,  I.  253.  Reuss  St.  C.  XXI.  38/|)  betrach- 
tet  habe?  \U  Gegensatz  mochte  sie  hier  betrachtet  wissen,  IIkrsemeier  Diss. 
de  paetifl  grutiiiiiis  eto,  (Mog.  1788),  p.  72  sqq.  —  In  Timern  ward  das  Privile- 
gium der  ^itgtlmasigkäit  (Moses  von  der  t.  I;  uteri  Ii.  Hechten,  4»7  f.  Allgcm. 
/t  itung,  1809,  Xum.  19)  aufgehoben,  durch  Ycrordn.  vi  20.  Apr.  1808,  in  d. 
BegierJUatt  des  folg.  Jahres,  IN  um.  6.  Aber  nach  Beil.  VIII  zu  d.  Verfass.Urh. 
v.  1H18.  besteht  solches  wieder.  —  Das  preusstsche  allgemeine  Landrecht  unter- 
scheidet hökem  und  nie  dem  Bürgerstand;  doch  ohne  die  Scheidelinie  zwischen 
beiden  so  scharf  zu  ziehen,  wie  für  ein  Gesetz  nöthig  ist.  KLÜBEn's  Abhand- 
lungen etc.,  Bd.  I,  S.  273.  —  In  dem  Grofsherzogthum  Berg  hob  Napoleon  jeden 
Unterschied  auf,  zwischen  dem  Bauerstand  und  dem  hohen  und  niedern  Bür- 
ger,tand,  durch  ein  Gesetz  vom  3i.  März  1809;  in  dem  Code  politique  (Paris 
1809.  8.),  p.  699. 

f)  \  on  Baiern ,  s«.him.k*s  Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Bd.  I,  §.  75  ff. 


§•  266.  (201.) 

3)    Hu  u  e  r  *  t  u  n  d;   fr  e  i  e.  r  und  unf  r  e  i  e  r. 
Dritter  Stu?id.  Pöbel. 

I )  Der  dritte,,  auch  eluenwerthe,  Stand  ist  der  Bauerstand  [Land- 
.  i  u  tui.  ruiicolae),  wie  die  zahlreichste,  also  auch  die  nützlichste  "J 
Classe  von  Staatsbürgern :  wohin  die  geboren,  deren  unmittelbare  Ilaupt- 
beschaftfeting  in  Landwirthschaft  besiebt,  so  fern  sie  nicht  durch  Adcl- 
stand,  Amt,  oder  besondere  Rechte,  von  diesem  Stand  ausgenommen 
sind*,.    II  j  Leibeigene  (Hörige,  Eigenbehürige ,  hoiniuc.s  proprii),  die 
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entweder  für  ihre  Person  in  erblicher  Leibeshaft  (Halseigene),  oder  wegen 
ihrer  Güter  in  dinglicher  Erbhörigkeit ,  erblicher  Gutspflicht  oder  Guts- 
unterthänigkeit  (Dienstbauern} ,  den  unfreien  Bauerstand  ausmachen  c)? 
sind  in  dem  heutigen  Teutschland  nur  noch  als  auffallende  Ausnahmen 
von  der  Regel  zu  betrachten.  Gänzliche  Abschaffung  der  Leibeigenschaft, 
absolutes  Verbot  derselben,  ist  eines  von  den  Geboten  der  heutigen  Cultur- 
verhältnisse;  sie  ging  und  geht  hervor  aus  einem  Mifsbrauch  der  physischen 
Gewalt,  beruht  also  nicht  auf  Recht»  III)  Außerdem  unterscheidet  man 
auch  Adel  und  Nichtadel,  und  rechnet  zu  dem  letzten  den  Bürger- 
und Bauerstand;  der,  in  dem  Gegensatz  der  Geistlichkeit  und  des  Adels, 
auch  der  dritte  Stand  (Tiers -etat)  genannt  wird.  IV)  Der  Pöbel, 
der  hohe  und  niedere,  eine  Ausgeburt  der  Nation,  ohne  echte  geistige 
und  sittliche  Bildung,  sich  sträubend  gegen  rechtliche  Ordnung,  Sitte  und 
Vernunft,  bildet  keinen  Stand,  er  findet  sich  zerstreut  in  allen  Ständen  <*). 

d)  Paturage  et  lnbourage  sont  les  deux  mamelles  de  l'etat,  sagte  Sully. 

l>)  Also  gehören  dahin  weder  alle  Bewohner  des  platten  Landes,  noch  blofs  die 
Besitzer  eines  Bauergutes  oder  der  Bauerländerei.  In  Absicht  auf  persönliche 
staatsbürgerliche  Beeilte,  sind  heut  zu  Tage  die  freien  Bauern  von  Bürgern 
kaum  zu  unterscheiden.  Westphal's  teutsch.  Privatr.  I.  49°«  Vergl.  im  übri- 
gen, W.  F.  Schrödti  h  de  nolione  rusticorum  in  Germania  (Goett.  1743),  §.  9  sqq. 
Runde's  t.  Privatr.  §.  482.  Westphal  a.  a.  O.  I.  244«  Moser  v.  d.  t.  Unter- 
thanen Beeilten,  4-5.  —  Taglühner  und  Handwerker  auf  dem  Lande  gehören, 
jene  zu  dem  Bauer-,  diese  zu  dem  Biirgerstand.  —  Reichsunmittelbare  Bauern 
(Runde  a.  a.  O.  §.  y3)  gab  es  nicht.  Die  einzelnen  Bauern  in  den  Reichsdörfern 
waren  Unterthanen  der  reichsunmittelbaren  Dorfgemeinde.  Randel  (Annalen 
der  Staatskräfte  von  Europa,  I.  §.  120)  nennt  sie  Einwohner  der  unmittelbaren 
Reichsdörfer. 

c)  PatrimonialLeibeigene,  nicht  StaatsLeibeigene,  die  nur  in  Kerkerstaaten  denkbar 
wären.  A.  L.  Schlözer's  Staatsgelahrtheit ,  I.  61.  —  Aufgehoben  ward  die  Leib- 
eigenschaft: 1)  in  dem  Badischen  am  23.  Juli  1783,  Schlözer's  Staatsanzeigen, 
V.  39,  und  1819  in  den  neuerworbenen  Landestheilen;  2)  in  dem  Fürstenth. 
HohenzollernHechingen  1798;  3)  in  den  Herzogthümern  Holstein  (wo  1597  Leib- 
eigenschaft noch  nicht  bestand)  u.  Schleswig ,  1804 ;  4)  in  dem  Nassauischen,  am 
1.  Jan.  1808,  Rhein.  Bund,  XIV.  335  und  am  1.  u.  3.  Sept.  1812,  in  d.  nassau. 
Verordnungsblatt  v.  1808,  S.  286,  u.  v.  1812,  Bd.  I,  S.  287;  4a)  Prcuss.  Cabinet- 
Ordre  v.  28.  Oct.  1807,  wfegeri  Aufhebung  der  Eigenbehörigkcit,  Leibeigenschaft, 
Erbunterthanigkeit  auf  säinmtl.  preufs.  Domänen;  in  dem  Königreich  Preufsen 
hatte  schon  K.  Friedr.  Willi.  I.  die  Leibeigenschaft,  Erbunterthänigkeit  und 
Gutspfliehtigkeit  der  DomänenEinsassen  aufgehoben.  5)  in  Baiern,  1808,  Regier. 
Blatt  von  1808,  St.  49;  Verfass.Urk.  1818,  Tit.  /,,  §.  6,  u.  Beil.  VI,  §.  116; 
6)  in  dem  ehemal.  Grofshcrzogth.  Berg,  in  dem  Erfurtischen ,  Baireuthischen, 
FuldaiscMcn  u.  Hanauischen,  durch  Dccretc  K.  Napoleons,  datirt  Madrid  10.  Dec. 
18085  7)  in  dem  chcmal.  Königr.  ff^estphalen  ,  durch  die  Constitution,  Art.  i3, 
u.  königl.  Dccretc  v.  23.  Jan.  1808  u.  27.  Juli  1809,  in  d.  Rhein.  Bund,  XVIII. 
416,  u.  in  d.  JHonitcur  westjihalien,  1809,  n<  10^>  8)  in  d.  Fürstenth.  Lippe- 
Detmold,  am  1.  Jan.  1809;  9)  in  d.  Fürstenth.  Sckaumbur  g tippe ,  am  10.  Febr. 
1810,  in  d.  Rhein.  Bund,  \LII1,  u5;  10)  in  ScfwedisöhPbrrimernj  vom  J.  1810 
an,  durch  Verordn.  v.  10.  Juli  1806,  in  dem  Poltt.  Journal  1806,  Juli  S.  681; 
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im  ui  dem  ehemiiL  Qrofsfeersogth.  Frmäljurt,  «1  u r«h  das  Organisationspatent 
i  i'  Lug,  i8i#,  .iv  i>  Hessen  Qarmstadt  hob  die  Iiieibeigenschaft  auf,  in 
dem  Herzogin.  fPestphde*,  5,  Noy,  1809,  u.  in  dorn  Fürstenth.  Starkenburg, 
durch  Verordn.  ^.  a5.  Mai  1811 ,  in  d.  Rhein.  Bund,  LVT.  194,  1AIII.  3o4,  all- 
rtn  in  der  Verfasa.Urk.  \.  1810,  \t\»  a5.  i3)  In  «Ion  königl.  preuSsiscHsn 
B    iten  findet  Erbunterthähigheü  nichtStatt,  schon  nach  dem  Allgcm. 

1  tdr,  »,  1796,  l  Ii.  Tit  7,  Ibsenn.  |,  S.  3.,?.  II'.,  u.  nach  königl,  Edicten 
>.  19.  Dec.  1804  "  9.  Oct,  1807,   Tu.  Schmalz  über  Erbuntertbänigkeit.  Berl. 

1  j)  0  1  >m I  diefc  r.  ^8.  N«>v.  1817,  betr.  die  Aufhebung  der  persönl. 
Ij  gcnschauGefalle ,  u.  VeriB88.Vcrtr.  1819,  §.  aöj  »5)  Sehnliche  Verordn. 
der  Freien  Stadl  Frankfurt,  v.  1.  Jaii.  k.818 ;  16)  Aufhebung  in  TÜtecklenbürg',  im 
Febr.  181O3  17)  Aufhebung  in  drin  Herzogthum  Oldenburg  durch  Verordn. 
\.  10*  M.uv  1814,  in  d,  Oldenb.  GesetzsammJ»  lßi 4 9  Nun*.  /j3,  nut  Beziehung 
.ml"  einen  defsfalls  schon  früher,  am  7.  Juni  1808  gefafsten  Beschluüs.  18)  Auf- 
oben  in  der  k,  säebs.  Oberlausitz,  seit  dem  1.  Apr.  i832.  19)  Eben  so  im 
1  .  HokenzolternSigmarfngen  durch  die  Verr.TJrk.  v.  1 833 ,  §.  21.  20)  Sclaverei 
oder  Leibeigenschaft,  und  die  Ausübung  eintet  darauf  sich  beziehenden  Macht, 
erklirt  Rlr  unstatthaft,  das  Mlgem,  bürgert.  Gesetzbuch  für  die  teutseken  Erb- 
Ifinder  der  Mreiek,  Monarchie  y.  1811,  18.  —  Noch  besteht  Leibeigenschaft 
in  der  Oberlausitz. 
ff)  Beherzigungen  vor  dem  wiener  Congrcfs  (i8i4*  ^  ) »       1?* — l8. 

§•  267.  (202.) 

///.  nach  Beschäftigung ,   Lebensart,   Gewerbe,   Wohnort,  Grund- 
eigenthum ,  NationalOekonomie. 

I)  In  Hinsicht  auf  Beschäftigung,  Lebensart  und  Gewerbe«), 
unterscheide!  man:  Staatsbeamte,  abgetheilt  in  Civil-  und  Militär-  (Wehr-) 
Stand,  Geistlichkeit  /;),  Molleule,  Gelehrte  c),  Künstler,  Kauf-  und  Han- 
delsleute. Fabricailten  und  Manufacturisten,  Handwerker  oder  Professionisten, 
Landwirthe  (Handels-,  Gewerb-  und  Ray  erstand  )',  Taglöhner  und  Gesinde. 
II)  Von  allen  diesen  unterscheiden  sich  die  Rentenzehrer  (rentiers),  eine 
blols  cpnsumirehde  und  geniefsende  Classe  (Kostgänger  des  Staates),  und 
die  Armen  und  Arbeitslosen  d)  (Freizehrer ).  III)  Auf  den  Wohnort 
beziehen  sieh  die  Abtbeilungen :  1)  in  Städter  und  Landleute  oder  Bewoh- 
ner des  platten  Landes:  2)  in  solche,  die  für  immer,  oder  nur  als  Fremde 
für  die  Zeil  ihres  vorübergehenden  Aufenthaltes  in  dem  Staatsgebiet,  ihren 
Wohnsitz  in  diesem  haben  fsubditos  perpetuos  et  temporarios) ;  3)  in 
inländische  und  auswärtige  (forenses)  Eigenthumbesitzer,  von  Immobilien 
oder  dinglichen  Privatberechtigungen,  je  nachdem  sie  zugleich  ihren  Wohn- 
sitz, oder  nur  Grundeigentum  oder  dingliche  Privatberechtigung  in  dem 
Staatsgebiet  haben.  IV)  Alle  Einwohner,  das  heifst,  alle,  die  ihren  be- 
ständigen Aufenthall  iri  dem  Staatsgebiet  haben  (ihr  Inbegriff  ist  die  Na- 
tion), sind  entweder  Grundeigenthümer,  Eigenthümer  einzelner 
Theile  ije*  Staatsgebietes,  oder  Beiwohner  (Landeigner  oder  NichtLand- 
eig*ei  1      \     En   Hinsicht   auf  \  a  t  i  o n a  1 0 e h o n o mi e,  unterscheidet  man 
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Pro (1  uc enten  und  Consumenten.  Die  ersten  heifsen  so,  so  weit  sie 
sich  mit  Urproduction ,  oder  mit  industrieller  oder  commerzieller  Produc- 
tion  beschäftigen. 

a)  Diese  Classification  ist  wichtig,  in  Absicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Rechte; 
wovon  das  Meiste  in  das  teutsche  Privatrecht  gehört.  Aufserdem  liönnte  man, 
mit  den  Oekonomisten,  die  Nation  eintheilen :  in  die  productive  Classe,  die  Classe 
der  Grandeigner  (Gutsbesitzer,  Zehntherren),  und  die  sterile  Classe.  Schmalz 
Annalcn  der  Politik,  Heft  I  (Berl.  1809),  Num.  2.  —  In  dem  Mittelalter  unter- 
schied man  Lehr-,  Wehr-  u.  Nähr  stand,  das  hiefs,  Geistlichheit,  Adel  und  Volk. 

Die  wichtigsten  UnterscheidungsMerkmale  finden  sich  bei  der  katholischen  Geist- 
lichkeit. Zu  der  Geistlichkeit  gehören,  in  dem  Königreich  Sachsen,  auch  die 
UniversitatRectoren.    v.  Römer's  kursä'chs.  Staatsr.  III.  2Ö5  ff. 

r)  Die  meisten  Vorrechte  geniefsen  die  Lehrer  und  Studirenden  auf  Universitäten, 
und  die  Graduirten.    Vergl.  z.  B.  v.  Römer  a.  a.  O.  45o  ff. 

d)  Aug.  Niemandes  Grunds,  der  Staats wirthschaft,  I.  39  f.  F.  H.  Bodz,  Staatswesen 
u.  Menschenbildung,  National-  u.  PrivatArmuth.    Berlin  1837.  3  Bde.  8. 


§•  268.  (203.) 

IV.  nach  Verschiedenheit  der  Unterordnung  unter  den  Staat. 
Immediat-  und  MediatUnterthanen. 

Alle  Unterthanen,  als  solche,  sind  dem  Staat  unmittelbar  unterwor- 
fen. Aber  in  Absicht  auf  die  Ausübung  mancher  Hoheitrehte,  unterschei- 
det man  noch  in  manchen  Staaten,  Immediat-  und  MediatUntertha- 
nen ß);  je  nachdem  die  Unterthanen,  in  Ansehung  der  Ausübung  aller 
Hoheitrechte,  den  administrirenden  Staatsbehörden  unmittelbar,  oder,  in 
Ansehung  gewisser  Hoheit-,  auch  gutsherrlicher  oder  Patrimonialrechte, 
einer,  der  Staatshoheit  untergeordneten  Grundobrigkeit  unterworfen  sind 
( Gutsunterthanen,  Unter-  oder  Hintersassen).  —  Die  Unterthänigkeit  wird 
nicht  aufgehoben  durch  Standeserhöhung,  durch  Befreiung  von  gewissen 
Staatslasten,  durch  Erwerb  oder  Besitz  eines  oder  mehrerer  verleihbarer 
Regalien  (§.  102),  der  Standesherrlichkeit,  der  subalternen  Landeshoheit, 
der  Grundherrlichheit ,  durch  kirchliche  Weihe  und  Widmung,  u.  d. 

«)  De  Selchow  Elem.  juris  germ.  priv.  §.  3oi.  343.  C  H.  Geislkr  Comm.  de 
landsassiatu,  107.  Hommkl  Rhaps.  obs.  600.  (Pahl's)  Chronik  der  Teutschen, 
Juli  1808.  Vergl.  Schweitzer's  öffentl.  Recht  des  GH.  S.  WeimarEisenach,  I, 
§.  41,  S.  65. 

§♦  269.  (204.) 

Alle  in  Lands assiat. 


Die  Unterthanschaft  wird,  in  teutschen  Staaten,  auch  bezeichnet  durch 
das  Prä'dicat  landsä'ssig.     I)  Daher  heifsen  alle  Unterthanen  Land- 
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i  its'<  M  i,  in  dem  u  nicm  Sinn  /,s).  Der  Inbegriff  der  ihnen  in  diesem 
\<:;.  tili  s  Riiltommendeti  besonderri  Reohtfe*)j  wird  Ac  i  i  rLäh  <1  sassiat 
'l  nerei  genannt]  in  dem  Gegensatz  des  Pass i  vLa ndsassiats, 
i  ini^  Inbegriff«  der  den  Landsassen  obliegenden  Staats  pilichten,  oder  der- 
jenigen Staatsberagnisae,  (reiche  der  Läiidesh'efipsehafl  über  sie  und  ihre  in 
dem  l  ande  befindliche  VermögeriSubstanz  /.ukimmien  '').  II)  In  dem  en- 
gern Sinn,  versteht  man  unter  Landsassen  die  höhere  oder  privilegirte 
I  .  ise  der  I  aodesunterthanen  <  )■  III)  So  lern  der  Ijandsnssiat,  insbeson- 
dere die  TerritorialGerichtbarkeit,  gegen  auswärtige  Eigenthumbesijzer 
inländischer  Immobilien  oder  dinglicher  J'rhaihcrechtigungen  (f'orenses), 
ld.'fs  auf  die  in  dem  Lande  befindlichen  Gegenstände  ihrer  Berechtigung 
eingeschränkt  wird,  heifsl  er  unvollständig  (eingeschränkt,  nicht  voll, 
minus  plenns):   vollständig  (uncingesrhräuhi.,  voll,  plenns")  hingegen, 

>\i  nn  er  auc  h  auf  die  jirrsönliehen  \  erhält nisse  der  Forensen  ausgedehnt 
wird  fyi  Dieser  wird  jetzt  in  den  meisten  tenlsehcn  Staaten  geltend  ge- 
macht ff).  * 

i)  Landsass^n  bejfsen  auch,  in  andern  Bedeutungen :  1)  Inländer,  in  dem  Verhältnifs 
zu  Iiiisländern;  a)  Landleute,  in  dem  Gegensatz  der  Städler  (C.  H.  Geisler 
(  <>inin.  <h'  landsassiahi ,  \\\  et  i<).  |).  02  sqq.);  3)  Hilter  f^ulsbesitzer  (meist 
landtagfähig),  die  in  einigen  Ländern,  in  Al)sicht  auf  den  Gerichtstand,  sich 
abthcilen  io  Kanzlei-  oder  Schriftsassen  und  Amtsassen  (unterschieden  von  den 
gemeinen  Amtsuntergebenen).  Riccus  von  «lern  landsässigen  Adel,  38i  ff.  Moser 
von  der  Reichsstände  Landen,  339  f*  Pbeefestger,  II.  9^9.  IV.  9.  De  Selchow 
F.lem.  lurifl  gering  priv.  §  256  sq.  —  Von  Erbsassen,  s.  Geisler  ii5.  Weisse's 
liönigl.  särhs.  Staafsr1.,  lid.  I,  §.  4?.;  lid.  II,  §.  ff.  u.  S.  552  u.  f.  —  Von 
fsjosjpfcj  OFisi  Ffi  109.    MoBEfi  a.  a.  O.  539. 

1  Gill  .  1^8.  I.  P.  Lam>'s  diploinat.  Mumenlesc  ,  Num.  85;  in  Meüsel's  Ge- 
srhirhtt'orsehcr,  III.  a3i.  —  Nicht  hlofs  die  Grundeigenth  inner,  sondern  auch  die 
übrigen  Eqnwoliner  (Eingesessenen)  des  Landes,  werden  unter  den  Landsassen 
im  weitern  Sinn  begriffen. 

<)  Davon  v  &OSER  von  der  t.  Unterthanen  Rechten  und  Pflichten,  S.  160  ff.  — 
Schriften  von  dem  Landsassiat ,  in  Pütter's  Lit.  III.  102.    Klüjjer's  Lit.  147. 

rl)  Gfim  fh  1.  c.  §•  ■\'<'>.  p.  i$a.  S(  In-äidu  /.war  diese  Abtheilung  ein,  auf  den  Land- 
»assial  in  dem  engern  Sinn,  gesteht  aber  S.  189  ff.  selbst,  dafs  das  Wort  Passiv- 
Landsassiat  gleichbedeutend  sey  mit  Landeshoheit. 

1  GttiSLSR,  \.  3-  sqq.,  wo  auch ,  42~47i  von  ihren  gemeinen  und  besondern 
Rechten  gehandelt  wird. 
/)  Sogar,  in  einigen  Ländern,  auf  Vasalten  und  Mitbelehnte ,  als  solche,  und  auf 
ihre  Kinder,  selbst  bei  ausländischen  Lehen  (Aufsen-  oder  Butenlehen,  feudis 
extra  curtem).  Riccius  a.  a.  O.  3-8  f.  38g.  Zepersicr's  auserl.  Abhandl.  a.  d. 
Lehnr.,  'J  h.  I,  S.  209  ff.  235  ff.  K.  S.  Zacharias  Handb.  des  Itönigl.  sachs. 
Lehnr.  (a.  Aufl.  v.  Weisse  u.  v.  Langend,  Leipz.  1823),  §.  i3i  a,  S.  175  f. 
Püttäasb  Mein,  juris  feud.  §.4 '23.  Ual  koli>'s  Leljrb.  des  ltönigl.  sachs.  Privatr., 
§.  391.  Wsissb's  Lchrb.  des  königl.  sachs.  Staatsr.,  I.  §.  46.  Schweitzers 
offentl.  Becht  des  GH.  S.  WeimarEisenach,  I.  §.  33,  —  In  dem  Könige  Sach- 
sen werden  selbst  Souveraine  und  'Mitglieder  ihrer  Familien,  wenn  sie  inländische 
Güter  besitzen,  oder  dabei  niitbelehnt  sind,  in  Hinsicht  auf  ihre  persönlichen 
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Verhältnisse,  Insbesondere  den  persönlichen  Gerichtstand,  als  Unterthanen  be- 
handelt; doch  soll,  nach  einem  Rescript  v.  4«  Jan-  i8i3,  bei  wider  sie  einge- 
reichten PersonalKlagen,  das  Gericht  an  die  höchste  Behörde  Bericht  erstatten. 
£>)  Rtccius,  379.  Rofhmer  Peine,  juris  feud.  §.  218.  de  Selchow  Elem.  juris  geriti. 
priv.  §.  255.  n.  I\.  v.  Römer's  kursachs.  Staatsr.  n.  i3  ff.  Puffendorf  Process. 
civ.  I.  10.  §.  3i.  Puti-er's  Rechtsf.  Bd.  II,  Th.  4,  S.  968.  Preufsische  Procefs- 
ordn.  Tit.  II,  §.  n4-  —  Von  Forensen,  unten,  §.  407  u.  466. 


§.   270.  (205). 

Nach  Verschiedenheit  der  persönlichen  und  dinglichen  Unter  w'ürpglicit* 
Beweis  der  StaatsSubjection. 

Gutbesitz,  Wohnsitz  und  Dienst  verhältnifs,  begründen  die  persön- 
liche 0)  Unterwürfigkeit;  bürgerliche  Subjection  des  Grundeigenthums 
unter  die  Staatshoheit,  die  d i n g liehe  Unterwürfigheit.  I)  Die  dingliche 
wird  beurkundet  durch  den  Beweis,  dafs  die  Sache  Theil  oder  Zu  ge- 
hör des  Staatsgebietes,  oder  wenigstens  von  dem  Eigenthümer  wirklich 
und  rechtmäsig  dafür  anerkannt  worden  sey.  II)  Das  einzige,  wahre 
und  sichere  Merkmal  der  persönlichen  "Unterwürfigkeit  gegen  den  Staat, 
ist  die  unzweideutige,  rechtmäsige  Anerkennung  der  Staatshoheit. 
Diese  kann  auf  zweifache  Art  geschehen:  ausdrücklich,  durch  ausdrück- 
lichen Unterwerfungs Vertrag,  der  gewöhnlich  in  einen  HuldigungsAct  ein- 
gekleidet wird;  stillschweigend,  indem  man  die  Ausübung  der  Staats- 
hoheit sich  gefallen  läfst* 

«)  J.  F.  v.  Tröltsch,  in  Siebenkees  Beiträgen,  I.  122.  III.  161.  IV.  87.  i38. 


§.  271.  (2o6.) 

Fortsetzung. 

Der  Beweis  der  persönlichen  Unterwürfigkeit  gegen  den  Staat 
kann  also  zweifach  geführt  werden:  einmal,  durch  Beglaubigung  einer 
rechtmäsig  geschehenen  ausdr ü c k  1  i c h e n  Anerkennung  der  Staatshoheit  «), 
insbesondere  einer  wahren  Staatshuldigung  }  zweitens,  durch  Beglaubigung 
stillschweigend  geschehener  Anerkennung ,  also  durch  glaubwürdige 
Anzeige  solcher  Handlungen,  aus  welchen  hervorgeht,  dafs  die  Ausübung 
der  wesentlichen  und  allgemeinen  Hoheitrechte  rechtmäsig  und  wirklich 
sey  anerkannt  worden.  Die  letzte  Beweisart,  obwohl  speeifisch,  ist  nicht 
minder  kräftig,  als  die  erste  b).  Inzwischen  ist,  vorzüglich  bei  ihr,  viel- 
fältig nicht  blofs  über  das  f actische,  sondern  auch  über  das  rechtliche 
Verhältnifs,  besonders  über  die  Beweiskraft  mancher,  als  Merkmale  der 
Unterwürfigkeit  angegebener  Rechte,  gestritten  worden  ff).  Daher  folgen 
hier  Grundsätze  über  die  merkwürdigsten,  öffentlich  zur  Sprache  ge- 

Klübcr's  Öffentl.  Recht,  4.  Aufl.  25 
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brachten  Bew<  isgrundc^v«    Nach  den  neuern  ^erritorialVeranderungen 
\  on,  namentlich  seil  «lern  Verzicht  in  dem  34«  Artikel  der 

rheinischen  BumlesActe  CS'  83,  1\  ;  Jl i ,  V;  |-',  b),  .sind  Streitigkeiten, 
wo  diese  Grundsätze  in  Anwendung  kommen,  sellener,  aber  doch  nicht 
ubtt  »II  hu \  ermeidiich« 

I  i   B  Schub'«  recht).  Etat  Wickelungen  einiger   Materien  in  Betreff  der  Landes 

koheil  d  rankf.  u.  Leips<  179$«  i>.),  %y,  34. 
1  1    probatione  Bpecierum,  resultai  probatio  gencris.    Wer  an  einem  Ort  alle 

wesentlichen  und  allgemeinen  Hoheitrechte  besitzt,  hat  daselbst  <lie  Staatshoheit. 

VVr&tfhai.'s  t.  Staatsr.  5j4       Gkislkb  De  landsassiatu ,      5  a  sq<p    Mos  kr  von 

der  Landchlioh.  uberh.  i«)1  f«  u-  lo3  f.  19$.    Unten  §.  2-5,  «.    Dagegen  s.  Ciu- 

ihi  ,    I  .  \  I.  Obs.  1  i  n.  6. 

D       Streitigkeiten  Bind  sweifach:  1)  ob  <lie  Person  oder  Sache  landsässig  sey? 

1  //  .  dii  Landeshoheit  eitstehe?  /..  B,  welchem  Grenznachbar?  ob  einem 
Landesherm  allein,  oder  mehreren  gemeinschaftlich?  ob  dem  Grand-  oder 
Eigenthumherm  des  Bezirks?  -  Nachricht  \<>n  einer  grofsen  Menge  Landes- 
bobeilStreitigkeiten,  bei  Vfosxa  von  der  Landeshoheit  überhaupt*  95 — 176. 
(  ll.  Scbwsdbb  Thcatrmn  praetensionum.  Edit.  2.  1727.  fol.  Püttkr's  Lit. 
III.  83o  Ii  KlübSh's  Lit.  148.  6g3.  —  Von  den  Rectesmitteln,  s.  de  Cramkr  II. 
obs.  63i.  ÄIoseb  a.  a.  O.  191  f.  C.  J.  EisenstucIi  Diss.  de  modo  superioritatis 
territorialts  jüfa  contra  eos,  c| n I  se  illi  subjectos  esse  negant,  legitime  persc- 
quendi.  Lips.  176$.  4«  (KnihnEa'S  Iii.  jnr.  Bibl.  VI.  161). 
//>  Schriften  in  Pi  rn  u's  Lit.  III.  io3.  828.  IUlbkr's  Lit.  148  f.  692  ff.  Strubels 
Nebenst  IN.  M1-  Di  Cbameb,  VT»  obs.  1421.  Hei.d's  rcichsprälat.  Staatsr. 
II.  WxSTPBAl.'fl  Staatsr.  j-i.    Geisleb  1.  e.  §.  5o  —  56.    v.  Roth's  Staatsr.  t. 

Ii.  i»  h  J.-uide  I.  80.  Moser  a.  a.  O.  117—190  (wo  ein  alphabetisches  Vcr/cich- 
oiffl  von  Gründen  und  Gegengründen).  Ebendess,  Zusätze  zu  s.  neuen  Staatsr. 
II.  66a.  Eöender*.  von  der  Reichsstände  Landen,  537  ff«  Jo.  Heumann  Diss.  de 
characteribus  superioritatis  territ.  caute  designandis.  Alt.  1749-  4«  Bened. 
Scannt  l)iss.  de  notis  characteristicis  superioritatis  territ.  Ingoist.  1771.  4» 
(J.  I  .  r.  TbÖitsch)  Gedanken  von  d.  ächten  Begriff  und  Grunde  der  Unmittel- 
barkeil  und  TerritorialGerechtigkeit  in  vermischten  Reichslanden.  Frankf.  u. 
Leips.  1786.  8.  ( v.  Lfplen's)  Geschichte  der  Landeshoheitstreitigkeiten  und 
Grundsätze,  nach  welchen  dieselben  bcurtheilt  werden  müssen.  Ulm,  1795.  8. 
J.  Ii.  Sc. hu  a.  a.  O.  Ii.  C.  II.  Heyden  reich  Diss.  de  jure  apanagii  comitum  me- 
diatorum  in  Saxonia  (Lips.  1785),  §.  27  —  3i. 


§.  272.  (207.) 
Grundsätze  über  die  Beweisgründe.    Erster  Grundsatz.  Huldigung. 

Ii  Bewiesen  wird  die  Staatshoheit,  durch  die  Thatsache  unzweideu- 
tig-1  1  und  rechtmäsiger  f>),  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  (wovon 
f.  -2-  1 1  Anerkennung  derselben.  Eine  ausdrückliche  Anerkennung 
liegt  in  der  Staatshuldigung  ')  (homagium,  lessera  subjectionis  civilis), 
einem  feierlichen,  meist  eidlichen,  Versprechen  der  Unlerthanpflicht,  welches 
in  constitutionellen  Staaten  namentlich  auch  auf  Beobachtung  der  Landes- 
verfassung gerichtet   zu   Werden  pflegt      Sie   ist   entweder  vollständig 
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oder  allgemein  (liomagium  plenum  s.  universale),  oder  unvollständig 
oder  partieulär  (minus  plenum  s.  particulare  ),  je  nachdem  sie  entweder 
in  Ansehung  der  Person  und  des  Grundeigenthums  zugleich,  oder  blofs  in 
Hinsicht  auf  den  Gutbesitz  in  dem  Staatsgebiet,  geleistet  wird  Sie  un- 
terscheidet sich  von  andern  Verpilichtungsarten ,  die  z.  B.  auf  Lehn-, 
Schutz-,  Cent-,  Gericht-,  Standes-  oder  Gutherrlichkeit  (Ablegung  der 
Lehnpflicht,  L ehn h u  1  d i g u n  g  oder  vassallagium  der  Vasallen,  Unter- 
sassenhuldigung der  standesherrlichen  Untersassen,  Patrim onial- 
oder  Erbhuldigung  der  Patrimonialpllichtigen,  und  Erbeid  oder  Er b- 
pflicht,  juramentum  assecurationis,  der  Eigenhörigen),  auf  ParagialVerhält- 
nifs ,  oder  auf  Bürgerpflicht  ( Bürgereid )  sich  beziehen  e).  Die  v  o  r- 
1  auf  ige  oder  E  ventual  Huldigung,  wird  den  SuccessionsBerechtigten, 
z*  B.  dem  RegierungsNachfolger,  Mitbelehnten,  Erbveibrüderten,  Anwärter 
u.  d.  für  seinen  künftigen  SuccessionsFall  geleistet  f).  Sie  ist  also  kein 
Merkmal  der  gegenwärtigen  Unterwürfigkeit. 

«)  Blofse  Curialicn,  Courtoisie,  ü.  a.  HöflichkeitBezeugungen  haben  keine  Beweis- 
kraft. 

6)  Also  keine  moderne  Pfahlbürgcrschaft.  Vergl.  de  Henniges  Medit.  ad  instrum. 
pac,  Spec.  IV.  mant.  I.  §.  21.  p.  14. 

c)  Schriften  bei  Pütter  III.  99.  Klüber  146.  C.  G.  Buy/,  Grundsätze  der  Huldi- 
gung in  Teutschland.  Tüb.  1794.  8.  Pfeffijsger  IV.  1  sqq.  Hertiüs  vol.  I. 
resp.  56.  Ludolf  Symphor.  consult.  forens.  Vol.  II.  cons.  25.  p.  n65.  Stru- 
ben's  Nebenstunden,  Bd.  IV,  S.  167.  —  Auch  die  Geistlichkeit  ist  zu  Ablegung 
des  Unterthaneides  verpflichtet  (§.  520). 

d)  Schvveder,  Vttriar,  Horiv,  Chlademus  u.  A.  sprechen  von  persönlicher  und 
dinglicher  (realer)  Huldigung. 

e)  Struben  s  Nebenst.  IV.  167.  Moeller  Usus  pract.  distinetionum  feudal.  XIII.  1. 
Bunz  a.  a.  O.  §.  3.  Note  a.  §.  33  —  38.  J.  N.  Hertius  Diss.  de  commentitia 
apanagii  et  paragii  distinetione ,  §.  19.  21  et  22.  Besold  Thesaur.  pract.,  voc. 
Huldigung.  N.  C.  Lyncrer  Comment.  de  superioritate  territorial! ,  p.  61.  — 
Klüber's  Staatsrecht  des  Rheinbundes,  §.  210  u.  229.  Von  der  Gerichtpflicht  s. 
Puffendorf  De  jurisdict.  germ.  §.  108.  G.  A.  Klffnschrod's  Lehre  von  der 
peinl.  Gerichtsbarkeit  (Frankf.  1812.  8),  S.  102. 

/)  Schriften  bei  Pütter  u.  Klüber  a.  a.  (7?  Rkuss  Staatsk.  XIII.  342.  Merfau's 
Miscellaneen ,  II.  146  tf- 

§.    275*  (20S.) 
Fülle  der  Huldigung. 

Die  Staatshuldigung  '0  wird  geleistet,  dem  Staatsoberherrn,  1)  bei 
dem  Regierungsantritt,  von  allen  Ünterllianen ,  wenigstens  von  den  Fami- 
lienhauptern ,  auch  von  den  Staatsbeamten  und  von  der  Geistlichheit 
2). während  der  jedesmaligen  Regierung,  von  den  neuen  Bürgern,  Unter- 
thanen, Schul/verwandten,  Staatsbeamten  u.  s.  w. ,  bei  ihrer  Annahme;  in 
denen  Staaten,  wo  der  volle  Landsassiat  gilt        26^),  auch  von  den  Fo- 

25* 
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iviKtMi  (  ^.  und  \«»n  den   l'ci  i  itori.il \  .iss  illfii ,  bei  4b1egung  ihrer 

I  almpAicht. 

1  Sti      <  -  N'ebcnst.  I\    167,    Sic  i --t  nicht  nothwendig.    Ludolf  Symph.  consujt 
d.i\  11.  1 1 "» | .  n65 

i  l  >r«'it'-»  neue  kleine  Schriften«  l.  65  ff« 


StiBsch  weinende  HoheitAgnition. 

Der  Beweis  stillschweigend  geschehener  Anerkennung  der  Staats- 
hoheit betlarl  sprechender  Handlungen.  Dahin  gehört:  O  die  A.gnition 
»!<i  Ausübung  der  Staatshoheit rechte,  wovon  unten  (§.  275  u.  IT.) 
«Iis  N-iIhm«';  ••  )  die  Ausübung  «Irr  I  «a  n  d  s  t  a  nd  sch  a  f't,  durch  Erscheinen 
mit  Sitz-  niul  Stimmrecht  auf  landständischen  Versammlungen  «);  3)  die 
Niederlassung  in  dem  Staatsgebiet)  indem  man  daselbst  seinen  bestän- 
digen Wohnsitz  nimmt,  auch  wohl  zugleich  Grundeigenthum  erwirbt«*). 
1  )  Vicht  immer  liegt  »ine  Anerkennung  der  Staatshoheit,  in  der  Erwäh- 
nung; im  uidciit liehen  Hirchengehet  <?)  (preces  puhlicae),  in  der  Feier 
Sfrentlicher  Freudenfeste«^)  (laetitia  publica),  in  der  öffentlichen 
T  >  1 11  e  r  ' )  1  luetus  pnblicus). 

|  Stbvbbb*«  Nebenst.  I\    i  r.    J.  C.  W.  v.  Stkch's  Abhandlungen  aus  d.  Staats- 
nnd  Lehnr.  17  tV. 
'  1  Beispiel  Sn  dem  Westphälischen  Frieden.   L  P.  O.  V.  9.8. 

,)  Schriften  in  Pöttbb's  Lit.  DE  io3,  Kxüber's  Lit.  149-  Strubkn  a.  a.  O.  i63. 
Bomu  J.  E.  P.  üb.  DL  tit.  41.  §.  81  sqq.  H.  W.  v.  Bjfflow's  Betracht,  über 
dir  Wahlcap.  Leopolds  II.  -o.  —  INicht  nur  der  Regent,  sondern  oft  auch  Erb- 
werbriiderte  u.  a.  SuceessionsRcrechtigte,  Mitglieder  der  landeslierrlichen  Fa- 
milie. Standesherren ,  Grundherren,  Kirchenpatrone,  Schutzherren,  eingepfarrte 
laadwatfligfi  Gerichtherrschaften  u.  a.  werden  in  das  ordentliche  Kirchengebet 

eingeschlossen.  , 
tf)  Schriften  in  Pi  ttw<'s  Lit.  III.  io3. 

■  )  Ebenda».  Klubsb's  Lit.  149.  K.  baier.  Landes-  u.  HoftrauerOrdnung  v.  20.  Juli 
182".  —  Man  unterscheide:  aj  allgemeine  LandesTrauer;  b)  Collcgien-  und 
c)  //'/Trauer;  d)  auch  für  Standes-,  (.rund-  oder  Gerichtherrschaften ,  Prälaten, 
h  rchenpatrone  u.  a.,  wird  oft  eine  eingeschränkte  öffentliche  Trauer  erlaubt. 
Mosbb's  personl.  Staatsr.  EL  König),  preuss.  TraucrReglement  v.  7.  Oct. 

1797«    Rixens  vom  landsäss.  Adel,  494 • 


§•  275/  (210.) 

Zweiter  und  dritter  Grundsatz. 

Iii  Dei  qualificirte  Besitz  aller  allgemeinen  und  wesentlichen 
H^heitrechte    $   99,    101  u,  271  •  Note  b),  ist  ein  sicheres  Merkmal  der 


I 
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Staatshoheit«)  III)  Der  Besitz  der  besondern  Hoheitrechte  (§.  101), 
einzeln  betrachtet,  beweist  die  Staatshoheit  nicht  ;  aber  er  vermehrt 
die  Kraft  des  Beweises,  der  durch  die  übrigen  Beweisthümer  geführt  wird. 
Dalier  beweisen  1)  die  Staatsservituten  nicht  für  eine  allgemeine  Staatsho- 
heit des  Berechtigten  c)?  z.  B.  Blutbann,  Cent  oder  Fraisch  in  fremdein 
Gebiet  denn  Staatsdienstbarheiten  sind  Ausnahmen  von  der  Regel,  und 
das  Ganze  der  Staatshoheit,  als  untheilbares  Recht  <?)4  kann  einem  Souverain 
in  einem  fremden  Staatsgebiet  nicht  zustehen/);  2)  Verleih  bare  Re- 
galien, verliehen  an  Landsassen,  insbesondere  ansehnliche  Grundeigen- 
thümer,  oder  Gemeinheiten,  mit  Subordination  gegen  die  Staatshoheit 
C  §.  102),  begründen  nicht  eine  Staatshoheit  der  Privilegirten 

«)  De  Selchow  Eiern,  juris  publ.  germ.,  T.  I.  §.  422.  v.  Roth's  Staatsr.  d.  Reichs- 
lande  I.  87.  Oben  §.  271  b.  —  Andere  begnügen  sich  mit  dem  Besitz  der  gesetz- 
gebenden und  vollziehenden  Gewalt.  Geisler  De  landsassiatu,  196 — 2i3.  217.  — 
Oder  mit  dem  Besitz  der  gesetzgebenden  Gewalt,  Gerichtbarlieit ,  Fiscalgerech- 
tigkeit,  Hcerfolge  u.  des  Steuerrechtes.  Heumar  diss.  cit.  §.  52.  De  Chamer 
T.  IL  obs.  623.  —  Oder  mit  dem  Recht  der  Steuer  und  Heerfolge.  Brauer's 
Beiträge  zu  e.  allgcm.  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten,  S.  259  —  263.  —  Oder 
mit  der  gesetzgebenden,  «oberhauptlichen»  und  oberrichterlichen  Gewalt.  MajER's 
weltl.  Staatsr.  in.  45.  —  Oder  mit  der  Ausübung  der  höchsten  Gerichtbarlieit. 
S trüben,  IV.  142.  —  Oder  mit  dem  Majestätrecht  in  gcistl.  Sachen  (jus  circa 
sacra).  Strubel,  IV,  161  ff.  Dagegen  s.  Wesithal's  Staatsr.  Ö74-  —  Oder  mit 
der  blofsen  Civil-  oder  PolizeiGerichtbarkeit.  v.  Epplen  a.  a.  O.  65  ft. 

b)  De  Selchow  1.  c.  Majer  a.  a.  O.  III.  41-  Geisler  1.  c.  196.  —  Hier  gilt  die 
Regel:  tantum  praescriptum,  quantum  rite  possessum. —  Beispiele:  die  Regalien 
der  Stadt  Minden.  I.  P.  O.  XI.  l\.  v.  Roth  a.  a.  O.  I.  86;  die  Gerichtbarlieit  (wie- 
wohl das  merkwürdigste  Recht,  in  der  Entstehungsgeschichte  der  teutschen  Lan- 
deshoheit. Geisler  1.  c.  2i3.  Struben  ,  'IV.  1^2.  Rlüber's  Geschichte  der  Ge- 
richtslehen. Erl.  1785.  8);  die  Appellationslnstanz ,  Schue  a.  a.  O.  1.  Cr  am  er  T. 
IV.  obs.  1095.  Gönner  1.  c.  S.  63.  S.  F.  Segnitz  Staatsrecht,  Geschichte  und 
Statistik  der  Reichsdörfer  Gochsheim  und  Scnnfeld  (1802),  S.  68  f.  Pütter  elem. 
juris  publ.  §.477;  das  kirchliche  Reformationsrecht;  das  Steuerrecht,  Strusen,  IV. 
Bcd.  164.  de  Ludolf  T.  I.  obs.  102.  Wernher  T.  III.  P.  IV.  obs,  io3.  Moser 
von  der  Landeshoheit  überh.  i83.  Westphal's  Staatsr.  574.  Schweitzer^  öffcntl. 
Recht  des  GH.  S.  WeimarEisenach,  I.  S.  211.  Vergl.  unten  §.  4<>3.  Dagegen  s. 
Ludolf  symphor.  I.  839.  verglichen  mit  II.  n52;  der  Glockenschlag- ,  die  Befug- 
nifs,  Glocken  für  obrigkeitliche  Zwecke  zu  gebrauchen.  J.  F.  Ludovici  diss.  de 
co  q.  j.  e.  circa  campanas.  Hai.  1708  4»  Erweisung  der  dem  gräfl.  Hause  Wied 
zustehenden  Hoch-  und  Gerechtigkeiten  im  Dorfe  Irlich  am  Rhein  (Neuwied 
1770.  Fol. ) ,  S.  i34  ff. 

c)  Reuss  Staatsk.  I.  36o.  XVII.  32  ff.  Moser  a.  a.  O.  67.  Pütters  bist.  Entwirft. 
III.  278.  Boehmer  princ.  juris  feud.  §.  64-  H.  Hildebrand  diss.  de  jure  regali 
in  alieno  territorio,  superioritatem  territorialem  non  inferente.  Alt.  1709.  N.  S. 
Gönner  von  t.  Staatsrechtsdienstbarkciten ,  §.  3i — 34.  80  ff. 

d)  Unten  §.  377.  Moser  a.  a  O.  65.  v.  Roth  a.  a.  O.  I.  8/j.  G.  Ii.  Boehmer  elcct. 
I.  34 1.  Held's  reichsprälat.  Staatsr.  n.  47-  Reuss  Staatsk.  XXX.  23a.  Schuf 
a.  a.  O.  175. 

c)  Vergl.  Moser  von  der  Landeshoheit  überhaupt,  S.  200.    Leist  §.  19.  S.  49- 


500  ll    l  beil,  IL  Cap,  Die  Staatsbürger 

ibujuc  »it.  not.  ,     i    M   \\  iimmi  Uber  dio  Entführung  der  erblichen  Kaisov 
«»(Utk  in  l  rankreich  (Berlin  1804«  B. >  S.  Bi  fV. 
m  i>*  Lcnou  r.  •!  obs,  i«)-*!.  n.  i).  p,  &35, 

/.  B.  die  PatrimonialGerichtbarkeit,    Mfoszn  a.  a.  O.  63,  222  11. 

$  276.  <211.)  .i-o 

/  itrier  und  fünfter  Grundsatz. 

l\  N  Der  Besitz  zu f  Kl  liger  oder  aufserweseittlitiher  Hoheitrechte 
i  <,')  i  beweisl  nichl  Pur,  der  Mangel  derselben  nicht  wider  die  Staats- 
hoheit ).  \  Rechte,  die  zu  den  Hoheitrechten  in  keiner  Beziehung 
gehören,  sind  untauglich  zu  dem  Beweis  der  Staatshoheit  £);  z.  B.  Lehn- 
herrlichkctl  unterschieden  von  der  Lehnhdheil  das  blofse  Eigenthum 
des  Ortes  ,  manche  ^rten  der  Vogtei /),  die  evangelische  Kirchengewalt, 
das  Patronatrecht  g).  tlie  westphälische  Freistuhlgerichtbarkeit;  /*)• 

a)  /..  n.  /...Ii-  und  StapelGerechtigkeit ,  PostRegal',  Detract,,  ü.  d.   Geisleb  I.  c. 

i o5,     r.  Horn  a.  a.  ( ).  Bi.  f. 
>\  Hu  iiwn  dUs.  cit.  §.  l3.  sqq.    GsiSLEB  1.  C.  ]>.  196.  sqq. 

e)  Moser  a.  a.  ()•  9).    Schuh  a.  a.  O.  140.   Boehmeb  princ.  juris  feud.  §.  3.  4.  et 
1-.    liiii.m's  kl.  fuvist.  Bibliothek,  St.  XIII,  S.  112.  ff.    Ausgenommen  bei  in- 
ländischen StaatsActivLehen ,  da  wo  der  volle  Landsassiat  gilt  (§.  269). 
,D  \  ergl.  unten  Cap.  \\  II. 

<\  Vergl.  jedoch  Stbubb's  Nebenst.  IV.  168,  Die  rheinische  ftundcsActe  unterschei- 
det genau,  touveratnete  und  propriete.    Vergl.  oben,  §.  43  u.  44* 

1  II ag sä  a  Schöebebjg  de  adrocatia  armata.  FraneofL  1719.  Fol.  Moseh  a.  a.  O. 
67.    /  auswärt.  Staatsr.  4°*«         Selchow   clect.  533.  sqq.    Geisler  1. 

<.  Iii.  \.  ZwiEBxsra's  Nebenst.  1.  10^.  C.  G.  Yoigt's  gemeinnülz.  AbLandl. 
Nun».  XEL  S<  in  i  a.  a.  ().  128.  23i.  Eugen  Moatag's  Gesch.  der  teutschen 
Staatsbürger!.  1  reiheit,  Bd.  I  (1812),  Abschn.  3. 

g)  Vergl.  I.  P.  0.  V.  44. 

I)  {  I'.  Ron  über  die  Verfassung  der  heimlichen  Gcriehte  in  Westphalen,  §.  317. 
ff.  KlÜbEb's  Geschichte  der  Gcriclitslchen,  S.  44?  55 —  64  u.  107  ff.  Ebendess. 
Beschreibung  von  Baden  bei  Rastatt,  Tb.  I,  S.  164  ff. —  Nur  auf  westphälischcr 
oder  engeris«  her  Erde  gab  es  Freistühte  oder  Vehmgcriehte,  und  Frcigrafschaf- 
ten.  Kopp,  a.  a.  0.  §•  3j  u.  4°-  Daher  dienen  solche  zu  Bestimmung  der  Grcn- 
1  n  zwischen  Alfsaehsen  (Westsachsen  oder  Westphalen)  und  Altfranhen.  P-  F. 
'  Muui.\  Beitrag  zur  Bestimmung  der  Grenzen  zwischen  den  Franken  und 
Sachsen  der  \  orzelt  (Duisb.  u.  Essen  1804.  8.  J,  S.  78.  J.  F.  Möller,  der 
Pfarrer  von  Elsey,  (d.  Ii.  nachgelassene  vermischte  Schriften,  Dortm.  1810.  8.), 
Bd.  I.  S.  5i  ff.,  Bd.  II,  S.  46  ff 

_  §.  277.  (212.) 

Sechster,  siebenter,  achter  Grundsatz. 

VI)  Dei  Beweis,  dafs  eine  Sache  Bestandtheil ,  oder  Zugehör 
Staatsgebietes  sey,  begründet  die  Staatshoheit.  Aber  die  Beweis- 
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kraft  des  Grundes  von  der  Lage  innerhalb  des  Staatsgebietes,  und  des  geo- 
graphischen Zusammenhanges  ( Contiguität ,  argumentum  a  situ), 
hängt  ab  von  der  Evidenz  der  Eigenschaft  eines  geschlossenen  «)  und 
richtig  vermarkten  b)  Landes  (territorii  clausi).  VIH)  Auch  Verträge 
und  andere  gültige  Verfügungen  c)  dienen  zu  dem  Beweis  der  Staats- 
hoheit <0. 

«)  Vergl.  §.  81.  Schriften  in  Pütter's  Lit.  III.  828.  Ki/über's  Lit.  692.  Zepernick's 
Samml.  auserles.  Abhandl.  aus  d.  Lehnr.,  Th.  I,  S.  209  ff.  —  Streit:  1)  über 
das  Brocardicon :  quidquid  est  in  territorio,  etiam  est  de  (sub)  territorio,  doch, 
salva  veritate  et  probatione  contrarii;  —  2)  über  die  Existenz  geschlossener 
teutscher  Länder.  Moser  v.  d.  Reichsstände  Landen,  104 — 117-  De  Berger 
annot.  ad  Cocceji  jurisprud.  publ.  645.  Struben's  Nebenst.  IV.  i53.  Wernher 
P.  IV.  obs.  3.  Pütter  instit.  juris  publ.  §.  476.  Ebendess.  Rechtsf.  Bd.  I.  Resp. 
28.  n.  in.  Heydenreich  diss.  de  jure  apanagii  comitum  mediatorum  in  Saxonia 
p.  21—28.  Günther's  Völkerr.  II.  186.  206  ff.  Westphal's  Staatsr.  5J3.  v.  Cra- 
mer's  wezlar.  Beitr.  III.  184.  —  Die  Rechtsvermuthung  streitet  nicht  dafür.  — 
Einige  substituirten  die  Eintheilung  in  vermischte  und  unv ermischte  Länder. 
Tröltsch  in  der  oben  (§.  217,  Note  d)  angef.  Abth.  —  3)  Hypothese:  dafs  in 
den,  von  ursprünglich  wendischen  Völkern  bewohnten  Ländern,  die  Landesho- 
heit früher  entstanden  sey ,  als  anderswo ;  dafs  jene  Länder  seitdem  territoria 
clausa  seyen,  und  daher  für  diese  Eigenschaft  noch  jetzt  die  Rechtsvermuthung 
streite.  Pütter's  histor.  Entwickcl.  I.  7.  175-  Ebendess.  Beitr.  I.  173.  v.  Ramptz 
Beitr.  zu  dem  mecklenburg.  Staatsr.  I.  (1795.  8.)  1 — 3o.  Dagegen  s.  Geisler  1. 
c.  195.    Ebendess.  progr.  de  analogia  juris  publ.  §.  10.  p.  33. 

b)  Nicht  von  Naturmarken,  als  solchen,  ist  hier  die  Rede,  durch  welche  bisweilen 
die  Wohnsitze  gleichredender  Menschenmassen  geschieden  sind.  —  Unterschied 
zwischen  Staats-  und  PrivatGrenze;  zwischen  Territorial-  und  kirchlicher,  z.  B. 
Provinzial-.  Diöces-  und  RirchspielGrenze;  desgleichen  zwischen  Militär-,  Ge- 
leit- und  Gericht-  oder  Amt-,  auch  Stadt-,  Dorf-  und  Gutgrenze,  ferner  Mark  , 
Forst-,  Jagd-,  Grundeigenthum-  u.  d.  Grenze.  De  Cramer,  T.  I.  obs.  359.  Gün- 
ther a.  a.  O.  III.  170.  ff.  Rhein.  Bund,  LVI.  2o5.  —  Bei  den  Staatsgrenzen  un- 
terscheidet man:  Land-,  Flufs-  und  Seegrenzen.  Von  politischen  Grenzen, 
Günther  Bi.  272. 

c)  Moser  von  der  Landeshoheit  überhaupt,  86  f. 

d)  Von  der  Rraft  des  Beweises  unvordenklicher  Verjährung,  seit  Aufhebung  der  tcut- 
schen  Reichsverbindung,  und  in  Hinsicht  auf  die  Vorzeit. 

%  278.  (213.) 

V.  nach  verschiedenen  Gcsichlpnnclcn  des  bürgerlichen  Rechtstandes* 

In  Absicht  auf  den  bürgerlichen  Rechtstand,  sind  die  Unterthanen 
des  Staates  auch  noch  zu  betrachten,  in  Ansehung:  1)  ihrer  Religion  (un- 
ten Cap.  XVI),  2)  ihrer  bürgerlichen  Ehre,  3)  ihrer  ehelichen, 
4)  elterlichen,  5)  vormundschaftlichen,  6)  patrimonial-  und 
leibpflichtigen,  und  7)  ihrer  Vermögens- Verhältnisse,  alles  groTsten- 
theils  Gegenstände  der  Privatrcchiswissenschaft. 
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§•  279.  (2M., 

Landstande.     Landstandschaft.     Hcelilstiiel  derselben.  TVirksamkeit 

der  Landstände. 

ii  LandstKndc  «)  sind  Staatsbürger,  die,  kraft  der  StaatsGrundver- 
!  u  collegia  lisch  er  Stell  Vertretung  des  Volkes  bei  der  Staatsregierung, 

für  bestimmte  Staatsverhältnisse  berufen  .sind.  In  ihrer  Gesammtheit  bilden 
sie  das  cerfassungsmäsige  Organ  des  Volkes  bei  der  Staatsregierung.  II)ijand- 
standschafl  heilst  die  PAichl  und  Berechtigung  zu  Silz  und  Stimme 
in  landständischen  Versammlungen;  es  sey  in  Person  oder  durch  Bevollmäch- 

.  oder  durch  gewählte  Abgeordnete  (§.  289).  III)  Dem  Zweck  ge- 
mäfs,  sollte  die  Landstandschaft  in  der  Regel  nur  durch  Wahl  von  wahl- 
berecht igten  Mitbürgern  erlangt  werden.  Dabei  kann  die  Wählbarkeit  an 
posith  vorgeschriebene  Eigenschaften  gebunden  seyn ,  an  Lebensalter,  an 
ein  bestimmtes  [Maafs  von  Steuerentrichtung oder  von  Grund  -  oder  Capital- 
Eigenthum,  an  Gewerbe  gewisser  Art,  an  Wissenschaft  oder  Kunst-,  an 
bewahrte  vorzügliche  Einsicht  und  Yaterlandstreue  £);  denn  in  der  Sta'ndc- 
rersammlung  sollen  alle  Elemente  der  Kraft  und  des  Wohlstandes  der  Na- 
ii"n  Wortführer  haben,  Grund-  und  CapitalBesitz,  Kunst-  und  Gewerb- 
11.  iis.  Sittlichheit,  Einsicht  und  Geistesbildung.  In  manchen  Bundesstaaten 
ist  jetzl  dir  Landslandschaft  entweder  auf  Erwählung  von  Mitbürgern  gar 
nicht,  oder  heben  Solcher  auch  auf  andere  Rechtstitel  gegründet  (§.  289 
11.  Ii.),  und  nach  Standesclassen  geordnet.  IV)  Die  Staatsregierung  ist  ver- 
pflichtet,  nicht  nur,  in  bestimmten  Angelegenheiten,  entweder  die  Einwil- 
ligung oder  den  Ratli  der  Stände  Versammlung  einzuholen,  sondern  auch 
Anträge,  Anzeigen,  Wünsche  und  Beschwerden  derselben  anzu- 
nehmen, and  darauf  nach  Gebühr  zu  beschliefsen  Das  Maafs  der  land- 
ständischen Wirksamkeit  bezeichnet  den  Grad  der  politischen  Freiheit  (§.4) 
eines  Volkes. 

u)  Im  Sinn  wahrer  Volkvertretwng  (§.  289  u.  297).  Der  Staat  werde  regiert,  nicht 
durch  das  \  plh,  und  nicht  mit  ihm,  als  einem  Mitregenten,  aber  auch,  verfas- 
Bungsmafeig,  nicht  olmc  dasselbe.  Daher  wird  der  Name  Volkvertreter  den 
Landstanden  in  mehreren  der  neuern  landständischen  Grundgesetze  ausdrücklich 
beigelegt,  Z.  B.  in  dem  Bthwarzburg  -  rudolstädtischen  von  1816,  §.  1  u.  2.  in 
dem  Weimar-  eisenachischeh  v4m  1816,  §.  6,  in  dem  meiningischen  v.  1824,  §•  4? 
54  u.  in  der  Qeberschrift  des  IV.  Abschnittes.  Auch  verbiefs  Preufscn  von  j8io 
bu  1816  mehrmals  «eine  Repräsentation  des  Volkes».  Vergl.  §.  288.  a.  —  Eine 
SUi  taGrund  erfassung  mit  Landständen,  als  Volksvertretern,  eine  parlamenta 
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rische,  hcifst  eine  repräsentative  (§.4  u.  98  «),  eine  landständische;  denn  diese 
ist  nicht  Gegensatz  von  jener,  es  sey  denn,  dafs  man  unter  dieser  blofse  Gasten-, 
Standesclassen-,  oder  Corporations Vertretung,  in  dem  mittelalterigen  Feudal-, 
Gasten-  und  Privilegiengeist  (§.  283  a),  unter  jener  hingegen  nicht  Volkvertre- 
tung, sondern  VolkSouverainetät  in  der  Staatsverbindung  (§.  1,  d)  sich  denken 
wollte.  Bei  Casten-,  Standesclassen-  oder  CorporationsStänden  wird  fingirt, 
dafs  nicht  die  einzelnen  Staatsgenossen,  sondern  einzelne  Stände  oder  Standes- 
classen die  subjectiven  Elemente  der  Staatsverbindung  bilden ,  dafs  die  Volks- 
meinung sich  durch  Standesmeinung  ,  der  Volkswille  durch  Standcswillen ,  die 
Volksstimme  durch  Gesammtstimmen  der  Standesclassen  sich  ausspreche.  Das 
kurhessischc  Votum  in  dem  Protoe.  der  B.  V- v.  25.  Mai  1818,  §.  127,  erklärt  den 
in  dem  i3.  Art.  der  BundesActe  befindlichen  Ausdruck  «landständische  Verfas- 
simg» stillschweigend  für  gleichbedeutend  mit  Repräsentativ  Verfassung.  In  dem- 
selben Sinn  steht  ebendaselbst,  in  dem  schwarzburg  rudolstadtischen  Votum  das 
Wort  «VolksRepräsentation».  Desgleichen  in  einem  hannöverischen  Votum  auf 
dem  wiener  Congrefs.  Rlüber's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  I,  Heft  1, 
S.  68.  —  Dafs  die  teutschen  landständischen  Verfassungen  nicht  ein  eigentliches 
RepräsentativS) stein  darstellten,  wird  behauptet  von  Alex.  Müller,  das  deutsche 
RepräsentativSystem  etc.  Ilmenau  1828.  8. —  Der  Geist  echter  RepräscntativVer- 
fassung  ist  keineswegs  unvereinbar  mit  dem  Wesen  der  Monarchie ;  er  verschmäht 
nur  den  Unhold  des  Absolutismus,  des  Aristokratismus  und  des  Aristo-Theokra- 
tismus.  Der  verfassungsmäsige  Regierungswille  des  regierenden  Subjectes  gilt, 
hier  für  den  Willen  der  Gesammtheit.  —  Auch  in  Freistaaten  sind  Landstände 
denkbar,  nur  nicht  in  rein  demokratischen.  —  Schriften  in  Pütter's  Lit.  III. 
375.  Rlüber's  Lit.  §.  io36  ff.  Verzeichnifs  der  Schriften  v.  1814  bis  1816,  mit 
Anmcrk.  u.  Auszügen,  in  der  Allemannia,  Bd.  VII  (München  1816),  S.  212 — 298. 
—  Moser  v.  d.  Landeshoheit  überhaupt,  Cap.  2  u.  14.  Ebenders.  von  der 
Reichsstände  Landen,  286 — i53o.  Pütter  instit.  juris  publ.  germ.  §.  197.  sqq. 
IIvükklin's  Handbuch  des  t.  Staatsr.  Bd.  II,  ^.  197  ff.  Leist's  Staatsr.,  §.  43  ff. 
Göniner's  t.  Staatsr.  §.  i5o  ff.  Danz  Handb.  des  t.  Privatr.  IV.  245.  Strubels 
Nebcnst.  U.  35i.  Ebcndess.  Obss.  juris  et  bist.  157.  Rhein.  Bund,  LVR.  465. 
J.  C.  Bisinger's  vergleichende  Darstellung  der  Staatsverfassung  der  europ.  Mo- 
narchien u.  Republiken  (Wien  1818.  8.),  S.  463  —  56o.  W.  T.  Rrug  das  Reprä- 
sentativSystem, oder  Ursprung  und  Geist  der  stellvertretenden  Verfassungen. 
Leipz.  1816.  8.  Ueber  teutsche  Freiheit  u.  Vertretung  teutscher  Völker  durch 
Landstände  (von  Federbach).  Leipz.  1814.  8.  Bemerkungen  über  die  künftigen 
LandcsConstitutionen  und  die  \  olksRepräsentationen  in  Teutschl.  i8i5.  8.  (D. 
H.  Hegewisch)  Einige  nothvvendige  Gründe  für  ständische  Verfassung.  Leipz. 
1816.  8.  C.  C.  Dabelow,  Ancillon  u.  F.  L.  v.  Hor>thal,  oben  §.  239,  Note  a. 
Ueber  yerfassungsvertrag,  Verfassungsformen,  und  die  Wirksamkeit  ständischer 
\  ersammlungen.  Wiesbaden  1817.  8.  Sfbald  Brendel,  die  Geschichte,  das  We- 
sen und  der  Werth  der  NationalRepräsentation.  Abth.  I.  u.  II.  Barnb.  1817.  8. 
Ad.  Graf  v.  Moltre's  Ansichten  bei  den  Ansichten  (2.  Aufl.  Biel  1816),  S.  76  —  81. 
Muxknas  über  Volksgcwalt  u.  Alleinherrschaft.  Halle  1817.  8.  C.  F.  Schlosser's 
ständische  Verfassung,  ihr  Begriff,  ihre  Bedingung.  Frankf.  1817.  8.  W.  Rein- 
hard, die  t.  BundesActe  über  Ob?  Wann?  Wie?  teutscher  Landstände.  Hei- 
delb.  1817.  8.  Jul.  Schmeltzing's  Bcleucht.  der  Rcinhardischen  Schrift.  1819.  8. 
Eb enders.  über  den  Begriff  u.  die  Wirksamk.  der  Landstände.  Rudolst.  1818.  8. 
R.  v.  Rottf.cb's  Ideen  über  Landständc.  Carlsr.  1819.  8.  Etudes  historiques  et 
politiques  sur  les  asscmblees  repräsentatives;  par  Felix  Borna,  Paris  1823.  8. 
Th.  Hartleben's  GeschäftsLcxikon  für  die  deutschen  Landstände.  Bd.  1,  A  —  G. 
Leipz.  1824.  8.  G.  F.  Bönig  das  Königthum  u.  die  Repräsentation,  Leipz.  1828. 
8.'  C.  H.  L.  Pölitz  das  constitutionclle  Leben,  nach  seinen  Formen  und  Be 
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ilingungcn  Hannover  i83o.  }>.  \\ .  T.  Krug,  «las  EtaprüsentativSystein ,  öder 
l  rsprung  und  Gclsl  dor  stellvertretenden  Verfassungen,  mit  besond,  Hinsicht  auf 
Deutschland  u,  Sachsen«  Lctps.  i83i.&  \.  Km t*ra*s  cbnstitutionelles  Staatsrecht, 
Bd  I  s  137  K  BA  D,  kbth.  •.  s.  16 ,  IV.  Kifiairt  (Jebersichi  der  dipl.  Verhandl. 
.1  Coagr^  S.  itg  f.,  ni(  f,  u.  5  n).  J,  Rudhaht's  Uebersicht  der  verschied, 
Staatsverfassungen  über  Volksvertretung.  München  1818.  Fol,  Vergleichende 
D  -teil  der  repräsentativen  Verfassungen  verschiedener  europ.  u.  der  ständi- 
ichcn  Verfassungen  mehrerer  teutschen  Bundesstaaten,  in  ihren  Grundzügen. 
Cartsr,  i8s3.  i  Tabellen,  in  Fol.  Debersichl  der  Regieruiigsformen  der  leut- 
sehen  Bundesstaaten ;  in  dem  Gothaischen  geneal.  Hofkalender,  auf  i8'?,5,  S.  49. 
Chronologische  Ucbersichl  der  Verfassungsurkunden,  s**i t  17875  ebendafs  S.  43 
Verteiebnift  der  europ.  Constitutionen,  in  Pölitz  Stäatswissensohaften, 
Db.  l\  .  S.  im  (f.  Ulas  constitutionnel,  par  M.  de  MEancy.  8  Tableaux.  Paris 
1  el  Buiv,  C.  (».  Hello  Essais  sur  le  regne  constitutionnel,  ou  introduetion 
.i  l\ iit.ic  de  Is  charte,  Paris  18*7,  ^r.  in  8.  Ti.  \.  Zangen.,  die  Verfttssungs- 
eesei  deutscher  Staaten  in  systematischer  Zusammenstellung.  Darmstadt,  Hd.  I- 
i8aa  Bd«  11.  ijn<».  8.  C  Th.  Welcrbb,  von  ständischer  Verfassung  u.  über 
reiitschlands  Zukunft  Carlsr.  i83«.  8.  De  Praot  statistique  des  libertes  pub- 
Kttues  en  I  urope.  Paris  i83o.  G.  W.  Schwartzb's  Geschichte  des  Kampfes  zwi« 
s<  hen  dem  alten  und  dem  neuen  \  erfassungsprineipe  der  Staaten  der  neuesten 
/fit.  1.  w.  •>..  Tbeil  (  l>is  1791  ).  Leipz.,  bei  Barth,  i833.  8.  Pinhehio-Ferbura, 
Principes  du  droit  public  constitutionnel,  administrativ  et  des  gens,  ou  Manuel 
du  Citoyen,  ^<uis  an  gouvernemenl  representatif.  Parts  i834-  3  vol  in  18;  Pin- 
HEiao  -  Ferreira,  projet  de  code  geVeVal  des  lois  fondamentales  et  eonstitution- 
nelles  d*un  raonarchie  repräsentative.  Paris  1 835. 8.  —  Eine  Sammlung  denkwür- 
diger Reden  o.  Vorträge  in  teutschen  Ständeversammlungen,  liefert  der  Deutsehc 
Standesaal,  berausg.  \ .  Weicr.  Freiburg^  lieft  I,  1 833.  —  Sammlungen  von  Vcr- 
fassungsurkunden,  in  folgenden  Werken.  Allgemeines  Staatsverfassungsartliiv, 
Weimar,  Bd.  1  u.  II,  1816.  8.  C.  I).  VOSS  allgcm.  Arehiv.  der  landstand.  Ver- 
bandl.  u.  Angelegenheiten  der  Staaten  des  t.  Bundes.    Darmst.  Bd.  I,  Heft  i. 

Ii,  8.  C.  Lüdkr's  diplomatisches  Archiv.  Leipz.  Bd.  I,  1819.  Bd.  II.  1820.  8. 
und  die  oben  5;.  1.  Note  /  am  Sehlufs,  angef.  Sammlungen  von  Verfassungsur- 
kunden, besonders  die  von  Pölitz. 

)  Gelehrte,  Künstler,  Staatsbeamte .  Kriegslcutc,  sollten,  als  solche,  hier  nicht  in 
Betracht  kommen. 

1  Die  Verfassungsurkunde  des  preufsischen  Fürstenthums  Neuckdw.l  v.  18.  Juni 
i8i4i  Ai  t.  i  bezeichnet  die  dortigen  allgemeinen  Landstande  (Audicnccs  genc- 
rales)  als  ^gesetzgebende  Behörde  iuid  Nationalrath».  Handb.  des  Schweiz.  Staatsr. 
(  Varau.  1821.  8.).  S.  464« 


§.  280.  (215.) 

Polil  ischcr  Gcsichtpunct. 

I)ic  Anstalt  der  \  0  l  k\ c  1 l r c tu n g  (NationalSteUvertrclung ) ,  ward 
in  Teutschland  seit  Jahrhunderten  Jja n d s ch a f't  genannt,  das  heifst,  eine 
das  ganze  Land  vorstellende  Corporation,  und  jedes  Mitglied  derselben  hiefs 
L  uid  stand,  weil  es  berufen  war,  für  das  ganze  Land,  die  Gesammlheit 
dei  Einwohner,  auf  dem  Landtage  zu  stehen.  Gefordert  von  dem  politi- 
schen Charakter  des  Zeitalters  (§.  o/3),  ist  diese  Anstalt  jetzt  in  den  mei- 
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sten  ieutschen  Bundesstaaten  ein  Hauptbestandtheil  der  Staatsverfassung,  und 
unbeliebt  oder  verdächtig  in  ihrer  heutigen  Gestalt  nur  da,  wo  man  sein 
Jahrhundert  nicht  versteht,  oder  nicht  verstehen  möchte,  und  mifstrauend 
wähnt,  neben  und  mit  ihr  die  Zügel  der  Regierung  mit  heilsamer  Kraft 
nicht  handhaben  zu  können.  Gegründet  auf  den  Grundsatz  allgemeiner 
Volk  Vertretung ,  und  versehen  mit  wesentlichen,  die  Regierungsrechte 
des  Staatsoberhauptes,  Dauer  der  Staatsverfassung  und  die  Zweck  -  und  Ge- 
setzmäsigkeit  der  Staatsverwaltung  sichernden  Rechten,  aber  weder  eine 
Mitregentschaft  noch  eine  Ausgeburt  der  Anarchie ,  nicht  der  Regierung 
feindselig  gegenüberstehend,  sondern  mit  ihr  ein  gemeinschaftliches  Interesse 
verfolgend,  die  Rechte  und  das  Wohl  des  Regenten  und  seines  Hauses 
nicht  weniger  achtend  und  erhaltend  als  diejenigen  des  Volkes,  verstärkt 
und  sichert  dieselbe  die  rechtliche  Kraft  der  Staatsregierung,  die  öffentliche 
Ruhe,  die  Erhaltung  und  das  Fortsehreiten  der  Gesittung.  In  ihr  soll  sich 
der  gesammte  CulturStand  des  Volkes,  mit  allen  davon  abhängenden  Rechts- 
begrifFen  und  Bedürfnissen,  darstellen.  Als  wahrer  Landesvertreter  an  der 
Seite  des  Fürsten,  als  Wächter  der  Regierung,  ihrer  gesetzgebenden  und 
vollziehenden  Macht,  besonders  der  Finanzgewalt,  als  volksthümliches  Bil- 
dungsmittel, erhöht  sie  das  Glück  der  Nation  a).  Als  Vermittler  zwischen 
der  Regierung  und  dem  Volk,  erleichtert  sie  jener  das  schwere  Amt  des 
Regicrens,  diesem  die  Pflichten  des  Gehorsams»  Sie  wacht  gegen  Mifsbrauch 
der  Regentengewalt  durch  Staatsdiener,  gewährt  dem  Staatshaushalt  eine 
heilsame  Durchsichtigkeit,  sichert  wider  Gefahren,  in  welche  den  einen 
Theil  Versuchung  zu  Willkühr  und  Unterdrückung,  oder  Mifsleitung  seiner 
Räthe,  den  andern  der  aus  dem  Gefühl  gebotener , politischer  Unmündigkeit 
hervorgehende  Unmuth  leicht  stürzen  konnten ,  entwickelt  einen  edeln  und 
treuen  Volksgeist,  weckt  den  Sinn  für  Opfer  zum  Besten  des  Ganzen,  und 
ist  unter  schwierigen  Umständen  die  sicherste  Stütze  des  Staates,  sonach 
wahres  Staats-  und  Zeitbedürfnifs.  Für  den  Regenten  ist  sie  ein  Hülfmit- 
tel, welches  er  bei  Festsetzung  seines  Regierungswillens  in  bestimmten  Fäl- 
len zu  gebrauchen  sich  gewöhnt  und  angewiesen  ist.  Durch  sie  wird  die 
Staatsverfassung  fähig,  fortwährend  das  Bessere,  welches  fortschreitende 
Einsicht  und  Erfahrung  darbieten,  und  das  Neue,  welches  veränderte  Ver- 
hältnisse gebieten,  aufzunehmen,  also  die  Gegenwart  mit  der  Vorzeit  aus- 
zugleichen, damit  nicht  das  Staatsgebäude  in  dem  Lauf  der  Zeit  veralte, 
und  endlich  zusammenfalle.  Sie  ist  ein  Organ,  durch  welches  die  Nation 
ihre  Stimme  verfassungsmäßig  für  Gemeinwohl  vernehmen  lassen  kann  und 
mufs;  sie  verschafft  der  Regierung  nothwcndige  Gelegenheit,  Worte  der 
Wahrheit  zu  vernehmen.  In  Form  und  Handlung  trägt  sie  das  Gepräge 
des  allgemeinen  Willens  />),  ist  nicht  blofs  berathend,  auch  nicht  Stellver- 
treter nur  eines  Theils  (eines  Standes  oder  einer  Gaste)  der  Staatsbürger, 
und  eben  so  wenig  Deckmantel  eines  Krypto Aristokratismus,  zu  Anhäufung 
und  Bewahrung  staatszweckwidriger  Auszeichnung,  Befreiungen  und  Vor- 
rechte.   Denn   ungerecht  wäre  eine  Capilulalion  des  Regenten,  mit  Einer 
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(  lasse  von  l  ntei  thanen .  wodurch  die  andern  Gassen  und  das  Wohl  des 
Ganzen  beeinträchtigt  würden  <  )•  So  sind  ^  ahrheit  uhd  Staatswohl, 
Hure  i  ed  liehe,  ruhige  Erforschung,  die  einzige  echte  Seile  des  Ile- 
vSystems,  und  eine  Regieruns  mit  Repräsentativ Yerfasssung  ist 
•  fortwährend  auf  der  Höhe  des  Jahrhunderts  zu  stehen,  das  keifst, 
asit  der  öffentlichen  Meinung  (§.  99)  nicht  in  gefährlichen  Widerspruch 
jerathen.  Durch  die  Anstalt  der  Voll» Vertretung,  wird  jede  Staatsform 
eine  it£ndisch-i  erfassungsmäsige,  stellvertretende  oder  repräsentative 
(  .  1  u.98,  a  ;  aber  weder  Pöbelhemchaft  (§.98,  a),  noch  Yolksherrschaft,  noch 
VolkSouverainetät  d)  in  der  Staats  Verbindung  (§.  1,  begründet  oder  be- 
günstigt,  und  eben  SO  wenig  irgend  eine  Verletzung  der  dem  regierenden 
Subject  gebührenden  Treue  und  Ehrerbietung,  oder  eine  Befeindung  seiner 
Rechte,  zu  deren  festen  Bewahrung  vielmehr  dieselbe  wesentlich  bestimmt 
bt.  Hat  das  System  der  landständischen  Verfassung  für  die  Staätsverwalter 
einige  Unbequemlichkeit;  so  wird  diese  reichlich  dadurch  vergütet,  dafs 
durch  verfassungsmäßige  Einwirkung  der  Landstände,  die  Verwaltung  eine 
volksthümliche  Sicherheit  erlangt,  dafs  MinisterDespotismuS  nicht  bestehen, 
dafs  nicht  leicht  ein  Untauglicher  (unredlicher,  verschwenderischer,  unwis- 
sender, talentloser)  auf  dem  Ministerstuhl  sich  erhalten,  dafs  keiner  auf 
solchem  die  eiserne  Ruthe  gesetzloser  Willkühr  handhaben  kann;  dafs  Ta- 
lent im,!  persönliche  Würdigkeit  Einzelner  durch  den  natürlichen  Mechanis- 
mus der  Verfassung  in  die  Höhe  gehoben,  und  dem  Landesfürsten  nothwen- 
dig  vor  die  Augen  gestellt  werden;  dafs,  weit  entfernt,  die  Person  des  Re- 
genten  zu  einem  Schattenbild,  zu  blofsem  Werkzeug  eines  Ministerial-  oder 
Volkswillens  herabzuwürdigen,  ihr  vielmehr  ein  höherer  Grad  von  Heilig- 
keit oder  Unverletzbarkeit  (§.  23o)  gewahrt  wird,  als  zu  erreichen  wäre, 
wenn  dieselbe  naeh  einer  verlragmäsigen  Verfassung  und  erhaben  über  Je- 
den persönlichen  \  orwurf  nicht  regierte,  sondern  der  Gefahr  oder  dem 
Verdacht  blofsgestellt  wäre,  nach  eigener  oder  fremder  Willkühr  zu  herr- 
schen.  Wahrend  der  öffentliche  Unwille  nur  auf  die  Minister  und  ihre 
Gehülfen  fallt',  bleiben  in  einem  etwa  daraus  entstehenden  Sturm,  der 
Monarch  und  die  Monarchie  unerschüttert.  So  ist  die  stellvertretende 
Staatsform  eine  Institution,  die  das  Volk  wider  den  Mifsbrauch  der  Staats- 
gewalt, den  Monarchen  wider  die  Volksgewalt  schirmt,  während  sie  ihm 
zu  gleicher  Zeit  Unterthanen  sichert,  die  im  Stande  und  bereit  sind  seinen 
Thron  zu  vertheidigen.  So  bildet  die  Volkvertretung  eine  der  festesten 
Stutzen  des  Throns,  ein  festes  Gewölbe,  von  welchem  der  Monarch,  der 
allein  der  Staat  selbst  weder  ist  noch  seyu  kann,  als  Schlufsstein  des  Staats- 
gebäudes, nothwendig,  sicher,  und  erhaben  über  Alles  getragen  wird  <0; 
auch  ist  sie  eine  Art  von  Ersatz  für  den  Verlust  des  teutschen  Reichs- 
schutzes, besonders  des  reichsgerichtlichen.  Es  liegt  in  der  Natur  der 
Dinge,  dafs  mit  der  zunehmenden  Entwichelung  der  Staatsgesellschaften, 
die  stellvertretende  Staatsform  sich  immer  mehr  verbreiten  und  ausbilden 
Sie  ist,  auf  einer  gewissen  Stufe  der  NatiönalCultur ,  so  wenig  zu 
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vermeiden  als  zu  entbehren.  Dennoch  fehlt  es  auch  dem  ReprasentativVer- 
fassungsSystcm,  dieser  veredelten  Staatsform,  nicht  an  Gegnern/),  Freun- 
den der  absoluten,  das  heifst,  durch  RepräsentativVerfassung  nicht  beschränk- 
ten Staatsgewalt  ff). 

fi)  Vergl.  Encyclopedie,  par  d'Alembert  ,  voc.  Representqnt.  A.  W.  Rehberg  über 
die  Staatsverwaltung  teutsclier  Länder  und  die  Dienerschaft  der  Regenten.  Han- 
nover 180".  8.  Häbkrlin's  Handb.  des.  t.  Staatsr.  I.  §.  197  f.  Rhein.  Bund,  III. 
38i.  Behr's  Darstell,  des  rhein.  Rundes.  §.  70-  72.  Die  alten  Landstände  u. 
neuen  VolksRepräscntanten  ;  in  der  Allcmannia,  Bd.  VI  (München  1816.  8.), 
S.  267  ff.  J.  G.  Pahl's  politische  Lectionen  (München  1820.  8.),  Num.  11.  F. 
L.  Lindner's  geheime  Papiere  (Stuttg.  1824.  8.),  S.  ff.  C.  G.  Hello  du  re- 
gime constitutionnel,  2«  edit.  Paris  i83o.  8.  Die  Vorrede  zu  den  Fragmens  philo- 
sophiques,  j>ar  Cousin  Nouv.  edition.  Paris  i833.  8.  Nassaiäsc/ie  Erklärung  über 
Zweck  und  Wesen  der  landst.  Verfassung,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.40. 

b)  Eine  repräsentative  Regierung  ist  die  Regierung  im  Sinn  der  öffentlichen  Mei- 
nung (§.  22),  das  anregende  Princip  der  Staatsverwaltung.  Unsichtbar  tragen 
ihre  Verfügungen  die  bedeutungsvollen  Buchstaben  S.  P.  Q.  B.,  als  Sinnbild  je- 
ner Meinung  an  der  Stirne.  In  der  monarchischen  Staatsform  ist  sie  bestimmt, 
Einherrschaft  und  Freiheit ,  folglich  das  monarchische  und  das  demokratische 
Princip,  Rönigthum  und  Volksthum«  (res  olim  dissociabiles  ,  prineipatum  et  li- 
bertatem),  für  Gemeinwohl  zu  vereinigen,  und  den  Aristokratismus  ($.  98  a ), 
wo  nicht  ganz  zu  entfernen,  doch  zu  zügeln.  Allgemein  offenbart  sich  bei  den 
gebildeten  Völkern  Europa's  ein  Streben  nach  solcher  Verfassung;  eine  Folge 
des  seit  dem  letzten  Viertheil  des  18.  Jahrhunderts  bei  ihnen  erwachten  Gefühls 
erlangter  politischer  Mündigkeit.  —  Oft  hat  das  entscheidende  Stimmrecht  der 
Landständc,  ihre  Stimm-  und  Redefreiheit,  das  Wohl  des  Landes  und  der  Re- 
gentenFamilie  gerettet.  Darum  sollen  Landstände  keine  stummen  Schöffen,  nicht 
schweigende  Schultheifsen ,  nicht  Jaherren  oder  Postulatdiener  und  Figuranten 
auf  einem  Staatstheater  seyn,  auch  nicht  blofs  lebendige  Berichte,  welche  die 
Regierung  einfordert,  der  Landtag  kein  Gaukelspiel.  In  dem  Schoofs  der  Land- 
stände  entwickelt  sich  für  monarchische  Staaten  jene  vaterländische,  ä echt  de- 
mokratische (volksmächtige)  Gesinnung,  durch  welche  sich  oft  schon  das  will- 
kommenste, sehr  heilsam  angewendete  Element  der  wahren  Fürstenmacht  gebil- 
det hat.  Rlüber  a.  a.  O.  Ungefährlich,  vielmehr  durch  die  Geschichte  bewährt, 
ist  daher  das  Dogma  von  der  Noth wendigkeit  des  RepräsentativSystems.  H. 
G.  Tzschirner's  Gefahr  einer  deutschen  Revolution.  (Leipz.  1823.  8),  S.  42  ^ 
Auf  August  folgte  Tiberius,  auf  Titus  folgte  Domitian.  Am  3.  März  1828  schrieb 
Raiser  Don  Pedro  I.  in  Brasilien  an  seinen  Bruder  Don  Miguel  in  Portugal : 
«Die  constitutionnelle  (reichsständische)  Charte  ist  der  wahre  Bettungsanker 
des  Staatsschiffs  in  Mitte  des  grofsen  Sturmes,  der  solches  mit  dem  Untergang 
bedroht».  Cousin,  in  der  angeführten  Vorrede,  sagt:  «Notrc  Europe  dans  sa 
maturite  puissante  contient  tous  les  elemens  de  la  vic  sociale ,  arrivee  a  son 
entier  developpement;  eile  est  donc  comme  condainnee  au  gouvernement  repre- 
sentatif.  Cette  admirable  forme  de  gouvernement  est  une  heureuse  neecssite  de 
notre  tems,  et,  sans  folle  propagandc  eile  fera  le  tour  de  l'Europe».  G.  v. 
Aretin  Verteidigung  der  landesfürstl.  Bechtc  gegen  die  Feinde  der  neuen  Con- 
stitutionen in  D.  Nürnb.  1837.  8.  —  Raum  der  Erwähnung  werth,  im  Vcrhält- 
nifs  zu  dein  Staatsvortheil  des  RepräsentativSystems,  sind  die  Kosten  der  Land- 
stände. In  dem  GH.  Baden  betrugen  sie,  von  1828  bis  i83o,  jährlich  i3,633  Gulden. 

c)  Preufsens  Vorschlag,  in  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr.  Bd.  U,  S.  3o4-  Volk- 
vertreter,  die  aus  einer  privilegirten  Caste  hervorgehenden  (Feudal-  und  Mi- 
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i  iterialStnnde)  beachten,  in  der  Regel,  vor  uiem  die  Fortdauer  ilirer  Privile- 
s  lecuren,  In  ihnen  erheben  Feudalismus  und  Ultramontanismus  oder 
Curialismua  itoli  ihr  Haupt j  lie  werden  Werkzeuge  einer  systematischen  und 
unabwendbaren  Unterdrückung,  und  es  wird  durch  sie  die  heilige  Würde  «U-i 
Volkvertretung  entweiht  \m  li  darf  die  Volkstümlichkeit  (Um-  Anstatt  nicht 
vereitelt  werde« ,  durch  allzusehr  beengende  Wafitge setze ,  welche  Eigenschaften 
1  B«  "i  kbsichl  auf  Ütcr,  Stand,  Vermögen,  Grundeigenthum,  Steuerüuautum 
Ii.  d. )  di  r  Wähler,  Wahlmänner  und  (zu  DeputirtenSteilen)  Wählbaren  vor- 
schreibeu,  dir.  wohl  gegen  den  Willen  der  Wähler*  zu  Irgend  einer  Art  von 
tristokratismus  führen,  Eine  Vition  hat  NationalDeputirte  zu  wühlen.  Vergl. 
Ucbcr  landständ.  Repräsentation  im  Grofsherzogth.  I  leisen  (  Stutig.  iÖao.  8.), 
s  ;"  IV.  i\k(  den  altteutschen  Vttirz-  oder  Vlaifeldern  erschienen  Alle,  die  freies 
Eigenthum  besaßen,  Echtwort  hauen,  und  sehöppenbar  wareft. 

d)  Supremam  potestatem  in  republica  esse  penes  populum.  —  Boissv  u'Anglas,  in 
leine nn  Bericht,  womit  er  am  i3.  Juni  1795  den  Entwurf  der*  dritten  französi- 
schen Constitution  dem  NationalConvent  vorlegte,  sagte:  «Das  Volk  kann  nicht 
seilet  «lie  Souveraineta't  ausüben]  eine  Repräsentative  {Constitution  ist  Alles,  was 
seit. st  die  glühendste  Freiheitliebe  für  eine  Nation  von  25  Millionen  Menschen 
fordern  Kann-.  Vergl.  §.  1,  rf.  Volksvertretung  (National' Repräsentation)  der 
Landstände  in  der  Ständeversanunlung,  ist  in  fast  allen  neuen  Verfassungsur- 
kunden  teutscher  Bundesstaaten  von  den  Regierungen  anerkannt;  aber  FqJJks-Sou- 
'  ■'  in  der  Staatsregierung  eben  so  wenig  als  Mitregentschaft  (coimperium) 
der  Uuadstände  oder  Volksvertreter.  Von  der  Geschichte  und  Zweekmäsigkeit 
des  RepräsentativSystems  in  Italien,  s.  man  Hot  r.\,  storia  d'Italia  continuata  da 
quelle  del  (iuicciardini  sin  al  1789,  im  letzten  (;20>)  liand,  am  Schlufs. 

I  Der  G  'st  des  neuem  RepräseniäiwVerJassung$ijs$efns  spricht  sich  hauptsächlich 
in  folgenden  Grundsätzen  aus:  positive  Vertragmäsigkcit  des  gegenseitigen 
Rechtsverhältnisses  zwischen  dem  regierenden  Subject  und  den  Regierten;  Un- 
verletzbarkeil der  Person  des  Regenten;  Verbannung  nicht  nur  der  Willkühr - 
herrschaft,  sondern  auch  der  positiven  Unbescbränktheit  des  regierenden  Sub- 
fectes;  Ausübung  seiner  Regierungsrechte  durch  verantwortliche  Minister  (§.342); 
bürgerliche  Freiheil  (5;.  4)j  allgemeine  Volkvertretung  bei  der  Staatsregierung, 
und  hieraus  entspringende  politische  Freiheit;  bestimmte  Trennung  der  vollzie- 
henden Gewali  von  der  geset/gebenden,  und  nothwendige  Mitwirkung  der  Volk- 
\  ert reter  bei  der  letzten;  Bewilligung  der  Staatsauflagen  durch  die  Volkvcrtreter, 
nach  dem  Erfbrderriifs  weiser  Staatsfinanzhaushaltung 5  Refugnifs  der  letzten  zu 
Vorstellungen,  (Adressen)  und  Rcschwerdeführung  bei  demSouvcrain  (Petitions- 
Recht);  Verantwortlichkeit  der  obersten  Staatsbeamten  für  Regierungshandlun 
gen,  und  unbedingte  Noth wendigkeit  der  Contrasignatur  eines  derselben  bei  allen 
\om  Souverain  ausgehenden  Befehlen  und  Verordnungen;  Selbstständigkeit  des 
Richteramtes;  Gleichheit  aller  Staatsgenossen  vor  dem  Gesetz  und  dem  Richter, 
und  dafs  Geburt  weder  ausschliefscnd  noch  vorzugsweise  Anspruch  auf  irgend 
ein  Staätsamt  gewähre;  Verbannung  jeder  Beschränkung  der  Freiheit  und  Sicher- 
heit der  Personen  und  des  Eigenthums,  die  nicht  durch  Recht  und  Gesetz  be- 
gründet ist,  und  daß  Niemand  seinem  gesetzmäsigen  Richter  entzogen  werde; 
gleichmäsige  Vertheuung  der  Staatslasten;  Gewissensfreiheit;  Prefsfreiheit ,  bei 
gesetzmäßiger  Strafbarkeit  des  beleidigenden  Mifsbrauchs.  Ein  solcher  Geist 
spricht  BiCh  in  der  Mehrzahl  auch  der  neuem  teutschen  Verfassungsurkunden 
.-ms.  Unter  andern,  sehe  man  die  Anpreisung  des  RepräsentativSystems,  in  dem 
1  ingang  zu  der  nassauischen  v.  1.  u.  2.  Sept.  1814  (unten  §.  286,  a).  Im  August 
1814  erklärte  der  Herzog  von  Cambridge  den  versammelten  hannoverischen 
Landständen:  «der  Prinz  Regent  habe  sie  berufen,  ihm  das  zu  seyn,  was  in 
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Grofsbritannien  das  Parlament  ist,  ein  hoher  Rath  der  Nation».  —  Wo  in  einer 
neuen  Verfassung  den  Ständen  vyeniger  eingeräumt  wird,  als  der  oben  ange- 
deutete Geist  des  Repräsentath  Systems  fordert,  da  ist  das  Eingeräumte  nur 
halbe  Maasregel,  aber  doch  ein  Keim,  aus  welchem,  unter  günstigen  Umständen, 
das  Fehlende  sich  entwickeln  kann  und  wird. 

/')  Gegner  sind:  Gruner,  in  d.  Rhein.  Rund,  Heft  64,  S.  111.  Ebendcrs.  in  Ludes's 
Nemesis,  Bd.  II  (Weimar  1814),  St.  2  u.  3.  I.  A.  Demian,  in  s.  Statist.  Darstell, 
der  preufs.  Monarchie  (Berlin  1817.  8.),  S.  491  n°.  (nach  welchem  Landstände 
schädlich  sind,  und  zeither  nirgend  das  Glück  der  Völker  gemacht  haben); 
Ludolph  Reckedorf,  über  Landstände  und  Volksvertretung,  in  Ad.  Müller's 
Staatsanzeigen ,  Rd.  II  ( Leipz.  1817),  S.  i-3  —  24?  (»ach  welchem  durch  und 
durch  jacobinisch  die  Ansicht  derjenigen  ist,  welche  VolksRepräsentation  ver- 
langen, mit  dem  Recht,  die  bestehenden  Einrichtungen  und  Gesetze  zu  prüfen, 
neue  auszumitteln  und  vorzuschlagen,  die  Staatseinnahme  und  Ausgabe  zu  be- 
stimmen, u.  s.  w.).  C.  C.  Dakelow  in  den  §.  289  u.  283  angef.  Schriften.  K. 
Vollgraff,  die  Täuschungen  des  RepräsentativSystems.  Marb.  i832.  8.  Für 
widerstrebend  dem  echt-christlichen  Princip  erklärt  die  Repräsentativ  Verfassung, 
F.  v.  Schlegel  in  der  Concordia,  Heft  VI.  Dagegen  nennt  dieselbe  eine  der 
schönsten  Früchte  des  Christenthums ,  Chateaubriand  in  s.  Genie  du  Chris- 
tianisme.  —  Für  das  landständische  V  erfassungsS)  stein,  s.  man  Schlözer's  Staats- 
gelahrtheit,  Th.  I,  S.  166  ff.  Fr.  J.  v.  Hendrich,  in  Luden's  Nemesis,  Rd.  III, 
S.  239  ff.  L.  Gervais  kleine  Mittheilungen  aus  d.  staatswissensch.  Gebiete,  Th.  II 
(Leipz.  1822.  8.),  S-  68  —  74.  Mirhard's  Allgem.  polit.  Annalen,  XI.  191.  Krug, 
v.  Hornthal,  Brendel,  Schmelzung,  v.  Rotteck,  Hegewisch,  Hartleben,  König, 
Aretin,  Tzschirnfr,  Pölitz;  Kkug,  in  den  §.  2-9  u.  f.  angef.  Schriften,  viele 
Andere,  und  fast  alle  im  §.  286  angef.  Verfassungsurkunden.  Wider  v.  Aretin 's 
Allemannia,  s.  Rrendel  a.  a.  O.  Abth.  II,  Vorr. ,  S.  VI  ff. 

g)  Die  Vertheidiger  derselben  werden  Absolutsten ;  ihre  Gegner  Constitutione lle  ge- 
nannt. —  Versuch,  aufzuzählen,  1)  was  dem  Königthum,  und  2)  was  dem  Rc- 
präsentativSystem  schadet;  in  dem  Einsiedler  (von  Frhrn.  v.  Gagern),  Th.  I, 
Heft  3  (Stuttg.  1823.  8.),  S.  42  —  62}  wo  S.  69  es  heifst:  «Der  denkende  Mann 
«wirft  wohl  endlich»  (bei  überhand  nehmender  politischer  Verketzerungsucht) 
«Alles  auf  den  Faulhaufen  des  Indifferentismus,  bis  die  Sonne  neuer  Jahrhun- 
«derte  den  alten  Quark  besser  destillirt  hat,  und  ganz  neue  und  frische  Ge- 
« wachse  zum  Vorschein  kommen».  —  Wären  oder  würden  auch  irgendwo 
Land  -  oder  LandestheilStände  ,  bei  dem  Licht  betrachtet ,  nur  als  Blendwerk 
bewilligt,  so  läge  doch  auch  darin  ein  Keim,  aus  dein,  unter  gewissen  Verhält- 
nissen, eine  wahre  RepräsentativVerfassung  sich  entwickeln  kann. 

§.  281.  (Olßa.) 
Geschichte. 

I)  Ueber  den  Ursprung  der  Landstände  welchen  Einige  be- 
stimmt in  das  zwölfte  ^),  Andere  in  das  dreizehnte  c),  noch  Andere  in 
das  fünfzehnte  und  wieder  Andere  zwischen  das  vierzehnte  und  sieben- 
zehnte *'),  Jahrhundert  setzen,  läfst  sich,  mit  historischer  Treue,  im  All- 
gemeinen wenig  sagen*  Die  Geschichte  der  einzelnen  Staaten  /),  mufs  die 
nähere  Bestimmung  geben.  Auch  zeigen  sich  meist  Stadien  in  der  for- 
malen   Ausbildung   landschaftlicher   Verfassung.     11)    Dem    Wesen  nach, 
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bemerkt  man  Li niist ä'ml ist  lu'  \  erfassung  fest  begründet)  schon  in  deth  öeist 
1 1  c  ii  teutschen  Staatsverfassung  nicht  weniger)  als  in  der  teutschen 

Territorial  Verfassung  des  Mittelalters  ungeachtet  hier  das  angenom- 
romische  Hec  ht  das  absolute  rXegierungsSystem  begünstigte» 

I  Hos  r  \<>m  der  Rcichsstände  Landen,  347  ^  Stew  \<>n  dem  Ursprung, 

1'ntcrschied  und  Gerechtsamen  der  Landstände  in  Teutschland,  besonders  in 
Mecklenburg,  mit  knmerh.  von  C.  .1.  (Jargow).  Hamb,  8.  Pöx^Ea's  Bfeitr. 
I  I.  G  IImmiin  s  Grundlinien  einer  Geschichte  der  t.  Landstände;  in- 

s  Staatsanzeigen,  Heft  67  (1703),  S.  26S  -■».--.  HXberlist's  Handb.  d.  t. 
s  tatar1.,  Kil.  II.  J,  107.  C.  11.  Lang's  PrUfung  des  vermcintl.  Alters  der  t.  Länd- 
stande. Gött.  1796.  8.  Dawider  s.  \.  L.  Jacobi*s  Auflösung  einiger  Zweifel  über 
<l  i>  Vid  i-  und  Repräsentationsrecht  teutscher  Landstände.  Hännov.  1798.  8. 
(  .  G.  Weber  diss.  I.  et  II.  de  \  ( ra  ordinum  provincialium,  tum  in  Germania 
eratim,  tum  speciatim  in  Bavariae  ducatu,  epocha  recte  constituendä.  Lips. 
1-97.  |.  .'.1  I.  Lötz  staatswissenschaftl.  u.  jurist.  Nachrichten,  I.  Jahrg.  l.Bd. 
(Hildburgh.  1799.  40  Nrim.  27— 3o."  M.  C.  Curtius  von  den  Landräthefa*  (Ge- 
schichte der  LandstSnde  in  verschiedenen  t.  Ländern);  in  dessen  histor.  ü.polit. 
^bhandhmgei)  (Marb.  1783.  8.),  S.  127— 199;  auch  ebendas.  S.  i— 9,5.  K.  J.  Härt- 
habs Ober  den  Ursprung  und  das  Verhältnifs  der  Landstände.  Nürnb.  i8o5.  8. 
K.  1>  Hin  mwn'n  Gesch.  des  Ursprungs  der  Stände  in  Teutschl.,  Th.  III  (1808), 
kbschn.  1\  .  Sbb.  Brbndei  a.  a.  O.  Abtb.  I,  S.  41  ff.  u.  220  ff.  Abth.  II,  S.  1  ff. 
1  ichbdbs's  t.  Staats-  ,..  Rechtsgesch ,  Th.  III,  §.  423—427,  Tb.  IV,  §.  5/,6— 5/,8, 
C.  A.  Züm  Bach's  Ideen  über  Reebt,  Staat,  Staatsgewalt  u.  s  \v., 
Th.  II  (Culn  1817.  8.),  S.  166 — 238.  —  Von  den  Volksversammlungen  in  dein 
alten  Teutschland,  s.  Bibbeb  de  origine  et  progressu  legum  juriumque  germanicor. 
P.  I  p.  1-. 

I   1  .  C  J.  FiSi  hm, \  Gesch.  des  Despotismus  in  Teutschl.,  S.  i35  fF.  —  Von  noch 
frühern  Zeiten,  s.  Lot/,  a.  a.  O. 

<)  Wy\\w  I.e.  ^  on  einer  Urkunde  des  röm.  Königs  Ileinrich's  VR.  v.  i23i,  s.  unten 
§.  294,  c.  —  Von  Lulttich  und  Baiern,  s.  unten.  Note  f.  —  Von  PPürzburg ,  s. 
P,  Oesterreicher's  Denkwürdigkeiten  der  Staatenbunde  Teutschlands,  Bd.  I, 
Heft  1  (1808.  8.),  Num.  1.   Rhein.  Rund  XXVI.  268  ff. 

i)  Ifossa  a .  n.  ().  3t-.  MÖser's  patriot. Phantasien,  Th.IV,  Num.Si.  Kluit  colleg. 
diplottiat  histor.,  c.  14.  A.  F.  II.  Posse  über  das  Staatseigenthum  in  den  t. 
Reichslanden,  19-.    La>g  a.  a.  O. 

r)  Vergl.  Mo  skr  a.  a.  O. 

/1  Die  1  reibeiten  der  Holsteiner  sind  so  alt  als  das  Volk  Seit  sie  durch  Carl  den 
Groden  zum  germanischen  Reich  kamen,  befragten  ihre  Herren  und  Grafen,  bei 
jeder  «richtigen  Vorkommenheit,  die  Stimme  ihrer  Landherren,  der  Seniorum 
terrae.  Die  urkundlichen  Reweise,  seit  1422,  findet  man  in  der  oben  §.  1,  Note  f, 
angef.  Sammlung  und  in  der  unten  §.  288,6*,  angef.  Denkschrift  der  Prälaten u. s.w. 
I  ben  eo  all  ist  die  landständische  Verfassung  in  den  meissnisch-thür^ngisehenhän- 
dern.  I!  F.  HavsxaWs  Beyträ'ge  zur  Renntnifs  der  chursächs.  Landtagsver- 
lammlangen.  Weisse'«  Lehrb.  des  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  5i.  —  Von  dem 
Lüttichisehen ,  wo  schon  seit  dem  i3.  Jahrhundert  Stände  für  Gesetzgebung  und 
Besteuerung  bestanden,  landc.sgrundvertragmäsig  seit  dem  Frieden  von  Fexhe 
i3ir).  s.  HfiN-w  n  s  t.  Reichsgesch.  \  III.  728.  —  VpnBaiern,  J. N. G. v. Krenker's 
Inleit  zur  Kenntniis  der  bair.  Landtage  im  Mittelalter.  München  i8o5.  8.  Die 
baier.  Landtagsverhandliingcn  in  den  .7.  1429  bis  1 5 1 3,  herausg.  v. Fr.  v.  Khesner. 
München  i8o3  —  i8o5.   18  Rande.  8.    Samml.  baier.  landsländ.  Freiheitsbriefe. 
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München  1779.  4.  v.  Kreitmayr's  baier.  Staatsr.  4*6.  (Panzer's)  Versuch  über 
den  Ursprung  und  den  Umfang  der  Jandständisclien  Rechte  in  Baiern.  1798. 
1799.  8.  J.  Rudhart's  Geschichte  der  Landstände  in  Baiern.  Heidelb.  1816. 
2  Bände.  8.  Zweite  Aufl.  1819.  Weber  1.  c.  Lötz  a.  a.  O.  Ueber  den  Ursprung 
der  altbaierisch- landständischen  Verfassung ;  in  Büchker's  und  Zierl's  neuen 
Beiträgen  zur  Vaterland.  Geschichte,  Bd.  I,  Heft  1  (München  1882),  Num.  1.  — - 
Von  der  Oberpfalz,  L.  v.  Egckher's  Gesch.  der  vormal.  Landschaft  in  der  Ober- 
pfalz. Amb.  u.  München  1802.  8.  J.  J.  Obernberger  von  den  Freiheiten  und 
Privilegien  des  landsässigen  Adels  in  der  Oberpfalz  (Ingoist.  1784.  8.),  S.  27  ff. 
J.  G.  Fessmaier's  pragmat.  Staatsgeschichte  der  Oberpfalz,  B.  I  (München  1799.8.), 
S.  270 — 291.  —  Von  Neaburg',  F.  J.  Lipowsky1s  Gesch.  der  Landstände  von 
PfalzNeuburg.  —  Von  IFürtemberg,  (münsinger  Vertrag  v.  1482),  Moser  v.  d. 
Reichsstände  Landen,  358.  —  Von  der  Markgrafschaft  Baden,  Moser  a.  a.  O.  378. 
Ö73  u.  i5/|8.  —  Von  Mecklenburg,  Struv  a.  a.  O.  A.  A.  W.  v.  Flotow  über  das 
Recht  des  Adels  in  Mecklenburg,  und  dessen  Verhältnifs  zu  der  Landeshoheit. 
Schwerin  1790.  4-  —  Von  dem  Fürstentimm  Lippe ,  die  unten  §.  287,  i,  angef. 
Deductionen.  —  Von  der  Mark  Brandenburg  s.  Buchholtz  Gesch.  der  C hurmark 
Brandenb.,  Th.  VI,  Register,  voc.  Landtage  und  LandesRecesse.  —  Von  Schlesien 
aus  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts,  s.  (v.  Rlöber)  Von  Schlesien  vor  und  seit 
1740  (1788.  8.),  Th.  I,  S.  227,  383  ff.,  Th.  II,  S.  288.  —  C.  A.  Zum  Bacii's  Ge- 
schichte des  Ursprungs,  der  Bildung,  Formen  und  Piechte  in  d.  preuss.  Rhein- 
provinzen.  Cöln  1817.  8.  —  Von  den  Landständen  in  den  ehemal.  kathol.  geist!. 
Wahlstaatcn,  v.  Sartori's  Staatsr.  der  Erz-  Hoch-  und  Ritterstifter,  Bd. II,  Th.  2, 
Absehn.  2,  S.  454  ff. 

g)  «Nec  Regibus  infinit  a  aut  libera  potestas.  De  inmoribus  rebus  prineipes  Con- 
sultant, de  majoribus  omnes».  Tacitus  de  M.  G.  e.  7.  Caroli  M.  Capitulare 
de  a.  801.  et  Capit.  3.  de  a.  8o3  ,  bei  Balüz  T.  I,  p.  356  et  894.  Pfeffingen 
Vitriar.  illustr.  T.  I.  p.  -3.  sq.  Eng.  Moxtag's  Geschichte  der  teutsch.  bürgerl. 
Freiheit,  I.  5i.  C.  G.  Heinrich's  teutsche  Reichsgeschichte,  Th.  I,  S.  82.  36o, 
Th.  II,  S.  6  ff.  467.  Wiesand,  in  dem  Rhein.  Bund,  LDL  3oo  ff.  Klüber's 
Uebersiclit  der  diplomat.  Verhandlungen  des  wiener  Congr.  S.  242.  Die  oben 
in  der  Note  a  angef.  Schriften.  —  Bis  zu  völliger  Ausbildung  des  landständi- 
schen Instituts,  bemerkt  man  in  dem  Mittelalter,  dafs  geistliche  und  weltliche 
Landesherren  zu  den  wichtigsten  Regierungshandkmgen  nicht  nur  den  Rath,  son- 
dern auch  die  Einwilligung  ihrer  Vassailen  und  Ministerialen,  oder  der  Landherren, 
die  geistlichen  ohnediefs  auch  die  Einwilligung  derCapitel,  einholten.  Scheidt's 
Nachrichten  vom  Adel,  S.  116.  ff.  172  ff.  Riccius  vom  landsäfs.  Adel.  S.  1S7 
ff.,  160  ff.  Rlüber's  Anmerk.  zu  SaintePalaye  vom  Ritterwesen,  Th.  II,  S.  201. 
—  Landständische  Parömic:  «wo  wir  nicht  mitrathen,  da  wollen  wir  auch  nicht 
milthaten  ». 


,  Fortsetzung, 

III)  In  einem  grofsen  Tbeil  der  monarchisch  geformten  Länder  hatte 
landstandische  Verfassung  bis  in  die  lelzte  Zeit  des  teulschen  Reichs  fort- 
gedauert «).  Aber  in  etlichen  hörte  dieselbe  auf,  in  Folge  der  durch 
den  ReichsdepntationsIIauptschluPs  von  i8o3  verfügten  Länder  Veränderun- 
gen in  andern  ward  sie  eigenmächtig  aufgehoben,  theüs  noch  in  der 
letzten  Zeit  der  teutschen   Reichs  Verbindung,  entweder   vermöge   der  in 

Klüber's  offent).  Recht,  4.  Aufl.  26 
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dein  j.i  c  sl.'u  Frieden  (26.  Ihr.  i8o5)  beigelegt  trhaltenen  Souveraine 
•  rermeinter  landesherrlicher  Machtvollkommenheit  theils 
\  Hosting  des  teutschen  Reichs,  in  dem  Zeitraum  des  rheinischen 
Bundes  ')«  H  In  den  Jahren  1806  bis  1810,  wurden  in  etlichen  neu 
•1  rheinischen  Bundesstaaten  \  ersuche  einer  landstän- 
dischen Verfassung  neuer  Art  zur  Schau  ausgestellt,  aber  ohne 
Dauer  und  gedeihlichen  Erfolg/),  'S)  Auf  dem  wiener  Congrefs  ward 
im  Namen  fast  aller  teutschen  Staaten,  namentlich  Preufsens, 
unumwunden  anerkannt)  dafs,  auf  der  heutigen  Stufe  politischer  Cultur,  in 
allen  teutschen  Staaten  eine  durch  Grundverträge  bestimmte  Verfassung 
mit  Volksvertretung  nothwendig  sey  (§.  283),  und  die. Denker  erkann- 
ten einstimmig,  ohne  Üehereinkunft,  diese  Forderung  wie  für  rechtlich 
allgemein  begründet,  also  auch  für  heilsam  zu  wahrer  Staatenbil- 
dung, \  1  Dem  zufolge,  liefs  man  in  einer  bedeutenden  Anzahl  von  Bun- 
desstaaten die  frühere  landständische  >  erfassung  mit  erneuerter  Kraft  fort- 
bestehen (§.  287)$  in  einem  grofsen  Theil  jener  Staaten  ward  eine  neue 
Undstündische  \  erfassung  errichtet  g)  (§.  286},-  in  verschiedenen  wird  eine 
solche  noct  erwartet  (§.  2OB).  VII)  Alle  Verfassungsurkunden  teutscher 
Sl  ten,  welche  seit  der  Aullösung  des  rheinischen  Bundes  errichtet  wur- 
den,  siml  hervorgegangen  aus  dem  Princip  der  Noth  wendigkeit  zeit- 
gemäser  politischer  Reform.  Darum  huldigen  sie  den  Extremen 
der  Revolution  und  der  fortwährenden  Unruhe  der  Bewegung  eben  so 
wenig,  als  jenen  der  blindstarren  Stabiiitat  und  der  rachsüchtigen  Reaction 
unter  dem  Deckmantel  der  gutgemeinten  Erhaltung  des  Geschichtlichen  und 
des  heilsamen  Widerstandes  gegen  «abstracto;  (?)  Theorieen.  VIII)  Seit  der 
französischen  Revolution  ist  der  staatsrechtliche  Grundsatz:  kein 
civilisirter  Staal  kann  ohne  Staats  Verfassungsurkunde  mit  Volksvertretung 
bestehen,  Sitte  und  Meinung  der  europäischen  und  der  meisten  amerikani- 
schen Völker  geworden 

a)  Schriften,  oben      279,  a. 

t  )  Von  den  ehemaligen  Fürstenthum  Münster,  s.  Reichsdep.  Hauptschlufs  v.  25.  Febr. 
180  i.  .  3.  —  S  <>n  den  Resten  des  tturtrierischen  Landes  auf  der  rechten  Rhein- 
seite, 8.  Oeffentl.  Erklär,  des  F.  v.  NassauWedhurg  v.  6.  Febr.  1804 ;  in  Häbkr- 
ua*a  Staatsarchiv,  Heft  5o,  S.  i83.  Rhein.  Bund,  Heft  1,  S.  i35.  —  Von  dem 
Herzogt  hum  Wettphalen,  s.  die  oben  §.  49  ,  a,  angef.  Schrift  von  Rundk. 

c)  Von  Würtemberg,  s.  \  erordn.  v.  3o.  Dec.  180a,  in  d.  Rhein.  Bund,  I.  i38.  Rich- 
tige Prüfung  dieses  Gewaltschrittes,  von  Schoell,  in  der  Hist.  abregee  des  trai- 
les,  paf  Koch,  VTL  föj.  —  Yron  Breisgau,  6.  kurbad.  Yerordn.  von  23.  Mai 
1806,  in  dem  Rhein.  Bund,  I.  i/|0. 

d)  Von  SchweduchPommem,  s.  königl.  Yerordn.  v.  26.  Juni  1806,  in  d.  Polit.  Jour- 
nal i8q6,  8.  6873  wogegen  daselbst  neue  Landstände  u.  die  schwedische  Reichs- 
rcrfassnng  eingeführt  wurden,  ebendas.,  Aug.  1806,  S.  817  u.  820.  Doch  ward 
die  Fortflauer  der  dortigen  Provinzial Verfassung  bedungen,  in  d.  schwedisch- 
fUmschcD  Frieden  v.  Biel  v.  14.  Jan.  1814,  Art.  8,  u.  in  Preufsens  Verträgen 
mit  Dänemark  v.  4-,  u.  mit  Schweden  v.  r.  Juni  iSi5;  in  Biübfr's  Acten  des 
wiener  Congr.,  Bd.  V,  S.  D07  u.  5i3. 
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e)  «Aus  landesherrlicher  Machtvollkommenheit»,  ward  die  landständische  Verfas- 
sung aufgehoben,  in  dem  GH.  Hessen,  durch  Verordn.  v.  i.  Oct.  1806;  in  d. 
Rhein.  Bund,  HI.  38i.  —  Ehen  so  in  dem  S.  Coburg-Saalfeldischen ,  1806.  —  Die 
Einverleibung  des  Herzogthums  Holstein  in  die  dänische  Monarchie  (Verordn. 
v.  9.  Sept.  1806),  schloss  die  Aufhebung  des  Restes  von  landständischer  Ver- 
fassung in  sich.  Rlüber's  Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr., 
S.  f.  —  In  AnhallCölhen  ward,  durch  Verordn.  v.  28.  Dec.  1810,  die  land- 
ständische Verfassung  aufgehoben,  und  eine  andere  nach  neufranzösischem  Zu- 
schnitt eingeführt.  Rhein.  Bund,  LH.  97.  LIV.  38i.  Sie  steht  auch  in  den  Con- 
stitutionen der  europ.  Staaten,  Th.  H  (Leipz.  1817.  8.),  S.  260  ff.  Der  Herzog, 
so  heifst  es  im  Eingang,  «glaube  seinen  Unterthanen  keine  heilbringendere  Con- 
stitution geben  zu  können,  als  diejenige,  welche  Napoleon  der  Grofse  seinen 
Völkern,  welche  er  als  Vater  liebt,  gegeben  hat».  — ■  In  Baiern  ward  in  denen 
Provinzen  (Baiern,  Neuburg,  Vorarlberg  u.  Tyrol),  wo  noch  landständische 
Verfassung  bestand,  solche  zuerst  dahin  gemindert,  dafs  die  landständischen 
SteuerCassen  abgeschafft  wurden  (Verordn.  v.  8.  Juni  1807,  in  d.  Regier.Blatt. 
Num.  25),  dann  aber  aufgehoben,  durch  Verordn.  v.  1.  Mai  1808.  Rhein.  Bund, 
XVIII.  468.  Dagegen  ward  eine  Nation ulRe Präsentation  für  das  ganze  Reich,  in 
dessen  Constitution  v.  1.  Mai  1808,  (in  d.  Constitutionen  der  europ.  Staaten, 
Th.  II,  S.  i32)  verordnet,  aber  nachher  nicht  angeordnet.  Rhein.  Bund,  XVIII. 
468.  XIX.  11  f.  Rlüber's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  225  f.  —  Verzeichnifs  der,  über 
die  Aufhebung  der  Stände  in  den  RheinbundStaaten,  erschienenen  Schriften,  mit 
Anmerk.  u.  Zusätzen;  in  der  Allemannia ,  Heft  41  u-  42  (München  1816.  8.), 

S.   201  —  2  12. 

/)  Von  dem  Grofsherzogthum  Berg,  s.  Rhein.  Bund  I,  118.  i3i.  II.  2Ö2.  —  In  dem 
Rönigr.  West-phalen  wurden,  mit  Aufhebung  der  bisher  in  (Rurhessen,  Braun- 
schweig u.  Hannover)  bestandenen  landständischen  Verfassung,  Reichsslände  (ein 
Reichstrugbild)  eingeführt.  Napoleon' 's  Constitution  du  royaume  de  Westphalie, 
v.  i5.  Nov.  1807,  art.  11  u.  29  —  33.  Rhein.  Bund,  XII.  472.  Constitutionen  der 
europ.  Staaten,  Th.  II.  S.  117.  Rlüber's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.187.  Nach 
zwei  StaatsComödien,  Reichstage  genannt,  1808  u.  1810  (Rhein.  Bund,  XX.  319. 
XXII.  89.  XLI.  3oi),  hörte  auch  dieses  Schauspiel  auf.  Rhein.  Bund,  XIX.  28.  — 
Dieses  Muster  fand,  im  J.  1810,  Nachahmer  an  dem  Grofsherzog  v.  Frankfurt,  wel- 
cher eine  Constitution  v.  16.  Aug.  1810  (in  d.  Constitutionen  der  europ.  Staaten, 
Th.  II,  S.  235)  gab,  und  zu  Hanau  im  Oct.  1810  eine  Ständeversammlung  halten 
liefs  (Rhein.  Bund,  XLVH.  258.  XLIX.  laö.  L.  192.),  u.  an  dein  Herzog  v.  Au- 
haltCöthen.    Von  diesem  und  von  Baiern,  s.  oben  Note  e. 

g)  Pölitz  (Fortsetzung  von  Posselt's)  Geschichte  der  Teutscheu  (Leipz.  1819.  8.), 
S.  758  —  771. 

h)  Man  s.  die  Constitutionen  der  europäischen  Staaten  seit  den  letzten  25  Jahren. 
Leipz.  u.  Altenb.  Th.  I  u.  H,  1817.  Th.  Ol,  1820.  Th.  fV ,  i8u.  gir.  8. 
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§.  283.  <2k7-f> 

Wundes*  u.  staatsrechtliche  IVothwendigkeit,  Vertragmäsigheit,  Garantie, 
,i.  richterlicher  Schutt  der  landständischen  Verfassung.  Aufrechthal- 
I  monarchischen  Princips.  Wider  Missbrauch  der  Oejfent- 
Hchkeil  tiutl  des  Drucks  sichernde  Geschäftordnung,  Ministerielle 
Contrasignatur  der  landesherrlichen  Verfügungen.  Fortdauer  der  in 
ih  r  Eeii  des  t.  Heidts  bestandenen  landständischen  Verfassungen. 

Ii  Die  Grundvertra'ge  dos  Teutschen  Bundes  erklären  das  System 
riet  landständi  sehen  \  erfassung  (RepräsentativSystem,  die  Volks- 
rertretung  bei  der  Regierung  durch  Landstände  oder  NationalReprä'sentan- 
tni  i  tax  einen  nothwendigen  Bestandtheil  der  Grundverfassung  eines 
jeden  li'.indevstaales  jeder  soll  ein  ständisch  -  verfassungsmäßiger  seyn. 
Sie  verpflichten  die  Bundesversammlung,  darüber  zu  wachen,  dafs  diese 
Bestimmung  nirgend  unerfüllt  l>leii>e  also,  dafs  in  jedem  Bundes- 
staat eine  landständische  Verfassung  fortwährend  besiehe.  Die  Landstände 
und  Unterthanen  sind  befugt,  Bewirkung  der  Erfüllung  der  in  den  Grund- 
rertragen  des  Bundes  für  sie  enthaltenen  Bestimmungen,  von  der  Bundes- 
versammlung zu  fordern  (§.  184,  225  u.  227).  II)  Dem  zufolge  war  zu 
erwarten:  1)  dafs  die  Bundesversammlung  für  Erfüllung  dieser  Bun- 
despflicht  Sorge  tragen  werde  2)  dafs  in  denen  Bundesstaaten,  wo 
landständische  Verfassung  nicht  schon  aus  der  frühern  Zeit  fortdauert 
wieder  eingeführt^  oder  errichtet  ist,  solche  ohne  langen  Verzug 
weide  eingeführt  werden  3)  dafs  überall  den  Landständen  wesent- 
liche Rechte  werden  gelassen,  oder  eingeräumt  werden;  4)  dafs  diese 
landständische  Verfassung  allenthalben,  wo  sie  es  nicht  schon  ist,  nicht 
um  zu  einem  r ertragmäsigen  «)  Hauptbestandtheil  der  Grund- 
rerfassung  des  Staats  werde  erhoben,  sondern  auch  5)  im  Innern 
zweckmäßig  werde  gesichert,  und  ausdrücklich,  wie  auch  mehrfach 
ichofl  geschehen  ist/),  unter  die  Gewähr  des  Teutschen  Bundes 
(man  s.  den  folg.  §. )  gestellt  werden,  der  auch  ohnediefs  in  bestimm- 
ten Fällen  zu  Aufrechthaltung  derselben  berufen  ist  (§.  184*  225,  227, 
297 d).  Sogar  von  auswärtigen  Mächten  wurden  ehedem  zuweilen 
die  Rechte  teutscher  Landstände  garantirt  (§♦  75,  <f}.  III)  Ein  Beschlufs 
der  Bundesversammlung  vom  16.  August  1824  #)  setzt  fest:  dafs  in  allen 
Bundesstaaten  mit  landständischer  Verfassung  a)  streng  darüber  gewacht 
werden  solle,  damit  in  der  Ausübung  der  den  Ständen  zugestandenen 
Rechte  das  monarchische  Princip  (§.  98)  unverletzt  erhalten 
bleibe,  und  damit  h)  zu  Abhaltung  aller  Mifsbräuche,  welche  durch  die 
Oeff entlichkei t  in  den  Verhandjungen  oder  durch  den  Druck  der- 
selben begangen  werden  können,  eine  den  Bestimmungen  der  wiener 
SchlnfsActe  (Art  57,  59  u,  53)  entsprechende  Geschäftordnung  ein- 
geführt, und  über  genaue  Beobachtung  derselben  streng  gehalten  werde. 
IV]  Zu   richterlichem   Schutz  der    landständischen   Verfassung,  dient 
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theils  eine  gvundgesetzliche  Bestimmung  für  Verantwortlichkeit 
der  obersten  Staatsbeamten  (§.  34^),  theils  die  Verordnung  eines 
durch  Compromifs  gewählten  Schiedsrichter  Amtes  (§.  i3o),  theils 
die  Errichtung  eines  Staats  Gerichtshofes,  als  richterlicher  Behörde 
wider  Unternehmungen,  die  auf  den  Umsturz  der  Verfassung  gerichtet 
sind,  und  wider  Verletzung  einzelner  Bestimmungen  derselben  A).  Auch 
ist  ausdrückliche  Verpflichtung  aller  Staatsdiener  auf  die  Verfas- 
sungsur künde,  in  manchen  Bundesstaaten  verordnet  *)•  V)  Damit  für 
alle  Regentenhandlungen  die  grundgesetzliche  Verantwortlichkeit  der 
obersten  Staatsbeamten  bestehe,  ist  in  den  meisten  neueren  Verfassungsur- 
kunden festgesetzt ,  dafs  alle  von  dem  Sou verain  unmittelbar  ausgehenden 
landesherrlichen  Befehle  und  Verordnungen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Ge- 
genzeichnung (Contrasignatur)  eines  der  obersten  Staatsbeamten  bedür- 
fen; eine  Bestimmung,  die  um  so  nöthiger  erachtet  ward,  da  das  frühere 
Rechtsmittel  der  Beschwerdeführung  bei  einem  Reichsgericht,  wider  Mifs- 
brauch  der  landesherrlichen  Gewalt  und  wider  Verletzung  der  Verfassung 
nicht  mehr  Statt  hat,  und  da  durch  jene  Vorsicht  der  Erschleichung  landes- 
herrlicher Willenserklärungen  und  der  Unterschiebung  falscher  oder  ver- 
fälschter Ausfertigungen  vorgebeugt  wird.  VI)  In  denen  Bundesstaaten, 
wo  früher  schon  landständische  Verfassung  staatsgr  und  gesetzlich 
begründet  war,  ist  solches  unabhängig  von  dem  Fall  der  teut- 
schen  Reichsverbindung 

a)  Bundes  Acte,  Art.  i3.  Von  den  Freien  Städten  s.  §.  241,  VI.  —  Von  der  merk- 
würdigen Geschichte  und  dem  Sinn  des  Artikels  i3,  s.  Rlüber's  angef.  Uebei'- 
sicht  etc.,  S.  194  ff.  Bignon,  des  proscriptions,  Th.  II  (Paris  1820.  8.),  p.  29- — 
327.  —  Verhandlungen  über  jenen  Sinn,  und  über  die  Frage,  ob  zwischen 
Repräsentativ-  und  landständischer  Verfassung  ein  wesentlicher  Unterschied  sey, 
kommen  vor  in  den  carlsbader  ConferenzProtocollen  v.  6  bis  3i.  Aug.  1819. 
Num.  7—10,  i3,  19  u.  23,  und  in  den  dazugehörigen  Beilagen  (Nebenbeilage 
zu  dem  siebenten,  den  Nebenbeilagen  1,  2,  4,  5  und  6  zu  dem  achten,  und  Ne- 
benbeilage 2  zu  dem  neunten  Protocoll) ,  und  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  20. 
Sept.  1819,  §.  220,  S.  657  und  671  der  Orig.Ausgabe.  «Ein  BepräsentativSystem 
ist  in  Teutschland  von  den  ältesten  Zeiten  her  Rechtens  gewesen»,  erklärte 
Hannover  auf  dem  wiener  Congrefs.  Klüber's  Acten  des  wiener  Congresses, 
Bd.  I,  Heft  1,  S.  68.  —  Prcussens  Verheifsung,  unten  §.  288«).  Will  man  unter 
landständischer  Verfassung  eine  in  mittelalterigem  Feudal-  und  Privilegiengeist 
eingerichtete  verstehen,  wo  die  nur  aus  Standcsclassen  hervorgehenden  Landtag- 
berechtigten zunächst  nur  das  besondere  Interesse  ihres  Standes  zu  vertreten 
brauchen,  hingegen  unter  Repräsentativ  Verfassung  eine  solche,  wo  jedes  Mitglied 
der  Ständeversammlung  das  allgemeine  und  das  besondere  Interesse  aller  Staats- 
genossen bei  der  Regierung  nach  eigener  gewissenhafter  Einsicht  zu  vertreten 
verpflichtet  ist,  also  eine  Volksvertretung,  dann  ist  allerdings  ein  wesentlicher 
Unterschied  zwischen  beiden.  Vergl.  §.  98 a),  239/7)11.279«).  —  Endlich  erfolgte 
in  dem  5/j.  Art.  der,  zu  einem  Grundgesetz  des  Bundes  erhobenen  (§.55),  wiener 
SchlussActc  v.  1820  eine  bestimmende  Erklärung  des  i3.  Art.  dahin,  dafs  «in 
allen  Bundesstaaten  landständische  Verfassungen  Statt  linden  sollen»',  wodurch 
die  in  dem  angef.  Protoc.  der  B.  V.  v.  20.  Sept.  1819  angekündigte  Bcrath- 
schlagung  und  Beschlufsmihme  überflüssig  gemacht  ward.  —  Festsetzung  gleich- 
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/ormi'pvr  Grumdsärz-  PBLr  lamKt.indische  Verfassung,  schlug  Oestreich,  am  n.  Nov. 
i>  >,  der  Bundesversammlung  ror.  Ki#bbb*8  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  84.  — 
In  ilit*  Willhühr  der  lürstcn.  stellt  dir  l.iiit'ii lirung  landständischer  Verfassung, 
I  C  Daselo*  über  den  i3.  Irt.  der  f.  BundesActe.  Gött.  1816.  8.  Dawider 
v  1  u>v>'s  Nemesis,  Bd.  V  I,  St.  i  (i8i5),  Num.  7.  (Frhr.  v.  Gagern)  Der  Ein- 
siedler,  Th.  1.  Meli   <.  S.  'x».       Im  .1.  1!;;«)  liri's  Jemand  drucken:  «Der  Furcht 

ror  Napoleon  verdenke  der  id.  Artikel  seinen  i  .  rspmng», 

;  Wiener  StlufsArte  \.  iJr.'.u,  Vrt.  j.j.  Vergl.  oben  §.  227,  U.  die  Verhandlungen 
der  B.  \  •  .  bei  Gelegenheit  des  Gesuchs  der  Prälaten  u.  Bitterschaft  des  Iler- 
r.ogth.  Holstein  um  Wiederherstellung  ihrer  landständ.  Verfassung,  in  d.  Protoc. 
»•  i;;  >.  5  1 :  desgleichen  die  Verhandlungen  der  Beschwerden  der  braun- 
sehweigischen  Landstande  wider  den  Herzog  Carl,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v 
\  «mi  ooch  zu  erwartenden  landständischen  Verfassungen,  unicn 
$.  «88.  Die  SchlufsActe  von  1820  hat  die  in  dem  Art.  i3  der  BundesActe  fest- 
gesetzte Verbindlichkeil  nickt  gemindert,  sie  hat  dieselbe,  in  den  Art.  54  bis 
62,  verstärkt."  In  dem  Protocol)  \.  2p.  Sept.  1819  (§.  220,  I.)  erklärte  die  Ii.  V. 
aus  der  Nichterfüllung  des  von  vielen  Seiten  geüufserten,  verschiedentlich  auch 
am  Bundestage  laut  gewordenen  Wunsches,  dafs  zur  Bildung  der  im  i3.  Art- 
erwähnten  Verfassungen  eine  allgemeine  Norm  festgesetzt  werden  möge,  scy, 
wie  ui.ui  sich  jetst freilich  uichl  mehr  verbergen  könne,  für  Teutschland  manches 
l  ebel  entsprungen, 

1)  Sogleich  in  .seinem  ersten  Vortrag  in  der  B.  V.  am  11.  Nov.  1816,  mahnte  das 
Präsidium,  und  mahnte  späterhin  die  B.  V.,  durch  ihren  Bcschlufs  v.  10.  März 
1  17,  §.  1  1,  betr.  die  Reihenfolge  ihrer  Geschäfte,  dann  in  ihrer  provisorischen 
CompetenzBestimmung  vom  12.  Juni  1817,  §.  /b  Num.  3,  an  Erfüllung  desi3.  Ar- 
tikels  der  BundesActe.  Nach  dem  Beschlufs  der  B.  V.  v.  25.  Mai  1818  (Protoc. 
r,  il  18,  .  1  -).  halten  alle  Regierungen,  von  weichender  i3.  Art.  der  Bundes- 
Acte noch  uicht  erfüllt  war,  die  Verpflichtung  übernommen,  der  B.  V.  binnen 
Jak  esfrüi  die  geeigneten  .Mittheilungen,  von  den  ferneren  Einleitungen  in  den 
itandiscfien  Einrichtungen,  von  deren  Fortgang,  und,  wo  möglich,  von  ihrem 
allseitigen  Resultate eu  machen,  welchem  die  B.  V.  sofort  vertrauenvoll  entgegen- 
sah. \  ergl.  hiemit  die  Abstimmungen  in  dem  oben  (Note  b)  angef.  Protoc.  d. 
B.  V.  r.  i8?3.  §.  129.  Daselbst  heifst  es,  in  der  hannöver.  Abstimmung,  Num.  26 • 
♦  I  ine  gesetzliche  Verbindlichkeit,  ohne  die  Möglichkeit  ihrer  Realisation  in  der 
Zeit,  wurde  keine  seyn;  und  in  einem  Grundgesetz  des  T.  Bundes  darf  kein 
I  lernen»  gefunden  werden,  das  sein  eigenes  Princip  auflöset».  Vergl.  Ulpianus 
in  I..  E.  \.  1>.  quod  quisque  juris  etc.  und  Preufs.  allgem.  Landrecht,  Th.  I, 
Tit.  |,  -|.  —  «Wenn  die  B.  V.  (ebend.Num.  3?-)  ihre  Rechte  aufgeben  wollte, 
würde  sie  ihre  Verpflichtungen  aufgeben  können»?  —  Von  der  Frage,  von  dem 
/  itraum,  innerhalb  dessen  die  Erfüllung  des  i3.  Art.  der  BundesActe,  die  Ein- 
führung landständischer  Verfassung,  da,  wo  solche  noch  nicht  besteht,  zu  er- 
warten sey,  B.  man  gesnnds<  haftliche  Aeufscrungen  im  J.  1823,  in  den  Proto- 
c<  Den  der  B.  S  .,  Bd.  XV,  S.  102,  3o3,  389,  416  ff.  u.  4^9  ff-  —  Die  Beschlüsse 
der  B.  S  .  Für  Vollziehung  des  i3.  Artikels  der  BundesActe  findet  man  bei- 
sammen in  Kluber*s  Oueilensammlung  zu  dcni  öffentl.  Recht,  Num.  XXXVIII, 
S.  341  ff 

i)  Th»  iis  schon  vor  dem  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  25.  Mai  1818,  theils  später- 
d  einzelne  Bundesglieder  hei  der  B.  V.  Anzeige  von  ihrer  Einführung 
einer  bmdstandi sehen  Verfassung,  etliche  von  noch  bevorstehender  Einführung. 
Man  s.  die  Register  der  IVotocolle,  voc.  Verfassung. 
1  i  nach,  ist  das  Verfassungswerk  ein  zweiseitiges  Geschäft,  ein  Act 

des  wechselseitigen  Gebens  und  Nehmens:  also  keine  Pollicitation ,  nicht  eine 
in  jedem  I  igen  bück  widerrufliche  Verleihung.    Vergl;  oben  §.  1,  und  Beispiele 
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von  StaatsGruiidverträgen  ebendas.  Note  /.    Das  Versprechen  und  Acceptiren 
kann  eben  sowohl  stillschweigend  als  ausdrücklich  erfolgen;  das  letzte,  unter 
Anderem,  in  der  ersten  Ständeversammlung,  und  in  dem  Regierungseid  (§.  2.46). 
Ueber  landständische  Repräsentation  in  dem  Grofsherzogthum  Hessen  (Stuttg. 
1820.  8.),  S.  5,  7,  10  u.  45*  —  Daher  sind,  in  der  Theorie,  pactirte  Verfassungs- 
urkunden die  Regel,  u.  octroyirte  oder  gegebene  (von  der  Regierungsgewalt  allein 
ausgegangene,  eigentlich  Majestätbriefe,  wie  die  französische  von  1814)  sind  Aus- 
nahmen.   Wider  das  einseitige  Vorschreiben  (Octroyiren)   landständischer  Ver- 
fassung, sprechen  die  Beispiele  von  Nichtannahme  einer  octroyirten  Verfassung, 
im  Walde  ckischen  ( 181 4)-»  in  Würtemberg  (i8i5 — 1818),  Kurhessen  (i8i5  u.  1816), 
LippeDetmold  (1819),  GH.  Hessen  (1820),  HohenzollemSigmaringen   (i833),  Han- 
nover (i833,  gröfstentheils;  man  s.  das  Protoc.  der  2.  Kammer  v.  10.  Dec.  i833) 
Auch  s.  man,  auf  Veranlassung  eines  kurhess.  Minist.  Rescriptes  v.  2.  Mai  1816, 
den  Neuen  rhein.  Merkur,  1816,  St.  10.    Wider  «aus  dem  StegreiJ»  gemachte 
Verfassungen,  s.  Widerlegung  der  ehrenrührigen  Beschuldigungen,  welche  Sich 
Se.  Durchl.  der  Herzog  von  Braunschweig  gegen  Ihren  erhabenen  Vormund  etc. 
erlaubt  haben.    (Hannover  1827.  8.),  S.  78.  —  Ausdrücklich  tragen  das  Gepräge 
eines  Vertrags,  die  Verfassungsurkunden  von  dem  K.  der  Niederlande  (18 15), 
von  S.  IVeimarEisenach,  Waldeck  u.  Frankfurt  (1816),  von  Hildburghausen  (1818), 
von  Würtemberg,  wo  sogar  eine  constituirende  Ständeversammlung  gehalten  ward 
(1819),  von  Braunschweig  (1820),  S.  Meiningen  (1829),  Kurhessen  (i83i),  im  Eiu- 
gang  u.  Art.  109,  S.  Altenburg  (i83i),  Königr.   Sachsen  (i83i),  Braunschweig 
(i832),  HohenzollemSigmaringen  (i833),  Lippe  (i836).  Aeltere  Beispiele  oben  §.  1 .  f. 
Doch  findet  auch  eine  octroyirte  Verfassung   den  Rechtsgrund  ihrer  Gültigkeit 
in  der  Anerkennung  oder  stillschweigenden  Annahme  des  Volkes.    Das  mei- 
ningische  Grundgesetz  v.  1829,  Art.  109,  setzt  fest,  dafs  es  nur  durch  Ueber- 
einstimmung  des  Regenten  und  des  Landtags  abgeändert  werden  könne. 
J)  Die  Garantie  des  T.  Bundes  ward  in  folgenden  Verfassungsurkunden  ausdrück- 
lich als  Schutzmittel  aufgestellt:  1)  in  der  s.  weimar-eisenachischen  v.  1816,  §.  121; 
•2)  in  der  s.  hildburghausischen  v.   1818,  §.  58;  3)  in  der  s.  coburg-saal/eldischen 
v.  1820,  §.  121;  4)  i11  der  meiningischen  v.  1829,  Art.  108;  5)  in  der  schwarzharg- 
tondershausischen  v.  i83o,  §.  12;  6)  in  der  kurhessischen  v.  i83i,  §.  i5j}   7)  in  der 
hohenzollern-sigmaringischen  v.  i833,  §.  199.  —  Zugesichert  ward  von  der  B.  V 
die  verlangte  Garantie,  in  den  Protoc.  der  B.  V.,  für  die  erste  1817,  §.  98; 
für  die  andere,  1818,  §.  228;  für  die  dritte,   1822,  §.  167;  seitdem  (seit  dem 
Congrefs  von  Verona)  hat  die  B.  V.  keiner  landständischen  Verfassungsurkunde 
mehr  die  bei  ihr  nachgesuchte  Garantie  ertheilt ,  nicht  denen  v  on  Baden  1818, 
von  Kurhessen  und   SchwarzburgSo?idershause?i  i83i,    und   von  HohenzollemSig- 
maringen   i835.      Kurhessen   und   SchiuarzburgSondcrshausen    machten    i83i  bei 
der  B.  V.  den  Antrag,  ihren  Verfassungsurkunden  von  i83o  und  i83i  die  darin 
erwähnte  Garantie  des  Teutschen  Bundes  zu  ertheilen.     Die  B.  V.  beschlofs 
hierauf  anfangs   InstructionsEinholung  (Prot.  d.  7.  Sitz.  v.   i83i,  §.  5«.)j  nach- 
her aber  (Prot,  der  33.  Sitz.  v.  i832.  §.  367)  Aufstellung  einer  eigenen  Commijt- 
sion  zu  Begutachtung  des  in  Betreff  der  Kurhessischen  Verfassung  gemachten  An- 
trags. Als  im  J.  i833  auch  HohenzollemSigmaringen  den  Antrag  auf  Garantie  seiner 
Verfassung  von  i833  bei  der  B.  V.  machte,  fafste  diese  (in  ihrer  39.  Sitz.  v. 
12.  Sept.  i833,  Protoc.  §.  402)  den  Beschlufs  :  «Die  zur  Begutachtung  des  An- 
trags wegen  Uebernahme  der  Garantie  der  Kurhessischen  Verfassung  gewählte 
BundestagsCommission  wird  ersucht,  ihr  Gutachten  auch  über  die  gleichmäßigen 
Anträge  in  Betreff  der  Verfassungen  für  die  Fürstentümer  SchwarzburgSon- 
dershausen  und  HohenzollernSigmaringen  zu  erstrecken».  —  Auch  Baden  machte 
bei  der  B.  V.  den  Antrag  auf  Gewährleistung  seiner  Verfassungsurkunde,  und 
die  B.  V.  beschlofs  InstructionsEinholung,  in  d.  Prot.  v.  1818,  seitdem 


11.  Thea  III.  Gäp, 


rulit  ifa  Bftehe,     -    Ein  Stn.it^eset/.   der   C.  rofsher/.oge  von  Mecklenburg  v.  '28. 

Rot.  1817,  betr.  die  schiedsrichterliche  Entscheidung  der  \  erfassungsstreitigkeiten 
kwiacheu  der  Landesherrschafl  und  den  Landständen,  erhielt  die  Garantie  der 
B  \  in  iL  Tr«  60C.  \.  1818,  187.  Vergl.  unten  §.  297,  d.  —  Von  der  Noth- 
vrendigkeil  solcher  Garantie,  s.  Neue  allgem.  polit.  Annalen,3Bd.  XV»  08>,5). 
8,  1-.,  iV.  Von  den  rersehtedenee  formen  der  Garantie  einer  Verfassung,  un- 
ter welchen  Jene  des  Liuudes  als  die  let/.te  angezeigt  wird,  s.  Ann.  Martin  in 
A  1  »  \.  MöUbKit's  Archn  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Ikl.  1,  lieft  I,  (i83?,)> 
S.  -5-~8a.  ' 
e\  In  limiii's  Ouellensamirlung  /.u  dem  öffentl  Recht  ete.,  N um.  XXXI.  S.  3ai. 
\  ;L  lach  die  ScMu.fi  Acte  v.  lÖao,  Art.  5-.  zu  dein  Beschlufs  der  B.  V.  v. 
*8.  Juni  i83»,  Art. 

>.)  Baierische  \  erfaee*  I  rk.  v.  1818,  Tit.  X,  §.  5  u.  f.  Der  würtemb.  Verfass.Ver 
traf  r.  181O4  ^.96  so5,  und  diekönigl.  sächsische  Verfass.Urk.  Wi83ly§V$4l — 
rerordaen  einen  StmaUGerichtshof,  zu  gerichtlichem  Schutz  der  Verfassung.  Er 
erkennt  über  Unternehmungen ,  die  auf  den  Umsturz  der  Verfassung  gerichtet 
lind,  und  über  \  erieosäng  einzelner  Puncto  derselben.  Eine  Anklage  Rann 
defilbalh  \<>r  ihm  goscheheo,  sowohl  von  der  Regierung  gegen  Mitglieder  der 
SUindereraamnlluJng  und  des  Ausschusses,  als  auch  von  den  Standen,  nicht  nur 
gegen  Minister  und  I)e|>artementChcfs,  sondern  auch  segen  Mitglieder  und  höhere 
Beamte  der  Stände.  Anklage  und  Verteidigung  geschehen  öffentlich  und  die 
Proloonlle  werden  gedruckt.  Der  königl.  säschsische  StGIlof  wurde  eröffnet  d. 
&6.  Febr.  i834.    OPAZeitung  v.  8.  März  i834. 

1 )  S.  hUdborghaus.  Verfass  Urk  v.  1818,  §.  55.  S.  coburg-sualfeldische  v.  1820, 
( i-o:  S.  ineiningischc  v.  1824.  §.86  f. 

I)  VergL  die  wiener  SchlufsAete  v.  1820,  Art.  55  u.  56,  u.  oben  §.  49.  Auch  die 
oben,  Note  c,  angef.  Widerlegung  etc.,  S.  y5  ff.  —  Die  Geschichte  der  Verhand- 
lungen über  den  angef.  Art.  56,  in  den  Wiener  MinisterialConferenzen  im 
Dcc.  1819.  wird  erzählt,  in  der  gedruckten  Eingabe  der  Landstände  des  Fürstcu- 
thums  Lippe  bei  der  B.  V.  v.  i824t  Anl.  A.  S.  3i. 


§.  284 a.  (2i7>.) 

Bestimmungen  der  wiener  ScldussAete  v>  1820. 

Freiheit,  Hie  ständische  Verfassung  zu  ordnen.    Aenderung  derselben ,  nur  auf  verjas- 
j  m  IVeg.    Bttmlesmäsige  Beschränkung  hei  Einrichtung  dieser  Verfassung. 
Garantie  des  Bundes.     Beschränkung  der  Einwirkung  von  Seile  der  B.  V.  Verhältniss 
der  Freien  Städte  zu  dem  /3.  Art.  der  Bund  es  Acte. 

Anfser  dein,  dafs  die  wiener  SchlufsAete  von  1820  der  Bundes- 
versammlung zur  Pflicht  macht,  dafür  zu  sorgen,  dafs  in  jedem  Bundes- 
staat eine  landständische  Verfassung  fortwährend  bestehe  (§.  283),  enthält 
die  elbe  noch  folgende  Bestimmungen  «).  I)  Den  sou verainen  Fürsten 
der  Bundesstaaten  bleibt  überlassen,  die  landständische  Verfassung,  diese 
innere  Landesangelegenheit,  zu  ordnen,  mit  Berüksichtigung  sowohl  der 
frnherhin  gesetzlich  bestandenen  ständischen  Rechte,  als  auch  der  gegen- 
wartig  tenden  Verhältnisse      '  II)  Landsländische  Verfassungen,  die 

in  (übereinstimmend  von  den  Bei  heiligten,  ausdrücklich  oder  slillschwei- 
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gend)  anerkannter  Wirksamkeit  bestehen,  können  nur  auf  Ver- 
fassung sin  äs  i  gern  Wege  abgeändert  werden  c)>  III)  Bei  Errichtung 
und  Einrichtung  der  landständischen  Verfassung  in  den  Bundesstaaten,  sind 
folgende  von  Bun deswegen  d)  gesetzte  Einschränkungen  zu  beobach- 
ten, 1)  Da  der  Bund,  mit  Ausnahme  der  Freien  Städte,  aus  souverainen 
Fürsten  besteht,  so  mufs,  dem  hiedurch  gegebenen  Grundbegriff  zufolge, 
die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupt  des  Staates  ver- 
einigt bleiben,  und  der  Souverain  kann  durch  eine  landständische  Ver- 
fassung nur  in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der 
Stände  gebunden  werden  2)  Durch  landständische  Verfassung  darf 

kein  Bundesfürst  in  der  Erfüllung  seiner  bundesmäsigen  Verpflich- 
tungen gehindert  oder  beschränkt  werden/).  3)  Wo  Oeffentlich- 
keit  landständischer  Verhandlungen  durch  die  Verfassung  gestattet  ist 
(§♦  3oo),  mufs  durch  die  Geschäftordnung  dafür  gesorgt  werden,  dafs  die 
gesetzlichen  Grenzen  der  freien  Aeufserung,  weder  bei  den  Verhandlungen 
selbst,  noch  bei  deren  Bekanntmachung  durch  den  Druck,  auf  eine  die 
Ruhe  des  einzelnen  Bundesstaates  oder  des  gesammten  Teutschlandes  gefähr- 
dende WTeise  überschritten  werden  £•)♦  IV)  Wird  von  einem  Bundesglied, 
für  die  in  seinem  Lande  eingeführte  landständische  Verfassung,  die  Garan- 
tie des  Bundes  nachgesucht,  so  ist  die  Bundesversammlung  berechtigt, 
solche  zu  übernehmen.  Sie  erhält  dadurch  die  Befugnifs,  auf  Anrufung 
der  Betheiligten,  die  Verfassung  aufrecht  zu  erhalten,  und  die  über  Aus- 
legung oder  Anwendung  derselben  entstandenen  Irrungen,  so  fern  dafür 
nicht  anderweit  Mittel  und  Wege  gesetzlich  vorgeschrieben  sind,  durch 
gütliche  Vermittlung  oder  compromissarische  Entscheidung  beizulegen  ^). 
V)  Aufser  dem  Fall  der  übernommenen  besondern  Garantie,  und  der  Aufrecht- 
haltung der  über  den  i3.  Artikel  der  BundesActe  hier  festgesetzten  Cin 
gegenwärtigem  §.  erwähnten)  Bestimmungen,  oder  einer  bei  ihr  angebrach- 
ten Beschwerde  über  Verletzung  der  (wenn  gleich  von  dem  Bund  nicht  beson- 
ders garantirten)  Grundverfassung  des  Landes  (§.  225),  oder  in  einem  Fall 
der  (in  dem  folgenden  §.  angezeigten)  Bestimmungen  des  PlenarBeschlus- 
ses  der  B.  V.  vom  3o.  October  i834,  ist  die  B.  V.  nicht  berechtigt, 
in  landständische  Angelegenheiten,  oder  in  Streitigkeiten 
zwischen  den  Landesherren  und  ihren  Ständen,  einzuwirken,  so  lange 
solche  nicht  den  Charakter  aufrührischer  Bewegungen  oder  wirklichen 
Aufruhrs  annehmen,  in  welchem  Fall  die  Bestimmungen  der  Artikel  26 
und  27  dieser  SchlufsÄcte  Anwendung  finden  0-  VI)  Die  Anwendbar- 
keit des  1 3.  Artikels  auf  die  Freien  Städte  überläfst  die  wiener  Schlufs- 
Äcte der  Eigentümlichkeit  ihrer  Verfassungen  (§.  240). 

a)  Die  Erörterungen  und  Beratschlagungen  über  den  i3.  Art.  der  BundesActe, 
und  über  die  landständischc  Verfassung  in  den  Bundesstaaten,  welche  in  den 
wiener  WinislerialConfercnzen  von  1819  u.  1820  Statt  hatten,  findet  man  in  den 
für  diese  aufgesetzten  (ungedruckten)  Protocollen,  Num.  6,  7,  8,  9  u.  28,  vom 
16.  19.  24,  11.  28.  Dec.  1819,  11.  v.  11.  Mai  1820. 


i  10 


U.  Theil,  III.  Cap, 


Wiener  SehlufaActa  >.  iti.-o,  \n.  55. 
9]  \\  .'cnn  Schluf»\cte,  Art.  X».    Bestritten   ward  die  Frage  TOD  dem  Daseyn  «w- 
erkuMHtrr  ifivLuunk       in  iloii  Verhandlungen  hei  der  Ii.  V.    1)  i8j3  u.  1824,  bei 
I     rgenh eil  der  (von  der  B.  \.  für  unbegründet  erklärten)  Beschwerden  der 
Prallten  und  Hitter.schafl  des  Hcrzogth.  Holstein,  Prot,  der  Ii.  V.,  Bd.  XV,  S. 

v-,  u.  38(>— 461) ;  \\  I,  s.  9  ff.,  Beschlufs  der  B.  V.  ebendas.  XV.  536. 
XN  1  ;:-  1,1  ii'M  M>\  (^ueUeiisamtalnng  zu  dem  öflentl.  Recht,  S.  349  f.,  vergl. 
unten  §.  a88,  b;  »)  1820  u.  i83o,  in  der  Bcschwcrdesache  der  braunschweigischen 
I.an.Utamle  wider  den  Herzog  Carl  (.§.  2,7  l>  u.  255  d),  worin  am  4.  Nov.  i83o 
10  der  ,;-  N  der  Beachlufa  erfolgte;  «dafs,  nach  \rt.:V,  u.  56  der  wiener  Schlufs- 
Acte, die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehende  erneuerte  Landschaftsordnung 
v  1  !:  ron  Höchstdemaelben  Cdem  Herzog)  nicht  auf  anderem  als  verfassungs- 
!  i  -    'i  Wege  abgeändert  werden  könne»«    Hannovers  Verfassung  vom  Jahr 

l8S3  ist  durch  ein  Patent  seines  neuen  König!  Ernst  August  vom  1.  Nov.  1837 
gSnaticn  aufgehoben  worden.  -  Nach  den  Art.  56  u.  58  der  SchlufsActe,  un- 
ter Anderem,  ist  auch  die  Frage  KU  hen rt heilen :  ob  und  wie  fem  eine  Staats. 
regterung  befugt  sex.  EU  Bundesbeschlüssen,  die  mit  der  Lu?idi'sGru?iduerfussung  in 
Widerspruch  .>tr/l(,,,  Ehre  Zustimmung  au  gehen  ?  und  ob  und  wie  weit  Beschlüsse 
dieser  \rf,  selbst  nac  h  erfolgter  Bekanntmachung  (225  u  2i/f  u.  f.),  landesver- 
fkaeungamäsig  in  demselben  Lande  verbindende  Kraft  haben?  Vergl.  die  Schlufs- 
(  lausei  in  der  k.  baierischen  Bekanntmachung  des  Prefsbeschlusses  v.  1819, 
unten  §,  >o4,  Note  ig^  u.  die  Verfassungsgesetze  der  Bundesstaaten  über  die 
Verantwortlichkeit  der  Minister  (§.  342). 
d)  Diis  der  Hund  nicht  berechtigt  sey,  eine  allgemein  verbindende  Regel  über  dio 
Verfassung  der  ein/einen  Bundesstaaten  aufzustellen,  behauptet  Behr,  in  der 
oben  <  •  n5)  angef.  Schrift,  S.  5j  flf.  Vergl.  auch  den  angef.  Art.  56  der  Sehlufs- 
\cte  von  1820. 

c)  Wiener  Schlu&Acte,  Lrt.  5-.    Beschlufs  der  B.  V.  in  dem  Protoc.  v.  16.  Aug. 
1824«  §•  »3i,  Bd.  XVI,  S.  263  der  Quart  Ausgabe,  dafs  «in  allen  Bundesstaaten, 
wo  landst.indische  Verfassungen  bestehen,  darüber  gewacht  werden  solle,  damit 
in  der  Ausübung  der  den  Standen  durch  die  landständische  Verfassung  zuge 
standenen  Rechte,  das  monarchische  Princip  unverletzt  erhalten  bleibe». 

/)  Wiener  SchlufsActe,  Art,  58.    Vergl.  unten  §.  296,  X. 

g)  Wiener  SchlufsActe,  Art  09.  Auch  s.  man  den  Beschlufs  der  B.  V.  vom  16. 
Aug.  1824,  oben  §.  283,  IB. 

4)  W  iencr  SchlufsActe,  Art.  60.    Vergl.  §.  283,  214,  225  u.  284b. 

j  )  Wiener  SchlufsActe.  Art.  61.  Vergl.  jedoch  oben  §.  225.  —  Die  Uc.jugniss  der 
Bundesversammlung  zu  Einwirkung  in  landständische  Angelegenheiten,  oder  in 
Str  itigk  iten  zwischen  Landesherrschaften  und  ihren  Ständen,  erhält  ihre  Bestim- 
mung, theils  durch  den  in  der  BundesActc  erlklärten  Bundeszweck  (§.  106  u.  217) 
überhaupt,  den  auch  die  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  3  u.  9,  als  obersten 
Grundsatz  der  geaammten  Bundesverfassung  bestätigt,  theils  durch  besondere 
Bestimmungen  dieser  SchlufsActe,  bei  der  man,  ohne  sie  mit  sich  selbst  in  Wi- 
derspruch zu  setzen,  die  Voraussetzung  nicht  wagen  darf,  dafs  darin  solche 
Beschränkungen  jener  Befugnils  hätten  gemacht  werden  wollen,  welche  den 
Bundeszweck  aufheben  oder  wesentlich  verändern;  diesen  Zweck,  von  welchem 
die  Sicherung  und  Handhabung  eines  jeden  Rechtszustandes  ein  Hauptbestandteil 
ist  (§.  21-j.  Nicht  blofs  einzelne  Artikel  der  BundesActe  und  der  wiener 
SfldufsActe,  sondern  auch  die  Gesammtheit  derselben  in  ihrem  Zusammenhang, 
verbunden  mit  dein  Art.  53  der  SchlufsActe,  begründen  eine  gewisse  Compe- 
tf  uz  der  B.  V.  in  dem  landständischen  Verfassungswerk  Gutachten  in  den 
Protorollen  der  K  V.,  Bd.  XV,  S.  429.  —  Die  Einwirkung  oder  Einmischung 
der  B.  V.  in  die  genannten  Angelegenheiten  oder  Streitigkeiten,  ist  zweifach: 
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entweder  von  Betheiligten  verlangte  (ad  instantiam),  oder  nicht  verlangte  (ex 
officio).  Fälle,  wo  die  letzte  (aber  auch  die  erste)  zulässig  ist,  sind  in  der 
SchlufsActe  namentlich  angegeben,  in  den  Art.  25,  26,  27,  57,  58,  u.  59.  Von 
der  ersten  erwähnt  diese  Acte  nur  Eines  Falles  ausdrücklich,  in  dem  Art.  6o* 
Wollte  man  aus  der  Fassung  des  Artikels  61  ein  Argument  für  die  Behauptung 
herleiten,  dafs  nur  in  denen  Fällen,  welche  die  SchlufsActe  (in  den  Art.  26,  27, 
&%  58,  59,  60  u.  61)  ausdrücklich  bezeichnet,  die  B.  V.  zu  verlangter  Einwirkung 
befugt  sey,  so  würde  solches  zu  viel,  mithin  Nichts  beweisen.  Es  würde  be- 
weisen, dafs  die  B.  V.  zu  von  Unterthanen  oder  Landständen  verlangter  Ein- 
wirkung in  landständische  Angelegenheiten  oder  Streitigkeiten  auch  dann  nicht 
befugt,  geschweige  denn  verpflichtet  sey,  wenn  die  Landesherrschaft,  aufser  den 
/  in  der  SchlufsActe  namentlich  genannten  Fällen,  den  durch  die  BundesActe  all- 
gemein zugesicherten  Rechtszustand  (§.  106  u.  217)  offenbar  verletzt,  wenn  sie 
z.  B.  die  Erfüllung  des  i3.  Artikels  der  BundesActe  verweigert,  wohlerworbene 
Rechte  der  Landstände  und  Unterthanen  verletzt,  die  bestehende  landständische 
Verfassung  nach  Willkühr  aufhebt,  wesentlich  verändert,  oder  anzuerkennen 
sich  weigert,  die  landesherrliche  Gewalt  mifsbraucht.  Auch  spricht  schon  die 
provisorische  CompetenzBestimmung,  in  dem  Prot.  v.  12.  Juni  1817,  §.  223,  lit. 
C,  Num.  2  (Klüber's  Quellensammlung  etc.,  §.  239),  der  B.  V.  die  Competenz 
zu,  wenn  ganze  Corporationen  und  Classen  bei  ihr  Beschwerde  führen ,  über 
Verletzung  ihnen  in  der  BundesActe  bestimmter,  oder  darin  ausdrücklich  ein- 
geräumter Gerechtsame.  Endlich  ist  auch  in  dem  3.  Art.  der  SchlufsActe 
verordnet,  dafs  in  solchen  Fällen,  wo  die  Vorschriften  der  Grundgesetze  des 
Bundes  nicht  hinreichen,  die  Wirksamkeit  der  B.  V.  durch  die  in  dem  Grund- 
vertrag bezeichneten  Bundeszwecke  bestimmt  werde.  Nach  diesen  Grundsätzen, 
ist  die  Frage  von  dem  Recurs  der  Landstände  und  Unterthanen  an  die  B.  V.,  und 
von  der  Competenz  der  letzten  hierauf,  zu  beurtheilen,  wovon  §.  217  u.  225. 


§.  284\ 

Schiedsrichterliche  Entscheidung   von  Streitigkeiten   zwischen  Regie- 
rungen und  Landständen,  oder  in  Freien  Städten  zwischen  dem  Senat 
und  den  verfassungsmäsigen  bürgerlichen  Behörden. 

Durch  einen  PlenarBeschlufs  der  Bundesversammlung  vom  3o.  Octo- 
ber  i834  —  abgefafst  in  den  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  i834  «zu 
Wien  abgehaltenen  Cabinetsconferenzen,  über  die  gemeinschaftlichen  Ange- 
legenheilen des  teutschen  Vaterlandes»  —  wurden  Schiedsgerichte") 
angeordnet,  zu  facultativem  Gehrauch  für  Entscheidung  von  Streitigkeiten, 
sowohl  1)  zwischen  Regierung  und  Ständen  eines  Bundesstaates,  oder  in 
Freien  Städten  zwischen  dem  Senat  und  den  verfassungsmäsigen  bürger- 
lichen Behörden  (in  allen  den  Fällen,  wo  nicht  durch  Gesetz  und  Landes- 
verfassung für  diesen  Zweck  bereits  Vorkehrungen  getroffen  sind),  als  auch 
2)  zwischen  Bundcsgliedern  unter  sich  (wenn  die  streitenden  Bundesglie- 
der, im  beiderseitigen  Einversta'ndnifs,  diesen  Weg  dem  anderweit  ange- 
ordneten Verfahren  —  §.  2 16,  172  ff.  —  vorziehen).  —  Um  das  Schieds- 
gericht zu  bilden,  ernennt  jede  der  17  Stimmen  des  engern  Rathes  der 
Bundesversammlung  aus  den  von  ihr  repräseutirlen  Staaten,  von  3  zu  3 
Jahren,  zwei  durch  Charakter  und  Gesinnung  ausgezeichnete  Männer,  welche 
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mehrjährigen  I  Honst  hinlängliche  Kenntnisse  und  Geschäftsbildung, 
d  i  i  iiu  juridischen,  der  ändere  im  administrativen  Fache,  erprobt  haben* 
Dif  imCoI- tiMi  1  rncnnungen  >\  erden  der  Imndesvrrsarnmlung  angezeigt,  und 
von  di  sei  öffentlich  bekannt  gemacht.  Wird,  im  einzelnen  Fall,  schieds- 
richterliche Entscheidung  nachgesucht,  so  haben  die  streitenden  Theile  aus 
des  bekannt  geraachten  Liste  der  34  Spruchmänner  in  der  Regel  sechs 
Schiedsrichter,  jeder  von  ihnen  drei,  auszuwählen,  wobei  jedoch  in  Er- 
mangelung beiderseitigen  Einverständnisses,  die  >on  den  betreffenden  Re- 
gierungen  selbst  ernannten  Spruchraänner  ausgeschlossen  sind«  Dem  Ueber- 
inmen  beider  Theile  bleibt  überlassen,  sich  auf  die  Wahl  von  2  oder 
i  Schien  lichtem  zu  beschränken,  oder  deren  Zahl  auf  8  auszudehnen. 
I  .'.  ü  ch  vereinbarter  Berufung  an  «las  Schiedsgericht,  und  nachdem 
insbesondere,  im  Fall  1,  die  Regierung  den  Stünden  die  Liste  der  Spruch- 
manner  mitgetheill  hat,  die  Wahl  der  Schiedsrichter  nicht  binnen  vier 
Wochen,  so  ernennt  die  Bundesversammlung  die  letzteren  statt  des  säumi< 
gen  rheiies.  Die  Schiedsrichter  wählen  aus  der  Zahl  der  übrigen  Spruch- 
männer einen  Obmann;  bei  Gleichheit  der  Stimmen  wird  ein  solcher  von 
der  Bundesversammlung  ernannt.  Nachdem  die  Acten,  spruchreif,  dem 
Obmann  übersendet  sind,  überträgt;  dieser  zwei  Schiedsrichtern,  deren 
Einer  ans  den  von  »irr  einen  Partei,  der  Andere  aus  den  von  dem 
Gegen  theile  Erwählten  zu  nehmen  ist,  die  Abfassung  der  Relation  und 
der  Correlation.  Demnächst  versammeln  sieh  die  Schiedsrichter  und  ent- 
scheiden  den  streitigen  Fall  durch  Mehrheit  der  Stimmen.  Etwa  nöthige 
Ermittelung  oder  Aufklärung  \on  Thatsachen  verschafft  die  Bundesver- 
sammlung dem  Schiedsgericht  durch  die  Bundestagsgesandten  der  bethei- 
ligten  Regierungen.  Wird  nicht  hierdurch  eine  Verzögerung  unvermeid- 
lich, so  soll  die  Entscheidung  spätestens  binnen  vier  Monaten,  von  der 
Ernennung  des  Obmannes  an  gerechnet,  erfolgen,  und  es  soll  dieselbe  die 
Kraft  und  Wirkung  eines  austrägalgerichtlichen  Erkenntnisses  haben,  auch 
die  bundesgesetzliche  Executionsordnung  dabei  zur  Anwendung  kommen. 
Bei  Streitigkeiten  zwischen  Regierung  und  Ständen  über  die  Ansätze  eines 
Budgets  insbesondere  erstrecken  sich  Kraft  und  Wirkung  des  schiedsrich- 
terlichen Ausspruches  auf  die  Dauer  der  SteuerbewilligungsPeriode,  welche 
das  in  Frage  stehende  Budget  umfafst.  Anstände  über  die,  den  betheilig- 
ten Staaten  zur  Last  fallenden  Kosten  werden  durch  die  Bundesversamm- 
lung erledigt«  Bei  Streitigheiten  zwischen  Regierung  und  Ständen  mufs 
die  schiedsrichterliche  Entscheidung  nothwendig  jeder  unmittelbaren  Da- 
zwischenkmrPl  der  Bundesversammlung  (§.  284«  IV)  vorhergehen.  —  Der 
Beschlufs  der  Bundesversammlung  selbst  erklärt  im  übrigen  den  Gebrauch 
dieses  Schiedsgerichts  für  facultativ.  Nicht  nur  allgemein  kann  daher 
in  Bundesstaaten  durch  landesgrundgesetzliche  Uebereinkunft,  sondern  auch 
in  einzelnen  Fällen  besonders  durch  specielle  Uebereinkunft,  für  Streitig- 
keiten zwischen  der  Landesregierung  und  den  Ständen  ein  anderes  als  das 
bnndesvertragmäsige  Schiedsgericht  angeordnet  werden. 
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a)  Ai>olph  Arnold,  die  richterliche  und  vollziehende  Gewalt  des  deutschen  Bundes, 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  das  durch  den  Bundesbeschlufs  vom  3o.  Oct.  i834 
eingeführte  BundesSchiedsgericht.  Stuttg.  i835.  8.  Das  neue  Schiedsgericht  für 
die  constitutionellen  Staaten  in  Deutschland.  Frankf.  i835.  8.  Müller,  Archiv 
f.  d.  neueste  Gesetzgebung  aller  deutschen  Staaten,  Bd.  VI.  H.  2,  S.  i44*  Frankf. 
i835.  8.  Ist  eine  analoge  Anwendung  des  neuen  Bundes-Schiedsgerichts  auf 
Hamburg,  so  lange  dessen  Verfassung  besteht,  gedenkbar?  Hamburg  i835.  8- 
Frhr.  L.  Rukde,  patriot.  Phantasien  eines  Juristen,  XXI,  S.  3 12.  Oldenburg  i836. 
Franz  Frhr.  v.  Gruben,  Abhandlungen  über  Gegenstände  des  öffentl.  R.  des  d. 
Bundes  u.  des  Staatsr.der  Bundesstaaten.  Betrachtungen  über  das  bundesge- 
setzliche Schiedsgericht.  Heft  II.  i5o.  Stuttg.  i836.  8.  Betrachtungen  über  den 
Bundestagsbeschlufs  vom  3o.  Oct.  i834,  die  Einführung  des  Instituts  der  Schieds- 
richter betr.,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Anwendbarkeit  desselben  in 
Bayern,  von  Dr.  Debes  in  Würzburg;  in  v.  Zurhein's  Zeitschrift  für  Theorie 
und  Praxis  des  Bayei\  Civil-,  Criminal-  u.  öffentl.  Rechts,  Bd,  II,  Heft  1  (Mün- 
chen i836),  Num.  I.  Ph.  Friedr.  AVilh.  Frhr.  v.  Leonhard^  das  Austra'galverfah- 
ren  des  Deutschen  Bundes.  Frankf.  i838.  8. 

6)  Der  46.  Art.  der  wiener  CongrefsActe  vom  Jahr  i8i5  in  Betreff  der  Verfassung 
der  freien  Stadt  Frankfurt  erhält  jedoch  hierdurch  keine  Abänderung  (Art.  XI. 
des  Bdstgsbeschl.);  s.  §.  216. 

285*  (218.) 

HauptGesichtpuncte  des  heutigen  landständischen  Verfassung  sSy Siems, 

Sein  jetziger  Bestand: 

/)    in   den    Freien  Städten. 

In  em  beutigen  Zustand  des  RepräsentativSystems  in  den  teutschen 
Bundesstaaten,  ist  mehrfache  Verschiedenheit  bemerkbar ;  theils  nach 
der  Staatsform,  theils  nach  Form,  Ursprung,  Entstehungsart,  Ausbildung 
und  Ausdehnung  des  Instituts,  theils  nach  seinen  Grundlagen  und  nach 
der  Art  und  dem  Umfang  seiner  Wirkungsbefugnisse.  Alle  diese  verschie- 
denen Betrachtungen  sind  in  der  hier  folgenden  Darstellung  in  Betracht 
zu  nehmen»  A)  In  den  Freien  Städten,  wo  die  Staatshoheit  ihrer 
Substanz  nach  der  Stadtgemeinde,  die  Ausübung  der  äufseren  Hoheitrechte, 
und  die  vollziehende  Gewalt,  mit  Einschlufs  der  Verwaltung,  einem  in 
seinen  Gliedern  wählbaren  Rath  oder  Senat,  unter  mehrfacher  Mitwir- 
kung und  Beiordnung  von  BürgerRepräsentanten  zusteht,  vertrat  früher 
schon,  und  vertritt  jetzt  wieder,  zum  Theil  neu  gebildet,  ein  mehr  oder 
weniger  zahlreicher  Ausschufs  der  Bürgerschaft")?  unter  verschie- 
denen Benennungen,  an  der  Seite  des  Senats,  die  Stelle  der  in  andern 
Bundesstaaten  bestehenden,  oder  noch  einzuführenden  Landstände  Die 
wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  62,  erkennt  die  Anwendbarkeit  des 
i3»  Artikels  der  BundesActe  auf  die  Freien  Städte  in  so  weit,  als  die  be- 
sonderen Verfassungen  und  Verhältnisse  derselben  es  zulassen. 


IN 
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.  I     M.III    s.    i.l.t  ll    v       '.,«>    II  f. 

i  ..  .luii;;  der  Ereicn  Städte,  in  d.  Protoc.  der  B.  \.  v.  1818,  41;  wo  es 
bcifttj  ■  glücUichrr  siili  die  I  reien  Städte  in  dieser  Lage  belinden,  um  so 
lebhafter  müssen  sie  sieh  mit  dem  Wunselie  vereinigen,  durch  allgemeine  Aus- 
führung des  \  \.  Vit.  ein  licdürfmTs  erfüllt  EU  sehen,  welches  sehr  dringend  v.u. 
•den  Ithtinlf  Dnd  dessen  Befriedigung  eine  der  sichersten  Grundlagen 
Kreit  des  Bundes  sur  Erhaltung  der  äufsern  und  innern  Sicherheit  seyn 
wird,  die  suletst  doch  hauptsächlich  auf  der  Zufriedenheit  aller  Bürger  der 
Bundesstaaten  beruhen  inuls". 


§«  (219.) 

2)    In  den  monarchisch  geformten  Bundesstaaten; 
wo  In  »  d §  t  ä  n  d i s  0 lt  c  V 0  rja  s s  u  n  g 

a)   t  h  e  i  1  s   neu   errichtet   i  8  t. 

B)  Was  die  monarchisch  geformten  Bundesstaaten  betrifft,  so  ist 
I)  in  einem  grofsen  Theil  derselben,  seit  Auflösung  des  rheinischen  Bun- 
des, eine  landstä'ndische  Verfassung  neu  errichtet  worden,  nachdem  die- 
selben  früberhin  entweder  keine,  wenigstens  keine  in  dem  jetzigen  Umfang 
des  Landes,  oder  eine  anders  gebildete,  zum  Theil  unlängst  factisch  auf- 
gehobene, hatten,  die  in  manchen  von  der  Landesherrschaft  war  aufgehoben 
worden.  Die  Staaten,  worin  solches  geschehen  ist,  sind  folgende,  geordnet 
nach  der  ZeitlOlge  ihrer  Yerfassungsurkundcn,  welche  hier  für 
die  Geschichte  der  Bildung  und  Entwickelung  des  Repräsentativ  Systems, 
so  wie  der  Inhalt  dieser  Urkunden  in  Absicht  auf  die  bei  ihrer  Entstehung 
herrsehenden  HegierungsMaximen ,  mehr  oder  weniger  bemerk  enswerth  ist: 
1)  das  Herzogthum  Nassau  «);  2)  das  Grofsherzogthum  Luxemburg  £); 
3  )  die  Fürstentümer  Sch  war  zburgllu  dolstadt  c),  4)  Schaum- 
barg  r!)  und  5)  Wal  decke);  6)  das  Grofsherzogthum  Sachs en- 
WeimarEisenacb /);  7)  das  Fürstenthum  SachsenHildburghau- 
ien  ?  ;  welches  nach  seiner  im  Jahr  1826  erfolgten  Vereinigung  mit 
Meiningen,  im  Jahr  1829  eine  mit  diesem  vereinigte  landschaftliche  Ver- 
rassong  erhielt  (unten  Num.  16);  8)  das  Königreich  Baiern  A) ;  9)  das 
Grofsherzogthum  Baden  «');  10)  das  Fürstenthum  Liechtenstein  A)j 
11  die  Königreiche  Würtemberg  l)  und  12)  Hannover«);  i3)  das 
Herzogthum  BraUnsch we ig,  nebst  dem  Fürstenthum  Blank en bürg  »); 
14I  das  Grofsherzogthum  Hessen  o);  !5)  das  Herzogthum  Sachsen- 
C ob urg Saalfeld  />)  16)  das  Herzogthum  SachsenMeiningen?),- 
1-  Kurhessen  r);  18)  das  Herzogthum  Sachsen  Altenburg  J); 
19J  Holstein  *)j  20)  das  Königreich  Sachsen«)  21)  das  Fürstenthum 
H  >  h  e  n  zol  lern  Sigmarin  gen  ?');  22)  das  Fürstenthum  Lippe*"). 

n)  Sassau.  Landständisches  VerfassungsEdict  v.  1.  u.  2.  Sept.  1814?  betr.  die  Er- 
richtung der  Landstande;  in  der  Samml.  der  (nassau.)  landesherrl.  Edicte,  Bd. 
IV,  S.  4,  u.  als  Beilage  7  zu  §.  40  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  auch  in 
den    Constitutionen    der   europ.  Staaten,  Th.  IL  (Leipz.  1817.  8.),  S.  295  ff. 
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u.  in  den  Europ.  Annalen,  i8i5,  Cod.  diplom,  S.  2i3.  (Dawider  s.  C.  D.  Voss 
Zeiten,  1810,  St.  1,  S  70  ff.  Critische  Beleucht.  des  Vorworts  sammt  Bemer- 
kungen ,  womit  das  nassauische  Edict  u.  s.  w.  im  Januarlieft  der  Zeiten  von 
Voss  begleitet  worden  ist.  Frankf.  i8i5.  8.  Kli/ber's  Uebersicht  der  diplom. 
Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  218  ff.).  Edict  v.  9.  11.  11.  Sept.  i8i5.  Ver- 
ordn.  v.  3.  u.  4-  Nov.  i8i5,  betr.  die  Bildung  der  Herrenbank  der  Landstände; 
als  Beil.  8  zu  §.40  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  u.  in  den  angef.  Constitutionen, 
Th.  III,  S.  577.  Patent  v.  4.  Nov.  i8i5,  die  Wahl  der  Landstande.,  ebend. 
S.  576.  Nassauische  Erklärung  in  der  B.  V.,  in  dem  angef.  §.  I±o,  —  Erst  1818 
trat  die  Verfassung  in  das  Leben.  SitzungsProtocolle  der  ersten  landständischen 
DeputirtenVersamml.  des  Herzogth.  Nassau,  von  d.  J.  1818.  Wiesbaden  1818. 
Fol.  Bemerkungen  über  Nassau's  Landstände.  1818.  8.  Prüfende  Bemerkungen 
zu  den  Bemerkungen  etc.  Wiesb.  1818. 8.  SitzungsProtocoll  der  Herrenbank  bei  der 
Standeversamml.  des  Herzogth.  Nassau  v.J.  1819.  Desgl  v.  J.  1821.  Desgl  v.  J.  1822. 
Wiesbaden.  Fol.  SitzungsProtocoll  der  landständ.  DeputirtenVersamml.  zur 
Ständevers,  des  H.  Nassau,  von  1818.  1819.  1820.  1821.  1822.  1823.  1824.  1825, 
u.  s.  w.  Fol.  Das  Edict  v.  29.  Oct.  i83i,  wodurch  die  Mitglieder  der  Herren- 
bank von  i3  auf  19  vermehrt  wurden,  wird  von  der  Deputirtenkammer  als 
verfassungswidrig,  mithin  als  ungültig  angefochten.  Man  s.  Ueber  die  Ver- 
mehrung der  i.  Kammer  der  Nassauischen  Landstände.  Zweibrücken  i83i.  8. 
Auszug  daraus,  in  Zöpft/s  Microcosmus,  2.  Liefer.  Heidelb.  i832),  S.  10 — «3. 

b)  Luxemburg.  Wegen  seiner  zeither  bestandenen  Verbindung  mit  dem  Königr.  der 
Niederlande  (§.  82  a  u.  ui),  hatte  es  mit  diesem  die  k.  niederländische  Constitu- 
tion vorn  ?4-  -Aug.  1^1-r)  gemein.  Sie  steht  in  den  angef.  Constitutionen  der 
europ.  Staaten,  Th.  II,  S.  499  &  *n  dem  l-  §•  dieses  FundamentalGesetzes 
heifst  es:  «Da  das  GH.  Luxemburg  unter  Einer  Souverainetät  mit  dem  Königr. 
der  Niederlande  steht,  so  wird  es  nach  demselben  FundamentalGesetz  regiert 
werden,  unbeschadet  jedoch  seiner  Verbindung  mit  dem  t.  Bund».  —  Luxem- 
burg hat  eigene  ProvinzialStände,  welche  4  Deputirte  in  die  2.  Kammer  der 
Generalstaaten  des  Königr.  senden.  Man  s.  §.  290,  i.  —  Luxemburgische  An- 
zeige in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  106,  vergl.  mit  §.  35  der  PrOtoc.  v. 
1816.  —  Schon  unter  österreichischer  Hoheit  hatte  Luxemburg  Landstände. 
Man  s.  v.  der  Nahmer  a.  oben  §.  89  angef.  Ort,  S.  101  ff.  E.  Münch,  das  Grofs- 
herzogthum  Luxemburg,  in  seinen  ältern  und  neuern  historisch-staatsrechtlichen 
Verhältnissen.    Braunschw.  i832,  8. 

*)  5.  Rudolstadt.  Publicandum  wegen  der  VolksRepräscntation  in  den  fürstl. 
schwarzb.  Landen,  v.  8.  Jan.  1816.  Rudolst.  1816,  sechs  weitläufig  gedruckte 
Seiten  in  kl.  8.;  auch  in  den  angef.  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  II. 
S.  364  u-  m  Bisunger's  vergleichender  Darstellung  der  europ.  Staatsverfas- 
sungen (Wien  1818.  8.),  S.  507  ff.  Landesfürstliche  Verordnung  v.  21.  April  1821, 
enthaltend,  in  Kraft  eines  LandesGrundgesetzes ,  eine  nähere  Bestimmung  und 
Entwickelung  der  landständischen  Verfassung,  in  Folge  einer  vorausgegangenen 
Berathung  und  Vereinbarung  mit  den  Ständen  in  einer  allgemeinen  Landes- 
versammlung. Vergl.  unten  §.  294,  c.  Der  erste  Landtag  ward  eröffnet  am 
8.  Apr.  1821;  nach  sechsjähriger  Dauer  ward  er  geschlossen  im  Juli  1826. 

d)  Schaumburg,  lippischen  Theils.  Verfassungsurkunde  v.  i5.  Jan.  1816;  in  Klüber's 
Staatsarchiv,  B.  I,  S.  67  ff.,  u.  in  d.  angef.  Constitutionen,  Th.  HI,  S.  410-  — 
Bei  der  Thcilung  der  Grafschaft  Schaumburg  zwischen  HessenCassel  u.  Lippe- 
Alverdissen,  bestanden  schaumburgisehe  Landstände,  die  zuerst  gemeinschaftlich 
blieben,  und  bis  1661  allgemeine  Landtage  hielten,  nachher  aber  sich  freiwillig 
trennten,  in  dem  lippischen  Theil  späterhin  ganz  in  Unthätigkeit  geriethen,  in 
dem  hessischen  hingegen  sich  erhielten. 

u)  IValdeck.     Auf  einem  allgem.   Landtag   errichteter  Landes0runde>5r£ntg"    v.  19. 
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D.  Theil.  III.  ßsp. 


\|utl  jSi(>,  \M.tlutt  li  die  i  i}U  j  einseitig  absutindern  versuchte)  landsiändische 
\  .  •.  i  issim.-;  .uii'«  Nein*  ikU'I  ward]  auch  in  d.  Constitutionen  der  eürop, 
$H  Ai-n,  I  ii.  III.  N.  W81  it.  mit  Anmerkungen  in  Klüder's  Staatsar ehiv,  Bd.  II, 
s.  fC  Das  sieht  mr  Ausführung  gekommene  Verfassungs-  u.  Verwaltu'ngs- 
i  »i^.iuisaiii»iisl)e« -rel  \.  •!!.  Jan.  |  ,  stell!  in  d.  angef.  Constitutionen,  Th.  II. 
&  •-(«.  Rloei  H  ron  der  ELeichsständc  Landen,  S.  474  u.  1  4q4*  Rhein, 

i  d.  lhi't  \  11.  s.  i(h».  —  Unter  dem  28.  Ort.  i83o  machten  die  Landständo 
bell  umt.  der  l  ftrsl  habe  sie  Busammenberufen,  v>  um  sich  mit  ihnen  über  die 
U  ttel  ku  l  rleiehterung  der  auf  den  I  nterthanen  ruhenden  Lasten  und  zu  Vcr- 
'••  leernngeri  ifarer  Lege  gemeinschaftlich  zu  berathen.  Die  große  Zahl  und  die 
Wichtigkeit  der  vorliegenden  Gegenstände  habe  sie  bestimmt,  zu  deren  vor- 
ttafiger  Bearbeitung  einen  engerh  Ausschufs  BU  erwählen». 
/  >  5»  H        '  Grundgesetc  über  die  Iandständ.  Verla  fs.,  v.  5.  Mai  1816; 

in  liiiiiu\  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  16a — 2o3,  als  Beilage  ?,5  zu  §.  35  derProtoc. 
der  Bi  \.  r.  iüin,  in  den  angef.  Constitutionen  der  curop.  Staaten,  Th.  II, 
B  Ido  ff.  u.  in  Pöliti  europ.  Vetofassungen  seit  1789,  Bd.  I,  S.  751.  Ward 
ee^l!  agil  eise  errichtet,  und  garantirt  von  dem  T.  Bund,  in  d.  Protoc.  der  B.  V. 
\.  .)>     Voraus  ging  eine  Verordnung,  v.  3o.  Jan.  1816,  über  eine  land- 

ttaudische  Berathachlagungsversamml.,  in  Klübeh's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  146. 
ScBtwxrra&'s  öffientl.  Hecht  des  GHzgth.  S.  WeimarEisenach,  I,  28  ff.  76 — nö. 
Bt  w  1  iniar-eisenach.  Ständeverhandlungen  auf  Schloss  Dornburg.  6.  Hefte.  Wei- 
mar 1818  u.  1819.  4«  S.  Weimarische  Landtags  Verhandlungen  im  Jahr  1820  u. 
lOat,  Weimar  1821.  4.  Der  Landtag  des  GH.  S.  WeimarEisenach,  1820.  Jena 
1821.  8.  —  Im  J.  1809  waren  die  Landslände  von  Weimar,  Eisenach  u.  Jena  vereinigt 
und  bestätigt  worden.  Im  Jahr  1811  erhielten  sie  eine  neue  Einrichtung  unter  dem 
Namen  ProrinzialDeputation  des  Herzogth.  Weimar.  Jen.  Allg.  Lit.  Zeit.  1810, 
EB.  Niiin.  -  (.  u.  ülg.  Zeit.  1811,  Kum.Ö2.  Von  diesen  Veränderungen  und  von 
der  Gruhern  Verfassung,  s.  das  Allgemeine  StaatsvcrfassungsArehiv,  Bd.  II,  St.  2.  u. 
Schvw  it/.jh  a.  a.  ()..  L  2  j  S  —  Der  weimarische  Landtag,  i832.  Weimar  i832.  8. 

g)  S.  Hildburghausen.  Grundgesetz  der  landschaflJ.  Verf.  v.  19.  März.  1818,  in  d. 
Regier.  Blatt  v.  1818,  Num.  16,  in  den  angef.  Constitutionen,  Th.  III,  S.  386, 
u.  Ix  i  Pölitz  b.  a.  O.,  Bd.  I,  S.  783.  Ward  vertragweise  errichtet  und  garanlirt 
von  dem T.  Bund.  Protoc.  d.  B.  V.  v.  1818,  §. \ib.  —  Durch  eine  Bekanntmachung 
i.  5.  Aug.  180-,  war  die  Fortdauer  der  landschaftl.  Verfass.  zugesichert  worden, 
Bhcin.  Bund,  IX.  485.  Vergl.  auch  das  landesherrl.  Rescript  v.  i5.  Sept.  181 5, 
in  d.  Allgem.  Zeit.,  1816,  St.  256,  S.  1028;  worin  «Verbesserung  der  Mängel 
der  bisherigen  Verfassung»  angekündigt  ward,  wo  die  Bitterschaft  meist  «ein 
(entschiedenes  Uebergewicht  über  die  Städte  hatte,  u.  besonders  der  Bauerstand 
«.gar  nicht  vertreten  war»,  der  jetzt  in  die  Landschaft  einzuführen  sey.  —  Mit 
einem  Rescript  v.  17.  Nov.  1817  ward  ein  Entwurf  der  Verfass.Urkunde  den 
Ständen  zu  Eröffnung  ihrer  Ansicht  mitgetheilt.  —  Landtagsverhandlungen  des 
\  lirstenthums  Hildburghausen.  2  Bände.  Hildb.  1821 — 1828.  8.  Im  J.  1819,  ward 
seit  1  —  1  der  erste  Landtag  wieder  gehalten. 

h)  Itaierv.  Verfassungsurkunde  v.  26.  Mai  1818,  mit  10  dazu  gehörenden  Edicten 
von  demselben  Tage,  u.  mit  einem  Anhang  zu  §.  io3;  besonders  gedruckt  in  4-> 
auch  in  G.  Döllingeb's  Verfass.  des  Königr.  Baiern,  mit  den  darin  angef.  frühe- 
ren k.  Edicten  u.  Verordnungen,  Bd.  I— III,  (München  1818  bis  1819.  8.),  u.  die 
Verfass. Urk.  allein  in  den  angef.  Constitutionen,  Th.  III,  S.  112,  u.  in  dem  di- 
plomat.  Codex  zu  L.  Lüders  Statist,  herald,  genealog.  Taschenbuch  Europa, 
Bd.  I,  Abth.  1  (1819),  S.  102.  Ein  Abrifs  dieser  Verfassung,  in  Schmelzung^ 
Staatsr,  des  Königr.  Baiern,  Th.  I,  S.  436—477,  in  L.  v.  Dbesch,  Grundzügen 
des  baierschen  Staatsr.,  §.  16— 5i,  u.  Schu^ck's  Staatsr.  des  Bönigr.  Baiern,  Bd.  I, 
S.       — 633.  auch  in  J.  C.  Bisi>geu's  vergleichender  Darstell,  der  Staatsvcrfas- 
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suiigen  der  europ.  Monarchieen  und  Republiken,  S.  0-0—578.  Königl.  Ent- 
sehliefsung  v.  5.  Oet.  1818,  enthaltend  die  Modificationen  der  Verfassungsurkunde 
für  den  Rheinkreis,  nach  den  besonderen  Institutionen  desselben}  in  dem  Amts- 
blatt für  den  baier.  Rheinkreis,  1818,  Num.  26;  auch  bei  v.  Dresch  a.  a.  O. 
S.  629.  Schuscr  a.  a.  O.  S.  127.  —  Baierische  Anzeige  bei  der  B.  V.,  in  dem 
Protoe.  v.  1818,  §.  i5/[-  —  Verhandlungen  der  1.  Kammer  der  Ständeversamml. 
des  Rönigr.  Baiern,  im  J.  1819.  München  1819.  8.  Verhandlungen  der  2.  Kam- 
mer u.  s.  w.j  im  J.  1819.  42  Hefte.  München  1819 — 1821.  8.  Vollständ.  aiphabet 
Repertorium  über  die  Verhandlungen  der  ersten  Ständeversamml.  des  K.  Baiern. 
München  1821.  8.  Jul.  Gr.  v.  Sodes,  der  baier.  Landtag  v.  1819.  Nürnb.  182U 
8.  R.  v.  Holzschüher,  der  bayerische  Landtag  von  1825.  I.  Abtheil.  Erlangen 
1826.  8.  II.  Abtheil.  Nürnberg  1827.  8.  Graf  Ch.  E.  v.  Bekzel-Sterwau's  Be- 
richt über  die  Standeversammlung  des  Königreichs  Bayern,  vom  17.  Nov.  1827 
bis  18.  Aug.  1828.  Zürich  1829.  8.  C.  E.  Graf  v.  Be^zel-Sterj^au's  Baiernbricfe, 
oder  Geist  der  vier  ersten  Standeversammlungen  des  Königreichs  Baiern.  Bd.  I* 
Ständeversammluna  v.  1819.  Bd.  II.  St.V.  v.  1822.  Bd.  III.  St.V.  v.  1825.  Bd.  IV. 
St.V.  v.  1828.  Stu't>.  i83i.  gr.  8.  Baiern's  Deputirtenkammer  v.  i83i,  redigirt 
von  Eiseht&anh.  Mihi'  l  en  i832.  8.  —  Von  früheren  Ereignissen,  s.  Klüber's  Ue- 
bersicht  der  diplom.  Vcrhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  224  ff.  u.  oben  §.  281  f. 
u.  282,  e.  Brendel,  a.  (§.  214)  a.  O.  Abth.  I,  S.  246  ff.  —  Baierische  Landtags- 
Verhandlungen  in  den  Jahren  1429  bis  i5i3.  Herausg.  v.  Fr.  v.  Rrenser.  18  Bde. 
München  i8o3 — 5.  8. 

i)  Baden:  Verfassungsurkunde  v.  22.  Aug.  1818;  in  dem  bad.  Regier.  Blatt,  1818, 
Num.  18,  in  J.  G.  Duttlinger's  Quellen  des  badischen  Staatsrechts,  Bd.  I  (Carlsr. 
1822.  8.)  Num.  i,  auch  als  Beil.  24  zu  §.  214  der  Protoe.  der  B.  V.  v.  1818,  in 
den  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  III,  S.  35i,  vergl.  mit  Th.  II,  S.  249  ff 
11.  in  Lüder's  diplomat.  Codex,  zu  dessen  Statist,  herald,  geneal.  Taschenbuch 
Europa,  Bd.  I,  Abth.  2  (1820),  Num.  1.  Auch  besonders,  unter  d.  Titel:  Die 
landständ.  Vcrfassungsurk.  f.  d.  GH.  Baden,  nebst  den  dazu  gehör.  Actenstücken. 
Carlsr.  1819.  8.  —  Die  Garantie  des  T.  Bundes  ward  verlangt,  bis  jetzt  aber 
nicht  ertheilt.  Oben  §.  283  f  —  Verhandlungen  der  Ständeversamml.  des  GH. 
Baden  (v.  1819);  enthaltend  die  Protocolle  der  1.  Kammer.  4-  Hefte.  Carlsr. 
1819.  8.  Verhandlungen  der  2.  Kammer  der  Ständeversamml.  des  GH.  Baden, 

1819.  8.  Hefte.  Carlsr.  1819 — 1820.  8.  —  Verhandlungen  der  1.  Kammer  der 
Ständevers,  des  GH.  B.  im  J.  1820.  6  Hefte.  Carlsr.  1820.  8.  Verhandlungen 
der  2.  Kammer  u.  s  w.  im  J.  1820.  9.  Hefte.  Carlsr.  1820.  8.  —  Uebersicht  der 
ständischen  Verbandlungen  beider  Kammern  des  GH.  Baden.  2.  Bände.  Carlsr. 

1820.  8.  (Besonders  abgedruckt  aus  C  v.  Rottecr*'s  Archiv  für  landständ.  An- 
gelegenheiten im  GH.  Bilden.)  Bcurtheilung  der  Verhandlungen  der  badischen 
Landstände  im  J.  1820.  Leipz.  1821.  8.  C.  v.  Rottecr,  der  badische  Landtag 
v.  i83i;  in  dessen  Allgem.  polit.  Annalen,  Bd  IX.  (i832),  Heft  1  u.  2.  —  Land- 
slände hatte  Baden  in  der  Markgrafschaft  seit  Jahrhundert  nicht  gehabt, 
in  dem  neuerworbenen  Breisgau  1806  abgeschafft,  im  Tj  1808  durch  Vcrordn. 
v.  5.  Juli  aber,  und  nachher  auf  und  nach  dem  wienei  Congrefs  eine  Landes 
Repräsentation  mehrmal  angekündigt.  Klüber's  angef.  Uebersicht,  S.  207  und 
224.  C.  D.  Voss  Zeiten,  1816,  St.  7.  Allgem.  StaatsvcrfassungsArchiv,  Bd.  I 
(1816),  S.  39i  ff. 

A)  Liechtenstein  (Vaduz  u.  Schellenbcrg.)  Landesherrl.  Edict,  datirt  aus  Eisgrub 
am  9.  Nov.  1818;  gedruckt  in  den  angef.  Constitutionen,  Th.  UI,  S.  433,  und  in 
der  Allgem.  Zeitung  v.  9.  u.  10.  Eebr.  1819.  —  Erklärung  in  d.  Protoe.  d.  B.  V. 
v.  1819,  §.        —  Von  den  Rechten  dieser  Landstände,  unten  §.  294,  e. 

I)  Würtemherg.  Verfassungsvertrag  v.  25.  Sept  1819.  8.  Auch  in  dem  Staats 
u.  Regier.  Bl.  v.  1819.  Num.  65;  und  in  den  angef.  Constitutionen,  Th.  III, 
KUiber's,  aflenll.  Recht,  4.  Aufl.  27 
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II.  Theil.  III.  Cap. 


S   Toi    W.iul  durch  Verhandlungen,  mit  einer  zu  dem  Ende  einberufenen 

Stundover«.  unmlung    i ort ragm'ise    zu  Stand«   gebracht.     Erklär,   in  d.  Proioc. 

der  1>.  V.  §.  ist,  ConversationsLexicon ,  Bd.  V  Art.  Tübinger  Vertrag,  auch 
der  Linning  des  \  erfasse  ertrags  >.  i8hj.  Hob.  \lom,\s  Staatsr.  des  Königr, 
>\  Drtemb.  I  H  ie.  Tüb.  18&9  tt.  i83o<  8.  —  \  erhandlungcn  in  der  Hammer  der 
B  eshei  ren  des  Königr.  \\  ürtemb«,  im  .J.  1820,  B  Hefte.  Stuttg.  1820  u.  1821.8. 
\  Hungen  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  des  14.  W.,  im  J.  1820. 
ifl  Belle  und  >  aufserord.  Beilagenhefte.  Stuttg.  1820  u.  1821.  8.  —  Verhand- 
lungen in  der  Kammer  der  Ibgeordn.  des  K.  W»i  im  J.  1821,  3  Hefte  und  2 
lufserord.  Beilagenhefte.  Stuttg.  1821.  8.  —  Frühere  Versuche,  mit  den  Land- 
itlnden  über  eine  Verfassung  übereinzukommen,  in  den  J.  i8i5  bis  1817,  mifs- 
en.  Man  b.  davon  KlDbba's  angef,  Ueber  sieht,  S.  226  ff.  u.  Verhandlungen 
der  würtemb.  Landstände,  in  den  J,  1815—1817.  j5  Hefte  u.  2  Hefte  Beilagen, 
1  Heft  SupplementActenatücke,  1  Heft  Anhang  zur  25.  Abtheil.,  1  Heft  Register. 
(Heidelb.)  i8t5—  181-.  8.  Verschiedene  Flugschriften,  u.  Aufsätze  fn  period. 
1  am.  Eni  '  der  Verfass.  für  das  Königr.  Würtemberg  (nebst  e.  Adels- 
Sl  tut,  als  Beilage);  vom  Könige  der  Stände versamml.  mitgetheilt  (3,  Mär/.) 

1817.  Stuttg.  B.  Auch  in  dm  angef.  Constitutionen,  Th.  III,  S  170.  Vergl. 
I  onversat.  Lexicon,  krt.  Tübinger  Vertrag,  Würtemberg,  Würtembergische 
]     Kunde,  u.  Wilhelm  l.  K.  v.  \\. 

m)  Hmnov  r.  Patent,  die  Verfassung  der  allgem.  Ständeversamml,  betr.,  v.  7. 
Dec  18195  in  d.  hannöver.  Gesetzsamm].,  I.  Abtheil.  Num.  26,  u.  in  den  angef. 
Constitutionen,  Th.  DI,  S.  340.  Protocoll  der  B.  V.,  Rd.  V,  S.  128.  —  Von 
den  Re<  bten  dieser  Landstände,  unten  §.  294,  e.  —  Nach  Wiedereroberung  des 
Landes,  ward  im  .1.  1814,  die  frühere  landstand,  Verfassung  bestätigt,  und,  in 
I  olge  eines  Patents  v.  12.  Aug.  1814,  u.  eines  andern  v.  2.  Sept.  1814,  wegen 
Organisirung  der  Landstände  (in  den  Europ.  Annalen,  i8i5,  Cod.  diph,  S.  207), 
em  ij.  Dec.  1814  der  Landtag  wieder  eröffnet.  Polit.  Jonrnal,  Jan.  i8iö,  S.71  ff.i 
86  fT.  Hll'uer's  angef.  Uebersicht,  S.  220  f.  Voss  Zeiten,  Juli  1816.  F.  L.  v. 
Rehletsch,  was  bedeuten  die  Landstände  in  Hannover?  1816.  8.  H.  Luden,  das 
Königr.  Hannover,  nach  seinen  öffentl.  Verhältnissen,  besonders  die  Verhand- 
lungen der  allgem.  Ständeversamml.  in  den  J.  1814,  i8i5  u.  1816.  Nordbausen 

1818.  8.  Pölitz  a.  unter  Note  o  angef.  O.,  Th.  IV  ,  S.  394  fT.  —  Nach  Erlöschung 
des  furslL  Hause,  Ostfriesland  1-44,  sicherten  die  dortigen  Landstände  ihre  land- 
standische  Verfassung  durch  förml.  Vertrug  v.  17.  Juli  1744»  dein  neuen 
Landesherrn,  dem  K.  Friedrich  II.  v.  Preufsen.  Alle  ihre  Rechte  bestätigte 
Friedrich  Wilhelm  IL  am  12  Nov.  1786.    Durch  den  tilsiter  Frieden  v.  1807 

n  Ostfriesland  anNapoleon,  der  die  Landstände  nicht  anerkannte.  Nach  Ver- 
t  eibung  der  Franzosen  im  Herbst  i8i3,  trat  die  landständische  Verfassung  so- 
fort wieder  in  Wirksamkeit.  Am  26.  Nov.  i8i3  wurden  die  Landstände  von 
Preufsen  zusanftnenberufen.  Die  Sehl ufs Acte  des  wiener  Congresses,  Art.  27, 
gab  Ostfriesland,  mit  Inbegriff  von  Harlingcrland,  an  Hannover,  mit  der  Be- 
stimmung, daüi  die  Landstände  ihre  Rechte  und  Privilegien  behalten  sollten. 
Dasselbe  erklärte  am  ij.  Dec.  1810,  der  preufsische  Bevollmächtigte  bei  der 
(  ebergabe  des  Landes  an  Hannover.  Indcfs  hat  Hannover  die  besondere  land- 
ständische  Verfassung  dieses  Landes  bis  jetzt  nicht  wieder  hergestellt.  Eine 
Bekanntmachung  \.  3i.  Aug.  1816  verordnete,  dafs  auch  die  Einwohner  des 
1  urstenth.  Ostfriesland  und  von  Harlingcrland,  an  der  (allgemeinen)  Ständc- 
versamml.  des  Königreichs  Tlicil  nehmen  sollten.  Obgleich  später,  zu  Aurich 
am  i2.  Nov.  1818,  die  ostfriesischen  Landstände  für  wieder  hergestellt,  und  mit 
ihnen  die  Stände  des  Harlingerlandes  für  vereinigt  waren  erklärt  worden,  so 
ward  doch  in  dem  angef.  Patent  v.  7.  Dec.  1819  Ostfriesland  der  allgemeinen 
Stände  Verfassung  des  Königreichs  einverleiht,  zugleich  aber,  §.  6,  festgesetzt, 
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dafs  «alle  Angelegenheiten,  welche  nur  die  eine  oder  die  andere  Provinz  an- 
gehen, und  zu  einer  ständischen  Berathung  geeignet  sind,  auch  fernerhin  an  die 
betreffenden  ProvinzialLandschaftcn  würden  gebracht  werden».  Ostfriesland  er- 
hielt in  der  ersten  Kammer  zwei  Deputirte  von  der  Ritterschaft,  in  der  zweiten 
Kammer  vier  von  Städten,  und  fünf  von  freien  Gutbesitzern.  —  Auch  das 
Fürstenthum  Hildesheim,  welches,  in  der  wiener  CongrefsActe,  Art.  27,  Preufsen 
an  Haimover  abtrat,  mit  allen  Rechten  und  Lasten,  womit  es  (durch  den  Reichs- 
dep.  Hauptschlufs  von  i8o3,  §.  3)  unter  preufsische  Herrschaft  gekommen  war, 
und  dessen  Landstände  im  Nov.  1818  für  wieder  hergestellt  waren  erklärt  wor- 
den, ward  auf  ähnliche  Art,  wie  Ostfriesland,  der  allgemeinen  Ständeverfassung 
einverleibt,  durch  das  angef.  Patent  v.  181g.  —  Von  den  Prov/nzialStänden  des 
KR.  Hannover,  §.  290,  i.  Vergl.  §.  284,  Kote  c.  —  Am  i5.  Nov.  i83i  ward  der 
niedergesetzten  ständischen  Cominission  der  « Entwurf  eines  neuen  StaatsGrund- 
gesetzes  Jür  das  Königreich  Hannover »  zur  Berathung  vorgelegt.  Nach  der  Be- 
endigung dieser  Berathung  wurden  die  neu  gewählten  Stände,  getheilt  in  zwei 
Kammern,  zum  3o.  Mai  i832  zusammenberufen.  Am  i3.  März  i833  nahm  die 
Ständeversammlung,  mit  den  von  ihr  beantragten  und  beschlossenen  Verän- 
derungen, den  vorgelegten  Entwurf  als  künftiges  StaatsGrundgesetz  an;  darauf 
erfolgte,  unter  dem  26.  Sept.  i833,  die  königl.  Vollziehung  und  Publication. 
S.  hierüber  Pölitz,  Europ.  Verfassungen,  Bd.  I,  S.  3i6ff.,  u.  Bd.  III,  S.  565  ff. — 
König  Ernst  August  hat  inzwischen  gleich  nach  seinem  Regierungsantritt,  nach- 
dem er  am  29.  Juni  1837  die  allgem.  Ständeversammlung  vertagt  hatte,  durch 
ein  Patent  v.  5.  Juli  e.  a.  das  StaatsGrundgesetz  v.  26.  Sept.  i833  als  für  ihn 
nicht  bindend,  weder  in  formeller,  noch  in  materieller  Hinsicht,  erklärt,  und 
eine  Abänderung  desselben  in  der  Art  angekündigt,  dafs  seine  defsfalls  zu  neh- 
mende Entschließung  den  neu  einzuberufenden  Ständen  eröffnet  werden  sollte. 
Einberufen  wurden  hierauf  (und  zwar  nach  den  Bestimmungen  des  Patents  v.  7.  Dec. 
1819)  die  allg.  Stände  durch  eine  königl.  Proclamation  v.  7.  Jan.  i838,  und  C3 
wurde  denselben  mit  einem  königl.  Schreiben  v.  18.  Febr.  der  Entwurf  eines 
neuen  StaatsGrundgesetzes ,  in  142  §.,  zur  Berathung  zugestellt.  Der  Erfolg 
hiervon  ist  zur  Zeit  noch  zu  erwarten.  —  Staatsrechtliche  Bedenken  über  das  Patent 
Sr.  Maj  des  Königs  Ernst  August  von  Hannover,  vom  5.  Juli  1837,  Stuttg.  u. 
Tüb.  1837.  8.  (Aus  der  Allg.  Zeitung). 
n)  Braunschweig.  Verordn.  enthallend  die  erneuerte  LandsehaftsOrdnung,  v.  25. 
Apr.  1820.  Braunschw.  1820.  39  S.  in  8.  Auch  abgedruckt  in  der  von  den  Land- 
ständen bei  der  Bundesversammlung  eingereichten  Beschwerdeschrift :  «Darlegung1» 
u.  s.  w.  (Frankf.  1829.  Fol.),  S.  21 — 4°«  Diese  erneuerte  Verfassungsurkunde 
ward  durch  Verhandlungen  mit  einer  durch  eine  Verordn.  v.  6.  Sept.  1819  ein- 
berufenen Ständeversammlung,  vertragweise  (wie  früher  schon  die  Landschafls- 
Ordn.  v.  9.  April  1770,  oben  §.  74,  i>)  durch  förmliche,  am  19.  Jan.  1820  von 
den  versammelten  Ständen  geschehene  Annahme  und  Unterzeichnung  zu  Stande 
gebracht,  gemeinschaftlich  für  das  Herzogth.  BraunschweigWolfenbüttel  u.  das 
Fürstenth.  Blankenburg,  deren  landständische  Verfassung  früher  getrennt  war.  — 
Zu  legaler  Kenntnifs  der  B.  V.  ward  sie  gebracht  in  d.  Proioc.  der  B.  V.  v. 
i3.  Juli  1820,  §.  67.  Vergl.  Widerlegung  der  ehrenrührigen  Beschuldigungen, 
welche  Sich  Se.  Durchl.  der  Herzog  v  Braunschw.  gegen  Ihren  erhabenen  Vor- 
mund etc.  erlaubt  haben  (Hannover  1827.  8.),  S.  75  ff.  204  ff.  219  ff.  2.36  ff.  — 
Zum  erstenmal  nach  der  französ.  Occupation,  wurden  im  Dec.  1814  die  Schatz- 
räthe  (Mitglieder  der  Landschaft)  wieder  versammelt.  Klüber's  angef.  Lieber- 
sieht,  S.  221.  Die  Landstände  wurden  zum  Landtag  einberufen,  zu  einem  con- 
Btituirenden,  durch  Verordn.  v.  6.  Sept.  1819,  zu  einem  ordentlichen,  durch 
Verordn.  v.  29.  Oct.  1821.  Landtagsabschied  v.  11.  Juli  i8a3,  in  der  angef.  «Dar- 
legung», S.  28—48.    Nach  der  Flucht  des  Herzogs  Carl,  bei  einem  Aufruhr  und 
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St hlof>brand  .im  Sept.  i83o  2  *>:">,  versammelten  sich  die  Landstände 
ohne  landesherrliche  '/usammonhorulüng j  wo  sie  das  oben,  §.  2Ö5,  angef.  denk- 
würdig Manifest  \.  '-•  Sept.  iB3o  erließen.  Eine  neue  LandschaftsOrdnung 
v.  i^.  IM.  bei  Pölitz,  IM.  I,  S.  i  19  ■».,  ward  errichtet.  -     Ii.  H.  L.  Pölitz,, 

Votum  über  den  1  ntwurf  der  reyidirten  LandschaftsOrdnung  des  Herzogth. 

Bf  kOAM  h\\ .  l.rip/..   l83l.  6> 

o)  G/i.  H  tj  ••••  V  erfassungsurkunde  \.  i-.  Dec.  1820.  —  Erklär,  in  d.  Protoc. 
der  B  \.  \.  1818,  §«  92  j  1810,1  §.  u,  228.  (Die  Annahme  einer,  durch  ein 
Edicl  M  n  1810  gegebenen,  Constitution  hatte  Schwierigkeiten  gelinden. 

H  11   1.  Pöuta,  die  Staatswissenschaften  im  Lichte  unserer  Zeit,  Th.  IV",  8.  436. 

Bemerkungen  das  Edict,  die  landständ.  Verfass.  des  GH.  Hessen  betr.  Frankf. 
1820.  8«  I  eber  landständ,  Repräsentation  im  (»II.  Hessen  1820.  8.  Erörterungen 
Aber  landstand.  Verfass.  namentl.  in  Beziehung  auf  das  GH.  Hessen.  1820.8. 
Treue  Darstell,  der  Verhandlungen,  welche  der  Eröffnung  der  Landstände  des 
GH.  Hessen  vorangingen.  Mainz  1820. 8.  Die  Landstände  des  GH.  Hessen,  seit  dem 
Ort.  il  o.  8.  (Wiesb.  1820.  8.)  —  Verhandlungen  der  2.  Kaminer  der  Land- 
srande des  OH.  Hessen,  in  den  J.  1820  u.  1821.  Darmst.  1820  u.  1821.  20  Hefte, 
nebsl  1  Heften  auiserordentl.  Beilagen  u.  Register.  8.  P.  J.  Fioret's  Ii  ist.  krit. 
DnrttelL  «1er  Verbandlungen  der  Ständeversamml.  des  OH.  Hessen.  Oiefsen 
1822.  8.  Verbandlungen  der  1.  Kammer  des  GH.  Hessen,  im  J.  i823/24.  Darmst. 
1824.  8.  Verband],  der  2.  Hammer  etc.,  i.  J.  i823/24.  Eberidas.  1824.  5  Bändle  8. 
Samml.  der  Oesclze  u.  Verfügungen,  die  in  Folge  des  Abschiedes  für  die  Stände- 
versaimnl.  in  d.  J.  l8*%«  erlassen  wurden.  Ebendas.  1824.  8. 
;i  S.  i  trSaal/eU,  Gesetz,  die  ständische  Verfass.  des  Herzogth.  S.  Coburg- 
Saalf.  betr.  \.  8.  Aug.  1821.  Cob.  1821.  4.  u.  bei  Pölitz  a.  a.  ().,  Bd.  1,  S.  806.  — 
Garantirt  von  d.  T.  Bund.  Protoc.  der  B.V.  v.  1821,  §.249;  1822, §.  43  n.  167.  — 
1  in  früheres,  die  Grundzüge  der  zu  errichtenden  landständ.  Verfass.  enthalten- 
des. Dorret  v.  16.  März  1816,  steht  in  d.  angof.  Constitutionen,  Th.  II,  S.  3o6.  — 
Das  Fürstenthum  Saalfeld ,  das  Amt  Themar  u.  a.,  worauf  das  landständische 
Grundgesetz  v.  8.  Aug.  1821  sich  erstreckte,  trat,  in  dem  Theilungsvertrag  v. 
IS.  Nov.  1826,  S.  Coburg  an  S.  Meiningen  ab,  und  erhielt  dagegen  das  Fürsten- 
thum Gotha,  u.  a..  welches  eigene  landständische  Verlassung  hat,  wovon  §.  287. — 
Auf  das  neuerworbene  Fürstenthum  Lichtenberg  (mit  27,200  Einw.  auf  8%  QM  , 
1  Ürstenthum  benannt  nach  einer  licrzogl.  Bestimmung  v.  6.  März  1819)  erstieckt 
si<  Ii  diese  Verfassung  nicht;  daselbst  bestand  ein  eigener  Landrath.  Man  s. 
j  top.  m.  Durch  \  ei  trag  v.  3i.  Mai  i834  ward  Lichtenberg  an  Preufsen  abgetreten, 
weiches  am  22.  Sept.  i834  davon  Besitz  nahm.  Preufs.  BesitznahmePatent  v. 
iB.  Aug.  i83'|. 

■  ■  1  S.  V  ungen,  Nach  Vergröfserung  des  Landes  durch  den  Theilungsvertrag  v.  12. 
No\.  1826.  folgte,  nach  Berathung  mit  einem  landständischen  Ausschufs:  Grund 
gesets  fr  1  r  die  vereinigte  landschaftliche  Verfassung  des  Hcrzogtliums  Sachsen- 
M  ?  ,  V.  23.  Aug.  1829;  in  der  Samml.  der  landesherrl.  Verordnungen  im 

Hzgtb.  S.  Itfeiningen,  1829,  N.  i3.  Wahlordnung  für  die  Erwählung  der  land- 
ständ. Abgeordneten,  de  cod.,  ibid.  —  Vor  jener  Theilung  war  erschienen : 
Grundgesetz  über  die  landschaftliche  Verfassung  v.  4«  Sept.  1824.  Meiningen  /\. 
Hiedurch  ward  die  bis  dahin  blofs  für  das  Unterland  bestandene  landständische 
Verfassung  fMosm  \on  der  t.  Reichsstände  Landen,  S.  469)  nach  §.  5.  u.  6. 
aufgelöst,  doch  unter  fortdauernder  subsidiarischer  Gültigkeit  für  solche 
Fälle,  wo  das  neue  Grundgesetz  keine  Auskunft  gibt.  Erklär,  in  dem  Protoc. 
der  B.  V.  v.  1818,  26.  Der  erste  Landtag  nach  dem  Grungesetz  v.  182,4, 
ward  eröffnet  am  1-.  Dec.  1824.  Von  seinen  Verhandlungen  erschienen: 
Auszüge  aus  den  landschaftlichen  Protocollen  des  ersten  Landtags,  in  d.  J.  1824 
KV    l8*5.     .Meiningen   182a.  8.   —    Vor  der  Vereinigung  Hildburgbausens  mit 
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Meiningen  1826,  und  nach  solcher  bis  182g,  hatte  Hildburghausen  eigene  land- 
ständische Verfassung.    M.  s.  oben,  Note  g. 
r)  Kurhessen.    Von  der  Iandständ.  Verfassung  vor  der  französischen  Occupation, 
s.  C.  W;  Ledderhose's  hl.  Schriften,   Bd.  I  (1787.  8.),  N.  1,  ff.  Moser  v.  der 
Reichsstande  Landen,  S.  620  ff.    Hanau,  wie  Fulda,  hatte  keine,  Schaumburg 
hatte  eigene  Landstände  (§.  286,  d).    —   Früherhin  hatten   H.  Cassel  u.  H. 
Darmstadt  gemeinschaftliche   oder    allgemeine   Landtage,    und  jedes   für  sich 
wieder  besondere  oder  engere;  jene  allgemeinen  sind  seit  1628  nicht  mehr  vor- 
gekommen. —  In  seinem  Beitrittvertrag  zu  der  grofsen  Allianz,  datirt  Frankf. 
2*  Dec.  i8i3,  Art.  s'ep.  et  secr.  3,  verpflichtete  sich  Kurhessen,  »ä  retablir  les 
Etats  de  son  pays  dans  les  constitutions  et  privileges  dont  ils  jouissaient  en 
i8o5,  sans  que  pour  cela  aucun  individu  puisse  se  soustraire  aux  charges  coni- 
munes».    De  Martens,  Recueil,  Supplement,  V.  653.    Durch  ein  Regier.  Aus- 
schreiben v.  29.  Aug.  1814  (Europ.  Annalen  i8i5,  Cod.  dipl.  S.  245),  ward  die 
Iandständ.  Verfassung  bestätigt.    Auch  in  dem  Haus-  u.  Staatsgesetz  v.  4.  März 
1817,  §.  2,  ward  sie  festgesetzt.     In  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §•  127,  er- 
klärte der  Kurfürst,  dafs   Er  «demnächst,  nach  eigenem  Ermessen,  und  nach 
den  individuellen  Verhältnissen  seiner  Staaten,  das  Notlüge  anzuordnen  nicht 
anstehen  werde».  —  Durch  ein  Edict  v.  27.  Dec.  1814?  wurden  20  ständische 
Deputirte  zu  einer  am  1.  März  i8i5  zu  eröffnenden  landständischen  Versamm- 
lung einberufen.    So  ward  im  J.  i8i5  u.  1816  wieder  ein  engerer  Landtag  ge- 
halten, wo  aufser  den  Deputirten  des  Adels,  der  Geistlichkeit  und  der  Städte, 
zum  erstenmal  auch  Deputirte  der  Bauern,   einer  von  jedem  der  fünf  Ströme 
(Landesabtheilungen),  zugelassen  wurden.    Es  ward  ein  EntivurJ  zu  einer  neuen 
(vertragweise  nicht  zu  errichtenden)  Landesverfassung   (in  d.  Constitutionen 
d.  europ.  Staaten,  Th.  II,  S.  255)  vorgelegt,  der  Landtag  aber  zuerst  vertagt, 
nachher  durch  ein  Rescript  vom  2.  Mai  1816  aufgelöst,  weil  beide  Theile  sich 
nicht  vereinigen  konnten.     Seitdem  regierte   der  Souverain  ohne  Landstände. 
Klüber's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  217.    R.  H.  L.  Pölitz,  die  Staatswissenschaf- 
ten im  Lichte  unserer  Zeit,  Th.  IV,  S.  4^2.    Beurkundete  Darstellung  der  kur- 
hessischen   Landtagsverhandlungen    (von  d.  J.  i8i5).  Mainz   1816.  8.  Nachtrag 
hiezu  1816.  8.  Kurhessische  Landtagsvcrhandlungen  v.  1816,  Abth.  I— IV.  1816. 
8.    Uebersicht  der  Verhandlungen,  in  dem  allgem.  Staatsverfass.  Archiv,  Bd.  I, 
St.  4,  u.  Bd.  II,  St.  1.    Brehdel  a.  a.  O-  Abth.  II,  S.  8.  ff.  —  Im  Sept.  i83o 
bewilligte  der  Kurfürst  die  Wiederversammlung  der  Landstände ,  und  am  14. 
Sept.  auch ,  dafs  die  Provinzen  Hanau  und  Fulda,  zeither  ohne  landständische 
Verfassung,  gleich    Ober-  und    Niederhessen   landständisch   vertreten  werden 
sollen.    Verordn.  v.  19.  Sept.   i83o,  wodurch  die  gewählten  VolksRepräsentan- 
ten  aus  allen  Landesthcilcu  auf  den  16.  Oct.  zusammenberufen  wurden;  in  dem 
kurhess.  Gesetzblatt,  i83o,  Num.  XII.     Eine  aufserordentliche  (constituirende) 
Versammlung  jener  Repräsentanten  ward  zu  Cassel  am  16.  Oct.  i83o  eröffnet. 
Es  erschienen  darin  Deputirte  der  Mitglieder  von  drei  Curien;  von  den  Prä- 
laten und  der  Ritterschaft  (nicht  auch  von  den,  nur  curiatim  dazu  einberufenen 
Standesherren),  von  den  Städten,  von  dem  Bauerstand.     Zum  erstenmal  er- 
schienen darin  Deputirte,  aufser   denen  vom  Bauerstand,  auch  aus  dem  Grofs- 
herzogthum  Fulda,  dem  Fürstentlium  Hanau,  der  Grafschaft  Schaumburg.  Der 
Erfolg  war  eine  ganz  neue  aKurhessüche  Verfas sungs Urkunde  vom  5.  Jänner  i83iv, 
welche  am  8.  Jänner  zu  Cassel  von  dem  Kurfürsten  in  Person,  in  feierlicher 
Versammlung  bekannt  gemacht  ward.    Errichtet  ward  sie  nach  vorausgegangener 
Berathung  mit  den  Landesdeputirten  und  «in  vollem  Einverständnifs  mit  den 
Ständen».    Abgedruckt  ist  sie,  in  Pölitz  europ.  Verfassungen,  Bd.  I,  Abth.  I, 
S.  635  und  in  Alex.  Müllkr's   Vrchiv   für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I, 
(Mainz  i83'2)  S.  1    44.    Kritische  Bemerkungen  dazu,  von  Ann.  Marti»  ,  eben- 
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■'..>  s  !*•  vi  >  u.  r»5o  On).  —  Kurhessische  Landtagsverhandlungen  von  i03i. 
(..issi-l  i;'m.  .,.  Der  er»te  Landtag  ward  aufgelöst  am  26  Juli  i83?,.  B.  W- 
Pramtn,  Geschichte  « 1 1- landständischen  Verfassung  in  Kurhessen  (seit  dem 
iv  lehrh.)  Cassel  i834>  <?.  duszag  aus  der  kurhessischen  Verfassungsurkuude, 
in  dei  \.  i83t,  Num.  11,  mit  der  Bemerkung:  adafs  dieses  Staats- 

in  Zweckmäßigkeit,  Klarheit,  Bestimmtheil  und  \  ollständigkeit  kei- 
1     dein  teutschen  aachstehe,  in  manchen  wesentlichen  Bestimmungen  wohl 
mei  ten,  in  etlichen  alle  übertreffe»,    Vorbehalt  dos  Bischofs  und  des  Dom- 
kapitell  lu  1  uld.i,    bei    Beschwörung   dieser  \ erfassungsurkunde;    s.  Frankf. 
OPA'/.eit.  \.  1  >.  l  ehr.  1011,  Beilage.    Ilurhcssisehcs  Gesetz  über  den  Staatsschatz 
r.  Febr.   i83ij  in  Folge  der  Verfassungsurkunde,  §.  140.  Burhessisches 
I  -.1  ebr,  i83i  betr,  den  kurfürstlichen  Hausschatz;  in  Folge  der 

\  sssungsurkunde,  %,  140,  Der  Staatsschatz  enthält  Staatsvermögen,  der  Huus- 
nh.it/  hingegen  /  commiss,  Capitalvermögen  des  Kurhauses.  Notizen 

es  Bausschatzes  und  des  Staatsschatzes,  in  der  frankf.  OPA. 
Zeit  v.  ».  Ipr.  i83i. 

j  1  S,  Alunbwrg,  Grundgesetz  fÄr  das  Herzogthum  S.  Altcnl)urg,  v,  29.  April  i83i? 
errichtet  unacfa  erfolgtem  Beirath  der  Landschaft  und  mit  deren  Zustimmung», 
bei  Pöliti  europ.  Verf.  Bd.  1,  Abth.  2,  S.  855.  Uebcr  die  frühere  Verfassung 
des  vormaligen  1  iirstenthums  Altenburg,  die  es  aueh  nach  seiner  Trennung  von 
Gotha  Ins  zum  Jahr  i83i  behielt,  s.  unten  §.  287,  Note  c. 

t  )  Holst  .  ..  (Vergl  §.  1,  Note  /.  u.  §.  281,  Note  /)  Dieses  Herzogthum  hatte,  in 
Vereinigung  mit  dem  weder  zu  dem  teutsehen  Bcich  noch  zu  dem  T.  Bund  ge- 
hörenden ,  bis  1-1?.  Landtage.  Bei  Vertauschung  des  Landes  an  Dä- 
nemark, ward  in  Tractaten  von  1-67  u.  1773  die  Erhaltung  der  Landesverfas- 
sung  Btipulirt.  Muttens,  ßecueil  des  traites,  T.  I,  p.  191  u.  322.  Von  dem  Vor- 
hin.; im  J.  1806,  s.  §  282,  e.  Durch  eine  k.  Erklärung  vom  28.  Jan.  i8i5,  ward 
Wiederherstellung  der  Landstände  zugesichert,  und  es  hatten  defshalb  Ver- 
handlungen Statt.  Vergl.  Klübeh's  angef.  Uebersicht  S.  221.  Polit.  Journal, 
Män  18) 5,  S.  2o5  ff.  Line  k.  Vcrordn.  v.  19.  Aug.  1816  (in  Blüber's  Staats- 
archiv, Bd.  II,  S.  276)  ordnete  Vorbereitungen  an,  zu  Einführung  einer  neuen 
landständ.  \  erfassung.  Apercu  sur  la  liaison  potitiejue  entre  les  duches  de 
Slesvig  et  de  Holstein  et  sur  le  droit  de  rassembler  les  etats  dans  ces  deux 
provinces.  Copenh.  1816.  8.  Vergl.  Allgem.  Staatsvcrfassungs  Archiv,  Bd.  II, 
S.  Sil  ff.  In  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  26,  erklärte  Dänemark,  dafs  es 
«im  Begriff  stehe,  die  in  dem  H.  Holstein  einzuführende  Verfassung  zu  be- 
imen*.  Privilegien  der  holsteinisch-schleswigischen  Bitterschaft}  zum  Druck 
befördert  v.  V.  C.  Jensen  u.  D.  Hegewisch.  Biel  1797,4.  N.  Falr's  kurzer 
b  b(  jriff  der  Bchleswig-holst.  LandesPrivilegien;  in  den  Bieler  Blättern,  Bd.  BI, 
Heft  1  (1816),  Num.  6.  F.  C.  Dablmaott's  urkundl.  Darstell,  des  dem  schleswig- 
bolstein.  Landtage  zustehenden  Steuerbewilligungsrechtes.  Biel  1819.  8.  Denk- 
schrift  der  Prälaten  u.  Kitterschaft  des  Herzogth.  Holstein,  enthaltend  die  Dar- 
Btellung  ihrer  in  anerkannter  Wirksamk.  bestehenden  landständ.  Verfassung, 
insbes.  ihrer  Steuergcrechtsame.  Frankf.  1822.  Fol.  Merkwürdige  Verhand- 
lungen hierüber  in  der  Bundesversammlung,  in  den  Protoc.  v.  1823  u.  1824, 
Bd.  XV,  S.  291-30.;  u.  386—469,  XVI,  S.  3  fT.  Durch  einen  Beschlufs  vorn 
1-.  Nov.  i823  erklarte  die  B.  \  .,  «dafs  die  alte  Verfassung  in  Holstein  in  an- 
erkannter Wirksamkeit  nicht  bestelle»;  ebendas.  XV.  536,  XVI.  8.  Klübeh's 
Quellensamml.  Num.  XXXVIII,  S.  349  f.  ü.  J.  Lomtsen,  über  das  Verfassungs- 
werk in  SchleswigHolstein.  i83o.  S.  Einige  Worte  über  die  Schrift  des  Herrn 
Lornsen  etc.  Schleswig  i83o.  8.  Ücbcr  das  Verhältnifs  zwischen  Holstein  und 
Schleswig,  Allgem.  Zeitung  v.  2.  u.  3.  Juli,  aufserordenll.  Beilagen  9.57—259.  — 
Den  Prälaten  und  der  Kitterschaft  der   Herzogtümer  Holstein  u.  Schlesv>ig, 
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ward  durch  eine  konigl.  Erklärung  v.  6.  Oct.  i8i5,  (auch  durch  ein  Canzlei- 
schreiben  v.  9.  Sept.  181a),  die  ungestörte  Fortdauer  des  zwischen  ihnen  be- 
stehenden nexus  socialis,  nach  der  k.  Resolution  v.  27.  Juni  1732,  zugesichert. 
Vergl.  Brendel  a.  (§.  279)  a.  O.  Abth.  II,  S.  101  ff.  —  Durch  Verordnung  v. 
i5.  Mai  i834  wurden  in  Folge  eines  allgemeinen  Gesetzes  v.  29.  Mai  i83i  (im 
Hamb,  unpartb.  Korresp.  v.  10.  Juni  i83i)  für  Holstein  berathende  Provinzial- 
Stände  angeordnet,  und  besondere,  durch  Verordn.  von  demselben  Tage,  für 
Schlesiuig-,  Holsteins  berathende  Stande  bestellen  aus  47  wählbaren  Mitgliedern 
und  einem  erblichen,  dem  jedesmaligen  Besitzer  der  fürstl.  Hessensteinischen 
Fideicommifsgüter.  Zugleich  ward  ein  OberappellationsGericht  zu  Kiel  imd 
eine  Regierung  zu  Schleswig,  angeordnet,  beide  gemeinschaftlich  für  Schleswig, 
Holstein  und  Lauenburg,  wo  aber  Lauenhurg  seine  eigene  landständische  Ver- 
fassung behielt»  In  Absicht  auf  den  dänischen  Theil  dieses  letztgenannten  Her- 
zogthums, verpflichtete  sich  Preussen,  in  einem  Vertrag  mit  Hannover  v.  29. 
Mai  i8i5,  u.  in  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  29,  die  bisherigen 
Rechte  und  Privilegien,  namentlich  die  auf  den  im  J.  1765  ]  bestätigten  Landes- 
Recefs  v.  i5.  Sept.  1702  gegründeten ,  bestehen  zu  lassen;  eine  Verpflichtung, 
welche  nachher  Dänemark,  bei  dem  Eintausch  dieses  Landes,  übernahm.  Klü- 
ber's  Acten  des  wiener  Congr. .  Bd.  IV,  S.  I±i  u.  146,  Bd.  V,  S,  207.  K.  Däni- 
sches Patent  v.  6.  Dec.  iöi5 ;  in  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  458.  —  In  den 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  26,  erklärte  Dänemark,  das  Herzogth.  Lauenburg 
geniesse  fortwährend  die  landständische  Verfassung,  die  ununterbrochen  in 
demselben  Statt  gefunden  habe,  und  ihm  durch  besondere  Staatsverträge  auch 
für  die  Zukunft  zugesichert  worden  sey.  S.  a.  Pölitz  europ.  Verfassungen 
Bd.  I,  Abth.  2,  S.  728.  ff. 
u)  K.  Sachsen.  Land-  und  AusschufstagsOrdnung  v.  11.  Marz  1728;  in  d.  Codex 
Augusteus,  I.  Fortsetz.  (v.  R.  C.  v.  Benigsen,  Leipz.  1772.  Fol.)  S.  3 1—44. 
Kursächs.  Landtagsordn.,  herausg.  v.  F.  C.  Hausmann.  Leipz.  1799.  8.  Ein  an- 
derer Abdruck  erschien  zu  Dresden,  ebenfalls  1799.  Land-  und  Ausschufstags- 
Ordn.  des  Königr.  Sachsen,  von  1728,  u.  allgem.  KreistagsOrdn.  v.  1821.  Mit 
Zusätzen  von  H.  Blümner,  Leipz.  1822.  8.  (Enthält  auch  die  neueren  Verän- 
derungen. Schriften  von  Schreber  u.  Weisse,  unten  §.  299.)  Das,  in  gleichem 
Geist  abgefafste,  k.  Decret  v.  16.  Oct.  1820,  nun  gedruckt  in  Weisse's  Staatsr. 
des  Königr.  Sachsen,  Bd.  I,  S.  193.  Von  der  dortigen  landständ.  Verfassung 
überhaupt,  s.  ebend.  §.  5i— 83,  u.  Bd.  II,  S.  554  ff  K.  H.  L.  Pölitz,  die  Regie- 
rung Friedr.  Augusts,  K.  v.  Sachsen,  Th.  I,  S.  180  ff.  Th.  II,  S.  76  u.  068  ff. 
u.  358.  Königl.  sächs.  Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  56.  —  We- 
gen der  durch  den  Landesverlust  v.  i8i5  veränderten  TerritorialVerhältnisse, 
ward  die  sonst,  in  Folge  der  durch  den  TraditionsRecefs  v.  3o.  Mai  i635  und 
sonst  zugesicherten  ParticularVerfassung  und  Verwaltung,  völlig  getrennt  ge- 
wesene landständische  Verfassung  des  Markgrafthums  Oberlausitz,  mit  der  alterb- 
ländischcn  in  gewisser  Art  vereinigt.  Man  unterscheidet  nämlich,  seit  dein 
Landtage  v.  i81//l8,  in  Hinsicht  auf  die  landständische  Verfassung,  zwei  Landes- 
theile:  1)  die  alten  Erblande,  jetzt  Kreislande  genannt,  eingetheilt  in  vier  Kreise, 
den  meifsnischen,  leipziger,  erzgebirgischen  und  vogtländischen ;  2)  die  Ober- 
lausitz. Nach  dieser  Abtheilung  waren  unterschieden,  die  altcrbländische  Land- 
schaft u.  die  oberlausitzische,  welche  beide,  in  der  Regel  alle  6  Jahre,  in  der  all- 
gemeinen Landesversammlung  sich  vereinigen.  Das  gegenseitige  QuotalVerhält- 
nifs  beider  Landesthcile,  bei  V  erthcilung  gemeinschaftlich  bewilligter  aufscror- 
dentlichcr  Leistungen,  ward  1821  in  der  allgemeinen  Landesversammlung  pro- 
visorisch festgesetzt,  für  die  Oberlausitz  bei  Geldbeiträgen  auf  V10,  bei  Naturnl- 
Prästationen  auf  12/200  des  Ganzen.  Auszug  aus  den  Verhandlungen  des  Land' 
lag»  von  i820/:i  (1821.  8  S.  in  4.)  und  als  Beilage  zu  St.  ao  der  Gesetzsamml.  von 
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h      i  eberdicA  werden  in  dem  Maritgrattlmm  Ohtrkmüz  aoeh  jetzt  beson- 
der« Landtage,  und  in  |eden  der  ,  Kreis«  der  alten  Erblande  Kreistage  gehal- 
ten.   U.iu  s.  \.  n)o,  /..  \un  der  Verfassung  vor  i8i5,  s.  man  v.  Bömer's  kur- 
l  i  -  S(  1  *r«  Dl  l    ":;  <«•    „  ff.    Bismoxa,  S.  490.  Rhein.  Bund  LV.  117.  Von 
der  iHmXhligen  Bildung  der  Oberlausitscr  Verfassung  3.  C.  G.  KIufer's  Grund- 
m  Unterricht  in  der  Oberlausitzer  Verfassung  u.  Geschichte,  Görlitz. 
180a  8.   LArttticss.  Abril's  der  Oberiausitzer  Geschichte  180-2  — 1804.  4  Bände  8. 
Waaeal  i.      0.  §.        11.  Bd.  II,  S.  ;,.,(,.  —  Gegen  das  Bade  Septembers  i83o 
erhalt  des  Geheime  RathsCollegiüm  durch  ein  königl.  Rescript  den  Auftrag, 
•einen  (\on  den  LtndstSnden  in  Antrag  gebrachten)  Plan  au  einer  den  Erfor- 
dernissen der  Zet  and  den  Verhältnissen  hiesiger  Lande  entsprechenden  £<m<fc.r- 
'  und  Reprtu    Urion  eu  bearbeiten,  um  bei  der  spätestens  mit  dem 
i83i  eu  bewirkenden  Wiedereröffnung   der  Ständeversammlung  zur 
Mittheilung  an  selbige  bereit  eu  seyn».  O.  F.  H.  v.  Watzdorf  über  die  Nothwen- 
einer  Veränderung  der  im  KR,  Sachsen  dermalen  bestehenden  landstand. 
\  arftttong  i83o.  8.    (In  dem  KR.  Sachsen  ward  dieser  Schrift*' das  Imprimatur 
rersagt.)   Sächsische  LandtagsActen  vom  .f.  i83i.  Dresden  /,  Bände  in  4.  Am 

I.  Min  i83i  ward  ein  Entwurf  einer  neuen  Verfassung  den  versammelten 
Landatanden  Engefertigt.  Nach  einem  GcheimenRathsRescript  an  die  Stände 
rom  11,  Juni  (Vllgem.  Zeit.  v.  3o.  Juni  i83i)  sollte  derselbe  nicht  als  ein  schon 
vollendetes  Ganses,  sondern  nur  als  Grundlage  betrachtet  werden,  von  welcher 
ans  im  Laufe  der  Zeit  die  Verfassung  und  Gesetzgebung,  unter  constitutionellem 
Beirath  der  Stande  sich  im  Einzelnen  weiter  entwickeln  und  ausbilden  solle. 
Aul  diese  We»6  kam  die  neue  ITc>jassungsurI<unde  das  Königreichs  vom   l\.  Sep. 

v,v  bu  Stande.    Pölitz  europ.  Verfassungen  B.  1,  Abth.  1.  S.  220. 
Verfassungsurkunde  des  Bönigreichs  Sachsen,  v.  i83i.    Dresden  i83i.  8. 
1  '  11  ■ ' wringen.  Verfassungsurkunde  für   das  Fürstenthum    H.S.,  vom 

II.  Juli  i838,  gegründet  auf  Landesverträge  von  1793  u.  1798,  und  errichtet 
auf  dein  Wege  einer  Vereinbarung  mit  den  Abgeordneten  des  Landes  als  Staats- 
grnndrertrag.  -  Amtliche  Ausgabe.  Sigmaringen  i833.  8.  Pölitz,  europ.  Ver- 
fassungen  Bd.  III.  S.  53a,  vergl.  mit  Bd.  I,  S.  1071. 

w)  /Jpne.  Es  bestand  hier,  für  Bitterschaft  und  Städte,  von  alten  Zeiten  her  eine 
landständische  Verfassung.  Moser  a.  a.  O.  S.  474  u.  1492.  Frläuternd  hier- 
über,  Mnd  folgende  bei  der^B,  V.  eingereichte  Deductionen:  1)  Geschichtl.  u. 
rechtl.  Darstell,  der  in  dem  F.  lippe-detmold.  Lande  bestehenden,  jedoch  dem 
Lande  vorenthaltenen  landständ.  Verfs.;  von  den  Landständen,  von  Bitterschaft 
£ '  ;,:!       '  rank£  1817.  FoL  2)  C  G.  Clostermeier's  britische  Beleuchtung  der 

ton  Seiten  der  Landstände  des  F.  Lippe  übergebenen  Druckschrift  etc. 

Li  ngo  1817.  Fol.  3)  Gegenbeleuchtung,  als  Antwort  auf  die  von  dem  Archivrath 

(    '  .  i  :.  in  den  Druck  gegebene  Beleuchtung  ;  in  Auftrag  der 

La  d  •  ide  ron  Ritterschaft  und  Städten  des  F.  Lippe,  von  C.  Antze.  Minden 
u-  Biele£  1819.  Fol.  4)  Anzeige  und  Bitte  der  Stände,  bei  der  B.  V.  eingereicht 
im  Juni  1824,  mit  Bell  A— C.  Fol.  Während  des  rhein.  Bundes  war  die  jähr, 
liehe  Haltung  der  Landtage  unterblieben.  Nach  Auflösung  dieses  Bundes  ver- 
langten die  Landstände  vergebens  vollständige  Wiederherstellung  der  alten  Ver- 
fassnng,  dann  aber  zeit  gern  äse  Modifikation  derselben  in  dem  Wege  der  Ueber- 
emkunfl  mit  ihnen.  Nach  mehrfacher  Verhandlung  wendeten  sie  sich  im  J.  1817 
beschwerend  an  die  B.  V.,  welches  den  oben  angef.  Deductionswechsel  veran- 
laute.  kuch  SchaumburgLippe  vereinigte  sich  mit  dieser  Beschwerde  bei  der 
P».  \  ..  urlriie  iiieiMiif  eine  \  riiaittluiigsCommission  ernannte.  Protoc.  der  B.  V. 
r.  1818,  $.  1,9  u.  222.  Unterdessen  gab,  durch  ein  Decret  v.  8.  Juni  1819, 
die  I  ürstin  Vormünderin  u.  Begcntin  dem  Lande  eine  neue  «Landständische 
Verfassungsurkunde'  (Lemgo,  1819.  3l  s-  4-  autn  abgedruckt  in  Pölitz  europ. 
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Verfassungen  Tb.  I,  Abth.  2,  S.  1097.);  auch  machte  sie  von  dieser  Ertheilung, 
als  einer  Erfüllung  des  i3.  Art.  der  B.  A.,  Anzeige  bei  der  B.  V.  Protoc.  v. 
1819,  §.  i3o.  Gegen  diese  eigenmächtige  Aufhebung  der  alten,  und  die  beab- 
sichtigte einseitige  Einführung  einer  neuen  Landesverfassung  (§.  4°.  u-  2^4,  II), 
protestirten  bei  der  B.  V.  sowohl  die  Landstände  als  auch  der  Fürst  v.  Schaum- 
burgLippe.  Es  kam  daselbst  zu  wechselseitigen  Erklärungen;  die  B.  V.  gab 
solche  an  die  oben  genannte  Commission ,  welche  in  der |  Sitzung  v.  9  Sept. 
1819  Vortrag  (loco  dict.  gedruckt  S.  591 — 643  der  Orig.  Ausg.)  erstattete,  und 
welche  im  J.  1820  (Protoc.  §.  210)  ergänzt  ward.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819, 
§.  182,  i83  u.  194.  Seitdem  kam  diese  Angelegenheit  bei  der  B.  V.,  in  den 
gedruckten  öffentlichen  Verhandlungen,  nicht  mehr  zur  Sprache.  Endlich  ward, 
am  29.  Juni  i836,  ein  constituirender  Landtag,  zusammengesetzt  nach  älterer 
Art,  eröffnet,  und  er  hatte  eine,  mit  Zustimmung  der  Landstände  errichtet» 
neue  landständische  Verfassungsurkunde  vom  6.  Juli  i836  zur  Folge. 


§.  287.  (220.a) 

b)     Theils,    wie    in    der    neuern    Vorzeit,    fortdauert,  oder 
wieder  hergestellt  ist. 

II)  In  einem  bedeutenden  Theil  der  monarchisch  geformten  Bundes- 
staaten dauert  entweder  die  während  der  teutschen  Reichsverbindung 
schon  bestandene  landständische  Verfassung  fort,  bald  unverändert,  bald 
mit  mehr  oder  weniger  Veränderung,  oder  es  ist  dieselbe  in  solcher  Art, 
nach  einer  während  der  französischen  Inhabung  des  Landes  Statt  gehabten 
Unterbrechung,  wieder  hergestellt  worden.  In  diese  Classe  gehören: 
1)  Oestreich,  mit  seinen  zu  dem  Bund  gehörenden  Staaten  «)?  2)  imü 
3)  die  Grofsherzogthümer  MechlenburgSchwerin  und  Mecklen- 
burgStrelitz  ;  4)  das  Fürstenthum  SachsenGotha  c)-  5)  6)  u*  7) 
die  Fürstenlhümer  AnhaltBernburg,  AnhaltDessau  und  Anhalt- 
Cöthen  dy,  8)  u.  9)  die  Fürstenthümer  R e uf s  O  älterer  Linie  (Reufs- 
Greitz)  und  Reufs  jüngerer  Linie  ( ReufsSchleitz ,  ReufsLobenstein, 
und  ReufsEbersdorf). 

a)  Oestreich  hat,  in  den  verschiedenen  Provinzen,  fortwährend  Landstände,  und  halt 
PostulatenTage  (§.  294,  /)  wie  früherhin:  in  dem  Erzherzogthum  Oestreich  oder 
Niederostreich,  abgetheilt  in  das  Land  unter  der  Enns  und  in  das  Land  ob  der 
Enns,  in  Steiermark  und  Kärnthen,  in  Krain  (hier  erneuert  durch  ein  Patent 
v.  29.  Aug.  1818,  in  den  Polit.  Vcrordn.  Franz  I.,  Bd.  46,  S-  2i5),  in  Böhmen, 
in  Mähren  und  Schlesien.  Denkwürdig  ist:  Der  Stände  des  Herzogth.  Oestreich 
unter  der  Enns,  bist.  u.  diplom.  Ausführung  über  sämmtlich  ihnen  zustehende 
Rechte  u.  Freiheiten,  von  1619;  bei  Fischkr  über  die  Geschichte  des  Despotis- 
mus in  Teutschl. ,  Anhang,  S.  5— 108.  —  Durch  ein  Edict  v.  24.  März  1816, 
ward  in  Tyrol  die  von  Baiern  1808  aufgehobene  landständische  Verfassung  wie- 
der hergestellt,  auf  die  Grundlage  der  vorigen  Privilegien  und  Freiheiten,  doch 
ohne  das  alte  Recht  der  Steuerbewilligung;  in  den  Constitutionen  der  curop. 
Staaten,  Th.  II,  S.  io5,  Pölitz,  europ.  Verfassungen,  Bd.  I,  Abth.  1,  S.  5i, 
und  in  Klübek's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  237  ff.  -  Salzburg  und  Vorarlberg, 
so  wie  Görz,  haben  die  Errichtung  einer  landständisehen  Verfassung  noch  zu 
erwarten.  —  Von  Oestreich  überhaupt,  s.   man  unten  §•   ao4i   Note  /.'  Das 
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Staiulowcsfii   Iii  Ostreich;  \  * » 1 1  Schnei. i,m  ;   in  ().   v.  Rottkch's  allgem.  polit 
Aniulrn,  IM.  III,  lieft  3  (iÖ3o),  Num.  i.    J,  C.  BisnrGER'a  vergleichende  Dar 
stell,  der  Staatsverfassungen  der  eorop.  Vfonarchieen  u.  Republiken  (Wien 
ilit!!.  «.),  S.  iü  ii.  ,(»-    r-'..    üniM'M.  a.  (§.  2-9)  a.  ().    Abth,  I,  S.  a63  ff.  lte 
partorium  des  t.  Staats-  u.  Lehnr. ,  Th.  Ml,  S.  O98  ff.    -  \  crgl.  die  öst  reich. 

Erklärungen  in  ilcn  l'rotor.  der  Ii.  \.  \.  1818,  S.  -9;  v.  1819,  220. 
I  M  Die  beiden  Grofsherzogthümcr  Schwerin  u.  Strelitz  haben  eine 

gemeinschaftliche  ländstindisebe  \  erfassung,  eine  Ritter-  und  Landschaft,  welche 
iindel  u.  eingerichtet  ist  durch  die  1  oion  v.  i5a3  u.  den  landesgrundgesetzl. 
Erbvergleich  \.  1766,  dieser  in  Fabbb's  europ.  Staatscanzley,  169,  u.  als 

Anhang  tu  C.  (•.  Jahgow  von  den  Regalien  (Rost.  4.),  S.  1— Man  s. 
auch  Scaxöaxa's  Staatsanzeigen,  1\ .  496,  «».  Verbesserungen  in  der  Organisation 
der  Landstande  \.  1808  in  d.  Rhein,  Mund,  LIM.  278.  im  Jahr  1808  ward  diese 
Verfassung  ihrem  Wesen  nach  bestätigt,  Einen  Zusatz,  erhielt  dieselbe  durch 
di-  oben  augef. Staatsgesetz  v.  28.  Nov.  1817,  betr.  die  Entscheidungs- 

arl  bei  Streitigkeiten  zwischen  der  Landesherrschaft  u.  den  Landständen  über 
\  erfassunffsaeaenstande. 

n  n  n 

<  »  Die  Fürstentümer  Gotha  u,  Altehburg  hatten  schon  zu  der  Zeit  ihrer 
\  ereinigung  als  Herzogthum  SachsenGotha  u.  Altenburg  jedes  eine  eigene  land- 
itändische  Verfassung,  und  eigene  Landtage,  seit  dem  16.  Jahrhundert  begrün- 
det durch  LandtagsAbschiede  und  landesfürstliche  Reversalen  und  Zusicherungen. 
Mosas  ron  der  Reichsstände  Landen,  S.  468  u.  1484.  Rhein.  Rund,  Heft  39, 
S.  )-.).  —  Erklärung  in  d.  Protoc.  d.  Ii.  V.  v.  1818,  §.  26.  —  Merkwürdige 
Erklärung  des  Herzogs  an  die  altenburg.  Landstände,  im  J.  1818,  u.  Resultate 
des  altenb.  Landtags  v.  1818;  in  L.  Lüder's  diplomat.  Codex,  zu  dem  slatist. 
herald,  geneal.  Taschenbuch  Europa,  Bd.  I,  Abth.  2  (1820),  Num.  3.  Als  nach 
dem  Erlöschen  der  Linie  S.  Gotha  u.  Altenburg  im  Mannstamm  (11  Febr.  182a) 
durch  den  Erbtheilungsvertrag  v.  12.  iMov.  1826  (oben  §.  108,  cl)  Gotha  an  S. 
Coburg,  Utenburg  an  die  bis  dahin  S.  Hildburghausen,  nun  S.  Altenburg  be- 
nannte Linie  fiel,  behielt  jedes  der  beiden  Fürstenthümer  nach  wie  vor  seine 
eigene  landständische  N  erfassung,  und  ist  die  gothaische  abgesondert  von  der 
coburgischen.  Em  November  i83o  ward  für  Gotha  eine  zeitgemäse  Umgestaltung 
esichert,  wodurch  auch  dem  Bürger-  und  Bauerstand  eine  angemessene  Ver- 
tretung zu  Theil  werden  soll.  —  Von  der  neuen  5.  Altenburgischen  Verfassung 
v.  1 83i  s.  oben  §.  286  Note  s. 

d)  Anh>ih.  Die  sämmtlichen  herzoglich-anhaltischen  Länder  haben  gemeinschaftlich 
eine  landständische  \  erfassung,  und  daher  nur  gemeinschaftliche  Landtage  und 
einerlei  Steuerwesen.  Das  HauptGrundgesetz,  nach  welchem  ohne  Zustimmung 
der  Stände  keine  Steuern  ausgeschrieben  werden  dürfen,  ist  der  Landtagsabschied 
r.  1663,  in  Ltaio's  R.  A.,  P.  spec,  cont.  2,  Forts.  3,  S.  248  ff.  u.  bei  PÜTTEn 
n.  unten  a.  O.  S.  604  ff  Eigentliche  Landtage  wurden  seit  1698  nicht  gehalten, 
wohl  aber,  von  Zeit  zu  Zeit,  von  dem  Senior  des  Hauses  ausgeschriebene  vind 
unter  seiner  Oberleitung  gehaltene  Deputations- und  Landrechnungstage.  Püiter1s 
Rechtsfalle,  Bd.  I,  S.  564  ff.  Moser  a.  a.O.,  S.  349,  463  u.  1447.  Mosbr's  Staats- 
recht des  Hauses  Anhalt  (i74o.  Fol.),  S.  193  ff.  Die  Geschäfte  der  Landschaft 
bestehen  hauptsächlich  in  Verwaltung  des  gemeinschaftlichen  LandesSchulden- 
wesen  und  in  Erhebung  gewisser  Steuern.  Sic  werden  besorgt  von  dem  engem 
(aus  8  Mitgliedern  bestehenden  Ausschuss,  welcher  dem  weitem  (aus  20  Mitglie- 
dern gebildeten),  dem  auch  die  Steuerbewilligung  zusteht,  Rechnung  abzulegen 
hat  —  AnhaltCothen  hatte  in  seinem  Landestheil,  durch  ein  Decret  v.  28.  Dec. 
1810,  die  Landstande  aufgehoben,  und  dagegen  neue,  von  neu  franzosicher  Art, 
eingeführt  Vergl.  oben  §.  282  c.  Rhein.  Bund,  Heft  5a,  S.  99-  Constitutionen 
der  curop.  Staaten,  Th.  D,  S.  260  ff.    Es  ward  aber  nach  dem  Tode  des  Her- 
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zogs,  am  24.  Oct.  1812,  diese  Constitution  von  dem  Vormund  des  Nachfolgers 
aufgehoben,  und  die  alte  Verfassung  mit  etlichen  Aenderungen  wieder  herge- 
stellt. Rhein.  Bund,  Heft  65,  S.  225  ff.  —  In  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  127, 
erklärten  die  drei  anhaltischen  Häuser:  «bei  ihnen  bestehe  noch  eine  land- 
ständische  Verfassung,  aber  ihre  Verbesserung  werde  gewünscht,  da  der  Lauf 
der  Zeiten  ihre  ursprüngliche  Gestalt  gar  sehr  verändert  habe;  ihr  Absehen 
hätten  sie  auf  eine  Uebereinstimmung  in  der  Verfassung  der  anhaltischen  Landes- 
theile  gerichtet ,  die  ohne  Beachtung  mannigfacher  Rücksichten  und  ohne  vor- 
sichtige Einleitung  nicht  zu  erreichen  sey». 
e)  Rems.  Erb-  und  Geschlechtvereinigung  von  1668,  §.  68,,  in  Lünig's  R.  A-, 
P.  spec. ,  I,  910,  GeschlechtRecefs  von  1690,  §.  18.  Die  ältere  Hauptlinie 
(R.  Greitz)  hat  eine  für  sich  allein  bestehende  landständische  Verfassung.  Die 
jüngere  Hauptlinie  (§.  108)  hat  für  ihre  Landestheile  (Schleiz,  Lobenstein  und 
Ebersdorf,  Gera,  Pflege  Saalburg)  eine  gemeinschaftliche  landständische  Verfas- 
sung, so  wie  zu  Gera,  für  Regierungs-,  Appellations-  u.  ConsistorialSachen  ein 
gemeinschaftliches  RegierungsCollegium  u.  Consistorium.  Die  Landstände  jener 
Landestheile  der  jüngern  Linie,  bestehend  aus  den  adelichen  und  nichtadelichen 
Besitzern  der  canzleischriftsässigen ,  dem  gemeinschaftlichen  Lehnhofe  zu  Gera 
lehnspflichtigen  Rittergüter  und  aus  Abgeordneten  der  Städte,  bilden  zusammen 
Ein  Corpus,  die  gesammte  Ritter-  und  Landschaft,  und  hatten  gemeinschaftliche 
Landtage,  z.  B.  1591,  1780,  1787,  1745,  i75i  ,  1764,  1769,  1779  zu  Gera,  und  ge- 
meinschaftliche Ausschufs-  oder  DeputationsTage,  so  wie  auch  gemeinschaftliche 
ritterschaftliche  Conferenzen  üblich  sind.  Diese  Stände  sind  berathend  für  Ge- 
setzgebung und  das  ganze  Land  angehende  Einrichtungen,  die  Steuern  hängen 
ab  von  ihrer  Bewilligung.  Ueberdiefs  hat  jeder  Landestheil  eine  besondere 
landständische  Corporation,  für  seine  besondern  Angelegenheiten;  von  ihr  werden, 
von  Zeit  zu  Zeit,  besondere  landständische  Zusammenkünfte  gehalten.  Vergl. 
§.  81  u.  Moser  von  der  Reichsstände  Landen,  S.  4?4»  11  ^  u-  ^49-  Pütter's 
Rechtsfälle ,  Bd.  III,  S.  291  ff.  u.  391  ff.  Pölitz,  europ.  Verfassungen  Tb.  I, 
Abth.  2,  S.  1094. 


§.  288.  (220b.) 
c )  T h e i  1  s  noch  zu  erwarten-'ist. 

III)  In  verschiedenen  Bundesstaaten,  ist  die  Einführung  oder  Wieder- 
herstellung einer  landständischen  Verfassung  theils  zu  hoffen,  theils  schon 
verheifsen,  und  hier  das  Werk,  dein  Vernehmen  nach,  der  Vollendung 
nah.  In  diese  Ciasse  gehören:  1)  Preufsen  «),  welches  jedoch  einstwei- 
len, für  jede  der  acht  Hauptabtheilungen  des  Staatsgebietes,  berathende 
ProvinzialStände  errichtet  hat  l>)$  2)  das  Grofsherzogthum  Oldenburg, 
nebst  dem  Fürstenthum  Eutin  c);  3)  die  Fürstenthümer  S  c  h  w  a  r  z  b  u  r  g- 
Sondershausen  4)  HohenzollernHechingen  <?),  und  5)  Hes- 
sen Homburg  /);  auch  63  etliche  ostreichische  Provinzen  (287,  a). 

a)  Preussen.  In  einem  Edict  vom  27.  Oct.  1810  erklärte  der  König  seine  Absicht, 
«der  Nation  eine  zweckmäsig  eingerichtete  Repräsentation,  sowohl  in  den  Pro- 
vinzen als  für  das  Ganze  zu  geben».  Preufs.  Gesetzsamml.,  1810,  S.  3i.  Wie- 
derholt ward  diese  Erklärung  in  einem  Edict  vom  7.  Sept.  1811,  in  der  Ge- 
setzsamml. v.  1811,  S.  262.  Seit  dein  7.  Sept.  1811  war  eine  «interimistische 
fifationalRepräsentation »  angeordnet,  die  am  5.  März  und  17.  Nov.  181 3  in  er- 
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neucrtc  Thäti^krit  gesrM  \>ard;  Gesetzsammlung  von  i8n  .  S.  261—262;  von 
tiM>.  S.  j8  11.  i>(.  in  einer  vom  wiener  Congrefs,  v.  22.  Mai  i8i5  datirten 
Verordnung  (in  d.  preufs.  Gesetxsamml.,  i8i5,  S.  m'!  u.  in  d.  Constitutionen 
der  europ.  Staaten,  Iii.  II,  S.  Il4)i  aur!l  etlichen  späteren,  namentlich  in 
1  ;tvitni  ^Patenten,  ward  eoa  dem  König  die  Bildung  einer  «  Repräsenta- 

tion des  Nollu's"  \  er  hei  Isen ;  in  den  einzelnen  Landestheilen  sollen  Provinzial- 
Stundc   hergestellt  oder  angeordnet,  und  zeitgemäfs  eingerichtet,  u.  ans  ihnen 
eine  \  ersammlung  der  LandcsRcpräsentanten  gewählt  werden,  welche  zu  Ber- 
lin ihren  Siti  beben  Boll,  Klübkh's  Debersichl  der  diplomat.  Verhandl.  des  wie- 
ner Congr.  S.  sa3  f,    [n  einem  Schreiben  vom  517.  Dec.  18x6  an  die  Stände  des 
S     <     Merseburg,  versicherte  der  Staatscanzier  Fürst  Hardenberg:  es  werde 
.  kraft  der  Verordnung  vom  aau  Mai  1816  beschlossene,  Maasregel  eine  Be- 
pr&sentation  des  \  olfces  eu  bilden,  und  die  ProvinzialStände  den  Bedürfnissen  der 
Keil  gemäß  einzurichten ,  nunmehr  binnen  Kurzein  unfehlbar  zur  Ausführung 
.j  Li    ;en.     Vllgem.   /.citung   «011  ilir.   Niiin,  36.     Durch    \  erordn.   v.    1-.  Jan. 
i8j<>   iNt  einstweilen   festgesetzt,   dal's   ^künftighin  die  Aufnahme  eines  neuen 
«(Staats.)  Darlchns  nur   mit  /u/.iehung  und  unter  MilGarantie  der  künftigen 
trricksttändüchen  Versammlung  geschehen  solle».   Gesetzsamml* ,  1820,  S.  io. 
Nach  vielen  mühsamen  \  orarbeiten,  sc  hien  das  Werh  vor  1822  seiner  Ausführung 
nah  gebracht  /u  se\n.      Preufsens  Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  5.  Febr. 
1818,  §.  26,  Beschluis  darauf,  cbendas.  §.  127.    Vergl.  oben  §.  283,  c.  —  Von 
dem  ehemaligen  Schwedisc/iPommern ,  s.  oben  §.  282,  d.  —   G.  H.  M.  v.  Wedel, 
die   Rechte  der  Landstande   der  tentschen  Provinzen  in  der  preufs.  Monarchie 
K wischen  d   Rhein,  u.  d.  Weichsel,  durch  Urk.  belegt  als  Corpus  juris  publici. 
Leipz.  1817.  8.    Zun  Bach's  oben  §.  281,  a,  angef.  Geschichte.    Somjyieu  von 
der  deutschen  \  erfassung  im  germanischen  Preufsen.  Münster  1818.  8.  Brendel 
a.  a.  ().  Abfh.  II,  S.  68  IT.  —  Nc.uchdtel  hat  eine  eigene  Verfassungsurkunde  v. 
18.  Juni  1814,  und  ihr  zufolge  eine  erbmonarchisch-republikanisch-repräsentative 
\  erfassung.    Oben  §.  2*9,  c. 
b  )  In  Absicht  auf  ProvinzialStände,  in  jeder  der  verschiedenen  Provinzen  der  preufsi- 
schen  Monarchie,  erfolgten,  nach  langwierigen  Vorarbeiten,  nachstehende  Ge- 
letce.    I  )  Allgemeine*  Gesetz  wegen  Anordnung  der  ProvinzialStände,  v.  5-  Juni 
>,  in  der  preufs.  Gesetzsammlung,  i8s3,  St.  i3.  Nach  demselben  ist  der  Be- 
sitz, von  Grundeigenthum  eine  Bedingung  der  ProvinzialStandschaft.    Diese  Pro- 
vinzialStände sind  das  Organ  der  verschiedenen  Stätide  (Standesclassen)  der  Un- 
terthanen  in  jeder  Provinzj  jede  Classe  von  Stimmführern  ist  es  «für»  ihren 
Stand.    Sie  bilden  1)  eine  berathende  Versammlung,  für  ProvinzialGesetzenlwürJe, 
und  ,  so  lang  nicht  allgemeine  ständische  Versammlungen  Statt  finden,  auch  für 
rorfe  solcher  allgemeinen  Gesetze,  welche  Veränderungen  in  Personen-  und 
Eigenthumrechten  und  in  den  Steuern  zu  dem  Gegenstand  haben,  so  weit  sie  die 
Provinz  betreffen:   2)   Bitten  und  Beschwerden  sind  ihnen  gestattet,  die  auf  das 
specielle  Wohl  und  Interesse  der  ganzen  Provinz  oder  eines  Theils  derselben 
(nicht  aber,  in  der  Begcl,  Holser  Individuen)  sich  beziehen;  3)  die  CommunalAn- 
der  Provinz  sind  ihren  Beschlüssen  überlassen,  unter  Vorbehalt 
landesherrlicher  Genehmigung  und  Aufsicht.  —  Die  verschiedenen  Classen  der 
Stände  berathschlagen  nicht  abgesondert,  sondern  vereinigt  in  einem  Plenum. 
Den  LandtagBfarschall   (Präsidenten)  ernennt  der  König,  und  zwar  aus  den 
Standen,  doch  nur  aus  dem  ei  sten,  in  den  Bhcinprovinzen  und  in  Westphalen 
aus  dem  ersten  oder  zweiten  Stand.    Zu  einem  Beschlufs  gehört,  in  der  Kegel, 
eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen  der  Anwesenden.    Das  Resultat  der 
LandtagVerhandlungen,  wird  durch  den  Druck  bekannt  gemacht.    In  den  ersten 
6  lahm  -oll  alle  s  Jahre  ProvinzialLandtag  seyn.    «Wann  eine  Zusammenbe- 
mfung  der  allgemeinen  Landstände  erforderlich  seyn  wird  ,  und  wie  sie  dann 
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aus  den  ProvinzialStänden  hervorgehen  sollen,  bleibt  landesherrlicher  Fürsorge 
vorbehalten».  —    II)  Acht  besondere  Gesetze,  nämlich:  1 — 3)  drei  Gesetze  v. 
1.  Juli  1823,  wegen  Anordn.  der  ProvinzialStände,  a)  für  die  Mark  Brandenburg 
u.  das  Markgraf  th.  Niederlausitz ,  b)  für  das  Königr.  Preussen ,  c)  für  das  Her- 
zogin. Pommern  u.  das  Fürsten  th.  Rügen.    Nach  diesen  beiden  letzten  Gesetzen, 
sind  die  ProvinzialStände  abgetheilt  nach  drei  Standesclassen.  Den  ersten  Stand 
bilden  die  Domcapitel,  Herren,  (wo  diesen  beiden  Standschaft  eingeräumt  ist) 
und  Ritterschaft,  den  andern  die  Städte,  den  dritten  die  übrigen  standfähigen 
Gutbesitzer,  Erbpächter  und  Bauern.    Der  Anzahl  der  Stimmführer  nach,  ist 
die  Zahl  für  den  ersten  Stand   gleich  der  Zahl  jener  für  die  beiden  andern 
Stände  zusammen ;  ausgenommen  in  Westpreufsen  und  in  Litthauen.    Die  P. 
Stände  oder  Abgeordneten  zu  dem  ProvinzialLandtag  werden  gewählt  von  den 
Wahlberechtigten  ihrer  Standesclasse ;  nur  Wenige  ausgenommen  in  der  Mark 
Brandenburg,  nebst  der  Niederlausitz,  und  in  Pommern.  Bei  RittergutBesitzern, 
wird  adeliche  Geburt  zur  Wählbarkeit  nicht  erfordert.    Die  Wahl  ihrer  Abge- 
ordneten geschieht  auf  Kreistagen  (Edict  v.  3o.  Juli  1812.  §.  1  u.  ff.,  in  d.  Ge- 
setzsamml.  1812,  S.  ia3  ff.  —   Ferner,  4  u.  5 )  zwei  Gesetze  v.  27.  März  1824, 
wegen  Anordn.  der  ProvinzialStände,  d)  für  das  Herzogth.  Schlesien,  die  Graf- 
schaft Glatz  u.  das  prcufs.  Markgrafth.  Oberlausitz,  u.  e)  für  die  Provinz  Sachseti; 
ebendas.  1824,  Stück  6.    In  diesen  beiden  Gesetzen  sind  die  ProvinzialStände  in 
vier  Classen  abgetheilt ;  wovon  in  Schlesien  etc.  die  Fürsten  u.  Standesherren 
den  ersten,  die  Ritterschaft  den  zweiten,  die  Städte  den  dritten,  die  übrigen 
Gutbesitzcr,  Erbpächter  und  Bauern  den  vierten  Stand  bilden.    In  der  Provinz 
Sachsen   bilden  die  Domcapitel  von  Merseburg  und  Naumburg,  drei  Grafen 
von  Stolberg  und  der  Herzog  von  Anhalt  Dessau  wegen  des  Amtes  Walternien- 
burg den  ersten,  die  Ritterschaft  den  zweiten  Stand,  u.  s.  w     In  Schlesien  ist 
die  Anzahl  der  Stimmführer  für  die  beiden  ersten  Stände  gleich  derjenigen  für 
die  beiden  andern  Stände,  nämlich  42;  in  Sachsen  ist  diejenige  für  die  beiden 
ersten  Stände  35,  für  die  beiden  andern  87.  —  6  u.  7)  zwei  Gesetze  v.  27.  März 
1824,  wegen  Anordnung   der  ProvinzialStände  f)  in  den  Rheinprovinzen  (das 
Grofsherzogthum  Niederrhein,  u.  die  Herzogthümer  Cleve,  Jülich,  Berg)  und  g) 
in  der  Provinz  Westphalen  ,  in  d.  Gesetzsamml.  1824  ,  Stück  9.    In  beiden  sind 
die  Prov.Stände  in  vier  Classen  getheilt.    Den  ersten  Stand  bilden  die  Standes- 
herren im  Sinn  der  t.  BundesActe,  und  zwar  4  in  den  Rheinprovinzen,  11  in 
Westphalen  ;  den  zweiten  die  Ritterschaft;  den  dritten  die  Städte,  in  Westphalen 
nur  die  zur  Vertretung  des  bürgerl.  Gewerbes  geeigneten;  den  vierten  die  übri- 
gen Grundbesitzer.  Für  jeden  der  drei  letzten  Stände  sind  in  den  Rheinprovin- 
zen 25,  in  Westphalen  20  Mitglieder  bestimmt.   Die  Mitglieder  des  ersten  Stan- 
des erscheinen  in  Person;  bei  Verhinderung  können  sie  sich  durch  ein  Mitglied 
ihrer  Familie,  oder  durch  e.  Bevollmächtigten  aus  dem  zweiten  Stand  vertreten 
lassen.    Die  drei  übrigen  Stände  erscheinen  durch  gewählte  Abgeordnete.  — 
8)  Gesetz  wegen  Anordn.  der  ProvinzialStände  h)  des  Grofsherzogth.  Posen,  v. 
27.  März  1824,  in  d.  Gesetzsamml.  St.  16.    Drei  Stände,  nämlich:  Ritterschaft 
mit  24  Mitgliedern,  an  deren  Spitze  die  Fürsten  v.  Thum  u.  Taxis  (wegen  des 
Fürstenth.  Krotoszyn)  und  Sulkowsky  (wegen  des  FamilienMajorats  Reisen),  im 
übrigen  22  durch  Wahl  ernannte  RittergutBesitzer ;  Städte,  16  Mitglieder 5  Gut- 
besitzer, Bauern  u.  Erbzinsmänner.    Verordnung  vom  i5.  Dec.  i83o,  betr.  die 
Anordnung  der  ProvinzialStände  im  GH.  Posen,  nach  dem  die  näheren  Fest- 
setzungen einer  besondern  Verordnung  vorbehaltenden  Gesetz  v.  27.  März  1824; 
in  der  prcufs.  Gesetzsammlung  v.  i832  ,  St.  3.    Die  oben  angef.  Gesetze,  betr. 
die  ProvinzialStände,  findet  man  beisammen  in  folg.  Sammlung:  Die  Gesetze 
wegen  Anordnung  der  ProvinzialStände  der  preufs.  Monarchie.    Mit  e.  Einleit. 
herausgeg.  von  J.  D.  F.  Ri^rF.  Berlin  1825.  8.    Uebei  Mick  über  Preufsens  Pro- 
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tin/.ialStämlc ;  in  A  Mi  n  ni's  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  t  Heft 
i.  S.  13"?— a6i.  —  Noii  (irr  I  Inrunrung  obiger  ProvinzialStände,  machte  Prcuf- 
\  bei  der  Bundesversammlung,  in  den  Protocollen  der  15.  \  .  seit  i8a3. 

Verhandlungen  der  ProvinzialLandtage  Liefert:  J.  1).  F.  Rumpf's  (Provin- 
t]  |  Landtags  Verhandlungen  in  der  preufs,  Monarchie;  wovon  zu  Berlin  i83o 
die  fttnfte  Folge  erschien,  enthaltend  die  Verhandlungen  in  den  J.  1827  u.  1828.8a 
-  In  den  oben  angef.  acht  besonderen  (»esetzen  werden  nähere  Bestimmungen 
»ehalten.  Dergleichen  erschienen:  für  Schlesien,  Glatz  u.  die  preufs.  Ober- 
lausita,  in  e.  Verordn.  \.  Mfirz  1824?  für  die  Kurmark,  Neumark  u.  die 
Niederlausitz,  in  e.  Verordn«  v,  1-.  Aug.  1828;  für  die  Provinz  Sachsen,  in  e. 
verordn.  \.  1-.  Mai  1827;  Rlr  die  Provinz  Westphalen,  in  e.  Verordn.  v. 
iä  Juli  18275  Rheinprovinzen,  in  e.  Verordn.  vom  i3.  .luli  1827:  für 

das  Königreich  Preufsen.  in  e.  Verordn.  v.  1-.  März  1828;  sämmtlich  in  der  an- 
gef,  preufs,  Gesetzsammlung.  —  Aufser  den  ProvinzialLandtagen  sind  auch 
I  Sammlungen  und  CommunalLandtage  angeordnet,  Beispiele:  Verordn.  v. 
1-.  kug.  1825,  betr.  die  CommunalLandtage  in  der  Hur-  u.  Neumari  Branden- 
burg, ucl.st  Narhtrag  dazu,  in  e.  CabinetOrdre  vom  27.  Dec.  1826;  Verordn.  v. 
i".  Aug.  182*5,  betr.  die  Breisordnung  und  Kreisversammlungen  in  der  Hur-  u. 
Neumark  j  Verordn.  v.  17.  Aug.  1826,  betr.  die  CommunalLandtage  in  Pommern; 
Verordn.  v.  18.  Nov.  18261  betr.  die  CommunalLandtage  u.  die  Kreistage  in  der 
Niederlausitz;  Verordn.  vom  1-.  Mai  18?--,  betr.  die  Kreisordnung  für  die  Pro- 
\in/.  Sachsen;  Kreisordnung  für  das  Königreich  Preufsen;  sämmtlich  in  der  an- 
gcf.  preufr.  Gesetzsammlung. 

r  )  Old  nburg,  mit  Einschlufs  von  Jever,  Eutin  und  Birkenfeld.  Die  Grafschaften 
Oldenburg  u.  Delmenhorst  wurden  17-3  von  Dänemark  an  das  jetzt  regierende 
Haus  abgetreten,  u.  hierauf  1 — -  von  K.  Joseph  II.  unter  dem  Namen  Olden- 
burg zu  einem  Fierzogthum  erhoben,  statt  dessen  seit  1829  der  Titel  Grofsher- 
BOgthum  geföhrl  wird.  Alan  s.  oben  §.  108  u.  111.  Weder  in  Oldenburg  noch 
in  dem  I  ürstenthum  Eutin  oder  Lübeck  waren  früherhin  Landstände,  wozu  seit 
1816  noch  das  neu  erworbene  Fürstenthum  Birkenfeld,  und  seit  i8?.3  die  von 
1  kaiserlich -russischen  Hause  abgetretene  Erbherrschaft  Jever  kommt,  beide 
gleichfalls  früher  ohne  Landstände;  doch  war  im  L.Lübeck  durch  bischöfliche 
Wahlcapitulation  die  landesherrliche  Macht  beschränkt  im  Steuer-  und  Frohn- 
fa<  h,  —  In  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  127,  erklärte  Oldenburg:  «Für 
die  oldenburgischen  Lande  ist  die  landständische  Verfassung  durchaus  neu,  u. 
es  (ordert  reife  Ueberlegung,  um  eine  heilsame  Einwirkung  der  verschiedenen 
Classen  der  Staatsbürger  zweckmäsig  und  dauernd  zu  ordnen.  Vieles  ist  be- 
reits vorgearbeitet ».  Durch  eine  Bekanntmachung  v.  5.  Oct.  i83o  erklärte  der 
Grofsherzog,  dafs  Er  «Alles,  was  durch  die  Bundesverfassung  zugesichert  ist, 
Buch  gewissenhaft  erfüllen  werde». 

d )  V kwarzburgSondershausen.  Von  der  frühern  Verfassung,  s.  Moser,  von  der 
Reichsstände  Landen,  S.  469  u.  379.  —  Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.  V,  v. 
1  1 8 .  $.  1?.-.  ■ —  In  einem  zu  öffentlicher  Bekanntmachung  an  die  Ilegierung  zu 
Arnstadt,  auf  Veranlassung  der  Stadt  Arnstadt,  erlassenen  Bcscript  vom  25.  Sept. 
i83o  sagt  der  Fürst:  «Eingedenk  Unseres  fürstlichen  Wortes  und  Unserer  beim 
Eintritt  in  den  teutschen  Bund  übernommenen  Verpflichtungen,  haben  Wir 
bes<  blossen,  noch  im  Laufe  dieses  Jahres  Landstände  zu  bilden  und  zusammen 
zu  berufen.»  Line  Verordn.  v.  4«  Nov.  i83o  verfügte  die  Ausarbeitung  eines 
Entwurfs  zu  einer  ständischen  Verfassungsurkunde.  Die  hierauf  von  dem  Für- 
sten octrovirte  « Landständische  Verfassungsurkunde»  vom  28.  Dec.  i83o  (in 
Pölitz  europ.  Verfassungen  seit  1789,  Bd.  I,  S.  1007),  ist  nicht  in  Lebung  ge- 
kommen. Förmlich  prötestirt  haben  dagegen  die  Städte  Arnstadt,  Breitenbach, 
Gehren  u.  Langewiesen.  Unter  dem  21.  Juli  i83i  erklärte  der  Fürst,  «dafs,  weil 
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die  gegebene  Verfassung  nicht  in  Ausübung  kommen  könne,  sich  von  selbst  ver- 
stelle ,  dafs  Alles  in  seiner  bisherigen  Ordnung  bleiben  und  fortgehen  müsse  ». 
Allg.  Anzeiger  der  Teutschen ,  i83i,  St.  70. 

e)  HohenzollemHechingen  hatte  früherhin  keine  Landstände.  Erklärung  in  d.  Pro- 
toc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  127.  Es  besteht,  nach  Bestimmungen  eines  Landesvergleichs 
von  1796,  unter  dem  Namen  Landschaft  eine  Art  von  LandesRepräsentation,  ge- 
bildet durch  zwölf  von  und  aus  den  Gemeinden  (2  von  der  Stadt  Hechingen, 
10  von  den  Landgemeinden )  Landesdeputirten.  Jährlich  wird  diesen  die  vor- 
jährige Steuerrechnung  und  die  Steuerausschreibung  für  das  gegenwärtige  Jahr 
vorgelegt,  um  ihre  Erinnerungen  und  Vorschläge  zu  vernehmen;  auch  ist 
ihnen  unbenommen,  -zu  neuen  Gesetzen,  Verordnungen  und  Anordnungen  Vor- 
schläge zu  machen ;  ein  eigentliches  Einwilligungsrecht  ist  ihnen  nicht  zugestan- 
den. Vergl.  Pölitz,  europ.  Staatsverfassungen,  Bd.  I,  S.  1071.  Schreiben  des 
Fürsten  Friedrich  an  seine  Unter thanen,  v.  28.  Oct.  i834,  in  der  Hannöver. 
Staatszeitung  v.  Jan.  i835,  auch  in  der  Frankf.  OberPostamtZeit.  v.  17.  Jan. 
i835.  Als  Zusatz  zu  Art.  4  des  Landes  Vergleichs  ward  am  1.  Febr.  i835  eine 
Wahlordnung  errichtet. 

/)  HessenHomburg  hatte  früherhin  keine  Landstände,  in  seinen  beiden  souverainen 
Landestheilen,  dem  Amt  Homburg  und  dem  i8i5  erworbenen  Oberamt  Meisen- 
heim.   Vergl.  §.  109,  e,  und  die  angef.  Constitutionen,  Th.  DI,  S.  443. 


§.  289.  (221.) 

Allgemeiner  VertrelnngsGrundsatz.  TVahlgesetze.  Grundlagen  der 
Landstandschaft.  Verschiedenheit  der  Stimmführer  auf  dem  Landtag. 

I)  Schon  in  der  Natur  einer  Volkvertretung  liegt,  dafs  diese  unmit- 
telbar von  dem  Volk  ausgehen  müsse  (§.  279).  Aber  auch  das  Staats- 
wohl fordert  die  Organisation  der  Landstände,  nach  dem  Grundsatz  all- 
gemeiner Volkvertretung  «);  denn  nicht  zufallige,  nicht  individuelle  und 
corporative  Interessen,  sondern  die  allgemeine  Bildung  und  Einsicht ,  das 
allgemeine  Rechtsverhältnifs  und  Bedürfnifs  des  Volkes,  sollen  vertreten 
werden»  Daher  darf  namentlich  der  freie  Bauerstand,  die  zahlreichste 
und  unentbehrlichste  Classe  der  Unterthanen,  mithin  die  Hauptmasse  des 
Staatsvereins  (§.  266),  nicht  ausgeschlossen  werden  Nicht  jeder  ein- 
zelne Landstand,  wohl  aber  die  Gesammtheit  der  Landstände,  vertritt 
die  Gesammtheit  des  Volkes  (§.  297).  II)  Nach  der  Natur  der  Anstalt, 
sollten  Mitglieder  einer  Stände  Versammlung  solches  nur  durch  Wahl 
von  Mitbürgern  werden  (§.  279);  doch  nicht  durch  Wahl  des  Volks 
in  Uryersammlungen  (assemblees  prirnaires,  wie  in  den  drei  ersten 
Constitutionen  Frankreichs  von  1791,  1793  u*  1795).  Wahlgesetze 
bestimmen  dann  das  Wahlrecht,  die  Erwähl ungsart,  die  Eigenschaften 
der  WTähler  und  Wählbaren.  Der  Geist  des  Instituts  gebietet,  dafs 
diese  Gesetze  das  Wahlrecht,  die  Wahlfähigkeit  und  Wählbarkeit  nicht 
zu  sehr  beschränken  (§.  280,  c)  c),  Sic  müssen  eine  Zusammensetzung 
der  Landstände  begründen,  welche  die  Offenbarung  eines  wahren  ver- 
nünftigen   Gesammtwillens    verbürgt.      III)    Doch    beruht    in  einzelnen 
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Hundesstaaten  jetzt  die  1 ,  a  n  d  s  t  a  n  tl  s  ch  a  f  t ,  entweder  .snssehlielsend 
oder  neben  »lern  IlcrliMitel  einer  Erwa'hlung  durch  Mitbürger,  bald  auf 
Geburl  (bei  den  Prinzen  vom  Regentenhause),  bald  auf  landtagfa'higem 
oder  ju i\ ile-irteni  Ciutbe.sitz,  verbunden  zuweilen  mit  gewissen  persönli- 
chen  l  igenschaften  des   Besitzers,   bald   entweder  auf  CorporationsRecht 

.  Bui  StandesciassenRecht,  beides  durch  besondere  Rechtstitel  begründet, 
bald  Mit  einer  4  Tntwurde,  einer  besondern  Ernennung  oder  Verleihung  von 
Seite  des  Regenten«  l\  i  Nach  den  neuern  teutschen  RepräsentatiVVerfas- 
sungenj  werden  die  Abgeordneten  oder  Deputirten  gewählt,  entweder 
ron  eimr  bestimmten  Classe  von  Staatsbürgern  oder  Corporationen,  z.  13. 
\on  der  Geistlichkeit,  von  RittergutBesitzern,  von  Universitäten,  oder  von 
bestimmten  Einwohnern  gewisser  Bezirke,  z.  B.  von  den  Bürgern  einer 
Stadt,  ron  den  Mitgliedern  der  Landgemeinden  eines  bestimmten  Bezirks, 
Dir  Umordneten  der  ersten  Art  sitzen  gewöhnlich  in  der  ersten  Kammer, 
die  übrigen  in  der  zweiten«  V)  Die  auf  dem  Landtag  erscheinenden 
Stimmführer  sind  dann  theils  gebome  oder  erbliche^),  theils 
imoniale,  theils  erkohrnej  diese,  entweder  durch  unmittelbare 
Wahl  einer  stimmberechtigten  Gesammtheit,  oder  der  von  ihr  hiezu  er- 
nannten Wahlmänner  (Abgeordnete  oder  Deputirte  §.  280,  c),  oder  durch 
Bevollm  Sc  htig  u  n  g  von  Seite  eines  stimmberechtigten  Einzelnen  (Stellver- 
treter <>der  Bevollmächtigte),  oder  durch  Ernennung  auf  bestimmte  Zeit 

oben  Num,  III).  VI)  Bei  den  RittergutBesitzern  werden ,  aufser 
dem  landtagfahigen  Gutbesitz,  zu  der  persönlichen  Stimmfähigkeit  zuwei- 
len noch  besondere  persönliche  Eigenschaften  erfordert  <-'),  z.  B.  Erbadel, 
Almenprobe  /),  Indigenat. 

\  ergL  §.  297,  D.  -  Historische  Zweifel,  dieses  RepräsentationsRecht  betreffend, 
bei  'lern  unten,  297  h,  angef.  Possr..  Dagegen  s.  man  die  «Grundsätze  einer 
gerechten  Volkvertretung»;  in  J.  Weitzel* s  Europa  in  seinem  gegenwärtigen 
Zustande  (Wiesbaden  1824.  8.)?  S.  3o6  —  355. 
1  Dennoch  hatte  dieser,  his  auf  die  neueste  Zeit,  in  den  wenigsten  teutschen 
Landern,  eigene  unmittelbare  Vertretung  auf  dem  Landtag.  Er  hatte  dieselbe, 
als  seltene  Ausnahme,  in  Tyrol,  Thorn,  in  dem  Lande  Hadeln,  in  der  Grafschaft 
Hoya,  in  firm  Stift  Kempten,  in  Baireuth,  Ostfriesland,  Würtembcrg.  Moser 
ron  der  t.  Reichsstände  Landen,  458.  4°9«  4?3.  Lang's  Steuerverfassung,  227. 
■Vir  n  1  r-.'s  Gesch.  von  Würtembcrg,  S.  102.  Auf  dem  schwedisch-pommerischen 
Landtag,  9.  Aug.  1806,  erschien  auch  der  Bauerstand.  Vergl.  Eichhork's 
teutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Th.  III,  §.  425.  —  Eigenes  Vertretungs- 
re<  bl  auf  dem  Landtag  erhielt  der  Bauerstand  in  der  neuesten  Zeit:  im  Her- 
EOgthum  Nassau  im  Sept.  1814 ;  in  Burhessen  im  Dec.  181/f  (Blüber's  Uebersicht 
etc.  S.  118)  und  i83o,  oben  §.  287,  c;  in  dem  GH.  Luxemburg  i8i5,  oben 
'].  286,  1> :  in  den  I  ürstenlhümern  SchwarzburgRndolstadt ,  Schauinburg  Lippe 
und  Waldeck,  u.  in  dem  Grofsherzogtkum  S.  WeimarEiscnach  1816  (Rlüber's 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  69  f.  u.  120,  Bd.  II,  S.  s5i  u.  i63);  in  Tyrol,  1816, 
abermal  (ebendas.  Bd.  II,  S.  23-);  seit  1817  in  Baiern,  Baden,  Würtembcrg, 
GH.  Hessen ,  in  dem  Hcrzogthuni  Braunschweig  und  Fürstenthum  Blankenburg, 
in  dem  Herzogthum  S.  Coburg,  in  den  Fürstenthümern  S.  Meiningen  u.  Liech- 
trustein;  in  dem  Königreich  Sachsen  i83t$  in  Hannover  i332  ;  auch  in  den  preuf- 
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sischen  Staaten  bei  den  ProvinzialStänden.  —  E.  M.  Arndt  über  den  Bauer- 
stand u.  s.  Stellvertretung.  Berl.  i8i5.  8.  Ueber  Repräsentation  des  Bauer 
Standes:  in  d.  Kieler  Blättern,  Heft  V  (i8i5),  u.  in  d.  Allemannia,  Bd.  VII 
(1816),  S.  261  f. 

c)  Rotteck's  Artikel  Census,  in  dessen  StaatsLexikon ,  Bd.  III,  S.  366—388.  Cor- 
menin's  libelles  politiques.    Brüssel  i836.  18.  Bd.  I,  Num.  XXI.  u.  XXVII. 

d)  In  dem  Herzogthum  Nassau  heifsen  nur  die  Prinzen  vom  Hause  geborne ,  die  zu 
Stimmführung  auf  der  Herrenbank  berechtigten  Familienhäupter  eidliche  Land- 
stände u.  Mitglieder  der  Herrenbank. 

c  )  Jo.  Gottl.  Seger  diss.  de  conjunetione  loci  et  suffragii  in  comitiis  provincialibus. 
Lips.  1769.  4-  Car.  Chr.  Kohlschütter  diss.  de  jure  standi  in  comitiis  provin- 
cialibus. Viteb.  1787.  Ledderhose's  kleine  Schriften,  I.  32.  Moser  a.  a.  O. 
S.  5oo.  525.  v.  Römer  a.  a.  O.  III.  11.  i3. 

/)  Noch  üblich  in  dem  Königreich  Sachsen,  mit  Inbegriff  der  OberLausitz ,  in 
Oestreich,  Böhmen  u.  Mähren.  In  dem  ersten,  nach  Einigen  seit  i53o,  nach 
Andern  erst  seit  1700.    Rhein.  Bund.  LI1I.  3oi. 


§.  290.  (ooo..) 

Einheit  oder  Abtheilungen  der  Ständever  Sammlungen.    Allgemeine  oder 
Reiehsstände  und  ProvinzialStände.    Kreisstände,    Provinziell-  oder 
landräthliche  Collegien. 

I)  Zufolge  der  allgemeinen  Vertretungseinheit  der  Landstände  (§.  289 
u.  297,  II)  dieses  FundamentalGrundsatzes  landständischer  Verfassung  «), 
bilden  auf  dem  Landtage  für  Beratschlagung  und  Beschlüsse,  in  einer 
Reihe  von  Bundesstaaten  £),  alle  Landstände  zusammen  eine  einzige  Ver- 
sammlung, ein  Plenum ;  welches  nicht  hindert,  dafs  in  der  Versammlung 
die  Sitzordnung  nach  verschiedenen  Ständen,  Classen,  Curien  oder  Bänken 
bestimmt  seyn  hönne.  II)  In  anderen  Bundesstaaten  c)  berathschlagen  und 
beschliefsen  die  Landstände,  örtlich  getrennt,  in  zwei  Abthei  1  im  gen 
genannt  Kammern  O,  Sectionen/),  oder  Herrenbanh  und  Ver- 
sammlung der  Landesdeputirten  oder  erste  Classe  und  Landes- 
vers am  ml  ung /<),  überall  eine  Art  von  Ober-  und  Unterhaus,  obwohl 
in  der  Regel,  in  Rechten  und  Pflichten  einander  gleich.  III)  In  etlichen 
Bundesstaaten  hat  man,  für  einzelne  Landesthcile ,  besondere  oder  Pro- 
vinzialStände und  Landtage,  für  alle  zusammen  hingegen  allge- 
meine, Reichs-  oder  NationalStände  und  Reichstage  oder  allgemeine 
Ständeversammlungen  *)?  die  nicht  überall  nothwendig  aus  Mitgliedern  der 
ProvinzialStändcvcrsaminlungen  zusammenzusetzen  sind»  IVr)  In  dem  Kö- 
nigreich Sachsen  erscheinen  jetzt  in  der  allgemeinen  Landes-  oder  Stän- 
deversammlung, Landstände  aus  den  alten  Erblanden  und  aus  dem  Marl;., 
grafthum  Oberlausitz.  Es  bestehen  überdiefs  in  dem  letzten  besondere 
ProvinzialStände  (§.  286,  288«,  u.  291,  h)  und  in  jedem  der  vier  alt- 
erbländischen  Kreise  eigene  Kreisstände  Auch  in  den  Provinzen  der 
p  reu  f  siscben  Monarchie  bestehen  ProvinzialStände,  Kreis  Versammlungen 

KlÜbcr  s  öffentl.  Recht,  4.  Aufl.  28 
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und  CommunalLondtage,  unterschieden  von  den  verheifsenen  Reicksständen 
i*der  L  ndesReprKsentanten  (§.  288).  V)  in  verschiedenen  teutschen  Pro- 
n  der  linken  Rheinseite  bestehen,  als  eine  Art  von  besondern  Reprä- 
die  von  der  französischen  Regierung  eingeführten  De- 
partemen  talRSthe  I),  unter  dem  Namen  Provinzial-  oder  Land- 
rath*)j  eine  für  Vereinfachung  der  Staatsverwaltung  nützliche  und  hei 
dem  Volke  beliebte  Einrichtung. 

1  1  ine  SUindeveraainmlung  ist  Vertreter  einer  politischen  Einheit,  des  gesammten 
Volkes,  Rlr  einen  gemeinschaftlichen  Zweck.  Die  beiden  Grundkräfte,  das  hem- 
mende nnd  daa  antreibende,  (»der  das  bewahrende  und  das  neuernde  Princip, 
finden  lieh  in  dem  Plenum  einer  Ständeversammlung  beisammen,  vermöge  der 
I  ersebiedenheil  der  Ansichten  und  der  freien  Erörterung«  Ein  verfassungsmäßiges 
nechl  des  Regenten,  die  Ständeversanrmlung  au  vertagen  oder  aufzulösen,  und 
neue  Wahlen  an  veranlassen,  ein  unbeschränktes  Veto  (das  Recht  zu  freier  Er- 
klärung de-,  verfassungsmäsig  hemmenden  Widerspruchs)  dieser  Versammlung, 
sind,  einander  gegenüber,  stark  genug,  in  einem  monarchischen  Staat  mit  Reprä- 
sentativVerfassung  daa  < It^it  - t  zwischen  der  Regierung  und  den  Ständen 
■n  bewirken  und  zu  erhalten.  Besteht  man  aber  auf  einer  Zweiheit,  so  erfolge 
die  Spaltung  in  nationalem  Sinn,  nicht  in  dem  vergänglichen  des  Castenlhums 
1  §.  ()Ha)-  Ein  Staat  soll  ein  Verein  von  Staatsbürgern  seyn,  nicht  ein  Amalgam 
von  Standesclassen. 

i  So  in  Rurhessen,  in  den  Herzogtümern  S.  WeimarEisenach  u.  S.  CoburgSaal- 
feld,  in  den  1  ürstenthümern  S.  Altcnburg,  Liechtenstein,  SchwarzburgRudolstadt, 
SchaumburgLippe,  AValdcck,  HohcnzollernSigmaringen. 

c)  In  den  Königreichen  Raiern,  Sachsen,  Hannover  und  Würtemberg,  in  den 
Groiaherzogthümern  Baden,  Hessen,  Luxemburg  (in  diesem  vereinigt  zeither  mit 
den  Mauden  des  Königreichs  der  Niederlande)  und  MecldenburgSehwerin  und 
Strebt/.,  in  den  Berzogthümern  Rraunschweig  und  Nassau,  auch  zeither  in  dem 
Fürstentum  Lippe. 

tl\  Gründe  wider  eine  solche  Abtheilung  oder  Zweiheit,  das  Zweikammersystem, 
worin  gewöhnlich  die  erste  gröfstentheils  eine  Adels-,  Pair-  oder  MagnatenRam- 
mer,  die  zweite  eine  Kammer  der  Gemeinen,  der  Abgeordneten  oder  Landes- 
Deputirten  ist,  findet  man  in  dem  Entwurf  des  (würtemb.)  ständischen  Comite 
fiber  das  '<].  Cap,  des  zu  erneuernden  Verfassungs Vertrags  (1816.  8.),  S.  02 — 66, 
in  d.  Allgem.  StaatsverfassungArchiv,  Heft  1  (1816),  in  Gbävell's  Abh.  bedarf 
l'reufsen  einer  Constitution  (1816)?  in  der  neuen  Allemannia,  Rd.  II,  Heft  1 
(1816),  S.  6  —  9,  in  M.  v.  Collik's  Jahrbüchern  der  Literatur,  Rd.  IX  (Wien 
1820.  8.),  S  291 — 294;  im  Hermes  oder  ltrit.  Jahrbuch  der  Literatur ,  1820, 
St.  1.  S.  368  f.,  u.  in  Rlürer's  Uebersicht  etc.,  S.  2.82  ff.  195  ff.  Jerem.  Reistham's 
three  Tracts  relative  to  the  Spanish  and  Portugueze  affairs  (Lond.  1821.  8.), 
N.  1.  Zörax'a  Microcosmus  (1.  Liefer.  Heidelb.  i832>,  S.  18  ff.  Advoc.  Martin 
in  Alex.  Mmljk  s  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Rd.  1,  Heft  1  (Mainz 
i832),  S.  62  ff.  Debatten  über  den  Vorzug  des  Einkammersystems,  in  der 
Sitzung  der  2.  Kammer  der  ( constituirenden )  hannoverischen  Ständeversamm- 
hin^  am  22.  Aug.  1882;  in  dem  hamburger  Unpart.  Corrcspondenten  v.  3o.  u. 
Ji.  Aug.  i832,  u.  in  der  Allgem.  Zeit.  v.  16.  u.  17.  Sept.  i832.  —  Dafür  s.  (v. 

)  in  d.  Europ.  Annalen,  1814,  S.  394  ff.  (Ebenderselbe)  Die  Idee 
der  Staatsverfassung  in  ihrer  Anwendung  auf  Würtemberg.  Frankf.  i8i5.  8. 
[Ebenderselbe)  Leber  die  Trennung  der  Volksvertretung  in  zwei  Abtheilungen, 
u.  über  die  landschaftl.  Ausschüsse.  1816.  8.  Gedanken  über  die  Schrift:  über 
die  Trennung  u.  s.  w.  1816.  8.    (Vertheidigt  jene  Schrift.)    Fr.  Aiscillon  über 
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Staatswissenschaft  (1820)*  S.  77.  ff.  K.  G.  L.  Pölitz  Beleucht.  des  Entwurfs 
eines  Staatsgrundgesetzes  des  Königreichs  Hannover  (  Leipz.  i83i.  8.)?  S.  64  ff. 
Montesquieu,  in  seinem  berühmten  Capitel  über  die  englische  Verfassung  (Es- 
prit des  lois,  Liv.  XI,  Chap.  6)  erklärte  das  System  einer  Erbkammer  für 
das  unumgängliche  Gleichgewicht  zwischen  den  constitutionellen  Gewalten  eines 
RepräsentativSystems. 

e)  So  in  Baiern,  Königreich  Sachsen,  Hannover,  Würtemberg,  Baden  GH.  Hessen. 

f)  So  in  Braunschweig. 

g)  So  im  Herzogthum  Nassau. 

A)  So  früher  in  dem  Königreich  Sachsen,  wo  die  erste  Clässe  der  Landstände, 
bestehend  aus  den  Prälaten,  Fürsten,  Grafen  und  Herren,  sich  streng  abson- 
derte von  der  eigentlich  so  genannten  Landesversammlung  oder  den  beiden  an- 
dern Classen,  der  Ritterschaft  und  den  Städten,  indem  sie  einseitig  mit  der  Re- 
gierung communicirte. 

i")  In  solchem  Fall  dienen  für  Ernennung  der  Abgeordneten,  Communal-,  Provin- 
zial-  oder  Departemental-  und  Nationalisten;  dergleichen  (trois  listes  de  nota- 
bilite)  zuerst  durch  die  französische  Constitution  v.  i3.  Dec.  1799,  Tit.  1,  ange- 
ordnet wurden.  Memoires  pour  servir  a  l'histoire  de  France  sous  Napoleon, 
ecrits  a  Ste. -Helene;  par  le  general  Gourgaud,  T.  I  (1823),  p.  i3y  et  365.  -— 
Nach  der  preuss.  Verordn.  v.  22.  Mai  18 15  ,  sollen  in  den  einzelnen  Landesthei- 
len  ProvinzialStände  gebildet,  und  aus  ihnen  eine  Versammlung  der  LandesRe- 
präsentanten  gewählt  werden.  Hierauf  folgte  die  Anordnung  der  berathenden 
ProvinzialStände  überhaupt,  durch  ein  Gesetz  vom  5.  Juni  1823,  und  für  sieben 
Provinzen  durch  eben  vo  viel  besondere  Gesetze,  in  den  Jahren  1823  und  1824. 
Man  s.  §.  288.  —  Das  Grofsherzoglhum  Luxemburg  in  seiner  Vereinigung  mit 
dem  Königr.  der  Niederlande,  hat,  wie  andere  Provinzen  dieses  Staates,  eigene 
Etats  provinciaux,  60  an  der  Zahl,  welche  vier  Deputirtc  zu  der  zweiten  Kam- 
mer der  Etats  generaux  wählen.  FundamentalGesetz  des  Königr.  der  Niederlande 
v.  24.  Aug.  i8i5,  §.  77  ff.  u.  129  — 161.  Vergl.  oben  §.  286.  f.  —  Das  Herzog- 
thum  Holstein  erhielt  durch  e.  königl.  Verordnung  v.  i5.  Mai  i83/f  berathende 
ProvinzialStände,  (das  Herzogthum  Schleswig  erhielt,  durch  Verordnung  von 
demselben  Tag,  besondere  ProvinzialStände). 

/  )  In  dem  Königr.  Sachsen  bestehen  Kreisstünde ,  in  jedem  der  4  Kreise,  in  welche, 
seit  der  TerritorialVeränderung  v.  i8i5,  die  alten  Erblande  eingetheilt  sind. 
Die  Stände  eines  jeden  Kreises  theilen  sich  in  zwei  Corporationen,  in  Ritter- 
schaft und  Städte.  Zu  ihrer  Wirkungsbefugnifs  gehören:  Berathung  und  Bevor- 
wortung  desjenigen,  was  sie  für  das  Wohl  des  Kreises  nothwendig  erachten; 
Besorgung  der  ständischen  Cassen  -  und  Reehnungsangelegcnheiten ,  der  allge- 
meinen des  Kreises  oder  der  besondern  Corporation,  entweder  der  ritterschaftl. 
oder  der  städtischen;  die  kreisständischen  Wahlen  der  Kreisvorsitzenden  und 
Deputirten  etc. ;  Besorgung  der  ihnen  vom  König  aufgetragenen  oder  überlasse- 
nen  Angelegenheiten.  Die  Kreistage  sind  entweder  allgemeine  desselben  Kreises, 
d.  h.  für  beide  Corporationen,  deren  jede  hier  an  einer  besondern  Tafel  Platz 
nimmt,  oder  besondere,  für  eine  derselben;  die  letzten  also,  entweder  ritter- 
schaftliche oder  städtische.  Nur  auf  landesherrliche  Anordnung  oder  Gestattung, 
können  Kreistage  gehalten  werden,  ausgenommen  bei  einer  allgemeinen  Landes- 
versammlung, für  die  dabei  anwesenden  Kreisstände;  Jeder  Kreis  hat  in  der 
allgem.  Landesversammlung  eine  bestimmte  Zahl  ritterschaftlichcr  Wahlstellen, 
welche  durch  Wahl  der  an  den  Kreistagen  Thcil  nehmenden  Besitzer  schrift- 
sässiger  Güter  aus  Personen  ihres  Mittels  besetzt  werden.  Die  Ausschufsstande 
welche  der  Kreis  zu  einem  Ausschufstag  des  Königreichs  sendet,  werden  auf 
dem  Kreistag  von  den  übrigen  Ständen  mit  Vollmacht  versehen.  Allgem.  Kreis- 
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i .i:;nOi  «Iiimii •;  x    i.>    \u-    iS>i;  in  d.  ( jesef /.saniml.  v.  1821,  St.  16,  S.  o5  -110. 
NYris>»'*  Lchrb.  des  küuigl.  snchs.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  io3 — 112. 
>  Nach  der  fransösischen  Verfassung  bestehl  eine  dreifache  Repräsentation:  die 
1.  den  Rammern  iu  Peru  für  das  ganse  Reich,  ein  Conseil  d^partemenfcal  für 
fedes  Departement)  ein  Cönseil  d'arrondissemenl  (Bezirkrath)  für  joden  Bezirk. 
N  u  h  dem  GeseU  \<>m  ü.  Pluviose  .1.  \  III,  >.  *  *  1 1  in  jedem  Departement  ein  Hepar- 
oder  Conseil  general  durch  freie  Wahl  der  Bewohner,  und  nach  he- 
itunmten  Normen  bestehen;  er  soll  in  jedem  Jahr,  auf  Einberufung  der  Regie« 
rung,  lieh  versammeln,  und  Länger  nicht  als  i.j  Tage  versammelt  bleiben,  Sein 
Wirkungskreis  ist:  1^  theils  tutttyhistrativ-rtchterlich,  indem  er  über  Beschwerden 
einselner  Beairke,  Städte  oder  Gemeinden,  wegen  unrichtiger  Vertheilung  der 
Steuern  entscheidet;  s)  theils  finanziell^  indem  er  a)  die  dem  Departement  auf- 
egten  directen  Steuern  unter  die  verschiedenen  Bezirke  desselben  vertheilt, 
I'»  die  für  «lie  DepartementalGasse ,  zu  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  für  beson- 
dere Bedürfnisse  des  Departements,  nöthigen  ZulageCentimen  auf  den  Vorschlag 
der  Regierung  festsetzt,  und  c)  die  Rechnung  der  obersten  DepartementalBe- 
hörde  (  des  Prfifecten  )  über  die  \  erwendung  dieser  Fonds  abhört  und  geneh- 
migt,   (Jeberdieft  dient  er  3)  durch  seinen  Präsidenten  als  Organ  des  Departe- 
m  nU  unmittelbar  bei  den  Ministerien,  für  Beschwerden,  Wünsche  und  Bedürf- 
nisse des  Landes. 

m)  In  Beiern,  unter  dem  Namen  Landrath.  Gesetz  v.  i5.  Aug.  1828.  Schuncr's 
Staatsr,  des  Königr.  Baiern,  Bd.  I,  S.  462—495.  —  In  der  gh.  hessischen  Provinz 
R  ren,  unter  dem  Kamen  ProvinzialRath  ,  durch  Verordn.  v.  7.  Aug.  1818. 

\  ergL  \  erhandlungen  in  der  2.  Bammer  der  Landstände  des  GH.  Hessen,  von 
18  1,  Hell  10,  S.  105 —  iaö. —  In  dem  saehsen-coburg-saalfeldischen  Fürstenthum 
/  ,    unter    dem  Namen  Landrath,    durch  Verordn.    v.  27.  April  u. 

Sept  18a  1,  für  berathende  Thcilnahmc  an  der  Gesetzgebung  und  für  Bcwilli- 
gUBg  und  \  ertheilung  der  Abgaben;  seit  1824  ward  er  nicht  zusammenberufen. 
Nach  Abtretung  dieses  Landes  an  Preufsen,  ward  er  aufgehoben  in  dem  j>reufs. 
BeaitsergreifungsPatent  v.  16.  Aug.  i83/|.  —  Auf  den  baierischen  Landtagen  von 
1819  und  182a,  kam  die  Einführung  dieser  lahdräthlichen  Collegien  auch  in  den 
übrigen  baierischen  Provinzen  in  Antrag.  Jul.  Gr.  v.  Soden,  der  baier.  Landtag 
v.  1819  (Nürnb.  1821.  8.),  S.  19  —  35.  Sie  war  von  dem  König  durch  Verordn. 
v.  1.  Jan.  1822  vorläufig  schon  beschlossen,  ward  aber  suspendirt  durch  eine 
Bekanntmachung  v.  26.  Jun.  1822. 


§♦  29  JL  (222b.) 
Classen  der  Landstünde. 

Gewöhnlich  ist  die  Landstandschaft  nach  verschiedenem  Verhältnifs, 
unten  Classen  zugetheilt;  wobei  ein  Standesclassen-  oder  Corpora- 
donsPrincip,  besonders  ein  Rest  vormaliger  FeudalAristokratie ,  mehr  oder 
weniger  wahrzunehmen  ist.  «)•  Ehehin  gab  es  in  manchen  Staaten,  laut  der 
landschaftlichen  Matrikel,  nur  eine,  in  andern  zwei,  drei  oder  vier 
(Jansen  (Curien,  Collegien,  Bänke)  der  Landstände  £).  Jetzt  findet  man 
in  teutschen  Bundesstaaten,  nach  Verschiedenheit  der  angenommenen  Grund- 
lage der  Landstandschaft:  1)  bald  zwei  Classen,  bestehend  z*  B.  aus 
Hilter  schuft  and  Städten  <  )  oder  aus  Geistlichkeit  und  Landmannschaft  <0j 
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2)  bald  drei  Classen,  bestehend  a)  entweder  theils  aus  Fürsten,  Grafen 
und  Herren  (Magnaten  oder  Pairs),  theils  aus  Ritterschaft,  theils 
aus  Städten  e),  oder  b)  theils  aus  einem  Collegium  der  Prälaten,  Für- 
sten ,  Grafen  und  Herren  ( und  zwar  in  dem  Königreich  Sachsen 
jetzt,  mit  Inbegriff  der  Deputirten  der  Universität  Leipzig),  theils  aus 
Ritterschaft,  theils  aus  Städten/)  oder  c)  aus  Abgeordneten  der  Ritter- 
schaft, der  Städte,  der  Rauern,  Landbezirke  oder  Dorfgemeinden  £")  ,  oder 
aus  RittergutResitzern ,  aus  Deputirten  der  Städte  und  Flecken,  aus  Depu- 
tirten der  bäuerlichen,  Amtbezirke  /*);  3)  bald  vier  CJassen,  bestehend: 
a)  aus  Herren,  aus  Prälaten,  aus  Ritter-  und  Mannschaft,  aus  Städten  «), 
oder  b)  aus  Geistlichkeit,  Ritterschaft,  Städten  und  Rauern  oder  c)  aus 
Abgeordneten  der  RittergutResitzer,  der  Städte,  der  Eingesessenen  auf  dem 
platten  Lande,  des  geistlichen  oder  Lehrstandes  J).  4)  Be*  der  neuen 
Einrichtung  der  landständischen  Verfassung  in  Raiern,  Königreich  Sachsen, 
Hannover,  Würtemberg,  Raden,  Kurhessen,  Grofsherzogthum  Hessen, 
SachsenAltenburg,  Rraunschweig ,  und  in  dem  Herzogthum  Nassau,  hat 
man,  bei  Vertheilung  der  LandesRepräsentation ,  auf  dio  verschiedenen 
Standesclassen  nicht  ausschliefsend  Rücksicht  genommen,  sondern  auf  aus- 
zeichnende Verhältnisse  der  Geburt  (bei  den  Prinzen  des  Regen- 
tenhauses), mancher  Familien,  einzelner  Personen,  des  Grundbe- 
sitzes, des  Gewerbes,  ( Handels-  und  Fabrikwesens),  des  Amtes,  der 
Gemeinden,  der  Kirchen-  und  L  ehrans talten  ™). 

a)  Bentham  tactique  des  asseinblees  legislatives.  II.  Ausg.  Paris  1822.  Bd.  I,  Cap.  4. 

6)  Moser  a.  a.  O-  411.  475.  Pütters  Lit.  DJ.  278.  f.  Klüber's  Lit.  270  ff.  —  Von 
der  landschaftlichen  Matrikel,  ebendas.  641. 

c)  So  in  Mecklenburg,  SachsenMeiningen ,  in  den  Fürstenthümern  Altenburg,  An- 
halt, SchwarzburgSondershausen,  Lippe,  Reufs  beider  Hauptlinien.  Moser  a,  a. 
O.  468.  f.  In  dem  ehemaligen  Grofsherzogthum  Berg  waren  Ritterschaft  und 
Hauptstädte.  Rhein.  Bund,  II.  ibi.  Von  der  Lausitz  6.  Note  i.  —  In  Oestrei- 
chischSchlesien  heifsen  die  Landstände  «Fürsten  und  Stande»;  jene  hegreifen 
unter  sich  die  Herzoge  u.  Fürsten,  diese  die  freien  Standesherren  u.  die  dem 
Landesfürsten  unmittelbar  unterworfene  Ritterschaft.  Ihre  allgemeinen  Zusam- 
menkünfte heifsen  Fürstentage. 

cl)  In  dem  Fürstenthum  Liechtenstein  bildet  dio  Geistlichkeit  die  erste  Classe,  be- 
stehend aus  drei  Deputirten,  welche  alle  geistlichen  Beneficiaten  u.  Communitä- 
ten  aus  ihrem  Mittel  auf  Lebenszeit  wählen,  u.  aus  allen  geistlichen  Pfründnern, 
die  ein  liegendes  oder  steuerbares  Vermögen  von  wenigstens  2D00  Gulden  Steu- 
ersatz besitzen;  die  Landmannschaft  aus  den  Vorstehern  und  Altgcschwornen 
einer  jeden  Gemeinde,  und  aus  allen  Unterthanen,  die  liegende  Gründe  mit  ei- 
nem Steuersatz  von  2000  Gulden  besitzen. 

0)  Von  SachsenGotha ,  s.  Moser  a.  a.  O.  S.  469. 

J)  In  dem  Rönigr.  Sachsen,  v.  Römer  a.  a.  O.  III.  7.  Weisse's  Lchrb.  des  königl. 
sächs.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  5/f  — 57.  F.  A.  F.  ArEL  diss.  de  jurib.  singularib.  Clc- 
ricorum,  praesertim  in  Saxonia.  Lips.  1791.  4-  Auch  leutsch,  ebendas.  1792.  4-; 
wo  jedoch,  seit  den  i8i5  veränderten  TerritorialVerhältnissen ,  in  der  ersten 
Classe  das  besondere  Collegium  der  Universitäten  wegfällt,  seit  1821  die  Uni- 
versität Leipzig  dem  Collegium  der  Prälaten,  Grafen  und  Herren  einverleibt, 
auch  in  der  allgemeinen  Landen  Ci  Sammlung  seit  1817  die  oberlausitzer  Land 
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sc  halt   mit  der  altei bländisi  hen  (Irr   ,  Kreise  > ereinigt  ist.     IMan  s.  Note  i,  ü. 

\^  tMi  i.  .1.  <>  &  '  '  "■  Daselbst  bat  die  eiste  Ciasse  das  Rocht«  durch 
.  . .'  auf  dem  Landtage  tu  erscheinen.  \.  Römeb  III.  16*  Auch  hat  da- 
si  ll>st  die  schriftstissipe  Iii 1 1 e  rs<  liat't  VirilStimmen j  die  Besitzer  amtsässiger  Bit- 
tergüter haben  nur  Theil  an  CuriatStimmen.  Ebendas.  S.  16.  f.  Die  letzten 
senden,  im  federn  kmt,  von  ihnen  gewählte  Deputirte  auf  den  Landtag.  All- 
gero.  RreistagsOrdn.  >.  h>  lug,  i8ai*  ss.  37;  in  d.  Gesetzsamml.  v.  1821,  St.  16. 
ha  Jahr  i8ai  ward  die  Berechtigung  zur  Landtagfähigkeil  auf  alle  neuschrift- 
-  laigan  Rittergüter  ohne  Unterschied  ausgedehnt,  und  überdiefs  in  jedem  der 
.,  altrrbläiulisrhen  Kreise,  auch  in  der  Oberlansit/. ,  eine  Anzahl  ritterschaft- 
licher  Stellen  (zusammen  vierzig  an  der  Zahl)  gegründet,  welche  aus  dem  Mittel 
.  t  !•  bis  dahin  Rir  ihre  Person  nicht  landtagfähigen  Rittergutbesitzer,  durch 
Wahl  der  ritterschafUichen  Kreisstande  eines  jeden  der  4  Kreise,  in  der  Ober- 
Ii  isitfl  aber  durch  Wahl  der  Stünde  vom  Lande  (Note  i),  zu  besetzen  sind, 
und  ihren  Inhabern  gleiche  Rechte  und  Pflichten,  wie  den  altadeüchen  Ritter- 
gutbesitzern ,  gewahren  und  auflegen.  Bei  diesen  ritterschaftlichen  Wahlstellcn, 
■ollen  weder  adeliche  Geburt  muh  eine  bestimmte  Zahl  adelicher  Ahnen,  son- 
dern nur  RittergUtBesitZ  und  Zutrauen  der  Wahler  entscheiden.  Man  s.  den 
amtlich  bekannt  gemachten  gedruckten  Auszug  aus  den  Verhandlungen  des  am 
i5.  Oct,  1820  eröffneten,  und  am  i&.  Jim.  1821  beschlossenen  Landtags  (1821. 
I  S.  in  |.  il  als  BeiL  zu  St.  20  der  Gesetzsamml.  r.  1821),  S.  5.  u.  f.  —  Von 
den  Kreisständen  in  den  .|  Kreisen  der  alten  Erblandc,  oben  §.  290. 

So,  seil  1816,  in  dem  Cirofshcrzogthum  .S'.  JVeimarEisenach,  wo  «11  Abgeord- 
nete von  dem  Stande  der  RittergutBesitzer ,  10  von  dem  Stande  der  Bürger, 
Ii»  von  dem  Stande  der  Bauern,  als  Volksvertreter  und  zwar  von  jedem  Stand 
ans  seiner  Mitte  erwählt  werden».  Die  Universität  Jena,  als  eine  mit  Bitter- 
gütern  ausgestattete,  dem  ganzen  Lande  gehörende  Anstalt,  stellt  zu  dem  Stande 
der  RittergutBesitzer  den  eilften  Abgeordneten.  Klttber's  Staatsarchiv,  Bd.  I, 
8.  166  f.  In  dem  I fei  zogt Imm  S.  Coburg- Saalfeld  bestand  vor  der  Trennung 
Saalfelds  im  KTov,  1826  (§.  286,  p),  die  Gesammtheit  der  Landstände  aus 
1-  gewählten  Abgeordneten,  6  ans  der  Bitterschaft,  2  aus  den  Stadtobrigheiten 
/n  Coburg  n.  Saalfeld,  3  aus  den  Städten  Coburg,  Sa'alfeld  und  Pößneck,  6 
aus  den  übrigen  Städten  und  Dorfgemeinden.  —  In  dem  Herzogthum  S.  Meinin- 
gen sind  nach  dem  Grundgesetz  von  1829,  il\  Abgeordnete,  8  aus  jedem  der  drei 
Stände,  der  RittergutBesitzer,  der  Bürger,  der  Bauern,  so  dafs  jeder  Stand 
8  vfShlt.  In  dem  Herzogthum  S.  Altenburg  bestehen  nach  dem  Grundgesetz  von 
i83i  die  Landstände  aus  einem  Präsidenten  und  24  Abgeordneten,  wovon  8  Abg. 
der  RittergutBesitzer,  8  der  Städte  und  8  des  Bauerstandes.  —  In  dem  Für- 
Btenthum  S.Rudolstadt  besteht  die  Vollisrepräscntation  aus  18  gewählten  Landes- 
Repräsentanten ,  nämlich  6  BittergulBcsitzern ,  6  Einwohnern  von  Städten,  6 
mit  Landeigenthum  angesessenen  Lnterthanen>  die  weder  Rittergüter  besitzen 
noch  städtische  Bürger  sind. —  Auch  die  ProvinzialStände  des  Grofsherzogthums 
/  mburg  bestehen,  seit  i8i5,  aus  Deputirten  der  Ritterschaft,  der  18  Städte, 
und  der  Landbezirke  (districts  ruraux);  jede  dieser  drei  Classen  wählt  20  Ab- 
geordnete. 

h)  In  dem  I  Brstenthum  Sc/iaumbur<r,  lippischen  Antheils,  erscheinen  auf  dem  Land- 
tag die  wirklichen  Besitzer  adelicher  Güter,  von  den  Magistraten  gewählte  De- 
putirte der  Städte  u.  Flecken,  u.  aus  den  Besitzern  der  Bauergüter  gewählte 
Deputirte  der  Amtunterthanen.  Ktüber's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  69.  —  In  dem 
Fürstenthum  Waldeck  bestehen  die  Landstände  aus  den  Rittergutbesitzern,  aus 
Deputirten  der  Städte,  wozu  in  den  drei  ersten  Städten  der  erste  Bürgermeister 
der  StadtSecretair,  in  den  übrigen  der  Bürgermeister  allein  bestimmt  sind. 
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u.  aus  10  Repräsentanten  des  Bauerstandes,  zwei  aus  jedem  OberJustizamt. 
Ebendas.  Bd.  II,  S.  2ao  u.  f. 
i)  So  bis  i8i5  in  der  Ober-  und  Niederlausitz.  Daselbst  liiefsen  die  drei  ersten 
Classen  das  Land.  Das  Land  und  die  Städte  hatten,  jeder  Theil  auf  dem  Land- 
tag eine  CuriatStimme.  v.  Römer  a-  a.  O.  III.  59.  So  noch  jetzt  in  dem  bei 
Sachsen  gebliebenen  Theil  der  Oberlausitz ,  welcher  jetzt  eine  besondere  Land- 
schaft (Stände  von  Land  und  Städten)  hat,  durch  die  er  an  der  allgemeinen 
sächs.  Landesversammlung  Theil  nimmt.  1821  wurden  für  landschaftliche  Ver- 
sammlungen eine  Anzahl  ritterschaftlicher  Stellen  gegründet,  welche  aus  dem 
Mittel  der  bis  dahin  für  ihre  Person  nicht  landtagfähigen  RittergutBesitzer, 
durch  JVahl  der  Stände  vom  Lande  zu  besetzen  sind.  —  Ueberdiefs  besteht  da- 
selbst eine  fortwährende  ständische  Deputation,  zu  Besorgung  der  dem  Lande  und 
den  Städten  gemeinschaftlichen  Militär  Angelegenheiten,  durch  welche  auch  die 
gemeinschaftlichen  CassenAngelegenheiten  der  Provinz  besorgt  werden  sollen. 
Mandat,  die  neuen  Verfassungs-  und  Verwaltungseinrichtungen  in  der  Oberlau- 
sitz betr.,  v.  12.  März  1821  ( Gesetzsamml.  1821,  St.  4)  •>  §•  IV.  —  Für  Schwe- 
dischPommern  wurden,  in  der  angef.  Verordn.  v.  Aug.  1806 ,  die  oben  im  §.  ge- 
nannten vier  Classen  festgesetzt.  —  So  auch  in  dem  Herzogthum  Krain  seit 
181g.  Dieselben  vier  Classen  bestehen  in  Nie  de  röstreich,  Steiermark,  Böhmen, 
Mähre  n  ,  Ga  Uz  ie  n . 

X  )  In  dem  Herzogthum  Braunschweig-  und  Fürstenthum  Blankenburg-  sind  r  Prälaten 
(Aebte  und  Decane  der  Stifte  und  Rlöster),  sechs  in  der  ersten  und  sieben  in 
der  zweiten  Section  der  Landstände;  Ritterschaft  oder  die  Besitzer  von  78  land- 
tagfähigen Rittergütern,  alle  in  der  ersten;  19  Deputirte  von  den  Städten;  und 
19  Abgeordnete  für  den  Stand  der  nicht  zu  der  Ritterschaft  gehörenden,  dienst- 
oder  meierfreien  Grundbesitzer,  ein  gewählter  Deputirter  von  jedem  Kreisge- 
richt aus  der  Zahl  der  sowohl  auf  dem  platten  Lande  als  auch  in  den  Städten 
und  Flecken  ansässigen  Schrift-  und  Freisassen,  alle  Deputirte  von  den  Städten 
und  den  nicht  ritterschaftlichen  Grundbesitzern  in  der  zweiten  Section.  —  In 
Tyrol  bestehen  die  Landstände  aus  Prälatenstand,  Herren-  und  Ritterstand,  Bür- 
gerstand ,  Bauernstand. 

/)  In  dem  Fürstenthum  Hildburghausen  bestand,  vor  seiner  im  Nov.  1826  erfolgten 
Vereinigung  mit  Meiningen  (  §.  286),  die  Landschaft  aus  gewählten  Abgeordne- 
ten von  vier  Ständen,  6  aus  den  RittergutBesitzern,  5  aus  den  5  Städten,  6  aus 
den  Eingesessenen  der  6  Aemter  ,  1  aus  dem  geistlichen  oder  Lehrstande. 

tri)  In  Baiern  besteht  die  Rammer  der  Reichsräthe  aus  den  volljährigen  Prinzen 
des  k.  Hauses,  den  ReichsKronbeamten,  den  beiden  Erzbischöfen ,  den  Häup- 
tern der  standesherrlichen  Familien  im  Sinn  der  t.  BundesActe  ,  als  erblichen 
Reichsräthen ,  einem  vom  König  ernannten  Bischof,  dem  jedesmaligen  Präsi- 
denten des  protestantischen  GeneralConsistoriums ,  und  aus  vom  König  erb- 
lich oder  auf  Lebenszeit  ernannten  Mitgliedern;  die  zweite  Kammer  besteht 
aus  den  Grundbesitzern  mit  gutherrlicher  Gerichtbarkeit ,  Abgeordneten  der 
Universitäten,  Geistlichen  der  hathol.  und  evangelischen  Kirche,  Abgeordneten  der 
Städte  und  Märkte,  und  der  Landcigenthümer  ohne  Gerichtbarlieit.  —  In  Hanno- 
ver ist,  nach  dem  Patent  vom  7.  Dec.  1819,  die  erste  Kammer  zusammengesetzt 
aus  persönlich  berechtigten  Mitgliedern,  nämlich  den  Standesherren  im  Sinn  der 
t.  BundesActe,  dem  Erbmarschall,  dem  Grafen  von  Stolberg  wegen  der  Graf- 
schaft Hohnstein,  dem  GeneralErbpostmeister;  2  Achten,  einem  KlosterDirector, 
den  kathol.  Bischöfen,  einem  angesehenen  evangel.  Geistlichen,  den  mit  einem 
persönlichen  erblichen  Stimmrecht  begnadigten  Majoratherren ,  dem  Präsidenten 
des  GcncralSlcuer-  und  SchatzCollegii,  den  ritterschaftlichen  auf  Lebenszeit  er- 
wählten Mitgliedern  des  allgemeinen  SchatzCollegii,  und  aus  35  für  die  Dauer 
desselben  Landtags  erwählten  Deputa  ten  der  sieben  ProvinzialRilterschaften  j  die 
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Kammer  Int  tu  Mitgliedern,  die  auf  Lebenseeil  gewählten  nicht  ritterschaft- 
i,  ».i  VI  tglieder  des  SchataCollcgii ,  sechs  Deputirte  von  eben  so  viel  Stiften, 
<  i  i  der  OniversiÜU  Göttingen,  swei  von  den  Consistorion  zu  erwühlende  De- 
putirte in:-  (i.is  Kirchen«  und  Schulwesen;  66  Deputirte  von  (hm  Städten,  von 
der  Grafschaft  Hohnstein,  ron  den  hoyaischen  und  diepholzischen  Medien,  von 
rrcien  Gutbesitsern,  die  aioht  ra  der  Hillerse  halt  gehören  (ao),  von  dem  Lande 
Nadeln  t  i),  und  ron  den  1  lecken  und  Freien  der  Grafschaft  Bentheim  (i).  — 
i    H  r&  besteht  «Iii*  Kammer  »Km-  Standesherren:  aus  den  Pridzen  des  lt. 

Hauses,  .ins  den  Hfiuptern  de*  Btandesherrlichen  Familieh  hu  Sinn  der  t.  Bun- 
deeActe,  und  .ms  den  vom  König  erblich  oder  auf  Lebenszeit  ernannten  Mitglie- 
dem]  die  Hammer  der  Abgeordneten  besteht  aus  i3  Mitgliedern  des  rittersehaftl. 
Adels,  >"u  ihm  .ms  seiner  Witte  erwählt,  aus  den  6  evangel.  GeneralSupcrinten- 
denten  .  .ms  dem  kathol,  Landesbischof,  einem  von  dem  Domkapitel  aus  seiner 
•  ihlten  Mitglied,  u.  dem  ältesten  kathol.  Dcean,  aus  dem  Universitat- 
i  ler,  aus  einem  gewählten  Abgeordneten  von  jeder  der  7  vornehmsten  Städte, 
.ms  einem  gewählten  Abgeordneten  von  jedem  OberamtBezirkt  —  In  Huden  be- 
die  erste  Kammer:  aus  den  Prinzen  des  gh.  Hauses,  den  Häuptern  der 
Standesherl.  Familien,  dem  kathoL  Landesbischof  u,  einem  von  dem  Grofshcrzog 
aui  Lebensseit  ernannten  evangel.  Geistlichen  mit  dem  Rang  eines  Prälaten,  acht 
Avbge«  rdneten  des  grundherrl.  Adels,  zwei  Abgeordneten  der  LandcsUniversitä- 
tea,  und  den  vom  GH.  ohne  Rücksicht  auf  Stand  und  Geburt  ernannten 
Personen;  die  zweite  Kammer  besteht  aus  63  Abgeordneten  der  Städte  und 
Aemtcr,  —  In  dem  GH.  Hessen  ist  die  erste  Hammer  eben  so  eingerichtet  wio 
die  badische,  nur  daft  Iiier  auch  der  Senior  der  freiherrl.  Familie  von  Riedcsel 
daau  gehört;  die  /.weile  Hammer  besieht  aus  6  Abgeordneten  des  hinlänglich 
sessenen  Adels,  \  on  ihm  aus  seiner  Mitte  erwählt,  aus  10  gewählten  Abgeord- 
neten der  ('!  vornehmsten  Städte  (Darmstadt  und  Mainz  wählen  jede  2),  und  aus 
^(  Abgeordneten  von  eben  so  viel  aus  Städten  und  Dorfgemeinden  zusammenge- 
setzten Wahlbezirken.  —  In  dorn  Hcrzogthurn  Nassau  ist  die  Landstandschaft 
zunächst  vertheilt  nach  dem  Unterschied  zwischen  Adel  und  Nichtadel.  Es  be- 
stellt die  Herrenbank  (Adelskammer)  aus  drei  Classen  von  Mitgliedern,  aus  ge_ 
Dornen,  den  Prinzen  des  Regentenhauses,  aus  erblichen,  sechs  Häuptern  theils 
•tandesherrlicher,  theils  grundherrlicher  Familien,  und  aus  auf  sieben  Jahre  ge- 
wollten se*  Iis  Deputirten  der  adelichen  Guteigentümer ;  die  Versammlung  der 
LandesDeputirten  (Hammer  der  Gemeinen)  aus  22  Mitgliedern,  auf  sieben  Jahre 
gewählt,  3  von  der  Geistlichkeit ,  1  von  den  Vorstehern  der  höheren  Lehran- 
stalten, 3  von  bestimmten  Gewerbebesitzern,  i5  von  und  aus  bestimmten  Land- 
eigentümern, von  denen,  die  wenigstens  7  il. ,  und  aus  denen,  die  wenigstens 
21  fl.  zu  jedem  Gru nd stcuerSimnlum  beilragen.  Vcrordn.  v.  3.  Nov.  i8i5  (oben 
2B6  </) ,  vergl.  mit  dem  Patent  v.  1.  u.  2.  Sept.  i8i4- 


§.  292.  (223.) 

Landstandschaft  der  Slandcsherren,  und  des  ehemaligen  unmittelbaren 
Reichsadels',  so  auch  der  Geistlichkeit  und  Universitäten. 

I)  In  Absicht  auf  Landstandschaft,  verordnet  die  teutsche  Bundes- 
\<  tc:  1  )  daß  die  Häupter  der  s tandesher rlichen  Familien  die 
ersten  Standesherren  in  dem  Staat,  zu  dem  sie  gehören,  seyn,  und  mit 
ihren  Familien  daseitat  die  privilegh  teste  Classe  bilden  «),  mithin  zu  den 
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ersten  Stellen  unter  den  Landstingen  berechtigt  seyn  sollen;  2)  dals  die 
(landtagfähig)  Begüterten  aus  dem  ehemaligen  unmittelbarenReichs- 
adel,  Antheil  an  der  Landstandschaft  haben  sollen  II)  Dagegen  fan- 
den die  auf  dem  wiener  Congrefs  gemachten  Anträge,  die  tentschen  katho- 
lischen Bischöfe  und  Domcapitel  mit  liegenden  Gründen  auszustat- 
ten ,  und  in  allen  Bundesstaaten  als  Landstände,  und  zwar  als  die 
ersten,  anzuerkennen,  keinen  Eingang  c);  so  wenig  als  der  Vorschlag, 
die  katholische  und  evangelische  Geistlichkeit,  als  solche,  ander 
ständischen  Verfassung  Theil  nehmen  zu  lassen  Dennoch  haben,  seit 

jenem  Congrefs,  in  einer  Reihe  yon  Bundesstaaten,  sowohl  Bischöfe  als 
auch  andere  höhere  Geistliche  beiderlei  Religion,  Landstandschaft  erhalten 
C$.  291).  III)  Wohl  aber  sind,  in  mehreren  Bundesstaaten,  geistliche 
Stiftungen  und  Corporationen  e),  wohin  auch  Universitäten/) 
gerechnet  zu  werden  pflegen,  wegen  landtagfähigen  Güterbesitzes  zu  Land- 
standschaft berechtigt. 

a)  Bundes  Acte,  Art.  14,  lit.  b.  —  Ueber  den  Ausdruck  «erste  Stande  s/ierren»,  vergl. 
Klüber's  Uebersicht  etc.,  S.  291  ff.,  294,  295,  298,  3oo,  3i2  u.  322.  Dieser  Aus- 
druck flofs  aus  östreichischen  Entwürfen  in  die  BundesActe.  Klüber's  Acten 
des  wiener  Congresses,  Bd.  II,  S.  4  u-  3i8.  In  preufsischen  Entwürfen  stand: 
sie  sollten  «als  Standesherren  die  ersten  Landstände  bilden».  Ebendas.  S.  36  u. 
3o6.  Die  französische  Uebersetzung  der  B.A.  hat:  «Les  chefs  de  ces  mäisons 
forment  la  premiere  classe  des  Etats  dans  les  pays  auxquels  ils  appartiennent  v. 
Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VII,  S.  477-  Vergl.  unten  §.  3o4  b.  —  Land- 
standschaft steht  den  Häuptern  der  standesherrlichen  Häuser,  in  dieser  Eigen- 
schaft, mithin  ipso  jure ,  zu,  nicht  durch  Wahl,  und  nicht  als  Deputirteu  oder 
Abgeordneten;  in  so  fern  werden  sie  zuweilen  geborne  oder  Erblandstände  ge- 
nannt (§.  289). 

6)  BundesActe,  Art  14,  gegen  das  Ende.  Klüber's  Uebersicht  etc.,  S.  216,  242  f. 
u.  359  ff. 

c)  Klüber's  Uebersicht  etc.,  S.  216. 

d)  V.  J.  Dewora,  wird  es  nützlich  seyn,  die  kathol.  u.  protestant.  Geistlichk.  an 
der  künft.  ständ.  Verfassung  der  t.  Provinzen  des  linken  Rlieinufers  Theil  neh- 
men zu  lassen?  Mit  e.  Anhang  v.  CG. Bruch.  Cölni8i5.8.  Wider  die  Ansprüche 
der  Geistlichkeit  auf  Landstandschaft,  s.  Grimm's  u.  Diderot's  Correspondenz 
(Brandenburg.  1820),  S.  28,  u.  Bretschneider  in  Schröter's  u.  Klein's  Opposi- 
tionsSchrift  für  Christenthum  und  Gottesgelahrtheit,  Bd.  III  (Jena  1819),  S.  283. 
—  Die  HohenzollernSigmaringenscho  Verf.  Urk.  v.  i833,  §.  80  u.  82  ff.,  gibt  der 
Geistlichkeit  das  Recht,  einen  Abgeordneten  in  der  Ständeversammlung  zu 
haben. 

e)  Allgemeine  Grundsätze  über  das  Vertreten  der  Kirche  bei  Ständeversammlungen, 
mit  besond.  Rücks.  auf  AVürtemberg.  Herausg.  v.  H.  E.  G.  Paulus.  Heidelb. 
1816.  8.  —  Vorsteher  oder  Inhaber  (Statthalter,  Comthure)  geistlicher  Rittcror- 
densBesitzungen  geniefsen  oder  genossen  hie  und  da  Landstandschaft. 

,/)  In  so  fern  haben  oder  hatten  Universitäten,  in  manchen  Ländern,  Sitz  und 
Stimme  in  der  Classe  der  Geistlichen.  R.  Hausen  v.  d.  PrälatenRcchtcn  der 
Universitäten.  Frankf.  a.  d.  O.  1788.  8.  u.  in  Koite's  niedersächs.  Archiv  f.  Ju 
risprud.  Bd.  I,  Num.  6.  Klüber's  jurist.  Biblioth.,  St.  XX.  —  So  fern  sie  we- 
gen des  Besitzes  landtagfahiger  Rittergüter,  Landstandschaft  geniefsen,  gehören 
sie  nicht  zu  den  Prälaten.    Leyser  Sp.  664.  m.  3o  et  3a.    Seger  a.  a.  O.  — 
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incb  nicht,  \>.nn  im,  * ic  jct/t  in  mehreren  Bundesstaaten,  ohne  Rücksicht 
LaiuUtaiulsihnft  haben,      In  dem  Mittelalter  wurden  Uni?ersi- 
Uten  landtagbereehtigt,  nicht  blofs  wegen  ihres  Grundeigenthums,  sondern  auch 
[glicher  Geistesbildung,  und  wegen  ihres  Ansehens  bei  dem  Volk. 

^.  Ufh).  (224.) 
Recht  der  landstandisehen  Covporalioncn: 

f)    nach    dun    wiener    Congfesef^  er  Handlungen, 

1  Das  \  olk  hat  ein  > ertragmäsiges  Interesse,  nicht  nur  an  der  Ver- 
fassung «K-s  Staates )  sondern  auch  an  dessen  Verwaltung  durch  die 
Staatsregierung  (  ;.  i),  Die  Ausübung  der  in  dieser  Hinsicht  ihm  zu- 
stehenden Rechte,  gebührt,  in  der  Regel,  seinen  Vertretern  beider 
Regierung,  den  Landständen.  II)  In  den  A'erhandlungen,  welche  auf  dem 
wiener  Congr  e  Ts ,  der  Errichtung  des  Teutschen  Bundes  vorausgingen, 
Sprachen  die  Stifter  des  Bundes,  mit  Ausnahme  sehr  weniger,  ihre 
Deberzengnng  dahin  aus  ")i  dafs  das  Minimum  von  Rechten  der 
landstandisehen  Corporationen,  in  allen  Bundesstaaten  bestellen  müsse: 
i  )  in  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung;  2)  in  der  Notwendigkeit 
ihrer  Einwilligung  zu  Festsetzung  und  Regulirung  der  öffentlichen 
Abgaben,  verbunden  mit  der  hievon  untrennbaren  Mitaufsicht  auf 
deren  Verwendung,  wenigstens  Kenntnifs  von  der  bevorstehenden 
«'«ler  geschehenen  Verwendung;  3)  in  dem  Recht  der  Beschwerde- 
Iii  Ii  rung  über  Mängel  oder  Mifs  brauche  in  der  Landesverwaltung, 
insbesondere  in  dem  Recht,  gesetzmäsige  Bestrafung  schuldiger  Staats- 
cliener,  und  zu  dem  Ende  ihre  Versetzung  in  den  Anklagestand,  zu 
fordern.  III)  Das  hier  angenommene  RepräsentativSystem  gibt  die 
^  ollxiehende  Gewalt  dem  Regenten  allein,  die  gesetzgebende  ihm  und 
den  Landstiinden  in  gewisser  Art  (§.  297)  gemeinschaftlich;  es  bedingt 
die  Fest setzung  öffentlicher  Abgaben  durch  voraus  erfolgte  landstä'ndische 
Einwilligung. 

a)  Ki.fBEn's  angef.  Uebersicht  ete.,  S.  201  ff.  —  Dasselbe  that  auch  Baden,  welches 
dem  Bund  erst  später  beitrat,  in  e.  Note  v.  9.  Dec.  1814 ;  ebendas.  S.  207.  — 
1  ist  eben  so  Nassau,  in  e.  Patent  v.  1.  u.  2.  Sept.  1814 ;  ebendas.  S.  219  f. 
—  Preussen  versprach,  schon  vom  Congrefs,  in  e.  Edict  v.  22.  Mai  i8i5,  dafs 
die  Wirksamkeit  seiner  LandesRepräsentanten  sich  erstrecken  solle:  auf  Be- 
rathung  über  die  persönlichen  und  Eigenthumreclito  der  Staatsbürger,  mit  Ein- 
fcehlufs  der  Besteuerung.    Ebendas.  S.  223  f. 
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§.  294.  (225..) 
2)  nach  der  G  rundverj 'ass  un  g  teuts  eher  Bunde  s  Staaten. 

I)  Die  nähere  Bestimmung  der  den  Landständen  eines  einzel- 
nen Bundesstaates  zustehenden  Rechte  und  ihres  Umfanges,  ist  einer  der 
wichtigsten  Gegenstände  des  Verfassungs rechtes  desselben  Landes  "). 

II)  Die  allgemeine  Grundlage  teutscher  landständischer  Verfassung, 
ist:  Theilnahme  des  Volks  durch  Abgeordnete,  mittelst  Berathung  und 
Einwilligung  £)  oder  Zustimmung,  zuweilen  oder  in  gewissen  Fällen 
auch  mittelst  blofser  Berathung  ( Beirath ,  Gutachten ) ,  i  )  an  der 
Gesetzgebung  O,  un<l   2)  an   Bestimmung   der  Staatsauf  lagen  d). 

III)  Nach  der  besondern  Landesverfassung  können  jedoch,  nicht  blofs  Ge- 
setzgebung und  Abgabenwesen,  sondern  auch  Gegenstände  der  Verfas- 
sung, der  Rechtspflege,  der  Verwaltung,  der  Militäreinrich- 
tung, der  Nationalwirtschaft,  namentlich  Landwirthschaft ,  Han- 
del und  Gewerbe ,  zu  landtäglicher  Verhandlung  kommen.  Die  meisten 
der  neueren  landständischen  Verfassungsurkunden  enthalten  ausdrückliche 
Bestimmungen  hierüber.  IV)  In  etlichen  Bundesstaaten  ist  selbst  nicht, 
oder  kaum,  jenes  Minimum  landständischer  Rechte,  zu  dessen  Einräu- 
mung auf  dem  wiener  Congrefs  die  grofse  Mehrheit  der  Stifter  des  Teut- 
schen  Bundes  sich  bereit  erklärt  hatte  (§.  293),  den  Landständen  in  der 
neuen  landständischen  Verfassung  zu  Theil  geworden  <?).  V)  In  den 
ö'st reichischen,  zu  dem  Teutschen  Bund  gehörenden  Staaten,  ist  der 
frühere  Umfang  der  ständischen  Wirkungsbefugnifs  /)  geblieben,  oder 
wieder  hergestellt  worden  (§.  287,  a)* 

a)  In  dem  tübinger  Vertrag  v,  8.  Juli  i5i4,  geschlossen  mit  den  Volkvertretern 
unter  Vermittlung  des  Kaisers  und  verschiedener  Reichsfürsten,  versprach  Her- 
zog Ulrich  von  Württemberg ,  für  sich  und  seine  Nachfolger:  ohne  Rath  und 
Willen  der  Landstände  keinen  Krieg  anzufangen;  kein  Stück  des  Landes  zu  ver- 
pfänden; lteine  Steuern  auszuschreiben;  Niemand  ohne  richterliches  Verhör  zu 
verurtheilen ;  jedem  Unterthan  freien  Wegzug  zu  gestatten.  Dieser  Vertrag  ist 
die  Grnridfeste  aller  würtembergisehen  Freiheiten.  Die  Verfassung  erhielt  ihre 
Fortbildung  durch  Landtagabschiede,  Testamente  der  Regenten  u.  durch  den 
Erb  vergleich  von  1770.  —  Eben  so  genaue  als  reichhaltige  Bestimmungen  ent- 
halten das  Fundamcntalgesetz  des  Königr.  der  Niederlande ,  mit  Inbegriff  von 
Luxemburg,  v.  24.  Aug.  i8i5,  §.  io5 ,  197,  121,  128,  n3  u.  ff.,  das  s.  weimar- 
eisenachische  Grundgesetz  v.  5.  Mai  1816,  §.  5  u.  97  ff.,  das  s.  meiningischc  \. 
1824,  §•  i/\  ff-,  das  meiningische  v.  1829,  Art.  80 — 88,  die  neuesten  Verfassungs- 
urkunden von  Nassau,  Schaumburg,  Waldeck,  S.  Hildburghausen ,  S.  Coburg,  Bai- 
cm,  Baden,  GH.  Hessen. 

b)  Moser  von  der  Landeshoheit  in  Regierungssachen,  I.  36i.  Ebendess.  Nebenstun- 
den, I.  77.  II.  i65.  C.  C.  A.  H.  v.  Kamptz,  einige  Worte  über  die  Gemeinsam- 
keit des  BestcuerungsRcgals  in  Mecklenburg.    Neustrel.  1798.  8. 

r)  Baier.  Verf.  Urk.«  1818,  VII.  2.  Badische  1818,  §.  64  u.  f.  Würlemb.  Verf.  Vertr- 
1819,  VII.  88.  Meining.  Grundgesetz  v.  1824,  §•  "4  5  v-  »829,  Art.  85.  Moser's 
Nebenst. ,  77     222.    v.  Cramer's  wetzl.  Nebenst. ,  Th.  104  >  S.  198.  Pütier's 
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l.'t.,  ^  io8H.  —  lh-i  i«.m.  K,. ni-  lic-im-ii h  \  II.  erklärte  in  einer  Urk.  v.  ia3i. 

eine»  von  ihm  in  Worms  gehaltenen  Reichstag  Pestgesetat  worden, 
»laf>  oluu'  Zustimmung  der  angesehenem  und  höhern  Landsassen,  kein  Territo- 
rialherr Ordnungen  und  neue  Rechte  errichten  dürfe;  in  Schawnat  bist.  Wormat., 
P«^  r  Mb    i.im..s  EUichsarchi  v ,  P.  spec,  Contin.  IV  ,  Th.  I,  s.  3' 
euch  in  J.  A  v.  ScHoLTia  coburg.  Landcsgcsch.  d.  Mittelalters.  Coburg.  1814.  4. 
Nu!,  der  Im. Iis,  Inn  Verfassungsurkundo  von  1818,  §.  65,  darf  kein  die  Freiheit 
Personen  nnd  das  Eigenthum  beschränkendes  Gesetz  einseitig  von  der  Re- 
an§        •■' M  btorpntirt  nerdem       Die  Fragen  ob  und  in  »eichen  Fällen 
die  Regierung  in  der  Zeil  zwischen  den  Landtagen  provisorisch«  oder  interimGo- 
*  '-•   und  Verordnung  n  bu  erlassen  befugt  sey?  verdient  überall  eine  feste  stan- 
dcsgrundgesetsliche  Bestimmung.    Verhandlungen  darüber,  in  der  badischen 
Kämmer  von  iB3i. 

d)  Reichsabschied  %.  1841;  5,  53,  M08SH  von  der  Landeshoheit  in  Steuersachen, 
S  ,7«  PÖTTEa's  instit.  juris  pUbl.  gern»,  (j.  108.  Handvesto  von  i/|22  der  Gra- 
t,  u  11  Stormam,  Herzogen  zu  Schleswig,  dafs  ihnen  und  ihren  Er- 

^1  *Jk  tapfern  Mannen  und  Einwohner  des  Landes,  ohne  ihro  Bewilligung 
keine  Bede  oder  Schätzung  bu  geben  verpflichtet  seyen,  aufser  bei  Vermählung 
euer  landesherrlichen  Tochter  an  einen  Fürsten,  oder  wenn  der  Landesherr 
eine  Hauptschlacht  auf  dem  l  eide  verlöre  ;  abgedruckt  in  den  oben  (§.  1.  f.) 
enget  Privilegien  u.  s.  w.,  S.  1— 5.  Im  J.  1460  gab  in  Holstein  u.  Schleswig 
der  neu  erkohrne  Landesherr  eidliche  Versicherung  für  das  landständische  Recht 
der  Steuerbewilligung.  Man  s.  oben  §.  1,  1'.  Historisch  durchgeführt  wird  die- 
ses Recht,  bis  auf  die  neuere  Zeit,  in  der  oben  §.  ?,88,  b,  angef.  Denkschrift 
der  Prälaten  u.  s,  w.  von  1822,  S.  5  u.  fT.  P.  A.  Pfizer,  das  Recht  der  Steuer- 
riUigvng  t  nach  den  Grundsätzen  der  würtembergisehen  Verfassung,  mit 
Rücksieht  auf  entgegenstehende  Bestimmungen  des  deutschen  Bundes.  Stuttgart 
)8i5.  8,  Dawider  erschien  daselbst  eine  Gegenschrift  (von  dem  Legat.  Rath 
Goss).  -  Abgaben  sollten  anders  nicht  als  vermöge  eines  Gesetzes  erhoben 
werden.  In  so  fern  ist  die  Steuerbewilligung  unter  der  ständischen  Mitwirkung 
eur  Gesetzgebung  begriffen.  Tu  diesem  Sinn  spricht  die  alte  Paröinio:  «Wo  wir 
nicht  mit  ratheu,  also  sollen  wir  auch  nicht  mit  thaten». 
t  1  ttr  das  I  ürstenthum  Liechtenstein  (Vaduz  u.  Schellenberg)  ward,  in  einem  aus 
Eisgrub  datirten  Edicl  v.  9.N0V.  1818,  «die  in  den  k.  k.  östreichischen  teutsehen 
Staaten  bestehende  landständische  Verfassung  (man  s.  Note  f)  in  ihrer  Wesen- 
heit zum  Muster  genommen».  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung,  sey  es  auch 
nur  durch  Vorschläge,  ward  (§.  16)  den  Ständen  ausdrücklich  versagt.  Bei 
Einführung  neuer  allgemeiner  Abgaben,  soll  ständische  Bcralhung  vorausgehen, 
welcher,  in  gerechten  und  billigen  Fällen,  die  höchste  Genehmigung  nicht  versagt 
werden  soll  (§.  i5).  Auf  dem  Landtag  soll  der  jedesmalige  Stcuerbedarf  durch 
Postulata  vorgelegt  werden:  dann  «haben  die  getreuen  Stände  nur  über  die  Ein 
Dringlichkeit  der  postulirten  Steuern  zu  berathschlagen ,  und  dafür  zu  sorgen» 
n).  Dagegen  wird  «jedem  Landstand  die  Befugnifs  eingeräumt,  auf  dem 
Landtag  Vorschläge  zu  machen,  die  auf  das  allgemeine  Wohl  abzielen»  (§.  i3)j 
nur  dürfen  soh  he  nicht  das  «bürgerliche,  politische  und  peinliche  (Gesetz-)  Fach 
und  die  änderen  Staatsverhältnisse»  (§.  16),  auch  nicht  solche  Gegenstände  be- 
treffen,  die  entweder  zufolge  der  Urbarien  oder  althergebrachter  Uebung,  die 
fürstlichen  DominialGcfällc  oder  die  Privatrenten  des  Landesherrn  angehen,  wenn 
hie  gleich  den  Namen  von  LandesRegalien  führen  (  §.  14  )•  In  dem  Königreich 
Hannover  gibt  das  Patent  v.  7.  Dec.  1819,  %.  6,  der  allgemeinen  Ständeversamrn 
hmg:  1)  «das  Bechl  der  Verwilligung  der  erforderlichen  Steuern,  und  der  Mit- 
rwaltung  derselben  unter  verfassungsmäßiger  Concurrenz  und  Aufsicht  der 
rrschafl  |  ?.  )  das  Recht  auf  Zurnthcziehung  bei  neu  zu  erlassenden  all- 


Die  Landstände. 


445 


gemeinen  Landesgesetzen;  3)  das  Recht,  über  die  zu  ihrer  Berathung  gehörigen 
Gegenstände,  Vorstellungen  an  die  Landesherrschaft  zu  bringen»;  Alles  «im 
Wesentlichen  Rechte ,  welche  früherhin  den  einzelnen  hannöverischen  Provin- 
zialLandschaften  zugestanden  haben».  —  Das  schwarzburg  -rudolstädtische  Publi- 
candum  v.  8.  Jan.  1816,  verordnet  §.  i  blofs,  dafs  «die  Wirksamkeit  der  Volks- 
Repräsentation  sich  auf  die  Berathung  über  alle  Gegenstände  der  Gesetzgebung, 
welche  die  persönlichen  und  Eigentumsrechte  der  Staatsbürger,  mit  Einschiufa 
der  Besteuerung  betreffen,  erstrecke».  Aber  eine  spätere  landesherrliche  Er- 
klärung, v.  2i.  Apr.  1821,  erweitert  jene  Wirksamkeit  dahin,  dafs  «die  Landes- 
Rcpräsentanten  haben:  1)  das  Recht  der  Berathung  und  Zustimmung  bei  allen 
neu  zu  erlassenden  Gesetzen,  welche  die  persönlichen  Verhältnisse  oder  das 
Eigenthum  sämmtlicher  Unterthanen  betreffen,  doch  dafs  die  Verweigerung,  un- 
ter ausführlicher  Anführung  der  Gründe,  durch  2/3  der  anwesenden  Mitglieder 
Statt  haben  .kann;  2)  das  Recht  der  Berathung  und  Bewilligung  aller  zu  Deckung 
der  nothwendigen  Staatsbedürfnisse  auszuschreibenden  Steuern,  worüber  in  je- 
dem Jahr  die  Rechnungen  dem  LandtagsAusschufs  zur  Prüfung  und  zu  Erinne- 
rungen dawider  vorzulegen  sind;  3)  das  Recht,  alle  Mängel  und  Gebrechen  in 
der  Landesverwaltung  und  Vollstreckung  dem  Landesfürsten  anzuzeigen;  4)  neue 
Landesschulden  können ,  ohne  ausdrückliche  Einwilligung  der  Landesversamm- 
lung nicht  gemacht  werden.  —  Ein  grofsherzogl.  hessisches  Edict  v.  18.  März 
1820  hatte  den  Ständen  mehrfach  beschränkte  Rechte  zugedacht ;  da  aber  wegen 
Annehmung  derselben  sich  Schwierigkeiten  hervorthaten ,  so  hatte  dieses  die 
ausgedehntere  und  vollständigere  Verfassungsurkunde  vom  17.  Dec.  1820  zur 
Folge.  —  Die  Rechte  der  preussischen  ProvinzialStände,  nach  dem  Gesetz  vom 
5.  Juni  1823,  s.  oben  §.  288,  Note  b. 
/)  Die  Landtage  in  den  östreichischen  teutschen  Staaten  werden  in  der  Regel  durch 
einen  landesfürstlichen  Commissär  eröffnet,  welcher  den  Ständen  die  landesfürst- 
lichen Ansinnungen  oder  Postulate,  zur  Beratschlagung  mittheilt;  nur  im  Lande 
unter  der  Erms  empfängt  eine  landständische  Deputation  zu  Wien,  in  feierlicher 
Audienz,  die  Postulate  unmittelbar  aus  den  Händen  des  Monarchen.  —  Die 
JVirkungsbefugniss  der  Landstände  umfafst  «  die  Evidenthaltung  und  Bepartirung 
der  von  dem  Landesherrn  geforderten,  auf  Grund  und  Boden  gelegten  Steuern, 
und  der  damit  in  Zusammenhang  stehenden  Leistungen  an  Geld  und  Naturalien, 
das  Creditwesen,  die  Verwaltung  der  ständischen  DomesticalFonds ,  die  Anstel- 
lung der  ständischen  Beamten ,  die  Führung  der  ständischen  Matrikel,  die  Vor- 
schläge zu  denen  Stiftungsplätzen,  die  ihnen  vorbehalten  sind,  11.  s.  w.  Dabei 
haben  sie  das  Recht,  ihre  gemeinsamen  Wünsche  für  das  Beste  des  Landes, 
durch  das  Organ  der  Landesbehörde  vor  den  Thron  bringen  zu  können.  Das 
Recht  der  Besteuerung  selbst  ist,  seinem  ganzen  Umfange  nach,  dem  Landesfür- 
sten vorbehalten,  der  die  beschlossene  Ausschreibung  der  mit  der  Grundsteuer 
im  Zusammenhang  stehenden  Anlagen  an  Geld  und  Naturalien,  den  Ständen  jähr- 
lich in  der  Form  eigener  Postulate  bekannt  macht.  Deputationen  an  das  aller- 
höchste Hoflager  dürfen  nur  nach  vorläufig  von  dem  Monarchen  erhaltener  Ge- 
nehmigungabgesandtwerden». J.  C.  Bisinger's  vergleichende  Darstell,  der  Staats- 
verfass.  der  europ.  Monarchien  u.  Republ.  (Wien  1818.  8.),  S.  469  ff. 

§♦  295.  (22-3b.) 

Fortsetzung. 

VI)  Bei  der  Gesetzgebung  erstreckt  sich  das  ständische  Mitwir- 
hungsrecht,  in  der  Regel,  nicht  blofs  auf  die  Errichtung  neuer,  sondern 
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.mili  auf  tenderung,  Aufhebung,  und  authentische  Auslegung 
1  ;  nicht  nur  auf  bürgerliche  und  peinliche,  sondern 

such,  in  der  Regel,  auf  Polizeigesetze  zum  eilen  selbst  auf  militärische 
S  '       I.     Iber  das  Recht,  die  zu  Vollziehung  und  Handha- 

bung de»  Gesetze  erforderlichen  \  erordnungen  (dispositions  reglemen- 
taires )  und  Anstalten  zu  errichten,  auch  in  dringenden  Füllen  interi- 
mistische Verfügungen  zu  machen,  und  zur  Sicherheit  des  Staates 
das  N6*thige  vorzukehren,  stehl  dem  Regenten,  ohne  vorhergegangene  stän- 
dische Mitwirkung,  zu  d),    AH)  Bei  dem  Finanzwesen  Kann  der  Begriff 

tttt    Selb  s  t  1)  c  s  t  t-  u  e  r  u  n     des  Volkes  durch  Landslä'nde  faui  besten  durch 

gewählte  Abgeordnete)  umfassen,  nicht  nur  das  Erkenntnifs  über  Noth- 
wendigkeit  oder  Nützlichkeit,  Rechtmäsigkeit,  Art,  Summe, 
Vertheilung  und  Erhebungsari  aller  directen  und  indirecten  Staats- 
gen, in  Kriegs-  und  Friedenszeiten  (§.  397  u.  f.j;  sondern  auch  das 
Recht  der  Einsicht  der  Rechnungen,  der  Gegen-  oder  Mitauf- 
sichl  oder  Controle  in  der  A  er  Wendung  der  Staatsabgaben,  wohl  gar 
das  Recht  der  Umlage  und  des  Einzugs  in  eine  abgesonderte 
Casse  i,  die  landschaftliche  Staats- oder  SteuerCasse,  unterschie- 
den \un  andern  StaatsCassen,  namentlich  von  der  Kammer-  oder  Domänen- 
(  aase,  oder  auch  zum  Theil  in  eine  unter  landständische  Aufsicht  gestellte 
Staatssch  uldenzahlun  gsCasse  f).  Ob,  wann  und  wieweit  Staats- 
anlehen ohne  Zustimmung  der  Stände  gültig  gemacht  werden  können? 
darüber  entscheidet  die  Verfassung 

a)  Xiissauische  Vcrfafs.Urk.  v.  1814,   §.  2.   Walde  einsehe  v.  1816,  §.  2.  PF  ei  inarische 
v.  1816,  §.  5.  Kurkessische  Verfaas.  Utk,  v.  1 83 1 ,  §.  95.  Baterische  v.  1818,  Tit.  7. 

2.  S.  altenburgische  v.  i83i,  §.  201  ff.  Braunschweigische  v.  1820,  §.  26  —  3o. 
WbtentS.  Staats verfessungs Vertrag,  v.  1819,  §.  88.  Badische  Verfassungsurk. 
v.  1818,  §.  64.  Meiningische  v.  1829,  Art.  85.  GH.  hessische  v.  1820,  §.  72.76 
S.  coburgische  v.  1821.  §.  64 — 67.  S.  meiningische  v.  1829,  Art.  85  u.  f.  Von  dem 
Königreich  Sachsen,  Verfass.Urk.  v.  i83i,  §.  85  ff.  s.  Weisse  a.  a.  O.,  Bd.  II. 
|.  ni.  —  In  dem  Herzogthum  Lauenburg  steht  den  Ständen  das  Recht  zu,  die 
Gesetze  7.u  publiciren.  —  Die  Verfassungsurkunde  mufs  bestimmen,  ob  das 
Hecht,  Gesetze  in  Vorschlag  zu  bringen  (die  Einleitung  oder  Initiative),  nur 
dem  Souverain,  oder  auch  den  Ständen  (s.  z.  13.  die  kurhessische  Verfafs-  Urk. 
§.  9-,  die  würtembergiseke ,  §.  172,  die  badische,  §.  67,  die  sachsen-hildburghau- 
tüche  v.  1818,  §.  47,  die  Sachsen -coburgische,  §.  67,  die  Sachsen -meiningische, 
$.86,  die  den  Ständen  frei  stellt,  sogar  Gesetzentwürfe  einzureichen,  die  schwarz- 
burg-sondershnusensrhe  v.  i83o,  §.  8,  Num.  2,  die  waldeckische  v.  1816,  §.  2, 
IN  um.  4i  die  weimarische,  §.  5,  Num.  4?  die  hohenzollern-sigmaringensche,  §.  67« 
I!onigl.  sächsische,  §.85,  die  S.  alu-nhurgisclie,  §.214,  die  nassauische ,  §.2,  Num.  2, 
die  hraunschweigische  v.  1820,  §.  29  u.  3o.)  zustehe,  ob  in  Absicht  auf  die  lan- 
desherrliche Sanction  der  von  den  Ständen  vorgeschlagenen,  dem  Souverain  ein 
unbeschränktes 4  oder  nur  ein  suspensives  Feto  zustehe,  z.  B.  dafs  der  Gcsetz- 
rorachlag,  wenn  in  zwei  Ständeversammlungen  die  Sanction  versagt  ward,  und 
er  in  der  dritten  wiederholt  worden,  auch  ohne  jene  Sanction  Gesetzkraft  er- 
lange. Vergl.  die  grofsherzogl.  hessische  Verf.Urk.  v.  1820,  §.  75.  Fr.  Murhard, 
das  königliche  Veto  in  der  constitutionellcn  Monarchie.  Cassel  i83a.  8. 
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l>)  Die  Polizeigesetzgebung  ist,  in  der  Regel,  hievon  nicht  auszuschliefsen.  Würtemb. 
Verfass.  Vertr.  v.  1819,  §.  91.  Struben  obss.  juris  et  bist,  obs  4«  §•  Eben- 
ders.  von  Regier,  u.  Justizsachen,  §.  7,  Note  b.  v.  Berg's  Handbuch  des  Polizeir. 
Th.  I,  S.  197  ff.  Ebendess.  Rechtsfalle ,  Th.  III,  N.  4.  Decisiones  imperial,  in 
caussis  Mecklenb.  de  a.  1724,  bei  Strubel  a.  a.  O.  Mecklenb.  Erbvergleich  v. 
1755,  §.  191,  196  f. 

c)  Würtemb.  Verfass.  Vertr.  v.  1819,  §.  100. 

d)  Würtemb.  Verfass.  Vertr.  v.  1819,  §.  89.  Königl.  sächs.  Verfass.Urk.  v.  i83i, 
§.  88. 

<•)  Königl.  sächs.  Verfass.Urk.  v.  i83i,  §.  96  — 106.  Moser  von  der  Landeshoh.  in 
Steuersachen,  S.  648.  Haberlin's  Handb.  des  t.  Staatsr. ,  Bd.  II,  §.  198,  S.  49 
ff.  C.  L.  Hansen  diss.  de  jure  civium  rationes  tributorum  extraordinariurn  exi- 
gendi.  Lips.  i8o4.  4.  Verhandl.  in  d.  Versamml.  der  Landstände  des  Könige 
Würtemberg,  Abth.  IX  (  i8i5.  8.);  S.  3o  ff,  88  ff,  124  ff,  201  ff.  Abth.  X. 
S.  68  ff.  (Fischer)  Ueber  das  Cassenrecht  der  würtembergischen  Landstände. 
Frankf.  1816.  8.  —  Von  dem  Recht  der  Landstände  zu  geheimen  Ausgaben  und 
einer  geheimen  Truhe,  ebendas.  S.  4l  —  56.  —  In  dem  Königr.  Hannover  haben 
die  Landstände  die  Mit  Verwaltung  der  GeneralSteuercasse,  unter  verfassungsmä- 
siger  Concurrenz  und  Aufsicht  der  Landesherrschaft.  Patent  v.  7.  Dec.  1819, 
§.  6.  —  Von  dem  braunschweigischen  LandesSteuercollegium,  einer  gemeinschaft- 
lichen landesherrlich-ständischen  Behörde,  s.  die  erneuerte  Landschaftordn.  v. 
1820,  §.  19  ff.  u.  die  Verordu.  v.  29  Oct.  1821.  —  Von  dem  landständischen 
Cassenrecht  in  dem  vormaligen  Fürstenth.  Hildburghausen,  s.  das  dortige  Grund- 
gesetz der  landständ.  Verfass.  v.  1818,  §.  2,  lit.  e,  u.  §.  5o;  desgl.  in  dem  Für- 
stenthum Waldeck,  s.  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  261  u.  268  ff.;  desgl.  in 
dem  Herzogth.  S.  Meiningen,  das  Grundgesetz  v.  1829,  Art.  47  u.  83.  Von  den 
s.  weimar -eisenachischen  landschaftlichen  Cassen,  und  von  der  den  Landständen 
eingeräumten  Ernennung  des  Cassiers  bei  der  HauptLandschaftcasse,  s.  Klüber's 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  166,  191  ff.  u.  200.  Von  dem  dortigen  Landschaft-  oder 
OberSteuercollegium  s.  Schweitzer' s  öffentl.  Recht  des  GH.  S.  WeimarEisenach, 
Th.  I,  §.  86.  —  In  Baiern  wurden,  in  denen  Provinzen,  wo  noch  Landstände 
waren,  1807  die  besonderen  landschaftlichen  Steuercassen  aufgehoben.  Verord. 
v.  8.  Jun.  1807,  in  d.  Regierungsblatt  1807,  N.  ib.  —  Auch  in  Schweden  haben 
die  Reichsstände  eine  bestimmte  Aufsicht  über  die  öffentlichen  Cassen. 

/)  Würtemb.  Verfass.  Vertr.  v.  1819,  §.  120,  188  u.  193  (vergl.  unten,  §.  401,  b). 
Hildburghausische  Verfass.  Urk.  v.  1818,  §.  5o.  Königl.  sächs.  Verfass. Urk.  v. 
i83i,  §.  107.  —  S.  meiningische  v.  1829,  Art.  44  u-  83.  In  Würtemberg  ist 
die  Verwaltung  der  Staatsschulden  seit  dem  1.  Juli  1S20  den  Landständen  über- 
lassen daselbst  besteht  überdiefs  eine  landständische  Casse  für  den  ständischen 
Aufwand.    Verf.  Urk.  §.  194. 

g)  Königl.  sächs.  Verfass.Urk.  v.  i83i,  §.  io5. 


§•    296.  (225«=.) 
S   C    h    l   U    S  S. 

VIII)  Das  verfassungsmäßige  Mitwirkungsrecht  der  Landsta'nde  hann 
sich  erstrechen,  nicht  nur  auf  Errichtung  oder  Prüfung  des  Finanzge- 
setzes (§.  399),  der  Voranschläge  (Etats)  für  StaatsEinnahine  und  Aus- 
gabe für  einen  bestimmten  Zeitraum,  sondern  auch  auf  Contrahirung  «) 
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der  Staatsschulden,  wohin  auch  die  Ausgabe  von  Papier- 
,  i  gehört,  Ruf  Uebernehmung  neuer  Lasten  auf  den  Staat 
i  d  Angehörige,  auf  Erwerb  und  Verä'ufserung  der  Staatsge- 
rechtsame, des  Staa  tseige  nthumSf  insbesondere  des  Staatsgebie- 
tes (  I  >".  353.  354  -  Ruf  Gründung,  Veränderung  und  Aufhebung  der 
Btaatsanst a lten,  auf  Ausübung  des  \  ertragrechts  nur  Auswärtigen, 
insonderheit  bei  Handels-  und  SubsidienVerträgen  ({.  558,  a);  IX)  Zum 
Berul  der  Landstande  gehört  überdieüs,  dafs  sie  in  Hinsicht  auf  Mängel 
Hifsbräuche  bei  der  Staatsverwaltung,  ihre  Wünsche,  Vor- 
ste  Hungen  und  Beschwerden  dem  Regenten  vortragen,  auch  wegen 
ssungs  widriger  Handlungen  Klage  anstellen  £),  auch  schriftliche  Be- 
schwerden der  l  nterthahen  (Petitionen  von  Corporationen  und  Ein- 
selnen,  auch  vereinigten  Binzeinen)  annehmen  und,  so  fern  sie  gegründet 
befunden  worden,  bei  der  Staatsregierung  unterstützen^3).  X)  Auch  die 
Zahl  des  sn  Ergänzung  des  stehenden  Heeres  jährlich  erforderlichen 
Mannschaft,  Kanu  zu  einer  Vereinbarung  mit  den  Ständen  ausgesetzt 
seyn  < ).  XI)  Aenderung,  bestimmende  Erläuterung  oder  Aus- 
Legung,  und  Ergänzung  der  Verfassungsurkunde,  kann  ohne  ver- 
fassungsmäßige Einwilligung  der  Stände  nicht  Statt  haben  d).  XII)  Ver- 
bindlichkeiten, welche  durch  Grund  Verträge,  Staatsverträge  und  Herkom- 
men des  Tcut  sehen  Bundes  ( §.  56,  67  u.  5c))  den  Bundesstaaten  in 
Hinsicht  auf  ihre  Verfassung,  Vertretung  und  Verwaltung,  oder  in  Anse- 
hung der  Rechtsverhältnisse  ihrer  Staatsangehörigen,  oder  in  Absicht  auf 
Leistungen  für  Bundeszwecke,  z.  B.  durch  Mannschaftstellung  und  Geld- 
beiträge, a  erfassungsmäsig  (£.  ?.i  5)  aufgelegt  sind  oder  werden  (§.  72), 
befinden  sich  nufser  der  Wirluingsbefugnifs  der  Landstände,  und  nur  bei 
Festsetzung  und  Anwendung  der  Mittel  zu  deren  Erfüllung,  kann  ihre 
verfassungsmäßige  Mitwirkung  eintreten  e). 

a  1  Durch  eine  praufpcbp  Vcrordn.  y.  17  Jänner  1820,  §.  2,  ward  festgesezt,  dafs 
künftighin  die  Aufnahme  neuer  Darlehen  nur  mit  Zuziehung  und  unter  Mit- 
(  .  u  antie  der  künftigen  Rcic  hsständischen  Versammlung  gescliehen  könne.  Preufs. 
Ge^ctzsamml.  1820,  St.  2.  Einwilligung  der  Landstände  fordert  das  S.  Meiningiscke 
landständ.  Grundgesetz  v.  23.  Aug.  1829,  Art.  42  ff. 

Ii)  Würtcmh.  Verfass.  Urll.  v.  1819,  §.  124.  Hildburghausiche  v.  1818,  §.  2  g. 
MeiningUche  v.  1829,  Art.  86.  Königl.  sächsische  v.  i83i ,  §.  109  u.  f.  Vcrgl. 

t  342. 

b*) Bestimmungen  über  dieses  Petilionsrecht  in  verschiedenen  Verfassungsurkunden. 
Interessante  Verhandlungen  darüber  in  Ständeversammlungen,  z.  B.  zu  Weimar, 
Darmstadt  u.  Dresden,  im  Jan.  u.  Febr.  i833  (Frankf.  OPAZ.  v.  14  Febr.  i833, 
Beil.). 

1  )  Würtemb.  Verfass.  Urk.,  §.  99. 

d)  Oben  §.  II.    Bäuerische  \  erf.  Urk.  v.  1818.  X.  7.    Badische  v.  1818,  §.  64 

u.  74.  Würtembfergiscne  \.  1B19,  §.  177.  Gr.brzgl.  hessische  v.  1820,  Art.  110. 
Hildbnrghausisehe  r.  1818,  %.  53.  Königl.  sächs.  Verfass.Urk.  v.  i83i,  §.  i32  u.  f. 
Schwarzhurg-rudoIstadtis(  lie  landesherrl.  Erklärung  v.  21.  April  1821,  N.  2. 
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e)  Oben  §.  -284,  III,  3.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  58.  Verfassungsu rkun- 
den,  von  S.  Hildburghausen ,  1818,  §.  5;  Baden,  1818,  §.  1  u.  2 ;  Würtemberg, 
1819,  §  3;  GH.  Hessen,  1820,  Art.  1  u.  1 ;  CoburgSaalfeld,  1821,  Art.  1  u.  2; 
Braunschweig,  und  blanltenb.  erneuerte  Landschaftordn.  v.  1820,  §.  i5;  Schwarz- 
burg-rudolstädtische  landesberrl.  ErM.  v.  21.  April  1821,  Num.  6.  Königl.  sächs. 
VerfassUrk.  v.  i83i,  §.  89.  (So  auch  die  OrganisationsUrlumde  für  die  Land- 
stände des  Fürstentums  Neuchatel  v.  26.  Dec.  1814,  Art.  11,  in  Beziehung  auf 
das  Verhältnifs  zu  der  Eidgenossenschaft.  Handb.  des  Schweizer.  Staatsr., 
S.  468.) —  Im  Juni  1827  verweigerten  die  mecMenburg-schwerinischen  Landstände 
die  Fortsetzung  freiwilliger  Beihülfe  zu  Unterhaltung  des  BundesContingents  in 
Friedenszeiten.  Der  Grofsherzog,  sich  defshalb  auf  Bundesbeschlüsse  beziehend, 
drohte  ihnen  hierauf  mit  Nöthigung  zu  gebührender  Theilnahme  an  der  Erfül- 
lung der  bundesmäsigen  Verpflichtung» 


§•   297.  (226.) 

Grundsätze  über  Art  und  Umfang  der  landständischen  Rechte*  lrer- 
mehrtmg,  Aenderung  und  Auslegung  der  Verfassungsurhunde. 

I)  Das  verfassungsmäsige  Mitwirkungsrecht  der  Landslände 
für  Ausübung  bestimmter  Hoheitrechte  und  Wahrung  des  Gemeinwohls, 
in  einzelnen  Staaten  auf  verschiedene  Art  gestaltet,  hebt  die  Regie- 
rungseinheit nicht  auf*  Dasselbe  schliefst  daher  weder  eine  Mitre- 
gentschaft in  sich  «3,  noch  eine  Theilung  der  Souverainetät  oder 
Regierungsgewalt  zwischen  dem  Regenten  und  den  Ständen,  noch 
eine  gänzliche  Trennung  der  inneren  allgemeinen  Hoheit  rechte. 
Nach  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  57,  soll,  in  den  monarchi- 
schen Bundesstaaten ,  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupte  des 
Staates  vereinigt  bleiben  (§.  284)»  II  3  Ihrer  ursprünglichen  und  wesent- 
lichen Bestimmung  nach,  gebührt  den  Landständen,  so  weit  ihre  Befug- 
nisse reichen,  allgemeine  Vertretung  bei  dem  Regenten,  in  Hinsicht 
auf  die  Gesammtheit  der  Unterthanen,  so  dafs  die  Gesammtheit  der  Land- 
stände, als  Repräsentant  der  Gesammtheit  des  Volkes  anzusehen  ist  (§.  279 
u.  289),  und  jedes  Mitglied  der  Stände  Versammlung  das  Interesse  nicht 
blofs  seines  Bezirks  oder  seiner  Standesclasse,  sondern  des  ganzen  Landes 
wahrzunehmen  hat;  ein  Grundsatz,  der  in  den  meisten  der  neueren 
landständischen  Verfassungsurkunden  ausdrücklich  ausgesprochen  ist 
III)  Aufser  den  oben  (§.  294)  angezeigten  landschaftlichen  Fundamental- 
Rechten,  streitet  die  Rechts  v er m  uthung  gegen  die  rechtliche  Noth- 
wendigkeit  landständischer  Mitwirkung  oder  Theilnahme  an  der  Staatsver- 
waltung, so  fern  nicht  eine  entgegenstehende  besondere  Rechtsvcrmuthung 
landesgrund gesetzlich  begründet  ist  c}.  IV)  Zweckgemäfs  ist:  1)  die  Fest- 
setzung schiedsrichterlicher  Entscheidung,  für  den  Fall  eines 
Zwiespaltes  über  Auslegung  oder  Anwendbarkeit  der  Verfassungsurhimde 
und  2)  eine  Bestimmung  über  die  Art,  wie  Zusätze,  Erläuterungen, 
bestimmende  Auslegungen  und  Aendcrungen  der  VerfaSSUngSUr- 
Kliiber' s  Öffentl.  Recht,  4.  Aufl.  29 
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Kunde  /.ii  St,.;1  gebracht  worden  Können^).  V)  Anträge,  Vor- 
sc  h  1  Ii  -  e,  \  i)  rs  t  el  In  n^  e  n,  Hillen,  Wünsche,  Anzeigen,  Erin- 
nerungen und  H  eseh  werden  7),  das  Slaatswohl  bei  teilend ,  unaufgc 
fortiori  vor  die  Landesherrschafl  zu  bringen,  sieht  den  Landständen,  wie 
allen  Dnterthanen  frei,  \l)  Wogen  Mifsbrauchs  ihrer  verfassungs- 
mässigen R echte t  sind  Landstande  rerantwortlichi 

}  PI  nrn'i  Lit  Hl.  1061.  Klübbb's  Lit,  273.  IVTosbb  von  der  Landeshoheit  über- 
haupt, 107,  Ei  nders,  von  der  Reichsstände  Landen,  3n.  889.  Stbubbn's  Nc- 
be&stunden,  Th.  Dl,  S.  35i  ff,  SohvM)bbrt*s  Staatsr.  der  gedämmten  Reichslande, 
s  ,1.  1  1".  Pbt,  \  s  r.  Fbabb's  Etwas  über  die  Wahlcapitulationen  in  d,  geistl 
Wahlstaaten  (i--;:.  S.  n3.  Lösung  des  StaatsProblems:  ist  mit  dem  Hc 
griff  der  SouTerainctäl  der  Begriff  der  Landstände  vereinbar?  1806.  4.  Advoc. 
Mabtiv,  in  \lr\.  VIöllbb's  \  1 1 1 1  i \  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.I.  S.  5o?,.  f. 

.1.  Püttbb*s  Beitr.  I.  1-9.  u.  C.  \hkuih  über  landschaftliche  Verfassung 
und  NationalReprasentation.  Landsh.  1809.  8.  —  Freunde  des  schwankenden 
II.  (  hu vermeiden  bestimmte  \  cul'serungcn  hierüber.  BütteR  a.  a.  O.  und  in 
s.  Instil.  juris  publ.  germ.,  §.  ?.o3,  legte  den  Landstiinden  «speciem  coimperü» 
bei,  nachdem  er,  §.  i3i,  den  ehemaligen  Reichsständen  geradezu  coimp'eHum 
Bugeschrieben  hatte,  -  -  Cocgbji  in  s.  juris  publ.  prudentia  (iyi3),  c.  7.  §.  11., 
schrieb  den  Reichsständen  societatem  potestatis  zu.  Für  «integrirende  Theilo 
des  Staatsregimentes»  erklärt  sie,  C.  W.  Schenk  über  Bcgentcnbcvormundung^ 
Stande  u.  ständische  Verfassung.  (Ilmenau  1823.  8.),  S.  38.  —  Ob  die  Land- 
Stande,  als  Corpus,  in  diesem  Verhältnis  als  Untertanen  zu  belrachten  seyen? 
B.  üIosbb  \<>n  dm-  R.  Stande  Landen,  5/(8.  83().  895.  Oder  als  privilegirfe Unter- 
tkanen  und  Rothe?  v.  Roth's  Staatsr.  der  Reichslande,  II.  55.  Oder  ob  sie  in 
verftusttngsmusig  modificirter  Unterordnung  zu  der  Landesherrschaf i ,  oder  ihr 
rerfassungsmäsig ,  für  Ausübung  bestimmter  Ilohcitreehte  und  Wahrung  des 
Gemeinwohls ,  Idols  zur  Seile  stehen? 
I)  Landstandische  Verfassungsurkunden  seit  1816:  weimar-cisenachisehe,  §.  67; 
schwarzburg -  rudolstadtische ,  §.  i;  lüldl>urgliausisehe,  §.  6;  badisehe ,  §.  69; 
würtembergische,  §.  i55;  grofsh.  hessische,  Art.  88;  braunsehweigisehe  erneuerte 
Landschaitsordnung  von  1820,  §.  1  u.  46;  Coburg- saalfeldische ,  §.  3/j.  u.  37; 
meiningische  v.  1829,  Art.  79.  —  So  auch  schon  Schweder,  Introd.  in  jus  publ. 
c.  i3.  p.  869.  HXberlin's  Bcichshistoric,  II.  4^7-  VIII.  692.  (v.  Uendrich's) 
Gedanken  über  die  allerwichtigste  Angelegenheit  Teutschlands.  Th.  I  (1795.  8.), 
S.  »33.  Purin  a.  a.  O.  —  Dawider,  Biesem,  de  nat.  et  indole  dominii  in  terri- 
toriis  Germ.  üb.  II.  c.  6.  A.  F.  H.  Posse ,  über  das  Staatseigcnlhum  in  den  teut- 
schen  Beichslanden ,  und  das  StaatsBepräsentationsrecht  der  tcutschen  Land- 
winde (Rost,  u.  Leipz.  1*94.  8.),  Abschn.  II.  Gö>wer  von  Staatsreehtsdienst- 
barkeiten,  §.  60. 

•  )  Stuiuf.n,  Th.  III.  Bed.  84.  Budtu,  Obss.  juris  publ.  p.  i56.  Mosei^s  Justizvcr- 
Eassung  I.  206.  Schnaubebt's  Beiträge  I.  96.  —  Von  dein  landstandisehen  Mit- 
vrirkuiigsrecht  bei  Landes-  und  DomänenVeräufscrungen ,  bei  Landesvertheidi- 
gungs  Anstalten,  bei  Besetzung  des  Hofgerichls,  bei  Contrahirung  neuer  Lan- 
desschulden,  Rfossn  von  der  B.  Stände  Landen,  i38i.  i383.  —  Von  ihren  Rech- 
ten bei  Gefahr,  besonders  während  der  Abwesenheit  oder  Verhinderung  des 
Landesherrn,  bei  Gemüthkraukheit,  oder  Gefangenschaft  desselben,  bei  Er- 
löschung  der  RegentenFamilie,  olme  SucccssionsBcrechtigte,  bei  Acndcrung  der 
Staatsverfassung  u.  d.  m. 

chehen   war  dieses  in  dem  (durch  das  meiningische  landschaftliche  Grund- 
\i'    uo,  aufgehobenen)  hildburgbaus.  landschaftl.  Grundgesetz 
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v.  1818,  §.  57.  Die  hohenzollern  -  sigmaringisehe  Verf.Urlt.  v.  i833,  §.  191, 
verordnet  für  den  Fall,  wenn  die  Regierung  und  die  Ständcversammlnng  über 
die  Auslegung  einzelner  Bestimmungen  der  Y.  U.  sich  gütlich  nicht  vereinigen, 
authentische  Interpretation  durch  ein  Compromifsgericht  oder  eine  Juristenfa- 
cultät.  —  Staatsgesetz  der  Grofsherzoge  von  MecklenburgSchwerin  u.  Strelitz 
v.  8.  Nov.  1817,  betr.  eine  mit  ihren  Landständen  getroffene  Vereinbarung,  dafs 
u.  wie  Streitigkeiten  zwischen  der  Landesherrschaft  und  den  Ständen  «über  Landes- 
verfassung, Landcsgruudgesetze,  sonstige  öffentliche  Verträge,  die  Ausübung  u.  An- 
wendung derselben,  so  wie  überhaupt  wegen  Ausübung  der  landesherrlichen  Ge- 
walt», durch  beiderseits  erwählte  Schiedsrichter  entschieden  werden  sollen,  so 
dafs  diese  bei  Verletzung  des  Besitzstandes,  nach  Umständen,  selbst  vor  dem 
Versuch  der  Güte,  ein  Inhibitorium  zu  Erhaltung  des  vorigen  Status  quo,  oder 
ein  angemessenes  Intermisticum  erkennen  können,  und  dafs  die  Landstände  bei 
unterbleibender  Folgeleistung  den  Recurs  an  die  B.  V.  durch  die  Schiedsrichter 
nehmen  können,  als  Beilage  87  zu  d.  Protoc.  d.  B.  V.  v.  22.  Dec.  1817,  u.  in 
den  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  III,  S.  438.  Ward  gärantirt  von 
dem  T.  Bund,  «um  alle  Bestimmungen  desselben,  in  welchen  auf  den  Bundes- 
tag Bezug  genommen  worden,  jederzeit  aufrecht  erhalten  zu  wollen».  Protoc. 
der  B.  V.  v.  1817,  §.  416;  v.  1818,  §.  127.  —  Die  schwär  zburg-rudohtädtische 
landesherrliche  Erklärung  v.  21.  Apr.  1821,  Num.  6,  bewilligt  compromissarische 
Entscheidung  der  Bundesversammlung,  wenn  bei  den  Landständen  Zweifel  da- 
rüber entstehen ,  ob  das  Staatsbedürfnifs  einer  Steuerforderung  der  Regierung 
begründe.  —  Man  s.  auch  die  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art  60 ,  wo  eine 
ähnliche  Bestimmung  für  den  Fall,  wenn  die  landständische  Verfassung  von  dem 
T.  Bund  gärantirt  ist. 

e)  Badische  Verfass.  Urk.  v.  1818,  §.64  u.  74.  GH.  hessische  v.  1820,  Art.  110, 
Schwarzb.  rudolstädtische  landesherrl.  Erklärung  v.  21.  Apr.  1821,  Num.  2. 

/)  Gravamina  ordinum  provincialium,  Landesbeschwerden;  cahiers  de  doleance,  in 
dem  alten  Frankreich.  —  Auch  das  Recht  zu  gerichtlicher  Klage  wider  das  Staats- 
ministerium u.  einzelne  oberste  Staatsbeamte,  wegen  Ungesetzmäsigkeit  der  Re- 
gierungshandlungen,  kann  den  Landständen  eingeräumt  seyn.  Vcrgl.  §.  296 
VI,  u.  342. 


208.  (227.) 

Landsländischc  {Jollecjial-  und  Deputattons  Hechte.   Diener  und  Zusam- 
menkünfte.   Ausschüsse.    Aufnahme  neuer  Mitglieder. 

I)  Den  Landstanden,  als  einer  eigenen,  für  sieh  bestehenden  Corpo- 
ration, slelit  in  der  Regel  das  Recht  zu,  unter  landesherrlicher  Ober- 
aufsicht, ihre  coli  egiaHs  eben  Angelegenheiten  nach  Gut  finden  zu 
bestimmen«),  und  die  nöthigen  landschaftlichen  Beamten  zu  bestellen^ 
auch    C  a  n  z  1  e  i  e  n ,  Archive   und   R  e  g  i  s  t  r  a  t  u  r  e  n  zu  unterhalten  £). 

II)  Willluihrli  che  Zusammenkünfte  (l'riv atConventc)  und  Selbst- 
einberufung zu  einem  Landtag,  werden  ihnen  in  den  meisten  Staaten 
nicht  mehr  gestattet  c);  doch  sind  Ausnahmen  von  dieser  Regel  in 
außerordentlichen   dringenden    Fällen   für   unzulässig  nicht   zu  achten  d). 

III)  In  manchen  Staaten  sind  für  gewisse  laufende  oder  blofs  vorbereitende 
Geschäfte,  landständische  (Kommissionen,  Ausschüsse  oder  Deputa- 

29  * 
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tiontn  uigeordnotj  luweilen  ein  weiterer  oder  groTserer,  und  ein 
engerei  luaschufa  <  k  lo  manchen  Ländern  fortbestehend  auch  aufscr 
der  Zeil  der  Allgemeinen  Ständeversammlnng /).  IV)  Einseitige  Auf- 
nahme neuer  Mitglieder  finde!  in  der  Regel  nichl  Statt,  wohl  aber 
landesherrliche  Erhebung  eines  Gates  zu  einem  landtagfahigen,  wo 
:  ..  to  w  eii  Guter  dieser  \i1  bestehen. 

)  Baron,  Dias.  «1»'  potestate  lugustissimi  Buppjetoria,  Sect.  II.  §.  n.  Moser  v.  der 
H.  Stände  Landen)  65o« — \  on  UnConen  der  Stände,  s.  Moskh  a.  a.  O.  659 — 7i5. 
1116.  1199,  N<»M  ihren  Siegeln^  s.  ebendas,  818.  Mo9er's  Rechtsmaterien, 
St.  \  11.  N,  1,  Von  den  waldeckischen  Landständen,  s,  Klüber's  Staatsarchiv, 
Bd.  iL  s.  i56  f.,  »6i,  »65  u,  s6Q  (V. 
I  Würtemberg.  Verfass.  l  rk.  \.  1819,  §.  Hj3u.  f.:  weimarische  v.  1816,  §.  57  IT.; 
hildburghausische  \.  1818,  §.  34        Coburg -sa, alfeldische  v.  1821,  §.  io4;  mei- 

niii-is»  Im-   \.    lo-,.        '"'i      <"•  1 ,   v.    i<i>().  §.        II*.  —  Lin  Landmarschall.,  erblich 

oder  gewühlt,  besteht  in  mehreren  Landschaften,  z.  B.  in  Hannover,  Kurhessen, 
Hebungen.  luch  landschaftliche  Vorstehet  sind  in  etlichen  Staaten  angeord- 
net.       \  <>n  dem  UtndSyndicus  s.  die  braunschw.  erneuerte  Landschaftordn.  v. 

10,  0  18.  \  im  Landräthen  b.  IMoseb  v.  d.  R.  Stände  Landen,  76-2.  M.  C. 
(!inrus.  hist,  polit  Abliandl.  127,  v.  Berg's  teutsches  Magazin,  1796,  Heft  II, 
Rum,  6.  Von  Landräthen  in  dem  ehemaligen  Grofsherzogthum  Rerg,  s.  Rhein. 
Bund,  L  ISO.  —  \  <>n  Landschaf iConsulenten ,  Syndipen,  Canzlern,  Archivaren,  Se- 
cretären,  Kegistratoren,  Advocaten,  u.  s.  w.  Moser  a.  a.  O.  802.  —  Von  land- 
Btändischen  Archiven,  Registraturen,  Kanzleien,  Bibliotheken,  Gebäuden,  ebendas. 
816.  <(,>n).  Weisses  k.  Bachs.  Staatsr. ,  Rd.  I,  §.  82.  Schunr\s  Staatsr.  desRönigr. 
Baiern,  Tb.  I,  §.  162. 

1  )  v  weimar - eisenacb.  Verfass.  Urk.  v.  1816,  §.  56;  b  ierische  v.  1818,  VII,  3i ; 
badische  \.  1818,  §.  62;  hildburghausische  v.  1818,  /|5j  inefningische  v.  1829, 
Irt  m  ;  fttrstl.  liechtensteinische  1818,  §.10;  wtirtembergische  v.  1819,  §.192; 
grofsh.  hessische  v.  1820,  Art.  63;  königl.  sächsische  r.  i83i,  §.  118.  In  dem 
K5nigr.  Sachsen  sind  die  seit  dem  i5.  Jahrhundert  üblichen,  selbst  in  Landtag- 
Reversen  u.  LandtagAbschieden  genehmigten  willkühriuhen  Zusammenkünfte  seit 
LandtagOrdn.  v.  1728  aufser  Wirkung  gekommen.  R.  F.  Hausmanis's  Rey- 
träge  sur  Kenntnifs  der  kursächs.  Landesversammlungen,  Th.  II  (Lcipz.  1798.  8.), 
Blum.  i.  BfosEB  a.  a.  O.  1519. —  «Das  Ausschreiben  der  Landtage  ist  ein  landes- 
berrliches  Vorrecht,  aber  auch  eine  Schuldigkeit»;  Abhandlung  hierüber,  in 
Mosm's  Abhandlungen  verschiedener  Rechtsmaterien,  St.  VII,  S.  621 — 664- 

d)  {  VergL  oben  §.  29-,  c)  MosEn  von  der  Landstände  Convcnten,  ohne  landes- 
herrliche Rcwilligung  ;  in  seinen  Nebenstunden ,  St.  VI,  S.  876—902.  Ebenders. 
von  der  teutschen  Reichsstände  Landen,  S.  1 499-  —  In  dem  Herzogthum 
Braunschuteig  stellt  den  Landständen  dieses  Recht  seit  alten  Zeiten  zu.  Moser's 
Bfebenat«  St.  VI,  S.  8-9.  In  der  dortigen  Landschaft  Privilegien  u.  Refugnisscn 
\.  9.  Apr.  1770,  §.  18,  heifst  es.  «Getreuer  Landschaft  ist  gestattet,  sich  zur 
Berathschlagung  der  Landesnothdurft  vermöge  liergcbrachtcr  alter  Freiheit  in 
euaelasSenen  Fällen  zusammen  zu  bescheiden,  welches  für  keine  verbotene  Con- 

o  7 

reaticula  und  Conspirationes  gehalten  werden  soll».  In  der  erneuerten  Land- 
ftordnung  v.  1820,  §»39,  wo  \on  dem  Recht  des  Landesherrn  zu  Ausschrei- 
bung und  zu  Zusammenberufung  einzelner  Mitglieder  die  Rede  ist,  heifst  es: 
«Dergleichen  Zusaminentrctungcn  können  auch  von  den  Mitgliedern  der  Land- 
ftchafi  selbst  eingeleitet  werden;  wenn  sie  eine  besondere  Veranlassung  zu  ha- 
ben glauben,  über  Gegenstände  von  gemeinsamem  Interesse  sich  zu  beratschla- 
gen: jedoch  rnufs  vor  der  wirklichen  Versammlung  selbst  davon  und  von  dem 
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Zwecke  der  Versammlung  zeitig  der  Landesberrsi haft  gehörige  Anzeige  gemacht 
werden».  Als  der  Herzog  Carl  sich  weigerte,  diese  der  That  nach  vielfältig  von 
ihm  schon  anerkannte  erneuerte  Landschaftordnung  fernerhin  anzuerkennen  und 
die  darin  verordneten  Landtage  auszuschreiben ,  er  auch  Anlafs  zu  wichtigen 
landständischen  Beschwerden  gegeben  hatte ,  beriefen  die  beiden  Ausschüsse, 
der  weitere  und  engere,  am  ii.  April  1829  sämmtliche  Landstände  auf  den 
21.  Mai  1829  zusammen,  und  machten  zu  gleicher  Zeit  dem  Herzog  hievon  An- 
zeige, hielten  auch  die  ausgeschriebene  Zusammenkunft,  auf  welcher  Besch  wer- 
deführung  bei  der  Bundesversammlung  beschlossen  ward.  Als  am  7.  Sept.  i83o 
dieser  Herzog  bei  einem  Aufruhr  und  erfolgter  Anzündung  seines  Residenzschlos- 
ses zur  Flucht  in  das  Ausland  war  genöthigt  worden,  beriefen  am  9.  Sept.  die 
beiden  Ausschüsse  «die  gesammten  Mitglieder  der  Landschaft,  als  die  gesetzmä- 
ßigen Repräsentanten  des  Landes»,  zusammen.  Auf  der  hierauf  erfolgten  Ver- 
sammlung, erging  das  oben  (§.  255,  d)  angef.  landständische  BeschwerdeManifest 
wider  den  Herzog,  vom  27.  Sept.  i83o.  Die  B.  V.  erklärte  durch  Beschlufs  v. 
4.  Nov.  i83o,  die  erneuerte  Landschaftordnung  für  in  anerkannter  Wirksamkeit 
bestehend. 

6-)  Moser  a.  a.  O.  765.  Von  dem  Rönigr.  Sachsen  s.  die  Verfass.TJrk.  v.  i83i, 
§.  123  — 126.  Weisse's  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  58 — 62,  75  u.  f.  u.  ein  k. 
Decret,  S.  2o3.  Braunschw.  erneuerte  Landschaftordn.  v.  1820-  §.  35  u.  f.  So 
auch  im  Anhaltischen,  §.  287. 

/)  Mecklenb.  Erbvergl.  v.  17öS ,  §.  176  ff.,  S.  weimar- eisenach,  Grundgesetz  über 
die  landst.  Verfass.,  §.  io5  u.  ff.  Hildburghausische  Verfass.  Urk.  v.  1818,  §.  3, 
29  u.  f.  43  u.  f. ;  badische,  §.  5i ;  würtembergische,  §.  187 — 192 ;  coburg-saalfeldische, 
§.  104  ff. ;  meiningische  v.  1829,  Art.  53  ff. ;  schwarzburg-rudolstädtische  landesherrl. 
Erklär,  v.  21.  Apr.  1821,  Num.  4-  Waldeckischer  Landesvertrag,  v.  19.  Apr.  181 6,  %.  21 
u.  ff.  Rurhess.  Verfass.TJrk.  v.  i83i,  §.  102.  S.  Altenburg.  Grundges.  v.  iS3i  (Landes- 
Deputation),  §.  249  ff.  HohenzollernSigmaringensche  Verf.Urk.  v.  i833,  §.  180  ff. 
In  Tyrol  hat  man  drei  Arten  von  landständischen  Versammlungen  ,  den  grofscn 
offenen  Landtag,  den  grofsen  AusschufsCongrefs ,  die  perennirende  oder  perpc- 
tuirliche  Activität.  In  Böhmen  und  Mähren  besteht  ein  permanenter  LandesAus- 
schufs,  in  Niederöstreich  im  Lande  unter  der  Enns,  und  im  Lande  ob  der  Enns, 
in  Steyermark  und  in  Rärnthen ,  ein  Collcgium  der  Verordneten  u.  ein  Colle- 
gium  der  Ausschufsräthe.  —  Von  landständisehen  Ausschüssen  s.  v.  Aretiö's 
Staatsr.  der  constitutioncllen  Monarchie,  Bd.  II,  Abth.  2,  S.  196,  wo  es  heifst : 
«Dieser  Ausschufs  ist  berufen  ( u.  s.  w.  bis)  zu  veranlassen».  Man  s.  auch 
Paülls  vom  Fortbestehen  der  ständischen  Verfassung  u.  der  Mündigkeit  der 
Staatsgcsellschaft ;  in  dem  Archiv  für  landständische  Angelegenheiten,  8»  Liefe- 
rung (  Carlsr.  1829),  S.  33. 

§.  299.  (Ms.) 

Versammlungen  der  Landschaft.    Ausschreibung.    Ort  und  Zeit. 
Süz-  und  Slimmordnung. 

I)  Nach  Verschiedenheit  der  Landesverfassung  und  der  Umstände  wer- 
den, unter  verfassungsmäsiger  Mitwirkung  des  Regenten,  ordentliche 
und  aufs  er  ordentliche  Landlage,  allgemeine  Landtag  Versamm- 
lungen und  engere  Ausschufs-  oder  Deputationstage  gehalten  «).  II)  Zu 
dem  Ort  dieser  Versammlungen  wird  meist  die  landesherrliche  Residenz- 
stadt gewählt ,    zuweilen    auch    ein  anderer   bestimmter,  oder  beliebiger 
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Ort  'Ii'  i)it  LusschroibuM  det  ordentlichen  Landtage  CConypca- 
tion),  die  Einberufung  der  Landstände,  geschieht  \<m  dem  Regenten  &)< 
11  Was  die  Zeitbestimmung  betrifft,  so  geschieht  die  Ausschreibung 
ilei  bu  bestimmter  Zeit,  /..  B.  jährlich,  oder  nach  zwei,  drei,,  oder 
sechs  Jahren,  oder  aufserordenüichj  s<»  oft  es  nothig,  insonderheit  nach 
einem  Regierungswechsel,  oder  nach  Gutfinden,  allenfalls  auch  auf  An- 
tuchen  i'ui-  Landstande  <0.  \  )  Die  Sil/,-  und  StimnlordnUng  in  dem 
r  im,  oder  in  den  verschiedenen  Abteilungen  der  Siändcvcrsammlung 
r.  290),  oder  .null  in  dm  verschiedenen  Classen  der  ILaridstäiide  (§♦  291), 
isf  entweder  nach  einer  bestimmten  Rege)  festgesetzt  oder  willkührlich 

1)  Rbichardi  «l i^^.  de  sfaiiltus  proi tncialibus ,  ]>.  12.  Rkccius  specil.  juris  germ. 
priv.  taS,  HOSEB  v.  d.  H.  Stände  Landen,  i385.  ic\c)3.  1-197.  Weisse's  angef. 
Lcfarb.,  Bd.  II,  s;.  66  ff.  \  on  gemeinscliäßh'chen  und  besondern  Landtagen  in 
Hessen,  Schaumburg  und  in  den  verschiedenen  Landestheilen  der  Fürsten  von 
Beul*  jüngerer  Häuptlinge,  s.  oben  286  u.  287,  u.  Moser  a.  a.  O.  620.  i5i4- 
Lh»1)Khhusk's  kleine  Schriften,  I.  O7.  124.  —  Von  Ausschuss Versammlungen,  8. 
oben  298  u.  Moser  a.  a.  Ö,  1  r>  1 1 .  D.  G.  Schreber  >on  churf.  säehs.  Land-  u. 
Ausschulstagen.  Halle  1-69.  1793.  8.  (Auch  in  Fl  C.  Moseh's  diplomatisch- 

histor.  Belustigungen,  Tb.  I,  S.  i85).  Ii.  C.  Weisse's  Zusätze  hiezu.  Leipz.  1799. 
B.  —  \  on  ehemaligen  Stifttagen  in  dem  Königreich  Sachsen,  6.  IIöivleh  a.  a.  O. 
)  Höst*  *ön  d.  EL  Stände  Landen,  i5oo.  —  Von  Landtagen  unter  freiem  Him- 
mel, ebendas.  .(j8.  Schj.özek's  Staatsanzeigen,  Heft  32,  S.  411-  v«  Liebhabeu's 
Beitr.  zur  Erorter.  der  Staats^ erfass.  der  braunschw.  lüneb.  Churlande  (Gotha 
o.),  S.  120.   Künigl.  sächs.  VerfaSs.tJrfc  v.  i83i,  §.  1 15. 

•  )  "\  orrecht  und  Schuldigkeit  hiebei.  Mosek  a.  a.  O.  1496.  Ebendess.  Rcchtsmate- 
ritn.  ^  II.  621.  —  Aon  der  Landstande  Convcntcn  ohne  landesherrliche  Bewilli- 
gung; oben  §.  298,  d.  Studien  obss.  juris  et  hist. ,  obs.  IV.  §.  24.  —  Die  Ver- 
fassung bestimmt,  ob  und  an  welche  Landstände  eigene  landesherrliche  Einberu- 
fimgilbeicriptc  zu  erlassen  sejen. 

d)  Moser  von  der  R.  Stände  Landen,  i5oo.  —  Von  den  Verfassungsurkunden  seit 
Errichtung  des  T.  Bundes,  bestimmen  die  s.  allcnburgische  alle  4?  die  baierische, 
königlich  Bächsische,  würtembergische,  grofshcrzoglichdiessische ,  liurlicssische, 
meiningische,  hohenzoUern-sigmariügensche  alle  3,  die  badische  alle  2  Jahre  eine 
staudisi  be  \  ersammlung.  Ein  badisches  Gesetz  v.  14.  Apr.  1825  änderte  dieses, 
auf  3  Jahre,  ein  späteres  v.  8.  Juni  i83i  stellte  aber  die  frühere  Bestimmung 
wieder  her. 

)  Die  braunschweigische  Landtagordnung  von  1820,  §.  45?  will,  dafs  in  den  bei- 
den Sectionen  der  Landstände,  «bei  den  Bcrathschlagungen  keine  Abtheilung 
no<  Ii  l  aterschied  der  .Mitglieder,  und  eben  so  wenig  eine  gewisse  Ordnung,  in 
Ansehung  des  einzunehmenden  Sitzes  und  der  Abstimmungen,  statt  finde».  An- 
einingische  Grundgesetz  v.  1824?  §•  54;  das  folgende  von  1829,  Art. 
£9  IT.  schweigt  bievori.  Hie  lionigl.  sächs.  Verfass.TIrk.  V.  i83i,  §.  76,  bestimmt 
hu  gewisse  Mitglieder  der  ersten  Kammer  die  Sitzordnung,  bei  den  übrigen,  so 
wir  in  dci  /.weiten  Kammer,  wird  solche  durch  das  Loos  festgesetzt. 
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Verhandlungen  während  der  Stände  Versammlung.  Geschäftordnung. 
Entlassung,  Vertagimg,  Auflösung.    Neue  Deputirtenwahlen.  Oeffent* 
lichkeit.  Meinungs-,  Rede-,  Press-  und  Arrestfreiheit. 

I)  Für  die  Verhandlungsart  in  der  Ständeversammlung  besteht  ge- 
wöhnlich eine  Geschäft-  oder  Verhandlungsordnung,  entweder  in 
der  Verfassungsurhunde  ,  oder  abgesondert  von  derselben.  II)  Unter  Be- 
obachtung des  gehörigen  Ceremoniels  «),  erfolgen  bei  einer  Ständever- 
sammlung: 1)  die  Eröffnung  des  Landtags;  2)  die  Ernennung  oder 
Erwählung  des  Präsidenten  und  des  VicePräsidenten  oder  des  Land» 
schaftDirectors ,  da  wo  nicht  ein  beständiger  Präsident,  z.  B*  der  Land- 
erbmarschall oder  Landmarschall,  ist,  die  Ernennung  der  Secretäre,  die 
Legitimation  der  erschienenen  Mitglieder  der  Ständeversammlung 
und  die  Bildung  eigener  Ausschüsse,  Comites  oder  Commissionen,  für 
Vorbereitung,  Prüfung  und  Vortrag  einzelner  Arten  von  Gegenständen; 
3)  die  landesherrlichen  Propositionen  c)  (Postulate)  und  Mitth ei- 
lungen; 4)  die  Vorlegung  des  Finanzberichtes  und  Finanzplans 
(§.  399),  so  wie  der  Entwürfe  zu  neuen  Gesetzen  und  Einrichtun- 
gen; 5)  Die  Festsetzung  der  Tagsordnung;  6)  die  Anhörung  der 
Redner,  die  Erörterung,  mit  gesetzmäsiger  Freimüthigheit  und 
Freiheit  der  Rede,  und  die  Ber athschlagung,  allgemeine  oder  abge- 
sonderte, nach  den  Abtheilungen  oder  Classen  der  Landstände  <0,  auch 
für  gewisse  Angelegenheiten  des  Ausschusses,  und  zwar  in  oder  ohne  Bei- 
seyn  landesherrlicher  (zu  Einmischung  in  die  Erörterung  berechtigter 
oder  nicht  berechtigter)  Co mmissarien,  öffentlich  oder  bei  verschlosse- 
nen Thüren  (in  geheimer  Berathung  oder  geheimem  Gomite};  wenn  die 
Beratschlagung  für  geschlossen  erklärt  ist;  7)  die  Abstimmung  der 
Einzelnen,  mündliche  oder  schriftliche,  laute  oder  stille  (geheime,  mit 
weifsen  und  schwarzen  Kugeln),  und  zwar  in  der  Regel  nach  eigener 
Einsicht,  ohne  Mandat  oder  Instruction  (§,  297),  und  nur  in  eigener 
Person,  nicht  durch  Bevollmächtigte;  8)  die  Fassung  der  Beschlüsse 
nach  Stimmenmehrheit  der  Einzelnen,  oder  der  Abtheilungen  f'Curien)  in 
der  Landschaft,  in  den  zu  solcher  qualificirten  Fällen  e);  9)  die  Curamu- 
nication  unter  den  verschiedenen  Abtheüimgen  der  Ständeversammlung 
(§♦  290)  und  mit  der  obersten  Staatsbehörde  oder  dem  Staatsoberhaupt; 
10)  die  Erklärungen  der  Ständeversammlung,  beifällige,  einwilligende, 
gutachtende,  abweichende,  \ erweigernde,  mifsbilligende  (landständisches 
Velo,  §.  29$)}  11)  die  Verabredung  und  Entwerfung  der  Landesbe- 
schwerden/), der  Landesgebrechen,  Erinnerungen  und  Desi- 
derien,  der  Vorstellungen,  Vorschläge,  Anträge  und  Bitten; 
12)  die  landesherrlichen  Resolutionen,  der  Landtags  Abschied  g\ 
die  Schlufsacle  dos  Landtags,  auch  der  Deputations  Abschied;  j3)  zu- 
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»eilen  besondere  landesherrliche  Eutschliefsuns  oder  Resolution  auf 
die  ständischen  Uesen  werden  ( Erledigung  der  Landesgebrechen);  14)  die 
Entlassung  oder  Schließung  des  Landtags  mit  oder  ohne  Feierlichkeit. 
Uli  Heist  bestehen  positive  Bestimmungen  über  die  Dauer  des  Landtags 
und  deren  Verlängerung  oder  A.bkurzung,  über  die  \  ertagung  und  die 
A.nflSsung  der  Stände  Versammlung  aV  über  den  Zeitraum,  nach  dessen 
Ablauf  neue  Deputirtenwahlen,  und  nach  welcher  Ordnung  dieselben 
irorxu nehmen  sind,  über  den  Ersatz  der  in  der  Zwischenzeit  abgegangenen 
Deputirten ,  Iber  die  Verpflichtung  der  Ständemitglieder»  u.  d.  m. 
n  Oef fen tlichkeit  der  landständischen  Verhandinngen  (sowohl  Zu- 
lassung des  Publicums   in  den  Sitzungen  als  auch  öffentliche  gedruckte 

lithographirte  Mittheilung  des  Denkwürdigen  der  Verhandlungen),  als 
Regel,  ist  zweckgeraäfs,  theils  als  Sporn  für  Thatigheit  und  Berufpflicht 
der  Mitglieder,  iheUs  als  Erinnerungs-  und  Bitdungsmittel  für  Staatsbeamte 
und  Mitglieder  der  Stä'ndeyersamiidung,  theils  damit  die  Nation  ihre  Staats- 
männer und  Stellvertreter  in  ihrem  öffentlichen  Charakter  kennen  lerne, 
und  auch  für  Anregung  eines  verfassungsmässigen  Volklebens  0*  Was  in 
Hinsicht  auf  öffentliche  Rechte  und  Pflichten  im  Namen  Aller  verhandelt 
wird,  mufs  in  der  Regel  auch  Allen  kundwerden,  und  was  das  Licht  ver- 
tragen  kann,  hat  nicht  nothig  das  Licht  zu  scheuen»  Dalier  gilt  der  Geist 
der  Oeffentlichkeit  in  ständischen  Verhandlungen  für  den  Genius  des 
öffentlichen  Wohls,  und  als  eine  der  wichtigsten  Grundbedingungen  des 
öffentlichen  Lehens.     V)  Wie  diese  Oeffentlichkeit,  eben  so  liegen  auch 

sigte  Opposition,  Meinungs-,  Bede-  und  Prefsfreiheit 
1  1    i.  f.),  desgleichen  in  der  Begel,  Arrestfreiheit  der  Mitglieder 

der  Standeversammlung ,  mit  Ausnahme  des  Falles  einer  Ergreifung  auf 
frischer  That  bei  einem  peinlichen  Verbrechen  und  der  Wechselstrenge, 
in  der  Natur  einer  RepräsentativVerfassung         Ein  Verstofs  gegen 

Ri  glement  kann  den  Ruf  zur  Ordnung,  mit  oder  ohne  Censur, 
Aufforderung  zu  Widerruf,  die  Ausschliessung  von  der  Versammlung, 
selbst  die  Verweisung  vor  eine  richtende  Behörde  begründen. 

a)  Von  dem  landesherrlichen  Ceremoniel,  s.  Moser's  Rechtsmaterien,  St.  IV.,  S.  48». 

b)  \  on  dem  1  rscheinen  der  Grafen  und  Herren  durch  Abgeordnete,  der  Universi- 
täten, der  Städte,  der  amtsiissigen  RitterCurien,  durch  Bevollmächtigte ,  s.  Rei- 
CHabdt  dtss.  (it.,  p.  33.  sqq.  Auf  den  Landlagen  der  östreichischen  zu  dem  T. 
Bund  gehörenden  Staaten,  ist  jeder  Landstand  der  drei  oberen  Classcn  ver- 
pflichtet, persönlich  zu  erscheinen,  und  selbst  in  den  wichtigsten  Verhinderungs- 
fällen kann  er  durch  einen  Bevollmächtigten  sich  nicht  vertreten  lassen;  nur  in 
0  itreichischSchlesien  zeigen  sich  Ausnahmen  hievon.  Bisinger  a.  a.  O.  S.  470  £ 

c)  .Moser  v.  der  R.  St.ände  Landen,  S.  i5o3. 

rf)  Moses  a.  a.  0.  1Ö04  fT.  —  In  der  Ständevcrsammlung  sollen  die  dahin  gehören- 
den bigelegenheiten  frei  besprochen  und  erörtert -werden,  ohne  Furcht  vor  Rache, 
die  von  absoluter  Gewalt  zu  besorgen  wäre.  Die  Regierung,  die  Keine  Partei 
ist.  siciit  der  Erörterung  beobachtend  zu,  und  benutzt  für  das  Staatswohl  die 
dadurch  erhaltenen  Aufklärungen  und  Winke. 
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c)  Struben  obss.  juris  et  hist.  206.  —  Ob  und  wann  bei  Stiinmengleithheü ,  die 
Stimme  des  Präsidenten  den  Ausschlag  gebe?  König],  siiclis.  Verfass.Urk.  v.  1 83 1 , 
§.  128. —  Von  dem  Recht  in  Theile  zu  gehc?i  (jus  eundi  in  partes,  itio  in  partes) 
s.  E.  F.  Georgii,  ob  und  in  wie  fern  jus  eundi  in  partes  auf  teutsche  Landes- 
und Ständeversammlungen  anwendbar  sey?  (Stuttg.  1817.  8.)?  S.  71  ff.  u.  -3  f 
Woldem.  Seyffarth  diss.  de  finibus  circa  jus  decidendi,  quo  vota  majora  in  co- 
mitiis  utuntur,  recte  regundis  (Lips.  1818.  4-)5  P-  61—73.  Preufs.  Gesetz,  we- 
gen Anordn.  der  ProvinzialStände  für  die  Mark  Brandenburg  u.  das  Markgraf- 
thum Niederlausitz;  v.  i.Juli  i8?3,  §.47,  u.  so  auch  die  andern  preufs.  Gesetze 
für  die  ProvinzialStände  in  den  übrigen  Provinzen  (§.288,  Note  b). —  Das  Recht, 
eine  SeparatStimme  abzulegen,  gibt  die  König],  sächs.  Verfass.Urk.  v.  i83i, 
§.  129,  den  Abgeordneten  der  Rittergutsbesitzer,  der  Städte  und  des  Bauer- 
standes, in  der  zweiten  Kammer,  wenn  wenigstens  drei  Viertheile  der  Anwesen- 
den ihren  Stand  in  seinen  besondern  Rechten  oder  Interessen  durch  den  Be- 
schlufs  der  Mehrheit  für  beschwert  erachten.  —  Ob  in  dem  Fall  einer  Stimmen- 
gleichheit, dem  Landesherrn  ein  Entscheidung srecht  (wie  nach  dem  meining.  Grund- 
gesetz v.  1824,  §•  63,  und  nach  dem  v.  1829,  Art.  95),  oder  richterliche  Auctori- 
tat  in  solchen  Fällen  gebühre,  welche  sich  auf  die  verfassungsmäsige  Concur- 
renz  der  Landstände  zu  Ausübung  eines  Hoheitrechtes,  oder  auf  die  natürliche 
Freiheit  der  Stände  beziehen?  Strubel  1.  c.  207.  Von  Weimar  s.  Klücer's 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  187.  —  Ob  auch  für  Fälle  des  getrennten,  oder  ungleich- 
artigen Interesse,  namentlich  bei  der  Steuerbewilligung ,  im  Zweifel  die  Mehrheit 
der  Stimmen  gelle?  Verneint  wird  es  von  Moser  a.  a.  O.  i5o8.  Ebendess. 
Rechtsmaterien,  I.  58.  160.  Struben  ].  c.  206.  Wo  der  allgemeine  Vertretungs- 
grundsatz (§.  289)  gilt,  ist  das  Interesse  aller  Stimmführer  gleich,  doch  aber 
auch  das  besondere  einzelner  Beitragpflichtigen  gebührend  zu  beachten.  Jetzt 
entscheiden  die  meisten  Verfassungsurkunden  über  die  angeführte  Frage. 

/)  Vergl  §.  297,  Num.  V.    Moser  a.  a.  O.  1189.  1297. 

g)  Ton  dem  La?idtagRecess,  s.  Moser  a.  a.  O.  i5n.  Reuss  Staatsk.  XXXVIII.  233. 
Von  Weimar  s.  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  190.  Von  dem  Königr.  Sachsen, 
die  Verfass.Urk.  v.  i83i ,  §.  119.  —  Von  den  Kosten  des  Landtags,  s.  Moser  a. 
a.  O.  S.  i5i2,  und  oben  §.  280,  b.  Die  meisten  der  neueren  Verfassungsurkun- 
den bewilligen  den  Landständen  eine  bestimmte  Entschädigung,  Tag-  und  Reise- 
gelder. Königl.  sächs.  Verfass.Urk.  v.  i83i ,  §.  120.  Vergl.  auch  Weisse's  angef. 
k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  79  ff. 

h)  Von  Vertagung  oder  Prorogation,  und  von  Auflösung  der  Landtage  handelt 
Moser  von  der  Reichsstände  Landen,  S.  i5io.  Manche  Verfassungsurkunden 
enthalten  hierüber  -eigene  Bestimmungen,  z.  B.  die  weimarische,  §  96;  die 
baierische,  VII,  23;  die  würtembergische ,  §.  186;  die  grofsh.  hessische,  Art.  63 
u.  ff.;  die  hildburghausische  v.  1818,  §-43;  die  königl.  sächsische  v.  i83i,  §.  116. 
Aufgelöst  wurden:  die  Ständeversammlungen  von  Kurhessen  und  Würtembcrg 
im  März  i833. 

t)  Imago  animi  sermo  est.  (Jualis  ratio  talis  oratio.  Bratj's  Minerva,  1821,  Febr.,  S.  297 
— 394.  Verhandlungen  der  2.  Kammer  der  grofsh.  hessischen  Landstände,  1820, 
Heft  1,  S.  58  ff.,  74  ff.;  Heft  3,  S.  57  ff.,  79  ff.,  no;  Heft  5,  S.  70.  v.  Aretin's 
Staatsr.  der  constitutionellen  Monarchie,  forlgcs.  v.  Rottecr  ,  Bd.  n,  Abth.  2. 
S.  201.  v.  Feuerba.ch's  Betrachtungen  über  die  Ocffcntlichkcit  u.  Mündlichk. 
der  Gcrechtigkeitspflege  ( Gicsscn  1821),  Hauptst.  2,  S.  47»  Jereiyi.  Bentham's 
Tactik  oder  Theorie  des  Geschäftganges  in  deliberirenden  VolksStändcversamm- 
lungcn;  nach  dessen  hinterlass.  Papieren  bearbeitet  v.  St.  Dlmont.  Erlangen 
1817.  8.  P.  S.  LAUBftorTi  de  l'eloqucnce  politique  et  de  son  influence  dans  les 
gouvernemens  populaires  et  representatifs.  Paris.  1819.  8. —  Frauen  werden  im 
englischen  Parlament  nicht  zugelassen;  man  glaubte  bemerkt  zu  haben,  dafs  ihre 
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r"  n  i  t  Bichl  selten  nacht  heilig  auf  die  Debatten  einwirke.  Bsbthim,  S.  189. 
la  Dnmetadl  wurden  lic  i833  zugelassen.  Weise  Beschränkung  der  OefVcnt- 
ttehkeil  in  de«  Vi  t.  der  wiener  SchlufsActc,  oben  §,  284.  OeiVcntlieh  sind 
die  itindischen  Sitaungen  in  beiden  Kanunern,  in  dem  Königreich  Sachsen,  in 
Damnorer,  in  Baden,  in  Kurhessen  u,  GH.  Hessen  u.  in  Braunschweig  (seil 
1881  1 1  nur  in  der  /.weiten  Sammer,  in  Baiern  u.  Würtemberg,  auch,  nach  einer 
Beuern  den  $.9  des  Patents  vom  i«Sept.  lüi.j  abändernden  Bestimmung  im  Her 
oajthum  \  iss.iu.  he  December  i83i  besehlofs  in  der  Freien  Stadt  Frankfurt  der 
gesetzgebende  Körper,  dafs  »war  seine  Sitztingen  nicht  öffentlich  seyn,  dafs  aber 
seine  ,\  erhandlungen  über  solche  Angelegenheiten,  welche  ein  allgemeines  Inte- 
resae  bilden,  durch  den  Druck  sur  Etcnntnifs  des  Publicums  gebracht  werden 
sollen.  M  in  s.  die  \  erhandlungen  in  den  Frankfurter  Jahrbüchern  v.  i832, 
S  it  In  demfKönigreich  Sachsen  wünschten,  auf  dem  Landtag  182011. 
'  •'•  «Ii«-  Stande  den  Druck  der  Landtagschriften,  der  König  bewilligte  aber 
bloft,  dals  nach  beendigter  Landes  Versammlung,  aus  den  zur  Publicität  geeigne- 
ten Verhandlungen,  ein  kurzer  Auszug  durch  den  Geheimenrath  gefertigt,  und 
n  I«  i;  ertheilter  landeaherrlicher  Genehmigung  durch  den  Druck  bekannt  gemacht 
werden  sollte,  /.um  erstenmal  erschien  ein  solcher  Auszug  unter  dem  6.  Oct. 
ithi,  auf  8  QuartSeiten «  in  der  h.  särhs.  Gesetzsammlung  1821,  Num.  20,  aus 
den  \  erhandlungen  des  jüngsten  achtmonatlichen  Landtags.  Im  Jänner  i83o 
Betete  die  Ah  lirzahl  der  Stände  es  durch,  dals  die  auf  dem  vorigen  Landtag  nur 
lithdgraphirten  LandtagActen ,  auf  gestempelten  Logen,  nur  für  die  Mitglieder 
des  Landtags  gedruckt  wurden.  Die  König I.  sächs.  Vcrfass.Urk.  v.  i83i,  §.  i36, 
»•erordne!  den  Druck  der  Protocolle,  wenn  nicht  in  einzelnen  Fällen  Geheim- 
haltung durch  die  Kammer  beschlossen  wird.  In  Baiern  fafste  am  9.  Mär/.  i83i 
die  Kammer  der  Reichsräthe  einmiithig  den  Beschluß,  ihre  Verhandlungen  in 
kurzen  kuqzügen  der  Publicität  zu  übergeben.  In  Hannover  bewilligte  der  Kö- 
nig im  Sept  i83a  der  Standes  etsammlung ,  auf  ihr  Ansuchen,  die  Zulassung 
\un  Schnellschreibern  zur  Aufnahme  der  Verhandlungen  für  die  hannöver. 
/.cii im-,  deren  Krdaction  vorbehalten  bleibe,  zu  ermessen,  in  wie  weit  dio 
\  erhandlungen  sich  zur  öffentlichen  Mittheilung  eignen.  In  Holstein  ist  in  der 
\  erurdn.  v.  i5.  Mai  1884,  welche  bc rathende  Stände  einführt,  §.  79  festgesetzt, 
dals  der  wesentliche  Inhalt  der  \  erhandlungen  in  den  ständischen  Versammlun- 
gen fortwährend  in  einer  dafür  bestimmten  Zeitung  bekannt  zu  machen  6Cy. 
—  In  dem  Gif.  Weimar  ward  auf  dem  am  17.  Dec.  1820  eröffneten  Landlag, 
d  um  auf  den  Landtagen  \  on  1S23,  1826  und  1829,  die  Ocffcntlichkcit  der  Land- 
tagSitzungen  nicht  beliebt,  aber  festgesetzt,  dafs  Auszüge  aus  den  Verhandlungen 
durch  den  Druck  bekannt  gemacht  werden  sollen.  Schweitzers  öffcntl.  Recht 
des  Off.  S.  VS  eiiiiarLisejiaeh.  I.  §.  69.  Frankf.  O.rostamtsZeit.  v.  3o.März  1829.  Eben 
so  in  dem  F.  S.  Hebungen,  in  der  LandtagSitzung  v.  19.  Dec.  1824.  Eben  so 
ml  dem  Gothaischen  Landtag  i83o.  Als  i832  in  Weimar  die  Stande  durch 
Stimmenmehrheit  einen  Antrag  auf  OefTentlichkcit  ihrer  Verhandlungen  gemacht 
hatten,  erklärte  der  Grofsherzog  durch  ein  Kescript  v.  l\.  Jänner  i833:  es 
»olle  bei  der  :\  ich  (Öffentlichkeit  sein  Verbleiben  noch  fernerhin  behalten.  Denk- 
würdig i-f.  7.11  dessen  Jicchtfcrtigung  das  vorausgegangene  Gutachten  des  Staats- 
sninkteriums,  in  der  Frankf.  OPA.Zcitung  v.  i833,  Num.  20,  23  u.  26.  —  Die 
/■'  tuliate  ih  r  preußischen  ProvinzialLandtagA  erhandlungen  sollen  durch  den 
Urucfrbckannl  gemacht  werden;  die  Sitzungen  sind  nicht  ölTentlich. 
)  hie  Opposition  kl  eine-,  von  den  LebensPrincipen  der  Repräsentativ  Verfassung. 
Sie  ist  der  Prüfstein  der  Gesetz-  und  Zweckmasigkeit  der  Staatsverwaltung 
Ihre  Richter  sind  die  öffentliche  Meinung  und  das  öffentliche  Gewissen.  Darum 
wird  sie  von  dem  Staatslntcressc  gefordert,  und  wo  sie  zufällig  fehlte,  müfste 
man  trachten  -:i   liri  bcizuliihi  en.    Durch  Rede    und  Gegenrede  wird  die  Wahr- 
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heil  geboren.  Man  s.  den  Vortrag  des  SlaatsProcuraiors,  in  d.  iVIouiteur  uni 
yersel  \,  3o.  März  i8a3,  u.  e.  Autsatz  de  FOpposition ,  in  d.  pariser  Courrier 
francais  von  demselben  Tag.  Du  Pouvoir  et  de  TOpposition  dans  la  Societe ; 
par  M.  Gvmlh.  Paris  182/,,  8.  Vergl.  das  rtieiningisclie  Grundgesetz  v.  1829, 
Art,  99, 


IV     C  A  P  I  T  E  L. 

Die    S  t  a  n  (1  c  s  h  e  1*  r  e  ii, 


§.    501.  (230.) 

Begriff'  der  Standesherren  und  Standesherrschaften.  Bundesstaaten* 
worin  standesherrliche  Bezirke.    Standesherrliche  Unterordnung  unter 
mehrere  Bundesstaaten  zugleich. 

I)  S tan d esher re n  a)i  mi  Sinn  der  teutschen  BundesActc  £)9 
sind  der  Bundesacte  gemäfs  bevorrechtete  Landeigentümer  vom  Herren- 
Stande  c);  vormals  teutsche,  fast  durchgehends  reichsständische  Landes- 
herren von  fürstlichem  oder  gräflichem  <?)  Stande,  welche  bei  dem  Fall 
der  teutschen  Reichs  Verbindung  oder  späterhin/),  der  Staatshoheit  teutscher 
Souveraine  unter  bestimmten  Bedingungen  untergeordnet  wurden.  Unpas- 
send auf  ihren  Rechtszustand,  sind  die  Benennungen  Mediatisirte  und 
mittelbar  gewordene  ehemalige  Reichsstände  #•)♦  In  der  Zeit  des  teut- 
schen Reichs  mit  persönlicher  und  dinglicher  Reichsunmittelbarkeit  und 
mit  rcichs  verfassungsmäßiger  Landeshoheit  ausgestattet,  nunmehr  in  bevor- 
rechteten Privatstand  versetzt,  sind  sie  jetzt  teutschen  Souverainen  unmit- 
telbar, aber  stau desherrl ich  untergeordnet.  II)  Ein  nach  Vorschrift 
der  BundesActe  standesherrlich  bevorrechteter  Landesbezirk,  vormals  ein 
reichsunmittelbares  den  Inhaber  zu  teutscher  Landeshoheit,  meist  auch  zu 
Reichsstandschaft  berechtigend  es  Territoriuni,  heifst  S  landesherrschaft  h). 
Es  kann  demselben,  nebst  dieser  Benennung  der  Gattung,  der  Titel 
Fürstenthum,  Grafschaft,  oder  Herrschaft  zukommen,  welcher  durch  das 
Beiwort,  «standesherrlich»  .sich  genauer  bezeichnen  läfst  III)  Standesherr- 
liche  Bezirke  dieser  Arl  in  großer  Anzahl  bestehen  in  folgenden  neun 
Bundesstaaten:  in  den  königlich  -  preußischen  Provinzen  Wcslphalen 
und  Niederrhein ,  in  den  Königreichen  Baiein,  Hannover  und  Würteinberg. 
i|i  den  Giofsherzogthümern  Baden  und  Hessen,   in  dem  Kurfürstenlhum 
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Hessen,  in  dem  Hei  ogtintm   Kassau,  in  dem  B'ÜTstenthum  Hohenzollern 
Sigmaringen.     IN  >   Manche  Standesherren  sind,  wegen  standesherrlicher 
Besitzungen  in  verschiedenen  Bundesstaaten,  der  Souverainetät  mehrerer 
Bnndesfursten  Bugleich  untergeordnet. 

Schriften,  die  Standesherren  betreffend,  sind  angezeigt,  in  Wimkopp's  rhein.  Bund, 
\\.  180  i>),.  —  CiiiMii  Uber  die  Staudesherren;  in  Lttobh's  Nemesis  Bd.  III, 
St,  1  (1814)1  8.  i"3  193.  1'.  \-  Si  \si.i  111,'s  Entwurf  für  eine  umfassende  u. 
gleichhcitliche  Bestimmung  der  Standes-  und  grUndberrlichen  Rechtsverhältnisse, 
(  irlsr.  1811.  .li  Vi(  !ii\  für  Standes«  und  grundherrliche  Hechte  und  Verhält- 
nis. Geschichte  und  Statistik,  alter  und  neuer  Zeit.  Bd.  I,  Heft  1.  Heilbronn, 
•  .;,>.  Hefl  a  u.  3,  Carlsr.  u.  Baden,  1821.  Bd.  U,  lieft  1.  Ebendas.  182a. 
Hefl  >  il  >.  i8a3*8.  C.  Vollgbiif,  die  teutschen  Standesherren.  Giessen  1824. 8. 
(l>.rscs  Buch,  .ml"  758  Seiten  Text,  mit  17  Beilagen  auf  898  Seiten  u.  3.  Tabellen, 
bedarf  Tieler  Berichtigungen.)  L.  Drbsch  von  den  Rechtsverhältnissen  der 
Standetherren,   nach  dem  deutschen  Bundes«  u.  bayerischen  Staatsrechte;  in 

dessen    Vbhandlungen  (München  i83o.  8.),  S.  119—  208  u.  237—243. 

'  '  Das  Wort  Standeshen  n  gebraucht  die  Bundes  Acte,  Art.  1/,,  lit.  b,  von  den 
Hü*pi  m  dieser  fürstlichen  u.  gräflichen  Häuser.  —  Wesentlich  verschieden  von 
1  Standesherren,  deren  Rechtszustand  durch  die  teutsche  Bundes  Acte  und 
die  SckbusActo  des  wiener  Congresses  (unten  Note  d)  bedingt  ist,  und  die  man 
daher  am  genauesten  durch  die  Benennung  Standesherren  im  Sinne  der  t.  Bunde s- 
./.'•■  bezeichnet,  sind:  1)  diejenigen  Standesherren,  die  schon  vor  1806  als 
ansehnlich  bevorrechtete  Grundcigenthümcr  in  verschiedenen  tcutschen  Ländern 
bestanden,  wie  in  Schlesien  (seit  dem  Jahrhundert,  freie  und  minderfreio 
Standesherren,  mit  Standesherrsrhaftcn  und  Minderherrschaften,  und  wo  noch 
1819  Thum  und  Ta\is  —  man  s.  542,  d  —  für  sein  Fürstenthum  Krotoszyn 
Standesherrlichkeit  erlangte),  in  der  Ober-  u.  Niederlausitz}  2)  diejenigen,  welche, 
nuili  Auflösung  der  t.  Kciehs Verbindung,  in  etlichen  Bundesstaaten  Standesherr- 
lichkeit durch  Umdukerrlicke  Verleihung  erlangt  haben,  wovon  Beispiele  unten 
höj  eine  Verleihung,  durch  welche  weder  Hoffnung  zu  CuriatStimmrecht  in 
in  dem  Plenum  der  B.  V.  (§.  iao).  noch  ein  in  allen  Bundesstaaten  nothwendig 
anzuerkennender  hoher  Adelstand  (§.  3o3),  und  die  unten  (§.  3o3)  erörterte 
Standesherrliche  Elbenbürtig&ert ,  nebst  dem  von  der  B.  V.  bewilligten  Prädicat 
Durchlaucht  oder  Erlaucht,  erlangt  werden  kann.  Darum  konnte  man  die  StH. 
im  Sinn  der  BundesActe,  teutsche  StH.  nennen,  im  Gegensatz  jener,  denen  nur 
in  einaelnen  Bundesstaaten  eine  bestimmte  Standesherrlichkeit  zusteht,  nur  m» 
ländische t  /..  Ii.  preufsische,  baierische,  badische.    Man  s.  §.  317, 

r)  II  .  'und,  im  tcutschen  alt  staatsrechtlichen  Sinn.  Vergl.  oben,  §.  262,  und 
Ki  u  mi  [gagoge  in  clementa  juris  publici  quo  utuntur  Nobilcs  immediati  in  Im 
perio  B.  G.  (Erl.  i7o3.  8),  §.  5.  Bhein.  Bund,  XXUI.  194.  —  Die  Benennung 
s  ndeeherren  in  dem  oben  angegebenen  Sinn,  ist  nun  stylo  publico  fast  allge- 
mein angenommen.  Andere  hatten  sie  für  vrivilcgirle  Herren  erklärt.  Behh's 
Bjatemat  Darstell,  des  rhein.  Bundes,  146.  Zachakiä's  Abhandlungen  zu  Er- 
lau tcr.  des  Staatsr.  d.  rhein.  Bundesstaaten,  S.  24  AT.  Vergl.  oben  §.  44*  c> 
oder  gar  für  Staatsbeamte.  Behh,  a.  a.  O-  S.  4°9>  Vergl.  auch  Gruner  a.  a. 
O..  S.  1-2  K 

'')  Ausdrücklich  nur  von  «ehemaligen  Reichsständen'»,  spricht  die  BundesActe ß  im 
Art.  14.  Aber  Ausnahmen ,  doch  nur  wenige,  sind  dadurch  begründet,  dafs  die 
ScklussActe  des  wiener  Congresses  auch  Etlichen  für  Besitzungen,  welche  in  dem 
tcut.chcn  Reich  zu  Reichsstandschaft  nicht  berechtigten,  Standesherrlichkeit  im 
Sinn  der  t.  BundesActe  angewiesen  hat.  Von  dieser  Art  sind,  unter  Preufsen: 
1)  der  Fürst  von  PfittgensteinBerUburg  wegen  der  Herrschaft  Homburg  an  der 
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Marli,  deren  standesherrliehe  Gerechtsame  im  J.  1821  an  die  Kt'one  Preufsen 
veräufsert  worden  sind  (nicht  auch  wegen  seines  Anthcils  an  der  vormals 
reichsständischen  Grafschaft  Wittgenstein  );  2)  der  Herzog  von  Croy  wegen  Dül- 
men; 3)  der  Fürst  von  BentheimStcinjurt  wegen  Steinfurt  (nicht  auch  wegen  der 
vormals  reichsständischen  Grafschaft  Bentheim),  und  4)  der  Fürst  von  Bentheim- 
Tecklenburg'  oder  BentheimRheda  wegen  der  Herrschaft  Rheda.  Acte  final  du 
congres  de  Vienne,  art.  43-  Dafs  in  Ansehung  dieser  Bezirke,  ihre  Besitzer 
nur  standesherrliche  Realisten,  also  der  standesherrlichen  persönlichen  und  ver- 
mischten Vorrechte  (§.  3o4  u.  3o6)  nicht  theilhaftig  seyen,  behauptet,  in  Wider- 
spruch mit  der  preufsischen  Staatspraxis,  v.  Dresch,  Abhandlungen,  S.  129. 
Auch  behauptet  er  solches,  Note  r ,  von  hannöverischen  Standesherren,  nach 
Art.  32  der  wiener  Congrefs Acte ;  allein  diese  hatten  sämmtlich  Reichsstandschaft, 
und  zwar  Arenberg  und  Looz  sogar  VirilStimmrecht  nach  dem  ReichsDep.- 
Hauptschlufs  v.  i8o3,  §.  32.  —  Von  der  vormals  nicht-reichsstandischen ,  doch 
reichsunmittelbaren,  nun  aber  standesherrlichen  Grafschaft  Hohenlimburg ,  dem 
F.  von  BentheimRheda  gehörend,  unten  §.  3 17,  a.  —  Die  in  dem  Rönigreich 
Würtemberg  gelegene  Graf-  oder  Herrschaft  Löxvenstein,  den  F.  von  Löwen- 
stein Wertheim  gehörend,  war  weder  reichs-  noch  kreisständisch.  Der  gröfsere 
Theil  derselben  gehört  der  altern  Hauptlinie  (der  freudenbergcr)  des  fürst- 
lichen Hauses  LöwensteinWertheim,  blofs  das  Amt  Abstatt  gehört  der  jüngern 
(der  rosenberger)  Hauptlinie ,  alles  Uebrige  besitzen  die  beiden  SpecialLinien 
der  altern  TIauptlinie,  jede  zur  Hälfte.  Auf  dem  bei  der  B.  V.  von  Würtem- 
berg im  Juni  1829  eingereichten  Verzeichnifs  der  dortigen  Standesherren ,  sind 
beide  Linien  benannt;  doch  ist  nur  die  ältere  mit  einem  vormals  reichsständi- 
schen Besitzthum,  einem  Antheil  an  der  Grafschaft  Limpurg,  dort  begütert.  — 
Der  würtcmbergische  Verfassungsvertrag  v.  1819,  ^.  129,  gibt  eine  Stelle  in  der 
ersten  Kammer  der  Landstände  den  «Häuptern  der  fürstlichen  und  gräfl.  Fa- 
milien, und  den  Vertretern  der  standesherrl.  Gemeinschaften,  auf  deren  Besitz- 
ungen vormals  eine  Reichs-  oder  ÄmVtagsStimme  geruht  hat». 

e)  Nur  von  reiehsständischen  fürstlichen  und  gräflichen  Häusern  spricht  die  Bundes- 

Acte  unter  lit  a  des  Artikels;  wiewohl  sie  weiter  unten,  nach  Num.  4?  und 
eben  so  die  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  63,  auch  der  «mittelbar  gewor- 
denen Fürsten,  Grafen  und  Herren»  erwähnt  (§.  307  u.  309,  vergl.  mit§.  262,  d). 
Daher  fand  sich  eine  Ausnahme  von  der  zuerst  gemachten  Erwähnung  nur  der 
fürstlichen  und  gräflichen  Häuser,  bei  dem  Freiherrn  von  Bömmelberg,  dem  (seit 
1800)  Besitzer  der  vormals  reichsständischen,  in  dem  43.  Art.  der  wiener  Con- 
grefsActe  als  Standesherrschaft  im  Sinn  der  teutschen  BundesActe  anerkannten 
Herrschaft  Gehmen.  Vergl.  §.  262,  d.  Dieser  Freiherr,  ohne  männliche  Nach- 
kommen, hat  1825  Gehmen  verkauft,  an  einen  Freiherrn  von  Landsberg  Vehlen, 
welcher  dasselbe  ohne  Standesherrlichkeit  besitzt.  Man  s.  im  Anhang  IV,  am 
Schlufs  die  Anmerkung. 

f)  Die  Geschichte  dieser  Art  standesherrlicher  Unterordnung  beginnt  mit  dem  J. 
1806.  Schon  kurz  vor  Auflösung  des  t.  Reichs  entstand,  durch  freiwillige  Un- 
terwerfung, die  standesherrliche  Unterordnung  der  Grafen  von  Fugger  unter 
Baiern.  Baierische  Declaration  vom  7,  Juni  1806.  Winropp's  rliein.  Bund, 
Heft  I,  S.  67.  II.  228.  XII.  5i6.  Aber  in  Masse  erfolgten  standesherrliche  Sub- 
jectionen,  durch  die  rheinische  BundesActe ,  Art.  24.  Vergl.  oben  §.  3*  u.  43  — 
45.  Im  J.  1807  subjicirte  der  König  von  Westphalcn ,  den  Fürsten  von  Kaunitz- 
Rietherg  wegen  Rietberg;  defsgleichcn  im  J.  1808  der  Grofsherzog  von  Berg  den 
Grafen  (jetzt  Fürsten)  von  BentheimTecklenhurg  wegen  Rheda  und  HohenLim- 
hurg. Aber  weder  jenem  noch  diesem  wurden  die  in  der  rheinischen  Bundes- 
Acte bestimmten  standesherrlichen  V  orrechte  eingeräumt.  Im  J.  1810  unterwarf, 
doch  gleichfalls  ohne  standesherrliche  Vorrechte,  Napoleon  theils  sich  selbst 
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tliells  dem  d  i>\  lu  i  von  !5rrg  \crschiedene  ehemalige  I  U'ii  lisst  .'imlc ,  die  bis 
dahin  in»»  h  in  i  geblieben  waren,  nämlich  die  Fürsten  von  SaltiiSalin  und  Shlm 
Ay/AMr»-,  uml  den  Her/.og  von  Amtbcrg  (§.  3a).  Endlich  wurden  im  Jahr  l8i5» 
ron  dorn  wiener  Congrefs,  auch  die  souverainen  fairsten  von  Isenburg  und  von 
der  I  .  10  wie  die  dem  Ehrsten  schon  durch  die  rheinische  Bundes  Acte  Bub 
jieieten  Grafen  von  benburg,  standetaherrlich  untergeordnet.  Arte  final  du  con- 
:, res  de  Vienne,  Vi  t.  B i  et  KttroEa's  (Jebersichl  der  diplomat.  Verhandl. 
des  wiener  Congr.,  S.  ig,  8t,  91,  86,  i35  u.  ß6i«.  EBendesä.  Acten  dos  wiener 
(  ■  '  .'•  .  Bd,  II.  S.  "'-i)  i.  lul.  \lll,  S.  iÖ2.  Reces- central  de  la  Commission 
territoriale  rnssemblee  n  l'rancfort,  du  so  juillet  1619,  arl.  8,  19  et  fttifc  Ein 
Gesuch  des  1  .  \.  der  /•  yen,  um  Entschädigung  oder  sonstige  Hülfe!,  wegen 
verlorner  Landeshoheit,  ward  von  der  B.  \.  zweimal  abgewiesen,  in  ihren  Pro- 
1 .  1816,  v.  '•.  u.  \.  1820,  <>.  sät.  Dagegen  ward  der  Landgraf  Von  Ifes- 
1  .  welcher  vermöge  der  rheinischen  BundesActe  gegen  den  OH.  von 

Hessen  in  Btandesherrlicher  Unterordnung  gestanden  hatte,  von  derselben  durch 
den  \<  1«'  final  des  wiener  Congresses  befreit  (§.  108,  e).  —  Geschichte  der 
Bogen«  Vfcdiatisirung,  in  dem  angef.  Archiv  etc.  JUKI,  lieft  1,  S.  t33  ff.,  Ifeft  2. 
S.  17]  IT. 

•  )  Obgleich  /u  ihren  Souveräinen  unstreitig  in  unmittelbarem  SubjeclionsN  erhältnifs 
Stellend,  werden  diese  Standeslierren  hin  und  wieder  Mediatisirte  oder  auch  im- 
gewordene  vormalige  Reichsstände  genannt,  das  Letzte  selbst  in  der  t. 
BundesActe,  \rt.  c>  u.  1,,  u.  in  der  wiener  CongrefsActc,  Art.  32,  43  U.  52, 
wie  in  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  63,  in  Beschlüssen  der  B.  V., 
/.  1'».  vom  18.  Aug.  182Ö  u.  i3.  Febr.  1829,  in  manchen  Slaatsvertriigen  und 
Landesherriii  ben  Edictca.  Ks  gesehiclit  durch  Verwechslung  von  Begriffen  des 
ehemaligen  t.  Staatsrechtes,  und  des  heutigen  t.  öffentlichen  Rechtes,  welchem 
(In-  Begriff  vormaliger  Unmittelbarkeit  und  Mittclbarheit  (§.  3y)  fremd  ist.  Vergl. 
£,  Bo.  Zur  Zeil  des  teutschen  Reichs,  waren  alle  einer  teutschen  Landesho- 
beil  oder  Landesherrlichkeil  (§.  36,  a)  zunächst  untergeordneten  Reichsangchöri- 
gen.  Mittelbare  oder  MediktX,  uteri  hauen  des  Baisers  und  Reichs  oder  der  Reichs- 
Staatsgewalt.  Dagegen  wären  dieser  unmittelbar  untergeordnet,  nicht  nur  die 
•>»  if  dem  lall  der  Rrirhs\ erbindung  einer  Staatshoheit  als  Standesherren,  also 
mit  Vorzug  vor  anderen  Staatsgenossen,  untergeordneten  vormaligen  reichsunmit- 
telbaren  Landesherren ,  sondern  auch  alle  übrigen  reichsunmittelbaren  Landes- 
herren, und  der  niedere  reichsunmittelbare  Adel.  Vergl.  oben  §.  80  b.  Media- 
tisirte hieben,  damals,  gewesene  Reichsunmittelbare,  die  aus  dem  Rechtszustande 
der  Hi  i< ■hsunmittclbarheit  in  denjenigen  der  Reichsmittelbarlteit  waren  herabge- 
setzt, die  aus  unmittelbaren  Rei<  hsunlcrthancn  (über  diesen  Ausdruck  s.  den 
Inhang  /.u  Schmaubs  compend.  jur.  publ.)  in  rcichsmittelbare  waren  verwandelt 
worden.  Bei  dem  nieder n,  reichsunmittelbaren  Adel,  insonderheit  bei  der 
Reichsritterschaft,  fanden  sieh  viele  Beispiele  solcher  Media lisirung;  in  der  neu- 
em Zeit  seil  1-96  (§.  26,  c),  in  früherer  Zeit  bei  dem  vogtländischen  Adel,  bei 
dem  \  ogteiadcl  in  der  Pfalz,  am  Rhein  und  INeclur,  bei  dem  Adel  auf  dem 
Westerwald,  u.  a.  Hatten  Mediatisirte  Reichsstandschaft,  mithin  ReichsSteuer- 
pflichl  gehabt,  so  hiefsen  sie  auch  (aus  der  Rcichsmatriltel)  Eximirte.  Mit  dem 
Fall  der  Reictoverbmduigj  haben  Reichshoheit ,  Reichsstandschaft,  Reichsunmit- 
telbarkeit  und  Mittelbarkeit  überall  aufgehört,  und  die  Landeshoheit  hat  sich, 
bei  denen,  weh  he  fremder  Hoheit  nicht  untergeordnet  wurden,  in  unabhängige 
Staatshoheit  verwandelt.  —  In  Schutz  genommen  wird  die  Benennung  Mediati- 
sirte, iu  d.  angcl'.  Archii  für  Standes-  und  grundhcrrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  1, 
S.  108 — iij:  als  ob  eine  Benennung,  welche  eine  am  höchsten  bevorrechtete 
Standesc lasse  bezeichnet,  weniger  ehrend  wäre  als  eine  publicistisch- sinnlose, 
womit  fortwährend  eine  erlittene  Herabsetzung  angedeutet  würde,  Folgerichtig 
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wäre  dann  auch  die  Benennung  Me&alJierrschaften ,  statt  Standesherrschaften, 
von  Einigen  Standesgebiete  benannt.  Durch  eine  Fiction  wird  a.  a.  O.  die 
Bundesversammlung  für  ein  unsichtbares  Oberhaupt  (vergl.  auch  Archiv,  Bd.  I, 
Heft  1,  S.  34,  Heft  2,  S.  4  ü.  22)  mit  einer  » Gesammthoheit  des  T.  Bundes, 
etwa  gleichlautend  mit  der  ehemaligen  Reichshoheit« ,  erklärt;  die  Bundesglieder 
hatten  wohl,  «in  Beziehung  auf  sich  selbst,  eine  Art  von  Unabhängigkeit,  doch 
nicht  in  Beziehung  auf  andere  unabhängige  Mächte  ».  Der  Bund  habe  die  höchsten, 
ein  Bundesglied  die  höheren,  ein  Mediatisirter  die  niederen  Regierungsrechte, 
von  der  Gcriehtbarkeit  habe  jedoch  der  letzte  die  mittlere  und  niedere.  Die 
Obersthoheit  des  Bundes  sey  der  B.  V.  anvertraut,  diese  übe  die  höchsten  Re- 
gierungsrechte aus,  jedes  Bimdesglied  nur  die  höheren,  ein  Standesherr  die 
niederen,  und  zwar  die  beiden  letzten  im  Namen  der  höchsten  oder  obersten 
Bundcsbehörde,  oder  aus  Auftrag  des  Bundes  (Bd.  I,  Heft  1,  S.  34).  So 
könnten  denn  auch  jetzt  die  subjicirten  Reichsstände  « Mediatisirte  genannt,  in 
keiner  Beziehung  aber  zu  Unterthanen  herabgewürdigt  werden».  (Doch  schwören 
sie  das  Homagium!)  Die  Einwohner  in  ihren  Gebieten  seyen  zunächst  «Unter- 
thanen des  Mediatherm,  also  M?d/««Unterthanen».  (Nach  solcher  Art  zu 
argumentiren ,  wären  die  letzten,  in  Beziehung  auf  den  Bund,  AfterMed/'atTJnter~ 
thanen. )  Auch  wird  daselbst  das  Prädicat  Mediatisirte  ausschliefsend  den 
Standesherren  beigelegt,  da  es  doch  eben  so  wohl  dem  vormaligen  reichsun- 
mittclbaren  niedern  Adel  zukommen  müfste,  dem  gleiche  Unterordnung  wider- 
fahren ist,  und  den  defshalb  die  BundcsActe,  Art.  14,  unter  den  «mittelbar 
gewordenen  Reichsangehörigen-»  begreift.  Endlich  wird  (Bd.  I,  Heft  3,  S.  3o 
u.  f¥.)  behauptet,  dafs  die  Justiz-  und  Polizeibeamten  der  Standesherren,  Befehle 
nur  von  diesen  anzunehmen  hätten,  nur  von  ihnen  abhängig,  und  nur  ihnen 
verantwortlieh  seyen. 

Von  Einigen  auch  Standes  gebiet  benannt,  z.  B.  in  dem  nassauischen  (oben 
§  286  angef. )  Edict  v.  1.  u.  2.  Sept.  1814,  §.  4>  ima  in  dem  badischen  (unten 
§.  3i3)  angef.  Edict.  v.  22.  Juli  1807,  §.  18. 

Ein  Verzeichniss  der  Standesherren,  im  Sinne  der  BundesActe,  geordnet  nach 
den  Bundesstaaten,  findet  man  unten  im  Anhang,  Num.  IV,  und  ein  zweites 
allgemeines  ebendas.  Num.  V.  —  Von  standesherrlicher  Seite  ward  im  J.  1820 
eine  bei  der  B.  V.  zu  haltende  Matrikel  der  standesherrlichen  Familien  in  Antrag 
gebracht  (§.  3o3,  a).  —  In  den  Jahren  1829  u.  i83o  wurden  Verzeichnisse 
von  Standesherren  bei  der  B.  V.  eingereicht,  nicht  nur  von  Bundcsfürsten ,  in 
deren  Gebiet  Standesherrschaften  sich  befinden,  sondern  auch  von  solchen, 
deren  Hoheit  dergleichen  nicht  untergeordnet  sind,  wie  Oestreich  und  Mecklen- 
burg, auch  Rönigrcich  Sachsen,  da  der  bevorrechtete  Zustand  des  fürstl.  u. 
grafl.  Hauses  Schönburg  nicht  auf  dem  14.  Art.  der  BundesActe  beruht, 
wovon  §.  3 18. 

Manche  haben,  als  Standesherren,  vier  Souvcraine,  wie  Löwenstein  Wcrthcim, 
wenigstens  die  altere  oder  freudenberger  Hauptlinie  (oben  Note  d).  Andere 
haben  drei,  wie  Fürstenberg,  Leitungen,  Thum  und  Taxis,  SolmsBraunfels. 
Viele  haben  ziuci,  wie  die  Fürsten  und  Grafen  von  Isenburg,  beide  Linien  von 
Oeningen,  SalmRrautheim ,  Arenberg,  LoozCorsvvarcm ,  BcntheimSteinfurt, 
WittgcnsteinHohenstcin ,  Wied ,  SolmsBraunfels ,  SolmsLich  ,  SolmsLaubach, 
SolmsRödelheim,  LciningcnWesterburg,  ErbachErbach,  WaldbottBassenheim. 
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§,  502*  030*.) 
Stondesherrlichkeii,    thve  Normen*  Erlöschung' 

i  Die  Standesherrlichkeit,  der  Hechtszustand  der  Standesherren 
•Ja  solcher  i  .  .')<><•,  ii.  ,  ) —  |')),  sowohl  für  ihre  Person  und  Familie, 
ili  auch  für  iluv  si andesherrl ichen  Besitzungen,  bezeichnet  den  Inbe- 
griff ihrer  besonderen  Rechte;  namentlich  ihre  Vorrechte  vor  der  Person 
und  den  Grandeigenthum,  sowohl  der  Patriraonial  -  oder  Grundherren,  als 
auch  der  uhrigen  Staatsunterthanen.  II)  Dieser  Rechtszustand  der 
Slandesherren  ist  theils  allgemein,  (»der  für  Alle  durch  die  Bundcs- 
kete  in  Verbindung  mit  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresscs  von 
i8i5  «),  mithin  fertragweise  und  völkerrechtlich,  festgesetzt^) 
theils  ist  derselbe  besonders,  in  einzelnen  Bundesstaaten,  bald  staats- 
gesetzlich,  bald  vertrag  weise,  und  in  solchem  Fall  nicht  selten  auf  ver- 
ichiedene  SS  eise  bestimmt  Von  beiden  Hauptarten  von  Bestimmungen 
i  i<  ies  Rechtszustand  es ,  ist  hier  abgesondert  zu  handeln.  III)  Der  beson- 
dere Rechtszustand  einer  standesherrlichen  Besitzung  erlischt  nicht  nur 
durch  'S  erzieht  I  eistung,  freiwillige  oder  nothwendige,  sondern  auch 
in  der  Hegel,  wenn  dieselbe  ganz,  oder  wenigstens  der  Inbegriff  der  stan- 
desherrUchen  Gerechtsame.,  durch  besondern  Ilechtstitel  von  dem  Staat, 
zu  welchem  dieselbe  gehört,  erworben  wird  c);  doch  bängtes  von  dessen 
Regierung  ab,  ob  sie  von  den  nicht  nothwendig  auszuübenden  dinglichen 
Be<  hten,  namentlich  der  Landstandschaft  Gebrauch  machen  will. 

.  i  iusdrficldicn  verweiset  auf  die  BundcsActc,  der  Acte  final  du  congres  de 
\  ienne,  art  3a,  ,3  et  Üte,  auch  Bit.  64;  äberdiefs  wird  daselbst  in  dem  art.  24 
verschiedener  Standesherren  erwähnt. 

h)  In  Erwägung,  dafs  diese  vormals  reichsunmittelbaren  Landesherren,  ihrer  in 
GemSfrheit  der  tcutschen  Rcichsverbindung  genossenen  politischen  Selbststän- 
digkeit, ohne  eigene  Schuld,  zum  Vortheil  anderer  vormals  rcichsunmittelbarcr 
Landesherren  gleicher  Art,  beraubt  wurden,  ward  (selbst  von  Napoleon,  man 
s.  3o  e,  44  u.  45)  für  nöthig  erachtet,  ihre  Unterordnung  an  bestimmte 
Bedingungen  wesentlich  zu  binden,  deren  vollständige  Gewährung  sie  zu  fordern 
berechtigt  sc\n  sollten.  Daher  dürfen  die  Bestandteile  dieses  völkerrechtln  h 
bedungenen  Rechtszustandes,  wie  anomal  sie  auch  in  der  jetzigen  Staatsordnung 
cr->Hieinen,  und  wie  unbequem  manche  derselben  für  die  Staatsverwaltung 
sevn  mögen,  ihnen  einseitig  weder  entzogen,  noch  beschränkt,  noch  durch 
Landesgesetee,  Verordnungen  und  Staatseinrichtungen,  auch  nicht  durch  land- 
et ,1  ml  kr  he  Verfassung  oder  Beschlüsse  (wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  58), 
llf  I  fihilHI  gemacht  werden.  Gewifs  ist,  dafs  der  durch  die  Bundes  Acte  festgesetzte 
standesherrliche  Rochtszustand  nicht  als  Verleihung,  am  wenigsten  als  wider- 
rufliches Privilegium  oder  Begünstigung,  sondern  nur  als  Rest  eines  frühern, 
pokern  und  vollkommnern  Rechtsverhältnisses  zu  betrachten  sey.  Vergl. 
\.  309.  u  3o5  e,  desgl.  die  Grundsätze,  welche  die  von  der  unten  (§.  3io) 
erwähnten  BundestagsCommission  in  ihrem  Vortrag  am  Mai  1819,  und 
gleichzeitig  auf  \  eranlassung  einer  fürstl.  Thum-  und  taxischen  Beschwerde 
gegen  Würtemberg  (§.  Sm  d)  von  ihr  ausgesprochen,  und  in  der  B.  V.  beifällig 
nufgenommen  wurden. 
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c)  Beispiele  liefern:  in  Preufsen,  die  vormaligen  Standesherrschaften  Gimborn  Neustadt 
und  Hornburg  an  der  Mark:  in  Würtemberg,  Ochsenhausen,  dann  fürstliche 
SalmReiffersckeidKräutheimtsche  und  fürstliche  Collor  edoMansf eidliche  ,  auch  andere 
zu  der  Grafschaft  Limburg  gehörende  standesherrliche  Landestheile;  in  Baden 
Thengen  und  Klettgau.  Man  s.  das  Verzeichnifs  der  Standesherren  im  Anhang.  — 
Von  standesherrlichen  Veräusserungen  an  Andere  als  den  Staat,  s.  man  §.  3o6, 

§•   505.  (231.) 
Rechtszustand  der  Standesherren, 

I)  Nach  Bestimmungen  des  T.  Bundes; 

im  Verhiiltniss;  /)  zu  dem  tcutschen  Bund,  2)  zu  den  Bundesstaaten  insgesammt. 

Die  teutsche  Bundes  Acte  «)  bestimmt  den  künftigen  Rechtszustand 
derjenigen  Standeslierren,  welche  vormals  Reichsstände  (reichsständische 
Landesherren)  waren,  auf  folgende  Art.  I)  tu  Absicht  auf  ihr  unmittel- 
bares Verhältnifs  zu  dem  Teutschen  Bund,  ward  festgesetzt,  dafs 
die  Frage:  ob  die  vormals  reichsständischen  Landesherren  einige  Curiat- 
Stimmen,  in  dem  Plenum  (nicht  auch  in  dem  engern  Rath)  der  Bun- 
desversammlung, haben  sollen  ?  in  Erwägung  zu  ziehen  sey,  bei  Berathung 
der  Einrichtungsgesetze  des  Bundes  £).  II)  In  Hinsicht  auf  das  Verhält- 
nifs der  Standesherren  zu  den  Bundesstaaten,  vereinigten  sich  die  Stifter 
des  Bundes  in  der  BundesActe  c),  um  ihnen,  in  Gemäfsheit  der  gegenwärti- 
gen (8-  Juni  i8i5)  Verhältnisse,  in  allen  Bundesstaaten  einen  gleichför- 
migbleibenden  Rechts  zustand  zu  verschaffen,  dahin :  dafs  A)  im  Ver- 
hältnifs zu  den  Bundesstaaten  insgesammt,  i)  die  fürstlichen  und  gräflichen 
standesherrlichen  Häuser,  in  Teutschland  d)  fernerhin  zu  dem  hohen 
Adel  ^)  gerechnet/)  werden  sollen,  und  dafs  2)  das  Recht  der  Eben- 
bürtigkeit #•),  in  dem  bisher  h~)  damit  verbundenen  Begriff  O?  ihnen 
bleiben/')  soll'/);  eine  Norm,  welcher,  um  Zweifeln  und  Streitigkeiten 
vorzubeugen,  eine  bestimmtere  Fassung  zu  wünschen  seyn  möchte »*). 
Ueberdiefs  hat  3)  die  Bundesversammlung  durch  zwei  in  dem  engern 
Rath  gefafstc  Beschlüsse '  festgesetzt :  dafs  den  vormals  reichsständischen, 
jetzt  standesherrlich  untergeordneten  Familien,  ein  ihrer  Ebenbürtigkeit  w) 
angemessener  Rang  und  Titel,  und  den  Fürsten  das  Pradicat  Durch- 
laucht 0),  den  Häuptern  der  gräflichen  Familien  aber  das  Pradicat 
Erlaucht  p)  ertheilt  werde.  Eine  von  standesherrlicher  Seite  in  Antrag 
gebrachte,  von  der  Bundesversammlung  zu  errichtende  Matrikel  der 
standesherrlichen  Familien,  ist  bis  jetzt  nicht  zu  Stande  gekommen  y). 

«)  BundesActe,  Art.  6  u.  14.  —  Bekräftigt  in  der  wiener  Schlufs Acte  von  1820, 
Art.  63  11.  53.  —  Die  wiener  CongrcssVerhandlungen  über  die  hier  erwähnten 
Bestimmungen,  findet  man  im  Zusammenhang,  in  Blünkr's  Uebersicht  der 
diplomat.  Verhandl.  des  w.  Congr.,  S.  291  ff.  Man  s.  auch  das  angef.  Archiv 
für  standcsherrl.  u.  grundherrl.  Hechte,  Bd.  I,  Heft  2,  S.  193  fl',  Bd.  II,  Heft  1. 
S.  90  ff. 
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t>)  l!uiu!i's\ifi\  Air.  o.  JIlI'iih's  \rtcn  dos  wlen.  Congr^  Bd.  II,  S.  (Vfo.  \ rergl. 
oben,  vv  im.,  .  Gründe  für  standesherrliche  CuriatStimmen  in  der  I?.  V., 
in  <l«  in  angef.  Ircfcjv,  Bd.  K  Heft  i,  S.  i  IV.  —  Aul'  dem,  .iiu-henerCongrcss 
beschlossen  Ocstrcich,  Proufsen,  England  und  Rußland,  den  Wunsch  der 
Standeshorren,  CuviaiStiwnun  in  der  B.  V.  bu  erlangen,  durch  ihre  Gesandten 
bei  den  teutschen  Regierungen  unterstützen,  uud  >"1  eintretenden  Fall  («le  cas 
aeneant*),  lör  angemessene  Auslegung  und  Vollziehung  dos  Art.  6  der  B.  A. 
Dir«  bona  officia  dann  eiutreten  zu  lassen,  wenn  die  Gesandten  von  Oestreich 
und  Preufsen  bei  ihren  Collegen  defshalb  Anregung  thun  würden.  Conferenz- 
Protocoll  \.  -.  ISTot.  1818,  in  VTabtebts  recueil,  Supplement,  IX.  287.  Dieser 
ßeachlufs  hat  l>i>>  [etzl  keine  Folge  gehabt.  —  Anträge  des  Erbprinzen  Constantin 
LöwenstcinWcrtbeimRoscnber^,  auf  Bewilligung  von  CuriatStimmen,  in 
dessen  1  unten  >r>.  a  u.  d.  angef.)  Fingabcn,  I>ci  der  zu  AVien  «versam- 
melt gewesenen  VlinisterConferenz »  \.  1.  Febr.  i8|34,  und  bei  der  B.  V.  v. 

r)  Kuiult'N  V»  le,  \rt.  i  ,.  -  Diese  Bestimmungen  gellen,  als  Vertrug,  für  alle 
Bundesgenossen^  und  in  ullni  Bundesstaaten.    Yergl.  oben  §.  21 4,  3o2,  b,  n.  44  £• 

'    t  at<  tchland»  wird  in  der  Bundes  Acte  verstanden,  die  Allheit  der  in  dem 

Bund  vereinigten  SöuverainStaaten,  doch  jeder  darunter  begriffene  als  selbst- 
itaadig,  mit  eigener  unabhängiger  Staatsgewalt.   Bi.vdkh's  Abhandlungen,  l»d.  I, 

S.  2  12. 

1  )  "\\  er  in  dem  lettischen  Reich  zu  dem  hohen,  yldd  gerechnet  ward,  davon  oben 
\>  u.  f.,  u,  Klvbeb's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  217  ff.  —  Welche  Art  von 
Adelspersonen  bilden  jetzt,  in  denen  Bundesstaaten,  wo  hoher  Adel  bestehr, 
den  /  beistand,  im  Gegensatz  des  niedern?    '/u\ orderst  gehören  dahin 

alle  Mitglieder  Btandesherrlicher  (vormals  reichsständischer)  Häuser  im  Sinn 
der  BundesActe,  (urstUcher  und  grällicher.  (Von  einem  Freiherrn  s.  §.  3oi,  <?.) 
\\<  r  aber  daselbst  noch  aufscr  diesen  zu  «lern  hohen  Adel  gerechnet  werden 
toll,  bleibt,  wie  die  Bestimmung  des  Inbegriffs  von  Vorrechten  des  hohen  Adels, 
der  Btaatsoberhauptlichen  Gesetzgebung  eines  jeden  Bundesstaates  ahn  ei  m  gestellt. 
VtTgl.  §.  262.  Zu  dem  hohen  Adel  können  jetzt  die  souverainen  Erbregenten 
leutachec  Bnndeaataaten,  und  die  Mitglieder  ihrer  Familien  nicht  gerechnet 
werden  (  $.  a5o,  III,  u.  262,111).  —  Dafs  nach  den  im  teutschen  Reich  angenommenen 
Begriffen,  seil  der  Auflösung  des  Reichs,  selbst  theoretisch  von  hohem  Adel 
in  Teutschland  gar  nicht  mehr  die  Rede  seyn  könne,  behauptet  C  Vollgraff, 
gibt  es  not  Ii  einen  teutschen  hohen  Adel  (i8?>3)?  S.  36  ff.  Man  s.  auch  dessen 
Buch,  die  t.  Standesherren,  S.  55i  ff,,  wo  abweichende  Ideen  über  hohen  Adel 
und  Ebenbürtigkeit  vorgetragen  sind.  —  Was  in  Beziehung  auf  die  oben,  in 
dem  "...  wörtlich  angerührte  Bestimmung  der  BundesActe,  über  den  hohen 
Adelstand  der  Standesherren,  in  einzelnen  Bandes  Staaten  —  in  Prcufscn,  Baiern, 
Baden,  Wurteiuberg,  GH.  Hessen,  Hannover  —  durch  Staatsgesetze  bis  jetzt 
rerordnel  ist,  findet  man  beisammen  in  Kiübeh's  Abhandlungen,  Bd.I,S.2i9ff. — 
()!»  oder  -uie  fern  die  ungefürsteten  reichsgräfllcheii  Häuser,  welche  in  der 
allgemeinen  Reichsversammlung  des  teutschen  Reichs  nur  als  Personalsten  an 
einer  reichsgräflichen  CuriatStimme  Theil  hatten,  zu  dem  hohen  Adel  gehörten? 
daron  oben  §.  262,  c.  Beispiele  \on  solchen,  jetzt  standesherrlichen,  Personalisten, 
in  lirii.m's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  296  f.  Standesherrlichkeit  im  Sinn  der 
BundesActe,  ward  diesen  Personalsten  fVir  ihre  Besitzungen,  da  diese  nicht 
reiebsständisch,  d.  h.  nicht  reichsunmittelbare,  mit  Landeshoheit  versehene,  zu 
Sitz  und  Stimme  in  der  allgemeinen  Reichsvcrsainmlung  berechtigende  Länder 
<l.M-r  tentsehes  Staatsr.,  ).  58  u.  75.)  waren,  in  Keinem  Bundesstaat  eingeräumt. 
Ob  ihnen  solche  Tür  ihre  Person  in  sammtlicbcn  Bundesstaaten  gebühre,  sie 
also  in  allen  für  standesherrliche  Personalisten  (vergl.  §.  3o6,  d)  anzuerkennen 
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seyen?  beruht  auf  einer  bestimmenden,  mithin  von  dem  T.  Bund  zu  machenden 
Auslegung  des  \/\.  Artikels  der  BundesActe.  Einzelne  Regierungen  von  Bundes- 
staaten, sind  hierüber  zeither  verschiedenen  Ansichten  gefolgt.  Baiern  räumte 
dem  Grafen  von  Giech  (welcher  1726,  wegen  seines  Besitzes  eines  durch 
Vertrag  von  1-00  von  brandenburgischer  Landeshoheit  befreiten  Landbezirks, 
von  dem  fränkischen  GrafenCollegium  einstweilen,  unter  der  Bedingung  der 
(^ualiiication  mit  einem  gröfsern  Bezirk  war  aufgenommen  worden,  aber  nicht 
nur  diese  Bedingung  nicht  erfüllt,  sondern  sogar  die  Landeshoheit  über  obigen 
Bezirk  1796  durch  preufsischc  Exemtion  verloren,  und  solche  anerkannt  hatte) 
das  Prädicat  Erlaucht  anfangs  nicht  ein,  und  halte  ihn  bei  der  B.  V.  im  J.  189,9 
als  Standesherrn  nicht  angemeldet;  es  gab  aber  ihm,  so  wie  dem  Grafen  von 
Pappenheim,  (§.  3i5,  Z»),  dasselbe  später  (i83i)  durch  besondere  Verleihung 
für  das  jedesmalige  Stammhaupt.  Baicr.  Rcgier.Blatt,  i83i,  Num.  35.  Er  liefs 
solches  am  9.  Sept.  i83i  der  Bundesversammlung  anzeigen.  Hannover  hat  da- 
selbst den  Grafen  von  Platen  und  Hailermund  als  Standesherrn  zwar  ange- 
meldet, ihm  aber  Sitz  und  Stimme  in  der  ersten  Kammer  seiner  Ständeversamm- 
lung nur  in  so  fern  eingeräumt,  als  er  ein  bedeutendes  Rittergut  im  Königreich 
erwerben  werde.  JVürtemberg  hat  den  Grafen  von  Neipperg  bei  der  B.  V.  als 
Standesherrn  angemeldet.  Eben  so  das  GH.  Hessen  den  Grafen  von  Schlitz  genannt 
Görtz  (vergl.  §.  3i5,  b).  Klübeu's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  296  f.  —  Noch 
zu  erwartende  Bestimmungen  über  andere  Fragen,  s.  ebendas.  S.  219. 

/)  Die  Standesherren  im  Sinne  der  BundesActe ,  und  die  Mitglieder  ihrer  Familien, 
müssen  in  allen  Bundesstaaten,  wo  inländischer  hoher  Adel  nicht  besteht  (wie 
z.  Ii.  in  den  Freien  Städten),  als  Personen  von  hohem  Adel,  das  heifst,  dort 
höher  als  der  niedere  Adel,  geachtet,  und  in  allen  Bundesstaaten,  wo  inländischer 
hoher  Adel  besteht,  zu  diesem  gerechnet  werden,  wahrend  in  jedem  Bundesstaat 
inländische  Anerkennung  jedes  andern  ausländischen  Adels,  strengrechtlich,  von 
ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Willenserklärung  des  Souvcrains  abhängt. 
Klürer's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  217  ff.  u.  3i8.  —  Bestimmungen  hierüber 
in  teutschen  Bundesstaaten,  sind  in  voriger  Note  angezeigt. 

g)  Ebenbürtigkeit  ist  ein  Beziehungs-  oder  VergleichungsHauptwort  (terminus  com- 
paratus).  Es  drückt  einen  Verhältnifsbegrilf  aus,  kann  also  nicht  verstanden 
werden,  ohne  Beisetzung  oder  Hinzudenkung  eines  andern,  mit  dem  es  verglichen 
werden  soll;  absolut  gesetzt,  begründet  es  kein  vollkommenes  l irtheil.  So  auch 
das  Beiwort  ebenbürtig;  ein  Prädicat,  wozu,  wenn  in  einem  gegebenen  Fall  ein 
bestimmter  Sinn  damit  verbunden  werden  soll,  zwei  Subjectc  gehören,  deren 
eines  mit  dem  andern  verglichen,  oder  dem  andern  beziehungsweise  zur  Seite 
gesetzt  wird.  Beide  Worte,  allgemein  auf  Geburt  hindeutend,  sind  Prädieatc, 
die  auf  Personen  bezogen  werden.  Nur  durch  eine  Art  von  rhetorischer  Figur 
oder  Freiheit,  wird  das  Eigenschaftwort  ebenbürtig  zuweilen  Sachen  beigelegt, 
z.  B.  einer  Ehe,  dem  Mannstamm  u.  d.  Ebenbürtigkeit  bezeichnet  eine  Gemein- 
schaft, welche  zuischen  zwei  oder  mehr  Personen  in  Ansehung  ihres  Geburt- 
standes besteht.  Demnach  bezeichnet  sie  eine  Unterart  der  Genossenschaft,  das 
heifst  eine  Art  jener  Ifauplart  der  Genossenschaft,  welche  man  Standesgenossen- 
schaft nennt.  Als  Species  der  letzten,  bezeichnet  sie  die  Ebenburt-  oder  Geburt- 
standesGenossenschaft ,  Gleichgehurt  oder  Gleichheit  des  Geburlstandes.  Sie  hat 
verschiedene  Abstufungen,  nach  Verschiedenheit  der  Geburtslandes V  erhältnisse. 
Die  zu  gleichem  ( ieburlstand  gehören,  heifsen  Ebenbürtige  oder  Geburlstandes- 
Gcnossen.  Höhere  als  die  Ebenbürtigen  heifsen  Uebergenossen,  Niedere  hingegen 
Niedergenossen.  —  In  Absicht  auf  das  positive  GeburtstandesN  erhältnifs  der  Ehe- 
galten,  bei  welchem  in  der  neuern  Zeit  die  Ebenbürtigkeit  voi  zugweisc  in  Frage 
gezogen  zu  werden  pflegt,  waren  I)  in  Teutschland,  in  der-  ältestem  Zeit  und  in 
dem   Mittelalter,   alle  Freien,   ohne   Unterschied,    einander   ebenbürtig.  Die 
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\'itm  Medenheh  des  Ranges  der  Fretgeborenen ,  nach  Rfaafsgabe  der  Heerschild- 
Eintheilung,  kam  hiebe!  nicht  in  Betracht,  Obwohl  standesungleich,  waren  doch 
«in-  I  Inn  der  kdelichen  (der  Personen  des  nachherigen  hohen  Adels)  und  jene 
dei  Rittermisigen,  mit  gemeinen  Freigeborenen,  keine  Mifsheirathen,  Ri.üih«:h\s 
\ bhandlungen,  Bd.  1,  S.  a5s  ff.  11)  In  der  neuern  Zeit  «los  teutschen  Reichs 
befanden  ille  Mitglieder  des  hohen  Idels,  und  so  auch  alle  des  niedem,  sich 
nseitig  In  allgt  meiner  Geburtstandes-  oder  Ebenburtgenossenschaft.  In  Hinsicht 
auf  diese  galt  !>ci  den  ersten  gleichviel)  eu  welcher  Rangclasse  des  hohen  Adels 
sie  gehörten)  ob  su  den  ErbKurftirsten,  den  Herzogen,  den  (fürstlichen)  Pfalz- 
grafen, den  Markgrafen,  den  (fürstlichen)  Landgrafen,  den  Fürsten,  den  reiehs- 
sttndischen  Grafen.  Besondere  Standesgenossenschaften,  in  Absicht  auf  Titel, 
PrSdicate,  Rang  und  Ceremoniel,  bildeten  unter  sich  die  Erbkurfürsten \  die 
fürstlichen  Hfiuser  im  Verhfiltnifs  zu  den  gräflichen,  die  altfürstlichen  im  Vcr- 
hiltnifs  ru  den  neufürstlichen  (Klübbr's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  i55  ff.),  dio 
altgrafli«  Ken  den  neugräflichen  gegenüber.  Seihst  unter  den  reichsständischen 
Grafen  hatte  man  die  Realisten  von  den  Personalisten  7.11  unterscheiden,  da 
definith  unentschieden  geblieben  ist,  ob  die  letzten  zu  dem  hohen  Adel  gehörten 
(oben  N<»te  9,  u.  $.  262,  <■).  Dennoch  war  in  Hinsicht  auf  Musheirathen >  bei 
den  Freien  aller  Classen  unter  sich,  das  alte  und  mittlere  teutsche  Recht  bis 
gegen  die  Rütte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  in  keinem  Punct  aufgehoben  oder 
abgeändert;  es  hatte,  wenn  auch  nur  als  Gewohnheitrecht,  fortwährend  Gesetz- 
kraft Reichsgesetzlich  war  erst  seit  dem  Beichssehlufs  vom  4-  Sept.  1747  eine 
Ausnahme  htevon,  nur  eine,  begründet;  nämlich,  dafs  die  Ehe  eines  Reichsstandes, 
oder  ans  einem  rcichsständischen  Hause  entsprossenen  Herrn,  mit  einer  freige- 
borenen Nichtadelichen ,  für  unstreitige  Mifshcirath  zu  achten  sey.  Klüber 
a.  a.  (>.,  8.  »57—267.  —  III)  Bei  der  Auflösung  des  teutschen  Reichs  ward 
diese  Ausnahme  aufgehoben;  die  rheinische  Bundes  Acte  erklärte  alle  Reiehsge- 
setze  iür  nichtig  und  unwirksam,  nur  mit  zwei  Ausnahmen,  welche  diesen 
Gegenstand  nicht  berühren.  Ueberdiefs  änderte  sie  die  Standesverhältnisse  der 
seitherigen  Mitglieder  des  hohen  Adels.  Ein  Theil  der  letzten  stieg  empor  von 
d»  r  Landeshoheit,  welche  der  Reichshoheit  untergeordnet  war,  zu  souverainer 
oder  anabhängiger  Staatsgewall,  von  seitheriger  Reichsbürger-  und  Unlerthanschaft 
/.u  bürger-  und  unterthanfreier  Persönlichheit.  In  Folge  dessen  trat  derselbe, 
mit  seinen  Familiengliedern,  aus  dem  zeitherigen  Standesverhältnifs  heraus;  er 
«rar  fortan  erhoben  über  alle  unterthanschaftlichen  Staatsgenossen,  mithin  auch 
über  den  Adel  jeder  Classe.  Ebenbürtig  war  ihm  forthin  Niemand,  als  die  Mit- 
glieder seines  Geschlechtes,  und  die  Erbregenten  anderer  souverainen  Staaten, 
nebst  den  [Mitgliedern  ihrer  Familien.  Vergl.  §.  269,  III,  u.  262,  III.  Erniedrigt 
wurden  dagegen  alle  übrigen  zeitherigen  reichsständischen  Landesherren,  nebst 
ihren  I  ainilicnglicdcrn.  Ihre  Rcichsstandschaft  hörte  auf,  unterthanschaftlich 
wurden  sie  und  ihre  mit  reichsunmittelbarer  Landeshoheit  ausgestatteten  Be- 
sitzungen der  Staatshoheit  Anderer  untergeordnet,  meist  mit  standeslierrlichen 
\  er  rechten,  manche  ohne  solche.  Lcberall,  wo  ein  Adel  fernerhin  bestand, 
verwandelte  sich  ihr  hoher  Reichsadel  in  Landesadcl.  In  unterthanschaftlichen 
Priratstand,  wenn  gleich  meist  in  standesherrlich  bevorrechteten,  versetzt, 
konnten  sie  und  die  Mitglieder  ihrer  Geschlechter  fortan  für  Standesgenossen 
jener  von  ihren  vormaligen  ReichsMitständen  nicht  mehr  gelten,  die  durch 
den  neu  erworbenen  Besitz  der  Souverainetät  über  jede  staatsbürgerliche 
Standesclasse  waren  erhöht  worden.  (Anders,  A.  W«  Heffter,  Beiträge  zum 
teutschen  Staats-  und  Fürstenrecht  (Berl.  1829),  S.  57,  83  ff.  u.  100  ff.,  u.  L. 
\.  Drj-.sch,  Abhandlungen,  S.  289.  Silv.  Jordan,  Lehrb.  des  allgem.  u.  deutschen 
Staatsrechts,  §.  237,  IL)  Bestimmungen  über  Mifsheirathen  fand  man  weder 
in  der  rheinischen  BundesActe  noch  in  Gesetzen  rheinischer  Bundesfürsten,  mit 
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Ausnahme  des  Grofsberzogs  von  Berg,  der,  in  einem  Deeret  vom  3i.  März  1809, 
die  Freiheit  des  Menschen  nirgend  mehr  zu  wahren  gebot,  als  in  jenem  Rechts- 
geschäft (der  Ehe),  welches  ihre  unbeschränkteste  Ausübung  voraussetze.  Die 
reichsgesetzliche  Ausnahme  von  der  Regel  war  vertilgt  (§.  öo);  das  gemeine 
teutsche  Privatrecht,  ohne  diese  Ausnahme,  galt  in  der  Regel  nach  wie  vor, 
nun  als  LandesPrivatrecht.  Eben  so  bestanden  noch  die  durch  die  frühere  Auto- 
nomie begründeten  Privatrechte  einzelner  Familien  des  Adels,  so  fern  nicht  auch 
sie  durch  Landesgesetze  modificirt  oder  aufgehoben  waren,  wie  in  den  unter 
französische  Staatshoheit   gekommenen    Ländern  oder  Bezirken,  und  in  dem 
Grofsherzogthum  Berg,  durch  die  oben  erwähnte  Verordnung.    Was  aber  das 
allgemeine  öffentliche  und  Privatrecht  betrifft,  so  ist  demselben  die  Idee  von 
Mifsheirathen  durchaus  fremd  (§.  245,  b).    Klüber  a.  a.  O,  S-  267  —  277.  — 
IV)  In  obigem  Rechtzustand  fand  der  Teutsche  Bund  die  Sache.    Derselbe  gab 
in  der  BundesActe  den  standesherrlichen  fürstlichen  und  gräflichen  Häusern 
Zusicherung,  in  Absicht  auf  hohen  Adelstond  und  Ebenbürtigkeit.    Von  jenem 
oben  Note  e,  von  dieser  unten  Note  i.  —  Vermöge  ihres  aus  der  Landeshoheit 
fliefsenden  Gesetzgebungs-  und  DispensationsRechtes,  konnten  in  der  Zeit  des 
teutschen  Reichs  Landesherren  sich  selbst,  ihre  Familienglieder  und  Andere  durch 
Gesetze  (Gewohnheitrecht  mitbegriffen)  oder  Dispensation  zu  Schliefsung  mor- 
ganatischer Ehen   ermächtigen.    Die  Häupter  und  Mitglieder  standesherrlicher 
Familien,  jetzt  der  Staatshoheit  eines  Bundesstaates  unterworfen,  hängen  hierin 
von  dessen  Gesetzen  oder  Dispensation  ab.    Anders,  Eichhorn,  teutsches  Pri- 
vatr.,  §.  294,  u.  L.  v.  Dresch,  a.  a.  O.  S.  141. 
h)  Unter  «bisher-»  (BundesActe,  Art.  14,  a),  ist  höchst  wahrscheinlich  der  Zeit- 
raum vor  Auflösung  der  teutschen  Reichs  Verbindung  zu  verstehen.    Man  vergL 
die  Anmerkung  in  Rlüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  4^7,  Note  *.  Ebendess. 
Uebersicht  etc.,  S.  3u  u.  322.    Ebendess.,  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  297  ff. 
1)  In  welchem  Standesverhältnifs  der  Teutsche  Bund  die  standesherrlichen  fürst 
liehen  und  gräflichen  Häuser  im  Jahr  i8i5  gefunden  habe,  ist  oben  (Note  g) 
gemeldet.    Derselbe  gab  ihnen  (in  der  BundesActe,  Art.  14)  Zusicherung:  «dass 
«ihnen  das  Recht  der  Ebenbürtigkeit,  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriff,  ver- 
bleibt.»   Vierfache  Unbestimmtheit  zeigt  sich  in  diesen  wenigen  Worten.  1)  Das 
Beziehungswort  Ebenbürtigkeit   ist   absolut  gebraucht,    das   zur  Vergleichung 
nöthige  Subject  wird  verschwiegen;  es  ist  nicht  gesagt,  mit  Wem  den  Mitglie- 
dern der  standesherrlichen  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  Ebenbürtigkeit  ver- 
bleiben soll.    Vergl.  Note  g.    Gehoben  wird  der  Zweifel  nicht  durch  die  fran- 
zösische Uebcrsetzung  der  Bundesacte,  welche,  nebst  dem  Urtext,  der  wiener 
CongrefsActe  beigefügt  ist.  An  sich  schon  gebührt  derselben  weder  vertragmäsiges 
noch  gesetzmäsiges  Ansehen;  eine  bestimmende  Auslegung  ist  also  darin  nicht  zu  fin- 
den (oben  §.Ö7,  d).  Zudem  ist  diese Uebersetzung  hier  offenbar  untreu.  Sie  spricht: 
«les  droits  d'egalite  de  naissance  avec  les  maisons  souveraincs,  comme  elles  en 
ont  joui  jusqu'ici».    Treu  übersetzt  müfste  es  heifsen :  l'egalite  oder  la  parite 
de  naissance,  dans  le  sens  qui  y  a  etc  attache  jusqu'ici.    Aber  auch  unwahr 
an  sich  schon  ist,  was  die  Uebersetzung  sagt.    Notorisch  befinden  sich  die  in 
unterthanschaftlichem  Vcrhältnifs  stehenden  standesherrlichen  Häuser,  nicht  auf 
gleicher  Standcslinie  mit  den  souverainen  Häusern ,  nicht  mit  den  in  dem  Teut- 
schen Bund  begriffenen,  noch  weniger  mit  bundesfreien.  Nicht  im  Stande,  nicht 
in  Titel,  Rang  und  Ceremonicl,  sind  sie  ihnen  gleich.    Wäre  aber  die  Absicht 
gewesen,  die  zugesicherte  Ebenbürtigkeit  nur  auf  das  Rechtsverhältnils  der  Ver- 
mählungen standesherrlicher  Fanüliengliedcr  mit  Mitgliedern  souverainer  Rcgcn- 
tenhäuscr  zu  beziehen,  dafs  solchen  Ehen  fortan  volle  Rechtswirkung  gebühren 
solle;  so  findet  doch  eine  solche  Absicht  sich  hier  durch  Worte  offenbar  nicht 
ausgedrückt.   2)  Unbestimmt  ist  auch  das  Wort  ^bisher».    Obgleich  seiir  wahr 
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si-lii'inlit  Ii  i-i  ,  <I.i!n  il.innt ,  der  Sprachlehre  zuwider,  nicht  der  nächst vorherge- 
I  iiimiu'  ■  ilu'nj  ln-i;;t>  /.eitraum  des  rheinischen  Bundes  habe  be/.cw-hnrt  werden 
«rollen,  londern  der  Zeitraum  vw  Auflösung  des  teutschen  Reichs  (oben  Note 
A);  so  kann  doch  ein  doctrinaler  Ausleger  sieb  nicht  für  ermächtigt  halten,  sol- 
dm  Ettf  gtwifs  anzunehmen«  Er  kann  es  um  so  weniger,  da  hin-  das  W  ort,  in 
awel  dam  Qrada  naeh  wesentlich  verschiedenen  Beziehungen  genommen  werden 
könnte)  in  Hinsicht  entweder  auf  GeburtstattdesGenossenschaft  der  Standes- 
herren und  ihrer  Familienglieder  überhaupt,  oder  nur  auf  Mil'sheiraihen 
derselben,  In  der  ersten  Besiehung  stellen  sic  h  drei  Zeitraüme  der  neuern  Ver- 

nhcil   dir:   die   IctSlO  /eil  des  teutschen  Krühs,   dir  Z8lt  drs  rheinischen 

os,  dii-  Xeit  a * > 1 1  dessen  kuAtisung  gegen  das  Ende  des  .1.  i8i3»j  bis  zu  der 
Stiftung  des  Teutschen  Bandes  im  Juni  iHi5.  A\  .in«  anter  dem  «bisher»  einer 
der  beiden  letaten  Zeiträume,  oder  jeder  -von  beiden  t  au  verstehen;  so  wäre 
eaae  Gleichstellung  der  standesherrlichan  Familien  in  dem  Gfa&uhftttokdä  mit  den 
■oavarsanen  Bundesftirstan  und  ihren  Eamiliengliedern,  die  seit  Auflösung  der 
teutschen  Reie ustc rbtnnu ng  kündbar  nicht  bestand,  offenbar  nicht  zugesichert, 
loudera  nur  ein  \  erbleiben  in  dem  seitberigeh  Standesverhältnifs,  in  jenem  der 
neuesten  \  srgaugenheit«  Sollte  aber  unter  dem  «bisher»  und  dem  ganzen  Satz, 
wozu  es  gehört,  nur  auf  Misshetratton  von  Standesherren  oder  ihren  Eamilien- 
gliedern  gedeutet  werden;  so  wäre  dasselbe  synchronistisch  anders  nicht  zu  ver- 
stehen, als  \(1n  der  teutschen,  noch  in  der  letzten  Zeit  des  teutschen  Reichs  be- 
standenen, gemeinrechtlichen  Regel)  dafs  nur  Ehen  zwischen  Freien  und  Un- 
freien  für  Mifsheirathen  zu  achten  seyen;  niclit  auch  zugleich  von  der  durch 
dii-  kaiserliche  Walilcajduilalion  und  den  Reichsschlufs  von  1747  begründeten 
Ausnahme  1  oben  TS<»!c  die,  vermöge  der  in  der  rheinischen  RundcsActe  er- 
klSrten  Aufhebung  der  Heichsgesctzc ,  unanwendbar  geworden,  und  nicht  wie- 
der  hergestellt  war,  3)  Einer  dritten  Unbestimmtheit,  nicht  der  geringsten,  bc- 
gegnel  man  in  den  Worteiij  «in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriff».  Bai- 
ern erklärte  in  einem  Reserij)t  v.  27.  Jan.  182a,  dafs  die  vormals  nichtreichsstän- 
diseben  Grafen  von  Pampenheim  «zu  dem  hohen  Adel  gehören  und  das  Recht 
der  Ebenbürtigkeil  haben,  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriff»  (unten  §. 
3i5,  /').  Dennoch  räumte  der  König  das  von  der  B;  V.  den  standeshcrrllchen 
gräflichen  Familienhäuptern  im  J.  1829  ertheilte  Prädicat  Erlaucht  dein  Haupt 
der  grafl.  Pappenheimischen  Familie  nicht  eiüj  er  ertheilte  ihm  aber  dasselbe  im 
,1.  i83i  dnreh  besondere  Verleihung  (§.  3i5,  l>).  Hier  erscheint  die  gegebene 
Zusii  herung  (  Ine  s  \  erblcibcns  der  Ebenbürtigkeit  mit  einer  Relativität,  die  wc- 
der  d>  11  Begriff,  noch  die  ihm  zur  Erläuterung  dienen  sollende  Zeit  seines  Da- 
s<  v.),.  ander  Zweifel  setzt.  4)  Endlich  liegt  auch  eine  Unbestimmtheit  in  dem 
Mangel  einer  Anzeige  des  fVirl-ungsumfanges»  auf  welchen  die  genannte  Zusichc- 
rung  bezogen  werden  soll.  Hätte  die  Absicht  vorgewaltet,  den  Standesherren 
und  ihren  Familiengliedern  Völle  GeburtstandesGenossenschaft  mit  den  souverai- 
nen  Bundesfttrsten  und  ilircn  Eamiliengliedern  zu  bewilligen;  so  wären  sie  da- 
d  in ih  ül  r  <]<  ])  hohen  Adelsland  empor  gehol)en  worden.  Dieses  war  die  Mei- 
nung nicht;  denn  ausdrücklich  sagt  die  RundcsActe,  dafs  sie  zu  dem  hohen 
Adel  gerechnet  Werder!  sollen.  —  Ob  aber  etwa  wäre  beabsichtigt  worden, 
ihnen  aufser  dem  hohen  Adelstand,  auch  Ebenbürtigkeit  mit  den  souveraineu 
Bundesförsten ,  wo  nicht  durchgehends,  doch  in  Hinsicht  auf •  Vermählungen  mit 
Personen  aus  bundesfurstüchen  Häusern  in  dem  Sinne  zu  bewilligen,  dafs  Ehen 
(fceSer  Art  Hie  äi$  Mütkeifüllun  aoii  Seite  der  ersten  angesehen  werden  dürf- 
ten? In  der  Zeit  des  teutschen  Jlriehs  waren  Ehen  dieser  Art  keine  Mifsheirathen. 
Bei  dem  Mangel  einer  bestimmten  Erklärung  in  der  BundesActe,  ist  nicht  wahr- 
•><  In  iiilic  Ii.  und  nach  dem  Gesetz  der  Vollkommenheit  rechtlich  nicht  zu  vermu- 
ihcji .  daß  die  souveränen  Bundesfürsten  4  nach  der  eingetretenen  wesentlichen 
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Standes  Veränderung $  welche  Sie  über  jene  Personenclasse  und  den  in  der  Bun- 
desActe  ihr  zugesicherten  hohen  Adelstand  erhöht,   diese  Classe  hingegen  zu 
untcrthanschaftlichem  Verhältnifs  erniedrigt  hatte,  ein  unveränderliches  Bestehen 
jener  Sitte  in  der  BundcsActe  haben  festsetzen,  oder  dafs  Jeder  von  ihnen 
sich  der  Befugniss  habe  entäussern  wollen,   nach  eigenem,  durch  sein  Staats- 
und Familieninteresse  zu  bestimmenden  Gutfindcn,  jene  Sitte  in  seinem  Hause 
entweder   bis   auf   Widerruf,   fortdauern  zu  lassen  ,    oder  zu  modificiren, 
oder  aufzuheben.    Deutlich  erhellet  diese  Willensmeinung  aus  verschiedenen, 
seit  der  Stiftung  des  Teutschen  Bundes  errichteten  Verfassungsurhunden  und 
Hausgesetzen  teutsclier  Bundesfürsten,  worin  die  Rechtsgültigkeit  der  Ehen  der 
Mitglieder  ihres  Hauses  durchaus  abhängig  gemacht  wird  von  der  Einwilligung 
des  regierenden  Herrn ,  nur  von  ihr.    So  in  Baiern ,  Würtemberg  ,  Kurhessen, 
GH.  Hessen.    Klüber's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  323  ff.    So  auch  das  königl 
Hausgesetz  für  das  Königr.  Hannover  v.  19.  Nov.  i836,  wo  (Cap.  3,  §.2)  je- 
doch angenommen  wird,  dafs,  nach  Art.  \!\  der  t.  Bundesacte,  die  Mitglieder 
standesherrlicher  Häuser  « den  Souverains  ebenbürtig»  seyen.  —  Oder  wäre  etwa 
nur  beabsichtigt  worden,  den  fürstlichen  und  gräflichen  Standesherren  und  ihren 
Familiengliedern    Zusicherung   zu  geben ,    dafs    in  Hinsicht   auf  ihre  Ehen  mit 
Personen  ntedern  Standes,  in  allen  Bundesstaaten  es  bei  dem  Rechte  der  Eben- 
bürtigkeit in  dem  Sinn,  welcher  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  damit  verbun- 
den war,  verbleiben ,  oder,  richtiger,  dafs  dasselbe  (in  der  Zeit  des  rheinischen 
Bundes  nicht  mehr  bestandene)  Recht  wieder  gelten,  dafs  in  der  Richtung  nach 
Vnicn  ihr  EheStandeszeiger  auf  die  Zeit  des  teutschen  Reichs  zurückgestellt  wer- 
den solle?  dafs  also  in  standesherrlicheu  fürstlichen  und  gräflichen,  vormals 
reichsständischen  Häusern,  nur  die  Arten  von  Ehen  ihrer  Mitglieder,  welche  in 
der  genannten  Zeit,  vermöge  der  kaiserlichen  Wahlcapitulation  und  des  dieselbe 
authentisch  auslcgeuden  Reichsschlusses  von  1747,  für  Missheirathen  galten,  das 
heifst,  die  Ehen  mit  mchtadelichen  Freigeborenen,  wie  jene  mit  Leibeigenen ,  auch 
fernerhin  dafür ,  hingegen  alle  Ehen  anderer  Art  als  vollwirkend  für  Gemahlin 
und  Kinder  gelten  sollten.    Das  Letzte  nur  möchte  ,jvenn  das  zugesicherte  Ver- 
bleiben des  Rechtes  der  Ebenbürtigheit  nur  auf  Heirulhcn  bezogen  werden  soll, 
im  Zweifel  anzunehmen  seyn.    Sollte  jenes  frühere  Rcchtsverhältnifs  für  die  Stan- 
desherren in  allen  Bundesstaaten  wieder  aufleben,  so  bedurfte  es  dazu  einer 
solchen  Bestimmung,  wie  jene  in  der  BundcsActe,  da  die  Reichsgesetze  durch  die 
rheinische  BundcsActe  ihrer  Geselzkraft  waren  beraubt  worden  (§.  00).  Er- 
wünscht mufstc  die  Wiederherstellung  dieser  Gesetzkraft  seyn,  sowohl  den  sou- 
verainen  Bundesfürsten,  als  auch  den  standesherrlichen  Familien.    Jenen,  so 
fern  und  so  lang  sie  Vermählungen  ihrer  Familienglieder  mit  standesherrlichen 
fernerhin  für  zulässig  achten  wollten  oder  würden.    Dieser.,  -,,<il  dadurch  nicht 
mir  ihr  Familienglanz ,  soweit  er  von  Vermählungen  abhängt,  überhaupt  ge- 
sichert ward,  sondern  auch  weil  ihnen,   wenigstens  bis  auf  Widerruf  durch 
Staats  -  und  Hausgesetze  in  einzelnen  Bundesstaaten ,  die  Aussicht  auf  Vermäh- 
lungen der  genannten  Art  wieder  eröffnet  ward.    Doch  auch  mehr  nicht  als 
Aussicht.    Eine  Veryjlieldung ,  Ehen  der  gedachten  Art  jederzeit  für  NichtMifs- 
heirathen  gelten  zu  lassen,  sie  durch  Staats-  und  Familiengesetzc  nie  zu  be- 
schränken, ihnen  gewisse  Rechtswirkungen  nie  zu  versagen,  hatten  die  60uvo- 
rainen  Bundesfürsten  in  der  BundcsActe  nicht  übernommen,  weder  unter  sich, 
noc  h  gegen  die  Standesherren.  —   Eben  so  wenig  ist  in  der  Bestimmung  der 
BundcsActe  ein  Erheiniungsgrund  zu  finden,  für  einen  RechtsbcgrilV  von  Miss- 
heträthen  auf  Seile  der  Mitglieder  sounerainer  teutsclier  Rcgenienhäuser.  Kiä'hku's 
Abhandlungen,  IUI.  1,  S.  277—307.  —   Beispiele  von  Vermählungen^  von  Prinzen 
und  Prinzessinnen  aus  teulschen  sou\ crainen  Häusern,  mit  Personen  aus  stan 
desherrlichen  fürstlichen  Familien;  desgleichen,  von  Prinzen  jener  Häuser  mit 
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standcsherrüchen  Wittwen  ans  Bouverainem  Geschlecht,  findet  man  a.  a.  O., 
•s  ;  ■  BD  Etnc  authentische  Auslegung  der  in  Frage  stehenden  Stelle  der 
i  lActe,  ron  dem  Btandesherrlichen  Recht  der  Ebenbürtigkeit ,  findet  sich 
:  in  den  Beschlüssen  »Km-  Bundesversammlung  vom  18-  Aug.  i8jtr>  und 
iv  1  ii  betr.  die  Courtoisie  der  Btandesherrlich  untergeordneten  Für- 

sten und  FamUienb&upter.  KLthnu  a.  a.  <>.,  s.  3o8  lUti. —  Und  oben  so  wenig 
in  dem  Vertrag  des  östreichischen  Bevollmächtigten,  des  (standesherrlichen)  lür- 
0  ron  Metternich,  in  dem  Aachener  Conferent-+Protocoll  v.  7.  Nov.  1818,  in 
Maatbhi  recueil,  SuppUm,  l\.  •>.;>-.  —  En  der  unten  §.  3o8  b  angef.  Schrift 
»Betrachtung«  etc,  welche  offenbar  .ms  dem  Schoofs  von  Mediatisirten  hervor- 
1  ist,  wird  S.  \ö  unverhohlen  das  Bekenntnifa  abgelegt:  «das  Recht 
der  1  benbürtigkeil  sej  bis  [etat  ein  leeres  Wort,  dessen  Bedeutungslosigkeit  mit 
jedem  Tage  mehr  an  das  Licht  trete». 

I)  W  10U  «l.  n  Btandesherrlichen  Familien,  in  allen  Bundesstaaten,  das  Recht 
der  Ebenbürtigkeit,  in  dein  bisher  damit  verbundenen  Begriff.  Verliehen  ward 
also  dasselbe  durch  diese  Bestimmung  der  BundesActe  nicht,  namentlich  nicht 
solchen  Familien,  denen  dasselbe  früher  nicht  zustand,  denen  etwa  erst  in  dem 
Zeitraum  des  Teutschen  Bundes,  in  einem  Bundesstaat  von  dem  Souverain  des- 
selben  Standeaherrlichkeil  verliehen  ward.   Vergi.  §•  317. 

/  1  \  orstehenden  Erlauterungen  zufolge  möchte  diese  Bestimmung  der  BundesActe, 
über  das  standesherrliche  Becht  der  Ebenbürtigkeit,  zu  verstehen  seyn  wie  folgt: 
Den  Btandesherrlichen  Familien,  im  Sinn  der  BundesActe,  soll  in  allen  Bundes- 
staaten auch  fortan  das  Recht  der  Ebenbürtigkeit  verbleiben,  in  dem  bisher  damit 
verbundenen  Begriff 3  das  heilst,  GeburtstandesGcnossenschaft  mit  Allen,  die 
daselbst  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  zu  dem  hohen  Adel  gerechnet  wurden, 
und  in  Gemäfsheil  ihrer  jetzigen  Verhältnisse  zu  diesem  Stande  noch  zu  rech- 
nen sind,  (.der  solchen  Später  erworben  haben.  Recht  der  Ebenbürtigkeit  soll 
ihnen  also  /.nstchen,  nicht  nur  unter  sich  und  mit  vormals  nicht-reichsständischen 
Reichsfursten ,  sondern  auch  im  Verhältnis  zu  denen  inländischen  und  auslän- 
dischen Cvergl,  Rsc88  Staatskanzley,  XIV.  52)  Herzogen,  Markgrafen,  Landgrafen, 
1  ürsten,  vielleicht  auch  Burggrafen  und  Grafen,  welche  daselbst  jetzt  etwa  noch 
aufserdem  BU  der  Ciasse  des  hohen  Adels  gerechnet  werden. 

Di)  Vorstehende  Bemerkungen  und  Erläuterungen  bewähren  dieses.  Um,  nach  ihnen, 
den  Sinn  der  in  den  §.  fast  wörtlich  übertragenen  Bestimmung  in  der  Bundes- 
Acte sich  vollständig  und  klar  zu  vergegenwärtigen,  möchte  diese,  wie  folgt,  zu 
paraphrasiren  seyn.  Obgleich  die  in  Trage  stehenden  fürstlichen  und  gräflichen 
Häuser,  in  Gemäfsheit  der  gegenwärtigen  Verhältnisse,  nicht  mehr  teutsche 
Beichsstände,  Reichsunmittelbare  und  mit  teutscher  Landeshoheit  begabte  Lan- 
desherren,  nicht  mehr  auf  nur  gewisse  Weise  der  teutschen  Reichshoheit,  son- 
dern nunmehr  standesherrlich  der  Staatshoheit  teutscher  Bundesfürsten  un- 
aet,  und  so  aus  einem  vormaligen  landesherrlichen  Staatsvcrhaltnifs 
in  bevorrechteten  Privatstand  versetzt  sind;  so  sollen  sie  nichts  desto  we- 
lliger 1  )  zu  dem  hohen  Adel  in  Teutschland  (in  allen  Bundesstaaten)  gc- 
rechnet  werden;  und  soll  2)  ihnen  das  dieser  Adelsclassc,  auf  allen  ihren 
Bangstufen,  eigene  Recht  der  Ebenbürtigkeit,  in  dem  bisher  damit  verbundenen 
Begriff,  das  heilst,  dasjenige  Recht  der  GcburtstandesGenossenschaft  oder  der 
Rechtsgleichheit  der  GeburtstandesGenosaen  verbleiben,  welches  während  der 
Reichsverfaasung  allen  Mitgliedern  des  hohen  Adelstandes  unter  sich,  vermöge 
ihrer  Geburt,  ankam,  gleichviel  auf  welcher  Stufe  desselben  sie  sich  befanden. 
Sie  sämmtlich  dürfen  also,  in  Folge  oder  unter  dem  Vorwand  ihrer  jetzigen 
Unterordnung  unter  die  Staatshoheit  vormaliger  ReichsMitstände  und  Standcs- 
genossen,  die  durch  Erhebung  zu  der  Souverainetät  aus  dieser  Standesgenossen- 
ichaft  herausgetreten  sind,  unter  ihren  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  gehab- 
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ten  Geburtstand  nicht  erniedrigt  werden ;  sondern  sollen  in  allen  Bundesstaaten 
für  Personen  und  Familien  von  hohem  Adel  und  allseitig-  gleichem  Geburtstandes- 
Recht  mit  Allen,  die  zu  diesem  Stande  gerechnet  werden,  gelten.  —  Regierun- 
gen von  Bundesstaaten  haben  in  ihren  Verordnungen  über  den  Rechtszustand 
der  ihnen  untergeordneten  Standeslierren,  die  hier  in  Betracht  stehende  Bestim- 
mung der  BundesActe  meist  mit  denselben  Worten,  also  mit  gleicher  Unbe- 
stimmtheit, wiederholt;  nur  dafs  Etliche  das  Wort  « bisher»  ausdrücklich  auf  den 
letzten  Zeitraum  des  teutschen  Reichs  beziehen.  Die  hieher  gehörenden  Stellen 
aus  Verordnungen  von  Preufsen,  Hannover,  Würtemberg,  Baden,  GH.  Hessen, 
findet  man  in  Rlüber's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  320  ff. 

)  In  dem  ersten  der  beiden  hiernächst  angef.  Beschlüsse  der  Bundesversammlung 
steht  nach  dem  Wort  «Ebenbürtigkeit»:  «mit  den  souverainen  Häusern».  In 
dem  zweiten  heifst  es:  «mit  den  regierenden  Häusern».  Ob  durch  diese  Worte, 
welche  in  zwei  in  dem  engern  Rath  der  B.  V.  gefassten  Beschlüssen  vorkommen, 
die  unbestimmte  Stelle  in  dem  14.  Art.  der  BundesActe  eine  authentische  Aus- 
legung habe  erhalten  können?  davon  s.  Rlüber's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  3o8  ff. 

)  Beschlufs  der  B.  V.  vom  18.  Aug.  1825,  in  Rlüber's  Quellensammlung,  Num.  XXXII. 
Dieser  Beschlufs  sagt  allgemein:  dafs.  .  .  «den  Fürsten  das  Prädicat  Durchlaucht 
crtheilt  wurde».  Dagegen  heifst  es  in  dem,  in  der  nächstfolgenden  Note  ange- 
führten Beschlufs  der  Bundesversammlung  vom  i3.  Februar  1829:  dafs  .  ,  .  «in 
Folge  dieses  Beschlusses  (vom  18.  Aug.  1825)  den  Häuptern  dieser  Fürstlichen 
Familien  das  Prädicat  Durchlaucht  gebührt».  Vergl.  L.  Pernice  quaestionum  de 
jure  publico  germ.  Particula  R.  Hai.  i832.  4«  —  E>cr  Beschlufs  von  1825,  und 
der  in  der  IVote  p  erwähnte  von  1829,  ward  für  Preufsen  bekannt  gemacht  in 
der  preufs.  Gesetzsamml,  v.  i832,  St.  10.  In  der  die  Bekanntmachung  verfügenden 
CabinctOrdre  vom  21.  Febr.  1882  bestimmt  der  Rönig,  dafs  «nur  den  Häuptern 
der  Fürstlichen  Familien  das  Prädicat  Durchlaucht  ertheilt  werde»  s.  d.  Cab.- 
Ordre  in  der  Frankf.  OPAZ.  v.  i3.  Mai  i832.  Durch  eine  spätere  k.  Cabinet- 
Ordre  vom  3.  März  i833  (in  der  preufs.  Gesetzsamml.  von  i833,  St.  5)  ist  ver- 
ordnet: dafs  allen  den  fürstlichen  Titel  führenden  Mitgliedern  (nicht  blofs  den 
Häuptern)  der  in  dem  der  k.  Instruction  vom  3o.  Mai  1820,  §.  1,  und  in  der 
Bekanntmachung  des  Staatsministeriums  vom  28.  April  i832  beigefügten  Ver- 
zeichnifs  unter  I  benannten,  in  den  preufsischen  Staaten  angesessenen,  fürstlichen 
Familien  von  den  Landesbehörden  und  Unterthanen  das  Prädicat  «Durchlaucht» 
ertheilt  werden  soll.  —  Durch  ein  Cabinetschreiben  des  Raisers  Ferdinand  von 
Oestreich,  aus  Prag  vom  2.  Sept.  i836,  sind  die  Rangverhälinisse  unter  den  fürst- 
lichen Häusern  in  Oestreich  bestimmt,  wobei  eine  Verordnung  Raiser  Carls  VI. 
vom  25.  März  1728  zum  Grunde  gelegt  ist,  mit  Beziehung  auf  den  Beschlufs  der 
B.  V.  v.  19.  Aug.  i825;  in  der  Frankf.  OPAZ.  v.  24.  Sept.  i836,  Num.  266, 

)  Beschlufs.  der  B.  V.  vom  i3-  Febr.  1829;  ebendas.  Num.  XXXni.  Pernice  1.  c. 
—  In  einer  gedruckten  Denkschrift  v.  14.  Jan.  1828  hatte  der  Graf  von  War- 
tembergRotli,  für  sich  u.  a.  Standesherren,  um  Ertheilung  des  Prädicats  Erlaucht 
an  die  standesherrlichen  gräflichen  Familien,  bei  der  B  V.  nachgesucht.  —  In 
Ansehung  der  standesherrlichen  nachgeborenen  Familienglicdcr ,  bestimmt  eine 
badische  Verordn.  v.  2.  Oct.  1829,  dafs  jenen  in  (vormals  reichsständischen) 
Jürstlichen  Häusern  dieselben  Ehrentitel  wie  ihren  Familienhäuptern,  hingegen 
jenen  aus  (vormals  reichsständischen)  gräflichen  Häusern  das  Prädicat  Hochge- 
boren, abwechselnd  mit  Hochdenselben,  solle  gegeben  werden.  Die  Häupter 
gräflicher  Familien  sollten  von  den  Landesbehörden  in  schriftlichen  Zufertigun- 
gen  angeredet  werden:  «Erlauchter,  Hochgcborner  Graf»!  Bad.  Regier.  Bl.  v. 
1829,  Num.  XX.  —  Durch  ein  Signat  v.  12.  Juni  i83o  verfügte  der  Rönig  von 
Baiern  für  den  Grafen  Maximilian  von  Törriug-Gutlcuzcll  die  Ertheilung  (Aner- 
kennung) des  Prädicats  Erlaucht,  da  er  früher  wegen  der  Grafschaft  Cronsfeld 
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Refcfcettand  wa*  a,  die  dafür  kuT  l&tschfidigung  mit  Relchssiahdschäft  erhaltene 
Hri  im  Ii. iil  GnttenaeU  im  Königreich  Württemberg  ßtandesherflicli  besitzt. 
)  Bei  nen  Wiener  MinisteriälCtinforehieA  im  J.  1820  (a8.  Prötoc.  >.  u.  Mai  kÖ4o), 
.  H il ron  itandcaherrln  her  Seite  der  Anträgt  \  )  ddft sammtliclic,  des  Rechtes  der 
Ebenbürtigkeit  jetsf  Aellhäfllgo,  standesherrKchö  Familicü  In  ein  zu  dem  lände 
l>ri  der  Bundescanslei  ira  eröffnendes  Prbtocoll  odeV  Register  (staüdesherrliclte 
trikel)  verzeichnet,  und  dfcft  in  Solches  die"  In  diesen  Familien  durch  Geburt, 
▼  erotfiMung  öder  lud  vorgehenden  Veränderungen,  iri  Fölge  der  von  deh  H&up- 
li  rn  derselben,  sowdhl  an  die  B.  \.  als  auch  an  die  einzelnen  Kundesglieder, 
gelangenden  inzeigen,  regelmäßig  und  fortlaufend  einzutragen  Wären;  i)  ctafs 
dieaen  ehehin  reichsstähdisthen  Familien  ein,  Ihrdr  Ebenbürtigkeit  mit  den  sou- 
verainen  Häusern  öngömössenet  Rang  und  TtUl  zuerltänrit!,  und  das  l'rädicai 

'  für  die  I  iiräten,  SO  mÄ  das  Prädical  Erlaucht  für  die  Grafen,  ge- 
lieh bestimmt  werde.  Die  Versammlung  veVwics  diesen  Antrag,  mit  den 
übrigen,  eur  Bcrafhung  an  die  Bundesversammlung,  bieser  let/.te  Gegenstand 
ward  erledigt,  duren  die  oben  (Nöte  <>  und  |»)  angef.  Beschlüsse  der  Ii.  V.  von 
i8aö  ii.  1899.  Det  erste  bat  Ms  jei/.i  keine  Bestimmung  vori  der  Ii.  V.  erhalten! 
Doch  vereinigten  sieh  unmittelbar  nach  dem  Oben  (p)  angef.  Bcschlufs  vom 
l3.  Febr.  1829,  sammlliche  Ge^a  nd.se  haften  in  der  l>.  V.,  von  ihren  Höfen  das 
Vcrzcichnifs  derjenigen  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  zu  erl)itten,  auf  wclcho 
in  jedem  Bundesstaat  die  Beschlüsse  \<>m  ■>."■>.  lug.  1825  u.  i3.  Febr.  18-29 
Wendling  linden,  damit  Sölchös  fcuT  Henntnils  der  B.  V.  gebracht  werde.  In 
I  olge  ilesseu  baben  einzelne  Knndesliirslen  ,  in  den  Jahren  1820  ü.  i83o,  Vcr- 
>  der  in  ihren  Staaten  standesherrlich  begüterten,  /um  Theil  auch  der 
daselbst  blofs  domicilirenden  oder  mit  nichtstandesherrlichen  Gütern  angesesse- 
nen Standesherren  eingereicht.  Man  s.  §.  3oi,  i,  und  unten  im  Anhang  die  Bei- 
1  jen  l\  u,  \  j  auch  »las  (varrenträOpische)  Genealogische  StaatsHandbueh  auf 
das  Jahr  18315,  und  den  Gothaischeh  genealog.  Hofkalender.  Alle  diese  beson- 
deren \  riv.i  iebnisse  findet  man  vereinigt  in  dem  Allgemeinen  VerzHchnhb  unten 
aK  Inha'ng  BTum.  \  .  In  Uc.slrcich  erschien,  in  Folge  eines  Iiaiserlichcn  Cabinet- 
Sehreibens  \<nn  (j.  Sept.  1823,  ein  HofcanzIeiMinisterialSchreibcn  vom  7.  Oct. 
i8a5,  betreffend  den  /lang  der  mediatisirlen  Familien  und  die  Titulatur  der  me- 
diat  hurtet)  Pürsten  (in  der  Anrede  «  Durchlauchtig-  1  .lochgeborner  Fürst»,  im 
Contexl  R Durchlaucht >>) ,  nebst  einem  Verzeichhiss  der  mittelbar  gewordenen 
ehemals  reichsständischen  fürstlichen  Häuser;  in  H.  Franz  /.politischen  Gesetzen 
u.  Verordnungen,  Bd.  LIII,  S.  207  —  210,  auch  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  1825, 
Vum.  )0|.  Ebendaselbst  ward  nachträglich  in  c.  31inisterialSehreiben  v.  8.  Nov. 
i8«5  (in  den  angef.  polit.  Gesetzen,  S.  210)  erldärt:  dafs  die  vorgeschriebene 
Titulatur  dem  Chef  einer  jeden  Von  beiden  fürstlichen  Linien  des  Hauses  Schön- 
burg  zukomme.  In  jenes  östreichische  V 'er/ciehnifs  sind  auch  fürstliche  Häuser 
aufgenommen,  welche  Standesberrschaflen  im  Sinn  der  BundesActe  weder  be 
sitzen  aöch  besessen  haben,  dagegen  in  dem  teulschen  Reich  reiclisstandischc 
Pcrsonalisten  waren. 

§.    304*  (232.) 

S)  zu  denen  Bundesstaat  en ,  zu  welchen  sio  gehören: 
a)    persönliches  Vcrhältnifs. 
B)  im  Verhält nifs  zu  denen  Bundesstaaten,  zu  welchen  die  ein- 
zelnen Standesberren  gehören  »),  sollen,  so  viel  AA)  ihren  persönlichen 
ftecfat  »zustand  betrifft,    1)  die  Häupter  der  standesberrlichen  Familien, 
die  ersten  ;<j  Siandesherren  desselben  Staates  seyn.    Sie  und  ihre  Fami- 
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1  i  e  n  c) ,  bilden  2  )  daselbst  die  privilegirteste  d)  ( am  meisten  bevor- 
rechtete) Classe,  insbesondere  in  Ansehung  der  Besteuerung  e)?  unü" 
geniefsen  3)  unbeschränkte  Freiheit,  ihren  Aufenthalt/)  in  jedem  zu 
dem  Bunde  gehörenden,  oder  mit  demselben  in  Frieden  lebenden  Staat  zu 
nehmen  5);  desgleichen  4)  pri  vilegirten  Gerichtstand  U11<1 
5)  Befreiung  von  MilitärPflichtigkeit.  Jedoch  sind  dieselben 
7)  den  Landesgesetzen  unterworfen. 

a)  In  jedem  dieser  Bundesstaaten  können  die  Standesherren  die  hier  folgenden 
Rechte  fordern  (§.  809.)  Dieses  hindert  nicht,  dafs  durch  Uebereinkunft  zwischen 
ihnen  und  der  Landesherrschaft,  einzelne  Rechte  dieser  Art  aufgehoben,  abge- 
ändert, oder  modificirt  werden  können;  wovon  hin  und  wieder  sich  Beispiele 
finden.  —  Was  in  einzelnen  Bundesstaaten ,  in  Absicht  auf  die  in  diesem  §.  er- 
wähnten Rechte,  nach  Maafsgabe  der  BundesActe  festgesetzt  ist,  findet  man  in 
den  unten  §.  3 1 3  angef.  particulären  Rechtsquellen. 

b)  Hievon  oben  §.  292,  a.  Die  baier.  Verfassungsurk.  v.  1818,  Tit.  VI,  §.  2, 
Num.  4?  erklärt  die  dortigen  Standesherren  für  erbliche  Reichsräthe,  für  erb- 
liche Mitglieder  der  ersten  Kammer  der  Ständeversammlung.  —  Aufscr  dem 
Vorzug  in  der  Landstandschaft,  schliefst  diese  Bestimmung  auch  jeden  andern 
vor  Standesherren  anderer  Art  in  sich,  namentlich  vor  denen  in  Schlesien,  in 
der  Ober-  und  Niederlausitz ,  und  vor  solchen,  denen  in  dem  Zeitraum  des 
rheinischen  Bundes  und  seit  Errichtung  der.  t.  BundesActe  Standesherrlichkeit 
durch  landesherrliche  Verleihung  zu  Theil  geworden  ist  (§.  3i5  u.  3 17). 

<■)  fFeih liehe  Mitglieder  eines  standesherrlichen  Hauses  treten  durch  Verheiratkung 
mit  einem  !\lann,  der  nicht  zu  derselben  Familie  gehört,  aus  jener  Familie 
heraus,  in  den  Stand  und  die  Familie  ihres  Mannes;  bei  Verhcirathung  mit 
einem  Manne  von  einem  andern  Zweig  ihrer  Familie,  treten  dieselben  in  den 
Stand  und  die  Linie  des  Mannes;  jedoch  überall  unbeschadet  der  Successionsrechte 
für  sie  und  ihre  Kinder,  so  weit  solche  in  Gesetzen  oder  Herkommen,  in  rechts- 
gültigen Verträgen  oder  Verfügungen  gegründet  sind. 

d)  »Privilegia  ita  intelligenda,  ut  aliquid  tribuant  ultra  jus  commune».  Grotius 
de  J.  B.  et  P.,  lib.  II.  c.  18.  §.  4«  n-  4«  Eine  wcrthlose  Begünstigung,  würde 
eine  contradictio  in  adjecto  in  sich  schliefsen.  Beil.  21  zu  d.  Protoc.  der  B.V. 
v.  1819,  §.  101,  S.  294  der  Orig.  Ausg. 

e)  Klüreii's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  36o  f.,  398,  4^9?  487  u.  476. 
Anfangs  war  die  Rede  von  Steuerfreiheit,  doch  nur  für  ihre  Personen,  also 
von  blofs  persönlichen  Steuern.  Ebendas.  S.  36o  ff.  —  Die  baierische  Decla- 
valion  v.  180-  (§.  307)  crtheilt  den  St.Il.:  i)  Zollbefreiung  von  allen  Lebens- 
mitteln für  ihr  Hausbedürfnifs  (nicht  auch  Accisfreihcit );  2)  Befreiung  von 
Weggeld  innerhalb  des  eigenen  slandesherrlicheii  Bezirks,  für  die  Slandesherren 
und  ihre  Familie. 

/)  Damit  ist  nicht  auch  die  Freiheit  gegeben,  in  Dienste  eines  andern  Bundesstaates 
nach  Guifinden  zu  treten,  ohne  delshalb  in  der  Verfügung  über  standesherrliche 
Einkünfte  beschränkt  werden  zu  dürfen.  Die  Bestimmung  der  BundesActe 
beschrankt  sich  auf  den  Aufenthall.  Hätte  auch  unbeschränkte  Freiheit  in  fremde 
Dienste  zu  treten  allgemein  eingeräumt  werden  wollen,  so  lag  nahe  Veranlassung 
dazu  in  der  baicrischen  Dcclaratiou  v.  1807,  A.  8.  Vergl.  auch  das  baier.  Edict 
v.  26.  Mai  1818,  Beil.  IV  zu  der  Verfassungsurk.  %.  5,  u.  die  rheinische  Bundes- 
Acte, Art.  7,  und  Klüber's  Staatsrecht  des  Bheinbundes,  §.  192. 

g  )  Wegen  eines  blofsen  auswärtigen  Aufenthaltes  dieser  Art,  darf  einem  Standes- 
herrn, oder  einem  Mitglied  seiner  Familie,  kein  Recht  enl/.ogeii  oder  geschmälert, 
namentlich  keine  Last  aufgelegt,  kein  standesherrliches  Einkommen  mit  Abgaben 
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belegt  werden.  In  Miner  Eigenschaft  als  Grundherr,  als  Staatsdienor,  als  Staats- 
Fensionlr  il  «l .  kenn  tr  dieselbe  Befreiung  du  iit  begehren. 

die  baier,  Declaration  von  1807,   \.  9,    Ueber  den  Gerichtstand  und 
•   1  Verfahren  in  p         «Sachen  vrider  die  Häupter  standesherrlicher  Familien, 
is.  i»  Iii      die  oben,  Rote  a,  angezeigten  besonderen  Rechtsquellen. 
i1  gilt  in   kbsichl  .ml  Verhandlungen  wegen  des  Nachlasses,  und  auf 

/  ormundschajun  bt.imlohei  i  Iii  her  Personen. 


§.  oiVS.  (033.) 

1     BechtSBUStand   tlor   standesherrlichen  Besitzungen; 

BB)  En  Ibsichl  auf  den  Rechtszustand  der  standesherrlichen 
Bezirke,  gebühren  den  Standesherren,  als  verfassungsmäßigen  Unterobrig- 
beiten  (  :'.  109):  1)  bürgerliche  und  peinliche  Gerichtbar keit, 
in  erster,  und,  w<>  die  Besitzung  (in  demselben  Lande)  grofs  genug  ist, 
auch  in  zweiter  Instanz  o);  2)  Forst  G  er  ichtbarkeitj  3)  Ortpoli- 
zei  ;  :  .})  Aufsicht  in  Kirchen-  und  Schulsach.cn,  auch  über  milde 
Stiftungen.  Jedoch  sind  5  3  alle  diese  Gerechtsame  auszuüben:  a)  nach 
Vorschrift  der  Landesgesetze,  und  b)  unter  Oberaufsicht  der  Re- 
gierungen  ey  6)  Ihre  Besitzungen  (die  Einwohner  der  standesherrlichen 
Bezirke,  die  Standesherrlichen  Untersassen)  sind  der  Militärverfas- 
Bung  unterworfen.  7)  In  Absicht  auf  R ealBesteuer ung,  in  An- 
sehung  ihrer  standesherrlichen  Grundbcsilzungen  '0?  sind  die  Standes- 
herren  die  priyilegirteste  Gasse,  und  8)  auch  in  RealStreitigkeiten 
genießen  sie  einen  priyilegirten  Ger i chtstand  <•')♦  93  Es  bleiben 
Omen  die  Rechte  und  Vorzüge,  welche  aus  ihrem  Eigen thum  und 
dessen  ungestörtem  Gcnufs  herrühren/)  (§.  3o6). 

.  )  \  <>n  den  EU  einer  zweiten  richterlichen  Instanz  qualificirten  Standesherren,  haben 
nur  wenige  \<»n  dieser  Bcfugnifs  Gebrauch  gemacht.  In  der  preussischen  Mo- 
aarchie  nur  die  Fürsten  von  AYied  und  von  SolmsBraunfels  (unten,  Note  c). 
h  <\vm  Gr O fsherzogthum  Hessen  haben  alle  Standesherren  die  /.weite  Instanz 
_  ben.  Begier.  Blatt  v.  1825,  St.  10.  Ebenso,  im  Verhaltnifs  zu  Kurhessen, 
die  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  Isenburg,  ihre  Justizkanzlei  zu  Meerholz;, 
\<>in  1.  Rot«  1829  an.  In  dem  Grofsherzoglhum  Baden  haben  auf  das  Recht 
der  streiten  Instanz  verzichtet:  1825  der  Fürst  von  Fürstenberg,  doch  mit  Vor- 
behalt  der  Frnennung  eines  Rathes  in  dem  landesherrlichen  Hofgericht  der 
Provinz,;  1822  der  Fürst  von  SalmRcifferscheidKrautbeim  (unten  §.  3i6).  In 
Baiern  hat  1827  der  Purst  von  Leiningen,  mit  Zustimmung  seiner  Agnaten, 
linbedingf  verzichtet  auf  die  Ausübung  der  Rechtspflege  in  zweiter  Instanz  und 
der  mittlem  oder  BezirkPolizei,  durch  eine  standesherrliche  Regierungs-  und 
Justiz  Canzlei  Pagegen  setzt  der  Graf  von  Pappenheim  (s.  §.  3i5,  b  u.  §.  3o3,  i) 
diese  Ausübung  fort  —  Etliche  Standesherren  haben  selbst  die  ertfe  Instanz 
aufgegeben,  &  B.  der  Herzog  von  LoozCorswaren  in  Preufsen  und  Hannover, 
der  Graf  \on  ErbachSchönbcrg  im  GH.  Hessen,  verschiedene  in  Baiern  u.  A. 
In  Beiern  bestimmt  ein  im  Dec.  i83i  von  den  Ständen  genehmigtes  Gesetz  die 
Rechtverhältnisse  der  auf  die  Gerichtbarkeit  freiwillig  verzichtenden  Standet- 
und  Gutsherren. 
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b)  Zu  verstehen  Ist  wohl  unter  0;«Polizei,  nach  dem  hier  obwaltenden  Verhältnifs, 
die  niedere  Polizei  in  dem  ganzen  Umfang  des  standesherrliohen  Bezirks,  also 
eine  niedere  particuläre  oder  Bezir £P 'olizei  (§.  383).  Die  BundesActe  spricht 
den  St.  H.  (.(.überhaupt  alle  diejenigen  obrigkeitlichen  Rechte  zu,  welche  nicht  zu 
der  Staatsgewalt  und  den  höheren  Regierungsrechten  gehören».  Die  baierische 
Declaration  v.  1807  (vergl.  §.  3o7)i  lit*  E,  läfst  den  Standesherren  die  «ge- 
wöhnliche untere  Polizei»,  im  Gegensatz  der  «obersten  Polizei  im  Allgemeinen», 
u.  das  baierische  Edict  v.  26.  Mai  1818,  §.  26,  spricht  ihnen  die  «Local-  und 
DistrictPolizei  zu».  Der  Ausdruck  Ort  bezieht  sich  ohnehin  zuweilen  auf  einen 
gröfsern  Bezirk,  als  denjenigen  einer  einzelnen  Ortschaft,  z.  B.  ehedem  der 
(reichsritterschaftliche)  Ritterort,  d.  h.  der  (reichsunmittelbare)  Rittercanton. — 
Von  dem  standesherrlichen  Fiscusrecht  unten  §.  478. 

c)  Es  wird  also  durch  die  den  Standesherren  zustehende  Ausübung  mancher 
obrigkeitlichen  Rechte,  die  Einheit  der  Staatsgewalt  und  der  Unterthanschaft 
nicht  aufgehoben.  —  In  Baiern  können  Standesherren,  die  einen  geschlossenen 
Bezirk  mit  \l\  bis  20,000  Einw.  besitzen,  für  die  Rechtspflege  in  2.  Instanz  u. 
für  Polizei  (der  mittlem  Art)  ein  für  beide  vereinigtes  Collegium  unterhalten, 
unter  dem  Namen  Regierungs-  und  PolizeiCanzlei.  Beilage  IV  zu  der  Verfass. 
Urk.  v.  1818.  Der  Herzog  v.  Leuchtenberg,  als  Fürst  v.  Eichstädt,  darf  ein 
von  der  Justizcanzlei  getrenntes  Collegium,  unter  dem  Namen  Polizeicanzlei 
unterhalten.  Man  s.  die  unten  §.  317  angef.  k.  Erklär,  v.  i5.  Nov.  1817.  In 
Preussen  dürfen  die  Standesherren  für  zweite  Instanz  ein  Justizcollegium,  u, 
für  niedere  oder  BezirkPolizeiverwaltüng  einen  Oberbeamten,  unter  dem  Titel 
Polizei-  oder  Regierungsrath,  bestellen,  desgl.  für  ihre  Privatverwaltung  eine 
Rentkammer  oder  Domänencanzlei.  Man  s.  die  unten  3 16  angef.  Instruction 
v.  3o.  Mai  1820,  §.  38  ff.  u.  60.  Dem  Fürsten  von  Wied  hat  im  J.  1826  der 
Rönig  die  Errichtung  eines  RegierungsCollegiums  bewilligt,  für  Polizeiverwaltung, 
Rirchen-  und  Schulsachen,  u.  Rechtspflege  in  zweiter  Instanz.  Auch  der  Fürst 
von  SolmsBraunfels  erlangte  im  J.  1828  eine  gleiche  Bewilligung. 

d)  Vergl.  oben  §.  3o4,  Note  d,  u.  (P.  J.  Flobet)  Uebcr  das  Recht,  die  Domainen 
der  Standesherren  zu  besteuern;  in  Crome's  u.  Jaup's  Germanien,  Bd.  III,  Heft  1 , 
Num.  3. 

<?)  Die  BundesActe,  Art.  14,  bewilligt  ihnen  überhaupt  privilegirten  Gerichtstand, 
ohne  Ausnahme  zu  machen,  in  Ansehung  einer  oder  der  andern  Art  desselben.  — 
Auch  bleiben  den  Standesherren  ihre  Grundgüter  oder  Domänen  (§.  332  c),  und 
ihre  grundherrlichen  Gerechtsame,  ihre  Rechte  auf  PatrimonialDienste  oder  Frohnen 
(§.  468,  a),  nebst  den  statt  derselben  etwa  zu  entrichtenden  Reluitions-  oder 
Dienstgeldern,  und  auf  Grund-  oder  Patrimonial Ab  gaben  (§.  44  u«  £  u«  3o3), 
desgleichen  die  LehnPrästanda  aller  Art,  obgleich  deren,  als  blofser  Eigenthum- 
rechte (§.  3o6,  Num.  2),  in  der  BundesActe  ausdrücklich  nicht  erwähnt  ist. 
Vergl.  unten  Z(ß  u.  Rlübeb's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  210.  Wider 
gezwungene  Ablösung  solcher  Abgaben  und  Dienste  (§.  393  g),  s.  man  die 
Vorstellung  der  Fürsten  von  LöwensteinWerthcim  bei  dem  GH.  von  Baden, 
in  der  Frankfurter  OberPostamtZeitung  v.  23.  Nov.  i83i;  u.  die  Antwort  des 
ghzgl.  Staatsministeriums  darauf,  cbendas.  Blatt  v.  6.  Dec.  i83i.  Desgl.  die 
Beschwerdeschriften  derselben  Fürsten  bei  der  B.  V.  v.  i832,  unter  §.  3i2  d. 
Die  Gefälle  der  vormals  reichsständischen  Fürsten  und  Grafen  vor  und  nach 
der  Mediatisirung.    München  1828.  8. 

f)  Vergl.  die  baierische  Declaration  v.  1807,  L.  v.  Dresch,  Abhandlungen  S.  179  flf. 
Von  Schuldenablhcilung ,  dieselbe  Declaration,  I. 


IL  Theil  l\.  Cap* 


§•  $Q6«  $34.) 

.  t  \  .  tili  i  s  «  h  t  (s   \  t  •  r  h  ä  1 1  B  i  Ts  j    Insbesondere    r  Emilien  Autonomio.  — 

Verinftertng     Bttodesherrlieher    Besitzungen    und  Vorrechte. 

S  t  a  n  (1  c  s  Ii  e  r  v  1  i v  Ii  o   Bo  S  in  l  e. 

<  C)  Deberdiefs  sollen,  in  persönlich-dinglicher  Hinsicht,  1)  so 
kiel  die  Familien  Au  ton  omie  (das  Rechl  «In-  ßelbstgesetzgebung  j  der 
Standesherren  betrüHt ,  nach  den  Grundsätzen  «Ilm-  frühem  leu^schenj  Ver- 
fassung ,  b)  die  noch  bestehenden  standesherrlichen  Familien ver- 
trü  je  ftufrechl  erhalten  werben,  und  1>)  die  siandesherrlichcn  Familien 
die  Befugnifg  haben,  über  ihre  Güter  und  Familienv erhäl  tnissc 
rerbindliche  Verfügungen  zu  treffen;  doch  müssen  solche  dem 
Sl  Isobrrh.uipt  vorgelebt,  und  bei  (und  von)  den  höchsten  EandesstclJen 
zur  allgemeinen  Kennt  nils  und  Narhaehtung  gebracht  werden,  c)  Alle 
l.Mier  dagegen  (gegen  die  oben  erwähnte  standesherrliche  Befugnifs) 
erlassenen  Verordnungen,  sollen  für  künftige  Fälle  nicht  weiter 
anwendbar  Bfeyn  Ucherhaupt  sollen  den  standesherrlichen  Hau- 

sein,  in  Küchsirhi  ihrer  Personen,  Familien  und  Besitzungen, 
alle  diejenigen  Rechte  Und  Vorzüge  zugesichert  werden,  oder  blei- 
ben, welche  a  )  aus  ihrem  Eigenthum  und  dessen  ungestörtem  Gcnufs 
herrühren  (§.  3o5),  und  b)  nicht  zu  der  Staatsgewalt  und  den 
höheren  Regierungsrechten  gehören.  3)  DePs  wegen,  und  weil 
die  Bund  es  Acte,  in  Betracht  ihrer  früheren  Slaatsverhältnisse,  die  Häupter 
der  sf. indesherrlichen  Familien  für  die  ersten  Slandesherren  und  mit  ihren 
Familien  für  die  pri\ ilegirlesfe  Classe  desjenigen  Bundesstaates,  zu  welchem 
sie  gehören,  erklärt  (§.  3o4),  gebührt  ihnen,  in  Hinsicht  auf  ihre  Perso- 
nen Familien  und  standcdierrlichcn  Besitzungen,  vor  Andern  Lands  tand- 
Schaft,  und  die  erste  Stelle  unter  den  Landständen  (§.  292).  4)  Pri- 
mat rechte,  welche  den  Besitz  landesherrlicher  Eigenschaft  bei  den 
jetzigen  Standesherren  in  der  Zeit  des  leutschen  Reichs  voraussetzten,  haben 
in  Folge  ihrer  Unterordnung  aufgehört  c)f  —  DJ))  Ueber  V  erä  uf scru ug 
siaudesherrlicher  Besitzungen  und  Vorrechte,  und  ihre  Folgen  in  Hinsicht 
auf  den  persönlichen  Rechtszustand  des  Veräufserers  und  seiner  Familie, 
enthalt  die  BundCsActe  keine  Bestimmung  —  EE)  Die  Beamten 
Öder  Diener  der  Standesherren  sind  bestimmt:  1)  theils  für  Ausübung 
r.rv  ihnen  überlassenen  untergeordneten  Regierungsrechte;  2)  theils  für 
ihren  Hansstaat,  für  ihre  Privat-  und  Familienangelegenheiten,  für  Verwal- 
i  hier  Domänen,  Hu  er  Patrimonial und  Lehngerechtsamc.  Die  Be- 
amten der  ersten  Classe  sind  zugleich  als  öffentliche  oder  Staatsdiener 
zu  betrachten,  bedürfen  daher  einer  lau  d  esgeselzm  äs  igen  Qualifikation,  und 
mit  Ausnahme  der  Cauzlei-  und  I  JegislraturPersonen ,  der  landesherrlichen 
Bestätigung,  werden  auch  in  ihrem  Amt-  oder  Diensteid  zugleich  dem 
Landesherrn  verpflichtet.    Drei  oder  mehrere  Beamte  der   zweiten  Classe 
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in  ein  Collegtum  vereinigt,  bilden  zuweilen  eine  Rentkammer  oder 
DomänenCanzlei,  einen  Lehnhof  u,  s.  w.  Ihr  Yerhältnifs  zu  der 
Dienstherrschaft  ist  blofs  privatrechtlick  Allen  diesen  Beamten  kann  ein 
Standesherr  Titel  beilegen,  welche  seinen  standesherrlichen  Verhältnissen 
und  dem  amtlichen  Wirkungskreis  der  Diener  angemessen  sind  e). 

a)  Der  Sinn  der  hier  unter  Num.  1  wörtlich  angeführten  Bestimmung  in  dem 
14.  Art.  der  Bundes  Acte,  ist  folgender.  1)  Den  standesherrlichen  Familien 
wird  allein  die  Befugnis*  zugesichert,  über  ihre  Güter  und  Familienverhältnisse 
verbindliche  Verfügungen  (durch  FamilienStatuten )  zu  treffen.  2)  Alle  gegen 
diese  ßefugniss  erlassene  Verordnungen  werden,  für  künftige  Fälle,  für  nicht 
weiter  anwendbar  erklärt.  3)  Aufrechthaltung  der  noch  bestehenden  Familienvor- 
träge wird  zugesichert.  Damit  ist  zugleich  der  Ausspruch  ertheilt :  dafs  für 
vergangene  Fälle  jene  Verordnungen  (Num.  2)  nicht  aufser  Wirkung  gesetzt 
6eyn  sollen;  dafs  also  die  bestandenen,  namentlich  die  vor  Errichtung  des 
rheinischen  Bundes  bestandenen  Familienverträge,  welche  durch  solche  Ver- 
ordnungen aufgehoben  wurden,  als  durch  gegenwärtige  Bestimmung  der  Bundes- 
Acte  wieder  hergestellt  keineswegs,  sondern  nach  wie  vor  ats  aufgehoben  zu 
betrachten  seyen  (anders  Perthce,  in  dem  unten  §.  3i3,  d,  angef.  Progr.);  dafs 
aber  den  Familien,  vermöge  der  ihnen  hier  zugesicherten  Befugnifs  der  Auto- 
nomie, unbenommen  sey,  mittelst  freier  Willenserklärung  der  Betheiligten,  durch 
neue  Verfügungen  unter  landesherrlicher  Zustimmung  Dasselbe  wieder  festzusetzen, 
was  in  ihren  früher  bestandenen  FamilienStatuten  verfügt  war;  dafs  auf  solche 
neue ,  vermöge  der  hier  zugesicherten  Autonomie,  errichtete  Statuten,  jene 
früheren  Verordnungen,  welche  gegen  die  Befugniss  zu  deren  Errichtung  erlassen 
waren,  nicht  weiter  anwendbar  seyn,  also  vernichtenden  Einflufs  beineswegs 
haben  sollten.  Dafs  nicht  blofs  die  künftigen,  sondern  auch  die  älteren,  das 
heifst,  die  bei  Errichtung  der  teutschen  BundesActe  «noch  bestehenden»  stan- 
desherrlichen  Familienverträge  «dem  Souverain  vorgelegt,  und  bei  (von)  den 
höchsten  Landesstellen  zur  allgemeinen  Kenntnifs  und  Nachachtung  gebracht 
werden  müssen»,  ist  in  der  BundesActe  ausdrücklich  nicht  bestimmt.  Wohl 
aber  fordert  die  darin  als  subsidiarische  Norm  aufgenommene  k.  baierische 
Declaration  v.  19.  März  1807,  als  nothwendig  die  landesherrliche  Bestätigung 
der  standesherrlichen  Familienverträge  überhaupt,  ohne  zwischen  älteren  und 
neueren  zu  unterscheiden.  Ein  erläuternder  Nachtrag  zu  dieser  Declaration, 
v.  25  Mai  1807,  unterwirft  ausdrücklich  auch  die  älteren  Verträge  der  landes- 
herrlichen Bestätigung.  Man  s.  KlÜ cer's  Abhandlungen,  Bd.  1,  S.  88  f.  u.  128. 
In  dem  GH.  Baden  insbesondere  wird  die  Bechtskraft  standesherrlichcr  Familien- 
verträge bei  Gerichten,  von  landesherrlicher  Bestätigung  abhängig  gemacht, 
durch  das  dritte  ConstitutionsEdict  v.  22.  Juli  1807,  §•  8  (Bad.  Begicr.Blatt, 
1807,  Num.  XXTX),  und  durch  grofsherzogl.  Verordnungen  v.  ?3.  Apr.  1818, 
§.  11,  u.  v.  19.  Apr.  1819.  JiiLÜBEB  a.  a.  O  ,  S.  i35.  Geschichtlich  und  logisch 
entwickelt  findet  sich  Vorstehendes,  in  Bi.it.kr's  Abhandlungen  u.  Beobachtungen, 
Bd.  I,  S.  83  —  i3/t.  A.  W.  IIkiftek's  Beiträge  zum  d.  Staats-  u.  Fürstenrecht, 
I.  Liefer.,  S.  90  IT.  —  Particuläre  landesherrliche  Bestimmungen  hierüber,  f,um 
Theil  abweichend  von  den  allgemeinen  der  BundesActe,  —  namentlich  in  Absicht 
auf  landesherrliche  Bestätigung  oder  Genehmigung  der  Familicnverträge,  derer 
die  BundesActe  ausdrücklich  nicht  gedenkt  (vergl.  Tli.iliu  n  a.  a.  ().  8.  128,  82 
u.  n3)  —  in  Baden,  Baiern,  GH.  Hessen,  Preufsen,  Wiirtcniberg,  Hannover, 
ebendaselbst  S.  1 34  —  i/f7«  —  ^  0,1  der  Familien Autpnqmie  u.  den  Fanülien- 
verträgen  der  jetzigen  Standesherren ,  in  der  Zeit  des  teutschen  Beichs  und 
des  rheinischen  Bundes,  cbendas,  S.  0/j  -  107. 
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I  i  Hleron  s  man  die  Congreft Verhandlungen ,  in  Klübir's  angef.  Debersicht  etbV, 
s  toi  n  Iii  ff  VergL  oben  S<  101,  Weil  die  meisten  Stimmen  wollten, 
cI.iTn  der  k.  \  .  die  Bestimmung  de*  Creme  der  höheren  RegierungsrecHte  zu 
tberlaaeeu  s,v.   Vergl  die  baierische  Declaration  v.  1807,  C  —  H.  v.  Pjucsqb 

Abhandlungen,   S.   1M  IV.         6h  den  St.H.  das  Fiscusrecht,   ohne  besondere 

landesherrliche  Verleihung  gebühre?  unten  §.  478. 

*  -s"       •  .     Vorrechte  der  Schatulle  des  Landesherrn  and  seiner  Gemahlin, 

unten  V  Desgleichen  das  Recht  der  tärzigjäkrigen  Verjährung*    G.  F. 

1  >>>k\  Thenns,  15,1.  I,  Urft  3,  S.  ig.    \  crgl.  nuten  §.  335,  a. 

<')  In  Absicht  iuf  standesherrliche  Veräusserungen,  sirid  verschiedene  Falle  zu  unter- 
scheiden. Daß  iu  der  Rechtsgültigkeil  solcher  Veräufserungcn  jeder  Art, 
KurOrdersI  die  Beobachtung  [euer  Förmlichkeiten  höthigsey,  welche  .Landesgesetze, 
l<chn\erh.:iltiiifs  und  Familienverfassung  gebieten,  versteh!  sieh  \on  selbst.  Wird 
die  Skmdeskerrltekkeü  (§.  3oi)  an  ein  ebenbürtiges  Mitglied  der  standesberrlichen 
1  auülie    >  er. in  Isert ,    so    bleiben    die    Familienrechte   und  der  standeshen  liehe 

Rechtasus tand  ojrrerlndert,  nur  tritt  der  Veraufserer,  in  Ansehung  seiner  per- 
idnlicben  Btandesberrliolien  Vorrechte,  zurück  in  die  Reihe  der  einfachen 
Familienglieder.  Anlangend  die  Frage  von  Veräufserung  der  Standesherrliehkeit 
aüleerhalb  der  Familie,  und  nicht  an  den  Staat  (§.  3o2,  III),  so  können  die 
■tandesherrlichen  Vorrechte,  welche  auf  das  Verhältnifs  zu  dem  T.  Bund  und 
■u  den  Bundesstaaten  insgesammt  sieh  beziehen  (§.  3o3),  ohne  Einwilligung  des 
Bundes,  auf  den  neuen  Erwerber  nicht  übergehen,  und  die  standesherrlicheii 
Vorrechte,  welche  auf  das  besondere  Verhältnifs  zu  dem  Inland  sich  beziehen 
(  .  JoS  —  3o6),  nicht  ohne  speciello  Einwilligung  der  Staatsregicrung.  Was 
aber,  in  solchem  l  all,  den  standesherrlichen  Bcchtszustand  des  Veräufserers, 
für  seine  Person  und  Familie,  betrifft,  im  A'crhältnifs  nicht  nur  zu  dem  Inland, 
sondern  auch  zu  dein  T.  Hund  und  sämmtlichen  übrigen  Bundesstaaten,  so 
kann  der  \  ei  an fscrer  auf  Fortgenufs  nur  jener  persönlichen  und  Familienreclite 
Anspruch  machen,  welche  ihrer  Natur  nach  unabhängig  sind  von  dem  Besitz 
der  rerSuiserten  Standesherrschaft;  insbesondere  hört  er  auf.  dem  Staat,  in 
dessen  Gebiet  die  Standesherrschaft  gelegen  ist,  standesherrlich  spcciell  anzuge- 
hören. Eine  Veräufserung  zu  der  Standesherrschaft  gehörender  Eigenthumrechte, 
oder  davon  herrührender  Einkünfte,  hat  einen  Verlust  standesherrlicher  Vor- 
rechte  nicht  zur  Folge,  weder  für  den  Veraufserer  noch  für  seine  Familie;  es 
gehen  bei  VcrSuCseruugen  dieser  Art  aufserhalb  der  Familie,  die  mit  der 
rCräufaerten  Sache  verbundenen  standesherrlichen  Vorrechte,  z.B.  Befreiung 
ron  Steuer  und  Einquartirung,  ohne  besondere  landesherrliche  Genehmigung, 
auf  den  neuen  Erwerber  nicht  über.  So,  in  Ermangelung  positiver  Bechtsbe- 
stimmung.  Eine  solche  findet  sich  in  der  unten  (§.  3io)  angef.  k.  preufsischen 
Instruction  vom  3o.  Mai  1820,  §.  62  u.  63.  Zu  den  Eigenthumrechten  und  den 
davon  herrührenden  Einkünften  werden  daselbst  gerechnet:  «die  Domänen  und 
Privatgüter  des  Standesherrn,  seine  Bergwerke,  Hütten  und  Hammerwerke, 
seine  Jagd-  und  I  ischcreigerechtigkcit,  seine  Bechte  auf  Patrimunial  Abgaben 
und  PatrimonialDienst,  also  Grund-  und  Bodenzinse,  Benten,  Gülten  u.  Zehnten, 
Hand-  u.  Spanndienste,  seine  Patronatrechte,  seine  Erbzins-  und  Lehnherrlich- 
keit» etc.  \  ergL  auch  die  hahrische  Declaration  von  1807,  H.  14.  Desgl. 
F  i. er  in  E.  BT.  Sam.r.r5G's  Archiv  für  CameralBecht  u.  Staatsverwaltung,  Bd.  I 
(J.cipz.  18?.-.  8.)  Heft.  3,  Kinn.  3.  v.  Drksch  Abhandlungen,  S.  202  ff,  wo 
(S.  so6,  l>)  sogar  der  Verlust  des  hohen  Adelstandes  und  der  Ebenbürtigkeit 
als  rechtliche  Folge  einer  \  erriufserung  der  standesherrlichen,  vormals  reichs- 
Sfindischen  Besitzungen  bezeichnet  wird.  —  Zu  bemerken  ist  hier,  dafs  in  den 
bei  der  B.  V.  in  dem  J.  1829  eingereichten  Verzeichnissen  (Gothaischer  geneal. 
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Hofkalender  auf  i83o,  S.  i83o,  S.  267)  der  inländischen  Standesherren,  Pre-ussen 
jene,  welche  ihre  Standesherrschaften  veräufsert  haben,  nämlich  den  Grafen 
von  Wallmoden  und  den  Freiherrn  von  Bömmclberg,  nicht  mit  aufführt;  und 
eben  so  irürtemberg  den  Fürsten  von  Metternich,  der  seine  Standesherrschaft 
Ochsenhausen  veraufsert  hat,  und  den  Grafen  von  A spremont - Lynden ,  der 
1812  seine  Standesherrschaft  Baindt  verkauft  hat,  auch  nicht,  wohl  aber  den 
Fürsten  von  ColloredoMansfeld,  obgleich  derselbe  seine  standesherrliche  Herr- 
schaft Groningen  durch  Vertrag  vom  2.  Jänner  1827  an  Würtemberg  verkauft 
hat.  —  Auch  der  Fürst  zu  KaunitzNietberg,  ohne  männliche  Nachkommen, 
hat  die  Grafschaft  Nietberg  in  Westphalen,  welche  durch  den  Art»  43  der 
wiener  Congrefsacte  v.  i8i5  für  eine  Standesherrschaft  unter  preufsisclier 
Staatshoheit  erklärt  war,  um  das  J.  1828  an  den  Gutsbesitzer  Tenge  zu  Nieder- 
barkhausen im  Fürstenthum  Lippe  verkauft;  desgleichen  verkaufte  der  Graf 
v.  SternbergMand erscheid  am  3o.  März  i835  seine  Standesherrschaft  Schussen- 
ried  und  Weissenau  an  die  Krone  Würtemberg.  Bei  solchen  Fällen  von 
dem  T.  Bund  anerkannter  Fortdauer  blofs  persönlicher  Standesherrlichkeit 
der  Häupter  standesherrlicher  Familien,  ohne  Standesherrschaft  würden 
diese  Häupter  nebst  ihren  Familiengliedern,  gleichwie  die  oben  (§.  3o3,  e) 
erwähnten,  eine  eigene  Classe  von  Standesherren  bilden,  nämlich  Standes* 
herzliche  Personallsten,  im  Gegensatz  der  Realisten, 
c)  Die  unten  angef.  preufs.  Instruction  v.  3o.  Juni  1820,  §.  5j  —  61.  Von  Baiern 
s.  v.  Dresch,  Abhandlungen,  S.  170  ff.  u.  200  f.  —  Etliche  Standesherren 
benennen  die  Canzlei,  welche  für  die  ihrer  Person  unmittelbar  obliegenden 
öffentlichen  oder  Privatgeschäfte  bestimmt  ist,  Cabinet.    Vergl.  §.  344. 


d)   Grundlage  zu 
des 

Ueberdiefs  ist,  um  die  in  den  wiener  C 0 ngr  efs  Yerh and  1  im ge n  von 
mehreren  Seilen  in  Anregung  gekommene  Unbestimmtheit  mancher  Rechts- 
verhältnisse sofort,  ganz  oder  theilweise,  zu  lieben,  in  der  teutschen  Bun- 
desActe  festgesetzt:  «dafs  als  Basis  und  Norm,  a)  hei  der  nähern 
Bestimmung  der  angeführten  Befugnisse  sowohl,  wie  b)  überhaupt, 
und  in  allen  übrigen  Pimcten  zu  weiterer  Begründung  und  Feststel- 
lung eines  in  allen  Bundesstaaten  übereinstimmenden  Rechtzustandes 
der  mittelbar  gewordenen  (der  teutschen  Bundesfürsten  untergeordneten 
vormaligen  reichsständischen )  Fürsten,  G r a Fe  11  und  Ii e r reu,  die  in  die- 
sem Betreff  erlassene  königlich- bai  er  i  sehe  Verordnung  vom  Jahre 
1807  ")  unterlegt  werden»  soll 

a)  Diese  ist  unten  §.  3i3 ,  Note  c,  naher  angezeigt.  —  Die  wiener  Erörterung 
dieses  Punctes  findet  man  in  Klüber's  Acten  des  wiener  Gongresses,  Bd.  II, 
S.  4^2,  467,  49$)  5o4,  Ö2i,  53o  u.  538.  Ebendess.  Uebersieht  etc.  S.  3i5  —  3ai. — 
Auf  diese  baierische  Declaration  verweisen  abermals  die  Beschlüsse  der  13.  V. 
v.  24*  Mai  1819  u.  17.  Oct.  1820,  in  den  Protoc.  v.  1819,  §.  101;  u.  v.  1820, 
§.  178.  In  dem  Commissions V  ortrag  in  der  Beil.  20  zu  §.  101  der  Protoc.  v. 
1819,  heilst  es:  «Die  Absicht  des  t.  Bundes  wollte  und  konnte  es  nicht  seyn, 
in  selbigen  (in  den  wiener  und  sonstigen  Verhandlungen)  die  Lage  der  Media- 

Klüber's,  Üffentl.  Recht,  4.  Aufl.  31 


07. 


(235.) 


einer  nähern  und  gleichförmigen  Bestimmung 
Rechtzustandes  der  Standes  he  rren. 


ll.  Theil«  IV.  Cap, 


tUtiiru  un.;o% User  »»der  n-Meihtcr ,  wie  im  rheinischen  Bunde,  bu  stellen.  Die 
\  orst  liriih  n  desselben  aber  lauten  auch  fiir  alle  Staaten  gemein;  nur  waren 
sir  Bichl  allenthalben  gehörig  befolgt  Es  kam  also  darauf  an,  eine  Landes 
gcsel  ^ehiing  /u  linden,  wo  dieses  tun  meisten  goschehon  war;  und  cs  ist  in 
dieser  Hinsicht,  dafli  *  l  i « *  baierische  Verordnung  von  1807  als  normirend  aufge* 
stellt  ward;  wefshalb  au»  Ii  die  unmittelbare  Beziehung  auf  die  BundesActe 
unterbleiben  konnte  a« 
I  »  I  i^rne  Verhandlungen  der  Bundesversammlung  über  diesen  Gegenstand  stehen 
bevor,  Protocolle  der  B.V.  v.  10*16,  3ij  v.  1817,  §•  Klvbbb's  Staatsarchiv, 
Bd.  D,  s  87. 

§.  508.  (236\) 

fti  cht&verwahrung  der  St.  II.  gegen  1 '(»  stellendes.    Behauptete  Wieder- 
Herstellung  einiger^  und  Unterwerfung  anderer  unter  Preusscn. 

Durch  vorstehende  Bestimmungen  fanden  die  Standesherren  ihre 
Hoffhungen  und  Erwartungen  nicht  befriedigt  «)•  I)  Mehrere  behielten 
dawider)  sofort  auf  dem  wiener  Congrefs,  durch  förmliche  Rechts- 
rer Währung,  den  Umfang  ihrer  Rechte,  wie  ihn  der  Besitzstand  von 

bezeichne,  sich,  ihren  Nachkommen  und  Unterthanen ,  für  ewige  Zei- 
teu  vor  II)  Verschiedene  von  Napoleon,  theils  bei  Errichtung  des 
rheinischen  Bundes,  ihcils  später  ihrer  politischen  Selbstständigkeit  beraubte, 
und  theils  dem  Grofsherzogthum  Berg,  theils  Frankreich  unterworfen 
gewesene  Pursten  und  Grafen  c),  deren  Besitzungen  in  dem  ehemaligen 
westphalischen  Kreise  gelegen  sind,  suchten  insbesondere,  wiewohl  vergebens, 
auf  dem  Congrefs  den  Grundsatz  geltend  zu  machen,  dafs  sie,  nach  Ver- 
treibung  der  ihnen  aufgedrungenen  fremden  Herrscher,  in  ihre  vorigen 
Rechte  ipso  jure  wieder  eingetreten  seyen  III)  Noch  andere 
bestrebten  sich  auf  dem  Congrefs,  durch  freiwillige  Unterwerfung  unter 
Prenfsen,  Erleichterung  und  einen  gesicherten 'Rechtszustand  zu  erlan- 
gen '  i:  riu  Schritt,  welcher  jedoch  eine  Absonderung  ihres  Schicksals  von 
jenem  der  übrigen  Standesherren  nicht  zur  Folge  hatte.  IV)  Alle  diese 
SS  idersprüche,  Verwahrungen  und  Bestrebungen  haben  die  Bestimmungen 
der  SchlnisActe  des  wiener  Congresses  und  der  BundesActe  weder  aufzu- 
halten noch  zu  entkräften  vermocht, 

1)  Kii  mi/s  Uebersicht  der  diplom.  VerhandL  des  wiener  Congresses  S.  149  f.  u. 
826  f. 

1  )  Klvbeb  a.  a.  O.  8.  149  f-,  3i7,  32i,  329  f.  u.  565.  Ebendess.  Acten  des  wiener 
I  .  Bd.  \  I.  S.  323  u.  32§.  —  fortwährende  volle  Rechtsgültigkeit  dieser 
Protestation,  selbst  fiir  jene  Standesherren,  die  mit  den  über  sie  gebietenden 
Regierungen  über  die  ihr  Rechts  verhältuifis  bestimmenden  Edicte  und  Declarationen 
Vertrage  geschlossen  haben,  wird  behauptet,  in  den  «Betrachtungen  über  die 
Unzulänglichkeit  des  i/j.  Art.  der  BundesActe  zur  Befriedigung  der  mediatisirten 
Reichsständev  (Tleidelb.  i833.  8.)  S.  35  ff.—  Anträge  des  fürstl.  Gesammthauses 
LönensteinWertheim   auf  Zusätze,   nähere  Bestimmung   und  Aendcrungen  im 
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Art.  14  der  BundesActe,  in  dessen  (unten  3i2  d  u.  a  angef.)  Eingaben  bei 
der  B.  V.  v.  3o.  Sept.  i833  u.  22.  Sept.  i83/f. 

c)  Die  Herzoge  von  Arenberg,  LoozCorswarem ,  und  Croy,  die  Fürsten  von 
SalmSalm  und  SalmKyrburg,  der  Rheingraf  (seit  1817  Fürst)  von  SalmHorstmar, 
und  der  Graf  (seit  1817  Fürst)  von  BentheimSteinfurt. 

d)  Klüber  in  der  angef.  Ucbersicht,  S.  i5o  u.  328  f. 

e)  Klüber  a.  a.  O.,  S.  i5o  ff.  u.  33o  ff.  Dieses  tliaten  die  Fürsten  von  SaynWitt-* 
genstein,  WiedNeuvvied  und  WiedRunkel,  die  Fürsten  und  Grafen  von  Solms, 
der  Graf  von  BentheimRheda  oder  Tecklenburg. 


§♦  509.  (036\) 
Bestimmungen  der  wiener  SchlussActe. 

Die  wiener  SchlufsActe  von  1820  «)  sichert  abermal  den  Rechts- 
zustand  der  Standesherren,  durch  folgende  Bestimmung.  «Es  liegt  der  Bundes- 
versammlung ob,  auf  die  genaue  und  vollständige  Erfüllung  derjenigen  Be- 
stimmungen zu  achten,  welche  der  vierzehnte  Artikel  der  BundesActe  in  Be- 
treff der  mittelbar  gewordenen  ehemaligen  Reichstande  und  des  ehemaligen  un- 
mittelbaren Reichsadels  enthält.  Diejenigen  Bundesglieder,  deren  Ländern 
die  Besitzungen  derselben  einverleibt  worden,  bleiben  gegen  den  Bund  zur 
un verrückten  Aufrechthaltung  der  durch  jene  Bestimmungen  begründe- 
ten staatsrechtlichen  Verhältnisse  verpflichtet  Und.  wenn  gleich  die 
Streitigkeiten,  welche  über  die  Anwendung  der  in  Gemäfsheit  des 
vierzehnten  Artikels  der  BundesActe  erlassenen  Verordnungen  oder  abge- 
schlossenen Verträge  entstehen,  in  einzelnen  Fällen  an  die  competenten 
Behörden  des  Bundesstaates,  in  welchem  die  Besitzungen  der 
mittelbar  gewordenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren  gelegen  sind,  zur 
Entscheidung  gebracht  werden  müssen;  so  bleibt  denselben  doch,  im 
Fall  der  verweigerten  gesetzlichen  und  verfassungsmäsigen  Rechts- 
hülfe, oder  einer  einseitigen  zu  ihrem  Nachtheil  erfolgten  legislativen 
Erklärung  der  durch  die  BundesActe  ihnen  zugesicherten  Rechte,  der 
Recurs  an  die  Bundesversammlung  vorbehalten  *)j  und  diese  ist  in 
einem  solchen  Falle  verpflichtet,  wenn  sie  die  Beschwerde  gegründet  fin- 
det, genügende  Abhülfe  zu  bewirken»  c). 

a)  Art.  63,  verbunden  mit  der  allgemeinen  Bestimmung  des  Art.  53;  in  Kti  r.i  n's 
Quellcnsammlung,  S.  218  u.  2i5.  —  Verhandinngen  über  die  Rechtsverhältnisse 
der  Standesherren,  in  den  wiener  MmistermlConferenzen,  in  dem  28.  Protoeoll, 
v.  11.  Mai  1820.  Von  standcshcrrlichcr  Seite  waren  damals  in  Wien  sechs 
besondere  Antrage  gemacht  worden,  und  es  hatte  der  neunte  Ausschufs  einen 
eigenen  Vortrag  über  den  14.  Art.  der  B.  A.  erstattet,  welcher  nebst  jenen 
Anträgen  von  öslreichischcr  Seite  der  Conferen/.  empfehlend  vorgelegt  ward 
Diese  beschlofs,  eine  Berathung  bei  der  B.  V.  hierüber  einzuleiten!  Die  1>.  \ 
nahm  hierauf  diesen  Gegenstand  in  die,  Note  a  des  hier  folgenden  §.,  erwähnte 
Zusammenstellung  auf.  —  Schon  in  den  carlsbader  Conferenzen  (I'rotoc.  v. 
3o.  11.  3i  Aug.  1819)  war  die  Frage  von  einer  bestimmenden  Auslegung  des 

31* 


184  II  TheiL  IV.  Gap, 

iti   der  HundoVcto  /.uv  Sprache  gekommen ;  sie  ward  aber  /.u  den  damals 

beeelüoesenen  wiener  Conftorensen  verwiesen. 

M  Iii'm  hi-anhcndc  Meinung  über  diesen  liei-nrs.  in  \\\  nu  \ m»'s  Kecht  des  (1.  Hundes, 
SL    U7  u.  !f.  I!  m  inr.  r<l  it  über    \erlrl/amg   standesherrlicher   Hechte  sind 

rav&rdertl  bei  den  competentep  i.andeshrhürden,  dann»  im  Fall  einer  hier  er- 
folgten Vbweisung,  im  Rechtsweg  bei  den  Landesgericbten  anzubringen.  Nach 
hier  erfolgter  ordnungsmäßiger  Vprfefndiung  und  rerhtslu.iftigcr  Entscheidung, 
Sudel  Ht  t  in  -,  an  die  Bundesversammlung  nic  ht  Statt.  Beispiel  einer  gcrichtl. 
Vi  indlung  und  Entscheidung  durch  «I  is  kurbessispbe  Ober \|>[>ellationsgenchi, 
"i  D  \\  Pmim'i  Rechtsausfunrungen,  Bd.  II,  S.  4o5  —  4*8-  ~  Recurs  an 
«'•'<•  i  ;  \  .  in  Beschwerdeföüen  der  genannten  Irl  findet  Statt:  bei  einer  Justizver- 
r  .  und  bei  einseitiger  legislativer  Auslegung  der  durch  die  BundcsActe 
den  Standesherren  Bugesicherten  Hechte, 
«i  Dum-  nj  c<  ii  llr  Heslinunung  pafst  ru  der  allgemeinen  Regel  in  der  Provisor. 
Beetimmung  Aber  die  Competens  der  B.  V.  v.  %%.  Juni  1817,  §.  4>  Num.  5. 
Uli  »i  n  s  Huellensaminlung  etc.,  S.  >  \-  f.  -  Beschwerden  über  Ueeinlrächtigung 
in  »Inn  durch  den  Art.  i  (  der  BundesActe  festgesetzten  Rechtszuständig  ws~ 
besondere  such  durch  legislative  Bestimmungen,  haben  wider  Baden  bei  de*  B.  V. 
angeben  ht:  der  (ii'iif  vdii  l.ciniuQ-nillilligheifn,  durch  c.  Eingabe  vom  22.  Mai 
l83s,  und  das  ( icsamml  haus  Idttpenfteinjferthetfn,  durch  Eingaben  vom  ib.  März 
u.  26.  Mai  »83-2,  21,  Marz  u.  3o.  Sept.  i833.  In  einer  Eingabe  v.  22.  Juni  i834 
bal  der  Erbprinz  Constantin  v.  LöwpnsteinWertheimJl.p§enberg,  als  Jievoll- 
mSchtigter  seines  Gesammthauses  und  der  meisten  übrigen  Standesherren  bei 
der  Ii.  \  .  auf  eine  Bestimmung  des  T.  Hundes  angetragen:  dafs  in  allen  Fällen, 
wo  eine  Beschwerde  so  genannter  Mediatisirten  wider  ihre  Staatsregierung  von 
der  l>.  V.  nicht  sofort  für  unbegründet  erachtet  wird,  die  B.  V.  gerichtliche 
Erörterung  und  Entscheidung  derselben  einem  AusträgaKicricbt  öder  einer  andern 
\<<n  der  Landesregierung  unabhängigen  richterlichen  Instanz  aufzutragen,  und 
des  Urthcil  in  eigenem  Kamen  zu  publiciren,  auch  für  dessen  Vollziehung  das 
Nöthigu  anzuordnen  habe. 


§<  510«.  (236«.) 
Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  B.  V. 

Ihrer  Bestimmung  gemäfs,  hat  die  Bundesversammlung  die  Her- 
stellung und  Aufrechthaltung  des  gesammten  standesherrlichen  Rechtszu- 
ttandes  sich  zur  Pflicht  gemacht.  Nicht  nur  hat  sie  I)  die  Frage  von 
standesherrlichen  CuriatS  timmen  in  dem  Plenum  der  B.  V.  unter  ihre 
Berathschlagungsgegenstände  förmlich  aufgenommen  (§.  120,  g);  sondern 
sie  hat  auch  II;  dasselbe  in  Absicht  auf  Vollziehung  des  14.  Artikels 
der  BundesActe  gethan  *)i  nnd  für  diesen  Zweck,  durch  einen  Beschlufs 
rom  1.  Oct«  1818,  eine  eigene  Commission  aus  ihrer  Mitte  niederge- 
setzl  \\\)  Diese  Commission  erhielt  den  Auftrag:  1)  die  angebrach- 
ten oder  weiter  sich  ergebenden  Beschwerden  und  Vorstellungen  der  sub- 
jicirten  ehemaligen  Reichsstände,  Reichsritterschaft  und  Reichsangehörigen 
zu  erörtern,  und  gutachtlichen  Vortrag  zu  deren  Erledigung  zu  erstatten; 
2 )  eine  Zusammenstellung  und  Anwendung  derjenigen  Grundsätze  zu  be- 
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gutachten,  welche  zur  befriedigenden  Erfüllung  des  Art.  14  der  Bundes- 
Acte,  sowohl  iu  Hinsicht  der  Form  der  Behandlung  als  in  Ansehung  der 
Sache  selbst,  für  angemessen  erachtet  werden  c).  IV)  In  einem  Vor- 
trag <0,  eröffnete  diese  Commission  ihre  Ansicht  über  Wortlaut  und 
Sinn  des  14.  Artikels  der  Bundes  Acte,  insbesondere  im  Verhältnifs  zu  Lan- 
desgesetzen und  Einrichtungen,  über  den  Gesichtpunct,  aus  welchem  über- 
diefs  die  baierische  Declaration  von  1807,  als  Basis  und  Norm  zu  «weite- 
rer Begründung  und  Feststellung  eines  in  allen  teutschen  Bundesstaaten 
übereinstimmenden  Rechtszustandes  der  mittelbar  gewordenen  Fürsten, 
Grafen  und  Herren»  (§.  307)  zu  betrachten  sey,  und  über  diejenigen 
Gegenstände,  welche  zu  befriedigender  Erfüllung  des  14«  Artikels,  durch 
gegenseitige  Verhandlungen  der  einzelnen  Regierungen  mit  ihren  Standes- 
herren zu  erledigen  wären,  mit  Vorbehalt  des  Erklä'rungs-  oder  Entschei- 
dungsrechtes der  B.  V.  für  den  Fall  eines  Zwiespaltes.  Zugleich  über- 
reichte die  Commission  eine  tabellarisch  geordnete,  vergleichende  summa- 
rische Darstellung  des  Rechtszustandes  der  subjicirten  vormaligen  Reichs- 
stände Noch  ist  nicht  gelungen,  alle  Beschwerden  von  Standesherren 
über  Nichtvollziehung  des  1 4.  Artikels  zu  heben  /). 

a)  In  der  Reihenfolge  ihrer  Agendorum  setzte  die  B.  V.  diesen  Gegenstand  als 
zur  dritten  Classe  gehörend.  Protoc.  v.  1817,  §.  02,  Beilage  11,  Nura.  II,  u. 
§.  91.  Wiederholt  ward  solcher,  unter  Num.  1,  in  die  Ordnung  der  Berath- 
scblagungsgegenstände  gesetzt,  in  dem  Protoc.  v.  18175  §.  388,  und  abermal  in 
diejenige  «Zusammenstellung  der  zur  weitern  Berathung  an  den  Bundestag  zu 
bringenden  besondern  Gegenstände»,  welche  zu  der  vertraulichen  Sitzung  v. 
27.  Juli  1820  loco  dictaturae  gedruckt  ward.  —  Summarische  üebersicht  der 
Verhandlungen  der  B.  V.,  die  Staatsrecht!.  Verhältnisse  der  Mediatisirten  betr., 
in  d.  Archiv  für  Standes-  und  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  187  ff., 
Heft  2,  S.  219  ff,  Heft  3,  S.  181  ff. 

b)  Protocolle  der  B.  V.  v.  1818,  §.  225;  v.  1820,  §.  11  u.  210;  v.  1821,  §.  170. 

c)  Protoc.  v.  1818,  §.  225. 

d)  Beilage  20  zu  §.  101  des  Protoc.  v.  24.  Mai  1819,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  I, 
Heft  2,  S.  i/,4  ff,  Heft  3,  S.  187  ff.,  auch  bei  Vollgraff  a.  a.  O.,  Beilagen 
XVII,  nebst  Beil.  XVHI — XXI.  Einen  frühem  gutachtl.  Bericht  des  hannöver. 
Gesandten,  findet  man  in  der  Beil.  22  zu  §.  3i  der  Protoc.  v.  1816. 

«)  Beilage  24  zu  §.  101,  der  Protoc.  v.  18195  auch,  u.  zwar  ausgedehnt  auf  das 
gh.  hessische  Edict  v.  7.  Apr.  1820  u.  die  preufs.  Instruction  v.  3o.  Mai  1820, 
in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  II,  Heft  1.  S.  108  ff.  Darin  sind  die  einzelnen  Gegen- 
stände übersichtlich  dargestellt,  nach  der  baier.  Declaration  v.  1807,  nach  der 
würtemb.  Darstellung,  nach  dem  badischen  Edict  v.  1819,  nach  der  grofsherzog- 
lich- hessischen  Erldärung  v.  5.  März  1818,  nach  dem  baier.  Edict  vom  26  Mai 
1818»  und  nach  der  rhein.  BundesActe. 

/)  Man  s.  die  oben  §.  3o8  b,  angef.  Schrift:  «Betrachtungen  u.  s.  w.» 


IL  Thea  IV.  Cap. 


/  ortsetzung.   -  tachenerCongressBeschluss. 

\  )  Durch  einen  Beschlufa  umi  -.'..'f.  Mai  ittio,  «),  wurden  hierauf 
ron  i  B,  \ .  i)  alle  Regierungen,  die  es  angeht,  «dringend  aufgefordert, 
■    ■  Subjicirten  zuvörderst  alle  die  einzelnen  Befugnisse  und  denjeni- 

gesammten  Rechtszustand  ängedeihen  zu  lassen,  so  wie  die 
Bestimmungen  des  Art.  zugleich  mit  der  baierischen  Verordnung  vom 
Mära  1807,  (''(>  1',>LS'S  und  Norm  dazu  angehen,  auch  sich  dicserhalb  nur 
zunfichsl  .in  den  Ausdruck  und  die  Forschrift  derselben  zu  halten;  diejeni- 
gen Verordnungen  der  einzelnen  J Bundesstaaten ,  welche  liiemit  in  Wider- 
ipruch  ständen,  oder  nicht  ausreichten,  möchten  abzuändern  oder  zu 
ergänzen  leyn«  Ferner  möchten  2)  die  Regierungen  über  alle  Puncto 
und  streitigen  Fragen,  welche  durch  die  vor  gedachten  Bestimmungen 
nicht  erledigl  werden,  oder  worüber  eine  verschiedene  Anwendung  nach 
der  eigentümlichen  Beschaffenheit  der  Bundesstaaten  gewünscht  wird, 
zwar  noch  die  Unterhandlungen  mit  den  ihnen  subjicirten  vormaligen 
Reichsständen  und  Reichsadeligen  ungesäumt  fortsetzen  und  betreiben,  damit 
ein  fr  ei  williges  Leb  e  r  e  i  n  h  o  m  m  e  n  noch  versucht  we  rde ,  in  dessen 
Ermangelung  jedoch  wären  innerhalb  kürzester  Zeitfrist  diejenigen  Puncte, 
welche  dann  noch  streitig  und  unerledigt  geblieben,  nur  mittelst  Vorlegung 
der  darüber  geführten  Verhandlungen,  an  den  Bundestag  zu  bringen, 
nach  der  von  demselben  im  Sinn  der  BundesActe  abzugebenden  Erklä- 
rung, zum  endlichen  Abschlufs  zu  befordern  und  zu  entscheiden».  VI)  Auf 
Veranlassung  der  in  den  wiener  MinisterialConferenzen  von  1820  versam- 
melten  Bevollmächtigten  der  Bundesglieder,  ward  abermals  die  Aufmerk- 
sam!.rit  der  II.  V«  auf  die  Anträge  und  Beschwerden  der  Standesherren 
gerichtel  (§.  3oq,  r/).  VII)  In  Ansehung  dieser,  hat  dieselbe  nach  wie 
voi  sich  bestrebt,  ihrer  amtlichen  Thätigkeit  einen  angemessenen  Erfolg 
ZU  verschaffen  §.  3iou.  3i2).  VW)  Auf  dem  Aachener  Congrefs  1818  £), 
vereinigten  Oest  reich,  Preufsen,  Frankreich,  Rufsland  und  Grofs- 
britanien  sieh  zu  dem  Beschlufs,  die  vollständige  Vollziehung 
des  1  ].  Artikels  der  BundesActe,  ohne  Beschränkung  und  willkührliche 
Auslegung  bei  den  teutschen  Regierungen,  die  es  angeht^  durch  ihre  Ge- 
sandten zu  unterstützen,  und  wo  es  nöthig,  daran  zu  erinnern,  dafs  die 
Souveräne,  welche  die  wiener  CongrefsActe  unterzeichnet  haben,  für  deren 
Vollziehung  Sorge  zu  tragen  berechtigt  seyen» 

a)  Protorolle  der  B.  V.  v.  1819,  §.  1013  in  Beziehung  genommen  in  d.  Protoc. 
v.  1820,  §.  178.  Nur  Würtemberg  dissentirto  bei  diesem  Beschlufs,  unter  Anfüh- 
rung besonderer  Gründe  {\.  101  des  Protocolls).  Auch  GH.  Hessen  gab  bald 
eine  abweichende  Erklärung,  im  §.  128  der  Protoc.  v.  1819.  —  Uebcrsicht 
der  Verhandlungen  der  B.  V.  über  standesherrl.  Angelegenheiten  bis  1821,  in 
\    Mrafi'a  Ktpcrtorium,  Heft  2,  S.  222  —  232,  u.  in  d.  Archiv  für  Standes-  u. 
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grundherrl.  Hechte,  Bd.  I.  Heft  1,  S.  219;  Heft  3,  S.  181.  Schon  in  dem Beschluss 
der  B.  V.  v.  1.  Oct-  1818  (Protoc,  §.  225),  wurden  die  «von  einzelnen  vor 
maligen  Reichsständen  und  von  den  Bevollmächtigten  des  vormaligen  unmittel- 
baren Reichsadels  eingereichten  Vorstellungen,  den  Regierungen,  welche  es 
angeht,  im  Allgemeinen  zur  geneigten  Würdigung  empfohlen ».  —  Auch  ist 
bemerkenswerth  der  Vortrag  des  östreich.  Gesandten,  in  d.  Protoc.  v.  1.  Oct. 
1818,  §.  225,  nebst  dem  ersten  PrasidialVortrag  in  d.  Protoc.  v.  1816,  §.  7, 

n,  1. 

6)  Aachener  ConferenzProtocoll  v.  7.  Nov.  1818;  in  Klüber's  Qucllensamm!.,  1. 
Fortsetzung,  S-  3-  Was  in  diesem  Protocoll,  in  Absicht  auf  CuriatStimmen  der 
Standesherren  in  der  Bundesversammlung  beschlossen  ward,  ist  oben,  §.  3o3  b, 
gemeldet. 

§♦   512.  (236e.) 

Standesherrliche  Beschwerden.  Landesherrliche  Gegenerklärungen  und 
Anzeigen^  wegen  Erfüllung  des  14.  Art.  der  B.  A. 

I)  Zu  Erlangung  des  ihnen  zugesicherten  Rechtszustandes,  wendete 
sich  ein  grofser  Theil  der  Standesherren  mit  Anträgen  und  Beschwerden 
an  die  Bundesversammlung  «}♦  Manche  dieser  Beschwerden  waren 
von  einer  bedeutenden  Anzahl  von  Standesherren  gemeinschaftlich, 
wider  die  Regierungen  verschiedener  Bundesstaaten  gerichtet  £);  andere 
von  mehreren  in  Gemeinschaft,  blofs  wider  die  Regierung  eines  ein- 
zelnen Landes  c).  Andere  Beschwerden  wurden  von  einzelnen  stan- 
desherrlichen Häusern,  blofs  gegen  die  Regierung  desselben  Landes 
angebracht  II)  Diejenigen  Regierungen  von  Bundesstaaten,  wider  welche 
Beschwerden  dieser  Art  namentlich  gerichtet  waren,  wurden  hiedurch  zu 
Gegenerklärungen  veranlafst  <?).  III)  Aber  auch  andere  Regierungen 
nahmen  Anlafs  zu  Anzeigen  bei  der  B.  V»,  was  in  ihren  Ländern  sie 
für  Ordnung  des  standesherrlichen  Rechtszustandes  und  zu  Erfüllung  des 
14*  Artikels  der  BundesActe  gethan  hätten/). 

u)  Von  Zeit  zu  Zeit  erschienen  am  Sitz  der  B.  V.  eigene  Bevollmächtigte :  etliche 
für  eine  bedeutende  Anzahl  von  Standesherren,  wie  anfangs  der  Graf  Georg 
von  tfaldeckPifrmont  (Beil.  22  zu  §.  3i  des  Protoc.  v.  1816),  nachher,  an  dessen 
Stelle,  der  Graf  Friedr.  Carl  von  Bassenheim  (Protoc.  v.  1819,  §•  101,  Beil.  20 
u.  23,  v.  1821,  §.  45);  andere  für  einzelne  standesherrliche  Häuser,  z.  B.  für 
das  fürstliche  Gcsammthaus  Hohenlohe ,  dann  für  Castel  und  Rechtere// Limpurg, 
Protoc.  v.  1817,  §.  5}  für  die  fürstlichen  Häuser  Leiningeti,  LöwensteinWertheim- 
Rosenbcrg,  und  Thum  und  Taxis,  Beil.  22  zu  §.  3i  des  Protoc.  von  1816;  für 
Löwenstei/ilVerlheimFrcude/iberg ,  Protoc.  v.  1820,  §.  17S;  für  «beinahe  sämmt- 
liche»  Standesherren,  der  Erbprinz  Comtaniin  v.  LowmsteinW'ertheimRosenberg, 
in  e.  Vorstellung  v.  22.  Nov.  i83/f,  gleichwie  derselbe  an  e.  Bolchen  an  die  zu 
Wien  «versammelt  gewesene  MinisterConferenz»,  datirt  Wien  den  1.  Febr.  i834. 
Von  dessen  Antrag  auf  von  der  B.  V.  zu  bestimmende  richterliche  Entscheidung 
standesherrlicher  Beschwerden,  s.  man  oben  §.  3oo  c. 


II.  Theü  l\.  Cap. 


\   m   der   IVotoc.   \.   1816.   Wider  U'üvtvmbcrg,  linden  und  GIF. 
"  •  "     IhmI.  -Mi  .  u  ^.  iui  der  Protoc.  v.  1819. 

1  v     ,;   ;/     '  IVotoc.  v.  ill.'i,  $.  .,:>  u.  107;  neue  Beschwerden  fülirte 

1:11  •'  1  1.  bei  der  B.  \.  der  Graf  Waltbott- Bassenheim,  für  sich  und  die 
Mehrsahl  der  vfürtembergwehon  Standesherren.   Wider  Baden,  Protoc.  v.  18-21, 

$    '         x     1    ''•   <}    »<•  11.  10-.     Wider  Kur  hassen  und  GH.  Hessen,  s.  die 

folg.  Note. 

rf)  1)  Wider  Württ  mbergt  a)  von  dem  fiirstl.  Hause  Thum  und  TW.?,  Heil.  20 
$.  ioi  des  Protoc,  \.  1819,  eine  Beschwerde,  welche  gütlich  beigelegt  ward, 
■  i  g.  ").  rrürtemb.  Regier,  Blatt,  1819,  Nun».  i56fb)  von  dem 
furstL  Gesammthause  Hohenlohe,  Beil.  20  eu  §.  101  des  Protoc.  v,  1819,  u. 
^rchii  im-  Blandes-  u.  grundherrl.  Hechle,  Bd.  i,  Heft  1,  S.  3()  ff.,  Heft  2,  S. 
a9  ff..  Heft  3,  S.  4-  ff.,  Bd.  0,  lieft  i,  S.  28  IV.;  c)  die  Beschwerden  der  Grafen 
roa  WaldeckPyrmonl  und  von  UenburgMeerhoh ,  wurden  durch  Uebereinkunft 
beigelegt,  Protoc  v.  182a,  §.  38,  würtemb.  Regier.  Blatt,  1819,  Num.  Ö7  u.  79.— 
2)  Wider  Bad<  »,  ;i)  ron  dem  I'.  ron Löwenstein ff^ertheimFreudenb er g,  Beil.  20  zu 

I  ,,,,  der  Protoc.  \.  1819,  Protoc.  v.  1820,  §.  178,  v.  1821  §.  16,  u.  Archiv 

lur  Standes-  uml  grundherrl.  Rechte,  RA  I,  Heft  i,  S.  72  ir.,  lieft  2,  S.  83  ff., 
"  h  8«  11  1  1»)  >  <>  1 1  den  fiirstl.  Häusern  LöwensleinJVerlheimBosenberg  U 
c)  Urningen,  Protoc  v.  1820,  §.  178,  u.  v.  1821,  §.  16,  u.  Archiv  für  Standes- u. 
grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  i,S.86ff.,  Heft  2,  S.89  ff.,  Heft  3,  S.  127  ff.  Leining. 
Denkschrift  v.  26.  Jan.  182- ;  d)  von  den  fürstlichen  Häusern  Löwenstein- 
FPcTlhetm,  freudenberger  u,  rosenberger  Linien,  betr.  Ersatz  entzogener  Einkünfte, 

II  1  \    22,  Juni  1821.    Diese  Standesherren  sind  jetzt  (Dec.  i83o;  mit  Baden 

III  güth\  ben  Verhandlungen  begriffen,  c)  Von  dem  Gcsammthause  Löwenstein- 
11  ■  betr.  die  Anwendung  badischer  Gesetze  wegen  Abschaffung,  der  Herren- 
frohnen, der  Blut-  u.  Neubruchzehnten,  Beschwerdeschriften  v.  25.  März  u.  26.  Mai 
i83?.  vom  11.  Maren.  3o.  Sept.  1 833.  0  Wegen  gleicher  Gegenstände,  Beschwerde- 
sohrift  des  Grafen  v.  LeiningenBittjglieim,  v.  22.  Mai  i832.  —  3)  Wider  GH.  Hessen: 
a)  \<>n  dem  Gr.  v.  ErbachErbach,  Protoc.  v.  1821,  §.  206,  u.  v.  1822,  §.  44» 
die  Denkschrift  v.  12.  Jun.  1821,  mit  Anmerkungen,  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  I, 

.  S.  x  -  4°j  b)  von  den  fiirstl.  Häusern  Solms  Braunfels  und  Solms  Lieh, 
Di  Umschriften  \.  1.  Juli  1822,  9.  Juni  u.  29  Juli  1826,  u.  5.  Juli  1827,  u.  Protoc. 
r.  1822,  §.  180,  N.  92;  c)  von  Solms,  HohensolrnsLich,  Denkschrift  V.  23.  Oet. 

ron  welcher  Seite  im  Juli  1829  bei  der  B.  V.  angezeigt  ward,  dafs  sämmt- 
liehe  Beschwerden  dieses  Hauses  gehoben  seyen.  —  4)  Wider  Kurhessen: 
ron  dem  1  ürsten  von  IsenburgBüdingen  u.  den  Grafen  von  IsenburgMe erhöh  u. 
v .  Isenl  W^ächtersbach,  wegen  Besteuerung  des  standesherrl.  Grundeigenthums, 
Denkschrift  vom  Dec,  1826,  und  Eingaben  bei  der  B.  V.  im  J.  1829. 

1  )  Beispiele:  1)  Würtemberg,  Protoc.  v.  1818,  §.  57  u.  255;  v.  1819,  §.  101;  v. 
i.        |5j  f.  1822,  §.  38.  2)  Baden,  Protoc.  v.  1818,  §.  107;  v.  1819,  §.  68; 
v.  )•  m.  g.  243.    3)  GFf.  Hessen,  Protoc.  v.  1818,  §.  65,  u.  die  dazu  gehörige, 
loco  dictaturae  gedruckte  «Nähere  Darstell,  der  standesherrl.  Verhältnisse  in 
d  m  GH".  Hessen,  S.  173  der  Orig.  Ausg.  der  Protoc.  v.  1819,  §.  128. 

f)  1  )  /'        n,  Protoc  v.  1818,  §.  212;  v.  1820,  §.  74;  2)  Baiern,  Protoc.  v.  1818, 
i33i  3  )  Hannover,  Protoc.  v.  1818,  §.  97.  4)  Nassau  Protoc.  v.  1818,  §.20; 
5)  Baden  u.  GH.  Hessen,  Protoc.  v.  1824,  §.  10. 
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§.   513.  (237.) 

II,  Nach  staatsgesetzlichen  Bestimmungen  einzelner 
Bundesstaaten: 

/)    vor  Errichtung  des  Teut sehen  Bundes. 

I)  Schon  die  rheinische  BundesActe«),  hatte  den  Rechtszustand 
der  von  ihr  geschaffenen  Standesherren,  im  Wesentlichen  vertragmäsig 
bestimmt  Cohen  §.  43  —  45).  II)  Sinn,  Umfang  und  Auslegung  ihrer 
Bestimmungen,  so  wie  die  wichtige  Frage:  für  Wen  (den  Landesherrn, 
oder  die  Standesherren),  in  zweifelhaften  Fällen  die  Rechtsvermuthung 
streiten  müsse?  waren  fast  nirgend  aufser  Streit  gehlieben  <?).  Auch  ver- 
miete man,  in  derselben  BundesActe,  noch  verschiedene  nähere  Bestim- 
mungen über  jenen  Rechtszustand,  welche  zu  Vermeidung  aller  Ungewifs- 
heit  des  Rechtes,  so  wie  zur  Gleichförmigkeit  der  Standesherrlichkeit  in 
allen  Bundesstaaten  für  noth wendig  erachtet  wurden  d)  III)  Durch  diese 
zweifache  Betrachtung  glaubte  man  in  einzelnen  Bundesstaaten  sich  veran- 
lafst  und  befugt,  zu  eigener  staatsg esetzlicher  Festsetzung  des  Rechts- 
zustandes der  inländischen  Standesherren  für  ihre  Personen,  Familien  und 
standesherrlichen  Besitzungen,  mittelst  landesherrlicher  D e ciarat ionen, 
Organisationen,  Verordnungen,  Edicte,  Resolutionen,  Er- 
läuterungen, u.  d.  e). 

a )  Auch  die  EinweisungsProlocolle  der  Commissarien  des  Bundesstifters  ( oben  §. 
3o,  e),  enthielten  zum  Tkeil  ausdrückliche  Bedingungen  der  Einweisung  in  die 
Oberhoheitlande.  Formular  der  jenen  Protocollen  einzurückenden  Bedingungen, 
bei  Vollgraff  a.  a.  O.,  Beilage  V.  —  Die  Bestimmungen  der  rheinischen 
BundesActe  u.  dieser  Protocolle  dienen  noch  jetzt,  als  ursprüngliche  Grundlage 
des  standesherrlichen  Bechtszustandes,  zu  dessen  Erläuterung.  Bei  Errichtung 
des  14.  Art.  der  leutschen  BundesActe  war  die  Absicht,  für  denselben  eine  neue, 
allgemeine,  festere,  nähere,  den  Standesherren  im  Allgemeinen  günstigere  Form 
aufzustellen.    Vergl.  Protocolle  der  t.  Bundesversammlung,  Bd.  VIII,  S.  28  u.  f. 

b)  Von  abweichenden  Meinungen,  s.  oben  §.  44*  Note  c. 

c)  Hievon  Klüber's  Staatsrecht  des  Rheinbundes,  §.  106 — 110.  Ehendess.  Ueber- 
sicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr.  S.  276  f. 

d)  Dafs  «durch  die  rheinische  BundesActe  weder  die  Familienverträge  noch  das 
vormalige  Privatrecht  der  standesherrlichen  Familien  auf  keine  Weise  erloschen, 
dafs  solche  vielmehr  klar  und  deutlich  erhallen  worden  seyen,  und  dafs  nur 
Dasjenige  in  Abgang  gekommen  sey,  was  mit  der  erloschenen  teutschen  Reichs- 
verbindung so  eng  zusammengehangen  habe,  dafs  es  mit  ihr  unzertrennlich 
verbunden  gewesen  sey»  (dafs  es  ohne  sie  fernerhin  nicht  habe  bestehen  können); 
dafs  daher  namentlich  die  standesherrliche  SucecssionsOrdnung  und  die  Unver- 
äufserlichkeit  der  Stammgütcr,  in  Folge  der  rheinischen  BundesActe  zu  bestehen 
nicht  aufgehört  habe,  behauptet  Lud.  Pernice,  progr.  observationes  de  prineipum 
comitumque  imperii  germ.  inde  ab  a.  1806.  subjectorum  juris  privati  mutata 
ratione  (Hai.  1827.  40  P«  17»  Vergl.  auch  v.  Berg's  Abhandlungen  zur  Erläut. 
der  rhein.  BundesActe,  Th.  I,  S.  227. 

*)  Hieher  gehören:  1)  T  ur  Batfrjv  :  Deelaration,  die  Souvcrainctäls-  und  Subjcctions- 
Verhältnissc  in  den  subordinirlen  Ländern  betr.,  v.  19.  Marx  1807;  in  d.  baier. 
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It.^if«  lü.nt,  i»,.-,  s.  ,(.-,  ,,,,,,  in  w.mu^t's  Rhein.  Bund,  IV.  872,  u.  in  d. 
krehh  tu.-  itandei  ou  grundherrL  Reckte,  Bd.  I,  Heft  i,  S.  194  ff,,  u,  in  den 
Vuillni  ütlentl.  Rechts  der  t.  Bundesstaaten,  Bd.  II,  S.  »39  IV.;  auch  in 
EuiauiAirt  Corp,  juris  germ.,  Th.  II,  S.  6o5  ff.  u.  bei  Vollghaff  a.  a.  0., 
Reil.  VI  Erläuterung  (\.  i5.   Hai  1807)  der  Declaration  v.  3i.  Deo.  1806  u. 

in.  M.ir/  iNo-,  die  Bestätigung  der  Familien  Verträge  betr.,  Rhein".  Bund,  VII 
1-  '.  u.  in  d.  angef.  Wehiv,  IM.  II,  Heft  1,  8,  161  IV.;  auch  bei  Vollguaik, 
BdL  \  I,  S.  XX.  üdict  v.  a5.  Dcc.  1807,  ebendas.  S.  XXI.  Edict  v.  18  Febr,  1809, 
ebenda*.  S  Wll.  I  die  t  über  die  gutsherrliehen  Hechte,  v.  28.  Juli  1808;  Rhein. 
Bund  Wll.  i38L  Edict,  die  Verhaltnisse  des  Adels  betr.,  v.  28.  Juli  1808; 
Rhein.  Bund,  .  436.  Nachtrag  dazu,  v.  22.  Der.  1808.  Edict  v.  26  Mai 
i}>i5i.  dii  Rechte  der  Standesherren  betr.,  als  Beilage  IN"  zu  der  baier.  Ver- 

l.rsMingsurkunde  ton  1818,  in  d.  baier.  Gesetzblatt  v.  1818,  S.  189,  aueh  in 
den  Protocollen  der  B,  V.,  Bd.  \  l,  8.  27,  u.  bei  Vollgraff  a.  a.  O.,  Beil.  XXTV. 
Declaration  \.  -.  Jun.  1806  (vor  Errichtung  des  Rhein.  Bundes),  dio  Grafen 
roa  /  ...  r  betr.,  Rhein.  Bund,  I.  67.  H  226.  Vergl.  mit  der  Bekanntmachung 
der  baier.  LandesDirection  in  Schwaben j  Rhein.  Bund,  XII.  5i6.  XIV.  2o5. 
Audi  s.  man  unten  {j.  3l6  b.    Declaration  über  die  Rechte  u.  Immunitäten  des 

I.  \.  Thum  und  Taxis  U.  seines  Dienstpersonals  in  d.  Stadt  Regensburg,  v. 
•J-.  Mar/.  1812  j  in  d.  Begier.  Blatt  v.  1812.    Vergl.  H.  v.  Schelhass  Magazin  d. 

r.  Staats-  u.  Privatr.,  Bd.  I  (1808),  Num.  3.  —  Von  der  Declaration  für 
den  Grafen  -von  Pappenheim,  unten  §.  3i5,  b.  Von  der  Declaration  für  den 
Prinzen  Eugen,  Herzog  von  Leuchtenberg,  als  Fürten  von  Eichstädt,  unten 
".  —  i)  Für  Wübtbhbbrg:  Resolution,  mehrere,  die  subordinirten  Fürsten, 
Grafen  und  Edellente  angehende  Bestimmungen  betr.,  v.  26.  Juni  18075  Rhein. 
Bund.  1\.  ^36.  Verordn.  über  die  Obsignationen,  Inventuren  und  Vermögcns- 
theüungen  bei  den  Mediatisir ten,  v.  14.  Febr.  1807;  Rhein.  Bund,  V.  3oo. 
KVlL  2.52.  Zusammenstellung  der,  die  Verhältnisse  der  Fürsten,  Grafen  und 
Edeüeute  des  Bönigreiths  ( AYürtemberg )  bestimmenden  Gesetze  und  Verord- 
nungen. Stuttg.  1811.  4.  (Erschien  auch  mit  Anmcrk  unter  d.  Titel:  Würtem- 
bergi  SouverainetatsMilsbräuche  u.  s.  w.  Teutschl.  1814.  8).  Vergl.  Archiv  für 
Standes-  u.  grundhcrrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  2,  S.  173  —  192.  —  3)  Für  Badew: 
Provisorische  Verordn.  die  Staatsrecht!.  Verhältnisse  der  subordinirten  Fürsten 
w.  Grafen  betr.,  v.  20.  März  18075  Rhein.  Bund,  Vü.  106.  Verordn.  (oder 
drittes  ConstitutionsEdict)  die  StandesherrlichkeitsVerfassung  betr.  v.  22.  Juli 
1807;  Rhein.  Bund,  XII.  321.  XVII.  272.  XXIV.  435.  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd. 

II.  Heft  1,  S.  i63  IT.  Verordn.  die  Siegel  der  St.  H.  betr.,  v.  8.  Oct.  1807,  in 
OzsrsBHXiCHxn's  Archiv,  Jahrg.  II,  St.  2,  N.  8.  Organisation  f.  d.  Grofsherzogth. 
Baden,  v.  26.  Nov.  1819.  Verordn.  v.  Mai  i8i3,  betr.  die  Einziehung  aller 
<  itandesherrL  Obrigkeit  in  Criminal-  u.  Civil-,  auch  Rechts-,  Kirchen-  u.  gemeinen 
Polizei-  auch  Regierungssachen »5  in  d.  Regier.  Bl.  i8i3,  St.  i5.  Verträge  mit 
Frankfurt  u.  Würzburg,  wegen  der  unter  mehreren  Bundesfürsten  zugleich 
angesessenen  Standes-  und  Grundherren,  v.  1811  u.  1812,  u.  Verordn.  wegen 
der  zugleu  b  im  Grofsherzogthum  Hessen  angesessenen,  v.  5.  Mai  i8i3,  in  d. 
Begier.  Blatt,  i8i3,  St.  71.  Von  i  ainilienFideieommissen ,  6.  bad.  Landr.  v. 
1809,  Satz  j--  Ca  ff.  u.  Verordn.  v.  5.  Juni  1808,  §.  22,  in  d.  Rhein.  Bund, 
\WIII.  i?,3.  A  on  ihrem  Gerichtstand  s.  Verordn.  v.  8.  Juni  1810.  Vergl.  auch 
Rhein.  Bund,  XXXV.  3o3.  —  4)  Für  das  Grofsherzogthum  Hessen:  Declaration, 
die  Staatsrecht].  Verhältnisse  der  Standesherren  u.  ihrer  Bezirke  U.  Gebiete 
betr.,  v.  1.  Aug.  1807;  Rhein.  Bund,  XIII.  Ö4.  Nachtrage  hiezu,  v.  3i.  März, 
m.  Juni  u.  28.  Dec.  1808.  In  d.  Rhein.  Bund,  XX.  256.  XVIII.  4Ö0.  Anordn. 
riner  ober  vormundschaftlichen  Behörde  über  Familien  vormaliger  'Reiehsständc; 
Rhein.  Bund,  IX.  489.    Vergl  auch  Rhein.  Bund,  LXII.  241.  LXIII.  64.  Verordn. 
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wegen  der  Siegel  der  Standes-  und  PatrimonialHerren,  v.  i.  Aug.  1808.  Von 
ihrer  Steuerpflicht,  Verordn.  v.  20.  Juni  1808,  in  d.  Rhein.  Bund,  XX.  209.  — 
5)  Für  das  ehemalige  Grofsherzogthum  Wühzbubg:  Verordn.  v.  9.  Juni  180- 
in  d.  Rhein.  Bund,  X.  3.  —  Yergl.  auch  Rhein.  Bund,  VH1.  293.  IX.  491.  XIV 
296.  XX.  180.  —  Bestimmungen  von  Regierungen  rheinischer  Bundesstaaten 
über  standesherrliche  Familien  Autonomie  und  Familienverträge ,  in  Klübeb's  Ab- 
handlungen 11.  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  87 — 108. 


§.    314.  (23S.) 
Ihre  Anwendung  und  lieber  sieht. 

I)  Die  vorhin  genannten  staatsgesetzlichen  Bestimmungen  von  Regie- 
rungen rheinischer  Bundesstaaten,  werden  in  manchen  teutschen  Bundes- 
staaten, nicht  immer  ohne  Widerstreit  mit  den  Torschriften  der  teutschen 
BundesActe  (.§.  3o3  ff.),  noch  jetzt  mehr  oder  weniger  in  Anwendung 
gebracht.  II)  Obgleich  schon  früher  aus  ihnen,  als  blofs  particulären 
Bestimmungen,  allgemeine  Grundsätze  nicht  zu  bilden  waren,  so  ge- 
wahrt doch  eine  summarische  Darstellung  ihres  Inhaltes  «) ,  namentlich 
ihrer  wichtigsten  Eigenheiten,  eine  lieber  sieht  nicht  blofs  der  Absichten, 
Grundsätze  und  Verfahrungsweise  einzelner  Staatsregierungen,  sondern  auch 
desjenigen,  worauf  man  bei  der  bevorstehenden  Erforschung  und  nähern 
Festsetzung  eines  in  allen  Bundesstaaten  übereinstimmenden  Staats-  und 
privatrechtlichen  Verhältnisses  der  Standesherren  (§.  307),  die  Aufmerk- 
samkeit zu  richten  habe. 

a)  Eine  solche  findet  man  in  Klüber's  Staatsr.  d.  Rhein.  Bundes  §.  189  —  218,  nach 
folgenden  Rubriken:  A)  Persönliches  Verhältnifs.  Huldigung.  Titel  und  Wappen. 
Kirchengebet.  Trauer.  Canzlei-  und  HofCeremoniel.  Residenz  und  Einkünfte. 
Ehren-  und  Schlofswache.  Auswärtige  Kriegsdienste.  Fainiliengesetze.  Ver- 
bindlichheit allgemeiner  Landesgesetze.  Persönliche  Polizeibehörde.  Gericht- 
stand: 1)  in  CivilStreitigkeiten;  2)  in  Sachen  der  freiwilligen  Gerichtbarkeit : 
3)  in  peinlichen  Sachen.  Aeltere  Privilegien  und  Exemtionen.  Heutige  Immuni- 
täten. Auswärtiges  Staatsverhältnils.  B)  Verhältnifs  der  standesherrlichen  Be- 
sitzungen. 1 )  Grundeigenthum,  2)  Rechte:  a)  Oberhoheitrechte,  b)  Standes- 
herrliche Realrechte.  Gerichtbarkeit,  bürgerliche  und  peinliche.  Cent.  Forst-, 
Lehn-  geistliche  und  freiwillige  Gerichtbarkeit.  Fiscalische  Sachen.  Justizbeamte 
und  Canzleien.  Appellation.  Aufsicht.  Taxen  und  Sportein.  Niedere  Polizei. 
Finanz-  und  Camcralrechte.  Uberlandesherrliche  Reservatrechte.  Patrimonial- 
herrliche  Rechte.  Privilegien-  und  Dispcnsationsrecht.  Aemter-,  Titel-  und 
Rangrecht.  Erziehungswesen.  Oeffentlicher  Unterricht.  Kirchensachen.  Lehnsachen. 
Landes-  und  Kammerschulden  Pensionirung  und  Abtheilung  standesherrlicher 
Diener.  —  Vergl.  auch,  Rhein.  Bund,  VSL  l.p.  >  III.  200.  XLI.  227.  Behh's 
System.  Darstell,  des  rhein.  Bundes,  §.  98—189. 


II.  Theii,  IV.  Cap. 


5«  5lÖ. 

Ihre   EmtMekungsrnri   und  Verschiedenheit.     Beschwerden  dagegen. 
Lsmdesherrliehe  l  rerleihunq  der  Standesherrlichkeit* 

l  Dabei  wird  jedoch  nicht  zii  tibörSehea  ncyh,  dafs  in  dem  Streit 
Sinn,  Umfang  und   Auslegung  der  rheinischen  Bundes  Acte,  so  wie 

Rechtsvermuthung ,  die  Oberhoheitherren  seihst,  oft  für  eigenen 
Vortheil,  zur  Entscheidung  geschritten  seyen,  und  dafs  in  ihren  staats- 
gesetzli(  hen  \^\  illenserMärungen,  der  Rechtszustand  der  Standesherren,  dessen 
allgemeine  Gleichforntigkerl  .selbst  dfe  rheinische  Bundes  Acte  beabsichtigte, 
nicht  selten  auf  gm/,  verschiedene  Weise,  hie  und  da  sogar  wider 
den  Klaren  Inliall  jener  BundesActe,  bestimmt  worden  sey.  Durch  welches 
Alles  11)  die  Standesherren  zu  vielfach  geäusserten  Besch  werden  sich 
berechtigt  hielten  «).  III)  Kndlieh  ward  auch,  in  dem  Zeilraum  des  rhei- 
nischen Bundes,  in  etlichen  Bundesstaaten  Standesherrliehheit  an  an- 
sehnliche Grundherrschaften  durch  Privilegien  gegeben 

iv.  Sru.ii's)  Bemerkungen  EU  d.  grofslierzogl.  badisclien  OrganisatiousEdict 
r.  Sov.  1809.  Wertheini  1809  Fol.  Leidensgeschichte  der  durch  die  Rhein- 
bundActe  mediatisirten  vormal.  Reichsstände.  Teutonien  i8i3.  8.  Geburt,  Thaten 
u.  1  ade  des  Rheinbundes.  Germanien  i8i3.  8.  Materialien  zu  Germaniens 
Wiedergeburt    1814.  8.    Würte'mBergs  So u ve räinetä t s 'AI  i fsbrä u che.  Teutschl. 

8.  Vergl  .null  Ki.i'ia- n\s  L'ebersieht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener 
(  "ngr. ,  S.  2-9  fT.  —  Von  der  Competenz  der  B.  V.  bei  Reschwcrden  dieser 
Vit,  oben  §.  3oi).  —  Von  den  Beschwerden  u.  Anträgen  der  Standesherren 
auf  «lern  wiener  Congrcfs,  s.  Ki.vbbr's  angef.  Uebcrsicht  etc.,  S.  281  ff. 
I  )  Stin';eshei  rli(  hkeit  erhielten:  1  )  in  dem  Grofsherzogthum  Hessen,  am  3o.  Dec. 
1808,  die  dem  Grafen  von  Schlitz  genannt  Görtz  gehörende  Herrschaft  Schlitz, 
deren  Besitzer  wlgen  soleher  vorhin  'Mitglied  der  fränkischen  Reichsritterschaft, 
Cantoil  Rhönwerra,  und  dem  im  .7.  1804  die  Aufnahme  (als  Personalist)  in  das 
teli  bsgräfliche  wetlcrauisi-he  Collegium  zugesichert  war,  die  aber  nicht  zur 
Vollziehung  kam;  Rhein.  Rund,  WI\.  2475  —  2)  m  dem  Grofsherzogthum 
Huden  f  im  .1.  1868,  die  gräflu  h-lxu  hbergischc ,  jetzt  marligräflich -badische  Herr- 
s<  halt  Zwtngenierg  am  Neckar,  früher  zu  der  fränkischen  Reichsritterschaft, 
CflllfOll  Ottenwald,  Später  unter  kur|)fälzische  Hoheit  gehörend;  —  3)  in  dem 
Königreich  Bttiern,  durch  eine  liönigl.  Declaration  v.  22.  März  1807,  der  Graf 
ton  Pappenheim,  für  seine  vormals  reichsuniniltelbarc,  doch  nicht  reichsstän- 
dis«  he,  Sondern  bei  dem  reiehsritlerschaf'tlichcn  Canton  ]{ocher  immatriculirte, 
am  Ii  in  der  1  In -huschen  RundesActe  unter  den  standesherrlichen  Resitzungen 
ui<  ht  erwähnte  Grafschaft  oder  Herrschaft  Popptfriheztit.  Genealog,  u.  StaatsTland- 
btreh  auf  das  f.  r835,  Art.  Pappenheim.  Es  wurden  ihm,  eine  JustizCanzlei, 
ah  Gericht  Zweiter  Instanz,  ein  IMediatConsistorium ,  die  standesherrlichen 
baierischen  Ehrenrechte  u.  s.  w.  eingeräumt.  Erweiterung  und  nähere  Reslimmung 
<!<  ^  Pappenheimischen  Hechtszustandes  erfolgten  in  der  Zeit  des  Tcutschen 
Bundes.  Durch  ein  k.  Decret  v.  5.  Dec.  1818  war  das  jedesmalige  Haupt  der 
^rafi.  I  amüie  Rayipcnheim,  so  lang  dasselbe  im  Resitz  der  damals  in  Raiern 
gelegenen  Herrschaften  bleibt,  zum  erblichen  Reichsrath  der  Krone  Baiern  er- 
nannt. Daher  erhielt  der  Stammberr  in  der  baierischen  Ständevcrsammlung 
Sitz  and  Stimme  in  der  Rammer  der  Reichsräthc,   unter  den  Standeshorren ; 
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als  Reiehserbmarschall  hatte  er  auf  der  allgemeinen  Reichsversammlung  hi  dem 
Reichsfürstenrath  Sitz,  aber  nicht  Stimme.  Ein  k.  Rescript  v.  27.  Jan.  1825 
erklärte:  dafs  «die  Grafen  v.  Pappenheim  zu  dem  hohen  Adel  gehören  und 
das  Recht  der  Ebenbürtigkeit  haben,  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriff; 
dafs  die  Häupter  dieser  Familie  den  ersten  Standesherren  in  dem  baierischen 
Staat  angereiht  seyen,  und  alle  Ehrenrechte  und  persönlichen  Vorrechte  an- 
sprechen können,  welche  in  dem  Edict  über  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
der  vormal.  reichsständ.  Fürsten,  Grafen  u.  Herren  (v.  26.  Mai  1818),  Abschn. 
I,  §.  1  —  17,  ertheilt  sind;  auch  dafs  die  in  diesem  Edict  über  Rechtspflege, 
Polizeiverwaltung  kirchl.  Angelegenheiten  u.  Verhältnisse  der  Staatsdiener  ent- 
haltenen Bestimmungen,  auf  die  Inhaber  der  Herrschaft  Pappenheim  Anwendung 
finden  sollen».  KlübeiTs  Abhandl.  etc.  Bd.  I,  S.  223  f.  Durch  einen  von  der 
baier.  Staatsregierung  zu  allgemeiner  Kenntnifs  und  Nachachtung  gebrachten 
Pappenheimischen  Familienvertrag  v.  21.  Nov.  1825,  §.  7,  in  d.  baier.  Regier. 
Blatt,  Num.  16,  ward,  statt  des  zeitherigen  Seniorats,  die  Primogenitur  in  der 
mit  FamiKenFideicommifs  belegten  Grafschaft  Pappenheim  eingeführt.  Doch 
ward  das  von  der  B.  V.  im  J.  1829  den  standesherrlichen  gräflichen  Familien- 
häuptern ertheilte  Prädicat  Erlaucht  (§.  3o3)  dem  Haupt  der  Familie  von  dem 
König  nicht  eingeräumt.  Baier.  Verordn.  v.  22.  April  1829,  in  dem  Reg.  Bl. 
v.  1829,  S.  553.  —  Dagegen  verlieh  dasselbe  im  J.  i83i  der  König  dem  jedes- 
maligen Stammhaupte.  Baier.  Regier. Blatt  v.  i83i ,  Num.  35.  Er  liefs  solches 
am  9.  Sept.  i83i  der  Bundesversammlung  anzeigen.  Gleiche  Verleihung  und 
Anzeige  geschah  von  Baiern  für  das  Stammhaupt  des  gräflichen  Hauses  Qirch 
(  §.  3o3,  e  ).  Von  KuuniizHietherg  und  BentheimTechlenburg,  die  in  den  J.  1807 
und  1808,  jener  von  dem  König  von  Westphalen,  dieser  von  dem  Grofsherzog 
von  Berg,  untergeordnet  wurden,  s.  oben  §.  3oi,  Note  f.  Vermöge  der  Schlufs- 
Acte  des  wiener  Congresses,  haben  beide  nun  Standesherrlichkeit  im  Sinn  der 
t.  Bundes  Acte.  —  Von  den  Wirkungen  einer  Verleihung  der  Standesherrlichkeit, 
unten  §.  317. 


§•  516.  (240».) 
2)    Seit  Er  r  i  c  h  t  un  g  d.    T.  Bundes. 

I)  Seit  Errichtung  des  Teutschen  Bundes,  ist  in  den  meisten  von  de- 
nen Bundesstaaten,  in  welchen  Standesherren  sich  befinden,  durch  landes- 
herrliche Verordnungen  und  Erklärungen  «)  zum  Theil  nach 
vorher  genommener  Rücksprache  mit  den  Betheiligten,  der  Rechtszustand 
der  inländischen  Standesherren,  bald  für  Alle,  bald  für  Einzelne,  dergestalt 
festgesetzt  worden,  dafs  die  in  dem  14.  Artikel  der  BundesActe  enthaltenen 
Bestimmungen  nicht  nur  namentlich  auf  dieselben  angewandt,  sondern  auch 
theils  näher  bestimmt,  theils  erweitert  wurden,  obgleich  nicht  durchgehends 
und  nicht  überall  zu  voller  Zufriedenheit  der  Standesherren.  II)  Verord- 
nungen dieser  Art  sind  bekannt  gemacht  worden,  in  Preussen  «2),  Bai- 
ern Hannover  c),  Würtemberg  ^),  Baden  e),  Grofsherzogthum 
Hessen/),  Kurhcssen  g).  Nassau  hat  durch  Auseinandersetzung  mit 
jedem  einzelnen  Standesherrn,  dessen  besondern  Rechtszustand  geordnet 
wie  auch  in  verschiedenen  andern  Bundesstaaten,  neben  der  daselbst  erlas- 
senen allgemeinen   Verordnung,    geschehen  ist  Ho h en zollcr nS ig. 


ll.  Thett,  IV.  Gap, 


im  ringen  hat)  Pur  den  Fürsten  \<m  Fürstenberg,  Bestimmungen  vertrag- 
wetae  festseaetil  M. 

■ )  Ucber  die  l  rage]  ob  und  wie  weil  Landesherrliche  Declarationen  über  Standes- 
herrtiebe  Rechtaverhtitnisse  «In-  landatfindiachen  Zustimmung  bedürfen?  s.  mau 
die  Verhandlungen  in  der  a,  Kammer  der  badisclien  Ständeversammlung  v.  a3. 
\  .  i833j  in  der  hadischen  LandtagaZeitung  v.  i833,  Num.  86  ff.  S.  6/,3  ff.  — 
Die  Not".  I  rli.  drs  Fürstenth*  HohenMolleTnSigtnaringen  v.  i833,  §.  i5,  spricht: 
•  Die  fürstlichen  Standesherren  treten  in  die  gleichen  staatsbürgerlichen  Rechte 
uiul  Verpflichtungen  ein,  jedoch  mit  den  Vorzügen,  welche  ihnen  die  deutsche 
Bundes  .Vcte  /.usii  liert  s\ 

)  /'  1  diel  7.  31t  Juni  i8i5,  in  der  Gesetzsamini,  für  die  preufs.  Staaten, 

i8i5,  St,  i).  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1818,  als  Beilage  23  zu  §.  212.  u.  in 
i.  •  Staatsarchiv,  Bd.  IL  S.  i43  Ü".  Vergl.  auch  davon  die  Verhandlungen 
der  Landstände  des  Bünigr.  W  ürtemberg,  im  «1.  1816.  Abth.  XXI. —  Als  nähere 
and  erginsende  Beatimmung  dieses  Edictes,  erschien,  unter  dem  3o.  Mai  1820, 
eine  auaführli«  he  Instruction  wegen  Ausführung  des  Edictes  v.  21.  Jun.  i8i5, 
in  der  angef.  Geaetzaamml.,  1820,  Num.  9,  u.  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1820, 

alfl  Heil.  8  BÖ  §.  74.  Das  Edict  und  die  Instruction  stehen  auch  in  dein  Archiv 
für  Standes-  und  grundherrl.  Hechte,  Bd.  II,  lieft  2,  Num.  10;  u.  bei  Voi.lgra.ff, 
die  f.  Standesfaerren,  Beilagen  XXV  u.  XXVI.  —  K.  Declaratiön  über  den 
CommunalVerband  der  standesherrl.  Besitzungen,  v.  14.  Juli  1829;  in  der  Gc- 
sctzsamml.  v.  1829,  St.  16. 

Ba  Mi  Verfaasungsurlc.  v.  1818,  Tit.  V,  §.  2;  Tit.  VI,  §.  2.  Edict,  betr.  die 
itaatsrecntL  Verhältnisse  der  Standesherren,  v.  26.  Mai  1818,  u.  Edict  über 
die  Bechte  des  Adels,  von  demselben  Datum;  beide  als  Beilagen  zu  der  Ver- 
fassungsur k<  von  demselben  Dalum,  und  in  G.  Dölijngeu's  Verfass.  des  KÖnigr. 

in,  Bd,  t  Das  erste  Edict  steht  auch,  als  Beil.  20  zu  §.  i33,  in  dem 
Protoc  d.  B.V.V.  1818  u,  in  d.  Archiv  für  Standes-  und  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I, 
Heft  1,  S.  21/j  ff.  Verordn.  betr.  das  Prädicat  Erlaucht,  v.  22.  Apr.  1829,  in 
d.  Reg,  UI.  v.  1829,  S.  553.  Verschiedene  andere  Verordn.,  angef.  in  Schunck's 
Staater.  des  Uli.  Baiern,  Bd.  I,  S.  3o5  —  Dcclaration  v.  7.  Juni  1806,  betr.  die 
Btaatsr.  \  erhältn.  der  Grafen  v.  Fug-ger.  Nachträge  dazu,  in  d.  Rhein.  Bund, 
Heft  I.  S.  6-,  II.  226,  XII.  5i6.  Vergl.  oben  §.  3i3  e.  Dcclaration  v.  27.  März 
181a,  betr.  die  Rechte  u.  Immunitäten  des  F.  v.  Thum  u.  Taxis  u.  seines  Dienst- 
personals zu  Regensburg;  in  d.  Regier.  Bl.  v.  1812,  S.  841. —  Bekanntmachung  v. 
11.  Febr.  1823,  betr.  die  gräfl.  Rec/dernsc/ien  Hausverträge;  in  d.  Regier.  Bl.  v. 

10  ),  Num.  12.  —  Von  den  Rechtsverhältnissen  der  baier.  Standesherren,  L.  v. 
Dassen  Abhandlungen,  S.  119  ff. 

1  1  Hannover,  Verordn.  über  die  standesherrl.  Verhältnisse,  1)  des^fürstl.  Hauses 
I,  rüheim  in  der  Grafsch,  Bentheim,  v.  18.  Apr.  1823,  in  der  Hannöver.  Gesctz- 
aammL  \.  io?.3,  Abth.  I,  Num.  16.  Vertrag  zwischen  Hannover  u.  Bentheim,  v. 
16.  Marz  i823  ;  2j  des  herzogl.  Hauses  Arenberg,  für  dessen, zum  Hcrzogtlium 
ArenbergMeppen  erhobenes  standesherrl.  Gebiet,  v.  9.  Mai  1826;  in  der  angef. 

<    »etzsamml.  v.  1826,  Abth.  I,  Num.  28,  S.  1 55  IT.;  3)  Uebcreinlmnft  v  

1826,  init  dem  Herzog  v.  LoozCarswarem ,  Fürsten  von  RheinaWolbedk,  betr. 
dessen  standesherrl.  Ycrhältnifs,  wegen  des  Kreises  Emsbühren;  Verordn.  v. 

11  Sept  1826,  betr.  die  von  jenem  an  den  Rönig  abgetretene  Ausübung  der 
Gerieb tbarkeit  u.  standesherrl.  Verwaltungsrechte;  in  der  angef.  Gesetzsamini. 
v.  1826,  Abth.  I,  Num.  32,  S.  193.  —  In  dem  Königreich  Uannovar  ward  durch 
eine  Bekanntmachung  des  CabinetMinisteriums  vom  November  1829  beigelegt: 
1)  das  Prädicat  « Durclduucfif»  den  vormals  reichsständischen,  nun  dem  König 
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standesherrifch  untergeordneten,  dem  Herzog  von  Arenberg,  dem  Herzog  von 
Looz  und  Corswarem,  dem  Fürsten  von  Bentheim,  in  Folge  des  BundestagsBe- 
Schlusses  vom  18.  August  1825 ;  1)  das  Pradicat  Erlaucht,  den  Häuptern  der  vormals 
reichsständischen,  nun  dem  König  standesherrlich  untergeordneten  gräflichen 
Familien  von  Stoiber  gStolber  g  ,  von  Stoiber gWerni 'gerode ,  von  Plate?iHallermund, 
in  Folge  des  Bundestagsbeschlusses  vom  i3.  Februar  1829.  Frankf.  O.P. A.Zeit, 
v.  3.  Dec.  1829. 

d)  fVürtemberg:  AdelsStatut.  1817,  bei  Vollgraff  a.  a.  O.,  Beilage  XI.  Zusammen- 
stellung des  den  Standesherren  im  Wege  gütlicher  Vereinbarung  einzuräumenden 
gesammten  Rechtszustandes,  vom  Oct.  1820,  ebendas.  Beil.  XIII,  nebst  XII,  XIV 
u.  XV,  und  der  Bezeichnung  weiterer  Zugeständnisse,  Beilage  XVI.  Verordn. 
v.  3i.  Dec.  1829,  betr.  die  Gerichte  von  Ebenbürtigen  in  peinlichen  Fallen  der 
Häupter  standesherrl.  Häuser;  in  d.  Regier.  Bl.  i83o,  St.  3.  —  Declarationen, 
die  staatsrechtl.  Verhältnisse  betr.,  a)  für  Thum  und  Taxis,  v.  8.  Aug.  1819; 
in  d.  Regier.  Bl.  1819,  St.  56,  u.  Verordn.  wegen  Vollziehung  dieser  Declaration, 
v.  1».  Juni  i823,  in  d.  Reg.  Bl.  1823,  St.  48-;  b)  für  Walde  chPyrmont,  v.  20. 
Aug.  1819,  in  d.  Regier.  Bl.  1819,  St.  57.;  c)  für  IsenburgMeerholz ,  v.  21.  Nov. 
1819,  in  d.  Regier.  Blatt,  St.  79;  d)  für  fVartenbergRoth,  v.  4-  Dec.  1822,  Reg.  Bl., 
Num.  83;  e)  für  Hohenlohe  WaldenburgB Hartenstein,  v.  27.  Oct.  1823,  in  d.  Reg.  Bl., 
Num.  21  (dessen  Verzicht  auf  Polizei  Verwaltung,  Forstgerichtbarkeit  u.  Forst- 
polizei, ebendas.  in  dem  Blatt  v.  1.  Juli  i835);  f)  für  die  Hohenlohischen  Häuser 
WaldejiburgB  artenstein  Jaxtberg,  Neuenste  inOehringen,  NeuensteinKirchberg  u.  Neuen- 
steinLangenburg ,  v.  27.  Sept.  182D,  in  d.  Reg.  BL,  Num.  41;  g)  ft"ir  Truchsess 
WaldburgZeilTrauchburg,  v.  16.  Febr.  1826,  Reg.  Bl.  Num.  11;  h)  für  Quadtlsny, 
v.  8.  Mai  1827,  Reg.  Bl.  Num.  18;  i)  für  Neippergj  v.  19.  Mai  1827,  Reg.  Bl. 
Num.  21;  k)  für  Königsegg Aulendorf,  v.  6.  Aug.  1828,  Reg.  Bl.  Num.  54;  1)  für 
HohenloheJValdenburgSchillingsfürst,  v.  1.  Nov.  1829,  Reg.  Bl.  Num.  5i;  m)  für 
Hohenlohe  WaldenburgSchillingsfürst  in  Kupferzell,  v.  1.  Nov.  i83o;  n)'für  Hohen- 
lohetFaldenburgJaxtberg ,  betr.  dessen  Gcrichtbarkeit,  vom  8.  Apr.  i83o;  o)  für 
Waldburg-JVolfeggWaldsee,  v.  10.  Febr.  i83i ,  Reg.  Bl.  i83i,  Num  1/,.  p)  für 
PücklerLimburg ,  betr.  dessen  staatsrechtl.  Verhältnisse  v.  17.  Aug.  i832,  in  d. 
Regier.  Bl.  Num.  41;  q)  für  die  Grafen  v.  Rechberg  u.  Rothenlöwen  i832,  in  d. 
Regier.  Bl.  v.  28;  r)  für  TValdburgZeilwurzach ,  v.  Jan.  i834,  im  Regier.  Rl.  v. 
29.  Jan.  s)  für  Quadtlsny,  v.  Nov.  i834,  ebendas.  v.  29.  Nov.  i834.  —  Wegen 
der  übrigen  würtemb.  Standesherren,  s.  die  würtemb.  Erklärung  in  d.  Protoc. 
der  B.  V.  v.  3i.  Jan.  1822,  §.  38.  u.  d.  Protoc.  v.  18.  März  i83o  (L.  D. ).  K. 
S.  ZachariÄ,  die  Souverainetätsrechte  der  Krone  VTürtemberg  in  ihrem  Verhältnisse 
zu  den  Eigenthumsrechten  des  fürstlichen  Gcsammthauses  Hohenlohe.  Heidclb. 
i836.  gr.  8. 

<?)  Baden.  Verordn.,  die  standesherrl.  Verhältnisse  betr.,  v.  23.  April  1818,  in  d. 
Bad.  Regier.  Blatt  v.  1818  Num.  9,  und  in  den  Protocollen  der  B.V.  v.  1818, 
als  Beilage  17  zu  §.  107;  auch  bei  Vollgraff  a.  a.  O.,  Beilage  XXU.  —  Edict, 
die  Standes-  und  grundhcrrl.  Verhältnisse  betr.,  v.  16.  April  1819,  in  dem  Regier. 
Blatt,  u.  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1819,  als  Beil.  i3  zu  §.  68,  und  in  d.  (§. 
3oi,  a)  angef.  Archiv,  Bd.  II,  Heft  1,  S.  204  ff.;  auch  bei  Vollgraff,  Beil. 
XXIII.  —  Man  s.  auch  die  oben  (§.  3i2,  c)  angef.  badischen  Erklärungen  in 
der  B.  V.  —  Bad.  Bekanntmachung,  das  bei  Ausfertigungen  an  die  Häupter 
der  mediatisirten,  vormals  rcichsständ.  Fürsteniemilien  zu  beobachtende  Canzlei- 
Ceremoniel  betr.,  v.  20.  Dec,  1825.  Reg.  Bl.  v.  28.  Dec.  N.  XXXI.  Bad.  Bekannt- 
machung, das  bei  Ausfertigungen  an  die  .  .  .  (wie  bei  1)  Gra/ewfamilien  etc.  v. 
20.  Mär/,  1829.  Reg.  Bl.  v.  22.  Apr.  1829.  N.  VII.  Bad.  Bekanntmachung,  die 
Courtoisie  gegen  die  nachgeborenen  Famüienglicder,  vormals  rcichsständ.  ftirstl. 
u.  gräfl.  Häuser  betr.  v.  i5.  Sept,  1829.    Reg.  Bl.  v.  3,  Oct.  1829.  Num.  Xl\. 


II.  ThciL  IV.  Cap, 


Bestimmungen  für  i'intelne  St.  H.  .1)  Bekanntmachung  vom  19,  Der.  i8»3,  betr. 
difl    ittmlmlifll lli    Be«-hts>  crludtnisse   «los  (tlrstl.  Hauses  Fürstenbergi j  Heg.  Bl. 

..  >t.  i,  u.  Proioc  der  B.\  i5.  Jan.  1834«  Uebereinkunft  mit  demselben, 
M>f gOB  <I«  sn«  ii  Verstebtleistung  euf  »Iii1  Bweitc  Instanz,  v.  14.  1\  1  «1  i  i8a5,  in  d. 
Bf  BL  ' Mai  182.');  1')  l  ebereinhunft  mit  «lein  F.  v.  SalmReifferscheidKrauU 
hnm ,  wegen  der  StaetsrechtL  Verhältnisse  «Irr  Standesherrschaft  Krautfmm,  v. 
<•  Ott  i8%5,  in  «1.  Reg.  BL  St.  u.  Protoc,  der  B.V.  i8a5,  §.  85;  e)  ähn- 
liehe l  ebercinkunft  mit  den  Oralen  v.  Lciit'niginJh Highe im  u.  LeiningenNtudenaüß 
\.  i.  Mär/.  ii>>(..  in  (1.  Heg.  Iii.,  St.  -;  «1 )  Verordn.  ^.  7.  Oct.  i83o,  betr.  die 
»1  »  ,tsr.  \  erlwiltnisse  drs  fürstl.  Maust  s  von  der  Leye»,  als  Besitzers  der  Grafseh. 
Bohtngoroldsoclt,  in  «1.  Beg.  151.  St.  n;  e)  Verordn.  v.  14.  März  i833,  betr. 
d  t  itandetherrl«  Verhältnisse  der  Fürsten  LöwensteinWertheim,  in  d  Heg.  Bl. 
\  i8<S.  um.  \1.  O  Badisrhe  Verordn.  v.  ?.  »..  Mai  i833,  betr.  die  standesherrl. 
Verl  dliüsse  «Kl  1  ür«>ten  von  Leiningen  j  in  dein  Bad.  Bcgier.Blalt,  i833,  Num. 
\\\. 

'i  <  .!!.  //  u  ■■.  1  «li«  t,  die  Btandesherrl.  Beebtsverbältnisse  betr.,  v.  17.  Febr.  1820, 
in  d.  Begier,  in.,  u.  bei  Vollgrafv,  Beil.  XXVII.   TMan  s.  auch  die  oben(§.3i2, 

.    ingef.  Erklärungen  in  «1.  B.\  . —  Bestimmungen  für  einzelne,  St.  U.:  a)  Ueber- 

ainhunfl  mit  dem  F.  v.  hen&urgEirstein,  v.  10.  Febr.  i8?,j,  wegen  Ueberlassung 

der  st.mdeslierrl.  Reehtsjiflege  zweiter  Instanz  an  dcnSomerain:  b)  Uebereinkunft 
mit  I  hendeinselben.  v.  10.  Der.  1826,  wegen  Ausübung  der  standesherrl.  Gericht- 
barkeit  DU  Poli/.ei  durch  grofshcrzogl.  Behörden  1  bis  auf  weitere  Verfügung  in 
d.  Heg-  Blatt  v.  26.  Dee.  i8»G;  c)  Uebereinkunft  mit  dem  Grafen  v.  Erbach- 
s  ,  ,  Fi  ~.  Juli  1826,  betr.  die  Ausübung  der  standesherrl.  Geriehtbarkeit 

erster  Instanz  durch  grofshcrzogl.  Behörden,  im  Auftrag  der  Standesherrs«.  haft, 
in  d.  Reg.  BL  v.  ?,6.  Juli  1826.  d)  Uebereinkunft  derselben  Art.  v.  i836,  mit 
Ijen&urf-Büdingvn ,  in  d.  Reg.  Bl.  v.  17.  Febr.  i836. 

g)  Kurhessen.  Verordn.  v.  1.  Mai  1818,  betr.  den  Gericlitstand  der  Standesherren. 
Kurhess.  Ediet  tnach  vorgängiger  Verständigung  mit  den  Standeslierren»  über 
die  besondern  Verhältnisse  der  kurhess.  Standesherren,  v.  29.  Mai  i833}  in  der 
kurhess.  Gesetzsammlung,  i833,  St.  X,  Auszug  in  der  OPAZ.  v.  i3.  u.  i4.  Juni 
i833,  Beil. 

h)  Nassau.    Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1818,  §.  20. 

1 '  1  So  in  den  preufsiscb.cn  Rhein-  und  westphälischen  Provinzen  u.  in  Würtemberg. 
I  1  MohenzolUrnSigmaringen.  Vertrag  mit  dein  Fürsten  v.  Fürstenberg-,  wegen  der 
/     llaHonshutanz  für  die  standesherrlichen  Aemter  Jungenau  u.  Trocktelfingen, 

r.   '   u.  12.  Oct  18185  in  der  Samml.  der  Gesetze  u.  Verordn.  für  d.  Fürstenth. 

EL  Sigmaringen,  v.  1808  bis  1820  (Sigmar.  1822.  4-)i  S.  221  u.  f. 


/  Birkungen  landesherrlicher  Verleihung  der  Standesherrlichkeit' 

Wird  in  einem  Bundesstaat,  einem  Grundeigentümer  und  dessen 
Familie,  durch  landesherrliche  Verleihung,  Standesherrlichkeit  mit 
demselben,  oder  mit  eincjn  davon  nicht  sehr  abweichenden  Umfang  von 
Gerechtsamen  ertheilt  a),  wie  solcher  den  Standesberren  im  Sinn  der  teut- 

1  BondesActe  zukommt;  so  beruht  I)  der  'Rechtstitel  der  Frivilc- 
girten  einzig  auf  der  Verleihung  des  inländischen  Staatsoberhauptes, 
und  es  können  dabei  der  6.  und   14.  Artikel  der  Bundesacte,  als  solche, 
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nicht  als  Rechtsepellc  dienen.  II)  Es  wird  also  durch  eine  solche,  in  ihrer 
Wirksamkeit  auf  das  Staatsgebiet  des  Ertheilers  sich  beschränkende  Verlei- 
hung, 1)  ein  Anspruch  zur  Theilnalnne  an  einer  standeslierrlichen  Curiat- 
Stimme  in  dem  Plenum  der  Bundesversammlung,  wenn  eine  solche  er- 
richtet würde  (§.  120  g,  u.  3o3),  eben  so  wenig  begründet,  als  2)  ein 
in  al  1  e n  Bundesst aaten  nothwendig  anzuerkennender  hoher  Adelstand 
(§.  3o3),  und  3)  die  in  der  BundesActe  den  Standesherren  zugesicherte 
Fortdauer  der  Ebenbürtigkeit  (wovon  §.  3o3  u,  3i5  h);  wenn  gleich 
dem  Bevorrechteten  diese  Vorzüge,  alle  oder  zum  Theil,  aus  andern  Ilechts- 
gründen  zustehen  können,  z.  B.  alle,  weil  er  in  Hinsicht  auf  Besitzungen 
in  einem  andern  Bundesstaate  volle  Standesherrlichkeit  im  Sinn  der  Bundes- 
Acte hat. 

a)  Beispiele  aus  der  Zeit  des  rhein.  Bundes,  oben  §.  3i5  b.  —  Neuere  Beispiele: 
K.  baierische  Erklärung  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  Prinzen  Eugen, 
(vormals  Vicomte  de  Beauharnois,  dann  Adoptivsohnes  Napoleon's,  kaiserl. 
franz.  Prinzen,  Vieekönigs  in  dem  RR.  Italien)  Herzogs  von  Leuchtenberg- ,  in 
seiner  Eigenschaft  als  Fürst  von  Eichstädt,  v.  iö.  Nov.  1817,  in  d.  baier.  Regier. 
Blatt  v.  1817,  S.  q47-  lf.  u.  in  Martens  recueil,  Suplem.,  IX.  1 55.  Schivielzing's 
Staatsr.  des  Rönigr.  Baiern,  Th.  I,  S.  218.  Die  auszeichnenden  Ehren  u.  a. 
Vorrechte  dieses  Hauses  wurden  abermals  bestimmt  durch  ein  ausführliches  k. 
Rescript  vom  3i.  Dec.  i834,  in  dem  baier.  Regierungsblatt,  i835,  Num.  48. 
(Auszug  in  d.  Frankf.  OPAZeit  v.  25.  Sept.  i835,  Beil.).  —  Von  der  staats- 
rechtlichen Geschichte  dieses  Herzogs  seit  1814,  RltJcer's  Uebersicht  der  dipl. 
Verhandl.  des  wiener  Congr.,  5.  109  f.  Baiern  überliefs  ihm  1817  einen  bedeu- 
tenden Theil  des  vormaligen  Fürstenthums  Eichstädt,  unter  baierischer  Hoheit, 
mit  ansehnlichen  Vorrechten,  u.  dem  oben  genannten  Familientitel.  Doch  hat 
nach  einer  k.  baierischen  Bekanntmachung  v.  12.  Febr.  iS33,  die  Rrone  Baiern 
von  dem  Hause  Leuchtenberg  die  gesammte  Gerichtbarkeit  und  die  so  genannten 
Dominiealien  über  das  Fürstenthum  Eichstädt  durch  RücMiauf  wieder  erworben. 
(Auszug  in  d.  Frankf.  OPAZeit  v.  2a.  Sept.  i835,  Beil.).  —  Der  grafl.  (nun 
fürstl.)  bentheim-tecklenburg-  oder  rhedaischen,  vormals  reichsunmittelbaren, 
aber  nicht  reichsständischen  Grafschaft  oder  Herrschaft  Hohenlimburg,  welche 
in  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art,  s3,  blofs  für  ein  preufsisches 
Schutzland  erklärt,  und  daher  in  dem  Art.  43  und  24  unter  den  preufsischen 
Slandesherrschaflen  unerwähnt  geblieben  war,  wurde,  auf  Bitte  ihres  Besitzers, 
des  Grafen  (seit  1817  Fürsten)  von  BcntheimTeelilcnburg  oder  BentheimRheda, 
durch  eine  königlich-preufsische  CabinetOrdre  v.  19.  Dec.  1816  Standeshcrrlich- 
keit  eingeräumt.  Die  letzte,  im  Sinn  der  t.  BundesActe,  war  ihrem  Besitzer, 
wegen  der  gleichfalls  vorhin  reithsunmittelbaren,  aber  nicht  reichsständischen 
Herrschaft  Rheda,  in  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  43,  schon 
zugesichert. —  K.  preufsische  Erhebung:  1)  des  f.  thurn-  und  taxischen  Fürsten- 
thums Krotoszyn  zu  einer  schlesischen  Standesherrschaft,  im  J.  1S19,  unten 
§.  44°i  Note  b;  2)  des  landgräfl.  hessen-rothenburgischen  ralibor-raudenschen 
GüterConiplcxus  und  der  Herrschaft  Corvey,  jenes  unter  dein  Namen  Mediat- 
Hcrzogthum  Ratibor ,  dieser  unter  der  Benennung  Media tFürstenth um  Corvey, 
im  J.  1822,  zufolge  zweier  Verträge  zwischen  Preufscn  u.  HcsscnRolhcnburg 
v.  16.  Oct.  i8i5,  (in  Martens  recueil,  Suppl.  VIII.  i58,  vergl.  mit  t-bendas. 
VII.  33i  )  u.  v.  io.  Mai  1820,  des  letzten  unter  genehmigendem  Beitritt  des 
Rurfürsten  Wilhelm's  I.  von  Hessen;  3)  der  hatzfeldtischen  Herrschaften  JFihlen- 
burg  u.  Schönstein  zu  c.  Standesherrschaft,  1821,  s.  den  folg.  §.,  Note  c.  —  Zwei 
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Beispiele  rui  Badem  0  Nack  d  Verordne  des  GH.  Ludwig,  a8<  Juni  iB&y 
(Ree,  Rl<  1817,  S.  1  ( 1  > ^ .  sollen  «Ii**  itandeslierrlichen  Gerechtsame,  hc  dem 
fur&tl.  Hause  l  Qrstenberg  durch  l  ebereinltunft  v.  11,  Nov.  i8a3  bewilligt  wurden, 
denen  Besttsungen  in  gut  kommen,  welche  der  genannte  Grofsherzog  hatte, 
«all  Stendesherr  in  den  Grafschaften  Salem  und  Petershausen,  in  den  Herrschaften 
l  mit  den  dasn  gehörigen  drei  Höfen  BonnartshäuserHof,  ErdbeerHof 

und  HeimbronnerHof,  Stetten  am  kalten  Markt,  Langenstein  mit  Beuren  und 
\  olJkartshausen  und  Münchhof  mil  den  dazu  gehörigen  Orten  Adelsreuthe, 
repfenhardl  und  Urnau  sammt  Dependenzen».  2)  IM  ach  e.  Bekanntmachung 
des  GH.  Ludwig  w.  1a,  Oct  1819  ( K«*g.  Bl.  a.  a.  ().),  soll  die  von  ihm  erkaufte 
(seinem  natürlichen  Sohn,  dem  Grafen  von  Langenstein,  hinterlassene)  Herrschaft 
H  rg ,  mit  den  Ortschaften  Gottmadingen  u.  Ebringen,  gleich  den  übrigen 
•llodialen  Besitzungen  des  Grofsherzogs,  die  standesherrlichen  Rechte  und  lie- 
lu^nissc  (Ava  ( »lol'sheiv.ogihuin.s )  genielsen. 


518.  (240^.) 
Miilch  hissc  zwischen  Standesherren  tind  Grundherren. 

Als  eine  M il  1  elc lasse,  zwischen  den  Standesherren  im  Sinn  der 
teutschen  BundesActe  und  den  vormals  reichsunmittelbaren  Grundherren, 
kann  man  gewisse  ansehnliche  Landeigentümer  betrachten,  die  sowohl  für 
ihre  Person  und  Familie,  als  auch  für  ihren  Herrschaft-  und  Eigenthum- 
bezirk,  mil  einem  Inbegriff  von  Vorrechten  ausgestattet  sind,  der  sie  zwar 
auf  eine  höhere  Stufe  als  die  Grundherren  erhebt,  aber  doch  einen  An- 
spruch  auf  alle  den  Standesherren  durch  die  BundesActe  zugesicherten 
Vorrechte  nichl  begründet  wenn  gleich  manche  derselben,  z.  B.  Eben- 
burtigheit  in  dem  Sinn  der  BundesActe,  und  in  allen  Bundesstaaten  anzu- 
erkennender hoher  Adelstand,  in  anderer  Hinsicht  ihnen  zustehen  können. 
Dahin  gehören  I)  solche,  die  zur  Zeit  der  teutschen  Reichsverbindung, 
wenn  gleich  ohne  dingliche,  und  nicht  alle  mit  persönlicher  Reichsunmit- 
telbarkeit,  und  ohne  Landeshoheit,  doch  zur  Ausübung  eines  solchen  Inbe- 
griffs von  Regierungsrechten  ermächtigt  waren,  den  man  damals  vertrag- 
mäsige,  untergeordnete  oder  subalterne,  oder  auch  reichsrnittelbar  unter- 
geordnete Landeshoheit,  Landesherrlichkeit  oder  Regierungsgewalt  (§♦  102,  a) 
zu  nennen  pflegte  II)  Auch  diejenigen  gehören  dahin,  die  zwar  mit 
einem  mindern  Umfang  von  untergeordneten  Regierungsrechten  als  die  so 
eben  genannten,  doch  aber  mit  einem  bedeutendem  als  die  Grundherren 
gewohnlicher  Art,  ausgestattet  sind;  sey  es  als  Rechten  persönlicher  und 
dinglicher  Reichsunmittelbarkeit  und  Landesherrlichkeit  zur  Zeit  des  teut- 
schen  Reichs  c),  oder  kraft  landesherrlicher  Verleihung  neuerer  Zeit  d). 

a)  Ein  ordo  medioxumus,  auf  welchen  darum  mit  Hommusl  (rhapsodia  ohservatt., 
T.  ^  obs.  618.  n.  5.)  die  Regel  noch  nicht  anzuwenden  seyn  möchte:  <<•  compa- 
raturn  in  classem  ejus  cui  comparatur,  non  in  sequentem,  esse  collocandum ». 

/,  1  Beispiele:  1)  Das  theils  fürstliche,  theils  grafliche,  vormals  (seit  seiner  vor 
i5n  durch  Kursachsen  erfolgten  Exemtion,  ohne  Besitz  einer  reichsunmittelbaren 
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Graf-  oder  Herrschaft,  mithin)  als  Pcrsonalist  reichs-  und  kreisständische,  Haus 
Schönburg  hat,  im  Verhältnifs  zu  dem  Könige.  Sachsen,  einen  •  Rechtszustand, 
welcher  durch  zwei  Recesse  v.  4.  Mai  1-40  (beide  als  Reil.  III  zu  Reil.  4  zu 
§.  90  der  Protoc.  der  R.V.  von  182Ö,  auch  in  v.  Meyer's  Staatsacten,  Rd.  IL, 
S.  328  ff.  vi.  in  dem  Gesetz-  u.  Verordnungsblatt  für  das  Königr.  Sachsen,  i835, 
St.  29 ,  S.  596  —  608. )  festgesetzt  ist.  Davon  s.  man  v.  Römers  Staatsr.  u. 
Statistik  des  Kurfürstenthums  Sachsen,  Th.  II,  S.  78  —  83.  C.  E.  Weisse's 
Lehrb.  des  h.  sachs.  Staatsr.,  Th.  I,  §.  19,  Th.  n,  §  322  — 33i  u.  S.  546.  C.  M. 
Pinther,  Diss.  juris  publ.,  quo  possessiones  principum  ae  comitum  dynastar.  a 
Schoenburg  in  Saxonia  elect.  utuntur,  adumb  ratio  (Lips.  1800  4.),  p-  11.  sqq. 
EbendcAs.  schönburg  Topographie  (Halle  1802),  S.  69  ff.  K.  H.  L.  Pölitz,  die 
Regierung  Friedr.  August1s  K.  v.  Sachsen  (Leipz.  i83o.  8.),  Tb.  I,  S,  186 —  190. 
Geneal.  StaatsHandb.  für  1827,  S.  583  f.  Rcstätigt  ward  dieser  Rechtszustand 
durch  eine  Königlich-sächsische  Declaration  v.  18.  Mai  i8i5,  welche  für  einen 
Restandtheil  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  118,  erklärt  ward. 
Klüber's  Acten  des  wiener  Congr.,  Rd.  VI,  S.  139  ff.,  Rd.  VII,  S.  i55.  Zugleich 
versprach  Sachsen,  die  Vortheile  und  Rechte  anzuerkennen,  welche  dem  Hause 
Schönburg  in  dem  T.  Rund  würden  versichert  werden.  Am  4-  März  1818, 
machte  Schönburg,  in  einer  gedruckten  Denkschrift,  bei  der  R.V.  den  Antrag 
«auf  Restimmung  seiner  bei  dem  T.  Rund  auszuübenden  Rechte  und  Vortheile, 
«insbesondere  in  Retreff  der  Stimmberechtigung  bei  demselben»;  es  stehe,  fügt 
es  hinzu,  «mit  den  mediatisirten  fürstlichen  und  gräflichen  Häusern  keineswegs 
«in  einer  Linie».  Als  auch  das  RR.  Sachsen  die  Sache  in  Anregung  gebracht 
hatte,  erfolgte  am  7.  Aug.  1828  der  Reschlufs:  dafs  dem  Hause  der  Fürsten, 
Grafen  und  Herren  zu  Schönburg  dieselben  persönlichen  und  Fanülienrechte 
und  Vortheile  eingeräumt  würden,  welche  den  im  J.  1806  mediatisirten,  ehemals 
reichsständischen  Familien  zugesichert  worden.  Durch  einen  von  der  Rrone 
Sachsen  mit  dem  Hause  Schönburg  am  9.  Oct.  i835  geschlossenen  Recefs  ward 
festgesetzt:  dafs  die  zeither  zu  Glaucha  als  Appellations-  oder  Zwisehcnlnstanz 
bestandene  Gesammtregierung  wegfalle  und  die  Gerichtstellen  und  Unlcrobrigkeiten 
der  Schönburgischen  Recefsherrschaften  in  unmittelbarer  Unterordnung  unter 
den  königl.  Rehörden  stehen  sollen.  Für  gewisse  geistliche  Angelegenheiten 
soll  zu  Glaucha  ein  Unterconsistorium  fortbestehen,  unmittelbar  untergeordnet 
dem  königl.  CultusMinisterium.  Für  verschiedene  Angelegenheiten,  insbesondere 
für  die  dem  Hause  Schönburg  überlassene  Erhebung  der  Steuern  u.  a.  Abgaben, 
soll  eine  Schönburgische  Gesammtcanzlei  bestehen.  Aus  seiner  gemeinschaftlichen 
Steuercasse  zahlt  Schönburg  jährlich  1000  Rthlr.  an  die  Staatscasse,  zu  Unter- 
haltung der  Kreisdirection  und  des  RezirkAppellationsGerichts.  Die  Häupter 
der  fürstl.  Linie  haben  das  Prädicat  «Durchlaucht»,  die  der  gräflichen  «Erlaucht». 
Dieser  Recefs  steht  in  dem  Gesetz-  u.  Verordnungsblatt  für  das  Königr.  Sachsen, 
i835,  St.  29,  S.  610  —  634.  Uebersicht  seines  Inhaltes,  in  Klüber's  Quellensamm- 
lung, a.  a.  O.  Man  s.  auch  Lud.  Pernjces  Projjr.  quaestionum  de  jure  publico 
germ.  particula  prima.  Hai.  1828.  4-  A.  W.  Heffter's  Reiträge  zum  t.  Staats- 
u.  Fürstenrecht,  I.  Liefer.,  S.  3i6  ff.  Ein  k.  k.  östreichisches  HofkanzleiMiniste- 
rialschreiben  v.  8.  Nov.  1825  (Nachtrag  zu  dem  oben  §.  3o3  angef.  v.  7.  Oct. 
dess.  J.)  verordnet:  dafs  dem  jedesmaligen  Chef  einer  jeden  der  beiden  Schön- 
burgischen Hauptlinien  Waldenburg  und  Hartenstein  das  Prädicat  Durchlauchtig- 
Hochgebohrner  in  der  Anrede,  u.  Durchlaucht  im  Context  gegeben  werden 
solle.  —  2)  Das  gräfliche,  vormals  rcichsstandischc  Haus  Stoiber^,  a)  wegen 
der  nicht  reichsständischen  Grafschaft  Holinslein  im  Königr.  Hannover  (§.  102,  a), 
b)  wegen  der  Grafschaften  fVernigerode  (§.  102,  a ),  und  c.)  Stolberg,  beide, 
seit  181 5,  in  k.  preufsischem  Gebiet.  Von  der  Grafsch.  Wernigerode  s.  Heff- 
tf.r\s  angef.  Reiträge,  S.  329.    Von  Slolberg  S.  Weisse  a.  a.  O.,  Th.  I,  §.  22, 
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u.  rhwri.n.  &  89ti  -  8)  /l  s\<ni\/tfinfr/siiot/irftf>iir^,  wogen  der  so  genannten 
riedcrlifiniwrhen  oder  rotkenburgischen  Quart  in  Kurhessen.  Oben  §.  102,  a.  De- 
eitiooet  HlSSO-Cassel. ,  T.  II.  »Ire.  n.  3.    Mumvs  reeueil,  Supplem.  VII. 

Iii,  \  III.  i"'!!.  Hin  rni's  angef.  Beiträge,  S.  3<»i  lV.  —  4)  Schwarzbur ^Rudolstadt, 
\M'.,i  n  «lcs  Vintes  Um  untiM'  sachsen-gothaischcr  Hoheit.  Man  s.  die  s.  gothaische 
1  rUfranfl  b  d.  ProtOd  der  l>.  \.  v.  1818,  §.  20.  —  5)  Hohenlohe,  die  neüen- 
Bteinisclio  Hauptlinie,  wegen  der  obern  Grafschaft  Gleichen,  unter  sarhsen-gotha- 
is»  Iut  Hoheit.  —  6 )  Graf  von  Bentinck ,  wegen  «Um*  Edeln  Herrschaft  Varel 
unter  oldenburgischer  Hoheit,  s.  H LÜBBES  Arien  des  wiener  Congr.,  Bd.  III, 

>.  iV  w.  -  ü.  WiNuni'p's  rbein.  Bund  XV,  4*29.  XVIII.  449*  —  7)  Solms- 
ff'ildrtifels ,  wegen  der  Herrschaft  bilden/eis  unter  k.  sächsischer  Hoheit,  v. 
Rö>i>n  a.  a.  ( >.  Th.  III.  S.  i.\o.  —  Aehnliche  Verhältnisse  SchwärzburgSotiders 
o  S.  Weimar  und  Preufsen  (vorhin  Kursachsen,  Weisse  a.  a.  O.,  Th.  I, 
,v  1)  sind  durrh  l  ebereinlwmft  aufgehoben,  die  ersten  1811,  die  andern  1816. — 
Die  Herrschaft  Broich  an  der  Ruhr  (1819  mit  i3,8n  Einw.  auf  mehr  nielit  als 
V»  QM.)  eine  Herrschaft,  wenn  gleich  nicht  reichsunmittelbar,  doch  mit  sehr 
bedeutenden  \  orrechten,  ehehin  Unter  grofsherzoglich-bergischer  Hoheit,  anfangs 
den  Dynasten  ton  Broich  bis  1379,,  dann  den  Grafen  zu  Limburg  aus  der 
hohenlimburger  Linie  bis  i5o8,  hierauf  der  Familie  von  Daun,  Grafen  zu  Falkcn- 
stein,  lu»  i66a,  endlich  dem  gräfl.  Hause  Leiningen  u.  Dachsburg  gehörend, 
i  u  welchem  sie  suletzl  bis  1818  eine  an  den  (1782  Arerstorbenen)  Prinzen  Georg 
von  Bes8enDarmstadt  vermählte  Erbtochter  besafs,  von  welclicr  dieselbe  auf 
deren  eweiten  (i83o  verstorbenen)  Sohn  Georg  überging.  Obgleich  Broich  in 
der  1  lirin.  BundesActe,  Art.  24,  als  Standesherrschaft  dem  Grofslierzog  von 
Berg  untergeordnel  ward,  so  wurden  doch  von  diesem  standesherrliche  Rechte 
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der  Besitzerin  nicht  eingeräumt,  vielmehr  alle  Regierungsrechte  ihr  entzogen; 
ei^t  srit  dem  1.  April  1816  erhielt  sie  von  Preufsen  wieder  die  CivilGericht- 
barkeil  erster  Instanz.  —  S.  auch  die  Badischen  Verordnungen,  betr.  den 
Rechtszustand  der  gräfl.  lM7igensteinischen¥>cs>\t/,urigen,  v.  25.  Juni  1825  u.  3i. 
Dec.  i833;  in  dem  bad.  Regier.  Bl.  1825,  St.  i5,  u.  i834,  St.  1. 
e)  Als  Beispiele  mögen  dienen:  1)  das  Condominat Amt  May.scheid,  bestehend  aus 
den  Kirchspielen  Isenburg  und  Grofsmayseheid,  (1818  mit  i/|56  Einw.)  in  dem 
prenfs.  Regierungsbezirk  Coblcnz,  dem  Fürsten  von  Wied  und  (nach  1822)  dem 
Grafen  \<m  AValdcrdorf  gehörig,  ehehin  Bestandteil  der  nichtreichsständischen, 
aber  zn  Kreisstandschaft  im  hur  rheinischen  Kreis  berechtigten  Grafschaft  Nieder- 
benburg,  seit  1664  davon  getrennt,  war  rcichsunmittelbar,  aber  weder  rcichs. 
11.  kreisständisch  noch  reichsritterschaftlich,  dennoch  beitragpflichtig  zu  Kammer- 
sielen.  En  Folge  der  rheinischen  BundesActe  ham  es  1806  unter  nassauische 
Hoheit.  181  j  unter  preufsische.  Das  jetzige  Rechtsverhältnifs  ist  bestimmt 
durch  einen  Rcrefs  vom  29.  Mai  1826,  zwischen  Preufsen  und  dem  Fürsten  von 
Wied,  der  auch  den  Walderdorfischen  Antheil  erworben  haben  soll.  —  2)  Schlofs 
und  I  lecken  Schwarza  (1816  mit  934  Einw.  in  i5o,  Häusern),  im  preufs.  Antheil 
der  Grafschaft  Henneberg,  dein  gräflichen  Hause  StolbergWernigerode  gehörend, 
war  rei<  hsunmittelbar,  aber  weder  reiclis-  und  lireisständisch  noch  reichsrittcr- 
lehaftUch,  auch  in  der  neuern  Zeit  nicht  rcichs-  und  lireisstcuerpfliehtig,  frü- 
her, wie  e>  scheint,  Zugehör  der  Grafschaft  Hcnneberg ,  von  welcher  es  i54o. 
dun  h  eine  Erbtochter  an  Stolberg  liam,  seit  i35o  würzburgisches  aufgetragenes 
Erb-  und  PatrimonialLchn.  Von  seiner  Geschichte  und  seinem  Rechtszustande 
s.  m.  Klvbbr'8  Abbandlungen,  Bd.  II,  S.  3i8.  —  3)  Die  Herrschaft  Schauen  (3/, 
QM.t  im  J.  1800  mit  ungef.  nooEinw.),  bei  Halberstadt,  im  preufs.  Regierungs- 
bezirk Magdeburg,  der  freiherrlichen,  nun  gräflichen  Familie  v.  Grote  gehörig, 
w;tr  weder  reichs-  und  kreisständisch,  noch  reichsritterschaftlich,  aber  rcichsun- 
mittelbar.   Die  SchlufsActe  des  wiener  Congrcsses,  Art.  43,  erklärte  solche  für 
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einen  Bestandtheil  der  preufs.  Monarchie.  —  Solche  ehehin  reichsunmittelbare, 
aber  weder  reichs-  und  kreisstandische  noch  reichsrittersehaftliche  Besitzungen, 
sind  auch:  das  fürstl.  Trautmannsdorfischc  (1812  an  den  geh. Rath  v. Feder,  von 
diesem  an  das  fürstliche  Haus  Löwenstein-Wertheim-Freudenberg  verkaufte, 
von  Kaiser  Franz  H.  zu  einer  gefürsteten  Grafschaft  erhobene)  Dörfchen  ümpfen- 
bagh,  bei  Miltenberg  am  Main,  im  J.  1810  mit  nur  188  Einwohnern;  (Briuer's 
Beitr.  zu  einem  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten,  S.  5711.  199);  das  v.  Kanne'sche 
Rittergut  Liebau  bei  Coburg;  das  freiherrl.  v.  Kurzroclusche  freie  Gut  Wellings- 
büttel, im  Herzogthum  HolsteinGlückstadt;  das  FreischulzenGut  Wisch,  an  der 
mecklenburgischen  Grenze,  ehehin  (1791)  dem  Fürsten  von  Hessenstein  gehö- 
rend. —  Die  als  Bestandtheil  der  preufsischen  Monarchie  in  der  wiener  Con- 
grefsActe,  Art.  43,  (auch  in  der  rhein.  BundesActe,  Art.  24)  genannte,  fürstlich» 
und  gv'düich- Hatzfeldtische  Herrschaft  Wildenburg,  an  der  Sieg,  im  Jahr  1816 
mit  2614  Einw.  auf  ungefähr  2  QM.,  bis  1418  eine  Besitzung  der  Dynasten  von 
Wildenberg,  war  reichsritterscbaftlich.  Vereinigt  mit  der  angrenzenden  fürstlich- 
Hatzfeldtischen ,  ehehin  unter  Kurcöln  Iandsassigcn ,  Unterherrschaft  Schönstein 
(i8i5  mit  1576  Einw.),  ward  dieselbe,  durch  eine  königl.  CabinetOrdre  v.  9.  Juni 
1821,  von  Preufsen  zu  einer  Standesherrschaft  erhoben,  unter  dem  Namen  Wil- 
denbur gSchönstein ,  doch  mit  ausdrücklicher  Ausnahme  desjenigen,  was  in  der 
teutschen  BundesActe  für  Standesherren  festgesetzt  ist,  in  Absicht  auf  Eben- 
bürtigkeit und  Hoffnung  zu  CuriatStinimrecht  in  dem  Plenum  der  Bundesver- 
sammlung. Wegen  derselben  erhielt  der  Fürst  von  Hatzfeldt  eine  VirilStimme 
in  dem  ersten  Stand  der  rhein.  ProvinzialStände,  durch  Vcrordn.  v.  i5.  März 
1825,  in  der  preufs.  Gcsetzsamml.  1825,  St.  V. 
d)  Vergl.  oben  §.  3i5.u.  317. 


§•   519.  (Ncu.) 

Anhang. 

Hechtszustand  der  Freien  Herrschaft  Kniphausen,  im  Besitz  des 

Grafen  Bentinck. 

I)  Eine  Anomalie  in  dem  teutschen  Staaten-  und  Bundesverhnltnifs, 
einzig  in  ihrer  Art,  einen  so  genannten  halbsouverainen  Staat,  unter  dem 
Schutz  des  Teutschen  Bundes,  bildet  jetzt  in  grallich- Bentin ckischem 
Besitz,  die  Freie  Herrschaft  Kniphausen  «)•  Durch  sie  und  die 
unter  oldenburgischer  vertragmäsiger  Oberhoheit  stehende  Edle  Herrschaft 
Varel  nebst  Zugehörungen,  wie  auch  verschiedene  aufserhalb  beider  gelegene 
Grundgütcr  oder  grundherrliche  Domänen,  alle  in  gleichem  Besitz  und 
Gcnufs  desselben  Inhabers,  wird  das  gräfliche  Aldenburgische  Fami- 
licnFideicommifs      dargestellt.    II)  Frei,  wie  alle  Friesischen  Länder, 
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bii  [q  d  ' f>  Jahrhandertf  \<»n  der  Oberherrschaft  des  teutsohen  Reichs, 
dann  6  stillschweigend  anerkennend,  war  Kniphausen  weder  reichs- 

nnd  kreisst Indisch  —  daher  reichs-  and  kreissteuerfrei,  frei  von  Mannschaft- 
itellung  eu  dem  Reichskriegsheer ,  auch  in  dem  Interregnum  frei  von  der 
Gerichtbarkeil  der  Roichsvicarien  -  j  noch  reichsritterschaftlich ,  wohl  aber 
reichsunmittelbar  mit  Landeshoheit  und  fteichsfreiheit;  auch  waren  die 
kniphauser  Plagge  and  SeeschifTpässe  auf  dem  Weltmeer  geachtet.  Zu- 
gleich  war  diese  reichsfreie  Herrschaft  ein  aufgetragenes  Lehn  des  herzog- 
lich-burgundischen Lehnhofs  zu  Brüssel)  bis  »797,  wo  sie  appropriirt 
ward  '.  Iii  Bei  Auflösung  der  Reichsverbindung  souverain  geworden, 
v^  •  •  sie,  durch  den  französisch -holländischen  Staatsvertrag  vom  iit  Nov. 
1807,  der  Staatshoheit  des  Königs  von  Holland  standesherrlich  (§.  86,  a), 
d  'Ii  das  französische  SenatusGonsuIt  vom  i3.  Dec.  1810  der  kaiser- 
,1  b-fi  anzosischen  Sl  latshoheit,  mit  Anerkennung  nur  der  gräflich  -Bentincki- 
schen  Ki^enthiuiireclite  ( §.  86,  c),  untergeordnet,  und  dem  Verwaltungs- 
bezirk lerer  beige fögt.  IV)  Nach  Verdrängung  der  französischen  Herr- 
schaft in  dem  Befreiungskrieg  im  Herbst  i8i3,  gelangte  daselbst  Graf 
Bentinck  auf  etliche  Wochen  wieder  zum  Besitz  politischer  Unabhängigkeit» 
Aber  am  a5«  Nov.  r8i3  nahm  ein  mit  einer  Heerschaar  vorüberziehender 
russischer  General,  im  Namen  seines  Kaisers,  irrthümlich  provisorischen 
Militär-  und  CivilBesitz  von  Kniphausen,  die  Verwaltung  dem  benachbarten 
Herzog  von  Oldenburg  übertragend,  der  bis  um  die  Mitte  des  J.  1826  sich 
in  1  em  Besitz  derselben  behauptete,  so  sehr  auch  der  Graf,  besonders  auf 
den  Congressen  ron  Wien  und  Aachen,  davon  frei  zu  werden,  sich  bestrebt 
b  "  \  1  Der  wiener  Congrefs  hatte  über  den  Rechtszustand  dieser  Herr- 
schaft nicht  verfügt  Zu  einer  standesherrlichen  Unterordnung  derselben 
sich  niehl  befugt,  aber  volle  Souverainetät  einer  so  Ideinen,  durch  eine 
für  Seeschifffahrt  günstige  Rhede  mit  dem  Weltmeer  unmittelbar  in  Ver- 
bindung stehenden  Besitzung  ihrer  Politik  nicht  gemäfs  erachtend,  trach- 
teten die  auf  dem  Congrefs  zu  Aachen  1818  versammelten  Mächte,  auf 
einem  Mittelweg  ein  Staatsverhältnifs  zu  begründen,  welches  den  Regenten 
Kniphansens  dem  Standpunkt  unter  den  Beherrschern  völlig  souverainer 
Staaten  entrückte,  ohne  ihn  zu  irgend  einem  derselben  in  unterthanschaft- 
liches  \  Vrhältnifs  zu  setzen.  VI)  Zur  Ausführung  kam  diese  Willensmeinung 
durch  einen  Vertrag  («Abkommen»  betitelt)  vom  8.  Juni  1825^), 
geschlossen  zu  Berlin  zwischen  dem  Grafen  Wilhelm  Gustav  Friedrich 
Bentinck  Cohne  Zustimmung  seiner  Familie  und  der  übrigen  in  der 
\  te  b  genannten  SuccessionsBerechtigten)  und  dem  Herzog  von  Olden- 
burg, unter  russischer  und  preufsischer  Vermittlung,  der  zuletzt  auch 
Oestreich  beigetreten  war.  Garantirt  ward  solcher  von  dem  Teutschen 
Bund;  doch  mit  Vorbehalt  der  Rechte  Dritter,  nachdem  des  genannten 
Grafen  Bruder  Johann  Carl  seine  agnatischen,  und  Sachsen-Weimar-Eisenach 
die  Rechte  Dritter,  insbesondere  die  durch  die  unten  (Note  b)  erwähnte 
I      iconunüaConstitntion  von  1 663  begründeten  (der  SuccessionsBerechtig- 
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ten),  wider  jenen  Vertrag  bei  der  Bundesversammlung  ausdrücklich  vorbe- 
halten hatten  e).    VII)  Nach  dieser  Uebereinkunf't,  steht   1)  Kniphausen 
dermal,  als  ein  «besonderes  Land»  unter  dem  Schutz  des  Teut- 
schen  Bundes/),  und  mittelbar  in  Verbindung  mit  solchem;  es  «ge- 
hört zu  den  teutschen  Bundeslanden  » ,  gibt  aber  die  nach  dem  angenom- 
menen Verhältnifs  ihm  obliegenden  BundesmatricularLeistungen ,  Geld  und 
Mannschaft ,  an  Oldenburg.    Die  Grundverträge  uud  Beschlüsse  des  Bun- 
des, haben  dort  Kraft  und  Gültigkeit,  wie  «in  den  übrigen  Bundesländern »• 
« In  Folge  dessen » ,  heifst  es  im  3,  Art. ,  «  versteht  sich  von  selbst ,  dafs 
unter  dem  Titel  der  ehemaligen  Reichsgesetzgebung  keine  besondern  Rechte 
auf  Oldenburg  übergehen;  da  die  ehemalige  Reichsgesetzgebung  nur  in  Er- 
lassung neuer  Ordnungen  und  Gesetze  im  Reiche,  mithin  solcher  Gesetze 
sich  äufserte,   welche  allgemein   für  die  Reichsunterthanen  verbindliche 
Kraft  haben  sollten,  Bestimmungen  aber,  welche  mit  solchen  Ordnungen 
und  Gesetzen  überhaupt  zu  vergleichen  sind,  gegenwärtig  nur  bei  dem 
Bundestage  verhandelt  und  vereinbart  werden  können»  (?).    2)  Die  Herr- 
schaft, der  oben  genannte  Graf  und  seine  Familie,  sind  der  «Hoheit»  (nicht 
des  Herzogthums,  sondern)  des  Herzogs,  seit  1829  Grofsherzogs ,  von  Ol- 
denburg untergeordnet,   «jedoch  nur  so,  wie  sie  vorhin  bei  Kaiser  und 
Reich  gewesen  ist»«    Dagegen  liegen  dem  Herzog,  jetzt  Grofsherzog,  die 
Pflichten  der  vormaligen  Reichshoheit  ob.    3)  Wie  in  der  Zeit  des  teut- 
schen Reichs,  haben  der  Graf  und  seine  Familie  die  persönlichen  Rechte 
und  Vorzüge ,  ist  er  Landesherr  und  hat  die  Landeshoheit ,  insbesondere 
die  gesetzgebende  Gewalt  und  die  Justizgewalt,  auch  das  Recht  der  be- 
sondern Flagge.    4)  Wo  in  CivilStreitigkeiten  die  Reichsgerichte  compe- 
tent  waren,  ist  es  jetzt  —  auch  in  Privatsachen  des  Grafen  und  der  Glie- 
der seiner  Familie,  und  in  Klagesachen  kniphauser  Unterthanen  wider  den 
Grafen  oder  dessen  Behörden,  als  Obrigkeit,  —  das  Ober  Appellationsge- 
richt zu  Oldenburg,  aus  besonderem  ihm  von  dem  Grofsherzog  ein-  für 
allemal  ertheiltem  Auftrag.    Wo  in  CriminalSachen  weitere  Vertheidigung 
Statt  findet ,  werden  diesem  Gerichte  die  Acten  zu  Abfassung  des  Urtheils 
zugesendet,  die  Urtheile  aber  von  dem  kniphausenschen  Gerichte  publicirt. 
Dasselbe  Gericht  ist  Schiedsrichter  —  doch,  auf  Verlangen  des  Grafen, 
nach   eingetretener  Spruchreife,   zu  Acten  Versendung  verpflichtet  —  bei 
«allen  in  Beziehung  auf  Kniphausen  zwischen  dem  Grofsherzog  und  dem 
Grafen  oder  seiner  Familie  vorkommenden  Streitigkeiten,  welche  die  Aus- 
legung dieses  Vertrags ,  oder  den  Umfang  und  die  Natur  der  dem  Grofs- 
herzog übertragenen  Hoheit  und  der  dem  Grafen  zustehenden  Rechte,  im 
gegenseitigen  Verhältnifs  zu  einander  an  sich  oder  in  ihrem  Princip,  ab- 
gesehen von  der  Erfüllung  der  daraus  auf  Seite  des  Grafen  entspringenden 
Verbindlichkeiten,  worauf  die  Amtstätigkeit  des  Fiscals  sich  bezieht,  zum 
Gegenstand  haben»  (sie!).    Die  Execution  der  Richtersprüche  wider  den 
Grafen ,  geschieht  unter  der  obern  Leitung  des  O.A.Gerichts.  Unbeschadet 
seiner  landesherrlichen  Rechte,  erklärte  der  Graf,  in  Absieht  auf  indirecte 
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AJsgftben ,  sich  bereit  nu  einer  Vdrt'inbanm:;  über  gewisse  Gleichförmigkeit 
mit  Oldenburg.  5)  AU  Wächter  Rir  Erhaltung  guter  gemeinet  Ordnung» 
und  für  Erfüllung  der  durch  diesen  Vertrag  von  dem  Grafen  übernomme- 
nen Verbindlichkeiten,  ist  ein  Fiscal,  nach  Art  dos  vormaligen  Reiehsfeeais, 
bestellt)  den  der  Grofsherzog  aus  drei  von  dem  Grafen  vorgeschlagenen 
euhurgischen  Beamten  ernennt.  0)  Vermöge  der  übernommenen  Ga- 
rantie, soll  «Irr  Teutsche  Bund  auf  Erfüllung  der  in  diesem  Vertrag 
enthaltenen  Bestimmungen  ,  insbesondere  bei  Streitigkeiten  zwischen  dem 
Grofsheriog  und  dem  Grafen-,  achten,  und  defswegen  dem  Grälen  der 
Recare  an  die  Bundesversammlung  ollen  stehen.  7)  In  Beziehung 
auswärtige  Verhältnisse,  werden  «die  Interessen  des  Grafen  und 
seiner  Unterthanen  bei  andern  (zu  dem  Teutschen  Bunde  nicht  gehörenden) 
.1  unter  dem  6chutZ  des  Bundes  durch  den  Souverain  vertreten, 
welchem  die  dem  K. user  und  Reich  zugestandene  Hoheit  über  Kniphausen 
sing«  räumt  i>t  >\  —  J  Jci  det  ans  der  Natur  des  gewählten  gegenseitigen 
Verhältnisses  hervorgehenden  Entwickeluhg ,  insbesondere  der  breiten 
Grundlage  ehemaliger,  durchaus  weder  genau  bestimmter,  noch  unbestrit- 
tener *  teutseber  Reichsverflältnisse,  und  bei  der  Unbestimmtheit  und  Un- 
klarheil  mancher  Vertragbestimmungen  gy\  ist  mehr  zu  wünschen  als  zu 
Indi  en,  dafs  diese  Vereinbarung  nicht  eine  Quelle  von  Heibungen  und  Strei- 
tigkeiten seyn  möge.  —  In  Folge  eines  kaiserlichen  Privilegiums  vom  i5. 
Juli  i653  /<)  steht  dem  Besitzer  das  Münzregal  zu,  welches  derselbe 
seitdem,  auch  nach  Auflösung  des  teutschen  Reichs  ausgeübt  hat. 

</)  Sonst  auch  Herrlichkeit  genannt;  eine  alte  Reichsherr  schajt  (dynastia  imperii),  am 
kusfluA  dm-  Jahde  in  die  Nordsee,  auf  der  Landseite  von  der  Herrschaft  Jever 
nm schlössen,  Im  Jahr  i8?/3  mit  28ji>  Einwohnern  auf  o,85  QM.  In  dem  Beschlufs 
EM  .  vom  3o.  April  ist  die  Einwohnerzahl  provisorisch  angenommen  zu 
1,9  |<).  mifl  die  dem  grofskerzogl.  oldenburgischen  BundesContingente  beizufügende 
Manns«  b  iftstellung  festgesetzt  auf  29  Mann  Infanterie,  ohne  Reserve.  —  Ucber 
die  Geschichte  und  das  staatsrechtliche  Verhältnifs  der  Herrlichkeit  Kniphausen, 
dann  der  edeln  Herrschaft  Varel;  s.  man  KlübeiOs  Acten  des  wiener  Congrcsscs, 
Bd.  Iii.  S.  553  ff.  {Ebend  ss.)  Rechtliche  Ausführung  der  väterl.  Ebenbürtigkeit 
u.  familieo  ßdeicommissar,  Succcssionsfähiglieit  der  Herren  Reichsgrafen  W.  F., 
G.  \.  u.  F.  A.  Bentindk  (Varel  i83o.  8.)  §.4— 1/,,  S.  1/e— 32,  Ebendess.  Darstell, 
in  dem  unten  angef.  Genealogischen  StaatsIIandbuch  für  1827,  Art.  Benlinclc 
Auch  F.  A.  Blujr's  Minerva,  für  1825,  Bd.  IV,  S.  /,63— 480. 

Ein  agnatisches  und  subsidiarisch  auch  cognatisches  FainilienFideicommifs,  mit 
dem  \  orzug  der.  Er  tgeburt,  gestiftet  von  Anton  Günther,  letztem  Grafen  von 
Oldenburg  und  Delmenhorst,  durch  eine  FideicommissConslitution  in  seinem  Tes- 
tament von  i663,  Art.  40,  zunächst  für  seinen  unehelichen,  von  dem  Kaiser  1646 
legUimirten,  dann  zum  Freiherrn,  und  i653  zum  Grafen  von  Aldenburg  erho- 
benen Sohn  Anton  und  alle  dessen  Nachkommen.  Das  Testament  steht  in  Job. 
Jost.  WnfHVLMA2nrfS  oidenburgischen  Friedens-  und  der  benachb.  Orten  Kriegs- 
handlungcii  (Oldenburg  1667,  auch  1671.  Fol.),  S.  553—576.  —  Nachdem  An- 
ton'fi  I.  Mannstarom  mit  dessen  Sohn  Anton  II.  1788  erloschen  ist,  sind  zu  der 
]  id<  ommifsSuccession  in  Kniphauscn,  nach  Erstgeburt  berechtigt:  I)  Die  Mit- 
glieder des  graflichen  Aldenburgischen  'Weib  er  Stammes  (Hübneh's  genealog.  Tab., 
K  216),  aus  welchem  jetzt  die  Grafen  Bentinck  (AldenburgBeutinch),  abstam- 
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mend  von  Anton's  IL  Erbtochter,  Gemahlin  des  1732  in  den  Reichsgrafenstand 
erhobenen  Wilhelm  v.  Bentinck ,  eines  Niederländers,  im  Besitz  sind;  II)  die 
dem  Aldenburgischen  Stamm  Substituirten:  1)  die  Mitglieder  des  Weiberstammes 
des  1667  verstorbenen  Fürsten  Johann  von  AnhaltZerbst  (Hübner,  Tab.  239),  in 
und  aus  den  Regentenhäusern  S.  WeimarEisenach  und  Rufsland ;  2)  die  Mit- 
glieder des  Hauses  Holstein;  a)  die  ältere  oder  dänische  Hauptlinie,  ä)  sowohl 
die  in  Dänemark  regierende,  ß)  als  auch  die  Linien  Sonderburg,  (blühend  in  den 
SpecialLinien  Augustenburg  und  Beck),  und  Glücksburg  in  dem  Weiberstamm, 
blühend  in  der  fürstlichen  Familie  BentheimSteinfurt;  b)  die  jüngere  oder  got- 
torpische  Hauptlinie,  und  zwar  «)  der  ältere  Ast,  in  und  aus  dem  kaiserlich- 
russischen Hause,  und  /?)  der  jüngere  Ast  (HolsteinEutin),  nämlich  das  bis  1809 
in  Schweden  regierend  gewesene  Haus,  und  das  in  Oldenburg  und  Eutin  regie- 
rende Haus.  —  Die  dreifache  Verschiedenheit  der  Bestandteile  des  Aldenburgi- 
schen FamilienFidcicommisses ,  und  der  danach  geordneten  Succession  der  Sub. 
stituirten,  so  wie  die  hier  in  Betracht  kommenden  Verwandschaftverhältnisse 
habe  ich  entwickelt  in  dem  Genealogischen  StaatsHandbuch  für  1827  (Frankf. 
1827.  8.),  Art.  Bentinck,  S.  286  ff. 

c)  Der  erste  Lehnauftrag  geschah  i532,  um  sich  Schutz  wider  den  Grafen  von  Ost- 
friesland zu  verschaffen,  von  den  unvermählt  gestorbenen  Fräulein  Schwestern 
Anna  und  Marie,  Erbherrinnen  von  Jever.  Schweder's  Theatr.  praetens.  II.  18 
u.  21.  Ein  zweiter  Lehnauftrag  erfolgte  im  Jahr  1667,  wo  Graf  Anton  Günther 
von  Oldenburg,  gemeinschaftlich  mit  seinem  natürlichen,  durch  kaiserl.  Rescript 
legitimirten  Sohn,  dem  Grafen  Anton  I.  von  Aldenburg,  Rniphausen,  dem  König 
Carl  II.  von  Spanien,  als  Herzog  von  Brabant,  zu  Lehn  auftrug,  und  solches 
von  ihm  als  neues  Lehn  wieder  erhielt.  Die  angef.  Rechtl.  Ausführung,  §.  8„ 
Diese  Lehnverbindung  erlosch  unwiderruflich,  als  das  zur  Lelmhcrrlichkeit  be- 
rechtigte Herzogthum  Burgund  durch  den  Frieden  von  Campo  Formio  1797, 
und  überdiefs  auch  das  lehnpflichtige  Kniphausen,  durch  das  franz.  Senatus- 
Consult  v.  i3.  Dec.  1810,  mit  Frankreich  vereinigt  ward,  dessen  Gesetze  jeden 
FeudalNexus  für  vernichtet  erklärten. 

d)  Dieser  Vertrag  ist  abgedruckt  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  18.  Aug.  1825,  als 
Beilage  zu  §.  92,  Bd.  XVII,  S.  137  u.  in  Martens  recueil,  Suplcm.  T.  X,  p.  765. 
Französisch  übersetzt  steht  er  in  dem  Journal  de  Francfort  du  3o  aout  1825.  — 
Durch  ein  Patent  v.  10.  Juli  1826  (als  Beilage  2,  in  d.  Protoc.  der  ;B.  V.  v.  25. 
Jan.  1827,  §.  7,  Bd.  XIX,  S.  16)  machte  der  Herzog  von  Oldenburg  solcheji 
nach  seinem  ganzen  Inhalt,  insbesondere  den  Einwohnern  der  Herrschaft  Knip- 
hausen, bekannt,  und  versicherte  dieselben  seiner  «oberherrlichen»  Gnade. 
Man  s.  auch  Protoc.  der  B.  V.  v.  25.  Jan.  1827,  §.  7,  Bd.  XIX,  S.  6  u.  j6. 

e)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  9.  März  1826,  §.  36  des  Protocolls:  «dafs  der  Bund  in 
diesem  ganz  eigenen,  und  besondern  Falle  die  Garantie  ....  um  so  bereitwilliger 
übernehme,  als  dadurch  weder  das  unmittelbare  Verhältnifs  Oldenburgs  zum 
Bunde  eine  Aenderung  erleide,  noch  auch  dem  wohlbegründcten  Rechte  Dritter 
Eintrag  geschehen  solle».  Protoc.  der  B.  V.,  Bd.  XV  III,  S.  74.  Die  sämmtl.  Ver- 
handlungen bei  der  B.  V.  findet  man  in  den  Protocollcn  derselben  v.  18.  Aug. 
182J,  §.  92;  v.  26.  Jan.,  3.  Febr.,  2.  u.  9.  März  1826;  §.  7,  10,  24  u.  3o;  Bd. 
XVII,  S.  87;  XVIII,  S.  8,  49»  63  u.  73.  —  In  einem  SeparatProt.  wurden  von 
der  Curie  der  16.  Slimmcbcsondere  Bemerkungen  hinzugefügt,  laut  des  öffentli- 
chen Protocolls  v.  3.  Febr.  1826,  §.  10,  Bd.  XVIII,  S.  5i.  Die  sachsen-weimarische 
Rcchtsvcrwahrung  steht  §.  7  des  Protoc.  v.  1826,  Bd.  XVIII,  S.  8. 

/)  In  dem  Eingang  des  Abkomriiöihs  wird  gesagt :  der  Graf  habe  gewünscht,  «den 
Schutz  des  Teutsthen  Bundes,  wie  früherhin  des  teutschen  Reichs,  zu  geniefscn.v 

g)  Proben  liefern  die  in  dem  königl,  sächsischen  Volum,  in  dem  Protocoll  der 
B.  V.  (Bd.  XVIII,  S.  49-5 1)  enthaltene  Critik,  und  Klvber's  Abhandlungen 
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Bd.  I.  6   ni  ,r   VlMn1-  Jlu  li  A-  W.  Etorruft  Beiträg«,  l  Uefer.,  s.  360  IT., 

ilic*  Noteu. 

|)  In  IfotBi'l  teuttch.  Stn.it.srrcht,  Tli.  XMI,  S.  37J  -374.  Auch  luv.  MkiWs  Actis 
cuinitial.  llalisbou.  T.  I,  p.  QSl, 


Y     C  A  1*  I  T  E  L. 

Dir    Grundherr  0  11. 


§•    520.  (241.) 
Grtmdhcrren,  C)  undherrUchkeit.  Verschiedene  Arten  der  Grundherren. 
Uebersicht  des  Capitels. 

I)  Die  Grund-,  Gut-  oder  Patr im onial-Herren  siud  Grund- 
eigenthümer ,  adeliche  oder  nicht  adeliehe,  physische  oder  moralische  ") 
Personen,  welche  sowohl  für  ihre  Person,  als  auch  für  ihre  grundherr- 
lu  Leu  Besitzungen  l)esondere  Rechte  geniefsen;  theils  weniger,  theils 
geringere)  als  die  Standesherren  <?).  II)  Der  Inbegriff  dieser  besondern 
Personal-  und  RealRechte  heifst  Grund-,  Gut-  oder  Patrimonial- 
11er  1  lichkeit  d).  III;  In  mehreren  Bundesstaaten,  findet  man  verschie- 
dene Arten  von  Grundherren :  1 )  in  Bundesstaaten  auf  der  rechten 
Seit.'  des  Rheins,  a)  theils  solche,  die  bei  Auflösung  der  teutschen  Reichs- 
verbindung ,  nebst  ihren  Besitzungen  schon  landsässig  oder  reichs- 
mittelbar e),  b )  theils  solche,  die  damals,  nebst  ihren  Besitzungen,  zwar 
nicht  mit  Reichsstandschaft  versehen,  aber  doch  reichs un mittelbar  /) 
waren;  2)  in  Bundesstaaten  auf  der  linken  Rheinseite,  a)  solche,  die  vor 
der  durch  den  lüneviller  Frieden  (1801)  erfolgten  Abtretung  an  Frankreich, 
landsässig,  und  b)  andere,  welche  damals  reichsunmittelbar  waren. 
IV)  Der  Rechtszustand  der  Gruudherren  ist  festgesetzt,  theils  allge- 
mein (dieses  für  die  vormals  reichsunmittelbaren  Grundherren,  theils 
auf  der  rechten,  theils  auf  der  linken  Rheinseite,)  durch  die  teutsche 
Bund  es  Acte,  theils  besonders,  in  einzelnen  Bundesstaaten  staats- 
gesetzlich,  zum  Theil  auch  vertragmäsig,  und  zwar  nicht  selten  auf 
verschiedene  Weise.  Von  beiden  Arten  von  Bestimmungen,  ist  hier  zu 
handeln. 

«)  Auf  Ii  Gemeinheiten  oder  Körperschaften  (Corporationen),  geistliche  und  vreltlit-he, 
befinden  sich  hie  und  da  unter  den  Grundherren.  VFürtemb.  Verfass.  Vertrag, 
1810,  §•  39  ff. 
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b)  Herrschaften,  Grundherrschaften,  Gebiete,  Bezirke,  Rittergüter,  Güter,  Höfe, 
Sattelhöfe,  Orte,  lehnbare  und  allodiale. 

c)  Vergl.  Brauers  Beiträge  zu  einem  allgem.  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten, 
S.  199.  —  Ungeachtet  der  stets  fortschreitenden,  strengern  und  bestimmtem 
Ausbildung  der  teutschen  Landeshoheit,  befanden  sich  doch  vielfältig,  in  fast 
allen  teutschen  Staaten,  landsässige  Unterobrigkeiten ,  sowohl  ansehnliche  Grund- 
eigentümer und  Gemeinheiten,  als  auch  wenig  begüterte,  adeliche  und  nicht  ade- 
liche Gerichtsherren,  fortwährend  in  dem  Besitz  der  Ausübung  und  Benutzung 
einer  Reihe  von  niedern  oder  verleihbaren  Regalien  (§.  102).  Von  dieser  Art 
6ind  z.  B.  bürgerliche  und  peinliche  Gerichtbarkeit,  niedere  Ort-  oder  Bezirk- 
Polizei,  jus  fisci  minus,  Aufnahme  neuer  Unterthanen,  Judenschutz,  Industrie- 
Concessionsrecht  (§.  461),  Forst  und  Jagdgerechtigkeit,  niederes  Wasser-  und 
Bergwerkregal,  Nachsteuer  und  Abzugsgeld,  überhaupt  die  sogenannten  benutz- 
baren oder  FinanzRegalien  (§.  99  b,  u.  353),  die  man  als  einen  Ausßuss  oder 
Anhang  dieser  particulären,  untergeordneten  obrigkeitlichen  Gewalt  oder  Rcgierungs- 
gewalt  betrachtete.  Zahl  vind  Umfang  dieser  Regierungsrechte  waren  am  be- 
trächtlichsten bei  denjenigen  Fürsten  und  Grafen,  städtischen  und  geistlichen 
Gemeinheiten,  welchen  eine  vertragmäsige  oder  untergeordnete  Landeshoheit  oder 
Landesherrlichkeit  (§.  102,  a)  zustand.  Bei  Andern  ward  diese  Art  von  Regie- 
rungsgewalt mit  verschiedenen  Narnen  bezeichnet,  z.  B.  Herrlichkeit,  Vogtei- 
lichkeit,  Gericht,  Dorf-  und  Gemeindeherrschajt,  Gebot  und  Verbot,  Gericht-  und  Po- 
lizeiherrschaft, PatrimonialGerichtbarkeit  (§.  368— 370).  Beispiele  dieser  Art  linden 
sich  noch  jetzt,  bei  den  Standesherren  (§.  3oi)  und  Grundherren,  bei  manchen 
Städten,  und  bei  denen,  welchen  untergeordnete  Landeshoheit  aus  der  Zeit  der 
teutschen  Reichsverfassung  noch  zusteht.  Vergl.  §.  3i8  u.  Klüber's  'Acten  des 
wiener  Congresses,  Bd.  VI,  S.  92  u.  139. 

d)  Bei  Rittergütern,  heifsen  die  dinglichen  und  vermischten  Rittergutrechte  auch 
Real  Adel. 

e)  Vergl.  z.  B.  die  Geschichte  des  vogteilichen  Adels  in  der  vormaligen  Rhein-  u. 
Neckarpfalz;  in  d.  Archiv  für  Standes-  u.  grundherrl.  Rechte.  Bd.  I  u.  II.  — 
Badische  Verordn.  für  den  Rechtszustand  des  schon  vor  dem  presburg.  Frieden 
u.  d.  rhein.  Bund  mit  Gerichtbarkeit  landsässig  gewesenen  Adels,  v.  22.  Apr. 
1823,  in  d.  Regier.  Bl.  Num.  11. 

/)  Vergl.  oben,  43,  Num.  III.  Von  den  Veränderungen  in  dem  Rechtszustand 
des  vormaligen  reichsritterschaftlichen  Adels,  in  Folge  der  Auflösung  des  t.  Reichs 
und  der  rhein.  BundesActe,  Klüber's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  220  ff.  Neef's 
Uebersicht,  in  d.  Rhein.  Bund,  Heft  XX,  S.  199.  Dafs  die  unmittelbare  Reichs- 
ritterschaft einen  reichsständischen  Charakter  gehabt  habe,  wird,  im  Widerspruch 
mit  der  Geschichte  und  dem  t.  ReichsStaatsrecht,  behauptet,  in  dem  Archiv  für 
Standes-  und  grundherrl.  Rechte,  Bd.  II,  Heft  2  Num.  2. 


§♦  321.  (242.) 
Rechtszustand  der  Grundherren, 
I)  Allgemein ,  nach  der  t,  BundesActe ,  u.  zwar  der  vormals 
reic hsunmittelb  aren  Grundherren , 

/J  auf  der  rechten  Rheinseite. 

Die  teutsche  BundesActe  «)  bestimmt,  allgemein,  den  Rechtszu 
stand  der  jetzigen,  vormals  reic  hsunmittelb  aren  Grundherren  auf  der 
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rechten  EUldnseitej  und  /war  in  der  Regel  tmt  derjenigen,  welche, 
nebst  ihren  RcMtzungcn,  der  Matrikel  der  11  e  i  c  Iis r  i  1 1 e r  sehaf't  cinver- 
lei!)t  waren  0.  auf  folgende  Art  <■).   1)  In  Absicht  auf  ihr  persönliches 

Verhältnis,  Si •  II  ihnen  zustehen:  i)  unbeschränkte  Freiheit,  ihren  Auf- 
enthalt in  jedem  zu  dem  Bunde  gehörenden,  oder  mit  demselben  in  Frie- 
den lebenden  Staate  zu  nehmen  oo.j);  2)  priv lligirtfer  Gericht- 
s  t n  d. 

HundcsActc,  Art.  i ',,  gegen  das  Endo.  Die  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art. 
SS,  MM  j.flit  hlct  die  Bundesversammlung  EU  Aufrechthaltung  dieser  Restinimungen, 
Und  erklärt  ihn  Recurs  an  die  Ii.  Vr.  in  bestimmten  Fällen  für  zulässig.  Man 

5.  oben  §,  3o»). 

;>  Eb>fta  L*l  l  ebenficht  der  dtylöntt  Verhandlungen  des  wiener  Congresses,  S.  366  f. 
)  Die  wiener  Con^refs Verhandlungen,  s.  in  Rlüukh's  angef.  Uebcrsieht  etc.,  S. 
34i  lf.  u.  in  JJw/ulrss.  Acten  des  wiener  Congresses,  Rd.  VIII,  in  dem  Register, 
S.  39a. 

§.  522.  (243). 

Fortsetzung. 

II)  In  Ansehung  ihrer  grundherrlichen,  vormals  reichsimmittelbaren 
Besitzungen,  soll  ihnen  zustehen:  1)  Antheil  der  (landtagfähig)  Begü- 
terten  an  Landstandschaft«);  2)  Patr imonialGerichtbarkeit 
($,  168  f.)$  3)  Forstgerichtbarkfeitj  4)  OrtFolizei  (§.  3o5,  a); 
5)  KirchenPatrnnat,  jedoch  so,  dafs  alle  diese  Rechte  nach  Vorschrift 
der  J  etze  auszuüben  sind  (§.  3o5);  6)  pri v i legirter  Gericht- 

stand in  R  ea  1  Streitigheiten 

•  ^  Ein  Verzug  in  der  Landstandschaft,  wie  bei  den  Standesherren  (§.  292),  ist  in 
der  Rundes  Acte  nicht  gegeben.  Ob  und  wie  weit  sie  VirilStimmrecht,  und  in 
welcher  Abtheilung  der  Landständc,  auszuüben  haben,  hängt  von  der  landstän- 
dischen  Verfassung  des  Landes  ab.    Vergl.  Klütier's  angef.  Uebcrsieht,  S.  364- 

fr)  Auch  ihre  Privatgüter,  und  ihre  Rechte  auf  PatrimonialDicnste  und  Abgaben  blei- 
ben ihnen,  wie  den  Standesherren  (§.  3o5,  a),  als  Eigenthumrechte« 


&  323.  (244.) 
S  c   h   l   u   s  s. 

Endlich  sollen,  III)  in  Absicht  auf  ihre  vermischten  Verhältnisse, 
nach  den  Grundsätzen  der  frühem  teutschen  Verfassung,  i)  ihre  noch 
bestehenden  FamilienVerträge  aufrecht  erhalten  werden.  Auch 
Boll  2)  ihren  Familien  die  Befugnifs  zustehen,  über  ihre  Güter  verbind- 
liche Verfügungen  zu  treffen;  doch  müssen  solche  dem  Staatsoberhaupt  vorge- 
legt, und  bei  (und  von)  den  höchsten  Landesstellen  zur  allgemeinen  Kenntnifs 
und  Nachach lung  gebracht  werden.  3)  Alle  bisher  dagegen  (gegen  die 
vormalige    rcichsadeliche    Familien  Verfassung)    erlassenen  Verordnung 
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gen  «),  sollen  für  künftige  Fälle  nicht  weiter  anwendbar  seyn.  IV)  In 
Absicht  auf  den  Recurs  an  die  Bundesversammlung,  wegen  Nichter- 
füllung des  14.  Artikels  der  Bundes  Acte,  treten  auch  hier  die  oben  C§» 
3oo,  u.  3 11)  angeführten  Grundsätze  ein  £). 

«)  Hievon  Kllber's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  221,  u.  unten  §.  326,  Note  a. 

b)  Dafs  die  Hinweisung  auf  die  baierische  Verordnung  von  1807»  als  Basis  und 
Norm  u.  s.  w.  (§.  3oy),  in  dem  i/f.  Art.  der  BundesActe,  auch  auf  den  vor- 
maligen unmittelbaren  Reichsadel  anwendbar,  und  dafs  bei  diesem  unter  jener 
Verordnung  nicht  nur  die  Declaration  v.  19-  März  1807,  die  baierischen  Stan- 
desherren betr.  (§.  3i3,  d),  so  weit  solche  auf  jenen  Adel  passe,  sondern  auch 
die  baierische  Verordnung  v.  3i.  Dec.  1806,  die  Ritterschaft  und  ihre  Hinter- 
sassen betr.  (§.  326,  a),  zu  verstehen  sey,  wird  behauptet  in  d.  Archiv  für  Stan- 
des- u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  II,  Heft  1,  S.  81—89.  Dawider  s.  man,  aufser 
dem  Inhalt  und  der  Ordnung  des  14.  Art.,  die  Entstehungsgeschichte  jener  Hin- 
weisung in  den  Acten  des  wiener  Congr.,  angeführt  oben  §.  307.  a.  —  GHzgl. 
hessische  Declaration  v.  .  .  Aug.  1827,  betr.  die  staatsrechtl.  Verhältnisse  der 
vormals  rcichsritterschaftlichen  Freiherren  Riedesel  zu  Eisenbach,  grofsentheils 
nach  dem  durch]  das  Edict  vom  17.  Febr.  1820  für  die  Standesherren  angeord- 
neten Reehtsverhältnifs ;  in  dem  GH.  Hefs.  Regierungsblatt  1827,  Num.  38. 


§.  324.  (245».) 

2)  auj  der  linken  Rheinseite. 

I)  Die  Anwendung  vorstehender  Grundsätze,  auf  denjenigen  ehemali- 
gen ( nichtreichsständischen )  reichsunmittelbaren  ( rcichsritterschaftli- 
chen) Adel  (§.  36,  a),  welcher  auf  der  linken  Rheinseite,  von  jener 
frühern  Eigenschaft  her ,  noch  begütert  ist ,  und  welcher  nach  der  durch 
den  lüne viller  Frieden  von  1801  erfolgten  Abtretung  teutscher  Länder 
an  Frankreich,  nach  französischen  Gesetzen  war  behandelt  worden,  verord- 
net die  BundesActe  «)  nur  in  gewisser  Art.  Sie  setzt  fest ,  1  )  dafs  hiebei 
Beschränkungen  Statt  finden  sollen,  und  zwar  2)  diejenigen,  welche 
die  dort  bestehenden  b  e sonderen  Verhältnisse  b)  nothwendig  machen  c). 
Zugleich  3)  erkennt  sie  hiedurch  stillschweigend  an,  die  Wiederher- 
stellung des,  durch  französische  Gesetze  vernichtet  gewesenen,  niedfern 
Adelstandes,  für  jene  Gutbesitzer  und  deren  Familien  d).  II)  Diese 
Vorschrift  der  BundesActe,  setzt  nachfolgende  nähere  Bestimmungen 
des  Rechtszustandes  der  genannten  Gutbesitzer  voraus,  welche,  da  sie  der 
Bundesversammlung  nicht  vorbehalten  worden ,  den  neuen  Landesherren 
überlassen  sind  <?)• 

a)  BundesActe,  Art.  14,  am  Schlafs.  Bestimmung  in  der  wiener  SchlufsÄcte  von 
1820,  Art.  63,  oben  §.  32i,  a.  —  Die  salm-reifferscheid-dyckische  Herrschaft 
Dyck,  bei  Neufs,  war  reichsunmittelbar,  aber  weder  reichsständisch  noch  rcichs- 
ritterschafllich.    Vergl.  Kt.üih.r's  angef.  Ikbcrsicht  etc.,  S.  366  f. 

b)  Dieser  auf  der  linken  Rheinseile  begüterte  Adel,  war  nicht  nur,  durch  die  Ab- 
tretung jener  Länder  an  Frankreich,  seiner  persönlichen  und  dinglichen  Reichs- 
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Unmittelbarkeit  and  seiner  refoksunmittelbaren  Landesherrlichkeit  oder  Territo. 
rtalGerechtigkeil  ü.  ><>.  u.  37)  beraubt  wordenj  ihm  hatten  die  französischen 
Gasetee  .hu  Ii  den  ^dolstand  und  das  was  «Ii«'  Franzosen  droits  seigneurjaux 
et  feodaux,  »in'  Teutschen  Gut-,  Grund*  oder  PatrimonialHerrlichkcit,  Erbzins- 
berrlichkeil  und  Lehngerechtsame,  sowohl  lehnherrliche  als  auch  vassallitische, 
m  iiiun,  aebsl  den  Keimt«  und  Patronatrecbten,  genommen,  und  seine  vormali- 

1  emüienfideicomnuTsRochfce  und  PassivLehnverhältnisse  vernichtet. 
Die  wiener  Gongreüs Verhandlungen.  s.  in  Efatf&E&'a  angef.  Ucbersicht  etc.,  S.  368  ff. 
a.  IM  ir. 

■  •  luiMh's  tngeü  l  eber.sicht  etc.  S.  3-.,.    Vergl.      26a,  g,  insbesondere  die  preus- 
CabinetOrdre  w,  St.  DeCi  1826  wegen  Wiederherstellung  der  Titel,  Prä- 
dirate  und  Wappen  des  \dids  in  den  Bezirken  auf  der  linken  Rheinseite,  in  der 
preafs.  ßeeetsaaraml.  18*6,  6  5.  CabinetOrdre  v.  19.  Mär/  1826,  betr.  die  Er- 

richtung    der    l  .unilirnl  ideit  (iininis.se   in    den   Rhein-I'rovinzen,  Ebcndas.  1826, 

s  Gesel    \.     >.  Märt  1828,  wegen  der  Fideicommisse  in  dem  chemal. 

GHagth.  Berg,  io  der  Geaetasamml.  v,  1828,8t.  5.  Cabinetordre  v.  16.  Jan.  1 836, 
iHmach  dea  Blnptera  adelicber  Familien  vom  Ritterstande  in  Rheinhessen  ge- 
stattet se>n  soll,  J'tintiltrnjidt/'connnissc  zu  errichten,  wenn  sie  ein  landtagfähiges 
Rittergui  besitzen,  und  bis  sum  1.  .Tan.  iH.J>-  einer  beabsichtigten  Stifiung  /.um 
Beaten  der  von  der  Succession  in  das  Grundeigenthum  ausgeschlossenen  Söhne 
und  Töchter  beigetreten  seyn  würden.  (Frankf.  OPAZeit.  v.  10.  Febr.  i836 
U.  Allg.'/.eit.  \.  17.   lehr.   1  aufserord.  Beilage.)     Haie  vis  che  Vcrordn.  vom 

5.  Ot  t.  1818,  für  den  Adel  in  dem  baier.  Rheinkreis.  Sciiunck's  Staatsr.  des 
RR,  Haiern,  Th.  I,  S.  3^5  f. 

1  ick  den  näheren  Bestimmungen  für  die  Stcwdesherren,  welche  derselbe  14. 
krtikel  ebenfalls  den  Landesherren  überläfst,  mir  unter  Verweisung  auf  die 
baierische  Declaration  von  1807  (§.  307).  —  Es  findet  Recurs  an  die  Bundesver- 
mmmUmg  Statt,  wenn  Gutsbesitzer  behaupten,  dafs  die  von  den  neuen  Landes- 
berrsebaften  gemai  Ilten  Besrhrankungen,  das  Maas  der  Nothwendigheit  über- 
schreiten. AYicner  SchluCsActe  von  1820,  Art.  63.  Die  BundesActe  hatte  dieses 
unbestimmt  ge  lassen.  Ki.i  i.kh's  angef.  Uebersicht,  S.  373.  —  Bei  Bestimmung 
der  f2ren*c  dieser  ]\ foth wendigkeit,  möchte  politische  Rücksicht  nicht  weniger 
als  juristische  eintreten,  und  daher  als  leitender  Grundsatz  anzunehmen  seyn: 
daß  kein  Vorrecht  (§.  321—323)  einzuräumen  sey,  welches  mit  der  auf  der  lin- 
ken Rheinseite  seit  dem  Anfang  der  französisehen  Einrichtung  bestandenen 
Rechts-,  Gericht-,  Polizei-  und  Steuerverfassung,  und  mit  der  daselbst  in  dem- 
selben Zeitraum  ausgebildeten  und  eingewurzelten  Volkstimmung  für  unverein- 
bar zu  achten  ist.  Vergl.  jedoch  die  gedruckte  Bittschrift  des  überrheinischen, 
tOimals  unmittelbaren  Adels,  an  die  Bundesversammlung  vom  i5.  Dec.  1817, 
worin  die  B.T.  um  Bestimmung  des  Rechtszustandes  dieses  Adels  gebeten  wird. 
—  Die  oben  (§.  821)  erwähnte  Aufenthalt] f reiheil  möchte  am  wenigsten  einem 
Anstand  unterworfen  seyn. 

§.    325.  (245b.) 

Verhandlungen  m.  Beschlüsse  der  B.V.  Erklärungen  und  Beschwerden 

bei  derselben. 

I  j  Die  Bundesversammlung  hat  der  Herstellung  und  Handhabung 
des  Recbtszustandes,  welcher  in  der  BundesActe  dem  vormaligen  unmittel- 
baren Beichsadel  zugesichert  ist,  ihre  pflichtmäsige  (§.  309,  b)  Aufmerk- 
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samkeit  gewidmet.  Nicht  nur  hat  sie  zu  Vollziehung  des  14.  Artikels 
der  Bundes  Acte,  «den  Rechtszustand  des  vormaligen  Reichsadels»  ausdrück- 
lich in  die  Ordnung  ihrer  Berathschlagungsgegenstände  gesetzt  «),  sondern 
auch,  auf  die  von  Bevollmächtigten  dieses  Adels  bei  ihr  gemachten  An- 
träge ^),  die  oben  Q§,  3 10,  c)  erwähnte  Commission,  und  den  (§.  3 11) 
angeführten  Besch lufs  vom  24.  Mai  1819,  namentlich  auch  auf  diesen 
Gegenstand  erstreckt.  II)  In  ihrem  Vortrag  vom  24.  Mai  1819  er- 
achtete diese  Commission,  dafs  die  von  der  vormaligen  Reichsritterschaft 
erhobenen  Beschwerden  noch  auf  sich  beruhen  konnten,  bis  zu  Einlangung 
eines  Resultats  der  von  ihr  unmittelbar  an  die  Höfe  von  Baiern,  Würtem- 
berg  und  Baden  gerichteten  Vorstellungen.  Durch  einen  zweiten  Vortrag 
vom  5.  Oct.  1820  ^),  veranlasste  die  Commission,  auf  wiederholte  Beschwerde 
des  genannten  Reichsadels ,  eine  von  der  B.  V.  an  die  erwähnten  drei 
Höfe  erlassene  Aufforderung  zu  baldigster  Erklärung.  III)  Erklärungen 
nicht  nur  dieser  drei,  sondern  auch  anderer  Höfe,  sind  theils  früher  schon, 
theils  später  bei  der  B.  V.  erfolgt  es  sind  aber  die  Beschwerden  da- 
durch noch  nicht  überall  erledigt  f). 

u)  Unter  Num.  2,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  388.  Man  s.  auch  den  PräsidialVortrag 
in  den»  Protoc.  v.  11.  Nov.  1816.  —  Summarische  Uebersicht  der  Verhandlungen 
d.  B.V.  über  diesen  Gegenstand,  in  d.  Archiv  für  Standes-  und  grundherrliche 
Rechte,  Bd.  I,  Heft  I,  S.  166  —  170. 

/>)  Darstellung,  Erklärung  u.  Bitte  des  vormaligen  Reichsadels,  datirt  Frankf.  a.  M. 
den  12.  Febr.  1817,  u.  unterzeichnet  von  dessen  Bevollmächtigten,  den  Frhrn. 
v.  Zobel  zu  Darmstadt  u.  Rüdt  v.  Collenbach.  Fol.  Auch  in  d.  Archiv  für  Stan- 
des- und  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  94  ff.,  Heft  2,  S.  116  ff.  Gegen- 
einanderstellung dieser  Darstell,  mit  den  Edicten  u.  Vcrordn.  mehrerer  t.  Bun- 
desstaaten; ebendas.  B.  II,  Heft  2,  Num.  5. 

c)  Protoc.  v.  1819.  Beil.  20,  lit.  A,  e,  zu  §.  101. 

d)  Protoc.  v.  1820,  §.  162. 

O  Erklärungen  gaben  bei  der  B.V. :  1)  TVürtcmberg,  in  d.  Protoc.  v.  1821,  §.  252; 
v.  1822,  §.  10.  2)  Baden,  in  d.  Protoc.  v.  1820,  §.  162;  v.  1821,  §.  243.  3)  GH. 
Hessen,  in  d.  Protoc.  v.  1818,  §.  65.  4)  Die  grossherzogl.  und  herzogl.  sächsi- 
schen Häuser,  in  d.  Protoc.  v.  1818,  §.  20.    5)  Nassau,  in  d.  Prot.  v.  1818,  §.  20. 

/)  Selbst  im  GH.  Baden  nicht,  obgleich  die  mitbeteiligten  Frhrn.  von  Zobel  und 
Rüdt  von  Collenbach  im  Mai  1819  bei  der  B.V.  angezeigt  hatten,  dafs  das  ba- 
dische Edict  v.  16.  Apr.  1819,  betr.  die  grundherrl.  Rechtsverhältnisse,  von  dem 
vormals  unmittelbaren  Adel  des  Grofsherzogthums,  mit  Ausnahme  weniger  Ein- 
zelner, angenommen  worden  sey.  —  Würtemberg  erklärte  in  d.  Protoc.  v.  1822, 
§.  10,  dafs  die  grofse  Mehrheit  des  ritterschaftlichen  Adels,  die  königliche  Fest- 
setzung seines  Rechtszustandes  angenommen  habe. 


§.  526.  (2460 

II)  Nach  sta  atsgesetzlic hen  u.  vertr  agmäsigen  Bestimmungen 
einzelner  Bundesstaaten. 

I)  Der  Rechtszustand  der  Grundherren,  der  ehehin  theils  landsässigen, 
theils  reichsunniittelbaren,  ist  überdicfs  in  einigen  Bundesstaaten  staats^e- 
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LI.  Thüh  V.  Cap; 


setz  lieh,   hie  und  da   /um  Theil  auch  \  o  r  t  p  B  £  m  ns  i  g  ,  und  zwar  nicht 

raf  verschiedene  Weise  bestimmt  <0.  H)  Zu  staatsgesetzHcben  Be- 
stimutun-on ,  in  Ansehung  der,  bei  Auflösung  der  teutschen  Reiehsverbin- 
dnng,  ainteinen  Bundesfürsten  untergeordneten,  vormaligen  reichsunraitael- 

GüUer  um!  deren  Besitzungen,  hatte  die  rheinische  BundesActe  diesen 
Huiulcstur.Nten  freiere  Hände,  als  hei  den  Standesherren,  gelassen 

>  I»  \  .»M  tiltcrn  Rechtsquellen ,  so  weit  diese  noch  'gelten,  von  landesherrlichen 
Privilegien ,  Declarationen ,  Assecurationen  t  von  Landes-  und  Erbvergleichen, 
1  ttagsRecesscn  u.  d.,  s.  (»1mm»  -\  IT.  A.  Kopf's  GruridherrKchlteit  in  den 
Sltern  Bestandteilen  des  Königr.  Baiern.  Landsb.  1H09.  8.  —  II)  Von  neuem 
i;.  <  lits^uclleu  gehören  hicher:  1)  für  Baikiin:  \  erfass.Urk.  v.  1818,  Tit.  V,  §.  3 
u.  .,.  \  ernrdn.,  die  Bitterschaft  und  ihre  Hintersassen  betr.,  v.  3i.  Dec.  1806, 
in  d.  Rhein.  Bond,  Vi  218  u.  in  d.  Archiv  für  Standes-  u.  grundherrl.  Hechte, 
Bd.  I.  Heft  S.  ••  ■  ,  fc,  u.  Bd.  U,  Heft  i,  S.  i53  ff.  Erläuterung  hiezu,  die  Be- 
si  > : \  m.  der  l  fltarilienVertrSge  betr.,  \.  ■>.").  Mai  1807,  ebendas.  AH,  175,  u.  in 
den  mgtf.  Archiv,  B.  HJitii  i,  S.  161  fß.  Edicttiber  die  gutsherrlichen  Hechte, 
v.  Ü.  Jnl.  1  f i. .f? ,  in  dem  Rhein  Bund,  XXII.  i38-  Edict  über  die  Jüinft.  Ver- 
hSltnisse  des  Adels,  v.  a8.  Jul.  1808,  ebendas.  XXIV.  436.  Nachtrag  dazu,  v. 
r\  Dec  1808.  Ldict  wegen  Aufhebung  der  EdelmannsFreiheit,  v.  10.  Apr.  1808, 
in  d.  Rhein.  Bund,  X\I\.  Edict  wegen  Aufhebung  der  Siegelmäsigkcit,  v. 

SO,  Apr.  1808,  in  d.  RegierungsblJ  1809,  Num.  6.  (Doch  besteht  die  Sieg-elmäsig- 
hü  wieder.  nach  Beil.  \  III  zu  der  Verfass.Urlt.  v.  1818,  wo  die  damit  verbun- 
denen Vorrechte  bestimmt  sind).  Organ.  Ediete  v.  28.  Jul  1808,  die  Verhältnisse 
des  Ldela  betr.,  u.  die  gutsherrl.  Hechte  betr«  Organ.  Edict  v.  8.  Sept.  1808, 
die  PatrhnonialGerichtbarkeit  betr.,  u.  Nachtrag  dazu  v.  4-  Oct.  1810.  Edict  v. 
i(<.  Aug.  1812,  die  gutsherrliche  Gefrichtbarheit  betr.,  nebst  d.  lt.  Rescript  v. 
26.  Apr.  i8i.j.  (Alle  diese  1  diele  stehen  aucli  in  d.  baier.  Regier. Blatt).  Edict 
wegen  Aufhebung  der  Familicnlidcicommisse,,  und  Einführung  der  Majorate,  v. 
312.  Dec.  1811.  in  d.  Rhein.  Bund,  LXII.  333.  u.  in  d.  Regier.  Blatt,  1812,  Num.  1. 
Erklärende  Verordn.  hiezu,  v.  24.  Aug.  1812,  ebendas.  1812.  Drei  Ediete  vom 
26.  Mai  1818,  a)  über  den  Adel,  b)  über  die  gutsherrlichen  Rechte  und  die 
gutsherrlic  he  Gerichtbarhcit ,  c)  über  die  FamilienFideicommissc  5  beide  vom 
%6  Rfai  1818,  u.  als  Beilagen  6  u.  7  zu  Tit.  V,  §.  4  der  Vcrfassungsirrkundc 
von  demselben  Datum;  auch  in  Döli.inger's  Arerfassung  des  Rönigr.  Baiern, 
Bd.  L  Declaration,  die  Staatsrecht!.  Verhältnisse  der  Grafen  von  Pappenheini 
betr.  v.  22.  März  1807,  oben  3i5-  b.  Die  'baier.  Verordnungen  wegen  der 
Lehnverhältnisse,  unten  §.  54 1  u.  543.  Nach  der  baier.  Verfassungsurlt.  v.  18187 
Tit.  V,  §.  4,  soll  der  «übrige  Adel  des  Reichs  (im  Gegensatz»  der  vormaligen 
rei<  hsständischen  Fürsten  und  Grafen»  und  «der  ehemaligen  unmittelbaren 
Reichsadelichenv),  wie  jeder  Guteigentümer,  seine  gutherrlichen  Rechte  be- 
haltennach  den  daselbst  angeführten  Bestimmungen,  u.  überdiefs  noch  fol- 
gende Vorzuge  genieüsen:  ausscMiefsendes  Recht  zu  guthcrrlicher  Gcrichtbar- 
barheitjj  Recht  zu  Errichtung  von  FamilienFideicommissen  auf  Grundvermögen, 
befreiten  Gerichtstand,  Siegebnäsigkeit,  bei  MilitärConscriplion  Eintritt  der  Söhne 
des  Adels  als  Cadeltcn.  Vergl.  L.  v.  Dhesch,  Grundzüge  des  baierischen  Staatsr., 
75  ff.  82  ff.  ol  91  ff.  —  2)  Für  AArÜKTE^iüEiiG '  Resolution  v.  26.  Jun.  1807,  in 
d.  Rhein.  Bund,  I\.  /,3n.  Provisorische  Instruction  für  die  PatrimonialBeamtcn, 
\.  10.  Harz  1807,  ebendas.  X.  oey  Resolution,  die  Obsignationen,  Inventuren 
und  A'ermögensTheilungen  betr.,  v.  14.  Febr.  1807,  ebendas.  V.  3oo.  Auffor- 
derung an  sämmtl.  Vassallen  und  TJnterthancn ,  ihren  AVohnsitz  in  die  bönigl. 
Staaten  zu  verlegen,  v.  26.  Oct.  1806  u.  11.  Sept.  1807,  in  d.  Rhein.  Bund,  VII. 
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i3*2.  X.  1 54-  Die  oben,  §.  3i3  Note  e,  Num.  2,  angef.  Zusammenstellung  etc. 
Stuttg.  1811.  4.  Entwurf  eines  würtemb.  AdelsStatuts,  v.  J.  1817,  Anhang  II. 
11.  in  (1.  angef.  Archiv,  Bd.  I,  Heft  2,  S.  227  u.  Verfass.  Vertr.,  1819,  §.  3o  ff. 
Verordn.  v.  8.  Dce.  1821,  wodurch  ein  bleibender  Rechtszusland  für  die  Mehr- 
zahl des  vormals  unmittelbaren  reichsrittersch.  Adels  festgesetzt  wird;  in  d.  an- 
gef. Archiv,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  i(p  fF.,  und  als  Beilage  bei  d.  Protoc.  der  B.V. 
v.  i3.  Dec.  1821.  Würtemb.  Erklär,  in  dies.  Protoc.,  §.  2Ö2,  u.  in  d.  Protoc. 
v.  1822,  §.  10.  Verordn.  v.  24.  Oct.  1825,  wodurch  die  Vcrordn.  v.  8.  Der.  1821 
auch  auf  den  vormals  landsäss.  Adel  ausgedehnt  wird,  so  fern  er  auf  Fatrimo 
nial-  und  Forstgcrichtbarkeit  und  auf  OrtPolizei  verzichtet.  Bekanntmachung  v. 
10.  Sept.  1828,  betr.  den  Vollzug-  der  lt.  Declaration  über  die  Staatsrecht.  Ver- 
hältnisse des  vormal.  reichsrittersch.  Adels,  in  besonderer  Hinsicht  auf  den  Gra- 
fen v.  FuggcrNordendorf,  als  Besitzer  des  Bitlerguts  Nicderaliingen.  Bekannt- 
mach, v.  7.  Mai  i83o,  betr.  die  Vollziehung  der  k.  Declaration  über  die  staatsr. 
Verhältnisse  des  rittersch.  Adels.  B.  Würtemb.  Bekanntm.,  betr.  den  Vollzug 
der  k.  Declaration  über  die  Staatsrecht.  V  erhältnisse  des  ritterschaftl.  Adels,  in  be- 
sonderer Beziehung  auf  die  Familien  v.  Hornslain-Grieningen,  v.  Linden  u.  v.  Degen- 
feld-Schom!) u)'g-Kxjback.  Stuttgart  7.  Mai  i83o.  Regier. Blait  Num.  24.  in  Beziehung 
auf  den  Frhrn.  Friede,  v.  Speth-Untermarckthul  u.  den  Kammerherrn  u.  KreisOber- 
forstineister  v.  Plasscu.  Stuttg.  22.  Jul.  i83o.  Regier. Bl.  Num.  35.  —  3)  Für  Baden: 
Verordn.,  die  Eintheilung  der  Ritterorte  betr.,  nebst  provisorischer  Bestimmung 
ihrer  Rechte,  v.  25.  Nov.  1806;  berichtigter  Abdruck  vom  23.  Dec.  1806,  in  d. 
bad.  Regier.  Blatt,  1806.  Num.  29  u.  33,  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  IV.  87.  Verordn. 
die  GrundherrliehkeitVerfassung  betr.,  v.  22.  Juli  1807,  in  d.  bad.  Regier  Blatt 
180-,  Num.  3i,  in  d.  Rhein.  Bund,  XIVr.  190,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  II, 
Heft  j,  S.  i85  ff.  Organisation  des  Grofsherzogthums,  v.  26.  Nov.  1809.  Die  oben 
§.  3i3,  Note  e,  Num  3,  angef.  Verordn.  v.  14.  Mai  i8i3.  Verordn.  die  Rechts- 
verhältnisse der  vormal.  Reichsstände  u.  Reichsangehörigen  betr.,  v.  23.  April 
1818,  §.  38—52;  als  Beil.  17  zu  §.  107  der  Protoc.  der  B.V.  v.  1818,  u.  in  dem 
Archiv  für  Standes-  u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  II,  Heft  2,  Num.  10.  Edict,  die 
Standes-  u.  grundherrl.  Rechtsverhältnisse  betr.,  v.  16.  Apr.  1819,  als  Beil.  i3 
zu  <§.  68  der  Protoc.  der  B.V.  v.  1819,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  II,  Heft  1. 
S.  204  ff.  Badische  Erklär,  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1820,  §.  1625  v.  1821,  §.243. 
Von  FamilienFideicommissen,  s.  bad.  Landr.  v.  1809,  Satz  077  can.  ff.,  vi.  Ver- 
ordn. v.  5.  Jun.  1808,  22,  in  d.  Rhein.  Bund,  XXVIII.  123.  Verträge  u.  Ver- 
ordn. v.  5.  Mai  i8i3;  oben  §.  3i3,  Note  e,  Num«  3.  Verhandlungen  der  bad. 
Regierung  mit:  dem  vormal.  unmittelb.  Reichsadel,  im  Jan.  1822;  in  d.  angef. 
Archiv,  Bd.  I,  Heft  2,  S.  224,  Heft  3,  S.  i65.  Allgemeine  V  erordn.  für  den 
Rechtszustand  der  unter  badische  Souverainetät  gefallenen  ehemal.  unmittelb. 
Reichsri.lter,  v.  22.  April  1824,  in  d.  Regicr.Blalt,  Num.  11;  ergangen  nach  Ver- 
trägen, die  am  26.  Sept.  1823  mit  den  Grundherren  des  vormal.  Gantons  Or- 
tenau,  am  i3.  Dec.  1823  mit  denen  der  Gantonc  Craichgau  u.  Odenwald  ge- 
schlossen worden,  u.  denen  jene  des  Canlons  Hegau  beigetreten  waren,  worin 
dieselben  ihre  Gerichtbarheit  u.  OrtPolizei  an  den  Staat  abgetreten  hatten.  Be- 
schwerde dieses  vormal.  Reichsadels,  datirt  v.  21.  Mai  i83'2,  wider  badische  Ge- 
setze v.  28.  u.  3i.  Dec.  i83i,  durchweiche  er  sich  in  seinem  vertragmäsig  fest- 
gestellten Rechtszustand  verletzt  glaubt,  gedruckt  eingereicht  bei  der  Bundes- 
versammlung auf  59  S.  Fol.  4)  Für  das  Grofsherzogthum  Hessen:  Resolution, 
wegen  des  Gerichtstandes  der  vormaligen  Reichsstände  und  Reichsrittqr,  in  d. 
Rhein.  Bund,  VI.  465.  Vergl.  auch  ebendas.  \  III.  29J.  IX.  491.  Verordn.,  die 
staatsrechtl.  Verhältnisse  der  adelichen  Gerichtherren  betr.,  \.  1.  Dec.  180-,  in 
dem  Rhein.  Bund,  XIV.  ai3.  Verordn.  die  Siegel  der  Standes-  u.  Patrimonial- 
Herren  betr.,  v.  1.  Aug.  1808.  Hessische  Erklär,  in  d.  Protoc.  der  B.V,  v.  1818, 
Klübcr's  ofFonll.  Recht,  4.  Aufl.  33 
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II.  rheil.  Vi  Gap.  ni<*  Grundherren. 


!j.  (,■..  .\  im  ilas  ehemalige  Grof&herr.ogthum  WitaaBURo:  Verordn.,  die 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  adel.  Gutbesitaer  u.  ihrer  Untertbanen  betr., 
t.  o*  Jun-  180-,  in  dem  Rhein«  Bond,  Y  \.  —  (>)  Für  die  grossherzo&lich-  und 
kiriofiicA'**€k*isQktn  Länder,  b.  die  Erklärung  in  d.  Protoc.  der  U.V.  v.  1818, 
^10.  —  ~)  Von  Nassau,  s.  du-  nassauische  Erklär«,  in  d.  Protoc,  der  B.V.  >. 
18181  \>  ,()  B)  \  «">  Prbusskn,  s.  drei  Gesetze  ai.  April  i8a5,  über  die 
•utherrlich-bSuerlichen  Verhältnisse  in  den?  preufsischen  Landestheilen,  welche 
■u  dem  vormaligen  Königreich  Westphalen,  Grofsher&ogthum  Berg,  und  dem 
fraiutosischcn  hanseatischen  oder  LippeDepartemenl  gehören;  in  der  Gesetz- 
sammlung für  die  preufs.  Staaten,  i8a5,  Num.  9.  Zwei  CabinetOrdres  v.  ?,8. 
Jan,  "  i5  Febr.  i8a6,  u.  ein  Gesetz  \-  a3.  Marz  i8a8,  angeführt  oben  §.  a6a. 
M  Ki*tiasn*i  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  99 — toi. 


§•  (247). 
Uebersichi  derselben  $  und  Ausnahmen. 

1)  Eifle  summarische  CJcbersicht  der  wichtigsten  Bestimmungen, 
a% t ■  ] <i  1 1 1 »  in  einzelnen  Bundesstaaten  für  die  Grundherren  bestehen«),  mit 
Andeutung  der  vorzüglichsten  Abweichungen ,  ist  in  mehr  als  einer  Hin- 
sieht belehrend;  wiewohl  auch  hier  jede  Schlufsfolge  von  dem  Besondern 
aal  das  Allgemeine,  sorgfältig  zu  vermeiden  ist.  II)  Dabei  ist  als  Aus- 
nahme ron  der  Regel  zu  betrachten,  wenn  etlichen  Grandherrschaften,  Ge- 
richt- nnd  OrtPolizeiberrschaften,  w  elche  ehehin  /war  in  gewisser  Art  zu  der 
unmittelbaren  Reichsritterschaft  gehörten,  aber*  doch  zugleich  einen  höhern 
Standpunct  hatten,  als  die  reichsritterschaftlichen  Ortherrschaften  (§.  3 1 5. 
1»),  oder  deren  Besitzungen  ehebin  reichsunmittelbar,  aber  weder  reichs- 
standisch  noch  reiebsritterschaftlich  waren,  oder  die  erst  seit  Auflösung 
der  teutschen  Reichsverbindung  ansehnliche  Grundbcsitzimgen  erworben 
haben,  (  § .  3oi  1>,  11.  317  a),  von  dem.  Staatsoberhaupt  entweder  inlän- 
dische Standesherrlichkeit,  oder  eine  Art  von  Mittelstand  zwi- 
schen Standesherren  (im  Sinn  der  BundesActe)  und  Grundherren  verliehen 
worden,  oder  denen  aus  der  frühern  Zeit  ihr  höherer  Rechtszustand  ge- 
blieben ist  hy. 

(i)  Eine  solche  findet  man  in  Klvber's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  210 — s3i,  nach 
folgenden  Rubriken:  A)  Persönliches  Verhältnifs.  Gerichtstand.  Wohnsitz.  Con- 
BCriptionsFreiheit.  Staatsdienste.  FamilicnStatuten  und  FamilienFideicommisse. 
Prädical  Hö  r.  Kirchengebet.  Trauer.  Persönliche  Dienste.  Verschiedene  Im- 
munitäten und  Pflichten.  Ehemalige  ritterschaftliche  CorporationsVerhältnisse. 
B)  Realrechte.  \  erhaltnifs  in  Absicht  auf  Steuer-  und  MilitärRealLasten.  Ge- 
richtbarkeit,  bürgerliche,  peinliche  und  freiwillige.  Niedcrc  Polizei,  Fiscalrecht. 
Landtagfahigkeit  Kammer-  und  Finanzrechte.  Grundherrliche  Rechte.  Rechte 
und  Pflichten  der  Gutsunterthanen.  Kirchensachen.  Verhältnifs  zu  Standesherren, 
vormaligen  Landesherren.  Vergl.  auch  A  i- 11  \s  Abhandl.,  in  d.  Rhein.  Rund,  XX. 
199;  n.  Bxbb's  Darstell,  des  Rhein,  Rundes,  §.  189  —  198. 

%)  Wie  den  Standesherren  in  Schlesien,  u.  in  der  Ober-  und  Niederlausitz  (§.3oi,b), 
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VI.    C  A  P  1  T  E  L. 

Oberherrschaft  und  Staatseigenthumrecht.  llcchtsvcrhältniss  in 
Hinsicht  auf  Staats-  und  Privatvermögen ,  herrenlose  Sachen, 

und  Staatsschulden. 


§.  528.  (248>) 

Recht  der  Oberherrschaft,    Staatseigenthamrecht ,  in  Beziehung  auf 
Staatsvermögen,  Privatvermögen ,  und  herrenlose  Sachen. 

I)  Jetler  Staat  hat  nicht  nur  das  Recht  der  Oberherrschaft  (Im- 
perium s.  potestas  publica),  den  Inbegriff  der  oberherrlichen  Rechte  zu 
dem  Zweck  des  Staates  sondern  er  ist  auch  fabig,  Eigenthum  zu  er- 
werben und  zu  besitzen  (capax  dominii).  II)  Staatseigent  humrecht 
(jus  in  patriinonium  reip.)  ist  die  Befugnifs  des  Staates,  alle  Auswärtigen 
(Staaten  und  Einzelne)  von  der  Zueignung  und  dem  Gebrauch  des  Staats- 
gebietes und  der  darin  befindlichen  Sachen  auszuschliefsen  £).  Gegenstände 
dieses  Staatseigenthumrechtes  sind:  nicht  nur  i  )  das  Vermögen  der  staats- 
bürgerlichen Gesammtheit,  das  Staatsvermögen  oder  Staatsgut  in  dem 
eigentlichen  Sinn  c)  ( patrimonium  reip.  publicum),  ein  Inbegriff  von 
Sachen,  deren  Eigenthum  dem  Staate  zusteht,  so  dafs  ihr  eigenthümlicher 
Gebrauch,  nach  Art  des  Privateigenthums,  ausschliefsend  für  den  Staats- 
zweck bestimmt  ist,  sondern  auch  s)  das  Vermögen  der  Privatpersonen,  als 
solcher,  das  P  ri  vat  vermögen  (patrimonium  privatum),  welches  als  mög- 
liches Mittel  für  den  Staatszweck,  unter  dem  Schutz  des  Staates,  auch  ge- 
gen Auswärtige,  steht  d);  und  selbst  3)  die  innerhalb  des  Staatsgebietes  be- 
findlichen herrenlosen  oder  freistehenden  Sachen  (adespota).  Die 
letzten  sind  als  nicht  occupirt  anzusehen,  nur  in  Ansehung  des  Staates  und 
seiner  Bürger:  in  Hinsicht  auf  alle  Auswärtigen,  sind  sie  fremd  oder  oc- 
cupirt c). 

a)  Das  Recht  der  Oberherrschaft  erstreckt  sich  über  alle  Personen  und  Sachen ,  die 
der  oberherrlichen  Gewalt  des  Staates  unterworfen  sind.  —  Dahin  gehört  auch 
das  unter  dem  äufsersten  Recht  des  Staates  begriffene  so  genannte  Obereigen- 
thumrecht  (dominium  eminens),  wovon  unten  Cap.  XIX.  —  Auch  sind  die  Rechte 
des  Staates  über  das  so  genannte  mittelbare  Slaatsvermögen  (§.  334),  anders 
nichts,  als  Rechte  der  Oberherrschaft. 

b)  Auswärtigem  Staats-  oder  Privatgut  kann,  in  dem  Staatsgebiet,  eine  bedingte 
Exterritorialität  zustehen.  Auch  Grundeigenthum,  innerhall)  der  Grenzen  des 
Staatsgebietes  (inclavirt)  kann  sich  hierunter  befinden. 

c)  Audi  öffentliches  oder  unmittelbares  Vermögen  des  Staates  benannt.  (Einige  nen- 
nen es  StaatsPrivatEigcnthum).  —  Es  ist  theils  bewegliches  (Fahrnifs),  wie  /,.  B. 
der  Staatsschatz  von  KurHessen,  jährlich  342,770  Thaler  abwerfend,  theils  ünbe- 
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II    riicil  \  l  Cap,  Oberherrschaft 


.  i;  i  iv r  des  Meeres,  HätVn,  öffentliche  Flüsse,  CanKle,  Strafsen, 

Forsten,  Bergwerke,  Staatsgcba'ude,  überhaupt  Domänen  oder  Kammergütcr. 
Vergl«  §.  — 333.  —  Namentlich  gehört  dahin  das  so  genannte  Fiseusgut 
138),  bewegliches  und  unbem'gliehes.  I.inige  begreifen  das  gesummte  öf- 
fentliche Vermögen  des  Staates,  unter  dem  Worl  Domänen  oder  Kammergüter, 
oder  am  Ii  unter  dem  Wort  FiscusGut.  ohne  Rüclisichi  auf  die  besondern  Be- 
hörden, durch  welche  es  verwaltet1  wird,  oder  auf  die  Verwendung.  —  Das  preuss. 
allgeui.  Landrecht,  TU«  H,  Tit.  1  |.  >  >  u.  ai  29,  unterscheidet  bei  dem  Staats- 
rermögen  §  meinet  und  besonderes  Eigenthum  des  Staates.  Zu  dem  ersten  rech- 
ne! es;  die  Land-  und  Hcerstrafsen,  die  Ufer  des  Meeres  u.  die  Häfen,  die  von 
Katar  BchifTbarcn  Ströme,  »las  ausschliefsende  Recht,  gewisse  Arten  der  herren- 
losen Sachen  in  Besitz  bu  nehmen .  die  Bcfugnifs,  verwirkte  Güter  einzuziehen, 
grobe  Geldstrafen  aufzulegen,  u  Vbzugsgeld  zu  lordern.  Die  Nutzungsrechte 
dieser  irten  des  Staatseigenthums  werden  (§.  ?./|)  niedere  Regalien  genannt,  u. 
das  gemeine  Staatseigenthum  selbst  Boll  den  Domänen  völlig  gleich  zu  achten 
icyn  (§.  i5).  I  ntcr  dem  besondern  Staatseigentum  begreift  es  die  Domänen-  oder 
Kammergüter,  d.  h.  einzelne  Grundstöcke,  Gefalle  u.  Rechte,  deren  besonderes  Ei- 
gent  luun  dem  Staat,  die  ausschließende  Benutzung  seinem  Oberhaupte  zukommt.  — 
Das  Uslrhichische  allgem.  bürgerl.  Gesetzbuch  v.  1811,  287,  Unterscheidet; 
i)Jrei  stehende  Sachen,  welche  allen  Mitgliedern  des  Staats  zur  Zueignung  über- 
lassen sind  ;  ■».)  allgemeines  oder  öffentliches  Gut,  d  h.  Sachen,  die  jenen  nur 
•um  Gebrauch  verstattet,  wie  Landstrafsen,  Ströme,  Flüsse,  Seehäfen  und  Meer- 
ufer; ^>  v  itsvermögen,  d.  h.  was  zu  Bedeckung  der  Staatsbedürfnisse  bestimmt 
ist,  als:  Münz-  oder  Tost-  u.  a.  Regalien,  Rammergüter  (Domänen),  Berg-  und 
Salz  werke,  Steuern  u.  '/«die.  —  Drei  Arten  von  Vermögen  im  Staatsgebiet, 
Privat-,  National-  und  Staatsvermögen,  unterscheidet  G.  F.  Krause,  das  National 
und  Staatsvermögen.  Berl.  i835.  8.  In  Frankreich  wird  unterschieden,  Do- 
mahn  (l ■  Fetal  und  Domaine  public.  Zu  dem  letzten  werden  gerechnet:  1)  die  ter. 
rains  militaires,  les  routes,  les  rues  et  places  publiques  des [| villes,  bourgs  et 
rOlages,  ei  toutes  les  autres  -voies  et  cheinins  publies;  2)  les  riviercs  navigäbles 
et  flottables,  les  eanaux  de  navigation  interieures,  les  cours  d'eau  non  navigables 
ui  Bottables.  PbOubhoet,  traite  du  Domaine  public.  Dijon  i835.  5  vol.  8.  Vergl. 
<  .  \.  ab  l  ini.  de  hereditate  mobiliari  illustriura.  Jen.  1740.  i\.  W.  BurCjHAhdi 
diss.  de  hereditate  quadruplici  (Marb.  1754.  4.),  c.  1  §.  9,2.  Ludolf,  de  jure 
feminar.  illustr.,  Sect.  II.  membr.  I.  16.  —  Errichtung  und  Fortführung  eines 
Staatsinventars  oder  Vermögenverzeichnisses. 

d)  Vergl.  v  334.  iueh  das  Privat-  oder  SchatullGut,  und  das  FamilienGut  des  Regen- 
ten gehört  dahin,  s.  §.  332. 

*  )  l  nten  §.  336  u.  f.  354«    I'1  diesem  Sinn  spriclit  Grotius  de  J.  B.  et  P.,  üb.  II. 
e.  4-      J  <•  v  011  einem  dominio  populi  generali. 


§•   529.  (049.) 
Natur  des  Staalseigenlhumr  echtes. 

Das  Staa  tseigent  humre  cht,  in  dem  oben  angegebenen  Sinn,  ist, 
1  \  kein  Grund-  und  Bodeneigenthum  des  regierenden  Subjectes  oder 
ein  1   Familie,  an  dem  ihm  unterworfenen  Staatsgebiet«).    Auch  besteht 

Ibc  2 )  nicljt  in  der  Staatsgewalt  selbst,  etwa  als  Eigenthum 
■   1     Individ  ual  l'e  rson  oder  Fam  ilie       wie  in  so  genannten  Patrimo- 


und  Staa tscigen thnnirecht  etc. 


nialStaaten.  Es  ist  vielmehr  3)  ein  AusfluL's  der  Staatshoheit,  doch 
wesentlich  unterschieden  von  der  Oberherrschaft  über  Personen  c). 
4  )  Obgleich  keine  Q  u e l\  e  von  H o  h  e  i  t  r e  c  h  I  e  n ,  wirkt  es  doch ,  dafs 
Auswärtige  (Alle,  welche  Mitglieder  dieser  StaatsgeseÜschaft  nicht  sind) 
das  Staatsgebiet  nach  allen  seinen  Theilen,  und  allen  darin  befindlichen 
Sachen,  gleichviel,  ob  solche  Privat-  oder  Staas\ ermögen ,  oder  Adespota 
sind,  als  schon  occupirt,  mithin  als  fremd  ansehen  müssen,  und  in  Hin- 
sicht auf  solche,  ohne  Erlaubnifs  des  Staates,  keine  Art  des  Gebrauchs  sich 
erlauben  dürfen. 

«)  «Ad  reges  potestas  omni  um,  ad  singulos  proprietas».  Senkca,  orat.  3i.  — 
Anders,  Kant  in  d.  Rechtslehre,  180  f.  C.  L.  Scheid,  de  juris  publici  et  priväti 
convenientia  et  differeritiis ,  p.  7.  (wo  es  keifst:  «c imperans  res  in  dominio  habet, 
•personas  autem  jussu  dirigit»).  Fischer's  LehrbegrifF  sämmtt.  Kamerai-  und 
Polizei  rechte,  II.  388.  C.  G.  Biener,  do  natura  et  indole  dominii  in  territoriis 
Gernianiae  (Hai.  1780.  8.),  üb.  I.  §.  10.  p.  4°.,  wo  die  Worte:  «Germania  tota 
—  —  regitur  jure  patrimoniali  et  herili.  —  —  Superioritas  lerritorialis  —  — 
tum  ipsis  territoriis  in  palvt'monio  est,  ut  pafrimoriialem  et  herilem  haud  inepte 
dixeris».  Ebenders.  de  origine  et  progressu  leguin  jurhtmque  German.  P.  II. 
vol.  2.  p.  211.  sqq.  Da?»/,,  Handb.  des  t.  Privatr.  I,  §.  ioih.  Schnaubert's  Lehrb. 
des  l.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  41  u.  149.  —  Wider  BiEner  s.  A.  F.  H.  Posse,  über 
»las  Staatseigentum  in  den  teujtschen  R.  Landen  (Kost.  1794.  8.)  S.  10  ff.  33  ff. 
und  in  Koppb's  Almanach  der  RecUtsgel.  (1795.  8.),  S.  160  —  177.  —  In  man- 
eheh  kleineren  teutseken  Ländern  mag  in  der  Vorzeit  der  nackkerigen  Landes- 
lierrschaft  das  Grundeigentum,  wo  nicht  des  ganzen  Landes,  doeh  des  gröfsern 
Theils,  zugestanden  liaben.  Vergl.  Pütter's  Beiträge  zum  t.  Staats-  u.  Fürsten- 
recht,  Th.  I,  S.  129  ff.  14:0  ff.  u.  171  ff. 

ä)  Anders,  J.  C.  Mater  in  d.  Einleit.  in  das  Privatfürstenrecht  überhaupt,  §.  4°? 
S.  80.  Schlau  Isert  in  d.  Staatsr.  der  gesammten  K.  Lande,  §.  i65.  —  Dawider 
s.  Posse  a.  a.  O.  §.  3  u.  4,  S.  i5  ff. 

c)  So  heifst  die  Befugnifs,  die  Handlungen  der  -Slaatsgenossen  dem  Staatszweck 
gemäfs  zu  leiten.  Der  Mensch  kann  Gegenstand  der  Oberherrschaft,  nicht  des 
Eigenlhums,  seyn.  Die  Oberherrschaft  hat  zwei  Gegenstände,  Personen  und 
Sachen.  Leber  die  Sachen  erstreckt  sieh,  aufser  der  Oberherrschaft,  auch  das 
Staatseigen  th  um  recht  (§.  3:>.8).  —  Da  auch  unkörperliche  Sachen  (Befugnisse) 
Gegenstand  des  Eigenthunis  seyn  können  (dominium  rerum  incorporalium),  so 
wäre  das  Recht  zu  der  Oberherrschaft  (zu  der  Staatsregierung,  zu  Ausübung 
der  Staatsgewalt)  in  einem  PatrimonialStaat,  Mgenthum j  nicht  die  Oberherrschaft. 
Dieses  Eigenthum  oder  eigentümliche  Recht,  wäre  aber  nicht  Staatseigenthum. 
Vergl.  Gliom  s  de  J.  B.  et  P.  üb.  2.  c.  3.  §.  4-  hb.  3.  c.  20.  §.  52.  Rousseau, 
Contrat.  social,  p.  33.  J.  F.  Kaiser,  de  diverso  dominii  et  imperii  jure.  Giess. 
1728.  Jac.  Rave,  über  den  Unterschied  der  Oberherrschaft  und  des  Eigenthums 
(Jena  1766.  8.),  3o  u.  5o.  G.  F.  Zentner,  Diss.  de  differentiis  jurium  imperii  ac 
dominii  eorumque  effectibus  in  rrgiminc  lerritoriali  (Heidelb.  1793.  4.),  §.  35. 
Posse  a.  a.  O.  6.  ff.  Maier's  Autonomie,  §.  I.  22.  40.  IV.  53.  Ebendess.  Einleit. 
in  d.  Privatfilrstenr.,  120.  2 5.  79.  \  ergl.  Fischer's  Kamcral-  und  Polizcirechle, 
II.  32/,.  388. 


II.  Theil.  \  l  Cap«  Oberherrschaft 


§•  7)7)0.  (250.) 

Stiialx  r  irci  hiuit/cn.     )  critassera  m/  des  Staatsgebietes  und  der 

Staatshoheit* 

Ii  .*s  der  Regent,  durch  irgend  einen  Rechtstitel ,  von  Staatswesen 
erwii  btj  wird  sofort  Eli&enthum  des  Staates,  und  gehört  zu  dem  Siaais- 
rermogen  •).  sind  es  Landesbezirke  mil  Souverainetät,  so  erfolgt  ihre 
\  ereinigung  mil  dem  Staatsgebiet  in  der  Regel  ipso  jure,  und  sie  tre- 
ten dann  mil  solchem,  im  Zweifel,  in  volle  Rechtsgemeinschaft  (§.  333, 
Note  c).  II)  Da  durch  den  [Jnterwerfungs Vertrag  der  Regent  nur  die  Ver- 
tretung und  Regierung  des  Staates,  nach  EJrfordernifs  des  Staats&wecfyes , 
erh  Iten  hat,  auch  sein  Recht,  -wie  nach  dem  Naturrecht  jedes  Vertrag- 
recht, bfofs  persönlich,  und  er  nur  da/u  befugt  ist,  wozu  er  zugleich  auch 
verpflichtet  istj  so  steht  ihm,  den  nicht  zu  vermuthenden  Fall  eines  Patri- 
monialStaates ausgenommen,  wie  eine  willkührliche  Veräufserung  der  Staats- 
rertretung  und  Staatsregierung  (§.  '.>3().  s56),  also  auch  eine  willkührliche 
\  er^ufserung  des  Staatsgebietes  und  der  auf  demselben  halten- 
den Staatshoheit  (§.  230),  ganz  oder  zum  Theil,  nicht  zu  <).  Es  ist 
vielmehr  das  Einwilligungsrecht  der  Untertanen,  oder  ihrer  Repräsentan- 
ten ,  in  \  eraufserungsfaUen  dieser  Art  begründet  dj»    Auch  kann  freiwil- 

LbtretuBg  auf  einem  zu  dem  Teutschen  Bund  gehörenden  Gebiet 
haftender  S  o u  v  era  i  n e  t ä*  t R  echt  e  ,  ohne  Zustimmung  der  Gesammlheit 
der  Bundesglieder,  nur  zu  Gunsten  eines  Mitverbündeten  geschehen  ß). 

a  )  YVürtemb«  Verfass.  Vertr.  \.  1819,  §.  2  u.  87.  Hildburghaus.  Haus-  u.  Grund- 
gesetz, über  Staatsgüter  u.  Staatsschulden  v.  26.  Apr.  1820,  §.  1.  —  G.  M.  de 
lai>"ii,  de  jure  feininarum  illustrium ,  Scct.  II.  inembr.  I.  §.  IÖ  et  16. 

l>  :  Schriften  in  Iii ,tjb i  h's  Lit.  §.  i565b.  Erblichheit  des  Rechtes  zur  Thron-  oder 
Regierungsfolge ,  ist  nicht  gleichgeltend  mit  Eigenthum  des  Staalsgehietes. 

<  t  Baierische  Ver£  Urlt.  III.  1  u.  3.  IVürtembcrg.  Verf.  Urli.  I.  1.  2.  Badische  Verf. 
Drk.  L  3.  Badische*  Haus-  u.  FamiJienStatut  v.  4*  Oct.  1817,  §  1.  Kwrhe&si&ches 
Haus-  und  Slaatsgesel/.  v.  \.  Mär/,  1817,  §.  1.  Kurkess.  Verf.  Urli.  v.  i83i,  §  i. 
G  OTiua  de  J.  I*.  et  P.  lib.  II.  c.  6.  §.  3.  sqq.  Ejusd.  annale«  et  historiae  de 
rebus  Belgicis  (Amst.  1657.  1  ob),  lib.  VII.  Pufekdorf ,  de  jure  nat.  et  geut. 
lib.  \  III.  c.  5.  §.  Q.  sqq.  \  attfx,  droit  des  gens,  liv.  I,  eh.  21,  §.  257  et  mW. 
Ray]  a.  a.  O.  03.  Srr.iu-N,  Obs.  jur.  et  bist.  germ.  obs.  4.  §.  17.  Hoeffnek's 
N  turr.  §.  Xi  viMii,  chs.s.  c it.  §.  10.    Klübeh's  ld.  jur.  Bibl.  X.  223.  v. 

\i n  -  constitutionelles  Staatsrecht,  Th.  I,  S.  144  f.  Harthol.  de  las  Casa.s, 
utrum  reges  rel  prineipes,  <i\es  ae  subditos  alienarc  possint?  Tub.  1625.  4-  rec. 
ib.  et  Jenae  16-8.  \.  Barth's  Vorlesungen  über  d.  öffentl.  Hecht.  Augsb. 

■■>-.  8.  i33.  —  Anders  (nur  nicht  bei  Wahlstaaten)  Theod.  H.  A.  Schmalz, 
I>i-^.  de  jure  alienaudi  territoria,  absque  consensu  statuum  provincialium,  prin- 
eipibus  Germaniae  competente  (Rint.  1786.  8.),  ^-4 —  10-  ^an  vergl.  im  Uebrigcn, 
als  practiscb  merkwürdige  Fälle,  die  Erklärungen  der  Stände  in  dem  Elsas  s, 
ab  dieses  an  Frankreich  abgetreten  werden  sollte.  Pommerischl'.  Erklärung  auf 
dem  vrestphäl.  Fr.  Congrefs  1646,  bei  Pfahkeh,  Hist.  pacis  Westphal.  lib.  3.  §.  17. 
Erklär,  der  baier.  Landstände  1778,  bei  dem  öst reich.  Anspruch  auf  Baiern,  in 
Dohm'a  Denkwürdigkeiten,  ßd.  II,  S.  j5  i\.    Erklärungen  des  norwegischen  Volks- 
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und  Reichstags,  als  Dänemark,  in  dem  lucler  Fr.  v.  i4*  Jan.  1814,  Norwegen 
an  Schweden  abgetreten  hatte.  Voss  Zeiten,  1814,  St.  VI.  Venturini's  Chronik 
des  19  Jahrh.,  Jahr  1814  (Bd.  XI),  S.  691  ff.  Brekdel's  Geschichte  der  Na- 
tionalRepräsentation,  Abth.  II,  S.  110.  Allgem.  Zeitung  1814,  Beil.  Num.  5o  ff. 
Erklärungen  defshalb,  in  der  Sitzung  des  engl.  Parlaments  v.  10.  Mai  1814. 
Allgem.  Zeitung  1814,  Beil.  64.  Journal  de  Francfort,  1814 ?  N.  147.  *49 
(art.  de  Breme).  2i5.  218.    Carlsr.  Zeit.  1814,  N.  Anrede  der  norwegischen 

VolksRepräsentanten  an  ihren  neuen  Rönig,  in  der  Audienz  v.  14.  Dec.  1814,  in 
dem  Journal  de  Francf.,  i8i5,  n°  4-  Fürstenschluss  von  1216,  in  Hukdii  metrop. 
Salisb.  H.  407.  Andere  Beispiele  bei  Bigkon,  du  congres  de  Troppau  (Paris 
1821.  8.),  ch.  V,  p.  ii5  et  suiv.  —  Von  Veräufserung  einzelner  Hoheitrechte, 
§.  354;  desgl.  der  Staatsdomänen,  §.  333. 

d)  So  auch  das  Grundgesetz  der  landschaftl.  Verfass.  des  F.  Hildburghausen,  v. 
19.  März  1818,  §.  2,  lit.  a,  u.  §.  46.  fFürtemb.  Verfass.  Vertr.  v.  1819,  §.  85. 
Von  Baiern,  aus  dem  J.  1778,  s.  C.  W-  v.  Dohm^  Denkwürdigkeiten  seiner  Zeit, 
Bd.  II,  S.  55  ff.  S.  Meining.  landständ.  Grundgesetz  v.  23.  Aug.  1829,  Art.  2.  — 
Dafs  Einwilligung  der  Landstände,  oder  der  Ünterthanen,  in  Ermangelung  einer 
besondern  Bestimmung,  nicht  nöthig  sey,  behaupten  Strtjben,  Obss.  juris  et  hist. 
germ.  obs.  IV.  14.  Moser,  von  der  Reichsstände  Landen,  2i5.  278  f.  3i  1. 
Strubels  Nebenst.  II.  423.  Bieker  I.  e.  221.  sqq.  Schnaubert's  Staatsr.  der 
gesammten  Reichslande,  §.  81.  Schmalz  I.  c.  §.  19  —  22.  —  Dawider  s.  A.  F. 
H.  Posse  a.  a.  O.  §.  14  f.  Ebenders*  über  das  Einwilligungsrecht  teutscher  Ünter- 
thanen in  Landesveräufserungcn.  Jena  1786.  8.  ( Auch  in  C.  F.  Haberlin's 
Nachrichten  etc.  VII.  542  ff.)  Erläuter.  verschied,  wicht.  Gegenstände  für  d. 
Staatsmann  und  Gelehrten.  Schmalk.  1786.  Rlüber's  kl.  jun  Bibl.  X.  233  ff.  — 
Das  LehnObereigenthum  kann,  in  der  Regel,  ohne  Einwilligung  des  Vassailen, 
veräufsert  werden.  Möller,  Distinct.  feud.  c.  20.  dist.  1.  Wulfler  in  Zeper- 
kick's  Samml.  zu  d.  Lehne,  II.  Num.  21.  Mascov,  de  jure  feudor.  p.  220.  A. 
Globig,  de  rebus  dubiis  in  jure  feud.  p.  112.  Anders  Böhmer,  Princ.  juris  feud. 
§.  209.  Martini  in  Zepernicr's  Samml.  II.  Num.  20,  22,  23.  Schilter  ad  jus 
feud.  alemann.  268. 

e)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art  6. 


§•  531.  (o51<) 

Fortsetzung. 

So  lern  ein  teutscher  Bundesstaat  ein  Patrimonial  Staa  t  wäre,«), 
könnte  dem  Regenten  die  Befugnifs,  sein  Hecht  auf  die  Rechts  Vertretung 
und  Regierung  des  Staates  zu  verä'ufsern,  nach  den  Bedürfnissen  des  Staa- 
tes nicht  abgesprochen  werden  vorbehalten  jedoch  die  Einwilligung 
derer,  welchen  ein  vertragmasiges  SuccessionsRecht  zusteht  c). 

a)  Welches  von  den  teutsehen  Erbstaaten  behauptet,  J.  C.  Majer  in  d.  Einl.  in 
das  Privatfürstenr. ,  §.  /,o,  S.  80.  Schkavbert  in  d.  Staatsr.  der  gesammten 
Reichslande,  S.  i65.  f.  Vcrgl.  Grotius  1.  c.  lib.  I.  3.  §.  11.  12.  i3.  Yattkl, 
Droit  des  gens,  1.  5.  68.  Mosek's  Osnabrück.  Gesell.  I.  Vorrede.  Zkint.nkb,  diss  . 
cit.  §•  12  —  18.  Posse  a.  a.  O.,  S.  26.  —  Doch  unterscheidet  sieh  auch  ein 
PatrimonialStaat  wesentlich  von  einem  so  genannten  /ums-  oder  diettst/ierr liehen 
Staat  (regnum  herile,  rechtlich  eine  Chimäre);  wie  bürgerliche  Oberherrschaft 
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ron  h. ms    oder  dieustberrlichcr  Gewall  ( Imperium  berile),  wie  Sita  tsgfcüLi  cht 

ron  Gutfipflicht,    l'i  rrn;'>  Bcitr.  Th»  I.  \  um.  8,    Di  1,»  doli  ,  S\ mpkore#i  cottsult. 

for.  T.  L  ton*,  n».  |>.  .<•(».  \  prgj.  M\nn's  Autonomie,  188,  IUw  a.  a.  o.  5o. 
>)  Dbo^ioi  tk  .••  i>.  el  r.  L  ».  >  $,  ( •.  n.  c.  (».  §.  3,  ei  li!>.  IM.  c.  20.  §.  5.  '/kmm  u 

i  c  £,  ~.  s<  m  i  r  rwi  i \'s  Qcehl  der  Menschheit,  bq%. 
I  )  >.hn\mm,i  t,  .i.  o.  N\  i-;.    >.  Roma  Staatsr.  i.  Reichslande ,  IL  aJ5,  Lkist's 

S     isr.  C  G.  Gmblik,  Diss.  de  üinilibus  juris  alienandi  territoria'  seeularia 

iinjuin  Qcrw.    l'uli.  »"•)">.  \, 

§.  332.  (202,) 

Dom'dndn  oder  Kammergütet'. 

I  in  wichtiger  Bestandtheil  des  Staatsvermogens  sind  die  StaatsDo- 
mitnen  i.  Ui'Mi-,  Staats-  oder  Kammergütcr,  Griiiideigehthuni  des 
Staates,  zum  Thcil  verbunden  mit  grunaherrlichen,  nutzbaren  Gerechtsa- 
r-eu  i>  ,  dessen  Ertrag  bu  dem  Siuaisaul'wand  bestimmt  ist  ?).  Sie  untcr- 
scheiden  sieh  wesentlich,  nicht  nur  von  Privat-  oder  SchatullOütern  des 
Regenten  ,  .sondern  auch  um  Hoheitrechten,  auch  den  einträglichen,  und 
von  dem  FjscusGul  <)  (§.  330}.  Die  Einkünfte  der  Domänen  gehören 
zu  dem  Staatseinhommen, /).  Selbst  da,  >vo  nach  dem  pay;l£eularen 
Staatsrecht  sie  für  FamilienFideicommifs  des  Regentenhauses  gelten,  dient 
iln  Ertrag,  nach  Abzug  des  zu  der  Civilliste  nöthigen  Theils,  zu  dem 
StaatstailfS>  and  ,;r). 

a)  Schriften  in  Ti  rn  n\s  Lit.  III.  §.  io;ri  ff.  Kbüber's  Lit.,  S.  i~G.  Cph.  Frisii  jus 
domaniale.  J  raneof.  i-oi.  Pol.  Jos.  Claud.  Destocches  Beurlhcilung  der  Do- 
mänen rechte  in  Deutschland.  München  1768.  8.  Nachtrag  hic/ai,  ebendas.  176B. 
i  rtsetzung,  ebendas.  17G8.  8.  Dan.  Gottfr.  $Ohrebe«'s  Abh.  von  Kammergülern 
und  Einkünften.  Leipz.  1743.  2.  Aufl.  1754.  4«  (W.  F.  Chassot  de  Fborencourt) 
Etwas  über  die  Natur*,  «1  i<*  Veräußerung  und  Verschuldung  der  Kammergüter, 
[leimst.  i"</>.  8.  Moser  ron  der  Rcicbss fände  Landen,  2o£>.  De  Selchow  elcm. 
juris  publ.  4*6.  v.  Roth's  Staatsrat.  Reichslande,  II,  16.  29.  Fischer's  Kameral,- 
und  Polizeire  elfte,  II.  4-9  —  499*  Böhmer,  Princ,  juris  feud.  §.  60.  Schbtatjbert's 
I  laut  des  Lebnr.,  118.  C.  p.  \.  H.  v.  ILamptz  Erörter.  der  Verbindlichkeit 
des  welü.  Reichsfürsten  aus  d.  Banal,  seines  Vorfahren,  14  —  35.  Strubein,  II. 
Bed.  1.  v.  Bebg's  Beohacht.  u.  Rechtsfalle  I.  Num.  1.  J.  P.  Harl's  Handjb.  der 
Staatswirthschaft  und  Finanz  (Erl.  1811.  8.),  §.  886  IT.    Von  der  Etymologie s. 

Göbei/.S  Ibhandl.  aus  dem  Staatsr.,  II.  -\.  Staatsgüter  u.  Domänen  sind 
gleit  bbedeutend  in  dem  Allgem.  bürg.  Gesetzbuch  für  die  deutschen  Erblande 
der  »streich.  Monarchie,  §.  1 472,  verglichen  mit  §.  287  u.  dem  Register,  voc. 
Domänen.  —  In  dein  pr •eus suchen  Staat  heifsen  diejenigen  Domänen  oder  Kammer- 
güter,  deren  Benutzung  und  Ertrag  zu  dem  Unterhalt  des  Königs  und  seiner 
Familie  bestimmt  sind,  KronFideicommUs'  Man  s.  §.  333,  d.  —  Einige  unicr- 
se&eiden  Domänen  und  Kammergüter.  In  Bestimmung  des  Unterschieds  weichen 
mc  jedoch  »ehr  ron  einander  ab.  Vergl.  Grotius  am  unten  a.  O.  PtFE?.noBE, 
de  jure  n  .;.  et  gent  Iii).  8.  c.  5.  §.  8.  et  11.  Behmeb,  Nor.  jur.  conlrov.  obs.  11. 
1'itih\.\v,  Lli  in  juris  ieud  §.65.  Y.  Horn  a.  a.  O.  Scheidemaktel  a.  unten  a.  O. 
C.  Schweiber,  über  Kammergüter  und  ChilJi.sleu  deutscher  Fürsten.  Leipzig  (bei 
Hartman»)  i833.  8. 
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b )  Es  gibt  DomänenHerrsehaften,  Aemter,  Städte,  Dörfer,  Höfe,  Kammergüter , 
Mühlen,  Gebäude,  Forste,  Jagden,  Fischereien,  Aecher,  Gärten,  Wiesen,  Berg- 
II.  Hüttenwerke ,  Salinen,  u.  d. —  Die  heutige  FinanzPraxis  rechnet  oft  zu  den 
Domänen  auch  diejenigen  grundherrlichen  Gerechtsame,  welche  für  sich  bestehen, 
das  heilst,  wenigstens  jetzt  nicht  mehr  als  Gerechtsame  eines  DomänenGuts 
bestehen,  nämlich:  isolirte  Rechte  auf  PatrimonialDienste  oder  Frohnen  (§.  468,  a), 
und  auf  gut-  oder  gr  und  herrliche  oder  PatrimonialAbgaben  (§.  3y'3),  nichtregalc 
Jagdgerechtigkeit  auf  fremdem  Grundeigenthum. 

c)  S.VTd.  Cocceji  jus  civ.  controv.,  P.  II.  Üb.  49-  tit-  Mascov,  Princ.  juris  publ. 
p.  78-.  Selchow,  Flein,  juris,  publ.  germ.  §.  I^\d.  Strttbew  a.  a.  O.  §.  5.  u.  7. 
Göbel  a.  a.  O.,  S.  8.'U.  74.  Destouches  a.  a.  O.,  S.  4-  Preuss.  allgem.  Landr., 
Th.  II,  Tit.   14,  §.   u  f.    wo  es  heilst:  «Einzelne  Grundstücke,  Gefälle  und 

.Rechte,  deren  besonderes  Eigenthum  dem  Staate,  und  die  ausschliefsende  Be- 
nutzung dem  Oberhaupte  desselben  zukommt,  werden  Domänen  oder  Kammer- 
güler  genannt».  Kllber's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  485.  Vergl.  auch  die  ehemalige 
Constitution  du  royaume  de  Westphalie,  art.  g.  —  Abweichende  Begriffe,  s. 
bei  Moser  a.  a.  O.  207  f.  Göbel  a.  a.  O.  j5.  Grotius  de  J.  B.  et.  P.  Hb.  II.  c. 
6.  §.  11.  L.  C.  Schröder,  Eiern,  juris  nat.,  socialis  et  gent.  (Groning.  i-7~5.  8.), 
§.  90?..  II.  Hakt's  Rechtslehre,  i83.  v.  Roth  a.  a.  O.  Scheidemaistel's  Repertor. 
I.  711.  PÜTTaiAww  I.  c  —  \  on  den  TafelGülevn  (bonis  mensalibus)  in  geistl. 
Staaten,  s.  Strubfiv  und  Sciexaubert  a.  a.  O.  C.  G.  Biene»,  de  natura  et  indole 
dominii  in  territoriis  Genn.  (Hai.  1780.  8.),  43. 

d)  In  dem  ,prcufsisehen  Staat,  ward  dieser  Unterschied  aufgehoben.  Rehmer,  nov. 
jur.  controv.  T.  I.  obs.  11.  %.  i5.  sq.    Fischer  a.  a.  O.  II.  4q3.    Yergl.  §.  335,  a. 

e)  Fiscus  und  Domänen  erklären  für  gleichbedeutend,  Levser  Spcc.  637.  m.  10. 
Beh.vier  l.  c.  §.  9.  —  Die  ehemaligen  Domänen  oder  Kammergüter  der  jetzigen 
Standesherren ,  führen  meist  diesen  Namen  noch  fort,  obgleich  sie  jetzt,  in  der 
Regel  wie  Privatgut  behandelt  werden,  und  der  Name  standesherrliche  Grüiidgufa'r 
ihrem  jetzigen  Verhältnifs  angemessener  seyn  möchte. 

/)  Vergl.  unten  §.  480.  C.  F.  Häberli>'s  Handb.  des  t.  Staatsr..  IL  §.  191. 
Moser  v.  d.  Landeshoheit  in  Steuersachen,  535  ff.  Pütter's  Beitr.,  I.  127.  v. 
Kamftz  a.  a.  O.  §.  12.  S.  22  —  33.  Struben,  Th.  II,  Bed.  I,  §.  5  u.  7.  v.  Jlsti 
über  die  Natur  u.  Wesen  der  Staaten,  §.  29.  Bergius,  Polizei-  und  Cameral- 
Magazin ,  Th.  VIII,  S.  266.  Landständische  Verhandlungen  hierüber:  Wür- 
tembergische  Stände  Verhandlungen  von  i8i5,  Abth.  I,  S.  88  ff.,  Abth.  IV, 
S.  58  ff.,  Abth.  IX.  S.  18  u.  89,  u.  im  Protoc.  v.  17.  Mai  1817.  Floret's 
Darstellung  der  Verhandlungen  der  Ständeversammlung  des  GH.  Hessen 
von  1820  und  1821,  S.  199.  Protocoll  der  nassauischen  Landesdeputirten- 
Versamml.  v.  i83i,  S.  17 — 2.4  u.  i\o —  61.  Von  der  Verwendung  des  Domänen- 
Erlrags  im  RR.  Hannover  zu  dem  Staatsaufwand,  s.  aclcnmafsigc  Würdigung 
der  Anklage  des  Ministeriums  Münster  (Hannover  i83i.  8.),  S.  12  ff.  —  In 
dem  Herzogt  hum  Aus.ua/  war,  nach  der  Behauptung  der  Landstände,  der  Ertrag- der 
Staatsdomänen  unter  dem  Staatseinkommen  mitbegriffen.  Man  s.  die  nässauischen 
Landlagverhandlungcn  v.  i83i,  u.  die  Allgem.  Zeitung  v.  26.  Apr.  i83i,  aufserord. 
Beilage  147  u.  148.  Der  Streit  ward  i836  durcli  Vergleich  beigelegt,  zum  Vor.theil 
des  Herzogs.  Man  s.  unten  §,  333,  d.  —  Acht  teutsche  Reichsgesetze  aus  dem 
Zeitraum  von  i53o  bis  i654,  auch  ihnen  gcmäfs  alle  acht  kaiserliche  Walilcapi- 
tulationen  seit  i658,  u.  der Reichsschlufs  v.  1775,  §.  33  bezeugen  und  bestätigen 
das  weit  ältere  Staatsherkommen,  dafs  Steuern  nur  subsidiarisch  gefordert  werden 
dürfen,  d.  h.,  wenn  und  so  weil  die  Einkünfte  von  den  Kammergütern  und  aus  andern 
Finanziellen,  zu  Bestreitung  des  aöthigen  StaatsAufwand.es  nicht  hinreichten. 
Reichsabschiede,  v.  i53o,  §.  118;  v.  iö/|3,  §.  24;  v.  i544,  §•  v  .i555,  §.  82;  V.1ÖÖ7, 
§.4811495  v.i566,§.4*5  v.  1Ö7Ö,  §.  11 ;  v- jG54  §.  180  11. 14.  In  Gersilacheü"'&  llandb. 


II.  Thcil.  \  I.  Cap.  Oberherrschafl 


im  RekhtgCÄOtl«,  rh,  VE,  S.  967  rergti«  hen  mit  des  Kaisers  denkwürdiger 
rerw  Uder  Erklärung  auf  der  Reicksständo  Intrag,  den  Landesherrschaften 
ml  unbeschränktes  Besteuerungsrecht  bu  bewilligen,  indem  kaiserl.  Gommtsslons- 
D  el  i  ;-  Febr.  i<»-i  (in  der  Neuen  Samml.  der  R,  \.  Th.  IV,  S.  83)  und 
Brmn  a.  >  <>.  u  Tk.  I,  Bed.  i,  §.  3.  Th,  II,  Bed.  i,  §.  /,  IV.  Ebendess,  Obser- 
ratioa.  juria  et  biatoHae  germ.,  obs.  1\  .  ^.  ia.  p.  182.  —   Von  Kammerschulden, 

v    t  I8C> 

1  Man  >.  unten  J  133,  Note  »i. 


<S-  (253.) 
Eigenth umverhäUniss ,    Veräußerung  und   lielasliuuj    der  Domänen. 

Hausfideicommtss, 

ll  Iii  der  Regel  ist  die  Substanz,  der  Domänen  8  l  .» a  tsc i g C n  th  u  in 
und  nn.veräufs erlich  wenigstens  wird  bei  einer  RcpräscntativVerfas- 
mi ii-.  Einwilligung  der  Standeversammlung  zu  der  Veräufserung  erfor- 
Jerl  II  Wo  und  so  weit  sie  aber,  kraft  des  particulären  Staats-rechtes, 
oder  eines  besondern  Rechtstitels,  Eigenthum  des  Regenten  oder 
Pide  icomm  lssarisches  Haus-  oder  F  a  m  i  1  i  e  n  E  i  g  e  n  t  h um  des  Re- 
gentenHauses  <!)  sind,  gesetzt  auch,  dafs  etwa,  aus  andern  Gründen,  einem 
Dritten  SuccessionsRechte  darauf  gebühren,  steht  der  Veräufserung  hein 
Hindemifs  im  Weg  r),  so  bald  dieselbe  dem  Staatszweck  nicht  entgegen 
ist,  und  überdiefs  in  dem  Fall  der  Eigenschaft  eines  FamilienEigenthums, 
Einwilligung  der  SuccessionsBerechligten  hinzukommt/).  III)  Wider  un- 
rechtmäsige  Veräufserung,  steht  dem  Nachfolger  in  der  Regierung  die 
Bey  OCationsBe  Pu  g  □  i  f  s  zu  ff),  IV)  Das  Wort  Veräufserung  wird 
hier  im  weitern  Sinne  genommen,  so  dafs  auch  Verpfändung,  Bela- 
stung mit  Servituten ,  und  Inl'eudation,  überhaupt  jede  Uebertragung 
eines  dinglichen  Rechtes,  darunter  begriffen  sind  /').  In  Absicht  auf  Ver- 
waltung der  Domänen  und  auf  Verwendung  ihres  Ertrags  (§.  ißo), 
ist  den  Ständen  in  manchen  Staaten  ein  bestimmtes  Milwirlumgsrecht  ein- 
geräumt '')• 

1  v  Cocci  ii  1.  c.  E.  J.  Tettzel,  Diss.  de  domaniis  prineipum  inalienabilibus. 
J  pf.  1728.  To  Aug.  Hellpeld,  Diss.  de  resfrieta  iilustrium  alienandi  facultate, 
maxime  cpioad  allodia  avita.  (Jen.  1747),  cap.  II.  et  III.  Von  dem  Eigenthum 
der  Domänen,  nach  allgemeinem  u.  particularem  Staatsrecht,  handelt  Kluit, 
primae  lineae  collegii  diplomatico-historico-politici,  —  192,  p.  17  —  26. 

Aiuli  s.  man  \.  Ajotin's  Staatsr.  der  constitulionellcn  Monarchie,  Abth.  IX,  §.  3, 
S.  K  ConversationsLexikon  der  neuesten  Zeit,  Bd.  I,  (4832),  Art.  Domänen- 
Prage,  S.  698  f\\  ~  \  OB  dieser  im  Allgemeinen  sehr  streitigen  Frage,  s.  Etwas 
rom  Befugnisse  der  Fürsten  in  Veräufserung  der  Domänen.  Münster  u.  Hannov. 
1-80.  8.  Moser  a.  a.  O.  222  ff.  Leyskr  SpeC.  5o.  med.  6.  sqq.  Fischer  a.  a.  O., 
II  481  C  [o3  ü.  Dssrovcna  a.  a.D.,  S.  8.  Grotius  1.  c.  Fi  f  k>i>ohf,  de  jure 
nat.  et  gent.  üb.  8-  c.  5.  §.  8  et  11.  SchhÖdeb  1.  c.  §.  qoj.  Hömtfö  Naturr., 
§•  196.  .7.  C.  Hoffbaüeb's  Naturr.,  §.  446.  F.  G.  v.  Hebtleis's  Versuch  über 
die  wesentl.  Rechte  der  ."Majestät,  $.59.    Fleischer,  Instit.  juris  feud.  33o.  Schei- 
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DiMANTEt's  allgemein.  Staatsr.  IT.  §,  246«  Alex.  Müller's  Archiv  für  die  neueste 
Gesetzgebung.  Bd.  I  (  i832),  S.  555  ff..  —  Von  der  Veräufserung  in  Noihfällen, 
s.  J.  A.  Schlettweins  Rechte  der  Menschheit,  §.  284.  Geläugnet  wird  obige 
Regel  von  Maurenbrecher :  §.  201,  Note  q,  weil  die  Frage:  sind  die  Domänen 
Staats  oder  sind  sie  FainilienEigentlium ?  eine  quaestio  jacti  sey.  —  Dafs  die 
Rammergüter  teutscher  Fürsten  zwischen  Staats-  und  Privateigenthum  in  der 
Mitte  stehen,  behauptet  Gönner,  teutsches  Staatsrecht,  §.  45o.  —  lieber  die 
staalswirthsehaftliehe  Nützlichkeit  einer  Veräufserung  der  Domänen  s.  Alex. 
Mlm.er's  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I,  (i832),  S.  i56  f.  u.  555  ff. 
In  Prcussen  erklärt  das  allgem.  Landr.  II,  14,  §.  11  u.  25  die  Domänengüter 
und  Einkünfte  für  Staatseigenthum.  Von  ihrer  Veräufserung  und  dem  Rron- 
fidcicommifs  unten,  Note  b  und  d.  —  In  Baiern  erklärt  die  Verfass.  Urk.  v. 
1818,  Tit.  III,  die  Domänen  und  Regalien  für  Staatsgut,  u.  ihnen  für  einverleibt 
alle  ImmobiliarErw  erbangen  der  Mitglieder  des  königl.  Hauses,  wenn  der  Erwerber 
darüber  nicht  verfügt  hat. —  Die  königl.  sächs.  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §.  16 — 19, 
erklärt  die  Domänen  für  unveräufserliches  Staatsgut,  das  durch  eine  constitutio- 
nelle  Finanzbehörde  zu  verwalten,  das  lediglich  zu  Staatszwecken  zu  benutzen, 
dessen  Ertrag  den  Staatscassen  überlassen  ist;  doch  sind  bestimmte  Schlösser, 
Paläste,  Hofgcbaude,  Gärten  und  Räume  dem  Rönig  zu  freier  Benutzung  über- 
lassen. Noch  ebenda 5.  §.  22,  ist  die  als  CivilListe  (§.  231)  aus  Staatscassen 
dem  Rönig  jährlich  zu  bezahlende  Summe  als  Aequivalent  zu  betrachten  für 
die  den  Staatscassen ,  auf  die  jedesmalige  Dauer  der  Regierungszeit  des  Rönigs, 
überwiesenen  Nutzungen  des  königl.  Domänengutes,  welche  auch  den  Staatscassen 
so  lang  überwiesen  bleiben  sollen,  als  eine  CivilListe  bewilligt  wird,  die  wenig- 
stens 5oo,ooo  Thaler  beträgt.  Die  Stände  sind  verpflichtet  und  berechtigt,  über 
die  Erhaltung  des  Staatsguts  zu  wachen.  Ebendas.  §.  18  u.  108.  Aehnliche  Be- 
stimmungen in  der  foirhcss.  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §.  139  ff. —  Von  dem  würtemb. 
Kammergut,  s.  den  würtemb.  A  erfass.Vertr.  v.  1819,  §.  102  u.  io3  u.  107,  wo 
es  für  unveräufserliches  Staatsgut  erklärt  wird,  statt  dafs  früher  der  Regent 
darüber  für  seine  Bedürfnisse  nach  Willkühr  verfügte.  Memmikger's  Beschreib, 
v.  Würtemb.  (2.  Aufl.  1823.),  S.  4o4  u.  494.  J.  C.  F.  Breyer,  praes.  G.  D. 
Hoffmain  in  ,  Diss.  de  Fideicommisso  Sereniss.  gentis  Würtemb.  Tub.  1769.  i\. 
J.  G.  Breyer,  Elem.  juris  publ.  Würtemberg  §.  3o.  33.  297.  Landtagsabsch.  v. 
1629,  in  der  Würtemb.  Grundverfassung,  S.  466  f.  Erbvergleich  v.  1770,  Cl.  IV. 
%.  2.  Paulus,  Haupturkunden  der  würtemb.  Landesgrundverfass.,  St.  I,  S.  129. 
Von  dem  würtemb.  HofDomänenRammergut  s.  unten  Note  d.  —  S.  Meitüng. 
landschaftl.  Grundgesetz  v.  1829,  Art.  2.  — 
b)  Von  der  Notwendigkeit  der  Einwilligung  der  Land  stände ,  oder  Unterthanen,  s. 
Grundgesetz  für  d.  landsch.  Verfass.  des  F.  Hüdburgh.  v.  1818,  §.  2,  lit.  f,  11. 
§.  5.  S»' Hüdburgh,  Haus-  u.  Grundgesetz  über  Staatsgüter  u.  Staatsschulden, 
v.  26.  Apr.  1820,  §.  4,  5  u.  10.  Würtemb.  Verfass. Urk.  v.  1819,  §.  85,  102,  io3, 
107.  Badische  v.  1818,  §.  58.  S.  CoburgSaalJeldische  v.  1821,  §.  76  U.  119.  S. 
CoburgMeiningische  v.  1824,  §.  14,  Num.  4.  Von  jener  v.  1829,  oben  Note  a. 
hiu  hessische  v.  i83i,  §.  i/|2.  Hehtius,  T.  I.  resp.  23.  De  Ludewig  consil.  Halens. 
T.  II.  Hb.  2.  cons.  34.  n.  14.  i5.  Floheisfcourt  a.  a.  O.,  S.  9.  56  ff.  Dawider, 
S.  Strfben  an  dem  unten  (Note  d)  a.  O.  Mose»  von  d  R.  Stände  Landen,  224. 
Selchow,  Elem.  juris  publ.  germ.  §.  416.  Wehnher  P.  V.  obs.  161.  P.  X.  obs. 
377.  469.  GömsER  über  Staatsrechtsdicnstbarkcitcn,  §.  60. —  Die  kwrpfalzbaierische 
Staats-  und  1  ideic •ommilsPragmatik  v.  20.  Oct.  1804,  10  u.  11,  verbietet  alle 
und  jede  Vcräufsri  iuig,  \  eqifändung,  Infeudation,  Reinfeudation  u.  Expeelanzen 
der  Staats-  und  Kammergüter,  Staats-  und  Rammergefalle.  Dagegen  s.  mau 
die  baier.  Verfass.  Urk.  v.  1818,  Tit.  III.  \  ergl.  auc  h  Badischeis  Haus-  u.  Fami- 
lienSlatut  v.  4.  Oct.  1817,  §.  1.    Kufhess,  Haus-  u.  Staatsgeselz  v.  4.  März  1817, 
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i.       i  im  > im  .tiiiM-i  iii  Ii,  nach  dem  Bedürfhifs  des  Staates,  Und  unter  Beob- 
ewisser  Förmlichkeiten ,  erklärt  die  Domänen,  das  mit  Zuziehung  der 
l'rin/.tMi  .iis  Uönii»l.  Hauses  um]  der  Landstände  in  den  Provinzeu  errichtete 
l»r  Edicl  ii.  Hausgeaeta  ^.  17.  Dec«  1818,  publicirt  durch  königh  Be- 

kanntmachung  \-  <>.  Nor,  ittoo^j  in  der  Sammlung  der  preufs.  VcrordnUitfbJi  v. 

•  1"^  Od.  1H10  (Merl,  i «•»?..  .,.).  S.  (>u.|  hi.,,  auch  in  Haiu/s  llamlh.  d. 
Staats^ irthschaH  081».  8. ).  S.  107  £  Früher  erklärte  das  preufs.  allg.  Lahde, 
M'  II.  rifc  1  1,  $.  i(>  ff,  die  Domänen  nur  gegen»  Entschädigung  (z. B.  durch  Tatasch, 
Erbpacht,  flogen  fortwährende  Zinsen)  für  >  cräufsrrlich.  Ewige  Unrerätt/Tser- 
lichkeil  aller  Fürstenlhümer,  Graf  u.  Herrschaften,  auch  einzelner  Güter  Und 
I  inhünitc,  welche  «Ii«.*  preufs.  Monarchie  bilden,  setzte  K.  EViedrl  WJlk.  I,  durch 

'    v\  v.  i3<  lugi  1713  fest,  auf  den  Grund  eines  in  drin  königl,  Hause idfureh 
\  «  1 1  issung  und   l  undamentalGesctze  hergebrachten  FamiHenFideicominisees  ». 
S<  ifti  m  1»  a.  -i.  i y  ( 1 .  §.  5. 
1  1  Dieses  behaupten  rou  den  deutschen  Erbstaaten  überhaupt,  Selchow,  BöifoiKn, 

I.  .1.  0«i  1  1      n.  01 11  r ,  &3,   SchxajiZ  natürL  Staatsr.,  §.  i(>h.   Man  s.  aber  A. 

II.  Gochbx,-] >iss.  possessorium  summeriissimum  an  et  quatenus  adversus  brittoipem 
.1  lubditii  poasil  insütui?  (Erl.  1  -<^}J. )  §.  i3; 

«/ )  So  PCttJXJ  in  prinC.  juris  publ.,  §.  191.  Srii.\ \i  in;n  r\s  Staatsr.  der  gcs.  Keichs- 
lamlc,  §.  143.  Lkist's  t.  Staalsr.  §,  22.  Eiciuiohn's  teutsehc  Staats-  u  Kechts- 
geschiebte,  Bd.  K,  §.  58.  —  Das  premsi&che  so  genannte  KtonFkleScoimniis  besieht 
jetzl  in  dem  Comples  derjenigen  Immobilien  u.  nutzbaren  Gerechtsame  der 
liegenden  Gründe,  Waldungen,  Schlösser,  Jagden,  Fischereien,  Kenten,  Gefälle 
n.  <]..  deren  Benutzung  u.  Ertrag  zuni  Unterhalt  des  Königs  und  seiner  Familie 
bestimm!  sind,  deren  Substanz  aber,  nach  dem  preufs*  allgem.  Landrecht,  Th.  II, 
Tit,  1  1 .  .  12,  aK  Domänen  oder  Kammergüter  anzusehen  sind.  Ein  Gesetz,  v, 
1-.  Jan.  i83o  erklärt  die  Domänen  u,  forsten  für  Landeseigen thum.  —  Die 
königl.  säc/u.  Verfass.  L  rh.  \.  i83i,  §.  20,  erklärt  für  HausFidciconmiifs  die 
]  inrichlunga-  und  Zierdegegenstände ,  die  Mobilien  u.  Moventien  in  den  zu  dem 
Staatsgui  gehörenden  hönigl.  Schlössern,  Palästen,  Hofgebäuden  und  Gärten,  die 
in  «lern  grünen  ( »ew  ölbe  u.  a.  hön.  Sammlungen  befindlichen  Kostbarkeiten,  nament- 
lich die  GemaldeGallerie ,  die  Kupferstiche,  Naturalien-  Münz-  u.  a.  Cabinele, 
die  Bibliothek^  die  liniist-,Küst-  u.  Gewchrliammer:  ferner  A  lies,  was  der  König  Wah- 
rend seiner  Regierung  aus  tagend  einem  PriüatrdcktsTstel,  oder  durch  Ersparnisse 
an  der  < ,i\ ilListe  (  1  \a orben,  und  worüber  er  unter  den  Lebenden  nicht  verfügt  hat; 
auch  das  \  ermüden,  "welches  er  vor  seiner  Thronbesteigung  besessen,  und  was 
er  damit  nachher  erworben  hat,  so  fern  über  dieses  Vermögen  weder  intcr 
\i\">  noch  mortis  causa  von  ihm  verfügt  worden  ist.  —  JVürtembergisches  Kani- 
merschreibereiGut,  ein  FanülienFideicommifs  u.  Prh  alEigcnthum  der  Kegenten- 
1  iinilie,  dessen  \  crwaltnng  u.  Benutzung  dem  Kegenten  zusteht,  nach  Eberhards 
DL  CodicOl  v.  1674 ^  §■  8,  u.  Carl  Alexanders  Testament  §.  3  u.  4,  u.  nach  dem 
\  erfas8.Vertr.  v.  1819,  §.  102  u.  108.  Kmeyefi,  diss.  cit.  u.  J.  G.  Kreyer  1.  c. 
'.  33  et  297  sqq.  Jetzt  heilst  es  HofDomaincnKammergut;  sein  reiner  Ertrag 
beträgt  jetzt  ungefähr  200,000  FJ.  Memmiwgjfr  a.  a.  O.,  S.  406  u.  433,  untcr- 

•  den  von  dem  oben,  Note  a,  erwähnten  Kammergut.  —  Von  dem  bayerischen 
Haus-  u.  StaatsEidcicoinmifsN 'ermögen,  s.  baier.  Haus-  u.  StaatsFidcicominifsPrag- 
oiatik  v.  20.  Oct.  1804»  §•  2  j  baier.  Constitution  v.  1.  Mai  1808,  Tit.  2,  §.  11 ; 
baier.  Familiengcsctz  v.  28.  Jul.  1810,  Art.  55.  Verfass.Urk.  v.  1818,  Tit.  3. 
HaiUgrundgeeetZ  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  5,  §.  4»  Tit.  8,  §.  1  ü.  3.  Kurpfalzbaicri- 
schc  Haus-  und  StaatsFidcicoinnüfs-,  dann  Schuldenpragmatik  ^om  v.o.  Oct.  1804, 
in  d.  Laicr.  Regier.  Blatt,  u.  in  der  Allgem.  Zeit.,  i8o5,  l\um.  SO  ff.  Diese 
erklärt  das  sänuntlii  he  pfal/.baierische  Haus-  oder  J  amilienf  ideicommil^V'ei  inögen 
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«lern  Staatsgut  untrennbar  zu  verbinden.  Die  höllische  Verfassungsurkunde  v. 
1818,  §.  erklärt  die  Öomäncn  für  «  Patrim  qnialEigentkum  des  Regenten  und 
seiner  Familie»;  doch  so,  dafs  ihr  Ertrag,  aulscr  der  darauf  radicirten  CivilListe 
und  aufscr  andern  darauf  haftenden  Lasten,  der  «Bestreitung  der  Staatslasten 
ferner  belassen»  bleibe.  Es  darf  aber,  nach  §.  58,  keine  Domäne  ohne  Zustim- 
mung der  Stände  veräufsert  werden.  Vergl.  E.  J.  J.  Feister,  geschichtl.  Ent- 
wieltel.  des  Staatsr.  des  GH.  Raden,  Th.  I,  S.  l/p  ff.  —  Die  gzhgL  hessische 
Vcrfassungsurkunde  v.  1820,  Art.  7,  erklärt  2/3  der  damaligen  Domänen  für 
unveraufserliches  Eamiliencigenthum  der  grofsherzogl»  Familie,  doch  so,  dafs 
der  Ertrag  derselben  in  die  Staatscasse  fliefst.  Das  übrige  Y3  soll,  nach  Art.  6, 
mittelst  allniähligen  Verkaufs,  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden.  Der 
einjährige  BruttoErtrag  desselben,  wird  in  den  StaalsObligationen  vom  1.  Oct. 
182J  angegeben  zu  636,8-8  Gulden.  Anders  das  frühere,  von  den  Ständen 
zurückgewiesene  Edict  oder  Grundverfassungsgesetz  v.  18.  März  1820,  Art.  17, 
in  der  Frankf.  OPAZeitung  v.  28.  Mai  1820.  —  Von  dem  iurJtessischen  Itaus- 
Fideicommifs  s.  kurhess.  Verfass.Urk.  v.  i83i,  §.  140  u.  Gesetz  v.  27.  Febr.  i83i. 
Alex.  Müllers  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I,  (1882),  S.  558  f. — 
Das  Grundgesetz  des  Herzogin,  S.  Mtenburg  v.  1 83 1 ,  §.  18,  u.  Beilage  2,  §.  1 
u.  2,  erklärt  das  Domänenvermögen  für  Eigenthum  des  herzogl.  Hauses,  ver- 
ordnet \  eryvaltung  desselben  durch  die  Kammer,  gesondert  von  der  Steuercasse, 
aber  dennoch  Einheit  des  Kamerai-  und  landschaftlichen  Interesse,  daher  auch 
verfassungsmäsige  (landtägliche  Verhandlungen  über  den  KammerEtat),  weiset 
auf  sie  dir  Erhaltung  der  Landstraisen  und  Chausseen,  den  Aufwand  auf  die 
landesherrliche  Gerichtbarkeit  bei  den  herzogl.  Aemtern  und  Gerichten,  Beitrag 
zu  gemeinnützlichen  Anstalten,  die  Verzinsung  ihrer  Schulden,  und  die  Civilliste 
(Unterhalt  der  herzogl.  Familie  und  die  Kosten  der  Hofhaltung),  wozu,  wenn 
ihr  reiner  Ertrag  nicht  hinreicht,  ein  Beitrag  aus  der  Steuercasse  (Kammerhülfe) 
zu  bezahlen  ist.  —  Die  HohenzollernSigmaringensehe  Verf.  Urk.  v.  i833,  §.  72, 
erklärt  die  Domänen  für  Stamm-  und  Fideieommifsvermögen  des  regierenden 
Hauses.  Statt  einer  so  genannten  Civilliste,  ist  in  dem  Grofsherzogthum  S. 
fVeimarEiscnach  dem  Souverain,  zu  Erhaltung  seines  Hauses  und  Hofstaates,  das 
Kammervermögen  als  FamilienFideieommifsGut  überlassen,  worunter  die  Domänen, 
nutzbaren  Rechte  und  Regalien,  unter  Verwaltung  der  landesfürstlichen  Kam- 
mer, vei*standen  werden.  Gesetz  v.  17.  April  1821,  in  d.  Regier.Blatt,  1821, 
S.  495.  Schweitzers  öffentl.  Recht  des  GH.  S.  WeimarEisenach ,  I.  43  f.  Be- 
rechnung des  Ertrags  u.  der  Verwendung  des  weirnar.  Kammervermögens  im  J. 
i83i,  in  der  Frankf.  OPAZeitung  v.  16.  lYlai  i832,  Beilage.  —  Die  nassauische 
landständische  Verfassungsurkunde  v.  1.  u.  2.  .Sept.  1S14  erklärt  die  Domänen 
für  herzogliches  Familiengut.  Aber  das  darin  bestätigte  nassauische  Steuergesetz 
vom  10/,4  Febr.  1809,  §.  1  u.  5,  bestimmte  ihren  Ertrag  zu  dem  Staatsaufwand. 
Sie  sind  indefs  seit  1816  einer  besondern  Verwaltung  untergeben,  und  seit  dem 
dient  ihr  Ertrag  dem  Landesherrn  und  seiner  Familie  statt  einer  CivilListe. 
Hiewider  ward  von  der  Deputirtenkammer  Beschwerde  geführt  in  der  Stände- 
versammlung  seit  i83i.  Man  s.  oben  §.  332,  Note  f.  Im  Juni  i836  ward  der 
Streit  auf  dem  Landtage  durch  Vergleich  beigelegt,  zum  Vortheil  des  Landesherrn. 
Allgem.  Zeitung  v.  6.  Juli,  u.  Frankf.  O.Postamtzeit.  v.  9.  u.  10.  Juli  i836.  Von 
der  landesherrlichen  FamilienfideicommifsEigenschaft  der  Domänen  in  dem  Her- 
zogth.  Brauns  chwei gLünebur  g ,  s.  P.  C.  Ribbentrop's  Beiträge  etc.,  I.  Beitrag 
(1787.  8.),  S.  102.  Durch  eine  Ucbereinkunft  zwischen  dem  Herzog  und  den 
Landständen  vom  Ort.  i832,  darf  das  Kammergut  ohne  Zustimmung  der  Stände 
in  seinem  Bestand  keine  Veränderung  erleiden,  und  sind  von  dessen  Ertrag 
jährlich  287,000  Rthlr.  (als  CivilListe)  zu  Bestreitung  der  Bedürfhisse  des  Lan- 
desfursten  und  des  herzoglichen  Hauses  zu  entrichten.  —    Für  landesherrliches 
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I  .1 1 m  l  ( ■  i h ■  i : ^ m 1 1 u 1 1 ii  erkllrl  «1  Domänen ,  das  Gescts  für  die  stSnd.  Vörfdss;  des 
(torsogth.  v  t'of'urirSiia/ffltl  \.  §.  -(»  ii.  ni),  —    Marli  dem  oben,  Note  b, 

an^rf.  sartisrn  h 1 1 tH> u t '^hansischen  Haus-  u.  Grundgesetz  \.  1820,  §.  i,  gehören 
sllc  Domänen  tu  dem  unveräußerlichen  Staatsgut,  «und  /-war  ohne  Unterschied, 
<  b  fcie  tu  dem  1  anulienl  ideicommifs  des  herzogl.  säclis.  Gcsaminthauscs  gehören 
und  in  den  PortionsAnscbltigen  enthalten,  odor  erst  in  späteren  Zeiten  erworben 
.  Irr  dem  Statt  angefallen  sind-.  Andere  Haul«  u.  Slaatsgesetze  s.  unten  33o. 
\.>  i.  Nach  manchen  Hausgesetzen,  sind  auch  die  neuerworbenen  Güter  dem  Fa- 
milien Fideicommifa  i|>s<>  füre  einverleibt.  Erbvertrag  des  Gesammthauses  Nas- 
s.iu,  \ .  1783  in  Ri  1  BS.  Staatscanzlei,  XVI.  65.),  §.  5,  6u,  3g,  Erbvereine  zwischen 
Kurbaiern  uu  Kurpfals  \.  •  •.  Sept.  1766  u.  \.  10.  Febr.  1771,  §.  8,  9  u.  11.  8»lchow 
1.  1.  S.  |i6.n,  6.  I  hobescoubt  a.  a. O«  Stbuben,  Obss.  juris  et  bist.  192.  sq. — 
\  ..n  den  Sekatullgütom,  besonders  irii  preufsischen  Staat,  unten  §.  335. 
/  )  Strub]  n.  de  statuum  provincialium  origine  et  praeeipuis  juribus,  §.  185  in  dessen 
Obss.  |ur.  el  bist,  192,  Moses  a.  a.  (>•  224«  3ia.  v,  Justi*s  Staatswirthschaft, 
Tl..  D,  $.  76. 

/  1  Mom  h  a.  a.  <).  >.»..}.  ■>•>(>.  3r>.  J.  A.  Hi  i.m  km),  Diss.  de  restricta  illustrium  alie- 
na»::li  farultate  (Jen.  i7|~),  e.  2.  §.  21,  22«  r.  5.  §.  sqq.  —  Das  Geseift  für 
stSnd.  \  erfass.  des  Herz.  CdbwgSaalfeld  v.  1821,  §.  76  u.  119,  ernennt  die  Stände 
Garant*,  wider  Verminderung  u.  Vcräufserung  der  Domänen.  —  Von  ver- 
aufserung  der  Domänen  in  ehemaligen  reichsunmittelbaren  Sliftlanden  oder 
!>  etlichen  Wahlstaaten,  s.  G.  L.  Böhmes*  Princ.  juris,  canon.  §.  5o4.  sq.  Schnau- 
Mi.r  a.  a.  ().  203.  f.  Fischbeks  Kamerai-  und  Polizeir*,  II.  486.  Moskr  a.  a. 
0.  Gövveb  von  Staatsrechtsdienstbarlteiten,  §>.  5(;.    Vergl.  oben  §.  ?,38,  d. 

g)  lo.  G«,  Lamm,  de  bonis  cameralibus  alienatis,  praesertim  emtitiis  et  in  feudum 
roncessis,  a  successore  revocandis.  Vinar.  1753.  —  Von  der  Gültigkeit  älterer, 
in  dem  Mittelalter  geschehener,  Veraofserungen  und  Lehnreichungen,  F.  J.  Löwk 
diss.  de  e.  q.  }.  e.  prineipi  successori  circa  revocanda  avulsa.  Lips.  1717,  Fischer 
a.  a.  0.  II  1)1  t  496.  Mecklenb.  Erblandosvergl.  §.  96 — 98,  bei  Jaugow  v.  d. 
Regalien,  append.  p.  3i<  —  Ueber  die  Gültigkeit  der  v.  e.  Zwischenhefrscher, 
wahrend  der  feindl.  (nhabung  des  Landes,  geschehenen  Veräufserungen,  s.  oben 
C.  »63  u.  f.  und  Klvbbb's  europ.  Völkerrecht.  §.  9-58  u.  f. 

')  Vergl  G.  L.   Böhtbeb  princ.  juris  can.  §.  620.    Jawus  a  Costa  in  Decretales 

Gregori  DL,  Iii).  L  tit.  41.  et  lib.  III.  tit.  21, 
1  Gesetz  für  die  stand.  Vcrfass.  des  Herz.  S.  CoburgSaalJ.  1821,  §.  76.  u.  119. 


§•   334.  (254.) 
Privatgut.    Mittelbares  Staatsvermögen. 

I)  Privatgut  ist  Alles,  dessen  Eigenthum  Privatpersonen,  als  solchen, 
zusteht.  Dahin  gehurt  in  dem  Staatsgebiet  das  Vermögen,  welches  Eigen- 
tum physischer  oder  moralischer  (juridischer)  Privatpersonen  ist;  nament- 
lich das  Kirchengut  und  das  Vermögen  frommer  oder  milder  Stiftungen  «), 
and)  daa  Privat-,  Patrimooial-  oder  Schatullvermögen  des  Regenten  (§.  335). 
II)  Mittelbares  Staafsvermögen,  nennen  Einige  das  Vermögen  der  Stadt-, 
Flechen-  und  Dorfgemeinden  ( §.  259),  auch  dasjenige  der  milden  oder 
frommen  Stiftungen  für  Religion,  geistige  Ausbildung,  oder  Wohlthätigkeit 
gegen  Hülfbedürftige  so  dafs,  bei  zweckmäßiger  Verwaltung,  das  Ver- 
mögen der  ersten  zu  den  Hosten  der  örtlichen  obrigkeitlichen  Bedürfnisse, 
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der  Rechts-  und  Polizeipflege ,  dasjenige  der  letzten,  welches  stets  als  hei- 
lig und  unantastbar  sollte  behandelt  werden,  zu  Lehr-,  Erziehungs-  und 
Unterricht  Anstalten,  mitverwendet  zu  werden  pflegt.  In  Absicht  auf  Ge- 
meinde- und  Stiftungs vermögen,  ist  jedoch  keine  Staatsbehörde  in  der 
Regel,  zu  eigenmächtiger  oder  einseitiger  Verfügung  und  Verwaltung  be- 
fugt (§.  53 1  ff.  55 1). 

a)  Es  ist  Iiier  überhaupt  die  Rede  von  dem  Eigenthum  moralischer  Personen,  die 
der  Staatsregicrung  untergeordnet,  und  ihrer  besondern  Aufsicht  und  Fürsorge 
empfohlen  und  unterworfen  sind.  —  Von  frommen  und  milden  Stiftungen  insbe- 
sondere, s.  C.  F.  Rommel,  epitome  sacri  juris,  p.  168.  et  358.  Böhmer  jur.  eccl. 
Protestant.,  T.  IV.  lib  5.  tit.  6.  §.  44«  ^EB*  Brendel,  das  Recht  u.  die  Verwal- 
tung milder  Stiftungen.  Leipz.  1814  8.  ReichsDep. Hauptschi.  v.  i8o3,  §.  65  u.  37. 

b)  Einige  betrachten  Corporationen  dieser  Art  wie  Staats gese Iis chaften  (die  des  Staates 
wegen  existiren).  Sie  legen  daher  dem  Staat  an  ihrem  Vermögen  ein  Miteigen- 
thumrecht  bei ,  so,  dafs  der  Staatsgesellsohaft  der  geniessende  und  vollziehende 
Theil  des  Eigenthums,  dem  Staat  der  dirigirende  Theil  zukomme,  jedoch  unter 
gemeinschaftlicher  Mitwirkung  bei  Ausübung  dieser  getheilten  Eigenthumrechte. 
Vergl.  Grotius  de  J.  B.  et  P.  II.  3.  19.  v.  Steck's  Ausführungen  einiger  ge- 
meinnütz. Materien  (Halle  1784.  8.),  S.  2*2.  Brauer's  Abhandlungen  zur  Erläut. 
des  westph.  Friedens,  II,  10  IT.  Jargow  von  den  Regalien,  467.  Seb.  Brendel, 
das  Recht  und  die  Verwendung  der  milden  Stiftungen,  Leipz.  1814.8.  Abh.,  was 
ist  der  Staat  den  frommen  Stiftungen  schuldig?  in  Bauer's,  Behr's  und  Schott's 
allgem.  StaatsCorrespondenz ,  Bd.  I  (1814),  Num.  i3.  Von  dem  Recht  zu 
s  e  cular  isir en ,  unten  §.  53i  u.  ff.  —  Von  der  CommunalV er  waltung  s.  b  airische 
Anordn.  einer  GeneralVerwaltung  des  Stiftung-  u.  Communal Vermögens,  in  d. 
baier.  Regicr.Blatt  1808,  St.  5.  Dawider  erging  eine  haier.  Verordn.  v.  6.  März, 
1817,  betr.  die  Verwaltung  des  Stiftung-  u.  CommunalVermögens.  Baier.  Edict 
über  das  Gemeindewesen,  in  d.  baier.  Regicr.Blatt,  1808,  St.  61.  Von  der 
landespolizeilichen  Aufsicht  bei  Verwaltung  und  Veräufserung  der  Gemeinde- 
güter in  dem  RR.  Sachsen,  s.  Weisse's  königl.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  187- 
Graf  v.  Blome,  über  Gemeindewesen,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Her- 
zogtümer Schleswig  u.  Holstein.  Hamb.  i832.  8.     Gcmeindeprdnungen ,  oben 

259.  —  Als  Staatsgut  betrachtet  das  Vermögen  der  Rlöste^  der  Bildungs-  u. 
Wohlthätigkeit Anstalten,  Gönner,  in  s.  teutschen  Staatsr.,  §.  7ji5.  VIII.  Dawider 
s.  J.  H.  Böhmer  jur.  eccl.  protest.,  lib.  3.  tit.  5.  §.  3i.  sq. 

§.  535.  (255.) 
Privat-  oder  Schatull-  und  Familiengut  des  Regenten 

I)  Landesherrliches  Privat-,  Patrimonial-  oder  Schatull- 
gut  «),  denkbar  auch  in  einer  erblichen  Monarchie,  heifst  das  Privat- 
eigenthum des  Regenten.  Dieser  hat  defshalb,  der  Regel  nach,  Eigen- 
schaft und  Rechte  eines  Privatmannes  £).  Zu  Veräufserung,  auch 
Lehnrcichung  der  SchatullGüter ,  bedarf  er  reichs-  oder  landständischer 
Einwilligung  nicht  );  der  agnatischen,  und  auch  der  lehnherrlichen,  nur 
dann,  wenn  sie  FamilienFideicommifs ,  oder  lehnbar  sinck^f).  Die  landes- 
herrliche Schatulle  (prineipis  ratio)  genrefst,  nach  Vorschrift  der  römischen 
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1  nnd  nneli  tentsehem  Gerichtsgebrauch ,  iura  Pisei  <■).    Sö  aucu 

nie  Schatulle  def  landesherrlichen  Gemahlin  und  des  Thronfolgers /)i 
kagttstae  et  Caesnris  ratio).    Das  Privatgut  des  Regenten,  ist  bei  seinem 
\  sla  PriratNach  lafs  zu  behandeln  f§.  243).    II)  Auch  diefle- 

gentc  nramilie   kann    eigene  Familienväter   besitzend),  mit  oder 
ohne  Fideicommifs-  oder  Lehnverbindung,  abgesondert  von  den  StaatsDo- 
n  und  ron  dem  Privatvermögen  des  Regenteri. 

\  \  «'ii  Indern  auch  Chatoulle-  und  ScatulGut,  desgleichen  KabinetGut,  Casscltc 
particuliere  »In  prüice,  genannt.  Jaugow  von  den  Regalien,  458.  .b>  Ton.  Hor- 
\  n  n  diss.  de  patrimonio  prineipis  privato,  quod  die  Chatoulle  voeant.  Jen. 1^27.4« 
\  l.  Rivnroa  diss.  de  bonis  prineipis  patrimonialibus.  J j>s.  178-.  4.  LutsEii 
Spcc.  di.  10.  Hosbr,  ron  der  Reichsstände  Landen,  9.1?,  ftf  Ebendefs.  von 
der  Landeth.  in  Cameralsachen  [.  I.  C.  .1-  Fiscueii*s  Lehrbear.  der  Gameral- 
und  Po)iseire<  bte,  IL  IV.  Baier,  Familiengesetz  v.  1808,  Art.  55.  ff.  Rhein. 
Bund,  1!.  8.  Weitung.  landständ.  Grundgesetz  v.  i).  Aug.  1829,  Art.  39 

u.  |6<  Eine  im  Königreich  Hannover  bestehende  landesherrliche  Schatiillcassc 
ial  aus  1  onds  entstanden,  die  der  königl.  Familie  ausschliefsend  zugehören.  Ihr 
Vermögen  bestand  i83s  in  2,400,000  Thalern ,  nachdem  damals  der  König  ein 
da  1  gehörendes  Capital  von  1,100,000  Thalern,  welches  bei  der  vormaligen  Haupt- 
Hamincrcasse  aus  Erbegeldern  verzinsbar  angelegt  war,  erlassen  halte.  Allgem. 
Zeit  v.  II.  Juli  io5>.  Beil.  S.  748.  Einige  unterscheiden 'Patrimunial-  u.  Scha- 
tullGut  Horn  s  Staatsr.  t.  Reichslande,  II.  39.  v.  Göbei/s  Abhandlungen  aus  dem 
tsr.  St,  S.a3i.  C.  C.  A.  H.  v.  Kamptz  Erört.  der  Verbindlich^,  des  weltl. 
Rcichsfärsten  aus  den  Handl.  s.  Vorfahren,  36.  —  Kinige  unier  scheiden  Patrimo- 
nial- ""«I  SchatullGüter ,  schreiben  jedoch  an  beiden  dem  Regenten  das  volle 
]  igenthum  zu.  \.  Rom  a.  a.  ().  —  In  dem  preussischen  Staate  ward  der  Unter- 
s«  bied  zwischen  Domänen-  und  (liegenden)  SßhcttuilCtixtßvn  aufgehoben,  untl  beide 
für  unveräusserlich  erklärt.  Verordn.  v.  i3,  Aug.  1713.  Behmeb  1.  e.  §,  i5.  Fi- 
BCHM  a.  a.  ().  IL  493.  f.  Das  preuss.  allgem.  Landrecht,  Th.  II,  Tit.  hfi  bestimmt: 
dal's  Güter  u.  Sachen,  welche  der  Landesherr  selbst  aus  eigenen  Erspar- 
nissen, oder  durch  irgend  eine  andere  auch  bei  Privatpersonen  stattfindende 
Erwerbungsari  an  sich  gebracht  hat,  als  dessen  Privateigentum  zu  betrachten 
Seyen.  T>:  Hai  jedoch  derjenige  Landesherr,  welcher  ein  solcher  erster  Er- 
werber war,  über  unbewegliche  von  ihm  auf  dergleichen  Art  erworbene  Sachen, 
weder  unter  den  Lebendigen  noch  von  Todeswegen,  verfügt;  so  sind  dieselben 
für  einverleibt  in  die  Domänen  des  Staats  anzusehen.«  —  Die  königl.  sächsische 
\  erf.  I  rk.  \.  i83i,  §.  21,  erklärt  für  Privateigenthum  des  Königs  Alles,  was  er 
ror  seiner  Thronbesteigung  besessen  hat,  und  mit  diesem  Vermögen  ferner  er- 
wirbt. Hat  er  darüber  nicht  verfügt,  so  wächst  solches  bei  seinem  Ableben 
dem  Hausfideicommifs  (§.  333,  d)  zu.  Auch  über  das,  was  er  während  seiner 
Regierang  durch  irgend  einen  PrivatrechtsTitel  oder  durch  Ersparnisse  an  der 
Civilliste  erworben  hat,  kann  er  frei  verfügen,  doch  nur  unter  den  Lebenden; 
bei  B einem  Ableben  fällt  das  noch  Vorhandene  an  das  Hausfideicommifs.  Die 
Stände  sind  berechtigt  und  verpflichtet,  über  die  Erhaltung  des  Hausfidcicom- 
irns.es  zu  wachen.  Ebenda«.  §.  20  u.  108.  —  Von  dem  königl.  hannöver.  Schatull- 
g  '.      man  die  königL  Erklärung  an  d.  allgemeine  Ständeversamml.  v.  1 1.  Mai  1832. 

b)  Oestreick.  Gesetzbuch,  Th.  I,  Hauptst.  1,  §.  20.  S.  Meining.  landständ.  Grundge- 
setz v.  1829,  Art.  46. 

')  Pi  rrrnAmr  elem.  juris  feud.  §.  65.  not.  c.    Fj.orencourt  a.  a.  O.  64.  Ringle«,  de 
domanüs  Germajiiac,  lib.  I.  §.  76, 
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(P)  Neu:u.\>>  mcdit.  juris  priv.  princ.  T.  IV.  IIb.  1.  tit.  4-  §•  3i.  sq.  p.  3i.  sq.  Pl'tt- 

äasä*  dem.  jur.  feud.      65.  not.  c. 
e)  L.  3.  C.  de  qxiadrienn.  praescr.  Brissomus  de  V.  S.,  voc.  ratio.  Stryr  U.  M.  lib. 
tit.  5.  §.  3.    Leyser  Sp.  458.  m.   3.    Gmeuh's  Ordn.  d.  Gläubiger,  IV.  21. 

Anders,  nie  es  selieint,  3Ioser  a.  a.  O.  2i3.  —  Die  römischen  Gesetze  fordern 

zu  Verjährung  dieser  Güter,  einen  40jährigen  Zeitraum.  L.  4.  C.  de  praescript. 

3o  vel  40  annor.  L.  ult.  C.  de  fand,  palrim. 
/)  L.  6.  §.  1.  D.  de  jure  fisci.    Pufe^dorf,  T.  IV,  obs.  %6i.    P.f.t.lfeld  diss.  de  hy- 

potlieca  fisci,  §.  34-  Pütteh  prün.  lin.  Jur.  priv.  princ.  §.  8.  not.  a.  Gmemn  a.a.O. 
g)  Berühmt  und  sehr  bedeutend  sinn  die   östreichischen  PalrimonialFamiÜenherr- 

scliaften,  in  Oestreich  unter  der  Enns,  in  Böhmen,  Mahren  und  Ungarn. 

§•    356.  (056.) 
Adespota,    Res  Nullius,    Bona  vacantia. 

Y)  Das  Staatsgebiet  und  jede  Sache,  welche  sich  darin  befindet,  sind, 
wegen  des  darauf  sich  beziehenden  Staatsei  gen  thumrecht  es  (§.  328,  329), 
in  Ansehung  aller  Auswärtigen  a)  als  fremd  oder  occupirt  zu  be- 
trachten. Das  Meiste  hievon  ist  entweder  Privateigenthum  (§.  334?  335}, 
oder  Staatsvermögen  (§.  328,  332).  Was  keines  von  beiden  ist,  heifst 
her  rn  loses  oder  freistehendes  Gut  (adeorcorov)  Adespota  sind 
also  Sachen,  innerhalb  eines  Staatsgebietes,  die  weder  zu  dem  Privateigen- 
thum, noch  zu  dem  Staatsvermügen  gehören.  Sie  sind  als  nicht  occu- 
pirt anzusehen,  nur  in  Ansehung  des  Staates  und  seiner  Bürger,  nicht 
in  Hinsicht  auf  Auswärtige.  Ihre  Zueignung  ist  dem  Staat  und  allen  seinen 
Mitgliedern,  aber  auch  nur  ihnen,  frei  gelassen.  II)  Sie  unterscheiden  sich 
von  Niemand  gehörigen  Dingen  (rebus  nullius),  als  nicht  occupirten 
Sachen  ausserhalb  eines  Staatsgebietes;  und  III)  von  so  genanntem  erb- 
losem oder  vacantem  Gut  oder  Nachlafs  Oedig  Gut,  bona  vacantia), 
Welches  der  Staat,  kraft  eines  positiven  subsidiarischen  Erbrechtes,  sich 
zueignet. 

«)  In  diesem  Sinne,  spricht  Grotitjs  de  J.  B.  et  P.  lib.  2.  c.  4>  §•  >9«  yon  einem 

dominio  populi  generali, 
b)  Auch  derelinquirte  Sachen  innerhalb    des  Staatsgebietes  gehören  dahin.  Vergl. 

§.  338,  Sum.  VI. 


§•  337.  (2.37.) 

Recht  auf  Adespota. 

I)  Adespota,  die  als  Zuwachs  (jure  accessiouis)  zu  dem  Privat- 
eigenthum,  oder  zu  dem  Staatsvermögen  im  eigentlichen  Sinn,  kommen, 
sind,  als  der  Hauptsache  einverleibt,  als  Bestandteil  derselben  zu  betrach- 
ten; es  findet  also  forthin  ein  Occupationsrecht  defshalb  nicht  Statt. 
II)  Gleiche  Befugnifs  zur  Occupatio»  der  Adespoten,  haben,  wenn  das 

Kliiber's  ÖffenÜ.  Recht,  4.  Aufl.  34 
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particulnre  Sta  M'echl  keine  annere  Bestimmung  gibt  die  ein/einen 
Bürger  und  «'im-  Staat  4)j  dieser)  weil  er  des  Erwerbs  auf  gleiche  Art, 
>x  i,-  Und  fähig  ist  .  beide )  weil  * ■  i i k*  besondere  Zueignung  dieser  Sachen, 
innerhalb  des  Staatsgebietes)  noch  nicht  erfolgt  ist.  III)  Auswärtige 
sind  nulit  befugt   Vdrspota  sich  ttuuieigneo  •)  (§.  336). 

..  i  Wie  meist  i"  Ansehung  der  gefundenen  Schätze  und  der  derelinquirteh  Sachen. 
PÖTTM*a  Iii  ID.  6a3.  Klüber's  Lit.  %  i386.  Held's  reichsprälat.  Staatsn  IL  619. 
SsLClOvi  dem.  juris  grrm.  yv'w .  §.  y\ ,.  Hi  m>k\s  t.  Privatr.,  §.  1 8'3.  Dan/. 
Hindh.  1.  i83.  Jargow  von  den  Regalien,  5o4,  Vcrgl.  Preuss.  allgem.  Landr, 
l.  ().  106.  Code  civil  francais,  \rt.-i3.  —  Von  Schätzen  s.  ebendas.  art.716 
(,  1  .  Bonavn'fl  Rechtsfalle,  Bd,  III,  Num,  209.  Kind  quaest.  für.  Tab.  HL  c.  5o. 
HAUBOU>*a  k.  s.'i«  h8.  Privatr.)  180.  —  Von  Bergwerken  unten  §.  446  ff.  —  Von 
Sdtm  Plätzen,  Bergen,  Hügeln,  T/iälernt  Waldungen,  Gebüschen  u.  d.,  s.  Sciuvac« 
uebt*«  Staatsr.  «1.  gesammten  Reichslande.  §.  170.  —  Wüstes  Land,  innerhalb 
einer  Dorjmarkung^  sprechen  dein  Landesherrn  zu,  Stmtbbn,  Tb.  IV,  Bed.  109. 
v.  i;m«.v>  u.  HU.OKXA.nisi  in  «1.  pract.  Erörterungen,  Th.  IT,  Num.  27.  Andere 
der  Dorflicri  v«  hilft,  n'u  ht  der  Dorfgemeinde,  (lim.  Ern.  Weisse,  s.  resp.  Ed. 
l'i^rMH.  <li>s  de  dominio  agrormn  huultorum  inlra  eonfinia  pagorum  Germa- 
njaf  siii.rum  (Li|»s.  i8oj),  §.  2  —  5.  Noch  Andere,  nach  Verschiedenheit  der 
Rieenlhum  Verhältnisse,  entweder  der  Dorfgemeinde  oder  der  Grundherrschaft. 
I  icHBOan*s  deutsch.  Privatr.  (3.  Aull.),  §.  286.  —  Bestimmungen  über  die  Rechte 
des  Staates  auf  lierrnlose  Güter  und  Sachen,  enthält  das  preuss.  allgem.  Landr., 
Th.  II.  Tit  if».  \ Heu  Mitgliedern  des  Staates  lafst  deren  Zueignung  frei,  das 
öligem,  biirgexl.  Gesetzbuch  für  die  deutschen  Erblandc  der  Österreich.  Monar- 
chie, §.  *8-. 

4)  Die  Prävention  finde!  statt.    So  auch  in  dein  Königreich  Sachseti.  Weisse's  1<. 

iSclia.  Staatsr.,  Bd.  11,  §.  222. 
>)  Diese  Theorie  der    ludespoien  ward  von  dem  Verf.  zuerst  vorgetrngen,  in  s.  Id. 

jur.  BibilOth.  MV         f.  und  aus  dieser,  doch  nicht  ganz  richtig,  von  Danz  in 

d.  Handb    des  t.  l'matr. ,  I.  §.  ioi*  u.  182.  —  Vcrgl.  übrigens  Püttkh,s  Lit. 

III.  <>'.  1  V>  II.    Hi  11.1  h's  Lit.  S.  4-3.    Kieker  1.  c.  p.  82.  90  sq.    J.  A.  h.  Sei- 

devsticexr    comm,  de  fundamentis   juris   supremae   potestatis  circa  adespota. 

Goelt.   1-89.  4-  (KiIber's  hl.  jur.  Bibl.   XIX.  357.)  Zemtser  1.  c.  §. 

Rl  M)w  a.  a.  O.  §.  182. 

§•   338.  (258.) 

.Inf  res  nullius,  bona  vacantia  und  res  derelictas.  FiscusGut* 

I\  )  In  Absieht,  auf  Niemand  gehörige  Sachen  (res  nullius),  hat 
jeder  Staat,  jedes  physische  oder  moralische  Individuum,  gleiches  Occupa- 
tionsRecht,  Es  entscheidet  also  das  Zuvorkommen  (res  cedit  primo  occu- 
panti).  \  )  \nf  lediges  oder  vacantes  Gut  (bona  vacanlia),  insbeson- 
0  genannten  erblosen  Nachlafs,  wozu  ein  ordentlicher  Erbe 
Intestat«)  Testament-  oder  Vertragerbe)  nicht  vorhanden  ist,  eignen  die 
heutigen  Staaten  dem  Fiscüs  ein  subsidiarisches  oder  aufserordentliches  Erb- 
recht  zu  *)j  so  a\  ie  \  Ij  ein  ausschlief  send  es  Occupationsrecht  in  Hinsicht 
auf  verlassene  Sachen  l>)  (res  derelictas).  VII)  Alles,  was  das  particu- 
läre  Staatsrecht  dem  Fiscus  zueignei,  heifst  FiscusGut  <?)  (bona  (iscalia), 
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z.  B.  lediges,  verlassenes,  verwirktes  Gut  (bona  vacantia,  derelicta,  ereptitia), 
Schätze,  gefundene  Sachen,  was  das  Meer  auswirft,  Bernstein,  schiffbrüchige 
Güter  (wo  das  Strandrecbt,  die  Grundruhr,  gilt),  Perlen  und  Goldsand  in 
Privatwasser  u.  d.  «Q.  ^s  gehört,  gleich  den  Domänen,  zu  dem  Staatsver- 
mögen, und  verwandelt  sich  in  Domäne,  sobald  es  dem  Inbegriff  derselben 
einverleibt  wird. 

a)  Pütter's  Lit.  III.  §.  1876  fF.  Klübfr's  Lit.  4?3.  Rehmer,  nov.  jur.  controv.  T.  I. 
obs.  hi.  Struben,  Tb.  II,  Bd.  74.  Weisse  a.  a.  O.  v.  Scröder  in  Linde's  Zeit- 
schrift Bd.  X,  Heft  1  Num.  3.  Für  ein  blofses  jus  exclusivum  occupandi  erklärt 
dieses  Recht  Blume,  im  Rhein.  Museum,  Bd.  IV".  S.  212.    Unten  §.  476. 

b)  Leyser  Sp,  443.  Sp.  658.  m.  17.  et  18.  Günther's  Völkerrecht,  II.  64-  70.  Joh. 
Hemi.  Felzii  diss.  excerpta  controversiarum  ülustrium  de  rebus  pro  dereiicto 
habitis.  Argent.  1708.  4-  Greg.  Majansii  disp.  de  jure  rei  derelictae;  in  Ejus 
Dissert.  T.  I.  n.  16.    Runde's  t.  Privatr.,  &  182.  Oben  §.  337,  Note  a. 

c)  E.  J.  Tenzel  diss.  de  domaniis  principum  inalienabilibus,  §.  5—j. 

d)  J.  E.  Rossmann  von  dem  Mulifenrecht  (droit  d'epave) ,  in  d.  Erlang,  gel.  Anz 
17JO,  S.  7  ff.  v.  Tröltsch  Anmerkungen,  II,  162.  Haltaus  gloss.  v.  Mulhhe. 
S.  L.  Lerber  praelectio  de  fontibus  juris  patrii  (Beniae  1788.  8.),  p.  21. 


§.   559*  (959.) 
Staatsschulden 

I)  Der  reine  Bestand  des  Staatsvermögens  ergibt  sich,  nach  Abzug  der 
Staatschulden.  Eigentlich  so  genannte  Land  es  schulden  «),  haftend 
auf  den  LandesSteuer  -  und  RegalienCassen,  Ramm  er  schulden  haftend 
auf  den  Kammergütern,  Landschaft  schulden,  da  wo  Landstande  mit 
eigener  landschaftlicher  VermögensSubstanz  oder  Casse  bestehen  oder  be- 
standen, subsidiarisch  auch  Schulden,  welche  Staatsinstitute  unter  Ga- 
rantie des  Staates  contrahirt  haben,  gehören  in  die  Classe  der  Staatsschul- 
den <0;  nicht  so  Privat-  und  Fami  1  i e n schulden  des  Regenten  d)  ,  auch 
nicht  Aemter-  und  Gemeindeschulden.  II)  Staatsschulden  werden  ,  vermöge 
der  Regentenpflicht,  gültigerweise  contrahirt,  aus  rechtfertigender  Ursache 
mit  Beobachtung  der  in  der  StaatsverfassungsUrluinde,  oder  in  den  Haus- 
gesetzen des  Regenten  vorgeschriebenen  Förmlichkeit/),  insbesondere  mit 
Einwilligung  der  Landstände  (§.  294)).  Rechtfertigende  Ursache  ist 
jedes  wahre,  unmittelbare!  Staatsbedürfnifs.  Dahin  gehören :  1)  unzweifel- 
hafte bleibende  Landesvei  besserung ,  und  rechtliche  Folge  neuer  vortheil- 
hafter  Liinderer Werbung  ;  1)  Tilgung  rechtmäßiger  Staatsschulden;  3)  Ret- 
tung des  Staates,  des  Regenten,  oder  seines  vermuthlichen  Nachfolgers,  aus 
unabwendbarer  großer  Gefahr  oder  Beschädigung.  III)  Staatsschulden 
werden  errichtet,  bald  auf  blofsen  StaatsverwaltungsCredit  —  d.  h.  unver- 
sicherte, schwebende,  oder  unfundirte  Staatsschulden,  namentlich  Slaatscasse- 
und  AdminislratiousSchiilden  gf) ,  (loating  debt,  delle  flottante,  unladelhaft, 
wenn  dadurch  ctatniasigc  Einnahmen  zu  etatmäßigen  Ausgaben  nur  auti- 
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etpfcrt  werden,  oder  ircnn  unabwendbare  außerordentliche  Bedürfnisse  ein- 
treten,  bald  mit  GeneralHypotheh  auf  das  gesammte  Vermögen  und 
Einkommen  dea  Staates,  oder  rail  Special  Hypothek ,  auf  bestimmte  Staats- 
güter, Provinzen,  Remter,  Cassen  oder  Staatseinkünfte,  die  den  Staatsgläu» 
n  /ii  sicherer  Bezahlung  des  Capitata  und  der  Zinsen  dienen  sollen  ä) 
(fundirte.  Staatsschulden).  Auf  den  Grund  und  linden  des  Staatsgebietes, 
deaten  grofstci'  Theil  Privateigenthum  ist,  pflegen  Staatsschulden  hypothe- 
karisch nicht  versichert  tu  werden;  nur  von  dem,  was  darin  Staatseigen- 
tum ist,  wäre  eine  solche  Hypothek  zu  verstehen*), 

i  Momr  von  der  t.  Rrirhsständc  Landen,  i.V>-  ff. 

h)  Afosva'j  Staatsr.  Will.  \Bq  ff.  XXIV.  i  ff.  Ebenders.  von  der  Landeslioh.  in  Ga- 
maralsachen,  <>i  ft  Ebenders,  persönl.  Staats?«  II.  117.  120.  582.  (Chassot  de 
PtORiKCOuaT)  Etwas  u,  s,  w,  (oben  §.  33a,  Note  a).  Der  Reiclisdeputations- 
HaupUchlufs  ?©n  i8o3,  |.  78,  sprichl  von  Ramerscliulden,  welche  Special«  oder 
GeneralHrpothcb  in  Hammer  vermögen ,  oder  auch  nur  versionein  in  rem  für 
sich  haben«  Es  kann  aber  auch  eine  der  RammerverwaJUung  auf  andere  Art 
aufliegende  Zahlungsverbindlichkeit,  die  Eigenschaft  einer  Rammerschuld  begrün- 
den.   Vergl,  oben  §•  332. 

1  1  tfosxa  v,  d.  reichsstandischenSchuldenwesen.  Th.I.  u.  ILErf.  u.  Leipz.  1774.1775.4. 
/  nders.  ron  der  Reicbsstande  Landen,  S.  1376  ff.  Scheidemanifx's  allgem. 
Staatsr.,  §.   189  ff.    J.  N.  Bischofp  orat.  de  acre  prineipum  alieno.  Heimst. 

8.  Ueber  die  Natur  u.  die  Abtragung  der  Staatsschulden  u.  ihrer  Zinsen. 
ETrankf.  a.  M.  1801.  8.  F.  C.  v.  Moser's  Hofrecht,  I.  i45,  und  in  der  Vorrede 
KU  dem  II.  Band,  Ueber  das  öffentliche  Schuldenwesen.  Leipz.  1810.  8.  Koch 
el  Scbokli  histoire  abregee  des  traites  de  paix,  T.  VII,  p.  82. 

d)  Die  persönlichen  oder  /V/Verschulden,  namentlich  ScliatullSchulden  des  Regenten, 
fallen  auf  sein  Privat  vermögen  und  seinen  PrivatNachlafs.  Moser's  persönl. 
Staatsr.  II   58a.  /->//»///>.  ^Schulden  haften  auf  dem  Familienvermögen. 

•)  Dabei  sollte  nie  die  Betrachtung  fehlen,  dafis  Staatsschuldenmachen  nicht  weniger 
sey,  als  'Ii»1  Mittel  der  Zukunft  den  Bedürfnissen  der  Gegenwart  opfern. 

f)  Hans-  niid  Staatsgesetze,  betreffend  die  Staatsschulden,  die  Privat-  und  Familien- 
Bcbulden  des  Souverains,  die  Schulden  der  Mitglieder  seiner  Familie,  und  die 
Staatsveräufserungen:  1)  Einseitige  Verordnungen,  z.  B.  Testamente,  in  Braun- 
schweig,  Würtenpberg  u.  a.  Moser's  braunsehw.  lüneburg.  Staatsr.  7i.Scheidt's 
Anmerkungen  und  Zusätze  dazu,  61.  Moser's  Staatsr.  XXXIII.  5o8,  und  persönl. 
Staatsr.  II.  i5l.  177  ff.  —  2)  Haus-  oder  Familienverträge:  in  Braunschweig  von 
i535  u.  i5g2;  —  von  SachsenWcimar  u.  Eisenach,  Moser's  braunsehw.  lüneb. 
St.  H.  71.  Ebendess.  persönl.  Staatsr.  II.  129.  137;  —  in  dem  Hause  Nassau 
der  I  rbvertin  v.  3o  Jim.  1783,  §.  i3— 18,  in  Reuss  Staatsk.  XVI.  92,  u.  Db 
M  w.tjns  recueil,  II.  4o5 ;  u.  Vertr.  v.  18.  Apr.  i8o5;  —  in  Baiern,  v.12.  Oct.  1796, 
u.  Haus-  und  Staatsfideiconunifs- ,  dann  SchuldenPragmatik  v.  20.  Oct.  1804,  in 
dem  baier.  Regier.  Bl.,  in  v.  Aretin's  Genius  von  Baiern.  Bd.  I.  Heft  1  (i8o3), 
S«  i5,  und  in  der  Allgem.  Zeit.,  i8o5,  Num.  20  ff;  bestätigt  in  d  Constitution 
des  Rönigr.  Baiern  V.  j.  Mai  1808,  Tit.  II,  §,  11,  in  d.  baier.  Regier.  Bl.  1808, 
Sr.  ?..':  —  in  SachsenCoburgSaalfeld,  v.  1.  Apr.  1802,  in  Ri/über's  Rheinischen 
StaatsAnaeigenj  Heft  I,  1802,  S.  44;  —  im  Hrzgth.  S.  Meiningen,  landständ. 
Grundgesetz  v.  ?.3.  Aug.  1829,  Art.  l\i  ff. ;  —  n  MecklenburgSchvvcrin,  Staats- 
und HausFundamentalgesetz,  v.  11.  Mai  i8o5,  in  d.  mecklenburg.  schwer. 
Staatskniender  v.  1806,  S.  189;  —  in  Baden,  v.  1.  Oct.  1806,  18.  Nov.  1808  u. 
I  5.  Oct.  rffeö,  in  dem  bad.  Regier.  Bl.,  1806,  N.  27;  1808,  N.  38;  1820,  TS.  i5.— 
3)  Lande  s  grundvertrüge :  Würtembergische  Landtags  Abschiede  v.   1629  u.  i652. 
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(Moseh's  persönl.  Staatsr.  II.  i5i),  und  Erbvergleich  v.  1771,  ad  Class.  IV.  S.  93; 
braunschweig-wolfenbüttelischer  Vertrag  mit  der  Landschaft  v.  1.  Mai  1794,  bei 
Floren court  a.  a.  0.;  s-  hildburghausisches  Haus-  und  Grundgesetz  v.  16,  Apr. 
1820;  turhess.  Verf.  Urk.  v.  i83i,  §.  94. 
ff)  In  dieser  Hinsicht  unterscheidet  man  Staatsschulden  im  engcrn  Sinn,  und  Ad- 
ministration*- oder  RechnungsSchulden.     Von  der   Jclzten  Art  sind   alle  in  die 
Classe  der  Staatsschulden  förmlich  nicht  aufgenommene    Schulden  der  Staats- 
casse,  welche  die  Natur  eines  Ausgaberückstandes  aus  einer  laufenden  Staata- 
verwaltungsRechnung  haben,  wie  der  Rückstand  einer  der  Staatscasse  obliegen- 
den jährlichen  Leistung,    oder  einer  Zahlung  für  ordentlichen  Staatsaufwand 
eines  bestimmten  Rechnungsjahres,  und  alle  Ausgaben,  die  unter  dem  Voran- 
schlag (Etat)  eines  bestimmten  Rechnungsjahres  nicht  begriffen  sind.    Zu  der 
ersten  Classe  gehören  alle  Schulden,  die  verzinsbar  oder  nicht,  als  Rückstände 
der  genannten  Art  nicht  zu  betrachten  sind. 
h)  Nie  sollte  man  eine  Sicherheit  anbieten,  die  der  Unterrichtete  für  angemessen 
nicht  gelten  läfst.  —  Von  den  verschiedenen  Methoden,  Staatsschulden  zu  machen, 
6.  Lüder's  Nationallndustrie   (Braunschw.  1808),  Cap.    11.    Ueber  das  öffent- 
liche Schuldenwesen.  Leipz.  1810.  8.    Ideen  über  StaatsschuldenTilgung ,  vom 
Grafen  von  Soden.    Wien  181 4.  8. 
1)  Man  s.  das  AusträgalUrtheil  des  dresdener  AppellationsGerichts  vom  6.  Mär« 
i83o,  in  der  Beil.  zu  dem  öffentl.  Protoc.  der  B.  V.  v.  18.  März  i83o.  Austrägal 
Urtheil  des  münchener  OberappellationsGerichts  v.  4«  Juli  i8?,3,  als  Beilage  zu 
dem  Protoc.  derß.V.  v.  4.  Dec.  1823,  §.  j6o;  in  den  Protoc.  derB.  V.,  Bd.  XV, 

S.  574. 

§.   340.  (260). 
Fortsetzung. 

IV)  Bei  Staatsschulden,  lautet  die  Verbriefung  (Staatsobligation,  Staals- 
papier,  Banknote),  entweder  auf  einen  namentlich  darin  angegebenen  Glau- 
biger, oder  auf  jeden  Inhaber  (au  porteur,  Pajnergeld).  V)  Die  Zahlung«) 
wird  gestellt,  auf  Sicht;  auf  bestimmte  Zeit  nach  Sicht;  auf  Capitalfufs 
(nach  Ablauf  der  stipulirteii  Zeit,  nach  Maas  und  Münze,  wie  die  Anleihe 
geschah),  es  sey  nun  durch  Zahlung  des  Ganzen  auf  einmal,  oder  durch 
Stück-,  Partial-  oder  TerminalZahlung,*  auf  Anticipationen  oder  Abtragung 
des  ganzen  Capitals  nebst  Zinsen,  von  einem  bestimmten  Einkommen  des 
Staates,  binnen  kurzer  Frist ;  auf  Jahrzahlung  oder  Jahrgefalle  (Annuitäten, 
Zeitrenten,  Renten,  die  nur  während  einer  bestimmten  Reihe  von  Jahrein 
statt  der  Zinsen-  und  CapitalRückzahlung)  bezahlt  werden;  auf  Leibrenten, 
auf  Tontinen;  auf  Lotterie,  u.  d.  £).  VI)  Der  Staat  hat,  in  der  Regel, 
dieselben  Rechte  und  Pflichten  wie  ein  Privatgläubiger.  \  IIJ  Von  der 
Verbindlichkeit  des  Regierungsfolgers ,  die  Schulden  seiner  Vorfahren  zu 
bezahlen,  wird  oben  gehandelt  (§.  252). 

a)  Zu  Regulirung  und  Tilgung  des  Staatsschuldenwesens,  sind  in  manchen  Ländern 
eigene  Scfiuldc?il>Igun<;sComm>ssionen  und  AmortisatnmsCassen  verordnet  (§.  4oi,b)- 
Von  den  Rechtswohlthaten,  Moratorien,  Competcn*  u.  a.,  s.  die  angef.  Abhandl.  über 
die  Natur  und  Abtragung  u.  s.  rv.,  §.  8.  fi'.    Mosp.n  v.  d.  rcichsständ.  Schulden- 
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i    1   63    H  \  .»ii  dein  SüuUtBnnforoM ,  s.  die   Abb.  über  die  Natur  der 

SlMttM  huldoii,  S  (»i)  iV. 

.' »  \ .  »>..■!!,.  im  Sohlö&kh*)S  StaatsanEcig6R'1    L1X.  3o6«    C,  S.vhtohius,  Kandb.  der 
Sta.iLsNMi  Ulm  halt,  $.  i3i  IT. 


VII.    C  A  P  I  T  E  L. 

S  t  a  .«  t  8  v  e  r  w  a  l  t  u  n  g  s  f*  o  r  in. 


§•  341.  (2610 
Statttsf'orm.    Staatsv&r  waltung,    l  er  wallt  in  ys form. 

1»  Die  Staatsform  (forma  civitatis  s.  reipublicae,  §.  98)  ist  in  den 
Erbstaaten  des  Teutschen  Bundes  monarchisch  (monokratisch),  und  zwar 
erbmonarcbiscb ,  in  den  Freien  Städten  republikanisch  (§.  239 — 242). 
I!  Di<  Staats  Verwaltung  (administratio  reip.)  besteht  in  rechtmä'siger 
and  sweckgemäser  Ausübung  der  Hoheit-  und  Eigenthumrechte  des  Staates, 
nach  seinem  innern  und  ä'ufsern  Verhältnifs.  III)  Die  Verwaltungsf'orm 
(forma  administrationis) ,  die  Art  der  Staatsverwaltung  (Yerwaltungsordnung, 
Administration),  ist  nicht  überall  dieselbe.  Wie  sie  aber  auch  beschallen 
ley,  so  im  risse*  in  der  Verwaltung  echter  National-  oder  Gemeingeist 
Malten.  IV)  Wo  Landstände  sind,  gebührt  diesen  eine  verfassungsmä'sige 
Mitwirkung  bei  Ausübung  bestimmter  Uoheitrechte  (§.  297), 

§.   542.  (962.) 
V erantivorllichkeit  der  StaatsMinister. 

In  jeder  durch  Volksvertretung  unterstützten ,  also  verfassungsm.äsig 
eingeschränkten  Monarchie,  sollte,  wie  in  England,  das  Staatsmini- 
Btei  i  u  in,  und,  so  viel  seinen  besondern  Wirkungskreis  betrifft,  jeder  Ein- 
zelne \on  den  obersten  Staatsbeamten,  jeder  Vorsteher  einer 
obersten  Staatsverwall  ungsbehörde,  hier  als  erstes  Organ  und  oberster  Die- 
ner der  vollziehenden  Gewalt,  nicht  blofs  der  Person  des  Regenten,  son- 
dern auch  den  Stellvertretern  des  Volkes,  gesetzmäsig  verantwortlich 
se^nj  sowohl  für  X  w  e c k  m  ä  s  i  g k e  i t ,  als  auch,  und  zwar  vor  einer  rich- 
tenden Behörde,  für  Gesetzmäßigkeit  oder  Uebereinstimmung  der  Re- 
gierungshandlungen  (sowohl  Begehungs-  als  auch  Unterlassungshandlungen), 
mit  der  Verfassung  und  den  Gesetzen  des  Staates«).  Mit  Hülfe  dessen, 
und  da  liier  i  e<  h  1  w idrige,  wirkliche  oder  angebliche,  Befehle  des  Regenten 
nicht  zur  Entschuldigung  eines  Mifsbrauchs  der  Staatsgewalt  dienen  können', 
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auch  seine  Verfügungen  zu  ihrer  Gültigheil  der  Unterzeichnung  eines  oder 
mehrerer  Mitglieder  der  gehörigen  Staatsbehörde  bedürfen  (§.  2Ö3),  befindet 
sich  dann  der  verfassungsmäsige  Monarch,  der  Mittelpunct  der  Macht 
und  Majestät  der  Nation,  für  seine  Person  in  eine  Art  von  Allerheiligstem 
versetzt,  unerreichbar  für  den  Stöfs  politischer  Bewegungen.  Von  ihm 
ist  vollkommene  Gewissens-  und  Willensreinheit  anzunehmen,  folglich,  dafs 
er  immer  nur  das  Beste  des  Landes  und  gesetzmäßige  Staatsverwaltung 
wolle,  und  Beides  unbedingt  den  Ministern  zur  Pflicht  mache.  Auch  steht  bei 
jener  Verantwortlichkeit  ein  würdiger  Minister,  zugleich  geschützt  gegen  un- 
geziemende und  beleidigende  Angriffe,  fester  als  bei  einer  Staatsordnung,  wo 
nur  Hofgunst  ihm  die  Dauer  seiner  Stelle  verbürgt  und  Engel  der  Finster- 
nifs  ihn  umschweben.  In  solchem  Geist,  bestehen  jetzt  in  verschiedenen 
Bundesstaaten  Gesetze  über  Verantwortlichkeit  der  Minister  und  anderer 
obersten  Staatsbeamten 

a)  Jeder  der  obersten  Staatsbeamten  sey  verantwortlich,  sowohl  für  den  Inhalt  der 
von  ihm  contrasignirten,  von  dem  Regenten  ausgehenden  Verfügungen,  als  auch 
für  dasjenige,  was  er  für  sich  verfügt,  oder  was  ihm  innerhalb  seines  Geschäft- 
kreises zu  thun  obliegt,  also  für  Begehungs-  und  Unterlassungshandlungen.  Das 
Letzte  gelte  auch  von  den  übrigen  Staatsdienern  und  Behörden;  insbesondere 
haben  diese  die  von  höheren  Behörden  an  sie  ergangenen  Anweisungen  bei  ei- 
gener Verantwortlichkeit  zu  befolgen,  wenn  ihnen  solche  von  der  geeigneten 
Slelle  und  in  gehöriger  Form  zukommen,  und  nicht  wider  die  Grundverfassung 
oder  die  Gesetze  des  Staates  anstofsen.  —  Protocoll  der  würtemb.  Ständever- 
samml.  v.  23.  Apr.  1817.  Verhandlungen  der  ersten  Kammer  der  Ständevers, 
des  GH.  Baden,  1820,  Heft  4?  S.  616 — 691.  Heft  5,  S.  707  u.  74c,  ferner  1822 
und  i83i.  Verhandlungen  der  zweiten  Kammer  des  GH.  Hessen,  1820,  Heft  2, 
S.  36;  Heft  6,  S.  67  ff.  118  ff.  u.  Beilagen  S.  5  ff.  Verhandlungen  in  der  kur- 
hessischen Ständeversammlung  im  Jahr  i833,  betr.  die  Anklage  wider  den  Vor- 
steher des  Ministeriums  des  Innern,  besonders  am  3i.  Juli  u.  28.  Aug.  Frankf. 
OPAZeit.  i833,  1—8.  Sept.  Klüber's  Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  d.  wiener 
Congr.,  S.  2i5  u.  356.  Reflexions  sur  les  constitutions,  la  distribution  des  pou- 
voirs  et  les  garanties  dans  uae  monnrehie  constitutionelle ;  par  Benjamin  Con- 
stant.  Paris  181 4.  8.  .11».  Rey,  de  la  responsabilite  des  agents  du  pouvoir. 
Paris  1S18.  8.  Ueber  die  Verantwortlichkeit  der  Minister;  aus  dem  Franz.  des 
Hrn.  Bek j.  de  Constant  j  in  äenM(sceMen  der  neuesten  ausländ.  Literatur,  St.  VII. 
(Lcipz.  i8i5.  8.),  Num.  5.  v.  Aretin's  constit.  Staatsr.,  Bd.  HI,  S.  207  ff. 
Schunck's  Staatsr.  des  Könige.  Baiern,  Bd.  I,  S.  i65.  Vergl.  auch  Entwürfe 
franz.  Gesetze  wegen  Verantwortlichkeit  der  Minister,  vom  Dec.  1814,  u.  v.  i\. 
J)cc.  1816,  in  dem  Journal  de  Francfort,  i8i5,  Num.  11  u.  12,  und  1817,  Num. 
4j  v.  28.  Jan.  1819,  in  der  allgem.  Zeit.  1819,  Num.  36.  Vorträge  in  den  pa. 
riser  Kammern,  1816  vom  Gr.  Laley-Tolendal,  u.  1817  vom  Minister  Deserrk. 
Verhandlungen  über  die  ministerielle  Verantwortlichkeit;  von  d.  Grafen  K.  H. 
Posse.  Stockholm  1823.  8.  K.  H.  v.  Stromuecr,  was  ist  Rechtens,  wenn  die 
oberste  Staatsgewalt  dem  Zweck  des  Staates  entgegenhandelt  (Braunschw.  i83o.  8.)? 
S.  3y  IV.  Benjamin  de  Constant  über  Verantwortlichkeit  der  Minister,  aus  dem 
Franz.  v.  G.  v.  Kghesducl.  Neustadt  a.  d.  O.  i83i.  8.  Gesetz  über  die  Verant- 
wortlichkeit des  Staatsraths  im  Canton  de  \ "aud,  vom  19.  Juni  i832  ;  in  Mitter- 
MAiin's  u.  Zachariä's  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  und  Gesetzgebung  des 
Auslandes,  Bd.  V,  Heft  1  (Heidelberg  i832>,  Ablh.  IX,  Num.  3.  (BüDBjrtJS),  die 
Minister\ erantworllichkeit  in  constitutionellen  Monarchien,  Leipz.  i833,  8  (zu- 
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gleich  Coromontar  (Ibtrge/setmliche  Bestimmungen  \»m  3o  eonsitutionellen  monar- 
chischen Staaten  Europa'*),  kctanatitakc,  die  landstündischea  Anklagen  wider 
den  h-n  fürstlich-hessischen  Staalsmiiüster  H.  I>.  L.  1  .  Hassen  pfi.ug  betreffend. 
Stuttg.  i836,  !>.  PiNBRino  l  rrrxira,  de  la  rcsponsabilitc  des  ministres  dans  les 
monarchiea  ronstitutionnelles:  dana  iä  «Revue  ötrangere  de  l'eVislatibn  et  d'cco- 

n.-mie  polttiqttt  j  publik  par  FOKLIÜRV  ,  :i  Paris,  i  < annee ,  Num.  2,  Dec.  Ü83>4, 
1».  n(«  i->:  annee,  IN  tun.  •>.,  Ott.  i835,  p.  ?53  76t».  BaUKISTER,  de  la  res- 
ponsabilite*  des  Fonctipnnaires  publica  cu  tagleterre,  el  des  dangers  et  incon- 
reuieua  auxquela  ilfl  bqqI  exposes;  in  [ier  Rngef  Revue  ötrangeve,  Num.  3,  janv- 
ij»r»,  p,  \  >{)  i  j  |,  Di  Goi.ukbt,  de  la  rcsponsabilitö  des  ministres,  dana  les  divers 
<  i  its  ronstitutionnels  de  lEuropej  ibid.  .Num.  6.  Avril  i835,  j>.  34s — 35i.  Von 
den  kristohraticn,  den  Geschlechts-,  Geld-,  Geistes-  und  Beam  ten  A  utokratien, 
und  der  MinistcrverantWortKrhkcil  in  reinen  Monarchien.  Leipz.  i83/|.  8.  (Eine 
\  diesea  sehr  Bchätr.baren  Buchs,  von  Pinhkiho-Fkhukiii.v  in  der  angef.  Ke- 

utr  rlrangerc.  ■»•»'"  annee,  Num.  12,  Oct.  l835,  p.  762— 766.)  Bericht  des  Staats- 
rat!^ Berenger,  im  Namen  der  Commission  für  die  Anklage  der  letzten  Mini- 
ster des  entthronten  Königs  Carl  V,  in  der  Sitzung  der  französ.  Dcputirtenkam- 

nier  \.  ;>  \.  Sept.  L63oj  in  drin  Boniteur  nniversel  du  Sept.  i83o,  hl  der 
Alldem.  11.  in  .indrrn  tenl  sehen  Zeitungen.  Zu  l'aris  Wurden  am  21.  Dec.  l83o 
%ier  \mi    diesen    Ministem,   Wegen    durch    ministerielle  Handlungen  begangenen 

Horbverraths,  von  dem  PairHof  zu  lebenslänglichem Gefängnifs  verurtheilt,  ihrer 
Titel,  Grade  und  Orden  verlustig,  und  der  erste  von  ihnen,  Fürst  Polignac, 
w.n  d  iiberdiefs  für  bürgerlich  lodt  erklärt,  die  drei  andern  in  den  Stand  der 
[nterdiction  (Entmündigung)  versetzt.  Aon  England,  s.  Com;  de  l'administration 
de  la  justice  criminelle  en  Angleterre,  et  de  l'esprit  du  gouvernement  apglais 
(Paria  1822.  8.),  j).  191  et  suiv,  —  Von  antieonstitutionrllen  Höflingen  und  Mi- 
ra handelt  J01  v,  la  morale  appliquee  ä  la  politique.  (Paris  i8?>3),  T.  ier.  p« 
ia3  ei  suiv.  Auszug  in  v.  Aretin's  constitütionellem  Staatsr.,  [Hd  I,  S.  256  IV. 
f>)  Xus.mtrisch's  Edict  v.  1.  u,  2.  Sept.  1814  (oben  286,  a),  §.  2,  Num.  2.  Si  wehnar- 
ristnack.  Grundgesetz  Tiber  die  landst.  Verfass.  18161  §•  5  u.  111  ff,  S.  htldSurg- 
kauäicheii  1818,  §.  ■>,  V».  u.  &5.  Baier.  VerfaSS.Urk.  v.  1818,  X.  4  —  6.  Beilage  IX, 
16.  BudUdie  v.  1818,  §.  -  u.  67.  Badisches  Gesetz  v.  5.  Oct.  1820.  Wurtemh% 
Verfass.  >  ertr.  r.  1819,  §.  5i  ff.,  184  O.  199.  GH.  ' hessische  Verfass.  Urk.  v.  1820, 
Art.  109,  u.  Gesetz  Bber  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  v.  5.  Juli  1821. 
V  coburg-saalfeldische  Verfass.  Urk.  v.  1821,  §.  78.  Waith- da  sc  her  Landesvertr. 
über  die  landstand.  \  erfass.,  1816,  §.  25.  S.  Mehring.  Grundgesetz  v.  1829. 
Art  88.  Kurhessische  Verfass.  Drk.  v.  i83i,  §.  108.  u.  i56.  Hohenzollern-Sig- 
maring.  \  erfass.  Urk.  v.  i833,  §.  5o  f.  u.  192  ff.  —  Den  Ständen  für  verant- 
wortlich erklärt  die  Vorsteber  der  sechs  MinisterialDepartcmertts  die  konigl. 
Sachs.  \  erfass.  Urk.  v.  i83i,  §.  41»  mit  Bestimmungen  für  die  Verfahrungsweise 
bei  ständischen  Beschwerden  und  Anklagen,  §.  140 — 15 1.  Die  französische  Ver- 
fassungsurhunde von  i83o,  Art.  12,  gleichwie  die  von  181/1 ,  Art.  i3,  spricht: 
Dir  Person  dea  Königs  ist  unverletzlich  und  gesalbt  (nicht,  heilig).  Seine  Mi- 
nister sind  verantwortlich».  Tliezu  die  Art.  55  u.  56.  —  Von  dem  würtember- 
_  .  eben  und  dem  königl.  sächsischen  StaatsGeriehtshof,  oben  §.  283,  g.  —  Das  an- 
gcf.  grofsherzogl.  hessische  Gesetz  v.  1821  sagt:  «Da  Befehle,  welche  zu  gesetz- 
widrigen Handlungen  oder  zur  Verletzung  Unserer,  den  Ständen  gegebenen  Zu- 
lagen fuhren  könnten,  nie  von  Unserem  Willen  ausgehen,  sondern  nurjn  einem  Mifs- 
verstandnisse  gegründet  seyn  können,  dessen  Aufklärung  Wir  als  eine  Pflicht 
Unserer  obersten  Staatsdiener  und  Staatsbehörden  betrachten,  so  haben 
Wir  —  —  für  gul  gefunden,  f  olgendes  gesetzlich  zu  verordnen:  Die  Mi- 
nister, das  Ministerium,  und  alle  jetzige  oder  künftige  höchste  Administrativ- 
en -ollen,  wenn  ihre  Verantwortlichkeit  wegen  gesetzwidriger  Handlungen 
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oder  Nichterfüllung  der  Zusagen  des  Hegenten  an  die  Stande  des  Grofsherzog- 
thums  reclamirt  wird,  sich  nie  zur  Entschuldigung-  auf  angebliche  Befehle  des  Re- 
genten berufen  können.  » 

§.    345.  (0(53.) 

lieber  trayung  der  Staatsgeschäfte  an  Staatsbeamte;  auf 
verschiedene  Art. 

I)  Die  oberste  Leitung  der  Staatsverwaltung  liegt  in  der  Hand 
des  Souverains,  dessen  Subjectivität  hier  vorzüglich  in  Betrachtung 
kommt  «)♦  II)  Er  ernennt  Staatsbeamte  (§.  487)5  für  Erreichimg  des 
Staatszweches  nothwendige  Gehülfen*),  denen ,  bald  einzeln,  bald  in 
StaatsCol  legi en  vereinigt  (Administration  durch  Einzelne,  und  Collegial- 
Adininistration  durch  Haupt-,  Neben-  und  FilialCollegien) ,  Staatsge- 
schäfte, inländische  und  auswärtige,  nach  bestimmter  Ordnung  und  Ein- 
richtung der  Staatsverwaltung,  übertragen  werden.  III)  In  der  Art,  wie 
die  Besorgung  der  Staatsgeschäfte  den  Staatsbehörden  obliegt,  unter- 
scheitlet man:  1)  C o  1 1  e  gia  l System ,  das  heifst,  Behandlung  der  Staatsge- 
schäfte  durch  Collegien,  in  welchen  die  Beschlüsse,  nach  gemeinschaftlicher 
Berathung,  durch  Stimmenmehrheit  (vota  decisiva  majora)  gebildet  werden; 
2 J  Einheit-  oder  B  u  r  e  a  u  System,  das  heifst ,  Behandlung  der  Staatsge- 
schäfte nach  dem  Willen  Einzelner  (en  bureau),  deren  Gehülfen  blofs  be- 
rathende  Stimmen  (vota  consultativa  s.  deliberativa )  eingeräumt  sind  c); 
3)  Mittelweg  oder  zweclunäsige  Vereinigung  beider  Systeme,  indem 
manche  Arten  von  Staatsgeschäften  durch  coliegialisch  berathende  und  be- 
stimmende, andere  durch  einzeln  ausführende  Staatsdiener  behandelt  wer- 
den, damit  Reife  und  Sicherheit  der  Beurtheilung  mit  zwechmäsiger  Be- 
schleunigung der  Geschäfte  verbunden  werde 

a)  Ganz  entziehen  darf  sich  der  Regent,  auch  in  monarchisch-repräsentativen  Staa- 
ten, weder  der  unmittelbaren  Theilnahme  an  der  Staatsverwaltung,  noch  der 
Aufsicht  über  die  Staatsdiener.  —  Schriften  in  Plt ter's  Lit.  III.  285.  u.  Rlv  ber's 
Lit.  2j5.  Vormalige  Erinnerungen  des  Kaisers  an  Landesherren  zu  dem  Sclbst- 
regieren,  in  Moser's  pcrsönl.  Staalsr.  II.  73  f.   Kbcnders.  von  Regierungsachen,  4» 

b )  Darum  schon  wesentlich  unterschieden  von  blofscn  Hof-  und  GardcrobeDiencrn 
des  Fürsten.    Vergl.  §.  487,  c,  u.  ff. 

c)  Dawider  und  von  der  Rüreaucratie,  vergl.  Rehcrzigungen  vor  dem  wiener  Con- 
grefs  (1814.  8.),  S.  3o  —  34-  Allgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  1814^  Num.  85.  — 
Gesetzgebung  und  Justizsachen,  sind  in  jedem  Fall  collcgialisch  zu  behandeln. 
A.  W.  Rehbeiig  über  die  Staatsverwaltung  teutscher  Länder  (Hannov.  1807), 
§.  4-  G.  H.  v.  Berg  in  Ckoue's  u.  J.vur's  Germanien,  Rd.  II,  Heft  1,  Num.  3. 
Jenaischc  allgem.  Lit.  Zeit.  1808.  Num.  83. 

</)  Reispielc  in  der  bayerischen  Instruction  für  die  GencralRreis-Commissäre,  v.  17. 
Jul.  1808,  §.  /,5.  IT.,  und  in  d.  grofsherz.  fränkfurtischen  Verwaltungsordn. 
vom  27.  Ort.  1810.  In  d.  Rhein.  Rund,  L.  2  j2.  337-  Vergl.  J.  F.  Fries,  vom 
deutschen  Rund  (1816.  8.)  S.  122. 


II.  TheiL  Vlh  Cvl\k 


Abtheilung  der  Staatsbehörden» 

In  einem  gröfsern  Staat  kann  folgende  Ibtheilung  der  Staats- 
I»  6 Ii  0  rd  b  ii  Statt  finden« 

Der  8  p  o  v  b  u  a  i  n  <<) , 
umgeben  von 
Bfinistefn  Si  a  a tsS  e c  r e  t  ä r e n 

Unter 

8 1'  i  n  e  m  ^  prsit  z 
versammelt  sich,  zu  Beratschlagung  über  diu 
>n  ichtigsten  Staatsangelegenheiten , 
d  e  r  S  t  a  a  t  s  r  a  t  h  <  ). 

»  \\  ic  «Inn  Steuermann  dir  glückliche  Fahrt,  die  Genesung  «Inn  Arzt,  dem  Feld. 
In  ri  n  der  Sieg  .  altQ  liegt  diesem  Regenten  das  Wohl  der  Staatsbürger  am 
Ht  i  /i'M,  tuf  dafs  ihr  Leben  durrh  Uralt  gesichert,  reich  an  Glüeksgütcrn,  durch 
Ruhm  ansehnlich,  achtbar  durch  Tugend  sey.  Ein  solches  Werk,  das  gröfste 
unter  Menschen,  und  das  beste  ,  müsse  Ihm  gelingen!  Scii-io  ap.  Cic.  ad  Attic. 
\  Hl.  ii.  Behelligungen  vor  dem  wiener  Congrefs  (1814.  8.) ,  S.  34 — 37.  J.  J. 
I  ven/s  PSrstenspiegeL  2.  verb.  Ausg.  Berlin  \i)o?..  8. 
'  Luch  CahinetRäthen  und  General  Adjutanten;  mit  ostensibler  Verantwortlichkeit, 
1  in  Jeder,  der  dem  Regenten  vorträgt,  mute  ein  Mann  von  Einflute  in  den 
Sachen  seines  >■  prtrags  seyn,  oder  er  ist  ein  unnützes  Geschöpf,  oder  die  Per- 
sonen neben,  über  ihm,  lähmen  ihn,  aus  niedriger,  verderblicher  Eifersucht. 
Der  Vortragende  bei  einem  Landesherrn,  ist  Minister  bei  dessen  Person,  wie 
auch  sein  Titel  laute;  Sollen  und  können  die  DepartemcntMinistcr  in  der  Wirk- 
liebheit  nur  DcpartementChefs  bleiben,  so  mute  der  Cabinetllath  nicht  nur  Mi- 
nister seyn,  sondern  auch  so  heifsen».  Die  Ursachen  von  PrenssensFaU  (1807.8.) 
S.  28.  MinisterGemälde ;  in  den  angef.  Beherzigungen,  S.  Sj — In  dem  Völker, 
rechtlichen  Sinn,  bezeichnet  das  Wort  Cabinet  die  Regierung  eines  monarchischen 
Staates,  in  ihrem  Verhältnrfs  zu  andern  unabhängigen  Staaten,  z.  Ii.  le  Cabinet 
des  Tuileries.  In  dem  staatsrechtlichen  Sinn,  versteht  man  darunter  eine  ge- 
beime  RathCanzlei  unmittelbar  bei  der  Person  des  Monarchen;  wo  man  zuweilen 
Civil-  und  MilitairCabinct  unterscheidet.  Vergl.  auch  §.  3o6,  e. 
1  )  Seiner  Hauptbestimmung  nach,  eine  blofs  berathende  Behörde j  ausnahmweise, 
für  bestimmte  Fälle,  auch  wohl  eine  entscheidende  (§.  366  a)  oder  verfügende. 
Wir  die  Staats  Ministerien  für  die  Ausfuhrung,  so  ist  der  Staatsrath  fürBerathung 
die  Intelligenz  der  Regierung.  Preu.ss.  Verordn.  wegen  Einführ,  des  Staatsraths, 
w.  so.  Harz  1817,  in  der  Gesetzsamml.  v.  1817,  S.  67.  Einführung  eines  Staats- 
rat!^, im  GH.  Hessen,  im  August  1823,  in  Eolge  eines  Edicts  v.  28.  Mai  1821. 
Bäi  r.  Verordn,  v.  18.  ISov.  1836,  betr.  den  Staatsralh.  In  manchen  Ländern 
nird  dieses  Collegiura  Gekeimerliath    genannt.    Wurtemb.  Vcrfass.  Vertr.  von 

1819.  §.  54  fr. 

§♦   545,  (265.) 

Fortsetzung. 

I)  Die  verschiedenen  Zweige  der  Staatsverwaltung  sind:   1)  die 
iswartigen,   2)  die  Innern  Staatsverhältnisse.    Zu  den  ersten  gc- 
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hören  alle  Verhandlungen  mit  andern  Staaten,  in  friedlichen  und  kriege- 
rischen Verhältnissen.  Zu  den  letzten  gehören:  Gesetzgebung,  Slaats- 
wirthschaft  mit  Inbegriff  der  Finanzen,  innere  Sicherheit  und  Wohlfahrt, 
bürgerliche  und  peinliche  Rechtspflege,  Lehn-  und  Kirchensachen.  Dem- 
nach sind  die  ordentlichen  Staatsbehörden  c)  folgende: 

A)  Staatsbehörde  der  auswärtigen  Staatsverhältnisse. 

B)  Staatsbehörden  für  die  innern  Staatsverhältnisse : 

I)  bestimmende  und  dirigirende  oder  R egi minal  Behörden, 
für  1)  Gesetzgebung,  2)  Finanzen,  nebst  der  RechnungsCon- 
trole ,  3 )  Polizei,  4 )  Justiz,  5 )  Lehnsachen,  6  )  geistliche  Sachen 
und  öffentlichen  Unterricht,  oder  Kirchen-  und  Schulsachen,  7) 
Kriegsangelegenheiten ; 

II)  ausführende  oder  VoIlziehungsBehörden:  1)  gericht- 
liche oder  Ju  st  iz  Behörden ,  oberste  oder  centrale,  provinciale 
und  örtliche;  2)  Verwaltungs-  oder  administrirende  Be- 
hörden (für  alle  StaatsverwaltungsGegenstände  aufser  der  Justiz  und 

/  dem  Kriegswesen),  centrale,  provinciale,  und  örtliche,  zuweilen  ge- 
trennte, a)  für  das  Finanzfach,  und  b)  für  das  Regierungs-,  Polizei- 
und  staatswirthschaftliche  Fach;  3)  Militär  Behörden,  generale  oder 
centrale  (Kriegsministerium  und  GeneralCommando)  und  particuläre. 
II)  In  gröfsern  Staaten,  bisweilen  auch  in  verhäitnifsmäsig  kleinern, 
sind  für  die  verschiedenen  Zweige  der  Staatsverwaltung,  als  oberste 
Staatsbehörden  folgende  S  taatsMinisteri  e  n  angeordnet  :  1)  der  aus- 
wärt igen  Angelegenheiten;  2)  der  Justiz^  3)  der  Finanzen,  neben 
ihm  zuweilen  ein  eigenes  Ministerium  des  Schatzes,  wichtig  auch  als 
GeneralControle  c)j  4)  des  Innern  (der  innern  Verwaltung,  im  einge- 
schränhten  Sinn);  5)  des  Kriegs.  Hiezu  kommen  in  manchen  Staaten, 
noch  eigene  Staatsministerien  für  die  Polizei  und  für  die  Kirchen- 
oder CultAngelegenheiten ;  das  letzte  etwa  mit  Inbegriff  des  öffentlichen 
Unterrichtes  und  Erziehungswesens,  welche  aufserdem  entweder  dem  Po- 
lizeiMinisterium  oder  dem  Ministerium  des  Irinern,  so  wie  die  Lehn- 
sachen demjenigen  der  Justiz,  anvertraut  werden.  III)  Ein  Staats  Mi- 
nisterium besteht  gewöhnlich,  aus  einem  StaatsMinister,  einem  General- 
Director,  mehreren  Minis^erialRäthen ,  einem  GeneralSecretär ,  u*  s.  w. 
IV)  Alle  Staatsminister,  für  gewisse  Angelegenheiten  collegialisch  vereinigt, 
bilden  in  manchen  Staaten  das  Staatsministerium  im  höhern  Sinn? 
als  oberste  Staatsbehörde,  bald  entscheidende,  bald  berathende,  zuweilen 
unter  dem  Vorsitz  des  Staatsoberherrn. 

a)  Schriften  über  die  Einrichtung  oder  Organisation  der  Staatsverwaltung,  in 
Pi  ttku's  Lit.  III.  260.  u.  Klüber's  Lit.  285.  —  Vergl.  Moser  v.  d.  Landcsh. 
überhaupt,  317. ,  u.  v.  d.  Landesholl,  in  Regicrungss. ,  7.  24  ff.  Westphal's 
Staatsr. ,  Num.  8.  Fisciier's  Lehrbegriff  d.  Kamerai-  und  Polizeirechte,  II.  1  ff. 
JoAni.  v.  Schwabzkopf,  über  Staats-  u.  AdrcfsKalcnder.  Jicrl.  1792.  8.  Ideen 
zu  einer  Staatsverfassung  und  Regierung.  1801.  8.  Skizze  einer  LandesOrga 
nisation;  in  d.  Rhein.  Bund,  XLIII.  47.    Vergleichende  Schilderung  der  Orga 
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öi  Staatsverwaltung,  in  Besieh,  auf  d.  Königr;  Westphalen 
u.  .».  tiMitsihf  Staaten.  1  rankt',  u.  Lei])/..  1808.  81  K.  F.  v,  WiüBKlluro'i  Vor- 
uhljige  *ur  lmtiihtung  0.  Staatsx erwaltung.  München  l8l5,  8.  C.  A.  Frhrn. 
1  Haicbiji  Politik  der  inneru  Staatsverwaltung,  od.  Darstell,  des  Organismus 
der  Behörden  für  dieselbe.  In  drei  Tbeilen.  i8a3.  8  Die  Staats-  und  Ad 
Kalender  einzelner  t.  Staaten.  Genealog.  StaatsHandhucb  (Frankf.  a.  M. 
bei  Varrentrapp  u.  Weimer (  seil  174^  bis  l8o5  jährlich,  dann  wieder  1811. 

I,  im  1.  Band,  Gx,  ll\ssii\  allgem.  europ.  Staats-  u.  AdrefsHandbuck  für 
1809,  Weimar.  Th.  L  1809.  Th.  II,  die  RheinbundStaaten ,  von  G.  Schorce. 
1811.    Neue  für  1811  u.  1813.    Für  1816  bearbeitet  v.  G.  Hasse!,,  wo 

des  l  Bds.  1.  U>th.  (1816)  u.  H  Bds.  a.  Abth.  (1817)  den  sämmtl.  t.  Bundes- 
staaten gewidmet  sind.   1.  Biivc,  die  Behörden  im  Staat  und  in  der  Gemeinde. 

taina  18136;  8. 

OrganisationsGcsetzc  teutseber  Staaten.    1)  Preussen:  Verordnungen  v.  16.  u. 

!'  -.  Oct,  u.  1.  Nov,  1810,  a4<  Apr.  181a,  3o.  Jun.  1 8 1 4 ,  3o.  Apr. 

u.  16  Dec  i8i5,  ao.  War«  1817  (Staatsrath),  3.  Nov.  181-  (Staatsministerium) 
in  d,  Gesetz  *  Samml.  für  die  pretifs,  Staaten,  u.  in  d.  Polit.  Journal.  Vergl. 
J«  D,  l  .  Himi  i,  der  prenfo  Seeretür.  a  Theile.  Herl.  a.  Aufl.  1810.  E&endess. 
Nachträge  tu  dem  LTh«  Berl.  1806.  K.  L.  Wo&tmanb's  Geist  der  neuen  preufs. 
StaatsOrganisation  (v.  1810).  LeipZ.  1810.  8.  Die  neue  Staatsverfassung  der 
preufs.  Monarchie,  in  tabellar.  Uebersicht.  Berl.  1811.  Haberlin's  Staatsarchiv, 
Heft  39,  S.  246  ff.    (J.  G.  Bolte's)  Anleit.  z.  Kenntnifs  des  öflfentl.  Geschäfts- 

jes  in  den  preufs.  Staaten.  Berl.  1804.  8.  Fr.  v.  Räumer,  über  die  Verfafs. 
der  Behörden  im  preufs.  Staate;  in  (Manso's)  Geschichte  des  preufs.  Staates, 
rom  hubertsburger  lr.  an,  etc.  Th.  III.  (Franlif.  1820.  8.).  Die  preufs.  Reor- 
ganisationsGesetzgebung,  seit  1807  bis  i8a3j  von  J.  D.  F.  Rvaipr.  Berl.  18*23.  8. 

-  1  1  Sachsen:  Hönigl.  Rescript  v.  Sept.  181-,  die  Errichtung  e.  Staatsraths 
betr.  \  on  diesem  Staatsrath  u.  dem  Geheimenrath,  s.  Weisse's  Lehrb.  des  k. 
s.m  Iis.  Staatsr. ,  Bd.  I,  §.  8/f  —  ip.  Von  der  Landesregierung,  ebendas.  §.  96 
-98.  Die  Verfafs.T  rk.  v.  i83i,  §.  4xi  verordnet  sechs  MinisterialDcpartements 
(der  .1u-,ti/.,  der  Finanzen,  des  Innern  des  Kriegs,  des  Cullus,  der  auswart.  An- 
gel.),  deren  Vorsteher  das  Gesammt  Ministerium,  als  die  oberste  collegiale  Staats- 
behörde bilden;  auch  kann  ein  Staatsrath  gebildet  werden.  —  3)  Baiern:  Or- 
ganisation  der  LandesCollegien;  in  Reuss  Staatskanzlei,  1799,  VI.  1.  Constitu- 
tion des  Königreichs,  v.  1.  Mai  1808,  fit.  3;  in  d.  Rhein.  Bund,  XIX.  3.  157, 
Instruction  f.  d.  GcneralKrcisCommissäre,  v.  17.  Jul.  1808;  in  d.  Rhein.  Bund, 
L.  22J.  Verordn,  v.  a.  leb.  1817,  wegen  Bildung  u.  Einrichtung  der  obersten 
Stellen  des  Staaatesj  in  d.  Begier.  Blatt,  Num.  IV.    Verordn.  v.  9.  Dec.  1825, 

cn  I  ormation  der  Ministerien;  in  der  Allgem.  Zeit.  v.  i5.  Dec.  i8i5.  Hand- 
buch der  Staatsverfassung  u.  Staatsverwaltung  des  Könige  Baiern.  7  Bände. 
München  1807  —  i8i3.  8.  —  4)  Hannover:  Edict  v.  12.  Oct.  1822,  die  Bildung 
der  kfinft.  Staatsverwaltung  betr.  Edict  de  eod.  betr.  die  Erricht.  einer  Domai- 
nenKammer.  Verordn.  v.  i5.  Mai  1823,  betr.  die  Erricht.  u.  "Wirksamk.  v.  6 
LandDrosteien  (Regierungen,  als  Mittelbehörden  über  die  Städte,  Acniter,  Pa- 
trimonialGerichte  u.  a.  Unterobrigkeiten,  und  unter  den  Ccntralbchörden,  mit 
(  pllegialischer  Behandl.  der  Geschäfte)  nebst  dazu  gehörigem  Reglement;  in  d. 
GenetttammL,  1.  Abth.,  Num.  10  v.  1823.  Amtsordn.  v.  18.  Apr.  1823,  ebendas. 
Rum.  u.  Reglement  für  die  Forstverwaltung,  und  für  die  GencralDirection  des 
Wasserbaues,  de  eod.,  ebendas.  :\um.  17.  u.  19.  —  ö)  Würtehlberg:  Organisations- 
Patent  r.  18.  Mär/-  1806.  Rescr.  v.  1.  Jul.  1811,  wegen  Einführung  des  Bureau- 
Systems  in  den  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen.  Rhein.  Bund,  XXXIX. 
V)s.  EVI.  a85,  l88.  3oo.  Desgl.  v.  8.  Nov.  1816,  für  das  Geh.  RathsCollegium  ; 
Jgl.  v.  18.  Nov.  18c  betreffend   die   Organisation  der  höchsten  Gerichte; 
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desgl.  v.  18.  Nov.  1817,  die  StaatsverwaltungsFormen  und  die  RessortVerhält- 
nisse  der  obersten  Staatsbehörden  betr.  G.  Rnapp's  Repertor.  über  die  k.  wür_ 
temb.  Gesetzgebung  v.  1797—1809,  Th.  III,  Abtli.  2.  (Stuttg.  1814.  8.)  J.  D.  G. 
Memmusger's  Bcschr.  v.  Würtcmberg  (2.  Aull.  182.3),  S.  439  ff.  —  6)  Baden: 
Organisation  der  bad.  Lande,  in  i3  Edicten.  2  Theile.  Mannh.  i8o3.  8.  Fünf 
ConstitutionsEdicte.  v.  1807  u  1808,  in  d.  Reg.  Blatt,  u.  besonders  zusammen- 
gedruckt, Carlsr.  1808.  8.  Neueste  Organisation  der  Gesehäftsverwalt.  d.  ober- 
sten Staatsbehörden,  v.  5.  Jul.  1808,  in  d.  Reg.  Blatt,  1808,  N.  21  u.  22,  u.  be- 
sonders abgedruckt,  Carlsr.  1808.  8.  Rhein.  Bund,  XX.  3i2.  OrganisationsEdict 
v.  26.  Nov.  1809,  mit  Beil.  A  —  F;  in  d.  Regier.  Blatt  v.  1809,  Num,  49 
Auch  besonders  abgedruckt,  Carlsr.  1810.  8.  Neue  Aufl.  i8i3.  8.  u.  in  d.  Rhein. 
Bund,  Heft  XL—  XLIV.  PersonalOrganisation  v.  3r.  Dec.  1810  in  d.  Reg.  Blatt, 
und  besonders  abgedruckt;  Carlsr.  1810.  8.  Verordn.  v.  21.  Sept.  1811,  wegen 
Wiedereinführung  eines  Staatsraths  u.  eines  Cabinetsraths ;  in  dem  Reg.  Blatt, 
1811,  Num.  24.  Verordn  v.  1821,  die  Einriebt,  des  Staatsministern  betr.  — 
7)  Rurhesseiv :  Verordn.  über  die  Einrichtung  der  Staatsverwaltung,  v.  29.  Jim. 
1821.  Verwaltungsordnung  v.  29.  Juni  1821.  —  8)  Grofsherzogthum  Hessen: 
HauptOrganisationsPatent  v.  12.  Oct.  i8o3;  in  Häberlin's  Staatsarchiv,  L.  n5 — 
166.  —  Verordn.  v.  1821,  die  Erricht.  eines  Staatsraths  betr.  —  9)  S.  Weimar: 
Verordn.  v.  1.  Dec.  i8i5,  wegen  Einrichtung  eines  StaatsMinisterii ,  in  Rlüber's 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  70.  Gesetz  über  die  Organisation  des  Staatsdienstes  in 
den  LandesCollegien  v.  i5.  Dec.  i8i5.  Schweitzer^  öffentl.  Recht  des  GH.  S. 
W  eimarEisenach ,  I.  §.  79  ff.  —  10)  Nassau:  Verordn.  über  die  Organisation 
der  Staatsverwaltung,  v.  9.  u.  11  Sept.  i8i5,  u.  5.  u.  6.  Jan.  1816.;  in  d.  nassau. 
VerordnungsBlatt.  —  11)  S.  Coburg:  Verordn.  v.  4-  Jun.  1808,  die  neue  Ein- 
richtung des  LandesMinisterii  betr.;  in  d.  Rhein.  Bund,  XXI.  472.  Dergl.  v.  1. 
Mai  1802;  in  (Rlüber's)  Rheinischen  Staatsanzeigen,  Heft  2,  S.  124  ff.  —  12) 
AnhaltCöthen  :  Verordn.  v.  28.  Dec.  1810  u.  19.  Febr.  18115  in  d.  Rhein.  Bund, 
LH,  LIV  u.  LXV.  —  i3)  S.  Altenburg,  OrganisationsEdict  v.  18.  April  i83i. 
c)  Vergl.  Memorial  de  St.  Helene,  par  le  comte  de  Las-Casas,  T.  U  (Paris  1823.8.) 
p.  345. 

§♦    546*  (266.) 
Vereinigung  mehrerer  Behörden. 
Ausserordentliche  und  provisorische  Behörden. 

I)  Einheit  und  Uebersicht,  Zeit-  und  Kostenersparnifs  fordern,  dafs 
die  Staatsverwaltung  gerade  nur  in  so  viel  Abtheilungen  getrennt, 
und  unter  so  viel  Collegien  und  Einzelne  vertheilt  werde,  als  zu  ordent- 
licher und  schleuniger  Bearbeitung  nöthig  sind  «),  Zu  grofse  Verviel- 
fältigung  der  Staatsbehörden,  vermehrt  die  Verwickelung  der  Verhält* 
nisse  in  der  Staatsverwaltung»  Uebertriebene  Cent r  alisir ung  hindert 
oder  erschwert  die  Aufsicht  über  die  Unterbehörden.  Zu  weit  getriebene 
Trennung  und  Abgrenzung  der  einzelnen  Verwaltungszweige  ver- 
vielfältigt ohne  Noth  die  Mittheilungen,  folglich  die  Geschäfte.  II)  In 
kleiner  11  Staaten,  oft  auch  in  gröfsern ,  können,  müssen  daher  mehrere, 
höhere  und  niedere  Staatsbehörden  vereinigt  seyn  (vermischte  oder 
cumulative  Behörden).    Doch  ist  nicht  rathsam,  Justizbehörden  mit  Ver- 


|2  KL  Theil;  \  II.  Gap. 

w.ilttm-«;  <mi,  i   i >«     i  im;;s- ,  Polizei-  und  Finanzhchörden  zu  ^eretnigeri  <"). 

Selbst  die  N  t'vw  altung  der  Cierirht  harheit  in  nichl  streitigen Sachen  C§»^79)» 
ist  nicht  selten  getrennt  von  derjenigen  der  (iericlubarheit  in  streifigen 
Sachen«  Bcino  Vbsouderung  findet  sich  am  Vllgemeinsten  I>ci  Militär- 
behörden. III)  Audi  Können .  nul'srr  den  permanenten  Hehörden,  für 
«im keine  Lufrrägo  oder  Geschölbcweige,  a ufseror-de« fliehe  und  pro- 
i  ise>i  i8  che  EJenorden  vcfrordnet  seyn. 

n  sollen  Bich  IQ  der  Regel  nur  mit  der  obersten  Aufsicht  und  Lei- 
Im  ;  der  tu  ihrem  Geschäftkreis  gehörigen  Geschäftszweige  befassen,  das  Nähere 
(.Detail)  der  Verwaltung  aper  den  ibi^en  untergeordneten  Behörden  und  Stellen 
überlassen«,  Worte  der  (&<w«r.  Verordn.  \.  u.  Dec.  i8a5,  betr.  die  1' onnaiion 
der  Ministerien.  Nacht  heilig  und  verhafsl  ist  die  l  ebertreibung  der  Admini- 
,  welche  die  Fragen  von  reinen  Gemeinde-  oder  Provjn/.ial- 
Gegenständen^  die  I  rasen  \«»n  Errichtung  oder  Ausbesserung  eines  Vicinal-  oder 
i'"  fw.egSj  Stegs,  rt'.n-r-  oder  Hirtenhauses,  Brunnens  u.  d.  von  der  Prüfung 
und  Genehmigung  einer  IfinisterialBebörd^  abhängig  macht.  —  Den  Charakter 

eines  Sl.iatsregierung  erkennt  man  ans  ihren  Grundsä'ty-cn  und  ihrer  Handlungs- 
\m  isc ,  in  dem  Innern  und  Aeulsern,  aus  der  Organisation  der  Verwaltungs- 
behörden, ans  ihrem  Geschäftgang  und  den  dabei  herrschenden  Grundsätzen 
pebcrall  sind  ku  meiden:  l  eberlast  ung  ;nil  Reamten,  L ebertreibung  der  Gegen- 
aufsjichl  35o),  Mehrung  des  Schreibwerkes,  Viel-  und  Rreitrcgieren.  Die 
Chinesen  haben  zwei  Classcn  von  Staatsdienern:  Denker  und  Ausferliger.  — 
\  on  Bolchen  Gegenständen  der  höhern  Staatskunde,  s.  (Rricgsr.  Scheefneii's  in 
piötnigsb.)  (bedanken  und  Meinungen  über  Manehes  im  Dienst.  Rönigsb.  1802. 
Zweite  \nll.  iHo.j.  II.  Rändchen.  1806.  II.  Rds  2.  Abschn.  1812.  3.  Abschn.  1821.  8. 
(Gött  gel.  An/,.  i8oj,  55;  1807,  Ki<übkr's  Staatsr.  des  Rheinb.,  §.  248, 

Note  a.  A.  W-  Hi  um  u<;,  über  die  Staatsverwaltung  deutselicr  Länder ,  und  die 
Dienerschaft  der  Regenten.  Hannover  1807.  8.  Feiedu.  v.  Bülow's  Bemerkungen 
1 /u  Rehberg' s  Abk.)  Herl.  1808.  8.  Finige  Erläuterungen  zu  v.  Bülow's  Bemer- 
kungen ete.;  v,  Wacherhagkbt,  Hannover  1808.8.  L.  Gervais  kleine  Mittneil., 
Tb.  I  (I.eij)/,.  1822,  8.),  S  25—76.  C.  G.  JochmaWs  Reliquien.  Heeliingen  1837. 
Bd.  II,  S.  3o2— 32i.  —  Von  dein  politischen  Tabellen-  und  Rechnungswesen,  und 
von  der  Con^eoturalPolitik,  s.  Rössic/s  Politik,  2q5  ff.  Ueber  moralische  Statistik, 
und  w>n  [JeberSf  hätzung  der  ZahlenStatistik,  s.  Minerva,  April  1814,  S.  71  —  77. 
Nörting  des  ghzgl.  hessischen  Finan/aninistcrs  in  der  2.  Kammer  der  Stände, 
im  Sept.  1826,  in  der  frankf.  OPosf  amtsZeit.  v.  16.  Sept.  1826.  II-  W.  Heer- 
iyageh's  \nleit.  zur  rieht.  Kenntnifs  d.  preufs.  Staatswirthschaft.  Berl.  1808.  8. 
C.  T.  Perthes,  der  Staatsdienst  in  Prcufsen.  Hamb.  i838.  8. 

/  )  t&omn  von  d.  Landeshoh.  in  Regierungssachen,  38.  —  Zur  Probe,  doch  nicht 
als  Muster,  Aergl.  man  das  angef.  S.  coburgischeOrganisationsPatent  von  1802, 
in  (Klübeh's)  Rhein.  Staat sanzeigen,  II.  124,  und  das  Patent  über  die  Organisa 
tion  der  Landesbehörden  des  Fürstentums  Leiningen,  d.  d,  Amorbach  den  1. 
Dec.  i8o.j.    Nachtrag  dazu,  vom  10.  Jun.  i8o5.  Fol. 

c)  Leipziger  LiteraturZeitung,  182/,,  St.  4-  Vergl.  unten  §.  373. 


§.  347.  (267.) 

A  ebenCoUegieti.    Commissionen.    Gemeindeverwaltung.  Landrdthe. 

\)  Für  manche  Staatsangelegenheiten  werden  zuweilen,  ein  für  allemal, 
beständige  Co  mmi  ss  i  0  n  e  n  ,  auch  Neben-  oder  Fil  i  a  lCo  1 1  egie  n, 
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angeordnet.  II)  Für  einzelne,  vorübergehende  Angelegenheiten,  auch  für 
gewisse  Gegenstände  oder  gleichartige  Fälle  überhaupt,  werden  Commis- 
sionen  in  dem  eigentlichen  Sinn,  auch  ImmediatCommissionen  unmittelbar 
von  dem  Staatsoberhaupt,  ernannt  «},  mit  oder  ohne  Subdelegations- 
Recht.  Die  Commissionen  sind  bestimmt,  bald  für  Jutizsachen,  bald  für 
andere  Gegenstände  der  Staatsverwaltung;  in  dem  ersten  Fall,  entweder 
gesetzmäsig  von  Amtswegen,  oder  auf  Begehren  einer,  oder  beider  Parteien ; 
es  sey  für  die  ganze  Sache,  oder  für  einzelne  Verhandlungen.  Auch  un- 
terscheidet man,  hin  und  wieder,  Hof-  und  LocalCommissionen.  Mehrere 
Commissarien  füs  denselben  Gegenstand  werden  entweder  als  gemeinschaft- 
lich bestellt,  oder  mit  der  Clausel:  sammt  und  sonders,  oder:  sammt  oder 
sonders.  III)  Für  manche  örtliche  Verwaltungsgegenstände  ^)  besteht,  ver- 
möge der  Gemeindeverfassung  (§.  259  u.  334)  gewöhnlich  eine  Gemeinde- 
verwaltung, und  für  deren  Ausübung  ein  Ort-  oder  Gemeindevorsteher 
(Bürgermeister,  Schultheifs,  Statthalter,  Stabhalter),  ein  Gemeinderath,  ein 
Bürger-  oder  Gemeindeausschufs.  IX)  Für  Mitaufsicht  und  geregelte  Ein- 
wirkung in  Verwaltungsangelegenheiten,  in  besimmten  Bezirken,  sind  in 
manchen  Staaten  eigene  Verwaltungsbeamte,  unter  dem  Namen  Landräthe 
bestellt,  oft  solche,  die  demselben  Bezirk  durch  Grundbesitz  besonders  zu- 
gethan  sind  e). 

«)  Schriften  in  Püttbr's  Lit.  III.  §.  1102.  Klüber's  Lit.  296.  G.  C.  F.  Seiler  diss. 
vindiciae  potestatis  camerae  imperialis  supremae  decernendi  commissiones  ad 
integram  causam  (Erlang.  1793.  4«)?  §•  6  sq.  Grolman's  Theorie  des  gericUtt 
Verfahrens,  §.  137.  —  Vnterthanen ,  selbst  der  höchsten  Classe,  senden  an  den 
Regenten  oder  dessen  Staatsbehörden,  keine  Commissarien,  sondern  Bevollmäch- 
tigte, Abgeordnete,  Deputirfe. 

b)  Verwaltung  der  OrtPolizei  (z.  B.  Markt-,  Brod-,  Fleisch-,  Bau.,  Feuer-  und  Feld- 
schau, Maas  u.  Gewicht),  des  Gemeinde  -  und  Stiftungsvermögens,  Bestellung 
der  Gemeindediener,  u.  d.  Für  manche  Gegenstände,  z.  B.  für  Kirchen-,  Schul-, 
Sitten-,  fromme  Stiftungs-  u.  ArmenPolizei,  tritt  meist  ein  Ortgeistlicher  hinzu, 
in  welchem  Fall  die  Behörde  BirchenConvent,  Stiftungsrath  u.  d.  genannt  wird. 

c)  So  in  den  preufsischen  Staaten,  in  den  Grofsherzogthümern  Hessen  u.  S.  Wei- 
marEisenach.  Schweitzer's  öffentl.  Becht  des  GH.  S.  WeimarEis.  I.  §.  ii3. 
Achnliches  findet  man  in  dem  Bönigr.  Sachsen,  in  dem  1816  neu  geordneten 
Institut  der  Kreis-  und  Amthauptleute.  Weisse's  Lehrb.  des  k.  sächs.  Staatsr., 
§.  99.  —  Von  dem  Landrath,  einer  Art  von  Provinzialständen,  oben  §.  290. 


§•  548.  (263.) 
Archive  und  Registraturen.  Archivrecht. 

I)  Wichtig  für  die  öffentliche  Geschäftführung  sind  die  Staats  Ar- 
chive '0  (chartophylacea ,  tabulnria  s.  chartaria  publica),  unter  Auctorität 
des  Staates  in  eigenen  Gebäuden  oder  Gemächern,  bestehende  Sammlungen 
von  Urkunden  und  Acten,  unter  Aufsicht  verpflichteter  Archivare.  II)  Dem 
Kegenten  allein  sieht  das  Archiv  rec  ht' (jns  archivi)  zu,  die  liefngnil  s, 
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SfFentliche  ^rchire  w  haben,  ihnen  5fFentliches  Ansehen  zu  verleihen,  und 
rin  aufbewahrten,  an  sich  um  erdächtigen  Urkunden,  die  Rechte 
rermuthung  der  Kchtheit  eu  verordnen  < ).  III)  Auch  landständischen 
und  andern  Corporatkmen,  Stadt-  und  Grundobrigkeiten,  kann  dieses  Recht, 
untergeordnet,  in  bestimmter   Vrl  verliehen  worden  '!). 

l)  Ti  m-mi'n  Ltt  HI.  ".»>,.  liiii.in's  Lit  §.  ()<)<».  HüCH's  Literatur  der  Diplomatie, 
,  • '<  il.  11.  \N .  1  vuvr/,  Bandb.  für  Bücherfreunde  und  Bibliothekare,  Th.  II, 
IM.   I    \hth.  t,  (Halle  1796.  8.)  6.71     94«  J.  M,  V.  Ahei.e,  über  die  Geschichte  des 

K. hi/.Um-  und  kr ebiv wesens,    Kempten  1708.  4* 

/ 1  .1.-.  1  .isvMiMir.  de  jure  diplomatum.  Hai.  1736.  4-  auet,  a.  G.  St.  Wiesand.  Lips. 
1-  -.  |.  1,  r.  Iii  im  1  %  diss.  de  probatione  per  documenta  arcliivahal  Mogunt. 
1760.  |.  1.  \\ .  \.  Latbis  obss,  de  auetoritate  diplomatum  e\  archivo" deplrdfh'p- 
toruin.  Barutbi  1796.  8.  Wkstphai/s  Staatsr.,  92.  Jargow  von  den  Regalien, 
;  Beweiskraft  der  archivalischen  Staats-  und  Pri\ atOriginalUrkunden- 
I  uMii  ßu,  s60.  in.  7.  2.  3.  5.  Bborje's  sei.  obs.  for.,  ol>s.  /j5o.  Ca.nz,  de  pro- 
babilitate  jurid.,  §.  182.  sqq.  C.  L.  BoEHHER  in  Gensler's  etc.  Areliiv  für  die 
»  i\ilist.  Praxis,  l>.  Dt,  Heft  1  (1819)1  Nuin.  VIII.  G.  L.  Boehmer  priric.  juris  ca- 
noa.',  §.  804,  Note  c.  —  Beweiskraft  der  archivaliselien  Cbpiklbücher  und  Ah- 
schv'  J,  \\ .  \\  kLDSCHMiDT  diss.  de  probatione  per  diphnnataria.  Marb.  1726. 
mal  in  Baiubg's  clave  diplom.  pag.  3qi.  Westphal  a.  a.  O.  98.  J.  C  C.  Schkö- 
n  n's  verm.  Abhandl.  II.  19/2.    Layriz.  I,  c.  §.  12.  sqq. 

.  |  Wxstphal  a.  a.  ().  i)  ».  ff.   Layriz  1.  c.  §.  8.  sqq. 

d)  Hihtiis  T,  I.  resp.  \\.  n.  i".  Westphal's  Privatr.,  I.  126.  —  Ob  sie  dieses 
Rechl  auch  ohne  Verleihung  haben?  Leysf.r  Spee.  268.  683.  m.  9.  Schröter 
a.  a.  ().  Latriz,  1.  c.  §.  6.  sqq.  Mülleb  obss.  ad  Leyser.  T.  III.  obs.  471« 
Stri  ijk^'s  JN'ebenst.  VI,  422* 

§.   349.  (o69.) 
Fortsetzung. 

H  Meist  hat  ein  Staat  mehrere  Archive,  ein  General-  oder  Haupt- 
Archiv,  und  mehrere  Particulär-  oder  NebenArchive-  Provinzial-,  Kreis-, 
Regierung»-}  Kammer-  u.  d.  Archive;  bisweilen  auch  ein  eigenes  Haus- 
Art  hiv,  für  die  RegentenFamilie*  P'ür  alle  hat  man  hie  und  da  eigene 
Archi? Ordnungen  «),  worin  der  ArchivPlan  ,  die  äufsere  und  innere 
Einrichtung  !>) ,  die  Obliegenheit  der  Archivare,  u.  d,  'bestimmt  sind  c). 
V  Zuweilen  haben  abgetheilte  Linien  eines  Ilegentenhauses  ein  gemein- 
schaftliches Archiv  rf).  VI  Von  den  Archiven  unterscheiden  sich  die 
öffentlichen  Registraturen  oder  Reposituren  (ältere,  und  laufende  oder 
Currente)  der  LandesCollegien  und  LocalBehorden ,  auch  der  städtischen, 
der  Landschaften,  Universitäten,  Standes-  und  Grundherren,  u.  a.  Un- 
tlich  werden  solche  zuweilen  Archiv  genannt,  z.  B..Amt-,  Kloster-,  u. 
d.  Archiv. 

u)  Itfarkgrafl.  badische  Archivordnung  und  Instruction.    Carlsr.  1802.  8. 

I)  Hauptregel:  Jede  Urkunde  ist  wichtig,  für  eine  Person,  einen  Ort,  eine  Sache.  — 

Schriften  von  Spiess,  Ecrartshausen  u.  a.,  bei  Pütter  u.  Klüber  a.  a.  O.   K.  G. 

G09THXB,  über  die  Einrichtung  der  Hatiptarchive.  Altenb.  1783.  8.  Gatterer's 
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pract.  Diplomatie,  Th.  I.  Abschn.6.  G.  A.  Bachham  über  die  Archive.  Amb.  1801.  8. 
J.  A.  Oegg's  Archivwissenschaft.  Gotha  1804.  8.  J.  F.  X.  v.  Epplen's  Anleit. 
zu  Einrichtung  der  Archive  u.  Registraturen.  Erf.  i8o5.  8.  Pütter's  jur.  Praxis, 
I.  266. 

c)  Zweckmäßige  Einrichtung  der  Archive  ,  aufsere  und  innere  ,  Repertorien.  Vor- 
sichtregeln und  Mittel  wider  das  Verderben  der  Urkunden  und  Siegel,  wider 
Moder  und  Insecten. 

d)  So,  zufolge  des  naumburger  Vertrags  von  i554,  unter  14  Schlössern  das  ge- 
meinschaftliche Archiv  der  sämmtliehen  sächsischen  Häuser  albertinischer  und 
ernestinischer  Linie,  ehehin  zu  Wittenberg,  v.  Römer's  Staatsr.  u.  Statistik  des 
Churfürstenthums  Sachsen,  I.  52i.  Im  Jahr  1802  ward  dasselbe  vertheilt,  doch 
mit  Vorbehalt  der  Gemeinschaft  und  gegenseitigen  Mittheilung  sämmtlicher  Ur- 
kunden, Acten  und  Schriften.  Schweitzers  öffentl.  Recht  des  GH.  S.  Weimar 
Eisenach,  I.  91.  —  Ein  gemeinschaftliches  Archiv  des  sa.chsen-er?iestinischen 
Hauses,  unter  dem  Verschlufs  beiderseitiger  Archivare,  befindet  sich  zu  Weimar, 
Schweitzer  a.  a.  O.  StaatsHandbuch  des  GHzgth.  SachsenWcimarEisenach* 
für  i83o,  S.  44«  Vermöge  des  henneb ergischen  TheilungsRecesses  v.  1660,  in 
Glafev's  Kern  der  sächs.  Geschichte,  S.  1098,  befindet  sich  das  gemeinschaft- 
liche hennebergische  Archiv  der  grofsherzogl.  u.  herzogl.  sächsischen  Häuser  u. 
des  königl.  Hauses  Sachsen,  für  welches  seit  dem  Friedensschlufs  v.  18.  Mai 
i8i5  Preufsen  eingetreten  ist,  zu  Meiningen  (nicht  zu  Weimar).  Schweitzer  a. 
a.  O.  Das  angef.  StaatsHandb.,  S.  Iß.  —  Zu  Braunschweig  ward  das  gemein- 
schaftliche Archiv  des  Gesammthauses  Braunschweig  seit  dem  Ausgang  des  16. 
Jahrhunderts  in  dem  Stift  St.  Blasii,  in  einem  mit  sieben  verschiedenen  Schlös- 
sern versehenen  Schrank  aufhewahrt,  dieser  aber  am  6.  Sept.  i83o  in  das  Re- 
sidenzschlofs  gebracht,  wo  bei  dem  am  folgenden  Tag  angelegten  Schlofsbrand 
ein  grofser  Theil  der  Urkunden  abhanden  kam. 

e)  Schriften  von  Claproth,  Fladt,  Büchhorn  u.  a. ,  in  Pütter's  u.  Klüber's  Lit. 
§.  990.  J.  M.  Madtmayr's  RegistraturPlan.  Wien  1789  8.  J.  C.  F.  Stuss  von 
Archiven  (eigentlich,  Registraturen),  Leipz.  1790.  8.  E.  F.  Kulenramp's  Anleit. 
zu  Anordnung  u.  Erhaltung  der  Amts-,  Renterey- ,  Stadt-,  Familien-,  Gerichts- 
und KirchenReposituren.  Marb.  i8o5.  8.  G.  F.  J.  Sedelmayer^  Anleit.  zur  Sy- 
stematik und  Führung  der  Registraturen.  Bamb.  1807.  S.  Carl  Hecht's  Theorie 
der  Registraturlehre.  Heidelb.  1808.  8.  Friedr.  Gutscher's  Registraturwissen- 
schaft. Stuttg.  1811.  8.  Ge.  Ferd.  Döllinger  über  die  zwechmäsigste  Einrich- 
tung der  Registraturen.  München  1811.  8.  E.  Daubert  über  das  Registratur- 
wesen. Braunschw.  1812.  8.  F.  X.  Bronmer's  Anleitung,  Archive  und  Registratu- 
ren einzurichten.    Aarau  i832.  8. 

§♦   550,  (070.) 

Geschäft  Bezirkordnung.   Instruction.    Aufsicht   Verantwortlichkeit  u. 
Unverletzlichkeit  der  Staatsdiener.  Recurs. 

I)  Eine  "Wirhungs-  oder  Geschäf  tBezirho  r  dnung  (Abgrenzung 
des  Geschäftkreises,  Competenz-  oder  RessortTteglemcnt)  bestimmt  den 
Diensthreis,  das  heifst,  den  Umfang  der  amtlichen  Wirkungsbefugnifs  der 
höhern  Staatsbehörden,  in  Ansehung  sowohl  der  Gegenstände  «),  als 
auch  der  Amtuntergebenen.  II)  Einzelne  Staatsbeamte  und  niedere 
Behörden,  erhalten  eine  Dienstordnung  oder  Ver waltung s Vor- 
schrift     (Instruction)  5  wobei  der  Kleinigheitgeist,  welcher  in  regierungs- 

Kluber's  öffentl.  Recht,  4.  Aufl.  35 
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reichen  Zeiten  und  J^i  Regierungsüohtigen  leicht  überhand  nimmt,  zu 
Termeiden  ist,  damit  die  Selbstthntigtteit,  das  freie,  nützliche  Wirken  des 
Geistes,  bei  dem  Staatsdiener  nicht  gehindert  werde.  III)  Alle  Staatsdiener 
.sind  der  \  q  t v  i  c  Ii  I  des  Souyerains  unterworfen,  in  Hinsicht  auf  Erfüllung 
«  imtpflichtj  auch  auf  Privatleben,  so  lern  dieses  auf  Amtsansehen  und 
tmUtreue  nachtheilig  wirken  könnte.  Bestimmte  Amtsgeschäfte,  Können 
rtwähreud  einer  Gegenaufsichl  oder  Controle  unterworfen  werden  <■). 
Diese,  so  wie  die  periodische  Revision  und  \  isitation,  ist  so  einzu- 
richten, dafa  wechselseitiges  Vertrauen  und  Ehrgefühl  dabei  bestehen  können. 
Militärische  Behandlung  verträgt  sich  nicht  mil  dem  intellectuellen  Staats- 
dienst, und  pedantische  Uehertreibung  der  formalen  Pünctlichkeit  schadet 
der  S  che  >  IN  Auf  das  heiligste  und  einfachste,  selbst  wider  den  Rc- 
genten,  sej  gesichert, die  \  erant  wortlichheit  pflichtvergessener  (§.  34^), 
und  die  l  in  e  r  1  e  t  / 1  i e  h  1t  eil  pflichtgetreuer  Staatsbeamten.  V)  Wider  Mifs- 
brauime  und  Bedrückungen  dir  Staatsbeamten ,  dient  der  Rccurs  an  die 
ihnen  vorgesetzten  liöhern  Staatsbehörden,  auch  an  den  Regenten 

//)  DepartementConflicte,  Competenz-  oder  HessortStreitiglteilcn,  wegen  Unhcstimmt- 
beil  doi-  Grenzen  (/..  I>.  bei  einem  so  genannten  Departement  des  Innern);  auch 
)V  nachdem  Herrschsucht  oder  Arbeitsclieue,  die  Hand  zu  dein  Nehmen  oder 
Zurückschieben  ausstreckt. 

/  i  Man  ^.  /.  B.  die  königl.  preufs.  Instructionen  für  die  ProvinzialRegierungen  vom 
16.  Dec  1808  u.  23.  Oct.  1817;  in  der  Sammlung  der  für  die  preufs.  Staaten 
erschienenen  Gesetze  und  \  erordnungen  von  1806  bis  27.  Oct.  1808  (4.).  und  in 
der  preufs.  Gesetzsamini.  von  1817,  S.  467,. 

'»  F.  A.  v.  /\Yv\/.irnn  über  Zweck,  Begriff  und  Bestimmung  jeder  Controle;  in 
Humu.in's  Staatsarchiv,  Heft  32,  S.  /|i5. 

(f)  G.  v.  Bta  \  «Bs,  die  Stellung  der  Staats Vcrwaltungsbcamtcn  im  Staate.  Riga  i835.8. 

e)  Von  der  Verpflichtung  des  Staates  aus  Amthandlungen  seiner  Diener,  ohne  oder 
mit  Lcbertretung  ihrer  Berufpflicht,  s.  de  Neumaots  medit.  juris  privati  princi- 
pium,  T.  I.  pag.  3a6.  v.  Cramer's  Wetzlar.  Nebenstunden,  Th.  123,  S.  i/|5.  Heff- 
nn's  Beiträge,  1.  Lieferung,  S.  160  ff.  Sundheoi  von  der  Haftverbindlichkeit 
des  Staats  Tür  Schadenstiftung  seiner  Beamten.  Giefsen.  1827.  8. 

§•     551.  (271.) 
CanzleiCeremonieL  Staatssprache. 

In  dei  Staatsgewalt  ist  begriffen,  die  Befugnifs,  nicht  nur  1)  das  Ce- 
remoniel  und  Titularwesen  in  dem  öffentlichen  Geschäftgang  zu  be- 
stimmen (§.  n4)i  sondern  auch  II)  über  den  Gebrauch  einer  bestimmten 
S  p  r  a  ch  e  od  er  S  p  r  a  c  h  f  orm ,  in  schriftlichen  und  mündlichen  Yerhand- 
lungcn  zu  rerfugen  <*)  (SpnchenRegal,  jus  idiomatis,  jus  prineipis  circa 
Daliin  gehören  Verordnungen  über  die  Sprache,  welche  in 
Staats  Verhandlungen ,  von  oder  bei  Staatsbehörden,  bei  dem  öffentlichen 
Onterricht,  bei  der  öffentlichen  Gottesyerehrung ,  an  dem  Hof,  in  Handels- 
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büchern  u.  d.  gebraucht  werden  soll  Entscheidung  erheblicher  Streitig- 
keiten der  Sprachlehrer  und  Sprachforscher,  ü*  d. 

a)  Pütter's  Lit.  III.  2o5.  Klüber's  Lit.  219.  Htjch's  Lit.  der  Diplomatie,  29.  376. 
Strübbw's  Nebenstunden,  VI.  4*6.  Jargow  v.  d.  Regalien,  S.  266.  J.  L.  E.  Pütt- 
mais^  pr.  de  usu  linguae  lat.  in  vita  civili  causisque  maxime  publicis.  Lips.  1793.  4» 
Arth.  Ducr  de  usu  et  auetoritate  juris  civ.  Rom.,  p.  i5o.  sqq.  C.  F.  Walch 
de  lingua  latina,  lingua  legitima;  in  dessen  Opusc.  I.  402.  G.  H.  Püdor  de 
palma  linguae  latinae  ab  Europae  civitatibus  de  paee,  foederibus  etc.  publice 
agentibus  optimo  jure  retribuenda.  Vratislaviae  1817.  4*  y-  Martens  Einl.  in 
das  europ.  Völkerr.  §.  174  u.  328,  Note  a.  Sur  l'universalitc  de  la  langue  fran- 
caise,  in  dem  Journal:  Le  Nord  pliysique,  politique  et  moral;  1798,  n.  IV. 
Klüber's  üebersicht  der  diplomat.  Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  537  ^ 
Ebcndess.  droit  des  gens  moderne  de  PEurope,  §.  n3  et  suiv.  Von  der  Sprache 
der  t.  Bundesversammlung,  s.  oben  §.  i4o- 

b)  Daher  Staats-,  Canzlei-  und  Gerichtsprache,  Kirchen-  und  Schulsprache,  Hof-  u« 
Gemeinsprache  (idioma  publicum,  judiciale,  sacrum,  scholasticum,  aulicum,  vul- 
gare). Die  polnische  Constitution  \.  2-.  Nov.  i8i5  ist,  im  Original,  französisch, 
aber  sie  verordnet,  §.  28,  den  ausschliefsenden  Gebrauch  der  polnischen  Sprache 
in  allen  öffentlichen  Verwaltungs-,  gerichtlichen  und  militärischen  Angelegenhei- 
ten. Die  norwegische  Constitution  v.  4.  Nov.  1814 ■>  §•  81,  verordnet,  dafs  alle 
Gesetze  in  norwegischer  Sprache  ausgefertigt  werden  sollen.  Königl.  nieder- 
länd.  Verordn.  v.  4.  Juni  i83o,  über  den  Gebrauch  der  niederländischen,  fran- 
zösischen und  (im  GH.  Luxemburg)  teutschen  Sprache;  in  dem  Journal  de  Franc 
fort  du  12  juin  i83o.  Nach  einer  Bekanntmachung  v.  14.  Juni  i832,  im  Luxemb. 
Gesetzgebungs-  und  VervvaltungsMemorial,  i832,  Num.  6,  sollen  im  GH.  Luxem- 
burg als  Nationalsprachen  die  teutsche  und  französische  bei  allen  Behörden 
und  Eingaben  gelten,  doch  sollen  die  Behörden  bei  Verhandlungen  mit  Behörden 
des  t.  Bundes  sich  der  teutschen  Sprache  bedienen.  Journal  de  Francfort  du 
2  Sept.  i832.  Antrag  der  ungarischen  Reichsstände,  auf  dem  Reichstag  im 
Herbst  i83o,  den  Gebrauch  der  ungarischen  Sprache,  in  Staats-  und  gericht- 
lichen Verhandlungen  zu  verordnen,  und  genehmigende  königliche  Resolution 
hierauf,  vom  2.  Dec.  i83o. 


§.    552.  (2^9) 
Eintheüungen  lies  Staatsgebietes» 

Zu  dem  Zweck  der  Staatsverwaltung,  dienen  eigene  Territorial- 
Einth ei lu ngen  oder  geographisch-politische  Abtheilungen  des  Staatsge- 
bietes, z.  B.  in  Provinzen,  Kreise,  Regierungsbezirke,  Oberämter,  Ober- 
oder Landvogteien,  Landgerichte,  Landdrosteien,  Bezirke,  Cantone,  Bürgermei- 
stereien, Aemter,  Gerichte,  Städte,  Flecken,  Dörfer,  Bauerschaften,  Stadt-, 
Flecken-  und  Dorfgemeinden,  Sammtgemeinden  (§.  ^^9),  Amtkörperschaf*' 
ten  u.  d. ;  oder  in  Departemente,  Districte,  Cantone  und  Municipalita'ten  <0; 
desgleichen  in  Immediat-  und  MediatBezirhe,  z.  B.  standeshcrrliche  und 
grundherrliche ;  auch  in  Städte  und  plattes  Land 

a)  üaierische  Verordn.  v.  21.  Jim.  1808,  wegen  Eintheilung  fies  Königreichs  in  ij 
Kreise;  Rhein.  Bund,  XX.  242.  Neue  Eintheilung  desselben  in  9  Kreise  und  2 
Stadtbezirke  (Augsburg  u.  Nürnberg),  nach  einer  Verordnung  v.  26.  Sept.  1810; 
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(4o,  \  erordn,  v.  •*.  it.  ao.  Febr,  1817,  wegen  Fintheil.  In  B 
l.'.i-f.  mil  1  inrerleibung  »In-  LocalCommissariate  etc. ;  Regier.  Blatt,  Num.  IV. 
Veränderte  Begrensung  und  Umtaufung  dieser  8  Kreise  durch  ein  Edict  vom 
So?.  i837,  Verordn,  wegen  Bildung  der  Stadt-.  Flecken-  und  Dorfgemeinden, 
^.  Jon.  1818.  t/'urdin/nr^.  Verordn.  v.  Nov.  i8io,*die  Eintheilung  des  König- 
reich* in  11  Landrogteien  betr.;  ebendas.  LI,  3i4«  Edict  v.  18.  Nov.  1817,  betr. 
die  1  latheil.  des  Uönigr.  in  1  Kreise  oder  VerwaltungsBezirke.  —  Badische  Vcr- 
ord*.  r.  i5.  Nov.  1810,  die]  intbeilung  des  Grofsherzogthums  in  g  Kreise;  eben* 
das.  UL  h"';  und  Veränderungen  seiner  lemterEintheilung,  indem  Bad.  Regier, 
ni.itt,  1 1>  1  ^.  Num.  ■»■»,  u.  1M1  |.  Ninii.  ?..  Später  ward  Baden  in  sechs,  und  durch 
Verordn,  ••<>.  Jan.  i83i  in  rier  Kreise  eingetheilt.  —  Von  der  jetzigen  (seit 
1816)  Kreiseintbeilung  des  Königr,  Sachse»,  s.  VVeissb's  Lehrb.  des  k.  säclis. 
v  itsr.,  Tb.  I.  §,  3<j  und  n5.  Das  C,\\.  S.  fVeimarEisenach  ist  seit  i8i5  ein- 
getheih  in  drei  ron  einander  Aüllit;  getrcnnl  liegende  Kreise,  den  weimarseben, 
eiaenaebiseben,  neustadter. 
1  Von  1  orst  und  Jagdrevieren,  und  von  Marken.  —  Von  kirchlichen  Provinzen, 
Dioroscn,  Pfarreien  und  Kirchspielen- 


VIII.  CAP1TEL 

Verhältnis^  zwischen  StaatsHoheitrechtcn  und  Eißciitliumrechlen. 


OOO.  (073.) 
Grenze  der  Staats Iloheitr echte. 

Der  (.rund  der  StaatsHohcitrechte,  als  der  Mittel  zu  dem  Zweclu 
ist  die  unabhängige  Staatsgewalt  «)  (§.  98  ff.).  Durch  diese  wird  der 
wesentliche  Charakter  der  StaatsHoheitrechte  bestimmt,  und  der  Um- 
fang  derselben  begrenzt.  Wenn  man  aber,  in  teulschen  Staaten,  unter 
den  so  genannten  benutzbaren,  lucrativen,  Finanz-  oder  KammerRega- 
lien  (§.  99,  h)  verschiedene  bemerkt,  die  eigentlich  nur  Patrimonial- 
R  echte  (§.  398)  sind,  und  ursprunglich  blofs  Ausflüsse  des  Eigentum- 
rechtes waren,  so  haben  sie  den  Namen  Regalien,  so  fern  sie  in  den 
Händen  einer  Staatsregierung  sich  befinden,  durch  Mifsbrauch,  oder  durch 
Verwechslung  der  Begriffe  erhalten,  und  verjährter  Gebrauch,  selbst  der 
Regierungen,  hat  den  Besitzstand  des  unpassenden  Wortes  gesichert.  Wie- 
wohl  mau  solche  Rechte,  in  dem  System  eines  positiven  Staatsrechtes, 
nunmehr  in  der  Reihe  der  Hoheitrechte  nicht  vermissen  darf,  so  ist  doch, 
rorzuglicb  bei  ihnen,  eine  richtige  Bestimmung  der  Grenze  zwischen 
Staatshoheit  und  PrivatEigenthum  wichtig  ''). 
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a)  Nach  Bieber  (de  natura  et  indole  dominii  in  territoriis.  Germ.  ao.  sqq.)  das  £/• 
genthum  des  Staates  an  dem  Lande.  Von  dem  Staatseigenthum ,  in  dem  wahren 
Sinn  des  Wortes,  oben,  §.  328  f. 

6)  Z.  B.  bei  Flüssen,  bei  dem  Forst-  und  Jagdwesen,  bei  Bergwerken,  Mineral- 
wasser, Salzquellen,  herrnlosen  Sachen.  Runde's  teutsches  Privatr.,  §.  102  fF. 
Dawz  Handbuch  des  teutsch.  Privatr.  I.  §.  ioib  ff.  Nettelbladt  von  den  wah- 
ren Kennzeichen  der  TerritorialRechte  oder  Regalien;  in  dessen  Erörterungen 
Kum.  11.  Pütter^s  Beiträge,  Th.  I.  Num.  XII.  G.  F.  Zentner  diss.  de  differen- 
tiis  jurium  imperii  ac  dominii  eorumque  effectibus  in  regimine  territoriali  (Heidelb. 
1793.  4.)?  §•  19«  S(I°t-  1,15  Selchow  elem.  juris  publ.  §.  423.  Leyser  de  assenta- 
tionib.  JCtorum,  p.  100.  sqq.  Vergl.  baier,  Edict  v.  26.  Mai  1818,  betr.  die 
Verhältnisse  der  Standesherren,  §.  49. 

§•  354.  (274.) 
Fortsetzung. 

I)  Alle  wahren  Hoheitrechte  fliefsen  aus  der  Staatsgewalt  (§.  98 
u.  353),  nie  aus  dem  Grundeigentum  «).  II)  Die  Herrnlosigkeit 
(§.  336)  einer  Sache,  begründet  an  sich  nicht  die  Regalität  derselben  t>). 
III)  Da  der  Name  die  Sache  zu  ändern  nicht  vermag,  so  treten  Privat- 
rechte, die  bei  Verleihung  oder  Vertheilung  des  Privateigenthums,  von 
dem  Staat  vorbehalten  wurden  c),  darum  nicht  in  die  Classe  der  Re- 
galien. IV)  Die  Hoheit  rechte  erstrecken  sich  über  das  ganze  Staats- 
gebiet, über  alle  darin  befindlichen  Personen  und  Sachen ,  auch  die  Privat- 
güter des  Regenten  (§.  335).  V)  In  Ansehung  der  unverleihbaren  Hoheit- 
rechte, ist  der  Regent  allein  an  die  Grundsätze  des  Staatsrechtes  ge- 
bunden. VI)  Alle  Einkünfte  von  Hoheitrechten,  gehören  zu  dem 
Staatseinkommen.  VII)  Unbedingte  Verleihung  oder  Veräufserung 
einzelner  Hoheitrechte,  findet  in  der  Regel  nicht  Statt  (§.  102.  33o). 

a)  In  einem  PatrimonialStaat ,  wäre  das  Reche  zu  der  Oberherrschaft,  Eigenthum; 

nicht  die  Oberherrschaft.    Vergl.  oben,  §.  329,  Note  c. 
6)  Von  Adespoten,  oben  §.  336  f. 

c)  Z.  B.  der  Bergzehnte,  wo  und  so  weit  nicht  blofs  die  Berghoheit,  sondern  auch 
die  BergwerliGerechtigkeit  Regal  ist.    Vergl.      449»  Note  c. 


(275.) 

Eigenthumrechte} 

/)  der  Unterlhanen. 

I)  Die  aus  dem  Grundeigenthum  lliefsenden  Rechte,  unterscheiden 
sich  wesentlich  von  der  Einwirkung  der  Staatshoheit  auf  dieselben  «), 
und  von  den  darauf  haftenden  öffentlichen  Abgaben  und  Diensten, 
welche  der  Slaalszweck  nöthig  macht.  II)  Die  Rechts v er muthun g 
streitet  wider  den  Regenten  und  den  Fiscus;  daher  liegt  diesem  der  Re- 
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weis  oh,  wi'iin  derselbe  wahre  Ausflüsse  des  Pr  i  \  at  e  i  gc  n  t  h  um  s 
oder  lifieehtsame,  »eiche  tu  die  natürliche  Freiheit  der  Staatsbürger  ein- 
greifen, als  StaatsHoheitrecht ,  als  Staatsvermögen,  oder  als  landesherrliches 
Vu\ iteigenthum  in  Anspruch  nimmt  l\ 

-  I  /.  l»  bei  Veräußerung  und  Benutsung  des  Grundeigenthums;  Oberaufsicht  auf 
Prifatwaldung ,  Jagd,  Berg«  und  Sal&werke,  Einschränkung  des  Baurechtes,  Be- 
steuerung ,  das  iiufserste  Kocht  auf  Sachen.  Vergl.  H.  F.  Eichhorn's  deutsches 
Prnratr.,  i65,  -  Das  Recht  der  TerritorialLosung  (Marklosung  im  weitern 
Sinn)  i>t.  als  Näherrecht  bei  Veräußerung  inländischen  Eigenthums,  den  Inlän- 
dern  ii  Vii>l.'iiitlc r  hie  uml  da  durch  Landesgesetze  gegeben.  C.  F,  Walch's 
Näherrecht  (3,  Aull.  1796),  §.  3i.  G.  Weishaar's  würtemb.  Privat».,  S.  144. 
W.  \.  Schospi  diss.  de  retractu  territorial!,  Tub.  1718.  4.  —  Ob  dem  Landes- 
k»rm%  als  solchem,  der  Retract,  selbst  gegen  Inländer,  gebühre?  L.  F.  E.  Jaw 
diss.  de  retractu  territorial!  doininorum  territorialium  in  Germania.  Altorf. 
1774*  4*  Dem  Landetherrn  .spricht  solchen  ab,  «nisi  jus  provinciale  vcl  consue- 
tado  contraria  legitime  doceaturv,  W.  A.  Schoebf  <liss.  decas  quaestionum  de 
|ure  retractua  (Tub.  i-i-.  4»)i  ojuaest.  VII.  —  Der  Zweck  des  Eigenthums,  ist 
gani  verschieden  von  dem  der  Oberherrschaft.  Jac.  Bäte  über  den  Unterschied 
der  Oberherrschaf)  und  des  Eigenthums  (Jen.  1766.  8.),  S.  3i  ff.  —  Die  Staats- 
regSerung  darf  mündige  Enterthanen  nie  so  behandeln,  wie  ein  Hausvater  seine 
Hausgenossen. 

i  Dem  Staatsbürger  können,  ohne  Ungerechtigkeit,  Befugnisse  nicht  entzogen  wer. 
diu.  von  welchen  es  nicht  evident  ist,  dafs  deren  Besitz,  in  ihrer  Hand,  dem 
Staatszweck  wesentlich  und  nothwendig  widerspreche.  Vergl.  Fichtiü's  Grund- 
Inge  des  INaturrcckts,  Th.  II,  S.  20. 

§♦   336.  (276.) 
Fortsetzung. 

Uli  Anzeige  des  Rechtstitels  oder  Beweisführung  kann  der 
Regent,  oder  in  seinem  Namen  der  Fiscus,  von  jedem  Staatsbürger  fordern, 
wenn  die  Rede  ist  von  einem  unv erleihbaren  StaatsHoheitrecht  «) 
v).  102).  IV)  Nicht  so  bei  verleihbaren  Regalien  (§.  102),  oder  an 
sir  Ii  zulässigen  Immunitäten,  und  den  unten  (Num.  VI)  angeführten 
Abgaben  und  Diensten,  in  deren  ruhigem  und  untadelhaftem  Besitz 
ein  Staatsbürger  sich  befindet  b).  Vielmehr  kann  dieser  defshalb,  in  dem 
Fall  einer  Besitzstörung,  gegen  den  Fiscus,  die  Kammer,  die  Privatgüter- 
\  trwaltung  (die  Schatulle),  sich  alier  possessorischen  Rechtsmittel 
bedienen«).  V)  Verleihbare  Regalien  und  Immunitäten  können 
durch  unvordenkliche  Verjährung  erworben  werden^).  VI)  Wenn 
die  neuere  und  neueste  StaatsFinanzpraxis  die  Regalität  solcher  Rechte 
durchsetzt,  welche  ehehin  für  blofse  Ausflüsse  des  Privateigenthums  galten 
(5).  353),  so  sollte  sie  doch  ihrer  Behauptung  keine  rückwirkende 
Kraft  beilegen,  auf  ältere  Abgaben  und  Dienste,  welche  in  der  Vorzeit 
der  Eigenthümer  für  Benutzung  seines  Eigenthums  sich  rechtsgültig  hat 
versprechen  lassen  e). 
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a)  A.  H.  Gögkel  diss.  possessorium  summariissimum  an  et  quatenus  adversus 
principem  a  subditis  possit  institui?  (Erl.  1798.  4-)  §•  24. 

b)  Gockel  diss.  cit.  §.  22.  23.  Vergl.  C.  A.  v.  Braun  in  Siebenrees  jur.  Magaz.  II, 
i83.  —  Der  Besitzstand  mufs  respectirt  werden ,  so  lang  ihm  der  offenbare 
Rechtsstand  nicht  widerspricht.  Aufserdem  würde  kein  wohlerworbenes  Recht  der 
Staatsbürger  sicher  seyn.  —  Die  Anzeige  des  Rechtstitels  halten  für  nothwendig, 
so  bald  nur  die  Regalität  des  Rechtes  überhaupt  aufser  Zweifel  ist,  C.  F.  HX- 
berlin,  Handb.  des  t.  Staatsr.  HI.  190.  J.  F.  Döhler  von  d.  Regalien,  §.  33. 
Himmelstoss  Entwickel.    des  Begriffs  der  Regalität,  5-  27. 

c)  Göcrel  1.  c.  §.  19.  sqq.  et  23.  —  Andere  gestatten  zwar  das  Possessorium  sum- 
mariissimum gegen  den  Regenten ,  fordern  aber  zugleich  die  Edition  und  den 
Beweis  des  Rechtstitels.  A.  G.  Petermann  diss.  de  valore  possessorii  summa- 
riissimi  adversus  principem  regalia  vindicantem  a  subdito  instituti  (Lips.  1731.). 
§.  7.  sqq.  J.  A.  v.  Ickstadt's  Abh.  r.  d.  Jagdrechten,  III.  297.  337.  Sam. 
Stryck  diss.  de  necessitate  edendi  titulum  possessionis,  c.  3.  Wernher,  P.  II. 
obs.  366.  Kind  quaest.  for.  I.  c.  ^5.  p.  188.  (In  der  2.  Ausg.  fehlt  dieses  c.  45. 
ganz.  Vergl.  Weisse's  Staatsr.  des  Königr.  Sachsen,  Bd.  R,  §.  120.)  Klein's 
Rechtssprüche.  Bd.  I,  Num.  19.  E.  F.  Pfotenhauer  über  das  gerichtl.  Verfah- 
ren, in  Sachen,  welche  den  neuesten  Besitz  betreffen  (Leipz.  1797-  8.),  §.  14. 

d)  Cocceji  diss.  de  praescriptione  immemoriali,  c.  IV.  th.  4-  SfI<I'  E.  C.  Harp« 
precht  diss.  de  praescriptione  immunitatis  a  collectis ,  c.  2.  th.  4°-  n«  x84'  sqq. 
G.  D.  Hofmann  diss.  de  munere  et  immunitate  metatorum  militarium  (Tub. 
1750,  §.  24.  Wernher,  P.  IV.  obs.  5.  n.  87.  sqq.  Böhmer  decis.  et  consult. 
T.  III.  P.  3.  cons.  658.  n.  5.  et  cons.  661.  n.  8.  Hofacrer  princ.  juris  civ.,  T. 
Ii.  §.  868.  Leyser  Spec.  441«  m«  7«  et  8.  Spec.  458.  m.  1  —  6.  ldem  de  assen- 
tationibus  JCtorum.  c.  3.  Sect.  2.  §.  23.  p.  100.  Westphal's  Staatsr.  iÖ9  f. 
Böhmer  princ.  juris  feud.  §.  204.  Göckel  1.  c.  §.  18.  Anders,  Chr.  Thomasius 
diss.  de  praescriptione  regalium  ad  jura  subdito rum  11011  pertinente  (Hai.  1696), 
c  3.  und  in  Frisii  jure  domaniali,  III.  177.  —  Vierzigjährige  Verjährung  halten 
für  hinreichend,  Gönner  von  Staatsdienstbarkeiten,  §.  70 — 77.  Himmelstoss 
a.  a.  O.  §.  28.  —  Von  Verjährung  der  ßscalischen  und  DomänenGüter ,  unten, 
§.  475  u.  482. 

«)  Z.  B.  Wasserzins,  wovon  §.  457. 

§+  557*  (277.) 
2)  des  Staates  und  des  Re genten. 

I)  Die  Eigenthum  Verhältnisse  des  Staatsvermögens,  so  w  ie  des 
Privateigentums  des  Regenten  und  seiner  Familie  (§.  335),  sind,  in  der 
Regel,  nach  dem  gemeinen  Privatrecht  des  Staates  zu  beurtheilen. 
II)  Streitigheiten  darüber  gehören,  als  Privatsachen,  vor  die  compelenten 
Landesjustizbehörden.  IQ)  Ist  die  Verwaltung  jenes  Eigenthums  derselben 
Behörde  übertragen,  welche  StaatsHoheitrecJite  zu  verwalten  hat,  so  ist 
dieselbe  bei  der  Mehrheit  ihrer  Repräsentation,  in  jedem  einzelnen  Fall 
nur  nach  demjenigen  ihrer  Verhältnisse  zu  beurtheilen,  oder  zu  behandeln, 
in  welchem  sie  handelt,  oder  in  Anspruch  genommen  wird.  IV)  Alle 
grundherrlichen  Berechtigungen  des  Staates,  so  auch  des  Regen- 
ten und  seiner  Familie,  nach  ihren  Privatverhältnissen,  insbesondere  Patri- 
monialDienste  und  PatrimonialAbgaben,  sind  Privat  rechte. 
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1\      C  A  V  I  T  E  L, 

Aufsehende^  gesetzgebende;  vollziehende  Gewalt. 

§«   558,  (Oys.) 
A)   Aufsehende  Gewalt 

B  e  (j  r  i  f  /  : 

Höchste  Oberaufsicht  des  Staates  *),  die  oberaufsehende  Gewalt 
las  Inspiciendi  suprema,  jus  supremae  inspectionis) ,  ist  das  Recht  fort- 
wahrender wirksamer  Aufmerksamkeit,  auf  Alles,  was  auf  den  Zweck  des 
Staates  Einfluß  haben  kann  /;).  Wachsam  mufs  sie  jeder  Anordnung  und 
Vorschrift  vorausgehen,  beobachtend  mufs  sie  deren  Vollziehung  und  Er- 
folg herleiten. 

a)  Schriften  in  PvnXB*8  Lit.  III.  3oo  ff.  Caji.  Aug.  Tittmann  de  ambitu  juris  su- 
premafl  inspectionis.  Gott.  1797.4«  H«  G.  Scheidemantel's  Rcpcrtorium  des  Staats 
und  Lehnr.,  I.  a38.  Ebendess.  Staatsr.  nach  der  Vernunft,  I.  249  ff. 

b)  Von  den  Gegenstanden,  s.  C.  G.  Rössig's  Politik  (Leipz.  1805.  8.),  S.  i58. 

§•  559.  (279.) 
Bestandtheile. 

Begriffen  ist  darunter:  1)  das  Recht,  dem  Zweck  gemäfs,  von  Allem 
Renntnifs  zu  nehmen,  was  in  Absicht  auf  Erreichung  des  Staatszweckes 
"wichtig  ist  Diesem  Recht  entspricht,  die  Pflicht  der  Unterthanen,  zu 
Min  Heilung  der  in  jener  Hinsicht  nöthigen  Nachrichten,  aufgefordert 
oder  nicht.    2)  Das  Recht  zu  billigen,  zu  genehmigen,  zu  bestü- 

n  was  dem  Staatszweck  gemäfs,  3)  zu  mif sbilligen,  aufzu- 
schieben, zu  hintertreiben,  zu  untersagen,  zu  vernichten,  was 
ihm  zuwider  befunden  wird,  besonders  das,  was  die  Sicherheit  Aller,  oder 
Einzelner  bedroht.  4)  Zu  veranlassen,  was  mittelbar  oder  unmittel- 
bar zu  Erreichung  des  Staatszweckes  dienen  kann  c). 

u)  Von  ErUdeckungsrrdtteln,  Scheidemantel's  Repertor.  a.  a.  0.  §.  8  —  ix.  Ebendcss. 

allgcm.  Staatsr.,  S.  85  ff.    KAüber's  Kryptographie,  §.  16  ff.  u.  S.  292  ff. 
I)  Püttkb's  Lit.  ÜX  3ox.    Jo.  Lud.  Uhl  pr.  de  jure  prineipis  circa  actus  privatos. 

J  raneof.  ad  \  iadr.  1744«   «h  C.  K.  Schröter's  vermischte  Abhandlungen,  Th.  I, 

s.  43-  ff 

c)  Jede  Acnrlerung  in  der  Verwaltungsform,  geschehe  von  Oben.  «Das  Volk  ge- 
wöhnt sich  7-u  andern,  und  verlernt  zu  gehorchen».  Aristoteles.  Alles  ge- 
schehe durch  Reform ,  nichts  durch  Revolution.  Nicht  leicht  werde  etwas  ganz- 
licii  niedergerissen,  um  es  auf  einmal  wieder  neu  zu  erbauen.  Mouhier's  Be- 
trachtungen über  die  Staatsverfassungen,  übers,  v.  Hufeland,  208  f. 
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§•    360.  (280.) 
Grenzen. 

I)  Nur  da,  wo  sie  Pflicht  dazu  hat,  ist  die  Regierung  zu  Ausübung 
dieses  allgemeinen  Hoheitrechtes  befugt  «).  II)  lieber  Gebühr  darf,  durch 
Ausübung  desselben,  die  natürliche  Freiheit  der  Bürger  nicht  be- 
schränkt werden,  besonders  in  Privat-  und  FamilienAngelegenheiten  £),  in 
Religionssachen,  in  Sachen  der  Autonomie  c).  III)  Das  natürliche  Recht 
der  Einzelnen,  für  rechtliche  Privatzwecke  sich  zu  vereinigen ,  wird  durch 
die  Staatsverbindung  nicht  aufgehoben  c2).  Doch  dürfen  Gesellschaften 
oder  Vereine,  Öffentliche  d)  ,  private,  geheime  O,  gleichviel  ob  diese  nur 
ihren  Zweck,  oder  auch  ihr  Daseyn  verheimlichen,  auch  religiöse  /),  und  milde 
StiftungSocietäten  #),  der  Prüfung  und  Aufsicht  des  Staates,  nach  dem  Zweck 
der  allgemeinen  Sicherheit,  Ruhe  und  Ordnung,  sich  nicht  entziehen,  wenn 
sie  auf  Duldung  und  Schutz  Anspruch  machen  g2).  Dafs  PrivatGesell- 
schaften  und  Anstalten,  um  von  Seite  der'  Staatsregierung  anerkannt  und 
der  Rechte  moralischer  (juridischer)  Personen  theilhaftig  zu  seyn,  zu  ihrem 
rechtlichen  Bestehen  Staatsgenehmigung  oder  Bestätigung  bedürfen,  kann 
durch  positive  Staatsgesetze  bestimmt  seyn 

a)  Die  Regierung,  innerhalb  ihrer  Grenzen,  fordert  nicht  Nachrichten  ein,  die  des 
Bürgers  Freiheit  fahrden ,  und  dem  Despotismus  fröhnen.  Glück  zu  mehren, 
Elend  zu  mindern,  sey  der  Canon  der  aufsehenden  Gewalt:  nicht  die  Sucht, 
Alles  wissen  zu  wollen.  Der  Staat  habe  die  Augen  auf  Alles,  nicht  die  Hände 
in  Allem.  Es  gibt  gewisse  Sitten,  Gebräuche,  Meinungen,  es  gibt  eine  Bildung- 
stufe des  Volkes ,  woran  jede  Macht  scheitert.  Vergl.  Napoleon's  Worte  über 
Egypten,  in  dem  Memorial  de  Ste  -  Helene,  par  Las  Cases,  T.  VII,  p.  162,  un- 
ter dem  11.  Nov.  1816. 

6)  J.  J.  Moser's  Lebensbeschreib.  IV.  io5  ff.  Schlözer's  Staatsanzeigen,  Heft  54, 
S.  218,  Heft  62,  S.  120  ff.  141  ff.  Ueber  das  Geheimnifs  der  Posten.  Frankf. 
u.  Leipz.  1788.  8.    Klüber's  Kryptographik ,  S.  3o  ff. 

c)  Vergl.  §.  362.  H.  B.  Jauf  diss.  de  valore  pactorum  familiae  etc.  (Giess.  1792. 
4.)  p.  10.  Pütter's  Lit.  III.  3o3.  Selchow's  Rechtsf.  II.  197.  Stryck  U.  M., 
lib.  5o.  tit.  8.  §.  2. 

c3)  Verhandlungen  in  der  zweiten  Kammer  der  badischen  Ständeversammlung,  im 
Juli  u.  August  i832.  J.  H.  Zirrler  (würtemb.  Oberjustizrath)  das  Associations- 
recht  der  Staatsbürger  in  den  deutschen  constitutioncllen  Staaten,  u.  die  Lehre 
von  dem  Verbrechen  unerlaubter  Verbindungen  und  Versammlungen.  Leipzig, 
i834-  8. 

d)  Moser  von  der  t.  Unterthanen  Rechten ,  261  ff.  Nettelbladt's  Erörter.  362.  — 
AssecuranzGesellschaften,  FrivatCoinpagnieBanken  (  joint- stock -banks)  ,  zumal 
Zettelbankcn ,  die  Banknoten  oder  Zettel  nach  Art  des  Papiergeldes  in  Umlauf 
setzen. 

e)  Preufs.  allgem.  Landrecht,  Th.  II,  Tit.  i3,  §.  i3,  u.  Tit.  20,  Abschn.  4,  §.  184  ff. 
Ocstreich.  Gesetzbuch  über  Verbrechen  u.  schwere  Polizeiübertretungen, 
Th.  II,  §.  37  — 5i.  Kant's  Rechtslchrc,  186.  J.  J.  Moser  von  Gcduldung  der 
FreimaurcrGesellschaftcn.  Frankf.  1776.  8.  J.  A  O.  Gehler  diss.  de  inspec- 
tionc  suprema  in  societates  occultas.  Lips.  1786.  v.  Römer's  kursachs.  Staatsr. 
II.  462.    Bielfelu  institutions  politiques,  I.  n5.    Fessleh's  sämmtl.  Schriften 
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über  1  rrwnaurerev,  Th.  I.  (]  rr\berg  i8o5.  8.  Steht  auch  in  dem  SlgnatsteiU, 
'l  '1-  N  111  Herl.  iHn.  8. )  AMiaiull.  \iim.  ;>.  Lora  über  den  Begriff  der  Polizei 
S.  i  'o  iV.  Iti.i:uxn'a  kl,  für.  Bibliotb.  \  III.  396.  Ebendees,  Lit.  285. 
l\'imT>ationsLo\iron ,  roc.  Tugehdbund.  —  Verordnungen  wider  geheime  Gc- 
m-II.m  haften;  pipttlicb  (Bullen  wider  4ie  Freimaurer)  \.  27.  A\>v.         u.  17.  Mai 

11.  (witlrr  dir  Carbonarh  >.  i3.  Sept.  1821;  Bulle  wider  die  Freimaurer 

u.  1;  geh.  Gesellschaften  >.  3,  Mar«  1826,  in  der  frankf.  Ober-PostamtZeitung 
«"•>"•  bis  >.).  Mai  1826;  wider  geheime  Gesellschaften  jeder  Art,  Anboten  bei 
Todetstrtfb,  ^.  iö,  JuL  1819,  in  der  UIg.  Zeit.  v.  8.  u.  9.  Nov.  18-20;  kurpfäU- 
\.  .,.  I\ov.  1-Q0  u.  5.  März  180.,;  häbriseh*  v.  i3.  Sept.  1814,  in  d. 
UIg.  Zeit  i8t4i  Nt  >73,  u.  Gesetz  v.  14. Der.  1820;  preussiscfie  v.  20.  Oet.  1798,  16.. 
Dec,  1808  u .  6.  Jan.  181$ j  Sstreichische  v.  1800,  in  Nivmanin's  Blättern  Tür  Polizei  u. 
Cnltnr  (Tüb.  1801),  Heft  VII.  Polit.  Journal  1802,  S.  273;  schwe tische,  üaliänischc, 
tiguruck;v.  i8o3,  indem  Pölit.  Journal,  i8o3,  S.  3/|3  ff.;  englische,  ebendas  1799, 
S.  IV.;  badi.uhr,  \.  16  Febr.  l8i3,  in  dem  bad.  Regier.  Blatt  i8i3,  Num.  V; 
tpmmicka  rom  9  ».  "Mai  1814  U.  Jan.  i8ij;  portugiesische  v.  20.  Jun.  i8*23;  sardi- 
nische v.  .  .  .Inn.   1814   ti.  5.  Oct.   18a  1  (Journal  de  Francf.  du  7  nov.  1821); 

Rlr  Militant!,  v.  2-.  Aug.  181 4)  päpstliche  v.  .  .  Oet.  i8i5,  in  dem 
Journal  de  1'raiul  idi'i,  n.  291);  neapolitanische  \.  8.  Aug.  1816,  ibid.  1816,  n. 
25o;  m<n{t  nr.M'.u  hr  \.  •><>  Sept.  1820  u.  2-.  März  182/f,  die  letzte  im  Journal  de 
1  ranef.  i8*4i  No.  1Ü85  spanisch*  v.  i.  August  1824;  russische  v.  12.  Aug.  1822; 
tinhalt  • cöthensche  v.  i3.  Oet.  1824.  Im  J.  i83i  wurden  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten von  Nordamerika  alle  Freimaurerlogen  aufgehoben.  Statut  des  Domeapitels 
zu  Augsburg  wider  geb.  Gesellscb.,  in  v.  Berg's  Staatsmagazin,  Bd.  III  (  1800), 
IS  um.  16.  —  Ui  theile  von  Eingeweihten:  G.  E.  Lessing's  Ernst  u.  Fallt;  in  des- 
sen verm.  Schriften,  Y1I.  222  —  322.  Mirabeau  sur  la  monarehie  Prussiennc, 
T.  V.  p.  58—  110.  v.  Kmgge  über  den  Umgang  mit  Mensehen,  Th.  III,  Cap.  8. 
Ebemlcrs.  in  Pott's  pragmat.  Geseh.  der  teutseben  Union  oder  der  XXIIger 
(Leipz.  1798),  S.  l65,  242.  (Frh.  v.  Gleichen's)  Metaphysische  Ketzereien 
(1-968.1,380.  (Ebendcss.)  Schöpfung  durch  Zahlen  u.  Worte  (1792.  8),  S.  27  f. 
Nene  Ifeuerbrände,  Heft  XI  (1808),  S.  102  ff.  Die  Wünsche  eines  Deutschen, 
nach  dem  Friedensschlüsse  ^on  Schönbrunn  (Nürnb.  1810.  8.),  S.  289  ff. 
v.  Bau  tsc anmiMB ,  in  Mevsel's  histor.  u.  literar.  Unterhaltungen  (Cob.  1818.  8.;, 
S.  26  f.  Jos.  Nie.  Graf  v.  Wi>dischgrätz  über  geheime  Gesellschaften.  Frankf. 
u.  Leipz.  i~88.  8.  Französich,  London  1788.  Das  Ganze  aller  geheimen  Ordens- 
Verbindungen.  Leipz.  i8o5.  8.  E.  Brandes  Betrachtungen  über  den  Zeitgeist  in 
Deutschi.,  in  d.  letzten  Decennien  des  vor.  Jahrh.  Hannov.  1808.  8.  Ebenders. 
über  geheime  Gesellschaften,  in  Schlözer's  Staatsanzeigen,  Heft  3i,  S.  278— 293. 
8e<  bs  Stimmen  Über  geheime  Gesellschaften  und  Freimaurerei,  von  J.  Stuve, 
C.  ML  AiM>r.  A.  v.  Kmgge  ,  H.  Steffen's,  J.  F.  Maier,  A.  Fessler,  nebst 
eint  iii  Avis  ata  lecteur  (Solothurn)  1824.  8.  Freie  Bekenntnisse  eines  Vetera- 
nen der  Maurerey.  Hamb.  1824.  8.  —  Oestreich,  Baiern,  Würtcmberg  und.  Baden, 
dulden  l  eine-  geheime  Orden.  —  Wo  nicht  alle,  doch  mehrere  zu  dulden,  unter 
Aufsicht,  ist  oft  ein  gutes  Mittel,  keine  fürchten  zu  dürfen. 

fj  Larissa  Spec.  559.  m.  1.  sqq.  Frid.  Platweb  diss.  de  sacris  clandestinis.  Lips. 
1766.  t-  Lötz  Begriff  der  Polizei,  i32.  B.  preufs.  Bestätigungen  der  Berliner 
Gesellschaft  zu  Beförderung  des  Christenthums  unter  den  Juden,  und  ihrer 
Tochtergesellschaften,  v.  8.  Febr.  1822  u.  10.  Jun.  1823 ;  in  d.  Gesetzsammlung 
v.  i8»3,  DT,  12.  Ji.  niederländische  Verordn.  v.  21.  Aug.  1823,  wodurch  die  rö- 
misch-katholische Gesellschaft  zu  Utrecht,  und  die  katholische  Gesellschaft  Bel- 
giens zu  Brüssel  aufgehoben  und  verboten  werden;  in  dem  Journal  de  Franc- 
fort du  8  Sept.  1823.    Die  angef  spanische  Verordn.  v.  «.  Aug.  1824,  Art.  ia, 
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verbietet  alle  frommen  oder  geistlichen  Vereine,  Brüderschaften  und  Congre- 

gationen,  die  nicht  königliche  Bestätigung  erlangt  haben. 
£•)  Ka>t's  Rechtslehre,  184  f.     Schmalz  natürl.  Staatsr.   §.    120.    Putter's  Lit. 

696  ff.    Rlüber's  Lit.  §.  10-9  ff. 
g7)  Vergl.  Code  penal  francais,  art.  291 — 294- 

h)  Römische  Gesetze  fordern  solche.  L.  1.  D.  quod  cujusque  univers.  nom.  L.  8. 
C.  de  hered.  instit.  L.  1.  pr.  D.  de  collegiis.  L.  3.  §.  1.  eod.  Vergl.  C.  F.  Müh- 
Lembruchs  rechtl.  Beurtheilung  des  Städelschen  Beerbungsfalles  (Halle  1828.  8.), 
S.  19-i  ff. 

§♦  561.  C281.) 
BJ  Gesetzgehende  Gewalt. 

Der  zweite  allgemeine  Bestandtheil  der  Staatsgewalt,  ist  die  gesetz- 
gebende Gewalt  a)  Cpotestas  leges  ferendi),  die  Befugnifs,  Normen  dem 
Staatszweck  gemäfs  festzusetzen,  für  Alles,  was  der  Staatsgewalt  unten?  or- 
fen  ist  Bestimmungen  dieser  Art,  heifsen  Gesetze  c).  Sie  sind  so 
mannigfaltig,  als  die  innern  Gegenstände  der  Staatsgewalt,  \erfas- 
sungsmäsig  c2)  errichtet,  liegt  ihr  verbindender  Grund  in  dem  von 
Staatswegen  erklärten  Gebot  des  Staatszweckes  «0;  ein  Gebot,  das  für  jedes 
vorkommende  Verhältnifs  pflichtmäsig  zu  beurtheilen  und  zu  finden ,  der 
Staatsregierung ,  nur  ihr,  in  verfassungsmäsiger  Weise  zukommt.  \uch 
stillschweigend,  kann  jene  Erklärung  geschehen;  in  weichem  Fall  die 
durch  die  That  als  verbindlich  angenommene  Norm,  R  ec  K  tsgew  o  h  n- 
heit  (consuetudo),  und  das  daraus  entspringende  Recht,  Gewohnheit- 
recht (jus  consuetudinarium)  heifst  <?)• 

a)  Putter's  Lit.  HL  3o2.  Klvber's  Lit.  §.  1084  ff-  Scheidema>-tel's  Staatsrecht 
nach  der  Vernunft,  I.  164  ff. 

b)  Auch  die  Aenderung,  Aufhebung,  und  bestimmende  Erklärung  (§.  36a'  bestehen- 
der Gesetze,  ist  hierunter  begriffen. 

e)  Von  den  verschiedenen  Benennungen:  Gesetz,  Landrecht,  Ordnung  (z.  B.Landes-, 
Polizei-,  Procefs-,  CriminalOrdnung) ,  Constitution,  Verordnung,  Edict,  Patent, 
Mandat,  Weisung,  Präcept,  Publicandum,  Bekanntmachung,  Declaration,  Re- 
script,  Decret,  Statut,  u.  d. 

c2)  Offenbar  in  verfassungswidriger  Form  errichtete,  oder  die  Staatsverfassung  ver- 
letzende Gesetze,  Verordnungen  und  (§.  225  u.  362)  Beschlüsse,  wenn  gleich  in 
verfassungsmäsiger  Form  publicirt,  im  Rechtsprechen  anzuwenden,  liegt  aufser 
der  Befugnifs  richterlicher  Behörden,  denen  vor  Allem  treue  Bewahrung  der 
Landesverfassung,  worauf  in  constitutionellen  Staaten  die  Behörden  und  Staats- 
diener auch  ausdrücklich  verpflichtet  sind,  als  oberstes  Gesetz  heilig  seyn  mufs. 
Verfassungswidrige  Gesetze  sind  nur  Scheingesetze,  durch  ihre  Nichtanwendung 
verstöfst  also  der  Richter  nicht  wider  die  Pflicht  sich,  nicht  über  die  Gesetze 
zu  erheben.  Vergl.  K.  E.  Scumid's  Lehrb.  des  gemeinen  deutschen  StaatsRechts, 
Abth.  I  (1821),  §.  76,  S.  ZvCHARii,  erstreckt  sich  das  richterliche  Entschei- 
dungsrecht auf  die  Frage,  ob  die  Regierung  eine  Verordnung,  auf  welche  sich 
in  einer  Streitsache  die  Parteien  beziehen,  zu  erlassen  berechtigt  gewesen  scy? 
in  Franke's.  Livde's  etc.  Archiv  für  die  civilistische  Praxis,  Bd.  XV,  Heft  2 
(lieidelberg  i833.  8.),  Num.  VI.    Lijde,   in  Monarchieen  mit  landständischer 
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\nf.nsuii;;  sind  die-  Oerichte  nicht  befugt,  die  Gültigheit  der  von  den  Monar- 
i  ra  i  M  Mitwirkung  der  Landstände  erlassenen  Gesetae  (Verordnungen)  einer 
Prüfung  und  Entscheidung  iu  unterwerfen  j  in  dem  Archiv  für  civilistische 
1  ll*  1-1.  W  I.  Heft  I  (Heidelb.  i833),  IN  um.  8.  Einen  in  drei  Instanzen  ver- 
ichieden  ibgeurtheilten  Rechtsfall,  Sudel  mau  in  Adolph  Martins  Jahrbüchern 
der  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  in  Sachsen,  Erster  Jahrgang,  18-28,  Heft  3, 
S.  197  K 

1  (  e  mttssen  des  wesentliche  Recht  aussprechen}  das  Recht  ist  das  Gesetz 
der  Gesetae  (Leguni  leges,  Baco,  aphor.  60.  sqq.),  der  Sou verain  der  Sou veraine. 
Dieses  ist  der  Prüfstein  der  Gerechtigkeit  der  Gesetze,  ohne  welche  der  Aus- 
spruch  des  Richters,  Beinern  Inhalt  nach,  gerecht  nicht  seyn  kann.  —  Durch  das 
in  dem  §.  erwähnte  Gebot,  rechtfertigt  sich  die  gesetzweise  Aufhebung  beson- 
derer Institute,  /..  B,  des  Adels,  des  Lelmwesens,  der  FamilienFideicommisse, 
der  PatrimonialGerichtbarkeft,  der  Steuerfreiheit,  der  Zehnten,  u.  d.  in. 
t)  PI  nu'i  Lit,  DL  3o6.  Klübsb's  Lit  §.  1039.  J.  N.  C.  Guillaumu  von  der  Ge- 
wohnheit Osnabr.  1801.  B,  K.  Tb,  Gdtjahr's  Gewohnheitsrecht  Leipz.  1801.  8. 
H  H.  L,  Voibjub's  Beitrüge  zu  der  Theorie  des  Gewohnheitrechtes.  Heimst. 
iHo(>.  Leins,  1801.  8.  Mieasa's  jur.  Abhandl.  Samml.  I.  N.  /,.  Püttkh's  Beitr. 
• '>•  11  -V  '  '•  (<•  C.  W.  lii.ör/.i n's  Versuch  eines  Beitrags  zur  Revision  der 
Theorie  vom  Gewohnheitsrecht.    Jena  »812.  8. 


562.  (o82.) 
Fortsetzung. 

Die  Kraft  der  positiven  Gesetze  ist  eingeschränkt  auf  die  Grenze 
des  Staatgebietes  doch  können  sie,  unter  gewissen  Voraussetzungen  £), 
auch  in  fremdem  Gebiel  wirksam  seyn,  so  fern  dort  nicht  verbietende  Ge- 
setze entgegenstehen.  Aber  die  von  dem  Regenten  erklärte  Aufnahme 
fremder  Gesetze  (leges  peregrinac^eeeptae),  gilt  für  eigene  Gesetzgebung  c), 
J)ir  \  erbin dlichkeit  der  Gesetze  fängt  an,  mit  ihrer  landesverfas- 
snngsmäsigen  öffentlichen  Bekanntmachung  <l)  (Promulgation).  Sie 
dauert,  bis  eine  Aufhebung  oder  Abänderung  e)?  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend, erklärt  wird.  Bestimmende  (authentische)  Auslegung 
der  Gesetze,  gebührt,  da  sie  eine  gesetzartige  Bestimmung  enthält/),  indem 
d  is  interr/retative  Gesetz  eigentlich  ein  neues  Gesetz  ist,  folglich  auf  dem 
Weg  allgemeiner  Verfügungen  erfolgen  mufs,  allein  dem  Gesetzgeber  £"). 
Unbeschadet  der  Befugnisse  und  der  Rechte  Dritter,  können  Corp  ora- 
tio neu  und  Einzelne,  durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Willens- 
erklärung, in  Absicht  auf  Personen  und  Eigenthum,  rechtsgültige  Bestim- 
mungen machen  ä)  (Autonomie),  Ob  und  wie  weit  Landstände, 
bei  der  Gesetzgebung  mitzuwirken  haben?  bestimmt  die  LandesGrundver- 
fassung  (§.  297).  Durch  den  Zweck  und  die  ConventionalGesetze 
des  Teut sehen  Bundes,  ist  in  den  Bundesstaaten  die  gesetzgebende  Ge- 
walt mehrfach  beschränkt  (§.  214  u.  f.,  u.  2  25  bis  237).  Es  ist  aber 
zu  Beschlüssen  des  Bundes,   welche  Gegenstände  der  Landesgesetz- 
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gebung  betreffen,  eine  Staatsregierung  nur  innerhalb  der  durch  die  La n des- 
Grund Verfassung  ihr  gesetzten  Grenzen  mitzuwirken  befugt  0?  un(l 
es  bedürfen  solche  Beschlüsse,  um  in  einem  Bundesstaat  die  Behörden  und 
Unterthanen  zur  Nachachtung  zu  verpflichten,  einer  landesyerfassungsmä- 
sigen  Bekanntmachung  (§.  225). 

a)  Ulr.  Huber,  praelectiones  juris  rom.  et  liod.,  P.  IT,  lib.  1.  tit.  3.  §.  2.  p.  538. 
Hauptsatz,  bei  der  Lehre  von  der  Collision  der  Gesetze  verschiedener  Staaten, 
Pütter's  Lit.  HI.  814.    Rlüber^  Lit.  §.  i6o3. 

b)  Diese  sind  angegeben,  in  Rlüber's  europ.  Völkerrecht,  55. 

c)  Während  des  rheinischen  Bundes,  ward  in  verschiedenen  teutschen  Staaten  der 
Code  Napoleon  als  Landrecht  angenommen.  In  dem  souverainen  Fürstenthum 
Liechtenstein,  wurden  1817  die  östreichischen ,  bürgerlichen  und  peinlichen  Ge- 
setze, nebst  der  Gerichtsordnung,  aufgenommen. 

(1)  Soll  dio  Unwissenheit  des  Gesetzes  nicht  entschuldigen,  so  ist  eine  bestimmte 
Art  der  Promulgation  festzusetzen.  Bernh.  van  Espen  de  promulgatione  legum. 
Bruxell.  1712.  Jos.  Herr  über  die  Bekanntmachung  der  Gesetze.  Freib.  1783. 
Glücr's  Erläuter.  der  Pandecten,  Th.  I,  §.  19.  20.  —  Von  der  rückwirkenden 
Kraft  der  Gesetze,  Abhandlungen  von  B.  W.  Pfeiffer.  Ad*.  Dietr.  Weber. 
C.  C.  J.  v.  Hererstorf.  Theod.  Wiese.  J.  N.  Borst.  Friedr.  Bergmann. 
v.  Berg's  Bechtsfälle,  Th.  IV.  Num.  10. 

e)  H,  E.  Rümpel  von  der  noth wendigen  Veränderung  der  Gesetze.  Frankf.  1792.  4. 
Bohonovsry  v.  d.  Rechte  des  Regenten,  Gesetze  oder  bürgerliche  Rechtsverhält- 
nisse abzuändern.    Landsh.  i8o3.    Pütter's  Lit.  III.  §.  1086. 

f)  v.  Zeiller's  Commcntar  über  das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  die  östreichische 
Monarchie,  Th.  I  (Wien  1811),  S.  75.  Daher  kann  eine  authentische  Erklärung 
auf  schon  entschiedene  Fälle  nicht  zurückwirken;  wohl  aber  ist  sie  anwendbar 
auf  alle  später  entstandenen  Rechtsverhältnisse.  Ebendas.  S.  73.  Das  östreichi- 
sche Gesetzbuch,  §.  8,  will  sie  auf  alle  noch  zu  entscheidenden  Rechtsfälle  an- 
gewendet wissen,  auch  auf  solche,  die  vor  der  Erklärung  entstandene  Rechts- 
verhältnisse zum  Gegenstand  haben,  wenn  der  Gesetzgeber  nicht  ausdrücklich 
hinzugefügt  hat,  dafs  sie  auf  diese  nicht  zu  beziehen  sey. 

g)  Auch  die  gehörig  qualificirte  (durch  stillschweigende  Einwilligung  des  Gesetz- 
gebers begründete)  f/.sMa/Interpretation  gehört  dahin.  Wissenschaftliche  oder  doc- 
trinale  Auslegung,  die ,  grammatisch  oder  logisch ,  blofs  nach  den  Regeln  der 
Wissenschaft  zu  machen  ist,  kann  bei  Enstcheidung  der  Reehtstreitigkeiten  jeder 
gehörige  Richter,  und  aufscrhalb  solcher,  jeder  Sachverständige  machen.  Schrif- 
ten, oben  i3. 

Ii)  Autonomie,  Refugnifs  der  Staatsbürger  zu  Selbstgesetzgebung,  so  weit  die  Staats- 
gesetze und  die  Rechte  Dritter,  Privatverfügung  zulassen.  Rrause's  Abhandl. 
aus  d.  Staatsr.  90  ff.  Pütter's  Lit.  III.  3o2.  Strycr  tr.  d.  successione  ab  in- 
testato,  diss.  8.  c.  5.  §.  22.  Riccius  von  Stadtgesetzen,  429.  Eisenhardt's  Grunds, 
d.  teutschen  Rechte  in  Sprichwörtern,  1  ff.  Selchow  elem.  juris  germ.  priv., 
§.  55.  C.  H.  Geisler  sciagraphia  juris  germ.  privati,  §.  65.  Pütter  prim.  lin. 
juris  privati  prineipum,  §.  4-  Eichhorn's  deutsche  Staats-  und  Rechtsgcschichte, 
Th.  in,  S.  225.  Rlüber's  Abhandlungen  etc.,  Bd.  I,  S.  84  ff.  Vcrgl.  §.  5i  u. 
36o,  c.  —  In  Preussen  haben,  durch  eine  Verordnung  vom  21.  Jan.  i837,  3o 
gräfliche  und  freiherrliche  Stammhäupter  der  Rheinprovinz  und  WTestphalens 
das  Corporationsrecht  erlangt.  Jedes  Mitglied  hat  die  autonomische  TestirBc- 
fugnifs  (MajoratStiftungsRccht).  Das  benachteiligte  Rind  hat  kein  RIagrcrht 
heim  Richter,  sondern   nur  einen  Rccurs  an  die  Corporation,  welche  durch 
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einen   Stiftung*  Ausscbufs«,  nach  ftdelichem  Herkommen  und  Billigkeit  «las  Ab- 
(ndungs  Quantum  bestimmt 
,  i  Wiener  SehlufaActe  \.  i8ao,  \n.  56«   Vergl.  die  baier.  Bekanntmachung  v,  16« 
Dil.  ii;i>),  iinton      jo.j,  Mute  il. 

(283). 

S    c    h    l    u    s  s. 

Allgemeinheit  der  Gesetze  a),  gleiche  Berechtigung  und  gleiche 
Verpflichtuii-  aller  L  nti 'rthanen  in  gleicher  Lage,  ist  Regel  So  weit 
Grund  der  positiven  Privatgesetze  auf  den  Regenten  Anwendung 
tj  ist  auch  er  zu  deren  Beobachtung  verpflichtet  r),  und  seine  Dis- 
lu'iis.-tt imisl  •t'lii^iiils  berechtigt  ihn  persönlich  nicht  zu  unbedingter  Gesetz- 
losigkeit Eine  solche,  Kann  nicht  Mittel  seyn  zu  Erreichung  des  Staats- 
/util.fs:  wofür  im  Gegentheil  der  Regent  selbst ,  die  positiven  Briratge- 
setse  erklärt 

n)  Unterschied  der  Gesetze  von  Verordnungen  oder  Ordonnanzen  u.  s.  w.  (§.  169), 
s.  Kurhess.  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §.  9Ö.  Klübea's  Selbstständigkeit  des  Richter- 
arateSj  Abth.  H.  S.  so.  Auszeichnen  müssen  Gesetze  sich,  durch  Weisheit,  Gerech- 
tigkeit u.  Billigkeit,  durch  zweckmäsige  Vollständigkeit  und  Allgemeinheit,  durcli 
lei<  ite  C  ebersicht,  Kürze,  Klarheit.  Bestimmtheit,  u.  einfachen  Schmuck  der  Rede, 
nicht  durch  KleinigkeitGeist  und  schleppende  Unbeholfenheit,  oit  das  sprechende 
Symbol  der  Staatsverwaltung;  auch  nicht  durch  Vielheit  (manie  reglementaire). 
L  GutvAis  Kleine  Mittheilungen,  II,  220.  Selbsttätigkeit  des  Richters,  durch 
\  ielheit  gesetzlicher  Bestimmungen  überflüssig,  oder  unmöglich  zu  machen, 
übersteigt  das  Maas  menschlicher  Einsicht  und  Erfahrung.  —  La  loi  ne  peut 
renfermer  tonte  la  justice;  eneorc  moins  la  peut-elle  exprimer;  et  si  eile  decide 
iniuffltremment  tonte*  fej  hypotheses,  eile  cessera  souvent  d'ctre  la  justice.  Bun- 
Lahaqut,  principe*  du  droit  naturel,  T.  III,  ch.  16,  n.  270  j  edit.  de  1820.  De 
I  inftuence  des  lois  sur  les  moeurs ,  et  de  l'influence  des  moeurs  sur  les  lois  ; 
par  M.  Mattbb.  Paris  i832.  8.  Gekrönte  Preisschrift,  mit  dem  grofsen  Preis 
der  franz..  Academie  von  10,000  Franken.  Auch  in  das  Teutschc  übersetzt  von 
Dr.  .7.  EL  Buss.  Freib.  1834.  8  —  Vorschlage  zu  Einführung  eines  allgemeinen 
Gesetzbuches  für  die  teutschen  Bundesstaaten.  A.  F.  J.  Thibaut  über  die  Not- 
wendigkeit eines  allgem.  bürgcrl.  Gesetzbuchs  für  Teutschland.  Heidelb.  1814.8. 
1  .  ().  v.  Savigsy  vom  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissen- 
schaft. Heidelb.  1814.  8.  2.  verm.  Aufl.  ebend.  1828. 

h)  Von  der  Theorie  der  Gesetzgebung,  s.  T)e  l'esprit  des  loix  "(par  M.  de  Montes- 
qutkü).  T.  L  et  II.  a  Leyde  17/19.  4*  Auch  Geneve  1749.  2  Vol.  8.  Verm.  in  des 
Verf.  Oeuvres.  Edition  Touquet,  la  seule  oü  Ton  trouve,  rapprochees  du  texte, 
lfs  objections  des  critiques  de  l'auteur,  ses  notes  et  les  observations  d'Helvetius, 
et  Condorcet.  Paris  1821.  2  vol.  in  12.  Teutsch,  Altenb.  1782.  3  Bde.  8. 
Mil  Anmerk  v.  A  W.  Bauswald,  Görlitz  1804.  3  Bde.  8.  Commentaire  sur 
l'esprit  etc.  de  Montesquieu.  Liege  1817.  8.  Commentaire  sur  l'esprit  etc.  de 
Montesquieu;  par  le  cle  Destctt  de  Tbacy.  Paris  1821.  8.  Teutsch  übersetzt 
von  C.  F.  Mörstadt.  2  Bande.  Heidelb.  1820  u.  1821.  8.  (Auch  in  den  Oeuvres 
de  Montfsoi  ifc,  die  i823  in  acht  Bränden  zu  Paris,  und  in  derjenigen,  die  eben- 
das.  1824  in  einem  eng  gedruckten  OctavBand  erschien.)  Tableaux  analytiques 
de  l'esprit  des  ioix  de  Montesquieu;  par  Theod.  Regnault.  Paris  1825.  petit 
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in-fol.  Is.  Iselin's  Versuch  über  die  Gesetzgebung.  Basel  17^9.  u.  in  s.  verm. 
Schriften.  1770.  8.  Catharina's  II.  Instruction  zu  Verfertigung  eines  neuen  Ge- 
setzbuchs. Riga  1768.  8.  Joh.  Heumann's  von  Teutschenbrunn  Geist  der  Ge- 
setze der  Teutschen.  Nürnb.  1761.  8.  Frankf.  u.  Leipz.  1779.  °*-  De  la  legisla- 
tion  ou  principes  des  lois,  par  M.  Mably.  a  Paris  1768.  8.  Teutsch,  Naumb.  1779. 
2  Theile  8.  Principes  de  la  legislation  universelle,  ä  Amsterd.  1776.  2  Vol.  8. 
La  scienza  della  legislazione,  per  Gaetano  Filangieri.  Napol.  1780  —  1788.  T. 
I — VIII.  8.  (In  dem  achten  Band  steht  die  Gedächtnifsschrift  auf  den  Verfasser, 
von  Donato  Tomasi.)  Teutsch,  v.  Ch.  G.  C.  Linr.  Th.  I— VII.  Ansbach  1785-— 
1790.  8.  Eine  andere  Uebersetzung ,  Wien  1784.  u.  ff.  8.  Eine  scharfe  Critik 
dieses  Werkes:  La  scienza  della  legislazione  vindicata,  per  Giuseppe  Grippa. 
1782  u.  1784.  Dagegen  erschien  eine  Widerlegung,  zu  Constanz  1785.  Com- 
mentaire  sur  l'ouvrage  de  Filangieri;  par  Benjamin  Constant.  Paris  1822.  8. 
Th.  G.  v.  Hippel  über  Gesetzgebung  und  Staatenwohl.  Berl.  1804.  8.  K.  S. 
Zachariä,  die  Wissenschaft  der  Gesetzgebung.  Lpz.  1806.  8.  J.  S.  Becks  Grund- 
sätze der  Gesetzgebung.  Leipz.  1806.  8.  Scip.  Bexon  theorie  de  la  legislation 
penale.  Paris  1807.  Fol.  H.  E.  v.  Globig's  System  einer  vollständ.  Criminal-, 
Polizei-  und  CivilGesetzgebung.  Bd.  I— III.  Dresd.  1809.  8.  Ebendess.  System 
für  das  gerichtliche  Verfahren.  Leipz.  1809.  8.  C.  G.  Bössig's  Politik;  S.  i63 — 
184.  Pastoret,  histoire  de  la  legislation.  Vol.  I— IX.  Paris  1817—1827.  8.  Ch. 
Lecomte,  traite  de  legislation.  Paris  1826.  8.  Jeremie  Bentham  de  l'organisation 
judiciairc,  et  de  la  codifteation;  traduit  de  l'anglais,  par  Et.  Dumont.  Paris  1828. 
Jerem.  Bentham's  Grundsätze  der  Civil-  und  CriminalGesetzgebung,  a.  d.  Engl, 
mit  Anmerkungen,  v.  F.  L.  Benere,  Prof.  zu  Berlin,  i833.  8.  Bentham  starb 
zu  London,  im  Juni  1882,  85  Jahre  aU.  Frau  v.  Stael  schrieb:  »die  verhäng- 
nifsvollen  Zeiten,  worin  sie  gelebt  habe,  würden  von  der  Nachwelt  nicht  das 
Zeitalter  Bonaparte^s,  oder  Byron's,  sondern  das  Zeitalter  Bentham's  genannt 
werden. 

c)  Die  fürstliche  Notwendigkeit,  das  Gesetz,  mufs  über  den  Fürsten  seyn.  »Digna 
vox  est  majestate  regnantis,  legibus  alligatum  se  Principem  profiteri.  Adeo  de 
auetoritate  juris  nostra  pendet  auetoritas,  et  revera  majus  imperio  est,  submit- 
tere  legibus  prineipatum.  Et  oraculo  praesentis  edicti,  quod  nobis  licere  non 
patimur,  alis  (per  leges)  indicamus.«  Impp.  Theod.  et  Valent.  in  L.  4«  C  de  LL. 
J.  T.  Gronov,  in  not.  ad  Grotii  J.  B.  et  P.  üb.  IL  c.  4-  §•  12.  14.  c.  20,  §.  24. 
Hommel,  obs.  480.  A.  J.  Sciinaubert  diss.  de  principe  legibus  suis  obligalo 
(Jen.  1793.  40»  §•  1 — 'i3«  (auch  teutsch  mit  Anmerk.  u.  Zusätzen,  v.  E.  F.  Hage- 
meister. Bost.  u.  Leipz.  1795.  8.)  Ge.  Jordens  oratio  de  interna  legum  civilium 
obligatione,  etiam  principem,  qua  civem,  tenente  (Devent.  1747.  40  >  P-  38.  sqq. 
Bcherzigungen  vor  dem  wiener  Congrefs  (1814.  8.),  S.  34 — 37.  Preufs.  allgem. 
Landrecht,  Einl.  §.  87.  Allgem.  bürgerl.  Gesetzbuch  für  die  teutschen  Erbländer 
der  östreich.  Monarchie  (1811),  §.  20.  Kant's  Bechtslehre,  §.  49.  —  Anders,  dio 
Abh.  de  jure  magistratum  in  subditos,  als  Anhang  zu  Steph.  Junii  Brlti  (Lan- 
guet)  vindieiis  contra  tyrannos  (edit.  Urseliis  1600.  12),  p.  234«  Pütter  princ. 
jur.  publ.  germ.  §.  227.  K.  II.  Gros  Naturr.,  341.  W.  J.  Behr  in  Bauer's  etc. 
allgem.  StaatsCorrespondenz,  Bd.  II  (1814),  Num.  11.  —  Schriften  in  Pütter's  Lit. 
III.  3io.  Klüber's  Lit.  28.  —  Von  Privatgeschäften  des  Begenten,  s.  Pütter's 
Erörterungen  II,  177.  Majer's  Einl.  in  d.  Pri\ atfürstenr.,  139.  Schnaubert  1.  c 
p.  14.  n.  11.  —  Blofs  historisch  ist  die  Frage:  ob  bei  den  Römern  der  prineeps 
legibus  solutus  gewesen  sey?  Dionys.  Godofredüs  in  not.  ad  Nov.  io5.  c.  2.  §.4. 
Ghr.  Noodt  obs.  1.  I.  c.  3.  Glüch  a.  a.  O.  I.  §.  43.  Pütter's  Lit.  III.  3 10. 
Klüber's  Lit.  288. 
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§•  564.  (284). 
rollziehende  Gewalt. 

Ii  Die  Befugniss,  zu  Ausfuhrung  und  Anwendung  der,  dem  Staats- 
zweck  gemifs,  festgesetzten  Normen)  die  nöthige  Anordnung  zu  machen, 
heifsl  höchste  y oll  sieh  ende  Gewall  «)  (vollziehende  Gewalt  in  dem 
weitern  Sinn,  ausführende,  vollstreckende,  zwingende  Gewalt,  potestas  exe- 
quendi  suprema,  sublimis  s.  generaliter  definita,  pouvoir  executif)«  II)  Die 
höchste  Ex ecutiv Gewall  beschränkt  sich  auf  die  allgemeine  Veranstal- 
tung und  Sorge,  »Isis  Portwährend  die  Bestimmungen  der  gesetzgebenden 
Gewalt  zur  Ausführung  kommen,  namentlich  dafs  in  einzelnen  Fällen  nicht 
nur  das  \  erhalt uils  derselben  zu  dem  Gesetz  rechtsgültig  bestimmt  werde, 
BOndern  auch  in  den  einzelnen  Füllen  dasjenige  geschehe,  was  auf  solche 
Art  f -ist gesetzt  ist.  Die  Politik  räth,  seihst  in  monarchischen  Staaten,  eine 
bestimmte  Trennung  der  vollziehenden  Gewalt  von  der  gesetzgebenden  £), 
unbeschadet  der  Einheit  der  Staatsverbindung  (§.  99). 

<j)  I..  C.  Schbödbb  elem.  juris  nat.,  socialis,  et  genl.,  §.  829.  901.  Dan.  Nettf.lbla.dt 
System.  furispr.  nat.  §.  1243.  sqq.    Scheiukmantel  a.  a.  O.  I.  269  ff. 

/)  .1.  .1.  WaObtbb  über  die  Trennung  der  legislativen  und  exeeutiven  Gewalt.  Mün- 
chen  1 !!()  ,.  8.  Reflexions  Sur  les  constitutions,  la  distribution  des  pouvoirs,  et 
les  garaoties  dans  unc  monarchie  constitutionnelle;  par  Bekj.  Constaht.  ä  Paris 
i8i4<  8.   Vergl.  auch  §.  293.  297.  346. 

§♦  365*  (285.) 
Fortsetzung. 

In  Hinsicht  auf  einzelne  Fälle,  wird  den  hiezu  bestimmten  Staatsbe- 
hörden, die  Vollziehungs-  oder  ExecutionsB  efugnifs  (vollziehende 
Gewall  in  dem  engern  Sinn,  untergeordnete  vollziehende  Gewalt,  potestas 
exequendi  snbordinata  s.  specialiter  definita)  innerhalb  ihres  amtlichen 
Wirkungskreises  übertragen.  Durch  diesen  Theil  der  Regentengewalt,  wird 
das  Ansehen  der  Gesetze  (auetoritas  legum)  erlangt.  Demselben  ent- 
spricht  die  Pflicht  der  Unterthanen,  zu  staatsbürgerlichem  oder  ver- 
fassungsmasigem   Gehorsam  (obsequium  civile,  §.  u.  259). 
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X.     C  A  P  I  T  E  L. 

J    u    s    t    i    z    Ii    o    h    e    i  t. 


§.   566.  (286.) 

Gerechtigkeit,  nach   ihren   verschiedenen  Beziehungen.     Begriff  und 
Umfang  der  Justizhoheit.    Wirkung s arten  der  Regierung  in  Beziehung 
auf  dieselbe.    Missbrauch  der  Justizgeivalt.    Administrativ  Juslizxveg, 
Rechts  Verfassung  constitutioneller  Staaten. 

I)  In  allen  ihren  Verhältnissen,  soll  die  Staatsregierung  Gerechtigkeit 
üben  und  handhaben  «).    Nach  ihren  verschiedenen  Beziehungen,  ist  diese 
Gerechtigkeit,    i)  entweder  öffentlich- rechtliche,  und   zwar  entweder 
völkerrechtliche  oder  staatsrechtliche,  2)  oder  privat  rechtliche.   Die  völker- 
rechtliche, auf  das  Rechtsverhältnifs  des  Staates  zu  andern  Staaten  sich  be- 
ziehend, gehört  in  das  Gebiet  des  Völkerrechts.     Gegenstand  der  staats- 
rechtlichen, ist  das  öffentliche  Rechtsverhältnifs  zwischen  dem  regierenden 
Subject  und  dem  Volk.    Die  privatrechtliche  Gerechtigkeit  beschränkt  sich 
auf  das  Rechtsverhältnifs  unter  Privatpersonen,  die  Privatbeziehungen  des 
regierenden   Subjectes   mitbegriffen.     II)  Zu   Verhütung  der  Eigenmacht 
und  Selbstläufe   (der  Störung    des    Rechtfriedens),  zu  Untersuchung  der 
Rechtshändel  und  Verbrechen,  zu  Bestimmung  des  streitigen  Rechtes,  und. 
zu  Bestrafung  der  Verbrechen,   auch  zu  Verhütung  möglicher  Rechtsver- 
letzungen und  Streitigkeiten' ,  überhaupt  um  die  Herrschaft  der  Gesetze  und 
des  Rechtes  gegen  Willkühr  in  dem  Staatsgebiet  aufrecht  zu  erhalten,  und 
hiezu  die  nöthigen  Anstalten,  Verfügungen  und  Vorkehrungen  zu  machen, 
gebührt  der  Staatsregierung  die  J  usl  izhoheit  f>)  (potestas  judiciaria  su- 
prema  seu  sublimis).    III)  In  dem  weitern  Sinn,  wird  auch  das  Recht,  Ge- 
setze für  Rechtssachen  zu  geben,  darunter  begriffen.     In  diesem  Sinn* 
hcifst  bürgerliche  oder  Civil  Justizhoheit  das  Recht,  CivilGesetze  zu 
geben,  und  die  Rechtspflege  in  Sachen  der  bürgerliehen,   sowohl  conten- 
tiosen  als  auch  freiwilligen,  Gerichtbarkeit  anzuordnen   und  zu  verwalten; 
heifst  Strafrechts-  oder  Cr  i  mi  na  1  II  o  h  ei  t  (CriininalGewalt)  das  Recht? 
peinliche  Strafgesetze  zu  geben,  und  die  Strafgerechligkcitspflege  anzuord- 
nen und  auszuüben.    IV)  Die  Ausübung  der  Justizhohcil,  ist  eingeschränkt 
auf  das  Inland  c).     Aber  die  Wirksamkeit   rechtskräftiger  Er- 
Kenntnisse  des  gehörigen  Richters,  sollte,  wie  diejenige  rechtsgültiger 
Verträge,  allenthalben^),  wo  nicht  Klare  Gesetze  das  Gegentheil  ver- 
ordnen, anerkannt  werden.    Denn  geboten  und  geheiligt  durch  den  Zweck 
des  Richteramtes,  wie  durch  das  gemeinsame  Interesse  aller  Staaten,  daher  ge- 
achtet bei  allen  gesitteten  Völkern  zu  allen  Zeiten,  ist  der  Grundsatz:  dem  Spruch 

Kliiber's  offcntl.  Recht,  4.  Aufl.  ,°>() 
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des  Richters  gebührt  überall  und  bei  Ulm  Achtung  und  Folge,  V)  Dagegen  ist; 
den  l'.»ll  in. im   notwendigen  Prorogation,  oder  auswärtiger,  fortwährender 
►orgehender, Unterthauverhnlfnisse 'abgerechnet,  ein  Staat  nicht  schul- 
dig tu  leiden,  dais  seine  Untorthanen.  als  Beklagte,  vor  auswärtige  Gerichte 
i  ins  de  ii- *ii  evocando).    VI)  Die  unmittelbare  Aeufserung 

Slaatsregierung,  in  Hinsicht  auf  Ausübung  der  Justizhoheit,  ist  gesetz- 
gebend, Anordnend,  fördernd.,  erhaltend.  Hemmend  und  recht- 
gprechend  s<di  sie  nie  und  nirgend  seyn  iCj.  55o).  Mifsbrauch  der  Ju- 
Btizgewalt  wären:  directe  oder  ind^recte  Justiz  Verweigerung  (§.  1 6<),  e), 
Einmischung  der  Regierung  in  den  Rechtsgang  oder  die  Entscheidung  ge- 
richtlich anhängiger  Streithandel  (;•  3->  u.  §53).i  Hemmung  oder  Unter- 
gesetzniasigen  Wirksamkeil  richterlicher  Erkenntnisse  (§.  169), 
s.>  genannte  Hof-  oder  CabinetJustiz  (;.  '>-'{).  Machtsprüche  sind  zu  ent- 
schuldigen, nur  wo  Ausübung  des  äufsersteo  Rechtes  durqh  die  Umstände 
begründet  ist  (§.  553)1  \ll>  Ule  öffentliche  Rechtspflege  geht  von  dem 
Staat  aus«  tvber  nur  von  Gerichten,,  die  unmittelbar  oder  mittelbar  von 
ihm  besetzt  sind,  darf  sie  in  Wirksamkeit  kommen.  Verwerllieh  nach  all- 
gemeinem Recht  '  )  ist  demnach  der  so  genannte  Administrativ-  oder 
\  erwal  tu  ngs  Justizweg,  die  Verhandlung  und  Entscheidung  bestimm- 
ter PrivatRechtsfalle,  worüber  die  Regierung,  sey  es  der  StaatsFiscus  oder 
die  Domänen  Verwaltung,  mit  Privatpersonen  in  Streit  befangen  ist,  durch 
eine  Staats  Verwaltungsbehörde  oder  eine  Art  von  administrativer  Special- 
Commission,  mit  ^usschlitfs  der  ordentlichen  Gerichte,  ein  Mittelding  zwi- 
schen Rechtspflege  und  Selbsthülfe.  Positiv  begründet  kann  er  nur  dann 
>  weit  seyn,  als  verfassungsmäßig  errichtete  Gesetze  ihn  verordnen  /). 
1  eser  außerordentlichen  Art  der  Rechtspflege,  sind  Justizmifsbrä'uche, 
namentlich  Justizverweigerung,  eben  so  wenig  /u  dulden,  als  in  dem  ge- 
richt liehen    Rechtsweg  \  IIIJ  In  constitutionellcn  Staaten/')  mufs  die 

gan  z  v  I i  e  c  h  I  s  v  e  r  f  a  s  s  u  n  g,  nicht  blofs  die  bürgerliche  und  Straf gesetz- 
gelmng,  auch  die  Rechtsverwaltung  und  die  Gerichtsverfassung  07  auf  ge- 

cher  Grundlage  ruhen  ,  mithin  hervorgehen  entweder  aus  Staats- 
Grundgesetzen  oder  aus  Gesetzen  im  engern  Sinn,  geschriebenen 
oder  ungeschriebenen,  unter  den  letzten  das  Vernunftrecht  mitbegriflen. 
Alle  positiven  Bestimmungen,  welche  die  Rechtsverfassung  betreffen,  ge- 
hören  sonach  in  das  Reich  theils  der  constituirenden,  theils  der  verfassungs- 
masig  gesetzgebenden  Gewalt,  keine  in  jenes  der  vollziehenden.  Sie  dürfen 
kein  Gegenstand    seyn   VQtt   oberherrliehen  Willenserklärungen,    die  unter 

ei  als  Gesetzform  erscheinen,  namentlich  nicht  von  blofsen  Cabinel- 
oder  Ministeria  iRescripten,  reglementäien  Verfügungen,  Verordnungen  oder 
sn  gemannten  Ordonnanzen  der  Regierungs-  oder  AdministrativGewalt  h). 
Hierauf,  nur  darauf,  beruht  die  volle  Selbstständigkeit  des  Richter- 
amtes  innerhalb  der  Grenzen  seines  Berufs,  und  die  Unabhängigkeit 
seines  [Jrtheilfl  ün  Rechtsprächen  (§,  373);  nicht  blofs  auf  der  staatsgrund- 
f erfassun gsmäsigen  oder  gesetzlichen  Bestimmung  (der  Inamovibilität),  dafs 
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Richter  anders  nicht,  als  in  Folge  eines  Gesetzes  und  in  gesetzmäßiger 
Form,  ihres  Amtes  entsetzt,  oder  ihrer  Besoldung  ganz  oder  zum  Theil 
beraubt  werden  dürfen  0- 

a)  Justa  imperia  sunto.    V.ergl.  §.  217,  a. 

b)  Püttfk's  Lit.  III.  384  ff.  4"°  ff  Ki.über's  Lit.  §.  n58.  1228.  F.  Bergmanns  cor- 
pus juris  judiciarii  civilis  academicum.  Hanuov.  1820.  8.  J.  J.  Moser  von  der 
Landeshoheit  in  Justizsachen.  Frankf-  11.  Leipz.  1774.  4-  Scheidemantel's  Staatsr. 
nach  der  Vernunft,  III.  4  ff.  J.  J.  Malblaisc  conspectus  rei  judiciariae  roinano- 
germanicae.  Norimb. ,  179".  8.  J.  G.  Steber's  gerichtl.  Procefs-  Th.  I,  S.  i53 — 
222.  C.  G.  Rössig's  Politik,  184. 

c)  Königl.  baier.  Verordn.  v.  9.  Oct.  1807,  die  Gerichtbarkeit  fremder  Staaten 
betr.  Rhein.  Bund,  XIII.  101. 

d)  Für  die  Rechtskraft  und  Vollziehungsfähigkeit  der  von  auswärtigen  competenfen 
Gerichten  gesprochenen  Urtheile,  s.  Jo.  Alo.  Ferd.  Haas  diss.  de  effectu 
exceptionis  rei  judicatae  in  territorio  alieno.  Gött.  1791.  4«  Pütter's  Reciifsf., 
Bd.  UI,  Th.  i,  Num.  247 — 249-  v.  Martens  precis  du  droit  des  gens  moderne 
de  l'Europe  (Gött.  1821.),  §.  94.  Klüber  droit  des  gens  etc.  §.  59  et  65. 
v.  Kamptz  Abh.  in  Crome's  u.  Jaup's  Germanien,  Bd.  III,  Num.  X.  P.  J.  A.Feuer- 
bach's  Themis  oder  Beiträge  zur  Gesetzgebung  (Landshut  1812.  8.) ,  Num.  II. 
Von  den  ungarischen  Gesetzen  in  Schuldsachen,  s.  Joh.  v;  Jung's  Darsteli.  des 
ungar.  Privatrechtes  (Wien  1818.  8.),  Bd.  III,  §•  1181  —  1191,  S.  76—81.  Erklä- 
rung des  Card.  Gonsalvi,  als  päpstl.  StaatsSecretärs,  v.  11.  März  1820.  y.  Kaditz 
Beiträge  zum  Staats-  und  Völkerrecht,  Bd.  I  (Berlin  i8i5.  8.),  S.  11 3.  Schmalz 
europ.  Völkerrecht,  S.  i53  f.  Mittermaier  ,  von  der  Vollstreckung  eines  von 
einem  ausländischen  Gericht  gefällten  Urtheils  5  in  dem  Archiv  für  die  civili- 
stische Praxis,  Bd.  XIV,  Heft  1  (Heidelb.  i83i),  Num.  3.  Lötz  (zu  Coburg)  von 
der  Vollstreckung  gerichtlicher  Erkenntnisse;  in  dem  Archiv  für  die  civilistische 
Praxis,  Bd.  XIII,  Heft  3,  u.  Bd.  XIV  (i83i),  Heft  1,  Num.  5.  Grofsherzogl. 
würzburg.  Verordn.  v.  6.  Juli  1811.  Vertrag  zwischen  Baiern  und  Würtem- 
berg  v.  7.  Mai  1821,  in  dem  baier.  Regier.  Blatt,  1821,  Num.  33.  Vertrag  zwi- 
schen Frankreich  und  dem  Bisthum  Basel,  v.  1780,  in  Martens  r ecueil,  II.  93. 
Jurisdictions Vertrag  zwischen  Baden  und  HohenzollernSiginaringen  v.  12.  11.  20. 
Sept.  1827,  bei  Marte>'s  1.  c,  Supplement,  T.  XI.  p.  3o>>.  Verträge  Wü Hem- 
bergs mit  HohenzolIcrnSigmariugen  und  HohcnzollcrnHechingen,  von  1827  (vor- 
züglich!), ebcndas.  S.  178  und  270.  Verträge  zwischen  Frankreich  und  der 
schweizer.  Eidgenossenschaft,  i658,  v.  27.  Sept.  i8o3,  Art.  10,  bei  Maktkiv's  1.  c. 
T.  III,  pag.  368,  li.  v.  18.  Juli  1828,  ebendas.  T.  XI,  S.  665.  Vertrag  zwischen 
Baden  und  GH.  Hessen  v.  19.  März  u.  24.  Apr.  .1829,  bei  Martens  1.  c.  XII.  -23o- 
—  Dawider  s.  ZacHäriä,  in  der  angef.  Germanien',  Bd.  II,  Num.  X,  S.  229  ff.  — 
Die  \  ollziehbarkeit  untersagen  die  französischen  Gesetze,  mit  AusnaTime  der 
Schweiz,  nach  den  so  eben  angef.  Verträgen.  Vergl.  Code  civil  des  Francais, 
art.  2123.  2128.  11.  Code  de  procedurc  civ.,  art.  546.  B.  französische  Ordon- 
nance de  1629,  art.  121.  Merlin  recucil  alphabetiquc  des  questions  de  droit,  T. 
III,  voc.  Jugentent,  §.  14—19-  EBendess.  Repertoire  liriiv'ersel  et  rais'önn^  de 
jurisprudence,  T.  VI,  voc.  Jugement,  §.  8.  B.  E.  Schmtd's  Eihleit.  in  das  bür- 
gerliche Recht  des  franz.  Revibhs,  Bd.  I,  S.  364  ff.  Königl.  baier,  Verordn.  v.  9. 
Oct.  1807  (in  dem  Rhein.  Bund,  XIR7.  i5i),  welclie  aufgehoben  ward  durch  eine 
Verordnung  vom  2.  Jun.  1811.  Königl.  westphäl.  StäatsrathsGutaebten,  in  dein 
Rhein.  Bund,  Heft  JA  11.  Nuin.  40.  Bädische  Verordni  \  5.  Mai  i8i3i  §.  11,  in 
dem  Bad.  RegierungsBlatt  i8i3,  St.  XVII.  —  Dieser  Gegenstand  verdient,  unter 
den  t.  Bundesstaaten  gleichförmig,  durch  allseilige  Ucberciukunft  Desthnnift  zu 
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\> .  •  .  \  1.  Entvi  urf  eines  Staatsvertrags  Uber  gegenseitigen' Gerichts  verf 
hlltni&se  «weier  benachbarten  Staaten;  in  I  rukiibach's  angef.  Themis,  N um.  VIII 

r)  Vti  J.  s\  Wo  und  867,  Srmi.n's  Nebenstunden,  Th.  III,  Abb.  i3,  §.  &5,  S.  93. 
i  ^  m,  fon  der  Macht  der  Reicbssta'nde  und  Gerichtsherren,  Seihst  Hecht 
u  sprechen,  S.  90  129«  Strubbw,  in  der  unten  3j5  angef.  Abhandl. ,  Sec;t. 
III.  insbesondere  §.  aa  u.  f.  G.  Frhr.  \.  Wbii.eb  über  Verwaltung  und  Justiz, 
und  über  die  Grenzlinie  zwischen  beiden.  [Mannheim  iS;.(>.  ?.  Aufl.  i8'k>.  8. 
l,  v  i'i  1  Mi  [Iber  «Iii1  Grh'nzen  zwischen  Verwaltungs-  und  Civil» Justiz,  und 
,  v  1  orm  bei  Behandlung  der  Verwaltungsjustiz.  I  Im  1828.  8.  Von  dem 
tlichen  Verhaltnifs  der  Justiz  und  der  Adniinisti  ation ,  zum  '/weck  einer 
§<  derung  des  amtlichen  Wirkungskreises  der  Gerichte  und  der  Ver- 
waltungsbehörden; in  B.  \\ .  Pfeifper's  praeft  Ausführungen,  Bd.  III.  (Han- 
nover i83i.  j.).  v<  VüiriN  s  Staatsr.  de*  constitutionellen  Monarchie,  Bd.  II, 
s  n     Klübeb,  die  Selbstständigkeit  des  Richteramtes  (Franhf.  1882.  8.) 

S  1 1 .  S«  17.    Wider  den  Unfug  der    IdministrativJustiz  in  Frankreich,  s. 

in.m  1.  Y  liw<M\  des  lonllils  ou  l'empietement  de  1'autorite  administrative  sur 
!,•  npuroir  judiciairc.  Paris  iil"l>.  9  \ < >  1  -  4.  -  Von  Verbannung  der  SpechtHle- 
•  ,  \.  \m  riN.  I'xl.  II.  S.  ::■)..  Hiimu  a.  a.  (>.  S.  5u  ff,  —  Von  den  Rcchts- 
bandeln  des  StaatsFiscuf  j  §.  4?4  u»  477?  der  Domäne  mtcrwaltung ,  §.  482-  — 
Von  dem  Unterschied  zwischen  Regiwungs-  und  Justizsachen,  §.  zwischen 
/  und  Justizsachen,  §.  38g  ff.  —  Wider  die  Administrativ  Justiz,  s«  PpggpKpn's 

(OberAppell.  Qer,  Präsidenten  zu  Cassel)  praktische  Ausführungen,  Tb.  III. 
\.  kBBTia*s  Staastr.  der  constitutionellen  Staaten.  Th.  II,  S.  235.  Archiv  für 
die  civilistische  Praxis,  Bd.  III  (Heidelb.  1820),  S.  374—399. 

, 1  l,.  preußische  Cabine^Ordre  \.  27.  Ort.  1820,  in  der  preufs.  Gesctzsainml.  von 
1.  S,  i53,  u.  CabinetOrdre  \.  i-  Febr.  i8?.3,  ebendas.,  1823,  S.  21.  Näheres 
davon  unten  '  .  474*  Preufs.  CabinelOrdres  wegen  unfreiwilliger  Dienstentlas- 
sung der  Civilbeamten  auf  administrativem  Weg,  v.  21.  Febr.  1823  u.  24.  Sept# 
1826  s-  unten  §.  494i  h.  (<ll.  hessische  DienstJnstruction  der  AdministrativBeam- 
ten,  \-  28t.  Nov.  i8u,  §.  3?..,  in  dein  Regier.  Blatt  v.  1821,  N um.  07.  —  C.  E.  v. 
WiM.r.  Darstellung  des  bayerischen  Verfahrens  in  administrativ-contentiösen 
Ii  btsachen.  Nürnb,  i836,  8.  —  \ueli  von  der  so  genannten  administrativen 
Rechtspflege,  gebrauchen  die  Franzosen  das  Wort  Jiu -isdiftion  und  Juris prudence ; 
z.  ß.  um  Lttributionen  und  Grundsätze  des  Staatsraths  und  der  beiden  Kam- 
mern zu  bezeichnen.  C.  VIabcabel  elemens  de  jurisprudence  administrative. 
I  8.  8.    J.  B.  Sibei  du  ronseil  d'etat  selon  la  charte  constitutionnellc,  ou 

Notions  sur  la  justice  d'ordre  politique  et  administrativ  Paris  1818.  4«  Y.  C. 
Joubdais  code  de  la  coräp&tence  des  autorites  constituees,  ch.  XI,  §.  25,  35, 
;-.  87  et  ^ui\.  (C.  J.  Bonibt)  Droit  public  francais,  ou  Code  politique,  pag.  272, 
note  1,  et  §.  627,  640  et  suiv. 

;j  Dafs  und  wann  wegen  Beschwerden  über  Justizverweigerung  (§•  169,  e)  in  dem 
so  genannten  Administrativjustizweg,  Recurs  an  die  Bundesversammlung  Statt 
linde,  s.  oben  §.  169. 

h)  Vergl.  die  baierische  Verfass.  Urk.  v.  1818.  Tit.  VII,  §.  2;  Tit.  VIII,  §.  1  u.  ff. 
//    ri     ;  /  _    che  v.  1JB19,  §•  88  ff.  GH.  Hessische  v.  1820,  Art.  72  u.  f.,  3i  u.  ff. 
Sachsen-mernm^-.  landscbaftl.  Grundgesetz  v.  1829,  Art.  85  und  io5.  Kurhessische 
Verfass.  Urk  r?  5.  Jan.  i83i,  §.  112  ff. 
t  )  Kurhessische  Verfass.  Urh.  \on  i83i,  §.  120  ff.    Die  Gerichtsverfassung  (Gerichts- 
Organisation)  i~.t  die  bestimmte  Ordnung  der  Gerichte,  in  Absicht  auf  ihre  Zn- 
g,  den  (  mfang  ihrer  Wirksamkeit,  und  ihr  Verhaltnifs  zu  einan- 
Ihre  Bestimmung  ist,  der  Justiz  in  ihrem  Organ,  einem  der  ersten  und 
wesentlichsten  Bestandteile  jeder  Staatsordnung,  nicht  mehr,  aber  auch  nicht 
Kraft  zu  verschaffen,  als  nöthig  ist,  die  Idee  und  Herrschaft  des  Rechts 
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in  dem  ganzen  Umfange  des  Staatsgebietes  geltend  zu  machen.  —  Die  Cotlegtal- 
Form  der  Gerichte  ist  die  sicherste  für  die  Rechtspflege,  bei  verhaltnifsmäsiger 
Anzahl  der  Richter,  besonders  in  höherer  Instanz.  «Bisogna  che  i  giudici  siano 
assai,  perche  pochi  sempre  fanno  a  modo  de'pochi».  Macchiatelli  ,  discorsi 
sopra  Tito  Livio,  lib.  I,  c,  75  in  s.  Opere  (JVIilano  1804),  VII,  p.  26.  J.  B.  Sar- 
torius  Deutschlands  Reclitspflege  durch  CollegialGerichte,  ihre  Natur  und  Ver- 
hältnisse. Würzburg  i83'2.  XII.  u.  258  S.  8. 
/)  (P.  J.  A.  v.  Feüerbach)  Die  Gerichtsverfassung  eines  constitutioncllen  Staates, 
kann  sie  durch  blofse  Verordnungen  rechtsgültig  geändert  werden  (Nürnb. 
i83o.  8.),  S.  3  ff.  v.  Aretin  a.  a.  O.,  Bd.  II,  S.  197.  Henrio>  de  Pa^sey  de 
Fautorite  judiciaire  en  France,  Paris  1818.  4-  Ueber  das  Recht  der  Regierungen 
constitutioneller  Staaten,  in  Beziehung  auf  Organisation  der  Gerichte.  Darmst. 
i833.  8.  Auch  unter  dem  Titel:  Beiträge  zum  constitutronellen  teutschen  Staats- 
rechte, Heft  2. 

/)  Kaiserliche  Wahlcapitulation  seit  1790,  XXIV.  10.  JVahkckischer  LandesGrund- 
vertrag  von  1816,  §.  25,  lit.  h.  Baier.  VerfassungsUrkunde  von  1818.  Tit.  8. 
§.  3.  tf^ürtembergische  von  1819,  §.  46.  GH.  hessische  von  1820,  Art.  54-  Kur- 
hessische von  i83i  ,  §.  56  f.  S.  Allenburgisclie  v.  i83i,  §.  fö.  Französische 
Constitutionen,  v.  1791,  eh.  5,  §.  2;  v.  1796,  Art.  206;  v.  1799,  Art.  68;  v.  1814, 
Art.  58;  v.  i83o,  Art.  49.  v.  Areti>j's  constitutionelles  Staatsrecht,  fortgesetzt  durch 
v.  Rottecr,  Bd.  II,  Abth.  1,  S.  2i5,  Num.  3.  Wegen  unfreiwilliger  Entlassung 
oder  Entsetzung  der  Justizbeamten,  verweiset  das  preußische  Allgemeine  Land- 
recht, Theil  II,  Tit.  10,  §.  io3,  auf  das,  was  im  17.  Titel  (soll  wohl  heifsen,  im 
20.  Titel,  §.  366  ff.)  und  in  der  Procel'sordnung  bestimmt  ist. 

§•   567.  (o87.) 
Befugniss  und  Haupitheile  der  Justhltoheit.  Privilegirter  Gerichtstand, 

I)  Zu  der  Justizhoheit  gehören:  die  Anordnung  der  Gerichte,  in 
mehreren  Instanzen  oder  G  er icht stufen  a)\  die  Aufsicht  über  die  Ge- 
richte, sowohl  über  die  dabei  angestellten  Personen,  als  auch  über  die  gesetz- 
mäßige Recht-  und  Geschäft  pflege  (GerichtVisitationen) ;  die  Bestimmung  der 
untergeordneten  richterlichen  Gewalt  oder  der  Gerichtbarkeit  £) 
(potestas  judiciaria  subordinata  s.  subalterna,  jurisdictio).  II)  Alles  dieses,  in 
bürgerlichen  streitigen  Rechtssachen  c)  (Civilgerichte  und  CiviiGericht- 
barkeit,  jurisdictio  civilis  contentiosa) ;  in  peinlichen  Sachen  (Straf-  oder 
CriminalGerichte  und  Gerichtbarheil,  jurisdictio  criminalis)  j  in  nicht  streitigen 
Sachen,  in  Sachen  der  so  genannten  freiwilligen  Gericht  barheit  (Rechts- 
polizei, Rechtsfürsorge ,  jurisdictio  civilis  voluntaria),  zu  Verhütung  mög- 
licher Rechtsverletzungen  and  Streitigkeiten  (§.379).  III)  Pri  vilegirter 
oder  eximirter  Gerichtstand  (privilegium  fori  s*  forum  exemtum),  gilt  noch 
hin  und  wieder,  für  bestimmte  Personen  oder  Sachen.  In  der  Regel,  wi- 
derstreitet er  dem  heutigen  Bildungszustand  und  dem  Rechtsgefühl  der 
Teutschen  d).  IV)  Niemand  darf  seinem  ordentlichen  Richtet  entzogen? 
Niemand  anders  als  geselzinäsig  verhaftet  und  bestraft  werden  (§.  i>,5o). 

a)  Von  den  Instanzen,  von  der  Subordination,  Concürrenz  und  Prävention  der  Gerichte- 
Si k K kh  a.  a.  ().  §.  148.  7.22  ff.  269  -•.>.</>.  Baierüclws  Edict  über  (iie  Gerichts- 
verfassung, v.        Jul.  1808,  in  d.  Rhein.  Bund,   Will.  206.      Ein  statistischer 


II.  Ilioil.  V  (Jap, 


Schematismus  aller  heutigen  deutschen  Qericbtshöfe  ist  J.  v.  Knvrscn1s  tabel- 
laris<  he  l  ebersichl  dea  Ju&tisOrganismus  der  sammtliohen  deutschen  liundcs- 
•taaten.  1 1  >i,/  ,!;  >u-  ' 
I)  l'irnn's  i.it.  Hl.  108.  liiiMii's  Lit  §.  n 59  Fr.  Es,  Pufendorf  de  jurredic- 
Üoac  germanica.  Lern.  1740,  red  1787.  B.  F.  (».  Lobethan's  sjstem.  Entwiekel. 
di  r  «;aii/..  n  Lohre  \  on  der  wcltl  sowohl,  ;ils  kirchl.  Gerichlbark.  Hallo  1775.  8. 
1  l>.  Mim  ii,  esprit,  origino  et  progres  dos  institütions  judioiaires  des  printftpaux 
paji  de  11  urojic.  T.  I.      VI  .»  la  Haje,  1819  —  1822.  8.   Paris  iSaft  5  vol.  8. 

r)  Aus  dor  lilofsfii  bürgerlichen  ( ierk  litbarhoit,  onl Wichelte  sich  oliohin  in  Teutsoh- 

land  die  LatuhthofotL  Stbubxn's  Nebenst.  I\ .  1.  J.  J.  IUimiaud's  kl.  Ausfüh- 
rungeni  l  18.  (v.  Tbcxtsch)  Gedanken  von  dor  Unmittelbarkeit  und  Terrii.orial- 
GerechÜgkeit  (1786.  8.),  §.  7—  i3,  liur.Mi's  Geschichte  dor  (ieriohtslehcn- 
I  rl.  1785.  i;  Daher  betrachtete  man  den  Besitz  der  GivHGericktbärkeit,  als  das 
sicherste  Merkmal  der  Oberbotmäsigkeit.  MosEn  von  der  Landeshoheit  in  Justi/.- 
lachea,  (•-.  Cbamab  Obs:  1.  p*  246.  Mendens.  tfehenstj,  Tb.  68,  Ahl»,  i. 
ii)  Die  Königt  »äckt,  Verfrfss.  I  rk;  y.  i83i,  §,  55,  verhelfst  AufheDung*der  pWvile- 
girtqn  Gorichtstfinde ,  vs<>  weit  nicht  einzelne,  auf  Verträgen  oder  besömfera 
\  erhälUtissen  beruhende  Ausnahmen  noch  ferner  nothwenetig  bleiben.« 


§.   5(>«.  (988.) 
Adtn  in  ist  rat  arische  und  PatrimoniulGericlithavlteit. 

Die  Gerichtbarkeit  wird  verwaltet  «):  1)  entweder  vermöge  eines  von 
dem  Regenten  erhaltenen  Auftrags,  als  Amtpflicht,  von  landesherrlichen 
.liisti/.C.ollcgien  oder  Justizbeamten  Cjurisdictfo  administratoria);  2)  oder 
kraft  landesherrlicher  Verleihung,  ausdrücklicher  oder  stillschweigender, 
als  eigenthumliches,  immerwährendes  Vorrecht/  von  ansehnlichen  Grund- 
eigen thumern,  tlieüs  physischen  Individuen,  theils  Gemeinheiten  (Erbgericht- 
1  it.  Hofmarkgerechtigkeit,  jurisdictio  patrimonialis,  praediatoria,  in  ge- 
wis  »11  Fällen  auch  dotalis,  z,  13.  bei  Pfarrgerichten ,  durch  welche  der  je- 
desmalige Pfarrer  die  Gericlitbarheit  verwallen  Iäfst,  die  akademische  und 
die  Sta  Itgi  richtbärkeit).    Diese  wird  jederzeit  als  einer  Realität  anklebend 

chtet  /;».  Der  Gerichtherr  verwaltet  sie  in  eigenem  Namen;  entwe- 
der,  bei  gehöriger  Qualification ,  in  Person  c)?  oder  durch  einen  Gericht- 
kalter  d)  oder  Justitiar  (jurisdictio  mandata). 

a)  ^rofser  Gewinn  ist  die  Aufbebung  oder  Vermeidung  coneurrirender  Jurisdictio- 
nni.  11 1  j rl  die  Beschränkung  der  be sondern  Gerichtstände.  —  Sportein  werden  er- 
hoben, nicht  als  einzige  Quelle  de«  Unterhaltes  der  Gerichte,  sondern  als  ein 
mäsfeer  Beitrag  dazu. 

OD 

l)  Eine  »elfcne  Annahme  ist  es,  wenn  dieselbe  sine  praedio  verliehen  ist.  Von 
der  akademischen  Gerichtbarkeit  dor  Universität  Leipzig,  s.  Weisse's  k.  säolis. 
Staate.  J',d.  II,  §,  160  f. 

c)  '.  G.  Siebes  von  der  Macht  dor  Reichsstände  und  Gerichtsherren,  selbst  Recht 
zu  ipreeben,  .  256  it  J.  Ii-  Gbams  diss.  de  femina  jurisdictionem  patrimonia- 
lem  eierceute  Arg.  1706.  4-  Kohi's  Theorie  dos  sächs.  bürgerl.  Processes,  Th.  I 
len  56     Eigene  Gerichtverwaltung  wird  dem  P,  Gerichtherrn  nicht 


Justiz  hohe  it. 
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gestattet,  in  dein  GH.  S.  WeimarEisenach.  Schweitzer^  ÖfVentl  Recht  dessel- 
ben, h  S.  i58. 

d)  Er  wird  als  mittelbarer  Staatsdiener  betrachtet.    Runde's  Beiträge,  Tb.  II.  Num. 
i,  §•  7  ff- 

§♦   569,  (289.) 
F  o  r  t  s  e  t  z  u  n  g. 

Die  PatrimonialGerichtbarkeit  «)  ist  jetzt  eine  dingliche  Be- 
fugnifs,  das  Richteramt  (das  bürgerliche  allein,  oder  auch  das  peinliche) 
durch  gehörig  cjualificirle  Personen,  nach  den  Gesetzen  des  Staates  tinter 
dessen  Oberaufsicht,  in  erster  Instanz,  innerhalb  eines  bestimmten  Bezirkes  c) 
zu  verwalten.  Begrenzt  wird  sie,  durch  die  höchste  Aufsicht,  die  gesetz- 
gebende und  höchste  ExecutivGewalt  des  Regenten,  so  auch  durch  eine 
höhere  landesherrliche  JurisdictionsBefugnifs.  Es  wird  dazu  ein  besonderer 
Rechtstitel  erfordert,  und,  als  Ausnahme  von  der  Regel,  ist  sie  ein- 
schränkend zu  erklären.  Wegen  Mifsbrauchs,  kann  die  Privation 
verfügt  werden  «Q.  Derjenigen  Gerichtbarkeit,  welche  den  Mitgliedern  des 
Regentenhauses  auf  ihren  Paragien,  und  den  Standesherren  in  ihren 
standesherrlichen  Bezirken  zusteht,  sind  meist  minder  enge  Grenzen  gesetzt, 
als  -  der  gemeinen  PatrimonialGerichtbarkeit.  In  der  neuern  Zeit,  besonders 
seit  Aullösung  der  teutschen  Reichsverbindung,  wurden,  in  verschiedenen 
teutschen  Staaten,  der  PatrimonialGerichtbarkeit  engere  Grenzen  gesetzt; 
in  etlichen  ward  sie  ganz  aufgehoben  c). 

a)  Pütter's  Lit.  III.  273.  Klüber's  Lit.  §.  io55.  G.  L.  Holi.er's  Geschichte  und 
Würdigung  der  teutschen  PatrimonialGerichtsbarkeit ,  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  Baiern.  Landshut  180/,.  8.  R.  W.  Pfeiffer  über  die  Grenzen  der  Civil- 
PatrimonialJurisdiction.  Gott.  1806.  8.  E.  H.  Wachse uth's  Versuch  einer  System. 
Darstellung  der  PatrinumialGerichtsverfassung  der  Rittergüter  nach  gemeinen 
und  sachs.  Rechten.  Leipz.  1808.  8-  2.  verm.  Aufl.  1809.  Eichhorn's  deutsche 
Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Th.  I,  §.  357-  Wftssf's  Lehrbuch  des  k.  sachs. 
Staatsr.,  Bd.  I,  §.  116  ff.  Rhein.  Rund,  XXXIX.  /45o.  XLIII.  109.  XLVII.  209. 
Glücr's  Erläut.  der  Pandecten,  III.  60.  Maliu.anc  1.  c.  §.  75.  Die  Patrimonial- 
gerichts  Verfassung.  Quedlinb.  i83i.  8.  Die  Pah-imonialGerichtsbarheit,  in  ihrer, 
dem  Gemeinwohl  nachtheiligen,  Vernunft-  und  Rechtswidrigkeit.  Leipz.  i83a.  8. 
J.  W.  Neu  mann,  die  PatrimonialGerichtsbarkeit  im  Lichte  unserer  Zeit.  Leipz. 
i835.  8.  —  Die  PatrimonialGerichtbarkeit  ist.  auf  Seite  des  Gerichtherrn,  ver- 
erbbar und  veräufserlich.  Pfeiffeb  a.  a.  ().,  S.  XXI  u.  f.  Wachsmuih  a.  a.  I)., 
S.  12.  —  Die  P.  Gerichte  werden  jetzt  fast  durchgehends  als  Unterobrigkeiten 
(nicht  des  Gerichtherrn,  sondern)  des  Staates  betrachtet.  Dalier  hat  zwischen 
ihnen  und  den  Staatsbehörden  unmittelbarer  amtlicher  Verkehr  Statt,  ohne 
Vermittlung  der  Gerichtherren,  und  die  Verpflichtungsformel  der  Gerichtver- 
walter ist  dieselbe,  wie  bei  den  von  dem  Landesherrn  unmittelbar  bestell- 
ten Justizbeamten.  Von  dem  jure  ßsci  adelicher  Erbgerichte,  Pütter's  Rechtsf. 
III.  599.  —  Grundherrliche  Rechte  von  anderer  als  gerichtherrlicher  Art,  sind 
nicht  als  Ausflüsse  der  P.  Gerichtbarkeit  zu  betrachten.  \\  \chmh  rn  a.  a.  O. 
S.  1 1 3  f.  IL  Wirschinger's  Darstellung  der  Entstehung  etc.  der  Patrimonial 
Gerichtsbarkeit  in  Bayern.  München  1837. 


86Q  Ii.  Tbefl.  \.  Cap. 

l> »  m.  i  Irdigc  Verordnungen:  Hönigl,  im'erisvhe  Verordn,,  die PatriraonialGericht- 
pfleg«  m  Utbaicrn,  Kurpfala  u<  Neuburg  betr.,  \.  6.  Jan.  1807,  in  detai  beier. 
Regie  mug&bl.  1807,  Mum.  ••(..  Baier*  Edict,  die  PatrimonialGerichtbarkeil  betr., 
\  B  Sepl  t;  in  'I.  Rhein.  Bund,  WIN.  J5o,  Baier.  Edicl  über  die  Aus  üb. 
der  gutsherrl.  Gerichtbarkeit,  >.  id.  Aug*  1812$  in  dem  Reg.  Bl,  181?.,  N.  48. 

Edicl  1  ber  >!  0  gutsberrl,  Gerichtbarkeit,  >.  26.  IMai  1818,  als  Beil.  (*  zu 
der  V'erfass.  Iii».  1818.  Baier.  Gesetz  wegen  Aufhebung  der  sogennann- 
ten  Edelmannsfi*eiheit,  von  30.  Apr.  1808,  in  dem  Regierungsblatt  des  folgenden 
res,  Num,  <>.  I.  \ .  Drisch  Grundzüge  des  baier.  Staatsrechts,  §.83  II*.  Preuss» 
b  Igem.  Landrecht,  II.  1-.  |i  ff,  Preuss.  allgemeine  Gerichtsordnung,  I.  2.  io5. 
I  ,i.  58  ff  \  "ii  dem  GH.  S,  WeimarEisenußh  s.  Schweitzer^  olVentl.  Hecht 
denselben,  L  §,  96  ff,  —  \  <»n  den  dortigen  Stadträthen  u.  Stadtgerichten  s. 
t  s,  <,.i  io3j  und  im  Königr.  Sachsen,  Weisse's  angef.  Lchrb.  §.  116. 
I"  ]  u  KiiMiMiin  diss.de  jurisdictione  rivitatum  munieipalium  Saxofucarum. 
Erf.  i-  'i    |.    Strubels  tfebenst.,  TU.  V,  S.  45-  11'. 

Zuweilen  i^t  diese  Gerichtbarkeit  eingeschränkt  auf  einzelne  Hole,  HofireTten, 
u.  d.j  JurisdieUo  eircumsepta,  palarh,  Zäun-  oder  Pfahl  $  er  i cht,  Vogteilichknit  inner 
1  '  .«  oder  Eiters ,  mil  Thür  und  Angel  beschlossene,  oder  mit  Pfählen  bestrickte 
\  •  .  :.  Bei  oder  Bifang.  I.  J«  Bech  tr.  de  jurisdictione  vogtejica  immediata, 
p.  34.  's>^1-  SniMi  de  jurisdictione  circumsepta.  Francof.  1670.  Henk.  Hildk- 
brabd  de  jurisdictione  emphyteusi  Gcrmaniae  annexä.  Alt.  1720.  J.  J.  Rein- 
barjd's  Id.  Ausführungen,  t.  i(>.  Estor's  kl.  Schriften,  III.  3(j3.  Pufendorf  de 
jm  isdi(  1.  genn.,  j>.  m'J.  5o6.  685.  S  on  dem  Wort  Euer,  s.  Zaüker's  eörp.  juris 
judd.  Salisb.  (179(2.  8»X  S.  160.  Fuldas  IdiotikenSammlung,  S.  82.  Kaltaus 
glossajt.  germ.  \.  Iiifang. 

r7)  G.  H.  Mm  ns  diss.  de  privatione  jurisdictionis  ob  ejus  abusum.  Lips.  1755.  4« 
Cbajdeb,  T.  f.  obs.  '^16.  §.  i5. 

<)  Aufgehoben  ward  die  P.  G.  im  Königr.  iWürtemberg ,  durch  ein  GeneralRcseript 
\.  IO.  Mai  in  dem  würtemberg.  Regier.  Iii.  1809,  S.  189?  im  ylnliaUCöllie?i- 

schen,  durch  das  OrganisationsEdict  \.  28.  Der.  1810,  in  dem  Rhein.  Bund,  LH. 
98.  Ll\  .  383»;  im  Grofsherzogth.  Laden,  durch  \  erordn.  v.  1.  Jun.  i8i3,  in  d. 
bad.  Reg.  Blatt  i8i3,  Num.  r>.  Auch  im  Grofshcrzogth.  Berg,  durch  Deeret 
\.  in.  .lau.  1812,  in  dem  Moniteur  universell,  1812,  n.  19;  u.  in  d.  ehemal.  Kö- 
nigr.  VFestphalen.  —  In  dem  Königr.  Hannover  ward  sie,  nach  einem  Landtag" 
Deacblufa  v.  1821,  wieder  hergestellt,  doch  mit  Ausnahme  der  peinlichen  Ge- 
richtbarkeit  ,  die  nur  den  mit  P.  Gerichtbarkeit  versehenen  Städten  gelassen 
ward.  Hannöver.  Patrim.  Gerichtsordn.  v.  i3.  März  1821.  Dagegen  blieb  sie  in 
dem  Hetzogthum  Braunschweig ,  selbst  nach  dem  Wunsch  der  vormaligen  Ge- 
rn hl  herren,  aufgehoben.  —  Alex.  Müller,  die  letzten  Gründe  wider  alle  Eigen- 
thumsserichte.   Neustadt  a.  d.  Orla  1826.  8. 

o 

§*  570,  (990.) 
Gericht.    Voqteüichkeit*    Dorf-  und  Genieindeherrschaft* 

J.Iiehin  wie  jiocIi  fetzt  hie  und  da,  ward  unter  örtlichem  Ge- 
richtzwang,  Gericht  oder  X  ogtei  lichkeit  meist  etwas  mehr  verstanden 
Ausübung  der  Gerichtbarkeit  in  dem  eigentlichen  Sinn.  Mit  Aus- 
schluß der  peinlichen  Gerichtbarkeit,  verstand  man  darunter  eine  locale 
obrigkeitliche  Gewalt,  eine  untergeordnete  Regierungsgewalt  (Gebot 

Verbot,  Herrlichkeit),  bürgerliche  Ordnung  zu  erhalten,  und  die  höhern 


Justizhoheit. 


Befehle  auszuführen  (§.  32o,  c).  Den  PatrimojiialGerichthaller  betrachtete 
man  wie  eine  Ort-  oder  Unterobrigkeit,  für  bürgerliche  Hechtshändel, 
Geriehtbarkeit  in  nicht  streitigen  Sachen  und  örtliche  Polizei,  seine  Dienst- 
herrschaft als  Gericht-  und  O r t P o Ii z e i he r r sc h aft.  Vorzüglich  war 
dieses  der  Fall  bei  der  Dorf-  und  Gemeindeherrschaft,  insbesondere 
in  Condoniinat-  oder  vermischten  Orten  b~). 

a)  Früher  noch,  vor  Entstehung  der  teutschcn  Landeshoheit,  war  die  P.  G.  ein  in 
der  Gutherrschaft,  oft  auch  in  der  Stadtverfassung,  begründetes  Recht. 

b)  Geislar  de  landsassiatu,  IIb.  I.  37.  Pufendorf  de  jurisdict.  germ.  p.  293.  sqq. 
J.  J.  Reinhard's  Ausführungen,  I.  53  ff.  G.  F.  Deihlin  diss.  de  singulari  cus- 
todiendorum  igniuin  cura  et  inspectione,  Sect.  2.  §.  5—8.  Siebemrees  Beitr. 
I.  209.  Röder  von  Erbgerichten  und  Lehnvogteien ,  221.  Louethan  a.  a.  O., 
S.  5o  ff.  v.  Bülow's  u.  Hagemann's  pract.  Erörter.  Th.  I.  Num.  43.  Ertel's 
praxis  aurea,  I.  376.  1295.  J.  J.  Becr  tr.  de  jurisdictione  vogtejica  immediata, 
4>4»  657.  Estor's  kleine  Schriften,  III.  394.  C.  G.  Teuffel  diss.  de  jurisdictione 
communitatis.  Alt.  1719.  4-  —  hi  Absicht  auf  den  Umfang  dieser  Dorf-  und  Ge- 
meindeherrschaft, so  auch  der  Vogteil  ichkeit,  ist  in  einzelnen  Fällen  auf  Gesetze, 
Verträge,  unbestrittenes  Herkommen  und  Besitzstand  Rüchsicht  zu  nehmen, 
nach  d.  Regel :  tantum  possessum,  quantum  praescriptum,  vel  lege,  consuetudine 
aut  pacto  acquisitum.  Lincr  diss.  de  jurisdict.  Yogtheiae,  c.  3.  §.  3.  E.  Thomas 
Entw.  d.  fuld.  Gerichtsverfass.  (Frkf.  1784-  8  ),  §.  23.  Preuss.  Publicandum  v. 
18.  Jim.  1798,  die  Dorf-  und  Gemeindeherrschaft  (in  den  Fürstenthüm.  Ansbach 
u.  Baireuth)  betr.  Preuss.  Declaration  an  die  Ritterschaft  des  Fürstenth.  Bai- 
reuth v.  10.  Aug.  1801,  119 — 140.  Baierisbhe  Yerordn.  v.  20.  I>cc.  180-,  die 
Dorf-  und  Gemeindeherrschaft  in  vermischten  Orten  betr.  Rhein.  Bund.  XIV .  295. 


§•  371.  (29i.) 

Ausserordentliche  und  parlicutäre  Gerichtbarkeit. 

Neben  der  ordentlichen  Gerichtbarkeit,  wird  hie  und  da  die  Gericht- 
barkeit über  besondere  C lassen  von  Personen  oder  Sachen,  durch 
ausserordentliche  Gerichte  verwaltet").  Dahingehören:  die  Lehn-, 
Militär-,  Universität-,  Hofmarschallamt-,  Juden-,  Gast-,  Handels-.  Wechsel-, 
Markt-,  Zunft-,  Holz-,  Forst-  und  Jagd-,  Bergwerk-,  Wasser-,  Fischer-, 
Gemeinheit-  und  Märker-,  Frbzins-,  Feld-,  Go-  und  KügeGerichte ,  siedeste 
Gerichte  ^)  u.  d.}  auch  die  so  genannten  Bauergerichte  c),  welche  der  Auf- 
sicht des  Staates  unterworfen,  und  deren  Sentenzen,  in  der  Regel,  appel- 
label  sind  d).  Die  Competenz  dieser  Gerichte,  ist  nicht  von  gleichem  Um- 
fang. Einige  dürfen  sich  nur  mit  gewissen,  ausgenommenen  und  befreiten 
Rechtssachen  beschäftigen;  andere  mit  allen  bürgerlichen,  wohl  auch  pein- 
lichen Rechtsachen  ihrer  GerichtUntergebenen. 

a)  Pütter's  Lit.  III.  §.  1240—74.  Rlüder's  Lit.  384  ff  Skbwbh's  gerichtl.  Procefs 
I.  141.  i5i.  181  — 194.  Selchow  elcm.  juris  germ.  priv.  §.  668.  676.  sqq.  Pufen. 
dohe  de  jurisdict.  germ.  P.  III.  p.  616.  sqq.  Ejusct.  Obss.  T.  I.  obs.  46.  Mal. 
blajvc  conspectus  rei  judiciariae,      io5 — i3i. 

l>)  PuFENDORF  1.  C.  p.  7l3. 
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i)  /   ü.  M.  Propstding,  Ltfsg«ncbt{LaetbankXDin^of,  Hubenger  ich  ^Hagei^ 

gerifht,  Äeidelgericht,  Horbgrrecht  oder  Ehehaft,  Schulzongericht„  IMlgencht, 
BQ^tsengcricht ,  tadreasgericht,  höfiges  Gericht,  Kohlengerieht,  blauer  iMon  tag, 
Bolding,  Friede  ,  Dort  und  Landgericht,  Narrengeriehl  (/.n  Gosselfingen  in 
»Irin  1  Brstenthum  Hechingen  (Sikbenkkes  neues  junst.  Magazin,  1.  648)  u*  dl  m. 
(,ivnn>v>'.s  SckötidiAu  Hlustr.  et  cohtlrt,  c.  3.  ß.  4.  81 |  (  ittovv  l.  c. 
Si  omuf'a  rechü.  Bed,  L  164.  Scuciidvtrfa  Recbtsfälle,  Bd.  IV  (i-a:.),  INum,  i38, 
S  Das  Gegentheü  behauptet  Ebenders.  in  s.  Neuen  Rechtsfällen,  Bd.  I. 

11  -8-),  \um.  ',,  S.  i33-  Iii.,. 

§•    572.  (2920 

Insbesondere  geistliche  Geriehlbarheit. 

I)  \urli  gehört  in  diese  (-lasse  die  geistliche  oder  kirchliche  Ge- 
richtbarkeit,  in  dem  heutigeil  engern Sinrj  die  Rechtspflege  in  geistlichen 
Sachen  M.  II)  Das  kirchliche  Gesellschaftrecht,  allgemein  behacktet,  be- 
gründet in  dem  Maat  Für  die  Kirch  engesei  lschaft  eine  eigene  Geriehlbarheit 
nicht)  wohl  aber  die  Hierarchie  der  röm  isch-h  at  h  olischen  Kirche,  sich 
stützend  auf  göttliche  Einsetzung  c).  III)  V\  iewohl  der  LehrbegrilF  der 
Evangelischen,  sowohl  der  augsbtirgischen  ConfessionVerwandlen  als 
auch  der  Reformirteh,  eine  eigene  kirchliche  Geriehlbarheit  nicht  in  An- 
spruch nimmt  11 ),  so  wird  eine  .solche  dpch  noch  oft,  gcmä'fs  den  frühem 
Ldeen  pon  ihrer  Begründung  durch  die  Kirchengewall,  eigenen  Gerichts- 
hofen, den  ( ,  o  n  s  i  s  t  o  r  i  e  n,  übertragen  c  ).  Doch  sind  diese  nicht  noth- 
wendig.  In  jedem  Fall,  sind  sie  der  Justizhoheit  des  weltlichen  Regenten 
unterworfen,  und  bedürfen  nicht  geistlicher  Mitglieder  /).  IV)  Ehegericht- 
s  a  c  h  e  n  der  1  \  \  a  n  g  e  i  i  s  C  Ii  e  n,  hetrell  end  das  Bestehen  oder  die  Aullosung 
des  Eherertrags,  die  Gültigkeit  oder  Nichtgülligkeit  des  ehelichen  Bandes, 
sind  jetzl  Oifl  den  Civil-  öder  bürgerlichen  (also  welllichen)  Gerichten 
übertragen  A'J,  sie  werden  dann  zu  den  Kirchensachen  nicht  gerechnet. 
Bei  denjenigen  der  Katholiken,  überläfst  man  die  Verhandlung  und 
Entscheidung,  so  weit  sie  nicht  blol's  den  bürgerlichen  Vertrag  und  dessen 
Wirkungen  betreffen,  last  durchgehends  noch  dem  geistlichen  Richter/«). 

)  Das  Syrern  der  römisch-katholischen  Hierarchie,  begreift  allgemein  unter  der 
geistlichen  Geriehlbarheit  die  ganze  Kirchengcwalt ,  unterscheidet  aber,  in  dem 
cngci  ji  Sinn,  hei  einem  katholischen  Bischof,  die  lex  dioecesanu  und  lex  juris- 
tUctionu;  die  letzte  schliefst  auch  die  Rechtspflege  in  geistlichen  Sachen  in  sich. 
Etbbl's  kathol.  KirclieAr'.,  Th.  IV,  Bd.  3,  §.4-1-  v.  Sartori's  Staatsr.  dert.  Erz-, 
Hoch-  und  Bitterstifter,  Bd.  II,  Tb.  2,  Abschn.  1,  §.  1214. 
/.  \  Hoch  fehlt  eine  feste  Bestimmung  des  Begriffs  der  geistlichen  Rechtsachen. 
ScHyAuftsnt'fi  Beitr.  I.  ?.?.  ff.  Gi-Cxr's  Erläut.  d.  Pandeclcn,  III.  §.  196.  Eich- 
hahv's  Erklärungen  des  biirgerl.  Rechtes,  Th.  V,  S.  87—318.  Michl's  Rirchenr., 
y).  —  VergL  bater.  Concordat  v.  1817,  Art.  XII,  Iit.  c,  u.  baier.  Edict  über 
die  aulsern  Bi  (  litsv  erliältnisse  der  Einwohner,  in  Beziehung  auf  Religion  und 
kirchl.  Gesellschaften,  v.  26.  Mai  1818  (als  Beilage  2  zu  der  Verfass.  Urk.), 
§■  62  ff.    .7.  ScHthx,  die  f-eistliehe  Gerichtbarkeit  in  streitigen  und  strafrechtl. 

legenheiten,  Th.  I.  Bilzingen  i833.    (Oder  Frev^s  krit.  Commentar  über  da» 
Birchenrccht,  1.  Abtheilung.) 
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c)  Riegger  instit.  jurisprud,  eccles.  P.  II.  Hb.  2.  5o3.  J.  C.  Mäjkr's  gcisll. 
Staatsr.,  II.  33 1  ff.  Schilling  diss.  de  origine  jurisdictionis  ecclesiasticae  in  cau- 
sis  civilibus.  Lips.  1825.  4-  Paulus,  der  Principienkampf  zwischen  Hierarchie 
und  Staatsrechtlichkeit.  Heidelb.  i838.  8. 

d)  Augsb.  Conf>ssion,  Art.  716  u.  28.  Articuli  Schmalcaldici ,  tit.  de  potest.  et  ju- 
risdiet.  episc.  G.  L.  Böhmer  princ.  juris  can.  §.  239.  Majer  a.  a.  0.  Schsau- 
bert's  Rirchcnr.  der  Protestanten  (2.  Aufl.  Jena  170,-)),  §.  io5,  S.  120.  Von 
der  Wirlumgsbefugnifs  der  evangel.  Consistorien ,  s.  Allgem.  Kirchenzeitung, 
1826,  St.  182. 

e)  Pütter's  Lit.  III.  708.  Klüber's  Lit.  i4o,4-  Sieber's  gerichtl.  Procefs,  i35  ff. 
Pütter's  Erörter.,  Bd.  II.  Majer  a.  a.  O.  II.  342.  —  Von  den  Consistorien  in 
dem  KR.  Sachsen,  YV'eisse's  h.  sächs.  Staatsr  ,  Bd.  II,  §.  3i3 — 319  u.  32 1  ;  in 
Baifirn,  Schuncr's  Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Th.  I,  §.  175. 

f)  J.  H.  Böhmer  J.  E.  P.  T.  L  §.  63o.  sqq.  Mevius  P.  IV.  dec.  1.  Schaumburg 
princ.  prax.  jud.  I.  19.  Selchow  elem.  juris  geiun.  priv.  §.  672.  Pütter^ 
Recbtsf.  I.  2i5. 

g)  Baier.  Regier.  Blatt,  1808,  N.  10.  Doch  nicht  überall.  Wiese's  Handb.  des 
Kirchenr.,  Bd.  III,  S.  429- 

h)  Einige  schlagen  vor,  sie  ihm  noch  ferner,  aber  nicht  als  solchem,  sondern  als 
judici  a  principe  delegato,  zu  lassen,  und  die  Appellation  an  die  landesherrlichen 
Gerichte  zu  ziehen.  Michl's  Kirchenr.,  §.  86.  Gönner's  Rechtsfälle,  Th.  I. 
Num.  i3.  —  Joseph  IL  vindicirte  die  Rechte  des  Staats  auch  in  dieser  Hinsicht, 
in  dem  Ehepatent  v.  16.  Jan.  i~83.  —  Paternität-,  Alimentation-  und  Satisfaction- 
Klagen,  gehören  vor  den  weltlichen  Richter,  überhaupt  alle  Streitigkeiten,  welche 
den  bürgerlichen  Vertrag  und  dessen  Wirkungen  betreffen.  Baier.  Edict  vom 
26.  Mai  1818,  betr.  die  äufsern  Verhältnisse  der  Einwohner,  in  Bezieh,  auf  Re- 
ligion und  liirchl.  Gesellschaften  (als  Beilage  2  zu  der  Yerfafs.  Urk.),  §.  64. 
Dagegen  s.  das  baier.  Concordat  v.  1817,  unten  §.  5o8. 


§•    575.  (093.) 

dusschliessende  Competenz  der  Gerichtbehörden,  in  gehörigem  Rechts- 
gang.    Ungebührliche  Einmischung.     Unabhängigkeit  des  Richteramtes. 
Hof-  oder   Cabinet Instanz.      Trennung   der  Justiz   von  Verwaltung. 
Oeff entliches  Verfahren.  GeschivomenGerichte. 

I)  Der  competente  Richter,  Er  allein,  ist  befugt  und  verpflichtet, 
zu  ordnungsmäßiger  Untersuchung  und  Entscheidung  der  Rechts- 
Jiändel ,  in  allen  Instanzen  (§.  367);  raeist  auch  zu  Vollziehung  der 
rechtskräftigen  Urtheile  (jus  cognoscendi,  decidendi  et  esequendi).  II)  Ein- 
mischung einer  andern  Staatsbehörde  in  den  Rechtsgang  einer  Sache  ")7 
findet  nur  Statt,  so  fern  solche  von  Ob errichter Aintswegen,  nach  Vor- 
schrift der  Gesetze,  oder  blofs  zu  Beförderung  der  Rechtshülfe,  auf  Be- 
schwerde wegen  versagter  oder  verzögerter  Justiz,  von  der  gehö- 
rigen Stelle  geschieht  £).  III)  In  diesem  Sinn,  ist  die  Selbstständigkeit 
und  Unabhängigkeit  des  bürgerlichen  und  peinlichen  Richteramtes,  in- 
nerhalb der  Grenzen  seines  Berufs,  zu  verstehen  c).  Wahrheit  und  Ge- 
rechtigkeit müssen,  in  allen  bürgerlichen  und  peinlichen  Rechtsachen, 
nur  von  dem  gehörigen  Richter,  mit  Beobachtung  der  gesetzmäßigen  Form, 
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ausgesprochen  werden.  In  seiner  logischen  Function)  als  einem  Art  des 
\  iy  imlit  des  Willens,  in  der  Anwendung  der  Gesetze  auf  ge- 

richtliche Stroit  lalle ,  auch  mit  trist  doctrinaler  Auslegung,  —  sey  es 
dei  Gesetze  oder  anderer  oberherrlicher  Willenserklärungen,  der  Ver- 
auch  »Ii  i  Staatsverträge  1 '),  die  hierin  aul  dem  Staiidpuncte  des  Rich- 
ters vor  Privat  vertrügen  nichts  voraus  haben,  und  einseitiger  Privatbestim- 
mungen,  —  darf  der  Freiheit  des  richterlichen  Urtheils,  als  dem  Diener 
nur  des  Rechts,  kein  Eintrag  geschehen;  selbst  durch  Gesetze  nicht,  we- 
niger  noch  durch  \  erordnungen,  Ministeriai-  und  CabinetRescripte«  IY)  Der 
Bouverain  soll  und  Kann  nicht  in  eigener  Person  das  Richteramt 
üben/);  nur  eu  wachen  li.it  er,  dafs  dasselbe  uberall  zweck-  und  gesetz- 
nasig  verwaltet  werde.  Dazugehört  nicht  nur  geprüfte  Kunde  der  Hechts- 
wissenschan und  Gesetze,  sondern  auch  personliche  besondere  Verpflichtung 
■ur  Rechtspflege;  eine  Richtet fahigaerl ,  die  bei  dem  Inhaber  des  Throns 
nicht  vorauszusetzen  ist.  Dasselbe  gilt  von  dem  landesherrlichen  Gabinet 
und  dem  Staa  t  s  in  i  n  i  s  t  e  r  i  u  in  g).  Auch  sie  sind  keine  Gerichtshöfe, 
und  daher  eben  so  wenig  als  der  Landesherr  competent,1  zu  bestimmen  oder 
zi  1  entscheiden,  was  in  ein/einen  Justizsachen,  wo  das  Factum  unter  das 
Gesetz  zu  subsumiren  ist,  Rechtens  sev.  Nur  von  Rechtswegen,  wenn 
gleich,  der  Form  nach,  im  Namen  des  Souverains  oder  des  Gerichts,  soll 
das  Recht  gesprochen  werden  A),  V)  Darumsind,  in  einzelnen  Justizsachen, 
Verfugungen  oder  Rechtspflege  von  Hof-  oder  Cabinetwegen  (Hof-  oder 
Cabinetlnstanz),  unzulässig  0«  VI)  Nur  einfache  Förderungsbe- 
feb  le  (  Promotoriales  1  und  Alan  da  ta  de  administranda  jus  ti  tia  dürfen 
in  ein/einen  Rechtsachen  von  dem  Landesherrn,  aus  seinem  Cabinet  oder 
Ministerium,  an  die  Gerichtbehörden  erlassen  werden.  Für  diesen  Zweck 
ist  den  Parteien  der  Recurs  an  den  Landesherrn  oder  die  oberste  Staats- 
behörde gestattet,  als  ausserordentliches  (nicht  suspensives)  Mittel,  Rechts- 
verzögerung oder  Verletzung  abzuwenden  VII)  Aufserord  entlich e 
oder  SpecialGe  richte  oder  Commissionen  (tribunaux  d  exception)  sind 
unzulässig,  wenn  und  so  weit  sie  nicht  durch  die  Verfssung  begründet 
sind  4*)k  \  1 1 1 >  Die  Rechtspflege  sollte  überall  getrennt  seyn  von  der 
\  er  waltung  ly  IX)  Noch  ist  die  Vorzüglichheit  des  öffentlichen 
mündlichen  Verfahrens,  in  bürgerlichen  und  penlichen  Rechtsachen 
nicht  überall  anerkannt,  so  wenig  als  diejenige  der  Jury  oder  G esc h  wor- 
um Gerichte  zu  Aussprechung  des  Schuldig  oder  Nichtschuldig,  in 
(jiminal-  und  Injuriensachen,  und  bei  Prefsvergehen  (§.  5o3  u«  f.). 

d)  Von  Macht. sprüchen,  unten  §.  553. 

b)  In  dem  entgegengesetzten  Fall,  ist  es  Missbrauch  der  Staatsgewalt,  insbesondere 
Justi/.hoheit. 

c)  Oben  §•  366i  Klvbbb,  die  Selbstständigkeit  des  Riehteramtes  etc.  Frankf.  i83i.8. 
Denkwürdige  Stelle  in  dem  Eingang  der  ReichskammergerichtsOrdnung  v.  i555, 
§.  i,  in  der  ,\euen  Samml.  der  Reichsabschiede,  Th.  III,  §.45.  Rcichsdcputations- 
Lbschied  v.  1600,  §.  i5.  Reiehsabsehied  v.  1654,  §.  108  u.  109.  Kais.  Wahl 
t.ipitulation,  XVI.  I.    Eben  so  die  herzogl.  BraunschweigyVolfcnhiillclischc  Ganz- 
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leiOrdnung  v.  i65i,  Art.  2,  u.  dortige  Verordnung  v.  3o.  Aug.  1699,  nebst  den 
landcsgrundgesetzl.  Privilegien  für  die  Landstände  v.  9.  Apr.  1770,  Art.  i3. 
Nach  dein  mecklenb.  Erblandesvergleich  v.  i-55,  §.  398,  soll  der  Richter,  mit 
Hinwegsetzung  über  CabinetBcfehle,  sich  nur  die  allgemeinen  Rechtsregeln  zur 
Nonn  dienen  lassen.  Preussische  CabinetOrdre  v.  6.  Sept.  181 5  ;  in  der  Gesetz- 
samnil, v.  i8i5,  S.  198.  Freuss.  allgem.  Gerichtsordn.  Th.  I,  Tit.  i3,  §.  3i — 35. 
VFaldecki'sc/ter  LandcsGrund  vertrag  v.  18 16,  §.  25,  lit.  g.  Baterische  Verfass. 
Ork.  v.  1818,  VIII.  3.  Badische  Verfass.  Urk.  v.  1818,  Art.  14  u.  i5.  hartem- 
bergische  v.  1819,  93  u.  96.  Grofsherz.  Hessische  Verfass.  Urk.  v.  1820,  Art. 
3i— 34.  S.  coburgische  ständische  Verfass.  Urk.  v.  1821,  Art.  21  u.  22.  S. 
Meiningisches  landschaftl.'  Grundgesetz  v.  1829,  Art.  io5.  Kurhessische  Verfass. 
Urk.  v,  5.  Jan.  i83i.  §.  123.  S.  altenbar gisches  Grundgesetz  v.  1 83 1,  §.  qG.  Königl. 
sächsische  Verfass.  Urk.  v.  1 83 1 ,  §.  44  u-  47-  Rittvorstellung  des  Frhrn.  C.  H. 
v.  SiEHSTORptF  (eingereicht  bei  der  Bundesversammlung),  wider  den  Herzog  Carl 
v.  BraunschweigLüneburg,  wegen  unternommener  Cassirung  eines  ländesgerichtl. 
Urtheils  v.  23.  März  i83o.  Fol. 

d)  GH.  Hessische  Verfass.  Urk.  v.  1820,  Art.  72.  —  Auch  «die  Beurlheilung ,  ob 
eine  Sache  zum  Gerichtsverfahren  sich  eigne,  gebührt  dem  Richter,  nach  Maas- 
gabe der  allgemeinen  Rechtsgrundsätze  und  solcher  Gesetze,  welche  mit  Rei- 
stimmung  der  Landstände  werden  erlassen  werden»,  spricht  die  hurhessische  Ver- 
fassungsUrkunde  v.  i83i,  §.  n3. 

«*)  Dagegen  die  k.  preuss.  «Verordnung  wegen  streitig  gewordener  Auslegung  von 
Siautsverträgen»,  v.  25.  Jan.  i823;  in  der  Gesetzsamml.  für  die  preufs.  Staaten, 
1823,  S.  19.  Darin  ist  den  Gerichten  befohlen:  «wenn  über  den  Sinn  einer  in 
einem  Staatsvertrage  enthaltenen,  zur  Entscheidung  beitragenden  Bestimmung 
unter  den  Parteien  entgegengesetzte  Behauptungen  aufgestellt  werden,  vor  Ab- 
fassung des  Erkenntnisses  die  Aeusscrung  des  Ministeriums  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten einzuholen,  und  sich  darnach  bei  der  Entscheidung  lediglich  zu  achten.» 
Betrachtungen  über  diese  Vorschrift,  in  A.  W.  Hfffter's  Reiträgen  zum  deut- 
schen Staats-  und  Fürstenrecht,  I.  Lieferung  (Berlin  1829.8.),  Vorrede,  S.XIV.ff. 
Beispiel  in  Rlüber's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  148. 

f)  Treffliche  Ausführung  von  Montesquieu,  de  Tesprit  des  loix  ,  liv.  VI,  ch.  5. 
Friede.  Ferd.  Sintze,  Ausübung  oberstrichterlit  her  Gewalt  des  Staats  und  der 
Cabinets.Tustiz  in  wesentlicher  Differenz.    Potsdam  i835.  8. 

g)  Montesquieu  a.  a.  O.,  liv.  VI,  ch.  6. 

h)  «NY'inploycz  pas  cette  formule  insignifiante ,  de  par  le  Roi ;  dites  noblement,  de 
pur  la  Justice».  Jeremie  Be> tham  de  Porganisation  judiciaire,  et  de  la  codilica- 
tion;  trad.  de  Fanglais  par  Et.  Dumont  (Paris  1828),  ch.  IV. 

i)  Hof-  oder  Cabinet Justiz  ist  Schein-  und  Unjustiz.  Vergl.  §.  169.  Pütter's  Lit.  III. 
483.  Klüüer's  Lit.  383.  Klüber's  kl.  jur.  Bibl.  XVI.  194.  P.  J.  Bandin  des  Ja- 
riüeS  <i!irt  Unten  §.  553,  a.  Principe  fondamcntal  des  droits  des  Souverains 
(ä  Geneve  1788.  8.),  T.  I.  p.  126  et  suiv.  v.  Roth's  Staatsr.  d.  t.  R.  Lande,  I. 
96.  II.  112.  121  Sieber\s  gcrichtl.  Procefs,  I.  212  ff.  Ebenders,  von  der  Macht 
der  Reichsständc  und  Gerichtsherren,  selbst  Recht  zu  sprechen  (Gött.  1773. 
2.  Aufl.  1-83.8  ),  §.  i4—35  u.  i3o— 148.  Hoscher's  Rechtsf.  am  R.  R.  G.  ffl.  i35. 
VI.  J.  Schick  über  das  reichsständische  Instanzenrecht,  deren  unerlaubte  Verviel- 
fältigung, u.  insbes.  v.  der  sogenannlcu  Cabinetslnstanz.  Gicssen  1802.  8.  Rhein. 
Bund,  XII.  402.  H.  E.  G.  Paulus  Sophronizon,  Heft  I  (Frankf.  i8i9).  Num.  V. 
II.  VI.  Wider  Gönner  (s.  dessen  Handb.  des  Processes,  I.  1.)  s.  Gholmann's 
Theorie  des  gerichtl.  Verfahrens  (3.  Ausg.  1810),  §.  35.  —  Beispiele  unten 
§.553,  d.  —  Von  dem  Verhalten  d  Richters,  bei  Cabinctbefehlen  in  Juslizsacheii, 
s.  Gönner  a.  a.  O.,  Th.  I,  Abh.  1,  §.  33  f.  —  Von  den  Rechten  und  Pflichten 
der  Bundesversammlung  im  Fall  einer  Justizvanucigerung ,  oben  §.  169.  —  Von 


II.  Tlicil.  V  Cap, 


der  lMln'ir  -Ii  Handhabung  ehifcs  uUseiiig-en  Ttechtszustandes,  jd.  von  dem  hccurs 
an  die  Bundes  Versammlung  bei  dessen  \  erlei/.ung,  oben  ^.  m-. 

r  (iuxMH  .».  ...  o.  {5.  :n. 

I*    huitii's  angef,   Udinndl.  S.  5g  IV.    Schlechthin  Verboteh  sind  die  aiilscrordent 
liehen  Gerichte  in  dir  turhess.  Veriass,  ürk.  >.  i83i,      114,  M$  in  den  franz. 
(  liartrs  ronstitutionnMles  >.  1B1  1  ii<  i83Ö,  art.  63  et  5.j.  TV ur  in  dem  fall  oiVener 
Empörung,  ».(In-  dorh  eines    thäli^eh  Awl'standcs  gegen  die  Slaatsregierung ,  er. 
Marl  soh  Ih>  liiv  /.ul.issi;;.  die  S.  hUinbUr'gische  \  erfass.  ürk.  v.  i83i,  §.  /f5. 

'•  R  TerfaS's'.  I  rk.  \.  5,  .lau.  lH'h,  §.  ii2i    J*.  BikTH  über  die  INolliwen- 

i<  il   und    Irl  de>-  Trennung   der  Justiz.   vOn  der    \  dininisl ralion   und  Polizei. 
IVül  V.   \iu  ns's  eonslil  nlionelles  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  23i. 

§•  574.  (094.) 

Rechtsmittel    Nichtigheitbesch  werde.  Jlecurs. 

\"\  er  durch  dqs  Veriahrea,  "der  die  Entscheidung,  des  Richters  sich 
beschwerl  glaubt,  kann  durch  gesetzliche,  suspensive  und  devolutive,  oder 
blofs  suspensive  Rechtsmittel,  durch  Nichtig  keitlieschwerde,  auch 
ui  gewissen  Pallea  durch  llecurs  ^CassationsGesuch)  an  die  gesetzgebende 
Gewalt;  oder  an  eine  von  ihr  delegirle  Behörde,  ge.selzniäsige  Prüfung  und 
Erledigung  gegründeter  Beschwerden  veranlassen  "f^ 
.)  Pi  rTEa's  J-it.  j-o  IV.  5 1 3  flf.    Klüber's  Lit.  §.  1228  ff.  1277. 

§•   ^75.  (995.) 

HegierUngssacheii.     Jnslizsachen  des    Regenten.  CompetenzConflicte 
zwischen  Justiz.-  und  Verwaltungsbehörden. 

Ij  Angelegenheiten,  welche  die  Staa t'sreglerüng ,  insonderheit  die 
Ausübung  unverleihbarer  Hoheitrechte,  unmi^tejbar  betrefien  (TRegierung- 

heu),  sind  Kein  Gegenstand  gerichtlicher  Erörterung und  Entscheidung  «). 
11)  J  11  st  i  /. s a c  h  e  hingegen  ist  es,  wenn  die  Rede  ist  von  Verletzung  wohl- 
erworbener Privatrecüte  eines  Staatsgehofelsen ;  namentlich  von  streitiger 
Ausübung  verleih  barer  Regalien«  von  streitigen  persönlichen  oder  dinglichen 
Pi  h  ah  echten  des  Staates  oder  des  StaatsEiscus ,  von  contentiusen  Privat- 
sachen des  Regenten  A)  Q.  339).  Der  Begriil'  einer  Justizsache,  ist  unab- 
hängig v  on  allen  (ihrigen  \  erhalt nissen  des  Gegenstandes.  III)  UeberCoin- 
]»  e  t  e  n  z  C  d  n  f  1  i  c  t  e  zwischen  Justiz  -  und  Verwaltungsbehörden,  entschei- 
det die  höchste  Staatsbehörde,  wenn  nicht  eine  andere  Bestimmung  staats- 
gesetzlich  feststeht  e). 

«3  I>.  O.  Snu  im  s  von  Hegicrungs-  und  Justizsachen.  Hildesli.  1733.  4«  auch  als 
\nlinng.  in  (lfm  V.  Tn'eil  seiner  rechtl.  Bedenken,  III,  3o4-  Mi:vius,  P.  V.  dee. 
186.  \.  Pui.ou's  u.  TI\f,^!\N\'s  praef.  Erörter.  P>d.  II,  N.  12.  G.  L.  Fükhk,  die 
Verwaltung  in  ihrem  Verhaltnifs  zur  Justiz.  Zwickau  i8'J)8.  8. 

h)  EU  ./  übet  verletztes  Privatrecht,  ist  die  einzige  wesentliche  Eigenschaft,  der 
•fahre  t.harakter,  wodurch  eine  Sache,  ihrem  Gegenstand  nach,  zu  einer  Justiz- 
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sache  sich  eignet.  Gönser's  Handb.  des  gemeinen  Processes,  Bd.  II,  Abh.  XXVI. 
Strcbe>  a.  a.  O.  §.  7  ff.  Ehcndess.  rechtl.  Bed.  H.  5 18.  Pufendorf  T.  II.  obs. 
87.  §.  8.  sq.  v.  Bülow's  11.  Hagemasx's  pract.  Lrörter.  Bd.  I,  N.  46.  F.  K. 
Gay ard,  welches  sind  Justizsaclien  ?  Th.  I.  Nürnb.  179a.  8.  —  Von  dem  Gericht- 
stand zwischen' Regenten  und  Unterthanen.  Vergl.  §.  216.  356.  474«  Pütter's 
Lit.  III.  49g.  Rlüber's  Lit.  §.  1260.  Minjsigerode,  was  ist  Justiz-  und  was  ist 
AdministrativSache?  Darmstadt  i835.  8. 
c)  Die  königl.  sächsische  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §-4?'  bestimmt  dafür  eine  besondere 
Behörde,  deren  Mitglieder  zur  Hälfte  aus  Mitgliedern  des  obersten  Justizhofes 
bestehen  sollen.  Die  kurhessische  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §•  n3,  gibt  die  Ent- 
scheidung dem  Richter,  nach  Maasgabe  der  Gesetze.  —  Die  S.  altenburgische  v. 
i83i,  §.  41,  gibt  solche  der  höchsten  Staatsbehörde.  — 

576.  (296.) 
Peinliche  Gerichtbarkeit. 

I)  Die  peinliche  Gerichtbar heit  «)  (Strafrechtspflege,  hohe  oder 
Obergerichtbarkeit ,  Halsgericht,  Malefizobrigkeit ,  jurisdictio  criminalis 
s.  alta),  die  Straf'gerechligkeitspflege  gegen  Verbrecher,  ist  ein  Theil  der 
Justizhoheit  —  in  dieser  Hinsichtauch  Crimin  a  lhohei t  ^)  genannt,  wovon 
§.  366  — ,  da  das  Strafrecht  des  Staates  durch  den  Staatszweck  begründet 
wird.  II)  Die  Grenzen  der  hohen  Gerichtbarkeit,  insonderheit  welche 
Straflalle,  als  geringe  Frevel  oder  gemeine  Vergehen,  zu  der  Civil-,  Unter- 
oder Niedergerichtbarkeit  (jurisdictio  bassa}  zu  rechnen  seyen?  besimmt  das 
particuläre  Recht  c).  Aufserdem  pflegt  man  die  peinlichen  Falle  nach 
der  (Quantität  der  Strafen  zu  bestimmen,  indem  man  dahin  alle  Verbrechen 
rechnet,  auf  welche  Lebens-,  Leibes-,  oder  diesen  gleich  geachtete  Strafen 
gesetzt  sind  d)  (poena  in  thesi).  Der  Gegensatz  sind  die  Civil-,  Polizei- 
und  f  i  s  c  a  1  i  s  c  h  e  n  S  t  r  a  f  f  ä  1 1  e  e)*  III)  Die  peinliche  Gerichtbarkeit  wird 
oft  zugleich  durch  die  ordentlichen  Civilgerichte ,  mit  Zuziehung  von 
Schoppen  /),  nicht  selten  aber  durch  eigene  bestandige  Cr  im  in  algerichte 
verwaltet. 

a)  G.  J.  F.  Meistkr  princ.  juris  crim.  §.8  3—87.  ^-  G.  Meister's  Abh.  des  peinl. 
Processes,  Th.  I,  Abschn.  2,  Hauptst.  2.  u.  10 — 13.  G.  A.  Rleinschrod's  Lehre 
von  der  peinl.  Gerichtsbarkeit  und  d.  peinl.  Gerichtsstände  ,  mit  Rücksicht  auf 
die  rhein.  BundesActe.  Frankf.  1811.  8.  Ebendess.  u.  Rlein's  u.  Ronopak's  fort- 
ges.  Archiv  des  Criminalrechts,  Bd.  VII,  St.  3  (1810).  Geschichte  derselben  in 
Teutschland,  in  Rlüiser's  Geschichte  der  Gerichtslehen,  20.  22.  26.  39—47 — 52. 
55—62.  64—82.  101.  110.  129. 

b)  Pütter's  Lit,  III.  §.  1281  ff.    Klüber's  Lit.  409  ff. 

c)  Landesgesetze,  Rechtsgewohnheit,  Verträge,  Rechtssprüche,  ImmcmorialPrä- 
scription. 

d)  (luisroiu-'s  peinl«  Recht,  II,  §.  535.  Püttm.vvn  elem.  juris  crim.  §.  698.  sq. 
Doriv's  Commentar  über  d.  peinl.  Recht,  Bd.  II,  §.  285.  Pufendorf  1.  c.  p. 
157.  (Roch)  Ueber  Civil-  und  CrimiualStrafen  und  Verbrechen.  Giesen  1785.  8. 
Glücr  a.  a.  O.  195. 

«)  E.  F.  Kleiin's  peinl.  Recht,  §.  43.    Qlistorp  a.  a.  O.  §.  3o,  556,  564- 
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II.  Theil,  X.  Gap. 


Goten  M  min  t  n,  bonio  botitinibua^  erberni,  frumon  PtdeHetiten».  \.  Immuucji 
Aber  «!"■  OeÄfentfichkcU  und  Mündlichkeit  «Irr  Gurechtigkeitspflege,  s.  (»6. 

§•   <">77-  (297). 
C    c    n  t. 

I  Niehl  selten  ist  die  peinliche  Gerichtharkeitf  mit  oder  ohne  die 
bürgerliche,  Grnndobrigkeiten  verliehen  (§.  368  f.),  untergeordnet 
der  (  riminalffewull  des  Staates,  Seltener  steht  oder  stand  sie  einem  frem- 
den Staat  als  Staats  dienstbar  holt  zu  oder  einer  inländischen  Ge- 
richtherrschafl  in  einem  fremden  JurisdictionBezirh  desselben  Staates.  In 
beiden  lallen,  führt  sie  <>l't  den  Namen  Cent,  Fraifs,  Fraifslichkeit, 
Fraisch,  fraisliche  »»der  malefizische  Obrigkeit  &).  II)  Diese  ist  entweder 
uneingeschränkt  (centena  illimitata,  omnimod«,  universalis),  oder  ein- 
geschränkt (limitata,  .specialis),  /..  Ii.  auf  die  vier  hohen  Verbrechen  c) 
(hoben  Wrogen,  Ragen  oder  Wände),  oder  auf  geringere  Verbrechen, 
oder  auf  das  herhi  der  Vollziehung  schwerer  peinlicher  Strafen  d)  (Blut- 
bann) oder  auf  die  peinliche  Gericht  barkeil  mit  Ausschluss  dieses  Voll- 
Baehongsrechtes  (Tiohe  Gerichtbarkeit  oder  Ilalsgericht  in  dein  engern  Sinn). 
III)  In  Keinem  lall  ist  die  Staatshoheit  darunter  begriffen  (§♦  275). 

a)  \  ergl.  oben  §.  2jB.  Putter*s  Lit.  III.  53o  ff.  Rlüher's  Lit.  §.  1291  ff.  Pukew- 
Dom  1.  c.  {».  1-8.  i83.  9.69.  Ebendess.  animadvers.  I.  16.  Engklbrecht  de  servil, 
juris  |uil)L  in».  9.38.  246.  289.    Westphai/s  Staatsr.  536.    Estor's  bürgcrl. 

Hr.  btsgel^  II.  §.  4955-  —  Der  Gegensatz  der  Cent,  heifs  oft  Fogtei  oder  />>,;<- 
kkeü,  Erbgericht,  u.  d.  Beck  a.  unten  a.  O.  34«  4°°«    Westphal  a.  a.  O.  538. 

h)  Moser  \<»n  der  Landesholl,  in  Justizsachen,  6o.  J.  J.  Beck  von  der  Obergericht- 
barkeit,  Centgerichten,  hohen  Malefiz  oder  fraisl.  Obriglteit  und  Blutbann. 
Nürnb.  1715.  i-?.o.  .\.  Vbn  den  alten  Cfiitgcri eilten,  WebtcR's  hess.  Landesges.  h. 
L  --.  I'in  vnonK  de  furisdict,  p.  656.  GRupen's  Obss.  427*  —  Vergi.  Rhein. 
Band«  WIL  27.9. 

'i  Koci  juris  (lim.  §    65o„    .7.   P.  Kress  de  variis  jurisdietionis   crim.  generibus, 

•  .  ob«.  5.  in  Plitt's  analect.  juris  erirn.,  p.  456 
'/)  \  <<n  dem  Blutbann,  Pufendorf  de  jurisdict.  187.     .7.  S.  F.  Böhmer  ad  Carpzov 

qu    101^.  obs.  11.    HiiLins  Ges<  h.  der  Gerichtslehen,  S.  4°-  9°«  9i-  n?-    C  G. 

Bi  in  im  in  praef.  ad  Ci  J.  Ewgeirrbcht  de  servitutibus  juris  ptibl.  (1739.4.)  p.  14.  sq. 

I09i   srj.     H*  A.   Si'ii  ri.?«   in  Mader's    reichsritterschaf'tl.   Maga/an  ,   III.   1  ff. 

I  immixht's  Stadt-  und  Bürgerrecht,   116.  —  Die  vormaligen  ReichsBlutbann- 

It  licn.  waren  nickt  selten  feuda  sine  praedio  concessa.    Moser  von  d.  t.  Reichs- 

»tanden,  1286.    Pötter'a  Rechtsf.,  Bd.  II,  Th.  1,  S.  94« 

§.   378.  (998.) 

Hff/Hfidigungs;  Abolitions-,  Asylrecht,  u.  d.  Bestätigungsrecht.  Kosten 
der  Peinlichkeit.  Zuchthäuser. 

\)  Das  Recht  der  S  t  r  a  f  ve  rw  a  n  d  1 11  n  g  und  Verminderung,  der 
Begnadigung  «),    der    Niederschlagung    der  Untersuchung 
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(Abolition) ,  der  Restitution,  und  der  Asyle  c )  (Recht  der  Freiung, 
Freistätte),  bleibt  heut  zu  Tage  der  Staatshoheit  vorbehalten  d).  II)  So 
auch  das  Best ätigungs recht  bei  Todesurth eilen,  der  Recurs,  die 
Nichtigkeitbeschwerde,  die  Supplication,  die  Berufung  <?). 
III)  Die  Kosten  der  Peinlichkeit,  insbesondere  des  Straf  Apparates  /)  , 
hat  meist  der  Gerichtherr  zu  tragen.  Ton  den  Gelichtuntergebenen  kön- 
nen solche  nur  aus  einem  besondern  Rechtsgrund  ,  ganz  oder  zum  Theil, 
erhoben  werden  £") ,  z.  B.  das  Henkergeld,  Zuchthausbeitrag,  u.  d.  IV)  Hin- 
gegen das  Recht  und  die  Pflicht,  Zuchthäuser  zu  errichten  und  zu  erhal- 
ten, ist,  in  der  Regel,  mit  der  höchsten  Staatspolizei  verbunden  ^)* 

a)  «Wo  das  Gewissen  losspricht ,  wahrend  das  Gesetz  verdammt».  Manuscript 
venu  de  Ste-Helene.  —  Schriften  in  Pütter's  Lit.  des  Staatsr.,  III.  Ö2i.  Rlüber's 
Lit.  §.  1284.  J°s-  Ohmeyer  von  dem  Begnadigungsrechte  des  Regenten.  Wien 
1799.  8*  Ueber  das  Begnadigungsrecht  des  Regenten  und  den  richterlichen 
Ausspruch.  Jena  1802.  8.    v.  Aretin's  constitutionelles  Staatsr.  Bd.  I,  S.  2o5. 

b)  Baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  VIII.  4«  Würtembergische ,  1819,  §.  97.  u.  2o5. 
Hildburghausische ,  1818,  §.  53.    Königl.  sächsische  v.   i83i,  §.  02. 

c)  Pütter's  Lit.  III.  §.  1288.  Rlüber's  Lit.  S.  4i3.  Moser's  Staatsr.  V.  286.  Eben- 
dess.  von  Gnadensachen,  84.  Pfeffinger  Vitriar.  illustr.  III.  1254  —  1271.  De 
Selchow  elem.  juris  puhl.,  §.  370.  J.  Th.  B.  Helfrecht  von  den  Asylen. 
Hof  1801.  4«  —  Die  Asyle  sind  aufgehoben,  durch  Verordnungen,  in  Ansbach  u. 
Baireuth,  v.  i3.  Mai  u.  4»  J'un«  1799i  m  Baden  durch  das  vierte  Organisations- 
Edict  v.  14.  Febr.  i8o3,  §.  1 4 9  in  ff^ürtemberg  durch  Verordnung  v.  28.  Mai 
1804,  im  GH.  Weimar  durch  das  (§.  5i3  angef.)  Gesetz  v.  7.  Oct.  1823,  §.  10. 

d)  Die  Ausübung  dieser  Rechte  setzt,  in  jedem  Fall,  staatserhebliche  Ursachen 
voraus.  Moser  von  Gnadensachen,  63.  67.  70.  G.  B-  Becrmann  diss.  de  aequi- 
tate  privilegii  odiosi  (Goett.  1750),  §.  3,  not.  p.  10.  Rlüber's  Id.  jur.  Biblioth. 
XVII.  90.  Rössig's  Politik,  195.  Michl's  Kirchenr.,  §.  5o.  Jos.  Ohmeyer  v.  d. 
Begnadigungsrechte.  Wien  1799.  8.  Vergl.  Rant's  Rechtslehre.  S.  206.  Pütter's 
Lit.  III.  521  ff.  Rlüber's  Lit.  §.  1282  ff.  —  Vergl.  oben  §.  i43,  u.  ebendas.  Note  a. 

e)  G.  M.  Weber  diss-  de  appellatione  in  causis  criminalibus  (Bamb.  i8o3),  §.  12. 
C.  L.  Baurittel's  Bemerkungen  über  die  Berufung  in  Strafsachen.  Mannh.  1806.  8. 
v.  Feuerbach's  Lehrb.  des  peinl.  Rechts,  §.  643.  Gönner's  Handb.  des  Processes, 
Bd.  III,  N.  40. 

/)  Das  Recht,  peinliche  Richtplätze,  Rabenstein,  Galgen  und  Rad,  Schandpfahl  u.  d. 
zu  errichten,  und  zu  unterhalten,  ist  mit  der  vollen  peinlichen  Gerichtbarkeit, 
auch  mit  dem  Blutbann  verbunden.  Böhmer  ad  Carfzov.  qu.  109.  obs.  7, 
(Juistorp  a.  a.  O.  II.  §.  788.  Dorn  a.  a.  O.  U.  §.  3oo.  Jo.  Paul.  Endter  diss. 
de  symbolica  possessione  jurisdictionis  crim.  Altd.  1712.  4. 

g)  Quistorp  a.  a.  O.  §.  566.  J.  F.  G.  Emmerich  über  die  Procefskostcn,  Th.  II, 
S.  i35.  140.  i5i  ff.  Pütter's  Rechtsf.  Bd.  III,  Th.  3,  S.  637.  Ebendess.  Lit.  III. 
532.    Rlüber's  Lit.  §.  1294. 

h)  Moser  von  der  Landeshoheit  in  Polizeisachen,  114.  v.  Cramer's  Wetzlar.  Nebcnst. 
Th.  i3,  S.  1.  G.  J.  F.  Meister's  pract.  Bemerkungen,  I.  34.  Pütter's  Lit.  HI. 
334.    Rlüber's  Lit.  §.  1114. 


Klübcr's  JifFentl.  Recht,  4.  Aufl. 
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11.  Theil  X.  (  ;«|>.  Justizhobeit 


§«  379,  (299.) 

/■)■  ei wütige  GerieJtfbarKCtl, 

Niehl  nur  für  gegenwärtige  Streitigkeiten,  sondern  auch  zu  Verhü- 
tung möglicher  Rechtsverletzungen  und  Streitigkeiten,  ist  der  Regent  be- 
rechtigt Verlegungen  su  machen  j  Verfügungen  für  die  Vollziehungsart 
mancher  Rechtsgeschäfte  unter  obrigkeitlicher  Mitwirkung)  und  für  Vor- 
mundschaften, Die  Befugnifs  zu  der  gesetzlichen  Verfahrungsweise  in  An- 
gelegenheiten dieser  Ah,  bald  mit,  bald  ohne  rechtliche  Prüfung  der  Um- 
stände (caosae  cognitio),  heifsl  freiwillige  Gerichtbarkeit  ö)  (Gerichtbar- 
keil in  nicht  streitigen  Sachen,  Rechtspolizei,  Rechtsfürsorge,  jurisdiclio 
cifilis  yoluntaria  ,  in  dam  Gegensatz  dei?  contentiosen.  Meist  ist  sie  den 
ordentlichen  <  ivilgerichten  übertragen  by.  Doch  sind  zu  Verwaltung  der 
Ob cry orm undschafl  <)  (tntela  regia,  Sublimis,  suprema),  hie  und  da 
eigene  Behörden,  Pupillen-,  Tütelar-  (»der  >"\  aisenCollegien  oder  Deputa- 
tionen, bestelll  <l).  S<>  auch  für  das  Hypothekenwesen.  Aus  dein 
Recht  der  Ober  Vormundschaft ,  fliefst  die  Befugnifs  des  Staatsoberhauptes, 
den  Mangel  der  in  Rechtsgeschäften  geselzrnäsig  erforderlichen  Ein- 
willigung der  Pflegbefohlenen  und  derjenigen,  welche  widerrechtlich  ihre 
Einwilligung  versagen,  ihrem  und  des  Staats  Interesse  geinä'fs,  durch  Staats- 
ein willigung  zu  ersetzen      (potestas  suppletoria). 

u)  C  G.  HoPKAtrs  diss.  de  origine  jurisdictionis  voluntariae,  ex  prineipiis  jurisprud. 
nun,  et  usu  Germaniae.  Francof.  1727.  Hofacre  orinc,  juris,  civ.  III.  §.  4206- 
Glücr'a  I  i  Linier,  der  Pandecten,  III.  §.  io,3  f.  j.  Claproth  von  freiwill.  Ge- 
richtshandlungcn.  Gött.  1789.  8.  (v.  TrützschlfrV)  Anweis,  zu  Abfass.  reclitl. 
Aufsätze,  insonderheit  über  Mandl,  der  willkührl.  Gerichtbarlteit.  Th.  I.  u.  IT. 
Leips.  1783.  1784.  8  Vierte  Aufl.  1801.  Fünfte  1817.  8.  Gönner's  Handb.  des 
Pr<  cesses,  Bd.  II.  Num.  XXVT,  §.  10  u.  22.  Krüll's  Prüfungen  einzelner  Theile 
des  bürgerl.  Rechtes,  Bd.  I  (1802)",  Num.  1.  J.  P.  v.  Sensburg  über  die  Ver- 
waltung  der  willkührliehen  Gerichtsbarkeit.  Carlsr.  1821.  8. 

Ai  Pcjfewdobp  de  jurisdict.  Germ.  p.  fo3.  Ertel  s  praxis  aurea,  c.  20.  obs.  1.  — 
I  iner  der  ui<  btigsten  Gegenstände,  ist  das  Depositen-,  Credit-  und  Hypothekenwesen. 
I  ibchsr's  Gamerai*  u.  Polizeireckt,  III.        365  u.  368. 

p)  S.  F.  ftttXEMB£RG  de  supremo  orphanorum  tutore.  Gedan.  1722,  und  in  dessen 
I  terc.  II.  3 — .  J.  G.  BeiNEOCio«  de  suprema  prineipum  magistratuumque  tu- 
lela.  Hai.  i-.'io.  und  in  dessen  Oper.  II.  7 13. 

d)  Selchow  elem.  juris  germ.  priv.,  §.  5o4. 
1  STergl.  J.  Oh.  Bb£yeh  diss.  de  potestate  \  ugustissiini  suppletoria.    Tub.  1772-  4* 
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Xh  CAPITEL 
Polizei  gewalt. 

§.  580.  (3oo.) 

Begriff. 

In  den  Staatsbefugnissen  liegt  die  Polizeigewalt  #),  das  Recht  der 
besondern  Sorge  für  Sicherheit,  für  bürgerliche  Ordnung,  Cultur  und 
Wohlstand  der  Staatsgenossen,  aufserhalb  der  zu  andern  besondern  Hoheit- 
rechten gehörigen  Fälle  Die  Polizei  (jtoXiTzLci) ,  sich  beziehend  auf 
alle  Zweige  der  Staatsregierung,  ist  von  eben  so  grofsem  Umfang,  als 
Ein  flu  fs  auf  den  Staatszweck  und  das  Wohlseyn  der  Staatsgenossen  c). 
Innerhalb  gehöriger,  hauptsächlich  durch  das  Daseyn  wohlgeordneter  Rechts- 
pflege bezeichneter  Sch rauhen,  und  unter  selbstständiger,  weiser  und  men- 
schenfreundlicher Aufsicht,  ist  sie  eine  wohlthätige  öffentliche  Ordnungs- 
Anstalt 

a)  Schriften  in  Püttfr's  Lit.  III.  535  ff.  Klüber's  Lit.  §,  1297  ff.  C  G.  Rössig's 
Literatur  der  Polizei  und  Kameralistik.  Th.  I  u.  II.  Leipz.  1802.  8.  (auch  Chem- 
nitz 1S12.  8.)  Traite  de  la  police,  par  M.  Delamare.  Edit.  2  Amsterd.  1729. 
4  Vol.  Fol.  Dictionnaire  universel  de  police,  parjM.  des  Essarts.  Paris  1786 — 
1790.  8  Vol.  4  Dictionnaire  de  police,  par  Alletz.  Paris  1820.  4  Vol.  8. 
J.  J.  Moser  von  der  Landeshoheit  in  Polizeisachen.  Frankf.  u.  Leipz.  1773.  4« 
Jo.  Heumann  initia  juris  politiae  Germanorum.  Norimb.  17.57.  8.  J.  C.  C.  Rü- 
diger's  systemat.  Theorie  der  Kameralwissenschaften.  Halle  1777.  8.  Ebendess. 
Anfangsgr.  der  allgeni.  Staatslehre,  mit  einem  Lehrbegriff  der  ökonomischen 
Polizei.  Halle  179^  8.  v.  Justi's  Polizeivvissenschaft.  3.  Ausg.  v.  J.  Beckmann 
Gött.  1-82.  8.  C.  G.  Rössig's  Lehrb.  der  Polizeiwissenschaft.  Jena  1786.  J.  H. 
Jing's  Lehrb. der  StaatsPolizeiwissensehaft.  Leipz.  1788.  A.  Niemann's  Grundsätze 
der  Staatswirthst  haft.  Tli.  I.  Altona  1790.  8.  v.  Sonnenfels  Grundsätze  der 
Handlung,  Polizei  und  Finanz.  Siebente  verb.  Aufl.  Bd.  I.  Wien  i8o(.  8.  H. 
Bensen's  Versuch  eines  Grundrisses  der  reinen  und  angewandten  Staatslehre, 
Abth.  II.  Erl.  1799-  8.  G.  II.  v.  Berg's  Handb.  des  teutschen  Polizeyrechts. 
Hannov.  Th.  I.  u.  IL  1799.  (2.  Aufl.  1802.)  III.  1800.  (2.  Aufl.  i8o3.)  IV.  1804. 
V.  1806.  VI.  Bd.,  1,  1806.  Bd.  2u.  3.  1808.  VII.  1809.8.  (Th.  V— VII,  auch  unter 
dein  Titel:  Sammlung  teutscher  Polizeigesetze).  Butte's  Leitfaden  der  Einwohncr- 
Ordnungslehre.  Landshut.  1807.  8.  Butte's  Versuch  der  Begründung  eines 
neuen  Systems  der  Polizeivvissenschaft.  Th.  I.  u.  II.  Landsh.  1807  u.  1808.  8. 
J.  P.  Harl's  Handb.  der  Polizeiwissenschaft.  Erl.  1808.  8.  Ebendess.  Handb.  der 
KriegsPolizciwissenschaft  (SieherheitPoüzei  wahrend  eines  Kriegs).  Th.  I.  u.  II. 
Erl.  1812.  8.  J.  A.  D.  Höok's  Grundlinien  der  Polizeiwissenschaft.  Nürnb. 
1809.  8.  G.  Hknrici's  Grundzüge  zu  einer  Theorie  der  Polizeiwissens.  haft. 
Lünen.  1808.  8.  Nachtrag  dazu:  ebendas.  1810.  8.  F.  A.  Pfannenberg's  Handb. 
des  königl.  sächs.  Polizeirechts  Leipz.  Th.  I.  1812.  8.  A  new  System  of  police; 
by  H.  A.  Merewether.  Lond.  1817.  8.  Carl  v.  Salza  u.  Lichtenad's  Handb.  des 
Polizeirechtes,  mit  besond.  Rücksicht  auf  das   Königr.  Sachsen.    Leipz.  1825. 
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•  B  nde,  ßi  Repertorium  der  Polizeigesetze  und  Verordnungen  In  den  König]. 
Preufsi&chen  Staaten.  Herausgegeben  \.  W«  G.  von  der  Heyda.  Th,  I.  u.  II. 
M.i-di-li.  ittio.  Th.  III.  Ebenda*,  1830;  Tl..  1\ .  Berl.  1822.  8.  Dr.  F.  H,  Unge- 
irrrrxa's  Encyclopfidie  der  Polizeiwissenschaft,  oder  Inbegriff  der  vorzüglichsten 
in  Deutschland  vorhandenen  gesetslichen  Bestimmungen  und  Vorschriften  über 
Pol  tände,  in  Form  eines  Wörterbuchs.  i83a.  8.  Dr.  Robert  Mohl's 
(Prof.  ku  rübingen)  Polizeiwissenschaft,  nach  den  Grundsätzen  des  Rechtsstaates. 
1  Binde.  Tttb.  i83a.  u.  ><>^  8.  H.  Mohx.,  System  der  Prävcntivjustiz  oder 
Bei  htapoliaeL  Tttb.  i835«  B. 

'  1  nhalische  Verzweiflung,  Uber  einen  untadelbaften  Gattungsbegriff  der  Polizei. 
Lbysbr,  Spec.  684<  medit.  34-  sq.  NettelbIadt's  Samml.  hl.  jurist.  Abhandl, 
(179a.  B.),  S.  1  '"•  v«  /.w  11  1.1 1  in\  Beiträge,  I.  q5.  II.  9?..  Schlözer's  Staatsge- 
lahrth.  L  i5,  Huoo's  |ur.  Encycl.  §.  146.  Sammlungen  und  literarische  No- 
tizen ?on  dem  Begriff:  Bi \si  %  ,1.  a.  0,  II.  §.  9.19.  Ha.rtj,bb;e^  in  der  Justiz.-  u. 
Polizeifama,  i8o3,  Bd.  H.  v.  Berg  a.  a.  0.  I.  4  ff.  u.  IV  19  ff.  v.  Drais  in 
den  Blättern  fiir  Polizei  und  Kultur,  i'8o3,  St.  7.  S.  5?6.  Lötz  a.  unten  a.  O. 
8,  18  r,  ZA.VOBS  a.  unten  a.  (>.  S.  8—11.    Henricx  a.  a.  O.,  S.  1 — 68.  82 

1;.  1,1.  kllgem.  Hameralcorrespondent,  1808,  Num.  61.  Schemas  allgem.  Archiv 
der  GeauindheitsPolizei,  Bd.  I,  S.  44» 
,  )  J,  1.1.  Lötz  über  den  Begriff  der  Polizei  und  den  Umfang  der  Staatspolizei- 
gewalt  Hildburgh.  1807.  8.  Leber  das  Princip,  die  Grenzen  und  den  Umfang 
der  Polizei.  Leipz.  1808.  8.  Emmermann  über  Polizei,  ihren  vollständigen  Be- 
griff und  ihr  eigenthüml.  Verfahren.  Dillenb.  1811.  8.    C.  G.  Rössig's  Politik, 

•  11  tl.  An  mann  a.  a.  O.  I.  11  ff  38 — 47.  Delamare  a.  a.  O.  I.  4.  Heumann  1.  c. 
§.  .,  ,.  AN.  J.  Behr's  Verfassung  und  Verwaltung  des  Staats,  Bd.  I,  Heft  2 
(Nürnb.  181?.  8.),  Num.  II.  Hahtleben's  allgem.  Justiz-  u.  PolizeiBlätter ,  Sept. 
181t,  Num.  101.  [Jeber  Begriff  und  Wesen  der  Polizei;  in  L.  Gervais  kleinen 
Mittheilungen  a.  dem  staatswissenschaftl.  Gebiete,  Th.  I  (Leipz.  1822.  8.),  S.  \\5 

1  |3.  \.  Ari  rra's  constitutionelles  Staatsrecht,  Bd.  II,  S.  177  ff.  —  Wie  über- 
haupl  in  dein  Regieren,  also  gibt  es  auch  in  Absicht  auf  die  Thatigkeit  der 
Polizei,  ein  Zuviel.  J.  L.  Schwarz  System  der  unvernünftigen  Polizei.  Basel 
1797.  8.  Von  dem  Mißbrauch  der  FremdenPolizei s.  Klüber's  Uebersicht  der 
diplom.  JVerbandL  des  wiener  Congr.,  S.  i3o,  Note  *. 
([)  Dienerin  der  aufseilenden  Gewalt  (§.  358),  soll  die  Polizei  so  viel  möglich,  nur 
negativ  handeln,  folglich  befehlen  so  wenig  als  möglich.  Vielheit  der  Polizei« 
H/e.  RegleinentärLust,  würde  dein  Zweck  dieser  Anstalt  widerstreben. 

§•   581-  (301.) 
Jlauptgegenst'dnde  der  Staatspolizei. 

Die  Staatspolizei,  entgegengesetzt  der  PrivatCön ventional 
Polizei  fiir  Privatgesellschaften,  hat  zwei  Hauptgegenstände«):  Sicher- 
heit und  Wohlfahr I  oder  Vervollkommnung  der  Staatsgenossen.  Die 
SicherheitPol izei  b)  dient  wider  Rechtsverletzungen  und  schädliche 
Ereignisse,  die  von  dar  Natur  oder  sonst  veranlafst  werden  c).  Die  Be- 
ftimmang  der  U  ohlfahrt-  oder  VervollkömmnungsPolizei  ist,  Erlangung 
und  Erhöhung  des  physischen,  sittlichen  und  geistigen  Gesellschaftwohls. 
Die  erste  isl  StaatsPolizei  in  dem  engern  Sinn,  wegen  ihrer  unmit- 
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telbaren  Beziehung  auf  den  Staatszweck:  die  andere  ist  Staatsgesell- 
s ch aftPolizei,  wegen  ihres  mittelbaren  Verhältnisses  zu  dem  Staatszwech, 
und  ihrer  unmittelbaren  Beziehung  auf  das  Wohl  der  allgemeinen  Gesell- 
schaft der  Einwohner  in  dem  Staat  (des  gemeinen  Wesens  oder  der  Ge- 
sammtheit  der  Landeseinwolmer),  wobei  der  Regent  indirect,  als  Ueberneh- 
mer  der  GesellschaftDirection,  zu  handeln  befugt  und  verllichtet  ist  dy 

ci)  Die  Schriftsteller  weichen  in  der  Abtheilung-  der  Polizei  sehr  ab.  Einige  unter- 
scheiden Sicherheit-,  Vormundschaft-,  Gesundheit-,  Grenz-,  Bevölkerungs- ,  Ge- 
werb- uud  Handlungs-,  Strafsen-  und  Flufs-,  Jagd-  und  ForstPolizei ,  u.  d.  in. 
Vergl.  Note  d. 

6)  Noch  in  dem  XVI.  Jahrhundert,  auf  dem  teutschen  Reichstag  Rumorsachen, 
der  Polizeidirector  Rumormeister  genannt. 

c)  Diese  Art  der  Polizei  ist  entweder  öffentliche ,  oder  geheime,  diese  auch  allge- 
meine oder  hohe  (police  generale  ou  haute)  genannt.  —  In  Absicht  auf  das 
Passwesen,  zeichnen  sich  die  preufsischen  PafsPolizeigesetze  von  1817,  vor  allen 
andern  aus,  durch  Vielheit  und  Ausführlichkeit  der  Bestimmungen;  in  v.  Reis- 
witz u.  Hoffmann's  Repertorium  der  europ.  PafsPolizeigesetze  (2  Theile,  Berlin 
1821.  8.)  Th.  II,  S.  67—138,  besonders  das  allgem.  PafsEdict  v.  22.  Juli  1817,  in 
der  preufs.  Gesetzsamml.,  1 8 <  7,  S.  i5?> — 162.  Beispiel  ö streichischer  Pafsstrenge, 
in  K.  Franz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn  ,  Bd.  48,  S.  71.  —  Zu  dem  mifslichen 
Versuch  der  Allwissenheit,  wird  die  g-eheime  Polizei  da  verleitet,  wo  man  sich 
nichts  Gutes  bewufst  ist.  Sie  errichtet  ein  geheimes  Rundschaft-  und  Angeberei. 
System,  und  bedient  sich  da  nicht  selten  der  unsittlichsten  Erforschungsmitteb 
unter  andern  der  Entweihung  des  Briefgeheimnisses  (§.  444)i  der  Bestechung 
der  Hausgenossen,  der  so  genannten  Lochspione  (agens  provocateurs) ,  und 
während  sie  rechtliche  Leute  plagt,  haben  Schurken  freies  Spiel.  Die  berüch- 
tigte venetianische  Staatsinquisition,  deren  Statuten  vom  16.  Juni  1 4^>4  datirt  sind, 
hat  der  Graf  Daru  durch  eine  nähere  geschichtl.  Darstellung  entlarvt,  aus  den 
handschriftlichen  Quellen  in  dem  unter  Napoleon  nach  Paris  gebrachten  Archiv 
von  Venedig.  Histoire  de  la  republique  de  Venise,  par  P.  Daru.  Vol.  I — VII. 
Paris  18  bis  1820.  8.  Man  s.  auch  Geraus  a.  a.  O.,  Th.  I,  S.  124  f.  Haupt- 
quellen, aus  denen  jene  Polizei  schöpft,  sind  die  Berichte  ihrer  Spione,  wozu 
in  der  Regel  nur  die  verworfensten  Menschen  aus  allen  Ständen  sich  gebrauchen 
lassen.  Daher  betrachtet  man,  nach  dem  Mifsbrauch,  jenes  Institut  vielfältig  als 
eine  «erkünstelte  Ausgeburt  der  eingerissenen  Regierungssucht  und  des  Hanges 
zur  Despotie».  Staaten  mit  stellvertretender  Verfassung,  sind  dem  Mifsbrauch 
der  Polizei  weniger  ausgesetzt  als  andere.  Gervais  a.  a.  O.,  Th.  I,  S.  i32  ff.  C.  F. 
W.  Gravell  über  höhere,  geheime  und  Sicherheitspolizei.  Ilmenau  1820.  8. 
v.  Aretin  a.  a.  O.,  Bd.  II,  S.  187.  Memoires  de  Vidocq.  Paris  1829.  8  vol.  8. 
Supplement  au  Mem.  de  Vidocq.  Paris  i83o.  2  vol.  8-  Memoires  d'un  forcat, 
ou  Vidocq  devoile.  Paris  1829.  3  vol.  8.  Aus  dem  Leben  und  den  Rlemoiren 
eines  ehemal.  GaleerenSclaven  (Vidocq).  Stuttg.  1827.  8  Theile.  8.  Livre  noir 
de  MM.  Delavau  et  Franchet.  Paris  1829.  4  vol.  8.  Teutsch:  Das  schwarze 
Buch  etc.  Stuttg.  1829.  2  Bde.  8.  La  police  devoilec;  par  M.  Froment.  Paris 
1829.  3  vol.  8.  Die  entschleierte  Polizei.  Stuttg.  2  Th.  8.  La  haute  police,  ou 
police  d'etat  sous  lc  regime  constitutionncl :  par  M.  d'Aubignosc,  ex-directeur  ge- 
neral  de  la  police  a  Hambourg.  Paris  i832.  8.  —  In  dem  französischen  Budget 
von  1824,  waren  für  geheime  Ausgaben  der  allgemeinen  Polizei  "1  .  Millionen 
Francs  angesetzt.  —  Von  der  geheimen  Polizei,  auch  in  der  Allgem.  Polizet- 
und  Justizfama,  Mai  1806,  Num.  57 — 59-  Beherzigungen  \or  dem  wiener  C011- 
grefs  (1814.  8.),  S.  27 — 29.    Die  allgemeine  (geheime)  Polizei  des  französischen 
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lu  ii  Iis  unter  A>  ipoleon  ,  in  den  Depechea  et  teures  ittterceptees  ete.  Premiere 
Partie«  V ii  moii  de  fevricr  i8i4i  u-      l>-  fiuiszug  in  C,  1).  \  oss  Zeiten,  Jahrg. 

St  ;.  S.  ff.j  St  S,  -(>  IV.  Von  derselben  s.  auch  Dilauway  de 
i  ii,  ls,  in  der  Minerva,  Ipril  181. \  S.  55 — 97.  Vergl.  auch,  die  entlarvte 
bohe  und  eebeime  Police!  des  eerstörten  Königreichs  Westphalen.  1814.  8.  — 
Geheime  Poluteiachrift,  in  lim  i  n  s  Kryptograpnik,  S.  203. 
.<  VergL  KabVi  Recbtalehre,  186.  C.  Schx.özir's  Staatsgelahrtheit,  18  ff.  F.  W. 
!  dir  Staatspolizei ,  in  Beziehung  auf  den  '/.werk  der  Staaten  und 

seine  Behörden.  NN  ieabaden  181.).  8.  -  -  Für  die  verschiedenen  Gegenstände 
der  Poliaeitbätigkeit,  wiblen  indere  die  Eintheilung  in  Zwang-  u,  //«//'Polizei. 
Lon  .1.  .1.  (>.  8.)  f.  Oder  in  Sicherheit  und  VoUkommenkeit¥o\\7&\.  Mkniuci  a.  a. 
(»  .  S,  »97  f.  Dawider  Ibbtib  B,  a.  0.,  S.  181.  —  In  anderer  Hinsieht,  un- 
teraebeidel  man  Personal'  und  EigenthumVc\\w\, 

§.  582.  (302). 

AbtheUungen  der  ß  Vöhl  fahrt  Polizei. 

Die  Wohlfahrt-  oder  Staatsgesellschaftpolizei1,  hat  drei 
Abtheilungen.  1)  Bev ölkerungs-  und  GesundheitPolizei,  zu  Ver- 
mehrung  und  Erhaltung  der  Einwohner,  und  zu  Abwehrung  der  physischen 
Hindernisse  ihres  Wohlseyns  «).  2)  Die  Sitten-,  Erziehungs-  und 
Dnterri ch tPoli zei,  zu  Beförderung  der  sittlichen,  geistigen  und  arti- 
S tischen  Cullur  3)  Gewerb-  und  IndustriePolizei  (Polizei  der 
StaatsNationalWirthschaft),  zu  Erleichterung  und  Vermehrung  der  Erwerb- 
mittel.  Dahin  gehört:  die  ökonomische  Polizei,  zu  Beförderung  aller 
hervorbringenden  Gewerbe  e)  (Polizei  der  Landwirthschaf't  oder  UrProduc- 
rion),  die  Man ufac tur Polizei ,  zu  Beförderung  aller  verarbeitenden  oder 
formgebenden  Gewerbe  (Polizei  der  Fabriken,  Manufacturen  und  Hand- 
werke, oder  der  industriellen  Production) ;  die  Han dlungsPolizei,  zu  Be- 
förderung des  Umsatzes  und  Vertriebs  der  einheimischen  und  verarbeite- 
ten Erzeugnisse,  und  zu  Leitung  der  Lieferung  fremder  Waaren,  zu  dem 
gemeinen  Besten. 

a)  Staatsanstaltcn  für  Cesundhcitpflege,  Behörden  u.  Beamte,  Vorkehrungen  wider 
Seuchen,  Bungersnoth  u.  d.  —  lVueht-  oder  Getrcidesperrc  Vergl.  §.  287.  A. 
EL  Nicolai  Grundrifs  einer  Sanitäts Polizei.  Berlin  i835.  8.  lieber  die  Mafsregeln 
der  BevölkerungsPolizei  s.  Mörstadt  im  «Nationalökonomen».  Mannheim  1834. 
Bd.  U.  S.  074.  ff, 

b)  6.  H.  \  ir.f  r.  diss.  de  S.  B.  I.  principe  politiam  circa  studia  et  commercia  civium 
rite  adornante.  Gott.  i~45.  Heümawn's  Geist  der  Gesetze  der  Teutsehen,  64  f. 

1 )  .}  P.  Fi  v  1  's  System  der  landwirthsrhaftliehcn  Polizei.  Th.  I — III.  Lpz.  1789  u. 
1791.  '<>.    Schlözsb's  Staatsgelahrlh.  Th.  I,  S.  19  f. 

§.  585.  (303.) 

Pol i fische  und  geographische  Abtheilung  der  Polizei. 

I  Die  höchste,  hohe  »»der  höhere  Staatspo  lizei  (Polizeihoheit, 
OherPolizei,  jus  politiae  sublimisj,  ist  überall  dem  Sou  verain  vorbehalten, 
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die  niedere  oder  untergeordnete  (Polizeigerechtigkeit,  UnterPolizei,  jus 
politiae  (subordinatae  oft  Grundobrigkeiten ,  Standes-  oder  Grundherren, 
auch  städtischen  Corporationeu  «),  bleibend  verliehen,  sonst  aber,  in  der 
Regel,  Staatsbeamten  von  dem  Regenten  unmittelbar  zur  Verwaltung  über- 
tragen. II)  Die  Staatspolizei  erstreckt  sich  bald  über  das  ganze  Staats- 
gebiet (allgemeine),  bald  nur  über  einen  Theil  desselben  (particu- 
läre),  z.  B.  Provinzial-,  Kreis-,  Departement-,  Bezirk-  oder  DistrictPolizei, 
Standesherrschaft-  und  AmtPolizei,  Stadt-,  Dorf-  oder  OrtPolizei,  u+  d  b). 
III)  Viele  Gegenstände  gehören  der  StaatsPolizei  ausschliefsend  (priva- 
tive) an:  andere  schlagen  zugleich,  mehr  oder  weniger,  in  andere  Hoheit- 
rechte ein  (cumulative,  vermischte),  z.  R.  in  die  CriminalPolizei ,  welche 
die  Wirksamkeit  der  Criminalgewalt  unterstützt,  KirchenPolizei,  Rechts- 
Polizei  (§.  379\  u.  a.  IV)  Was  von  Polizeigegenständen,  ohne  Nachtheil 
des  Ganzen,  den  Gemeinden  und  andern  Gesellschaften  im  Staat 
überlassen  seyn  kann,  sollte  nie  in  den  unmittelbaren  Kreis  der  Staatspolizei 
gezogen  werden. 

a)  J.  D.  Nettelbladt's  erste  Gründe  von  dem  Polizeirechte  mittelbarer  Städte ;  indes- 
sen Sammlung  kleiner  jurist.  Abhandl.  (1-9?.),  Num.  VII.  Mevus,  P.  I.  dec.  55. 
Moskr  a.  a.  O.  5.  Steiger  u.  v.  Bfrg  über  d.  Unterschied  zwischen  hoher  u.  nie- 
derer  Polizei;  in  d.  Rhein.  Bund,  I.  78  ff.  V.  2i3.  229.  VI.  38o.  X.  22— 3o.  XVI. 
69.  XIX.  47. 

6)  Weber' s  Handb.  der  Staatswirttisch.,  Th.  I,  S.  75  f.  Weisse'«  königl.  sächs. 
Staatsr.,  Bd.  II,  §.  170—175. 


§.  384.  (304.) 

Polheigesetze  und  Verfügungen. 

I)  Die  höhere  PolizeiGesetzgebung  <*),  ist  Sache  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  Einzelne  Verfügungen ,  zumal  provisorische  ,  zu  er- 
lassen, gehört  meist  zu  der  Befugnils  der  provinzialen  und  localen  Polizei- 
Rehörden.  II}  Gewöhnlich  sind  Städte  <0  und  andere  Corporationen 
Standes-  und  Grundherren,  denen  die  niedere  Polizei  verliehen  ist,  befügt, 
innerhalb  der  Grenzen  ihres  Geschäftkreises,  Polizei  Verordnungen  von  be- 
stimmter Art  zu  erlassen,  insonderheit  solche  vorschreibende  und  vollziehende, 
welche,  zumal  in  eilenden  Fällen,  der  Zweck  ihres  obrigkeitlichen  Berufs 
unzweifelhaft  gebietet. 

a)  v.  Berg  a.  a.  O.  Th.  I,  Buch  I,  Abschn.  5.  Moser  a.  a.  O.  S.  12  fT.  Heümawu 
1.  c.  §.  37.  —  Den  älteren  Polizeiordnungen  wurden,  da  man  unter  der  Landes- 
polizei  die  ganze  Staatsregierung  begriff,  oft  Gesetze  über  Gegenstände  des  Pn- 
vatrechtes  eingemischt.  Selchow  elem.  juris  germ.,  §.  49.  Ründe's  t.  Private. 
§.  4°-  Verzeichnisse  von  Polizeiordnungen ,  bei  HEUMAira  I.  c.  10 — 44«  11  •  in 
J  B  Hoefer's  Beiträgen  zudem  Polizeirecht  (1764.8.),  i33 — 202.  Sammlungen: 
J.  H.  L.  Bergius  Samml.  teulschcr  Landesgesetze,  welche  das  Polizei-  und  Cameral- 
wesen  zum  Gegenstände  haben.  Th  l— IX.  Gött.  1-81—179?,.  4.  Ebendcss  Poli- 
zei- und  Cameral iVlagazin.  Th-   1—9.  Frkf.  a.   M.  1767—74  u.  neues  P.  und  C. 
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Magazin.  Tb.  i.  u.  i,  Leipa,  1776.  1776.  4.   r.Baao  a.  a.  O.  Tli,  Vu,  VI.  (Auch 
Batet  dem  Xitel :  Sammlung  teutscher  Polizeigesetze.)    C,  H.  L.  w.  Sullkb's 
v         rn<  Sammlung  neuerer  Polizeigesetzc.  Cob.  1793.  4*       H.  Hofheim's 
Magazin  der  Poliaei  u.  Innern  Staatswirthscbaft.  Hamb.  u.  Mainz.  1,  u.  a.  Heft. 

Iii.  Ii.  1I\mimin\  nllgem.  Justiz-  u.  Polizeifama.  Tüb.  (seit  i8t>3). 
/  Ulgem.  Polizeiblätter  Tüb«  18081     Gbuneb*8  u.  Habtlebe&'s  allgem. 

\'.   \\  für  Sicberheits-  und  Armenpflege.  A.  Niemann's  Blätter  für  Polizei  und 
ur.  Tüb.  (seil  180a)  Ii.    Baierisohe  PolizeiOrganisationsEdicte  u.  Instructio- 
nen ron  18081  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  u.  im  Auszug  in  Höch's  angef.  Grund- 
linien, S.   Mi  IV. 

I)  l.  11.  Jacob's  (.iinnls.ii/i>  der  Polizeigesetzgebung  und  der  PolizeiAnstalten. 
I  Binde.  Halle  1809.8.  S<  ai  idemahtel  a.  a.  0.  II.  69  f.  Heümatsts  1.  c.  §.  38.  Fichtk's 
Grundlage  des  Saturrcchtes,  II.  >  11-  Iittma»h"'8  Strafrechtswissenscliaft,  12.  Hu- 
rxLAKD's  Beiträge,  II  1  Lötz  a.  a.O.  S.  4<>ff.  Anders,  v,  Berg  a.  a.  O.  I.  1 5. — 
Benutaung  der  tntelligenzblätter  zu  Pojizeiverfügungcn.  —  Von  der  Concur- 
rena  der  brndstäntk  bei  der  Polizeigesetzgebung,  oben  §.  224  ff.  u.  Moser  a.  a. 
0.  5.  -.    v.  Bebo's  Recutsfalle,  Th.  Ht,  Num.  4. 

c)  Rtfciaa  ron  Stadtgesetzen,  II.  382— 402  Nettelbladt  a.  a.  O.  Leyseb  Spec.  8.m.a. 
Wxbhheb  P.  1\.  obs.  &44<  Strubeii's  Nebenst.  1-477-  Schreibe»  diss.  infra  cit., 
Scct.  11.  §.  4. 

a)  lhi  mv m  1  c.  §.  4°-  Ebtel's  praxis  aurca,  c.  11.  obs.  3.  —  Von  der  Dorf-  und 

Gemeindeherrschaft,  s.  oben  §.  370. 


§.    585.  (305.) 
Insbesondere  der  SieherlieitsPolizei.    PolizeiVerbreehen  und  Strafen. 

I  n  ist  Pflicht  der  SicherheitPolizei,  durch  Gesetze  und  Anstalten 
auf  Erschwerung  der  Verbrechen,  Entdeckung  der  Verbrecher,  Vermeidung 
solche.  Gelegenheiten,  und  Unterlassung  solcher  Handlungen  hinzuarbeiten, 
<  ie  leichl  zu  Rechtsverletzungen  führen.  Handlungen,  welche  blofs  durch 
I  etze  bei  Strafe  verboten  sind,  heifsen  Polizei  Vergehen ,  und 

die  ron  der  Polizei,  den  Gesetzen  und  Vorschriften  gemä'fs,  zu  verfügen- 
den Strafen,  Polizeistrafen«). 

o)  M<  i  t  Geldstrafen,  öffentliche  Arbeit,  Arrest,  rivatzüchtigung,  auch  wohl  Aus- 
stellung, Zucht-  und  Arbeitbaus.  Scheidehiantel  a.  a.  O.  II.  67.  69.  Heumawn 
J.  c.  '  .  Joo.  J.  E.  F.  Low  über  Öffentliche  Arbeitshäuser.  Hildburgh.  1810.  8. — 
Von  Erlassung  der  Polizeistrafen.  Küssig  a.  a.  O.  2i3.  —  Man  unterscheidet, 
Civil-  und  Polizeivergehen  und  CrzminaWerbrechen.  Vergl.  Lötz  a.  a.O.  S.  56,  Note. 


§♦  386.  (306.) 

Grenzen  der  Polizeigeivalt- 

I)  Natürliche  Freiheit  und  wohlerworbene  Rechte  der  Ein- 
l  lud  einer  Einschränkung,  durch  Gebot  oder  Verbot  der  Polizei- 

gewalt, nur  soweit  unterworfen,  als  bei  der  SicherheitPolizei  der  Staats- 
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zweck,  bei  der  WohlfahrtPolizei  die  im  Voraus,  oder  gleichzeitig  ertheilte, 
ausdrückliche  oder  stillschweigende  Einwilligung  der  StaatsgesellschaftGe- 
nossen  es  gestattet  «)•  II)  Unter  gewissen  Umstanden,  kann  bei  Polizei- 
Verfügungen  Pflicht  zur  Entschädigung,  gegen  den  Einzelnen  eintre- 
ten b),  HI)  Alle  Einwohner,  auch  temporäre  Unterthanen  c),  sind  den 
Staats-  und  LocalPolizeigesetzen  unterworfen.  Berufung  auf  den  privile- 
girten  Gerichtstand,  findet  in  Polizeisachen  nicht  Statt  d).  IV)  Ein- 
griffe der  Polizei  in  andere  Hoheitrechle,  sind  rechtwidrig  <?)• 

ä)  Vergl.  Lötz  a.  a.  O.  85  ff.    Ueber  das  Princip  u.  s.  w.  (s.  oben  §.  38o,  Note  c). 
6)  Scheidemantel  ,  II.  68.    Neurath  1.  infra  cit.  obs.  14.  sqq.     Pufendorf,  T.  It 
obs.  i33. 

c)  Moser's  nachbarl.  Staatsr.  21. 

d)  v.  Zangen,  wird  in  Polizeisachen  auf  einen  vorzüglichen  Gerichtstand  gesehen? 
Giefsen  1794.  8.  Klüber's  kl.  jur.  Bibl.  XXVI.  225.  v.  Hohenthal  1.  c.  121. 
n.  p.  Vetter's  Unterr.  von  der  Polizei  (1753),  47°«  4?7«  v-  Justi's  Polizei- 
wissenschaft (Gött.  1782),  366.  Bodmann  in  Siebenkees  Beitr.  I.  118.  Kopp'« 
Nachr.  v.  hess.  Gerichten,  II.  44-    Bielfeld  1.  c.  I.  101. 

#)  Bielfeld  1.  c.  I.  102.    Vergl.  unten,      391  f. 


§.    387.  307.) 
Po  lizeib  eh  örden. 

Zu  Verwaltung  der  Polizei,  werden  eigene  Polizeibehörden  an- 
geordnet, centrale,  provinciale  und  locale,  höhere  und  niedere;  PolizeiMini- 
ster,  PolizeiCollegien,  Magistrate,  Landräthe,  Intendanten,  Directoren  «),  Be- 
amte, Assessoren,  Polizeimeister,  Rott-  oder  Quartiermeister,  Strassen-  oder 
PolizeiAusreiter,  Polizeidiener.  Bisweilen  sind,  für  die  Ortpolizei  in  Städ- 
ten, eigene  PolizeiCommissionen  oder  Deputationen^)  aus  mehrern 
LocalBehörden  zusammengesetzt,  um  alle  Stände  und  Einwohner  einem  ge- 
meinschaftlichen PolizeiForum  zu  unterwerfen,  weil  Einheit  des  Willens, 
Leichtigkeit  in  der  ^Ausführung,  die  Seele  guter  Polizei  ist  c).  Nicht  selten 
ist  die  höhere  Polizei  einer  höhern  Landes  Administrativ  Behörde,  die  niedere 
irgend  einer  LocalBehörde,  z.  B.  dem  Stadtmagistrat,  Justiz-  und  Kammer- 
amt, Gerichthalter,  Dorfschultheisen,  u.  d.  mit  übertragen  d). 

ä)  Von  dem  ehemaligen  pariser  Lieutenant-general  de  police,  s-  Delamare,  I.  122.186. 

b)  Von  Dresden,  s.  Schmieder's  sächs.  Polizeiverfass.  I.  668  ff.  Von  Berlin,  s.  Cor- 
pus Constit.  Marchicar.,  Cont.  II.  55.  V.  122.  —  Selchow  elem.  juris,  gcrm.  priv. 
§.  3o/j.  n.  4.    Willebrand  von  den  Pflichten  einer  städtischen  Polizei.  1760.  fol. 

c)  J.  B.  Schwarz  angef.  System  (oben  §.  38o,  Note  c). 

d)  (J.  F.  Vetter's)  Gedanken  von  Einrichtung  eines  PolizeiCollegii.  Frankf.  und 
Leipz.  1748.  Heumann  1.  c.  §.  291  sq.  v.  Justi's  Polizeiwissensch.  II.  §.  661  f. 
v.  Hohenthal  1.  c.  §.  120.  sqq.  Bergiüs  PolizeiMagazin,  VII.  94. 
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I'oli-icircc/it.     I\)li^t  i(jrriclitbai  kcit.     ß  cr/a/tren. 

Ii  D  ii  Poli  zeir  ech  1 1  unterschieden  von  der  Polizei  Wissenschaft, 
einem  Haupttheil  der  Caroeralwissenschaften,  isl  der  Inbegriff  der  gesetzlieh 
hm. im  Poliaeibestünmungen  ").  DQ  Zu  Untersuchung,  Heuriheilung, 
und  Hindling  poHzemidriger  Handlungen,  auch  unaufgefordert,  ist  die 
Pol ixei gericKtbar keit  bestimmt  A>:  »eishalb  bisweilen  die  aufsehenden 
Und  f erwaltenden  Polizeibehörden  von  den  richtenden  getrennt  sind«)» 
Uli  Summarische,  oA  schleunige  Erörterung  und  Vollziehung,  mit 
practischer  Gewandheit,  Menschenkenntnifs,  Consequenz  und  Energie,  Yer- 
meidnng  annutzer  Förmlichkeiten,  zumal  in  geringfügigen,  oder  dringenden 
Sachen,  ist  dem  /»eck  der  Polizei  gemä'fs. 

•)  HsinMJM  I.  C.  &   (<.     1  .  C,  J.   FiaCHB&'a  Lehrbegriff  snmmtlieher  Kamerai-  und 

Miseirechte.  Th.  L  II  DL  Frf.  a.  d.  Oder  i785.  1786.  8.    v.  Ber«  a.  a.  O.  Th. 

IV,   Vltth.  I.     \.  I  .  Schottes  jur.  Fncvcl ,  §.  ao6.    61  II.  Stocrhacsen  de  seien- 

darum  rameralium  finibus  regundis.   —  Dawider  s.  Gö^ner's  teutsch.  Staatsr., 

).  3i8,  Note  a.    Etanuci  a.  a.  O.,  S.  i33  ff. 
f>)  Vergl.  fedoch  Lot«  a.  a.  0.  S.  54  ff.  —  Wertheimische  PolizeiGerichtsordnung, 

in  H(»i  i  m  s  lieitr.  I.  2o3   Rhein.  Bund,  L*.  207. 
c)  Vergl.  K.  F.  Kuurnramf  über  die  geriehtl.  Polizei,  und  das  Verfahren  der  Mu- 

nicipalCorrectionsTribunale j  nach  franz.  u.  westphal.  Gesetzen.  Braunschweig 

1810.  8. 


§.  589.  (3ofu 

Verhaltniss  der  Polizeigewalt  zu  der  Justizgewalt. 

Ist  das  \  erhältniPs  der  Polizeigewalt  zu  der  Justizgewalt«)  durch 
positive  Gesetze  anders  nicht  bestimmt^),  so  ist  I)  Einmischung  des 
Richters  unzulässig,  in  eigentlichen  Polizeisachen,  sofern  blofs  von  Noth- 
wendigkeit  oder  Zweckmäßigkeit  polizeilicher  Anordnungen  die  Rede  ist, 
der  Gegenstand  sev  mehr  oder  weniger  erheblich*).  H)  Blofser  Wi- 
derspruch eines  Unterlhans,  und  dessen  Einrede  gegen  Zweck  und 
Mittel,  kann  die  Polizeieigenschaft  einer  Sache  nicht  ändern. 

0)  Schriften  davon,  auch  von  dem  Unterschied  der  Regierungs-  oder  Administrativ- 
Bacbeai,  insonderheit  der  Polizeisachen,  von  Justizsachen,  in  Püttf.r's  Lit.  III. 
645.  Klcber's  Lit.  §.  i3o5.  G.  C.  Schreiber  (eigentlich  T.  7.  Reiwharth)  diss. 
de  causarum  poliliae  et  earum,  quae  justitiae  dicuntur,  conflietu  et  differentia. 
Goett.  ijSg,  Sem MKULfflEEL  a.  a.  O.  II.  65  f.  Hohenthal  1.  c.  §.  124  sqq.  Sie- 
beb s  geriehtl.  Process,  I.  §.  i34  ff.  Reinharth  ad  Christin,  vol.  II.  obs.  9  et 
99.  I  aGXLBHScpv,  obs.  5.  Leiser  Sp.  634-  m.  25.  Hümmel  obs.  5o2.  Cramer's 
wetslar.  Nebenst.,  Th.  1,  S.  88;  Th.  2,  S.  88;  Th.  35,  S.  i43;  Th.  44,  S.  109. 
StbubpVs  Unterr.  von  Regier,  u.  Justizsachen,  c.  2  7.  c.  4«  §  20«  v*  BEHG 
ft.  a.  O.  Th.  I,  Buch  2,  Abschn.  4,  S.  i3i  ff.  Lötz  a.  a.  O.  S.  16  f.  5o  ff.  Hen- 
aici  a.  a.  O.,  S.  n5.  ff.    Malblaöc's  Anleit.  zur  Renntnifs  der  t.  Reichs-  und 
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Previnzial Gerichts-  und  Kanzleiverfassung  und- Praxis,  Tb.  IV,  §  67,  S.  268— 
270.  Göbher's  Handb.  des  gemeinen  Proresses,  Bd.  II,  Num.  XXVI.  W  ider 
diesen,  s.  W.  J.  Behr's  Verfassung  u.  Verwaltung  des  Staats,  Bd.  II,  Heft  1 
(Nürnb.  1812.  8.),  Num.  2. 

b)  Wie  in  der  preuss.  Constitution  v.  26.  Apr.  1715,  in  Mylii  C.  C.  Marchic.  T.II; 
P.  1.  p.  563.    Hohe^thal  1.  c.  §.  128. 

c)  Selchow  elem.  juris  publ.  gcrm ,  §.  279.  Anders,  Pütter  instit.  juris  publ. 
germ.,  §.  334. 

§♦   590.  (310.) 
Fortsetzung. 

III)  Das  Wesentliche  des  Unterschiedes  zwischen  Justiz-  und  Po- 
lize isachen,  liegt  darin,  dafs  jene  das  unmittelbare  Interesse  einzelner 
Unterthanen,  diese  auch  das  unmittelbare  Interesse  des  Staates,  oder  der  all- 
gemeinen Gesellschaft  der  Einwohner  in  dem  Staat  (§.  38 1)  angehen. 
IV)  Es  kann  daher  dieselbe  Sache,  in  verschiedener  Beziehung,  Justiz- 
und  Polizeisache  seyn  «),  auch  aus  einer  Polizeisache  in  Justizsache  sich 
verwandeln  (§.391).  V)  In  dem  Fall  unvermeidlicher  Collision  zwischen 
Privat-  und  dringendem  Staatsinteresse,  wird  in  einer  vermischten 
Sache,  der  Arm  des  Richters  durch  die  Regierung  zivweilen  gelähmt 
doch  Entschädigung  vorbehalten,  für  den,  der  um  des  gemeinen  Besten 
willen  leidet  ($♦  386). 

a)  Scheidemantel  a.  a.  O.  n.  63.  65.  Allgemeine  deutsche  Biblioth.  Bd.  79,  St.  2, 
S.  599.  —  Die  Entscheidung  der  Vorfrage,  über  die  Justiz-,  oder  PolizeiEi gen- 
schaft einer  Sache,  gebührt  in  zweifelhaften  Fällen  dem  Richter.  Neurath  1.  c. 
obs.  25.  Cramer's  wezlar.  Nebenst.  I.  88.  Stri/ben  a.  a.  O.  61.  Mevius  P.  I. 
dec.  42.  —  Die  Prävention,  quasi  in  re  mixti  fori,  behauptet  Hommel,  obs.  5o2- 
Beg.  2.  Graf  v.  Blome,  über  den  Organismus  der  Staatsverwaltung,  insbeson- 
dere über  die  Trennung  der  richterlichen  und  der  administrativen  Gewalt. 
Hamb.  18^2.  8  —  Im  Zweifel,  ist  eine  Sache  für  Justizsache  zu  halten. 
Hommel  1.  c.  Reg.  1. 

b)  Neurath  1.  c.  obs.  25.   Struben,  V.  Bd,  273.  Ebcndess.  Unterricht,  §.  i5. 


§♦  591.  (311.) 
S    c    h    l    u    s  s. 

VI)  Zu  gerichtlicher  Erörterung  qualificirt  sich  eine  Polizeisache, 
wenn  sie  durch  die  vorgebrachte  Einrede  einer  Rechtsverletzung,  oder 
durch  Klage  über  Verletzung  wohlerworbener  Rechte,  durch  Anfechtung 
eines  Polizeigesetzes  aus  dem  Grund  wohlerworbener  Rechte,  durch  Klage 
über  unrichtige  Anwendung  der  Polizeigesetze,  über  Verstofs  einer  Polizei- 
behörde gegen  unzweifelhafte  Bestimmung  der  Gesetze,  oder  Ueberschreitung 
der  Amtgewalt,  oder  durch  gerichtlich  verfolgte  Befugnisse  eines  Dritten, 
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in  Justissache  sich  verwandelt  hat  «\  Doch  hat  dieses,  in  Absicht  auf 
i'  öiPunct,  in  der  Regel,  mir  devolutive  Wirkung  \  11)  Daher 
findet  auch  in  Polizeisachen,  weder  ippellation,  noch  ein  anderes 
inspensires  Rechtsmittel!  gegen  die  Verfügungen  oder  das  Verfahren 
dei  Polizei  Matt  <  k  doch  Beschwerde,  und  .seihst  gerichtliche  Klage,  wenn 
die  Bache,  ine  vorhin  erwähnt,  zu  dem  Rechtsweg  geeignet  ist  «Q. 

l'irnn  I.  i.  ScHBBiBXB  diss.  cit.  Sect.  III.  1.  3.  Vergl.  den  Auszug  aus  einem 
rächskammergerichtlichen  SenatProtocoll,  in  Bergstr&sser's  Briefen  über  das 
Studium  eines  Practicanten  .im  H.  Kammergericht  (1788.8.),  S.  78  f.  Preuss. 
Verordn,  wegen  verbess.  Einriebt!  der  ProvinzialPolizei«  und  Finanzbehörden, 
r«  16.  Dec.  1608,  s;.  a8  ff.  in  der  Gesetzsamml.  v.  1817,  S.  283.   Kursächs.  Be- 

fehl  W,  Jan.  in  «Irin  Cod.   lugUSt.,  Cont.   II.  T.  I.  p.  569.     J.  F.  A.  C 

Nihratb  diss.  de  cognitione  et  potestate  judjeiaria,  in  causis  quae  politiae  no- 
nine  reniunl  (Erlang.  178©.  4<  rec  Wetzl.  1791.),  obs.  3.  sqq.  20,  21.  23.  2&. 
>.  Kwrbumv's  Beitr.,  II  90.  Gönner's  Handb.  des  Proccsscs,  II.  4°-  Grolman's 
Theorie  des  gerichtl.  \  erfabrens,  §.  71.  —  Von  dem  Verjähren  in  dergleichen 
Stehen,  NküBl  r  11  I.  e.  §.  7. 
b)  Pi  r t k n  1.  e.  "\nn\rH  I.  c.  §.  2.  not.  1. 

e)  Hxexsjn  1.  i.  433.  1  1  \  r  11  1.  c.  ohs.  1.  et  2.  v.  Zwierlkin1s  Beiträge,  II.  109. 
Bhendess,  vermischte  Briefe,  i45.  Reuss  Staatskanzlei,  XXVIII.  89.  v.  Zakgei* 
a.  a.  O.  S.  19  if.  Ixan.  Weber  diss.  de  appellalione  irregulari,  ut  et  de  co  quod 
jus  tum  rel  injustam  est  circa  appellat.  in  causis  politiae  (Giess.  1725.),  Sect.  II. 
p.  23.  Chr.  Thumuach  diss.  de  non  reeipienda  appellatione  in  causis  politiae. 
.Mach.  1763«  4*  Parönrie :  in  Polizeisachen  gilt  keine  Appellation.  Hertius  pa- 
roem.  38.,  in  s.  Opusc.  vol.  II.  Eisknhart's  Grunds,  tcutscher  Rechte  in  Sprich- 
wörtern, jio.  —  Andere  halten  Polizeisachen  nicht  schlechthin  für  inappellabel. 
tfSYIVS,  1'.  III.  der.  Selchow  1.  c.    Westphat/s  t.  Staatsr.  356.  Schreiber 

1.  c.  Sei  t.  III.  6.  —  Ist  eine  Sache  schon  gerichtlich  verhandelt  worden,  so 
Ii, um  die  AppelläUon ,  unter  dem  Vorwand  einer  PolizciEigenschaft  derselben 
nicht  gehindert  werden.  Deeissiones  Ilasso-Cass.  II.  632.  Cramer's  Wetzlar. 
]\cbcnst.,  I.  88.    Neurath  1.  c.  obs.  22.  —  Schriften  in  Klüber's  Lit.  §.  i23i. 

d)  Auch  Kann  nur  in  diesem  Fall,  Beschwerde  über  Justizverweigerung  bei  der 
Bundesversammlung  Statt  haben.    Vergl.  §.  169. 


§♦   392*  (312.) 
Insonderheit  zu  der  Criminalgewalt 

Die  Polizeigewalt  unterstützt  die  Crimina Ige walt,  mittelbar  durch 
Beförderung  der  geistigen  und  sittlichen  Cultur,  unmittelbar  durch  Sicher- 
heitAnstalten ,  zu  Verhütung  der  Verbrechen,  auch  zu  schleuniger  Ent- 
deckung und  IJerbeischafFung  der  Uebelthäter.  Beide  unterscheiden  sich, 
in  Hinsicht  auf  Gegenstande,  Wirkungsart,  Mittel  zu  ihren  Zwecken,  An- 
wendung dieser  Mittel,  und  Verfahrungsweise  «). 

a)  Schkide^iavtel  a.  a.  O.  ü.  66.  Pancr.  Jos.  Haus  diss.  de  potestatis  polititiae  et 
criminalis  nexu  et  differentia,  praeeipue  in  causis  criminalibus,  plena  criminis 
probatione  deficiente,  vel  poena  legali  ad  securitatem  reip.  liaud  sufficiente. 
V^irceb.  1799.  4.  Vergl.  auch  Lötz  a.  a.  O.  S.  63  ff.  —  Unterschied  zwischen 
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der  aufsehenden  u.  Polizcigewalt,  ebendas.  S.  78  ff.  —  Der,  theoretisch  vielleicht 
nie  ganz  zu  beendigende,  Streit  über  das  Verhältnifs  zwischen  CriminalJustiÄ 
und  Polizei,  ist  in  Frankreich,  wie  ehedem  auch  in  dem  Königreich  Westphalen, 
praetisch  geschlichtet  durch  ein  Hülfmittel  der  neuen  Gesetzgebung ,  durch  die 
Corrections-  oder  'Lucfitpolizci.  Vergl.  Kulenkamp,  angef.  oben  §.  388.  K.  west- 
phäl.  Gesetze  v.  1809  u.  1810,  in  dem  Bulletin  des  lois  du  royaume  de  YVest- 
phalie,  1809,  N°.  44?  una  1810,  N°.  23.  Code  de  procedure,  criminelle  et 
correctionnelle,  du  royaume  de  Westphalie.    Cassel,  1809. 


XII.    C  A  P  I  T  E  L. 

Finanz  hoheit. 

§♦  393*  Öls.) 

Ueberhaupt. 
Begriff  und  Bestimmung  der  Finanzhoheit.     Becht  zu  der  Finanz- 
verwaltung.   Staats  auflagen,  unterschieden  von  Lehn-  u.  Patrimonial- 

Abgaben. 

I)  Das  Staatseinkommen,  gröTstentheils  ein  Theil  des  NationalEin- 
kommens  «),  fliefst  aus  Sachen,  Rechten  und  Diensten  6).  II)  Der  Inbe- 
griff der  Staatsbefugnisse  auf  zweckmäsige  Festsetzung,  Vertheilung,  Er- 
hebung, Verwaltung  und  Verwendung  des  Staatseinkommens,  heifst  Finanz- 
hoheit c)  (Cameralboheit  rf),  Staatsökonomie-  oder  Staatswirthschaft- 
Hoheit  (potestas  cameralis),  III)  Die  Nation  muPs  jährlich  aufbringen, 
was  die  Staatsanstalt  nothwendig  kostet,  so  weit  die  Kosten  aus  andern 
rechtmäsigen  Finanzquellen,  namentlich  aus  Domänen  (§.  332),  nicht  er- 
langt werden  können.  Mehr  darf  dem  Nationalvermögen  durch  Auflagen 
nicht  entzogen  werden;  denn  diese  sind  nur  ein  noth wendiges  Mittel  zu 
Erreichung  desjenigen  Zweckes,  wefshalb  die  Menschen  in  bürgerlicher  Ge- 
sellschaft leben.  IV)  Aus  jener  Pflicht  entspringt  das  Recht  des  Staates, 
die  Finanz  Verwaltung  anzuordnen  (jus  ordiuandi  et  administrandi  ae- 
rarium  reip.),  und  die  Staatsauflagen,  ordentliche  und  außerordentliche, 
zu  bestimmen  (Recht  der  Staatsauflagen  oder  Staatslasten,  jus  onerum  s» 
tributorum  reip.,  jus  collectandi,  droit  d'impöl).  V)  Die  öffentlichen 
oder  Staatsabgaben,  auch  obrigkeitliche  genannt,  sind  wesentlich  unter- 
schieden von  Abgaben,  welche  vermöge  der  Lehn  her  rlichkeit  und  der 
Patrim  onialHerrlichkeit  erhoben  werden.  Diese  sind  privatrechtlich, 
und  heifsen  theils  Lehnabgaben/),  theils  Patr imonial-,  auch  gut- 
oder  grundherrliche  Abgaben  g)  (§.  44,  3o5  d,  322  b).  VI)  ,Zu 
den  obrigkeitlichen  oder  Staatsabgaben  im  weitern  Sinn,  gehören  nicht 
nur  die  Steuern  aller  Art,  sondern  auch  alle  anderen  Abgaben,  wozu 
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die  Si  1 1  s  h  i 1  Ii  e  i  t  berechtigt,  die  also  vermöge  eines  (eigenen,  oder  ver- 
liehenen) Roffierunffsi'echtes  erhoben  Werden  AY 

iim  Uber  NetionnlEinkommen.  Tüb,  ißo5.  8,    Rössig's  Politik,  S.  223. 

Die  Quellen  des   VirKAmaflKinkommens  sind:   Arkerbau,  IManufaotur,  Handel. 

s  s  ttame:     i)   das   physiokratische  (ökonomische,  landwirlh- 

schädliche  »der  bgrirulturSystem)  j  i)  das  Industrie*  (Merkantil- oder  Handels' 
und  Fabrik  }  System;  3)  das  Oekönomie-  Industrie-System  (von  Aoam  Smith); 
,i  das  System  <l»*r  natürlichen  Freiheil  aller  Gewerbe  und  der  gleichen  Ver- 

!  hu;  aller  St.i.it »lasten.  Vergl.  von  den  verschiedenen  Systemen,  C.  D.  Voss 
llandb.  d.  allgem.  Staatswissensch.,  in  d.  3.  Th.  (1798.  8.)  A.  F.  Lüder  über 
Nationalindustrie  und  Staatswissenschaft.  Th.  I.  II.  III.  Herl.  1800 — 1804.  8.  Des 
sysl£mes  d*economie  politiojuej  par  Ch.  Gakilh,  T.  I.  et  II.  Paris  1809.  8-  — 
Hauptwerke  sind:  htquiry  into  the  nature  and  causes  of  the  wealth  of  nations. 
\\\  Smith.  2  voh  Loud.  1 — i.  I\.  edit,  3  vol.  ibid.  1799.  Hasil.  1801. 

,  vol.  in  8.  Neue  Ausg.  > < » n  Pi-atfaih,  mit  4  grofsen  HandelsCharten  u.  vielen 
knmerk.  London  i8o5.  Tetftsch  Ubers.  v.  GarvE  u.  DörbirnJ  in  4  Banden.  Bresl. 
.-().).  Dritte  V.ifl.  Berl.  1810,  3  Hände  8.  Französisch  übers.,  mit  vielen  Zu- 
satxen  Gbbvaei  Gaummi.  Paris  180?..  5  Bände  8.  Teutschc  Auszüge  daraus 
\.  G.  Suiroiuis.  Gott.  i8o(>,  u.  F.  v.  Cölln,  Berl.  1812.  Ch.  v.  Schlözkr's  An- 
rangsgründe  der  Staatswifthscbeft  Higa  -8o5 — 1807.  8.  An  inquiry  into  the 
natnre  and  origin  of  public  wealth  and  into  the  causes  of  its  increase.  By  ihe 
Earl  of  1  lcderdale.  Ldinb.  1804.  8.  teutsch  übers.  Berl.  1808.  8.  Henri  Storch, 
<  ours  d  economic  politique.  St.  Petcrsb.  i8i5.  6  vol.  8.  Nouv.  edit.  angin,  de 
Notes  expliratives  ou  criliques,  par  J.  B.  Say.  Paris  1823.  4  v°l«  8.  Teutsch: 
nach  der  ersten  Aufl.,  unter  folg.  Titel:  H.  Stohch's  Handb.  der  NationalWirth- 
schaftsfebre.  Aus  d.  Franz,  mit  Zusätzen  v.K.  H.  Bau.  3  Bände.  Hamb.  1819  8. 
B.  H.  B\i\  Zusätze  eu  Stohch's  Cours  d'economie  politique.  Aus  der  t.  Ue- 
bersetenng  besonders  abgedruckt.  Hamb.  1828.  8.  Simonde  de  Slsmondi  nou- 
\e.m\  prineipes  dY-rononüe  politique.  T.  I.  et  II.  Paris  1819.  8.  (Nach  Smith\s 
System.)  T  H.  Mw.thcs,  the  principles  of  political  Economy.  Land.  1820.  8.  A 
neu  Edition,  corrected  and  enlarged.  Ibid.  1820.  8.  Traduit  en  francais,  par 
(  ohstahtiO.  Paris  1820.  8.  Dav.  Bicardo,  on  the  Principles  of  political  Eco- 
nomy and  Taxation.  A  tliird  Edition,  corrected.  Lond.  1820.  8.  Auch  teutsch: 
I>  ftt<  \hi»o's  Grundsätze  der  polit.  Oeconomie,  oder  der  Staalswirthsch.  und 
der  Besteuerung.  Nebst  Erlaut.  u.  krit.  Anmerk.  v.  J.  ß.  Say.  Aus  d.  Engl, 
und  in  Beziehung  auf  die  An  merk,  aus  dein  Franz.,  von  C.A.Schmidt.  Weimar 
iHi  >.  8.  Die  Stantsu  irths<  haft  nach  Naturgesetzen.  Leipz.  1819.  8.  J.  F.  E. 
Lötz  Handb.  der  Staatsyvirthschaftlchre.  Bd.  I— IB.  Erl.  1821  u.  1822.8.  —  An- 
dere Lehr-  und  Handbücher  über  Staats wirthschaft,  sind  oben  §.  i3.  Note  h, 
genaintt.  —  \  Cam.jun's  Welt-  und  NationalBeichthum  u.  Staatswirthschaft. 
München  1821.  8.  N.  F.  Canard's  Grundsätze  der  polit.  Oekönomie.  Aus  dem 
J  r anz.  v.  J.  Volk.  Augsb.  i8?,3.  8.  Dkstutt  - Tracy,  traite  d'economie  politique. 
Paris  K)?3.  8.  Mich.  Agazzim,  la  science  d'economie  politique.  Paris  i823.  8. 
M.  Gamt  ti  essai  sur  le  revenu  public  des  peuples  de  l'antiquite,  du  moyen-äge 
et  des  Steeles  modernes.  Paris,  2e  edit.  1823  2  vol.  8.  Ebendess.  dictionnaire 
anälytitijne  d'economie  politique.  Paris  1826.  8.  J.  Mill's  Elemente  der  National- 
Oekonomie.  Aus  d.  Englischen  von  A.  L.  v.  Jakob,  mit  Zusätzen  von  Staatsr. 
v.  Jahot..  Halle  182/,.  8.  B.  H.  L.  Pölitz  Volkswirtschaftslehre,  Staatswirth- 
sc^aftslehre ,  Finaazwpsscnsckaft  und  Polizeiwissenschaft;  als  zweiter  Theil 
ion  dessen  Staatswirth.se haften.  Leipz.  1824.  2.  Aufl.  1827.  8.  J.  B.  Mac-Cllloch, 
the  principles  of  political  Economy.  Edinburg  182D.  8.  Teutsch  v.  G  TVL  v.  We- 
ber. Münrhen  i83o.  8.  u.  Stuttgart  i8.j2.  8.    Notions  d'economie  politique;  par 
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M.  lecomte  d'H.  (cI'Häütirive).  Paris  i»  edit.  1826.8.  J.  B.  Say,  catechisme 

sur  l'economie  politique.  2e  edit.  Paris  1821.  8.  3e  edit.  1826.  12.  Ebundeis. 
Traite  d'eeonomie  politique.  Paris,  4e  edit.  1825.  2  vol.  8.  5«  edit.  augmentee 
d'un  vol.  Paris  1827.  3  vol.  8.  Teutseh,  nach  der  5.  Aufl.  mit  Anmerk.  von  K. 
E.  Mörstadt.  Heidelb.  i83o.  8.  Ebendess.  Cours  complet  d'eeonomie  politique 
pratique.  Paris  1828  et  1829.  6  vol.  8.  Teutseh  (Vollständ.  Handb.  der  pract. 
NationalOekonomie)  von  J.  von  Th.  (Theobald).  Stuttg.  1829  u.  i83o.  6  Bände  8. 
Eine  abgekürzte  Uebersetz.  v.  F.  A.  Rüder.  Leipz.  1829.  6  Bände  8.  Carrion- 
Nisas,  prin< ipes  d'eeonomie  polit.  Paris  1824  8.  FbaIvkliw ,  rr  elanges  de  mo- 
rale  et  d'eeonomie  politique.  Traduit  de  l'anglais.  Paris  1827.2c  edit.  ibid.  eod.8. 
K.  H.  Rau's  Lehrb.  der  polit.  Oekonomie.  2  Bände.  Heidelb.  1827  u«  1828.  Bd. 
I,  2.  Aufl.  i833.  8.  3  Bd.  (Finanzwissenschaft)  1.  Hälfte.  i832.  Eiselen's  Handb. 
des  Systems  der  Staatswissenschaft.  Breslau  1828.  8.  Jos.  Droz,  eeonomie  po- 
litique. Paris  1829.  8.  A-  F.  Riedel's  Nationalökonomie.  Bd.  I.  Berlin  i83$.  8. 
—  Für  die  Geschichte  der  Wissenschaft  der  national-  und  staatswissenschaftl. 
Oekonomie :  Essai  sur  Fhistoire  de  l'economie  politique  des  peuples  modernes 
jusqu'au  commencement  de  l'annee  1817.  Paris  et  Londres  1818.  2  vol.  8.  Dis- 
cours  surl'origine,  les  objets  particuliers  et  l'importance  de  l'economie  politique. 
Traduit  de  l'anglais,  par  G.  Prevost.  Paris  1825.  8.  Joh.  Schön  (Prof.  zu  Bres- 
lau), neue  Untersuchung  der  NationalOekonomie  u.  der  natürl.  Volkswirthschafts- 
Ordnung.  Stuttg.  i836.  gr.  8. 

b)  Jedem  Unterthan  weiset  der  Herrscher  seinen  Reihedienst  an.  Wenn  die  Dienste 
mit  Geld  vergütet  werden,  fordert  er  Abgaben  (engl.,  er  taxirt,  übt  die  Taxen- 
oder Taxirhoheit).  Schlözer's  Staatsgelahrth.  I.  23.  101.  —  Die  Quellen  des 
StaataEinkommens  finden  Einige  in  Fonds  (liegenden  Gründen  und  GeldCapitalen), 
und  in  Beiträgen  von  dem  reinen  Einkommen  der  Bürger.  G.  Sartorius  Handb. 
der  Staatswirthsch.  Berlin  1796.  8.,  §.  99.  Andere  in  Arbeitlohn,  Capital  gewinn 
und  Lundrente.  Lauderdale  a.  a.  O.  u.  Lüder  in  s.  Nationallndustrie  (1808), 
§.  382.  Noch  Andere  theils  in  dem  Staatsvermögen ,  theils  in  so  genannten  lu- 
crativen  Regalien,  insbesondere  Steuern. 

c)  Andere  nehmen  das  fremdartige,  für  sich  bestehende  Fach  der  Polizeigewalt,  in 
den  Begriff  der  Finanzhoheit  auf.  Andere  unterscheid» n  Finanz-  u.  Cameral- 
hoheit.  C.  G.  Rössig's  Literatur  der  Polizei  und  Kameralistik,  Th.  I.  u.  II. 
Leipz.  1802.  8.  J.  W.  Placidus  Literatur  der  Staatslehre.  Abth.  I.  Strasb. 
1798.  8.  C.  D.  Voss  Einl.  in  die  Gesch.  u.  Literatur  der  Staatswissenschaft, 
Th.  I.  u.  II.  Leipz.  1800.  u.  1802.  8.  (oder  des  oben  angef.  Handbuchs  V-  und 
VI.  Th.) 

d)  Unbestimmtheit  und  Vieldeutigkeit  des  Namens  Cameralwisscnschaften.  Sciilözer 
a.  a.  O.  I.  23.  26.  Niemann's  Grunds,  der  Staatswirthsch.,  I.  i3.  17.  J.  C.  Rü- 
diger's  systemat.  Theorie  der  Kameralwissenschaften.  Halle  1777.  8.  Sonderbare 
Definition,  in  J.  H.  K.  Börner's  sämmtl.  Kameralwissenschaften  (Halle  1773.  8.), 
S.  189.  —  Staatswirthschajt  im  weitern  Sinn,  begreift  NationalOekonomie,  Staats. 
Finanz-  und  Polizeiwissenschaft  unter  sich. 

<?)  Scheidemavi'el's  Staatsr.  nach  der  Vernunft,  II.  319. 

/)  Z.  B.  Lehnzins  (census  feudalis),  Lehndienstgeld,  Laudemium. 

g)  Z.  B.  Grund-  oder  Bodenzinse  (Zinse,  census,  nicht  Zinsen,  nämlich  Capital- 
Zinsen,  usurae),  Renten,  Gülten,  Handlohn,  Bekenntnifsgelder,  manche  Zehnten, 
Frohnablösungs-,  Dienst-  oder  ReluitionsGelder  (§.  468  b),  Bannrechte,  auch 
die  aus  ehemaliger  Leibeigenschaft  herrührenden  Abgaben,  z.  B.  Besthaupt,  Ge< 
wandtheil,  Bedeinund  oder  HeurathConsensgeld ,  maritagium.  Eigesrrodt  über 
die  Natur  der  Bedeabgaben.  Giefsen  1826.  8.  Ablösung  solcher  Eigentumrechte 
beruht,  in  der  Regel,  auf  Uebereinkunft  der  Betheiligten.  Gezwungene,  aus 
Gründen  des  öffentlichen  Wohls,  setzt  den  Fall  des  äufsersten  Rechts  und  die 
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Bedingungen  seiner  Inwenduug  (§.  »5i  u.  f.)  voraus.  Ueber  die  Pflicht  zu  Ent- 
achSdigung  bei  gebotener  Zehntablösung;  in  dem  fiesperus  v.  '>-.\  u,  ff.  Mai  l83i* 
H  >  /\.ii\iu\.  der  Kampf  dea  Grundeigenthums  gegen  <I « o  Grundhewlichkeit, 
dargestellt  und  beurtheilt,  Heidelb.  i83a*  B,  Badisches  Gesetz  wegen  Ablösung 
Herrenfrohnen,  \<»n  i83a,  Desgl.  wegen  Ablösung  der  Zehnten,  von  i8H3. 
h  .  Geseti  \    '\  Juni  i83i,  betr.  «Iii*  Ablösung  der  Grundzinse,  Zehn- 

ten, Dienste  vu  a»  Reallasten.  SachsenGofÄafrcAe  Verordn.  v.  Jan.  1 83?.,  betr. 
die  Ablösung  der  Huthcn  und  Triften  und  Uber  die  Besömmerung  <1cr  Brache 
in  Mex,  VIüllkh's  Archiv  ftir  die  neueste  Gesetzgebung,  lld.  I,  Heft  3,  S.  495. 
Bm'eriscAe  Verordn,  r.  Juni  i.83a,  betr.  dieFixirung  und  Ablösung  des  Handlohns 
und  anderer  umständigen  BeaitzveränderungaGefälle  des  Staates;  in  d,  baier. 
Regier.BlaU  vom  •>-.  Juni  t83a. 
.)  Sowohl  Sportelo,  als  auch  GerichtStrafgeldet ,  die  Pohzeiabgabcn  und  Polizei- 
Btrafgelder,  die  FiscalGefalle ,  die  BeceptionB- ,  Schutz-,  Conccssions-,  Recog- 

aitlOBa«  und  l)isj»i 'iLsalionsOelder. 

§♦  394*  014.) 

StadtsFiitanzverwaltung. 

I)  Das  Staatseinkommen,  soweit  es  aus  dem  NationalEinkommen  fliefst, 
muTs,  in  dem  Verhältnifs  zu  diesem,  so  bestimmt  und  behandelt  werden, 
dafs  ein  Gleichgewicht  entsiebt  zwischen  rechtmäßiger  Einnahme  und 
noth wendiger  Ausgabe  des  Staates.  Wegen  dieser  wesentlichen  Bedingung 
seiner  Erhaltung  und  seines  Wohlstandes*  ist,  in  einer  weisen  StaatsOrgani- 
aation,  die  8  t  a  a  t  s  Fi  n  a  n  z  verwa  ltung  weder  ein  isolirter  Appendix, 
noch  die  Magd  der  übrigen  Verwaltungszweige  «),  sondern  wahrer  Mit tel- 
punet  der  ganzen  Staatsverwaltung  Das  Recht,  dieselbe  anzuordnen, 
ist  daher  eines  der  wichtigsten  Hoheitrechte,  die  Aufgabe,  eine  der  schwer- 
sten, die  Handhabung  das  allernothwendigste.  II)  In  der  Finanzverwaltung 
#ird  die  Masse  des  Staatseinkommens,  nach  Verschiedenheit  des  Grundes 
seiner  Erhebung,  des  Zwecks  oder  der  Verwendung,  in  verschiedene  Ab- 
theilungen getrennt,  z.  B.  SteuerFohds ,  Kammer-  und  DomänenFonds, 
Polizei-  oder  VerwaltuhgsFönds ,  Kriegs  Fonds,  u.  d.  III)  Das  gesammte 
Staat  seinkommen  läfst  sich  nach  folgenden  Rubriken  ordnen:  Ein- 
nahme aus  1)  Steuern,  a)  directen,  b)  indirecten,  2)  Regalien,  3)  Domänen, 
4J  Verschiedenen  Ouellen.  IV)  Die  Staatsausgaben  kann  man  classifi- 
ciren,  wie  folgt:  1)  Civil  Liste  oder  Bedürfnisse  des  Regentenhauses  und 
des  Hofstaates;  2)  Landstände  oder  Ständeversammlung;  3)  Staatsrath, 
StaatsSecretariat,  Staats-  oder  geheimes  Cabinet  und  Hauptarchiv;  4)  Ge- 
icbüftzweige  der  Ministerien,  a)  der  Justiz,  b)  des  Innern,  c)  der  Finanzen, 
d)  des  Cultus  und  des  öffentlichen  Unterrichtes,  e)  des  Kriegswesens,  f)  der 
auswärtigen  Angelegenheiten}  5)  Ruhegehalte;  6)  Verzinsung  und  Tilgung 
der  Staatsschulden;  7)  Lasten  und  Abgänge;  8)  ReserveFonds. 
a)  Ihr  liegt  ob,  die  Sorge  für  Staats  einnähme  (aus  Domänen,  Steuern,  Regalien,  u.  S.  w.) 
und  Ausgabe  (CivilListe,  Civil-  und  MilitärEtat,  Schuldentilgung,  Landesverbes- 
serung, Ersparung  für  Nothfalle),  für  Staatsrechnung s-  und  Cassenwese?i.  —  Das 
Finanzministerium;  in  Lur>E>'s  Nemesis,  Bd.  XI,  S.  4& 
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6)  Von  dem  Zeitalter  vor  Des  Cartes,  urtheilt  Cohdorcet  (Entwurf  eines  histor. 
Gemähldes  der  Fortschritte  des  mensch],  Geistes,  teutsch  durch  E.  L.  Posselt, 
Tüb.  1796.  S.  178):  «Noch  gab  es  keine  Wissenschaft  der  Staat sO ekonomie :  die 
Fürsten  zählten  nicht  die  Zahl  der  Menschen,  sondern  die  der  Soldaten;  die 
FinanzWissenschajt  war  nichts,  als  die  Kunst,  die  Völker  zu  plündern,  ohne  sie 
zum  Aufruhr  zu  drängen,  und  die  Regierungen  beschäftigten  sich  mit  dem 
Handel  nur,  um  ihn  durch  Taxen  zu  brandschatzen,  durch  Privilegien  zu  hem- 
men, oder  sich  dessen  Monopol  streitig  zu  machen». 

§.   395.  (315.) 
Finanzwissenschaft*    Grenzen  der  Finanzhoheit* 

I)  Die  StaatsFina  nzwissen  schaf  t  lehrt  die  Art  und  Weise,  wie 
die  zu  Bestreitung  des  Staatsaufwandes  nöthigen  Gütermassen  auf  eine  dem 
allgemeinen  Wohlstand  möglichst  angemessene  Weise  aufzubringen,  zu  ver- 
walten, und  zu  verwenden  sind.  II)  Die  Grenzen,  welche  die  Finanz- 
hoheit nicht  überschreiten  darf,  sind :  das  wahre  Bedürfnifs  des  Staates, 
die  Kräfte  des  Volkes,  die  moralische  Scheu,  Mittel  zu  ergreifen,  welche 
auf  irgend  eine  Art  die  guten  Sitten  gefährden,  die  Ordnung  im  häuslichen 
Leben  stören,  den  stillen  Gang  der  Natur  unterbrechen  «). 

d)  Nicht  in  Zahlen  und  todtem  Metall  liegt  das  Geheimnifs  der  Finanzkunst,  son- 
dern in  Erweckung  und  Unterhaltung  der  Lebenswärme  emsiger  Thätigkeit. 
Rieht  die  Frage:  wie  viel  Dienste  und  Abgaben  kann  der  Unterthan  tragen?  ist 
die  höchste  Aufgabe,  deren  Lösung  ihr  obliegt.  —  K.  D.  Hüllmakn's  deutsche 
Finanzgeschichte  des  Mittelalters.  Berlin  i8o5.  8»  Ebendsss.  Geschichte  des  Ur- 
sprungs der  Regalien  in  Deutschland.  Frankf.  a.  d.  O.  1806.  8.  Rhein.  Bund, 
LXI.  1 — 11.  C.  A.  v.  Maxchus  Handb.  der  Finanzwissenschaft  und  Finanzver- 
waltung. 2  Theile.  Stuttg.  i83o.  8.  J.  Schön,  die  Grundsätze  der  Finanz.  Bresl. 
i83a.  8. 

§.  596.  (3i6o 

Staatsauflagen, 

Staatsati flagen  machen  nöthig,  die  Würde,  die  Selbstständigkeit, 
und  das  wahre  Bedürfnifs  des  Staates,  mithin  theils  der  Unterhalt  des 
Regenten  und  seiner  Familie  (§♦  25i),  theils  die  allgemeinen  und 
besondern,  ordentlichen  und  aufserordentlichen  Kosten  der  Staatsver- 
waltung «),  insonderheit  der  Rechts-  und  Polizeipflege,  des  Erziehungs- 
und UnterrichtRegals,  des  Verkehrs  mit  auswärtigen  Staaten,  der  Schutz- 
und  Vertheidigungs  Anstalten  gegen  Auswärtige,  der  Finanz  Verwaltung  selbst, 
auch  die  Staatsschulden  (§.  33t)  h\  u.  401)?  die  nöthigen  Pensionen,  sub- 
sidiarisch die  öffentliche  Gottes  Verehrung  (cultus},  die  Errichtung  und 
Unterhaltung  einer  Disposi  tionsCasse  6),  aus  den  Bestandgeldern  der 
Central,  oder  GeneralCasse,  und   die  Sammlung   eines  verhältnifsmäsigen 

Kliiber'j  ÖfFenll.  Recht,  4.  Aufl.  3g 


i  IL  TheiL  X1L  Cup. 

Bekattei  V  ila  Nothpfenntgs,  eines  eisernen  oder  RescrvcFonds,  des 
reinen  oder  NettoErtrags  der  Staatsanstall ,  gemäfs  der  Staatsredbnungs« 
bilant. 

■)  Cb  t$i),  Civil  und  MüitärStaatsausgaben.  —  Nur  subsidiarisch  finden 

StaaUauflagen  Statt   Oben  fc.  ;>o3.  u.  33a. 
.' )  \us  ihr  bildet  lieh  ein  MeliorationsFonds,  für  diesen  ein  meliorattonsPlan, 
t)  c.  Sabtomos  Bandbi  der  Staatswirthschaft,  §.  i3i.   D.  II.  Eschshmatur^s  Staats- 

MionomieRecht,  §•  to54« 


Rechtliclileil  der  Auflagen.  AbgabcnSystcm. 

I)  Zu  jeder  Staatsanflage  gebären:  R echtmasigheit,  in  Absicht  auf 
die  Art  der  Festsetzung;  Noi  hw  endig  hei  t,  in  Hinsicht  auf  wahres  Staats- 
bedurfnifs;  Gerechtigkeit,  in  Ansehung  der  besteuerten  Sache  oder 
Person,  aneb  der  Art,  Grofse,  Ycrthcibing  und  Erhebungsform  der  Auflage, 
flirer  Entrichtungszeit,  und  ihrer  möglichen,  wahrscheinlichen,  oder  wirk- 
lichen Einwirkung  auf  Sittlichkeit  der  Einwohner  und  auf  die  Bestand- 
teile des  Nationalvermögens  (§.  398,  «).  Alle  Staatsgenossen  müssen 
gleichmäsig  zu  Abgaben  verpflichtet  seyn,  weil  sie  alle  gleichmäßig  die 
Vortheile  der  Staatsverbindung  geniefsen.  II)  Das  A  bgabenSystem  sey 
berechnet  auf  das  Einkommen,  in  seiner  wahren  und  eigentlichen  Ge- 
stalt, nicht  auf  das  Vermögen  der  Abgabepflichtigen«),  Nur  der  reine 
Ei  tr  ig  von  den  Elementen  des  NationalEinkommens  (von  Land,  Arbeit  oder 
Gewerbe,  Geklcapital),  ist  der  wahre  Gegenstand  der  Besteuerung 
nur  die  Producenten  sind  die  wahren  unmittelbar  Steuerpflichtigen. 

a)  Rieht  auf  das  BeBitzthum,  nicht  auf  seinen  Kaufpreis,  sondern  auf  dessen  reinen 
Ertrag.  In  der  Hegel  nehme  der  Staat  nur  da,  wo  auch  der  Staatsbürger  nimmt. 
In  so  fern  sind  nur  Einkommentheile,  nicht  auch  Vermögentbeile  ,  steuerfähige 
Objccte.  Die  Grundsteuer  belege  nur  die  gewöhnliche  reine  Bodenrente,  nicht 
auch  die  durch  besondere  Cultur  bewirkte  Erhöhung  derselben,  die  Cultur- 
Bente,  weder  Gewerbe,  noch  Arbeitlohn,  und  bei  keiner  Abgabe  verlange  man 
'  Angabe  des  Einkommens.  «II  n'y  a  rien  que  la  sagesse  et  la  prudence 
doivent  plus  regier  que  cette  portion  qu'on  dte ,  et  qu'on  laisse  aux  sujets.» 
Rio  n-orn-r,  liv.  XIII,  ch.  1.  Oft  verschlingt  schon  die  Form  des  gewählten 
AbgabenSystemg  einen  grofsen  Theil  der  Abgaben,  durch  die  Erhebungs-  und 
Bevrachungskosten,  Man  s.  §.  399.  —  Von  Steuersystemen,  s.  H.  Eschenmayer's 
Vorschlag  zü  einem  einfachen  Steuersystem.  Heidelb.  1808.  4-  Ebenders.  über 
die  ConsumtionsSteuer.  Ueidelb.  i8i3.  8.  Jul.  Gr.  v.  Soden's  Nationalökono- 
mie, Th.  III  u.  V.  D.  F.  Seeger's  Versuch  über  das  vorzüglichste  Abgaben- 
Sutern.  Heidelb.  1811.  8.  (VergL  Allgem.  KameralKorrespondent  1811,  Num. 
118 — 123. )  Jil.  Gr.  v.  Södels  StaatsFinanzwirthschaft  (oder  dessen  National- 
Oekonomie,  Bd.  V).  Leipz.  1811.  8.  Darstellung  der  zeitherigen  Steuersysteme 
und  Empfehlung  einer  allgem.  VermögenSteuer,  in  d.  allgem.  KameralKorre- 
Bpondenten,  1808,  St.  41  f.  Jenaische  allgem.  Lit.Zeit. ,  1807  u.  9  u.  10.  1809 
u.  »86—288.  A.  L.  v.  Seutter,  die  Besteuerung  der  Völker.  Heidelb.  1828.  8. 
Mi  nno'i  Theorie  der  Besteuerung.  Gött.  i834-8.  A.  Bhui? nouell's  Staatsr.  des 
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T.  Bundes  u.  der  Bundesstaaten,  Abtk.  II.  S.  io3.  ff.  Von  dem  ehemaligen  kö- 
nigl.  westphälischen  AbgabenSystem,  ebendas.  1810,  u.  5i  f.  Bäier.  SteuerEdict 
v.  i3.  Mai  1808.  Königl.  sächs.  Mandat,  betr.  die  Einführung  eines  neuen  Ab- 
gabenSystems,  u.  einer  neuen  Grundabgabe  insbes.,  v.  9.  Juli  1812,  in  d.  Rhein. 
Bund,  LXV.  237.  Schriften  von  Büsching,  Hunger,  v.  Erffa.  u.  a.  in  Weisse's 
k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  i34  u.  Ö73.  JVirtemb.  Edict  vom  18.  Nov.  1817.  — 
Das  einfachste  AbgabenSystem  ist  das  nassauische.  Es  hat  nur  vier  Arten  der 
directen  Steuer:  Grundsteuer,  Gewerbsteuer,  Stempel-  und  ConfirmationsTaxen, 
Erbschaftsteuer.  Nassauisches  Edict  v.  10.  u.  14.  Febr.  1809.  Fol.,  u.  in  dem 
Rhein.  Bund,  XXXIII  u.  XXXIV;  womit  das  nassauische  Edict  v.  1.  u.  2.  Sept. 
1812  zu  verbinden  ist,  durch  welches  eine  Menge  alterer,  sowohl  Staats-  als 
auch  PatrimonialAbgaben  aufgehoben  wurden.  SitzungsProtocolle  der  landstand. 
DeputirtenVersamml.  des  Herzogth.  Nassau  (Wiesb.  1818.  fol.),  S.  100  ff.  —  Von 
Preussen:  R.  W.  Schmidt's  Uebersicht  der  gesammten  directen  und  indirecten 
Besteuerung  in  den  preufs.  Staaten.  Berlin  1825.  2  Bände,  8.  v.  Rlewitz  all- 
gem.  Steuerverfassung  der  preufs.  Monarchie.  Magdeb.  1829.  8. 
b)  Daher  Landrente  oder  Grundsteuer,  Gewerb-  oder  PatentSteuer,  und  Capital- 
Steuer.  —  Vergl.  badische  GrundsteuerOrdnung.  Carlsr.  1810.  8.  Badische 
HäusersteuerOrdn.  Carlsr.  1811.  8.  Badische  AcciseOrdnung.  Carlsr.  1812.  4. 
Preussische  Zoll-  u.  VerbrauchsteuerOrdn.  v.  26.  Mai  1818.,  in  der  Gesetzsamml. 
für  die  preufs.  Staaten,  1818,  S.  482  ff«  '•>  u*  Erhebungsrolle  für  i822/24>  ebendas. 
1821,  S.  i65.  —  Um  einen  Fonds  für  die  im  J.  i8i3  errichtete  copenhagener 
Reichsbank  zu  gewinnen,  wurden  alle  liegenden  Gründe ,  auch  in  Schleswig  u. 
Holstein,  für  hypothekarische  Schuldner  dieser  Bank  erklärt,  ihre  Schuld  (Bank- 
haß) auf  6  pro  Cent  alles,  ohnehin  stark  besteuerten,  Grundvermögens  festge- 
setzt, diese  neue  Hypothek  jeder  andern,  auch  der  schon  bestehenden,  vorge- 
setzt, der  Zinsenfufs  von  Privatanleihen  auf  4%  herabgesetzt,  und  befohlen,  dafs 
der  für  Bankhaft  erklärte  Theil  alles  Grundvermögens  mit  6/4  pro  Cent  jähr- 
lich an  die  Reichsbank  verzinset  werden  solle  (Banksteuer).  Dagegen  ward  den 
BankZinsenpflichtigen  zu  einiger  Erleichterung  gestattet,  ihren  hypothekarischen 
Gläubigern  an  den  ihnen  stipulirten  Zinsen,  wegen  der  zu  entrichtenden  Bank- 
steuer, einen  verhältnifsmäsigen  Abzug  zu  machen.  Dänische  ReichsbankVer- 
ordn.  v.  5.  Jan.  18 13. 

§♦  (318). 
Fortsetzung. 

III)  Von  allen  Arten  der  Production  (der  UrProduction,  der  industriel- 
len und  der  commerziellen)  werde,  so  viel  möglich,  nur  das  reine  oder 
NettoEinkommen  besteuert.  IV)  Die  blofsen  Consumenten  Seyen 
unmittelbar  steuerfrei,  weil  sie  den  steuerpflichtigen  GewerbClassen  die  vor- 
geschossene Steuer  in  dem  Preis  der  Producte  wieder  erstatten,  also  mit- 
telbar steuern.  Bei  einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  würden  sie  doppelt 
in  die  Steuer  gezogen;  unmittelbar  durch  die  eigene  Anlegung,  mittelbar 
durch  Erstattung  der  von  Andern  bezahlten  Steuer  in  dem  Preis  der  Producte. 
Mathematisch  scharf  und  gleich,  läfst  sich  keine  Steuer  für  jeden  concreten 
Fall  bestimmen,  aber  grobe,  den  NationalWohlstand  auffallend  störende 
Fehler,  lassen  sich,  auch  ohne  gehässige,  inquisitorische  Formen  und  lästige 
Förmlichkeiten,  vermeiden*     V)  Ein  AbgabenSystem,  welches  als  Mittel 
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II.  Theä,  Ml.  Gap, 


>;  ni  .1  Beförderung  der  Gerechtigkeit,  der  Sittlichheit)  der  WohltMtig- 
keit,  und  tu  möglichster  Entwichelung  der  menschlichen  Kräfte,  ist  eines 
der  edelsten  Ideale  des  menschlichen  Geistes  a).  VI)  Verwerflich,  in  sittlicher 
und  politischer  Hinsicht,  sind  die  meisten  sogenannten  indirecten  (§.402) 
abgaben  1.  aber  \ on  Vielen  wenigstens  als  Nebensteuer  in  Schutz  ge- 
.  da  \\  0  die  Grund-  and  Gewerbsteuer  nicht  jeden  Steuerpflichtigen 
treffen  kann,  oder  doch  nicht  so,  wie  es  «lein  Besten  des  Staates  am  ge- 
m äsest en  wäre.  Bei  Zoll  und  Aceise,  trifitt  der  Vorwurf  am  häufigsten, 
theila  die  Erstreckung  auf  Gegenstände,  deren  Befreiung  das  wahre  Staats- 
interesse  gebietet,  theils  die  [lebertreibung  und  unvortheilhafte  Erhebungs- 
ta%  so  wie  die  grofse  Anzahl  von  demoralisirten  und  dcmoralisirenden,  für 
Erhebung  und  Aufsicht  Angestellten  c). 

..)  Quelle  influence  onl  les  diverses  especes  d'impöts,  sur  la  moralite,  l'activite  et 
l'iiidustrie  des  peuples?  par  M-  de  Monthion.  Paris  1808.  8.  Tcutsch,  mit  An- 
merk.  \.  Wilh.  \.  Zimmbemanct.  Görlitz  1811.  8.  Dos  impösitions  et  de  leur  in- 
ßuence  sur  L'industrie  agricole,  manufäcturiere  et  commerciale,  et  sur  la  pros- 
perite  publique;  par  M.  Christian.  Paris  1814.  8.  F.  C.  Fulda's  Preisschrift 
über  denselben  Gegenstand,  in  dem  hannöverischen  Magazin  v.  1807,  St.  58 — 66. 
G       f.  gel.  An/-  iHoj,  St.  199,  u.  180-,  St.  1 1 5  u.  118. 

/> »  Mobthiob  1.  r.  ]).  46.  56  ff.  75.  82.  i?.3 — 262.  3oo  ff.  Considerations  sur  les  im- 
positions  indirectes;  par  C.  H.  Sciiattma-nn,  Paris  1816.  4-  Die  Nachtheile  der 
Accise  fiir  den  NationalWohlstand.  Berl.  1808.  8.  H.  C.  Frhr.  v.  Ulmenstein 
(1  g.  Rath  zu  Düsseldorf)  über  die  Vorzüge  und  Mangel  der  indirecten  Be- 
Bteuerung.  Düsseldorf  i83i.  8.  Allgem.  Zeitung  1817,  Kum.  33,  S.  i32.  Finanz- 
Proben  aus  teutschen  Ländern;  in  Voss  Zeiten  1816,  St.  4-  —  Nur  die,  welche 
offenbare,  blofse  Luxus  A  rtihel  trcfTen,  scheinen  eine  unzweideutige  Ausnahme 
zu  m  i(  ben.  Die  meisten  indirecten  Abgaben  treffen  nur  die  Consumcnten.  Bei 
den  meisten  ist  unvermeidlich,  dafs  viele  Ahgabepflichtigen  sich  ihnen  inge- 
heim  entziehen,  oder  dafs  viele  Personen,  welche  über  das  Gesetz  wachen  sollen, 
durch  wiederholte  Versuchungen  käufliche  Mittel  werden,  das  Gesetz  zu  um- 
gehen;  die  Bestechlichkeit  dieser  verdorbenen  Classe ,  wirkt  dann  zurück  auf 
die  Sittlichkeit  der  übrigen  Unterthanen.  Die  meisten  indirecten  Steuern  lassen 
keine  andere  Cbntrole  zu,  als  eine  drückende,  der  Betriebsamkeit,  der  natür- 
lichen Freiheit,  dem  Verkehr  und  der  Sittlichkeit  gefährliche.  Sie  veranlassen, 
neben  directen  Steuern  angewandt,  eine  mehrfache  Besteuerung  derselben  Ge- 
genstande,  und  auf  eine  hinlänglich  bestimmte  Summe  des  Ertrags,  läfst  sich 
bei  ihnen  nicht  rec  hnen.  Beabsichtigt  ist  dabei  einzig  ein  Plus  in  der  Einnahme, 
unbekümmert  um  das  durch  sie  veranlafste  Minus  in  der  Sittlichkeit  der  Staats- 
wesen und  in  ihrer  Anhänglichkeit  an  die  Begierung. 

c)  Dafs  der  Finanzkunst  Je  wieder  gelingen  werde,  in  teutschen  Ländern  ein  indi- 
rectes  SteoerSystem  annehmbar  zu  machen,  welches  seiner  Natur  nach  ein  un- 
fehlbares Reizmittel  zu  Schleichhandel  und  Zollveruntreuung,  mithin  zu  Unsitt- 
lichheit ist,  zu  Aufstellung  eines  den  Ertrag  zu  grofsem  Theil  aufzehrenden 
Heeres  von  Greuzwächtern  und  Aufsehern  nöthigt,  Controlen  auf  Controlen 
häuft,  und,  nac  h  einem  vorherrschenden  Princip  des  Mifstrauens ,  wider  jeden 
der  landeinwärts  die  Grenze  überschreitet,  die  rechtlose  Vermuthung  der  Un- 
gesetzlichkeit, mittelst  entehrender  und  erbitternder  Durchsuchung  selbst  der 
Personen,  in  Anwendung  bringt,  —  wer  hätte  Das  in  den  Befreiungskriegen 
von  i8i3  bis  1810  wohl  geahnt,  als  die  Abschaffung  der  französischen  Douanes 
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und  Droits  r^unfs  als  ein  kräftiges  Mittel?  die  öffentliche  Meinung  zu  gewinnen, 
betrachtet  ward? 

§•   599.  (319.) 
Finanzgesetz*    Finanzanstalten.    Oeffentltchkeit  der  Finanzvertvaltung. 

I)  Die  zweckmäsige  Festsetzung,  Bestimmung,  Vertheilung,  Erhebung 
und  Verwendnng  der  Staatsaullagen,  erfordert  die  Errichtung  eines  für 
einen  bestimmten  Zeitraum  geltenden  Finanzgesetzes,  eines  Haupt- 
oder  Ge  n  er  a  1  Fi  nan  zP  lan  s  (EtatV),  eines  allgemeinen  Voranschlags  der 
in  dem  nächsten  Finanz-,  Dienst-  oder  Verwaltungszeitraum,  theils  bestimmt, 
theils  vermuthlich  zu  erwartenden  Staatseinnahme  und  Ausgabe  a)  (Budget). 
Durch  dasselbe  wird  jede,  für  den  folgenden  BechnungsZeitraum  (Finanz- 
jahr, BudgetPeriode,  exercice),  in  dem  Staatshaushalt  als  gewisse  oder  wahr- 
scheinlich denkbare,  ordentliche  und  ausserordentliche  Einnahme  und  Aus- 
gabe, nach  Willen,  Erfahrung  und  Wahrscheinlichkeit,  zum  Theil  sogar 
für  unvorhergesehene  Fälle,  möglichst  genau  und  systematisch  im  Vor- 
aus bestimmt.  Dasselbe  wird  jedesmal  zu  gesetzter  Zeit,  vor  dem  Anfang 
des  BechnungsZeitraums,  unter  Beilegung  eines  erläuternden  allgemeinen 
Finanzberichtes,  neu  errichtet,  mit  Bestimmungen,  wie  solche  die  jedes- 
malige Lage  des  Staates  nothwendig  macht.  II)  Die  Pflicht,  für  genaue 
Befolgung  des  Finanzgesetzes  zu  wachen,  macht,  aufser  den  nöthigen  be- 
sondern oder  SpecialEtats,  nicht  nur  zweckmäsige  Anstalten  noth- 
wendig, für  Erhebung  und  Verwendung  der  Staatseinkünfte,  namentlich 
eine,  selbstständig  aufser  der  Verwaltung  stehende,  EtatCuratel  und 
eine  ihr  zur  Seite  stehende,  die  Bichtigkeit  aller'  Cassenrechnungen  nach 
gehöriger  Prüfung  beglaubigende  Bechn ungskammer,  sondern  erfordert 
auch  bestimmte  Instruction  für  Geschäftordnung ,  insbesondere  C  a  s  s  e- 
und  Bechnu  ngswesen,  diese  Fackel  der  Finanz  Verwaltung ,  und  Ein- 
richtung der  nöthigen  und  nützlichen  Special-  und  GeneralFinanzGegen- 
aufsicht  oder  Controle  mit  beigeordneter  Staatsbuch  halterei. 
III)  Oeffentlichkeit  in  Finanzsachen,  zu  Gewinnung  des  höchst  nöthi- 
gen Vertrauens,  ist  mit  Verstand  zu  üben  £)♦  Aber  es  gebe  keine  Ab- 
gabe, welche  die  Stellvertreter  des  Volkes  nicht  bewilligt  haben,  welche 
nicht  unvermeidliche  Ausgabe  zum  Gegenstand  hat,  nicht  von  denen  allein 
getragen  wird,  denen  sie  vorteilhaft  ist,  und  in  dem  möglichst  richtigen 
Verhältnifs  ihres  Betrags  zu  diesem  Vortheil.  Die  Abgabepflichtigen  müs- 
sen bestimmt  erfahren,  wie  viel,  wovon,  wann  sie  zu  bezahlen  haben. 

a)  Auch  StaaisFinanz-,  "Wirthsehaft-,  oder  Oeconomieplan  genannt,  bestehend  aus 
einer  allgemeinen  SollEinnahmc-  und  SollAusgabe-  oder  Exigenz Vorschrift ,  in 
zweckmäsig  geordneter  Uebersicht;  loi  des  finanees,  etat  provisionnel ,  etat  es- 
timalif  ou  approximatif  des  rcccttcs  et  depenses;  unterschieden  von  dem,  von 
Zeit  zu  Zeit  zu  fertigenden  SituationsEtat ,  einer  Uebersicht  der  augenblicklichen 
Lage  der  Staatsfinanzen.     Vergl.  die  ehemalige  Constitution  du  royauine  da 
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Westphftlto,  Art  >*.  Ebebin  in  Frankreich,  Vital  du  Roi  (Pe'tat  des  recettes  et 
depenaea  qu'il  avail  ä  faire).  Encyclopödie  methodiquej  Finances,  T.  II  (Paris 
1765.  p'  B5  iq,  Rhein.  Bund,  L.  10a.  LXL  1.  — Der  Etat  sey  vollständig  und 
.  d,  b,  in  seinen  knsStsen,  Dach  Gründen  der  Erfahrung,  Klugheit  und  Wahr- 
scheinlichkeit, haltbar,  weder  bu  niedrig,  noch  überspannt,  die  Einnahme  eher 
in  niedrig,  die  Ausgabe  eher  bu  grofs,  Kein  blofscs  RechnungsExcmpel ;  auch 
sei  darin  Pttr  EtatAusfalle  hinlänglich  gesorgt.  Nicht  angefüllt  mit  alten  Mangeln, 
aber  auch  nicht  mit  Luftschlössern  für  die  Zukunft,  ist  er  höchst  nothwendig, 
aber  allein  nicht  hinreichend,  aumal  wenn  etwa  die  Verfertiger  und  Prüfer  blolse 
Beekes-  und  QberrechenMaschinen,  Recheakuechte ,  nicht  echte  Staatswirthe 
wären.  Fr.  ScbüCRäaWs  Ideen  über  Finanz  Verbesserungen  (Tüb.  1808.)» 
S.         I.  G.  11-  1  1  im  H  »  Lehrb.  über  Etats  und  Rechnungen.  Tüb.  1819.  4. 

|)  Ohne  Controlir-  und  Tabellensucht,  ohne  SchrciberciChaos  und  GeschaftPedan- 
tisums.  ohne  lästige  Plackereien*  Einjach  sey  die  Heinings-  und  Berechnung*' 
Mei  L  nrathlich  ist  meist  die  Verpachtimg:    Mit  Vorsicht  und  Nutzen  kann, 

bei  s«>U  heu  abgaben,  BU  deren  gehöriger  Einziehung  mehr  als  blofse  Einnahme 
erfordert  wird,  mit  Vermeidung  Kostbarer  Erliebungs  -  und  ControlcAnstalten, 
das  Interesse  der  Einnehmer  durch  Antheile  oder  Procentgelder  (Tantieme,  regie 
int^ressi e,  im  Gegensatz  der  regie  comptablc),  wo  möglich  von  der  iVeMoEin- 
nahme,  um  zugleich  zu  Ersparung  an  Ausgaben  zu  ermuntern,  mit  dem  Staats- 
interesse verknüpft  werden,  dafs  Erhöhung  des  Ertrags  durch  vermehrte  Auf- 
merksamheit  bewirkt  werde,  die  dann  eher,  als  von  PflichtenHeroismus ,  sich 
erwarten  lädst«  —  Bei  gewissen  Einrichtungen  frifst  das  Heer  von  Einnehmern, 
Controleuren  und  Wächtern,  ungefähr  die  Hälfte  der  verrechneten  Einnahme, 
und  die  ganze  um  errechnete.  Hier  würden  bei  einfachen  und  mäsigen  Zoll- und 
AcciseAnsätzen ,  bei  Steuererhebung  durch  die  Gemeinden,  und  bei  SelbstTaxt- 
ntng  der  Abgabepflichtigen,  diese  und  der  Staat  gewinnen.  —  Wirtemb.  Edict 
v.  10.  Nov.  1817,  wegen  Errichtung  einer  StaatsControlle  u.  Oberrechnungs- 
i;  immer.  1'.  G«  W  ohm  n*s  llandb.  über  das  Gassen  -  u.  Rechnungswesen,  für 
preufs.  Heimle.  Berl.  1797.  8.  2.  verm.  u.  verb.  Aufl.  von  J.  D.  Symonsky.  Berl. 
l8a4-  Boeowky's  ölten  §.  101  angef.  Werk  (Frhrn.  v.  Malchus)  Darstell,  der 
Innern  Staatsverwaltung,  u.  der  Eormen  für  die  Geschäftsbehandlung  derselben. 
Heidelb.  1819.  8.  Ebendess.  Organismus  der  Behörden  für  die  Staatsverwaltung. 
Bd.  I  u.  II«  Hcidelb.  1821.  8.  L.  H.  Geret's  Materialien  zu  einem  Cassenverwal- 
tnng-  u.  RcchnungsGesetz,  oder  Rechnungsrecht  für  das  Königreich  Baiern 
(Mönchen  x823.  8-),  §.  61-64. 

c)  Unnöthige  Publicität  ist  an  sich  schon  naclitlieilig.  Sie  erregt  Mifstrauen,  statt 
Zutrauen  cin/.uflöscn.  Das  englische  Budget  ist  das  wahre  Muster.  Was  darüber 
liinau-geht,  ist  vom  Uebel. 

§.    400.  (320.) 
Finanzoperationen* 

Das  Mifsverhä'lfnifs  zwischen  Ausgabe  und  Einnahme,  der  Ausfall 
(Deficit,  ein  FinanzDeficit,  kein  blofses  CassenDeficit),  mufs  in  dem  Finanz- 
gesetz gründlich,  d.  h.  nach  Rechtsgesetzen  und  mit  Erhaltung  des 
8 1  a  I  8  c  r  e  d  i  t  g,  gedeckt  werden  «),  am  besten  durch  MinderAusgabe,  aufser- 
dem  dm eli  MehrEinnahme  oder  durch  beide;  nicht  durch  Vorausnahme 
des  Staatseinkornmens  (  Anticipation  ),  nicht  durch  Auflagen,  die  der  Sitt- 


Finanzhoheit. 


599 


lichkeit  der  Unterthanen,  oder  ihrer  Betriebsamkeit  y  ihrem  Wohlstand,  der 
sichersten  Grundlage  der  StaatsFinanzen ,  gefährlich  werden  c)  (RuinAn- 
stalten),  und  durch  ein  Heer  von  Einnehmern  und  Aufpassern  zu  kost- 
spieliger Verwaltung  nothigen,  zumal  wenn  der  Staat  eine  sehr  ausgedehnte 
Grenze  und  schmales  oder  zerstückeltes  Binnenland  besitzt,  nicht  durch 
Lotto,  Papiergeld,  u.  d.  Die  Gerechtigkeit  fordert  ein  einfaches,  zweck- 
mäßiges, gerechtes  Steuersystem  (§.  397,  f.),  folglich  allgemeine  Steuer- 
Revision,  Errichtung  eines  Lagerbuchs  oder  Catasters,  und,  zu  mög- 
lichst gleichmäsiger  Yertheilung  der  Abgaben,  billige  Ausgleichung  <9, 
grofse  Vorsicht  bei  SteuerErhohungen  und  neuen  Grundabgaben,  ein 
gründliches  ErsparungsSystem  und  Vermeidung  des  Finanztrugs 
durch  chimärische  und  poetische  FinanzProjecte ,  unweise  Experimente, 
eitle  Plusmacherei,  Künstelei,  und  Täuschung  der  Abgabepflichtigen.  Pri- 
vat Gewerbe,  so  lang  es  an  Privatunternehmern  nicht  fehlt,  treibe  der 
Staat  selbst  nicht,  da  er,  in  der  Regel,  sie  schlecht  treibt,  und  durch  seine 
Concurrenz  den  Privatfleifs  drückt  /).  Fern  bleibe  von  der  Staatswirthschaft 
der  Krämergeist,  die  Betrachtung  jener  grofsen  National  Angelegenheit 
aus  dem  Standpunct  kleinlicher  Interessen. 

a)  D.  H.  Eschenmayer  über  Staatsaufwand  und  die  Bedeckung  desselben.  Hcidelb. 
1806.  8.  K.  F.  Nebenius  der  öffentl.  Credit.   Carlsr.  1821.  8.  2.  Auflage  1829. 

6)  Vermeidung-  der  Einnahme  bewirken:  verbesserte  Ordnung  und  Controle,  Be- 
förderung des  NationalReichthums,  zweckmäsige  Erhöhung  der  Abgaben. 

c)  Nicht  lucri  bonus  oder  e  re  qualibet.  Der  echte  Staatswirth  gönnt  jedem  Bauer 
Sonntags  sein  Huhn  im  Topf.  —  Der  Staat  wolle  nicht  dem  Bürger  in  den  Beutel 
gucken.  —  Unablösliche  Zehnten  empören  das  Gefühl  des  Grundeigenthümers, 
•weil  der  Zehntherr  die  Früchte,  selbst  die  Früchte  individuell  erhöhter  land- 
wirtschaftlicher Industrie,  mit  ihm  theilt,  weil  die  Abgabe  nicht  blofs  den  rei- 
nen Ertrag  trifft,  weil  sie  unverändert  bleibt,  die  Ernte  falle  aus  wie  sie  wolle, 
auch  nach  Erhöhung  der  Culturkosten  und  der  Staats-  und  Gemeindelasten, 
und  weil  sie  so  ungleich  ist,  dafs  sie  hier  ein  Fünftheil,  dort  ein  Drittheil,  wohl 
gar  die  Hälfte  der  Rente  hinwegnehmen  kann.  Darum  ist  diese  Abgabe  cultur- 
und  sittengesetzwidrig  zugleich.  Unschädlicher  für  die  Cultur,  und  minder  ge- 
hässig wird  sie,  durch  Uebereinkunft  auf  eine  fixe  NaturalAbgabc  für  eine  be- 
stimmte Reihe  von  Jahren,  oder  auf  eine  Grundabgabe  in  Geld,  die  von  etwa 
20  zu  20  Jahren,  nach  dem  jedesmaligen  Durchschnittpreis  der  Erzeugnisse  zu 
bestimmen  wäre.  Vergl.  Verhandlungen  der  «2.  Kammer  der  Landstände  des 
GH.  Hessen,  1820,  Heft  4,  S.  3,  70  fF.,  92  f. 

d)  Herkulisch,  zögernd  und  kostbar,  aber  nothwendrg,  so  bald  in  der  alten  Steucr- 
vertheilung  bedeutende  Ungleichheiten  liegen.  Was  absolut  unrecht  ist,  kann 
nie  wahrhaft  nützlich  seyn.  Weisheit  und  verteilende  Gerechtigkeit  müssen 
hier  vorwalten.  Immer  bleiben  richtige  Steuerrollen,  selbst  bei  grofsen  Kennt- 
nissen und  sehr  durchgreifenden  Maasregeln,  die  schwierigste  Aufgabe  in  der 
ganzen  Staatshaushaltung.  Wie  die  Ausgleichung  vorzunehmen  sey?  v.  Schiick- 
mann  a.  a.  O.  S.  29 ff.  G.  v.  Ahetes^s  Grunds,  über  die  Natur  der  öffentlichen 
Abgaben,  in  dem  Genius  v.  Baiern,  Bd.  I,  Heft  3  (i8o3),  S.  1  —  126.  J.  F. 
Franks  System  der  landwirtschaftlichen  Polizei,  Th.  III,  S.  2-0 ff.  G.  Sahto- 
Bius  Handb.  der  Staatswirthschaft,  §.  io3ff.  Leokh.  Späth  über  die  pract.  Aul 
nähme  der  Grundsteuer.  Nürnb.  1809.  8.  (Vergl.  Heidelb.  Jahrbücher  1810,  lief 
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■  .  6  BS  1    I  Uber  GüterClassificaUon,  /.um  Behufs  des  SteuerReguli- 

i      ,  .f  »  v.  Stuttg,  181O,  8.    Ii iu» \ «  u  1  's  Anlcit.  zur  Begulirung  der  Steuern. 

1  wen  1810,  Davon  u,  dawider  s.  Gött.  gel.  Anz.  i8i3«  St.  114.  Ehenders. 
Ober  die  Gruudsfitae  einer  gerechten  Besteuerung.  Heidelb.  1819.  8.  J.P.Ha.ri,'s 
1!  idb.  d.  gesammten  SteuerRegulirung,  2  Bände.  Erl.  1817.  8.  —  Von  der  Er- 
richtungsarl  des  neuen  französischen  Lagerbuchs  oder  Catasters,  nach  dem  Vor- 
gang und  Huste/  des  schon  im  .1.  1769  eingeführten,  mailändischen,  Europ. 
\  analen,  1810.  VT  »76,  Jenaische  Allg.  Lit.  Zeit.  1807,  9  10,  1809  u.  286— 
und  Habi/s  II. in. 11).  (1.  Staatswirthschaft  u.  Finanz,  §.  io.ji.  Conversations- 
Lexicon,  roc.  Cataster.  Mailändische  Steuerverfassung,  von  dem  Grafen  Carlt, 
aus  dem  Italiän,  inil  Anmerk.  \.  Wikosch.  Tarahtola,  il  sistema  pratico  del 
censimento  predial  MLUanese.  Milano  1816.  Pompeo  Neri's  treffliches  Werl;  über 
denselben  Gegenstand«  Cadastre*  perp£tuel,  ou  demonstration  des  procedes  con- 
\  enables  ä  la  formation  de  cet  important  ouvrage;  par  Audiffued.  Paris  1789.  8. 
I  r*t,  Cadastre  general  de  la  France.  Paris  1790.  8-  Collection  des  lois,  decrets, 
Instructions  etc.  relatifs  au  Cadastre;  par  J.  II.  Oyon.  Ie,  II,  III  et  IV  Parties. 
Paris  1804  1808.  8.  Manuel  du  cadastre;  par  J. G. Dulauren's.  Lyon  an  XIII.8. 
Recueil  m£thodique  des  lois,  döcrets,  reglemena  etc.  relatifs  au  Cadastre.  Paris 
1811.  |.  nebst  e.  Folioband  Modelle.  K.  Thuml's  systemat.  Handb.  des  Cadasters. 
Alain/.  i8i3.  <°>.  Benzenberg  über  das  Cadastcr.  2  Theile.  Bonn  1819.  8.  Neue 
Aull.  1844. 

e)  Niehl  das  englische  AnleihcS) stein.  Von  diesem  s.  Gotting,  gel.  Anzeigen,  1812, 

S.  960  ff. 

/)  G.  Sabtobius  a.  a.  Ü.  §.  100.  101.  Harl  a.  a.  O.  §.  i026ff.  —  Von  Staatsbanken. 
Vcrgl.  §.  146. 

§•    401.  (32,0 
J'cvzinsuiuj  7Did  gerechte  Tilgung  der  Slaatschulden*  Zwanganleihe. 

Minderung  der  Zinsen  von  Staatsschulden,  wird  gerechterweise 
nur  durch  (Jebereinhunft  erlangt;  wozu  strenges  Worthalten,  und  allgemein 
verbreitete  Ueberzeugung  von  der  Sicherheit  des  Capitals,  den  Weg  bah- 
nen «)«  Tilgung  des  Capitals  wTird  rechtlich  und  solid  ^)  bewirkt, 
in  der  sfipulirten  Art  (§.  33o,  u.  f.),  durch  richtige  Verwendung  des  zu 
Capital-  und  Zinsenzahlung  verschriebenen  Staatseinkommens,  durch  zwech- 
masig  veranlafsten ,  oder  zufalligen  Ueberschufs  der  StaatsCassen,  durch 
Veräußerung  entbehrlicher,  dem  Staat  iu  der  Verwaltung  vielleicht  lästiger 
Realitäten  und  Mobilien,  durch  richtigen  SchuldenEtat,  durch  feste  Ein- 
haltnng  eines  consequenten  SchuldenTilgungsplans,  und  einen  diesem 
angemessenen  T i  1  gu n  g sF o  11  d  s  c) ?  mit  einer  eigenen  Schuldentilgungs- 
o  !er  A  mortisationsCassc:  nicht  durch  Vorausnahme  des  Staatsein- 
honunens  (Anticipation),  durch  Vera'ufserung  des  nÖthigen  oder  nützlichen 
Staats  Vermögens ,  durch  Lottogewinn,  durch  eigenmächtige  Herabsetzung 
CReduction)  der  Zinsen,  Capilalisirung  der  Zinsenrüchstande,  Herabsetzung 
der  Staatsschulden  auf  eine  Quote  ihres  wahren  NominalBetrags,  Zahlung 
der  Capitale  und  Zinsen  in  mehr  oder  weniger  tief  unter  dem  Werth  des 
MetallGeldes  stehendem  Papiergeld,  selbst  veranlafstes  oder  verschuldetes 
Sinken  und  dann  Einhandeln  der  StaatsObligationen,  Prägung  geringhaltiger 
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Münze,  Einführung  von  Papiermünze  Yerrufung  des  Papiergeldes  und 
des  selbst  geprägten  schlechten  Metallgeldes  u.  d.  Zwanganleihe,  auch 
Sistirung  der  Zinsenzahlung,  ist  nur  erlaubt,  wenn  der  Staat  in  Gefahr  der 
Auflösung  kommt  Eine  liberale  und  gerechte  Regierung  verschmäht 
Finanzkünste,  welche  nicht  bestehen  können  mit  Rechtsgesetzen,  mit  wech- 
selseitiger Achtung  zwischen  Regierung  und  Unterthanen. 

a)  Nebenius  über  die  Herabsetzung  der  Zinsen  der  öffentlichen  Schulden.  Stuttg. 
i837.  8. 

b)  Die  Kur  sey  radical.  Palliative  helfen  nicht j  Ausflüchte  und  Kunstgriffe,  die  der 
wahre  Staatswirth  nicht  kennt,  oder  kennt  und  verachtet,  auch  nicht.  Es  gibt 
in  der  StaatsFinanzverwaltung,  wie  in  der  Privathaushaltung,  gegen  Schulden 
kein  anderes  rechtliches  Mittel,  keinen  andern  weisen  Rath,  als  zahlen,  —  den 
Anfang,  wenn  die  Schuldenlast  zu  grofs  ist,  mit  unverfänglichen  Versuren  zu 
machen,  die  vorerst  Luft,  und  zu  dienlichen  Maasregeln  Zeit  schaffen,  sodann 
ohne  Verzug  zu  diesen  Maasregeln  mit  Klugheit  und  Standhaftigkeit  zu  schreiten, 
sich  einzuschränken,  und  zu  sparen;  nicht  zu  Maasregeln,  die  das  Signal  geben 
zu  dem  verderblichen  Agiotiren,  zu  der  gaunerartigen  StockJobberei,  zu  Ver- 
nichtung des  Staatscredits  in  dem  In-  und  Ausland.  Klüber  über  den  staats- 
wirthschaftlichen  Werth  des  Papiergeldes  (Tüb.  i8o5.  8.),  S.  16.  3o  f.  G.  C. 
Oeder  in  Schlözer's  Staatsanz.  I.  IX.  299.  Scheidemantei/s  Staatsr.  nach  der 
Vernunft,  II.  4oi  ff.  v.  Bülow  über  die  (Quellen  zum  Abtrag  u.  zur  Tilgung 
von  Staatsschulden.  Rostock  1811.  8. 

c)  Nunquam  de  republica  desperandum.  —  Badische  AmortisationsCasse,  laut  Re- 
scriptes  v.  27.  Sept.  1808,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt  1808,  Num.  3o  JSaierische, 
gestiftet  durch  ein  Decret  v.  Sept.  1811.  Wirtemb  ergische ,  errichtet  durch  e. 
Statut  v.  6.  Jim.  1816,  in  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  2.57 ff.  fVirtemb.'EdacX 
v.  18.  Nov.  1817,  betr.  die  Verstärkung  des  StaatsschuldenTilgungsFonds.  Wir- 
temb.  Verfafs.  Vertr.  v-  1819,  §.  120.  JVirlemb.  StaatsschuldcnStatut  v.  22.  Jan. 
1820.  Hannöverische  SchuldentiJgungsCasse,  gestiftet  durch  e-  Verordn.  v.  23.  Aug. 
1823,  in  der  Gesetzsamml. ,  Abth.  I,  Num.  33.  Ehemalige  königl.  westphälische 
SchuldentilgungsCasse,  nach  e.  Decret  v.  17.  Nov.  1808,  in  d.  Bulletin  des  lois 
du  royaume  de  Westphalie,  1808,  n°  149. 

d)  «Metalliser  le  papier»,  nach  Canzler's  Ausdruck.  Vergl.  unten  §.  432.  —  Wi- 
derlegung der  Behauptung,  dafs  durch  StaatsschuldenPapiere  ein  neues  Capital 
geschaffen  werde,  und  den  Staatsbürgern  daraus  ein  Vortheil  erwachse,  indem 
statt  eines  Capitals,  nun  zwei  vorhanden  seyen.  Sartorius  a.  a.  O.  §.  i34« 

0)  Vergl.  §.  55i.  Moser  von  der  Landeshoh.  in  Cameralsachen,  io3. 
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§.  402.  (322.) 
Begriff.   Verschiedene  Arten  der  Steuer. 
Steuer  a),  ein  Beitrag  der  Einzelnen  zu  dem  Staatseinkommen,  wird 
auf  verschiedene  Art  entrichtet,  gefordert,  bewilligt,  benannt.    I)  Orden t- 


CAV2  IL  Thcil.  XII.  Cap.  Finanzhoheit. 

Iii  ho  oder  bleibende  Steuer  ist,  nach  Quantität  und  Erhebungszeit,  ein 
Rk  slleanal  btttijpmt  :  ausserordentliche  oder  >  orubergehende  wird 
mt  lichtet  in  ungewöhnlichen  Fallen,  nach  jedesmaliger  Bestimm ung  der 
Qoantttil  und  Krhcbun-s/eit  f)«  11 )  Bei  der  directen  Steuer  ist  die 
Qoanlitit  bestimmt,  welche  ron  jedem  steuerpflichtigen  Individuum,  Person 
oder  Sache,  innerhalb  eines  gewissen;  Zeitraums  erwartet  wird  rf):  bei  der 
in  directen    )   Steuer   ist   die  Quantität  unbestimmbar,  welehe  von  den 

Steuerpflichtigen)  binnen  einem  angenommenen  Zeitraum,  eingehen  mufs/). 

III)  .Man  Könnte  auch,  in  mehreren  Ländern,  die  Staatsabgaben  in  Haupt- 
und  Nebensteuern  abtheilen;  außerdem  in  Personal-  Gewerb- 
uiul  1 :  r  >v  e  r  1>  Steuer ,  Grund-,  Vermögen-  und  Ei  nli  o  mm  en  Steuer, 
A  iih-  und  \  er  brau  eh-  oder  ConsuinlionSlCuer. 

a)  Staataenflag«,  Taxe.  —  Schriften  in  pütter's  Lit.  ni.  §.  1137  fr.  Klüber's  Lit, 

3i'j.  II.  W  .  l.vwvr/  Ilandb.  für  Bücherfreunde  und  Bibliothekare,  Th.  II,  Bd.I, 
Ahtli.  1  (Halle  ö,),  S.  1  —  75  (\ oc.  Abgaben),  und  S.  n3— i3i  (voc.  Accise). 

laM.   1.  amen  augef.  Orte,  S.  5—i4.    Moser  v.  d.  Landeshoheit  in  Steuersachen. 

4*  ^A  1  vri  n  vi,'s  t.  Staatsr.  190.  v.  Sartori's  Staatsr.  der  Erz.-  und  Hocfe- 
stilter,  B.  II,  Th.  II,  Abschn.  2,  S.  622  IT.  C.  F.  Wilisch  diss.  de  jure  col- 
lectnndi  in  territoriis  Germ.  Viteb.  1785.  4-  C.  H.  Lang's  histor.  EntwicfteL  der 
t.  Staatsverfassungen.  Berlin  1793.  8.  F.  W.  v.  Ulmenstein's  Einleit.  in  dieLebre 
von  Steuern  und  Abgaben.  Erl.  1794.  8.  J.  B.  Mayer's  Versuch  einer  AbhandL 
ühcr  Steuer  und  Abgaben  im  Allgemeinen,  dann  vorzüglich  im  Hochstifte  Bam- 
berg. K  unh.  1-9J.  8.  Akdr,  StIndeck's  bist,  jurist.  Abb.  über  die  Steuerverfas- 
sung  in  deutschen  Beichslanden.  Duisb.  1794.  8.  Ucber  Besteuerung  im  Grofs- 
herzogthum  Hessen.  (Darmst.)  i8i4-  8.  Strelin's  Bevision  der  Lehre  von  Auf- 
Ingen.  I  1  langen  1821.  8.  D.  Breitenstein ,  nur  Eine  Steuer.  Gotha  1826.  8.  — 
Geschichte  der  Steuern.  Lang  a.  a.  O.  Hüllmann  a.  (§.  395)  a.  O.  Bhein.  Bund, 
L\  .  1  Vpn  Wirtemberg  s.  J.  D.  G.  Memminger's  Beschreib,  v.  Würtemberg 
(2.  Aufl.  Stuttg.  1823),  S.  116  f.  Von  dem  Königr.  Sachsen,  Weisse's  k.  sächs. 
Staatsr.  Bd.  IL,  §.  224  ff.  v.  Klewitz  allgemeine  Steuerverfassung  der  preufs.  Mo- 
narchie, u.  besondere  GrundsteuerVerfassungen  in  der  preufs.  Provinz  Sachsen. 
Magdeb.  1829.  8. 

b)  Grundsteuer  (von  Grundstücken  u.  Häusern,  die  eigentlich  so  genannte  Steuer, 
Sehatzung,  Landtaxe  oder  allgemeine  Landessteuer),  Erwerb-,  Vermögen-  u. 
Einkommensteuer,  CapitalienSteuer ,  Gewerbsteuer  (PatentSteuer) ,  Kopf-  oder 
PcrsonalSteuer ,  Vieh-  oder  KlauenSteuer,  Fleischsteuer,  Tranhsteuer. 

r)  Kriegsteuer,  Prinzessinsteuer,  Debitsteuer.  Moser  von  Steuersachen,  532.  555. 
566.  569.  081.  Stbuben's  rechtl.  Bed.  III.  278.  Westphal's  Staatsr.,  209.  Mo- 
ser'* FamilienStaatsr.  II.  279.  296.  Krause's  Abh.  aus  d.  Staatsr.,  194  ff.  Bhein. 
Bund,  XIX.  89.  Pütter's  Lit.  III.  362.  Klüber's  Lit.  §.  1140.  Ebendess.  Anmerh. 
zu  SaintePalaye  von  dem  Kitterwesen,  I.  116.  II.  177  fr.  —  In  dem  preussischen 
Staat  ist  PrinzessinSteuer  noch  jetzt  durch  Herkommen  begründet.  Gesetzsamm- 
lung für  d.  preufs.  Staaten,  1822,  Num.  i5,  S.  189.  Eben  so  im  GH. S.Weimar- 
Eisenach.  Schweizeb's  öffentl.  Recht  desselben,  Th.  I,  S.  47.  In  dem  Königr. 
Sachsen  ist  solche  Steuer  nicht  begründet.  Weisse's  Staatsr.  des  K.  Sachsen, 
Th.  I,  §.  42.  In  dem  Hzgth.  BraunschwcigLüneburg  sind  20,000  Fürstengulden 
dazu  ausgesetzt,  in  den  Privilegien  der  Landschaft  v.  1770,  Art.  25.  Hievon  u. 
t.  Morgengabe  u.  Leibgeding  s.  P.  C.  Ribbentrop's  Beitrage  zur  Verfafs.  des 
Hcrzogth.  Braunschw.Lüneburg,  wolfenbütt.  Theils,  h  Beitrag  (Braunschw.  1787), 
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S.  126.  Vom  Unterhalt  u.  der  Aussteuer  der  Prinzessinen,  oben  §.  25o.  —  Ehe- 
hin  der  gemeine  Pfennig,  die  Türkenhülfe,  die  Beden.  Pfeffingens  Vitriar. 
illust.  HL  388. 

d)  Bei  der  ordentlichen  Steuer  ist  dieses  jedesmal  der  Fall.  Die  directe  Steuer  (von 
Einigen  unmittelbare  benannt)  wird  berechnet,  weder  nach  der  jedesmaligen  Pro- 
duction  ,  noch  nach  dem  Verbrauch,  der  Nachfrage,  dem  Preis.  Beispiele  sind, 
die  Grundsteuer,  die  Gewerb-  oder  Patentsteuer,  die  PersonalSteuer  (Kopf- 
geld) u.  d.  —  Die  Abtheilung-  der  Steuer  in  directe  und  indirecte,  ist  nicht  zweck- 
mäsig ,  und  Wenige  gehen  dabei  von  einem  klaren  Begriff  aus.  Es  fehlt  an 
einem  richtigen  Theilungsgrund.  Denn  auch  der  Producent  und  der  Fabricant 
suchen  in  dem  Preis  ihrer  Producte  und  Fabricate,  bei  dem  Abnehmer  Entschä- 
digung für  die  bezahlte  Grund-  und  Gewerbsteuer,  die  daher  eben  so  wohl 
indirecte  Steuer  heifsen  könnten,  wie  die  Verbrauchsteuer,  die  Accise  etc.  Die  Fran- 
zosen sagen:  "les  contributions  directes  sont  etablies  directement  sur  les  biens,  sur 
les  facultes,  et  sur  les  personnes".  (Vergl.  auch  nassauische  Steuerverordn.  v.  10. 
Febr.  1809,  §.  6).  Sind  nicht  auch  die  Zölle,  die  Accise,  die  ConsumtionsSteuer, 
directement  gelegt  auf  die  Waare,  welche  transportirt ,  gekauft  oder  vertauscht, 
verbraucht  u.  s.  w,  wird?  —  Anlafs  zu  dieser  Eintheilung  scheint  die  Finanz- 
maasregel gegeben  zu  haben,  das  Staatseinkommen  dadurch  zu  vermehren,  dafs 
man  auch  von  Steuerfreien,  mittelbar  oder  indirect ,  Steuer  zu  erheben  suchte. 
Daher  bezog  sich  die  Benennung  indirect  ursprünglich  nicht  auf  die  mit  Steuer 
belegte  Sache,  sondern  auf  Personen,  denen  man  auf  indirectem  Wege  Steuer 
abnehmen  wollte.  —  Die  FinanzPraxis  einzelner  Staaten  begnügt  sich  damit,  die 
einzelnen  Arten  von  Steuern ,  welche  sie  zu  der  directen,  und  diejenigen,  welche 
sie  zu  der  indirecten  rechnet,  blofs  aufzuzählen,  ohne  dabei  von  einem  bestimm- 
ten Sachbegriff  oder  Unterscheidungsmerkmal  auszugehen. 

e)  Indirect  heifst  sie,  weil  sie  meist  der  Verzehrer  (eigentlich  Jeder,  der  die  Sache 
titulo  oneroso  erwirbt)  mittelbar,  in  dem  Erwerbpreis,  und  nur  der  Veräus- 
serer, der  Fabricant,  oder  der  Producent,  unmittelbar  entrichtet.  Einige  nen- 
nen sie  daher  mittelbare  Steuer.  —  Die  indirecte  Steuer  —  ursprünglich  nur 
ausserordentliche  Steuer,  und  meist  zu  Tilgung  öffentlicher  Schulden  bestimmt  — 
steht  immer  im  Verhältnifs  theils  mit  dem  Einkauf,  theils  mit  dem  Verbrauch. 
Die  unentbehrlichen  Lebensbedürfnisse  abgerechnet,  die  defswegen  in  England 
ganz  accisfrei  sind,  steht  es  in  der  Willkühr  eines  jeden  Steuerpflichtigen,  durch 
gröfsern  oder  geringem  Einkauf  oder  Verbrauch,  mehr  oder  weniger  Abgabe 
zu  entrichten,  und  den  Verbrauch,  mithin  auch  die  Steuer,  mit  dem  Einkom- 
men in  Gleichgewicht  zu  setzen  j  den  Fall  ausgenommen,  wenn  man  als  Surrogat 
der  Steuer,  eine  bestimmte  Abfindungs-  oder  AversionalSumme  entrichtet.  Nach 
dem  AceiseSystem  mancher  Länder,  sind  alle  Waaren  und  Sachen,  von  A  bis 
Z,  indirect  besteuert.  —  Von  dem  Werth  der  indirecten  Steuer  s.  oben  §.  398, 
u.  Eschenmayer  a.  unten  a.  O.  —  Von  der  Eintheilung  der  Steuer  in  directe 
u.  indirecte:  in  der  preufs.  (berliner)  Staatszeitung  v.  2.  Nov.  1829,  Beilage. 

f)  Beispiele:  Verzehrung-,  Verbrauch-  oder  ConsumtionSteucr  von  Victualien,  v. 
Ulmenstein  a.  a.  O.  162.  Mayer  a.  a.  O.  74—84.  F.  Eschenmayer  über  die 
ConsumtionSteuer.  Hcidelb.  181 3.  8.  Rhein.  Bund,  XLIX.  29.  Von  der  Con- 
sumtionStcuer  im  Königr.  Sachsen  s.  Weisses  k.  sachs,  Staatsr,,  Bd  n,  §.  240— 
263.  Badische  AcciseOrdnung  1812.  4.  Preuss.  VerbrauchsteuerOrdn.  v.  26.  Mai 
1818.  Ghzgl.  hessische  v.  6.  März  1824.  Königl.  sächsische  v.  12.  Juni  1824;  na- 
mentlich Liccnt  (§.  4*4,  b),  Accise  (benannt  von  der  Incision  in  das  Kerbholz), 
Tranksteuer,  Ohmgcld  (eigentlich  Ungeld.  G.  A.  Will 's  nürnb.  Munzbelusti- 
gungen,  3i/t.  G.  E.  Waldau's  verm.  Beiträge  zur  Gesch.  der  Stadt  Nürnberg, 
456.  v.  Tröltsch  Anmcrk.,  I.  221.    Spiess  Aufklärungen,  88.    Lang  a.  a.  O.  io5.), 
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Httspfennig,  Wein-,  Bier»  und  BvaimtWein Accise,  (eine  ursprünglich  städtische 
nid  gutherrlioha  Abgabe,  Rhein.  Bund,  VTL  i5i.  Brauer's  Beitr.  i58.),  Mehl- 
iteuer,  Mehlaccise  oder  Mahlgroschen,  Fleischsteuer  oder  Fleischpfeimigj  Pfund« 
Salssteuer,  Tabak-,  Puder,  u.  Bleidersteuer,  Siegel-  u.  Stempelpapier.Taxe, 
Zeitung-,  Kalender-  u.  SpielkartenStempel  (Wxstphal's  Staatsr.  218.  Leyseh, 
Spec  \\  1  ism  a.  .1.0.,  ss.  a63f.)<  Zoll-,  Wohnung-  oder  Logissteuer)  Spor- 

tein j  Muaiksteuerj  Erbscbaftsteuer  (CoUateralErbenbeitrag,  Laehcrbcngeld,  Ab- 
pgeld  oder,  Abschoß),  Nachsteuer,  Nachschofc,  Abfahrtgeld,  Gabclle,  zehnter 
Pfennig,  (7.  Eproiv's)  Princip  der  t.  Territörialverfafs.  §.  218.  Lang  a.  a.  O. 
11'. 1.  Luxussteue*  Artikeln  des  Luxus,  v.  Umiensteiw,  229).  —  Von  dem 
EM    -  oder  der  Dienst!  rwerbsteuer^  s.  Maykh,  S.  97. 

|    \  on  der  Personalsteuer,  Weisse  a.  a.  O.,  §.  265.    Von  der  SteuerEintheilung 
Oberhaupt,  Cobstädt,  im  ^Nationilökonomen « «  Bd.  III.  S.  i34  ff.  Einführung 
eines  Stempels  für  Urkunden,  Inhibitionen,  Protokolle  und  Taxen  (an  der  Stelle 
des  seither.  Stempelpapiers)  auch  einer  Accisordnung  in  der  fr.  Stadt  Frankfurt 
9.  Ajie.  10*39. 

§.   403.  (303.) 

Fortsetzung.  Geographische,  rechtliche  und  moralische  Beschränkungen 

des  SteuerRegals. 

IV)  Nothwendig  sind  diejenigen  Steuern ,  deren  Entrichtung  den 
Unterthanen  zur  Pflicht  gemacht  wird:  freiwillig  bringen  gutgesinnte 
Staatsbürger,  insbesondere  unter  ausserordentlichen  Umständen,  ein  Opfer 
auf  den  Altar  des  Vaterlandes  «).  V)  Die  meisten  Steuern  sind  heut  zu 
Tage  allgemein,  für  das  ganze  Land;  doch  gibt  es  zu  Zeiten,  oder  hie 
und  da,  auch  particuläre,  die  nur  in  einzelnen  Bezirhen  des  Staatsgebietes 
entrichtet  werden.  VI)  Benannt  werden  die  Steuern,  bald  von  dem  be- 
steuerten Gegenstand  l>)  (Person  oder  Sache),  bald  von  der  Ursache, 
dem  Zweck,  der  Verwendung  <0-  Am  einfachsten  unterscheidet  man,  Per- 
sonal-, Grund-  und  Gewerbsteuer.  YH)  Die  Ausübung  des 
SteuerRegals  beschränkt  sich  auf  die  eigene  Landesgrenze.  Sie 
kann  daher  auf  fremde  Landesbezirke,  eingeschlossene  (§♦  81) 
oder  angrenzende,  nicht  erstreckt  werden  d)  •  es  sey  denn  durch  f  r  e  i  e  ü  e- 
bereinkun  f  t  «),  oder  in  Folge  einer  wohlerworbenen  Staatsservitut 
(§.  273  u»  56o  ff.).  VIII)  Verwerflich  wäre  ,  auch  bei  dem  reichlichsten 
Ertrag,  ein  Steuersystem,  welches  seiner  Natur  nach  der  Sittlichkeit 
der  Nation  gefährlich  wäre,  und  der  Regierung  die  öffentliche 
Meinung  entfremdete  (§.  3o,3,  c).  IX)  Untadelhaft  sind  insbesondere 
die  so  genannten  mittelbaren  Steuern,  nur  bei  sehr  mäsigen  Sätzen.  Bei 
hohen  wird  ein  unverhältnifsmäsig  grofser  Theil  ihres  Ertrags  verschlungen 
durch  die  Verwaltungs-  und  Bewachungskosten,  wird  das  Vermögen,  wer- 
den die  Genüsse  der  Unterthanen  allzu  ungleich  belastet ,  wird  die  übertriebene 
Vielheit  und  Gröfse  der  Abgabe  zur  lockenden  Versuchung,  die  Pflicht- 
treue zu  verletzen,  gleicht  das  Zollsystem  einer  Werbanstait  für  Schleich- 
händler, wird  dasselbe  ein  Erzeuger  und  Ernährer  der  SmuggelHydra,  wird 
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durch  das  aufgestellte  Princip  des  Mifstrauens  gegen  Jedermann,  die  Re- 
gierungspflicht der  Achtung  für  die  Person  des  Bürgers,  sein  Eigenthuni 
und  das  Asyl  seines  Hauses  verletzt,  und  wird  daher,  was  allein  schon 
davon  abhalten  sollte,  die  Sittlichkeit  der  Nation  durch  den  allgemeinen 
Reiz  zu  Schmuggelei  auffallend  gefährdet.  Dann  aber  sind  diese  zu  hohen 
Steuern  unweise,  unrechtlich,  unmoralisch/);  oft  sogar  gefährlich 
für  die  öffentliche  Ruhe,  verderblich  für  die  Slaatsregierung 

a)  Lang  a.  a.  O.  52.    Anders,  v.  Ulmenstein  a.  a.  O.  161. 

b)  Steuergegenstände  sind:  Grund  und  Boden,  Gebäude,  nutzbare  Rechte  (auf  dem 
Boden  haftend  oder  nicht)  Gewerbe  (im  ausgedehntesten  Sinn,  d.  h.  jede  An- 
wendung menschlicher  Kraft),  die  umlaufenden,  d.  h.  in  Gewerben  u.  in  dem 
Handel  angelegten  Capitale,  Fahrnifs ,  Renten  aller  Art,  Personen,  Luxus,  Erb- 
schaften u.  a.  M.  — Beispiele:  Real-  oder  Grundsteuer,  Häusersteuer,  Doininical- 
steuer,  Vermögensteiier,  Personal-  oder  Kopfsteuer,  etwa  classificirt  mit  Rück- 
sicht auf  den  Vermögenstand,  FamilienSehutzgeld  oder  Steuer  (in  Baiern  seit 
28.  Nov.  1808),  Einkommensteuer,  Apanage-,  Besoldung-  u.  PensionSteuer,  Ver- 
brauch- oder  ConsumtionSteuer,  z.  B-  Fleisch-,  Trank-  u.  Salzsteuer  oder  Accise, 
Bier-  u,  Weinaufschlag,  Pferdesteuer,  Vieh-  oder  Klauensteucr,  Zugviehsteuer^ 
Obstbaumsteuer,  Patent-  oder  Gewerbesteuer ,  Handelssteuer ,  Capitaliensteuer, 
Mobiliensteuer,  Häusersteuer  (nach  der  Grundfläche,  dem  Capitalwerth,  dem 
MiethzinsErtrag  u.  d. ),  Thür-  u.  Fenstersteuer,  Kutschensteuer,  Erbschaftsteuer, 
Stufen-  oder  Gradations-  u.  Classensteuer,   Rang-,  Titel-  u.  Charaktersteuer, 
Pudersteuer.  —  Wider  die  CapitalienSleuer ,  s.  Kröncre's  Anleit.  zu  Regulirung 
der  Steuern,  §.  21 — 44«  —  Für  die  Einkommensteuer  s.  Leüpert  in  v.  Af.chenholz 
Minerva,  Juli  1810,  S.  38  ff.    v.  Schucrmann  in  der  neuen  berliner  Monatschrift, 
Febr.  1810,  Num.  2.    Alex.  Lips  über  die  Einkommensteuer  u.  ihre  Ausführ, 
barkeit.  Erl.  1812.  8.  Dawider  s.  allgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  1814,  Num. 
14  u.  i5.    F.  v.  Räumer,  das  brittische  BesteuerungsSystem,  insbes.  die  Einkom- 
mensteuer. Berlin  1S10.  8.  —  Wider  die  PersonalSteuer,  s.  Monthion  in  d.  angef. 
Abhandl.  quelle  influence  etc.,  p.  112  sqq.   Rhein.  Bund,  LH-  i5y. 

c)  Beispiele:  Kriegs-  und  Militärsteuer,  Garnisongelder,  FestungsBaukosten,  Service, 
Prinzessinsteuer,  Prinzen-  oder  Heimführungsteuer,  Campagnegelder,  Debit-  oder 
Kammersteuer,  Residenzbaukosten,  Landtrauer-  oder  Beerdigungskosten,  Besol- 
dungsteuer, Lohnsteuer,  Hofstaat-,  Leibgarde-  und  Schlofswachsteuer,  Bergwerk- 
steuer, Wasser-  und  Deichbaukosten,  Banksteuer  (§.  397  b). 

d)  Erläuternd  ist  hier  der  vormalige  Streit  AnhultCöthen's,  auch  Anhalt!)  es  sau1  mit 
Preusscn,  bei  der  t.  Bundesversammlung  seit  1821,  wovon  oben  §.  173,  c. 

e)  Beispiele  hiervon  s.  §.  412,  Note  c,  Num.  III. 

f)  v.  Dohm  in  dem  Allgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  i8i5,  Num.  46.  Hormanw 
ebendas.  1829,  Num.  i3o.  Krehl's  Steuersystem  (Erl.  1816),  §.  32  f.  Brünner 
was  sind  Mauth-  u.  Zollanstaltcn  der  NationalWohlfahrt  ?  N  ürnb.  1816.  Say's 
Darstell,  der  NationalOeconomie,  Th.  I,  Cap.  17,  §.  148  ff.  Scharrels  Bemer- 
kungen über  den  deutschen  Zollverein  u.  über  die  Wirkungen  hoher  Zölle. 
Nürnb.  1828.  8.  —  Als  Probe  kann  dienen  die  «Tabellarische  Vergleichung  der 
badischen  und  der  baicrisc h - wirtembergischen  Zollsätze»;  in  der  Freiburger 
Zeitung  vom  Jan.  i83o,  u.  in  der  Frankf.  OberPostamtZeit.  v.  16.  u.  20.  Jan.  i83o. 

g )  «Partout  011  a  vu  labberte  politique  et  rcligieuse,  opprimee,  renaitrea\ec  ener- 
gie  sous  l'action  stimulante  de  la  fiscalite».  (Du  Refus  du  Budget.  Paris  i83o.) 
Belege  liefert  die  Geschichte  der  vereinigten  Niederlande,  der  Vereinigten  Staa- 
ten von  Nordamerika,  Frankreichs.  F.  C.  v.  Fulda  :  über  die  Wirkung  der  Steuern 
auf  die Moralität,  denlleifs  u.  die  Industrie  des  Volks.  Stuttg.  1837.  S.  120—149. 
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§•  (324.) 
Insbesondere  Zoll. 

1  Eine  \rt  der  Steuer  ist  der  Zoll  «)  (Mauth,  Aufschlag,  Land- 
lina \>  issei  oll,  rectigal,  fetzl  auch  Licent,  Impost),  ein  Abgabe  an  den 
Staat,  oder  die  von  ihm  hiezu  Berechtigten,  von  ein-,  aus-,  oder  durch- 
gehenden h  Waaren,  sowohl  Producten  als  auch  Manufacturen.  II)  Man 
unterscheidet,  meist  in  der  Quantität  der  Abgabe,  bisweilen  auch  in  der 
Benennung,  oder  in  anderer  Hinsicht,  die  Abgabe  von  Einfuhr  (Impor- 
t.ituwi-  oder  GonenmoZoll) ,  Ausfuhr  (Exportation-  oder  EsitoZoll),  und 
Hur  o  Ii  Pu  Ii  v  (TransitoZoll).  Unter  den  ersten,  ist  meist  eine  Yerzeh- 
hüing-  oder  ConsumtionSteuer,  nichl  seilen  eine  LuxnsSteuer,  begriifen. 
Uli  Weder  allein,  ooch  hauptsächlich  als  Finanzmittel  oder  Quelle 
der  Staatseinkünfte,  ist  der  Zoll  zu  betrachten  c),  sondern  vorzüglich 
eil  Mittel  der  Aufmunterung  und  des  Schutzes,  die  dem  Handel  und 
dem  Gewerbfkris  des  eigenen  Volkes  gebühren.  Zunächst  in  dem  staats- 
wirthschaftlichen  Interesse,  nicht  in  dem  unmittelbar  finanziellen  der  Staats- 
Casse,  ist  der  Zoll  zu  bestimmen;  er  soll  daher  nicht  alle  Verliaufgegen- 
Btande  von  A  bis  Z  treffen«  Indem  die  Einfuhr  fremder  Producte  und 
"Wiiien  tbeils  verboten,  theils  beschränkt  wird,  mufs  der  Grundsatz  vor- 
walten, dafs  auf  der  einen  Seite  die  inländische  Industrie  sich  erheben 
kOfflue,  auf  der  andern  immer  noch  die  zu  Belebung  der  Gewerbe  nöthige 
Concurrenz  und  Nacheiferung  übrig  bleibe.  Auch  kann  die  Erschwerung 
der  Ausfuhr  rober  inländischer  Producte,  indem  sie  für  die  Fabrication 
mit /lieh  ist,  fitf  die  Production  so  nachtheilig  seyn,  dafs  jener  Nutzen  durch 
diesen  Nachthefl  weit  überwogen  wird  d), 

a)  pLTTfR's  Lit.  III.  55?.  Rlüber's  Lit.  §.  i3i8  IT.  Pfeifinger  Vitriar.  illustr.  III. 
492.  v.  Olfnschlager's  Erläut.  der  goldn.  Bulle,  198  ff.  Boüqitet  droit  public 
de  France,  218.  Moser  von  Steuersachen,  723.  Biener  de  nat.  et  indole  do- 
minii  in  territ.  Germ.,  106.  Fischer's  Cameral-  und  Polizeir.,  II,  /fi5  ff.  Schre- 
beh's  Sammlung  verschied.  Schriften,  I.  1— 3o.  Hungkb's  Denkwürdigkeiten  der 
I  inanzgesch.  in  Sachsen  (1790.  8  ),  S.  3— 57.  F.  W.  v.  Ulmenstein's  Gesch.  der 
Zölle  in  Teutschl.  Halle  1798.  8.  —  Vergl.  baierische  Zoll-  u.  Mauthordn.  v.  1807. 
2.  Aufl.  1808.  4.  Baierische  Zollordn.  v.  23  Sept.  1811,  in  d.  Regier.  Bl.  1811, 
St.  61.  JVirzburgische  Mauthordn.  v.  1812.  JVirtembevgische  Zollordn.  v.  1811 
u.  v.  18.  Juli  1824.  Badische  Zollordn.  1812.  4.  Nachträge  dazu,  in  d.  Regier. 
Blatt,  1812.  Num.  i5.  Preuss.  Zollordn.  v.  26.  Mai  1818  u.  25.  Oct.  1821.  Das 
Zollwesen  in  Deutschland,  geschichtlich  beleuchtet.  Fraukf.  a.  M.  bei  Schmcrber 
i832.  8. 

b)  Manche  beschränken  den  Begriff  des  Zolles  auf  die  Abgabe  von  durchfeilenden 
Wnnren.  —  Von  dein  Impost,  s.  Moser's  Steuersachen,  778.  —  Von  dem  Licent 
I.  Moser' s  nachbarl.  Staatsr.  367.  Ebenders.  v.  Steuersachen,  712.  v.  Günde- 
kodf.'s  sämmtl.  Werke,  II.  116.  Materialien  zu  der  Statistik  des  niederrhein.  u. 
westpbä  Kreises,  II.  Jahrg.  1.  Bd.  (1783)  Num-  1.  Eichhoff's  Darstell,  des 
Rheins  (1814.  4.),  S.  69.  Ocrhart's  Darstell,  der  Gesetzg.  über  Zölle  u.  Han- 
dchscbifFahrt  des  Rheins,  S.  248.    Pütter's  Rechtsfälle,  Bd.  II,  Th.  2.  S.  391. 
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c)  Sonnenfel's  (Grunds,  der  StaatsPolizei,  Handlung  u.  Finanzwissensehaft ,  von 
F.  E.  v.  Moshamm,  2.  Aufl.  München  1801 ,  S.  460)  sagt  sogar:  "(das  Mauth-  u. 
MünzRegal  sind  diejenigen,  bei  denen  die  geläuterten  Grundsätze  nicht  gestatten, 
sie  als  Quellen  der  öffentlichen  Einkünfte  anzusehen".  — Eine  englische  Chronik 
(Thom.  Wicres  chron.  ad  a.  1269.)  nennt  die  Zölle  "mira  insania  Germanorum". 
Im  Uebermaas  eine  lästige  und  zwangvolle  Begleiterin  des  Handels,  erschweren 
sie  den  Verkehr,  entsittlichen  die  Unterthanen  durch  den  Reiz  zu  Unterschleif, 
nöthigen  zu  Aufstellung  eines  Heeres  von  Aufpassern,  die  stets  in  offener  Feind- 
schaft mit  ihren  Mitbürgern  leben,  und  legen  den  Völkern  eine  Abgabenlast 
auf,  von  welcher  die  Staatscasse  nur  einen  verhältnifsmasig  nicht  grofsen  Theil 
bezieht,  weil  die  Erhebung  das  Uebrige  verschlingt.  —  M.  s.  auch  Ad.  Smith 
über  die  Natur  u.  Ursachen  des  Nationalreichthums,  Bd.  IV,  S.  59 ff.  Ch.  D. 
Voss  Handb.  der  allgem.  Staatswissensch.,  Th.  III,  S.  461  ff.  A.  F.  Lueder  über 
Nationallndustrie  und  Staatswirthschaft,  Bd.  III,  S.  48  ff.  A.  F.  Stocker  v.Nev- 
forn  Handb.  der  Finanzwissensch.  S.  448  ff. 

d)  Monthion  a.  a.  O.  p.  244« 


§.  405.  (305.) 
Fortsetzung. 

IV)  Der  Hauptzoll  (vectigal  principale  s.  primarium)  wird  auf  den 
Zollstätten  der  gewöhnlichen  Strafsen  entrichtet,  der  Wehr  zoll  «)  (vec- 
tigal subsidiär] um,  s.  secundarium)  auf  Nebenstrafsen,  hauptsächlich  zu  Ver- 
hütung des  Unterschleifs  £).  V)  PersonalZölle  kommen,  seit  Aufhebung 
des  JudenLeibzolles  (§.467,  c),  nicht  leicht  vor.  VI)  Zollbefreiung  c) 
wird,  jetzt  selten  ertheilt«.  Verleihung,  Erhöhung,  Verlegung  des 
Zolles  steht,  in  der  Regel,  dem  Regenten  zu.  VII)  Selten  ist  jetzt  der  Zoll, 
als  Staatsservitut,  eine  Berechtigung  in  fremdem  Gebiet  VIII)  Bis- 
weilen wird  mit  der  WasserZollgerechtigkeit ,  das  Kr  an  recht  (jus  gera- 
nii)  verbunden  e). 

a)  Ant.  Hoffmann  diss.  de  vectigalibus  subsidiariis.  Mog.  1787.  4.  Klüber's  kl. 
jur.  Bibl.,  XII.  435.  Moser  a.  a.  O.  Cap.  XV.  §.  39.  Schlettweins  Staatsma- 
terialien, I.  4. 

6)  Von  ZollDefraudationen.  G.  C.  Klügel  pr.  de  commissis  fraudatorum  vectiga- 
lium  causa.  Viteb.  1785.  4.    Klüber's  kl.  jur.  Bibl.,  HI.  358. 

c)  Pütter's  u.  Klüber's  Lit.  §.  i320-  E.  St.  Melchior's  diss.  de  immunitate  a  vecti- 
galibus. Mog.  1792.  —  Auswärtigem  Staats-  und  Fürstengut  wird,  zumal  auf  er- 
folgte Requisition,  die  Zollfreihcit  nicht  leicht  versagt;  nöthigenfalls  werden  zu 
dem  Ende  Freipässe  ertheilt.  Moser's  Staatsr.  Th.  XXXV1 ,  S.3i7f.  Pfeffinger1s 
Vitriar.  illustr.  III,  io43.  J.  G.  Neureuter  diss.  d.  e.  q.  j.  e.  circa  cxemtioncm 
rerum  principum  a  vectigalibus.  Mogunt.  i748.  u.  in  Hartlfbfn's  Thcsauro  dis- 
sert.  Moguntinar.,  Vol.  I.  P.  1.  n.  6.  v.  Berg's  Anfrage  bei  der  Bundesversamml., 
in  der  vertraul.  Sitzung  v.  4«  März  1819.  Preussen  u.  Sachsen  stipulirten  solche 
in  dem  Frieden  v.  1745,  Art  10.  —  Vom  Gesandtengut  s.  Klüoer,  droit  des  gcns 
moderne  de  l'Europe,  §.  io5  u.  f.  J.  F.  Reitemeier  über  Zollfreihcit  der  Ge- 
sandten,   v.  Marten's  Völkerr.,  §.  224. 

d)  Moser's  nachbarl.  Staatsr.,  349. 
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f>  Vi'sin  m>m  Stent  !  s  u  Inn  ,  « — 6.  Fi.xv \haht*s  Stadt-  und  Bürgerrecht,  2q3. 
WmtcniD  DOmms  de  stapula,  §.  3o.  sqq,  Estob's  bürgerl.  Rechtsgel.,  I.  2-286  f. 
Rithuw'i  Lit  4*8«  Von  dem  Wassensoll  auf  dem  Alain,  s.  J.  R.  v.  Ronr's 
Abhandlungen  a.  dem  t.  Staats-  u.  Völkerrecht  (Bamb.  1804.  8.),  S.  191. 

§♦  406t  (326.) 
Reektm&sigkeü  und  gleiche  Pertheiiung  der  Steuer.  SleuerCapital. 

I)  Nur  waj  das  wahre  Stantsbed  ürf  niss  unvermeidlich  erfordert, 
d  den  Unterthanen  aufgelegt  werden  (§.  393).  II)  Die  Staatspllicht  ist 
be3  allen  Unterthanen,  als  solchen,  dieselbe.  Daher  gilt,  bei  Vertheilung 
der  Steuer,  dastrineip  der  Gleichheit  «),  ohne  Unterschied  ob  die  Rede 
isl  fon  Auflegung  neuer  Steuern,  von  Erhöhung  oder  Ausgleichung  der 
altern  f '.  4oo),  von  ordentlichen  oder  aufscrordentlichen.  III)  Für  jeden 
Steuerpflichtigen  i s t  ein  richtiges  Ste ucrCapital  festzusetzen,  d.  h.  eine 
Verhältnifszahl ,  nach  welcher  er  von  seinem  steuerpflichtigen  Vermögen 
zu  denjenigen  Summen  beizutragen  hat,  die  nach  dem  Steuerfufs  unter  die 
Staatsbürger  vertheilt  werden  ^). 

mj  (I  1 .  J.  v.  Hebdbich's)  Gedanken  über  die  allerwicbtigstc  Angelegenheit  Teutsch- 
lands,  Th.  III  (1-96.  8.),  S.  63  ff.  G.  Sartorius  Handb.  der  Staatswirthsch., 
§.  93.  io3  ff.  Rhein.  Rund,  XLVn.  258.  In  der  Constitution  du  royaume  de 
Westphalie,  art.  16,  hiefs  es:  «Le  Systeme  d'imposition  sera  le  meine  pour 
tont  in  lrs  pnrties  du  royaume.  L'imposition  fonciere  (Grundsteuer)  ne  pourra 
depasser  le  cinyitüme  du  revenu». 

b)  Bei  jedem  Steuerauspchlag  wird  bestimmt,  wie  viel  Groschen,  Kreuzer  oder 
Pfennige  von  jedem  Thaler  oder  Gulden  SteucrCapital,  monatlich,  vierteljährig, 
oder  jahrlich  zu  entrichten  seyen. 

§.  407*  (327.) 
Steuerfreiheit.    Verwendung  der  Steuer*  Landständische  Concurrenz. 

I)  Steuerfreiheit«),  ganz  oder  zum  Theil,  ist,  nach  allgemeinen 
Pechtsgrundsätzen ,  unverträglich  mit  der  Gleichheit  der  Ansprüche  auf 
Schutz  und  andere  Vortheile  der  Staats  Verbindung,  folglich  nur  dann  zu- 
latflig,  wenn  der  Staatszweck  solche  gebietet  £).  II)  Ob  und  wie  fern  die 
Steuerfreiheit  der  Staatsdomänen  c),  der  standesherrliehen  Personen  und 
Grundgüter  (§.  3o4),  der  Rittergüter  der  StadtkämmereiGüter  e),  der 
geistlichen  Güter/),  der  Güter  frommer  und  milder  Stiftungen,  so  weit 
sie  als  Erleichterung-  oder  UnterstützungCassen  für  den  Staat  zu  betrach- 
ten sind  g),  der  Forensen  ä),  Statt  finde?  ist  aus  der  Verfassung  eines 
jeden  Landes,  zum  Theil  aus  Individual-  und  LocalVerhältnisspn,  zu  beur- 
theilen.  III)  Die  wichtigste  Frage  von  Enischä'digungsßerechtigung, 
bei  Aufhebung  der  durch  Gesetz,  Privilegium  oder  unvordenkliche  Ver- 
jährung begründeten  Steuerfreiheit,  ist  jetzt  mehr  theoretisch  *')>  als  Prac" 
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tisch.  In  den  meisten  Staaten  des  Teutschen  Bundes,  ist  die  ehemalige 
Steuerfreiheit  aufgehoben,  ganz  oder  theibveise  IY)  Verwendung 
der  Staatsautlagen  zu  einem  andern  als  dem  Staatszwech,  wäre  widerrecht- 
lich. V)  Concurrenz  der  Landstä'nde,  hei  Auflegung,  auch  wohl  Er- 
hebung und  Verwendung  der  Steuern,  kann  nach  der  Staatsverfassung  noth- 
wendig  seyn  (§.  293  ff.)» 

a)  Pütter's  Lit.  §.  1148.  Rlüber's  Lit.  319  ff.  —  Von  Gesetzen,  Verträgen,  un- 
vordenklicher Verjährung,  in  Absicht  auf  Steuerfreiheit.  Pütter  a.  a.  O. 
§.  1149.  Klüber  a.  a.  O.  Leyser,  Spec.  670.  m.  3o.  sqq.  Moser  a.  a.  O.  4?2  ^- 
479.  Westphal's  Staatsr.,  109.  Weisse's  lt.  sächs.  Staatsr.  Bd.  II.  §.  237.  Püt- 
ter's Rechtsf.,  Bd.  IV,  Th.  1,  Resp.  352.  Ledderhose's  Weine  Schriften,  Bd.  1, 
Anh.  2.  Rhein.  Bund,  XXXVII.  70.  154.  XLI.  161.  XLIII.  3.  i3i,  XLVIII. 
344.  395. 

b)  Z.  B.  persönliche  Steuerfreiheit,  für  Dienste,  welche  der  Staat  belohnen  mufs. 
Räthlich  ist  sie  selten.  Kurze  Entwicklung  derselben,  von  ihrer  politischen 
und  rechtlichen,  heutigen  Seite,  in  der  Jen.  Allg.  Lit.  Zeitung  1809,  Num  i3o. 
Vor  der  Revolution  nannten  in  Frankreich  die  Steuerfreien  die  Unfreien  la  gent 
taülahle  et  corvnible  (auch  wohl  malleable)  ä  merci  et  misericorde.  —  Vergl.  übri- 
gens Pütter's  Lit.  III.  368.  Rlüber's  Lit.  §.  1148.  Westphal's  Staatsr.,  159. 
Pütter  instit.  juris  publ.  germ.,  §.  208.  —  Von  einem  paclirten  Pausch-  oder 
AversionalQuantum ,  s.  v.  Römer's  kursächs.  StR.  II.  661  fu  Pütter's  Erört.  III. 
96.  —  Geistes guter ,  Fähigkeilen  und  Fertigkeiten,  sind  noch  steuerfrei. 

c)  Gründe  für  ihre  Besteuerung  liefern,  Fr.  J.  v.  Hendrich,  in  Luden's  Nemesis, 
Bd.  III,  St.  2.  (Weimar  1814),  S.  267.  Leber  Besteuerung  in  dem  Grofsherzog- 
thum  Hessen  (1814.  8.),  S.  12  f.  Von  dem  Rönigr.  Sachsen,  Weisse's  k.  sächs. 
Staatsr.  Bd.  II.,  §.  23i. 

d)  Pütter's  Lit  III.  §.  n5o.  Moser  a.  a.  O.  463.  ILvberliin's  Staatsarchiv,  Heft  X, 
S.  122.  F.  R.  Hausmann's  Beitr.  zur  Renntnifs  der  kursächs.  Landesversamml. 
Th.  I,  Num.  4.  Vom  Anhallischen  s.  Pütter's  Rechtsf.,  Bd.  I,  S.  555  ff.  Von 
dem  geraischen  Landestheil  der  F.  v.  Rcufs,  ebendas.  Bd.  III,  S.  277  ff.  Von 
dem  Rönigr.  Sachsen,  wo  im  J.  i832  man  1037  Rittergüter  zählte,  Weisse  a.  a 
O.  ,  §.  23i  ff.  Die  für  nöthig  befundene  Aufhebung  der  Steuerfreiheit  der  Rit- 
tergüter und  ünterthansfröhne.  Stockholm  (Leipz.)  1808.  8.  Gründe  für  und 
wider,  in  der  Jenaischen  Ailg.  Lit.  Zeit.  i8o9.  N.  i3o  f.  Hall.  A.  L.  Z.  1812.  E. 
B.  N.  33.  Fr.  S.  Möhler  über  die  Steuerfreiheit  der  Rittergüter  im  Königreiche 
Sachsen,  so  wie  über  die  Aufhebung  derselben.  Dresden  i833.  8.  —  In  man- 
chen Ländern  ist  auf  die  grundherrlichen  Renten  eine  verhältnifsmäsig  geringere 
Steuer,  als  auf  die  Landrente  anderer  Grundeigentümer ,  gelegt,  hie  und  da 
y)o/////^Vv//-Stcuer  genannt.  —  Der  Begriff  der  Rittergüter  in  jedem  Bundesstaat, 
ist  nach  dem  dortigen  besondern  Staatsiecht  festzusetzen.  Im  Allgemeinen  ist 
Rittergut  ein  Land-  oder  Grundgut,  welchem  der  RealAdel  zusteht,  d.  h.  ein 
Inbegriff  dinglicher  adelicher  Vorrechte.  Klüifh\s  comment.  de  jure  nobilium 
feuda  militaria  constituendi  (Goett.  1786.  8.),  p.  6—11.  Das  Nähere  der  Rit- 
tergutRechte,  gibt  die  Landesverfassung.  Man  s.  z.  B.  v.  Röivier's  kursächs. 
Staatsr.,  'I  Ii.  III,  S.  i53  —  179,  Th.  II.  S.  292.  Schott  instit.  juris  saxon., 
p.  63.  In  den  Icutschen  Ländern  auf  der  linken  Rheinseite,  und  in  denen  auf  der 
rechten,  die  unter  französischer  Hoheit  standen,  verschwanden  die  Rittergüter 
unter  französischer  Herrschaft,  bis  auf  die  letzte  Spur.  In  dem  unter  preussi- 
sche  Hoheit  gekommenen  J  heil  dieser  Länder,  Avurden  sie  wieder  hergestellt 
und  zugleich  ward  die  Erschaffung  neuer  vorbehalten,  in  den  Gesetzen  wegen 

Klüber'e  oflentl.  Recht,  4.  Aull.  39 
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Vnoi.ln.  der  P         ilSta'nde  in  den  beiden  ftheinprovinzen  und  in  der  Pro- 
rini  Weatpbalen,  \.  ■-.  Mfiri  i8»4i  §«      in  der  Preufo.  Gesetz«.  18-2/,,  Num.  9. 
1-)  Mv  i>n  >  vreltli  St.nitsr. ,  III. 

l'.r,   .  s    Iii.  III.   Ll5l,      Kimih's    I.if.  3iq.     MOSBB   a.  B.  O.  4^4«     Wfstphai»  a. 

<»    ib3  ff.  Micbx*8  Kircbenr.,  §,  29.    £  Gbübd  über  die  Steuerpflichtigkeit 
dos  ohristl.  Glems.    Rcgensb,  170,9.  8. 

i       s  u,  Schott'8  allgem.  StaatsCorrespondenz,  Bd.  I  (181/,),  Num.  i3. 
>  Vei  h)  11.  ,(.(..  P&ttbb's  I  it.  III.  3-3.    JWkvius  P.  II.  dcc.  72. 

Messe  a.  a,  0.  485.    Cbahbb's  wetelar.  Nebenet. ,  XVII.  78.  Mynsinger 

oont.  ••.  .  i>!>v 

..  sprechen  für  vollkommene  Entschädigung.  Rhein.  Hund,  XVII.  Num.  26, 
j  i5.  ändere  verwerfen  alle  Entschädigung.  Behh's  systemat.  Darstellung  des 
rhein.  Bundes  1  S.  35o.  Noch  Andere  erklären  Entschädigung  für  nothwendig, 
als  Ausnahme  \<>n  der  Regel,  in  gewissen  Fällen.  Ein  Ungenannter  (P.  J.  Flo- 
in  I  ot*a  11.  Ja.up'8  Germanien,  Bd.  III,  Heft  1,  Num.  2,  S.  3y — 83.  Ab- 
l.  1  •  Schub,  in  d.  Rhein.  Bund,  XLI\.  18.  wider  Rullhautn  cbendas.  XLVH. 
1-0.  Wirtemb,  Verordnung  ri  JuL  1823,  s.  unten  Note  k. 

aller  Steuerfreiheit,  auch  der  Domänen:  in  dem  Grofsherzogthum 
/.'  >  v,  durch  Verordnung  v.  1.  Oet.  1806;  in  dem  Königreich  Raiern,  durch 
Verordn.  r.  B.  Juu.  1807,  in  dem  baier.  Regier.  Blatt,  1807.  Num.  25;  in  dem 
Eiersogthum  Kassau,  durch  Verordn.  v.  6.  Mai  1807,  in  d.  Rhein.  Rund,  XX. 

S  ichträge  dazu,  v.  6.  Oct.  1809  u.  9.  Oct.  i8i3;  in  d.  Fürstenthum  Stich- 
1    Coburg-,   181O,    Rhein.  Rund,    XLII.  3|i.  Allgem.  Anzeiger  der  Deutschen, 
1810,  Num.  V'  f.  :  in  dem  fVirtembergisühen ,  durch  e.  Rescr.  v.  i3.  Dec.  1812, 
in  d.  Rhein.  Rund,  JAIY.  i54,  bestätigt  in  d.  Verfassungsvertr.  v.  1819,  §.  21. 
Verordn.  \.  Juli  i8z3,  dafs  Entschädigungsansprüche  wegen  entzogener  Steuer- 
frciheil  zu  gerichtl.  Erörter.  u.  Entscheidung  nicht  gehören 5  in  S.  JVeimarEi- 
,  gegen  Entschädigung,  in  der  Verfafs.  Urk.  v.  1816;  in  dem  Mecldenbur- 
\\  1808,   hörte  die  Steuerfreiheit  der  Ritterschaft  auf.    Von  dem  Kö- 
gl». Sa<       .  s.  Rhein.  Bund,  XLV.  43i.    Nach  der  Rönigl.  süchs.  Verfafs.  Urk. 
\.  i83i ,  s   3o,  sollen  die  RealBefreiungen  von  Steuern,  gegen  angemessene  Ent- 
schädigung, durch  ein  Gesetz  aufgehoben  werden.    Von  Baden,  s.  Allgem.  An* 
Beiger  der  Deutschen,  1810,  Num.  141.    Aufgehoben  ward  alle  Steuerfreiheit, 
auch  in  dein  ehemaligen  Grofsherzogthum  Berg,   im   Sept.   1806.  Rhein.  Rund, 
EL  :>.')[).    Auch  in  dem  ehemaligen  Königreich  TVeaipluden ,  durch  Decrete  v.  8. 
J  Ii  lar  1808  u.  2.  Mai  iliio,  in  dem  Bulletin  des  lois  etc.  1810,  n.  55.  Desgl. 
in  <irr  Verf.  I  rk,  des  Fürstenth.  HohenzollernSigmaringen  v.  i833,  §.  14.  —  Frei- 
*ung  der  altenburg.  Ritterschaft  auf  ihre  Steuerfreiheit,  in  Anse- 
hung der  Grundsteuer  (nicht  auch  der  Landessteuer),  im  Nov.  1818;  desgl. 

Rittergutbesitzer  im  Fürstenlhum  Lippe,  auf  Grundsteuerfreiheit,  im  Oc- 
tober  1819- 
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Strassen  -    und  GeleitRegal. 


§.  408.  (328.) 
St  r  a  s  s  e  n  R  e  g  a  l. 

I)  Das  Strafsen  -  oder  WegRegal  «)  (jus  viarum  regium  s.  sublime), 
das  Recht  der  Oberherrschaft  über  alle  Wege  in  dem  Staatsgebiet, 
gebührt  dem  Staat;  namentlich  das  Recht  der  höchsten  Aufsicht,  der  Ge- 
setzgebung, der  Gerichtbarkeit  und  Polizei.  II)  "Weder  die  Eigenthum- 
verhältnisse der  verschiedenen  Arten  von  Wegen,  noch  die  Eigenschaft 
eines  Kunstwegs,  einer  Chaussee,  Kunst- oder  Damrastrafse,  eines  Strafsen- 
dammes,  welche  allen  Arten  der  Landwege  beigelegt  werden  kann,  ändern 
oder  beschränken  diese  Rechte  der  Oberherrschaft. 

a)  Klüber's  Lit.  4^6.  J.  A.  Reuss  de  viarum  publicarum  munitione,  vulgo  Chaussee- 
bau.  Stuttg.  1782.  4-  Lcyser,  Sp.  5oi.  Struben,  Th.  IV,  Bed.  10  u.  i2i# 
Westphal's  Staatsr.,  377.  Fischer's  Cameral-  und  Polizeir.,  II.  393  v.  Römer's 
kursächs.  Staatsr.,  II.  80"  ff.    Weisse's  k.  sachs.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  192. 

§.  409.  (329). 
Fortsetzung. 

III)  Die  neue  Anlegung  öffentlicher  Wege  «),  der  Strafsenbau, 
die  Verlegung  derselben,  so  fern  Solches  mit  dem  wohlerworbenen  Recht 
eines  Dritten  vereinbar  ist  äueh  die  Wegbesserung  c),  und  die  Be- 
stimmung einer  Vergütung  für  den  Gebrauch  der  Wege,  des  Weg-, 
Pflaster-  oder  Chausseegeldes  auch  des  Brückengeldes  <0?  und  des  Fähr- 
geldes fj  bm  öffentlichen  Wasserstrafsen ,  hängt  von  der  Staatsregierung  ab. 
IV)  So  auch  die  Strafsengerichtbarkeit  £) ,  die  Bestimmung  des 
Wegmaases  oder  der  Meilen  ^Oi  un&  die  Errichtung  der  Weg-  und 
ChausseeOrdnungen.  V)  Die  Strafsengerechtigkeit  kann  einem  fremden 
Staat,  als  Staatsdienstbark eit  zustehen  »). 

a)  G.  T.  Müller  diss.  de  eo  q.  j.  c.  circa  vias  publicas  et  militares  (Giess.  1776), 
p.  53.  Vergl.  Reuss.  1.  c.  §.  26.  sqq.  —  Beiträge  der  Unterthanen  zu  dem  Stras- 
senban,  durch  Geld,  Hand-  und  Spanndienste.    Reparation  derselben. 

b)  Moskr's  Zusätze  zu  s.  neuen  Staatsr.,  II.  1200.  III.  n52.  Ebentiess.  nachbarl. 
Staatsr.,  438.    Vergl.  unten  §.  55o  ff  552,  b. 

c)  Reuss  1.  c. 

rf)  Reuss  1.  c.  §.  44-  Westpttal  a.  n.  O.  J.  C.  L.  De  Schellwitz  diss.  de  exaetione 
pecuniae  pro  viis  publicis  pontibusque  solvendae.  Frf.  et  Lips.  1777.  Rlein's 
Rechtsprüche,  Rd.  IV,  Num.  22.  Von  städtischem  Weg-  und  Pflastergeld,  J.  H. 
Röuuvn  consult.,  T.  I  P.  2  resp.  28 

39* 
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r  i  Benuron  l  «  .  PufuIdobi  T.  DI,  obs.  n3. 

p  l.  L  (  iscant*a  ü>h,  ron  dem  Wasserrechl  (Halle  1789.  4.),  3,  63  fl*. 
.  |  I     I  .       VYiwcrlm  pp,  1.  et  ll.  de  furisdictidne  criminali  in  \u\  regia.  Lips. 
1        (Oder  corollarium  juris  crim,  19,  el  90.)    Püfendoäf  de  jurisdict,  germ., 

6<M).  (»IO. 

'    1  mhm,\  Eüunerel«  du  Poliieirecht,  II.  896* 

le  unten  Cap.  Ein  neueres  Beispiel  liefert  die  nun  -wieder  aufge- 

bobene  Convention  ewischen  Preussen  und  Sachsen,  vom  i3.  Oct.  1807.  Rhein« 
Dun.!.  \\  1.  V]t   Journal  politique  de  Mannheim,  1808,  n°.  55.  56. 

§•410.  (330.) 
Arten  und  Eigenthumverhältnisse  der  TVecje. 

Ii  In  Ansehung  des  Eigenthums  der  Wege,  sind  heut  zu  Tage  zu 
unterscheiden  1)  Landstrafsen,  worunter  die Heerstrafsen  (für  regel* 
mnsige  Durchzuge  der  Kriegsheere  und  ihres  Zugehö'rs),  die  Haupt-,  Han- 
dels-, oder  CommerzialStrafsen,  die  Poststrafsen,  und  die  Geleitstrafsen,  die 
Haupt-  und  Neben-  oder  Yerbindungslrafsen   (Aiae  publicae,  regiae,  mili- 

.  communes,  ordinariae)  begriffen  sind  j  2)  Communal-,  d.  Ii.  Stadt- 
und  Dorfwege  (Wae  urbicae  et  vicanae,  Communications-  Neben-  oder 
Elichtwegi  I,  welche  zunächst  für  den  Verkehr  zwischen  Städten  und  Dör- 
fern, oder  mit  den  Landstrafsen,  bestimmt  sind;  3)  Flur-  oder  Feldwege 
(viae  agrariae),  für  landwirthschaftliche  Zwecke  innerhalb  einer  Stadt-  oder 
Dorfmarkung,  für  die  Genossen  derselben  zunächst  bestimmt;  4)  Nach- 
e  (viae  vicinales),  bestimmt  blofs  für  einzelne  Haus-,  Hof-,  Garten- 
oder  Feldnachbarn,  entweder  unter  sich,  oder  auch  zu  ihren  wechselseitigen 
Grandbesitzungen ;  5)  Gutwege  (viae  praediales),  bestimmt  für  den  Allein- 
ich  eines  Grundeigenthümers  ;  6)  Waldwege,  blofs  für  Benutzung 
der  Wälder  bestimmt.  IIJ  Die  J.andstra  fsen,  so  wie  in  der  Regel  auch 
die  NN  asser  st  r  afs  en,  die  natürlichen  auf  Flüssen  und  Seen,  und  die 
künstlichen  auf  Canälen,  sind  Staatseigenthum;  die  Kosten  ihrer  Er- 
bauung und  Unterhaltung  lasten  auf  der  Staatscasse,  mit  verhältnifsmj.'sigem 
Zuschuß  \on  einzelnen  Landestheilen,  für  w7elche  daraus  besondere  Vor- 
theile  entstehen.  Die  CommunalWege  sind  nicht  immer  Staatseigen- 
thum,  sondern  oft  Gemeinheit  Eigenthum  Die  Flur-  oder  Feld- 
sind  entweder  G emeinh eitEigenthum  oder  Gesammleigenthum 
en  Hark-,  Flur-  oder  Feldgenossen,  zu  deren  Grundbesitzungen  sie 
fuhren  f  j.  Die  Nacbbarwege  sind,  in  der  Regel,  entweder  Gesammt- 
odei  Alleineigenlhum  der  Haus-  oder  Feldnachbarn.  Die  Gutwege  sind 
Aileineigenthom  des  Grundbesitzers.  Die  Waldwege  gehören,  in  der 
Regel,  zu  dem  Waldeigenthum« 

u)  Die  altrömischc  Eintheilung  der  Wege  und  ihr  römischer  Sachbegriff  (L.  2.  §. 

el  2     L.  3.  D.  de  locis  et  itiner.  publ.  Brissonius  d.  V.  S-,  voc.  via.) 
<  Ltigea  teutschen  Verhältnisse  nicht  mehr.    Dessen  ungeachtet  sind 
sohlte .  seilet  den  Germanisten  noch  nicht  ganz  entfremdet.  Vergl.  Dawz  Handb. 
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d.  t.  Privatr.,  Th.  I,  124  ff.  Fischer' s  Kamcral-  u.  Polizeirecht,  II.  52 1  ff.  — 
In  Frankreich  unterscheidet  man  jetzt:  1)  grandes  routes  5  2)  routes  departe- 
mentales,  a)  de  l^re  classe,  die  auf  Kosten  des  ganzen  Departements,  l>)  de 
2de  classe,  die  auf  Kosten  eines  oder  mehrerer  Bezirke  zu  bauen  und  zu  unter- 
halten sind;    3)  chemins  vicinaux. 

6)  Jo.  Schack  diss.  de  jure  in  platea,  Dorfs IrassenGerechtigkeit.  Jen.  1744.  4-  I*1 
der  Regel  werden  die  Gemeindewege  zu  den  öffentlichen  Wegen  gerechnet. 
Strubens  rechtl.  Bedenken,  Bd.  V,  Bed.  63;  Bd.  IV,  Bcd.  19.  —  Von  Streit- 
fragen, ob  ein  Weg  ein  öffentlicher  oder  ein  Privatweg  sey,  s.  Clapproth's 
Rechtsfälle,  Bd.  II,  S.  621. 

c)  Von  Feldwegen,  v.  Buinink's  neue  Samml.  von  Rechtshändern,  Bd.  I,  S.  76. 

§•  411.  (331.) 

Geleitrecht. 

Das  Geleitrecht«)  (jus  conducendi),  die  Befugnifs,  den  Reisenden  und 
dem  YVaarenTransport  auf  der  Geleitstrafse,  gegen  eine  Abgabe  (Geleitgeld), 
Sicherheit  zu  verschaffen,  ist  ein  Regal;  ehehin  nicht  selten  eine  Staats- 
dienstbarheit  ?>).  In  dem  letzten  Fall  hat  der  Geleitherr,  im  Zweifel,  kei- 
nen Anspruch  auf  das  übrige  WegeRegal  c).  Lebendiges  Geleit  zu 
nehmen,  hangt  ab,  in  der  Regel,  von  der  Willkühr  der  Interessenten :  t  o  dt  es 
oder  schriftliches  (Geleitpafs  oder  Zeichen)  sind  die  Geleitpüichtigen  zu 
lösen  schuldig,  bei  Strafe  In  verschiedenen  Ländern  ist  jetzt  das  Ge- 
leit abgeschafft  <?)• 

a)  Pütter's  Lit.  III.  557.  Klüber's  Lit.  §.  1317.  Haltatjs  glossar.  h.  v.  Datt  de 
pace  publ.,  Hb.  I.  tit.  26.  u.  56.  sqrp  Orth  v.  d.  frankf.  Reichsmessen,  S.  75  f. 
Fischer's  Gesch.  des  t.  Handels,  II.  6»  Ebendess.  Kamerai-  und  Polizeirechte,  IL 
438.    Westphal's  Staatsr.,  401.    Danz  Handb.  d.  t.  Privatr.,  I.  i3o. 

6)  Ahasv.  Fritsch  de  viis  publicis,  c,  12.  Moser's  nachbarl.  Staatsr.,  490»  C  L. 
W.BuFFdiss.  de  conducendi  jure  per  Wetteraviam.  Giess.  1771.  —  Noch  bis  i834 
hatte  SachsenWeimarEisenach  das  Geleit  als  sehr  altes  Finanzregal ,  welches  in 
früheren  Familien  vertragen  der  ernestinischen  Hauptlinie  ihm  für  Land  und 
Leute  angerechnet  ward.  Nämlich  1)  das  thüringische  Hauptgelcit  (Obergeleit, 
hohes  Geleit,  Gütergeleit)  zu  Erfurt,  wo  defshalb  ein  weimarisches  OberGelcit- 
amt  mit  bedeutender  Einnahme  bestellt,  dann  Beigcleite  zu  Gotha,  Allstedt, 
Blankenhain,  Buttstädt,  Grofslupnitz,  Meckfeld,  Vogelsberg,  mit  1 3  Nebengeleit- 
Einnehmereien  und  12  WehrgeleitEinnehmereien ;  2)  das  Landgeleit,  mitHaupt- 
geleitEinnehmcreien  zu  Allstedt,  Bürgel,  Burgau,  Creuzburg,  Eisenach,  Jena,  TV  011- 
stadt  an  der  Orla,  WTeida,  Weimar  (Wiegendorf,  Buttelstedt  und  Eckardsberga), 
mit  i58  BeigeleitEinnehmercien.  Der  auswärtige  Tlieil  dieses  Geleites  ward  auf- 
gehoben durch  rinen  Vertrag  mit  Preussen  v.  10.  Aug.  i83i.  Im  Jahr  1 834 
hörte  der  inländische  Theil  dieses  Geleits,  das  Binnengelcite ,  auf,  in  Folge  des 
mit  Preussen  etc.  geschlossenen  Zollvereins. 

c)  Reuss  1.  c.  p.  89.  Anders,  Buff  1.  c. 

d)  Ob  und  wie  weit  Beraubung  auf  der  Gelcitstrasse,  den  Geleitpflichtigen  berech- 
tigt, Entschädigung  von  dem  Gcleitherrn  zu  fordern  ?  Westphal  a.  a.  O.  Jargovv 
von  den  Regalien,  204.    Leiser  jur.  georgic,  lib.  III.  c.  3a.  n.  7.  sq. 
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ward  der  /  Handel  von  allen  Geleitrechten,  in  d.  Rcichsdeput. 

BaupUchl.  r,  ■-•*».  Febr.  180^  s1-  17«  Ibgeschafft  ward  das  Geleitgeld:  in  d. 
Ii'  N       1  durch  Verordn.     3.  Mai  1810,  Rhein.  Hund,  XLIV.  ^36;  in 

(1.  Groftbersogtb.  //>.</.,  iurch  Verordn.  r.  i5.  Nov,  1810,  Rhein.  Bund,  LH. 
■rh  '•  dam  Grofsheraogth.  Wirzhurgy  durch  Verordn.  v,  23.  Febr.  1811;  in 
den  ehemaL.  Departement  Aschaffcnbwrfo  durch  Bekanntmachung  v.  3o.  März  1811. 


III.    Abscbnit  i. 
C  o  111  m  e  r  z  11  e  £  a  1. 


§•  412.  (m, 
(7  o  IM  m  e  ?•  %  R  e  g  a  l. 

Eines  dos  wichtigsten  Floheitrechte,  in  Absicht  auf  innern  Wohlstand 
und  StaatsFinanzen,  ist  das  CoramcrzRcgal  ("jus  commerciorum  regium), 
d  -  ßechl  des  Staates  auf  Leitung  und  Benutzung  aller  Arten  des  Handels 
zu  dem  Staatszweck  «).  Nicht  nur  die  Oberaufsicht  und  Gesetz- 
gebung über  das  gesammte  Handelsgewerbe,  zu  Wasser  und  zu  Lande, 
ist  darunter  begriffen,  sondern  auch  die  Leitung  und  Beförderung 
des  Handels,  auch  des  auslandischen,  so  dafs  bei  diesem,  wo  möglich,  die 
HandelsBiJanz  stets  zu  dem  Vortheil  des  Inlandes  ausfalle  Zu  diesem 

/weck  dient,  unter  anderem,  die  Schliefsung  vorlheilbafter  Handels-  und 
Schi  f  fa  b  r  t  Vcrtr  ä'  g  e  mit  andern  Staaten  c).  Verpflichtet  ist  die  Staats- 
regiernng  zu  möglichster  Begünstigung  der  Freiheit  des  Handels. 

•)  l'i  rTm's  Fit.  III.  548.  Klüber's  Lit.  §.  1807.  Jargow  von  den  Regalien,  270. 
Mm-!  M  eon  Gnadensachen,  228.  Ebendess.  Versuch  des  europ.  Völkerrechts,  VII. 
|83  ff.  —  \  on  dem  teutschen  Handel,' s.  Meüsel's  Lehrb.  der  Statistik.  (4.  Ausg. 
1817),  S.  r-  —  Der  wiener  Congrefs  machte  Bestimmungen  für  Erleichterung 
der  Handelsschiffahrt  auf  Flüssen  (unten  Cap.  XXII).  Die  teutsche  BundesActe, 
Art  19,  verhelfst  Beratschlagungen  der  Bundesversammlung  über  den  Handel. 
Oben  Klübeb's  Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr., 

S.  11-.  1 3 1 ,  143  u.  268. 

/  Cabx  Mubhard's  Theorie  u.  Politik  des  Handels.  2  Theile.  Göttingen  i83i.  8. 
—  Von  dem  Mistbrauch  des  CommerzRegals  s.  Rhein.  Bund,  XXII.  37  ff. 
I  gherzige  Beschränkung  des  Staates  auf  seine  eigenen  Mittel,  wirkt  desto  nach- 
tbeiliger,  je  kleiner  das  Staatsgebiet  ist.  Beschränkung  der  Handels-  und  Ge- 
werbefreibeit ,  wie  auch  der  Bunst-  und  Wissenschaftpflege,  Abzugsgeld  u. 
Rachsteuer,  Indigenat  u.  d.,  verdienen  in  dieser  Hinsicht  Erwägung.  Handels- 
freiheü  bringt  Betriebsamkeit  und  Wohlstand.  Production  und  Handel  sind 
Efauptquellen  der  politischen  Macht.  Sie  schaffen  Reichlhum,  und  «Reichthum 
ist  Macht»,  schrieb  Hobbks.  Alles,  was  ohne  Noth  die  Leichtigkeit  des  Ver- 
kehrs beschrankt,  ihut  dem  Handel  einen  Eintrag,  dessen  Gegenstofs  in  den  ent- 
ferntesten Interessen  ihn  Fühlbar  macht.    Die  einzige  wohlthätige  Fürsorge,  die 
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eine  Regierung  für  den  Handel  treffen  kann,  ist:  in  Kriegszeiten  ihm  Schutz 
eu  gewähren,  für  alle  Zeit  die  Beschränkungen  fremder  Regierungen  durch 
Verträge  zu  entfernen,  und  sieh  vorsichtig  vor  irgend  einer,  wenn  auch  für 
die  Staatscasse  noch  so  vortheilhaften ,  eigenen  zu  hüten.  J.  C.  Letjchs  über 
Gewerb-  und  Handelsfreiheit.  Nürnb.  1827.  8.  Von  der  völkerrechtlichen  Han- 
delsfreiheit, Klüber  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  71.  Sehr  liberale 
Grundsätze  enthält  die  preussische  Instruction  für  die  k.  Regierungen,  v.  26.  Dec. 
1808,  §.  5o.  Daselbst  heift  es:  «Es  ist  nicht  nöthig,  den  Handel  zu  begünstigen, 
er  mufs  nur  nicht  erschwert  werden.  Es  ist  dem  Staat  und  seinen  einzelnen 
Gliedern  immer  am  zuträglichsten,  die  Gewerbe  jedesmal  ihrem  natürlichen 
Gang  zu  überlassen,  und  keine  derselben  vorzugweise  durch  besondere  Unter- 
stützung zu  begünstigen  und  zu  heben,  aber  auch  keine  in  ihrem  Entstehen, 
ihrem  Betrieb  und  Ausbreiten,  zu  beschränken,  in  so  fern  das  RechtsPrincip 
dabei  nicht  verletzt  wird,  oder  sie  nicht  gegen  Religion,  gute  Sitten  und  Staats- 
verfassung anstossen». 

v.  Steck's  Versuch  über  Handels-  u.  Schiffahrt  Verträge,  S.  12  f.  Moser's  nach- 
barl.  Staatsr. ,  610.    Klüber's  droit  des  gens,  §.  149  et  suiv.    v.  Amsberg  über 
die  Einigung  der  Handelsinteressen  Deutschlands.  i83i.  8.  — 
Neuere  Handelsverträge  zwischen  teutschen  Bundesstaaten: 

I.  Grund  vertrag  zw.  Bayern  u.  Wirlemberg ,  unter  sofortigem  Beitritt  v.  Ho- 
henzoUern-Hechingen  u.  Hohcnzollern-Sigmaringen ,  wodurch  diese  Staaten  sich  zu 
einem  gemeinsamen  Zollsystem  vereinigten,  u.  zugl.  übereinstimmende  Bestim- 
mungen trafen  über  Weggelder,  Wasserzölle,  Brücken-  u.  Pflasterzölle,  Krah- 
nen,  Wrerffe,  Wehrlochs-  und  Wintcrhaltsgebühren,  über  gegens.  Unterstützung 
in  dem  Vollzug  der  privativen  Abgabengesetze  u.  über  die  Ausübung  des  Salz- 
regals, v.  18.  Jan.  1828,  Bezug  nehmend  auf  einen  vorhergegangenen  vorl.  Vertr. 
v.  12.  Apr.  1827,  und  gefolgt  von  e.  VereinsZollOrdnung  v.  26.  Sept.  1828. 

II.  Verein  zw.  Hannover,  Königr.  Sachsen,  Kurhessen,  Sachsen- fVeimar-Eise?iach, 
Braunschweig,  Hessen- Homburg ,  Nassau,  Oldenburg,  S.-Jltenburg,  S.-Coburg-Gotha 
u.  S.'Meiningen  ,  Reuss  -  Greiz  ,  Reuss  -  Schleiz  ,  Reuss  -  Lobe  fistein  u.  Ebersdorf, 
Schwarzburg-Rudolstadt,  Bremen  u.  Frankfurt,  zu  Bejörderung  eines  möglichst  /feien 
Verkehrs  u.  ausgebreiteten  Handels,  unter  sich  und  nach  aufsen,  im  Sinn  des 
Art.  19  der  T.  B.  A.,  durch  eine  in  Frankfurt  a.  M.  am  21.  Mai  1828  erlas- 
sene Declaration  und  einen  darauf  zu  Cassel  am  24.  Sept.  1828  abgeschlossenen 
Vertrag  (der  sogenannte  mitte Iteuts che  Zoll-  und  Handelsverein)',  \  ertr.  über  den 
Beitritt  des  F.  v.  Sc/nvarzburg-Sondershausen  ,  für  s.  oberherrschnftlichcn  Landes- 
theil, zu  obigem  Hand  eis  verein,  v.  25.  Dec.  1828;  SeparatX  ertrüge  in  Beziehung 
auf  obigen  Handelsverein:  1)  zw.  Königr.  Sachsen,  S.- Weimar-Eisenach ,  S.-Altcn- 
bürg  ,  S.-Coburg-Gotha,  S.-Meiningen,  den  F.  Reussischen  Häusern  u.  Schwarzburg- 
Rudolstadt ,  v.  29.  Sept.  1828,  welchem  Schwarzburg-Sondershausen  durch  Vertr. 
v.  25.  Dec.  1828  beitrat;  2)  zw.  Kurhessen  einerseits  u.  S.-ffreimar,-Eisenach,  $.- 
Meiningen  u.  S.-Coburg-Gotha  andererseits,  v.  11.  Dec.  1828;  3)  zw.  Hannover 
u.  Oldenburg  v.  10.  Jan.  1829,  mit  e.  Aachtrag  v.  8.  Aug.  18295  4)  zw-  zeun  der 
betheiligtcn  Staaten,  betr.  die  Besteuerung  der  Handelsreisenden,  abgeschl.  im 
Febr.  1829  (in  d.  Frankf.  O.P.A.Z.  v.  1.  März  1829);  endlich  Vertr.  \.  11.  Oct. 
1829,  zw.  Königr.  Sachsen,  Hannover,  Kurhessen,  S.- JVeimar- Eis." nach,  Bruunschweig, 
Oldenburg,  Nassau  u.  Bremen,  wodurch  der  Casseler  Vertrag  v.  2 \.  Sept.  &'8s8 
bis  zu  Ende  1841  verlängert  wurde.  —  E^uhnghaus  über  die  Aufkündigung  des 
mittel  teutschen  Masels  Vereines,  als  Rechtsfall.   Weimar  i833.  8. 

III.  Verträge,  wodurch  mehrere  Staaten  für  ihre  vom  preusstschen  Gebiet  ent- 
schlossenen Besitzungen  dem  preussi&chen  Zoll-  und  Verb  rauchsteuer  System ,  nach 
d.  Ges.  v.  26.  Mai  1818,  beitraten:  aw.  Prpussen  u.  1)  Schwarzburg  Sondershausen, 
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rregen  der  iog.  ünterkerrschaft,  Vertrige  v.  jft  Oct.  ,819  u.  8.  Juni  ,833; 

l)  v     tralurg^Rudolstadt,  wegen  der  sogenannten  (Rud  bistädtischen)  Ünterherr- 
M,,,,t'  Vwtr  &      -i-  J»ni         ...  a5.  Mai  i833j  3)  S.-mimar-Hisen^c%  Wegen 
iemtei  Ulstedl  ...  Oldisleben,  Verträge  Juni  iH».3  u.  3ö.  Mai  i833j 

>  ■  w<?g«n  des  obern  Herzgthms.  Bernburg  ...  des  Amtes  Müh. 
lingen,  iwei  Verträge  ^.  .<>.  Ort.  i8a3,  da...,  auch  wegen  des  untern  Hz^lfms., 
x-  N-  Ju,li  l8»*i  Bämmtlich  erneuen  am  i7.  Mai  i83ij  5)  tippe,  wegen  Lip- 
perode,  Rappel  ...  Grevenhagen,  \.  v.  ().  „.  ,-.  Juni  1826;  6)  Mecklenburg- 
Schwtrto,  wegen  Rossow,  Reteeband  u.  Schönberg,  V.  v.  2.  Dcc.  1826;  7)  ^w- 
hali-lhssiut,  Verträge  v.  3o.  März  (u.  5.  Apr.)  1827  u.  (2  Vertr.)  v.  17  Juli 
1818,  erneuert  am  ■•(>.  Jan.  i836j  8)  Anhalt-Cöthe'n,  2  Verträge  v.  ,7.  Juli  1828, 
erneuerl  am  26.  Ja...  i836j  9)  Sachsen-Coburg-Gotha,  wegen  des  Amtes  Volkcn- 
rode,  Verträge  v.  .,.  Juli  1839  u.  iB.  Juni  i833». 

1\ .  /.oll-  und  Handelsverträge,  wodurch  die  Contrahcntcn  zu  Annehmung 
meinsamen  Zotf-  und  Handelssystems ,  später  zu  dorn  jetzt  sogenannten 
Allgemeinen  teutschen  Zoll-  und  Handelsverein,  zum  Theil  auch  zu  einem  überein. 
Stimmenden  Verbrauchsteuer  System,  auf  bestimmte  Zeit  sich  verbanden,  schlös- 
sen: \)  zunächst  mit  Preussen,  und  zugleich  mit  den  bis  dahin  (theils  durch  die 
oben  unter  Num.  DL  angeführten,  theils  durch  die  liier,  unter  Num.  IV.,  fol- 
genden Verträge)  mit  Preussen  zu  gleichem  /weck  bereits  verbundenen  Staaten; 

1)  (  hzgthm.  Hessen,  \  .  v.  izj.  Febr.  1828;  2)  Baiern,  und  3)  IVirtemberg, 

für  sich  und  zugleich  für  die  durch  d.  V.  v.  18.  Jan.  1828  (s.  ob.  I.)  mit  den 
beiden  Königreichen  bereits  in  einem  Zollsystem  vereinigten  Frstnthmrn  ;  4)  Ho- 
/  nzollern-Hechingen  und  5)  Hokenzollern-Sigmarihgen',  das  letzte  ausschliefslich 
einiger  in  d.  Ghzgthm.  Baden  vorspringender  Farcellen  (s.  unt.  C.  2.),  Verträge 
v  Mai  u.  26.  Dcc.  1829  u.  (ausgedehnter)  v.  22.  März  i833,  sod.  Zusatz- 
Artikel  zu  d.  letzten,  v.  3i.  Oct.  i833;  6)  Hessen-Homburg,  wegen  des  Ober- 
amtes  VIeisscnheim,  V.  v.  3i.  Dec.  1829;  7)  S.-Cobürg-Gotha,  wegen  des  Fürsten- 
tbumes  Lichtenberg,  V.  v.  u-  März  i83o;  8)  Oldenburg,  wegen  des  Fstnthmes 
Birkenfeld,  \  .  v.  24.  Juli  i83oj  9)  Wahd^ck  u.  Pyrmont,  wegen  des  Frstenthmes 
Waldeck,  \.  \.  16.  Apr.  i83i;  10)  Kurkessen',  mit  Ausn.  des  Kreises  Sehmal- 
kalden   (s.  unt.  12.),  V.  v.  25.  Aug.    1 83 1 ;   11)  lumigr.  Sachsen,   zwei  Vertr.  v. 

M  /  n.  Zus.  Art.  v.  3i.  Oct.  i833;  12)  die  unmittelbar  vorher,  durch  e. 
V.  \.  J".  Hai  i833,  unter  sich  u.  mit  einigen  preussischen  Gebietsteilen ,  d. 
Stadt-  u.  Landkreis  Erfurt  u.  den  Krsn.  Schleusingen  u.  Ziegenrück,  in  dem 
ingischen  Zoll-  u.  Handelsverein  verbundenen  Staaten,  namentlich  a)  Kur- 
;en  des  Kreises  Schmalkalden,  b)  S.-Weimar-Eiscnach,  mit  Ausn.  der 
Aemter  Allstedt  u.  Oldisleben  (s.  ob.  I.)  u.  Ostheim  (s.  unt.  B.),  c)  S.-Meiningen, 
d)  V  ,   e)  S.-Coburg-Gotha ,  mit  Ausn.  des  Amtes  Völkenrode  u.  des 

Fstnthms.  Lichtenberg  (s.  ob.)  u.  des  Amtes  Königsberg  (s.  unt.),  f)  Schiuarzburg- 
Sondershau  -  >/ ,   wegen  s.  sog.  Oberherrschaft ,  g)  Schtuarzbur  g- Rudolstadt ,  auch 
wegen  s.  Oberherrschaft,  h)  Reuss-Schletz ,   i)  Reuss-Greilz ,  und   k)  Reuss-Loben- 
1.  Ebersdorf,  V.  v.  11.  Mai  i833  (mit  2  darauf  sich  beziehenden  ferneren 

tragen  vom  näml.  Tage,  über  einen  ZollCarfel  u.  über  gleiche  Besteuerung 
innen  r  Erzeugnisse),  welcher  schon  länger  vorbereitet  war,  durch  besondere, 
seil  1829,  mit  den  genannten  Staaten  einzeln  abgeschlossene  Verträge  5  i3)  Ba- 
ri n  fs.  unt.  C  ),  V.  v.  1?..  Mai  l835$  14)  Nassau,  V.  v.  10.  Dec.  i835;  i5)  Frank- 
1  ',  \  .  \.  2.  Jan.  i836j  if»)  die  durch  die  Verträge  vom  1.  Mai  i834  u.  7.  Mai 
i836  (s.  u.)  zu  gemeinschaftl.  Sleuerverband  vereinigten  Regierungen  v.  Han- 
not  Oldenburg  11.  liraunschweig ,  u.  zwar  namentlich  Hannover  wegen  der 
Grafsch.  Hohenstein  u.  des  Amtes  Elbingerode,  sodann  Braunschweig  wegen  des 
I  >  tnthmes.  Blankenburg  nebst  dem  Stiftsamte  Walkenried,  wegen  des  Amtes 
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Calvörde,  des  Braunschweigischen  Anthls.  an  d.  Dorfe  Pabstorf  u.  des  Dorfes 
Hessen,  V.  v.  i.  Nov.  1887  (durch  welchen  gegenseitig  Preussen  mit  mehreren 
Theilen  seines  Staatsgebietes  dem  Steuerverbande  v.  Hannover,  Oldenburg  u. 
Braunschweig  beitrat),  spater  theilweise  ausgedehnt  auf  das  durch  Vertrag  v. 
11.  Nov.  1837  (s.  unten  VI.)  dem  Verband  von  Hannover,  Oldenburg  u.  Braun- 
schweig  beigetretene  Frstnthm.  Schaumhur g^Lippe ,  mit  Ausn.  des  Amtes  Blom- 
berg; 17)  Niederlande,  zwei  V.  v.  21.  Jan.  1889.  —  B)  zunächst  mit  Baiern  u.  VFir- 
temberg  (unter  sich  vereinigt  durch  den  V.  v.  18.  Jan.  1828,  s.  ob.  I),  u.  damit  zugleich 
mit  den  mit  diesen  beiden  Königreichen  zu  gleichem  Zweck  bereits  verbundenen  Staa- 
ten (s.  oben  A.  2.  u.  3.  u.  unt.  C.)  :  1)  S.-Cobur  g -Gotha,  wegen  des  Amtes  Bönigsberg, 
V.  v.  i4-  Tuni  i83i ;  2)  S.-FVeimar-Eisenach,  wegen  des  Amtes  Ostheim,  V.  v.  25.  Jan. 
i83i; —  C)  zunächst  mit  ff^terrtberg  ü. s.  vr.'j  1)  Hohenzollern-Hechingen  (s.  ob.  A. 
2.  u.  3.),  V.  v.  28.  Juli  1824  ;  2)  Hohenzollerji  Sigmar  in  gen  (s.  ebendas.  u.  unten  E.), 
V.  v.  28.  Juli  1824;  3)  Baden,  wegen  der  von  wirtemberg.  Gebiet  umschlosse- 
nen Orte  Schluchtern  u.  Buchsen  u.  der  CondominatOrte  Widdern  u.  Edelfingen, 
V.  v.  12.  Apr.  i83i;  —  D)  zunächst  mit  dem  Grosshzgtlim.  Hessen  u.  s.  w.,  Hes- 
sen-Homburg, wegen  des  Amtes  Homburg,  V.  v.  20.  Febr.  i835;  —  E)  zunächst 
mit  Baden  u.  s.  w. ,  Hohenzollern-Sigmaringen,  wegen  der  in  das  badische  Gebiet 
vorspringenden  Theile  der  Oberämter  Wald  u.  Sigmaringen.  —  Philtppi,  Samm- 
lung sämmtlicher  neuer  preussischen  Gesetze  über  die  iudirecten  Steuern.  Cölu 
i83i.  8.  Pochhammer,  Handbuch  zur  vollständigen  Kenntnifs  der  ZollVerfas- 
sung  u.  Verw  altung  in  den  K.  preussischen  Staaten.  Berk  i832,  2  Tide  ,  8.  Eben- 
dess.  Jahrbücher  der  ZollGesctzgebung  u.  Verwaltung  des  teutschen  Zoll-  und 
Handelsvei  eins.  Heftweise.  Berlin  1884 — 38.  8.  Schönbrodt,  Sammlung  der 
Verordnungen  über  Gewerbe-,  Handels-  und  Abgabenverhältnisse  in  den  Ver- 
einsstaaten Deutschlands  Potsdam  i834  u.  ff.  8.  Nebenius  ,  der  deutsche  Zoll- 
verein ,  sein  System  und  seine  Zukunft.  Carlsr.  i835.  8.  Becher,  über  den  deut- 
schen Zoll  verband.  Cöln  i835.  8.  Zollver  einCharte  von  Deutschland,  gez.  v.  Streit, 
gest.  v.  Ledtemaniv.  Leipzig.  1834. 

V.  Verträge  für  gegenseitige  Erleichterung  des  Verkehrs  zwischen  den  bei- 
derseitigen Unterthanen:  1)  zwischen  Preussen  und  den  freien  Städten  Hamburg,. 
Lübeck  u.  Bremen,  v.  l\.  Oct.  1828;  2)  zwischen  Preussen  u.  Sachsen-Meiningen, 
v.  3.  Juli  1829;  3)  zwischen  Preussen  u.  S.-Coburg-Gotha ,  v.  4-  Juli  1829. 

VI.  Besondere  Verträge  über  Verkehrsverhältnisse  einzelner  Landesthcile : 
zwischen  Kurkcssen  u.  Ghzgthum.  Hessen,  v.  27.  Mai  1829;  zwischen  Kurhessen  u. 
Nassau,  v.  25.  Sept.  1829. 

VII.  Vertrag  zwischen  Hannover,  Kurhesse?i ,  Oldenburg  u.  Braunschweig,  ab- 
gcschl.  zu  Einbeck  am  27.  März  i83o,  wodurch  diese  Staaten  (Oldenburg  mit 
Ausn.  Birhenfcld's,  wovon  ob.  IV.  8,  u.  des  Frstnthms.  Eutin,  welches  dem 
Holsteinischen  Zollsystem  einverleibt  ist)  sich  zu  Annahme  eines  gleichmäsigen 
u.  gemeinschaftlichen  Eingangs-,  Ausgangs-  u.  VerbrauchsabgabenSystcms  verei- 
nigten; darauf  sich  beziehende  fernere  Verträge  zwischen  Hannover  u.  Braun- 
schweig v.  7.  Oct.  u.  9.  Dec.  i83i  ;  neueste  Verträge  zwischen  Hannover ,  Olden- 
burg u.  Braunschweig  v.  1.  Mai  1 834  u.  7.  Mai  i836;  denselben  trat  Schaumburg, 
Lippe  bei,  mit  Ausnahme  des  Amtes  Blomberg,  durch  einen  Vertrag  v.  11.  Nov. 
1837.  —  Ueber  den  Einbecker  Vertrag  s.  Bban\s  Minerva,  Mai  i83o,  S.  247—261. 

VIII.  Die  Verträge  über  die  Schiffahrt  auf  den  teutschen  Strömen,  s.  unten 
§.  563  ff. 

IX.  Neuere  Handsls-  und  insbesondere  Schiffahrtverträge  teutscher  Bundes- 
staaten zur  Beförderung  des  Seehandels  (abgesehen  von  Holstein  u.  Lauenburg 
u.  Luxemburg):  1)  Oestreichs ,  mit  Brasilien,  v.  17.  Juni  1827;  mit  den  verein. 
Staaten  v.  Nordamerika,  v.  27.  Aug.  1829;  mit  Preussen,  v.  1.  Mai  i83x ;  mit 
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(ii-olslu  it.imiic.i,  \.   •  1 .  \o  \ .  u.  J,  Juli  i838j    '>.)  Preussens,  mit  Grofsbritan 

nun.  r.  10  Hai  1816;  mit  Mecklenburg>3chwerin  v.  19, Dec.  i8?6;  mit  Schwe- 
den 11.  Norwegen i  \.  >  1.  HSri  18271  »üt  Brasilien!  v.  9.  Juli  1827  u.  18.  Apr. 
18*8;  mit  den  rer,  Staaten  >•  Nordamerika,  v.  1.  iMai  18283  mit  den  freien 
Stidten  Lübeck,  Bremen  u.  Hamburg,  .|.  <)<  t.  18285  mir  Oldenburg,  v.  26.  Juli 
i83o;  mit Oeat  reich,  s.  a.;  mit  den  rer.  Staaten  Mexiko,  v.  18.  Febr.  1834  u. 
nachträgt.  Bekanntmachung  dazu  v.  27.  Febr.  i835;  mit  d.  päpstlichen  Regierung, 
ft    '.  Sept   i834i  ,ll't      Kb'nigr.  der  Niederlande,  v.  3.  Juni  i83y;   3)  des 

I  s  ■    -  N|  mit  den  ver«  Staaten  \.   iMexilio,    v.  4.  Oet.   1 83 1  ;     4)  Hanno- 

ri,  mit  den  verein,  Staaten  \.  Mexico,  \.  20.  Juni  1827;  5)  Mecklenburg- 
Sckwerrru i  mit  Preussen,  s,  o.j  mit  Frankreich;  v.  19.  Juli  i836;  6)  Olden- 
mit  Preu&aen,  B,  o. ;  7)  der  freien  Städte  Lübeck,  Bremen  u.  Hamburg, 
mit  Brasilien,  \.  1-.  Nov.  18271  mit  den  vcr.  Staaten  v.  Nordamerika,  v.  20.  Dec. 
18175  ,nlt  Pfeuaaen,  a.  o.j  mit  Venezuela,  v.  27. Mai  1837;  8)  d.  fr.  St.  Frank- 
fit  n,  mit  Großbritannien,  r.  i3.  Mai  183?- ;  9)  d.  fr.  St.  Bremen,  mit  Havti,  v. 
20.  1  ebr.  iH'i). 

Ule  diese  Vertrage  findet  man  in  den  Gesetzsammlungen  der  versch,  Staaten, 
und  tum  grötatan  Theil  in  v.  Marten 's  rccueil. 

§.  413.  (333.' 
Messen  und  Märkte.  HandelsPrivilegien. 
Zu  den  Gegenständen  des  CommcrzRegals  gehören  auch:  die  Anle- 
gung der  Messen,  Jahr-  und  Wochenmärkte  <0,  m&  Mefs-  und 
Marktfreiheit;  die  Erlheilung  der  HandelsPrivilegien  t>)  (jus  emporii) 
Cur  Gemeinheiten,  Societäten  und  Einzelne,  der  Vorkauf  (jus  propolii), 
die  Lagerhaus-  oder  Niederlagegerechtigkeit,  die  Wagegerechtigkeit ,  das 
Kranrecht  ( §.  4o5),  die  Stapelgerechtigkeit,  zu  gezwungener  temporärer 
Feilbietung  aller  oder  bestimmter  Waaren,  das  Recht  des  gezwungenen 
Umschlags  oder  der  Umladung  (StalionenRecht,  §.  566,  577  u.  58 1  ),  der 
Strafsenzwang ,  das  Recht  des  Alleinhandels  c)  (Monopol),  die  Errichtung 
der  Kaufmanngilden  und  Krämerinnungen,  der  Deposital-,  Giro-  oder  Umsatz- 
Banken,  der  Zettel-  oder  CirculationsBanken,  der  Wechsel-  oder  Disconto- 
(Escompte-)  Banken  </),  der  CreditCassen,  der  Pfand-  oder  Leihhäuser  e) 
(Lombards),  der  CommissionBüreaux,  u.  d. 

a)  Pitter's  Lit.  III.  5qo.  Klüber's  Lit.  45o  ff.  Moser  von  d.  Landeshoh.  in  Gna- 
dens., -3.  76.  Eischer's  Kamerai-  und  Polizeir-,  III.  2i5.  Runde's  t.  Privatr., 
§.  /^>3.  Lobethan's  Grunds,  des  Handlungsr. ,  §.  99.  io3  f.  Pfeffinger  Vitriar. 
illustr.j  III.  167.  G.  A.  Ayrer  diss.  prineeps  politiam  circa  commereia  et  studia 
avium  suorum  rite  adornans  ( Gött.  1746),  p.  74-  sqq.  —  Manche  Städte  er- 
hielten ehehin  MarldbannPrivilegien ,  dafs  ,  innerhalb  eines  bestimmten  Bezirks, 
keinem  andern  Orte  Mefsgerechtigkeit  sollte  erlheilt  werden.  Ayrer  1.  c.  p.  78. 
80.  —  Von  der  Marlljuhne ,  Schröter's  verm.  Abhandl.,  I.  3o6.  —  Von  den 
Messfreiheäen ,  v.  Martens  Handelsr.  §.  3i. 

t>)  PLtter  u.  Klüber  a.  a.  O.  Jargow  von  d.  Regalien,  288.  Windscheid  de  sta- 
pula,  §.  9.  sqq.  Ayrer  L  c.  p.  76.  124.  Eisenhart's  Stadt-  u.  Bürgern,  288  fr. 
1  Tue her  a.  a,  O.  II.  4i5.  HI.  34.  200.  208.  Ebendess.  Gesch.  des  t.  Handels,  II, 
292.     Büsch  Darstell,  der  Handl. ,   L  196.    Von  dein  magdeburger  Stapel ,  v. 
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Nau's  Beiträge  zur  Kenntnifs  u.  Beförder.  des  Handels  u.  der  Schiffahrt,  Bd.  II, 
S.  21 — 45-  Ockhart's  Darstell,  der  Gesetzgeb.  über  Zölle  u.  Handclsschiffahrt 
des  Rheins,  S.  23o  ff.  Vergl.  unten,  §.  577. 

c)  Moser  von  Gnadensachen,  262.  v.  Roth's  Staatsr.  der  Reichslande,  II.  i38. 
Klüber's  Lit.  i345  a.  —  Freie  Concurrenz  befördert  Handel,  Fabriken  und 
Production.  Verbote  erregen  Gefühl  des  Unrechtes ,  und  reizen  zu  Schleich- 
handel und  Defraudation,  mithin  zu  Unsiltliehkeit.  Heilsame  Beschränkung  in 
Ertheilung  ausschliefsender  Handels-  und  GewerbePrivilegien,  enthält  der  wirtemb. 
Verfass.  Vertr.  v.  1810,,  f.  3i.  —  Darstellung  der  Gründe  wider  die  Monopole, 
in  den  Debatten  der  französischen  DeputirtenKammer ,  besonders  von  Benja- 
min Constant,  in  den  Sitzungen  v.  17.  u.  18.  März  1829,  in  dem  Mohiteur  u. 
a.  franz.  Journalen.  — Ein  wichtiger,  noch  wenig  berücksichtigter  Gegenstand,  ist 
die  Anordnung  von  TV  echselungsTijpen.  (F.  J.  Cleynmann's)  Gedanken  über  den 
Typus  zur  Wechselungsweise  zwischen  zweien  Handelsplätzen ;  veranlagst  durch 
einen  Aufsatz  in  v.  Fahnenberg's  Magazin  für  die  Handlung,  Handelsgesetzgcbung 
u.  Finanzverwaltung,  Jahrg.  1812,  Heft  6,  S.  212 — 220.  Frankf.  a.  M.  (1812.)  8. 

d)  J.  G.  Büsch  sämmtl.  Schriften  über  Banken  u.  Münzwesen.  Hamb.  1801.  8. 
Stewarts  Staatswirthschaft,  B.  IV,  Th.  2.  Bd.  V,  Cap.  i3,  Th.  2.  Jung's  Hand- 
lungswissensch., §.  825 — 85o.  H.  W.  Lawätz  Handb.  für  Bücherfreunde,  Th.  II, 
Bd.  2,  Abth.  2,  S.  269—328. 

e)  P.  J.  Marperger  montes  pietatis  Romanenses.  Lips.  1715.  8.  rec.  c.  J.  H.  G. 
de  Justi,  ib.  1-60.  8.  L.  J.Meyer  diss.  de  montibus  pietatis.  Giess.  it43.  CG. 
Heindel  diss.  super  monte  pietatis.  Lips.  1762.  J.  G.  Krünitz  Encycl.,  voc. 
Leihhäuser. 

§♦  414.  (334.) 
Handelspolizei.    Handel  der  Fremden.  Handelsgerichte. 

Ferner  gehört  dahin:  die  Anordnung  zwechmäsiger  Ha  11  de lspo li- 
zei  «),  die  Beförderung  der  inländischen  Gewerbe,  zu  Vermehrung,  Ver- 
edlung und  Verarbeitung  der  LandesProduete ,  Bestimmungen  für  Maas, 
Elle  und  Gewicht  £),  auch  Waarenpreise,  die  Verhütung  des  Schleichhan- 
dels bei  unbedingtem  oder  bedingtem  Verbot  der  Ein-,  Aus-  oder  Durch- 
fuhr gewisser  "Waaren  <Q>  die  Aufsicht  und  Gesetzgebung  über  das 
Assecuranz-,  Bodmerei-  und  GrofsAventüreWesen;  Bestimmung  des  Ver- 
hältnisses der  Fremden  in  Hinsicht  auf  den  inländischen  Handel  <0;  Er- 
richtung eigener  Handels-  und  Wechselgerichte,  zu  Erlangung 
schleuniger  Bechtshülle  e),  u.  d.  m. 

a)  Moser  von  der  Landeshoheit  in  Polizeisachen,  223  ff.  Ayrer  diss.  cit.,  Sect.  II; 
§.  10.  Lohethan's  Handlungsr. ,  §.  7  ff.  —  Die  niedere  Marktpolizei  wird  gemei- 
niglich den  städtischen  Magistraten,  und  andern  niedern  oder  mittlem  Polizei- 
behörden überlassen.  Ayrer  1.  c.  p.  n3.  11-.  Fischer  a.  a.  O.  III.  214.  Eisen- 
hart a.  a.  O.  289.  Lobfth  an  a.  a.  O.  §.  106.  —  Die  Luxus  Polizei,  für  Osten- 
tation- u.  BequenilichkeitLuxus,  ist  ein  Thcil  der  HandclsPoli/.ei. 

b)  Schriften  von  Gerhardt,  Nelcrenbrecher,  Liedhold,  Buse  U.A.,  unten  §.  4i"  b, 
u.  418  c.  Chfxius  Maas-  u.  GewichtBuch.  Dritte  Aufl.  mit  Nachträgen  von  J.  F. 
IIauschild.  Frankf.  i83o.  8.  Ueber  Maas,  Elle  u.  Gewicht,  baieri.se/ie  Verordn. 
v.  28.  Febr.  180g,  in  d.  Regier.  Blatt,  1809,  St.  20;    badische  von  1810  u.  1811. 


C/20 


IL  Theil,  XIL  Cap,  Finanzhoheit» 


r  ii\v  .las  Grolshcrzogth.  Baden%  in  d.  Bad,  Regier.  Blatt  v.  27.  Jan. 

11.  / 11  wünschen  wäre  ein  allgemeines  MaasSystem  für  alle  Bundesstaaten, 
tur  lYerthmaaa  I  Vtünsfufs),  Raummaas  (Gewicht-  u.  Stück-  oder  Zahlnraas)  und 
Zeitmaas.  Vorschlüge  dazu,  in  G.  H.  Buse's  ComptoirBuch,  Th,  I  (Brünn  182a), 
\  örrode. 

1  |  \  erordnungen  der  meisten  ehemal.  rbein.  Bundesstaaten,  vom  Oct.  u.  Nov.  1810, 
wodurch  Einfuhr  und  Verbrauch  der ColonialWaaren  theils  verboten,  theils  ein- 
geschränkt, auch  das  Verbrennen  der  englischen  Fabrikwaare«  befohlen  ward. 
Rhein.  Hund.  KUX.  34,  99.  i3(j.  L.  161.  3io.  Polit.  Journal,  Nov.  1810,  S. 
IO76  IV. 

■J  G«  '  •  BÖHMEH  diss.  de  jure  principis  libertatem  commcrciorum  restringendi  in 
utilitatem  Bubditorum,  •>..,.  sq.  (in  dessen  Electis,  III.  19/,).  —  Vormalige  kai- 
serL  französische  und  königl.  sächsische  Staatsdienstbar keit,  wegen  des  Transito- 
handelS)   in  Preussisch  Schlesien,   und  |)i-eussiselie  in  dem  Königreich  Sachsen. 

Bhe»n.  Bund1  \\  I.  3-. 
t)  Hoan  von  der  Landeshoheit  in  Justizsachen,  Cap.  3.   Sieber's  gerichtl.  Procefs, 

I«  '9*«  SELCHOW  dem.  juris  germ.  |>ri\.,  §.  9,19.  068.  v.  Martens  Handelsr., 
§,  35.    VergLBögCHu.EDELnjo'6  HandlungsBibliothek,  Bd.  I  (Hamb.  1785),  S.  253. 


IV.  Abschnitt* 
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§.   415.  (335.) 

Das  Münzwesen,  eine  TVelt-  und  Staatsanstalt.    Rechtsverhältniss  des 
MünzReqals y   auch  in  den  lettischen  Bundesstaaten,  im 
Allgemeinen* 

1)  Wie  Licht  und  Wärme  sich  verhalten  zu  dem  thierischen  Leben, 
so  die  Schreib-  und  B  u  ch  dr  uc  k  erk  u  n  s  t,  das  Geld  und  die  Post, 
zu  dem  geselligen  Leben  der  Menschen,  in  dem  Stande  der  Cultiir.  Be- 
griffen unter  den  vier  (nächst  der  Sprache)  gröfsten  CulturMitteln,  ist  daher 
das  Münzwesen  als  Welt-  und  Staatsanstalt  zu  betrachten;  als  einer 
der  wichtigsten  Gegenstände  der  Staatsweisheit  und  NationalOekonomie,  der 
Finanzkunst  und  des  öffentlichen  Rechtes.  II)  Diese  alle  vereinigt,  gebieten, 
wie  üherall  also  auch  in  Teutschland,  und  zwar  gemeinschaftlich  für  alle 
Bundesstaaten,  die  Annahme  und  Handhabung  eines  festen  Münzsystems, 
das  nicht  mehr  Geldsorten  als  nöthig  zuläfst,  für  jede  derselben  ein  be- 
stimmtes Schrot  und  Korn  ( §.  4i3)  vorschreibt,  und  kein  Remedium  (§• 
,  i  :  .  einen  Schlagschatz  (§.  43 1)  aber  nur  so  weit  gestattet,  als  sein  Er- 
trag hinreichend  ist  die  nothigen  Münzkosten  zu  decken,  aufrichtig  entsa- 
gend jedem  directen  Finanzgewinn  von  der  Ausmünzung  (§.  43 1),  der 
überall  für  die  Staatscasse  mehr  nicht  als  einmal,  dann  aber  nicht  ohne 
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unzähligmalige  Beschädigung  derselben  und  der  Staatsangehörigen,  erlangt 
werden  könnte.  III)  Ohne  Vertrag  kann,  auch  in  Teutschland,  kein  Staat 
von  einem  andern  fordern,  dafs  in  diesem  seine  Münzen  in  demselben  äus- 
sern Werth  angenommen  werden,  den  er  selbst  ihnen  gesetzlich  beigelegt 
hat  (§  362);  eine  Münzunabhängigkeit,  welche  täglich  sich  bewährt, 
durch  die  StaatsPraxis  und  das  kaufmännische  CursPari  der  Wechselpreise 
(§.  418)  auf  allen  Handelsplätzen  IV)  Jeder  teutsche  Bundesfürst  ist, 
als  Souverain,  zu  Ausübung  des  MünzRegals  nach  dessen  ganzem 
Umfang,  innerhalb  seines  Staatsgebietes,  ausschliefsend  c)  berechtigt,  V)  Ein 
grofser  Theil  des  Geldes,  welches  jetzt  in  den  teutschen  Bundesstaaten  in 
Umlauf  ist,  ward  noch  vor  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung  ge- 
prägt; er  ist  also  nach  der  gleichzeitigen  teutschen  ReichsMünz Verfassung 
zu  beurtheilen.  Aber  auch  seit  Aufhebung  der  teutschen  Reichsverfassung, 
betrachtete  man  zeither,  wo  nicht  in  allen,  doch  in  den  meisten  teutschen 
Staaten,  jene  älteren  Normen  grofsentheils  als  solche,  zu  deren  fortwähren- 
der Befolgung  jetzt  noch  eigenes  Interesse  nöthige.  Daher  ist  eine  zwar 
gedrängte,  aber  doch  möglichst  vollständige  Abhandlung  dieser  sehr  wich- 
tigen und  practischen  Materie,  nach  der  vormaligen  ReichsMünzverfassimg, 
historisch  und  politisch  wichtig,  staatswirthschaftlich  und  publicistisch  nöthig. 

a)  Klüber,  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  73.  «Le  change  a  ote  les  grands 
coups  d'autorite,  ou  au  moins  le  succes  des  grands  coups  d'autorite».  Montes- 
quieu, l'esprit  des  lois,  liv.  22,  eh.  i3. 

b)  Schriften  in  Pütter's  Lit.  III.  5Ö2  ff.  Klüber's  Lit.  §.  i322  ff.  J.  Cph.  Hirsch 
teutsches  Münzarchiv,  Th.  I  —  IX.  Nürnb.  1756  —  176g  fol.  (Ebendess.)  Eröff- 
netes Geheimnifs  der  practischen  Münzvvissenschaft.  Nürnb.  1762.  4.  Frankf. 
1768.  4.  Le  Blanc  traite  historique  des  monnoyes  de  France.  Paris  1690.  4.  Nouv. 
edit.  augm.  ibid.  17öS.  J.  Boizard  traite  des  monnojes.  T.  I  et  II.  Paris  et  a 
La  Haye  1714.  12.  Abot  de  Bazinghen  traite  des  monnoies.  Paris  1764.  2  Theile. 
4.  Ge.  Andr.  Sept.  v.  Praün's  gründl.  Nachricht  von  dem  Münzwesen  insge- 
mein, insbesondere  von  dem  teutschen  Münzwesen  älterer  und  neuerer  Zeiten. 
Gött.  1739.  q"  Aufl.  Heimst.  174».  Dritte  verb.  u.  verm.  Aufl.  (von  J.  F. 
Rlotzsch)  Leipz.  1784.  8.  J.  C.  Beuther's  MünzLexicon.  Augsb.  1774.  8.  C.  C. 
Schmieder's  Handwörterbuch  der  gesammten  Münzkunde.  Halle  i8n.  8.  Eben- 
dess. Nachtrag  hiezu.  Halle  i8i5.  8.  F.  X.  Weilmayer's  allgem.  numismat.  Le- 
xicon  od.  Münzvvörterbuch.  Th.  I  und  II.  Salzb.  1817.  8.  Mit  Rupf.  H.  G. 
Flörre's  Münzkunst  und  Münzwissenschaft.  Mit  19  Kupfert.  Berlin  i8o5.  8. 
Auch  unter  folg.  Titel:  J.  C.  Brünitz  Ökonom,  teclin.  Encyclopädie,  fortges.  von 
H.  G.  Flörke,  Bd.  97,  Art.  Münze;  überdicls  bandelt  auch  der  98  Band  von 
der  Münze.  J.  L.  Klüber,  das  Münzwesen  in  Teutschland,  nach  seinem  jetzi- 
gen  Zustand ,  mit  Grundzügen  zu  einem  Münzverein  teutsche r  Bundesstaaten. 
Stultg.  1828.  8. 

c)  Erloschen  ist  das  ehemalige  Münzrecht  der  subjicirten  und  supprimirten  teut- 
schen reichsständischen  Landesherren,  und  anderer  münzberechtigter,  unmit- 
telbarer oder  mittelbarer,  Reichsange  hörigen ,  welche,  bei  Auflösung  der  teut- 
schen  Reichsverbindung,  die  Souverainetät  nicht  erhingt  haben,  oder  der  erlang- 
ten entsetzt  worden  sind. 


II.  Theil.  XII.  Cliip.  Pftiatizhoheit. 


§,   416.  (336.) 
/>,/<.  MünzReqal  nun-,  m  dem  teutschen  Reich ,  kaiserliches  Reservat. 

Ii  Die  M  3  n  /  6  r  Q  C  h  t  i  S hei  I  ,  das  Recht  Goltl  ZU  prägen,  war,  noch 
in  der  neuesten  Zeit  der  teutschen  Reichs  Verfassung,  kein  Bestandteil  der 
Landeshoheit)  sondern  kaiserliches  Reservat«)«  Jeder  Münzherr  be- 
durfte kaiserlicher  Verleihung,  oder  unvordenklicher  Verjährung  II)  Der 
Kaiser  unmittelbar,  pflegte  das  MünzRegal  nicht  mehr  auszuüben  c),  ob- 
gleich  er  ursprunglich  dieses  ausschliefsend  gethan  hattet).  III)  Münz- 
privilegien  konnte  der  Kaiser  in  neuern  Zeiten  nicht  erth eilen,  ohne 
Einwilligung  der  Kurfürsten,  und  ohne  vorher  den  Kreis  zu  hören,  worin 

Münzstand  gesessen  war.  Dasselbe  galt  von  der  Münzverleihung  an 
Mi'tc  Iure;  wobei  überdiefs  die  Mit  betheil  igten  zu  vernehmen  waren 
IN  Schon  in  dir  frühern  Periode  des  Mittelalters  erfolgten  etliche  kaiser- 
liche  M  u  n  z  \  erlei  h  u  n  g  e  n  ./) ;  dann  andere  an  die  Kurfürsten  #),  nach 
und  nach  häufiger  auch  an  andere  Reichsstände  /<)•>  vorzüglich  geistliche} 
sogar  ein  landsässige  Reichsstände,  an  nicht-reichsständische  Reichsunmittel- 
bare >'),  an  mittelbare  Fürsten,  Bischöfe,  Aebte,  Grafen,  Edelleute  und 
Städte,  auch  an  einzelne  Stadtbürger,  adeliche  und  nichtadeliche  doch 
vielfältig  mit  Einschränkung  i)  und  reichslehnbar.  V)  Die  Reichsvica- 
rien,  waren  zu  Ertheilung  des  Münzrechtes  nicht  befugt»»). 

a)  Reichsmünzordn.  v.  1559,  §.  3o.  176.  Reichsabsch.  1570,  §.  i32.  Wahlcap.  IX. 
u.  -.  11.  IHyxeb  ab  Ehrenbach  de  prineipibus  et  statibus  imperii,  p.  628.  Ley- 
mh,  Spec.  V?<).  Moser  v.  Reichstagsgeschäften,  S.  1877  f-  v*  Reust  sciagraphia 
juris  monetandi  4.),  p.  i32.  —   Wider  Ware  Reichsgesetze,  behaupteten 

das  Gegentbeil :  Ecdewig,  Spewrb,  Rossmamn,  J.  T.  Carrach,  u.  F.  C.  J.  Fischer 
in  d.  Rameral-  u.  Poli/eir. ,  III.  376  ff. 

h)  w  ahlcap:  (i663  u.  1^1)  IX.  7. 

()  Ausnahmen  machten  Franz  I.,  seit  1748,  u.  Joseph  II.  1765.  Grellmann's  Staats- 

knnde  v.  Teutschland.,  I.  104.    Praun  a.  a.  O.  S.  i53.  f.  Heinrich's  Gesch.  d.  t. 

Reichs,  VIII.  266.    (Cleykmanh's)  Materialien,  S.  181  f. 
d   Dl  Iii  \\i   de  jure  circa  rem  monetär,  in  Germania,  c.  2.  §.  22.  sqq.  Fleischer's 

in  .fit.  juris  feud-,  374  ff.    Schöpperlik's  kleine  hist.  Schriften,  I.  34o.  Rössig's 

Allerthümer  d.  Teutschen,  5o3. 
c)   \\  ahlcap.  IX.  6.  1 1. 

f)  Die  älteste  873,  nach  Schöpflin's  Alsat.  illustr.,  II.  3ig.  Ein  älteres  Reispiel 
um  833,  für  die  Aebte  zu  Corvey  u.  Prüm,  s.  in  Gebhardts  geneal.  Gesch.  der 
erhl.  Reichsstände,  I.  ijo.  Ein  Reispiel  von  io56  für  St.  Maximin,  in  Calmet's 
bist,  de  Lorraine,  I.  447«  Beispiele  für  Dynasten,  aus  dein  12.  u.  i3.  Jahrb.  bei 
Gebhard]  a.  a.  0.  166.  220.  269.  u.  in  (Fritz)  Reitr.  z.  d.  henneberg.  Rergwerks- 
und  Mün/.uesen,  in  Meusel's  Geschichtforscher,  VI.  1  —  3o.  De  Rünau  l.  c. 
t,  l.  \-  JÖ.  sqq.  Köhur's  Münzbelustigungen,  I.  159.  II.  220.  Flörres  Münz- 
kunst, S.  121. 

ff)  Aurea  Rulla,  X.  i.  3.    Gerstbachf.r's  Handbuch  der  t.  Reichsgesetze,  IV.  498« 
h)  PrxmaeBB,  III.  459.    Olenschlager's  Erläut.  der  G.  R.,  204.    Köbxeb's  Müna- 
belust.,  XXI.  41. 
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})  Moser  v.  ReichstagsgescMften,  i38?,.  Ebendess.  teutsches  Staatsr.  XXII,  373.  Ma- 
der's  reichsritterseh.  Magaz.,  VIII.  33y. 

kj  Pfeffinger,  HI.  481.  Moser  a.  a.  O.  i383.  Beust,  i34*  Bünau  c.  2.  §.  46. 
Gebhardi  a.  a.  O.  I.  597.  Mereal's  Miscell.,  I.  83.  Hessel  diss.  de  jurib.  civi- 
tatuin  imperial.  (Alt.  17S9),  p.  34-  C.  F.  Evers  mecldenburg.  Münzverfafs. 
(1798.  8.),  IL  38.  Münzen  der  Domcapitel,  während  einer  Sedisvacanz.  Moser 
a.  a.  O.  i383.  Rlüber's  kl.  jur.  Eibl.,  XIX.  3?6.  C.  F.  Zefernicr,  die  Capitels- 
u.  SedisvacanzMünzen  u.  Medaillen  der  t.  Erz-,  Hoch-  u.  unmittelb.  Reichs- 
stifter. Mit  Rupf.  Halle  1822.  4«  Schwäbische  Kreismünzen  von  1694  u.  1737, 
Moser  a.  a.  O. ,  i385.  In  Städten  waren  zuweilen  Munzjunher,  Münzbür.ger  u. 
Hausgenossen ,  die  ein  Münzhaus  in  Gemeinschaft  besassen,  auf  das  Münzrecht 
pririlegirt.  De  Bünau  1.  c.  c.  2.  §.  23.  47.  Fleischer  1.  c.  38i.  C.  G.  Buder 
diss.  de  Monetariis  prineipum  ac  civitatum  Germaniae ,  dictis  Hausgenossen. 
Jen.  i-5 1.  4.  Dafs  manche  mittelbare  Städte  aus  landesherrlicher  Erlaubnifs, 
doch  unter  des  Reichs  Wappen  u.  des  Baisers  Namen,  Münzen  geprägt  haben, 
s.  in  Röhler's  Münzbelust.  XI.  40.  Von  dem  Münzrecht  der  Stadt  Rostock,  s. 
d.  grundgesetzl.  Erbvertrag  v.  1788,  §.9;  in  Reuss  Staatskanzley ,  Th.  XXII, 
S.  29. 

/)  Z.  B.  auf  Widerruf,  auf  silberne  Münzen,  auf  Heller  und  Pfennige,  u.  d.  Bei- 
spiele v.  i3g3  u.  i3g8,  in  Meüsel's  Geschichtforscher,  I.  i5o  ff.  II.  290.  Kaiser- 
liche Verpfandung  des  Münzrechtes  v.  i43i ,  in  Beyschlag's  Beitr.  zu  d,  Kunst- 
geschichte der  Reichsstadt  Nördlingen,  St.  IV  u.  V  (1800),  5o  ff. 

m)  Limnaeus  ad  capit.  Matthiae,  art.  34-  n.  6.  p.  069.  Anderer  Meinung  sind,  de 
Bünau  1.  c.  c.  3.  §.  4*  u«  Beust,  100. —  Die  R.  Vicarien  bedienten  sich,  auf  ihren 
eigenen  Münzen,  des  Vicariatwappens  u.  Titels.  Moser  v.  röm.  R aiser,  794. 
Fleischer  1.  c.  383.  sq.  Röhler's  Münzbelust.,  i3.  73.  79.  XIX.  32 1. 

§•   ^17.  (337.) 

Geld.    Münze;  reale,  nominale,  fmgirte. 

I)  Geld,  in  dem  weitern  Sinn,  bezeichnet  eine  Masse  von  Gütern 
oder  Genufsmitteln.  Geld,  in  dem  engern  Sinn  (was  allgemein  gilt, 
pecunia),  ist  eine  Sache,  deren  Tauschwerth  allgemein  als  Maasstab  des 
Werthes  und  Preises  der  übrigen  Sachen  dient,  als  Tälisch  mittel,  als  Mittel 
der  Vermögens  Ausgleichung  und  als  Schatzungsmittel  (Werth-  oder  Vor- 
stellungszeichen, repräsentirendes  Medium,  signe  representatif).  Werth  Ver- 
treter von  Waaren  und  Arbeit,  dient  es  blofs  als  Mittel  dieselben  zu  schälzen, 
zu  vergleichen  und  von  Hand  zu  Hand  zu  übertragen,  mithin  als  Umsatz- 
mittel, für  Erleichterung  und  Belebung  des  Verkehrs.  Durch  Geld  wird 
Macht  erlangt,  Sachen  und  Dienste  zu  kaufen.  II)  Münze  (moneta)  ist 
eine  Sache,  mit  einem  von  Staatswegen  beglaubigten  Maasstab  für  den 
Tauschwerth  der  Dinge  Real  Münze,  Sachmünze  oder  Realgeld  (1111- 
meraire  eftectif),  ist  ein  unter  Staatsberechtigung  geprägtes,  d.  h.  mit  Zei- 
chen seines  wahren  Tauschwerthes  versehenes  Geldstück;  gewöhnlich  von 
Metall  (klingende  Münze,  aus  Silber,  Gold  oder  Kupfer,  Metallgeld), 
sonst  auch  von  Waaren  anderer  Art  (Waarenmünze).  Nominale  oder 
symbolische  Münze,  Greditmünze,  Münzzeichen,  ist  eine  Staatsurkunde,  welche, 
für  jeden  Inhaber,  eine  Anweisung  auf  reelle  Münze  enthält,  z.  B.  Papier- 
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inün  c  vv  >  ,  ehehin Lederniua^e«  Fingirte,  idealische  oder  Rech- 
Dangsmunzen,  Idealgeld,  monnoies  de  compte  8),  sind  ein  unkorper- 
\;  b  für  den  Tauschwert!]  der  Dinge,  mithin  auch  der  reellen 
Münzen  j,  B.  Reichs-  oder  rheinische,  fränkische  und  meisnische  Gul- 
den, teutsche  Reichsthaler)  der  augsburger  GiroThaler,  die  MarkBanco,  die 
Mark  GrobCourant,  u.  iL 

1 1)  uMateria  forma  publica  percussa».  Paullus,  in  L.  i,  1).  de  contrah.  cmt.  Also 
jedes  öffentlich  eingeführte,  jedem  Inhaber  (au  porteur)  dienende  Zahlungsmit- 
tel. Geld  ist:  null  VfoHTESQoiBi  ,  der  Repräsentant  des  Werthes  oller  Waa- 
ren;— Dach  Fichte,  die  Form  des  Eigen thumsj  — nach  Bant,  das  allgemeine  Mit- 
tel mm  Verkehr  des  Fleißes  der  Menschen  gegen  einander;  —  nach  Archen- 
aon  eine  Sache,  deren  Gebrauch  nur  durch  ihre  Verausserung  möglich  ist.  — 

'  ÖD 

\  i  m  Gelde;  in  Dav.  Ih  oe's  politischen  Versuchen,  aus  d. Engl.    (Königsb.  1800. 

8.  ,_  —  83.  ü  Mcbbabd  über  Geld  und  IVlünze  u.  s.  w.  Cassel  1809.  8. 
/  nd  ts,  Theorie  des  Geldes  u.  d.  Münze.  Alteub.  1817.  8.  A.  Müllems  Ver- 
mu  Ii  e.  neuen  Theorie  <les  Geldes.  1817.  8.  C*h.  v.  ScbmidtPhiseldbcb  über  den 
Begriff  \<>m  (leide,  u.  den  Geldverkehr  Im  Staate.  Copenh.  1818.  8.  G.  Hufe- 
t  \m»\  Staatswirthscbaftskimst.  Th.  I,  S.  128.  J.  E.  F.  Lötz  Revision  der  Grund- 
begriffe  der  NationalWirthschaf tlehre ,  Th.  I,  S.  9  —  171.  H.  Storch  cours 
d'cconomie  politique,  T.  III  et  IV  et  T.  VI,  notes  4,  7  —  n  ,  i3  et  16  (oben 
|.  3q3,  a).  J.  G.  Horm  Alte,  die  Lehre  vom  Gelde.  Berlin.  i838.  8. 
/1  Stswabt's  Staats  wir  thschaft,  Buch  III,  Cap.  1.  Montesquieu,  esprit  des  lois  liv. 

eh.  3.  An.  Smith  s  Untersuchungen  über  die  Natur  u.  die  Ursachen  des  Na- 
Üonalreichthums  (Breslau  1794),  Bd.  I,  Buch  I,  Cap.  4,  S.  38  ff.  J.  B.  Say^ 
trade  d'economie  politique  (Paris  i8o3.  8.),  T.  I,  liv.  2.  Flörre's  Münzkunst, 
v  Boa  IV.  —  Die  Rechnungsmünzen  sind  theils  gemeine,  wonach  jeder  Ort  des- 
selben Münzbezirks  im  gemeinen  Mandel  rechnet,  z.  B.  rheinische  Gulden;  theils 

.  /  /  ,  wonach  man  in  einem  bestimmten  Ort  oder  Bezirk  nur  bei  beson- 
dern Gelegenheiten  rechnet,  z.  B.  bei  dem  Wechselhandel.  Ihr  Zahlwerth  ist 
doppelt:  1)  Ortwerth,  d.  h.  Valuta,  wonach  die  Münze  an  demselben  Ort  be- 
zahlt wird,  E.  B.  nach  Banco-  oder  CurrentGeld  (über  Banco ,  Cournnt  und 
Münze,  von  Oboer,  in  Schlözer's  Staätsanz.,  XLVU.  3io),  nach  Frankfurter 
Wechselgeld,  Augsburger  GiroGeld  (§.  419,  a),  u.  d. ;  2)  fremder  Werth,  den 
die  Münze  an  einem  andern  Ort  hat,  und  der  aus  des  Ortes  Münzfufs  hergelei- 
tet ist.  —  Werden  Wechsel  an  dem  Ort  A  auf  den  Ort  B  eingehandelt  oder 
verkauft,  so  ist  ein  Stück  oder  eine  bestimmte  Anzahl  von  Stücken  aus  einer 
bestimmten  Münzsorte  des  einen  von  beiden  Orten,  die  beständige  Grösse,  nach 
welcher  der  Preis  des  Wechsels  in  einer  bestimmten  Münzsorte  des  andern  be- 
dungen wird:  er  ist,  wie  der  Preis  der  Waaren,  bald  höher  bald  niedriger,  also 
veränderlich.  Die  beiderseitigen  reellen  Geldsorten  bilden  daher,  in  der  Regel, 
das  gegenseitige  Wechselgeld ,  und  Wechselpari  ist  der  Preis  für  zwei  Werthc, 
die  gegeneinander  ausgetauscht  dieselbe  Menge  fein  Silber  oder  fein  Gold  ent- 
halten. Um  noch  sicherer  zu  gehen,  hat  Hamburg  Silberbarren  zu  seinem 
Wechselgeld  gewählt  Der  zwischen  beiden  Orten  bald  steigende  bald  fallende 
Preis  des  Wechsels,  heilst  Wechselpreis,  VFechselcurs ,  oder  schlechthin  Ours. 
Man  ersieht  ihn  aus  den  Cur* zetteln.  J.  F.  Lorenz  Grundrifs  der  reinen  und 
jew.  Mathematik,  Th.  I  (1798),  S.  129.  (F.  Cleymmann's  )  Materialien  für 
Münzgesetzgebung  (Frankf.  1822.  8.),  S.  323  IT.  Ebendcss.  unten  (§.  i\io)  angef. 
Aphorismen,  S.  85.  v.  Fahbebbbbg's  Magazin  für  die  Handlung,  Jahrg.  1812, 
lieft  6,  S.  3o8  —  Ö20.    Die,  in  der  neuesten  Zeit  nicht  selten  abgeänderten, 
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WechslungsTijpen  (§.  4*3,  c),  nach  welchen  auf  den  verschiedenen  Handels- 
plätzen die  Wechselpreise  bestimmt  werden,  findet  man  in  J.  C.  Nelckf.nbrecher's 
(Gerhardt's  des  Aelt.)  Taschenbuch  der  Münz-,  Maaii-  u.  Gewichlhunde.  9.  Aufl. 
verm.  u.  verb.  von  M.  R.  B.  Geurhardt.  Berl.  i8o5.  8.  12.  Aufl.  verm.  u. 
verb.  v.  J.  S.  G.  Otto.  Berl.  1817.  i3.  Aufl.  v.  J.  P.  Schelle>berg.  1820.  14. 
umgearb.  Aufl.  1828.  8-  i5.  verm.  Aufl.  i832.  8.  (2  Rtlilr.  n1/^  Sgr.);  auch  in  J.  E. 
Liebhold's  allgem.  ComptoirHandbuch.  4«  Aufl.  Frankf.  1821.  8.,  in  der  Neue- 
sten Geld-,  Münz-,  Maas-  u.  Gewichtkunde.  4«  Aufl.  Nürnb.  1821.  4«?  u-  ZUIT1 
Theil  für  frühere  Zeit,  in  den  Anweisungen  und  Tabellen  v.  Kruse,  Gerhardt, 
Aub,  Flügel,  Kampre,  Lesz,  Euler,  TVaginer,  J.  F.  Lasge  u.  Mos.  Israel,  Chr. 
Nobacr  (unten  §.  418,  c)  u.  a.,  J.  G.  Büsch  über  Geld-  und  Wcchselcurs,  Mün- 
zen, Pari  u.  s.  w.  Hamb:  1801.  8. 
c)  Buse's  Handb.  der  Geldkunde,  theoret.  Theil,  S.  108  ff. 

418.  (338.) 

Form  und  Materie  der  RealMünze.    Ihr  Schrot  und  Korn;  ihr  in- 
nerer und  äusserer  Werth.     Valvation  der  Münzen.    Einfluss  der- 
selben  auf  die  IVechselpreise.  ßliinzPolitik. 

I)  Bei  Real  Münzen  kommt  in  Betracht:  i)  die  Form,  insonderheit 
das  Gepräge,   welches  den  Zahlwerth  (Valuta,   und  zwar  mit  Angabe, 
wie  viel  Stücke  aus  der  Mark  fein  geprägt  sind),  Jahrzahl,   Namen,  Titel 
und  Wappen,  auch  wohl  das  Bildnifs  des  Münzherrn  «),  enthält,  wo  die  Wap- 
penseite die  Kehr-  oder  Rückseite  (Revers),  die  andere  die  Hauptseite  (Avers) 
heiPst;    2)  die  Materie,  jetzt  die  drei  Münzmetalle,  Gold,  Silber, 
Kupfer  £).    Die  beiden  edlen  Metalle  in  ihrer  Feinheit,  erhalten  meist  einen 
Zusatz  von  anderem  Metall  (eine  Legirung);  Silher  wird  mit  Kupfer,  Gold 
mit  Silber,  oder  Kupfer,  oder  beiden  legirt  oder  beschickt  (vermischt, 
d»  h.  mit  solcher  Zuthat  zusammengeschmolzen).     II)  Was  die  Mischung 
oder  zusammengeschmolzene  Masse,    dieses  legirte  Silber  oder  Gold,  an 
edlem  Metall  (edlem  Münzstoff)  enthält,  nennt  man  ihren  Feingehalt, 
ihre  Feinheit.    Die  aus  dieser  Mischung  entstandene  rohe  Masse  heifst,  wenn 
Münzen  daraus  geprägt  sind,   das  Korn   (titre)    der  Münze.  Schrot 
(poids)  der  Münze  hingegen,  heifst  das  Gewicht  (Metallgewicht),  welches 
sich  aus  ihrem  edlen  Metall  und  aus  der  Zuthat  zusammen  ergibt  c).  III)  Der 
innere  Werth  einer  Münze  wird  geschätzt       nach  ihrem  Korn  und 
Schrot,    nach  dem  qua  Ii  et  quanto.     Bei  der  Fabrication  mufs  daher 
nicht  nur  für  Richtigkeit  des  Gehaltes  gesorgt  werden,   sondern  auch  für 
Gleichheit  in  dem  Gewicht  der  individuellen  Stücke  einer  Münzsorte.  Mün- 
zen, die  den  gesetzmäsigen  innern  Gehalt  nicht  erreichen,  heifsen  gering- 
haltige.    Der  äussere  Werth  einer  Münze,  ihr  Geld-  oder  Zahlungs- 
werth,  ist  der  von  Staatswegen  ihr  beigelegte.    Je  weniger  er  den  inaern 
übersteigt,  desto  hochhaltiger  oder  w  erth voller  ist  die  Münze.    l\  )  Der 
aus  ihrem  Korn  und  Schrot  hervorgehende  Werth  der  Münzen,  als  eines 
manuPacturirten  Metalls  oder  Fabricats,    hat  unvermeidlichen  EinlluPs  auf 

Klüber's  offenU,  Recht,  4.  Aufl.  40 
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den  G  der  im  VVechselhandel  und  WaarenGrofshandel  entscheidenden 
S\  ch seipreise  oder  Curse  <),  wo  das  Geld  als  Waare  (wie  Bruch- 
metall  oder  Tiegelgut)  betrachtel  wird  (§.  417  u.  421),  folglici  schlechte 
Mun^e  nickt  ml  höhere  Geltung  steigen  kann,  als  ihr  Metallwerth  mit.  sich 
bringt  Ist  für  den  Innern  Werth  verschiedener  in  einem  Laml  -rsrt/.- 
iniisig  umlaufender  Geldsorten  ron  verschiedenem  innerem  Gehalt  durch  ein 
gehörig  befolgtes  Gesetz  dem  Ausland  keine  sichere  Bürgschaft  gegeben, 
10  rech  11  ei  dasselbe  in  dem  Wechsel  verhehr  (bei  Umsätzen  ausländischer 
Wahrungen  oder  Geldsorteo  von  verschiedenem  innerem  Gehalt  gegen  in- 
landische, und  umgehehrt),  um  sicher  ZU  gehen,  in  der  Hegel  auf  die 
schlechteste  oder  geringhaltigste  der  Währungen,  welche  in  dem  Staat, 
mit  dessen  Einwohnern  es  verkehrt,  eingeführt  ist,  weil  mit  ihr  Zahlung 
/u  leisten  im  Zweifel  Jeder  geneigl  seyn  wird./).  Um  so  viel  werden  daher 
in  dem  gegenseitigen  Verkehr  die  Preise  der  Wechsel  (die  Curse)  von  dem 
Ausland  gesteigert,  und  müssen  dessen  Werthgegenstände  von  dem  Inland 
theuerer  bezahlt  werden.  Diesen  wichtigen  Gegenstand  hat  die  Münz- 
Politik  /.u  beachten  gfy 

Gbrsti  icher's  Bandb.  d.  Rei<  hsgcset/.e,  IX.  1677  f.    Nach  der  RcichsMünzordn. 
v.  i558,  '.  i<>,  sollte  auf  der  Hauptseite  das  Reichswappen  stehen.  Höhler's 
Rfünzhelust.«  I.  167  IV.    Dawider,  s.  in  Ansehung  der  kurfürstl.  Münzen,  v.  Lu- 
dswig's  Erläut.  der  (».  Ii.,  I.  opi.   Es  war  aber  dieses  nachher  willkührlich  ge- 
worden.   Köhler'*  Vorrede  zu  v.  Päaun's  Nachr.  von  d.  Münzwesen,  XX  ff. 
b)  Zu  der  Real  Münze  sind  die  edlen  Metalle  besonders  tauglich,  wegen  ihres  eigen- 
thfimlichen  innern  Werthes,  ihrer  verhältnifsmäsigen  Seltenheit,  Dichtigkeit  und 
die  kleinsten  Verihögentheile  erreichenden  T Heilbarkeit;  Eigenschaften,  die  \er- 
einigl  keinem  andern  Münzstoff  in  so  hohem  Grad  eigen  sind.  —  Aus  Piatina 
(Weifsgold)  werden,  seit  1828,  in  Rufsland  Münzen  geprägt.    Rlübeb's  Miiri'z- 
wesen,  S.  211  f.  —  Ehe  das  aes  signatum  üblich  war,  diente  den  Römern,  wie 
den  .dien  TeutSchcn,  Vieh  (pecus)  als  gemeines  Tauschmitlei;  daher  die  spätere 
Geldbenennung  pecunia. 
()  Fein  Gold  oder  Silber,  ist  rein,   d.  h.  ohne  Zusatz.    Vermischt  mit  anderem 
Münzmetall,  heißt  es  legirl  oder  beschielt.     Silber  wird  mit  Kupfer,  Gold  ent- 
weder mil  Silber  oder  mit  Hupfer,  oder  mit  beiden  legirt.    Daher  die  Benen- 
nungen: weifse,  rothe,  gemischte  Legirnng  oder  Karatirung.  —  Von  den  Münz- 
metallen,  s.  Flöbke's  Münzkunst,  S.  290  —  3i6.  —  Von  Schrot  und  Korn,  eben- 
das.  S.  344  ^  —  Zu  dem  Münzgewicht  bei  Gold  und  Silber,  bedient  man  sich, 
in  Teutschland,  des  cölmschen  Mark  gewichtes.    Dieses  teutschc  Markgewicht  wird 
gebraucht,  theils  zum  Abwägen  jener  Metalle,  theils  zu  Probirung  ihrer  Feine 
und  des  Zusatzes.    Zum  Abwägen  wird  es  eingethei.lt ,  wie  folgt: 


Mark 

Unzen 

Loth 

Quintlcin 

Pfennige 

Heller 

1 

8 

16 

64 

256 

512 

1 

2 

8 

32 

64 

1 

4 

16 

32 

1 

4 

8 

1 

2 
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Gewogen  wird  aber  gewöhnlich,  bei  dem  Verltauf  des  Goldes  und  Silbers,  nur 
nach  Mark  und  Loihcu ,  nach  %,  yi6,  %a  u.  %4  Lothen.  In  Valvations- 
Edicten  wird,  seit  der  östreich-baierischen  3Iünzconvention  von  i~53  (§.  42")» 
die  cölnisclie  3Inrls,  welche  486/,  hollandische  Asse  wiegt,  eingctheilt  in  4020 
Asse,  deren  60  das  Gewicht  eines  Ducaten  ausmachen,  v.  Pral>,  176  f.  (Die 
Eintheilung  der  Mark  in  4352  Asse,  Eschen  oder  Grains  —  v.  Prau>,  19  ff.  — , 
ist  nicht  mehr  üblich.)  Ueberdiefs  wird  in  dem  JÜumvesen  zu  Berechnungen, 
welche  die  Stückelung  der  Geldsorten  und  deren  Valvation  betreffen,  der  Richt- 
pfennig gebraucht,  weicher  aus  einer  Mark  besteht,  und  in  65,536  Theile  ge- 
lheilt wird,  als  die  OuadratZahl  ron  256  Pfennigen,  in  welche  die  cölnische 
31ark  getheilt  ist.  —  Gegenseitiges  Verhältnifs  des  cölnischen,  des  neufranzösischen 
u.  des  neuen  niederländischen  Markgewichts,  in  Schum>\s  niederl.  und  grofsbrit. 
"Wechsel-  u.  31ünzgesetzen  (Frankf.  1827.  8.),  S.  116  ff.  Fünf  wiener  Mark  ha- 
ben die  Schwere  von  6  cölnischen.  (Cle\-20ia>  Vs)  Materialien,  S.  192.  096 Mark 
augsburger  Silbergewicht  machen  601  cölnische  3Iark.  Cley>;iia:nt>-*s  unten  (§.420) 
angef.  Aphorismen,  S.  106.  —  Anlangend  die  Bezeichnungsurt  des  Feingehaltes 
der  edlen  Münzmetalle  ,  so  wird  in  Teutschland  nach  dein  Probirgewicht  die 
höchste  Feinheit  des  Goldes ,  bezeichnet  durch  24  Karate  (so  viele  machen  eine 
cölnische  Mark),  und  jedes  Karat  wird  getheilt  in  12  Grän.  Die  höchste  Fein- 
heit des  Silbers,  wird  bezeichnet  durch  16  Lothe  (so  viele  machen  eine  Mark), 
und  jedes  Loth  wird  getheilt  in  18  Grän.  Demnach  hat,  bei  Gold  und  bei  Sil- 
ber, die  feine  3Iark  288  Grän.  (Clev>ma>>  s)  angef.  Aphorismen,  S-  ^  u.  f.  - 
Eine  31ark  feines  Gold  oder  Silber,  heilst  eine  feine  Mark;  wenn  es  beschickt, 
(legirt  oder  vermischt)  ist  mit  andern  3Ietallen,  eine  rauhe  Mark,  —  Zu  genauer 
Prüfung  des  Feingehaltes  sowohl  des  Goldes  als  auch  des  Silbers,  in  Barren 
und  in  31ünzen,  bedienen  sich  Münzwardeine  am  sichersten  der  Schöpf-  oder 
Tigelprobe ,  welche  grössere  Genauigkeit  gibt,  als  die  Aushieb-  oder  Meissefprobe 
(KLi'ßEii's31ün/.wescn,  S.  240  ff.  247  fr.);  dann  zu  Prüfung  des  Gewichtes  der  Münzen 
einer  sehr  feinen  Wage ,  der  Probirwage ,  und  eines  eigenen  verjüngten  Gewich- 
tes, des  Probirgewichtes.  Wie  bei  geometrischen  Arbeiten  der  verjüngte  31aas- 
stab  in  beliebiger  Grosse  sich  annehmen  lafst,  so  kann  man  auch  in  dem  3Iünz- 
wesen  das  Probirgewicht,  welches  die  ganze  Mark  darstellen  soll,  nach  Gefallen 
leicht  machen;  wenn  es  nur  so  abgetheilt  wird,  dafs  es  bei  Goldproben  in  Ka- 
rate und  Gräne,  bei  Silberproben  in  Lothe  und  Grane  richtig  zerfällt.  Denn 
der  Zweck  ist,  dafs  der  feine  Gehalt  des  in  Probe  genommenen  Metalls,  nach- 
dem eine  ganze  ProbirMark  desselben  von  dem  Zusatz  befreit  worden,  bei  dem 
Wiegen  des  gereinigten  Bestes  richtig  an  den  Tag  komme.  Bestände  z.  B.  die 
eine  Mark  schwere  Masse  zur  Hälfte  aus  Zusatz,  so  müfste  dieser  reine  Best, 
an  Gold  12  Karate,  an  Silber  8  Loth  wiegen,  und  wenn  der  Zusatz  ein  Drit- 
tlieil  der  Masse  betrüge,  wäre  der  Best,  an  Gold  16  Karate,  an  Silber  10  Loth 
und  19  Grän.  Dann  würde  man  sagen,  dafs  jede  Mark  der  in  Probe  genom- 
menen 3Iasse  so  viel  an  feinem  Metall  enthalte.  —  Pi obi/Sieine  und  Probir-  oder 
Streichnadeln ,  d.  h.  dünne,  aus  einer  verschiedenen  Zusammensetzung  der  edlen 
Metalle  gefertigte  Stille,  wenn  gleich  richtig  legirt,  liefern  eine  nur  oberfläch- 
liche Probe.  I  i.öhke's  31ünzkunst,  S.  337  $  —  Aus  Eigennutz  oder  Gcheim- 
nifskrämerei,  möchten  manche  31ünzbcamte  der  3Iünzkunst,  besonders  der  Pro- 
birhunst,  in  den  Augen  unkundiger  Staatsmänner  das  Ansehen  einer  Art  \o\\ 
Zauberei  oder  geheimer  W  issenschaft,  wenigstens  einer  höc  hst  tiefsinnigen  und 
schwer  zu  erlernenden,  verschallen,  um  von  genauer  Erforschung  des  Münz- 
wesens  abzuschrecken.  —  G.  C.  Chjxiüs  über  die  wahre  cölnische  Mark.  Frankf. 
1820.  8.  Von  der  Mark  löthigen  Goldes  und  Silbers,  s.  die  angef.  Materialien 
(von  Cleynmann),  S.  2  ff.  —  Von  Juslirung  der  Münzen,  s.  FlöRRb's  Wünzkunst, 
S.  885  —  892.    (Cley>:yia>>'s)  angef.  Materialien,  S.  235  IV.    (O.  J.  Fjlhch)  Et- 
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u.is  Uber  ä«i  richtige  ijustiren  «Irr  Münze«  Mehr  über  die  Vortheile  der 
Wipper.  Utona  1788.  B,  \  on  dem  Gehall  der  bekannten  GolH-  und  Silber- 
-  I  .  G«  Bü8B*8  Kenntnisse  und  Betrachtungen  des  neueren  Münzwesens 
im-  Deutsche.  •  Tbeile.  Leipz.  1795.  8.  M  R.  l>.  Gerhardt's  Handb.  der  t. 
Mim  .  Haas  und  Gewichtkunde.  Berl.  1788.8.  G.H.Buse's  vollständ.  Handb. der 
Geldkunde.  Theorot,  Theil.  Erf.  1804.  Pract.  Theil  in  ■>.  Banden.  Erf.  1800  u. 
1801.        I  •  ComptoirBuch^  1.  Theil j  erläuterte  und  ergänzte  Darstell, 

der  in  den  ComptoirTafcln  verglichenen  europ.  Müh/.-,  Maas-  und  Gewfocht- 
rerh&ltnisse    Brünn  1822.  8.     Andr,  Wagner's  Münz-  und  Wechseltabellen, 
i    ipz.  i'8o4<  i-         >  1 1111.    Villi.  iJm  •.»..),  S.  293  IV.    Ebendess.  Münz-,  Maas-  und 
Gewicbtkunde.    Leips.  1816.  8.   .1.  C.  Nelrekrrecher's  oben  (§.  417)  angef.  Ta- 
Bchenbuch.    Bestimmung  des  Werthös  der  bekanntesten  in-  und  ausländischen 
Gold-,  Silber-,  Kupfer-  u,  fingirten  oder  Rechnungsmünzen  in  der  Welt,  nach 
ihrer  Würdigung  in  Schrot  und  Horn,  u.  nach  Maasgabe  ihres  Courscs  ,  auf 
vierfache  \\  * »ise  reducirt.    Leipz.  1786.78  s.  in  Id.  4.  Geld- u.  Münzwissenschaft« 
Nürnb.  1807.  \.    Je crel*s  europäische  Hünz-,  Maas-  und  Gewichtskunde.  2  Theile. 
Wien  1827.  B.    Dr.  Fr.  All).  LVieäa.kh's  rollständiges  Handbuch  der  Münzen, 
[tfaase  und  Gewichte  aller  Länder  der  Erde.    Tu  alphab.  Ordnung.  Qucdlinb. 
l83l.  B.     J.  1'.  St  ni  1  1  1  SB!  iu.'s  genau  berechnete  und  zuverlässige  RedactionsTa- 
der  bekanntesten  deutschen  und  übrigen  europäischen  Münzen,  Gewichte 
und  Mfaase  ,  etc.  Ilmenau.   i83...  4-     Christian   Noba.Cr's  (Directors  der  Hand- 
lungsLehranstall  in  Erfurt)  vollständiges  Handbuch  der  Münz-,  Bank- (und  Wech- 
Belverhältnisse  aller  Länder  und  Handelsplätze  der  Erde.    Drei  Abtheilungen. 
Rudolstadt  i833.  8.    Beckmanns  Technologie,  Cap.  32.  Hildebhandt's  Anfangsgr. 
der  Chemie,  II.  §•  1710.  1767.    Grkn's  Handb.  der  Chemie,  §.2538.  2549-  J.  Barth. 
Tboxmsdorff^S   Handb.  d.  gesammten  Chemie,   Bd.  VII,  §.  1221  —  1245.  Lo- 
R]  bz  a.  a.  0.  I-  l3l  ff.  —  Von  dem  Werth  der  ehemaligen  Münzen,  s.  Pütter's 
Lit  III-  ro.    Rlüber's  Lit.  436. 
d)  Von  der  Valvation  oder  Werthschätzung  der  Münze,  als  der  Bestimmung  des 
Geldnamens,  der  ihnen  ihres  Innern  Werthes  wegen,  nach  einem  bestimmten 
Münzfuß  zukommt,  s.  man  Flörre's  Münzkunst,  S.  698  IT.  —  In  dem  König- 
reich  Sachsen  sollen  seit  1811  halbjährig,  vor  Eintritt  der  Leipziger  Oster-. und 
MichaelisMesscn,  ValvationTabellen  für  die  umlaufenden  fremden  Münzen  erschei 
neu.    Weisse's  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  208  u.  S.  577.  —  Die  geringhaltigen 
Münzen  werden  ideale  genannt,  von  Montesquieu,  esprit  des  lois,  liv.  XXII,  ch. 
3;  also  in  einem  andern  Sinn,  als  oben      4 17- 
c)  J.  G.  Büsch  sämmtl.  Schriften  über  Banken  u,  Münzwesen  (Hamb.  1801.  3.), 

S.  664  IV.      12  u.  ff.    Flörre  a.  a.  O.  622  ff. 
f   Cph.  v.  Schmidt  -  Phiseldech  über  den  Begriff  vom  Gelde,  und  Geldverkehr  im 

Staate.  (Kopenh.  1818.  8.),  Absatz  IV. 
g)  Cph.  y.  Scmüdt-PhiSexdech  a.  a.  O.,  Absatz  IV.  —  Von  der  MänzPolitik  über- 
baupt,  nu  ll  Büsch  Grundsätze  der  MünzPolitik.  Hamb.  1789.  8.  u.  Ebendess^ 
über  Bankgeld,  Münze  u.  Münzverwirrung,  in  dessen  angef.  Sämmtl.  Schriften, 
S.  56i  ff-,  verglichen  mit  den  Bemerkungen  in  der  Allg.  Lit.  Zeitung  v.  1791, 
Num.  i3-  u.  322,  handelt  Flörke  a.  a.  O. ,  S.  789  —  839.  Man  s.  auch  (Cleyn- 
■AimV)  Aphorismen,  S.  160  ff. 

§♦  419*  C339a.) 
Münzfuss.    Jetzige  Arten  desselben:  1)  in  Silber* 

Der  Münzf'ufs  ist  eine  Bestimmung  für  Korn,  Schrot  und  Zahlungs- 
verth  einer  Münze.     Er  setzt  fest:    a)  wie  yiel  Zusatz  von  geringerem 
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Metall,  das  Hauptmetall  einer  bestimmten  Münzsorte  haben  darf,  welchen 
Feingehalt  demnach  dieselben  haben  mufs  (Korn);  b)  wie  viel  Stäche 
derselben  Sorte  aus  einer  Mark  geschlagen  werden  dürfen,  das  heifst,  das 
Gewicht,  oder  wie  schwer  jedes  Stück  seyn  mufs  (Schrot);  c)  welchen 
äussern  oder  Zahlungswerth  jedes  Stück  einer  bestimmten  Geldsorte  haben 
soll,  das  heifst,  wie  der  äussere  oder  Zahlungswerth,  weicherden  einzelnen 
Stücken  der  bestimmten  Geldsorte  von  dem  vorgeschriebenen  Schrot  und 
Korn  beizulegen  ist,  sich  verhalten  mufs  zu  dem  angenommenen  Anschlag 
der  feinen  Mark.  I)  In  Silber  waren  bis  jetzt  in  den  teutschen  Bundes- 
staaten vorzüglich  bemerkbar,  vier  verschiedene  Münzfüfse  «):  i)  der 
Achtzehn  gülden-  oder  Leipziger  Fufs  von  1690  ( 1 2  Thalerfufs)  ; 
2)  der  Zwa  11  zigg  ulden-  oder  Con  ve  ntionsFufs  (  i3V3  Thalerfufs), 
seit  1753  c);  3)  der  kurbrandenburgische ,  jetzt  preufsische  Ein  und 
zwanzig  Gulden-  oder  i  4TI1  aler f uf s,  seit  1750,  verbessert  seit  1764  d)$ 
4)  der  so  genannte  Vier  und  zwanzig  Guldenfufs  dieser  kein 
eigentlicher  Münzfufs,  nur  eine  abweichende  Zahlungsart  der  nach  dem 
ZwanzigGuldenfufs  geprägten  Münzen  ({.  427  u.  429).  In  der  neuesten 
Zeit  ist  hinzugekommen:  5)  der  Kronthal  er-  oder  24V2  Guldenfufs 
(§.  429  u.  429b). 

Die  vertragsmäsig  gemeinschaftliche  Annahme  des  zuletzt  erwähnten 
241/2Guldenfufses  in  den  zu  dem  «Allgemeinen  teutschen  Zoll-  und  Han- 
delsverein» gehörenden  südteutschen  Staaten,  durch  die  Münchner  Con- 
vention vom  25.  August  1837  (§.  4^9b)?  nat  die  nächste  Veranlassung  ge- 
geben zu  dem  Zustandekommen  der  schon  früher  in  den  Zoll-  und  Handels- 
verträgen angekündigten  Münzconvention  zwischen  allen  den  den  genannten 
Verein  bildenden  Staaten.  Dieselbe  ward  durch  Bevollmächtigte  dieser 
sämmtlichen  betheiligten  Staaten  abgeschlossen  zu  Dresden  am  3o.  Juli  1 838, 
und  es  trat  ihr  gegen  das  Ende  des  nämlichen  Jahrs,  in  Folge  seines  un- 
mittelbar vorhergegangenen  Anschlusses  an  den  Zoll-  und  Handelsverein, 
auch  noch  Hessenllomburg  bei.  Als  «Grundlage  des  gesammten  Münzwe- 
sens» ist  darin  die  bei  dem  preufsischen  i4Thalerfufs  wie  bei  dem  neuen 
südteutschen  24V2  Guldenfufs  bereits  gleich  bestehende  Mark  Silbers,  von 
233,855  Grammen  angenommen,  und  essoll  danach  einer  Seits  in  den 
küniglich-preufsischen  und  sächsischen,  in  den  kurfürstlich-hessischen,  grofs- 
herzoglich-sächsischen  und  herzoglich-sachsen-altenburgischen  Landen,  in  dem 
herzoglich-sachsen-coburg-gothaischen  Herzogthum  Gotha,  in  der  fürstlicb- 
schwarzburg-rudolstädtischen  Unterherrschaft,  in  den  fürstl.-schwarzburg- 
Sondershausischen  Landen,  so  wie  in  den  Landen  der  fürst  I. -reu  tischen 
alteren  und  jüngeren  Linie  der  1  jTiialerfuis,  in  dein  Werth verhältnifs  des 
Thalers  zu  1 V4  Gulden,  andererseits  in  den  köuigl.-baierischen  und 
wirtembergischen ,  in  den  grofsherzogl.-badischen  und  hessischen,  so  wie 
in  den  herzogl.-sachsen  -meiningischen  Landen,  in  dem  herzogl.-sachsen^ 
Coburg-  und  gothaischen  Fürstenthum  Coburg,  i:  dem  Herzogthu,m  Nas- 
sau,  in  der   fürstJich-schvvarzburg-rudolsläd tischen  Oberherrschaft  und  in 
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dei  (Vtncn  Stadt  Frankfurt  (Und  nach  dem  obigen  auch  in  der  Landgraf- 
•ch  1)  Hessen  Homberg  3  der  9  i 1  -Goldenfafs,  mil  dem  Werthverhaltnißi  Ati 
Guldens  zu  */i  Thaler,  ausschlief s  lieb  als  Landesmunzfufs  fortbestehen^  oder 
1 1  •  ein  finde rei  Landesmunzfufs  besteht,  spätestens  mit  dem  i.  Januar  1841 
eingeführt  werden;  dieser  Landesmunzfufs  soll  bei  den  Haitptntünzen  bo- 
trohl,  als  bei  deren  Thetlstücken  —  Cöuraiit  münzen  —  genau  einge- 
halten werden)  Zur  Vermittlung  und  Erleichterung  des  gegenseitigen  Ver- 
kehrs Söll  eine  gemeinschaftliche  Hauptsilbermünze —  Vereinsmünze  — 
iü  Mark  fa  Thaler  oder  3%  Gulden)  ausgeprägt  werden,  deren  Mi* 
schuigsveBhtUtnifs  (•  I0  Silber  und  VJ(,  Hupfer),  Gewicht^  Gröfse  und  we- 
Sentliche  Bezeichnungen  genau  bestimm!  sind;  die  ron  den  contrahirenden 
Regierungen  nach  einem  bestimmten  Vertheilungsmaasstab  auszuprägenden 
Vereinsmünzen  sollen  gegenseitig  geprüft  und  nötigenfalls  wieder  einbe- 
zogen v\enlen;  auch  die  eigenen  groben  Silbermünzen  der  contrahirenden 
Staaten  sollen  niemals  doahirl,  und  nicht  anders  ausser  Curs  gesetzt  "wer- 
den,  als  nachdem  eine  vien/r6chentliche  Einlösungsfrist  festgesetzt  und  be- 
kannt gemachl  isl  J  dagegen  sollen  abgenutzte  Stücke  zu  iiirein  vollen 
Nennwertb  eingezogen  und  eingeschmolzen  -werden;  die  Ausprägung  von 
Scheidemünze  nach  einem  leichtern  Münzfufs  bleibt  vorbehalten,  jedoch 
mir  zu  Zahlungen  im  kleinen  Verkehr  und  zur  Ausgleichung,  und  also 
■ach  nur  in  beschranktem  Maas  g)\  auch  diese  soll  nie  heruntergesetzt, 
und  rucksichtlich  ihrer  etwa  nöthigen  Aussercurssetzung  und  der  Einziehung 
abgenutzter  Stücke  soll  es  eben  so  gehalten  werden,  wie  mit  den  Gourant- 
münzenj  jeder  Staat  soll  ausserdem  verpflichtet  seyn,  seine  Silberscheide- 
munzen  aal  Verlangen  gegen  grobe  Münze  umzuwechseln;  besondere  Be- 
st immunem  bezwecket]  möglichste  Uebereinstimmung  in  den  MünzGesetzcn 
und  \  erordnungen  und  gemeinschaftliches  Entgegenwirken  gegen  Münz- 
vr!  brechen  1  die  Dauer  der  Convention  ist  bis  zum  Schlüsse  des  Jahrs  i858 
festgesetzt)  Und  von  da  an  soll  sie,  insofern  kein  ausdrücklicher  Rücktritt 
Blatt  findet,  stillschweigend  als  von  5  zu  5  Jahren  verlängert  angesehen 
Werden»  x 

a)  Ausser  diesen  HauptMünzfassen,  gibt  es  in  Teutschland  noch  verschiedene  an- 
dere particulare  Münzfüssc,  zum  Thcil  nur  locale.    Bemerkenswertn  sind  liier 
iidc:    1)  Der  lübiseke,  die  Mark  fein,  in  GrobCourant  zu  u1/.  Thaler  = 
34  Mark,  also  ein  17  Guldenfufs,  in  Stücken  von  2  Mark,  1  Marli,  8  Schilling, 
.,  Schilling  u.  2  Schillinge  v.  Pracht,  118.    Flöree,  (Cleynman]v1s)  Mate- 

rialien, S.  464  !  (^cm  ausser  Lübeck,  auch  MecklemburgSchwerin  und  Hamburg  fol- 
g< 'ii.  das  letzte  so,  dafs  dieses  Geld  dort  CourantGeld  heifst,  zum  Unterschied 
ron  dortigem  Bankgeld  (§.  417,  b).  2)  Der  neue  dänisch-holriemiscke\  welcher 
aber  durch  ein  Edict  vom  6.  Jan.  i8i3  so  verändert  ward,  dafs  aus  einer  fei- 
nen Hai  b  colnisch,  18  Vi  neue  dänische  RciehsBankthaler  sollen  geprägt  wer- 
den. 3)  Der  Zwhi  und  zwanzig  Guldenfuss ,  zu  Frankfurt  a.  M.  hei  Zahlungen 
aus  Verpflichtungen,  die  vor  1766  auf  so  genannte  frankfurter  Währung  einge- 
g  uigen  wurden.  Auch  im  FürstentBum  Waldeck  gilt,  noch  jetzt,  neben  drei 
andern  Münzfussen,  im  gemeinen  Verkehr  der  22  Guldenfufs,  die  so  genannte 
vraldec&iscbe  Währung.    (CivnsAkJSs's)  Materialien,  S.  3k;  u.  327  —  33o.  Auch 
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tu  Hessencassel  ward  im  18.  Jalirh Mildert  eine  Zeit  lang  nach  dem  22  FI— 
Fufs,  oder  so  genannter  niederhessischer  Wälirung,  gemünzt,  so  dafs  i834 
von  noch  mehr  als  für  3  Millionen  Gulden  davon,  vorzüglich  in  Niedcrhessen, 
in  Umlauf  war.  —  Neunzehn  teutsche  Münzfüsse  in  Silber,  die  jedoch  nicht  alle 
im  täglichen  Verkehr,  sondern  zum  Theil  nur  bei  alten  Grundrenten  u.  Geld 
capitalen,  in  Verträgen  u.  d.  gebraucht  werden,  zum  Theil  nur  besondere  Zah- 
lungsarten sind,  verzeichnet  M.  R.  B.  Gf.kha.rdt,  in  d.  allgemeinen  Contoristen 
(Herl.  1791,  2  Theile  in  4.),  Art.  Deutschland,  I.  104.  Mau  s.  auch  Flörke's 
Münzkunst,  S.  433  —  44 ^-  —  ^ur  fingirte  LocaUVährungen  sind:  die  jrankfurter 
WechsclGeldwährung ,  ein  i32%s  Thalerfufs  oder  204/4-,  Guldenfufs.  (Klüber's 
Münzwesen,  S.  2i5.  ff.  u.  284);  das  augsburger  GiroGeld,  in  welchem  der  ein- 
gebildete GiroThaler,  eine  blofse  Rechnungsmünze,  zu  nur  n43/20  Kreuzern 
augsburger  Courant  oder  des  20  Guldenfusses,  nach  welchem  der  Thaler  120 
Kreuzer  hat,  berechnet  wird  (Klüber  a.  a.  O.  S.  221  u.  265);  die  hamburger 
BancoValuta,  der  Geldfufs  der  hamburger  Bank,  ein  q5/24  Thalerfufs.  Nach 
dieser  Valuta  steht  die  cölnische  Mark  fein  Silber  auf  95/24  Rthlr.  oder  27% 
Mark  Banko;  sie  ist  also  von  hamburger  GrobCourant  unterschieden  um  231/13 
pro  Cent,  oder  i3  Mark  Banco  kommen  genau  überein  mit  16  Mark  hamburg. 
Courant,  doch  so,  dafs  die  Nachfrage  diesen  Werth  auch  Veränderungen  un- 
terwirft. Klüber^  Münzwesen,  S.  222  u.  284.  Der  altonaer  BancoFuss  von 
1777,  ist  von  dem  hamburger  nur  um  2  Schillinge  Banco  unterschieden;  er  be- 
stimmt die  cöln.  Mark  zu  9%  tUhlr  oder  27%  MarkB.  v.  Praun,  193.  J.  G. 
Büsch  über  Münzen  (1801.  8,),  S.  9  ff.  (Cleynmanjs's)  Materialien,  S.  338.  Si- 
veriivg  über  den  hamburgischen  Münzfufs.  Hamb.  1789.  8.  —  Von  der  ehemali- 
gen Re'ivhsKammerge  richts  Währung  (  einen  Kammergulden  zu  78  Kreuzer  u.  2  u. 
10/23  Heller),  s.  v.  Prauv,  S.  ii3.    Klüber  a.  a.  O.,  S.  17,  Note  *  *  *. 

6)  Bis  1817  nur  noch  hannoverisches  ,  so  genanntes  Cassengeld  oder  Cassenmünze 
(Flörke's  Münzkunst,  S.  83i  f.),  auch  bis  1814  schwedisch-pommerisches  Courant, 
den  alten  Louisd'or  zu  4  Rthlr.  16  ggr.  v.  Praiin,  i85.  Die  Mark  fein  ward 
im  GrobCourant,  bis  auf  1  gute  GroschenStücke ,  zu  12  Rthlr.,  in  den  feinen 
hannoverischen  2/3  Stücken  aber  nur  zu  ii11/^  Thaler  ausgebracht.  Vergl* 
§.  426.  —  Seit  dem  1.  Nov.  1817,  münzte  Hannover  nach  dem  2oGuldenfufs» 
Verordn.  v.  1.  Oct.  1817,  in  (Cleynmann's)  Materialien,  S.  474«  Doch  wurden 
wenigstens  %  Thalerstücke  aus  ganz  feinem  Silber  gemünzt,  nicht  aus  i3y3  lö- 
thigem ,  welches  letzte  das  ConventionsMünzsystem  für  diese  Münzsorte  vor- 
schreibt. (Cleynmann's)  Materialien,  S.  478«  llTl  J-  1820  wurden  Drei  Marien- 
groschen- oder  yi2  Thalerstücke,  und  im  J.  1821  J/6  Thalerstücke,  zwar  nach 
dem  20  Guldenfufs,  aber  jene  aus  7V9  löthiger,  diese  aus  82/3  löthiger  Silber- 
gattung, geprägt;  Silbergattungen,  welche  den  Bestimmungen  der  Münzconven- 
tion von  1753  (§.  427)  fremd  sind,  obgleich  jene  beiden  Münzsorten  die  Um- 
schrift «K.  hannöv.  ConventionsMiirtze»  führen.  Klüber  a.  a.  O. ,  S.  i43. 
Aber  vom  1.  Juli  i834  an»  nahm  Hannover  den  14  Thaler-  oder  21  Guldenfufs 
an  (§.  4^8).  —  In  dem  Herzogthum  Pommern  u«  dem  Für$tenthüm  Rügen, 
wurden  alle  fremden  (d.  i.  nicht  preussiseben)  IWünzsorten  von  den  öffentlichen, 
Gassen  ausgeschlossen,  durch  e.  preuss.  CabinetOrdre  v.  2a.  Oct.  1821,  in  d. 
angef.  Materialien,  S.  443.  —  Auch  Oldenburg  prägte,  bis  zu  dein  Eindringet 
französischer  Herrschaft,  neue  %  und  3/3  Stücke  nach  dein  leipziger  Fufs,  aber 
zugleich  auch  nach  drei  andern  Münzfüsseri.  Nelkkmikeciii dr  a.  B.  ().  (9.  Aufl. 
i8oj.),  S.  2.32.    Klüber  a.  a.  (). ,  S.  7  u.  i/j3  f. 

c)  Vcrgl.  §.  427.  v.  Praüöt,  i56.  184.  189.  Pütteh  über  den  Werth  der  Cinnni- 
tionsmilnze.  Gött.  1784.  8.  —  In  den  Münzen  K.  Franz  I.  und  seiner  Gemahlin 
Maria  Theresia  schon  seit  1748.  Daher  heilst  er  auch  Kmsergulden,  desgleichen 
Wiener  J Nahrung ,  (worunter  aber  jetzt  gewöhnlich  öslreicliisches  Papiergeld 
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rerttanden  ^Ird',  im  Gegensats  der  klingenden  ConventionsMAntte).  D>TivnTCH,a 
i    icb,  des  t.  Reich«!  VTBL  a66  I'im\,  i£>3.    (Cleynmanit's)  Materialien, 

S.  181  — .  |6i  IT.  r  |.  Nach  demselben  Münzfufs  prägten  auch,  Brauasohweig 
n  an  17481  Kursachaen  im  I.  BrandeuburgAnspach  u.  Baireuth,  Wirz- 

burg  u  Nürnberg,  seil  1754«  Pöttir's  Iristor.  Entwickel.  III.  70.  v.  Praun  157» 
liiu.K  1.  a.  o.,  S.  11 1  136,  i33  K  ?83. 

dj)   /'  I   Courant ,   nach   .seinem   Urheber,   elioliiu   auch    der  GnAiiMAwmscHB 

Münsfufs  benannt    Klubkh  a.  a.  O.,  S.  20  IV.   v.  Pbatci  i5j  f.  Vergl.  §.  428. 

<)  \.  I'uu  n,  ic«>.  180,  191.  Im  Grunde  ist  e8,  meist  sogar  in  dem  Gepräge,  der 
•>  1  1.  I  ufs,  nur  mil  Erhöhung  des  Zahlwerthes  um  .».o  pro  Cent.  Flörke's 
Müii/.kunst ,  S.  . 1 3 * >  IV. 

/)  BoiTMAini,  die  Lehre  \  om  Gelde  u.  s.  w.  mit  besonderer  Beziehung  auf  den  preus- 
lischen  Staat.  Berlin,  1838.  8,  Darin  insbesondere  der  (in  Dresden  nicht  an- 
genommene) \  orschlög  eines  gemeinschaftlichen  Go/rfmünzfufses  für  ganz  Teutsch- 
land, wonach  die  Goldmünzen  als  alleinige  Haup t münzen ,  und  die  Silbcrmün- 
ren  nur  sur  Ausgleichung  fernerhin  dienen  sollten. 

g)  Maa  rcrgl.  d.  §,  -  des  Gesetzes  Uber  die  Münzverfassung  in  den  preussischen 
Staaten,  \.  3o.  September  i6a5,  in  der  preuss.  Gesetzsamml.,  S.  169. 

§•   420.  (339b.) 
2)  in  Gohl-j  o)  in  Kupfer»  Staaatslnteresse. 

II)  In  Gold,  sind  jetzt  in  den  teutschen  Bundesstaaten  verschiedene 
Münzfufse  üblich:  1)  der  rheinische  Goldguldenfufs  «) ,  der  älteste; 
9  »  «1er  reichsgesetz -  und  conventionsmäsige  D u cate nFufs  ^0?  3)  der 
teutsche  Pistol  e  n  Fufs,  Fünfthaler-,  Louisd'or-,  Friedrich d'or-  u.  s.  w*  Fufsc); 
4  )  der  Sewerin-  oder  Souveraind'orFufs  d).  5)  Geprägt  wurden  in  der 
neuesten  Zeit:  badische  ZehnGuldenstücke,  1819  und  1820,  und  Fünf- 
Guldenstuche,  1819,  1824  und  182") ;  w  irtembergische  Fünf-  und  Zehn- 
Guldenstüche ,  1819,  1824  und  182.5}  grofsherzoglich- hessische  Zehn- 
Guldenstücke, 1826;  die  Gulden,  bei  allen  diesen  Goldmünzen,  nach  dem 
so  genannten  2  j  Guldenfufs  gerechnet.  Diese  Goldsorten  sind  weder  nach 
gleichem  Münzfufs,  noch  nach  einem  der  vorhin  genannten  geprägt  ^). 
III)  In  Kupfer,  werden  nur  hie  und  da  geringe  Scheidemünzen  geprägt /). 
IN  )  [n  dem  vormaligen  Königreich  Westphalen,  gleichwie  in  dem  Grofs- 
herzogthum  Berg  und  in  den  französischen  Lippe-  und  hanseatischen  De- 
partementen, war  nach  1807  bis  1814  das  neufranzösische  Münz-, 
Maas-  und  GewichtSystcm  eingeführt  £).  V)  Da  kein  Fehler  der  Münz- 
Politih  straflos  bleibt,  so  gebietet,  das  Staatsinteresse,  in  dem  ganzen 
Umfange  aller  teutschen  Bundesstaaten,  so  viel  möglich,  Einheit  in 
Münzform  und  Münzfufs,  Errichtung  umfassender  Münzvereine,  Auf- 
stellung gemeinschaftlicher  Gen  eralMün  zwardeine,  regelmäsige  Münz- 
Convente,  Verhütung  der  in  quali  et  quanto  überspannten  Scheide- 
münzen, u.  d.  m.  /<). 

a)  In  der  ReichsMünzordn«  v.  i55q,  ist  die  rauhe  cöln.  Mark  zu  18  Karat,  6  Grän 
fein,  und  yi  Stück  Goldgulden  auf  die  rauhe  cölnische  Mark,  bestimmt.  Flör- 
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ke's  Münzkunst,  S.  436.  —  Später,  seit  1732,  wurden  nach  diesem  Fufs  Caroli- 
nen zu  24  Stücken  aus  der  rauhen  Mark,  eines  Gebaltes  von  18  Karat  6  Grän 
feinen  Goldes  und  6  Gran  feinen  Silbers,  gemünzt;  sie  zählten  für  3  Goldgul- 
den, gewannen  aber  höhern  Curs,  bis  zu  10  pro  Cent.  v.  Praün,  1 44-  — 
Auch  wurden  so  genannte  Maxd'or ,  zu  36  Stücken  aus  der  rauhen  Mark  des 
erwähnten  Gold-  und  Silbergehaltes  der  Carolinen,  geprägt  ;  sie  hatten  also  den 
Werth  von  2  Goldgulden.  Man  s.  ValvationsProject  von  allen  im  heil.  röm. 
Reich  dermalen  cursirenden  u.  richtig  waradirten  Gold-  u.  SilberGeldsorten. 
Frankfurt  a.  M.  1760. —  Alle  diese  Goldsorten  werden  jetzt  nicht  mehr  geprägt; 
auch  nicht  der  (bis  gegen  das  Ende  des  18.  Jahrhunderts  geprägte)  hannöveri» 
sehe  Goldgulden,  dessen  Werth  verschieden  ist  von  dem  rheinischen.  Schmieder 
a.  a.  O.  S.  202.  Klüber's  Münzwesen,  S.  ig5  ff.  Aber  in  Verträgen  und  bei 
Geldstrafen  kommen  sie  noch  in  Betracht. 

b)  67  Stück  Ducaten  auf  die  rauhe  Mark  des  Feingehaltes  von  232/3  Karat ,  werden 
reirhsgesetzmäsig  seit  i55o,  ausgemünzt.  Davon  enthalten  also  6t67/71  Stück  eine 
feine  Mark  Goldes.  Flörre's  Münzkunst ,  S.  437«  So  auch  die  östreichisch- 
baierische  MünzConvention  v.  1753,  §.  2.  Gerstlacher' s  Handb.  der  Reichsge- 
setze, Th.  IX,  S.  i  534  f.  -  Aber  Oestreich  änderte  diesen  DucatenFufs,  indem 
es  den  äussern  Werth  des  conventionsmäsig  gemünzten  Ducaten  von  4  Fl.  10  Kr. 
des  2oGuldenfusses,  wie  er  in  der  Convention  tarifirt  ist,  nach  und  nach  erhö- 
hete  auf  4  Fl.  3o  Kr. ,  oder  5  Fl.  24  Kr.  des  24Guldenfusses ,  durch  Patente  t. 
1768,  v.  23.  März  1771  u.  1.  Sept.  1783  (Reuss  Staatskanzlei,  IV.  ig5 ) ,  durch 
ein  Edict  v.  12.  Jan.  1786  (in  Cleybmawn's  Materialien,  S.  345),  und  in  dem 
MünzTarif  v.  27.  Juli  1816.  (  Cley^mann's  )  Aphorismen,  S.  191.  —  Dadurch 
bestimmt  sich  das  Verhältnifs  zwischen  Gold  und  Silber  auf  1  zu  i528/100,  wäh- 
rend es  in  der  Convention  von  1753  festgesetzt  ist  auf  1  zu  \l^y/-fX.  Die  unten 
§.  429  angef.  Schlüsse  der  Reichskreise  Ober-  und  Kurrhein  v.  1793,  setzten 
den  äussern  Werth  des  östreich.  Ducaten  ebenfalls  auf  5  Fl.  24  Kr.  des  24  Fl. 
Fußes.    Die  angef.  Materialien,  S.  38o.    Klüber's  Münzwesen,  S.  188  ff. 

c)  Pistolen,  ursprünglich  eine  spanische  Goldmünze,  gesetzmäsig  ausgemünzt  zu  35 
Stücken  aus  der  rauhen  Mark  des  Feingehaltes  von  260  Grän,  d.  h.  2i2/3  Karat, 
wovon  also  3810/13  Stücke  eine  feine  Mark  Goldes  enthalten;  zufolge  des  preufs. 
Münzgesetzes  v.  3o.  Sept.  1821,  §.  1  u,  2,  in  (Cleynmakn's)  angef.  Materialien, 
S.  4^i.  —  Dieser  Münzfufs,  nach  welchem  hannöverische  Georgd'or,  sächsische 
Augustd'or,  preussische  Friedrich-  u.  FricdrichWilhclmd'or ,  braunschweigische 
Carld'or,  u.  s.  w.  ausgeprägt  wurden  oder  werden,  kam  auf,  als  1726  in  Frank- 
reich die  alten  Louisd'or  abgesetzt  u«  in  die  Münzhäuser  verwiesen  wurden. 
Flörre's  Münzkunst,  S.  4^7  ff«  Schmieder's  Handwörterbuch,  voc.  Pistola. 
Klüber's  Münzwesen,  S.  197. 

d)  Der.  Gehalt  der  Severinen  oder  Soaveraind' or  ist:  22  Kar.  (nach  Andern  22  Kar. 
3/n  Gr.)  fein,  und  /\il/2  (nach  Andern  foV*)  einfache,  oder  21%  (nach  Andern 
21Vi2)  doppelte  gehen  auf  die  rauhe,  4  6  364/1000  einfache,  oder  231S2/100O  doppelte 
auf  die  feine  cölnische  Marli.  Diese  Goldmünze  wird  zu  Wien,  ehchin  auch  in 
den  östreichischen  Niederlanden,  geprägt,  und  im  gemeinen  Verkehr  gewöhnlich 
zu  3  Ducaten  gerechnet.    Klüber's  Münzwesen,  S.  198,  5i  u.  i83. 

e)  Klüber's  Münzwesen,  S.  191. 

/)  Yergl.  §.  422.    v.  Prauw,  1-4.    Flörke  a.  a.  O.  S.  3oo  ff.  Sqj  ff. 

#)  Constitution  du  royaume  de  Westphalie,  1807,  art.  17  et  18.  Königl.  westphäl. 
Münzdecret  v.  11.  Jan.  1808,  in  d.  westphäl.  Monitcur,  1808,  11.  9.  Die  unten 
(Note  Ii)  angef.  Aphorismen,  S.  12-7  ff.  Klüber  a.  a.  O-,  S.  63.  —  Von  diesem 
neufranzösischen  System,  nach  welchem  seit  dem  Münzgesetz  v.  28.  März  i8o3, 
das  V  erhältnifs  des  Goldes  zu  dem  Silber  ist,  wie  1  zu  i5y2,  s.  die  angef.  Apho- 
rismen, S.  93.    Klüber  a.  a.  ü.,  S.  64,  76  ff.,  127  ff'.,  io5,  117,  i58,  22I),  248, 
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I«  r.  HmiKr'«  Ueberaichl  des  aeuen  rttnzös.  Kalenderwesens,  AefMaase, 
M  1  ewieltte,  ingl  der  neuen  Landeseintheilung  in  Departemente ,  u.  s.  w  . 

h.ri.   itkn.  8.     Happort  dos  nomeaui  poids  el  mesures  avec  ceui  dt  lous  leg 
p  ra,  aar  Soein  d'UsaaocaB,    Parii  1807,        Das  französische  Münz-,  Waas 
u  ( if\>  ii  iiiv^N  stfin  |  x.  li.iMM-ini..    g  Hefte.  Nord  hausen  1808.  8.    Manuel  des 
poids  e|  mesures,  des  monnaies  et   du  calcul  dreimal;  par  Tuim:  des  Sa  111,0  n 
iZ  M  Mit  Ih'n  .ui-mriitri".  Taris  (8*8.  8. 

Vtrgl,  1  löhbs's  Mün/Kiiiisi ,  8.  797.  ff«  (F,  J,  CiBYsrmAjRs's )  Aphorismen  aus 
dem  I  acht  der  Mttnzgesetzgebung  und  des  Münzwesens ,  aus  d,  vergang.  u.  ge- 
geW.  Zeil  l  1  immKi'.  1817.  B.),  insbes.  6.  '.m»i  IV.  Elendes*,  (oben  §.  417  öngef.) 
Ifaterialiea  S.  76  il.,  83,  »44*  1'"  &i  G.  Büsca  über  Bankgeld,  Münze 

11.  Mona  Verwirrung;  in  dessen  Sömmtl,  Schriften  über  Banken  und  Mttnzwejien, 
Hamb.  1801.  8.  Wihhopp's  rhein.  Bund«.  XXII.  3/,.  —  Das  Münzweaen  gehört 
ror  das  Poruni  dir  Mathematik  und  Chemie  nicht  weniger,  als  vor  jenes  der 
Politik  und  dea  öffentlichen  Rechts«  1  inst  wurden  Copernicus  und  Newton  da- 
bei /.u  lialli  ge/iogen. 


§•   421.  (340.) 

Gegenseitige*  JJ'cithvvrhülhuss  der  Müntmetalle.    Gcldcours.  Agio. 

Wahrung* 

I)  D  is  gegenseitige  Verhält  nifs  in  dem  Werth  der  Münzmetalle, 
ifl  niebf  im  ver  ä  □  d  e  r  1  i  c  h  ;  mithin  eben  so  wenig  der  äulsere  Werth 
dea  Goldgeldes,  bei  öothwendiger  Festhaltung  des  SilberMünzfufses  «). 
II  )  Aus  «!(  1  \  eränderlichlteit  des  Preises  der  Münzmetalle,  dann  aus  der 
Seltenheit,  aus  der  vermehrten  Ein-  und  Ausfuhr,  aus  der  augenblicklichen 
nehrern  oder  mindern  Brauchbarkeit  gewisser  Geldsorten,  aus  der  über- 
triebenen Erhöhung  dea  äussern  Werthes,  des  Nenn-  oder  NominalWerthes, 
mancher  Münzen  über  ihren  innern,  u.  d.  m.,  erklärt  und  rechtfertigt  sich 
aufmä'n nische  Geldcurs  (unterschieden  von  dem  Wechselcurs 
und  dem  Curs  der  Staatspapiere) \  ein  besonderer  Werth  der  Münzen,  ge- 
meiniglich  von  dem  Münzfufs  abweichend.  Dieser  Curs  richtet  sich  nach 
dem  jedesmaligen  Breien  Handelswerth  der  Münzen,  wie  bei  Gold-  und 
Silberbarren  oder  Stangen.  Es  wird  bei  dessen  Festsetzung  das  Geld  als 
Waare,  wie  Bruchmetall  oder  Tiegelgut,  betrachtet;  nicht  als  Staats- 
pder  Nationalgehl,  sondern  als  Welt-  oder  Handelsgeld  £).  Dasselbe 
gilt  um  dem,  gleichfalls  wandelbaren,  Agio  oder  Aufgeld  c),  welches 
nichl  nur  in  dem  Handel,  sondern  auch  in  dem  gemeinen  Verkehr,  man- 
chen Geldsorten  über  ihren  gesetzlich  bestimmten  gemeinen  Werth  zuge- 
standen zu  weiden  pflegt.  III)  Die  in  dem  Lande  übliche  Rechnungsart 
in  dem  Geldverkehr,  heifst  Währung  (valor),  z.B.  rheinische,  sächsische, 
preufsische,  wiener,  fränkische,  lübische,  u.  d.  fyt 

m)  I  \r.TR  s  europ.  StaatsCan/.ley ,  LXX.  5/4q.  G.  H.  Buse's  Handh.  der  Geldbunde, 
1-  5o  C  Encyclop£die  par  DtitanÖT  et  d'Alembebt,  voc.  monnoie.  Encyclopedie 
methodique;  Arts  et  Metiers,  T.  V.  (Paris  1788.  /»•),  p-  »3o  cl  suiv.  Bcmcrluin- 
gea  über  die  ßelderhöbung  in  Frankreich  und  Oestrcich.  Augsb.  1786.    J.  G. 
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Büsch  über  e.  in  Europa  einzuführenden  allgemeinen  Münzfufs;  in  Büsch  u. 
Ebeling's  Handl.  Biblioth.  II.  5o5  ff.  (F.  J.  Cleynmahh)  Ueber  das  Münzwesen 
(Frankfurt  a.  M.  1802.  8.),  S.  26  ff.  Kbendess.  angef.  Materialien,  S.  197—  201. 
—  Der  Zahlwertli  des  Silber gehle, ,y,  als  des  eigentlichen  Richtgeldes  von  Teutsch- 
land, mufs  feststehen;  derjenige  des  Goldes  mag  dann  steigen  oder  fallen.  Flör- 
ke's  Münzkunst,  S.  633  f.  u.  79a.    (Clevnmaks's)  Materialien,  S.  197—201. 

b)  Vergl.  §-4*7  u.  418.  G.  H.  Buse  a.  a.  O.  I.  80.  Hufeland  a.  a.  O.  II.  3fi 
298  ff,  411  ff«  Theod.  Olber's  diss.  de  valore  monetae  mercatorum  auctoritate 
mutato.  Gött.  17-6.  —  Dawider,  s.  Selchow  elem.  juris  germ.  priv.,  §.  594-  — 
Von  dein  Verhältnifs  des  Goldes  zu  dem  Silber,  s.  Büsch  über  Münzen  etc., 

s.  44  ff. 

c)  Jac.  Gothofredi  opusc.  var.  n.  III.  14.  sqq.  Dissertationen  von  Estor  (Marb. 
1754)  u.  Pestel  (Rint.  1757).  Fischer's  Kamerai-  u.  Polizeir. ,  III.  385.  Buse 
a.  a.  O.  I.  123.  Berghaus  Encycl.  der  Handl.  Wissensch.,  II.  22.  27.  —  (Cleyn- 
mann's)  Aphorismen,  S.  76  u.  f.  Klürer's  Münzwesen,  S.  188  u.  264  f.  —  Von 
dem  Aufgeldspiel  oder  Agiotiren,  von  der  Stocl.-Jobbery ,  und  von  Vertragen 
über  Lieferung  von  Staatspapieren.  Die  StorkJobbery  u.  der  Handel  mit  Staats- 
papieren. München  1820.  8.  J.  v.  Wayna's  Antwort  auf  die  StockJobbery. 
Wien  1821.  Beleuchtung  der  Schrift  über  StockJobbery.  Wien  1822.  8.  Rechtl. 
Ansicht  über  Lieferungsverträge  in  Staatspapieren.  München  1820.  8.  Ehrmabn's 
rechtl.  Ansicht  über  den  Handel  mit  Staatspapieren.  Frankf.  1820.  8.  Beweis, 
dafs  die  Rothschilds  Loose  zu  ico  fl.  wahre  LolterieLoose  sind.  München 
1820.  8. 

d)  Buse  a.  a.  O.  I.  118  ff. 


%  422.  (341.) 

Land,  -  und  Scheidemünze. 

I)  Von  den  Haupt-  und  allgemeinern  Münzen,  sind  zu  unter- 
scheiden, die  so  genannten  Landmünzen.  Es  sind  Meben-  und  par- 
tikuläre Münzen,  in  Silber  oder  Kupfer,  oder  in  einer  aus  beiden  zu- 
sammengesetzten Mischung  (Billon)»  Sie  sind  bestimmt,  wenigstens  dem 
Namen  nach,  nur  zu  inlandischem  Umlauf;  sey  es  in  dem  ganzen  Staats- 
gebiet des  Münzherrn,  oder  nur  in  einem  Theü  desselben  «).  Schon  wäh- 
rend der  teutschen  Reichsverbindung  durfte  auch  sie  nur  ein  Münzberech- 
tigter prägen;  doch  mehr  nicht,  als  zu  dem  inländischen  Verhehr  erforder- 
lich war.  Auch  dabei  waren,  wie  in  groben  Sorten,  für  Korn,  Schrot 
und  Zah Jungs werth,  die  Reichsgesetze  und  MünzConventionen  zu  beobach- 
ten p);  II)  Insonderheit  galt  dieses  von  Scheidemünzen  oder  Hand- 
münzen in  geringen  Geldsorten ,  welche  zu  Zahlungen  bestimmt  sind,  die 
mit  Hauptmünzen  oder  gröberen  Geldsorten  entweder  gar  nicht  oder  nicht 
vollständig  geleistet  werden  können,  welche  also  theils  als  Ansgleichungs- 
münzen,  das  heifst,  zu  Ausscheidung  oder  Ausgleichung  bei  Zahlungen  von 
gröfseretn  Retrag,  theils  zu  Zahlungen  in  dem  Verkehr  der  geringsten  Art 
dienen  sollen.  III)  Ein  verbal t nifsmasig  stärkerer  Zusatz  von  Kupfer  oder 
härterem  Metall,  als  in  den  groben  Münzsorten,  wird  liier  bei  den  Silber- 
münzen in  redlicher  Absicht  gewählt»    Diese  Absicht  ist,  tiein  allzuslarken 
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\  oder  Abschleifen,  dem  all  mäh)  igen  Abnehmen  des  Gepräges  und 

Gewichtes,  und  dem  m  leichten  Verlorengehen  möglichst  vorzubeugen, 
bum  10  eine,  dem  Zweck  angemessene,  gröTsere  Ausdehnung  und  Festigkeit 
dt«  rjemgen  Munzsortc  bu  geben,  die  für  den  häufigsten  und  schonungslo- 
lerteo  Wandel  von  Hand  zu  Hand  bestimml  ist 5  ein  Vortheil,  der  mit 
Munxsorten  .ms  (einerer  Silbergattung,  die  zu  klein  und  dünn  ausfallen  wüiM 
dm,  nicht  ku  erlangen  wäre  0-  IV)  Dennoch  sollten  überall  auch  bei 
diesen  Münzsorten,  wie  bei  den  groben,  die  Gesetze  des  Münzfufses  un- 
eigennützig befolgt,  und  nicht  nur  in  der  Menge  der  in  Umlauf  gesetzten 
Scheidemünze,  sondern  auch  in  dem  Betrag,  wofür  damit  die  Mark  fein 
Silber  ausgebracht  wird,  Maas  und  Ziel  gehalten,  und  die  Pflicht,  sie  an- 
»nnenmen,   nur  auf  solche  Zahlungen  beschränkt  werden,  die  durch  ein 

grtHSCres  Münzstück  sich  nicht  leisten  lassen;  damit  eines  Theils  dein  gros- 
sen .Vicht heil  einer  übermäßigen  Menge  voo  kleinen  Münzen  ausgewichen, 

und  .nulcrn  Theils   das  Kuj.lci  rot  Ii  werden    der  MünZStÜcke  verliütet  werde, 

«reiches  allen  Volksclasseh,  die  in  die  Münzlmhst  und  das  Münzrecht  nicht 
eingeweiht  sind,  ein  immerwährendes  MiCs trauen  in  die  Redlichkeit  und 
Wohlmeinung  der  Münzregierung  um  so  gewisser  und  dauernder  einflöTst, 
als  we  den  vollgültigsten  Grund  dazu  jeden  Augenblick  augenfällig  in  Hän- 
den zu  haben  vermeinen« 

d\  Jeder  Regent  kann  den  Curs  fremde?-  Landmünzen  in  seinem  Lande  untersagen. 
\  ergl.  $.  43o.  Klübeb  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  73.  Ludewig 
ad  V.  1!.  I.  001.  -  Beispiele  von  Landmünzen,  von  i25i  und  i 34 3  bis  1389,  s. 
bei  B088MAHB  1.  infra  c.  c.  2.  §.  9.  Kurtrierische  Pctcrmännchen ,  gemünzt  seit 
161  1  ,  geduldet  in  dem  Münzverein  v.  1763.  Schmieder's  angef.  Handwörterb., 
«s-  ityi.  1  <  .1  m  sm \ss\)  Materialien,  S.  2?,3.  —  Zu  Landmünzen  pflegt  man  nur 
Geldsorten  der  kleinern  Art  zu  wählen.  Docb  hat  man,  als  partieüläre  Haupt- 
inünzen ,  aus  dem  .7.  182J  kurhessische  Einthalerstüclte,  in  Silber,  mit  der  Üm. 
Rchrifl  auf  dem  Hand:  «Kurhessische  Landmünze»,  ohne  Angabe  des  Münzfufses. 
J  Mi  Stuck  ward  6200  Richtpfennige  selivver  gefunden,  also  12  Riehtpf.  oder 
1  \^  weniger,  als  ein  preussisches  Tiialerstück  mit  Abzug  des  Remediums  wie- 
gen mul's.  Hurhessen  legt  ihm,  nach  dem  24  Guldcnfufs,  einen  Zahlungswerth 
von  1  I  L  c">  Kr.  bei,  und  schätzt  ihn  dem  preussischen  Thaler  gleich.  Man  s. 
§.  »28,  Note  h. 

h)  \  Ofl  Land-  u.  Scheidemünzen  handeln:  R.  A.  v.  i566,  §.  i54.  162.  Reichsschi, 
v.  10.  Sept.  (1.  Dec.)  i-38,  §.  2,  bei  Gerstlacher,  IX.  i5i6  ff.  1524  f.  u.  1681  f. 
—  Z«l  »5  FlJ  die  -Mark  fein,  setzen  den  ScheidefnünzFass ,  die  östreich.  baier. 
MünzConvention  v.  I7Ö3*  §.  i5,  der  Münzverein  v.  1765,  zw.  Mainz,  Trier, 
Pfalz,  Darmstadt  u.  Frankfurt,  §.  10,  und  der  Münzverein  v.  1766,  zwischen 
Ebendenselben,  §.  6.  ( Glewmahw's )  Materialien,  S.  223,  238  ff.,  3io  ff.,  388, 
H'U  fT..  44*j  &4  C  Klübeb's  Münzwesen,  80  ff.,  i5i  ff.  u.  260,  auch  im  Regi- 
ster, voc.  Scheidemünzen.  —  Die  oben  angef.  Reichsgesetze  verordneten  für  Schei- 
demünzen denselben  Münzfuß,  wie  für  grobe  Geldsorten.  Casp.  Ziegler  de 
j  n  ib.  majfst  ,  p.  817.,  x  v.  Zech's  gegenw.  Verfass.  d.  kais.  Regierung,  84.  v. 
P  '  .  118,  ;.  u}  u.  i-3  f.  Faber's  europ.  St.  C.,  LXXII.  140.  löcj.  Reust,  262. 
Hosn  von  Beichstagsgescbäften,  1429.  Anderer  Meinung  sind,  A.  E.  Rossmann 
diss.  de  moneta  symboHca  et  provinciali  (Erl.  1762),  c.  2.  §.  10.  sqq.  t.  Lü- 
DKITM  ad  A.  R.  I.  901.    Ebendcss.  Einl.  zu  d.  t.  Münzwesen,  54-    Rhetius  instit. 
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juris  publ.,  Hb.  IL  tit.  16.  §.  12.  Europ.  Herold,  I.  9^4.  —  Seit  1821  prägt 
Preussen  ganze  so  genannte  Silbergroschen,  3o  auf  1  Thaler,  und  halbe,  beide 
aus  der  35/9  löthigen  Silbergaltung ,  die  Mark  fein  zu  16  Thaler.  Man  s.  unten 
§.  4^8,  d.  —  Die  Scheidemünze  (z.  B.  Kreuzer,  einzelne  Groschen,  Centimes) 
wird  gewöhnlich  aus  Billon  geprägt,  d.  h.  aus  einem  Gemisch  von  Silber  und 
Kupfer,  worin  das  letzte  der  Hauptbestandteil ,  und  an  Silber  zuweilen  nur 
3  bis  6  Loth  in  der  Mark  enthalten  sind.  (  Clet??mann's  )  Materialien,  S.  434. 
Ebendess.  Aphorismen,  S.  77.  Klüber's  Münzwesen,  S.  77  ff.  u.  29.  —  Auch 
GoWRillon,  worin  ebenfalls  das  Kupfer  vorherrscht,  hat  es  gegeben,  wiewohl 
höchst  selten;  ein  Beispiel  aus  Rufsland,  seit  1763,  in  Schlözer's  Münz-,  Geld- 
und  BergwerksGeschichte  des  rufs.  Kaiserth.  ^Gött.  1701),  S.  160.  Flörke's 
Münzkunst,  695  f.  —  In  Ostindien  hat  man  Scheidemünzen  aus  schlechtem 
Horngold,  von  der  Grösse  einer  Linse,  Eano  oder  Fanam  genannt.  Schmie- 
dels Handwörterb.  der  Münzkunde,  voc.  Fano  u.  Billon. 
c)  Von  der  slbnutzung  der  Gold-,  Silber-  u.  Kupfermünzen,  und  den  defshalb  in 
London  gemachten  Versuchen,  s.  Experiences  et  observations  sur  les  differens 
alliages  de  Tor,  leur  pesanteur  speeifique,  et  lenrs  proprietes  comparees  par 
rapport  au  frai  comme  monnaie;  par  Charles  Hatchett;  traduites  de  l'anglais 
par  F.  C.  Lerat  (Paris  180/5.  4.),  p.  102  —  171.  Flörre's  Münzkunst,  S.  733 — 
745.  —  Den  SilberBillonMünzen  und  den  niederhaltigen  Silbermünzen,  wird 
gewöhnlich  durch  so  genanntes  Weisssieäen  (Flörke,  S.  348*  u.  91a  ff.)  ein 
silberartigeres  Ansehen  gegeben.  Diese  künstlich  hervorgebrachte  feine  Ober- 
fläche, auf  welcher  durch  Minderung  der  KupferLegirung  das  feine  Silber  her- 
vorgehoben wird,  vermehrt  nicht  nur  die  FabricalionsKosten ,  sondern  es  wird 
auch  die  Münze,  bei  der  Verfeinerung  ihrer  Oberfläche,  einer  Minderung  ihres 
Werthes  durch  Abnutzen  mehr  ausgesetzt.  Daher  empfiehlt  sich  der  Vorschlag, 
den  SilbcrScheidemünzen  gleiche  Legirung  mit  den  kleinern  der  hochhaltig  legir- 
ten  HauptGeldsorten  zu  geben. 


§•   423.  (342.) 
Symbolische  Münze  $  insonderheit  I)  Papiergeld. 

I)  Die  symbolische  Münze  (Staatsgeldzeichen),  insonderheit  das 
Papiergeld  «)  (papier-monnoie,  Papiermünze,  scheinbares  oder  fingirtes 
Surrogat  des  Metallgeldes,  meist  eine  Art  von  Nothgeld),  enthält  nur  eine 
Anweisung  auf  RealMünze,  für  jeden  Inhaber  (§.417).  Sie  ist  eine  Staats- 
ur künde  b)  r  eine  Art  von  StaatsSchuldscheinen  oder  Verbriefungen,  mit 
oder  ohne  Zinsen,  (bisweilen  zu  Beförderung  des  inländischen  Verkehrs) 
auf  den  Staatscredit ,  unter  dem  Versprechen  der  Entschädigung,  als  gang- 
bare Münzzeichen  für  Jedermann  errichtet,  mithin  lautend  auf  jeden  In- 
haber (payable  au  porteur);  z.  B«  StaatsBanknoten,  Steuerscheine,  Cassen- 
Billets,  TresorScheine,  Casse Anweisungen ,  Einlösungscheine,  Anticipations- 
Scheine,  Staatspapiere,  Bons,  Pfandbriefe,  Transportzettel,  Assignate,  Man- 
date, u.  d.  c).  II)  Mit  der  Gerechtigkeit  steht  das  Papiergeld  nicht 
in  Widerspruch ,  wenn  und  so  weit  eine  gewaltsame  Finanzoperation  darun- 
ter nicht  verborgen,  und  eine  sichere  Anweisung  auf  reelle  Münze  darin 
enthalten  ist;  so,  dafs  der  Staat  dasselbe  zu  gehöriger  Zeit,  in  wahrer, 
vollgültiger  Münze,  oder  deren  Werth,  al  Pari  realisirt,  auch  ihm  bei  allen 
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Zahlungen  in  Staatskassen  i)t  völlig  gleichen  > \  t  i  t U  mir  baarem  Geld  ein- 
rfinmt,  oder  hinreichende  A.us Wechsel ijngs Anstalten  errichtet,  oder  dessen 
noth wendige  Annahme  auf  den  wechselseitigen  Verkehr  zwischen  Regierung 
und  Unterthanen  beschränkt«  in  Staatswirthschaltlich  betrachtet,  Kann  die 
I  ihrung  der  Papiermünze  unter  Voraussetzung  ihrer  oben  erwähnten 
(Jebereinsti mmung  mit  der  Gerechtigkeit,  nur  dann  räthlich  seyn,  wenn 
und  so  weil  sie  ohne  Zweideutigheil  als  YVohlthat  für  die  Staatseinwoh- 
per  erkannt  »ird  <•).  Gewöhnlich  aber  ist  sie  ein  eben  so  gefährliches 
ab  leichtes  Wittel,  ein  ifrcrgeld,  womit  man  der  Staatskasse  auf  kurze 
Zeit  .ms  der  Noth  hilft,  und  auf  lange  emfindlich  schadet.  Ihr  gangbarer 
NN  ct  ili  beruht  einzig  auf  dem  Grad  von  Zutrauen,  welchen  das  Publicum 
.1  .!  die  Zusage  des  Ausstellers  setzt,  jeden  Inhaber  vollständig  zu  ent- 
digen.  Brauchbar  ist  sie  nur  in  dem  innern  Verkehr,  nicht  indem 
Welthandel-    H  )  Von  einem  Münzfufs  kann  dabei  die  Bede  nicht  seyn: 

.sie  hat  Keinen  innern,  sondern  nur  eingebildeten  oder  fingirten  Werth, 
und  erhall,  wie  jede  Verbriefung ,  wahren  \>  ert  Ii  nur  durch  solide  Unter- 
(age  von  Werth,  durch  Hypothek.  Ebensowenig  Y)  besteht  ein  Zwäng- 
ler ht  gegen  andere  Staaten,  das  diesseitige  Papiergeld  anzunehmen,  oder 
Ii  ei  cursiren  zu  lassen.  VI)  Aber  dessen  Ausfertigung  wird  mit  Recht 
,iU   knsfluffl  des  Münz  Regals  betrachtet. 

a  i  J.  I,.  Hlübxb  über  den  staatswirthschaftlichen  Werth  des  Papiergeldes.  Tübin- 
i8o5.  8.  (auch  in  den  Kurop.  Annalen,  i8o5,  III  201.)  Ideen  über  die  reelle 
Grundlage  eines  nothwendigen  Papiergeldes.  Regensb.  1806.  8.  Versuch  zu  ei- 
oer  verbesserten  Circulation  des  Papiergeldes  in  dein  ltais.  österreicliisclien 
5t  tat,  Regensb.  1806.  i$.  .1.  11.  Jacob's  lmrze  Belehr,  über  d.  Papiergeld.  Halle 
1806.  8.  Sismond]  de  Sismoho]  du  j)a])icr-monnoie.  Joh.  Fbiedr.  Reitemeier's 
neues  System  des  Papiergeldes,  u.  des  Geldwesens  beim  Gebrauch  des  Papier- 
geldes.   Iii<'l    101  |.  8.     J.  U  Si  idi  >s ru  Ki  u  de  jure  monetae  charlaceae.  Jen. 

-.  8.  Jon.  Ksaac  Bergbaus  über  das  rej)räsentative  GeldSystcm.  Leip/,.  1818. 
.,.  SchJUDT-PhisELDBCB  u.  Stohch  angef.  oben  §.  4^7-  E.  v.  Bür.ow-CuMMiiunv's 
Betrachtungen  über  31etall  -  u-  Papiergeld  etc.  Berlin  1824.  8-  Die  Staatswirth- 
Bchafl  nacb  \aturgesetzen  (Leipz.  1819.  8.),  Hauptst.  IV,  Abscbn.  2.  Lötz  Staals- 
wirtbschaftslehre,  Bd.  II,  §.  11a.  Buse's  Geldkunde,  I.  171  ff.  Schlözer's  Staats- 
anzeigen,  \LIII.  36<),  LIX.  278  —  3n.  Büsch  über  Münzen  etc.,  S.  5i  ff.  3. 
l;.  Rai  traite  d'eeonomie  politique,  T.  I.  (Paris  i8o3.  8.)  liv.  2.  v.  Martens 
\  fdlit-rr.,  io5.  Mosvr  v.  d.  Landeshoh.  in  Polizeisachen,  4°2.  Büsch  W«lt* 
bandel,  269.  »76,  Gr.  Jll.  v.  Sooe>  ,  in  Hartleren's  allgem.  Justiz-  n.  Polizei- 
Blättern,  1810,  Nnm.  5.  —  Von  dem  ößtrefchischm  Papiergeld,  s.  Klüber's 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  2o3  u.  228  IT.  —  Gesclnchte  der  \.  sächsischen  Cassen- 
Billcts,  bei  I«.  H.  L.  Pölitz,  die  Regierung  Friedrich  August's,  Königs  von 
Sachs«]  C*83o.  B.),  Tl..  I,  S.  110  ff.  Th.  II,  S.  65  u.  294  ff.  Man  s.  auch  v. 
Rum  m\  aars&cbs.  Staatsr.,  II.  775,  u.  "Weisse's  lt.  saehs.  Staatsr.  II,  §.  209.  — 
Von  dem  Papiergeld  in  Franh'ßich ,  wahrend  der  Revolution  (Assignaten,  Re- 
»eriptionen  u.  Mandaten  ),  <>.  Posselt's  europ.  Annalen,  1801,  XI.  144  —  1 54 •  — 
Andere  halten  Landmünze  (§.  422)  und  symbolische  Münze  für  gleichbedeutend. 
Boss  !.  <■  «•  2-      3.  et  9.  —  Die  Materie  der  symbolischen  Münze,  kann 

riebt  rmr  Metall,  z.  B.  Rupf'crzeiclien,  Banlunarrjuen,  Banlimünzc,  sondern  auch 
Lcder,  Papier,  Baumrinde  u.  d.  seyn- 
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6)  Wenn  Zettelbanken,  die  nicht  als  öffentliche  Bankanstalten  einer  Staatsregierung 
beglaubigt  sind,  Banknoten  in  Umlauf  setzen,  so  haben  diese  die  Natur  von  Pri- 
vutSchuldbviefen ,  u  können  daher  nur  als  PrivatbankPapiergeld  betrachtet  wer- 
den. —  Von  gleicher  Art  sind  die  Pfandbriefe ,  Pfandscheine  oder  Recepisser 
welche  eine  PrivatLeihbank  oder  CreditAnstalt  in  Umlauf  setzt,  und  welche  gewöhn- 
lich auf  liegende  Gründe  hypothekarisch,  oder  auf  Faustpfand  versichert  sind, 
mit  oder  ohne  Zinsen. 

c)  Bemci\kenswerth  ist,  dafs  nirgend  noch,  wo  Papiergeld  in  Umlauf  gesetzt  ward, 
eine  gewisse  moralische  Scheu  zugelassen  hat,  von  Staatswegen  ihm  den  rech- 
ten Namen  beizulegen,  der  es  allgemein  verständlich  sofort  bezeichnet. 

d)  Den  PapierGeldzeichen  sollte  ausdrücklich  das  Versprechen  einverleibt  seyn, 
dafs  dieselben  zu  jeder  Zeit  in  allen  Staatscassen  nach  ihrem  Nennwerth  im 
z.  B.  20  Guldenfufs,  statt  klingender  Münze  in  Zahlung  angenommen  werden 
sollen. 

e)  Mit  weiser  Beschränkung,  gewöhnlich  nur  in  einem  blühenden  Zustand  des 
Staates;  und  nie  in  grösserer  Menge,  in  der  Regel  aber  in  weit  geringerer,  als 
zu  den  gewöhnlichen  Zahlungen  in  die  Staatscassen  nöthig  ist.  Das  sicherste 
Merkmal  seiner  Unschädlichkeit  ist,  wenn  es  fortwährend  in  vollem  Nennwerth 
ungezwungen  von  Hand  zu  Hand  geht,  und  der  Gang  des  Wechselcurses  nicht 
stört  Mifslich  ist  der  inländische  erzwungene  Curs.  —  Immer  ist  Papiergeld 
ein  gegebenes  National-  oder  landesherrliches  Wort,  dessen  Werth  zuletzt  da- 
rauf beruht ,  dafs  das  Wort  gehalten  werde.  In  der  Regel  ist  es  entbehrlich, 
und  daher  meist  schädlich.  Gefährlich  ist  es  immer,  wegen  seiner  leichten  und 
willkührlichen  Schöpfung;  und  Vermehrung  der  Ausgleichungsmittel,  ist  noch 
nicht  Schöpfung  vermehrter  Industrie  u.  vermehrten  Verkehrs.  Bei  allen  cul- 
tivirten  Völkern,  ist  Meiallität  der  Grundcharakter  des  Geldes  :  Papier  ist  aber 
nicht  Metall.  Die  Unsummen  des  Papiergeldes,  stören  allen  Verkehr  und  alle 
Verhältnisse,  wie  die  Münzverwirrung.  —  Von  der  Frage:  ob  bei  Aenderung 
des  Münzfufses,  das  Papiergeld  in  seinem  ursprünglichen,  oder  in  seinem  jetzi- 
gen Werth  gegen  das  neue  Geld,  zu  schätzen  und  anzunehmen  sey?  handelt, 
nach  Büsch,  Flörke,  in  d.  Münzkunst,  S.  827  ff. 

§.  424.  (343.) 

Und  2)  Nothmiinzen.    Medaillen  und  Spielpfennige.  . 

I)  Noth münzen  oder  Nothklippen,  die  als  blofse  Münzsvmbole  für 
Nolhfälle,  z.  B.  in  Kriegsgefahr,  während  einer  Belagerung  (moneta  obsi- 
dionalis),  auf  Kriegsschiffen  u.  d.,  geprägt  werden,  gelten,  meist  als  ge- 
zwungene, unverzinsliche  Staatsanleihe,  nur  für  die  Zeit  der  Noth,  und  mit 
Vorbehalt  der  Eigenthum-  und  Entschädigungsrechte  «)•  Auch  dürfen  sie, 
in  der  Kegel,  unter  dem  Stempel  eines  fremden  Münzherrn  nicht  geprägt 
werden  b).  II)  Medaillen,  Schau-,  Preis-,  Denk-  oder  Gedächtnifsmün- 
zen,  Jettons,  Zahl-,  Spiel-  und  Rechenpfennige,  haben  keinen  be- 
stimmten Münzwerth,  und  sind  nicht  bestimmt  für  den  Verkehr;  sie  wer- 
den auch  nicht  durchgehends  aus  Gold  oder  Silber  geprägt.  Ihre  Fabri. 
cation  kann  bürgerliches  Gewerbe  seyn,  unter  landesherrlicher  Goncession, 
Censur  und  polizeimäsiger  Einschränkung.  Nicht  leicht  wird  dazu,  einem 
Medailleur,  der  Gebrauch  eines  Slrechwcrks,  Schneidewerks  und  Anwurfs 
erlaubt  c)?  sondern  nur  das  Prägen  auf  dem  Prägesloch  mit  dem  Hammer. 


II.  Theil.  XII.  Cap,  FinanzhoKeit 


.. )  Hufcertsb.  l  riede  » .  i763,  Vi  t.  7,  u.  arl  BCp.  a,  In  v.  ÄJabtbn8  rcrurH,  I.  75. 
Ion  m  im  p  «]»•  furib,  fi  priviL  »i\it.  imperial.«  Rb,  11.  c.  i(>.  §.  3-.  u,  ua« 
Ii..»,  .\  m, im.  Kunst.  S.  l83  1  B3i,  F,  Köhi.er's  tfünsbelust.,  Register  voc.  Noth- 
mOn  61»,  Widdba*!  Beschreib.  »In-  kurf.  Pfalz  am  Rhein,  Th.  II,  S.  406,  — 
Nothmiinsen  in  dem  ttebenjäitrig'a*  Kr,  (Epbraimiten) ,  unter  kursächsischem, 
preussischem,  inhall  bernburgischem  etc,  Stempel,  eulctzl  nach  einem  6-  Gul- 
den* bii  Tbalerfulsj  wodurch  Friedrich  II.  eilf  Millionen  Thaler  gewann. 
Man  v  dessen  Histoire  de  mon  temps,  T.  1\,  p.  420.  v.  Pra.cn,  i63ff.  Klotzsch 
Versuch  »■.  kursüchs.  Münsgeschichte,  Th.  II  1  -}><> ) ,  S.  840  —  914.  Alldem, 
deutscht  Biblioth.,  I>.  io5  (179a),  S.  1 37.  i3g.  v.  Struänseb's  Abhandlungen 
Uber  wicht,  Gegenstände  d.  Staatswirthsch.,  Bd.  III,  S.  569  <».  87a  I'.  Ghell- 
■abVi  Staatskunde  w>n  Teutschl. ,  1.  91.  io5,  Moser  v.  Reichstagsgesch.,  i/ju. 
i|i<).  I  löbju  a.  s.  0.  S.  —  Eben  so  schlechte,  zum  Theil  noch  schlech- 
tere Müssen  als  die  Epbraimiten,  erschienen  um  dieselbe  Zeit  unter  den  Stcni- 
peln  \<'ii  SchwedischPomnfern ,  AnhaltBernburg ,  A.  /erbst,  MecklenburgStre- 
lits,  SschscnHildburghausen,  des  Grafen  v,  WiedRunkel ,  u.  A.  —  Potemrin's 
NothmOnsen  .  aus  su  Jassj  erobertem  Geschütz.  Flörre's  Münskunst,  S.  697. 
—  Sckweduche  BfynUecAen  (Münzseichen,  Irs  Dieux  de  Görtz)  unter  Karl  XII. 
1  1718.    v.  Pi  \i  \  .  37a.    Köhler ,  \l   a33.    Büsch  Welthandel,  9.69.  F. 

ScBXiCHTBGitOLi.'s  innalen  der  gesammten  Numismatik,  Bd.  II,  lieft  1  (1806),  S. 
,i  -  47«  Sc  mm  i>i  h's  Eiandwörterb.  der  Münzk.  8.  3 1 3  f.  —  Das  französische 
papiecne  RevoUiäonage Id  (§.  4*3,  a). 

/■  )  Vergl.  C  C.  C.  (Halsgerichtsordn.  Carls  V.)  Art.  ui.  Gerstlacher,  IX.  1589- 
HaiserL  MünzEdicl  i3.  Aug.  1769,  §.  3;  ebendas.  1089.  Streit  defshalb  in 
dem  siebenjährigen  Krieg,  gegen  Preussen.  Moser's  Versuch  des  neuesten  europ. 
\  ölherr.,  \  III.  46. 

<  )  IfOsu  von  Reichs tagsgeschäfteu,  i386.  De  Bürau  diss.  cit.  c.  3.  §.  i3  —  Krö- 
BUngS-,  Jubiläums-,  \  crmahlungs - ,  Sieges-  u.  d.  Schaumünzen. 

§♦  425*  (344.) 
Ehern  öliger  ReiclisMünzfuss. 

I)  Die  dritte  und  letzte  eigentliche  ReichsMünz  or  dn  u  n  g,  von 
i55o  " ) ,  bestimmte  das  Verhältnifs  zwischen  Gold  und  Silber,  wie  1  zu 
ii'/2  4),  so  dafs  die  Mark  fem  in  Silber  zu  10  Fl.  i3V2  Kr.  in  den  groben 
&  rten  ausgeprägl  werden  sollte  ^  welches  jetzt  der  alte  Reichsfu  fs  heifst. 
II  Alan  bemerkte  bald,  dafs  jenes  Yerhältnifs  nicht  ganz  angemessen 
sey.  Ks  entstand  mannigfaltige  Münzveränderung  c}  und  Verwir- 
rung (l ').  Endlich  ward,  nach  vielfachen  ComitialVerhandlungen  e) 
und  verschiedenen  Reichsgesetzen/),  insbesondere  von  1 566  bis  1576, 
und  1667  bis  1689,  III)  durch  die  Reichsschlüsse  vom  i5.  April  1787 
und  1.  Sept.  1738  der  Ach  tz  ehn  g  u  1  d  en-  oder  Leipziger  Münz- 
Pufa  fs.  folg.  §.),  mit  Bestimmung  des  äußern  Werths  des  Ducaten  zu  vier 
Gülden,  2U  einem  allgemeinen  R  eichsMünzfuf  s  provisorisch  erhoben; 
doch  so,  dafs  unter  die  groben  Silbersorten  auch  tlie  halben,  die  Achtel-, 
Viertel-  und  ZwölftelThalerstücke  gehören  sollten.  Schon  innerhalb  der 
fier  ersten  Jahre  nach  ihrer  Entstehung,  zumal  bei  dem  hinzugekommenen 
Bfb -eichischen  SuccessionsKrieg,  waren  alle  diese  Anordnungen  völlig  ltraft- 
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los  geworden,  besonders  dadurch,  aafs  etliche  andere,  zu  nachträglicher 
reichsgesetzlicher  Bestimmung  ausgesetzte  wichtige  Puncte,  namentlich  die 
vollständige  Regulirung  des  Scheidemünzwesens,  unerledigt  blieben  /')♦  Da- 
her hielt  kein  Münzherr  sich  verpflichtet,  nach  dem  leipziger  Münzfufs 
zu  münzen;  und  eine  übernommene  Verbindlichkeit,  in  reichscon- 
stitutionsmäsigen  Münzsorten  zu  zahlen,  war  im  Zweifel  auf  den  leip- 
ziger Fufs  nicht  einzuschränken  Q.  IV)  Die,  während  des  siebenjähri- 
gen Kriegs  (1756 — 1763)  überhand  genommene  Münzverwirrung  (§. 
424,  a),  yeranlafste  ein  kaiserliches  MünzEdict  vom  1 3.  August  1759; 
eine  compendiarische  Wiederholung  und  Erneuerung  der  bisherigen  Reichs- 
münzgesetze  gröfstentheils  ohne  Erfolg*  V)  Auch  ein  Münz  Pro- 
bations Tag,  welchen  die  drei  corresjjondirenden  Reichskreise,  Franken, 
Schwaben  und  Baiern,  nebst  Oestreich,  vom  23.  Februar  1760  bis  zudem 
18.  April  1761  zu  Augsb -rg  hielten,  hatte,  aufser  dem,  dafs  die  meisten 
Stände  dieser  Kreise  sich  zur  Annahme  des  ZwanzigGuldenfufses  geneigt 
erklärten,  nicht  die  beabsichtigte  Wirkung  l).  Doch  ward  durch  seine 
Bestimmungen  der  Grund  gelegt,  zu  der  nachherigen  Annahme  des  Con- 
ventionsmünzSystems  im  grösten  Theii  von  Teutschland  ?»)• 

a)  Steht  in  der  neuen  Sammlung  der  ReichsAbsch.  III.  186.  Hirsch  M.  A.  I.  383. 
Gerstlacher's  Handb.  der  Reichsgesetze,  IX.  1477  ff.  u.  bei  Scioiauss.  —  Die 
MünzPr&biT Ordnung^  ebenfalls  von  i55o,  s.  bei  Hirsch,  I.  4©5.  Gerstlacher,  IX. 
1574  ff.  u.  Schmauss.  —  Man  hat  noch  zwei  ältere  eigentliche  ReichsMünzord- 
nungen,  v.  1D24  u.  i55i.  v.  Praun,  81  u.  9o.  Nach  Gerstlacher  (corp.  juris 
publ.,  I.  3-5.),  wäre  die  von  i55i  nicht  publicirt  worden;  es  erhellet  aber  das 
Gegentheil  aus  einem  vor  mir  liegenden  «Extract  aus  der  Kay.  Mt.  münzordnung 
Anno  etc.  LI.  im  Reich  publiciert»;  welchen  die  Reichsstadt  Strasburg  vor  i55q 
auf  einer  Quartseite  hat  drucken  lassen. 

b)  v.  Praun,  96  ff.  Eigentlich  circa  n43/10O. 

c)  Pütter's  Lit.  III  570.  Klüber^  Lit.  436.  v.  Praxjn,  108.  Brodhagen's  Abb.  in 
d.  histor.  Portefeuille  1787,  St.  III,  1265  ff.  —  Nach  dem  Schluß  der  obern  drei 
Kreise,  (Baiern,  Schwaben  u.  Franken)  v.  i665,  sollte  das  Verhältniss  zwischen 
Gold  und  Silber  seyn  wie  1  zu  i4/8-  Hirsch,  IV.  349,  362.  v.  Praun,  120.  — 
Nach  dem  Zinnaischen  Fufs  (so  benannt  von  einein  kursächsisch -brandenburgi- 
schen,  im  Kloster  Zinna  oder  Zinnen  geschlossenen  MünzRecefs  von  1667,  dem 
später  auch  das  Haus  RraunschvveigLüneburg  beitrat  ist  Gold  zu  Silber  wie  1 
zu  i35/r>.  Der  zinnaische  ist  ein  io1/.  Thaler-  oder  i53/4  GuldenFufs,  weil  die  Mark 
feinen  Silbers  so  hoch  sollte  ausgebracht  werden.  Ganze  Thaler  wurden  nicht 
geprägt,  wohl  aber  V3  Thaler-  oder  Guldenstücke.  Dieser  Fufs  (später  auch 
obersüchsisc/ier  genannt)  artete  bald  in  einen  i6Guldenfufs  aus;  er  verbreitete 
sich  in  dieser  Abart  fast  allgemein.  Hirsch,  V.  24.  Moser  von  Reichstagsgesch., 
1396.    v.  Praun,  121.  i?4  ff.    Pdttehs  Lit.  III.  571. 

d)  Von  der  Kipper-  und  Wipperzeit  i6o3 — 1Ö23,  s.  Köhler,  II.  s3i.  v.  Praun,  110. 
Pufendore,  T.  II.  obs.  25.  Klotzsch  Versuch  c.  chursächs.  Münzgeschichte, 
Th.  II,  S.  463  u.  f.    Pütter's  Lit.  III.  57i.    Klürer's  Lit.  /f37. 

e)  Davon  s.  H.  G.  Franre's  Vorr.  zu  Göbel's  Abhandlungen  aus  d.  Slaatsr.  (1737. 
8.),  17  ff.    v.  Praun,  129.    Moser  v.  Reichstagsgesch.,  1389  ff. 

/)  Gebstlacher,  IX.  1487  ff.    v.  Praün,  129,  Note  r. 

g-)  Gerstlacher,  IX.  i5i2.  i5i4.    Auch  bei  Schmauss.  —  Die  Reduction  nach  diesen 
Klüber's  ciffentl.  Recht,  4.  Aufl.  41 
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Hru  Iinm  lilii>N«'u  ,  s.  ht-i  ( .1  us  n  v»  m  u  ,  l\.  1  f)  i  ,  IV.  v.  PnAui»,  1 49.  PÜTTEn  instif. 
juris  publ.  r;i'i  111. .  sq.  v 

A  )  1 1  1 1  \  n  m  \  s \'s )  an^t'f.  Materialien,  S.  >n>  ■.».»). j.  Kaiserliche  //■'///< /»•«;>.  v.  1742  u. 
!-.)•.  IV  (•  ( .  m.s  1 1  v<  11 1  n*s  Corp.  juris  publ.,  1.  418.  Gerstlacher's,  Handb., 
I\.  ijii,  RotB***,  i323.  »ja-.  Moser  a.  a.  O.  1402.  — ■  Doch  wird  noch  in  dem 
luuserl.  MünsEdicl  \.  i-~m.  §«  ■  -  die  Beobachtung  des  Reichsschlusses  v.  i5.  Apr. 
i-;  Die  n  BerathschlagungsPuncte  wurden  von  dem 

i.  ittf  In  Erinnerung  gebracht,  durch  CommissionsDecrete  y.  16.  Orr.  1745,  4* 
Not.  1766  u.  1767.  Gxbst.la.cher ,  l\.  i'.'i».  Moser  v.  Reicbstagsgesoh.,  i4o5. 
1  ,  •  •.  Der  Reichsschi.  \.  1738  nahm  den  leipziger  Münzfufs  an,  ohne  Beachtung, 
daß  teil  169/)  das  Verhaltnifs  ewischen  Gold  und  Silber  sich  merklich  geändert 
hatte;  in  Spanien,  Holland  und  Prankreich  stand  es  wie  1  zu  14.  Nicht  ohne 
bedeutenden  Nachtheil  für  Teutschland,  kamen  seitdem  besonders  die  franz. 
Louisd'or  daselbst  häufig  in  Umlauf. 

1)  Reicluschl.  v.  Dec.  i — 5,  34-  Moser's  Recht  smat. ,  XIX.  5o6  (F.  —  Der 
Kaiser  selbst,  Frans  I  .  Lieft  1748  Vlünzen  schlagen,  nicht  nach  dem  reichs- 
SChlufsmSsigen   l8Guldenfu(s  ,   sondern  nach  einem  2oGuldenfufs.  (Cle\nmann's) 

Hatei  ialien,  S.  181  P. 

'  I  i  uih's  nein    St.  (  ..  II.   107   IT,      VIoSBB  S.  S.  O.   i|i>.     \.  I'hwn,   l66  ff.  Gv.hst- 

LACHER,   DL    1    '<)  Dieses    M ;i n/. I  d i<  t es  ward  in  Josephs  IL  Wahlcap.  IX.  2. 

erwähnt,  dieselbe  Stelle  aber  i~uo,  als  gegen  die  Stimmenmehrheit  eingeschoben, 

weggestrichen.    Kurf.  Wahlprotoc.  v.  1790,  I.  4?8-  —  Von  der  MünzAnarchie  in 

d.  meSenjährtgen  Kriege^  s.  oben  §.  424i  Note  a. 
/    ( 1]  üsri  \<  111  11,   I\.  547  Protocolle  stehen  in  Hirsch  Münzarchiv,  VIII. 

»83 — 336.    MünsPatent  der  drei  obern  Kreise,  Franken,  Baiern  u.  Schwaben,  v. 

71.  März  1761.  Mit  Hupf.  gr.  Fol. 
)  Husen,  \  DL  336.    ( Clxibhann's )  Materialien,  S.  187  f.   Vergl.  unten,  §.  4*7» 

Nute  e. 


§.   420.  (345.) 
Kreis-  und  TerritorialMünzfüsse  für  Silbergeld. 

/)  Leipziger   oder    Achlze  hngulden  M  ünzfuss. 

Durch  Kreis-  und  T  e  r  r  it  o  ri  a  1MÜ  n  z  Co  n  v  e  ntione  n  «)  und  Ver- 
ordnungen, wurden  verschiedene  von  der  ReichsMünzordnung  abweichende 
Iftünzfä&e  eingeführt.  Die  merkwürdigsten  sind:  I)  der  leipziger  Münz- 
fuß von  1690,  ein  SilberMünzfufs,  durch  einen  Recefs  zwischen  den  Häu- 
sern Kursachsen,  Kurbrandenburg  und  BraunschweigLüneburg  festgesetzt  £); 
dem  nachher  Schweden  wegen  seiner  teutschen  Lande  c),  und  gewisser- 
.  ien  auch  Kurmainz,  Kurtrier,  Kurpfalz  und  Frankfurt  beitraten.  Er 
sollte  sogar  ReichsMünzfufs  seyn  (§.  42^).  Aber  selbst  die  ursprünglichen 
Paciscenten  befolgten  ihn  schon  in  der  letzten  Zeit  der  teutschen  Reichs- 
verbiodung  nicht  mehr  durchgehends,  und  er  ist  seit  1817  ganz  aufser  Ge- 
h  gekommen  ({.  4 1 9?  h).  Es  ist  ein  xAchtzehnguldenFufs  zu  18 
Gulden  oder  12  Thaler  auf  die  feine  Mark,  die  Scheidemünzen  hingegen 
zu  i3  Thaler,  den  Thaler  zu  2  Gulden  oder  120  Kreuzer  gerechnet^). 
Der  Goldwerth  erhielt,  bei  Gründung  dieses  Münzfufses,  keine  Bestim- 
mung <j. 
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<s)  Verschiedene  hier  nicht  genannte,  s.  in  Moser's  nachbarl.  Staatsr.,  38^  f. 

6)  JYIünzRecefs  zu  Leipzig,  16.  Jan.  1690,  bei  Hirsch,  V.  260.  Lünig's  R.  A.,  P. 
spec. ,  Sachsen,  235.  —  Darauf  folgte  sogleich,  als  Supplement,  der  Tor  gauer 
JYIünzRecefs  v.  28.  Febr.  1690,  die  Scheidemünze  betr.,  in  (Rlotzsch)  kursächs. 
Münzgesch. ,  II.  696,  in  Faber's  St.  C,  LXXII.  227,  und  auszugweise  ebendas. 
LXIX.  610.  Praun,  i3i.  Daher  wird  der  leipziger  Münzfufs  zuweilen  der  «leip- 
ziger und  torgauer»  genannt.  —  Für  Scheidemünze  nimmt  der  torgauer  Recefs 
einen  eigenen  Fufs  an. 

c)  JYIünzRecefs  zwischen  Schweden  und  Brandenburg,  v.  4«  Jül-  1690,  bei  Hirsch 
V.  282.    v.  Praun,  i35. 

d)  v.  Praun,  i3i  IT.  i8,5.  Klotzsch  a.1  a.  O.  II.  668  ff.  Flörre's  Münzkunst,  S. 
399  ff. 

e)  Erst  im  J.  ,1693  setzten,  nicht  die  Urheber  des  leipziger  Münzfufses,  sondern 
die  drei  obern  Kreise  (Baiern,  Schwaben  u.  Franken)  in  ihrem  MünzProbati ons- 
Recefs,  einen  äussern  Werth  von  Goldmünzen  fest,  des  Ducatens  auf  4  Fl., 
des  Goldguldens  auf  2  Fl.  36  Rr. ;  eine  Bestimmung,  welcher  nachher  der  Kaiser, 
dann  1700  der  oberrheinische  Kreis,  endlich  1709  Kurbraunschweig ,  sich  an- 
schlössen, v.  Praun,  i35  u.  186.  —  Gralmann  (Vernünft.  Verteidigung  des 
Schreibens,  die  deutsche  und  anderer  Völker  Münzyerfass.  betr.,  1702,  S.  11) 
behauptete,  man  habe  bei  dem  leipziger  Münzfufs  stillschweigend  den  Ducaten 
zwei  SpeciesThaler  gelten  lassen,  und  dadurch  das  Verhaltnifs  zwischen  Gold 
und  Silber  angenommen,  wie  1  Gold  gleich  i5%j  Silber ;  eigentlich  aber  be- 
rechnet sich,  nach  jener  Angabe,  das  Verhaltnifs  zu  1  Gold  gleich 
(i5128/i27s)  Silber,  v.  Praun,  S.  i36. 

§♦   427*  (346,.) 
2)   Conventions-  ochr  Zw  anzi  g  guld  en  Fuss. 

II)  Der  eigentlich  so  genannte  Con  ven  tionsFufs  erhielt  seine  Ent- 
stehung, durch  eine  MünzCo  n  vention  von  1753,  zwischen  Gest  reich 
und  Baiern  «).  Er  ist  ein  Z  wanzigguldenFufs.  Die  Ausmünzung  der 
feinen  Marli  Silbers,  ward  festgesetzt,  in  allen  Sorten,  von  dem  Species- 
Thaler bis  zu  und  mit  dem*  Groschen  oder  DreikreuzerStüek  herab,  zu  20 
Gulden  oder  i3y3  Reichsthaler;  die  Ausbringung  der  cölnischen  Mark  fei- 
nen Goldes  aber  zu  283  Fl.  5  Kr.  347/71  Pf.  (§>  420,  b).  Hierdurch 
erhielt  der  Ducaten  den  äufsern  Werth  von  4  Gulden  10  Kreuzern,  im  20 
Guldenfufs,  und  der  ConventionsSpeciesThaler  denjenigen  von  2  Gulden; 
womit  sich  das  Verhaltnifs  zwischen  Gold  und  Silber  bestimmte, 
netto  zu  1  Gold  für  (nicht,  wie  in  der  Convention  steht,  i4u/?2i  sondern) 
i4ll/7l  oder  i4,6/10o  Silber,  welches  aber  bei  einem  äussern  Werth  des 
Ducatens  von  5  Fl.  24  Kr.  im  24  Guldenfufs  (§.  420,  b)  sich  bestimmt 
auf  1  zu  i52%oo.  Auch  Salzburg  trat  dieser  Convention  im  December 
1753  bei  Aber  Baiern  kündigte  dieselbe  schon  1754,  Salzburg  1755, 
förmlich  auf  c),  bis  ein  allgemeiner  ReichsMünzbeschlufs  erfolgen  würde; 
doch  bezog  die  Lossagung  sich  weniger  auf  das  Wesentliche  des  Conventions- 
MünzSystems,  als  auf  die  Zahlungsart  der  nach  demselben  geprägten  Mün- 
zen, indem  beide  Regierungen  dazu  den  so  genannten  2 4 Guldenfufs  wähl- 
ten, oder  vielmehr  zu  solchem  zurück   zu  hehren  beabsichtigten;  daher  sie 
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.nu  ll  fort  f  u  h  i 1 ■  1 1 .  eon\ entionsmäsige  Speciesthaler  und  KopfStücke  zu  müii- 
.1     I»  ;egen  münzten  schon  seil  i-Yj  nach  dem  ConventionsFufs,  Bran- 
denbui  [Anspach    and  Baireuth,  Wirzburg  und  Nürnberg,  und  erklärten 
er  fränkische  (17533  und  «Irr  schwäbische  Kreis*'),  Auch 
vereinigten  si<  h  i-(>i  zu  dem  ConventionsFufs,  die  drei  [{reise,  Franken, 
Baiern  und  Schwaben   K  mit  Verwerfung  des  leipziger  Fufses;  jedoch,  in 
insehun    1   s  üufsern  Werthes  oder  der  Zahlungsart,  provisorisch 
mit  dem  Unterschied  nie  5  zu      dafs  nämlich  dem  ConventionsThaler  der 
fiufsere  Werth  zu  2  Fl.  24  Kr.,  den   Ducaten  zu  5  Kl.,  und  so  nach  Ver- 
bältnifs  bei  den  übrigen  Gold-  und  Silbersorten,  beigelegt  werden  sollte; 
eine  Zählungsart,  welche  den  sogenannten  2/1  Guldenfufs  (§.429)  bildet. — 
I  rüher  schon  hatte  der  kurrheinische  Kreis,  zuerst  provisorisch  durch 
Beschlufs  vom  <>.  Oct   i-  n;.  den  ConventionsFüfs  angenommen,  definitiv 
aber  durch  Beschlufs  vom       Jan.  1-00,  mit  Festsetzung  der  Art  und 
NN  ( isi\  iiiul  zwar  ohne  Erwähnung  einer  Zählungsart  nach  dein  24  Gulden- 
lui's.M.  —  Kaum  hatte  der  hübet  tsburger  Friede  der  in  dem  siebenjährigen 
Krieg  eingerissenen  MünzAnarchie  ein  Ziel  gesetzt,  so  ward  auch  in  Kur- 
sachsen  das  ConventionsMünzsystem  eingeführt  durch  ein  Edict  vom  14. 
Mai  1763  ß  )•   -  Fünf  im  Münzwesen  corresporcdirende  Reichsstände,  Kur- 
mainz,   Kurtrier,  Kurpfalz,  II  essenDarmstadt  und  Frankfurt, 
überzeugt  von  der  grofsen  Schädlichkeit  der  Isolirung  und  Verwirrung  in  dem 
Münzwesen,  errichteten  zu  Frankfurt  am  22.  Febr.   1765  einen  Münz- 
verein,  dafs  sie  den  ConventionsMünzfufs   als  Richtsatz   künftiger  Ver- 
münzungen  und  Valvirungen  beobachten  wollten/').    Sie  bestätigten  solches 
durch  eineq  zweiten  ^  er*ein  vom  9.  Jan.  1766  zu  Worms;  nur  mit  Zu- 
lassung des  24.Guldenfufses  als  blofser  Zählungsart  im  Handel  und  Wandel, 
auf  serhalb  der  herrschaftlichen  Abgaben  und  künftiger  Capital-  und  Wech- 
selzahlangen  *').     Endlich   genehmigten   auch   Kaiser    und   Reich  (die 
B  IchsStaatsgewalt)  im  J.  1776  dieses   ConventionsMünzSystem,  indem  sie 
die  Entrichtung  der  Kammerziele  im  2oGuldenfufs  geboten  Q.  Seitdem  1. 
Nov.  1817  bis  an  das  Jahr  i834,  münzte  auch  Hannover  nach  demselben 
( \  4*9*  h).  —  Nach  dem  ConventionsMünzsystem ,  •  ist  in  Silber  der  con- 
rentionsmasige  SpeciesThaler  oder  ConventionsThaler  die  Nor  mal  M  ünze, 
das  heifst,  diejenige  Münze,  nach  welcher,  in  Hinsicht  auf  Gewicht  und  Fein- 
Sehrol  und  Korn),  alle  übrigen  SilberGeldsorten  su  schätzen  sind. 
'U  e  entlich  ist  zwar  nicht,  dafs  alle  Sorten  von  gleich  hoher  Feinheit  seyen ;  sie 
sind  aus  rersehiedenartig  legirtem  Silber  (aus  den  §.  422  angegebenen  Gründen) 
geprägt,  namentlich  die  ganzen,  halben  und  ViertelConventionsThaler  aus 
i  »J      lothigera  Silber,  zu  beziehungsweise  8V3,  i62/3  und  33V3  Stück  auf 
rauhe  Mark,  die  so  genannten  Kopfstücke  (20  oder  24  Kr.  Stücke)  aus 
91  3  UHhigem  Silber,  die  halben  Kopfstücke  (10  oder  12  KreuzerStücke) 
töthigem  Silber,  wo  von  beziehungsweise  35  und  60  eine  cölnische 
i.  die  ViertelKopfstücke  (5  oder  6  Kr.  Stücke)  aus  7  löthigem 
Silber,  wovon  io5  auf  die  raube  Mark  gehen,  mithin  240  ans  einer  feinen 
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Mark  geprägt  werden  0-  Aber  eine  Hauptbestimmung  dieses  Systems  ist, 
dafs  bei  jeder  Zahlung  irgend  eines  Geldbetrags  in  conventionsma'sigem 
Silbergeld,  in  allen  Sorten  gleichviel  feines  Silber  gegeben  werde, 
nämlich  eine  Mark  cölnisch  ganz  feinen  Silbers  in  jeder  Zahlung  von  20 
Gulden,  gleichviel  in  welcher  Geldsorte  dieselbe  geleistet  wird  w);  es  mag 
also  nach  dem  Ausdruck  des  10.  Art.  der  Convention,  «Jedermann  gleich- 
gültig seyn,  mit  was  für  (Conventions-)  Silbermünze  er  bezahlt  wird». 

a)  Die  östreichisch - baierisclie  MünzConvention  v.  21.  Sept.  17&3,  bei  Hirsch,  VI. 
398.  Gerstlacher,  IX.  i53i  u.  in  Emminghaus  corp.  juris  germ.  acad. ,  Tli.  II, 
S.  480  ff.  —  Die  Hauptbestimmungen  dieser  Convention  zum  Tlieil  näher  ent- 
wickelt, enthalten  auch  das  hursächsische  MünzEtlict  v.  »4-  Mai  1763  (in  Cleyn- 
mann's Aphorismen,  S.  14 — 33)  und  die  MünzConventionen  von  Kurmainz,  Kur- 
trier, Kurpfalz,  HessenDarmstatlt  und  Reichsstadt  Frankfurt  v.  1765  u.  1766, 
bei  Hirsch  Th.  VIII,  S.  443  u.  5i5,  u.  in  den  angef.  Materialien,  S.  179  ff  u. 
3o3  ff  —  Vergl.  auch  Moser  v.  Reichstagsgesch.,  1409.  —  v.  Praun,  i56.  184. 
189.  Die  angef.  Materialien,  S.  181 — 271.  Flörre's  Münzlumst,  S.  4*4 — 4^°* 
Vergl.  oben  §.  4 19.  —  Von  dem  Schlagschatz  (den  Münzkosten)  u.  dem  so  ge- 
nannten MünzRegal  (Gewinn  bei  der  Ausmünzung)  bei  der  ConventionsMünze, 
s.  unten  §.  43 1. 

b)  Hirsch,  VIII.  480. 

c)  Hirsch,  VI.  436.  v.  Praun,  169.  180  f.  Gerstlacher,  IX.  i53i.  Note*). — 
Späterhin  bestätigte  Baiern  vorläufig  den  ConventionsMünzfufs ,  durch  ein  Edict 
v.  28.  Febr.  1809.  ConventionsThaler  hat  Baiern  seit  1753  bis  jetzt  (i83o)  zu 
prägen  nicht  aufgehört.  Eben  so  Salzburg,  bis  zu  der  Secularisation  des  Erz- 
bistimms. 

d)  Hirsch,  VI.  373.  389. 

e)  Münzabschied  der  drei  Kreise  zu  Augsburg,  6.  Mai  1761,  bei  Hirsch,  VIII.  336. 
Gerstlacher  IX.  i547«  Vergl.  §.  4^5,  V. 

/)  Hirsch,  VIII.  i3i  u.  257,  verglichen  mit  VII.  5i7.  v.  Praun  a.  a.  O.  S.  181, 
nennt  diesen  kurrheinischen  Kreisschlufs  einen  kur-  und  oberrheinischen.  Vergl, 
auch  Gerstlacher,  IX.  i547?  Note  *. 

g)  In  dem  Codex  Augusteus,  T.  III.  Sect.  1.  p.  1598,  u.  in  (Cleynmann's)  Apho- 
rismen, S.  14  ff-  Geschichte  des  kursächs.  Münzwesens  seit  dem  Anfang  des 
18.  Jahrhunderts,  in  dem  GeneralGouvernementsBlatt  für  Sachsen  (Leipz.  u. 
Dresd.  i8i3— i8i5.  4  Bde.  4.),  Bd.  II,  Num.  40,  42,  47  u.  48.  Weisse's  k.  sächs. 
Staatsr.,  Bd.  II,  §.  207  ff.  Von  der  k.  sächs.  Ausmünzung'  von  1763 — i8i3,  wozu 
seit  1789  die  inländischen  Bergwerke  im  Durchschnitt  jährlich  55, 200  Mark  Silber 
lieferten,  s.  man  K.  H.  L.  Pölitz,  die  Regierung  Friedr.  Augusts,  K.V.Sachsen 
(Leipz.  i83o.  8.),  Th.  I,  S.  108  f. 

h)  Bei  Hirsch,  Th.  VUI,  u.  mit  Bemerkungen,  in  (Cleynmann's)  Materialien, 
S.  190  ff. 

»)  Bei  Hirsch  a.  a.  O.,  11.  in  den  angef.  Materialien,  S.  3o3  ff.  —  Eine  Uebersicht 

der  allmähligen  Verbreitung-  des  ConventionsMünzsystcm   findet  man  ebendas. 

S.  401 — 4°3,  477  u*  J87  ff.  —  Ein  Verzeichnifs  der  ConventionsGeldsorlcn ,  mit 

ihrem  Schrot  und  Korn,  ebendas.  S.  225. 
k)  Reichsschlufs   v.  16.  Dec.  1775,  §.  34.     Moser's  Rechtsmaterien ,  XIX.  5i4  f. 

Vergl.  v.  Crvmer's  wezlar.  Nebenst.,   LH.  9.  —  Von  Kammergulden,    s.  oben 

§.  4J9?  Note  a. 
/)  (Cleynmann's)  Materialien,  S.  225. 

m)  So  auch,  übereinstimmend  mit  der  östreich-baierisehen  Convention,  der  angef, 
Münzverein  v.  1765,  Art.  6  u.  7.  (Cleyinmann's)  Aphorismen,  S,  to  u.  f» 
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§,  428.  (346M 

Kurbrandenbur^ischcr,    jetzt   p  r  e  u  s  s  i  s  c  h  e  r  ,   Cour  an  t-  oder 
Ein  -  u  n  d  •  z  w  u  n  z  i  »  g  u  I  d  c  n  Fu  s  s. 

HI  Die  Voraussetzung,  dafs  zu  Verhinderung  der  Ausfuhr  des  Gold- 
geldes, ein  niedrigeres  Verhältnifs  zwischen  Gold  und  Silber,  als  nach 
dem  le  pziger,  nnd  auch  nach  dem  spätem  ConventionsMünzfufs  (nach  je- 
nem   wie   I   ZU    i~»  ,,,   Dach   diesem   wie  i  ZU  i4n/n)i  anzunehmen  sey, 

und  die  Weinung,  dafs  zu  Verhütung  der  Ausfuhr  des  Silbergeldes,  dasselbe 
nicht  .«us  einer  höheren  als  der  zwolflö'tfugen  Silbergattung  zu  münzen  sey, 
führten   König  Friedrich  N.  von  Preufsen  zu  der  Annahme  des  Verhält- 

VOn  i  Gold  für  l3ll/ia  Silber.  Sie  begründeten,  seit  1760  und 
Cverl  wert)  17641  den  kurbrandenburgischen  (d.  h.  anfangs  hlofs  für 
Brandenburg  eingerichteten)  Münzfufs,  jetzt  begannt  unter  dem  Namen  des 
preu  fälschen  Courant,   nach  dem  damaligen  Münzdirector  Graumann 

len  der  graumannische  genannt  a\  Derselbe  ist  ein  Vierzeh nthaler- 
oder  Ein -und-zwanzigguldenFufs,  die  leine  eölnische  Mark  Silber  zu 
1  1  Thaler  7  ),  in  ganzen  Thalerstüchen,  und  in  V21  V3,  Vis  und  J/I2,  auch," 
in  den  i7goger  Jahren,  in  den  Fürstentümern  Ansbach  und  Baireuth, 
in  V  I  Ii  In  st  ticken.  Durch  neuere  Gesetze  c)i  hat  dieses  Münzsystem  im 
Einzelnen  manche  andere  Entwickelung,  und  seit  1821  einen  Zusatz  von 
neuen  Scheidemünzen**),  nach  einem  SechzehnThaler-  oder  Yier- 
und  zwan  zigguldenFufs,  erhalten;  so,  dafs  Pretissen  jetzt  in  Silber  nach 
zwei  rerschiedenen  Münzfüfsen  ausprägt.  Ausnahme  von  der  Regel  war 
es,  dafs  Preussen  in  den  Jahren  1794  und  1795  ConventionsThaJer  oder 
Zweigu  lenStücke  nach  dem  2oGuldenfufs  (10  eine  feine  Mark)  prägen 
Hefa.  —  Der  14  Thal  er-  oder  2iGuldenfufs  ward  angenommen,  in  dem 
Königreich  Hannover,  vom  1«  Juli  1 834  an?  durch  ein  Münzgesetz  vom 
8.  \juil  i834  e)j  noch  in  demselben  Jahr  auch  in  dem  Herzogthum 
Braunschweig,  und  in  Kurhessen  durch  Verordnung  vom  3.  Mai 
i834. 

a  Eiönigl.  preufis.  Edict  v.  29.  März  1764,  wo  jedoch  dieser  Münzfufs  vom  J  br 
ij5o  datirt  wird,  Hibsch ,  VIII.  4^5.  v.  PfiAuw,,  i54  ff.  Flörhe's  Münzkunst, 
S.  40,~4l4-  Kiotsch  iiursachs.  Münzgeschichte,  Th*  II,  S.  8s3.  Gerhardt's 
Handb.  der  Münz-,  Maas-  u.  Gewichtkunde  (1788)  S.  iÖ2.  Joh.  Phil.  Gra.u- 
1  ;  1762  »  war  der  Urheber.  Pütter's  Lit.  II.  i69.  III.  572.  Pütter^s  hist. 
I.itwifkl..  III.  -().  fCr.Kv>  u\>>'s)  Materialien,  S.  182  ff.  u,  429 — 43i«  K^über's 
Münzwesen,  S.  20  ff. 

L  )  Dei  Thulei  preufs.  Courant,  in  seiner  vollkommenen  Ausmünzung,  und  ohne 
Abzug  des  ursprünglich  gestatteten  Rcmediums  am  Schrot,  wird  auf  höchstens 
1  Gulden  .j 2  V-  Kreuzer  des  24  Guldenfttfses  geschätzt,  in  (J.  E.  Liebhold's)  Nach- 
isuog  einiger  der  neuern  auffallendsten  MünzValvationsDivergenzen  (Sine  1. 
ei  a.,  aber  f  ranfef.  a.  M.  1821.  8.;,  S.  4.  Aher  hei  einem  Anschlag  der  feinen 
Marli  Silber  zu  24V2  Gulden  des  Conv.  Fufses,  nach  dem  Beispiel  der  einstwei- 
Werthbestimmung  der  brabanter  Krouthaler  (§.  429)->  würde  sich  derThnler 
/u    1  Gulden  45  Kr.  berechnen.   —  Nassau  hat  ihn    1821  valvirt  auf  1  Gulden 
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45  Kr.  HessenDarmstadt  1819  auf  eben  so  hoch,  nachher  (1820)  aber  den  ganzen 
Thaler  auf  1  Fl.  42  Kr.,  das  %  Tkalerstück  auf  34  Kr.,  das  \  Thalerstück  auf 
ljKr.,  das  VnThalerstück  auf  (offenbar  viel  zu  hoch)  8V2  Kr.  Ebendas.  S.5 — 7.  Kur- 
hessen legte,  durch  Beschlufs  vom  11.  Aug.  1822,  dem  preufs. CourantGcld,  blofs 
mit  Ausnahme  der1/,,  Thalerstüch  •,  «einen  der  hessischen  Münze  (§422,  b)  gleich- 
kommenden Werth  bei»  ;  nämlich  dem  preufs,  Thaler  den  Werth  von  1  Fl.  48  Kr.  In 
der  königl.  sächsischen  ValvationsTabelle  v.  16.  Sept.  1819,  wurden  die  preufs.  Tha- 
lerstücke  nach  verschiedenen  AusmünzungsPerioden  vei'schieden  geschätzt :  1)  v. 
1-64  bis  und  mit  1769,  2)  v.  1770  bis  u.  mit  1779,  3)  v.  1800  bis  u.  mit  1809 
cxcl.  1804,  auf  nur  1  Gulden  4°S/8  Kreuzer,  4)  v«  l7&°  bis  una"  mit  1799t  dann 
1810  bis  und  mit  1818;  in  dieser  letzten  Periode,  nach  dem  24  Guldenfufs  be- 
rechnet, auf  1  Gulden  411/»  Kreuzer.  Das  Nähere  in  Klüber's  Münzwesen, 
S.  3i.  —  Nach  dem  in  dem  preufs.  Edict  v  1764  angenommenen  Verhältnifs 
zwischen  Gold  und  Silber,  ist  der  FriedrichcTor ,  als  die  eigentümliche  Gold- 
münze des  Staates,  zu  5  Thaler  gerechnet,  einerlei  mit  4  Bankpfund  Pr.  Bis 
auf  das  Gesetz  v.  3o.  Sept.  1821,  ward  seine  gesetzmäsige  Beschaffenheit  ange- 
geben auf  35  Stücke  aus  der  rauhen  cöln.  Mark,  des  Gehaltes  von  21  Karat 
9  Grän  (21%  Karat),  d.  i.  261  Grän  feinen  Goldes.  Gerhardt^  Münz-,  Maas- 
und  Gewichtkunde  (Berlin  1788),  S.  i44  £  Aber  durch  das  angef.  Gesetz,  §.  1, 
ist  festgesetzt,  dafs  derselbe,  «wie  bisher»,  zu  35  Stücken  aus  der  rauhen  Mark 
geprägt;  und  in  dieser  Mark  260  Grän  feinen  Goldes  enthalten  seyn  sollen, 
d.  i.  2i  Karat  8  Grän  (21%  Karat),  also  1  Grän  weniger,  als  oben. 

c)  Neuere  Munzgesetze  für  die  preufs.  Staaten:  Verordn.  v.  i3.  Dec.  1811,  die  Ein- 
schmelzung  der  Scheidemünze  betr.  Bekanntmachung  v.  ib.  März  1812,  enthal- 
tend einen  Tarif  der  franz.  Münzen,  in  (Cleynmann's)  Aphorismen,  S.  173.  Ver- 
ordn. v.  28  Febr.  1816,  enthaltend  e.  Tarif  fremder  Geldsorten,  u.  v.  3o.  Sept. 
1821;  in  der  Gesetzsamml.  für  die  Preufs.  Staaten,  1811,  S.  373;  1816,  S.  118; 
1821,  S.  1^9;  auch  in  (Cleyjnmaivn's )  Materialien,  S.  389,  401  u.  4^o.  Cabinets- 
Ordre  v.  25.  Oct.  1821,  in  d.  Gesetzsamml.,  1821,  S.  184,11.  in  den  Materialien^ 
S.  44^-  —  Bekanntmachung  wegen  des  Werths  fremder  Geldsorten  gegen  preufs. 
Geld,  mit  e.  VergleichungsTabelle,  v.  27.  Nov.  1821,  in  d.  Gesetzsamml.  1821, 
S.  190,  u.  in  den  Materialien,  S.  444-    Klüber's  Münzwesen,  S.  24  ff. 

d)  Durch  das  Gesetz  v.  3o.  Sept.  1821,  ward  die  Ausmünzung  von  */12,  V3 ,  %  u. 
yz  Thalerstücken  eingestellt,  aber  diejenige  der  V6  beibehalten.  Zugleich  ward 
eine  neue  Münzsorte  als  Scheidemünze  eingeführt,  Silbergroschen  genannt,  jeder 
in  12  Pfennige  getheilt.  Davon  gehen  3o  ganze  und  60  halbe  auf  einen  Thaler, 
aus  der  3"%  löthigen  Silbergattung  (3  Loth  10  Grän);  so,  dafs  darin  die  Masse 
(Billon  in  dem  Gesetz  genannt)  aus  2  Theilen  Silber  und  7  Theilen  Kupfer  bc, 
steht,  und  die  Mark  fein  zu  16  Thaler  (24  Gulden)  ausgemünzt  wird,  sonach 
in  3o  Stücken  (oder  in  60  halben  Sgr. )  ein  Loth  feines  Silber  sich  befindet, 
statt  dafs  in  einem  Thaler  preussisch  Courant  i1/?  Loth  feines  Silber  enthalten 
sind.  Gegen  preussisches  CourantGcld  hat  also  diese  neue  Scheidemünze  einen 
mindern  Werth  von  121/  pro  Cent.  Beabsichtigt  ward  damit,  eine  neue  Mauz- 
Berechnungsari,  zunächst  für  die  öffentlichen  Cassen,  und  mit  der  Zeit  auch  für 
die  Einwohner,  denen  im  Privatverkehr  jede  bisher  erlaubte  Bcrcchnungsart, 
durch  das  Gesetz  ausdrücklich  auch  fernerhin  gestattet  ward.  Cabinetsordre  v. 
a5.  Nov.  1826,  wegen  wirksamerer  Verbreitung  der  neuen  Scheidemünze  in  den 
westL  Provinzen,  in  der  Gesetzsamml.  S.  ii5.  Vergl.  die  Bemerkungen  in  den 
angef.  Materialien,  S.  427  ^  11  •  Gr.  B.  Loos  Samml.  einzelner  Aufsätze  über 
Gegenstände  des  Münzwesens,  Heft  1  bis  3.  Berl.  i8a3.  8.  Hannöver.  Magazin, 
1824,  sSt.  65,  66,  83  iii  84.    Klüber's  Münzwesen,  S.  28  ff.,  3z,  3a,  83  u.  i56. 

t)  In  der  Hannöver.  Gesetzsammlung  \.  i834,  Ablh.  I,  Num,  8. 
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4)    P*t    10   u    oder    ungefähr    24*/2G  ultfe  n  Fuss ,    bei  brabanter 
Kroutkmlerki         t4GutdenFuss,    6)  Verbreitung  des 

Qo  Ii  r  c  n  1 10  Ii  S  S  >/  S  t  f  in  -v- 

11  I  Im  Widerspruch  mit  der  gesunden  MünzPolitik ,  und  mit  den  ei- 
genen, verlangst  angenommenen  Grundsätzen  des  ConventionsSystems ,  bil- 
det oberrheinische  Reichskr  e  i  s ,  durch  ein  Edict.  vom  29.  April 
1793,  einen  3oVia  oder  t  nach  »Ii  i-  Zahlungsart  des  24  Guldenfu/ses ) 
9 »  '  | ,  10  Guldenfufs,  indem  er,  auf  östreichisches  Ansinnen  in  dem  dama- 
ligen Reichskrieg,  dem  (seit  i-Vj  üblichen)  brabanter  Thaler  oder 
Bstreichisch-niederlandischen  Krön  thaler  (doch  ohne  zugleich 
der  halben  und  ViertelKronthaler  zu  erwähnen)  für  2  Gulden  42  Kreuzer 
dee  b4 Guldenfuftea  Umlauf  gestattete»);  während  demselben,  selbst  in 
Beiner  vollkommenen  niederländisch-gesetzmäsigen  Beschaffenheit,  nur  ein 
Zilhiungswerth  von  2  Gulden  38*/s  (eigentlich  38l0/i9)  Kreuzer  des  24  Gul- 
denfufses  zukommt,  und  er  darum  auch  in  den  ostreichischen  Staaten  selbst 
nur  aui  so  hoch,  auf  2  Gulden  12  Kreuzer  (2V5  Fl.  des  20  Guldenfufses) 
in  dem  Königreich  Hannover  seit  dem  26,  Nov.  i8i3  auf  1  Thaler  11  Gro- 
schen 6  Pfennige,  in  dem  Königreich  Sachsen  seit  dem  27.  April  1816 
aui  nur  1  Thaler  11  Groschen,  in  Preussen  seit  dem  27.  Nov.  1821  auf 
1  Tb  ler  i5  Silbergroschen  2  Pfennige,  fortwährend  tarifirt  ist.  Doch 
bei  iener  Werthbestimmung  des  brabanter  Kronthalers,  die  Beibe- 
haltung  des  ConyentionsFufses  im  Uebrigcn,  ausdrücklich  für  unabänderlich, 
mithin  jene  nur  für  eine  Ausnahme  von  der  Regel  erklärt.  Durch  ein 
Edicl  rom  1  j.  Mai  i-o3,  erklärte  auch  der  kurrheinische  Kreis  seine 
üebereinstimmung  mit  den  Bestimmungen  des  oberrheinischen.  Seit  Auf- 
lösung der  leuischen  Reichsverbindung ,  prägten  auch  Baiern,  Wirtem- 
berg,  Baden,  GH.  Hessen,  Nassau,  SachsenC  oburg  und  Wal- 
de<  .  alje  ohne  Anzeige  des  Münzfusses,  Kronthalcr,  die,  auf  einen 
äussern  Werth  von.  2  Gulden  42  Kreuzern  gesetzt,  laut  amtlicher  Münz- 
proben, etwas,  mehr  oder  weniger,  geringhaltiger  sind  als  der  brabanter 
Kronthaler,  mithin  einen  noch  höhern  als  2454/l00  Guldenfufs  bilden 
SO,  dafs  das  Versprechen  einer  Zahlung  in  brabanter  Kronthalern  ,  durch 
Zahlung  in  Kronthalern  anderer  Art,  in  geringhaltigeren,  zu  demselben 
n  Werth  wie  jene  gerechnet,  nach  strengem  Recht  für  gehörig  er- 
füllt nichl  zu  achten  wäre.  Auch  sind  Wirtembcrg  und  Baden,  bei 
von  ihnen  nach  Auflösung  der  Reichsverbindung  geprägten  Ein-  und 
Zweig  uldenStücken,  und  bei  badischen  EinhundertkreuzerStü- 
cken,  ungefähr  dieser  Art  von  Münzfufs  gefolgt  c).  Dageg  n  findet  man 
unter  ostreichischem  Stempel  geprägte  Kronthaler,  deren  Jahr- 
zahl neuer  wäre,  als  die  von  Oestreich  an  Frankreich  erfolgte  Abtretung 
seiner  Niederlande.  V)  Der  so  genannte  Vier-  und  zwanzigGul d en- 
ein  Münzfufs j  er  ist  eine  höhere  Zählungsart  der  nach  dem 
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Conventions-  oder  ZwanzigGuldenfufs  geprägten  Münzen,  unter  Erhöhung 
ihres  ijiufsern  Zahlungswerthes  um  20  pro  Cent,  also  nach  dem  Yerhältnifs 
von  5  zu  6  oder  von  20  zu  24  (§.  427).  Er  ward  seit  der  um  die  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  eingetretenen  Miinzverwirrung,  im  gemeinen  Verkehr, 
statt  des  reiehsgesetzlich  vorgeschriebenen  i8Guldenfufses ,  hauptsächlich 
in  oberteutschen  Ländern,  zu  Frankfurt  a.  M.,  am  Niederrhein,  und  in 
einem  Theil  von  Weslphalen  <fy  üblich.  Er  ward  daselbst,  der  Gewohn- 
heit wegen,  auch  dann  noch  beibehalten,  als  nach  dem  soGuldenfufs  ge- 
münzt ward,  indem  man  die  nach  diesem  geprägten  Münzen,  im  "Verkehr 
nach  dem  24Guldenfufs  zählte  (§.  427),  und  neben  dem  letzten  hie  und 
da  auch  den  aoGuldenfufs ,  besonders  bei  Wechsel  preisen,  gebrauchte» 
VI)  Am  weitesten  verbreitete  sich  in  Teutschland,  auch  in  der  Aus- 
münzung, der  oben  (§♦  427)  gemeldete  Conventions-  oder  Zwanzig- 
Guldenfufs, theils  in  der  eigenen,  theils  in  der  Zählungsart  von  24  Gul- 
den <?);  und  in  dem  grossen  Handelspublicum  des  Auslandes  hat  er  viel- 
jähriges Ansehen,  Zutrauen  und  feste  Werthbestimmung  erlangt.  Nicht 
blofs  darum ,  auch  wegen  der  Echtheit ,  Bestimmtheit,  Zweckmäßigkeit  und 
Abgeschlossenheit  seiner  Grundsätze,  wäre  allgemeine,  vollständige  Annahme 
und  gewissenhafte  Beobachtung  desselben  zu  wünschen  gewesen  /)♦ 

a)  (F.  J.  Cletsmaks)  Ueber  das  Münzwesen  (Frankf.  a.  31.  1802.  8. ),  S.  20  ff. 
Ebendcss.  angef.  Aphorismen,  S.  1-6,  i83  ff.  Ebendess.  Materialien,  S.  226,  37- ff. 
382  ff.  Die  angeführten  Bestimmungen,  zweier  Reichskreise  erfolgten,  während 
des  Reichskriegs,  auf  Antrag  der  bei  ihnen  aecreditirten  römisch-kaiserl.  Ge- 
sandten. Sie  führten  an:  da  der  damals  in  SüdTeutschland  häufig  umlaufende 
französische  6  Livre-  oder  Laubthaler,  der  nach  Münzproben  im  Conventions- 
Fufs  nur  2  Fl.  42  Kr.  (zu  hoch  geschätzt!)  werth  sey,  in  beiden  Kreisen  für 
1  Fl.  45  Kr.  angenommen  werde,  so  sey  es  billig,  nach  demselben  Werthver- 
hältnifs,  den  brabanter  Kronthaler  auf  2  Fl.  l\i  Kr.  zu  tarifiren.  War  der 
Werth  des  Laubthalers  im  Verkehr  zu  hoch  gesetzt,  so  hätte  man  ihn  durch 
Kreisschlüsse  und  Landesgesetze  herabsetzen,  oder  vielmehr  als  fremde  Geld- 
sorte ganz  verrufen  sollen.  Durch  den  dem  niederländischen  Kronthaler  beige- 
legten äufsern  Werth  von  2  Fl.  42  Kr.,  ward  derselbe,  im  Yerhältnifs  zu  Con- 
ventionsGeld ,  um  mehr  als  2  pro  Cent  zu  hoch  tarifirt.  Er  ist  geprägt  aus  der 
1317/ia,  d  i.  812/10oo  fri"  haltenden  Silbei  gattung,  und  91/,  Stücke  wiegen  1  wiener 
Mark,  mithin  711/i2  Stücke  eine  cölnische  Mark.  A.  Wä.gner's  Anleit.  zur  Be- 
rechnung der  Kronen-  oder  brabanter  Thaler.  Leipz.  i8o3.  8.  Danach  berechnet 
sich  der  Werth  des  brabanter  Thalers,  im  Verhältnifs  zu  dem  Conventions- 
oder 2oGuldenfufs  auf  2  Fl.  i27/)7Kr.,  oder  2  Fl.  3810/10Kr.  des  24  Guldenfufses.  In- 
defs  hat  Oestreich.  in  seinem  MünzPatent  vom  27.  Juli  1816,  denselben  gesetzt  auf 
nur  2  Fl.  12  Kr.  oder  2  Fl.  382/5  Kr.  —  Nach  Auflösung  des  teutschen  Reichs  ward 
in  verschiedenen  Bundesstaaten  der  Werth  des  brabanter  Thalers  durch  Gesetze 
bestimmt.  Man  s.  oben  im  In  den  königl.  sächsischen  ValvationsTabellen  v. 
27.  Apr.  1816  ii.  5.  Apr.  182-,  ward  der  brabanter  (auch  der  baierischc)  Krön. 
Thaler  gesetzt  auf  1  Thaler  11  Gr.  des  2oGuldenfufses ,  d.  i.  2  Gulden  371/,  Kr. 
rheinisch  oder  des  2  »Guldenfufses.  Aphorismen,  S.  38  u.  i83ff.  In  der  preus- 
sischen  Verordn.  v.  28.  Febr.  1816,  ist  er  valvirt  auf  iV2  Thaler  preufs.  Cour., 
mithin  14  Thaler  für  24  Gulden  gerechnet,  auf  2  Gulden  342/7  Kr.  des  2.tGul- 
denfufses;  hingegen  in  der  VergleichungsTabelle  bei  der  preufs.  Bekanntmachung 
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i  11  Noi  i8»i,  auf  i  Thaler  16  Silbergroschen  a  Pf,  (iVaThlr.  Cour.  u. aPf.) 
Materialien,  >  u.  ,  ,i;  Eine  CabinetsOrdre  v.  i<>.  Mai  1828  verordnete  die 
annahm«  der  brabanter  Kronthaler  bei  öffentlichen  Cassen  der  westlichen  Pro- 
rinaen  10  Obigem  Preis,  .t }>n-  zugleich  die  Ablieferung  der  eingegangenen  an 
die  Münte,  sad  (I  ii»  bei  Strafe  Niemand  diese  Geldsorte  höher  als  oben  gc- 
matdti  auageben  dürfe,    Klübpr's  Münswesen,  S.  B8  u  169.  —  Oestreichischc 

\  errufung  \  011  andern  als  brabanter  Kronthalern,  unten  §  /,3o,  e. 
I  '  Kiüa***i  MAniwesen,  S.  54  R    N  *»n  Baiern,  unten  §.  43i,  e.  —  Nach  amtlichen 
Proben  ergibt  sich  folgender  Werth  dieser  nicht-brabanter  Kronthaler,  im  Ver- 

blltniA  /.u  dem  SoGuldenfufs,  nac  h  der  Zählungsart  des  so  genannten  24  Gul- 
denfnftes.  Der  imisrische,  •>  I  I.  .V,4  Hr.  (5  Francs  66  Cent,  nach  der  pariser 
Münsprobe);  der  grofshersogL  hessische,  2  Fl.  3^764/i.)00  Kr.;  der  tvald&ckUche, 
1  iL  13*/«  Iii.  Das  Stink  au  9  II.  i Kr.  berechnet,  ergibt  sich  auf  100  Fl. 
in  lolcher  ßeldsorte,  gegen  ConventionsGeld  ein  Verlust,  bei  badischen  Krön- 
tbale  rn  ron  Gulden,  bei  nossuuischett  1  '/100. Gulden.    Der  bruSanter  oder 

niederländische  Kronthaler.  gesetzmäsig  ausgemünzt,  hat  einen  Werth  von  2  Fl. 

Rr.  Ki '  i  i  h  a.  a.  ().,  ,s.  5a,  56  u.  »8i.  —  Oestreich  hat  alle  nicht-nieder- 
ländischcn  Kronthaler  verrufen.  Unten  §.  43o,  Note  c. 
<  )  Ungefähr  nach  dem  oben  angegebenen  a4*Vioo Fufs,  sind,  ohne  Anzeige  des. Münz- 
fufses,  grofsherzoglich-^a</iVcÄ«  EinguldenStücke  von  1821  und  ZwciguldenStüeke 
ron  i8a5  gemünzt,  die  für  i  und  i  Gulden  des  2/|Guldenfufses  umlaufen.  Ein 
1  inguIdenStück  ward  356?.  Richtpfennige  schwer,  und  12  Loth  fein  ge- 
funden, also  dabei  die  feine  Marli  eölnisch  zu  24/15  Gulden  ausgebracht.  Diese 
Geldsorte,  in  dem  erwähnten  Zahlungswerth  angenommen,  gibt,  im  Verhaltnifs 
au  Münzsorten  nach  dem  Conventionsfufs  einen  Verlust  von  2V23  Pro  Cent.  Ba- 
iische ZwciguldenStüeke  von  1825,  gehen  9lf)2/1000  auf  eine  cölnische  raube;  i23iyi000 
auf  eine  feine  Marie,  es  hat  also  das  Stück  einen  innern  Gebalt  von  1  Fl. 
&6°S%0A0  Kr.,  welches  an  100  Fl.  einen  Verlust  von  2  Fl.  3  2  252/1000  Kr.  thut.  — 
Auch  fVirtemberg  hat  ZwciguldenStüeke  geprägt.  Davon  gehen  auf  die  rauhe 
eölniache  Mark  Q,78/iooo  Stück,  auf  die  feine  i2,37/lü00  Stück,  welche  ausgeprägt 
ist  sn  •)  1  1.  s8  Kr.  i"cn/,„oo  P^-i  cs  'iat  a^so  das  Stück  an  innerem  Gebalt  1  Fl. 
&~c"Viooo  Nr.,  welches  an  ioo  Fl.  einen  Verlust  thut  von  1  Fl.  56aoVi0nO  Kr.  — 
Ein  badischer  EinhundertKreuzerThaler  (1  Fl.  4°  Kr.)  von  1829,  wiegt  5,082 
Richtpfennige,  und  es  gehen  i22276/2041  Stücke  auf  die  rauhe  Mark,  in  dem  Fein 
gebalt  von  14  Loth.  Demnach  gehen  i412Vi75  Stück  auf  die  feine  Mark,  und  ist 
ein  Stück  im  24Guldenfufs  werth  1  Fl.  3711/»0o  Kr.  Zu  1  Fl.  /,oKr.  ausgegeben, 
ergibt  sich  dabei,  gegen  ConventionsGeld,  ein  Verlust  von  3  Fl.  49  Kr.,  welches 
an  100  Fl.  2  FL  i72/,  Kr.  oder  beiläufig  2%  pro  Cent  beträgt.  Auf  der  Wap- 
penaeite  steht:  «Ein  Thaler  zu  looKrzr.  im  KronentbalerFufs ».  Damit  ist  wohl 
der  badische  KronthalerFufs  (die  carlsruber  Zeitung  v.  21.  Jan.  1829  spricht 
von  einem  «Kronthaler-  oder  24V11  Guldenfufs»)  gemeint,  welcher  weder  mit 
dem  brabanter  noch  mit  den  übrigen  genau  übereinstimmt.  M.  s.  oben,  Note  a. — 
I  ruber  schon  hatte  der  badische  Münzrath  J.  G.  Dieze  den  Vorschlag  gethan, 
den  circa  2),/2  Guldenfufs  als  Normal  Münzfufs  anzunehmen,  jedoch  zugleich  den 
Kronthaler  auf  den  äufsern  Werth  von  2  Fl.  38V2  Kr.  herabzusetzen.  Man  s.  * 
dessen  Geschieh tl.  Darstellung  des  alten  u.  neuen  teutschen  Münzwesens,  u.  Vor- 
schläge zu  Gründung  e.  dauerhaften  Münzvcrfass.  in  den  t.  Kundesstaaten.  Wei- 
nar  181 -.  101  S.  8.  (Auch  in  Ludf.n's  Nemesis,  Bd.  IX,  St.  3.)  Ebendess.  Vcr- 
idigong  dieser  Schrift,  nebst  c.  Anhang.  Mannh.  1822.  8.  Dawider  s.  man 
doch  die  Reccnsionen  in  der  Hallischen  allgem.  LiteraturZeitung,  1818,  S- 
'  '  ()\o,  u.  1822,  Num.  77. 
'  Dieser  so  genannte  Münzfufs,  bekannt  auch  unter  dem  Namen  der  rheinischen 
Währung,  war  im  J.  1754  schon  im  Gang,  in  den  Ländern  der  fünf  (im  Münz- 
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wesen)  correspondirenden  Reichs-  und  Kreisstände,  Kurmainz,  Kurpfalz,  Kurtrier, 
HessenDarmstadt,  Frankfurt.  (Cleyioiakh's)  Materialien,  S.  187.  Klüber's  Münz- 
wesen,  S.  119  u.  140.  —  Frankfurt  ist,  durch  sein  merkantilisches  Uebergewicht, 
in  weitem  Umkreis  tongebend  für  kaufmännische  Werthbestimmung  der  umlau- 
fenden Münzen. 

e)  Vergl.  §.  4^7.  Verzeichnifs  der  Länder,  welche  das  ConventionsMünzsystem 
angenommen  haben ,  bei  v.  Praun  a.  a.  O.,  S.  189  ff.  und  in  (Cleyjoiann's)  Ma- 
terialien, S.  461  ff-  ->  auch  in  Flörre's  Münzkunst,  S.  397  ff.  Auch  Preussen 
prägte  1794  u.  1795  ConventionsThaler.  Hannover  führte  das  ConventionsMünz- 
Systern  ein,  durch  Verordnung  v.  1.  Oct.  1817.  Man  s.  oben  419->  Note  b. — 
Durch  ein  Patent  v.  1.  Nov.  1823  führte  Oestreich  dasselbe  auch  in  seinem  lom- 
bardisch- venetianischen  Königreich  ein;  doch  mit  Unterschied  in  der  Silbergattung, 
so,  dafs  z.  B.  ein  LireStück  zwar,  eben  so  wie  ein  2oKreuzerStück,  4Vs  Grän 
feines  Silber  enthält ,  aber  nicht  wie  dieses  aus  der  9V3  löthigen  Silbergattung, 
sondern  aus  der  i42/s  löthigen  ( °/J0  aus  16)  geprägt  wird,  daher  35  Zwanziger- 
stücke eben  so  schwer  wiegen  als  54  LireStücke,  und  ein  LireStück  wegen  des 
gleichen  Feingehaltes  eben  so  viel  werth  isPals  ein  Zwanzigerstück ,  obgleich 
viel  leichter  und  auch  kleiner  als  dieses.  K.  Franz  I.  polit.  Gesetze  u.  Verordn., 
Bd.  5i  (Wien  1823.  8.),  S.  222  ff.,  u.  der  MünzTarif,  ebendas.  S.  234  ff. 
/)  Aber  so  ,  dafs  nicht  nur  die  Mark  feinen  Silbers  für  den  durch  die  Con- 
vention bestimmten  Zahlwerth  geprägt ,  sondern  auch  die  verschiedenen  Geld- 
sorten nach  dem  vorgeschriebenen  Gewicht  und  Feingehalt  (Schrot  und  Korn) 
gemünzt  werden.  Zugleich  möchte  entweder  durchaus  gleichförmige  eonventions- 
mäsige  Werthbestimmung  des  Kronthalers ,  oder  gänzlicher  Verruf  desselben 
nöthig  seyn,  um  die  MünzAnomalie  gründlich  zu  heben,  die  durch  dessen  Um- 
lauf nach  verschiedenartiger  Werthbestimmung  zeither  verursacht  worden  ist.  — 
Von  der  Verbreitung  des  ConventionsMünzsystems,  und  von  den  Mitteln  zu  Her- 
stellung- der  Ordnung-  in  dem  Münzwesen  Teutschlands,  s.  man  die  angef.  Ma- 
terialien, S.  461 — 478,  u.  Klüber's  angef.  Münzwesen,  wo  S.  257  ff  ein  Plan  zu 
einem  Münzverein  teutscher  Bundesstaaten,  bei  welchem  dieses  MünzSystem  zur 
Grundlage  zu  nehmen  wäre. 

§.  429b.  (346<) 

7)  Reine  r  24x/2  Gulden  Fu  s  s. 

VII)  In  den  von  dem  Jahr  1 833  an  zu  Erweiterung  des  allgemeinen 
teutschen  Zoll-  und  Handelsvereins  abgeschlossenen  Staatsverträgen  (§.  412, 
c,  IV.)  ward  die  sofortige  Einleitung  besonderer  Unterhandlungen,  durch 
welche  die  contrahirenden  Regierungen  gemeinschaftlich  dahin  wirken  woll- 
ten, dafs  in  ihren  Landen  ein  gleiches  Münz-,  Maas-  und  Gewichtsystem 
zur  Anwendung  komme  ,  in  Aussicht  gestellt;  die  Erreichung  des  so  wün- 
schenswerthen  Zieles  einer  allgemeinen  Vereinbarung  fand  indessen 
Schwierigheilen  in  der  seit  den  heueren  Abweichungen  von  dem  Conven- 
tionsMünzsystem immer  mehr  hervortretenden  Scheidung  Nordteulschlands 
von  Südteutschland  in  Münzwahrung  und  Rechnungsweise.  Im  Verfolg 
dieser  getheilten  Richtung,  bewirkte  die  durch  jene  Verträge  gegebene  An- 
regung zunächst  (i834)  die  Annahme  des  i4Thaler-  oder  2 lGuldenfufses 
in  Hannover,  Braunschweig  und  Kurhessen  (§.  428),  später  aber  (am  25. 
\ug.  1 8 3 7  ,  zu  München)  den  Abschlufs  einer  Mü  n  zConvention,  mit 
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Igten  besonders  Uebereinkunfl  über  die  Scheidemünze 
iwischen  Baiern,  Wirtemberg,  Baden,  GH,  Hessen,  Nassau  und  Frank- 
ftirt,  der  im  Lauft  des  Jahres  i838  auch  HohenzollernSigmaringen ,  Ho- 
!  rnHechingen ,    SachsenMeiningen    und    HessenHomburg  beitraten. 

Vorausgeschickt  ward  in  dieser  Convention  die  Versicherung,  dafs  durch 
sie  das  für  alle  süd-  und  nordteutsche  Staaten  des  Zollvereins  beabsichtigte 
L ebereinkommen  in  Keiner  Weise  erschwert  oder  entfernt,  vielmehr  die 
jetzige  Münz  Vereinbarung  der  südteutschen  Staaten  so  sehr  als  möglich  an- 
nähernd an  das  Münzsystem  der  nordteutschen  Staaten  gebracht  werden 
solle.  Für  die  contrahirendeu  Staaten  soll  der  Kronthalerfufs,  jedoch  unter 
genauer  Einhaltung  des  ••  i 1  .•  Guldenfufses,  als  gemeinschaftlicher  Münz- 
lufs  angenommen  werden 5  die  Rechnung  nach  Gulden  zu  60  Kreuzern 
■oll  nicht  nur  fortbestehn,  sondern  es  sollen  auch  die  Münzen  der  Gulden- 
und  Rrenzerrechnung  gemäfs  ausgeprägt  werden;  als  Hauptmünzen 
werden,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  über  die  Ausprägung  weiterer 
Theilstücke  des  Guldens,  angenommen,  ein  Guldenstück  zu  60  Kreuzern 
and  ein  halbes  Guldenstück  zu  3o  Kreuzern;  die  Ausprägung  gröberer 
Münzsorten  bleibl  der  Vereinbarung  mit  den  nordteutschen  Staaten  des 
Zollvereins  vorbehalten j  der  Silbergehalt  der  Hauptmünzen  wird  zu  9/l0, 
und  der  Kupfergehall  zu  V10  des  Gewichts  angenommen;  der  Durchmesser 
wird  Pur  die  ganzen  Guldenstücke  auf  3o  Millimetres,  für  die  halben  Gul- 
Lcke  auf  34  Millimetres  festgesetzt,  dieGröfse  des  Markgewichtes  (wie 
in  dem  preufsischen  Münzsystem)  auf  233,855  Grammen,  das  Remedium, 
für  die  ganzen  und  halben  Guldenstücke,  auch  einzeln,  auf  3/10oo  im  Pein- 
gehall und  auf  '  j „00  im  Gewicht;  eine  gegenseitige  strenge  Controle  ist 
angeordnet;  Devalvation  oder  Ausscrcurssetzung  der  nach  den  Grundsätzen 
der  Convention  ausgeprägten  Münzen  kann  nicht  Statt  finden,  jeder  Staat  hat 
aber  die  \  erbindlichkeit,  diese  Münzen  seiner  Zeit  wieder  einzuziehen  und 
umzuprägen,  wenn  sich  ergibt,  dafs  dieselben  durch  Abnutzung  eine,  im 
Weg  künftiger  Vereinbarung  noch  festzustellende  Grenze,  der  Gew7icht- 
abnahme  überschritten  haben;  die  gemeinschaftliche  Scheidemünze 
soll  bestellen  in  Sechskreuzer-  und  in  DreikreuzerStüdken  von  Silber,  künf- 
tighin überall  auszuprägen  im  27  Guldenfufs;  der  Silbergehalt  derselben  wird 
out  J  3,  oder  5Va  Loth  in  der  Mark,  festgesetzt;  der  Durchmesser  der 
Sechskreuzerstücke  wird  zu  20,  und  der  der  Dreikreuzerstücke  zu  17,5 
Millimetres  ,'mgenommen;  das  Remedium  beträgt  V10oo  an  Feingehalt  und 
l5/io0o  an  Gewicht,  beides  jedoch  nicht  am  einzelnen  Stück,  sondern  nur 
in  der  ganzen  Mark;  jeder  der  contrahirenden  Staaten  macht  sich  verbind- 
lich, alle,  vor  der  Vereinbarung  sowohl,  als  nach  derselben,  von  ihm  ge- 
plagten Sechs-  und  Dreikreuzerstücke,  auf  Verlangen,  gegen  cursfahige 
grobe  Münze  umzuwechseln,  die  zum  Umwechseln  hestimmte  Summe  darf 
b  nicht  unter  100  Gulden  betragen;  die  Ausprägung  von  Einkreuzer- 
stücken  von  Silber  oder  Kupfer  und  der  Theilstücke  derselben,  bleibt 
m  Ermessen  der  einzelnen  Staaten  überlassen,  —  Von  der  im  Verfolg 
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der  ebenerwähnten  MünzConvention  der  südteut sehen  Staaten  später, 
am  3o.  Juli  i838,  in  Dresden  abgeschlossenen  Convention  zwischen  allen 
der  zu  dem  «Allgemeinen  teutschen  Zoll-  und  Handels  verein»  gehörenden 
Staaten,  s.  oben  §.  4*9' 

§♦  450.  (347a0 
Staatsbefugnisse  in  Ansehung  des  Münzxvesens. 

Jedem  Sou verain  des  Teutschen  Bundes  gebührt,  auch  in  Mün-zsachen : 
I)  die  Oberpolizei  «)  und  Gesetzgebung;  die  sich  wirksam  zeigen, 
in  MünzEdicten  und  Patenten  ,  in  Bestimmung  des  Münzfufses ,  und  der 
Geldsorten,  auch  ihrer  Abstufungen  (coupures),  damit  bequeme  Ausglei- 
chung im  Verkehr  Statt  haben  könne  in  dem  Verbot  des  Aufgeldspiels 
(Agiotage),  des  Einschmelzens  der  Münzen,  des  Eingangs  fremder,  und 
der  Ausfuhr  guter  Münzsorten,  in  Festsetzung,  Erhöhung,  oder  Herabsetzung 
(Abwürdigung  ihres  Zahlwerthes  (Valvations-  und  DevalvationsTabellen ), 
in  Handhabung  der  Münzordnung  durch  lleifsiges  Wardiren  (Probiren)  des 
umlaufenden  Geldes  durch  verpflichtete,  sachkundige  und  gewissenhafte 
Münzwardeine,  in  Verrufung  und  Einrufung  schlechter  oder  dem  geltenden 
Münzsystem  nicht  angemessener  Münzsorten,  in  Verfügung  ihrer  Ummün- 
zung, in  Beschränkung  des  Gold-  und  Silber  Verkaufs ,  in  Bestimmung,  wio 
es  bei  Bezahlung  der  Geldschulden,  nach  einer  Münzveränderung,  soll  ge- 
halten werden  c),  u.  d.  m.  In  dem  Münzwesen  kann  der  Rigorismus  kaum 
zu  weit  getrieben  werden.  II)  Die  richterliche  Gswalt,  in  bürgerli- 
chen und  peinlichen  Sachen  der  bei  dem  Münzwesen  angestellten  Personen, 
in  Münzstreitigkeiten  und  Münzverbrechen  ^).  III)  Auch  steht  in  dem 
durch  das  eigene  Staatsinteresse  bestimmten  Willen  des  Souverains,  aus- 
ländischen Münzen ,  Staatspapieren  und  Papiergeld ,  auch  Land-  und 
Scheidemünzen ,  in  seinem  Lande  Curs ,  mit  oder  ohne  Selbstbestimmung 
ihres  Zahlungswerthes,  zu  gestatten,  oder  zu  versagen  e),  IV)  Werden 
Münzen  eines  Staates  von  einer  fremden  Staatsregierung,  oder  unter 
ihrem  Schutz  von  Privatpersonen  nachgeprägt/),  geringhaltig  oder 
gleichhaltig,  in  Friedens-  oder  Kriegszeiten,  etwa  während  feindlicher  In- 
habung  ihres  Landes ,  so  steht  ihr  dawider  der  Gebrauch  der  Mittel  zu, 
welche  das  Völkerrecht  wider  Rechtsverletzung  unter  Staaten  zuläfst  £'). 

«)  Rkust,  i3-7.  Moser  von  Reit hstagsgesch.,  1 435-  Ebenders.  von  d.  Landeshoheit 
in  Polizeisachen,  3g6  IT.    v.  Bekg's  Polizeirecht,  IH.  541. 

b)  (Cleynmann's)  Materialien,  S.  20,7,  43i  ff.,  258  u.  3/to. 

c)  Beispiele,  s.  in  Faber's  StaatsCanzlei,  LXX.  5/,3.  569.  09?..  610.  6i5.  u.  in  Faber's 
neuer  St.C,  X.  3-6.  XVI.  410.  XVII.  282  fr.  3o3.  366  iY.  XXIV.  274.  XXVII.  455. 
Von  dein  Königreich  Sachsen,  s-  v.  Rqmer's  kursächs.  Staatsr.,  II.  767.  Königl. 
sächs.  ValvationsTabellen  v.  27.  Apr.  1816  u.  5.  Apr.  1827,  Von  Kurbraun- 
schweig,  s.  Struben,  Th.  III,  Bed.  2.  Oestreich.  Münzvei  Ordnung  v.  1.  Sept. 
1783,  wodurch  der  Zahlwerth  gewisser  Geldsorten,  sogar  über  den  Conventions- 
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i   U  erhdhl  wird,  la  Etivea  Staatalu,  1\ .  19a»— •  Echte  und  falsche,  gangbare  und 

.  Mmgtingbarr ,  verrujcnr   und  unverrufene ,  auch  herab  gesetzte  oder  gejallene  Münz 

lortcu     in  den  östreichischen  Staaten  ist  die  Verfertigung  u.  der  Verkauf  von 
curairender  in-  und  ausländischer Münzen  verboten.  Hofkammer- 
i'>-r<i.       ia.  Juni  in  \\.  /'ranz  l.  polit.  Gesetzen  u.  Verordnend.  5s, 

S  Bei  finge riaaeoer  Unordnung  im  Münz\vesen  ,  ist  das  Uebel  sehen  än- 

dert grOudlich  iu  bellen,  als  durch  allgemeine,  doch  behutsame,  Vcrrufung  und 
l  mmOnaung  des  alten  Geldes.    Flöbrx's  Münzkunst,  S.  63o  ff  801  fr.  8  V. 
d )  Schriften  in  Klöbm's  Lit  {}.  i33a.    Mosbb's  Justiz verf.,  1.  704.    du  IJüivau  diss. 
rit  <.    ;    ^    lt.         Die    lentstlien   Kcichsgr.sctzc  eiferten  wider  alle  Arten  von 
V  m,  wider  unberechtigte  Münzer,  IMünzmeister,  die  pflichtwidrig  ' 

mfinaen,  Münaßlacher,  Granalirer,  Seigerer,  llingcrcr,  Besehneider,  Schwacher, 
\\  i<  ber,  St  bmeiaer,  &bgiefser,  Auswieger,  Auricher,  Aufwecbsler,  Ausführer  u.d. 

BBV8T,  S.  In,  36a.  MosEH  .1.  a.  0.  i/|i3.  —  Durch  genaues  Justiren  (§.  4,ö\c) 
wird  den  If'ippen  (Abwägen,  Einschmelzen  und  Verhandeln  der  zu  schweren 
Münastücke),  durch  kunstvolles  Gepräge  wird  der  Verfälschung,  insbesondere 
dun  Ii  Rändeln  und  Ringgepräge  (Ki.i'in  n\s  Münzwesen,  S.  278  u.  i63  ff.)  wird 
dt  m  Kippen  (Beachneiden)  vorgebeugt/  so  wie  auch  der  falschen  Münze.  Schlö- 
zfh's  Stnatsanz.,  \L\  II.  3 15  f. 

r  1  Oben  [aa,  a.  Moser's  nachbarl.  Staatsr.,  383—388.  Moser's  Versuch  des 
neuesten  europäischen  '  ölkerr. ,  VIII.  i5  ff.  Rousskt  recueil  de  memoires,  X. 
56  f.  Kuhiza,  droil  des  gens  moderne  de  l'Furope,  73.  —  In  Oestreich  wur- 
den alle  icuerf sehen  KronthaUr  mit  ihren  Abtheilungen  verrufen,  die  in  dem 
MünzTarif  v.  1816  als  gcsetzmä'sige  Zahlungsmittel  nicht  aufgeführt  sind,  Hof- 
<  .in/.lriDeerrt  \.  1  j.  AI.Wz  1820;  in  Franz  /.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd.  48, 
S.  -  ».  In  dem  Tarif  v  •).-.  Juli  1816  (ebendas.  Bd.  44?  S.  237  u.  in  Cleyinmanis's 
Aphorismen,  S  191)  sind  aber  gar  keine  baier.  Kronthaler,  nur  lt.  Ii  östreichisch- 
niederlffndische  ganze,  halbe  u.  V  iertelKronthaler  für  gesetzmäsige  Zahlungsmittel 
anerkannt.  Damit  wurden  also  die  baierisclten ,  wirlembergischen,  badischen,  grofs- 
herzoglich ~Aessückin  und  nassauischen,  Sachsen  -  coburgischen  und  waldeckischeu 
Hionthaler  insgesainmt  stillschweigend  verrufen.  Dagegen  sind  in  dem  Münz- 
Tarif für  das  lombardisch- venetianische  Königreich,  welcher  dem  bei  dem  vori-  . 
gen  \.  angef.  Patent  v.  i.Nov.  1823  beigefügt  ist,  die  «baierischen  Schwert-  oder 
kronenthaler*  tarifirt  auf  6  Lire  60  Cent.,  d.  i.  2  Fl.  12  Kr.  im  aoGulden- 
fufs.  —  Hannover  verordnete  1822,  dafs  die  neuen  hurhessiscfien  x/3  und  V6  Tha- 
lerstiicke  in  den  öffentlichen  Gassen  nicht  angenommen,  auch  im  Handel  und 
Wandel  für  ConventionsMünze  nicht  ausgegeben  werden  sollen.  Hannöver.  Ge- 
M  tzsamml.  1822,  I.  Num.  l^b. 

f)  Beiapiele,  ausser  dem  oben  §.  424  ?  a»  angeführten,  liefert  die  neuere  Münz- 
geachichte.  Im  J.  1819  oder  1820,  wurden  in  Mexico  die  französischen  Fünf- 
I  rankenstür ke  naehjjeprägt. 

jr )  Ki.lbeh.  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  y3,  23i  et  suiv. 

451.  (347b.) 
Das  MiinzRegal ,  kein  lucratives*  SchlagschaH. 

I)  Da  die  Hauptmasse  des  Geldes  bestimmt  ist,  nicht  blofs  in  dem 
inländischen,  sondern  auch  in  dem  Welthandel  als  Ausgleichungsmittel 
zu  dienen  (§.  4i5),  so  sollte  diese  Bestimmung  Hauptge.siehtspunct  seyn 
bei   üer  Gesetzgebung  und  Ausmiinzung,  als  Waffe  gegen  Gewinnsucht, 
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Miinzfehler  und  IsolirungsLust.  Namentlich  sollte  das  Münzwesen  zu  einem 
1  iterativen  Regal,  zu  einer  Quelle  von  directem  Finanzgewinn  («Mer- 
canzeiv),  nirgend  herabgewürdigt  werden  «);  denn  nichts  ist  wirksamer  als 
schlechte  Münze,  den  Glauben  an  die  Rechtlichkeit  einer  Staatsregierung 
im  In-  und  Ausland  allgemein,  bis  in  die  untersten  Volksclas^en,  zu  schwä- 
chen oder  zu  vernichten.  H)  Untadelhaft  ist,  und  zugleich  nützlich  zu 
Verhütung  gewinnsüchtiger  Einschmelzung  guter  Münzen,  der  Präg-  oder 
Schlagschatz  ;  eine,  bei  der  Ausmünzung  in  Rechnung  gebrachte, 
Vergütung  nur  der  unvermeidlichen  Münzliosten  c)?  bei  kunstmäsiger,  mög- 
lichst wirtschaftlicher  Betriebart  der  MünzFabrication  d).  Verwerflich 
hingegen  wäre  ein,  nach  Abzug  des  Schlagsrhatzes,  mit  Absicht  oder  durch 
Fehler  in  der  Ausmünzung  erlangter,  merklicher  Ueberschufs,  als  rei- 
ner, wrohl  gar  in  Vorschlag  gebrachter  FabrikGewinn  für  die  Staatscasse 
von  Einigen  übel  und  mit  Unrecht  MünzRegal  benannt. 

a)  Gegen  das  Finanziren  des  MünzRegals,  auch  durch  Verpachtung-  der  Münzge- 
rechtigkeit, eifert  schon  der  Reichsabschied  von  i5-o,  §.  i32.  Man  s.  auch  das 
kais.  MünzEdut  v.  1759,  §.  11  u.  f.  PüTrER's  instit.  juris  publ.  germ.,  §.  34i 
u.  346.  (Clfanmann's)  Materialien,  S.  244»  —  Durch  Prägung  geringhaltiger 
Münze,  gewinnt  die  Staatscasse  nur  bei  der  ersten  Ausgabe  derselben,  also  nur 
einmal  und  schnell  vorübergehend ,  bringt  aber  sich  selbst  und  die  Nalion,  im 
Verkehr  mit  dem  Ausland,  fortwährend,  mithin  unzählig emal ,  in  Schaden;  denn 
dem  Ausland  mufs  Alles  auf  das  Wenigste  um  so  viel  theurer  bezablt  werden, 
als  das  inländische  Geld  geringhaltiger  ist  als  das  ausländische. 

b)  Von  dem  Schlagschatz,  in  t.  Reichsgesetzen  auch  Münzerlohn  genannt,  s.  Klü. 
ber's  Münzwesen,  98  —  ii5.  10  u.  182.  Ebendess.  neue  Lit.  des  Staatsr.,  S.  44°« 
J.  G.  I3iisoH  über  den  Schlagschatz;  in  dessen  Sammtl.  Schriften  über  Ranken 
und  Münzwesen,  S.  664  ff.  Flörre's  Münzkunst,  S.  3o2  u.  f.  611  —  658. 
(Cleynmakn's)  Materialien,  S.  244  —  ^56  u.  795.  Schlözer  a.  a.  O.  3i5  f. 
v.  Praüjv,  S.  9  ff.  Moser  von  Reichstagsgeschäften,  i43i.  G.  H.  Rüse's  Handb. 
der  Geldkunde,  I.  69.  Say  traite  d'economie  politique,  liv.  II,  ch.  4?  u-  m  der 
teutsch.  Uebersetzung  e.  Anmerk.  v.  L.  H.  Jacob,  Th.  II,  S.  468  —  490.  —  Von 
den  Kosten  der  Jusmünzung  handeln,  Flörbe  a.  a.  O  ,  S.  63"  ff.  Ruse  Kennt- 
nisse u.  Betracht,  des  neuern  Münzwesens,  Th.  I,  S.  194  ff-  Storch,  cours 
d'economie,  politique,  T.  VI,  Note  11,  u.  Klüber  a.  a.  O.  Die  beste  Auskunft 
darüber  —  bei  Hirsch,  VIII.  277  ff.  u.  in  den  angef.  Aphorismen,  S.  63  ff.  — 
hat  Teutschland  Oestreich  zu  verdanken.  Zwanzig  Kreuzer  des  20  Guldenfufses 
für  die  cöln.  Mark  feinen  Silbers,  sind  im  Durchschnitt  hinreichend,  die  Kosten 
der  Ausmünzung  einer  cölnischen  Mark  feinen  Silbers,  in  allen  Geldsorten  des 
ConvcntionsMünzfufses  sicher  zu  decken.  Anerkannt  ward  solches  stillschwei- 
gend in  der  Convention  v.  1753,  ausdrücklich  in  dem  Münzverein  fünf  ehema- 
liger teutscher  Reichsstände  v.  1765,  Absatz  9,  und  noch  jetzt  in  der  Praxis. 
Zu  Wien  bietet  fortwährend  das  Münzamt,  laut  öffentlichen  Anschlags,  Jedem, 
der  eine  feine  wiener  Mark  Silber,  in  einer  Silbergattung  von  i3  Loth  6  Gran 
und  darüber,  liefert,  eben  so  viel  feines  Silber,  durch  Zahlung  mit  Conventions- 
Thalern  oder  20  Kreuzer  stücken ,  mit  einem  Abzug  von  mehr  nicht  als  24  Kreu- 
zer für  jede  feine  wiener  Mark,  welches  gleichviel  ist  mit  20  Kreuzer  des  20 
Guldenfufses  für  die  feine  cölnische  Mark.  Vergl.  Oestreich.  HofkammerDecret 
v.  24.  Juni  1820;  in  Franz  L  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Rd.  48,  S.  i35.  (Cleyn- 
mann's)  Aphorismen,  S.  62  —  68.    Ebendess.  Materialien,  S.  244,  ^56  u.  296  ff. 
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7»u  welchem  Prell  die  französischen  Münzstätten  dargebrachtes  Gold  und 

Silber  ...  .,en  Geld  eintauschen,  *•  in  «Inn   Vnnuaire  pour  l'an  de  1828,   par  lc 

Bureau  des  Longitudes ,  p.  y»,  il  in  d,  Aphorismen,  S.  5o. 
e)  Den  ScklrnftchmtM  verschaffen  manche  Münzverwaltungen  sich  durch  verhahnifs- 
mäsigen  Mindorgchnll  der  Vf Unsen,  also  durch  Ueberschufs  des  Zahlwerthes 
«K  r  Müuzen,  über  den  in  diesem  Werth  berechneten  Preis  der  dazu  verwen- 
deten Metalle«  Echten  Grundsätzen  folgend,  thun  andere  es  dadurch,  dafs  sie 
im-  die  feine  Vfark  des  zum  \  erkauf  dargebotenen  edlen  Metalles  nur  den  Preis 

bewilligen,    der  sieh  ergibt,   wenn    man  an   dem    Betrag  desjenigen,   wofür  die 

Münzstätten  in  gemünzten  Geldsorten  die  Mark  dem  Publicum  liefern,  so  viel, 
aber  suoh  nur  m>  viel,  abzieht,  als  erfordert  wird,  die  IMünzkosten  sicher  zu 

de»  Ken.     Denn  der    Preis   des   Silbers   linkt   immer  dem  jenigen   nach,  welcher 

dafür  in  dem  gemünzten  Zustand  zu  erhallen  ist.  (Clkynmann's)  Materialien, 
8.  »'").  333.  Klüber's  Münzwesen,  S.  107  LT  276  u.  110. —  Die  Münz- 
tbritannien  erkannten,  seit  der  ParlamentActe  von  i685  bis  in 
das  J,  1816,  Keinen  Schlagschatz,  sondern  die  Regierung  bestritt  aus  der  Slaats- 
otaac  die  FabricationsKosten  der  Münze,  unter  Verbietung  der  Ausfuhr  aller 
Miin/en.  nieht  aber  der  rohen  .Metalle.  Büsch  a.  a.  0.  FlÖBHB  a.  a.  ().,  S. 
6l5  ff.  Vber  eine  k5nigl.  \  erordn.  v.  22.  Jun.  1816  (in  P.  F.  S<;hi)i,iin's  niedcrl. 
(i.  grofisbrit  Münzgesetzen ,  Frankf.  1827,  S.  438  ff.)  verfügt,  dafs,  nach  einem 
bekannt  zu  machenden  Tag,  Silbermünzen  und  Stangensilber  (Standard-  oder 
Probesilber,  Bullion)  in  die  Münze  gebracht  werden  können,  um  nach  dem 
l  uls  ron  r>(>  Schillingen  per  Pfund,  TroyGewicht  («Pound  Troys»)  gesetzrnäsi- 
gen  Silbers,  11  Unzen  2  Pennyweights  fein  (teutseh:  i44/5  Loth  fein),  geprägt 
zu  werden,  wovon  62  Schill,  per  Pfund  dem  der  das  Silber  bringt,  und  4  Schill, 
für  Lcgirung,  Abgang  und  Prägekosten  zurückbehalten  werden  sollen,  die  zu 
den  Prägkosten  zu  verwenden,  der  etwa  sich  ergebende  Ueberschufs  aber  dem 
consolidirten  Fonds  zuzuwenden  scy.  Ein  unverhältnifsmäsigrr  Schlagschatz, 
ron  f.  pro  Cent,  ron  den  ausgemünzt  werdenden  Summen!  während  Frank- 
reich bei  Silbermünzen  mehr  nicht  als  1V2  %,  bei  Gold  nicht  völlig  l/3  %  ge- 
stattet. (fiMMnw's)  Aphorismen,  S.  62  u.  94.  Zugleich  ein  neuer  Beweis, 
d als  England,  der  Klugheit  gemäfs,  das  Ausmünzen  in  Silber  nicht  zu  beför- 
dern trachte,  während  Teutschland  solchem  den  Vorzug  vor  dem  Goldprägen 
gibt,  weil  hier  Silber  durch  die  Bergwerke,  dort  Gold  durch  den  Handel  zum 
Haupt  Münzmetall  wird.  Jene  V  erordnung  erklärt  (Art.  11)  bei  Zahlungen,  die 
l(o  Schillinge  übersteigen,  die  Goldmünzen  für  das  einzige  gesetzmäsige  Zahlungs- 
mittel, die  Silbermünzen  aber  (Art.  12)  nur  bis  zu  dem  Belauf  von  40  Schil- 
lingen,  so  dafs  Niemand  schuldig  ist,  bei  Zahlungen  mehr  als  4°  Schillinge  in 
Silber  anzunehmen.  Sem  i, in  a.  a.  O. ,  S.  456  IT.  u.  ^jG.  Die  gesetzliche  Pro- 
portion  zwischen  Gold  und  Silber,  ist  jetzt  in  England  wie  1  zu  i42S7'/ioooo' 
Ebenda*  S.  479«  D°rt  prägt  die  Regierung,  ungefähr  seit  1816  (früher  sehon 
unter  Heinrich  \  III.  i54°)i  in  Gold  Sovereigns  zu  20  Schillingen  (eine  Guinee 
hat  21),  und,  nach  einer  \  erordn.  vom  Juni  1825,  doppelte  Sovereigns  und 
Goldstücke  von  5  Pfund  Sterl. 
(I)  Der  Kost  naufwand  der  Münzl  abrication  steht  im  Verhältnifs  mit  dem  Arbeillohn 
und  der  Vollkommenheit  der  Münzwerkzeuge.  Man  s.  Flöbhe  a.  a.  O.  Die 
vollkommensten  und  am  wohlfeilsten  arbeitenden  Münzmaschinen  verdankt  man, 
seil  1788,  dem  englischen  ."Mechaniker  und  Münzfabrikanten  Boulton  zu  Soho 
bei  Birmingham  (Klübeh's  Münzwesen,  S.  100),  u.  seit  1829  dem  Tischler  und 
Mechaniker  Joseph  Hkkbst  zu  Wien.  Allgem.  Zeit.  v.  22.  Dec.  i83o,  ausserord. 
BeiL  242  2,3.  —  Ist  in  der  neueren  Zeit  der  Arbeitlohn  gesteigert,  so  ist 
dagegen  die  Arbeit,  durch  die  Vervollkommnung  der  Münzmaschinen,  bedeu- 
tend gemindert  worden. 
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e)  In  dem  FinanzEtat  von  Baiern  für  i81(/20,  kamen  8000  Fl.  als  Münzgewinn  in 
Ansatz.  Man  prägte  dort  seit  1809,  damals  auf  Bitte  des  augsburger  Handels- 
standes, Kronthaler,  die,  bei  einem  äussern  Werth  von  2  Fl.  42  ^r-?  einen 
ungefähr  241/,  Guldenfufs  ausmachen,  und  zog  von  i8o6/7  bis  i815/l6,  bei  einer 
Ausmünzung,  in  Gold,  Silber  und  Kupfer,  von  etwas  mehr  als  3o  Millionen 
Gulden  im  Nominalwerth,  worunter  7,059,24?  Stücke  Kronthaler  im  Gesammt- 
betrag  von  19,009,966  FI.  54  Kr.,  im  Durchschnitt  einen  jährlichen  reinen  Münz- 
gewinn von  8,187  Fl.  Baierische  Landtags  Verhandlungen  von  1819,  Bd.  VI,  S. 
157.  Jul.  Gr.  v.  Soden,  der  baier.  Landtag  v.  1819  (Nürnb.  1821.  8.),  S.  332  ff. 
—  Schon  dann,  wenn  Kronthaler  nach  der  gesetzlichen  Vorschrift  der  ehe- 
maligen östreichisch-niederländischen  Münzherrschaft  ausgemünzt  werden,  d.  h. 
9/4  Stücke  aus  der  wiener  Mark  des  Feingehaltes  von  i3  Loth  17  Grän,  wird, 
so  bald  man  sie  zu  2  Fl.  42  ausgibt,  an  innerem  Werth  über  2  pro  Cent 
weniger  gegeben,  als  bei  Zahlung  mit  ConventionsGeld ,  dargezählt  nach  dem 
24  Guldenfufs.  Vergl.  §.  429-  —  I*1  den  badischen  Budgets  für  1820  u.  1821,  ist 
der  Ertrag  der  Münze  angesetzt  auf  3ooo  Gulden ;  in  dem  grofsherzogl.  hessi- 
schen für  1824  ,  1825  u.  1826,  auf  jährlich  853  Fl.,  in  dem  wirtembergischen  für 
i83y33  und  i812/33  auf  jährlich  3i49  Fl.  38  Kr. 


452. 
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Remedium.    Vorschlag  zu  einem  Münzverein  der  Bundesstaaten , 
xvenigstens  einer  provisorischen  Vereinbarung. 

I)  An  sich  schon,  zumal  bei  dem  heutigen  Grad  von  Vollkommen- 
heit der  Münzkunst ,  unzulässig,  und  darum  in  älteren  und  neueren  Münz- 
gesetzen verboten,  ist  das  Remedium«)  in  dem  Schrot  und  Korn  (la 
tolerance  du  poids  et  du  titre  de  Ja  monnaie),  oder  in  einem  von  beiden; 
ein  bestimmter,  dem  Münzmeister  überhaupt  bewilligter,  Nachlafs  an  dem 
vorgeschriebenen  Gewicht  und  Feingehalt  einzelner  Münzstücke,  also  Nach- 
sicht eines  bestimmten  Mehr-  oder  Mindergehaltes  einzelner  Münzen  an 
Schrot,  oder  an  Korn,  oder  an  beiden,  wegen  möglicher  kleiner  Unrich- 
tigkeiten in  der  Legirung  der  zu  der  Ausmünzung  verwendeten  Metall- 
masse und  in  der  Ausstückelung  der  Münzen.  II)  Dagegen  ist  nicht  zu 
besorgen,  dafs  zuverlässiges,  ohne  Uebertreibung  des  Schlagschatzes ,  ohne 
Remedium,  und  ohne  merkliche  FabricationsFehler  gemünztes  Geld,  wohl- 
feiler werde,  als  die  rohen  Münzmetalle  III)  Vertragmäsige  Vereini- 
gung aller  teutschen  Bundesstaaten,  zu  Ausübung  des  MünzRegals 
nur  allein  in  dem  staatswirthschaftlichen  Interesse,  insbesondere  zu 
Gleichförmigkeit  in  Schrot  und  Korn,  im  Nennwerth  und  Aeussern 
ihrer  Münzen,  in  dem  Maas  der  auszuprägenden  geringem  Sorten  oder 
Scheidemünzen,  wäre  dem  allseitigen  Staatsinteresse  gemäfs,  und  im  Sinn 
des  19.  Artikels  der  BundesActe  c).  IV)  Bis  ein  solcher  Münzverein 
zu  Stande  kommt,  möchte  der  Ehre  und  dem  allseitigen  Interesse  oder 
Bedürfnifs  der  Bundesstaaten  gemäfs  seyn,  dafs  durch  einen  Beschlufs 
der  Bundesversammlung  Folgendes  festgesetzt  würde:  1)  Auf  jeder  in  ei- 
nem Bundesstaat  geprägten  Gold-  oder  Silbermünze,  mufs  der  Münzfufs, 

Klüber's  Öffentl.  Recht,  4.  Aull.  42 
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n.uli  welchem  116  ausgeprägt  i^t,  bestimmt  angezeigt  seyn  «ty  -ij  Das  so 
genannte  Remedium  wird,  in  keinem  Bundesstaat,  bei  der  Austnünzung 
gestattet  >>  \m  Sitz  der  Bundesversammlung,  und  unter  ihrer  unmittel- 
baren Aufsicht,  wird  eine  technische  Bun desMü nzbeh ör de,  z.  B.  ein 
GeneralMunz wardein  des  Teutschen  Bundes  unter  der  besondern  Aufsicht 
eines  Ausschusses  der  B.  V«i  angeordnet  ,  welcher  zur  Pflicht  gemacht  ist, 
alle  Münzen ,  die  in  Bundesstaaten  ausgeprägt  sind,  oder  daselbst  in  Um- 
lauf  kommen,  kunstmh'sig  zu  prüfen  ,  und  das  auf  solche  Art  gefundene 
Verna  tnifs  derselben  zu  dein  ConventionsMünzsystem,  als  einer  festen  Grösse, 
*<>n  Zeit  ia  Zeit  öffentlich  bekannt  zu  maclien 

Ii  a.  b.  S.  346i  63«.  luiMnn's  Münzwesen,  S.  116  ff.,  i34,  i52,  258.  — 
Die  ReichsmünzProbirordnung  v.  iSög,  Art.  18,  liefs  ein  Remedium  an  Korn  zu 
1  (  .r  ui  für  1  Werk  Silbers«  und,  ein  Remedium  am  Schrot,  nur  bei  kleinen 
Münzen  /u,  unter  5  Kreuzern  äussern  Werths \  doch  unter  der  Bedingung,  dafs 
das  )"i  einem  Werk  mangelnde  l>oi  einem  andern  eingebracht  werde,  dadurch, 
dafs  dieses  desto  reicher  ausfalle.  Hirsch,  I.  4o5.  —  Verboten  wurden  beide 
Remedien,  in  dem  Reichsabschied  von  1^70,  §.  i36,  dann  hei  dem  zinnaischen 
Munzfufs  v.  1667,  u.  hei  dem  leipziger  Münzfufs  v.  1690,  endlich  in  der  östreieh- 
baieri8chen  MünzConvention  v.  i-53.  Hirsch,  Münzarcbiv,  Th.  II,  S.  72;  Th.  V., 
8.  1  1 ,  1  i'>  u.  260.  v.  Pbmjh  a.  a.  O.  Th.  I,  Cap.  1,  §.  10.  (F.  Cleynmann's) 
Bngef.  Aphorismen,  S.  52  —  56,  u.  S.  73  ff.  Auch  ist  das  Remedium  verboten, 
in  dem  (§.  ,?8 ,  c)  angef.  preufs.  Gesetz  v.  3o.  Sept.  1821,  §.  17.  Dafs  gleich- 
vrohl  nach  eben  diesem  Gesetz,  §.  18,  19  u.  20,  bei  Goldmünzen  %  Pro  Cent, 
bei  ganzen  Thalern  nahe  an  1,  bei  V&  Thalerstücken  nahe  an  2  pro  Cent  Re- 
medium  zugelassen  Seyen,  wird  nachgewiesen  in  (Clkymmann )  Materialien,  S. 
,    1  —  —  Durch  die  That  selbst  abgeschafft  ist  das  Remedium,  in  dem  Kö- 

nigreich der  Niederlande;  in  d.  Münzgesetz  v  28.  Sept.  1816,  Art.  4,  in  P.  F. 
Smm  iin's  nieder],  u.  grofsbrit.  Münzgeseizen  (Frankf.  1827.  8.),  S.  102.  Anmerk. 
ebendas.  vS.  i3o  u.  i33.  (Clf.ynmann)  Ueber  Münzgesetzgebung  (Frankf.  1822. 
0.1.  S  (3  u.  f.  —  Von  den  jetzigen  Remedicn:  in  Frankreich  s.  die  angef.  Apho- 
rismen, S.  5i  ff.  u.  92,  u.  das  Annuaire  pour  l'an  1821,  par  le  Bureau  des 
Longftudes,  p.  45;  in  England,  s.  Schui.in's  angef.  Münzgesetze,  S.  401-»  4°5» 
433  f.  u.  436.  Höchstens  bei  gewissen  geringen  Gcldsorten,  ist  ein  Remedium 
zu  dulden.  IUim n\s  Münzwesen,  S.  i52.  —  Warnende  Beleuchtung  des  Beme- 
dienwesens,  in  den  angef.  Materialien,  S.  137  ff.,  i85,  2o3  u.  438  f. 

b)  Der  Preis  des  rohen  Metalls  rückt,  natürlich,  immer  demjenigen  nah  bei,  der 
dafür  in  seinem  nach  echten  Grundsätzen  gemünzten  Zustand  zu  erhalten  ist. 
Man  s.  Hihsch,  V.  196  f.  Hannöverische  gel.  Anzeigen  v.  1754,  St.  55.  (Pariser) 
Moniteur  universel,  i8o3,  p.  843.  Vergl.  oben  §.  43i,  a.  —  Von  dem  Preis  der 
Münzmetalle,  s.  Flöbhe^b  Münzkunst,  S.  309  ff.  —  Von  den  Ursachen' des  ge- 
fnnnsüchtigen  Einschmelzens  der  Münzen,  indem  das  rohe  Gold  oder  Silber 
thetirer  wird,  als  das  gemünzte,  folglich  Gewinn  entsteht,  wenn  man  dieses  als 
Tiegelgut  ansieht,  und  wieder  in  rohes  verwandelt,  s.  Büsch  a.  a.  O.  Fi.örke, 
S.  617  ff.  u.  03 1. 

c)  Vergl.  oben  §.  l\\o ,  4,0o  42°i  V,  429  VI  u.  429b-  Allgem.  Anzeiger  der  Deut- 
schen, 1818,  Bf.  269:  1819,  3V.  27.  —  Grundzüge  zu  einem  Münzverein  teutschcr 
Bundesstaaten,  in  Rlübeb's  Münzwesen,  S.  257  —  270.  —  In  einem  Beschlufs 
troffl  i-.  Mai  1821  (Protoc.  §.  126),  erklärte  die  Bundesversammlung  ihren 
Vf-unsch,  «dafs  einer  oder  der  andern  Regierung  eines  Bundesstaates  gefällig 
icyn  möge,  den   Antrag  auf  ein  vorläufiges  Bundesgeselz  zu  machen,  durch 
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welches  Schrot  und  Korn  der  im  Bereich  des  Bundes  circulirenden  Münzen  und 
der  Höhe  des  Schlagschatzes  zu  bestimmen  sey».  Dieser  heilsame  Wunsch  ist 
bis  jetzt  ein  frommer. 

d)  Wie  z.  B-  bei  nach  dem  ConventionsMünzfufs  geprägten  Silbermünzen,  auf  fol- 
gende Art  zu  geschehen  pflegt:  «240  eine  feine  Mark»,  oder  «.60  eine  feine 
Mark»,  «zwanzig»  oder  «zehn  eine  Feine  Mark»,  oder  «Com  entionsMünze»,  oder 
«ad  normam  conventionis».  Münzen,  auf  welchen  eine  Angabe  des  Münzfusses 
fehlt,  oder  ein  nicht  gehörig  bestimmter  angegeben  ist  (§.  438  c),  sind  oft  an 
sich  schon  verdächtig;  welches  eine  kunstmäsige  Prüfung,  und,  nach  deren 
Ergebnifs ,  ein  Verbot  derselben  veranlassen  kann. 

e)  Eine  ähnliche  Verfahruhgsweise  ward,  als  Maxime  der  MünzPolitik,  schon  um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  empfohlen,  in  Nie.  Magens  universal  Merchant, 
§•  29. 


V.  Abschnitt. 
Post  Regal. 

§.  453.  (348.) 

Postwesen  überhaupt.   Oeffentliche  und  Privatpost.  Landkutschen. 
Regalität  des  Postivcsens.  Privatpost. 

I)  Post  «),  in  dem  allgemeinen  Sinn,  ist  eine  Anstalt,  schriftliche 
Nachrichten,  Personen  oder  Sachen,  regelmäßig  von  einem  bestimmten  Ort 
(Station)  nach  einem  andern  zu  bringen.  Sie  ist  eines  der  vier  grossen 
Culturmittel  (§•  4*5).  Station  heifst  ein  Ort,  wo  die  Postpferde  vor- 
schriftmäsig  gewechselt  werden ,  Personen  postmäsige  Beförderung  ihrer 
Reise  erhalten,  schriftliche  und  andere  Sachen  für  den  Ort  ihrer  Bestim- 
mung postmäsig  auf-  und  abgegeben,  und  die  aufgegebenen  weiter  beför- 
dert werden.  II)  Man  unterscheidet  öffentliche  und  Pri vatPost 
Eine  Art  der  öffentlichen  Post,  ist  die  Staatspost,  welche  ausschliefsend 
zu  dem  unmittelbaren  Gebrauch  des  Staates  bestimmt  ist$  wohin  meist  auch 
die  Fernschreiber  oder  Telegraphen  gehören.  III)  Ordentliche  Land- 
kutschen sind  privilegirte  Fuhrwerke,  die  zu  dem  Transport  der  Perso- 
nen, Effecten,  und  "YVaaren,  von  einem  bestimmten  Ort  zu  einem  andern, 
fortwährend  bestimmt  sind  c).  In  der  Regel  befinden  sich  für  sie,  zwi- 
schen den  beiden  Endpuncten  ihrer  ReiseRoute,  keine  Stationen.  Auch 
ist  gemeiniglich  für  sie  ein  eigenes  Boten-  oder  Kutschenamt  (Botenmeister^ 
Schaffner,  Botenschreiber  etc.)  bestellt.  IV)  Das  öffentliche  Postwesen 
war  in  Teutschland  von  jeher  Regal  <0i  doch  verleihbar;  so,  dafs  unter 
dem  PostRegal  lange  Zeit  nur  das  Recht  der  Concession  zu  Errich- 
tung und  Betreibung  einer  öffentlichen  Postanstalt  verstanden  ward,  bis 
die  Finanzkunst  mancher  Staaten  Anlafs  gab,  die  öffentliche  Post  in  eigene 
Verwaltung  zu  nehmen.    Selbst  Landkutschen,   obgleich   vielfältig  nur 
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Pri  Tatgewerbe,  bedürfen  oberherrlicher  Concession.  Privatposi,  blofs 
ta  eigenem  Gebrauch ,  ohne  sie  als  Gewerbe  (Nebenpostiren)  und  zu  uner- 
laubten Zwecken  zu  benutzen ,  Kann  Jeder  errichten. 

.»  Geld,  Scbreibkunst,  Buchdruckerkunst,  und  Tost,  sind  die  wichtigsten  Verkchr- 
und  CulturMittel.  Vergl,  §.  [i5.  —  Schriften  in  Pütxer's  Lit.  III.  576.  Klübeb's 
Lit.,  h<>.  n.  hei  \  ist  hi  i\  a.  nuten,  (J.  ,1,  a,  angef.  O.  8.  /\\  —  5g.  Pfeffingkk 
Vitriar.  illustr.,  III.  207.  Moser's  Staatsr.,  \  .  1 —  17?..  Das  Postwesen  in  Teutsch- 
land,  wie  es  war,  i^t  und  seyn  könnte \  von  J,  L.  Klüber.  Erl.  1811.  8.  (ßben- 
1  r#0  Patriotische  Wünsche,  das  Postwesen  in  Teutschland  betreffend.  Wei- 
mar i«>i,.  8.  krehh  der  Postwissenschaft,  herausg.  v.  J.  v.  Herbfeld?.  (Frank- 
furt 1,  Jahrg.  1820  — i83q.  , 

I  Ausserdem  unterscheidet  man  noch:  0  fahrende  (Fahrposten,  nämlich  eilende 
Postfuhrwerke  für  Personen,  Briefe  und  Packete,  sowohl  kleinere  als  auch  grös- 
serc,  1  U  oder  Schnellwagen  benannt,  die  in  Teutschland  von  der  fürstl.  thurn- 
u.  taxischen  Postverwaltung  zuerst,  seit  1821,  eingeführt  wurden,  desgl.  Dili- 
gencen,  Postwagen,  Packwagen,  CarriplPosten  für  Briefe  und  Packete,  auch  Ex- 
trepOSt]  uhren),  dann  r6itend»  oder  Reitposten  und  Fussbotenposten  oder  Fufs- 
botrn  (die  beiden  letzten  heilsen  passender  auch  Z?ne/posten ,  wohin  auch  die 
/  BriefpOSt  in  manchen  grofsen  Städten  gehört);    2)  ordentliche  (ordinäre) 

Posten,  die  BU  bestimmter  Zeil  abgehen  und  ankommen;  ausserordentliche  (Extra- 
posten),  und  zwar  entweder  fahrende  für  Reisende,  oder  reitende,  die  bald  Ex- 
traritte für  Couriere  oder  andere  Reisende  sind,  bald  Estafetten,  d.  h.  Post- 
knechte,  die  mit  Briefen  oder  Packetcn  ausser  der  Ordnung  abgeschickt  wer- 
den, versehen  mit  einem  Pafs-  oder  Stundcnzettel.  3)  Auch  hat  man  Hofpost, 
Feldpost^  Wasser-,  insbesondere  Seepost  (Markt-  und  Postschiffe,  PostDampf- 
boote  oder  Dampfschiffe,  Packetboote,  Gallioten). 

c  t  S<  hriften  in  Klüber's  Lit.  1 35 1  ».  Moskk  a.  a.  O.  V.  175.  Unterschieden  von 
t ausserordentlichen  Lohnfuhren  oder  Miethhutschen.  Diese  sind,  in  manchen  Län- 
dern, BU  einer  Abgabe  an  die  Post  (Stationgeld)  verpflichtet,  v.  Berg's  Polizeir., 
ffl.  56o. 

d)  Vergl.  Reichsabschied  v.  1641,  §.q3.  Kurfürstl.  CollegialGutachten  v.  1570.  Gerst- 
1  \<  hi  n\  Handb.  der  Reichsgesetze,  IX.  1698.  1707.  1712.  Häbeblin's  Handb. 
des  t.  Staatsr.  III.  65.  Dank  Handb.  des  t.  Privatr. ,  L  §.  i32.  v.  Beust  Erklär, 
des  Postrcgals,  I.  21.  II.  27.    Ockel  de  regali  postar.  jure,  X.  10. 


I)  Postwesen  während,  der  teutschen  Reichsverfassung. 

/)  Reichsposten  J  ein  Reichs  Regal  u.  Reichslehn.    Geschichte  und  Protection  des 

R.  Postwesens. 

Vor  Errichtung  des  rheinischen  Bundes,  unterschied  man  Reichs-  und 
TerritorialPosten.  I)  Das  R  eichsPostRegal  war  dem  fürstlichen  Hause 
Thum  und  Taxis,  seit  i6i5  als  Reichsraannlehn,  seit  1621  als  Mann- 
und  subsidiarisches  Weiberlehn,  unter  dem  Titel  eines  kaiserlichen  Reichs- 
GeneralErbPostmeisteramtes  über  die  Posten  in  dem  Reich,  anvertraut. 
IIj  Zw;ir  beginnt  die  Geschichte  des  ReichsPostwesens  schon  mit  dem 
Jahr  1 563 ,  aber  erst  in  dem  Jahr  1595  wurden  eigene  Reichsposten  er- 
richtet, und  in  dem  Jahr  1 6 1 5  ward  das  ReichsPostgeneralat  erblich  und 
reichslehnbar  ß).    III)  Das  ReichsGeneralErbpostamt,  stand  unter  dem  b  e- 
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sondern  Schutz  des  Kaisers  £).  Ueberdiefs  war  das  Reichspostwesen, 
der  Protection  und  Direction  des  ReichsErzkanzlers  vorlängst 
empfohlen.  IV)  Zuletzt garantirte  noch  der  ReichsdeputationsHaupt- 
schlufs  vom  25.  Febr.  i8o3,  §.  i3,  den  Status  quo  des  thurn-  und 
taxischen  Reichspostwesens,  in  seiner  ganzen  Vollständigkeit,  so  wie  es, 
der  Ausübung  und  Ausdehnung  nach ,  in  dem  Zeitpunct  des  1  ü n e- 
viller  Friedens  (als  Entscheidungstags)  constituirt  gewesen*  war.  Zu- 
gleich übergab  derselbe  diese  Reichsanstalt,  um  sie  desto  mehr  zu  sichern* 
dem  besondern  Schutz  des  Kaisers  und  des  hurfürstlichen  Collegi- 
u ms.  Sonach  ward  der  vielseitige  practisch  wichtige  Streit,  über  Eigen- 
schaft und  Umfang  des  Reichspostwesens,  gesetzlich  beseitigt.  V)  Ueber- 
diefs hatte  der  Fürst  von  Thurn  und  Taxis  seine  Rechtsverhältnisse  ge- 
sichert, durch  P o st ve rtr äge,  Vergleiche  und  CombinationsRe- 
cesse  mit  einzelnen  teutschen  c)?  und  selbst  mit  auswärtigen  d)  Staaten, 

a)  Ge  schichte  der  Posten,  nach  Stadien:  I)  Weiteste;  bei  den  Persern,  Griechen, 
Römern,  Franken  etc.  II)  In  dem  Mittelalter ;  hauptsächlich  in  Frankreich  (in- 
sonderheit unter  Ludwig  XI.  Gouin,  essai  historique  sur  l'etablissement  des 
postes  en  France.  Paris  1824.  8.)  und  Teutschland.  Hier,  ausser  dem  städti- 
schen Botemvesen :  1)  burgundisch -niederländische  Post,  seit  i5i6  u.  i543,  ange- 
legt und  besorgt  durch  niederländische  Postmeister,  aus  der  Familie  von  Taxis. 
—  2)  Erste  Spuren  des  Reichs Postwesens ,  in  den  Reichsabschieden  von  i522, 
§.  5,  und  von  1542,  §.  l\o;  in  Gerstlacher's  Handb.  der  Reichsgesetze,  IX. 
1608  f.  —  In  den  Jahren  \b/ß  und  1 563  spanisch -niederländische  Posten  in  dem 
Reich,  aus  den  Niederlanden,  durch  Lüttich,  Trier,  Speier,  das  Wirtembergi- 
sche ,  Augsburg,  Tyrol,  bis  in  Italien,  unter  kaiserlicher  Auctorität  und  Bestä- 
tigung. Ferdinands  II.  Patent,  v.  21.  Aug.  i563,  bei  Gerstlacher  ,  IX.  1700.  — 
Rurfürstl.  CollegialGutachtcn  v.  1570:  dafs  die  Post  «eines  römischen  Kaisers  son- 
dere Hoheit  und  Reg-ah  sey ,  und  der  Kaiser  solche  in  fremde  (spanische)  Hände 
nicht  könne  kommen  lassen.  Gerstlacher,  IX.  1698.  —  Vorgang  von  1579. 
Pfeffinger,  III.  208.  not.  b.  —  Eigene  Reichs^osten ,  seit  io<)5.  Leonhard  v. 
Taxis  ward  von  K.  Rudolph  II.  als  kaiserl.  General  -  Obrist-Postmeister  in  dem 
Reich  patentirt,  16.  Jun.  lögS  u.  6.  Nov.  1597.  Lünig's  Reichsarchiv,  Part.  gen. 
443.  Gerstlacher,  IX.  1703.  Reuss  Staatskanzlei,  XVI.  33o  ff.  Pfeffinger 
Yitriar.  illustr.,  III.  218.  sqq.  Püttei^s  Erörter.,  I.  36. —  3)  Seit  1623  reichslehn- 
hare ,  erbliche  Verleihung  des  «GeneralPoslmeisteramtes  über  die  Posten  in  dem 
Reich",  an  die  freiherrliche,  seit  i6i5  gräfliche,  seit  1686  fürstliche  Familie  von 
Thurn  und  Taxis.  Der  Lehnbrief  und  die  taxischen  Re versahen,  stehen  bei 
Schmauss  corp.  juris  publ. ,  u.  Gerstlacher,  IX.  1705.  Ferdinand  II.  erklärte 
1621  das  taxische  ReichsPostlehn  für  subsidiarisches  fVeiberlehn.  —  4)  Erhebung 
jenes  Amtes  zu  einem  Reichsthronlehn  1744?  unter  dem  Titel:  Erbgeneral-  und 
Obristllofpnstmeisieramt.  Erste  Thronbelehnung  1747.  Merkw.  Reichshofraths- 
Gutachten,  II.  159  f.  —  5)  Reichspost  von  Venedig'  nach  Trient;  v.  Berg's  Staats- 
magazin, II.  292.  —  Schriften  von  der  Geschichte  der  Posten,  in  Püttfr's  Lit., 
III.  588  u.  Klüber's  Lit.,  446.  Moser's  Staats.,  V.  1  ff.  Posselt's  kl.  Schriften, 
3o5.  34i.  Rlübers  angef.  Postwesen,  S.  7  ff.  Rhein.  Bund,  LVR.  C.  G. 
Vischer's  allgem.  geschichtliche  Zeittafel  des  Postv\  esens ;  nebst  einer  allgemei- 
nen Literatur  desselben,  Tüb.  1820.  4. 

b)  Von  seinen  Rechten  u.  Pflichten,  s.  Rlüber's  Staatsr.  des  Rhcinbunocs  ,  §.  327. 
<)  J'vtter's  Erörter.,  I.   n4-     Vertrag  mit  IfesscnCassel  v.  1719,  in  d,  tcutschou 
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Kriegakaiulci  i  17Ö9,  l.  198;  mit  Kurbraunscfmet'g  v,  i~.|H,  in  d,  Clmrbraun- 
ichwcigi&rhon  Beweis  der  Nichtigkeit  aller  taxischeu  Scbeingründe  (1769  Fol.; 
1  I.  J,  S.  67,  Die  Convention  mil  BadenDurlach  von  1766,  steht  in  Mosf.h's 
Rechtsmaterien,  III.  s64<  Der  Vergleich  mit  Frankfurt  v.  1-89;  in  JXgf.u\s  Ma- 
in  im  (!.  Reichsstädte,  D.  r.   Taxischer  Pachtvertrag  wegen  der  Post  m  den 

.  Staaten.  \  ertrag  mil  S,  CoburgSual/eld ,  bei  Mosr.n,  V.  189, 
mit  KwrpfoUi  v.  17481  mil  PJalzbaiem  v.  1784  u.  Vertrage  von  1804  mit 

Kai  \         .  //  s senDarmstadt ,  v.  i8o5  u.  1806,  mit  Baden,  Wirtem* 

.  Wirzburg,  S,  Coburg  u.  S.  Weimar,  Rhein.  Bund,  VII.  3i. 
Von  A.         •  .  s  Römer's  kursächs.  Staatsr.,  II  81  j. 

Mil  1  rankreich,  Dänemark,  Schweden,  Preussen,  Königreich  Italien,  dem  Papst, 
tli  r  helvetischen,  und  den  chemal,  batavischen  und  ligurischen  Republiken,  u.  a. 


§♦  455«  (350.) 

s)  Territoriair osten* 

(Jngeachtel  vielen  Landesherren  anfangs  die  Einführung  der  Reichs- 
posten  in  ihren  Landern  nicht  unangenehm  gewesen  war,  manche  von 
ihnen  dieselbe  sogar  gesucht  und  begünstigt  hatten,  und  Einheit  der 
Postanstalt  für  das  teutsche  Publicum  sehr  erspriefslich  gewesen  wäre: 
so  reizte  doch  der  bemerkte  Postertrag  hie  und  da  zu  Einführung  eigener 
Ter ri tor iaiPosten.  I)  Der  Kaiser  selbst  gab,  in  dem  gröTsten  Theil 
seiner  tentschen  Erbstaaten,  das  erste  Beispiel«).  II)  Die  nächsten 
folgenden  \  ersuche  dieser  Art  machten,  schon  in  dem  letzten  Viertheil  des 
XVI  Jahrhunderts,  Kursachsen,  Braunschweig  und  Wirtemberg  «$),  deren 
Posten  jedoch  zum  Theil  wahrend  des  dreifsigjährigen  Krieges  wieder  ein- 
gingen. III)  Aber  seit  dem  westphälischen  Frieden,  wurden  noch  mehr 
TerritprialPosteU)  zum  Theil  in  Ländern  von  minderem  Umfang,  eingeführt, 
z.  B.  in  hm  brandenburgischen,  kursächsischen,  kurbraunschweigischen,  salz- 
burgischen  ,  hesscncasselischen  und  darmstädtischen,  mecklenburgischen,  vor- 
pommerischen,  holsteinischen  und  oldenburgischen,  osnabrüelüschen,  mün- 
iterischen,  gothaischen  und  altenburgischen,  herzoglich- braunschweigischen 
u.  a.  Staaten  r).  IV)  Etliche  dieser  TerritorialPosten  erstreckten  sich  so- 
gar, kraft  besonderer  Uebereinluinft,  als  Staatsservituten,  über  oder  durch 
benachbarte  Territorien^),  widerruflich  oder  unwiderruflich,  ohne 
oder  neben  Reichs-  oder  inländischen  TerritorialPosten ;  ja  es  bestanden 
Zuweilen  ,  sogar  im  Inland,  neben  ihnen  noch  Reichsposten.  V)  Die  Ein- 
führung dieser  TerritorialPosten,  veranlasste  nicht  selten  Widersprüche 
des  ReichspostGeneralats  e). 

a)  I  erdinand  II.  erthcilte  1624  dem  Freilierrn  von  Paar  das  schon  um  die  Mitte 
des  16,  Jahrhunderts  erlangte  ErblandPostmeisteramt  in  Ungarn,  Böhmen  und 
Of  streich  unter  und  ob  der  Enns,  als  östreichisches  Mannlehn.  Auch  gab  es 
schon  unter  Rudolph  II.  einen  niederöstreichischen  Landpostmeister,  dann  einen 
in  Tyrol,  und  auch  einen  in  Steyermarlt.  Pfeffikger,  III.  209.  220.  Bbck  spec^ 
juris  publ.  Austr. ,  106.  Schrötteb's  östreich.  Staatsr.,  IV.  i64-  Pütter's  Er- 
ärter^  L  34  46,    Mosf.r's  Staatsr.,  V,  38.  VI.  a38.   Ebendcrs.  v.  d.  röm.  Kaiser, 
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4^3  ff.  Ebendtr s.  v.  kaiserl.  Regierungsr.,  691.  Gerstlacher's  Anmerk.  zu  Jo- 
sephs II.  Wahlcap.,  i56.  Walbberger,  ob  das  Postwesen  eia  kaiserl.  Reservat 
sey  ?  Wien  1795.  §.  48  ff.  —  In  den  vorderöstreichisehen  Landen,  in  dem  Breis- 
ga«,  in  den  DonauStädten,  in  dem  Innviertel,  und  in  den  östreiehisehen  Nieder- 
landen, liefs  Oestreich  dem  Fürsten  von  Thurn  u.  Taxis  die  Postverwaltung,  so 
lang  es  im  Besitz  dieser  Länder  und  Städte  war. 

b)  Pütter's  Eröfter.,  I.  33.  54.  117.  Klüber's  Postwesen  etc.,  S.  23  ff*  —  Von 
Braunschweig,  1569  bis  i58g,  u.  1640,  s.  Pütter,  I.  117.  —  Von  Kurbrandenburg, 
s.  das  kurfürstl.  Schreiben  v.  26.  Apr.  1660,  bei  Pfeffinger,  III.  209.  Moser, 
V.  59.  —  In  Kursachsen ,  ward  1681  das  Post-  und  Botenwesen  für  ein  landes- 
herrliches Regal  erklärt.  Römer's  kursächs.  Staatsr.,  II.  3 10.  Lüintg's  corp. 
juris  saxon. ,  II.  1002.'  Aber  schon  i5?4  war  em  landesherrlicher  Postmeister 
angestellt.  Pütter's  Erörter. ,  I.  34.  Geschichte  des  kursächs.  Postwesens,  iu 
der  Samml.  verm.  Nachrichten  zur  sächs.  Geschichte,  Bd.  VII,  S.  222  ,  u.  in 
Weisse's  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  210.  —  Von  fVirlemberg ,  i58i  Moser, 
V.  i5  ff. 

c)  Pütter's  Erörter.,  I.  45«  66-  ni«  —  Von  Salzburg,  schon  vor  i665, 
Nachrichten  von  Jüvavia  (Salzb.  1784.  fol.)  475-  47°'.  —  Von  Mecklenburg,  Mo- 
ser v.  kaiserl.  Regierungsr.,  689.  —  Das  durlacher  LandkutschenfVerk ,  eine  Art 
von  TerritorialPostwagen,  das  Recht  von  Durlach  aus  eine  Landkutsche  von 
Mannheim  und  Heidelberg  bis  Strasburg  zu  unterhalten,  hat  die  Familie  Her- 
zog als  Mann-  und  Weiberlehn  von  Baden.  Im  J.  1783  verkauften  die  Vassal- 
ien die  Ausübung  desselben  mit  lehnherrlicher  Einwilligung,  an  Thurn  und 
Taxis  für  26,783  Fl.  3o  Kr.,  wovon  17,216  Fl.  3o  Kr.  bei  der  Lehnherrschaft 
baar  niedergelegt  wurden,  wovon  die  Vassailen  die  Zinsen  beziehen  sollten. 
Nach  3o  Jahren  (i8i3)  sollte  der  Wiederkauf  oder  die  Wiedereinlösung,  sowohl 
den  Vassalien  gegen  Erlegung  von  22,000  Fl.,  als  auch  der  Lehnherrschaft  ge- 
gen Zurückgabe  der  bei  ihr  niedergelegten  17,216  Fl.  3o  Kr.,  und  auf  gleiche 
Weise  dem  fürstl.  Hause  Taxis  die  Zurückgabe  der  Berechtigung  frei  stehen. 
Im  J.  1800  ward  dieser  Vertrag  auf  andere  3o  Jahre,  von  i8i3  bis  1 843 ,  er- 
neuert. Als  Baden,  im  J.  1811,  die  taxischen  Postgerechtsame  im  Badischen  an 
sich  zog ,  trat  es  auch  bei  jenen  Vertragverhältnissen  an  die  Stelle  des  Hauses 
Taxis.  Vergl.  Moser  von  Polizeisachen,  S.  426.  —  Vereitelter  Versuch  von 
1691  ,  in  Baiern  TerritorialPost  einzuführen,  ebendas.  —  Von  Wirlemberg, 
Mosers  Staatsr.,  V.  i5.  24.  28.  34.  49-  96.  i47«  lö*3.  189.  217.  219.  Pütter  a. 
a.  O.  34.  Postvertrag  mit  Thurn  u.  Taxis,  wegen  der  Postwagen  u.  der  auf 
3o  Jahre  pachtweise  übernommenen  Landkutschen  v.  12'/1S.  Nov.  1775.  —  Von 
Territor'uüPostlehen,  s.  Boehmer  princ.  juris  feud.  §.  70. 

d)  Moser's  nachbarl.  Staatsr.,  33g  ff.    Reuss  Staatsk.,  XVI.  3i8. 

«)  Schriften  in  Pütter's  Lit. ,  in.  584.  Klüber's  Lit.,  44 *•  Mosers  Staatsr.,  V. 
121.  14 1  -  —  Von  dem  Recht,  TerritorialPosten  zu  errichten,  s.  Häberlin'» 
pragm.  Gesch.  d.  Wahlcap.  Leopolds  H.,  S.  320  ff.  Pütter  a.  a.  O.  46  —  76. 
Dasz  Handb.  des  t.  Privatr. ,  I.  §.  i3i.  Dafs  die  TerritorialPosten  blofs  W 
kungen  einer  kaiserl.  Connivenz  gewesen  seven,  behauptet  Humler.  Schott'» 
unpart.  Critik.  II.  622. 

§•  456.  051.) 

3)  PostRegal  u.  Botenwesen  in  Reichsstädten.    4)  Landboten  und  Land  kutschen. 

I)  In  Reichsstädten  warfin  Reichsposten")  hie  und  da,  na- 
mentlich zu  Hamburg,    Frankfurt  und  Bremen,  auch  fremde  Territo- 
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rialPoaten,  eingeführt  Indefs  galten  bei  Reichsstädten  in  Ansehung 
des  PostRegals,  in  der  Regel,  dieselben  Grundsätze,  wie  bei  andern  Lan- 

desherrscliaften.     II)   Ordentliche  Holen,    gehende,  reitende  oder  fah- 
.  in  entfernte  Gegenden  zu  .senden,  war  manchen  Reichsstädten, 
meisl  seh. -Ii  seit  dem  Mittelalter,  durch  Herkommen  oder  Vertrüge  gestat- 
in) Diese  Boten,  so  auch  die  gemeinen  ordentlichen  Land- 
ii  und  Landkutscher,  sollten  jedoch  unterwegs  weder  Briefe 
Pachete,  noch  Personen  mitnehmen  oder  absetzen,  auch  keine  Pferde 
wechseln  <  i.    Mifsbräuche  und  Collision  dieser  städtischen  und  andern  Bo- 
ten mit  den  Reichsposten,  reranlafsten  Streitigkeiten  «0,  Verordnungen 
\  isitationen  /V 

'•  '  I'>  manchen  nach  langer  Weigerung.    Dk  Meiern,  Acta  Pacis  Westph.,  V. 

I  I  Schriften  in  Pötteb's  Lit.,  QT  578  u,  587.  Ppjepfikgeb ,  III.  2i3,  not.  c.  Moseh's 
Sl  itar.,  Th.  \,  passim.  Repertor.  des  Staats-  u.  Lehnr.  Art.  Roten-  u.  Post- 
iresen,  &,  7.  l>w.  Bandb.  des  f.  Privatr.,  I.  §.  i38.  v.  Beust,  III.  393.  Püt- 
mfo  Erörter.,1  43.    Klüber's  Postwesen',  etc.,  S.  n— 14. 

r  )  JJ'ahlcap.   (17.,  1)  W1X.  3.     Aon  Landkutschen  und  Miethkutschen,  s.  oben 

5  433. 

d)  Schon  seit  i636.  Pöiibr's  Lit.,  III.  576.  678.  Klüber's  Lit.,  /,4i  ff.  Schwedens 
tbeatr.  praetens,,  T.  II.  529.  543.  v.  Holzschuher's  Deduct.  Bibl.,  I.  87.  Moser's 
B,  H.  R.  Conclusa,  MII.  244.  247. 

t)  Kaiserliches  Patent  gegen  die  Neben-  und  Winkelposten,  v.  27.  Oct.  1706,  in 
GXRSTI  \<  bzb's  Corp.  juris  publ.,  IV.  4*7.    Wahlcap.  a.  a.  O. 

f    1  lbjb's  neue  Staatskanzlei,  XXI.  371.    Mosers  ReichsStaatshandb.  v.  1768,  I.  i5o. 


§.   457.  (352.) 
IT)  Post  Regal  seit  Aufhebung  der  teutschen  Reichsverfassung \ 

1)   JVährend  des   rheinischen  Bundes. 

In  diesem  Zustand  befand  sich  in  Teutschland  das  Postwesen,  diese 
tue  tlas  Publicum  und  das  öffentliche  Wohl  so  wichtige  Staatsanstalt,  als 
der  presburger  Friede  (i8o5)  drei  Reichsständen  (Baiern,  Wirtemberg 
und  Baden)  eine  relative  Souverainetät  ertheilte,  auch  bald  nachher  die 
Nut  sc  he  Reichsverbindung,  und  mit  ihr  die  ReichsPostverfassung,  aufge- 
lötet ward.  Mit  der  Souverainetät,  erlangten  die  rheinischen  Bundesfürsten 
auch  das  PostRegal  nach  seinem  ganzen  Umfang«).  Es  erfolgten  nun 
mannigfaltige  Veränderungen;  wobei  nicht  überall  der  bei  manchen 
andern  ReichsLehnverhältnissen  anerkannte  Rechtsgrund  bestätigt  ward, 
daß  bei  den  Postgerechtsamen  des  fürstlichen  Hauses  Thum  und  Taxis, 
nur  die  Reichslehnbarkeit  als  durch  den  Fall  der  Reichsverbindung 
osenen  zu  betrachten,  und  die  Lehnherrlichkeit  nunmehr  auf  denjenigen 
Bundesstaat  übergegangen  sey,  unter  dessen  Staatshoheit  der  Gegenstand 
dei  Lehnyerbindung  jetzt  abschliessend  sich  befand  (§.  538  u»  54o}. 
Ii  Die  schon  vorhin  eigene  T erritorial Posten  gehabt  hatten,  liefsen 
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solche  fortdauern  jetzt  ohne  fernem  Widerspruch  von  Seite  des 
fürstlichen  Hauses  Thum  und  Taxis.  II)  Andere,  unbekümmert  um  die 
Vorschrift  des  ReichsdeputationsHauptschlusses  von  i8o3  (§•  4^4)?  errich- 
teten, ganz  für  eigene  Rechnung  in  Selbstverwaltung,  neue  Landespos- 
ten, mit  Aufhebung  der  bisherigen  fürstlichen  thurn-  und  taxischen  Pos- 
ten, z.B.  Wirtemberg  c),  der  König  von  Westphalen  «*),  der  Grofs- 
herzog  von  Berg  auch  Baiern,  seit  1808  /),  und  Baden  seit  dem 
1.  Aug.  1811  g). 

a)  Rhein.  Bund,  VII.  3i.    Klüber's  Postvvesen  etc.,  S.  47 

6)  z.  B.  der  König  von  Sachsen,  die  Herzoge  von  Mecklenburg  ,  HolsteinOldenburg, 
SachsenGotha. 

c)  Wirtemberg-  führte  eigene  Landesposten  ein,  schon  vor  Errichtung  des  rheini- 
schen Bundes,  im  Dec.  1805,  als  es  kaum,  durch  den  presburger  Frieden,  eine 
relative  Souverainetät  erlangt  hatte. 

d)  Rhein.  Bund,  XLVI.  140. 

e)  Der  neue  Grofsherzog  von  Berg,  hob  die  taxischen  Posten  schon  vor  Errich- 
tung des  rheinischen  Bundes  auf.  Er  errichtete  auch  ausserhalb  Landes  eigene 
PostBureaux,  z.  B.  in  Hamburg  und  Bremen.  Bergische  PostConventionen,  mit 
Hamburg,  v.  8.  Dec.  1807,  in  d.  Rhein.  Bund,  XVI.  44;  mit  Bremen,  v.  4.  Juni 
1808. 

j)  Note  a  des  folg.  §. 
g)  Note  b  des  folg.  §. 

§.  438.  (353.) 
Fortsetzung. 

III)  Die  meisten,  welche  vorhin  eigene  Landesposten  nicht  gehabt 
hatten,  verwandelten  die  bisherigen  taxischen  Reichsposten  in  Landes- 
posten, und  gaben  dem  fürstlichen  Hause  Thurn  und  Taxis  das  Erbland- 
Postmeisteramt  zu  Lehn,  zum  Theil  mit  der  Verpflichtung,  einen  jährlichen 
Canon  zu  entrichten,  und  eine  inländische,  von  einer  auswärtigen  taxischen 
Postbehörde  (möglichst)  unabhängige  PostDirection  anzuordnen*  Dieses 
thaten  :  Baiern  «),  doch  nur  bis  1808,  der  Fürst  Primas,  nachher  Grofs- 
herzog von  Frankfurt,  Baden  £),  bis  zu  dem  1.  Aug»  1811,  der  Grofs- 
herzog von  Hessen  c)?  der  Grofsherzog  von  Wirzburg  <*),  Nassau,  die 
Herzoge  von  Sachsen  e),  die  Fürsten  von  Reufs  und  Schwarz  bürg. 
Der  Fürst  Primas  hob  die  hessen-casselische  Post  auf,  welche  zu  Frank- 
furt am  Main  bestanden  hatte/),  IV)  Einige  gestatteten,  vertragweise, 
auswärtige  Posten  in  ihrem  Lande  g),  zum  Theil  unentgeldlich.  V)  Et- 
liche hatten,  wie  vorhin,  weder  taxische  noch  andere  Post  /*)•  VI)  Das 
Königreich  Sachsen  hatte  1807  von  Preussen  eine  eigene  TransitoPost- 
route  durch  Schlesien,  von  und  nach  dem  Herzogthum  Warschau,  als 
Staatsdienstbarkeit  erhalten  »).  VII)  Einzelne  Bundesstaaten  schlössen, 
theils  unter  sich,  theils  mit  auswärtigen  Staaten,  Post  vertrage,  insonder- 
heit CombinationsRecesse  VIII)  In  demjenigen  Theil  des  nörd- 
lichen Teutschlandes,  welchen  Napoleon  im  December  1810  mit  Frankreich 
vereinigt  hatte  (§.  3s),  ward  französische  Postverwaltung  eingeführt. 
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hild  ".u  ii  den  prr«.l>uri;er  Frieden.     Das   taxische  FrblaudPostmeister- 
im|  ichrinjltfl  m»  Ii  nun   ein,    auf  die  alt  l>au' lisclu'ii ,    und   auf   die  durch  den 

1  riedenstchluft  Presburg  erlangten  Staaten,  worin  damals  eigene  oder  be- 
londere  Posttnstalten  nicht  eingeführt  waren.    R,  baier.  Patent  v.  14.  Febr. 

»,  in  dem  baier,  Reg.  Blatt  v.  1806',  IV  9.  HXbei\lin's  Staatsarchiv,  Heft  58, 
s  >i!"  Rhein.  Bunds  MI  t  •. ,  und  Schwab.  Merkur,  1806,  N.  46.  —  Allein 
dtireh  ein  Patent  \.  1.  Mar/.  1808,  hob  Baiern  die  taxische  Postverwaltung  auf, 
u.  führte  eigene  ein.    Heg.  Blatt,  1808,  S.  1.181. 

•'  I  l:  •  \  erordnung  \.  a5.  Sept.  1806,  in  dem  bad.  Regier.  Blatt,  1806,  N.  3i, 
und  in  ,1.  Rhein.  Hund,  \  II.  35.  Wozu,  als  Relatum,  gehört  die  PostConven- 
tion ftwiseben  Baden  und  Taxis,  v.  11.  Mai  l8o5.  Vertrag  /.wischen  linden  und 
Luis.  \.  •;!.  \,,\.  1808,  wodurch  dieses  als  ErblandPftstmeister  die  Postver- 
waltung  tu  Lehn  erhielt.  Ulcin  am  1.  Aug.  1811,  nahm  Baden  die  Post  in 
eigene  Verwaltung.    Heg.  Blatt,  1811,  St.  Bl. 

«  )  C.ri>l\her/.og|.  hessische  \  erordn.  v.  28.  Juni  1807. 

d)  Wirxhurgische  \  erordn.  v.  •  >.  Nov.  1806,  in  dem  wir/.b.  Regier.  Blatt  v.  27.  Dec. 
1806,  N.  •->»,  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  \  II.  41. 

'  1  8.  <      •  g  tchi    \  erordn.  \.  jg,  Sept.  1807,  in  OestSRREICHEb's  Archiv,  II.  Jahrg. 

St.  i,  Efäm,  1. 

/    I  Qrstl.  prtmaU'scht  Verordnung  v.  21.  Nov.  1807.    Rhein.  Bund,  XIII.  109. 

*  1  So  verstanden  sic  h  die  drei  anhaltischen  Regenten  zu  der  Aufnahme  königlich- 
neatphälischer  Post;  durch  Verträge  (Dessau)  v-  3.  Juni  1808,  (Göthen)  vom 
5.  Juni  1808,  u.  (Bernburg)  v.  16.  Juni  1808.  Rhein  Bund,  XX.  3o~.  XXIV. 
4*5.  Dasselbe  thaten  Lippe  u.  Schaumburg-Lippe,  1808,  desgleichen  Ar&tibsrg».  — 
HohentollemHechingen  verpachtete  die  Post,  auf  seiner  ein/.igen  Station  Hechin- 
gen, an  NYirtemberg,  auf  acht  Jahre. 
>  Der  1  ürsl  von  Liechtenstein,;  auch  die,  seit  1 81 5  nicht  mehr  souverainen  Für- 
sten von  Kenburg  u.  von  der  Leven.  Hohen/.ollernSigmariugen  hat  Post,  erst 
seit  ungefähr  1810.    Man  s.  %.  44»,  e« 

i)  Convention,  geschlossen  zwischen  Frankreich,  Preussen  und  Sachsen,  zu  Elbing 
den  i3.  Oct.  1807,  gemafs  dem  franz.  preufs.  Frieden  von  Tilsit.  Rhein.  Bund, 
XVI.  .,<>.  \\  .  II.  .Matthias  Darstell,  des  Postwesens  in  den  preufs.  Staaten. 
Bcrl.  1812.  8. 

4)  Baden  mit  Baiern,  am  22.  Oct.  1810,  und  mit  dem  Canton  Aargau,  am  17.  Sept. 
1808,  Art.  9,  in  d.  bad.  Regier.  Rlatt ,  1809,  Num.  35;  desgleichen  mit  Thurn 
u.  Taiis  am  3.  Dec.  1811  u.  im  J.  1822.  Preussen  mit  Thurn  u.  Taxis  im  J. 
1823.  —  Oldenburg  u.  Westphalen,  im  Febr.  1809. 

§•   439.  (H54-.) 

?)  Seit   Errichtung  des   Teutschen  Bundes. 
IsolirungsSyslem.    Sicherung  der  jürstl.  taxischen  Gerechtsame, 

a)    durch  die  BundesActe. 

1)  Durch  das,  zum  gröfsten  Nachtheil  des  Publicums,  auch  in  dem 
Postwesen  eingerissene  Territor  iallsolirun  gsSystem,  war  es  so  weit 
gekommen,  daffl  am  1.  Dec.  1810,  auf  der  Grundfläche  des  aufgelöseten 
teutschen  Reichs,  weniger  nicht  als  drei  und  vierzig  verschiedene  Ter- 
ritorialPosUnstalten  gleichzeitig  arbeiteten;  sieben  kleinere  abgesonderte 
nicht  gerechnet  «).  Fast  eben  so  verhielt  es  sich,  als  die  teutsche  Bundes- 
Nr  t.    errichtet  ward*),  nachdem  an  die  Stelle  der  eingegangenen  fran- 
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zösischen,  königlich- westphälischen  und  grofsherzoglich- bergischen  Posten, 
wieder  andere  TerritorialPosten  getreten  waren.  II)  Die  teut sehe  Bun  des- 
Acte liefs  den  Mangel  einer  für  Gemeinwohl  höchst  wünschenswerthen 
Einheit  der  Postanstalt,  wenn  nicht  in  allen,  doch  in  dem  gröfsten  Theil 
der  Bundesstaaten,  unbeachtet;  und  eben  so  die  Nachtheile,  welche  aus 
einer  unbeschränkten  Trennung  in  der  technischen  und  finanziellen 
Verwaltung  der  verschiedenen  Landesposten,  für  die  Gesammtheit  der 
Bundesstaaten  unvermeidlich  und  fortwährend  erwachsen.  III)  Sie  be- 
schränkte sich  auf  bestätigende  Anerkennung  der  Rechtsansprüche 
des  fürstlichen  Hauses  Thum  und  Taxis.  Ihr  zufolge,  soll  dieses  Haus 
in  dem  durch  den  ReichsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3  (oben  §.  236 
u.  434)?  °der  in  späteren  Verträgen  bestätigten  Besitz  und  Genufs  der 
Posten  bleiben,  so  lang  nicht  etwa  durch  freie  Uebereinkunft  anderweite 
Verträge  abgeschlossen  werden.  In  jedem  Fall  wurden  demselben,  in  Folge 
des  §.  i3  jenes  Hauptschlusses,  seine  auf  «Belassung  der  Posten,  oder 
auf  eine  angemessene  Entschädigung  gegründeten  Rechte  und  Ansprüche 
versichert».  Zugleich  ward  bestimmt,  dafs  «dieses  auch  da  Statt  linden 
solle,  wo  die  Aufhebung  der  Posten  seit  180 3,  gegen  den  Inhalt  des 
ReichsdeputationsIIauptschlusses,  bereits  geschehen  wäre,  in  so  fern  diese 
Entschädigung  durch  Verträge  nicht  schon  definitiv  festgesetzt  ist»  c). 

a)  Man  s.  die  angef.  Patriotischen  Wünsche,  S.  32—35. 
6)  Ebendaselbst. 

c)  BundesActe,  Art.  17.  KLt'ßER's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II,  S.  363  f., 
438  f.,  535  u.  455  f.  Ebendess.  Uebersicht  der  diplomat.  Verhandl.  des  wiener 
Congr.,  S.  23i,  142,  148  f.,  258  u.  268. 


§•    440.  (354b.) 
b)  Und  durch  Verträge. 

I)  Zufolge  dieser  Bestimmung  der  BundesActe,  haben  1)  Entschä- 
digung, für  die  nicht  zurückgegebene  Post  Verwaltung ,  dem  fürstlichen 
Hause  Thum  und  Taxis  vertragweise  bewilligt:  O  est  reich  «)>  Preuf- 
sen  Baiern  <?)  Baden  d)>  2)  In  andern  Bundesstaaten,  hat  Thum 
und  Taxis  die  Post  Verwaltung  entweder  behalten  oder  wieder  erhal- 
ten, und  es  sind  über  das  wechselseitige  Rechtsverhältnifs  Verträge  e) 
geschlossen  worden,  meifst /)  Lehnverträge,  durch  welche  das  Recht  zu 
inländischer  Postverwaltung,  und  zugleich  die  Würde  eines  ErbLandpost- 
meisters,  als  Erb-,  Mann-  und  Thronlehn  verliehen  ist.  II)  In  etlichen 
kleinern  Bundesstanten  oder  Bestandtheilen  von  Bundesstaaten,  wo  im  Jahr 
j8o3  Thum  und  Taxis  keine  Postverwaltung  hatte,  hat  es  solche  nun 
durch  Verträge,  zum  Theil  mit  Zeitbestimmung,  neu  erworben  g). 
III)  In  dem  gröfsern  Theil  der  vorhin  genannten  Postverträge,  ist  Ent- 
richtung eines  bestimmten  jährlichen  Post  Canons  an  die  Staatscasse,  in 
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allen  die  lusübung  der  Staatshoheit ,  insbesondere  die  ländesherrliche 
Oberaoisichl  (j,  44 1  0#  R),  über  tlic  inländische  Postverwaltung  ausdrück- 
lich rorbehalten« 

/;  für  die  Postverwaltung  im  Inmiertel,  durch  Uebercinkunft  vom  Mär/. 

i8ta. 

0  I"1'  die  Postverwaltung  in  den  neuerworbenen  preusstschen  Staaten  auf  der 
rechten  Rheinselte,  und  in  dem  Hersogthum  Westphalen,  ward  zuerst  das 

Ou.uituin  der,    mittelst   einer   Jahrrente   EU  gehenden  Entschädigung  festgesetzt, 

durch  Vertrag  v«  4<  *'mn  ,}*,u-  Hierauf  ward  an  dessen  Stelle,  durch  Vertrag 
r.  ii.  Mai  1819,  das  nutzbare  Eigenthum  eines  vierfachen  DomänenComplexus, 
in  dem  Gro  (anerzog  thum  Posen  an  der  schlesischen  Grenze,  abgetreten.  Das 
Ganse  ward,  unter  der  Benennung  Fürstenthum  Krotoszyn,  zu  einer  schlesischen 
s  haß  erhoben,  und  als  ThronMannlehn  dem  Fürsten  und  seiner  mann* 

Liehen  Nachkommenschaft  verliehen;  für  den  Fall  ihres  Abganges  ward  dem 
Oheim  des  1  Braten,  dem  Prinzen  Maximilian  und  dessen  männlicher  Nachkom- 
menschaft,  durch  tfitbelehnung  die  Nachfolge  zugesichert. 

1  1  '•' •  Durch  Grundgüter  und  Gefälle  in  der  Stadt  Regensburg,    in  deren 

lingebung,  und  in  dem  Lntermainkrcis,  mit  Verleihung  standesherrlicher  Vor 
rec  hte,  durc  h  l  ebereinliunft  von  1809.  Vergl.  §.  3i3,  d.  Zugleich  bekleidet 
Thum  u.  Taxis  in  Baiern  fortwährend,  als  lehnbares  lieichsKronamt,  die  Würde 
eines  ( )berst  Tost  meist  ers. 

<!)  Baden.  Durch  Uebereinkunft  vom  26.  Juli  1811,  ward  eine  Jahrrente  für  Taxis 
festgesetzt,  welche  in  Grundgüter  verwandelt  werden  soll. 

c  )  Verträge  dieser  Art ,  haben  die  Staatsregierungen  folgender  Bundesstaaten  mit 
dein  furstl.  Hause  Thum  und  Taxis  geschlossen.  1)  TVirtemberg ,  am  27.  Juli 
181 9,  wodurch  das  nutzbare  Eigenthum  sämmtlicher  Posten  im  ganzen  Umfang 
des  Königreichs,  mit  der  Würde  eines  ErbLandpostmeisters,  als  ThronErbmann- 
lehn  verliehen,  zugleich  aber  die  Entrichtung  eines  jährlichen  LehnCanons  von 
7O4OOO  Fl.  und  (in  einem  Nebenvertrag)  ein  jährlicher  Ersatz  von  3o,ooo  Fl.  für 
das  uin  Staatsbehörden  bezahlte  Porto,  festgesetzt  wird.  Wirtemb.  Verordn. 
\.  0.  Sept.  1819,  in  dem  Regier.  Blatt,  v.  1819,  Num.  64-  Verordn.  v.  16.  Febr. 
1821,  wegen  Beschränkung  des  Landboten-  und  Güterfuhrwesens.  Ueber  das 
Post-  u.  Botenwesen  in  Württemberg.  Stuttg.  1827.  8.  2)  Kurhessen,  am  11.  Jun. 
1816  (Erbzins  4^,000  Rthlr.) ,  und  3)  Grossherzogthum  Hessen,  am  3i.  März  1818, 
in  der  darmstädtcr  Zeit.  v.  9.  Apr.  i8i8u.  in  der  Gesetzsamml.  v.  i838,  S.  35;beide 
Hessen  wie  Wirtembcrg.  Grofsh.  Hessen  erhält  einen  jährlichen  Lehncanon 
von  3o,öoo  FL  4)  Nassau,  am  19.  Dec.  1806.  5)  S.  VPeimarEisenach,  am  8.  Dec. 
1816.  6)  S.  Gotha,  am  24.  Febr.  1817.  Für  das  Fürstenthum  Altenburg,  bestand 
ein  besonderer  Vertrag,  v.  26.  Oct.  1817,  mit  vierjähriger  Zeitbestimmung,  er- 
neuert am  8.  Juli  1828.  7)  S.  Cobur gSaalfeld ,  am  16.  Sept.  1807;  auch  ward 
die  Postverwaltung  in  dem  Fürstcnthum  Lichtenberg ,  im  J.  1816  dem  fürstl. 
Hause  Th.  n.  Taxis  übergeben.  Nachdem  durch  den  herzogl.  sächs.  Theilungs- 
vertrag  von  1826  das  Fürstenthum  Gotha  an  S.  Coburg  gefallen  war,  schlofs 
der  Herzog  von  S.  Coburg-Gotha ,  für  Coburg  u.  Gotha  am  4-  Nov.  1827  einen 
neuen  PostLehnvertrag  mit  Th.  u.  Taxis.  8)  S.  CoburgMeiningen,  am  2.  Mai  1807; 
&  Hildburghausen ,  am  4-  Apr.  1808.  Nachdem,  durch  den  Theilungsvertrag  von 
1826,  Hildburghausen  mit  Meiningen  vereinigt  worden  war,  schlofs  der  Herzog 
von  vS.  Meiningenllildburghausen  am  2.  März  1829  mit  Th.  u.  Taxis  einen  neuen 
1  Vertrag,  für  Meiningen  u.  Hildburghausen.  9)  S.  Altenburg,  am  28.  Dec. 
1829,  Supplementär^ "ertrag  zu  dem  oben  Num.  6  erwähnten  von  1822,  auf 
fahre.     10)  HolsteinOldenburg ,   am  1.  Oct.  1817,  wegen  des  Fürstenthums 
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Birkenfeld,  n)  SchwarzburgSondershausen ,  am  8.  Jim.  1812  u.  19.  Jim.  1819,  we- 
gen der  Postverwaltung  in  der  Herrschaft  oder  dem  Amt  Arnstadt,  dem  obern 
Fürstenthum ;  sodann  wegen  des  Postcurses  zwischen  Arnstadt  u.  Gotha ,  am 
1.  Nov.  1819.  (In  den  übrigen  schw.  sondershausischen  Landestheilen  ist  preus- 
sische  Postverwaltung.)  12)  SchwarzburgRudolstadt,  am  23«  Aug.  1817,  als  Thron- 
Erbmannlehn.  i3)  HohenzollernHechin^en  ,  am  24.  Oct.  1821.  14)  Hohenzoller?i- 
Sigmaringen,  das  erst  seit  ungefähr  1810  Post  im  Lande  hat,  nahm  durch  Ver- 
trag mit  Wirtemberg  v.  12.  Febr.  1819  (dessen  Inhalt  in  der  Samml.  der  Ge- 
setze u.  Verordn.  für  das  Fürstenth.  HohenzollernSigmar.,  von  1808  bis  1820, 
Sigmar.  1822.  4»»  S.  232—234),  k.  wirtembergische  Post  auf  10  Jahre  an,  für 
ein  Postamt  in  Sigmäringen  u.  zwei  Posthaltereien  zu  Haigerloch  u.  Gamertingen, 
nun  auch  auf  3  andern  Stationen,  unter  landesherrlicher  Oberaufsicht  u.  Rechts- 
pflege. Als  bald  nachher  das  fürstl.  Haus  Taxis  in  dem  Königr.  Wirtemberg 
die  Postverwaltung  übernommen  hatte,  trat  dasselbe,  vom  1.  Oct.  1819  an,  in 
jenen  Vertrag  ein.  Man  s.  die  angef.  Samml.,  S.  255.  Jener  mit  Wirtemberg 
errichtete  Postvertrag  ging  mit  Ende  des  März  1829  zu  Ende.  Vermöge  eines 
mit  dem  Fürsten  von  Thum  und  Taxis  geschlossenen  Postvertrags  vom  20.  März 
1829,  ward  diesem  vom  1.  April  1829  an  die  Postverwaltung  überlassen.  i5)  Wal- 
de ck  und  Pyrmont,  am  17.  März  1814.     16)  Reuss ,  ältere  Linie  (Greitz),  am 

21.  März  1809.  17)  Reuss,  jüngere  Linie,  schlofs  PostüberlassungsVerträge: 
a)  Schieitz,  am  18.  März  1809  u.  1.  März  1816,  dann,  auf  weitere  25  Jahre,  am 
29.  Juli  18265  b)  Lobenstein,  am  17.  März  1809;  c)  Schieitz,  Lobenstein  und 
Ebersdorf,  wegen  der  gemeinschaftlichen  Herrschaft  Gera,  am  1.  März  1817, 
dann,  auf  weitere  25  Jahre,  am  22.  Febr.  1827.  18)  Schaumbur g Lippe ,  am  i5. 
Febr.  1814     19)  Lippe  (Detmold),    am  10.  Febr.  1814»  20)  HessenHomburg,  am 

22.  Sept.  1817,  auch  wegen  Meisenheim,  als  ThronErbmannlehn.  21)  Lübeck, 
am  2i«  Sept.  1819.  22)  Frankfurt  a.  M. ,  am  3i.  Dec.  1821.  23)  Bremen,  am 
i5.  Jul.  1816. 

f)  Lehnverbindung  ist  nicht  festgesetzt,  in  den  Verträgen  mit  HohenzollernHechingen, 
HohenzollernSigmariogen,  SchaumburgLippe,  Lippe,  und  den  Freien  Städten. 

g)  So  in  dem  Kurfürstenthum  Hessen,  in  dem  Fürstenthum  HohenzollernSigma- 
rtngen  seit  1819,  in  dem  sachsen-coburgischen  Fürstenthum  Lichtenberg,  in  dem 
holstein-oldenburgischen  Fürstenthum  Birkenfeld ,  in  der  hessen-homburgischen 
Herrschaft  Meisenheim,  in  dem  Fürstenthum  Altenburg,  in  dem  letzten  seit  dem 
26.  Oct.  1817,  mit  Zeitbestimmung. 

§♦  441*  (355.) 

Unbeschränktheit    der  Post  ho  he  it.     Verschiedenheit  der  Postver- 
waltung  in  den  Bundesstaaten.    Postverträge.  Postverwaltungs- 

Bezirke. 

I)  Die  (§.  439)  angeführten  Bestimmungen  der  BundesActe  abgerech- 
net, ist,  nach  dem  Grundsatz  der  für  die  innere  Staatsverwaltung  in  der 
Regel  geltenden  Unbeschränktheit,  kein  Bundesstaat  in  der  Ausübung 
der  Posthoheit  von  Aussen  her  positiv  beschränkt.  Jeder  Bundes- 
staat übt  dieselbe  aus;  auch  dann,  wenn  er  die  Post  nicht  unmittelbar  für 
eigene  Rechnung  verwalten  läfst,  oder,  wegen  Beschränktheit  seiner  Ge- 
bietverhältnisse, in  seinem  Gebiet  keine  Postanstalt  besteht,  sondern  nur 
die  Post  des  angrenzenden  Auslandes  für  den  eigenen  Postverkehr  benutzt 
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v\  j  [8,  V,  und  Note  1»).  U)  Die  Post  Verwaltung,  abgesondert 
von  der  Posthoheit,  laTst  i)  der  dem  geographischen  Umfang  nach  be- 
deutendste lueil  der  Bundesstaaten,  für  eigene  Rechnung  fuh- 
itii  i.  •?.  Andere  r.iiinltssl.  itt'it,  halten  solche  Andern  für  deren  Rech- 
nung uberlassen;  und  zwar  a)  entweder  andern  Bundesstaaten,  durch 
i       lere  Ucbereinliunft,  gegen  bedungene  Vortheile  B}  j  b)  oder  dem  fürst- 

Hause  Thum  und  Taxis,  theils  vermöge  der  durch  den  Reichs- 
deputationsHauptschlufs  und  die  BundesActe,  zum  Theil  auch  durch  neu 
hinzugekommene  \  ertrüge  begründeten  Rechte  desselben,  theils  durch  freie 
Uebereinknnfl  <  ).  S)  lu  etlichen  Bundesstaaten  ist  mehrfache  Postver- 
waltung  nehen  einander  { eumulativ);  entweder  theils  für  eigene,  theils 
für  fremde  Rechnung  </).  oder  blofs  für  fremde  4)  Auch  haben  et- 
liche Postverwaltangen  durch  V  ertrage  gegen  fremde  Postverwaltungen 
rieh  \ i-rpllieht et.  ■■  einem  PortoTarif,  zu  Verbindungslinien  für 
Brief-  und  Fahrposten/),  zur  Durchfuhr  (Transito)  verschlossener 
BriefPackete  ( P.icketsehlüsse)  mittelst  der  inländischen  Postanstalt,  auf  einer 
bestimmten  Route,  gegen  festgesetzte  Entschädigung  nach  dem  Gewicht. 
5  Aus  diesem  Allen  ergibt  sich  eine  Mannigfaltigkeit  der  Postverwal- 
tun g  s  bezirke,  in  dem  Gesamm  tum  fang  der  Rundesstaaten 

a  i  Namentlich  Oestrcich,  Preussen,  Sachsen  (Königreich),  Baiern,  Hannover,  (Wir- 
temberg  bis  1819),  Raden,  Holstein,  Luxemburg,  Braunschweig,  Mecklenburg- 
Schwerin  und  MecklenhurgStrelitz ,  Oldenburg  im  Grofsherzogthum  Oldenburg. 
Früher  aaefa  SachsenGolha  im  Altenburgisehen,  bis  i8it,  wo  fürstl.  thurn-  und 
taiische  Postverwaltung  eintrat;  so  wie,  um  dieselbe  Zeit,  im  Gothaischen  die 
neben  der  taxisehen  Post  bestandene  herzogliche  Postvcrwaltung  aufhörte. 

b )  Z.  B.  Liechtenstein  an  Oestrcich:  Oldenburg  in  dem  Fürstenthum  Lübeck  (zu 
Eutin)  an  Holstein;  die  drei  Herzoge  von  Anhalt  (doch  mit  Ausnahme  des 
F\h npostw est  ns  ) ,  und  der  Fürst  von  SchwarzburgSondcrshausen  (doch  mit 
Ausnahme  von  Arnstadt),  an  Preussen;  auch  Hamburg  und  Lübeck  an  Preussen 
und  an  verschiedene  Andere,  neben  einer  eigenen  StadtPostanstalt,  wovon  und 
von  Bremen,  unten  Note  d.  So  auch  HohenzollernHechingen  bis  1819  an  Wir- 
temberg;  desgl.  1819,  HohenzollernSigmaringen ,  vergl.  §.  44°  5  e*  bn  Januar 
i835  wurde  zwischen  Hannover  und  Braunschweig  eine  Postübereinluinft  abge- 
ichlossen,  nach  welcher  zwar  das  Herzoglich-Braunschweigische  Interesse  durch 
eine  eigene  Oberpostbehörde  fernerhin  gewahrt,  der  sämmtliche  Postdienst  aber 
unter  die  Hannö\ eris<  he  Verwaltung  gestellt,  und  die  Postreehnung  gemein- 
schaftlich ist. 

c)  Man  sehe  §.  44°  •>  Note  e. 

d)  So  in  den  drei  Freien  Hansestädten*  Lübeck  hat:  1)  eigene  Stadtpost,  reitende 
und  fahrende  nach  Hamburg,  2)  fürstl.  thurn-  und  taxische  Briefpost,  3)  k. 
hannöverische ,  reitende  und  fahrende.  —  Hamburg  hat:  1)  eigene  Stadtpost, 
reitende  nach  Bremen,  Lübeck,  Mecklenburg  und  Pommern,  und  fahrende 
nach  Lübeck,  auch  Fufspost  in  der  Stadt  und  deren  Vorstädten;  2)  thurn-  u. 
taiische  Briefpost;  3.)  k.  dänische,  reitende  und  Frachtpost,  auch  Fufspost 
nach  Altona;  4)  k.  schwedische,  reitende  durch  Dänemark  nach  Schweden; 
3  )  k.  preussisthe,  reitende  u.  fahrende;  6)  k.  hannöverische,  reitende  u.  fah- 
rende; 7)  k.  hannoverische  u.  herzogl.  braunschweig-lüneburgische  Communion- 
Pott,  fahrende;  8)  hannöverische  u.  Hansestadt-Hamburg-Bremer  Communion- 
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Post,  fahrende;  9)  grofsh.  mecklenburgische,  fahrende;  10)  amerikanische 
privilegirte  PostExpedition,  für  die  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  mit 
SchilT^elegenheit  von  Hamburg,  Bremen  oder  Amsterdam.  —  Bremen  hat: 
1  )  eigene  Stadtpost,  nur  Briefpost,  nach  Hamburg  und  Holland,  mit  welcher 
seit  1824  die  preussische  Briefpost  in  der  Verwaltung  vereinigt  ist,  2)  hannöve- 
rische Brief-  und  fahrende  Post,  3)  preussische  Briefpost,  4)  thurn-  und  taxi- 
sche Briefpost.  —  Auch  Gotha,  im  Fürstenthum  Gotha,  bis  1817,  und  Rraun- 
schweig  bis  1790,  hatten  mehrfache  Postverwaltung  neben  einander,  theils  eigene 
theils  fremde. 

e )  Mehrfache  Postverwaltung,  neben  einander,  blofs  für  fremde  Rechnung,  haben: 
Lippe  und  SchaumburgLippe,  wo  preussische  und  taxische  Post  ist.  So  ehehin 
auch  die  Reichsstadt  Frankfurt,  wo  taxische  oder  Reichspost  und  hessen-casseli- 
sche  Post  war  (§.  438). 

j)  Beispiele  in  Weisse's  k,  sächs.  Staatsr. ,  Bd.  II,  §.  35o. 

g)  Man  s.  F.  M.  Diez  Post-  und  Reisekarte  von  Deutschland.  Gotha  1825,  in  vier 
Blättern.  Postcours-  oder  PostlnfluenzKarten  v.  Franz  Raffelsperger  in  Wien. 


Oberaufsicht,  Polizei,  Gertchtbarheit,  Postordnungen,  u.  s.  w. 

Die  StaatsPostanstalt  siebt  jetzt  unter  der  Staatsoberhaupt  liehen  Lei- 
tung jedes  teutseben  Bundesstaates.  Dieser  ist,  jedoch  mit  Hinsicht  auf 
die  Bestimmungen  der  BundasActe  C§»  4^4  u»  4^9),  befugt  und  verpflich- 
tet, durch  Aufsicht,  Gesetze,  Polizei«)  und  Gerichtbarkeit*), 
insbesondere  durch  Postordnungen  c),  das  Institut  zu  dem  gemeinen 
Besten  zu  leiten,  zu  vervollkommnen,  und  zu  schützen,  auch  gegen  Ein- 
griffe fremder  Staaten.  Insbesondere  gehören  dahin:  die  nöthigen  Bestim- 
mungen über  Präsentation  oder  Ernennung,  über  Bestellung  oder  Bestä- 
tigung, und  über  Verpflichtung  der  Postbeamten,  über  Postwappen  und 
Siegel,  über  PostUniform  und  Livree,  über  Privilegien  für  die  Posthäuser 
und  PostOflicianten,  über  Befreiung  der  ordentlichen,  reitenden  und  fah- 
renden Posten  yon  Chaussee-,- Wege-,  Pflaster-,  Brücken-,  Fähr-  und  Sperr- 
geld, über  PostTarif  d)  und  Postfreithum,  über  das  Verfahren  bei  Be- 
schwerden der  Reisenden,  über  Controlirung  der  LocalPostbeamten  durch 
die  QrtPqlizc  bhor Jen,  11.  d»  m. 

«)  v.  Berg's  Handb.  des  Polizeir.,  III.  557.  Fischer's  Kamerai-  und  Polizeir.,  II. 
44"r-  Moser  v.  d.  Landesh.  in  Polizeisachen,  423.  Moser's  Staatsr»,  V.  268. 
Mk vius,  P.  I.  dec.  102.  Gönner's  Rechtsf.,  I.  N.  3  u.  6.  Danz  Handb.  d.  teut- 
s<  lirn  Privatr. ,  I.  §.  i36.  —  Plackereien,  Erpressungen,  Veruntreuung,  Unter- 
s<  lileife  einzelner  Postbeamten. 

A)  Wo  ein  wirklicher  Erb land Postmeister  sich  befindet,  da  ist  diesem  gemeiniglich 
über  die  PostOfficianten  die  Qerichtharheit  in  Dienstsachen ,  und  eine  bestimmte 
LiscipUnarGerichtharheit ,  auch  Concurrenz  bei  Obsignaturcn  ,  eingeräumt.  Rhein. 
Bund,  VII.  —  Von  dem  PostPrivatrecht ,  s.  Danz  a.  a.  O.  i3i  IT.  v.  Berg  a.  a. 
O.  III.  553.  Runde's  Privatr.,  §.  i3i  ff.  Rössic's  t.  Privatr.,  4a3  IT.  Fngau 
elem.  juris  germ.,  lib.  II.  §.  287  sqq.  Stremn's  Wörtcrb.  für  Rameralisten 
Bd.  VI.  (Nördl.  1791.  8.),  voc.  Post.  Preuss.  allg.  Landr.,  II.  i5.  4.  i/fi  ff.,  u. 
Berichtigungen  hiezu ,  vom  12.  Jim.  1804. 
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,  i  Verschiedene  Postordnungen,  ■•  B.  die  prtussiseke  von  1782,  in  Joh.  Becrmank's 
B  mral.  auserles.  Landesgesetse,  Th,  11    VT.  Franhf,  1786 — 1-88.   (Man  s.  auch 
die  preufr.  Instruction  Rlr  die  Regierungen,  v.  26.  Dec.  1808,  §.  57)  j  die  kur- 
r,  11,  l  abr,  i-K3,  mit  Erläuterungen  von  i"83,  1784  u.  1810,  wovon 
Wnsas'i  lv.  iScha.  Staatsr.  Bd,  II.  $,  ai4?  desgl.  (s.B.  die  schleswig-holsteinische) 
in  Nümvnn's  Blättern  Rir  Polisei  und  Kultur,  Heft  2  u.  3  (Tüb.  1801.  8.);  die 
kwkrmtmscAweigiscke  v,  ,.  Sept,  1755,  in  Ft  C.  Willxch's  l>r.  lüneb.  Landesge- 
.,  11.  1)11.  u.  Supplem.,  1.  a65.  11.  180.    Wirtemb,  Extrapostordn.  v.  19.  Jun. 
i5,  in  d.  NationalZeit,  i8i5,  St,  41,    Beutische  Brief Postgesetze ,  in  v.  Berg's 
Handb,  d.  Poliieir.,  Tb.  \  II.   Taxordn.  a.  9,  Febr.  181a,  in  dem  Regier.  Blatt, 
1811,  S .  .1    Badische  EstraPostordn.  v.  a3.  Jul.  1818,  im  Reg.  Bl.  N.  25.  S. 
m  ni,ir-riMtuiiii.  Postordn,  v,  26.  Nov.  1819.  Bestimmungen  üb.  d.  grofsh.  Hess,  Pos- 
ten, \.  16,  ipr,  i8a4i  in  d.  Beg.Bl.  v.  1824,  N.  27.  Ehemal.  westphälische  Postordn. 
\.  1808,  nebsl  Decrel  \.  3o,  Sept.  1810,  in  d.  Allgem.  Anzeiger  d.  Teutscken, 
.  N,  ii  u.   19,    u.  1810,   \.  296 —  3öOi    Rhein.  Rund,  LH.  5o.  Ehemal. 
grofsbers«  bergische  P,  ().  a.  1809,    in  d,  Allgem.  Anzeiger,  1809,  N.  344  »  und 
Rhein.  Bund,  WWW.  245.  W\l\.  491,   S.  meining.    Edict  v.  4.  Nov.  1829, 
die  Postlehnverhältnisse  u,  die  Postverwaltung  betr.,  in  der  Samml.  der  landes- 
berrl.  Vorordn,  im  Hzgth.  S. Meiningen,  1829,  Num.  18.  Sachsen-Altenburgische 
Postverordnung  vom  10.  Der.  i83o;  in  dem  Archiv  der  Postwissenschaft  (Frankf.) 
von  1 835 ,  Num  I,   Reilage  u.  ff.    —    Vcrgl.  auch  Häberlin's  Repertor.,  Art. 
Postwesen,  §.  2.  IUvisf.h's  systemat.  Entwurf  d.  haiserl.  Wahlcap.,  S.  57,  und 
(Hoikmann's)  Abb.  wie  weit  ist  der  Successor  singularis  ex  pacto  et  provid. 
majorum  zu  Anerkennung  der  Verträge  des  Vorfahrers  verpflichtet?  (1797.  8.) 
91. 

d  1  RönigL  sächsische  PostTaxordn.  v.  3.  Dec.  1822,  in  der  k.  sächs.  Gesetzsamml. 
18.12,  St.  33,  S.  445.  1  Preuss.  Regulativ  über  das  PostTaxwesen ;  in  der  Preufs- 
Gesetzsamml.  1824,  December,  St.  24.  Alex.  Frhr.  v.  Imhof's  Ideengang  u.  Mo- 
mente einer  Theorie  des  Rricfpostporto.  Ebendess.  Theorie  des  BriefFracht- 
preises.    Landsh.  1820.  8. 

§.   443.    .  (357.) 
PostOrganisation. 

1)  Die  Ausübung  der  Posth oheit,  geschieht  durch  eine  inländische 
oberste  Staatsbehörde.  Dieser  ist,  in  den  gröfsern  Bundesstaaten, 
unmittelbar  untergeordnet  eine  inländische  PostV  erwaltungsbehörde, 
welche  die  Benennung  General-  oder  Ob  er direction  der  Posten, 
GeneralPostmeisteramt,  Haupt-,  General-,  oder  OberPostamt  u.  d. 
führt  II)  Die  GeneralPostverwaltung  hat  zwei  Hauptzweige:  das  Brie f- 
nnd  Extr aPostwesen,  und  das  Fahr-  oder  fahrende  Postwesen 
(Postwagen,  Diligencen,  Packwagen,  und  Eilwagen  oder  SchnellPostwagen). 
1)  Für  jenes  sind  theils  Ober  Postämter,  theils  diesen  coordinirte,  di- 
rigirende  Postämter  (die  letzten  für  kleinere  Bezirke)  angeordnet; 
welchen,  jedem  in  seinem  Bezirk,  (Unter-)  Postämter,  Postverwaltungen, 
Postwärtereien ,  (Briefpost-)  Expeditionen,  Briefsammlungen,  Postmeister, 
Post  Verwalter,  PostSecretäre  ,  PostExpeditoren,  PostStallmeister  und  Post- 
(Pferde;haltereien  untergeordnet  sind,  in  Official-,  Jurisdictional-,  Rechnungs- 
und Polizeisachen.     2)  Das  Fahr-  oder  fahrende  Post(wagen)wesen 
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wird  durch  die  OberPostämter,  oder  durch  eigene  OberPostCommis- 
sariate  dirigirt,  welchen  die  HauptExpedition  und  übrigen  Expe- 
ditionen fahrender  Posten,  die  Posthalter,  Conducteure  und  Post- 
packer, in  Ansehung  der  ordinären  Frachtgebühren  und  ihrer  Amtver- 
richtungen, untergeordnet  sind.  3)  Oft  ist  jedoch,  an  kleinern  Orten, 
nicht  nur  das  Brief-  und  Extrapostwesen,  sondern  auch  das  fahrende  Post- 
wesen, einer  Person  anvertraut  4)  Durch  eigene  Post  vertrage, 
insbesondere  CombinationsRecesse  (§♦  434  u.  438),  werden  die  Ver- 
hältnisse der  inländischen  Postverwaltung  zu  jener  des  Auslandes  bestimmt, 
in  Absicht  auf  Zusammentreffen  der  PostRouten  und  der  Brief-  und  fah- 
renden Posten ,  auf  Ablösung  und  Ablieferung  an  Grenzstationen ,  auf 
Durchfuhr  verschlossener  BriefPackete  (§.  44 O»  Taxwesen,  Begleitung  der 
fahrenden  Posten  durch  Conducteure,  u.  d, 

a)  In  dem  Königr.  Sachsen  ist  das  OberPostamt  zu  Leipzig  die  Oberbehörde,  wel- 
chem seit  dem  1.  April  1816  auch  das  oberlausitzer"  Postwesen  untergeordnet 
ist.  K.  H.  L.  Pölitz,  die  Regierung  Friedr.  Augusts,  K.  v.  Sachsen,  Th.  II. 
S.  291.  —  Der  Fürst  von  Thum  und  Taxis  hat  seit  1811  die,  seiner  Geheimen 
Kanzlei  zu  Regensburg  nachgeordnete,  « Gener alPostDirection  der  Fürstlich-  thurn- 
u.  taxischen  Lehnposten"  zu  Frankfurt,  zur  Centraibehörde  seiner  Postverwaltungs- 
Angelegenheiten  bestimmt.  —  Vergl.  im  Uebrigen:  Neue  Organisation  des  teut- 
schen  Postwesens.  Mannh.  i8o3.  P.  F.  C.  Reinhold  über  das  Postwesen  und 
die  Art  der  Einrichtung  desselben.  Gött.  i8o3.  8.  Herrfeldt's  System  der  Post- 
einrichtung. Frankf.  1808.  (auch  1810)  8.  Postreform  in  Deutschland.  Von  J. 
v.  Herrfeldt.  Frankfurt  1839.  8. 

b)  Von  der  PostStatistik  u  von  Postkarten.  Vergl.  KlübEr's  Postwesen,  S.  49  u«  ff« 
Die  angef.  Patriotischen  Wünsche,  S.  29  u.  32  ff.  —  Von  der  Geschäft- 
ordnung, Beschleunigung  und  Finanzirung  in  dem  Postwesen,  s.  F.  W.  Heide- 
mann's  pract.  Bemerkungen  über  das  Postwesen,  mit  besond.  Rücksicht  auf  das 
preussische.  Weimar  1820.  8.;  auch  in  der  Sammlung:  Vorwärts,  S.  559  — 
656.  Das  deutsche  Postwesen.  Patriotische  Wünsche  und  Bemerkungen.  Wies- 
baden i836.  8. 

§.   444.  (358.) 

Pflichten  der  Bundesstaaten,  in  Hinsicht  auf  die  Postanstalt.  Post- 
treue  oder  Briefgeheimnisse    Einwirkung  der  Bundesversammlung. 

I)  Das  Publicum  hat  gegen  die  Postanstalt  gerechten  Anspruch,  auf 
Treue,  Verschwiegenheit,  Rechtlichkeit,  Billigkeit  (billige 
Preise),  Geschwindigkeit.  Da  Einheit  der  Postanstalt  in  Teutsch- 
land, und  Verwaltung  derselben  durch  Privatunternehmer  unter  strenger 
Staatsaufsicht,  wahrscheinlich  frommer  Wunsch  bleiben  wird;  so  sollten 
wenigstens  alle  Bundesstaaten  sich  verpflichtet  halten,  durch  Uebereinkunft 
feste  Bestimmungen  zu  errichten,  für  Gleichförmigkeit  in  der  Ver* 
waltun gsart  sä'mmtlicher  LandesPostanstalten,  insbesondere  in  Absicht 
auf  gehörigen  Zusammenhang  und  zweckmäsige  Richtung  der  PostRouten, 
ununterbrochenen  Lauf  und  dem  Verkehr  angemessene  Anzahl  der  Reit- 
und  Fahrposten,  und  billigen  Tarif")-    Auch  ist  jeder  Staat  verpflich- 
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ut,  »lu  INisttreue,  .Im-  l  nverletzbartoeil  der,  der  Post  anvertrauten 
Briefschaften  und  Effecten  (»las  Briefgeheim nifs,  im  Gegensatz  des  so 
genannten  Postgeheimnisses,  secrei  de  la  poste,  oder  dos  willKührliclicn 
HanipujUrens  der  der  Post  anvertrauten  Briefe),  staatsverhrechbriseheft  Ver- 
hehr ausgenommen,  /.u  handhaben  und  zu  achten  Ueberhaupt  sollte 
eine  für  Staats-  und  Priyatverhehr,  für  Cultur  (§.  f\  i5)  und  Han- 
del so  höchst  wichtige  Vnstalt,  um  den  Staaten  stets  nach  gerechten 
und  liberalen  Grundsätzen  behandelt,  auch  überall  und  immerhin  zu 
etil  H  Bea  erem  benutzt  werden,  als  für  iimnillelharcn  Finanzgewinn,  geheime 
Polizei  und  unbefugte  Neugier  c>     II)  Auf  einen  Antrag  der  Freien  Städte, 

mittelst  einer  Vereinigung  der  Bundesstaaten  den  Zustand  des  Postwe- 
iens  in  Teutschland  zu  verbessern,  insbesondere  den  Klagen  über  über- 
rheurung  des  Porto,  über  eigennützige  Umleitung  der  Postlinien 
und  Verlängerung  der  PostRouten,  abzuhelfen,  und  zu  dem  Ende  am  Bun- 
destag  eine  (Kommission  anzuordnen,  beschlofs  die  Bundesversammlung,  am 
5«  kngosl  1810,  dafs  dieser  Gegenstand  (von  den  einzelnen  Gesandtschaften) 
den  Regierungen  empfehlend  vorzutragen,  und  Instructionen  von  ihnen  zu 
erbitten  seyen,  in  der  Hoffnung,  dafs  solche  die  B.  "V*  in  den  Stand  setzen 
werden,  der  biernächsl  zu  erwählenden  Commission  einen  sichern  Leit- 
faden ihres  Gutachtens  an  die  Hand  zu  geben  d). 

d  i  Möge  es  nichl  auch  hier  heissen:  «l'cxces  du  mal  amene  le  remede»! 

I)  An  G  i  tzen  wider  Eröffnung  der  Briefe  auf  der  Post,  in  den  so  genannten 
schwarzen  (geheimen)  Kammern  oder  cabinets  noirs,  fehlt  es  nicht.  Vergl. 
Bömisch-hais.  Wahlcapitulation,  seit  1690,  Art.  29,  §.  2.  Königl.  wedphal.  Post- 
ordnung r.  3i.  Oct.  1808,  Art.  3.  i3.  18.  101.  1 4 6 -  Baier.  Pflichtformel  für  die 
Postbeamten,  in  d.  baicr.  Regier.  Blatt,  1806.  Num.  34«  Baier.  Strafgesetzbuch 
v,  i8i3,  Th.  I,  Art  396,  S.  i52.  fVirtemb.  Verordn.  v.  18.  Nov.  1816,  in  dem 
Allgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  1817,  Num.  i3,  u.  Journal  de  Francf.  1816, 
D  \5g,  S.  weimar-eisenach.  Postordn.  v.  1.  Jan.  1820,  §.  19.  Preuss.  Regulativ 
aber  das  PostTaxwesen  v.  18.  Dec.  1824  (in  der  Gesetzsamml.  N.  24),  §.  43, 
wo  ein  Verbot  ohne  PönalSanction.  Verhandlung  in  der  2.  Kammer  der  han- 
/  .  Ständeversammlung  am  17.  Sept.  i832.  Die  französischen  Gesetze  seit 
1789,  sind  angeführt  in  dem  Code  de  la  competence,  par  Jourdain,  T.  I,  p.  3. — 
In  Portugal  und  in  Kurhessen  ist  der  Achtung  des  Briefgeheimnisses  auf  der 
Post,  sogar  in  der  Constitution  ein  eigener  Paragraph  gewidmet;  in  der  portu- 
gies.  Vi  1826,  Art.  §.  25;  in  der  hurhefs.  v.  i83i,  §.  38.  —  Zu  Lueca  ward 
durch  ein  Decret  v.  24.  März  1824,  die  Direclion  der  Briefpost  mit  der  Polizei- 
Direction  verbunden!  —  Schriften  über  unbefugte  Brieferöffnung:  Die  Post- 
gebeimnisse.  Leipz.  i8o3.  8.  Ueber  das  Geheimnifs  der  Posten.  Frhf.  u.  Leipz» 
1788.  8.  Schlözer's  Staatsanzeigen,  Heft  ^2,  S.  229.  Hönn's  BetrugsLexicon, 
roc  Postmeister,  S.  288.  Moseh's  Lebcnsbeschreib. ,  IV»  §.  io5.  v*  Martens 
\  Ölkerr.,  §•  106,  Danz  a.  a.  O.  §.  i55,  N.  IV,  Jo.  Jod.  Beck  diss.  de  resigna- 
tione,  avulsione,  el  turbatione  sigillorum  (Alt.  1742),  §.  25.  J.  B.  Friesen  diss. 
de  eo  q.  }■  e.  circa  litteras  resignatas  (Jen.  1752),  c.  2.  (v.  Rieffel)  Der  Reichs- 
hofrath  in  Justiz-  und  Gnadensaelien  ,  Th.  II  (1792),  S.  299 — 3o2.  Patriotische 
Wünsche  etc.,  S.  6  f.  NnsMAira's  Abb.  in  den  Kieler  Blättern,  Bd.  V,  Heft  1 
(1817),  N.  4»  v-  Hsoblaüch  über  die  Rechte  des  Staates,  Briefe,  die  an  ihn 
null  gerichtet  sind,  zu  erbrechen;  in  d.  Neuen  d.  Mercur,  Num»  IX.  4.  Ueber 
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das  Recht  des  CriminalRichters ,  Brieferbrechung  als  WahrheitsErforschungs- 
mittel  anzuwenden;  in  Rleinschrod's  etc.  neuem  Archiv  des  Criminalllechts,  Bd.  III, 
S.  4^2 — 461.  Girardin's  Rede  in  der  Sitzung  der  DeputirtenKammer  zu  Paris 
v.  12.  Apr.  1822,  in  den  polit.  Tagblättern.  Memorial  de  Ste-Helene,  par  le 
comte  Las-Cases,  Th.  II  (Paris  1823.  8.),  p.  71  et  suiy.  Du  secret  des  lettres, 
et  de  la  necessite  de  mettre  en  accusation  M.  de  Vaulcbier,  directeur-general 
des  postes ;  par  M.  Germain,  avocat  ä  la  cour  royale  de  Paris,  ä  Paris  1828.  8, 
Schriften  in  v.  Ramptz  neuer  Lit-  des  Völkerrechts,  S.  96-  —  Beispiele  von  so 
genannten  Intercepten,  in  Flassan's  histoire  de  la  diplomatie  francaise,  T.  IV,  p.  295, 
T.  \  ,  }>.  /)-,  T,  VII,  p.  119  et  suiv.  (nach  der  2.  Ausg.),  u.  in_Mes  decouvertes,  par 
le  prince  Louis  de  Roran,  piece  seerete  etc.,  in  (Favier's  Politique  de  tous  les 
cabinets  de  l'Europe  etc.  (edit.  de  Paris,  1793.8.),  p-  4^3 — 47^  —  Verwahrungs- 
mittel  gegen  das  unmerkliche  Brieferbrechen,  in  Rlüber's  Kryptographie  (Tüb. 
1809.  8.),  §.  17 — 29.  Gegen  die  Entdeckung  des  Inhaltes  erbrochener  Briefe 
dient  das  Chiffriren  nach  sicherer  Methode,  wovon  ebendaselbst. 

c)  Rlüber's  Postwesen,  S.  129  ff.  Ebendess.  Ueb ersieht  der  diplom.  Verhandl.  des 
wiener  Congr.,  S.  i3i,  148  f.  u.  268.  Die  angef.  Patriotischen  Wünsche,  S.  43  ff. 
Rhein.  Bund,  XXII.  i 1  ff.  Hartleben's  Justiz-,  Cameral-  u.  PolizeiFama,  1817, 
St.  45.  A.  f.  W.  Crome,  Deutschlands  u.  Europens  Staats-  u.  Nationalinteresse 
(Giessen  1817.  8.),  S.  96  ff.  (Alex.  Frhr.  v.  Imhof)  Ueber  Postanstalten,  nach 
ihrem  FinanzPrincip  etc.  Halle  1817.  8.  Der  unten,  Note  d,  angef.  Antrag  der 
Freien  Städte,  in  dem  Protoc.  der  t.  B.  V.  v,  29.  Jul.  1819.  F.  W*  Heidemann 
am  oben  (§.  443,  b)  a.  O.  —  Für  das  GH.  Baden  (mit  1,100,000  Einw.,),  wo 
unter  allen  Bundesstaaten  auf  der  Post  das  strengste  Gewichtsystem  eingeführt 
ist,  ward  in  den  den  Ständen  vorgelegten  Budgets  für  1820  u.  1821  ,  der  ein- 
jährige Postertrag  angesetzt  auf  203,000  Gulden ;  in  dem  Königr.  Wirtemberg- 
(mit  1,400,00  Einw.),  in  dem  HauptFinanzEtat  für  1820  bis  1823  auf  70,000  Gul- 
den (vermuthlich  der  taxische  PostCanon);  in  Baiern  (mit  3,56o,ooo  Einw.)  in 
dem  den  Ständen  vorgelegten  Budget  für  1819,  auf  344?°oo  Gulden  netto  (man 
s.  die  Ständeverhandlungen  von  1819  über  das  baierische  Postwesen,  im  J.  Gr. 
v.  Soden's  baierischer  Landtag  von  1819,  Nürnberg  1821,  8.,  S.  329—332); 
in  der  preussischen  Monarchie  (mit  nahe  an  1 1  Mill.  Einw.),  in  dem  Budget  für 
1821  auf  800,000  Thlr.  (1,400,000  Gulden);  in  Frankreich  (mit  ungefähr  29% 
Mill.  Einw.)  in  dem  Budget  für  1823  auf  23,900,000  Francs  (10,091,093  Gulden); 
in  dem  Königreich  der  Niederlande  (in  Europa  mit  5%  Mill.  Einw.),  in  dem  Bud- 
get für  1821,  auf  2,o3o,ooo  Gulden;  in  Grossbrittannien  (mit  17,200,000  Einw.), 
in  dem  Budget  für  1822  ,  auf  i,355,ooo  Pf.  Sterling.  —  Wenige  wissen,  dafs 
eine  erhöhete  Taxe  fast  nie  eine  erhöhete  Posteinnahme,  oft  eine  Minderung 
derselben  zur  Folge  hatte.  Welch  ein  engherziger,  einer  Staatsregierung  un- 
würdiger Kleinhandel,  wenn  man  fortfährt,  das  Porto  nach  französischer  Sitte, 
das  heifst,  fast  nach  der  möglichen  Zahl  der  in  dem  Brief  enthaltenen  Buch- 
staben, mit  einer  Goldwagc  nach  Grän  und  Eschen  zu  bestimmen,  statt  dem 
Publicum,  um  des  allgemeinen  Besten  willen,  den  Gebrauch  der  Post  durch 
Wohlfeilheit,  Sicherheit  und  Geschwindigkeit  zuzunöthigen!  Die  Urheber  des  Post- 
Tarifs sind  portofrei. 

d)  Protoc.  der  B.  V.  v.  29.  JuL  u.  5.  Aug.  1819,  §.  159  u.  170. 

§•  44o.  (359.) 

Boten ,  Landkutscher ,  Ilauder  er  9  Frachtfuhrleute. 

Auch  in  Ansehung  der  ordentlichen,  gehenden,  reitenden  und  fah- 
renden Boten,  aus  nahen  oder  entfernten  Gegenden,  der  gemeinen  Land- 
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boten,    Lau  J  kutschen,  Hau  derer    und  Frachtfuhrleute,  der 
r      atbote,  Dampfschiffe,  Marktschiffe  u.  d.,  ist  jeder  Bundes- 
itaal  befugt,  die  n&thigen  Bestimmungen  au  machen  «)» 
1  Vcrordn«  v,        Jan   u.  •»..,.  Aug.  1807,  u.  v.  /,.  Sept.  1810,  in  dem 

wirtemb.  Regier,  Blatt  Im  Wirtembergischeii  ward  seitdem,  zu  wesentlicher 
förderung  des  Innern  Verkehrs,  die  Lan^botenAnstalt  wieder  hergestellt,  mit 
Isen  Beschränkungen.  Baierische  \  erordn.  v.  15.  Jul.  1808,  in  d.  baier. 
Regier.  Blatt,  1808,  Num.  35,  u.  v.  1,  Dec.  180-,  St.  54.  K.  baier,  Verordn. 
da*  Botenwesen  betr.,  ^.  aß,  Apr.  i8i5,  in  der  illgem,  HandlungsZeitung,  1815, 
Num  .)-    .).).    Oestreich,  Patente  v.  2.  Vehr.  177a,  §.9,11.  v.  24.  Oct.  1782,  desgl. 

Deerel  ^   5.  Jan.  i8ao,  in  Franz  1.  polit.  Oosetzen  u.  Verordn.,  Bd.  47,  S.  4.  

Von  i  ischem,  Schröter's  verm.  Abhandlungen,  II.  201.  Fr.  Phimppi  diss. 
de  rhedia  meritorüs.  Lips,  i685.  v.  Röuer's  kursächs.  Staatsr.,  II.  814  f.  818.  — 
Von  dem  Botenwesen  in  dem  Wirxburgischen }  in  dem  Journal  v.  u.  für  Fran- 
ken, Bd.  B,  HeA  5,  (Nürnberg  1791.)  v.  Herrfeldt,  die  Transportwissen- 
ichaft  1.  Bd.  2.  \ull.  Frankf.  i837.  8,  v.  Hkbrfeldt,  die  freie  Concurrenz 
im  Transportwesen.  Frankf«  i83^.  8. 
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§♦  (360). 
Regalität  des  Bergbaues. 

b  den  Sou\ erninStaaten  des  Teutsehen  Bundes,  gilt  die  Regalität 
des  Bergbaues«).  Warum?  und  wie  weit?  ist  eine  Aufgabe,  jetzt  &) 
mehr  für.  Gelehrte  c),  als  für  die  Staatsregierung  I)  Jene  suchen  die 
Regalität  zu  begründen,  tlieils  durch  die  Voraussetzung  einer  Begrenzung 
des  PrivatGrundeigenthums  mit  der  Oberflache  der  Erde,  und  einer  Theo- 
rie von  Adespoten  theils  durch  die  PolizeiAbsicht  einer  Sicherung  des 
Pnblieums  gegen  Münzbetrügerei /) ,  theils  durch  die  Betrachtung,  dafs 
vollständiger  Betrieb  des  Bergbaues  unmöglich  wäre,  sollte  er  von  der 
Oberfläche  des  Grundes  und  Bodens  abhängig  seyn  g). 

a)  Pi  TTMi's  Lit.,  III.  621  fl.  Klüber's  Lit.,  §.  i382  ff.  H.  W.  Lawätz  Handb.  für 
Bücherfreunde  und  Bibliothekare,  Th.  II,  Bd.  2,  Abth.  2  (1795.8.),  S.  Ö20— n56. 
Jabaow  v.  d,  Regalien,  49°-  Westphal's  Staatsr.,  467  ff.  Danz  Handb.  d.  t. 
Privat*.,  II.  §.  161  —  1-8.  v.  Berg\s  Rechtsfälle,  Bd.  II,  Num.  28.  Cph.  Hert- 
vwg\  Brrgbuch.  Dresd.  u.  Leipz.  1710.  fol.  J.  J.  Moser  von  d.  Landesholl,  in 
Anseh.  Erde  u.  Wassers.  Frkf.  1773.  4-  Adolph  Beyer's  BergStaatsrechtslehre, 
mit  Berichtig,  und  Zusätzen  von  F.  L.  v.  Cancrln.  Halle  1790.  F.  L.  v.  Can- 
cnnr'fl  Grundsätze  des  teutsehen  Berg-  und  Salzrechtes.  Frankfurt  1790.  8. 
A.  W.  Köbxer's  Einleit.  zu  den  Rechten  u.  der  Verfafs.  bei  dem  Bergbau  im 
Königr.  Sachsen.  Neue,  sehr  verin  Aufl.  Freiberg  1824»  8.  C.  J.  B.  Carstens 
Grundriß  der  teutsehen  Bergrechtslehre.  Berlin  1828.  8. 

i  1  VergL  §•  353—356.  —  Nach  dem  Staatsrecht  des  teutsehen  Reicks,  war  allgemein 
die  üergwerkGerechtigkeit,  d.  h.  das  Eigenthum  der  Bergwerke,  die  Anlegung, 
betrieb  und  die   vollständige  abschliessende  Benutzung  demselben  (in  der 
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Regel  ein  Ausflufs  des  Grundeigentliums),  kein  Bestandtheil  der  Landeshoheit. 
Nur  den  Kurfürsten  war  durch  ein  Reichsgesetz  (Gold.  Bulle,  Tit.  XI,  §.  i) 
das  Recht  der  Bergwerke  zugestanden;  doch  nur  auf  Metalle,  Mineralien  und 
Salze;  und  «prout  possunt  seu  consueverunt  talia  possideri».  Landesherren 
anderer  Art  bedurften  dazu  eines  besondern  Rechtstitels.  Ihnen  gebührte  die 
Regalität  nur  auf  diejenigen  Metalle,  Mineralien  und  Fossilien,  auf  welche  sie 
solche  durch  besondern  Rechtstitel  erlangt  hatten,  durch  rechtmäsige  kaiser 
liehe  Verleihung  oder  Lehnreichung,  durch  Verträge,  Herkommen,  oder  unvor- 
denkliche Verjährung.  Hingegen  war  die  Berghoheit  0.  ^5o)  allgemein  in 
der  Landeshoheit,  nach  ihrem  neuern  Umfang,  begriffen. 

c)  Th.  v.  Wagneb  über  den  Beweis  der  Regalität  des  teutschen  Bergbaues.  Freyb. 
u.  Annab.  1791.  8.  J.  H.  Essler  über  die  Bergwerke  in  Teutschland.  Herb.  u. 
Giessen  i8o3.  8.  K.  D.  Hülliviatnn's  Gesch.  des  Ursprungs  der  Regalien  (Frf. 
a.  d.  O.  1806),  62.  v.  Epplen  über  das  Princip  d.  t.  Territorial  Verfassung 
(i8o3),  116.  H.  Bensen's  Grundrifs  e.  Staatslehre,  Abth.  III,  §.  796.  Ueber  das 
Bergregal,  in  d.  Rhein.  Bund,  XVI.  5j. 

d)  Julianus  in  L.  non  omnium  20.  D.  de  LL.  Rössig's  Gesch.  des  t.  Privatr.,  188. 
Thom.  Wagner's  corpus  juris  metallici  recentissimi  et  antiquioris.  Lips.  1791.  fol. 
J.  G.  v.  Lori's  Samml.  des  baier.  Bergrechtes.  München  1794.  fol.  v.  Römer's 
kursächs.  Staatsr.,  II  670 — 770.  Weisse's  k.  sächs.  Staatsr.,  Th.  II,  §.  198  und 
S.  5-6.    Danz  a.  a.  O.  §.  161  f. 

e)  Pütter  instit.  juris  publ.  germ.  §.  37i.  v.  Cancrin  a.  a.  O.  §•  27.  — 
Als  Quelle  aller  Regalien,  geben  Einige  das  landesherrliche  Eigenthum  an  dem 
Land-  und  LujtRevier  des  Staatsgebietes  an,  da  den  Unterthanen  nur  die  Ober- 
fläche des  Landes  zum  Behuf  der  Landwirthschaft  zugetheilt  worden  sey;  woraus  / 
die  Regalität  sowohl  der  Bergwerke,  als  auch  der  Windmühlen  folge.  C.  G.  Bie- 
ner  de  natura  et  indole  dominii  in  territ.  Germ.  §.  20.  25.  Fischers  Kameral- 
und  Polizeirecht.  II.  388  ff.  877. 

/)  Geisler  pr.  de  analogia  juris  publ.,  §.  10. 

g)  F.  v.  Schucrmann's  Ideen  über  Finanzverbesserungen  (Tüb.  1808.  8) ,  S.  25. 
Göniser's  Rechtsfälle,  Rd.  II,  Num.  XVII.  L.  Himmelstoss  Entwickel.  des  Be- 
griffs der  Regalität,  §.  i3,  14,  25  u.  26.  S.  64  ff.,  90  f.  u.  92  f.  Fichte's  Grund- 
lage des  Naturrechtes,  Th.  II,  S.  41.  —  L.  Gervais  in  s.  Kleinen  Mittheilungen, 
Th.  II,  S.  279  f.  muthmafst,  dafs  die  Regalität  des  Bergbaues  darauf  gegründet 
worden  sey,  weil  die  Fossilien  einer  weitern  Vermehrung  unfähig  im  Schoos 
der  Erde  liegen. 


§.  447.  (36i.) 

Umfang. 

II)  Wie  weit  die  Regalität  des  Bergbaues  sich  erstrecke  <*)  ?  und 
welche  Metalle,  Mineralien  und  Fossilien,  als  dem  Pri  vatGrundeigcn- 
thum  angehörig  zu  betrachten  seyen?  ist  in  den  einzelnen  teutschen  Staaten 
auf  verschiedene  Weise  bestimmt  Im  Allgemeinen  streitet  die  Rechts- 
vermuthung  für  den  Grundeigenthümer.  Gold-  und  Silberbergwerke, 
die  Gewinnung  der  vornehmsten  Münzmetalle  bezweckend,  sind  jetzt  überall 
Regal  O-  Rechtsgelehrte  und  Kameralisten  rechnen  nicht  selten  dahin,  auch 
alle  unedlen  Metalle  <ty,  Kupfer-,  Zinn-,  Blei-  und  Kisen- ,  auch  Ar- 
senik-, Spicfsglas-,  oder  Antimonial-,  Wismuth-,  Zink- ,  Quecksilber-  und 
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Kobalt-  »ult-r  Farbeßergwerke,  ja  alle  Fossilien,  Seen  und  Quellen, 
m        ihres  medicinischen,  technologischen,  oder  inerhanlilischen  Nutzens 
(ievunn  geben,  oder  hotVen  lassen. 

..  i  (r,  Bibicrsvdobf's)  Grab  der  Chikane,  Th.  H,  l ;<1 .  3,  §.  33—35. 
1  Die  Gosel  e  aus  fast  allen  teutschen   Staaten,  das  Königreich  Sachsen  ausge- 
nommen, stehen  in  NN  lgber's  corp.  juris  metallici.    Sein-  weit  erstreckt  hier 
di<-  Regalität,  «las  preussische  öligem.  Landrecht,  Th.  II,  Tit.  i6,  §.  69  f. 

i  i  Bnxa*a  BergStantsrerhtslehre,  Cap.  \  III,  §.  i<>. 

d\  RxbtWiq's  Bergbuch,  Nach  Gönneb  (Rechtsfalle,  Bd.  II,  S.  1—74)1  gehö- 

it'ii  nur  diejenigen  (iegenstiintle  aus  dein  Mineralreich  zu  den  Regalien,  welche 
durch  Kunst  der  Borgleute,  also  durch  regulären  Bergbau,  erzielt  werden. 

§.    448,  (362.) 
/'  0  r  l  S  e  t  %  u  n  ff. 

Insbesondere  rechnet  man  hie  und  da,  doch  nicht  immer  ohne  Wider- 
spruch, zu  dem  BergRegal:  Steinkohlen  «3,  Braunkohlen,  Torf  Salpe- 
ter -  ).  Edelsteine,  Marmor  rf),  Alabaster,  Achatstein,  Schiefer,  Feuersteine, 
gemeine  Steinbrüche  '  namentlich  auf  Mühlsleine,  gebrannte  Steine  und 
Kalk  (  .  die  Balbmetalle,  Alaun,  Schwefel  und  Vitriol;  ferner  Salzquellen, 
Salzseen  und  Steinsalz  oder  Salzbergwerke  <?),  Sauer-  und  Gesundbrunnen, 
teilen  Bernstein  O?  Perlen  Goldsand  l)  (Waschgold,  Gold- 
wäsche), Schwefel,  Zinnober,  Farberde,  Thon  oder  Töpfer-,  Walher-  und 
PorcellanErde,  Mergel,  Kreide,  Lehm,  Streusand,  wohl  auch  gemeinen 
Sind     1.  fossile  Knochen.    Schätze  gehören  nicht  zu  dem  BergRegal^). 

«)  KlÜbbr's  Lit.  §.  1 38  J .  v.  Cabtchih  a.  a.  O.  §.  421.  J.  J-  Dörnfeld  diss.  de  ju- 
ribus  circa  lithanthraces  (Lips.  1742),  §•  12—14.  Beyer's  RergStaatsrcchtslehre, 
S.  69.  Hoiimkl,  obs.  607.  Preuss.  allgem.  Lande.,  Th.  II,  Tit.  10,  §.  29  u.  71.  — 
Luders,  Hertwig  in  d.  Bergbuch,  2/,i.  C.  H.  Horn  diss.  de  regali  mctalli- 
fodinarum  jure,  §.  1-?.  Hertitjs,  T.  I.  resp.  ,336.  Horn,  class.  XII.  cent.  4« 
ben,  I  ii.  0,  Bed.  -7,  §.  3.  Grab  der  Chitone,  Bd.  DJ.  36.  Krebs  de 
ligno  et  lapide,  p.  478.    Gönners  Rechtsfälle,  Bd.  II,  Num.  XVII. 

\  Lit.,  |.  i384b.  Pütxer's  Erörter.,  Bd.  III,  Heft  I,  S.  5i  ff.  Breuning, 
in  Siebenrees  Vfagaz.,  L  121.  —  Anders,  Ch.  T.  Koch  diss.  de  jure  fodiendi 
Turfäm  lutosara  intcr  regalia  prineipis  haud  i^eferendo.  Lips.  i8o3.  8.  v.  Can- 
crin  a.  a.  O.  §.  8. 

c)  Pittfr's  Erörter.,  Bd.  III,  Heft  1,  S.  27.  Beyer  a.  a.  O.  S.  67.  v.  Cramer's 
Wetzlar.  Nebenst.,  XXL  106.  Mader's  Samml.  reichsger.  Erkenntnisse  in  reichs- 
rittersch.  Sachen,  V.  24?.  295.    Pütter's  Lit.,  HI.  623. 

d)  IYtter's  Lit.  LH.  §.  i383.    G.  D.  Hoffmann  de  regali  marmoris  jure.    Tüb.  1757. 

v.  Cancris,  S.  44« 

,  obs.  607.    Strubeht,  Th.  H,  Bed.  77.     v.  Cancrin's  rechtl.  Bedenken 
über  die  Regalität  der  Steinbrüche.  Riga  1786      1797,  und  in  dessen  vermischten 

Schriften. 

fj  HoMttEL,  obs.  607.  Grab  der  Chikane,  Bd.  III,  Th.  2,  §.  37.  —  Ziegel-  und 
i  nnereien   sind,   als  Gewerbe  1  an  landesherrliche  Concession  gebunden. 

%.  (  1  a.  a.  0.  4^-  Held's  reichspralat.  Staatsr.,  II.  617.  Ludewig's 
gel.  Anz,,  II.  702,    F.  U.  Pestel  diss.  de  jure  circa  latcraria ,  von  Ziegelbren- 
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nereien.  Rint.  1746.  Püttee's  Rechtsf. ,  Bd.  II,  Th,  4i  S.  991.  —  So  auch  Eisen- 
werke, Hammerwerke,  Schmelzhütten,,  Fitriol-  u.  Alaunwerke,  u.  d.  Moser  v.  d.  Lan- 
deshoh.  in  Anseh.  Erde  u.  Wassers,  268.  Desgl.  das  Potaschenst'eden.  R.  J.  Sey- 
fert's  u.  K.  L.  Kress  Jahrbuch  für  teutsche  Rechtsgelehrte ,  Heft  V  (Wetzl. 
1792),  S.  407. 

g)  Püttee's  Lit,  III.  480.  Klüber's  Lit. ,  §.  1887.  Jargow  v.  d.  Regalien,  5o3. 
Pfeffinger  Vitriar.  illustr.,  III.  i444-    v-  Cancrin  a.  a.  O.  §.  872  ff.    Danz  a. 

a.  O.  §.  175  ff.  J.  G.  S.  Rodebeck  diss.  de  jure  regio  salinarum  earumque  in- 
feudatione.  Lips.  1791.  —  Anders,  J.  H.  Jung  de  jure  salinarum  (Goett.  1793), 
c.  1.  §.  6.  sqq.    Vergl.  den  folg.  §.  Note  b. 

h)  Moser  v.  d.  Landeshoheit,  in  Ansehe  Erde  u.  W7assers,  211. 

z)  P.  R.  Schröter  diss.  de  jure  succini  in  regno  Borussiae.  Regiom.  1772.  Danz 
Handb.  des  t.  Privatr.,  I.  §.  111.  Im  August  i833  gab  die  preussische  Regierung 
das  Berns teinsammeln  frei. 

k)  Moser  a.  a.  O.  256.  Danz  a.  a.  O.  Weisse  a.  a.  O.  Bd.  R,  S.  576.  J.  H.  Tau- 
ben's  Beitr.  zur  Naturkunde  des  Herzogth.  Zelle,  B.  I,  S.  77. 

/)  Badisches  standesherrl.  Verfass.  Edict,  Art.  45-  Desgl.  grundherrliches,  Art.  18. 
Jul.  Lampadius  Beitr.  zur  Vaterlandsgeschichte  (1811»  8.),  S.  16 — 4l-  —  Schöpf- 
hi's  Alsatia  illustrata,  I.  29 — 3'2.  Schilter  thesaur.  antiquit.  germ.,  I.  23. 
B.  G.  Struv  diss.  de  auro  fluviatili,  s.  W7aschgold.  Jen.  1698.  J.  C.  Cron's  oryc. 
tographia  Neostadiensis ,  nebst  Nachrichten  von  den  pfälz.  Goldwäschen. 
Speyer  174°«  Die  Zigeuner,  von  H.  M.  G.  Grellmann  (1783.  8.)  S.  27—84. 
(Saxzmanjs)  Von  d.  Rheingold ,  in  Meüsel's  Geschichtforscher,  VI.  246 — 256. 
F.  L.  Treitlinger  diss.  de  aurilegio,  praecipue  in  Rheno.  Argent.  1776.  4-  Mo- 
ser a.  a.  O.,  254.  J.  F.  Gmelin's  Gesch.  des  t.  Bergbaues,  §.  38.  v.  Römer's 
kurs.  Staats!*,,  II.  806.  Rrünti-z  Encycl.  v.  Gold.  Corp.  Constit.  Culinbac, 
T.  II.  vol.  2.  p.  319.  Rinblinger  über  das  Alter  des  Flufsgoldes,  in  d.  Allgem. 
lit.  Anzeiger,  1800,  Num.  92.  162.  i63.  171. 

m)  Alle  Tagwerke  (die  nicht  in  der  Tiefe,  sondern  in  der  Oberfläche  der  Erde  ge- 
funden werden)  schliessen  von  der  Regalität  aus ,  Fischer  in  dem  Lehrbegriff 
des  Rameral-  und  Polizeir.,  II.  §.  i35i.  v.  Cancrin  a-  a.  O.  §.  8.  43-  Th.  Ha- 
gematnn's  Handb.  des  Landwirthschaftrechts,  §.  139—141. 

n)  Davon  oben,  §.  337,  Note  a. 


§.    449*  (363.) 
V er  leihung  des  Bergbaues  und  der  Salinen. 

\)  Der  r egale  Bergbau,  wie  weit  er  sich  erstrecken  mag,  gehört 
zu  den  verleihbaren  (§.  101)  Regalien  «);  auch  die  Salinen  <5).  Bei 
der  Verleihung  wird  dem  Staat  meist  vorbehalten,  das  Recht  des  Berg- 
zehnten c)  lmd  des  Vorkaufs  eT)  bei  der  Ausbeute,  nebst  einer  Re- 
cognitions  Abgabe  e)  (Quatember- oder  Recefsgeld).  II)  üas  Recht,  un- 
ter gewissen  Einschränkungen  nach  Erz  zu  schürfen  und  zu  Tage 
einzuschlagen,  wird  durch  Schürf  scheine  verliehen  J).  III)  Die  Fin- 
dung eines  Ganges,  gibt  das  Alter  (Seniorat)  in  dem  Felde  oder  den 
Vorzug  in  der  Muthung  der  Zeche,  zu  deren  Hau  der  Mulher  durch  den 
Muthzetlel  berechtigt  wird,  nicht  nur  bei  dem  Bau  der  Eigenlehner  oder 
Einspännigen,  deren  jeder  nur  für  seine  Rechnung  Bergbau  treibt,  sondern 
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.null  bei  dem  Gesellenbau,  den  nicht  über  acht  Personen  in  Gemeinschaft 
n  bestimmten  Bergtheilen  (  ^.ntheilen  oder  Actien)  treiben,  und  der  Ge- 
ii  i.  in  welcher  mehr    als  achl  Personen,  jede  für  bestimmte 

Kai  pdei  Bergtheile,  Pfir  Bergbau  vereinigl  sind.  IV)  Ueberall  ist  der 
i>  »au  zu  treiben,  mit  gehöriger  Sorgfalt  und  Entschädigung  der  Grund« 
i  igenthttme?« 

■)  Pfbpfihosb  Vltriar.  illustr.,  MI.  1460  sq.    Danz  a.  a.  O.  164  f-    v*  Cancrin, 
jt.         In    dem   Königreich   Sachsen,     unterscheidet  man  hohes  und  niederes 
B    'Regal.    Zu  jenem  gehören,  Gold,  Silber,  Edelsteine,  Salz  u.  a.    v.  Römer's 
kuraficha.  Staatar.,  II.  683.  69i.   Dass  a.  a.  0.  §.  i(>3. 

/  )  D11  s.  ni  wenn  sie  Privatpersonen,  meist  als  Erbleihe,  überlassen  sind 
(v.  Cascbhi  b.  a.  0,  §.  891  ff^«  werden  gewöhnlich  in  gewisse  intellectuelle  Theile, 
A  .  S  4  n,  stuhl'-,  Sieden  (»der  Siedrechte  getheilt,  wovon  ein  jährlicher  Canon 
ru  entrichten  ist.  B.  O.H.  Wkhch  de  domino  partium  metaUicarum.  Lips.  1814. 4-  — 
Manche  Salinen  sind  Huim-  oder  Zwang-Salinen,  weil  die  Unterthancn  eines  be- 
stimmten Besirks  Ihr  Salcbedürfnifs  daselbst  au  nelimen  schuldig  sind.  Landes- 
tze  in  Sslchow's  elem,  furis  germ.  priv.,  §.  546  u.  571.  —  Auch  ist,  in  den 
ineisten  Staaten,  der  Salxhandel  ein  landesherrliches  Monopol,  ein  Salzbann. 
J.  ^  .  LangsdORI  '.011  den  Ret  lttcn  des  Landesherrn  auf  Salzquellen  und  den 
Alleinhandel  des  Salzes;  hinter  dessen  Einl.  zu  Anlegung,  Verbesserung  und 
Verwaltung  der  Salzwerke.  Giessen  1781.  4-  v«  Römer's  hursächs.  Staatsr., 
[L  B06.    Wkusi  a.  a.  O.  §.  204  ff.    v.  Cancrin  a.  a.  O.      884  ff. 

,  1  J,  (  Kbötschkbb  epist.  grat.  de  deeimis  metallicis.  Lips.  1795.  v.  Rohe's  Haus- 
Ii  all  ongsr..  Buch  X,  Cap.  2.  §.  9  f.  Beyer  a.  a.  O.  55.  Köhler's  Anleit.  zu 
den  Rechten  u.  der  Verfassung  bei  dem  Bergbau,  S.  18.  —  Die  Zelintbefugnifs 
tu  i  <ln  Ausbeute  der  Bergwerlte,  ist  ihrer  Natur  nach  eben  so  wenig  Regal, 
als  die  Berg  werliger  echtigkeit.  Im  Zweifel  ist  sie  PrivatGerechtsame,  auch  in 
den  Händen  des  Staates.    Yergl.  §.  354, 

J)  B.  C,  VfoiXBBBBca  diss.  de  regali  protimiseos  mctallicae  jure.  Giessen  1691. 
De  Selchow  elem.  jmis  publ,,  §  foi.  v.  Cancrin,  §.  164.  Beyer,  S.  187. 
\\  1  issi  a.  a.  O.  Bd.  H,  S.  5;6.    Rhein.  Bund,  XVI.  65. 

§)  Iii  htw  u, 's  Bergbucb,  309.  v.  Cancrin,  §.  i45  ff.  Von  dem  Schlägeschatz, 
ebendas.  §.  161  ff. 

f\  J.  G.  Bavsb's  Einl.  zu  den  Bergrechten,  I.  98.  Chr.  Bösen's  HaushaltungsPrin- 
eipia  vom  Berg-,  Hütten-,  SalzForstwesen,  U,  46.  \>.  Cancrin  a.  a.  O.  §.  70  ff. 
101  ff.    Dahz,  §.  166. 

i  )  v.  Cavcbib  a.  a.  O.  112  ff.  Heu.-yiann  initia  juris  politiae,  333.  Danz,  §.  167  ff. 
I).  G.  Diez  diss.  de  jure  senioratus  metallici.  Erf.  1727.  Wencr  1.  c,  Eisenhart's 
Sprichwörter,  2o3.  F.  L.  v.  Cancrin  von  der  Natur  und  Einrichtung  einer  Berg- 
belehuung.    Giess.  1788.  8. 

§♦  450*  (364.) 
Berghoheit. 

Dil  B  erghohe  it  des  Staates  (jus  metallifodinarum  et  salinarum 
sublime),  welche  das  Recht  der  Oberaufsicht,  der  Gesetzgebung,  der  Ober- 
Polizei  und  der  Gerichtbarheit  in  Bergwerksachen  in  sich  begreift,  er- 
Itreeht  sich  über  jede  Art  des  Bergbaues,  auch  die,  [welche  einem  Unter- 
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than  aus  irgend  einem  Rechtsgrund  zusteht  «)♦  Abhängig  von  ihr  ist  die 
Verleihung  der  Bergfreiheiten,  Bergpatente  und  Privilegien,  die  Errichtung 
der  Berggesetze,  der  Berg-,  Hütten-,  Hammer-,  Haal-,  Thal-,  Beute-,  Salz- 
und  Pfännerordnungen  die  Verleihung  der  BergGerichtbarkeit  0  und* 
OberBergpolizei  dy  Auch  können  Grundeigentümer ,  welche  nicht  selbst 
der  Gewinnung  von  Fossilien  sich  unterziehen  wollen,  durch  Gesetze  ver- 
pflichtet werden,  dieselben  Andern  gegen  Entschädigung  zu  gestatten  0. 

a)  Rodtjbecr  1.  c.    v.  Cancrin  a.  a.  O.      49  ff« 

b)  v.  Cancrin  a.  a.  O.  §.  24.  868.  916.  Beyer  a.  a.  O.  S.  33.  176.  Danz,  %.  171  f. 
Eine  reichhaltige  Sammlung  solcher  Ordnungen,  liefert  Wagner  a.  a.  O. 

c)  Ge.  Engelbrecht  de  judiciis  metallicis.  Heimst  1705.  J.  G.  Siegel  diss.  de  ju" 
risdictione  metallica.  Lips.  1754.  Decis.  Hasso-Cass.,  I.  ib.  Pufeisdorf  ani- 
madvers.,  I.  7.  Sieber's  gerichtl.  Procefs,  I.  188.  v.  Cancrin  a.  a.  O.  §.  720-  864. 
56.  ff. 

d)  v.  Cancrin,  §.  53.  178. 

e)  v.  Berg's  Policeirecht,  Th.  III,  S.  4°5> 
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§♦  451.  (365.) 
ForstRegal. 

ForstRegal  oder  Forsthoheit  «)  (forstliche  Herrlichkeit  oder 
Obrigkeit,  superioritas  forestalk),  ist  der  Inbegriff  der  aus  der  Staatsge- 
walt fliessenden  Befugnisse,  über  die  in  dem  Staatsgebiet  befindlichen  For- 
sten fr).  Es  ist  darunter  begriffen,  das  Recht  der  höchsten  Aufsicht  über 
das  gesammte  Forstwesen  c)>  der  Forstgesetzgebung  der  ForstPolizei  e) 
und  ForstGerichtbarkeit  /).  Es  erstreckt  sich  über  die  Staats-  oder  Doma- 
nial-,  und  alle  PrivatWaldungen,  die  Commun Waldungen  unter  diesen  mit- 
begriffen. Wesentlich  von  solchem,  als  Staatsbefugniss,  unterscheiden  sich 
die  Rechte  des  Forst-  oder  Waldeigenthums  £r). 

«)  Pütter's  Lit.,  III,  639.  Rlüber's  Lit.,  §.  1899  fF.  Nettelbladt  von  der  Forst- 
hoheit; in  s.  Samml.  kl.  jur.  Abh.  (179^.  8.),  S.  204.  P.  H.  Krebs  de  ligno  et 
lapide.  Aug.  Vind.  1690.  1700.  1756.  4-  Jo.  Jac.  Reinhard  tr.  de  jure  forestali 
Germanorum.  Francof.  1749.  8.  Jo.  Jod,  Beck  von  der  forstl.  Obrigkeit,  Forst- 
gerechtigkeit und  Wildbahn.  Nürnb.  1737.  verm.  v.  J.  G.  Klingner.  Frf.  u. 
Leipz.  1748.  u.  176-.  4-  J-  G.  Pietsch  Grunds,  des  Forst-  und  Jagdrechtes. 
Leipz.  1779.  8.  F.  A.  Georg  instit.  juris  forestalis  Germ.  Frf.  1802.  8.  H.  C. 
Moser's  Forstrecht.  Raireuth  1806.  8.  F.  K.  Hartig's  Forst-  und  JagdStaats- 
recht.  Leipz.  1809.  8.  E.  M.  Schilling's  Handb.  des  in  dem  Königr.  Sachsen 
gelt.  Forst-  und  Jagdrechts.  Leipz.  1827.  *  Bde.  8.  D.  L.  Böttger's  Beitrage 
zu  Erläut.  des  Forstreclits.  Giessen  1802.  8.    S.  Behlen's  Lehrb.  der  teutschen 
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l  orst  imuI  .i.i:;tl^cs(  hit  lifc.  I  rankf.  1 83 1 .  8.  C.  L.  Stieglitz  geschichtliche  Eni- 
■viele]  ung  der  Eigenthum«  Verhältnisse  an  Wald  und  Jagd  in  Deutschland.  Leipzy 
i:  •  ;;  C,  G.  l'.iiMiv  de  n.it.  et  indolr  dominii  in  territor.  German., 
§•  1 1-  r-  i3i,  1Imi»\  reichspralat.  Staatsr.,  II.  ().',3.  Fischer's  Kameral-  und 
Pol^teireclit«,  II.  79*  ff.  Dan«;  I landb.  d.  1.  Privatr.,  II.  §.  i3()  ff.  v.  RöjÖr's 
kurs.iilis.  Staat«,!-.,  II.  -80  IV.  Ithein.  Kund,  \\  II.  3i2  ff.  Preuss.  Verordn. 
J  (.  Der.  iJ5i(». 

0  Äom  ron  d.  Laodeshph,  In  Lnsefa.  Erde  und  Wassers,  67  IV.    Georg  I.e. 

s«i<|.  N-  Mosbh's  Forstarchiv,  \.  33.  Von  dem  Worte  Forst,  F.  U.  Stis- 
ma  Forst  und  Jagdhistorie  (1764.  8.),  a«  5.    C.  Vollgraff  über  Begründung 

Forst«  u.  JagdRegalitStj  in  dessen  Abhandlungen  (IVlarb.  1822),  Num.  1. 
»«  G.  Frhr.  \.  Sbuttbb  über  den  Bestand  und  die  Behauptungen  des  Forst- 
Hegals.  Hcidelb.  18..  ,.  8. 

c)  CG«  Bibnbb  diss.  dt>  suprema  prmeipis  in  silvas  inspectione,  legibus  patrüs 
Ülustrata.    Ups.  17^6.  ,.    Badisches  Forstgesetz  v.  3i.  Ort.  i833. 

'  '  »*  I  mrsc  11  corpus  juris  renatorio-foreslalis.  Budolst.  1675.  auet.  Lips.  1702.  fol. 
F«  l>.  I.  M 1  1  1  1  m,  \  >i  1  •  1  \  Samml.  der  Forstordnungen  verschiedener  Länder. 
I  ortgesetEl  von  K.  E.  Frhrn.  \.  Moll,   Th.  1.  Mainz  1791.    Th:  II.  Salzb.  1796. 

etokvai  s)  Codes  4.ugusteu8  (saxonicus)  venatorio-forestalis.  Lei])/.  1792.  8. 
Die  Forst-  u.  Jagdgesetze  der  preufs.  Monarchie;  eine  vollständige  Sammlung 
u.  s.  w.  Görhta  i8a3.  8.  Preufs.  allg.  Landr.,  1.  8.  83  IV.  I.  22.  170  ff.  Fischer 
B.  a.  0.  D.  787,  (i.  Doli  .im,  ei  's  Samml.  der  im  RR.  Baiern  bestehenden  Jagd- 
und  Forstverordnungen.  München  Bd.  L  i83i.  8.  (Auch  als  i5.  Bd.  von  Döl- 
lihgsr's  Repertorium  der  Staats verwalt.  des  RR.  Baiern.)  Von  dem  Rönigr. 
Sachsen.    Weisbb's  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II  §.  196  u.  216  ff. 

0  T.  J.  Rkuthartb  de  jure  privatorum  circa  silvas,  inprimis  caeduas,  admodum 
restricto.  Erf.  i-32.  v.  Cramer's  wetzl.  Nebenst.,  V.  3j.  Landesgesetze,  in 
Sbxchow's  elem.  juris  germ.  priy.j  §.  287. 

0  Pöttkr's  Lit.,  III.  486.    Klübbr's  Lit.,  §.  1243.    Pietsch  a.  a.  O.  §.  i5  ff. 

ff)  Stissbh  a.  a.  O.  174.  Rmmiard  1.  c.  79.  sqq.  87.  Bikner  I.  c.  141.  Rhein.  Bund, 
W  DL  3i6  ff  Dahin  gehören:  das  Beholzungsrecht,  das  Recht  der  Mästung  u. 
Eichellese,  der  Weide,  das  Hecht,  Laub,  Gras,  Harz  und  Waldbienen  sieh  zu- 
zueignen. FiSCHRB  a.  a.  O.  §.  1270— i3o3.  Pietsch  a.  a.  O.  §.  58  ff.  Runde's 
t.  Privatr.,  §.  144  ff«  —  Von  dem  Waldreckt  als  Servitut,  Danz  a.  a.  O.  §.  i45« 


§•  452.  (366.) 
Verleihung  der  Forstgerechtigkeit*  Forstgerichtbarkeit. 

Die  niedere  Forstgerechtigkeit,  die  Handhabung  der  Forst- 
polizei, die  Bolzanweisung  unter  Führung  eigener  Waldaxt"),  die  Bestel- 
lung  der  niedern  Forstbeamten  £),  auch,  die  Ausübung  der  Forstgericht- 
barkeit  (gerichtliche  Untersuchung  und  Bestrafung  der  Waldfrevel)  und 
Beziehung  der  Forststrafen  p),  alles  untergeordnet  der  Staatsgewalt,  ist  ein 
v  e  rlei  h  b  a  r  e  S  ( '§.  102)  Regal ,  nicht  nur  für  Waldeigenthümer ;  sondern 
auch  für  andere  Dnterthanen  d).  So  fern  eigene  Forst-  und  Holzge- 
richte c),  landesherrliche,  patrimonialherrliche,  oder  Mä'rkerdinge,  nicht 
angeordnet  sind,  gehört  die  G e  rieht  ba  r  k e i  t  in  Forstsachen  dem  ordent- 
lichen  LocalRichter  f).  Den  Standesh  erren,  ist  die  Forstgerechtigkeit 
und  Forstgerichtbarkeit  geblieben  (§.  3o5). 
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a)  v.  Cramee's  Wetzlar.  Nebenstunden,  Th.  98,  S.  128.  v.  Moser's  Forstarchiv, 
IX.  ioi. 

b)  v.  Moser  a.  a.  O.  IX.  96.  142.    XIV.  296.    Forstmagazin,  VIII.  i3o. 

c)  v.  Moser  a.  a.  O.  i35. 

d)  Vergl.  §.  353—356. 

e)  PüFEifDORF  de  jurisdict.  germ.,  638.    Selchow  1.  c.  §.  5 18. 

/)  Strubel,  Th.  II,  Bed.  102,  §.  5,  S.  385.  Bed.  i36.  Stisser  a.  a.  O.  181.  Pietsch 
a.  a.  O.  §.  21. 

§•  455.  (367). 
Jagdhoheit.  Jagdgerechtigkeit* 

I)  Ein  unstreitiges  Regal  ist  die  Jagdhoheit  «),  das  Recht  der  Ober- 
herrschaft in  Jagdsachen.  Oberaufsicht,  Gesetzgebung  6)  und  OberPolizei, 
über  alle  Jagdberechtigungen  in  dem  Staatsgebiet,  nebst  der  Gerichtbarkeit 
in  Jagdsachen,  sind  darunter  begriffen.  II}  Die  Regalität  der  Jagdge- 
rechtigkeit,  der  landesherrlichen  ausschliefsenden  Befugnifs,  jagdbare 
wilde  Thiere  aufzusuchen  und  sich  anzueignen,  —  obgleich  nicht  gegrün- 
det in  dem  allgemeinen  Staatsrecht  c),  nicht  in  der  Natur  der  Jagd  und 
des  Grundeigenthums,  nicht  in  dem  ältesten,  gröfstentheils  auch  nicht  in 
dem  mittlem  teutschen  Staatsrecht  (ty,  wie  in  dem  römischen,  —  ist  jetzt 
in  fast  allen  teutschen  Bundesstaaten  ein  geltender  Grundsatz  des  positiven 
Staatsrechtes.  In  einigen  wird  alle  Jagd  in  dem  ganzen  Staatsgebiet  «),  in 
andern,  auf  grundherrlichen  Jagdrevieren,  auch  wohl  auf  städtischen,  nur 
die  hohe  Jagd/),  oder  blofs  die  Mitjagd  g) ,  als  Regal,  doch  als  ver- 
leihbares (§.  102),  angesehen*  Den  Standesherren  ist,  in  ihren 
standesherrlichen  Bezirken,  die  hohe  und  niedere  Jagd  geblieben.  Auch 
den  Grundherren  sind  die  vormaligen  Jagdberechtigungen  meist  geblieben» 

a)  Pütter's  Lit.,  III.  626  ff.  Klüber's  Lit.,  §.  1389  ff.  Moser  von  d.  Landeslioh. 
in  Anseh.  Erde  und  Wassers,  74  ff.    Jargow  v.  d.  Regalien,  5o6. 

b)  Note  d.  zu  dem  ehevorigen  §. 

c)  Anders,  J.  C.  Lübbe,  Joh.  Ad.  v.  Icrstädt,  J.  U.  v.  Cramer,  F.  C.  Buri,  C.  F. 
Hommel,  (oblectam.  juris  feud.,  48.).  Georg  a.  a.  O.  §.  36,5.  Die  Gründe  s.  bei 
J.  A.  L.  Seidensticrer  de  fundamentis  juris  supremae  potestatis  circa  adespota 
(Goett.  1789.),  §.  19.  Widerlegt  von  Struben  in  d.  Nebcnst.  ,  I.  182.  II.  584. 
Ebendess.  vindiciae  juris  venandi  nobilitatis  germ.  Hildesh.  1739.  L.  C.  Bilder- 
becr's  Deduction  gegen  die  vermeintl.  Regalität  der  Jagd.  Celle  1723.  1741.  fol. 
C.  G.  Ricoius  Entwurf  v.  d.  in  Teutschl.  übl.  Jagdgerechtigkeit.  Nürnb.  1736. 
verb.  Erankf.  1772.  4.  Pütter's  Rechtsf.,  Bd.  I,  Th.  2,  S.  416.  Runde's  teut- 
sches  Privatr.,  §.  149  ff.  Vergl.  oben  §.  353  f.  —  Ihrer  Natur  nach ,  ist  die 
Jagdgerechtiglieit  ein  Ausflufs  des  Grundeigenthums,  sie  kann  aber  einem  An- 
dern als  Servitut  zustehen.  Auch  das  östreichische  Gesetzbuch  betrachtet  sie 
als  Privatrecht.  Vergl.  auch  die  Verhandlungen  in  der  2.  Kammer  der  Land- 
stände des  GH.  Hessen,  i8?.o,  lieft  9,  S.  4o  ff.  Im  Jänner  i832  hob  in  England 
ein  Gesetz,  die  ausschliefsende  Jagdberechtigung  des  höheren  Adels  auf;  fortan 
soll  jedem  Grundeigentümer  das  Recht  der  Zueignung  in  Absicht  auf  Wildpret 
jeder  Art  auf  seinem  Grund  und  Boden  eben  so  wohl  zustehen,  als  in  Ansehung 
der  daselbst  wachsenden  Früchte  und  der  Maulwürfe  und  Mäuse. 
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.:')  STlttU  t,  .1.  0.   l8«  i"!>.   <<,«>'     RlCOlOT   B,   a.  ().  S.  10,     SCHElDBMAWTÄL,    in  dem 

Repertorium  des  t.  Staats*  und  Lehnrechta ,  Bd.  EI,  S.  5oi,  Hagkmann's  Land- 
wirth tchaftsrecht,  \s-  )5W  ff.  C.  L.  Stibglttb  de  jure  venationem  exercendi 
in  Germania  uacrofl  •><!  boc,  XVI.  obtinente.  Lips.  1828.  tt.  —  In  Kursachsen 
;  aocb  bia  an  <li<"  Witte  des  16.  Jahrhunderts,  die  Jagdgerechtigtieit  als  ein 
tosflufi  das  Grundeigenthums  betrachtet«  Seitdem  begründete  man  nach  und 
nach  ein  Herkommen  ihrer  Etogalit&t,  aber  erst  1-46  ward  durch  die  4.  landes- 
herrliche Deciaion  ausdrücklich  als  Grundsatz  ausgesprochen,  dafs  nur  durch 
kurfürstliche  Verleihung  oder  unvordenkliche  Verjährung  die  Jagdgerechtigkeit 
erworben  seyn  könne.    Wxissi  a.     ().,  Bd.  II,  ^.  216. 

1 )  Von  dem  Königreich  Sachsen,  s.  r.  Römer')  kursächs.  Staatsr.,  II.  778. 

/  ParticulSre  Rechtsquellen,  s.  bei  Sblchovi  elem.  juris  germ.  priy,,  §.  284.  sq. 
Preosa.  sllg,  Landrecht,  11.  9.  4i.  1*7.   XVX  Absen,  .3. 

g)  De  SnciOw  1.  c.  286. 

§.  454.  ^s.) 

Ausübung  und  Verleihung  der  Jagdgerechtigkeit. 

I)  Die  Ausübung  der  Jagdgerechtigkeit,  ganz  oder  zum  Theil,  gebührt 
bald  dem  Staat,  bald  einem  Privatberechtigten,  auf  eigenem,  oder 
fremdem  Wald-  und  Grundeigenthum,  auch  wohl  einem  fremden  Staat 
als  Staatsservitut  Freie  Pürsch  ist,  wo  sie  in  neuern  Zeiten  noch 
galt,  jetzt  fast  überall  abgeschafft  b).  II)  Eine  Jagdverleihung  gibt,  im 
Zweifel,  unwiderrufliche  und  privative  )  Berechtigung,  Daher 
wird  blofse  Revers-  oder  Gnadenjagd  <0,  oder  ein  Recht  des  Ver- 
leihers eu  der  Yorjagd  oder  Vorhatze,  zu  der  Mit-  und  KoppelJagd 
nicht  vennuthet  e).  III)  Seit  Einführung  der  Regalität,  und  der  Einthei- 
hmg  in  hohe  und  niedere  Jagd,  ist,  bei  neuern  Jagdverleihungen,  nur 
für  die  niedere  Jagd  zu  präsumiren  /). 

a)  J.  C.  Bob höfer  de  jure  venandi  per  modum  servitutis  juris  publ.  in  territorio 
alieno.  Alt.  1748. 

b)  EbtLo'a  reichsprälat.  Staatsr.,  II,  661.  698.  Selchow  1.  c.  §.  53q.  Baier.  Verordn. 
v.  1?..  Jan.  i8o3.  u.  Febr.  1807.  Badische  Verordn.  v.  i5.  Juni  1807,  in  dem 
bad.  Reg.  Blatt,  N.  22. 

c)  Von  dem  Wildbarm,  s.  Held  a.  a.  O.  §.  II.  659.  661  ff.  Reinhard  1.  c.  11.  48- 
65.  yf.    Putsch  a.  a.  O.  §.  64« 

d)  PI'ttfb's  Lit.,  III.  637.  Klüber's  Lit.,  §.1894.  J.  A.  Hübener  de  venatione  pre- 
caria.  Ups.  1778. 

c)  Rio  1  i  s  a.  a.  C).  S.  foj.  Selchow  1.  c.  §.  286.  Schnaubert's  Erlaut,  des  Lehnr., 
§.  68.    Putsch  a.  a.  O.  98  ff.    v.  Römer's  kursächs.  Staatsr.,  II.  783. 

f)  \  ersthiedene  Meinungen,  bei  Böhmer  princ  juris  ieud.,  §.  67  S(j.  Selchow 
1.  c.  §.  28J. 

§•    455.  (369.) 

Fortsetzung. 

IV)  I  01  s  tgerech  tigkeit  und  Waldeigenthum,  sind  unter  ei- 
nei   Ja  g  d  Verleihung  nie  zu  verstehen.    Auch,  im  Zweifel,  nicht  die  Ge- 


VII.  Abschnitt  Forst-  u.  JagdRegal* 


68Ö 


richtbarheit  in  Jagdsachen.  V)  Die  Grenzen  der  hohen  (auf  Hochwild) 
und  niedei  n  Jagd  «),  wozu  in  einigen  Ländern  noch  die  mittlere  kommt  *) 
sind  in  den  einzelnen  Staaten  verschieden  bestimmt.  VI)  Ebenso  die  Frage: 
ob  der  Jagdherr,  bei  Verminderung  des  Wildes  berechtigt  sey,  von  den 
Grundeigenthümern  des  JagdReviers  Entschädigung  zu  fordern  c)? 
VII)  Die  Verbindlichkeit  der  Unterthaneu  zu  Jagdfolgen,  fliefst  aus  der 
Staatspflicht,  zu  Jagdfrohnen  aus  der  Patrimonialpilicht  <*).  VIIF)  Zu 
Erhaltung,  Aufstockung  oder  Atzung  der  Jagdhunde,  können  Untertha- 
nen  nur  durch  besondern  Rechtstitel  verpflichtet  seyn  e).  IX)  Die  Jagd- 
oder Wildfolge,  Verfolgung  des  angeschossenen  Wildes  in  fremdes 
Staatsgebiet  oder  JagdRevier,  kann  bei  dem  ersten  nur  durch  Verträge, 
bei  inländischen  fremden  JagdRevieren  nur  durch  Landesgesetze,  Landes- 
Gewohnheitrecht,  Verträge  oder  Verjährung  gerechtfertigt  werden  /). 
X)  Die  Staatsregierung  ist  verpflichtet,  dem  Mi  fsbrauch  der  Jagdgerech- 
tigkeit, namentlich  der  zu  grofsen  Vermehrung  des  Woldes,  entgegenzu- 
arbeiten £),  und  die  Duldung  des  Hochwildes,  insonderheit  des  Schwarz- 
wildes, auf  Bezirke  zu  beschränken,  wo  es  nur  auf  Kosten  des  Jagdberech- 
tigten sich  nähren  kann,  z.  B.  auf  sehr  ausgedehnte,  ihm  gehörende  Wald- 
bezirke, eingefriedigte  Parks,  u.  d.  Sie  kann  verordnen,  dafs  Verpachtung 
der  Jagd,  nur  auf  verhältnifsmäsig  kleinen  Bezirken,  oder  nur  an  die  be- 
treffenden Gemeinden  geschehen  dürfe,  und  bei  den  letzten  unter  der  Be- 
dingung, dieselbe  durch  besondere  Schützen  auszuüben. 

a)  Von  der  Erfindung  und  dem  Alter  dieser  Eintheilung.  Leyser  de  assentat. 
ICtor.  102.  Heumann's  Geist  der  Gesetze,  c.  ib.  §•  8.  Bilderbeck  a.  a.  O. 
S.  3o2.  Hervf.  theorie  des  matieres  feodales  et  censuelles,  T.  II.  p.  118 — 358. — 
Von  dem  zu  der  Jagd  gehörigen  Vogelfang,  Pütter's  Lit ,  EH.  642.  Danz  a.  a. 
O.  III.  §.  i58. 

b)  v.  Römer's  kursachs.  Staatsr. ,  II.  ~8o.  Preufs.  allgem.  Landr.,  II.  16.  Abschn. 
3.  §.  37  ff. 

c)  C.  M.  Weber  über  die  Einführung  der  Wildsteuer.  Nürnb.  1794.  8.  Beleuch- 
tung dieser  Schrift.  Nürnb.  1795.  Weber's  Nachtrag  zu  s.  Abb.  u.  s.  w.  Nürnb. 
1-98.  Vergl.  Neue  allgem.  t.  Bibliothek,  Bd.  18,  Heft  6,  Bd.  28,  S.  277,  Bd.  44, 
St.  1,  S.  262.  Staatswissensch,  u.  jur.  Lit.  1794,  Jun.,  291.  Danz  a.  a.  O.  §.  160. — 
Von  der  Pflicht  des  Jagdherrn  zu  dem  Ersatz  des  Wildpretschadens.  J.  M.  Seuf- 
fert  pr.  de  damno  per  ferarum  incursus  dato  resarciendo.  Wirceb.  1788.  8. 
Rllber's  kl.  jur.  Bibl.,  XVI.  4o5.  Danz  a.  a.  O.  §.  160.  Von  der  Verbindlich- 
keit der  Jagdberechtigten  zum  Ersatz  des  den  Grundeigenthümern  zugefügten 
Wildschadens ;  in  B.  W.  Pfeiffer's  pract.  Ausführungen.  Bd.  III.  (Hannover 
i83i.  4.),  Num.  5.  S.  91  ff.  Vergl.  des  Landgrafen  Philipps  des  Grofsmüthigen 
Testament  v.  i562,  in  F.  D.  Häberlin's  neuester  teutscher  Reichshistorie,  Bd.  VII, 
S.  433.  Von  dem  Königr.  Sachsen  s.  Weisse  a.  a.  O.  §.  219.  GHerz.  hessische 
Verordn.  v.  6.  Aug.  1810.  GHerz.  hessisches  Gesetz  vom  3.  Aug.  1810»  Ver- 
handlungen der  zweiten  Kammer  des  GH.  Hessen,  1820,  Heft  4,  S.  25  f.,  63  ff., 
92  ff.    Burhess.  WildschadenGesetz  v.29.  Febr.  i832.    Badisches  v.  3i.  Oct.  i833. 

d)  Hiervon  unten  §.  468  f. 

e)  Fischer^  Kamcral-  und  Polizeirechte,  II.  868. 

/)  Pütter's  Lit.  III.  §.  1610.    J.  A.  Nieper  diss.  de  sequela  venatoria.  Goett.  1789. 
Pufendorf  T.  III.  obs.  192.    Strudfn,  Th.  II,  Bed.  140.    Fiscukb  a.  a.  0^  0.  866. 
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rt«   i.  i.  o.  s.  i5a  t.     Rrccrtra  a,  a.  0.  S.  3*7  f.    v.  Römer's  kursächs, 
Sta.itM-..  II.  -}>">.    H.umii.ii's  U.  särhs.  l'rivatr.  §.  ••3-.     Weisse  a.  a.  0.  §.  217. 

Bekhianaeiger;  i-.»,,  \um.  -<>.        \.  Btltow's  u,  Hagemann's  pract. Erörtcrun- 
1         Num.  ij  Bd.  VII,  Nmn.  Bi,  —  Schon  »Irr  Saohsenspiegel  (XL.  61.) 
und  aar  Schwabenspiegel  (Art,  356)  erwähnen  der  Jagdfolge. 
I  (   rnmunWildschüUen  Anstalt    im  Wirtembergischen.    Herzog!.  Rescript  v.  17. 
Mn/  1798,    Wiederhergestellt  im  J.  1816;  Regier.  Blatt,  N.  40. 


VIII.    A  b  s  c  h  n  i  t  t 
W        s    s    <>    r    II    e    1;    a  I. 


§•    456.  (370.) 
IV  a  s  s  e  r  H  e  g  a  l. 

1 ) .  1  s  Wa S  s e rÜe  ga  1  «3  oder  die  VY  a  s  s  e  r  h  o  h  e  i  t ,  besteht  in  dem 
Rechl  der  Oberherrschaft,  über  das  in  dem  Staatsgebiet  befindliche  Wasser 
and  dessen  Zugehor.  Es  erstreckt  sich  nicht  nur  über  alles  öffentliche, 
oder  zu  dem  öffentlichen  Vermögen  des  Staates  (§.  328)  gehörende  Was- 
St  1 .  wohin  fast  alle  grö'fsern  Flüsse  (die  schiffbaren)  und  Seen  gehören  £), 
sondern  auch  Eiber  alles  Privatwasser  und  dessen  Zugehör  <?) ;  über  Meer- 
husen «0,  Seen,  Teiche,  Lachen,  Feldwasser,  Quellen,  Ströme,  Flüsse,  Bäche, 
Canäle  mil  ihren  Betten,  Ufern,  Inseln  (Werdern),  Anlagen,  u.  d.  <?)•  Ue- 
berau sind  hiebei  die  aus  dem  Privat eigenthum  und  aus  der  natür- 
lichen  Freiheit  (liersenden  Rechte,  von  den  Rechten  der  Staatsgewalt 
ältig  zu  unterscheiden  (§.  353 — 356),  so  weit  nicht  auch  jene,  ganz 
oder  zum  Theil,  durch  das  positive  Staatsrecht  erweislich  O  zu  den  Rega- 
lien gezogen  sind.  Eben  so  unterscheidet  sich  davon  das  Verhältnifs  des 
tea  zu  andern  Staaten,  in  Ansehung  der  GrenzStröme ,  Seen  und 
A(  cessionen,  der  Anspülung,  des  Anwurfs,  der  Inseln,  der  schwimmen- 
den Inseln,  u.  d.  g). 

a)  Plttii'.'s  Litv  III.  554  ff.  Klüber's  Lit.,  i3i2  ff.  F.  L.  Cancrin's  Abhandlungen 
von  dem  Wasserrecbte,  Bd.  I.  u.  II.  Halle  1789  u.  1790.4'  C.  G.  Rössig's  Wasser- 
Poli/ci.  Leipz.  1789.  fol.  Öetingeb  de  jure  limitum,  lib.  I.  c.  12.  Jargow  v.  d. 
Regalien,  468.  Moseb  von  d.  Landesh.  in  Anseh.  Erde  und  Wassers,  200 — 275. 
C  Gr.  Biebeb  de  natura  et  indole  dominii  in  territ.  Germ.,  §.  22.  sq.  p.  112. 
(\.  Benkcbebidorp's)  Grab  der  Chikane,  Bd.  III,  Th.  2,  §.  21.  Fischer's  Kame- 
ral-  und  Polizeirechte,  UI.  3  ff.  v.  Römer' s  kursachs.  Staatsr  ,  II.  794  ff.  —  Pa- 
römte:  Sand  und  Land  gehört  der  Herrschaft.  —  Teutsche  Flussgebiete  in  teut- 
Bchen  QuadratMeilen:  Rhein  3,5q8,  Elbe  2,800,  Weser  874,  Oder  2,0721/2>  Donau 
)  ,.,1  Hydrographia  Germaniae,  e.  Charte  v.  Zollmann.  Nürnb.  1735.  Eine 
Charte  der  teutschen  Stromgebiete,  in  J.  v.  Xylander's  Strategie.  Münch.  1818.  8. 
Berg-  und  GewässerCbarte  v.  Teutschl.j  in  J.  M.  F.  Schmidt's    u.  C.  Klöden's 
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politisch- physikal.  Atlas  (Berl.  1819),  N.  6.  A.  Stieler's  Flufs-  u.  BergCharte 
•von  Teutschland.  Gotha  1820.  FlufsCharte  von  Teutschland.  Weimar  1821.  — 
Von  der  schiffbaren  Verbindung  der  teutschen  Meere ,  Flüsse  und  Handels- 
staaten, s.  Fichhoff's  topogr.  Statist.  Darstell,  des  Rheins.  Cöln  1814.  4«  Ock- 
hart,  der  Rhein  etc.  Mainz  1816.  8.  D.  Reinhold  u.  J.  Oltmanns,  der  deutsche 
HandelsCanal.  Leer  1817.  8.  —  F.  W.  Otto's  System  e.  allgem.  Hydrographie 
des  Erdbodens. 

b)  Wo  das  positive  Staatsrecht  eine  feste  Bestimmung  gibt,  ist  hier  die  Rechts- 
vermuthung  für  Staatseigenthum,  zumal  bei  wenig  schiffbaren  Flüssen,  behut- 
sam zu  fassen.  C.  F.  Günther  quaestionum  de  jure  aquarum  Spec*  I.  quaenam 
aquae  profluentes  publicae,  quae  privatae  sint  (Lips.  1826),  p.  ig.  Bei  Meineren 
Flüssen  ist  die  Vermuthung  dawider.  Haubold's  k.  sächs.  Privatr.  §.  229.  Kind 
quaest.  for.  (edit.  2.)  c.  44« 

c)  G.  L.  Böhmer  diss.  de  jure  principis  circa  loca  et  opera  publica,  c.  3.  §.  3  sq. ; 
in  dessen  Elect.  jur.  civ.  I.  6?3. 

d)  Von  dem  Staatseigenthum  des  Meeres,  Günther' s  Völkerr.,  II.  25.  Klüber,  droit 
des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  i3o  et  suiv. 

e)  Von  Bädern,  Sauer-  und  Gesundbrunnen,  oben  §.  448. 
/)  v.  Bülow's  u.  Hagemann's  pract.  Erörter.,  B.  I.  Num.  3. 

g)  Günther  a.  a.  O.  II.  18.  25.  55.  5y,  v.  Bömer's  Völkerr.  der  Teutschen,  S.  25o: 
v.  Canchin  a.  a.  O.  I.  60.  Moser's  nachbarl.  Staatsr.  44° — 4°2«  699 — 706.  Eben- 
dess.  Grunds,  des  europ.  Völkerr.  in  Friedenszeiten,  ^.76.  —  Von  dem  Rhein, 
oben  §.  88  ff.  u.  unten  §.  567  ff.    Klüber  1.  c.  §.  i33  et  suiv. 


§.  457.  (37i.) 

Gegenstände  des  J/VasserRegals* 

Das  WasserRegal  bezieht  sich,  nach  Erfordernifs  des  Staatszweckes, 
I)  auf  den  Gebrauch  des  Wassers  «).  Dahin  gehören:  Wasserstrafsen 
und  Schifffahrt  Canäle,  Schleussen  <?),  Brücken  Fähren  <?)  Flöfsen  07 
Mühlen  und  andere  GewerbAnstalten  an  oder  auf  dem  Wasser  Wäs- 
serung Brunnen  O-  Das  Recht,  Wasser zins  oder  Wasserlauf,  als 
Vergütung  für  Benutzung  des  Wassers  zu  erheben ,  ist  im  Zweifel  ein 
Ausfluss  des  Wassereigenthums,  und  es  mufs  der  in  der  Yorzeit  ent- 
standene Wasserzins  dafür  auch  dann  noch  gelten,  wenn  Abgaben  dieser 
Art  späterhin  für  benutzbare  Regalien  erklärt  worden  sind  (§.  356,  YI). 

a)  Biener  1.  c.  119. 

b)  Pütter's  Lit.,  III.  55o.  Klüber's  Lit. ,  §.  i3o8-  Moser  v.  d.  Landesh.  in  Anseh. 
Erde  und  Wassers,  23o.    Weisse's  königl.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,      190  f. 

c)  Pütter's  Lit.,  III.  556.    v.  Cancrin  a.  a.  O.  II.  23i.    Fischer,  HI.  i3. 

d)  Pütter's  Lit.,  III.  556,  Moser  a.  a  O.  227.  Danz  Handb.  des  t.  Privatr.,  I.  §.  109. 
\ .  Cancrin  ,11.  1. 

e)  Jus  trajectus.  v.  Cancrin,  II.  63.  Moser,  228.  Danz,  I.  §.  108,  —  Von  fliegenden 
Brüchen,  v.  Cancrin,  II.  70. 

0  Pütter's  Lit.,  III.  556.  Klüber's  Lit.,  §.  i3i6  b.  Moser,  223.  Danz,  I.  §.  107, 
v.  Cancrin,  II.  93.    Fischer,  III.  112.    Levser  ,  jus  gcorg.  I.  35. 

g-)  Pütter's  Lit.,  III.  643.  Klüber's  Lit.,  §.  i4o3.  Jargow  a.  a.  O.  49 .,.  Westphal's 
Privatr.,  II.  i58-  Bieneh  l.  c.  §.  23.  p.  122.  Moser,  2Ö6.  268.  Fischer;  III.  48. 
Selchow  elem.  juris  germ.  priv.,  g.  529.    Dan/.,  1.  §.  io3  ff.    yuisTOitr's  rechtl. 


Gtttt 


11.  ThetL  XU.  Cap.  FinäQzhöheit. 


Ii '  n  t '  i  ■  i  v . ,  i  vy  i .  Btfeow'i  u.  Hm.imwn's  praot«  Erörter.  Th.  I.  N.  4. —  Neue 
kt&hlenordxv  Päf  Baden.  Oarlar,  1893,  8.  --  Von  Windmühlen,  Rukdb's  teutsch. 

I'rn.iti*..  {}•  Dank  I,  hi'i. 

ti\  \.  1  vn.  hin  a.  a.  (>.  II.  i3~.    1  lMiim,  III.  n. 

J»     \.     (    VN.  HIN  ,    11.  I   IM  III  H  ,    III.  7. 


&   ^58.  (372.) 
Fort  s  e  t  t  u  n  g. 

Das  WasserRegal  bezieht  sich  11)  auf  die,  in  und  unter  dem  Wasser 
befindlichen  Sachen,  lebendige  und  leblose.  Dahin  gehören:  die  Fische 
und  die  Fische reigerechtiglteit  ")•>  welche,  in  der  Regel,  kein  Regal,  son- 
dern Wirkung  des  Wasser-  oder  Flufseigenthums  ist  die  Wasserge- 
wachse,  S.md  1  ::nd  Steine,  Salz,  Perlen  (§.  448),  Bernslein  (§.  448},  das 
Strandrecht  (l)  (Grundruhr,  jus  littoris),  welches  zeither  nur  noch  gegen 
x  iher,  Schleichhändler,  Schiller  auf  verbotenen  Flufs-,  oder  Seegegen- 
den, an  den  danischen  Ufern  der  Elbe  e),  und  retorsionsweise  ausgeübt 
ward,  nun  aber  durc  h  die  Elhschiirf'ahrtConvention  von  1821,  Art»  29,  ab- 
geschaift  ist  ($,  471  b). 

a)  Pi  rnii  s  Lit.,  III.  64*2.    Klcber's  Lit.,  §.  1402.    Moser,  24°-    Jargow  a.  a.  O. 

-|t)3.      D.VN7-   I.    §.    1  lO. 

b)  Stbubbn,  Th.  II,  Bcd.  87;  Th.  V,  Bed.  17.  Leyser,  Sp.  5o3.  Moser  a.  a.  O. 
Purem) ORF,  T.  I.  obs.  227.  Ebendess.  animadv.,  I.  73.  Biener  1.  c.  n5.  — 
In  drin  'Mittelalter  betrachtete  man  die  Fischerei  als  einen  Theil  der  Jagd. 
StiSSBb's  Forst-  und  Jagdhist.,  283.  3oo.  —  Biber  und  Fischottern  gehören 
noch  fetal  eu  der  Jagd.  Letser  jus  georg.,  HI.  14.  C.  G.  Worieh  diss.  de 
jure  circa  flumina  (Kit  17Ö8),  §.  23.  sq. 

<  1  Mosvk  a.  EU  0,  a66*  —  Von  der  Goldwäsche,  oben  §.  448. 

d)  PiTrFh's  Lit.,  III.  6i5.  Klüber's  Lit.,  §.  i374-  Moser  a.  a.  O.  270.  Ebendess. 
nachharl.  Staatsr.,  705.  Jargow  a.  a.  O.  471 — 489.  Selchow  elem.  juris  germ. 
prir.,  §.  533.  Pfeffikgeb  Vitriar.  illustr.,  IH.  1471»  Fischer's  Gesch.  des  t. 
Handels,  I.  4?-5.  v.  Maäteäs  Einleit.  in  d.  Völlterr.,  §.  i5o  f.  Klüber  droit  des 
gens  moderne  de  l'Europe,  §.  77.  Dänische  Strandordn.  von  i8o3,  in  Haberlin's 
Staatsarchiv ,  Heft  45,  S.  1  ff. 

e)  .1.  G.  BÜSCH  Darstell,  der  Handlung  C1792,  8.),  II.  n3.  Ebendess.  Darstell,  des 
in  den  nördl.  Gewässern  üblichen,  besonders  des  Schleswig -holstein.  Strand- 
rechtes.  Hamb.  1-98.  8. 

§•  459.  (373.) 

S    C    h    l    U    S  S. 

Das  WasserRegal  bezieht  sich  III)  auf  den  Grund  und  Boden, 
welchen  das  Wasser  zu  seinem  Bett  hat,  oder  umschliefst,  oder  zunächst 
berührt.  Dahin  gehören,  das  Flufsbett  «),  das  Ufer  oder  Gestade  £),  die 
Inseln  'Werder)  und  Anlagen  <)  (Anspülung,  Anwurf,  Alluyionen),  die 
Damme  oder  Deiche  ^) ,  die  Hafen  «),  Landungs-,  Aus-  und  Einladplätze, 
Buchten  und  Ankerplätze,  der  Kai  (quai),  die  Leinpfade,  Zieh-  oder  Treppel- 
wege oder  Trödel  /). 
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«)  Jargoyy  a.  a.  O.  493.  Moser  a.  a.  O.  aa5.  v.  Cahcmb,  119  ff.  Püfendorf 
T.  IV.  obs.  288. 

b)  Fischer,  III.  i5.  20.  35.  v.  Cancrin,  I.  101.  Danz,  §.'102. IV.  —  Von  der  rechtl. 
Verbindlichkeit  zum  Uferbau  an  schiffbaren  Flüssen ;  in  B.  W.  Pfeiffer's  pract. 
Ausführungen,  Bd.  III.  Hannov.  i83i. 

«)  Pütter's  Lit.  II.  619.  Klüber's  Lit.,  §.  i38o  f.  Jargow  a.  a.  O.  490.  492. 
Moser,  219.  221.  Ebendess.  Nebenst. ,  400.  Biewer  1  c  116.  Danz  a.  a.  O- 
I.  §.  106.  v.  Cancri»  ,  I.  167.  184.  Günther  a.  a.  O.  II.  63.  —  Von  den 
Inseln  in  d.  Main,  s.  J.  R.  v.  Roth's  Abhandlungen  aus  d.  teut.  Staats-  u. 
Völkerr.,  S.  186.    Von  Rheininseln,  oben  §.  28   u.  91. 

d)  Moser  a.  a.  O.  2i5.  Danz  a.  a.  O.  §.  n3— 123.  v.  Cancrin,  1.  in.  145.  362. 
Ründe's  t.  Privatr. ,  §.  n3  ff.  Rössig's  t,  Privatr. ,  S.  435  ff.  Dreyer's  Miscel- 
laneen,  Num.  I,  S.  1—37.    v.  Berg's  Polizeir. ,  III.  95  — 1 3*2. 

t)  Jargow  a.  a.  O.  496.    Moser,  226. 

/)  Moser  a.  a.  O.  ai4-    Klüber's  kl.  jux.  Bibl.,  XV.  3io. 


§♦  460.  (374.) 

Umfang  des  TVasser  Regals. 

Ueber  alle  diese  Gegenstände  gebührt  dem  Staat  die  höchste  Aufsicht,  Ge- 
setzgebung, Polizei,  Gerichtbarkeit  und  Finanzhoheit;  das  Recht,  Wasser-, 
Schiffahrt-,  Ufer-, Deich-,  Damm-,  Dünen-,  Fischer-,  Brunnen-,  Strand-  u.  d. 
Ordnungen  zu  errichten  ;  das  Recht  zu  Anstalten  «)  gegen  Hindernisse  der 
Schiffahrt,  Wasserschaden,  Mifsbrauch  des  Wassers  und  der  Schiffahrt,  das 
Rang-  und  Marktschiffwesen,  das  Schiffer-  und  FischerZunftwesen,  die 
Schiffbarmachung  der  Flüsse,  Anlegung  der  Canäle  u.  d.;  die  Errichtung 
eigener  Wasser-,  Deich-,  Mühlen-  und  Fischergerichte  £),  in  deren  Er- 
mangelung Wassersachen  vor  den  ordentlichen  Richter  gehören;  die  Be- 
stimmung der  Abgaben  für  die  Verleihung  oder  den  Gebrauch  des  öffent- 
lichen Wassers,  der  Schiffahrt  und  Wasseranstalten,  z.  B.  Wasser-  und 
Mühlenzins  ß.  457),  Wasserzoll,  Flufs-,  Damm-  und  Uferbaugeld,  Hafen-, 
Fähr-,  Flofs-,  Schleussen-  und  Brückengeld,  u.  d*  c). 

a)  Moser  a.  a.  O.  107.  112.  23i.    J.  K.  Rössig's  Wasserpolizey.  Leipz.  1798.  8. 

b)  Beispiele,  bei  Pufendorf  de  jurisdict.  germ.,  6i3.  Moser  a.  a.  O.  2o3. 
v.  Cramer's  wetzl.  Nebenst.,  XXIII,  34-  XXX.  85.  LXXV.  Num.  1.  Fischer  a.  a. 
O.  UI.  3i.  Lang's  diplomat.  Bluinenlese,  Num,  i45,  in  Meusel's  Geschicht- 
forscher, VII.  27.  J.  B.  Fischer's  Beschreib,  des  Burggrafth.  Nürnberg 
unterhalb  Gebürgs  (Ansb.  1790.  8.),  II.  5.  Estor's  bürgerl.  Rechtsgel.,  I. 
%.  2204  f.  III,  22o5.  v.  Caincrin  v.  d.  Rechte  des  Eich-  oder  Sicherpfahls 
fGiessen  1788.  8.),  §.  45  ff.    K.  sächs.  ElbestromUferordn.  v.  1819. 

e)  Von  der  OctroiGebühr  auf  dem  Rhein,  unten  §.  569. 


lUnber's  oH««tl.  Ree  In,  ^.  Aufl 
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IX,  Abschnitt. 
In diis  t r  i  eCo n  c es s  ions  11  eiy  ;i  I. 


§•    461.  (375.) 

In  d  ustrieConcession. 

Ii  Vermöge  der  Pflicht)  die  Gewerbe  dem  Staatszweck  gcmäfs  zu 
leiten,  and  den  Erwerbzweigen  gehörige  Aufsiebt  zu  widmen,' ist  die  Staats- 

rung  befugt,  Bewilligung  oder  Concession,  oder  auch  Empfeh- 
lung zu  ertheilen,  für  nützliche  Unternehmungen,  Gewerbe,  Handlungen 

i  lisse,  vorübergehende  und  Portwährende,  welche  eine  Quelle  des 
ommens  sind,  aber,  wegen  des  Staatsinteresse,  der  Willkühr  eines 
feden  nicht  überlassen  werden  II)  Diese  Gegenstände  werden  oft  zu- 
gleich als  Quelle  des  Staatseinkommens  betrachtet,  indem  davon  be- 
stimmte  ConcessionsEmol umente,  ConcessionsGelder ,  Pachtgelder, 
Bekenn-  oder  Behenntnifsgelder  oder  Gewerbllecognitionen       em  für  a^e~ 

oder  Portdauernd  zu  gesetzter  Frist  (Gewerbsteuer),  erhoben  werden. 

III)  Manche  Concessionen  dieser  Art,  beziehen  sich  auf  PolizeiEin- 
BChränhungen  zu  dem  Besten  des  Ganzen  oder  eines  Theils  desselben. 
Diese  sind,  nebst  dem  Ertrag,  nicht  selten  den  mit  der  niedern  Polizei 
versehenen   Grundobrigkeiten   und  städtischen  Gemeinheiten  überlassen  0. 

IV)  Untergeordnet  sey  die  Ausübung  dieses  Regals,  der  Pflicht  der  Staats- 
erung  zu  Beförderung  freier  Kraftäusserung  der  Staatsbürger. 

i  !  t  a's  Kit..  DI.  6)4-  Klüber's  Lit»,  §.  1404.  Moseb  v.  der  Landesholl,  in 
Steuersachen,  783  ff.  791.  Pütteb  instit.  juris  publ. ,  §.  376.  Reinhard's 
Samml.  jurist.  philos.  u.  krit.  Aufsätze,  St.  III,  Num.  6.  Vergl.  Himmej.stoss 
Entwickel.  des  Begriffe  der  Regalität,  §.  a3,  S.  86  ff.  Prems.  Edict.  v.  2.  Nov. 
1810  u.  Gesetz  v,  7.  Sept.  1811:  in  der  preufs.  Gesetzsamml.  v.  1810  u.  1811, 
S.  -9  tf.  u.  263  ff. 

b)  Mossb  a.  a.  O.  8o5. 

c)  Königl.  preufs.  Declaration  an  die  Ritterschaft  des  Fürstenthums  Baireuth,  r. 
10.  Aug.  r8oi t  §.  123,  125,  126,  i3a — 137. 

§.  462.  (376.) 
C oncessionsG  egenstände. 

Hieher  wird  gerechnet,  theils  in  allen,  theils  in  mehreren  Staaten,  die 
Concession  für  Gesellschaften  «),  insbesondere  der  Octroi  für  grofse  Asse- 

ttz-  und  Handelsgesellschaften  £),  DampfschifFahrtGesellschaften,  Eisen- 
bahngesellschaften  *2),  Markt-  und  PostschifFahrt ,  kaufmännisches  Gewerbe, 
Alleinhandel  c)?  Patentwaaren,  in  Folge  von  ErfindungsPatenten,  Marktver- 
kauf, Hausiren  £),  Pferdeverkauf  ')?  Kalender-  und  Spielkartenverkauf/), 
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PrivilegienSchutz  wider  den  Büchernachdruck  (§.  4l8)>  Apotheken  £•), 
Arzneimittel,  chirurgische  Werkzeuge  und  Operationen  CAugenOperateure, 
Bandagisten,  Zahnärzte),  Arcana/*)?  Buch-  und  Steindruckereien,  Fa- 
briken, Manufacturen ,  chemische  Bereitung  von  Apotheken-  und  Fabrik- 
Bedürfnissen,  Potaschensiedereien ,  Kalk-  und  Ziegelbrennereien  448, 
Note  f),  Seidenwürmer  und  Maulbeerplantagen  Q,  Mühlengerechtigkeit 
(§.  457),  Bierbrauerei  *)?  Branntweinbrennerei  O  (wovon  der  Blasenzins), 
Gastwirthschaft ,  Garküchen-  und  Schankgerechtigkeit,  Kaffeeschenken, 
Billard  m) ,  Zünfte  und  Freimeisterscjiaft  «),  Heurathen  (HeurathConsens- 
gelder). 

a)  Zunft-  oder  InnungsPrivilegien.  —  Von  Schützengesellschaften,  Voigt's  gemein- 
nützige Abhandlungen  (17912),  Num.  3,  S.  180  ff.  Hannöver.  Magazin,  1784, 
St.  52  ,  60  ,  61. 

bx)  Oben,  §.  41 3.    Mosens  Versuch  des  europ.  Völkern,  Bd,  VII.  S.  u3  ff. 

h2)  J.  Hansemamn,  die  Eisenbahnen  und  deren  Actionare,  in  ihrem  Verhältnifs  zum 
Staat.  Leipz.  1837.  L.  Camphausen:  Versuch  eines  Beitrags  zur  EisenbahnGesetz- 
gebung.  Köln.  i838.  GH.  hessische  Consessionsurkunde  für  die  TaunusEisenbahn- 
Gesellschaft  v.  n.  Mai  i838;  desgl.  h.  nass.  v.  i4«Jun.  i838.  Pretifs.  Eisenbahn 
verordn.  v.  3.  Nov.  i838,  in  der  Getetzsamml.  v.  i838,  S.  5o5 — 5i6.  Durch  Be- 
schlufs  v.  19.  Oct.  i838  genehmigte  die  deutsche  Bundesversammlung  die  Durch- 
führung der  TaunusEisenbahn  durch  das  Gebiet  der  Bundesfestung  Mainz 
nach  Wiesbaden. 

c)  Vergl.      4i3.    Klüber's  Lit.,  §.  i355  K  S-  45i. 

d)  Moser  v.  d.  Landeshoh.  in  Polizeisachen,  a34. 

e)  Moser  v.  d.  Landeshoh.  in  Steuersachen,  797. 

f)  Moser  ebend.,  798. 

£•)  Chr.  Thomasius  diss.  de  jure  circa  pharmacopolia  civitatum.  Hai.  1697.  rec.  1752. 

Westphal's  t.  Privatr. ,  I.  186.  Biccius  spicil.  juris  germ. ,  38i. 
h)  C.  F.  Harpprecht  diss.  de  jure  principis  circa  artes  subditorum  singulares  et 

arcanas.  Tüb.  1753. 

0  H.  D.  Hoffmann  diss.  de  juribus  circa  bombyces,  moros  et  scricum.  Tüb.  1756. 

k~)  Moser  von  der  Landeshoh.  in  Steuersachen,  789  f.  Putosei  enunciata  jur., 
II.  593.  v.  Cramer's  wetzl.  Nebenst.,  XVII,  Num.  9.  Pütteu's  Lit.,  III.  544. 
F.  A.  Fischer  de  jure  coquendi  et  vendendi  cerevisiam.  Viteb.  1765.  F.  X.  v. 
Mosmann  über  das  Bierbrauerrecht  in  Baiern.  Ingoist.  1791.  8. 

/)  Pütter1s  Lit,  III.  544-  Hommel  de  jure  vini  adusti.  Lips.  1753.  Hümmel,  obs. 
97.    Pufendorf,  T.  III.  obs.  89.  1 64-    Putonei  enunciata  juris,  T.  VI.  cons.  270. 

m)  Pütter's  .  Rechtsf. ,  Bd.  II,  S.  1060  f.    Westphai/s  t.  Privatr.,  I.  1 55  f 

n)  Mevius,  P.  I.  dec.  55.  J.  D.  H.  Musaus  Beitr.  zu  dem  deutschen  Recht  (Erf.  1801. 
8.),  S.  i63 — 2i5.  Overbecr's  Meditationen,  Bd.  I,  Num.  11.  J.  A.  Ortloff's 
Recht  der  Handwerker,  §.  87  f.  —  In  dem  Königreich  Westyhulcn  war  der 
Zunftzwang  aufgehoben;  blofs  ein  StsaxtsPatent  .  u  zu  Ausübung  der 
sonst  zünftigen  oder  unzünftigen  Gewerbe  erfordert.  So  auch  im  Herzogth. 
Nassau,  seit  1819. 

§♦   465.  (377.) 

Fortsetzung. 

Auch  gehört  in  diese  Classe,  die  Concession  für  Glückshäfen  «),  Zah- 
len- und  ClasscnLollerien  ^)  und  WettComtoirc  oder  WinhelLotterien  c), 
Ilazardspiele 7  öfl entliehe  Lustbarkeiten  <t)  (Musikpacht,  Musik-  und  Tanz- 

44  * 


II.  Theü,  Xll.  Cap,  Fintnzhoheit, 


\        |j  Schaaspiele,  Kunstfertigkeiten,  gymnastische,  aoch  Taschen- 
spieler- und  d.  Künste,  Vorzeigung  sehenswürdiger  Dinge,  seltener  Men- 
schen, rhiere,  Natur-  und  Kunstproducte,  Scharfrichterei,  Wasenmeisierei  r> 
rei,  Ca  villerei),  Caminfegen,  Schweinschneiden  (Viehschnitt),  Scheer- 
Zinngiefsen,  Pfannen-  und  Kesselflicken/),  Haarschneiden,  Rofs- 
Lschen-,  Knochen-  und  Lumpensammeln;  u,  d.    Auch  manche  Zwang- 
oder  Bannreohte  werden  hieher  gezogen 

1  Ii  \on  der  Landeshoh.  in  Polizeisachen,  4^7,  4o°  f« 

DP  '.     Klöber's  Lit.,  §.  1144.  —   Lotti  und  Lotterien  sind 

untrügliche  Mittel  zu  Beförderung  des  Volkselendes.    Man  s.  Moskr  a.  a.  O. 

I  v.  d.  Landeshoh.  in  Steuersachen,  796.   Schlözer's  Briefwechsel, 

B  \.  ll.it  5g,  S.  197.  Pütter's  Erörter.,  Bd.  I,  Heft  /,,  Num.  11.  v.  Berg'* 
Handb,  des  Pojizeir.,  Th.  II,  S.  a53.  Dakz  Handb,  des  t.  Privatr.,  Bd.  II, 
\,  lia,  S.  309.  HÄBBELiBr*8  Staatsarchiv,  lieft  X,  S.  1%.  Büsch  v.  d.  Geld- 
umlauf  (1780),  B06.  Der  Kosmopolit,  St.  V  (1798)1  Mai,  S.  389.  Jenisch 
Geist  und  Charakter  dos  18.  Jahrhunderts,  Th.  I  (Berl.  1800),  S.  i5g.  Rud 
ise*s  Uebersichl  der  französ.  Staats wirthschaft  bis  zum  Finanzplan  für  1806, 
Th,  11.  (1807.  8.),  S.  5o.  Mokthior,  quelle  influence  etc.  (s.  oben  §.  3c>8, 
Note  d  ».  p.  -().  21a  sq.  De  la  passion  du  jeu  etc.;  par  Dusaula..  Paris  1779.  8. 
Colqcboüb  öber  Landespolizev  u.  s.  w.  aus  d.  Engl  von  Volrmann.  2  Theile. 
Leipz.  1800.  8.  Heber  Spiel  u.  Spielgesetze,  in  L.  Gervais  Kleinen  Mitthei- 
lungen  aus  d.  Btaatswirthschaftl.  Gebiete,  Th.  I  (Leipz.  182?,.  8.),  S.  3o3  ff. 
Benj.  Cohstant'6  Hede  wider  die  Lotterien,  in  der  französischen  Deputirten- 
11  immer,  in  der  Sitzung  v.  8.  Juli  1829;  in  dem  Moniteur  universcl  u.  in  dem 
(  urrier  francais  du  9  juillet,  teutsch  in  dem  hamburger  unpart.  Correspon- 
denten  v.  i<5.  Juli  1829.  LandtagVerhandlungen  darüber  in  Baiern,  wo  1818 
das  Lotto  einen  reinen  Ertrag  von  1,267,000  Gulden  lieferte;  in  J.  Gr.  y. 
Sod]  's  der  baier.  Landtag  v.  1819,  S.  336  ff.  Ein  Verzeichnifs  gesetzlicher 
Verbote  der  Lotti  u.  Lotterien,  wenigstens  des  Einsetzens  in  ausländische,  in  d. 
Bei«  Iis  Anzeiger,  17g  |,  Bd.  1.  Num.  41  ;  Bd.  II,  Num  76.  Badische  Verordn.  dagegen 
V.  \.  Oct.  1811,  in  d.  bad-  Reg.  Blatt  1811,  Num.  26.  Baierische  v.  3i.  März 
1817.  Verboten  ward  das  Einsetzen  in  Lotterien,  bei  schweren  Geldstrafen, 
in  England,  vom  1.  Marz  1826  an  5  bei  Strafe  der  Landesverweisung  und 
r  Geldbusse  von  100  bis  3oo  Ducati,  in  Neapel,   durch  ein  k.  Decret  t. 

Aufgehoben  ward  das   Lotto  di  Genova,    in  dem  Königr.  der 
Niederlande,  im  Nov.  1827. 

c)  Schxözeb's  Briefwechsel,  XXXV,  3i5. 

d)  Moses  v.  d.  Landeshoh.  in  Steuersachen,  802.  Ulmensteis's  Einl.  in  die 
Lehre  von  Steuern,  23o.  —  Festlichkeit  ist  ein  Erholungsleben,  wo  der 
Mensch  der  Gegenwart  froh  wird.    Wahre  Volksfreude  macht  froh  und  gut. 

labt's  Sammlung  kl.  jurist.  Abhandlungen,  Num.  X,  S.  242.  Strubeic, 

Th.  LI,  Bed.  72.    JabgOw  v.  d.  Regalien,  223. 

OH     dem    1  11    Kessler-    und    Kalt  schmid schütz ,    Pütter's    Lit.,  117. 

Rlüber's  Lit.,  §.  918. 

f)  Vergl.  unten  §.  486  /. 
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X.    Ab*  c  Ii  ii  i  t  f. 
L  a  n  il  e  u  s  c  Ii  u  t  z  R  e  j»'  a  1, 


§.   464.  (378). 
Aufnahme  neuer  Landeslintert  hauen. 

Die  Ertheilun'g,  des  Landesschutzes,  ist  ein  Regal,  welches 
bald  unmittelbar  von  der  höchsten  Landesbehörde,  bald  mittelbar  durch 
landesherrliche  Unterbehörden,  oder  durch  Standesherren,  städtische  oder 
grundherrliche  Unterobrigkeiten,  auch  wohl  durch  Gemeinden,  ausgeübt 
wird.  Es  gehört  dahin:  F)  Die  Aufnahme  neuer  Landesunterthanen 
und  Staatsgenossen  jeder  Art,  verbürgerter  und  schlitzverwandter,  na- 
mentlich der  Bärger,  Bauern,  Colonisten,  Burg-  und  Freisassen,  Beiwohner, 
Beisassen,  Schutzverwandten,  Zettelleute,  Permissionisten,  Unter-  oder  Hinter- 
sassen und  Erbgesessenen  «)•  Wenn  gleich  den  Gemeinden  die  Aufnahme 
der  Gemeindebürger  und  Beisassen,  unter  Vorbehalt  der  Entschei- 
dung der  Staatsbehörden  in  streitigen  Fällen,  zusteht  (§.  2D9),  so  ist  doch 
frühere  oder  gleichzeitige  Erwerbung  des  Staatsbürgerrechtes  (§«467)  nöthig. 

d)  Vergl.  §.  228.  Pütter's  Lit.,  III.  607.  Ki/über's  Lit.,  §.  i366.  Moser  von  der 
Landesholl,  in  Anseh.  der  Unterthanen ,  Personen  u.  Vermögens,  34-  Pufe^- 
dorf  ,  T.  I.  obs.  80.  Jo.  Theod.  Seger  diss.  de  coloniis  mercatorum  in 
Germanin.  Lips.  1781.  4«   —   Von  dem  Grofsherzogth.  Hessen,  s.  Rhein.  Bund, 

XIX.  -4. 

§.  465.  (379.) 

Judenschutz..    Rechte  und  bürgerliche  Verbesserung  der  Juden* 

Ferner  gehört  dahin,  10  die  Ertheilung  des  Judenschutzes  die 
Aufnahme  der  Juden,  und  die  Festsetzung  ihrer  bürgerlichen  Rechte  £). 
Vermöge  der  Teutschen  BundesActe  (Art.  16),  wird  die  Bundesversamm- 
lung in  Berathung  ziehen,  wie,  auf  möglichst  übereinstimmende  Weise,  die 
bürgerliche  Verbesserung  der  Juden  in  Teutschland  zu  bewirken, 
und  ihnen,  der  Vollgenufs  der  bürgerlichen  Rechte  zu  gestatten  sey  (§.  2  3?.). 
Unterdessen  wird  ihnen  in  den  meisten  Bundesstaaten  ein  Inbegriff  von 
bürgerlichen  Rechten  eingeräumt,  welcher  dem  vollen  Staatsbürgerrecht 
mehr  oder  weniger  nahe  kommt;  in  etlichen  Staaten,  zur  Zeit  'des  rheini- 
schen Bundes,  hatten. sie  sogar  volles,  wie  nach  den  neueren  französischen 
Gesetzen,  und  noch  jetzt  in  dem  baierischen  Rheinkreis.  Zu  dem  Jud e  li- 
sch utz  können  Standesherren,  Grundherren  und  städtische  Gemeinheiten 
durch  Privilegien,  Verträge,  oder  unvordenkliche  Verjährung  berechtigt  seyn  O' 

a)  Pütter's  Lit.,  III.  6o5.    Klüber's  Lit,  §  i365. 

b)  Vergl.  §.  a3a,  5i5  f.  u.  5*5.  Neufe  Stätigkeits-  und  Schutuordn.  der  Juden- 
tchaft  t.u  Frankfurt,  a.  M.  v.  3o.  Nov,  180-,  Fraukf.  I808.    Rhoin.  Bund,  XIV. 


II.  fheil  KU.  Cap.  Finanzhoheit 


,f.i.  t3.  Verordnungen  über  die  bürgerlichen  Rechte  der  Juden  : 

Badischr  v.  i3.  Jan.  180Q  und  29,  Jan.  1 8 1  ~ ;  sachsBtt-meiningische  v-  5.  Jan.  1811, 
R  Bio,  Bund,  l.\  »91;  mecklenburgische  v,  22.  Febr.  i8n,  Rhein.  Bund,  LIV.  45o,  u- 
\.  11.  Sept,  1817 j  preussüche  \.  11.  Ma*ra  181a,  in  der  preufs.  Gesetzsamm!  v" 
i8iat  S.  17  ff.  Rhein,  Bund,  LXTV.  -3;  baiarische  \.  10.  Juni  i8i3,  in  d.  Reg. 
Bl.  i8i3,  8.  921  j  wirtembergische ,  Rhein.  Bund,  XLV.  3si,  u.  Gesetz  v.  i8?,5 . 
Commissionsbericht  in  «Km-  •.  Kammer  der  Ittumörcr.  allgem.  Ständeversamml. 
.hu      .Km.  i833,  u.  landständische  Verhandlungen  daselbst  in  jener  Zeit;  Gll. 

Verfafs.  Urk  <  v.  1820,  Vit.  ißj  ConstitutionsErgänzungsActe  der  Freien 
Stadl  Frankfurt  y  > .  1816,  krt  7,  Denkwürdiges  Decrct  des  Herzogs  Franz  IV. 
ton  tfbd  pm  wider  die  Juden,  datirl  Modena  den  22,  März  i83i,  in  der  Frankf. 
OPAZeit  r.  i3.  April  i83i.  —  K.  F.  Schmid's  Zeitschrift,  der  deutsche  Hund, 
Bd.  1  (1816).  Schweitzer^  öffentl.  Rechl  des  GH.  S.  WeimarEisena cb,  L  §.  49, 
Wh-vi's  Lehrb.  des  K.  Bachs«  Staatsr. ,  Bd.  I,  §•  5i.  Schunch's  Staatsr. ,  des 
KR.  Baiern,  Th.  I,  S,  266  u.  V,5.  Dr.  Leop.  Ladebtjrg,  die  rechtlichen  Ver- 
hiltniase  der  Juden  in  Baden,  Mannheim  i832.  8. 
1  1  itob*s  bürgerl,  Rechtsgel.,  I.  ('i  Wkstphal's  Staatsr.,  4.42.  Stuuben,  Th.  111, 
Bed.  70,  \*  »  IV.  Decisiones  Hasso  -  Cassel.  T.  II.  der.  188.  Wölb.  Bürchau»» 
diss.  de  regali  Judaen  incolatum  largiendi  jure.  Erf.  et  Herb.  1766.  —  Andere 
halten  den  Judenschutz  für  ein  verleihbares  Regal.  Ziegler  de  juribus  majest., 
lib.  L  c.  3.  §.  28.  Hertiü8  diss.  de  superioritate  territ. ,  1/,.  G.  H.  Ayrer 
diss.  de  jure  reeipiendi  judaeos  (Goett.  1741  )>  [c.  1.  5.  §.  14.  Puiendorf, 
T.  IL  obs.  1.  §.  2% 

§.  466.  (38o.) 

Forensen,    Fremde,    Exterritorialität  der  Gesandten. 

III  Auswärtige  Eigenthumsbesitzer  inländischer  dinglicher  Privat- 
Berechtigungen  (Forenses),  geniefsen  nicht  nur,  für  ihr  in  dem  Staatsgebiet 
befindliches  Grund eigenthum,  den  dinglichen,  sondern  auch,  in  dem  Fall 
ihres  Aufenthaltes  in  dem  Lande,  den  persönlichen  Staatsschutz  «).  IV)Fremdey 
durchreisende  und  andere,  die  sich  für  bestimmte,  oder  unbestimmte  Zeit7 
erlaubterweise  in  dem  Staatsgebiet  aufhalten,  erlangen,  für  die  Zeit  ihres 
Aufenthaltes,  den  temporären  Landesschutz,  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gend V)  Angenommene  Gesandte  eines  fremden  Staates,  geniefsen, 
Pur  die  Dauer  ihrer  Gesandtschaft,  nicht  nur  auszeichnenden  Landesschutz 
(Unverletzbarheit),  sondern  auch  für  sich,  ihr  Gefolge  und  das  Gesandschaft- 
Ouartier,  die  Exterritorialität  und  Quartierfreiheit  c-). 

.;,  VergL  oben  \.t)K  9.67.  269.  u.  BundesActe,  Art.  18,  lit.  a.  J.  C.  Limbach  diss.de 
forensibus.  Giess.  1669.  Königl.  baier.  Erklärung,  das  Verhältnis  der  Forensen  zu 
der  Staatsgewalt  betr.,  t.  3.  Apr.  1807,  indem  Rhein.  Bund,  VIII.  333,  u.  in  dem 
baier.  Gesetzblatt  v.  1819,  i3— 15;  nach  welcher  die  Forensen  in  Personal- 
Sachen  nur  von  baierischen  Unterthanen ,  nicht  auch  von  Ausländern,  vor 
baieriaehen  Gerichten,  belangt  werden  können.  Baier.  Edict  über  Indigenat, 
Rechte  der  Forensen  etc.,  v.  6.  Jan.  1812,  in  dem  Rhein.  Bund,  LXIII.  3. 
)  Im  ttfr's  Lit.,  III.  608.  IUübkr's  Lit.,  §.  i368.  A.  F.  Schott  diss.  de  vi  legum 
cWilium  in  subditos  temporarios.  Lips.  1772.  l\.  Jo.  Schirteb  de  jure  pei-egrinor, 
len.  1670.  C.  F.  Hommei»,  s.  resp.  I  bid.  Platner  de  usu  hodierno  divisionis. 
homiaum  iuter  ri\es  et  peregrinos.  Lips,  1700.    F.  W.  Pestel  justitia  et  benig,. 


X.  Abschnitt.  LatidesschutzRegal. 
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nitas  legum  germ.  erga  peregrinos.  Rint.  170/1.  Schröter^  verm.  Abhandl. 
I.  258.  Von  Guts  gerichtet!.  Schottel  de  jurib.  quibusd.  singularib.  germ.,  p.  362. 
Selchow  eleni.  juris  germ.  priv.,  §.  219.  668.  Badisches  Ediet,  die  Grundverfassung 
der  verschied.  Stände  betr.  v.  1808,  §.  1 — 5,  in  dem  Rhein.  Rund,  XXII.  64. 
c)  v.  Oäpteda's  Lit.  des  Völkern  ,  §.  262  ff.  De  Vattel  droit  des  gens,  vol.  III: 
liv.  3,  eh.  7,  §.  80  et  suiv.  De  Real,  science  du  gouvernement,  T.  V.  eh.  1. 
Sect.  7.  8.  9-  C.  H.  v.  Römeh's  Einl.  in  die  Grundsätze  über  die  Gesandtschaften 
3i3  ff.  v.  Martens  Einl.  in  das  Völkerr. ,  §.  212  ff.  Klüeer,  droit  des  gens  de 
TEurope,  §  49,  54,  2o3,  3o4  et  207. 

§•   467.  (381.) 

Indigenat     Ertrag  des  SchutzRegals.    Schutzlose.  Landstreicher. 
Auswanderung.  Entlassung. 

VI)  Die  Ertheilung  des  I  ndigenat  s  «)?  des  Staats-  oder  Laudes- 
bürgerrechtes im  weitem  Sinn  (das  Recht  der  Staatsangehörigkeit ,  der 
Eingeborenschaft,  des  Heim-  oder  Heimathrechtes,  Eingebohrnen-,  Einwoh- 
ner-, Insassen-,  oder  Einzöglingsrechtes,  Incolats),  des  vollständigen  oder 
unvollständigen,  mit  den  davon  abhängenden  Rechten  £) ,  durch  ausdrück- 
liche oder  stillschweigende  Erklärung,  unbeschadet,  der  LocalRechte,  ge- 
bührt dem  Souverain.  Es  ist  zu  unterscheiden  von  dem  Ort-  und  Ge- 
meindebürgerrecht. VII)  Der  Ertrag  des  LandesschutzRegals,  das  Re- 
ceptions-,  Ein-  und  Ueberzuggeld ,  das  Schutz-  und  Schirmgeld,  Beisitzer- 
geld, u.  d.,  gehört  in  der  Regel,  der  Landesherrschaft  c).  VIII)  Die  Auf- 
suchung, Verfolgung,  Aufgreifung  und  Vertreibung  der  Schutzlosen, 
der  Landstreicher  (Vagabunden),  Gauner,  Zigeuner  u«  d.,  liegt  den 
Polizeibehörden  ob.  IX)  Wegen  wechselseitiger  Ausweisung  (nicht 
Landesverweisung),  Auslieferung  und  Ue bernahme  der  Vaganten 
(des  so  genannten  Schubwesens),  ist  bei  der  Bundesversammlung  eine  all- 
gemeine Uebereinkunft  der  Bundesstaaten  in  Berathung,  aber  nicht 
zu  Stande  gekommen  <?).  Dagegen  sind  defshalb  unter  einzelnen  Bundes- 
staaten mehrfache  Verträge  geschlossen  worden/);  wenigstens  besteht 
die  Schubanstalt  zwischen  fast  allen  Bundesstaaten.  X)  Die  Auswan- 
derung oder  das  freie  Wegziehen,  in  schuldloser  Absicht,  aus  einem  Bun- 
desstaat in  den  andern,  der  erweislich  sie  zu  Unterthanen  annehmen  will, 
ist  eine  - Befugnifs,  welche  die  BundesActe  allen  Unterthanen  der  teutschen 
Bundesstaaten  beilegt  es  mufs  jedoch  Anzeige  der  Auswanderung  bei 
der  Regierung  jjerfolgen,  mit  Bescheinigung  der  auswärtigen  Annahme.  Die 
Entlassung  der  Unterhanen  in  das  Ausland,  steht  der  Landesherrschaft  zu. 

a)  Pütter\s  Lit.  IQ.  607.  Klürer's  Lit.,  §.  i366  ff.  Jo.  Strauch  de  indigenatu 
Germanorum.  Lips.^i65o,  und  in  dessen  Opusc,  I.  1  —  19.  Moser  von  der 
!.  Unterthanen  Rechten,  5o8  ff.  Ebenders.  von  der  Landeshoheit  in  Regierungs- 
sachen, 91.  »55.  Selchow  clem.  juris  germ.  priv.  §.  217,  Danz  Handh«  »los 
Privatr.,  HI.*3i2  ff.  F.  \Y.  Hermann  diss.  de  indigenatu  in  terris  hereditariis 
prineipis  electoris  Saxoniae  reeepto.   Vitcb.  1804.  1-    Weisse^  Lehrb.  des  k. 
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Bd,  l,  §,   r  u.  90$         U,  §.  336.    Sohubcr's  Staatsr,  de* 
l,  B      "      Bd,  [«  ss.  56.    J.  C,  v,    \Hin\'s  konstitutionelles  Staatsr., 

Bd.  I.  >.  i  liiusir/.  Encyclopädie ,  Endigenat,  StaatsbürgerrecbH,  Höchte 
der  l  orensen  und  l  romden;  in  d<  Rhein.  Bund,  IA1II.  3.  Von  Ehrenbürgern, 
in  (J,  H,  Hasoy's)  Preussiscber  Lieferung  alter  u.  neuer  Urk.,  Th.  I  (Lei|>/,. 
i- 55  >.  S.  1^7,    C  F.  Waich  Opusc.,  DL  71,    Da»z  Handb.  dos  t.  Privatr.  IV. 

\  ob  dem  Loca/Indigenal  oder  Ortsassenrecht.  —   Der  Begriff  von 
1   igebohvnen,  das  heilst,  der  mil  dem  IndigenatRechl  Begabten,  ist  enger  als 
jener  ron  Staatsangehörigen  ^  unter  welchen  auch  die  mit  jenem  Hecht  nicht  be- 
gabten bestandigen  Staatsunterthanen  mitverstanden  werden.     Vergl.  Weisse 
a.  ...  0. ,  Bd.  ll .  $.  336. 
I)  Moseb  b,  a.  0.  5ia.    Ebenders.  v.  d.  Landeshoh.  in  Begierungssachen,  S.  91. 
r.  v.  I  kvmi's  Etwas  über  die  Wahlcapitulationen  in  d.  geistl.  Wahlstaaten, 
ii,  ff,    1  ls£ssbb*s  \crm.  Bemerkungen,  6.   Zainkus  corp.  juris  germ.  priv., 
(,  117,  Note  \.  Schbötbb*s  verm,  Abhandl.,  L  a35.  Weisse  a.  a.  O.  S.  Murhard, 
was  gebieten  in  einem  konstitutionellen  Staate  Recht  und  Politik,  hinsichtlich 
der  Ulli. nulluni;  iler  Fremden?  Cassel  i83i.  8.  Convers.Lexion  der  neuesten 
Keil  etc.  Bd,  D,  H.  1.    \h.  Heimathrecht.    \.  Rottecr's  Staatslexion ,  Bd.  VI 
(  Mtona  i838)  S.  391-    817,  Art.  Gastrecht  (Fremdenrecht),  Bd.  VII  (Altona 
1839),  s.       — (»-2.     Badisches  Edict  von  1808,  über  die  Grundverfassung  der 
verschied.  Stände,  §.  7,  in  d.  Rhein.  Rund,  XXII.  72.    Radisches  Gesetz  über  das 
Heimathrecht  r.  3t.  Dec.  i83i. 
t\  BfoSEB  a <>  11  der  Landeshoheit  in  Steuers.,  804.    Von  dem  ehemaligen  Leibzoll 
der  .luden,  b,  Schböter's  verm.  Abhandl.,  Th.  I,  S.  2i3  ff.    TJ.  F.  Kopp's  Rruch- 
Btücke  zu  Erläuter.  der  t.  Gesch.  und  Rechte   (Cassel  1799  4-)>  S.  97  — 154- 
F.  J.  K.  Schepplbb  über  die  Aufhebung  des  JudcnLeibzolles.  Hanau  i8o5.  8. — 
In  dem   Königreich  Sachsen  ward  dieser  Leibzoll  aufgehoben,  erst  durch  ein 
rufs.  GouvernementPatent  v.  28.  Dec.  i8i3.    Weisse  a.  a.  O.  §.  5i;  in  dem  Kö- 
aigreich  Baiern  durc  h  die  Mauthordnung  v.  1808  u.  e.  Verordn.  v.  16. März  1808, 
in  dem  .Heg.  BL  v.  1808,  S.  i388. 
4    Ana  \.  Fbitsch  Opusc.,  T.  II.  F.  IV.  n.  i5.    Jac.  Thomastus  diss.  de  cingaris. 

Ups  I.  F.  MiiiiMx;  diss.  de  circularibus  edictis  contra  personas  palan- 

tes.  Tüb.  1746.  F.  «T.  Koriholt  diss.  Giess.  i75i.  und  in  Plitt's  analect.  juris 
trimm.,  L  87.  'sqq.  Maabiabc  progr.  Alt.  1770.  u.  bei  Plitt  1.  c.  I.  67.  Die 
Zigeuner;  von  H.  M.  G.  Grellmann.  Dessau  1783.  8.  Estor's  bürgerl.  Rechts- 
gel.. !.  Dan/  a.  a.  O.  III.  §.  3io.  Mohl,  in  v.  Rottecr's  Staatslexicon, 
Rd.  VI.  S.  3i7  ff 

«)  Beschluß  der  B.  \.,  die  Sache  zur  Rerichterstattung  zu  nehmen,  und  den  Re- 
gierungen anheim  7,11  geben,  ob  eine  solche  Uebercinkunft  allgemein  eingegangen 
vrerden  wolle,  in  d.  Prot.  v.  1819,  §.  ti8,  dann  Ernennung  einer  Commission  für 
diesen  Zweck,  in  d.  Prot.  v.  1820,  §.  36.  Vergl.  auch  d.  Anträge,  Anzeigen  u.  Abstim- 
mungen, in  d.  Prot.  r.  1819,  §.  118,  171,  199,  206:  v.  1820,  §.  101  u.  i3q;  v.  182.1,  §•  2Ö8. 
/)  Verträge  defshalb,  v.  1808  bis  in  das  J.  1819,  in  Martens  recueil,  Supplem. 
VlU,  et  suiv.  Da.  293  et  suiv.  Verträge  zw.  Baiern,  Wirtcmberg-  u.  Baden, 
vom  7.  Marz  1816;  Beil.  zu  dem  Protocoll  der  R.  V.  vom  14.  Jun.  1819, 
§.  118;  zw.  Baiern  u.  Reuss  jung.  Linie,  im  J.  1821,  Protoc.  der  R.  V.  v.  1821» 
§.  358;  des  Jionigs  v.  Sachsen:  mit  Preusse.i,  «1«  Jan.  1820;  mit  Baiern,  20.  Jun1 

1820,  als  Beilage  hei  d.  Protoc.  der  R.  V.  v.  3.  Aug.  1820,  §.  101;  mit  5.  Wei 
tnarEUenach,  v.  13.  Oct.  u.  14.  Nor.  1821  u.  5.  Gotha  v.  17.  Dec.  1821,  Protoc. 

der  R.  V.  i8m,  §.  14  u-  35,  desgl.  mit  den  beiden  Linien  von  Reuss,  laut  k. 

Verordn.  v.  3.  Jan.  1831.    Mehr  in  Wbissb's  k.  sächs.  Staatsr.,  Rd.  H,  §.  336. 

v         ge  P   ussensi  mit  ßar'erti,  \.  9.  Mai  1818.  Reil,  zu  dem  Prot,  der  R.  V, 

t.  ».  Sept.  1819,  £.  199;  mit  GH.  Hessen  u.  mit  Nassau,  Protoc.  der  B.  V.  voa 
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i8i9,  199;  mit  dem  König  v.  Sachsen  (s.  oben);  mit  Reuss  jüngerer  Linie,  r. 
5.  April  1821,  in  der  preuss.  Gesetzsamml.  1821,  Num.  6.  Uebereinkunft  »wi- 
chen Oldenburg-  und  der  freien  Stadt  Lübeck  v.  25.  Aug.  i835,  in  der  Lübeck' 
Gesetzsamml.  Bd.  VII,  S.  98.  GH.  VFeimarlsches  Gesetz,  über  die  Heimathverhält- 
nisse  v.  11.  April  i833.  —  Ueber  die  Feststellung  allgemeiner,  für  ganz  Teutsch- 
land gültiger  Normen  in  Betreff  der  Heimathverhaltnisse  hat  die  B.  V.  unter 
dem  25.  Juni  i838  InstructionsEinholur.g  beschlossen. 
g-)  Oben  §.  228.  —  VFirtemb.  Verfafs.  Vertrag  von  181 9,  §.  24  u.  32— 35.  Oestreich. 
Gesetz  über  die  Auswanderungen  v.  2q-  März  i832.  Vergl.  Luden's  Nemesis, 
Bd.  IX,  St.  1,  Num.  1.  Günthers  Völkerr.,  II.  3o6  ff.  Vattel,  droit  des  gens, 
liv.  I,  ch.  19,  §.  220—226.  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  BX  715.  Klüber's  Lit., 
695  f.    v.  Kamptz  neue  Lit.  des  Völkerr.,      122  f. 


XI.  Abschnitt 
LandesdienstRegal. 

§♦   468.  (382.) 
Staatsdienste.    Verpflichtung  dazu. 

I)  Auch  Dienstleistung,  positive  Handlungen,  Staatsdienste  a)  (Land- 
folgen, functiones  publicas,  s.  regales,  operas  territoriales,  ursprünglich  den 
Reihedienst),  ist  der  Staat  von  seinen  Unterthanen,  dem  Staatszweck  gemäfs, 
zu  fordern  befugt  6):  II)  Diese  Dienste,  Geldeswerth,  gehören  zu  dem 
Staatseinkommen  c),  III)  Die  Verpflichtung  dazu,  findet  sich  bei  allen 
Unterthanen,  und  bei  allen,  in  der  Regel,  unter  gleichen  Umständen,  auf 
gleiche  Art  <*).  IV)  Sie  haftet  auf  der  Person,  auf  dem  Grund- 
eigenthum, oder  auf  beiden  (persönliche,  dingliche,  vermischte  Dienste). 
V)  Die  nothwendigen  Staatsdienste,  sind  zum  Theil  eingeschränkt  auf 
eine  bestimmte  Quantität  oder  Qualität;  in  so  fern  sind  es  gemessene  Dienste. 
Ungemessen  sind  sie,  so  weit  dringendes  Staatsbedürfnifs  solches  fordert  <?)„ 

a)  Wesentlich  unterschieden  von  den,  nicht  in  der  Staatspflicht,  sondern  in  der 
Patrimonial  -  oder  Gutpflieht  gegründeten  Patrimonial  -  oder  Frohndiensten 
(  operis  patrimonialibus  )  ,  r.  B.  von  Hand  -  und  Spanndiensten  ,  von  Jagd  -  und 
Botendiensten,  Wasch-  und  Gesindediensten.  Desgleichen  von  Stadt-  und 
Gemeinde  die  nsten ,  und  von  Lehndiensten.  —  Von  Angariis  und  parangariis, 
Bucher  a.  unten  a.  O.  §.  1.  Abk.  Kästner  pr.  de  angariis  et  parangariis. 
Lips.  1741. 

b)  Klüber's  Lit.  §.  i3y4  Dan/,  Handb.  des  teutsclien  Privatr.,  §.  491  u.  493. 
C.  H.  de  Berger  diss.  de  jure  ordinum  imperii  territoriali  circa  operas  subditorum 
Jen.  1724.  J.  Petr.  Bucher  pr.  de  funetionum  publicarum  seit  operarum  terri- 
torialium  indole ,  finibusque  earum  rede  regundis.  Kint.  i-85.  Ki.übfr's  kl. 
jur.  Bibl.,  V.  17.  Hektius  de  superioritate  tcrritoriali,  §.  bj>  M.  D.  Grollmant» 
diss.  de  operarum  debitarum  mutatione  (Giess.  1707.  1714.  1710.  rec.  c.  praef. 
Estoris,  ib.  i^34),  c.  1.  §.  8.  Ludolf,  T.  I.  obs.  io5.  Struren  de  jure  villi 
forum,  c.  5.  §.  2—8.  Ebcndcrs.,  Th.  II,  Bed.  8.  Radischrs  Edict  v.  1808,  die 
Grundverfassung  der  verschied.  Stande   betr.  ,    §.    l5  f.  ,   »n   d.  Bhein.  Bund. 
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i  i;i  m  •»  i  do  d.  Geldumtouf,  DL     78  P. 
rfj  1.  \   11.  Wim.iukiin's   Darstell,  der  Grundsätze ,  aach  welchen  Prohndienste, 

uiul  insonderh«  Landesfrohnen  RUEutheilen  und  auszugleichen  sind.  1708.  8. 
f»  I  <•!•«. ir  L  «  .        Dotli  sind  auch  ungemessene  Dienste ,  von  übermütigen  und 
unterschieden,     Stbubxs  ,  Th«  [,  Bed.  82.    Decis.  Hasso  -  Cassel., 
r.  H  dec  i83,    Vfivius,  P,  W,  dec,  i33.   Ludolf,  T.  I.  obs.  io5.  §.  2.  nun»,  iv 
et  not,  ~.   Oumeb'i  wetul,  Nebenstunden,        i3o.   Bucbih  L  c.  §.  4. 


§•  469*  (3830 
/ \ 'r.s öii  l ich  e  Dienste 

Zu  dem  persönlichen  Staatsdienst  gehören,  aufser  den  intellectuel- 
lt  11  Diensten:  die  Kriegs-  oder  Milit airDienst e,  die  Heerfahrt,  Reifs-,, 
oder  Heerfolge  ■  0  is«'|"cla  armata),  zu  der  wirklichen  /'),  oder  vorsorg- 
lichen Landesvertheidigung  als  Wehren  oder  Wehrleute,  in  der  Gestalt 
ron  stehenden  oder  LinienTruppen,  von  Landwehr  miinn  ern  und 
ron  Landsturm,  so  wie  von  PolizeiSoldaten  (§.  546  u.  f.);  zu  welchem 
Ende  die  Conscription  oder  RecrutenAushebung ,  die  CantonEintheilung, 

esmusterung  oder  Heerschau  veranstaltet,  Verfügung  gegen  die  Mili- 
tär- oder  WafFenscheuen  (refractaires)  und  Ausreisser  getroffen,  ein  Cordon 
gezogen  wird,  u.  d.J  die  Nacheile  c)  oder  eilende  Folge,  zu  Verfolgung 
derer,  welche  gegen  die  öffentliche  Sicherheit  gefrevelt  haben;  die  Ge- 
richt-  und  Centfolge,  Einziehung  und  Bewachung  der  Verbrecher, 
Centwachl  <1)*  das  Streifen  e~)  auf  heimath-  und  gewerbloses,  herum- 
schweifendes  Gesindel  (§.  4°75?  u«  do  die  Jagdfolge/),  welche  sich 
wesentlich  unterscheidet  von  Jagdfrohnen  (§♦  4-55};  Fufsdienste  oder 
Botengehen. 

./)  Hievon  unten,  §.  04-.  —    Uchcr  die  persönliche  Leistung  des  Waffendienstes 

der  katholischen  Geistlichkeit,  in  d.  Archiv  für  das  hathol.  Kirchen-  u.  Schulwesen, 

Bd.  III,  St.  2  (Frank.  i8i5.  8.),  S,  ck)— 5q.    Baierische  Verordn.  v.  1814,  betr. 

die  Exemtion  der  Geistlichen   von   d.  persönl.  MilitärDienst  u.  von  Reluition 

desselben;  ehendas.  S.  1S7  ff. 
f)  In    dem    Mittelalter   die   Landschreye ,    Landhude,    Landwere ,   cri  d'armes. 

Ru'mi.'s  Anmerh.  zu  Sainte-Palaye  von  dem  Ritterwesen,  II.  i5o  ff.    Von  dem 

heuligen  Landsturm  ,  unten  §.  547. 
1  Pi  mn's  Lit.,  III.  819.    Kxübek1s  Lit. ,  §.  1609.    Mynsinger,  cent.  2.  obs.  28. 

Eätkx  prax.  aurea,  p.  43y.     Quistorp's  peinl.  Recht,  II.  §.  824«     v.  Cramkr's 

wetzt  Nebenst.,  I.  1.   Mosens  nachbarl.  Staatsr.,  55i. 
d)  Bisweilen  hat  ein  Gerichtherr  das  Recht  zu  diesen  Diensten,  durch  besondern 

Rechtstitel.     Stbubeh   de  jure  villicor.  c.  V.  §.  3.  sqq.    Oeconomia  forensis, 

T.   V.   §.  579.     Westphai/s  Privatr. ,    L   338.     Estor's  bürgerl.  Rechtsgel., 

.'[f.  %.  397.    Selchow  elem.  juris  priv.  germ. ,  §.  349. 
r)  Mosfr's  nachbarl.  Staatsr.,  397.  552. 

')  Zu  Verfolgung  und  Ausrottung  gefährlicher  Thiere.  J.  M.  Seuffert  pr. 
operae  venatoriae  ad  territoriales  quatenus  referendae  sint.  Wir  ceb.f|  1790  8. 
lini.m's  kl.  jur.  Bibl.,  XVTI.  45.  Groxlmabb  diss.  <it.  I.  c.  2.  $.  3.  Stisser's 
Forsl     und  Jagdhistorie,  3^o.    \.  CbamEr's  wetzl.  Nebenst.,  Th.  99.  S.  8". 
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Held's  reichsprälat.  Staatsr. ,  II.  686.  Fischkr's  Kamerai-  und  Polizeirechte, 
II.  867.  —  Von  der  Wolfjagd,  Pkt.  Müller  de  persequutione  luporum.  Jen. 
16-9.  Stisser  a.  a.  O.,  S.  87.  34o.  Oecon.  forens. ,  V.  §.  161.  Spittler1» 
Gesch.  des  Fürstentfo.  Hannover,  II  112.  v.  Moser's  Forstarchiv,  II.  342. 
g)  Dienste  zu  landesherrlichen  Lustjagden,  sind  Jagdfrohnen,  Patrimonialdienste. 
Grollmann  diss.  cit.  I.  c.  2.  §.  3.  Fischer  a.  a.  O.  II.  867.  .7.  A.  Reichardt 
de  operis  venaticis.  Jen.  1770.  —  Für  Staatsdienste  hält  sie,  C.  G.  »h 
TVincrler  diss.  superioritas  territorialis  fons  operarum  venaticarum.  Lips. 
1-86.  Klüber's  M  jur.  Bibl.,  IX.  53.  —  Sowohl  die  Jagdfolgen,  als  auch 
die  Jagdfrohnen ,  unterscheiden  sich  von  Wildjolge ,  wovon  oben  455.  In 
dem  GH.  Hessen  sind  die  Jagdfrohnen  abgeschafft,  seit  1825. 

§•  470.  (38.  > 

Dingliehe  und  vermischte  Dienste. 

Zu  den  dinglichen  Diensten  gehören:  Spanndienste,  Vorspann,  Mi- 
litär- und  Kriegerf'uhren  «) ,  Burgfesten  /;),  zu  Erbauung,  Unterhaltung  oder 
Herstellung  der  Festungen,  Burgdienste,  zu  dem  Vortheil  landesherrlicher 
Schlösser  oder  Burgen  c),  Dienste  zu  landesherrlichen  Dicasterial-,  Canzlei- 
und  Amtsgebä'uden  Hofdienste  oder  Hoffolgen,  Hoffuhren  e),  zu  Fort- 
bringung landesherrlicher  Effecten  und  Yictualien,  und  des  Hofstaates, 
Dienste  zu  dem  Deich-,  Damm-,  Strafsen-  und  Brückenbau,  zu  Wegra'u- 
mung  des  Schuttes  und  Ausbesserung,  bei  Verheerungen  durch  Feuer,  Erd- 
beben, Erdfalle,  Ueberschwemmungen  u.  fd.  /).  Zu  den  vermischten 
Diensten  gehören  manche  Hand-  und  Fufsdienste.  Schanzarbeit,  Feuerreiten  u*a» 

a)  Moser  von  der  Landeshoh.  in  Militärsachen,  188.  Struben,  Th.  II,  Bed.  9; 
Th.  IH,  Bed.  143.    Pufendorf,  T.  III.  obs.  190. 

b)  Struben  de  jure  villicorum ,  c.  V.  §.  6.  Eienders.  IV,  Bed.  71.  v.  Cramer's 
wetzl.  Nebenst. ,  Th.  144 ,  S.  198.  209  f.  Pufendorf  animadvers.,  T.  I.  43> 
v.  Bülow1s  u.  Hagemann's  pract.  Erörter. ,  Bd.  I,  Nura.  4°- 

c)  Struben,  Th.  Dl,  Bed.  143.  Gylmann  symphor. ,  T.  III.  fol.  327.  J.  C.  L.  bb 
Schellwitz  pr.  de  impensis  ad  arcium  extructionem  et  refectionem  neces 
sariis.  Jen.  1779. 

d)  Cramer  ,  T.  I.  obs.  53. 

e)  Struben  de  jure  villicorum,  c.  V.  7. 
/)  Bucher  1;  c.  §.  4« 

§,  471.  (385.) 
Substitution.    Vergütung  der  Dienste. 

I)  Sowohl  der  intellectuelle,  als  auch  der  mechanische  Staatsdienst, 
setzt  Fähigkeiten  oder  Fertigkeiten  voraus,  die  nicht  bei  Jedem  sich  finden. 
Daher  mufs  der,  welchen  die  Dienstpflicht  trifft ,  wenn  ihm  jene  fehlen, 
oder  rechtmäßige  Hindernisse  ihn  abhalten,  und  die  Natur  des  Dienstes, 
oder  das  Staatsinteresse  einen  Stellvertreter  nicht  gestattet  "st*l,t  des  Na- 
turaldienstes Vergütung  leisten.    II)  Aber  in  der  Hegel  kann,  statt  de» 
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11.  Theil.  XJL  Cup,  Finafttholieit. 


Dienstes,  Geld  weder  gefordert  noch  aufgedrungen  werden  6) .  III)  Hin- 
bührl  i  ntschädigung  (Besoldung,  Honorar,  Lohn)  dem,  dessen 
:  seinen  individuellen  Pflichttheil  übersteigt.  IV)  Bei  Verrichtung 
m  :ie  her  mechanischer  Staatsdienste,  wird  jedesmal  ein  bestimmtes  Quantum 
Lebensmittel  verabreicht  r);  doch  ist  eine  Verpflichtung  hiezu,  im  Zwei- 
fel nicht  n  vermttthen  <h. 

^i)  Niehl   der   Fall,   in  der  Regel,  bei  RealDiensten.    Moser  von  d.  t.  Unter 

Uianen  Rechten  und  Pflichten,  4^4*  Bücher  1.     §•  3,  6. 
3^  Bücher  1.  c.  §.  6«    Mo8eh  von  der  Landeshob.  in  Steuersacben ,  i<)3. 
r)  i  stor'a  bürgert.  Rechtsgel.,  L  \,  .\\(>.  II.  §.  4 1 7-   Bucher  1.  c.  §.  4- 

\.  Crimer'i  Wetzlar.  Nebenst.,  MI.  i36.    Vergl.  Pufendörf,  T.  I.  obs.  121.  §.  iä. 


§.   472.  (380.) 
Immunität.    C^ilisumsJFaU.  du  flegung  neuer  Dienste.  Niehlgebrauch. 

Dnentgeld liehe  Befreiung  Einzelner  von  dem  Staatsdienst,  mit  Ver- 
mehrung der  Last  für  Andere,  wäre  widerrechtlich").  II)  In  Collis- 
lionsFallen,  gehen  die  Staatsdienste  allen  andern  Arten  von  Diensten 
vor  l< ).  III)  Zu  Auflegung  neuer  Staatsdienste,  kann,  den  Nothfall  ausge- 
nommen, die  Einwilligung  der  Landstände  nöthig  seyn  c).  IV)  Durch 
blofsen  Nichtgebrauch,  erlischt  das  Recht  zu  irgend  einer  Art  von 
rechtmasigen  Staatsdiensten  nicht  (t). 

»)  Ri  1  1 1  s  »picileg.  juris  germ.j  149.    v.  Bülow  u.  Hagemanw  a.  a.  O.  I.  ia4* 
6)  Ludolf,  T.  L  obs.  to5.  §.  1. 

c)  Sthi  i.i  \  de  jure  villiror.,  c.  5.  §.  10.    Ebendcss.  Obss.  jur.  et  bist.,  obs.  1.  §.  i~ 
srj.    Ebendett.  Nebenst.,  I.  4^5.  II.  388. 

d)  Mbttüs,  T.  IV.  obs.  io/4.    Btm's  Erläuter.  des  Lehnr. ,  t35. 


XII.  Abschnitt. 
FiscalGewalt. 


§♦  ^75.  (587.) 
Fiscus.  Differenzen. 

Ij  Die  FiscalGewalt  a)  oder  FiscalGerechtigkeit  des  Staates  (jus 
Bsci  |  ein  Vusflufs  der  Staatsgewalt,  nicht  blofs  der  Justizhoheit  bezweckt 
nicht  nur  Wahrung  und  Verfolgung  bestimmter  Rechte  des  Staates  gegen 
Einzelne,  sondern  sie  verschallt  auch  mehrere,  verschiedenartige  e)  Quellen 
einei  besondern  Art  von  Staatseinkommen,  des  fiscalischen,  dieses  Inbe- 
griffs finnischer  Staatseinkünfte.  II J  Der  Inbegriff  von  Staatsbefugnisscu 
lokhet  Art,   wird   Fiscus    (SlaatsFiscus)   genannt.     In  subjectivern  Sinn, 
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führt  diesen  Namen  sowohl  die  für  Wahrung  fiscalischer  Gerechtsame,  als 
auch  die  für  Verwaltung  nutzbarer  fiscalischer  Rechte  angeordnete  Staats- 
behörde (§.  478)*  III)  Wie  weit,  oder  wie  eng  man  auch  den  Begriff  des 
Staat  sFiscus  fassen  mag  so  darf  solcher  doch  auf  andere  als  fiscalische 
StaatsCassen  nicht  ausgedehnt  werden;  nicht  auf  das  Aerar  e),  weder  auf 
die  General-  oder  HauptStaatscasse,  noch  auf  eine  besondere  AerarialCasse, 
wie  die  Steuer-  oder  LandschaftCasse  (§.  295),  die  Kriegscasse,  die  Staats- 
Postcasse,  die  StaatsLotteriecasse,  die  Staatsbank,  u.  d.,  auch  nicht  auf  die 
Domä'nenCasse.  Diesen  gebühren  daher  auch  nicht,  in  Ermangelung  be- 
sonderer gesetzlicher  Bestimmungen  oder  privilegienartiger  Verleihungen 
C§.  478)»  die  Vorrechte  oder  Privilegien  des  StaatsFiscus /)  (jura  fisci) , 
welche,  wie  jedes  Privilegium,  einschränkend  zu  erklären  sind  (§.  485). 
IV)  Noch  weniger  gehören  das  landesherrliche  Privat-  oder  SchatullVermÖ- 
gen,  obgleich  in  dem  römischen  Recht  versehen  mit  den  Vorrechten  des 
Fiscus  (§.  335),  das  Gemeinde-  und  Stiftungsv  ermögen  oder  das  so  genannte 
mittelbare  Staatsvermögen  (§.  334),  un(i  der  LehnFiscus  (fiscus  feudalis) , 
zu  dem  Staats-  oder  TerritorialFiscus. 

a)  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  §.  343.  Klüber's  Lit.,  §.  ii23  ff.  Leyser,  Sp.  657.608 
Mos rr  von  der  Landesholl,  in  Cameralsachen,  106.  Jargow  von  Regalien,  456  ff. 
Kind  quaest.  for.  T.  IV.  (edit.  2)  cap.  3i.  Jacp  über  das Fiscusreeht ;  in  Kromk's 
u.  Jaup's  Germanien,  Heft  II  (1808.  8.).  J.  G.  B.  Härlin  über  die  Rechte  des 
Fiscus,  vorzüglich  nach  baierischen  Gesetzen.  Ulm  1810.  8. 

b)  Griebner  de  juribus  regalibus,  quae  fulgo  sed  perperam  ad  jurisdictionem  refe- 
runtur,  in  s.  Opusc.  juris  publ.  T.  I.  Sect.  IV.  §  19.  sq.  p.  i35.  sqq.  G.  L. 
Mencken  de  jure  fisci  mero  adhaerente  imperio  (Viteb.  ,1735),  §.  q.  Cramer, 
T.  V.  obs.  i357. 

e)  Vermifst  wird  wegen  dieser  Verschiedenartigkeit,  ein  durchgreifender,  generischer 
Sachbegriff  des  Fiscus.  —  Die  Verwalter  der  Staatsgüter  (Domänen)  und  des 
Staatsvermögens  (was  zu  Bedeckung  der  Staatsbedürfnisse  bestimmt  ist),  werden 
Fiscus  definirt,  in  dem  Allgem.  bürg.  Gesetzbuch  für  die  deutschen  Erblande 
der  östreick.  Monarchie,  §.  1472,  vergl.  mit  §.  287  u.  dem  Register,  voc.  Do- 
mainen. 

d)  Beispiele,  bei  Huch  in  Siebenrees  jurist.  Magaz.,  I,  i63  ff.,  in  Gmeliis's  u.  El- 

sässeu's  gemeinnütz,  jurist.  Beobachtungen,  V.  i45.  148.    Mader's  reichsriltersch. 

Magaz.,  VIII.  i83.  i85.     v.  Rreitmayer's  allgem.  u.  baier,  St.  R.,  27.    H.  G. 

Francke  notitia  domaniorum,  mavime  litteraria  (hinter  Leyser  de  assentat.  ICtor.) 

§.  3.  p.  1 63.  sqq.    TI oi' acker  prineip.  juris  civ.,  §.  462-.    F.  W.  Grimm,  in  den 

Anmerl<.  zu  des  Gr.  v.  Hohenthal's  Uebersetz.  von  Pütter's  instit.  juris  germ. 

§.  246.    Prems,  allgem.  Landr.,  Th.  II,  Tit.  14.  —  Die  sachsen-weimar-eisenath. 

Ober  Appell.  Ger.  Ordn.  v.  1816,  §.  17,  begreift  unter  dem  Fiscus  alle  und  jede 

Staats«  assen,  in  ihren  Privatverhältnissen.    Schweitzer's  öffentl.  Recht  des  GH. 

S.  WeimarEisenach,  I.  §.  4& 
•)  Unterschied,  bei  den  Römern,  zwischen  Aerarium  und  Fiscus,  nach  verschiedenen 

Perioden.    Heinkccii  comment.   ad  L.  Jul.  et  Pap.  Popp.  lib.  3.  c.   i,  §.  1. 

p.  5-3.  Cedit.  Lips.  1778.  4-)    Ebendess.  elem.  jur.  civ.  sec.  ord.  Fand.  P.  VII. 
288.    Hu  her  disgression.  lib.  3.  c.  21.    Ebendess.  praclection.  juris  civ.  p.  84. 

68  et  i5?5.    Gmemi*  u.  Ei.sässkr  a.  a.  0.  S.  i44  f-  Leyser  Spcc.  6;">7.  med.  i.sqq. 

Spec.  458.  med.  3.    Stbuben  a.  unten  a.  O.  —  V  on  demselben  Unterschied,  ins- 
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<  such  nach  der  Natur  der  Sache,  um!  nach  deutschen  Rechten,  s. 
Henr.  Coccui  niii>  uublici  prudentia,  c,  l\.  ^.  i8< 

.  rh,  IV,  Ped.*  16.    Bbhmeb  nov«  jur.  controv.,  1.  obs.  ii.   G.  L.  Winc» 
de  jure  aerarii  militarisi  romani  et  hodierni.  Lips.  1788.  Kiüber's 
U.  |hr.  Biblioth.  \l\ .  t5& 

§•  474-  (3880 
Grundbestim  >u  ungen  der  FiscalGewalt. 

Zu  N  ermeidung  des,  durch  Uebertreibung  der  FiscalGerechtigkeit  ent- 
stehenden Unrechtes«),  dienen  folgende  Grundsätze«  I)  Der  StaatsFiscus 
ist  nur  solche  Sachen  sich  zuzueignen  befugt,  zu  deren  Zueignung  entwe- 

die  Staatsgewall  überhaupt,  oder  klare  Gesetze  oder  Herkommen  den 
Sourerain  verpflichten  und  berechtigen*).  II)  Die  FiscalAngelegenheiten 
sind,  in  der  Regel,  nach  dem  gemeinen  Privatrecbt  des  Staates  zu  beur- 
theileu  ')  J.  a  i0,  356  u.  f.),  IIIJ  Der  Fiscus  kann,  in  eigener  Sache,  nicht 
Richter  seyn.  Er  mufs,  als  ein  Subject  von  Privatrechten  und  Verbind- 
lichkeiten, mit  und  neben  andern  Unterthanen,  in  allen  PrivatRecbtstreitig- 
keiten,  vot  den  ordentlichen  Gerichten  Recht  geben  und  nehmen  <9;  un(* 
es  linden  in  Confiscations-  und  andern  fiscalischen  Sachen,  die  gewöhnlichen 
Rechtsmittel  Statt  *). 

d)  Fiscall  ttfug:  1)  hei  den  Römern.  Jul.  Cäsar.  Juvenalis  Sat.  IV.  Bulenger  de 
tributis  ac  vectigalibus  pop.  rom.,  c.  45.  49«  52.  74»79«  —  2)  in  der  Lombardei, 
I  ,  I  riedr.  L  BegalienVerordnung  oder  (nach  Cujas)  constitutio  de  jaribus  fisci, 
v.  1 1 58,  DL  F.  56.  P.  E.  Bertram  in  Zeperhicr's  Samml.  zu  d.  Lehnr.,  I.  129. 
S'  ii'.  (.intii  is  opera.  Neap.  1768.  Histoire  des  rcpubliques  italiennes  du  moyen 
.  par  J.  C.  L.  Sxmondb  Sismonjdi,  T.  II  (Zuric.  1807.  8),  p.  70  ff.  —  3)  in 
reutschland  u.  andern  europ.  Reichen,  Leyser  de  assentationib.  JCtorum,  c.  3. 

?..{.  p.  100  sqq.  Hohn  jurispr.  feud.,  c.  8.  §.  53.  Jargow  a.  a.  O.  460  f« 
J.  1  .  Scharfe  diss.  de  Iiis  quae  jurib.  ac  privilegiis  fisci  perperam  accensentur. 
Giess.  1-11.  /\.    Von  Königsfischen,  s.  de  Stech  essais  (1790.  8.),  Num.  8. 

b  i  Moser  a.  a.  O.  11 1  f.  —  Nicht  blofs  nothwendige,  auch  manche  zufällige  Rechte 
werden  dem  Fiscus  beigelegt.  Nach  der  Landesverfassung ,  kann  hiebei  ein 
EinwUligungsre«  lit  der  Landstände  Statt  finden.  Strubel,  Th.  II,  Bed.  79. 
Jo.  Mich.  Dahh  diss.  de  \ero  sensu  illius:  fiscus  in  dubio  utitur  jure  communi. 
Rfog.  1  —  5 1 .  Leyser,  Sp.  557.  m.  17.  sq.  23.  sq.  28.  sq.  —  Auch  das  Possesso 
riuin  BUmmariisimum,  findet  wider  den  Fiscus  Statt.  Leyser,  Sp.  557.  m.  28.59. 
\.  H  GÖchei  diss.  possessorium  summariissimum  an  et  quatenus  adversus  prin- 
eipem  a  subdiis  possit  institui?  (Erl.  1798.  4')  §•  *9-  sqq.  —  Nur  petitorische 
Klagen,  keine  possessorischen,  und  keinen  Arrestschlag,  gestattet  gegen  den  Fis- 
<  11s.  eine  preuss.  Verordn.  v.  26.  Dec.  1808,  §.  43.  —  Nassau-usingische  Ver- 
ordn.  v.  11.  Mai  i8o5,  dafs  in  dubio  gegen  den  Fiscus  zu  sprechen  sey.  Rhein. 
Bund,  VII.  141. 

rf)  \  ergl.  oben  ^.  216  u.  217.    Strubels  Unterricht  von  Regierungs-  und  Justiz- 
sachen.  Sc«  t.  III.  §.  10.    Cbaheb's  Wetzlar.  Kebenst.,  LV.  66  ff.  Baier.  Verfass. 
I  rk.  v.   1818.  VIII.  5.    Badische  v.  1818,  Tit.  2,  §.  \lv     fVirtemhergische  v.  1819 
g  (.    GH.  In-s.si.sch".  v.  1820,  §.   102.     Kön.  Sächsische  v.    i83i,  §.  5o.  Hohen- 
lolUrn-Sigmaringische   v.  1 833,  §.  57.    GH.  hessisches  Gesetz  v.  12.  Mai  1814. 
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Nassatihche  Gerichtsordn.  v.  Nov.  1806,  in  cl.  Rhein.  Bund,  III.  4'~6.  Preuss.  all- 
gemein. Landrecht,  Tb.  II,  Tit.  14,  §.  81  ff.  Preuss.  allgem.  Gerichtsordn.  Th.  I, 
Tit.  35,  §.  1  ;  Th.  III,  Tit.  6,  §.  3.  (Der  privilegirte  Gerichtstand  des  Fiscus  ward 
aufgehoben  durch  eine  preufs.  Verordn.  v.  26.  Dec.  1808,  §.  3/f,  in  der  Samml. 
der  preufs.  Gesetze  v.  1806  bis  27  Oct.  1810,  Berlin  1822,  4»  S.  4?2«)  Allgem. 
Gesetzbuch  der  Österreich.  Monarchie,  Th.  I,  Hauptst.  1,  §.  20.  GH.  S.  fVeimar- 
Eisenach.  OberAppcll.Ger.Ordn.  v.  20.  Dec.  1816,  17.  GH.  mecllenburg.  Ver- 
ordn. zur  Publication  der  OberAppell. Gerichtsordn .  v.  1.  Juli  1818,  §.  1,  dafs 
in  allen  Rechtsachen  wider  den  Landesherrn,  auch  in  seinen  Privat  Verhältnis- 
sen, die  Mitglieder  seines  Hauses,  seine  Regierung,  Renthammer  u.  a.  Behörden, 
die  Justizcanzleien  die  erste  Instanz  bilden  sollen.  —  Anders,  folgende  preussi.sche 
Rechtsbestimmungen:  die  angef.  Verordn.  v.  26.  Dec.  1808,  §.  43,  dafs  wider 
den  Fiscus  kein  Arrestschbig  und  kein  possessor.  Rechtsmittel,  sondern  nur 
petitorische  Rlage  Statt  findet.  CabinetOrdre  v.  27.  Oct.  1S20,  dafs  für  Ent- 
scheidung der  Streitigheiten,  die  aus  der  Regulirung  des  Provinzial-  und  Com- 
munal-RriegsSchuldenwesens  entspringen ,  kein  förmlicher  Rechtsgang  Statt  ha- 
ben, sondern  dieselbe  in  erster  Instanz  von  der  Regierung  der  Provinz,  in 
zweiter  und  letzter  von  fünf  rechtskundigen  Minis  terialRäthen  erfolgen  soll; 
in  der  Gesetzsamml.  für  die  preufs.  Staaten,  1821,  S.  1 53,  zu  vergleichen  jedoch 
mit  der  CabinetOrdre  v.  2.  Nov.  1822,  in  der  Gesetzsamml.  1822,  S.  229.  Cabi- 
netOrdre v.  4*  Febr.  1823,  dafs  bei  Verwaltungsansprüchen  an  den  Staat,  aus 
der  Zeit  vor  der  preussischen  Occupation  der  neu  und  wieder  eroberten  Pro- 
vinzen, «die  Gerichte  sich  durchaus  jeder  Einmischung  im  Weg  eines  von  den 
Interessenten  versuchten,  oder  beabsichtigten  Processes  gänzlich  zu  enthalten 
haben»;  ebendas. :  1823,  S.  21.  Das  preufs.  allgem.  Landr.  Th.  II,  Tit.  14, 
§.  78,  bestimmt**  «Ueber  die  Verbindlichkeit  zu  Entrichtung  allgemeiner  An- 
lagen, denen  sämmtliche  Einwohner  des  Staats,  oder  alle  Mitglieder  einer  ge- 
wissen Classe  derselben,  nach  der  bestehenden  Landesverfassung  unterworfen 
sind,  findet  kein  Procefs  Statt».  Beschränkungen  dieser  Regel,  ebendas.  §.  79  ff. 
Vergl.  ebendas.  Einleit.  §.  80.  Von  der  Theilnahmc  des  öffentl.  Ministeriums, 
bei  den  preufs.  Gerichten  französischer  Verfassung,  an  den  gerichtlichen  Ver- 
handlungen der  Staatsverwaltung,  s.  m.:  Leber  die  Form  des  gerichtl.  Verfah- 
rens in  DomanialSachen  und  andern  den  Staat  betreffenden  Angelegenheiten. 
Cöln  1824«  8.  —  Von  dem  so  genannten  Administrativ  Justiz  weg,  oben  §.  366.  — 
Von  dein  Gerichtstande  der  StaatsDomänenkammer  §.  482,  und  des  monarchischen 
Souverains  in  seinen  Privatsachen  §.  23g,  IV,  u.  177,  Num.  16. 
e  )  Moser  a.  a.  O.  110  f. 

§•  475.  (389.) 
Fortsetzung, 

IV)  Das  romische  jus  fisci,  hauptsächlich  zu  dem  römischen  Staats- 
recht gehörend,  ein  Inbegriff  von  Vorzugrechten  und  Privilegien  des  Fis- 
cus «),  'st  m  teutschen  Staaten  nur  so  weit  anwendbar,  als  dessen  Annahme 
oder  rechtmäßiger  Gebrauch  heinem  gegründeten  Zweifel  unterworfen  ist^1). 
Nicht  selten  bestimmen  Landesgesetze ,  die  Vorrechte  des  Fiscus  oder  der 
Verwaltung  der  nutzbaren  fisealischen  Rechte  des  Staates  c)  Q.  473). 
V)  Unechte,  von  Privatgelehrten  ersonnene  Vorrechte  des  Fiscus  (privilegia 
fisci  spuria),  sind  verwerflich  477)-  VI)  Nicht  immer  sind  Unter! hanen 
schuldig,  dem  Fiscus  ihren  Rechtstitel  anzuzeigen  (§.  356).  VII)  Fiscus- 
Sachen,  hönnen  durch  vierzigjährige  Verjährung  erworben  werden  <). 


II.  Theil.  XII,  Cap.  Finanzhoheit. 


i         |  Iii..   Iii,  v\  ii*4<  P*bicmito8  de  juribus  et  privilegiis  Asci. 

Qolon,  1688.  Bi  i-'(>.  .,.    X  H.  Bsbgib  enarratio  Legis  X.  D.  de  jure  lisci, 
(pio  iure  fiscua  in  dubiis  quaestionibus  utatur,  expenditur.  Lips    1705.  4< 
,  princ<  iuris  civ.,  §,  [627.  Bqq.  Vobtius  ad  l>ij;.  lib.  4  9.  tit.  i4-  §-2.3. 
Bvbbi  praelect,  iuris  rom.,  lil>.  49<  fit.  14.  §•  2.  sq.   Lautbbbach  colleg.  theor. 
prai  t. ,  üb.  ,.).  tlt   1.,.  §.  •>..  sqq. 
I)  >i  min  mt's  Erörterungen  aus  »lfm  teutschen  Staatsr.,  S.  267  ff. 
,)  /.    );.     Vorrechte    dea    privilegirten    Gericbtstandes  u.   der  Sportelfreiheit, 
inistimmt;  in  der  Verjährung,  in  der  Verhandlung  gerichtlicher  Processe, 
m  Concursen  seiner  Schuldner,  namentlich  der  Caution-  und  Abgabepflichtigen, 
.Ii  i-  fiscalischen  Pächter  und  Rechnungsbeamten,  derer  die  mit  dem  Fiscus 
rontrabirl   I1.1l>»1!»,  Befreiung   von   Verzugzinsen,  u.  d.  m.     Mau  vertfl.  das 
in,  allgcm.  Landr.  Th,  U,  Tit.  14,  §.  34,  76  ff.    Anhang  zu  diesem  Landr., 
S,    Preufs.  allgem.  Gerichtordn.,  Th.  1,  Tit.  ö<>.  §•  356.  36o.  393.  395.  397. 
•?i)»).  i»»«'-  i<>». 

,/   kndr.  Ocbbi    tr.  »I*1  pracscriptione  immemoriali  (Hai.  1707.  4.),  cap.  3.  th.  23' 
Kbisi  de  natura  et    indole   vetustatis  s.  praescriptionis  immernorialis 

(Heimat  t734)i  eap.  3,  §.  i3.  Leysbb,  Sp,  458.  m.  1.  —  Idem  de  assentat.  JCtoh., 
i)    iou.  -    Anders,  Lybcbxb  Kespons.  lib.  L  n.  2.  —  Vergl.  §.  356,  Note  d. 


§.  476.  lMa) 

FiscalGüter,  Einkünfte  und  Vorrechte* 

Als  Berechtigungen  und  Bestandtheile  des  Fiscus,  auf  jeden  Fall  zu 
den  rerleihbaren  oder  niedern  Regalien  (§.  102)  oder  zu  den  nutzbaren 
Rechten  des  Staates  gehörend,  sind  anzusehen:  die  gewöhnlichen  Straf- 
autzungen  <<  ,  insonderheit  der  ConfiscationsErtrag  ^),  bei  Defraudation  der 
Staatsauflagen  oder  bei  peinlichen  Verbrechen  (verwirktes  Gut),  und  die- 
m  Guter,  welche  aufser  jenen,  vermöge  der  Gesetze,  dem  Fiscus  heim- 
fallen,  sowohl  ledige,  insbesondere  erblose  c)?  vermöge  des  fiscalischen  Oc- 
cupation-  oder  Heimfallrechtes  (droit  d'epave),  als  auch  andere,  z.  B.  Ba- 
ri bc.  Schätze«*),  der  Ertrag  des  Heimfallrechtes  im  engern  Sinne) 
(jus  albinagii,  droit  d'aubaine),  des  Wildfangrechtes/),  des  Abzug-  oder 
Abschofs-  und  Nachsteuerrechtes  des  Hagestolzenrechtes  des  Yor- 
baufrechtes  bei  der  Ausbeute  der  Bergwerke  (<§.  449)?  schiffbrüchige  Gü- 
ter (bona  naufragorum)  vermöge  des  Strandrechtes  (§.  458),  die  Gerade  bei 
ermangelnder  GeradeErbin  »)i  oder  wegen  Retorsion  *)„  u»  a.  d.,  so  fern 
diese  Rechte  noch  üblich  sind. 

a)  Mo  skr  a.  a.  O.  11 5.  120. 

6)  Jabgow  a.  a.  0.  553.  Chr.  Schlözer  diss.  de  bonorum  confiscatione.  Gött.  1796. 
Hein,  bater.  Edict  über  die  Confiscationen ,  v.  1808,  in  d.  Regier.  Blatt  1808, 
§t  5K  —  In  verschiedenen  Staaten  sind  die  Confiscationen  des  ganzen  Vermö- 
gens abgeschafft,  z.  B.  in  den  Verfafs.  Urkunden  von  Baiern,  1818,  VIII.  6. 
von  Wirtemberg,  1819,  §.  9;  von  dem  Königreich  Sachsen,  i83i,  §.  53;  von  Kur- 
hassen  1 83 1 ,  §.  128;  von  HohcnzollernSigrnaringen,  i833,  §.  27;  von  GH.  Hessen, 
18*0  Art.  100;  von  Baden,  1818,  §.  16.  und  durch  e.  Gesetz  v.  5.  Oct.  1820. 
Vergl.  die  Verhandlungen  der  ersten  Standeversamml.  des  GH.  Baden,  Heft  5 
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(1820),  S.  707  ff.  u.  754.  Auch  in  Bremen,  durch  e.  Rath-  und  Bürgerschiufa 
v.  i3.  Oct.  18/0;  in  d.  Samml.  der  Verordnungen  des  Senats  der  freien  Hanse* 
Stadt  Bremen  v.  1820,  S.  93. 

c)  Pütter's  Lit.,  III.  617.  Klüber's  Lit.  §.  1076.  Jakgow  a.  a.  Q.  52 1.  —  Von 
rebus  nullius,  bonäs  vacantibus  u.  Adespoten,  oben  §.  337  ^  ~7  Lediges ,  ver- 
lassenes und  verwirktes  Gut,  eignet  sich  der  Fiscus  ausschliefsend  zu»  Oben 
§.  338.  Glücks  Erläuter.  der  Pandecten,  II.  §.  169.  Dainz  Handb>  des  t*  Pri- 
vatr.,  II.  §.  182.    Es  heifst  daher  Fiscus  gut  in  dem  eigentlichen  Sinn. 

d)  Oben  §.  337,  Note  a. 

e )  So  heifst  das  Recht,  nach  welchem  der  ganze  inlandische  Nachlafs  der  im  Lande 
verstorbenen  Fremden,  dem  StaatsFiscus  heimfallt,  mit  Auschlufs  aller  Testa- 
ment- und  Vertragerben,  und  der  auswärtigen  (niciit  der  inländischen)  Intestat- 
Erben.  —  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  III.  610.  Klüber's  Lit.,  §„  i369»  —  Behivier 
nov.  jus  controv.,  I.  obs.  bi.  Selchow  elem.  juris  germ.,  §.  222.  Runde's  t. 
Privatr.,  §.  020.  —  Durch  Verträge  haben  die  meisten  Staaten  dieses  Recht 
gegenseitig  aufgehoben.  Rlüber,  droit  des  gens  moderne  de  1'Europe,  §.  82. 
Weisse's  Ii.  sachs.  Staatsr.,  Bd.  II.  §.  338. 

f)  Püttee's  Lit.,  III.  617.    Westphal's  Staatsr.  444- 

ff)  Pütter's  Lit.,  III.  648.  Klüber's  Lit.,  §.  1370.  HaueoLd's  k.  sächs.  Privatr. 
§.  219—227.  Weisse  a.  a.  O.  Bd.  II,  §.  223.  —  Die  verschiedenen^  Meinungen 
von  dein  Rechtsgrunde  der  Nachsteuer,  s.  in  L.  Hooielstoss  Entwickeln  des 
Begriffs  der  Regalität  etc.  (Landsh.  1804),  S.  01  ff.  u.  87.  —  Von  der  Frei- 
zügigkeit unter  den  t.  Bundesstaaten,  oben  §.  229.  — '  Von  Verträgen  teutscher 
Bundesstaaten  mit  bundesfreien  europäischen,  über  Freizügigkeit,  s.  Klübeh, 
droit  des  gens  §.  83. 

/t)  Pütter's  Lit.,  III.  617.    Klüber's  Lit.,  §.  1377.  Behmer  I  c.  Selchow  1.  c.  §.  4*o. 
t)  G.  Barth's  Bericht  von  der  Gerade,  S.  4°-    J-  F.  Rivinus  diss.  de  successione 
fisci  in  Geradam.    Lips.  1775. 

Eisenhart's  Sprichwörter,  208.  C.  T.  Gründler  diss.  de  retorsione,  speciatim 
quoad  geradam.    Viteb.  i8o5.  4« 

§.  477.  (,m) 

Fortsetzung* 

II)  Ein  Rott-,  Neu-,  Neiibruch-  oder  NovalZehn  treckt  «),  in  Be- 
zirken, wo  der  Fiscus  nicht  UniversalZehntberechtigter  ist,  und  ein  Suc- 
cessions  Recht,  bei  Privatlehen,  oder  bei  inländischen  Activlehen  aus- 
wärtiger Staaten,  in  das  nutzbare  Eigenthum,  namentlich  der  Erb- 
leben, bei  dem  Mangel  lehnfähiger  SuccessionsBerechtigten  />),  oder  in  das 
allodiale  Obereigenthnm,  in  dem  Fall  einer  Erlöschung  der  lehn- 
herrlichen Familie  <0,  gebührt  dem  StaatsFiscus,  in  der  Regel,  nicht. 
III)  Vorrechte,  welche  der  Fiscus  anspricht,  müssen  gesetzlich  bestimmt, 
seyn  (§.  476).  IV)  Hat  der  StaatsFiscus  zu  E  victionsLeistung  oder 
Entschädigung  allgemein  genug  sich  verpflichtet,  oder  verpflichtet  ihn  die 
Natur  des  Rechtsgeschäftes  zur  Gewährleistung  oder  Entschädigung,  so  liegt 
ihm  solche  auch  dann  ob,  wenn  der  Gegenstand  durch  Maasnehmungen 
oder  Verfügungen  zurückgenommen,  aufgehoben  oder  verändert  worden  ist, 
wozu  die  Staatsgewalt  durch  das  Staatsinteresse  oder  durch  die  Macht  der 
Umstände  sich  veranlafst  gesehen  hat.    War  dieselbe  nicht  schuldig,  hie  von 

Klüber's  öffeötl.  «echt,  4.  Aufl.  45 
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irch  lisoalischc  Verpflichtungen  jener  Art  sich  abhalten  zu  lassen,  so  konnte 
i<  ,         ii.  inclem  sie  durch  eigene  Handlungen  die  Entwnhrung  reran- 
ihren  Fiscus  mn  der  Schuldigkeil  nichl  entbinden,  Verpflichtungen 
en,  ilit  ünii  privatrechtlich  obliegen.    Ausserdem  würde  sie  selbst 
lerbende  1  ►  t •  i j » i t •  l  einer  Abweichung  von  Rechtsbestimmungen  ge- 
durch  welche  die  Privatrechte  vor  willhührlichen  Eingriffen  gesichert, 
und  Glaube  im  Verkehr  gehandhabt  und  gefordert  werden  rf). 

raa*a  I  ii..  III.  618.    Klübeb's  Lit.,  §.  1879,    Schnaubrrt's  Erläut.  des  Lclmr., 
S.  i65.    i  SToa'a  bürgerl.  Rechtsgel.,  I.  s\  483.    Böhmer,  L  E.  P.  Mb.  3.  tit.  3o. 

Mj.  J,  J,  Reinhard  de  füre  forestali  Germanor.  Sect.  II.  §.  10.  G.  M. 
VYersii  diss.  de  deeimis  novalibus.  Bamb.  1793.  —  Anders,  Pütter  instit.  juris 
ibl. ,  ;.  \j5,  Hu.rn  s  de  superioritate  territ, ,  §.  5o.  Fischer's  Kamerai-  und 
1  ieh\,  IL  35g  ff.  Pfkffihgnh  Vitriar.  illustr.,  lib.  3.  tit.  18.  §.  75.  —  In 
dem  im  §,  ausgedrückten  Fall,  kann  dieses  Recht  auch  Standesherren  und  An- 
dern Kustehen.  Rhein,  Bund,  X.  48.  MI.  335.  XIII.  72.  XIV.  23o. 
,1  ( ..  I  .  Di  im  in  «liss.  <!(>  exclusione  fisci  a  successione  in  feuda  mere  hereditaria. 
K\t.  i?4>«  111  Jejsichbh's  iIics.  juris  feud. ,  T.  II.  n.  34»  Möller,  usus  pract. 
dislinct.  feud  .  cap.  16.  dist.  (). 

c)  Förstxh  ron  d.  Lelms  tarn  m ,   Cap.  8,  §.  3.    Klüber's  kl.  jur.  Bibl.,  XIII.  i3. 

Inders,  Stryh  de  success.  ab  intest  ,  Diss.  V.  c.  2.  §.  7.  Möller  l.  c.  cap 
i(>.  dist.  ().    Böhmer  princ.  juris  feud.,  §.  371. 

d)  Vergl.  das  ungedruckte  ürtheil  des  berliner  Rensions-  u.  CassalionsHofs  für  die 
preussisch -rheinischen  Provinzen,  in  S.  der  Stadl  Ronsdorf  wider  das  essen- 
vrerdensche  Bergami  u.  die  Regierung  zu  Düsseldorf,  v.  .  .  1823. 

§.   4711.  (392.) 

Verwendung  der  FiscalGefälle,    FiscalBeamte.    Verfahrungsweise  in 
fiscalischen  Sachen.    Verleihung  dei  FiscalGerechtigkeit. 

\j  Die  Verwendung  der  FiscalGefälle,  als  eines  Theils  des  Staats- 
mmens,  mufs  zu  dem  Vortheil  der  Staatsbedürfnisse  geschehen«). 
Q  )  Zo  Wahrung  und  Verfolgung  der  FiscalRechte,  zu  Verwaltung  der 
FiscalEinhünfte,  werden  fiscalische  Staatsbeamte  angestellt,  Fiscale, 
Staats-  oder  FiscalAnwälte,  KammerProcuratoren ,  Provisoren  oder  Rent- 
beamte  des  Fiscus  u.  d.  Mehrere  dieser  Beamten  bilden  zuweilen  ein 
Collegiam,  oder  eine  Abtheilung  eines  StaatsCollegiums,  z.  ß.  eine  Fiscal- 
Section  oder  Deputation.  III)  Den  Gerichten  ist  zuw  eilen  eine  eigene  Ver- 
fahrungsweise, in  fiscalischen  Sachen,  gesetzlich  vorgeschrieben  r). 
IV)  Mit  eigener  Gerichtbarkeit  versebenen  Unterobrigkeiten,  nachge- 
bohrnen  paragirten  Herren  aus  regierenden  Häusern,  Standesherren,  Grund- 
h  n  eu.  städtischen  Magistraten,  u,  d.,  ist  oft  eine  unvollständige  und  ein- 
te  B'iscalGerechtigkeit  überlassen  <9,  deren  Umfang  in  jedem  Fall 
:  »onders  auszumitteln  ist.  Aehnlicbe  Verleihung  ist  zuweilen  manchen 
oicht-fiscalischen  Staatscassen  eribeilt ,  z.  B.  der  Staatsbank,  der  Gene- 
ralLotterieca  ,  e  ?)  ,  11  d 
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a)  Mo  skr  a.  a.  O.  119. 

b)  Kurze  Geschichte  der  Fiscäle;  in  d.  Rhein.  Bund  ,  LVI.  279. 

c)  F.  M.  Bachhams  de  judice  causarum  fiscalium.  Erf.  1788.  Klüber's  kl.  jur. 
Bibl.  XVIII.  146.  Preufs.  allgem.  Gerichtsordn. ,  I.  35.  Preufs.  Verordn.  v. 
26.  Dec.  1810,  §.  43,  in  der  preufs.  Gesetzsammlung,  1810,  S.  284. 

d)  Vergl.  §.  102.  Pütter's  Lit.,  III.  346.  Klübeb's  Lit.,  §.  ii2Ö.  Leyser,  Spec.  558. 
Stryr  U.  M.  tit.  de  jure  fisci,  §.  4.  Wehner  obs.  pract.  v.  Vogtey;  v.  Cramer's 
wetzl.  Nebenst.,  CIV.  410.  Haubold's  Ii.  sächs.  Privatr. ,  §.  164.  Hertel  über 
das  stände sherrliche  Fiscusrecht ;  in  dem  Archiv  für  die  civilistische  Praxis, 
Bd.  VII,  Heft  2  (Heidelb.  1824),  Num.  14,  S.  242—265,  welcher  den  t  Standes- 
herren im  Allgemeinen  das  Fiscusrecht  abspricht.  Dagegen  vindicirt  ihnen  das- 
selbe, durch  Interpretation  des  Art.  14  der  Bundesacte,  W.  Emmerich,  die  An- 
sprüche der  teutschen  Standesherren  auf  die  Jura  fisci  des  röm.  Rechts  (Hanau 
i834.  8. ),  S.  3  ff.  u.  11.  —  Die  blofse  Bewidmung  mit  dem  lübischen  Recht, 
schliefst  eine  solche  Verleihung  nicht  in  sich.  H.  L.  Böhmer  elect.  juris  civ., 
T.  n.  n.  10. 

e)  Preuss.  allgem.  Gerichtsordn.,  T.  I,  Tit.  5o,  §.  401.  Preufs.  LotterieEdict  v, 
20.  Juni.  1794.    WracKLER  diss.  cit.  c.  IV. 
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§•  479.  (393., 

Bestandtheile  der  Domänen. 

Der  Begriff  und  die  Eigenthumverhältnisse  der  Domänen 
oder  Kammergüter,  eines  Bestandtheils  des  Staatsvermögens,  und  einer  wich- 
tigen Quelle  des  Staatseinkommens,  sind  oben  (§.  332  u.  f.)  angegeben  «). 
Die  Domänen  können  bestehen  bj  aus  Herrschaften,  Aemtern,  Städten, 
Flechen,  Dörfern,  Weilern,  Landgütern,  Vorwerken,  Bauerhöfen,  Mühlen, 
Gebäuden,  Fabriken,  Waldungen  oder  Forsten,  Gärten,  Aeckern ,  Wein- 
bergen, Wiesen,  Weiden  oder  Triften,  Quellen,  Flüssen ,  Bächen,  Seen, 
Fischteichen,  Hütten-,  Hammer-,  Berg-  und  Salz  werken,  Stein-  und  Marmor- 
brüchen u.  d.,  auch  aus  Grumlgerechtigkeiten,  Zehnten,  Gutpachten,  Ren- 
ten,  Gülten,  Grund-  oder  Bodenzinsen,  Frontdiensten ,  Jagdnutzungen, 
Fischereigerechtsamen,  u,  d. 

a)  Ehemaliger  Mifsbrauch  des  altern  französischen,  und  des  römischen  Domanial- 
Rerhtes.  Ftschf.r's  Kamerai  -  u.  Polizeifechte,  II.  481  ff.  J.  C.  Desto uches 
BeurthelT.  v.  d.  Domä'nenrechlc  ( München  1768.  8.),  S.  8.  -  Rfn.  Choppih 
de  domanio  Franciac,  in  Frttsit  jure  domaniali,  p.  i — 416.  Jeab  Baouet 
des  droit,  du  domaine  de  la  couroiinö  de  France.  Paris  1621,  u.  in  dessen 
Oeuvres,  T.  I  et  II.  Li  I'imh  de  Ii  FtÄWCtft:  memoircs  sur  les  matieres 
domaniales,  ou  traitc  du  domaine.  T.  I  — III.  Paris  1767.  .j.  Encyclopedie, 
par  Diderot  et  d'Ai.KMiu  irr ,  v.  Domaine,  Encyelopedie  metbodique;  Finances« 
T.  I.  (Paris  17H/,.  4.),  p.  537—69/2. 

6)  Vergl.  ein  Verfccichnifs  v.  MechlenburgSchwcrin ,  i.i  BÜSching's  Magazin  III.  71, 

45  * 
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§«  480.  (394); 
Erwerb.     Ertrag  U.  )  vr  ivvndunq.  Verwaltung. 

Ii  Dii  Erwerb  der  Domänen,  ist  theils  ursprünglich ,  theils  deriva- 
tiv, durch  verschiedene  Re<  btstitel ,  auch  HeirafalJ  und  Confiscation  «). 
M'  Der  Ertrag  derselben  ist  Staatseinkommen,  und  bestimmt)  nicht  blofs 
11  dem  persönlichen  Aufwand  des  Regenten  und  zu  dem  Unterhall  seiner 
Familie  6),  sondern  vorzüglich  auch  zu  dem  Staatsaufwand  (§.  332). 
Ii!»  Die  \  erwaltung  der  Domänen,  und  der  lucrativen  oder  so  genann- 
nerRegalien,  wenigstens  die  Aufsicht  über  diese  Verwaltung,  ist 
eigenen  Collegien  übertragen,  Kammern,  Rent-  oder  DomänenKammern. 

•]  Brat  n  b  .  Tb.  D.  Bea*.  i. 

I)  Beispiele  ^«n  S.  WeimarEisenach  und  Nassau,  ohen  §.  333,  d. 

r)  IWosxb       d.  Landesbob.  in  Criminalsacben ,  5/j.   Ebe.ndr.rs.  v.  d.  Landeshoh.  in 

Regierungssachen,  65.  J.  L.  F.  v.  Liebensiein  von  Kammer-  u.  JustizCollegien. 

I  iil».  1770.  4<         \      dem  Alter  der  KammerCollegien ,  Spittler's  Geschichte 

9 .  Hannover,  t  »70.    Klübbb's  kl.  jur.  Bibliothek,  I.  370. 


§♦    48  !♦  (395.) 
Benutzungsart.  Steuerfreiheit. 

I  Die  Benutzung  der  Domänen  «)  geschieht  theils  durch  eigene 
Ben  in  hschaftung  oder  Selbstverwaltung  £),  theils  durch  Z  eitpa  c  ht  c), 
>  bei  ich,  da  beides  eigenthümliche  Gebrechen  hat,  durch  Zerschlagung 
und  Veraufserung  zu  Erb/ ins  oder  Erbpacht.  Die  letzte  Art  ist  bei 
Landgütern  nieist  vorzuziehen  mit  Ausnahme  der  Forsten  <?)  bis  zu  ei- 
nem gewi  sen  Quantum.  11)  Nicht  in  allen  teutschen  Bundesstaaten,  sind 
die  Domänen  steuerfrei  (§.  4°7)- 

a  Ii.  I).  Qülliiabw's  Geschichte  der  DomänenBenutzung  in  Teutschland.  Preis- 
Bcbrift  i  rankf.  a.  d.  O.  1Ö0-.  8.  G.  F.  W.  Frensdorf  über  Benutzung  u. 
\  erpachtung  der  DomänenGüter.  Gicssen  i8i5.  8.  Fischer's  Kamerai-  u. 
Polizeir. ,  iL  [97«  Wehhert's  vermischte  Abhandlungen,  Bd.  I  (Berl.  1814.  8.), 
Num.  D.  f.  M.  v.  Liechtenstern  über  Domänenwesen  u.  dessen  vorteilhafteste 
Benutzung  durch  eigene  Verwaltung.  Berlin  1826.  8. 

b)  Frensdorf  a.  a.  O.  §.  4  —  29- 

(.)  Inde  n  man  sie  /..  B.  in  kleinere  Güter  verwandelt.  Verwandlung  der  Domänen 
in  Bauergüter.  Strasburg  1767.  Pfeiffer's  Finanzwissensch.,  Hauptst.  EI.  S.  69. 
73.  v.  Justins  Staatswirthschaft,  II.  124.  Frensdorf  a.  a.  O.,  §.  02 — 153.  Jurist, 
okon.  Grui  dsätze  v  on  der  Generalverpachtung  der  Domänen  in  d.  preufs.  Staaten. 
Berl.  1780.  —  Bei  Zehnten  ist  der  Zeitpacht  am  gewöhnlichsten.  —  Von  der 
Halbpacht  (cbampart),  s.  Frensdorf  a.  a.  O.,  §.  53  f. 

tze  der  rationellen  Landwirthschaft ,  Bd.  I.    Frensdorf  a.  a.  O. 
,.    3.  P.  Fbahk's  System  der  landwirthschaft].  Polizei,  Th.  U,  S.  227. 
»48-  SochOw's  Kameralwissenscbaft,  S.  269.    G.  Sartorius  Handbuch  der 

Staatswirtbschaft,  §.  101.  Geschichte  von  der  verbesserten  Einrichtung  der 
Domänen  im  Preussischen,  S.  26  fl'.   J.  J.  Cella.  von  Zerschlagung  der  Domänen 
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und  Bauergiiter.  Amb.  1783.  K.  G.  Fürstenau  Zweifel  dagegen,  in  d.  hessischen 
Beitr.,  1786,  St.  7.  —  Tertialisten  oder  Drittelgüter  in  Vorpommern.  Engelbrecht, 
obs.  17.  Greifswald.  Wochenbl.  1743,  S.  299.  3o8.  3i7-  3ai.  36s.  372.  377.  Chr. 
Nie.  Schlichtkrull  diss.  de  praediis  tertialibus ;  cum  progr.  de  obligatione  ter- 
tialistarum  ad  solvendum  debita  ab  ipsis  contracta.  Gryph.  1777. 
*)  In  Frankreich  wurden  diese  sorgfaltig  aufbewahrt,  bei  Veräusserung  der  National- 
Domänen. 

§.  482.  (396.) 
Rechtsverhältniss  der  DomänenVerwaltung, 

I)  Die  landesherrliche  Domänenverwaltung  wird,  in  ihren  streitigen 
Reehtsachen ,  in  der  Regel,  nach  dem  gemeinen  Privatrecht  de^ 
Staates  beurtheilt  «).  Daher  kann  II)  nicht  nur  das  Possessorium  sum- 
mariissimum,  selbst  von  Unterthanen,  gegen  dieselbe  mit  Erfolg  gebraucht 
werden  (§.  35r») ,  sondern  es  findet  auch  III)  nach  Grundsätzen  des  gemei- 
nen Rechtes,  vierzigjährige  Verjährung  gegen  dieselbe  Statt,  so  fern  die 
Veräusserung  und  der  Erwerb  der  Kammergüter  nicht  gesetzlich  verboten 
ist  £).  IV)  Auch  ist  dieselbe  nicht  befugt,  wegen  ihrer  verjährbaren  Rechte 
und  Güter,  von  dem  Besitzer  derselben  die  Anzeige  seines  Rechts- 
titels zu  begehren  (§.  356).  V)  Der  E  victionsLeistung,  nach  den 
Vorschriften  des  Privatrechtes ,  hann  auch  die  DomänenVerwaitung  sich 
nicht  entziehen  (§.  477)- 

d)  Aug.  a.  Leyseri  meditationes  de  assentationibus  ICtorum  et  doctrina  de  domaniis 
(Viteb.  1712.  edit.  2.  Heimst.  1726.  edit.  3  cura  H.  G.  Frakcre,  ibid.  1741-  4«)« 
cap.  3.  Sect.  2.  §.  10.  p.  107.  Preuss.  allgem.  Landr. ,  Th.  II,  Tit.  14,  §.  76. 
Vergl.  oben  §.  474* 

b)  Leyser  1.  c.  c.  3.  Sect.  2.  23.  p.  96.  sq.  et  100.  —  ImmemorialPraescription 
fordert,  Andr.  Ocrel  de  praescriptione  immemoriale  t  c.  3.  th.  a3.  —  VergL 
oben,  §.  356  u.  4?5- 


XIII.     C  A  P  I  T  E  L. 

PrivilegienRegal, 


§♦   483*  (397.) 
Begriff  und  Arien  der  Privilegien.  Dispensationen. 

I)  Aus  dem  allgemeinen  Hoheitrecht  der  Gesetzgebung,  fliefst  dasPri- 
v  il  e  gie  n Regal  «)>  dte  Befugnifs  des  Gesetzgebers,  dem  Staatszweck  ge- 
mäfs,  Ausnahmen  von  allgemeinen  Rechten  zu  verfügen,  theils  für  einzelne 
Personen  (physische  oder  moralische),  oder  Sachen,  theils  für  gewisse  Cla*- 
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ll.  FheiL  C»p. 


len  derselben  ' II)  Luden  letzten  Fallj  heifsen  siebesondere  Hechte 
itngularia,  beneiioia  legis),  aneigentliche  Privilegien.  In  dem  ersten 
I ■'.,!!,  heifsen  sie  Privilegien  in  dem  eigentlichen  Sinn,  wenn  sie  lür  alle 
oder  mehrere  gleichartige  Fälle,  hingegen  Dispensationen  oder  Frei- 
sprechungen \  un  einem  einzelnen  Gesetz,  wenn  sie  für  einen  einzelnen 
Fall  ertheill  werden  0-  Man  unterscheidet  persönliche  und  ding- 
liche,  affirmative  und  negative,  auch  ausschliefsende  und  cu- 
mulative  Privilegien  (/).  IN)  Nicht  selten  sind  Privilegien  und  Dispen- 
sationen, eine  Quelle  von  Staatseinkommen  c)- 

•■'  I  Pi  rnii  s  Lit.,  III  3ia.  KlÜber's  Lit.,  §.  io<)3  IV.  Moser  von  der  Landesh.  in 
Gnadensachen,  38.   Jabgow  von  den  Regalien,  i85  ff. 

b)  Vergl.  Hahtlbbes  medit.  ad  Pandect.,  Spec.  XII.  m.  1.  Gottl.  Hueflahd 
praecognita  juris  Pandectar.  hod.  (Jen.  1795.  8.),  §.  28  et  83.  C.  D.  Erhard's 
Critik  des  allgem.  Gesetzbuchs  für  die  preufs.  Staaten,  I.  184.  —  Auch  durch 
tktlschu  g  nd  Verleihung  (sprechende  Handinngen)  des  Regenten,  kann  ein 
Privilegium  erworben  werden,  z,  B.  durch  öffentliche,  unvordenkliche  Zeit 
hindurch  Statt  gehabte  Ausübung  eines  Rechtes,  das  nur  durch  Privilegium 
kann  erworben  werden.  Lbtsbb  1.  e. ,  Spec.  441.  med.  7.  Rkinharth  ad 
Christonaei  observ. ,  IV.  5o.  Anders  Sam.  Stryk  in  usu  moderno  Pandectar., 
Iii).  \U\  .  til.  3.  §,  /,. 

<)  Vergl.  §,  378.  Püxteb's  Iät.,  III.  3i2.  IUüber's  Lit.,  §.  1092.  J.  H.  Böhmer 
diss<  de  sublimi  prineipum  evangelicorum  dispensandi  jure  in  causis  et  negotiis 
tarn  Baerls  quam  profanis.  Hai.  1722.  Jargovv  a.a.O.  206.  Rössig's  Politik,  196. 
)  \  on  der  Eintheilung  der  Privilegien  in  conventionelle  und  gratiose,  in  gü?istige 
und  (  !  )  odiose,  Gellids,  N.  A.  X.  20.  L.  C.  de  Wölcrer  de  privilegiis  odiosis. 
Mi.  1718.  G.  R.  Bechahb  de  aequitate  privilegii  odiosi,  et  potestate  imperantis 
circa  illud.  Goett.  1760.  —  Daner  der  Privilegien.  Glück's  Erlaub  der  Pandecten, 
I.  §.  100.  S.  566.  VIoseb  a.  a.  O.,  4°-  J.  G.  F.  Wasühuth  diss.  de  privilegiorum 
natura  generatim,  et  in  specie  de  modis  quibus  finiuntur  vel  arnittuntur  (Goett. 

I787,   4.),    §.    2<).  Sf[. 

|  Der  Ausspruch  der  triden tinischen  Kirchenversammlung  «raro  et  gratis»,  sollte 
auch  bei  weltlichen  Dispensationen  gellen. 

§.   484.  (398.) 
Güllüjkcit  und  Wirksamkeit  der  Privilegien, 

lj  Die  Rechtmäsigkeit  eines  Privilegiums  hängt  ab,  von  der  Be- 
fugniss  des  Erfweilers,  von  der  Erwerbfähigkeit  des  Privilegirten,  von  ge- 
fahrdeloser  Erlangung  desselben  «).    II)  Die  heutige  Gültigkeit  älterer 
Privilegien  wird  beurtheilt,  in  der  Regel,  nach  den,  der  Ertheüung  gleich- 
en staatsrechtlichen  Grundsätzen  £).    III)  Die  Wirksamkeit  der  Privi- 
11  schränkl  sich  ein,  auf  das  Staatsgebiet  des  Ertheilers  c\  wo  auch 
Ausländer  solche  anerkennen  müssen  d)  und  in  der  Regel  auf  die  Folge- 
zeil (Zukunft)«    IV)  Ein  Privilegium  enthält  zugleich   eine  Handlungs- 
tform  für  aridere  Unterthanen  e),    wefshalb  verhältnifsmäsige  Bekannt- 
tnachung  desselben  nöthig  oder   nützlich  seyn  kann.    V)  Unwirksam  ist 
.  _      das  wohlerworbene  Recht  eines  Dritten/);   überhaupt,  so  oft  es 
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die  Staatspflicht  der  Nichtprivüegirten  überschreitet.     Daher  kann,  vor  Er- 

theilung  mancher  Privilegien,  Vernehmung  der  Interessenten   rathsam  seyn. 

a)  Von  dem  wtio  sub  -  et  obreptionis.  Böhmer  jur.  eccles.  protestant.,  T.  I.  lib.  .1. 
tit.  3.  §.  9.  sq.  C.  O.  Grabe  pr.  de  exceptionibus  sub-  et  obreptionis  earumque 
probatione.  Rint.  1788.    Klüber's  kl.  jur.  Bibl.,  XIV.  249. 

h)  Pütter's  Lit.,  III.  3i5.  Klüber's  Lit.,  §.  1095  G.E. Kobe  diss.  de  effectu  hodierno 
privilegiorum  aevi  antiquioris.  Alt.  1760.  4«  Pütter1s  Rechtsf. ,  Bd.  II,  Th.  3, 
S.  8o3.  Moser  von  kaiserl,  Regierungsrechten,  524.  —  Von  der  Verbindlichkeit 
der  von  Regierungsvorfahren  ertheilten  Privilegien,  oben  §.  232.  Overbecks 
Meditationen,  Bd.  VII.  Med.  366.  Moser  von  d.  Reichsstände  Landen,  nöi. 
n58.    Wasmuth  l.  c.  §.  29.  sq. 

c)  Mit  fiscalischer  Strafe  liann  daher  nur  wider  den  verfahren  werden,  welcher 
in  dem  Staatsbezirk  des  Ertheilers  dem  Privilegium  zuwider  handelt.  Selchow 
eiern,  juris  publ.  germ.,  366.  —  Wirkung  der  VolljährigkeitErklärung, 
ausserhalb  Landes.  Pufeindorf  aniinadversion.  juris,  T.  I.  p.  187.  sq.  — 
Wirkung  der  an  Ausländer  ertheilten  Privilegien.  Moser's  naehbarl.  Staatsr., 
671.    Wasmuth  1.  c.  §.  9. 

d)  Pütter's  Beiträge,  I.  229. 

e)  L.  C  Schröder  elem.  juris  nat. ,  soc.  et  gent.,  §.  878. 

/)  Mevils,  P.  VI.  dec.  240.  n.  2.  Wasmuth  1.  c.  §.  18.  sq.  Jargow  a.  a.  O.  209. 
Von  Moratorien,  \.  486.  —  Ein  Privilegium  derselben  Art  kann  nicht  blofs 
Einem,  es  kann  auch  Mehreren  verliehen  werden,  wenn  nicht  seine  Natur  oder 
die  Verleihung  demselben  die  Eigenschaft  eines  ausschliefscnden  (privil.  exclusivum) 
beilegt.  Hartleben  1.  c.  Spec.  XII.  med.  4-  Leyser,  Spec.  10.  m.  4.  Wasmuth 
1.  c.  §.  10. 

VerlragEigenschaft ,  Widerruf,  Minderung,  Veränderung,  Auslegung 
der  Privilegien.    Landständische  Coneurrenz.  Priviicfjienlieehl 
landsässiger  Obrigkeiten. 

I)  Privilegien,  in  dem  eigentlichen  Sinn,  auch  Dispensationen  ,  haben 
die  Kraft  eines  Vertrags  zwischen  dem  Ertheiler  und  dem  Privilegirten; 
gleichviel,  ob  sie  auf  Widerruf  (auf  Wohlgefallen,  precario,  ad  bene  pla- 
citum),  oder  für  immer,  unentgeldlich  oder  gegen  Vergeltung  (privil.  gra- 
tuita  vel  onerosa),  ertbeilt  sind  «).  II)  Daher  darf,  in  der  Regel,  Wider- 
ruf ,  Minderung  c)  ,  Veränderung**),  authentische  Ausle- 
gung p)i  einseitig  nicht  geschehen.  III)  In  der  Regel,  sind  die  Privilegien 
einschränkend  zu  erklären,  können  nicht  vermuthet,  und  nicht  ad  exem- 
plum  gezogen,  auch  kann,  in  der  Regel,  kein  Privilegirter  zu  deren  Aus- 
übung genöthigt  werden/).  Landstä ndische  Goncurrenz,  kann  bei 
Ertheilung  solcher  Privilegien  nothig  seyn,  welche  in  Hoheitrechte  ein- 
schlagen, bei  deren  Ausübung  landständische  Mitwirkung  durch  die  Staats- 
verfassung begründet  ist  ff).  IV)  Bei  Standesherren,  Grundherren 
und  städtischen  Magistraten,  wird  das  Recht,  Privilegien,  auch  ge- 
ringere zu  erlheilen,  nicht  vermuthet,  sondern  es  ist,  für  jede  Art  von 
Privilegien,  zu  erweisen.  Zuweilen  ist.  ihnen  ein  eingeschränktes  Verleih- 
ungsrecht  (jus  privilegiorum  minus  vel  miniinum)  eingeräumt. 
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I  Güsdiir«  fua  n.it.  ei  gent,  cap,  MI.  §,  .,;>.  Einige  machen  einen  Unterschied 
■wischen  Prirflegiia  gratiosis  el  convtntionalibus,  J.  G.  Scha.um.burg  diss.  de  natura 
pmilegiorum,  tarn  gratiosorum  <|u<mi  conventionalium.  Jen.  a-36.  /,. 
M  ohss.  H.iltMises,  1.  III.  obs.  15—17.  Streben,  Th.  II ,  Bed.  80.  Mos™  vo» 
:.  Reichsstande  Landen,  n55.  Oyerbecr's  Meditationen,  Bd.  VII.  Med.  366. 
Gn.uui  de  |ui\il  .  \\  l9.  WaskUTB  1.  c.  §.  22.  sq.  Kuhn  diss.  de  privilegii 
conrentionalis  irrevocabilitate.  Heidelb.  1760,  i- —  Von  dem  Widerruf  ex  rationc 
s.ilujis  pubücae,  5,  Böhmxb  consult.  et  decis.,T.  I.  P.  2.  rcsp.  12.  Eine  eigene  Theorie 
btl  GÖBHBB  in  B.  teutsch,  Staatsr.,  §.  293.  —  Aufhebung  oder  Minderung,  ver- 
möge des  Sussersten  Rechtes;  verpflichtet  zu  verhältnifsmasiger  Entschädigung. 
HoMMEX,  d.s.  .,(>,,.  HXjbkblin's  Handb.  dos  t.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  228.  Schmalz 
natürl.  Staatsr.i  118.  120.  Das  preusstssche  allgem.  Landrecht,  Th.  I,  Einleitung, 
§,  -o  i!  -1  bestimmt,  dafs  durch  einen  lästigen  Vertrag  erworbene  Privilegien 
-in"-  buj  überwiegenden  Gründen  des  allgemeinen  Wohls,  und  nur  gegen  hin- 
ISnglielie  Entschädigung  de  Privilcgirten ,  aufgehoben  werden  dürfen;  die  Ent- 
schädigung Belbsl  aber,  könne  nicht  anders,  als  durch  Vertrag,  oder  rechtliches 
Erkenntnifa  festgesetzt  werden».  Man  s.  auch  ebendas.  Th.  II,  Tit.  14,  §.  4—6. 
Den  I  Broten  von  LöwensteinWertheim  u.  dein  Grafen  von  Ingelheim  ward  von 
Baiern  Entschädigung  zugesichert  für  die  ihnen  1818  entzogenen  Mainzölle.  — 
\  <>u  dem  Ende  der  Privilegien  überhaupt,  s.  Günther  princ.  juris  rom.  priv., 
T.  I.  §.  2J. 

r)  N<»n  der  clausula  minuendi.  Hoioifx  1.  c.  Strubel,  Th.  IV,  Bed.  21.  —  Ein- 
schränkung der  Privilegien  durch  Gesetze.    Strubejn,  Th.  III,  Bed.  139. 

<  1  J,  (.111.  Gadendam  diss.  de  legibus,  pradsertim  specialibus ,  seu  privilegiis, 
quatenus  mutari  aut  revocari  jure  possint.  Erl.  1743.  4« 

e)  Westphat.'s  Staatsr.,  168.    Wasmuth  1.  c.  §.  i3.    Vergl.  oben  §.  3o4,  d. 

/  )  Glvcb  a.  a.  0.,  I,  99,  S.  56o.  Authentische  Auslegung  hat  nur  subsidiarisch 
Statt,  und  jede  Auslrgung  mufs,  wenn  gleich  streng,  doch  so  beschaffen  seyn, 
dafs  der  Wille  des  Ertheilers  vollständig  in  Erfüllung  gehe.  C.  A.  Günther 
1.  c.  T.  I.  §.  24.  Pütter  pr.  de  jure  et  officio  judicis  circa  interpretationem 
prii ilegiorum.  Goett.  1758.  Ebendess.  Rechtsfälle,  Th.  I,  Bd.  2,  Resp.  25. 
Prcufs.  allgem.  Landr.,  Einleit.  §.  58  ff.  —  Von  Erlöschung  der  Privilegien 
durch  Nichtgebrauch.    Moser  a.  a.  O.    Wasotuth  1.  c.  §.  26. 

g)  Oben  §.  290.    Mosi;r.  a.  a.  O.  4°*    HÄberlijv  a.  a.  O.  23i. 


§.  486,  (4oo.) 

Verschiedene  Arten  der  Privilegien. 

Zu  den  Privilegien  gehören,  unter  andern:  Stadtrecht  «),  Schlofsrecht, 
M  1  ktrecht,  Handelsprh  ilegien  (§.  4*3),  insbesondere  Monopolen  und  Bücher- 
Privilegien,  aluidcrnisehe  Privilegien,  Moratorien  (doch  nur  Gnadenlndulte), 
Titel-,  Adels-  und  WappenErtheilung  (§.487,495  ff.),  Asylrecht  (§.  378), 
\  olljährigkeitErhiärung  c)  (venia  aetatis),  Legitimation  unehelicher  Kinder  d) 
Salvegarde  Bannrechte  oder  Zwanggerechtigheiten /) ,  u*  a.  111. ,  auch 
Verleihung  solcher  Rechte,  deren  Ausübung  der  Privatwillluihr  nicht  über- 
lassen zu  werden  pflegt  (§.  401  ff)» 

scAl  heifst   das  Pvecht   auf  (meist    zunftmäsige)  Betreibung  bürgerlicher 
Nahrung,  unter  einem  mit  unterobrigkeitlichem  Ansehen  bekleideten  Stadtrath, 
1   aus  dem  Mittel  der  Gemeinde  zu  erwählen  ist.    Pütter's  Lit.,  III.  590. 
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Klüber's  Lit.,  §.  i353.  Moser  von  Gnadensachen,  80.  Pfeffijnger,  III.  146.  168. 
sqq.  390.  Corn.  van  Bynrershoek  quaest.  juris  publ.  (Lugd.  1754),  p.  283. 
Strubels  Nebenst. ,  IV.  50.  100.  Runde's  teutsches  Privatr.,  §.  4'23.  Glück's 
Erlaut.  der  Pandecten,  Th.  I,  §.  88.  Preufs.  Städteordnung  v.  19.  Nov.  1808.  > — 
S.  den  Artikel  «Städte Ordnung»  in  d.  Conversations-Lexion  der  neuesten  Zeit  etc., 
Bd.  IV.  S.  5o8  ff. 

b)  Pütter's  Lit.,  III.  §.  i36o.  Klüber's  Lit.,  460.  Pütter's  Beitr.,  I.  224.  Pfeffinger 
Vitriar.  illustr.  T.  III.  p.  i38.  sqq.  Moser  von  kais.  Regier.Recliten  ,  358. 
Elender s.  von  Gnadensachen,  56.  Ebendess.  Rechtsmaterien,  VIII.  824.  Jargow 
a.  a.  O.  212  f.  v.  Roth's  Staatsr.  d.  R.  Lande,  II.  i36  ff.  C.  C.  Dabelow's 
Entwickl.  der  Lehre  vom  Concurse  der  Gläubiger  (Halle  1801.  4-)?  *5i.  173. 
001.  Gmelin's  u.  Elsässer's  gemeinnütz.  jur.  Beobacht. ,  Bd.  II,  Num.  12.  J.  H. 
Boehmer  diss.  de  litteris  respirationis ;  in  dessen  Exerc.  ad  Pandect. ,  IQ.  173. 
Archiv  für  civilistische  Praxis,  Bd.  XVI,  Heft  3  (Heidelb.  i833),  Num.  16.  — 
Die  Ertheilung  von  Moratorien,  im  Gnadenwege  (moratoria  ex  causa  graciae), 
ist  verboten,  in  der  Rönigl.  sächs.  Verfafs.Urk.  v.  i83i,  §.  54.  So  auch  durch 
Ministerialbeschlufs  v.  27.  Juni  j832,  im  badischen  Regier.Blatt  v.  20.  Aug.  i832. 

c)  Klüber's  Lit  ,  462.  Moser  a.  a.  O.  3o,  Ebendess.  persönl.  Staatsr.,  I.  588.  db 
Cramer  Opusc. ,  Vol.  II.  n.  28.    Pufendorf  animadvers. ,  I.  187. 

d)  Moser  von  Gnadensachen,  6  u.  11.    Klüber's  kl.  jur.  Bibl. ,  X.  189.  v 

e)  Ge  Engelbrecht  de  salva  guardia.  Jen.  1743.  (Mader's  reichsrittersch.  Magaz;., 
VIII.  666.)  Vattel,  droit  des  gens  ,  liv.  3,  ch.  9,  §.  171.  v.  Martens  Einl.  in 
d.  europ.  Völkerr. ,  §.  287. 

/)  Selchow  elem.  juris  germ.  priv. ,  §.  567.  sq.  Runde's  t.  Privatr.,  §.  278  ff. 
Danz  Handb.  des  t.  Privatr.,  II.  §.  277  ff.  Schröter's  verm.  Abhandl,  I. 
461.  —  Diese  Bannrechte  sind  an  sich  keine  Regalien.  Auch  nicht  Servitutes 
in  faciendo  consistcntes ,  wie  Selchow  a.  a.  O.  mit  Andern  behauptet.  Man 
s.  B.  W.  Pfeiffer's  verm.  Aufsätze,  S.  223  ff.  Auch  nicht  negative  Servituten, 
wie  Pfeiffer  a.  a.  O.  annimmt.  Sondern  durch  Vertrag  oder  Privilegium, 
oft  durch  unvordenkliche  Verjährung,  nach  Art  eines  Monopols,  erworbene 
IndustrieConcessionen ,  mithin  blofse  Privatrechte.  Vergl.  §.  377  u.  Carl 
Gebhardt  über  den  Unterschied  zwischen  Servituten  und  Zwang-  oder  Bann- 
gerechtigkeiten. Leipz.  i8o^.  8. 


XIV.    C  A  P  I  T  E  L. 

Aemter-,  Titel-,  Ehrenzeichen-,  Rang-  und 
S  t  a  n  d  e  s  e  r  h  ö  h  u  n  j»*  s  J\  e  e  h  t. 


§.  487.  (4oi.) 

Staatsämter.  V erschiedenheit  des  Staatsdienstes  und  der  Staatsdiener, 
Dienster trag.    Dienstehre.  Amteharakter, 

Ueberhaupt, 

I)  Staatsämter  ß),  fortwährende  Aufträge  zu  bestimmten  Staat  sge 
schäften,  statt  eines  Reihedienstes  aller  Staatsbürger,  sind,  in  nothwendiger 
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II.  rheil«  MV.  C«p.  Aemter-,  Titel-, 


Iniahl,  Bedlirfnifs  eines  Staates,  Ffir  Erreichung  seiner  Zwecke.  Daher 
das  Hoheitrecht  der  Staatsamter  (jus  munerum  publicorum).  Der 
ii  siilit  .in  der  Spitze  der  Staatsbeamten  Alle  sind  ihm,  als  dem 
obersten  Organ  des  Staates,  untergeordnet,  11)  Der  Staatsdienst,  we- 
sentlfch  linterschieden  von  «Irin  landesfürstlichen  Hof- und  GarderobeDienst  c"), 
theilt  rieh  in  Civil-  und  Militär-  oder  Kriegsdienst,  A)  Die  Civil- 
Staatsdiener  (funetionaires  publics)  sind  1)  theils  Staatsbeamte,  für 
intelluctuelle  Dienstleistung,  wozu  gebildeter  Verstand  und  ein  bestimmtes 
Iftas  ron  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  gehören;  2)  theils  Staatsdiener 
im  engern  Sinn,  zu  deren  Verrichtungen  (operae  illiberales)  nur  gemei- 
ner Verstand,  Dienstfertigkeil  und  Kö'rperkraft  gefordert  werden.  Die  er- 
sten sind  1)  entweder  Staatsbeamte  im  engern  Sinn,  die  mit  einem 
-t  >\i>sen  Grad  von  Selbstständigkeit  und  Freiheit  des  Urtheils  zu  arbeilen 
haben,  oder  bj  Subalterne,  die  in  ihren  Verrichtungen  einen  oder  meh- 
reren  Vorgesetzten,  zur  Unterstützung  Piir  amtliche  Zwecke,  fortwährend 
untergeordnet  sind.  Unbestimmt,  ohne  feste  Abgrenzung,  ist,  in  Ermange- 
lung einer  positiven  Grundlage,  die  Abtheilung  des  Staatsdienstes  in  höhern 
und  niedern,  und  der  Staatsdiener  in  höhere  und  niedere,  der  ersten 
und  zweiten  Classe.  Ehen  so  wenig  erschöpfend  ist  die  neuere  Abtheilung 
in  Justiz-  und  \  ei  waltungsbeamte.  Die  Staatsbeamten  im  engern  Sinn  sind 
weit  zum  gröTsten  Theil  Geschäftmänner  oder  Practiker,  bestimmt 
im  Anwendung  und  Ausführung  der  natürlichen  und  positiven  Justiz-  oder 
Verwaltungsvorschriften«  Ein  minderer  Theil  sind  blofs  Theoretiker, 
für  öffentliche  Lehrzwecke,  in  Absicht  auf  Verbreitung,  Entwickelung, 
Auffindung  \  on  Wahrheiten,  Kenntnissen  und  Fertigkeiten ,  die  wichtig 
sind  für  Staats/wecke.  Sie  sind  in  der  Regel  angestellt  bei  Öffentlichen 
Lehranstalten,  in  welcher  Hinsicht  jetzt  meist  auch  die  Geistlichen  oder 
Kirchenbeamten  zugleich  als  Staatsbeamte  berufen  und  verpflichtet  werden, 
—  Nach  der  Natur  ihrer  amtlichen  Zwecke,  unterscheiden  sich  die  prac- 
tischen  Staatsbeamten  in  Justizbeamte,  für  richterliche  Zwecke,  und 
Regierungs-,  Verwaltungs-  oder  Administrati vBeamte,  für 
Zwecke  der  Staatsverwaltung  im  engern  Sinn,  wohin  auch  die  Verwaltung 
des  Staatsi ermögens  und  die  Geschäfte  mit  auswärtigen  Staaten,  die  so  ge- 
mimten diplomatischen,  gehören,  Blofsen  Regierungsbeamten  ist  zuweilen 
die  Verwaltung  der  so  genannten  Administrativjustiz  übertragen  (§.366). — 
So  fern  Communal-,  Municipal-,  standesherrliche  (§.  3o6)  und 
grundherrliche   Beamte,  auch    manche  CorporationsBeamte 

/.  B.  der  Kirchengesellschaften,  Vorsteher  octroyrter  Handels-  und  Bank- 
gesellschaften) für  öffentliche  Zwecke,  entweder  unmittelbar  von  der  Staats- 
regierung,  oder  nur  unter  ihrer  Bestätigung  bestellt  werden,  gehören  auch 
ganz  oder  zum  Theii,  in  die  Classe  der  Staatsdiener,  dann  zuweilen 
mittelbare  benannt.  Selbst  die  gerichtlichen  A  nwälte  (Advocaten 
und  ProcuratoreiO  u,id  die  Notarien,  jetzt  überall  von  Staatswegen  be- 
stellt und  verpflichtet,  werden  in  manchen  Ländern  zu  den  Staatsdienern, 
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gerechnet.  B)  Die  M  i  1  i  t  a  r  Diener  sind  bestimmt  für  den  Dienst  der  be- 
waffneten Macht  (§♦  545).  Aus  der  Natur  ihrer  Bestimmung  ergeben  sich 
eigenthümliche  Dienst-  und  Verhalten  gsNormen  III)  Mehrere  Staats- 
beamte, für  Staatsgeschä'fte  bleibend  vereinigt,  bilden  ein  Landes-  oder 
StaatsCollegium  ,  eine  Staatsbehörde  oder  Landesstelle  (§.  343  u.  ff.). 
IY)  Mit  einem  Staatsamt  sind  verbunden:  i)  eine  bestimmte,  anständige 
und  verhältnifsmä'sige  Entschädigung  für  Leistung  der  Staatsdienste 
(Amteinnahme  oder  Dienstertrag  (§.  471),  insonderheit  Besoldung,  Salarium, 
und  Accidentien,  Emolumente);  2)  eine  Amt-  oder  Dienstehre  (Dig- 
nität.  Würde,  honos  cum  vi);  3)  ein  AmtChar akter  (Titel), 

a)  Schriften  von  Becmann,  Myler  u.a.,  s.  in  Pütter's  Lit.,  III.  §.  1096  ff.  u.  Klüber's 
Lit.,  295.  N.  T.  Gönner,  der  Staatsdienst.,  aus  dem  Gesichtpunet  des  Rechtes 
und  der  NationalOeconoinie  betrachtet,  nebst  der  HauptlandesPragmatik  über 
die  Dienstverhältnisse  der  Staatsdiener  in  dem  Königr.  Baiern.  Landsh.  1808.  8. 

b)  Dafs  der  Souverain  der  erste  Diener  des  Staates  sey,  erklärte  König  Friedrich  II., 
in  seinem  Anti- Macchiavel,  in  den  Oeuvres  de  Frederic  II,  publiees  du  vivant 
de  Pauteur,  T.  II,  p.  2.    Desgl.  in  seinen  Oeuvres  posthumes,  T.  VI,  p.  60. 

c)  Hofdiener  sind  Diener  des  Fürsten,  nicht  des  Staates.  Von  ihnen  §.  2Öi,  488,  494 
u.  49^.  —  Auch  die  Staatsdiener  erklärt  blofs  für  Diener  des  Fürsten ,  L.  v. 
Haller,  in  seiner  Restauration  der  Staatswissenschaft,  Th.  I,  S.  5i3;  Th.  II, 
S.  l4*  ff.  —  Nicht  nur  von  Staatsdienern,  auch  von  Hofdienern,  unterscheiden 
sich  die  Privatdiener  der  Fürsten,  für  seine  Privatgeschäfte,  z.B.  zu  Verwaltung 
seiner  Schatullgüter.  Pufendorf  de  jure  naturae  et  gentium,  lib.  VII.  c.  2.  §.24. 

d)  «La  force  puplique  est  essentiellement  obcissante;  nul  corps  arme  ne  peut 
deliberer».  Constitution  Francaise  de  1791,  tit.  4»  art.  12;  de  1795,  tit.  11, 
art.  27D.  F.  Saalfeld  recueil  historique  des  lois  constitutionnelles,  T.  I,  p.  60 
et  148.    v.  Soden,  der  baierische  Landtag  v.  1819  (Nürnb.  1821),  S»  7. 

e)  A.  W.  Rehcerg  über  die  Staatsverwaltung  teutscher  Länder  (1807.  8.),  §.  5. 

§.  488.  (402J. 

Geburtstand,  Titular 'Würden.  Hof'beamte*  Ehrenzeichen.  Rang, 
Ueberhaupt. 

Der  Regent  führt  im  Staat  den  Stempel  der  Ehren  münze,  deren 
Gepräge  verschiedene  Formen  darbietet.  I)  Geburtstand  und  Stau  ies- 
er höhim g,  geben  StandesClassenEhre  (Castenehre).  II)  Titular- 
Würden  oder  TitularChargen,  Amttitel  ohne  Amt,  bei  welchen  die  Be- 
stimmung zu  Staatsgeschäften  fehlt,  geben  fingirte  oder  scheinbare  Dienst- 
ehre (honos  sine  vi).  III)  Ehrenzeichen  (Decorationen,  honoris  orna- 
menta)  sind  privilegirter  Leibesschmuck  ,  von  dem  Herrscher  verliehen  oder 
geboten  (§.496)*  IV)  Hofbeamte  und  Hofdiener  (Domestiken  oder 
Hofgesinde  des  Regenten),  allseits  Diener  des  Fürsten,  sind  unterschieden 
von  eigentlichen  Staatsbeamten  />).  V)  Rang  €)  (praecedenlia),  ein  Vor- 
zug in  der  von  mehreren  zu  beobachtenden  Ordnung,  ist  ein  Theil,  bald 
der  Dienstehre,  bald  der  blofsen  Standes-  (Gasten-)  Titular-.  oder  Decora- 
tionsEhre.    Er  wird  meist  bestimmt  durch  förmliche  Rangordnungen  <*)• 
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KL  ThciL  XIV.  Cap.  Aferhter-,  Titel-, 


ünter  Personen  derselben [RangClasse,  entscheidet  gewöhnlich  das  Dienst- 
alter (anciennete).     Rangstreitigkeiten  sind  nicht  immer  Justi:&- 

>  a  c  Ii  r  n  r ). 

~      /  Vilt  l  ist  ein  Bang)  der  vor  dem  Verdienst  vorhergeht,  und  diese» 

ich  mit  keinem  Grund  hoffen  lafst,  ein  Gedankending,  ohne  alle  Realität». 
h\Nr\  Keehtslehre,  (.  .ji).  P.  S.  92.  «Entbehrliches  Trümmerwerk  aus  der 
«Vorzeit».  S.  M.  £.  y.  ScnxisFFBir's  Nachriehl  von  einigen  Häusern  des  Geschlechts 
der  von  Schliefen  (Cassel  1784«  4«)i  &  9.  « AdelsDistinctionen  setzen  den 
1  EUlbm  rar  den  arworbenen ,   und  die  Abkömmlinge  grofser  Männer  vor 

die  grofsen  Männer».  Röderer,  in  dem  Corps  legislatif,  1802.  CabinetOrdre 
1  />       /mj  ///.       10    März  i~t)o.    Napoleon,  in  dem  21.  Bulletin  de  la 

grande  armer,  datirl  Berlin  21.  Oct.  ifio6,  u.  in  der  Constitution  ou  Statuts 
fondamentaui  <lu  royaume  de  Wtstphalie\  v.  i5.  Nov.  1807,  Art.  12.  14.  i5. 
Abschaffung  aller  Geburttitel,  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika ; 
auch  in  dem  lüiMenthum  Lucca  1807,  und  in  Toscana,  Apr.  1808.  —  Dienstehre 
sollte,  wie  schon  lang  in  Dänemark,  und  seit  Peter  dein  Grofsen  in  Rufsland, 
jederzeit  über  Casttnihre  erheben,  schon  um  defswillen,  damit  die  Verlänge- 
rung einer  Spalte  zwischen  Staatsbürgern  verhütet  werde,  an  deren  Verei- 
nigung der  Zeitgeist  so  eifrig  arbeitet,  dafs  sie  endlich  doch  wird  gelingen 
müssen,  wie  sehr  auch  Castengeist,  Eitelkeit,  Nepotismus,  Protection  und 
Favoritismus  sich  entgegenstämmen  mögen.  Was  in  der  Natur  liegt,  wird 
seine  bessere  Zeit  allemal  linden.  Aus  der  Gährung  entwickeln  sich  Keime  u. 
Kräfte.  Vergl.  (Scheffher's)  Gedanken  und  Meinungen  über  Manches  irn^ 
Dienst.  Zweite  Aufl.  1804.  II.  Bd.  Rönigsb.  1806.  8.  A.  W.  Rehberg  über  die 
Staatsverwaltung,  und  die  Dienerschaft  der  Regenten.  Hannov.  1807.  8. 

b\  Verfassungs.I  rk.  des  Königr.  Sachsen  v.  i83i  ,  §.  44-  —  Der  Hof  ist  bestimmt, 
den  Berrscher  mit  nützlichem  Glanz  zu  umgeben.  Zu  dem  Hofdienst  empfiehlt; 
sich  daher  vorzüglich  die  Anstellung  reicher  Personen,  auch  ohne  so  genannte 
Geburt.  Arme  sollten  höchstens  zu  niedern  Hofstellen  gelangen,  wozu  ein 
Reicher,  noch  weniger  ein  ?»lann  von  Wissenschaft  und  Verdienst,  ungern  sich 
hergibt.  Hofstellen  sollten  nicht  leicht  Anspruch  geben  auf  Anstellung  in  dem 
Staatsdienst.  Vergl.      487,  c. 

e)  Schriften  von  Horst,  Hellbach  u.  a.,  s.  in  Pütter's  Lit.,  III.  §.  1110.  u.  Klübek's 
Lit.  3o2.    Ch.  Hellbach's  Handb.  des  Rangrechtes.  Ansb.  1804.  8. 

d)  Schlözeb's  Briefwechsel,  Heft  42,  S.  4°4i  wo  die  hessencasselische  Rangordnung 
v.  1-62.  Markgräfl.  badische  Rangordnung  v.  3o.  Jan.  1800,  in  Häberlin's  Staats- 
archiv Heft  XVI,  S.  522.  GH.  badische  Rangordn.  v.  5.  Jul.  1808,  St.  20. 
Königl.  wirtemb.  RangReglements  v.  4.  Apr.  1806,  u.  v.  1.  Aug.  1811,  in  d. 
SMlg.  Zeit  1811.  Num.  226  f.  fVirtemb.  Rangordn.  v.  18.  Oct.  1821,  in  d.  wirtemb. 
Begier.  Blatt  v.  21.  Oct.  1821.  Baier.  Rangordn.  der  höhern  Civil-  und  Militär- 
stellen (der  6  obersten  Classen)  von  1808,  in  d.  Reg.  Blatt.  1808.  Preussische 
v.  Febr.  i8i~,  in  der  preuss.  Gesetzsamml.  v.  1817,  S.  61.  Kurhessische  Civil- 
Bangordn.  v.  \o.  Mai  1814,  in  Hassel's  Staats-  u.  Adrefsllandb.  für  1816,  Bd.  1, 
Tb.  I,  S.  2c)3  IT.  Kurhessische  für  die  Dienerschaft  vom  Civil-  u.  MilitärStande, 
\.  10.  Aug  .1821.  Nachtrag  dazu,  v.  3o.  Apr.  1827.  Neue  hurhessische  vom  26.  Nov. 
i834.  GR.  hessische  v.  i83o.  GH.  hessische  verbesserte  HofRangordnung  v.  7.  Febr. 
i83i  :  in  dem  Ilesperus  v.  26.  Mai  i83i,  vergl.  mit  der  früheren,  ebendas.  i83o, 
dum.    i63.    Bönigl.  sächsische   HofRangordnung  (nach  5  Classen)  v.  19.  Dec. 

;  in  der  Gesetzsamml.  f.  d.  R.  Sachsen,  1819,  St.  1,  u.  in  Pölitz  Regie- 
rung Friedrichs  Augusts,  R.  v.  Sachsen,  Th.  II,  S.  387.  Gemeiner  Bescheid 
über  den  künftigen  Gebrauch  der  den  Staatsbürgern  der  Freien  Stadt  Bremen 


Ehrenzeichen-,  Rang-  u.  StandeserhöhungsRecht.  717 

beizulegenden  Pradicate  und  Titulaturen,  v.  ?.5.  Sept.  1826,  in  der  Brem.  Ver- 
ordnungssammL,  Num.  18. 
*)  Struben,  Th.  III.  Bed.  129. 

§.  489.  (403.) 

Anstellung  der  Civil-  und  MilitärStaatsdiener.    Schranken.  Indigenat 
und  Religion.    Adeliche  Chargen.  Sinecuren.  Diensthandel. 

I)  Die  Anstellung  der  StaatsCivil-  und  Militärdiener,  ist^eine 
Berechtigung  des  Staatsoberhauptes«),-  hie  und  da  etwa  mit  Aus- 
nahme landständischer,  dann  gewisser  Hof-  und  Landgericht-,  auch  Muni- 
cipalBeamten,  Schul-  und  Kirchenlehrer,  u.  d.  II)  Indefs  können,  in  man- 
chen, wenn  gleich  souverainen  Staaten,  Gebrauch,  Politik  und  politische 
Machtverhältnisse  gewisse  Schranken  setzen,  bei  Errichtung  und  Erthei- 
lung  wirklicher  Aemter  und  TitularChargen ;  zumal  wenn  man  auf  Ach- 
tung und  HofEtiquette,  auch  Rangverhältnisse  mit  Bundes-  und  auswärti- 
gen Staaten,  Rücksicht  nimmt  £).  III)  Auch  Indigenat  (§.  467)  und 
Rel  igi  on  kommen  bisweilen  in  Betrachtung  c).  IV)  So  genannte  ade  liehe 
Chargen  sind,  bei  Staatsämtern,  w7ider  die  Regel,  und,  gleich  den  Sine- 
curen (Aemtern  mit  Dienstgehalt,  ohne  Amtverrichtung)  und  dem  Dienst- 
handel eT),  ausser  dem  Staatszweck  <0,  als°  gegen  dte  Natur  des  Staats- 
dienstes. Die  Staatsweisheit  und  das  allgemeine  Recht  gebieten,  dafs  für 
den  Staatsdienst  alle  moralischen  und  intellectuellen  Kräfte  der  Nation  her- 
beigezogen werden. 

a)  Schriften  in  Pütter's  Lit. ,  HI.  320  f.  336.  u.  Klüber's  Lit,  296.  Moser  v.  d. 
Landeshoh.  in  Gnadensachen,  ib.  u.  in  Kegierungss.,  24  ff.  i47  ff«  Brug's  Ab- 
rifs  der  Staatsöltonomie  (Berl.  1808.  8.),  §.  262  ff.  —  Vom  Hofstaat,  §.  4<)5  u« 
2Öi.  —  Von  MilitärChargen,  s.  Moser  von  Militärsachen,  114.  Jo.  Ge.  Estor 
comment.  et  opusc.  Vol.  I.  Part.  3.  p.  619.  Pütter's  Lit.,  III.  336. 

b)  Pfeffinger,  III.    112.     Moser's  auswärt.  Staatsr. ,  47  ff     Pütter's  Beitr. ,  I. 

194  ff  u.  Erörter.,  I.  10.  C.  F.  v.  Moser's  patriot.  Phantasien,  IV.  2#5-  — 
Keine  Generalität  ohne  Armee,  keine  Offiziere  ohne  Gemeine;  kein  Landes- 
Ministerium  ohne  Minister,  zum  wenigsten  in  der  mehrern  Zahl;  keine  Hof-, 
Regierungs-  und  Legationsrathe ,  ohne  Hof,  Regierung,  und  Legation;  nicht 
zwei  wirkliche,  ein  Dutzend  Titularräthe  (Rathomanie);  Vtieine  blofs  inländische 
Local-  oder  BedientenExcellenz ,  etc. 

c)  Von  dem  Indigenat,  oben  §.  467.  Gönner  a.  a.  O.  §.  61.  —  Tugend,  Einsicht, 
Kenntnisse  ,  Geschicklichkeit  ,  sollten  überall  wie  ein  Gemeingut  behandelt 
werden,  das  Jeden  anspricht  und  Jedem  offen  steht.  Schon  darum  sollten  in 
keinem  teutschen  Staat,  Teutsche  engherzig  wie  Fremde  behandelt  werden. 
Wie  viel  haben  nicht  oft  schon  die  so  genannten  Fremden  gewirkt  und  ge- 
leistet! Vergl.  fVirtemh.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  %.  44«  Verhandlungen  der 
2.  Kammer  der  Landstände  des  GH.  Hessen,  1820,  Heft  4»  S.  74  u.  108  IT., 
Heft  5,  S.  49'  —  Von  der  Religion,  s.  Moser  v.  geistl.  Sachen,  166,  397. 

d)  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  III.  320.  Moser  von  d.  Landeshoh.  iin  Regier.- 
Sachen,  Cap.  2.  G.  L.  Böhmer's  Rechtsf.  ,  II.  Abth.  2.  Num.  97.  —  Zwei 
wir temb ergische  Rescripte  v.  1790  u.  1791  ,  in  dem  Polit.  Journal  von  1791, 
März.  S.  272  ff.    Ueber  den  Diensthandel  teutscher  Fürsten.  (Frankf.  u.  Leipz. 


II.  Thnl.  \!\.  Cap.  Armin--,  Uttel-, 


>  -  1  N.  n*.  T.  J.  A.  1  iiniKvrn's  merhw.  CriminalKechtsfälle,  Bd.  II 
(Glessen  1811«  8»),  Num.  \,   Oben  §.  |0>,  f. 

Scilo*  oft  Staatsans.,  [II.  214«  Rössio's  Politik,  S.  9.09  f.  —  Vergi  jedoch 
ehemalige  kaiserl,  Wahleap.,  Will.  4,  Prcufs.  allgem,  Landr.,  II.  9.  34  f. 
Silcho*  dem,  juris  germ.  % . .  $.  ■'•  3.  et  5.  §.  ?.f>'2.  n.  /,.  J.  G.  Crameb 
de  nobilitate  avita,  |5q,  Bqq,  Budkh  in  Opüsc.  a4i.  Römer's  hursächs.  Staatsr., 
BD,  Eine  adoh'ehe  n.ntK,  im  Gegensatz  der  gelehrten  Bank  (Bank  der 

Geleinten),  in  dem  Ober  A p  p  c  1 1  a t i oxwgerienl  m  Celle,  ward  noch  im  J.  1818 
durch  eine  hannöverische  Verordnung  \.  3i.  Jul,  anerkannt,  und  besteht  noch 
'  1  \t  im  3  i8«8  \<>n  dorn  0.  \.  Gericht  angebrachtes  Gesuch,  um  Auflic 
bung  dieses  Bank  Unterschiedes ,  mird  abgeschlagen.  Dagegen  bestimmte  im  Mai 
»833  eine  Verordnung,  dafs  in  Zukunft  in  der  Forstvcrwaltung  kein  Unterschied 
St  iti  haben  so]]  zwischen  Adelichen  und  Nichtadelichen.  —  Ein  berühmter 
Schriftsteller  fragt:  «gibl  es  denn  adeliehen  Verstand,  adeliche  Kenntnisse, 
adelichc  Gerechtigkeit,  adeliche  Tugend»?  Ja!  wenn  —  Christus,  wenn  Plato, 
Iristoteies,  Rolon,  Berrates  und  Cont'ueius,  wenn  Colombo,  Galilei,  Kcppler, 
\«'\\  Inn.  Leibnitz,  Wolf  und  Kant,  wenn  ThuCydides,  Tacitus  und  Livius,  wenn 
Homer,  Virgil,  Klopstock  und  Lessing  Edelleute  waren.  —  Von  gebohrnen 
Rathen,  Moses  v.  Regierungssachen,  90.  —  Gänzlich  aufgehoben  in  dem  Staats- 
dienst, ist  der  Unterschied  zwischen  Adel  und  Nichtadcl  in  Rufsland,  in  der 
Schweiz,  durch  die  \  erfassungsurkunden  in  Frankreich,  in  dem  Königreich  der 
Niederlande,  in  Haiern,  Königr.  Sachsen,  Wirtcmberg,  Baden,  Kurliessen. 
GH.  Hessen,  S.  Coburg  u.  Gotha,  S.  Meiningen,  S.  Altenburg,  Hohrnzollern- 
Si^maringen.  Vor  1814  war  er  aufgehoben  auch  in  Italien,  Neapel,  Spanien, 
Westphalen,  GH.  Berg  etc.  Gegen  das  Staatsinteressc  ist  es,  dem  Zufall  der 
wahren  oder  fingirlen  Geburt,  Vorrechte  in  dem  Staatsdienst  einzuräumen.  — 
Hofadel  hat  sich,  an  den  meisten  teutschen  Höfen,  noch  erhalten. 


§♦  490*  (404.) 
Besetzung  der  Staatsämter.    Gründe.  Zwanq. 

I)  Staatsämter  «)  werden  von  dem  So  11  verain  verliehen,  entweder 
unmittelbar,  oder  mittelbar  durch  hiezu  ermächtigte  Staatsbehörden  oder 
Privilegirte  allenfalls  auch  nutteist  Bestätigung  oder  Ernennung  der 
von  Andern  Präsentirten.  II)  Persönliche  Fähigkeit  und  Würdig- 
keit, Geist,  Kenntnisse,  Geschicklichkeit,  Herz  und  Charakter,  müssen  die 
W  ahl,  und  die  nothwendige  stufenweise  Beförderung  der  Staatsbeamten  be- 
stimmen t).  Schon  darum  sind  ErbStaatsämter,  gebohrne  Beamte,  so 
auch  erhandelte  und  so  genannte  Schürzen  Aemter,  nicht  zu  dulden; 
eher  Erbhofämter.  Adjunctionen  und  Substitutionen  können 
nützlich,  sogar  nothwendig  seyn  <9.  Anwartschaften  (Expectanzen) 
auf  bestimmte  StaatsdienerStellen  sind,  in  der  Regel,  unzulässig  Nepo- 
tismus ist  Staatssünde;  so  wie  Besoldung  ohne  Arbeit.  III)  Zwingen 
kann  der  Staat  seine  Bürger  zu  intellectuellen  Staatsämtern,  in  der  Regel, 
nicht  /). 

Von  dem  Regriff'  der  Staatsämter.    Gönner  a.  a.  O.  §.  10  ff.    Einteilungen  der 

Staatsämter,  in  gemeine  und  technische,  in  unmittelbare    und  mittelbare,  in  fort' 
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währende  und  vorübergehende  (temporare),  in  wesentliche  und  zufällige.  Vergl. 
Gönner,  §.  i4- 

b)  Z.  B.  höhere  Staatsbehörden,  städtische  u.  a.  Gemeinheiten,  Standesherrschaften, 
Grundherren,  Erbgerichtherren.  Vergl.  Leyser,  Spec.  27.  cor.  3.  Glücr's  Er- 
läuter.  d.  Pandecten,  Th.  III,  Abschn.  1,  §.  208.  Die  hurhessische  Verfafs.  Urk. 
v.  i83i  verordnet  §.  5i:  «Der  Landesherr  ernennt  oder  bestätigt  alle  Staats- 
diener, des  geistlichen  und  weltlichen,  sowohl  des  Militär-  als  CivilStandes,  in 
so  fern  den  Behörden  nicht  die  Bestellung  überlassen  ist».  Und  §.  53:  «Der 
Ernennung  oder  Beförderung  zu  einem  Staatsamte  mufs  der  Vorschlag  der  vor- 
gesetzten Behörde,  wenn  eine  solche  vorhanden  ist,  vorausgehen».  Vergl.  un- 
ten §.  492. 

c)  Kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i,  §.  02:  «Ein  Staatsamt  kann  nur  demjenigen 
übertragen  werden,  welcher  vorher  gesetzmäsig  geprüft  und  für  tüchtig  und 
würdig  zu  demselben  erkannt  worden  ist». 

d)  Gönner  a.  a.  O.  §.  62  ff.    Kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i  ,  §.  54« 

e)  Kurhessische  Verfafs  Urk.  v.  i83i ,  §.  54- 

/)  E.  F.  Manzel  diss.  de  coactione  ad  munera  et  officia  publicia  Rost.  1755. 
Badisches  Edict ,  die  Grundverfafs.  der  verschied.  Stände  betr.,  v.  1808,  §.  i5, 
in  d.  Rhein.  Bund,  XXII.  83.  Für  das  Gegentheil  streiten,  Seuffert  (angef. 
unten  §.  49'2i  Note  a)  u.  Gönner.  Von  Gründen  und  Gegengründen,  s.  Gönser 
%.  \()  ff.  Wider  ihn,  s.  von  der  Becre  a.  unten  §.  492  angef.  O.  und  Hartlfbek's 
Justiz-  u.  Polizeifama  i8i5,  Num.  34  ff. 


§•  491.  (405.) 
Comitiv.   Notariat*  Akademische  Würden, 

13  Die  ehemaligen  Ober-  und  Unter-Comitive  (Palatinate),  die 
Aemter,  Würden  und  Befugnisse  der  kaiserlichen  Ober-  und  Unter- 
Hofpfalzgrafen  (comitum  palatinorum,  majorum  et  minorum,  comitum 
sacri  palatii  Lateranensis),  sind  mit  der  teutschen  Reichsverfassung  erloschen  «). 
II)  Eben  so  das  Amt  der  kaiserlichen  Notarien  t>).  Doch  sind  Hand- 
lungen, welche  diese  während  der  Reichs  Verfassung  gültigerweise  unter- 
nommen hatten,  fortwährend  gültig.  Jeder  Bundesstaat  ist  jetzt  befugt, 
eigene  Staats-  oder  TerritorialNotarien  zu  creiren,  d.  h.  Männer, 
die  zu  öffentlicher  Beglaubigung  der  von  ihnen,  meist  in  Gegenwart  einer 
bestimmten  Anzahl  requirirter  Zeugen,  bemerkten  ErfahrungsGegenstände, 
unter  landesherrlicher  Auctorität  bestellt,  und  obrigkeitlich  verpflichtet 
sind  c),  III)  Auch  die  akademischen  Würden,  können  jetzt  nur  allein 
unter  landesherrliche]'  Auctorität  ertheilt  werden  (§.  5oi). 

a)  Moser  von  kaiserlichen  Begier ungsrechten,  468.    Tcutsche  Encyclopädie,  IV. 

604.  VII.  4l~.    v-  Hömer's  Staats**,  des  Churfürstenth.  Sachsen,  I.  4^6.  —  In 

dem  Bönigreich  Sachsen   ward  jedoch  den  JuristenFacultäten   und  dem  Rath 

zu  Leipzig  die  Ausübung  der  Comitiv  auch  fernerhin  gelassen,  durch  Vcrordn. 

v.  6.  Jan.  1807.    Cod.  August.,  Contin.  III.  T.  I.  p.  221. 
h)  B.  M\x.  I.  Notariatordn.  v.  i5i2,  in  Gerstlacher's  Handb.  der  Bcichsgesetze, 

X.  1922,  auch  in  der  N.  S.  der  B.  A.  II.  i5i,  und  besonders  edirt  von  J.  M. 

Stank.  Frankf.  1  -*>*>.  8.  —   PütTEii's  Lit. ,  III.  324.   Kj&üwca's  T-.it. ,  II.  §.  1104. 

G  ins  n  Aciu  h's  llaudb ..  X.  1040.    E&endess,  corp.  juris  publ.,  I.  c.  6.  Moskr's 
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8taatarM  S  ,ii  IV.  Blenders,  von  kaiserl,  Regierungsrechten,  S.  476.  Sfl- 
GIOw'l  \\  H.  II.  Procefs,  I.  i|,  Ü'.  Sikrkh's  geriehtl.  Procefs,  §.  n5.  —  Von 
dem  ehemaligen  \nsehrn  der  kaiserlichen  und  päpstlichen  Notarien,  in  fast  ganz 
1  aropa,  \.  KtABtsars  Völkerr.,  §.  85,  Note  e. 
»)  J«  6«  fc«  G»Ä881  diss.  de  mut.itionibus  circa  notarios,  sublata  Imperii  ger- 
m.inii  i  forma.  Landsh,  1867.  8.  Ejusd.  diss.  de  notis  eharactcristicis  Nota- 
noruoi  tum  imperialium  tum  noviorum  ,  et  inprimis  de  illorum  qualitate, 
lublato  Germanorum  imperio,  ibid.  1807.  Badische  Notariatordnung,  1806. 
Whrtembergische  Verordn,  v.  Mai  1806,  vVider  ausländische  Hof-  und  Pfalz* 
grafen  und  Notariell.  UessendarmstädUsche  Notariatordn.  vom  20.  Sept.  1788, 
u.  \  erordn,  v.  10.  Mai  1809  wider  die  kaiserl.  Hofpfalzgrafen.  Preus.sische 
Notariatordn.  v,  1771.  Preuss,  allgem.  Gericlitsordn.,  Th.  III.  Tit.  7.  Von 
"  -  HJlbbblin's  Handb.  des  t.  Staatsr.,  I.  462.    Moskr  von  Gnadensaehen, 

18.    Von  dem  KR.  Sachsen,  Wmssf's  k.  sachs.  Staatsr.,  Bd.  II,  128. 


§•  492.  (406.) 

Verhattniss  zwischen  dem  Staat  und  dem  Staatsbeamten'  Aufkündigung. 

Entlassung. 

Die  -wechselseitigen  Rechte  zwischen  dem  Staat  und  den  Staats- 
beamten «),  sind  zuvörderst  zu  beurthcileu  aus  den  Stipulationen  des  Dienst- 
vertrags dann,  aus  den,  die  Stelle  einer  Uebereinkunft  vertretenden 
Staatsgesetzen  c);  zuletzt  aus  der  Natur  des  gegenseitigen  Verhält- 
nisses.  In  dem  letzten  Fall  findet,  so  wie,  in  der  Regel,  kein  Zwang  zu 
Annehmung  intellectueller  Staatsä'mter  «Q,  also  auch,  auf  beiden  Seiten,  kein 
Zwang  zu  Fortsetzung  des  Dienstverhältnisses  Statt  Daher  ist  I)  eine, 
nicht  eur  Unzeit  und  ohne  Gefährde  erfolgende  Aufkündigung,  Nieder- 
legnng  des  Amtes  oder  Resignation  des  Dieners/),  eben  so  erlaubt,  als  II) 
eine  Entlassung  oder  Verabschiedung  (einfache  Dimission,  dimissio  ho- 
nesta) desselben,  die  in  Gnaden  und  ohne  Anführung  einer  für  seine  Ehre 
nachtheiligen  Ursache  geschieht  #•). 

a)  Von  dieser  sehr  bestrittenen  Frage,  s.  die  altern  Schriften  in  Pütter's  Litv 
III.  §.  J098.  u.  bei  J.  H.  Boehmfr  in  der  unten  Note  g  angef.  Dissertation. 
\)\  BTkumakh  medit.  juris  privati  prineip.  T.  I.  p.  16.  sqq.  Seb.  Malacord  diss. 
de  publicis  offieiis  absque  justa  causa  ejusque  legali  cognitione  non  auferendis. 
Gott.  1788.  Klüber's  jur.  Bibl.,  XXII.  \bi.  (Rebtmann's)  Versuch:  ob  ein 
Herr  seinen  verpflichteten  Beamten,  ohne  Ursache  seiner  Dienste  entsetzen 
oder  entlassen  könne?  Kegensb.  1791-  S.  J.  M.  Seuffert  von  dem  Ver- 
haltnisse des  Staats  und  der  Diener  des  Staats  gegen  einander,  im  recht- 
lichen und  politischen  Verhältnisse.  "Würzb.  1793.  8.  Fried.  Guil.  Engler 
divs.  de  muneribus  publicis,  justitia  sacerdotibus  absque  justa  causa  non  aufe- 
rendis. Lips.  1794«  4-  J-  N.  Bischoff  über  die  Endigung  der  Staatsdienste- 
Heimst.  u.  Ueipz.  1797.  8.  (Steht  auch  in  dessen  Handb.  der  CanzleiPraxis, 
Th.  II  (1798),  §.  96—104,  und  in  HÄbfrlin's  Staatsarchiv,  Heft  VIII).  C.  F. 
HXberlin  über  die  Rechtssache  des  Herrn  Hofrichters,  auch  Land-  und  Schatz- 
raths von  Berlepsch.  Berlin  1797.  8.  Franz  Arn.  von  der  Becre  von  Staats- 
gütern und  Staatsdienern.  Heilbronn  1797.  8.  J.  F.  Rönnberg  über  Dienst- 
entlassung und  Dienstaufkündigung.  Berlin   1799.  8.    Merkwürdiges  Rechtsgut- 
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achten  einer  JuristenFacultät ,  die  willkührliche  Entlassung  eines  Staatsdieners 
betreffend.  (Weimar)  April  1801.  DienstEntlassungs  -  u.  Procefsgeschichte  des 
herzogl.  würtembergischen  StaatsMinisters,  Frhrn.  v.  Wöi.lwarth.  Aus  kammer- 
gericlitlichen  und  andern  Acten  gezogen.  Frankf.  u.  Leipz.  i8o3.  8.  Reichshofraths- 
Erkenntnisse ,  in  Häberlin's  Staatsarchiv,  Heft  4°  •>  S.  3io, — 35<).  R.  A.  v.  Wan- 
genheim's  Beitrag  zur  Geschichte  der  Organisation  der  coburg  -  saalfei dischen 
Lande  durch  den  etc.  v.  Rretschmann  ,  Tb.  I  (  i8o5.  8.),  S.  i4*  — 183.  Gönner 
a.  a.  0.  A.  W.  Rehberg  über  die  Staatsverwaltung  teutscher  Länder,  §.  6.  C. 
A.  C.  Hertel's  Worte  über  den  Staatsdienst.  Darmst.  1827.  8.  J.  D.  F.  Rumpf 
Dienst-  u.  Rechtsverhältnisse  der  k.  preuss.  Staatsbeamten.  Berl.  1827.  8.  Von 
dem  preussischen  Staatsdienst  handelt  auch  A.  W.  Heffter's  Beiträge  zum  t. 
Staats-  u.  Fürstenrecht.  I.  Lieferung  (1829),  S.  117  ff.,  dann  überhaupt  von 
obiger  Frage,  jS.  125  ff. 

b)  Z.  B.  wenn  das  Amt  ausdrücklich  unter  Vorbehalt,  oder  Bedingung,  auf  be- 
stimmte Zeit,  auf  Wohlgefallen,  provisorisch,  u.  d.  übertrogen  war.  Dahin  ge- 
hört auch  der  Fall,  Avenn  das  Amt  seiner  Natur  nach  temporär  oder  vorüber- 
gehend, d.  h.  der  Natur  des  aufgetragenen  Geschäftes  zufolge,  stillschweigend 
auf  gewisse  Zeit  eingeschränkt  war,  z.  B.  eine  Commission,  Gesandtschaft,  u.  d. 
—  Dafs  Staatsämter  auf  einem  Vertrag  nicht  beruhen,  behauptet  Gönner  a.  a.  O. 
§.  29  ff.  Dawider  s.  v.  d.  Becre  a#  a.  O.  u.  Hartleben's  Justiz-  u.  Polizeifama, 
1814,  Num.  40—46;  181 5,  Num.  34 — 38. 

c)  Preuss.  allgem.  Landr.,  Th.  H.  Tit.  10.  94—  io3.  Königl.  preuss.  CabinetOrdre 
v.  17.  Dec.  1805.  Instruction  für  die  Regierungen,  v.  26.  Dec.  1808,  §.  44 •>  u. 
Verordnungen  v.  10.  Jul.  u.  7.  Aug.  1810,  in  der  Allg.  Lit.  Zeit.  1811.  E.  B.  N. 
104,  S.  8°>o.  Code  Napoleon,  §.  106.  107.  Kurpjalzbaierische  Verordn.  oder 
HauptLandespragmatik  v.  1.  Jänner  i8o5,  über  die  gesetzlichen  Verhältnisse  der 
Staatsdiener,  ihrer  Witwen  und  Waisen;  in  d.  baier.  Regierungsblatt,  u.  als 
Anhang  bei  Gönner  a.  a.  O.  Dazu  gehört  noch  die  buierische  Verordn.  v.  28.  Nov. 

1812,  über  den  PensionsStand  der  Staatsdiener;  in  d.  baier.  Regier.  Blatt  von 

1813,  u.  in  der  Allgem.  Zeit.,  i8i3,  Num.  169.  Baier.  Edict ,  die  Verhältnisse 
der  Staatsdiener  betr.,  v.  26.  Mai  1818,  als  Beil.  9  bei  der  baier.  Verfafs.  Urk. 
v.  1818.  Kursalzburgische  Verordn.  v.  9.  Jan.  i8o5,  über  denselben  Gegenstand. 
(Von  beiden  Verordnungen >  s.  Justiz-  u.  PolizeiFama,  i8o5).  Badische  Ver- 
ordn., den  staatsdienerschaftl.  Stand  betr.,  v.  20.  Apr.  1809,  in  d.  Regier.  Blatt, 
1809,  Num.  17,  aufgehoben  durch  eine  Verordn.  v.  14.  Nov.  1809,  in  d.  Re- 
gier. Bl.  N.  47 1  durch  welche  §.  107  der  markgräfl.  bad.  ITofrathsInstruction  v. 
1794  wieder  für  gültig  erklärt  wird.  Neue  badische  Verordn.  über  die  Rechts: 
Verhältnisse  der  weltlichen  CivilStaatsdiener  v.  3o.  Jan.  1819;  sodann  über  die 
Rechtsverhältnisse  der  MilitärDiener ,  v.  3i.  Dec.  i83i.  Nassauische  Verord.  v. 
3.  u.  6.  Dec.  1811,  über  die  Dauer  der  Dienstverhältnisse  u.  der  Pensionirung 
der  Staatsdiener.  Würtemb.  Edicte  v.  18.  Oct.  1817,  betr.  die  Besoldung  u. 
Pensionirung  der  Staatsdiener.  Würtemb.  Verfafs.  Urk.  v.  1819,  §.  46  —  5o. 
Würtemb.  DienstPragmatik  v.  28»  Juni  1821  ,  und  dazu  gehörige  Verordn.  in  d. 
würtemb.  Staats-  u.  Regier.  Blatt  v.  20.  Apr.  1822.  GH.  hessische  DienstPrag- 
matik v.  i2.  April  1820;  in  d.  Hefs.  Regier.  Bl.,  1820,  Num.  23.  DienstPrag- 
matik der  Freien  Stadt  Frankfurt  v.  6.  Oct.  1829;  in  der  frankf.  Gesetz-  u. 
StatutenSamml.,  Bd.  IV,  S.  1 65 — 172.  Kurhessisches  StaatsdienstGesetz  v.  8.  März 
i83i.  S.  Altenburg.  Grundgesetz  v.  29.  Apr.  1 83 1  83 ff.  HohenzollernSigmaringensche 
Verf.  Urk.  v.  i833,  §.  47  ff»  Hannöverisches  Grundgesetz  v.  26.  Sept.  i833, 
§.  1 57  fT.  R.  sächs.  Gesetz,  die  Verhältnisse  der  Staatsdiener  betr.,  vom März  1 835. 

t)  Anders,  J.  H.  Boehivier  introd.  in  jus  publ.  univ.  Hb.  II.  c.  6.  §.  11.  Eb enders. 
in  Exercit.  ad  Pandect,  T.  III.  exerc.  LVR.  p.  768.  Alias v.  Fritsch,  in  s-  opusc. 
T.  I.  p.  72.    Heffter  a.  a.  O. ,  S.  127.    Vcrgl.  oben  490. 
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Keinem   Staatsdieher   kann   die  nachgesuchte   Entlassung  versagt  werden. » 

h..  \  | -ri'.HN.  Irk.  v.  lß3l,  §. 

Laudr.,  H.  10.  98,  Die  angef,  bäuerische  IlauptLandcspragmatik, 
V;t.  1-.  B18C8OTI  *.  (X  §.9"-  Klöbeb  a.  a.  ().  S.  »56.  v.  d.  Recke  a.  a.  O. 
§.  »>;».  Malacobb  1.  c.  i5.  Gönner  §.  io5  f.  A.  W.  Möcrert  diss.  de  jure 
li.iliuin  publicorum.  Gött.  179$.  Von  der  Parömie:  Merrcndienste 
sind  keine  I  begolübde,  s.  J,  F,  Lisi  miaut's  Grundsätze  des  teutschen  Rechts  in 
Sprichwörtern  (2.  Aull.  1792.  8«),  S.  54-  Iii  ums  de  paroemiis  juris  germ.  II. 
>);  in  dessen  Opusc.  Vol.  II-  T,  3.  p.  099.  Anders,  Göniner  a.  a.  O-,  S.  2Ö6  ff. 
u.  Iii  1  1  ri  B  a.  a.  O. ,  S.  i3o,  f. 
fl  \1  \us,  l'.  11.  dec  12.  J.  II.  BoehmER  diss.  de  jure  prineipis  circa  dimissionem 
roinistorum,  16.  sq.  in  seinen  Exercit.  ad  Pandect.  T.  III.  u.  LVII.  Pfeffinger 
\,  itriar.  illustr.  T.  HI.  p.  n>.  Wyler  ab  Ehrenbach  hyparehologia,  cap.  4«  §•  3. 
n.  (>.  Di  TS  1  1  hanh  medit.  juris  privati  princ,,  Hb.  3.  tit.  20.  §.  481.  488.  Ziegler 
de  iurib,  majest.,  Iii)  1.  c.  29.  §.  -.  Letser,  Sp.  3;o.  in.  46-  Struben,  Th.  III. 
Beel,  1  1  j.  v.  Kmiim.'s  Reichshofrath  in  Justiz-  u.  Gnadensachen,  I.  266.  IV.  227. 
Klübeb's  Kl.  für.  Biblioth.,  WIK  1 56.  Hffftfr,  a.  a.  O. ,  S.  iqi  ff.,  Gönner, 
§,  10-  iV. .  weh  Ihm-  nur  die  Beeidung,  unter  gewissen  Umständen,  für  unwider- 
ruflich hält.  -  Bei  Staatsdienern,  die  nicht  definitiv  oder  bleibend,  sondern 
nur  provisorisch  oder  vorübergehend,  namentlich  für  einen  einzelnen  Auftrag 
oder  eine  Art  von  Auftragen  angestellt  sind,  ist  die  jederzeitige  Zulässigkeit 
einer  anständigen  Abrufung  oder  Entlassung  unbestritten.  Dieses  ist  der  Fall 
bei  Gesandten,  als  solchen,  die  nach  der  Abrufung  in  ihr  voriges  Rechtsverhält- 
nils zurück  treten.  Anders  die  SchlufsActe  des  wiener  Congr. ,  Art.  45-  — 
vierteljährige  DienstaufkündigungsFreiheit ,  war  verordnet  in  der 
badischen  Hofrathslnstruction  v.  1794,  i5y;  einseitig  steht  sie  in  Baden  dem 
CivilDiener  zu  nach  §.  2.  der  oben  angef.  Verordn.  v.  3o.  Jan.  1819;  u.  eben 
so  dem  MilitarDiener  nach  6.  des  gleichf.  angef.  Ges.  v.  3i.  Dec.  i83i.  Nach 
der  angef.  frankf.  DicnstPragmatik  v.  1829,  §.  12,  sind  alle  Staatsdiener  zweiter 
<  i  isse  iis  auf  Widerruf  angestellt  zu  betrachten.  —  Ein  blofs  verabschiedeter 
Diener  behält  seinen  vorigen  Rang"  und  Titel.  Westphai/s  Staatsr.,  172.  Gönner, 
l.  «;.;.  —  Nach  dein  hannoverischen  Grundgesetze  von  i833  kann  ein  CivilStaats- 
diener  nur  nach  des  GuheiinerathsCollegii  genauer  Erwägung  des  erwiesenen  Un- 
würdigkeitsgrundes  suspendirt  oder  entlassen  werden.  Albrecht's  Protestation 
u.  ]  ntlassung  der  sieben  Göttinger  Professoren.  Leipz.  i838.  8.  Dafs  Verab- 
schiedung so  schimpflich  sey,  als  Cassation,  behauptet  Cramer,  T.  II.  obs.  628., 
u.  in  dessen  Opusc.  T.  IV.  opusc.  21.  Ebendess.  Wetzlar.  Nebenstunden.  Bd.  38, 
S.  81;  Bd.  67,  S.  10;  Bd.  123,  S.  445.  Dawider  s.  Struben,  Th.  III,  Bed.  114. 
Moser  \on  d.  Landeshoh.  in  Regierungssachen,  S.  1 83.  Seuffert  a.  a.  O.  §.  78. 
—  Von  der  Praxis  der  ehemaligen  Reichsgerichte  ,  s-  v.  Cramer  u.  v.  Rifffei. 
a.  a.  O. ,  auch  Haberlin's  Staatsarchiv,  Heft  40,  S.  3ig.  —  Dafs  selbst  ein  mit 
der  Clausel:  ad  beneplacitum  oder  auf  Gutfinden  oder  Woldge fallen,  ertheiltes 
Amt,  von  Seite  des  Staates  unwiderruflich  sey,  behaupten  Fontanella.  tr.  de 
pact.  nupt.  lib.  I.  claus.  4.  gloss.  10.  und  Rönnberg  a.  a.  O.  Abth.  3.  Abschn.  2. 
D- ."  i  ler  .  Gönner  a.  a.  O.,  S  241  ff.  J.  H.  Boehmer  1.  c.  T.  III.  p.  763.  sq.  — 
In  der  neuem  Zeit  ist  Inamovibilität  der  Justizbeamten  nicht  selten  durch  Staats- 
Grundgesetze  festgestellt.  Die  kaiserliche  Wahlcapitulation  seit  1790,  Art.  24, 
>.  machte  in  Teutschland  hierin  den  Anfang.  Für  alle  Staatsbeamte  verordnet 
die  [Jnal  •  '.barkeit,  die  kuxhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i,  §.  56:  «Ohne  Ur- 
theil  und  Recht  darf  kein  Staatsdiener  abgesetzt,  oder  wider  seinen  Willen 
entlassen,  noch  demselben  sein  rechtmäßiges  Diensleinkommen  vermindert  oder 
entzogen  werden,  vorbehaltlich  der  besondern  Bestimmungen,  welche  das 
StaatsuienstGesetz  enthält».  Mehr  oben      366,  VIII. 
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Versetzung.    Zuruhesetzung.    Pensionirung.    Entschädigung.  Pflicht 
beider  Theile.  Staatsveränderung. 

III}  Dasselbe  gilt  von  einer  Versetzung  oder  Translocation  des 
Dieners,  auch  von  einer  Aenderung  in  seiner  Bestimmung  und  Dienstleistung 
mit  oder  ohne  Yortheil  auf  seiner  Seite,  und  ohne  dafs  eine  Herabsetzung 
desselben  damit  verbunden,  oder  dieselbe  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
für  eine  Strafversetzung  erklärt  ist  «).  IV)  Auch  ist  nicht  widerrechtlich 
die  Zuruhesetzung  (Jubilirung,  Quiescirung,  Emeritirung,  Versetzung 
in  den  Ruhe-  oder  QuiescentenStand)  eines  Dieners,  dessen  Dienste  dem 
Staat  überflüssig  geworden  sind,  oder  der  zu  Verwaltung  des  Amtes,  ganz 
oder  zum  Theil,  unfähig  geworden  ist.  V)  Ist  dieses  ohne  des  Dieners 
Verschulden  geschehen,  so  pflegt,  mit  Beibehaltnng  des  vorigen  Ranges  und 
Titels,  eine  verhältnifsmäsige  jährliche  Pension  (Ruhe-  oder  Versorgungs- 
gehalt, pension  de  retraite),  als  Staatsschuld,  in  der  Regel  auf  die  Lebens- 
zeit des  Empfängers,  gegeben  zu  werden  t>)t  War  der  Staatsdienst  selbst 
die  unmittelbare  Ursache  der  Unfähigkeit,  so  ist  volle  Entschädigung 
des  Dieners  Zwangpflicht.  VI)  In  allen  diesen  Fällen,  legt  die  Heiligkeit 
des  Staatszweckes  beiden  Theile n  wesentliche  Pflichten  auf  c):  dem 
Staat,  die  Entlassung,  Versetzung,  oder  Zuruhesetzung,  nur  nach  der  For- 
derung des  Staatszweckes,  mithin  nach  Pflicht,  zu  verfügen;  dem  Die- 
ner, bei  einer  Aufkündigung  nach  untadelhaften  Gründen  (nicht 
nach  blofser  Willkühr)  zu  verfahren,  zu  deren  Beurtheilung  zwar  vorzüg- 
lich ihm  die  Data  gegeben  sind,  die  er  aber  dem  Staat  anzuzeigen  in  einzelnen 
Fällen  verpflichtet  seyn  kann  d).  VII)  In  der  neuern  Zeit,  hat  man  in 
Hinsicht  auf  Entschädigung  solcher  Staats-  und  Hofdiencr  ,  auch  Pen- 
sionisten, welchen  eine  eingetretene  Staats-  oder  Organis  ations Ver- 
änderung den  Verlust  ihrer  Stellen  und  Amtvortheile,  oder  Pensionen, 
entweder  androhte  oder  zugefügt  hatte,  die  wohlbegründete  Entschädigungs- 
pflicht anerkannt  und  billige  Bestimmungen  eintreten  lassen  <Q. 

a)  Rhein.  Bund,  XXXVIII.  -224.  —  «Jeder  Staatsdiener  mufs  sich  Versetzungen, 
welche  seinen  Fähigkeiten  oder  seiner  bisherigen  Dienstführung  entsprechen, 
aus  höheren  Rücksichten  des  Staats,  ohne  Verlust  an  Rang  und  Gehalt,  ge- 
fallen lassen».    Kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i  ,  57. 

b)  Vergl.  oben  §.  ss33  ff.  Setjffert  a.  a.  O.  §.  74.  Gönner  a.  a.  O.  §.  6.  v.  Moser's 
politische  Wahrheiten,  Bd.  II,  S.  809.  Grxjnd's  Abb.  über  das  Recht  der  Pen- 
sionen. (Ohne  Druckort.)  1811.  8.  Ueber  die  Rechte  der  Staatsdiener  u.  Pen- 
sionisten bei  Staats  Veränderungen.  Frankf.  1819.  8.  Heffter  a.  a.  O.,  S.  148  ff. 
Vergl.  die  angef.  baierische  IlauplLandespragmatik ,  Art.  11  u.  17  ff.,  wo  defs- 
wegen  bei  der  Besoldung  des  Staatsdieners,  Standes};- ehalt  und  Die?ist-  oder  Firne 
tionsGehdll  unterschieden  wird.  Jener  bleibt,  als  Pension  oder  Ruhegehalt.  S.  die 
oben,  §.  49?'  Not.  c,  angeführten  Gesetze  u.  Verordnungen  mehrerer  teütschen 
Staaten.  Das  baierische  Edict  v.  17.  Apr.  1824,  wegen  Rcgulirung  der  Pensionen 
u.  QuisccnzGehalte  nach  dem  Verhältnifs  des  Standes-  u.  Dienstgehaltes,  ward 
aufgehoben  durch  e.  V  erordn.  v.  8.  März  1826.  —   ffürtemb.  Edict  v.  18.  Nor. 
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1817,  wegen  Pensionirung  der  Staatsdiener,  ihrer  Witwen  und  f-f^aisen.  Von 
11  —   Bei  Staatsdienern,  denen  in  Hinsicht  auf  ihren 

pflichtmäs  jen  R  äs  titationsAufiuand  eine  höhere  Besoldung  bewilligt  zu  werden 
Onsl  {ewöhnlicll  oder  nöthig,  /..  Ii.  Staatsininistern  und  Gesandten, 
:  bei  Bestimmung  ihrer  Pension  dieser  höhere  Theil  ihrer  Besoldung  zu- 
rörderst  abgezogen,  und  nach  dem  Verhä'ltnifs  des  Uebcrrestcs  das  Quantum 
der  Pension  bestimmt  au  werden.  Man  vergl.  v.  d.  Becke  a.  a.  O.,  §.  74.  v- 
Gtaaaa  ■.  a,  o.  §;  53  n.  102,  S.  145,  9,48 ,  25?,  f. 

c)  l  m  federn  Zweifel  vorzubeugen,  wird  in  manchen  Ländern,  bei  Annahme  der 
Staatsdiener,  wechselseitige,  vierteljährige  oder  halbjährige,  Aufkündigung 
\fosBH  *  d,  Landesboh.  in  Regier.  Sachen,  1 83.  Cratyier  ,  Tit.  III. 
oba.  Ba4«  ^bendess,  üTebenst.,  Th.  79,  S.  94.  Für  ungültig  hält  diese  Bedingung, 
BömsBERG  B.  a.  0.  übtbr.  .'1,  Abschn.  2.  Dawider,  Gönner,  §.  101.  —  Für 
;ültig  wird  die  KündigUngsGlauSel  erklärt,  in  d.  fürstl.  lippe- detmoldischen 
Bekanntmachung  \.  Mai  1807.  Rhein.  Bund,  XI.  233.  —  Durch  Gesetze 
sollte  fest  stehen,  dafs  /lichter ,  gegen  ihren  Willen,  anders  nicht  als  durch  ge- 
rn Iii  li<  lies  Erkenntnifs  con  dem  BJchteramt  entfernt  werden  dürfen. 

(f)  Die  Meinungen  sind  sehr  getheilt.  Z.  B.  1)  einige,  vorzüglich  ältere  Reehts- 
li  lirer,  halten  ein  Staatsamt  nur  dann  für  widerruflich,  auf  Seite  des  Staates, 
Wenn  solc  hes  auf  Bitte  des  Dieners  verliehen  ist.  —  2)  Andere  sprechen  nur 
dem  Diener  die  AufkündigungsFreiheit  zu.  Cramer,  T.  II.  obs.  628»  III.  obs.  824. 
Ebt  ndess.  Neben:, t.,  Th.  38,  Num  5;  Th.  79,  Num.  7.  Malacord  1-  c.  §.  11.  i5.  sq.  v.  d. 
Bxcbj  a.  a.  O.  §.  59  u.  98 — 104.  Rönnkerg  a.  a.  O.  Abth.  4-  Abschn.  1;  wenigstens 
dann,  wenn  der  Diener  ausserhalb  seines  Amtes  nicht  Unterthan  des  Staates 
ist.  De  Münchhausen  de  jure  ministorum  exigendi  a  principe  dimissionem, 
i  '.  —  3)  Nach  Andern  kann  ein  Diener,  der  vorhin  Unterthan  des  Dienstherrn 
gewesen,  nach  Belieben  entlassen  werden,  nicht  aber  ein  in  Dienste  genomme- 
ner Ausländer.  De  Lüdewig  consil.  Halens.  JCtor.,  T.  II.  lib.  2.  cons.  62. 
num.  ().  Vergl.  auch  Gönner  ,  %.  33.  —  4)  Noch  Andere,  sprechen  beiden 
Theilen  das  einseitige  Aufkündigungsrecht  ab.  Seuffert  a.  a.  O.  §.  87  ff.  v. 
RotiTs  Staatsr.  teutscher  Reichslande,  Th.  I.  §.  34.  Bischoff  a.  a.  O.  §.  99— 
iO|.  —  5)  Einige  .schreiben  dem  Regenten  ein  willhühr liehe s  Entlassungsrecht 
zu.  Casp.  Ziegler  de  jurib.  majest.,  lib.  I.  c.  29.  §.  7.  Dawider,  Rant's  me- 
taphys.  Anfangsgr.  der  Rechtslehre,  §-49«  D-  S.  190  f. —  6)  Nach  Andern,  können 
Staatsdiencr ,  denen  die  Ausübung  der  richterlichen  Gewalt  anvertraut  ist,  nicht 
eigenmächtig  entlassen,  sondern  nur  durch  Urtheil  und  Recht,  verübter  Ver- 
gehungen halber,  ihres  Amtes  entsetzt  werden  (Engler,  angef.  §.  492,  a) :  hin- 
gegen findet  willhühr  liehe  Entlassung  Statt,  bei  allen  Dienern,  die  zu  Ausübung 
der  vollziehenden  Gewalt  angestellt  sind.  Rlien  in  Zachariä's  Annalen  der 
Gesetzgebung  in  Kursachsen  (Leipz.  1806»  8.),  S.  347  u>  369.  —  7)  Dafs  Staats- 
ämter auch  ohne  Vertrag  ein  unwiderrufliches  Recht  erzeugen,  so  fern  auf 
ihnen  ein  Nahrungsstand  ruhet,  behauptet  Gönner  a.  a.  O.  §.  02  ff.,  welcher 
überhaupt  läugnet,  dafs  Staatsämter  auf  einen  Vertrag  sich  gründen. 

«)  ReichsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3,  §.  24,  5i  ff.,  56,  59,  68  ff.,  89:  s. 
oben  \.  27,  5o  und  58.  Teutsche  BundesActe,  Art.  i5,  und  die  in  Folge  der- 
selben Statt  gehabten  Verfügungen  der  Rundesversammlung.  Gönner's  teutsches 
Staatsr. ,  %.  244  u.  425.  Leist's  Lehrb.  des  t.  Staatsr.  §.  42  u.  99  f.  Heffter's 
Beiträge,  1.  Liefer.,  S.  106  t  Ueber  die  Entschädigungsberechtigung  der  Staats- 
diener, bei  Aufhebung  ihrer  Stellen;  von  den  R.  R.  G.  Assessoren  v.  Ramptz 
u.  v.  Steis.    Frankf.  1808,  8. 
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Cassation ,  auch  V Ersetzung  >  Zurruhesetzung  oder  Pensionirung  zur 
Strafe.    Suspension.  IVitwengehalt. 

VIII)  Cassation,  Bestrafung  eines  Staatsdieners,  wegen  Dienst  Ver- 
fehlung, wegen  Verbrechen  oder  gemeiner  Vergehen,  durch  Asniseutsetzung 
(remotio),  mit  oder  ohne  Vorbehalt  der  Ehre,  desgleichen  Versetzung, 
Zuruhesetzung  oder  Pensionirung  zur  Strafe,  so  wie  IX)  Sus- 
pension oder  einstweilige  Entfernung  eines  Staatsdieners  von  seinem  Amt, 
während  der  Untersuchung  eines  ihm  zur  Last  gelegten  Verbrechens,  mit 
oder  ohne  Beibehaltung  aller,  oder  bestimmter  Amtsnutzungen  «),  kann, 
in  der  Regel,  nur  von  dem  Richter  verfügt  werden  £).  Widrigenfalls 
hat  der  Diener  von  dem  Richter  ein  Erhenntnifs  auf  Restitution  und  Ab- 
lieferung des  rüchständigen  Gehaltes  zu  erwarten  c).  Dagegen  steht  dem 
Dienstherrn  nachher  frei,  ihm  eine  anständige  Entlassung  zu  ertheilen 
X)  Bei  blofsen  Hausdienern,  Gesinde  und  Dienstboten,  so  auch 
bei  Hofbeamten  und  Hof  dienern  (§.  487  c,  und  488),  ist  die  wech- 
selseitige Aufkündigungsfreiheit  am  wenigsten  bestritten  XI)  Ob  und 
wie  weit  die  Witwe  eines  Staatsdieners  Witwen  geh  alt  zu  fordern  be- 
rechtigt sey?  beruht  auf  vertragmäsiger,  oder  staatsgesetzlicher  Bestimmung  /). 

a)  Nach  erfolgter  gänzlicher  Lossprechung,  müssen  die  innebehaltenen  Amts- 
nutzungen dem  Diener  verabfolgt  werden.  Pufendorf,  T.  IV.  obs.  208. 

b)  Malacord  1.  c.  §.  25.  Sam.  Stryr  diss.  de  suspensione  ob  officio.  Hai.  1680. 
u.  In  Collect,  diss.  (Erf.  1743.  fol.),  Vol.  IV.  n.  4-  Bischoff  a.  a.  O.  98.  Vergl. 
die  angef.  baier.  HauptLandespragmatik ,  Art.  8  ff.  ü.  Beilage  IX  zu  der  baier. 
Verfafs.  Urk.  v.  1818.  —  Wider  die  Suspension  s.  C.  F.  Schenk  in  Hartlebens 
Justiz-  ü.  PolizeiFama,  i8i5,  St.  5o—  bi.  —  Bei  notorischer  Vernachlässigung  der 
Geschäfte,  und  bei  scandalöser  Sittenlosigkeit ,  vertheidigt  die  Entfernung  des 
Dieners  von  seinem  Amt.  ohne  förmlichen  Richterspruch,  wenn  dem  Diener 
ein  verhältnifsmäsiger  Theil  seines  Gehaltes,  so  wie  seine  bürgerliche  Existenz, 
gesichert  bleibt.  A.  W.  Rehberg  über  die  Staatsverwaltung  deutscher  Länder, 
und  die  Dienerschaft  der  Regenten,  (Hannover  1807.  8.)  §.  6.  Vergl.  auch  die 
Königl.  preuss.  CabinetOrdre  v.  17.  Dec.  i8o5;  dergleichen  v.  12.  Apr.  1822,  betr. 
das  Verfahren  bei  Amtsentsetzung  der  Geistlichen  u.  Jugendlehrer ,  wie  auch 
anderer  Staatsbeamten;  dergl.  v.  21.  Febr.  1823,  bett.  das  Verfahren  bei  auf 
administrativem  Wege  erfolgenden  unfreiwilligen  Dienstentlassungen  der  Civil- 
Beamten,  mit  Ausnahme  der  richterlichen  Beamten,  desgl.  v.  24.  Sept.  1826, 
wodurch  die  vorige  auf  die  bei  der  Militärverwaltung  angestellten  Beamten  für 
anwendbar  erklärt  wird;  alle  in  der  preufs.  Gesetzsammlung. 

c)  v.  Rieffel's  Rcichshofrath ,  I.  266.  De  Cbamer,  T.  n.  obs.  628.  Ejusd.  Opusc, 
T.  IV.  p.  481.    Ebcndess.  wctzl.  Ncbenst.,  Th.  123,  S.  445- 

d)  Moser  von  der  Landeshoh.  in  Regier.  Sachen,  i83.  Mevius,  P.  II.  dec.  12. 
De  Cramer,  T.  III.  obs.  82/^  Ebendess.  Wetzlar.  Nebenst. ,  Th.  79,  S.  94-  — 
Ehehin  begünstigten  die  teutschen  Reichsgerichte ,  besonders  das  R.  Rammerge- 
richt,  oft  auch  solche  Diener,  die  bloss  verabschiedet  waren,  durch  Mandata 
oder  Rescripte  restitutoria  S.  C.  oder  C.  C. ,  meist  aus  Gründen  der  eviden- 
testen Billigkeit.  De  Cramer,  T.  II.  obs.  565.  628.  III.  obs.  8o7.  Ebendess. 
wetzlar.  Ncbenst.,  Th.  38,  S.  81;  Th.  79,  S.  94;  Th.  123,  S.  4<p.  Moser  a.a.O. 
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S  i  i5,  s.  mi, i/iii's  Staatsanzeigen,  Heft  10,  S.  1175  Heft  14,  S.  223, 
Hef  19,  S,  1 ;-  BXbmulib's  Staatsarchiv,  Heft  46,  S.  189  fT. 
i  .1.  Bichi  •>•  0«  8,  34 1  Note.  K.  würtemb.  Verordn.  wegen  Entlafsbarkeit 
der  Hofbeamten  u.  Hofdicne'r,  v.  ao«  Dec.  1817. 
<  Keueve  Verordnungen  teutscher  Bundesftirsten  hierüber,  in  d.  Rhein.  Bund, 
1  H  .  168.  Die  angef  bater,  HauptLandesPragmatik,  Art.  7,4.  K.  Hanno  v,  Gesetz  v.  8. 
M  ti  »838  über  die  Errichtung  einer  Witwencasse  für  die  Hof-  u.  CivilDienerschaft. 
s  Staatsgesetz  v.  6.  Apr,  1821,  die  Pensionirung  der  Witwen 

hu Hinder  verstorbener  Staatsbeamten  betr.  S.  zum  Theil  die  oben,  §.492,  Note 
c,  u.  ,o3  Ts o tf  I»,  angef«  Gesetze  u.  Verordnungen.   Hkiitkr  a.  a.  O.  S.  147  f- 


§•  49ÄL  (409.) 

Erzürnter,  Erbhofdmter  k.  Hofämter,  Leibgarde  u.  HofCeremoniel. 
Titel  und  Prädicate,    Excellenz,    Wappen,  hang.  Ehrenbezeugungen. 

Ii  Die  Errichtung  eigener  Erzä'mter  und  Krön-,  Reichs-,  oder 
Erb landho fa'm t er  «),  der  höhern  und  niedern  Hofämter,  und  der 
Hof-  und  Leibgarden  l>) ,  so  auch  die  Bestimmung  des  eigenen  Staats- 
und  Hof Ceremoniels  c),  ist  dem  zweckmäßigen  Ermessen  eines  jeden 
Staatsoberhauptes  überlassen.  Eben  so  ist  dasselbe  berechtigt,  II)  zu  Er- 
th  ung  blofser  Titel  und  Prädicate ,  namentlich  der  Excellenz  d), 
IHj  auch  zu  W  appen Verleihung  e),  und  IV)  zu  Bestimmung  des 
Ranges,  sowohl  am  Hofe,  als  auch  in  dem  Civil-  und  Milita'rDienst  /)? 
SO  wie  V)  der  militärischen  und  andern  Ehrenbezeugungen. 

a)  C.  F.  v.  "Hoskr's  Hofrecht,  II.  i3i.  i5o.  Moser's  persönl.  Staatsr.,  II.  82. 
85.  Ebenders.  v.  d.  t.  Reichsständen ^  428.  654.  6£>7.  78g.  Deutsche  Encyklo- 
pädie,  \  Iii.  585<  Pütter's  bist.  Entwickl.,  II.  191.  Randei/s  Annalen,  I.  §.  n3. 
\.  Roth's  Staatsr.  t.  Reichslande,  II,  8.  Klüber's  Anmerkungen  zu  Sainte- 
Palai  vom  Ritterwesen,  I.  3  179.  181.  II.  195.  Ebenders.  über  Einführung, 
Rang,  Erzämtcr,  Titel,  Wappenzeichen  u  Wartschilde  der  neuen  Kurfürsten 
(Erl.  i8o3.  80 1  '  •  9  —  4°«  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  III.  120.  209.  Klüber's 
Lit-,  v.  911.  997.  —  Die  zahlreichen  Erbämter  in  den  o  streichischen  zu  dem 
Tcutschen  Uund  geherenden  Staaten,  sind  verzeichnet  in  Bisimger's  verglei- 
chender Darstell,  der  Staatsverfass.  der  europ.  Monarchien  u.  Republ.  (Wien 
1818.  8.),  §.  56,  Note  u,  S.  187.  —  Die  preussischen,  ebendas.  Note  w,  S.  191  f. 
—  In  Baiern,  wurden  durch  die  Constitution  des  Königreichs  v.  1.  Mai  1808, 
Tit.  3,  %,  10,  vier  lchnbare  ReichsRronämter  angeordnet:  Obersthofmeister 
(OettingcnWallerstein),  Oberstkammerer  (  FuggerBahenhausen  ,  jetzt  Oettingen- 
Sjnelberg),  Oberstmarschall  (noch  unbesetzt),  OberstPostmeister  (Thum  u. 
Taxis).  Rhein.  Kund,  XIX.  8.  Reglement  v.  28.  Jul.  1808,  die  Kronämter  des 
Reichs  betr.,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1808.  S.  2109.  Verfassungsurk.  v. 
j8i8,  Tit.  V,  §.  i.  Sie  sind  Mitglieder  des  königl.  Familicnratlis  (Familien- 
Slatui.,  Tit.  X,  §.  4)  u-  der  ersten  Kammer  der  Ständeversammlung;  auch  zu 
der  Reichsverwesung  berufen,  in  Ermangelung  eines  Agnaten  oder  einer  Königin 
tter.  Verfafs.Uri.  Tit.  17,  §.  9  ff.  —  Die  Erbamter  in  den  hannöverischen 
Provinzen,  sind  angezeigt  bei  Bisinger  a.  a.  O.  Kote  x,  S.  192.  Im  J.  1814 
ward  daselbst  ein  ErbLandmarschallamt  des  Königreichs  errichtet,  für  den 
Grafen  von  Münster.  —  Würtemhcrg  errichtete,  im  Juni  1808,  vier  lehnbare 
KronErbhofamter:  Erbmarschall  (Hohenlohe),  Erbhofmeister  ( Truchsefs Wald- 
burg).   Erbkaminerer   ( EöwensteinWcrtheim ) ,   ErbPanner   (Graf  Zeppelin). 
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Hiezu  kam,  nach  e.  Verordn.  v.  9.  Sept.  1819,  das  ErbLandpostmeisteramt, 
als  ErbmannThronlebn ,  für  Thum  u.  Taxis.  — -  In  Braunschweig-  sind  vier 
Erbämter:  Erbmarschall,  Erbküchenmeister ,  Erbsehenk,  Erbhämmerer. 

b)  Von  dem  Hofstaat,  oben  §.  25i,  und  C.  F.  v.  Moser's  Hofrecht,  I.  227. 
Moser's  persönl.  Staatsr.,  II.  88.  Ebenders.  von  Steuersachen,  552.  Bisinger 
a.  a.  O-,  §.  5y,  S.  192  ff.  v.  Aretin's  constitutionelles  Staatsrecht,  Bd.  I, 
S.  197,  Note  b:  wo  auch  von  Höningen  u.  höfischen  Staatsdienern.  Gibcon's 
historisch  -sittliche  Betrachtung  über  den  Ho/dienst;  in  dessen  The  History  of 
the  decline  and  Fall  of  the  Romain  Empire,  vol.  I,  chap.  3,  p.  90,  der  ba- 
seler  Ausg.  von  1787.  —  An  teutschen  Höfen  war  ehehin  unter  den  Hofämtern 
(zu  Berlin  und  Dresden  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts)  das, 
dem  Titel  und  der  Tracht  nach,  nicht  mehr  übliche  Amt  der  Hofnarren  nicht 
das  unnützeste.  C.  F.  Flögel's  Geschichte  der  Hofnarren.  Liegnitz  u.  Leipz. 
1789.  8.  Diese  «lustigen  Räthe»  begleiteten  ihre  Ilofherren  zuweilen  in  die 
geheimen  Rathsitzungen.  Bei  der  sächsischen  Ländertheilung  148a,  soli  der 
berühmte  Hofnarr  Claus  (Fi-ögel,  S.  282)  zu  80,000  Thaler  angeschlagen 
worden  seyn,  weil  Jeder  der  verst  hiedenen  Nachfolger  ihi»  zu  besitzen  wünschte» 
Jenaische  Allgem.  Lit.  Zeil.  i8ij,  Kum.  199,  S.  4*3- 

c)  Moser's   persönl.   Staatsr.,   II.  91.     C.  F.  v.  Moser's   Hofrecht,  Th.  I  u.  II. 

1704.  1755.  4-  Ceremonial  des  cours,  par  M.  Duaioivr,  mis  en  ordre  et  aug- 
niente  par  M.  Rousset  T.  I  —  V.  Amsterd.  1789-  fol.  Lphig's  theatrum  cere- 
moniale.  —  Nützlich  ist,  dafs  der  Herrscher  mit  einem  gewissen,  seiner  poli- 
tischen Grösse  und  dem  Staatseinhommen  angemessenen  Glanz  (MajestälNimbus) 
umgeben  sey.  Der  Aufwand  auf  seltene  hostbare  Festlichkeiten ,  wo  der 
Fürst  sich  dem  Volk  und  angesehenen  Personen  mit  \\  ürde  zeigt,  ist  nicht 
Verschwendung,  bei  sonst  sparsam  eingerichtetem  Staatshaushalt.  Schädlich 
nur  sind,  und  den  Zweck  verfehlend,  oft  wiederholte  grofse  Festlichkeiten, 
übertriebene  Hofüppigkeit,  und  tägliche  Verschwendung. 

d)  Moser's  Staatsr.,  XXXV.  484«  Klüber's  Lit.,  §.  1006.  —  Bäuerische  Verordn. 
wegen  der  Excellenz,  v.  Febr.  1812. 

tf)  Moser  von  Gnadensachen,  23.  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  III.,  327.  Klüber's 
Lit.,  3oo.  ■ —  Für  Reichsherold-,  Adels  -  und  Wäppenpr üfungsGeschäfte ,  ist  in 
Baiern  ein  eigenes  ReichsHeroldenAmt  angeordnet,  durch  ein  Edict  v.  i.Nov.  1808. 

f)  Oben  §.  40>8\  Moser  von  Polizeisachen  ,  3;i.  Schlözer's  Staatsanzeigen, 
Heft  42,  S.  364. 

§♦  ^96.  (410.) 

Staats-,  Haus-  und  Standeszeichen.    Ehrenzeichen,  insbesondere 

Ehrenorden. 

I)  Die  Wahl  und  der  Gebrauch  eigener  Staats-,  Haus-  und 
Standeszeiehen,  bei  Landes-,  Familien-  und  Hofleierlichheiten ,  auch 
auf  Wappen,  z.  B.  der  Königskrone,  des  Fürstenhuts  ,  und  der  Fürsten- 
kleidung, der  Insignien  (Krone,  Scepter,  und  d.),  nach  dem  Stande  des 
Souverains,  hängt  von  desselben  Gutfinden  ab  «)•  II)  Auch  zu  Stiftung 
und  Verleihung  bestimmter  Ehrenzeichen  oder  Decorätionen  A),  inson- 
derheit der  Ehrehorden  <Q,  der  Haus-,  Hof-,  Ja^ci-  und  Ritterorden, 
auch  der  Militär-  und  Civil  Verdienstorden  (§.  248,  2S1),  etwa  nach  ver- 
schiedenen Glessen,  und  zu  Errichtung  von  Ordens S  t  a  tu  t  e  n  ,  ist  das 
Staatsoberhaupt  berechtigt.    Mit  Ertheilung  eines  Ordens  ist  für  den  Ordens- 


11.  rhcil,  MV.  Cap,  Aemfer-,  Titel-, 


ritter,  in  der  Regel)  StauddserhShuog  nicht  verbunden  <0,  wohl  aber  Hof- 
föhigkeil  und  der  Rang  mit  dem  Vdel,  mit  ollichen  Orden  auch  ein  be- 
itunmtei  Einkommen.  Die  Annehmung  und  das  Tragen  auswärtiger 
Ehrenzeichen,  bedarf  landesherrlicher  Genehmigung  Soll  ein  Privat- 
orden,  ..  r>  ein  Gesellschaftorden,  von  einem  Söuverain  bei  seinen  TJn- 
terthanen  geduldet  und  anerkannt  werden,  soll  er  öffentliche  und  obliga- 
torische Elzistens,  und  ein  \  erbietungsrecht  gegen  alle  Ungenossen  in  dem- 
selben  Staat  geniefsen;  so  wird  hiezu  ein  Privilegium,  wenigstens  Bestä- 
tigung des  Souverains,  erfordert  /). 

I  '  srxe'a  theatrum  cercmoniale,  I.  1258.  Moszb's  Hofr. ,  II.  l\\<j.  Moser's 
Staatar.,  H  385.  XWUl.  2Öo.  XXXV.  447.  Zusätze  II.  77.  Reinhard's 
Wappenkunst,  i(>(>.  Grblihann's  Staatskunde  v.  Teutschl. ,  I.  276.  Klüber 
Ober  Einfuhr.,  Rang,  Erzamter,  Titel,  Wappenzeichen  und  Wartschilde  der 
neuen  Kurfürsten  (Erl,  i8o3),  §.  3o  u,  f. 

/1  Zu  solchem,  oft  übertriebenem,  Ehrenschmuck  gehören:  Ehrenorden  (gemein- 
liin,  wiewohl  in  bu  weitem  Sinn,  /M/v  worden  genannt),  und  die  Stiftzeichen, 
womit  in  manchen  preussischen,  k.  sächsischen  (Weisse's  k.  sa'chs.  Staatsr.  I. 
\.  i33  1  u.  a.  Stiften  die  Capitularen  und  Canonici,  und  in  Fräuleinstiften  die 
Stiftdamen,  auch  in  Klöstern  die  Achte  und  Prälaten  begnadigt  sind.  Ferner 
gehören  dahin:  Kammerherrnschlüssel ,  militärische  Dienstzeichen  und  Dienst- 
ehrenseichen  (Porte- epee  und  Fpaulettes  oder  Degenquasten  und  Schulter- 
maschen ,  Ehren-  u.  YerdienstMedaillen ,  Ehrensäbel,  Ehrenflinten,  Ehren- 
schnallen,  in  Prcussen  seit  1827  Ehrentrompeten  für  Postillone,  u.  d.),  Amt- 
trachl  oder  Uniform,  und  andere  Auszeichnungen  durch  Kleiderordnung, 
Pleureuscn,  u.  d.  —  Von  der  gräfl.  Fuggerischen  FamilienXJritfovm ,  s.  Rhein. 
Bund,  L  85.  —  Der  Ansicht  eines  Ungenannten,  «bei  dem  Ueberflufs  von 
Orden,  müsse  es  /um  guten  Ton  werden,  so  viel  möglich,  keinen  zu  tragen», 
steht  meist  das  Staatsinteresse  und  die  Eitelkeit  der  Mehrzahl  entgegen. 

c)  Pfzffutgbb,  II.  902.  Moslr's  Hofr.,  II.  687.  Moser's  persönl.  Staatsr.,  II. 
85  ff.  Ebendess.  Zusätze  zu  s.  neuen  t.  Staatsr.,  II.  357.  Pütter's  instit.  juris 
publ.  germ.,  §.  \2o.  v.  Martens  Völker  r»,  §.  i65.  Klüber,  die  Ehrenorden 
in  politischer  u.  staatsrechll.  Hinsicht;  in  der  Neuen  berliner  Monatschr.  Oct. 
180.4,  S.  2Ö5,  insonderheit,  S.  275  fi.  Bisingkr  s  vergleichende  Darstell,  der 
Staatverfafs.  der  europ.  Monarchien  u.  Republ.  (Wien  1818.  8.),  §.  58  —  67, 
S.  193  —  231.  Ueber  Belohnung  des  Verdienstes  in  politischer  Hinsicht;  in 
L.  Gervais  kleinen  Mittheilungen  aus  d.  staatswissensch.  Gebiete.  Th.  I 
(Leipz.  1822.  8.),  S.  79—115.  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  III.  210  u.  Klüber's 
Lit.  ,  Ii-.  —  Ehrenorden  ,  die  Ehrenzeichen  ungerechnet  ,  verleihen  jetzt 
folgende  Bundesfürsten'.  Oestreich,  Preussen,  Baiern,  Sachsen  (König),  Hannover, 
Würtemberg,  Baden,  Kurhessen,  Grofsherzog  von  Hessen,  Sachsen  Weimar- 
]  -cnach  und  Oldenburg,  die  Herzoge  von  Sachsen  ernestinischer  Linie  ins- 
gesammt ,  der  Herzog  v.  Braunschweig  und  die  3  Herzoge  von  Anhalt.  — 
Nor  andern  merkwürdig  sind  die  Pflichten,  welche  die  Statuten  des  weima- 
rischen ,  am  18.  Oet.  181 5  erneuerten  Ordens  der  Wachsamkeit  oder  vom 
weissen  Falken,  den  Kittern  auflegen;  in  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  86. 
—  Von  33  teutschen  Ehrenorden,,  u.  von  andern  teutschen  Ehrenzeichen, 
s.  Fr.  Gottschalk1s  Alinanach  der  Ritterorden.  Leipzig  1817.  2.  Jahrgang, 
ebendas.  1818.  3.  Jahrgang  1819.  8.  Mit  Abbildungen.  C.  H.  v.  Gelbre  Rit- 
terorden und  Ehrenzeichen,  erläutert  durch  die  vorhandenen  Urkunden.  Als 
Anhang  des  Werks:  ^Abbildungen  und  Beschreibung  der  Ritterorden  und 
Ehrenzeichen   gammtUcher  Souveraine   und  Regierungen».    Berlin  i834«  Die 
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Ritterorden,  in  dem  Goth.  Hofkalender  für  1837.  Wappenbuch  der  Österreich. 
Monarchie,  herausgegeben  v*  J.  A,  Tyroff.  Nürnberg.  Bd.  I — X.  Man  s.  auch 
Ge.  Hassel's  Staats-  u.  AdrefsHandb.  der  t.  Bundesstaaten  für  1816,  1.  Ab- 
theilung. —  Im  J.  1819  zählte  man,  nach  Gottschalr,  in  Europa  98  Orden.  -— 
Im  Februar  1817  war  die  Zahl  der  verliehenen  russischen  Orden  —  31,409  j 
worunter  16,825  St.  AnnenOrden.  —  Man  hat  Orden  vom  goldnen  Sporn, 
vom  Hosenband,  von  der  Distel,  vom  Elephanten,  vom  Löwen,  von  allerlei 
Heiligen,  z.  B.  vom  h.  Simplicius,  i4o3  von  dem  Abt  zu  Fulda  gestiftet,  aber 
noch  keinen  vom  Pflug,  für  verdiente  Landwirthe.  —  Von  Ehrenzeichen,  s. 
Bisfnger  a.  a.  O. ,  §.  63,  S.  23i — 233. 

d)  Limkäus  jur.  publ. ,  lib.  6.  c.  2.  n*  7.  sq.  Moser's  persönl.  Staatsr. .  II.  87. 
Klüber  a.  a.  O.  280  —  Jeder  Ritter  des  östreichischen  MariaTheresicnOrdens, 
der  nicht  schon  den  Ritterstand  oder  eine  höhere  Adelsstufc  besitzt,  wird  als 
erbländiseher  Ritter  in  die  Standesbücher  eingetragen;  auch  wird  ihm  oder 
seinen  Nachkommen,  auf  Verlangen,  ein  förmliches  RitterschaftDiplom  aus- 
gefertigt ,  gegen  blosse  ExpeditionsTase.  HofcanzleiDecret  v.  8.  Juli  1820 ,  in 
Franz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd.  47,  S.  282.  —  Mit  dem  russischen 
St.  WladimirOrden  ist  der  russische,  mit  dem  CommandeurRreuz  des  tosca- 
nischen  (vorhin  grofsherzogl.  wirzburgischen,  im  J.  1807  gestifteten)  St.  Joseph- 
Ordens  der  toscanische  Erbadelstand  verbunden.  —  In  etlichen  Bundesstaaten, 
ist  mit  einem  inländischen  Ehrenorden,  wenigstens  der  persönliche  Adel  ver- 
bunden. So  bei  dem  würtemb  ergischen  CivilVerdienstorden.  Von  Baiern,  s. 
Verordn.  v.  23.  Dec.  1812,  betr.  den  Adelstand  der  Ritter  der  baierischen 
Civil-  und  MilitärVerdienstorden.  Nach  dem  baier.  Edict  über  den  Adel,  v. 
26.  Mai  1818  (Beilage  V  zu  der  Verfafs.Urk.  v.  1818),  §.  5,  schliefst  die  Er- 
theilung  des  Militär-  oder  des  CivilVerdienstordens  an  Inländer,  die  Ver- 
leihung des  Adels  in  sich;  doch,  für  die  Zukunft,  nur  für  die  Person  des 
Begnadigten.  Ein  Ordensmitglied,  dessen  Vater  und  Grofsvater  diese  Aus- 
zeichnung des  Verdienstes  sich  erworben  hatten,  kann  taxfreie  Verleihung  des 
Erbadels  verlangen. 

e)  Vergl.  L'Ambassadeur,  par  Wicquefort,  p.  99.  (edit.  de  1689O  (Hanson's)  Account 
of'all  the  Orders  of  Rnighthood,  vol.  II,  p.  3o4  sqq.  —  Das  Ansuchen  um 
fremde  KammerherrnSchlüssel  u,  Orden,  u.  das  Tragen  derselben  ohne  kaiserl. 
Erlaubnifs,  ward  in  Oestreich  untersagt,  durch  Decrete,  bei  jenen  vom  19.  Juli 
1818,  bei  diesen  v.  17.  Sept.  1818;  in  den  Politischen  Gesetzen  u.  Verordn. 
Franz  I.,  Bd.  46,  S.  191  u.  235.  Eben  so  das  Tragen  der  £/<renRitterkreuze 
des  Johanniter ordens ,  durch  Decr.  v.  9.  Febr.  1819;  ebendas.  Bd.  47,  S.  28. 
Ein  baier.  Edict  v.  8.  Sept.  1808,  erklärt  den  JohanniterOvd.cn  in  Baiern  für 
aufgehoben.  In  manchen  Bundesstaaten,  sind  die  Orden  aufgehoben,  welche 
von  dem  teutschen  Raiser  den  Mitgliedern  der  ehemaligen  Reichsritterschaft  in 
Schwaben  u.  des  fränk.  Cantons  Ottemvald  verliehen  waren.  Eben  so  der  vom 
Raiser  der  Reichsburg-  Friedberg  verliehene  St.  JosephOrden,  durch  Verordn.  der 
baier.  LandesDirection  zu  Bamberg  v.  6.  Jul.  1807;  in  Oesterreicher's  Archiv, 
VIII,  Num.  19.  Achnliche  Orden,  oder  vielmehr  Ehrenzeichen,  wurden  1804 
von  dem  Raiser,  der  Ganerbschaft  des  Hauses  AltLimpurg  u.  der  Gesellschaft 
des  Hauses  Frauenstein,  beide  zu  Frankfurt,  verliehen,  die  noch  fortdauern. 

/)  Moser's  Hofr.  II.  692.  Rlüber  a.  a.  O.  (in  d.  berliner  Monatschr. ),  S.  2-9  f. 
So  der  1755  gestiftete  St.  JoachimOrden  ,  wovon  bei  Rlüber  a.  a.  O.,  und  der 
« Ordensvercin  der  weltl.  u.  geistl.  Kreuzherren  vom  heil.  Grabe  zu  Jerusalem», 
von  dessen  Daseyn  im  Aug.  1821  in  öffentlichen  Blättern  aus  der  Gegend  von 
Nenndorf  eine  Nachricht  verbreitet  ward. 


7.">0  II.  Tbeü,  XIV,  Gap.  Aemter-,  Titel-, 

■  •  "*      ^  §.  497.         (4110  ':^;v 

Standeserhöhung 

l  Das  Recht,  einzelnen  Personen  öder  Familien  Stand  es erhShurig, 
allenfalls  mit  neuem,  verändertem,  oder  vermehrtem  Wappen  und  einem 
höhern  Prädical  in  dein  CanzleiCeremoniel,  zu  ertheüen  «),  eignet  sich, 
in  deo  teutacben  Bundesstaaten,  jeder  Souverain,  in  seinem  Staatsgebiet,  der 
Regel  nach  ausschliefsend  6)  zu;  nach  allen  Stufen  des  hohen  und  niedern 
Adels  i  ),  und  zwar  des  ersten,  so  weit  es  dem  eigenen  politischen  Rang- 
verhältnifs  des  Bundcsfiirsten  angemessen  ist.  II)  Zuweilen  wird  die  Standes- 
erhöhung  mit  üeberspriugung  einer  oder  mehrerer  niedern  Adelsstufen  d) 
I  Vcv  Baltum),  zuweilen  Stillschweigend  mit  der  Verleihung  eines  Ritter- 
ordens 406)  ertheift.  Zuweilen  vu'rd  sie,  besonders  die  Fürst  en\vürde, 
auch  wohl  nur  mit  dem  Erstgeb ürtrec'ht  verbunden  «Q.  III)  Dem 
Reihte  dritter  Personen,  insbesondere  der  SnccessionsBerechtigten ,  an- 
derer Familien  und  Souseraine,  kann  durch  Standeserhöhung  kein  Eintrag 
geschehen,  l\  Auch  die  mit  dem  ßriefadel  geschenkten  Ahnen  sind, 
in  der  Regel,  ohne  Rechtswirlumg /).  V)  Die  einer  Person  oder  Familie 
ertheilte  Standeserhöhung,  schliefst,  in  der  Regel,  nicht  auch  eine  gleiche 
Titelerhöhung  ihrer  Besitzungen  (collatio  dignitatis  realis)  in  sich. 
Diese  kann  auch  besonders  #)  und  unabhängig  von  jener  erfolgen.  VI)  Die, 
seit  lufhebung  der  teutschen  Reichsverfassung,  für  eine  Familie  und  be- 
st im  in  te  Besitzungen  derselben,  hie  und  da  Statt  gehabte  Ertheilung  der 
»tandesherrlichen  Würde  (§.  3i5),  gibt  1)  für  die  Person,  theils 
den  hohen  idelstand,  wenn  dieselbe  nicht  vorhin  schon  damit  begabt  war, 
theils  die  persönlichen  Vorrechte  der  inländischen  Standesherren,  2)  für 
die  standesherrlichen  Besitzungen,  die  diesen  in  demselben  Lande  zukom- 
menden dinglichen  Vorrechte. 

a)  \  crgl.  Moseb  von  liaiserl.  Regierungsrechten,  S.  41Ö>.  J.  G.  Seger  diss.  de 
jure  conferendi  dignitates.  Lips.  1773.  Klüber  de  nobilitate  codicillari 
(Erl.  1-88),  eap.  2.  et  3.  Ebendess,  jurist.  Bibl.,  XXV.  1  fif.  Schriften  in 
Pütter's  Lit. ,  III.  3-26.    Klüber's  Lit. ,  3oo. 

b)  K.  hunnöv.  Yerordn.  v.  18.  Marz  1816  ,  dafs  die  hannöver  Unlerthanen 
Standeserhöhungen  von  fremden  Potentaten  überall  nicht  annehmen  sollen.  — 
Baiem  erhob  (19.  Nov.  1812)  die  beiden  Chefs  der  zwei  gräflichen  SpecialLinien  von 
Löu  'n.stnnVF'eriheimFreudenberg  in  den  Fürstenstand ,  obgleich  ihre  Besitzungen 
s-immtlich  unter  fremder,  nämlich  würtembergischer ,  grofsherzoglich -frank- 
furtischer, u.  badischer  Hoheit  lagen.  Dagegen  mufsten  sie  bei  Würtemberg 
im  J.  181 3  dieselbe  Standeserhöhung  abermal,  und  bei  den  beiden  Grofs- 
herzogen  Bestätigung  derselben  erlangen.  —  Unerlaubt  und  strafbar  ist  die 
Amnasung  adelicher  Titel  und  Wappen,  oder  höherer  Adelstitel  (z.  B.,  was 
besonders  seit  1806  nicht  selten  geschieht,  des  freiherrlichen)  als  wozu  man 
berechtigt  ist.  Oe ■streich.  Strafverordn.  v.  Nov.  182-7  ;  nach  welcher  solche  das 
erstemal  mit  20  bis  100  Gulden,  oder  bei  Unvermögenheit  mit  3  bis  i4tägiger 
Arreststrafe ,  im  Fall  einer  Wiederholung  mit  100  bis  1000  Fl.  oder  mit  2  bis 
6  wöchentlichem  Arrest  bestraft  werden  soll. 
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c)  Rlüber  1.  c.  §.  24.  Vergl.  oben  §.  262  u.  f.  -  Im  Juni  1814  erhielt  der 
baierische  Feldmarschall  Wrede ,  welchen  R.  Kapoleon  im  J.  1809  in  den  fran- 
zösischen Grafenstand  erhoben  hatte,  die  baierische  Fürstenwürde.  —  Der 
Grofsherzog  von  Hessen  erhob,  am  11.  Mai  i8i3,  den  Grafen  Carl  von  Sayn- 
WittgensleinHohenslein  in  den  Fürstenstätid.  —  Zu  grofsherzoglichen  Prinzen 
und  Markgrafen  von  Baden,  mit  dem  Prädicat  Hoheit,  und  mit  Ertheilung  des 
badischen  Haustitels  und  Stammwappens,  wurden  erhoben,  die  drei  ehelichen 
dem  Vater  ebenbürtigen  (ohnehin  suecessionsberechtigten )  Söhne  zweiter  Ehe 
des  Grofsherzogs  Carl  Friedrich  v.  Baden,  welche  bis  dahin  Grafen  v.  Hochberg 
hiessen,  durch  ein  badisches  Patent  v.  4«  Oct.  1817  Deren  Schwester  ward 
zur  Prinzessin  v.  Baden,  unter  Beilegung  des  badischen  Wappens,  ernannt, 
durch  e.  badische  Verordn.  von  demselben  Tage.  —  Preussen  erhob  in  den 
Fürstenstand,  die  Grafen  v.  SalmReifferscheidDyk  (1816),  von  BentheimSteinjurt, 
von  Bentheimllheda ,  oder  Tecklenbia  g ,  und  von  SalmHorstmar  oder  Rheingraf 
(alle  1817),  den  Grafen  von  Puclder 'Muskau  1822.  —  Von  der  Rechtmäsigkeit 
der  Standeserhöhung  und  des  Erbadels,  s.  Raint's  Rechtsichre,  S.  192  f. 
Meiner's  Gesch.  der  Ungleichheit  der  Stände,  S.  076  f.  « Die  AdelsFabriken, 
die  Fabriken  von  Titel,  Ehre,  Würden  u.  Patriciat,  waren  Rinder  des  Runst- 
fleifses,  der  Eitelkeit,  der  Noth»  u.  s.  w.,  sagt  Lueder  ,  in  s.  Nationalindustrie 
(  1808.  8.  i  ,  §.  369. 

d)  Rlüber  1.  c.  §,  24.  —  Beispiele  von  ehemaligen  Nobilitationen  in  Masse. 
Carl  V.  erhob,  in  Einem  Patent,  alle  Bürger  der  Stadt  Vicenza  in  den  Grafen- 
stand. R.  Philipp  IV.  von  Spanien  machte  i633  alle  Offiziere  der  Besatzung 
zu  Maestricht  zu  Rittern,  alle  Soldaten  zu  gemeinen  Edelleuten,  wegen  der 
bei  der  Verteidigung  jener  Festung  bewiesenen  Tapferkeit.  In  dem  Findel- 
hause zu  Madrid,  gelten  alle  Findelkinder  im  Zweifel  für  adelich.  —  Von 
Formeln  u.  Clausein  der  StandcserhöhungsDiplome,  ebendas.  §.  23.  —  Von  dem 
Verlust  des  Briefadels,  ebendas.  §.  25.  —  Von  Erneuerung  (Renovation)  des 
Erbadels,  s.  v.  Steck  a.  oben  §.  263,  Note  f,  a.  O. 

e)  So ,  von  dem  römisch  -  teutschen  Raiser:  ColloredoMansfeld  1763 ;  Raunitz- 
Rietberg  1764;  die  drei  Linien  Wolfegg,  ZeilZeil  u.  ZeilWurzach  des  Hauses 
Truchsefs Waldburg  i8o3  ;  Metternich  i8o3  (nachher,  i8i3 ,  von  dem  Raiser 
von  Oestreich,  für  alle  Nachkommen);  FuggerBabenhausen  i8o3;  Sinzendorf 
i8o3;  SalmReifferscheidRrautheim  i8o3 ,  SalmReifferscheidRaitz  1790.  Für  das 
jedesmalige  Stammhaupt,  erhielt,  schon  1692,  Windischgrätz  die  ReichsFürsten- 
würdc. 

/)  Rlüber  1.  c.  §.  23.    Moser's  t.  Staatsr.  IV.  137. 

g)  Beispiele  oben  §.  317,  a,  u.  440,  b.  Preussen  erhob  im  Juni  1827  die  freie 
Standesherrschaft  Plcss ,  dem  Fürsten  von  AnhaltCöthenPlefs  gehörend,  zu 
einem  Fürstenthum. 


§•  498.  w,, 

Fortsetzung, 

V)  Die  AdelsTaxe  «)  bestimmt  der  Souverain  VI)  Landesunter- 
thanen  wird  nicht  gestattet,  ohne  landesherrliche  ErlaubniPs,  Standeserhöhung 
bei  einem  fremden  Staat  zu  suchen,  oder  von  demselben  anzunehmen, 
oder  sich  solcher  zu  bedienen,  wenn  sie  ihm  von  demselben  aus  eigener 
Bewegung  war  verliehen  worden  VH)  A  u  ständische  r  Adel ,  erlangt 
die  Rechte  des  inländischen,  durch  Bestätigung   des  Souverains,  wobei 
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gemeiniglich  gewisse  l  axen  zu  entrichten  sind.  In  verschiedenen  Bundes- 
staaten iv!  eine  Adelma  trikel  eingeführt)  in  welcher  jeder  nicht  blofs 
temporare  Landesunterthan ,  der  in  dem  Lande  sein  AdelPrädicat  führen 
und  anerkannt  wissen  will,  nach  vorhergegangener  Adelprobe,  mit  dem  ihm 
Bukommendea  adelichen  Prädical  eingetragen  seyn  mufs  c).  VIII)  Obgleich  selbst 
die  ehemaligen  rheinischen  Bundesfürsten  auf  diejenigen  ihrer  Titel  verzich- 
teten, welche  eine  Beziehung  auf1  das  teutsche  Reich  ausdrückten  und  unter 
den  teutschen  BundesSouverainen  nur  Kurhessen  noch  seinen  auf  die  ehe- 
malige Reichs  Verfassung  sich  beziehenden  Titel  fortführt  (§,  48  u.  111); 
so  la'fst  man  doch  die,  unter  ehemaliger  kaiserlicher  und  Reichs- 
A  u  etcrit  a  t  erlangten  Standeserhöhungen  der  Unterthanen  tcutscher  Bundes- 
staaten noch  fortdauern  (§.  53);  nur  mufs  die,  auf  das  teutsche  Reich  sich 
beziehende  Nebenbenennung  (z.  B.  Reichsfürst,  Reichsgraf,  Reichs- 
i reihere,  11.  d.  unterbleiben  (Jj,  4ö). 

a)  Vergl,  Klvbxr's  jur.  Bibl.,  XXV.  68.  Rheinische  Reichs VicariatHofgerichts- 
Gonclusa,  1-90,  S.  80.  Allg.  literar.  Anzeiger,  1799,  u.  5i  u.  114.  G.  F. 
Mölleb,  die  Art  und  Weise,  wie  im  teutschen  Reiche  neue  Fürsten,  Grafen, 
Freiherren  und  Fdclleutc  gemacht  werden,  und  was  dafür  bezahlt  werden 
mufs  (Wolfenb.  1797.  8.),  S.  94.  RcichshofCanzleiTaxordn.  v.  16D9,  in  Gerst- 
lachkb's  Hnndb.  V.  778,  und  in  Schmä.uss  C  I.  P.  A.  —  In  dem  Königreich 
Baiern  gehört  zu  einem  Adelsdiplom  mit  dem  Prädicat  von,  sammt  allen 
darunter  begriffenen  Abstufungen,  ein  60  GuldenSrempelbogen ,  zu  dem  Frei- 
herrndiplom  ein  90  Gulden-  u.  zu  dem  Grafendiplom  ein  120  GuldenStempcl- 
bogen.  Die  AdelsTaxe  ist  daselbst,  für  einen  Grafen  4589,  für  einen  Frei- 
herrn .'  |33,  für  einen  Ritter  733,  für  einen  Edlen  633  Gulden.  Regier.  Blatt 
v.  1808,  Xuin.  i3. 

b)  Yergl.  Aote  b.  zu  dein  vorigen  §.  Preuss.  allg.  Landr. ,  II.  9.  2.  Königl.  preuss. 
Declaration  v.  24.  Sept.  1798,  §.  V.  Behmer  nov.  jur.  controv.,  T.  I.  obs.  76. 
Mülles  a.  a.  O.  io5.    Byhkebshoeh  qiiaest.  juris  puhl.,  lib.  II.  c.  25.  n.  9. 

c  )  Baierische  Declaration  v.  19.  März  1807,  A.  2.  3.  4.  Badische  Verordn.  v.  3.  Jul. 

181 5.     Würtembergische    v.  Jan.   1818.     Klüber's  Staatsr.   des  Rheinbundes, 

§.  190,  Note  b. 
d)  Rheinische  BundesActe,  Art.  3. 

— — ^  

XV.  CAPITEL 
E  rziehungs-   und  Unter r  ichtRegal. 


§.  499.  (4i3.) 

Staatsinteresse  bei  Erziehung  und  Unterricht. 

Nützliches  Wissen,  Aufklärung  und  —  eine  Folge  wahrer 
Aufklärung  «)  —  Tugend,  geistige  und  gesellige  Cultur  der  Staats- 
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bürger,  sind  Bedürfnifs  des  Staates.  Zu  Erreichung  dieses  Hülfzweckes, 
kommt  der  Staat,  durch  Wissenschaf  tpf  1  ege,  durch  Erziehungs- 
und Unterrichtsanstalten,  für  sittliche  und  intellectuelle  Bildung  der 
Staatsbürger  den  Einzelnen  und  Familien  zu  Hülfe  <0;  denn  nicht  alle 
von  diesen  können  Hauslehrer  halten,  gute  Subjecte  dieser  Art  sind  in  er- 
forderlicher Anzahl  nicht  anzutreffen,  zu  häuslicher  Bildung  und  Jugend- 
erziehung findet  sich  nicht  in  allen  Familien  gute  und  hinlängliche  Gele- 
genheit, und  auf  Ideen  und  Sitten  vermag  der  Staat  heilsam  zu  wirken 

a)  Lueder  über  Nationallndustrie  und  Staatswirthschaft,  III.  100  f.  C.  G.  Rös- 
sig's  Versuch  über  die  Aufklärung.  Leipz.  1799.  8.  Graf  v.  Wixdischgrätz 
Betracht,  über  verschied.  Gegenstände  (Nürnb.  1787.  8.),  S.  ib  ff.  J.  F.  E. 
Lötz  über  den  Begriff  der  Polizei ,  S.  379  ff.  v.  Aretin's  constitutioneiles 
Staatsrecht,  Bd.  II,  S.  35  ff. 

6)  Jetzt,  nächst  der  Sprache,  und  der  Bundeseinheit ,  d$  dauerhafteste  Kational- 
Band  der  Teutschen. 

c)  Scheidemartel's  Staatsr.  nach  der  Vernunft  und  den  'Sitten  der  vornehmsten 
Völker,  I.  88.  II.  i53  ff.  181  ff.  J.  J.  Burlajaqui  pr.incipes  ou  elemens  du 
droit  politique  (Laus.  1784.  8.),  p.  2i3.  Moser  von  der  Landeshoh.  in 
Polizeisachen,  S.  38  ff.  —  Von  der  Kur;st  _  und  Wissenschaftpflege  in  con- 
stitutionellen  Staaten,  v.  Aretin  a.  a.  O.,  s.  65 — 71. 

d)  Voss  Versuch  über  die  Erziehung  für  den  Staat.  B.  S.  Zachariä  über  die  Er- 
ziehung des  Menschengeschlechtes  durch  den  Staat.  Leipz.  1802.  8.  H.  Stephari's 
System  der  öffentl.  Erziehung.  Erl.  1806.  8.  2.  Aufl.  i8i3.  W.  T.  Krug,  der 
Staat  u.  die  Schule.  Leipz.  1810.  8.  J.  P.  Harl's  Grundlinien  einer  Theorie 
des  Staates  (Erl.  i8o5),  S.  79  ff.  J.  G.  Ficute1s  Reden  an  die  deutsche  Nation 
(1808.  8.),  Num.  2.  3.  9.  io.  11. 


§•   OOÜ.  (414.) 
Erziehungs  -  und  Unterricht  Anstalten. 

Dem  zufolge  errichtet  der  Staat  öffentliche  Anstalten,  1)  für 
Volksunterricht,  vorzüglich  in  den  untern  und  mittlem  Menschen- 
classenj  2)  für  gelehrte  und  künstlerische  oder  artistische  Bildung, 
höhere  oder  niedere;  3)  für  Sittenbiidung,  um  Sittenverderbnifs  und 
Charakterlosigkeit  entgegenzuarbeiten")«  Alle  diese,  auch  ähnliche  Privat- 
anstalten £),  sind  der  Gesetzgebung,  Aufsicht,  Gerichlbarkeit  nnd  Polizei 
des  Staates  untergeordnet  c),  welcher  dadurch  die  Mehrung  der  Vollkom- 
menheiten seiner  Bürger  zu  befördern  strebt  <0,  ohne  der  gesetzmäßigen 
und  vernunftgemäßen  Freiheit  derer  zu  nahe  zu  treten,  welchen  das  Recht 
und  die  Pflicht  der  Erziehung,  mithin  auch  die  Wahl  des  Unterrichts,  bei 
den  Einzelnen  zukommt  e).  In  der  Regel  findet  Freiheit  der  Beruf- 
wahl Statt,  und  eben  so  der  Ausbildung  im  In-  oder  Ausland  /"). 

d)  Ob  und  wie  weit  eine  römische  censura  morum  (  Alex.  Adam's  Handb.  der 
röm.  Alterthümer,  I.  236  ff.),  ein  Collegium  von  Sittenrichtern,  in  dem  Staat 
zulässig  sey?  v.  Justi's  Grundriß  einer  guten  Regierung,  §.  160.  Jo.  Heumar* 
de  fontibus  et  oeconomia  legum  civilium,  Sect.  I,  §.  17.    MoSBB  von  Polizei- 
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sh  Ihmi.  ,\-o.     SCBSU>BXA9 TEK  a.  a.  ().  II.  142.     Dawider,  Chr.  Thomasiüs  diss. 

di'  judioio  s.  censura  inoriun.  Hai.  1702. 

I  Bei  allen  diesen  instalten  interessirt  den  Staat  nicht  Idols  das  Lernen,  son- 
dern vorzüglich  auch  die  Einprägung  guter  Grundsätze  und  rechtlicher  Ge- 
»Innungen,  die  Bildung  des  sittlichen  Charackters,  die  Angewöhnung  an  gutes 
Betragen,  und  an  redliche  Beobachtung  der  Pflichten.  IMan  vergl.  den  Lehr- 
plan für  alle  kurpfalzbaierische  Mittelschulen.  München  1804.  4«  u-  die  Re- 
cension  in  der  Allgein.  I  it.  Zeitung,  i8o5,  St.  1 53  f.  1 

r)  Vergl.  bayerische  Schulordn.  \.  1809,  in  d.  haier.  Regier.  Blatt,  Febr.  1809. 
Ordnung  der  latein.  Schulen  u.  der  Gymnasien  in  Bayern,  v.  i3.  Marz  i83o. 
Gh.  Eiess,  Edict  v.  h.  Juni  i83a,  das  \  olkssehulwesen  betr.,  in  Pölitz  Europ. 
\  evf,  1  Ii.  L  \bth.  2.  S.  -oi.  Gh.  Badische  Verordnungen  über  das  Volks- 
tchulwetenj  3o.  Mai  i83.j ,  u.  über  die  gelehrten  Schulen,  v.  3i.  Dec.  i836, 
in  dem  St.  u.  Regt  Blatt. 

d   Dbmophxlos  an  Eukrates  über  die  Grenzen  der  Staatsgewalt.  Germanien  1799.  8. 

9)  Die  Freiheit  des  ln,frrichts.  Bonn  1&291  8. 

/  FFurtemS,  Verfafs.V  ertrV^  1 8 19 ,  §.  29.  Kurhessische  Verfafs.Urk.  v.  i83i. 
^  17,  —  Zwingen  qiarf  de!  Staat  seine  Bürger  nicht  zu  dc-m  Erwerb  eines  be- 
stimmten Grades  von  ges^/jger,  artistischer  oder  wissenschaftlicher  Cultur : 
aber  voraussetzen  darf  er  solc1lcn>  uach  der  Forderung  des  Staatszweckes,  als 
Bedingung  zu  Erlangung  beson^erer  Staatsvortlieile.  —  Beschränkung  der 
Studir/reiheit ,  insbesondere  Schul-  u-  UniversitütsBann.  Klüber's  Uebersicht  der 
diplom.  Vcrhandl.  d.  wiener  tlongr. ,  S.  248,  262  u.  269.  Verordnungen,  wo- 
durch das  Besuchen  inländischer  Lehranstalten  geboten  wird.  Grofsherzogl. 
hessische  Verordnung,  in  d.  Rhein.  Bund,  XIII.  iÖ2.  Preuss.  Verordn.  v.  20.  Mai 
i833  ,  enthaltend  ein  Verbot  des  Studirens  auf  fremden  Universitäten  j  in  der 
preufs.  Gesetzsamml.  v.  i833,  St.  6;  aufgehoben  durch  eine  K.  CabinetOrdre 
v.  i3.  Oct.  i838,  in  der  Gesetzsamml.  v.  i838,  St.  34- 


§•   SOI.  (415.) 

Industrie,  Kunst-  und  gelehrte  Gesellschaften.  Oeff entliche  Bibliotheken 
und  andere  Sammlungen.    Niedere  und  höhere  Lehranstalten. 

I)  Für  Industrie-,  Kunst-  und  W i ss e ns c h af t p f lege  über- 
haupt, ohne  unmittelbare,  wenigstens  ausschliefsende  Bestimmung,  für  den 
Jugendunlerricht,  werden  Industrie-,  Kunst-,  philantropische  und 
gelehrte  Gesellschaften  (Institute,  Akademien  der  Künste,  Wissen- 
schaften, u.  d.) ,  auch  LeseA  n  stalten,  von  dem  Staat  errichtet,  oder 
bestätigt  ")  ,  und  II)  offen  liehe  Bibliotheken,  Kunst-,  Naturalien- 
u.  a.  Sammlungen  angelegt  und  unterhalten  III)  Für  den  Jugend- 
U  n  t  e  r  r  icht  in  Flüchten,  Lesen  und  Schreiben,  Sprachen,  Wissenschaften, 
Künsten  und  Gewerben,  werden  niedere  und  höhere  Lehranstalten, 
auch  B  i  1  d  u  n  g  s  a  n  s  t  a  1 1 e  n  (Seminarien)  für  künftige  Schullehrer  ent- 
weder unmittelbar  von  dem  Staat,  oder,  unter  dessen  Auetoritat  und  Auf- 
sicht, von  Gemeinden  und  Andern  errichtet.  In  Absicht  auf  den  Reli- 
gionsunterricht, gebührt  den  geistlichen  Behörden  bestimmte  Mitwirkung. 
IV)  Für  Volk-  oder  Elementar  Unterricht,  so  weit  solcher  allen  Staats- 
gliedern nothwendig  ist,  für  Ausbildung  zu   Sittlichkeit   und  rechtlichem 
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Lebensunterhalt,  werden  bestimmt:  Volk-,  Land-,  Elementar-  und 
Tri  via  [Schulen  0;  auch  Bürger-,  Mittel-  und  RealSchulen, 
nebst  Normal-  und  Muster  schulen.  T)  Dem  Unterricht  für  wissen- 
schaftliche oder  gelehrte  Bildung  werden  gewidmet:  1)  zur  Grund- 
lage für  höheren  Unterricht,  Lyceen,  Pädagogien,  Gvmnasien 
2)  für  höheren  Unterricht,  höhere  oder  hohe  Lehranstalten.  Diese 
(Akademien  in  dem  weitern  Sinn),  so  fern  sie  für  Unterweisung  in 
allen  Wissenschaften  gestiftet,  und  auf  Ertheilung  der  akademischen  Wür- 
den in  allen  Facultaten  privilegirt  sind,  heifsen  Universitäten  e);  hohe 
Schulen,  wenn  sie  zu  Verleihung  der  akademischen  Würden  nur  zum 
Theil  /) ;  Akademien  in  dem  engern  Sinn,  wenn  sie  dazu  gar  nicht 
berechtigt,  wohl  auch  auf  den  Unterricht  in  bestimmten  Wissenschalten 
und  Künsten  beschränkt  sind.  Die  höheren  Lehranstalten  sind  in  der  Re- 
gel Staatsanstalten ;  doch  können  sie  auch,  und  es  fehlt  nicht  an  Beispielen, 
selbstständige  Corporationen,  unter  höchster  Aufsicht  des  Staates,  seyn. 
VI)  Für  Unterricht  ausschliefsend  zum  Zweck  der  Künste,  Handlung  und 
Gewerbe,  auch  einzelne  Theile  der  Staatswirthschaft  und  die  Landwirth- 
schaft,  wTerden  errichtet:  Kunstschulen  oder  Akademien,  Handlungs- 
akademien, Gewerbschulen,  polytechnische  Institute,  Forst- 
akademien, Land  wir t  Iis c  haftinst i tute.  VII)  Die  Gesetzgebung, 
Gerichtbarkeit,  Disciplin  und  Polizei,  diese  Institute  betreffend,  hängt  von 
der  Staatsregierung  ab  £").  Doch  können  Beschlüsse  der  Bundes- 
versammlung auch  hierüber  allgemeine  Regeln  festsetzen 

a)  Scheidemantel  a.  a.  O-  II.  19^-  Moser  von  der  Landeshoh.  in  Polizeisachen, 
60  f.  v.  Aretin  a.  a.  O. ,  Bd.  II,  S.  07.  Constitution  der  königl.  baier.  Aka- 
demie der  Wissenschaften  v.  1.  Mai  1807,  m  d.  baier.  Regier.  Blatt,  i8o~, 
St.  32.  Constitution  der  königl.  baier.  Akademie  der  bildenden  Künste  v. 
i3.  Mai  1808,  in  d.  baicr.  Regier.  Blatt,  1808,  St.  -25.  —  Ein  Muster  für  Ein- 
richtung gelehrter  Gesellschaften,  aus  Erfahrung  aufgestellt,  s.  man  in  der 
Histoire  de  l'academie  royale  des  inscriptions  et  belies  lettres,  Tome  XLVII 
(Paris  1809.  4«),  P<  »7— u.  in  Jacobi's  Abhandl. ,  vor  dem  ersten  Theil 
der  Abhandlungen  der  münchener  Akademie  der  Wissenschaften,  1810. 

b)  Moser  a.  a.  O-  63. 

c)  Frank's  System  der  LandwirthschaftsPolizei ,  III.  84.  Moser  a.  a.  O.  q8  ff. 
Davon  u.  von  Industrie-,  Real-  u.  Feiertag sSchulen ,  v.  Aretin  a.  a.  O. ,  Bd.  II, 
S.  49.  Von  Kleinkinder  schulen,  Conv.Lexiron  der  neuesten  Zeit  und  Literatur, 
Bd.  II,  S.  ri6.  - 

d)  Scheidemais tel  a.  a.  O.  II.  182.  Moser  a,  a.  O.  uO  ff-  Von  Lyceen  und 
Gymnasien,  v.  Aretin  a.  a.  O.,  Bd.  II,  S.  52.  Conv.Lexiron  der  neuesten  Zeit  etc., 
Bd.  II,  S.  309,  u.  Bd.  III,  S.  65-.  CL.  der  Gegenwart,  Bd.  II,  S.  606.—  Von  geisl- 
lichen  Seminunen,  s.  A.  Michl's  Rirchenr.,  §.  24.  Als  die  kurhessische  Regierung 
eine  katholisch -theologische  Facultät  auf  der  Landesuniversität  errichten  wollte, 
protestirten  dawider  der  Bischof  von  Fulda  11.  der  pä'pstl.  Stuhl,  weil  das  Se- 
ininarium  zu  Fulda  für  denselben  Zweck  bestimmt  sey  u.  geniige;  desgl.  der  nas- 
sauische Bischof  u.  das  Domcapilel  zu  Limburg,  weil  auch  Nassau  zu  jener  Fa- 
cultät einen  Professor  ernennen  wollte.  Die  Errichtung  jener  Facultät  unterblieb. 
Von  Hochschulen,  v.  Aretin  a.  a.  O.,  Bd.  II,  S.  5/,.  Im  J.  1792  hatte  Teutschland 
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161  rüversita'teu.  Im  .1.  i8a6  waren  21 ;  i3  evangelische,  5  katholische,  3  vermischte, 
da«  beifst,  wo  theologische,  katholische  und  evangelische  Facultäten  neben  ein- 
ander bestehen  (Tübingen,  Bonn,  Breslau,  wozu  i83o  auch  Giessen  u,  i83i 
Marburg  kamen).  \uf  diesen  ai  Universitäten  befanden  sich  im  J.  1826,  1021 
Lehret  und  i5,5»3  Studirende.  —  Im.  J.  1827  ward  zu  Grätz  eine  Universität 
errichtet.  Zu  Münster  ist  eine  höhere  akademische  Lehranstalt ',  mit  einer 
theolog,  11.  einer  philosoph.  Facultät,  u.  der  Befugriifs,  akad.  theologische  Grade 
SU  ertheilen,  -  Das  Lyceum  zu  Insbruck  ward  zu  einer  Universität  für  Rechts- 
gelehrsamh.  u.  Philosophie  erhoben.  —  Von  den  bayerischen.  Universitäten 
Schtmch's  Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Th  I,  §.  166  ff.  —  Darstellung  dessen, 
was  in  neuester  Zeit  für  die  Universität  Jena,  u.  auf  solcher  geschehen  ist; 
in  d.  ProtOC.  der  B.V.  v.  1819,  Beil.  8  zu  §.  46.  Rühmliche  Erwähnung  der 
teutschen  Universitäten  «als  eines  stolzen  Denkmals  teutscher  Entwiekelung», 
in  der  ersten  Sitzung  der  B.V.  am  5.  Nov.  1816,  in  der  Eröffnungsrede  des 
Vorsitzenden  Gesandten.  —  Conv.-Lexicon  der  neuesten  Zeit  etc.,  Bd.  IV.  8.6990. 

f)  I!  ispiele:  kaiserl.  Privilegium  v.  1471  für  Errichtung  einer  juristischen  hohen 
Schule  zu  Lüneburg.  Giovanni  Germania  prineeps  (edit.  1752),  729.  Ein 
ähnliches,  für  die  bis  1794  bestandene  Carls HokeSchule  zu  Stuttgart.  Errich- 
hing  einer  Rechtsschule  zu  Wetzlar,  mit  der  Befugnifs,  die  juristischen  aka- 
demischen  Würden  zu  ertheilen.  Crome's  u.  Jaup's  Germanien,  Bd.  II,  S.  148  ff. 

g-)  \  ergl.  oben  §.  214  u.  226.  Scheideiviaintel  a.  a.  O.  II.  188  ff.  Moser  a.  a.  O. 
58.  ff-  —  Von  dem  ehemaligen  Pennalismus  auf  Universitäten.  Moser  von 
Reic  listagsgeschäftcn ,  1472.  Ebendess.  nachbarl.  Staatsr.,  399.  C.  Schöttgen's 
Historie  des  Pennalwesens.  Dresd.  u.  Leipz.  1747.  8.  C.  Meiner's  götting. 
akadem.  Annalen ,  Bd.  I  (Hannov.  1804.  8.),  Num.  III.  Gerstlacher's  Handb. 
der  Reichsgesetze,  IX.  1184.  —  Von  Vollziehung  des  Reichsgutachtens  v.  14.  Juri. 
i-u'3,  wegen  der  StudentenOrden ,  s.  Henre's  Archiv  für  die  neueste  Kirchen- 
geschichte, Bd.  ni,  S.  226  ff.  v.  Bülow's  Annalen,  1793,  Heft  I,  S.  52  ;  Heft  II, 

5.  1 53.  —  In  den  Jahren  i8i7  und  1818  bildete  sich,  unter  dem  Namen 
Bursche7ischaft,  eine  Verbrüderung  von  Studierenden,  welche  sich  über  die 
meisten  teutschen  Universitäten  verbreitete.  Einzelne  Regierungen  trafen 
Maasregeln,  theils  zu  Beschränkung,  theils  zu  Unterdrückung  derselben. 
Preussische  CabinetOrdre ,  betr.  die  Beslrafung  aller  geheimen,  besonders  der 
burschcnschaftlichen  Verbindungen  auf  preufs.  Universitäten,  v.  21.  Mai  1824; 
in  der  Gesetzsamml.  1824,  St.  11.  Amtlische  Belehrung  über  den  Geist  und 
das  Wesen  der  Burschenschaft,  aus  den  UntersuchungsActen  gezogen  und 
zunächst  zur  Verwarnung  für  alle  Studierende  auf  den  K.  Preussischen  Uni- 
versitäten bestimmt.  Halle  1824.  4.  (Steht  auch  in  Zeitungen,  z.  B.  in  dem 
Hamburg,  unpart.  Corresp.  1824 ,  Num.  177  u.  f.,  auch  in  der  Frankf.  OPA. 
Zeitung,  N.  3i4 — 3i6,  u.  a.)  Darlegung  der  Hauptresultate  aus  den  wegen  der 
revolutionären  Complotte  der  neuern  Zeit  in  Deutschland  geführten  Unter- 
suchungen. Frankfurt  (in  der  BundesPräsidialDruckerei)  1839.  4« 

h)  Provisorischer  Beschlufs  (auf  unbestimmte  Zeit)  der  B.  V.  wider  Ungebühr  auf 
Universitäten,  in  ihrem  Protoc.  v.  20.  Sept.  1819,  §.  220,  in  Klüber's  Quellen- 
sammlung, S.  282  ff.  Erneuerung  dieses  Beschlusses  und  Niedersetzung  einer 
BundestagsCommission ,  wegen  der  Erörterung  der  Gebrechen  des  gesammten 
Schul-,  Unterricht-  u.  Erziehungswesen  u.  der  Maasregeln  dawider,  in  dem 
Beschlufs  der  B.V.  v.  16.  Aug.  1824,  in  d.  Protoc.  §.  i3i ,  in  Rlüber's  Quellen- 
sammlung, S.  32i.  —  Auf  Veranlassung  der  grofsherzogl.  u.  herzogl.  sächs. 
Häuser  (Protoc.  v.  1819,  §.  461  S.   *47)  ernannte  die  B.V. ,  in  dem  Protoc.  v 

6.  Mai  1819,  §.79,  eine  Commission  zu  Vorbereitung  der  wegen  der  Universitäten 
zu  treffenden  Maasregeln.  Hierauf  erfolgte  ein  loco  dictaturae  zu  der  Conferenz 
v.  27.  Aug.  1819  (S.  565  der  Orig.Ausg.)  gedruckter  Bericht  des  hannöverischen 
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Gesandten,  an  die  Commission  für  die  UniversitätAngelegenheiten.  Ein  Beschlufs 
der  B.V.  vom  i3.  Nov.  i834  enthält  gemeinsame  Maasregeln  der  in  dem  Bunde 
vereinigten  Regierungen,  in  Absicht  auf  die  Universitäten  und  andere  öffentliche 
sowohl  als  auch  Privat-,  Lehr-  und  Erziehungsanstalten.  Ein  Beschlufs  der 
B.V.  vom  11.  Sept.  i834  verbot  das  Studiren  auf  den  Universitäten  Bern  und 
Zürich.  Grofsh.  Bad-  Verordnung  v.  6.  u.  23.  Sept.  i832,  die  Reorganisation 
der  Universität  Freiburg  betr. 

§♦  502.  (4{6.) 

Akademische  Privilegien  und  Würden.    Rechte  der  Graduirten, 

Nur  zu  Ertheilung  der  akademischen  Würden,  und  zu  Ausübung  ge- 
wisser accessorischen  Rechte  mancher  Universitäten,  z.  B.  der  Comitiv,  be- 
durfte es,  in  dem  teutschen  Reich,  der  kaiserlichen  Auctorität  «).  Zu 
dem  Ende  verschaffte  ein  Landesherr,  bei  Errichtung  einer  Universität, 
sich  ein  kaiserliches  akademisches  Privilegium^).  Päpstliche 
Bestätigung  ward,  wenigstens  bei  protestantischen  Universitäten,  nicht  mehr 
erfordert  c).  Seit  Aullösung  der  teutschen  Reichsverfassung,  können 
akademische  Privilegien  nur  von  dem  inländischen  Staatsoberhaupt  ertheilt 
werden  d).  II)  Die  akademischen  Würden,  der  Grad  eines  Doctors, 
Licentiaten,  Baccalaureus,  Magisters,  gekrönten  Poeten,  konnten  ehehin  aus 
der  Reichscanzlei  c),  zum  Theil  auch,  doch  mit  geringerem  Erfolg, 
von  kaiserlichen  Hofpfalzgrafen/)  erlangt  werden,  sie  wurden  aber 
meist,  und  werden,  seit  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung,  aus- 
schliefsend von  Universität F ac  ul täten,  unter  landesherrlicher  Auctorität, 
ertheilt  wobei  die  gehörigen  Prüfungen  und  Förmlichkeiten  gewissen- 
haft zu  beobachten  sind.  Ehren  Diplome  (Bullen,  namentlich  Jubel- 
Doctorate),  sollten  nur  bei  notorischer,  ganz  besonderer  Würdigkeit,  und 
nicht  ohne  Anfrage  bei  der  Regierung,  ertheilt  werden  A).  III)  Die  Rechte 
und  Vorzüge  der  Graduirten,  sind  in  Staatsgesetzen  oder  Herkommen 
gegründet  «)-;  z.  B*  der  höhere  Gerichtstand,  die  Fähigkeit  zu  Beisitzer- 
stellen in  höheren  LandesJustizCollegien  und  UniversitätsFacultäten,  zu  der 
Advocatur  und  Procuratur,  zu  gewissen  Kirchenpfründen,  u.  d. 

ä)  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  III.,  589.  Klüber's  Lit.,  448  f.  Moser  von  kaiserl. 
Regierungsr. ,  266.  569.  v.  Gnadens. ,  29.  v.  Polizeis. ,  53.  Rerhtsmaterien ,  VI. 
3o6.  J.  G.  Göz.  geographia  academica.  Norimb.  1789.  8.  Verzeichnifs  der 
Universitäten  und  gelehrten  Gesellschaften,  in  Pütter's  Lit.,  I.  55.  Struv 
et  Jügler,  bibl.  hisf.  lit.  selecta,  III.  1906  —  2oy5,  und  J.  F.  Koecher,  Suppl. 
ad  bibl.  liter.  Struvio  -  Juglerian.  Fase.  I.  292  —  322.  Meusel's  Statistik, 
Cap.  II,  VI,  n.  6.  J.  D.  Schtjlze's  Literaturgeschichte  der  sämmtlichen 
Schulen  und  Bildungsanstaltcn  im  teutschen  Reiche.    Weissenfeis  180/j.  8. 

b)  Jargow   v.  d.  Regalien,  201.   —    I)   Alter   der   kaiserl.  Privilegiorum 

academicorum.  II)  Sti^eit:  ob  die  ReichsvicariQn  zu  deren  Ertheilung  befugt 
gewesen  seyen?  Moser's  Staatsr. ,  VIII.  5o.  Ledderhose's  kleine  Schriften, 
III.  i54-  HI)  Ertheilung  der  akademischen  Würden  zu  Marburg  von  i5?.~  bis 
i54i,  ehe  noch  ein  kaiserl.  Privilegium  erlangt  war.  Ledderhose  a.  a.  O. 
III.  i53.  IV)  Schweden  erhielt  ein  Privilegium  acad.  in  dem  Instr.  Pac. 
Osnabr.,  X.  i3. 

Klübcr's  offentl.  Recht,  4.  Aufl.  47 
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<•  )  Dtft    leibst    bei    katholischen    Universitäten,   päpstliche    Bestätigung  nicht  mehr 
nothwendig       .  \>ie  das  Beispiel  vot)  Salzburg  (162'a  —  162 5)  und  *on  i?o»w 
(1781     i_mi>   lehre,  behauptet  (>.  C.\htmu  pr:  de  jure  summi  pontihYis  in 
erectione  academiarum.  Germ.  eatht>licartrm  (Salisb.  1795.),  §.  3  —  9. 
I  l>     preufs.  CabinetOrdre  v.    18.   Otet.  betr.  die   Errichtung   der  Uni- 

versitSt  BbtiH, 

■  1  ReicbshofcanzleiTaiordn,  > .  1669,  bei  Gerstxacäer,  VI.  773.  —  Auch  Ocstreich 
hatte  ein  Kai-..  Privilegium  auf  Ertheilung  der  akad.  Würden.  Itter  de  gradib. 
acad..  5. 

f)  Ihm  deno  l>.  Kamniergericht,  wurden  die  pfalzgrafliehen  HullenDoctorcn  zu  Bei- 
sitserstellen  nicht  zugelassen.  Wegen  der  akademischen  so  genannten  Jubel 
■  .  war  es  zweifelhaft.    Ba&iäajhw's  Beiträge,  58. 

f)  Dafs  Inländer  mir  auf  der  Landeslniversitäl  akademische  Würden  annehmen 
dürfen,  bestimmen:  e.  würtemb.  Decret  v,  5.  Der.  1806;  e.  Am  •hessische  Vcrordn. 
v.  t|  Jun.  i8i5,  in  d,  NationalZeitung  der  Deutschen  i8i5  ,  St.  29;  e.  ostrezek. 
Decret  \.  9.  Der.  1819,  in  Franz  I.  pölit.  Gesetzen  u.  Vcrordn.,  Bd.  47,  S.  778. 

I)  0  ttr  ich.  Decrel  \.  27.  Der.  1819,  dafs  bei  keiner  Facultäfc  weder  Nachsicht 
in  Ansehung  der  strengen  Prüfungen  Statt  haben,  noch  ein  EhrcnDiploin  ohne 
höchste  Bewilligung  verabfolgt  werden  dürfe,  und  zwar  EhrenDiplome  mir 
an  solche,  denen  vermöge  ihres  Postens  der  DoctorGrad  einigermasen  nöthig, 
11.  denen  mau  dessen  Erwerbung  auf  dem  gewöhnlichen  Weg  nicht  wohl  mehr 
eumuthen  kann;  in  Franz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Vcrordn.,  Bd.  47»  S  461. 

0  \  ergl.  von  ehemaligen  Rcichsgeselzcn,  die  R.  G.  O.  v.  1 49^.  I.  1.  Concept  der 
R.  G.  O.,  I  1.  3.  I.  P.  O.  V.  17.  Balemann's  Beiträge,  S.  42.  49.  58.  Preufs. 
Procefsordn. ,  I.  2.  74.  —  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  III.  322,  und  Rlüber's 
Lit. ,  297.  IIomiu  i.  ,  obs.  99.  618.  Ehendess.  Litteratura  juris,  211 — 278.  F.  E. 
Vogt  or.  de  nobilitate  doctorum.  Kilon.  1733.  (Joh.  Irhr.  v.  Horix)  Die 
Ehre  des  Bürgerstandes  nach  den  Reichsrechten.  Wien  1791.  8.  Curme  de 
Sathte - Paxayte's  Ritterwesen  des  Mittelalters,  mit  Rlüber's  Anmerk, ,  I.  166. 
ü.  18 1.  3 18  —  326.  —  Von  den  ehemaligen  Ritlern  der  Rechte,  chevaliers  es 
lois  ,  chruiUis.  —  Von  dem  so  genannten  persönlichen  Adel  der  Graduirten,  ins- 
besondere der  Doctoren  der  Rechte,  s.  Hommel  a.  a.  O.  Selchow  elem.  juris 
germ.  priv. ,  §.  245. 

§.  503.  (417..) 

BücherRegal.  Censur- ~,  Schreib-,  Press-,  Rede-  und  Lesefreiheit. 

Literarische  Polizei, 

Dem  Staatsoberhaupt  steht  das  BücherRegal  «)  zu:  I)  das  Recht, 
Kunst-  und  Buchhandlungen,  Buch-  und  Steindruckereien 
und  Bücher  zu  privilegiren,-  II)  das  Recht  der  Bücher-  und  Lese- 
Gensnr  c);  III)  die  Bestimmung  der  Schreib-  und  Druck-  oder  Preis- 
freiheit der  Befugnifs  zu  öffentlicher  Gedanken-  und  NotizenMitthei- 
lung,  mit  Hülle  der  ßuehdrucherkunst  oder  jedes  andern  Publications- 
Mitiels,  der  Freizügigkeit  des  Geistes,  unter  genauer  Bezeichnung  und  ge- 
setzmäßiger Strafbarkeit  des  be'eidigenden  Mifsbrauchs ,  als  eines  Eingriffs 
n  fremdes  Rechtsgebiet,  des  Staates  oder  der  Einzelnen  0?  gleich  dem 
Mißbrauch  der  Redefreiheit;  auch  IY)  die  Bestimming  der  Lesefrei- 
heit; unterschieden  von  Rede-,  Schreib-  und  Prefsfreiheit;  V)  die  litera- 


Erziehimgs-  and  UnteiTichtRogal. 


759 


rische  Polizei  überhaupt,  die  Oberaufsicht,  Gesetzgebung/)  und  Ge- 
richtbarkeit  in  Büchersachen. 

a)  Pütter' s  Lit.,  III.  093.  Rlürer's  Lit. ,  4^3.  (  Roche's  )  Materialien  zu  einer 
Geschichte  des  Buchhandels  ( Lpz.  1793 ) ,  S.  52.  58.  90.  C.  G.  Rössig's  Recht 
des  Buchhandels.  Leipz.  1804.  8.  Moser  von  Polizeisachen.  64.  259.  — 
Oestreich.  Decrete  v.  10.  Dec.  1816  u.  v.  12.  Mai  1818,  betr.  die  Verleihung  u. 
Ausüb.  der  Steindruclerei  u.  Papiere- graphie ;  in  den  Polit.  Gesetzen  u.  VerordnJ 
Franz  I.,  Bd.  44  ■>  S.  4^7;  Bd.  46?  S.  i55.  Desgleichen  v.  12.  Sept.  1819,  eben- 
das.  Bd.  47 1  S.  32-. 

6)  G.  F.  Detulin  diss.  öbservationes  juris  miscellae ,  cap.  3.  de  regali  jure  eri- 
gendi  typographias.  (  Mader's  reichsrittersch.  Magazin.  VIII.  664. )  v.  Roth's 
Staatsr.  d.  R.  Lande,  II.  i35.    Scheideiviaintei.  a.  a.  O.  II.  195. 

c)  Moser  von  Polizeisachen,  64.  Van  Swieten's  Grundregeln  für  die  Bücher- 
censur;  in  Schlözer's  Briefwechsel,  Heft  58,  S.  222  ff.  u.  in  d.  Polit.  Journal, 
1781,  Bd.  I,  437  ff-  —  Beispiel  einer  Oensur,  bei  den  Memoires  d'Olivier  de 
la  Mark,  schon  unter  Philipp  I.,  Rönig  v.  Castilien  (f  i5o6);  Themis  francaise, 
T.  X?  p,  i5o.  —  In  Oestreich  mufs  jede  Handschrift  zweifach  der  CensurBe- 
hörde  übergeben  werden:  nach  Ertheilung  des  Imprimatur  behält  dieselbe  das 
Duplicat. 

d)  Möglichst  genau  bestimmende,  den  rechten  Gebrauch  nicht  beschränkende, 
Gesetze  sind  nöthig,  nicht  nur  für  Bestrafung  der  durch  Missbrauch  der  Press- 
freiheit begangenen  Vergehen  und  Verbrechen,  sondern  auch  für  Verfahrungs- 
und  Entscheidungsweise.  —  Rant  ,  Antheologie ,  S.  i5i.  Dav.  HümE  über  Prefs- 
freiheit; in  dessen  Politischen  Versuchen,  aus  d.  Engl.  (Rönigsb.  1800.  8.), 
S.  257  —  263.  Blacrstone's  commentaries  of  the  Laws  of  England,  IV,  H. 
v.  Gentz  ,  berliner  Monatsschrift,  IL  3i2.  R.  G.  Gros  Lehrb.  des  Naturrechts, 
§.336.  Lois  de  la  presse  en  i836,  ou  Legislation  actuelle  sur  l'imprimerie  et  la 
übrairie  et  sür  les  delits  et  contraventions  commis  par  toutes  les  voies  de  pub- 
lieatiöns ;  par  Mr.  Parant,  avocat-general  ä  la  cour  royale  de  Cassation.  Paris, 
chez  Didot,  i836.  8.  J.  E.  Gruiver's  Cremutius  Codrus  (Tacit.  annal.  IV. 
34.  35),  oder  über  die  Bücherverbote.  Leipz.  1798.  8.  J.  F.  E.  Lötz  über  den 
Begriff  der  Polizei,  168  ff.  J.  Th.  Zauner  über  anonymische  Schriften.  Salzb. 
1794.  Rlürer's  kl.  jur.  Bibl. ,  XXVI.  24  ?.  Ein  Wink  über  die  Mifsbräuche 
der  Prefsfreiheit.  Germanien  1800.  8.  C.  G.  Rössig  über  die  Aufklärung,  zu 
Bestimmung  der  Grundsätze  über  die  Censur-  und  PrefsPolizei.  Leipz.  1799. 
8.  Gr.  v.  Witsdischgrätz  Betrachtungen  über  verschiedene  Gegenstände 
(  Nürnb.  1787),  S.  46-  19'3.  De  la  liberte  de  la  presse  sous  un  gouvernement 
monarchique;  par  Mr.  Barbet  (Ohne  Jahrzahl)  8.  s.  Allgem.  Lit.  Zeit.  1812. 
E.  B. ,  N.  100.  De  la  liberte  de  la  presse  ;  par  Benj.  Constant.  Paris  1814.  8. 
(Quelques  idees  sur  la  liberte  de  la  presse;  par  F.  Guizot.  Paris  i8i4-  8. 
C.  F.  W.  Grävell  über  Prefsfreiheit  u.  Volksgeist.  Berl.  i8i5.  8.  L>bcr  PreCs- 
freiheit.  Halberst.  1 81 5-  8.  A.  J.  Steigerts  Ansichten  des  BücherCensurwesens 
und  der  Prefsfreiheit.  Landshut  i8i5.  8.  F.  Brendel's  Betracht,  über  d.  A\  erth 
der  Prefsfreiheit.  Bamb.  1818.  8.  Leber  Prefsfreiheit;  in  d.  schweizer  Musäum 
v.  1816.  Ueber  Prefsfreiheit.  Frankf.  1816.  8.  W.  T.  Rri/g's  Entwurf  Bu  e. 
allgem.  Geset/.g.  über  die  Prefsfreiheit  in  Deutschi.  Leipz.  1816.  8.  Steht 
auch  in  A.  Müller's  deutschen  Staatsanzeigen,  Bd.  I,  S.  3oi — 327,  wo  zu- 
gleich ( S.  482  —  5io)  Gegenbemerkungen.  Aelinliche  Entwürfe,  in  r;er 
.lenaischen  Allg.  Lit.  Zeit.  181-,  Num.  3  u.  4,  u.  in  Lüden's  Nemesis,  Bd.  XB:. 
(1818),  Nurn.  VI:  man  s.  auch  ebenda«.  Bd.  II,  St.  2,  Num.  4,  St  3,  Num.  3, 
Bd.  VIII,  St.  ?,  Num.  10.  S.  Ascher's  Idee  einer  Prefsfreiheit-  u.  Zensur- 
Ordnung.  Leipz.   1818.  8.     Vertheidigungss<  hrift    des   hrüsseler  Mercure  sur- 
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Tt  ill.mt  ic.  polit  Zeitung)]  aus  d.  Frau/..   Berlin  1817.  8.    Beherzigungen  vor 

dem  wiener  Congrefa  (i8i4<  8.),  S.  20  ff.  Benzenberg's  Abli.  in  d.  Hamb, 
deutschen  Beobachter,  v.  ao,  Jan.  1818.  j.  p.  Rehfües  Antwort  eines  Rhein- 
Preussen  auf  Jut.  v.  Voss  Sendschreiben  (Bonn  1818.  8.),  S.  35  ff.  Verhand- 
lungen in  der  »weiten  Kammer  der  baierischen  Ständeversammlung  v.  1819, 
u.  der  badischen  r.  1819«  Lunw.  Hoffwcanb's  Gensur-  n.  Prefsfreiheit,  historisch 
u.  philosophisch  bearbeitet  Berlin,  Th.  I,  1819.  8.  Khünitz  Encyclopädie, 
Tb,  11-.  S.  ta4i         Prefsfreiheit,  gröfstentheils  von  Theod.  Heinsius. 

BeaU  ncyelopädie  oder  ConversattonsLexicon,  voc.  prefsfreiheit,  Prefsgesetze, 
Preisgerichte,  Prefsvergehen,  Von  der  Prefsfreiheit  in  England  u.  von  der 
dortigen  \  erfahrungsweise  bei  Klagen  über  Prefsvergehen,  5.  Cottu  de 
Padmintstration  de  la  justice  criminelle  en  Angleterre,  et  de  Fesprit  du  gou- 
vernemenl  anglais  (Paria  1822.  8.)?  p«  199 —  217.  J.  L.  de  Lolme,  die  Ver- 
fassung  von  England«  La  das  Teutsche  übersetzt,  mit  Vorrede  von  F.  C.  Dahl- 
mwn  v  VI l(»na  rin.  8.),  S.  269 —  283.  Loi  de  la  presse  en  Portugal,  de  i835, 
avec  des  observations  de  M.  Pinheiro  -  Ferreira j  dans  la  «Revue  etrangere  de 
legislation  et  d'economie  politique»,  publice  ä  Paris  par  M.  Foemx,  i835,  mars, 
num,  5,  p.  2Ö7  —  »65.  Des  crimes  de  la  Presse  consideres  comme  generateurs 
de  tous  les  autres.  Paris  1825.  8.  Casimir  Pfyffer's  Vertheidigung  der  Prefs- 
freiheit. in  der  schweizer  Tagsatzung  von  1829;  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  i5.  Sept. 
1829,  ausserord.  Beilage  89.  C.  Th.  Welcher,  die  vollkommene  u.  ganze  Prefs- 
freiheit, nach  ihrer  sittlichen,  rechtlichen  u.  politischen  Notwendigkeit  u.  ihrer 
(  ebereinstimmung  mit  teutschem  Fürstenwort,  und  nach  ihrer  völligen  Zeitge- 
mäfsheit  dargestellt,  in  ehrerbietigster  Petition  an  die  hohe  Bundesversammlung. 
Treib.  i83o.  8.  Ueber  Prefsfreiheit  und  Büchercensur ,  vom  Grafen  Jos.  v. 
Dessewfft.  Aus  d.  Ungar,  übers,  von  C.  F.  Leipz.  i83i.  Paulus  über  die 
Principien  der  PrefsfreiheitsGesetzgebung.  Heidelb.  i833.  8.  Wohlfahrt  über 
Censur  und  Prcfsgesetzgebung.  Rudolstadt  i835,  8. 
* )  Näheres  hievon  in  dem  nächstfolgenden  §. 

f)  BuchdruckerOrdnungen  enthält:  Die  so  nöthige  als  nützliche  Buchdruckerkurist, 
mit  J.  E.  IUppe's  Vorrede  (Leipz.  1740—1745.  4-)  •>  Th,  II,  S.  225  —  804.  — 
CensvrVerordnungen,  oft  nach  sehr  verschiedenen  und  wechselnden  Grundsätzen, 
und  mit  kürzerer  oder  längerer  Dauer,  sind  in  dem  Lauf  der  Zeit  in  vielen 
Staaten  erschienen.  K.  Joseph's  II.  CensurVerordn.  v.  n.Jun.  1781.  Hetzerische 
Verordnungen,  die  polit.  Zeitschriften  betr.,  v.  6.  Sept.  1799  u.  i7.  Febr, 
1806.  Baierische  Verordn. ,  die  Censur-,  Prefs-  und  Buchhandelsfreiheit  betr., 
v.  i3.  Jun.  i8o3.  Dater.  Edict  über  die  Freiheit  der  Presse  u.  des  Buchhandels, 
v.  26.  Mai  1818,  als  Beil.  3  zu  der  baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  u.  Verordn.  dazu  vom 
28.  Jan.  u.  12.  Juni  i83i,  betr.  die  Censur  der  von  innerer  Politik  und  Statistik 
handelnden  Artikel  u.  Aufsätze  in  Zeitungen  und  periodischen  Schriften;  auch 
e.  Verordn.  v.  Nov.  1825.  Badische  BüchercensurOrdnung  v.  19.  Dec.  i8o3. 
Carlsr.  1804.  8.  Königl.  sächs.  Censur-  u.  BücherEdict  v.  10.  Aug.  1812,  in  d. 
Rhein.  Bund,  LXIII.  4<>4 ;  aufgehoben  durch  Verordn.  v.  i5.  Sept.  i8i5.  Königl. 
sächs.  Bekanntmachung  v.  27.  Mai  i83i  wegen  der  Censur  der  in  periodischen 
Blättern  aufzunehmenden  Aufsätze  und  Aeusserungen,  die  gegen  klare,  zur 
öffentlichen  Kunde  gelangte  Vorschriften  der  Bundesbeschlüsse  gerichtet  sind. 
Frankf.  OPAZ.  v.  9.  Juni  i83i.  GH.  Sachsen-Weimar~Eisenachische  Verordnung 
v.  2i.  Apr,  i832,  betr.  die  Schärfung  der  Censur  politischer  Tagblätter  und 
Flugschriften,  auch  in  Hinsicht  auf  innere  Landesverhältnisse;  in  der  Allgem. 
Zeit.  v.  8.  Mai  1882.  Nassauische  Verordn.  v.  4«  u«  5.  Mai  1814,  den  Buchhandel, 
Rachdruck  u.  die  Prefsfreiheit  betr.,  in  Bauer's  allgem.  StaatsCorrespondenz, 
Bd.  L  Num  16.  (Dawider  s.  Allgem.  Anzeiger  d.  Deutschen,  1814,  Num.  210.).  — 
Preussische  Verordnungen  v.  18.  Oct.  1819,  28.  Dec.  1824  u.  6.  Aug.  1837.  Letztere 
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verpönt  das  Andeuten  von  CensurLücken.  Merkwürdig  für  Prefsfreiheit ,  ist 
die  Verordn.  für  die  vereinigten  Niederlande ,  nachher  auch  für  das  Grofsher- 
zogthum  Luxemburg ,  eine  wahre  Habeas  -  animam-  Acte  —  datirt  Brüssel  den 
22.  Sept.  1814,  in  d.  Allgem.  Zeitung,  1814,  Nuni.  298;  und  deren  Modifikation, 
in  Beziehung  auf  auswärtige  Mächte,  v.  10.  Sept.  1816,  in  dem  Journal  de 
i'rancfort,  1816,  n°  277.  Desgl.  die  k.  würtemb.  Verordn.  über  die  Prefsfreiheit, 
v.  3o.  Jan.  1817;  in  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  Heft  7,  u.  in  den  Constitu- 
tionen der  europ.  Staaten,  Th.  III,  S.  i63.  Ein  königl.  sächs.  Mandat  v.  x83o. 
(in  d.  Gesetzsamml.,  Kum.  89)  erstreckt  die  Censur  auf  SchriftLithographie.  — 
Vergl.  auch  königl.  französ.  Verordn.  über  die  Prefsfreiheit,  v.  21.  Oct.  181/f. 
Laine1s  u.  Anderer  Berichte  darüber  an  die  Kammer  der  Deputirten,  in  d. 
Moniteur  v.  3.  Aug.  1814,  n.  2i5.  Journal  de  Francfort,  1814,  n°  192,  219  u. 
229.  Aufhebung  dieser  Verordn.  im  Jul.  1810,  Journal  de  Francfort,  i8i5,  n° 
212;  1816,  n°  35i.  Erörterungen  in  der  DeputirtenKammer ,  im  Dec.  1817,  u. 
im  Jan.  bis  April  1822.  Rede  des  Fürsten  Talleyrajvd  für  die  Prefsfreiheit,  in 
der  Sitzung  der  PairKammer  v.  26.  Febr.  1822  ;  in  dem  Journal  de  Francfort 
du  7  mars  1822,  n°  66.    Badische  Verordn.  v-  8.  Aug.  i834 ,  u.  3.  Jan.  1840. 

§.    504.  (417b.) 

Denkfreiheit.    Werth,  Grenze  und  Gesichtpuncte  der  Oeffentlichkeit 
der  Schrift  und  Presse.    Bücher  Censur.   Rede-,  Schreib-  und  Press- 
freiheit*   Wirksamkeit  der  B.  V.  und  Beschlüsse  derselben  in  Be- 
ziehung auf  Pressfreiheit. 

I)  Die  Denkfr eiheit  ist,  ihrer  Natur  nach,  oberherrlicher  Bestim- 
mung, nur  so  weit  erreichbar,  als  der  Gedanke  äusserlich  erscheint, 
das  heifst,  in  Rede  oder  Handlung  erkennbar  gemacht  wird.  II)  Ver- 
nünftige Oeffentlichkeit  (Publicität) ,  das  Recht  zu  freiem  Gebrauch 
der  Schrift  und  Presse,  dieser  künstlichen  Sprache  in  die  Nähe,  Ferne 
und  Zukunft  hin,  unter  der  Verpflichtung,  solche  vor  dem  Richter  zu  ver- 
antworten, ist  ein  rechtliches  Gemeingut  der  gebildeten  Menschheit.  Sie 
ist  ein  Bedürfnifs  aller  gebildeten  Nationen,  unter  jeder  Staatsform,  gebo- 
ten von  der  Gerechtigkeit  und  Sittlichheit,  empfohlen  von  der  Politik. 
Sie  ist  eine  grofse  moralische  Kraft,  ein  Schirmdach,  unter  welchem  sich 
der  Nationalgeist  entwickelt,  und  jede  Art  nützlicher  Aufklärung  und  Mit- 
theilung  sich  verbreitet;  in  constitutionellen  Staaten  ein  wesentlicher  Be- 
standteil der  Verfassung,  als  Wächter  derselben,  der  bürgerlichen  Frei- 
heit und  des  allgemeinen  Rechtszustandes,  überhaupt  aber  für  jede  Staats- 
regierung ein  wichtiges  Mittel,  die  Volkstimme  und  die  Urtlieile  der  Ver- 
ständigen im  Volk  zu  vernehmen,  Gebrechen  der  Staatsverwaltung  zu  er- 
fahren, Staatsgebrechen  und  gerechten  Beschwerden  vorzubeugen  und  ab- 
zuhelfen, notwendiges  oder  nützliches  Besseres  einzuführen.  In  so  fern 
ist  Prefsfreiheit  eines  der  sichersten  Verwahrungsmittel,  gegen  Aufstand, 
Aufruhr  und  Umwälzung  der  Staatsordnung.  Ihre  Vortheile  überwiegen 
weit  den  möglichen  Mifshrauch.  Unterdrückung  oder  zu  grosse  Beschrän- 
kung derselben,  namentlich  mittelst  der  Censur,  kann  heut  zu  Tage  ohne 
Nachtheil  oder  Gefahr  für  den  Staat  nicht  Stutt  haben,  und  laut  der  Er- 
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lahrung  wird  dadurch  dem  Mifsbrauch  der  Presse  nicht  gewehrt,  eher  dazu 
gereizt  Ein  altes  Sprichwort  sagt:  Mir  thun  was  wir  sollen,  und  sprechen 
mr  wollen.    Ungeschlififenheit,  Böswilligkeit,  Strafwürdigkeit  etlicher 
Wenigen,  sind  Kein  zureichender  Grund,  wider  die  Gesammtheit  der  Staats- 
bürger  besondere  Censur,  Sirenge  und  Preiszwang  anzuordnen,  und  wegen 
der  möglichen  Ungebühr  Weniger  die  ganze  Nation  mit  einem  literarischen 
Interdicl  zu  belegen.    Dem  Mifsbrauch  ist  Alles  ausgesetzt,  selbst  die  Ver- 
nunft und  die  Religion,  auch  die  Staatsgewalt.    So  lang  man  den  Gebrauch 
des  Feuers  und  Eisens  nicht  beschränkt  oder  verbietet,  damit  sie  nicht  zu 
Brand  tiftung  und  Mord   dienen,  so   lang  man  die  Weinberge  nicht  aus- 
rottet, damit   Niemand  in  Wehl  sieh  berausche,  wird  unter  gebildeten  Na- 
tio    u  die  öffentliche  Meinung  über  Prefsfreiheit,  des  möglichen  Mifsbrauchs 
wegen,  nie  ein  Verdammungsurtheil  aussprechen").    Ihr  Verhütungs-,,  Reil- 
und     esserungsmittel    (preservatif  et  correctif)   trägt  die  Prefsfreiheit  in 
sich  selbst,  durch  die  Freiheit   der  Heile  und  Gegenrede,  und  durch  den 
gesetzmäsigen  Rechtschutz  des  Richters  >\ider  die  Frevler.     III)  In  mehre- 
ren Staaten,  ward  daher,  zu  verschiedener  Zeit,  die  13  ücher  Ce  nsu  r  ab- 
geschafft        als   in  der  Regel  mehr  schädlich  denn  nützliche).  Mit 
Anerkennung   vernunftgemäßer,    gesetzlichfreier    Gedankenäusserung ,  der 
Rede-,  Sehreib-  Bücher-  und  Prefsfreiheit,  als  eines  natürlichen 
chtes  der  \  ernunft,  ward  gestattet,  auf  geziemende  Art  alles  Gute  was 
nicht  geschieht,  und  alles  Böse  was  geschieht,  öffentlich  zu  sagen.  Da- 
gegen  macht  man,  als  Schutzmaasregel   wider  den  Mifsbrauch  der  Prefs- 
iheit,  mit  Recht  den  Schriftsteller,  in  gewisser  Art  auch  den  Buch- 
händler und  Buchdrucker,    gesetzmäßig   verantwortlich,  wegen 
\  erletzung  der  Rechte  des  Staates,  des  regierenden  Subjectes,  und  der  Pri- 
vatpersonen.   IV)  In  Hinsicht  auf  das  Verhalten  der  Einzelnen  und  die 
Wirksamkeit  der  verschiedenen  Staatsbehörden,  ist  dieser  wichtige  Gegen- 
stand bei  der  Gesetzgebung  aus  einem  zweifachen  Gesichtpunct  zu  betrach- 
ten, nach  Rechtspflege  und  nach  Polizeipflege.    Auch  können  aus- 
nahmsweise, bei  revolutionären  Bewegungen,  provisorische  und  vorüber- 
tende  oherpolizeiliche  Maasregeln  und  gesetzliche  Bestimmungen  nothig 
werden.     \  j  Die  BundesActe,  Art.  18,  macht  der  Bundesversammlung 
zur  Pflicht,  bei  ihrer  ersten  Versammlung  mit  Abfassung  gl  eich  förmiger 
\  erfügungen  über  Prefsfreiheit  sich  zu  beschäftigen;  sie  zählt  die 
Prefsfreiheit  ausdrücklich  zu  den  «Rechten»,  welche  die  verbündeten  Für- 
in und  freien  Städte  übereingekommen  sind,  den  Unterthanen  der  Bundes- 
len  Zuzusichern.    Zu  dem  Ende  liefs,  im  Jahr  1818,  die  B*  V.  sich 
in  einem  amtlichen  Vortrag,  eine  «Uebersicht  der  verschiedenen  Gesetz- 
gebungen über  Prefsfreiheit,  besonders  in  Teutschland»    vorlegen,  und  er- 
nannte sie  aus  ihrer  Mitte  eine  Commission,  zu  Erstattung  eines  Gutachtens 
über  möglichst    gleichförmige    Grundsätze  und  Verfügungen    wegen  der 
Prefsfreiheit  in  den  Bundesstaaten  d);  beides  bis  jetzt  ohne  sichtbaren  Er- 
PoI|  .    VI)  Kurz  vorher  hatte  die  B.  V.  sich  veranlafst  gesehen,  eine  pro- 
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visflrische  Verfügung  wider  den  Mifsbrauch  der  Presse  zu  ent- 
werfen, und,  am  20.  September  1819,  deren  allgemeine  Einführung  in  den 
Bundesstaaten  auf  fünf  Jahre  zu  beschließen  }.  Bis  zu  einer  Vereinbarung 
über  ein  definitives  Prefsgesetz,  ward  diese  Verfügung  provisorisch  auf 
unbestimmte  Zeit  erneuert,  durch  einen  Beschlufs  der  Bundesversamm- 
lung vom  16.  August  18247).  Durch  Beschlufs  vom  10.  November  i83i 
erinnerte  die  B.  W*  an  die  Fortdauer  der  von  den  Bundesgliedern  bis  zur 
Vereinbarung  über  ein  definitives  Prefsgesetz  übernommenen  Verpflichtung 
zur  Aufsicht  über  die  in  ihren  Landern  erscheinenden  Zeitungen,  Zeit-  u, 
Flugschriften.  VII)  In  constitutionellen  Bundesstaaten  ist  die  Anwendbar- 
keit der  genannten  provisorischen  Prefsverfügung  nach  den  älteren  Vor- 
schriften der  LandesGrund Verfassung  zu  beurtheilen  g). 

a)  Press-,  Schreib-  und  Rßdezwang  überhaupt  (politischer,  religiöser,  socialer), 
ist  Beschränkung  der  Freiheit,  Erfahrungen,  Gedanken,  Gesinnungen  und  Ge- 
fühle zu  äussern;  un weise,  so  bald  sie  weiter  geht  als  auf  gesetzmäsige  Ahndung 
des  Missbrauchs.  Gegen  diesen,  besonders  wider  literarische  Aufwiegler,  sind 
Strafgesetze  nothwenclig,  nach  welchen  Jeder,  der  auf  dem  Weg  der  Presse 
frevelt,  dem  Richter  zu  gesetzmäßiger  Verfolgung  und  Bestrafung  erreichbar 
wird.  Vergl.  Cicero  Fragm.  Hb*  VI.  de  rep.  Cäsar  de  hello  gall..  VI.  20. 
Graf  v.  Windischgrätz  über  Pressfreiheit,  insbesondere  Büchercensur ;  in  dessen 
Betrachtungen  über  verschiedene  Gegenstände  (Nürnb.  178".  8.),  §.  46 — 158. 
—  Grofse ,  freie ,  geistige  Cultur  der  Staatsgenossen ,  ist  von  unschätzbarem 
Werth  für  die  Staatsverbindung.  Ein  unentbehrliches  Mittel  dazu,  ist  vernünf- 
tige Prefs-,  Lese  -  und  Redefreiheit.  Unglückliches  Volk,  das  nur  Geldsäcke, 
\\  aarcnballen  und  Sehwerter  achtet.  Die  Herrschaft  des  Geistes,  ist  die  höchste 
Gewalt ;  Knechtschaft  des  Geistes,  der  unterste  Grad  der  Sdaverei.  Was 
wären  alle  Freiheiten,  wenn  der  Geist  der  Staatsgenossen  bevormundet  ,  wenn 
er  in  Fesseln  gehalten  wäre  ?  An  der  mehrern  oder  mindern  Beschränkung 
der  Preisfreiheit,  kann  man  den  Grad  der  Freiheit  erkennen,  weh  heu  ein  Volk 
geniefst.  «Herrscht  einmal  der  Geist,  dann  sind  Rückschritte  unmöglich.  Eu- 
ropa kann  noch  Zeiten  erleben,  die  nicht  gefallen,  aber  zurücksinken  in  die 
Zeit  der  Barbarei  kann  es  nicht;  dafür  hat  die  Buchdruekerkunst  gesorgt».  So 
schrieb,  schon  vierzig  Jahre  vor  der  französischen  Revolution,  Beaumelle  ,  in 
Mes  pensees.  Paris  1753.  —  Dis  Pressfreiheit  soll  ein  wachsamer  Hüter  der 
Rechte  der  Regierung,  des  Volkes,  der  Einzelnen  seyn.  Sie  soll  zu  allen  eine 
offene  und  loyale,  zu  der  Regierung  zugleich  eine  ehrerbietige  Sprache  reden. 
Sie  darf  weder  das  Land,  noch  die  Regierung,  noch  die  guten  Sitten,  noch 
irgend  eine  im  Lande  aufgenommene  oder  geduldete  Religion  befehden  oder 
herabwürdigen.  Sie  darf  Niemand  beleidigen.  Wo  RepräsentativVerfassung  be- 
steht, gehört  sie  zu  dem  Wesen  derselben.  —  In  diesem  Sinn  schützten  Fried- 
rich IL  und  Joseph  Ii.  die  Preisfreiheit ,  und  verkündigte  solche  König  Friedrich 
Wilhelm  III.  von  Pieussen.  In  einer  CabinctOrdre  vom  October  i8o3,  an  das 
berliner  GeneralDirectorium ,  erklärte  Dieser:  dafs  «der  Unterdrückung  der 
Prefsfreiheit  ein  allgemeiner  Nachtheil  immer  auf  den  Fufs  nachfolge».  Eine 
andere,  an  den  Staatsminister  von  Angern  erlassene  prenssische  CabinetOrdre, 
vom  '.o.  Eebr.  1804  (erschien  später  in  dem  Hamburg,  unpart.  Correspondcnten 
v.  i<5i<>,  St.  Ö7),  sprieht:  «laue  anständige  Publicilät  ist  der  Regierung  und 
den  L'nterthanen  die  sicherste  Bürgschaft  gegen  die  Nachlässigkeit  und  den  bösen 
Willen  der  untergeordneten  Officianten,  und  verdient  auf  alle  Fälle  gefordert 
und  beschützt  zu  werden».    Auch  eine  preufs.  CabinetOrdre  v.  8.  Febr.  180^, 
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ipricht  in  gleichem  Sinti.  Vergl  damit  die  preuss.  CabinetOrdres  v.  »8.  Sept. 
ii     ::.  Dec.  Gustav  III. ,  König  von  Schweden,  erklärte  am  26.  April 

auf  dem  ElathhauSQ  BU  Stockholm:  «Durch  die  Prefsfreihcit  erfährt  ein 
König  difl  Wahrheit,  »Iii'  man  mit  so  vieler  Sorgfalt,  leider  oft  genug  mit  vielem 
1  rtblg,  verbirgt,     Dem  Beamten  verschafft  sie  den  Vortheil,  »'erdiente  öf- 

fentliche Anerkennung  und  Loksprüche  erhalten  zu  können.  Das  Volk  erhält 
ine  Klagen  anzubringen,  und  oft  überzeugt  zu  werden,  dafs  sie 
ungegründet  sind»,  —  Ein  Grundgesetz  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
von  1789,  bestimmt  (.Art.  3),  dafs  nie  ein  Gesetz  solle  gegeben  werden,  «wo- 
durch  <l;i'  Freiheit  im  Reden,  und  die  Prefsfreiheit,  oder  das  Recht  des  Vol- 
sh  Ii  friedlich  au  versammeln,  und  der  Regierung  Petitionen  wegen  Ab- 
Btellung  Min  Mifsbräucheo  zu  überreichen,  gemindert  würde».  Constitutionen 
der  europ.  Staaten,  Th.  I,  S.  53.  Die  Verfassungsurkunde  von  Hayti  (St.  Do- 
1  vom  2.  Juni  1816,  Art.  26,  bestimmt:  «Niemand  soll  verhindert  wer- 
di  seine  Gedanken  zu  sagen,  niederzuschreiben  und  drucken  zu  lassen.  Die 
sollen  vor  ihrer  Erscheinung  keiner  Censur  unterworfen  werden. 
Niemand  ist  für  das  durch  den  Druck  bekannt  Gemachte  verantwortlich,  als  in 
den  1  allen,  welche  das  Gesetz  vorschreibt». 
l>)  Abgeschafft  ward  die  (von  Kaiser  Domitian  und  Papst  Alexander  VI.  zuerst  ein- 
iihrte)  Censur,  durch  e.  kurpfalz.  Verordn.  v.  i3.  Jim.  i8o3,  u.  durch  d. 
baier.  Verfafs.  L'rk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.11,  nebst  dem  dazu  gehörenden  Edict 
v.  26.  Mai  1018,  wo  nur  politische  Zeitungen  u.  periodische  Schriften,  politi- 
schen und  statistischen  Inhalts  der  Censur  unterworfen  werden ;  mit  näherer 
Bestimmung  durch  c.  Verordn.  v.  28.  Jan.  i83i;  durch  das  weimar-eisenach. 
Grundgesetz  über  die  landständ.  Verfafs.,  1816  (zu  vergl.  jedoch  mit  den  spä- 
tem \  erordn.  v.  6.  Apr.  1818  u.  6.  Nov.  1819).  Abgeschafft  ist  sie  in  England. 
Delolke's  Constitution  Englands,  Buch  II,  Cap.  12  u.  14.  Auch  war  sie  es  in 
Dänemark,  Holstein  u.  Schleswig",  nach  einem  Gesetz  vom  ii\.  Sept.  17-0  bis  zu 
dem  '±-.  Sept.  1-99-  Schlözer's  Staatsanz»,  Heft  64,  S.  4°4  ff-  ^n  Frankreich 
ward  sie  abgeschafft  bei  den  polit.  Zeitungen  u.  Journalen,  am  17.  Mai  1819, 
indem  man  das  Erkcnntnifs  über  Prefsvergehen  der  Jury  übertrug  ;  wieder  ein- 
geführt im  J.  1820;  wieder  aufgehoben  im  März  1822,  aber  mit  Errichtung 
strenger  Gesetze  gegen  den  Mifsbrauch  der  Presse.  Im  Juli  i83o  wurden  die 
politischen  Blätter  durch  eine  k.  Ordonnanz  einer  Censur  unterworfen;  worauf 
eine  ThronRevolution  folgte,  in  deren  Folge  die  periodische  Presse  wieder  frei 
ward.  Schicksal  der  französischen  Presse  seit  der  Restauration;  in  der  Allgem. 
Zeitung  v.  4-  u.  5.  Oct.  i835,  ausserord.  Beil.  398  u.  399.  Loi  framaise  du  9 
septembre  i835»,  sur  les  crimes,  delits  et  contraventions  de  la  presse  et  des 
untres  moyens  de  publicaüon ;  dans  le  Moniteur  universel  du  10  sept.  i835.  Or- 
donnance royal  du  meme  jour ,  relalivement  ä  l'execution  de  cette  loi ;  ibid. 
Lettre  circulaire  du  ministre  de  la  justice  aux  procureurs  genereaux,  de  la 
meine  date,  pour  le  meme  objet;  ibid.  Nach  obigem  Gesetz  dürfen  auch  keine 
Zeichnungen,  Kupferstiche,  Steindrucke,  Bilder  oder  Embleme  ohne  vorher  er- 
haltene Erlaubnifs  publicirt,  ausgestellt  werden.  Das  CircularSchreiben  regulirt 
die  Anwendung  des  Prefsgesetzes ;  es  soll  nur  die  Charte  und  den  König  vor 
Angriffen  si  hützen,  sonst  aber  der  Diseussion  vollen  Spielraum  lassen.  Frankf. 
OPA.  Zeitung  v.  14.  Sept.  i835,  Beilage.  Presse  und  Buchhandel  sind  für  frei  er- 
klärt ,  doch  unter  Befolgung  der  gegen  den  Mifsbrauch  bestehenden  oder  er- 
folgenden Gesetze,  in  der  baier.  Verfafs.Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.  11,  und  (mit 
Ausnahme  der  politischen  Zeitungen  und  periodischen  Schriften  politischen  oder 
statistischen  Inhaltes)  in  dem  als  Beilage  III  dazu  gehörenden  Edict  über  die 
Freiheit  der  Presse  und  des  Buchhandels  v.  26.  Mai  1818;  desgleichen  in  dem 
würtemb  Verfafs. Vertr.  v.  1819,  §.  28,  u.  in  d.  würtemb.  Gesetz  über  die  Prefs- 
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freiheit  v.  3o.  Jan.  1817,  in  Pölitz  europ.  Verfassungen,  Bd.  I,  Abth.  I,  S.  373. 
u.  in  der  grofsberzogl.  hessischen,  1820,  Art.  35.  Die  badische  Verfafs.  Urk. 
1818,  §.  17,  will  Handhabung  der  Prefsfreiheit,  nach  den  künftigen  Bestimmung, 
der  Bundesversammlung.  In  Folge  dessen  wurde  unter  d.  28.  Der.  i83i  ein  die 
Censur  aufhebendes  Prefsgesetz  erlassen,  welches  inzwischen  auf  Veranlassung 
eines  Beschlusses  der  B.V.  v.  5.  Juli  i832  durch  e.  Verordn.  v.  28  des  näml, 
Monates  zum  Theil  wieder  für  unwirksam  erklärt  ward.  '  Ausdrücklich  aner- 
kannt und  gesetzlich  begründet»  ward  das  Recht  der  Staatsbürger  auf  «Freiheit 
der  Presse»,  in  dem  Sachsen-Weimar.  Grundgesetz  v.  1816,  am  Schlufs.  Die 
kur hessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i,  §.  3y,  verordnet:  «Die  Freiheit  der  Presse  und 
des  Buchhandels ,  wird  in  ihrem  vollen  Umfange  Statt  finden.  Es  soll  jedoch 
zuvor  gegen  Prefsvergehen  ein  besonderes  Gesetz  alsbald  erlassen  werden.  Die 
Censur  ist  nur  in  den  durch  die  Bundesgesetze  bestimmten  Fällen  zulässig«. 
Und  §.  39:  «Niemand  kann  wegen  der  freien  Aeusserung  blosser  Meinungen  zu 
Verantwortung  gezogen  werden,  den  Fall  eines  Vergehens  oder  einer  Rechts- 
verletzung ausgenommen».  In  dem  GH.  Oldenburg-  ward  im  Jan.  i83i  die  Presse 
für  frei  erklärt,  in  Absicht  auf  innere  Angelegenheiten.  Die  Rönigl.  sächs. 
Verfafs,  Urk.  v.  i83i ,  §.  35,  bestimmt:  «Die  Angelegenheiten  der  Presse  und 
des  Buchhandels  werden  durch  ein  Gesetz  geordnet  werden  ;  welches  die  Frei- 
heit derselben,  unter  Berücksichtigung  der  Vorschriften  der  Bundesgesetze  und 
der  Sicherung  gegen  Mifsbrauch,  als  Grundsatz  feststellen  wird».  Darauf  folgte 
eine  Verordnung  über  die  Verwaltung  der  Prefspolizei ,  nebst  Instruction  für 
die  Censoren,  v.  12.  Oct.  i836;  in  d.  R.  Sächs.  Gesetz-  u.  Verordnungsblatt, 
i836,  St.  20,  S.  278—293.  Die  HohenzollemSig-maring-cnsche  Verf.  Urk.  v.  i833, 
§.  20,  sagt:  «Die  Freiheit  der  Presse  und  des  Buchhandels  findet  mit  Beobach- 
tung der  gegen  den  Mifsbrauch  bestehenden  oder  künftig  zu  erlassenden  Ge- 
setze Statt».  S.  a.  das  S.  Altenburgische  Grundgesetz  v.  20.  Apr.  i83i.  §.  67. 
—  Von  den  gerechten  Grenzen  der  Censur ,  s.  man  Schlözer's  Staatsanzeigen, 
Bd.  IV,  S.  25o  u.  42°-  —  Savoye,  Garantien  der  freien  Presse  im  baierischen 
Rheinkreise.    Zweibrücken  i832.  8. 

c)  Nutzen  der  Prefsfreiheit  in  England;  s.  v.  Archenholz  England  u.  Italien  (1785), 
Bd.  I,  Th.  1,  S.  9  ff.  42  f-  —  Rudhart  über  die  Censur  politischer  Zeitungen. 
Erlangen  1826.  8.  —  Napoleon's  literarische  Tyrannei  und  militärisch-despotischer 
Jesuitismus;  eine  Warnungstafel  in  der  Geschichte;  s.  dessen  Decret  v.  5.  Febr- 
1810,  die  Buchdruckereien,  die  Censur  und  den  Buchhandel  betr.,  in  d.  Moni- 
teur,  u.  in  d.  Hall.  Allgem.  Lit.  Zeit.  1810,  Num.  63.  (Wenig  modificirt  ward  es 
durch  ein  Decr.  v.  14.  Dec  1810.  Rhein.  Bund,  LVIII.  84-  1  »9 Märtyrer- 
Schicksal  des  Nürnberger  Buchhändlers  Palm;  s.  polit.  Journal,  1806,  S.  971. 
Joh.  Phil.  Palm,  auf  Napoleoin's  Befehl  hingerichtet  zu  Braunau  den  26.  Aug. 
1806.  Nürnb.  1814.  8.  —  Von  der  Schädlichkeit  und  Unrechtmäsigkeit  der  Bücher- 
Steuer,  s.  Monthion  quelle  influenee  ont  les  diverses  especes  d'impots  etc. 
(Paris  1808),  p.  181. 

d)  Beides  in  dem  Protoc.  v.  12.  Oct.  1818,  vergl.  oben  §.  237.  Die  angef.  Ueber- 
sicht,  befindet  sich  bei  diesem  Protocoll,  als  Beilage  38.  Sie  ist  auch  besonders 
abgedruckt,  auf  62  Seiten  in  4.  ■ —  Schon  im  April  1818  hatte  S.  Weimar  bei 
der  B.  V.  auf  Festsetzung  allgemeiner  Grundsätze  über  die  Prefsfreiheit  ange- 
tragen. Protoc.  v.  1818,  §.  99  u.  237.  —  Ohne  ein  besonderes  Gesetz  für  Ver- 
gehen und  Verbrechen  mittelst  des  Gebrauchs  der  Presse  ,  dienen  wider  diese 
dem  Richter  die  allgemeinen  Rechtsgrundsätze  über  den  strafbaren  Mifsbrauch 
der  Rede  und  Schrift,  z.  B.  in  Absicht  auf  Verläumdung ,  Injurie,  Majestäts- 
verbrechen, Hochverrath,  dann  über  Rechtsgründe  der  Milderung  oder  Schär« 
fung  der  Strafe,   die  letzte  z.  B.  wegen  gröfserer  Oeftentlichkeit. 
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t)  Dieser  auf  dem  Carlsbader  Congrefs  entworfene  Preisbeschlufs  stobt  in  dem 
Protoc.  ^.  •".  Septi  1819,  §.  220,  IN  ;  buch  in  KIiÜber's  Ouellensammlung,  INum. 
\l\.  S,  186.  Nach  demselben  dürfen  Schriften,  die  in  der  Form  täglicher 
Blätter,  oilcr  heftweise  erseheinen,  and  solche  die  nicht  über  20  Druckbogen 
stark  miuI.  in  keinem  Bundesstaat  ohne  Vorwisssn  und  vorgängige  Genehmhutttung 
iirr  1  1  tum  Druck  befördert  werden.    Bestimmungen  für  Schriften 

anderer   \n.  sind  der  Landesregierung  überlassen;  doch  sollen  Klagen  einer 
milrerbündeten  ßegierung  gegen  Verfasser  oder  Verleger,  die  durch  sie  veran> 
lalst  werden,  im  Namen  der  Landesregierung  erledigt  werden.  Privatpersonen 
steht   gerichtliche  Verfolgung  wider  den  Verfasser  oder  Verleger  frei,  wenn 
durch  Vlifsbrauch  der  Prefsfreiheil  sie  sich  verletzt  glauben.  In  allen  in  Teutsch- 
land erscheinenden  Druckschriften  ohne  Ausnahme,  mufs  der  Name  des  Ver- 
legers, in  Zeitungen  und  Zeitschriften  auch  der  Name  des  Herausgebers,  ange- 
geben seyn,    Wird  in  irgend  einer  solchen  Druckschrift  die  Würde  oder  Sicher- 
heit eine-  Andern  Bundesstaates  verletzt,  oder  dessen  Verfassung  oder  Verwal- 
tung angegriffen.,  so  ist  defshalb  die  Landesregierung  verantwortlich,  nicht  nur 
dem  unmittelbar  Beleidigten,  sondern  auch  der  Gesammthcii  des  Hundes,  so 
dals  defshalb  subsidiarisch  Beschwerde  bei  der  B.  V.  Statt  findet.    Dem  Bedne- 
teur  einer  wegen  Ungebühr  unterdrückten  Schrift,  darf,  binnen  fünf  Jahren, 
in  Keinem  Bundesstaat   die  Redaction  einer  ähnlichen  Schrift  gestaltet  werden, 
u   d.  m.    1  \  011  der  \  ollzieh ungsbefugnifs  der  B.  V.,  s.  §.  170,  a  u.  c.)  Vor 
Altlaut  der  fünf  Jahre,  sollte   die  B.  Vi.  einen  DcfmitivBeschtuss  über  die  recht 
m  äs  igen  Grenzen  der  Prefsfreiheit  in  Beratschlagung  nehmen.    (Indefs  ward 
obige  Verfügung  im  J,  1824  auf  unbestimmte  Zeit  erneuert.     Man  s.  unten, 
Note  f.)     Die  B.  V.  hatte  einstweilen  einen  Ausschufs  für  die  Aufsicht  über  die 
Prefsgesetze  u.  )ür  Rqcurse  in  Prefsangelegenheiten  ernannt.    Protoc.  v.  1819, 
1.  III.    J.  C.  Frhr.  v.  Arktik,  wie  darf  man  in  den  deutschen  Bundesstaaten 
über  politische  Gegenstände  schreiben?  Altenb.  1824.  8.  —  In  Folge  eines  nach 
Stimmenmehrheit  gefafsten  Beschlusses  der  B.  V.  v.  3.  Juli  1823,  ward  ein  zu 
Stuttgart  unter  dem  Titel:   «Der  Teutsche  Beobachter»,  erschienenes  politisches 
Blatt  unterdrückt.    FJlüber's  Quellensammlung ,  Num.  XIX,  Anmerkung  S.  290. 
Auch  verfügte  ein  Beschlufs  der  B.  V.  v.  20.  Aug.  1829  eine  PublicitätSperre, 
in  einer  Streitsache  zwischen  dem  König  von  Grofsbritannien  und  Hannover 
und  dem  Herzog  Carl  von  Braunschweig.    Ebendas.  S.  290.    Durch  Beschlufs 
v.   19.  Nov.  i83i  untersagte  die  B.  V.  die  Versendung  u.  Verbreitung  des  in 
Strasburg  erscheinenden    Zeitblattes:    «Das  constitutionelle  Deutschland»,  in 
allen  Bundesstaaten.    Durch  Beschlufs  v.  7.  Dec.  i83i   ward  dieses  Verbot  er- 
st rci  kl  auf  jede  unter  irgend  einem  Titel  erscheinende  Fortsetzung   jenes  Zeit- 
blattes.    In  d.  Protoc.  v.  17.  Febr.  i83i  (5.  Sitz.),  §.  3y  machte  Präsidium 
den   Antrag    zu  Aufrechthaltung  u.  genauer  Befolgung    der   bestehenden  Be- 
5 lim    nngen  wider  die   Prefsfreiheit.  —   Betrachtungen  über  obigen  Prefsbe- 
schiufs  der  B.  V.  v.  1819,- enthalten  folgende  Schriften.     W.  v.  Schütz  Deutsch- 
lands Prefsgesetz,  seinem  Wesen  und  seinen  Folgen  nach.    1821.  8.    Der  An- 
hang  zu  (Fr.  v.  Gfcwtz)  Sr.  K.  Maj.  I riedrieh  Wilhelm  dein  Dritten  bei  der 
besteigung  überreicht.    Neuer  Abdruck.    (Brüssel  1820.  8.),  S-  25 — 
\.  Stbuye's  positiv-rechtliche  Untersuchung  der  auf  die  Presse  sich  bezie- 
henden bundesgesetzlichen  Bestimmungen.    Cassel  i83i»  8. 

f)  In  dem  Protoc.  der  B.  V.  \.  1824,  §.  i3i  u.  189;  u.  in  Klüber's  Qucllcnsamm- 
lung.  Num.  \\I,  S.  dkii  Oenentliche  Bekanntmachung  dieses  verlängernden 
Ii  ichluss  ist,  so  viel  mir  bekannt,  in  keinem  Bundesstaat  von  Regierungs- 
wegen  erfolgt. 

g)  VergL  oben  §.  2i5  u.  225.  Da,  selbst  nach  Art. 56  der  wiener  SchlufsActe  von 
l8*0,  die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden  land ständischen  Verfassungen, 
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nur  auf  verfassungsmäßigem  Wege  wieder  abgeändert  werden  können:   so  ist 
in  denen  Bundesstaaten,  wo  solche  Verfassungen  bestehen,  nach  ihnen  die  An- 
iuendbarheit  dieses  Beschlusses  zu  beurthcilen ,   so  wie   die   Bejugniss  der  Staats- 
regierung, dazu  ihre  Zustimmung  zu  geben.     Oben  §.  284  c.    Hierauf  bezieht 
sich  die  SchlussClausel  der  k.  baierischen  Bekanntmachung  obigen  Prefsbescblus- 
ses  v.  16.  Oct.  1819 ,  in  dem  baier.  Regier.  Blatt  1619,  St.  49 :    «Machen  Wir 
dieselben  hiermit  bekannt  und  verordnen,   dafs  Unsere  sämmtliche  Behörden 
und  Unterthanen,  mit  Rücksicht  auf  die  Uns  nach  den  bestehenden  Staatsver- 
tragen und  der  BundesActe  zustehende  Sou\ erainetät,   nach  der  von  Uns  Un- 
serem treuen  Volke  ertheilten  Verfassung  und  nach  den  Gesetzen  Unseres  Kö- 
nigreichs, sich  hienach  geeignet  achten».    Vergl.  Schdncr's  Staatsr.  des  König- 
reichs Baiern,  Bd.  I,  S.  ijq  u.  das  Gesetz  über  die  Freiheit  der  Presse  u.  des 
Buchhandels,  als  Beilage  III  zu  der  baier.  Verfafs.Urk.  v.  1818.    (Mit  derselben 
Clausel  verkündigte  Baiern  auch  den  oben  §.  149  erwähnten  Beschlufs  der  B.  V. 
v.  27.  Oct.  i83i  ,  betr.  die   Adressen  an  die  B.  V.)    Auch  s.  man  die  würtem- 
bergische  Bekanntmachung  des  genannten  Prefsbeschlusses  von  1819.  Ansicht 
der  kur hessischen  Regierung  über  den  Sinn  der  Bundesbeschlüsse  von  1819  und 
182/41  betr.  die  Beschränkung  der  Prefsfreiheit ,   und  deren  Verbindlichkeit  für 
Kurhessen,  mitgetheilt  der  kurhessischen  Stände  Versammlung  5  in  der  Allgem. 
Zeitung  v.  16.  Febr.  i832,  ausserord.   Beilage,  S.  2^4  ff.  Rechtsverwahrung 
wider  die  von  der  B.  V.   im  November  i83i   gegen  die  Prefsfreiheit  gefafsten 
Beschlüsse,  angekündigt  von  der  zweiten  Kammer  der  badischen  Ständeversainm- 
lnng  in  ihrer  Sitzung  v.  2.  Dec.  i83i;  in  dem  badischen  Landtagsblatt  u.  in 
andern  öffentlichen  Blättern.    Erklärung  der  2.  Kammer  der  badischen  Stände 
über  die  neuesten  BundestagsBeschlüsse,  die  Prefsfreiheit  betr.  Carlsr.  i83i.  8. 

§.  505.  (4i8.) 

Insonderheit  Buchernachdruck  und  Bücher  Privilegien. 

I)  Unter  B  üc  her  nach  druch  «)  versteht  man  jede  Vervielfälti- 
gung schriftlicher  oder  bildlicher  Geisteswerhe,  gegen  Willen  und  Ab- 
sicht ihrer  Urheber  oder  deren  Rechtsnach folger;  es  sey  durch  Schreib-, 
Buchurucher- ,  Stein-  oder  Metallschreib-,  Formschneide-,  Rupferstecher-, 
oder  irgend  eine  andere  bildende  Kunst.  Fast  immer  unbillig  ,  sehr  ort 
schädlich,  obwohl  ohne  posistive  Einschränkung  nicht  wider  das  strenge 
Recht,  verdient  er  zugleich  aber  auch  die  Festsetzung  und  Handln  b  mg 
billiger  Bücher pre ise,  eine  gesetzliche  Bestimmung,  übereinstimmend, 
wo  möglich,  für  alle  Bundesstaaten  und  auch  für  Nachbarstaaten.  II)  Die 
teutsche  Bundes  Vctc  ^)  verwiefs  die  Abfassung  gleichförmiger  Verfügungen, 
über  Sicherstellung  der  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen  ilen 
Nachdruck,  an  die  Bundesversammjung  .(§.  287).  Dieselbe  liefs  deb  hier- 
über Vortrag  erstatten  und  setzte  einen  Ausschufs  nieder,  zu  Erstattung 
eines  Gutachtens  für  die  erwähnten  Verfügungen  c),  welches  erstattet,  und 
zu  Inst rnctionsErtheilung  an  die  Regierungen  gesendel  wurde  rf).  III)  Darauf 
erfolgte  ein  vorläufiger  Beschluß  <ier  Bundesversammlung  \  <>m  2.  Vpril  i835, 
dafs  der  Nachdruck  im  Umlang  des  ganzen  Bundesgebiets  zu  verbieten, 
und  da.-;  schriftstellerische  Eigenthum  nach  gleichförmigen  Grundsätzen  fest- 
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■astelleii  und  zu  ichützen  sey.      Die  definitiven  Bestimmungen  hierüber 

wurden  gegeben,  durch  einen  nähern  Beschlufs  der  Bundesversammlung 
rom  9.  Nov,  1807,  der  im  Anfang  des  Jahres  i838  durch  die  Gesetz- 
sammlungen der  einzelnen  Bundesstaaten  bekannt:  gemacht  wurde,  und  des- 
sen  wesentlicher  Inhalt  oben  ty.  a37dj  angeführt  ist.  IV)  Bis  dahin  war 
der  Schutz  gegen  den  Nachdruck  stillschweigend  überlassen,  theils  parti- 
Culären  Vereinbarungen  einzelner  Bundesstaaten  unter  sich  theils  der 
besondern  Gesetzgebung  jedes  Bundesstaates/))  theils  den  durch  die  Staats- 
hoheit begründeten  landesherrliehen  Privilegienrecht  (§.  461  u.  f.),  bei 
dessen  Ausübung  der  Nachdruck  und  der  Verkauf  nachgedruckter  Exemplare 
nur  solcher  St  lii  ilten,  für  welche  der  Verleger  defshalb  ein  Privilegium 
erlangl  hat,  in  dem  Staatsgebiet  des  Ertheilers  auf  bestimmte  Zeit  für  ver- 
boten geachtet  ward.  V)  Vis  particuläres  Schutzmittel  gegen  Büchernach- 
druck,  wui  ihn  daher,  in  einzelnen  Fallen,  landesherrliche  B  üc  Ii  erPrivi- 
legien oft  gesucht,  und  meist  auch  ertheilt.  Die  wirksamsten  waren, 
wegen  der  leipziger  Messen,   die  königlich-sächsischen  VI)  Ist  eine 

Druckschrift  von  dem  Verleger  unzweifelhaft  mit  der  C lausei  des  ein- 
geschränkten Eigenthums  versehen,  mit  der  Erklärung,  dafs  das  Ei- 
genthura  jedes  einzelnen  Exemplars  von  Ihm  an  Niemand  anders  als  mit 
der  immerwährenden  Bedingung,  dasselbe  nicht  nachzudrucken  oder  nach- 
drucken zu  lassen,  überlassen  werde,  so  bedarf  es  zu  gerichtlicher  Ver- 
folgung des  Nachdruckers  weder  eines  positiv-gesetzlichen  Verbots  des  Nach- 
drucks, noch  eines  Privilegiums  ä). 

a)  Schriften  für  oder  wider  den  Büchernachdruck:  Püttek's  Lit.,  III.  5o5.  Klüder's 
Lit.,  §.  i358.  Pitter's  Beitr. ,  I.  2/<i.  Ersch  Handb.  der  teutsch.  Literatur, 
Bd.  I,  Abth.  1,  Abschn.  2,  Num.  56o  — 56/j.  Abth.  3,  Abschn.  1,  Num.  1903 
—  1908.  —  R.  Z.  Becker  über  das  Eigenlhumsrecht  an  Geisteswerken.  Gotha 
1791.  8.  J.  G.  Eichte's  Unrechtmäsigkeit  des  Büchernachdrucks;  in  d.  Berlin. 
Monatschr.,  1793,  Mai,  443-  J.  M.  Gräff's  Darstell,  der  Eigenthumsrechte  de3 
Schriftstellers  u.  Verlegers.  Leipz.  1794.  8.  C.  S.  Zachariae  diss.  de  dominio 
quod  est  auetori  in  libris  a  se  conscriptis.  Viteb.  1799.  4.  Krünitz  Eneyclo- 
pädie,  fortges.  v.  H.  G.  Flörcre,  Bd.  99,  S.  688  —  781.  Klüder's  kl.  jur.  Bibl., 
VIII.  401.  IX.  20.  A.  G.  Ererhard  ,  die  teutschen  Schriftsteller,  was  sie  thaten, 
was  sie  für  Unrecht  leiden,  u.  was  ihnen  für  Lohn  gebührt.  Halle  1814.  8- 
Eb enders.  in  d.  Allgem.  Anzeiger  d.  Teutschen,  1811,  Num.  69,  u.  i8i5,  Num.  78. 
Ch.  S.  Krause  über  (für  den)  Büchernachdruck.  Stuttg.  1817.  8.  L.  F.  Grie- 
SIHGER,  der  (für  den)  Büchernachdruck.  Stuttg.  182?..  8.  Debatten  über  den 
Büchernachdruck  in  der  würtemb.  Kammer  der  Abgeordneten  im  J.  1821,  in  der 
Samml.  der  Acten  dieser  Kammer,  S.  1204 — 1266;  auch  unter  obigem  Titel  be- 
sonders abgedruckt.  Stuttg.  1822.  8.  Würtembergische  Abstimmung  in  dem 
Protocoll  der  B.V.  v.  182.3,  §.  i3.  W.  T.  Krug  gegen  den  Wangenheimischen 
Bericht  (sollte  heissen:  gegen  die  würtembergische  Abstimmung)  am  Bundestage, 
den  Nachdruck  betr.  Leipz  i8?-3.  8.  K.  E.  Schmid,  der  Büchernachdruck  aus 
dem  Gesichtspunkte  des  Rechts,  der  Moral  und  Politik.  Gegen  L.F.Griesinger. 
Jena  1823.  8.  Die  neuesten  Schriften,  Nachdruck  und  Verlagsrecht  betr.;  von 
f.  F.  Frees.  Leipz.  1823.  8.  (Abgedruckt  aus  dem  Hermes,  St.  18.)  W.  A. 
Khamka,  die  Rechte  der  Schriftsteller  u.  Verleger.  L.  J.  Neustetel.  der  Bü- 
rhernachdruck,  nach  römischem  Recht  betrachtet.    Heidelb.    »824.  8  Wider 
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den  Büchernachdruck,  eine  Abh.  in  Harl's  allgem.  Archiv,  Heft  5  (1825).  Es- 
sai sur  la  propriete  litteraire;  par  M.  Florentin  Ducos.  Paris  1825.  8.  Pölitz, 
Jahrbücher  der  Politik,  1828,  December.  —  Die  natur-  oder  allgemeinrechtliche 
Erlaubtkeit  des  Büchernachdrucks  behauptet  :  Friedr.  Weisser  (  David's  Briefe 
an  Jonathan,  1818),  in  seinen  Sämmtlichen  Werken,  Bd.  VI,  S.  869—445;  für 
naturrechtlich  unerlaubt  erklären  dagegen  den  Büchernachdruck:  Kant,  Rechts- 
lehre, S.  128,  und  Hegel,  Philosophie  des  Rechts,  S.  70—74. 

b)  BundesActe,  Art.  18.  Auch  die  vorläufige  CompetenzBestimmung  der  B.V.,  in 
d.  Protoc.  v.  1817,  §.  2^3,  B,  §.  4?  Art.  3  u.  7,  u.  die  wiener  Schlufsacte  von 
1820,  Art.  65,  verweisen  auf  diesen  Artikel  der  B.Acte.  —  Von  Schriften  und 
Verhandlungen  über  den  Büchernachdruck,  auf  dem  wiener  Congress ,  s.  Klü- 
ber's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  IV,  S.  21  ff.  Ebendess.  Uebersicht  der  diplom. 
Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  i53,  249,  2Öi,  261,  562,  i43,  i54,  267. 

c)  Beides  in  dem  Protoc.  der  B.V.  v.  22.  Jun.  1818,  §.  159. 

d)  CommissionsBericht  u.  Entwurf  e.  Verordn.  wider  den  Nachdruck,  als  Beilagen 
zu  dem  Protoc.  der  B.V.  v.  11.  Febr.  1819,  §.  23,  wo  auch  der  Beschlufs  der 
B.V.Verhandlung  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1820,  S.  2i5  (des  OriginalAbdrucks); 
v.  1822,  §.  91  u.  i53.  Abstimmungen  hierüber,  in  d.  Protoc.  v.  1823  u.  seitdem, 
s.  in  d.  Register,  voc.  Nachdruck.  Vergl.  auch  C.  F.  Elvers  Themis,  Bd.  I. 
St.  2  (1828),  Num.  1.  —  Erinnerungen  gegen  den  Entwurf,  enthält  das,  bei 
der  B.V.  eingereichte,  Ehrerbietige  Gutachten  über  den  Entwurf  einer  Verordn. 
u.  s.  w. ;  von  dem  Wahlausschusse  der  Teutschen  Buchhändler.  Leipziger  Oster- 
messe ,  i8i9.  Fol.  —  Die  wiener  SchlussActe  v.  1820,  Art.  65,  hat  diesen  Gegen- 
stand der  Bundesversammlung,  zur  fernem  Bearbeitung  vorbehalten.  Die  Ver- 
handlungen, welche  diesem  Artikel  vorausgingen,  sind  oben  §.  237,  Note  e, 
angezeigt. 

e)  In  Folge  einer  königl.  CabinetOrdre  vom  16.  Aug.  1827  (in  d.  preufs.  Gesetz-  v 
samml.  1827,  S.  i  u.  in  Martens  recueil,  Supplem.  T.  XI,  p.  294)»  schlofs 
Preussen  durch  wechselseitige  Erklärungen,  in  den  Jahren  1827,  1828  u.  1829, 
Vereinbarungen  für  den  Schutz  der  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  wider 
den  Büchernachdruck  in  den  beiderseitigen  Staaten,  einzeln  mit  allen  Bundes- 
staaten ,  folgende  fünf  ausgenommen  :  Oestreich ,  Luxemburg ,  Liechtenstein 
HessenHomburg,  Freie  Stadt  Frankfurt.  Man  findet  die  preussischen  Erklä- 
rungen defshalb ,  in  der  preufs.  Gesetzsammlung  von  1827  u.  1828,  u.  bei  Mar- 
tens a.  a.  O.  T.  XI. 

f)  Vergl.  Oestreich.  allgem.  bürgerl.  Gesetzb. ,  §.  1169  b*  bestreich.  HofcanzleiDecr. 
v.  14.  Jul.  1825,  dafs  Steindruck  dem  Nachdruck  mit  Lettern  gleich  zu  halten 
sey  $  in  K.  Franz  I.  polit.  Gesetze  u.  Verordn.,  Bd.  53,  S.  139.  Preuss.  allgem. 
Landr.,  Th.  II,  Tit.  20,  Abschn.  17,  §.  1296  f.  Badische  Verordn.  über  den 
Büchernachdruck  v.  8.  Sept.  1806,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1806,  Num  20.  Ba- 
disches Landrecht,  Art.  577  d.  h.  Baier,  Strafgesetzbuch  (i8i3)  Th.  I,  Art.  397, 
wo  der  Nachdruck  für  polizeistrafbar  erklärt  wird.  Oldenburg.  Strafgesetzbuch, 
Art.  4*6.  Die  oben  bei  §.  5o3,  Note  f,  angef.  nassauische  Verordnung.  VFür- 
tembergische  Verordn.  v.  25.  Febr.  i8i5,  wodurch  nur  die  Bücher,  für  welche 
ein  inländisches  Privilegium  spricht,  gegen  Nachdruck  sichergestellt  werden 5  in 
dem  Allgem.  Anzeiger  d.  Teutschen,  i8i5,  Num.  77.  Verordnungen  wider  den 
Büchernachdruck,  von  Kurhessen,  v.  6.  Mai  1829  (Gesctzsamml.,  Num.  3),  von 
S.  Meiningen  (Gesctzsamml.,  Num.  10),  von  AnhaltCöthen ,  1829,  von  Grossh 
Hessen  v.  21.  Oct.  i83o,  von  S.  Meiningen  v.  7.  Mai  i832.  —  Schreiben  des 
preussischen  Fürsten  Staatskanzlers  nach  Cöln ,  wegen  e.  allgem.  Verbots  des 
Nachdrucks  in  allen  preussischen  und  teutschen  Bundesstaaten;  in  der  frankf. 
OPA.Zeitung  v.  16.  Sept.  1816.  K.  preuss.  Gesetz  vom  11.  Juni  1837,  u« 
struetion  hiezu  vom  i5.  Mai  i838. 
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I  |  \  ob  Bi     ■      ■  •'  • 1       s.  \Iosi  n  \.  Gnadensachen,  5i.  • —  Das  älteste,  bis  jetzt 
okannte,  BüchorPrivilegfum  ist  von  1489,      Von  der  königl.  Buche  rCommission 
m  /     ■  ..  i «'ii    I  bei  derselben,  und  von  königl.  sächsischen  Bücher- 

Priv.ftegien,  b.  V-  F.  Schott  de  publica  rei  librariae  cura,  inprimis  Lipsiensi. 
bips,  1778,  i-  Pbttkb  ^>:i  d.  Büchernachdruck,  S.  i85.  WestphaVs  Privatr., 
I,  h>  >.  ll«-i  der  Bundesversammlung  suchte  GÖthb  ein  Privilegium  wider  den 
Nachdruck  einer  neuen  vollständigen  Auflage  seiner  Werlte.  Die  Gesandten 
rcreinigten  si«  Ii  bu  allseitiger  Verwendung  bei  ihren  Regierungen,  für  Er t hei» 
lung  landesherrlicher  Privilegien  der  aachgesuchten  Art.  Protoc.  der  B.V.  v. 
§.  18,   18391  V  »7J  desgl.  die  Erben  des  Fr.  v.  Schiller.  Prot,  der  B.V. 

v.  18S81  §•  -63i 

I)  Von  diesem  \<>n  mir  vorgeschlagenen  allgemeinen  Schutzmittel  gegen  den  Nach- 
druck,  s.  Hi.i  in  h  in  den  angef.  Acten  etc.,  Bd.  IV,  S.  24  ff« 


XVI.    C  A  P  I  T  E  L. 
K     i    r    c    h    e    n    h    o    Ii    e    i  t. 


Kirche.    Kirchenhoheit.  KirchenStaatsrecht. 

I)  Kirche  ist  eine  Gesellschaft,  welche  zu  sittlicher  Vervollkomm- 
nung der  Einzelnen,  und  zu  gemeinschaftlicher  äusserer  Gottesverehrung, 
□ach  einem  bestimmten  Lehrbegriff,  vereinigt  ist.  II)  Als  Gesellschaft,  be- 
darf eine  Kirche  zu  ihrem  rechtlichen  Daseyn  in  dem  Staat,  der  Billigung 
dci  Maatsregierung»  Sie  mufs  sich  Bedingungen  dieses  Dase\ns 
gefallen  lassen,  welche  dem  Staatszweck  angemessen  sind.  Diese  Beding- 
ungen sind  theils  natürlich,  theils  positiv,  je  nachdem  sie  aus  der 
Natur  der  gegenseitigen  Verhältnisse  fliessen ,  oder  auf  willkührlichen  Be- 
stimmungen beruhen.  III)  Der  Inbegriff  der  Bechte  des  Staates,  über  die 
Kirchen  tri  dem  Staatsgebiet,  oder  der  Inbegriff  der  weltlich-kirchlichen 
oberherr liehen  Bechte  in  Kirchensachen,  heifst  Kirchenhoheit  (jus  ma- 
jestaticum  s.  jus  imperii  civilis  circa  sacra)  oder  StaatsKirchengewalt; 
wesentlich  unterschieden  von  der  SocialKirchengewalt  (§.  020),  die  ur- 
sprünglich der  Kirchengesellschaft,  als  solcher,  zusteht.  IV)  Der  Inbegriff 
der,  in  dieser  Hinsicht,  zwischen  beiden  Statt  findenden  vollkommenen 
Bechte,  heifst  KirchenStaatsrecht  «)$  natürliches,  oder  .positives. 

a)  Auch  jus  publicum  ecclesiasticum  genannt.  —  Schriften  von  dem  Kirchen 
Staatsrecht:  I)  von  dem  <  dl  gerne  inen:  s.  Klüber's  Lit,  §.  i442  b-  Mosks  Mendel- 
sohb's  Judenthn  n  oder  aber  religiöse  Macht  und  Judenthum.  Berlin  i^83.  8. 
J  I  .  Zöllbteb  über  Vf.  Mendelsohn's  Jerusalem.  Berlin  1784.  8.  Th.  Schmalz 
oatüri.  Kirchenr.  Berlin  i"0,5.  8.  Versuch  eines  natürl.  Birchenr.  Berlin 
1795.  8.    Allgemeines  Religions  - ,   Kirchen-  und  KirchenStaatsrecht.    180g.  8. 
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Kritik  des  natürl.  Kirchenrechts  u.  der  neuesten  Verdrehungen  desselben  für 
das  Interesse  der  Hierarchie.  Germanien  (Mannheim)  1810.  8.  Und  mit 
umgedrucktem  Titelblatt,  1820.  W.  Tr,  Krug,  das  Kirchenrecht,  na<  h 
Grundsätzen  der  Vernunft  u.  im  Lichte  des  Christenthums.  Leipz.  1826.  8. 
Kirt  -henrec  htliche  Untersuchungen.  Ein  nothwendiger  Nachtrag  zu  dem 
Kardien?-,  des  Hrn.  Prof.  Krug.  Greifsw.  1829.  8.  —  II)  Von  dem  katkoMschen: 
Püttfr's  Lir.,  §.  1442.  Klüber's  Lit,  S.  bo-j  ff.  C.  Gärtner  corpus  juris  gccle- 
siastici  Catholicorum.  T.  I.  et  II.  Salisb.  1791?,  1799.  8.  C.  E.  Weiss  corpus 
juris  ecciesiastici  Catholicorum  hodierni,  quod  per  Germaniam  obtinet.  Giess. 
i833.  8.  Eine  ähnliche  Sammlung  enthält,  Pars  IV.  von  Hedderich's  elem.  juris 
can.  (  1^92  ).  (  G.  C  Nelleri  )  Principia  juris  publ.  eccles.  Catholicor.  1745.  8. 
Frf.  et  Lips.  1-46  u.  1768.  4-  Justinus  Febronius  (Jo.  Nie.  ab  Hontheim,  Weih- 
bischof  zu  Trier)  de  statu  ecclesiae  et  legitima  potestate  Romani  pontificis.  Bullioni 
I  \  Yan<  of.  ad.  M.)  i-63.  edit.  2.  multo  emend,  et  auetior ,  ibid.  1766.  4«  ef'it-  3 
äücti  (mit  den  Vertheid igungsschriften) ,  T.  I— IV.  Francof.  et  Lips.  1770—1774. 
Der  Tom.  IV.  in  zwei  Abtheilungen,  edit.  4.  ibid.  1789.  Zweimal  nachgedruckt  in 
Italien,  und  eben  so  oft  in  Frankreich.  (Uebersetzt  in  das  Teutsche,  Franzö- 
sische und  Italiänische.)  Auch  ein  Auszug  von  dem  Verf.  selbst  verfafst  : 
Justinus  Febronius  abbreviatus  et  emendatus.  Colon,  et  Frf.  1  — ~.  4-  Ein 
teutsf  her  Auszug  erschien,  Th.  I  zu  Wardingen  (Frankf.  a.  M. )  1764,  Th.  II 
sni  Frankf.  u.  Leipz.  wo.  8.  (Von  den  Schicksalen  dieses  Buches,  und  des 
am  2.  Sept.  1790  verstorbenen  Verf.,  s.  Weidlich^  biogr.  Nachr.,  I.  363.) 
Pütter's  histor.  Entwickl.,  III.  179.  Schlegel's  Kirchengesch,  des  18.  Jahrh. 
II.  10 fO— 10^0.  v.  Ewmt%  Kirchengesch,  des  18.  Jahrh.,  S.  63i.  H.  P.  K. 
Hfnke  s  Kirchengesrh.  des  18.  Jahrh.,  Th.  I.  Phil.  Wolf's  Gesch.  der  röm. 
kathol.  Kirche  unter  Pius  VI,  Bd.  III  (179$.  8.),  S.  169—289.  L.  T.  Spittler's 
Geschichte  des  Papstthums-,  nach  dessen  akad.  Vöries,  herausgegeben  v.  Gtjrlitt. 
Für  den  allgemeinen  Gebrauch  erneuert  von  H.  E.  G.  Paulus.  Heidelberg  1826.  8. 
Histoire  generale  de  l'Eglise,  pendant  le  i8e  siecle.  Paris  1823  et  1824.  6  vol.  8. 
P.  J.  a  Rieggeh  instit.  jurispr.  eccl.  T.  I  —  IV.  edit.  4.  Vienn.  1^80.  8,  F.  X. 
Gmeijmeri  institutiones  juris  eccl.  Edit.  1.  T.  I  et  U.  Graecii  1782.  Edit.  4.  T.  I — IQ, 
ibid.  1807.  8.  Ehendess.  öffentl.  u.  PrivatKirchenrecht.  2  Theile-  Grätz  1^89 — 1-^90.8. 
Neue  Aufl.  1802.  J.  V.  Eybel  introd.  in  jus  eccles.  Catholic.  Viennae  vyfö — 1779. 
4  Tomi.  4.  Teutsche  Uebersetz.  Frankf.  u.  Leipz.  1778 — 1782.  4  Theile.  8.  Ebendess. 
kath.  Kirchenr.,  Th  I  et  II.  Ingoist.  1790.  1^92.  8.  P.  Hedderich  elem.  juris 
canonici.  Bonnae ,  P.  I— in.  edit.  2.  1^91.  p.  IV.  edit.  i  ma  1792.  8.  A.  J. 
Schnaubert's  Kirchenr.  der  Katholiken.  Jena  1794.  8.  J.  N.  Prehm^s  Vöries 
über  das  Kirchenr.,  Bd.  I  u.  II.  Wien  i8o3.  8.  Auch  lateinisch,  in  3  Th.  Wien 
1789 — 1790.  Maur.  Schenrl  institutiones  juris  eccles.,  P.  I  et  II.  Ingoist.  1797. 
8.  Auch  1790  u.  1792.  edit.  cura  Jos.  Scheill.  Landsh.  1823.  2  Tomi.  8.  rec. 
ibid.  i83o.  Das  System  der  kirchlichen  Hierarchie,  nach  den  Bedürfnissen  des 
Zeitalters  bearbeitet.  1807.  8.  J.  A.  Sauter  fundamenta  juris  eccles.  Catholicorum. 
Frib.  et  Const.  P.  I— III.  i8o5  —  1816.  8.  edit.  3.  1829.  Alex.  Müller's  Handb. 
über  das  kathol.  Kirchenr.  in  Teutschl.  Erf.  1825.  8»  J.  B.  Hormnghaus,  gegen- 
wärtiger Bestand  der  römisch-katholischen  Kirche  auf  dem  ganzen  Erdkreise. 
Aschafl'enburg  i836.  8.  —  IU)  Von  dem  evangelischen:  Pütter's  Lit.,  III.  §.  1489. 
Klüber's  Lit.,  S.  579.  J.  C  Wiesenhavern  Kirchenstaatsr.  der  Protestii  enden. 
Frf.  17491  u-  mit  umgedr.  Titel,  1764.  8.  A.  T.  Schnaubert's  Kirclienr.  der 
Protestanten.  Jena  1792.  8.  Th.  Schmalz  Handb.  des  canon.  Rechts  u.  s.  An- 
wend.  in  d.  t.  evang.  Kirchen.  Berlin  181 5.  8.  2.  Aufl.  1824.  H.  Stephans  allgem. 
kanonisches  Recht  der  protest.  Kirche  in  Deutschi.  Tüb.  1825.  8.  J.  G.  Pähl, 
das  öffentliche  Recht  der  evangel.  luther.  Kirche  in  Teutschl.  Tüb.  1827.  — 
IV  )  1  ür  das  katholische  u.  tvang e lischt :  J.  J.  Moser's  Religionsverfassung.  1774. 
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.   v.n  dff  Landeshoh,  im  Geistlichen.  1773.  4-  J.  C.  Majfr's  teutsche« 
geistl.  Staaten  *  Tbeflo.  Lemgo  «~~3.  ti.    G.  Ii.  Boehdker  princ.  juris  can.  Gött. 
i-i.-.  edit.  -    1803,  8.    G.  Wiese's  Hahdb.  des  Kirchenr.  Th.  I— III.  Leipz.  1799 
1804.  B.    Bi  Grundsätze  des  in  Teutschl.  übl.  Kirchenr.  Vierte  Aufl. 

Lei]».  tSi-.  B.     V.  Mkhi's  Kirchenr.  für  Katholiken  u.  Protestanten.  München 
1809.  Zweite  verb,  Ausg.  i8i(>.  8.    Commentar  dazu,  von  F.  A.  Frey.  3  Theile. 
Bamb,  181  l.  1817,  i!vm).  B,  C.  GIrtbTEr's  Einl.  in  das  gemeine  u.  teutsche  Kirchenr. 
kugsb    1817*  81    F.  Waltee's  Lehrb.  des  Kirchenreclits  aller  christl,  Confes- 
lionen,  Bonn  18a«,  3.  Aull.  i8?,5.  /,.  Aufl.  1829.  7.  Aufl.  i836.  8.    v.  Droste- 
Hülshov's  Grundsätie  des  gemeinen  Kirchenrechts  der  Katholiken  u.  Evan- 
gelischen.  Münster  t8a8*  <>.    C.  Ed.  Weiss  Grundrifs  der  teutschen  Kircben- 
rechts  Wissenschaft.    Main/.   1829.  8.     J.  A.  v.  Grolmann's  Grunds,  des  allgem. 
kathoi  u.  protest  Kirchenr.  Frankfurt  i832.  8.    K.  F.  Eichhorn 's  Grundsätze 
des  Kirchenrechts  der  evangel.  u.  der  kathol.  Religionspartei  in  Deutschland. 
Berlin    i833.   I   l>dc.   8.     Jon.  Rud.  Schlegel's  Kirchengesch.   des  18.  Jahrh. 
Th.  I  —  I II.  Hcilbr.  1784—1796,  8.     H.  P.  K.  Henre's  allgem.  Geschichte  der 
christl.  Kirche  des  18.  Jahrh.  Th.  I  u.  II.  Rraunschw.  1800  u.  1804.  8.  P.  J.  Huth's 
Versuch  einer  Kirchengeschichte  des  18.  Jahrhunderts.  Augsb.  Th.  I.  1807.  Th.  IT. 
1809.   8.    J.  G.  V.  Engflharot's  Handbuch  der  Kirchengeschichtc.  3  Rde.  Er- 
langen i833.  8.     Mcller's  Lexikon  des  Kirchenrechts  u.  der  römisch  -  katholJ 
Liturgie.  Wirzb.  1829 — i832.  6  Rde.  8.  Alex.  Müller,  encyclopadisches  Hand- 
buch des  gesammten  in  Deutschland  geltenden  katholischen  nnd  protestantischen 
Kirchenrechts.  Rd.  I.  Erfurt  1829.  Rd.  IL  Leipz.  i832.  8.  —    V)  Particuläres 
Kirchenrecht  einzelner  Rundesstaaten:  1)  A.J.  Cäsar^  östreich.  NationalKirchenr. 
6  Rande.  Grätz  1-88 — 1791.  8.  Ge.  Rechberger's  östreich.  Kirchenr.  Wien  1806.  8. 
Ebendess.  Handb.  des  östr.  Kirchenr.  2  Rande.  Linz  1807.  8.  4«  verm.  Aufl.  1824. 
Auch  lateinisch  unter  dem  Titel:  Enchiridion  juris  eccles.  austriaci.  Edit.  4-  ibid. 
1824.  2  Tomi.  8.  A.  W-  Gustermann's  östreich.  Kirchenr.  3  Rande.  Wien  1812.  8. 
2)  BXdxcheb's  allgem.  Kirchenr.  der  preuss.  Staaten.  Neue  Aufl.  Dortm.  1816.  8. 
G.  A.  Rielitz  Handbuch  des  preussischen  Kirchenrechts.  2.  verm.  u.  verb.  Aufl. 
Leipz.   1 83 1 .  8.     3)  Handb.  des  baier.  Kirchenr.  (von  Rertholdy).    2  Rande, 
Innsbruck  1.^12.  8.    4)  J-  F.  Kees  Handb.  der  protest.  Kirchenr.,  nach  hursächs. 
Gesetzen.  Leipz.  1791.  8.    C.  G.  Weber's  System.  Darstell,  des  in  dem  Königr. 
Sachsen  geltenden  Kirchenrechts.  Leipz.  Th.  I,    Abth.  1   u.  2.    1819    Th.  II, 
Abili.  1.   1825.  8.    Auch  Weisse's  k.  sächs.  Staatsrecht,  Rd.  II,  S.  3n — 322 
u.  33o.    5)  J.  C.  F.  Schlegel's  Hannöver.  Kirchenr.,  2  Rande.  Hannov.  1801  u. 
180?..  8.    6)  VFiirtembergische  grofsc  Kirchenordn.  v.  1666.    Reuchlin's  Kirchen- 
gesetze des  K.  Würtemberg  v.  1798  bis  Ende  1808.  Stuttg.  1809.    C.  G.  Gatjpp, 
das  bestehende  Recht  der  evangelischen  Kirche  in  Würtemberg.  2  Rde.  Stutt- 
gart i833.  8.     7)  P.  C.  Romans  badisches  Kirchenr.  Pforzh.  1806.  8.    8)  C.  W. 
Leddfrhose's  hesscn-casselsches  Kirchenr.  Cassel  1785.  8.    Neu  bearbeitet  von 
C.  B.  Pfeiffer.  Marb.  1821.  8.    9)  Willi.  Otto's  Handb.  des  besond.  Kirchenr, 
der  evang.  christl.  Kirche  im  Herzogth.  Nassau  Nürnb.  1828.  8. 

§.   507,  (420».) 

Staatsgesetze  und  Staatsverträge,  insbesondere  Concordate.  Wiener 
CongressV er  handlangen, 

l)  AYahrend  der  teutschen  Reichs  Verfassung  wurden,  in  Absicht  auf 
das  Kirchenwesen,  verschiedene  Staatsverträge  errichtet,  wobei  zum 
Theil  jetzige  teutsche  Bundesstaaten  MitPaciscenten  waren  *).     II)  Auch 
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erschienen,  theils^Vor  theils  seit  Errichtung  des  Teutschen  Bundes,  in  heu- 
tigen Bundesstaaten  eigene  Staatsgesetze,  über  das  Rechtsverhä'ltnifs  der 
Kirchengesellschaften  zu  dem  Staat  III)  Bei  dem  Mangel  maasgebender, 
von  der  weltlichen  Macht  anerkannter  Co ncilien Schlüsse ,  erwartete 
man  neue  Concordate  c)  mit  dem  Papst,  allgemeine  oder  particulä're, 
welche  für  das  Yerhältnifs,  nicht  nur  zwischen  den  Bundesstaaten  und  der 
katholischen  Kirche,  sondern  auch  zwischen  dem  Papst  und  der  katholischen 
Kirche  in  den  teutschen  Bundesstaaten,  vertragmäsige  Bestimmungen  fest- 
setzen sollten,  wie  sie  dem  vernünftigen  Geist  der  Zeit,  und  dem  wesent- 
lichen Yerhältnifs  beider  Theile  gemä'fs  erachtet  würden  IV)  Auf  dem 
wTiener  Congrefs,  ward  die,  schon  beschlossen  gewesene,  Einrückung 
eines  Artikels  in  die  teutsche  Bun desActe  hintertrieben,  in  welchem  der 
katholischen  Kirche  in  Teutschland,  unter  der  Garantie  des  Bundes, 
eine  ihre  Rechte,  und  die  zu  Bestreitung  ihrer  Bedürfnisse  nothwendigen 
Mittel  sichernde  Verfassung  verheissen,  und  zugleich  die  Aufrechthaltung 
der  Rechte  der  Evangelischen  in  jedem  Bundesstaat,  in  Gemä'fsheit  der 
Friedensschlüsse,  Grundgesetze,  oder  anderer  gültiger  Verträge,  festgesetzt 
werden  sollte  Ueber  das  Gebiet  des  heiligen  Stuhls  und  dessen  Ein- 
wohner wurden  Bestimmungen  in  die  SchlufsActe  des  wiener  Congresses 
aufgenommen,  aber  die  eigentlich  kirchlichen  Angelegenheiten  wurden  darin, 
wie  in  der  teutschen  BundesActe,  mit  Stillschweigen  übergangen.  Unzu- 
frieden darüber,  liefs  der  päpstliche  Hof  feierliche  Protestation  ein- 
legen, wider  alle  Verfügungen  des  wiener  Congresses,  welche  er  der 
römisch-katholischen  Kirche  überhaupt,  sodann  dem  Interesse  der  katholischen 
Kirche  Teutschlands,  wie  auch  den  TerritorialAnsprüchen  und  Gerechtsamen 
des  hei  igen  Stuhls  insbesondere,  für  nachtheilig  hielt;  auch  wider  Alles 
was  auf  dem  Congrefs,  zum  Nachtheil  der  Rechte  und  wider  das  Interesse 
der  Kirchen  Teutschlands,  unverändert  gelassen  worden  sey/),  womit 
namentlich  auf  die  SecularisationsBestimmungen  des  Reichsdeputations- 
Hauptschlusses  von  i8o3  hingedeutet  ward.  Später,  am  4.  September  181 5, 
ertheilte  Pius  VII.,  in  einer  ConsistorialRede,  der  Protestation  seines  Le- 
gaten seine  vollkommene  Bestätigung,  gleich  als  wäre  eine  apostolische  Bulle 
defshalb  erlassen  gr). 

d)  Oben  §.  5o  f.  Klüber's  Einlcit.  zu  c.  neuen  Lehrbegriff  des  teutseken  Staatsr., 
§.  3i.  —  Von  der  stillschweigenden  Aufhebung  dieser  Verträge,  oben  §.  5o, 
Note  f.    L.  v.  Dresch  öffcntl.  Recht  des  t.  Bandes,  §.  19,  d. 

b)  Majer's  geistl.  Staatsr.,  II.  92  ff.  Schmif.der's  corpus  juris  ccclcsiastici  Saxonici, 
Neueste  venu.  Ausg.  Drcsd.  Bd.  I,  1773.  Bd.  II,  1784.  4-  G.  Döliinger'S  Samml. 
aller  k.  baierischen  Verordnungen  (bis  i8i/|)  in  Religions-  und  Kircheiisachen, 
nach  aiphabet.  Ordnung.  München  1822.  8.  Lechker's  beurkundete  Darstell, 
des  Kirchenwesens  in  Baiern.  Bd.  I.  Sulzb.  1810.  8.  K.  Fuch's  Annalen  der 
Protestant.  Kirche  im  KR.  Baiern,  seit  1799.  3  Hefte.  Nümb.  1819.  1820.  1823.  8. 
Kurpfälz.  ReligionsDeclaration  v.  9.  Mai  1799;  in  Reuss  Staatskanzlei,  1799» 
Bd.  III,  S.  1 — 42«  Jhiicri.uhes  IlcligionsEdict  v.  24.  März  1009;  in  d  Rhein. 
Bund,  XXXV.  161.  Baier,  Edict  über  die  äussern  Rechtsverhältnisse  der 
Einwohner  des  Königr.,  in  Bezieh,  auf  Religion  und  kirchliche  Gesellschaften* 
Klüber's  offenll.  Hecht,  4.  Aufl.  48 
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i  m  i.  r8i8,  als  Betlage  9  bei  der  baier.  Verfaß.  Urk.  r.  1818.  ßawr.  Edict 
Ober  die  Innern  kirchl.  Angelegenheiten  der  protestantischen  SammtGemeinde, 
r,  16,  M.ii  1818,  als  Anhang  iu  §.  io3  des  vorhin  genannten  Edictes  von 
denselben  Tag,  Würtemborg,  Declaration,  die  freie  Religionsübung  der  ver- 
sohiedenen  ReligionsParteien  betr.,  v,  iß.  Qct.  1806;  in  dem  Rhein.  Bund, 
M.  ConstitutionsEdict ,  die  kirchl.  Staatsverfassung  in  dem  Grofsher- 

■ogthum  Bad  n  betr.,  \.  14.  MTai  1807.  Carlsruhe  1807.  8.  u.  in  dem  Rhein. 
Bund,  \  III.  167.  Badische  Verordn.  v.  19.  April  1808,  die  Ausübung  der 
Kirchenlebnherrlichkeil  betr.,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1808,  St.  12.  GH. 
Bachsen-w  manschet  Gesetz  v.  Qct.  i8a3,  angef.  unten  §.  5 13.  —  Dawider 
rergl.  Bemerkungen  u.  Wünsche  über  die  seit  1806  erschienenen  Religions- 
Edicte.  Deutschi,  1807.  8. 

e  )  Miau  s.  das  badische  Constit.  Edict  v.  14.  Mai  1807,  §.  20.  —  Die  bisherigen 
Concordatt  ,  wmon  }.  ."'o  (',  in  I  .  !\li'\<:n\s  vollständ.  Samml.  aller  altern  u. 
neuern  Concordate  (  2  Theile,  Leipz.  i83o  u.  i83i.  8.),  ferner  bei  Gärtner 
L  c.  [.  5.  64.  89.  isi.  II.  353.  11  in  Schmauss  corp.  juris publ.  edit.  1794.  p.  1666.  sqq. 
das  wiener  v.  1148,  auch  in  Emminghaüs  corp,  juris  germ.  acacl.,  Th.  II.  S.  96 
ff.  —  Schriften  in  Pötter's  Lit.,  U.  4o3.  486.  III.  677.  Klüber's  Lit.,  698.  787. 
1  1  i»)-  Justin.  Fbbbonius  abBreviatus  et  emendatus,  c.  5.  §.  3.  p.  195.  sqq. 
Hu  m  u  de  ortu  et  progressu  legum  germ.,  P.  II.  vol.  1.  p.  168  sqq.  Malblank's 
Anleit.  zur  Kanzlei-  u.  Gerichtsverfassung,  IV.  122.  (Fölsch)  Erläuter  des  t. 
Staatsr.  (  \\  icn  1793),  S.  i83  —  211.  Von  Gegenständen  der  Concordate,  v. 
\i,i  n\'s  constil  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  110.  —  Die  Concordate  ausserhalb  Teutsch- 
lands, sind  angezeigtem  Klüber's  europ.  Völkerrecht,  §.  3i  d. 

d)  Iii  111  n's  Debersicht  der  diplomat.  Verhandlungen  des  wiener  Congr.,  S.  4^4  ^  — 
Versuche  des  päpstl.  Hofes,  Pardiculur 'Concordale  zu  schliefsen,  namentlich  1807 
mir  Baiern  und  Würtembergj  ebcndas.  S.  4*3  f.  Neueste  Einrichtung  des  kath. 
Kirchenwesens  in  den  preufs.  Staaten  (Frankf.  1822.  8.),  S.  23  ff.  Baier.  Con- 
<  Lat  \.  1817,  s.  im  folg.  §.  —  Schriften  über  neue  Einrichtung  der  katholischen 
Kirche  in  Teutschland,  nebst  Entwürfen  zu  e.  neuen  Concordat:  Das  System  der 
kirchlichen  Hierarchie,  nach  den  Bedürfnissen  des  Zeitalters.  1807.  8.  G.  J. 
IM  \nm,\  Betrachtungen  über  die  neuesten  Veränderungen  in  dem  Zustand  der 
katholischen  Kirche,  und  besonders  über  die  Concordate  zwischen  protestanti- 
Bchen  Souveräns  und  dem  römischen  Stuhl.  Hannov.  1808.  8.  Ueber  das  Prin- 
eip  zu  Bestimmung  des  Verhältnisses  zwischen  dem  Staat  u.  der  darin  befindl. 
kathol.  Kirche,  mit  besond.  Hinsicht  auf  die  rhein.  Bundesstaaten;  in  d.  Archiv 
für  d.  kathol.  Kirchen-  u.  Schulwesen,  Bd.  I,  St.  1  (Frankf.  1810.  8.),  S.  1— 36. 
(Gaul  v.  Dalberg,  Erzbischof  Metropolitan  zu  Regensburg)  Von  d.  Frieden  der 
Kirche,  in  den  Staaten  der  rhein.  Conföderation.  Frankf.  1S10.  8.  2.  Aufl.  1810. 
4>  u.  in  d,  Rhein.  Bund,  XLIII.  120  ff.  Auch  französisch.  De  la  paix  de  l'eglise. 
etc.  Paris  1810.  8.  ( Vergl.  Klüber's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  411  ff-)  Erläu- 
ternde Bemerkungen  zu  der  Schrift '•  Von  d.  Frieden  der  Kirche.  Bamb.  u.  Wirzb. 
1811.  8.  (.v.  Colbob-s's)  Ideen  zu  der  Organisation  der  tcutschen  Kirche.  Frankf, 

1814.  8.  F.  W.  Juing's  Beitrag  zu  Ideen  über  Kirche  und  Kirchengebräuche. 
Berlin   i8i5.  8.    (H.  J.  Frhr.  v.  Wessenuerg)    Die  deutsche  Kirche  (Zürich) 

1815.  8.  Entwurf  einer  neuen  Verfassung  der  teutschen  kathol.  Kirche  in  dem 
tcutschen  Staatenbunde.  1816.  8.  Kirchenrechtliche  Untersuchung  über  die 
Grundlage  zu  den  künftigen  katholisch -kirchlichen  Einrichtungen  in  Deutschland. 
I  rankf.  1816,  8.  Palingenesia,  oder  der  katholischen  Kirche  Germaniens  Wieder- 
geburt,  nach  ihres  Stifters  Jesu  Geiste,  ohne  Beeinträchtigung  der  Rechte  des 
Staats  und  der  Kirche.  Frankf.  1816.  8.  G.  J.  Planck  über  die  gegenw.  Lage 
u.  Verhältnisse  der  kathol.  u.  protest.  Partei  in  Teutschl.  Hannov.  1816.  8. 
Leber  die  Verbesserung  der  kathol.  Kirchenverfassung;  in  dem  angef.  Archiv  etc., 
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III  (1810),  St.  2,  S.  1 — 9.    Noch  andere  Schriften,  unten  §.  522  ,  u.  Vateb's 
§.  5 17  angef.  Schrift» 
e)  Klüber's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  397  ff.  u.  441  ff- 
/)  Klüber's  angef.  Uebersicht  etc. ,  S.  4^8  ff. 

g)  Ebendaselbst ,  S.  473«  Von  dem  rechtlichen  Werth  dieser  Protesfation, 
gleichwie  jener  wider  den  westphälischen  Frieden,  ebendaselbst,  S.  483 —  5o3. 
Im  September  i83i  erklärte  Gregor  XVI.  in  einer  Bulle,  dafs  der  heilige  Stuhl, 
wenn  er  wegen  geistlicher  Gegenstände  mit  den  weltlichen  Regierungen  über 
streitige  Rechte  unterhandelt,  nur  beabsichtige,  das  Factum  anzuerkennen,  und 
von  jeder  Untersuchung  über  das  Recht  Umgang  zu  nehmen,  damit  nicht  wegen 
zeitlicher  Rücksichten'  die  Vorsorge  des  apostolischen  Dienstes  für  das  Seelen- 
heil gehindert  werde.  (  Frankf.  OPAZeitung  v.  11.  Oct.  i83i.) 

§.   508*  (42Qh„) 

Nähere  Bestimmungen  für  das  katholische  Kirchenwesen, 

/  J    In    R  a  i  e  r  n. 

Seit  dem  wiener  Congrefs,  sind  für  Verfassung  und  Einrichtung  des 
katholischen  Kirchenwesens  in  teutschen  Bundesstaaten,  für  ein- 
zelne  von  diesen,  Bestimmungen  erfolgt,  mit  oder  ohne  Vertragform, 
I)  Baiern  hat  im  J.  1817  mit  dem  Papst  ein  förmliches  Concordat  «) 
geschlossen.  Nach  demselben  soll  die  römisch-katholisch-apostolische  Re- 
ligion in  dem  ganzen  Umfang  des  Königreichs  unversehrt  mit  jenen  Rech- 
ten und  Prärogativen  erhalten  werden,  welche  sie  nach  göttlicher  Anord- 
nung und  den  canonischen  Satzungen  zu  gemessen  hat«,  Bestehen  sollen 
in  dem  Königreich  zwei  Erzbisthümer  und  sechs  Bisthümer  £),  alle  von 
dem  Staat  mit  Grundgütern  zu  Selbstverwaltung  ausgestattet,  oder  zwei 
kirchliche  Provinzen  und  acht  Diöcesen,  mit  erzbischöflichen  und  bischöf- 
lichen Capiteln ,  in  jeder  Diöces  ein  bischöfliches  Seminarium ,  so  auch 
Versorgungshäuser  für  sieche  und  alte  Geistliche,  und  etliche  vom  Staal 
angemessen  ausgestattete  Klöster  für  Mönchorden  beiderlei  Geschlechtes. 
Der  König  hat  das  NominationsRecht  c)  zu  den  erledigten  Stühlen  der 
Metropolitan-  und  CathedralKirchen,  zu  den  Domdechaneien  und  zu  denen 
Canonicaten,  die  in  den  so  genannten  apostolischenTVIonaten  erledigt  werden; 
dagegen  ernennen  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  zu  den  Canonicaten,  die 
in  den  drei  ersten,  die  Capitel  zu  denen,  die  in  den  drei  andern  der  übri- 
gen Monate  vacant  werden,  der  Papst  aber  besetzt  die  Dompropstejen. 
Bei  den  Domherren  wird  persönliche  Tüchtigkeit,  keine  Almenprobe,  er- 
fordert. Mehrheit  der  Beneficien  ist  verboten,  Annaten  und  Canzlei- 
Taxen  werden  von  Neuem  festgesetzt,  nach  Verbältnils  des  Einkommens 
der  Erzbischöfe  und  Bischöfe.  Das  Patronatrecht  besteht,  wo  es  der  König, 
die  Erz-  und  Bischöfe,  oder  königliche  Unterthanen  hergebracht  haben. 
Die  Kirche  ist  befugt  zu  Erwerbung  neuer  Besitzungen  mit  Eigentum- 
recht, bei  denen  Suppression  oder  Union  ohne  Zustimmung  des  apostolischen 
Stuhls  nicht  Stall  findet,  doch  mit  Vorbehalt  der  bischöflichen  Facultäten 
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nach  dem  bridentiriischen  Concilium.  Bei  geistlichen  Verrichtungen,  be- 
sonders in  der  Hesse,  und  bei  Verwaltung  der  Sacramente,  sind  die  Kirchen- 
(bnneln  in  lateinischer  Sprache  zu  gebrauchen.  Geistliche  Sachen,  inson- 
derheil  Ehesachen  (Ä  372,  IV),  nach  Vorschrift  des  tridentinischen  Con- 
cilii  (ean.  ia.  Sess.  24)1  gehören  vor  geistliche  Richter,  rein  bürgerliche 
Rechtshändel  der  Geistlichen  vor  die  weltlichen  Gerichte.  Die  Erzbischofe 
and  Bischöfe  sind  nach  Maasgabe  ihres  Hirtenamtes  berechtigt,  mit  dem 
(  lerus  un.l  dem  Vblh  ihres  Sprengeis  Verhehr  zu  haben,  ihre  Instructionen 
und  Verordnungen  über  Kirchensachen  frei  zu  publiciren  <0>  Aufsicht  über 
Öffentliche  Schulen  dir  Glaubens-  und  Sittenlehre  Zu  führen,  und  öffent- 
lii  he  Gebete  und  andere  Fromme  Werke  vorzuschreiben.  Verbreitung  sol- 
chei  Bucher,  welche  die  Bischöfe  als  unvereinbar  mit  dem  Glauben,  den 
guten  Sitten,  oder  der  Kirchenzucht  bezeichnen,  wird  die  Staatsregierung 
binden.  Ucberdiefs  soll,  in  geistlichen  und  lärchlichen  Angelegenheiten, 
mit  dem  heiligen  Stuhl  ein  durchaus  freier  Verhehr  der  Bischöfe,  des  Cle- 
rus  und  des  Volkes  Statt  haben.  Dagegen  sollen  die  Erzbischofe  und.  Bi- 
schöfe vor  dem  König  den  Eid  der  Treue  ablegen,  für  Gehorsam  und 
Treue  gegen  ihn;  und  das  Concordat  soll  für  ein  Staatsgesetz  erklärt  wer- 
den. Als  durch  diese  Uebereinkunft  aufgehoben  sollen  angesehen  werden, 
di?  bisher  in  Baiern  gegebenen  Gesetze,  Verordnungen  und  Verfügungen, 
so  weit  sie  derselben  entgegen  sind.  Alles  Uebrige,  was  kirchliche  Gegen- 
stände und  Personen  betrifft,  wovon  in  diesen  Artikeln  nicht  ausdrückliche 
Meldung  geschehen  ist,  soll  nach  der  Lehre  der  Kirche  und  nach  der  be- 
stehenden und  angenommenen  Disciplin  derselben  behandelt  werden.  Sollte 
aber  in  Zukunft  sich  ein  Anstand  ergeben,  so  behalten  sich  der  Papst  und 
der  König  vor,  darüber  sich  zu  benehmen ,  und  die  Sache  freundschaftlich 
beizulegen.  Der  König  verspricht  diese  Uebereinkunft  für  ein  Staatsgesetz 
zu  erklaren,  auch  nie,  aus  irgend  einem  Grund,  derselben  etwas  beizufügen, 
oder  daran  zu  ändern,  oder  dieselbe  auszulegen,  ohne  Autorität  und  Mit- 
wirkung des  apostolischen  Stuhls.  —  Dieses  Concordat  ward  als  Anhang 
beiget ügt,  dem  zu  Tit.  IV,  9,  der  Verfassungsurkunde  des  Königsreichs 
gehörenden  Edict  vom  26.  Mai  1818,  betreffend  die  äussern  Rechtsver- 
hältnisse der  Einwohner,  in  Beziehung  auf  Religion  und  kirchliche  Ge- 
sellschaft* Dieses  Edict  —  jedem  Unterthanen  vollkommene  Gewissens- 
freiheit und  bestimmte  Religionsausübung  zusichernd,  und  die  in  dem  König- 
reich bestehenden  drei  christlichen  GlaubensConfessionen  als  öffentliche 
Kirchengesellschaften  mit  gleichen  bürgerlichen  und  politischen  Rechten 
anerkennend  —  erklärt  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen  für  ein  allge- 
i  Staatsgrundgesetz,  die  darin  festgesetzten  Majestät  rechte  des 
Königs  für  unveräusserlich,  und  nur  in  Ansehung  der  übrigen  in- 
nern  Kirchenangelegenheiten  der  katholischen  Kirche,  die  weitern  Bestim- 
mungen des  Concordats  für  anwendbar  (Art.  24  u.  io3).  Erst  durch  eine 
Be  intmachung  vom  10.  Sept.  1821,  erklärte  der  König  das  Concordat 
für  vollziehbar  und  für  ein  Staatsgesetz /). 
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a)  Datirt  Rom  5.  Juni  1817,  ratificirt  von  dem  König  am  24.  Oet. ,  von  dem  Papst 
am  24.  Nov.  1817.  Befindet  sich  bei  der  baier.  Verfafs.  ürk.  von  1S18,  als 
Anbang  zu  Beilage  2  ;  u.  in  Mabteh's  recueil,  Supplem.  VII.  106;  auch  in 
Eichhortn's  Kirehenrecht,  Bd.  II,  S.  827.  Sanctissimi  Dni  nostri  Pn  Papae  septimi 
Allocutio  habita  in  Consistorio  secreto  d.  i5.  Nov.  1817;  item  Convenlio  inter  Sancti- 
tatem  Suam  et  Sereniss.  Regem  Bavariae  inita,  etc.  Romae  1817.  8.  Lat.  u.  teutsch. 
Trid.  1818.  Uebereinliunft  zw.  Sr.  H.  Pius  VII.  u.  Sr.  M.  v.  Baiern.  Aus  d. 
Latein.,  mit  Anmerk.  Frankf.  1818.  8.  Bemerkungen  über  das  baier.  Concordat, 
vergl.  mit  dem  neuen  franz.  u.  dem  frühern  baier.  (Entwurf)  v.  1807.  1818.  8. 
Preussen  und  Baiern  im  Concordate  mit  Rom,  —  dargestellt  von  Alex.  Müller. 
Neustadt  a.  d.  O.  1824.  8.  Historische  Uebersicht  des  Verhältnisses  der  kathoL. 
Kirche  in  den  baierischen  Staaten  zu  der  Staatsregierung,  in  Sch  ncr's  Staatsr. 
des  KR.  Baiern,  Th.  I,  S.  657  ff.  Fünfzehn  Schriften  über  das  baierische  Con- 
cordat, findet  man  verzeichnet  ebendas.  S.  i33  f.,  auch  bei  Aretin  a.  a.  O., 
S.  111  f.  —  Ueber  die  «Concordate  der  neuern  Zeit»  enthält  eine  übersichtliche 
Zusammenstellung ,  das  ConversationsLexicon  der  neuesten  Zeit  u.  Literatur, 
Bd.  I.  S.  487  ff. 

6)  1)  Erzbisthum  München  u.  Freisingen ,  mit  der  bischöflichen  Diöces  München; 
welchem  als  Suffragene  untergeordnet  sind,  die  Bischöfe  von  Augsburg,  Passau, 
Regensburg.  2  )  Erzbisthum  Bamberg ,  mit  der  bischöflichen  Diöces  Bamberg ; 
ihm  sind  untergeordnet  die  Bischöfe  von  Wirzburg,  Eichstädt,  Speier.  —  Vom 
Rang  u.  Titel  der  Erz-  u.  Bischöfe,  s.  §.  523.  —  Die  DiöcesanCircumscription  er- 
folgte in  einem  päpstl.  Breve  v*  1.  Apr.  1818,  das  erst  im  September  1821 
öffentlich  bekannt  ward.  Beschlufs  u.  Bulle  der  Beschreibung  der  (baier.)  Diöcesen, 
mit  beigefügtem  Urtext.  München  1821.  8.  CircumscriptionsBulle  für  die  neuen 
Bisthümer  des  KR»  Baiern.  Augsb.  1822.  8. 

c)  Zu  dessen  Ausübung  erhielt  der  König  ein  päpstl.  Indult  v.  i5.  Nov.  1817.  Es 
steht  bei  der  oben  angef.  Allocutio  etc.,  p.  27. 

d)  Doch  dürfen,  nach  der  baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §,  9,  keine  Ver- 
ordnungen und  Gesetze  der  Kirchengewalt  ohne  vorhergegangene  Einsicht  und 
das.  Placet  des  Königs  verkündigt  und  vollzogen  werden. 

•  )  Mit  diesen  Erklärungen  übereinstimmende  Aeusserungen  des  Königs,  in  seiner 
Rede  bei  Eröffnung  der  Ständeversammlung  1822;  in  öffentl.  Blättern  jener  Zeit. 

f)  Von  den  bis  dahin  vorgewalteten  Schwierigkeiten,  s.  man  Neueste  Einrichtung 
des  kathol.  Kirchenwesens  (1822),  S.  10  f. 


§.  509.  (420c) 
2)    In  der  preussischen  Monarchie. 

113  Ohne  die  gewöhnliche  Form  eines  Vertrags,  aber  in  Gemä'fsheit 
einer,  mittelst  gewechselter  Noten  der  beiderseitigen  Bevollmächtigten,  zu 
Rom  am  25.  März  1821  zu  Stande  gekommenen  Vereinbarung,  ward  eine 
neue  Einrichtung  des  katholischen  Kirchenwesens  in  der  preufsischen 
Monarchie  verfügt,  durch  eine  Bulle  (De  salute  animarum  etc.)  vom  16. 
Juli  1821  ")>  welcher  der  König  durch  eine  CabinetOrdre  seine  staats- 
oberhauptliche Bewilligung  und  Sanction  ertheilte,  indem  er  sie  für 
ein  bindendes  Statut  der  katholischen  Kirche  des  Staates  erklärte  und  ihre 
Vollziehung  befahl.  Dieselbe  enthält  eine  DiöcesanCircumscription,  und 
verordnet  zwei  Erzbischöfe  und  sechs  Bischöfe,   worunter  zwei  exemte, 
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doch  so,  daft  ewöi  kirchliche  Provinzen  und  neun  Oiöcesen  oder  bischof- 
liche  Sprenge]  sind  '  »:  mit  Supprirairung  dos  Bisthumsj  Aachen,  dessen 
drale  in  eine  CollegiatKirche  unter  dem  Erzbischof  von  Cöln  umge- 
i  ist  Zu  Besetzung  erledigter  erzbischöflicher  und  bischöflicher 
Stuhle,  soll  bei  den  Kirchen  von  Cöln,  Trier,  Münster,  Paderborn  und 
Breslau,  den  !)omca]>itcln  das  Wahlrecht  zustehen,  -wenn  die  Erledigung 
durch  Todesfall  extra  romanum  curiam,  oder  durch  Abdankung  und  Ent- 
Dg  erfolgt  tl\  bei  den  erzbischöflichen  vereinigten  Kirchen  von  Gnesen 
und  Posen,  wo  die  beiderseitigen  Capitel  den  Erzbischof  gemeinschaftlich 
viräfa  en  sollen,  und  bei  den  Kirchen  von  Ermland  und  Culm,  bleibt  es  wie 
zeither,  Folglich  auch  bei  dem  entscheidenden  Mitwirkungsrecht  des  Königs. 
In  den  Domcapiteln  hat  der  Papst  die  Propsteien  und  die  in  den  aposto- 
lischen Odonaten  erledigten  Canonicate,  der  Erzbischof  oder  Bischof  hin- 
gegen  die  in  den  übrigen  Monaten  erledigten  Canonicate,  und  die  Decha- 
neien,  so  auch  die  Yicarieen,  zu  besetzen.  Alles  jedoch  mit  landesherr- 
licher Genehmigung.  In  dem  CollegiatStift  zu  Aachen,  conferirt  der  Papst 
die  Propstei,  hingegen  die  sechs  Canonicate  abwechselnd  mit  dem  Erz- 
bischof FOn  Cöln.  Nur  canonische  Tüchtigkeit  der  Person,  nicht  Stand 
und  Geburt',  kommen  in  Betracht.  Das  Einkommen  der  Erzbischöfe  und 
Bischöfe,  der  Dignitarien,  der  Dom-  und  Stiftherren,  der  Honorar-  oder 
Ehrendomherren,  und  der  Vicare  ist  festgesetzt,  so  wie  die  apostolische 
Kammertaxe  der  Erz-  und  Bisthümer.  Auch  ist  gesorgt  für  Weihbischöfe 
und  Generali  icare ,  für  Unterhalt  der  erzbischöflichen  und  bischöflichen 
Canzleien,  für  Seminarien,  für  den  BauFonds  der  Metropolitan-  und  Ma- 
th IralKirchen,  für  Versorgungshäuser  dienstunfähig  gewordener,  und  Cor- 
rectionshäuser  mifsrathener  Geistlichen.  Die  neue  Ausstattung  dieser  geist- 
lichen Anstalten,  oder  die  Ergänzung  der  vorhandenen,  geschieht  vom 
Staat,  für  jede  Diöces  besonders,  in  jährlichen  Grundrenten,  die  als  Real- 
Last  auf  DomanialWaldungen  radicirt,  und  von  den  Diöcesen  unmittelbar 
erhoben  werden. 

a)  In  der  Gesetzsammlung  für  die  preufs.  Staaten,  1821,  Num.  12,  u.  in  Martens 
recueil.  Supplem.,  vol.  supplem.  au  IX.  Tome,  p.  32o;  auch  in  der  Neuesten 
Einrichtung  des  kathol.  Kirchenwesens  in  den  It.  preufs.  Staaten  (Franltf.  a.  M. 
1822.  8. )  ,  S.  56  ff.  u.  in  Eichhorns  Kirchenr. ,  Bd.  II,  S.  835.  Auch  in  der 
bei  dem  vorigen  §,  angef.  Schrift  von  Alex.  Müller. 

b  )  \  om  23.  Aug.  1821  ,  in  der  Gesetzsamml.  a.  a.  O.  u.  in  der  angef.  Neuesten 
Einrichtung  etc.,  S.  124.  —  Diese  CabinetOrdre  erwähnt  einer  «Verabredung, 
die  unter  dem  25.  März  1821  (zu  Rom)  über  den  Gegenstand  der  Bulle 
getroffen,  und  unter  dem  9.  Juni  1821  von  dem  König  genehmigt  worden 
gej  .  Die  Verabredung  soll  in  gegenseitigen  Erklärungen  (nicht  in  einer 
förmlichen  üeberejnfcunft  )  enthalten  seyn,  welche  in  gewechselten  Noten  sich 
befinden.  Ihnen  geinäfs  erfolgte  sowohl  die  Bulle,  als  auch  das  unten  (Note  d) 
angef.  Breve. 

c)  Mit  mehr  als  3200  Pfarreien,  ungerechnet  die  Hunderte  von  HülfPfarreien 
und  Nebenkirchen.  —  In  den  östlichen  Provinzen  sind:  1)  das  Erzbisthum 
Gnesen  u.  Poten,  wozu  die  Diöcesen  von  Gnesen  und  Posen,  welchen  beiden 
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der  Erzbischof  unmittelbar  vorgesetzt  ist,  und  das  Bisthuir*  Culm  gehören; 
i)  u.  3)  die  exeniten  Bisthümer  Breslau  u.  Ermland.  In  den  westlichen 
Prov  inzen  ist  das  Erzbisthum  Cöln,  wozu  die  Diöcesen  von  Cöln ,  Trier, 
Münster  und  Paderborn  gehören.  Der  Diöces  Cöln  steht  der  Erzbischof 
unmittelbar  vor. 

(!)  Ein  mit  der  Bulle  zugleich  erlassenes,  aber  öffentlich  nicht  bekannt  gemachtes 
Brevs,  weiset  die  Domcapitel  zu  Breslau,  Cöln,  Trier,  Münster  und  Paderborn 
an,  nur  solche  Personen  zu  wählen,  die  dem  König  angenehm  sind,  und  sich 
dessen  vor  der  feierlichen  Wahl  zu  versichern.  —  Bei  Besetzung  des  erz- 
bischöflichen  Stuhls  zu  Gnesen  und  Posen ,  und  der  bischöflichen  Stühle  zu 
Culm  u.  Ermland,  hatte  der  König  schon  vor  1821  ein  entscheidendes  Mitwirkungs- 
recht; dabei  hat  es  auch  fernerhin  sein  Bewenden. 


§♦   5 10,  (42()J.) 

3 )  In  denen  Bundesstaaten,  deren  katholischer  Theil  die  oberrheinische  Kirchen- 
provinz  bildet.     4)  In  dem  Königreich  Sachsen, 

III)  Für  die  katholisch-kirchlichen  Angelegenheiten  ihrer  Staaten,  im 
Verhältnifs  zu  der  Slaatsregierung,  zu  dem  Oberhaupt  der  Kirche  und  zu 
andern  christlichen  Glaubens  verwandten,  unterhandelten  seit  dem  J.  1817 
eine  Reihe  von  Mitgliedern  des  Teut sehen  Bundes«)  eine  Verein- 
barung, sowohl  unter  sich  £),  als  auch  gemeinschaftlich  durch  Abgesandte 
in  Rom.  Die,  auch  nach  Zurückberufung  der  Abgesandten  fortgesetzten 
Verabredungen  mit  dem  römischen  Hofe,  hatten  im  J.  1821  eine  päpst- 
liche Bulle  zur  Folge,  die,  obgleich  weder  verlangt  noch  gewünscht, 
angenommen  ward.  Zusätze  und  nähere  Bestimmungen  lieferte,  im  Jahr 
1827,  eine  zweite  Bulle,  Beide  Bullen  c)?  betreffend  die  Begrenzung, 
Ausstattung  und  Einrichtung  der  Bisthümer  und  Domcapitel,  die  Besetzung 
des  erzbischüflichen  Stuhls  und  der  bischöflichen  Stühle,  so  wie  der  Dom- 
capitularStellen,  wurden  von  den  Staatsregierungen,  unter  ausdrücklicher 
auf  den  Inhalt  der  beiden  Bullen  bezogenen  Wahrung  ihrer  «Hoheit- 
rechte,  Landesgesetze  und  Verordnungen,  der  erzbischüflichen  und  bischöf- 
lichen Gerechtsame,  auch  der  Rechte  der  evangelischen  Confession  und 
Kirche » ,  genehmigt,  und  hierauf  zu  Vollziehung  gebracht  Bern  zu- 
folge ist  der  katholische  Theil  der  jetzt  noch  in  dem  Verein  begriffenen 
sechs  Bundesstaaten,  Würtemberg,  Baden,  Kur h essen;  Grossherzog- 
thum Hessen,  Nassau  und  Frankfurt,  vereinigt  zu  einer  kirch- 
lichen Provinz,  der  oberrheinischen,  bestehend  aus  fünf  bischöflichen 
Sprengein,  mit  einem  MetropolitanErzbischof  und  vier  Bischöfen.  Als  Me- 
tropolitan ist  derselben  vorgesetzt  der  neu  verordnete  Erzbischof  zu 
Freiburg  im  Breisgau,  zugleich  bischöflicher  Vorsteher  der  freiburger 
Diöces.  Ausser  dieser  sind  demselben  als  SuffraganKirchen  vier  bischöf- 
liche Kirchen  untergeordnet,  die  zu  Mainz,  Fulda,  Rotenburg 
am  Neckar,  und  Limburg  an  der  Lahn,  zu  welcher  letzten  auch  die  ka- 
tholische Pfarrei  zu  Frankfurt  gehört,  mit  eben  so  vielen  Diöcesen;  unter 
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s  rimirung  der  bischöflichen  Kirche  zu  Constanz  und  der  exemten 
stei  St  Viti  zu  Eiwangen,  und  unter  Befreiung  der  bischöflichen  Kir- 
chen eu  Mainz  und  Fulda,  von  den  seit  1801  (zufolge  der  Bulle  ()ui 
Christi  Domini  vom  29«  Nor.  1801)  bestandenen  MetropolitanGerecht- 
samen  des  Erzbischofs  von  Mecheln,  Die  erste  der  beiden  Bullen  bestimmt 
den  Omfang  der  fünf  zu  einer  Provinz  vereinigten  DiÖcesen;  sie  tlieilt  zu 
der  freiburger  Diö'ces  die  katholischen  Pfarreien  der  Fürstentümer  II  0- 
henzol ler nHeching en  und  Sigmaringen,  zu  der  fuldaischen  neun 
weimarische  Pfarreien,  zu  der  Limburger  die  katholische  Pfarrei  zu 
Frankfurt  Sie  verordnet  für  jedes  Capitel,  das  erzbischöfliche  und  die 
vier  bischoflichen,  eine  Dechanei  und  eine  verhaltnifsmäsige  Anzahl  von 
Capitularen  und  Dompfründnern  oder  Vicaren,  so  wie  ein  PriesterSemina- 
rium.  Erledigte  Stühle  des  Erzbischofs  und  der  Bischöfe  erkennt  sie  denen 
zu,  die  auf  canonisch  gültige  Art  dazu  werden  bestellt  seyn,  nach  vor- 
ausgegangenem InformativProcefs ,  welchen  der  Papst  in  jedem  einzelnen 
Fall  nach  der  Vorschrift  Urban's  VIII.  veranstalten  werde.  In  Gemüfsheit 
der  von  den  Staatsregierungen  gegebenen  Zusagen,  benennt  die  Bulle  den 
Aufwand  auf  den  Unterhalt  der  oben  genannten  Personen  und  Anstalten, 
auf  die  erz-  und  bischöflichen  Canzleien,  auf  die  BauFonds  und  geistlichen 
Versorgungsha'user,  so  wie  die  Ausstattung  mit  Grundgütern  und  Grund- 
renten. Sie  setzt  die  apostolische  Kammertaxe  <?)  für  die  verschiedenen 
Metropolitan-  und  CathedralKirchen  fest,  und  ernennt  einen  Executor  der 
Bulle.  Alles  Uebrige  überläTst  sie,  stillschweigend,  den  theils  schon  be- 
stehenden oder  bevorstehenden  Verabredungen  der  vereinigten  Staatsregie- 
rungen  mit  dem  römischen  Hofe,  oder  blols  unter  sich,  theils  den  Anord- 
nungen einer  jeden  von  ihnen.  —  Die  Bevollmächtigten  der  vereinigten 
Staaten  unterzeichneten  hierauf  eine  Convention  7),  betreffend  ihr  fer- 
gleichförmiges  Benehmen  und  die  dabei  zu  befolgenden  Grundsätze  £*) ; 
welcher  beigefügt  wurden,  eine  Pragmatik  ä)  über  die  gemeinschaftlich 
zu  befolgenden  Grundsätze,  und  Formulare  der  von  jedem  für  seinen  Staat 
auszufertigenden  FundationsUrhunde,  und  eines  in  das  Land  zu  erlassenden 
Edictes.  Nach  verschiedenen,  wegen  dieser  Verabredungen  bei  der  romi- 
schen Curie  entstandenen  Bedenklichkeiten,  wurden  modificirte  Be- 
s  c  Ii  1  üs  s  e  durch  die  Bevollmächtigten  gefafst,  zu  Frankfurt,  im  August  1826, 
und  im  August  und  October  1827.  IV)  In  dem  Königreich  Sachsen, 
bestehen:  0  für  den  sächsischen  Theil  der  Oberlausitz,  zu  Bautzen  ein 
Bischof  in  partibus  als  apostolischer  Vicar,  mit  besimmter  Unterordnung 
unter  den  Erzbischof  von  Prag;  2)  für  den  übrigen  Theil  des  Königreichs, 
zu  Dresden  ein  exemter  apostolischer  Vicar  2),  der  seit  1816  zugleich  Bi- 
schof in  partibus  ist. 

a  Anfangs  nur  Wirtemberg,  Baden,  Kurhessen,  GH.  Hessen,  Nassau,  Oldenburg, 
ron  wegen  des  Fürstentbums  Birkenfeld,  und  die  Freie  Stadt  Frankfurt.  Die 
unten  angef.  päpstliche  Bulle  von  1821  benennt  ausser  diesen,  als  solche,  die 
gemeinschaftlich  Abgesandte  nach  Rom  geschickt  haben,  noch  folgende:  Die 
Herzoge  von  Mecklenburg,  die  Herzoge  von  Sachsen,  (von  denen  jedoch  S. 
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Hildburghausen  an  den  Verabredungen  keinen  Theil  genommen  hatte),  die  bei- 
den Fürsten  von  Hohenzollern  in  Folge  eines  Vertrags  v.  1821,  den  Fürsten 
von  Waldeck  (der  vor  dem  9.  Febr.  1822  von  dem  Verein  zurückgetreten  ist), 
die  Freien  Städte  Lübeck  und  Bremen.  Koch  vor  dem  9.  Febr.  1822,  trat  auch 
Hamburg  hinzu.    (HessenHomburg  nicht.) 

b)  Hauptsächlich  in  Conferenzen  zu  Frankfurt  a.  M.  Als  Resultat  dienen  vorzüg- 
lich, die  im  Druck  erschienenen  Grundzüge  zu  e.  Vereinbarung  über  die  Ver- 
hältnisse der  kathol.  Kirche  in  teutschen  Bundesstaaten;  Beilage  8  zum  Proto- 
coll  der  17.  Zusammenkunft  v.  3o.  April  1818.  Fol.  Auszüge  aus  den  Con- 
ferenzProtocollen  liefern:  der  Kirchen-  u.  Staatsfreund,  und:  Vorläufige  Nach- 
richten von  den  Frankfurter  Berathungen  u.  s.  w.  Jena  1818.  8.  Den  wesent- 
lichen Inhalt  der  Vereinbarung  findet  man  in  der  Suite  des  quatre  Concordats, 
par  M.  de  Pradt  (Paris  1820.  8.),  p.  95—  io5.  —  Dagegen  s.  man:  Darstellung 
der  Gesinnungen  Sr.  Heiligkeit  über  die  Erklärung  der  vereinten  protestantischen 
Fürsten  und  Staaten  des  teutschen  Bundes.    Aus  dem  Italiän.    Cöln  1821.  8» 

c)  Die  erste  Bulle,  anfangend  Provida  solersque ,  ist  datirt  Rom  den  16.  Aug. 
1821,  die  andere,  anfangend  Ad  Dominici  gregis  custodiam,  vom  11.  April 
1827.  Beide  sind,  nebst  teutschen  Uebersetzungen,  abgedruckt  in  dem  würtemb. 
Regier.  Blatt  v.  3o.  Oct.  1827,  in  dem  badischen  von  1827,  St.  XXXIII,  in  dem 
nassauischen  Verordnungsblatt  v.  17.  Nov.  1827,  und  in  v.  Martens  recueil, 
Supplem.  XI.  146,  beide  auch  in  Eichhorns  Kirchenr.,  Bd.  II,  S.  868,  und  be- 
sonders unter  dem  Titel:  Die  päpstl.  Bullen,  zur  Errichtung  des  Erzbisthums 
zu  Freiburg  im  Breisgau,  u.  der  oberrhein.  Kirchenprovinz.  Frcib.  1827.  4- 
Zweite  Auflage  ibid.  eod.  Und  teutsch,  in  der  Allgem.  Kirchenzeitung  v.  1827, 
Num.  176. 

d)  Wörtlich  übereinstimmend  sind  die  VerwahrungsClauseln  in  den  Bekanntma- 
chungsverordnungen  von  Kurhessen  v.  3i.  Aug.  1829,  GH.  Hessen  v.  12.  Oct. 
1829,  v.  Baden,  Würtemberg  und  Nassau,  alle  drei  v.  3o.  Jan.  i83o;  in  den 
Neuesten  StaatsActen  u.  Urk.,  Bd.  XVI,  S.  346  ff.  —  Zur  Vollziehung  war  vom 
Papst  bevollmächtigt,  der  Bischof  (in  partibus)  von  Evara  (v.  Keller,  zu  Ro- 
tenburg am  Neckar).  Man  s.  die  Decrete  des  Hrn.  Bischofs  v.  Evara,  als  Be- 
vollmächtigten für  die  Suppression  der  GeneralVikariate  zu  Konstanz  u.  Bruch- 
sal, u.  für  die  gegenwärtige  Errichtung  des  Erzbisthums  zu  Freiburg  im  Breis- 
gau, mit  den  päpstl.  Bullen  Provida  solersque  u.  Ad  Dominici  gregis  custo- 
diam. Carlsr.  1827.  8.  —  Am  20.  Oct.  1827  erfolgte  die  Einsetzung  des  Dom- 
capitels  zu  Freiburg,  u.  am  folgenden  lag  daselbst  die  Consecration  des  ersten 
MetropolitanErzbischofs,,  nachdem  derselbe  unmittelbar  vorher  dem  Landes- 
herrn den  Huldigungseid  abgelegt  hatte.  —  Um  die  Verhältnisse  der  oberrhei- 
nischen Kirchenprovinz  näher  und  gleichförmig  zu  bestimmen,  verabredeten 
sammtliche  dabei  bethciligte  Staatsregierungen  einen  gemeinschaftlichen  Beschluss, 
welchen  (in  39  §§.  abgefafst)  jede  von  ihnen  bekannt  machte,  z.  B.  die  Freie 
Stadt  Frankfurt  durch  Verordn.  v.  2.  März  i83o,  in  ihrem  Amtsblatt  v.  5.  Marz 
i83ö,  Num.  19;  GH.  Hessen  durch  Verordn.  v.  12.  Oct.  1829,  in  Martens  re- 
cueil, Supplement,  XII.  161.  Verschiedenes  von  dem  Inhalt  dieses  Beschlusses, 
unten  §.  520.  K.  würtemberg.  Verordn.  v.  3o.  Jan.  i83o,  die  Ausübung  der  ver- 
fassungsmäs.  Schutz-  u.  Aufsichtrechte  des  Staats  über  die  kathol.  Landeskirche > 
in  d.  Regier.  Blatt,  i83o,  Num.  9.  Darstellung  der  Rechtsverhältnisse  der  Bischöfe 
in  der  oberrhein.  Kirchenprovinz.  Eine  ^o\^  der  Juristenfacultät  in  Tübingen 
gekrönte  Preifsschrift.    Von  Ignatz  Longner.    Tüb.  1840.  gr.  8. 

e)  In   Goldgulden  des  römischen  Kammersatzes,  deren   jeden  die  Curie  zu 
4  Gulden  5o  Kreuzer  rheinisch  rechnet. 

f)  Zu  Frankfurt  am  Main,  den  9.  Febr.  1822. 

Namentlich  über  die  Besetzungsart  der  Erz-  und  Bischofstühle,  der  Dignitätcn 
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und  CapitularStellen,  bei  welchen  letzten  päpstliche  oder  apostolische  Monate 
nicht  Anerkannt  werden,  üeberall  ist  gesorgt  für  landesherrliche  Aufsicht  und 
Mitwirkung,  verhütende,  leitende,  genehmigende. 

I)  KirehenPragmatik  Rir  die  oberrheinische  katholische  Kirchenprovinz  der 
rereinigten  Staaten  Wirtemberg,  Kaden,  beider  Hessen,  u.  Nassau  mit  Frank- 
furt, Herausgegeben,  mit  Noten,  von  Lorenz  Wolf,  Pfarrer  zu  Kleinrinderfeld, 
\\  i.v!»    ilW\.  1.»  S.  8. 

■  )  Mit  dem  Platz  in  der  zweiten  HofRangclasse,  unmittelbar  nach  dem  OberCon- 
BistorialPräsidenten.  Bekanntmachung  v.  5.  Apr.  1821,  in  d.  Gesetzsamml.  für 
das  Königr.  Sachsen,  1821,  St.  6.  Mandat  v.  19.  Febr.  1827,  betr.  die  Aus- 
Übung  der  kathol,  geistl,  Gerich tbarkeit  in  den  k.  saehs.  Kreislanden  (also  mit 
Ausnahme  der  Oberlausitz),  in  der  angef.  Gesetzsamml.,  1827,  u.  auch,  mit 
Prüfung,  in  der  unten  (§.  626,  Notea)  angef.  Abh.  lieber  die  Gleichstellung  etc., 
s  86  104.  Durch  ein  Rescript  v.  3.  Sept.  »807  u,  ein  Reglement  v.  2/,.  Oet. 
1807  (in  der  Contin.  III.  Cod.  Aug.  T.  L  j>.  i63  u.  225)  ward  1)  den  Katholiken 
in  kirchlichen  und  geistlichen  Sachen  dieselbe  Befreiung  von  der  weltlichen  u. 
fremden  Gerichtbärkeil  u.  Polizeigewalt,  den  A.  Confessions Verwandten, 
eingeräumt;  2)  es  wurden  ihre  Ehesachen,  so  weit  sie  die  Stelle  des  beklagten 
Theils  vertreten,  der  ordentlichen  Obrigkeit  entnommen  und  dem  apostolischen 
\  icar  zu  Dresden  übertragen;  so  wie  3)  durch  ein  Rescript  vom  12.  Sept. 
1807  (ibid.  p.  38.)  und  durch  ein  Mandat  v.  10.  Aug.  1812,  die  Censur  der 
katholisch- theologischen  Schriften.  Weher' s  Darstell,  des  im  KR.  Sachsen  gel- 
tenden Kircheur. ,  Bd.  I,  S.  202. 

§•   511.  (Neu.) 

Sj    In   dem    Königreich   Hannover.     6~)    In  dem    Grossherzogthum   PFeimur  und 

Fürstenlhum       aldec k. 

V)  Für  das  Königreich  Hannover  wurden  durch  eine,  landesherr- 
lich genehmigte,  päpstliche  Bulle,  anfangend  mit  den  Worten:  Im- 
pensa  Romanorum  Pontificum  Sollicitudo ,  vom  26.  März  1824  a}»  zwei 
B i s t h ü mer  errichtet ,  H i  1  d e s h e i m  auf  der  rechten,  Osnabrück  auf 
der  linken  Seite  der  Weser.  Die  Ausstattung  des  letzten  bleibt  noch  auf- 
geschoben, bis  die  dazu  nöthigen  Mittel  vorhanden  seyn  werden;  bis  dahin 
ist  dasselbe  von  dem  Bischof  von  Hildesheim  durch  einen  GeneralVicar 
zu  verwalten.  Nach  Erledigung  eines  bischöflichen  Stuhls,  hat  das  Dom- 
capitel  innerhalb  eines  Monats  eine  Liste  der  Wahlcandidaten  der  obersten 
Staatsbehörde  vorzulegen,  und  aus  denen  Candidaten,  welche  dieselbe  als 
ihr  weniger  angenehm  nicht  ausgestrichen  hat,  einen  zum  Bischof  zu  wäh- 
len, und  die  Wahlurkunde  binnen  Monatfrist  dem  Papst  zur  Bestätigung  vor- 
zulegen. Erfolgt  diese  nicht,  so  hat  das  Capitel  eine  neue  Wahl  auf  die 
vorige  Weise  vorzunehmen.  Die  Besetzung  der  Dechanei,  der  Canonicate 
und  Vicarieen  in  jedem  der  beiden  Domcapitel,  geschieht  abwechselnd  von 
dem  Bischof  und  dem  Capitel,  aus  denjenigen  inländischen  Candidaten^ 
welche  die  Regierung,  auf  der  ihr  binnen  sechs  Wochen  einzureichenden 
Liste  von  vier  Candidaten ,  als  ihr  unangenehm  oder  verdächtig  nicht  be- 
zeichnet hat.  Das  Einkommen  der  Bischöfe  und  der  Mitglieder  der  Dom- 
capitel ist  bestimmt ;  die  Ausstattung  erfolgt  durch  Anweisung   der  Ein- 


Kirchenhoheit. 


765 


künfte  von  liegenden  Gründen,  Zehnten  und  Grundzinsen.  Die  Bulle  be- 
stimmt die  Grenzen  der  beiden  Bisthümer.  Die  Abhängigkeit  katholischer 
Gemeinden  und  Pfarreien  im  Königreich  von  auswärtigen  geistlichen  Be- 
hörden, hört  auf.  Die  apostolische  Kammertaxe  der  bischöflichen  Tafel 
yon  Hildesheim,  ist  auf  756,  die  Taxe  derjenigen  von  Osnabrück  auf  666?/j 
Goldgulden  des  päpstlichen  Kammersatzes  (§.  5 10,  e)  gesetzt.  VI)  Mit  lan- 
desherrlicher Bewilligung  und  unter  Vorbehalt  aller  landesherrlichen  Rechte, 
sind  die  katholischen  Pfarreien  des  Grofsherzogthums  Sachsen  Weimar- 
Eisenach,  und  die  Pfarrei  Eppen  in  dem  Fürstenthum  Waldeck,  dem 
bischöflichen  Sprengel  von  Paderborn  und  der  Kirchenprovinz  Cöln 
zugetheilt  worden  £). 

a)  Sie  stebt,  lateinisch  und  teutsch ,  nebst  dem  sie  genehmigenden  Königl.  Patent 
v.  20.  Mai  1824,  in  der  hannöv.  Gesetzsamml. ,  1824,  I.  Abth.  Num.  12,  S.  87 
— 110;  auch  in  Marteas  recueil,  Supplem. ,  T.  X,  p.  421,  u.  in  Eichhorns  Kir- 
chenrecht, Bd.  II,  S.  858.  Ein  besonderer  Abdruck  erschien  zu  Rom  in  der 
päpstl.  Druckerei,  1824,  und,  nach  diesem,  ein  zweiter,  lateinisch  u.  teutsch, 
zu  Münster,  1824.  l\* 

b)  In  der  oben  (§.  5oq,  a)  angef.  Bulle  De  salute  animarum  etc.  v.  16.  Juli  1821; 
in  den  angef.  Neuesten  Einrichtungen  etc.,  S.  48  u-  88.  Bestätigt  in  dem  unten 
(§.  5i3)  angef.  weimar.  Gesetz  v.  7.  Od.  i8i3,  im  Eingang,  mit  der  Bestimmung, 
dafs  jeder  neue  Bischof  von  Paderborn  wegen  seiner  Amtwirksamkeit  sich  zu- 
vörderst dem  Grofsherzog  ausdrücklich  zu  verpflichten  habe. 

§♦  512.  (421.) 
Die  Kirche  ist  dem  Staat  untergeordnet. 

Aus  dem  natürlichen  Yerhältnifs  zwischen  Staat  und  Kirche,  fliefst 
der  Hauptsatz:  eine  Kirche  ist  nicht  Staat  im  Staat.  Als  im 
Staatsgebiet,  aber  nicht  des  Staates  wegen,  bestehende  Gesellschaft,  mit  ei- 
genem Zweck,  ist  sie  untergeordnet  der  Staatsgewalt  «).  Mit  Recht 
fordert  man,  dafs  nur  unter  Auetoritat  des  Staates  sie  in  dem  Staatsgebiet 
bestehe  £),  und  dafs  sie  jenem  nicht  nur  nicht  schädlich  c),  sondern  viel- 
mehr, als  sittlich-religiöser  Verein,  nützlich  sey.  Antagonismus  zwischen 
beiden,  gleichwie  Priesterherrschaft,  darf  nicht  Statt  finden  <t).  Das  gött- 
liche Siegel  eines  religiösen  Glaubens  ist,  wenn  er  wohlthä'lig  wirkt,  wie 
die  Gottheil 

a)  Vergl.  §.  237,  b,  Haier.  Edict  v.  26.  Mai  1818,  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
Einwohner  in  Bezieh,  auf  Religion  u.  kirchl.  Gesellschaften  (als  Beilage  2  zu  der 
Verfafs.Urh.),  §.  5o — 79.  Königl.  sächs.  Verfafs.ljrk.  v.  i83i,  §.  5j.  (Für  Aus- 
übung der  Kirchengewalt  besteht  in  manchen  Staaten  ein  eigenes  Ministerium 
des  Cultus.)  Ph.  Heddericii  elem.  juris  canon.,  P.  I.  §.  118- 123.  A.  Michl's 
Kirchenr.,  §.  1.  Jac.  Gaupp  über  das  Verhältnifs  der  protestant.  Kirche  zum 
Staat.  Glogau  1820.  8.  v.  Aretin's  constitutionelles  Staatsrec  ht,  Bd.  IL,  S.  80  tf. 
Alex.  Müller's  kirchenrcchtlichc  Erortcrungen,  I.  Samml.  (Weimar  1823.  8), 
S.  97  ff.  —  Selbst  in  Spanien  leisten  die  Bischöfe  ihren  Eid  nur  mit  der  Glau- 
sei :  «salvis  regni  legibus  et  eonsucludinibus  et  tota  subjectioni  Regi  debita».  — 
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Daii  Staal  und  Kirche  einander  nicht  untergeordnet  seyn  dürften,  sondern 
neben  einender  bestehen  müfsten,  behauptet  noch  in  der  neuesten  Zeit,  nieht 
nur  flu  gelehrter  Katholik,  in  dem  ConversationsLexicon,  Neue  Folge  Bd.  I. 
Abth,  i  (182a),  im  Anhang,  Art.  Catholicismus ,  Num.  IV,  8.  XXVIII,  sondern 
auch  flu  gewesener  evangclisch-rcformirter  Prediger,  Fr.  Ancillon,  über  den 
Geisl  der  Staatsverfassungen  (Berlin  1825.  8.)  S.  5i.  —  Die  römische  Curie  for- 
den, für  die  katholische  Kirche,  nicht  nur  eine  von  der  weltlichen  Macht  durch- 
aus anabhängige  Selbstständigkeit,  sondern  auch  eine  indirecte  Oberherrlichkeit 
des  apostolischen  Stuhls  Uber  die  weltlichen  oder  Staatsregierungen.  Die  letzte 
vertheidigte  noch  i8a4  bu  Rom  der  Advocat  Carl  Fea.  Seine  Gründe  u.  deren 
Widerlegung,  bo  wie  den  Widerspruch  der  gallicanischen  Kirche  seit  1682, 
lindet  man  in  H.  I  .  G.  Paulus  Sophronizon ,  VII.  .lahrgang  (Heidelb.  1825.  8.) 
St.  (>.  S.  1  — 11$.  Der  CulminationsPunct  der  Curie  fällt  in  das  Zeitalter  Gre- 
gor's  \  II.  (Hildebrand's),  Innocenz  III.,  und  Bonifacius  VIII.,  wo  sie  auf  falsche 
Decretalen  ,  auf  eine  aus  den  heterogensten  Theilcn  gemischte  canonische  Ge- 
setzgebung, ihr  hierarchisches  Gebäude  Aufführte.  (Man  s,  Zeugnisse  aus  allen 
christl.  Jahrhunderten ,  bis  auf  das  J.  1818,  für  die  Gewalt  der  Kirche  u.  ihres 
Oberhauptes.  Zweite,  ganz,  umgearb.  Aufl.  Frankf.  1823.  8.  L.  T.  Spittler's 
Geschichte  der  Hierarchie,  von  Gregor  VII.  bis  auf  die  Zeiten  der  Reformation, 
aus  dem  lite.är.  Nachlafs  des  D.  Gtjrlitt,  herausg.  mit  Anmerk.  von  Corn. 
Müller.  Hamb.  1828.  4-  Histoire  politique  de  FEglise ;  par  M.  de  Vidaillak 
Pari*  i83>.  3  vol.  in  8.)  In  Grundsätzen  und  Absichten,  ist  sie  seitdem  sich 
stets  gleich  geblieben.  Rome  ne  racule  pas.  Nie  verzichtet  sie  bestimmt  und  für 
immer  auf  Ansprüche,  nur  zu  Nachsicht  und  Temporisiren  entschliefst  sie  sich. 
Noch  in  einer  im  März  1826  erschienenen  Schrift,  stellte  der  Abbe  de  la  Men- 
BTAI8  su  Paris  den  Grundsatz  auf:  dafs  der  Papst,  in  Folge  der  Schlüsselgewalt, 
das  Recht  habe,  die  Unterthanen  in  gewissen  Fällen  von  ihrem,  dem  Landes- 
herrn geleisteten  Eide  zu  entbinden.  Mit  ihrem  StabilitätPrincip  würde  die 
Curie  sich  erhalten,  wenn,  ihr  gegenüber,  auch  die  Civilisation  still  stände  und 
stehen  könnte.  Da  aber  diese  mächtigere  Grösse  unaufhaltsam  fortschreitet  und 
sich  verbreitet,  so  wirkt  dieselbe  —  wenn  auch  nur  allmählich,  doch  unwider- 
stehlich —  zerstörend  auf- Alles,  was,  wie  der  Curialismus,  mit  ihr  in  Wider- 
streit kommt.  —  In  dem  Mittelalter  schreckte  päpstliche  Excommunication  die 
weltlichen  Regenten  bei  Irrungen  mit  dem  röm.  Hofe.  Ohne  die  beabsichtigte 
Wirkung  blieb  die  ExcommumcationsBulle  v.  10.  Juri.  1809,  welche  Pius  VII, 
wider  Napoleon  als  eine  Art  von  politisch-kirchlichen  Manifest  erliefs,  ohne  darin 
dessen  Namen  auszudrücken.  Hierauf  erfolgte  als  GegenManifest ,  Napoleons 
\  nilaufschreiben  an  die  kathol.  franz.  Bischöfe,  aus  seinem  Heerlager  zu  Znaim 
in  Mähren  den  i3.  Jul.  1809.  De  Pradt,  les  quatre  Concordats  (Paris.  1818.  8.), 
ch.  27 — T.  II,  p.  167  —  Ö23.  Schoell ,  archives  bist,  et  polit. ,  T.  II  et  III 
(Paris  1809.  8.).  J.  S«  Vater,  Napoleon  Bonaparte  und  die  Päpste  des  Mittel- 
alters, c.  bist.  Parallele.  Leipz.  i8i5.  8.  Vcrgl.  §.  5i5,  c.  —  Protestation  der 
höheren  kathol.  Geistlichkeit  des  KR.  Hannover,  v.  25.  Jan.  i833,  wegen  der  in 
dem  Entwurf  e.  Staatsgrundgesetzes,  Cap.  2,  §,3,  dem  König  zugeschriebenen 
Kirchenhoheit  über  die  kath.  Kirche  u.  die  das.  im  Cap.  5  enthaltenen  Vorschrif- 
ten. (Frankf.  OPAZeit.  v.  24.  Febr.  i833.) 
h  )  Als  politische  oder  Staatsanstalt,  wird  die  Kirche  von  Einigen  dargestellt.  J.  J. 
BtJRLAXAQUi,  in  s.  Principes  ou  elcmens  du  droit  politique,  P.  III.  ch.  3.  p.  219. 
Die  Einheit  des  Staates  und  der  Kirche.  Leipz.  1797.  8.  H.  Stephani  über  die 
absolute  Einheit  der  Kirche  und  des  Staates.  Wirzb.  1802.  8.  2.  Aufl.  1826.  — 
Von  dem  Rechtsverhältnifs  zwischen  Staat  und  Kirche,  s.  man  :  J.  C.  Greiling's 
Hieropolis,  ein  Versuch  über  das  wechselseitige  Verhältnifs  des  Staates  und  der 
Kirche.  Magdeb.  1802.  8.  Lötz  über  den  Begriff  der  Polizei,  4*o  ff.  Gutachtlicher 
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Entwurf  einer  gesetzlichen  Bestimmung  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und 
Kirche,  von  J.  B.  T.  Nürnb.  1807.  8.  Staat  und  Kirche.  Dortm.  1810.  8. 
J.  Reibel's  Staat  u.  Hierarchie.  Tüb.  1810.  8.  Ebendess.  Diöcesanverhältnifs 
katholischer  Bischöfe  in  Ansehung  kathol.  Unterthanen  u.  Einwohner  protestan- 
tischer Länder.  Nebst  e.  Ansicht  der  Verhältnisse  zwischen  der  landesherrl. 
u.  kathol.  Kirchenge walt.  Ulm  1806.  8.  Franz  Frhr.  v.  Droste  über  Kirche 
u.  Staat.  Münster  1817.  8.  H.  G.  Sschirner's  Protestantismus  u.  Catholicismus, 
aus  dem  Standpunct  der  Politik  betrachtet.  Leipz.  1822.  8.  Jo.  Schuderoff 
über  die  oberbischöfliche  Hoheit  der  Regenten.  Ronneburg  1826.  8.  H.  Grotius 
de  imperio  principum  circa  sacra.  Paris  1647.  8.  Les  devoirs  respectifs  de  l'etat 
et  de  Peglise  appelles  a  leurs  principes.  1767.  8.  Scheidemantel's  Staatsr.  nach 
d.  Vernunft,  II.  21.  Anti-Leviathan  (Gött.  1807.  8.),  Heft  I,  Cap.  3.  Schriften 
u.  Schicksale  des  Febronius  (s.  §.  5o6,  Note  a).  Adv.  Martin,  in  Alex.  Müller'» 
Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I,  S.  481  ff.  —  Dagegen  s.  man  die 
Grundsätze  der  Jesuiten;  von  Spittler  entwickelt  in  der  Deutschen  Encyclopädie, 
Bd.  XVII  (Frankf.  i793.  4.),  S.  822  ff. 

«)  Unter  dem  Vorwand  der  Religion,  unter  dem  Deckmantel  des  Kirchenthums, 
darf  nichts  versucht  oder  unternommen  werden,  was  dem  Staatszweck  wider- 
streitet. —  Aber-  und  Unglaube.  Moser  v.  der  Landeshoh.  in  Polizeisachen,  47-  — 
Landesherrliche  Verfügungen  wider  des  Pater  Gassner^  Unfug  durch  Teufels- 
beschwörungen. Schmidt^  Gesch.  der  Deutschen,  fortges.  v.  Milbiller,  Th.  XXII, 
S.  23.  Schlegel's  Kirchengesch,  des  18.  Jahrb.,  Th.  I,  S.  1092  u.  1096.  —  Neuere 
Streitigkeiten  zwischen  weltl.  Regenten  und  dem  Papst,  in  P.  J.  v.  Huth's  Kirchen- 
geschichte des  18.  Jahrhunderts,  Th.  I  (Augsb.  1807.  8.),  S.  323 — 346. 
Erinnerung  an  die  DecretalcnSammlung  des  PseudoIsidor,  die  angilramnischen 
Capitel,  die  Dictatus  Hildebrandinos,  die  päpstl.  Regulas  Cancellariae,  und  an  das 
berühmte  Dissidium  inter  Imperium  et  sacerdotium.  Pütter1s  Handb.  der  t.  Reichs- 
geschichte, I.  225.  r.  Chr.  Thomasii  historia  contentionis  inter  imperium  et  sacerdo- 
tium. Hai.  1722.  8.  —  Bulle  in  Coena  Domini,  von  Pius  V.  i568,  Gregorius  XIII. 
i584,  u«  Urban  VIII.  1627;  in  Gärtker's  corp.  juris  eccl.,  I.  365 — 379.  (J.  F.  Lb 
Bret's)  Pragm.  Geschichte  der  Bulle  in  Coena  Domini.  Th.I— IV.  Ulm  1769 — 1770. 
4.  Neue  Aufl.  des  Th.  I  u.  U.  1772.  —  Bocrhold's  Lehren,  s.  Robertsons  Ge- 
schichte Carls  V.  —  Weigerung  der  Quäcker  und  Menoniten  ,  an  den  Wehr- 
und Waffenanstalten  des  Staates  persönlich  Theil  zu  nehmen. 

«)  Practisch  wichtiger  Unterschied,  zwischen  Religion  (z.  B.  Christenthum),  und 
Theologie ,  und  zwischen  Religion  und  Kirche.  De  la  religion  consideree  dans 
sa  source,  ses  formes  et  ses  developpeinens;  par.  M.  Benjamin  Constant.  Paris 
1823  -  1826.  3  vol.  in  8°. 

§♦   515*  (422.) 
Grenze  und  Bestandtheile  der  Kirchenhoheit. 

I)  Die  Kirchenhoheit  (§.  5o6)  wird  begrenzt,  natürlich,  durch 
das  Reich  des  Gewissens  «)  und  die  SocialGewalt  der  Kirche  ^),  positiv, 
durch  Uebereinluinft.  II)  In  ihr  sind  begriffen  c)\  das  weltliche  Ref'or- 
mationsRecht  (jus  refbrmandi)  oder  das  Majestätrecht  der  bürgerlichen 
Religionsduldung,  das  Recht  der  Aufnahme,  Zulassung  oder  Gestattung  re- 
ligiöser Gesellschaften  d)-y  das  Schutz-  oder  Schirm  recht  (jus  prolec- 
tionis  s.  advocatiae  secularis)  über  die  aufgenommenen  ReligionsGesellschaf- 
ten,  in  Hinsicht  auf  moralische  Persönlichkeit  und  Eigentimm  derselben 
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i  5»i)j  das  Recht  der  Weltlichen  Oberaufsicht  (jus  supremae  in- 
ipectionis),  ein  negatives  Hecht  fVeto),  zu  wachen,  dafs  diese  ethischen 
\  ereine,  durch  kirchliche  Wirksamkeit}  insbesondere  durch  Lehre  und  Cultus, 
(lfm  Staatszweck  nicht  hinderlich  werden  <').  III)  Ueberall  ist  in  Kirchen- 
sachen  ihr  zweifaches  Verhältnifs,  zu  dem  Staat;  und  der  Kirche,  zu 
unterscheiden/).  IN)  Für  Ausübung  der  Staalsgcrechtsame  über  die  Kir- 
chen, aller  oder  einzelner,  sind  meist  eigene  weltliche  Oberbehürden 
angeordnet. 

a)  1  Tu-   Meinungen,  Glauben,  Wissen,  ist  der  Mensch  sich  selbst  Gesetzgeber. 
Ulgetn.  preuAs.  Undr.,  Tb.  II,  Tit.  n,  §.  1—4.    F.  C.  v.  Moser's  Rechte 
drr    Menschheit  in  Keligionssaehcn.  1872.  8.     Rousseau,  contract  social,  liv. 
1\  ,  ch.  8. 

/>  1  Wahres  \  erhältnifs  zwischen  Theohratic  und  Kosmokratie,  geistlicher  und  welt- 
Licher  Macht,  Sacerdotium  et  Imperium.  Verschiedenheit  ihrer  Zwecke.  Vergl. 
.1.  G.  Sbgxb  diss.  de  finibus  potestalis  ccclesiasticae  regundis.  Lips.  1768  4. 
,1.  V.  Rugel's  Hosmolualie  und  Theokratie,  in  ihrer  wechselseitigen  Verbindung, 
1  reib.  u.  Constanz  1812.  8.  —  Der  Umfang  der  Kirchengewalt  und  ihr  Verhält- 
nis eu  der  Staatsgewalt,  wird  gründlich  dargestellt,  in  der  Augsburgischen 
Confession  von  iy3o,  Art.  28  u.  16. 

c)  G.  L.  Bobhueb  princ.  juris  canon. ,  §.  20.  sqq.  Moser  von  der  Landeshoheit 
im  Geistlichen  (1773),  67.  249.  P.  A.  Franr's  Grundbetrachtungen  über  Staat 
u.  Kirche  (Main/.  1-84.),  §•  i3  ff.  Martens  geistl.  Staatsr.,  I.  §.  12  f.  IL  §.  42. 
$1  m  inF.u.YNTVT,  n.  a.  O.  II.  23  ff.  47—60.  Vergl.  Beilage  II  zu  der  baier.  Verfafs. 
Lrk.  v.  1818.  Schuncr's  Staatsr.  des  KR.  Raiern,  Bd.  I,  §.  175  ff.  Verfafs.  Urk. 
des  Königr.  Sachsen  v.  i83i,  §.  6j.  —  Vom  landesherrlichen  Recht  über  ge- 
misehte  Gegenstände,  s.  Michl's  Kirchenr.,  §.  28. 

d)  K.  J.  Wederibtd,  die  Aufnahme  neuer  Kirchen  im  Staate.  Gött.  i8o3.  8. 
v.  Abstht's  cönstitutionelles  Staatsrecht,  II,  S.  91  u.  101.  Baier.  Relig.  Edict. 
v.  24.  März  1809.  §.  32  u.  55—94.  —  Grofsherzogl.  weimarisches  Gesetz  über 
die  Verhältnisse  der  kathol.  Kirchen  u.  Schulen  im  Grofsherzogthum  v-  7.  Oct. 
i8?,3,  in  dem  Weimar.  Regierungsblatt,  1823,  Num.  16.  —  Mehrere  Religions- 
Parteien  im  Staat  zu  dulden,  ist  das  Meisterstück  der  Politik,  und  das  sicherste 
Mittel,  keine  furchten  zu  dürfen.  —  Der  §.  56  der  königl.  sächsischen  Verfafs. 
Urk.  von  i83i  verbietet  auf  ewig  die  Zulassung  eines  Jesuiten-Collegiums,  wie 
irgend  eines  sonstigen  katholischen  Klosters. 

e)  \  ergl.  §.  519.  v.  Arftin  a.  a.  O.,  S.  io3  ff.  Für  diesen  Zweck  war  für  den 
heidnischen  Cultus  in  dem  römischen  Staat,  eine  eigene  Staatsbehörde  bestimmt, 
der  Ponti/exmaximus ;  ein  Amt,  welches  seit  Jnlius  Cäsar  sogar  die  Imperatoren, 
selbst  die  christlichen,  bis  auf  Gratian  (480)  bekleideten.  —  Aus  der  Ober- 
aufsicht fliefst  die  landesherrliche  Polizeigewalt  über  die  Kirchengesellschaften. 
Im  ColU'sionsFall ,  müssen  die  Kirchengesetze  den  Gesetzen  des  Staates,  dessen 
Schutz  die  Kirchengesellschaft  geniefst,  nachstehen. 

/)  Dieses  gilt  nicht  blofs  von  so  genannten  caüsis  ecclesiasticis  mixtis.  G.  L. 
Bofhmfr  princ.  juris  can.  §.  2i3.  J.  Ulr.  Cramer  de  non  ente  fori  mixti  eccle- 
siastir  i ;  in  seinen  Opusc,  T.  IU.  p.  694. 
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Kirchengewalt  und  Kirchenregiment,  mit  ihrem  Verhältniss 
zu  <lem  Staat* 

I)  Die  Social-  oder  Collegial  Kirch  enge  walt  (potestas  socialis  eccle- 
siae)  steht  ursprünglich  nur  der  Kirchengesellschaft«)  zu,  als  In- 
begriff ihrer  gesellschaftlichen  Rechte;  ohne  Unterschied  des  religiösen 
Lehrbegriffs,  sowohl  der  beiden  christlichen,  in  Teutschland  befind- 
lichen HauptGl  aubensparteien  £),  als  auch  der  übrigen,  christlichen 
und  nicht  -  christlichen ,  Glaub  ensParteien  und  Secten  c).  II)  j)as 
Recht  zu  Ausübung  dieser  Gesellschaftgewalt,  das  Kirchenregiment 
oder  Kirchenregierung  (regimen  societatis  ecclesiasticae),  kann  von  der  Ge- 
sellschaft selbst,  ihrem  Zweck  gemä'fs,  bestimmt  werden,  in  Absicht  auf 
Anordnung,  Vollziehung  und  Aufsicht  dy,  doch  so,  dafs  die  Festsetzung  oder 
Anordnung  des  kirchlichen  Lehrbegriffs  (§.  5 18  u.  f.)?  als  seiner  Natur 
nach  von  fremdem  Willen  schlechthin  unabhängig,  unter  das  Kirchenregi- 
ment nicht  gezogen  werden  kann..  III)  Wie  aber  auch  die  Organisation 
einer  Kirche  und  ihrer  Socialgewalt,  oder  der  Inhalt  ihres  Lehrbegriffs 
seyn  mag,  so  dürfen  solche  doch  die  natürlichen  Redingungen  ihres 
Daseyns  in  dem  Staat  nicht  ändern:  auch  nicht,  die  etwa  vorhandene  Ue- 
bereinkunft  (Concordat)  über  das  wechselseitige  Verhältnifs  zwischen 
Staat  und  Kirche. 

a)  Scheidemantel  a.  a.  O.  II.  3o  ff.  Baier.  Edict  v.  24.  März  1809,  §.  55  u;  56. 
Badisches  Constit.  Edict  v.  14.  Mai  1807,  §.  n  u.  20.  —  Von  den  verschiedenen 
Kirchengesellschaften  oder  GlaubensParteien ,  s.  Meusei/s  Literatur  der  Statistik, 
I.  68  f.  K.  T.  G.  Schönemann's  Grundrifs  einer  Statistik  des  teutschen  Re- 
ligions-  und  Kirchen  wesens.  Gött.  1797.  8.  H.  Stäudlin^  kirchliche  Geographie 
und  Statistik  ,  oder  Darstellung  des  gegenwärt.  Zustandes  der  ckristl.  Religion. 
Tüb.  L  u.  EL.  Bd.  1804.  8.  G.  J.  Plancr's  Gesch.  der  christl.  kirchl.  Gesell- 
schaftsverfassung.  Bd.  I — V.  Hannover  i8o3 — 1809  8.  (der  3.  bis  5.  Band,  auch 
unter  dem  Titel:  Geschickte  des  Papstthums  etc.).  Ebendess.  Abrifs  einer  histor. 
u.  vergleichenden  Darstell,  der  dogmat.  Systeme  unserer  verschied,  christl.  Haupt- 
parteien. Gött.  1796.  8.  Reinhardts  Geschichte  der  religiösen  Ideen.  L.  Meiner^ 
allg.  kritische  Geschichte  der  Religionen.  I.  u.  IL  Bd.  Hannover  1806  u.  1807.  8. 
Histoire  des  sectes  religieuses,  depuis  le  commencement  du  siecle  dernier;  par 
Gregoire.  T.  I  et  II.  Paris  1809.  8.  Nouv.  edit.  ibid.  i83o.  VI  vol.  8.  Bisinger's 
vergleichende  Darstell,  der  Staatsverfafs.  der  europ.  Monarchien  u.  Republ. 
(Wien  1818.  8.),  §.  86-98,  S.  367  — /,63. 

b)  Die  christlichen  GlaubensParteien,  sind  in  Teutschland  zweifach:  1)  römisch- 
katholische,  2)  evangelische.  Die  Evangelischen  unterscheiden  sich,  in  augsbur- 
gische ConfessionsVerwandte  (A.  C.  addictos)  und  Reformirte ;  ein  Unterschied, 
der  jedoch  seit  1817  an  vielen  Orten  aufgehoben  ist,  durch  Vereinigung  beider 
Theile  zu  einer  \e / <a ng e  Iis chen  ,  evangelisch  '  Christlichen,  oder  evangelisch- protestan- 
tischen Kircbe  (§.  5i6).  —  In  den  Reichsgesetzen  und  in  dem  RanzleiStyl,  wur" 
den  unter  den  A.  C.  Verwandten,  in  dem  weitern  Sinn,  auch  die  Reformirten 
mitbegriffen.  Unten  §.  5i6,  e.  Klüber's  Einl.  zu  e.  neuen  Lelirbegriff  des  t. 
Staatsr. ,  §.  io6,  JXote  f.  —  Auch  i8i5  zu  Wien,  bei  Unterhandlung  der  teut- 
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leben  BundesActe,  ward  die  sonst  von  Einigen  gebrauchte  Eintheilung  in  drei 
christliche  GlaubensParteien  (Katholische,  A.  C.  Verwandte,  u.  Reformirte ) 
rerworfen.  EtLtfBza's  Velen  <los  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  439.  —  Die  ganze 
ihencUändisch< christliche  Kirche,  als  Eine  Allgemeine  zii  betrachten,  die  nur  in 
die  römisch- ha tholische  und  protestantisch -katholische  getheilt  sey,  schlägt  vor, 
II  Stkphahi,  «las  heil.  Abendmahl  (Landsh.  1811.  8.),  S.  59.  —  Der  christlichen 
griechischen  Glaubenspartei  ist  PrivatReligionsübung  eingeräumt  in 
Wien,  Leipzig,  seit  1839  in  München.  Vergl.  §.  Ö25,  c.  —  Auf  dem  Erdball 
ist  ungefähr  der  sechste  Mensch  ein  Christ,  der  eilfie  ein  katholischer.  —  Unter 
allen  christlichen  Glaubensparteien  gibt  es  Denkgläubige,  Eklektiker,  die  weder 
au  einer  eigenen  Hauptpartei  noch  zu  einer  Sccte  sich  vereinigen. 

c  1  Von  Menoniten^  F.  D.  H&berxin's  neue  t.  Reichsgeseh.,  VIII.  649.  Moser's  Re- 
ligionsyerfass.,  i5.  Ebendess,  Abh«  aus  d.  Kirchenr.  89  ff.  v.  Ralemanin's  Visi- 
tationsschlüsse, 86.  468.  Hoscher's  Rechtsf.  am  R.  K.  G. ,  I.  134.  ff.  J.  R. 
Schlegbl's  Kirchengesch,  des  18.  Jahrb.,  II.  996  ff.  —  Von  nicht-unirten  Griechen 
und  von  Mahometanerh,  Klübkr's  CJebersicht  d.  dipl.  Verhandl.  des  wien.  Congr., 
S.  416.  v.  Hi  n. 's  Kirchengesch,  des  18.  Jahrb.,  Tb.  I,  S.  459  —  486  u.  536. 
Moser's  angef.  Abb.  m.  114.  1*26.  —  Von  Hermhutern^  Hümmel  rhaps.  obs. 

voc.  Zinzendorfianus.  Moser  a.  a.  O.  in.  Huth  a.  a.  O.  Ueber  die  evan- 
gelische Brüdergemeinde.  1-98.  8.  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Rd.  II,  S.  440.  — 
Von  Pietisten,  Moser  111.  i36.  195.  Schlegel  a.  a.  O.  II.  35o  —  4 1 8*  Mosheim's 
Kirchengesch.,  IV.  353  —  3~i.  Huth  a.  a.  O.  I.  533.  —  Von  Schwenhj eidern, 
Schlegel,  II.  io65.  Huth,  I.  544«  —  Von  Philiponen  oder  Filiponen,  Hassel's 
Statist.  Umriß,  Tb.  I  (i8o5),  preufs.  Monarchie,  S.  3i.  —  Von  Separatisten, 
Ih  m,  L  545.  Radiscbe  Verordn.  v.  10.  Mai  1818.  Rhein.  Rund,  XVIII.  454.  - 
\  on  Metfiotisten ,  böhmischen  Brüdern,  Quächern,  B 'ullarianern ,  Rosdorfianern, 
Brügglerianern,  Inspirirten,  Gichtelianern,  Montpellianern ,  s.  Huth  a.  a.  O.  I.  533. 
ff.  —  Von  Juden,  §.  5i6.  —  Von  dem  Deismus  oder  der  Vernunftreligion,  s, 
§.  5i6  ,  h.  Von  Deisten ,  J.  G.  Schlosser  über  die  Dulduug  der  Dcisten.  Rasel 
1784.  8. 

rf)  Zu  den  Collegial-  oder  Social  -  Rechten  einer  Rirche  gehören :  Errichtung  kirch- 
licher Distiplinar-  und  Verwaltungsordnungen;  kirchliche  Aufsicht  auf  die  Amts- 
verwal tungen  der  Kirchenbeamten,  u.  auf  die  Verwaltung  des  Rircbenguts,  na- 
mentlich mittelst  der  RirchenVisitation ;  Verfügung  und  Vollziehung  der  Kirchen- 
strafen. Von  dem  katholisch-kirchlichen  CölibatGesetz  für  den  Clerus  s.  S.  W. 
Carove,  vollständige  Sammlung  der  CölibatGesetze  für  die  kathol.  Weltgeistlichen, 
von  den  ältesten  bis  auf  die  neuesten  Zeiten.  Frankf.  i833.  8.  Hurlebusch  über 
das  Recht  u.  die  Pflicht  des  christl.  Staatsoberhauptes,  das  päpstl.  Verbot  der 
Piiesterehe  aufzugeben.  Neustadt  a.  d.  O.  i832.  8. 

§♦  SIS.  (424a.) 
In  der  römisch-katholischen  Kirche* 

IV)  In  der  römisch -katholischen«)  Kirche  galt  zeither,  in  dieser 
Hinsicht,  das  Princip  monarchisch-repräsentativer  Einheit  (Ton- 
tificat).  Nach  solchem,  ist  die  Verfassung  der  Kirche,  (monokratisch  und 
primatisch)  eingerichtet  auf  einen  verfassungsmäßigen  obersten  Vorsteher 
(totius  universitatis  ecclesiasticae  rectorem,  et  unitatis  primarium  custodem), 
mit  angenommener  Untriiglichkeit ,  mit  uiiyeräufserlicher  Bind-  und  Löse- 


Kirchcnhoheit. 


769 


kraft  für  die  Gewissen,  und  mit  allgemeinem  Recht  auf  Erhaltung  der 
Einheit  oder  des  Zusammenhanges  der  unveränderlichen  kirchlichen  Glaubens- 
lehre und  der  Kirchenzucht,  auf  provisorische  beschränkte  Gesetzgebung, 
und  auf  oberste  Leitung  und  Verwaltung  in  Kirchensachen,  jedoch  abhängig 
von  den  Beschlüssen  der  K i r c h e n v e r s a m mlungen,  dieser  Vertreter 
der  einzelnen  Kirchengemeinden,  und  alle  kirchlichen  Gemeinden  bilden  zu- 
sammen eine  (allgemeine)  Kirche.  Die  gepriesene  Zeit  der  ersten  christ- 
lichen Jahrhunderte,  zeichnete  sich  aus ,  durch  eine  demokratisch-re- 
präsentative Form  der  kirchlichen  Verfassung,  und  durch  Anerkennung 
der  rechtmäsigen  Obergewalt  des  Staates.  Diese  echten  Grundsätze,  haben 
in  dem  Lauf  der  Jahrhunderte  rechtlich  weder  vernichtet  noch  geschwächt 
werden  können  c).  In  den  teutschen  Bundesstaaten,  steht  das  katholische 
Kirchenregiment  zunächst  den  Landes bischöfen  zu,  in  festgesetzter 
Verbindung  theils  mit  ihren  Domcapiteln,  tlieils  mit  dem  Metropolitan- 
Erzbischof,  mit  den  Diöcesan-  und  ProvinzialSynoden,  und  mit  verfassungs- 
mäsiger  Unterordnung,  sowohl  unter  den  Papst  als  auch  unter  die  Kirchcn- 
versammlungen.  Es  bestehen  eigene  geistliche  Gerichthöfe,  und  für 
Appellationen  in  letzter  Instanz  ist  die  Wiederherstellung  der  Pro- 
vinzialSynodalGe richte  ein  Gegenstand  vorzüglicher,  sowohl  landes- 
herrlicher als  auch  erzbischöllicher  Sorge  geworden  </). 

a)  Die  römisch-katholische  Religion  hiefs,  in  Reichsgesetzen  des  XVI.  Jahrhunderts, 
auch  die  alte.  In  Frankreich  heist  sie  la  religion  catholique ,  apostolique  et 
romaine. —  F.  W.  Carove,  was  heifst  römisch-katholische  Kirche?  Altenb.  1820.8. 
S.  den  Art.  Curie  (römische)  in  v.  Rotteck's  Staatslexik.,  Bd.  IV,  S.  i3i  ff. 

b)  Augustinus  de  Rosrovany,  dioecesis  Agriensis  Presbyter  et  archivarius  ,  de 
Primolut  Römani  Pontificis  ejusque  Juribus.  Augustae  Vindel.  1834.  8.  Charta  membr. 
Von  dem  Streit,  ob  die  Form  des  Kirchenregimentes  monarchisch,  aristokratisch, 
oder  demokratisch  sey?  s.  Justin.  Febronius  abbreviatus  et  emendatus,  c.  I.  §.5. 
p.  20.  sqq.  —  Primat  des  Papstes,  und  jura  primatus,  vel  primigenia  seu  essentialia, 
vel  adventitia  seu  accidentialia,  ebendas.  c.  III.  per  tot,  c.  IV.  §.3.,  c.  VII.  §.  3. 
—  Rechte  der  Metropoliten.  —  Dem  PapalSystem  (CurialSystem)  steht  gegenüber 
das  EpiscopalSy  stein.  Nach  dem  letzten,  gilt  als  Regel:  omnes  Apostoli  in  apo- 
stolatu,  omnes  Episcopi  in  episcopatu,  sunt  paresj  und  gebührt  die  Ausübung 
der  Kirchengewalt  nur  den  Lehrern,  nämlich  den  Bischöfen  und  Pfarrherren. 
Ebendas.  cap.  I.  §.  l\.  Michl's  Kirchenrecht,  S.  79.  Dawider  streitet  der  Ultra- 
montanismus oder  Gurialismus ,  nebst  dein  Jesuiten-  und  Mönchthum  mit  päpst- 
licher Unfehlbarkeit.  —  Den  Je  suitcnOr  den ,  diese  welthistorische  Erscheinung, 
hob  eine  Bülte  Clemens  XIV.  von  1773  (in  Martens  reeucil,  IV.  84.  106.)  auf 
ewige  Zeiten  auf,  als  höchst  gefährlich  für  Kirche  und  Staaten.  Eine  Bulle 
Pius  \II.  vom  7.  Aug.  1814  (in  Martens  supplem.  VI.  46.)  stellt  ihn  auf  ewige 
Zeiten  wieder  her,  als  höchst  nützlich  und  noth wendig  sogar  für  Kirche  und 
Staaten,  und  angeblich  auf  vielfaches  Verlangen  fast  der  ganzen  katholischen 
A\elt.  Die  römische  Curie  u.  die  Jesuiten.  Carlsr.  1818.  8.  Deutsche  Encyclo- 
pädie,  Bd.  XVII  (Frankf.  1793.  4-)>  S.  65— i43,  von  Spittler;  dann  S.  8i3 — 828. 
Conversat.  Lexicon,  Art.  Jesuiten,  u.  in  der  Neuen  Folge  dieses  Werkes,  oder 
Bd.  XI,  2.  Hälfte  (1824),  Anhang,  S.  XXI  ff.  -  Wider  den  kirchlichen  Absolu- 
tismus und  Primat  s.  man:  der  Papst  u.  die  Freiheit.  Zweibrücken  i832.  8.  Jesui- 
ten, Jesuitismus,  v.  S.  Jordan;  in  v.  Rotteck's  Staatslexik.,  Bd.  \  III.  S.  43-*  —  joö. 

BdiLbct'i  öttentl.  Recht,  .».  Aull.  49 
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\!s  Mnptfa  "  fttr  (foAw  (vorisidörische  und  vorhildebrandinische)  Grundsätze, 
in  \!>siilii  auf das  VnrhäUniss  Bwischen  dem  Staat,  und  der  römisch -katholischen 
I  .  mi,  1. um  in  Hinsicht  auf  die  Rechte  der  allgemeinen  und  besondern  Ktrchen- 
•   ( concilia  oecumenica  seu  universalia  und  particularia ,  sive  na- 

.  u.ili.i,  BIV6  provincialia ,   si\e  dioccesana),  des  päpstlichen  Primats,   und  der 

-   und   /.'.'.  •     (  EpiscopalSyStem  ) ,    dienen:    i)   die  Kirchenverfassung  der 

tti  hs  ei  sten  Jahrhunderte ,  und  die  Beschlüsse  der  ökumenischen  Kirche<nver- 
tammlungen  dieses  Zeitraums  (J.  Ii.  Böhmer's  Kirchenstaat  derer  3  ersten  Jahr  Ii. 
Halle  1733,  8.  >\ .  C.  L.Ziiglbb's  pragm.  .Gesch.  der  kirchl.  Verfassungsformen  in 
den  ersten  6  Jahrb.  Leipz.  1-98.  8.)j  2)  die  Beschlüsse  der  costnitzer,  und  3)  der 
aseler  allgem.  Kirchen  Versammlung;  4)  die  Urkunde  über  die  Aceeptation  der 
Deere te  der  baseler  Kirchertversammiurig,  auf  dem  Reithstag  zu  Mainz  1439; 

das  frankfurter  oder  FürstenCöneordat  von  1446;  6)  die  Beschlüsse  der  tri- 
dentinisehen  Kirchenversammlung  von  \5q2  bis  i563;  7  )  die  Declaratio  cleri 

icani  a.  1689  facta  (les  articles  du  clerge  de  France);  8)  die  bad- emser 
Punctation  der  Erzbischöfe  von  Mainz,  Trier,  Cöln,  und  Salzburg,  von  17S6, 
in  GXhthkr's  corp,  iuris  eccl.  Cathol.  II.  34?;  9)  die  Beschlüsse  der  Diöccsan- 
Synode  von  Pistoja  in  Toscana,  von  1786;  10)  die  Geschichte  der  Bischöfe 
Erzbischofs  von  Utrecht  u,  des  Bischofs  von  Haarlein)  der  utrechter  Pro- 
\'\n/.  oder  Ecclesiä  l  ltrajec  tina,  seit  1752;  11)  die  Verfügungen  verschiedener 
katholischer  Souveraine,  z.  15.  Joseph's  II.,  des  Grofsherzogs  von  Toscana  Pctor 
Leopolds  (nachher  Kaiser  Leopolds  II.),  Ii.  Ferdinands  IV.  von  Neapel,  u.  A.; 
12  die  Schriften  unparteiischer  Gelehrten,  z.  B.  Sarpi,  de  Marca  ,  Dupin, 
Thomassto,  Barclay,  Neller,  Pereira,  Febronius  (v.  Hontheim),  Wolf,  Michl, 
des  Abbe  Tahbübisi  (Vrai  idee  du  St.  Siege.  Traduit  de  Htalien,  snr  l'edition 
publice  ä  Milan  en  1818—1819.  ä  Paris  i8?.o.  8.),  u.  A.  —  Von  der  Politik  des 
römischen  Hofes  in  Verhältnifs  sowohl  zu  den  Erzbisehöfen ,  als  auch  zu  den 
weltl.  Regenten,  s.  §.  5i2,  a,  den  oben  (§.  006,  a)  angef.  Febronius,  das  Buch: 
Les  droits  des  Souverains  contre  le  Pape.  2  Parties,  ä  La  Haye.  1721.  8.  u. 
d;is  meisterhafte  Tablcau  historique  de  la  politique  de  la  cour  de  Roine.  Paris 
il  10.  8.  Auch  teutsch  übersetzt:  Historisches  Gemälde  der  Politik  des  röm. 
Hofes  (von  J.  L.  Boch).  Frankf.  i8i3.  8.  Essai  historique  sur  la  puissance 
tcmporellc  des  Papes.  Paris  1818.  8.  Die  neuesten  Bemühungen  eines  geheimen 
römisch  -  teutschen  ObscurantenClubs.  Teutschl.  1817.  8.  Michl's  Rirchenr., 
§.  1-  u.  f.  —  Eine  Ucbersicht  der  Rechte,  Freiheiten  und  Gebrauche  der 
kathol.   Kirche,    in   den  meisten  europäischen  Staaten,   findet  man  in  Real's 

nee  du  gouvernement,  T.  VII,  ch.  4  et  5.  Juan- Antonio  Llorente  portrait 
politique  des  Papes,  consideres  commc  princes  temporeis  et  chefs  de  1  Eglise 
depuis  l'etablissement  du  Saint-Siege  ä  Borne  s  jusqu'en  1822.  Paris  1823.  2 
vol.  in  8°.  Teutsch,  unler  dem  Titel:  Die  Päpste  etc.  Leipz.  1823.  2  Th.  in  8. 
F.  W.  Carovk  über  allein  seligmachende  Birche.  Frankf.  1826.  8.  Geist  der 
römischen  Curie.  München  1828.  8.  ConversationsLexicon ,  Neue  Folge,  Bd.  II 
(  1820),  Anhang,  Art.  Papst. 

d)  Von  den  Behauptungen  des  römieben  Hofes,  in  Hinsicht  auf  das  geistliche 
Instan-.enrec/it ,  s.  man  (J.  B.  a  Horix)  De  appellationibus  et  advocationibus 
ad  curiam  romanam.  Francof.  1771.  4-  J«  Gr.  Börner  de  provocationibus  ad 
sedern  rom.  Lips.  178a.  8.  Geschichte  der  Appellationen  von  geistl.  Gerichts- 
höfen. Frankf.  u.  Leipz.  1788.  8.  T.  C.  Hartleben  über  das  Recht  des  Papstes, 
die  teutschen  SynodalRichter  der  dritten  Instanz  für  jede  geistl.  Streitsache  zu 
bevollmächtigen.  Bamb.  u.  "YVirzb.  i8o5.  8»  —  Schon  nach  der  altern  Kirehen- 
verfassung,  bildete  das  bischöfliche  Gericht  die  erste,  das  MetropolitanGericht 
die  zweite,  die  Pro\  inzialSynode  die  dritte  Instanz.    Die  pseudo  -  isidorischen 
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Decretalen  begünstigten  die  Appellationen  nach  Rom  oder  an  die  päpstlichen 
Nuntien ,  und  dafs  der  Papst  gewisse  so  genannte  causas  majores  in  erster 
Instanz  seiner  Entscheidung  vorbehielt  Ein  Decret  (de  causis  et  appellatio- 
nibus)  der  baseler  Kirchenversammlung,  die  FürstenConcordate  v.  1446,  das 
tridentinische  Concilium  ( Sess.  XXV.  c.  io.  de  reform.),  eine  Constitution 
Benedicts  XIV.  v.  27.  Aug.  1741,  die  emser  Puncte  von  1786,  und  die  kaiserl. 
Wahlcapitulationen  von  1790  und  1792  ( XIV.  5. )  dringen  auf  Wiederhei*- 
stellung  der  ProvinzialSynodalGerictite damit  Appellationen  nicht»  fernerhin  nach 
Rom  oder  vor  die  Nuncien  gezogen,  sondern  alle  durch  Richter  derselben 
Gegend,  wo  der  Procefs  entstanden  (judices  in  partibus)  entschieden  werden. 
Häberlik's  Handb.  des  t  Stoatsr.,  Bd.  IE,  §.  420.  J.  Jung's  Betrachtungen 
über  die  Abänderungen  der  geistl.  Gegenstände  in  der  Wahlcap.  Leopold's  n. 
(Mainz  1791.  8»),  S.  178—291.  —  Das  (§.  5i3)  angef.  ivsimariscfie  Gesetz  v.  7. 
Oct.  1823,  4,  dringt  auf  Anordnung  eigener  SynodalRichter ,  bevollmäch- 
tigt für  das  "TjProfs herzog ihum  ad  generali tatem  causarum,  —  Die  §.  5 10  er- 
wähnte Pragmatik  ( §.  10)  will,  dafs  ein  ( Provinzial -)  SynodalGerichl  (judices 
in  partibus)  gebildet  werde,  aus  5  Mitgliedern,  wählbar  nach  den  5  Diöcesen 
der  Provinz.  Enter  dem  Vorsitz  eines  aus  ihrer  Mitte  von  ihr  selbst  gewähl- 
ten Directors,  ist  diese  Behörde  bestimmt  für  Beschwerden  höherer  Art  wider 
Geistliche ,  und  in  dritter  Instanz  für  Appellationen. 

516*  (494 b.) 

In  der  evangelischen  Kirche}  und  in  der  jüdischen, 

V)  In  der  durch  die  KirehenReformation  <£)  gebildeten  evangeli- 
schen l>)  oder  protestantischen  c)  Kirche,  sowohl  nach  der  augsburgi- 
sehen  Confession  'Oi  a^s  auch  nach  dem  Giaubensbekenntnifs  der  Re- 
formirten  <?),  besteht  heine  äussere  allgemeine  Vereinigung  der  ver- 
schiedenen Kirchengesellschaften.  Doch  können  auch  hier  mehrere  einfache 
Kirchengeseilschaften,  z.  B.  alle  in  demselben  Staatsgebiet,  oder  in  einem 
Theil  desselben,  am  besten  in  demokratisch -repräsentativer  Form/},  eine 
zusammengesetzte  Kirche  (Landeskirche,  kirchliche  Saramtgemeinde)  bilden, 
und  es  kann  selbst  eine  äussere  Vereinigung  der  evangelischen 
Kirchen  gern  ein  den  beider  Art  Statt  haben  wodurch  evange- 
lisch-vereinigte Kirchengemeinden  entstehen.  VI)  Auch  in  der  jü- 
dischen oder  mosaisch  -  israelitischen  Kirche,  besteht  heine  äussere  alige- 
meine Vereinigung  /'<). 

a)  Plangk's  Gesch.  der  protestant.  Theologie,  Buch  VIII,  Cap,  11.  K.  L.  Wolt- 
manm's  Geschichte  der  Beformation  in  Teutschland.  3  Theile.  Altona  1801  —  i8o5- 
8.  Zweite  Aull  1817.  J.  A.  Liebner's  Beformations Geschichte  D.  Luthers.  Erf. 
1811.  8.  P.  Marheineke's  Geschichte  der  teutschen  Beformation.  2.  Theile.  Berlin 
1816.  8.  2.  Aufl.  3  Theile.  Ebendas.  i83o.  8.  Essai  sur  Pesprit  et  rinfluence  de 
la  reformation  de  Luther,  par  Charles  Villers.  Paris  1804.  8.  Aach  in  zwei 
teutschen  Uebersctzuhgen.  Dawider  erschien:  Leber  den  Geist  u.  die  Polgen 
der  Beformation.  Deutschi.  1810.  8.  Zweite  Aufl.  1817.  P.MarheijekVs  Geschichte 
der  deutschen  Reformation,  Zwei  Bände.  Zweite  \erb.  iii  verm«  Aull.  Berlin 
»83i.  8. 
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n  der  Benennung:  Emng  tische^  $,  Instr.  Pac.  Osnabr.  X.  i6.  Fstor  Opusc, 
P.  11  jn  .u-f'.  \\  ir».  \.  S i  ii  vi  kot ii 's  Samml.  der  Conclusor.  Corp.  Evang.,  I.  785. 
I  '  Possklt  Systcma  furium  C.  E,  \>.  >'^o.  sq.  J,  G.  Marezoll,  warum  nennt 
ii  Ii  aiisere  Kirche  die  evangelische?  Jona  u.  Leipz.  1811,  8. 

I  Den  evangelischen  wird  auch  der  Name  Protestanten  beigelegt.  Instr.  Pac.  Osnabr. 
\  II   1.       Woher?  Heinrich*^  Reiehsgesch.  V.  ?,5i  IT.  260.  466  ff.  Rosf.nmvlleh, 
ivari  m  nennen  wir  uns  Protestanten?  1791.  8.   Tittmann  über  die  Protestation 
iuf     in  Reichstage  zu  Speier  im  .!.  1629.  Leipz.  1829.  8.    Herzogl.  magdebur- 
che  (preussische)  VHfsbilligung  dieser  Benennung,  bei  Schaurotu  a.  a.  O.  I. 
i"'.   —    Dil1  Benennung  Augsburgische  ConfessiönsFerwandte  (  A.  C.  addicti) 
kommt  .  in  Reichsgesetzen ,  zuersl  vor,  in  dem  R.  A.  v,  i£>43,  §.  34 — 36.  Estor 
delin,  juris  publ.  eccles.  Protestant.,  c.  6.  §.  2,  —   Luther  selbst  eiferte  wider 
Parteinamen,  z.  B.  Lutherische,  Lutheraner  und  Lutherthum.  —   In  der 
!    eniessen  auch  Secten  <lie  Rechte  der  A.  C.  Verwandten,  wenn  bei  ihnen 
die  Sacramente  im  Wesentlichen  auf  dieselbe  Art  wie  bei  diesen  verwaltet  wer- 
den  -    Die  Brüder  Gemeinden  oder  Herrnhuter  (§.  5 1 4  ■>  c)>  sind,  in  dem  König- 
reich Sachsen,  als  der  A.  C.  gcmäfs  anerkannt,    v.  Röker's  kursachs.  Slaatsr., 
II.  607,    Ho  min,  rhaps. ,  obs.  an.  voc.  Zinzanilorfianus.    Anders,  1750 ,  in  dem 
IsenburgBüdingischen.    Woser's  Abhandl.  aus  d.  Kirchenstaatsr. ,  143. 

rf)  Confessio  Augustana  et  Responsio  ponlificia  etc.,  c.  M.  Weber.  Rerol.  1810.  8. 
Beide  stehen  auch  (nach  Andr.  Fabricii  Ausgabe.  Cöln  1578,  mit  Varianten) 
in  Li  Plat's  monumentor.  ad  concilii  Tridentini  historiam  spectantium  collec- 
tione,  T-  II.  (Lovanii  1-82.  4«)  P-  332.  sqq.  Die  unveränderte  Augsb.  Con- 
Pession,  teutsch  u.  latein.,  nach  der  im  Archiv  zu  Nürnberg  befindl.  authent. 
Abschrift,  nebst  Vorbericht  von  G.  W.  Panzer.  Kfürnb.  1783.  8.  Confessio 
kugustana.  Ad  fidein  editionis  prineipis,  c.  brevi  annot.  G.  H.  W.  Winer. 
Erlang.  i82Ö.  8.  Das  Augsb.  Glaubcnsbekcnntnifs,  aus  d.  latein.  Original  ins 
Deutsche  übertragen,  v.  E.  Sartobius.  Frankf.  a.  M.  1824.  (Nach  dieser 
Ausgabe,  in  Ehminghaus  corp.  juris  germ.  acad. ,  Th.  I,  S.  i65  ff.)  Die  Augsb. 
Confession  u.  die  Geschichte  ihrer  Uebergabe ,  nebst  e.  Einleit.  v.  M.  Cuko. 
Dresd.  1829.  8.  Die  ungehinderte  wahre  Augsb.  Confession  u.  die  drei  Haupt 
Symbole  der  christl.  Rircke,  mit  histor.  Erläuter.  u.  erläuternden  Anmerk.  v. 
M.  E.  H.  Schott.  Leipz.  1829.  8.  Die  Augsb.  Confession,  nach  e.  in  d. 
Archiv  der  Stadt  Nördlingen  befindl.  Handschrift,  mit  Varianten  einer  noch 
ungedr.  Handschr.  aus  d.  Bibliolh  zu  Augsb.;  herausg-.  v.  D.  E.  Beyschlag. 
Augsb.  i83o.  8.  Die  Augsb.  Confession,  deutsch  u.  latein.,  nach  den  Orig. 
Ausgaben  Melanchthon's  ,  herausg.  v.  J.  A.  H.  Tittmann.  Leipz.  i83o*  8. 
Confessio  fidei  exhibita  iinperatori  Carolo  V.  in  comitiis  Augustae  i53o,  con- 
futatio  pontificia,  apologia  et  repetitio  confessionis,  ratio  fidei  Huldrici  Zwingli 
et  Tetrapolitana.  Ad  codicum  et  edilionum  veterum  fulem  recensuit ,  varii 
gencris  animadversionibus  instruxit  rerumque  indice  illustravit  Ch.  G.  Spierer. 
Pars  L  Berol.  i83o.  8.  Ch.  G.  Spieker,  das  augsburgische  Glaubensbekennt- 
nifs  und  die  Apologie  desselben.  Mit  kritischen,  geschichtlichen  u.  erläu- 
ternden Anmerkungen.  Berlin  i83o.  2  Bände  8.  —  Formula  Confutationis 
Augustanae  Confessionis  cum  latina,  tum  germanica  ex  Actis  tabularii  Mogun- 
t i ui  nunc  primum  edita ,  c.  C.  G.  Müller.  Accessit  formula  confutationis 
Confessionis  Tetrapolitanae  latina  nunc  quoque  priuiam  edita.  Lips.  1808  8. 
Die  Widerlegung  der  Augsb.  Confession,  welche  im  Namen  des  Kaisers  und 
römisch  gesinnten  Stände,  am  3.  Aug.  i53o  auf  dem  Reichstage  zu  Mainz 
öffentlich  vorgelesen  worden  ist ;  nach  der  Urk.  des  mainzer  Archivs  abgedr., 
mit  e.  Einleit.  u.  erläut.  Anmerk.  v.  J.  W.  Schöpff.  Dresd.  1829.  8.  Von  Aus- 
gaben  auch  anderer  symbol.  Bäcker  der  Evangelischen,  unten  §.  527,  c.  —  \  on 
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der  Geschichte  und  dem  Original  der  augsburgischen  Confession s  JVL  Webers 
krit.  Geschichte  der  A.  C.  Bd.  I  u.  IL  Weimar  i783  u.  1784.  8.  H.  W.  Roter- 
ikund's  Geschichte  des  auf  d.  Reichstag  zu  Augsb.  i53o  übergebenen  Glaubens- 
bekenntnisses der  Protestanten.  Hannov.  1829.  8.  K.  Pfaff's  Geschichte  des 
Reichstags  zu  Augsb.  im  J.  i53o  u.  des  augsb.  Glaubensbekenntnisses  bis  auf 
die  neueren  Zeiten.  Stuttg.  i83o.  2  Theile.  8.  Raiser's  kirchl.  Geschichte  der 
OriginalAusgabe  der  augsb.  Confession.  Nürnb.  i83o.  8.  Heinrich-s  t.  Reichs- 
gesch.,  V.  281  ff.  P.  W.  Gercren's  Reisen,  III.  60.  Pütter's  Lit-,  62.  Rlüber,s 
Lit. ,  §.  863  R.  Pfaff,  Geschichte  des  Reichstags  zu  Augsburg  im  J.  i53o  u. 
des  Augsburgischen  Glaubensbekenntnisses  bis  auf  die  neueren  Zeiten.  Stuttg. 
i83o.  12.  R.  E.  Förstemann,  Urkundenbuch  zu  der  Geschichte  des  Reichstags 
zu  Augsburg  im  J.  i53o.  Halle,  Bd.  I,  1834.  8. 

0 )  Anfangs  sprachen  die  Reichsgesetze  nur  von  « Beiden»  Religionen,  der  allen 
und  der  A.  C.  Reichsabschied  v.  i555,  §.  17.  i566  ,  §.  5.  Es  wurden  aber 
hierunter  die  Reformirten  noch  nicht  rnitverstanden.  Moser  a.  a.  O.  61.  F.bendess. 
Nebenst. ,  IV.  4?7-  —  Vor  dem  westphäl.  Frieden  wurden  die  Reformirten 
öffentlich  nicht  anerkannt.    Estor  1.  c.  c.  6.  §.  3.     Pfanner  bist.  P.  W. ,  c.  5. 

38.  sqq.  Moser's  Abh.  aus  d.  Rirchenr. ,  147.  Schauroth  a.  a.  O.  II.  407-  — 
Von  der  confessione  Tctrapolita?ia ,  s.  Heinricii's  t.  Reiehsgesch. ,  V.  292,  u» 
oben ,  Note  d ,  das  von  Müller  herausg.  Werk. 

/ )  Selbstgewählte  örtliche  provinziale  und  allgemeine  Rirchenvorstande  oder 
Presbytereien.  Vergl.  Würtemb.  Verfafs.Vertr.  v.  1819,  §.  75  u.  f.  Paulus,  in 
dem  Archiv  für  landständ.  Angelegenheiten,  Bd.  II,  S.  1  u.  ff.  Regulativ  über 
die  kirchl.  Rechtsverhältnisse  der  cvangel.  reformirten  Glaubensgenossen  in  d. 
königl.  sächs.  Landen  v.  7.  Aug.  1818;  in  d.  Gesetzsammlung  f.  d.  Rönigr. 
Sachsen,  1818,  St.  9.  J.  Ch.  M.  Rettig,  die  freie  protestantische  Kirche,  oder 
die  kirchlichen  Verfassungsgrundsätze  des  Evangeliums.  Giessen  i833.  8.  Add. 
Conversat.Lex.j  Neue  Folge  v.  1826,  XII.  2.  420«  Art.  Union. 

g)  Nassauisches  Edict  v.  11.  Aug.  1817,  wodurch  die  äussere  Vereinigung  der 
beiden  evangelischen  Landeskirchen  zu  einer  einzigen,  unter  dem  Namen  der 
evangelisch- christlichen,  bestätigt  wird.  Badische  Verordn.  v.  28.  Jul.  1821,  welche 
die  Vereinigung  der  Kirchen  beider  evangel.  Confessionen ,  unter  dem  Namen 
der  evangelisch-protestantischen  Kirche,  genehmigt;  in  d.  Regier.Blatt  v.  21.  Sept. 
1821.  C.  F.  Riinck's  Erläuterungen  der  evangel.  protestant.  Kirehenvereinigungs- 
Urkunde  des  GH.  Baden.  Heidelb.  1827.  8.  Achnliche  Vereinigungen  erfolgten 
seit  1817,  bei  vielen  evangel.  Gemeinden  der  preussischen  Staaten,  des  Kurf. 
Hessen,  des  GH.  Hessen,  insbesondere  in  Rheinhessen,  zu  Hildburghausen, 
Stuttgart  (April  1827)  u.  a.,  auch  in  St.  Petersburg.  Anderswo  erfolgte  eine 
äussere  modilicirte  Vereinigung,  verbunden  gewöhnlich  mit  unbeschränkter  inne- 
rer. Den  ersten  äussern  Anlafs  zu  diesen  verschiedenen  Vereinigungsarten,  gab 
die  dreihundertjährige  Jubelfeier  der  Rirchenverbesserung  im  Oct.  1817.  3.  G. 
Meusel  über  die  Vereinigung  der  beiden  evangel.  Religionsparteicm  Erl.  1818.  8. 
Ein  Entwurf  zu  einem  Glaubcnsbekenntnifs  der  univten  evangelischen  Kirche  ist: 
C.  Hase,  Confcttio  Fidei  Ecdesiae  evangelicae  nostri  temporis  rationibus  aecom- 
modata.  Lips.  i836.  8.  Conv.  Lex.  der  Gegenwart,  Bd.  III.  (Lpz.  1839.)  S.  60— 
67.  Art.  Kirchenvereimgung. 

Ii)  Seit  der  Sanhedrin  oder  das  Syncdrium  (Rathscollegium),  diese  höchste  geistliche 
und  weltliche  Behörde  zu  Jerusalem,  nach  der  Zcrstöruug  Jerusalems  durch  die 
Römer,  mit  dem  jüdischen  Staat  selbst  aufgelöst  ist.  —  In  Teutschland,  gründete 
sich  die  Toleranz  der  Juden  auf  ein  uraltes  Reichsherkommen,  und  auf  Reichs- 
gesetze von  1548  u.  1577.    Gerstlacuer's  Handb.  der  Reichsgesetze.,  X.  1889. 
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>       (>  — .  ii;.    hbruticrs.  von  der  Landeshoh.  im  Weltlichen.    VIII.  2.. 
-  Ii.  .  Lisi  am  1».  Ii-  GM  L  i33.  (Riefffl's)  Reichshofrath,  II.  120.  Von 

H  bten  der  Juden  in  kirchlicher  Beziehung,  im  KR.  Sachsen,  Wbbeb's 
Darstell,  dea  hm  KR.  Sachsen  geltenden  Kirchenr.,  Bd.  I,  S.  221»  Wkisse's  k. 
Bachs.  Staatar.,  l>d.  II,  §,  3io.  Nun  den  heutigen  Rechten  u.  der  bürgerl. 
Verbesserung  der  Juden,  rergl.  oben  §.  23a  u.  465.  —  J.  C.  G.  Kodenschat/, 

!.  \  erl'.issung  der  heutigen  .Inden,  sonderlich  in  Teutschland.  Th.  I  — IV. 

i?4 ,;  i-  1  VI08E8  VffvHstex.soinr's)  Ritualgesetze  der  Juden.  Vierte  Aufl.  Uteri. 
»799«  ;  -  mr's  constit,  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  96—101.  Schriften  oben  §.  232. 

Iderung  des  rabbinischen  Judenthums  oder  des  Rabbinismiis ,  des  Juden- 
tums in  den  Formen  des  Mittelalters,  in  Kcübf.r's  Ueb ersieht  der  diplorhat. 
\  erhand]  des  wiener  Gongresses,  S.  3<5i>  ff,  —  Dem  durchaus  rabbinischen  Ju- 
denlbum  oder  dem  Talmudismus  gegenüber,  bildet  sich  seit  einiger  Zeit,  wie 
wohl  für  eine  > erhält nifsmäsig  noch  geringe  Zahl  von  Bekennern,  ein  reformirtes 
oder  Dicht •  rabbinisches ,  \on  Moses  Mendelsohn  vorbereitetes  Judenthum,  dem 
'  ottesj  tauben  und  der  natürlichen  Sittenlehre  ergeben,  frei  von  drücken 
dem  Geremoniendienst ,  von  den  mosaischen  Speisegesetzen  und  dem  strengen 
Gebot  des  Sabbaths.  Wahrscheinlich  wird  dieses  zu  reinem  Deismus  oder  Ver- 
mmftfleii'ffion  sich  erheben,  und  dann  Proselyten  nicht  aus  der  jüdischen  Nation 
allein  erhalten.  Vereint  dieser  Classe  von  Israeliten  für  sittliche,  religiöse  und 
bürgerliche  Bildung  der  andern,  können  viel  wirken  für  Verbesserung  des  bür- 
gerlii  hen  Rechtszustandes  der  Juden  überhaupt.  Ein  solcher  Verein  von  Juden 
u.  Christen,  für  Teutschland,  bildete  sich  i83i  im  GF1.  Hessen.  Seine  Statuten 
stehen  in  der  Frankf.  OberPostamtZeit.  v.  i3.  Dec.  i83i.  Man  s.  auch  Conv.  Lex. 
der  Gegenwart,  Bd.  II  (Lpz.  1839.),  S.  n55— 1178.  Art.  Juden. 

§.   'Sil.  (495.) 

ältniss  der  weltlichen  Regenten  zu  dem  kalhoL  Kirchenregiment. 
Uebertragung  des  evangel.  Kirchenregimentes  an  wellliche  Rec/enten. 

Kirchliche  Behörden. 

\  Ut  Nach  der  Lehre  und  Verfassung  der  katholischen  Kirche, 
kann  ein  we  1  tl ic  h er  Regent,  als  solcher,  zu  dem  Kirchenregiment  (§.  5i/[) 
auf  keine  Weise  befugt  seyn.  Hiedurch  und  durch  das  staatsrechtliche 
Verhältnifs  der  Kirche  zu  dem  Staat  überhaupt  (5 1 4)  •»  bestimmt  sieb  der 
Umfang  der  Gerechtsame  weltlicher  Regenten,  katholischer  und 
evangelischer,  über  die  k ath  o  1  is c h e  Kirche  in  ihren  Staaten  «).  VIII)  Evan- 
gelische Regenten  befinden  sich,  über  evangelische  Unterthanen, 
gewöhnlich  in  dem  Besitz  des  Kirchenregimentes.  Der  Grund  hie- 
Fon  r  J  wird  gesucht,  bald  in  einem  Episcopal-  oder  DevolutionsSystem 
bald  in  einem  S 0 u v erain e tat-  oder  Ter ritoria lSystem  e),  bald  in 
dem  Social-  oder  Collegial-/),  wenigstens  CollegialEpiscopal -  oder 
vermischten  g")  System.  Nach  Verschiedenheit  des  Grundes  dieser  Kir- 
It,  ist  der  Umfang  der  unter  ihr  begriffenen  Rechte  verschie- 
den /').  IX)  Ein  bestimmtes  Mitwirkungsrecht  kann,  bei  den  Evangelischen, 
einer   kirchengesellschaftlichen  Behörde   zustehen 5    z.  B.  einer 

e,  die  General-,  oder  ProvinzialSynode  >')  seyn  kann,  einem  Prcsby- 
teriuin  oder  Kirchen  vor  stand  den  Land  ständen,   als  Vertretern 
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d er  Kirchengeseilschaft,  einem  Kirchenrath,  Consjistorium  oder  Ober- 
Consistorium  (§.  373),  den  Superintendenten,  dem  Landesbischof 
oder  Erzbischof  ($.  5^3)  u.  d« 

«)  Zter.  Religionsedict  v.  26.  Aug.  1801.  (Dawider  ein  sehr  eiferndes  Breve  Pius  VII. 
von  i8o3,  in  dem  Allgem.  kirchl.  Wächter  der  Deutschen,  v.  Alex.  Müller,  v. 
6.  Apr.  i834,  Num.  28.)  VTürtemh.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  §.  78  ff.  J.  Reibel's 
DiöcesanVerhältnifs  etc.,  s.  oben  §.  5 12,  Note  a.  Actenstücke  über  die  in  den 
Jahren  1814  u.  181 5  verfügte  Trennung  der  zum  Bisthum  Constanz  gehörigen 
schweizer  Cantone  von  der  constanzer  Diöces ;  in  d.  Archiv  für  das  katholische 
Kirchen-  und  Schulwesen,  Bd.  III  (  Frankf.  i8i5.  8.),  St.  a,  S.  n3  ff.  St.  3, 
S.  166—176,  S.  186—189.  J.  S.  Vater'*  Erörter.  des  Verhältnisses  katholischer 
Landesherren  zu  dein  Papste.  Königsb.  1819.  8.  Fr asz  Droste  zu  Vischerikg  über 
Kirche  und  Staat.  Münster.  i838.  8. 

b )  Bisweilen  sogar  katholische.  Die  königl.  bäuerischen  Edicte  von  1809$  über 
Prüfung  der  protestantischen  Pfarramt  Candida  ten ,  über  Bildung  der  Mittel- 
steilen (  GeneralDecanate  )  für  die  protestantischen  Birchengemeinden,  über  die 
äussern  Rechtsverhältnisse  des  Königreichs  in  Beziehung  auf  Religion  u.  kirchl. 
Gesellschaften,  über  die  SchullehrerSeminarien,  die  Instruction  für  das  General- 
Consistorium  (Reg.  Blatt  1809,  St.  10,  4°?  4?»  1  65),  bilden  ein  ziemlich  voll- 
ständiges protestantisches  KirchenStaatsreebt.  In  einem  königl.  baierischen  Decret 
v.  18.  Juli  1822,  die  Einführung  von  Presbvterien  in  den  evangelischen  Kirchen- 
gemeinden A.C.  betr.,  wird  dem  katholischen  König  ein  oberstes  Episdopat  über 
die  protestantische  Kirche  in  dem  baier.  Staat  beigelegt.  Dawider  s.  R.  v. 
Feherbach's  kleine  Schriften  (Nürnb.  i833),  S.  253 — 33o.  Auch  der  katholische 
Grofsherzog  von  Wurzburg  legte  sich,  über  seine  evangelischen  Unterthanen,  die 
höchste  Episcopal  -  und  Kirchengewalt  bei,  Rhein.  Bund,  X.  3o  u.  82.  —  Da- 
gegen übertrug  in  S.  Gotha  u.  Altenburg ,  im  J.  1822,  der  neue  katholische  Her- 
zog jede  staatsober  herrliche  Wirksamkeit  in  evangelischen  Kirchensachen  ,  aus- 
schliefsend seinem  GeheimenrathsOoHegium.  —  Die  hurhessische  Verfafs.  Urk.  v. 
i83i,  §.  i34,  bestimmt:  «Die  unmittelbare  und  mittelbare  Ausübung  der  Kirchen- 
gewalt über  die  evangelischen  Glauben  spurteten  verbleibt,  wie  bisher,  dem  Landes- 
herrn. Doch  mufs  bei  dem  üebertritt  desselben  zu  einer  andern  als  evangeli- 
schen Kirche,  die  alsdann  zur  Beruhigung  der  Gewissen  gereichende  Beschrän- 
kung dieser  Gewalt  mit  den  Landständen  ohne  Aufschub  näher  festgestellt  wer- 
den». Vergl.  auch,  insbesondere  von  dem  Königreich  Sachsen,  unten  §.  Ö28,  b.  — 
Tl.  E.  G.  Paulus,  kann  ein  deutscher  Regent,  wenn  er  römisch-katholisch  wird, 
eine  Pflicht  oder  ein  Recht  haben,  auf  eine  evangelisch-protestantische  Landes- 
kirche unmittelbar  und  persönlich,  als  Souverain  oder  als  oberster  Bischof  zu 
wirken?  Heidelb.  1827.  8. 

c)  Pütter's  Erörterungen,  Bd.  II.  Michl's  Kirchenr.,  §.  19 — 21,  S.  5y — 77.  — 
Schriften  in  Püttfr's  Lit. ,  III.  706.    Klüber's  Lit. ,  §.  \/\iß. 

d~)  v.  Mosheim's  Kirchenr.  der  Protestanten,  572.  579.  u.  ebendas.  die  Zusätze  von 
C.  A.  Günther,  in  der  neuen  Ausgabe  von  1806.  Herm  Becre'r's  Gedanken  und 
Erläuter.  über  das  Rirchenr.,  S.  5 1 4.  534.  Dan.  Nettelblaot  obss.  juris  eceles., 
obs.  VI.  p.  io5.  Ebenders.  v.  d.  wahren  Gründen  des  protestant.  Rirchenr. 
(178^,  Num.  3.  Hancrer  diss.  de  jure  circa  sacra ,  p.  44«  6|.  90.  C.  F:  v. 
Moser,  Bened.  Cabpzov,  Christian  Weber  u.  A.  Vergl.  Wibse's  Ilandb.  des 
Kirchenr.,  Th.  III,  Ablh.  1,  §.  36i.  Gröfsherzogl.  hessische  Declaration,  die 
staatsrechtl.  Verhältnisse  der  Standesherren  betr.,  v.  1.  Aug.  1807,  §.  40.  in 
dem  zu  dem  folg.  §.  angef.  Ecjiet.  v.  1.  Juli  i3{*4s  »»^jujI   sie  h  der  Grolsherzog 
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Ludwig  von  Baden  Lnndssbischofi  in  Absicht  auf  seine  evangelischen  Unterthanen, 
Ii!  der  Königl.  sächsischen  Verfafs.  l'rU.  v.  i83i,  §.  57,  wird  die  landesherrliche 
chengewall  (unterschieden  von  der  Kirchenhoheit,  §  5i3),  jus  episcopale 

nannt. 

.  )  (  uti.  rooMASii  vindiciac  juris  majestatis  circa  sacra.  Hai.  1699.  J.  II.  Böhmer 
consult  el  decis.i  T.  I  resp.  i5.  |>.  i58.  J.  J.  Moser's  Abhandl.  aus  dem  t. 
Kirchenr.  (177a.  8.),  kS-  1  n-  Ebendtss,  Lebensbeschrcib. ,  IV.  197.  (Fölscu) 
1  rläutcr.  des  1  Staatsr.  (Wien  1793),  S.  5n-  5i5.  v.  Dohm's  Denkwürdigkeiten, 
Bdi  IL  S.  190  IV.  11  1  IV.  3.,->  IV.  IJium'Mäkn,  Pli  KiNDoiu«,  Ludolph  Hügo,  Rhetius, 
Ca  j»-  ZlEGLER.  \  crgl.  WlBSB  a.  a.  ().  §.  36a.  —  Luther  stellte  i520  (in  seiner 
S  brifl  :  V"  den  chrisl.  Adel  teutscher  Nation)  das  TerritorialSystem  auf. 
Pölitz  Staatswissenschaft,  Bd.  I,  S.  241  lf.  — 

f)  Vermöge  eines  von  der  Kircbengesellschaft ,  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
en  Auftrags.  M.  Pfaffii  origines  juris  eccles.  Tub.  1719.  4-  Eb enders. 
de  ui  e  sacrorum  absoluto  el  collegiali.  Ebendess.  Akad.  Reden  über  das  allgem. 
u.  besond.  protest.  Kirchenr.  Tüb.  17J2.  J.  U.  Cramkr  de  jure  circa  sacra  colle- 
giali  el  majestatico.  IVLarb.  i-3f>.  G.  L.  Böhmer  princ.  juris  canon. ,  §.  162.  sqq. 
Si  n\,\ii;iiir's  Kirchenr.  der  Protest.«  §.  /j8.  Putter's  Erörter.,  Bd.  II,  Heft  1. 
\  ergl.  WtKSi  a.  a.  (>.  §.363  iV.  Lebersicht  der  geistl.  Staatsgeschichte  ( 1 789.  8.), 
S.  i44«  '49«  Eichhobh's  teutsche  Staats-  u.  Rechtsgeschichte,  Bd.  IV  ,  §.  553. 
\.  \.  Fe  VERBACH,  a.  a.  O.  Von  dem  Könige.  Sachsen,  Wef.er's  Darstell,  des  im 
KR.  Sachsen  gell.  Kirchenr.,  Bd.  I,  S.  i43.  C.  E.  Weise's  Gesch.  der  chursächs. 
Staaten,  Bd.  III,  S.  260  IT. 

ff)  ])\\.  Nettelhladt  diss.  de  imperii  sacri  statuum  protestantium  vera  natura 
et  indole.  Hai.  1731.  Joh.  Schuderoff's  Grundzüge  zur  evang.  protest.  Kirchen- 
verfassung. Leipz.  1817.  8. 

/  )  Verzeichnifs  der  dahin  gehörenden  Gegenstande,  bei  v.  Aretin  a.  a.  O., 
Bd.  II,  S.  ii3. 

i)  Die  SynodalVerfafsung  hat  eine  repräsentative  Grundlage.  Vergl.  §.  5i6.  Nach 
der  kurhess,  Verfafs.  Lrh.  v.  i83i ,  §.  i34,  steht  die  Zusamnienberufung  einer 
cvangcl.  Synode  der  Staatsregicrung  zu.    Vergl.  unten  §.  5i8,  d. 

8  r.  Verordn.  v.  21.  Dec.  1821,  betr.  die  Einführ.  e.  Raths  von  Kirehenvor- 
stchern  in  allen  protest.  Gemeinden.  Brewdel's  Handb.  des  Kirchenr.,  S.  260. 
Schunch's  Staatsr.  des  KR  Baiern,  Th.  I,  S.  677  ff-  —  Manche  haben  für  Ein- 
führung einer  Presbyterial-  und  Synodal  Verfassung  sich  erklärt.  Gründe  nur 
liii  Pi  <  sbytcrialVerfassung,  gibt  K.  G.  L.  Pölitz,  in  s.  Andeutungen  über  den 
Staatsrecht,  u.  polit.  Charakter  des  Grundgesetzes  für  das  Herzogth.  S.  Alteu- 
burg  (Leipz.  i83i),  S.  85  ff.,  u.  in  dessen  Beleuchtung  des  Entwurfes  eines 
Staatsgrundgesetzes  füs  das  Königr.  Hannover  (Leipz.  i83i),  S.  l\h  ff. 

§•   518.  (426.) 

Rechte  und  Pflichten  des  Staates: 

m  Absicht  /)  auf  Gewissensfreiheit,  Unduldsamheit,  und  Fanatismus;  2)  auf  religiöse 
/  1,  Maximen,  und  Lehrbegriff,  auch  liturgische  Anordnungen  und  KirchenRilual 

der  Kirche;   3)  auf  Bekennung  der  Einzelnen  zu  einer  bestimmten  Glaubenspartei. 

I  )  Da  die  Staatsgewalt  begrenzt  wird,  durch  das  Reich  des  Gewissens 
i  j  ji  3j,  und  da  der  Staat  nicht  weniger,  als  die  Kirche,  ein  Verein  ist, 
welcher  das  Emporstreben  der  Menschen  zu  einem  vollendeten  Zustand 
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befördern  soll;  so  ist  der  Staat  verpflichtet,  die  Gewissensfreiheit,  die 
Selbstständigkeit  der  moralischen  Urtheilshraft  auch  in  religiöser  Beziehung, 
die  religiöse  Glaubensfreiheit,  nicht  nur  anzuerkennen,  sondern  auch 
zu  schützen,  folglich  dem  Gewissenszwang  und  der  Glaubensdespo- 
tie (tyrannis  sacra),  Ausbrüchen  der  Unduldsamkeit  und  des  Fana- 
tismus, der  Verhetzerung,  dem  Religionshafs ,  der  Glaubenstollheit  wirk- 
sam zu  begegnen  «).  Er  mufs  wollen  und  befördern,  dafs  Liberalität  in 
dem  Forschen  und  Mittheilen  der  Religionsideen,  das  Glück  der  Staatsgenossen 
erhöhe.  II)  Diesem  gemäfs,  bleiben  alle  religiösen  Dogmen  und  Maxi- 
men, der  freien  Ueberzeugung  der  Individuen  b)  die  Bestimmung  des  kirch- 
lichen Lehrbegriffs  oder  Symbols  c)?  auch  die  liturgischen 
Anordnungen,  namentlich  die  Einrichtung  der  Kirchen-Agenten  und 
Gesangbücher  ^),  und  das  Kir chenRitual  der  Kirche  oder  ihren 
Repräsentanten  überlassen  f).  Bei  Bestimmungen  und  Anordnungen  dieser 
Art,  ist  Abänderung,  Mehrung  und  Minderung  zulässig ;  und  die 
Berugnifs  hiezu,  kann  von  Niemand,  auch  durch  Vertrag  der  Interessen- 
ten nicht,  aufgehoben  werden  g).  Blofs  negativ  wird  die  Autonomie  der 
Kirche,  in  Bestimmung  ihres  Lehrbegriffs,  beschankt  /«)  durch  ihre  Un- 
terordnung gegen  den  Staat.  III)  Wohl  gewährt  das  allgemeine 
Staatsrecht  jedem  Staatseinwohner  Gewissensfreiheit,  Freiheit  seines  Reli° 
gionsbekenntnisses,  Schutz  für  seine  Glaubenspartei.  Daraus  folgt  jedoch 
nicht,  dafs  in  teutschen  Staaten  ein  Einwohner  sich  als  Bekenner  keiner 
positiven  Religion  oder  als  zu  keiner  Glaubenspartei  gehörend  angeben 
dürfe  »).  Im  Zweifel  ist  anzunehmen,  dafs  Jeder  zu  der  Glaubenspartei 
gehöre,  in  deren  Schofs  er  gebohr en  ist. 

a)  Baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.  9.  u.  Beil.  II  zur  Verf.  Urk.  §.  io3. 
Würtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819  ,  §.  24  u.  27.  Kurhess.  Verfafs.  Urk  v.  i83i, 
§.  3o.  Konigl.  sächs.  Verf.  Urk.  v.  i83i  ,  §.  32.  HohenzollernSigmaringensche 
v.  i833,  §.  19.  Michl's  Kirchenr.,  §.  i5.  vr.  Aretin's  constitutionelles  Staatsrecht, 
Bd.  II,  S.  88.  —  «Religiöse  und  politische  Freiheit  durch  die  ganze  Welt»,  war 
das  Losungswort  Canning's  ,  des  im  J.  1827  verstorbenen  brittischen  Ministers. 

b)  Eine  Folge  hievon,  ist  die  Freiheit  der  Individuen,  ihre  Religion  zu  ändern, 
Moser's  Religionsverfassung,  34  ff.  Schnaubert's  Kirchenr.  der  Protestanten, 
§.  75.  —  Ucbertritt  vom  Christenthum  zum  Judenthum  wird  in  den  preussischen 
Staaten  nicht  gestattet.  Königl.  CabinetOrdre  vom  17.  Nov.  1814.  Erlafs  des  k. 
Ministeriums  der  geistl.  Angeleg.  nach  Oberschlesicn  v.  18.  März  1818 ,  in  Gass 
Jahrb.  des  protest.  Kirchen-  u.  Schulwesens  v.  u.  f.  Schlesien,  1818. 

c)  Der  Form  nach,  kann  in  einer  Kirche  das  Symbol  zweifach  seyn:  1)  Glaubens- 
bekenntniss  oder  Confession,  ein  Inbegriff  der  religiösen  Sätze,  welche  die  Mit- 
glieder der  Kirche  für  wahr  erklären;  2)  Lehrbegriff  oder  Religionslehre  in  dem 
engern  Sinn,  eine  Vorschrift,  gegeben  von  der  Kirche  ihren  Lehrern  für  den 
religiösen  Lehrvortrag.  —  Von  einem  ReligionsEid  der  Kirchenlehrer,  Klüber's 
Lit.,  §.  1499  h'  G.  Johannsen's  Untersuchung  der  Rechtmasigkeil  der  Ver- 
pflichtung auf  symbolische  Rächer  überhaupt,  u.  die  augsb.  Confession  insbe- 
sondere. Altona  i833.  8.  lieber  die  Notwendigkeit  des  Symbol  -Aufstellens  s. 
den  Anonymus  «Ueber  Christenthum  und  Kirche  und  ihr  Vcrlmltnifs  zum  Staat»' 


778 


LI.  Theil.  \\  !.  Cap. 


'  e^pa,  i83(  >.  o  tV.  u.  H.  Stjbpbab's  Berichtigung  iswoier  hisior.  Irrthümcr 
V\  urab.  ii>j-. 

</ )  »lln  in  (dir  im  St. t;ii  anerkannten  Kirchen)  verfassungsmäßigen  Beschlüssen 
bleiben  die  Sachen  des  Glaubens  und  der  Liturgie  überlassen».  Kurhe^ische 
Verfaß,  l  1 1,.  i83i ,  i3a.  Ohne  Zustimmung  einer  von  der  Staatsregierung 
tu  berufenden  Synode,  darf  in  liturgischen  Sachen  der  evangelischen  Kirche 
keine  Neuerung  Statt  linden.  Fbrndas.  §.  jfy.  Ueber  das  liturgische  Hecht 
evangelischer  Pürsten.  GÖtt,  182.1.  8.  Herm.  Rosevmjer  vom  LiturgieRechte 
evangelischer  Pürsten.  Bonn,  »ßaß.  8.  1'.  IVUrueikeke  über  die  wahre  Stelle 
dea  liturg.  Bechls  im  evang.  Kirchenregiment,  ßerl.  üh.b.  8.  Aügustj  über  das 
Majestä'tsrechl   in  kirchlichen,   besonders   in   liturgischen  Dingen.  Braunschw. 

8,  Hohsktbal  StXotels  vom  Liturgischen  Hechte  des  evangelischen  Fürsten. 
Nach  Dr.  CCS.  a^fiDT  frei  verteutscht.  Leipz.  i833.  8.  —  Von  dem  RR.  Sachse»,, 
s.  \\  1 1 1  ii'a  Darstoll.  des  im  KR.  Sachsen  geltenden  Hirchenr.,  Rd.  I,  S.  268,  u. 
WnS6B*s  Ii.  Büchs.  Siutsr. ,  Bd..  U,  §.  3n.  —  Ueber  die  in  Preussen  von  dem 
König,  sunächsl  für  die  EJof-  und  Militär  Kirchen,  im  J.  1821  gegebene  Kirchen- 
\  ende  (KirchenAgende  für  dir  Hol'-  u.  Domkirche  in  Berlin.  Berl.  1821,  %•  Aull, 
il  ' '■  40  erschien,  für  und  vvider  eine  Reihe  von  Schriften;  z.B.  die  Kritik  der 
neuen  preufs.  KirchenAgende.  (Von  L.  F.  Simon,  evang.  Pfarrer  zu  Puderbach 
bei  Dierdorf.)  1  ranhf.  iifo'3.  8-  Freimüth.  Darlegung  der  Gründe,  warum  die 
evang.  Kirche,  insbes.  die  Lutheraner  und  Reformirten  der  westl.  Provinzen  des 
preufs.  Staats,  die  neue  MilitärKirchenAgendc  nicht  annehmen  können.  (Von  L. 
F.  Smo>).  Wieshaden  1824.  8.  C.  J.  Nietzsch  theoL  Votum  über  die  neue 
KirchenAgende.  Bonn  1824-  8.  Wer  hat  das  Recht  u.  die  Verpflichtung,  der 
evang.  Landesgemeinde  eine  gemeinschaftl.  Agende  zu  geben?  Bei*l.  1825.  8.  C. 
F.  v.  Ammo>-,  die  Einführ,  der  berliner  HofkirchenAgende  Dresd.  1825.  8.  L. 
1.  Smo^s  Anklage  u.  Rechtfertig,  wegen  meiner  Schrift:  Gründe,  warum  etc. 
Fssen  1827.  8.  Actenstücke ,  betr.  die  neue  preufs.  KirchenAgende,  herausg. 
mit  Bemerk,  v.  N.  Falck.  Kiel  1827.  8.  Eylert  über  den  Werth  u.  die  Wirkung 
der  für  die  evang.  Kirche  in  den  preufs.  Staaten  bestimmten  Liturgie  ü.  Agende, 
nach  dem  Resultat  e.  10  jähr.  Erfahr.  Berl.  i83o.  8.  Der  Agendenkampf.  Stuttg, 
i83o.  8.  Freimüth.  Betrachtungen  über  die  preufs.  KirchenAgende.  Stuttg.  1 83 1.  8. 
Kecension  von  14  Schriften  für  u  wider  die  preufs.  neue  KirchenAgende,  in  der 
lenaischen  allgem.  LiteraturZeit.  v.  1825,  Num.  141  n.  ff.  Königliche  Erklärung, 
in  einer  GabinetOrdre  v.  28.  Febr.  i834  ('n  der  Preufs.  Gesetzsammlung):  Hals 
die  Agende  als  « LundesAgcnileT)  zu  betrachten  sey,  und  ihr  Gebrauch,  unter  den 
für  jede  Provinz  zugelassenen  Modifikationen,  in  allen  evangelischen  Kirchen 
«  Statt  linden  müsse»,  «weil  die  darin  vorgeschriebene  Ordnung  des  Gottesdienstes 
and  die  für  kirchliche  Amtshandlungen  vorgeschriebenen  Formulare  schriftmäsig 
Seyen,  und  daher  ohne  Anstofs  und  Beschwerde  auch  in  solchen  Gemeinden,  die 
aus  beiderlei  ConfessionsVerwandten  bestehen,  in  Anwendung  kommen  könnten»  -} 
sie  sey  nicht  bestimmt,  an  die  Stelle  der  Bekenntnifsschriften  der  beiden  evang. 
Confessionen  zu  treten,  oder  diesen  in  gleicher  Eigenschaft  beigesellt  zu  wer- 
den »3  durch  sie  solle  nur  für  den  öffentlichen  Gottesdienst  und  die  amtlichen 
Verrichtungen  der  Geistlichen  eine  dem  Geist  der  Bekenntnifsschriften  entspre- 
chende Ordnung  festgestellt  werden;  ein  Beitritt  zu  der  Union  der  beiden  evang. 
Confessionen  sey  durch  d,en  Gebrauch  der  Agende  nicht  bedingt.  —  Badische 
Verordnung,  betr.  die  Anträge  der  evangelisch -protestantischen  GeneralSynode 
vom  J.  i834  ,  v.  26.  Mai  i835,  in  d.  Regier.Bl.  Num.  XXVII.  Conv.  Lex.  der 
neuesten  Zeit  u.  Literatur,  Bd.  II  (Lpz.  i833),  S.  905.  Art.  Lilurgietvesen, 

e)  Poatifirale  Romanum  ad  omnes   pontificias  ceremonias,    quibus   nunc  utitur 
;  »ganeta  R.  E.  aecommodatum.   Venetiis   i582.  7.07  Blätter   in  Fol.  Ritual 
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nach  dem  Geist  und  den  Anordnungen  der  kathol.  Kirche.  Stuttg.  i83i.  8.  \  ergh 
§.  027 ,  Note  c. 

/)  Hedderich  eiern,  juris  can. ,  P.  I.  §.  123.  «Zwar  gehen  Religionsideen  nur  den 
Menschen,  nieht  den  Bürger,  an,  und  der  Staat,  der  keine  Fähigkeit  hat,  zu 
beurtheilen,  welche  Religionsldeen  wahr  oder  falsch  seyen,  hat  noch  weniger 
Recht  und  Macht,  bestimmte  Arten  derselben  dem  Bürger  aufzuzwingen.  Aber 
schützen  mufs  er  jedem  seine  Religion,  wie  seine  Person  und  Habe  5  auch  sorgen 
mufs  er,  dafs  keine  Art  von  Religion  die  höheren  Zwecke  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft störe».  A.  L.  Schlözer's  Staatsgelahrtheit,  I.  21.  F.  v.  Moser  an 
dem  §.  480  a.  O. 

g )  Da  bei  den  Evangelischen  vollkommene  Gewissensfreiheit,  und  nächst  der  Ver- 
nunft nur  die  Bibel  als  Grundlage  des  religiösen  Denkglaubens  gilt,  mithin 
selbsteigene  Prüfung  alier  Glaubenssatze  zulässig  ist  ( PrüfungsFreiheit  oder 
rechtliche  Freiheit  der  Exegese);  so  sind  unveränderliche  symbolische  Bücher  bei 
ihnen  nicht  denkbar.  Der  Geist  der  freien  Untersuchung  in  Religionssachen,  frei 
von  Fesseln  orakelartiger  Glaubensformeln,  ist  die  Grundlage  des  evangelischen 
Systems,  des  so  genannten  Protestantismus.  Er  verschmäht  jede  andere  Gewalt, 
als  diejenige  der  freien  Ueberzeugiing  eines  Jeden.  Vergl.  Erklärung  des  k 
preuss.  Deport,  d.  auswärt.  Angel,  v.  18.  Febr.  1791,  in  A.  F.  W.  Crome's  Aus- 
gabe d.  Wahlcap.  R.  Leopold's  II.  (Hildburgh.  1791.  4-X  Anhang  S.  9 — 16.  Crome 
ebendas.  S.  21  —  87.  Schnaubert's  Kirchenr.  d.  Protest.,  §.  1 56.  v.  Bülow^s  Be- 
tracht, über  die  Wahlcap.  Leop.  II.,  S.  99 — in.  G.  L.  Voigt's  gemeinnütz. 
Abh.  (  1-92.  8.),  S.  168  ff.    (Fölsch)  Erläut*  des  t.  Staatsr.  nach  Pütter  (1793 

8.  ),  S.  i55.  C.  A.  Gründler,  kann  die  augsb.  Confessiou  abgeändert  oder  auf- 
gehoben werden?  (Ja!)  in  C.  E.  Weiss  Archiv  für  das  Kirchenrecht,  Bd.  II 
( 1 83 1 ) ,  S.  46  ff-  P.  L.  Mutzel  über  die  Verpflichtung  auf  die  symbolischen 
Bücher  der  evangelischen  Kirche.  Berlin  i83i.  8.  ConversationsLexicon ,  Neue 
Folge,  Bd.  II  (1825),  Anhang,  Art.  Protestantismus.  Klüber's  Lit.,  583.  Vergl. 
unten  §.  527,  Note  c. 

h)  Glaubensbefehle  zu  erlassen,  liegt  nicht  in  der  rechtlichen  Macht  einer  Staats- 
regierung. Das  Gegentheil  behaupten t  A.  Heise,  in  Dalb's  und  Cbeuzer's 
Studien,  Th.  I  (Heidclb.  1806),  S.  355  ff.  Rönnberg  über  symbolische  Rücher 
in  Bezieh,  auf  das  Staatsr.  Rost-  1789.  8.    Auch  das  preuss.  ReligionsEdict  vom 

9.  Juli  1788  ging  von  der  entgegengesetzten  Behauptung  aus.  Eben  so  das 
badische  v.  1.  Juli  1824,  in  der  AUgem.  Kirchenzeitung  v,  1824,  Num.  90,  welches 
jedoch  der  Grofsherzog  «sowohl  als  Regent,  als  auch  als  Landesbischof»  an 
die 'geistlichen  Behörden  und  an  die  Lehrämter  erliefs.  —  Man  s.  aber  G.  L. 
Böhmer  princ.  juris  canon. ,  §.  269.  Kant's  Rechtsichre,  188  f.  Schmalz  natür- 
liches Kirchenr. ,  §.  5i.  G.  Hufeland  über  das  Recht  protestantischer  Fürsten, 
unabänderliche  Lchrvorschriften  festzusetzen.  Jena  1788.  8.  W.  A.  Tkller's 
Valentinian  I.  oder  geheime  Unterredung  eines  Monarchen  mit  seinem  Thron- 
folger über  die  Religionsfreiheit  der  Unterthanen.  Zweite  verm.  Aufl.  Berlin 
1791.  8.  Schriften  für,  wider  u.  über  das  angef.  preuss.  ReliffionsEdict,  in  Klüber's 
Lit.,  583.  (Manson's)  Geschichte  des  preufs.  Staates  seit  1763,  Bd.  I  (1819), 
S.  171  —  178. 

1  )  Die  im  Februar  i83i  von  dem  NationalCongrefs  zu  Brüfscl  errichtete  belgische 
Constitution,  Art  i5,  setzt  fest:  «Nul  ne  peut  etre  contraint  de  concöurir 
d'une  maniere  quelconque  am  actes  et  aux  ceremonies  d'un  culte  ni  d'en 
observer  les  jours  de.  repos». 
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§.  Öl 5).  (427.) 

4  '  In  Hinsu  ht  auf  CLiuln  ns Herrschsucht ,  Proselytisntus ,  und  gemischte  Ehen.  Di.spcn- 
*uI:oh   pom  Bhehindemisssn,     Kirch! .  Censur-   und  Strafrecht,    Bischoß.  Einfluss  auf 

Unterrichtanstalten, 

1\  ^  Staatsregierang  ist  befugt  im»)  verpflichtet,  durch  Einsprache 
(Veto)  und  Gesetze  zu  verhüten  und  zu  hindern,  dafs  die  Kirche  ihre 
Wirksamheit  über  ihre  Gesellschaftgrenzen  auadehne  (§.  5i3)$  ins- 
sondere,  dafs  sie  durch  Lehre  und  Handeln  dem  Staatszweck  hinderlich 
falle«),  Die  Staatsregierung  darf  und  mufs  also  i)  hindern,  dafs  der 
Friede  im  Innern  der  Kirche  gestört  werde.  Sie  darf  und  mufs 
a)  der  Glaubensherrschsucht,  dem  Verfolgungsgeist  und  dem 
h  irchl  i  c  b  e  n  L  e  1)  e  r  m  ti  t  Ii  einzelner  Religionsparteien,  kirchlicher  Obern, 
geistlicher  und  weltlicher  Mitglieder,  steuern,  damit  keine  Kirchengesell- 
schafl  sich  irgend  eine  Art  von  Herrschaft,  Zwang  oder  Verfolgung  an- 
mafse  ä),  vielmehr  jede  für  Einigkeit  und  rechtmä'sige  Aufrechthaltung  ge- 
setzmäsiger  Freiheit  der  Staatsbewohner  nützlich  werde.  Sie  kann  und 
mufs  3)  Maasregeln  wider  kirchliche  Bekehrungssucht  oder  Prose- 
Lytenmacherei  <•)  (Seelenßscherei)  ergreifen ,  damit  kirchliche  Obere  und 
Mitglieder  sich  nicht  Verführungskünsten  und  einem  unnatürlichen,  mit 
der  sittlichen  Würde  des  Menschen  und  der  Religion  unvereinbaren  Stre- 
ben nach  (von  der  weltregierenden  Weisheit  selbst  verschmähter)  Glau- 
benseinheit  hingebe"').  Sie  darf  und  mufs  4)  der  Erschwerung  der 
Ehen  unter  verschiedenen  Religionsverwandten  (der  gemischten 
Ehen)  durch  Kirchendiener  <?),  und  5}  der  ungebührenden  kirchlichen  Ver- 
hinderung oder  Erschwerung  der  W  i  e  d  erv  er  he  ir  a  th  u  n  g  ge- 
schiedener Ehegatten  von  verschiedener  Religion  /),  entgegenarbeiten. 
6)  Dispensation  von  blofs  weltlichen  Ehehindernissen,  steht 
au!  ichliefsend  der  weltlichen  Obrigkeit  zu;  von  blofs  canonischen,  die 
durch  Staatsgesetze  nicht  mifsbilligt  sind,  der  geistlichen  Oberbehörde  g). 
Bei  den  einen  und  bei  den  andern,  darf,  wenn  und  so  weit  Kirchenglaube 
und  Menschenglaube  nicht  zusammentreffen,  der  Gewissensfreiheit  der  Ein- 
zelnen kein  Eintrag  geschehen.  7)  Dem  kirchlichen  Censur-  und  Straf- 
recht, und  8)  dem  Einflufs  des  bischöflichen  Amtes  auf  Unterricht- 
anstalten, sind  von  Staatswegen  Schranken  zu  setzen,  nach  Erfordernifs 
des  Staatszweckes  /<). 

a)  Importance  des  opinions  religieuses,  par  Mr.  Necker.  ä  Paris  1788.  Teutsch  v. 
Stbbhlin,  1788-  —  Eine  Ausgeburt  des  Despotismus,  in  dieser  Hinsicht,  ist  der 
auf  NapOLSOh's  Befehl  verfafste  und  in  Frankreich  eingeführte  Catechisme  a  l'usage 
de  toutes  les  eglises  de  l'Empire  francais.  Paris  1806.  8.  Teutsch  übersetzt, 
Leipz.  1807  u.  Amsterd.  1807.  8.  Abgeschafft  im  Mai  1814. 
Gewalt,  der  Wahrheit  zur  Hülfe,  ist  unnütz,  sie  wäre  Schmähung  der  Natur 
und  ihres  Urhebers.  Gewalt,  dem  Irrthum  zur  Hülfe,  ist  verabscheuungs- 
mirdiger  Druck.  Der  Staat  achte  jede  Glaubensform,  so  weit  sie  seinem  Zweck 


Kirchenhoheit. 


781 


nicht  offenbar  widerstrebt.  —  «Vicarii  Christi  et  Clavigeri  regni  coelorum», 
nannten  sich,  in  geistlichem  Uebermuth,  schon  vor  dem  Mittelalter  die  Mit- 
glieder der  Priestercaste  —  De  Pautorite  du  Clerge.  Paris  1766.  2  Tomes.  8. 

e)  K.  sächs.  Mandat  v.  20.  Febr.  1827,  betr.  den  Uebertritt  von  e.  christl.  Confes- 
sion  zur  andern;  in  d.  k.  sachs.  Gesetzsamml.  u.  in  d.  unten  (§.  52Ö,  a)  angef. 
Abh.  Ueber  die  Gleichstellung  etc.,  S.  107.  W.  T.  Krug's  Darstellung  des  Un- 
wesens der  Proselytenmacherei.  Leipz.  1822.  8.  (Vergl.  Protoc.  der  B.V.  \.  1822, 
§.222.).  Ebendess.  neueste  Geschichte  der  Prosei)  tenmacherei  in  Teutschland.  Leipz. 
1827.  8.  Auch  in  Bratm's  Minerva,  1827.  F.  V.  P.  v.  Ammok's  Gallerie  der  denk- 
würdigsten Personen,  welche  im  16.,  17.  u.  18.  Jahrhundert  von  der  evangel. 
zur  kathol.  Kirche  übergetreten  sind.  Erlangen  i833.  8.  L.  T.  Frhr.  v.  Spittler 
über  Christoph  Besold's  Religionsveranderung  (i63o).  Mit  Zusätzen  von  G.  C. 
F.  Mohnicre.  Greifsw.  1822.  8.  (Der  Spittlerische  Aufsat&  steht  auch  in  F.  C.  v. 
Moser's  patriot.  Archiv,  Bd.  VIII.)  Pütter's  histor.  Entwicklung,  Th.  LT,  S.  336. 
J.  J.  Moser's  Lebensgeschichte,  Th.  I  (Frankf.  u.  Leipz.  1777.  8.),  S.  3i  ff. 
Gewaltsame  Bekehrung  des  Grafen  Ernst  Wilhelm  von  BentheimSteinfurt  durch 
den  Bischof  von  Münster,  Bernhard  von  Galen,  im  J.  1668;  s.  das  von  des 
Grafen  Gemahlin,  Gertrud  van  Zelst,  im  J.  1669  herausgegebene  «Manifest», 
das  bentheim-steinfurtische  «Gegenmanifest»  (1686.  4.),  den  Abrege  du  Manifeste 
de  Mme  la  comtesse  de  Bentheim,  nee  de  Zelst.  A  La  Haye  1679.  12*  vie  et 
les  actions  de  Christ.  Bernh.  de  Galen.  Cologne  1679.  12.  (Auch  in  holländ.  u. 
italian.  Uebersetz.  ibid.  eod.  12.) —  Sam.  Buttler's  (f  1680)  Hudibras.  Aus  dem 
Engl.  v.  Soltau. 

d)  Indem  sie  z.  B.  «Erwachsene  ingeheim  herüberlocken,  und  indem  sie  dieselben, 
nach  dem  heimlichen  Uebertritt,  von  der  äusserlichen  und  öffentlichen  Theilnahme 
an  der  Kirche  und  deren  Gebrauchen  auf  unbestimmte  Zeit  entbinden,  ihnen 
erlauben,  scheinbar  in  der  vorigen  Kirchengemeinschaft  zu  beharren,  bürgerliche 
und  selbst  kirchliche  Aemter,  die  ihnen  nur  unter  Voraussetzung  jener  Gemein- 
schaft anvertraut  wurden,  zur  leichtern  Verbreitung  ihres  Glaubens  fortzuver- 
walten,  und  so  ihre  Mitchristen  auf  die  treuloseste  Art  zu  hintergehen».  Worte 
Krug's  in  dem  Schreiben  an  die  hohe  t.  Bundesversammlung,  in  der  angef. 
Darstell.,  S.  VI.  —  Heimlich  katholisch  waren:  vier  Jahre  lang,  der  oben 
(Note  c)  genannte  tübingische  Kechtslehrer  Besold;  von  1712  —  1717,  Friedrich 
August,  Kurprinz  von  Sachsen;  v.  1715 — 1717,  Herzog  Moritz  von  SachsenZeitz, 
Administrator  des  Stiftes  NaumburgZcitz  (Krug  a.  a.  O.  S.  9  u.  ff.);  von  1749 
—  1704,  Friedrich,  Erbprinz  von  llessenCassel;  einige  Zeit  bis  1800,  Graf  Friedr. 
Leopold  v.  Stolberg;  etliche  Jahre  lang  bis  1820,  C.  L.  v.  Haller,  Rathsherr 
u.  Professor  zu  Bern.  —  Merkwürdiges  Glaubensbekenntnifs  katholischer  Con- 
vertiten,  in  H.  E.  G.  Paulus  Sophronizon,  Bd.  III,  Heft  3  (1822),  S.  86  ff.  — 
Strafe  der  Prosely tenmacherei,  in  dem  (§.  5i3  angef.)  weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct. 
1823,  §.  60.  Vergl.  auch  v.  Aretin's  constit.  Staatsr. ,  Bd.  II,  S.  11 5.  Die 
römische  Propaganda  im  Rhein-  und  Mosellande  etc.  Frankf.  1822.  8.  (G.Friedrich) 
Der  Freimaurerbund  u.  die  jesuitisch-hierarchische  Propaganda.  Darmst.  i838.  8. 

c)  Indem  z.  B.  Geistliche  sich  weigern,  Ehen  dieser  Art  kirchlich  zu  weihen,  wenn 
nicht  vorher  vertragmäsig  festgesetzt  wird,  alle  aus  solcher  Ehe  stammenden 
Kinder  dem  Schoos  ihrer  Kirche  zuzuführen,  oder  indem  sie,  wenn  ohne  solches 
Versprechen  Ehen  dieser  Art  zu  Stande  kommen,  kirchliche  Censuren,  nament- 
lich SacramentSpcrre,  Verweigerung  oder  Verkümmerung  des  Aussegnens  der 
Wöchnerinnen  und  andere  Nöthigungsmittel  sich  erlauben,  u  d.  m.  Vergl.  Instr. 
Pac.  Osnabr. ,  V.  34.  Benedicti  XIV.  declaratio  super  matrimoniis  intcr  prote- 
stantes  et  catholicos.  Colon.  1746.  8.  Das  (§.  ,u3  angef.)  weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct. 
i8i3,  §.  4?  ff  §•  5i  —  ß7.    Baierische  Verordn.  v.  16.  Juni  i83o.  Bürgerliches 
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Oüillhllflh  Rl*  die  deutschen  Erbhinder  der  Oesterreich.  Monarchie ,  %\.  <y5n  TJA 
Ei.  Joseph*«  ILj  Toleran/circular  v.  18.  Oct.  1781.  Preussisches  Allgem.  Landr. 

l'h.  EL  I  ii.  •.  -(«  IV.,  abgeändert  durch  eine  K.  Declaration  v.  21.  I\ov.  i8o3, 
welche  letalere  auf  die  preufsischen  Rheinprovinzen  u.  auf  West phalen  ausge- 
. leimt  wurde  durch  eine  CabinetOrdre  v.  17.  Aug.  i8a5.  Badische  Verordnung 
r.  i;.  Juni  1826.  A.  L.  Schot r's  Eherecht,  §.  97.  Schesrl,  instit.  juris  eccl. 
(  nach  Sun  111  \  Vusg.  \.  iH;u>),  1*.  U.  p.  409  —  436.  K.  F.  Eichrorn's  Grund- 
i  8  des  Rircheurecbts ,  Bd.  II,  S.  492  —  519.    C.  A.  Zum  Bach  über  die  Ehen 

w,  Katholiken  und  Protestanten.  Cöln  1821.  8.  Rechtfertigung  der  gemischten 
l  heu  bw«  Katholiken  und  Protestanten,  mit  e.  Vorrede  von  L.  van  Ess.  Cöln 
1831.  8.  V.  C.i;i  mm  i  n  über  die Rechtmäsigkeit  gemischter  Ehen.  Leipz.  i838.  8. — 
In  neuerer  Zeit  ist  die  l  ogunst  des  katholischen  Kirchenregiments  gegen  ge- 
mischte Ehen,  und  sein  Streben,  da  wo  solche  nichtsdestoweniger  geschlossen 
werden,  die  darin  erzeugten  Kinder  ausschliefsend  für  die  katholische  Kirche  zu 
gewinnen)  mehrmaj  aur  öffentlichen  Erörterung  gekommen.  Nach  Baiern  erliefs, 
auf  Aalfrage  der  Minderzahl  der  dortigen  Bischöfe,  der  Papst  im  J.  1832  ein 
Breve  in  jenein  Sinn,  welches  aber  von  der  Regierung  das  Placet  nicht  erhielt. 
\  erhandlung  defshalb  in  der  2.  Kammer  der  baier.  Ständeversammlung  am 
i8.  Vpril  i834.  Ein  ähnliches  Breve,  zunächst  veranlafst  durch  die  oben  angef. 
K.  CabinetOrdre  v.  17.  Aug.  1825,  war  unter  dem  23.  März  i83o  ergangen  an 
den  Erzbischof  von  Cöln  und  an  die  Bischöfe  von  Trier,  Paderborn  und  Münster. 
I  eher  die  Anwendung  dieses  Breve  schlofs  die  Königl.  Staatsregierung  durch  einen 
[mmediatCommissarius ,  am  19.  Juni  i834,  eine  (durch  K.  Cabinetordre  v. 
3o.  desselben  M.  genehmigte)  Uebereinkunft  mit  dem  Erzbisch of  von  Cöln, 
Grafen  von  Spiegel,  ab,  der,  im  Juli  des  näml.  Jahres,  die  Bischöfe  von  Trier, 

Münster  und  Paderborn  beitraten.  (Man  s.  v.  Martens  recueil ,  Sappl.  T. 
Will.  p.  3i  seqq.)  Die,  später  von  dem  Papst  gebilligte,  Verweigerung 
des  Sa<  hfolgers  des  | Grafen  von  Spiegel,  des  jetzigen  Erzbischofes  Freiherrn 
Droste  zu  Vischering,  die  angef.  Uebereinkunft  v.  19.  Juni  i834  zu  beobachten, 
\\AV  Alit-  oder  Hauptursache  der  durch  die  Regierung  zwangsweise  bewirkten 
Entfernung  des  letztern  von  seinem  Amtsitze  und  der  Suspension  seiner  amt- 
lichen Functionen,  angekündigt  und  motivirt  durch  ein  Publicandum  der  Königl. 
Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten,  der  Justiz  und  des  Innern  und  der 
Polizei  vom  i5.  Nov.  i83~.  (Officielle)  Darlegung  des  Verfahrens  der  Preufsischen 
Regierung  gegen  den  Erzbischof  von  Cöln,  mit  Beilagen.  Berlin  1837,  2  Hefte, 
4.  Dawider  erschien  von  päpstlicher  Seite  eine  gleiche  officielle  Gegenschrift, 
zu  Rom  in  lateinischer  Sprache,  und  übersetzt,  unter  dem  Titel:  Urkundliche 
Darstellung  der  Thatsachen,  welche  der  gewaltsamen  Wegführung  des  hochw. 
Herrn  Frhrn.  v.  Droste,  Erzbischofes  von  Cöln,  vorausgegangen  und  gefolgt 
sind.  Nach  dem  in  der  Druckerei  des  StaatsSecretariats  zu  Rom  am  4«  März 
i838  erschienenen  Originale  wörtlich  übersetzt.  Mit  Beifügung  der  Documente 
in  den  Originalsprachen.  Regensburg.  i838.  8.  M.  s.  a.  Görkes,  Athanasius, 
4.  Ausg.  Regensburg  i838.  8.  v.  Rottech,  die  Cölnische  Sache,  betrachtet  vom 
Standpunct  des  allgemeinen  Rechts.  Speyer,  Landau  und  Grünstadt,  i838.  8. 
AI  \  mi  y  i>  yf,HV  (wider  Corres)  Beleuchtung  des  Athanasius  von  Görres.  Berlin 
i838.  8.  E.  Müsch,  Römische  Zustände  und  katholische  Kirchenfragen  der  neuesten 
Zeit.  Stuttg.  i838.  8.  Paulus,  der  wieder  laut  gewordene  Principicnkampf  zwi- 
schen römischer  Hierarchie  und  teutscher  Staatsrechtlichkeit.  Heidelberg  und 
Leipzig.  i838.  8.  Beurtheilung  der  Thatsachen,  durch  welche  die  Maasnahmen 
der  Preufsischen  Regierung  gegen  den  Erzbischof  von  Cöln  herbeigeführt  worden 
sind.  •?..  Aull.  Bonn.  i838.  8.  —  Aehnliche  Streitigkeiten  entstanden  in  dem 
Grofd.erzogihum  Posen.  Schreiben  des  Erzbischofs  von  Gncscn  und  Posen 
an  den  Bönig,  vom  26.  Oct.  1837.    I>er  Hirtenbrief  des  Erzbischofs  von  Gnesen 
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und  Posen  (v.  17.  Febr.  i838),  geschichtlich,  Staats-  und  kirchenrechtlich  und 
weltbiirgerlich-christlich  zergliedert.  Tübingen  i838.  8.  v.  Botteck's  Staatslexikon, 
Bd.  VI.  S.  475.  —  Man  s  a.  Conv.Lex.  der  Gegenwart,  Bd.  I  (  Leipz.  i838)  S. 
1099.  -^rt*  Genaschte  Ehen,  und  Bd.  II.  (Leipz.  1839),      1024«  Art.  Co  Ine  r  Angelegenheit. 

/)  Vergl.  Prcufs.  allgem.  Landr.,  Th.  II,  Tit.  11,  §.  6,  442  u.  f.,  u.  86—88.  Jahr- 
bücher der  preufs.  Monarchie,  v.  1800,  S.  327  ff.;  v.  1801,  S.  32-  ff.  Scbott 
a.  a.  O.,  S.  219.  A.  Waldmahn,  utrum  matrimonio  a  consistoriis  protestanticis 
dissoluto  parti  catholicae  dari  possit  facultas  transeundi  ad  aliud.  Mogunt.  i8o3.  8. 
Rufpert's  Critik  der  Abh.  Prof.  Waldmakks,  u.  s.  w.  Frankf.  1804.  8.  Schriften, 
von  F.  X.  Neupauer,  Gr  ätz  i785  ;  drei  von  Bened.  Mar.  Werkmeister,  Carlsr 
1804,  u.  Bamb.  1804  u.  18065  zwei  von  F.  A.  Jager,  Arnst.  i8o5;  von  Matth. 
Kübel.  Meersb.  1804.  8. 

g)  Vergl.  das  (§.  5i3  angef.)  xveimar.  Gesetz  v.  7.  Oct.  1823,  §.  44-  M.  Kübel  über 
die  Gesch.  bischofl.  Dispensen.  2.  Aufl.  Heidelb.  1788. 

h)  In  Kurhessen  besteht,  über  beide  Gegenstände,  ein  mit  dem  vormaligen  bischöflichen 
General Vicariat  verabredetes  Regulativ  v.  3i.  Aug.  1829,  bestätigt  in  der  kur- 
hefs.  Verfafs.  Urk.  v.  i83i  ,  §.  i35,  a.  Man  s.  auch  den  Art.  Hermesianer ,  in 
dem  Conv.  Lex.  der  Gegenwart,  Bd.  II  (Lpz.  1839),  S.  1206. 

§.   520.  (428.) 

Landesherrliches  Placet.  Beschränkung  des  Verkehrs  mit  dem  römischen 
Hof.    Eid  der  Geistlichkeit  auf  die  Verfassung surhunde. 

Demnach  sind  I)  alle  kirchlichen  Anordnungen,  Verfügun- 
gen und  Lehrsatze  auch  die  gröfseren  Kirchenstrafen  und  die  Aus- 
schliefsung  aus  der  Kirehengesellschaft,  die  Anstellung  der  Kirchenbeainten, 
die  Einführung  und  Erhaltung  des  Mönchthums  aller  Art,  namentlich  der 
Jesuiten,  zumal  in  Verbindung  mit  einem  auswärtigen  General,  welcher 
unmittelbar  unter  der  römischen  Curie  steht,  der  Prüfung  und  Geneh- 
migung des  Staates,  in  politischer  Hinsicht  unterworfen*  Nichts  dieser 
Art  darf  vor  ihm  geheim  gehalten  werden.  Insbesondere  bedarf  jedes 
Kirchengesetz,  jede  neue  Bestimmung  der  Kirchen  Verfassung,  jede  Vermeh- 
rung, Aenderung,  nähere  Bestimmung  oder  Verminderung  kirchlicher 
Glaubenslehren,  jede  kirchliche  Verfügung,  bevor  solche  zur  Bekanntmachung 
und  Vollziehung  kommt,  der  Zustimmung  des  Staatsoberhauptes«) 
(Staatsgenehmigung,  Erklärung  des  NichtWiderspruchs,  Placet,  placedum  re- 
gium  seu  territoriale,  regium  exequatur,  seu  litterae  pareatis),*  sie  geschehe 
durch  Social-,  oder  Synodal-Presbyterial-,  Synedrial-  u.  d»  Schlüsse,  oder 
durch  Verfügungen,  Verordnungen,  Erklärungen  und  Bescheide  kirchlicher 
Obern,  Behörden  und  Congregationen ,  namentlich  durch  päpstliche  Re- 
scripte,  Bullen,  Breven,  Befehle  oder  Consilia  an  die  Kirchenlehrer,  Beicht- 
väter oder  Kirchenvorsteher,  durch  Hirtenbriefe,  Agenden,  Gebete  und  Ge* 
sangbücher,  u.  d»  Nach  blofser  Willkühr,  kann  die  staatsoberhauptliche 
Zustimmung  nicht  versagt  werden ;  doch  ist  der  Regent  nicht  verbunden, 
Gründe  seiner  Mifsbilligung  anzugeben.  Einmal  ertheilt,  kann  jene  Zu- 
stimmung nur  bei  dringender  Forderung  des  Staatszweckes  zurückgenom- 
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nun  werden  <  ^  H)  Auch  ist,  in  mehreren  Staaten,  der  unmittelbare 
Verkehr  der  inländischen  Geistlichkeil  mit  dem  römischen  Hof, 
und  mit  dessen  Behörden,  Nuncien  und  Agenten,  durch  Gesetze  theils  be- 
schränkt, theils  ganz  verboten.  UT)  Mit  Recht  wird  auch  der  Geistlichkeit 
i  ie  Beschwörung  der  StaatsverfassungsUrkunde  zur  Pflicht  gemacht 

0  Vnt.  1»!  an  diss.  de  justitia  placeti  regii.  Viennae  1774«  8.  Kkejan  über  das 
Place  tum  regium  el  ecclesiasticum.  Wien  1798.  8.  Pbtb.  de  Marca  de  concordia 
eacerdotü  et  imperii,  Lib.  II.  c.  10.  n.  9.  et  c.  17.  n.  5.  Z.  B.  van  Espen  tr.  de 
promulgatione  legum  ecclesiasticarum.  Pbtr.  Stockmann,  jus  Bclgarum  circa 
bullarum  pontificiarum  reeeptionem.  Justin.  Feuronius  de  statu  ecclesiac,  c. 
^  •  §•  '•  I»-  282.  sqq.  et  c.  IX.  §.  8.  p.  740  —  750.  et  p.  812.  sqq.  Febronius 
abbreviatus  el  emendatus,  c.  VI.  p.  218.  sq.  Michl's  Rircbenr..  §.  25.  Walch's 
aeueste  Religionsgesch. ,  Tb.  V,  S.  219  ff.  De  Riegger  instit.  juris  canon., 
L  \N.  35o.  HL  §.  865.  Mferirwürd.  ReickshofrathsGutackten,  III.  17Ö  u.  198.  W. 
T.  Krug  über  das  Verhältnifs  protestantischer  Regierungen  zur  päpstlichen.  Jena 
»828,  8.  (Auch  in  Bran's  Minerva,  1828.  v.  Aretin's  constit.  Staatsr. ,  Bd.  II, 
S.  lo3.  —  Kaiserl.  östreich*  CabinetBefehl  v.  19.  Sept.  1814.  Baier.  Edicte  v. 
24.  März  1809,  §.  65  f.  (Rhein.  Bund,  XXXV.  161.),  u.  v.  26.  Mai  1818,  58. 
Badisches  Constit.  Ediet  v.  1807,  §•  23L-  Preuss.  MinistcrialVcrfügung  v.  3i.  Aug. 
Inder  5.  Oct.?)  1818.  Baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.  9,  u.  das  dazu 
als  Beilage  2  gehörende  Edict ,  §.  58.  TVürtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  §.  72. 
GH,  hessische  Verf.  Urk.  v.  1820,  Art.  40.  GH.  weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct.  1823, 
%.  3  (oben  §.  5i3,  d).  Königl.  sächs.  Mandat  v.  19.  Febr.  1827  (oben  §.  5io,  g), 
v.  3.  Land  stand.  Grundgesetz  des  Hzgth.  S&ch&enMeiningen  v.  23.  Aug.  1829, 
Vi  t.  3o.  Badische  Verordn.  in  d.  BegierungsBlatt  v.  2.  Febr.  i83o.  PFürtemb  ergische, 
in  d.  Regier.  Blatt  v.  11.  Febr.  i83o.  GH.  hessische  v.  3o.  Jan.  u.  8.  Febr.  i83o. 
Kurhessische  Verfaßs.  Urk.  v.  i83i,  §.  i35,  b  u.  c.  HohenzollernSigmarmgensche  v. 
i833,  §.  33.  3Ian  s.  auch  die  oben  (§.  5io,  IV)  wörtlich  angef.  WahrungsClausel 
in  den  bei  landesherrlicher  Bekanntmachung  zweier  päpstl.  Bullen  in  den  zu 
der  oberrbein.  Rirchenprovinz  gehörenden  Staaten.  Verordn.  des  Cantons  Genf, 
\.  7.  V|)iil  1820.  Königl.  Griechische  Verordn.  v.  4»  Aug.  i833,  auszugsweise  in 
1  ber's  pragm.  Geschichte  der  nationalen  u.  polit.  Wiedergeburt  Griechenlands 
vi  rankf.  i835.  8.),  S  515.  —  Dagegen  s.  man  das  baierische  Concordat  v.  1817, 
\rt.  XII,  lit.  e.  oben  §.  5o8.  Königl  neapolitanische  Decrete .  v.  17.  Juli  1816, 
u.  v.  .  .  .  Sept.  1817.  Neapolitan.  Concordat  mit  d.  päpstl.  Stuhl,  v.  16.  Febr. 
1818,  A.rt.  22.  (Auch  das  von  dem  König  Ludwig  XVIII.  nicht  genehmigte 
französ.  Concordat  v.  1817).  —  Päpstliche  Zurechtweisung  und  Ermahnung  an 
den  Erzbischof  von  Freiburg  und  die  Bischöfe  von  Mainz,  Rotenburg,  Lim- 
burg und  Fulda,  eine  Einmischung  der  Staatsregierungen  in  kirchliche  Angelegen- 
heiten ,  und  ihre  Beschränkung  des  freien  Verkehrs  der  Gläubigen  mit  dem 
Oberhaupt  der  Kirche  nicht  zu  dulden,  in  einem  Preve  Pius  VIR.  vom  3o.  Juni 
i83o:  in  der  Monatschrift:  Der  Katholik,  Octoberheft  i83o,  Beilage  X,  S.  V  ff. 
Auch  s.  man  das  Rundschreiben  (litterae  encyclicae)  Pius  VIR.  an  alle  Patriarehen, 
Primaten,  Erzbisehöfe  und  Bischöfe,  datirt  Rom  vom  24.  Mai  18293  lateinisch  in 
der  3Ionatschrift:  Der  Katholik,  Augustheft  1829,  S.  254  bis  260,  teutsch  in 
der  Allgem.  Zeit.  v.  1.  u.  2.  Oct.  1829,  Beilagen  274  u.  275.  —  Sogar  die  Pub- 
lication  der  tridentnaischen  ConcilienSchlüsse ,  ward  in  Frankreich  verweigert, 
in  andern  Ländern  aber  nur  mit  manchen  Beschränkungen  bewilligt.  Man  s. 
I  EBROOTU8  de  statu  ecclesiae,  1.  c. ,  u.  Le  Plat  collectio  monumentor.  concilii 
Tridentini,  T.  VII.  Part.  1  (Lovanii  1787.  4.),  p.  225— 3i4- ■ —  Durch  eine  könig- 
lich-französische Ordonnanz  vom  10.  Jan.  1824,  ward  ein  Hirtenbrief  des  Car- 
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dinalErzbischofs  von  Toulouse  unterdrückt,  wegen  darin  enthaltener  Aeusserun- 
gen ,  die  dem  Staatsrecht  und  den  Gesetzen  des  Königreichs ,  den  Vorrechten 
und  der  Unabhängigkeit  der  Krone  zuwider  waren.  Er  war  zuerst,  mit  päpst- 
licher Erlaubnifs,  zu  Rom,  nachher  zu  Toulouse  gedruckt  worden. 

b)  Nassauisches  Edict  v.  9.  Juli  1817.  Kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i ,  §.  i35,  d. 
Code  penal  francais,  art.  207.  ■ —  Verbote  dieser  Art  enthielten  schon  die 
Schreiben  der  kurmainzischen ,  kurtrierischen ,  und  kurcölnischen  Vicariate,  da- 
tirt  Mainz  v.  21.  Dec,  Coblenz  v.  20.  Dec,  Cöln  v.  19.  Dec.  1786. —  Anders  das 
baierische  Concordat  von  1817  (§.  5o8). 

c)  In  dem  oben  (§.  5io,  d)  angef.  gemeinschaftlichen  Beschlufs  der  bei  der  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  betheiligten  Staatsregierungen,  kommen  folgende  Be- 
stimmungen vor.  §.  4.  «Die  von  dem  Erzbischof,  dem  Bischef,  und  den  übri- 
gen kirchlichen  Behörden  ausgehenden  allgemeinen  Anordnungen,  Kreisschreiben 
an  die  Geistlichkeit  und  Diöcesanen,  durch  welche  dieselben  zu  etwas  verbunden 
werden  sollen,  so  wie  auch  besondere  Verfügungen  von  Wichtigkeit,  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Staates,  und  können  nur  mit  der  ausdrücklichen  Bemerkung 
der  Staatsgenehmigung  (Placet)  kund  gemacht  oder  erlassen  werden.  Auch  solche 
allgemeine  kirchliche  Anordnungen  und  öffentliche  Erlasse,  welche  rein  geistliche 
Gegenstände  betreffen,  sind  den  Staatsbehörden  zur  Einsicht  vorzulegen,  und 
kann  deren  Kundmachung  erst  alsdann  erfolgen,  wenn  dazu  die  Staatsbewilligung 
ertheilt  worden  ist».  §.  5.  «Alle  römischen  Bullen,  Breven  und  sonstigen  Er- 
lasse müssen,  ehe  sie  kund  gemacht  und  in  Anwendung  gebracht  werden,  die 
landesherrliche  Genehmigung  erhalten,  und  selbst  für  angenommene  Bullen  dauert 
ihre  verbindende  Kraft  und  ihre  Gültigkeit  nur  so  lange,  als  nicht  im  Staate 
durch  neuere  Verordnungen  etwas  anderes  eingeführt  wird.  Die  Staatsgenehmigung 
ist  aber  nicht  nur  für  alle  neu  erscheinenden  päpstlichen  Bullen  und  Constitu- 
tionen, sondern  auch  für  alle  frühern  päpstlichen  Anordnungen  nothwendig,  so 
bald  davon  Gebrauch  gemacht  werden  will».  §.  6.  «Eben  so  wie  die  weltlichen 
Mitglieder  der  katholischen  Kirche,  stehen  auch  die  Geistlichen  als  Staatsgenossen 
unter  den  Gesetzen  und  der  Gerichtbarkeit  des  Staats».  §.  9.  «Provinzial- 
Synoden  können  nur  mit  Genehmigung  der  vereinten  Staaten,  welche  denselben 
Commissäre  beiordnen,  gehalten  werden.  Zu  den  abzuhaltenden  SynodenCon- 
ferenzen  wird  der  Erzbischof,  so  wie  jeder  Bischof,  mit  Genehmigung  der  Re- 
gierung, einen  Bevollmächtigten  absenden».  §.  10.  «In  keinem  Falle  können 
kirchliche  Streitsachen  der  Katholiken  ausserhalb  der  Provinz  und  vor  auswär- 
tigen Richtern  verhandelt  werden.  Es  wird  daher  in  dieser  Beziehung  in  der 
Provinz  die  nöthige  Einrichtung  getroffen  werden».  §.  18.  «DiöcesanSynoden 
können  vom  Bischof,  wenn  sie  nöthig  erachtet  werden,  nur  mit  Genehmigung 
des  Landesherrn  zusammen  berufen  und  im  Beiseyn  landesherrlicher  Commissarien 
gehalten  werden.  Die  darin  gefafsten  Beschlüsse  unterliegen  der  Staatsgenehmigung, 
nach  Maasgabe  der  in  den  §§.4  und  5  festgesetzten  Bestimmungen».  §.19»  «Nur 
der  Erzbischof,  Bischof  und  Bisthumsverweser,  stehen,  in  allen  die  kirchliche 
Verwaltung  betreffenden  Gegenständen,  in  freier  Verbindung  mit  dem  Oberhaupte 
der  Kirche ;  jedoch  müssen  dieselben  die  aus  dem  MctropolitanVerbandc  hervor- 
gehenden Verhältnisse  jederzeit  berücksichtigen.  Alle  übrigen  DiöcesanGcistlichen 
haben  sich  in  allen  kirchlichen  Angelegenheiten  nur  an  ihren  Bischof  (Erzbischof) 
zu  wenden,,.  §.  22.  «Taxen  oder  Abgaben,  von  welcher  Art  sie  auch  seyn,  und 
wie  sie  auch  Namen  hüben  mögen,  dürfen  weder  von  inländischen  noch  aus- 
ländischen geistlichen  Behörden  erhoben  wei  den.  Die  Erhebungen  von  Expeditions- 
Gebühren  hängt  in  jedem  Staat  von  der  landesherrlichen  Bestimmung  ab».  §.23. 
«DieDecanate  werden  unter  gemeinschaftlichem  Einverständnisse  der  Regier ungs- 
und  bischöflichen  Behörden  mit  würdigen  Pfarrern,  welche  auch  in  Verwallnngs- 

Kliiber's  Üffentl.  Recht,  4.  Aufl.  j() 
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geschalten  .;«  ni't  sind,  hosct/.iv.  •>.-'.  «In  das  Seminar  werden  nur  diejenigen 
Candidaten  aufgenommen,  welche  in  einer  durch  die  Staats-  und  bischöflichen 
Behörden  gemeinschaftlich  vorzunehmenden  Prüfung  gut  bestanden  und  zur  Er- 
langung dis  landesherrlichen  Tischtitols,  der  ihnen  unter  obiger  Voraussetzung 
ertheill  wird,  würdig  befunden  worden  sind».  §.  34-  «Jeder  Geistliche  wird, 
bevor  er  die  kirchliche  Institution  erhält,  dem  Oberhaupte  des  Staates  den  Eid 
der  Treue   ablegen,    dein   Bischof  aber  den   canonischen  Gehorsam  geloben». 

;>i.  r  Den  Geistlichen,  so  wie  Weltlichen,  bleibt,  wo  immer  ein  Mifsbrauch 
der  geistlichen  Gewalt  gegen  sie  Statt  findet,  der  Recurs  an  die  Landesbehörden». 
■  1  Ka  ts,  Verfafs. Urk.  \.  i83i,  §•  i(>5.  König!,  sächsische  v.  i83i,  §.  i3o.  Bayerische 
v.  1818,  Tit.  \.  3.  GH.  hessische  v.  1820,  Art.  108.  S-  coburgische  v.  1821, 
^.  100,  Das  (oben  §.  5o8  angef.)  bayerische  Concordat  mit  dem  römischen  Stuhl 
von  1  f » 1  — ,  \it.  1,  sichert  der  römisch-katholisch-apostolischen  Religion  in  Baiern, 
ausser  ihren  Rechten,  auch  alle  diejenigen  «Vorrechte»  (pracrogativa)  zu,  welche 
Bie  Dach  den  canonischen  Satzungen  zugeniessen  habe.  In  dem  J.  1819  weigerten 
sich  in  Baiern  römisch  katholische  Geistliche,  den  Eid  auf  die  Verfassung  zu 
leisten j  andere  wollten  ihn  nur  unter  Vorbehalt  schwören.  Auf  Andringen  der 
römischen  Curie,  erklärte  hierauf  das  Staatsministerium,  in  einer  allgemeinen 
Verordnung  vom  u-  Sept.  1821  (Regier.  Blatt,  1821,  Num.  XXXI,  S.  804): 
ftdafs  der  von  den  katholischen  Unterthanen  auf  die  Constitution  abzulegende 
Eid  lediglich  auf  die  bürgerlichen  Verhältnisse  sich  beziehe,  und  dafs  sie  dadurch 
zu  nic/Us  verbindlich  gemacht  werden,  was  den  göttlichen  Gesetzen,  oder  den 
katholischen  Kirchensatzungen  entgegen  wäre».  Einseitige  Aenderung  der  Ver- 
la ssungsurkunde .  konnte  mit  dieser  Erklärung  nicht  bezweckt  seyn,  um  so  we- 
er,  da  der  Verfassungseid  selbst  ein  Bestandtheil  der  Verfassungsurkunde 
(Tit.  \,  3)  ist.  Aber  Anlafs  zu  MentalBedingungen ,  bei  Leistung  des  Eides, 
kann  sie  geben.  —  Eben  so  verweigerte  späterhin  auch  in  dem  Königreich  der 
r lande  und  in  dem  Grofsherzoglhum  Luxemburg,  von  dem  römischen  Hof 
dazu  aufgefordert,  die  römisch  katholische  Geistlichkeit  den  Eid  auf  die  Verfas- 
Bungsurkunde.  —  Zu  Fulda  beschwuren  zwar  der  Bischof,  das  Domcapitel  und 
die  übrige  katholische  Geistlichkeit  die  kurhessische  Verfassungsurkunde  vom 
5.  Jan.  i83i,  doch,  wie  es  in  dem  BeschwörungsProtocoll  heifst,  «mit  Ausnahme 
der  im  §.  i35,  lit.  c,  d  und  e  vorkommenden,  der  Kirchen-  und  Gewissensfreiheit 
zuwider  laufenden  Bestimmungen,  und  mit  Verwahrung  gegen  allen  Mifsbrauch 
der  3o  u.  i55  zum  Nachtheil  der  garantirten  Gewissensfreiheit  und  der  wohl- 
erworbenen Rechte  der  Kirche  ».  Die  bezeichneten  Stellen  des  §.  i35  betreifen 
den  Verkehr  mit  dem  päpstlichen  Stuhl  und  das  landesherrliche  Placet.  Die 
widersprochene  Stelle  des  §.  3o  sagt:  «die  Religion  darf  nicht  zum  Vorwand 
gebraucht  werden,  um  sich  irgend  einer  gesetzlichen  Verbindlichkeit  zu  ent- 
ziehen». Der  §.  i55  erklärt  für  aufgehoben,  «alle  gesetzlichen  Bestimmungen 
und  andere  Anordnungen  jeder  Art,  welche  mit  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen 
Yerfassungsurkunde  und  der  für  Bestandteile  derselben  erklärten  Gesetze  im 
Widerspruch  stehen». 


§.  521.  (429.) 

Landesherrlicher  Schutz.    Verhütung  kirchlichen  Unheils*  Mitvorsitz 
bei  Kirchenversammlungen.   Geistliche  GerichtbarkeiU  Päpstliche 
Nuncien.    Appellatio  ab  abusu. 

\)  Berechtigt  und  verbunden  ist  der  Staat,  die  Kirche  zu 
schützen,  bei  den  von  ihm  genehmigten  Anordnungen  und  Lehrsätzen, 
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bei  der  Öffentlichen  und  PrivatGottesverehrung,  und  bei  ihrer  Verfassung  «). 
II)  Er  ist  befugt,  nicht  nur  willkuhrliche  und  staatszweckwidrige  Herr- 
schaft der  geistlichen  Obern  zu  verhindern,  den  Clerus  auf  seinen 
geistlichen  Beruf  zu  beschränken,  und  zu  fordern,  dafs  derselbe  den 
staatsbürgerlichen  Verhältnissen  sich  nicht  entziehe  6),  sondern 
auch  staatsgefährliche  Spaltungen  und  S  tre  itigkeiten  in  der  Kirche 
zu  verhüten  und  zu  entfernen,  doch  ohne  der  Gewissensfreiheit  der  Ein- 
zelnen zu  nahe  zutreten  e).  III}  Kirchenversammlungen  dürfen  ohne 
sein  Vorwissen,  und  ohne  Mitvorsitz  seiner  Abgeordneten,  in  dem  Staats- 
gebiet nicht  gehalten  werden  d).  IV)  Ein  Recht  der  Kirche  auf  Gericht- 
barkeit  in  geistlichen  Sachen,  findet  ohne  Bewilligung  des  Staates  nicht 
Statt  (§.  372).  V)  Der  Regent  ist  berechtigt,  aber  der  Regel  nach  nicht 
verpflichtet,  päpstliche  Legate,  namentlich  Nuncien,  als  Gesandte  anzu- 
nehmen ;  er  ist  nicht  schuldig,  ihnen  die  Ausübung  geistlicher  Eacul täten, 
heimlicher  und  öffentlicher,  insbesondere  Gerichtbarkeit  oder  Judicatur,  zu 
gestatten  e)+  VI)  Wider  Mifsbrauch  inländischer  oder  auswärtiger 
Kirchengewalt,  findet  Recurs  an  den  Landesherrn  (appellatio  ab  abusu) 
Statt  /). 

a)  Von  dieser  landesherrlichen  Schirmvogtei  (  advocatia  ecclesiastica  )  handelt  J.  C. 
Barthel  de  jure  reformandi  antiquo,  art.  8;  in  seinen  Opusc. ,  T.  I.  p.  191.  et 
222.  —  Dem  römiscli-teutschen  Kaiser  ward  in  der  Wahlcapitulation  die  Schirm- 
vogtei  über  die  Christenheit,  den  Stuhl  zu  Rom,  päpstliche  Heiligkeit  und  christ- 
liche Kirche  zur^  Pflicht  gemacht.  Klüber's  Einleit.  zu  e.  neuen  Lehrbegriff  des 
teutsch.  Staatsr.^Anhang ^S.  3  u.  f. —  Auf  eine  Fortdauer  dieser  römisch-kaiser- 
lichen Schirmvogtci  schien  noch  1829,  nach  der  Wahl  Pius  VIII.,  bei  dem  diesem 
Papst  abgestatteten  Glückwunsch,  der  östreichische  Gesandte  für  den  Kaiser  von 
Oestreich  anspielen  zu  wollen.  Diario  di  Roma  (päpstl.  Hofzeitung)  vom  14.  März 
1829.  Dawider  s.  Alex.  Müller,  die  neue  auflebende  Schirmvogtei  des  öster- 
reichischen Kaisers  über  die  römisch-katholische  Kirche.  Erfurt  1829.  & 

6)  JVürtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  §.  73. 

c)  Moser  von  der  Landeshoh.  in  Polizeisachen,  4o  ff.  J.  R.  Schlegel^  Kirchen- 
geseh.  des  18.  Jahrh.,  II.  289.  396.  477.  679.  588. 

d)  Vergl.  das  angef.  baier.  Edict  v.  1809,  §.  63. 

<?)  BadEmser  Punctation  v.  1786,  §.  4,  in  Gärtner's  corp.  juris  eccl.  Cathol. 
ReichshofrathsConclusum  v.  27.  Febr.  1787,  wider  die  Nuncien  zu  Cöln  und 
München.  J.  v.  Sartori's  Staatsr.  der  t.  Erz-,  Hoch-  und  Ritterstifter,  Bd.  I, 
Tb.  1,  S.  209-242.  Mai.i)la.nr's  Anleit.  zur  Gerichts-  u.  Canzleiverfafs.,  Th.  IV, 
S.  i38  ff.  Miciil's  Kirchenr.,  §.  35.  —  Viele  Schriften  in  Klüber's  Lit., 
S.  556-597. 

/)  Febromus  de  statu  ecclesiae,  T.  I.  c.  9.  p.  697—775.  et  810.  sq.  edit.  2.  Michl's 
Kirchenr.,  §.  27.  Boyard,  des  abus  en  matiere  eeclesiastique,  ou  des  eauses  de 
l'origine  et  de  l'utilite  des  appels  comme  d'abus.  Paris  1829.  8.  Grofsherz*  hes sische 
Verfafs.  Urk.  v.  1820,  Art.  42.  Königl.  sächsische  v.  i8äi,  §.  58.  HoficntoUern- 
Sigmaringensche  v.  i833,  §.  36.  Bater.  Edict  \.  26  VTai  1818,  die  äussern  Rc<  Iiis- 
verhältnisse der  Einwohner,  in  Bezieh,  auf  Religion  u.  hin  Iii.  Gesellschaften 
(als  Beil.  2  zu  der  Verfafs.  Urk.),  §.  02  u.  ff.  GH.  Weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct. 

.r>0  * 
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i8*3,  5  (oben  §.  5i3,  d).  Kurhessnche  Vcrfafs.  Vrli.  v.  i83i,  §.  i35,  c.  —  In 
FrnnLrtii  h  beal  iiiuni t  ,  während  dos  Consulats  ein  Gesetz  v.  18.  Germtnarl  J.  X, 
die  1  .die  ivo  Appels  comme  d'abus  Statt  haben  sollen;  zum  Richter  über  solche 
Appellationen  ernannte  es  das  Conseil  - d'Etat.  Dawider  s.  man  Lettres  Sur  la 
rour  de  la  Cbancelleric  d' Anglet  er  re  (Paris  i83o.  8),  die  Iritroduction  von  dem 
Idvocaten  r.  Roveb-Collahd ,  eb,  »!  [>.  91 — 06. 


§•   522.  (430.) 
Staatsbefugniss  in  Ansehung  des  äussern  Cultus* 

I)  Ort,  Zeit  und  Form  dos  äussern  Cultus,  der  ge  meins  cha  ft- 
I  ichen  Go  ttes  v  ereb  ru  n  g  (des  so  genannten  Gottesdienstes,  namentlich 
in  Hinsicht  auf  Liturgie,  Ritual,  Ceremoniel),  auch  Discip linarsachen, 
sind  zunächst  der  Bestimmung  der  Kirche  überlassen;  doch  vorbehalten 
dem  Staat,  theils  die  Befugnifs,  Abstufungen  festzusetzen,  in  Absicht  auf 
Reception  und  Toleranz  «),  und  auf  die  Art  der  äussern  Religionsübung  £), 
theils  diese! heu  Rechte,  welche  ihm  in  Absicht  auf  den  kirchlichen  Lehr- 
begriff  zustehen  c)  (§.  5 18  f.).  II)  Abänderung  oder  Aufhebung  schon 
bestellender,  Einführung  neuer  kirchlicher  Einrichtungen,  den  äus- 
sern Cultus  betreffend,  ist  der  Regent  zu  fordern  befugt,  so  oft  er 
durch  den  Staatszweck  sich  dazu  verpflichtet  erachtet  d)>  Besonders  gilt 
dieses  von  der  Zeit  und  Zahl  der  Festtage  e),  von  öffentlichen,  der  Gottes- 
verehrung  gewidmeten  Oertern,  Gebäuden  und  Symbolen,  von  Kirchhöfen 
und  Begräbnifsortern,  von  Processionen  und  Wallfahrten,  von  geistlichen 
Orden./),  Klöstern,  Verbindungen  und  Brüderschaften,  von  Haus-  und 
Kirchen-  oder  BecltenColIecten,  auch  von  dem  Asylrecht  geistlicher  Oerter 
(§.  3-8)  ,  welches  ohne  genehmigende  Bewilligung  der  weltlichen  Macht 
nicht  fortbestehen,  ohne  ihre  Verleihung  oder  Zustimmung  nicht  erlangt 
werden  kann* 

«)  Majer's  geistl.  Staatsr. ,  II.  §.  i3  h°.  u.  59  ff.  Scheidemantel  a.  a.  O.  II.  3a  ff. 
Michl's  Kirchenr.,  §.  16.  Pütter's  Lit. ,  III.  80.  714.  Klüber's  Lit.,  §.  873.  i5oi. 
S.  v.  Rotteck  über  Duldung,  im  Staatslexrk.  Bd.  IV,  S.  422  ff« 

b)  Pütter's  Lit.,  HI.  712.  Klüber's  Lit.,  §.  1498.  Majer  a.  a.  O.  II.  §.  19  ff. 
Pitter  instit.  juris  publ.  germ.,  §.  427.  Schnaubert's  Kirchenr.  d.  Protest., 
§.  i5  f.  Jargow  v.  d.  Regalien,  147.  Scheidemantel  a.  a.  O.  II.  38  ff.  Baierische 
Erklärung  an  die  protest,  Gemeinden,  sie  zu  einer  Kirche  zu  vereinigen,  vom 
3o.  Sept.  1807.  Würtembergisches  ReligionsEdiet  v.  ib.  Oct.  1806.  K.  sächsische 
Mandate  u.  Rescr. ,  das  Kirchenwesen  der  verschied.  Glaubensverwandten  betr., 
v.  16.  l  ehr.  1807,  18.  März  1811,  7.  Aug.  i8i5,  19.  Febr.  u.  ib.  Juli  1827. 

r)  VergL  das  angef.  baier.  Relig.  Edict.  v.  1809,  §.  42  ff  u.  88  f.  J.  P.  Frank's 
System  der  landwirthschaftl.  Polizei,  III.  169.    Scheidemantel  a.  a.  O.  II.  5i. 

d)  Rich.  v.  Roth  über  das  Recht  teutscher  Landesherren  gegen  Religion  u.  Kirche. 
Wirzb.  180-3.  8. 

0  Hichl's  Kirchenr.,  §.  47.  Das  §.  5i3  angef.  weimar.  Gesetz,  §.  7.  In  Folge  eines 
päpstl.  Breve  v.  1/,.  Nov.  i83o,  und  dessen  Genehmigung  von  Seite  der  Staats- 
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regierung  machte  das  apostolische  Vicariat  zu  Dresden  am  Ende  des  J.  i83o 
bekannt,  dafs  von  den  Katholiken  des  Königr.  Sachsen  in  Zukunft  ausser  den 
Sonntagen  nur  14  Feste  besonders  gefeiert,  hingegen  die  Feste  der  Reinigung 
und  Heimsuchung  Mariens,  des  Erzengels  Michael,  Johannes  des  Täufers,  der 
übrigen  Apostel  u.  des  h.  Laurentius  nie  mehr  an  Wochentagen ,  sondern  an 
den  zunächst  darauf  folgenden  Sonntagen  gefeiert  werden  sollen.  Auch  erging 
im  Jänner  i83i  daselbst  eine  Verordn.  für  die  evangel.  Unterthanen,  nach  wel« 
eher  acht  Feiertage  theils  ganz  wegfallen,  theils  auf  Sonntage  verlegt  seyn  sollen. 

/)  F.  St.  de  Rautenstrauch  de  jure  prineipis  praefigendi  aetatem  pro  professione 
monast.  Prag  i7~3.  —  Die  königl.  sächs.  Verfafs.  Urk.  v.  i83i,  §.  56,  bestimmt: 
«Es  dürfen  weder  neue  Klöster  errichlet,  noch  Jesuiten,  oder  irgend  ein  ande- 
rer geistlicher  Orden,  jemals  im  Lande  aufgenommen  werden».  In  Bayern  er- 
richtete man  seit  1825  zuerst  Bettel-  und  Nonnenklöster,  dann  ein  Benedictiner- 
Priorat  zu  Metten  und  i834  nicht  nur  ein  solches  zu  Ottobeuern,  sondern  auch 
eine  ßenedictinerabtei  bei  St.  Stephan  zu  Augsburg. 

§.     523.  (431 a.) 

Kirchliches  Aemterrecht.     Landesherrliches  Patronatrecht.  Landes- 
bischöfe und  Erzbischöfe ,  und  ihre  Coadjntoren     Metropolitan-  und 
Domcapitel.    Seminarien.     Provinzial  -  und  Dioc  es  anEinrichtung. 
Rechte  ausländischer  Erz-  und  Bischöfe. 

I)  Das  kirchliche  Lehr-,  Seelsorger-  und  Priester  Amt,  der 
Religionsunterricht  (Predigtamt),  die  Seelsorge,  die  Besorgung  der  kirch- 
lichen Gottes  Verehrung,  die  Verrichtung  der  religiösen  Gebräuche,  auch 
die  Bestellung  und  Direction  der  Kirchenbeamten  für  weltliche  Ge- 
schäfte der  Kirchengesellschaf't,  ist  abhängig  von  der  Kirchengesellschaft  «)♦ 

II)  Bei  der  Kirche  angestellte  Personen  (Kirchendiener),  sind  der 
Staatsregierung  nur  in  bürgerlicher  Hinsicht  unterworfen  (§.  5 1 2, 5 1(3  ff.). 
In  solcher  sind  sie  zur  Ablegung  des  Constitutione  -  und  Bürgereides  vei> 
pflichtet,  stehen  sie  unter  den  Gesetzen,  unter  der  bürgerlichen  und  pein- 
lichen Gerichtbarkeit,  unter  der  Polizeigewalt  des  Staates,  sind  steuerpflich- 
tig, und  es  können,  nach  Erfordernifs  des  Staatszweckes,  Bedingungen  ihrer 
Anstellungsfähigkeit  gesetzweise  festgesetzt  werden»  Wenn  oder  so  weit 
der  Staatsregierung  die  SocialGewalt  der  Kirche  von  dieser  nicht  über- 
tragen ist,  hat  dieselbe  über  jene  Personen,  in  ihrem  kirchenamtlichen 
Verhältnifs,  keine  andern  Bechte,  als  über  die   Kirche  selbst  b)  (§.  5i3). 

III)  Das  Patronatrecht  (Pfan bestellungsRecht) ,  ein  von  der  Kirchen- 
gewalt abhängiges  Recht,  gebührt  also  dem  Staatsoberhaupt,  als  solchem, 
allgemein  und  nach  Art  eines  Regals,  bei  den  Kirchen  seines  Landes  nicht  c). 
Es  kann  ihm  aber  durch  besondere  Rechtstilel,  ganz  oder  zum  Theil,  zu- 
stehen. Namentlich  gilt  dieses  von  Ernennung  (jus  nominandi)  der 
La nd es bi schüfe  und  M et ropolitanErzbi schüfe  ^,  U1,d  ihrer 
Coadjutoren  <?)  mit  oder  ohne  Recht  zur  Nachfolge.  IV)  Bei  Errich- 
tung der  Metropolitan-  und  Domcapitel  und  der  bischöflichen  Se- 
minarien, so  wie  bei  der  kirchlichen  Provinzial-  und  Diöcesan- 
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■  nrichtung,  und  bei  Bestimmung  der  Decanat-  und  Pfarr- 
en an,  Int  die  Staatsregierung  in  so  fern  mitzuwirken,  als  solche  ohne 
Genehmigung  nicht  Stall  haben  kann  /').  V)  Auch  hat  sie  Rang 
und  Titel  zu  bestimmen,  welche  den  Erzbischöfen  und  Bischöfen,  so  wie 
den  übrigen  Geistlichen,  im  Staat  zukommen  sollen  VI)  I>afs  und  wie 
weit  t  ili.  ,n  ausländischen  Erzbischof  oder  liischof,  Metropolitan- 
oder  DiÖcesanRechte  oder  geistliche  Gerichtbarkeit  über  katholische  Landes- 
einwohner zustehen  sollen,  bedarf  landesherrlicher  Zustimmung^, 

Die  Vorzüge  der  Staatsdiener,  geben  den  angestellten  Geistlichen,  das  angef. 

.  I  die!  \.  1809,  ^.  .|  ,  und  das  badische  v.  1807,  §.  23.  —  In  Batern  ist  bei 
Prüfung  u.  Anstellung  derselben,  der  Staat  fast  abschliessend  thätig;  auch  bei 
I  ii  theilung  der  Decanate  und  Pfarrsprengel.  —  In  mehreren  Staaten,  wird  die 
Curat  Geistlichkeit  zugleich  für  verschiedene  Zweige  der  Staatsverwaltung  benutzt. 

)  Rössig's  Politik,  S.  204  f.  v.  Aretin's  constit.  Staat sr.?  Bd.  II,  S.  106. —  Vergl. 
das  angef,  badische  ConstilutionsEdict,  §.  i3,  22  u.  ?.3.  Baierische  Verfass.  Urk. 
v.  ilj,».  Tit.  L\  ,  §.  9.    Kurluissische  v.  i83i ,  §.  i36. 

Ucber  das  landesherrliche  Palronatrecht ;  eine  neue  Erfindung  (1804.  8.),  §•  16, 
S.  55.  Mm  in 's  Kirchenr.,  §.  28.  So  auch  das  baier.  Concordat  v.  1817,  Art. 
11.  u.  das  (§.  5i3  angef.)  weimar,  Gesetz  v.  7.  Oct.  1823,  §.  17.  —  Ein  landes- 
herrliches Patrönatrecht,  als  Regel,  vertheidigen :  ein  Ungenannter,  in  d.  Rhein. 
Bund,  XXXIX.  43o,  und  J.  P.  Gregel  über  das  landesherrliche  Patrönatrecht, 
nach  den  veränderten  Verhältnissen  der  bischöflichen  Gerechtsame  betrachtet. 
Wir/.l).  11.  Bainb.  i8o5.  8. —  Dawider  s.  Bemerkungen  über  Hrn.  Gregel's  Schrift 
für  das  landesherrl.  Patrönatrecht.  i8o5.  8.  Geschichte  des  Patronatrechtes  in 
d.  Kirche.  Deutschi.  1806.  8.  Abhandlungen  über  das  alte  u.  neue  landesherrl. 
Patrönatrecht.  Von  e.  alten  Rechtsfreund  (Eug.  Montag,  letztem  Prälaten  v. 
Ebrach).  Bamb.  1810.  8.  Vindicirt  wird  dieses  Patrönatrecht  dem  weit!.  Regen 
ten,  in  verschiedenen  Ländern.  Königl.  baier.  Verordn.  v.  16.  Febr  1808.  Na- 
polbos's  Decret  für  das  Königreich  Italien,  datirt  Mailand  v.  22.  Dec.  1807.  — 
In  den  Entschädigung sLändern  von  1802  u.  i8o3,  fiel  das  vormalige  freie  bischöf- 
lich»' CollationsRecht,  dann  das  Patrönatrecht  der  aufgelöseten  Stifte,  Abteien 
und  Klöster,  an  die  neuen  Besitzer  des  Landes  oder  der  Stiftung.  ReicbsDepu- 
tationsHauptschl.  v.  25.  Febr.  i8o3^  §.  36.  ReibeiAs  DiöcesanVerhältnifs  katho- 
lischer Bischöfe  (Ulm.  1806.  8.),  S.  109.    Gregel  a.  a.  O. 

d)  Michl's  Kirchenr.,  §.  22.  Schriften  in  Klüber's  Lit.,  543.  F.  A.  Staudenmaier's 
Geschichte  der  Bischofswahlen,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Rechte  und 
des  Einflusses  christlicher  Fürsten  auf  dieselben.  Tüb.  i83o.  8.  -  In  dem  baie- 
rischen  Concordat  v.  1817,  Art.  9,  concedirt  der  heil.  Vater  dem  König  «in 
perpetuum»  ein  «.Indultum  nominandi  ad  vacantes  Archiepiscopales  et  Episcopa- 
lcs  Ecclesias  Regni  Bavarici  dignos  et  idoneos  ecclesiasticos  viros »  ,  denen  als- 
dann Se.  Heiligkeit  die  canonische  Institution  nach  den  gewöhnlichen  Formen 
ertheilen  werde.  Dieses  NominationsRecht  haben  auch  die  Regenten  von  Gest- 
reich.  Frankreich^  Spanien  u.  Portugal.  Gmeiner's  Kirchenrecht,  Th.  II,  Hauptst.  3. 
Vergl.  auch  französisches  Concordat  v.  10.  Sept.  1801,  u.  Napoleow's  angef.  De- 
crel  \.  22.  Dec.  180-. —  Aphorismen  über  die  künftige  Einrichtung  der  Capitel 
a.  der  LandesBiscböfe ;  in  d.  Archiv  für  das  kathol.  Kirchen-  und  Schulwesen, 
Bd.  f  (I  rankf.  1820.  8.),  S.  457  —  464.  An  die  Souveraine  der  rhein.  Conföde- 
1.  .  .  ober  das  Recht,  ihren  Staaten  eigene  Landesbischöfe  u.  e.  bischöfl.  Dio- 
cesauEinrichtung  nach  Gutfinden  zu  geben;  ein  pati-iot.  Wort  von  Dr.  H.  (  HX- 
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berlin  zu  Garlsr.)*  Carlsr.  1812.  8.  Ueber  das  patriotische  Wort  von  Dr.  H. , . . 
Freib.  u.  Constanz  1812.  8.  An  die  Souveraine  der  rhein.  Conföderation ,  über 
das  denselben  zugesprochene  Recht,  ihren  Staaten  eigene  Landesbischöfe  u.  e. 
bischöfl.  DiöcesanEinrichtung  zu  geben,  nebst  e.  Entwurf  zu  e.  Concordat,  v. 
Dr.  Fr.  (Frey  zu  Bamb.)  Bamb.  u.  Würzb.  i8i3.  8.  Noch  andere  Schriften, 
oben  §.  507. 

e)  Von  Erwählung  oder  Ernennung  der  Coadjutoren,  s.  Schriften  in  Pütter's  Lit., 
HI.  686.  u.  in  Klüber's  Lit.,  §.  i4<35.  Ebendess.  hl.  jurist.  Bibl. ,  St.  XI,  S.  341 
u.  f.  Leurenii  vicarius  episcopalis.  Colon.  1708.  Fol.  CollectivRecension ,  in 
dem  Hermes  oder  krit.  Jahrbuch,  St.  VI  (Amsterd.  1820.8.),  S.  99 — 145.  Auch 
besonders,  unter  dem  Titel:  v.  Wessenberg's  Angelegenheit.  Leipz.  1820.  8.  (F. 
A.  Frey)  Ueber  die  Ernennung  des  Hrn.  Gen.  Vicars  Frhrn,  v.  Wessenberg 
zum  Coadjutor  und  Coadministrator  des  Bisthums  Constanz.  Rom  (Bamb.) 
1816.  8.  Dawider  s.  (Burg)  die  Ernennung  eines  Coadjutors  für  das  Bisth.  Con- 
stanz. Germanien  (Carlsr.)  1816.  8.  (Amtliche)  Denkschrift  (der  badischen  Re- 
gierung) über  das  Verfahren  des  röm.  Hofes  bei  der  Ernennung  des  General- 
Vicars  Frhrn.  v.  Wessenberg  zum  Nachfolger  im  Bisthum  Constanz,  u.  zu  des- 
sen Verweser.  Garlsr.  1818.  Fol.  Uebersetzungen  hievon,  französische  zu  Carlsr. 
1818,  englische  zu  London  1819.  J.  L.  Roch's  Rechtsgutachten  über  das  Ver- 
fahren des  röm.  Hofes,  in  der  Angelegenheit  der  constanzer  Bisthumsverwaltung 
des  CapitularsVicar,  Frhrn.  v.  Wessenberg.  Frankf.  1819.  8.  Dawider  erschien: 
Lor.  Doller's  Frage  u.  s.  w.  Mainz  1819.  8. 

/)  Vergl.  oben  Note  d,  u.  §.  öoi  d,  u.  den  Reichsdep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  §.  62, 
auch  §•  1 ,  25  u.  35. 

g)  Baicr.  Edict  über  Titel  u.  Rang  der  Erz-  u.  Bischöfe,  v.  10.  Jan.  1822.  Oben 
§.  5io,  Note  g. 

h)  Beispiele  von  Weimar  u.  Waldeck,  oben  §.  5n.  Die  Jurisdiction  der  Erzbischöfe 
von  Prag  u.  Olmütz,  der  Bischöfe  von  Rönigingrätz  u.  Leutmeritz,  in  preussi- 
schem  Gebiet,  ward  bestätigt,  in  der  von  dem  Rönig  genehmigten  Bulle  v.  16. 
Juli  1821  (oben  §.  509).  —  Richtig  verstanden,  spricht  auch  die  streitige  Stelle 
in  dem  westphälischen  Frieden  (I.  P.  O.  art.  V.  §.  48)  die  oben  in  dem  §.  ge- 
nannten Gerechtsame  den  evangelischen  Landesherren  in  Absicht  auf  katholische 
ünterthanen  zu.  G.  D.  Hofmann  diss.  ad  I.  P.  O.  art.  V.  §.  48.  Tüb,  1777.  4* 
Nettelbladt  obss.  juris  eccl, ,  p.  70.  Moser  von  der  Landeshoh.  im  Geistl., 
S.  701  ff.    v.  Tröltsch  Anmerkungen,  Th.  I,  S.  281  IT. 


§♦    524*  (431bt) 

Vormaliger  erzbischöflich  -  regensburgischer  Primat   von  Teutschland. 
NationalKirclie.  TerritorialKirchen. 

I)  Durch  ein  päpstliches  Breve,,  datirt  aus  Paris  vom  1.  Febr*  i8o5 
ward  in  Folge  der  durch  den  lüneviller  Frieden  und  den  Reichsdeputa- 
tionsllauptschlufs  von  i8o3,  25  und  62,  geschehenen  Verfügungen,  ob- 
gleich das  Breve  ihrer  nicht  erwähnt,  die  Cathedra  IKirche  zu  Regens- 
burg  zu  einer  erzbischöflichen,  mit  einem  dabei  zu  errichtenden 
Met  ropolitan Cap  i  t c  1  ,  erhöhet;  und  in  dem  ReiclisdepulationsHaupt- 
schiufs  war  zugleich    der  Erzbischof    von  Regen>burg    zum  Primas  von 
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Teutschland  erklärt  <o.  Dieser  Primat  hat  durch  das  im  Jahr  1817  er- 
folgte Ableben  des  Fürsten  Primas  aufgehört  Auch  hat  durch  das  in 
demselben  Jahr  errichtete  baierische  Concordat,  der  Stuhl  zu  Regensburg 
seine  ületropolitanrechte  verloren;  er  ist  wieder  blofse  CathedralKirche  ge- 
worden (v).  5o8)«  DE)  Sollte  wieder  eine  teutsche  Nationalkirche 
aus  den  Landeskirchen  mehrerer,  für  diesen  Zweck  besonders  sich  verei- 
1  »den,  Bundesstaaten  gebildel  werden,  so  müfste  solches  geschehen  mit- 
telsl  eines  kirchlichen  Vereins  der  gesanunlen  Kpiscopate  dieser  Staaten, 
mit  einem  Primas  oder  Patriarchen  an  der  Spitze,  dem  ein  Pres- 
byter ium  zur  Seile  stände,  welches  aus  gewühlten  Repräsentanten  aller 
vereinigten  Erz-  und  Bisthümer  zusammengesetzt  wäre,  und,  als  Kern  des 
gesammten  Clerus,  unter  dem  Primas  eine  beständige  mit  der  Gewalt  der 
alten  Synoden  bekleidete,  NationalSynode  darstellen  würde*)»  Sollen 
aber,  wie  zu  vermuthen  ist,  nur  Landes-  oder  TerritorialKirchen 
Statt  haben,  so  wären  wenigstens  je  vier  bischöfliche  Diöcesen,  es  sey  des- 
selben Bundesstaates  oder  mehrerer,  zu  einer  KirchenProvinz  unter  einem 
Metropolitan  zu  vereinigen  c)*  I11  diesem  Sinn,  bestehen  jetzt  neue 
Einrichtungen  des  katholischen  Kirchenwesens,  in  Baiern  (§.  5o8),  in  der 
preufsi sehen  Monarchie  (§.  509),  in  den  Staaten  der  für  Einrichtung 
des  katholischen  Kirchenwesens  vereinigten  B undesf  ürsten  und  Freien 
Städte  {J.  5 10),  in  dem  Königreich  Hannover  (§.  5 11), 

«1  Reichs deput.  Hauptschi.  v.  i8o3,  §.  25.  Brevc  Pius  VII.  v.  1.  Febr.  i8o5,  Dam. 
3loLiTORdiss.dc  primatibus  eorumque  juribus,  speeiatim  de  primatu  Germaniae. 
Gött.  1806.  Klübeh's  Uebersicht  der  dipl.  Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  4°3 
f.  u.  ,00.  —  Die  von  Napoleon  1810  verfügte  Uebertragung  des  erzbichöfl.  Sitzes 
von  Regensburg  nach  Frankfurt,  und  Ernennung  des  Erzbichofs  d  urch  den  künf- 
tigen Grofsherzog  von  Frankfurt  (Rhein.  Bund,  XL VII.  258.  36o.  XLVIII.  408  f.) 
kam  nicht  zur  Ausfuhrung.    Klüber  a.  a.  O. 

b)  (D.  Joh.  Ludw.  Koch's)  Kirchenrechtl.  Untersuchung  über  die  Grundlage  zu 
den   künftigen  kath.  kirchl.  Einrichtungen  in  Teutschland  (Frankf.   1816.  8.), 

S.  22  —  55. 

c)  Koch  a.  a.  O.  S.  55  —  56.  Die  teutsche  kathol.  Kirche.  Frankf.  1818.  8.  Be- 
trachtungen über  die  Verhältnisse  der  kathol.  Kirche  im  Umfang  des  t.  Bundes. 
Frankf.  1818.  8.  Jos.  HillebramTs  Deutschland  u.  Rom.  Der  Kirchen-  und 
Staatsfreund.  Jena  1818.  8.  Beiträge  zur  Geschichte  der  kathol.  Kirche  im  19. 
Jahrh.  Heidelberg  1818.  8.  Die  neuesten  Grundlagen  der  deutsch-kathol.  Kir- 
chenverfassung.   Stuttg.  1821.  8. 


§.    525*  (432*.) 

Rechtsgleichheit  der  Glaiibensparteien  und  ihrer  Mitglieder. 

4)   Ueberhaupt ;  namentlich  ohne  herrschende  Kirche  und  Staatsreligion,  Simultaneum. 

Toleranz. 


I)  Die  Religion  der  Staatsgenossen,  so  fern  sie  dieselben  au  Er- 
füllung der  staatsbürgerlichen  Pflichten  nicht  hindert,  sollte,  in  der  Regel, 
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weder  auf  ihre  politischen  und  bürgerlichen  Rechte  «),  noch,  durch  po- 
litische Trennung,  auf  die  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung  Einflufs 
haben.  Blofs  als  Staatsgenofs,  nicht  als  Bekenner  eines  bestimmten  Glau- 
bens, der  nicht  Gegenstand  äussern  Zwanges  seyn  kann,  ist  der  Einwohner 
von  dem  Staat  zu  behandeln.  Von  Natur  ist  jeder  Mensch  berechtigt  und 
verpflichtet,  die  Gottheit,  doch  ohne  Beeinträchtigung  Anderer,  zu  ver- 
ehren, wie  seine  gewissenhafte  Ueberzeugung  ihm  gebietet.  II)  Nie  sollte 
eine  in  dem  Staat  recipirte  Religion,  noch  weniger  eine  Glaubenspartei, 
als  herrschend,  oder  irgend  ein  Glaubensbekenntnifs  als  Staatsreligion, 
am  wenigsten  mit  Ausschlufs  aller  andern,  betrachtet  werden  ä1).  III)  Allen 
aufgenommenen  £2)  Glaubensparteien  gebühren,  als  solchen,  im  Zweifel, 
gleiche  Rechte  insbesondere  an  demselben  Ort  gleichberechtigte, 
namentlich  Öffentliche,  Gottes  Verehrung  oder  Simultaneum.  IY)  So 
fern  aber,  in  Folge  positiver  Rechtsnormen,  eine  Rechtsungleichheit 
der  verschiedenen  Glaubensparteien  und  ihrer  Mitglieder,  als  solcher,  be- 
steht, ist  ihre  politische  Toleranz  dem  Grad  nach  mehr  oder  weniger 
verschieden  d).  Y)  Erklären  Staatsgenossen,  bei  denen  die  allgemeine 
Rechts vermuthung  der  Rechtlichkeit  und  der  Treue  gegen  den  Staat  durch 
eine  entgegenstehende  besondere  Vermuthung  nicht  entkräftet  wird,  dafs 
ihre  religiösen  Ansichten  wesentlich  abweichen  von  denjenigen,  welche  die 
Kirche,  worin  sie  ausserlich  lebten,  oder  irgend  eine  andere  in  dem  Staats- 
gebiet bestehende  Kirche  verlangt  oder  voraussetzt,  und  dafs  sie  einer  sol- 
chen Kirche,  welcher  sie  geistig  nicht  beipflichten  können,  auch  ausserlich 
nicht  angehören  wollen;  so  ist  die  Staatsregierung  berechtigt,  ihr  religiöses 
Glaubensbekenntnifs  in  Erwägung  zu  ziehen,  und,  wenn  sie  dasselbe  ver- 
einbar erachtet  mit  dem  Staatszweck,  verpflichtet,  Maasregeln  zu  treffen, 
die  ihnen  möglich  machen,  innerhalb  des  Staatsgebietes  ihrer  religiösen 
Ueberzeugung  gemäfs  zu  leben  e), 

d)  Vergl.  §.  5i8.  Baterische  Verfass.Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.  9,  u.  ein  Edict  in  der 
Beil.  II  zu  der  Verfafs.Urk.  nebst  dem  Anhang  zu  §.  io3  desselben,  v.  Drksch 
Grundzüge  des  baier.  Staatsr.,  §.  94  ff.  Schunk's  Staatsr.  des  KR.  Baiern,  Tb. 
I,  §.  173  ff.  Würtember gische  Verfafs.  Urk.  von  1819,  §•  27.  GH-  hessische 
v.  1820,  Art.  20  u.  i5.  ConstitutionsErgänzungsActe  der  freien  Stadt  Frankfurt 
v.  1816,  Art.  6.  Kurhessische  Verfafs.Urk.  v.  i83i,  §.  29.  u,  i32.  v.  Aretin's  con- 
stit.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  92.  —  Ausna Innweise  kann  der  Vollgenufs  der  bürger- 
lichen Rechte,  als  Preis  der  sittlichen  und  bürgerlichen  Veredlung  einer,  mit 
solchen  noch  nicht  ausgestatteten,  Glaubenspartei  ausgesetzt  werden.  Klüber's 
angef.  Uebersicht  etc.,  S.  393  ff.  Baier,  Verf.ürk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.  9. 

b1)  Eine  Staatsreligion  (religion  de  l'etat)  ist  weder  rechtlich  noch  theologisch  denk- 
bar; und  die  Kirche,  zu  welcher  der  Regent  und  die  Mitglieder  seiner  Familie 
persönlich  sich  bekennen  ,  darf  defswegen  weder  als  Kirche  des  Staates,  noch 
als  herrchend  bclrachlet  werden.  Herrschend,  oder  auch  Staatsreligion,  wird 
aber  zuweilen  diejenige  Kirche  genannt,  welche  grössere  und  mehr  Rechte  ge- 
nieist als  andere  Kirchen.  Beispiele  in  v.  Aretitv's  constit.  Staatsr.,  Bd.  II,  S- 
92  ff.  Von  der  Lausitz,  vergl.  v.  Römers  Statistik  des  Churfürstenthums  Sach- 
sen, II.  421.  u.  unten  Note  e,  gegen  das  Ende.  S.  a.  das  oben  angef.  Toleran/.cir- 
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gibl  allen  christlichen  Religionsparteien  gleiche  Hechte,  mit  Verban- 
nung des  Ausdrucks  und  Unterschiedes  von  herrschender  u.  geduldeter  Kirche.  — 
1  in  Grundgesetz  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  v.  1789,  bestimmt 
i  Irt  5)  ausdrücklich,  dafs,  «nie  ein  Gesetz  soll  gegeben  werden,  wodurch  eine 
Religion  für  die  herrschende  erklärt,  oder  die  freie  Ausübung  einer  andern  ver- 
boten «verde».  Constitutionen  der  curop.  Staaten,  Th.  I,  S.  53.  —  Eine  allge 
s  U  oder  National' Kirche,  gibt  es  in  Teutschland  nicht.  Gegen  sechs 
Millionen  Katholiken  sind  jetzt,  in  teut Sehen  Hundesstaaten,  Untcrthanen  von 
evangelischen  Souverainen.  Hingegen  haben  nur  ungefähr  dritthalb  Millionen 
evangelische  Onterthanen  katholische  Souveraine«  —  Dagegen  vcrgl.  die  spanische 
Constitution  >.  181a,  \rt.  12,  und  die  französische  v.  4.  Juni  181411.  v.  7.  Aug. 
l830i  \rt.  .")  u.  (>,  nebsl  den  Aeusserungen  in  d.  Kammer  d.  Deputirten  am  11. 
Jul.  181  |  ,  in  d,  Journal  de  Francfort.  1814,  n°  198.  —  Ob  es  eine  katholische 
t  "\  itionalO  Kirche  Teutschlands  oder  in  Teutschland  gebe,  oder,  nach  dem  rö- 
mischen CurialStyli  nur  katholische  Kirchen  Teutschlands?  s.  Klüber*S  angef. 
I  ebersichi  etc.,  S.  .,-3,  j\'ote  *  Vergl.  oben  §.  524,  II. 

/  )  Aufgenommen  aber  sind  in  fast  allen  deutschen  Provinzen  Oesterreichs  keines- 
wegs die  Protestanten.  Daher  Anno  i837  der  Befehl  an  die  akatholisch  gewor- 
denen /iiier- Thaler,  ihre  Heimath  Tyrol  zu  räumen,  und  ihre  Ueberwanderung 
nach  Schlesien.   Allgem.  Zeitung  v.  1837,  Num.  193. 

t)  Baier.  \  erfafs.Urk.  v.  1818,  Tit.  IV.  §.  9,  u.  das  als  Beilage  2  dazu  gehörende 
1  diet  v,  26.  Mai  1818,  wo  auch,  §.  90  ff.,  von  dem  SimultanGebrauch  der  Kir- 
chen. Ein  baier isches  Gesetz  v.  1.  Juli  i834  ertheilte  den  Bekennern  der  unir- 
ten  und  der  nicht  unirten  griechischen  Kirche  gleiche  bürgerliche  und  politische 
Rechte  mit  den  Bekennern  der  in  dem  Königreich  bereits  verfassungsmäsig  be- 
stehenden drei  christlichen  Kirchengesellschaften.  S.  meining.  Grundgesetz  v. 
1829,  Art.  12.  Kurhessichc  Verfafs.Urk.  a.  a.  O.  —  In  allen  Accessions  -  und  Re- 
1  piionsPerträgen  der  in  den  rheinischen  Bund  neu  aufgenommenen  Regenten, 
seit  dem  Friedenschlufs  zwischen  Frankreich  und  dem  König  von  Sachsen,  datirt 
Posen  11.  Dec.  1806,  ward  dieses,  zum  Vortheil  der  Katholiken,  ausdrücklich  zur 
Bedingung  gemacht.  Am  merkwürdigsten  ist  die  Stelle  in  dem  Art.  5  des  ge- 
dachten Friedenschlusses.  Rhein.  Bund,  III.  468.  —  Im  Wesentlichen  steht  das- 
selbe in  allen  spatern  ReceptionsVerträgen ,  z.  B.  der  Herzoge  von  Sachsen, 
Mecklenburg  und  HolsteinOldenhurg,  der  Fürsten  von  Anhalt,  Schwarzburg,  TVal- 
deck,  Reuss,  Lippe;  nur  mit  der  wichtigen  Einschränkung,  «sans  cependant  de- 
roger  a  la  possesion  et  jouissance  actuelle  des  biens  de  Teglice  ».  Rhein.  Bund, 
IV.  43.  V.  3o3.  VII.  i37.  i59.  X.  97.  XIII.  i37.  i39.  XVII.  3ai.  f.  XVIII.  471. XXII. 
löo.  XX VIH.  i5i.  (In  dem  würzburgischen  ReceptionsVertrag  v.  25.  Sept.  1806 
kommt  diese  Religionsbedingung  noch  nicht  vor.  Rhein.  Bund,  V.  291.)  Die 
Constitution  du  royaume  de  fVestphalic,  art.  10,  versicherte  :  «le  libre  exercice 
des  cultes».  Rhein.  Bund,  XII.  482.  Auch  in  der  königl.  Proelamation  an  die 
Westphalinger,  Cassel  v.  i5.  Dec.  1807,  heisst  es:  «l'egalite  des  cultes  sera  main- 
tenue».  —  Man  hätte  erwarten  sollen,  der  Protector  werde,  wie  in  evangeli- 
S<  ben  Ländern  für  die  katholische  Religion,  so  auch  in  katholischen  für  die  evan- 
gelische gesorgt  haben.  Aber  davon  findet  sich  keine  Spur.  Klüber's  Ueber- 
sicht  der  dipl.  Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  4h  ff  —  Königl.  sächsisches 
Mandat  v.  16.  Febr.  1807,  wegen  Ausübung  der  röm.  kaihol.  Religion-  in  Oester- 
beicheb's  Archiv  des  rhein.  Bundes,  St.  V,  Num.  6.  Königl.  sächsisches  Decrct 
\.  6.  Tan.  101  1,  wegen  Rechtsgleichstellung  der  Rejormirten  mit  den  A.  C.  Ver- 
wandten u.  den  Katholiken.  Durch  ein  Patent  des  kaiserl.  russ.  GencralGou- 
verneuri  des  Königreichs  Sachsen,  Fürsten  von  Repnin,  v.  lc/22.  April  1814,  er- 
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hielten  daselbst  die  Einwohner  grieschisch&v  -Religion  gleiche  Rechte  mit  den 
Katholiken  und  Refonnirten.  Dafs  sie  dadurch  nur  in  Ansehung  des  Genusses 
der  bürgerlichen  Rechte,  den  Evangelischen  und  Katholiken  gleichgestellt  seyen, 
behauptet  Weisse  in  dem  \.  sächs. Staatsr.,  Bd.  II,  §.  3'20,  Kote  s.  Näheres  über 
die  altere  und  neuere  Religionsverfassung  in  dem  Königr.  Sachsen  ,  in  Weisse  s 
k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  49  u.  5o;  Bd.  II.  §.  3n  -821,  S.  533.  Von  den  dor- 
tigen Reformirten  insbes.  ebendas.  §.  3iqu.  32i,  desgl.  der  Katholiken,  §.  820  u.  f. 
—  S&chsen-gothaisches  u.  altenburgisches  Patent,  wegen  ReligionsParität  der  Rc- 
Jormirten  u.  A.  C.  Verwandten,  v.  16.  März  180-*.  —  Königl.  baieriches  Religions- 
Edict  v.  24.  März  1809,  in  dem  Rhein.  Rund,  XXXV.  161.  H.  C.  A.  Eichstädt 
pr.  de  Lutheranismi  novissimis  quibusdam  fatis.  Jen.  1808.  4-  —  l»1  ^en  Mark- 
grafthümern  Ober-  und  Niederlausitz  war  die  katholische  und  die  evangelische  der 
A  C.  gemäfse  Religion,  für  gleichherr sehend  (gleich  reeipirt)  erklärt,  schon  durch 
den  Majestätbrief  v.  11.  Jul.  1609.  v.  Romer's  chursächs.  Staatsr.,  IL  5oi  ff. 

d)  Daher  unterscheiden  Einige  Toleranz  (Duldung)  im  allgemeinen  oder  weitern, 
und  im  besondern  oder  engern  Sinn.  Grundsätze  der  ReügionsPolitik,  S.  1  ff. 
v.  Aretin's  constit.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  93 — 101  u.  die  das.  angef.  Schriften.  — 
In  dem  teutschen  Reich  unterschied  man  reeipirte  Religionen  oder  Glaubenspar- 
teien, und  tolerirte.  Jene  waren  nur  die  römisch-katholische  und  die  evangeli- 
sche, sowohl  der  A.  C.  gemäse  als  auch  reformirte. 

e)  Vergl.  Entwurf  einer  Bittschrift  an  deutsche  Fürsten.  Kiel  i83o.  23  S.  8.  Da- 
wider: Unmaasgebliche  Wüidigung  des  Entwurfs  u.  s.  w.    Kiel  i83o.  24  S.  8. 


§.   526.  (432  b.) 

2)  Insbesondere  nach  der  t.  Bundes  Acte.  Festkalender. 

V)  Nach  Vorschrift  der  teutschen  BundesActe  «),  «kann  die  Ver- 
schiedenheit der  christlichen  Glaubensparteien  (der  christ- 
lichen Glaubensgenossen),  in  den  Ländern  und  Gebieten  des  Teutschen 
Bundes,  für  die  Staatsgenossen  keinen  Unterschied  in  dem  Genufs  der 
bürgerlichen  und  politischen  Rechte  begründen».  Demnach  ist,  in 
dem  ganzen  Umfang  des  Teutschen  Bundes,  keine  Staatsregierung  befugt, 
eine  Ungleichheit  in  dem  Genufs  bürgerlicher  und  politischer 
Rechte,  bei  Mitgliedern  der  verschiedenen  christlichen  Kirchengesell- 
schaften, wegen  dieser  Eigenschaft  zu  handhaben,  oder  gesetzlich  zu  ver- 
ordnen. Keine  darf  Mitglieder  solcher  Art,  der  Religion  halber,  für  be- 
sitz-, erwerb-,  erb-  oder  successionsunfahig  erklären,  oder  aus  demselben 
Grund  einen  Unterschied  zwischen  ihnen  festsetzen  oder  beobachten ,  in 
Absicht  auf  Schutz,  Rechtspflege,  ActivBürgerrecht,  bürgerliche  Ehre  und 
Vortheile,  Gewerbe,  Verkehr,  Fähigkeit  zu  Erbschaften  und  Vermächtnissen, 
öffentliches  Begräbnifs,  u.  d.  m.  Diese  staatsrechtliche  Beschränkung 
der  zu  dem  Teutschen  Bund  gehörenden  Staatsregierungen,  bezieht  sich 
auf  das  Verhältnifs  sowohl  der  einzelnen  christlichen  Unterthanen  von  ver- 
schiedenem Religionsbekenntnifs,  als  auch  der  verschiedenen  christlichen 
Glaubensparteien  oder  Kirchengeseilschafte»,  zu  »lern  Staat.  Damit  ist  je- 
doch VI)  die  privatrechtliche  DispositionsGewalt  der  verschiedenen 
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christlichen  Kirchengesellschaften  über  ihr  Kirchengut,  zum  aus- 
senden Vortheil  ihrer  Eleligionsyerwandten  (§.  525,  c),  und  diejenige 
jedes  Einzelnen  über  das  Seinige,  abschliessend  zum  Besten  seiner 
Glaubensgenossen  (§,  53o),  weder  aufgehoben  noch  beschränkt.  Durch 
Ausübung  dieser  Befugnifs,  geschieht  kein  Eingriff  in  Staatsberechtigungen} 
und  wird  keinem  Binzeinen  ein  vollkommenes  Hecht  entzogen,  mithin  der 
Umfang  der  privatrechtlichen  Autonomie  (§.  a43  u.  245)  nicht  überschritten. 
Alles  beschrankt  sich  auf  den  Kreis  der  ans  drin  unbeschränkten  Eigenthum 
(liefsenden  DispositionsGewalt;  wobei  jedoch  die  Vorschriften  des  bürger- 
lichen Rechtes,  namentlich  in  Hinsicht  auf  Enterbungsbefugnifs  und  Pilicht- 
theilForderung,  zu  beobachten  sind,  VII)  In  der  neueren  Zeit,  haben  in 
Teutschland  die  verschiedenen  christlichen  Glaubensparteien,  über  einen 
gleichen  Festkalender  sich  verglichen  £). 

a  Bundes  lete,  Irt  16.  \  ergl.  oben  §.  23o,  u.  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr. 
Bd.  II,  S.  5,  365  u.  |Oi.  Ebendess,  Heber  sieht  der  diplomat.  Verhandlungen  des 
wiener  Congr.,  S.  249",  2Öo,  a5i,  260,  266  u.  270.  Ueber  die  Rechtsgleichheit 
der  verschiedenen  christlichen Religions verwandten,  in  den  Bundesstaaten.  Frankf. 
1817.  B.  üeber  die  Gleichstellung  der  Protestanten  u  Katholiken  in  den  t.  Bun- 
desstaaten. Hannov.  1828  8.  C.  E.  Weiss  über  die  rechtl.  Gleichstellung  der 
christ I.  Confessionen  in  den  teutschen  Bundesstaaten;  in  dessen  Archiv  für  die 
Hircbcnrechtswissenschaft,  Bd.  I,  Num.  15  Bd.  II  (i83i),  Num.  8.  W.  Graf  v. 
Hohenthal,  die  Parität  der  Hechte  zwischen  den  katholischen  und  nichtkatho- 
lischen  CJnterthanen  der  teutschen  Bundesstaaten.  Leipzig  i83i.  —  Eine  ähn- 
liche \  orschrifr,  nie  diejenige  in  der  BundesActe,  findet  man  in  dem  westphä- 
Uschen  Frieden.  I.  P.  O.,  art.  V.  §.  35;  desgl.  in  neueren  Staatsverträgen,  oben 
§.  c.  —  So  viel  die  Freie  Stadt  Frankfurt  insbesondere  betrifft,  s.  man  oben 

§.  5a5,  Note  a,  u.  %,  216,  Note  b.  Ferner,  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr., 
Bd.  IV,  S.  ~  '\.  Acte  final  du  congres  de  Viennc  du  9  juin  i8i5,  art.  46.  Erklär, 
des  Senats  v.  23.  Jul.  1816,  in  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S,  '290.  Klüber's 
angef.  Debersicht  etc.,  S.  2jo  f.,  260  u.  266.  —  Ausnahmen  von  der  Rechtsgleich- 
heit <ler  verschiedenen  Rengionsverwandten,  unten  §.  529.  —  Von  den  Juden,  s. 
oben  §.  232,  465  u.  5i5  f. 

b)  Schlegel's  Kirchengesch,  des  18.  Jahrb.,  II.  221.  ff.  Schröter's  verm.  Ahhandl. 
Th.  II,  S.  212 —  229.  Die  Reiehsgesetze ,  insbesondere  den  Reichsschlufs  von 
1776,  s.  in  Gerstlaciier's  Handb.  der  teutschen  Reichsgesetze,  IX.  1462 —  i4'7.4« 
HerRICh's  Fortsetz,  der  Schaurothischen  Samml.  Conclusor.  Corporis  Evangeli- 
cor.,  36  ff.  Rcpertorium  des  Staats-  und  Lehnr.,  III.  voc.  Osterfest.  Klüber1s 
Lit.,  6o3.  J.  H.  Voigt's  allgemeiner  katholisch-protestantischer  Kalender.  Wei- 
mar 1809.  8.  Mehmert's  Uebersicht  des  neufranzösischen  Calenderwcsens.  Er- 
langen 1802.  8.  Jj'art  de  verifier  les  dates  de  la  revolution  (francaise)  jusqu'au 
i  rendemiaire  an  XII.  Paris  1823.  12.  —  Vergl.  auch  Scueidemamel  a.  a. 
DL  5i.  —  Von  dem  gregorianischen  Kalender,  s.  Michl's  Kirchenr.,  §.  48. 

§.    527.  (433>) 

Entscheidung  der  Relüjionseifjensehaft.    Anzüglichkeiten  und  Anschul- 
digungen.    Pressfreiheü,    Symbolische  Bücher. 

I)  Die  Frage:  wein  die  Entscheidung  darüber  zustehe,  welcher  Re- 
ligion Jemand  zogethan  sey?  und  jene  von  dem  Recht  zu  Aussen  Ii  es- 


Kirchenhoheit. 


797 


sung  aus  der  Kirchengesellschaft  (§.  5so),  ist  mit  Unterschied  zu  beant- 
worten a).  II)  A  n  z  ü  g  i  i  c  Ii  e  und  S  c  h  m  ä  h  a  u  s  d  r  ü  c  h  e,  Spott-  und  Secten- 
Namen ,  z.  B.  Ketzer,  Papisten,  Lutheraner,  Luthertlium,  Calvinisten,  Zwing- 
lianer,  gegenseitige  Anschuldigungen  von  Begünstigung  oder  Anstif- 
tung von  recht-  oder  sittengesetzwidrigem  Beginnen,  z.  B.  Aufruhr,  Thron- 
Revolution,  von  politischer  Verketzerung  u.  d.,  sind  rechtwidrig  Jeder 
bekenne  in  aller  Freimüthigheit,  seine  Ueberzeugung :  aber  er  glaube  und 
ehre  auch,  dafs  jeder  Andere  gleiche  Ueberzeugung  für  seine  Glaubensform 
fühle.  III)  Die  Pr efsfreiheit  in  Religionssachen,  besonders  in  Absicht 
auf  die  symbo  1  isch  en  Bücher  oder  Behenntnifsschriften  c)  einer  Glaubens- 
partei, hängt  zunächst  ab  von  der  Bestimmung  des  Regenten  d).  Es  ist 
aber  hierin  keine  Religionspartei  vor  der  andern  zu  begünstigen. 

aj  J.  G.  Gonse  diss.  de  probatione  religionis.  Erl.  1751.  Erlan.  gel.  Anz.  1732, 
S.  52.  C.  G.  Geisler  pr.  de  judicio  super  religione  aliorum  ferendo.  Marb. 
1779-  Moser's  Abhandl.  aus  dem  Kirchenr.,  126  ff.  141  ff.  Pütter's  Lit.,  III.  80. 
Klüber's  Lit.,  1 3 1 .  —  Der  Kirchengewalt  eignet  durchaus  das  Entscheidungsrecht 
zu,  v.  Aretin,  in  d.  const.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  116. 

b)  Vcrgl.  Wiesenhavern  Kirchenstaatsr. ,  i57  ff.  Pütter's  bist.  Entwickel.,  II.  386. 
—  Von  oben  erwähnten  Anschuldigungen,  s.  v.  Aretin's  constit.  Staatsr.,  Bd. 
II,  S.  116  f. 

c)  Was  unter  symbolischen  Büchern  zu  verstehen  sey,  und  ob  die  evangelischen  ihre 
symbolischen  Bücher  (die  A.  C,  die  Apologia  A.  C,  beide  i53o  von  Melanch- 
thon  verfafst,  die  Schmalkaldischen  Artikel,  von  Luther  i537  für  das  Concilium 
zu  Mantua  aufgesetzt)  andern  und  verbessern  können?  Vergl.  5 18,  g.  Wiesenha- 
vern  Kirchenstaatsr. ,  i52.  Moser's  Abhandl.  aus  dem  Kirchenr.,  2o3.  Crome's 
Anmerk.  zu  der  Wahlcap.  Leopold's  II.,  S.  24.  Klüber's  Lit.,  583.  Vergl.  oben 
§.  5 18,  d. —  K.  A.  Martens  über  die  symbol.  Bücher  der  evangel.  Kirche,  ihre 
Entstehung,  Geltung  u.  Vereinigung  mit  den  evangelisch- reformirten  Symbolen. 
Pesth  i83o.  8.  —  Von  der  augsburg.  Confession,  oben  §.  5 16,  Note  d.  —  Walch 
christl.  Concordienbuch,  worin  sämmtl.  gewöhnlichste  symbolische  Schriften  der 
evangelisch-luther.  Kirche  teutsch  u.  latein.  enthalten  sind,  mit  histor.  Einleit. 
Jena  1750.  8.  Christi.  Concordienbuch.  Leipz.  1766.  8.  Libri  Symbolici  Eccle- 
siae  evangelico-lutheranae,  accuratius  editi  etc.  a  Mich.  Webero.  Viteb.  1809.  8. 
Die  symbolischen  Bücher  der  evangel.- lutherischen  Kirche.  Herausg.  v.  F.  A. 
Köthe.  Leipz.  i83o.  8.  J.  C.  G.  Augusti  corpus  librorum  Symbolicorum ,  qui 
in  ecclesia  Keforniatorum  auctoritatem  publicam  obtinuerunt.  Bonnae  1827.  8. 
J.  J.  Mess  Sammlung  symbolischer  Bücher  der  reformirten  Kirche.  Neuwied, 
Th.  I.  1828.  Th.  II.  i83o.  8.  Die  symbolischen  Bücher  der  evangelisch-reformir- 
ten  Kirche.  Zum  erstenmale  aus  dem  Lateinischen  vollständig  übersetzt  u.  mit 
histor.  Einleitungen  und  Anmerh.  begleitet.  Zwei  Theile.  Neustadt  a.  d.  Orla 
»829.  8  Aeltere  Ausgaben  der  symbol.  Bücher  der  Evangelischen,  von  PirriNG, 
Reiiseccius,  Pfaef  u.  A. 

(I)  Vergl.  Klüber's  Einl.  zu  einem  neuen  Lehrbegriff  des  t.  Staatsr.,  §.  109,  Note  h. 
Wiese's  Ilandb.  des  Kirchenr.,  Th.  III,  472.  Michl's  Kirchenr.,  §.  26.  Klü- 
ber's  Lit-,  §.  873,:-  —  Bei  religiösen  Schriften  der  Kirchenlehrer,  kann  auch  Er- 
laubnifs  ihrer  geistlichen  Obern  nöthig  seyn. 
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§•  r,2».  (434.) 

Retigiqns'dnderung  des  Regenten.    Religion  des  Regierungs-,  Stamm-, 

oder  Lehnfolgers. 

h  Die  persönliche  Eteligions ändern  ng  des  Regenten  «),  oder  die 
wwi  der  Religion  der  vorigen  Regenten  verschiedene  Religion  des  Nach- 
f olgers  in  der  Regierung,  darf  den  bestehenden  Regierungs-  und  Suc- 
eessionsBefugnissen  und  Pflichten  Keinen  Eintrag  thun  II)  Insonderheit 
kann  der3  durch  seine  Abstammung  von  dem  ersten  Erwerber,  oder  sonst 
mit  einem  wohlerworbenen  SuccessiosRecht  versehene  Regierungs-, 
Stamm-,  oder  Lehnfolger,  durch  neuere  Hausverträge,  oder  andere 
Verfügungen,  zu  einer  bestimmten  Religion  ohne  seine  Zustimmung  nicht 
verpflichtet,  noch,  der  Religion  wegen,  von  der  Succession  ausgeschlossen 
an  erden  r). 

o)  ProselytenListe,  in  Pdtteb*s  bist.  Entwickel.,  II.  336.  W.  T.  Krug,  welche  Fol- 
gen kann  und  wird  der  neuliche  Uebertritt  eines  protestantischen  Fürsten  (des 
Herzogs  Frifdr.  Ferd.  von  Anhalt  Röthen)  zur  kathol.  Kirche  haben?  Leipz. 
i8»6.  8.  —  üb  und  wie  weit  kathol.  Landesherren  über  evangel.  Unterthanen 
die  evangelische  Kirchengewalt  auszuüben  haben?  oben  §.  5i7,  b. 

&)  Doch  Hessen  in  solchen  Fällen,  sich  zuweilen  die  Agnaten,  oder  die  Landstände, 
auch  wohl  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  das  Corpus  Catholicorum  oder  das 
Corpus  Evangclicorum ,  die  unveränderte  Erhaltung  der  LandesReligionsverfas- 
Bung  \<m  dem  zu  einer  andern  Religion  sich  bekennenden  Landesherrn  oder 
Regier  ungsnachf olger  ausdrücklich  versichern,  durch  Verträge,  Assecurations- 
Acten,   oder  Revcrsalen.    Beispiele  liefern:  v.  Römer  a.  a.  O.  II.  497  ff.  von 
Schaüboth's  Samml.  der  Conclusor.  Corporis  Evang.,  III.  832.    Herrich's  Fort- 
setzung., 69.  178.  393.  492.Faber's  europ.  Staatsk.,  LXIV.  180.  208.  neue  Staatsk. 
\\\l.  355.    Eine  Samml.  von  Urkunden   dieser  Art,  hat  den  Titel:  Auszüge; 
/.weite  Beilage  zu  den  Protocoüen  der  ausserordentlichen  Reichsdeputation.  Re- 
genshurg  1802.  4-    Pütter's  Lit. ,  III.  t33.    Klüber's  Lit.,  6o5.  —  Ob  Religions- 
\  ersicherungsV ertrage  dieser  Art,  auch  ohne  ein  ausdrückliches  Versprechen, 
stillschweigend  bestehen?    Meister  von  d.  Religionsbeschaffenheit  der  Reichs- 
tagsStimmen,  39  u.  49-  Pütter's  Lit.,  III.  78.    Klüber's  Lit.,  i3i.  —  Wider  die 
Verbindlichkeit  der  Religionsversicherungs  Verträge  katholisch  werdender  Lan- 
desherren, s.  (Fölsch)  Frläut.  d.  t.  Staatsr.,  5i6.    Klüber's  kl.  jur  Bibl. ,  St. 
WIY.  45o.  —  In  dem  Königreich  Sachsen  wird,  nach  §.  b<j  der  Verfafs.  Urk.  v. 
1 83 1 ,  «die  landesherrliche  Kirchengewalt  über  die  evangelischen  Glaubensgenos- 
sen ,  so  lang  der  König  einer  andern  Confession  zugethan  ist,  von  dem  Minister 
des  Cultus  in  Gemeinschaft  mit  wenigstens  zwei  andern  Mitgliedern  des  Ge- 
sammtMinisterii  derselben  Confession,  ausgeübt». 
c)  Ausserdem  würde  ihm,  durch  Entziehung  eines  ihm  zustehenden  vollkommenen 
Rechtes,  eine  Rechtsverletzung  zugefügt.    Moser's  FamilienStaatsr. ,  I.  5o  Gön- 
ctbb's  Jurist.  Abb.,  I.  1  ff.  —  Anwendung  auf  den  pfälzischen  Hausvertrag  von 
1771,  §.  5,  und  auf  zwei  markgräfl.  badische  Testamente  von  i6i5  u.  1649,  in 
Vcrgleichung  mit  dem  ttetig, Frieden  v.  i555,  §.  i5.  u.  dem  Instr.  Pac.  Osnabr., 
\  .  1.  11.  35.    Moser's  Anm.  zu  dem  teschner  Frieden,  122.  Ebendess.  markgräfl. 
badisches  Staatsr.,  18.  Dafs  die  in  den  angef.  pfälzischen  F.unilienverfrag  ^auf- 
genommene fideicommissarische  Ermahnung  des  Herzogs  Albrecht  V.  an  seine 
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Nachfolger :  dafs  sie  keine  andere  als  die  katholische  Religion  selbst  bekennen 
u.  in  Baiern  einführen  sollen;  u.  die  weitere  Bestimmung  dieses  Vertrags:  dafs 
keinem  Regenten  in  das  Herzogthum  Baiern  einige  protestantische  Minister,  Räthe 
u.  Beamten  einzuführen  erlaubt  seyn  solle,  —  nicht  als  solche  (zwischen  dem 
Landesfürsten  u.  den  Landständen  geschlossene)  Landesverträge  angesehen  wer- 
den können»,  indem  die  pfalzzweibrückische  Linie  in  dem  teschener  Frieden 
diesem  Familienvertrag  anders  nicht  beigetreten  sey,  als  wie  er  in  dem  Art.  8 
dieses  Friedens  bestätigt  worden,  nämlich  in  so  weit  er  dem  westphäl.  Frieden 
nichts  zuwider  enthält,  unter  welchem  ausdrücklichen  Vorbehalt  auch  nur  der 
Beitritt  des  Reichs  am  28.  Febr.  1^80  erfolgt  sey;  dieses  wird  erklärt  in  einem 
Rescript  des  Rurfürsten  (nachher  Bönigs)  Maximilian  Josephs  an  die  General- 
LandesDirection  zu  München,  vom  26.  Aug.  1801  ;  abgedruckt  in  der  Geschichte 
der  ersten  Bürgeraufnahme  eines  Protestanten  in  München  (Ohne  Druckort, 
1801.  8.),  S.  75.  R.  baier.  FamilienStatut  v.  5.  Aug.  1819  (in  d.  Regier.  Blatt  v. 
6.  Jan.  1821,  S.  5  f.),  im  Eingang,  vergl.  mit  der  baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818, 
im  Eingang  der  Absatz  «Freiheit  der  Gewissen»,  dann  Tit.  II,  §.  16.  Man  s. 
auch  Putter's  Darstell,  der  pfälz.  Religionsbeschwerden,  S.  23 1.  R.  F.  Wede- 
iAnd  über  die  Aufnahme  neuer  Rirchen  im  Staate  (Gött.  i8o3.  8.),  S.  219.  — 
Anders  ist  es,  wenn  dem  Subject  ein  vollkommenes  Successionsrecht  nicht  zu- 
steht.   Hievon  Num.  IV  des  folg. 

§•   529*  (435a.) 

Ausnahmen  von  der  Rechtsgleichheit  der  verschiedenen  Glaubens- 
parteien und  ihrer  Mitglieder. 

Ausnahmen  von  der  Rechtsgleichheit  der  verschiedenen  Glaubensgenos- 
sen (§.  525  u.  f.),  können,  aus  besondern  Gründen,  Statt  finden.  I)  Diefs  ist 
der  Fall,  wenn  eine  Glaubenspartei  mit  Einschränkungen  in  dem  Staat 
reeipirt,  oder  tolerirt  ist  (§.  5i6,  h  und  525,  a),  z.  B.  nur  für  Pri- 
vatReligionsübung,  oder  nur  für  Hausandacht  (devotio  domestica); 
II)  oder  wenn  particuläre  oder  locale  Rechte,  in  Absicht  auf  den  Genufs 
gemeindebürgerlichef  R  echte  ,  Ausnahmen,  oder  Einschränkungen 
begründen,  z.  B.  bei  nicht-christlichen  «)  Glaubensgenossen,  in  Ansehung 
der  Fähigkeit  zu  dem  vollen  Bürgerrecht,  zu  Staats-,  Stadt-,  oder  Dorf- 
ämtern, zu  dem  Erwerb  liegender  Gründe ,  zu  dem  Genufs  milder  Stif- 
tungen, u.  d.  III)  Das  Kirchengut  (der  Schul-  und  KirchenFonds)  ge- 
bührt, als  Privatgut,  abschliessend  demjenigen  Religionstheil,  welcher  sol- 
ches durch  irgend  einen  Rechtstitel  erworben  hat  wohin  auch  der  Be- 
sitz in  dem,  durch  den  westphälischen  Frieden  festgesetzten  Entscheidungs- 
ziel c)  gehört  <t).  IV)  Auch  ist  ausser  Zweifel,  dafs  Rechte,  welche,  ihrer 
Natur  nach,  eine  bestimmte  Religion  des  Berechtigten  voraussetzen,  aufs 
hören,  sobald  dieser  zu  einer  andern  Religion  sich  bekennt  e). 

«)  Die  BundesActe,  in  der  oben  §.  526  angeführten  Stelle,  spricht  nur  von  der 
Rechtsgleichheit  der  Bekenner  des  christlichen  Glaubens. 

b)  Vergl.  §.  Ö26,  u.  Rlüder's  Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr., 
S.  253  u.  270. 
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.)  l.Min's  Einl.  bu  einem  neuen  Lehrbegr.  des  teutschen  Staatsr.,  §.  ua  f. 
*/>  \  erg1<  oben  §.  5o  u.  53. 

I  i  \  erffl.  »las  ingefj  badisihe  ConstitutionsEdict ,  §.  5.  —  Von  dem  geistlichen  Vor 
(]  reist,  Ilm::; ,  Fi  eistellional ,  Res  er  va  tum  ecolesiasticum)  handeln  der  Re 
ligionsFriede  \.  i555,  §,  18.  u.  das  [nstr.  Pac.  Osnabr.,  V.  i5.  Wiesenhwkhb 
Kirchenstaatsr. ,  u>.j.  J.  \\ .  \.  Göbel's  Abhandlungen  aus  d.  Staatsr.  (Heimst. 
1737.  8.),  St.  S.  1"  ff.  Schnaxjdert's  Kirchenr.  der  Protest.,  §.  nB.  Pütteii's 
Lit,  DL  76.   Klöbeb's  Lit,  i3<>. 

§•  ö30.  (435b.) 

fnsonderheü  der  ReligionsClausel,  in  letzt  willigen  oder  vertragmäsigen 

liest  immungen. 

\)  [jetztwillige  oder  vertragmäsige  Bestimmungen,  welche  zum  Ge- 
nufs  der  durch  sie  freiwillig  oder  unverpllichtet  verliehenen  Prrvat- 
Successions-  oder  Genufsrechte ,  eines  Nachlasses,  Vermächtnisses,  Fidei- 
COmmisses,  Majorales,  Seniorates,  u*  d.,  einer  Familienstiftung ,  einer  from- 
men oder  müden  Stiftung,  die  Bedingung  setzen,  dafs  der  Begünstigte 
Mitglied  einer  bestimmten  kirchlichen  Glaubenspartei  sey, 
sind  unter  der  staatsrechtlichen  Regel  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechtsgleichheit  der  verschiedenen  christlichen  Glaubensgenossen  (§.  526) 
nicht  begriffen,  wenn  sie  an  sich  rechtsgültig ,  namentlich  früheren  ver= 
bielenden  Staatsgesetzen  nicht  zuwider  sind,  und  auf  eine  von  dem  Staat 
nicht  verbotene  Religionsgesellschaft  sich  beschränken  «).  Wie  verschieden 
auch  die  subjectiven  Urtheile  über  den  sittlichen  Gehalt  einer  solchen  Be- 
stimmung seyn  mögen,  so  wird  doch  durch  sie  jene  staatsbürgerliche  Rechts- 
gleichheit nicht  beeinträchtigt,  da  sie  sich  auf  den  Kreis  von  willkührlichen 
Privatrechten  beschränkt,  mithin  den  Umfang  der  privatrechtlichen  Auto- 
nomie der  Einzelnen  nicht  überschreitet 

a)  Die  Einwendung,  eine  solche  Bestimmung  sey  conditio  turpis,  folglich  für  kraft- 
los und  nicht  bestehend  (pro  non  adjecta)  zu  achten,  wäre  unbegründet.  Denn, 
eines  Theils,  enthält  dieselbe  keine  Rechtsverletzung  mittelst  Entziehung  voll- 
kommener Privatrechte,  die  ohne  sie  dem  Andern  zustehen  würden;  andern 
Theils  ist  sie  gesetzlich  unverboten  (lege  seu  jure  non  improbata).  Auch  wird 
durch  sie  eine  Beibehaltung  oder  Aenderung  des  Kirchenglaubens  weder  geboten 
noch  untersagt,  sondern  ganz  der  freien  Willensbestinamung  des  Einzelnen  über- 
lassen, also  dem  echten,  d.  h.  von  zeitlichem  Vortheil  unabhängigen  Gewissen 
irgend  ein  Zwang  nicht  angethan,  noch  eine  rechtwidrige  Zumuthung  gemacht. 
Ist  doch  selbst  eine  ausdrückliche  oder  directe  conditio  mutandae  vel  non  mu- 
tandae  religionis  ,  nur  dann  für  schändlich  zu  halten,  wenn  Jemand  aufgelegt 
wird,  eine  vom  Staat  verbotene  Religion  anzunehmen.  Jo.  Guix.  Schellhass, 
praes.  H.  F.  Schorch,  diss.  utrum  conditio,  qua  certa  religio  in  subjeeto  re- 
rjuiritur,  pro  turpi  vel  honesta  sit  habenda?  Erford.  1752.  l\.  Thibadt,  System 
des  PandektenRechtes,  §.  1021.  Die  Rechtsgültigkeit  der  Religionsclausel,  in  der 
Bedingung  eines  bestimmten  kirchlichen  Glaubensbekenntnisses  zu  dem  Gebrauch 
bestimmter  Vortheile,  insbesondere  zu  der  SuccessionsFähigkeit  in  Stamm-  und 
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andern  Privatrechten;  in  Klcber's  Abhandlungen,  Bd.  II,  S.  233  ff.  Andere 
halten  für  nicht  rechtwidrig  nur  die  Bedingung,  die  Beligion  nicht  zu  andern. 
Walch,  controvers.  juris  civ. ,  p.  282.  Hofacker  princ.  juris  rom.  civ. ,  T.  I. 
§.  195.  Th.  Hagemann's  u.  C.  A.  Günther's  Archiv  für  die  theoret.  und  pract 
Rechtsgelehrsamkeit,  Th.  III  (Braunschw.  1789.  8.),  S.  246  ff.  Runde,  teutsches 
Privatrecht,  §.  637.  D.  Weber,  Erlaut,  der  Pandekten;  herausgegeben  von 
dessen  Sohn,  A.  W.  K.  Weber,  Th.  II  (Leipz.  1820.),  S.  246. 

6)  Vergl.  §.  526,  V. 

§♦  551.  (436.) 
Kirchengut-  Secularisation. 

I)  Als  selbstständige  Gesellschaft  im  Staat ,  ist  die  Kirche  berechtigt 
zu  Anwendung  der  zur  Erreichung  ihres  Zwecks  nöthigen,  mit  dem  Staats» 
Interesse  vereinbaren  Mittel.  Dahin  gehört  das  Recht,  Vermögen  zu  er« 
werben,  ausschliefsend  zu  besitzen,  zu  benutzen,  und  selbst  zu  ver- 
walten» TL)  Das  Kirchengut  ist  Privatgut  der  Kirche  (§.  334,  5a6  u. 
529),  folglich  an  sich  unterworfen,  weder  der  Verfügung  noch  der  Ver- 
waltung des  Staates  $  wohl  aber  dessen  Oberaufsicht,  auch  in  Absicht  auf 
Erhaltung  und  zwechma'sige,  insonderheit  stiftungsmäsige  Verwaltung,  zum 
Vortheil  der  Gottesverehrung,  des  Unterrichtes,  und  der  Wohlthatigkeit  «). 
III)  Hienach  ist,  im  Allgemeinen,  die  Frage  von  der  Befugnifs,  sowohl  der 
Kirche  als  auch  des  Staates,  zu  Verwandlung  des  geistlichen 
oder  Kirchenguts  in  weltliches^)  Staats-  oder  Privatgut  (Verweltlichung, 
Secularisation)  zu  beurtheilen  Zu  Verletzung  des  Eigenthumrechtes, 
ist  hiebei  auch  der  Staat,  in  der  Regel  (§♦  55 1  u.  f+),  nicht  befugt. 

a)  Vergl.  Instr.  Pac.  Osnabr.  1648,  art.  V.  §.  3i.  B.  Deput.  Hauptschi ufs  v.  25» 
Febr.  i8o3,  §.  63.  Von  PPürtcmberg ,  s.  Fetzer's  Grundzüge  der  erbländ.  Ver» 
fafs.  Würtembergs  (1817.  8.),  §.  18  ff.,  und  Verhandlungen  in  der  Versammh 
der  Landstände  des  Königr.  Würtembcrg,  i8i5  u.  1816,  Heft  21,  S.  10  ff.;  Heft 
22,  S.  9  ff  Das  angeführte  badische  ConstitutionsEdict,  §.  9  und  19.  Bönigl. 
baier.  Verordn.  v.  1.  Oct.  1807.  Baier.  Edict  v.  24*  März  1809,  §.  5o  ff.;  wo 
jedoch,  §.  85,  wegen  landesherrlicher  Aufsicht  und  Schutzherrlichkeit,  das  Kir- 
chengut unter  Verwaltung  weltlicher  Staatsbehörden  gestellt,  auch,  §.  52  und 
53,  über  den  Uebcrschufs ,  nach  Befriedigung  der  LocalBedürfnisse,  von  Staats*» 
wegen  verfügt  ward.  I*>iese  Verfügung  ward  abgeändert,  durch  eine  Verordn» 
v.  6.  März  1817,  die  Verwaltung  des  Stiftung-  und  CommunalVermögens  betr. 
Baier ische  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.  9.  (v.  Drfsch  baier«  Staatsrecht, 
§.  67.)  Weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct.  1823,  §.  12  (oben  §.  5i3).  Kurhess,.  Verfafs. 
Urk.  v.  i83i  ,  §.  i38.  Acte  final  du  congres  de  Vicnne,  art.  21,  u.  preüsstsch* 
sächs.  Friede  v.  18.  Mai  i8i5,  art.  16;  in  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr., 
Bd.  VI,  S.  3i  und  i33.  Blüber's  Ucbersicht  d.  dipl.  \  erhandl.  des  wiener 
Congr.,  S.  73.  Michl's  Kirchenr. ,  §.  3i«  v.  Aretin's  constit.  Staatsr«,  Bd.  II, 
S.  107  ff.  Bundesvertrag  der  22  Cantone  der  Schwei«,  v.  7.  Aug.  i8i5,  Art. 
12;  in  d.  Handb.  des  Schweizer.  Staatsr.  (2.  Aufl.  1821),  S.  11.  Englische  Par 
lamentvcrhandlungen ,  in  der  Allgem.  Zeitung  1816,  Num.  176.  Abhandl.  von 
dem  Beeilte  der  Staatsgewalt  über  das  Kirchengut.  Frankfi  i8o5.  8.  P.  Sarpi 
von  dem  Kirchengut.  Aus  d.  Italian.  v.  J.  G.  Steeh.  Frank  f.  und  Leifpfe  i-8(>.  8 
Klüber's  offentl.  Recht,  4.  Aull.  51 
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S<  Ii)  im  m w  rn  .1.  a.  O.  II.  53.  Rössig's  Politik,  S.  2061  Frähh/s  System  der 
lAndwtrtbschafU.  l'oli/.ri,  178  P>  V*<m  Behandlung  des  Kirchenguts,  als  mittel- 
bares Staatsvorrnägeifc,  oben  §,  334*    Cöitv.  ^ex.  der  Gegenwart,  5>d.  HI.  (Leipz. 

1H.V).1  S.  j-i  —  (h>.  Art.  Kirc/u/i^ittcr. 

I  Unterschieden  von  der  J 'i  iai/ssmi//^  des  ftirchenguts  im  A llgemeinen,  —  Ver- 
schiedene //  '/.  der  Secülarisation,  In  dorn  ehemaligen  teutschen  Staatsrecht, 
rerstand  man  unter  Secülarisation  im  engern  Sinn,  die  Verwandlung  eines  geist- 
n  '  •  4  in  »  inen  weltlichen  (Erb-  oder  Wahl-)  Staat.  —  Ce  schickte  der 
Secularisationon :  11  von  den  Mero vingern  bis  auf'  die  Reformation;  Weisse  a. 
unten  a.  O.  S.  (>  —  3o;  2)  von  dem  Reformation  bis  zu  dem  westphäl.  Frieden; 
ebendas.  S.  3b  —  60.  Pütteb's  histor.  Entwickel.  d.  Staatsverfass.  d.  t.  Reichs, 
L  38a;  3)  in  dem  westphäl.  Fnj  ebendas.  S.  60  —  1 55.  FuttbbIb  Geist  des 
westphäl.  Fr.,  an  mehreren  Stellen.  Ebendess.  instit.  juris  publ. ,  §.  35  und  80. 
I  <uUss,  histor.  Entwickel.,  II.  56  ff.;  4)  Sccularisationen  seit  dem  westphäl.  Fr. ; 
vorzüglich  durch  den  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  besonders  in  dem  Eingang,  dann 
>|  (F.,  in  Folge  der  in  dem  liinewller  Frieden  Art.  7  angenommenen,  auf  dem 
rastatter  PriedensCongrefs  im  Namen  des  deutschen  Reichs  schon  bewilligten, 
Grundlage  der  Entschädigung  der  teutschen  erblichen  Reichsstände  durch  Secü- 
larisation ,  für  \  erlust ,  welchen  die  Abtretung  der  Lander  auf  der  linken 
Rheinseite  an  Frankreich  verursacht  hatte;  5)  Secülarisation  seit  j8o3,  z.  B.  der 
Besitsungen  der  beiden  geistlichen  Ritterorden.  Oben  §.  2^2 ,  Note  b  und  c. 
Kii'i.in's  Uebersicht  der  diplomat.  Verhandlungen  des  wiener  Congr.,  S.  397  ff. 
Eleüeste  Einriebt,  des  kathol.  Kirchenwesens  in  den  Ii.  preufs.  Staaten  (Frankf. 
1822.  8.),  S.  3  —  17.  Michl's  Kirchenrecht,  §.  32.  Königl.  preuss.  Edict  vom 
3o.  Ort.  1810,  betr.  die  Einziehung  sämmtlicher  geistl.  Güter  in  der  Monarchie; 
in  d.  Gesctzsamml. ,  1810,  S.  32.  In  Folge  dessen,  wurden  alle  Güter  des  Jo- 
hanniterordens  in  der  Monarchie  als  Staatsgüter  eingezogen.  Man  s.  Gesetz- 
samml.  v.  1812,  S.  109.  —  Pius  VII.  ertheilte  dem  König  Carl  IV.  eine  Bewil- 
ligung, dafs  ein  Siebentneil  sämmtlicher  Klosterbesitzungen  zum  Besten  der 
Staatscasse  verkauft  werden  dürften;  es  ist  aber  von  dieser  Erlaubnifs  bis  jetzt 
kein  Gebrauch  gemacht  worden. 

c )  Schriften  in  Pi'TTEii's  Lit.,  III.  697.  Klüber's  Lit.,  §.  1480.  —  Von  rechtmäsigen 
und  unreehtinäsigen  Ursachen  der  Secülarisation,  s.  unten  §.  55 1.  L.  P.  Behlen 
diss.  (Mogunt.  1746.  4«  lina*  m  Ant.  Schmidt's  thesaur.  juris  eecles.,  T.  VI, 
]>.  -8  sqq.),  §.  75  sqq.  —  Vergl.  G.  L.  Boehmer  prine.  juris  can. ,  §.  586.  V. 
\Yusk\s  Kirchenr.,  352.  Gönkkr's  teutsch.  Staatsr.,  §.  447.  C.  C  Weisse  über 
die  Säcularisation  teutscher  geistlicher  Reichsländer  (Leipz.  1798.  8.),  S.  3. 
Ebendess.  N»a»  litrag  zu  s.  Abb.  über  die  Säcularisation.  Leipz.  1800.  8.  Die 
Luret •htinäsigkeit  der  Säcularisirungen.  Als  Antwort  auf  Hrn.  Weisse's  Schrift. 
Philalethopolis  1799-  8.  Ueber  das  Staatsnothrecht ,  als  Grund  des  Rechtes  zu 
säcularisiren ;  eine  Antwort  auf  Weisse's  Nachtrag  etc.  Philalethopolis  1800.  8. 
l);is  landesherrliche  Recht  über  Klöster.  Leipz.  1001.  8.  Abhandlung  von  dem 
Rechte  der  Staatsgewalt  über  das  Kirckengut.  Frankf.  i8o5.  8.  Die  Vernunft 
fordert  die  Seeularisirungen  nicht.  Tfutsehl.  1798.  8.  Freimüthigc  Gedanken 
über  die  Secularisirung  der  geistl.  Wahlstaaten.  Altona  u.  Hamb.  1798.  8.  C. 
I  HäbBrlih  über  Aufhebung  mittelbarer  Abteien  u.  Klöster.  (Heimst.  i8o5.  8.), 
§.  79.  —  Anders  als  oben  im  .7.  N.  F.  Brauer  in  s.  Abhandlungen  z.  Erläu- 
ter.  d.  westphäl.  Fr.,  Bd.  II,  S.  24  f.  v.  Aretin's  Genius  von  Baiern,  St.  IV. 
—  Von  den  kirchlichen  u.  'politischen  Folgen  der  durch  den  R.  Dep.  Hauptschi. 
\.  i8o3  festgesetzten  Secülarisation,  s.  man  die  Staatsrechtlich-politische  Erläu- 
terung des  §.  34  des  neuen  EnschädigungsPIans.  (Ohne  Druckort)  1802.  8.  — 
Sicht  blofs  die  Politik,  auch  die  Sittenlehre  kann  Gründe  darbiete»!,  wider- 
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rechtliche  Seeularisationen  bestehen  zu  lassen.  Man  s.  Bescheidene,  doch  frei- 
müthige  Andeutung  über  Uebertreibungen  und  Rückwirkungen  etc.  Germa- 
nien i8i5.  8. 

§•    852.  (437.) 
Incameration.    Reformation.    AmortisationsGe  setze. 

I)  Auch  zu  so  genannter  Incameration,  das  heifst,  zu  Einzie- 
hung des  Kirchenguts,  oder  des  Vermögens  frommer  oder  milder 
Stiftungen,  in  der  Absicht,  dasselbe  unmittelbar  durch  eine  landesherr- 
liche Finanz-  oder  CameralBehörde,  ohne  förmliche  Verwandlung  oder 
Aufhebung  seiner  bisherigen  Eigenthumseigenschaft  verwalten  zu  lassen  «), 
könnte  der  Staat,  ohne  Verletzung  des  Eigenthumrechtes,  nicht  schreiten 
selbst  dann  nicht,  wenn  er  den  ganzen  reinen  Ertrag  zu  dem  stiftungs- 
ma'sigen  Zweck  verwenden  wollte.  Das  eine  wie  das  andere  Gut  darf,  un- 
beschadet der  dem  Staat  gebührenden  Oberaufsicht,  seiner  stiftungsmäsigen 
Verwaltung  eben  so  wenig  als  der  stiftungsmä'sigeu  Verwendung,  ent- 
zogen werden  c)  (§.  334)«  II)  Von  der  Secularisation  und  Incamera- 
tion, ist  jedoch  die  Reformation  des  Kirchenguts  wesentlich  ver- 
schieden. Sie  erfolgt,  erlaubterweise,  wenn  eine  Kirchengesellschaft, 
nach  ihrem  Uebergang  zu  einer  andern  Religion,  ihrem  Kirchengut  eine 
Bestimmung  gibt,  welche  ihren  neuen  ReligionsGrundsätzen  gemäfs  ist 
III)  Der  übermä'sigen  Vermehrung  des  Kirchenguts,  könn^a?  durch  Amor- 
tisationsGesetze  e),  Schranken  gesetzt  werden. 

a)  Von  der  Incameration  ist  die,  von  dem  gehörigen  Richter  verfügte,  Sequestration 
des  Kirchen-  und  frommen  Stiftungsgutes  zu  unterscheiden. 

£)  Vergl.  R.Deput.Hauptschl.  v.  i8o3,  §.  65.  GH.  hessische  Verfafs.Urk.  v.  1820, 
Art.  43.  HohenzollernSigmaringen' sehe  v.  i833,  §.  38  f.  Ueber  das  geistliche 
Gut  im  Würtemb ergischen.  1802.  8.  Klüber's  Acten  d.  wiener  Congr.,  V.  247. 
(Pahl's)  NationalChronik  der  Teutschen,  1804,  S.  3/|2.  Verhandlungen  in  d. 
Versamml.  d.  Landstande  des  Königr.  Würtemberg,  Abth.  VIII  (i8i5  8.).  S. 
97  ff  Abth.  IX,  S.  58  IT.  Abth.  XX,  XXI  u.  XXIII.  Grundsätze  über  das  Ver- 
treten der  Kirche  bei  Stände  Versammlungen ,  herausgeg.  von  H.  E.  G.  Paulus 
(Heidelb.  1816.  8.),  S.  8  ff.  Darstell,  des  Betragens  d.  würtemb.  Landstände 
(i8i5.  8.),  Abschn.  I,  Art.  /\ ;  und  Fortsetzung  (i8i5.  8,),  S.  12  ff.  Häberlin's 
Staatsarchiv,  Heft  5o ,  S.  199  ff.  Sem.  Brendel,  das  Recht  der  milden  Stif- 
tungen, etc.  Leipz.  181/,.  8.  Baüer's,  Behr's  u.  Schott's  allgem.  StaatsCorre- 
sponden'z,  Bd.  I  (1814.  8.),  S.  4°9  ^  —  Nie  fehlt  wohl  bei  Incamcrirungen  die 
Versicherung,  dafs  der  Ertrag  in  dem  Sinn  der  Stiftung  solle  verwendet  wer- 
den. Aber  wer  bürgt  für  gehörige  und  vollständige  Verwendung  desselben? 
Wer  leistet  Sicherheit  für  den  Fall,  wenn  durch  Vermengung  des  geistlichen 
und  frommen  Stiftungsgutes  mit  dem  Staatsvermögen,  jenes  verschwunden,  die- 
ses nicht  wahrhaft  gebessert  ist? 

c)  Die  eine  und  die  andere,  stände  im  Widerspruch  mit  der  Absicht  der  Stifter. 
Die  kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i,  §.  i38,  setzt  fest:  «Nur  in  dem  Falle, 
wo  der  stiftungsmäsige  Zweck  nicht  mehr  zu  erreichen  stehet,  darf  eine  \  er 
wendung  zu  anderen  ähnlichen  Zwecken,  mit  Zustimmung  der  Betheiligten,  und, 
so  fern  öffentliche  Anstalten  in  Betracht  kommen,  mit  Bewilligung  der  I  nnd- 
stande,  erfolgen».  Wörtlich  so  auch  die  königl.  sächsische  Verfafs.  Urkunde 
v.  i83i ,     60.  —  Anordnung  einer  landesherrlichen  GeneralAdministration  des 
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Sl  flnngi  und  (  onununN  ermögcns ,  in  dem  baierischen  Regierungs  Blatt,  1808, 
St,  5  Abgeändert  durch  die  oben  63j ,  Note  a,  angef.  Verordnung  vom 
1-.  Ulm  1817. 

1  VergL  J,  G  \l\  iMi's  geistl.  Staatsr.,  1.  170  f.  Von  der  Reformation  unter- 
scheidet sich  die  Innovation,  die  Bestimmung  des  geistlichen  §tiftungsgutes  zu 
einem  andern  frommen  Zweck,  als  »lern  eigentlichen  stiftungsmäsigen.  Vergl. 
Kaub  a,  b.  ().  u.  Bobhmer  1.      §.  575.  sqq. 

0  Pötter^s  Lit.,  III.  694.  Klübeb's  Lit.,  §.  i.|-8.  Ebendess.  kl.  jur.  Uiblioth  .  XI. 
•i),.  Selchow  elem.  juris  germ.  priv. ,  §.  5^7.  Danz  Ilandb.  des  t.  Private  II, 
(".  Jabgovi  v,  d.  Regalien,  i32.  Scheidemantel  a.  a.  O.  II.  53  ff,  Michl's 
Kirchenr.,  3o.  I  .  \.  \.  IMosuvwm  über  AmortisationsGesetze.  Rcgcnsb.  1798.  8. 
\d\.  Wartin,  die  todte  Hand,  in  Jurist.,  polit.  u.  staatswirthsc.haftl.  Hinsicht; 
in  Pölitz  Jahrbüchern,  Mär/.  i83a.  —  Ein  6aSer.  Ediet  v.  3i.  Dee.  1811  belegt 
die  \  ermächtnisse  und  Schenkungen  an  die  Kirchen  und  Geistlichen,  mit  einem 
Lbgng  von  Bwei  Quarten  (quarta  scholarum  et  pauperum)  des  Ertrags. 


/  er  mögen  und  Religiösen  aufgehobener  und  nicht  aufgehobener  geist- 
licher Corporationen.    Heimfall-  und  fiscalisches  Occupations Recht- 

I)  Theoretisch  wird  gestritten«),  ob  das  Vermögen  aufgehobe- 
ner geistlicher  Corporationen,    insonderheit  aufgehobener  Klöster, 
1)  fortwährend  als  Kirche  n gut        oder  2)  als  zurückgefallen  an 
die  Stiller,  oder  deren  Nachkommen  c),  So   weit  es   geschenktes  Gut  ist, 
«»der,  wenn  nicht  3)  als  gemeinschaftliches  Eigenthum  des  Staates 
und  der  geistlichen  Corporationen  (§.  33/l),  welches  jener  in  Alleineigen- 
thum  verwandle       doch  4}  nach  Erlöschung  der  moralischen  Person,  die 
solches  eigentümlich  besafs,  als  lediges  Gut  zu  betrachten  sey  welches 
dem  StaatsFiscns  heimfalle?  Auch  ob,  in  solchem  Fall,  das  auswärtige 
\  ermögen  untrennbar  sey  von   der  inländischen  Hauptstiftung  ./)?  Oder 
>b  der  gegenseitige  StaatsFiscus  berechtigt  sey  zu  der  Occupution  inlän- 
discher  Besitzungen,  Renten  und    Rechte  auswärtiger  secularisirter 
geistlicher  Stiftungen  £•).?   weil  das  fiscalische  OccupationsRecht  begrenzt 
verde  durch  das  eigene  Staatsgebiet,  und  eine  Erstreckung  desselben  in 
remdes,  Verletzung  der  auswärtigen  Staatshoheit  wäre.     II)  Die  bürger- 
ichen  Verhältnisse  der  Religiösen  aufgehobener  Stifte  und  Kloster, 
beiderlei  Geschlechtes       und  selbst  die  bürgerlichen  und  klösterlichen  Ver- 
lältnisse der  Mitglieder  nicht  aufgehobener  Klöster  «),   sind    hie  und  da 
durch  eigene  Staatsgesetze  bestimmt» 

r)  Pi  ttfk's  Lit.,  III.  816.  699.    Klüber's  Lit.,  §.  i6o5  u.  1482.    v.  Roth's  Staatsr. 
t.  R.  Lande,  II.  44- 

i  T.  Majer's  Erläuterungen  des  westphäl.  Friedens.  1785.8. —  So  auch  der  Reichs 
hofrath,  in  Ansehung  der  ursprünglichen  Stiftlingsgüter  der  JesuitenCollegien. 
Merkw.  BeichshofrathsGutaehten,  Th.  III  (Frankf.  1795.  8.),  S.  268  ff. 
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c)  Schmalz  natürL  Staatsr. ,  §.  120.  Dawider  J.  C.  Majer  über  das  Eigenthum  an 
den  geistl.  Gütern  (Ulm  1786)  ,  S.  79  f. 

d)  v.  Steck's  Ausführung  einiger  gemeinnütziger  Materien  (Halle  1784),  S.  26.  Roth's 
Verteidigung  der  rechtl.  Staarsbetrachtungen  u.  s.  w.  Frankf.  u.  Lpz.  1783.  8. 
Gönner  a.  (oben  §.  334,  Note  a)  a.  O.  —  Vergl.  auch  Grotius  de  J.  B.  et  P. 
lib.  II.  c.  3.  §.  19.  und  das  angef.  badische  ConstitutionsEdict,  §.  9. 

e)  G.  L.  Böhmer's  Rechtsfälle,  Bd.  III,  Abth.  1,  S.  62  u.  io3.  J.  F.  E.  Böhmer 
diss.  de  jure  occupandi  statuendique  de  bonis  Ordinis  extincti  Jesuitarum.  Goett. 
1779.  4«  Auch  teutsch,  Frankf.  u.  Leipz.  1779-  4«  u-  Ulm  1781.  4-  J.  C.  Koch's 
Revision  der  rechtl.  Staatsbetrachtungen  u.  s.  w.  1783.  8.  Ebendess.  neuer  Auf- 
schlufs  über  die  Stellen  des  westphäl.  Friedens  u.  s.w.,  nebst  zwei  Postscripten 
1782.  1784.  8.  Vergl.  auch  Brauer's  Beiträge  zu  e.  allgem.  Staatsr.  der  rhein. 
Bundesstaaten,  S.  180.  —  Ein  dominium  eminens  in  bona  ecclesiastica  legt  der 
Staatsregierung  bei,  Wiese  in  s.  Grundsätzen  des  gemeinen  in  Deutschi.  übl. 
Rirchenrechts,  Hauptst.  I,  Cap.  2,  §.  33.  —  Rönigl.  baier.  Edict  v.  8.  Sept.  1808, 
die  Aufhebung  des  Johanniter  ordens  in  Baiern  betr. ,  nach  welchem  das  Ordens- 
vermögen  zur  Dotation  der  baier.  Bisthümer  und  ihrer  Capitel,  der  Ueberschufs 
zu  Verbesserung  des  SchulFonds  gewidmet  werden  soll.  Das  königl.  westphäl. 
Decret  v.  1.  Dec.  1810  (Bulletin  des  loix  du  R.  de  Westphalie  1810,  n.  170. 
Rhein.  Bund,  LH.  g3.)  hob  alle  Capitel,  Rlöster  und  geistl.  Stiftungen  auf,  und 
vereinigte  sie  mit  den  StaatsDomänen.  Auch  in  der  östreichischen  Monarchie  ist 
der  Grundsatz  aufgestellt:  das  geistliche  Vermögen  unterliegt  der  Staatsvorkeh- 
rung. Schriften  für  u.  wider,  s.  in  der  Allgem.  Lit.  Zeit.  1812,  N.  69.  —  Wider 
die  analoge  ErbSuccession  des  Fiscus,  s.  Majer's  Succession  des  Fiscus  u.  s.  w. 
(1786),  S.  i3i,  Note  72. 

f)  Die  Untrennbarkcit  behauptet  Roth  a.  a.  O.  Dawider  s.  Roch  a.  a.  O.  —  Be- 
dingungsweise spricht  dem  fremden  Staat  ein  Anfallrecht  zu,  Brauer  in  den 
Abh.  zu  Erlau t.  des  westph.  Friedens,  Bd.  II  (1784),  S.  10  ff. —  Der  Beirhsdep. 
Hauptschlufs  v.  i8o3,  §.  36,  setzt,  für  die  von  ihm  verfügten  u.  zugelassenen 
Secularisationen ,  die  üntrennbarkeit  fest.    Vergl.  ebendas.  §.  29  u.  1. 

g)  Ausübung  des  fiscalischen  Occupations-  oder  Heimfallrechtes  (droit  d'epave)  bei 
ledigem  Gut  (§.  476).  In  Beziehung  auf  den  angef.  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3, 
s.  man:  Das  Heimfalls-  und  fiscalische  OccupationsRecht  des  Erzhauses  ü -st- 
reich,  auf  den  in  dessen  Erbstaaten  gelegenen  Besitzungen  und  Einkünften  der 
durch  den  neuesten  EntschädigungsReichsschlufs  secularisirten  leutschen  Stifter, 
Rlöster  etc.  (von  dem  damal.  östreich.  Landvogt  zu  Rothenburg,  v.  Benzel) 
i8o3.  8.  J.  L.  Rlüber,  das  OccupationsRecht  des  landesherrl.  Fiscus,  im  Ver- 
hältnifs  zu  den  Besitzungen,  Renten  u.  Rechten,  welche  den  secularisirten,  als 
Entschädigung  gegebenen  geistl.  Stiftungen  in  fremdem  Gebiete  zustanden,  recht- 
lich geprüft.  (Erl.)  1804.  8.  Lucchesini's  bist.  Entwickel.  der  Urfachen  u.  Wir- 
kungen des  Rheinbundes,  Th-  I  (Leipz.  1821),  S.  282  u.  f.  Histoire  abregee  des 
traites,  par  Roch  et  Schoell,  VII.  i5o  — 155.  — ■  Oestreieh  stützte  sich  auf  sei- 
nen mit  Frankreich,  unter  russischem  Beitritt  zu  Paris  geschlossenen  Vertrag 
v.  26.  Dec.  1802,  Art.  4»  (>n  Martens  recueil,  Supplem.  III.  228),  u.  auf  den 
im  R.  D.  Hauptschi.,  1,  so  wie  auf  den  in  dem  kais.  Ratif.  Decret  v.  28.  Apr. 
i8o3  gemachten  Vorbehalt.  Dein  ward  entgegengesetzt,  die  in  dem  angef.  §.  1 
des  R.  I).  H.  stellende  Glausei  «in  so  fern»  (u.  s.  w.)  Am  3i.  Mai  1808  er- 
klärte Oestreieh  sich  bereit  zu  Aufhebung  seiner  Incamcration  schweizerischer 
(vergl.  ReichsDep.Hauptschlufs  §.  29)  geistl.  Sliftungsgüici-.  Dagegen  klagte  die 
Tagsatzung,  in  ihrer  Sitzung  vom  :>..\.  Aug.  1819,  über  Nichterfüllung,  überhaupt 
über  die  seit  vielen  Jahren,  zum  Vortheil  eines  auswärtigen  Staats!' iscus,  fort- 


hm; 


II.  Theil.  XVII.  Gap. 


dauernden  so  genanannten  [ncamerationen,  oder  vielmehr  Seq uestrirungeii  geist- 
licher Gilter,  die,  ru  in  der  Schweiz  befindlichen  (noch  bestehenden)  Hauptatif- 
tungen  gehörig,  aber  in  deutschem  Staatsgebiet  gelegen  sind,  /.  Ii.  in  Tyrol, 
Vorarlberg,  rlohensollernSigmaringen.  Wegen  der  incamerirten  Güter  in  der 
Landgrafschaft  Nellenburg,  kam  ein  Vergleich  zu  Stande,  zw.  Baden  u,  den 
Gantonen  Zürich,  Schafhausen  u.  Thurgau,  am  24.  Dec.  i8aoj  in  d.  bad.  Rcgier.- 
Blatt,  \.  11.  Sept.  10' 1,  u.  in  der  adlgem,  Zeitung  v.  8.  Juni  1821. 

h)  In  dem  Grofsherzogthum  linden  durch  eine  Verordnung  v.  22.  Mai  1807,  in  d. 
Bhein,  Bund  ,  \  UL  a§6, 

;)  Gro£sherzogl.  baltisches  Regulativ  für  die  hathol.  Frauenklöster,  als  weibliche 
Lehr-  und  Erziehungsinstitute,  v.  16,  Sept.  1811,  in  dem  Regier.  Blatt  1811, 
Num,  >5.  —  Von  Baiern  s.  Michl's  Kirehenr. ,  §.  44» 


■Ov^-  


XVIi.    C  A  P  I  T  E  L. 
L  e  Ii  11  Ii  o  Ii  e  i  t    und    L  c  h  n  v  e  r  1j  i  n  d  u  n 


§.   554.  (439J 
1)  Lehn Uo he  it. 

I)  Jede  Lehnverbindung  hat  ihren  Rechtsgrund  in  einem  Vertrag, 
dem  Lehn v ertrag.  Darum  sind  alle  durch  sie  begründeten  Rechte  und 
Pflichten,  selbst  die  durch  diesen  Vertrag  genehmigten  lehngesetzlichen, 
ursprünglich  Convention  eile  «),  Diesem  Entstehungsgrund  und  ihrem  We- 
sen nach,  subjectiv  und  objectiv  unterschieden  und  getrennt  von  der  S  taats- 
verbindung,  von  dem  durch  diese  begründeten  staatsoberherrlichen  und  un- 
terthanschaftlichen  Rechtsverhältnifs  ist  jede  Lehn  Verbindung,  gleichviel 
ob  Staatslehen  oder  Privatlehen  ihr  Gegenstand  sind  c),  privatrecht- 
licher  Natur.  Eben  darum  ist  auch  die  Lehnherrlichkeit,  als  solche, 
nur  Privateigenthum  und  nur  privatrechtlich  d);  denn  auch  sie  wird  nur 
durch  jenen  Vertrag  begründet.  Es  erscheint  daher  bei  StaatsActivlehen 
der  Lehnherr,  als  solcher,  nicht  in  staatsoberhauptlicher  Eigenschaft,  gleich- 
wie der  Vassall  nicht  in  unterthanschaftlicher  oder  staatspflichtiger.  II)  Da- 
mit jedoch  das  Lehninstitut,  dieses  blofs  privatrechtliche  Verhältnifs,  dem 
Staatszweck  nicht  widerstreite,  vielmehr  übereinstimmend  mit  demselben 
wirke  and  geleitet  werde,  gebührt  jedem  Staat,  und  so  auch  jedem  teut- 
schen  Bundesstaat,  über  alle  in  seinem  Gebiet  befindlichen  Lehnverbindun- 
gen, das  Recht  der  Zulassung,  des  Schutzes  und  der  Aufsicht,  die  Lehn- 
hoheit. 0  (imperium  civile  circa  feuda,  potestas  feudalis  sublimis,  jus  circa 
feuda  majestaticum).    Ihre  Wirksamkeit  zeigt  sich  hauptsächlich  bei  Lehn- 
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gesetzen,  Lehngerichtbarkeit  und  Lehndiensten/).  Staatsrechtlich  unterge* 
ordnet  sind  ihr  alle  inlandischen  Lehen,  Staatslehen  nicht  weniger  als  Pri- 
vatlehen. In  dieser  Hinsicht  gilt  gleichviel,  ob  bei  StaatsActivlehen  die 
Lehnherrlichkeit  dem  inländischen  Staatsoberherrn  (feuda  in  curte),  oder 
einein  auswärtigen  (Teuda  extra  curtem,  Aussen-  oder  Butenlehen),  zusteht. 
Die  Lehnherrliohkeit  wird,  rechtlich,  durch  die  Lehnhoheit  mehr  nicht  be- 
schrankt, als  der  Staatszweck  fordert  £*). 

a)  O.  L.  Boehmer  principia  juris  feudalis,  §.  3. 

b)  Boehher  1.  c.  §.  217. 

c)  Boehmer  1.  c.  §.  4. 

d)  In  dem  rechtlichen  Verhältnifs  zu  der  Staatshoheit  und  Staatsregierung,  haben 
Lehnverbindung  und  Lehnherrlichkeit  nichts  voraus  vor  andern  privatrechtlichen 
Instituten;  nichts  vor  Grund-,  Gut-  und  Erbzinsherrlichkeit,  nichts  vor  Zehnt-, 
Zins-  und  Gültpflichtigkeit ,  nichts  vor  Pfandschaft  und  Patronatrecht.  Darum 
ward  auch  von  jeher  das  Lehnrecht,  als  Wissenschaft,  allgemein  als  ein  Theil 
des  Privatrechts  betrachtet,  und  pflegt  es  in  der  neuesten  Zeit  auf  hohen  Schu- 
len in  Verbindung  mit  dem  teutschen  Privatrecht  vorgetragen  zu  werden. 

e)  Dan.  Nettei-bladt  syst,  jurisprud.  naturalis,  §.  rsSii  1464.  sqq.  (v.  Grolman's) 
Deduction  in  Sachen  NassauSaarbrüeken  c.  HessenDarmstadt,  die  Feudalität 
einiger  Nordeck  von  Rabenauischen  Güter  betr.  (Giessen  1785.  Fol.),  16  u. 
81.  Schnaübert's  Staatsr.  der  gesammten  Reichslande,  §.  56  f.  IIagemann's 
Einl.  in  das  Lehnr. ,  §.  8.  M.  J.  Behr's  Versuch  einer  allgemeinen  Bestimmung 
des  rechtl.  Unterschieds  zwischen  Lehnherrlichkeit  und  Lehnhoheit.  Würzburg 
1799.  8.  M.  H.  Gribner  diss.  de  dominio  directo  in  territorio  alieno.  Viteb. 
1717.  4.  B.  C.  Struv  diss.  de  eod.  arg.  Jen.  1724.  4-  ßai'er.  LehnEdict  v.  7. 
Juli  1808,  in  dem  Regier.  Bl.  v.  1808,  S.  189.3.  Baier.  Verordn.  v.  6.  Juni  i8i5 
(Reg.  Bl.  S.  481)  u.  v.  6.  Febr.  1818  (in  Geret's  Samml.  baier.  Verordn.,  Th. 
VIII,  S.  649). 

/)  BOEHMER  1.   C  §.  5. 

g)  Beispiele  von  Aufhebung  des  Lehnwesens  durch  Staatsverträge  und  Staatsgcset/.c, 
unten  §.  543  u.  f. 

$♦  5*>5-  (440.) 
Insonderheit  über  ausivärtige  Staatslehen. 

lieber  auswärtige  StaatsActivlehen  (Aussenlehen,  feuda  extra 
curlem),  so  weit  dergleichen  noch  vorkommen,  steht  die  Lehnhoheit  dem 
Lehnherrn,  ganz  oder  zum  Theil,  nur  dann  zu,  wenn  solche  als  Slaats- 
dien.-.i barkeit  begründet  ist.  So  fern  der  Vassall  selbst,  in  Absicht  auf 
das  Lehn,  in  dem  Besitz  der  Sou  ve  rain  etat  sich  beiludet,  gehörl  auch 
ihm  die  Lehnhoheit  «). 

(i)  H.  G.  Seil k! demajntel  diss*  de  nexu  feudali  inlcr  genlcs.  Jen.  1768.  4  L  C.  lUr 
progr.  de  superiori  ihferioris  vassallo.  Li]»s   1801.  4- 


IL  TheiL  \\  IL  CaV. 


%-  556.  (44t) 

/  /  )   IjV  h  11  v  c  r  b  i  n  d  u  n  a, 

Thals  die  Auflösung  der  teutschen  Reichsyerbindung  überhaupt,  theils 
die  in  der  rheinischen  BundesActe  geschehene  wechselseitige  Verzicht- 
leistung aller  Bundesfiirsten,  auf  jedes  wirkliche  oder  gegenwärtige  Recht, 
welches  Jeder  von  ihnen  liaben  oder  ansprechen  konnte,  auf  Besitzungen 
der  uhrigen  Mitglieder  des  Bundes  83),  ward  von  den  Bundesfiirsten, 
in  Beziehung  auf  das  Lehnverhältnifs  in  den  rheinischen  Bundesstaaten, 
BU  verschiedenen  Bestimmungen  «)  benutzt,  welche  gröTstentheils  noch  jetzt 
wirksam,  und  nur  hie  und  da,  seit  Vernichtung  des  rheinischen  Bundes, 
abgeändert  worden  sind.  Von  dem  einen  und  von  dem  andern,  ist  hier 
zn  handeln. 

u)  Badische  Bekanntmachung  v.  a5.  Nov.  1806,  in  dem  bad.  Regierungsblatt,  1806, 
Rum.  29,  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  IV.  98.  Staatsvertrag  zwischen  Baden  und 
It'urzhurg  v.  i -.  Mai  1807,  §.  6,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  i8or,  Num.  24.  Wür- 
temb.  Patent  v.  16.  Dcc.  1806.  Baier.  Declaration,  die  Bestimmung  der  Verhält- 
nisse der,  der  königl,  Souverainetät  unterworfenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren 
betr.,  v.  19.  März  1807,  M.  1,  in  d.  Rhein.  Bund,  VI.  372.  Baier.  Erklärung 
v.  17.  April  1807;  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1807,  Num.  36.  Baier,  Aufruf  an 
die  Vassalien  in  der  Oberpfak,  v.  22.  Mai  1807,  in  Tyrol  v.  1.  Juni  1807,  in 
Neuburg  etc.;  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  Num.  26.  Baier.  Edict  v.  3i.  Aug. 
1808,  die  Lehnverhältnisse  in  dem  Rönigreich  betr.,  in  d.  Regier.  Blatt,  1808, 
Num.  48.  Grofsherzogl.  würzburgische  Verordn.  v.  9.  Jun.  1807,  §.  i63  ff.;  in 
d.  Rhein.  Bund,  X.  49  f.  Würzburg.  Verordn.  v.  14.  Dec.  1811.  Grofsherzogl. 
hessische  Bekanntmachung  v.  4«  Febr.  1807;  in  d.  Rhein.  Bund,  VIII.  298.  Her- 
zog!, arenbergische  Bekanntmachung,  d.  d.  Recklinghausen  i5.  Oct.  1807.  Anhalt- 
Cöthensche  OrganisationsEdicte  v.  28.  Dec.  1810,  Art.  12,  u.  19.  Febr.  1811,  Art. 
29;  in  d.  Rhein.  Bund,  LH.  99.  LIV.  384. 

§.  537.  (442.) 
1)  Bei  vormaligen  Reichslehen  $ 

a)  entweder  mit  Aufhebung  der  Lehnverbindung. 

In  Hinsicht  auf  die  vormaligen  Reichslehen«),  sind  mannigfal- 
tige Veränderungen  eingetreten.  I)  Bei  vielen  hat  die  Lehnverbindung 
gänzlich  aufgehört.  Es  sind  nämlich  1)  solche  Reichslehnverbindungen, 
sowohl  wegen  Vorderlehen  als  auch  wegen  Afterlehen,  deren  Gegenstand 
durch  Aullösung  der  teutschen  Reichsverbindung  verschwand  (z.  B*  Reichs- 
ämter),  oder  durch  die  rheinische  BundesActe,  oder  nachfolgende  Macht- 
gebote, dem  Vassalien  entzogen  ward  (z.  B.  manche  Regalien  jetziger  Stan- 
esherren),  als  erloschen  anzusehen  Dasselbe  gilt  2)  von  der  Lehn- 
ttdung  wegen  solcher  Reichs  Vorder  lehen,  deren  noch  fortdauernder 
&   anstand,  der  Staatshoheit   eines  Bundesstaates  nicht  unter- 
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worfen  ist  <?)♦  Auch  hat  3)  diejenige  Lehnpflicht ,  womit  die  meisten 
der  jetzigen  Bundesstaaten  selbst,  wegen  bestimmter  Grundbesitzungen 
oder  TerritorialGerechtsame  ,  dem  Kaiser  und  Reich  zugethan  waren,  bei 
Auflösung  dei  Reichs  Verbindung  ganz  aufgehört,  durch  Appropriation. 
Endlich  4)  hörte  auch,  schon  durch  die  rheinische  BundesActe,  die  Lehn- 
verbindung, wegen  solcher  Reichs Af te riehen  gänzlich  auf,  welche  ein 
rheinischer  Bundesfürst  von  einem  andern  Bundesfürsten  bis 
dahin  empfangen  hatte  (§.  83,  IV). 

«)  Verzeichnisse  derselben1,  bei  Moser  v.  d.  teutschen  Lehnsverfassung,  S.  34  ff. 

b)  Rhein.  Bund,  XII.  327,  §.  16.  XIII.  96.  99. 

c)  Von  ehemaligen  Reiclislehen  in  der  Schweiz,  s.  Moser  a.  a.  O.,  S.  i44 — 147» 
Ebenders.  von  d.  t.  Reichstagsgeschäften,  S.  i383. 

§.  558.  (443.) 

bj  Oder  bloss  mit  Veränderungen  in  Ansehung  des  Lehnherrn. 

II)  Bei  andern  vormaligen  Reichslehen,  ist,  unter  Fortdauer  der  Lehn- 
verbindung, nur  in  Ansehung  des  Lehnherrn  eine  Veränderung  ein- 
getreten. Es  wird  nämlich  1)  bei  denjenigen  Reichs  Vorder lehen,  deren 
Besitzer,  wegen  solcher  lehnbaren  Besitzungen  oder  Gerechtsame,  jetzt  der 
Staatshoheit  eines  Bundesstaates  unterworfen  sind,  die  Lehn- 
herrlichkeit  dergestalt  als  fortdauernd  behandelt,  dafs  der  Inbegriff  der 
lehnherrlichen  Rechte  nunmehr  demjenigen  Bundesstaat  zusteht,  indessen 
Staatsgebiet  der  Gegenstand  der  Lehnverbindung  sich  befindet  2)  Reichs- 
After  lehen,  welche  in  dieser  Eigenschaft  vorhin  schon  von  einem  Bun- 
desstaat, als  ReichsAfterlehnherrn,  verliehen  wurden,  haben  sich,  nach 
Erlöschung  der  R  eichs lehneigenschaft,  in  unmittelbare  oder  Vorder- 
Activlehen,  und  zwar  desjenigen  Bundesstaates  (§.  83,  IV}  verwandelt,  in 
dessen  Staatsgebiet  sie  gelegen  sind. 

a)  Rhein.  Bund,  V.  242.  39o.  VIII.  298.  X.  5o.  XII.  3s6.  XIII.  80.  96.  XV.  421.  Der 
König  von  Sachsen  erklärte  für  ihm  angefallen ,  jede  dem  Kaiser  und  Reich  zu- 
gestandene Lehnherrlichkeit  über  inländische  Besitzungen.  Patent  v.  23.  Aug. 
1809,  u.  zu  dessen  Erläuterung  ergangene  Rescripte  v.  7.  Mai  u.  6.  Dec.  1809 
u.  2.  Jan.  1811,  in  der  Contin.  III.  Cod.  Aug.  T.  I.  p.  557  —  56o.  Dasselbe  ver- 
ordnete Preussen,  in  Ansehung  der  in  seinen  Staaten  gelegenen  Rcichslehcn, 
durch  eine  CabinetOrdre  v.  16.  Sept.  1806,  in  Crome's  u.  Jaup's  Germanien, 
Bd.  II,  S.  5n  u.  in  v.  Aiichenholz  Minerva,  Oct.  1806,  S.  139.  Desgl.  fViir- 
temberg,  irt  der  Deklaration,  betr.  die  staatsrcchtl.  Verhältnisse  des  fürstl.  Hauses 
HohenloheWaldenburgBartenstein ,  v.  27.  Oct.  1823,  §.  58.  Und  Hannover,  in 
Ansehung  der  vormaligen  ReichsLehnverhältnisse  des  fürstl.  Hauses  Bentheim, 
wegen  der  Grafschaft  Bentheim,  in  e.  Verordn.  v.  18.  Apr.  1823,  Art.  77,  in  d. 
hannö^er.  Gesetzsamml.  v.  i8?.3,  Abtli.  I,  S.  i/|3  f.  Klüber's  Abhandlungen, 
Bd.  I,  S.  146.  —  Anwendung  auf  die  reichslehnbaren  fürstlich-i/mrw-  und  taxischen 
Postgere chtsume.  Vergl.  §.  4^4  >  4^9  u«  f«i  u-  5/f2,  d.  —  Die  ReichsLehnverhält- 
nisse preußischer  Standesherren  im  Sinn  der  t.  BundesActe,  sind  bei  ReichsVer- 
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deriehen  für  aufgehoben,  hingegen  bei  inländischen  äJeichs  Aftrrlehen,  Activ-  und 
r  BsivLehen.  so  weil  diese  immittclsl  nicht  aüodifnirt.  worden,  für  fortdauernd 
et  Mut,  in  iKm-  Ii.  preufs,  Instruction  v.  3o.  Mai  »8>o,  §.  •>,?,;  in  der  prenfs.  Ge- 
set/.s.mnnl.,  i8.\o,  S.  }Ü>.  D.ifs  die  I ,chnlierrlirhheit ,  nur  hei  ^a^ebnieii  Lehen 
dem  inlSndischen  Bundesstaat,  Inn  anf^Mragwien  hingegen  als  consolidirt  mit 
dem  Lehnuntereigentbum  (als  appropiirt)  dem  Lelmmann  hätte  heimfallen  sollen, 
behauptet  ReiL.  \\iisvm>  in  der  ölten  (§.  -n),  Pfote  a)  angef.  commeiit.  Part.  I. 
c.  |.  G  H.  v,  Bebg's  Abhandlungen  ZU  Erläut.  der  rhein.  Hundes  Acte,  Th.  1, 
S.  1-4  IV. 

§.  559.  (444.) 
F  o  r  t  s e  t  %  u  n  q, 

\uch  ist  3)  bei  denen  Reichs  A  ft  erleben,  welche  ein  ehemaliger  rhei- 
niseber  BundesfTirsI  von  einem  solchen  reichsständischen,  durch  Auflösung 
di  r  Reichsverbindung  sou  verain  gewordenen  Landesherrn  empfing, 
welcher  zu  dem  rheinischen  Bund  nicht  gehörte,  die  Lehnverbindung, 
der  Rege]  fiaeli,  durch  die  rheinische  BundesActe  für  aufgehoben  nicht, 
sondern  das  Lehn,  nach  Erlöschung  der  R e ic h s Lehneigenschaft,  nunmehr 
für  ein  \  order lehn  zu  achten  «).  Dasselbe  gilt  4)  von  solchen  Reichs- 
After  leben,  welche,  während  der  Reichs  Verbindung,  von  jetzt  als  Standes- 
herren  untergeordneten  ehemaligen  reichsständischen  Landesherren  von 
fürstlichem  oder  grällichem  Stande,  an  nachher  zu  dem  rheinischen  Bund 
nicht  gehörige  Staaten,  gleichviel  ob  diese  zu  dem  teutschen  Reich  ge- 
hörten oder  nicht  £),  oder  an  solche  Reichsunmittelbare,  welche  nach 
Auflösung  der  Reichsverbindung  rheinischen  Bundesfii.rsten  untergeordnet 
wurden        oder  an  ehemalige  Reichs  mittelbare  «Q,  verliehen  wurden. 

a)  Theils  böhmische  theils  östreichische  Reichsafterlehen  hatten  die  Fürsten  von 
Reufs ,  von  Seh  warzburg ,  u.  von  der  Leyen.  Moser  v.  d.  t.  Lchnsverfassung, 
|  1 1  f.  4?'°-  Die  ReichsafterLehnverbindung  der  reufsischen  Hänser  mit  der 
Krone  Böhmen,  wird  seit  Auflösung  der  t.  Rcichsverbindung  von  beiden  Theilen 
stillschweigend  als  gänzlich  aufgelöset  betrachtet. 

h)  IVIoseb  a.  a.  O.  S.  421. 

r)  Mosfh  a  a.  O.  S.  420. 

d)  Moseb  a.  a.  O.  S.  4^3.  Nur  werden  Lehnverbindungen  dieser,  so  wie  der  durch 
die  \otc  c  angedeuteten  Art,  nicht  in  allen  teutschen  Bundesstaaten  fernerhin 
geduldet.    Vergl.  §.  543. 

§.   54(h  (445.) 

Mit  Fortdauer  der  SuecessionsRechte  und  der  ursprünglichen 
Rechtsbestimmungen. 

Diese)  Veränderungen  ungeachtet,  ist  I)  rechtlich  anzunehmen,  dafs 
die    vormaligen   Reichslehn    S  u  c  c  ess  i  o  n  s  R  e  c  Ii  t  c ,    nebst   der  Succes- 
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sionsOrdnung,  gleichviel,  ob  sich  dieselben  gründen  auf  die  Abstammung 
von  dem  ersten  Erwerber  (jus  sanguinis),  oder  auf  Mitbelehnschaft,  oder 
auf  gesetzmäsig  erlangte  EventualBelehnung  oder  Anwartschaft  0aer  au^ 
andere  gültige  Vertragbestimmung  oder  Willenserklärung,  unverändert 
fortdauern  (§.  53);  nicht  nur  bei  den  vormaligen,  jetzt  appropriirten, 
Reichslehen  der  teutschen  Bundesfürsten  selbst,  sondern  auch  bei  denjeni- 
gen Reichslehen,  die  nach  Auflösung  der  Reichsverbindung  in  Staatslehen 
rheinischer  Bundesfürsten  verwandelt  wurden,  und  jetzt  von  teutschen 
Bunde^fürsten  releviren  6).  Bei  diesen  letzten,  bleiben  überdem  II)  nach 
wie  vor,  so  wie  die  ursprünglichen  Rechtsbestimmungen  (lex 
investiturae)  überhaupt,  also  auch  namentlich  die  besondern  Eigen- 
schaften oder  Inproprietäten  einzelner  Lehen,  unverändert  gültig. 

a)  Rheinische  BundesActe,  Art.  34,  und  Analogie  dieser  Rechtsbestimmung.  Oben 
§.  83.  v.  Berg  a.  a.  O.  S.  185.  Wiesakd  1.  c.  Klüber's  Staatsr.  des  Rhein- 
bundes, §.  89  u.  92. 

b)  Durch  den  in  der  rhein.  BundesActe  (Art.  34)  enthaltenen  Verzicht,  sind  die 
ujimüte  Ibaren  (Rhein.  Bund,  IV.  112)  SuccessionsReeh'e  eines  Bundesfürsten  auf 
solche  stände  sherr  liehe  Besitzungen  ausgeschlossen ,  welche  in  dem  Souverain- 
Staat  eines  andern  Bundesfürsten  gelegen  sind.  Rlüber's  angef  Staatsr. ,  §.  192, 
Ebtndess.  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  35. 

§♦  541.  (446.) 
2)  Bei  Territorial  Lehen. 

In  Ansehung  der  während  der  teutschen  Reichsverfassung  bestandenen 
teutschen  T erritorialLeh e n,  blieb,  bei  Auflösung  der  Reichsverbindung, 

I)  jede  bisherige  inländische  TerritorialLehnverbindung ,  bei  welcher 
vorhin  schon  dem  jetzigen  Bundesfürsten  die  Lehnherrlichkeit  gebührte, 
ohne  Veränderung  in  der  Person  des  Lehnherrn  und  seiner  Rechte;  aber 
späterhin  erfolgten,  in  etlichen   Bundesstaaten,  Lehnvererbungen  (§.  542). 

II)  Was  aber  die  auswärtige  Lehnherriichkeit  über  inländische  Privat- 
besitzungen  (Aussen-  oder  Butenlehen,  feuda  extra  curtem),  betrifft  «),  so 
begründete  die  staatsrechtliche  Thatsache  der  Auflösung  des  teutschen 
Reichs,  der  Errichtung  des  rheinischen  Bundes,  und  der  Erweiterung  der 
Landeshoheit  bis  zu  voller  politischer  Unabhängigkeit  (Souverainelät),  einen 
U  e  b  e  r  g  a  n  g  derselben  auf  den  inländischen  S  t  a  a  t  s  o  b  e  r  h  e  r  r  n 
ipso  jure  nicht;  denn  dieselbe  ist  privatrechtlicher  Natur,  und  es  war 
in  dem  gesammten  TerritorialBestand  des  teutschen  Reichs  Auswärtigen 
der  Eigenthumbesitz  inländischer  Privatberechtigungen  gesetzlich  nicht  ver- 
boten, und  solche  Besitzfahigkeit  der  Ausländer  durch  die  Unterordnung 
des  Landes  unter  die  Reichshoheit  nicht  bedingt.  Dennoch  ward  die  aus- 
wärtige Lehnherriichkeit,  1)  von  mehreren  rheinischen  Bandes f ür- 
sten  £)    als  unter  den    rheinischen    Bundesstaaten  aufgehoben 
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uiul  buF  denjenigen  Bundesfürsten  übergegangen  betrachtet,  in  dessen 
Staatsgebiet  das  Lehn  sieb  befindet j  dein  zufolge  auch,  in  dem  künftigen 
Fall  einer  Eröffnung  des  Lehns,  der  vorige  Lehnherr  zu  der  Consolir 
ii  des  Lehns  oiebl  berechtigt  isl  < ).  Dagegen  haben  2)  andere 
rheinische  Bundesstaaten  entgegengesetzte  Grundsätze  aufgestellt '0. 
Ml  Jede  Lehn  Verbindung ,  welche  unmittelbar  zwischen  rheinischen 
Bundesfürsten  bis  dahin  bestanden  hatte,  ward  als  aufge  löset  be- 
trachtet  »).  l\  )  Lud  eben  so  die  1  -ehnherrlichkeit  ,  welche  einem,  nun- 
mehr als  Standesherrn  untergeordneten ,  vormaligen  reichsständischen 
Landesherrn,  über  einen  nunmehrigen  sou verainen  Bundesfürsten  zeit- 
her  zugestanden  hatte/).  V)  Lehn v er bindunge n  zwischen  rheinischen 
Bundesfürsten  und  Souverainen,  die  zu  dem  rheinischen  Bund  nicht  ge- 
hörten, blieben  in  der  Regel,  nach  wie  vor  bestehen.  VI)  Doch  wur- 
den Ausnahmen  bievon  gemacht.  Jede  Lehnverbindung  üestreichs 
mit  Baiern,  \\  ürtemberg  und  Baden,  ward  in  dem  presburger  Frie- 
den wechselseitig  aufgehoben  #).  Auch  erkannte  und  erklärte  Oest- 
reich  im  Jahr  1808  die  Aullösung  seiner  böhmischen  Lehnherrlichkeit 
über  eine  fürstlich  -  re  uss  isc  he  Besitzung/').  VII)  In  der  wiener  Congrcfis- 
Acte  (Art.  18  u.  19)  verzichteten  Oestreich  auf  seine  böhmische  Lehn- 
herrlichkeit über  den  preussischen  Theil  der  beiden  Lausitzen,  und  Preus- 
sen und  Königreich  Sachsen  gegenseitig  auf  jedes  FeudalRecht  oder 
Anspruch  («tout  droit  011  pretention  de  feodalite»),  die  sie  ausserhalb  ihrer 
jetzt  bestimmten  Grenzen  ausgeübt  oder  auszuüben  gehabt  hätten.  VIII)  Dem 
Königreich  Böhmen  räumte  das  Königreich  Sachsen  die  Lehnherrlichkeit 
ein,  über  verschiedene  von  seinen  Schlössern  und  Oertern,  unter  dem  Na- 
men der  böhmischen  Hauptlehen  O?  desgleichen  über  etliche  andere  Lehn- 
stücke /).  IX)  Seit  Errichtung  des  Teutschen  Bundes,  haben  verschiedene 
Bundesfürsten  vertragweise  verzichtet  auf  ihre  lehnherrlichen  Gerechtsame 
in  andern  Bundesstaaten.  So,  wechselseitig,  Preussen  in  Verträgen 
mit  SchwarzburgSondershausen  O  imü"  Schwa rzbnrgRud öl- 
st ad  t  »»),  und  Königreich  Sachsen  mit  Sachsen  Alt enburg  «)•  Auch 
schlofs  Preussen  mit  Hannover  am  8.  December  1817,  und  mit  Braun- 
schweig am  3.  August  1822,  Verträge  über  Aussenlehen  (§.  54-?  c)- 
X)  Braunschweig  weigert  sich,  die  wegen  seiner  Lelmherrlichkeit  über 
Lehen  in  fremdem  Gebiet  o),  von  rheinischen  Bundesfürsten  gemachten 
Verfügungen,  und  die  mit  dem  König  von  Westphalen  geschlossenen  Ver- 
träge anzuerkennen  p). 

a)  (E.  A.  Hals)  Ueber  die  Lehnherrlichkeit  eines  Souverains  des  rheinischen  Bun- 
des im  Gebiete  des  andern.  (Würzb.)  1807.  8.  Atst»  Hunger  über  die  Erlö- 
schung der  auswärtigen  Lehen,  in  den  Staaten  der  rheinischen  Conföderation 
Landsh.  1808.  8.  Max.  Günther  (praes.  C.  E.  YVeisseJ  diss.  de  mutata  feudo- 
rum  extra  curtem  intcr  prineipes  foederi  rhenano  adscriptos  ratione,  Lips. 
lBocj.  4.  Rhein.  Bund,  XXVI.  i85.  196.  Klüber's  Abhandlungen  etc.,  Bd.  I,  S. 
3g8  fT. ,  wo  der  oben  in  dem  §.  unter  Num.  II.  stehende  Ilcchts.it/,  erör- 
tert ist. 
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6)  Baier /sehe  Verordn.  v.  3i.  Dec.  18065  in  d.  Rhein.  Bund,  V.  242.  Baierische 
Verordn.  v.  1-.  Apr.  180-;  in  dem  Regier.  Blatt,  1807,  N.  36,  u.  in  Oesterrei- 
chfr's  Archiv,  St.  VIII,  Kum.  i5.  Baierische  Declaration  v.  19.  März  1807,  lit. 
M.  n.  ij  in  d.  Rhein.  Bund,  VI.  390.  TVurtemb.  Patent  v.  16.  Dec.  i8o7.  TVür- 
lemberg.  Declaration ,  betr.  die  Staatsrecht!.  Verhältnisse  des  fürstl.  Hauses  Ho- 
henloheWaldenburgBartenstein ,  vom  27.  Oct.  1823,  §.  58.  Badische  Verordn. 
V*  25.  Nov.  1806.    Badische  Verordn. ,  die  StandesherrlichkeitsVerfafs.  betr.,  v. 

22.  Juli  1807,  §.  i5;  in  dem  Rhein.  Bund,  XII.  326.  Badisches  Constitutions- 
Edict,  die  Lchnverfafsung  des  Grofsherzogthums  betr.,  v.  12.  Aug.  1807,  §.  3. 
Grofsberzogl.  hessische  Verordnung  v.  4-  Febr.  1807;  in  dem  Rhein.  Bund,  VIII. 
298,    u.    in  Oesterreicher's  Archiv,  VIU.  Num.  i3.  R.  sächsisches  Patent  v. 

23.  Aug.  1809,  mit  Reseript  vom  7.  Mai  1810  als  Erläuterung  dieses  Patents. 
TVurzburgisdie  Verordnung  vom  14.  Dec.  1811  (vergleiche  Rheinischer  Bund, 
X  5o).  Würzburgische  Verträge,  1)  mit  Baden,  v.  17.  Mai  1807,  §.  6,  in  d. 
Rhein.  Bund,  IX.  4g5 ;  2)  mit  SachsenCoburgMemm^ew,  v.  20.  Juni  1808,  §.  9  u. 
10,  ebendas.  XXII.  i3o;  3)  mit  dem  F.  Primas,  v.  19.  Aug.  1808,  §,  i3,  ebendas. 
XXIV.  392.  Sachsen-w>e/m«/V.yc/ie  Verordn.  vom  14.  Juni  1809.  Schwarzbur g Son- 
der shausisc  lies  Patent  v.  5.  Dec.  1809.  Lippische  Verordn.  v.  3.  Jan.  1809.  Rö- 
nigl.  ivestphäl.  Decret  v.  28.  März  1809,  Art.  3  (Dieses  Decret  ist  wichtig,  in 
Beziehung  auf  den  unten,  in  der  Note  p.  zu  diesem  §.  erwähnten  Streit  zwi- 
schen Braunschweig  und  Lippe.)  Der  Rönig  von  Sachsen  erklärte  für  ihm  an- 
gefallen, jede  zeither  einem  andern  rheinischen  Bundesfürsten,  oder  irgend  einem 
andern  fremden  Souverain,  zeither  zugestandene  Lehnherrlichkeit  über  inländi- 
sche Besitzungen,  in  dem  oben  (§.  538,  a)  angef.  Patent  v.  23.  Aug.  1809.  Gün- 
ther 1.  c.  §.  16.  —  Diese  Grundsätze  glaubte  man  aus  dem  in  der  rheinischen 
Bundes  Acte,  Art.  34»  geleisteten  Verzicht  (oben  §.  43  u.  83,  u.  Rlüber's  Staatsr. 
des  Rheinb. ,  §.  89  ff.)  folgern  zu  können,  oder  zu  müssen.  Brauer's  Beiträge 
zu  e.  allgem.  Staatsr.  des  rhein.  Bundes,  S.  264.  Rhein.  Rund.  IV.  83.  XXVI. 
196.  Man  s.  aber  Rlüber's  Abhandl.  etc.,  Th.  I,  S,  17,  36  u.  399.  —  Von 
der  Frage ,  ob  jener  Verzicht  durch  Auflösung  des  rhein.  Bundes  entkräftet 
worden  sey?  oben  §.  4'7>  u-  Rlüber  a.  a.  O.  S.  5.\.  —  Von  Passivhehen  der 
Standesherren,  die  ihnen  bis  dahin  von  einem  auswärtigen  Rundesfürsten  verlie- 
hen wurden,  z.  R.  die  feuda  palatina  extra  eurtem,  wie  die  Grafschaft  Wied,  s. 
Braüer  a.  a.  O.  n5,  u.  die  angef.  würtemb.  Declaration  v.  27.  Oct.  1823,  §.  58. 
—  Von  hönigl.  sächsischer  Seite,  liefs  man  sich  die  Auflösung  der  mit  dem  gräfl. 
Hause  Pappenheim  bestandenen  Lehnverbindung  gefallen ,  betreffend  nicht  nur 
das  ReichsErbmarschallamt,  sondern  auch  Schloss  und  Stadt  Pappenheim  nebst 
Zugehörungen.  Dagegen  nahm  Raiern  dieselbe,  über  die  letzgenannten  seiner 
Staatshoheit  jetzt  unterworfenen  Gegenstände  in  Anspruch,  worüber  zwischen 
ihm  und  Pappen  heim  ein  Rechtstreit  entstand,  worin  i83o  Raiern  siegte. 

c)  Rhein.  Rund,  IV.  n3,  §.7.  —  Dawider  s.  E.  A.  Haus  a.  a.  O.  S.  12  ff.  35  ff. 
Rhein.  Bund,  XXVI.  i85  ff. 

d)  So  1)  der  Grofsherzog  von  Hessen  und  der  Fürst  Primas,  in  e.  Vertr.  v.  26. 
Sept.  1806,  worin  die  Souverainetät  über  die  in  dem  Grofsherzogthum  Hessen 
( also  extra  eurtem )  gelegenen  Lehen  des  Fürstenthums  Aschaffenburg ,  dem 
ersten  überlassen,  die  Lehnherrlichkeit  hingegen  dem  andern  vorbehalten  ward. 
Rhein.  Rund,  KI.  367.  Auch  erkannte  2)  Hessen  die  nassauische  Lehnherrlichkeit 
über  den  unter  seiner  Staatshoheit  befindlichen,  freiherrl.  v.  Löwischen  Ort 
Steinfurt,  an,  in  e.  Vertr.  v.  3o.  Aug.  1806.  Rhein.  Bund,  IX.  487.  3)  Die 
grofsherzogl.  würzburgische  Constitution  v.  9.  Juni  1807,  §.  170,  setzte  die  defi- 
nitive landesherrliche  Erklärung  dieses  Punctcs  aus,  bis  nach  Berichtigung  der 
nachbarlichen  Y  erhältnisse.  Bhein.  Bund,  X.  5o.  Es  wurden  nachher,  in  den 
oben  Note  b  genannten  würzburgischen  V  erträgen  und  in  der  späteren  Verord- 
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nium  v"m  1  '''('  Grundsatae  Eingenommen,  welche  in  gegenwärtigem 

^.  linier  IL   i,  angezeigl  sind,    ^)Sac/tsenCoburgSaalßld  und  Schwanthyr&Rudot- 
kamen   überein,  «l^n  Status  quo  bis  auf  Weiteres  beizubehalten«  Nach- 
dem  |8*6  Saalfeld  an  S.  Meiningen  gefallen  war,  ward  das  Lehnverhältriifa  im 
3.  1897  durch  Vertrag  regulirt.    RegentenAlmanach  für  1829,  S.  96. 

9)  Vuth  dieses  ^  1 ; » 1 1  i >  1 1 •  mau  aus  dem  (oben  Note  b  erwähnten)  in  der  rhein. 
RundesActe  geleisteten  Verairhl  Poigern  zu  dürfen,  oder  zu  müssen.  Doch 
spricht  der  Vereicht  nicht  von  pnvaftrechtlichen  Verhältnissen.  KrÖBER*s  Staatsr. 
des  Rheinb.,  ^.  90,  Num,  a.  —  Kurhessin  erkennt  eine  solche  Aufhebung  von 
Lehnverbindungen  nicht  an.  Man  s.  §.  •?.<]'?. ,  a.  —  Von  der  Lehn'barkeit  der 
Grafschaft,  fetzt  Fürsten  th  um ,  Waldeck  gegen  Kurhessen,  und  der  Grafschaft, 
jet/t  Fürstenthum,  Pyrmont  gegen  Braunschweig,  s.  Rhein.  Bund,  VII.  161. 
IV  .,,»). 

f)  I»)  \iin  a.  a.  (>..  S.  108.  Vergl.  unten,  §.  5/|3,  Note  b,  u.  §.  544«  —  Die  rhein. 
Bundes  Acte  Liefert  für  einseitige  Aufhebung  solcher  privatrechtlichen  Verhält- 
nisse keinen  l\nts<  heidungsgrund. 

^)  Presburger  f  riede  v,  26.  Dec.  1806,  Art.  i5. 

4)  Die  Stadt  und  Pflege  Hirschberg  an  der  Saale.  Kais,  östreich.  Erklärung  v.  21. 
Jan.  1808.  ReufsLobensteinEbcrsdorhsches  Mandat  v.  22.  Ort.  1808,  in  Win- 
sopp's  rhein.  Bund,  \1X.  66. 

1")  Vermöge  eines  Vergleichs  vom  25.  April  14^9,  in  Müller' s  Reichstheater  unter 
Friedrich  V.  (oder  III.)  Vorstcll.  IL  Cap.  9,  S.  537-  Weisse's  k.  sächs.  Staatsr. 
Bd.  H,  §.  354.  —  Die  böhmische  Lehnherrlichkeit  über  die  unter  k.  sächsischer 
Hoheit  gelegenen  Schönburgischen  Herrschaften  Glaucha,  Waldenburg  und  Lich- 
tenstein.  wurden  in  dem  teschener  Frieden  vom  i3.  Mai  1779,  von  Böhmen  an 
Baiern,  ron  diesem  an  das  Kurhaus  Saclisen  abgetreten.  Weisse  a.  a.  O.,  Note 
6,  u.  Bd.  I,  §.  19. 

/)  Namentlich  Eilenburg,  Colditz  und  Leisnig,  vermöge  des  prager  Vertrags  vom 
i4>  Oct.  1Ö46,  und  des  naumburger  Vertrags  vom  24.  Febr.  1 554-  Weisse  a. 
a.  O.  Bd.  II,  %<  354,  vergl.  mit  Bd.  I,  §.  i3,  Note  3  u.  §.  i5,  Note  3. 

/)  Vertr.  v.  19.  Juni   1816,  Art.  1  u.  2,  in  Martens  recueil ,   Supplem.  T.  VBiI, 

p.  229. 

m)  Vertr.  v<  19.  Juni  1816,  Art.  1  u.  2,  bei  Martens  1.  c.  p.  236. 
v)  Übereinkunft  v.  29/7.  März  1827,  bei  Martens  1.  c.  T.  XI,  p.  i/f3. 

0)  Von  den  Lehen,  welche  von  dem  herzogl.  Hause  BraunschweigLüneburg  andern 
Beichsständen  ertheilt  wurden,  namentlich  von  dem  gtad-  und  BudjadingerLand ; 
in  P.  C.  Rikfntropp's  Beyträgen  zur  Verfafs.  des  Herzogth.  Braunschweig  Lüne- 
burg, wolfenbüttel.  Theils,  I.  Beytrag  (Braunschw.  178-),  S.  q5—  eo3. 

p)  Streit  defshalb  zwischen  Braunschweig  u.  Lippe,  bei  der  t.  Bundesversammlung 
seit  1829. 

§♦  542*  (447.) 
Fortsetzung. 

XI)  In  dem  Zeitraum  des  rheinischen  Bundes  ward,  in  verschiede- 
nen Bundesstaaten,  die  A 1  lodi  ficati  011  der  TerritorialLehen,  zum 
I  heil  aueh  der  Privatlehen  (§.  543),  durch  landesherrliche  Verordnung 
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entweder  verfügt,  oder  Bereitwilligkeit  dazu,  bei  StaatsActivLehen,  von  der 
Regierung  erklärt  «).  Naeh  Vernichtung  jenes  Bundes,  ward  in  dem  unter 
fremder,  nun  vertriebener  Herrschaft  gestandenen  Ländern  oder  Landes- 
theilen,  von  der  wieder  eiügetretenen  rechtmäsigen  Landesherrschaft  (§.  ^53 
und  f.)  die  Allodification  theils  nur  so  weit,  als  dieselbe  bereits  vollzogen 
war,  anerkannt  b)  ?  theils  allgemein  für  nichtig  erklärt  c).  XII)  Seit  Auf- 
lösung der  teutschen  Reiclisverbindung,  sind  in  mehreren  Bundesstaaten  so- 
gar neue  Staatslehen  entstanden  XIII)  Doch  wird  nicht  gestattet, 
dafs  Jemand  inländische  Besitzungen  einem  auswärtigen  Souverain  zu  Lehn 
auftrage,  oder  von  ihm  inländische  Privatgüter  oder  Einkünfte  zu  Lehn 
nehme  O-  XIV)  xAucb  wird  einem  fremden  Souverain,  inländischer 
Lehnbesitz  nicht  leicht  erlaubt/).  XV)  Lehnähnliche  Institute,  fast 
wie  auswärtige  Staatlichen  (feuda  publica  extra  curtem),  waren  seit  1806, 
in  verschiedenen  teutschen  Staaten,  die  kaiserlich-französischen  Schen- 
kung s-  und  MajoratDotationsGüter  und  Jahr renten.  Sie  wurden, 
mit  wenigen  Ausnahmen,^),  vernichtet,  oder  wenigstens  von  den  Re- 
gierungen, in  deren  Staaten  sie  befindlich,  als  vernichtet  betrachtet, 
durch  einen  geheimen  Artikel  des  pariser   Friedens  vom  3o.  Mai  1814  Ä). 

a)  Baierische  EntSchliessung  v.  17.  Apr.  1807,  die  Umwandlung  sämmtlicher  Passiv- 
Lehen  des  Staats  in  freies  Eigenthum  betr.,  nebst  Verordn.  v.  18.  Aug.  i8i5; 
beide  in  d.  Regier.  Bl.  v.  1807,  S.  1 345 5  v.  i8i5,  S.  753.    Baier.  Edict  v.  7.  Juli 

1808,  die  Lehnverhaltnisse  im  Königr.  betr.;  in  d.  Reg.  Bl.  v.  1808,  S.  1893. 
Döllinger's  Verfafs.  des  HR.  Baiern,  Th.  I,  S.  CXLI.  Novellen  zum  baier. 
Landr.  (Memmingen  1820)  S.  542.  —  Badische  Verordn.  v.  22.  Juli  1807,  §.  i5, 
worin  den  badischen  Standesherren  die  gegen  Oestreich  auf  sich  gehabte  Lehn- 
pflicht, in  den  zu  Baden  jetzt  gehörenden  Landestheilen,  erlassen  wird.  Rhein 
Bund,  XII.  3?,6  f.  —  Die  grofsherzogl.  hessische  Regierung  machte  am  -.  Mai 
1808  ihre  allgemeine  Bereitwilligkeit  bekannt,  zu  Allodificirung  ihrer  inländischen 
Sta:.lslehen  in  dem  Fürstenthum  Starkenburg,  gegen  ein  billiges  Aequivalent. 
Rhein.  Bund,  XX.  359.  —  Allgem.  Aufhebung  des  Lehnwesens  verfügten:  R. 
Napoleon's  Decret  für  d.  Grofsherzogth.  Berg,  vom  11.  Jan.  1809,  in  Crome's  u. 
Jaui>'s  Germanien,  Bd.  II,  S.  5 18 ,  u.  d,  königl.  wcstphüL  Decret  v.  28.  März 

1809,  ebendas.  S.  519,  in  d.  Bulletin  des  lois  du  royaume  de  YVestphalie,  1809, 
n°  47.  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  XXXII,  3i4-  Vergl.  ebendas-  XLV.  591.  LI.  434. 
R.  schwedische  Verordn.  v.  11.  Oct.  1810,  wegen  Vererbung  der  landesherrli- 
chen ActivLehen  in  dem  Herzogthum  Vorpommern  und  dem  Fürstenthum  Rü- 
gen. —  tJcber  die  neuesten  Schicksale  des  Lehninstituts;  in  Crome's  u.  Jatjp's 
Germanien,  Bd.  IV,  Heft  2  (1810  8.),  Num.  5.  v,  Hohehorst  über  die  Allodi- 
fication der  Lehen  in  Deutschland,  vorzüglich  in  den  Staaten  des  Rheinbundes; 
ebendas.  Bd.  III,  Heft  2  (1809),  Num  *i,  u.  Bd.  IV,  Heft  1  (1810),  Num.  4.  — 
In  der  Kurmark  Brandenbarg  wurden  schon  1717  alle  TerritorialLchnvcrbindun 
gen  aufgehoben.  Vüttmawn  obss.  juris  feud. ,  cap.  34.  In  Hinterpommern  \-\\-, 
ZiEpernick's  Miscell.  Th.  III,  Num.  14  u.  i5,  —  Dasselbe  geschah  in  allen 
durch  den  lüneviller  Frieden  von  1801  an  Frankreich  gekommenen,  sowohl 
Östren -hiscli  -  niederländischen  oder  belgischen,  als  auch  teutschen  Ländern  auf 
der  linken  Rheinseite.  Desgleichen  1811  in  dem  unter  dem  Namen  des  Lippe- 
Departements  u.  der  hanseatischen  Departemente,  im  Dec.  1810  mit  Frankreich 
vereinigten  Ländern  3z). 

f>)  R.  hau  tiver.  weitere  Erklär,  über  die  Allodification  der  Lehen  im  ffitdesfieüni- 
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.  r.   i&  Se.pt   i8i5.     Prtuss,  Verordn.  v.  u.  März  1818,  u.  1.  Juli  1820: 
in  iK'i-  preuss,  Gesetssamml.  1818,  S>  i~;  1820,  S.  i3i. 

1  K  Wiederherstellung  d  Lehnwesens ,  im  Jan.  1815.    Auch  Hannover 

(mil  Ausnahme  des  ^  t » 1 »  ihm  neu  erworbenen  Hildesheimischen')  und  Bräun' 
stellten  die  von  der  fremden  Regierung  aufgehobenen  Lehnverhältnisse 
wieder  her.  —  l>»  V.bsichl  auf  seine,  in  preussisebem  Gebiet  gelegenen,  während 
der  fremden  Regierung  allodificirten  dussenlehen  (feuda  extra  curtem),  kam 
//  am  B-  Dec.  1817  mit  Preussen  überein,  dafs  beide  auf  jeden  Anspruch 

(wechselseitig)  versichteten,  den  die  eine  Regierung  in  Absicht  auf  Wiederher- 
stellung; ihrer  Lebnherrlichkeit,  oder  auf  die  für  deren  Aufhebung  festgesetzte 
Entschädigung,  bei  Bolchen  im  Gebiete  der  andern  gelegenen  Aussenlehen 
machen  könnte,  und  SO  ,  dafs  in  beiderlei  Hinsieht  Alles  zur  freien  Verfügung 
der  inlandischen  Regierung  gestellt  seyn  solle.  Eine  ähnliche  Uebereinltunft, 
wenige  Vlodificatidnen  abgerechnet,  Jiam  am  3.  Aug.  1822  zwischen  Preussen 
und  Braumokweig  zu  Stande.  —  Nassau  stellte,  in  seinen  vormals  bergischen 
Landestheüen,  die  lehnherrlicheu  und  agnatischen  Hechte,  wie  vor  1809,  im  Jahr 
1896  wieder  her,  ausgenommen  bei  den  bis  zum  1.  Nov.  1826  schon  veräusser- 
ten  und  vererbten  Lehen. 

rf)  /  l>.  furstl.  taxische  Postlchcn  (§.  44°X  cine  Art  von  Zinslehen  (feudis  censuali- 
bus),  doch  da,  wo  sie  vorhin  als  Reichslehen  bestanden,  keine  neuen  Lehen, 
sondern  nur  Umwandlung  in  inländische  Staatslehen  (§.  538  u.  437);  in  Baiern 
und Würtemberg  die  ReichsKronamtlehen  (§.  4o5);  in  Schlesien  das  Standesherr- 
liche  Fürstentbum  Krotoszyn  des  Fürsten  von  Thurn  und  Taxis  (§.  44°/ 
Kote  b). 

<*)  Das  angef.  badische  ConstitutionsEdict  v,  12.  Aug.  1807,  §.  3. 
/)  Ebendas.  §.  4- 

g)  Rais,  franz.  Urkunde  für  den  franz.  Reichsgrafen  (nun  baier.  Fürsten)  v.  Wrede 
v.  i5.  Nov.  1810,  wegen  der  ihm  geschenkten  franz.  Majorate  Engelzell,  Mansee 
11.  Suben,  in  dem  Inn-  und  HausruckViertcl;  dann  Vertrag  hierüber  zwischen 
I  ranlircich  und  Baiern,  v.  28.  Febr.  1810,  Art.  4j  u«  baier.  Verordnung  v.  5. 
Aug.  1811,  über  die  rechtlichen  Verhältnisse  dieser  Güter;  in  d.  baier.  Regier. 
Blatt,  1811,  St.  5i.  —  Die  Dotation  des  Herzogs  von  Ragusa,  Marschalls  Mar- 
mont,  mit  einem  jährlichen  Ertrag  von  70,000  Francs,  hat  Oestreich  übernom- 
men. —  Die  Dotation  des  Herzogs  von  Dalberg-  hat  Baiern  übernommen,  welches 
auch,  im  J.  1816,  ihren  Uebergang  auf  dessen  älteste  Tochter  für  den  lall  be- 
willigte, wenn  er  ohne  männliche  Nachkommen  sterben  werde.  —  Dem  gewese- 
nen grofsherzogl.  bergischen  Minister  Agar  ward  seine  DotationsBesitzung 
Olosburg)  bei  Düsseldorf  von  Preussen  aus  Gnade  gelassen;  er  verkaufte  sie 
im  .1.  1818. 

h)  Art.  5  secret,  in  v.  Martens  recueil,  Supplem.  T.  VIII,  preface,  p.  VII,  Note  **. 
Nach  der  Behauptung  der  Donatare,  hat  in  diesem  Artikel  nur  die  französische 
Regierung  verziehtet  auf  die  Gerechtsame ,  welche  damals  ihr  noch  auf  die  Do- 
tationsGüter  zustanden,  auf  das  ihr  daran  zustehende  Recht  des  Rückfalls  (droit 
de  retour).  —  Der  erste  SeparatArtikel  zu  dem  pariser  Tractat  der  vier 
verbündeten  Mächte  mit  Frankreich,  v.  25.  April  1818,  setzt  fest,  dafs  die  Sti- 
pulationen dieses  Tractats  den  Rechten  und  Ansprüchen  der  napoleonischen 
Donatarien  nicht  naehtheilig  seyn  sollen.  Martens  recueil,  Supplem.  VII.  4?5. 
Die  im  §.  angef.  vernichtende  Stipulation  des  pariser  Friedens  von  181/f,  konnte 
ret  btlich  nic  ht  rückwircken  auf  die  bis  dahin  von  Donatarien  nach  gleichzeiti- 
gen Gesetzen  rechtsgültig  geschehend:  Veräusserungen  ihrer  Donationen.  (Rechts- 
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streit  des  Duc  de  Rovigo  mit  dem  Preuss.  StaatsFiscus,  dem  durch  Urtheile  der 
beiden  letzten  Instanzen  i83i  seine  Dotation  (Scliloss  und  Amt  Sommerschen- 
burg,  in  dem  Regierungsbezirk  Magdeburg)  entrissen  ward,  die  er  im  J.  1812 
von  dem  Käufer,  wegen  Insolvenz  desselben,  bei  der  öffentlichen  Versteigerung 
titulo  oneroso  zurückerworben  hatte.  (Man  s.  das  pariser  Journal  «Le  Temps» 
du  31  janvier  i83i.)  —  Durch  ein  Aachener  ConferenzProtocoll  v.  4/l6.  Nov. 
1818  ward  festgesetzt,  dafs  den  Donatarien  zu  den  ihnen  bis  zu  dem  pariser 
Frieden  v.  3o.  Mai  1814.  gebührenden  Rückständen  i  so  viel  möglich,  verholfen 
werden  soll.  Documens  historiques  et  diplomatiques  faits  par  la  russie  avec 
des  Gouvernemens  occidentaux  de  FEurope,  depuis  1814  jusqu'au  congres  de 
Verone  en  1822,  imprimes  d'autorite  ä  St.-Petersbourg,  T.  II,  (1825.  fol.)  p.  375. 

—  Abweisung  eines  Reclamanten,  m.  s.  Bitte  wegen  e.  napoleon.  Dotation  auf 
den  Ertrag  des  BheinschiflahrtOctroi,  durch  Beschluss  der  B.  V.  in  dem  Protoc. 
v.  1820,  §.  5o. 

§.  545.  (448.) 
3J  Bei  Privat  Lehen. 

Anlangend  die  inländischen  PrivatLehen,  so  war  bei  diesen 
1)  die  Lehnverbindung  mit  auswärtigen  PrivatLehnherren,  in  den  ehe- 
maligen rheinischen  Bundesstaaten,  für  aufgehoben,  durch  die  rhei- 
nische BundesActe,  nicht  zu  achten  j  sie  ward  aber  fernerhin  nicht  über- 
all geduldet.  2)  Die  Lehnverbindung  mit  inländischen  PrivatLehn- 
herren, ist  in  verschiedenen  Bundesstaaten  aufgehoben;  in  den  meisten 
aber  dauert  diese  Lehuverbindung  unverändert  fort«);  doch  mit  Unter- 
ordnung unter  die  inländische  Staatshoheit,  und  dafs  Ritterdienste  nur  für 
den  Sou  verain  gefordert  und  geleistet  werden  können*  3)  Zu  dieser  Classe 
gehören  jetzt  auch  die  noch  bestehenden  inländischen  ActivLehen  inlän- 
discher Standes-  und  PatrimonialHerren  c),  die,  wenn  sie  vor- 
hin Reichs  Afterlehen  oder  Territorial  ActivLehen  jetziger  Standesherren 
waren,  sich  aus  solchen  in  PrivatLehen  verwandelt  haben  d)¥ 

a)  Nach  dem  (§.  B^i,  b)  angef.  badischen  ConstitutionsEdfct,  §.  3,  können  diese  Le- 
hen nur  in  der  Form  von  uneigentlichen  Lehen  (von  lehnähnlichen  Instituten, 
als  Feudaster) ,  mithin  nur  in  teutschem  privatrechtlichem  Verhältniss  fortdauern. 

—  In  Raiern  ward  die  Aufhebung  aller  inländischen  Privat-  u.  ^//fe/Lchnverbin- 
dungen,  und  dafs  forthin  nur  Mannlehen  der  Krone,  theils  Thron-  theils  Canz- 
leilehen,  bestehen,  und  königliche  Lehen  von  keinem  Lehnmann  weiter  verliehen 
werden  sollen,  verfügt;  durch  Edicte  v.  20.  April  u.  7.  Juli  1808,  3o.  Dec. 
1808,  3.  Febr.  1809,  v.  2.  Jan.  i8i3  u.  6.  Jan.  i8i5.  Auch  erging  daselbst  eine 
Verordnung  v.  16.  Aug.  1810,  die  Auflösung  der  Privatlehen  betr.  (Reg.  Bl. 
1810,  S.  657.  Novellen  zum  baier.  Landr.,  S.  687.  Döllinger  a.  a.  O.  Tb.  I, 
S.  CLXII)  mit  Nachträgen  v.  25.  Dec.  1811,  3i.  Jan.  1814  und  26.  Dcc.  1818 
(ebendas.);  u.  eine  Verordn.  v.  7.  Aug.  i8i5,  betr.  die  Umwandlung  der  Pri- 
vat- und  Afterlehen  in  Erbrecht ,  Reg.  Bl.  v.  i8i5  ,  S.  721.  Novellen  etc. 
S.  5qi.  Döllinger  ,  Th.  I,  S.  CLXXVr.  —  Von  Aufhebung  des  Lclmwesens 
und  der  Lehnfolgc,  in  dem  ehemal.  Grofsherzogth.  Berg  und  in  dem  ehemal. 
Bönigr.  Westphalen,  s.  in  vorigem  §. ,  Note  a.  v.  Hohehorst'.-;  ebendas.  angef. 
Abliandl. 

Klüber's  ofFenll.  Recht,  4.  Aufl.  52 
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)  \  on    / .  der  »landesherrlichen  A&ctivLehen  in  Hniem,  s.  die  Edicte  v.  3. 

Febr.  1809,  u,  ü5.  Dce.  181  l.-   W^ttriffmAar^.  Declaration,  betr.  die  Staatsrecht!. 
\       Itnisse  des  furstl,  Hauses  HobenloheWaldenburgBartenstein ,  v.  27.  Oct. 
.   \  5o,  "ii  diese  ictivLehngerechteamc  dein  Fürsten  gelassen  werden. 

\  00  W  MJ  J-itr^,  s.  Rhein.  Bd.  X,  5o. 

•  1   L  Iii  1 » .  1  ü  de  jme  nobilium  feuda  militaria  constituendi.   Goett.  1786.  8. 

i'ii's  angef,  Beiträge,  101.  —  fn  dem  Grofsherzogthum  linden  werden  diese 
bloffl  sn  weil  gedulde  I  ,  als  damit  nur  Güter,  Heulen  und  Rechte  verbunden 
sind,  welche  die  Standesherren  seihst,  als  Eigenthum  besitzen  können,  Badl 
Verordn,  \.  •>••..  Juli  1807,  §.  17,  die  Standcshcrriichhcits-Vcrfass.  betr.,  in 
d.  Rhein.  Hund,  MI.  327.  Vergl,  Brajjjer's  Beiträge,  111  u.  112.  —  Dasselbe 
i>t  verordnet,  §.  5a  der  grofsherzogL  hessischen  Declaration,  die  Rechte  der 
Standesherren  betr.,  ^.  l.  Aug.  1807,  nur  mit  dem  Zusatz:  «und  in  so  weit  nicht 
das  dominum  utile  souverain  gewordenen  Herren  zusteht».    Rhein.  Rund,  XIII. 

Dieser  Zusatz  findet  sich  nicht  in  der  grofsherzogl.  hessischen  Verordn. 
für  die  adelichen  Gerichtsherren,  v.  1.  Dee.  1807,  §.  43.  Rhein  Rund,  XIV7. 
»33,  In  der  baierischen  Declaration    v.   19.  Marz    1807,  lit.  1VL  heifst  es: 

«Was  die  ActivLehen  betrifft,  so  werden  ihnen  (den  subjieirten  Fürsten  und 
Grafen)  dieselben  ferner  belassen)  jedoch  geht  in  allen  streitigen  Lehnsachen 
die  Appellation  an  Unser  oberstes  JustizTribunal ,  und  die  Ritterdienste  können 
nur  für  den  Souverain  verlangt  werden }  alle  übrigen  Lehngefälle  bleiben  dem 
Mediatherm».  Rhein.  Hund,  VI.  391.  Dieses  ward  späterhin  abgeändert,  durch 
Aufhebung  aller  inländischen  Privat-  und  AfterLehnverbindungen,  in  dem  oben 
(Note  a)  angef.  Edict,  die  Lehnverhältnisse  im  Rönigr.  Raiern  betr.  v.  7.  Juli 
1808,  1  u  22  ff.  (in  d.  baier.  Regier.  Rl.  1808,  St.  48)  und  in  den  oben 
(Note  b.)  angef.  Edicten  v.  1809  u.  1811. 

§.   544.  (449.) 
Insbesondere  bei  PrivatPassivLehen  der  Bundesfürsten. 

In  Ansehung  solcher  PrivatPassivLehen,  welche,  während  der  teut- 
seben  Reichsverbindung,  ein  nunmehriger  Bundesfürst  von  eigenen  Un- 
terthanen  empfing,  ward  in  dem  Königreich  Baiern,  abweichend  yon 
der  bis  dahin  in  Teutschland  allgemein  bestandenen  Lehnsitte  «)i  als  Grund- 
satz  aufgestellt:  dafs  kein  rheinischer  BundesSouverain  fernerhin  Vassall 
eigener  Unterthaneu  seyn  könne,  sondern  dafs  alle  Lehen  dieser  Art 
als  a  1 1  odi  ficirt  zu  betrachten  seyen  ;  jedoch  gegen  Entsch  ädigung  der 
Lehnherren, so  weit  sie  dadurch  an  wirklichen  Einkünften  verlieren 

a)  J.  C.  Rau  progr. ,  angef.  oben  §.  535,    Roehmer  princ.  juris  feud.,  §.  100. 

b)  R.  baier.  Erklärung  v.  17.  Apr.  1807,  in  d.  baier.  Reg.  Rlatt,  1807,  St.  36.  u. 
in  Oesterreicher's  Archiv,  VIII,  N.  i5.  EntschädigungsGrundsätze  defshalb,  in 
d.  baier.  Regier.Rlatt  1808,  N.  4.  u.  in  e.  Verordn.  v.  18.  Aug.  i8i5,  in  d.  Regier. 
Rlatt  181 5,  St.  36.  Vergl.  auch  die  (zu  vorigem  §.)  angef.  grofsherzogl.  hessische 
Declaration,  und  Brauer's  angef.  Beiträge,  108. 
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XVIII.    C  A  P  I  T  E  L 

W  e  h  r  -     und     W  affenhoheit* 


§•   545.  (450.) 
Wehr-  und  Waffenhoheit.    Kriegsgesetzgebung  und  Polizei. 

Jeder  Staat  bedarf  einer  bewaffneten  Macht  zu  dem  Schutz  seiner 
Rechte  j  also  für  Verteidigungskriege  und  Handhabung  der  öffentlichen 
Ordnung.  Daher  gebührt  jedem  teatschen  Bundesstaat  die  Wehr-  und 
Waffenhoheit  «)  (Recht  der  Armatur,  Militärgewalt,  jus  armorum,  po- 
testas  militaris),  das  Recht,  Schirm-  und  Wehranstalten  zu  errichten 
und  zu  unterhalten,  insbesondere  bewaffnete  Macht  fortwährend  zu 
unterhalten  und  zu  dem  Schutz  seiner  Rechte  anzuwenden*  Zu  diesem 
Zweck,  ist  jeder  Bundesstaat  befugt:  I)  zu  Kr iegs gesetzg eb u.n  g  £), 
und  II)  zu  KriegsPolizei  <?)♦ 

a)  Pütter^s  Lit.,  III.  335.  Klüber's  Lit.,  §.  1116  —  1120  b.  Rössig's  Politik,  täi  ff. 
—  Die  BundesActe,  Art.  10,  verheilst  eine  Einrichtung  in  Absicht  auf  die  mili- 
tärischen Verhaltnisse  des  Teutschen  Bundes.  Hievon,  insbesondere  von  dem  Bun- 
desheer, oben  §.  193  u.  ff. 

¥)  Aeltere  TerritorialKriegsgesetze  findet  man  in  J.  C.  Lünig's  corpus  juris  militaris. 
Lips.  1723.  fol.  Die  Geschichte  der  Kriegsverfassung  in  dem  Königreich  Sachsen, 
in  Weisse' s  k.  sächs.  Staatsr. ,  Bd.  II,  §.  290 — 3n,  u.  S.  695  f.  —  Neuere  Ge- 
setze, unten  §.  548. 

c)  Eine  Sammlung  von  Gesetzen  und  Anstalten,  für  öffentliche  und  PrivatSicher- 
heit  bei  dem  Ausbruch  eines  Kriegs,  und  während  desselben,  enthält  I.  P. 
Harl's  Handb.  der  KriegsPolizeiwissensehaft  u.  MilitärOeconomie,  Th.  I  u.  II. 
Erl.  1812.  8. 

§♦   546*  (451.) 

Wehrmannschaft  $  stehendes  Kriegsheer,  ordentliches  und  ausseror- 
dentliches, insbesondere  Landwehr  und  JSationalGarde. 

Ferner,  III)  zu  Anstellung  und  Unterhaltung  jeder  Art  von  nöthiger 
Wehrmannschaft,  nach  den  verschiedenen  Graden  (Mannen  und  Ober- 
mannen), namentlich  der  dazu  gehörigen  Befehlhaber  "),  Wehr-  oder 
Feldobern  (Offizieren),  und  K  riegsbeamten,  für  Streit-  und  Pflegwesen. 
Dahin  gehören:  1)  das  stehende  ordentliche  Kriegs  beer,  bestehend 
aus  Fufsvolh,  Reiterei,  und  Gcschützmannschaft,  sowohl  Hof-  oder  Haus- 
truppen (Kriegs-  oder  Mi  lit  ärHof Staat ,  HofMilitär,  maison  militaire),  als 
auch  LinienTruppen  (Linienheer),  mit  angemessener  Reserve,  dann  aus 
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Schirm«  oder  PoliaeiSoldaten  /()  (Landjäger,  LandDragoner,  Landreiter  oder 
Landhusaren,  Gensdarmerie);    2)  das  stehende  ausserordentliche 
sheer,  die  Landwehr  c),  die  Nati 0 n a  1 G arde  <l),  bestehend  in 
Rege]  aus  Fufsvolk,  geübt,  schlagfertig,  aber  im  Friedenstand  nur  für 
-   L  ebungszeil  unter  den  Waffen,  und  wahrend  eines  Kriegs 
lb  Lindes  zu  dienen  verpflichtet;  eine  Hülfanstalt,  zu  Siche- 
ung  des  Vaterlandes  gegen  innere  und  äussere  Feinde  <?),  bei  welcher  die 
g  eines  grofsen  stehenden  ordentlichen  Heeres  in  Friedenszeiten 
>rlich   ist.      Die  Landwehr  hat  in  manchen  Ländern  Abtheilungen 
(  lassen  (z.  I».  erstes  und  zweites  Aulgebot),  nach  Verschiedenheit 
des  kiters  der  Landwehrpflichtigen* 

I  Pottkr's  Beiträge,  L  194.    Möseb's  patriot.  Phantasien,  IV.  285.  j 

1  1  den  Landscbirm,  d.  h.  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  durch  Weh- 
ren (bewaffnete  Männer).  —  Preuss.  Edict  wegen  Errichtung  der  Gensdarmerie 
r.  3o.  Juli  1812,  in  der  preuss.  Gesetzsammlung  1812,  S.  141.  —  v.  Kamptz 
Codex  der  Gensdarmerie.  Baierisches  Edict  vom  11.  Oct.  1812,  wegen  Errich- 
tung einer  Gensdarmerie;  in  d.  Regier.  Blatt  v.  24.  Oct.  1812.  —  Badische  Ver- 
ordnung  über  die  zu  Handhabung  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung 
errichtete  Gensdarmerie,  v.  3.  Oct.  18295  in  dem  Bad.  Regier.  Blatt,  1829, 
N um.  20. 

c)  Der  Soldat  und  der  Landwehrmann;  in  den  Beherzigungcn  vor  dem  wiener 
Congrefs  (1814.  8.),  S.  4? — &9-  L.  A.  F.  v.  Liebekstein  über  stehende  Heere  u. 
Landwehr.  Carlsr.  1817.  8.  —  Bater.  Verordn.  v.  to.  Juni  i8i3,  wegen  Errich- 
tung einer  NationalGarde ,  und  die  Landwehr- Ordnung  v.  1826,  in  dem  baier. 
Begier.  Blatl  v.  16.  Marz  1826.  Die  unten  §.  548  angef.  ästreich.,  preuss.,  bater. 
u.  a.  Gesetze.  Preuss.  Landwehrordn.  v.  21.  Nov.  i8i5,  in  der  preufs.  Gesetz« 
Sammlung  v.  i8i5,  S.  r"*.  Hannöver.  Anweisung  über  Landwehrordn. ,  v.  3o. 
Dcc.  1816.  Grofsherzogl.  hessische  Verordn.  v.  17.  Jan.  1817,  die  Kosten  der 
Landwehr  betr. ,  u.  Verordnung  wegen  Aufhebung  der  Landwehr  v.  20.  Nov. 
1819.  Königl.  sächsische  Verordn.  v.  Febr.  1817,  die  Bildung  und  Unterhaltung 
einer  LandReserve  betr.  —  Neue  Errichtung  der  NationalGarde  in  Frankreich 
im  Herbst  i83o. 

Königl.  sächs.  Regulativ  v.  29.  Nov.  i83o,  über  die  Errichtung  einer  Communal- 
Garde  im  ganzen  Königreich,  in  welche  alle  waffenfähigen  selbstständigen  Ein- 
wohner der  Städte,  vom  21.  bis  zu  dem  zurückgelegten  54.  Jahre  einzutreten 
verpflichtet  sind;  in  der  k.  sächs.  Gesetzsammlung,  i83o,  Num.  34-  Die  in 
voriger  Note  angef.  baier,  Verordn»  v.  i8i3.  —  W.  Schulz,  über  Bürgergarden 
u.  Landwehr.    Hanau  i833.  8. 

c)  Von  SuhsidieriV ertragen,  unten  §.  558  a  und  e.  —  Ein  NationalHeer,  echt  teutsche 
Anstalt,  welche  den  Fürsten  das  Voll.,  das  Volk  den  Fürsten  achten  lehrt,  und 
wahren  Vaterlandsinn  erzengt  und  nährt;  am  zweckmäsigsten  ,  wenn  sie  fort- 
währende Staatsanstalt,  und  als  solche  zugleich  Bildungsanstalt  für  kriegerischen 
Geist  und  vaterländische  Gesinnung  ist,  mithin  für  kriegerische,  polizeiliche  und 
nationale  Zwecke  dient,  und  wenn  darin  alle  Staatsbürger  zum  Staatsdienst  be- 
rufen, und  alle  zu  allen  Graden  fähig  sind.  So  bildet  sich  ein  mit  den  Waffen 
und  dem  Kriegsdienst  vertrautes  Volk,  als  allgemeine  Schutzwehr  des  Vater- 
landes. —  Nützlich  ist  die  Bildung  einer  Nachhülfe  (Reserve)  auch  für  die 
Landwehr  ,  die   zugleich  zu   dem  ersten  Aufgebot  des  Landsturmes  gehören 
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würde.  —  Durch  Form  wird  bei  der  Landwehr  der  Geist  getödtet ,  wenn  man 
sich  in  Anordnungen  verliert,  die  nur  auf  unwesentliche,  wohl  gar  spielende 
Aeusserlichkeiten ,  Beziehung  haben ,  und  überdiefs  einem  grofsen  Theil  des 
Volkes  ku  überflüfsiger  und  verhafster  Plage  gereichen.  Das  Wichtigste  ist 
auch  hier,  innere  Einheit  und  Freiheit,  Liebe  u*  Anhänglichkeit  an  Regierung  und 
Vaterland.  Die  Form  beschränke  sich  auf  das,  was  für  den  Zweck  unentbehr- 
lich ist.  —  Die  Grösse  des  stehenden  Heeres ,  mufs  in  gehörigem  Verhältnifs 
stehen  zu  der  Volkzahl  und  dem  Staatseinkommen.  Die  Aufgabe  ist :  das 
verhaitnifsmasig  (nach  Volkzahl  u.  Staatsfinanzhraft)  kleinste  stehende  Heer  und 
die  gröfstmöglicbe  Reserve.  Klüber  über  das  europäische  StaatsMilitärSystem, 
u.  die  militärische  Wichtigkeit  deutscher  Landesherren;  in  d.  Europ.  Annalen, 
i8o5,  Heft  V.  Rüsswurm's  Vorschlag  zu  einem  unüberwindlichen  Heer;  in 
Archemioiz  Minerva,  1808,  Jan.,  Num.  3-  CabinetMaximen,  ebendass.  Num.  6. 
lieber  stehende  Heere  und  Landesbewaffnungen,  ebendas.  1807,  Sept.,  S.  385  ff. 
Ueber  die  Wichtigkeit  des  Militärs  in  kleinen  Ländern,  ebendas.,  1808,  Bd.  3, 
S.  233  ff.  484  ff.  Von  dem  Militär  in  kleinern  Staaten,  dessen  Geist  und  Werth; 
in  dem  Rhein.  Bund,  LXVI.  3y4.  Wünsche  und  Gründe  für  Reduction  der 
stehenden  Heere;  in  Bauer1s ,  Behr's  u.  Schott's  allgem.  StaatsCorrespondenz, 
Bd.  I  ( 1 8 1 4 ) -  Num.  11  u.  i5.  K.  v.  Rottecr  über  stehende  Heere  u.  National- 
Miliz.  Freib.  1816.  8.  D.  Teutjvart  Schmitsojst,  die  Wehr-  und  SchirmAnstalt. 
Leipz.  1816.  Fol.  Ebenikss.  Grundrifs  einer  Wehranstalt  des  teutschen  Bun- 
des. Leipz.  1817.  Fol.  Betrachtungen  über  die  verschiedenen  Formen  der 
bewaffneten  Macht.  Leipz.  1817.  8.  Das  teutsche  Kriegswesen.  Frankf.  (ohne 
Jahrgang).  8.  L.  Gervais  kleine  Mittheilungen,  Th.  II,  S.  226  —  23i.  Euro- 
päische Annalen,  1814,  St.  XI,  S.  173  f.  v.  Liebenstein  über  stehende  Heere 
und  Landwehr,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  teutschen  Staaten.  Carlsr. 
1817.  8.  v.  Aretin's  constitionelles  Staatsr.,  Bd.  1,  S.  233;  Bd.  II,  S»  170. 
Tittmann  über  stehende  Heere;  in  Pölitz  Jahrbücher,  i83i  ,  März,  Num.  1. 
J.  S.  v.  Xylander's  Untersuchungen  über  das  Heerwesen  unserer  Zeit.  Mün- 
chen i83i.  8.  Man  s.  auch  v.  Rottecr's  Staatslex.,  Bd.  VII.  (Altona  i83o) ,  S. 
574  u.  58a-  Art.  Heenvesen  v.  v.  Theobald,  u.  Landwehr 'System,  v.  Welcher. 

§♦   547*  (452.) 

Landsturm  und  Heerfolge.    Lehmvehr.    Allgemeine  Volkswehr.  . 

Gemeindewehr. 

Ferner  gehören  dahin:  3)  der  Landsturm  «),  eine  Art  von  Volks- 
bewaffnung,, als  nicht  stehendes  ausserordentliches  Kriegsheer, 
blofs  für  den  Nothfall,  gegen  innere  und  äussere  Feinde;  ein  Aufgebot  der- 
jenigen vorzüglich  welirbaren  (erstes  Aufgebot),  oder  aller  (erstes  und  zwei- 
tes Aufgebot)  derjenigen  waffenfähigen  Unterthanen,  welche  in  dem  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  stehenden  Heer  nicht  begriffen  sind  ^),  be- 
gründet durch  das  Hecht  der  He  er  folge  c)  (Reifs  und  Folge,  jus  seque- 
lae);  4)  die  Lehn  wehr,  ebenfalls  als  ausserordentliches  Kriegsheer;  ein 
Aufgebot  der  wehrpflichtigen  LandesLehnleute  oder  Vassalien,  in  den 
durch  das  Lehnrecht  bestimmten  Fällen  5)  Für  den  aussersten  Noth- 
fall, kann ,  weil  Verteidigung  des  Vaterlandes  die  heiligste  Pilicht  des 
Bürgers  ist  (§.  468  u.  f.),  allgemeine  Volhswehr  (allgemeines  Auf- 
gebot) geboten,  das  heilst,  das  gcsammle  wehrfähige  Volh,  ohne  Unter- 
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t  ^schlechtes,  Alters  und  Standes,  .seihst  ohne  regelmäsige  ße- 
\  md  Einrichtung,  zur  \>  ehr  gegen  den  ungerechten  Feind  auf- 

gefordert  werden  »)«  B*ür  innere  örtliche   Sicherheit  dient   die  Ge- 

nie i  nde  n\  e  h  r  oder  CoinmnnalGai'de,  Bei  zwecVmäsiger  Einrichtung  sind 
die  Munieipal-  oder  Bürger-  und  Bezi  rhgarden  ./)  ein  sehr  nütz- 
liehes  Institut,  das  zugleich  in  Friedenszeit  der  Last  der  Unterhaltutig  eines 
grossen  stehenden  Heeres  bedeutend  mitüberheben  kann.  7)  Zwischen 
sammtlichen  Bundesstaaten  besteht,  für  gegenseitige  Auslieferung  der  Deser- 
teure eine  allgemeine  C  a  r  t  e  1 C  o  n  venti  on  g\ 

0)  Die  teutsche  Volksbewaffnung.  In  einer  Sammlung  der  darüber  in  sammtlichen 
deutschen  Staaten  ergangenen  Verordnungen  $  herausgegeben  von  Rühle  v. 
LiLiBNSTERir,  Berlin  1816.  8.  —  Archiv  für  den  teutsehen  Landsturm.  Heft  I. 
Sondersh,  1816«  8,  Jos.  Sporschil,  die  allgem.  Volksbewaffnung,  ihre  Organisa- 
tion und  ihre  Voraüge  vor  den  stehenden  Heeren.  Leipz.  i83i.  8.  Vcrord- 
nungen  idter  Errichtung  und  Einrichtung  des  Landsturms:  hannoverische  vom 
i Jun.  i8i5  und  1.  Jim.  1816;  gothaische  vom  26.  Mai  i8i5;  weinvirische  vom 
i5.  Aug.  i8i5j  hildburgliausensche  v.  Jan.  18173  reuss-scläcizisclies  DienstRegle- 
menl  Rir  den  Landsturm.  Schieitz  i8i5.  *8.  NationalZeitung  der  Deutschen 
181 5,  St.  36  und  37. 

6)  Demnach  bleibt  für  den  Landsturm  derjenige  waffendienstfähige  Theil  des  mänu- 
lichen  Geschlechts  übrig ,  welcher  nicht  unter  dem  stehenden,  ordentlichen  und 
ausserordentlichen,  Kriegsheer  begriffen  ist,  ein  gewisses  Lebensalter  noch  nicht 
erreicht  hat,  und  dessen  Ausschliefsung  von  dieser  Art  des  Waffendienstes 
dringende  Verhältnisse  (Staatsdienst,  Gewerbe,  Verhaft ,  u.  d.)  nicht  gebieten. 
Ausgeschlossen  sind  also,  die  Unhebbaren,  die  Heimpflichtigen,  die  Rriegun- 
fahigen,  die  Vertagten.  Hei  dieser  auf  Vaterlandsinn  gegründeten  Anstalt,  ent- 
scheidel  der  Geist  alles,  die  Form  wenig,  oft  nichts.  In  allen  teutsehen  Bun- 
desstaaten  zusammen,  leben  gegen  acht  Millionen  wehrfähige  Männer.  Sind 
diese  auch  nur  zum  grössern  Tbeil  wehrhaft,  so  bedarf  der  Teutsche  Bund 
keines  Kriegsbündnisses  mit  Auswärtigen.  Möser's  patriot.  Phantasien,  Bd.  I, 
Num  32.  Der  Volkskrieg;  in  den  Europ.  Annalen,  i8i3,  St.  XII,  S.  257 — 298. 
Reflexionen  über  den  Landsturm.  8.  Ueber  allgemeine  Landesbewaffnung;  in 
dem  Allg.  Anzeiger  der  Deutschen,  1816,  Num.  198.  Ueber  den  Landsturm j 
ebendas.  1817,  Num.  22. 

c  1  \  crgl.  §.  469.  Aar.  Gumprecht  diss.  de  jure  sequelae.  Gött.  1799.  ^.  Stru- 
bot,  Th.  II,  Bed.  8;  Th.  HI,  Bed.  i43.  Weisse  a.  a.  O.,  Bd.  II,  §.  290.  —  Von 
dem  Wort  Reissig  u.  Reüsa,  s.  C.  F.  Walch's  glossarium  germ.  interpretationi 
C.  C.  C.  inserviens,  p.  427« 

d)  Böhmes  princ.  juris  feud.,  §.  219.  sqq.  et  229.  sqq. 

c)  VerfafsungsUrk.  des  GH.  Hessen,  1820,  Art.  28.  v.  Aretin  a.  a.  O. ,  Bd.  II, 
S.  172. 

/)  In  dem  Herbst  i83o  gaben  aufrührische  Bewegungen  Anlafs  zu  Errichtung  von 
Bürgergarden,  in  Preussen,  Königreich  Sachsen,  Rurhessen,  GH.  Hessen,  Braun- 
schweig  et<  zum  Theil  zu  freiwilliger.  Kurhess.  Verordn.  v.  22.  Oct.  i83o, 
betr.  die  Büi  ;ei  Bewaffnung,  in  der  kurhess.  Gesetzsammlung.  Kurhess.  Bürgcr- 
leGi  ietz  v.  Juni  i832.  Landesherrlich  genehmigtes  Reglement  der  Bür- 
g;arde  zu  Braunschweig,  v.  Juni  i832.  Prems.  Verordn.  v  i832  ,  we- 
gen  Errichtung  von  bewaffneter  Mannschaft  in  Städten,    worin   kein  Militär 
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liegt.  Die  Errichtung  städtischer  SchützenCorps  verordnete  ein  k.  sächs.  Man- 
dat v.  1.  Febr.  1817.  Weisse  a.  a.  0-  §.  292. 
g)  Allgem.  CartelConvention  aller  souverainen  Fürsten  u.  Freien  Städte  Teutsch- 
lands, geschlossen  am  10.  Febr.  i83i ,  in  Folge  des  Art.  XXIV  der  in  der  Ple- 
narVersamml.  v.  9.  4pril  1821  festgestellten  Grundzüge  der  Kriegsverfassung 
des  Teuischen  Bundes  ;  in  dem  Protocoll  der  t.  Bundesversamml.  v.  10.  Febr. 
i83i  ,  §.  25,  u.  in  v.  Meyer's  Corpus  juris  conf.  Germ.  IL  3-5.  Vergl.  oben  §. 
197,  Note  a. 

§•   548.  (453.) 

Aushebung,  TVerbung  und  Annahme  der  Kriegsmannschaft.  Kriegs- 
pflicht,  allgemeine  und  besondere. 

IV)  Das  stehende,  sowohl  ordentliche  als  auch  ausserordentliche  Kriegs- 
heer wird  zusammengebracht:  1)  durch  Truppenauswahl  oder  Aushe- 
bung «)  (Conscription,  Recrutirung  oder  Enrölement)  kriegsdienstpflichtiger 
Mannschaft  (der  Wehrpflichtigen  oder  Cantonisten),  nach  einer  gesetzlichen 
Auswahlordnung,  worüber  die  Bundesversammlung  gleichförmige  Ver- 
fügungen zu  treffen  hat  (§♦  a38);  2)  durch  Werbung  b)  (Anwerbung) 
oder  Annahme  freiwilliger  c),  sowohl  Streit-  als  Pflegmannschaft,  V)Bei 
der  Kriegspflicht,  der  Verpflichtung  der  wehrfähigen  Staatsgenossen  zum 
Kriegsdienst  {§.  468  u.  f+),  ist  die  aligemeine,  zur  Landesverteidigung 
im  äussersten  Nothfall  (§.  547,  Niim.  5),  zu  unterscheiden  von  der  be- 
sondern, nur  eines  Theils  der  Wehrfähigen,  sowohl  zum  Soldatendienst 
im  stehenden  Heer,  dem  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  (§.  546),  als 
auch  zum  Landsturm  (§.  547),  dem  Dienst  im  nicht  stehenden  ausserordent- 
lichen Heer  <ty. 

a)  Oben  §.  469-  t.  Aretin  a.  a.  O.,  Bd.  IL  S.  168.  —  Verhandlungen  in  der  2. 
Kammer  der  Stande  des  GH.  Hessen,  1820 ,  Heft  7,  S.  108  ff. ;  Heft  8,  S.  1  h°. 
Oe sireich.  Edict  v.  3.  Sept.  1814,  betr.  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst.  Preass. 
Gesetz  v.  3.  Sept.  1814,  denselben  Gegenstand  betr.,  in  d.  preuss.  Gesetzsamml, 
1814,  S.  79,  u.  in  d.  Allgem.  Zeit.  1814,  Beil.  n4-  K.  sächs.  Mandat  v.  25.  Ott. 
182a,  betr.  die  reguläre  Miliz,  nach  Berathung  mit  den  Landständen  erlassen, 
in  der  Gesetzsamml.  v.  1820,  S.  29.  Weisse  a.  a.  O.  §.  293.  Baier.  Verfafs. 
Urk.  v.  1818,  Tit.  IX.  Die  oben  angef.  baier.  \  erordn.  v.  21.  Ort.  i8i  j,  u.  das 
ältere  Conscript.Reglement  v.  29.  März  1812,  in  den  allgem.  Justiz-  u.  Polizei- 
Blättern  v.  1812,  Num.  201;  nebst  Verordn.  v.  9.  Febr.  1818  u.  12.  Apr.  1821. 
Schmelzing's  Nachtrag  zum  baier.  MilitärConscriptionsGesetz.  181  8.  Sri- 
wel's  volktand.  Samml.  zum  baier.  CoroscriptionsGesetz,  1821.  8.  VFürtemb. 
Verordn.  über  die  Recrutirung  der  Armee  v.  5.  u.  7.  März  i8i5  ,  mit  Wider- 
rufung der  CouscriptionsGesetze  \.  26.  Aug.  1809  (in  d.  Rhein.  Bund,  XXXVII. 
26.)  u.  17.  Febr.  i8i5;  in  d.  schwäb.  Merkur  v.  9.  Marz  i8i5.  Würtemb.  Vcr- 
fassungsVertr.  v.  1819,  §.  100.  Badisches  Gesetz  über  die  Verpflichtung  zum 
Kriegsdienst,  v.  1/,.  Mai  i8?.5,  Regier.Bl;  Num  10.  Grofshcrzogl.  hessisches 
Gesetz  über  die  Kriegsdienstpfljcht  v.  20.  Juli  i83o,  nebst  Instruction  v.  18.  Febr. 
i83i.  Kurhessisches  Beerutirungsgesetz  v.  10.  Juli  i832  u.  25.  Ott.  i83.j .  R(eckl.- 
Schwerin.  Beerutirungsgesetz  v.  22.  Febr.  i83o;  8.  auch  Rhein.  Bund,  Uli.  >,'{,. 
Holstein-oldenb.  Verordn.  v.  20.  Mai  1809,  in  d.  Rhein.  Bund,  XXXV.  228.  Liftpisch  •s 
(lonscriptionsGesctz  v.  2.  Jul.  aöh.    Anhält- cölhens  che  &  v.  28.  Dec.  i8jo;  5«  hil- 
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. .  t  \.  Jan,  1817?  desgl.  v.  •.»•.»..  Mai  1824,  in  d.  hilburgh.  Regler,  und 
Intel!.  Bl.  >.  iH.'i,  Num.  •>.-.  Hannöverisches  v.  Jul,  i{>?.o.  Hamb.  Kriegs- 
pflicbtordnung  v.  18.  Febr.  i8ai.    Bremische  WehrpflichtigkeitOrdn.  v.  6.  Jan. 

trg,  Verordn.  w,  Einriebt,  des  Bundes Gontingents,  und  der  damit 
verbundenen  allgemeinen  Kriegspflicht,  \.  6.  Sept.  i8ai.  Lübeckische,  v.  6.  Oct. 
t8ai,  üi  den  lübeckischen  Anzeigen  \.  1821,  N.  81.  Frankfurtisches  Recrutirungs- 
Geseti  \.  17.  Sept,  i8aa,  u.  StadtWehrordnung  v.  10.  Juni  i8;.3,  beide  in  der 
fi  anhfurter  Gesetz-  und  StatutenSammlung,  Bremische  Wehrpfliclitigkeitsordnung 
v.  (».  Jan.  i8a3. 

b)  Schriften  in  KxxJbib's  Lit.,  §.  n2ob- 

c)  Diese  bilden  euweilen,  besonders  in  Kriegszeiten,  eigene  Abtheilungen  des  Heeres 
(( N»rns). 

(')  Erörterungen  hierüber,  in  den  Verbandlungen  der  1.  Kammer  der  badischen 
Ständeversamml.  7.  1820,  Hefl  5,  S.  714  ff 

§♦  549*  (454.) 
Kriegsanstalten  und  Auflagen. 

\I)  Auch  ist  jeder  Bundesstaat  befugt,  zu  jeder  Art  von  ordentlichen 
und  ausserordentlichen  Anstalten  und  Auflagen,  welche  der  Zweck 
des  Wehr-  und  Waffenrechtes  gebietet.  Namentlich  gehören  hieher:  1)  die 
nähere  Bezeichnung  der  Verbindlichkeit  der  Staatsangehörigen,  sich,  ausser- 
halb  des  regulären  Militärs,  zu  dein  Waffendienst  tüchtig  zu  machen; 
2)  Festungen  und  andere  Befestigungsarten  (Fortificationen)  für 
Landesverteidigung;  3)  Stüc kgiesserei en  für  das  Geschützwesen, 
Waffen-,  Salpeter-  und  Pulverfabriken,  Zeughäuser  und 
platze;  militärische  Bildungsanstalten,  5)  Einquar- 
tirnng  und  Pllegwesen  oder  Service«);  6)  Lazareth  wesen; 
7)  M  ehrsteuern  8)  Heerschau  oder  LandesRriegsmusterung,  und 
Wehr-  und  Waffenübungen;  9)  Verbot,  ohne  besondere  Erlaub- 
nis oder  gesetzmäsige  Ermächtigung  in  fremde  Kriegsdienste  zu 
treten  f).  —  Die  staatsbürgerlichen  Verhältnisse  der  im  Waffen« 
dienst  befindlichen  Staatsangehörigen,  ihr  Gerichtstand  ,  die  militä- 
rischen Strafgesetze,  und  die  Frage,  ob  das  Heer  den  Eid  auf  die 
\  erfassung  zu  leisten  habe,  sind  Gegenstände  der  Gesetzgebung  <?)♦ 

a)  Von  dem  Königr.  Sachsen,  s.  man  Weisse  a.  a.  O.,  §.  3oo  —  3o3. 
l>  \  Moses  von  d.  Landeshoheit  in  Militärsachen,  S.  io3  ff 

c)  \  ergl.  t.  Bundes  Acte,  Art.  18,  Num.  2.  —  Ebendas.  Art.  14,  wird  den  Standes- 
herren, für  sieb  und  ihre  Familien,  und  dem  ehemaligen  unmittelbaren  Reichs- 
adel,  Befreiung  von  aller  Militärpflichtigkeit  eingeräumt. 

tfj  Von  dem  Königr.  Sachsen,  Weisse  a.  a.  O.,  §.  297. 

t )  v.  Abstib  a.  a.  0.,  Bd.  II,  S.  i73  ff. 
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XIX.    C  A  P  I  T  E  L 

Aeusserstes  Recht  und  Einschränkungen  der  Staatsgewalt. 


§.   550.  (455.) 
Natürliche  Grundbestimmungen  der  Staatsgewalt. 

Die  Staatsgewalt  ist,  auf  das  Wenigste,  nach  dem  allgemeinen  oder 
natürlichen  Rechtsgesetz  zu  beurtheilen.  Daher  hat  sie  natürliche  Ein- 
schränkungen (§♦  4  »•  5).  I)  Nur  zu  Erreichung  und  Beför- 
derung des  Staats  Zweckes,  kann  sie  ausgeübt  werden«).  Sie  be- 
rechtigt das  regierende  Subject  nur  dazu,  wozu  sie  dasselbe  verpflich- 
tet; denn  durch  die  Natur  ihrer  Bestimmung  ist  sie  beschränkt  auf  Er- 
reichung des  Staatszweckes  durch  gerechte  Mittel  ( §♦  4 ) ,  auf  dafs  nie 
der  Schleier  des  Staatswohls  Handlungen  blofser  Willkühr  bedecke.  Der 
Gegensatz  wäre  Sultanismus,  Verbrechen  der  beleidigten  Menschheit.  II)  Die 
Staatslasten  müssen,  wie  die  Yortheile  der  Staatsverbindung,  unter 
die  Staatsgenossen,  so  viel  möglich,  gleich  vertheilt  werden  b).  III)  Nur 
gerechte  Mittel  sind  der  Wahl  der  Staatsregierung  überlassen  (§.  4)? 
und  Mäsigung  in  ihrem  Gebrauch,  ist  Hauptpflicht  derselben.  IV)  Je- 
dem mufs  sein  wohlerworbenes  Recht  ungekränkt  gelassen,  Jedem 
mufs,  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken ,  der  Genufs  seines  Eigen- 
thums, und  seiner  staatsbürgerlichen  Gerechtsame  und  Freiheit, 
die  möglichst  freie  Entwickelung  und  Anwendung  seiner  Anlagen, 
Fälligkeiten  und  Kräfte,  gestattet  werden  c).  Keinem  Staatsangehörigen, 
der  sich  durch  einen  Act  der  Staatsgewalt  in  seinem  auf  einem  besoiulern 
Titel  beruhenden  Privatrecht  verletzt  glaubt,  darf  der  Weg  zu  dem  Rich- 
ter verschlossen  werden  ^). 

«)  Vergl.  §.  /f.  Rousseau  du  contrat  social,  liv.  2,  ch.  l\.  Scheidemantel's  Staatsr. 
nach  der  Vernunft  u.  den  Sitten  der  vornehmsten  Völker,  III.  3i4— -  3y5.  Püt- 
ter's  Beitr. ,  I.  317.  Schlettwein's  Archiv,  Th.  II,  Num.  3.  Ebe?ulcss.  wichtigste 
Angelegenheit,  II.  87.  Leiser  medit.  Vol.  IV.  i324»  C.  G.  Rössig's  Lehrh.  der 
Politik,  S.  161  IT. 

b)  Glück  der  Staatsgenossen  unter  solchen  Gesetzen,  die  Niemand  erniedrigen,  und 
Niemand  erhöhen. 

c)  L.  11.  D.  de  R.  J.  Letseb  Spec.  104.  med.  2.  Scnoncn,  Respons.  T.  I.  p.  1. 
resp.  7.  N.  17.  j>.  29.  Pi'TTF.it's  Beitr.,  I.  35i.  Ebendess.  instit,  juris  publ.  germ. 
§.  119.  Westphal's  t.  Staatsr.,  S.  77  f.  Jo.  Chr.  Majer,  rgsp.  C.  H.  Binz, 
diss.  de  regimine  territorial]  ejusque  habitu  ad  jura  quaesita  subditorum.  Tüb. 
1791.  4.    Jaip  über  die  Aufhebung  wohlerworbener  Rechte;  in  d.  Zeitschrift: 
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Germanien  u.  I  urö^ä,  Bd.  I,  Heft  l  (  1812),  S.  91  —  105.  Preuss.  Instruction 
fittr  die  Regierungen  \.  96,  Dee.  1808,  §.  34.  G.  H.  n.  Berg's  Abhandlungen  zur 
Erläuterung  der  rheinischen  Hmulrs \(  u«,  Th.  I,  s.  •>.()(>  IX.  lHorsTKsouiEu  esprit 
de  lois,  In.  a6,  ch.  16.  -  «ü  n\  a  pas  de  droit  contre  1c  droit».  Bosaus« 
Rvertissement  BUS  protestansj  §.32.  —  Ol)  und  wir  fern  Gesetze  ein  jus 
iguaesitum  begründen?  \.  Bbbo's  Rechtsfälle,  Th.  III,  IN  um.  10.  Bohonowsky 
ron  dem  Rechte  deis  Regenten,  Gesetze  über  bürgerl.  Rechtsverhältnisse  äbzu- 
Sndern.  Landshul  i8o3.  8.  Namentlich  ist  die  Staatsrcgier  ung  nicht  befugt, 
.  ..  Vermögen  moralischer  Personen  (§.335),  insbesondere  frommer  und  milder 
Stiftungen,  sich  zuzueignen,  oder  bei  dessen  Verwendung  den  Stift  ungsz  weck 
\>  esentlich  zu  \  erändern. 

-/i  Würtemb.  Verfaß.  Vertr.  v.  1819,  §.  96.  Vergl.  oben  §.  366,  3jB,  38q  u.  ff. 
[74 ,  tl  ,         169,  a. 

§♦   551.  (456.) 
Aeusserstes  Recht. 

Ausgenommen  hievon  ist  der  einzige  Fall,  wenn  bei  evidenter, 
dringender  Noth  des  Staates,  unvermeidliche  Collision  zwischen 
Gemeinwohl  und  Privatwohl  eintritt  «),  so  dafs  Verletzung  der  Rechie 
Einzelner,  absolute  Bedingung  zu  Erhaltung  des  Staates  (ganz  oder  theii- 
>\eise)  ist,  folglich  die  (eiserne)  Noth  der  Selbsterhaltung  sich  aufdringt. 
Hier  Kann,  wenn  grofse  Gefahr  auf  dem  Verzug  haftet,  und  nur  augen- 
blickliche  Hülfe  von  Nutzen  ist,  Einwilligung  der  Berechtigten  aber  nicht 
soforl  erlangl  werden  kann  oder  versagt  wird,  die  Staatsgewalt,  selbst  auf 
Hosten  der  Persönlichkeit,  der  Geistes-  und  Körperkraft  (äusserste  Ge- 
walt, potestas  emiuens),  und  des  Eigenthums  (0  bere  igent  hum- 
recht des  Staates,  dominium  eminens)  Einzelner  ausgeübt  werden,  doch 
unler  Vorbehalt  nachheriger  Entschädigung,  so  weit  solcher  möglich  ist. 
Dieser  N  o  thbeh  elf  (Tavor  s.  apex  necessitatis),  dieser  CollisionsFall ,  un- 
eigentlich  (denn  wider  das  Recht  gibt  es  kein  Recht)  genannt  das  äus- 
serste Recht  (jus  s.  imperium  eminens,  jus  extremae  necessitatis,  vis 
potestatis),  Sta  atsno  threcht ,  Staats  raison  (ratio  status,  seil,  extra- 
Ordinarii)  hat  auch  in  den  teutschen  Bundesstaaten  mehrentheils  keine  an- 
dern als  die  natürlichen  Grenzen  <0?  namentlich  bei  Secularisa  tionen 

«)  «Suprema  pericula  semper  dant  veniam  culpae».  Claudiawus  ,  in  Eutrop.  II. 
596.  LeysEB  1.  c.  —  Beispiele:  nothwendige  Maasrcgeln,  gegen  den  Feind,  wi- 
der Deberschwemmung  eines  Landesbezirks ,  wider  Feuergefahr,  gegen  lebens- 
fahrliche  Seuche;  Vernichtung  der  über  Ablieferung  von  Früchten  nach  dem 
Ausland,  oder  über  Fructus  in  herbis  gesetzmäsig  geschlossenen  Kauf-  und 
Tausch  vertrage ,  wegen  drohender  oder  eingetretener  eigener  Hungersnoth ,  Ma- 
trosenpressen  in  England,  nur  in  dem  im  §.  bezeichneten  Fall,  u.  d.  Von  er- 
zwungenen Darlehen  oder  Zwangdarlehen,  §.  /}oi. 

h)  Mehr  Macldvollkommenheit  oder  plenitudo  poteslatis.  Vergl.  oben  §.  98. —  Auch 
nicht,  im  Allgemeinen,  dominium  eminens.  Hommel  litteratura  juris,  p.  '218;  so 
dafs  auch  der  Ausdruck  Oöerti^rnlhumrecht ,  als  generischer,  nicht  tadelfrei  ist, 
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da  überhaupt  von  einem  Recht  der  Oberherrschaft  die  Rede  ist.  —  Sondern 
äusserstes  Recht,  jus  eminens,  worunter  begriffen  sind:  äusserste  Gewalt,  potestas 
eminens,  und  Obereigenthumrecbt,  dominium  eminens,  je  nachdem  Persönlich- 
keit, oder  Eigenthum  sein  Gegenstand  ist. 

c)  Vergl.  §.  53i,  Note  a.  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  IU.  193.  378  —  382.  Rlüber's 
Lit. ,  2i'3.  32i.  Meister  bibl.  juris  nat.,  v.  jus  eminens.  —  Hümmel  litteratura 
juris,  218.  sqq.  Aristoteles  Polit.  lib.  II.  c.  2  et  8.  Plalo  bei  Cicero  de  offic. 
lib.  I.  c.  2ä.  Hugo  Grotius  de  J.  B.  et  P..  I.  5.  6.  El.  Luzac  disqu.  num  civis 
innocens  irae  hostis  longe  potentioris  juste  permitti  possit,  ut  evcidium  totius 
civitatis  evitetur?  L.  B.  1749.  8.  Bynrershoer  quaest.  jur.  publ. ,  lib.  I.  c.  ib. 
n.  10.  R.  S-  Zachariä  vom  Staate  (Stuttg.  1820.  8.),  S.  64  ff.  J.  J.  Burlamaqui 
principes  du  droit  politique  (a  Lausanne  1784.  8.),  P.  HI.  ch.  5.  §.  24  sqq.  p„ 
273.  A.  L.  Jacobi,  einige  Staatsangelegenheiten  (1787),  7 — 148.  Scheidemain tel's 
Staatsr.  nach  der  Vernunft,  II.  3g6.  C.  U.  D.  de  Egger's  instit.  juris  civit., 
publ.  et  gentium  universalis  (1796.  8.),  p.  181.  C.  F.  Dietrich  diss.  de  suprema 
lege  reipublicae.  Erf.  1773.  4.  J.  C.  Majer  diss.  cit.  J.  F.  A.  C.  Neurath  diss. 
de  cognitione  et  potestate  judiciaria  in  causis  quae  politiae  nomine  veniunt  (Erl. 
1780.  4-)?  §•  10  — 13.  Moser  von  der  Landeshoh.  in  Ansehung  der  Unterthanen, 
Personen  und  Vermögens,  179  —  214.  Danz  Handb.  d.  t.  Privatr  ,  I.  §.  101  f. 
Versuch  eines  Lehrb.  des  natürl.  Staatsr.  (Altona  1790.  8.),  §.  4^  1  ff-  Das 
Staatsnothrecht  involvirt  kein  Obereigenthum,  von  Fr.  Hoppe,  in  Crome's  u. 
Jaup's  Germanien,  Bd.  I,  St.  3,  Num.  16,  S.  449  ff-  Die  oben  (§.  1,  Note  a) 
angef.  Schriften. 

d)  Vergl.  oben  §  53i.  Gönner's  teutsch.  Staatsr.,  §.  447«  C  E.  Weisse's  Nach- 
trag zu  seiner  Abh.  über  die  Secularisationen  etc.  Nebst  e.  Aufsatz  über  d. 
Umfang  und  die  Grenzen  des  Nothrechtes.  Leipz.  1800.  8.  Ueber  das  Staats- 
notlireeht  etc.  Antwort  auf  Weisse's  Nachtrag  etc.  Philalethopolis  1800.  8.  — 
Die  Secularisationen  von  i8o3,  wurden  in  dem  Reichsgutaehten  vom  24.  Marz 
i8o3  für  «das  einzige  Mittel»  erklärt,  «den  für  das  Wohl  des  gesammteu  teut. 
«sehen  Vaterlandes,  und  die  Erhaltung  des  Reichsverbandes  selbst,  so  noth- 
«  wendigen  Ruhestand  zu  befestigen,  und  eine  gute  Ordnung  der  Dinge  im  Reich 
«wieder  herzustellen».    Martens  recueil,  Supplein. ,  III.  243. 

§•   552-  (457.) 
Fortsetzung. 

Ausser  dem  Fall  der  dringendsten  Noth,  darf  dieses  traurige,  so  ge- 
nannte Recht,  anders  nicht  als  nach  vorhergegangener  gesetzmäßiger  P  r  ü- 
fung  seiner  Anwendbarkeit  auf  den  vorliegenden  Fall,  und  dann  nur  mit 
ausserster  Schonung,  ausgeübt,  auch  mafs  der  leidende  Theil,  nach  dem 
Grundsatz  der  rechtlichen  Gleichheit,  so  weit  es  möglich,  vorher  ent- 
schädigt werden  «).  Blofser  staatswirthschaftlicher  Vor theil  (Interesse), 
blofse  C  onvenienz,  oder  .Bequemlichkeit  des  Staates  ^3?  insbesondere 
des  Fiscus  ,  oder  die  so  genannte  Ucgl  ück  u  n  gsg  e  wa  1 1  <Q,  so  auch 
Privatinteresse,  oder  Privatlust  des  Souverains  «0,  berechtigen  auf 
keine  Weise  zu  Anwendung  desselben  e), 

u)  Byncrershoer  quaest.  juris  publ.,  lib.  II.  c.  i5.    Neurath  1.  c,  obs.  14.  Stru- 
bel, Th.  III,  Bed.  3,  ^  4-    Das  angef.  .Lehrbuch  <Jes  natürl.  Staatsr.,  j,  462. 
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Zwang  iu  Abtretung  von  Privateigenthum,  insbesondere  Grundeigenthum 
und  indem  auf  unbewegliche  Güter  sich  beziehenden  Rechten,  gegen  Entschä- 
digung, wenn  die  Abtretung  für  Staats-  oder  Körperschaftzweche,  z.  B.  für 
1  estungen  oder  für  gemeinnützige  Anstalten  zu  Beförderung  des  Verkehrs  (Ca- 
n.ilc,  Landstraisen,  Bisenbahnen),  unparteiisch  für  nöthig  befunden  wird  (Eni- 
im*4  ...  oder  Expropriation),  Davon  s.  man  Allgem.  bürgerl.  Gesetzbuch  für 
die  gesammten  teutschen  Erbländer  der  östreich.  Monarchie  (1811),  §.  365.  Preuss. 
allgem.  Landr.,  Einleit.  §.  70,  71,  -4  u.  75;  Th.  1,  Tit.  11,  §.  4  —  10;  Tit.  8, 
\x  )  tyj  Th.  Q,  Tit.  14 5  §.  4  —  6.  Prcufs.  Cabinetordre  v.  25.  Apr.  i836, 
wodurch  die  Verordn,  v.  8.  Aug.  i832  für  anwendbar  erklärt  wird  und  auf 
Geldentschädigungen  für  die  zu  Festungswerken  erworbenen  Grundstücke;  in 
der  Preufs.  Gesetzsamml. ,  i836,  St.  10.  K.  dänische  Verordn.  v.  28.  Oct.  1811. 
GHzgl  hes  Gesetz  v.  27.  Mai  1821.    Kurhessisches  v.  3o.  Oct.  1834.  Rö- 

nigl.  sächsisches  Gesetz  \ .  3.  Juli  1 835.  Ii  ad /seh  es  v.  28.  Aug.  i835.  Frankfur- 
\.  10,  Jan.  i(S3-.  Königl.  baier is che  Verordn.  v.  i4«  Aug.  i8i5,  betr.  die 
Fälle,  wo  Privateigenthum  für  öffentliche  Zwecke  abgetreten  werden  mufs,  und 
die  dabei  zu  beobachtende  \  erfahrungsart.  F.  X.  Krüll's  Flandb.  des  baier.  ge- 
meinen  Privatr.,  (1807),  Bd.  I,  §.  7.  Charte  constitutionnelle  de  la  prineipaute 
de  Neuchdtel,  du  18  juin  1814,  art.  i3;  in  dem  Mandl),  des  schweizer.  Staatsr. 
(.>.  Aull.  Aarau  1821.  8.),  S.  464-  Charte  constitutionnelle  de  France  de  1^14, 
art,  10;  de  i83o,  art.  8.  Code  civil  francais,  art.  545,  wo  vorgängige  Entschä- 
digung verordnet  wird.  Hiezu  die  kais.  französ.  Gesetze  v.  8.  März  u.  21.  Apr. 
1810  u.  ".  Juli  i833.  Locre,  legislation  sur  les  vnines  et  sur  les  expropriations 
pour  cause  d  utilite  publique,  ou  lois  des  21  avril  et  8  mars  1810.  Paris  1828.  8. 
Vergl.  a.  die  Verfafs.  Urkunden,  von  Baden,  1818,  §.  14,  von  VFavtemb. ,  1819, 
0.  3o,  vom  GH.  Hessen,  1820,  Art.  27,  von  S.  Coburg  Saatfeld,  1821,  §.  18,  von 
S.  Meiningen,  1829,  Art.  16,  v.  Kurhessen,  i83i,  §.  32,  v.  d.  Königr.  Sachsen, 
i83i,  §.  3i  ,  v.  HohenzollernSigmaringen ,  i833 ,  §.  22.  Verhandlungen  der  2. 
Kammer  der  gh.  hess.  Landstände,  1820,  Heft  2,  S.  33  ff.,  87  ff.;  Heft  3,  S. 
38  ff.:  Beft  6,  S.  903  Heft  7,  S.  3  ff.,  19  ff.;  Heft  10,  Beilagen,  S.  5;  ff.  Wer 
für  die  Gesammtheit  ein  Opfer  bringt,  mufs  dafür  verhältnifsmäsig  von  ihr  ent- 
schädigt werden.  Res  sacra  miser.  Dafs  in  Fällen  der  Noth  («urgente  neces- 
sitate»)  zu  Staatslasten  alle  Grundeigentümer  ohne  Unterschied,  selbst  der 
Kaiser  und  seine  Gemahlin,  beitragen  müssen,  und  dafs  davon  kein  Privilegium 
oder  Vorrecht  befreien  könne,  gleichviel  auf  welchem  Rechtsgrund  es  beruhe, 
selbst  richterliches  Erkenntnifs  nicht  ausgenommen,  verordnete  im  J.  494  Kaiser 
Anastasius.  L.  1.  C.  ut  nemini  liceat  in  emlione  specierum  se  excusare. 
h)  Das  so  genannte  Beste  des  Staates,  der  Staatsvortheil,  das  Staatsinteresse,  Staats- 
wohl, salus  publica,  vorzeiten  auch  ratio  Status  (id  quod  reip.  expedit)  genannt. 
De  Ludewig  singularia  juris  publ. ,  c.  1.  §.  10.  p.  137.  J.  G.  Sieber  von  der 
Macht  der  Reichsstände  u.  Gerichtsherren  Selbst  Recht  zu  sprechen,  §.  ff. 
Z.  B.  Anlegung  neuer  Strafsen,  oder  Aenderung  der  bisherigen,  zu  Beförderung 
des  äussern  und  innern  Verkehrs,  zur  Verschönerung,  u.  d. ,  berechtigt  nicht 
zu  Ausübung  des  äussersten  Rechtes.  Leyser  1.  c.  Vergl.  §.  173.  Anders 
Rübde,  teutsch.  Privatrecht,  §.  126.  —  Einschränkungen  s.  bei  Jacobi  a.  a.  O. 

»5.  Glioms  de  J.  B.  et  P.  lib.  3.  c.  17.  Neurath  1.  c.  obs.  i5.  Leyser, 
Sp.  4.  m.  11.  Strubeh's  Bedenken,  II.  3o3.  Hommel,  obs.  469.  J.  C  F.  Mei- 
stfm's  Lehrbuch  des  Naturrechtes  (Frankf.  a.  d.  O.  1809.  8.),  §.  097.  —  Vergl. 
jedoch  \\  hoher,  Tom.  L  part.  V.  obs.  242.  Precss.  allgem.  Landr.,  Th.  I, 
Tit.  8,  \.  34,  Tit.  11,  §.  4  u«  5.  —  Von  Sehiffbarmachung  der  Privatflüsse  u. 
ihrer  Benutzung  zum  Holzflössen,  s.  ebendas.,  Th.  II,  Tit.  i5,  Abschn.  2.  De- 
laiaeavj  traite  de  l'expropriation  pour  cause  d'ulilite  publique.  Brüssel,  i835.  8. 
I  ine  Sammlung  der  neuesten  Gesetze  über  diesen  Gegenstand  ist  v.  Wbndt's 
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neuster  Expropriationscodex,  oder  vergleichende  Darstellung  etc.  Nürnberg, 
1837.  8.  Man  s.  a.  Conversations-Lexicon  der  Gegenwart,  Bd.  I.  (Leipz.  i838.) 
S.  1^37,  Art.  Expropriationsrecht, 
e)  Oft  nur  eine  Folge  der  politischen  Erbsünde  des  Vielregierens!  Vergl.  §.  4« 
u.  93.  —  Die  Grenzen  des  äussersten  Rechtes  sind  so  zu  bestimmen,  dafs  dem 
Vorwand  so  wenig  Spielraum  bleibt,  als  möglich.  Montesquieu  de  l'esprit  des 
lois,  XIII.  1.  Leyser  medit.  ad  Pand.,  vol.  IV.  p.  1324.  G.  C.  H.  Bunz  diss. 
de  regiminc  tcrritoriali  ejusque  habitu  ad  jura  quaesita  subditorum  (Tüb.  1791)» 
§.  i5.  sqq.  Ueber  das  Staatsnothrecht,  als  Grund  des  Rechtes  zu  secularisiren 
(1800.  8.),  S  5  f. 

d)  Jacobi,      49-   Neuratö  1.  c.  obs.  11.    CG.  Jargow's  Einl.  zu  d,  Lehre  von  d. 
Regalien,  463.    Pütter's  Beitr.,  I.  36 1  f. 

e)  Privatorum  dominia  sacra  sunto. 

§•   535.  (453.) 

Machtspruch ,  unterschieden  von  dem  Ein-  und  Durchgreifen,  und 
von  Justizmissbräuchen. 

I)  Nur  in  solchen  Fällen,  wo  die  Ausübung  des  äussersten  Rechtes 
durch  die  Umstände  begründet  ist  (§.  55 1  f.),  darf  der  Staatsoberherr 
unmittelbar,  oder  in  constitutionellen  Staaten  durch  das  verantwort- 
liche gesainmte  Staatsministerium,  mit  Abweichung  von  den  sonst  anwend- 
baren, gewöhnlichen  Verhandlungsformen  und  Entscheidungsquellen,  und 
mit  Hintansetzung  der  gerichtlichen  Competenz,  die  Entscheidung  ei- 
nes einzelnen  Rechtstreites  oder  einen  Strafbefehl  ertheilen,  oder, 
auf  seinen  Specialßefehl,  von  andern  als  richterlichen  Staatsbehör- 
den ertheilen  lassen.  Eine  solche  Entscheidung  ist  kein  Richterspruch ; 
sie  ist  eine  Verfügung  des  Inhabers  der  Staatsgewalt.  Als  blofses  Macht- 
gebot, heifst  sie,  in  dem  eigentlichen  Sinn,  Machtspruch  «)  (decisio  vi 
juris  eminentis  lata).  II)  Sie  unterscheidet  sich  wesentlich:  1)  nicht  nur 
von  dem,  durch  Gesetze  oder  durch  den  Zweck  des  gerichtlichen  Verfah- 
rens, gebotenen  oder  nachgelassenen  Eingreifen,  Aufgreifen  oder  Durch- 
fahren t>)  (abruptio  causae)  des  Richters,  wodurch  in  der  Procefsform 
Ausnahmen  von  der  Regel  gemacht  werden,  um  den  Rechtstreit  aus  er- 
heblichen Gründen  abzukürzen,  und  zweckwidriger  oder  bedenklicher  Ver- 
zögerung oder  Verwickelung  der  Sache,  oder  ungeziemender  Vermischung 
oder  Verv  ielfältigung  der  Rechtshändel  entgegen  zu  wirken  $  sondern  auch 
2)  von  dem  Durchgreifen  (decisio  pr0  auetoritate,  secundum  arbitrium 
vel  legislatoris  vel  judicis),  welches  bald  von  dem  Gesetzgeber  selbst, 
bald  von  dem  Richter  geschieht,  durch  Entscheidung  von  Haupt-  oder 
Nebengegenständen  eines  Rechtshandels,  für  welche  eine  gesetzliche 
(positive  oder  naturrechtliche)  Besimmung  fehlt,  oder  die  vorhandene,  we- 
gen ausserordentlicher  Umstände  der  Sache  oder  Personen,  nicht  passend 
ist  c);   noch  mehr  von   offenbaren  Justizmifs brauchen,  namentlich 
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I      >n   blofs  wiHhührlicher  Entscheidung  (decisio  ad  libidinem) 
Behandlung  eines  Rechfshandels,  von  Seite  des  Regenten,  oder  des 
ps«   ;  von  wil  1  kührl  icher  Einmischung  des  Souverains,  oder 
einer  andern  Staatsbehörde,  in  den  Rechtsgang  eines  vor  einem  Gerichts- 
anhängigen Rechtshandels  «);  5)  von  willkührlicher  Hemmung 
oder  Aufhebung  der  gesetzmäßigen  Wirksamkeit  richterlicher  Erkennt- 
nisse / ). 

0  Klübkr's  l.it..  3a6.  StrubAn,  Th,  III,  Bed.  3;  Th.  IV,  Bed.  4g.  Elende ss.  Ne- 
benst.,  V,  83  ff,  (\.  Hymmen's)  Beiträge  zu  der  jurist,  Lit.  in  den  preuss.  Staa- 
ten, III.  na.  \  II.  i3o.  Cbamer's  wetzl.  Nebenst.,  LXX.  5o.  J.  G.  Sikber's 
gerichtlicher  Procefs,  I.  i5  IV.  (P.  J.  Pandin  des  Jariges)  Reflexions  philoso- 
phiques  ei  bistoriques  d'un  jurisconsulte  sur  l'ordre  de  la  procedurc  et  sur  les 
decisions  arbitraires  et  imm^diates  du  Souverain.  ä  Berlin.  1765.  Mart.  Schra- 
dxb  «Ü  s.  de  sententiis  ex  plenitudine  potestatis  latis  (Lips.  1708),  §.  4.  Dan. 
\i  rn  i  1 1  \  i»r  diss.  de  decisione  casuum,  quae  lit  pro  auetoritate  (Hai.  1754)  §.  14. 
Vergl.  Protocoll  der  t.  Bundesversamml.  v.  12.  Oct.  1818,  §.  238.  u.  241.  —  Im 
Zustand  der  höchsten  Npth,  darf  sich  der  Staat,  durch  Bestrafung  ohne  förm- 
liche  Untersuchung  des  Verbrechens  des  Hochverraths ,  vom  Untergang  retten. 
Lbtsbr,  medit  ad  Pandect.,  Spec.  573.  Feuerbach's  peinl.  Recht,  §.  170.  — 
1  ur  Selbsterhaltung  kann  ausnahmweise  eine  politisch-  administrative  Maas- 
regel  statt  eines  richterlichen  Strafurtheils ,  nachgebend  einer  gebieterischen 
Nothwendigkeit  (necessite  imperieuse  absolue  et  souveraine),  wider  einen  Ver- 
brecher verfugt  werden.  Montesquieu  schrieb:  il  est  des  occasions  oü  la  statue 
de  la  loi  doit  etre  voilee.  So  in  dem  Fall  der  verwitweten  Herzogin  von  Berry, 
welche,  wegen  revolutionärer  und  hochverräterischer  Umtriebe  in  der  Vendec, 
zu  Nantes  am  -.  Nov.  i832  gefangen  genommen,  seit  dem  i5.  Nov.  auf  der  Ci- 
tadelle  von  Blave  in  Verhaft  gehalten,  und  von  da,  nachdem  sie  am  10.  Mai 
ron  einer  Tochter  entbunden  worden,  am  8.  Juni  i833  auf  ein  Schiff  gebracht 
und  nach  Palermo  geführt  ward,  ohne  dafs  man  sie  aus  Gründen  der  böhern 
Politik,  einer  gerichtlichen  Untersuchung  unterworfen  und  einem  vor  Assisen 
gesprochenen  Urtheil  ausgesetzt  hätte.  Man  s.  die  Erörterungen  hierüber  in 
der  Deputirtenkammer  zu  Paris,  in  dem  Moniteur  universel  du  11  juin  i833, 
p.  1641  —  1643.  Das  im  §.  Gesagte  gilt  auch  von  der  Frage:  ob  und  wann  der 
Regent  ein  von  dem  CriminalRichter.  gesprochenes  Strafurtbeil  schärfen  (in  pejus 
reformiren)  könne?  Einen  Fall,  wo  Friedrich  II.  sich  eine  Schärfung,  von  der 
vom  Gericht  erkannten  dreijährigen  FestungsbauStrafe  bis  zur  Strafe  des  Schwerts, 
erlaubt  hatte,  sich  aber  die  hierauf  auch  in  höherer  Instanz  erkannte  Strafe  zu 
dreijähriger  I  estungsarbeit  gefallen  liefs,  s.  in  Rlein's  Annalen  der  preufs.  Ge- 
setzgebung, Bd.  VIII,  Num.  8,  Fall  11.  —  Von  entgegengesetzter  Art  ist  die 
Präge:  ob  und  wann  gegen  richterlich  erkannte  CriminalStrafen,  insbesondere 
Todesstrafen,  das  landesherrliche  Begnadigungsrecht  bis  zu  gänzlicher  Freispre- 
chung ausgeübt  werden  könne?  —  Der  Raufmann  Fonk  und  der  Riefermeister 
Hamacher  zu  Cöln,  wurden,  gegen  die,  bei  dem  Einen  auf  Todesstrafe,  bei  dem 
Andern  auf  lebenslängliche  Rettenstrafe  sprechenden  richterlichen  Erkenntnisse, 
aus  Rt ichtsgevtaden  für  nicht  straffällig,  die  Richtersprüche  für  factisch  und  recht- 
lich unbegründet  erklärt,  durch  eine  k.  preufs.  CabinetOrdre  v.  28.  Juli  1823. 
Vergl.  Rast's  Rechtslehre,  §.  4°- 

h)  C.  F.  HomksL'8  teutseher  Flavius,  in  d.  GcneralRegeln ,  §.  27  u.  40.  Nettel- 
b&aot  diss.  cit.,  %.  16.    Rlüber's  Lehrbegriff  der  Referirkunst,  §.  64. 

c)  \j  rniM  \irr  diss.  cit.,  §.  5.  7.  9.  10.    Ejusd*  diss.  de  variis  casus  in  foro  obvios 
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decidendi  modis  in  genere  (Hai.  17DO )s  §.  17.  E.  J.  F.  Manzel  diss.  de  deci- 
sionibus  quae  fiunt  pro  a-uctotytate.  Rost.  1.74  4«  C.  F.  Hoivoiel's  Flavias  (edit. 
1 — 3),  S.  334.  F.  A.  üommf.l's  Änleit.  Acten  zu  extraluren ,  S.  «5i.  Klüber's 
Refcrirkunst,  §.  65.    Stbüben,  reclitl.  Bedenken,  Rd.  I,  Red  66. 

d)  Pa^dus  des  Jariges  a.  a.  O.  —  Rurmärkischer  LandSyndicus  Möschkl  (i-i3  — 
1723),  oder  Schrecklichkeit  der  CabinetCriminalJustiz ;  in  C.  F.  Häberlis's 
Staatsarchiv,  Heft  2  (1797),  S.  2^9  —  280.  —  Von  der  Müller  Arnoldischen 
Sache  1779.  vergl.  den  Rriefvvechsel  über  die  gegenwärtige  JustizReform.  Rerlin 
1-80.  8.,  11.  (Makso1s)  Gesch.  des  Preufs.  Staates  vom  Fr.  zu  Hubertsburg  bis 
zur  zweiten  pariser  Ablumft,  Rd.  I  (Frankf.  a.  M.  1819),  S.  7a  ff.  Mirabeau 
sur  la  monarchie  j)russienne,  T.  V.  23 1.  Allgem.  deutsche  Riblioth.,  Rd.  106, 
St.  2.  Rerlinische  Monatschrift,  Oct.  1804,  S.  3i6.  «Aufgehobener  Unterschied 
zwischen  Gerechtigkeit  und  Justiz»  in  Schlözer's  Briefwechsel,  Heft  32,  S.  128; 
Heft  36,  S.  368;  Heft  38,  S.  i3o.  Ebendess.  Staatsanzeigen,  Heft  41,  S.  12D. 
v.  Dohm's  Denkwürdigkeiten  seiner  Zeit,  Rd.  I.  (Lemgo  1 8 1 4 .  8.) 

e)  Vergl.  oben  §.  373.  —  Zu  Erstattung  von  Anfrageherichten  an  die  Staatsregie- 
rung ( relatio  postulatoria  ad  prineipem),  zum  Zweck  der  Entscheidung  eines 
bei  ihm  anhängigen  CivilProcesses ,  ist  ein  Gericht,  durch  seine  Richterpflicht 
verbunden  ,  wenn  es  authentischer  Interpretation  eines  Gesetzes  ,  eines  Privile- 
giums ,  oder  einer  andern  staatsoberherrlichen  Willenserklärung  bedarf,  oder 
wenn  es  erhebliche  Aufschlüsse  in  facto  von  derselben  erlangen  zu  können 
glaubt,  so  fern  es  von  Amtswegen  oder  auf  Verlangen  einer  Partei  dieselben 
einzuholen  befugt  ist.  Zu  einfacher  Berichterstattung  an  die  Staatsregierung  (re- 
latio simplex  seu  notificatoria )  kann  ein  Gericht  durch  seine  Staatspflicht  ver- 
bunden seyn,  wenn  eine  dem  Staat  drohende  Gefahr  oder  Beeinträchtigung,  in 
Beziehung  auf  dessen  Gerechtsame ,  den  öffentlichen  Ruhestand,  oder  wichtige 
politische  Verhältnisse,  oder  wenn  erhebliche  Umstände  in  Absicht  auf  Gesetz- 
gebung für  künftige  Fälle,  bei  Verhandlung  oder  Entscheidung  eines  Rechts- 
handels  zu  seiner  Runde  und  Erwägung  kommen.  Damit  ist  jedoch  nicht  ge- 
sagt, dafs  in  irgend  einem  Fall  de  •  Rerichterstattung,  ein  Gericht  seine  richter- 
liche Selbstständigkeit  und  die  Unabhängigkeit  seines  Urtheils  im  Rechtsprechen 
zum  Opfer  bringen,  dafs  es  die  Entscheidung  vor  ihm  anhängiger  Rechtshändel 
der  Staatsregicrung  anheim  geben  oder  überlassen,  dafs  es  sieh  zu  einem  Quasi- 
Rechtsweg  oder  QuasiUrtheil  hergeben,  dafs  es  das  Recht  beugen,  hemmen 
oder  versage«,  dafs  es  die  Gerechtigkeit  verläugnen  dürfe.  Leyser,  Spec.  466. 
Fm,i  i,i;ki.(;h r  in  obss.  Spoc.  I.  Obs.  1.  p.  24. 

/)  Von  Juslizmifsbräuchen ,  oben  §.  169,  366  u.  373. 

§♦   354*  (459.) 
Positive  Einschränkungen  der  Staatshoheit. 

Ausser  diesen  natürlichen  Einschränkungen  der  Staatshoheit,  linden 
noch  urkundliche  oder  positive  Statt,  auch  in  teutschen  so u verainen 
Bundesstaaten.  Ein  Theil  derselben  ist  gegründet  in  der  Bundesverfas- 
sung: nicht  nur  in  ausdrücklichen  Vorschriften  der  Grundverträge  des 
Bundes  ")i  sondern  auch  in  den  durch  sie  bezeichneten  Bundes/wecken 
Andere  sind  es  in  der  individuellen  V  erfassung  des  Landes  (§.293  f.); 
noch  andere  in  Verträgen  mit  andern  Staaten. 
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1  Die  erklärten  Bundeszwedke  untersagen  fede  Verletzung  des  durch  die  Bundes 
\,ic  beabsichtigten  und  bedingten  allseifigen  Rechtszustandes  (§.  217  u.  f.  u.  169), 
namentlich  die  \  erletzung  der  landsta'ndischen  Verfassung  (§.  284,  i)  und  den 
Mifenrauch  der  Souverainetal  (ebendas.  u.  §•  55o  ff.).    Vergl.  unten  in  den  Zü- 
rn, .im  Schluß  dieses  Buchs,  jenen  bu  §.  106,  IV. 


X\.     C  A  P  I  T  E  L. 

Acusscrc  StaatsHoheitrechte,  Gesandtschaft-,  Kriegs-  und  Vcr- 
trag-,  insbesondere  Friedens-  und  Bündnifsrecht. 


S*  (460). 
Aeussere  StaatsHoheitrechte. 

Da  jedem  teutschen  Bundesstaat,  in  seinem  Verhältnifs  nach  Aussen, 
anter  den  durch  den  Bund  gesetzten  Beschränkungen,  die  Rechte  unab- 
hängiger Staaten  zukommen  (§.  224  u.  288),  so  gebühren  ihm  auch,  in 
.v>  weit,  die  äusseren  StaatsHoheitrechte  (§.  100). 


§•  356.  (46i.) 

Gesandtschaftrecht. 

Namentlich  gebührt  das  Recht,  Gesandte  für  Staatsangelegenheiten 
zu  schicken  und  anzunehmen  (jus  legationum),  in  seinem  ganzen  Um- 
fang allen  teutschen  souverainen  Bundesstaaten ;  nicht  nur  unter  sich, 
und  in  der  Bundesversammlung,  sondern  auch  in  dem  Verhältnifs  zu  aus- 
wärtigen Staaten  £). 

a)  Pittfh's  Lit.,  III.  218.  Klüber's  Lit. ,  §.  ioo5  ff.  v.  Ompteda's  Literatur  des 
Völkerrechts,  S.  534  ff  v.  Martens  Einl.  in  das  europ.  Völkern,  §.  182  ff. 
Klübeb  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  166  et  suiv.  F.  X.  v.  Moshamjvi's 
europ.  Gesandtschaftsrecht.  Landsh.  i8o5.  8. 

h)  Vergl.  Rhein.  Bund,  IX.  447.  XDI.  i35. 


§.    557.  (462.) 
KriegsrechL 

Eben  so  sind  die  teutschen  Bundesstaaten,  unter  den  oben  (§.  220 — 222 
a.  224D  angezeigten  Einschränkungen,  einzeln  befugt,  die  Rechte  ihrer  Staa- 
ten durch  Repressalien  «),  und  selbst  durch   Krieg  (Vertheidigungs- 
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krieg)  zu  verfolgen  (jus  belli,  potestas  bellica),  als  Haupttheile  und  als 
Alliirte  t>).  Auch  sind  sie ,  unter  denselben  Einschränkungen ,  berechtigt, 
Durchmärsche  zu  gestatten,  oder  zu  verweigern  c),  und  in  Kriegen 
anderer  Mächte,  Neutralität  (§.  222)  zu  beobachten  Das  Recht,  Re- 
torsion zu  verfügen  e),  ist  in  der  völkerrechtlichen  Gleichheit  und  Selbst- 
ständigkeit unäbhängiger  Staaten  gegründet. 

d)  De  Martens  precis  du  droit  des  gens  (edit.  1821),  §.  253  sqq.  Rlüber  ,  droit 
des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  234-  v.  Roth's  Staatsr.  teutscher  Beichslande, 
II.  168.  Pufendorf  introduct.  in  process.  civ.,  p.  842.  Schriften  in  Pütter's 
Lit.,  III.  65o.    Rlüber\s  Lit.,  §.  140g. 

Ä)  Davon ,  was  in  solchen  Fällen  das  Verhaltnifs  eines  Bundesstaates  zu  dem 
Bund  mit  sich  bringt,  s.  man  die  Wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  35 
u.  ff. 

c)  Beispiele  von  Etappen-  oder  MilitärStrassen,  die  in  der  neuesten  Zeit  für  Durch- 
marsch durch  Verträge  bewilligt  worden  sind,  findet  man  in  v.  Martens 
recueil,  Supplem.  VIII.  32i  et  suiv.  606.  614.  617.  IX.  210  —  270;  auch  T. 
X  et  XI. 

d)  v.  Ompteda  a.  a.  O.  S.  614  ff.  Martens  a.  a.  O.  §.  5i.  258  ff.  287.  3oo.  — 
Der  Vorschlag  auf  dem  wiener  Congrefs,  Neutralität  der  Bundesstaaten  für  den 
Fall,  wenn  Bundesglieder,  welche  Staaten  ausser  dem  Bund  besitzen  (§.  g5, 
191,  238),  mit  andern  Staaten  oder  unter  sich  in  Rrieg  gerathen,  in  der  Bun- 
des Acte  vorzubehalten,  ward  nicht  genehmigt.  Rluber's  Acten  des  wiener  Con- 
gresses ,  Bd.  II,  S.  358,  378,  42^,  43i  ,  485.  —  Nachher  wurden  der  wiener 
SchlufsActe  v.  1820,  Art.  45  —  4?>  Bestimmungen  über  diese  Art  von  Neutrali- 
tät- und  Rriegsverhältnissen  eingerückt.  Neutralität  des  B.  Belgien;  in  dem 
Londoner  Vertr.  v.  19.  April  2839,  Art.  VII. 

e)  De  Martens  1.  c.  §.  254  ,  not«  a*  Vinc  Oldenburg  diss.  de  retorsione  jurium. 
Gött.  178O.  Rlüber  ,  in  der  Vorrede  zu  der  Abhandlung  über  Erbschaft- 
steuer. Erl.  1790.  8.  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  III.  65'.  Klübek's  Lit.,  §. 
1410.  —  Grofsherzoglich  -  hessischer  Vorschlag  zu  Vermeidung  aller  Retor- 
sionen unter  Bundesgliedern,  in  d.  Protoc.  d.  B.  V.  v.  9.  Juni  181-,  §.  214, 
Num.  10. 

§.  558.  (463.) 
V  ertragrecht* 

Das  Vertrag  recht  mit  Auswärtigen,  sonach  das  Recht,  nach  F.r- 
fordernifs  des  Staatszweches,  R  r  i  e  g  s  -  und  F  r  i  e  d  e  n  s  v  e  r  t  r  ä  g  e  «),  R  ü  n  d- 
nisse  oder  Allianzen  aller  Art  (§.  2i5  und  2  25),  SubsidienTrac- 
tate  c),  um  Hülftruppen  in  Bereitschaft  zu  halten  und  zu  schicken,  Grenz- 
verträge (§.  86  ff.),  JurisdictionsVerträge,  P  oliz  ei  vertrage, 
(§.  467),  Finanz-,  Handels-  und  Schiffahrt  vertrage  (§♦  412, 
476,583),  Post  vertrage  (§.441),  u.  d.,  für  gerechte  Zwecke  zu  schliefsen, 
Vermittlung  bei  Streitigheiten  souverainer  Staaten,  und  auch  Garantie 
oder  Gewährleistung  ihrer  Hechte,  Stipulationen  und  Staatsgebiete  ,r)  zu 
übernehmen,  oder  sich  versprechen  zu  lassen  <  ),  ist  teutschen  Bundesstaaten 
unbenommen,  wenn  dabei  die  oben  (§.  220 — 222   und  224)  angeführten 
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Schranken  nicht  Sbersehritten  werden.  En  der  ionischen  BundesActe /) 
garantirteti  alle  Bundesgenossen  gegenseitig,  ihre  sänwntliehen  unter  dem 
Band  begriffenen  Besitzungen« 

■)  Einwilligung  der  Landstände,  ist  bei  Ausübung  des  Vertragrechtes,  namentlich  bei 
ll.iiulrls  und  SubsidienN  ertragen  ,  auch  des  Kriegs-,  Friedens-  und  Bündniss- 
rechteSj  nur  kraft  eines  besondern  Rechtstitels  nothwendig.  Struben's  Neben- 
stunden,  Tb.  Q,  Abh.  10,  §.  i3.  17.  18.  Ejusd,  Ohls,  juris  et  bist.,  obs.  4.  §.  16. 
1I\i.ikii\ 's  Staatsarchiv  ,  Heft  V,  S.  44  f.  Eisenhaht's  hieine  Schriften,  II.  5t. 
\iu!i  in  constitutionellen Staaten,  gehört  die  Vertretung  desStaates  nach  Aussen 
in  der  Regel  tu  den  ausschliefsenden  Prärogativen  der  Krone,  unter  verfas- 
sungsmäsiger  Mitwirkung  des  verantwortlichen  Ministers  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten« Doch  wird  bei  Ausübung  der  äussern  Hoheitrechte  landständische 
Mitwirkung  oder  Einwilligung  dann  erfordert ,  wenn  und  so  weit  dieselbe  Be- 
stimmungen über  Hechte  oder  Pflichten  betrifft,  wobei  in  Absicht  auf  ihre 
Gründung  oder  Folgen  ,  jene  Mitwirkung  oder  Einwilligung  durch  die  Verfas- 
sung begründe!  ist,  /..  B.  bei  Einräumung  oder  Beschränkung  eines  Thronfolge- 
rechtes,  bei  Veräußerung  oder  wesentlicher  Veränderung  des  Staatsgebietes 
und  Staatseigenthums,  bei  Uebernahme  von  Lasten,  namentlich  Leistungen, 
Staatsservituten  und  Verwendung  inländischer  Truppen  für  auswärtiges  Staats- 
iuteresse,  bei  Verträgen,  insbesondere  Handelsverträgen,  welche  neue  gesetzliche 
Bestimmungen.  Aufhebung  oder  Aenderung  von  Landesgesetzen,  oder  von  ver- 
fassungsmäsigen  Rechten  der  Staatsgenossen,  zur  Folge  haben  würden.  Die  zur 
Prüfung  und  Beurtheilung  des  Gegenstandes  nöthige  Kenntniss  von  den  Ver- 
handlungen mit  auswärtigen  Regierungen  ,  ist  den  Ständen  zu  geben,  so  bald 
und  so  weit  das  Interesse  der  Unterhandlung  es  zulässt.  Vergl.  oben  §.  2i5, 
I\  .  sodann,  den  würtemb.  Verfass.Vertr.  v.  1819,  §.  85  —  87.  Hildburgh.  Grund- 
gesetz  der  landschaftl.  Verfass.  v,  1818,  §.  46-  Desgl.  die  Verhandlungen  der 
Aurhess.  Ständeversammlung  am  22.  Dec.  i83i ,  dann  im  Jänner  und  Februar 
i83a,  über  die  Frage:  ob  und  wie  weit  die  zur  Publicität  nicht  bestimmten 
Protocolle  der  Bundesversammlung  den  Ständen  mitzutheilen  seyen,  besonders 
die  Aeusscrung  des  Ministeriums  der  auswärt.  Angelegenheiten,  in  der  Beilage 
zu  der  casseler  Zeitung  vom  17.  Febr.  i83'2,  Num  47,  u.  in  andern  politischen 
Tagblättern,  2.  B.  in  der  frankf.  OPAZeitung  Num.  5i  u.  ff.,  und  die  stän- 
dische Erwiederung  darauf,  in  der  casseler  Zeit.  v.  i832,  Num.  94  *  u*  m  der 
OPA  Zeit.  v.  7.  April  i832.  Dieselbe  Frage  kam  in  Verhandlung  in  der  badi- 
schen Ständeversammlung  von  i83i ,  auch  in  der  k.  sächs.  Ständeversamml.  v. 
18^9;  in  der  frankf.  OPAZeit.  von  1839,  Num.  3i8,  3 1 9  Baierns  Heerzug  nach 
Griechenland  im  Juli  i833,  contradictorisch  erörtert.    Hanau,  i833-  8. 

b)  Anerkannt  in  der  BundesActe,  Art.  n;  doch,  dafs  ihre  Bündnisse  nicht  gegen 
die  Sicherheit  des  Bundes  oder  einzelner  Bundesstaaten  gerichtet  werden  dür- 
fen. —  Beitritt  der  Staatsregierungen  aller  teutschen  Bundesstaaten,  einer  jeden 
insbesondere,  zu  der  von  den  Beherrschern  Rufslands,  Oestreichs  und  Preus- 
sens ,  am  26.  Sept.  i8i5  zu  Paris  geschlossenen  so  genannten  heiligen  Allianz, 
in  den  Jahren  1816  u.  1817.  Klüber,  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe ,  §. 
2,  d  et  e;  3,  d:  146  u.  329.  Verzeichnet  nach  ihren  ZeitDaten  sind  jene  Bei- 
tritterklärungen in  der  kaiserl.  russischen  amtlichen  Sammlung  der  von  Rufs- 
land mit  abendländischen  Staatsregierungen  geschlossenen  Verträge  seit  dem  3o. 
Mai  1814  bis  2.  Dec.  1822  (französisch  u.  russisch,  St.Petersb.  in  2  Bänden  1823 
u.  1825,  in  Fol.J,  Bd.  II,  S.  9  u.  f. 

ci  Von  dem  ehemaligen  Subsidienwesen,  vergl.  Posselt's  europ.  Annalen,  1800, 
IX.  ?.3i.  Ki.übf.r  über  das  europ.  StaatsMilitärSystem;  in  den  Europ.  Annalen 
i8o5,  V   i5o;   insbes.  von  der  SubsidienManie  der  Teutschen,  ebendas.  S.  170  ff. 
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Eisenhartes  kl.  Schriften,  II.  1—88.  Reuss  Staatsk.,  XI.  460.  Die  fremde  Wer- 
betrommel;  in  den  Beherzigungen  vor  dem  wiener  Congrefs  (1814.  8.),  S. 
42-47. 

d)  v.  Ompteda.  a.  a.  O.  S.  662  ff.  585  ff.  594.  v.  Martens  a.  a.  O. ,  §.  5i  ,  Note 
a,  56  f.  u.  332.  Adr.  Martin  über  polit.  Garantien,  in  Pölitz  Jahrb.  d.  Gesch. 
und  Staatskunst,  1828,  Heft  II 

e )  Beispiele  von  dem  wiener  Congrefs,  s.  in  Klüber's  Uebersicht  der  dipl.  Ver- 
handlungen des  wiener  Congr.,  S.  55o  f.    Man  s.  auch  oben  §.  70. 

/)  Art.  11,  vergl.  mit  Art.  2.  —  Der  Bund  garantirt  die  Verfassungsurkunden 
verschiedener  Bundesstaaten.    Vergl.  oben,  §.  283. 


XXI.     C  A  P  I  T  E  L. 

Staatsservituten. 

§.  539.  (464.) 
Begriff.    Activer  und  passiver  Gesichtpunct  der  Staatsservituten. 

I)  Oeffentliche  oder  Staatsservitut«),  ist  ein  auf  besondern 
Rechtstitel  gegründetes  Recht  eines  Staates  oder  Staatenbundes,  wodurch  zu 
dessen  Vortheil,  die  Freiheit  eines  andern  Staates  oder  Staatenbundes,  in 
dem  zu  ihm  gehörenden  Gebiet,  unabhängig  von  seiner  Staats-  oder  ßundes- 
hoheit,  eingeschränkt  wird  6).  II)  In  Hinsicht  auf  die  einander  gegenüber- 
stehenden Subjecte,  ist  eine  öffentliche  Servitut  aus  zweifachem  Gesicht- 
punct zu  betrachten.  Sie  heifst  activ,  in  so  fern,  als  ein  Staat  oder 
Staatenbund  in  dem  zu  dem  andern  Staat  oder  Staatenbund  gehörenden 
Gebiet  dieselbe  auszuüben  berechtigt  ist:  passiv,  in  so  fern,  als  ein  an- 
derer Staat  oder  Staatenbund,  in  einem  zu  ihm  gehörenden  Gebiet,  die 
Ausübung  derselben  zu  leiden  verpflichtet  ist  c). 

a)  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  III.  819.  Klüber's  Lit,  689.  —  C.  J.  C.  Engelbrecht 
tr.  de  servitutibus  juris  publici.  Heimst.  1715.  rec.  c*  praef.  C.  G.  Buderi. 
Lips.  1739  4.  De  Stecr  eclaircissemens  de  divers  sujct  interessans  (1780.  8.), 
n.  6.  (.T.  F.  v.  Tröltsch)  Von  Freiheiten  und  Immunitäten  in  fremdem  Ge- 
biet; in  Siebenrees  Beiträgen,  Th.  I  —  VI.  N.  T.  Gönner' s  Entwickel.  des 
Begriffs  und  der  rechtl.  Verhältnisse  teutscher  Staatsrechtsdienstbarheiten. 
Erlang.  1800.  8.  Reuss  Staatsk.,  XVII.  32  ff.  Moser\s  nathbarl.  St.  R.,  239  ff. 
Günther's  Völkerr.,  II.  23i.  v.  Martens  Völkern,  §.  111.  Majkr's  weltl.  St. 
R.,  III.  27  ff.    Pütter's  bist.  Entwickel.,  III.  277  ff. 

b)  Eine  öffentliche  Servitut  ist,  ihrer  Natur  nach,  immer  eine  völkerrechtliche ,  eine 
servitus  juris  gentium,  weil  hier  immer  Staat  gegen  Staat  steht.  Eine  staats- 
rechtliche, im  engern  Sinn  dieses  Wortes  (%.  5),  ist  eine  öffentliche  Servitut 
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selbst  dann  nicht,  wenn  sie  Bvvischen  Staaten  bestellt,  <lie  einer  gemeinschaftli- 
chen StaatsObergewall  unterworfen  sind,  wie  ehehin  <lie  teutsclien  Reichsländer 
der  Roichshoheil  ( \\  ^<>);  obgleich  hier  das  gemeinschaftliche  Staatsrecht  (wie 
ehedem  das  Ren  hsStaatsrechl  )  Bestimmungen  auch  für  Staatsservituten  dieser 
Stt  sich,   enthalten   kann.     Also,  aus  dem  völkerrechtlichen  Gcsicht- 

punet  .   sind   die  gewöhnlichen  Ausdrücke  Staatsservitut  und  Servitus  juris  jmblici 
ii  betrachten.     Immer  sind   die    öffentlichen   Servituten  Gegensalz  der  Privat- 
Serrituten  (servitutuni  juris  pvivati)« 

.  1  t  npassend  sind  hier  die  privatrechtlichen  Einthcilungen ,  der  Servituten  in  ding- 
licue  und  persönliche,  in  urbanas  et  rusticas.   Richtig,  wenn  gleich  ohne  prac- 
les  Moment,  sind  die  in  affirmative  und  negative,  in  einseitige  und  wechsel- 
et titige,  in  continuas  et  discontinuas. 


§♦  (465>) 
Zwei  Arten  von  Staatsservituten. 

Denkbar  sind,  in  dem  Teulschen  Bund,  zwei  Arten  von  öffentlichen 
Servituten:  1)  B  an  desServituten,  d.  1k  die  entweder  dem  Teutsclien  Bund 
gegen  auswärtige  Staaten,  oder  diesen  gegen  jenen,  oder  auch  dem  Bund 
gegen  einzelne  Bundesstaaten  '0  zukommen;  2)  Ter ritorial Servituten,  d.  h. 
die  entweder  teutsclien  souyerainen  Bundesstaaten  gegen  auswärtige  Staaten  £), 
oder  diesen  gegen  jene  c),  oder  einem  teutschen  Bundesstaat  gegen  den 
andern  <0,  zustehen. 

1  Von  Bundesfestungen,  oben      208,  u.  f.  —  Aeltere  Beispiele  in  Rlüber's  Staatsr. 
des  Rheinbundes,  §.  i37,  Note  a,  b,  u.  c. 

Ii)  Beispiele,  unten  Cap.  XXII.  Oestreichisches  Besatzungsrecht  in  Ferrara  und 
Colimune l< in  ,  laut  des  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  io3.  Desgleichen 
in  Pt'acenza,  in  dem  Art.  5  des  pariser  Vertrags  v.  19.  Juni  1817,  geschlossen 
von  Spanien  mit  Oestreich,  Russland,  England,  Preussen  u.  Frankreich,  u.  in 
dem  Reces-general  der  frankfurter  TerritorialCommission,  v.  20.  Jul.  1819,  Art. 
40  ;  in  v.  Martens  recueil,  Supplem.,  VIII.  6s3. 

c)  Ebendas.    Aeltere  Beispiele,  in  Rlüber's  angef.  Staatsr.,  §.  137,  Note  d. 

d)  Beispiele  ,  unten  Cap.  XXII.  Flössungsrecht  auf  dem  Sinnfluss,  in  Winropp's 
rhein.  Bund,  XXIV.  392.  Würtemberg-badischer  Staatsvertrag  v.  3o.  Dec.  1808, 
Art.  1,  lit.  c,  Art.  4;  in  dem  bad.  Reg.  Blatt,  1809,  Num.  4-  Von  der  Wihl- 
hämmelei  in  fremdem  Gebiet,  in  J.  R.  v.  Roth's  Abhandl.  aus  dem  Staats-  und 
Völkerr.  (Bamb.  1804.  8.),  S.  233  fF.  —  Rönigl.  sächsische  BergregulGerecld- 
same  in  dem  in  Böhmen  gelegenen  Theil  der  Herrschaft  Schwarzenberg. 
Wbissb's  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  35o.  —  Die  Kriegs-  u.  MilitärGewalt  auf 
einem  kleinen,  an  Bremen  zu  einem  Hafenbau  an  der  Weser,  bei  dem  Einflufs 
der  Gerste  von  ihm  abgetretenen  Bezirk,  behielt  sich  Hannover  vor,  in  e.  zwi- 
schen beiden  geschlossenen  Vertrag  v.  11.  Jan.  1827,  Art.  7.  —  In  Absicht  auf 
die  Vorzeit:  s.  die  rhein.  Bundes  Acte,  Art.  24  (für  Baiern  und  Berg),  und  Art. 
3  ,.  die  \  erzichtleistung,  wovon  §.  83;  von  deren  Sinn  in  Absicht  auf  StaatsSer- 
rituten,  s.  Wnraopp's  rhein.  Bund,  IV.  84.  n3.  XXI.  490  ff.  —  Die  würtember- 
gischen  Patronatr  eckte  in  dem  Badischen,  u.  die  badischen  in  dem  Wiirlembergi- 
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sehen,  wurden  durch  einen  zwischen  beiden  Souverainen  geschlossenen  Vertrag 
wechselseitig  dem  inländischen  Souverain  überlassen,  doch  unter  Vorbehalt  des 
Eigenlhums  der  davon  herrührenden  Güter,  Zehnten  und  Gefälle,  so  fern  solche 
nicht  zu  Unterhaltung  der  Kirche  oder  des  Pfarrers  bestimmt  sind.  Auch  ver- 
zichteten beide  Theile  auf  alle  Jagd,  Forst,  Geleite  u.  a.  Staatsdienslbarkeiten ; 
mit  Ausnahme  des  Flossrechtes  ,  in  d.  Austausch-  u.  Purifications Vertrag  v.  16. 
Apr.  180-,  m,  VII.  Badisches  Regier.  Blatt,  1807,  Num.  io.  Militärsirassen  für 
Baiern,  Preussen,  u.  Oestreich,  durch  badische,  hessische,  oldenburgische  u.  a. 
Staaten,  festgesetzt  in  d.  angef.  Reces-general  der  frankfurter  TerritorialCom- 
mission  v.  1819,  Art.  6,  23  u.  32.  Man  s.  auch  den  unten  %.  Ö67,  Note  e, 
angeführten  Vertrag  v.  i8i5,  Art,  6.  —  Aeltere  Beispiele  bei  Moser  a.  a.  O. 
Majer,  III.  29.  Römer's  Völkerr.  d.  Teutschen,  224  ff  Gönner,  11  ff.  92  ff. 
Reuss  ,  IV.  235.  v.  Römer's  kursächs.  St.  R.,  II.  96.  673.  Von  dem  Tonnenrecht 
der  Stadt  Bremen  nach  vormaligein  Staatsverhältnifs  ,  s.  v.  Bülow's  und  Hage- 
mann1s  pract.  Erörter.,  I.  1 — 38.  Von  dem  Ausbürgerrecht,  s.  Wencrer  de  Us- 
burgeris,  in  s.  Collectan.  juris  publ.  (Arg.  1702.),  p.  229  und  Bodmans  in  Sie- 
benrees  Beytr.,  I.  1. 

§•  561.  (466.) 
Grundsätze. 

I)  Die  Unabhängigkeit  des  Berechtigten,  in  Ansehung  seiner  Be- 
fugnifs,  von  dem  belasteten  Staat,  ist  wesentlicher  Charakter  einer  Staats- 
servitut «).  II)  Beide  Theile  müssen  unabhängige  Staaten  seyn  £). 
III)  Alle  Staatsdienstbarkeiten  sind,  auf  beiden  Seiten,  dinglich  e). 
IY)  Nicht  nur  Hoheitrechte,  sondern  auch  Privatrechte,  verbunden 
mit  der  Staatshoheit  darüber,  können  Gegenstand  von  öffentlichen  Ser- 
vituten seyn  ^).  Hingegen  sind  blofse  Privat  rechte,  ständen  sie  auch 
einem  auswärtigen  Regenten,  oder  einer  fremden  landesherrlichen  Kammer 
zu,  zt  B.  Grundeigenthum,  Renten,  Triftgerechtigkeit,  untergeordnet  der 
inländischen  Staatshoheit,  nie  Staatsservitut  V)  Rechte,  auch  hoheit- 
liche, und  Befreiungen,  welche  das  Staatsrecht  eines  einzelnen  Bundes- 
staates, einzelnen  Unterthanen,  oder  einer  gewissen  PersonenClasse,  in  dem 
Staatsgebiet  beilegt,  gehören  nicht  in  die  Reihe  der  Staatsservituten/). 

a)  Reuss  Staatsk.,  XVII.  32  ff.  Nettelbladt's  Erörterungen,  365.  —  Andere  Mei- 
nungen in  Westfhai/s  Staatsr.,  535.  Schjnauuert's  Staatsr.  der  ges.  Reichslande, 
§.  n3.    Gönner  a.  a.  O.  §.  84—90. 

b)  Doch  ist  gleichviel,  ob  der  Vortheil  dem  berechtigten  unabhängigen  Staat  un- 
mittelbar zugeht,  oder  mittelbar  durch  seine  Unterthanen.  Beispiel  in  d.  pariser 
Frieden  v.  1763  ,  Art.  17.  (v.  Stecr\s)  Essais  sur  divers  sujets  de  politique 
(1779.  8.),  p  3  —  12.  —  Verpflichtung  eines  Staates  zu  gänzlicher  Abhängigkeit 
von  einem  andern  Staat,  so  dafs  jener  in  die  Classe  der  s.  g.  halbsou verainen 
Staaten  herabsinkt,  übersteigt  den  Begriff  der  Staatsservitut.  Vergl.  den  rus- 
sischen Allianz  Vertrag  mit  der  Republik  Polen,  v.  1793,  Art.  6—8  u.  11.  Dk 
Martens  recueil,  V.  222. 

c)  Engeliireciit,  p.  232.  sqq.    Gönner,  §.  78. 

d)  J.  R.  v.  Roth's  Abhandlungen  aus  d.  t.  Staats-  u.  Völkcrr.,  Abth.  II,  Num.  IX. 
Anders  Gönner,  §.  9,  10,  36. 
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i  i  Km     Staatakansley,  l\ .  »37,  W  B.  3a  ff.   Gökneh,  §,  27  II 

j)  Beispiele:  der  TransitoHandel,  <lic  Zoll-,  Chausseegeld  ,  Nachsteuer-  u.  Abzugs- 
nldfreiheit    i   Roth's  Staatsr.  deutscher  Reichslande,  11.  219. 


0  S  c  h  l  u  s  s. 

VT)  Eine  Staatsservitut  mufs  immer  auF  einen  besondern  Rechts- 
til el  gegründet  seyn  ")•  Daher  ist  die  Regel  oder  Rechtsvermuthung, 
jedesmal  Für  den  einheimischen  Staat  VII)  Jede  Staatsservitut  ist,  als 
Ausnahme  \<m  der  Regel,  einschränkend  zu  erklären  c\  VIII)  Sie 
erreicht  ihr  Knde,  durch  auFhebende  Verträge,  Untergang  der  Sache, 
Aufhören  des  Zweckes,  Consolidation,  Eintritt  der  bestimmten  Bedingung, 
AblauF  der  Festgesetzten  Zeit  <1).  IX)  Seit  Auflösung  der  teutschen  Reichs- 
verbindung,  sind  der  Staatsservituten  weniger,  indem  die  meisten  altern 
aufgehoben  wurden  Aber    diese  Lehre  hat   dadurch  an  practischer 

ichtigkeit  nicht  verloren.  Merkwürdig,  als  Staatsservitut,  unter  mehr- 
fachem  Gesichtpunct,  war  seit  1804  der  RheinschiffahrtOctroi  /),  und  sind 
es  jetzt  verschiedene  Bestimmungen,  welche  auF  dem  wiener  Congrefs,  in 
Hinsicht  auF  Schiffahrt  und  Handelsverkehr  auF  gewissen  Flüssen,  errich- 
tet wurden  ß.  563  fR> 

a)  I  bgelbrecht,  ]>.  167  ff.  —  Natürliche  Staatsservituten,  z.  B.  bei  Staaten,  deren 
Gebiet  von  dem  Gebiet  eines  fremden  Staates  umschlossen  ist  (§.  81),  statuiren, 
Bsrtius,  Ewgelbhecht,  u.  A.  —  Blosse  Völler  gebrauche  u.  StaatsCeremoniel ,  ge- 
hören nicht  zu  den  Staatsservituten.  De  Neu  mann  ,  meditation.  juris  privati 
prineip. ,  T.  IN  .  Üb.  2.  tit.  3.  Vergl.  Rlüber,  droit  des  gens  moderne  de  l'Eu- 
rope,  $    1 35  ,  a.  —  Aber  der  Besitzstand  äussert  auch  hier  rechtliche  Wirkung. 

J  >  nELBHCHT,  p.  332.  Sqq.     GÖKKEH,  §.  91. 

b)  Rettss  StaatsKanzley,  I.  36o.  XVII.  32  fF.  Gökkeb,  p.  3i  — 34- 

c)  Westphäh  Fr.  v.  1648,  L  P.  O.  art.  V.  44.  Celsus  in  L.  99.  D.  de  V.  O. 
Gönner,     80  ff'. 

d)  Ebgelbbecht,  p.  386.  sqq.  Gönker,  §.  94  ff.  —  Verjährung  ist  in  dem  allgem. 
Völkerr.  nicht  begründet. 

<  1  \  ergL  rhein.  RundesActe,  Art.  34.    Rhein.  Bund,  IV.  i33.    Klüber's  Staatsr. 

des  Rheinbundes,  §.  89  f. 

/)  Rlcbeh  a.  a.  O.,  §.  140  ff. 
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Schiffahrt    und  Handelsverkehr   auf  solchen  Flüssen,  welche 
verschiedene  Staaten  scheiden  oder  durchströmen  5  insbesondere 
auf  den  Flüssen,  Rhein,  Neckar,  Main,  Mosel,  Maas, 
Scheide,  Elbe  und  Weser. 


§.  563.  (468.) 

Allgemeine  Bestimmungen  des  wiener  Congresses,  und  Verpflichtung 
aller  Bundesstaaten  zu  deren  Erfüllung,  überhaupt*  Competenz  der 

B.  V.  desshalb. 

In  Gemäfsheit  des  pariser  Friedens  von  1814  (Art.  5),  wurden  auf 
dem  wiener  Congrefs,  von  den  acht  Mächten,  welche  die  CongrefsActe  un- 
terzeichneten, für  Schiffahrt  und  Handels  verkehr  auf  solchen  Flüs- 
sen, welche  verschiedene  Staaten  scheiden  oder  durchströmen, 
die  hier  folgenden  allgemeinen  Bestimmungen  festgesetzt«),  die 
als  Grundlagen  dienen  sollten  für  nähere  Bestimmungen  über  densel- 
ben Gegenstand,  welche  die  Begierungen  jener  Staaten  durch  versammelte 
Commissarien ,  gemeinschaftlich  festzusetzen  hätten  £).  Diese  Uebereinkunft 
ward,  für  sämmtliche  teutsche  Bundesstaaten,  zuerst  in  der  Bun- 
desActe  (Art.  10j  angenommen.  Dann  ward  dieselbe,  in  Folge  eines  in 
den  wiener  MinisterialConferenzen  abgefafsten,  einem  SeparatProtocoll  vom 
24«  Mai  1820  einverleibten  Artikels,  durch  einen  PlenarBeschlufs  der  Bun- 
desversammlung vom  3.  August  1820  bestätigt,  und  ihre  ungesäumte  Aus- 
führung zugleich  festgesetzt  c).  Bewirkung  der  Erfüllung  der  durch  jene 
Bestimmungen  begründeten  Verbindlichkeiten,  ward  sonach  der  Bundes- 
versammlung zur  Pflicht  gemacht 

a)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  108 — 117,  und  dessen  Beilage  Num.  16, 
in  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  III,  S.  204  ff.  ibj  ff.  il\b  ff.  In  dem 
118.  Art-  des  Acte  final  wurden  die  Bestimmungen  über  die  Flufsschiffahrt  für 
einen  Theil  der  CongrefsActe  erklärt,  mithin  unter  die  Garantie  der  acht  Mächte 
gestellt,  welche  diese  Acte  unterzeichnet  haben.  —  Zu  Vorbereitung  und  Ab- 
fassung dieser  Bestimmungen,  war  auf  dem  Congrefs  eine  eigene  Commissian 
niedergesetzt,  deren  Verhandlungen  man  findet,  in  Klcbers  angef.  Acten,  Bd. 
III,  S.  1  —  416.  Vergl.  Ebcndess.  Uebersicht  der  diplomat.  Verhandlungen  des 
wiener  Congr.,  S.  49.  ConversationsLexicon,  Neue  Folge,  Bd.  II  (i8'25),  Art. 
Stromfreiheit. 

6)  Acte  final  etc.,  art.  108. 

c)  «Sämmtliche  dabei  bctheiligte  Bundcsglieder  machen  sich  verbindlich,  die  in  der 
wiener  CongrefsActe,  Art.   109  bis  116  (sollte  heissen  117)  inclusive  gegebenen. 
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und  vermöge  des  Art  19  der  Bundes  Acte  den  Berathungen  derB.V.  zum  Grunde 
Vorschriften  unverbrüchlich  bu  befolgen,  —  —  und  in  der  kürzest 
möglichen  Frist  bu  beendigen,  wo  aber  noch  keine  Unterhandlungen  eingelei- 
tet sind,  Bolche  unvereüglich  eintreten  bu  lassen».  Worte  des  Beschlusses  in 
ili-in  Protocoll  der  PlenarVersamml.  der  U.V.  v.  3.  Aug.  1820,  §.  4;  in  Klü- 
bbe's  Quellensammlung  bu  dein  bffentl,  Recht  des  T.  Bundes,  Nuin.  XXII,  S. 
5c4«  Zu  fernerer  Bearbeitung  durch  die  Bundesvensammlunng ,  ward  dieser 
Gegenstand  vorbehalten,  in  der  Wiener  SchlufsActe  v.  1S20,  Art.  65. 

rf)  1  inem  ProtocoU  di  r  wiener  MinisterialCoijferenzen  von  1820  (Sitz.  23,  am  19. 
Lpril),  ward  der  einstimmig  gefasste  Ilc.sclrfuss  einverleibt:  «  dafs  in  dem  53. 
Art.  dir  Schlussacte  unter  der  «<<■  Gewährleistung  zugesicherter  Rechte»»,  auch 
dir  durch  dir  Congrefs-  und  Bundcsacte  festgesetzten  Rechte  der  Flufsschiffahrt 
begriffen  seyen».    Vergl.  §.  227,  237  b,  und  571,  II. 

SG4.  (469.) 

Insbesondere:  1)  Freiheit  der  Schiffahrt  und  des  Handels.  2)  System 
der  Abgaben  und  Polizei. 

I)  Die  Schiffahrt  auf  den  genannten  Flüssen,  in  ihrem  ganzen 
schiffbaren  Lauf,  bis  an  ihre  Mündung,  soll  durchaus  frei,  und,  in 
Hinsicht  auf  den  Handel,  Niemand  untersagt  seyn;  doch  unter  Beobach- 
tung der  Vorschriften  über  die  SchiffalirtPolizei ,  welche,  übereinstimmend 
fxir  Alle,  und  für  den  Handel  aller  Nationen  so  günstig  wie  möglich,  sol- 
len errichtet  werden  II)  Das  System,  welches  für  Erhebung  der 
Abgaben  und  für  Handhabung  der  Polizei  einzuführen  ist,  soll,  so 
viel  möglich,  für  den  ganzen  Lauf  des  Flusses  dasselbe  seyn.  Es  soll, 
so  fern  nicht  besondere  Umstände  widerstreiten,  auch  auf  diejenigen  seiner 
Ar  nie  und  Zusammenflüsse  sich  erstrecken,  welche,  in  ihrem  schiff- 
baren Lauf,  verschiedene  Staaten  trennen  oder  durchströmen  £), 

<t)  Arte  final  etc.,  art.  109,  übereinstimmend  mit  dem  Art.  5  des  pariser  Friedens. 
So  auch  der  erste  CongrefsArtikel  über  die  RheinschifFahrt;  in  Rlüber's  angef. 
Acten  etc.,  Bd.  HI,  S.  a57  f. 

b)  Ebendas.  art.  110.  Eben  so  der  zweite  CongrefsArtikel  über  die  RheinschifFahrt, 
a.  a.  0.,  S.  2j8.  —  Mifshelligkeiten  zwischen  Oldenburg  und  Bremen,  über  die 
\  on  jenem  verfügte  Auslegung  eines  Wachtschiffes  an  der  Mündung  der  Weser. 
Protocolle  der  B.V.  v.  20  Jul.  (§.  77)  u.  3.  Aug.  (§.  io5)  1820. 

§.  565*  (470.) 

5)  Schiff ahrtAbqaben.    4)  Erhebungsbehörden. 

III)  Die  Abgaben  für  die  Schiffahrt,  sollen  gleichförmig,  unwan- 
lelb ai  ,   und  möglichst  unabhängig  von  der  verschiedenen.  Beschaffenheit 
Waaren  festgesetzt  werden,  damit  eine  ins  Einzelne  gehende  Unter- 
er Ladung,  nur  wegen  gesetzwidriger  Handlungen  uöthig  werde. 
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Der  Beirag  dieser  Abgaben,  welcher  denjenigen  vom  Juni  18 15  in  keinem 
Fall  übersteigen  darf,  ist  nach  örtlichen  Verhältnissen  zu  bestimmen.  Be- 
lebung des  Handels  durch  Erleichterung  der  Schiffahrt,  mufs  hiebei  zur 
Richtschnur  dienen,  und  der  RheinschiffahrtOctroi  kann  annäherungsweise 
zum  Maasstab  genommen  werden.  Der  einmal  festgesetzte  Tarif,  kann  nur 
gemeinschaftlich  von  den  Uferstaaten  erhöhet,  und  die  Schiffahrt  darf  mit 
irgend  andern,  als  den  in  der  Schiffahrtordnung  (Reglement)  festgesetzten, 
Abgaben  nicht  beschwert  werden«).  IV)  Die  Erhebungsbehörden, 
so  wenige  als  möglich,  bestimmt  die  Schiffahrtordnung.  Nur  gemeinschaft- 
lich, kann  darin  Aenderung  getroffen  werden  5  es  wollte  denn  ein  Ufer- 
staat, die  Anzahl  der  ihm  ausschliessend  zugehörigen  vermindern  £). 

«)  Acte  final  etc.,  art.  111. 
b)  Ebcndas.  art.  112. 

§.  566.  (471.) 

*>)  Leinpfade  und  Arbeiten  im  Flussbett  6)  Stapelrecht  und  gezwun- 
gener Umschlag.    7)  Zölle.    8)  Schiff  ahrt  Ordnung. 

V)  Für  Unterhaltung  der  in  ihrem  Lande  befindlichen  Leinpfade 
oder  Treppelwege  (Schiffzieh-  oder  Schiffreitwege,  chemins  de  halage), 
und  für  die  daselbst  in  dem  Flufsbett  für  die  Schiffahrt  nöthigen  Ar- 
beiten, hat  jede  Uferherrschaft  Sorge  zu  tragen,  damit  die  Schiffahrt 
nicht  gehindert  werde.  Für  den  Fall,  wenn  die  einander  gegenüber  ste- 
henden Ufer  verschiedenen  Landesherrschaften  gehören,  bestimmt- die 
zu  errichtende  Schiff ahrtordnung  die  Art,  in  welcher  die  Uferstaaten  zu 
jenen  Arbeiten  mitzuwirken  haben«).  VI}  Stapelrecht  (droit  d'etape, 
§.  4i3)  und  gezwungener  Umschlag  (Umladung)  oder  Stationenrecht 
(droit  de  reläche  forcee  et  d'echelle  ou  de  rompre  charge)  dürfen  nirgend 
eingeführt  werden.  Wo  sie  schon  bestehen,  sollen  sie  nur  so  weit  fort- 
dauern ,  als  die  Uferstaaten ,  ohne  Rücksicht  auf  besonderes  Interesse  des 
Orts  oder  des  Landes,  solche  für  die  Schiffahrt  oder  den  Handel  im  All- 
gemeinen für  nothwendig  oder  nützlich  erachten  werden  t>~).  VII)  Die 
Zölle  der  Uferstaaten  sollen  nichts  gemein  haben  mit  den  Schiffahrtabga- 
ben. Durch  Verordnungen  ist  dafür  zu  sorgen,  dafs  die  Schiffahrt  durch 
Arntverrichtungen  der  Zollbeamten  nicht  gehindert  werde;  doch  mag  durch 
strenge  Polizei  an  dem  Ufer,  dem  Zollunterschleif  begegnet  werden, 
welchen  die  Einwohner  mit  Hülfe  der  Schiffleute  begehen  könnten  c)- 
VIII)  Ueber  dieses  Alles,  und  was  sonst  noch  nöthig  seyn  möchte,  ist  eine 
gemeinschaftliche  Sch  i  I  fa  hrtor  d  nung  zu  errichten,  die  anders 
nicht  als  mit  Einwilligang  sammtlicher  Uferstaaten  abgeändert  werden  darf, 
und  für  deren  Vollziehung  auf  schickliche,  den  Umständen  und  Oertlich- 
keiten  angemessene  Weise  Sorge  zu  tragen  ist 
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.)  Arte  tinal  etc..  urt.  i  1 3.    \ ergl.  unten  §.  5y5,  IV  u.  V. 

*  i  1  bendas.  art.  n,.  •  Das  Umschlag-  oder  Ueberschlagrccht  zu  Miltenberg  ani 
V  .  fffird  aufgehoben  und  die  Schiffahrt  auf  dem  Main  jedem  da/.u  qualiüeirten 
Schiffer  frei  Begeben,  mit  Aufhebung  aller  bis  dahin  bestandenen  besondern 
C.cbühren  und  Beschränkungen,  durch  eine  lt.  baierischc  Verordnung  v.  i3. 
Mint  l6l8,  J.  \   u.  M\  ;  in  dem  baier.  Gesetzblatt  v.  1818,  S.  3o. 

d)  1  bendas.  art.  i5.  Der  elsflether  Weserzoll  hörte  mit  dem  7.  Mai  1820  auf, 
nach  einem  /.wischen  Oldenburg  und  der  Freien  Hansestadt  Bremen  am  20.  Aug. 
1819  geschlossenen ,  von  dem  'deutschen  Bund  garantirten  Vergleich,  in  v.  Mai\- 
N9M  1  ecueil,   Supplem.  T.  p.  645.     \  ergl.  HeichsdeputationsHauptschlufs 

v.  i8o3,  §.  8  u.  •-.  PrptOC.  der  B.Y.  v.  26.  Aug.  1819,  §.  193.  Aachener  Con? 
ferensProtocoll  v.  Nov.  1818,  bei  Martkns  1.  c.  p.  552.  —  Bei  den  Zöllen 
auf  dem  Neckar  und  Main ,  ist  eine  Erhöhung  über  den  Tarif  von  1802  unter- 
SBCt     Man  B.  unten  §.  682. 

d)  Lbendas.  art.  1 16. 

§.    567.  (472.) 

Anwendung  dieser  allgemeinen  Bestimmungen  auf  einzelne  Husse 

und  Gewässer. 

I)  Diese  allgemeinen  Bestimmungen  wurden  auf  dem  wiener  Con- 
grefs sofort  angewandt,  theils  auf  den  Rhein  (§.  568  u.  ff.)»  theils 
auf  die  Flüsse  Neckar,  Main,  Mosel,  Maas  und  Scheide  «).  II)  Des- 
gleichen auf  die  Fluss-  und  Schiffahrtverhältnisse  zwischen  Preufsen  und 
Sachsen,  namentlich  auf  die  Elbe  (§.  583),  und  so  viel  das  Flöfsen,  so- 
wohl des  verbundenen  als  auch  des  losen  Holzes,  betrifft,  auf  die  Gewäs- 
ser, welche  die  Namen  Elster werdaer  Flofsgraben,  Schwarze  und 
Weifse  Elster  führen,  so  wie  auf  den  Flofsgraben,  der  aus  der 
letzten  abgeleitet  ist  *).  III)  Auch  wurden  späterhin  dieselben  Grundsätze 
für  künftig  anwendbar  erklärt,  auf  diejenigen  Flüsse,  welche  östreichische 
und  angrenzende  baier ische  Staaten  durchströmen  oder  scheiden  c).  IV)  Ver- 
handlungen, in  demselben  Sinn,  hatten  Statt  für  die  Elbe  seit  1819,  für 
die  Weser  seit  1820,  und  eigene  Conventionen  zur  FoJge,  für  jene  1821, 
für  diese  1823  <0-  V)  Endlich  wurden  auf  dem  wiener  Congrefs  Bestim- 
mungen errichtet,  für  Beförderung  der  Schiffahrt  und  des  Handels  preus- 
sischer  und  hannöverischer  Unterthanen  mittelst  der  Ems,  und  der  ersten 
in  der  Stadt  und  dem  Hafen  von  Emden,  so  wie  für  die  Schiffahrt  der 
hannöverischen  Unterthanen  auf  dem  Canal  der  Stecknitz  ).  VI)  Inder 
teutschen  BundesActe  /)  behielten  sich  die  Bundesglieder  vor,  bei  der 
ersten  Zusammenkunft  der  Bundesversammlung  in  Frankfurt,  wegen  des 
Handels  und  der  Schiffahrt,  nach  Anleitung  der  auf  dem  wiener 
Congrefs  angenommenen  Grundsätze,  in  Berathung  zu  treten;  bis  jetzt  ohne 
sichtbaren  Erfolg.  VII)  Nicht  anwendbar  sind  die  Bestimmungen  des  wie- 
ner Gongresses,  auf  solche  Flüsse,  welche  in  ihrem  schiffbaren  Lauf  ver- 
schiedene Staaten  nicht  scheiden  oder  durchströmen 
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a)  Acte  final  etc  ,  art.  117,  und  dessen  Beilage  Num.  16.  Klüber's  Acten  des  wie- 
ner Congr.,  Bd.  VI,  S.  2o3 ;  Bd.  III,  S.  245  ff.  257  ff.    Man  s.  unten     58i  u.  f. 

b)  Wiener  Friede  des  Königs  von  Sachsen  mit  Preufsen,  Oestreich  u.  Rufsland, 
vom  18.  Mai  1814  ,  Art.  17;  in  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VI,  S.  i33  f. 

c)  Oestreichisch  -  baier.  Tractat,  geschl.  zu  München  am  14.  Apr.  1816,  Art.  9;  in 
Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  4°6- 

d)  Von  beiden  Conventionen,  unten  §.  583  u.  f. 

e)  Acte  final  etc.,  art.  3o.  Preufsisch- hannöver.  Tractat,  geschl.  zu  Wien  am  29. 
Mai  181 5 ,  Art.  5,  in  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VI,  S.  146  ff. 

/)  Art.  19.  Auf  Baierns  Antrag,  ward  statt  « Anordnungen  zu  treffen»  gesetzt:  «in 
Berathung  zu  treten».  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  $69,  388,  471* 
492  u.  5o2.    Klüber's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  25i,  261  u.  267. 

g)  So  die  Oder  und  die  Lahn.  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  226  f.  — 
Von  der  Lahn,  Lippe  und  Ruhr,  s.  Ocrhart,  S.  191  u.  241. 

§.    568.  (473.) 
Insbesondere  auf  den  Rhein. 
Bestimmungen  von  1801,  £803,  und  1804. 

I)  Seit  einer  Reihe  von  Jahrhunderten,  war  der  Rhein  «),  in  Absicht 
auf  Schiffahrt  und  Handelsverkehr  6),  ein  hochwichtiger  Gegenstand,  theils 
von  Streitigkeiten  der  TJferstaaten ,  theils  von  reichs-  und  territorialgesetz- 
lichen und  von  vertragmäsigen  Bestimmungen  c)*  II)  Seit  1648  zugleich 
wieder,  abwechselnd  mehr  oder  weniger,  Grenzflufs  zwischen  Frankreich 
und  teutschen  Staaten  wird,  vermöge  des  lüne viller  Friedens  von  1801, 
Art.  6,  und  des  ReichsdeputationsHauptschlusses  von  i8o3,  §.  39,  so  wie 
nach  dem  pariser  Frieden  von  1814  und  dem  pariser  Hauptvertrag  vom 
20.  Nov.  i8i5  (oben  §.88  —  91),  dessen  Thalweg  als  Souverainetat- 
Grenze,  der  ganze  Strom  hingegen,  so  viel  Schiffahrt  <?),  und 
Handlung  betrifft,  als  zwischen  beiderseitigen  Staaten  gemeinschaft- 
lich betrachtet  /). 

a)  G.  Sartorius  de  libera  Rheni  navigatione  in  congressu  Rastadiensi  obtinenda. 
Goett.  1798.  J.  E.  F.  Danz,  die  Oberherrschaft  über  den  Rhein  und  die  Frei- 
heit der  Rheinschiffahrt.  Frankf.  1792.  8.  .7.  L.  Reuter  über  den  rheinischen 
Handel  u.  Schiffahrt.  Mainz  1792.  8.  Ueber  den  Handel  auf  u.  aus  dem  Rhein, 
in  dem  Mittelalter;  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  6.  u.  7.  Sept.  1826,  Beil.  '.»49  u. 
25o.  G.  A.  Jacobi  über  die  Rheinschiffahrt;  in  Posselt's  europ.  Annalen,  i8o3, 
II.  16"  ff.  Handbuch  der  Angestellten  des  RheinschiffahrtsOctroi.  Cölu  i8o5.  8. 
(F.  W.  Gahmas)  Bemerkungen  über  den  OctroiVertrag  u.  die  mainzer  Schiffer- 
Organisation,  nebst  e.  histor.  Einl.  über  das  Schiffahr Iwesen  des  Oberrheins. 
Heidelb.  1806.  8.  J.  F.  Zeller  die  Neckar-,  Rhein-  u.  Mainschiffahrt,  zwischen 
Heilbronn,  Mainz  und  Frankfurt,  geschichtlich,  rechtlich  und  kaufmännisch  be- 
trachtet. Heilbronn  1809.  8.  J.  J.  Eichhofe's  analytischer  Entwurf  einer  Samml. 
von  Abhandlungen  .  .  .  über  die  Schiffahrt  .  .  .  des  Uheinstroms.  Mainz  1812. 
Eben.de.ss*  topogr.  Statist.  Darstellung  des  Rheines,  mit  vorzüglicher  Rücksicht 
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iuf  dessen  Schiflfehrl  und  Handlung.  CÖIn  181/,.  4.  Ebmdess.  pragmatisch  -  ge- 
•chiehtlicbc  Darstellung  ,1cm-  Verhandlungen  u.  Bcsclilüsse  des  CongrefsComite 
tu,  ,lu-  1  reiheil  der  Flüsse,  so  wie  der  JJerathungen  der  in  Gefolge  jener  Be- 
ichlusse  in  Main/.  niedergesetzten  CentralCommission.  Main/.  1819.  8.  J.  F.  Ocr- 
imir.  der  Rhein,  nach  der  Länge  seines  Laufs  u,  der  Beschaffenheit  seines 
StromBettes,  mit  besieh:  auf  dessen  SchiilfahrtverhKltnifs.  Mainz  1816.  8.  Eben- 
über  den  SchiffahrtOctroi \  in Bertüch's  allgcm.  geogr.  Ephcmeriden.  Eben- 
<:'.-,,.  geschichtl.  Darstell.  (Um-  frühern  ü.  spätem  Gesetzgebung  über  Zölle  und 
HandelsschifTahrl  des  Rheins,  mit  Rücksicht  auf  die  Beschlüsse  des  wiener  Congr. 
für  die  künftige  Verwaltung  dieses  Stroms  und  seiner  Nebenflüsse.  Mainz  1818.  8. 
11.  Hkbjcahü's  Sammlung  der  seit  i8o3  in  Bezug  auf  Rheinhandel  und  Schiffahrt 
erst  bienenen  Gesetze^  \  erordnungen  und  allgemeinen  Instructionen.  Mainz  1820.  8. 
Erste  1  ortsetzung  dieser  Sammlung,  ebend:  1828.  8.  Ebendess.  Topographie  des 
Rheins,  von  s.  Quellen  auf  di  Sl.  Gotthardsberg  bis  zu  s.  Mündungen  in  die 
Nordsee,  Mit  e.  Charte.  Mainz  182J.  8.  Ebrndess.  Ad refshandbuch  für  die  Rhein- 
Schiffahrt  Verwaltung :  erschein)  seit  1,828  jährlich,  zu  Mainz.  Neue  Organisation 
der  Schiffahrt-  und  Handelsverhältnisse  auf  dem  Rheinstrom.  Mit  e.  histor.  di- 
plomat.  Einl.  Hasel  1822.  8.  Ueber  die  Freiheit  der  Rheinschiffahrt.  2  Hefte. 
1  rankt.  1816.  8.  B.  S.  v.  Nau's  Beiträge  zur  Kenntnifs  u.  Beförderung  des  Han- 
dels u.  der  Schiffahrt.  Mainz,  Bd.  I  — V.  1818—1825.  4.  Actenstücke,  die  Rhein- 
schiffahrt  betr.,  in  den  Neuesten  Staatsaeten  u.  Urkunden,  Bd.  \T,  Heft  1  u.  2 
(Stuttg.  1826  8.),  u.  Bd.  VIII,  Heft  1  (  182-).  ConversationsLexicon,  a.  unten 
§.  g,  a.  O.  Schriften  in  Rlüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  1 — 

84  :  Bd.  III,  S-  36i  -  416;  Bd.  IV,  S.  534- 
b)  Vor  dem  J.   1790,  konnte  man  auf  dem  Rhein  einen  jährlichen  VTaarenTr ans- 
part von  ungefähr  zwei  Millionen  Centnern,  blofs  durch  etwa  i3oo  Schiffe  zu 
2000,   1000,  und  1000  Centner  Ladung,  annehmen.     Den  Geldwerih  des  jährli- 
chen Waarenvcrkehrs  auf  dem  Rhein,   nur  allein  zwischen  den  Niederlanden 
und  den  westlich- teutschen  Provinzen,  schätzte   man  auf  mehr    als  hundert 
.Millionen  Gulden.    Der  WaarenTransport  im  ,T.  1821,  in  13,928  zu  Mainz  und 
Cölln    angekommenen  und   abgegangenen  Sehiffen,  war,  in  Centnern  (zu  101 
Pfund  3  Unzen  amsterd.  Gewichtes  oder  5o  Rilogry):  zu  Berg  bis  Cöln  1,672,080, 
u.  bis  Main/,  -53,968,  dann  zu  Thal  bis  Cöln  2,o65,538,  u.  von  Cöln  abwärts 
1 .3  44-535 ;  also  im  Ganzen  5,836,i2i  Centner,  worunter  aber  Manches  doppelt, 
ja  dreifach  begriffen  seyn  soll,  z.  B.   was    von  Mannheim  nach  Holland  trans- 
porlirt  ward,  und  umgekehrt.    Im  J.  1825  kamen  an:    1)  zu  Cöln,  vom  Nieder- 
rhein 1,562,170  Centner;  vom  Mittelrhein  2,187,748  Centner;  2)  zu  Mainz,  vom 
Mittelrhein  748,270  Centner ,  vom  Main  u.  Oberrhein  1,087,526  Centner.    In  dem- 
selben J.  1825  gingen  ab:    1)  von  Cöln  nach  dem  Niederrhein,   1,632,698  Cent- 
ner, nach  dem  Mittelrhein  1,013,787  Centner;  2)  von  Mainz  nach  dem  Mittelrhein 
i,i38,547  Centner,  nach  dem  Main  u.  Oberrhein  694,010  Ctner.     Ein  in  das 
Einzelne  gehendes  Verzeichnifs  hievon    findet  man   in    Hermann's  Adrefshandb. 
der  Rheins«  hiffahrt\  erwaltung  für  1827,  S.  65  —  74.     Vergleichende  Tabelle 
über  den  WaarenTransport  in  den  J.  1823,  1824  und  2,825,  ebendas.  S.  75  — 
83.    Als  die  Rheinsi hiffahrtAete  von  i83i   in  Wirksamkeit  getreten,    und  die 
Dampfschiffahrt  mehr  in  Gang  gekommen  war,   zeigte  sich,  dafs  im  J.  i832  der 
Handelsverkehr  auf  dem  Rhein,  dem  Gewicht  nach,  sich  fast  vervierfacht  hatte, 
im  Vergleich  gegen  das  J.   1822.    (Das  Nähere  in  der  Frankf.  OPAZeit.  v.  18. 
April  i833,  Beilage.)    Resultate  der  Bewegung  des  Handels  und  der  Schif- 
fahrt auf  dem  Rhein,  im  J.   1832;  in  der  OPAZeit.  v.  9.  Juni  i833,  Beilage.  - 
Der  gesammte  reine  Erlrag  des  RheinschiffahrtOctroi,  von  Strasburg  bis  an  die 
holländische  Grenze,  auf  beiden  Rheinseiten,  betrug  in  den  sieben  Jahren  von 
i8o5  bis  1812,  wo  der  Handelsverkehr  durch  die  französische  Regierung  sehr 
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gehemmt  war,  im  Durchschnitt  jährlich  1,840,637  Francs  oder  854, 17°  Gulden. 
Eichhoff's  angef.  Darstell.,  S.  164.  Vergl.  Rlürer's  Staatsarchiv.,  Bd.  I.,  S.  522.— 
Nach  einem  sechsjährigen  Durchschnitt,  von  i8i5  bis  und  mit  1820,  war  der 
gesammte  BruttoErtrag  des  Octroi  jährlich  2,686,538  Francs  81 V3  Cent,  oder 
1,246,721  Gulden  52%  Kr.  rheinisch.  In  den  fünfzehn  Jahren  vom  1.  Jan.  1806 
bis  letzten  Dec.  1820,  war  der  gesammte  BruttoErtrag  33,488,835  Francs  5o  Cent. 
Hievon  die  Verwaltungskosten  mit  i3  pro  Cent  oder  4,353,548  Fr.  61  Cent,  abge- 
zogen, bleiben  als  reiner  Ertrag  29,135,286  Fr.  89  Cent.  Vom  1.  Juni  i8i5  bis 
1.  Juni  1824,  war  der  gesammte  BruttoErtrag  23,292,861  Fr.  62  Cent.,  also  im 
Durchschnitt  jährlich  2,585,873  Francs  12  Cent.  Vom  J.  182%  war  der  ge- 
sammte BruttoErtrag  2,091,883  Fr.  63  Cent.;  im  J.  i82s/6  war  er  2,767,759  Fr. 
Der  BruttoErtrag  vom  1.  Juni  i8i5  bis  17.  Juli  i83i  war  42,967,809  Fr.  5  C. 
oder  20,o5 1,644  Gulden  26  Kr.,  die  Ausgabe  betrug  für  Administrations -  und 
PerceptionsKosten  3,66o,735  Fr.  i5  C. ,  und  für  Kosten  der  CentralCommission 
908,676  Fr  6  C.  Mehr  s.  man  in  der  unten  §.  079,  Note  g,  angef.  Denkschrift 
der  Fr.  Stadt  Frankfurt,  §.  23,  S.  41  £  Von  der  Einnahme  in  den  J.  1816 — 1821, 
v.  Nau's  angef.  Beiträge  ,  Bd.  II,  S.  69;  Bd.  III,  Heft  3  u.  4,  S.  5i  —60.  Die 
Hebungs-  und  Venvaltungslosten  schätzte  Nassau  1822  auf  ungefähr  i3  pro  Cent 
des  rohen  Ertrags;  nach  Eichhoff  a.  a.  O.  waren  es  aber,  bis  i8i3,  nur  10 
pro  Cent.  —  Von  den  Leinpfad-  u.  a.  Kosten,  s.  §.  566  u.  575.  Von  den  auf 
dem  Octroi  haftenden  Jahrrenten  und  Pensionen,  s.  §.  578  u.  ff.  —  Von  den 
Vortheilen,  welche  für  Frankreich  aus  der  Freiheit  der  Rheinschiffahrt  erwach- 
sen, ein  Aufsatz  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  i5.  Mai  1829,  Beilage  i35. 

c)  Gaum's  angef.  Bemerkungen  ,  S.  5  —  48-  Ocrhart1s  angef.  geschichtl.  Dar- 
stellung ,  S.  40  —  317. 

d)  Oben  §.  85  u.  88  ff.  Klüber's  Einl.  zu  e.  neuen  Lehrbegriff  d.  teutschen 
Staatsr.,  §  57  ff.  —  Man  unterscheidet,  den  rhütischcn  oder  bündnerischen 
(diesen  mit  Unterabtheilungen  in  Vorder-,  Mittel-  u.  Hinterrhein),  den  schivei» 
zerisch- teutschen,  den  teutsch-  französischen ,  den  teutschen,  und  den  niederländi- 
schen Rhein;  zusammen  in  der  Länge  eine  Wasserstrecke  von  '6oV-/2  (nach 
Hermann  277)  Wegstunden,  von  welchen  nur  die  ersten  20  für  Schiffahrt  un- 
benutzbar sind.  Ocrhart,  der  Rhein  u.  s.  w. ,  S.  21  u.  23  ff.  —  Ueberdiefs 
unterscheidet  man,  auf  der  in  der  OctroiConvention  von  1804  als  conven« 
tionellen  Rhein  angenommenen  StromStrecke :  Oberrhein,  von  Strasburg  bis 
Mainz,  55  Wegstunden,  nach  Hermann  5444n/5oo>  Mittelrhein ,  von  Mainz  bis 
Cöln,  4l3/*  Wegstunden,  nach  Hermann  38470/500  ,  Nieder rhein,  von  Cöln  bis 
Lobith  oder  Eminerich ,  37%  W.  St.,  nach  Hermann  351/,.  Endlich  den  jetzt 
conventionellen  Rhein  ,  von  dem  Punct  an  wo  er  schiffbar  wird  bis  an  das  Meer 
(§.  571  ).  Die  Länge  des  conventioneilen  Rheins  berechnet  Hermann  (jedoch 
die  Strecken  der  verschiedenen  Arme  in  Holland  im  Mittel  genommen ,  man 
s.  §.  574  a)  auf  646,600  Metres  oder  i6o207<5/5000  Wegstunden.  Man  s.  v.  Nau's 
(§.571  angef.)  Beiträge,  Bd.  II,  S.  32»  Ocrhart,  der  Rhein  u.  s.  w. ,  S.  24. 
Eichhoff's  angef.  Darstellung,  S.  i3.  H.  Hermann's,  oben  (Note  a)  an^ef. 
Topographie  des  Rheins. 

c)  Die  liheinschiffahrt  unterschied  man  seit  1804,  in  kleine,  für  landwirtschaft- 
lichen und  andern  IndustrieVerkehr  der  Rheinländer  unter  sich,  und  mit  den 
Uferbewohnern  der  Nebenströrne ,  und  grosse ,  für  den  Waarenzug,  zwischen 
Holland,  Teutschland,  Frankreich  und  der  Schweitz  (grofse  Handelschiffahrt), 
endlich  die  Fahrt  der  Nachen  u.  Jachten ,  hauptsächlich  für  Reisende.  Vergl. 
die  unten  angef.  Convention  sur  l'octroi ,  art.  19  et  suiv.,  101  et  suiv.  Ocr- 
hart's  Darstell.,  S.  258.  In  dem  Sinn  dieser  Convention,  soll  jener  Unter- 
schied nicht  mehr  bestehen,  vermöge  einer  Erklärung  des  wiener  Congresscs. 
Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  269.    Doch  bleibt,  aus  dem  Gesicht- 
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i'un.t  der  (  m ■sc!,--, ibwqg,  ein  Unterschied  zwischen  gewöhnlicher  Schiffahrt  und 
jener  für  H«m4»UTransporte.    Oennvur's  geschichtl.  Darstellung^  S.  28  ff 

f)  KvLch  in  der  im  folg,  §•  angef.  Convention  siir  l'octroi  von  1804,  art,  2.  — 
\  on  der  Geschiente  dos  RheinOctroi  seit  dem  R.  Dep.  Hauptschlufs  v.  i8o3, 
r,  Cfiu'i  angef,  Beitrage;  Bd.  11,  S.  72  —  88. 

§•  569.  (474».) 
Fortsetzung. 

III!  Durch  den  HeichsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3,  wurden  nicht 
nur  die  mannigfaltigen  und  beträchtlichen  Rheinzölle,  sondern  auch  alle 
andern  anl  die  TransitoSchittahrt  sich  beziehenden  Abgaben,  z»  B.  Li- 
cent,  Transite),  Accise,  Abgabe  von  Halfleuten  und  Halfpferden,  u.  d.,  auf- 
gehoben; doch  mit  Vorbehalt  der  Eingangsgebühren  (droits  de  douane)  in 
den  Lferstaaten  und  eines  zu  errichtenden  Schill  ah  rtOctroi  «).  Die  3s 
lWieinzölle,  i5  auf  der  linken,  17  auf  der  rechten  Rheinseite,  mit  einem 
jahrlichen  Gesammtertrag  von  ungefähr  2  Millionen  Gulden,  hörten  auf, 
mit  dem  i5.  Oct.  (6.  Nov.?)  i8o5.  IV)  Hagegen  ward  von  dem  teutschen 
Reich  und  Frankreich,  mittelst  eines  Vertrags  *)  (OctroiConvention  vom 
i5.  Aug.  1804),  em  gemeinschaftlicher  R  h  ei  n  sch  i  f  f'a  h  rt  Oct  r  o  i, 
eine  teutsch -  französische  GesammtAnstalt  und  Ordnung  für  Schiffahrt 
und  Handlung  auf  dem  Rhein,  und  für  die  von  der  einen  und  der  an- 
dern zu  entrichtenden  Abgaben  c),  genannt  bei  der  ersten  Recognition, 
bei  der  andern  OctroiGebühr,  deren  reiner  Ertrag  (ungefähr  um  die 
Hälfte  geringer  als  der  Gesammtbetrag  der  vormaligen  Rheinzölle)  zwischen 
Teutschland  und  Frankreich  gleich  getheilt  werden  sollte,  vom  1.  Nov. 
i8o5  an  eingeführt,  in  Absicht  auf  Berg-  und  Thalfahrt;  doch  nur  von 
Strasburg  bis  an  die  niederländische  Grenze,  in  einer  Strecke  des 
Flufslaufs  von  i3o  bis  1 34  Wegstunden  oder  ungefähr  335,75o  Toisen  d). 

a  )  R.  Deput.  Hauptschi.  v.  i8o3 ,  §.  39.  Die  unten  angef.  Convention  sur  l'octroi, 
art.  38  — 4l«  —  Auch  auf  der  Rheinschiffahrt  von  der  SchweizerGrenze  bis 
Kehl,  hob  Baden  im  J.  1809,    alle  Transito  Abgaben  auf. — Fortdauernd  für  beide 

.  Theile,  nach  dem  Besitzstand  vom  17.  Sept.  1808,  gelten  noch  die  Rheinzölle  da, 
wo  der  Rhein  das  Grofsherzogthum  Baden  und  den  SchweizerCanton  Aargau 
scheidet.  Staatsvertrag  zwischen  beiden,  v.  17.  Sept.  1808,  Art.  3.  6.  7.  8; 
in  dem  Rad.  Regier.  Blatt,  1809,  Num.  35.  Rhein.  Bund,  XXXVII.  46.  Mar- 
tens recueil,  Supplem.  V.  141.  Auch  über  die  Rheinschiffahrt,  das  Flössen 
(beides  nach  einem  so  genannten  Maienbrief),  die  Rheinüberfahrten ,  die  so  ge- 
nannten fVinhelfahrten ,  die  Geleit-  oder  Lootsenrechte  ,  und  die  Fischerei,  sind 
daselbst,  Art.  4  u.  5,  Bestimmungen  enthalten. 

b)  Convention  sur  l'octroi  de  navigation  du  Rhin,  faite  a  Paris  le  27  Thermidor, 
an  XH  (i5-Aug.  1804);  in  Rlüber's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  HI,  S.  280.  ff. 
Convention  suppletive,  datee  de  Mayence  le  9  vendemiaire  an  XIII  (1.  Oct  1804); 
ebendas.  S.  328.  Beide  Convcntionen  sind  auch,  französisch  u.  teutsch,  zusam- 
men herausgegeben,  zu  Cöln  180D.  4.  u.  in  Hermann'»  angef.  Samml.,  S.  3  ff. 
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u.  56 1  ff.  Blofs  die  erste  steht  auch  in  Emminghaus  corp.  juris  germ.  acad.,  Th. 
II,  S.  388  ff.  —  Diese  Convention  für  Schiffahrt  und  Gebührenerhebung,  ward, 
auf  ein  kurfürstf.  CollegialGutachten  v.  18.  März  i8o5,  im  Allgemeinen  geneh- 
migt, durch  ein  kaiserl.  CommissionsRatificationsDecret  v.  n.  Mai  i8o5,  mit 
Vorbehalt  einer  weitem  Uebereinkunft  über  verschiedene  Anträge  und  Erinne- 
rungen. —  Anmerkungen  zu  dieser  Convention,  in  Gaum's  angef.  Bemerkungen, 
S.  70—  140,  u.  in  Eichhoff's  angef.  Darstellung,  S.  n3 — 169.  Ihre  Geschichte 
u.  eine  Uebersicht  ihres  Inhaltes,  in  Ocrhart's  geschichtl.  Darstellung,  S.  270  — 
299»  —  Geschichte  des  Oetroi,  seit  seinem  Entstehen  im  J.  i8o5  bis  i8i4;  in 
Nau's  oben  §.  568  angef.  Beiträgen,  Bd.  n,  S.  72  —  87. 

c)  Diese  RheinschiffahrL4Ä°-a£en,  kein  Surrogat  der  aufgehobenen  Rheinzölle,  sind 
zweifach:  1)  Recognition  oder  Schiffgebühr  ( Besichtigungsgebühr ,  eine  Art  Ge- 
werbsteuer) von  jedem  beladenen  oder  leeren  Fahrzeug-,  welches  5o  Centner 
oder  mehr  trägt,  nach  Verschiedenheit  seiner  Ladungsfähigkeit;  2)  Octroi- 
Gebühr  oder  Tarif,  auch  Rheinzoll  benannt,  von  Vfaaren  und  Lehensmitteln,  nach 
Verschiedenheit  ihrer  Quantität.  (Die  erste  Abgabe  wird  Schiff  geh  Uhr ,  die 
zweite  Zoll  von  der  Ladung  benannt  in  der  unten  (  §.  576,  g.)  erwähnten  Rhein- 
schiffahrtActe  von  i83i.  Den  Tarif  s.  in  der  Convention  von  1804,  art.  94 
u.  99  —  io5,  u.  in  Hermann' s  angef.  Samml.  S.  206  —  216.  Gaum's  Bemerkun- 
gen, S.  85  ff.  Ocrhärt,  der  Rhein  u.  s.  w.,  S.  263  ff.  Klüber's  Staatsr.  des 
Rheinbundes,  §.  141,  Note  c.  —  Die  RheinschiffahrtAbgaben  werden  nach  /ran 
zösischem  Geld  berechnet.  Von  der  Berechnungsart  der  franz.  Münzen,  s. 
(Cleynmann's)  Materialien  für  Münzgesetzgebung  (1822.  8.),  S.  175.  (Ebendess.) 
Aphorismen  aus  dem  Fache  der  Münzgeschichte  u.  des  Münzwesens  (1817.  8.), 
S.  196 — 2o3.  ResolvirungsTabellen,  in  Hermanns  Samml.,  S.  i5i  ff.  —  Von 
der  Ladung sfähigheit  der  Fahrzeuge  und  der  dieselbe  beglaubigenden  Schiffaiche, 
Ocrhart,  S.  96  ff.  v.  Nau's  angef.  Beiträge,  Bd.  I,  S.  354  —  ^69  u.  395  —  4l<>« 
Hermann's  angef.  Sammlung,  S.  176  —  24°.  —  Von  Himplern  oder  Leichtschiffen, 
Ocrhart,  S.  119,  121  u.  126.  Gaum,  S.  86  ff.  Von  Lauertannen  u.  a.  Schiffen 
von  geringer  Ladungsfähigkeit,  Eichhoff's  angef.  Darstell.,  S.  6  ff.  Ocrhart, 
der  Rhein  u.  s.  w.,  S.  io5 ,  121,  125  f.  1 43  u.  161  ff.  Von  Postschiffen  und 
W isserdiligencen,  Jachten^  Nachen  und  Marktschiffen ,  und  den  davon  zu  entrich- 
tenden Abgaben,  s.  Convention,  art.  22,  24  u.  101.  Hermann's  angef.  Samml., 
S.  354—389.  Rlübeb  a.  a.  O.,  §.  i43,  Note  b.  —  Seit  1826  fahren  auch  Dampf- 
boote.  Statuten  der  DampfschiffahrtGesellschaft  vom  Rhein  u.  Main,  von  1826, 
nebst  der  grofsh.  hessischen  u.  Fr.  Stadt- frankfurtischen  Bestätigung,  in  Her- 
mann's AdrefsHandb.  für  die  RheinschiffahrtVervvaltung  für  1827,  S.  i3 — 24  u 
39.  u.  Statuten  der  preufsisch  -  rheinischen  DampfschiffahrtGesellschaft  zu  Cöln, 
von  1826,  nebst  der  k.  preufs.  Bestätigung,  ebendas.  S.  25 — 39.  Königl.  nie- 
derländische Concession  für  die  Dampfschiffahrt  von  Nimwegen  nach  Cöln,  und 
zurück,  von  1825.  ebendas.  S.  2/,  f.  GH.  badische  Concession  für  die  badische 
RheinschiffahrtGesellschaft ,  von  Basel  bis  an  die  untere  badische  Grenze,  von 
182J,  ebendas.  S.  9 —  12.  Beiläufige  Kostenberechnung  der  zwischen  Colli  und 
Holland  fahrenden  Dampfboote,  ebendas.  S.  39 — 4°-  —  Von  Holländer Flossen, 
s.  Eichhoff's  Darstellung,  S.  5o  ff.  Abbildung  aller  Arten  von  Rheinfalir/eugen 
und  eines  HolländerFlosses ,  nebst  ihrer  Beschreibung,  in  Hfrmann's  angef. 
Samml.,  S.  Ö23  —  537. 

d)  Ocrhart,  der  Rhein  u.  s.  w.  S.  23  ff.  ,  67  f  u.  94.  —  Nur  bis  Strasburg,  reicht 
die  Bergfahrt,  für  eigentliche  HandelsTransporte.  Die  gesummte  Uferlänge  von 
Strasburg  bis  an  die  niederländische  Grenze,  ward  später  festgesetzt  auf  1,293,200 
Metres,  und  ohne  die  zu  71,900  berechnete  französische  Uferlänge ,  auf  i,22i,3oo 
Metres.  Anlage  Num.  562  zu  dem  Protocoll  der  Mainzer  SchiffahrtCommission 
v.  20/31.  Jan.  i83i. 
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§.  570.  ^b.) 
Bestimmungen  während  des  rheinischen  Bundes,  uiufhebunq  derselben, 

1)  Bei  Auflösung  der  teutschen  Reichs  Verbindung,  änderte  die  rhei- 
nische BundesActe  nichts  in  dem  Rechtsverhältnifs  des  Octroi.  Sie 
erklärte  ausdrücklich  (  \\\.  •.»)>  dlafs  die  Bestimmungen  des  §.39  des  Reichs- 
DepatationsHauptschlusses ,  die  sieh  auf  den  RheinsebilTahrlOctroi  beziehen, 
anyeranderl  gelten  sollten.  11)  Aber  vier  Jahre  später,  änderte  sieh  die- 
ses Verhältnifs.  Durch  einen  mit  Napoleon  zu  Paris  am  19.  Febr.  1810 
geschlossenen  Vertrag  Art.  6,  trat  der  Fürst  Primas,  Grofsherzog 
FOD  Frankfurt,  vormals  Kurfürst Reichserzltanzler ,  seine  Rechte  auf  den 
RheinOctroi  an  Frankreich  ab.  Fr  Aerpüichtete  sich  zugleich,  in  Gemäfs- 
beil  des  ReichsdeputatiönsHauptschlusses  diejenigen  immerwährenden  Jahr- 
renten  zn  bezahlen,  welche  daselbst  auf  die  teutsche  Hälfte  von  dem  reinen 
Ertrag  des  Octroi  gelegt  wurden  (unten  §.  578);  wefshalb  die  ihm  von 
Napoleon  abgetretenen  Domänen  von  Fulda  und  Hanau  als  SpecialHypothek 
bestimmt  wurden.  III)  Unter  stillschweigender  Aufhebung  dieses  Ver- 
trags, stellten,  in  den  Jahren  1814  und  181 5,  der  pariser  Friede  und 
der  wiener  Congrefs  das  vorige  Rechtsverhältnifs  wieder  her  t>).  Frank- 
reich verlor  zugleich,  auf  dem  von  ihm  abgetretenen  Theil  des  Rheins,  die 
vorhin  gehabten  Rechte  auf  den  Octroi,  und  die  OctroiRente  des  Fürsten 
Primas  ward  nicht  wieder  hergestellt,  wohl  aber  die  übrigen  OctroiRenten 
(§.  078).  An  Frankreichs  Stelle  traten  die  teutschen  Bundesfürsten ,  denen 
die  von  jenem  abgetretenen  Besitzungen  am  linken  Rheinufer  waren  zuge- 
theilt  worden}  ihnen  gebührte  fortan  der  auf  diese  Besitzungen  fallende 
Theil  des  reinen  OctroiErtrags  der  linken  Rheinseite. 

a)  In  dem  Rhein.  Bund,  XLVIII.  409.  u.  in  Martins  Suppl.  V.  243.  Hierauf  folgte 
ein  Decrct  Napoleon's  v.  8.  Apr.  1810,  wodurch  die  obere  Verwaltung  des 
RheinOetroi  der  franz.  GeneralRegie  der  vereinigten  Abgaben  (droits  reunis) 
übertragen  ward,  und  ein  zweites  v*  21.  Oet.  1811,  betr.  die  Rheins chiffahrt- 
Abgaben  in  dem  Departement  der  Rlieinmiindungen.  Mau  s.  die  bei  dem  folg. 
§.  angef.  von  Op  den  Hooff,  S.  18  ff. 

I  Nach  \  ertreibung  der  französischen  Herrschaft  im  Herbst  i8i3,  ward  für  den 
teutschen  Rhein  eine  provisorische  OctroiVerwaltung  angeordnet,  unter  dem 
Grafen  von  SolmsLaubach.  Rlüber's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  III,  S.  276. 
Erst  im  Herbst  1817  hörte  sie  auf. 


§•  371.  (475.) 

Bestimmungen    des   pariser  Friedens  und   des    wiener  Congresses. 
Freiheit  der  Schiffahrt  bis  an  das  Meer*  Conventioneller  Bhein.  Sieben 
Bhe  inUfer  stauten.  Competenz  der  B.V.  CentralCommission  zu  Mainz. 

I)  Der  pariser  Friede  von  1814  a)  und  der  wiener  Congrefs  b)y 
en  auch  bei  dem  Rhein  von  den  oben  £§•  563  —  566)  angeführten 


"in" 


Schiffahrt  und  Handelsverkehr  etc* 


849 


Hauptbestimmungen  aus.  Der  Congrefs  erneuerte,  bestätigte  und  erweiterte 
verschiedene  der  in  der  OctroiConvention  von  1804  enthaltenen  Bestim- 
mungen. Namentlich  setzte  er  fest,  dafs  «die  Schiffahrt  auf  dem  gan- 
zen Laufe  des  Rheins,  von  dem  Punct  an  wo  er  schiffbar  wird  bis 
an  das  Meer  («jnsqu'ä  la  mer»),  auf-  und  abwärts,  gänzlich  frei, 
und  in  Hinsicht  auf  den  Handel  Niemand  untersagt  seyn  solle»  c~).  Jene 
Strecke  heifst  darum  jetzt  der  Conventionelle  Rhein  (§.  568  d,  u. 
5y4  a).  Der  über  den  Sinn  der  Worte  «jusqu'ä  la  mer»,  —  über  die 
Endlinie  des  conventioneilen  Rheins  am  Meer,  seine  Einmündung  in  die 
offenbare  See  oder  das  Weltmeer,  über  die  Scheidelinie  zwischen  dem  flu- 
vialen  und  dem  maritimen  Wassergebiet  —  entstandene  Streit,  ob  damit 
dem  Königreich  der  Niederlande  die  Erhebung  eines  Seezolles,  von  den 
nach  oder  aus  dem  Meer  über  den  Rhein ,  aus  oder  nach  andern  als  den 
niederländischen  Staaten  durchgehenden  Waaren ,  zugestanden  sey  d) ,  ist 
bis  jetzt  noch  unentschieden  e).  II)  Demnach  sind  bei  dem  conventioneilen 
Rhein  betheiligt:  Frankreich,  die  fünf  teutschen  bundes verwand- 
ten Rheinufer  Staaten,  das  Königreich  der  Niederlande.  Das  con- 
ventionell  begründete  Rechtsverhältnifs  dieser  drei  Classen  von  Betheiligten 
unter  sich,  ist  ein  europäisch-völkerrechtliches.  Wenn  und  so 
weit  aber  dasselbe  sich  beschränkt,  auf  teutsche  bundesverwan  dte  Rhein- 
uferStaaten  unter  sich,  oder  dabei  Verpachtungen  eines  oder  mehrerer 
von  ihnen  gegen  Privatpersonen  in  Betracht  kommen,  sind  auch  bei 
ihm  die  Bestimmungen  der  BundesActe  anwendbar,  welche  alle  und  jede 
(§.  172)  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich  (§.  166  u.  ff.)?  und 
Beschwerden  von  Privatpersonen  gegen  Bundesglieder  (§.  169,  Beispiele 
§.  578  u.  ff.)  betreffen,  namentlich  die  Competenz  der  Bundesver- 
sammlung für  jene  und  diese  begründen.  (Vergl.  §.  563.)  III)  Eine 
CentralCommission  für  den  Rhein,  zu  welcher  jeder  der  sieben 
Ufer  Staaten  (Frankreich,  Baden,  Baiern,  GH.  Hessen,  Nassau,  Preufsen, 
Königreich  der  Niederlande)  ein  Mitglied  zu  ernennen  hat,  soll,  als  oberste 
Aufsicht-  und  ControleBehörde,  in  jedem  Jahr  am  1.  November,  und, 
wenn  sie  es  für  nöthig  erachtet,  auch  im  Frühjahr,  zu  Mainz  sich  ver- 
sammeln. Dieselbe  soll  über  Beobachtung  der  RheinschifYahrtOrdnung  und 
das  gemeine  Beste  der  Schiffahrt  und  Handlung  wachen,  den  Bericht  der 
Inspectoren  über  ihre  Verwaltung  vernehmen,  und  für  Verhandlungen  und 
Vereinbarung  zwischen  den  Uferstaaten,  vorzüglich  in  Hinsicht  auf  die 
Schiffahrt,  dienen/).  IV)  Diese  CentralCommission,  überhaupt  die  neue 
Ordnung  der  Dinge,  sollte  vom  1.  Juni  18 1 5  an  in  Wirksamkeit  treten j 
es  geschah  erst  am  5.  August  1816.  Als  ausserordentliche  Beschäf- 
tigung ward  der  Commission  vorerst  angewiesen,  die  Abfassung  einer  neuen 
Schiffahrtordnung  ( §.  576,  f),  und  bis  dahin  die  Stellvertretung  der,  nach 
Vertreibung  der  französischen  Herrschaft  im  Namen  der  verbündeten  Mächte 
angeordneten,  provisorischen  OctroiVerwaltung  g).  V)  Die  in  den  wiener 
Artikeln  festgesetzte  Einführung  dieses  Octroi-  und  SchiflahrtSystems,  auch 

Klobcr'j  Öflentl.  Recht,  4.  Aufl.  54 


850 


KL  ndl.  XXII.  Cap. 


luf  der  RheinstrecVe  von  Strasburg  bis  an  die  schweizer  Grenze 
>,  war  bis  jetzl  nur  provisorisch  zu  Stande  gekommen /*). 

ui  Pariser  Friede  v.  3o.  Mai  1814*  Art.  5.  »La  navigation  sur  le  Rhin,  du  point 
oh  il  devienl  aavigable jus^a  la  mw  et  reciprqquement,  scra  libre ,  de  teile 
piu'sst  (•//•(•  interdite  a  personne ,  et  l'on  s'oecupera  au  futur  con- 
jr£a  des  prineipea  d  apres  lesqupls  on  pourra  regier  les  troits  ä  lever  par  les 
ItaU  riverains,  de  la  nianie're  la  plus  egale  et  la  plus  favorable  au  commerce 
de  ations»,    lii.i  iun's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd. I,  Tieft  1,  S.  i5. 

Bestätigt  ward  diese  Stipulation^  in  dem*  pariser  Haupt  vertrag  der  vier  verbünde- 
ten Mächte  "'il  Frankreich,  \om  20.  Nov.  i8i5,  Art.  11,  in  Martens  recueil, 
Supplem.  \  1.  (n)o.  —  Klar  leuchtet  aus  obiger  Bestimmung  die  Absicht  hervor, 
nicht  im:-  die  Freilieft  der  Wieinschvffahrt ,  sondern  auch  mittelst  derselben  den 
//  Ithandel  /.u  begünstigen.  Der  Vertrag  v.  3i.  März  i83i  (s.  §.  576)  schliefst 
die  J  1  jgen  aller  fremden  Staaten,  d.h.  die  nicht  RheinuferStaaten  sind, 
von  dem  Rhein  ans;  er  beschränkt  die  Verbindung  des  Flusses  mit  dem  Meer 
mittelst  der  Schiffahrt  auf  die  Uferstaaten.  Von  dem  durch  die  Trennung 
Belgiens  von  Holland  geänderten  Verhältnifs  dieses  Punctes,  s.  einen  Artikel  in 
der  Allgem,  Zeit.  v.  26.  Dec.  i832,  aufserord.  Beil.  53o,  S.  -2118. 

I )  W  iener  Articles  concernant  la  navigalion  du  Rhin,  vom  März  i8i5,  eine 
Beilage  (Num  lG)  zu  den  Art.  117  u.  118  des  Acte  final  du  congres  deVienne; 
in  Kldbbä's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III ,  S.  257  ff.  5  Bd.  VI,  S.  2o3. 

r)  Art.  i  <  >•  der  angef.  wiener  Articles:  »La  navigation  dans  tout  le  cours  du  Rhin, 
dt;  poinl  011  il  devient  navigable  jusgu'a  la  mer ,  soit  en  descendant,  soit  en 
remontai  .i/'erement  libre,  et  ne  pourra  sous  le  rapport  du  commerce,  etre  inter- 

,  en  se  conformant,  toute  fois  aux  reglemens  qui  seront  arretes,  pour 
»olice,  d'üne  manierc  uniforme  pour  tous  et  aussi  favorable  que  possible  au 
(de  toute  s  les  nations».  Dieser  Artikel  stimmt  fast  wörtlich  überein  mit  dem 
allgemeinen  Art.  109  der  wiener  CongressAcle  (§.564);  statt  «jusqu'a  la  mer»,  steht 
in  diesem  «jusqu'a  son  embouehure».  — Was  dessen  Entstehung  in  den  wiener  Con- 
ferenzen  betrifft,  so  trug  zuerst  der  französische  Bevollmächtigte  darauf  an,  den 
Rhein  Dur  provisorisch  für  frei  zu  erklären,  »in  Beziehung  auf  Handel  und 
Sei  (also  auch  für  Depeschen  -  und  PersonenTransporte)  jusqu'a  la  mer». 

Dann  verlangte  der  englische  Bevollmächtigte  den  Rhein  für  gänzlich  frei  zu 
-1  klaren,  für  den  Handel  und  die  Schiffahrt  aller  Nationen».  Es  ward  aber  die 
oben  im  Text  angeführte,  von  dem  preussischen  Bevollmächtigten  v.  Humboldt 
herrührende  Redaction  beliebt,  nach  einer  kurzen,  die  Verschiedenheit  der 
Anträge  betreffenden  Erörterung,  welche  aber  nicht  die  Worte  »jusqu'a  la  mer» 
berührte.  Man  s.  die  angef.  Acten,  Bd.  III,  S.  i3.  21.  147.  170  f.  ifSi.  255. 
2,07  £  Op  den  Hoff  a.  unten  a.  O.,  8.  22.  —  Der  SchlufsActe  des  wiener 
Congresses,  wozu  die  oben,  Note  c,  genannten  wiener  Articles  etc.  als  Beilage 
16  gehören,  trat  der  König  der  Niederlande  durch  eine  eigene  Acte  (nach  dem 
*  in  Klübfh's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VI,  S.  218,  befindlichen  Formular)  bei.  Sie 
ist  datirt  vom  */20.  Oct.  i8i5,  laut  der  petersburger  amtlichen  Sammlung  der 
von  Rufsland  mit  abendländ.  europ.  Mächten  geschlossenen  Verträge ,  Bd.  I 
(1823.  Fol.),  S.  549. 

d )  Leber  den  Sinn  der  Worte  «jusq'ä  la  mer»  ob,  ihnen  zufolge,  die*  gänzliche 
Freiheit  der  Schiffahrt  nur  bis  zur,  oder  bis  über  die  Einmündung  des  Rheins 
in  die  See,  d.  h.  nur  bis  an,  oder  bis  in  die  See?  ob  ein  Zwischenraum  (ein 
niederländisches  TerritorialMeer )  anzunehmen  sey,  zwischen  der  äufsersten 
llheingrenze  und  der  freien  Seegrenze,  und  ob  auf  solcher  von  dem  Rönigreich 
der  Niederlande  Seeabgaben  (droits  maritimes)  oder  TransitoZoll  gefordert 
werden  dürfen,  von  aus  oder  nach  Teutschland,  Frankreich  und  der  Schweiz 
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aus-  oder  eingehenden  Waaren?  auch,  ob  diese  Streitfrage  als  schon  entschie- 
den in  den  wiener  CongrefsBestimmungen  anzunehmen  sey?  oder  ob  ihre 
Entscheidung  zur  Competenz  der  mainzer  CentralCommission  gehöre?  oder  ob 
sie  Gegenstand  einer  authentischen  Auslegung  der  wiener  CongrefsActe,  oder 
künftiger  Handelsverträge  sey  ?  darüber  s.  man  die  Erörterungen  bei  jener 
Commission,  z.  B.  in  v.  Nau's  oben  §.  568  angef.  Beiträgen,  Bd.  I,  S.  67  ff., 
100  f.,  34i  ff.,  869  u.  385;  Bd.  II,  Vorrede  zu  dem  2.  Heft,  u.  S.  102  ff.  1 15  ff. 
182  —  uj3,  243  ff.  264  ff.  Schreiben  u.  Denkschrift  der  cölner  Handelskammer ; 
ebendass.  Bd.  I,  S.  229  —  251,  275 — 284  u  341  —  347-  F.  Nebenius  Bemer- 
kungen über  den  Zustand  Grofsbritanniens  in  staatswirthschaftlicher  Hinsicht 
(1818  8.),  S.  121  ff.  Die  oben  §.  568  angef.  Actenstüeke,  Op  den  Hooff  a. 
unten  a.  O.,  S.  5o* —  60.  Ueber  die  Handelsschiffahrt  auf  dem  Rheinstrom, 
§.  28  u.  38.  Preufs.,  nassau.  u.  gh.  hefs.  Erklärungen  bei  der  B.  V.,  1.  dict., 
in  dem  Protoc.  v.  1819,  S.  441»  545  u-  563.  Proces- verbal  au  congres  de 
Verone  en  date  du  27  novembre  (18  nov.)  1822.  Baier.  Votum  in  der  293.  Sitzung 
der  CentralCommission,  in  v.  Nau's  angef.  Beiträgen,  Bd.  V.  Beschlufs  der 
Mehrheit  der  Mitglieder  jener  Commission,  v.  27.  Aug.  1820,  in  dem  Journal  de 
Francfort  du  6  nov.  1825.  Von  den  RheinuferStaaten  bestritten  (März 
i83i)  nur  Baden  und  Nassau  nicht,  die  niederländische  Beschränkung  der  freien 
Schiffahrt  auf  die  Grenze  des  Meeres.  Mittheilungen  von  Verhandlungen,  findet 
man  in  Beilagen  zu  der  Allgem.  Zeitung  v.  9.,  10.,  23.  u.  24.  Dec.  1825,  und 
vorzüglich  v.  2.  Febr.  1826.  Niederländische  Erklärung  in  der  frankf.  Ober- 
PostamtZeitung  v.  18.  Febr.  1826.  Oestreichische  Note  v.  14.  Febr.  1826,  für 
die  Freiheit  der  Rheinschiffahrt  bis  in  die  offene  See,  dem  k.  niederländischen 
Hof  übergeben,  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  19.  bis  21.  Mai  1826,  Beilagen  139  — 
141,  im  franz.  OriginalText  in  dem  Journal  de  Francfort  du  27  mai  1826,  und 
in  der  Abhandl. :  De  la  navigation  du  Rhin,  p.  107  et  suiv.  K.  niederländische 
Widerlegung  dieser  Note,  v.  12.  April  1826,  in  dem  Journal  de  Francfort  des 
10  et  11  jiün  1826,  in  der  angef.  Abhandl.:  De  la  navigation  du  Rhin,  p.  110, 
u.  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  1826,  Beil.  166,  177  u.  f.,  s.  auch  Op  den  Hooff 
a.  a.  O.,  S.  73  ff.  Dawider,  Aufsatz  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  21.  Juli  1826, 
Beilage.  Auch  s.  man  die  merkwürdige  k.  niederländische  Verordn.  v.  10.  Sept. 
1826,  betr.  die  Erleichterung  u.  Ordnung  der  Rheinschiffahrt  auf  niederländ. 
Gebiet,  in  dem  Journal  de  Francfort  du  3  nov.  1826,  u.  in  der  Allgem.  Zeitung 
v.  7.  Nov.  1826,  u.  das  k.  niederländische  Arrete  du  ier  mars  182-'.  portant  regle- 
mens  provisoires  sur  la  navigation  du  royaume  des  Pays-Bas,  und  Reglement  pro- 
visoire  pour  la  navigation  des  bäteaux  du  Rhin,  depuis  Rrimpen  jusqu'  en  pleine 
mer,  et  depuis  la  pleine  mer  jusqu'  a  Rrimpen,  du  ier  mars  18275  beide  als 
Beilagen  zu  dem  411-  (Separat-)  Protocoll  der  mainzer  RheinschiffahrtCommis 
sion  vom  3i.  März  1827,  u.  in  Hermann' s  AdrcfsHandb.  für  die  Rheinschiffahrt- 
Verwaltung,  für  1828,  S.  41 — 58.  Englische  ParlamentVerhandlungen,  über  die 
Freiheit  der  Rheinschiffahrt,  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  23.  Mai  i83o,  Reil.  i43, 
auch  in  der  frankf.  OPA  Zeit.  v.  27.  u.  f.  Mai  i83o.  —  Auch  in  eigenen  Druck- 
schriften, zum  Thcil  amtlichen  oder  halbamtlichen,  ward  dieser  Streit  erörtert. 
J.  Op  den  Hooff,  Etwas  über  die  Rheinschiffahrt.  Aus  d.  Niederl.  übers  Mainz 
1826.8.  Dawider:  Ucber  die  Handelsschiffahrt  auf  dem  Rheinstrom.  Heilbr.  1827.8. 
J.  Op  den  Hooff,  Bemerkungen  gegen  die  teutsche  Schrift  :  Ucber  die  Handels- 
Schiffahrt  auf  d.  Rheinstrom.  Aus  dem  Niederl.  Amsterd.  1827.  8.  L.  Elix  echte 
Stukkcn  betreffende  de  vrije  Vaart  op  den  Ri  jn.  Amsterd.  1827.  8.  Peel -Borer 
über  die  wahre  Bedeutung  der  Worte  jusqu'  ä  la  mer.  Main/.  i83o.  (AlsMspt. 
gedruckt.)  Nebemus  a.  a.  O.  ConvcrsationsLexicon,  a.  unten  (Note  g)  a.  O.  — 
Auf  dem  Congress  zu  Verona  ward,  auf  Veranlassung  einer  Note  des  englischen 
Bevollmächtigten,  dieser  Gegenstand  zu  gütlicher  Auseinandersetzung  verwiesen, 
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m  dem  ProtoeoU  r,  »7.  Novt  t8aa,  Allgem.  Zeitung  v.  918.  Mai  1823,  Beil.  84. 

RheinschiiTahrtOrdnung  von  i83i  läfst  solchen  noch  unentschieden.  Unten 
S  0  e.  Eine  Entscheidung  der  wiener  CongrefsMächte ,  ist  bis  jetzt  weder 
verlangt  worden  noch  erfolgt  Nur  von  niederländischer  Berechtigung  zu 
Erhebung  eines  Seezolles  (droit  maritime),  gleichviel  unter  welcher  andern 
Benennung,  ist  bei  dieser  Streitfrage  die  Rede;  nicht  von  Erhebung  billiger  Ab- 
gaben tu  Vergütung  des  Aufwandes  auf  Hafen«  und  andere  Schiflahrtanstalten 
au  der  See,  /..  B.  Leuchtthiirme,  Seetonnen,  Lootsen  (§.585,  b). —  Der  doctrinale 
Aualeger  möchte  liier  eine  Befugnifs  KU  Seezoll  nicht  begründet  finden.  Fran- 
ke In-  Sprachkundige  ziehen,  zu  Bezeichnung  desselben  Sinnes,  den  Satz 
enjusqu'  a  La  mer»  dem  übelklingenden  «jusques  dans  la  mer»  vor.  Unter 
>/  wird,  völkerrechtlich,  "wie  schon  nach  dem  gemeinen  Sprachgebrauch,  in 
der  Begel  die  offene  ,  keiner  Staatsherrschaft  unterworfene  See  (la  pleine  mer) 
verstanden,  nicht  ein  Seegebiet  (territoire  maritime)  eines  Staates;  zumal  wenn 
überhaupt  die  Bede  ist  von  der  Einmündung  (embouchure)  eines  Flusses  in  das 
Meer.  Iii  muh,  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  i3o  et  i32.  Die  allge- 
meine Bechtsvermuthung  streitet  für  die  Freiheit;  ihr  gemafs  ist  im  Zweifel, 
hui  hin  bei  zweideutigen  Ausdrücken,  zu  entscheiden.  In  den  Bestimmungen  des 
pariser  Friedens  und  des  wiener  Congresses  ( $ote  a,  b  u.  c)  ,  diesen  Normen 
für  alle  hier  betheiligten  Regierungen,  ist  Idar  die  Absicht  ausgesprochen,  dafs 
für  den  ganzen  Lauf  des  schiffbaren  Rheins,  bis  in  das  Meer  und  aus  demselben 
in  den  Rhein,  die  Freiheit  der  Schiffahrt  und  des  Handels  für  Jedermann  die 
höchste  Begünstigung  erhalten  soll,  nur  mit  Ausnahme  der  durch  jene  Bestim- 
mungen besonders  vorbehaltenen  Rheinschiffahrt  Abgaben  und  Polizei  berechti- 
gungen,  und  dafs  in  jener  Hinsicht  zwischen  dem  Strom  und  dem  Meer  eine 
unmittelbare  Verbindung  bestehen  soll.  In  den  wegen  der  Elbe-  und  Weser- 
sebiffahrt  geschlossenen  Verträgen  haben  die  dabei  betheiligten  Uferstaaten, 
gleich  in  dem  ersten  Artikel,  für  jene  Bestimmungen  den  Sinn  anerkannt,  nach 
welchem  die  in  Bede  stehende  Freiheit  von  dem  ganzen  Zug  nach  und  aus 
dem  Strom  aus  und  in  das  offene  Meer  zu  verstehen  ist  (§.  583  u.  f.).  In  den 
wiener  Articles  etc.  schafft  der  Artikel  ig  den  gezwungenen  Umschlag  ab,  auf 
dem  ganzen  schiffbaren  Lauf  des  Rheins  bis  in  das  Meer,  «jusqu'  a  son  em- 
bouchure dam  la  mer»;  ein  Beweis  mehr,  dafs  in  jenen  Articles  die  Worte 
fusqu'  a  la  mer»  und  «jusqu'  dans  la  mer»  gleichbedeutend  seyen.  So  wenig 
die  niederländische  Regierung  auf  der  mathematischen  oder  idealischen  Zwi- 
sthenlinie  zwischen  Meer  und  Rhein  einen  gezwungenen  Umschlag  einführen 
konnte,  eben  so  wenig  darf  oder  kann  sie  daselbst  Seeabgaben  erheben.  Auch 
der  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  109,  übereinstimmend  mit  dem  Art. 
5  des  pariser  Friedens  von  1814  (§.  564),  setzt  fest,  dafs  auf  dem  schiffbaren 
Rhein  die  Schiffahrt  frei  seyn  solle,  bis  zu  seiner  Einmündung  in  das  Meer, 
«jusqu'  ä  son  embouchure».  —  Mehrfach  sind  die  holländischen  Anforderungen, 
Holland  läfst  sich  von  den  Gütern,  die  auf  dem  Rhein  in  die  See  gebracht 
werden,  also  nur  transitiren  sollen ,  nicht  nur  einen  sehr  hohen  Durchgangzoll, 
der  oft  zwanzig  bis  dreifsigmal  mehr,  als  die  Befahrung  des  Rheines  auf  einer 
gleichen  Strecke  beträgt,  sondern  auch  noch  andere  Nebenabgaben  von  Bedeu- 
tung bezahlen.  Es  nimmt  ausser  dem  Lagergeld,  den  Commissionsgebühren  etc., 
noch  das  so  genannte  Syndicat,  d.  h.  einen  Zusatzzoll  von  i5  Procent  auf  den 
Betrag  der  Transitgebühren.  (Von  den  SyndicatGebühren,  v.  Nau's  angef.  Bei- 
trage, Bd.  I,  S.  ?84  f.)  Es  nimmt  ferner  unter  der  Benennung:  Plombage 
der  durchgehenden  ^Vaaren,  nicht  etwa  eine  Vergütung  für  die  verwendeten 
Bleie,  sondern  eine  weit  bedeutendere,  bis  auf  1%  pro  Cent  steigende  Steuer 
von  Transit,  selbst  derjenigen  Güter,  die  ihrer  Natur  nach  gar  nicht  plombirt 
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werden  können,  wie  z.  B.  von  Blei,  Kupfer,  Zinn  in  Blöcken*  u.  s.  w.  Convers. 
Lexic.  a.  a.  O.,    S.  745-    S.  übrigens  die  folgende  Note  e  am  Schlufs. 

e)  In  der  RheinschiffahrtOrdnung  von  i83i  (§.  5y6  g)  ist  die  Entscheidung  dieses 
Streitpunctes  den  Worten  nach  umgangen,  in  der  That  aber  der  niederländischen 
Behauptung,  unter  Vorbehalt  der  ihr  widerstreitenden  Rechte  nachgegeben. 
Nach  Art.  1  soll  zwar  die  Schiffahrt  auf  dem  Rhein  « bis  in  die  See,  sowohl  auf- 
wärts als  abwärts,  völlig  frei  seyn,  und  in  Bezug  auf  den  Handel  Niemand  un- 
tersagt werden».  Aber  —  1)  nach  Art.  3,  wird  nur  «für  Schiffe,  die  Eigenthum 
der  (von)  Untertlianen  der  Ufer  Staaten  und  zur  Rheinschijfahrt  gekörig  sind», 
Bewilligung  ertheilt,  dafs  sie,  «wenn  sie  durch  das  Königreich  der  Niederlande 
aus  den  Rheingewässern  in  die  offene  See  und  umgekehrt  fahren,  zu  keiner 
Umladung  oder  Löschung  angehalten  werden  dürfen».  Sodann  ist  2)  indem  Art. 
4,  für  «Waaren,  die  aus  der  offenen  See  eingehen,  um  durch  die  Gewässer  der 
Waal  oder  des  Lechs  über  Lobith  nach  Teutschland  oder  weiter  geführt  zu 
werden,  wie  auch  für  solche,  die  aus  Teutschland  kommen  und  durch  die  frag- 
lichen Gewässer  in  die  offene  See  ausgeführt  werden  sollen»,  zwar  nachgege- 
ben, dafs  sie  «bei  ihrem  Durchgang  durch  das  niederländische  Gebiet,  auf  den 
im  Art  3  vorgezeichneten  Wasserstrafsen,  von  allen  Transito  Abgaben,  Zöllen 
oder  andern  dergleichen  Gebühren  frei»  seyn  sollen;  es  werden  aber  dieselben 
unmittelbar  hierauf,  einer  Seeabgabe,  (droit  maritime)  mit  folgenden  Worten 
unterworfen:  «An  die  Stelle  dieser  letztern  (TransitoAbgaben,  Zölle  oder  andern 
dergl.  Gebühren)  tritt  eine  / 'estbestimmte  Abgabe  (droit  fixe)  von  Dreizehn  und 
einem  Viertel  Centen  niederländischen  Geldes  für  den  Centner  bei  der  Berg- 
fahrt, und  von  Neun  Centen  niederländischen  Geldes  für  den  Centner  bei  der 
Thalfahrt»  j  mit  Ausnahme  der,  in  einem  unter  A  beigefügten  Verzeichnis, 
nahmhaft  gemachten  WaarenArtikel,  welche  theils,  wie  Thee  und  Salz,  mit  einer 
noch  höheren,  theils  z.  B.  Asche,  Eisen,  Getreide  u.  a.,  mit  einer  niedrigeren  Ab- 
gabe, belegt  sind. —  In  dem  Eingang  dieser  RheinschiffahrtOrdnung  wird  gesagt: 
die  niederländische  Regierung  behaupte  beharrlich,  dafs  «ihre  SouverainetätsRechte 
sich  ohne  die  mindeste  Beschränkung  über  das  ihre  Staaten  bespülende  Meer 
selbst  dahin  erstrecken,  wo  mit  demselben  die  Gewässer  des  Rheins  zusammen- 
fliefsen  » ;  während  die  preussische  Regierung  beharrlich  behaupte,  «die  Ausübung 
dieser  Rechte,  so  weit  solche  auf  die  aus  dem  Rhein  ins  offene  Meer  und  uni- 
gekehrt fahrenden  Schiffe  angewendet  werden  wollten,  sey  durch  die  wiener 
CongrefsActe  beschränkt  worden».  Indefs  hätten  «die  Uferstaaten  für  angemes- 
sen erachtet,  alle  die,  über  allgemeine  Grundsätze  der  wiener  CongrefsActe  in 
Bezug  auf  die  Rheinschiffahrt  erhobenen  Streitfragen ,  so  wie  die  daraus  abzu- 
leitenden Folgerungen,  unberührt  zu  lassen,  und  unter  dem  VorbeliaU,  dafs 

diese  Verständigung  den  beiderseits  behaupteten  Rechten  und  Grundsätzen  in 
keiner  Art  Eintrag  thun  solle,  eine  Vereinbarung  über  diejenigen  Maasregeln 
und  reglementarischen  Bestimmungen  zu  treffen,  deren  die  Rheinschiffahrt  nicht 
länger  entbehren  könne.  Man  s.  auch  das  (Separat-)  Protocoll  Ö2i  der  Cen- 
tralRheinschiffahrtCommission  vom  16.  Juni  i83i  ,  bei  Auswechslung  der  Rati- 
ficationen der  RheinschiffahrtOrdnung,  §.  3,  Num.  8  u.  11;  in  der  (unten  §.  576, 
Note  f,  angef.)  Ausgabe  der  genannten  Ordnung,  S.  80,  auch  in  dem  cbendas. 
angef.  Archiv  von  Alex.  Müller,  Bd.  I,  S.  681  ff.  —  Ein  unter  dem  3.  Juni  i837 
zwischen  Preussen  und  den  Niederlanden  abgeschlossener  Schiffahrt^  ertrag  hat, 
für  sämmtliehe  RheinuferStaaten ,  mehrere  Erleichterungen  bei  deren  Verkehr 
mit  dem  Königreich  der  Niederlande  stipulirt.  S.  dens.  in  der  preuss.  StaatS- 
zeitung  v.  25.  Juli,  und  in  der  Frankf.  OPAZeitung  v.  28.  Juli  i83;:,  auch  in 
d.  badischen  Regierungsblatt  v.  1837,  Num.  XXXVII ,  S.  335. 

f)  Wiener  Articles  etc.,  art.  10,  11,  i3,  16,  17,  18,  et  3i.  —  Auch  bildet  »liese 
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i  oromiision  eine  .■/;>/> lUationplpstaaZf  Man  s.  §.  572,  II.  —  »Die  Beschlüsse  der 
Gommission  werden  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  gefafst:  aber  für  die  Ufer- 
il  iten  sind  sie  nur  dann,  verpflichtend,  wenn  sie  durch  ihren  Commissär 
darin  gewilligt  haben,  indem  die  Mitglieder  der  Commission  als  Agenten  der 
Uferstaaten  bu  betrachten  sind,  beauftragt,  über  die  gemeinschaftliehen  Interessen 
der  leisten  sich  bu  vereinbaren»;  Art.  1-.  Von  der  Entstehungsgeschichte 
dieses  schwierig  gefafsten  Artikels,  für  welchen  vielleicht  der  Art.  3?-,  Num.  1, 
einen  1  rklärungSgrund  an  die  Hand  gibt,  s.  Klüber's  angef.  Acten,  Bd.  III,  Sv'iöa, 
i-\  »a3  n.  »66,  den  Streitigkeiten  über  seine  Auslegung,  s.  v.  Nau's  Bci- 

'■■  I.  S.  i  '  i  f.  173  n.  •».:,!;  Bd.  11,  S.  5.  Eichhöff's  Darstellung,  S.  104 
&  Den  Präsidenten  der  Gommission  bestellen  die  Commissarien,  aus  ihrer 
.Mitte,  durch  d.is  Koos  und  jedesmal  für  einen  Monat.  Ein  anderes  Mitglied, 
über  dessen  Wahl  die Gominissarien  sich  vereinigen,  führt  das  Protocoll,  Art.  11. 

chichte  der  CentralSehiffahrtCommission  in  der  Frankf.  OPAZcitung  v.  11. 
Der.  IÖ34,  Beilage.  —  Auch  ZU  Amsterdam  besteht  eine  Rheinschijß'ahrtCommission. 
Verordn.  der  Bürgermeister  zu  Amsterdam  für  dieselbe,  v.  i5.  Apr.  i8?-5,  in 
Ihn  '\n\ 's  LdrefsHandb.  für  die  Rheinschilf.Verwalt.  für  1827,  S.  47—57. 

§•)  Wiener  ftVrticles  etc.,  art.  3i  et  32.  Vergl.  oben  §.  5yo,  b.  —  In  Wirksamkeit 
tral  die  CentralCommission  erst  am  5.  Aug.  1816.  Die  wichtigsten  ihrer  ausser- 
ordentlichen Verhandlungen  bis  in  das  Jahr  1825,  findet  man  in  B.  S.  v.  Nau's 
(ob<  8,  a)  angef.  Beiträgen,  in  J.  J.  Eichhöff's  Darstellung  der  Verhandl. 

der  CentralCommission  für  die  Rheinschiffahrt.  1819.  8.  in  v.  Dohm's  Darstellung 
u.  s.  w.  in  Büchholz  Journal  für  Deutschi.,  1817,  Heft  8,  S.  453  —  488,  u.  Heft 
9 -  S.  63  —  99  u.  in  dem  ConversationsL.cxicon ,  Neue  Folge,  Bd.  II.  (1820),  Art. 
Rheinschiffahrt  u.  Handel,  S.  736—761,  u.  in  dem  SupplementBand  zu  der  jm 
\ntl.  (  1829),  Art.  Rheinschiffahrt  S.  899,  auch  in  d.  Conv.  Lex.  der  neuesten 
Zeil  u.  f  it.  Bd.  III  ( 1 833) ,  S.  7421 — 764,  wo  eine  Uebersicht  der  Verhandlungen, 
bis  zum  J.  i83i.  —  Fünf  Streit-  oder  Bcschiverdepuncte  der  teutschen  Ufer- 
staaten  wider  die  k.  niederländische  Regierung,  sind  benannt  in  der  Schrift: 
üeber  die  Handelsschiffahrt  auf  dorn  Rheinstrom,  §.  54;  auch  in  dem  Convers. 
Lexicon  a.  a.  O.    Vergl.  oben  Note  d,  am  Schlufs. 

h  )  \ .  Naxj's  Beiträge,  Bd-  II,  S.  53,  u.  Supplement  zu  dem  7.  u.  8.  Heft,  S.  1 — 22, 
Bd.  II,  S.  1 — i3.  —  Für  die  Rheinstrecke  zwischen  Strasburg-  und  Basel,  wurden 
Erhebu  ämter  für  Rheinschiffahrtgebühren  errichtet:  von  Frankreich  bei  der 
grofsen  Rheinbrüche  vor  Strasburg,  am  18.  Juni  1821;  von  Baden,  provisorisch 
zu  Altbreisach,  nach  einer  Verordnung  v.  20.  Jan.    1827,  in  dem  Bad.  Reg. 

.  .  8 27,  Num.  VII.  —  Ein  Entwurf  eines  Vertrags  zwischen  Frankreich  und 
Baden,  für  Rheinschiffahrt  und  Octroi  auf  dem  Rhein  von  der  schweizer  Grenze 
bis  Strasburg,  datirt  Mainz  den  25.  Aug.  1820,  ward  von  Frankreich,  nicht  aber 
von  Bad(  t,  genehmigt,  und  zur  Ausführung  gebracht  durch  den  unten  angef.  franz. 
i  räfecturBeschlufs  v.  18.  Juni  18215  abgedruckt,  mit  e.  Commcntar,  in  Murhard's 
allgem.  poiit.  Annalen,  1821  ,  Heft  8,  S!  44 1  —  48i.  Von  der  Geschichte  dieses 
Entwurfs,  s.  die  Allgem.  Zeitung  v.  3.  Aug.  1821,  Beilage.  Ausführung,  dafs 
jene  beiden  Regierungen  berechtigt  seyen,  für  die  erwähnte  Stromstrecke  ver- 
tragmäsige  Bestimmungen  zu  inachen,  sofern  dabei  der  Tarif  von  i8i5  nicht 
überschritten  wird,  unter  Beziehung  auf  die  wiener  Articles,  Art.  3,  5  u.  27; 
in  dem  Journal  de  Francfort,  1820,  Num.  292.  —  Der  oben,  Note  e,  erwähnte 
preufsisch  -  niederländische  Entwurf  etc.  von  1829,  Art.  i5,  bestimmt  Erhebungs- 
ämter zu  Breisach  und  Strasburg.  Vergl.  §  573,  a.  —  GH.  badische  Bestimmung 
des  RheinschifTahrlOctroi  zu  AltBreisach,  durch  Verordn.  v,  10.  März  1827,  iu 
ll.i  :  r's  AdrefsHandb.  der  RheinschiffahrtVerwaltung  für  1828,  S.  9,  und  in 
dem  bad.  Regier.  Bl.  1827,  Num.  VII.  Beschlufs  des  Präfecten  des  Depart. 
Niederrhein   v,  18.  Juni  1821,  enthaltend   die  Bestimmung  des  SchiffahrtOctroi 
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zwischen  Basel  und  Strasburg,  bei  Hermann  a.  a.  O.,  S.  12  —  38.—  Von  einem 
baseler  Schiff ahrtRe  gl  ement ,  v.  Nau's  angef.  Beiträge,  Bd.  II,  S.  53  —  56. 

§•  372.  (476.) 
Gemeinschaftliche  Verwaltungsbehörde.    Richtende  Behörden* 

I)  Die  wiener  Uebereinkunft  serzt  fest,  dafs  eine  gemeinschaft- 
liche Verwaltungsbehörde  fortwährend  bestehen  soll,  welche  den 
ErhebiiiigsBüreaux  vorgesetzt  ist,  mit  den  übrigen  LocalBehörden  der  Ufer- 
staaten zu  verhandeln,  und  für  Handhabung  der  Schiffahrtordnung ,  auch 
während  der  Abwesenheit  der  CentralCommission ,  Sorge  zu  tragen  hat, 
und  an  welche  zu  jeder  Zeit  der  Handelstand  und  die  Schiffer  sich  wen- 
den können.  Diese  Behörde  soll  bestehen  aus  einem  Oberlnspector 
(inspecteur  en  chef)  und  drei  Unterlnspectoren,  alle  ernannt  auf 
Lebenszeit.  Der  Oberlnspector  soll  von  der  CentralCommission  er- 
nannt werden,  und  zu  Mainz  wohnen;  er  wird  ernannt  nach  Stimmen- 
mehrheit, aber  so,  dafs,  nach  einer  festzusetzenden  IdealZahl  von  Stimmen, 
der  preufsische  Commissär  V3,  der  französische  V6,  der  niederländische  ]/6, 
die  Commissäre  der  teutschen  Uferstaaten  ausser  Preufsen,  zusammen  V3  des 
ganzen  Stimmengewichtes  haben  Die  drei  Unterlnspectoren  sollen 
bestimmt  seyn ,  jeder  für  eine  bestimmte  Strecke  des  Rheins,  für  den  Ober-, 
Mittel-  und  Unterrhein;  den  einen  soll  Preufsen  ernennen,  den  andern  ab- 
wechselnd Frankreich  und  der  König  der  Niederlande,  den  dritten,  nach 
einer  unter  ihnen  zu  treffenden  Uebereinkunft  über  die  Ernennungsart,  die 
übrigen  teutschen  Fürsten,  welche  Uferstaaten  beherrschen  <?).  II)  Bei  je- 
dem ErhebungsBüreau ,  hat  der  dortige  Uferstaat  eine  richtende  Be- 
hörde erster  Instanz  zu  bestellen,  für  Rechtshändel,  die  nach  der 
Schiffahrtordnung  zu  entscheiden  sind;  er  allein  ernennt  die  Gerichtbemn- 
ten,  aber  die  Kosten  trägt  er  nur  dann  allein,  wenn  das  Ganze  der  auf 
demselben  Büreau  zu  erhebenden  Abgaben  ihm  ausschliefsend  zufällt.  Die 
Veriahrungsweise  wird  durch  das  DennitivReglement  festgesetzt;  sie  soll 
gleichförmig  seyn  für  den  ganzen  Lauf  »des  Rheins,  und  möglichst  summa- 
risch. In  zweiter  und  letzter  Instanz,  können  die  Appellanten  sich 
entweder  an  die  CentralCommission,  oder  an  ein  hiezu  ernanntes  Oberge- 
richt desselben  Uferstaates  wenden  d). 

a)  ^Yiener  Articles  etc.,  art  12  —  i5  u.  18;  in  Rlübfr's  Acten  des  wiener  Congr., 
Bd.  III,  S.  263  f. 

b)  Nach  Art  i3  der  wiener  Uebereinkunft,  und  nach  Art.  95  der  oben  (§.  5?>,  e), 
erwähnten  Rheins;  hiffabrtOrdnung  von  i83i,  sollen  Stimmen  haben:  Preussen  24, 
Frankreich  12,  Baden  11,  Baiern  /( ,  Niederlande  12,  Hessen  6,  Nassau  3;  zu- 
sammen 72.  1 —  Nach  Art.  96  ebendaselbst  werden  zu  den  gemeinschaftlichen 
Rosten  nur  die  Besoldung  des  Oberaufsehers ,  dessen  etwaige  Pension  und  die 
Canzleikosten  gerechnet.  Ihre  Vcrtheilung  geschieht  in  der  Art,  dafs  zu  jedem 
tausend  Franc  s  beitragen :  Frankreich  11 2,  Baden  180,  Baiern  68,  GH.  Hessen  100, 
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Nassau  4$  Preussen3451  die  Niederlande  147.  Die  Zahlungen  geschehen  viertel- 
jährig iura  \  Draus,  spätestens  am       Dec,  24.  März,  24.  Juni  u.  24.  Sept. 

1 )  In  der  mebrangcführten  SchiffahrtOrdnung  von  i83i,  Art,  101,  ward  der  Rhein  Invier 
getheill :  1 1  von  dem  Anfang  seiner  Schiffbarkeit  bis  zu  dem  Ausflufs 
deV  Lauter|  a)von  da  bis  sudem  Ausilufs  der  Nahe ;  3)  von  der  Nahe  bis  zu  der 
niederländischen  Grense ;  .,)  auf  dem  übrigen  Theil  des  Stroms  bis  zu  dem  Meer. 
Für  jeden  dieser  vier  Bezirke  soll  ein  besonderer  Aufseher,  ein  Unter Inspector, 
von  den  UJerre gierungen  desselben  Bezirks  (nach  einem  Turnus)  auf  Lebenszeit 
bestellt,  u.  auch  von  ihnen  besoldet  werden.  —  Nach  Art.  io3,  ernennt,  ver- 
pflichtel  und  besoldet  jeder  Ufers taat  die  «Zollbeamten»,  welche  an  den  Zoll- 
stellen  (Erhebungsämtern)  seines  Gebietes  zum  regelmäsigen  Dienst  und  zu 
schneller  Abfertigung  der  ScbiffPatrone  oder  Führer  erforderlich  sind. 

i)  Die  sngef.  Articles,  art.  8,  <)  u.  27.  —  Nach  dem  in  Note  b  genannten  Ent- 
wurf etc.  von  1829,  Art.  88,  sollen  die  Acten  vor  dem  judex  a  quo  bis  zum 
Spruch  instruirt,  und  dann  an  den  Überaufseher  gesendet  werden,  der  sie 
der  CentralCommission  bei  ihrer  nächsten  Zusammenkunft  zur  Entscheidung 
vorlegen  soll. 

§♦  573.  (477.) 
Erhebimgsämter.  OctroiFlagge. 

I)  Für  Einnahme,  Ausgabe  und  Berechnung  der  RheinschiffahrtAbga- 
ben  (. §.  569,  c),  sollen  eigene  Erhebungsämter  bestehen ;  zwischen 
Strasburg  und  der  niederländischen  Grenze  nicht  über  zwölf 5  und  überdiefs, 
in  verhältnifsmäsigen  Zwischenräumen  und  nach  gleichen  Grundsätzen,  die- 
jenigen  zwischen  Basel  und  Strasburg  und  in  den  Niederlanden,  über  deren 
Einrichtung  man  übereinkommen  wird.  Jeder  Uferstaat  kann  die  Anzahl 
der  ihm  ausschliefsend  bewilligten  ErhebungsAemter  vermindern,  nicht 
aber  ohne  Einwilligung  der  übrigen  Uferstaaten  vermehren,  oder  de- 
ren Wohnsitz  ändern  «)•  HO  Die  Schiffe  und  Nachen  der  Rheinschiffahrt- 
Verwaltung  führen  die  Flagge  dessjenigen  Staates,  dem  sie  angehören,  je- 
doch, zu  Bezeichnung  ihrer  Bestimmung,  mit  Beifügung  des  Wortes 
Rhenus 

a)  Die  wiener  Articles  etc.  art.  5  et  27.  Vergl.  Klüber's  Staatsr.  des  Rheinbun- 
de-., 142.  —  Dem  gemäfs  verlegte  Baiern  das  Erhebungsamt  zu  Germersheim, 
vom  1.  Jänner  1826  an,  nach  Neuburg  an  der  Lauter,  und  liefs  Preufsen, 
vom  1.  Jänner  1829  an,  die  Erhebungsämter  zu  Andernach,  Linz,  Ruhrort  und 
W  esel  eingehen.  —  Die  unten  (§.576)  angef.  RheinschinTabrtOrdnung  von  i83i, 
Art.  i5,  »bestimmt  zu  Erhebung  der  Schiffgebühr  und  des  Zolles  von  der  La- 
dung, folgende  Erhebungsstellen  (daselbst  Zollstellen  benannt)  für  die  Schiffahrt- 
abgaben: 1)  Für  die  Fahrt  abwärts  (16) :  Breisach  bei  Strasburg  an  der  grossen 
Rheinbrüche ,  Neuburg,  Mannheim,  Mainz,  Caub,  Gobienz,  Andernach,  Linz, 
Cöln,  Düsseldorf,  Ruhrort,  Wesel,  Lobith,  VrceswyK,  Tiel;  2)  für  die  Fahrt 
aufwärts  (18):  Gorcum,  Tie],  Krimpen,  Vreeswylt,  Emmerich,  Wesel,  Ruhrort, 
Düsseldorf,  Cöln,  Linz,  Andernach,  Coblenz,  Caub,  Mainz,  Mannheim,  Germers- 
heim, Strasburg,  Breisach». 

h)  Die  angef.  Articles  etc.,  art.  23.  Vergl.  Kluber  a.  a.  O.  §.  149-  Der  (§.  576,  f) 
angef.  Entwurf  von  1829,  Art.  107. 


Schiffahrt  und  Handelsverkehr  etc. 


857 


§•  574.  (478.) 
Tarif  der  Schiffahrtabgaben.  Mündungen  des  Rheins.  Zölle  und 
Steuergesetze  der  Uferstaaten. 
I)  Die  Octroigebühr  C§*  $69,  c)  für  Waaren,  auch  Zoll  für 
die  Ladung,  Rheinzoll  oder  Tarif  benannt,  darf,  für  die  ganze  Strecke 
zwischen  Strasburg  und  der  niederländischen  Grenze,  mehr  nicht 
betragen,  als  bei  der  Bergfahrt  zwei  Francs,  bei  der  Thalfahrt  einen 
Franc  und  33  Centimen,  auf  den  Centner.  Sie  darf,  indem  man  nach 
demselben  Verhältnifs  das  Ganze  der  Abgabe  vermehrt,  auch  auf  die  Strecken 
zwischen  Strasburg  und  Basel,  und  von  der  niederländischen 
Grenze  bis  an  die  Mündungen  des  Flusses  «),  ausgedehnt  werden  £). 
II)  Die  Recognition  oder  Schiffgebühr  (§.  569,  c)  bleibt,  wie  sie 
in  der  OctroiConvention  von  1804,  Art.  94,  bestimmt  ist;  doch  darf  die 
stufenweise  Erhöhung  der  Abgabe  anders  festgesetzt  werden,  so  dafs  auch 
die  Fahrzeuge  von  s5oo  bis  5ooo  Centner  Ladungsfähigkeit  darin  begriffen 
seyen,  in  demselben  Verhältnifs  der  oben  erwähnten  Strecken  c).  III)  Die- 
ser Tarif  kann  nur  durch  allseitige  Uebereinkunft  der  Uferstaaten,  und  aus 
den  gerechtesten  und  dringendsten  Ursachen  erhöhet,  und  es  darf  die 
Schiffahrt  unter  keinerlei  Namen  oder  Vorwand  mit  irgend  einer  andern 
Abgabe  beschwert  werden  d).  IV)  Die  Zölle  (überhaupt  die  Steuerge- 
setze) in  den  Uferstaaten,  in  Beziehung  auf  die  daselbst  von  und  nach 
dem  Rhein  ein-  und  ausgehenden  Waaren,  bestehen  für  sich  e)  (§.  566). 
Frei  von  den  Zoll-  und  Steuergesetzen  dieser  Staaten,  ist  auf  dem 
Rhein  die  Durchfuhr  aller  Waaren  ohne  Ausnahme.  Jene  Gesetze  sind 
nur  anwendbar,  wenn  Waaren  von  dem  Rhein  zur  Einfuhr  in  das  Land, 
oder  aus  demselben  zur  Ausfuhr  auf  den  Rhein  gebracht  werden  /). 

a)  Wiener  CongrefsBeschlufs,  die  Mündungen  des  Rheins  betreffend,  dafs  nur  der 
Leck  oder  Lech  als  Fortsetzung  des  Rheins  (des  niederländischen  convenlionellen 
Rheins),  die  Wual  hingegen  als  Fortsetzung  der  Maas  anzusehen  sey.  Rlüber's 
angef.  Acten  etc  ,  Bd.  III,  S.  2i3,  verglichen  mit  S.  106.  So  auch  die  (oben 
§.  571,  d  angef.)  königl.  niederländ.  Verordnungen  vom  10.  Sept.  1826,  Art.  1, 
u.  v.  1.  März  1827.  —  Indefs  wird  der  Leck  gewöhnlich  im  Sommer  zum  Theil 
seicht  bis  auf  drei  Fufs  Tiefe  ;  er  ist  dann,  für  gröfsere  Schiffe,  nicht  durchaus 
schiffbar  oder  zugänglich.  Vergl.  v.  Nau's  Beiträge,  Bd.  I,  S.  176.  Ueber  die 
Handelsschiffahrt  auf  dem  Rheinstrom  (Heilbr.  1827  8.),  §.  54,  Num.  2.  (Von 
der  Schiffahrt  auf  der  TV  aal,  dem  Leck  und  der  Yssel,  s.  Ockhart,  der 
Rhein  u.  s.  w.,  S,  2Öo  ff.)  —  Daher  bewilligte,  in  der  unten  (§.  576)  angef. 
RheinschiffahrtOrdnung  von  i83i,  Art.  2,  der  Rönig  der  Niederlande',  »dafs 
als  Fortsetzung  des  Rheins  innerhalb  des  Königreichs  der  Niederlande ,  der  Leck 
und  der  mit  dem  Namen  TVaal  bezeichnete  Stromarm  betrachtet  werde»,  und 
dafs  «auf  diese  beiden,  als  Verlängerung  des  Rhei?is  zu  betrachtenden  Flüsse,  die 
Bestimmungen  der  gegenwärtigen  RheinschiffahrtOrdnung  Anwendung  finden» 
sollen.  Nach  Art.  3,  «dürfen  Schiffe,  die  Eigenthum  von  Unthertanen  der  U/erstaalen 
und  zur  Rheinschiffahrt  gehörig  sind,  wenn  sie  durch  das  Königreich  der  Nieder- 
lande aus  den  Rheinwässern  in  die  offene  See  und  umgekehrt  fahren,  zu  keiner 
Umladung  oder  Löschung  angehalten  werden».    Es  soll  aber  für  sie,  wenn, 
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tden  Wega  und  ohne  umculaden  durch  das  Königreich  der  Niederlande 
fihren,  die  Verbindung  mit  der  offenen  See,  sowohl  bei  ihrer  Ausfahrt  durch 
den  l.eek  and  (oder)  die  Waal,  als  bei  ihrer  Einfahrt  aus  der  See  in  diese 

St i't > 1 1 1 .1  r i ne .  mittelst  der  besuchtesten  f/rasserstrasscn  Statt  linden»;  welche  in 
demselben  krt  3  angezeigt  sind.  —  Die  Rhein.nündung,  zur  Berichtigung  eines 
alten  Irrthums,  als  ob  der  Ithein  sieh  (/-wischen  den  Dörfern  Kätwylt  op  Rhyn 
und  Katwyk  op  /.ee)  eine  Meile  von  Luyden,  im  Sand,  nämlich  theils  im  Moor- 
grund theils  in  den  Sanddünen  der  Nordsee,  verliere;  in  Berghaus  Annalen  der 

I  id  .  Völker-  und  Staatenbunde,  Juniheft  i83',. 

t)  Wiener  Irticles  etc.,  art.  \  et  27.  —  Die  RhcinschifTahnOrdnung  von  i83i  hob 
den  KheineoTl  rön  l\ trjonwiTransporten ,  z.  Ii.  auf  Dampfschiffen  und  Wasser- 
diligenien,  BUfj  ferner  wurden  gegenseitig  die  Schiffahrtabgahen  ,  nicht  aber  die 

II  copn  'ionsd.  huhi\  auf  dem  Rhein  und  seinen  Nebenflüssen  aufgehoben,  zwischen 
Preupaen,  Baiern  und  Würtemberg  durch  eine  Ucbereinkimft  vom  3o.  Juli  i835, 
der  im  oämlichen  Jahre  auch  das  Grossherzogthum  Hessen  und  darauf  Baden 
beitraten;  sodann,  im  Jahr  i836,  zwischen  Preufsen,  Raiern  und  der  Freien  Stadt 
Frankfurt. 

c)  Ebendaselbst.  —  Zu  dem  linde  werden  die  Schilfe  geaicht.  Von  Wiederein- 
richtung  und  Verbesserung  der  Schiffaiche  oder  SchiffvermessungsAnstalt,  s.  die 
oben  (§.  56(;,  c)  angef.  Schriften. 

d)  Ebendas.  art.  4.  «Die  Abgaben  von  der  Schiffahrt,  sind  hauptsächlich  be- 
stimmt zu  Bestreitung  der  Kosten  ihrer  Unterhaltung,  und  das  wahre  Interesse 
der  Uferstaaten  besteht  in  der  Belebung  des  Handels».  Ebendas.  art.  4. 
Erörterung  des  AbgabenTarifs,  in  v.  Nmj's  Beiträgen,  Bd.  II,  S.  32  —  68  u. 
S.  8»  IV.  —  Zwei  Tarife,  für  jede  von  beiden  Abgabenarten  einer,  sind,  als 
Beilagen  R  und  C,  der  (§.  576)  angef.  RheinschiffahrlOrdnung  beigefügt.  — 
\  .Mi  Dampflooten,  ebendas.  Art.  63.  —  Von  Defraudation  der  Rheinabgaben, 
ebendas.  §.  71  ff. 

ff)  Articles  etc.,  art.  22. 

/.)  Der  angef.  Entwurf  e.  SchiffahrtReglements  v.  1829,  Art.  37  ff. 


Erhebungs-  und  V ertheilungsart  der  Schiffahrtabgaben.  Verpachtung 
und  vorzugweise  Bestimmung  derselben.  Leinpfade. 

I)  Die  Erhebung  der  Rheinabgaben,  soll  in  jedem  Rheinufer- 
Staat  für  dessen  Rechnung  geschehen,  durch  seine  Beamten,  und  nach  Ver- 
hältnifs der  Länge  seines  Ufergebietes,  indem  das  Ganze  der  Abgaben 
( \).  "3-4  -  I)  auf  die  Längen  der  verschiedenen  Ufergebiete  sämmtlicher 
Elferstaaten  (§.  569)  nach  gleichem  Verhältnifs  vertheilt,  und  so  das 
auf  jedem  Bureau  zu  erhebende  Quantum  durch  Rechnung  gefunden  wird. 
Erstreckt  sich  ein  Bureau  über  Gebiete  zweier  oder  mehrerer  Ufer^taaten, 
so  sollen  diese  die  Einnahme  unter  sich  vertheilen,  nach  Verhältnifs 
der  Lferstrecken  ihrer  verschiedenen  Besitzungen  (§.  579,  g).  Dasselbe 
gilt  von  dem  Fall,  wenn  die  einander  gegenüberstehenden  Ufer  zu  zwei 
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verschiedenen  Staaten  gehören.  II)  Die  bei  den  Erhebungsämtern  angestell- 
ten Beamten,  sollen  eidlich  verpflichtet  werden,  auf  strenge  Beobachtung 
des  DefinitivReglements  «).  III)  Verpachtung  der  SchiffahrtAbgaben, 
findet  zu  keiner  Zeit  Statt,  weder  theil weise  noch  im  Ganzen  6).  IV)  Je- 
der Uferstaat  ist  verpflichtet,  Sorge  zu  tragen  für  Unterhaltung  der  in  sei- 
nem Bezirk  befindlichen  Leinpfade,  und  für  die  daselbst  in  demFlufs- 
bett  für  die  Schiffahrt  nöthigen  Arbeiten,  damit  die  Schiffahrt  nicht 
gehindert  werde  c).  V)  Die  SchiffahrtAbgaben  sind  vorzugweise 
bestimmt  zu  Deckung  der  Kosten,  welche  die  Unterhaltung  der  Schiff- 
fahrt fordert  d). 

a)  Die  Bestimmungen  I  und   II  findet  man  in  den  wiener  Articles  etc.,  art.  6. 

Ueber    die    Entstehung    dieses  Artikels,  s.   man  Klüber's   Acten    des  wiener 
,   Congr.,  Bd.  III,  S.  6o ,  149,  172  u.  260.  —  Von  mainzer  Verhandlungen  hier- 
über, s.  man  v.  Nad's  angef.  Beiträge,  z.  B.  Bd.  I,  S.  i53  u.  3io;  Bd.  II,  S. 
64-  ~  Der  angef.  Art.  6  setzte  an  die  Stelle  der  vormaligen  gemeinschaftlichen 
Erhebung  der  Abgaben,  die  partielle,  d.  h.  an  die  Stelle  der  Erhebung  für 
eine   gemeinschaftliche  Casse,  diejenige   für  die  besondere  eines   jeden  Ufer- 
staates.   Man  s.  Art.  3i.  —  Auch  verordnete  der  Art.  6  eine  Veränderung  der 
in  der  OctroiConvention  von  1804,  Art.  99,  nach  ungleichem  Verhältnifs  der 
Uferlänge,  auf  die  Erhebungsämter  gemachten  Vertheilmg  des    Ganzen  der 
OctroiGebühr  (§.  5-4),  in   eine   nach  gleichem  Verhältnifs  der  Distanzen  zu 
machende.    Nach  jener,  ward  auf  den  Erhebungsämtern  am  Oberrhein  weit 
weniger,  am  Mittelrhein  etwas  weniger,  am  Niederrhein  bedeutend  mehr  erho- 
ben, als  nach  der  in  den  Articles  des  wiener  Congresses  vorgeschriebenen  Ein- 
richtung geschehen  soll.    Jene  neue  Vertheilung,  und  der  Genufs  der  partiellen 
Einnahmen  für  jeden  Uferstaat  nach  dem  gleichen  Verhältnifs  der  Distanzen, 
sollten  mit  dem  1.  Juni  i8i5  beginnen.    Man  s.  von  Hooff  a.  a.  O.,  S.  44  f. 
Da  aber  ein  Tarif  nach  der  in  dem  Art.  6  enthaltenen  Vorschrift,  erst  in  der 
definitiven  RheinscbiffahrtOrdnung    vom   3i.  März    i83i   zu  Stande  und  vom 
17.  Juli  i83i  an  zur  Vollziehung  kam,  und  bis  dahin  die  betheiligten  Uferstaaten 
über  Modificaiionen    jener  frühem   Vorschrift    unterhandelten,    so  ward  die 
OctroiGebühr  bis  dahin  noch  nach  dem  Tarif  von  1804,  nur  mit  verschiedenen 
von  der  CentralCommission  festgesetzten  Ausnahmen  erhoben,  und  es  bestand 
noch,  unter  den  sechs  octroiberechtigten  Uferstaaten,  im  rechtlichen  Sinn,  eine 
Gemeinschaft  der  Einnahme  und  Ausgabe.    Nur  Nassau  erhob  seit  dem  1.  April  1827 
eine  stärkere  Abgabe;   worüber    eine  Beurtheilung  in  der  Abh.    Ueber  die 
HandelsschinTahrt  auf  dem  Rheinstrom,  §.  77  u.  80,  Note*.    Jede  Regierung 
liefs  jedoch,  seit  dem  August  1816,  die  in  ihrem  Gebiet  befindlichen  OctroiCassen 
für  sich  verwalten,  die  darauf  besonders  ruhenden  oder  angewiesenen  Lasten 
daraus  bestreiten,  und  den  reinen  Ueberschufs  einstweilen  in  ihre  Staatscasse 
hefern,  bis  zu   dereinstiger  Auseinandersetzung  der  octroiberechtigten  Staaten. 
—  Bei  Preufsen  befand  sich  überdiefs  noch  eine  gemeinschaftliche  Haupt-  oder 
CentralOctroicasse ,  namentlich  für  jenen  Theil  der  reinen  Einnahme  der  preus- 
sischen  Erhebungsämter ,  welche  die  preussische  OctroiQuote  überstieg,  mithin 
als  Uebcrsehufs  zu  betrachten  war.    An  diese  gemeinschaftliche  Casse  behaup- 
ten die  fünf  andern  octroiberechtigten  Uferstaaten,  Frankreich,  Badea,  Baiern, 
GH.  Hessen  u.  Nassau,  aus  dem   Zeitraum  vom   1.  Juni  ;8i5    bis    zu  dem 
17.  Juli  i83i  ein  Guthaben,  welches  bis  zu  dein  1.  Juni  i8>,.,  auf  ungefähr  zwei 
Millionen  Gulden  (4,012,321  Tranes)  brutto   berechnet  ward.    Darüber  wurde 
gegen  Preufsen  bei  der  CentralCommission  zu  Mainz  gestritten,  aber  ohne  be- 
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Limiten  Erfolg,  da  Preufsen  die  Schuld  in  Abrede  stellte',  und  überdiefs  be- 
hauptete, daft  eine  Gemeinschm/t  der  BheinuferStaaten  in  Absieht  auf  die  Octroi- 
Gebühren  bestanden  habe  nur  in  dem  Zeitraum  vom  1.  Juni  i8i5  bis  zu  dem 
Zeitpuncl  desJ.  1816,  wo  der  wirkliche  Uebergang  der  Erbebung  des  RheinOctroi 
.ml  die  l  ferstaaten  selbst  Statt  gefunden  habe.  (Preufsiscbe)  Denkschrift  über 
die  bei  der  RheinsobifffahrtCentralCommission  in  Mainz  schwebende  Differenz 
fragen  der  RheikschiffahrtEinkünfte  und  Lasten.  (U  ebergeben  im  J.  18-26  an  alle 
dabei  beteiligten  Regierungen,  gedruckt  auf  3i  S.  in  Fol.)  Zweite  preussisehe 
]>  nkschrift,  denselben  Gegenstand  betr.,  übergeben  zu  dem  Protocoll  der  Cen- 
tralRheinschiffahrtCommission ,  JuliSession  i836,  Num.  XXI.  Lithographirt  auf 
41  FolioSeiten. 

b)  Ebendas.,  art.  24. 

c)  Ebendas.,  art.  -  et  27.  Acte  final  etc.,  art.  n3.  So  auch  der  unten  (§.  576,  f) 
angef  Entwurf  einer  Schillahrtordnung  v.  1829,  Art.  67  f.  Vergl.  oben  §.  566. 
\  ■  \u\  Beiträge,  Bd.  II,  S.  126.  —  Von  den  Leinpfaden,  von  welchen,  2/3  auf 
dem  linken  l  Ter  hinziehen,  s.  oben  §.  566  u.  Ockhart,  der  Rhein  u.  s.  w., 
S.  .)-,  io5  ff.,  i3o  ff.,  173  ff.,  219  ff.  u.  243  ff. 

d)  Die  angef.  Artieles  etc.,  art.  i\,  verglichen  mit  art.  7  und  27,  und  mit  dem  Acte 
final  du  congres  de  Vienne,  art.  n3  (oben  §.  566).  —  Schon  der  Reichsdep. 
Bauptschlufs  v.  i8o3,  §.  39,  hatte  den  ganzen  Kostenaufwand  für  die  beiden 
unter  Num.  IV  bemerkten  Gegenstände,  auf  den  OetroiErtrag  gelegt,  und  jeder 
Rheinseite  den  ihrigen  besonders  zugewiesen,  so  dafs  solcher  von  dem  ihr  zu- 
kommenden Ueberschufs  jenes  Ertrags  vorzugweise  zu  bestreiten  sey.  —  Die 
Convention  sur  l'octroi  de  navigation  du  Rhin  v.  1804,  Art.  33  bis  35,  wich 
einigermasen  von  dieser  Restimmung  ab,  indem  sie  1)  nur  von  Unterhaltung 
des  Leinpfades  spricht,  hingegen  von  den  zu  der  Schiffahrt  nöthigen  Arbeiten 
schweigt,  deren  der  R.  D.  Hauptschlufs  erwähnt,  und  dafs  sie  2)  im  Art.  35  die 
Kosten  des  Uferbaues,  der  Dämme,  u.  a.  Wasserbauwerke,  denen  TerritorialHerren, 
Gemeinheiten,  oder  Privatpersonen,  zuweiset,  deren  Eigenthum  dadurch  Schutz 
erhält ;  wozu  so  genannte  RheinDeichgelder  erhoben  werden.  —  Die  wiener 
Artieles  (art.  27,  vergl.  mit  art.  4)  beschränken  sich  auf  die  Kosten  der  Leinpfade 
und  der  in  dem  Flussbett  (z.  R.  zu  dessen  Räumung ,  insonderheit  der  Strom- 
bahnen für  Rerg-  und  Thalfahrt)  für  die  Schiffahrt  nöthigen  Arbeiten.  Ganz 
frei  ist  die  OctroiCasse  unstreitig  da,  wo  Wasserbauwerke  für  die  Schiffahrt 
ganz  gleichgültig  sind ,  weil  sie  andere  Vortheile  abschliessend  zum  Zweck 
haben.  Dieser  einfache  Grundsatz,  ist  aber  in  der  Anwendung  bedeutenden 
Schwierigkeiten  ausgesetzt.  Zur  Frage  kann  kommen:  ob  die  OctroiCasse  ganz, 
oder  nur  verliältnifsmäsig,  und  wie  weit  im  letzten  Fall,  frei  sey,  von  Kosten 
für  sichere  Landungsplätze  da,  wo  keine  Häfen  vorhanden  sind,  für  Unter, 
haltung  der  Häfen  da,  wo  keine  Hafengelder  bezogen  werden,  für  Anlagen 
zur  Sicherung  gegen  Durchbrüche,  die  auch  den  Leinpfaden  und  der  Strom- 
bahn nachtheilig  werden  könnten,  für  "Wiederherstellung  der  Stromufer 
nach  solchen  Einbrüchen  des  Stroms,  denen  mit  geringem  Kosten  hätte  vorge- 
beugt werden  können ,  wenn  nicht  der  Leinpfad  hätte  'offen  erhalten  werden 
müssen?  Vergl.  das  kurbrandenburgische  Votum  im  KurCollegium,  in  dem 
Protoc.  v.  7.  Jan.  i8o5.  (Gaum's)  Bemerkungen,  S.  108  ff.  Klüber's  Staatsr. 
des  Rheinbundes,  §.  i45,  Note  c.  —  Nach  einer  preufs.  Verordn.  v.  5.  Dee.  1829 
wird  ein  bestimmtes  HafenSchutzgeld  von  denen  Schiffen  erhoben,  welche  die 
zu  Emmerich,  Wesel  und  Düsseldorf  erbauten  Sicherheitshäfen  benutzen.  — 
Bestimmungen  in  dein  unten  (§.  5y6,  f)  angef.  Entwurf  einer  Schiffahrtordnung 
v.  1829,  über  Sicherheitshafen  Hafenpolizei,  Plätze  zur  Niederlage,  Werfte,  ßohl- 
werke,  Krane,  Wagen,  Magazine,  u>  dafür  zu  entrichtende  Gebühren,  Art.  69  u.  f. 
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§♦  576.  (48o.) 

Schifferberechtigung  auf  dem  Rhein  $  auch  der  Anwohner  des  Neckars, 
des  Mains  und  der  Mosel.  Rheinschiff ahrtOrdnung. 

I)  Keine  Schiffergilde  «),  noch  weniger  ein  zur  Schiffahrt  ermäch- 
tigter Einzelner,  da  wo  keine  Gilde  besteht,  ist  ausschlief  send  zu  der 
Schiffahrt,  auf  irgend  einem  Theil  des  Flusses,  berechtigt;  und  Untertha- 
nen  des  einen  Uferstaates,  können  Mitglieder  der  in  einem  andern  beste- 
henden Gilde  bleiben  6).  II)  Die  Unterthanen  der  Uferstaaten  am  Neckar, 
am  Main,  und  an  der  Mosel,  haben  in  Ansehung  der  Rheinschiffahrt 
dieselben  Rechte  und  Pflichten,  wie  die  Unterthanen  der  Uferstaaten  am 
Rhein  <?).  III 3  Für  die  Rechte  des  Handels  und  der  Schiffahrt  auf  dem 
Rhein,  soll  eine  eigene  Schiffahrtordnung  (Reglement  definitif)  er- 
richtet werden  d^.  Nachdem  bis  in  das  Jahr  1821  acht  Entwürfe  einer 
solchen  definitiven  Ordnung  fruchtlos  waren  vorgelegt  worden  ward, 
in  den  Jahren  1829  und  i83o,  ein  preufsisch  -  niederländischer  Entwurf 
einer  RheinschiffahrtOrdnung  von  den  übrigen  Uferregierungen  einzeln, 
doch  von  jeder  unter  Redingungen  angenommen  /),  bis  endlich  am  3i. 
März  i83i  eine  definitive  RheinschiffahrtOrdnung  zu  Stande  kam 

a)  Von  den  mainzer  und  cölner  Schiffergildcn,  s.  Ockhart  ,  der  Rhein  u.  s.  w., 
S.  178  ff.  Klüber's  Staatsr.  des  Rheinb. ,  §.  147.  Boisseree,  der  Cölnische  Schif- 
fahrt VereinsVertrag  und  Beleuchtung  desselben.  Cöln,  i834«  8.  —  Von  den 
baseler  und  strasburger  Gilden,  Ockhart  S.  109  u.  119.  —  Von  der  pfalzer, 
Ebenders. ,  S.  122. 

b)  Wiener  Articles  etc.,  art.  21  et  27.  —  Nach  der  unten,  Note  g,  angef.  Rhein- 
Schiffahrtordnung  von  i83i,  sind  «alle  bis  jetzt  noch  bestehenden  Schiffergilden 
und  Zünfte  aufgelöset»  (Art.  44)1  ist  die  Zahl  der  Rheinschiffer  (Schiffpatrone 
oder  Führer)  unbestimmt  (Art.  45),  und  jede  Uferregierung  befugt,  Männer, 
die  sie  nach  gehöriger  Prüfung  tüchtig  befunden,  durch  Patente  zur  Schiffahrt 
auf  dem  ganzen  schiffbaren  Lauf  des  Rheins  bis  in  das  Meer  und  aus  solchem, 
zu  berechtigen  (Art.  42  u.  43).  «So  fern  ihnen»,  heifst  es  in  dem  Art.  45,  «das 
Recht  eingeräumt  wird ,  auf  den  in  den  Rhein  sich  ergiessenden  Nebenströmen, 
als  dem  Neckar,  dem  Main,  der  Mosel  und  der  Maas,  ingleichen  auch  auf  der 
Scheide  die  Schiffahrt  auszuüben,  sind  gegenseitig  auch  die  dortigen  SchiffPatrone 
oder  Führer  auf  dem  Rhein  zuzulassen». 

c)  Wiener  Articles  sur  la  navigation  du  Neckar,  du  Mein,  de  la  Moselle  etc., 
art.  6;  u.  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  247. 

d)  Wiener  Articles  concernant  la  navigation  du  Rhin,  art.  18,  27,  3i  et  32.  —  Vor- 
schläge zu  dem  Inhalt  dieser  Schiffahrtordnung,  thut  Ockhart,  der  Rhein  u.  s.  w., 
S.  92,  225  —  238,  258  ff.  u.  278  ff.  u.  in  Ebendess.  geschieht!.  Darstellung, 
S.  299  ff.  u.  3  «8  ff.  J.  J.  Eichhoff  projet  du  rcglement  definitif  concernant  la 
navigation  du  Rhin  etc.  ä  Mayence  1820.  4. 

e)  Am  7.  Jan.  1818,  kam,  zufolge  des  3i.  der  wiener  Articles,  unter  den  zu  der 
mainzer  CentralCommission  Abgeordneten  der  fünf  Uferstaaten ,  Baden ,  Baiern, 
Frankreich,  Hessen  und  Nassau,    eine  «.Interimistische  Instruction  für  die  Rhein- 
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ri»,  in  5  VriiKtln  eu  Standet,  welcbe  aber  die  Genehmigung  sammtlicher 
Uferstaaton  nichl  erhielt.  Sie  steht  in  v.  Nau's  Beiträgen,  Bd.  I,  S.  io3  ff. 
VergV  sbtndas.  l>d.  l,  S.  1  IV.,  99  u,  i3-  IV.,  309  —  3-22,  369  —  393;  Bd.  II, 
S.  1  —  3a,  io5.  11a  ff,  2*79  n.  u.  283.  fiicHHÖFF's  angef.  Darstellung,  S.  146  ff.  — 
Sieben  Entwürfe  einer  solrhen  dfinitiren  Instruction  wurden,  vom  16.  Aug.  1816 
l>is  bu  Ende  des  Jahres  i!!r,  der  Commission  vorgelegt.  Im  J.  1823  beschlofs 
diese,  die  krbeifen  fUr  <lie  interimistiselie  Instruction  ruhen  zu  lassen,  und  ver- 
suchweise d.is  definitiv^  Reglement  zu  ])carbeiten,  mit  dem  Vorbehalt,  auf  jene 
Institution  /.urüeh  /.u   kommen ,  wenn   der  Yersurh   fehlschlagen  würde.  Man 

s.  \ .  Niw'fl  Beiträge,  Bd.  1,  S.  1  ff.;  Bd.  II,  S.  11/,  ff.  u.  122;  Bd.  III,  S.  i33~ 
:   Bd.  IN.  S.   112        »3'.    Eichhoff's  Darstellung,  S.  18  ff.  Op    den  Hooff 
.1.  a,  0.,  S        (F.    Im  J.  i8ai  tlieil'te  Preufsen  einen  Entwurf  zu  einem  defini- 
tiven Reglement  den  Höfen  der  RheinufcrStaaten  mit.    Op  den  Hooff  a.  a.  O., 

S.  5o  ff. ' 

f)  Ein    ron  Preufsen    und  Niederland  gemeinschaftlich  verfafster   «Entwurf  einer 
/      reihfimß  unter  den  Uferstaaten  des  Rheins,   und  einer  auf  die  Schiffahrt 
dieses  1  liisses  sii  li   beziehenden  Ordnung» ,  bestehend  aus  109  Artikeln  unter 
10  Titeln,  mit  Beilagen  A  bis  1),  ward  im  August  »829  zu  Mainz  der  Central- 
Commission  mügctheilt.    Am  3i.  Oct.  1829  gab  der  preufsischc  Bevollmächtigte 
denselben  als  Anlage  zu  dem  471-  (Separat- )  Protocoll  der  Commission.  Nach- 
dem, in  der  Sitzung  vom  3i.  Oetober  1829,  Baiern,  Baden,  GH.  Hessen  und 
Nassau",  und  am  u(.  April  1829  auch  Frankreich,  sich  zu  dessen  Annahme,  unter 
cin/,eln  vorgebrachten  Bedingungen,  bereit  erklärt  hatten,  ward  am  i3,  Oeto- 
ber i83o  von  der  Commission  beschlossen,  dafs  am  i5.  December  i83o  dieses 
Reglement  anerkannt,  unterzeichnet  und  dann  zur  Vollziehung  gebracht  werden 
sollte.    Dieses  geschah  nicht,  sondern  erst  am  3i.  März  i83i  wurde  die  Rhein- 
schilVahrt  Arle  errichtet,  wovon  unten  Note  g.    Abgedruckt  ist  jener  Entwurf  in 
der  Allgem.  Zeitung  v.  1.  u.  2.  Dec.  1829,  in  Beilagen.    Das  CommissionsProto- 
coll  v.  3i.  Oct.  1829  steht  in  der  Allgem.  preufs.  Staatszeitung  v.  17.  Nov.  1829, 
auch  in  der  frankf.  OPostamtZeitung  v.  20.  Nov.  1829,  u.  Nachträge  dazu  in 
den  Blättern  v.  3.,  9.,  i5.,  26.  u.  3i.  Dec.  1829. 

Unter  folgendem  Titel:  Rhein  Schiffahrt  Acte  oder  Uebereinkunft  unter  den  Ufer- 
staalen  des  Rheins  und  auf  die  Schiffahrt  dieses  Flusses  sich  beziehende  Ord- 
nung (geschlossen  von  Bevollmächtigten  der  Uferstaaten:  Baden,  Baiern,  Frank- 
reich, Grofsherzogthum  Hessen,  Nassau,  Preufsen,  Niederland).  Amtliehe  Aus- 
gabe, Mainz,  den  3i.  März  i83i.  86  Seiten  in  Fol.  Auch  teutsch  und  fran- 
zösisch, in  der  Gesetzsammlung  für  die  k.  preufs.  Staaten,  i83i,  Num.  10. 
S.  "3  ff.,  ferner  teutsch  in  dem  Badischen  Regierungsblatt  v.  1 83 1,  Num.  XII, 
S.  89.  Ein  Abdruck  der  angef.  Amtliehen  Ausgabe,  im  teutsehen  Text,  erschien 
unter  demselben  Titel,  herausgegeben  von  H.  Hermann,  GeneralSecretär  der 
RbeinschiffahrtCentralCommission.  Mainz,  bei  Müller,  i83i.  35  S.  in  8.  Ein 
anderer  Abdruck  ist  ersehienen  zu  Cöln  i83i.  4-  Desgleichen  in  Alex.  Müller's 
Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I,  S.  619  —  686,  und  in  G.  v.  Meyer's 
Staatsactenv'  Th.  II,  S.  40-  —  485,  auch  in  von  Martens  Recueil ,  Sup- 
lern.,  T-  XIII.  252  —  3i2.  Der  französische  Text  erschien  in  dem  pariser  Mo- 
niteur  umversel  du  3  Septembre  i833;  auch  besonders  abgedruckt  zu  Cöln  i83i, 
in  Fol.  auf  211/,  Bogen.  —  Zu  dieser  Uebereinkunft  gehört:  (Separat  )  Protocoll 
521  der  CentralRheinschiffahrtCommission  vom  16.  Juni  i83i  ,  errichtet  bei 
Auswechslung  der  Ratificationen  der  «Uebereinkunft»  etc.;  abgedruckt  in  dem 
angef.  Abdruck  der  Uebereinkunft  von  Hermann,  S.  80  —  85,  und  nach  solchem 
bei  v.  Meter  a.  a.  O.,  S-  469  —  4&4;  aucn>  nur  Weglassung  des  §.  1,  bei 
ftüixza  a.  a.  O.,  S.  681  —  685.    Danach  wurde  der  Anfang  der  Vollziehung 
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der  neuen  Ordnung  festgesetzt  auf  den  17.  Juli  i83i.  —  Eine  Supplementär A 'cte 
zu  der  RheinschiffahrtActe,  in  4  Artikeln,  ward  von  der  CentralRheinschiffahrt- 
Commission  zu  Mainz  errichtet  am  1.  Dec.  i834 ,  in  ihrem  Protocoll  von  i834, 
NovembrrSession,  Num.  XX,  gedruckt  auf  i%  Bogen  in  Fol.,  auch  in  dem 
Baier.  Regierungsblatt  v.  5.  Dec.  i835  und  in  dem  Badischen  v.  i836,  Num.  XII, 
8.  y5;  ihr  folgte  eine  zweite  folche  SupplementarActe,  in  5  Artikeln,  v.  1.  Au- 
gust 1837,  im  Bad.  Regierungsblatt  v.  i838,  Num.  XXXV,  S.  293.  —  Die  Rhein- 
schiffahrtActe vom  3i.  März  i83i  hat  unter  Anderem  festgesetzt:  1)  die  freie 
Beschiffung  des  Rheins  bis  in  die  See,  für  alle  Schiffe  der  Uferstaaten  ;  2)  die 
Aufhebung  der  Gilden  und  Rangfahrten,  so  wie  3)  der  Umschlagrechte  in  Cöln 
und  Mainz;  4)  die  Errichtung  von  Freihäfin,  für  Preussen  in  Cöln  und  Düssel- 
dorf, für  Nassau  in  Biebrich  nnd  Oberlahnstcin ,  für  das  GH.  Hessen  in  Mainz, 
für  Baden  in  Mannheim,  für  Frankreich  in  Strasburg,  —  mit  Vorbehalt  aller 
dieser  Regierungen  ,  die  Zahl  ihrer  Freihäfen  nach  Gutfinden  zu  vermehren 
(wonach  im  Juli  i83i  von  Preussen  die  Städte  Coblenz,  Wesel,  Duisburg  und 
Emmerich,  und  von  Baden  Schröckh  (Leopoldshafen)  undFreistett  zu  Freihäfen 
am  Rhein,  —  sodann  gleichzeitig  von  Baden  zum  Freihafen  am  Main,  Wertheim, 
und  im  März  i832,  am  Neckar,  Heidelberg,  desgleichen  im  November  i83i  von 
fVürtemberg-,  am  Neckar,  Cannstadt  und  Heilbronn,  zu  Freihäfen  erklärt  wur- 
den). —  Einige  Worte  über  die  Entstehung ,  den  Zweck  und  die  Wirkung  des 
am  3i.  März  i83i  abgeschlossenen  RheinschiffahrtVertrags  und  Reglements. 
Durch  einen  Niederländer.  Amsterdam  i835.  8.  Im  Interesse  Hollands  jür 
sein  SeegrenzRegal,  wider  das  Conversat.  Lexicon  und  dessen  neueste  Supple- 
mente, Art.  Rheinschiffahrt  und  Rheinhandel,  s.  Frankf.  O.P.A-Zeit.  v.  29.  u. 
3o.  April  i833,  Beilage.  Nau's  Rede  über  die  Wohlthätigkeit  der  Restimmungen 
in  dem  RheinschiffahrtReglement  von  i83i,  in  der  Frankf.  O.P. A.Zeit,  vom 
7.  April  i83i.  —  Loi  relative  ä  la  navigation  du  Rhin,  du  21  Avril  i832  ;  in  d. 
Moniteur  universel  du  27  Avril  i832,  Num.  118.  Handelt  in  2  Titeln:  des  juges 
et  de  la  procedure,  und  de  la  responsabilite  et  des  peines. 


§•   577.  (481.) 

Neutralität.    Aufhebung  des  mainzer  und  cölner  Stapelrechtes  und 
Umschlags.    Kran-,  Kai-  und  Magazingeld. 

13  In  dem  Fall  eines  Kriegs  zwischen  Uferstaaten,  soll  die  Erhebung 
der  Octroi,  oder  'RheinschifTahrt Abgaben  ungehindert  ihren  Fortgang  haben. 
Die  Schiffladungen  und  VerwaltungsBeamten ,  geniefsen  alle  Rechte  der 
Neutralität,  und  die  ßüreaux  und  Gassen  erhalten  Sauvegarden  «). 
II)  Das  durch  die  OctroiConvention  von  1804,  Art.  8,  aufgehobene  Sta- 
pelrecht (der  Städte  Cöln  und  Mainz,  diese  gezwungene  Feilbietung 
der  Waaren,  für  bestimmte  Zeit)  bleibt  aufgehoben  %  III)  Auch  findet 
der,  durch  die  genannte  OctroiConvention,  Art.  4  ti.  5,  noch  begründet 
gewesene,  gezwungene  Umschlag  (Umladung)  oder  ein  StationenRecht 
(§.  566)  der  Städte  Mainz  und  Cöln,  nicht  mehr  Statt,  so  dafs  die  Schif- 
fahrt auf  dem  Lauf  des  Rheins,  zu  Berg  und  zu  Thal,  frei  seyn  soll  von 
dem  Punct  an,  wo  er  schiffbar  wird,  bis  zu  seiner  Einmündung  in  das 
Meer,   ohne  dafs  man  irgendwo  verpflichtet  ist,   die  Ladung  aus  einem 
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Fahrzeug  In  ein  anderes  Fahrzeug  zn  bringen  <')•  IV)  Kran-,  Rai-  und 
Magaaingeld,  da  wo  Einrichtungen  dieser  Art  bestehen  oder  errichtet 
werden,  sollen  gleichförmig  durch  die  Schiffahrtordnung  bestimmt,  und 
dürfen  einseitig  nicht  erhShel  werden  '0- 

«)  Die  wiener  Articles  etc.  art  a6.   Der  angef.  Entwurf  etc.  von  1829,  Art.  108. 

I  1  Die  angef.  krticles,  art.  i<).  Oben  §.  66.  Vergl.  Ocrhart,  der  Rhein  u.  s.  w., 
S.  iq5  ft  H  Gt.  W.  Daniel's  über  das  Stapelrecht  au  Cöln  u.  Mainz.  Cöln 
1804.  8«  Memoire  sur  le  droit  de  reläche  appartenant  aux  villes  de  Cologne 
et  Mayence  publik  de  la  pari  de  La  chambre  de  Cologne  en  1804.  Par  Daniels. 

tdii..  avec  une  pr^face.  ä  Cologne  1812.  8.  —  Ucber  die  Schwierigkeiten, 
welche  sich  der  wirklichen  Aufhebung  dieses  Stapclrechtes  schon  vor  Errich- 
tung des  DefinitivReglements ,  zeither  entgegen  setzten,  s.  man  v.  Nau's  angef. 
Beiträge,  Bd,  I,  S.  67  ff.,  100  ff.,  229,  34),  369,  385 ^  Bd.  II,  S.  1  —  3?.  n5  ff. 
\  orrede  bu  dem  2.  Heft,  u.  S.  102  ff.,  127  ff.,  182  —  193,  217  ff.  271  ff.  Eich- 
■orv's  Darstellung,  S.  i5  ff.  u.  21.  Nassauisohe,  preufs.  u.  gh.  hessische  Erklä- 
rungen, v.  28.  Jim.  ,  26.  Aug.  u.  2.  Sept.  i8u),  1.  dict.  gedruckt  in  d.  Protoc« 
der  B.V.  v.  1819.  S.  44 ^4^  u»  563.  Nassau  schätzte  daselbst  den  jährlichen 
directen  Ertrag  des  Umschlags  ,  damals  für  Cöln  auf  400,000  Francs,  für  Mainz 
auf  etwa  weniger  als  Y3  dieser  Summe,  die  aber  nach  aufgehobenem  Umschlag 
keineswegs  ganz  hinwegfallcn. —  Nach  der  oben  (§.  576,  g)  angef.  Rheinschiffahrt- 
Ordnung  von  i83i,  Art.  43  u.  3,  darf  ein  gehörig  patentisirter  RheinSchiffpatron 
oder  Führer  «nirgendwo  gezwungen  werden,  wider  seinen  Willen  zu  löschen 
oder  umzuladen  ,  oder  seine  Ladung  an  Bord  eines  andern  Schiffes  zu  bringen. 
Daher  sind  alle  Rechte,  Privilegien  und  Gebräuche,  die  mit  dieser  Bestimmung 
direct  oder  indirect  in  Widerspruch  stehen  ein  für  allemal  aufgehoben». 

r.  )  Wiener  Articles  etc.,  art.  19.  Vergl.  §.  Zji3.  Klüber's  Staatsr.  des  Rheinb., 
§.  146  u.  143.  Ebendess.  angef.  Acten  etc.,  Bd.  L  Heft  3,  S.  1  ff;  Bd. III,  S.  33 1 
ff.  343  ff.  366  ff.  Ocrhart's  geschichtliche  Darstellung,  S.  284  f.  u.  379  f.  Allge- 
geineine  RcalEncyclopädie  oder  ConversationsLexicon,  voc.  Stationenrecht. —  Von 
den  Verhandlungen  der  CentralCommission  über  die  bis  jetzt  noch  nicht  erfolgte 
Aufhebung  des  gezwungeneu  Umschlags,  die  Preussen  erst  bei  Einführung  eines 
definitiven  Reglements  zugeben  will,  s.  man  v.  Nau's  Beiträge,  Bd.  II,  S-  1  —  53, 
100,  182  —  294  u.  2i7 —  243.  Op  den  Hooff  a.  a.  O.,  S.  4°  ff.  4^  f-  —  Nach 
der  angef.  RheinschifFahrtOrdnung  von  i83i,  sollen  Stapelrecht  und  Umschlag 
für  immer  aufgehoben  seyn.  Man  vergl.  oben  Note  b.  —  Der  Octroi Vertrag  v. 
1804,  Art.  10  —  12,  bestätigte  die  Franhjurter  Mefs-  u.  a.  Freiheiten  in  Ansehung 
der  Rheinschiffahrt. —  Den  strasburger  Schiffern  gebührte  schon  früher,  vermöge 
des  mainzer  DefinitivVertrags  von  1751  ,  freie  Fahrt  nach  Frankfurt,  in  den 
beiden  Messen  (6  Wochen  lang)  und  im  Monat  Jänner.  Ocrhart,  der  Rhein 
u.  s.  w.,  S.  110  ff.  —  Auch  Düsseldorf  und  etliche  andere  Orte,  waren  früher 
schon  frei  von  dem  mainzer  und  cölner  Umladerecht.  —  Für  Festsetzung  eines 
Stationenrechtes  (doch  ohne  Stapelrecht)  für  die  Städte  Strasburg,  Mainz  und 
Cöln,  streitet  Ocrhart,  der  Rhein  u.  s.  w.  (oben  §.  576,  Note  d). 

d)  Die  angef.  Articles  etc.,  art.  20.  —  Von  den  Kran-,  Wag-  u.  Werft  geh  Uhren 
zu  Mainz  u.  Cöln,  v.  Nau's  angef.  Beiträge ,  Bd.  I,  S.  526  ff;  Bd,  II,  S.  296  ff. — 
Festsetzung  der  Bohlwerh-,  Kran-,  Wag-  und  Magazingebühren,  in  dem  (§.  576,  f) 
angef.  Entwurf  e.  Schiffahrtordnung  v.  1829,  Art.  69. 
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§.    578.  (482  \) 

Jahrrenten  auf  dem  Rheinschiff ahrtOctroi. 

I)  Der  ReichsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3,  hatte  hypothekarisch 
auf  den  reinen  Rest  der  te titschen  Hälfte  des  Ueberschusses  in  dein  Er- 
trag des  teutsch- französischen  RheinschiffahrtOctroi ,  auf  der  Strecke  von 
Kehl  und  Strasburg  bis  an  die  holländische  Grenze  vom  J.  i8o3  (§.  569), 
ausser  einer  dem  Kurfürsten  Reichserzkanzler  zu  Ergänzung  seiner  Ausstat- 
tung vorzugweise  bestimmten  jährlichen  Rente  von  35o,ooo  Gulden  (unten 
§♦  579,  g),  verschiedenen  teutschen  Fürsten  und  Grafen  Anweisung  gege- 
ben zu  immerwährenden  Jahrrenten;  theils  unbedingt  oder  principa- 
liter«),  hier  direct  benannt,  zusammen  90,000  Gulden  rheinisch,  theils 
bedingungsweise  oder  subsidiarisch,  das  heifst,  für  den  Fall,  wenn 
nach  Bezahlung  der  unbedingten  oder  so  genannten  directen  Renten,  für 
diese  ein  hinreichender  Ueberschufs  sich  ergebe  zusammen  71,500  Gul- 
den; alle  diese  Renten,  zahlbar  am  1.  Dec.  jeden  Jahres  im  24  Guldenfufs, 
in  laufenden  harten  Silbersorten;  jederzeit  ablösbar  gegen  ein  Capital  zu 
21/,  Procent,  oder  mittelst  jeder  andern  Uebereinlumft  der  Interessenten  c). 
II)  Die  rheinische  BundesActe  (Art.  1)  änderte  nichts  an  diesem  Renten- 
verhältnifs;  wohl  aber  der  Fürst  Primas  im  J.  1810,  durch  einen  mit  Na- 
poleon geschlossenen  Vertrag  (§.  570},  worin  er  auf  seine  OctroiRente 
verzichtete,  hingegen  die  Entrichtung  der  übrigen  Renten  auf  seine  ha- 
nauischen und  fuldaischen  Cassen  übernahm. 

a)  Reichsdeput.  Hauptschi.,  §.  89  u.  25;  dann  §.  9,  14,  17,  19  ü.  20.  Ueberliaupt 
s.  man  hievon  ,  ausser  oben  §.  233,  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  1,  S.  519  IT. 

b)  Ebendas.  §.  7  u.  27.  Klüber's  Acten  etc.,  Bd.  VI,  S.  387  ff.  Bis  zu  dem  Bezug 
dieser  Art  von  Renten ,  ward  jedem  dazu  Berechtigten  einstweilen  ein  anderer 
Zahlungspflichtiger  in  dem  R.  D.  Hauptschlufs  angewiesen.  —  Die  subsidiarische 
Rente  von  HessenRothenburg,  von  22,000  Fl.,  hat  jetzt  Prenfsen  ex  pacto  zu 
beziehen.  Jene  von  WittgensteinBerlcburg,  v.  i5,oooFl.,  hat  Preufsen  (vorhin,  ver- 
möge d.  R.  Dcp.  Hauptschl.  §.  7  u.  23,  HessenDarmstadt)  im  J.  i8i5  einstweilen  auf 
das  Herzogthum  Westphalen  übernehmen  müssen;  sie  ist  aber  nun  der  preuss. 
Regierung,  welche  den  gleichen  Betrag  an  WittgensteinBcrleburg  entrichtet,  fort- 
während aus  dem  OctroiErtrag  zu  entrichten,  seit  dieser  dazu  hinreicht.  Von 
den  drei  übrigen  subsidiarischen  Renten  gebühren,  nach  Verträgen  von  i8o5: 
der  Freien  Stadt  Frankfurt  jetzt  von  jeder  derselben  5/6,  nämlich  23,332  Fl. 
20  Kr.  von  der  SalmDyckischen,  3ooo  Fl.  von  der  Stadion  Wartha  usischen,  und 
2000  Fl.  von  derStadionThannhausischen,  zusammen  jährlich  28,332  Fl.  20  Kr.;  da- 
gegen bleibt  yo  jedem  dieser  3  Rentenberechtigten,  nämlich,  S.  Dyck  4,666  Fl. 
4o  Kr.;  StadionWarth.  600  FL;  StadionThannh.  /(oo  Fl.  Klüber's  Staatsarchiv, 
Bd.  I,  S.  556. 

c)  R.  Dep.  Hauptschi.,  3o.  —  Die  angef.  wiener  Articles  etc.,  art.  28  n.  6,  ver- 
ordnen halbjährige  Zahlung.  So  auch  der  (im  folg.  §.  angef.)  wiener  Rechts- 
spruch v.  26.  März  181 6* 
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§.  579.  (482  h.) 

Fortsetzung, 

III)  Der  wiener  Congrefs  setzte  fest  «),  dafs,  mit  stillschweigender 
Ausnahme  der  nun  erloschenen  (§.  578,  II)  erzkanzlerischen  oder  prima- 
tischen Rente,  jene  Renten)  welche  durch  den  ReichsdeputationsHaupt- 
schlufs  fon  1  * W>  i ,  §§.  9,  1 4 ?  17 ,  19  u.  20,  auf  die  tentsche  Hälfte  des 
Deberschusses  in  dem  reinen  Ertrag  des  RheinOctroi  direct  (unbedingt) 
angewiesen  wurden,  fernerhin  bestehen  sollten.  Demnach  liege  1)  den 
ftteutschen  Uferherrschaften »  deren  Bezahlung,  und  zwar  halbjäh- 
rig, obj  mit  Vorbehalt  der  Einlösung  zu  2V2  Procent,  oder  nach  an- 
derer (Übereinkunft.  Doch  sollten  2)  von  dieser  Zahlungspflicht  ausge- 
nommen seyn,  diejenigen  Falle,  wo  dem  Recht,  jene  directen  Renten  zu 
fordern,  besondere  und  gesetzmäßige  Einreden  entgegenstehen.  3)  Die 
Entscheidung  über  diese  Einreden,  sodann  L\)  über  den  Grundsatz, 
ob  die  jetzigen  Uferherrschaften  zu  Bezahlung  der  in  dem  R.  Dep.  Haupt- 
schlufs,  §§.9,  14 1  17'j  '9  20 1  angewiesenen  (directen)  Renten  ver- 
pflichtet seyen,  so  wie  über  dessen  Anwendung  auf  die  einzelnen  Rück- 
stände von  directen  Renten,  aus  der  Zeit  vor  dem  1.  Jänner  1814»  ward 
von  einer  hiezu  in  Wien  niedergesetzten  schiedsrichterlichen  Spruch- 
Commission  ertheilt  5)  Diese  Entscheidung  ist  bejahend,  für  den 
Grundsatz  sowohl,  als  auch,  im  Allgemeinen,  für  die  Rückstände; 
für  den  Grundsatz  jedoch  nur  in  Ansehung  der  in  den  §§.  17  u-  19  des 
R.  Dep.  Hauptschlusses,  desgleichen  der  in  dem  §.  20  für  LeiningenGün- 
tersblum  und  Heidesheim  (jetzt  Billigheim  und  Neudenau)  und  Leiningen  - 
Westerburg  jüngerer  Linie  angewiesenen  directen  Renten,  im  Gesammtbe- 
trag  65,ooo  Gulden,  also  mit  Ausschlufs  der  drei  directen  Renten,  welche, 
§§.  9,  14  u.  20,  den  Häusern  MecklenburgSchwerin,  LöwensteinWertheim 
und  Leiningen  Westerburg  älterer  Linie  (zusammen  25,ooo  11.)  bewilligt 
waren.  6)  Den  zur  Zahlung  verpflichteten  Uferherrschaften  ward  die  Wahl 
gelassen,  ob  sie  die  für  fortdauernd  erkannten  Rückstände  von  directen 
Renten,  in  zehn  Jahrterminen  bezahlen,  oder  den  Betrag  derselben, 
nach  Analogie  des  R*  Dep.  Hauptschlusses  von  i8o3  (§.578),  in  2V2  pro- 
centige  Jahrrenten  verwandeln,  und  diese  als  immerwährende  Addi- 
tionalR enten  mit  den  laufenden  directen  Hauptrenten  zugleich  abführen 
wollten.  Die  Uferherrschaften  wählten  das  Letzte.  Als  Surrogat  der  Rück- 
stände, setzten  sie  für  jeden  Berechtigten  eine  immerwährende  jähr- 
liche directe  Additional-  oder  Zusatzrente  fest;  für  alle  im  Ge- 
sammtbetrag  von  17,622  Gulden  55  Kreuzer  e).  7)  Präcludirt  wurden 
alle,  die  der  directen  Renten  halber  etwa  Forderungen  zu  haben  vermeinen 
mochten,  solche  aber  bei  der  Commission  nicht  angebracht  haben.  IV)  We- 
gen der  subsidiarischen  Renten,  im  Gesammtbetrag  von  71,500 
Gulden,  und,  gleich  den  directen,  hypothekarisch  (§.  578)  auf  den  Rhein- 
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schiffahrtOctroi  versichert,  setzte  die  teutsche  BundesActe  d)  fest,  dafs 
die  Fortdauer  derselben,  so  wie  jene  der  directen,  von  dem  Bund  ga- 
rantirt  werde;  der  Rückstände  ward  hiebei  ausdrücklich  nicht  gedacht. 
V)  Für  alle  auf  den  Ertrag  des  RheinOctroi  radicirten  Renten,  verhy- 
pothecirte  der  ReichsdeputationsHauptschlufs ,  den  reinen  OctroiErtrag 
nur  der  rechten  Rheinseite,  auf  der  oben  (§.  569)  angegebenen  Strecke. 
Der  wiener  Congrefs  Qart.  28)  hingegen  erklärte  überhaupt  die  teut- 
schen  Uferherrschaften  («les  gouvernemens  allemands,  co-possesseurs 
de  la  rive  du  Rhin»)  für  zahlungspflichtig,  ohne  Beschränkung  auf 
die  rechte  Rheinseite.  Das  Urtheil  der  wiener  SpruchCommission  erklärte, 
insbesondere  in  Ansehung  der  darin  für  fortdauernd  erklärten  directen  Ren- 
ten, und  der  davon  geforderten  Rückstände,  «die  am  Rheinufer  Lä'n- 
«der  besitzenden,  am  Rheinschiff ahrtOctroi  Theil  nehmen- 
de den  teutschen  Hofe»,  für  zahlungspflichtig,  aus  dem  Er- 
trag des  Octroi,  mit  der  darauf  gesetzlich  ruhenden  Hypothekar- 
Last  e).  VI)  Der  jetzige  jährliche  Gesammtbetrag  aller  auf  den  Er- 
trag des  RheinOctroi  hypothekarisch  noch  radicirten  Renten,  im  24GUI- 
denfufs,  ist  i54>i22  Gulden,  nämlich:  directe  oder  unbedingte  Hauptren- 
ten, jetzt  noch  65,ooo  Gulden;  directe  AdditionalRenten 17,622  Fl. 
55  Kr.;  subsidiarische  Renten  71,500  Fl.  VII)  Der  wiener  Congrefs  machte 
der  mainzer  RheinschiffahrtCentralCommission  zur  Pflicht,  die  Zahlung 
der  gesammten  OctroiRenten  an  die  Renteberechtigten  so  günstig  wie  mög- 
lich für  diese,  unter  die  sämmtlichen  jetzt  zahlungspflichtigen  Rheinufer- 
Staaten  ein-  für  allemal  zu  vertheilen  g).  VIII)  Den  Vorzug  vor  der 
Rentenzahlung,  geben  die  wiener  Congrefs  Artikel  den  Kosten  für  Unter- 
haltung der  Schiffahrt  (§.  575,  V). 

a)  Die  angef.  wiener  Articles  etc.,  art.  28.    Klübers  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  270., 

—  In  diesen  Articles  werden  die  §§.  25  u.  3a  des  R.  Dep.  Hauptfichlusses,  worin 
der  erzkanzlerischen  Rente  gedacht  ist,  unerwähnt  gelassen,  weil  diese  Rente 
erloschen  war. 

b)  Rechtspruch  vom  26.  März  1816;  in  Klübeb's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  545  ff, 
in  Martens  recueil,  Supplem.  VIII.  225,  und  in  v.  Meyer's  Staatsacten,  Th.I,  S.  258. 

—  Die  wiener  Articles  (art.  28,  §.  5)  überlassen  für  den  Fall,  wenn  die  wiener 
SpruchCommission  die  Uferherrschaften  zu  Bezahlung  der  Rückstände  für  schuldig 
erklären  würde,  der  mainzer  CentralCommission  die  Entscheidung,  ob  und  wie  weit 
Frankreich,  das  seit  1810  den  Octroi  auf  der  rechten  Rheinseite  genossen  hat(§.  £770), 
dazu  beizutragen  habe.    Die  CentralCommission  hat  Frankreich  frei  gesprochen. 

c)  Die  angef.  wiener  Articles  etc.,  art.  28,  n°  5,  Klüber1s  Staatsarchiv,  Bd.  I.  S.  523 
u.  547  ff.  —  Alle  Rentenzahlungen  sollen  halbjährig  erfolgen.  Ebendas.  S.  549. 
Articles  etc.,  art  28,  n°  6.  —  Bei  der  mainzer  CentralSchiffahrtCommission  war 
man  darin  einverstanden,  dafs  die  AdditionalRenten  v.  1.  März  1816  an  zu  ent- 
richten seyen. 

d)  BundesActe,  Art.  i5.  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  525.  Vergl.  oben  §.  333, 
u.  v.  Nau's  Beiträge,  Bd.  II,  S.  i2Ö.  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  III, 
S.  16S. 

65  * 


86« 


II.  Theü;  XXII.  Cäp. 


|  Man  >.  den  ingef.  Bechtsjiruck,  a.  a.  O.,  S,  S47  u.  5/,H,  vcrgl.  mit  S.  544.  Die 
1.  wiener  Lrticlea  etc.,  trt  38,  §.  1.   R.  1).  Hau|)tschl.  v.  i8o3,  §.  3q. 

1  Verseicbnifs  aller  OctroiRenten,  in  Hihu\>n\s  angef.  •Sammlung,  S.  14?.  f.  u.  56o. 
\  hu  dem  \iisprm  h  der  Freien  Stadt  Prankfurt  auf  subsidiarische  Renten, 
p  angef.  Staatsarchiv,  BÖ.  1,  S.5a5  f.  U.  55iir.  und  die  angef.  Acten,  Bd.  VI, 

>.  Dp 

Wiener  krticles  etc.,  art.  28,  §.  6.    Es  soll  nämlich  die  mainzer  CentralCommis- 
die  feslsel/.en,    und  /.war  möglichst  günstig   für   die  Rente- 

echtigten.    Die  eahlungspflichtigen  Regierungen  sollen  da/u  nach  demselben 
Verhältnifs    beitragen,    in    welchem   sie   an   der  OctroiEinnahme  Theil  haben 
(  .  &75).    Dieses  Verhältnifs  soll  dir  CentralCommission  ein-  für  allemal  Fest- 
et BH,  und  bkbei  als  Gründlage  nehmen  den  einjährigen  Durehschnittertrag  aus 
der  Einnahme  der  verschiedenen  Erhebungsämter  in  den  ersten  sechs  Jahren 
nach  Einführung  »Km-  OctroiConvention  von  1804.  —  In  Ansehung  der  laufenden 
directen  /idditionalRenten ,  erfolgte  endlich  die  Festsetzung  der  Quoten,  welche 
jeder  der  fünf  Eahlungspflichtigen  Uferstaaten  (Raden,  Raiern,  Hessen,  Nassau, 
Preufsegl)  vom  1.   März  1816  au  halbjährig,  aus  bestimmten  Gassen  (zu  Mann- 
heim. Speier,  Main/,,  Cau  b  —  die  preufsische  ward  noch  nicht  bestimmt),  und 
/w  ir  unmittelbar  an  jeden  Renteberechtigten  entrichten  soll,  durch  Reschlufs 
der  CentralCommission  vom  3i.  Juli  i83o,  in  ihrem  65.  SeparatProtocoll,  die 
luf  dem  RheinOctroi  haftenden  Renten  betreffend.     «So  günstig  wie  möglich» 
lur  die  Berechtigten  ist  diese  Vertheflungsart  nicht  ausgefallen.    So  haben  z.  R. 
die  Erben  der  geh.  Räthe  v.  Feder  und  Stephani  halbjährig  zu  empfangen,  zu 
Mannheim  2  FL  28/2  Rr.,  zu  Speier  1  Fl.  58^2  Rr.  u.  s.  w.  Ris  zu  dieser  Vertheilung, 
wurden  die  AdditionalRenten  nur  unvollständig  (ungefähr  80  Procent)  bezahlt. 
Darüber  haben  LeiningenWesterburg  jüngerer  Linie  und  die  Vormundschaft  der 
Prinzessin  Caroline  von  IsenburgRirstein,  seit  i83o  vermählter  Gräfin  RuolSchauen- 
3tein,  als  3» ut/.niesserin  der  gräfl.  Parksteinischen  Rente,  im  J.  1824  bei  der  R.  V. 
Beschwerde  geführt.    Protoc.  d.  R.  V-,  Bd.  XVII,  S.  n,  39  u,  07.  —  Die  seit 
dem  1.  Jänner  1814  laufenden  directen  Hauptrenten,  wurden  seither  vollständig 
bezahlt;    aber  die  Vertheilung  derselben   unter  die   zahlungspflichtigen  IJfer- 
staaten,   von  der  CentralCommission,  erfolgte  erst  in  einem  SeparatProtocoll 
derselben  vom  27.  Febr.  1828,  in  Folge  eines  Beschlusses  der  B.  V.  v.  27.  Juli 
jv-.  —  Die  Zahlung  der  subsidiarischen  Renten  ist  noch  nicht  im  Gang.  We- 
nigstens vom   1.  Juni  i8i5  an  (wo  die  Theilung  der  Rheinschiffahr tEinkiinfte 
anfangen  soll)  sind  sie  von  den  teutschen  Ufersherrschaften  zu  berichtigen.  Ein 
Beschluss  der  CentralCommission  hierüber,  wird  noch  erwartet.  Denkschrift, 
die  Ansprüche  der  freien  Stadt  Frankfurt  auf  eine  subsidiarische  RheinoctroiRente 
(betr.)  Frankfurt  i836,  4-  —  Von  der  Competenz  der  Bundesversamm- 
lung bei  Streitigkeiten  und  Beschwerden  über  die  Zahlung  dieser  Renten ,  s. 
oben  §.  5-i  u.  563.   —  Die  IntestatErben  des  vormaligen  Rurfürsten  Reicliserz- 
kanzlers,  muhherigen  Fürsten  Primas  u.  GrofsherzOgs  von  Frankfurt,  forder- 
ten die  Rüchstände,  zusammen  666,492  Fl.  45%  ^r->  von  der  durch  den  R.  D. 
Hauptscbluss  v.  i8o3  ihm  auf  den  Octroi  angewiesenen  Jahrrente  von  35o,ooo 
Fl.     \.  J78),  wurden  aber  von  der  B.  V.  abgewiesen,  durch  Beschlüsse  v.  14. 
Febr.  u.  7,  März  i833. 

§.   580.  (483.) 
Pensionen. 


I  Mit  Aufhebung  der  Art  73  bis  78  der  OctroiConvention  von  1804, 
Rh  die  Zukunft,  ist  die  Sorge  für  Ruhegehalte  der  Oc troißea mten, 


Schiffahrt  und  Handelsverkehr  etc. 


869 


und  für  Unterstützung  ihrer  Witwen  und  Waisen,  jedem  Uferstaat 
insbesondere  überlassen.  Die  CentralCorninission  wird  sich  angelegen  seyn 
lassen,  theils  die  Auseinandersetzung  mit  Frankreich,  wegen  Herausgabe 
des  in  Gemäfsheit  des  j3.  Art.  der  OctroiConvention  gesammelten  Pensions- 
Fonds,  theils  die  vertragmäsige  Anwendung  desselben  zu  bewirken.  Die 
vorigen  OctroiBeamten,  welche  bei  der  neuen  Einrichtung  nicht  wieder 
angestellt  werden,  oder  aus  gültigen  Ursachen  keine  Anstellung  annehmen, 
sollen  nach  dem  59. Paragraphen  des  ReichsdeputationsHauptschlusses  von  i8o3 
pensionirt  und  behandelt  werden  «).  II)  Auch  die  Fortzahlung  der  Pen- 
sionen, sowohl  an  ehemalige  Angestellte  bei  den  durch  den  R.  Deput.  Haupt- 
schlufs  von  i8o3  aufgehobenen  Rheinzollen,  als  auch  an  diejenigen, 
welchen  solche  seit  Einführung  des  RheinschiffahrtOctroi  rechtmäßig  be- 
willigt worden  sind,  ist  festgesetzt 

«)  Wiener  Artides  etc.,  art.  29. 

b~)  Ebendas. ,  art.  3o.  Vergl.  v.  Nau's  Beiträge,  Bd.  II,  S.  124  ff.  —  Im  J.  1822 
ward  die  gesammte  PensionsLast,  von  Num.  I  u.  II,  angegeben  auf  72,000  Gul- 
den, wahrscheinlich  für  beide  Rheinseiten. —  Am  Ende  des  Jahrs  i83o  betrugen 
sämmtliche  Pensionen  noch  61,961  Francs  70  Cent.  (28,754  Gulden  6V2  Kr.),  näm- 
lich: alte  Pensionen,  wozu  Frankreich  nicht  beiträgt,  137,611  Fr.  21  C. ;  neue 
Pensionen  13,289  Fr.;  Pensionen  der  Beamten  von  Germersheim  8,614  Fr.  49  C. ; 
WitwenPensionen  2,447  Fr.  Preussen  bezahlt  jetzt  die  RheinschiffalirtPensio- 
nen,  welche  preussischen  Unterthanen  gebühren,  vollständig.  —  Vormalige 
RheinZollbeamte  führten,  namentlich  seit  1817,  Beschwerde  bei  der  Bundesver- 
sammlung ,  wegen  Vorenthaltung  ihrer  Pensionen.  Ein  Streit  über  die  Frage, 
wer  diese  Pensionen  zu  bezahlen  habe  ,  ward  entschieden  wider  Nassau,  durch 
ein  am  12.  März  i832  eröffnetes  AusträgalGerichtsurtheil ,  oben  §.  176  e.  Man 
s.  die  Verhandl.  hierüber  bei  der  B.  V.,  nebst  dem  Austrägalgerichtsürtheil,  in 
v.  Leonhardi's  Austrägalverfahren  des  B.Bundes.  (Frankf.  i838.  8.)  S.  690  —  627. 
—  Das  Pensionswesen  ward  endlich  im  Juli  i833  geordnet,  durch  die  CentralRheiu- 
sehiffahrtCommission  zu  Mainz.  —  Verzeichnisse  von  pensionirten  Rheinschif- 
fahrt Beamten,  RheinzollBeamten,  und  Witwen  von  solchen,  in  Hermann 's  Adrefs 
Handb.  der  Rheinschiffahrt Verwaltung  für  1828,  S.  6  —  8. 

§♦  58  !♦  (484.) 

Vorschriften  für  die  Schiffahrt  auf  dem  Neckar  und  Main,  auf 
der  Mosel,  Maas,  und  Scheide. 

I)  Dieselbe  Freiheit  der  Schiffahrt,  wie  sie  für  den  Rhein  festgesetzt 
ist,  soll,  nach  den  Bestimmungen  des  wiener  Congresses,  auch  auf  dem 
Neckar,  auf  dem  Main,  auf  der  Mosel,  Maas,  und  Scheide  Statt 
finden,  von  dem  Pnnct  an,  wo  jeder  dieser  Flüsse  schiffbar  wird,  bis  zu 
seiner  Einmündung  «)♦  II)  Was  ausserdem  noch  in  Ansehung  der  Scheide 
festzusetzen  seyn  möchte,  soll  definitiv  zwischen  Frankreich  und  den  Nie- 
derlanden so  bestimmt  werden,  wie  es  für  Schiffahrt  und  Handlung  am 
günstigsten  ist,  und  mit  der  für  den  Rhein  eingeführten  Ordnung  am  mei- 
sten übereinstimmt*).     III)  Stapel  recht  und  gezwungener  Umschlag 
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auf  dem  Neckar  und  Main,  sind  aufgehoben;  jedem  qualificirten  Schiffer 
itehl  die  Freiheit  der  Schiffahrt  überall  auf  diesen  Flüssen  auf  dieselbe  Art 
wie  sie  auf  dem  Rhein  eingeführt  ist  c), 

Wiener  krtieles  sur  la  navigation  du  Neckar,  du  Mein,  de  la  Moselle,  de  la 
v  el  di>  fEscaut,  art.  i;  in  Klübbr's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  245. 
Vergl.  eben  das.  S.  a33.  —  \  on  der  Main-  und  IVecftarschiffährt,  s.  Zeller  a. 
r  .  "  a,  o.  (.  m  m's  Bemerkungen,  S.  /,3  —  48,  126  fT.,  157  u.  172  f.  —  Von 
rhiffahrt,  s.  Ochhart,  der  Rhein  u.  s.  w.,  S.  i36  —  i/|5.  Baier.  Vcr- 
ordn.  v.  i3.  Mär«  1818,  §.  5  u,  1',  ;  in  d.  baier.  Reg.  Blatt,  1818,  Num.  3.  Con- 
vcrsationsLexicon,  Neue  Folge,  Bd.  II  (1825).  voc.  Mainschiffahrt.  —  Von  der 
biffahrt,  s.  Ocrhart  S.  119  u.  122  ff.  Convcrs.  Lexic.  a.  a.  O. 
voc,  Necharschiffahrt,  Diu*  im  .).  1808  eingeführte  gezwungene  Umschlag'  auf 
dem  Neckar  bei  Mannheim,  bat  aufgehört,  vom  1.  April  1827  an.  Ba- 
dische  Verordnung  vom  i5.  Febr.  1827,  in  dem  Regier.  Bl.,  1827,  Num.  VII. 
hich  in  Bkrma.nn'8  AdrefsHandb.  für  die  Rheinschiff.  Verwaltung  für  1828, 
S ■  v.  I  S  ward  aber  Beschwerde  geführt,  dafs  durch  eine  badische  Verordnung 
v.  3.  Juli  1829,  solcher  factisch  wieder  hergestellt,  auch  die  Erhebung  eines 
TransitoZolles  auf  dem  Neckar  und  Main  eingeführt  sey.  Man  s.  einen  Aufsatz 
in  der  Allgera.  Zeitung  v.  17.  Oct.  1829,  Beil.  290.  Dawider  einen  GegenAufsatz, 
ebendas.  in  d.  Blatt  v.  3o.  Oct.  1829,  Beil.  2o3.  —  Durch  einen  Beschlufs  der 
Bundesversammlung  v.  3i.  Juli  1828  wurden  die  betheiligten  Regierungen  einge- 
laden, zu  Vollziehung  der  die  Regulirung  der  Mainschiffahrt  betreffenden  Be- 
stimmungen der  wiener  CongrcfsActe ,  die  Verhandlungen  alsbald  zu  beginnen, 
und  von  der  Erfüllung  dieser  Aufforderung,  so  wie  demnächst  von  der  getrof- 
fenen [Übereinkunft ,  der  Bundesversammlung  Renntnifs  zu  geben».  Lübecki- 
scher  Staatskalender  auf  1829,  S.  83.  Hierauf  constituirte  sich  am  5.  Juni  1829 
EU  "Hain/,  eine  CentralComtnission  für  die  Mainschiffahrt,  bestehend  aus  Bevoll- 
fn  acht  igten  von  Baiern,  Rurhessen,  GH.  Hessen,  Frankfurt  und  Nassau,  deren 
Verhandlungen  aber  verschoben  wurden.  Später  wurden  zwischen  den  bctheiligten 
Staaten  unmittelbar  Verhandlungen  angeknüpft,  die  indessen  auch  noch  nicht  zum 
Ziel  geführt  Laben ;  doch  kam  zwischen  Würtemberg,  Baden  und  Grofsherz.  Hessen 
am  J)0.  Juli  und  i5.  Aug.  i835  eine  Uebereinkunft  zu  Stande,  wegen  einer  ab- 
zuschliefsenden  Neckar -schiß "ahrtsConvention  \  Bad.  Regierungsbl.  v  i835,  Num. 
WM  II,  S.  225.  —  Depouhon,  die  Scheideschiffahrt,  in  ihren  Beziehungen  auf 
die  Handelsinteressen  Europa's.  Brüssel  i832.  La  navigation  de  TEscaut.  An- 
ders i832.  8.  Die  Scheldcschiffahrt;  in  der  Allgem.  Zeit.  v.  27.  Januar  i833. 
Leber  das  Interesse  Teutschlands,  sich  eine  von  Holland  unabhängige  Verbin- 
dung mit  dem  Meer  durch  die  Scheide  zu  erhalten;  in  der  Allgem.  Zeit,  vom 
().  Dec.  i832,  ausserord.  Beil.  5oo  u.  5oi.  Antwerpens  Verhältnifs  zu  der  freien 
RheinschifTahrt ;  ein  interessanter  Artikel,  in  holländischem  Interesse,  aus  dem 
Journal  «Nord  Star»;  in  der  Frankf.  O.  P.  A.  Zeitung  v.  22.  März  i83i,  vergl. 
mit  d.  Zeitungsartikel  aus  Mainz,  ebendas.  v.  26.  März  i83i.  Reil.  85.  Protocoll 
der  maiazer  RheinschifiahrlCommission  v.  3o.  Juli  i832,  wodurch  Baden  und 
Hessen  ,^cgcn  Holland  erklären,  dafs  sie  keineswegs  verzichten  auf  den  Gebrauch 
einer  unmittelbaren  Communication  zwischen  den  Gewässern  des  Rheins  und 
der  Scheide,  nebst  den  Abstimmungen  aller  übrigen  Commissäre.  Abgedruckt 
im  Journal  de  Francfort  du  3o  aoüt  i832,  u.  in  der  O.  P.  A.  Zeit.  v.  3i.  Au- 
gust 10^2.  Zusatz  in  der  O.  P.  A.  Zeit.  v.  i3.  Sept.  i832;  sodann  in  der  Allgem. 
Zeit.  v.  20.  u.  27.  Aug.  i832. 

b  )  Die  angef.  Articles.  etc.,  art.  7.  —  Von  dem  Hafen  von  Antwerpen,  s.  RLrEFn'* 
angef.  Arten  etc.  ^  Bd.  III,  S.  248  ff.  u.  ^62  ff, 
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e)  Die  angef.  Articles  etc.,  art.  2.  Vergl.  oben  §.  576,  u.  EichhofVs  angef.  Dar- 
stellung, S.  a3  ff. 

§•    382.  (485  s) 

Fortsetzung. 

IV)  Die  Zölle  auf  dem  Neckar  und  Main  sollen  fortdauern,  doch 
nicht  über  den  Tarif  von  1802,  und  neue  Aullagen  yon  irgend  einer  Art 
finden  nicht  Statt;  auch  sollen  die  Uferherrschatten  durch  neue  Aullagen 
die  Schiffahrt  nicht  beschweren,  vielmehr  baldmöglichst  über  einen  Tarif 
sich  vereinigen,  welcher  mit  dem  RheinschiffahrtOctroi  so  viel  möglich 
übereinstimmt  V)  Auf  der  Mosel  und  Maas,  sollen  die  im  Jahr  i8i5 
üblichen  Abgaben  im  Ganzen  und  über  ihr  Maximum  nicht  erhöhet,  viel- 
mehr, so  lern  sie  im  Ganzen  di«  für  den  Rhein  festgesetzten  übersteigen, 
bis  zu  dem  Betrag  der  letzten,  vermindert,  überhaupt  aber  Einrichtungen, 
wie  auf  dem  Rhein,  getroffen  werden  £).  VI)  Bei  der  Schiffahrt  auf  dem 
Rhein,  sollen  die  Unterthanen  der  Uferstaaten  am  Neckar,  am  Main, 
und  an  der  Mosel,  desgleichen  bei  der  Schiffahrt  auf  der  Maas  die  preus- 
sischen  Unterthanen,  dieselben  Rechte  geniessen,  wie  die  Unterthanen  der 
Uferstaaten  des  Rheins  und  der  Maas  <?)•  VII)  Die  Uferstaaten  an  allen 
diesen  Flüssen,  sind  verpflichtet  zu  Unterhaltung  der  Leinpfade,  und  zu 
den  in  dem  Flufsbett  nöthigen  Arbeiten  d), 

a)  Die  angef.  wiener  Articles  etc.,  art.  3.  Die  neueren  vertragmäfsigen  Be- 
stimmungen s.  oben  §.'574  ?  Note  b.  —  Durch  eine  badische  Verord.  v.  1.  Sep- 
tember 1828,  ward  Mannheim,  für  einen  Freihafen  erklärt.  —  Der  Stadt  Miltenberg 
ward  schon  im  Jahr  1818,  durch  k.  baierische  Verordnung  v.  i3.  März,  ihr 
Marktrceht  entzogen,  eine  Berechtigung  zu  Erhebung  vei'schiedener  zollartiger 
Abgaben,  als  Surrogat  ihres  früheren  Stapelrechtes.  —  Von  fürstl.  löwenstein- 
wertheimischen  u.  gräfl.  ingelheimischen  Mainzöllen,  §.  4^5,  b. 

Articles  etc.,  art.  4.  Vergl.  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  235.  —  Die 
von  den  Uferstaaten  der  Maas  und  Mosel  bei  der  CentralCommission  für  den 
Rhein  angestellten  Commissarien ,  sollen  eine  Schiffahrtordnung  auch  für  jene 
beiden  Flüsse  entwerfen,  möglichst  übereinstimmend  mit  derjenigen  für  den 
Rhein.  Art.  4. 

c)  Articles  etc.,  art.  6.  Vergl.  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  229. 

d)  Articles  etc.,  art.  5. 

§♦  583,  (485 b.) 

Elbeschiff ahrtConvention  von  1821. 

Zu  Vollziehung  der  wiener  CongrefsUestimmungen  (§.  563  (f.),  ward 
für  die  Schiffahrt  auf  der  Elbe,  im  Jahr  1821  von  den  zehn  Uferstaaten 
ein  Staatsvertrag  errichtet  «),  der  Bundesversammlung  mitgetheilt,  und  von 
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ihr  i"  dem  ImiiuIcs  Vk  lu\  hinterlegt.  Nicht  mit  dem  1.  Jänner,  sondern, 
späteren  Abrede  zufolge,  erst  mit  dem  1.  März  1820  trat  derselbe 
in  Kraft  \.uli  solchem,  ist  [)  dir  Schiffahrt  auf  dem  Elbestrom, 
da  in.  \m»  er  schiffbar  wird  (Melnik),  bis  in  die  offene  See,  und 
kehrt,  für  den  Handel  \  dllig  Prei  (Art.  1).  II)  Aufgehoben 
sind:  alle  ausschliefsenden  Berechtigungen  Frachtrahrt  zu  treiben,  mit  Aus- 

chlnfs  blofser  Fähren  u.  a.  EJeberfahrtanstalten  (Art.  2);  alle  Stapel-  und 
ZwangumschlagRechte  (3)j  alle  zeitherigen  Zollabgaben  (7),  jedes  etwa 
bestandene  Strandrecht  (29).  III)  Jeder  kann  die  Schiffahrt  trei- 
ben,  der  von  deiner  Landesobrigkeit  dazu  Erlaubnifs  erhalten  hat  (4}. 
IS  1  Zwei  oder  mehrere  Handelsstädte,  können  unter  sich  Rang-  und 
Beurtfahrten  errichten  (6).  V)  Von  allen  Fahrzeugen,  Flöfsen  und 
I  lung<  1.  is1  nichts  weiter  zu  entrichten,  als  bei  den  festgesetzten  14  Er- 
hebungsämtern,  eine  (nicht  verpachtjbare)  allgemeine  SchiffahrtAbgabe, 
I  teils  von  der  Ladung  />)  (Elbezoll),  theils  von  den  Fahrzeugen  (Re- 
CognitionsGebühr),  beide  nach  dem  20  Guldenlufs,  und  nach  einem  in  dem 
Vertrag  festgesetzten  Tarif  (7 — 13  u.  i5).  Nicht  begriffen  sind  jedoch 
liierunter :  die  Mauthen  (Land-  oder  Stadtzölle),  Eingang-  und  Verbrauch- 
steuern ,  in  jedem  Landesgebiet;  die  Kran-,  Wage-  und  Niederlagegebühren 
in  den  Handelsplätzen;  die  Brüchen-,  Aufzug-  und  Schleussengelder  (14); 

Lieh  i  l  wegen  des  (hannoverischen)  brunshäuser  Zolles  eine  Clausel  bei- 
gefugt \I)  Die  Convention  enthält  eigene  Bestimmungen:  in  Ab- 

i!  Iii  auf  polizeiliches  Verhalten  der  Schiffer  und  Flofser  (17  —  21);  Zoll- 
(  ontrayentioned  ^20  u.  27);  Revision  oder  Visitation  der  Schiffe  und 
Flöfse  c)  (22  —  24);  richtende  Behörden  (26);  Rettungs-  und  Sicherungs- 
anstalten  (29).  VII)  Für  Unterhaltung  des  Leinpfades,  und  für  Weg- 
räumung  der  im  Fahrwasser  sich  findenden  Hindernisse  der  Schif- 
fahrt, hat  jeder  Staat,  der  eine  Hoheit  über  das  Strombett  ausübt,  zu 
sorgen  (28).  VIII}  Für  vollständige  Beobachtung  dieses  Vertrags,  soll  von 
Zeit  zu  Zeit  eine  RevisionsCommission  aller  Uferstaaten  sich  versam- 
meln (3o),  IX)  Im  Uebrigen  bleiben  die  Hoheit  rechte  über  den  Strom 
und  dessen  Bett,  namentlich  die  Schiffahrtpolizei,  jedem  Uferstaat  (2  u. 
28).  \)  Anwendung  und  Ausdehnung  dieser  Convention  auf  Neben- 
flüsse, die  das  Gebiet  verschiedener  Staaten  trennen  oder  durchströmen, 
so  weit  nicht  besondere  Umstände  entgegenstehen,  bleiben  besonderer  Ueber- 
einkunft  der  Staaten,  die  es  angeht,  überlassen  (32)*  XI)  Fünf  Uferstaaten 
errichteten  auf  sechs  Jahre,  bis  zu  Ende  1827,  an  demselben  Tage  einen 
\  ertrag  über  gegenseitige  Erleichterung  der  Visitation  bei  ihren  ElbeZoll- 
ämtem  für  die  vorüberfahrenden  Schiffe  und  Flöfse. 

o)  Elb  lActe ,  abgeschlossen  und  unlerzeieiiriet  zu  Dresden  den  '23.  Jun.  1821 

den  Bevollmächtigten  der  Ufers  feaaten :  Oesterreich,  Preussen,  Sachsen,  Han- 
oover,  Dänemark  für  Holstein  und  Lauen» urg,  MecMenburgSehwerin  \  Anhalt- 
g,  AnhaltCöthen,  AnhaltDessau,  und  die  Freie  (der  Freien)  Bundesstadt 
1     nburg.  und  deren  Ratificationen  1 011  Seifen  säinmilichcr  genannter  Uferstaaten 
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ausgewechselt  wurden,  zu  Dresden  den  12.  Dee.  1821.  Wien  aus  der  k.  k.  Hof- 
und  Staats AerarialDruekerci  1822.  4-  Auch  gedruckt  als  Beilage  zu  dem  Pro- 
tokoll der  Bundesversammlung  v.  7.  Fejjr.  1822,  §.  49;  desgl.  in  Mabtens  recueil, 
Supplem.  IX.  -14,  in  Gust.  Eioiinghaus  corp.  juris  acad.,  TB.  II,  S.  _  1  ~  ff,  in 
H.  Hermann's  AdrefsHandb.  der  RbeinschiffahrtVerwaltung  für  1828,  S.  60  ff., 
in  v.  Meyer's  Staatsacten,  Th.  I,  S.  3io  ff.  und  in  der  Gesetzsammlung  für  die 
preufs.  Staaten,  1822,  Num.  2.  —  Ein  erläuternder  Auszug  dieser  Convention, 
in  Weise's  königl.  sächs.  Staatsr. ,  Bd.  II,  S.  494  —  5o5 ;  auch  in  dem  Conver- 
sationsLexicon,  Neue  I  olge ,  Bd.  I,  Abth.  2  (1S24),  Art.  Elbeschiffahrt.  —  Das 
Archiv  der  ElbeschiffahrtActen  befindet  sich  zu  Wien  bei  der  k.  k.  Staatskanzlei, 
gemeinschaftlich  für  den  Gebrauch  aller  betheiligten  Regierungen.  —  Die  erste 
Commission  für  Revision  der  ElbeschiffahrtActe,  endigte  ihre  Sitzungen  zu  Dres- 
den am  18.  Sept.  1824-  Die  Resultate  ihrer  Verhandlungen  findet  man  in  der 
Allgem.  Zeitung  vom  5.  Nov.  1824,  Beil.  204.  Ergänzende  Bestimmungen  zu  der 
ElbeschiffahrtActe,  festgesetzt  in  dem  Protocoll  der  RevisionsCommission  vom 
18.  Sept.  1824,  in  dem  Elbeblatt,  1825,  Num.  L  u.  bei  Hermann  a.  a.  O.,  S.  93 
—  106.  —  Leberhaupt  handelt  von  der  Schiffahrt  u.  dem  Handel  auf  der  Elbe: 
T.  L.  Hasse's  Elbe-  Wochenblatt.    Schneeberg,  seit  1822. 

b)  Vertrag  Preussens  mit  AnhaltCöthen  und  AnhaltDessau  v.  17.  Juli  1828,  betr. 
die  Befreiung  der  beiderseitigen  Unterthanen  vom  Elbezoll;  in  Martens  reeueil', 
Supplem.,  XI.  653. 

c)  Convention  zwischen  Preussen,  Sachsen,  Hannover,  Dänemark,  und  Mecklenburg- 
Schwerin  über  das  Revisions-  oder  VisitationsVerfahren  an  der  Elbe,  vom  23. 
.lun.  1821;  in  der  Gesetzsamml.  für  die  preufs.  Staaten,  1822,  St.  7,  und  in 
Martens  recueil,  Supplement,  T.  IX,  p.  731.  Uebereinkunft  wegen  Verlän- 
gerung dieser  Convention  auf  anderweite  sechs  Jahre,  ebendas.  T.  XI,  p.  547- 
K.  sächs.  Generale  vom  27.  Febr.  1822,  betr.  die  inländ.  Elbeschiffahrt;  in  der 
sächs.  Gesetzsamml.,  N.  7. 

§.    584.  (Neu.) 
Weser  Schiffahrt  Acte  von  1823, 

Gleichmäßig  zu  Erfüllung  der  wiener  Congrefsßestimmungen  (§.  563  ff,)* 
ward  für  die  Schiffahrt  auf  der  Weser,  einer  der  vorzüglichsten  nor- 
dischen Wasserstrafsen  für  den  teutschen  Handel,  im  Jahr  1823  von  den 
sieben  Uferstaaten  ein  Staatsvertrag  geschlossen  «) ,  der  Bundesversammlung 
am  i3.  Mai  1824  mitgetheilt,  und  von  ihr  in  dem  ßundesArchiv  hinter- 
legt. Dieser  Acte  zufolge,  soll  I)  die  Schiffahrt  auf  dem  Weserstrom, 
von  seinem  Ursprung  durch  Zusammenflufs  der  Werra  und  Fulda,  bis  in 
das  offene  Meer,  und  umgekehrt  aus  dem  offenen  Meer,  stromauf-  und 
niederwärts,  in  Beziehung  auf  den  Handel  völlig  frei  sevn;  doch  bleibt 
<iie  Schiffahrt  von  einem  Uferstaat  zu  dem  andern  (cabotage),  auf  dem 
ganzen  Strom,  ausschliessend  den  Unterthanen  desselben  überlassen  (Art.  1). 
II)  Aufgehoben  für  immer  sind:  alle  abschliessenden  Berechtigungen, 
Frachtfahrt  auf  der  Weser  ZU  treiben,  oder  aus  solchen  Privilegien  her- 
vorgegangene Begünstigungen  für  Schiftergilden  oder  andere  (Korporationen 
und  Individuen,  doch  mit  Ausnahme  blofser  Fähren  und  anderer  Ueber- 
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kiIm  tansLilUMi ,  auch  derjenigen  Schiffer  und  ihres  Gewerbes,  deren  Fahrt 
lieb  auf  das  Gebiet  ihres  Landesherrn  beschrankt  alle  Stapel-  und 
ZwnngumschlasjRechte,  namentlich  die  zu  Bremen,  Minden  und  Münden 
(3)i  eile  seitherigen  Zollabgaben,  SchrAfahrtErhebungen  und  Auflagen  (14); 
jedes  etwa  noch  bestandene  Strandrecht  (43).  III)  Ausübung  der  Weser- 
Bchiffahrl  steht  Jedem  frei,  der  von  seiner  Landesobrigkeit  Erlaubnifs 
dazu  erhalten  hat  (4).  IV)  Dem  Handelsstand  zweier  oder  mehrerer  We- 
serplatze  bleibt  überlassen,  Reihefahrten  unter  sich,  doch  immer  nur 
an t  höchstens  fünf  Jahre,  zu  errichten,  die  dem  Kaufmann  billige  Fracht, 
dem  Schiffer  sehneile  Befrachtung  sichern  (10  u.  f.).  V)  Von  den  La- 
dungen ist  nur  eine  (nicht  verpachtbare)  allgemeine  Schiff'ahrtabgabe, 
unter  dem  Namen  Weserzoll,  bei  den  festgesetzten  zehn  Erhebungsämtern, 
nach  dem  Bruttogewicht  und  dem  in  dem  Vertrag  (§.  18  —  23)  bestimm- 
ten Tarif  ?>) ,  in  ConventionsGeld  nach  dem  2oGuldenfufs  zu  entrichten 
( 14  n.  ff.).  Nicht  begriffen  sind  unter  dieser  Abgabe  die  Ein- 
gang-, Ausgang-  und  Verbrauchsteuern  der  Uferstaaten,  die  Hafen-,  Krahn-, 
Wage-  und  Niederlagegebühren  in  den  Handelsplätzen  (a3).  VI)  Eigene 
Bestimmungen  enthält  die  Convention:  in  Absicht  auf  Controle  (^5  —  41)? 
gegen  natürliche  Schiffahrthindernisse  und  Unglücksfalle  (42 
u.  f.),*  für  Leinpfade  (44 — 48);  Nebenflüsse,  für  welche  die  dabei 
betheiligten  Staaten  besondere  Verträge  errichten  können  (4o,)j  für  Aus- 
führung dieser  Acte  und  künftige  Revision  derselben,  durche  eine  von 
Zeit  zu  Zeit  in  einer  Weserstadt  sich  versammelnde  RevisionsCommission. 

a)  fVe  serschij] ahn  Acte ,  unterzeichnet  zu  Minden  am  io.  Sept.  1823,  von  Bevollmäch- 
tigten der  Uferstaaten :  Preussen,  Hannover,  Kurhessen,  Braunschweig,  Olden- 
burg, Lippe,  Freie  Hansestadt  Bremen,  ratificirt  am  14.  Jan.  1824;  ia  den  Pro- 
tocollcn  der  t.  Bundesversammlung  v.  1824,  als  Beilage  zu  §.  85,  Bd.  XVI,  S. 
1 55  ff.,  auch  in  der  Gesetzsamml.  für  die  preufs.  Staaten,  1824,  St.  4,  in  v. 
Martens  recueil,  Supplem.  X.  3oi  —  335,  in  H.  Hermanns  AdrefsHandb.  der 
RheinschiffahrtVervvaltung  für  1828,  S.  107  ff.,  in  Emminghaus  corp.  juris  germ. 
acad.,  Th.  II,  S.  72g  —740,  u.  in  v.  Meyer's  Staatsacten,  Th.  I,  S.  36i  ff.  (Von 
vorausgegangenen  Verhandlungen,  seit  1820,  s.  v.  Nau's  oben  §.  571  angef.  Bei- 
träge, Bd.  I,  S.  2o3  ff.,  322  ff.  und  347.)  —  Dazu  gehören;  1)  SeparatFerlrag 
zwischen  Hannover  und  der  Freien  Hansestadt  Bremen,  wegen  des  Pferdevor- 
spanns, v.  9.  Sept.  1823,  in  der  hannöver.  Gesetzsamml.  s.  1824,  Abth.  i,  S.  23, 
bei  Martens  I.  c.  p.  336,  u.  bei  Hermann  a.  a.  O. ,  S.  i44  £  2)  SeparatVertrag 
zwischen  Preussen  u.  der  Fr.  Hansestadt  Bremen,  v.  10.  Sept.  1823,  bei  Her- 
mann a.  a.  O. ,  S.  i45  f.  und  in  den  Protocollen  der  t.  Bundesversamml.,  Bd. 
XVI,  S.  186.  3)  SchlufsProtocoll  der  WescrSchiffahrtRevisionsCommission  zu 
Bremen  v.  10.  Sept.  1823,  bei  H.  Hermann  a.  a.  O.,  S.  140.  149  ff.  4)  Ergän- 
zende Bestimmungen  zu  der  WeserschiffahrtActe ,  in  dem  SchlufsProtocoll  der 
^VeserschiffahrtRevisionsCommission  zu  Bremen  v.  21.  Dec.  1825,  in  der  preufs. 
Gesetzsamml.  v.  1826,  St.  5;  in  der  k.  hannöver.  Gesetzsammlung,  1826,  N.  i3, 
S.  4-,  u.  in  der  Sammlung  der  Verordnungen  der  Fr.  Hansestadt  Bremen,  1826, 
S.  46.  Auch  bei  Meter  a.  a.  O. ,  Th.  I,  S-  394.  5)  Pertrag  zwischen  Hannover 
und  der  Fr.  Hansestadt  Bremen  v.  11.  Jan.  1827;  betr.  die  Anlegung  eines  Ha- 
fens an  der  Weser  und  Geeste,  in  der  hannöver.  Gesetzsamml.  v.  1827,  Abth.  1, 
S.  19,  u.  bei  Martens  1.  c.  T.  XI,  p.  100;  6)  Vereinbarung  zwischen  Hannover 
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und  Oldenburg  v.  28.  Febr.  1829,  betr.  Schiffahrt-  und  sonstige  Verhältnisse, 
und  Nachtrag  dazu,  v.  4-  März  1829,  in  der  Oldenburg.  Gesetzsamml.  v.  1829, 
S.  84 —  106.  —  Vergl.  auch  den  reichhaltigen  Artikel  «Weserschiffahrt»  in  dem 
ConversationsLexicon,  Neue  Folge,  Bd.  2,  1826.  —  Von  dem  vormaligen  elsflether 
Weserzoll,  oben  §.  566,  c. 

b)  Von  jedem  Schiffpfund,  zu  3oo  Pfund  Bremisch,  sollte  mehr  nicht  erhoben  wer- 
den, als  3i5  Pfennige  (1  Rlhlr»  2  Gr.  3  Pf.)  ConventionsGeld.  Davon  sollten 
erhalten:  Preussen  59  Pfennige,  Hannover  126,  Kurhessen  4**  Braunschweig  16, 
Lippe  i3,  Bremen  60.  Doch  ist  bei  vielen  Waaren  diese  Abgabe  ermäsigt,  auf 
die  Hälfte,  auf  %,  %,  V24.  Leer  passirende  Schiffe  ,  auch  die  neuen  und  zum 
Verkauf  bestimmten,  sind  gänzlich  frei.  Allein  zufolge  der  oben  (Note  a)  angef. 
Ergänzenden  Bestimmungen  v.  1825,  sollen  nicht  3i5,  sondern  nur  236%  Pfen- 
nige erhoben  werden. 

§♦   585.  (486.) 
SouverainetätRechte  und  Flussbenutzung. 

Vorstehende  (§.  563  —  584)  beschränkende  Bestimmungen  abgerechnet, 
bleiben  den  souverainen  Uferherrschaften  ihre  Staats  Hoheit  rechte  über 
die  genannten  Flüsse  «),  namentlich  die  Oberaufsicht,  Gesetzgebung,  Poli- 
zei, Gerichtbarkeit ,  und  Strafgewalt,  desgleichen  das  Benutzungsrecht 
der  Flüsse  und  ihrer  Ufer  £),  so  weit  dadurch  der  Schiffahrt  und  Hand- 
lung auf  solchen,  nach  Inhalt  vorstehender  Bestimmungen,  kein  Eintrag 
geschieht.  Wo  der  Flufs,  der  Länge  nach,  zugleich  die  Staatsgrenze 
bildet,  da  erstrecken  sich  diese  Hoheitrechte  nur  bis  an  diese;  es  sey  die 
Mitte,  oder  der  Thalweg  c)  des  Flusses  (§.  92). 

a)  F.  W.  Gaum's  Rechte  der  Staatsgewalt  über  die  Rheinschiffahrt,  nach  den  neuesten 
Staatsverträgen.    Mannh.  1809.  8.  ElbeschiffahrtActe  v.  1821,  Art.  2. 

b)  Die  OctroiConvention  von  1804,  Art.  1,  erklärt  ausdrücklich  nur  den  Strom 
(le  fleuve),  nicht  das  Flufsbett,  und  auch  jenen  nur  in  Ansehung  der  Schiffahrt 
und  Handlung  für  gemeinschaftlich.  —  Die  Kran- ,  Wage- ,  Lagerhaus-  und  Hafen- 
tinrichtung ,  bleibt  jedem  Souverain  des  Rheinufers  überlassen. 

c)  Da  der  Thalweg  keine  mathematische  Linie  ist,  und  selbst  die  Achse  des  Thal- 
wegs, so  wie  die  Ueberschrcitung  derselben  bei  Thathandlungen  auf  dem  Thal- 
weg, in  der  Wirklichkeit  sich  schwer  bestimmen  läfst;  so  verdient,  wenn  man 
sich  den  Schwierigkeiten  der  Prävention  nicht  aussetzen  will,  noch  durch  Ueber- 
einkunft  bestimmt  zu  werden,  wie  es  mit  der  Gerichtbarheit  gehalten  werden  soll, 
bei  Fe rg -e hangen  auf  dem  Thalweg  selbst,  die  weder  auf  den  Octroi ,  noch  auf 
die  SchiffahrtPolizci  Beziehung  haben,  z.  B.  Todschlag,  gefahrliche  Verwundung 
auf  dem  Schiff,  Diebstahl  u.  d.  Vergl.  Gaum's  Bemerkungen  a.  a.  O.,  S.  io/(.  — 
Badische  Vcrord.,  die  künft.  Behandlung  der  Schiffahrtsachen  betr.,  v.  24.  Mai 
1810,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1810,  Num.  21. 
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Nachtrag 
zu  vorstehenden  Tabellen  3\um.  I  und  II. 

Aenderung  in   der   Zusammensetzung  der    drei  gemischten  Armee- 
Corps,  und  Bildung  einer  Rese  rve  Infanterie  Division,  nach  den  Be- 
schlüssen der  Bundesversammlung  v.  9.  u.  14.  December  i83o,  v.  17. 
Februar,  3.  März  u.  3o.  April  i83i,  u.  v.  3.  Septemher  i835. 

Die  drei  gemischten  ArmeeCorps, 


Armee- 

Divi- 

S  t  a  a  t  e  n* 

Infanterie. 

Cavalerie 

Artilleri- 
sten und 
Pionniers 

Stärke  des 
Contm  gen  ts 

VIII. 

!*: 

'  3. 

Grofsherzogthum  Hessen  .... 

10,8l6 
7,75l 
4,802 

1,994 
1,429 

885 

1,145 
820 

5o8 

13,955 
10,000 
6,195 

23,369 

4,3o8 

2,473 

3o,i5o 

'  1.  1 

TVT  _   

9,3o2 
4,402 
0,72 1 

i,7i4 
811 

984 
466 

OlO 

12,000 
5,679 
4,039 

ix.  i 

17.A25 

2,025 

1,768 

21  Tl8 

Zur  Besatzung-  der  Bundesfestung 
Luxemb  urg : 
Grofsherzogthum  Luxemburg  u.  Her- 
zogthum Limburg,  s.  unten  Bern- 11. 

1,981 

65 

210 

2,556 

2. 

Holstein  und  Lauenburg  .... 
Die  Freien  Städte  Lübeck,  Bremen 

10,1 18 
1,625 
2,791 
2,775 
588 
2,65o 

1,699 

i,865 

5n 
71 

3l2 

1,071 
172 
295 
294 
59 
I79 

179 

1 3,o54 
2,096 
3,6oo 
3,58o 
718 
2,829 

2,190 

22,246 

3,572 

2,249 

28,067 

ReservelnfanterieDi  vision, 
eur  Ergänzung  der  Besatzungen  der  Bundesfestungen  und  zur  Disposition 

des  Oberfeldherrn. 


Bundesstaaten, 


Confingent 
nach 
der  Matrikel. 


Contingent 
in 

InfanterieStellung. 


Sachsen  Weimar   

»  Altenburg  

»  CoburgGotha  .  .  .  . 
»  MeiningenHildburghausen 

AnhaltDessau   

»  Bernburg   

»  Cöthen  

SchwarzburgSondershausen      .  . 

»        Rudolstadt       .    .  . 
HohenzollernHechingen    .    .    .  . 

Liechtenstein  

HohenzollernSigmaringen     .    .  . 

Waldeck  

Reufs,  älterer  Linie  

»      jüngerer  Linie  

SchaumburgLippe   

Lippe  

HessenHomburg   

Freie  Stadt  Frankfurt    .    .   .  . 


2,010 

982 

2,010 

982 

1,116 

1,116 

i,i5o 
529 

i,i5o 

529 

370 

370 

325 

325 

45 1 

45 1 

539 

539 

i45 

i45 

55 

55 

356 

356 

519 

5io 

223 

223 

521 

5ia 

240 

a4<> 

691 

691 

200 

200 

479 

693 

10,93« 
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fij  i'  in  f  r  Ii  u  ii  g  e  n. 

i  »  Durch  Resthjufi)  ihr  B,  V.  \.  9.  Dee.  i83o  f§.  lUj  wurden  die  in  der  vor- 
gehenden Taoctle  abgesondert  aufgerührten  Bundesstaaten  vo'n  der  Cavalerie- 
un.l    /  Stellung;,  t;»'i;f ii  eine  in  der  Kopfzahl  theils  gleich^,  theils  gröfsere 

1 1 l l . i ii t <■  l  i (.\N i f  I !  1 1 1 1 ^  ,  befreit,  und  sodann  wurden  i lit  t«  Cont ingente  aus  den  drei 
gemjwii&n  \  nm  r(  im  |)s  ausgeschieden,  und  in  eine  zunäc  hst  zur  Verstärkung 
der  Hrir^sgarnisonen  in  den  Ibmdesfestungen  bestimmte  Reserve  Infanterie- 
Division  vereinigt. 

I  )  Durch  den  namiirhen  Beschlufs  wurde  Nassau  \on  der  Cavaler'ieSlelluxm  be- 
freit, gegen  Erhöhung  seines  Infanterie-  und  Ar^iHerieContingents  ('welches 
eine  vollständige  InihntcrieBrigade  mit  3o  Pionniers  und  8  Geschützen  bilden 
s<.ih;  eben  w  Oldeubuig,,  gegen  ErlitVlj uiig  semes  InfantcrieContingents,  (Eine 
entspi *e< -hende  Bestimmung  traf,  rücksichtlich  des  Nassauischen  ^jerweContingenjs, 
ein  BeschluTs  der  B.  \.  v.  5.  Sepl  i836  [§.  a65\  Danach  hat  Nassau  auch  in 
ihr  R  servc  Kein»'  CacaJerie,  sondern  1,346  Mann  Infanterie,  Artillerie  und 
Pionniers,  mit  a  siebenpfündigen  Haubitzen  zu  stellen.) 

3)  Durch  BeSichlu(s  der  Ii.  V.  v.  14.  Dee.  i83o  (§.  324  )  wurde  das  Cavalerie- 
(  oniingent  von  MecklenburgStreJitz  von  einem  Siebentheil  des  ganzen  Contin- 
gents  auf  ein  Zehnt-heil  (71  M.)  vermindert. 

[)  I  in  Besc&lufs  der  B.  V.  v.  1-.  Febr.  1 83 1  (§.  39)  erklärte,  dafs  das  Luxem- 
burger Contingent,  ungeachtet  seiner  Bestimmung  zur  Besatzung  der  Bundes- 
festung  Luxemburg,  auch  ferner  zu  dem  neunten  AnneeCorps  gehöre. 

5)  Zufolge  eines  Beschlusses  de.  B.  V.  v.  3o.  April  i83i  (§.  111)  —  s.  oben 
^  $19  a  —  sind  dem  Oldcnburgisehen  Contingent  29  Mann  Infanterie  (ohne 
Reserve)  beigefügt  worden,  welche  die  Freie  Herrschaft  Kniphauscn  zu  stellen 
hat.  Dadurch  hat  sich  die  Infanterie  jenes  Contingcnts  auf  2,65o  Mann,  und  das 
ganze  Contingent  auf  2,829  Mann,  erhöht.  Mau  s.  hierüber  auch  die  Bern.  6 
zu  der  Tab.  Num.  I. 

6)  Nach  einem  Beschlufs  der  B.  V.  v.  3.  März  i83i  (  §.  53)  soll: 

a )  die  Kriegsbesatzung  der  Bundesfestung  Mainz  bestehen  aus 

",000  M.  Oestreichischen  \ 

-.  >.5o  »  Preussisclien  1 

2,010  *  Sa<  hsenWeimarEisenachischen  I 

982  »        »        Altenburgischen  I 

»,116  »        >>       CoburgGotliaischcn  (    Bundestru  pen. 
1,100  »        »       MeiningenHildburghausischen     /  rr 

529  »  AnhaltDessauischen  i 

3-o  »       »      Bernburgischen  I 

325  »       »      Cöthischen  | 

200  »  HessenHomburgischen  / 

zusammen  20,932  M. 

Die  zu  dieser  Kriegsbesatzung  gehörenden  Genie-  und  ArtillerieOfficiere, 
Artilleristen,  Sappeurs,  Mineurs,  Pionniers,  Pontoniers  und  Cavaleristen 
sind  in  den  östreichischen  und  preussischen  Contingenten ,  zu  gleichen 
Theilen,  begriffen.  ... 

b)  Die  Kriegsbesatzung  von  Luxemburg-  soll  bestehen  aus 

3,ooo  M.  Preussischen  » 

2,556  »  Luxemburgischen  I 

519  »  Waldeckischen  \  Bundestruppen. 

240  »  Schaumburg -Lippischen  i 

691   »  Lippischen  ) 

zusammen  -,006  M- 

Die  erforderlichen  Genie-  und  ArtillerieOfficiere,  die  Artilleristen,  Sappeurs, 
Mineurs,  Pionniers  und  Cavaleristen  werden  von  Preussen  und  Luxemburg, 
nach  Verhältnifs  und  Antheil  an  dem  KriegsbesatzungsContiugente ,  gemein- 
schaftlich gegeben. 

c )  Die  Kriegsbesatzung  von  Landau  soll  bestehen  aus 
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4,ooo  M.  Baierischen 

45 1  »  Schwarzburg-Sondershausischen 

53()  »  »  Rudölstädtischen 

145  »  Hohenzollern-Hechingischen 

55  »  Liechtensteinischen 

356  »  Hohenzollern-Sigmaringischen 

223  »  Reufsischen  (älterer  Linie) 

Ö22  »  Reufsischen  (jüngerer  Linie) 

zusammen  6,291  M. 

Die  erforderlichen  Genie-  und  ArtillerieOfficiere ,  Artilleristen,  Sappeurs, 
Mineurs ,  Pionniers  und  Cavaleristen  werden  von  Baiern  gegeben. 

7)  Nach  dem  nämlichen,  ebenangeführten  Bcschlufs  der  B.  V.  v.  3.  März  i83i, 
bleibt  das  Contingent  -  der  freien  Stadt  Frankfurt  der  Disposition  des  Ober- 
feldherrn vorbehalten;  es  wird  jedoch  dasselbe  der  Widmung  zum  Bundes- 
festungsdienst, nach  dem  Ermessen  des  Oberfeldherrn,  keineswegs  entzogen. 

8)  Nach  einem  Beschlufs  der  B.  V.  v.  3i.  Januar  i833  ist  bestimmt,  dafs  das 
liechtensteinische  Contingent  blofs  in  Scharfschützen  bestehen,  und  zu  dem 
hohenzollerischen  ganzen  Bataillon  stofsen  soll. 

9)  Zwischen  den  zu  den  drei  gemischten  ArmeeCorps  gehörenden  Bundesstaaten  sind, 
durch  ihre  MilitärBevollmächtigten  bei  der  MilitärCommission  der  B.  V.,  folgende 
Uebereinkünfte  über  die  innere  Organisation  dieser  Corps,  zu  Frankfurt  a.  M., 
abgeschlossen  worden: 

a)  für  das  achte  ArmeeCorps,  am  14.  Sept.  i83i;  wozu  noch  gehört,  eine 
zwischen  HohenzollernHechingen ,  Liechtenstein  und  HohenzollernSigma- 
ringen  am  8.  und  25.  Oct.  und  10.  Nov.  i836  abgeschlossene  Ueberein- 
kunft ,  wegen  Formirung  eines  gemeinschaftlichen  Bataillons ,  in  von 
Meyer's  Staatsaeten,  Hi.  II,  S.  543; 

b)  für  das  neunte  ArmeeCorps,  am  3o.  Dec.  i834  ; 

c)  für  das  zehnte  ArmeeCorps,  am  25.  Juni  i835;  wozu  noch  gehören, 

a)  Schlufsacte  zuRegulirung  der  inneren  Verhältnisse  des  gesammten 
zehnten  u.s.w.  ArmeeCorps,  d.  d.  Frankfurt  a.M.  den  25.  Juni  i835, 

ß)  Schlufsacte  ,  die  Formation  der  zweiten  Division  des  zehnten 
ArmeeCorps  betr.,  d.  d.  Frankfurt  a.  M.  den  3i.  Juli  i835, 

y)  Convention  zwischen  dem  Grofsherzogthum  Oldenburg  und  den 
Freien  Städten  Lübeck,  Bremen  und  Hamburg,  wegen  Verbindung 
ihrer  Contingente  zu  einer  gemeinschaftlichen  Brigade,  der  dritten 
der  zweiten  Division  (wonach  insbesondere  Oldenburg  die  ganze 
Artillerie,  und  dagegen  die  drei  Freien  Städte  die  ganze  Cavalerie 
der  Brigade,  stellen  sollen),  d.  d.  Oldenburg  den  6.  Jan.  i834, 
nebst  Zusatzartikeln  vom  nämlichen  Tage,  enthaltend  nähere  Be- 
stimmungen über  die  Ausführung  jener  Vereinbarung, 

S)  Convention  zwischen  den  drei  Freien  Städten  Lübeck,  Bremen 
und  Hamburg,  d.  d.  Lübeck  d.  17.,  Bremen  d.  22.  u.  Hamburg 
d.  24.  Febr.  1834, 

f)  Convention  der  Freien  Städte  Lübeck  und  Bremen,  über  die 
Stellung  eines  gemeinschaftlichen  Bataillons  und  einer  gemein- 
schaftlichen Schwadron,  d.  d.  Bremen  d.  22.  Oct.  und  Lübeck  d. 
i5.  Nov.  i834. 

10)  Nach  einem  Beschlufs  der  B.  V.  vom  3.  Sept.  i835  vermehrt  sich,  in  Folge 
der  Abtretung  des  Fürstenthums  Lichtenberg  von  SachsenCoburgGotha  an 
Preussen  (§.  286  p.),  das  k.  preussische,  und  vermindert  sich  das  h.  S.  C. Go- 
thaische BundesContingent  um  2Öo  Mann ,  und  es  ist  danach  das  preussische 
Contingent  zu  der  Kriegsbesatzung  der  Festung  Mainz  von  7,000  auf  7,250  Mann 
erhöht,  dagegen  das  S.C.Golhaische  Contingent  zu  der  RescrvelnfanterieDivision 
von  i,366  auf  1,116  Mann  heruntergesetzt. 

n)  Ob  und  wie,  nach  der  Abtretung  eines  Thcils  des  Grofsherzogthums  Luxem- 
burg an  Belgien  und  der  Substituirung  des  Herzogthums  Limburg  für  denselben 
(wonach  die  BundesMatrikel  abgeändert  worden  ist,  —  s.  die  Num.  III,  B.  des 
gegenw.  Anhanges,  und  die  Zusätze,  zu  S.  2Ö3  u.  5u_)),  auch  das  luxemburgische 
(nunmehr  luxemburg  limburgische)  BundesContingent  herabgesetzt  woi  don  ist, 
ist  bis  jetzt  nicht  bekannt. 


Bundestruppen  , 


Klüber's  Üffcntl.  Recht,  4.  Aufl. 
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Niim*  III. 

Bundesmatrikeln  für  Geldbeiträge. 


A.     Matrikel    der  BundescanzlciCasse, 

nach   den  Beschlüssen   der   sechsten  PräliminarConferenz  der  Gesandten, 
rom  3o.  October  1816,  und  der  Bundesversammlung,  vom  4«  Mai  und  20. 
August  1818,  §§♦  104  und  210,  N.  2. 

(Zu  den  §§.  i36,  181  u.  195.) 


Zu  der  Bundes  can/JeiCassc  steuert,  so  oft  es  von  der  Bundesversamm- 
lung  für  nothjg  erachtet  wird,  jede  der  17  Stimmen  des  engern  Raths  2,000  Gui- 
deo  im  \  ierundzwanzigguldenfufs ,  mitbin: 

die  11  VirilStimmen  22,000  fl.  —  kr. 

I  Sachsen  •  Weim'ar   666  fl.  40  kr. 

Coburg- Gotha  Ö20  »  4<>  » 

Meiningen  -  Hildburgbausen  .  4^8  »  21  » 
Altenburg  3~4   »  *9  » 


sodann  12. 


i3. 


16. 


Strelitz 


fl.  — 

kr, 

»  — 

•» 

1,000 

fl.  - 

kr. 

1,000 

» 

Oldenburg   . 

Anhalt- Dessau  

»      Bernburg    .    .    .  . 

»  Cöthen  

St  liwar/.burg-  Sondershausen 
»  Rudolstadt 


888  fl.  53V3  kr. 

222  »  i3V3  » 

222  »  i3y,  » 

222  »  i3y3  » 

222  »  i3Vi  » 

222  »  i3a/,  » 


(Ilohen/ollern  -  Hechingen  . 
Liechtenstein  
Hohenzol  lern  -  Sigmaringen 


Reufs,  älterer  Linie 


Lippe 


Frankfurt 
Bremen  . 
Hamburg 


25o 

U. 

kr. 

2ÖO 

» 

2ÖO 

» 

» 

2ÖO 

•» 

2ÖO 

» 

•>> 

2ÖO 

» 

» 

2ÖO 

25o 

» 

fl 

kr, 

5oo 

» 

■» 

5oo 

» 

» 

5  00 

» 

2,000  * 


2,000  V 


2,0Oo  v 


2,OO0    »  — 


2,000 


Zusammen  34,000  fl. 


kr. 
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H.   Matrikel  der  Bundes-  oder  BundesmatrilcularCasse 
(  auch  Kriegscasse ) , 

nach    den   neuesten    Beschlüssen   der    Bundesversammlung     vom    5*  und 

16  Septemher  i83q. 

(Zu  den  §§.  i56,  181,  i95  u.  ic>7.)*] 


Berechnung  eines  Ausschlags  zu  60,000,  3o,ooo  und  1,000  Gulden  rheinisch. 


zu 

Ü  zu 

zu 

60,000 

3o,ooo 

1,000 
Gulden. 

R  nnflp^staatpn. 

Seelenzahl 

Gulden. 

Gulden. 



fl. 

H  n 
1  ö" 

kr. 

£j       j  Deci— 
1  malber. 

9,482,227 

18,861 

6 

9,43o 

33 

1     4  ' 

314,35167 

2.  Preussen  

7,948,439 

1 5,8 10 

14 

7,905 

- 

2O'J,50403 

3.  Königreich  Sachsen   .    .  . 

1,200,000 

2,386 

55 

1,193 

0 

20 

O 

>39t7S200 

7,081 

]  2 

0,540 

3g 

1  1  8,oi004 

i,3o5,35i 

2,696 

28 

1,398 
1,387 

i4 

43,27456 

1,395,462 

2,775 

43 

5 1 

46,26180 

1,000,000 

1,989 

6 

994 

33 

33n5l67 

567,868 

1,129 

33 

564 

46 

18,82SS3 

q.  Grofsherzogthum Hessen  . 

6 1 9,5oo 

1,232 

i5 

616 

7 

2°,53746 

10.  Holstein  u.  Lauenburg  .  . 

36o,ooo 

716 

5 

358 

1 

1  ',9^60 

253,583 

5o4 

24 

252 

1 2 

8^40670 

209,600 

4)6 

55 

208 

28 

6,043  59 

i3.  Mecklenburg -Schwerin  .  . 

358,ooo 

^12 

6 

356 

3 

1  1  ,86829 

302,-69 

602 

»4 

3oi 

- 

03729 

i5.  Sachsen- Weimar  .... 

201,000 

399 

49 

199 

54 

6,66343 

16.       »       Coburg -Gotha  .  . 

1 1 1,600 

221 

'9 

1 1 1 

— 

3,69972 

17.       v       Meiningen  -  Hild- 

burghausen   .    .  . 

1 1 5,ooo 

228 

45 

114 

22 

3,81244 

18.       »       Altenburg.    .    .  . 

98.200 

195 

20 

97 

40 

3,25549 

19.  Mecklenburg  -  Strelitz    .  . 

71.769 

l/|2 

40 

7» 

23 

37926 

220." 1 8 

439 

2 

219 

3i 

7/31717 

21.  Anhalt- Dessau  

52,94 

io5 

»9 

52 

40 

1 ,7  5528 

22.       »      Bernburg  .... 

3-,o46 

"3 

\ 1 

36 

5i 

1 ,22813 

32,454 

64 

33 

32 

1  - 

1  '07590 

24.  Schwarziburg-Sondershausen 

25.  »  Rudolstadt 

45,1 17 

89 

44 

52 

1 ,40570 

53,93  t 

107 

53 

39 

1  ,78806 

26.  Hohenzollern-Hechingen 

1 4,5oo 

28 

5 1 

»4 

25 

48ü69 

5.546 

1 1 

2 

5 

3i 

18385 

28.  Hohenzollern-Sigmaringen  . 

35,56o 

70 

44 

35 

2  2 

1 ,17887 

5i,8-~ 

103 

1 1 

5» 

36 

71980 

3o.  Reufs,  älterer  Linie  .    .  . 

22,255 

■  44 

16 

22 

8 

73779 

3i.     »       jüngerer  Linie    .  . 

Ö2,2o5 

103 

5o 

5i 

5  5 

1 '73068 

32.  Schaumburg-Lippe    .    .  . 

24,000 

47 

44 

23 

01 

79564 

69,062 

i37 

2  2 

68 

ii 

2^2*952 

34.  Hessen -Homburg  .... 

20,000 

39 

47 

19 

53 

66^03 

4o,65o 

80 

52 

40 

26 

1 134761 

/,-,85o 

95 

1 1 

47 

35 

115S63o 

48,5oo 

96 

28 

48 

•4 

1'6o785 

129,800 

258 

1  1 

129 

6 

4--!o308 

Summa  . 

30,164,392 

60,000 

- 

3o,ooo 

—  1 1,000 

*)  Diese  abgeänderte  Matrikel  ist  am  I.  October  iSlo,  in  Wirksamkeit  gr-treten.  Sie  ward  bekannt,  als  der 
5.  IQ5  der  gegenwärtigen  Auflage  dieses  Werkes  schon  gedruckt  w:ir  ,  und  sie  kniinte  daher  nur  bier  noch, 
au  der  Stelle  der  iilleru  Matrikel,  aufgenommen  werden.  In  dem  5-  TP.  insbesondere  in  der  Note  b,  ist 
Janauh  das  Nölliige  zu  bemerken.    Siebe  aucb  unlen  den  Zusatz  zu  5-  'JP,  Note  b. 


56* 


888  Anhang, 

Num.  IV. 

Verzeichniss  der  teutschen  Standesherren^ 

im  Sinn  der  BundesActe,  und  nach  Bestimmungen  dicils  der 
SchlussActe  des  wiener  Congresses  theils  besonderer  Beschlüsse, 
\  ertrage  oder  Verleihungen, 

Geordnet  nach  den  Bundesstaaten,  in  welchen  die  standesherrlichen 
Besitzungen  gelegen  sind. 
(Zu  §.  3oi ,  Note  i.) 


A  o  r  b  e  m  e  r  h  u  n  g  c  n. 

Bei  Standesherren  und  Standesherrlichkeit  (§.  3o?. )  im  Sinn  des  vierzehnten  Ar- 
tikels der  teutschen  BundesActe  ,  setzt  diese  voraus  ,  neben  fürstlicher  oder 
gräflicher  Familienwürde  ,  ehemalige  Reichsstandschaft  wegen  eines  reichsstän- 
dischen Besitzthums ,  welches,  mit  der  Person  des  Besitzers  und  seiner  Familie, 
im  .1.  1806  oder  seitdem  der  Staatshoheit  eines  teutschen  Bundesfürsten  standes- 
herrlich  untergeordnet  worden  ist.    So  die  Regel. 

Allein  es  finden  sich  Aasnahmen  von  dieser  Regel.  Die  SchlufsActe  des  wiener 
Congresses  räumte  einem  Freiherrn,  wegen  seines  vormals  reichsständischen  Besitz- 
tums, Standesherrlichkeit  ein,  dem  Freiherrn  y.  Bömmelberg,  wegen  der  Herr- 
schaft Gehmen  (§.  3oi ,  e ).  Sie  gesteht  dieselbe  etlichen  vormaligen  Reichsständen 
EU,  wegen  nicht-reichsständischer,  doch  reichsunmittelbarer,  nieht-reichsritterschaft- 
ticher  Besitzungen;  so  dem  Grafen  (seit  1817  Fürsten)  von  Bentheim  wegen  der  Graf- 
schaft Steinfurt,  und  dem  Grafen  (seit-  1817  Fürsten)  von  Bentheim -Tecklenburg 
oder  Rheda  wegen  der  Herrschaft  Rheda  nebst  Güterslohs,  dem  Fürsten  von  Sayn- 
Wittgenstein -Berleburg,  wegen  der  Herrschaft' Homburg  an  der  Mark,  dem  vor- 
malfl  nicht-reichsständischen  Herzog  von  Croy  wegen  Dülmen  (§.  3oi,  d  und  unten  bei 
Preussen,  I.  die  Note  zu  Num.  4)-  —  Dem  oben  schon  genannten  Grafen  (seit 
181-  Fürsten)  von  Bentheim  -  Tecklenburg  hat  Preussen  Standesherrlichkeit  be- 
willigt für  seine  vormals  nicht -reichsständische  ,  doch  reichsunmittelbare  Grafschaft 
oder  Herrschaft  Hohenlimburg  (§.  317,  a).  —  Dem,  in  anderer  Hinsicht,  wegen 
vormals  reichsständischer  Verhältnisse,  standesherrlichen  fürstlichen  Hause  Löwen- 
stcinVYcrtheim ,  gesteht  Würtc-mberg  Standesherrlichkeit  zu,  wegen  der  vormals 
weder  reiehs-  noch  kreisständischen  Graf-  oder  Herrschaft  Löwenstein  (§.  3oi,  d). 
Etlichen  wird  Standesherrlichkeit  eingeräumt,  die,  ohne  reichsständisches  Besitz- 
thuin ,  nur  für  ihre  Person  Theil  an  einer  reichsgräflichen  ComitialCuriatStimme 
hatten,  also  reichsständisch -gräfliche  Personalisten  waren;  so  dem  Grafen  von 
Schlitz  genannt  von  Görtz  (§.  3i5,  b),  und  dem  Grafen  von  Neipperg  (unten  bei 
Würtemberg,  V,  die  Note  zu  Num.  24).  Dem  Freiherrn  (seit  1810  Grafen  von 
Rechberg  und  Rothenlöwen,  welcher  weder  reichsständischer  Personalist  noch 
reichsständisch  begütert  war  (unten  bei  Würtemberg,  V,  die  Note  zu  Num.  28), 
räumt  Würtemberg  Standesherrlichkeit  ein.  ■ —  Wo  eine  Anomalie  einer  der  vor- 
erwähnten Arten,  bei  einem  Standesherrn  in  dem  hier  folgenden  Verzeichnifs  sich 
findet,  ist  solches  jedesmal  angemerkt. 

Von  dem  rechtlichen  fVirhungsumfang  einer  Standesherrlichkeit,  die  ihren 
Grund  hat  in  einer  bundesjürstliclien  Verleihung ,  nicht  in  Bestimmungen  des  vier- 
zehnten Artikels  der  BundesActe,  oben  §.  317,  vergl.  mit  §§.  3o2  u.  3i5. 
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Eine  ziemliche  Anzahl  von  Standesherren  sind  zweien,  oder  andere  dreien, 
etliche  sogar  vier  bundesfürstlichen  Souverainen  untergeordnet  (§.  3oi ,  Ii).  Solche 
kommen  daher,  in  nachstehendem  Verzeichnifs,  unter  eben  so  vielen  Bundes- 
staaten vor. 


In  den  königlich -preussisclien  Provinzen  Westphalen  und 
N  i  e  d  e  r  r  h  e  i  n ,   auch  Sachsen. 

A)  Westphalen  «)• 

1)  Herzog  von  Arenberg;  wegen  der  Grafschaft  Recklinghausen 
7*/2  QMeilen,  3 1,1 48  Eiiiw. 

2)  Fürst  von  Bentheim -Steinfurt;  wegen  der  Grafschaft  Stein- 
furt c).    iy8  QM.  3,774  E. 

3)  Fürst  von  Bentheim-Tecklenburg  oder  Bentheim-Rheda; 
wegen  der  Herrschaft  Rheda  ^)  (3  (^M.  n,255  E. )  und  der  Grafschaft 
Hohenlimburg  e),  2i/4  QM.  6,480  E. 


a)  Die  Standesherrschaften  in  den  Provinzen  VFestphalen  und  Niederrhein ,  mit 
Ausnahme  von  Hohenlimburg  (Num.  3),  kamen  an  Preussen,  theils  durch 
den  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  il\  et  43,  Rhein.  BundesActe, 
Art.  24,  theils  durch  die  unten  bei  Num.  11,  und  bei  Nassau  (Num.  IX),  angef. 
Vertrage.  Bestimmungen  über  den  Rechtszustand  der  Standesherren  in  diesen 
beiden  Provinzen,  oben  §.  3i6.  —  Verzeichnet  sind  hier  die  preussischen  Standes- 
herren nach  alphabetischer  Ordnung  der  Familiennamen.  Die  Angaben  der  Volks- 
zahl in  den  Provinzen  Westphalen  und  Niederrhein,  beruhen  auf  Zählungen  in 
den  Jahren  1817  oder  1818. 

ä)  Man  s.  oben  §.  32.  Der  Herzog  von  Arenberg,  dem,  für  den  ihm  aufgenöthig- 
ten  Verlust  an  hoheitlichem  und  grundherrlichem  Einkommen  in  Reckling- 
liausen,  von  Napoleon,  als  Grofsherzog  von  Berg,  im  Jahr  181 3  eine  Jahrrente 
von  106,702  Francs  war  zugesichert  worden  (Klüber's  Acten  des  wiener  Con- 
gresses,  Bd.  IV,  S.  129  IT.),  erbot  sich-  gegen  die  preussische  Regierung  zu 
Aufgebung  der  Standesherrlichkeit  in  Recklinghausen  gegen  Entschädigung,  doch 
mit  Beibehaltung  seiner  dortigen  Eigenthumrechte.  Das  Erbieten  ward  nicht  an- 
genommen, dagegen  sein  dortiger  besonderer  Rechtszustand  durch  Uebereinkunf t 
vom  29.  Nov.  1824  festgesetzt;  er  erhält  eine  Jahrrente  von  i3,5oo  Rthlr.  Von 
seiner  Standesherrschaft  Meppen  unten,  bei  Hannover,  Num.  IV. 

c)  Die  Grafschaft  Steinfurt  war  nicht  reichsständisch,  doch  reichsunmittelbar,  sie 
wird  aber  in  der  wiener  CongrefsActe ,  Art.  43,  zu  den  Standesherrschaften 
im  Sinn  der  BundesActe  gerechnet.  Wegen  Bentheim,  war  der  Besitzer  reichs- 
ständisch  (man  s.  unter  Hannover).  Das  ehchin  landsassigc  bentheimische 
Gogcricht  Rüschau ,  mit  5,783  Einw.,  im  Begierungsbezirk  Münster,  ist  nicht 
standesherrlich. 

d)  Der  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  43,  nennt,  aufser  Rheda,  auch 
die  bentheim-tecklenburgischen  oder  rhedaischen  Herrschaften  Gütersloh  und 
Grönau.  Allein  das  Dorf  Gütersloh  ist  Bestandteil  der  Herrschaft  Rheda,  und 
das  Haus  oder  die  Unterherrlichkeit  Gronau,  in  dein  ehemaligen  Fürstenthum 
Münster,  war  zur  Zeit  des  t.  Reichs  eine  mittelbare  oder  landsassigc  Besitzung 
des  Grafen  von  BentkeimTecklenburg,  und  ist  jetzt  nicht  standesherrlich. 

e)  Wegen  der  Grafschaft  Hohenlimburg ,  früherhin  meist  Herrschaft  genannt,  die 
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ii  Herzog  von  Croyj  wegen  der  Herrschaft  Dülmen/).  6  (^M. 
10,89^  V. 

Fürst  n.'ii  Kaunitz-Rietberg;   wegen  der  Grafschaft  Riet- 
borg t).    2  (^M.  i3,i8i  K. 

6)  Herzog  ^on  Looz-Corswarem;  wegen  seines,  im  preufsischen 
Gebiet  liegenden,  südlichen  Antheils  von  Rheina Wolbeck       8  (^>M.  15,967  E. 


in  dem  acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  23,  für  ein  preussisches  Schutz- 
land erklärt,  und  in  den  Art  /|3  u.  2  1  unter  den  preussischen  Standesherr- 
schaften nicht  genannt  ist,  ward,  auf  Bitte  des  Besitzers,  durch  eine  könig- 
liche  CabinetOrdre  \.  i<)  Dec.  1816,  StandesherrlichJkeit  eingeräumt.  —  Weder 
RA  da  noch  HohenLtmburg  gaben  Reichsstandschafl  ,  aber  beide  waren  reichs- 
unmittelbar. Beide,  in  der  rheinischen  BundesActe  nicht  genannt,  kamen  nicht 
schon  1806,  sondern  erst  1807  unter  grofsherzoglich  -  bergische  Hoheit.  In  der 
wiener  CongrefsActe,  Art.  43,  wird  Rheda  zu  den  Standesherrschaften  im 
Sinn  der  BundesActe  gerechnet. 

Die  Herrschaft  Dülmen  ^  war  ehehin  ein  Theil  des  hochstift- münsterischen  Amtes 
Dülmen,  welchen  Croy  durch  den  R.  Dep.  Hauptschl.  v.  i8o3,  §.  3,  erhielt. 
Das  herzogliche  Haus  Croy  halle  nie  Reichsstandschafl,  und  nur  reichsnüttelbare 
Besitzungen  auf  der  linken  Rheinseite.  An  die  ausserordentliche  Reichsdeputa- 
tion  zu  Regensburg,  erliefs  der  Herzog  im  J.  1802  die  Ritte,  Dülmen  zu  einer 
Grafschaft  zu  erheben ,  und  demselben  Stimmrecht  in  dem  westphälischen 
GrafenCollegium  beizulegen.  Von  der  R.  Deputation  erfolgte  hierauf  der  Re- 
schlufs:  «die  Erledigung  dieses  Gesuchs  beruhe  auf  der  bereits  für  nöthig  be- 
fundenen Organisation  der  reichsgräflichen  Collegien».  Protocoll  der  ausser- 
ordentl.  R.  Deput.,  §.  184,  S.  543,  u.  Reilagen,  Rd.  III,  S.  97.  Diese  Organi- 
sation unterblieb.  —  Durch  die  rheinische  BundesActe,  Art.  24,  ward  Dülmen, 
unter  dem  Titel  Grafschaft,  dem  Herzog  von  Arenberg  als  Standesherrschaft 
untergeordnet.  Als  dieser,  im  Dec.  1810,  seiner  Souverainetät  beraubt  ward 
(oben  §.  32),  kam  es,  mit  Verlust  seiner  standesherrlichen  Rechte,  unter 
kaiserlich- französische  Hoheit.  Die  wiener  CongrefsActe  nennt  dasselbe  unter 
den  preussischen  Standesherrschaften.  Für  ihm  entzogenes  Einkommen,  erhält 
Croy  von  Preussen  eine  immerwährende  Jahrrente  von  6000  Thalern.  Vergl. 
3oi ,  iNote  d. 

f>  )  tUetberg  kam  1807  unter  königlich- westphälische  Hoheit.  In  der  rheinischen 
BundesActe  war  es  mit  Stillschweigen  übergangen.  Der  Fürst  von  Raunitz, 
filme  männliche  Nachkommen,  hat  Rietberg  in  dem  J.  1822  verkauft,  an  den 
Gutsbesitzer  Tenge  zu  NiederRarkhausen  im  Fürstenthum  Lippe.  Die  Rerichti- 
'  gung  des  Besitztitels  für  diesen  fand  Schwierigkeit,  weil  das  fürstliche  Haus 
Liechtenstein,  Gundaccariseher  Linie,  die  Fortdauer  des  in  einem  Vergleich  von 
1726  ihm  für  den  Fall,  wenn  der  Kaunitzische  Mannstamm  aussterben  würde, 
vorbehaltenen  Nachfolgerechtes  in  Rietberg,  hingegen  der  Fürst  Kaunitz  die 
Erlöschung  dieses  Rechtes  behauptete;  in  dem  hierüber  bis  i834  geführten 
Rechtsstreit  hat  indessen  der  Fürst  Kaunitz  obgesiegt,  und  danach  jene  Rc- 
rkhtigung  im  .Mai  i835  Statt  gehabt. 

h)  Dem  Herzog  von  Looz,  der  früher  nie  Reiehsstand,  auch  reichsunmittelbar 
).i<  lit  begütert  -war,  hatte  der  ReichsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3,  §.  32, 
einen  Theil  der  münsterischen  Aeinfer  Revergern  und  Wolbeck,  dann  Fürsten- 
thum Rhci.i  i Wolbeck  genannt,  ohne  Anzeige  wofür,  zuget heilt,  und  ihm  eine 
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7)  Fürst  (vorhin  Rheingraf)  von  Salm-Horstmar;  wegen  der  Graf- 
schaft Horstmar  O»    12V2  QM.  5o,4n  E. 

8)  Fürst  von  Salm-Salm;  wegen  der  Herrschaft  Anholt.  7/s  Q^1» 
1,718  E.    Man  &  oben  §♦  3s. 

9  u4  10)  Fürsten  von  Salm-Salm  und  Salm-Kyrburg;  wegen 
der  Aemter  Ahaus  und  Bocholt  oder  des  Fürstenthums  Salm,  gemeinschaft- 
lich unter  ihnen  zu  V3  und  l/3  tyi  27  QM.  62,537        Man  s.  oben  §.  32» 

11)  Fürst  von  Sa)  n- Wittgenstein-Berleburg;  wegen  V.  der 
Grafschaft  Wittgenstein  0*    3J/,  QM.  7,177  E. 

12)  Fürst  von  Sayn- Wittgenstein-Hohenstein;  wegen  V5  der 
Grafschaft  Wittgenstein  »0-    4%  QM.  9,211  E. 

Ueberbaupt,  in  der  Provinz  Westp/iälen :  782/8  QM.    224,688  E. 


VirilStimme  in  dem  Reichsfürstenrath  zugesichert.  Die  wiener  CongrefsActe 
unterwarf  standesherrlich  den  gröfsern  Theil  von  RheinaWolbeck  der  preussi- 
schen,  den  Ueberrest  der  hannöverischen  (unten  Num.  IV)  Staatshoheit.  Durch 
Uebereiukunft  um  das  Jahr  1824,  hat  der  Herzog  die  Ausübung  der  Gerieht- 
barkeit  und  standesherrlichen  obrigkeitlichen  Verwaltungsrechte  an  Preussen  ab- 
getreten und  auf  gewisse  Geldansprüche  verzichtet,  gegen  eine  immerwährende 
Rente  von  2000  Thalern. 

i)  Die  Ausübung  der  Gerichtbarkeit  und  standesherrlichen  Verwaltungsrechte, 
nebst  etlichen  nutzbaren  Rechten  oder  Ansprüchen,  hat  der  Fürst  an  Preussen 
abgetreten  ,  gegen  eine  immerwährende  Jahrrente  von  20,000  Thalern. 

/-)  Die  Sulm-Salmische,  von  Napoleon  unter  dem  3i.  Dec.  1811  bewilligte  Jahrrente, 
betragend  mit  Einschlufs  jener  für  Anholt  100,968  Francs,  aber  mit  Ausschluss 
jener  von  10,968  Francs  für  den  AnholterZoll ,  ward  durch  Uebereiukunft  mit 
Preussen  im  J.  1825  auf  13,890  Thlr.  preufs.  Cour,  festgesetzt;  die  Salm-Kyr- 
burgiscke^  durch  Uebereinkunft  vom  27.  Oct.  1824,  auf  6000  Thlr.  Beide  Theile 
haben  dagegen  auf  die  Gerichtbarkeit,  Polizei  und  Steuerfreiheit  verzichtet.  — 
Saltn-Kyrburg'  verkaufte  1823  an  Salm-Salm,  für  eine  Jahrrente  von  5200  Thlr. 
und  Uebernahme  von  00,000  Thlr.  Schulden,  sein  y3  an  Ahaus  und  Bocholt,  mit 
Ausschlafe  des  V3  am  Schiofs  zu  Ahaus  und  dessen  Zugehör  nebst  Jngdgcrechtig- 
keit,  zu  welchem  die  Gemahlin  des  Fürsten  Friedrich  IV.  von  S.  Kyrburg  auf 
ihren  Namen  die  Salm  -  Salmischen  2/3  hinzukaufte. 

/)  Die  ganze  Grafschaft  Wittgenstein,  im  zu  2/5  u.  s/5  getheilten  Besitz  der  beiden 
Hauptlinien  zu  Berleburg  und  Wittgenstein,  ward  1806  durch  die  rhein.  Bundes- 
Acte  der  Staatshoheit  des  GH.  von  Hessen  standesherrlich  untergeordnet.  Als 
die  wiener  CongrefsActe  i8i5  das  ghzgl.  hessische  Herzogthum  Westphalen, 
wozu  jene  Grafschaft  gehörte,  der  Krone  Preussen  zugelhcilt  halte,  ühcrliefs 
Hessen,  in  einem  Staatsvertrag  vom  3o.  Juni  i8i5,  mit  jenem  Herzogthum  an 
Preussen  auch  die  «Oberhoheit  und  Lehnherrlichkeit  über  die  Grafschaften 
Wittgenstein -Wittgenstein  und  Wittgenstein -Berleburg»  (sie!);  welches  in  dem 
GeneralRecefs  der  frankfurter  TerritorialCommission  v.  20.  Juli  1819,  Art.  18, 
wiederholt  ward.  Auch  wurden  in  einem  zwischen  Preussen  und  Hessen  zu 
Münster  am  12.  März  1817  geschlossenen  Vertrag,  Art.  14  —  23,  über  ver- 
schiedene Gegenstände,  die  Grafschaft  Wittgenstein  betreffend,  Bestimmungen 
gemacht.  —  Die  besondern  standesherrliehen  und  finanziellen  Verhältnisse  der 
fürstlichen  Hauptlinie  zu  Berleburg ^  sind  geordnet  durch  eine  Uebereiukunft 
mit  Preussen  vom  16.  Juli  1821. 

tu)  Für  entzogenes  Einkommen  hat,  durch  Uebereiukunft  v.  6.  Mai  1828,  die  fürst- 
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B)  Niederrhein, 

i>)  F&rsl  von  Solms  -  Bra  unf  eis  j  wegen  der  Aemter  Braunfels 
und  Greifenstein  »> 1  )  C  Bestandteile  der  Grafschaft  Solms),  4  Vi  QM, 
i  ^ooo  l  • 

i|)  Fürs!  \on  Solms-Lich  und  Hohensolms;  wegen  des  Amtes 
Hohensolms  fJBestandtheils  der  Grafschaft  Solms).    \x/x  QM.  3,007  E. 

r-i  Fürs!  von  ied  »)j  1)  wegen  der  niedcrn  Grafschaft  Wied, 
mit  Ausnahme  des  unter  nassau ischer  Hoheit  stellenden  Amtes  Grenzhausen, 
jetzt  eines  Theils  des  Amtes  Selters  (3%  ()M.  11,218  E.) ;  2)  wegen  der 
obern  Grafschaft  NN  ied,  mit  Ausnahme  der  unter  nassauischer  Hoheit  ste- 
henden Bestandteile  in  dem  Amt  Runkel,  dann  wegen  der  ehehin  knr- 
trierischen  Aemter  Utenwied  und  Neuerburg,  6  Vi  QM»  16,107  E. 
I  eberhaüpt,  io  der  Provinz  Niederrhein:  i5Y4  QM.  45,^32  E. 
Total  der  standesherrlichen  Besitzungen  in  den  Provinzen  Westphalen  und 
Nieder rhein:  9/j  OM.    269,920  E. 

C)  Sachsen, 

Aus  dieser  Provinz  wurden,  im  J.  1829,  die  Häupter  drei  gräflich- 
Stolbcrgischer  Linien  o)  als  Standesherren  im  Sinn  der  teutschen  Bundes- 
Acte  zu  dem  Prädicat  Erlaucht  berechtigt,  doch  nicht  als  standesherrlich 


liehe  Hauptlinie  Wittgenstein-  Hohenstein  von  Preussen  Entschädigung  erhalten, 
durch  eine  Geldsumme  und  eine  beständige  Jahrrente  von  5,4oo  Thalern. 

m7)  Für  diese  Aemter  ward  1828  ein  standesherrliches  RegierungsCollegium  be- 
willigt, wie  früher  schon  dem  Hause  Wied.    Man  s.  die  nächstfolgende  Note. 

n)  Die  hier  genannten  beiden  Theilc  der  Grafschaft  Wied  waren  getrennt  bis  zu 
dem  28.  April  1824 ,  wo  die  ältere  Linie  WiedRunhel  erlosch.  Diese  besafs 
die  obere  Grafschaft,  Wied- Neuwied  die  niedere.  Seit  der  Vereinigung  beider 
Theile,  nennt  sich  die  letzte  blofs  Wied.  Ihr  hat  Preussen,  1826,  für  Aus- 
übung der  standesherrlichen  obrigkeitlichen  Gerechtsame  ein  standesherrliches 
RegierungsCollegium  bewilligt,  das  zum  Theil  ein  Gericht  zweiter  Instanz  bildet. 

n)  Rcic  Iisständisch  waren  die  jetzigen  Grafen  von  Stolberg  durch  Theilnahme  an 
der  reichsgräflich  -  wetterauischen  ConülialCuriatStimme ,  auf  folgende  Weise. 
1)  Stoiber g- Wernigerode  war  nur  reichsständisch  -  gräflicher  Personalist,  bis  es 
am  5.  Jan.  1804,  wo  der  Stolberg -Gedernsche  Mannstaram  erlosch,  in  dem 
reichsständisch  berechtigten  Gedern  succedirte,  wodurch  es  reichsständisch- 
gräflicher  Realist  ward.  2)  Stolher g  -  Stoiber g  war  nur  reichsständisch-gräflicher 
Personalist;  denn  die  Grafschaft  Stolberg  stand  unter  luirsächsischer ,  sein  An- 
theil  an  der  Grafschaft  Hohnstein  unter  kurbraunschweigischer  Landeshoheit. 
Doch  hatte  es  Kreisstandschaft  im  obersächsischen  Reichsltrcis ,  wegen  der,  ob- 
gleich mittelbaren,  Grafschaft  Stolberg.  3)  Stolberg -Bosla  rcichsständisch- 
gräflicher  Realist,  wegen  seines  Antheils  (Ortenburg  u.  s.  w.)  an  der  reiehs- 
indischen  Grafschaft  Königstein.  —  Standesherrliche  Besitzungen,  im  Sinn  der 
teutschen  BundesActe,  haben  diese  drei  Linien  unter  preussischer  Staatshoheit 
nicht;  wiewohl  sie  wegen  ihres  Besitzthums  unter  dieser  sehr  bevorrechtet  sind. 
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(im  Sinn  der  BundesActe)  in  dieser  Provinz  begütert,  von  Preussen  bei 
der  Bundesversammlung  angemeldet: 

a)  Graf  von  S  tolb  erg- Wernigerode; 

b)  Graf  von  Stoiber  g-  Stoib  erg ; 

c)  Graf  von  Stoib erg-Rosla. 

Anmerkung. 

Ueberdiefs  waren,  in  der  Provinz  Cleve-Berg,  zwei  Standesherrschaften: 

a)  Die  vormals  reichsständische  Herrschaft  Gimborn  und  Neustadt,  dem 
Grafen  von  Wallmoden  gehörend,  4  QM.    13,763  E. 

b)  Die  Herrschaft  Homburg  an  der  Mark ,  dem  Fürsten  von  Sayn- 
Wittgenstein-Berleburg  gehörend,  2  QM.    9,891  E. 

Es  haben  aber  die  Besitzer,  für  sich  und  ihre  Nachfolger,  durch  Ueber- 
einkunft  mit  der  Krone  Preussen,  datirt  jene  des  ersten  aus  dem  Jahr  1819,  jene 
des  andern  vom  16.  Jul.  1821,  ihren  dortigen  standesherrlichen  Gerechtsamen  ge- 
gen Entschädigung  entsagt.  Von  dem  Standes  -  und  Besitzvcrhältnifs  des  Grafen 
von  Wallmoden,  s.  man  Klüber's  Abhandlungen  etc.,  Bd.  1,  S.  296.  Durch 
die  erwähnte  Veräusserung  standesherrlicher  Personalist  geworden,  ward  er  nicht 
von  Preussen,  sondern  i83o  von  Mecklenburg,  unter  welchem  er  standesherrlich 
nicht  begütert  ist,  als  zu  dem  standesherrlich -gräflichen  Prädicat  «Erlaucht»  be- 
rechtigt bei  der  B.  V.  angemeldet. 

Ferner  waren  in  der  Provinz  Westphalen,  bis  1 823, 

c)  Die  Herrschaft  Gehmen,  eine  vormals  reichsständische  Herrschaft, 
3/s  QM.  1,411  E.  Ihr  Besitzer  war  der  Freiherr  von  Bömmelberg,  der  letzte 
von  dem  Mannstamm  seines  Geschlechtes.  Derselbe  succedirte  in  Gehmen,  im 
J.  1800,  einem  Grafen  von  LimburgStyrum.  Durch  die  rheinische  BundesActe, 
Art.  24 ,  kam  Gehmen  als  Standesherrschaft  unter  die  Hoheit  von  SalmKvrburg. 
Als  dieses,  im  Dec.  1810,  seiner  Souverainetät  beraubt  ward  (oben  §.  32),  kam 
Gehmen,  mit  Verlust  seiner  standesherrlichen  Bechte,  unter  französische  Hoheit. 
In  dem  königl.  Edict  vom  21.  Juni  i8i3,  war  Gehmen,  unter  den  preussischen 
Standesherrschaften  nicht  genannt,  wohl  aber  in  der  wiener  CongrefsActe,  Art.  43; 
daher  ward  späterhin  durch  eine  königliche  CabinctOrdre  vom  3o.  April  1817  er- 
klärt, dafs  jenes  Edict  auf  Gehmen  Anwendung  finde.  Bömmelberg  war  der 
einzige  Standesherr  freiherrlichen  Standes.  (Man  s.  §.  3oi ,  Nöte  e.  )  Er  verkaufte 
Gehmen  im  J.  1820,  dem  Vernehmen  nach,  für  126,000  Thaler  im  20guldenfufs 
oder  226,800  Gulden  im  24guldenfufs  ,  an  einen  Freiherrn  von  Landsberg- Vehlen, 
welcher  in  der  Nähe  von  Gehmen  das  Gut  Vehlen  besitzt.  Vergebens  hat  sich 
dieser  bemüht,  von  der  preussischen  Begierung  eine  Bewilligung  zu  Fortsetzung  der 
Standesherrlichkeit  für  sich  und  seine  Nachkommen,  oder  eine  neue  Verleihung 
derselben  zu  erwirken. 


Oben  §.  102,  a,  u.  §.  3i8,  b.  —  Von  diesen  und  andern  Personal-  und  Besitz- 
Verhältnissen  und  Veränderungen  des  gräflichen  Hauses  Stolberg,  habe  ich 
nähere  Nachricht  gegeben,  in  dem  Genealogischen  u.  StaatsHandbuch  für  das  J. 
1827,  S.  620  ff. —  Angemeldet  wurden  im  J.  1829  bei  der  Bundesversammlung: 
Stolberg -Wernigerode  von  Hannover  und  GH.  Hessen;  Stolberg -Stolberg  von 
GH.  Hessen;  Stolberg •  Bosla  von  GH.  Hessen.  Man  s.  unten,  unter  Hannover 
u.  GH.  Hessen. 

p)  Obwohl  früher  Bestandteil  der  reichsständischen  Grafschaft  Sayn,   und  von 
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II. 

In  dem  Königreich  Baiern  ö). 
F  ü  r  s  t  e  Dt 

i)  Esterhazy  von  Galantha;  wegen  Etlelstetten,  l/i0  QiVf.  85o  E. 
Fagger  »Babenhausen  j  wegen  seiner  sämmtlichen  standesherr- 
lichen  Besitzungen,  7  QM1  11,000  E. 

>  Hohenlohe  -  S chiliin gsfür st.  (Man  s.  unter  Würiemberg, 
Nura.  (j,  Note  l'.) 

j)  1 -ein  in  gen  /') ,  mit  ungef.  5  Q1M.  u.  16,000  E. 

5)  u.  6)  Löwens  lein- Wertheim- Freudenberg,  beide  Special- 
Linien  C)i 

7)  Low  enstein-Wertheim-Rosenberg 
B)  Oettingen-Spielberg. 


daher  noch  in  der  letzten  Zeit  des  t.  Reichs  steuerpflichtig  zu  Römermonaten 
und  Kammerzielen,  gab  die  Herrschaft  Homburg-  an  der  Mark  doch  weder 
Reichs-  noch  Kreisstandschaft,  sie  wird  aber  in  der  wiener  CongrefsActe, 
Art.  ,3,  zu  den  Standesherrschaften  im  Sinn  der  BundesActe  gerechnet. 

«)  Aach  dem  baicrischen  Intelligenz-Blatt  v.  2.  Jan.  1819,  der  baierischen  Anmel- 
dung der  dortigen  Slandesherren  bei  der  B.  V.  im  J.  1829,  u.  einer  baier. 
\  erordn.  v.  22.  April  18^.9,  betr.  das  den  Häuptern  der  dortigen  standesherr- 
lich  -  gräflichen ,  vormals  reichsständischen  Familien,  zu  gebende  Prädicat  Er- 
laucht, in  dem  baier.  Regier.  Blatt  v.  16.  Mai  1829  u.  in  der  Allgem.  Zeit,  vom 
19.  ?sov.  1829,  Beil.  139.  —  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  der  hier 
genannten  Familien  unter  Baiern,  s.  man  die  rheinische  BundesActe,  Art.  24, 
u.  die  unten  bei  Würtemberg,  Baden  u.  GH.  Hessen  angef.  Verträge  v.  1810, 
iSi5,  1819,  insbesondere  den  Reces  -  general  der  frankfurter  TerritorialCom- 
mission  \.  20.  Jul.  1819,  Art.  4  u.  5,  in  Martens  recueil,  Supplem.  VIII.  604. 
Auch  den  noch  ungedruckten  Vertrag  zwischen  Baiern  u.  dem  ehemaligen 
Grofsherzog  von  ^Vürzburg,  geschl.  zu  Paris  am  26.  Mai  1810,  wovon  die 
1  crritorialV  eränderungen  angegeben  sind  in  Winkopp's  rhein.  Bund ,  Heft  49, 
S.  ^  3  —  54 .  —  Bestimmungen  über  den  Rechtszustand  der  baierischen  Standes- 
herren, oben  §.  3i3  u.  3i6. 

b)  "Man  s.  die  rheinische  BundesActe,  Art.  24 j  den  Vertrag  Napoleon's  mit  GH. 
Hessen  v.  7.  Sept.  1810,  u.  den  badisch  - ghzgl.  -  hessischen  Vertrag  v.  8.  Sept. 
1810,  Art.  1  ,  in  Martens  recueil,  Supplem.  V.  280,  Roch  et  Schoell  histoire 
abregee  des  traites,  T.  VIII,  p.  322;  den  von  Oestreich  und  Preufsen  mit  GH. 
Hessen  am  3o.  Juni  1816  geschlossenen  Vertrag,  Art.  3,  vergl.  mit  dem  östreich- 
b'iierischen  Vertrag  v.  14.  April  1816,  Art.  3,  bei  Martens  1.  c.  VII.  74  et  14 ; 
und  den  angef.  Reces- general  v.  20.  Jul.  181 9 ,  art.  4. 

c  )  Der  angef.  Reces  -  general,  art.  2,  n°.  I,  lit.  c,  et  art.  8. 

i)  .Man  den  angef.  Reces  -  general,  art.  4?  8,  et  2,  n°.  I,  lit  c.  Das  Amt  Heubach 
(mit  i38o  F.  im  J.  1810),  an  der  linken  Seite  des  Mains,  welches  Standesherr- 
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9)  Oettingen- Wall  er  stein. 

10}  Schwarzenberg;  wegen  Schwarzenberg  u.  Hohenlandsberg. 

11)  Thum  und  Taxis  <?)• 

12)  Waldburg -Zeil- Trau  chburg;  wegen  Trauchburg  und 
Wengen. 

1 3)  W  a  1  d  b  u  r  g  -  Z  e  i  1  -  W  u  r  z  a  c  h ;  wegen  Forthofe n  ,  eines  Dorfs, 
sonst  zu  der  unter  würtembergische  Hoheit  gekommenen  Herrschaft  Mar- 
stetten  gehörend*  (Man  s.  unten  bei  Würtemberg  die  Note  k  zu  Num.  17.) 

Grafen. 

14)  Castell-Remlingen. 

15)  Castell-Rüdenhausen. 

16)  Erbach- Wartemberg-Roth;  wegen  der  Herrschaft  Eschau 
in  dem  Regierungsbezirk  Unterfranken  und  Aschaffeuburg ,  welche  ein  Be- 
standteil der  Grafschaft  Erbach  war  /). 

17)  Fugger-Glött  g). 

18)  Fugger-Kirchheim  g). 

19)  Fugger-Nordendorf  g). 


lieh  1806  unter  Baden,  dann  1810  unter  GH.  Hessen  gekommen  war,  kam  1816 
aus  grofsherzogl.  hessischer  unter  baierische  Staatshoheit,  in  Folge  des  von 
Oestreich  und  Prcufsen  mit  GH.  Hessen  am  3o.  Juni  1816  geschlossenen  Ver- 
trags, Art.  3,  bei  Martens  1.  c.  VII.  74  (wo  das  Wort  Heubach  ausgelassen  zu 
seyn  scheint);  vergl,  mit  dem  östreieh-baierischen  Vertrag  v.  14.  April  1816,  Art.  3^ 
ebendas.  S.  14«  Wiederholt  und  bestätigt  ward  solches  in  dem  angef.  Reces- 
general ,  art.  4. 

e  )  Die  fürstlich  -  thurn  und  taxischen  Besitzungen  in  Baiern,  sind,  mit  standesherr- 
lichen Vorrechten,  von  dem  Staat  als  Entschädigung  für  das  Postwesen  abgetre- 
ten worden.  Man  s.  oben  §.  44°i  Note  c.  Vergl.  auch  die  baier.  Declaration  für 
Thum  und  Taxis,  v.  27.  März  1812,  oben  §.  3i3,  d,  u.  3 1 6.  Reichsstandschaft 
hatte  dieses  Haus  seit  1754«    Vergl.  unten  bei  Würtemberg. 

J)  Auch  ward,  durch  den  baierisch  -  würtembergischen  Tausch  -  und  Grenzvertrag 
v.  18.  Mai  1810,  ein  kleiner  Theil  der  vormals  reichsständischen,  jetzt  standes- 
herrlichen Grafschaft  Roth  dem  Königreich  Baiern  standesherrlich  untergeordnet, 
das  Amt  Steinbach. 

g)  Ueber  den  Rechtszustand  der  Grafen  von  Fugger  ,  besteht  eine  eigene,  kurz 
vor  Auflösung  der  t.  Reichsverbindung  crtheilte  ,  königl.  baierische  Declaration 
v.  7.  Jun.  1806.  Man  s.  oben,  §.  3i3  e,  und  Nachträge,  §.  3i6.  —  Fugger-Glött, 
besitzt  standesherrlich,  nur  unter  Baiern,  die  Herrschaften  Glött,  Oberndorf, 
Ellgau,  Boxberg,  Eincrsacker  u.  Lauterbron,  t%,  <^M.  mit  3,o5o  E.  und  die 
durch  Tausch  standesherrlicher  Besitztheile  von  Baiern  im  J.  1806  erhaltene 
Herrschaft  Blumenthal.  — Fugger- Kirehheim  hat  nur  unter  Baiern  standesherrliche 
Besitzungen,  die  Herrschaften  Kirehheim,  Eppisiiausen  u.  Schmieehern,  1V4QM. 
2,|Ou  E.  Der  erbliche  Reichsrath  Graf  Fuggar  i>.  Kirchheim  hat  i83i  die  ihm 
zustehende  Gerich tbarkeit  an  den  Staat  abgetreten.  —  Fugger  -  Nbrdm.dorf  hat 
standesherrlich  unter  Baiern  in  dem  baierischen  Regierungsbezirk  Schwaben  und 
Neuburg,  die  Herrschaften  Nordendorf  und  Mickbausen  mit  ungefähr  ivjoo  E., 
dann  unter  Würtemberg  das  Bittergut  NiederAlfingen.  —  Fugger  -  Kirchberg- 
kFcissenhom  besitzt  in  Baiccn  stanile&herrlich  die  Grafschaft  Einrehberg  uud  die 
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10)  Orttenburgj  wegen  Tambach. 

ai)  Rechteren-Limpurg-Spechfeld.    (Man  s.  oben,  §.  3 16,  b, 
und  unten  bei  Würtemberg,  die  Note  zu  Colloredö-Mansfeld.) 
3s)  Schön born-W  iesentheid. 

Stadion-Thannhausen;  wegen  Thannhausen,  3/4  (IM.  i5ooE, 
34)  Waldbott-Bassenheim;  wegen  Buxheim  (3o8  E.  im  J.  1806) 
und  Winterrieden  (35o  E.)«    Man  s.  die  Note  e  unten  bei  Nassau. 
&5    Giech,    (Man  s.  oben,  §.  3o3,  e. ) 
36    Pappenheim«    (Man  s.  oben,  §.  3 1 5 ,  b.) 
Pückler-Li  m  p  u  rg  A). 


III. 

Iii  dem  Königreich  Sachsen. 

Als  zu  den  standesherrlichen  Prädicatcn  «Durchlaucht»  und  «Erlaucht» 
berechtigt,  wurden  im  J.  1829  von  honiglich  -  Sächsischer  Seite  hei  der 
Bundesversammlung  angemeldet«)  die  Häupter  der  Fürstlichen  und 
Gräflichen  Linien  des  Hauses  Schönburg;  also: 

1 )  Fürst  von  Schön hurg-Waldenburg. 

2)  »      »        »         »  Hartenstein. 

3)  Graf  von  Schönburg-Hinterglaucha u. 

4)  »      »         »          »  Rochsburg. 

5)  »      »         »         »       Wechsel  bürg. 


Herrschaften  Wollcnstcttcn,  Marstetten,  Weifscnliorn  und  Pfaffenhofen,  mit  un- 
gefähr 9.300  Einw. ,  ward  aber  dessen  ungeachtet  nicht  von  Baiern,  sondern 
von  Würtemberg,  wo  er  standesherrlich  nicht  begütert  ist,  bei  der  B.  V.  zu 
dem  Pradicat  «Erlaucht«  angemeldet.  In  Würtemberg  hat  diese  Linie  nur 
vormals  rcic  hsritterschaftliche  Besitzungen,  mit  ungefähr  2,5oo  E.,  vermuthlich  in 
Folge  des  baierisch  -  würtembergischen  Tausch-  und  Grenzvertrags  v.  18.  Mai 
1810;  man  s.  unten,  unter  Würtemberg,  V,  am  Sehl u fs  der  Anmerkungen. 

h)  Am  21.  Aug.  i834  wurde  der  Graf  Friedrich,  und  am  i3.  Aug.  i835  der  Graf 
Ludwig  von  Pücltler- Limpurg,  von  Baiern  zu  dem  Pradicat  «Erlaucht»  bei  der 
Bundesversammlung  angemeldet;  dieses  aber  ohne  Zweifel  nicht  wegen  des  An- 
theils  dieser  beiden  Brüder  an  der  vormals  reichsständischen  Grafschaft  Limpurg, 
welcher  unter  würtembergischer  Staatshoheit  gelegen  ist  (s.  unten,  V,  Num.  1, 
Note  b  und  Num.  26,  Note  q),  sondern  wegen  ihrer  in  Baiern  gelegenen,  vor- 
mals reichsrittcrschaftlichen  Güter  Burg-Farrnbach  und  Brunn. 

a )  Die  Anmeldung  geschah  in  Folge  des  für  das  fürstliche  und  gräfl.  Haus  Schön- 
burg gefafsten  Beschlusses  der  Bundesversammlung  vom  7.  Aug.  1828,  oben  §. 
3 18 ,  b,  S.  499.  In  dem  teutschen  Beich  war  das  Haus  Schönburg  reichsstän- 
disch -  gräflicher  Personalist.  Von  seinem  persönlich  und  dinglich  sehr  bevor- 
rechteten Zustand  in  dem  Königreich  Sachsen,  oben  §.  3 18,  b,  und  in  dem 
Genealog,  und  StaatsIIandbuch  für  das  J.  i83%0,  S.»y35  ff. 
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IV. 

In  dem  Königreich  Hannover  a). 

1)  Herzog  von  Arenberg;  wegen  des  1826  zum  Herzogthum 
ArenbergMeppen  erhobenen,  vormals  münsterischen  Amtes  Meppen  'O?  mit 
ungefähr  3 1,000  Enrw\ 

2)  Herzog  von  Looz  -  Corswarem;  wegen  seines,  im  Königreich 
Hannover  liegenden,  südlichen  Antheils  von  RheinaWolbeck,  des  jetzigen 
Kreises  Emsbühren  mit  ungefähr  5ooo  Einw.  (Man  s»  oben,  unter 
Preussen ,  A ,  6. ) 

3)  Fürst  von  Bentheim -Steinfurt;  wegen  der  vormals  reichs- 
ständischen Grafschaft  Bentheim        ungefähr  19  QM.  mit  24,5oo  E. 

Ausser  diesen  wurden  1829,  als  zu  dem  Prädicat  «Erlaucht»  der 
Häupter  standesherrlich -gräflicher  Familien  berechtigt,  doch  nicht  als 
standesherrlich  im  Königreich  Hannover  begütert,  bei  der  Bundesversamm- 
lung von  Hannover  angemeldet: 

a)  Graf  von  Stolberg- Wernigerode  und 

b)  »      »  »       S  t  o  1  b  e  r  g  *) ;  dann 

c)  »      »    Platen  -  Halle  rmund  /). 


a)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  32. 

b )  Der  Herzog  von  Urenberg-  wollte  die  durch  die  wiener  CongrefsActe  ihm  zu- 
gesicherte Standesherrlichkeit  nicht  annehmen,  verlangte  aber  die  Fortdauer 
der  von  Frankreich  im  J.  i8i3  ihm  zugesicherten  jährlichen  Entschädigungsrente 
von  i34,ooo  Francs.  Dieses  Begehren  ward  nicht  zugestanden.  3Ian  s.  oben 
Num.  I,  unter  Preufsen  ,  A,  i,  u.  Klüber's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  I, 
Heft  i,  S.  124,  u.  Bd.  IV,  S.  129  ff.  Von  dem  besondern  standesherrlichen 
Rechtszustand  des  Hauses  Arenberg  wegen  Meppen,  oben  §.  3i6. 

cj  Von  den  Bestimmungen  des  Reichsdep. Hauptschlusses  von  i8o3  für  Looz,  oben 
unter  Preufsen,  A,  6,  Note  h.  —  Durch  Uebereinkunft  hat  der  Herzog  gegen 
Hannover  auf  Ausübung  der  Gerichtbarkeit  und  standesherrlichen  Verwaltungs- 
rechte und  auf  gewisse  Geldansprüche  verzichtet,  gegen  eine  immerwährende 
Rente  von  1200  Thalern,  laut  einer  königl.  Verordnung  v.  11.  Sept.  1826.  Oben 
§.  3i6,  c. 

d)  Von  dem  dortigen  besondern  Rechtszustand,  oben  §.  3i6,  c. 

e)  Die  Häupter  dieser  beiden  Stolbergischen  Linien  besitzen,  mit  ansehnlichen  per- 
sönlichen und  dinglichen  Vorrechten,  Landesthcile  der  Grafschaft  Hohnstein, 
welche  schon  in  der  Zeit. des  teutschen  Reichs  unter  hannoverischer  Landesho- 
heit standen.  Man  s.  das  Genealog,  u.  StaatsHandbuch  auf  das  J.  i8''%0  S.  780. 
Von  ihren  vormaligen  reichsständisch  -  gräflichen  Verhältnissen,  oben  unter 
Preussen,  C,  j\otc  o. 

f)  Platen -Hallermund  war  reichsständisch-gräflicher  Personalist.  War  und  ist  stan- 
desherrlich nirgend  begütert.  A  ergl.  §.  3o3,  c.  Kmjber's  Abhandlungen  etc., 
Bd.  I,  S.  296. 


Anhang. 


In  dem  Königreich  \\T  ii  r  t  e  in  b  e  r  g*  a). 

P  ii  r  s  t  c  n. 
0  Colloredo-Mansfeltl  f>~). 


i)  llphabetisch  geordnet;  nach  einem  amtlichen  Verzeichnifs  vom  Juni  1829,  ver- 
anlafst  durch  die  Beschlüsse  der  l>.  \  .  vom  18.  Aug.  i8?-5  u.  i3„  Febr.  18*29, 
betr.  die  den  Standesherren  zu  crtheilenden Prädipate  »Durchlaucht«  und  »Er- 
laucht«. Damit  verdient  verglichen  zu  werden,  Jas  »Alphabetische  Verzeich- 
nifs  der  in  die  PcrsotialMatrikel  des  begüterten  Adels  des  Königreichs  eingetrage- 
nen Besitzer  und  Theilbabcr  der  Standesherrschaften  und  Rittergüter,  nach  ihren 
verschiedenen  Stufen«;  in  dem  Königlich -Würtembergischen  Hof-  und  Staats- 
Handbuch  von  1839,  S.  555  —584,  wo  zugleich  bei  jedem  Standesherrn  seine 
Besitzungen  kurz  angegeben  sind.  Hinzugekommen  sind  hier  eigene,  theils  er- 
läuternde, theils  berichtigende  Anmerkungen.  In  J.  D.  G.  Memmwger's  Be- 
st hreibung  von  Würtemberg,  in  der  ersten  Aufl.  ( Stuttg.  1820.  8.),  S.  44*3  f« 
und  in  der  zweiten  völlig  umgearbeiteten  (i8?3.  3.),  S.  4?,3  f.  stehen  zwei 
Verzeichnisse,  worin  manche  als  würtembergische  Standesherren  angegeben 
werden,  die  es  theils  nie  waren,  theils  nicht  mehr  sind.  Man  s.  unten  die  Schlufs- 
anmerkungen  zu  gegenwartigem  Verzeichnifs.  —  Die  in  dem  würtemb.  Staats- 
Handbuch,  in  dem  Verzeichnifs  der  Landstände,  angenommene  Rangordnung,  wird 
von  allen  Standesherren  nicht  anerkannt. —  Als  Quellen  dienen:  aufscr  dem  ehe- 
maligen teutschen  ReichsStaatsrecht ,  insbesondere  dem  ReichsdeputalionsHaupt- 
schufs  v.  i8o3,  die  rheinische  BundesActe,  Art.  24?  und  der  baierisch  -  würtem- 
bergische Tausch-  und  Grenzvertrag  v.  18.  Mai  1810,  in  Martens  reeueil, 
S[i|)|ilem.  .  V.  267.  —  Königliche  Bestimmungen  über  den  allgemeinen  Rechts- 
eustand  der  würtembergiseben  Standesherren,  oben  §.  3i3  u.  3i6. 

5  Reu  Iisständisch  war  der  Stammherr  des  seit  1763  fürstlichen  Hauses  Colloredo- 
Mansfeld ,  und  zwar  seit  1787  als  Personalist  in  dem  schwäbischen  GrafenCol- 
legium,  dann  als  Realist  in  dem  fränkischen  GrafenCollegium  ,  wegen  eines  i8o3 
von  dem  Grafen  von  Nostitz  ihm  verkauften  Theils  (1  QM.  2o5o  E.)  der  Graf- 
gehafi  Rieneck  am. Alain  u.  Sinn,  unweit  Würzburg,  jetzt  unter  bäuerischer  Staats- 
hoheit, dann  seit  1804  wegen  eines  von  HohenloheBar-tenstein  ihm  verkauften 
Theils  der  reichsständischen  Grafschaft  Limpurg  (unten  in  dieser  Note),  nämlich 
der  Herrschaft  (Limpurg-Sontheim  )  Groningen.  Die  letzte  verkaufte  er  an  die 
Krone  Würtemberg,  durch  Vertrag  v.  2.  Jan.  1827.  Er  ward  jedoch  (als  Perso- 
nalist) von  derselben  1829  bei  der  B.  V.  zu  dem  Prädicat  »  Durchlaucht «.  an- 
gemeldet: nicht  auch  von  Baiern  wegen  Rieneck.  —  Die  vormals  reiehsstän- 
dische  Grafschaft  Limpurg  ist,  seit  Erlöschung  des  graflieh-limpurgischen  Mann- 
stammes im  J.  i-i3. ,  so  vielfach  verthcilt,  dafs  blofs  an  der  Stadt  Gaildorf  mit 
1400  Einwohnern,  einer  der  verschiedenen  Theilhaber  mehr  nicht  als  Vog,  und 
ein  anderer  sogar  nur  besitzt.  Daher  sah  man  hier  wahrend  der  Reichs- 
verfassung regierende  Landesherren,  auf  deren  Einen  man  ein  halbes  Dutzend 
Lnterthanen  rechnen  konnte.  Blofs  wegen  ihrer  Antheile  an  dieser  Grafschaft, 
sind  in  diesem  Verzeichnifs  der  würtembergiseben  Standesherren,  aufser  dem 
bis  18-2-  bei  Limpurg  beteiligten  Fürsten  von  Collorcdo -  Mansfeld ,  auch  auf 
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2)  Dietrichstein  e), 

3)  Fürstenberg  «Q. 

4)  Hohenlohe-Kirchberge). 

5)  »         »      Langen  bürg. 

6)  »         »     O  e  h  r  i  n  g  e  n. 

7)  »         v  Waldenburg-Bartenstein. 

8)  »         »  »  »  Jaxtberg. 

93      »        »  »  »     Waldenburg  /)  (Schillingsfürst). 

10)  Löwenstein-Wertheim-Freudenberg  g): 

a)  Vollrathische  SpecialLinie; 

b)  Carlische  SpecialLinie» 


geführt:  zwei  Prinzen  von  Solms  -Braunfels ,  und  unter  den  Grafen:  VFaldech- 
Pyrmont,  Isenburg-Büdingen-Meerholz,  Püchler -Limpurg.  Verkauft  haben  seit  1806 
ihre  Antheile  an  der  Grafschaft  Limpurg:  Colloredo-Mansfeld,  Löwenstein- VTert- 
heim- Frendenberg^  Carlische  SpecialLinie,  und  Rechteren-Limpurg-Speckfeld  an  die 
Krone  Würtemberg,  Solms- Rödelheim  an  den  Grafen  von  fluide ck-Pyrmont,  Von 
den  seltsam  verzweigten  Besitzverbältnissen  der  Grafschaft  Limpurg ,  s.  man 
Winropp's  rhein.  Bund,  Heft  36  (1809),  S.  376  ff.  etc.  PolizeiFama  v.  i8o5,  S. 
io3o,  den  (nürnberger)  Correspondenten  v\  u.  für  Teutschland,  v.  1S.  Jan. 
1822,  u.  aus  diesem  in  d.  Archiv  für  Standes-  und  grundherrl.  Rechte,  Bd.  1, 
Heft  3,  S.  161—164.  Am  ausführlichsten  handelt  davon,  bis  1789,  Phescher  ,  in 
der  Geschichte  u.  Beschreib,  der  zum  fränk.  Kreise  gehörigen  Reichsgrafschaft 
Limpurg.  2  Theile.  Stuttg.  1789  u.  1790.  8. —  Der  gröfste  Theil  dieser  Graf- 
schaft gehört  jetzt  zu  dem  Königreich  Würtemberg.  Zu  Baiern  gehört  blofs  der 
unter  dem  Namen  Herrschaft  Speckfeld  bekannte  Theil,  mit  ungefähr  455o  Einw., 
welchen  das  gräfliche  Haus  Rechteren  besitzt,  nur  mit  Ausnahme  der  Hälfte  von 
Gollhofen,  welcher  dem  Fürsten  Georg  v.  Löwenstein-TVertiieim-Freudenbev »gehört. 

c)  Dietrichstein  hatte  Reichsstandschaft,  mit  VirilStimme  im  Reichsfürstenralh,  wegen 
der  gefürsteten  Grafschaft  Trasp.  f  ür  diese,  die  an  die  Schweiz  abgetreten 
ward,  entschädigte  ihn  der  Reichsdep.Hauptschlufs  v.  i8o3  mit  der  Herrschaft 
NeuRavensburg  (1%  QM.  ?.?>5o  E.),  welche  die  rheinische  BundesActe  der 
Krone  Würtemberg  standesherrlich  unterordnete.  Fr  hat  diese  letzte  durch 
Vertrag  v.  7.  Febr.  »829,  gerichtlich  bestätigt  unter  dem  21.  Juli  des  nämlichen 
Jahres,  an  die  Krone  Würtemberg  verkauft,  ward  jedoch  (als  Personalist)  von 
derselben  1829  bei  der  B.  V.  zu  dem  Prädicat  Durchlaucht  angemeldet. 

d)  Fürslenberg ,  wegen  der  Herrschaft  Neufra ,  und  einzelner  Orte  in  dem  Ober- 
amt Münsingen,  welche  die  rheinische  BundesActe  von  seinen  übrigen  reichsstän- 
dischen Besitzungen  absonderte  und  der  Krone  Würtemberg  standesherrlich  un- 
terordnete. —  Die  standesherrlichen,  vormals  reichsständischen  Besitzungen  des 
Hauses  Fürstenberg,  unter  würtembergischer,  badischer  und  hohcnzollern-sigma- 
ringischer  Staatshoheit,  haben  eine  Grundfläche  von  37y2  QM.  mit  100  bis 
io5,ooo  E. 

?)  Nach  den  hohen  lohischen  Hausgesetzen,  nehmen  die  Häupter  der  einzelnen  Linien, 
unter  sich,  den  Rang  nach  ihrem  persönlichen  Alter.  Von  dem  besonder!] 
Rechtszustande  der  hohenlohischen  Häuser  in  Würtemberg,  oben       .'$16,  d. 

/)  Schil/ings/ürst,  im  Königreich  Baiern,  hat  der  Fürst  Carl  Alhrecht,  am  5.  April 
1807,  an  seinen  Bruder  Franz  Joseph  abgetreten.  Man  s.  oben  unter  Baiern, 
Num  3. 

g)  Das  Haus  Löwenstein-fF'erthcim  theilt  sich  in  zwei  Hauptiiiüen:   Frendenberg-  und 


J)00  Anhang 

1 1)  Löwenstein-Wertheira-Rosenberg*   (Note  zu*  Num.  10.) 

i  ■:. N  0  e  t  t  i  n  t;  e  n  -  S  ]>  i  e  1  b  e  r  g. 

i3)  w  »"aller st  ein. 

i  |    S;i\  n  ->\  i  I  t  ge  HS  1  ein -Hohenstein  /'). 

15)  S  o  1  in  s  - 1)  v a  n  n  fe  1  s  i ). 

16)  Thum-  und   Taxis.  (Man  s.  oben,  §.  3i2,  d,  u,  §.  3i6,  d.) 

17)  \\  aldburg-»  olfegg-Waldsee  *> 


R  nbtrg.  Die  ältere  oder  freudenbergische  (1812  von  Baiern,  i8i3  auch  von 
Würtemberg,  in  den  Fürstenstand  erhoben)  hat  Antheil  an  der  Grafschaft  Lim- 
purg i  s.  oben  die  Note  1>  bu  Num.  1).  An  dem  limpurgischen  Landestheil  Sont- 
heim  •  Obersontheim ,  besitzt  nämlich  die  freudenberger  erste  SnccialLinie  (die 
wertheimer  oder  Vollrathische)  5/3j  die  zweite  (die  lireuzwerthcimcr  oderCarli- 
Bche)  besaß  daran  l/6,  hat  aber  diesen  Antheil  durch  Vertrag  v.  26.  Sept.  1829 
an  die  Krone  Würtemberg  verkauft,  so  jedoch,  dafs  der  Verkäufer,  Fürst  Carl 
Ladung  Friedrich,  und  sein  Bruder,  Fürst  Philipp,  für  ihre  Person  den  Titel 
als  Grafen  von  Limpurg  behalten,  auch  der  Chef  des  Hauses,  als  Personalist, 
von  Würtemberg  bei  der  15.  V.  zudem  Prädieat  Durchlaucht  angemeldet  worden 
i^.  —  Ucbcrdies  besitzen  beide  Hauptlinien ,  zu  bestimmten  Antheilen,  im  Kö- 
nigreich  "Würtemberg  die  Graf  -  oder  Herrschaft  Löwenstein,  welche  weder  reichs- 
noch  kreisständisch  war.  Man  s.  §.  3oi,  d.  —  Dieses  Haus  hat,  wegen  vormali- 
ger reichsständischer  Verhältnisse,  standesherrliche  Besitzungen  unter  vier  Sou. 
verainen,  Baiern,  Würtemberg,  Baden,  GH.  Hessen. 

h)  Es  sind  sämmtliche  Nachkommen  des  im  J.  1796  verstorbenen  regierenden  Gra- 
fen Johann  Ludwig  von  Sayn-Wittgenstein- Höllenstein  wegen  ihres  Antheils  an  der 
Grafschaft  Limpurg.  Sic  besitzen  daselbst  gemeinschaftlich  44/to  an  einem  Sechs- 
theil von  LimpurgSontheimObersontheim.  Man  s.  oben  die  Note  b  zu  Num.  1. 
—  In  dem  würtemberg.  Hof-  und  StaatsHandbuch  von  1824,  S.  509,  wird 
Wittgenstein,  statt  unter  den  Fürsten,  unter  den  Grafen  aufgeführt,  unter  na- 
mentlicher Benennung  des  Grafen  Adolph  Ernst  Carl  Alexander;  allein  auch 
dieser  ist  im  J.  i8i3  von  dem  Grofsherzog  von  Hessen  in  den  Fürstenstand  er- 
holten worden.  Vergl.  dasselbe  Handbuch  v.  1839,  S.  559. 

>  J  Es  sind:  der  jetzige  Fürst  von  Solms  -  Braunfels ,  Friedrich  Wilhelm  Ferdinand, 
und  dessen  Bruder,  Prinz  Bernhard,  wegen  eines  gemeinschaftlichen  Antheils  an 
der  Grafschaft  Limpurg.  Man  s.  oben,  die  Note  b  zu  Num.  1.  K.  Würtember- 
gisehe  Deelar.  v.  17.  Sept.  i833,  die  Staatsrecht.  Verhältnisse  des  Fürstl.  Hauses 
Solms-Braunfels  betr. ;  in  d.  Reg.  Bl.  v.  26.  Sept.  i833,  Num.  38. 

Ä)  Das  gräfliche  Haus  Waldbürg  war  reichsständisch,  wegen  eines  Antheils  an  der 
ComitialCuriatStimme  des  schwäbischen  GrafenCollegiums.  Im  J.  i8o3  verlieh 
li<iiscr  Franz  II.  den  jedesmaligen  Staminherren  der  drei  Linien,  Wolfegg,  Zeil- 
Zeil  und  Zeil- Wurzach,  die  ReichsFürstenwürde.  Zugleich  erhob  er  ihre  sämmt- 
Lichen  reichsständischen  Herrschaften  in  ein  Fürstenthum,  Waldburg.  Die  rhei- 
nische BundesActe  unterwarf  dieselben  standesherrlich  der  Staatshoheit  des 
Königs  von  Würtemberg.  Durch  den  baierisch  -  würtembergischen  Tausch-  und 
Grenzvertrag  v.  18.  Mai  1810,  kam  ein  Theil  derselben  standesherrlich  unter 
Baiern.  (Man  s.  oben  unter  Baiern,  Num.  12  u.  i3.)  Unter  Würtemberg  (unter 
Baiern  nichts)  besitzt  Wolfegg  -  Waldsee  die  Herrschaften  Wolfegg,  Waldsee, 
Prafsberg  u.  Leypolz,  Bislegg  u.  Gericht  Reute,  6  QM,  i5oo  E.  Von  den  stan- 
desherrlichen Besitzungen  der  Linie  Zeil  -  Trauckburg,    zusammen  4V2  QM.  mit 
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18)  Waldburg-Zeil-Trauchburg 

19)  »        »  Zeil-Wurzach 

20)  Windischgratz  /}. 


Man  s.  die  Note  k. 


Grafen. 

21)  Erbach-Wartemberg-Roth  m),  sonst  Erbach -Erbach. 

22)  Fugger-Nordendorf.  (Man  s.  unter  Baiern,  Num.  19,  Note  g.) 

23)  Kö'nigsegg-Aulendorf 

24)  Neipperg.    War  reichsständischer  Personalist  0). 

25)  Plettenberg-Mietingen  p), 

26)  Püc  kl  ei -Limpurg 


9,700  E.,  stehen  die  Herrschaften  Trauchburg  und  Wengen  zum  Theil  unter 
Baiern.  Von  den  Besitzungen  der  Linie  Zeil-  PPur zack,  zusammen  3  QM.  mit 
6,900  E. ,  steht  das  Dorf  Ferthofen  ebenfalls  unter  Baiern. 
/)  Windischgratz  war  seit  1684  Mitglied  des  fränkischen  GrafenCollegiums,  aber  nur 
Personalist.  Er  häufte  späterhin  von  dem  gräflichen  Hause  Traun,  die  zu  Sitz 
und  Stimme  in  dem  schwäbischen  GrafenCollegium  berechtigende  reichsunmittel- 
bare Herrschaft  Egloffs,  nebst  der  bei  dem  ReichsritterCanton  Hegau  immatri- 
culirten  Herrschaft  Siggen,  welche  zusammen  (1%  QM.  2,25o  E. )  K,  Franz  II. 
am  24.  Mai  1804,  unter  dem  Namen  Windischgratz,  zu  einem  Reichsfürstenthum 
erhob. 

ni)  Graf  Franz  Carl  Friedrich  Ludwig  von  Erbach  -  Erbach  übernahm,  durch  einen 
AdoptionsVertrag,  von  seinem  StiefGrofsvater ,  dem  Grafen  Ludwig  von  War- 
temberg-Roth  (gest.  io.  März  1818),  die  mit  FamilienFideicommifs  belegte  Graf- 
schaft Roth,  iV2  QM.  mit  i  1,980  E.  (mit  Einschlufs  des  1810  unter  Baiern  ge- 
kommenen Amtes  Steinbach)  mit  der  darauf  haftenden  beträchtlichen  Schulden- 
last. Von  dem  würtembergischen  besondern  Rechtszustand  der  Grafschaft  Roth, 
oben  5.  3 16,  d.  —  Durch  den  baierisch-vvürtembergischen  Tausch-  und  Grenz- 
vertrag  vom  18.  Mai  1810,  kam  ein  kleiner  Theil  der  Grafschaft  Roth  in  stan- 
desherrliehe  Unterordnung  unter  Raiern,  das  Amt  Steinbach. 

n)  Wegen  der  Herrschaften  Königsegg  -  Wald  und  Aulendorf  (2%,  QM.  4.,85o  E. ). 
Von  ihrem  besondern  Rechtszustand,  oben  §.  3 16,  d. 

6)  Neipperg-  ist  in  Würtemberg  nur  mit  vormals  reichsrittcrschaftlichen  Gütern  an- 
sässig, mit  den  Rittergütern  Neipperg,  Schwaigern,  Rlingenberg ,  Haussen  bei 
Massenbäch  (1%  QM.  3,200  E.  ).  Auf  der  allgemeinen  Reichsversammlung  war 
er  Personalist,  in  dem  schwäbischen  GrafenCollegium.  Er  wird  in  dem  ange- 
führten amtlichen  Verzeichnifs  als  würtembergischer  Standesherr  aufgeführt,  und 
ward  als  zu  dem  standesherrlich-gräflichen  Prädicat  «Erlaucht»  im  J.  1829  von 
Würtemberg  bei  der  B.  V.  angemeldet. 

p)  Wegen  der  Orte  Mietingen  und  Sulmingen,  nebst  dazu  gehörenden  Parcellcn, 
a/2  QM.  i,25o  E. 

q)  WTcgen  eines  Antheils  an  der  Grafschaft  Limpurg,  insbesondere  an  Limpurg-Sont- 
heim -  Gaildorf  und  Sontheim  -  Obersontheim.  Diese  Besitzung  bildet,  nach  der 
k.  würt.  Deel.  v.  17.  Aug.  i832  (s.  §.  3 16  Note  d),  ein  Condominat  in  3  Stäm- 
men, deren  dermaligc  Häupter  die  Brüder,  Grafen  Carl,  Friedrich  und  Ludwig 
v.  Lüchler ■  Pimpurg  sind.  Man  s.  oben  die  Note  b  zu  Nummer  1;  sodann  bei 
Baiern,  II,  Num.  27. 
Klübet'i  öffentl.  Recht,  4.  Aufl.  57 


{)0<2  Anhang. 

-i  Quadt-Isny;  wegen  der  Herrschaft  l.sny.  (3/7  (IM.  i55o  Einw, 
Oben,  vj.  d.  u.  unten  Zusatz  au  8.  /j()5. ) 

Rechberg  and  Rothenlöweu  /■). 


Die  fetzigen  Grafen  von  Rechberg'  wurden  1810  von  dem  König  von  Würtemberg 
aus  dem  l  reiherrnstand  in  den  Grafenstand  erhoben,  und  i8i5  jenen  fürstlichen 
und  gräflichen  Familien  beigezählt,  auf  deren  Besitzungen  Reichs-  oder  Kreis- 
stimmen  ruhten.  Regier.  Blatt,  i8i5,  S.  109.  —  Den  Freiherrnstand  erhielt, 
»on  dem  Kaiser,  Conrad  von  Rechberg,  welcher  1092  starb;  mit  seinem  Sohn 
Albert  Hermann  erlosch  1599  dessen  Nachkommenschaft.  Von  ausgestorbenen 
Linien  dieses  Geschlechtes  wurden  von  Kaisern  in  den  ReiehsGrafenstand  erho- 
ben,  oder  ihnen  solcher  erneuert:  JFolf  Conrad  von  Kechberg  1609,  Caspar 
ird  1626,  und  Franz  Albrecht  1099.  Burgermeister's  codex  diplom.  eques- 
trisj  P.  H  |».  35«  s(|<j.  Pi  li rFiMGER,  Vitriar.  illust.  T.  I.  p.  785.  Von  der  altern 
Geschichte  der  Familie  handeln  :  Imhoe  notitia  S.  R.  I.  procerum,  T.  I.  p.  644. 
edil.  l-V».  —  Der  genannte  Graf  Wolf  Conrad  war  16 1 3  in  das  schwäbische 
GrafenCöllegium  aufgenommen)  doch  ausdrücklich  nur  als  Pcrsonalist,  da  er 
selbst  in  seiner  Bittvorstellung  erklärt  halte,  dafs  er  seiner  Güter  halber  zu  dem 
Collegium  nic  ht  Contrlbuiren  könne,  indem  er  wegen  seiner  drei  Herrschaften 
Cronburg,  Weissenstein  und  Kellmünz  von  den  Rittereantonen  Donau  und 
Kocher  sich  abzusondern  nicht  begehre.  Bubgermeister  a.  a.  O.  S.  74  —  80. 
Im  Jahr  161 3  erschien  er  auf  dem  Reichstag  zu  Regensburg,  durch  einen  Be- 
vollmächtigten. Neue  Sammlung  der  Reichsabschiede,  Th.  III,  S.  53i.  Mit  der 
Erlöschung  seiner  Linie,  erlosch  die  PersonalVcrbindung  mit  dem  GrafenCöl- 
legium. Der  genannte  Graf  Caspar  Bernhard,  Besitzer  der  bei  der  Reichs- 
ritterschaft in  den  Cantonen  Kocher  und  Donau  immatriculirten  Herrschaften 
Hohenrechberg  und  Illeraichheim,  liefs  diese  Herrschaften,  die  letzte  1626,  die 
erste  1 638,  vom  Kaiser  zu  unmittelbaren  Reichsherrschaften  erheben,  und  er- 
wirkte dadurch  Kreisstandschaft  bei  dem  schwäbischen  Reichskreis.  Er,  und 
später  auch  der  Graf  von  LimburgStyrum,  an  welchen  Illeraichheim  1676  durch 
Heurath  gelangt  war,  gerieth  darüber  in  Streit  mit  der  Reichsritterschaft  bei 
dem  Reichshofrath,  welcher  1724  und  *738  die  Mifsdeutung  jener  Erhebung  ver- 
warf, und  die  Fortdauer  des  Nexus  mit  der  Reichsritterschaft  verfügte.  Mosfr's 
teutsehe  Cray s Verfassung,  S.  120.  Ebendess.  neueste  Geschichte  der  unmittelb. 
Reichsritterschaft,  Th.  II,  S.  184  u.  188.  Mader's  Samml.  reichsgerichtl.  Er- 
kenntnisse in  reichsrittersch.  Sachen,  Bd.  II,  S.  114  u.  117  ff. ;  Bd.  VIII,  S.  619. 
Seitdem  erschien  Rechberg  nicht  mehr  auf  Kreistagen.  Moser  von  *t.  Reichs- 
ständen. S.  869.  Ebendess,.  Anmerkungen  zu  Carl's  VII.  Wahlcapit.,  Th.  I,  S.  18. 
(JÜofmakh's)  Theorie  von  den  teutschen  Reichskreisen,  Th.  I,  S.  238,  Note**.  Der- 
selbe Graf  Caspar  Bernhard  von  Rechberg,  Herr  von  Hohenrechberg  und  Iller- 
aichheim. reichsständisch  nicht,  nur  reichsritterschaftlich  begütert,  halte  auch 
die  Aufnahme  als  Personalist  in  dem  schwäbischen  GrafeiiCöllegium  erwirkt.  In 
dieser  Eigenschaft  unterschrieb  er  den  Reichsabschied  von  1641  und  sein  Sohn 
Johann  den  Reichsabschied  von  j 654-  Neue  Samml.  der  R.  Abschiede,  Th.  IH, 
S.  j-i  u.  685.  Mit  Johann  erlosch  diese  persönliche  Reichsstandschaft,  als  er 
um  das  J.  i6~6  ohne  männliche  Nachkommen  gestorben  war.  Mit  seiner  Tochter 
kam  Illeraichheim  an  LimburgStyrum.  Hohenrechberg  fiel  an  seines  Vaters 
Bruder,  den  Freiherrn  Johann  Wilhelm  von  Rechberg.  Seitdem,  zumal  seit  den 
oben  erwähnten  reichshofräthlichen  Erkenntnissen,  verschwindet  die  Spur  von 
Rechbergischer,  auch  nur  persönlicher  Reichsstandschaft,  und  erscheint  daher  in 
der  neuern  Zeit  diese  Familie  nicht  mehr  in  gedruckten  glaubwürdigen  Verzeich- 
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29)  S  c  h  a  e  s  b  e  r  g  -  T  h  a  11  n  Ii  e  i  m ;  -wegen  der  Herrschaft  Thaniiheim 
O'/t  QM.  1,200  EJ. 

30)  Stadion,  sonst  Stadion -Warthausen 

31)  Sternberg-Mandersclieid 


nissen  der  Mitglieder  des  schwäbischen  GrafenCollegii.  Moser's  t.  Staatsrecht, 
Th.  XXXVII  (1748),  S.  377.  Ebendess.  kürzere  Einleit.  in  das  t.  Staatsr.  (1752), 
S.  126  f.,  wo  eine  eigene  Anmerk.  über  Rechberg.  J.  C.  Majer's  teutsch.  weltl. 
Staatsr.,  Th  I  (1775).,  S.  4^9.  Pütter,  instit.  juris  publ.  germ.  (1792),  §.  100. 
Der  Herausgeber  der  zu  Regensburg  1698  gedruckten  «.Matrieula  Imperii»  (neu 
aufgelegt  Ulm  1776.  8.)  macht  bei  dem  schwäbischen  Kreis  folgende  Bemerkung: 
«■ Grafen  von  Rechberg  sind  im  J.  i683  interimsweise  wegen  Illeraichheim  und 
Hohenrechberg  angeschlagen  worden  auf  1  zu  Pferd,  20  zu  Fufs,  oder  20  Fl.,  ha- 
ben sich  aber  seit  geraumer  Zeit  zur  Ritterschaft  geschlagen  und  nichts  abge- 
tragen». —  Indefs  ward  im  J.  1829  der  Stammherr  dieser  Familie,  als  zu  dem 
standesherrlich-gräflichen  Prädicat  «Erlaucht»  berechtigt,  von  Würtemberg  bei 
der  B.  V.  angemeldet.  Eine  eigene  königliche  Declaration,  in  Num.  28  des  Re- 
gierungsbl.  v.  i832,  bestimmte  den  standesherrlichen  Rechtszustand  des  gräflichen 
Hauses  im  K.  Würtemberg.  —  Die  freiherrlich  -  rechbergischen  Besitzungen,  zu 
der  schwäbischen  Reichsritterschaft  (Canton  Kocher)  gehörend,  kamen  1806,  in 
Folge  der  rheinischen  Bundes  Acte,  unter  würtembergische  Hoheit.  Winrofp's 
rhein.  Bund,  Heft  4,  S.  100.  Es  sind:  Hohenrechberg  mit  2,170,  Donzdorf  mit 
2,385,  Ramsberg  mit  109,  Weissenstein  mit  3,5oo  Einvv. ,  zusammen  auf  2%  QM. 
Rödfr's  Würtemberg,  Th.  II,  S.  60  n°. 

s)  Diese  Linie  der  gräflichen  Familie  Stadion  (von  der  Linie  Stadion -Thannhausen, 
oben  unter  Baiern)  ward  wegen  der  nicht- reichsständischen  Herrschaft  VF  art- 
hausen (i1/»  QM.  2,900  E.),  in  der  rheinischen  BundesActe  der  Krone  Würtem- 
berg standesherrlich  untergeordnet.  Seit  sie,  am  16.  Jan.  1826,  Warthausen  an 
Würtemberg  verkauft  hat,  könnte  sie  daselbst  höchstens  als  standesherrlicher 
Personalist  angesehen  werden,  der  jedoch  Mitglied  der  in  Baiern  standesherrlich 
begüterten  Familie  Stadion  ist.  Indefs  ward  ihr  Stammherr  1829,  unter  dem 
Namen  Stadion-Stadion-Thannhausen,  als  zu  dem  standesherrlich-gräflichen  Prä- 
dicat «Erlaucht»  berechtigt,  von  Würtemberg  bei  der  Bundesversammlung  an- 
gemeldet. —  Rittergüter  besitzt  die  Familie  Sladion  in  dem  Königreich  Würtemberg 
mehrere:  ObcrStadion  (für  welches  eine  königl.  Bekanntmachung  v.  17.  Jan.  i835, 
in  d.  würtemb.  Regier.  Blatt,  1 835,  Num.  4),  Moosbeuern,  Emerkingcn  zur  Hälfte, 
und  Albersweiler,  wovon  wenigstens  die  beiden  ersten  reichsritterschaftlich  und 
bei  dem  Rittcrcanton  Donau  immatriculirt  waren. 

t)  Sternberg -Manderscheid.  Diese  gräfliche  Familie  hatte  durch  den  R.  Dep.  Haupt- 
schlufs  v.  i8o3,  §.  24,  die  Herrschaften  Schussenried  und  VFeissenau,  vormalige 
reichsständische  Abteien,  als  Entschädigung  erhalten  für  die  Grafschaft  Blanken- 
heim, Geroldstein,  Manderscheid  und  Keil,  welche  Grafschaft  durch  die  Mander- 
scheid-Blankenheim is  che  Erbtochter,  Gräfin  Auguste,  ihrem  Gemahl,  dein  Gra- 
fen Christian  von  Sternberg,  im  J.  1762  zugebracht  worden  war.  Ein  Drill  heil 
jener  Herrschaften,  Schussenried  und  Weissenau,  war  durch  eine  Tochter  des 
genannten  Grafen  Christian  von  Sternberg  an  das  Haus  Salm-Salm  (  s.  unten  die 
Anmerkung  lit.  c)  gekommen,  von  welchem  es  aber  Graf  Franz  Joseph  von 
Sternberg-Manderscheid,  Sohn  des  Grafen  Christian,  wieder  erwarb,  und  so  die 
beiden  Herrschaften  \<>n  neuem  ungetheilt  in  seinem  Besitz  vereinigte.  Nunmehr 
hat,  am  3o.  März  i835,  dessen  Bruder  und  Nachfolger,  Graf  Johann  Wilhelm 
von  St.  M«,  dieselben  an  die  Krone  Würtemberg  \  erkauft. 


Anhang. 


i  3  i  ring  -Gutl  e  nze]  1;    m egen   der  vormals  reichsständischen 
Herrschaft  Guttenzell  (iV4  QM.  1,960  E.). 

33)  NN  aldb  Ott-Bassenheim;  wegen  der  Herrschaft  Heggbach 
1        QM«  620  E.).     (Oben   I>ei  Baiern,   Num.  34?        die  Note  e  zu 

\ um.    |  unten  hei  \assau.) 

34)  Waldeck . *•  Py rmonl  '0. 

35)  Isenburg-Büdingen-Me erho lz.    (Oben  Note  b  zu  Num.  1, 

u.  $,  3i6,  d.) 

A  n  m  e  r  h  u  11  g  c  n. 

Die  oben  anter  den  Nummern  1,  io>>,  3o  u.  3i  genannten  Familien,  haben 
awar  ihre  in  dem  Königreich  Würtemberg  gelegenen  Besitzungen  vcräufsert,  defs- 
halb  aber  doch  nicht  aufgehört,  in  Würtemberg  als  Standesherren  anerkannt  zu 
werden.  Dagegen  sind  die  folgenden,  nach  Veräusserung  ihrer  standesherrlichen 
Besitzungen .  aus  dem  standesherrlichen  Vcrhaltnifs  in  Würtemberg  ganz  ausge- 
ichieden. 

o)  Metternich- ff^inne  bürg ,  Fürst,  wegen  des  Fürstenthums  Ochsenhausen,  mit 
Einw,  auf  QM. ,  welches,  durch  Vertrag  v.  27.  Jan.  1820,  der  König 

kauflich  erwarb  und  dem  unmittelbaren  Staatsgut  des  Königreichs  einverleibte. 

/;)  Salm-Reifferscheid-Krautheim.  Fürstund  Altgraf,  wegen  desauf  der  linken  Seite 
der  Jaxt  gelegenen  Theils  von  Kraulheim,  welcher  durch  Vertrag  v.  9.  Nov.  1826, 
gerichtlich  ratificirt  d.  12.  Juli  18-28  ,  an  den  König  für  125,000  Fl.  verkauft 
worden  ist. 

i  )  Salm-Salm.  Die  fünf  fürstlichen  Geschwister  dieses  Hauses,  aus  der  zweiten 
Ehe  des  Fürsten  Oustantin,  mit  einer  Tochter  des  Grafen  Christian  von  Sternberg- 
Manderscheid,  die  Prinzen  Maximilian  und  Franz  und  die  Prinzefsinnen  Eleonore, 
Johanne  und  Auguste,  hallen,  von  wegen  ihrer  Mutter,  ein  Dritlheil  der  (Mander- 
scheid)hm )  Herrschaften  Schussenried  und  Weissenau  geerbt.  Diesen  Antheil 
überlieisen  sie  ihrem  Oheim,  dein  Grafen  Franz  Joseph  von  Sternberg-Manderscheid, 
durch  einen  Abtheilungsvertrag,  der  ihnen  dafür  die  manderscheidischen  Besitzungen 
in  der  Eiffel  erlheilte.    Man  s.  oben  die  Note  zu  Num.  3i. 

d)  Solms-Rödelheim,  Graf,  hat  seinen  Antheil  an  der  Grafschaft  Limpurg  1819 
an  Waldeck-Pyrmont  verkauft    Man  s.  die  Note  zu  Num.  34- 

c)  Rechteren-Limpurg'-Specftfeld,  Graf,  hat  seinen  Antheil  an  Adelmannsfelden,  ei- 
nem Bestandteil  der  Grafschaft  Limpurg  (Note  b,  zu  Num.  i  ),  an  die  Krone 
>\  ürtemberg  verkauft.    In  Baiern  ist  er  noch  standesherrlich  begütert. 

Am  Schlufs  des  Verzeichnisses  in  der  angef.  Memmin  gerischeet  Beschreibung, 
wird  auch  Salm-Reifferscheid-Dyck,  Fürst  (seit  1816)  und  Altgraf,  als  Standesherr  im 
Königreich  Würtemberg  genannt;  er  wird  aber  dort  dafür  nicht  anerkannt.    Es  ist 


u)  JVtäd  cl. -Pyrmont.  Wegen  eines  Antheils  an  der  Grafschaft  Limpurg,  insbeson- 
dere an  LimpurgSontheimGaildorf.  Auch  kaufte  derselbe,  1819,  den  gräflichen 
solms-rödelheimischen  Antheil  an  der  Grafschaft  Limpurg,  insbesondere  an  Lim- 
purgGaildorfSolms  Assenheim ,  verkaufte  aber  die  darunter  begriffenen  Waldun- 
gen  im  J.  i8«o  an  die  Krone  Würtemberg.  Man  s.  die  Note  zu  Num.  1,  und 
§.  3i6,  d.  Der  Graf  (Georg  Friedr.  Carl)  starb  am  18.  Juni  I826  ohne  Kinder 
Ihm  succedirte,  kraft  eines  Vertrags,  seine  Gemahlin,  geborne  Wirths. 
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der  Fürst  Franz  Joseph.  Dieser  wollte  Standesherrlichkeit  in  "Würtemberg  auf  sei- 
nen Besitz  der  vormals  reichsständischen  (Abtei  nachher)  Herrschaft  Baindt,  beste- 
hend, aus  dem  Dorf  Baindt  CAo  QM.  290  E.).  gründen,  und  defshalb  an  den  Stutt- 
garter Verhandlungen  über  den  Rechtszustand  der  Standesherren  Theil  nehmen. 
Laut  des  Ein^an^es  des  2.  Verhandlun^sProtocolls ,  w  ard  er  hiezu  nicht  geeignet 
gefunden,  weil  Baindt  dadurch,  dafs  es  von  dem  Grafen  Aspremont- Lyndon,  dem  es 
der  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3  als  Entschädigung  zugetheilt  hatte,  1812  an  zu  stan- 
desherrlichen Gerechtsamen  nicht  qualilicirte  Privatpersonen  (ulmer  Raufleute)  war 
veräussert  worden,  die  standesherrlichen  Gerechtsame  verloren  hatte,  ehe  es  der 
Fürst  von  Salm-Dyck,  im  !Nov.  1 8 1  von  jenen  Privatpersonen  durch  Rauf  erwarb. 
—  Zwar  hatte  der  Fürst  überdiefs .  durch  \  ergleich  mit  dem  Grafen  von  Stern- 
berg ( s.  Rum.  3i)  ein  3Iiteigenthumrecht  an  den  vormals  reichsständischen  Herr- 
schaften Schussenried  und  fP'eissenau  in  "Würtemberg  erworben  ,  aber  nur  auf  so 
lang,  bis  der  genannte  Graf  das  Pfandcapital  von  60.000  Gulden  zurückgezahlt  ha- 
ben v\ürde.  Dieses  ist  geschehen  :  daher  kann  von  ihm  auch  hierauf,  ein  Anspruch 
auf  Standesherrlichkeit  in  "Würtemberg,  fernerhin  nicht  gegründet  werden. 

Auch  der  Graf  von  Fugg^r-Kirchberg - JPeissenhorn  wird  in  Würtemberg  nicht 
als  inländischer  Standesherr  anerkannt.  Seine  dortigen  Besitzungen  waren  in  der 
Zeit  des  teutschen  Reichs  landsässig  unter  Oestreich.  Aber  in  Baiern  ist  er  stan- 
desherrlich begütert.  Dennoch  ward  er  von  Baiern  nicht,  wohl  aber  von  "Würtem- 
berg, bei  der  B.  V.  zu  dem  Prädicat  Erlaucht  angemeldet.  Alan  s.  oben  unter 
Baiern.  H,  KTum.  18,  iXote  g. 


VI. 

In  dem  Grofsherzogtkum  Baden  a). 

Fürsten. 

1)  Fürstenberg;  wegen  des  gröfsten  Tbeils  seiner  schwäbischen, 
vormals  reichsständischen  Besitzungen.  2996/100  QM.  86,io5  E.  (Oben, 
§.  3 16,  e.  Von  seinen  standesherrlichen  Besitzungen  unter  Würtemberg 
und  HohenzollernSigmaringen,  s.  man  unter  Xum.  V  o.  X.  In  dem  Grofs- 
herzoglhum  Baden  bat  der  Fürst  auch  einige  grundherrliche  Besitzungen, 
mit  3,i5o  E.) 

2)  Leiningen}  wegen  des  grüTsten  Theils  des  Fürstenthums  Leiningen. 
io,6-/Joo  QM.  91, ~2i  E.  —  Xebstdem  auch  einige  grundherrliche  Besitzungen. 
(Oben  unter  Baiern,  II,  die  Nute  zu  Nun.  4.) 


a)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  der  hier  genannten  Familien  unter 
Baden,  s.  man  die  rheinische  BundesActe,  Art.  2.4,  den  Acte  final  du  congrcs 
de  Vienne,  art.  5i  (Leven  betr.),  und  die  unten  bei  Harn.  3,  und  unten  bei 
GH.  Hessen  angeführten  Verträge  (Bf um.  \  III).  —  Grofshcrzoglichc  Bestimmun- 
gen über  den  allgemeinen  Rechtszustand  der  badischen  Standesherren,  oben  §. 
3i3,  e,  und  §.  3i6,  e. 


!><)(»  VnlK.no. 

3)  \  i  n  der  Leyen;  wegen  der  Grafschaft  HolienGcroldsecU  seit 
dem  fon  Baden  mit  Oestreich  geschlossenen  N  eri  rag  vom  4-  Oct.  1819. 
>4S,oo  OM.  3,607  K.    (Oben,  }.  3i6,  e.) 

»)  u.  5)  LÖ  wen  stein- Wertheim-Fr  e  ud  enberg,  beide  Special- 
Linien;  wegen  des  gröTsten  Theils  ihrer  Besitzitngen  auf  der  linken  Main* 
seite.  (S.  unten  bei  Num.  (>;  dann  oben  bei  Baiern,  II,  die  Note  zu 
Num,  5  u.>  (>. ) 

i)  Lö  wen  stein- Wertheim  -Rosenberg;  wegen  des  grüfsten 
Theils  seiner  Besitzungen  auf  der  linken  Mainseite.  (Man  s.  oben  bei  Baiern, 
II.  die  Note  zu  Num.  7.)  —  Die  sämmtlichen  fürstlich -löwehstein- 
wertheimischen  Besitzungen  im  Badisclren  (von  Num»  4?  5  u.  6)  haben 
1  OM.  u.  i8,36o  E.,    wovon   11,400  gemeinschaftlich,   3,?.34  unter 

L.-W.- Frendenberg  und  3,7^.6  unter  L.- W.- Rodenberg. 

-1  Salm-Reif  ferscheid-Rrautheim,  Fürst  und  Altgraf  c).  (Oben, 
^.  *.)i6,  e.  u,  unten  Zusatz  zu  Seile  496.) 

Grafen. 

8  Leiningen-Bill  ig  heim;  wegen  des  Amtes  Billigheim.  7/s  QM.' 
3,02i  E.    (Oben,  §.  3 16,  e.) 

9)  Leiningen-Neudenau;  wegen  des  Amtes  Neudenau.  M.. 
1,822  E.  —    (Oben,  §.  3i6,  e.) 

A  n  m  e  r  k  u  n  2  e  n. 

o 

Durrli  Kauf  erwarb  das  Grofsherzogthum  linden  schon  früher  folgende,  ihm 
durch  die  rheinische  BundesActe  untergeordnete  Standesherrschaften: 


h J  Die  vormals  reichssländische  Grafschaft.  Hohc,nGeroldscck  war  in  der  Zeit  des 
rheinischen  Bundes  souverain,  aber  sie  ward  in  der  SchlufsActe  des  wiener 
Congresses,  Art.  verglichen  mit  Art.  56,  wo  Leyen  unter  den  Bundesfürsten 
nicht  aufgeführt  ist  (Rlüber's  Acten  des  wiener  Congr.,  II.  5-9.  VIJI.  iÖ2),  ihrer 
politischen  Unabhängigkeit  stilisch vveigenci  dadurch  entsetzt,  dafs  sie  unter  den 
dem  Kaiser  von  Oestreich  unterworfenen  Ländern  und  Besit7,ungen  mitverstan- 
den  ward.  Hlübeb's  Ouellensammlung,  S.  56  u.  f. ,  Kote  2.  Oestreich  trat  die- 
selbe an  Baden  ab,  in  einem  zwischen  beiden  zu  Frankfurt  geschlossenen  Ver- 
Irag  v.  io.  Jul.  1819,  bekräftigt  durch  den  Reces-general  der  frankf.  Territorial- 
Commission  v.  20.  Jul.  1819,  art.  8.  Arn  4.  Oct.  1819  erfolgte  die  Uebergabe 
an  Baden. 

c)  Der  Fürst  zu  Salm  -  Reifferscheid -Krautheim  hat  den  unter  badischer  Souve- 
rainetät   gelegenen  Theil   seines    Fürstentums   Salm  -  Krautheim  (  348/100  QM. 

— 6  E.j  durch  Vertrag  vom  2.  Oct.  i838  u.  5.  Febr.  1839,  ratificirt  am  7.  Febr. 
1839,  an  die  gh.  Badische  Regierung  verkauft,  bleibt  indessen,  in  Gemäfsheit 
einer  gb.  \  erordnung  v.  27.  März  1839,  im  St.  u.  Reg.  Bl.  St.  io,  mit  seiner  Familie 
in  dem  Grofsherzogthum  Baden  standesherrlich  bevorrechtet. 
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a)  von  dem  Fürsten  von  Auersperg ,  die  gefürstete  Grafschaft  Thengcn,  hn  J. 
181 1  (Regier.  Blatt,  1811,  Num.  21).  %  QM.  1,110  E. ; 

b)  von  dem  Fürsten  von  Schwarzenberg,  die  Landgrafschaft  Klettgau,  im  J.  181 3. 
3  QM.  8,9 10  E. ; 

diese  beiden  fürstlichen  Häuser  schieden  aus  dem  standesherrlichen  Verbal  t- 
nifs  in  Baden  gänzlich  aus;  von  dem  Fürsten  zu  Sulm-Reiff  erscheid-Kraittheim  dagegen, 
welcher  nach  dem  Verkauf  seiner  Standesherrschaft  standesherrlicher  Personalist 
in  Baden  geblieben  ist,  s-  d.  Note  c  zu  Num.  7. 

c)  Die  rheinische  BundesActe  hatte  auch  die  nassau  -  oranische,  vormals  zu  der 
Abtei  Weingarten  gehörende,  Herrschaft  Hagnau,  bei  Meersburg,  Baden  als  Stan- 
desherrschaft untergeordnet.  Napoleon  beraubte  aber  bald  nachher  das  Haus 
NassauOranien  seiner  teutschen  Besitzungen ,  und  seitdem  befand  sich  Hagnau  im 
Besitz  des  gh.  Hauses  Baden.  Nach  dem  Fall  Napoleon's  ward  dieselbe  an  Nassau- 
Oranien zurückgegeben. 

d)  Die  grossherzogliche  Familie  besitzt,  als  FamilienFideicommifs ,  zum  gemein- 
schaftlichen Genufs  für  drei  naehgebohrne  Prinzen  (dermal,  1839,  die  grossherzog- 
lichen Prinzen  und  Markgrafen  Friedrich,  VFilhelm  und  Maximilian') ,  die  durch 
den  Reichsdep.Hauptschlufs  von  i8o3  an  das  Haus  Baden  gekommenen  Grafschaf- 
ten Salem  (Salmannsweiler)  und  Petershausen  am  Bodensee,  vormalige  reichsstän- 
dische  Reichsabteien.  Grofsherzogl.  Verordn.  v.  28.  Juni  1827,  betr.  den  Standes- 
herrlichen  Rechtszustand  von  Salem  und  Petershausen,  oben  §.  817,  a. 

e)  Die  grofsherzoglichen  Prinzen  und  Markgrafen  Wilhelm  und  Maximilian  von 
Baden,  Brüder  des  jetzigen  Grofsherzogs,  besitzen  die  von  ihnen  (damals  in  Ge- 
meinschaft mit  ihrem  Herrn  Bruder  Leopold)  im  J.  1808  bei  dem  Fürsten  von 
Bretzenheim  erkaufte  Herrschaft  Zwingenberg  am  Neckar,  i7/10  f) U.  2,45o  E.  Die- 
selbe war  früher,  Jahrhunderte  lang,  als  reichsunmiltelbar  bei  der  fränkischen 
Reichsritterschaft,  Canton  Ottenwald,  immatriculirt,  dann  aber  von  Kurpfalz  eximirt 
und  unter  dessen  Landeshoheit  gezogen  worden.  Der  berühmte  Rech! streit  hier- 
über am  Reichshofrath,  zwischen  der  Reichsritterschaft  und  Kurpfalz,  ward  1752 
durch  Vergleich  beigelegt.  Im  Jahr  1808  ward  ihr  von  dem  Grofsherzog  Standes- 
herrlichkeit verliehen.    (Oben  §.  3i5,  b. ) 

f)  Die  Herrschaft  Heilsberg,  mit  den  Ortschaften  Gottmadingen  und  Ebringen, 
welche  der  im  J.  i83o  verstorbene  Grofsherzog  Ludwig  von  Baden  erkauft,  und 
seinem  natürlichen  Sohn,  dein  Grafen  von  Langenstein,  hinterlassen  hat,  sollte  die 
standesherrlichen  Rechte  und  Befugnisse  (des  Grofsherzogthums)  geniefsen,  zufolge 
einer  Verordnung  des  genannten  Grofsherzogs  vom  12.  Oct.  1829;  anders  ward 
diefs  aber  bestimmt  durch  eine  Verordnung  vom  3i.Dec.  i83  3,  im  Bad.  Begier.  Bl. 
von  i834,  Num.  1.    (Oben  §.  317,  a.) 


In  dem  Kurfürsten thum  Hessen  a). 

1)  Fürst  von  Isenburg-0  ffenbach-Birstein;  wegen  der  Aeniler 
Birstein  und  Langenselbold,  2  5,900  E.,  und  eines  Anlheils  am  Ort 


a)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  der  hier  genannten  Familien  unter 
Kurhcsscn  sind  nachzusehen:  der  Acte  final  du  congres  de  Yiennc,  art.  b?..  GH* 
hessischer  Vertrag  mit  Kurhessen  v.  29.  Jim.  1816,  in  Martens  reeucil,  Supplem.^ 
VII.  65.  74.     Reces -gcneral  de  Ja  Coinmission  territoriale  rassemblee  ä  Franc- 
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Rückingen,  der  jedoch  früher  nicht  reichssta'ndisch  war,  sondern  zu  der 
mittelrheinischen  Reichsritterschafl  gehörte.  (Man  s.  unten  die  Note  bei 
NHL  Grofsherzogthum  Hessen,  Num.  i.) 

•  Gral  \»»n  Isenburg-Büdingen  in  Wächtersbach;  wegen  des 
Grates  Wachtersbach,  mit  Ausnahme  der  zudem  Amt  Assenheim  gehörenden 
Orte,  i!4  QM»,  5,iO0  E,  Dann  wegen  seines  Antheils  an  dem  oben  bei 
Vim   1  genannten  Orl  Rückingen. 

>'  Graf  von  Isenburg  -  Büdingen  in  Meerliolz;  wegen  des 
Amtes  Meerhölz,  1  QM. ,  i  ,o 1 0  E.,  mit  Ausnahme  des  Amtes  Marienborn. 
1). um  wegen  seines  Antheils  an  dem  oben  bei  Num.  i  genannten  Ort 
Rückingen« 

i )  Graf  von  Isenburg-Büdingen  zu  Büdingen;  wegen  seines 
intheils  an  dem  bei  Num«  i  genannten  Ort  Rückingen,  in  dem  Amt  Selbold, 
welcher  dem  fürstlichen  und  gräflichen  Hause  Isenburg  gemeinschaftlich 
Bosteht 

5)  Graf  ron  Solms- Rödelheim;  wegen  seiner  Hälfte  an  dem 
Marktflecken  Praunheim,  mit  390  E»  (Man  s.  Note  b  zu  Num.  1,  bei 
GH.  Hessen,  VIII.) 


VIII. 

In  dem  Grofsherzogthum  Hessen  a). 

F  ü  r  s  t  e  n. 

1)  Isenburg-Offenbach-BirsteinÄ)-  wegen  der  Aemter 
Offenbach  und  Dreieich  (8,028  E. ),  dann  wegen  des  Amtes  "Wenings 
(  },i97  E. ).    (Oben,  §.  3 16,  f.) 


fort  s.  M.,  date  tlu  20  juillet  1819,  art.  a5j  bei  Martens  1.  c.  VIII.  604.  — 
Kurfurstl.  Bestimmung,  oben  §.  3i6,  g. 

a)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  dieser  Familien  unter  GH.  Hessen, 
sind  nachzusehen:  die  rheinische  BundesAcle,  Art.  24.  Acte  final  du  congres 
de  Vienne,  art.  5a.  Vertrag  zwischen  Raden  u.  GH.  Hessen,  v.  8.  Sept.  1810,  in 
Wuraopp's  rhein.  Bund,  Heft  5o,  S.  3o2,  vergl.  mit  S.  256  u.  f.,  u.  in  Martens 
recueii,  Supplem. ,  V.  280.  GH.  hessischer  Vertrag  mit  Preufsen  u.  Oestreich 
v.  3o.  Jun.  1816,  ebendas.  VII.  j3.  Desgl.  mit  Kurhessen  vom  29.  Jun.  1816, 
ebendas.  VII.  64«  Reces-general  der  frankf.  TerritorialCommission,  v.  20.  Jul. 
1819,  art.  19  u.  2D,  bei  Martens  I.e.  VIII.  604. —  Grofshcrzogliche  Bestimmun- 
gen, über  den  allgemeinen  Rechtszustand  der  ghzl.  hessischen  Standesherren, 
oben  §.  3i3,  e,  u.  §.  3i6,  f.  —  In  dem  GH.  Hessen,  machen  die  standesherrli- 
chen Bezirke  fafst  den  vierten  Theil  des  ganzen  Staatsgebietes  aus.  GH.  hessi- 
sche Erklär,  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  65.  —  Die  hier  angegebenen 
Einwohnerzahlen  sind  entlehnt  aus  der  1.  Tabelle  in  A.  F.  W.  Crome's  Handb. 
der  Statistik  des  Grofsherzogthums  Hessen,  Th.  I.  Darmst.  1822.  8.  Doch  feh- 
len daselbst  Angaben  zu  Num.  9,  10,  14  u.  18.  —  Die  Ordnung  ist  alphabetisch. 

h)  Die  rheinische  Bundes  Acte  hatte  dem  Fürsten  von  Isenburg-  die  Souverainetät 
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2)  Leiningen;  wegen  der  CivilGerichtbarkeit  erster  Instanz  über 
Hesselbach,  dann  der  Cent-  und  Forstgerichtbarkeit  über  Hesselbach, 
Gammelsbach,  Kailbach,  Hebstahl  und  Untersensbach.  (Oben  unter  Baiern, 
II,  die  Note  zu  Nura,  4.) 

3)  u.  4)  Löwenstein-Wertheim-Freudenberg,  beide  Linien; 
wegen  des  Amtes  Habitzheim  und  ihres  Antheils  an  dem  Dorf  Kirchbeerfurt* 
(Habitzheim  und  Kirchbeerfurt  haben  zusammen  3,o46  E.) 

5)  Löwenstein-Werth  ei  m -  Rosenberg;  wegen  des  Amtes 
Habitzheim,  seines  Antheils  an  der  Herrschaft  Breuberg  und  an  dem  Dorf 
Kirchbeerfurt.  (Breuberg' hat  io,382  E,;  von  Kirchbeerfurt  s*  bei  Num*  3  u.4.) 

6)  Solms-Braunfels;  wegen  der  Aemter  Hungen  (Grafschaft), 
Wölfersheim  nebst  Gambach,  und  Grüningen.     10,237  Einw* 

7)  Solms-Lich  und  Hohensolms;  wegen  der  Aemter  Lieh  und 
Niederweiseh    6,589  E. 

Grafen. 

8)  Erbach-Wartemberg-Roth,  sonst  Erbach-Erbach;  wegen  der 
Aemter  Erbach  (3,48i  E.)  und  Reichenberg  (4,106  E.),  und  seines  An- 
theils an  dem  Dorf  Kirchbeerfurt.  Die  Volkszahl  des  letzten,  s.  bei  Num*  3  u  4* 

9)  Erbach-Fürstenau;  wegen  des  Amtes  Fürstenau  und  Michel- 
stadt (6,182  E.),  dann  des  Amtes  Freienstein  und  Rothenberg.   6,3 1  o  E. 

10)  Erbach-Schönberg;  wegen  der  Aemter  König  und  Schön- 
berg (5,189  E.),  und  seines  Antheils  an  der  Herrschaft  Breuberg»  Die 
Volkszahl  der  letzten,  s.  man  bei  Num.  5.    (Oben,  §.  3 1 6 ,  f.) 

11)  Isenburg  -  Büdingen  zu  Büdingen;  wegen  der  Aemter 
(Grafschaft)  Büdingen  und  Mockstadt.    10,452  E. 

12)  Isenburg-Büdingen  in  Meer  holz;  wegen  des  Amtes 
Marienborn.    1,999  E. 


gelassen,  md  ihm,  Art.  24,  sogar  sämmtliche  Grafen  von  Isenburg  als  Standes- 
herren  un  ergeordnet.  Aber  Er  und  diese  wurden  im  J.  181 5  Oestreich  subji- 
cirt,  durcl  die  SclmfsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  62.  Klüber's  Acten  des 
wiener  Ccngr.,  II.  579.  Diese  Bestimmung  ward  näher  erklärt  in  einem  wiener 
Protocoll  der  Bevollmächtigten  der  fünf  Mächte  v.  10.  Juni  i8i5,  ü.  in  einem 
östreich-p'eussischen  Vertrag  vom  12.  Juni  i8i5.  Koch  et  Schoell  liist.  abre- 
gee  des  tiaites,  T.  XI,  p.  363.  Nach  einem  pariser  Protocoll  v.  3-  Nov.  181a, 
vertragwese  errichtet  von  Bevollmächtigten  der  vier  verbündeten  Mächte  (Oest- 
reich, Grdsbritannien,  Rufsland,  Preussen) ,  nach  einem  Vertrag  Oestrcichs  und 
Prcussens  mit  dem  GH.  von  Hessen,  v.  3o.  Juni  1816,  nach  einem  Tags  vorher 
zwischen  Aurhessen  und  GH.  Hessen  geschlossenen  Vertrag  (in Martens  rccucil, 
Supplemcit,  VII,  65  et  74),  und  nach  dem  GeneralRecefs  der  frankfurter  Ter- 
ritorialConmission  vom  20.  Juli  1819,  Art.  19  u-  25  (Klübeb's  Quellensamml., 
S.  116  u.  120),  erhielten  thcils  Kurhessen,  thcils  GH.  Hessen  die  Hoheit,  jeder 
über  cinci  bestimmten  Theil  der  fürstlichen  und  gräflichen  isenburgischen,  so 
wie  über  die  solms- rödelheimischen  Besitzungen.  Von  den  letzten  kam  die 
Hälfte  dts  Marktfleckens  Praunheim  1816  unter  kurhessische  Souverainetät. 
Martens  1.  c, 
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Anhang« 


l&)  Ist- u!)  im:;    Büdingen  in  Wächter  bach;  wegen  seines  An- 
thoils  (',.)  au  dem   Vmt  A.ssenlu'im  (Ronneburg  und  Michelau).  4o5  E. 
i  ()  [senbnrg-Philippseicb j  wegen  des  ParagialAra*es  Philipps- 

eich,    6*590  EL 

1  '1 1  Leinin  gen  -  Wesl  e  r  b  iir  g,  Christophische  oder  ältere  Linie  $ 
«regen  der  Herrschaft  Ilbenstadt  <).  74 

i6]  Scli  Iii/,  genannt  von  Görtz;  wegen  der  Herrschaft  Schlitz  4)\ 
s3/4  OM.  6,98i  K.    c\lan  s.  oben,  §.  3i5,  h.) 

1-)  So  I  ms- La  u  bach;  wegen  der  Aemlcr  (Grafschaft)  Laubach  und 
Utphe.    0.606  E. 

18)  S ol ras-R odelheihi j  wegen  der  Aemter  Rödelheim  und  Meder- 
wöllstadt,  und  seines  Antheils  (5/l2)  an  Assenheim*  (Dorf  Einartshausen, 
mit    \-\  1  E.) 

1  9  )  Solms-  VV  ildenf  eis;  wegen  der  Herrschaft  Engelthal  e).  40  E. 
20)  Stolberg- Wernigerode;  wegen  des  Amtes  Gedern.  3,760  E, 
Qi)  S  t  o  1  b  e  r  g  -  R  os  1  a;  wegen  seines  Antheils  an  der  ehemaligen 
Grafschaft  KÖnigsteiri  /),  V3  von  Stadt  und  Schlafs  Ortenberg,  5/«4  von 
Stadt  und  Schloß  Münzenberg,  und  5/l2  von  Heuchelheim.  3,65o  E. 


e)  Die  PrämonstratenserOrdensAbtei  Ilbenstadt  (ein  Mönch-  und  Frauenkloster),  an 
dem  Gebiet  der  ehemaligen  Reichsburg  Friedberg,  war  nicht  reichsständisch, 
auch  nicht  rcichsunmittclbar.  Der  R.  Dep.  Hauptschlufs  v.  i8c3 ,  §.  20,  gab 
dieselbe,  »mit  der  Landeshoheit  in  ihrem  geschlossenen  Umfang«,  als  Entschä- 
digung dem  Grafen  von  LeiningenWesterburg  ,  ä.  L. 

d)  Die  Herrschaft  Schlitz  war  ehehin  reichsunmittelbar  und  immatriculirt  bei  der 
Reichsritterschaft,  dem  buchischen  Quartier  des  fränkischen  Reicisrittercantons 
Rhönwerra.  Ihrem  Besitzer  ward  1804  die  Aufnahme  (als  Personalist)  in  das 
reichsgräfliche  wetterauisehe  Collegium  zugesichert,  sie  kam  aber  nicht  zur  Voll- 
ziehung. Durch  eine  Urkunde  v.  3o.  Dcc.  1808  (in  Winkopp's  rhein.  Rund, 
Heft  XXIX,  S.  24,7)  «erhob  und  ernannte»  der  GH.  von  Hessen  den  Grafen  von 
Schlitz  genannt  v.  Görtz,  seinen  «PatrimonialGerichtsherrn » ,  in  Rücksicht 
der  besondern  Verhältnisse,  in  welchen  er  zum  vormaligen  wetteiauischen  Gra- 
fenCollcgio  gestanden»,  ihn  «und  dessen  eheliche  Nachkommenschaft,  zum 
Standesherrn  des  Grofsherzogthums ».    Vergl.  oben  §.  3i5,  b. 

r)  Die  vormalige  nicht -reichsständische,  und  nicht-rcichsunmittelbareCistercienser- 
FrauenAbtei  Eng-elthal,  in  dem  Gebiet  der  ehemaligen  Reichsbirg  Friedberg, 
erliielt  durch  den  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  §.  20,  der  Graf  on  Leiningen- 
We%terburg,  jüngerer  Linie,  der  sie  i8o3  an  SolmsWildenfels  veikaufte.  Nach 
einem  Recefs  mit  der  Reichsburg  Friedberg,  hatte  die  Abtei  blos  die  niedere 
Gerichtbarkeit  in  dem  Umfang  des  Rlosters;  Verbrecher  mufsten  an  die  Burg 
abgeliefert  werden.  —  Im  J.  1822  veräufserte  SolmsWildenfels  deses ,  wie  es 
scheint,  von  Hessen  seit  1806  als  standesherrlich  behandelte  Beatzthum,  auf 
dem  Weg  einer  GüterLotterie.  Dessen  ungeachtet  ward  1829  dir  Graf  v.  S. 
Wildenfels  von  GH.  Hessen  als  Haupt  einer  standesherrlichen  Line  des  Hauses 
Solms  angemeldet;  eine  Eigenschaft,  worin  er  höchstens  als  staidesherrlicher 
Personalist  gelten  könnte. 

f)  Die  rheinische  BundesActe,  Art.  24,  unterwarf  slandesherrhch  den  GH.  Hessen 
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IX. 

In  dem  Herzogtlium  Nassau 

1)  Graf  von  Leiningen -Wester  bürg  (sowohl  die  Christophische 
oder  ältere  Linie,  als  auch  die  Georgische  oder  jüngere  Linie) $  wegen  der 
Grafschaft  Westerburg,  welche  beide  Linien  gemeinschaftlich  besitzen  £). 
3,958  E. 

2)  Fürst  von  Wied  c)*  1)  wegen  seiner  Besitzungen  in  dem  jetzigen 
Amt  Runkel,  Bestandteile  der  vormals  reichsständischen  Grafschaft  Wied 
(8,169  E. );  2)  wegen  seiner  Besitzungen  in  dem  jetzigen  Amt  Selters, 
vorhin  Grenzhausen,  Bestandteile  der  vormals  reichsständischen  Grafschaft 
Wied,  5,i59  E. 

3)  Erzherzog  Stephan  Franz  Victor  von  O  estreich;  wegen  der 
Grafschaft  Holzappel  und  der  Herrschaft  Schaumburg 


namentlich  nur  «la  partie  du  comte  de  Königstein  possedee  par  le  prince  de 
Stolberg- Gedern ».  (Die  fürstliche  Linie  Stolberg-Gedern  war  im  Mannstamm 
schon  am  5.  Jan.  1804  erloschen,  und  Stolberg  Wernigerode  war  ihr  in  Gedern 
gefolgt.)  Allein  auch  der  gräflich-Stolberg  -  Roslaische  Antheil  an  der  Grafschaft 
Königstein  (Ortenberg  u.  s.  w.),  vermuthlich  durch  Versehen  in  der  Bundesacte 
mit  Stillschweigen  übergangen,  ward  standesherrlich  unter  ghzl.  hessische  Staats- 
hoheit gezogen. 

a)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  der  hier  genannten  Familien  unter 
Nassau,  s.  man  die  rheinische  BundcsActe,  Art.  24.  Vertrag  zwischen  Preussen 
u.  Nassau  v.  3i.  Mai  i8i5,  in  Martens  recueil,  SuppTem.,  VI.  333.  Protocoll 
derxB.  V.  v.  1828,  §.  20.  —  Die  hier  gewählte  Ordnung  der  Standesherren  ist 
bestimmt  durch  den  Rang,  welchen  ihre  der  nassauischen  Staatshoheit  unterge- 
ordneten standesherrlichen  Besitzungen  ehedem  in  der  allgemeinen  Reichsvcr- 
sammlung  gaben;  mit  Ausnahme  des  Grafen  von  Waldbott- Bassenheim,  dessen 
im  Nassauischen  gelegene  Besitzungen  zu  Reichsstandschaft  nicht  berechtigten. 

b)  Nur  die  jüngere  Linie,  «die  gräfliche  Familie  Neu -Leiningen -Westerburg», 
ward  von  Kassau,  1829  (wie  früher  schon  in  dem  Nassauischen  Staals-  u. 
AdrefsHandbuch,  zu  der  erblichen  Landstandschaft  auf  der  Herrenbanli)  als 
berechtigt  zu  dem  Pradicat  «Erlaucht»,  bei  der  B.  V.  angemeldet.  Doch 
besitzen,  meines  Wissens  (WiKKorr's  rhein*  Bund,  Heft  XXIX,  S.  194  ■>  *96 
u.  200),  beide  Linien  gemeinschaftlich  die  standesherrliche  Grafschaft  Wester- 
burg. So  auch  besitzen  beide,  unter  nassauischer  Hoheit,  die  vormals  nicht- 
reichsstänclische ,  jetzt  grundherrliclic  Herrschaft  Schadeck,  im  Amt  Runkel,  mit 
ungefähr  400  Einw. 

c )  Wied  ist,  in  dem  nassauischen  Staats-  und  AdrefsHandbuch,  unter  den  Land- 
Ständen  des  Herzoglhums  nicht  genannt.  —  Der  unter  Num.  I  genannte  Theil 
der  wiedischen  Besitzungen  gehörte  der  Linie  VFied-Runkel  bis  in  das  J.  1824, 
wo  diese  Linie  erlosch. 

d)  Die  rheinische  BundesActe  unterwarf  standesherrlich  dem  Herzog  von  Nassau 
die  vormals  reichsständische  Grafschaft  Holzappel  und  die  Herrschaft  Schaumburg, 
damals  dem  Fürsten  von  Anhalt- Bernburg -Schaumburg  gehörend.  Als  im  J. 
1812  der  Mannstamm  erloschen   war,    succedirlen  in  jenen  Besitzungen  wer 
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i)  Graf  ron  Waldbott  -  Bassenheim  *)« 


X. 

In  dem  Fürstenthum  Hohenzollern -  Sig^marinp/en  rt). 

i  )  Fürst  von  Fürstenberg;  wegen  der  Herrschaften  TrochteHingeu 
und  Jungnau,  und  des  Theils  vom  Amt  Möfslurch  auf  der  linken  Seite  der 
Donau«    V  <  QM,  10,000  Einw.    (Oben,  §.  3 16,  k.) 

2}  Fürsl  von  Thum  und  Taxis;  wegen  der  Herrschaft  Strasberg 
und  dos  Amtes  Ostrach.    i3/4  <)M.  3,6oo  E* 


Töchter  aus  dieser  Linie.  Eine  war  vermahlt  mit  dem  Erzherzog  Joseph  von 
0  streich.  Dieser  fand  die  andern  Miterben  mit  Geld  ab,  und  erwarb  so  das 
Ganse  Rir  seinen  mit  jener  Miterbin  erzeugten  Sohn,  den  Erzherzog  Stephan 
Franz  Victor.  Da  wegen  seiner  Familienwürde  dem  Erzherzog  ein  höheres 
Pradical  zukommt,  als  die  standesherrlich -fürstliche  «Durchlaucht»,  so  konnte 
er  eu  dieser  im  J.  1829  von  Nassau  bei  der  Bundesversammlung  nicht  angemeldet 
werden.  Es  ist  ihm  aber  in  dem  nassauischen  Staats-  und  AdrefsHandbuch 
unter  den  erblichen  Landständen  auf  der  Herrenbank  die  erste  Stelle  eingeräumt. 

c)  Der  Graf  von  JValdbott- Bassenheim  wird  in  den  Protocollen  der  B.  V.  v.  1818, 
fc.  20,  wegen  der  «Standesherrschaften»  (sie!)  Rciffenberg  und  Cramberg  (jene 
unweit  Königstein  mit  636,  diese  bei  Usingen  mit  563  E.)?  von  Nassau  als 
Standesherr  aufgeführt.  Ob  diese  Herrschaften  dafür,  im  Sinn  des  Art.  14  der 
BundesActe  (§.  3oi ,  d) ,  gelten  können,  da  sie  nicht  reichsständisch,  sondern 
blofs  reichsunmittelbar,  doch  nicht  reichsritterschaftlich,  waren?  —  Die 
wiener  Congrefsacte  erwähnt  ihrer  nicht,  die  rheinische  BundesActe,  Art.  24, 
blofs  der  Herrschaft  Cransberg;  welche  sie  als  «terre  equestre»  bezeichnet. 
Dagegen  ist  der  Graf  von  Waldbott -Bassenheim  unter  Baiern  und  Würtemberg 
unstreitig  Standesherr  im  Sinn  der  BundesActe;  hier  wegen  Heggbach,  dort 
wegen  Buxheim  und  Winlerrieden.  Man  s.  oben  bei  Baiern  und  Würtemberg, 
II,  24  und  V,  33.  —  Als  zu  dem  standesherrlich-gräflichen  Pradicat  «Erlaucht» 
berechtigt,  ward  er  im  J.  1829  nicht  blofs  von  Baiern  und  Würtemberg,  sondern 
auch  von  Nassau  angemeldet.  In  dem  nassauischen  Staats-  und  AdrefsHandbuch 
wird  er  unter  den  erblichen  Landständen  auf  der  Herrenbank  aufgeführt,  als 
Besitzer  der  «Herrschaften»  Cransberg  und  Reiffenberg. 

a)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  dieser  Fürsten  unter  den  Fürsten  von 
EL  Sigmaringen,  s.  man  die  rhein.  BundesActe,  Art.  24« 
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Num.  V. 
Allgemeines  Vcrzeichnifs 

der  Häupter  vormals  r eichs ständischer ,  jetzt  standesherrlich  untergeordneter 
fürstlicher  und  gräflicher  Familien,  welche  im  J.  1829  von  Regierungen 
teutscher  Bundesstaaten  bei  der  Bundesversammlung  als  solche  angemeldet 
worden  sind,  denen,  und  zwar  den  fürstlichen  das  Prädicat  Durchlaucht, 
den  gräflichen  das  Prädicat  Erlaucht  zukomme ;  in  Folge  der  Beschlüsse 
der  Bundesversammlung  ,  für  die  ersten  vom  18.  August  1825  und 
i3*  Februar  1829,  für  die  andern  gleichfalls  vom  13.  Februar  1829 
(Yergl.  oben,  §.  3o3  ).  . 

Mit  Anzeige  der  Bundesstaaten ,  in  welchen  die  standesherrlichen  Be- 
sitzungen  eines  Jeden,  so  fern  er  damit  versehen  ist,  gelegen  sind. 

"Vorbemerkungen. 

Von  den  Bedingungen  der  Standesherrlichkeit  im  Sinn  der  teutschen  Bundes- 
Acte ,  und  von  Anomalien  in  dieser  Beziehung,  sehe  man  oben  S.  888  die  Vor- 
bemerkungen zu  dem  nächstvorhergehenden  Vcrzeichnifs,  Num.  IV.  —  In  dem 
gegenwärtigen  Vcrzeichnifs  ,  welches  zunächst  auf  die  zu  den  standesherrlichen 
Prädicaten  «Durchlaucht»  und  «Erlaucht»  als  berechtigt  bei  der  Bundcsver 
Sammlung  Angemeldeten  sich  bezieht,  finden  sich  .auch  Anomalien  anderer  Art 
als  in  jenem.  Diese  sind  hier  bei  den  Einzelnen,  welche  sie  betroffen,  angezeigt. 
Aufmerksam  gemacht  auf  dieselben,  ist  schon  in  der  ersten  Columne,  durch  die 
Druckart  des  Familiennamens.    Es  sind  nämlich  defshalb  ausgezeichnet: 

1)  Durch  GarmondCursiv  (Italique),  die,  welchen,  obgleich  sie  in  der  Zeit  des 
teutschen  Reichs  nur  reichsständisch- gräfliche  Personalisten  waren,  oder  ihnen  Auf 
nähme  in  ein  reichsgräfliches  Collegium  nur  zugesichert  war,  dennoch  für  sie  und 
ihre  vormals  nicht  -  reichsstäudischen ,  doch  rciehsunmittelbaren  reichsritterschaft- 
lichen  Besitzungen,  Standesherrlichkeit  im  Sinn  der  teutschen  BundesActe  gestattet 
wird.    Von  dieser  Art  sind:  Görtz,  Neipperg  und  Giech. 

2)  Durch  GarmondCursiv  und  Einschliefsung  des  Namens  in  Klammern,  die, 
welche,  wegen  Veräusserung  ihrer  standesherrlichen  Besitzungen  standesherrliche 
Personalisten  geworden  sind.  So,  Auersperg,  Colloredo - Mansfeld  ,  Lobkowitz, 
Metternich,  Solms -> Wildenfels  ,  Stadion  (die  Friedericanische  Linie,  sonst 
Stadion  -  Warlhauscn  genannt  ),  Wallmoden. 

3)  Durch  Druck  mit  teutschen  Leitern,  Bourgeois  Fractur ,  und  Einschliefsung 
des  Namens  in  Klammern ,  die  ,  welche  reichsständisch  -  gräfliche  Personalisten  waren, 
mithin  ehehin  reichsständisch,  auch  jetzt  standesherrlich  nirgend  begütert  sind  oder 
waren.  Dahin  gehören:  Rhevenhüller- Mctsch ,  Rosenberg,  Starhemberg,  Trautt- 
mansdorff,  Harrach,  Ruefstein,  Platen  -  Hallermund,  Wurmbrand. 

4)  Durch  Druck  mit  Garmond  Antiqua  und  in  Klammern,  der  Herzog  von  Croy, 
welcher  keine  Reichsstandschaft,  aber  unmittelbares  nicht  -  reichsritterschaftliches 
Besitzthum,  und  Aufnahme  in  ein  GrafenCollegiuin  zu  erwarten  hatte.  Oben  in 
dem  Anhang  IV,  bei  Preussen,  die  Note  zu  Num.  4?  S.  890. 

5)  Durch  Druck  mit  teutschen  PetitSchwabacher  Lettern  und  Einschliefsung  in 
Klammern,  jene,  welche  nicht-stimmführende  Mitglieder  einer  reichsständischen  Familie 
waren,  und  standesherrlich  nirgend  begütert  sind  oder  waren,  aber  jetzt  Mitglieder 
einer  standesherrlichen  Familie  sind.  So,  Salm -Reifferscheid- Raitz  und  Schönborn- 
Buchheim. 

6)  Durch  Druck  mit  lateinisch  -  BourgeoisCursiv  und  in  Klammern  der  Freiherr, 
seit  1810  Graf  von  Hechberg,  welcher  weder  persönliche  Rei<  hsstandschaft  noch 
reichsständisches  Besitzthum  hatte,  doch  reichsunmittelbar -  rcichsritterschaftlich 
begütert  war.    Eben  so  der  Graf  von  Pappenheim,  wovon  §.  3i5,  b. 
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ZUSATZ  E, 

welche  zum  grossen  Theil  in  dem  zweijährigen  Zeiträume  des  Drucks  dieser  Auflage 
ihren  Entstehungsgrund  haben. 


S.  26,  Z.  23  v.  o.,  §.  24,  Note  b,  ist  beizufügen:  J.  D.  Leutheusser  (Bundes- 
Begistrator),  Alphabetisches  Begister  über  die  Verhandlungen  der  deutschen 
B.V.,  v.  1.  Oct.  1816  bis  zum  Schlufs  des  J.  i836.  In  zwei  Abtheilungen,  wovon 
die  zweite  die  Militärverhältnisse  enthält.  Frankfurt  a.  M.,  in  der  BundesPräsidial- 
Druckerei.  697  S.  in  Fol.  (Die  Abdrücke  sind  nur  für  die  Gesandtschaften  und 
Begierungen  bestimmt.) 

S.  46,  Z.  12  v.  u.,  §.  4o  1  Note  c,  setze  man  hinzu:  Neuere  Beschlüsse  der  B.V. 
über  die  Verabfolgung  der  in  dem  reichskammergerichtlichen  Archiv  befindlichen 
Bildnisse  teutscher  Kaiser  und  Kurfürsten,  vom  i3.  Mai  i836,  —  über  das  reichs- 
kamniergerichtliche  Depositenwesen,  vom  16.  März  u.  5.  Oct.  1837,  2.  Aug.  u. 
27.  Sept.  i838,  —  sodann  über  die  gänzliche  Auseinandersetzung  des  reichs- 
kammergerichtlichen Archivs,  vom  17.  Mai  i838,  ib.  Juli  u.  23.  Sept.  1839,  finden 
sich  in  v.  Meyer's  Staatsacten,  Th.  II,  S.  5n,  544  u-  607. 

S.  97,  Z.  16  v.  u.,  87,  Note  d,  ist  beizufügen:  Zwischen  Baden  und  dem 
Schweiserkantone  Schaffhausen  wurde  am  1.  März  1839  ein  GrenzBegulirungs- 
Vertrag  abgeschlossen,  der  4oojahrigen  Streitigkeiten  ein  Ziel  setzte.  AUgm.  Zeit, 
v.  21.  März,  Beilage. 

S.  98,  Z.  26  v.  o.,  §.  88,  Note  c,  setze  man  hinzu:  Ein  im  April  1840  zwischen 
Baden  und  Frankreich  abgeschlossener  Vertrag  hat  die  Rheingrenze  zwischen 
den  beiden  Staaten  ,  welche  bis  dahin  an  mehreren  Stellen  ungewifs  war,  be- 
richtigt.   Allgem.  Zeit.  v.  11.  April  1840. 

S,  124,  Z.  5  v.  u.,  ^.  108,  Note  g,  defsgl.  S.  139,  Z.  14  v.  u.,  121,  ist  beizufügen: 
Durch  einen  Bcschlufs  der  B.V.  v.  17.  Mai  i838  (in  v.  Meyer's  Staatsacten, 
Th.  II,  S.  55o)  wurde  bestimmt,  dafs  der  Landgraf  zu  Hcssenlloinburg  in  pleno 
eine  Stimme  haben,  und  den  Platz  vor  den  Freien  Städten  einnehmen,  sodann 
vcranlafst  werden  solle,  sich  im  engern  Hathe  den  zur  16.  Gesammtstimmc  ver- 
einigten Fürsten  anzuschliefseu. 
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S.  200,  Z.  26  v.  o. ,  §.  167,  Note  a,  noch  Folgendes:  Darlegung  der  Hauptresultate 
aus  den  wegen  der  revolutionären  Complotte  der  neueren  Zeit  in  Deutsehland 
geführten  Untersuchungen.  Auf  den  Zeitabschnitt  mit  Ende  Juli  i838.  Frankfurt 
a.  M.  in  der  BundesPräsidialDruckerei.  1889.  4.  ^m  Auszug  in  v.  Meyer's  Staats- 
acten,  Th.  II,  S.  427  ff- 

S.  220,  Z.  5  v.  u. ,  §.  174,  Note  i,  beizufügen:  Ueber  die  unter  a  u.  c  bemerkten 
Streitigkeiten  ergingen  durch  das  badische  Oberhofgericht  zu  Mannheim,  als 
Austragalinstanz ,  zwei  Urtheile,  das  eine  am  20.  Dec.  i838,  das  andere  am 
22.  Dec.  i838. 

S.  225,  Z.  3  v.  o.,  §.  17a,  Note  1,  nach  «S.  81  ff.»  setze  man  hinzu:  Ein  Beschluis 
der  B.V.  vom  25.  Juni  i835  (in  v.  Meyer's  Staatsacten ,  Th.  II,  S.  5oo)  hat  all- 
gemein bestimmt,  dafs  von  dem  Art.  26  des  Entwurfs  eines  Bundestagsbeschlusses 
über  das  Verfahren  in  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  einander  (Prot.  v. 
21.  Dec.  1820,  §.  214,  s.  oben  §.  174,  Note  c),  so  wie  überhaupt  von  jeder 
bundesgesetzlichen  Bestimmung  über  die  Zulässigkeit  von  Nichtigkeitsbeschwerden, 
zu  abstrahiren  sey. 

S.  242,  Z.  i5  v.  u.,  §.  i85,  Note  d,  am  Schlufs,  noch  hinzu:  Damit  vergleiche 
man  jedoch  den  Beschlufs  der  B.V.  vom  18.  Sept.  i834  über  UnStatthaftigkeit 
der  Einmischung  fremder  Machte  in  die  inneren  Angelegenheiten  des  Bundes,  ab 
gedruckt  in  v.  Meyer's  Staatsacten,  Th.  II,  S.  4?5- 

S.  253,  Z.  24  v.  u. ,  §.  195,  Note  b,  nach  «5  Fl.  3o  Kr.»  ist  einzuschalten:  Die 
Abtretung  eines  Theils  des  Grofsherzogthums  Luxemburg  an  Belgien  und  die 
Substituirung  des  neu  gebildeten  Herzogthums  Limburg  für  denselben  (s.  unten 
den  Zusatz  zu  §.  33o,  Note  e)  haben  eine  abermalige  Abänderung  der  Matrikel 
zur  Folge  gehabt,  welche  in  zwei  Beschlüssen  der  B.V.,  vom  5.  u.  16.  September 
1839,  festgesetzt  worden  ist.  Die  hiernach  berichtigte  Matrikel,  vom  1.  October 
1839  an  geltend,  ist  dem  Protoc.  der  B.V.  v.  16.  Sept.  1839  a^s  Beilage  beigefügt, 
und  es  war  noch  thunlich,  sie  oben  in  den  Anhang  unter  Num.  III,  B.  aufzunehmen. 

S.  261,  Z.  29  v.  o.,  §.  200,  Note  b,  ist  am  Schlufs  beizufügen:  S.  den  Anhang, 
Nachtrag  zu  den  Tabellen  Num.  I  und  II,  S.  883  ff. 

S.  3i2,  Z.  19  v.  u.,  §.  233,  Note  a,  am  Schlufs  noch  Folgendes:  Die  B.V.  hat  über 
die  Anerkennung  der  als  liquid  nachgewiesenen  Schulden  der  ReichsOperations- 
casse  und  über  deren  Tiigung ,  innerhalb  dreier  Jahre  vom  i5.  Nov.  i838  an, 
definitive  Beschlüsse  gefafst,  am  5.  Nov.  i835,  i5.  Nov.  i838  und  28.  Febr.  1839, 
die  abgedruckt  sind  in  v.  Meyer's  Staatsacten,  Th.  II,  S.  558. 

S.  3i7,  Z  26  v.  o. ,  §.  234,  Note  c,  ist  zuzusetzen:  Am  i5.  Januar  1839  hat  der 
Kaiser  von  Oestreich  genehmigt,  dafs  sich,  zur  Erhaltung  und  Beschützung  des 
Ordens,  ein  eigenes  lombardisch- venetianisches  JohanniterOrdensPriorat  bilde. 
Seinem  Beispiel  folgte  der  König  beider  Sicilien ,  indem  er  durch  Rcscript  >om 
7.  December  1839  in  seinen  Staaten  den  Orden  wieder  herstellte. 

S.  349,  Z.  8  v.  u.,  V  248,  Note  c,  und  S.  35i,  Z.  8  v.  u.,  25o,  Note  a,  setze 
man  noch  hinzu:  /Judisches  Apanagengesetz  v.  21.  Juli  1839. 

S.  374,  Z.  6  v.  u.,  §.  262,  Note  g,  ist  das  in  d.  §.  324,  Note  d  (S.  5io)  zu  findende 
Allegat  der  Kön.  Preufs.  CabinetOrdrc  v.  16.  Jan.  i836,  wegen  Errichtung  \on 
adelichen  Familienüdeicommissen  in  Rhcinprcusscn ,  beizufügen. 

S.  .'jo8,  Z.  12  v.  o.  ,  §.  283,  Note  g,  ist  beizufügen.-  Nach  einem  Beschlufs  der  B.V. 
v.   >,8.  April   i836  (in  v.  Meyer's  Staatsacten,    Th.  II,  S.  507)  sollen  Berichte 
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uud  Nachrichten  über  Verhandlungen  teutscher  Ständeversammlungen  nur  aus 
den  öffentlichen  Blättern  und  aus  den  zur  Oeffentlichkeit  bestimmten  Acten  des 
betreffenden  Bundesstaates  in  die  Zeitungen  und  periodischen  Schriften  aufge- 
nommen werden. 

S.  4*9 >  Z.  21  v.  u.,  286,  Note  m,  am  Schlufs,  Zusatz:  Eine  Vereinbarung  über 
ein  neues  Staatsgrundgesetz  hat  seitdem  und  bis  jetzt  (März  1840)  in  keiner 
Weise  Statt  gefunden,  vielmehr  scheinen  sich,  im  Widerspruch  mit  dem  ange- 
führten Patent  vom  5.  Juli  1837  und  dem  spätem  vom  1.  November  desselben 
Jahres,  welches  das  Staatsgrundgesetz  von  i833  ausdrücklich  für  erloschen  er- 
klärte, der  Wunsch  nach  Aufrechterhaltung  dieses  Gesetzes  und  die  Meinung 
von  dem  rechtlichen  P  ortbestehen  desselben ,  in  Hannover,  innerhalb  und  ausser- 
halb der  Ständeversammlung,  immer  mehr  verbreitet  und  befestigt  zu  haben. 
Auf  mehrere  in  diesem  Sinn,  theils  von  verschiedenen  Städten,  theils  von  Mit- 
gliedern der  allgemeinen  Ständeversammlung,  bei  der  B.V.  übergebene  Gesuche, 
bat  diese,  in  einem  Beschlufs  vom  5.  Sept.  1839,  in  Hannover  bekannt  gemacht 
durch  eine  Königl.  Proclamation  vom  10.  desselben  Monats,  erklärt:  «dafs  den 
«in  der  fünften  Sitzung  vom  26.  April  1839  auf  das  Einschreiten  des  Bundes 
« in  der  hannöverischen  Verfassungsfrage  gestellten  Anträgen  keine  Folge  gegeben 
«werden  könne,  da  bei  obwaltender  Sachlage  eine  bundesgesetzlich  begründete 
«Veranlassung  zur  Einschreitnng  in  diese  innere  Landesangelegenheit  nicht  vor- 
« liege.  Dagegen  hege  die  Bundesversammlung  die  vertrauensvolle  Erwartung, 
« dafs  Se.  Majestät  der  König  von  Hannover  Allerhöchstihren  ausgesprochenen 
« landesväterlichen  Absichten  gemäfs  geneigt  seyn  werde,  baldmöglichst  mit  den 
«dermaligen  Ständen  über  das  Verfassungswerk  eine  den  Rechten  der  Krone 
«und  der  Stände  entsprechende  Vereinbarung  zu  treffen».  Die  entstandenen 
Schwierigkeiten  scheinen  durch  diese  Erklärung  nicht  gemindert  worden  zu  seyn. 
Die  Königl.  Regierung  hatte  schon  vorher,  am  i5.  Februar  1839,  den  obener- 
wähnten Entwurf  eines  neuen  Staatsgrundgesetzes  zurückgenommen.  Die  im  Mai 
1839  versuchte  Wiederaufnahme  der  Berathungen  darüber  scheiterte  an  der 
Weigerung  der  zweiten  Kammer,  einer  von  der  Regierung  vorgeschlagenen  ge- 
meinschaftlichen Commission  durch  die  verlangten  zwei  Abgeordneten  aus  ihrer 
Mitte  beizutreten.  Die  seit  dem  Februar  i838  bestehende  Ständeversammlung, 
in  welcher,  wegen  des  Nichterscheinens  oder  des  Rücktrittes  mehrerer  Mitglieder, 
so  wie  wegen  der  Weigerung  verschiedener  Wahlbezirke,  für  dieselbe  zu  wählen, 
eine  namhafte  Anzahl  von  Mitgliedern  fehlt,  ist  mehrmal  vertagt  und  wieder  ein- 
berufen worden.  Zuletzt  ist  sie ,  nach  besonderer  eindringlicher  Ermahnung  zu 
Vornahme  der  noch  rückständigen  Wahlen,  sehr  unvollzählig  zusammengetreten 
am  19.  März  1840.  Ein  neuer  Entwurf  einer  Verfassungsurkunde  ist  ihr  alsbald 
zur  Berathung  vorgelegt  worden.  —  Man  sehe  u.  a.  die  Verhandlungen  der 
zweiten  Kammer  der  so  genannten  allgemeinen  Ständeversammlung  im  Königreich 
Hannover,  Juni  1839.  Stuttgart  1839.  12.  u.  1840.  8.  Dahlmann,  Gutachten  der 
Juristenfacultäten  in  Heidelberg,  Jena  und  Tübingen,  die  hannöverische  Ver- 
fassungsfrage betreffend.  Jena  1839.  8.  Schäfer,  die  hannöverische  Verfassungs- 
frage bei  der  Ständeversammlung  im  Königreich  Sachsen.  Dresden  1840.8.  Hannö- 
verisches Portfolio.  Sammlung  von  Actenstückcn  zur  Geschichte  des  Hannöverischen 
Verfassungskampfes,  2  Bände,  Stuttgart  1840.  8.  ConversationsLexicon  der  Ge- 
genwart, Art.  Hannover  und  Hannöverische  Verfassungsfrage. 
S.  420,  Z,  16  v.  u. ,  §.  286,  Note  p  am  Schlufs,  ist  beizufügen:  s.  v.  Meyer's  Staats 
acten  Tb.  II,  S.  477. 

S.  44o,  Z.  7  v.  o.,  7.91,  Note  m,  setze  man  hinzu:  Nach  dem  Grundgesetz  vom 
26.  Septcmbr.i  i833  traten  in  der  c  rs  ten  Kammer  hinzu:  die  Königlichen  Prinzen, 
Söhne  des  Königs,  und  die  Häupter  der  Nebenlinien  der  Königlichen  Familie. 
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ein  zweiter  evangelischer  Geistlicher  und  vier  von  dem  König  ernannte  Mitglieder; 
dagegen  schieden  aus,  der  Präsident  und  die  ritterschaftlichen  auf  Lebenszeit  er 
wählten  Mitglieder  des  SchatzCollegii.  Die  zweite  Kammer  besteht  danach  aus 
3  Deputirten  der  Stifte,  3  Mitgliedern,  welche  der  König  wegen  des  allgemeinen 
Klosterfonds  ernennt,  i  Deputirten  der  Universität  Göttingen,  2  von  den  evan- 
gelischen Consistorien  zu  erwählenden  Deputirten ,  1  Deputirten  des  Domstiftes 
zu  Hildesheim,  3y  Deputirten  der  grösseren  Städte  und  Flecken  und  38  Deputirten 
der  Grundbesitzer  aus  den  übrigen  Städten  und  Flecken ,  aus  den  Freien  und 
aus  dem  Bauernstande. 

S.  445»  4  v-  °-\  S.  294,  Note  e,  nach  den  Worten  «zugestanden  haben»  füge 
man  bei:  S.  §t  286,  Note  m  und  den  Zusatz  dazu  (zu  S.  41())' 

S.  474 1  Z.  8  v.  u. ,  §.  3o3,  Note  q,  Zusatz:  Defsgleichen  erschien,  in  Folge  eines 
kaiserlichen  Cabinetschreibens  vom  21.  Sept.  1829,  am  9.  Oct.  1829  ein  Hof- 
kanzleiMinisterialSehreiben,  betreffend  die  Bestimmung  des  Ranges  und  Titels  der 
mediatisirten,  vormals  reichsständischen  gräflichen  Familien  (in  der  Anrede  «Er- 
lauchtig Hoch-  und  Wohlgebohrner  Graf»,  im  Context  «Erlaucht»),  nebst  einem 
Verzeichnifs  der  in  der  östreichischen  Monarchie  domieilirten  gräflichen  Familien, 
in  K.  Franzi,  politischen  Gesetzen  und  Verordnungen,  Bd.  LVR  (Jahrgang  1829), 
S.  656. 

S.  48^  Z.  3  v.  o. ,  §.  3o6,  Note  d,  bemerke  man  nach  den  Worten  «nicht  mit  auf- 
führt» die  folgenden  Abänderungen:  und  eben  so  Würtemberg  nicht  den  Grafen 
von  AspremontLynden,  der  schon  1812  seine  Standesherrschaft  Baindt,  den 
Fürsten  von  Metternich,  der  1825  seine  Standesherrschaft  Ochsenhausen,  den 
Grafen  von  Stadion,  der  1826  seine  Herrschaft  Warthausen,  und  den  Fürsten 
von  SalmReiferscheidKrautbeim,  der  gleichfalls  im  J.  1826  den  unter  würtem- 
bergischer  Staatshoheit  gelegenen  Tkeil  seiner  Standesherrschaft  verkauft  hat; 
wohl  aber  die  Fürsten  von  ColloredoMansfeld  und  von  Dietrichstein,  obgleich 
auch  diese  beiden,  der  erste  1827  seine  Herrschaft  Groningen,  der  andere  1829 
seine  Herrschaft  Ravensburg,  verkauft  haben.  —  Auch  der  Fürst  von  Kaunitz 
Rietberg,  ohne  männliche  Nachkommen,  hat  die  Grafschaft  Rietberg  in  West- 
phalen,  welche  durch  den  Art.  4^  der  wiener  Congressacte  von  i8i5  für  eine 
Standesherrschaft  unter  preufsischer  Staatshoheit  erklärt  war,  um  das  Jahr  1823 
an  den  Gutsbesitzer  Tenge  zu  Niederbarkhausen  im  Fürstenthum  Lippe  verkauft. 
Defsgleichen  verkauften  der  Graf  von  SternbergMandcrscheid  i835  seine  Standes- 
herrschaft Schussenried  und  Weissenau  an  die  Krone  Würtemberg,  und  der  Fürst 
von  SalmRcifferscheidKrautheim  1839  den  unter  badischer  Staatshoheit  gelegenen 
Theil  seines  Fürstenthums  an  Baden;  so  wie  früher,  1811,  der  Fürst  von  Auers 
perg  die  gefürstete  Grafschaft  Thengen  an  Baden,  und,  1807,  der  Fürst  von  Lob 
kowitz  die  gefürstete  Grafschaft  Sternstein  an  Baiern.  —  Man  s.  auch  den  An- 
hang,  Num.  IV. 

S.  495,  Z.  18  v.  o.,  §.  3i6,  Note  d,  nach  «St.  79»  ist  einzuschalten :  c2)für  Fürsten 
berg  v.  i5.  Juli  1821  und  v.  23.  Jan.  1839,  in  d.  Reg.  Bl.  von  1821,  Num  5i,  u. 
v.  1839,  Num.  7. 

S.  495,  Z.  26  v.  o.,  §.  3 16,  Note  d,  nach  «Num.  54»  ist  beizufügen:  und  vom 

2.  März  i832,  Reg.Bl.  Num.  11. 
S.  495,  Z.  22  v.  u.,  §.  3i6,  Note  d,  ist  zu  berichtigen:  9)  für  die  Grafen  von  Rech- 

berg  und  Rothenlöwen  v.  3.  Mai  i83?,,  Reg.  Bl.  Num.  23. 
S.  495,  Z.  20  v.  u. ,  §.  3i6,  Note  d,  nach  QuadtJsny,  isl  ergänzend  zu  setzen:  vom 

8.  Mai  1827,  /,.  Nov.  i834  u.  i5.  Febr.  1839,  Reg.  Bl.  v.  1827,  Num.  18,  v.  i834 

Num.  56  (v.  29.  Nov.)  u.  v.  1839,  Num.  10. 
S.  496,  Z.  7  v.  o.,  §.  3i6,  Note  e,  nach  «  §.  00»  ist  einzuschalten  :  neue  GH.  Ver- 
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Ordnung  über  denselben  Gegenstand,  v.  27.  März  1839,  *n  ^*  ^ca*  ^1.  Num.  10, 
veranlafst  durch  den  am  2.  Oct.  i838  u.  5.  Febr.  i83i)  geschehenen  Verkauf  der 
Standesherrschaft  an  die  GH.  Badische  Regierung. 

S.  496,  Z.  27  v.  o.,  §.  3i6,  Note  f,  am  Schlufs  ist  beizufügen:  e)  Uebereinkunft  mit 
JsenburgVFächtersbach,  wegen  Verzichtleistung  defselben  auf  die  Ausübung  der  Ge- 
richtbarkeit  und  Polizei  und  der  Aufsicht  in  Kirchen-  u.  Schulsachen,  in  d.  Reg. 
Bl.  v.  1837,  Num.  3.  f)  Aehnliche  Uebereinkunft  mit  dem  Grafen  v.  Schlitz  gen. 
Görtz,  in  d.  Reg.  Bl.  v.  i838,  Num.  20.  g)  Uebereinkunft  mit  dem  Grafen  v.  Er- 
bachSchönberg  wegen  Abtretung  der  Ferst-  und  JagdPolizei  in  dem  Revier  Reichen- 
bach an  den  Staat,  Reg.  Bl.  v.  i838,  Num.  3i. 

S.  498,  Z.  14  v.  o. ,  §.  3i7,  Note  a,  ist  am  Schlufs  beizufügen:  Durch  eine  Verord- 
nung vom  1.  Der.  i833  (Reg.  v.  i834,  Num.  I)  wurden  die  Verordnungen  vom  25. 
(nicht  28.)  Juni  1827  u.  12.  Oct.  1829  ausser  Rraft  gesetzt,  und  andere  Bestim- 
mungen getroffen.  S.  §.  3i8,  Note  b  am  Schlufs,  u.  d.  Anhang-  S.  907,  Anm.  f. 
zu  Num.  VII. 

S.  499?  Z.  12  v.  u.  §.  3i8,  Note  b,  nach  «Quellensammlung  a.  a.  O.»  ist  zuzu- 
zetzen :  Durch  e.  Beschl.  v  3.  Juni  i836  (in  v.  Meyer's  Staatsacten  Th.  II, 
S.  5i3)  hat  die  B.  V.,  auf  den  Antrag  der  K.  Sachs.  Regierung,  den  Schutz 
der  von  der  Krone  Sachsen  dem  Hause  Schönburg  auf  den  Grund  der  Recesse 
vom  4-  Mai  1740  und  9.  Oct.  i835,  so  wie  der  Declaration  vom  7.  Nov.  i835,  zu 
gewährenden  Rechtshülfe  übernommen. 

S.  5i3,  Z.  20  v.  o. ,  §.  326,  Note  a,  Num.  2,  nach  «Reg.  Bl.  Num.  35»  setze  man 
hinzu:  in  Beziehung  auf  die  gräfliche  Familie  Stadion,  wegen  ihrer  ritterschaftlichen 
Besitzungen  in  "Würtemberg.  Stuttg.  17.  Jan.  i835.  Reg.  Bl.  Num.  4« 

S.  519,  Z.  i5  v.u.,  §.  33o,  Note  e,  ist  beizufügen :  Nach  der  im  Jahr  i83o  stattgehabten 
factischen  Trennung  Belgiens  von  dem  übrigen  Theil  des  Königreichs  der  Nieder- 
lande, wurden  von  den  fünf  Mächten ,  Grofsbritannien,  Frankreich,  Oestreich, 
Preussen  und  Rufsland,  in  einem  Protokoll,  welches  ihre  zu  dem  Zweck  der 
Beilegung  des  entstandenen  Streites  zu  London  in  einer  Conferenz  vereinigten 
Bevollmächtigten  am  i5.  October  i83i  gemeinschaftlich  aufnahmen  (die  so  ge- 
nannte Separations  Acte,  in  24  Artikeln),  die  Bedingungen  der  definitiven  Tren- 
nung der  genannten  beiden  Länder  und  der  Anerkennung  des  dadurch  neu  gebil- 
deten Königreichs  Belgien  festgesetzt.  Unter  den  hiernach  von  dem  Königreich 
der  Niederlande  abzutretenden  Gebietsteilen  befand  sich  auch  der  wallonische 
Theil  des  Grofsherzogthums  Luxemburg  (naher  bezeichnet  in  dem  Art.  II  des 
angeführten  Protokolls,  mit  —  im  Jahr  1839  7-  149,672  Seelen),  und  es  bedurfte 
somit  zu  der  Abtretung  dieses  Theih  des  teutschen  Bundesgebietes  der  Zustimmung 
des  Bundes.  Diese  Zustimmung  wurde,  in  einem  Beschlufs  der  B.V.  v.  18.  Aug. 
i836,  mit  dem  Vorbehalt  in  Aussicht  gestellt:  dafs  dem  Bunde,  vermittelst  der 
in  dem  Art.  IV  der  SeparationsActe  hierzu  bezeichneten  Gcbietstheile,  eine  (in 
einer  besondern  Unterhandlung  zwischen  dem  Bunde  lund  Seiner  Königlich- 
Niederländischen  Majestät  noch  näher  auszumittelnde )  angemessene  Territorial- 
Entschädigung  gegeben,  „sodann  dem  Belgischen  Gouvernement  die  Verpflichtung 
auferlegt  werde,  in  dem  an  dasselbe  abzutretenden  Theil  des  Grofsherzogthums 
Luxemburg  keine  Befestigungen  anzulegen ,  namentlich  zu  keiner  Zeit  die  Stadt 
Arlon  zu  befestigen.  Die  definitive  Zustimmung  erfolgte  hiernächst  —  nachdem  am 
19.  April  1839  zu  London  ein  endlicher  Abtheilungsvertrag  zwischen  den  König- 
reichen der  Niederlande  und  Belgien  zu  Stande  gekommen  war,  und  die  fünf 
Mächte  demselben  durch  zwei  besondere,  an  dem  nämlic  hen  Tage  und  ebendaselbst 
von  ihnen  mit  dem  König  der  Niederlande  und  dem  König  der  Belgier  abge- 
schlossene Verträge,  beigetreten  waren  —  durch  die  von  dem  Bunde  zu  diesem 
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Zweck  beauftragten  Gesandten  Oestreichs  und  Preussens  bei  der  Londoner  Con- 
ferenz,  in  einer  von  diesen  beiden  Gesandten,  als  Bevollmächtigten  des  Teutschen 
Bundes,  mitunterzeichneten  Urkunde,  gleichfalls  d.  d.  London  19.  April  i83r), 
genehmigt  durch  einen  Beschlufs  der  B.V.  vom  11.  Mai  i83q.  Vorher  hatte,  in 
einer  Sitzung  der  B.V.  vom  i5.  Juni  i838,  der  niederländisch -luxemburgische 
Gesandte  erklärt,  dafs  seine  Regierung  die  Verpflichtung  zu  der  von  ihr  dem 
Bunde  zu  gewährenden  TerritorialEntschädigung  anerkenne,  und  in  einer  spätem 
Eröffnung  desselben  Gesandten,  in  einer  Sitzung  vom  16.  August  1839,  wurden, 
als  zu  solcher  Entschädigung  bestimmt,  die  nach  Art.  IV  der  Londoner  Separations- 
Acte  unter  die  k.  niederländische  Regierung  zurückkehrenden  Gebietstheile,  die 
von  dem  Könige  Grofsherzog  zu  einem  neuen  Herzogthum  Limburg  gebildet  wer- 
den sollten,  bezeichnet.  Die  B.V.  erklärte  in  ihrer  Sitzung  vom  5.  Sept-  1839.. 
dafs  sie  in  der  von  Sr.  Majestät  dem  König  der  Niederlande,  Grofsherzog  von 
Luxemburg,  gefafsten  Entschliefsung,  an  die  Stelle  des  an  Belgien  abgetretenen 
Gebiets  im  Grofsherzogthum  Luxemburg,  mit  dem  ganzen  neu  gebildeten  Her- 
zogthum  Limburg  dem  Teutschen  Bunde  beizutreten,  eine  genügende  Erfüllung 
derjenigen  Bedingung  erkenne ,  unter  welcher  allein  der  T.  Bund,  vermöge  des  in 
der  Sitzung  vom  18.  Aug.  i836  gefafsten  Beschlusses,  zu  der  Abtretung  eines 
bisher  demselben  einverleibten  Gebietes  seine  Einwilligung  geben  zu  wollen  er- 
klärt habe;  so  wie  daher  der  Bund  von  nun  an  das  Herzogthum  Limburg  als 
zum  Bundesgebiet  gehörig  betrachten  werde,  so  blieben  auch  dem  nunmehrigen 
Grofsherzogthum  Luxemburg  und  Herzogthum  Limburg  collectiv  alle  diejenigen 
Rechte  und  Vorzüge  vorbehalten,  welche  bisher  mit  dem  Grofsherzogthum 
Luxemburg  allein  verbunden  gewesen  seyen  (s.  hiernächst  den  Zusatz  oben  zu 
§.  i95,  Note  b). 

In  dem  angeführten  Beschlufs  der  B.V.  vom  11.  Mai  1839  war  nicht  allein 
die  nähere  Ermittelung  und  Feststellung  der  dem  Bundesgebiet  als  Ersatz  für  den 
abgetretenen  Theil  des  Grofsherzogthums  Luxemburg  zuzuschlagenden  Gebiete, 
sondern  auch  die  Entschädigung  der  Walramischen  Linie  des  Hauses  Nassau  für 
die  in  Gemäfsheit  des  Erbvereins  von  1783  und  des  Art.  71  der  SchlufsActe  des 
Wiener  Congresses  von  181 5  an  jenem  Theil  des  Grofsherzogthums  Luxemburg 
ihr  zustehenden  Rechte  (des  familieniideicommissarischen  Gesammteigenthums 
und  der  Succession  nach  Erlöschung  des  Mannstammes  in  der  Ottonischen  Linie) 
vorbehalten.  Wegen  dieser  Entschädigung  waren  schon  im  Jahr  i83/j.  zu  Wies- 
baden Verhandlungen  gepflogen  wordenj  erst  am  27.  Juni  1839  aber  ward  darüber 
ebendaselbst  zwischen  den  Bevollmächtigten  des  Königs  der  Niederlande  und  des 
Herzogs  von  Nassau  eine  Uebereinkunft  abgeschlossen,  vermöge  welcher  die 
Walramische  Linie,  statt  eines  TerrilorialErsatzes ,  eine  sogleich  (binnen  drei 
Monaten)  zahlbare  Geldentschädigu>ag  von  750,000  Gulden  im  24guldenf  ufs  erhielt, 
während  ihre  Rechte  auf  das  übrig  bleibende  Grofsherzogthum  Luxemburg  von 
neuem  anerkannt  und  bestätigt  wurden. 

v.  Martens  recueil,  Suppl.  XIV.  61,  XV.  209,  XVI.  274,  XVII.  i5,  39,  57, 
63,  io3.  Papers  relative  to  the  afläirs  of  Belgium,  presented  to  both  houses  of 
Parliament,  by  command  of  His  Majesty.  London  i833,  2  vol.  in  fol.  Recueil  de 
pieces  diplomatiques  relatives  aux  affaires  de  la  Hollande  et  de  la  Belgique  en 
i83o,  i83i  et  i832.  3  vol.  La  Haye  i83i—  33.  8.  Nothomu  (Secretaire  general 
du  ministere  des  äff.  elrangcres  ä  Bruxelles  etc.),  Efsai  historique  et  politique 
sur  la  revolution  beige.  3,me  edit.  Bruxelles  i83/|.  8.  v.  Mkver's  Staatsactcn  u.  s.  w. 
Forts,  z.  II.  Thl.  (Frkf.  1840)  S.  571  ff.  Conv.Lex.  der  Gegenw.,  Art.  Luxemburg. 


S.  616,  Z.  7  v.  o.,  §.  412,  Note  c,  III,  4,  nach  tu  17. Mai  i83i  »  ist  beizusetzen:  noch- 
mals erneuert  am  6.  Juli  1889. 

Klüber's  offentl.  Recht,  4.  Aufl.  59 
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S.  616,  Z.  23  v.  u.,  §•  Note  c,  IV,  A,  8,  nach  «24.  Juli  i83o»  setze  man  hin- 
zu: erneuert  am  3i.  Dec.  i836. 

S.  616,  Z.  22  v.  u.,  §.  4l<2i  Note  c,  IV,  A,  9,  nach  «16.  April  1 83 1 »  ist  beizufügen: 
erneuert  am  11.  Jan.  i83o,. 

S.  617,  Z.  7  v.  o. ,  §.  412,  Note  c,  IV,  A,  müssen  die  durch  ein  Versehen  der  ent- 
fernten Druckerei  hier  eingeschalteten  Worte:  17)  Niederlande,  zwei  V.  v.  21.  Ja- 
nuar 1839.  —  gestrichen  werden,  und  statt  dessen  ist  weiter  unten  bei  Num.  V. 
am  Schlufs  (Z.  20  v.  u.)  beizufügen:  4)  zwischen  den  Staaten  des  Allgemeinen 
teutschen  Zoll-  und  Handelsvereins  und  dem  Königreich  der  Niederlande ,  ein  V.  v. 
21.  Jan.  1839;  5)  zwischen  den  eben  genannten  Staaten  und  der  Freien  Stadt  Ham- 
burg- ,  V.  v.  12/17.  Dec.  1839. 

S-  617,  Z.  19  v.  o.,  §.  4*2.  Note  c,  IV,  E,  ist,  nach  «Sigmaringen»  zu  setzen:  V.  v. 
12.  Oct.  i835,  erneuert  im  Dec.  1889. 

S.  629,  Z.  17  v.  u. ,  §.  419.  Die  Worte  «in  Folge  seines  Anschlusses  an  den  Zoll- 
und  Handelsverein»  müssen  hier  (wie  auch  in  d.  Verz.  der  Druckfehler  bemerkt 
ist)  wegfallen;  dagegen  ist  beizufügen,  dafs  gegen  Ende  des  J.  i838  auch  noch 
HohenzollernHechingen,  HohenzollernSigmaringen  und  SachscnMeiningen,  sodann 
zu  Anfang  des  J.  1840  Oldenburg  mit  dem  Fürslenthum  Birkenjeld ,  sämmtlich 
unter  Annahme  des  24V2  Guldenfufses  (und  also  auch  unter  Beitritt  zu  der  Con- 
vention vom  25.  Aug.  1837),  endlich,  1840,  die  herzoglich- anhaltischen  Regie- 
rungen, diese,  unter  Annahme  des  14  Thalerfufses ,  der  Convention  vom  3o.  Juli 
i838  beigetreten  sind. 

S.  645,  Z.  19  v.  o.,  §.  I\m,  Note  a,  füge  man  hinzu:  Becher,  das  österreichische 
Münzwesen,  v.  J.  i524  bis  i838,  in  historischer,  statistischer  und  legislativer  Hin- 
sicht. 2  Thle.    Wien  i838.  8. 

S.  652,  Z.  4  v*  °">  §•  4'29  D^  ist  zuzusetzen:  Auch  SchwarzburgRudolstadt  ist  mit 
der  Oberherrschajt  dieses  Fürstenthums,  wie  der  Convention  v.  3o.  Juli  i838  (s. 
§  419),  so  auch  derjenigen  vom  25.  August  1837,  beigetreten :  defsgleichen  Olden- 
burg mit  dem  Fürstenthum  Birkenjeld  ( s.  hier  oben  den  Zusatz  zu  S.  629). 

S.  73i,  Z.  5  v.  o.,  §v497i  Note  c,  nach  «Fürstenstand»  füge  man  hinzu  :  defsgleichen 
wurde  von  dem  Grofsherzog  von  Hessen,  im  April  1840,  der  Graf  Ernst  Casimir 
von  Jsenbur gBudingen  zu  Büdingen,  mit  seiner  Defcendcnz,  in  den  Fürstenstand 
erhoben.  —  Dieses  ist  auch  im  Anhang,  S.  908,  909  u  918,  zu  bemerken. 
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Alphabetisches  Register. 


Die  Ziffer  zeigt  den  Paragraphen  an;  der  auf  gleicher  Linie  mit  ihr  steheude 
Buchstab,  weiset  auf  die  mit  solchem  bezeichnete  Note. 


A. 

Abdankung  des  Regenten  247  ^-  2^6 

Abdeckerei  463. 

Abdication,  s.  Abdankung. 

Abfahrtgeld,  s.  Nachsteuer. 

Abgaben,  s.  Auflagen. 

Abgabensperre  255  f. 

AbgabenSystem  3g7. 

Abolitionsrecht  378. 

Abschofs,  s.  Abzugsgeld. 

Abschriften,  Beweiskraft,  348b. 

Absetzung,  s.  Abdankung. 

Absolute  Staaten  s.  Staatsform. 

Absolutismus  49  b  und  c,  76.  98.  255  d. 

Abstimmung  in  der  B.V.  s.  Stimmgebung. 

Abwesenheit  des  Landesherrn  247  b. 

Abzugsgeld  4?6.    Befreiung  davon  229. 

Accessions  Verträge  zu  der  wiener  Con- 
grefsActe  5j  b,  zu  dem  rhein.  Bund 
525  c.  würtemb.  und  badische  zu  dem 
t.  Bund  107  d. 

Accise  402  u.  f. 

Actenversendung  bei  den  gemeinschaftli- 
chen Ober. Appell.  Gerichten  227. 

Activ Bürger  -  259.  98  a.  4  e. 

Adcitation  ad  litem,  ob  ein  Bundes Aus- 
trägalGericht  dazu  befugt  sey ,  175, 
Num.  Ii.  176  b  u.  d. 

Adel  259  ff.  4^8  a.  blofs  persönlicher 
260.  Verdienst-  u.  Geistesadel  260. 
Geburt-  und  Uriefadel  261.  Reichs- 
adel und  Landesadel  262.  hoher  und 
niederer  262.  Stufen  des  hohen  und 
niedern  263.  Erwerbung  des  Adels  497« 
im  Staatsdienst 489  e.  ausländischer  498. 
Adel  der  Standesherren  3o3.  317.  s ti  11- 
schweigende  Wiederherstellung  des 
Adels  324.  ausdrückliche  oder  still- 
schweigende auf  der  linken  Rheinseitc 
262  g.  324-  Anmassung  adelicher  Titel 
u.  Wappen  497  b.  8*  Standeserhöhung. 


Adeliche  Chargen  489. 
Adelskette  264  a. 
AdelsMatrikel  498. 
AdelsTaxe  498. 
Adelung  497  u.  f. 
Adespota  328.  336  u.  f.  354« 
Adjunctionen  490. 

Administration,  s.  Staatsverwaltung. 

Administrativjustizweg  366.  Unterschied 
zw.  Administrativ  -  und  Justizsachen 
389.  390. 

Administrative  Gerechtigkeit  366.  4~4 
55o,  IV.  wie  fern  der  StaatsFiscus  zu 
EvictionsLeistung  verpflichtet  sey  477- 
s.  auch  Aeusserstes  Recht ,  u.  §.  389 
und  ff. 

Administrative  Verfügungen,  ob  u.  wani* 
dawider  bei  e.  Justizmifsbrauch  Recurs 
an  die  B.V.  Statt  findet  169  a. 

Adoptirte  ,  ihr  Successionsrecht  245  , 
Num.  V. 

Adressen   oder  gemeinschaftl.  Eingaben 

aus  Bundesstaaten,  bei  der  B.V.  148. 

149-  160.  225,  Num.  5.  s.  a.  Eingaben  u. 

Protestationen. 
Advocatie,  s.  Vogtei. 
Advocatie  über  die  Rirche  5i3.  52 1. 
Aemterrecht  487.  der  Rirche  523.  s.  Dienste 

und  Staatsämter. 
Aerar  473- 

Aeusserstes  Recht  55 1  ff. 
Agende,  s.  Rirchen  Agende. 
Agenten  bei  der  B.V.  149  1. 
Agio  421. 

Agnaten,  ih  r  Vorzu  g  in  d.Succcssionen,  244« 

Ahaus,  Amt,  Anhang,  S.  891 

Ahnen,  geschenkte,  497« 

Aich-  od.  Schiffvermessungsanstalt  auf  d. 

Rhein  574  c. 
Akademien  5oi. 


Register« 


Akademische  ( lerichtbarkeil  368,  \\  ürden 
\ i.uiuw erkc  1  [8  f. 

Albuinen  jus 

kllegation  und  Autorität  publicis tischer 
Schriften,  Beschlufsder  fi.)  .  defshalb  (>o. 
Alleinhandel,  ülonopolien. 
Allianz,  heilige,  558  1>.  s.  Bündntfsrecht. 
Illodialitäl  der  Bundesstaaten  242« 
Allodificationen  549  u> 
klluvionen  4^9* 

AltLimpurg ,  Gesellschaft,  216  b.  496  e. 
Altonaer  Baocofufs  3io  a« 
AmortisationsCasse  840  a.  401« 
\ mortisationsGesetze  532. 
\  mtsassen  269 
Amti  harakter  .,8- 
Vmtehre  $87, 
\nalogie  (»■>  IV  -6. 

Ang&riae  468  a. 

Anhalt,  Landstände  287.  s.  Rechts^  erwahr. 
83  b.  \  ergl.  84  b.  sein  Succcssions- 
\  erhältnifs  zu  Preussen  84  b. 

AnhaltCöthen ,  sein  Streit  mit  Preussen, 
173  b. 

Anlagen  4^9- 

Anleihe,  gezwungene,  401« 

Anticipation  401. 

Antwerpen.  Hafen,  58 1  a. 

Anwartschaft  auf  Staatsämter  490. 

Anwartschaften  2Ö2.  ehemalige  auf  Reichs- 
lehen 53  d. 

Anwendung  vertragmäsiger  Bestimmun- 
gen des  Bundes  auf  einzelne  Falle  i3o. 

Apanagirte ,  s.  Nachgebohr  na. 

Apotheken  462. 

Appellation,  in  kathol.  gcistl.  Sachen, 
5i  5.  —  ab  abusu  521. 

Appellationsgerichte,  Ober-,  gemein- 
st bafliche  einzelner  Bundesstaaten  227. 

Appell ationslns tanz,  als  Beweis  der  Lan- 
deshoheit, 27J  b. 

Arcana  462. 

Archiv  348  u.  f.  gemeinschaftliches  349. 
des  teutschen  Reichs  89  f.  des  Reichs- 
hofraths u.  R.  Rammergerichts  39.  4° 
b  11.  c.  u.  Zusatz  zu  S.  46.  des  Reichs- 
ErbmarschallAmtes  39  d.  der  kais. 
Pienipotenz  in  Italien  40  a.  der  Reichs- 
kreise  4°-  ^er  B.V.  i36. 

Arc  hiv  Ordnung  349. 

Archivrecht  348  b. 

Areal  Gr  öfse  des  T.  Bundes  78.  des  rhein. 
B.  78  b. 

Arenberg  32.  3oi  ff.   Anhang,  S.  889, 

897  u.  914. 
Aristokratie  98  a.  264  a. 
Aristokratismus  264  a. 
Armaturrecht  546  ff. 
Arme  26-. 
Aschcnsammeln  463. 

AspremontLvnden    3o6  d    u.  Anhang, 

Seite  905. 
Assenheim,  Anbang,  S.  908.  910. 
Associationen,  s.  Gesellschaften* 
Asylre«  bf  3-8.  486.  022.  am  Bundestag  1 43. 


\ubaine,  droit  d\  s.  Heimfallreeht. 
Auersperg,  Anhang,  S.  90-7.  914. 
Aufgebot  der  V  assailen  547.  der  Unter 

t hauen  547» 
Auflagen  3q3.  3<)6  IT.  400.  l\0\  ff.  406.  in- 

dircM  te3i)8. 402.  s.  auch  AbgabenSystem. 
Aufruhr  u.  autVii hrische  Bewegungen  167 

U.  f.  2i5  U.  226.  Zusatz  zu  S.  200. 
Aufsehende  Gewalt  358.  Restandtheilc3ö9. 

Grenzen  36o.  A  ufsicht  über  die  Gerichte 

36-.  über  die  Staatsdiener  35o. 
Augsburg.  Confession  5 1 4  b.  5i6  d. 
Ausbürger  recht  56o  d. 
Ausfall  4°t). 
Aushebung  ,V|8. 

Auslegung  der  Gesetze  362.  373.  land- 
sländisthe  Mitwirkung  dabei  295.  — 
der  \  erfassungsurkunde  297.  —  der 
Staats  vertrage  *73. —  der  BundesActe 
70.  ob  u.  wie  weit  die  B.V-  dazu  be- 
rechtigt sl'y  70.  116.  i3o.  —  der  t. 
Reichsgesetze  02.  58.  —  der  rhein. 
BundesActe  44«  7°  d.   3i3.  3 1 5. 

Auslegungskunst  i3. 

Auslieferung  wegen  politischer  Vergehen 

oder  Verbrechen  225  c. 
Ausnahmen  v  on  bundesgesetzlichen  Regeln 

i3o. 

Ausreisser  469. 

Ausschüsse  der  B.V.  i52,  landständische 
298. 

Austräge,  Bedeutung  des  Worts,  174b. 
Familien-  u.  Vertrag  —  173.  sächsische, 
braunscliw.  u.  reussische  ebendas.  d. 
der  Nachgcbohrnen  249  f- 

Austrägallnstanz  d.  Bundesgenossen  173 
—  176.  216.  221.  vorgekommene  Aus- 
trägal Fälle  174  i.  176  e.  Zusatz  zu  S. 
220.  Verhandl.  wegen  einer  permanenten 
i-2  a.  174  a.  Vorschläge  zu  e.  A.  Ge- 
richtsordn.  174  n.  Entscbeidungsquelle 
175. 

Auswanderung  228.  467.  nach  Amerika  u. 
Rufsl.  228  d. 

Autonomie  der  Bundesstaaten  5i.  der 
Standes herren  3o6.  3i3  d.  der  Corpo- 
rationen  u.  Einzelnen  36o.  362. 

B. 

Baden,  Vcrhältnifs  zu  der  Schweiz,  in 
Anseh.  der  Grenze  92  c.  86  g.  87  d.  u. 
der  Rheinschiff.  569  a.  zu  Frankreich 
92  d.  Landstände  286.  Standeserhöhung 
der  Gr.  v.  Höchberg  497  c- 

Badquellen  448- 

ßaiern,  Grenze  gegen  Oestr.,  92  b.  Land- 
stände 286. 
Baindt,  Anhang,  S.  90D. 
Bank,  adeliche,  489  e. 
Bank,  Handeisinstitut,  401-  4*3  u.  f. 
Bankhaft  397  b. 
Banksteuer  397  b. 
Bannrechte  463.  486. 
Barbaresken,  s.  Seeräuberei. 
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Baron,  263  h« 

Baseler  Friedensschlüsse  58  a.  84.  88  d. 

ConcilienSchlüsse  5i5  c. 
Bastarderbe  4?6. 
Bauergerichte  '6ji. 

Bauerstand  266.  seine  Vertretung  auf  dein 

Landtag  289  u.  ff. 
Beglückungsgewalt  1  a.  552. 
Begnadigungsrecht  3?8. 
Behörden,  s.  Staatsbehörden. 
Beifang  36g  c. 
Beisassen  4^4- 

Beispiele,  staatsrechtliche,  14b. 
Beiwohner  267. 

Bekanntmachung  der  Beschlüsse  der  B.V. 
u.  der  Bundesstaaten,  s.  Bundesver- 
sammlung. 

Bekehrungssucht  019. 

BentheimSteinfurt  3oi  ff.  Anhang,  S.  889, 
89^  u.  914. 

BentheimTecklenburg  3oi  ff.  Anhang,  S. 
889  u.  914. 

Bentinck  ,  s.  Kniphausen  u.  Varel. 

BergwerkBegal  44°  ff  Regalität  des  Berg- 
baues 44^.  Urnfang  447  u.  f.  Verleihung 
des  Bergbaues  u.  d.  Salinen  44Q-  Berg- 
hoheit 45o.  Bergzehnten  449-  Vorkauf 

449- 

Berichterstattung,  gleichlautende  allseitige 

der  Gesandten  in  der  B.V.,  i5i. 
Bernstein  448.  458. 

Besatzungsrecht  56o  b.  s.  auch  Bundes- 
festungen. 

Beschlüsse  der  B.V.  165.  125.  Verfassungs- 
mäsigkeit  derselben  117.  sind  Vertrag- 
gesetze 57  a.  214.  Protestation  u.  Re- 
curs  eines  Bundesgliedes  dawider  117. 
Protestationen  dawider  in  Bundesstaa- 
ten 225.  Aenderung  oder  Aufhebung 
der  Beschlüsse  i65.  Beschlufsziehung 
in  der  B.V.  162.  i65.  Aufschub  164. 
Verbindlichkeit  dieser  Beschlüsse  in 
den  Bundesstaaten  2i5.  225.  362. 

Beschwerde  ,  gemeinsame  der  Bundes- 
glieder wider  die  B.V.,  s.  Gravamen. 

Beschwerden  bei  der  B.V.  s.  Reclama- 
tionen. 

Beschwerdeführung,  Recht  der  Länd- 
stände, 293.  —  bei  der  B.V.  217  IV. 
der  Unterthanen,  s.  Unterthanen. 

Besitzstand  unter  Bundesgliedern  68. 

Besoldung  471.  487. 

Bestätigungsrecht  35g.  378. 

Bevollmächtigte  zu  Betreibung  von  Recla- 
mationen  bei  der  B.V.  149  1- 

Bezirkgarde  547. 

Biber  458  b. 

Bibliographie  23. 

Bibliotheken  5oi.  der  B.V.  i36. 

Bierbrauerei  462. 

Bifang  369  c. 

BillardGerechtigkeit  462. 

Billon  422  b. 

Biographie  23. 

Birkenfeld,  s.  Oldenburg. 

Birstein,  Anhang,  907. 


Bischöfe  523  u.  f.  ausländische  5ä3.  No- 
minationsrecht  523. 

Blankenburg,  Landstände,  286. 

Blutbann  3—. 

Bocholt,  Anhang,  S.  891. 

Bodensee  79  b. 

Bohlwerkgebühren  577  d. 

Bömmelberg,  Freiherr,  262  b  u.  d.  3oi  e. 
3o2.  3o6  d.  Anhang,  S.  8g3. 

Bona  vacantia  336.  338.  476. 

Boten  445.  Botenwesen  ehemaliger  Reichs- 
städte 436.  Landboten  436. 

Botengehen  469. 

Bouillon  89  e. 

Branntweinbrennerei  462. 

Braunfels,  Anhang,  S.  892. 

Braunschweig, landständ.  Verfassung,  286. 
Hzg.  Carl,  sein  Streit  mit  Hannover 
173  a.  179  f.  247  a.  wider  ihn  erkannte 
Execution  179  f.  Beschwerde  wider  ihn 
wegen  Justizmifsbrauchs  169  i.  und 
Mifsbrauchs  der  Regierungsgewalt  24" 
b.  Beschwerde  der  Landstände  wider 
ihn  284  ac.  298  d.  seine  Flucht  und 
Regierungsentsetzung  255  d.  Vormund- 
schaft über  ihn  249  d. 

Bremen,  Verfassung,  240  d.  285. 

Breuberg,  Anhang,  S.  909. 

Briefgeheimnifs  444« 

Broich,  Herrschaft,  3i8  b. 

Brudertitel  112. 

Brücken  457.  4-0.  Staatsgrenze  darauf  92. 
Brüdergemeinde  5 14  c.  5i5  c. 
Brunn,  Anhang,  S.  896. 
Brunnen  457.  460. 

But  hdruckereien  462.  5o3.  Ordnungen 
für  sie  5o3  f.  der  B.V.  i36. 

Buchhandlungen  5o3. 

Budget  399. 

Büchercensur  5o3.  527. 

Bücherprivilegien  5o5.  s.  Nachdruck. 

Bücherwesen  5o3  u.  f. 

Büdingen,  Anhang,  S-  909. 

Bündnifsrecht  des  T.B.  187.  der  Bundes- 
staaten 220.  224.  558. 

BüreauSy stem  34,3. 

Bürger,  Staats Activ-  98  a.  25g.  Gemcinde- 
259. 

Bürgereid  272. 
Bürgergarde  547. 
Bürgerstand  265. 

Bullen  520.  —  in  coena  Domini  5i2  d. 

Bund,  nordteutscher  u.  nordeuropäischer, 
projectirt,  27. 

Bund,  rheinischer,  s.  Rheinischer  Bund, 
u.  Bundes  Acte. 

Bund,  teutscher,  Begriff  6.  104.  212. 
Zweck  u.  Nebenzwecke  106.  217.  ?.83. 
Folgerung  daraus  217.  169.  polit.  Clia- 
rakter  g3  u.  ff.  rechtlicher  io5.  Stiftung 
34«  47-  Notification  s.  Bestehens  an  an- 
dere Mächte  i85.  TerritorialBestand 
oder  Areal  u.  Volksmenge  "8.  87.  212. 
Wohnsitze ,  Meere ,  Bewohner  80. 
Grenzen  87.  92.  insbes.  gegen  Frank- 
reich 88  u.  ff.  sein  Umfang,  Character 


R  e  g  . 


s  t  e  r. 


und  Hauptbeeiehungen  iö5.  hat  keine 
Staatsgewalt^  sondern  nur  politische 
BocialGtwall  »<»,.  dazu  gehörende 
Staaten,  b.  Bundesstaaten.  Sub«  und 
Object  des  Bundes  n6«  seine  Garantie 
56,  id'i.  seine  l  nauflbsbarKeit  104«  Aus- 
bilduna    der   Bundesverfassung  104. 

Organische    Einrichtungen    5"  a.  128. 

Titel  i">)  im  Vorbä'ltnifs  zu  auswärt. 
Staatsregierungen  18S  b,  1  1 1.  Diplo- 
matischer \  eraehr  186.  Courtoiste  112* 
I  ntersehrifi  i85  l>.  Ceremoniel 
11,.  Wappen  n3,  1  10.  Bundesgewalt 
104.  Der  Bund  ist  nicht  Rechtsnachfolger 
oder  Stellvertreter  der  ReichsStaats- 
gewalt  6,  5a.  j33  1>  u.  e.  238a.  und  zu 
authentischer  \uslegung  der  Reichsge- 
setxe  nicht  befugt  52.  .sein  Organ  ist  die 
Bundes^  ersatnnilung  i  i(»  u.  IV.  er  ist  eine 
europäische  Gesammttnacht  i85.  sein 
\  ertneidigungsSystem  188  u,  ff.  io3u.if. 
221  u.  f.  Matrikel  195.  Rricgsvcrfassung 
196  u,  ff.  Festungen  208  u.  ff.  Rechts- 
▼erhaltnifs  au  den  Bundesgenossen, 
ihren  Staaten  u.  L  uteri  hauen  )83  u  ff. 
21a  u.  ff.  er  hat  keine  oberherrliche, 
namentlich  keine  gesetzgebende  Ge- 
walt 214.  richterliche  nur  in  gewisser 
Ait  sein  Forum  216.  seine  Ein- 

mischung  in  innere  Angelegenheiten 
der  Bundesstaaten  21Ö.  104.  184.  214. 
226.  seine  Handhabung  eines  allseitigen 
Rechtszustandes  217.  Recurs  an  die 
R.\  .  bei  dessen  A  erletzung  217.  seine 
~\  ervrendung  u.  Dazwischenkunft  (s. 
unter  dies.  Worten),  seine  Sehnt/--  u. 
Schirmpflieht  220.  221  a.  seine  Rechte 
u.  Pflichten  bei  Krieg  u.  Streitigkeiten 
unter  Bundesgenossen,  bei  Störung  der 
innern  Ruhe  u.  \  errückung  des  Besitz- 
standes 220.  Verbrechen  von  Unler- 
thanen  eines  Bundesstaates  gegen  den 
Bund,  ob  Hochverrath  184  b-  Rechts- 
verhältnifs  des  Bundes  zu  auswärtigen 
Staaten  und  Staatenvereinen  i85  u.  ff. 
u.  Zusatz  zu  S.  242.  Notifikation  seiner 
Errichtung  an  fremde  Mächte  i85. 
a  ölkcrrechtl.  Gleichheit  u.Rang  desBun- 
des n5.  äussere  Rechte  187 —  192. 
actives  u.  passives  Gesandschaftrecht 
187.  182.145.  Gesandte  auswärt.  Mächte 
bei  ihm  144  a.  f«  diplomatischer  Ver- 
liehe 186.  sein  \  ertretungsrecht  bei 
auswart.  Mächten  für  Bundesglieder 
u.  deren  Unterthanen  186.  seine  Ver- 
wendung für  diese  bei  jenen,  und  für 
fremde  Machte  bei  Bundesgliedern  182. 
219.  seine Dazwischenkunft  bei  Irrungen 
zwischen  auswärt.  Mächten  u.  Bundes- 
gliedern 182.  188.  (Man  s.  auch  die 
hier  folg.  Artikel.) 

BundesActe,  rheinische, 3i.  Ausgaben  4 1. 

BundesActe,  teutsehe,  34-56.  ihre  Garantie 
56.  18-  c.  ihre  ReglementarArtike!  57a. 
französische  Uebersetzung  56  ebendas. 
d.  andere  (Jebersetzungen  ebendas.  b. 


ihre  grundgesetzlichen  u.  nicht-grund- 
gesetzi.  Bestimmungen  i23e.  Auslegung 
70,  rheinische  B.Acte  3o  u.f.  ihre  Aus- 
legung -o  d.  44« 

Bundescanzlei  i36.  —  Casse  i36. 

BundescanzIeiDirector  i36.  ebendas.  e. 

Bundescanzler,  Vorschlag  zu  dessen  Be- 
stellung, i36. 

Bundescassen  i36.  Ganzleicasse  i36.  Ma- 
tricularcasse  i36.  181.  195. 

Bundesfestungen  208  u.  IV. 

Bundesfürsten,  s.  Bundesgenossen,  Sou- 
vc.rain,  u.  Souverainetät. 

Bundesgebiet,  besieht  nicht,  78.  187  a.  212. 

BuiidesGeldcapitale  209. 

Bundesgenossen ,  Aufnahme  U.  Classen 
derselben,  107  11.  f.  ihre  Titel  109  ff, 
Gleichheit  u.Rang  n5.  Stimmordnung 
i3i  u.f.  ihre  gegehseWige  Rechtsgleich- 
heit 21 3.  ihre  Religion  2i3.  Unterord- 
nung unter  den  Bund,  Leistungen, 
A  eränderung  in  ihrem  Besitzstand,  u„ 
\  erä'usserung  von  SouverainetätRech- 
ten  2i3.  12).  ihre  Streitigkeiten  als 
Privatpei  sonen  176  u.  f.  u.  in  ihrer 
Staatseigensehaft,  172  u.  ff.  s.  Austräge 
11.  Austrägallnstanz.  ihre  Streitigkeiten 
mit  einheimischen  u.  a.  Privatpersonen, 
S.  Unterthanen.  ihr  zweifacher  polit. 
Charakter  238.  europäische  Mächte  un- 
ter ihnen,  mit  bundesfreien  Gebieten 
78  c.  87.  95.  191.  238.  ihr  Rechtsver- 
bältnifs  212.  1)  zu  dem  Bund  2i3  ff. 
Reschränkung  ihres  Einwilligungsrech- 
tes zu  Bundesbestimnmngen  2i5.  225  f. 
2)  zu  andern  SouverainStaaten  und 
Staatenvereinen  224.  3)  zu  ihren  eige- 
nen Staaten  '2  25  ff.  Entschcidungsquellen 
in  ihren  Streitigkeiten  unter  sich  11, 
53.  73.  175. 

Bundesgericht  216.  172  a.  174  a. 

Bundesgewalt  97.  104. 

Bundeskriege  222. 

Bundeslehren,  neue,  69. 

Bundesmatrikel,  s.  Matrikel. 

Bundesrecht  7.  Quellen  55  ff.  104  ff. 

Bundesstaat  104  b. 

Bundesstaaten  6.  io5.  ihre  Benennung  u. 
Anzahl  108.  ihr  Staatsrecht  7.  Ver- 
schiedenh.  80.  87.  Areal  u.  Volksmenge 
78.  u.  f.  u.  Anhang  Num.  I.,  polit.  u. 
geograph.  Beschaffenh.  81.  Vereinigungs- 
arten 82.  Grenzen  92.  86  ff.  Matricular- 
Quoten,  im  Anhang  Num.  III.  zwei- 
facher Charakter  238.  zugleich  euro- 
päische Mächte  95.  238.  ihr  Verhältnifs 
zu  dem  Bund  183  ff.  2i3  ff.  Einmischung 
der  B.V.  in  ihre  inneren  Angelegen- 
heiten, s.  Einmischung.  Allodialität, 
Staatsform  u.  Thronfolge  242.  Unthe* 
barkeit  242  c.  Lehnbarkeit  242. 81.  5 

BundestagsDisciplin  118. 

Bundestagsgesandte  137  a.  182.  s.  Special- 
Bevollmächtigte. 

Bundestagsordnung  1 18. 
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Bundesversammlung  116  ff.  Begriff  u. 
Bestimmung  9-.  116.  Grenze  ihrer 
Wirksamkeit,  Umfang  ihrer  Wirkungs- 
befugnifs  oder  Competenz,  und  Natur 
ihrer  Beschlüsse  117.  Recurs  wider  die 
letzten  an  die  Gesammtheit  der  Bundes- 
glieder ebendas.  Protestation  dawider 
ebendas.  Notifikation  des  Bundes  an 
andere  Mächte  i85.  ihre  Titulatur  in 
Schreiben  an  dieselben  112  b.  149.  i85b. 
in  Eingaben  an  die  B.V.  149.  112. 
CompetenzOrdnung,  provisorische,  117. 
a.  definitive  ebendas.  u.  i65  u.  ff.  Com- 
petenz  in  Rheinschiffahrt'Angelegenhei- 
ten  571.  s.  auch  Competenz.  Sitz  u.  Er- 
öffnung 118.  Vorlauf.  Geschäftordn. 
118.  Dauer  u.  Vertagung  119.  Geschäft- 
gang während  der  Vertagung  oder 
Ferien  119.   Abtheilung  1)  in  Plenum 

120.  Gegenstände  für  solches  ia3.  Vor- 
bereitung derselben  124.  Verhandlungs- 
art  d.  Pleni  124  u.  ff.  PlenarBeschlüsse, 
Verzeichnifs  i23c.  2)  engere  Versamml. 

121.  Gewicht  und  Verhältnisse  der 
Stimmen  122.  Bildung  der  Bundestagsbe- 
schlüsse 116.  125.  i65.  diese  Beschlüsse 
sind  Vertragsgesetze  72.  Stim- 
menmehrheit 125.  Ausnahmen  davon 
127  bis  i3o.  Stimmordnung  1 3 1  ff.  Aus- 
schüsse, Commissionen  u.  Referenten 
iÖ2.  Austrägallustanz  174.  216.  221. 
Vorsitz  u.  Directorium  i35.  Benennung 
des  PräsidialGesandten  i35.  i85  b. 
Local.  Canzlei,  Archiv,  Registratur, 
Bibliothek,  Buchdruckerei ,  Bundes- 
canzlei-  u.  MatricularCassen  1 36.  Ge- 
richtbarkeit  über  die  CanzleiPersonen 
1 36.  Gesandte  der  Bundesgenossen  in 
der  B.V.  i37  ff.  für  CuriatStimmen  i56. 
Gesandte  ausw.  Mächte  bei  dem  T.Bund 
i44-  5 45.  '85.  diplomatiseher  Verkehr 
i85  u.  f.  Verhaltnifs  der  Gesandten  zu 
d.  Stadt  Frankfurt  141  ff.  die  B.V.  kann 
hier  Schutzbriefe  ertheilen  i43.  Lega- 
tionsräthe,  Secretäre  u.  Canzlisten  140. 
Agenten  bei  der  B.V.  149  £  Eingaben 
bei  der  B.V.  i4g-  160.  Adresse,  Sprache 
u.  Siegel  der  B.V.  149.  Verhandlungen 
der  B.V.  146  ff.  i5o.  Zeitfristen  der 
Verhandlungen,  Verlafsnehmung,  Fri- 
sten u.  Termine  i5o.  allseitige  u.  indi- 
viduelle InstructionsEinholung,  gleich- 
lautende allseitige  Berichterstattung, 
Reife  zur  Abstimmung,  Aufhaltung  der 
Abstimmung  durch  Mangel  von  Instruc- 
tionen, Abstimmung  u.  Beschlufsziehung, 
Reihenfolge  der  Geschäfte  i5i.  Vor- 
träge U.Berichterstattung  ind.  B.V.  i52. 
Sitzungen  i53.  Ansage  u.  Absage  i54- 
Nichterscheinen,  u.  Nachtrag  der  Stim- 
men i55.  Abstimmung  liir  mehrere  Staa- 
ten i56.  Gesammtstimmen  i56.  Prolo- 
colle,  Registraturen  u.  SeparatProto- 
eölle  24  b.  i58f.  i65,  u.  Zusatz  zu  S.  26. 
Druck  derselben  i58.  Dictatur  160.  Um- 
frage u.  Abstimmung   162.  Aufschub 


der  Beschlufsziehung  1 5 1 .  164.  Geneh- 
migung der  Stimmen  164«  noch  unbe- 
stimmte Punete  164.  Festsetzung.  Ge- 
nehmig., Aufhebung  u.  Bekanntmach, 
der  Beschlüsse  1 65.  Recurs  an  die  B.V. 
217  u.  218.  Verhältnifs  der  B.V.  zu 
den  Bundesgenossen ,  ihren  Staaten  u. 
Unterthanen,  so  wie  Einmischung  in 
deren  innere  Angelegenheiten  i83  ff. 
2i3.  225.  284  a  not.  i.  in  ständische 
Angelegenheiten  217.  284  a  not.  i.  ff. 
Beschränkung  des  Einwilligungsrechtes 
der  Bundesgenossen  in  Bundesbestim- 
mungen 2i5.  225  f.  Wirksamkeit  in 
Ansehung  der  Prefsfreiheit  5o4-  desgl. 
in  Beziehung  auf  auswärtige  Verhältnisse 
182.  in  Streitigkeiten  bundesverwandter 
RheinuferStaaten  571.  desgl.  zwischen 
Landesherrschaften  u.  Landständen  217. 
169.  225.  255.  s.  auch  Competenz.  Ver- 
mittlungsrecht i-?3.  180.  221.  voll- 
ziehende Wirksamkeit  der  B.V.  1 17. 
166  u.  ff.  Vollziehung  der  Bundesbe- 
schlüsse in  den  Bundesstaaten  2i5.  u. 
ihre  Bekanntmachung  daselbst  2i5.  225. 
ExecutionsOrdnung  178  u.  f.  Verwen- 
dung der  B  V.  auf  Begehren  fremder 
Staatsregicrungen  219. 

Burgdienste,  Burgfesten  4?o. 

Burg- Farrnbach,  Anhang,  S.  896. 

Burgfrieden  25 1  a. 

Burschenschaft  5oi  g. 

Buxheim,  Anhang,  S.  912. 

c. 

Cabinet,  was  es  bedeute,  344  b«  Standes 

herrliches  3o6  e. 
CabinetBefehle  ,   als  Justizverweigerung 

169. 

CabinetCasse  od.  Gut,  s.  Schatullgut. 
Cabinellnstanz  oder  Justiz  373. 
Cameral Wissenschaften  393  d. 
Caminfegen  463. 
Canäle  457.  400« 
Canonisch -päpstl.  Recht  73. 
CanzleiDirector  der  B.V.  i36. 
CanzleiPersonen  der  B.V.  i36. 
CanzleiPraxis  12.  n4- 
Canzleisassen  269. 
CapitalienSteuer  4o3  b. 
CartelConvcntion     aller  Bundesstaaten 

197.  547. 
Cassation  c.  Staatsdieners  4°4- 
CassationsGesuch  374. 
Cassel  bei  Mainz  32. 
Casscn  des  Bundes  1 36- 
Cassenwesen  399. 

CastcllReinlingen  3oi  ff.,  Anhang,  S.  893 
u.  917. 

CastellRüdenhauscn  3ui  IV.,  Anhang,  S. 
8()5  u.  917. 

Gataster  400  d. 
Cavillerei  463. 
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Censur  "u>3  u  I'.  CcnsurYerordnungen 
*u»>  1'.   Vbsrhaffung  der  Censur  5o.j.  der 

Eingaben  bei  derB.\.  i4g  flu  — iircb- 

liehe  5io« 
Cent        1761  .((>») 
GentfolM  )<'o. 

CeotraJoenörde    /..  Erforschung  eines 

Complots  gegen  d.  T.  Bund  u.  s.  w. 
i<>-  a. 

Centrall  atersuchungsCommission ,  main- 

r.cv,  1  (»7  a. 
Ccremoniel,  Staats-  u.  \  ölker-  n  j.  562  a. 

CanaleiCeremoniel  35i.  Hofeeremoniel 

i5i. 

Cessionsa  u,  Purifications'S  ertrage  43. 
Charten,  s.  Laudchartcn. 
ChatouUeGul ,  s.  SchatullGut, 
Chausee .  b,  StrafsenRegal. 

Cito\en  j.  mO  1). 
CivilEUl  489. 
Civilisation  22. 

<  i\  ill  ,istc  25l. 

CivilMitbesitz   eines  ThronfolgeBerech- 

tigten  246  e. 
Coaajutor  523. 
Cölibat  5 1 4  d. 

CollateralErbschaftsteuer  229  b. 

CollegialSystem  bei  Staatsbehörden  343. 
der  Kirchengewalt  5 1 4-  5i7. 

Collegien  343  ff.  34-  487. 

ColloredoMansfeld  3oi  ff.,  Anhang,  S.  898. 
914. 

Comitiv  49 1  • 

CommerzRegal  412  ff- 

Commissionen  1,-.  in  der  B.V.,  ihre  Ge- 
Bchäftordnung  i52. 

Communen  334.  —  Ordnungen  239,  s. 
Gemeinden. 

CompetenzBestimmung  d.  B.V.  117.  pro 
visorische  ebendas.  Note  a.  bei  Streitig- 
keiten u.  Beschwerden  in  Schiffahrt- 
Sachen  23-  b.  563.  571.  in  landständi- 
schen  Angelegenheiten  2i5.  217.  225. 
284  i- 

CompetenzConflicte  zwischen  Justiz-  und 
\  erwaltungsbebörden  3-5. 

CompetenzOrdn.  der  B.V.  117  a.  der 
Staatsbehörden  35o. 

Compromifs  für  Streitigk.  der  Bundes- 
genossen 173. 

Com  essionsRegal  461  ff.  Gegenstande 462. 

Concordate  5o  f.  507.  5 j  7.  baierisches 
5o8  a. 

Condom inat  81. 

Confessionen,  s.  Glaubensparteien. 
Confiscation  4"6- 

Congrefs,  wiener,  34.  dessen  Schlufs- 
acte  56. 

ConjecturalPolitik  346  a„ 

Conscription  469.  548. 

Conscriptionsfrciheit  der  Standesherren 
3o4-  549  e. 

Consistorien  372.  517. 

Constitution,  s.  Grundverfassung,  Staats- 
verfassung, Staatsform  u.  Staatsgrund- 
vertrage. 


s  t  e  r. 

Constitutionelle  Staaten,  s.  Staatsform. 

Constitutionen  t.  Bundesstaaten  74. 

Consumenten  267.  398. 

ConsumtionsS  teuer,  s.  Steuer,  indirecte. 

Contiguität,  geographische,  277. 

Contingente  der  Bundesstaaten  198  u.  ff. 
222.  ihre  Unterhaltung  bei  feindl.  Be- 
Betzung  des  eigenen  Gebiets  202  a.,  s. 
ßriegsverfassung. 

Contrasignatur  eines  der  obersten  Staats- 
beamten 283. 

Controle  der  Staatsdiener  93.  35o.  der 
Finanzen  399. 

Controversen  14. 

Convenienz  552. 

Copialbücher ,  ihre  Beweiskraft  348  b. 
Corpus    Catholicor.    aut  Evangelicor. 

35.  2i3  c. 
Corvey  3 17  a. 
Courtoisie  112.  35 1. 
Gransberg,  Anhang,  S.  912. 
Credit,  öffentlicher,  400. 
Greditcassen  4*3. 
Criminalgerichtskosten  378. 
Criininalhohcit  366.376  u.  f.  Unterschied 

v.  d.  Polizeigewalt  392. 
Croy,  Herzog,  3oi  ff.  Anhang,  S.  890.  914. 
CulturGeschichte  des  öffentlichen  Bechts 

16  ff. 

Cultus,    Staatsbefugnifs  in  Anseh.  des 

äussern  522 ,  s.  Birche. 
Curia  romana,  s.  Papst. 
CuriatStimmen  in  derB.V.  121.  i56.  107. 

Benennungen  i56  a.  Gesandte  dafür  i56. 

u.  f.  —  der  Standesherren  3o3.  3 17. 
Curs  des  Geldes  421.  der  Wechsel  4>7  b. 

D. 

Dämme  4^9  u.  f.  4?°- 
Damenorden  248. 

Dampfschiffahrt  auf  dem  Bhein  569  c. 

Dazwischenkunft  des  Bundes  bei  Streitig- 
keiten einzelner  Bundesglieder  mit  Aus- 
wärtigen 182.  187  u.  ff. 

DecanatGrenzen  523. 

Declaration  austrägalgerichtl.  Urtheile 
175,  Num.  12. 

Decorationen  488.  496« 

Dedicationen  an  die  B.V.  149. 

Deductionen  24. 

Deficit  400- 

Deiche  459  u.  f.  470. 

Deismus ,  s.  Vernunftreligion. 

Demokratie  98  a.  280  b.  289.  290. 

Denkfreiheit  5o4. 

Denkgläubige  5i4  b. 

DepartementalBäthe  290. 

Derelinquirte  Sachen  337  a*  338.  ^76. 

Deserteure  469. 

Despotie  98  a.  255. 

Despotismus  76.  255. 

Dethronisation  255. 

Dictatur  bei  der  B.V.  160. 
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Dictaturae  loco  gedruckte  Registraturen 
etc.  bei  der  B.V.  458.  161. 

Dienste  468.  persönliche  469.  dingliche  470. 
vermischte  4"o.  Substitution  471.  Ver- 
gütung der  Dienste  471.  Immunität  da- 
von ,  Collisiousfall,  Auflegung  neuer 
Dienste,  Nichtgebrauch  472,  s.  Staats- 
ämter u.  Staatsdienste. 

Dienstehre  487. 

Dienstentlassung  492  u.  ff. 

Dienstertrag  487. 

Diensthandel  489. 

Dienstordnung  35o. 

DienstRegal  468  ff. 

Dietrichstein  3oi  ff.,  Anhang,  S.  899  u. 

DiöccsanEinrichtung  523. 
Diplomatik  i3. 

Diplomatischer  Verkehr  des  Bundes  186. 
Disciplin  des  B.Tags  118.  kirchliche  5 14  d. 
Dispensation  483,  von  Ehebindernissen  5 1 9. 
DispositionsCasse  39b. 
Dissidium  inter  regnum  et  sacerdotiuin 

012  d. 
Doctoren,  s.  Graduirte. 
Dogmen  5 18. 

Domänen  332.  479-  Eigenthumverhältnifs, 
Veräusserung  u.  Belastung  333.  Erwerb, 
Ertrag,  Verwendung,  Verwaltung  480. 
333.  Benutzungsart  481.  Steuerfreiheit 
407.  4&i.  Verjährung  482.  Rechtsver- 
hältnis der  Domänenverwaltung  482. 
Casse  4~3. 

Domänen  der  Standesherren  332  e.  s. 
Standesherren. 

Domcapitel  523.  Erb-  u.  Grundherrschaft 
238  d. 

DominnalSteuer  4°3  b.  407  d. 

Dominium  eminens  55 1. 

Dohau,  Flufsgebiet,  456  a. 

Dorf-  u.  Gemeindeherrschaft  370.  320  c. 

DotalGerichtbarkeit  368. 

Dotationen,  napoleonische  in  Teutschl.  542. 

Dreieich,  Amt,  Anhang,  S.  908. 

Dritter  Stand  266. 

Droits  seigneuriaux  et  feodaux  44.  324  n- 
Druck  der  Bundestags  Verhandlungen  i58. 
Druckereien,  s.  Buehdruckereien. 
Druckfreiheit  5o3. 

Druckschriften,  welchebei  der  B.V.  einge- 
reicht od.  ihr  zugeeignet  werden  sollen 
149. 

Dülmen  3oi  d.  u.  Anhang,  S.  890. 
Durchgreifen  553. 

Durchlaucht,  Prädicat,  112.  der  Standes- 
herren 3o3  o  u.  q.  3 16.  u.  Anhang, 
S.  913  ff. 

Durchmarsch  557. 

I>\<  ]<  h '■■[  9,    s.  auch  Salm. 

Dynasten  262  d. 


E 

Ebenbürtigkeit   der  Standesherren  3o3. 
cbendas.  g.  31^.  3i5  b. 


Ebringen,  Anhang,  S.  90-. 

Ehe,  zur  linken  Hand,  s.  Morganatische  etc. 
und  jMifsheurath. 

Ehegerichtsachen  372. 

Ehehindernisse,  Dispensation  davon,  519. 

Ehen,  gemischte,  519. 

Ehrenbezeugungen  495. 

Ehrenbürger  467  a. 

Ehrenorden  248.  25 1.  488.  496. 

Ehrenzeichen  488.  496« 

Eichstädt,  Fürst  v. ,  seine  Standesherr- 
lichkeit 3 17  a. 

Eigenthumlande  43. 

Eigenthumrechte  der  Unterthanen  276. 
355  u.  ff.  Beschränkung  derselben  3ö5 
a.  —  des  Staates  u.  des  Regenten  357. 

Einartshausen,  Anhang,  S.  910. 

Eingaben  bei  der  B.V.  1 49-  160.  ihre 
Censur  149  a.  wie  viel  Exemplare  ein- 
zureichen 160.  ihre  Anzahl  in  jedem 
Jahr  i5g  c.  anonyme,  unförmliche  u. 
ungeziemende  149.  s.  a.  Adressen. 

Eingreifen  553. 

Einkommen  des  Staates  3g3.  der  Nation 
393  a. 

Einkommensteuer  398.  4°3  b. 

EinkommenSystem  290. 

Einmischung  des  Bundes  oder  der  B.  V. 
in  innere  Angelegenheiten  der  Bundes- 
staaten 2i5  u.  226. 

Einquartierung  549. 

EinreichungsProtocoll  der  B.\  .  159. 

Einrichtungen,  organische,  128  u.  f. 

Eintheilungssucht  14.  io5  c. 

Einweisungsurkunden  für  die  rhein.  Bun- 
desfürsten 3o  e. 

Einzug  d.  Thronfolgers  246. 
Einzugsgeld  467. 
Eisenwerke  448  f. 

Elbe,  Schiffahrt  567.  Convention  defshalb 
583.  Flufsgebiet  456  a.  Strandrecht  458. 
Elsflether  Weserzoll  566  c. 
Elster  und  ElsterwerdaerFlofsgraben  067. 
Emancipation  der  Rinder  des  Regenten  249. 
Emden ,  Hafen,  567. 
Eminens,  jus,  potestas,  dominium,  55 1  f. 
Ems,  Schiffahrt  567. 
Enclaven  81. 

Engel thal,  Anhang,  S.  910. 
EntschädigungsSystem  v.  i8o3.  26. 
Entscheidungsquellen    für  Streitigkeiten 
unter  Bundesgliedern,  s.  Bundesgliedcr. 
Entthronung  253. 

Epave,  droit  d'  — ,  533  g.  476.  338  d. 
Ephraimiten  424  a« 
EpiscopalSystem  5 1 5  b. 
ErbachFürstenau  3oi  ff.,  Anhang,  S.  909 
und  91-. 

ErbachSchönberg  3oi  ff.,  Anhang,  S.  909 
und  91-. 

Erbach WartembergRoth  3oi  ff.,  Anhang, 

S.  895,  901,  909  u.  917. 
Erbämter  495. 
Erbeid  272. 
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I  rbfulgerei  htc ,  s.  Suct/cssioiiüRechtC. 

1  rbgericbtbarkeil  368. 
I  rbhofömtcr  4q5< 
Krbhuldigung 

i  rbloses  Gul  > >(..  338«  476. 
1  rbsassen 

l  rbvcrbrüderungen  53  d.  84  b.  242  e. 

i  rdartcn  u.  I'. 

Erkenntnisse,   gerichtliche,  voUziehbar 

auch  im  Ausland,  36(>. 

I  rklärung  der  Bundes  xcte,  5.  Auslegung. 

1  rlauchtj  Prädicat,  ward  von  gräfl.  Stan- 
desherren verlangt  3o3  |>.  und  erlangt 
ebendas,  9.  3i5.  3i6.  Anhang,  S.  o,i3n. 

Ernennungsrecht ,  landesherrl.,  523. 

I  rsparungsSj stein  .,00. 

Frstgehurt  '.»..j». 

1  rwerbung  des  Staates  33o. 

I  r/.iint«,r  .j»)5. 

1  r/.l»is*  lüde  5  >.3.  nusliindisthe  523. 
1  r/.irhungsKrgal  .,99  IV.  Anstalten  5oo. 
Esterhazi  3oi  ff.,  Anhang,  8.894  u.  914. 
EtappenStrassen    557    c.    als  Staats- 
Sei  \  ituten  5(>o  d. 

I  täte,  s.  Finanzgesetz. 

Etters,  Gerich  tbarkeit  innerhalb  369  c. 

1  uropäische  Mächte  unter  den  Bundes- 
genossen 95.  238.  191.  557  d. 

Europäische  Politik  in  Bezieh.  aufTeutschl. 
9Ö.  558  b. 

Europäisch  -  Völkerrecht],  Verhältnifs  in 
\bsicbt  auf  die  Rheinangelegenheiten 
ö-i. 

I  uropaisiren  g5  ebendas.  c. 
Eutin,  s.  Oldenburg. 
I  rangelische  5i4  b.  5 16.  ihre  Vereinigung 
5i6. 

Ei  entualBelehnung,  ehemalige,  auf  Reichs- 
lehen, 53  d. 

EventualHuldigung  '246.  als  Mittel  die 
SuccessiOD  zu  sichern  246  e.  272. 

I  victionsLeistung,  Verpflichtung  des  Fis- 
cus  dazu  477-  482- 

i  vocation  vor  auswärtige  Gerichte  366. 

Excellenz  4o5-  ob  sie  Gesandten  in  der 
B.V.  gebühre  137  b. 

Excommunication  5i2a.  519  c.  —  Napo- 
leons 5i2  a. 

1  ie<  utionsbefiignifs  365.  der  B.Vr.  1 65  s. 

auch  Vollziehbarkeit. 
ExecutionsOrdnung  des  T.  Bundes  178. 
ExecutivGewalt  364  u-  £  der  B.V.  166. 

1-0.  1-8  u.  f. 
Exempel  14. 
Fxequatur  520. 

I.xpropriation  552,  u.  ebend.  a. 
1  xterritorialität  des  auswärt.  Staats-  od. 
Privatguts  328  b.    der  Gesandten  466. 

F. 

Fabriken  462. 
Fahren  ,5-. 


FamilienFidcicommisse  t5.  262  g.  Zusatz 
ZW  S.  3-^4 •  3o6.  323.  324  d.  der  souver. 
Hegentenhäuser  333. 

FamiTiengüter  d.  Regenten  332. 

FamilienStatute  der  Bundesfürsten  75. 
der  Standesherren  3o6.  der  Grund- 
herren 323. 

Familienverträge  75.  3o6.  323.  324. 

Fano  4aa  b. 

Febronius  5o6  a. 

Ferien  der  B.V.  119. 

Festkalender  526. 

Festtage  522.  526. 

Festungen  549.  4?°«  des  T.  Bundes  208. 

u.  1F.  s.  Kriegsverfassung. 
Fideicommifs ,  s.  Familienfideicommifs. 
Finanzanstalten  399. 
Finanzbericht  399.  3oo. 
Finanzgesetz  399. 
Finanzhoheit  393.  Grenzen  395. 
Finanzoperationen  4°°- 
]' inanzRejjalien  99  b  u.  c.  353. 
Finanzverwaltung    394.  Öffentlichkeit 

399. 

Finanzwissenschaft  395. 

FiscalGewalt  473  ff.  Begriff  u.  Differenzen 

473.  Grundbestimmungen  derselben 

474.  FiscalUnfug  474  a.  FiscalGüter, 
Rechte  11.  Vorrechte  476  u.  f  355  u.  f. 
Verpflichtung  des  Fiscus  zu  Evictions 
Leistung  477  (s.  auch  Administrative 
Gerechtigkeit  u.  Administrative  Ver- 
fügungen ).  Verwendung  der  Fiscal- 
Gefälle,  FiscalBeamte,  Verfahrungs- 
weise,  in  fiscalischen  Sachen  478.  Ver- 
leihung der  FiscalGerechtigkeit  478.  ob 
sie  den  Standesherren  gebühre  47°^ 
Fiscalische  Straffälle  376. 

Fischergerechtigkeit  458. 
Fischergerichte  460. 
Fischottern  458  b. 

Fiscus  473  ff  Vorrechte  4?6  u,  f.  Suc- 
cession  in  Lehen  477«  sein  Forum  474- 
sein  Anspruch  auf  Kirchengut  533,  s. 
FiscalGewalt. 

FiscusGut  328  c.  338. 

Flächeninhalt,  s.  Areal. 

Flössen  457  f. 

Flössungsrecht  56o  d. 

Flofsgraben  567. 

Flüsse  zw.  Oestr.  u.  Baiern  567. 

Flufsbett  459. 

Flufsgebiete ,  teutsche,  /\B6  a. 
FlufsRegal,  s.  WasserRegal. 
Flufsschiffahrt,  s.  Schiffahrt. 
Folgen  468  ff.  455. 

Forensen  228.  267.  269.  466-  Steuerfrei- 
heit 407« 

ForstRegal  45  i  u.  f.  Forstgerichtbarkeit 
4Ö2.  Verleihung  der  Forstgerechtigkeit 
452.  455.  Forstakademien  5oi. 

Fortification  549. 

Fossilien  447  f- 

Frachtfuhrleute  44^. 

Fraifs  377.  275. 
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Frankfurt,  ehemal.  Grofsherzogth.,  Pen- 
sionirung  seiner  Diener  235.  Hauptver- 
trag über  die  Ausgleichung  seiner  Lasten 
^33  c. 

Frankfurt,  freie  Stadt,  Vcrhältnifs  zu 
dem  Bundestag  u.  den  Gesandten  141 
ff.  Constitution  24°  u-  24J-  285.  024  «■ 
Streitigkeiten  defshalb  216.  241.  Rechte 
der  Katholiken  1B7  b.  216  b.  525  a. 
526  a.  TeutschordensHaus  daselbst  u. 
das  Condominat  zu  Niederrad  81  b. 
234  b.  Befreiung  von  Geleitrechten 
411  e.  tongebend  in  dem  Münzvvesen 
229  d.  s-  Frauenstein  u.  Limpurg. 

Frankfurter  Mefsfreiheiten  677  c. 

Frauenstein,  Gesellschaft,  216  b.  496  e. 

Freienstein ,  Amt,  Anhang,  S.  909. 

Freiheit,  bürgerliche  4.  politische  4  b. 
natürliche  4-  279.  297.  371.  Einschrän- 
kung derselben  durch  die  Oberaufsicht 
36o.  u.  Polizeigewalt  386. 

Freiherren,  reiehsständische,  262  d. 

Freimaurer,  s.  Gesellschaften. 

Freimeisterschaft  462. 

Freistaat  98  a. 

Freistätte,  s.  Asylrecht. 

Freizügigkeit  in  allen  Bundesstaaten  228. 
229. 

Fremde  267.  40°«  mr  Gütererwerb  in 
Bundesstaaten  228  d.  können  in  Frankf. 
Schutz  von  der  B.V.  erhalten  143. 

Freudenfeste  274.  4°3- 

Friedberg,  Burg,  43.  496  e. 

Friedensrecht  des  T.B.  18-.  der  Bundes- 
staaten 222.  224. 

Friedensschlüsse  teutscher  Fürsten  mit 
Frankreich  88  d.  58  a.  84.  s.  auch 
lüneviller,  rastatter,  tilsiter,  pariser, 
presburger  Friede. 

Fristen  u.  Termine  bei  der  B.V.  i5o. 

Frohnen  468  a. 

Fruchtsperre  382  a.  s.  Lebensbedürfnisse. 
Fürstenau,  Anhang,  S.  909. 
Fürstenberg  3oi  ff . ,  Anhang,  S.  899, 

905,  912  u.  914. 
Fürstenbund,  teutscher,  38. 
Fürstengut,  dessen  Zollbefreiung,  /\o5  c. 
Fürstenmäsige  263  d. 
Fürstenwürde ,  für  den  Erstgebohrnen 

497  d. 

Fugger,    Fürst,  Anhang,  S.  894.  914. 

Grafen,  3oi  ff.,  Anhang,  S.  8g5,  901. 

905  u.  918.  ihre  Familienüniform /J96  b. 
Fulda,  Departement,  Hauptvertr.  über 

die  Vertheil.  s.  Lasten  233  c. 
Fulsdienste  469  f.  » 

G. 

Gambach ,  Anhang ,  S.  909. 

Gammelsbach ,  Anfang,  S.  909. 

Garantie  des  T.  Bundes  56-  io5.  der 
Bundes  Acte  187  c.  56.  der  wiener 
CongrefsBestimmungen  über  die  Flufs- 


schiffahrt  563  a.  der  RheinOctroirenten, 
Reichskreisschulden  und  Pensionen  233. 
579.  080.  des  Bundes  für  die  unter 
Bundesgliedern  geschlosseneu  Ver- 
gleiche 173.  für  Verfassungsurkunden 
v.  S.  Weimar,  Hildburghausen  u.  Co- 
burg, nicht  auch  für  die  von  Baden, 
Kurhessen,  SehwarzburgSondershausen 
u.  HohenzollernSigmaringen,  283  f.  u. 
für  e.  meeklenburg.  Staatsgesetz  225. 
für  den  Oldenburg  -  brem.  Vergleich 
wegen  des  Weserzolles  566.  für  den 
Verfrag  wegen  Kniphausen  319. 

Garantie  der  Landesverträge  und  Grund- 
verfassung 75.  i84-  durch  den  T.  Bund 
225.  283  f.  297  d. 

GarantieRecht  des  T.Bundes  184«  187.220. 
283  f.  3ig.  558.  —  der  Bundesstaaten 
220.  558. 

Gastwirthschaftrecht ,  462. 

Gebiet,  s.  Staatsgebiet. 

Gebrechen  am  Körper  u.  Geist,  hindern 
die  Thronfolge  245.  247. 

Geburtsstand  258  a.  259—263.  488. 

Gedern,  Anhang,  S.  910. 

Gefangenschaft  des  Landesherrn  247. 

Gegenzeichnung  283 

Geheime  Gesellschaften,  s.  Gesellschaften. 

Gehmen,  s.  Bömmelberg. 

Gehorsam,  bürgerlicher,  4.  »67  c.  365. 
blinder  oder  blofs  leidender  5. 

Geist  der  Zeit ,  s.  Zeitgeist. 

Geisteskrankheit  des  Landesherrn  247- 

Geistliche  52i.  ihr  Successionsr.  245.  ihre 
Verpflicht.  zu  Waffendienst  469  a.  zu 
Beschwör,  der  Verfafs.Urk.520.  Steuer- 
freiheit 407.  Landstandschaft  290.  292. 
Beschränkung  der  Geitl.  im  Verhält- 
nifs zu  d.  röm.  Hof  520.  522. 

Geistliche  Güter,  ihr  Heimfall  an  den 
Fiscus  533.  ihre  Incameration  532. 

Geistliche  Wahlstaaten  81.  Verausserung 
der  Domänen  darin  333  f.  wem  die  Lan- 
deshoheit darin  zugestanden  238  d. 

Geld  417.  Banco-  u.  Wechselgeld  cben- 
das.  b. 

Geldcurs  421-    Geldsorten  247.  ^18  a. 

426  ff. 
Geldern,  preufs. ,  87  b. 
GeleitRegal  ^11. 

Geleit,  sicheres,  dessen  Ertheilung  durch 

die  B.V.,  s.  Schutzbriefe. 
Gemahlin  des  Souverains  248  Zusatz  zu 

S.  349.  deren  SchatullGut  335- 
Gemeindebürger  259.  4Ü4« 
Gemeindedienste  468  a. 
Gemeindeherrschaft  370.  320  c. 
Gemeinden   259.  352.    ihre  Verwaltung 

u.  Vermögen  334-  347.  4?3-  Aufnahme 

ihrer  Bürger  u»  Beisassen.  464. 
Gemeindeordnungen  .oc). 
Gemeindewehr  5  j.7. 
Gemeines  Recht  175  a. 


R.  6  g  i  S  t  e  r. 


Gt*intMmiüt.'.«i;i*  Anordnungen  io(>.  237. 
kennen  nicht  durch  Stimmenmehrheit 

best  IiIosmmi  werden  i  n).  \  er/.cichnil's 
oder  Register  für  dieselben  i.,8  b. 

GeneralRecefa  der  frank  f.  Territor,  Com* 
imis.  \.  1819  *>8. 

Gcnsdannerie  .(50. 

Gent  taillahle  et«.  >6o  n. 

nraphie  i3<  des  T.  Bundes  781 

Gerade  .(-(>. 

Gerechtigkeit .  nach  ihren  verschiedenen 
Be/.iehungen  366. 

Gerichl  ^70«  verschiedene  Arten  der  Ge- 
richte37i,  ausserordentliche  3-i.  geist- 
111111"  Geschwornen  3~3.  Handels- 

gerichte 

Gerichte,  ihre  Unabhängigkeit  u.  Selbst- 
ständigkeit 3- 3.  g3,  gemeinsch.  oberste 
gewisser  Bundesstaaten  227.  —  dritter 
Instanz  in  allen  Bundesstaaten  227. 
ausserordentliche  3-3.  Criminalgerichte 
3-6. 

Gerichtbarkeil  367.  Grundstoff  der  Lan- 
deshoheit 276  I).  administratorische  u. 
patrimoniale  368  u.  f.  3*22.  ausser- 
ordentl.  u.  particulSre  3~i.  circumsepta 
36t)  e.  geistliche  372.  5*21.  bürgerl.  36"'. 

Peinl.  36-.  3-6  u.  f.  freiwill.  36-.  3-9. 
olizeigerichtbarkeit  388.  Strafsenge- 
richtbarkeit  4°9«  Handels-  u.  Wechsel- 
gerrchtbarki  4>4"  Gerichtbark.  inForst- 
u.  Jagdsarchen  452.  455.  in  Fisch-  und 
Wassersacben  460. 
Gerichtbarkeit  der  Standes-  und  Grund 
herren   s.  Standes-  und  Grundherren. 
Gerichtfolge  469. 
Gericht  halter  368. 
Gerichthöfe,  geistliche,  5i5. 
Gerii  htstand ,  privilegirter,  36-.  —  der 
Bundesglieder,  s.  Austräge  u.  Austrägal- 
Instanz.  —  der  Privatpersonen,  mit  ihrer 
Landesherrschaft,  dem  Fiscus,  andern 
bundesverwandten   oder  bundesfreien 
Staatsregierungen,  s.  Unterthanen. 
Germanisiren  95  c. 

(/(sandte,  Zulä'ssigkeit  ihrer  Abrufung 
49?-  g.  ihre  Exterritorialität  ^66.  — 
der  Bundesglieder  in  der  Ii. V.  137 — i/j3. 
ihre  InstructionsEinholung  u.  gemein- 
same Berichterstattung  ihr  Vcr- 
bältnifs  zu  der  Bundescanzlei  1 36. 
Gesandte  für  Curiatstimmcn  1 56.  Ge- 
sandte auswärt.  Mächte  am  Bundestag 
i44  u.  f.  182.  186. 

Gesandschaftrecht  des  T.B.  187.  144.  182. 
der  Bundesstaaten  556. 

Geschäftbezirkordnung  35o. 

Geschäftordnung  der  B.V.  118.  der  Com- 
missionen  der  B.V.  iÖ2. 

Geschichte,  teutsche,  12.  des rhein.  Bundes 
25  u.  ff. 

GeschwornenGerichte  370. 

Gesellschaften,  geheime,  religiöse  u.  a., 
Aufsieht  über  sie  36o.  Industrie-,  Kunst 
u.  gelehrte  -  5oi  -  der  Einwohner  im 
Staat  38i.  354  b. 


Gesetze  verpflichten  auch  den  Regenten 
363.  aufgenommene  36?,.  provisorische 
.     294  e.   Wirksamk.  in  fremdem  Gebiet 
3(>>. 

Gesetzgebende  Gewalt  36i  IT.  in  Polizei 
Bachen  384  u«  ß  Theilnahme  der  Land- 
stände 294.  —  des  t.  Bundes  214. 

Gestade  459. 

Gesundbrunnen  44?  U.  f. 

Gesund heitPolizei  382. 

Getreidesperre  382  a.  s.  Lebensbedürfnisse. 

GewissensEhe  245  e.  261  c. 

Gewissensfreiheit  5 18  g.  Evangel.  519. 

Gewohnheitrecht  36i. 

Gezwungene  Anleihe  40 1« 

Gjech,  Graf,  3o3  e.  Anhang,  S.  896.918. 

Gimborn,  s.  Wallmoden. 

Glaubensbekenntniis  5i8  c.  Verschieden- 
heit 526.  528.  23o. 

Glaubensfreiheit,  s.  Gewissensfreiheit. 

Glaubens  her  rschsucht 

Glaubensparteien,  christliche,  5i4  a,  b,  c. 
ihre  Rechtsgleichheit  525.  ihre  Ver- 
schiedenheit wirkt  nicht  bürgerlich  u. 
polit.  Rechtsverschiedenheit  2i3.  23o. 
526.  Anzahl  79  e. 

Gleichen,  Grafschaft,  3i8,  b. 

Gleichgewicht  68. 

Gleichheit  der  Rechte  d.  Staatsgenossen 
259. 

Glockenschlag  275  b. 
Glückshafen  463. 

Görtz,  Graf,  3i5  b,  Anhang,  S.  910  u. 
918. 

Gürz,  Rüstenland  87  b. 

Görtzische  Münzzeichen  424  a. 

Goldsand  448. 

Goldwäsche  448. 

Gondelsheini  317  a. 

Gottmadingen,  Anhang,  S.  907. 

Graduirte,  Rechte  derselben,  491.  5o2. 

Grafen  48  a.  262.  263.  ihr  Prädicat  Er- 
laucht 3o3.    TitularGrafen  262  c. 

Gravanien  commune  der  Bundesglieder 
wider  die  B.V.  11^,  VI. 

Great  -  charter,  englische,  93  b. 

Greifenstein,  Anhang,  S  892. 

Grenze  des  ehemaligen  Teutschlandes  85. 
der  Staaten  des  rhein.  Bundes  86.  der 
Staaten d.  teutschen  Bundes  92. 87. gegen 
Frankreich  88  n°.  Zusätze  zu  S.  97  u.  98. 

Grenzen,  verschied.  Arten  derselben  277  b. 

Griechen,  ihr  Recht  zum  Widerstand  ge- 
gen die  Türken  255  e.  Anerkennung 
der  griechischen  Königswürde  durch 
den  Bund  i85  c.  Religionsübung  der 
nichtunirten  5 14  b  u.  c.  79.  525  c. 

Groningen,  Anhang,  S.  914. 

Grolsherzoge  u.  grolsherzogl.  Würde  108. 
111. 

Grüningen,  Anhang,  S.  909. 
Grundeigenthum,  Recht  ausländisches  zu 

erwerben,  228.  GrÄndeigenthümer  267. 

269  b.  s.  Forensen. 
Grundgesetze  des  Bundes  55  a. 


Register. 
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Grundherren  43.  320.  verschiedene  Arten 
320.  Rechtszustand:  I)  allgemein  nach 
d.  teutsch.  Bundesacte,  u.  zwar  der  vor- 
mals reichsunmittelbaren,  i)  auf  d.  rech- 
ten Rheinseite  32i  u.  ff.  2)  auf  der  linken 
324.  Verhandlungen  u.  Beschlüsse  der 
B.V.  325.  Erklärungen  u.  Beschwerden 
der  GH.  ebendas.  u.  f.  II)  nach  staats- 
gesetzl.  u.  vertragmäsigen  Bestimmun- 
gen einzelner  Bundesstaaten  326.  Ueber- 
sicht  u.  Ausnahme  327.  Steuerfreiheit 
407.  Lehnsachen  544'  Jagd  453.  s.  auch 
Grundherrliche  Rechte  u.  Patrimonial- 
Abgaben. 

Grundherrlichkeit  43-  320. 

Grundruhr  4^8. 

Grund  Verfassung  des  Staates  4-  5.  98. 
(  s-  Staatsverfassung  ).  octroyrte  und 
vertragmäsige  283  c.  e.  ob  und  wie 
fern  e.  Staatsregierung  befugt  sey,  zu 
Bundesbeschlüssen  mitzuwirken,  die 
mit  der  LandesGrundverfassung  in 
Widerspruch  stehen  214  d.  284  a  c. 

Grundverträge  1  b  u.  e.  55.  286.  287. 
des  Bundes  55.  56.  ihre  Abfassung  u. 
Aufrechthaltung  durch  die  B.V.  116. 
sie  beschränken  die  landesherrl.  Mit- 
wirkung zu  Bundesbeschlüssen  362. 
die  B.Acte  enthält  grundgesetzliche 
und  nichtgrundgesetzliche  Bestimmun- 
gen 123  e.  —  der  Bundesstaaten  71. 
73.  s.  Grundverfassung. 

Gütererwerb  in  Bundesstaaten,  s.  Fremde. 

Gütersloh,  Anhang,  S.  889. 

Guttenzell,  Anhang,  S.  904. 

Gutsherrliche  Bechte  der  Standesherren 
3o5.  der  Grundherren  322.  s.  auch 
Patrimonial  Abgaben. 

Gymnasien  5oi. 

Gymnastische  Rünste  463. 

H. 

Habeas -corpus -Acte  93. 

Habitzheim,  Anhang,  S.  909. 

Hafen  459.  075  d. 

Hagestolzenrecht  47°- 

Hagnau,  Anhang,  S.  907. 

Halbsouveraine  Staaten  6  d. 

Hamburg,  Verfassung,  240  u.  f.  285. 

Hamburger  Bankgeld  419  a. 

Hammerwerke  44°*  £ 

Handel  4 12  ff  der  Fremden  4*4«  Auf- 
sicht 412»  Schleichhandel  4<>3. 

Handel  u.  Verkehr ,  Bestimmungen  der 
B.  V.  237.  mit  Lebensbedürfnissen , 
ebendas.  a. 

HandelsCongrefs ,  Darmstädter  237  a. 

Handelsgerichte  4*4« 

Handelsgesellschaften  462. 

Handelspolizci  4»4- 

Handelsprivilegien  4 »3.  486. 

Handelsverein,  s.  Handelsverträge. 

Handelsverkehr  auf  Flüssen,  s.  Schiffahrt. 


Handelsverträge  187.  4°3  e.  412  c*  558. 
578. 

Handwerksgesellen ,  Beschränkung  des 
Wanderns  derselben  u.  s.  w.  167  a. 

Hannover,  dessen  Occupation  3i  b.  Land- 
stände 286  u.  291  m.  Zusätze  zu  S.  4J9 
u.  44°-  hathol.  Bisthümer  5n.  Streit 
mit  d.  Herzog  Carl  v.  Braunschweig, 
s.  Braunschweig. 

Hansestädte,  ihre  Occupation  32.  s.  auch 
Städte. 

Harrach,  Anhang,  S.  918. 

Hauderer  445. 

Hausandacht  529. 

HausFideicommifs,  s.  FamilienFideicom- 
mifs. 

Hausgesetze  75.    standesherrliche  3o6. 

grundherrliche  323. 
Hausiren  462. 
Haut- Domaine  44  a* 
Hazardspiele  463. 
Hebstahl ,  Anhang  ,  S.  909. 
Heerfolge  469.  547- 
Heerschau  549. 

Heggbach,  Anhang,  S.  904.  912. 
Heilbronn.  Handlungs-  und  Schiffahrt- 
verhältnisse 568  a.    s.  Neckar. 
Heiligkeit  der  Person  des  Regenten  239. 

255.  280. 
Heilsberg  317  a.  Anhang,  S.  907, 
Heimathrecht  467. 
Heimfallrecht  338.  476.  533  g. 
Heraldik  i3. 
Herkommen  59  ff.  76. 
Herren,  reichsständische,  262  d. 
Herrenloses  Gut,  s.  Adespota. 
Herrnhuter  5i4  c.  5i6  c. 
Hessen,  GHerzogth.,  Landstände  286. 
HessenHomburg  108  g.  3oi  f.  Titel  108  g. 

u.  111.   Aufnahme  in  den  t.  Bund  io"\ 

108.  CuriatStimmrecht  121.    Zusatz  zu 

S.  124.  Landstände  288. 
Hessen.  Rurfürstenthum,  Landstände  286. 
HessenRheinfelsRotlienburg  317  a.  3i8a. 

rothenburger  Quart  102  a.  3i8b.  seine 

RheinOctroiRente  578  b. 
Heubach,  Anhang,  S.  894. 
Heuchelheim,  Anhang,  S.  910. 
Heurathen,  unstandesmäsige,  245.  Verbot 

standesmäsiger  245.  Consens  462. 
Heusenstamm,  Anhang,  S.  920. 
Hildesheim,  landständ.  Verfassung  286  m. 
Hintersassen  464. 
Hochberg,  Gr.  v.,  s.  Baden. 
Hochverrath,  ob  gegen  den  Bund  184  b. 

Auslieferung   der  des  Hochverratlies 

Angeschuldigten  225  c. 
Hof  488  b. 

Hofämter  488.  495.  487  c. 
Hofbeamte  488.  495.  487  c. 
HofCercmonicl  25 1.  495. 
Hofdienste  470.  s.  Hofämter. 
HofEtat  25 1.  488  u.  f. 
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Hoflolgeu  li   Hoffuhren  .,-<>. 
HofVnanniacbe   Beachweracaaohe  wider 

Kurhessen  a»-  d. 
HorVnarkgerechtigkeit  368. 
Hofnarren  4&&  b. 

Hofptal/.grafen  . 

Hofstaat  aßl.  488  u.  f.  /|i)5. 

Hoheit,  Prädicat,  königliche  etc.  na. 
Antrag  auf  das  Prädical  herzogliche 
Hobeil  111  '). 

Hobeitrechte  98.  wesentliche  u.  zufällige 
t)l).  •-(>.  äussere  u.  innere  100.  555. 
allgemeine  u.  besondere  101.  «andere 
1  intheilungen  99  b  u.  c.  100  b.  be- 
nutzbare,  Finanz  -  oder  KammerRe- 
galienogo.  35a,  verleihbare  u,  unver- 
leihbare  10a.  878«  >''(>.  j5i.  jene  entw. 
private  oder  cumulative  102.  einge- 
schränkte u.  uneingeschränkte  io3. 
Ausübung  109  f.  '•  Grenze  u.  Unter- 
schied von  Eigenthumrechten  353  ff. 
\  eräusserung  102.  35. (.  \ '"erjährung  356. 

Hohen- Geroldseck,  Anhang,  8.  906. 

HobenLimburg  3i  a.  3oi  d.  317  a.  u. 
Anhang,  S.  889. 

Hohenlohe  -  Kirchberg  ,  Langenburg , 
Oebringen,  Waldenburg  -  Hartenstein 
u.  Waldenburg  -  Jaxtberg  3oi  ff.,  An- 
hang, S.  899  u.  91 5. 

Hohenlohe  -  Waldenburg  -  Waldenburg 
(  Schillingsfürst  )  3oi  ff.,  Anhang, 
S.  894  ,  899  u.  915. 

Hohenlohe,  wegen  Gleichen,  3i8  b. 

Hohensolms,  Anhang,  S.  909. 

Hohenzollern  Hechingen,  Landstände  288. 

HohenzollcrnSigmaringen  ,  Landstände 
?.86. 

Hohnstein,  Grafsch.  102  a.u.Anhang,S.897- 

Holland,  Grenze  85  ff. 

Holländer  Flösse  569  c. 

Holstein.  'S  ereinigung  mit  Dänemark  86  d. 
mir  Lauenburg  108  c.  Vertragursprung 
der  dortigen  Begentengewalt  1  f.  land- 
Btänd.  \  erfassung  286.  Banksteuer  397  b. 

HolsteinOldenburg,  s.  Oldenburg. 

Holzappel,  Grafschaft,  Anhang,  S.  911. 

Holzgerichte  45a. 

Homagium  27a  f. 

Homburg,  s.  Hessen. 

Homburg  ander  Mark  3oi  d.  u.  Anhang, 

S.  894. 
Honoratioren  265. 
Horde  1  a. 

Horstmar,  Anhang,  S.  891. 
Hilfswissenschaften  des  öffentl.  Rechts 
12  f. 

Huldigung  246.  272  f.    Patrimonial Hul- 
digung 2"2. 
Hungen,  Anhang,  S.  909. 
Hydrographie  4^6  a. 
Hypotnekenwesen  379. 


s  l  e  r. 

1. 

Ilbenstadt,  Anhang,  S.  910. 
Imperium  herile  5  c. 
lnamovibiütät  der  Richter  366.  492  g. 
tmpost  4o/|  b. 

Incameration  d.  Kirchenguts  53a. 
Incolat  467. 
Incorporation  82 
Indigenat  467.  489. 

Industrie-Goncessions-Regal  461  ff.  Gegen- 
stände 462  ff. 

Innere  Angelegenheiten  der  Rundesstaaten 
gehören  nicht  vor  die  R.V.  104.  2i3. 
184.  214.  226. 

Innovalion  des  Kirchenguts  532  d. 

Insassen  269. 

Inseln  28.  91.  l\bd.  4^9. 

Insignien  2Öi. 

Instanz,  Gerichte  dritter  —  sollen  in 
allen  Rundesstaaten  scyw  227. 

Instanzen  367.  ob  drei  seyn '^müssen  227 
d  u.  i  . 

Instanzenrecht,  geistlich-katholisches  5  i5d. 
Instruction  der  Staatsdiener  93.  35o.  399. 

der  Gesandten  137.  i5i.   ihr  Mangel 

hält  die  Reschlufsziehung  auf.  ebendas. 
InstructionsEinholung  der  Gesandten  in 

der  R.V.  i5i.  187.  70.  i3o  d.  allseitige 

i5i. 

InteresseStreitigkeiten  unter  Rundesglie- 
dern, ob  sie  von  Rechtstreitigkeiten 
unterschieden  seyen  173.  129  a.  552.  s. 
auch  Convenienz. 

Interloquiren  164. 

IsenburgOffenbachRirstein 3oi  ff.,  Anhang, 
S.  907,  908  u.  915. 

IsenburgRüdingen,  zu  Rüdingen,  3oi  ff., 
Anhang,  S.  908,  909  u.  918. 

IsenburgRüdingen,  in  Meerholz,  3oi  ff, 
Anhang,  S.  904,  908,  909  u.  918. 

IsenburgRüdingen,  in  Wächtersbach,  3oi 
ff.,  Anhang,  S.  908,  910  u.  918. 

IsenburgPhilippseich  3oi  ff.,  Anhang-, 
S.  910  u.  918. 

Isny ,  Anhang,  S.  902. 

Itio  in  partes,  auf  landständischen  Ver- 
sammlungen 3oo  e. 

J. 

Jagdfolgen  455  469. 

Jagdfrohnen  455.  469  g. 

Jagdgerechtigkeit  453.  Verleihung  und 
Ausüb.  454  u-  f-  Revers-  oder  Gnaden- 
jagd 454.  Vor-,  Mit-  u.  Roppeljagd 
455.  hohe  und  niedere  455.  Mifsbrauch 
455.  freie  Pürsch  4$4- 

Jagdhoheit  4^3. 

Jagdhunde  A55. 

Jesuiten  5i5  b.  522  f.  ihre  Grundsätze 
5i2  b. 
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Jever  86  a, 

Johanniter]] of  zu  Frankfurt  234  c- 
Johnnniterorden  43-    234-   4°^>  e.  seine 

neueren  Schicksale  234    c«   Zusatz  zu 

S.  3i7.  Schulden  u.  Pensionen  234  d. 

in  Baiern  533  e.  preussischer  ebendas. 

u.  53  i  b. 

Juden,  Toleranz  5t6-  Rechte  u.  bürgerl. 
Verbesserung  232.  465.  525  u.  f.  629, 
zu  Frankfurt  216  b.  zu  Lübeck  ebendas. 

Judengefälle  467  c. 

Judenschutz  465. 

Jungnau,  Anhang,  S.  912. 

Jura  singulorum  129. 

Juramentum  assecurationis  272. 

Jureconsultorum  oracula  20  a.  69. 

Jurisdictio  circumsepta  369  c. 

Jurisdiction  Verträge  558. 

Jus  commune  iy5  a. 

Jus  de  non  evocando  366. 

Jus  eundi  in  partes,  s.  Theilgehen. 

Justiren  der  Münzen  418  c«  4^o  d. 

Justiz,  s.  Rechtspflege. 

Justizbehörden  345  f.  36y  ff. 

JustizConsulenten  bei  derB.V.,  Vorschlag 
dazu  i35  e.  172  a. 

Justizhoheit  366  ff.  s.  auch  Rechtspflege. 

Justizmifsbräuche  169.  366.  373.  553. 

Justizsachen  375.  Einmischung  in  solche 
3-3.  des  Regenten  375.  Reeurs  darin 
an  dieB.V.  169.  Unterschied  von  Polizei- 
sachen 389.  391.  von  Regierungssachen 
375. 

Justizverweigerung  169.  216.  217.  227.  373. 
55o,  IV.  bei  Privatverpflichtungen  des 
Souverains  239.  in  dem  Administrativ- 
justizweg 169  a.  366. 


K. 

KabinetsGut  oder  Casse,  s.  SchatullGur. 
Kärnthen  87  b. 
Kai  459.  077. 

Kailbach,  Anhang,  S-  909. 

Kalender  5i.  5^6. 

Kalcnderverkauf '5i.  462. 

Kalk  448.  Kalkbrennereien  448  £  4°2« 

Kaltschmidtschutz  463  f. 

Kameralhoheit,  s.  Finanzhoheit. 

Kameralwissenschaften  393  d. 

Kaminfegen  463. 

Kammergüter,  s.  Domänen. 

KammerRegaliert  99  b  u.  c.  353, 

Kammerschulden  33g. 

Kammertaxe  der  röm.  Curie  5io  e.  5n. 

Kanäle  4^7.  460. 

Kanonisch  -  päpstl.  Recht  73. 

KanzleiPi  axis  12.  114. 

Kaufmannsinnung  4^. 

Kaunitz,  Fürst,  3oi  ff.  3o6  d.,  Anhang, 

S.  890  u.  gi5. 
Kehl  32. 

Kessel  flicken  463. 

Kliiber's  öüeutl.  Recht,  4.  Aufl. 


Kesslerschutz  463  f. 

Khevenhüller-Metsch,  Anhang,  S.  915. 

Kinder  des  Souverains  249. 

Kippen  u.  Wippen  425  d.  43o  d. 

Kirchbeerfurt,  Anhang,  S.  909. 

Kirchberg,  Anhang,  S.  895. 

Kirche  5o6.  Staatsgesetze  u.  Verträge 
defshalb  ,  Concordate  507.  wiener 
Congr.  Verhandl.  5o-.  dem  Staat  un- 
tergeordnet 257  b.  5i2.  5 14.  5i8  ff. 
ob  eine  Staatsanstalt?  5i2  a.  ob  eine 
herrschende?  525.  Collegial-  od.  Social- 
Reehte  der  Kirche  5i/t.  röm.  kathol. 
Kirche,  evangel.,  d.  A.  C.  gemäfse  u. 
reformirte  5 14  b.  5 16.  evangelisch- 
vereinigte 5 14  b.  5 16.  Secten  5 14  c. 
jüdische  5 16.  Vereinigung  der  pro! est. 
Gemeinden  beider  Art  5 16.  Kirchen- 
regiment 5 14.  dessen  Ueber  tragung 
an  welil.  Regenten  5 17.  Lehrbegriii 
oder  Symbol  5 18  u.  f.  5 14.  525.  527  c. 
u.  Gesetze  520  Beschützung  der  Kirche 
Ö2i.  Rechte  d.  Staates  in  Artseh.  ihres 
äufsern  Cultus  522.  landesherrl.  Placet 
u.  Beschränkung  des  Verkehrs  der 
Geistlichkeit  mit  dem  röm.  Hof  520. 
Hauptquellen  für  das  Verhältnifs  zw. 
der  kaihol.  Kirche  und  dem  Staat, 
desgl.  den  Kirchenversammlungen,  u. 
den  Erz-  u.  Bischöfen  5i5  c.  Aemter- 
recht  der  Kirche  523.  landesherrl, 
Patronatrecht  52?>.  Landesbischöfe  u» 
Diöcesen  523.  Erzbischof  5?-4-  National- 
und  TerritorialKirchen  524-  neuere  Be- 
stimmungen für  das  kathol.  Kirchen- 
wesen, in  Baiern  5o8.  in  Preussen  509. 
in  den  die  oberrhein.  Kirehenprovinz 
bildenden  Bundesstaaten  5io.  im  König- 
reich Sachsen  5 10.  in  Hannover  5n. 
in  S.  Weimar  u.  Waldeck  ebend.  Rechts, 
gleichheit  der  GlaubensParteien  und 
ihrer  Mitglieder  auch  nach  der  Bundes- 
Acte  525  u.  f.  Ausnahmen  529.  Rechte 
über  das  Kirchengut,  s.  Kirchengut. 
Prefsfreiheit  527.  Religionsänderung  d. 
Regenten  528. 

KirchenAgende  u.  Ritual  5i8. 

Kirchengebet  274. 

Kirchengewalt  5t4  u.  f.  Systeme  der 
landesherrl.  —  über  evangel.  Unter- 
thanen  517.  276.  Mifsbrauch  520.  Ö2i. 

Kirchengut  334.  47^«  ^26.  ^29.  ^3i  H?- 
Kirchenhoheit  5o6  ff.  Grenze  u.  Bestand- 

theile  5  t 3.  52o  ff. 
KirehenReformation  5 16. 
Kirchenregiment  5 1 4-  5i7. 
Kirchensachen,  ihre  Verhandlung  in  der 

B.Y.   146  f.    der  Standesherren  3o5. 

Grundherren  322. 
Kirchenstaatsrecht  5o6. 
Kirchenvereinigung  5 16. 
Kirchen  Versammlungen  Ö2o  u.  f.  5i5  C. 

5i7. 
Kleinodien  25t. 
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KlettgaU    U>  :  «.     \  11  n  i ml;  ,  S.  00?, 

Klöster  5*4. 533.  Vermögen  u,  Religiösen 
der  nufkebobenen  und  nicht  aUTgChO- 
hciten  OV 

Kniphaüsen  B6  a.  87  1  319. 

Rno<  bensaminelo  |(>  L 

König,        uii;,  S.  909, 

Königstein,  Anhang,  S.  gio. 

Königsegg  Aulendorf    '<>i    IV.,  Vnhang, 

S.  i)n  1  11.  Q.18L 
Koetoeim  \%, 
Krämergeist  [oo. 
Kr  Ämerinnu ng  |r3. 
Kran-,  ü.ii    u,  M.iga/ingeld  577. 
Kranrecht  [o5.  ,r>. 
Krautheim ,  Anhang,  S.  90  f. 
Kreiaeintheüung  der  Länder  36a. 
Kreiss<  liulden .  s.  Schulden. 
Kriegerfuhren  4~°« 
Kru  sscasse  i~  ^. 

Kriegsdienste  |6g  B5o.  der  Bundesfürsten 
Mo.  der  Standesherrcn  3o4.  dcrLnter- 
t hauen  5.(6  IV. 

K  riegsgesetagebung  545. 

Krieganeer  5.j6. 

Kriegspflicht,  allgemeine  u.  besondere  548. 
Kriegspoliaei  545. 

Kriegarechl  des  T.B.  18-  u.  fr.  189  u.fT. 
22*2.  der  Bundesstaaten  221.  224.  55t. 

Kriegaverfassung  des  T.  B.  193  u.  ff.  TJe- 
bersieht  193.  Obliegenheit,  Yerhand- 
lungen  und  Beschlüsse  der  B.V.,  MiHtar- 
kusschufs,  MilitärCommission,  Militär- 
I.(u  ;il( Kommissionen  u.  MilitärCommis- 
sionsCanzlei  194.  I)  BundesMatrikel  für 
Geldbeiträge  und  Mannschaftsteilung 
i.'m).  Anhang  S.  877  und  l.vsutz  zu  S. 
a53.  II'  hi  i  if.svc.rjassuvg ,  A)  in  ihren 
öligem.  V  nirissen  11.  wescntl.  Bestim- 
mungen 196  u.  f.  B)  QflcJi  ihren  näheren 
Beatimmungen:  1)  Stärke  des  Hundcs- 
heeres  198.  Contingente  ebendas.  Be- 
luition  deaselbieii  200  b.  nassauisches 
200  c.  2)  \  erhältnifs  der  "Wafiengathin- 
gen  K)().  3)  I.intheilung  des  Bundcs- 
heeres  200  Reserve  ebendas.  u.  f. 
Rel uilionsver träge  200  b.  4)  Bereit- 
baltung  im  f  rieden  20.1.  5)  Mobil- 
machung 0.01.  6)  Oberfeldherr  20$. 
sein  \  erhältnifs  zu  d.  B.  V. ,  zu  dem 
Heer.  u.  zu  dem  eignen  Bundesstaat, 
ebend.  OperationsPlan  ebendas.  Gene- 
ralLieutenant  d.  Bundes  2o3.  7)  Corps- 
Cem mandanten  204.  8)  Bildung  des 
Hauptquartiers  ?.o5.  9 )  Verpflegung 
206.  10)  Gerichtbaraeit  20-.  III) 
Bundesfestungen.  |hr  Rechtsverhältnifs 
in  Absicht  auf  d.  Bund  u.  die  Staats- 
hoheit  der  Bundesglieder  208.  Benen- 
nung d.  B.  Festungen  209.  Besatzung 
210  u.  Anhang,  S.  884.  Beschlufs  der 
B.V«  wegen  lebernahme  u.  Herstell, 
oder  \  ollend.  der  B.  Festungen,  und 
Anerkenn,  der  Besatzungsrechte  211. 

Kronamter  4fp. 

KronFideicommifs ,  preufs.  332  a.  333  d. 


Krönung  ,,.|f>. 

KrönungsOrnat  ?.5i. 

Krotoszyn  a. 

Ruefstein,  Anhang,  S.  918. 

Kurhessen  erhennt  keine  Aufhebung  von 
Lehnverbindungen  an  2428.5410.  Be- 
schwerde wider  dasselbe  217  d.  Land- 
stiinde  28O. 

Buxe  449  b. 

L. 

Lage  innerhalb  des  Staatsgebietes  277. 
Lagerbuch  4°°  d. 
LagcrhausGereehtigkeit  4*3. 
Lahn  56-  g. 

Land,  geschlossenes  81.  277.  s.  Staats- 
gebiet. 

Landau  208  c  u.  e.  209,  Anhang,  S.884f- 
Land<  liarlen  78  b  u.  c.  85  b. 
Landesbischöfe  5 1 5.  Ö23. 
Landescoll'egien  344  ff.  487. 
LandesdienstjKegal  468  fF. 
Landesgrundvcrfassung,    °^  SIC  durch 

Auflösung  der  teutsch.  Reichs  verbind. 

aufgehoben  49- 
Landesgrundverträge  1  d.  74.  286.  287. 
Landesherr,  s.  Soincrain, 
Landesherrlichkeit  36  a.  untergeordnete 

102  a.    320  c. 
Landeshoheit  36.  s.  Staatshoheit,  vertrag- 

mäsige  oder  subalterne  Landeshoheit 

102   a.  3 18  b.  32o  c.  Beweisgründe 

derselben  270  ff.  s.  auch  Staatshoheit 

u.  Souverainetät. 
Landes-  oder  Ortsverweisung,  polizeiliche, 

ob  dawider  Recurs  an  die  B.V.  Statt 

finde  169  a. 
LandcsschutzRcgal  4"4  ff- 
Landes verrath,  s.  Hochverrath. 
Landes  würde  81. 
Landfolgen  468  u.  f.  547. 
Land  kutschen  433.  436'  44^.  durlacher 

435  c. 
Landprinz  247  a. 

Landrath  ,    Art   von  Provinzialstanden 

290.  34  7  b. 
Landrathe,  Verwaltungsbeamte  347. 
Landsassen  269. 

Landsassiat,  vollständiger  u.  unvollst., 
activer  u.  passiver  269.  Beweisgründe 
des  passiven  270  ff. 

Landstandschaft  2-4.  279.  ihr  Rechtstitel 
2_,9.  ihre  Grundlagen  289  d.  Standes- 
herren, des  Reichsadels,  u.  d.  Geist- 
lichkeit 292. 

Landstände,  Begriff279-  "Wirksamheit  279. 
politischer  Gesichtpunct28o.  Geschichte 
281  11.  f.  Not.hwcndigk.227.  283.  Gewähr 
u.  richterlicher  Schütz  derselben  283. 
vertragmäsig  bestehende,  nie  ht  octroyrte 
283  c.  in  anerkannter  Wirksamkeit  be- 
stehende 284  ac.   Anfrechthaltung  des 
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monarch.  Princips ,  u.  Verhütung  des 
Mifsbrauchs  durch  e.  Geschäftordnung 
283.  Fortdauer  der  in  der  Zeit  des  t. 
Reichs  bestandenen  49.  283.  Bestimmun- 
gen d.  wiener  SchlufsActe  von  1820, 
284  a-   Verhältnifs  des  Bundes  u.  der 
B.V.  zu  der  landsiänd.  Verfassung  11. 
deren  Garantie,  ebendas.  Aenderung 
dieser  Verfassung,    nur    auf  verfas- 
sungsmäs.  Weg,  ebendas.  Einwirkung 
der  B.  V.  in  landst.  Angelegenheiten 
284  a-  V  u.  i.  Schiedsrichterliche  Ent- 
scheidung v.  Streitigkeiten  zw.  Regie- 
rungen und  Landständen, 284 Haupt- 
gesichtpunete  d.  heutigen  landständi- 
schen VerfassungsS) stems.   Sein  jetzi- 
ger Bestand:  1)  in  d.  freien  Städten  285. 
2)     in     den   monarchisch  geformten 
Bundesstaaten;  wo  landständ.  V  ei  fass. 
a)  theils  neu  errichtet  ist  236,  b)  theils, 
wie  in  der  neuern  Vorzeit,  fortdauert, 
oder  wieder  hergestellt  ist  287,  c)  theils 
noch  zu  erwarten  ist  288.  allgemeiner 
Repräsentations  -    oder  Vertretungs- 
Grundsatz  2-9.  289.  297.  ob  den  Land- 
ständen  Mitregentschaft  zustehe  297  a. 
Auslegung  der  Verf.Urk.  297  Wahl- 
gesetze  289.    Grundlagen  der  Land- 
standschaft, ebendas.  Verschiedenheit 
der    Stimmenführer    289.  gebohrne, 
patrimoniale  u.  erkohrne,  ebendas.  Ein- 
heit, oder  Abtheilungen  <3er  Stände- 
versammlungen in  Rammern  u.  Classen 
290.  allgemeine  oder  Reichsstände  und 
ProvinzialStände   und   Landtage  290. 
Rreisstände   290.   Provinzial  - ,  land- 
räthliche  oder  DepartementalCollcgien 
290.  Landstandschaft  der  Standesherren 
u.  des  ehem.  unmittelb.  Reichsadels, 
so  auch  der  Geistlichkeit  292.  Rechte 
der  landständ.  Corporationen:  1)  nach 
den    wiener  CongrefsVerhandl.  293; 
2)  nach  der  Grundverfass.  t.  Bundes- 
staaten 294  u.  ff.  Initiative  zu  Gesetzen 
29D  a.  Grundsätze  über  Art  und  Um- 
fang der  landständ.  Rechte  297.  ob 
Mitregentschaft    297.     Collegial  297. 
Collegial  -    u.  DeputationsRecht  298. 
Rechte  bei    Ausübung    des  Rriegs-, 
Friedens-    u.  Bündnifsrechtes  558  a. 
296.  Wirkungsbefugnifs  der  B.V.  in 
ihren    Angelegenheiten  2i5.  217.  225. 
284  a-  i.    ihr  Beschwerderecht  wegen 
Mifsbrauchs    der  Souverainetät  217. 
255.  Versammlungen,  Ausschreibung, 
Ort  u.  Zeit,  Sitz-  u.  Stimmordnung 
299  u.  f.  Auflösung  3oo.  Ausschufstage 
299.  gemeinschaftliche  Landtage  299  a. 
A  efhandjungen  während  der  Stände- 
vcrsammlung  3oo.  Oeffcnllichkcit  der- 
selben, ebendas.  auch  283  u.  28  ).  Ver- 
hütung des  Mifsbrauchs  der  Oeffent- 
lichkeit  283  g    u.    Zusatz  zu  S.  /|o8. 
0|)position  3oo.  Stimmenmehrheit  3oo. 
Thcilgchen,  ebendas.   e.     Recht  eine 
SeparatStimme    abzugeben,  ebendas. 


Landtagfähigkeit  der  Grundherren  292. 

322.  landschaftliche  Diener  298. 
Landständische  Verfassungsurkunden,  o'c- 

troyrte  283  e.  1  f.  Aenderung  derselben 

284  a.  95.  Verzeichnifs  1  f.  74  b.  2"9  a. 

286  ff.  287. 
Landstreicher  467. 
Landsturm  469.  547. 
Landwehr  469.  546. 
Langenselbold,  Anhang,  S.  907. 
Langenstein,  Graf,  317  a,  Anhang,  S.  907. 
Langobardisches  Lehnrecht  -3. 
Laubach,  Anhang,  S.  910. 
Lauertannen  469  c. 

Lebensbedürfnisse,  nothwendigste,  Handel 
damit,  Verhandlungen  der  B.  V.  237  a. 
Lech  5-4  a. 
Ledig  Gut  336.  338. 

Legate,  päpstl.  Ö2i.  Verkehr  mit  ihnen Sao. 
Legationsräthe,Secretäre  u.Canzlisten  189. 
Legirung  ^18. 

Legitimation  unehel.  Rinder  486. 
Legitimität  98- 

Lehnbarkeit  t.  Bundesstaaten  81.  242.  54 1. 

Lehndienste  468  a. 

Lehnherrlichkeit  276.  534-  536  ff. 

Lehnhoheit  276.  534  £ 

Lehnhuldigung  272. 

Lehnmilitz  547. 

Lehnrecht,  langobard.  73. 

Lehnsachen  der  Standesherren  637.  54 1 
543.  der  Grundherren  543. 

Lehnvererbungen  542  u.  f.  477« 

Lehnverhältnisse  bei  vormaligen  Reichs- 
lehen 537  —  54o.  Successions  Rechte  da- 
bei 53  d.  bei  TerritorialLehen  81.  242  a. 
54 1  u.  f.  bei  Privat  Passiv  Lehen  der  Bun- 
desfürsten 544  u-  bei  ihren  vormaligen 
Staats-Passiv  Lehen.  81.242  a.  54 1  -  Alio- 
dification  54^  f.  Succession  des  Fiscus 

4-7-. 

Lehnzins,    Lehndienstgeld,  Laudcmium 

393  f. 
Lehranstalten  5oi. 
Lehrer,  s.  Rechtslehrer. 
Leibeigenschaft  266. 
Leibgarde  49-")- 
Leibzoll  4°5.  ^dj.  c. 
Leihhäuser  4*3- 

Leiningen,  Fürst,  3oi  ff.  Anhang,  S.  394 
905.  909  11.  915. 

LeiningenBÜiigheim  3oi  ff.  Anhang,  S.  906 
918  und  919. 

LeiningenNeudenau  3oi  ff.  Anhang,  S.  906 
und  919. 

LciningenWcsterburg  3oi  ff.  Anhang,  S. 

910.  91 1  u.  919. 
Leinpfade  i  m).  566.  V>.  583. 
Leipzig,  Sehlacht,  33. 
Leseanstalten  5oi.  5o3. 

Lesefreiheit  5o3. 

Leuchtenberg,  s.  Eichstädt. 

Leven,  Fürst, 3oi  f.  539a.  Anh.,  S.  906  9 1 5 

GO* 


R  e  g  i  s  i  e  r. 


Liberalismus  »5. 

I.ii  »Mit    jot  f.  l). 
Li«  Ii  .    \  nhang  ,  S.  ♦)«>()• 

I  febtenberg  afö  p. 
I  i< ■!>  ui  3i8  c« 

I  in  hte. istein,  Landstände  "86. 

Lieferung*'  erl  rüge  In  Staatspapieren  421c 

1  imburg,  Horxogthum .  Zusatz  bu  S.  5iq. 

Limburg«  Hohen-,  3i-  a 

l  impurg,  Grafschaft,  im  \uh.  8*898  u.904. 

Limpurg  (Alt-),  Gesellschaft,  496  e. 

1  ippo,  1  andstände  286. 

I  ippel  luft  567  g. 

I  iteratur  des  öffentl.  R,  a3  ir. 

Liturgie  5 18. 

Lobkowita,  \  nhang.  S.  915. 

(i  dictaturae  1 58.  i(>o. 
LSwenstein,  Pürsten,  3oi    IV.  Anbang, 

S.    IH)|.    OC)t).    M"<>.    ()()().    909    U.  ()l5. 

Löwenstein,  Grafsph.  3oi  d. 
Lombard  41^« 

Loo/.Corswarein    3  2.    3oi    fT.  Anbang, 

S.  890,  807  u.  916. 
Lotterie  4&3« 

Lotterien  u.  Lotti  4°o.  463.  iSj  f. 

Lübecks,  Verfassung  a4°      ff.  285. 

Lübecker  Juden remeinde  23?,  b. 

Lübis«  lies  Recht ,  Bewidmung  mit  demsel- 
ben 478  d.  lübischer  Vlünzfufs  419  a. 

Lüneviller  Friede  26.68*88  d. 

Lüttich  87  c, 

Lumpensammeln  4^3. 

Lustbarkeiten,  öffentliche,  2-4. 463. 

Luxemburg  82  a.  8~.  89  d.  seine  Ständever- 
fassung 286.  290  i.  NationalSprachen 
35i  !»•  seine  N  erbindung  mit  dem  Rönigr. 
der  Niederl.  82  a.  m.  286  b.  Abtretung 
eines  Tlieiles  davon  an  Belgien,  Zusatz 
bu  S.  519  Bundesfestung  208.  211.  An- 
bang,  S.  88.j.  Insurrection  im  GH.  167 
1).  i68  a. 

LuxusPolizei  4' 4  a- 

Lvceen  5oi. 


M. 

Maas,  Elle  u.  Gewicht  414. 

MaasSchiffabrt  567.  674  a.  58i  f. 

Macht  238  a. 

Machtspruch  553. 

Machtvollkommenheit  55i  b. 

Mächte,  auswärtige,  ihre  Gesandte  beidem 
T  B.  144  u.  f.  Rechtsverhältnifs  d.  B.zu 
ihnen  i83  u.  Zusatz  zu  S.  242.  193.  Koti- 
fication  der  B.  \  .  an  dieselben  i85. 

Markte,  Jalir-u.  "Wochen-  4*3. 

^fabometaner  5 14  c. 

Mainsebiffabrt  567.  58i  f.  Inseln  459  c. 

Mainz.  Bundesfestung  209  a.  Anhang, 
S.  884  • 

Mainzer  Central  UntersuchungsCommiss. 

167  a. 
Majestät  239. 

Majestät  rechte,  s.  Hoheitrechte. 


R I  ajest  ä t S y mbole  25 1 . 
MajestätTitel  112. 

Majestät  Verbrechen  2.39  c.  wider  die  Ge- 
mahlin des  Regenten  248-  wider  den 
T.  Bund  184« 

Majorate  243  französische  542. 

VTajorennität  der  t.  Bundesfürsten  247. 
Venia  aetatis  oder  Majorcnn.  Erklä- 
rung /,83.  486. 

Maleliz  2-5.  376, 

MalteserOrden,  s.  Johannitcrorden. 

Manufacturen  462. 

Marienborn,  Anhang,  S,  908.  909. 

Mark,  cölnische,  418  c. 

Marklosung  355  a. 

Marktrecht  41 3.  486. 

Marktschiffe  569  c. 

Marmor  /,/,8. 

Marstetten,  Anhang,  S.  896. 

Matrikel  des  Bundesheeres  u.  Geld  Ma- 
trikel  181.  195.  Zusatz  zu  S.  253.  d. 
Bundescanzlei  (lasse  i36.  Bundes Ma- 
tricularCasse  i36.  181» 

Maulbecrpl  an  tagen  462. 

Mauth,  s*  Handelsverträge. 

Mayscheid,  Condomänat Amt,  3i8  c 

Mecklenburg,  Landstände  287.  seine  Erb- 
verbrüderung, 84  b.  Entscheidungsart 
bei  Verfassungsstreitigkeiten  mit  den 
Land  ständen  283  f. 

Mediation  558. 

Mediatisirte Lander  u.  Personen  43-8ob. 

3oi  g. 
Meer  79. 

Meerholz,  Anhang,  S»  908. 

Meinung,  öffentliche,  22.  o,3.  i65.  280  b. 

Meisenheim  288  f. 

MeliorationsFonds  396  b. 

Mennoniten  5 1 4  c« 

Meppen  32  u.  Anhang,  S.  889. 

Messen  4 i3. 

Metalle,  s.  BergwerkRegal 
Metapolitik  2  a. 

Methode  des  öffentl.  Rechts  i4» 
MetropolitanCapitel  523. 
MetropolitanErzbischöfc  523. 
Metternich-Winneburg,  Anhang,  S.  904. 
916. 

Michelstadt,  Anhang,  S.  909. 

Milde  StiftunesSocietäten  36o. 

MiliturCommissionen  des  T.  B.  194.  Pro- 
tocolle  der  Milit.  CentralCommission 
160.  s.  Kriegsverfassung  und  Bundes- 
festungen. 

MilitärDienste  469. 

Militär-Einrichtung  d.  T.  Bundes  146» 

MilitärEtat  489.  546  ff. 

MilitärGewalt  545  ff. 

Militärpflichtigkeit  in  Absicht  auf  Aus- 
wanderungsfreiheit  228.  237.  Befreiung 
der  Standesherren  3o4-  549  c* 

MilitärStrassen  557  c.  als  Staatsservituten 
56o  d. 

MilitärVerfassung  d.  T.  B. ,  s.  Kriegsver. 

fassung. 
Miliz  546  ff. 
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Miltenberg,  sein  Marktrecht  582  a. 
Minderjährigkeit  d.  Thronfolgers  247* 
Minister,  ihre   Verantwortlichkeit  342. 

Ministerien  345. 
MinisterialConferenzen,  wiener,   v.  1819 

und  1820,  s.  SchlufsActe. 
Minorat  243. 

Mifsbrauch    der  Staatsgewalt,  Streitig- 
keiten darüber  217.  s.  Souverainetät. 
Mifsheurath  245-  standesherrliche  3o3  g. 
Mitregent  247  b. 

Mitregentschaft,  ob  sie  den  Landständen 
zustehe  297. 

Mittelbare,  s.  Reichsunmittelbare  u.  Me- 

diatisirte. 
Mockstadt,  Anhang,  S.  909. 
Möfskirch,  Anhang,  S.  912. 
Monarchie  98  a.  239.  242.  34 1. 
Monarchisches  Princip  98.  283. 
Monopolien         46*2*  486» 
Moratorien  486.  als  Justizverweigerung 

169  b. 

Morganatische  Ehen  245  d.  Nachkommen 
aus  solchen,  ihr  Successionsrecht  245. 
262  c.  morganat.  Ehen  der  Standesherren 
3o3  g. 

Mosel  567.  58 1  il  f 
Mühlen  45-?.  462. 

Münze,  Welt-  u.  Staatsanstalt  4^.  — 
reale,  nominale,  fingirte  417.  Form  u. 
Materie  der  realen,  Schrot  und  Korn  4 18. 
innerer  u.  äusserer  Werth  ebend.  Münz, 
metalle  ebend.  Piatina  ebend.  b.  Münz- 
Politik  ebend.  Valvation,  ihrEinflufs  auf 
den  Wechselcours  ebendas.  cölnisches 
Markgewicht  418 c*  Probirung  des  Gol- 
des u.  Silbers,  ebendas.  Gehalt  der  Gold- 
u.  Silbersorten,  ebendas.  Gold  ,  Silber 
u.  Kupfermünze  419  u.  f.  und  laisatz  zu 
S.  629.  Rechnungs-  u.  Wechselmünze 4  \  7. 
CourantMünze  429  b.  Land-  u.  Scheide- 
münze 422.  419-  4?-9  D*  Billon  ebend.  b. 
symbolische  42  5.  Not  hmünzen,  Medaillen 
u.  Spiel pfennige  424.  Papiergeld  340.400 
f.  423.  Valvation  der  Münzen  4 18  d.  Ver- 
einsmünze 419.  429.  b» 

Münzenberg,  Anhang,  S.  910. 

Münzenkunde  i3. 

Münzfufs,  in  Silber  fünffach  419.  desgl.  in 
Gold  420.  localer,  lübischer  u.  a.  4>9  a. 
ehemaliger  Reichsmünzfufs  4 25.  Kreis- u. 
Territorial Münzfüfse  in  Silber:  i)leipz. 
u.  torgauei*426.  2)  Conventions- 427.  429. 
dessen  Verbreitung 427. 429.  3)  branden- 
burgischer 422.  428.  4)  ober-  und  kur- 
rheinischer oder  24%  Guldenfufs  .,29. 
429. b.  und  Zusatz  zu  S.  652.  5)  24  Gul- 
denfufs 419.422.  427. 429.  Zahlungsarten 
desselben  ebend.,  lübischer  Münzfufs, 
dänisch-holsteinischer,  hamburger  Bank- 
u.  22  Guldenfufs  419  a.  zinnaischer  4^5  «'• 
Münzfüfse  in  Gold  /,  20.  Sc  Ii  I  agscha  tz  43i . 
Remedium  432.  Gcldcours,  Agio,  Wah- 
rung 421. 


MünzRegal  4i5  ff.  in  den  t.  Bundesstaaten 
im  Allgemeinen  4^.  in  dem  t.  Reich 
416.  Verleihung  desselben  410«  Ober- 
poli/-ci,  Gesetzgebung,  richterliche  Ge- 
walt 43o.  ehemal.  MünzProbationsTage 
425.  Verfügung  über  ausländische  Mün- 
zen 4?o.  kein  lucratives  Regal  43 1.  Münz- 
verein der  Bundesstaaten  419.  429  b.  432. 
Münzverbrechen  43o  d.  Kippen  u.  \Vip- 
pen,  ebendas.  Justiren,  ebendas. 

Muham  etaner  5 14  c 

Mulifenrecht  338  d. 

Municipalgarde  54". 

Municipalitäten,  s.  Gemeinde. 

MunicipalVerfassung  259. 

Musikpacht  463. 


I*. 


Nachdruck  237.  l\di.  5o5. 

Nacheile  469. 

Nachfolger,  s.  Thronfolge. 

Nachgebohrne  Mitglieder  d.  Regentenhau- 
ses 249.  ihre  Apanage  25o.  Zusatz  zu 
S.  35i.  ihr  Gerichtstand  249.   172  d. 

Nachsteuer  476.  Befreiung  davon  229. 

Napoleon,  seine  Uebermacht  u.  Vernich- 
tung des  t.  Reichs  9  u.  ff.  seine  Ex- 
communication  5 12  a.  seine  Sorge  für 
die  kathol.  Religion  525  b.  c. 

Nassau,  Landstände  286.  Contingentsache 

200  c.   Anhang,  S.  883  f. 
NassauOranien,  seine  Staaten  occauirt 

3i  b. 

Nation  257.  259.  267.  teutsche  79.  slavi- 

sche  79. 
NationalEinkommen  393  a.  397. 
Nationalgarde  546. 
NalionalKirehe  524. 
NationaiOcconomie  i3.  3g3  d. 
Natürliche  Kinder  2/|5. 
Neckarschiffahrt  568.  58i.  58*,b. 
Neipperg  3o3  e.  Anhang,  S.  901.  919. 
Nepotismus  49°. 
Neubruch,  s.  Novalzebnten. 
Neuchätel,   seine  landstund.  Verfassung 

279  c. 

Neutralität  d.  T.  B.  18-.  der  Bundes- 
staaten 181).  190.  191.  222.  557.  d.  Rhein 
Schiff.  Ortroi  577. 

Nichtigkeitbeschwerde  3-.|.  wider  bun- 
desausträgalgerichtliehe  Urtheile 
und  Zusatz  zu  S.  2  25. 

NiederlageGerechtigkeit  41^>« 
Niederlande,  s.  Holland. 
Niederlassung  im  Lande  274- 
Niederrad,  Dorf,  Condominat  81.  a. 
Niederweisel,  Anhang,  S.  909. 
Niederwollstadt,  Anhang,  S.  910 
Niemand  gehörige  Sachen  336  IT. 
Nobilitation  497  n.  f. 
NominationsRecht  bei  erledigten  Era-  u. 
Bisthümern  5a3. 


K  <•  g  i  S  t  c  v. 


Nothmün/.c 
Nothrei  lit  Vn. 
Moth\>  ehr  -.v»  |. 

Notiftcat u>ii  der  15.  \.   .tu  aiisw.  \lathto 

i85, 

I\  <>\  alsehntrei  Iii  i". 

NullitStsBesch  werde     itl*'i*  Austrägalge- 

rh  htsurtheile  »~*>. 
Numismatik  i3. 

INuiuirn,  |iii|)sll.  >u.  \  erhehr  mit  ihnen 

;V»o. 


o. 

<  Hier  Vj)j)pllationsGcrichte  22-. 

Oberaufsicht  368  ff.,  über  die  Kirche  5i3. 

Obereigenthumsrecht  3a8  a.  55 1« 

Oberherrschaft  3a8-  3aq  c. 

Oberhoheit  |3.  44  a- 

Oberhoheitalande  43. 

Oberlausitz  287  b. 

Oben  ormuridsebaft  3~o. 

Object  des  Staatsrechtes  d.  T.  B.  96. 

Obsignation  der  Papiere  e.  verstorb.  Gc- 
Bandten  in  der  B.  V.  i38. 

Occupationen  in  Franken,  s.  Preussen. 

Occupationsrecbl  des  Fiseus  476;  338.  bei 
Gütern  auswärt,  aufgehob.  geistl.  Stif- 
tungen 533. 

Ochlokratie  98  a. 

Ochsenhausen,  Anhang,  S.  904» 

Octroi  der  Rheinschiffahrt  58.  569.  5-4. 
I  rtrag  568  b.  Octroi\  ertrag  von  1804. 
Vhj.  Besiiinmungen  während  d.  rhein. 
Bundes  570.  Jahrrenten  6-8  11.  f.  u. 
Pensionen  darauf  58o.  Schiffergilden 
576  a.  s«  auch  Schiffahrt  auf  d.  Rhein. 

Octroyrte  Verfassungsurkunden,  s.  Ver- 
fassungsurkunden. 

Oder,  I  lufsgebiet  q5G  a.  067  g. 

Oeffentl.  Hecht,  s.  Staatsrecht. 

Oeffentl.  Sache  10.  s.  auch  Meinung. 

Oeffentlichkeit  22.  der  Schrift  u.  Presse 
%" 3.  u.  f.  landständischer  Verhandlun- 
gen ^83.  3oo.  der  Rechtspflege  373.  s. 
auch  ZeitungsÄrtikel  und  Protocolle 
der  B.  V. 

Oest reich,  seine  zum  Bund  gehörende 
Staaten  8-  b.  Grosse  78  d.  Verzicht 
83  b.  Grenze  mit  Baiern  92  b.  Land- 
stände  28-.  288.  seine  Teutsch-  und  Jo- 
hanniterOrdensBesItzungen  234  b  u.  c. 
Condominat  mit  Frankfurt  81  a. 

Dettingen  3oi  ff.,  Anhang,  S.  894,  895, 
900  u.  916. 

Offenbach,  Amt,  Anhang  S.  908,  s.  Jsen- 
bürg. 

Oldenburg ,  Holstein-,  32.  108  c.  sein 
grofsherzogl.  Titel  Iii.  nennt  sich  jetzt 
blofs  Oldenburg  108  e.  Landstände  28b1. 
sein  \  erhältnifs  zu  Kniphausen  319. 

Oligarchie  98  a- 


Opposition  in  ständischen  Versammlun- 
gen 3oo, 

Oracula  Jctorum,  s.  Jure  consultorum; 

Orden,  Ehren-  2Ö1.  488. 496.  Damenorden 
248.  Privatorden  496.  geistliche  522. 
533,  geheime  36o.  Studenten —  5oi  g. 
s.  Ritterorden. 

Organisation  74.  3i3.  343  1F. ,  s.  auch 
Staatsbehörden. 

Organische  (anordnende  u.  einrichtende) 
Bestimmungen  des  Bundes  57  ä.  55  a. 
Begriff  derselben  127  u.  ebendas.  Note 
<1.  Organische  (organisirende)  Gesetze 
5j  a.  und  Einrichtungen  des  Bundes 
sind  ausgenommen  von  der  Stimmen- 
mehrheit 127.  Verfahrungsweise  bei 
ihrer  Errichtung  128. 

Ortenberg,  Anhang,  S.  910. 
Orttenburg,  3oi  ff.,  Anhang,  S.  896  und 
919. 

Ostfriesland  86  a  Lands  ändc  286  m. 
Ostrach,  Anhang,  S.  912. 

P. 

Pädagogien  5oi. 

PapalSy stem  5i5  b. 

Papiergeld  340.  4°o  u«  f-  42^. 

Rappen  heim  262  a.  3i5  b.  und  Anhang 

S.   896.   919.    seine  Lehnverbindung 

54i  b. 

Papst,  Art  und  Geschichte  seiner  Politik 
5i2  a.  5i5  a.  Culminationspunct  seiner 
Macht  5 12  a. seine  Verfügungen  bedürfen 
landesherrlicher  Genehmigung  Ö20.  s. 
Kirche  und  Nuncien, 

Parallelismus  66. 

Parangariae  468  a. 

Pariser  Friede  v.  1814,  58.  88.  91.  Pariser 

Hauptvertrag  von  i8i5,  58.  89.  91. 
Pafspolizei  38 1  c. 
Patentwaaren  462. 

PatrimonialAbgaben  44-  3o5  e.  322  b. 
priv.  Arten ,  ihre  privatrechtliche  Na- 
tur und  Ablösung  derselben  393.  manche 
sind  jetzt  KammerRegalien  353.  s.  auch 
Patrimonialherrliche  Rechte  u.  Patri- 
monialDienste. 

Patrimonial Dienste  3o5  e.  322  b.  468  a. 
s.  auch  PatrimonialAbgaben. 

PatrimonialGerichtbarkeit  368  u.  f.  3o5. 

320  C.  322. 

PatrhnonialGut  des  Regenten  335. 

Patrimonial  Herren,  s.  Grundherren. 

Patrimonialherrl.  Rechte  der  Standes- 
herrCn  44-  3o5.  der  Grundherren  322. 
manche  sind  jetzt  BammerRegalien  353, 
s.  auch  PatrimonialAbgaben, 

PatrimonialHoheit  44  a. 

PatrimonialPflichtige  272. 

PatrimonialS taaten  33i. 

PatronatRecht  276.  322.  56o  d.  landes- 
herrliches Ö23.  grundherrliches  3*2. 

Peinlichkeit,  Kosten  derselben,  378. 
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Pennalismus  5oi  g. 

Pension  396.  498.  Pensionen  aus  d.  R. 
Deput.Schlul's  233  u.  f.  der  Mitglieder 
des  Teutschen  u.  Jolianniterordens  234. 
der  ehem.  Dom-  u.  freien  Reichsstifte, 
des  Reichskammergerichtes,  des  Fürsten 
Primas,  u.  der  Diener  des  ehemaligen 
Grofsherzogth.  Frankfurt  245.  der  ehe- 
maligen RheinzollBeamten  58o  b. 

Pensionirung  der  Staatsdiener  493.  der 

standesherrlichen  /\b.  s.  Pension. 
Perlen  448.  458. 

Personalsten,  reichsgräfliche  262  c.  3o3  e. 
standesherrliche  3o3  e.  3o6  d. 

Petershausen,  Anhang,  S.  907. 

Petitionen  bei  der  B.V.  s.  Adressen. 

Petitionsrecht  Einzelner,  vereinigter  Ein- 
zelner u.  Corporationen,  bei  land- 
stä'nd.  Versammlungen  296. 

Pfaffenhofen  ,  Anhang  ,  S.  896. 

Pfahlgericht  369  c. 

Pfandhäuser  4*3, 

Pfarrgericht  368. 

Pfarrgrenzen  523. 

Pfennig,  gemeiner,  4°2, 

Pferdeverkauf  462. 

Philiponen  5 14  c. 

Philippseich,  Anhang,  S.  910. 

Pietisten  014  c. 

Placet,  landesherrl.,  520. 

Platen  3o3  e.  u.  Anhang,  S.  897.  919. 

Plebejer  264.  489  e. 

PlenarBeschlüsse  123  c. 

Plenum  ,  s.  Bundesversammlung. 

PlettenbergMietingen  3oi  ff.,  Anhang, 
S.  901  u.  919, 

Pöbel  266. 

Pöbelherrschaft  98  a.  280. 
Politik  i3.  68. 

Politische  Freiheit  4.  —  Recht  4. 
Politische  Natur  der  Streitigkeiten  unter 

Bundesgenossen  173  a. 
Politischer  Charakter  des  T.  B.  93.  des 

Zeitalters  (ß- 
Polizeigesetze  296  b. 

Polizeigewalt  38o.  Grenzen  386.  Ver- 
hältnifs  zu  der  Justiz-  u.  CriminalgewaTt 
389  —  392.  Begriff  der  Staatspolizei 
38o.  Staatsgesellschaft  -  Polizei  38i. 
PrivatConventionalP.  38i.  Sieherheit- 
und  WohlfahrtP.  38i  ,  geheime  38 1  c. 
359  a.  36o  b.  Bevölkerungs-  und  Ge- 
sundhcitP.  382.  Gewerbe-  oder  In- 
dustricP.  382.,  ökonomische,  Manu- 
factur-  u.  HandlungsP.  382.  Sitten-, 
Erziehungs-  u.  (J'nterrichtP.  38;..  litera- 
rische 5o3.  hohe  u.  niedere,  allgemeine 
u.  particuläre  383.  Gorrections  oder 
Zuchtpolizei  392  a.  Polizeigesetzgebung 
38  j  u.  f.  Polizei verbrechen  ü.  Strafen 
385.  Behörden  387.  Polizeigericht,  Gc- 
richtbarkeit  u.  Verfahren  388. 

Polizeirechte  der  Standesherren  3o5.  der 
Grundherren  322. 


Polizeisachen  38c).  391.  ob  und  wann 
darin  Recurs  an  die  B.V.  Statt  findet 
169  a. 

Polizeisoldaten  469.  546. 
Polizeiverträge  558. 
Polytechnische  Institute  5oi. 
Pommern  ,  Schwedisch  —  ,  Landstände 

282  d. 
Pontificat  5i5. 

Possessorische  Rechtsmittel  wider  den 
Eisens,  die  Rammer,  d.  Schatulle  d. 
Regenten  356. 

PostRegal  433  ff.  Postwesen  überh.,  ver- 
schied. Arten  der  Posten,  Landkutschen, 
Regalität  d.  Postwesens  433.  Geschichte 
d.  Posten  434  a.  Ehemal.  Reichspost- 
wesen 434-  TerritorialPosten  435.  Post- 
Regal und  Botenwesen  der  Reichsstädte, 
Landboten  und  Landkutschen  436. 
PostRegal  während  d.  rhein.  Bundes 
437.  seit  Erricht.  des  T.B.  439  f.  286. 
Pflichten  d.  Bundesstaaten  444.  Ein- 
wirkung der  B.V.  444«  taxische  Post- 
rechte u.  Ansprüche  236.  434-  439.  44°« 
538  a.  542  d.  Posthoheit,  Verschiedenh. 
der  Postverwaltung,  Postverträge,  Post- 
verwaltungsBezirke  44 1  558.  Ober- 
aufsicht, Polizei,  Gerichtbarkeit,  Post- 
ordnungen 442.  PostOrganisation  443. 
Boten,  Landkutschen,  Hauderer,  Fracht- 
fuhrleute 445-  Briefgeheimnils  444- 
Postschiffahrt  462.  569  c. 

Potaschensieden  448  f-  462. 

Prädicate  495. 

Präsident  der  B.V.  i35.  seine  Benennung 
i35.  i85  b.  entscheidende  Stimme  125. 
1Ö2  d. 

Prätensionen  83*  Verzieht  darauf 4 3.  83. 84. 
Praunheim,  Anhang,  S.  908.  909. 
Presburger  Friede  27.  58  a. 
Presbyterium  517. 

Prefsfreiheit  5o3    u.   f.   5o5.  527.  237. 

Wirksamkeit  der  B.V-  hiebei  5o4- 
Prefs-,  Schreib-  u.  Redezwang  17.  5o3. 

u.  f.  52-.  am  Sitz  des  Bundestags  i4ü 

vorläufiges  Prefsgcsetz  des  T.  Bundes 

v.  1819,  170  a  u.  c.  5o4  e. 

Preussens  Staatsservituten'^  &  Verzicht 
auf  Prätensionen  u.  Succefs. Rechte  83 
b.  84.  seine  zum  Bund  gehörende 
Staaten  87  b.  ihre  Volkzahl  78  c. 
ProvinzialStände  288.  Rreisversamin- 
lnngen  u.  CommunnlLandtage,  cbendas. 
b.  Verheissung  einer  Repräsentation 
<ies  Volks,  ebenda».  Verfassung  von 
Neuchätel  ?,-(.).  Edict  für  die  Standes- 
herren 3if).  Landstände  288.  Haus- 
Eideicommifs  333  b.  Münzsystem  428. 
Occupationen  in  Franken  v.6  c.  in- 
directes  Steuersystem  4°3  neuer 
Johanniterorden 234  c.  Streit  mit  Anhalt 
Göthen  173  b. 

Primas ,  Fürst,  seine  Pensionirung  235 
Primas  v.  Teutschl. 
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l'i  iinat  ilcs  Papstes  5i5«  sein Culminations- 

Putu  t    u  •  a.  s.  Papst. 

Primocenil  tu*  ■•  |  i. 

Principe  monarchisches,  98  a. 

PrinsessinSteucr  \o\  e.  —  Aussteuer  u. 

I  nterhalj  •  "••>. 

PrivatEigenth  umrechte  276.  353.  355  u.  fr. 

Best  bränkung  derselben  355  a« 
Privat  l  ärstenrechl  ti.  6o.  75. 
Prn a  Ige  vi 0 1  bc  .100. 

Privatgui  3a8.  353.  355  u.  ff.  des 
Regenten  33a.  3  15.  1  -3. 

Privatnachlafs  des  Souverains  243.  335. 

339  f. 
PrivatLehen  543. 
Privatorden  196. 

Privatpersonen,  ihre  Streitigkeiten  mit 
einseinen  Bundesgliedern  217  ,  mit 
niedreren  zugleich  i-(>  u.  £  s.  auch 
l  uteri  Innen ,  Austrage  uu  Austragal- 
hfstans. 

Privatrecbl  12.  allgem.  u.  positives  10., 
teutsches  53.  zuweilen  in  Polizeiord- 
nungen  384  a« 

PrivatReclamationen  bei  der  B.V.  218. 
1  1  * ) -  i5a.  und  ebendas.  c.  wegen  Justiz« 
Verweigerung  169  1). 

Privatsache  10, 

Privilegien,  kaiserliche,  77. 

PrivilegienRegal  483  ff.  Begriff  u.  Arten 
der  Privilegien  483.  Dispensation  483. 
Gültigkeit  u.  W  irksamk.  der  Privilegien 
484>  Vertrageigenschaft,  Widerruf, 
Minderung,  Veränderung,  Auslegung 
485.  landstand.  Concurrenz  485.  Privi- 
legienrechl  landsässiger  Obrigkeiten 485. 
i  erschied,  \rtcn  der  Privilegien 486.  Bü- 
clierP.  5o5. 

Prnilegirter  Gerichtstand  367. 

Protrusionen ,  kirchliche,  022. 

Producenten  267.  397. 

Proprietät  43. 

Proselytismus  5i5.  519. 

Protection  kann  die  B.V.  in  Frankf.  er- 

ibeilen  143. 
Protestanten  5i6  c. 
Protestantismus,  seine  Natur,  5i8. 
Protestation  wider  Beschlüsse  der  B.V, 

1  1  ".  225. 

Protokolle  der  B.V.  24  b.  108.  159.  160. 
166.  218  a.  SeparatProtocolle  i58  ff. 
ganz  geheime  160  b. 

Protocolle  der  wiener  MinisterialConfe- 
renzen  v.  1819  u.  1820,  70  a  u.  b. 

ProvinzialEinrichtungen,  kirchliche,  523. 

ProvinzialStände  290.  preussische  290. 
288  b.  holsteinische  288.  290.  hannö- 
verische 290.  —  Räthe  290  i. 

Proi  isorische  S  erfägungen  des  Austrä'gal- 
Gerichtes  176.  ■ —  organische  Bundes- 
einrichtungen 127  d. 

Publicisten,  verschiedene  Arten  derselben 
69,  b.  i5.  23.  ihre  Unterdrückung  20.  69. 


S  t  e  r. 

Publicität  22.  landständ.  Verhandlungen 
3oo.  s.  Ocffentliehkeit.  —  der  Bundes- 
tagsA  erhandlungen  i58. 

PücklerLimpurg  3oi  ff,,  Anhang,  S.  896. 
001  11.  919 

Pürsch,  (Veic,  4^4* 

QuadtTsny  3oi  ff.,  Anhang,  S.  902  u.  919. 

Quartierfreiheit  der  Gesandten  4°6* 

Quellen,  ihre  Regalität  447. 

Quellen  des  teutsch.  öffentlichen  Rechtes 
54  ff  yi)  des  Bundes:  Grund-  und 
Staatsverträge  55  ff.  Herkommen  69  ff. 
Analogie  62  ff.  aligemeines  Staats-  u. 
Völkerr.  67.  Gleichgewicht  u.  Politik 68. 
Nebenquellen  u.  Erläuterungsmitte]  69. 
Auslegung  d.  Bundes  Acte  70.  —  B)  des 
Staatsr.  der  Bundesstaaten  71  ff.  gemeine 
Quellen  72.  ob  fremde  Bcchte  73. 
besondere  Quellen  74.  Staatsgrund  ver- 
trage u.  andere  Staatsverträge,  Staats- 
gesetze 74  f.  Staatsherkommen  76.  Ana- 
logie 76.  manche  ursprüngl.  Reckts- 
titel  76. 

R. 

Bang,  des  T.  B.  u.  der  Bundesfürsten  n5. 
i3i  — i33.  Bangordnungen,  Rangstrei- 
tigkeiten  493.  zwischen  Hannover 
u.  Würtemberg  n5  c.  Ebenbürtigkeit 
der  Standesherren  3o3. 

Bastatter  FriedensCongrefs  88  d. 

Balibor  317  a. 

Batio  Status  55i.  5Ö2  b. 

Beceptions  Verträge  Ö2Ö  c. 

Rechberg,  Graf,  seine  standesherrliche 
Qualifikation,  im  Anhang,  S.  902  u.  919. 

Rechnungswesen  399. 

Recht,  das  Gesetz  der  Gesetze  217.  offen tl. 
5.,  teutsches  7.  47«  s.  Quellen  u.  Staats- 
recht. 

Rechte,  fremde,  73. 

Rechte  ,  wohlerworbene ,  Einschrä'nk. 
durch  die  Polizeigew.  386. 

Rechteren  -  Limpurg  -  Speekfeld ,  Anhang, 
S.  896.  904.  919. 

Rechtlosigkeit,  s.  Bechtszustand. 

Rechtsgewohnbeit  36 1 . 

Bechtsgleichheit  der  Untcrthanen  l\.  239. 
der  Glaubensparteien  u.  ihrer  Mitglieder 
Ö25  u.  f.  529.  23o.  verweigerte  oder  ge- 
hemmte 216.  227.  373. 

Bechtslehrer ,  Ansehen  ihrer  Schriften 
in  dem  Bundesrecht  69.  20. 

Rechtspflege  373.  217.  Einmischung  in 
solche  373.  553.  Trennung  v.  der  Ver- 
waltung 373.  öffentl.  Verfahren  373.  s. 
auch  Justiz. 

Rechtstitel,  dessen  Anzeige  dem  Fiscus 
356. 
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Rechtszustand,  dessen  allseitige  Handha- 
bung in  ganz  Teutschl.  217—219.  169. 
s.  Justizverweigerung. 

Reeklinghausen  32. 

Reclamanten  bei  der  B.V.  können  per- 
sönlich oder  durch  Bevollmächtigte 
ihre  Angelegenh.  betreiben  149  1- 

Reclamationen  bei  der  B.  V. ,  dabei  ist 
die  Competenz  der  letzten  zu  begrün- 
den 218.  Cominission  dafür  iÖ2  c.  — 
wider  zu  d.  Bund  nicht  gehörende 
Regierungen  218. 

Recurs  an  den  Souverain  35o.  in  Civil- 
Justizsachen  374.  in  peinl.  Sachen  378. 
wider  Mifsbrauch  der  Kirchengewalt 

Ö21. 

Recurs  der  Landstände  u.  Unterth.  an 
die  B.  V.  bei  Verletzung-  des  Rechts- 
zustandes  in  Bundesstaaten  217  u.  f. 
insbes.  der  Staatsverfassung  217.  225. 
wegen  Justizverweigerung  u.  bei  Hem- 
mung oder  Vernichtung  richterl.  Er- 
kenntnisse 169.  wider  administrative 
u.  Polizeiverfügungen  169  a.  von  Seite 
eines  Bundesgliedes  wider  ein  anderes 
166  u.  ff.  217.  von  Landständen  und 
Unterthanen  wider  d.  Landesherrschaft 
217.  225.  284  a  i.  von  Privatpersonen, 
im  Fall  des  Art.  3o  der  wiener  Schlufs- 
Acte  176.  dem  Gf.  Bentinck  wegen 
Kniphausen  vorbehalten  319.  von  Stan- 
desherren 309.311.  von  d.  vormal.  un- 
mittelb.  Reichsadel  323.  324  a- 

Recurs  eines  Bundesgliedes  an  die  Ge- 
sammtheit  der  Bundesglieder,  wider 
Beschlüsse  der  B.V.  117. 

Recurs  wider  reichsgerichtliche  Erkennt- 
nisse an  die  allgem.  Reichsversamml., 
wer  jetzt  darüber  zu  entscheiden  habe, 
217  h. 

Reformation  der  Kirche  5 16.  —  d.  Kir- 
chenguts 532. 
Reformationsrecht  5i3.  270  b. 
Reformirte  5i4  b.  5i6  e.  525  c. 
Refractaires  4°9« 

Regalien  99.  der  Stadt  Minden  275  b. 
benutzbare,  lucrative  od.  einträgliche 
99  b  u.  c.  353.  verleihbare  102.  275. 
449-  höhere  102  c.  3o5  a.  3o6.  s.  Ho- 
heitrechte. 

RegalienVerordn.  Friedrichs  I.  73  c. 

Regensburg,  Erzbisthum  u.  Bisthum  524. 
Mctropolilankirche,  ebendas. 

Regent  3.  4-  247«  s«  Souverain  a.  Staats- 
oberhaupt. 

Regentenhandlungen,  während  einer  feind- 
lichen Inhabung  des  Landes  253 — 20/j. 

Regentschaft  247. 
Regierung,  s.  Staatsverwaltung. 
Regierungsantritt  246. 
Regierungseid  246. 
Regierungsform  34 1  ff. 
Regierungsgehülfc  247  b. 
Rcgierungsgcwalt,  untergeordnete,  102  a. 
320  c. 


Regierungsnachfolger,  s.  Thronfolge. 

Regierungsrechte,  Erörterungen  darüber, 
98.    verleihbare  102. 

Regierungssachen  375.  CompetenzCon- 
flicte  zw.  Justiz-  u.  Verwaltungsbe- 
hörden, ebendas. 

Regierungsunfähigkeit  2  47- 

Registraturen  der  B.V.  i58.  ihre  Registra- 
tur i36.  Reposituren  349- 

ReglementarArtikel  der  BundesActe  57  a. 

Reich,  als  Staatsform  98  a. 

Reich,  teutsches,  seine  Schulden  u.  Staats- 
eigenthum 5o  a.  seine  Staatsverfass.  35  ff. 
Auflösung  25  ff.  Wirkungen  seiner 
Auflösung  48  —  53.  insbes.  in  Absicht 
auf  Landesverfassung  49«  283.  der  t. 
Bund  ist  nicht  sein  Rechtsnachfolger 
6.  52.  233  f.  238  a.  auch  ist  solches 
nicht  der  Regent  eines  t.  Bundesstaates 
238  a. 

Reichenbach,  Anhang,  S.  909.  ^ 

Reichsadel,  ehemaliger,  262.  sein  Rechts- 
zustand 32i  ff.  auf  der  linken  Rhein- 
seite 324- 

Reichsarchiv  39  u.  f. 

Reichsdeputations-!Hauptschlufs  v.  i8o3, 
26.  45.  5o.  58.  i33.  233.  dessen  authen- 
tische Auslegung  52.  58.  des §.38,  betr. 
die  Schulden  \b  g.  Ausgaben  desselben 
und  der  dazu  gehörigen  Protocolle  58  f. 

Reichserbmarschallamtsarchiv  39  d. 

Reichsgerichte  35. 

Reichsgerichtliche  Processe,  deren  Fort- 
setzung 40.  177  g-  Vollziehung  reichs- 
gerichtl.   rechtskräftiger  Erkenntnisse 

177  g-  .  . 

Reichsgesetze,  teutsche,  deren  Gültigkeit 

38.  5o  f.  ihre  Auslegung  5?.  58. 
Reichshofrath  35.   sein  Archiv  39  f. 
Reichskammergericht  35.  sein  Archiv  39 

11.  f.  Zusatz  zu  S.  46.    seine  Gebäude 

5o  a.  Deposita  40  c.    Bibliothek  5o  a. 

Archiv-  u.  PassivCapitale  5o  a.  Susten- 

tationscasse  u.  Taxgclder,  ebendas. 
Reichskreise  35.  ihr  Schuldenwesen  6.  45. 

233.  ihre  Archive  4°- 
Reichslehen,  s.  Lehnverhältnisse. 
Reichslehnbriefe  77. 

ReichsOperationsCasseSchulden  5oa.  233. 

Zusatz  zu  S.  3 12. 
Reichsritterschaft,   ehemalige,   36  a.  43. 

23i.  32o  ff.  324,  327.  ihre  Orden 496 e. 

Schulden  ihrer  Cantone  6  c. 
Reichsstände,   ehemalige,  von  freiherrl. 

Stande  262  d. 
Rcichsunm  ittclbarkeit  3?.  258.  Mittelbare 

ebendas. 

Reicbsverfassung,  teutsche,  i8f  35  ff.  ihre 
Auflösung  19  "ff  deren  \\  irkung  48  ff. 
283. 

Reicbsverwesung  247- 
Reiffenberg,  Anhang,  S.  91a. 
Reihenfolge  derlGeschäfte  in  der  B.V.iSi. 
Religiöse  Dogmen  U.  Maximen  5i5. 
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Religion,  Staats«  oder  herrschende,  Si. 

'<  ■  V  He»  i  plion  derselben  ;ui.  525. 

Religion,  persönlu  hf  der  Bundesgenossen, 
i\6  c  ui8.  5 19.  5*s8. 

ReligionsSnderung  5i8  b.  S191  des  Re- 
genten B 181 

lU*lii;i»»n>ani;elegenheiten  am  Hundestag, 
darin  boH  die  Stimmenmehrheit  nicht 
entscheiden  127.  n-v a  11 11  sie  bei  der  Ii. V. 
■a  verhandeln  sind  i.|6  t*.  gehören  vor 
»l.is  Plenum 

Religionacharakter  der  Staaten  81.  2i3  e. 

ReligionsClaosel*,  in  let/.tw  iiiigen  und 
rertraemästeen  Bestimmungen  53o« 

ReliaionsEdict,  preussischsfi  u.  badisches 
5 18  Ii.  würteinb.  522  1).  haierische  5iy 
a  u.  b,  530  8.  5ia  b.  k.  säehs.  52-2  b. 

Religionseid  5i8  <•. 

Religionseigenschafl  527. 

Religionsfriede  5o  f. 

Religionsgleicbheit,  Wirkungen  derselben 
"3»>.  VO  w.  f.  Ausnahmen  029  u.  f. 

Religionsparteien  ,n  |.  ihre  Veraehieden- 
beil  soll  keinen  l  nterschied  in  ihren 
polit.  u-  bürgerlichen  Rechten  begrün- 
den, 9.  Glaubensparteien  2i3.  23o.  526. 

Eteltgionssechen ,  s,  Religionsangelegen- 
heiten. 

Religionsübung  5a5;  529. 
Religiösen  aufgehobener  und  nicht  auf- 
gehobene- Klöster  533. 
Rcmediuin  432. 

Renten  aufd.  Rheinschiffahrt -Octroi  233. 

J7Ö  u.  f.  Rückstand  dererzkanzleriscken 

Rente  5-9  g. 
Rentenzeh rer  267. 

Reprä'sentativSystem  98  ebend.  a.  239. 
283.  ob  unterschieden  von  landstandi- 
sclien  279  a.  280  b.  283  a.  —  Grund- 
verfassung, s.  Landstände. 

Repressalien  171  b.  557. 

Republik  98  a. 

Res  derelictac  338.  337  a. 

Res  judicata,  vis  ejus  in  territorio  alieno 
366. 

ResetM  atRechtc  io3  a. 
Reservatum  ecclesiasticum  5?-9  e. 
ReserveContingent  v.  Kassau,  Anhang, 

S.  884. 
Re  crveFonds  396. 

ReservelnfanterieDivision ,  s.  Kriegsver- 
fassung. 

Residenz  261.  der  Standesherren  3o4- 

Resistendi  jus  5  c.  255. 

Res  nullius  336.  338. 

Ressort  Reglement  35o. 

Restitution  gegen  bundes  -  austrägalge- 
richtl.  Urtheile  175. 

Retorsion  557. 

Retractus  territorialis  355  a» 

Reufs,  ältere  u.  jüngere  Linie,  Rundes- 
verhältnisse 108.  121.  i56  a.  iÖ7  e. 
Bund esMa  I  ri cid a  cSt reit  der  jüngeren 
Linie  19S  b.  1  amilieriAnst  r.i'ge  173  d. 
Gondominat-   oder   Gemeinschaft  Ver- 


s  t  e  f. 

Ii.ilinil's  81  a.  Landstände  287.  Lchn- 
verbindung  53g  a.  54». 

Reunionen  £o< 

Revolution  a55  u.  f. 

Revolutionäre  (Umtriebe  167  a. 

Rheda  3i  a.  3oi  f.  u.  Anhang,  S.  889. 

Rhein,  Thalweg  desselben  88  —  91.  568. 
Gerichtbarkeit  auf  demselben  585  c. 
Flufsgebiel  |M>  a.  569.  der  Lech  setzt 
ihn  fort  5y4  a.  seine  Grenze  am  Meer 
671.  Abt heilungen  des  Rheins  568  d. 
569.571.  konventioneller  Rhein  568  d. 
571.  5t4  a.  Compelenzder  R  V  .  bei  Strei- 
tigkeiten u.  Beschwerden  563.  571. 

Hheinangelegcnheiten  ,  ihr  europäisches 
Völkerrecht!.  Verhältnifs  571. 

Rhcininseln  28.  91. 

Rheinischer  Rund  6.  Stiftung  3o.  Erwei- 
terung u.  Verminderung  3s.  Dauer  u. 
Ende  33.  4t.  Art  seiner  Auflösung  33. 
Mitglieder  4»  a-  bundesfreie  Souveraine 
3 16.  noch  sichtbare  Folgen  desselben 
33.  47  b.  70  d»  Reccptions-  u.  Acces- 
sions  Verträge  525  c.  Rundesrecht  4i 
ff.  Territorialverhältnisse  kraft  des- 
selben 43  ff.  Rundes  Acte  3o  u.  f.  71 
u.  f.  deren  Auslegung  44-  7°  d.  Wir- 
kung desselben  auf  die  Titel  der 
Rundesgenossen  u.  die  t.  Reichsgesetze 
48  ff.  Ob  u.  wie  weit  die  rhein.  Run- 
desStipulationen  noch  wirksam  sind 
47,  vergl.  70  d.  mit  53,  IV,  u.  83,  III 
u.  IV :  u.  die  in  seinem  Zeitraum  ent- 
standenen Rechtsverhältnisse  70  d.233  f. 
Arealgröfse  u.  Volksmenge  78  b.  Gren- 
zen 86. 

RheinOctroi,  s.  Octroi. 

Rheinschiffahrt,  s.  Schiffahrt  u.  Octroi. 

Rheinschiffahr tOrdnung  576. 

Rheinzölle  569.  Ö74.  s.  Pensionen. 

Richteramt ,  seine  Unabhängigkeit,  373. 
366.    Inamovibilitat  der  Richter  366. 

Richtersprüche,  ihre  Vollziehbarkeit  in 
fremdem  Gebiet  366. 

Richtpfennig  4i8  c. 

Rieneck,  Anhang,  S.  914. 

Rietberg,  Grafschaft,  3i  a.  3oi  f.  u.  An- 
hang, S.  890. 

Ritterbürtig  261  a. 

Rittergüter,  Regriff  4<>7  d.  ihre  Steuer- 
freiheit 407  ct. 

Ritterorden  248.  25i.  496.  geistliche  43. 
234-  s.  Orden. 

Rödelheim,  Amt,  Anhang,  S.  910.  s. 
Solms  -  Rödelheim. 

Römisches  Recht  73. 

Rosenberg,  Anhang,  S.  916. 

Rostock,  dessen  grundgesetzl.  Erbvertr., 
74  b. 

Rothenberg,  Anhang,  S.  909. 
Rottzehnten,  s.  Novalzehnten. 
Rückingen,  Anhang,  S.  908. 
Ruhe,  innere  der  R.  Staaten  217.  167- 
Ruhr  597  g. 

Runkel.  Amt,  Anhang,  S.  61 1- 
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Sachsens,  Königi\,  Verzicht  83  b.  Stände 
286.  291.  sein  SuccefsionsVerliältnifs  zu 
Preussen  846. 

SaehsenAltenburg,  Landstände  286, 

SachsenCoburg,  Landstände  286. 

SachsenGotha ,  Erlöschung  seines  Mann- 
stammes und  dadurch  erfolgte  V erthei- 
lung  seiner  Lande,  u.  Aenderungen  in 
s.  Bundesverhältnissen  108  d.  129  d. 
287  c.  Anhang,  Num.  I,  S.825,Note  10 
Landstände  287. 

SachsenHildburghausen,  Landstände  286. 

SachsenMeiningen  ,  Landstände  286. 

SachsenWeimarEisenaeh,  Landstände  286. 

Salem  317  a.  u.  Anhang,  S.  907. 

Salinen  44&-  449- 

SalmHorstinar  ,  SalmKyrburg  u.  Salm- 
Salm  32.  3oi  ff.,  Anhang,  S.  891.  904 
u.  916. 

SalmReifferscheidDyck  3oi  ff.,  Anhang, 
S.  904. 

SalmReifferscheidKrautheim  3oi  fF.,  An- 
hang, S.  904,  906  u.  916. 

SalmReifferscheidRaitz  3oi  ff.  Anhang, 
S.  916. 

Salpeter  448.  549. 

Salus  reip.  4- 

Salvegarden  486. 

Salzhandel  449  D* 

Salzquellen,  Salzseen,  Salzbergwerke,  44°* 
u.  f.  458. 

Sand  458. 

Sanhedrin  5i6  h. 

Sauer-  u.  Gesundbrunnen  448. 

SaynWittgensteinBerleburg  3oi  ff.,  An- 
hang, S.  991.  892  u.  916. 

SaynWittgensteinHohenstein  3oi  ff.,  An- 
hang, S.  89t.  900  u.  916. 

SchaesbergThannheim  3oi  ff.,  Anhang, 
S.  903  u.  919. 

Schatz  des  Staates  396. 

Schätze  33?  a.  3^8.  448.  476. 

Schankgerechtigkeit  462. 

Scharfrichterei  463. 

SchatullGut  des  Regenten  332.  335.  47^. 
seiner  Gemahlin  u.  des  Thronfolgers 
335. 

Schauen,  Herrschaft,  3i8  c. 

Schauinburg,  Herrschaft,  Anhang,  S.  911. 

Schaumburg,  Landstände,  286. 

Schauspiele  463. 

Scheerschleifen  463. 

Scheide,  Schiffahrt,  56>  58i  u.  f. 

Schiedsrichter  für  Streitigkeiten  der  Run- 
desgenossen 173.  für  Streitigkeiten  der 
Landesherrschaft  mit  ihrenLandständen 
284  u.  284  b.  Beispiele  von  Mecklen 
bürg,  von  SchwarzburgRudolstadt  u. 
v.  HohenzollernSigina ringen  297  d. 

Schilfahrt  457  u.  Handelsverkehr  auf  sol- 
chen Flüssen,  die  verschiedene  Staaten 
scheiden,  oder  durchströmen  563  ff. 
Bestimmungen  d.  wiener  (Kongresses  u. 


Verpflichtung  aller  Bundesstaaten  zu 
deren  Erfüllung  überh.  563  u.  deren 
Garantie  563  a.  Competenz  der  B.  V. 
237  b.  563.  571.  insbes.  Freiheit  der 
Schiffahrt  u.  d.  Handels  564-  System 
der  Abgaben  u.  Polizei  564.  Schiffahrt- 
Abgaben  565.  Erhebungsbehörde,  Lein- 
pfade u.  Arbeiten  im  Flufsbett  566. 
Stapelrecht  und  gezwung.  Umschlag 566. 
Zölle  u.  Schiffahrtordn.  566.  Anwend. 
auf  einzelne  Flüsse  u.  Gewässer  567. 
Hoheitrechte  585. 
Schiffahrt  auf  dem  Rhein  460.  grofse  und 
kleine  568  e.  Bestimmungen  für  die 
Folgezeit  23^.  567.  568  ff.  Betrag 
des  WaarenTransports  568  b.  Zölle  u. 
Octroi  569.  Bestimmungen  defshalb 
während  des  rhein.  Bundes  u.  deren  Auf- 
hebung 570.  CentralCommission  571. 
Verwaltungs-  und  richtende  Behörden 

572.  ErhebungsBüreaux  u.  OctroiFlagge 

573.  AbgabenTarif  u.  Zölle  574-  Er- 
hebungsart, Verpachtung,  Leinpfade  Ö7Ö. 
Schifferberechtigung ,  auch  der  An- 
wohner von  Neckar,  Main,  Mosel, 
Maas  u.  Scheide  597.  576.  58 1.  Schif- 
fahrtordnung 576.  Neutralität  577.  Auf- 
hebung des  Stapelrechts  u.  Umschlags 
577.  Kran-,  Rai-  und  Magazingeld 
577.  strasburger  und  düsseldorfer 
Schiffer  577  c.  frankfurter  Mefsfreihei- 
ten  577  c.  Jahrrenten  auf  d.  Octroi 
578  u.  f.  Pensionen  58o.  Hoheitrechte 
585.  s.  auch  Octroi. 

Schiffahrt  auf  d.  Neckar,  Main,  Mosel, 
Maas  u.  Scheide  58i  u.  f.  Scheide  567. 
Hoheitrechte  585. 

Schiffahrtverträge         c.  563  ff. 

Schiffergilden  576. 

Schiffgebühr  569  c. 

Schlagschatz  43 1. 

Schleichhandel  4<>3. 

Schlesien  6  a.  87  b. 

Schleswig,  s.  Holstein. 

Schleussen  4^7. 

Schlitz  3i5  b.  Anhang,  S.  910  u.  918. 
Schlofsrecht  486. 

SchlufsActe,  wiener,  v.  1820,  56.  70. 
ihre  Entstehungsart  1 16  d  franz.  üeber- 
setzung  56.  Art.  3o  derselben  176.  — 
des  wiener  Congrcsses  56.  ihre  Aus- 
legung 70  b. 

Schmelzhütten  448  f. 

Schönberg,  Amt,  Anhang,  S.  909.  s. 
Erbach. 

Schönborn  3oi  ff.  Anhang,  S.  896,  919 
u.  920. 

Schönburg,  fürstl.  und  grälliches  Haus, 
3i8  d.  3o3  q,  Anhang,  S.  896.  916  u. 
920,  Zusatz  zu  S.  499* 

Schoppen  376. 

Schriftsassen  269  a. 

Schriftsteller,  s.  l'ublicisten. 

Schrot  u.  Horn  i  18. 

Schubanstalt  467. 
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Schürfen  nach  I  i  /,  .»tu. 

Schulden,  >••  Staatsschulden, 

Schulden  des  t  Reichs  [5. 5o  o.  der  Reichs- 
OperetiontCasse 5o  a;  derReichs- 
B  reise  i'\  i33  der  Landesherren  und 
Linder  aus  der  Zeit  des  i.  Reichs  233. 
Verhandlungen  der  l>.  \.  233  a.  der 
O  her  Im  hei  t  lande  und  Standesherron .| j. 

der  I  nts«  Ilm:  igungslä  nder  \.   l8o3,  /|5. 

der  reichsritterschaftlicben  Cantone  6  c. 
s.  Staatsschulden« 
Schulen  5oi«  3o5« 

Schusaenried .  Anhang,  S.  9o3.  o<>j.  oo5. 
S(  Inii/.,  landesherrl.,  ^64.  von  Gesandten 

am  Bundestag  bewilligter  143. 
S»  huts  der  Kirche  .">i 3.  mi, 
Schutsbriefe  kann  die  1>.\  .  in  Frankfurt 

ertheilen  IA3,  auch,  in  gewissen  Fällen, 

in  andern  Bundesstaaten  184« 
Bchutslose  .|67. 
Schutsverwandte  464. 
Schwarza,  Schlofs  u.  Flocken,  3i8  c. 
Schwarsburg's  \  erhältnisse  zu  S.  Gotha 

3i8  1).  u.  ehehin  zu  S.  Weimar  u. 

Prens8en .    ebendas.  Lehnverbindung 

vM)  -,.    Rudolstadts  Landstände  286. 

Sondershausens  Landstände  288. 
Schwarzenberg  3oi  IV.,  Anhang,  S.  895. 

t)0~   U.  IJI-. 

Schweinschnitt  4°3- 

Schweiz  87.  88.  569  a.  s.  Baden. 

Schwenkfelder  5i  j  c. 

Secten,  religiöse,  5i4c.  publicistische  i5. 

Secularisation  26.  53i. 

Secundogenitur  243. 

Seen  -9.  447« 

Seeräubern,  Verhandlungen  bei  derB.V. 
i85  d. 

Sehenswürdigkeiten  463. 
Seidenwürmer  462. 
Selbold,  Anhang,  S.  908. 
Selbsthülfe  bei  Streitigkeiten  der  Bundes- 
glieder unter  sich,  ist  verboten  221. 171. 
Selters,  Anhang,  S.  911. 
Seminaricn  5oi  d.  523. 
Seniorat  243. 

Sentenzen,  richterliche,  ihre  Vollziehung 

in  fremdem  Gebiet  366. 
Separatisten  5 1 4  c. 

SeparalProtocolle  der  B.V.  108  —  160. 
Sequela  armata  469.  54y. 
Service  549. 

Servitus  juris  publici,  s.  Staatsservitut. 

Sicherheit,  Zweck  der  Staatsverbindung 
l.  —  der  Bundesstaaten,  äussere  u. 
innere  106.  1 84  u.  ff.  221. 

Siegelmäsige  265  d.  326  a. 

Sierstorpffische  Beschwerde  über  Justiz- 
mifsbrauch  169  i.  217  g. 

Silbergattungen  in  den  Conv.  Münzsor- 
ten 427. 

Simultancum  525. 

Sineruren  489. 

Sinnflufs  56o  d. 

SituationsEtat  399  a. 


Slawische  Kation  -9. 
SolmsBraunfels  und 

SolmsLicli  u.  I lokensolms  3oi  ff.,  An- 
hang, S.  892.  ()<»().  909  u.  917. 

SolinsLaubacli  3oi  ff.,  Anhang,  S.  910 
u.  92O, 

SolmsRödelheim  3oi  ff.,  Anhang,  S.  904. 

()<)({.  ()io  u.  920. 
SolmsWildenfels  3 18  b,  Anhang,  S.  910. 

u.  920. 

Souyerain  3.  s.  Beeilte  4.  239.  259.  Prä- 
dicate,  souyerain  111.  214  a.  und  ver- 
fassungsmäßiger 239.  Unverletzbarkeit 
u.  Heiligkeit  seiner  Person  239.  255. 
280.  gehört  nicht  zu  d.  Adel  262.  3o3  i. 
sein  I  amilienr.  11.  2/19.  262.  seine  Un- 
terordnung unter  die  Pri\  ateesetzc  363c. 
sein  persönl.  PrivatGerichtstand  239. 
177.  Entscheidungsquellen  in  Streitig- 
keilen unter  Souverainen  n.  53.  73. 
Regierungsunfähigkeit  247.  s.  auch 
Tyrannei  u.  Abdankung.  Privatver- 
brechen 247  b.  Minderjährigk.  247. 
Mifsheurath  242.  Gemahlin  u.  Witwe 
248.  Binder  249.  Vormundschaft  249. 
Verbindlichkeit,  aus  Staats-  u.  Privat- 
Handlungen  d.  Vorfahren  2Ö2.  Schatull- 
gut 332.  335.  473-  Religionseigenschaft 
528.  Dauer  des  Verhältnisses  zw.  ihm 
u.  d.  Volk  255.  ist  den  Gesetzen  unter- 
worfen 363.  ist  nicht  befugt,  zu  Bundes- 
beschlüssen zu  stimmen,  die  der  Grund- 
verfassung seines  Landes  zuwider  sind 
284  «  c. 

Souverainetät  3.  238.  d.  B.  Staaten  3.  111. 
226.  238.  Beweis  derselben  270  —  277. 
ihre  Bestandteile  u.  Entstehungsgrund 
238.  Modifikationen  ders.  2i3  ff.  224. 
225  ff.  natürliche  4-  5ji.  positive  554- 
ob  sie  die  ältere  Landcsverfafs.  aufhebt? 
49.  Verausserung  256.  Mifsbrauch  der 
Souveränität  169  217  u.  f.  284 a  i-  55o 
—  554.  dessen  Folgen  255.  247  b,  IV. 
Recurs  der  Landstände  u.  Lnterthanen 
defshalb  217.  283.  VolkSouvcrainetät, 
e,  falsche  Idee  1  b.  280  d.  s.  auch  Staats- 
gewalt. 

SouverainetätLande  43. 

SouverainetätBechte,  Erörterungen  dar- 
über 98  a.  in  d.  Oberhoheitlanden  44» 
Zweifel  u.  Streit  darüber  44« 

Spanndienste  4to. 

SpecialBevollmächtigte,  an  die  B.V.  ab- 
geordnete 137. 

Sperre  382  a. 

Spiel,  s.  Lotterien. 

Spielkartenverkauf  462. 

Spione  38i  c. 

Sportein  368  a. 

Spottnamen,  kirchliche,  527. 

Sprache,  Bechte  des  Regenten  darüber 
35 1.  der  B.V.  149 

Staat,  Begriff  u.  Entstehungsart  1  f.  Staat 
im  Staat  257  b.  5i2.  seine  Ewigkeit  $ 
202. 


Register. 
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Staaten  des  T.  B.  6.  80  ff.  87.  107  ff. 
StaatenSystem  oder  Staatenbund  9.  104  b. 
98  a. 

Staatsacten  54.  69.  die  zur  Auslegung 
dienen  etc.  70  a  u.  b.  Sammlungen  24. 

Staatsäinter  48".  Besetz,  ders.  490.  Zwang 
dazu  490.  erbliche  490.  Verhältnifs  zw. 
d.  Staat  u.  Staatsdiener,  Aufkündigung, 
Entlassung  492.  Versetzung ,  Zuruhe- 
setzung  49^-  Cassation,  Suspension  494« 
Erzämter  4<p.  s.  auch  Staatsbeamte. 

Staatsangehörige  467  a. 

Staaisaufligen ,  s.  Auflagen. 

Staatsausgabe        a.  896.  ' 

Staatsbanken,  s.  Banken. 

Staatsbeamte  342  ff.  s.  auch  Staatsdiener. 

Staatsbehörden  343  ff.  34~.  487.  49°« 

StaatsBestes  552  b. 

Staatsbürger  4.  237.  265  b. 

Staatsdiener  343  ff.  48^  ff.  Aufsicht  35o. 
Verantwortlichk.  u.  Unverletzlich!*.  342. 
35o.  ob  der  Staat  für  ihre  Amthand- 
lungen hafte  35o  d. 

Staatsdienst  u.  Diener  487  ff 

Staatsdienstbarh.,  s.  Staatsservitut. 

Staatsdienste  468  ff.  s.  Dienste. 

Staatsdienste  der  Bundesfürsten  223.  der 
Untertanen  in   fremd.  Bundesst.  229 

Staatseigenl humrecht  828  ff. 

Staatseinkommen  394. 

Staatseinnahme  394  a. 

Staatsform  4.  98.  242.  34 1.  verschied.  Ar- 
ten ders.  98  a.  des  T.B.  und  der  Bun- 
desstaaten 6.  104.  repräsentative  98. 
Staatsgebiet,  Veräusserung  desselben 
33o.  Abtheil.  352.  Bestandteile  277» 
geschlossenes  277.  81. 

Staatsgebiet,  dessen  Einteilung  352.  s. 
auch  Veräusserung  u.  Grenzen,  Un- 
veräusserlichkeit, TerritorialCcssionen, 
Territorium,  TerritorialBestand ,  Bun- 
desgebiet. 

Staatsgenossen 4.  ihre  Verschiedenheit 258. 
Staatsgerichthof,  würtembergischer  u.  k. 

sächsischer  283  h. 
Staatsgeschichte  12. 

Staatsgesellschaften  334  b.  der  Einwohner 

im  Staat  38i. 
Staatsgesetze  55  ff.  ~4- 
Staatsgewalt  3.  5.  238.  Streitigkeiten  über 

Mifsbrauch  derselben  217.  s.  Souve- 

rainetät. 

Staatsgrund  V  erfassung  s.  Staatsform  und 
Grundverfassung. 

Staatsgrundverträge  1  b.  72.  74  f.  49- 
merkwürdige  74  d.  286.  287.  s.  auch 
Staatsverfassung. 

Staatsgut ,  s.  Staatsvermögen. 

Staatshandlungen,  verbindlich  für  d.  Nach- 
folger 2Ö2. 

Staats-,  Haus-  u.  Standeszeichen  496. 

Staatshoheit,  Begriff  u.  Entstehungsgrund 
238.  haftet  auf  dem  Lande  238.  Aus- 
übung derselben  239.  Erwerbung  u. 
Veräusserung  33o.  Beweis  derselben 
270  —  277.  s.  Souverainetät. 


Staatsinteresse  552  b.  s.  Staatswohl,  Con- 
venienz  u.  InteresseStreitiglieiten. 

Staatsinventar  328  c. 

Staatsnoth recht  55 1.  53 1. 

Staatsoberhaupt  3.  diese  Benennung 
ebendas.  u.  239  a.  Beehte  4«  s«  Sou- 
a  erain. 

Staatsökonomie  i3.  393  d. 
StaatsPraxis  12.  114. 
StaatsBaison  55 1. 
Staatsrath  3^4- 

Staatsrecht,  natürl.  u.  positives  5.  Ver- 
fassung*}- und  Y  erwaltungsr.  5.  allge- 
meines 12.  67.  72.  des  rhein.  Bundes 
4i  ff.  47-  beutiges  teutsches  7.  47. 
Quellen  dess.  54  ff.  Subject  u.  Object 
96.  Bundesrecht  104  ff  der  Bundes- 
staaten 2.38  ff.  teutsches  Boichs-  und 
TerritorialStaatsr.  12.  18.  20  u.  f.  35  ff. 
47  ff  Literatur  23  u.  f. 

Staatsreligion  525. 

Staatsschulden  295.  33g.  3qo.  396.  Haus- 
u.  Staatsgesetze  deshalb 33g  f.  Verpflich- 
tung der  Begierungsnachfolger  252  b. 
Tilgung  260  a.  320.  s.  Schulden. 

Staatsservituten,  Begriff  ooq.  active  und 
passive  55g.  BundesS.  187.  TerritorialS. 
560.  409.  4°5.  438.  454.  411-  44°  e*  4^5. 

536.  Grundsätze  56i  f.  wie  fern  sie  die 
StaalsSubiection  beweisen  287.  durch 
d.  rhein.  Bund  veranlafste  46. 

Staatssprache  35 1.  1 49. 

StaatsSubjection,  s.  Subjection, 

StaatsSuccession  242  u.  f. 

Staatsverfassung  1  u.  f.  4  —  6.  49-  280. 
octroyrte  u.  pactirte  283  e.  284  a  u.  f. 
repräsentative  oder  stellvertretende  4. 
98  a.  214  a.  279  a.  280.  vertragmäsige 
49.  74«  283  e.  zeitgemäser  Verbesserung 
fällige  -4  °\  am  Schlufs.  Nichteinwir- 
lding  des  Bundes  214.  21 5.  einseitiges 
Vorschreiben  einer  Verfassung  2ö4a- 
Aufhebung  od.  Aenderung  der  Ver- 
fassung 49.  Streitigkeiten  über  die  Ver- 
fassung. Entscheidung  derselben  284. 
Slaatsv  erfassungsurkunden,  teutsche  74. 
28r).  287.  andere  1  f.  s.  auch  Garantie. 
Fortdauernde  Gültigkeit  der  zur  Zeit 
des  t.  Beichs  errichteten  49  ü«  f.  283 
s.  auch  StaatsGrund  vertrage  u.  Grund- 
verfassung. 

Staatsvermögen  328  ff.  mittelbares  334. 
473.  53 1. 

Staats  Verträge,  sowohl  Grundverträge 
als  auch  Staatsverträge,  im  engern  Sinn 
1  b  u.  f.  55  ff.  -2.  74  u.  f. 

Staatsverwaltung  98.  239.  34*  ff.  ihre  ver- 
schiedenen Zweige  345.  ausserordent- 
liche 247.  253. 

Staats  Verwaltungsform  34 1  ff. 

Staatsvorfälle  14.  17. 

Staatsvormundschaft  247. 

Staatswirthschaft  i3.  393.  Systeme  393  a. 

Staatswissenschaften,  ihre  Classification 
8  a. 
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St.i.it s\m>1i1  .|.  s.  St.iatslnteresse. 
St.i.its/.wi'i  K  i.  ii.  Note  a. 

StadionThannhauseo  3oi  IV.  Anhangt  S. 

lH)f>    l)P  >    II.  i)iO. 

Stadion  ( \\  arthausen)  3oi  IV.  Anhang,  S. 
»)>»>  u.  MO« 

Stadtdienste  468  a. 
Stadtgerichte  S<&  369  1>. 
Stadt  Kammerei  Güter ,    ihre  Steuerfrei- 
heil 1»»-. 

Stadtrecht  [86, 

Städte,  Freie,  Titel  111.  Courtoisie  11a. 
ihre  Stimmführung  in  der  BY.  l56. 

ihr  oberstes  Gericht  •>>-.  5i  a  Staats- 
verfassung ■>.,(».  '».,1.  >85.  216.  ihr  \  cr- 
haltnifa  bu  d.  i3,  Art.  d.  B.Acte  24i, 
\  1.  s.  1  'rankfurt, 

Stadteordnuogen  9.59. 
Stammhaupt  >  |(). 

Stände  der  Staatsbürger,  Arten  u.  Rechte 
derselben  aöÖ  IV. 

Stande  u,  Stämle\ersammlung,  s.  Land- 
Stande. 

Standeserhöhung  497  u.  f.  Zusatz  zu  S. 
73i. 

Standesgebiete  3oi  h. 

Standesnerren,  Begriff  u.  Benennung  3oi  g. 
.»3.  80  b.  Mediatisirte  3oi  g.  Verzeichnifs 
der  St. H.  im  Anhang  Num.  IV.  u.  V.Bun- 
desstaaten, worin  Standesherrschaften, 
ebendas.  und  3oi.  Unterordnung  eines 
St. Tl.  unter  mehrere  Bundesstaaten  3oi. 
Geschichte  der  standesherrl.  Unterord- 
nung 3oi  f.  A)  Rechte  der  St. II.  nach 
der  rhein.  BundesActe  43  —  45-  Zwei- 
fel u.  Streit  darüber  44«  Besitzungen 
45.  grundherrljche  und  Lehnrechte  44* 
Domänen,  Capitalien,  Einkünfte,  Staats- 
auflagen u.  Veräusseruugsbefugiiifs 
3p6.  SucccssionsAnsprüche  83.  Resi- 
denz AusträgalRecht  u.  Bestrafung 
in  CriminalSachen  45.  Landes-  u.  Kam- 
merschulden 45.  Pensionirung  u.  Ab- 
theil, ihrer  Diener  45.  ehemaliges  Münz- 
recht 41 5  c.  B)  neuerer  Rechtszustand 
3oi  ff.  I)  nach  Bestimmungen  des  T. 
Bundes,  im  Verhältnifs  1)  zu  d.  T. 
Bund  ( CuriatStimmen )  3o3.  120  g. 
2)  zu  sammtl.  Bundesstaaten^  Gleichför- 
migkeit, hoher  Adelstand,  Ebenbürtig- 
keit 3o3.  Ehen  245  b.  3o3  g.  morga- 
natische 3o3  g.  Prädicate  Durchlaucht 
11.  Erlaucht  3o3  q.  u.  Zusatz  zu  S.  4?4* 
Personalisten  3o3  e.  3o6d.  3)  zu  denen 
Bundesstaaten,  zu  welchen  sie  gehören, 
a)  persönl.  \  erhältnifs  3o4-  b)  ding- 
liches, insonderheit  patrimonialherrl. 
3o5.  FiseUsrecht  #78.  Domänen,  Patri- 
monialDienste  u.  Abgaben  44  u-  ß  3o5 
<  332  e.  Beamte u.Cabinet3o6.  c)  ver- 
nus(  htes  3ö6,  FamilienAutonomie  u. 
Farn.  Verträge  3o6.  3i3  d.  d)  Grund- 
lage zu  hünft.  näherer  u.  gleichförm. 


Bestimmung  807.  Rechtsverwahr,  d. 
St. II.  gegen  Vorstehendes,  behauptete 
\\  iederherstell.  einiger,  u.  Unterwerf, 
anderer  unter  Preussen  3o8.  Bestim- 
mungen der  wiener.  S.A.  3o().  Ver- 
handlungen u.  Beschlüsse  der  B.  V. 
3 10  u.  f.  Aachener  CongrefsBeschlufs 
3 1 1 .  standesherrl.  Beschwerden,  lan- 
deshcrrl.  Gegenerklärungen  u.  Anzeigen 
wegen  Erfüll,  des  i/j.  Art.  der  Bun- 
desActe 3,12.  309  b  ii.  c.  II)  naoh  staats- 
gesetzl.  Bestimmungen  einzelner  Bun- 
desstaaten, 1)  vor  Errichtung  des  T. 
Bundes 3i3.  ihre  Anwendung  undUcbcr- 
sicht  3i/|.  ihre  Entstehungsart  u.  Ver- 
schiedenheit, Beschwerden  dagegen 
3i5.  Verleihung  der  Standesherrlich- 
keit  3i5.  317.  497-  Wirkungen  dersel- 
ben 317.  2)  seit  Errichtung  des  T.Bun- 
des; preufs.  Edict  3l6  u.  f.  —  Be- 
sitzungen 3oi  Domänen  33a  e.  Resi- 
denz 3o4-  Lehnsachen  53t.  54 1.  543. 
Titel  48.  besonderes  Privatrecht  11. 
Steuerfreiheit  3o4-  4°7«  Forstrecht  452. 
Jagdrecht  453  — Mittelclassc  zwischen 
Standesherren  u.  Grundhcrren  3i8 
Standes  herrliche  Würde,  Ertheilungders. 
3i5,  497. 

Standesherrlichkeit  43  f.  3o2.  Erlöschung 
3o2.  Veräusserung  45.  Soa«  3o6.  Ycr- 
leihung  derselben  3oi  b.  3i5.  317. 

Standesherrschaften  3oi. 

Stapelgerechtigkeit  4 13-  566. 577.  am  Rhein 
577.  am  Main  u.  Neckar  58i. 

Stai'hemberg,  Anhang,  S.  917. 

Statistik  i3. 

Status  in  Statu  257  b.  5i2. 
Stecknitz  567. 
Steinbrüche  448. 

Steindruckerei  462.  5o3  u.  Note  a.  5o5  f. 
Steine  458. 

Steinfurt,  Grafschaft,  Anhang,  S.  889,  s. 
Bentheim. 

Steinkohlen  448. 

Stempel papier  4°2  f. 

SternbergManderscheid  3oi  ff.  Anhang, 
S.  903  u.  920. 

Steuer,  ordentliche,  ausserordentl. directe, 
indirecte  402«  398.  allerlei  Arten  und 
Benennung  402  b — f.  4o3.  nothwend., 
freiwill.,  allgem.,  particuläre ;  Benen- 
nungsart 402  f-  Gegenstände  4o3  b. 
Rechtmäsigk.  u.  gleiche  Vertheil.  4°6. 
4oo.  SteuerCapital  4©6.  Verwendung u. 
landständ.  Concurrenz  293.  295.  4°7- 
Selbstbesteuerung  295.  899  b.  Buch- 
steuer 5o4  a.  Annahme  e.  fremden 
Steuersystems  durch  Verträge  4°3. 
Teutsche  Reichsgesetze  verpflichteten 
die  Unterthanen  nur  subsidiarisch  zu 
Steuern  332  f. 

Steuer  der  Standesherren  45.  3o4»  4°7- 

Steuercasse  295.  473- 

Steuerfreiheit  407.  Entschädigung  bei  de- 
ren Aufhebung  407- 
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Steuerrecht,  als  Beweis  der  Landeshoheit 
275  b.  beschränkt  sich  auf  die  eigene 
Landesgrenze  4<>3.  seine  moralische  Be- 
schränkung ebendas. 

SteuerBevision  und  Ausgleichung  397  f. 
4oo.  406. 

Steuerrollen,  Cataster  4°°  d. 

Steuersystem  3q-7  a. 

Steuerverweigerung  255  f. 

Stiftlande  u.  Stiftungen,  geistliche,  wem 
die  VermögensSubstanz  derselben  zu- 
stand 238  d.  S.  Secularisation. 

Stiftungen,  fromme  u.  milde,  334  a.  ihr 
Vermögen  334-  4?3.  53 1..  55o  c.  55 1. 
Steuerfreiheit  407. 

Stimme  entscheidende  des  Präsidenten, 
in  d.  engern  Versamml.  der  B.  V.  125. 

Stimmen,  in  der  B.V.  ihre  IS'atur  107.  ob 
und  wie  fern  jene  im  Plenum,  bei  Be- 
sitzveränderungen durch  Erbfolge,  auf 
d.  neuen  Besitzer  übergehen  120.  ver- 
schiedene Arten,  Gewicht  u.  Verhält- 
nisse derselben  121.  122.  i36.  bei  Bil- 
dung der  Beschlüsse  125  u.  f.  quies- 
cirende  1 63. 

Stimmengleichheit  im  engern  Rath  d.  B. 
V.  125.  i52  d.  in  landständ.  Versamm- 
lungen 3oo  e. 

Stimmenmehrheit  in  der  B.V.  125  b.  i3o. 
in  (and stand.  Versammlungen  3oo  eben- 
das. Note  e. 

Stimmenverhältnisse  überhaupt,  bei  Bil- 
dung v.  gesellschaftl.  Beschlüssen  126a. 

Stimmgebung  in  der  B.Y.  162.164.  Ver- 
pflichtung dazu  i63.  Ausnahmen  hievon, 
ebendas. 

Stimmrecht  in  der  B.V.,  s.  Stimmen. 

Stoek-Jobbery  421  e- 

StolbergRosla  3oi    ff.  Anhang,  S.  892. 

910  u.  921. 
StolbergStolberg  3oi  ff.  Anhang  S.  892. 

921. 

StolbergWernigerode  3oi  ff.  Anhang,  S. 
892.  910  u.  920. 

Strafverwandlung  378. 

Strandrecht  458  4-6. 

Strasberg,  Herrschaft,  Anhang,  S.  912. 

StrafsenBegal  4o8  u.  f.  Arten  u.  Eigen- 
thum der  Strafsen  410.  Anlegung,  Ver- 
legung, Wegbesserung  409.  Strafsenge- 
richtbarkeit  409.  Strafsenzwang  /\i3. 

Streifen  469. 

Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter 
sich,  Verfahren  darin  221.  172  u.  ff. 
284  b- 

Studirfreihcit  5oo  f. 

Subject  des  Staatsr.  des  T.  B.  96. 

Subjcction  gegen  d.  Staat  268.  persönl. 

u.  dingl.  270.  Beweis  derselb.  270  u.  f. 

Beweisgründe  272  ff. 
Subjectionen  43.  Geschichte  derselben  b. 

Standesherren  3oi  f. 
SubsidienTractatc  558. 
Substitutionen  in  öffentl.  Acmtern  490.  — 

in  d.  B.V.  137.  i55.  159  a.  des  Präsi- 


dialGesandten  i35.  der  BundestagsGe- 

sandten  137. 
Succession    in   einem    Bundesland  129. 

ihre  Wirkung  auf  Bundesrechte,  ebendas. 
SuccessionsOrdnung   in  der  Thronfolge 

242  u.  f. 

SuccessionsRechte  242  f.  deren  Fort- 
dauer 53.  83  u.  f.  Mittel  sie  zu  sichern 
246  e. 

Successor,  s.  Thronfolger. 
Sultanismus  76.  55o. 

Superioritas  territorialis,  s.  Landeshoheit 
Suppletoria  potestas  379. 
Suspension  494« 

Sustentationswesen  der  überrheinischen 
Geistlichkeit  2.33. 

Symbol  der  Kirche  5 18. 

Symbolische  Bücher  5 18.  527  c.  Aus 
gaben  527  c. 

SvnodalBichter,  kafhol.  geistliche,  d.  drit- 
ten Instanz  5i5  d. 

Synodal  Verfassung  evangelischer  Kirchen- 
gemeinden 5 16.  5 17. 

Synoden,  s.  Kirchenversammlungen. 

T. 

Tabellenwesen  346  a.  399  b. 

Tafelgüter  332  c. 

TanzConcession  463. 

Taschenspieler  463. 

Taxis,  s.  Thum,  u.  Post. 

Telegraphen  433. 

Termine  bei  der  B.V.  i5o. 

TerritorialBestand  des  T.B.  8-.  78.  107 
u.  f.  212.  kein  Bundesgebiet  78.  des 
rhein.  Bundes  78  86. 

TerritorialCessionen,  Purifikationen,  Be- 
unionen,  Subjectionen  43.  —  Vermi- 
schungen 81.  —  Eintheilung  352. 

TerritorialCommission,  frankfurter,  ihr 
GeneralBecefs  58. 

TerritorialKirchen  524. 

TcrriforialLosung  oder  Retract  355  a. 

Territorium  clausuni  277.  81. 

Tertiogenitur  ?>43. 

Tcutsch,  nicht  Deutsch  79  d. 

Teutsche  Nation  79. 

Teutscher  Bund,  s.  Bund. 

Teutscher  Orden  43.  23/j.  seine  neueren 
Schicksale  234  b.  Projectirte  Stiftung 
eines  neuen  T.  Ordens,  ebendas. 

Tcutschcs  Beich,  Gröfse  78.  Verfassung 
u.  Auflösung  9.5  ff.  35  ff.  Wirkungen 
der  letzten  48  ff.  ob  der  T.  Bund  sein 
Rechtsnachfolger  geworden  6.  233  f. 

Teutschland  68.  85.  was  die  BundesActe 
darunter  verstehe  3o3  d. 

TcutschordensGüter,\  crfiigungendariiber 
234  b.  Kurhessens  Ansprüche  darauf, 
ebendas.  Güter  in  Schlesien,  Böhmen, 
Oestreich,  Niederlanden  234  D- 
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Tt  uts.  lior.ltMisI  laus  /.u  Frankfurt  -.».34  b. 
ThalxM^  K8  bi-  »)-•  8(>  r.  s.  Rhein. 
TheUgebeii  1*7  b,  auf  landst$nd.  \  ersamm» 

|UQ£60  300  0« 

Tbengtn  loa  c.  uu  Vuhnng,  S.  907, 

Theoi  ieo,  neue  69- 

Thronerledigung  ,.,4~. 

Thronfolge  •  1 '  ,,;  '  igenschaft  des  Thron- 
folgers 'ii  R  seine  Courtoisio  11a.  s, 
I  r/.irhung  "  r  «>•  s  Winderjährigh.  u. 
I  nföhigk.  9 1~.  b.  \  erbindlichk.  zu  Hand- 
lungen s.  Vorfahren  2  5  2.  sein  Schatull- 
Gut,  s.  Legitimität. 

Thum  11.  Taiis  a36,  3i3  0.  3i7  a.  4^9- 
4q5  i>.  seine  Postgeschichte  a.  Stan- 
desherrl.  Rechte  111  Würtcmnerg  3i6d. 
Bein  standesherrl.  Fürstenth.  Krotoszyn 
3i~  a.  440  b.  54*2  d.  seine  Postlehcn, 
ebendas.  S.  auch  PostRegal.  Anhang, 

S.    1U)V    I)<H>.  U. 

TilgungsCasse  für  Staatsschulden  34o  a. 

.|l)l. 

Tilsiter  Friede  3i.  58  a.  84-  ward  für 
aufgehoben  erklärt  58  a.  84. 

Titel  |86.  487  u.  f.  4»)5.  der  Bundesge- 
nossen 48.  109  <V.  Regenten- und  Haus- 
titel n3.  a5i.  Courtoisie  112.  Titel  u. 
Wappen  der  Appanagirten  112.  11 3. 
der  Standesherreri  48. 

Titulaturen  des  Hundes  u.  der  Bundesgen. 
109  —  114.  der  R  A7".  149.  i»  ihren  Sehrei- 
ben an  ausv*  ärt.  Staatsregierungen  i85  b. 
u.  v.  ihnen  i44- 

TörringGuttenzell  3oi  ff.,  Anhang,  S.  904 

Q.  9'21. 

Toleranz  522.  5i5.  526. 
Tonnenrecht  56o  d. 
Torf  448. 

Trauer,  offen tl.  274. 

Trauttmansdorff,  Anhang,  S.  917. 

Trennung  der  executiven  Gewalt  von  d, 
gesetzgebenden  364-  der  richterlichen 
von  der  administrativen  38g. 

Treppelwege,  s.  Leinpfade. 

Trias  politica  100  b. 

Triest  8~  1). 

Trochtelfingen,  Anhang.  S.  912. 
Trödel,  s.  Leinpfade. 
Türhenhülfe  402  c. 

Turnus  in  d.  Stimmführung  in  der  B.V. 

i56  u.  f.  1B2  c. 
Tutcla  illustrium  247  c. 
TyroL,  Welsch-,  87  b. 

ü. 

Ueberzugsgeld  467. 
Ufer  459- 

"Umfrage  in  der  B.V.  162. 
Umpfenbach,  Dorf,  3i8  c. 
Umschlag  566.  am  Rhein  577.  am  Main 
566  b 

Umschlossene  Gebiete  81. 
Umtriebe,  revolutionäre,  167  a.  168.  s. 
Aufruhr. 


Unabhängigkeit,  s.  Souverainetät. 
Uneheliche  Nachkommen,  ihr  Sueccssions- 

recht  245.  261  c. 
[  nfähigkeil  des  Regenten  247. 
Uniform  496  1>.  Familien  —  ebend. 
Union  der  A.C.  \  erwandten   und  der 

Reformirtön  5 16. 
[  nionsArten  der  Staaten  82. 
Universitäten  5oi.  ihre  Landstandschaft 

292. 

Universitätsbann  5oo  f. 
Um  uhen,  S.  Aufruhr. 
Untergebene  2Ö7  d. 

Unterricht,  öffentlicher  4  in  standesherr- 
lichen  Bezirken  3o5. 

UnterrichtRegal  499  ff 

Untersassen  464. 

(  ntersensbaeh,  Anhang,  S.  909. 

UntersuchurigsCommission,  s.  Central  — . 

Unterthanen  4.  ^7  ff.  temporäre  207. 
immediate  vi.  mediate  268.  ihr  Recht, 
Grundeigenthum  in  t.  Rundesstaaten 
zu  besitzen  und  zu  erwerben  228  d. 
Aufnahme  neuer  464.  228  d.  ihre  durch 
den  Rund  gesicherten  Rechte  184.227fr. 
deren  Handhabung  sie  vom  Rund  for- 
dern können  io5  b.  184.  Rechtsgleich- 
heit 259.  ihre  Streitigheiten:  mit  d.  Lan- 
desherrschaft 2i  6.  217.  4"74-  ir|it  dem 
StaatsFiscus  35b.  474  u.  mit  Rundes- 
gliedern 176  u.  f.  217.  ihr  Verhaltnifs 
zu  dem  Rund  184.  Verwendung  der 
R.V.  für  sie  bei  auswärt.  Staaten  187. 
218.  deren  Vertretung  wider  solche  173 
a.  177.  s.  auch  Administrative  Gerech- 
tigkeit u.  Administr.  Verfügungen. 

Unterwürfigheit,  s.  Subjection. 

Unthcilbarkeit  des  Landes  242  c. 

Unverletzbarheit  des  Regenten  239.  255. 
280. 

Urkunden  ,  archivalische ,  Restimmung 
ihrer  Reweishraft  348.  Repertorien  da- 
rüber 24  b ,  Num.  6. 

Urkundenlehre  i3. 

Urtheile  der  Gerichte,  ihre  Vollziehbarheit 

in  fremden  Staaten  366  d. 
Utphe,  Anhang,  S.  910. 

V. 

Vacantes  Gut  336.  338.  476.  533. 
Väterliche  Gewalt  des  Regenten  249. 
Vagabunden  467.  469.  Verträge  wegen 

ihrer   Auslieferung   und  Uebernahme 

467  f. 

Valvation  der  Münzen  4*8  d. 

Varel  86  a.  3i8  b. 

Vassailen,  s.  Lehnbarkeit  u.  s.  w. 

Vehmgerichte  276. 

Venia  aetatis  484  c.  486. 

Vcräusserung  der  Staatsregierung  256. 
222.  des  Staatsgebietes  und  der  Staats- 
hoheit 107.  33o  u.  f.  223.  der  Domä- 
nen 223.  333.  in  geistlichen  Wahlstaa- 
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ten  333  f.  des  SchatullGutes  335.  ein- 
zelner Hobeitrechte  102.  354- 
Verantwortlichkeit  der  Staatsminister  342. 

der  übr.  Staatsdiener  35o. 
Verbrecher,  politische,  deren  Ausliefe- 
rung 184  b.  225  c. 
Vereine,  s.  Gesellschaften. 
Vereinigung  der  Reformirten  u.  der  A.C. 

Verwandten  5 16. 
Vereinigungen    der  Staatserwerbungen 

mit  d.  Staatsgebiet  33o. 
Vereinigungsart  mehrerer  Staaten  82. 
Vereinsmünze  419.  429  b. 
Verfassung,  s.  Staatsverfassung. 
Verfassungsurkunden  t.  Bundesstaaten  74. 
286  ff.  octroyrte  und  vc'rtragmäsige  283 
e.  1  f.  Aenderung  derselben  284  a.  294. 
Verzeichnifs,  Sammlungen  u.  Verglei- 
chung  derselben  1  f.  -4  b.  279  a,  286  ff. 
Verjährung  unter  Bundesgliedern  68.  562 
d.  —  der  verleihbaren  Regalien  u. Immu- 
nitäten 356.  gegen  den  Fiscus  4~5.  der  Do- 
mänen 482.  unvordenkliche  2 —  d.483  b. 
Verkehr  unter  den  Bundesstaaten  237. 
Verlassene  Sachen  33y  a.  338. 
Verlafsnehmung  i5o. 
Vermittlung  bei  der  B.V.  i~3.  180.  221. 
Vermittlungsrecht  563. 
Vernunftreligion  5 16  h. 
Verordnungen  363. 
Verrath,  s.  Hochverrath. 
Vertagung  der  B.V.,  und  Geschäftgang 

während  derselben  119. 
VertheidigungsSystem  des  T.B.  ig3  u.  ff. 

s.  Kriegsverfassung. 
Vertragrecht  d.  T.B.  18-.  der  B.Staaten 
558.  dessen  Beschränkung  dem  Bund 
gegenüber  2i5.  225.  s.  auch  Thronfolge. 
Vertretung  der    Bundesglieder  u.  ihrer 
Unterthanen  bei  Auswärtigen,  durch 
den  Bund  18-  u.  f.  182.  Streitigkeiten, 
veranlafst  durch  Vertretung  der  Un- 
terthanen gegen  Bundesglieder  173  a. 
s.  auch  Verwendung. 
Vertretungsgrundsatz  in  landständ.  Ver- 
sammlungen 2-9.  289.  297. 
Verwaltung,  s.  Staatsverwaltung,  Rechts- 
pflege, Administrative  Gerechtigkeit  u. 
Administrative  Verfügungen. 
Verweisung,  s.  Landesverweisung. 
Verwendung  der  B.V.  bei  Bundesstaaten 
auf  Begehren  fremd.  Staatsregierungen, 
und  umgekehrt  187.  188.  218.  219.  167, 
182   s.  auch  Vertretung. 
VerwilligungsRegal,  s.  ConcessionsRegal. 
Verzichtleistung,  gegenseitige,  der  rhein. 
Bundesfürsten  auf  Rechte  u.  Präten= 
sionen  83.  ^3.  Folge  daraus  auf  Lehn- 
verbindungen 54i  b.  und  auf  Staats- 
servituten 56o  d.  ob  sie  durchAuflösung 
des  rhein.  Bundes  entkräftet  worden  47, 
ebendas.  Note  b.  53.  Baierns  Vorschlag 
zu  e.  ähnl.  Verzichtleist.  84  <>. 
Veto  bei  der  Gesetzgebung  295  a. 
Vicariat,  Reichs-  247. 
Vichschnitt  463. 

Kl'uber's  üffenll.  Recht,  4.  Aufl. 


Vielregieren  4  !>•  93.  552  c. 

Visitation  der  Staatsbehörden  35o. 

Vitriolwerke  44$  f- 

Völlsergebräuche  562  a. 

Völkerrecht  5.8  u.f.  12. 6-  -2.d.  t.Bund.u. 
d.  Bundesst.  9. 107  ff'  335  ff.  009  ff.  563  ff. 

Vogelfang  455  a. 

Vogtei  2-6.  377  a. 

Vogteilichkeit  3-o.  32o  c.  3-7  a. 

Volk  1  a.  8.  25-.  259.  3g3.  seine  poli- 
tische Freiheit  4.  Dauer  d.  Verhält- 
nisses zw.  ihm  u.  d.  Souverain  255  u.f. 

Volksbildung  22.  499- 

V  olksherrschaft  98  a. 

Volksmenge  des  T.  B.  -8.  193  c. 

VolkSom  erainetät,  e.  falsche  Idee  1  d. 
3-9  a.  280  u.  Note  d. 

Volksvertretung,  s.  Landstände. 

Volkswehr  547. 

Volljährigkeit  4^4  c-  486.  der  Bundes- 
fürsten 247- 

Vollziehbarkeit  der  Urtheile  in  fremden 
Staaten  366  d. 

Vollziehende  Gewalt  364  u.  f. 

Vollziehende  Wirksamkeit  der  B.V.  11-. 
166  u.  ff.  unmittelbare  170. 

Vollziehung  der  Bundesbeschlüsse  in  Bun- 
desstaaten 2 1 4.  auswärt.  Urtheile  366  d. 

Vorbehalt,  geistlicher,  529  e. 

Vorfahr  des  Regenten,  Verbindlichkeit  sei- 
ner Handlungen  für  die  Nachfolger  23  2  ff. 

Vorkauf  bei  der  Ausbeute  der  Berg- 
werke 449«  4"°. 

Vorkaufgerechtigkeit  4*3. 

Vormundschaft  über  d.  Rinder  des  Souve- 
rains  249  über  Nachgebohrne  25o.  Ober- 
vorm.  3-9.  Staatsvormundschaft  247. 

Vorsichtregeln  b.  d. Studium  d.öffentl  R.i  3. 

Vorspann  47°- 

Vota  majora  125  —  i3o. 

Votum  ad  prineipem  553  e. 

Votum  decisivum  des  Präsidii  in  der  B.V. 
125.  i52  d. 

w. 

Waal  574  a- 
Wahrung  421. 
Wässerung  457. 
Waffenhoheit  545. 
Waffenscheue  469- 

Waffenstillstand  in  e.  Bundeskrieg  192. 

Waffenübungen  549« 

Wagegercchtigkcit  4*3. 

Waggebühren  5~-  b. 

WaldbottBassenheini  3oi  ff.,  Anhang,  S. 
896,  904,  912  u.  921. 

Waldburg  Wolfegg  Waldsce  3oi  ff.,  An- 
hang, S.  900  u.  9'  -. 

Waldb  urgZeilTrauchburg  und 

WaldburgZeilWurzach  301  Ii'.,  Anhang, 
S.  8cp,  9r>i  u.  9  1  -. 

Waldeck,  Landstände  286.  kathol.  Kirchen- 
verhältnifs  Sil«  Lehnverbindung  54 1  e. 

WaldeckPyrmont,  Graf,  3i6  d.  Anhang, 
S.  904  u.  921. 

Waldeigenthum  45 1.  455. 

üi 
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Register. 


Wahlrecht,  als  Servitut  .,5i  £• 
\\  illfahrtea 

Wallmoden  3o6  d.u,  \  nhang,  S.  89  3  u,  921. 
Wappen  iil  1,1).         .,86.  ,9-. 
"\\  appenkuiule  1  3. 

Warthausen,  Herrschaft,  Anhangt  S.  920. 

s.  Stadion. 
Wasenmeisterei  463. 
W  assergerichle  .,60. 
\\  assergewärhse  .,38. 

WasserRegal   [56  ff.  Gegenstände  des- 

selben  .,5"  IV.  I  in  fang  .,60. 
Wasserstraßen  410-  4^7« 
A\  asscr/.ins  4^7.  356  e. 
A\  asser/.oll  .,(>o. 
Wechselcurs  1>. 
Wechselgeld   ,i-  b. 
Wechselgerichte  4  14. 
"NN  echselpari  .,  1  -  1>. 
Wechselsahl  ung,  frankfurter,  4!9  a- 
WechsIungsTypen  .,i3  c.  4>7  b. 
W  ege,  s.  StrafsenRegal. 
Wegzug,  Freier,  228  u.  f.  467. 
Mehr-  und  \\  alVenrecht  5/,5  ff. 
Weiberstamm,  Recht  zur  Thronfolge 244« 
Weimar,  kathol.  Kircbenverhältnifs  5 1 1 . 
Weissenau,  Herrschaft,  Anhang,  S-  9o3. 

904.  905. 
Weissenborn,  Anhang,  S.  896. 
A\  eifssieden  422  c« 
A\  ellingsbüttel  3i8  c. 
Wendische  Länder  277  a« 
iVenings,  Amt,  Anhang,  S.  908. 
Werbung  548. 
Wernigerode,  s.  Stolberg. 
Weser,  I  lufsgebiet456a.  elsflether  Zoll  566 

c.  i-3  i.  Polizei  auf  der  Weser  564  b. 

Schiffahrt    56-.  Schiffahrt  Acte  584. 
A\  essenberg's  Ernennung z  umBischof 523e. 
Westerburg,  Grafschaft,  Anhang,  S.  911. 

s.  LeiningenWesterburg. 
Wcsfphälische  (vom  Königr.  Westphalen 

herrührende)  Angelegenheiten  169  e. 

334  b.  Rechtsfrage  253  b. 
Westphälische  Gerichte  276. 
Westphal.  Friede,  s.  fortwährende  Gül- 
tigkeit 5o  f. 
A\  ettComtoire  4^3. 

Widersetzlichkeit  der  Unterthanen  167 
u.  f.  255. 

VI  iderstand,  Recht  d.  Volkes  zum — 255.5c. 
Wied  3oi  ff.,  Anhang,  S.  892,  91111.917. 
Wiedertäufer  5 14  c. 
"\\  ienerFriede58a-  —  CongrefsActcv.  18 1 5 
56.  57.  —  SchlufsActe  v.  1820  56.  70. 
A\  fldbann  454  c. 

Wil-lenburgSchönstein,  Herrschaft,  817  a. 

3i8  c. 
W  ildfai  gretht  4?6. 
Wildfolge  4^5.  469  g. 
WilJiiämmelej  56o  d. 
Wildschaden  /,55  c. 
"\\  iidsteuer  4^5  c, 


Willhühr  76.  255  c.  —  Herrschaft,  98  a.  247. 
Winterrieden,  Anhang,  S.  912. 
Vt  tndischffrätz  3oi  ff.  Anhang,  S.901 11.917. 
Windmühlen  457  g. 
Wippen  u.  Kippen  4^5  d.  /,3o  d. 
Wisch  3.8  c. 
Wissenschaftpflege  499  ff- 
\\  ittgenstein.  s.  Sayn. 
Wittwe  des  Souverains  2/,8. 
Wittwengehalt  der  Wittwerid.  Staatsdie- 
ner /,  94 

Wölfersheim,  Anhang,  S.  909. 
Wohnsitz  beständiger,  Recht  darauf,  228 d 
Wolfjagd  469  f,  1 
Wollenstetten,  Anhang,  S.  896. 
Wrede  F.,  sein  Majorat  542  g. 
Würtemberg,  Landstände,  286. 
Wurmbrand,  Anhang,  S.  921. 

Y. 

Ysscl  574  a. 

Z. 

Zahlungsarten  bei   dem  Conv.Münzfufs 

419.  42".  4?9- 
ZahlenStatistik  346  a. 
Zaungericht  369  c. 

Zehnten  893  g.  400  c.  Bergzehnten  44 
Novalzelmten  477- 
Zeitgeist  22.  93.  280  b  u.  e.  Schriften 

davon  22.  93  f. 
Zeitungen,  Verbot  mehrerer  i.  d„B.St.5o/,e 
ZeitungsArtikel,  von  Verhandlungen  de 

B.Y.  i65. 
Zeughäuser  56. 
Zicgelbrcnnereien  448  f«  4°2. 
Zigeuner  467. 

Zinnaischer  Münzfufs  425  c. 

Zinse  u.  Zinsen  3q3. 

Zinsenzahlung  4oi. 

Zoll  404  u.  f.  398.  Einfuhr-,  Äusf.-  u.  Durch 
fuhrzoll  4o4.  Haupt- und  W  ehrzoll  4o5 
Verleihung,  Verlegung,  Erhöhung  4o5 
Defraudation  4°5  b.  Befreiung  4o5.  00 
Fürstenguts  4o5  c.  auf  Flüssen  566 
Rheinzölle  56g.  574,  esflether  Weserzol 
566  c.  Main-  u.  Neckarzoll  582. 

Zollvereine  u.Verträge,s.Randclsverlräge 

Zuchthäuser  378. 

Zuchtpolizei  392  a. 

Zueignungen  von  Druckschriften  an  di 

B.V.  149. 
Zünfte  462. 

Zugehür  des  Staatsgebietes  277. 
Zwang  im  Staat  3  a. 
Zwangrechte,  s.  Bannrechte. 
Zweck  der  Staaten  1.  des  Bundes  106. 
Zweikammersystem    für  landständische 

Versammlungen  290. 
Zwingenberg,  Standesherrschaft,  3 1 5  1 

Anhang,  S.  907. 
Zwischenregierung  247,    während  eine 

feindlichen  Inhabung  des  Landes  253 
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Verbesserungen. 


S.  3,  %  20  V.  O.,  St.  WlNROPP   1.  "WlSKOPP. 

»  4>  >J       9   V.  U. ,  St.  ShCLÖZER  1.  SCHLÖZER. 

»9,  »  i5  v.  u. ,  st.  2737,1.  1737. 

»12,  »16  v.  u. ,  st.  Merrel  1.  Merkel. 

»  14,  »  17  v.  u.,  st.  FranQuesnay  1.  Franquesnay. 

»    IT,  »  18  V.   O.,  St.  L.   V.  ROTTECR  1.  K.  V.  ROTTECR. 

»  26,  »  i3  v.  u. ,  st.  §.  56  a.  1.  56  b. 

»27,  »11  v.  u.,  st.  Paschner  1.  Pachner. 

»  29,  »    4  v*  °«i  st«  P'ster*  !•  Piister. 

v  29,  »  22  v.  o. ,  st.  059  1.  1 5g. 

»  ao,  »  28  v.  o. ,  st.  Franre  1.  Frascre. 

»  3o,  »  26  v.  o-,  st.  1801  1.  1808. 

»  4^i  Ä    6  v>  °"!  st«  Gferrens  1.  Gerre&s. 

»  y6,  »    6  v.  11.,  st.  78  e.  1.  78  d. 

»  102,  »  i5  v.  o.,  st.  Note  d.  1.  Note  c. 

»  104,  »  i5  v.  u. ,  st.  Die  sichersten  Mittel  1.  Des  sichersten  Mittels. 

»  109,  »     9  v.  u. ,  st.  Ochlokrati  1.  Ochlokratie. 

»  127,  »     2  v.  u. ,  st.  199  1.  109. 

»  i55,  »  17       o.,  St.  122*1.  129. 

»  162,  »  23  V.  o.,  st.  k)  1.  0- 

»  200,  »  27  v.  o.,  ist  beizufügen:  Note b)  WienerSclilufs Acte  v.  1820,  Art.  25  u.  $2. 

»  205,  »  14  v-  u- 1  st-  353  1.  553. 

»  21 5,  »     4  v«  °-i  st-  einen  1.  Einen. 

»216,  »  i5  v.  u. ,  st.  Weise  1.  Weisse. 

»  228,  »    7  v.  u. ,  st.  Note  h.  I.  Note  i. 

»  237,  »  16  v.  o. ,  st.  127  1.  1 36. 

»  253,  »  19  v.  o. ,  st.  durch  den  Beschl.  der  B.V.  v.  12.  Juli  1807  nachgetragenen 

1.  späteren. 

»  2Ö7,  »     1  v.  o.,  st.  Herr  1.  Heer. 

»  257 ,  »     3  v.  u. ,  st.  Mayer  1.  Meyer. 

v  262,  »    9  v.  o. ,  st.  §.  8i3  1.  883. 

»  336,  »    3  v.  o.,  st.  x.  1.  v. 

»  338,  »  17  v.  o. ,  st.  nichts  1.  nicht. 

»  34i,  »  26  v.  o.,  st.  217  1.  247. 

»  346,  »  20  v.  u. ,  st.  Günterblum  1.  Güntersblum. 

»  348,  »  20  v.  o. ,  st.  tuteli  t.  tutela. 

»  363,  »    2  v.  u.,  st.  618  1.  611  ff. 

»  374 1  »  »      o.,  st.  3o8  1.  3o3. 

»  398,  »  25  v..  o. ,  st.  sin  1.  fin. 

»  400,  »  10  v.  u.,  st.  288  c.  1.  286  t 

»  432  ,  »     8  v.  u. ,  st.  287  c.  1.  286  r. 

|33,  »    3      11.,  st.  291  h.  1.  291  i. 

»  44^1  »    6  v.  o. ,  st.  Recht  1.  Rechte. 

»  44?i  »  i3  v.  u. ,  st.  401  b.  4Q1  c- 

»  45 1  ,  »  i3  v.  o.,  st.  Intermisticum  1.  Interimisticum. 

»  472,  »  7  v.  o. ,  st.  Vertrag  1.  Vortrag. 

»  481 ,  »  9  u.  10  v.  o. ,  st.  Nietberg  1.  Rietberg. 

»  49^,  »  22  v.  u.,  vor  i832  ist  einzuschalten:  v.  3.  Mai. 

»     »  »21  v.  u.f  st.  v.  28.  1.  Num.  23. 

»     »  »  23  v.  u. ,  st.  Limburg  1.  Limpurg. 

»  496,  »  i3  v.  o.,  st.  i838  1.  i833. 

»  498,  »       1    V.   O.,  St.   28  1.  25. 

»  5o4,  »  22  v.  u.,  1.  3o.  April  i83i. 

«  5io,  »  17  v.  o.,  st.  Rheinhessen  1.  Rlieinpreussen. 

»  5l2,  »  7  v.  o.,  st.  u)  1.  a). 

»  524,  »  6  v.  uM  st.  1810  1.  1808. 
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Verbesserungen. 


S.  533 ,  Z.    3  v.  u. ,  st.  4oi  b,  L  401  c- 

»  536,  »    6  v.  o. ,  st.  Foelin  1.  Foelix. 

»  537,  »    4  v.  o.,  st.  345  1.  343. 

»  54o.  »  17  v.  o.,  st.  1810  1.  1816. 

»  567,  »  18  v.  u.,  st.  Th.  I,  §.  357.  1.  §.  86  u.  3o3. 

»  617,  »     5  v.  o.,  st.  VI  1.  VlI.  —  Z.  7  v.  o.  die  Worte:  17)  Niederlande,  zwei 

V.  v.  21.  Jan.  1839;  sind  zu  streichen, 

y  629,  »  19  v.  o. ,  nach  429b)       beizufügen:  O« 

»     »     »17  v.  u.,  sind  die  Worte:  in  Folge  seines  unmittelbar  vorhergeganger en 

Anschlusses  an  den  Zoll  -   und  Handelsverein ;  zu  streichen. 

»  632,  »  18  v.  o.,  st.  1825  1.  1821. 

»  635,  »  18  v.  u.,  st.  Meben  1.  Neben. 

»  639,  »  19  v.  o. ,  st.  der  1.  den. 

»  653,  »  3  v.  o. ,  st.  der  1.  den. 

»  654,  »  i5  v.  o.,  st.  den  1.  dem. 

»  671,  »  21  v.  o.,  st.  Bundas  1.  Bundes. 
»  691,  »    i  v.  o.,  st.  4'8  4°5° 

»  692,  »  i5  v.  o.,  vor  5o6  setze  ein:  I. 

»  695,  »  9  v.  o.,  st.  3o4  1.  204. 

»  698,  »  4  v.  o.,  st.  Lodolf  1.  Ludolf. 

»  700,  »  i5  v.  o. ,  st.  Collission  1.  Collision. 

»  701,  »  i3  v.  u.,  st.  mavime  litteraria  1.  maxime  literaria. 

»    »     »  4  v«  u«  •>  st-  ^3  27^- 

»  702,  »  10  v.  u. ,  st.  Subdiis  1.  Subditis. 

»  7i3,  »  24  v.  o.,  st.  278  1.  277. 

»  714,  »  7  v.  o.,  st.  functionaires  1.  fonctionaires. 

»  732,  »  i4  v.  o.,  nach  u.  d.  setze  eine:  ). 

»  734,  »  22  v.  o.,  st.  Studirfreiheit  1.  Studierfr. 

■»  739,  »  23  v.  o. ,  st.  Hüme  1.  Hume. 

»  744,  »  i4  v.  u.,  st.  royal  1.  royale. 

»  758,  »  7  v.  o.,  st.  romanum  1.  romanam. 

»  765,  »  2  v.  o.,  st.  1810  1.  1808. 

»  766,  »  u  v.  o.,  st.  1872  1.  1782. 

y>  769,  »  23  v.  o.,  st.  1820  1.  1829. 

»  773,  »  8  v.  u. ,  st.  confettio  1.  confessio. 

*  777?  >?  12  v«  o«?  st«  Agenten  1.  Agenden. 

»  784,  »  23  v.  u.,  sind  die  Worte:  in  den,  das  erstemal  zu  streichen. 

»    »     »  9  v.  u.,  st.  litterae  1.  Iiterae. 

»  787,  »  19  v.  u. ,  st.  neue  1.  neu. 

»  793,  »  5  v.  u. ,  st.  herrchend  1.  herrschend. 

»  811,  »  12  v.  o.,  st.  Inpr.  1.  Impr. 

»  8l4,    »  9  V.  U.  ,  St.  RlBENTROPP  1.  RlBBENTROPP. 

»  820,  »  i3  v.  u.,  st.  34  1.  54. 

»  826,  »  18  v.  u. ,  st.  solcher  1.  solche. 

»  827,  »  7  v.  o.,  st.  Plalo  1.  Plato. 

»  835,  »  10  v.  u. ,  st.  Sujet  1.  Sujets. 

»  844  -1  »  10  v.  u.,  st.  2825  1.  1825. 

»  845,  »  27  v.  o.,  st.  rhütischen  1.  rhatischen. 

»  847,  »  25  v.  o.,  st.  i5i  1.  45i. 

7>  85o,  »  6  v.  o.,  st.  troits  1.  droits. 

»    »     »  14  v.  u.,  st.  Hoff  1.  Hooff. 

»  854,  »  7  v.  u.,  S.  856.  Z  i3  v.  o.  und  Z.  2.  v.  u.,  S.  858,  Z.  14  v.  u.,  S.  860, 
Z.  j3  v.  o.,  S.  864,  Z.  5  v.  o.,  st.  Entwurf  u.  s.  w.  von  1829  1.  Rhein- 
schiffahrtOrdnung  von  i83i. 

v  864,  »  6  v.  o.,  st.  66  1.  566. 

»    »     »  i5  v.  u.,  st.  294  I.  194« 

»  869,  »  19  v.  o.,  st.  137,611  1.37,611. 

»  883,  »  1  v.  u.,  st.  10,932  u.  10,932  1.  n,i52  u.  ii,366. 

»    »     »  18  v.  u. ,  st.  1,116  u.  1,116  1.  i,336  u.  i,336. 

■»  901,  »  2  v.  u.,  liefs  Pückler  -  Limpurg. 
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Anhang. 

Num.  I. 

U-  e  b  ersieht 

für  die  Zusammenstelluno:  der  streitbaren  Mannschaft  des  Bundesheeres. 

Nach  den  Bestimmungen,  welche  in  Beschlüssen  der  Bundesversammlung  vom  20,  Aug.  1818,  4*  Febr*  1819,  u°d  Q»  u*  12   Ad  '1 

enthalten  sind*  >  y»    ♦      •  pn 

(Zu  den  £§.  195,  196,  198  und  199  ) 
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1821 


Armee- 
Corps. 


1.  2.  3. 
4.  5.  6. 
7. 


Bundesstaaten 


Oestreich 
Preussen 
Baiern  . 


Würtcmberg  .    :    .  . 

Baden   

Grofsherzogthism  Hessen 
HohenzollernHec  hingen 
Liechtenstein  .... 
HohenzollernSigmaringen 
HessenHomburg  .  . 
Frankfurt  .... 


S  u  m  m  e  n 


Königreich  Sachsen  .  . 
Rurhessen  ...... 

Luxemburg  

Nassau  ♦  . 

Sachsen  Weimar  .... 
»  Gotha.  .... 
»  Coburg  •>.  .  .  . 
»  Meiningcn  .  .  . 
»  Hil  (Iburghausen  . 
Anhalt  Dessau  .... 
»  Bernburg  .... 
t>  Göthen  .  .  -  . 
Sch  warzb  urg  S  ond  er  shausen 

i>  Rudolstadt  . 

Rcufs,  älterer  Linie    .  . 
>       jüngerer  Linie .  . 

Summen 


Han  nover. 

Holstein  und  Lauenburg 
•  Braunschweig  .... 
i  MecklenburgSchwerin  . 
»         Strelilz  . 

'Oldenburg  

,  Waldeck  ..... 
iSehaumburgLippe  .  . 
'Lippe  (Detmold)    .  . 

Lübeck  

Bremen  

1  Hamburg  


SJl 


TotalSum  inen 


Bemerkungen. 


1)  Diese  Tabelle  gil.t  eine  genaue  Zerlegung  jedes  Contingents  in  die  verschiedenen 
Waffengattungen,  nach  den  im  §.  20  der  «  Näheren  Bestimmungen  der  Kriegsverfassung» 
(§.  I99)  und  in  den  übrigen  oben  iu  der  Rubrik  angeführten  Beschlüssen  der  B.  V.  ent- 
haltenen Vorschriften.  Dafs  mit  dieser  Zerlegung  nicht  bei  jedem  Contingent  die  wirk- 
liche militärische  Formation  gemeint  sey,  ist  aus  der  Tabelle  selbst  offenbar.  Sie  sollte 
vielmehr  nur  einen  Maasstab  an  die  Hand  geben,  um  das  ermessen  zu  können,  was  jeder 
Bundesstaat  im  Verhältnis  zu  allen  übrigen  und  wegen  des  qualitativen  Unterschiedes 
der  Waffengattungen  eigentlich  zu  leisten  habe  ,  in  so  weit  nämlich  die  Leistung  in 
Mannschaft  besteht. 

2)  Die  bei  der  Berechnung  vorkommenden  Brüche  sind  dadurch  weggefallen,  dafs 
statt  V2  Und  darüber,  überall,  zum  Vortlieil  der  Streitmacht,  ein  Mann  ganz,  hingegen 
jeder  Bruch  unter  J/a  als  0  angenommen  wurde. 

3)  In  dem  Protokoll  der  B.  V.  v.  20.  Aug.  1818  ($.  210)  war,  nach  den  damals  von 
den  Regierungen  amtlich  gelieferten  Angaben  die  Gesammtzahl  der  Einwohner  angenommen  zu 
3o,oo,4,o5o;  Kurhessen  und  Luxemburg  erhöhten  darauf  ihre  Angaben  in  dem  Protokoll  v. 
4-  Febr.  1819  {  §.  19),  wonach  die  Bundesmatrikel  so  berichtigt  wurde,  wie  sie  später  den 
Beschlüssen  der  B.Y.  y.  9.  u.  12.  April  1821  über  die  Kriegsverfassung  des  Bundes  zum 
Grunde  gelegt  ward,  und  wie  sie  hier  vorliegt.  —  Durch  die  in  den  nachfolgenden 
Bemerkungen  augeführten  Beschlüsse  der  ß.  V.  hat  sie  abermal  verschiedene  Abänderungen 
erlitten,  so  dafs  ihre  Hauptsumme  sich  auf  3o, 164, 392  erhöht  hat;  die  Geldbeiträge  zu 
der  BundesMatrikularcasse  haben  sich  auch  hiernach  geändert  (s.  unten  die  Tabelle  III,  B), 
eine  neue  Berechnung  über  die  Zusammenstellung  des  Bundeskeeres  aber  ist  bis  jetzt 
nicht  bel-anut  geworden. 

4)  Nach  Erlöschung  des  Sachsen-Gothaischen  Mannstammes  im  3.  i8i5  und  den  hier- 
durch veranlafsten  Territorialveränderungen  wurden,  durch  Vergleich  der  dabei  bethei- 
ligten Herzoglich-Sächsischen  Häuser  v.  12.  Nov.  1826    und  zufolge  Protokolls  der  B.  V. 

Juli  1827  (§.  79),  Einwohnerzahl  und  Contingente,  ohne  Veränderung  der  Ge- 
sammlsummen,  vertheilt  wie  folgt : 

SachsenCoburgGotha       —  Einwohnerzahl  l36,6oo  —  Cont.  1,366  Mann, 
»      Mein.  Hildbrgb,  —  •  n5,ooo  —      »      i,i5o  » 

'      Altenbnrg  —  »  98,200    —      »         982  » 

349,8oo  —  3,493. 

5)  Reufs,  jüngerer  Linie,  begreift  unter  sich  ReufsSchleiz  und  ReufsLobenstein- 
Ebersdorf.  Nach  einem  Besohl,  der  B.  V.  v.  29.  Jau.  1829  soll  jedem  derselben  die 
Hälfte  der  angenommenen  Gesammteinwohnerzahl  von  52,2o5,  mit  26,to3,  angesetzt  wer- 
den, als  Maasstab  der  jedem  von  ihnen  obliegenden  Bundesleistungen. 

6)  Zu  Oldenburg  kommt,  seit  dem  Vertrag  V.  1S25  und  den  Beschlüssen  der  B.  V. 
9.  Dec.  i83o  (§.  34)  und  3o.  April  i83i  (§.  in),  die  freie  Herrschaft  Kiphausen 
t  einer  Einwohnerzahl   von    2,949  untI  einem  (mit  dem  Oldenburgischen  vereinigten) 

Continsent  von  29  Mann.  Dadurch  erhöht  sich  die  Einwohnerzahl  von  Oldenburg  auf 
220,718.    S.  die  Bern.  5  zu  dem  Nachtrag  zu  den  Tabellen  Num.  I  u.  II,  unten  S.8S4. 

7)  Durch  Vertrag  v.  3i.  Mai  i834  ward  das  Fürstenthum  Lichtenberg  von  Sachsen- 
CoburgGotha an  Preussen  abgetreten,  und  Preussen  nahm  davon  am  22.  Sept.  i834  Besitz. 
—  1  diesem  Tage  an,  und  in  Folge  Beschlusses  der  B.  V.  v.  26.  Sept.  t834,  ward  die  für 

hteubeig  in  der  Bundesmatrikel  angesetzte  Einwohnerzahl  von  25,ooo  hei  SachsenCoburg- 
Gotha in  Abzug,  bei  Preussen  in  Zugang  gebracht.  Dadurcl 
von  t3fi,ooo  auf  nt,ooo  herabgesetzt,  bei  diesem  abi 
erhöht,  und  im  nämlichen  Verhältnifs  änderten  sich  die  beiderseitigen  Contingente. 

8)  Die  Abtretung  eines  Theils  des  Grofshe rzogthums  Luxemburg  an  Belgien  und  die 
ubstituirung  des  neu  gebildeten  Herzogthums  Limburg  für  denselben  (s.  unten  den  Z11- 

t;  zu  §  33o.  Note  e)  haben  eine  abermalige  Abänderung  der  Matrikel  zur  Folge  ge- 
bt, weiche  in  zwei  Beschlüssen  der  B.  V,  v  5.  u.  16.  Sept.  1839  ,  festgesetzt  worden 
.    Der  Anschlag   von  Luxemburg  hat  sich  danach  um  2,o4S,  oder  auf  253,383,  ver- 

^^Die  drei  gemischten  Armeecorps,  Num.  8,  9  u.  10,  baben  im  December  i83o  eine 
;rung  erlitten,  indem  aus  ihnen  die  Contingente  verschiedener  Bundesstaaten  ber- 
id  zu  einer  ReservelnfanterieDivision  vereinigt  worden  sind.  Hierüber, 
über  einige   Veränderungen  in  dem  Verhältnifs  der  Waffengattungen  bei  mehreren 


ird  die  Einwohnerzahl  bei 
17,923,439  auf  7,948,439 


9) 


Contingen 


den  Nachtrag 


Tabellen  Num.  I  u.  II,  unten  S. 
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Anhang.  Num.    II.  ggj 

Ursprüngliche   Eintheilimg   des  teutschen  Bunde  s!i e eres, 

nach  dem  ßeschlufs  der  Bundes  Versammlung  vom  12.  April  1821  (Abschnitt  II  der  //Näheren  Bestimmungen  der  Kriegsverfassung").  -J 


(Zu  §.  200,  Note  a.) 


?eCorps 

uoi 

£ 

u 
■< 
das 

1  die 

** 

h: 

,  | 

M 

1. 

2. 

2. 

,  j 

2. 

,  j 

2. 

H 

1. 

2. 

Gebildet  werden 

aus  den 
Conti ngenten 
nachstehender 
Bundesstaaten. 


Das  ordentliche 
Contingent 
für  das 
Bundesheer, 
besteht  aus 


Nach  den  in  den  «Näheren  Bestimmungen»  (§.  199)  gegebenen  Vorschriften, 
über  das  Verhältnis  der  verschiedenen  Waffengattungen,  zählt 

die    Division         I  dasA 


Linien- 
Infanterie. 


t  i  v 

i  s  i  0  n 

Artillerie- 
und 

Pion- 

streitbare 

Train- 

und 

mann- 

Ponlo- 

u 

schaft. 

niers. 

Bemerkungen. 


'Oestreich 


'Preussen 


Baiern  

Würtemberg  

Baden   .  . 

Grofsherzogtbum  Hessen  . 
HohenzollernHechingen   .  . 

I  Liechtenstein  

|  HohenzollernSigmaringen 

'  HessenHoinburg  

Frankfurt  

Bönigreich  Sachsen     .    .  . 

SachsenGotha  

»    Meiningen  .    .    .  . 

»  Coburg  

»  Hildburghausen 
Beufs,  älterer  Linie    .    .  . 
»      jüngerer  Linie  .    .  . 

Burhessen  

Luxemburg  * 

Nassau  .  

SachsenWeimar      .  . 
AnhaltDessau 

<     Bernburg      .    .  . 

>  Cöthen  

SchwarzburgSondershausen . 
»  Budolstadt 

Hannover  

Braunfchweie  

Waldeck  

SchaumburgLippe       .    .  . 
Lippe  (-Detmold)  .    .    .  . 
Holstein  und  Lauenburg 
MechlenburgSchwerin 
|         »         Strelitz    .  .' 

Oldenburg   

!  Lübeck  

Bremen  [  \ 

Hamburg  ....... 

TotalSummen 


94,822 


79,234 


35,6oo 

i3,955 
10,000 
6,195 
i45 
55 
356 
200 

479 
x  2,000 
1,857 

544 
800- 
297 
223 

Ö22 
5,6-9 

2,556 
3,028 
2,010 
529 
370 
325 
45i 
539 
i3,o54 
2,096 
5i9 
240 
69, 
3,6oo 
3,58o 
718 
2,178 
407 
485 


3oi,637 


192 


160 


i5 


33 


3i 


34 


26 


10,27t) 
7,363 


5,470 


63o 


601 


643 


476 


1,961 


1,4.04 


12,225 


9,o33 


»«994 
1,429 


1,062 


,320 


8,371 


i,75l 


i,oo5 
720 


534 


1,195 


883 


i/(o 
100 


75 


162 


i55 


•  66 


123 


3,676 

3,071 
i,38o 
1,218 


69,826 

58,347 

26,21.5 
23,108 


1,23] 


1,119 


,694 


23,365 


21,258 


i3,546 

11,319 

5,o86 
4,485 


4,532 


4,122 


6,827 

5,7öS 
2,563 

2,209 


2,285 


2,078 


222,119     43,090  21,717 


948  48 


-<;" 


356 


3i5 


3i7 


96 


4o  80 


36 


3  2 


32 


3,017 


3o 


i53  3oö 


4o 


18 


i5 


1 53 


0  Da  die 
mischte» 


Eintlieilun 


der 


ange- 


ArmeeCor 


noch 


;ht 


Renntnifs  gelangt  ist,  so  wurde  hier  die 
Eintheilung  derselben  in  2  Divisionen 
nur  In  so  fern  angeführt,  als  nach  §.  24 
der  «Näheren  Bestimmungen  »  (  §.  200) 
jedes  Corps  wenigstens  in  50  viel  Divi- 
sionen abzulheilen  ist. 

2)  Aus  ähnlichem  Grund  ist  von  den  3 
gemischten  ArmeeCorps  nur  die  Ein- 
theilung in  Divisionen,  und  nicht  auch 
die  fernere  in  Brigaden  ,  Regimenter  etc 
aufgeführt. 

3)  Eben  so  konnten,  weil  die  Ueberein 
liünfte  der  mindermachtigen  Staaten  we 
gen  Stellung  der  Geschütze  noch  nicht 
Vorliegen,  diese  nur  der  Anzahl  nach 
nicht  nach  den  formirteu  Batterien,  auf 
geführt  werden. 

4)  Auch  sind  zur  Bildung  vollständige 
Batterien  von  6  oder  8  Geschützen,  die 
nach  §.  24  ^er  Näheren  Bestimmungen 
als  Einheiten  '  dieser  Waffengattung  gel- 
ten, zum  Vortheil  der  Streitmacht: 

bei   dem   Contingent  von   Oestreich  3 
»        »  »  »     Preussen    2  I  v 

»       n  »  »     Baiern       l  f  3 

bei  d.  Contingenten  v.    8.  ArmeeCorps  3  /  ; 

mehr  angenommen,  als  das  ausgespro- 
chene Verhältnifs  von  2  Geschützen 
auf  je  tooo  Mann  beträgt. 
>)  Die  Bemerkungen  zu  der  Tabelle  Num.  I 
sind  auch  bei  der  :ze^cmvai;t£en  Tabelle 
zu  beachten,  namentlich  die  Bern.  9. 
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